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Abdeckereigerechtſame 
Fortdauer von Beſtimmungen aus der Zeit vor dem AsR. 2930 
Ablehunng |. Beweisantrag, Schiedsrichter 
Abtretung 
Wirkung der Anfechtung 
zogene A. 451 655 
Anerkenntnis einer Forderung nach deren A. 48° 
Bedarf es der Herausgabe der Abtretungsurkunde, um die 
Aufrechnung mit dem abgetretenen Anſpruche wirkſam zu 
machen 1053 
A. des Wechſelanſpruchs 323 27 
a des Anſpruchs aus dem Darlehnsvorvertrag 309 
Einwendungen gegenüber dem Zeſſionar 3105 
A. des Anfechtungsrechts 6573 
A. der Forderung aus der Bürgſchaft 6858 
Agent f. Proviſionsagent 
Aktiengeſellſchaft 
Tragweite des Entlaſtungsbeſchluſſes 11310 
Vereinbarung des Gründerlohns nach Abſchluß des Geſell⸗ 
ſcaftsvertrags 1676 
gagung des Stimmrechts in der Generalverſammlung, von 
berjuſtizrat Hammer, Chemnitz 243 
uſion von A. (Stempel uſw.) 32935 5094 
Schadeneraaßzklage des Aktionärs gegen die A. wegen Erwerbs 
der ien 43341 
Bauzinſen 71335 
Anfechtung der Bilanz 733 20 


des Grundgeſchäfts auf die voll— 


Amtsbefugniſſe 
Haftung ii; ; 
untspſict Überſchreitung der A. 1961 


| > 18 wegen Verletzung der A. (Beglaubigung eines unzu— 
R Fi Beamten) 3913 
. 17 


Anertennpnig 
A. nach Abtretung 485 


Bivilregiſter 


über den geſamten Inhalt 8 


des XXXVIIII. Jahrgangs der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 


A. Sachregiſter. 
Vorbemerkung: p bedeutet preußiſches, 9 gemeines, f franzöſiſches (rheiniſches und badiſches), f ſächiſches Recht. 


Anerkenntnisurteil 
A. über Anſprüche aus einem nichtigen Rechtsgeſchäft 1312 
Anfechtung |. a. letztwillige Verfügung, Aktiengeſellſchaft 
Anfechtung einer Parlamentswahl 40 
Anfechtung der eigenen Willenserklärung 
Drohung mit Strafanzeige 112 
Täuſchung 3081 4856 — durch einen Dritten 7181 
Irrtum 2141 4125 6554 6844 
Wirkung der A. des Grundgeſchäfts auf das Ausführungs⸗ 
geſchäft (dinglicher Vertrag, Abtretung) 451 5528 (2682 
3081 6554 684 7153 
A. neben Wandlungsverlangen 1323 
Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung 
Aufrücken einer für den Anfechtungsbeklagten eingetragene 
Zwiſchenhypothek 81 1s 
Faſſung des der A. ſtattgebenden Urteils 14226 
A. deſſen, was der Zwangsvollſtreckung nicht unterliegt (Über- 
tragung eines Geſchäfts im ganzen, des Firmenrechts uſw.) 
2022 
A. eines Zug um Zug vollſtreckbaren Schuldtitels 2265 
Verſchleierte Benachteiligung 280 10 
3 30 Nr. 2 KO. Ausübung der facultas alternativa 
423? 
A. der Abtretung einer Hypothek 4298 
Zahlungseinſtellung, Zahlungsſtockung 46635 
A. gegen den Rechtsnachfolger 472“. 
A. eines Grundſtückskaufs mit dem Antrage auf Überlaſſung 
der Mietzinſen 50535 
Abtretung des Anfechtungsanſpruchs 6573 
Nichtigkeit, Sittenwidrigkeit des angefochtenen Rechtsgeſchäfts 
69651 697°? 
Angeſtellte 
Mitwirkendes Verſchulden des A. bei einem dem Geſchäfts⸗ 
herrn von einem Dritten zugefügten Beſchädigung, von 
RA. Dr. Przibilla, Köln 179 
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Anlieger |. Straßenanlieger. 
Anliegerbeiträge 
dingliche Natur der Al. OVG. 440 
Anſchlußberufung ſ. Berufungsinſtanz 
Antrag 
Herausgabe 37 
Anwälte 
Wirtſchaftlicher Verband (Neumann, zum Jahreswechſel) 2 
Vertretung der A. im Gerichtspräſidium (ebenda) 
Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt zu Händen des Bureau⸗ 
vorſtandes, v. RA. Werner, Magdeburg 9 
Wirkung der Kompetenzerhöhung, von IR. Zelter, Stettin 65 
Zurückbehaltung der Akten wegen unterbliebener Koſten⸗ 
zahlung bei Konkurs des Auftraggebers, von IR. Dr. Nieſſen, 
Hirſchberg 89 
Anſpruch der A. auf Vertagung zwecks Beantwortung richter⸗ 
licher Fragen 19311 729 26 
Anſpruch des verſicherten A. in einem Schadenfalle aus Ver⸗ 
mögensverwaltung 2002 
Schadenhaftung des A. (Vefolgung einer ſpäter vom Reichs⸗ 
gericht verworfenen Rechtsanſicht, Verpflichtung zur Ver⸗ 
meidung von Kontroverſen) 217“ 
Pflichtanwaltſchaft 
356 (RA. Heilborn, Breslau: Erſatz der Auslagen aus 
der Staatskaſſe) 
402 (Rechtsſtellung des Pflichtanwalts nach SS 668 
686 ZPO.) 
549 (Verhandlungen des Juriſtentags) 
641 (RA. Friedländer, München) 
Unterlaſſung der Benachrichtigung des perſönlichen Schuldners 
vom Zwangsverſteigerungstermin 49619 
Richter und Rechtsanwälte, von Neumann 675 
Beſchlüſſe der Vereinigung der Vorſtände der Anwalts⸗ 
kammern 65 
Eingabe des Leipziger Anwaltsvereins gegen die Pauſchalie⸗ 
rung 148 
Die Novelle zur Gebührenordnung von NA. Flechtheim, 
Köln 378, 703 
Reviſion der Gebührenordnung 601 (Verhandlungen des 
Anwaltstags) 
Der neue öſterreichiſche Advokatentarif, von IR. Wreſchner, 
Berlin 633 
Anwaltskammern 
Beihilfen der A. zur Hülfskaſſe ſ. d. 
Vereinigung der Vorſtände der A. 65 
Eingabe der A. beim Reichsgericht zur Geſtaltung der 
Reviſion 373 
Aufſichtsrecht der A. von JR. Heilberg, Breslau 705 
Anwaltstage 
Roſtocker A.: Tagesordnung 177 377, Bericht von Lem 
berg — Teilnehmerverzeichnis 543, Verhandlungen 545 
Außerordentlicher A.: Tagesordnung 537 625 649 673, 
Teilnehmerverzeichnis 748, Verhandlungen 751 
Anwaltvereine 
Deutſcher A.: Statutenänderung 2 209 210 305 345 346 
442 444 609 — Vorſtandsneuwahl 624 705 751 
Fachſchulen des Berliner und Stuttgarter Anwaltvereins 306 


Anweiſung 
A. zur Auslieferung von Waren 263, von Linckelmann 
Arbeitgeberverband 
Schadenerſatzanſpruch wegen Ausſperrung eines Arbeiters 
durch einen A. 3917 
Argliſt 
Einrede der A. im Streit über ein der Verſteigerung ent⸗ 
gegenſtehendes Recht 144 
Armenpflege | 
Koſten vorläufiger Unterbringung eines Fürſorgezöglings 
p. 2558 
Armenrecht 
Armenanwälte mit beſchränktem Wirkungskreis, von Gerichts⸗ 
aſſeſſor Frieſe, Königsberg Pr. 157 
Erſatz der Auslagen des Armenanwalts aus der Staats⸗ 
kaſſe, von RA. Heilborn, Breslau 356 
Verhandlung des Anwaltstags über Pflichtanwaltſchaft 549 
Arreſt und Einſtweilige Verfügung 
Keine Berufung gegen ein Beſchwerdeurteil 3212“ 
Schadenerſatz wegen teilweiſe unbegründetem A. 39515 
A. auf Antrag des Verwahrers in die verwahrte Summe 651 
Arzte 
Gilt die Nichtigkeit des vertragsmäßigen Wettbewerbsverbots 
auch für amerikaniſche Zahnärzte? 215° 
Anenrecht 6881. 
Aufhebung des Vertrags 
A. d. V. wegen Wohnorts- und Standesveränderung 4263? 
Auflaſſung 
Sit bei Ausſcheiden eines Geſellſchafters A. des Geſellſchafts⸗ 
grundſtücks erforderlich? OVG. 207 
Wirkung der Nichtigkeit des Grundgeſchäfts auf die A. 
3081 
Aufnahme des Verfahrens 
Faſſung des Schriftſatzes 2718 
Auftrag 
Iſt die Bitte um Hilfe in der Not als Auftrag aufzufaſſen? 
Hat der Helfer Anſpruch auf Schadenerſatz? 311° 
Auftragloſe Geſchäftsführung 
Unechte a. G. §S 687 Abſ. 2 BGB. 658? 
Geſchäftsführung ohne A. 121 
Aufrechnung 
A. in der Berufungsinſtanz 232 
A. mit abgetretenen Anſprüchen (wird die A. erſt durch 
Herausgabe der Abtretungsurkunde wirkſam?) 1053 
A. gegen ein Schuldanerkenntnis mit einer älteren Gegen⸗ 
forderung 3884 
Ausgleichungspflicht |. Erbteilung 
Ausländer 
Rechtsfähigkeit Schweizer Hypothekenbank. IR. Dr. Fritz 
Meyer, Frankfurt 30 
Auslegung 
A. unter willkürlichen von den Parteien nicht kontrollierten 
tatſächlichen Vorausſetzungen 11413 
Nachprüfung der A. von Verſicherungsbedingungen in der 
Reviſionsinſtanz 169 20 21 190% 
A. nach Treu und Glauben 489 10 
Zweck und Intereſſe der Vertragſchließenden 655° 
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Ausſchlagung 
A. der Erbſchaft beim unzuſtändigen Gericht 508% 
Ausſetzung 
A. des Verfahrens wegen Patentverletzung bis zur Erledi⸗ 
gung des Zurücknahmeverfahrens 19412 
Verſäumung der Beſchwerde gegen Ablehnung der A., Re⸗ 
bviſion zwecks Erreichung der A. 270° 
Andiperrung 
Schadenerſatzanſpruch wegen A. eines Arbeiters durch einen 
Arbeitgeberverband 3917 
Ausſteuer 
Klage auf künftige Leiſtung 393 10 
Anuswanderungsweſen 
Rückwanderer 7404 
Automobil ſ. Kraftfahrzeuge 125 
Haftung des Beſitzers für den Chauffeur 312° 


Bankdepot 
. Stüdeverzeichniffe 737 
Bankier 
Pfandrecht des B. 47448 
Daugeldvertrag 
Einiges zum B. nach künftigem Rechte von NA. 


Dr. Breit, Dresden 349 403 
Zur Pfändbarkeit der Forderungen aus dem B., von MA. 
Kieſe: 382 
RU. Dr. Hugenberg 446 
Beamte |. auch Amtspflicht 
Überfhreitung der Amtsbefugniſſe 19617 
Benmtenfürforge 
B. und Haftpflicht 741% 
Beglaubigung 
Haftung eines Beamten für eine B. zu der er nicht zuftändig 
war 3918 49417 
Begnadigung 
B. im Ehrengerichtlichen Verfahren von RA. Edner, 
Berlin 636 
Bereicherung 2747 
eh, auf eine durch Zwangsvergleich getilgte Forderung 


Verhältnis zwiſchen Abſonderungs⸗ und Ausſonderungs⸗ 
berechtigten 424 50 

Wegfall der B. 45718 

Sretum über die Verpflichtung nur bei condictio indebiti 
erforderlich 46118 

Gewinn bei der Weiterveräußerung 686° 

Naturalis obligatio 7141 

ergban 

Zuſammenhang verworfener Flöze. 
I 16 8 367 ALR. 8428 

Fündigkeit 11716 11817 4374 

Nutungsſperre 14734 

Gilt der Beteiligungsanteil eines Kohlenſyndikats als unbe⸗ 
wegliche Sache 23855 

Euſchädigungsanſpruch des Bergwerkseigentümers wegen 

8 Eingriffen der Staatsgewalt in fein Eigentum 329“ 
ergſchäden 


V. an öffentlichem Eigentum. Uferbauten 86 


Rechtsvermutung in 


Abergang des Erſatzanſpruchs auf den Grundſtückserſteher, 
von RA. Dr. Ludowieg, Halle 94 
RA. Dr. Grundmann, Eſſen 307 
Entſchädigungsrecht der Mieter und anderer Nutzungs⸗ 
berechtigten 17529 43845 
Berufsgenoſſenſchaften 
Vollſtreckungsrecht der B. Offenbarungseid 188 
Übergang der Schadenerſatzforderung auf die B. 32631 
Dienſtordnung. Unfallverhütungsvorſchriften 4342 69833 
Erſatzanſpruch nach 8 37 (Verjährung) 477 
Berufung 
Verzicht auf B. im voraus 5423 
Keine B. gegen ein Beſchwerdeurteil 3212 
Zuläſſigkeit der B. (Erledigung des Rechtsſtreits vor der 
Einlegung) 69327 
Bernfungseinlegung ſ. a. Reviſionseinlegung 
Wirkſamkeit der B., wenn der Gerichtsſchreiber neben der 
Berufungszuſtellung auch die gleichzeitige Urteilszuſtellung 
bewirkt hat. Von Landrichter Methner 99 
Berufungsinſtanz 
Aufrechnung in der B. 2321 
reformatio in pejus (Abweiſung der Klage wegen mangelnden 
Klaggrundes ſtatt wegen Beſtehen eines Gegenanſpruchs) 
76 11 
Rückgriff auf einen erſtinſtanzlichen Hilfsantrag ohne Anſchluß⸗ 
berufung 19516 
Zurückverweiſung wegen der Höhe des Anſpruchs 39413 
Unterlaſſene Prüfung der Klagänderung in der B. 41819 20 
Beſchwerde 
Unterbliebene B. gegen die Ablehnung eines Ausſetzungs⸗ 
antrags. (Kann die Ausſetzung noch im Wege der Reviſion 
herbeigeführt werden?) 2703 
Keine Berufung gegen ein Beſchwerdeurteil 32124 
Beſtätigung | 
B. der angefochtenen Ehe 19 
B. eines formbedürftigen Vertrags 11“ 
Beſtandteil 
Weſentlicher B. eines Gebäudes (Elektriſche Beleuchtungs⸗ 
anlage) 130! 
Weſentlicher B. einer Fabrik (Webſtühle) 2681 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung 251“ 
Weſentlicher B. oder Zubehör. Maſchinen 159°? 
B. und Zubehör eines Landgutes 70° 
Maſchinen, Automaten, Ladeneinrichtung 483? 484 4854 ® 
Beweisantrag 
Unzuläſſige Ablehnung eines B. 13716 | 
Zuläſſigkeit der Zurückweiſung des B. auf Zeugenvernehmung 
22418 
Unzuläſſigkeit der Zurückweiſung eines B. wegen Unwahr⸗ 
ſcheinlichkeit der Beſtätigung des Beweisthemas 22419 
B. auf Herbeiziehung einer amtlichen Auskunft 499 
Beweisaufnahme 
B. vor dem OVG. 440 
Richterlicher Eid ohne B. 656° 
Beweislaſt 
B. für mitwirkendes Verſchulden 13“ 
B. für Verſchulden bei Schiffozuſammenſtößen or 
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B. bei Schadenzufügung 1361 
B. für Verſchulden des Verſicherten 3248 
B. bei Klage auf Herausgabe eines Schuldſcheins 4150 
B. im Verwaltungsſtreitverfahren. OVG. 648 
Bierbezugsvertrag 
Sittenwidrigkeit des B. 4127 
Binuenſchiffahrt 
Mangel des Schiffspatents 432 
Börſentermingeſchäft 
Berufung auf Sittenwidrigkeit des B. 5932 
Brandverſicherung ſ. a. Verſicherungsvertrag 
Kann der Wert der ſtehengebliebenen Bauteile in Abzug gebracht 
werden, wenn der Wiederaufbau polizeilich verboten iſt 132 
Brief 
Urheberrecht. Vorzeigepflicht 266 
Bürge 
Rechtskraft des Urteils gegen den Hauptſchuldner im Ver⸗ 
hältnis zum B. 4187 
Vertragsmäßige Forthaftung des B. für die vom Erſteher 
übernommene Hypothek 28625 
Gemeinrechtliche Haftung des Gläubigers gegenüber dem B. 
für culpa in exigendo 14432 
Bürgſchaft 
Kumulative Schuldübernahme 389° 459 
Übernahme der B. durch den Hauptſchuldner als Bevoll⸗ 
mächtigten des Bürgen 4535 
Mündliche Nebenabreden zur Einſchränkung der B. 6555 
Abtretung der Forderung aus der B. 685? 
Handelsgeſchäfte 6952 
Garantieübernahme 72213 
Bureauperſonal 
Unterrichtskurſe für das B., von RA. Löwenſtein I, Stutt⸗ 
gart und Wreſchner, Berlin 306 
Boykott 
Sittenwidrigkeit des B. 109° 
Darlehn 
Einrede aus dem Grundgeſchäft gegen die in ein D. ver⸗ 
wandelte Schuld 460 
Darlehusvorvertrag 
Abtretung des Anſpruchs aus dem D. Widerruf des 
Darlehnsverſprechens 309 
Defektenbeſchluß |. Rechtsweg 23120 
Dienſtbarkeit |. Grunddienſtbarkeit 
Dieuſteinkommen 
D. der Volksſchullehrer 439 
Dienſtvertrag 
Unterlaſſungsklage gegen den in eine andere Stellung über⸗ 
getretenen Dienſtverpflichteten (RA. Böhm, Pforzheim) 9 
Klage gegen die vertragsbrüchigen Angeſtellten auf Unter⸗ 
laſſung von Dienſtleiſtung an einen andern 93 
Wichtiger Grund zur Entlaſſung 113° 
Freie Wohnung des Bedienſteten (Herausſetzung des ent⸗ 
laſſenen Bedienſteten) von Amtsrichter Dr. Hirſchberg, 
Flatow 184 
Annahmeverzug des Dienſtberechtigten 72212 
Dinglicher Vertrag 
Anfechtung des Kaufgeſchäfls 552° 


Diſziplinarſtrafgewalt 


D. des Landrats 


Diſziplinarverfahren 


Nichtanwendung des $ 193 StGB. im D. OVG. 303 


Dritte 


Vertrag zugunſten Dritter. Beitritt zu einem vor Inkraft⸗ 
treten des BGB. abgeſchloſſenen Vertrag zugunſten 
Dritter 101 


Drohung 


D. mit Strafanzeige 11° 


Editionseid 


Verſäumung des E. 53*! 


Eheanfechtung 689 


Beſtätigung 19 


Ehegüterrecht 


Abergangsbeſtimmungen 44° 
Aufhebung der Rechtshängigkeit 51'° 
Kann die Witwe nach Ausſchlagung der ihr durch Ehevertrag 
vermachten Nutznießung den geſetzlichen Erbteil fordern? 
220 10 
Klage der Frau auf mündelmäßige Anlage ihres Vermögens 
497 2⁰ 
Zurückbehaltungsrecht der Ehefrau (8 273, 1391, 1392 
BGB.) 165? 
Letztwillige Verfügung im Ehevertrag, von IR. Adeneuer, 
Köln 646 
Auskunftspflicht 68913 
Vermutung aus § 1429 BGB. 660"? 
Eheleute 
Haftung des Mannes für Körperverletzung der geiſteskranken 
Ehefrau 17 
Anſpruch des Mannes wegen Verletzung der Frau 316% 
4831 
Klage auf Unterlaſſung ehebrecheriſchen Verkehrs 3623 
Schadenerſatzanſprüche des geſchiedenen Ehemanns gegen den 
Ehebrecher 72310 
Eheſachen 
Zuſtändigkeit (Eheſchließung einer Deutſchen in Deutſchland 
mit einem Ruſſen) 781: 
Unterlaſſene Ausſetzung des Scheidungsprozeſſes 280 13 
Eheſcheidung 
Unterhaltspflicht ſ. d. 
Berufungsverzicht im voraus 5423 
Koſten des nachträglichen Scheidungsverfahrens nach vor: 
gängiger Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft, von 
RA. Hochſchild, Colmar 384 
Berückſichtigung von Tatſachen, welche die Parteien nicht 
vorgebracht haben 50077 
Zerrüttung 
Rechts⸗ oder Tatftage? ! 5217 
Keine Aufrechnung der beiverfeitigen Verfehlungen 166": 
Ehrenkränkende Behauptung im Scheidungsprozeſſe 4610 
Mitſchuld 
Erklärung der M. wegen verziehener Verfehlungen 193° 
M. auf Grund verziehenen Ehebruchs 41710 
Verjährung 
Beginn der V. des Zerrüttungsgrundes 69010 
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Ehrengericht Empfehlung 
Begnadigung, von RA. Edner, Berlin 636 Haftung für fahrläſſige E. 360“ 
Eid Enteiguung 


Unterbliebene Erörterungen richterlichen E. 19518 
Auferlegung des richterlichen E. ohne jede Beweisaufnahme 
32530 6565 
Förmelung 69328 
Eideszuſchiebung 
Mangelnde Bezeichnung der ſchwurpflichtigen geſetzlichen Ber: 
treter im Urteil 465°! 
E. über Notlage beim Kläger 45° 
Unzuläſſigkeit der E. über die Willensrichtung eines Stell⸗ 
vertreters 14122 
Eigentumserwerb 
Abhandenkommen (Übergabe infolge Auftragsüberſchreitung 
eines Angeſtellten) 105° 41611 
E. am Schatze für Entdeckungen 1913 
E. durch Verwandlung des unmittelbaren in mittelbaren 
Beſitz 130° 
E. durch Auslieferungsanweiſung, von IR. Dr. Linckelmann 
263 
E. an herrenloſen Grundſtücken (ehemaligem Flußbett pr.) 39721 
Eigentums ſtörungsklage 
Luftſchiffahrt und Grundeigentum. IR. Dr. Linckelmann, 
Hannover 8 
Eigentümergrund ſchuld 
Pfändung der E. des Zwangsvollſtreckungsſchuldners vor 
und nach dem Zuſchlag 16717 
Entſteht durch Wegfall einer Hypothek die E. auch dann, 
wenn die Hypothekeneintragung nichtig war 2187 
Eigentums vorbehalt 
E. an Maſchinen 1592 — ſ. a. Beſtandteil 
Einftweilige Verfügung 252 
Jaſſung e. V. zur Abwendung von Einwirkungen. Ober: 
landesgerichtsrat Kreß, Augsburg 5 
Einwirkungen 
Verſicherung des Gewerbebetriebs 5018 


Schädigung eines an der beſtehenden Strecke errichteten 


Grundſtücks durch den Eiſenbahnbetrieb 1107 
Abhalten des Windes von einer Windmühle durch Anlage 
auf einem Nachbargrundſtücke 161 17426 
Etheblichkeit der E. 2193 
Verhältnis zwiſchen zwei urſprünglich verbundenen Grund» 
ſtücken 725 20 
Einſpruchs verfahren 
Jortſezung der Beweisaufnahme während des E. 419“ 
eiſenbahn, Haftpflicht ſ. d. 
Sachſchaden 2714 


Eiſenbahnbetrieb 

Ge en der Anlieger durch den E. 110? 
krdahafrachtvertrag 
Lerluſt ganzer Stücke im Sinne § 77 EiſenbahnVO. 171° 
zuutzung 


E. auf öffentlichen Gewäſſ 
ern. Prof. Dr. Bornhak, Berlin 213 
8 und Kinder f h 
a zwiſchen elterlicher Nutznießung und Nießbrauch 
9 


Teilenteignung zuſammenhängender Grundſtücke § 13 Abſ. 4 
Fluchtlinien . 86 26 
Unterbrechung einer Eiſenbahn durch Kanalbau. Koſten des 
künftigen Brückenbaus für ein noch gar nicht beſtehendes 
zweites Gleis 11918 
Wertſteigerung durch den die E. bedingten Plan 205° 
Wertsbeſtimmung enteigneter Zugangswege 236338 
Naturalerſatz, Abweichung des Richterſpruchs vom Gutachten 
28727 4378 
Enteignungsverfahren 
Freiwillige Abtretung vor und im E. 6235 
Entlaftung 
Wirkt die E. auch für unbekannte Verfehlungen? 11319 
Klage des Teſtamentsvollſtreckers auf E. 751 
Entmündigung 
Vorausſetzungen ihrer Aufhebungen 1891 
Rechtsſtellung des Pflichtanwalts 402 
Rechtzeitigkeit der Anfechtung 66518 
Späterer Eintritt des bei der E. irrtümlich vorausgeſetzten 
Entmündigungsgrundes 655? 
Erbbegräbnis ſ. Grabſtätte 
Beiſetzung von Aſchereſten im E. 410! 
Erbengemeinſchaft 
Hypothek 49012 
Erbſchaft 
Feſtſtellungsklage unter den Erben über die Verpflichtung 
zur Tragung der Nachlaßſchulden 22315 
Ausſchlagung der E. beim unzuſtändigen Gericht 5081“ 
Erbſchaftsſteuer 
Zuwendung des Nießbrauchs an den Erbteilen der Kinder 
an die nutznießungsberechtigte Mutter 14531 
Steuerermäßigung für Zuwendungen aus ſittlicher Pflicht 
28626 
Schenkung an die Kirche oder eine kirchliche Stiftung mit 
der Auflage, für deren Zwecke Verwendung zu finden 
3692 397° 
Erbteil 
Verfügung der Miterben über den E. 20 
Erbteilung 
Ausgleichungspflicht. Vereinbarung darüber zwiſchen Erben 
und Erblaſſer 3931 
Erbverzicht 
Notwendigkeit der Annahme des E. Rechte des durch den E. 
Geſchädigten 13918 
Erfüllung 
E. Zug um Zug bei Frachtgeſchäften mit mehrtägiger Aus⸗ 
ladung 185 
E. durch Anweiſung zur Auslieferung von Dr. Linkelmann 263 
Erſuchtes Gericht 
Perſönliches Erſcheinen vor e. G. 2117 
Streit des e. G. mit dem Prozeßgericht 220 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft 
Erwerb der Mitgliedſchaft (Anfechtung der Beitrittserklärung) 
39617 


6 Zivilregiſter 


Beſchränkung des Kündigungsrechts 668 
Schadenserſatzklage des ausgeſchloſſenen Mitgliedes 699 
Fahrläſſigkeit |. a. Schadenerſatz 2 
Grobe oder gewöhnliche F. (Rennenmüllen, Wiſſenmüſſen 
u. dergl.; Dr. Lobe z. Wettbewerbsgeſetzentwurf) 177 
F. in der Reviſionsinſtanz 779° 
Familienſtiftung 
Haftung der Verwalter einer F. gegenüber den Bezugs⸗ 
berechtigten 160° 
Fernſprechmonopol 
Fernſprechſtellen an Kleinbahnen 284 
Feſtſtellungsklage 
F. unter mehreren Forderungsprätendenten 13° 
Berühmung 7519 
Verbindung der F. mit der Leiſtungsklage 140° 
Begriff des Rechtsverhältniſſes bei der F. von Amtsrichter 
Dr. Thieſſing, Celle 158 ſ. a. 497° 
Zuläſſigkeit der F. bei Möglichkeit der Leiſtungsklage 
223 14 15 
Entſtehung des bei Klagerhebung fehlenden rechtlichen Inter⸗ 
eſſes im Verlaufe des Prozeſſes 223° 
F. gegen den Staat wegen Anerkennung einer Real⸗ 
gerechtigkeit 229 ˙ 
Tierſchaden. Ausſchluß der Haftung 313 
Negative F., Wegfall des Intereſſes vor der Urteils⸗ 
fällung 3161 
Verbindung von F. und Leiſtungsklage. Zwiſchenurteil über 
die F. 31818 
F. wegen künftigen Schadens 392° 
Negative F. nach Erhebung der Leiſtungsklage 4171 
F. wegen Annahmeverzugs 4632 
F. oder Leiſtungsklage? 663° 
F. wegen Nichtigkeit des Vertrags 664“ 
Rechtskraft der abgewieſenen negativen F. 6832 
Fideikommiß 
Klage fernſtehender Anwärter wegen Mißwirtſchaft des In⸗ 
habers 8221 
Firma 
Wechſelzeichnung mit unvollſtändiger F. 16719 
Unterliegt die Übertragung einer F. der Anfechtung durch 
die Gläubiger? 2022“ 
Hypothek für die F. eines Einzelkaufmanns 689 s 
Fiſcherei 
Vollſtändige Verſetzung eines Fluſſes durch Netze 820 
Fiskus 
Vertretung des F. Ein Vorſchlag de lege ferenda, von 
IR. Reichmann, Beuthen 100 
Fixgeſchäft 
Aufhebung des F. 572 
Flüſſe |. Waſſerrecht 
Ilnfbett 
Eigentum am Bett öffentlicher Flüſſe 509“ 
Eigentum am verlaſſenen F. 39721 
Jorm 
Einſeitige Verkaufsverpflichtung 11“ 
Heilung des Formmangels durch Erfüllung 11“ 15° 
Falsa demonstratio 47° 


F. der freiwilligen Abtretung im Enteignungsverfahren 62“ 
F., Letztw. Verf. ſ. d. a 


Formbedürftigkeit 272° 


Protokollierung eines Kaufvertrags. Verweiſung auf An⸗ 
lage 509“ 

Schriftform infolge wahrheitswidriger Verbriefung 6531 

Mündliche Nebenabreden (Bürgſchaft) 655° 

Geſellſchaftsvertrag über Kauf und Verkauf eines Grund⸗ 

ſtücks 6565 

Formmangel 

Heilung des F. durch nachträgliche Auflaſſung. Vermutung 

für Fortbeſtand der mündlichen Willenseinigung 191° 


Fortbildungsſchulen 

Statutariſche Anlage von Beiträgen für F. 398” 
Fragerecht 

Recht auf Vertagung bei Ausübung des F. 193 m 723929 
Frachtgeſchäft 


Erfüllung Zug um Zug bei mehrtägiger Ausladung, 
RA. Dr. Cohn, Brandenburg a. H. 185 
Frachtvertrag ſ. auch Eiſenbahnfracht, Poſtbeförderung 
Haftung des Empfängers für das Liegegeld 425° 
Betriebsreglement 502°! 
Befreiungsnachweis 7343 
Frachturkundenſtempel 
Vertragsmäßige Verpflichtung zur Tragung des F. RA. 
Dr. Siegmund Klein, Köln 16 
Fragepflicht 
Beweismittel 14 
Fürſorgeerziehung N 
Streit zwiſchen Ortsarmenverbänden über die Koſten der vor⸗ 
läufigen Unterbringung nach § 5 pr. Gel. v. 2. 7. 00 
2558 
Gebrauchsmuſter 
Rückwirkende Kraft des Löſchungsurteils 431“ 
Gebührenordnung |. Anwaltsgebühren 
Gefährdung 
G. durch eine Sache, §8§ 228, 904 BGB. 387° 
Gegenforderung 
Verweiſung der G. zu beſonderem Verfahren 316'° 
Gegenleiſtung 
Beſtimmung der G. durch richterliches Ermeſſen 15° 
Geiſtesſtörung 
Unterſchied von Geiſteskrankheit und G. 411° 
Gemeindebeamte 
Sind die Lehrer Kommunalbeamte? 20629 
Beamteneigenſchaft der Friedhofsaufſeher 2363“ 
Gerichtskoſten 
Einziehung der G. durch Poſtſcheck, von RA. Werner, 
Magdeburg 409 
Gerichtsſtand 
Prorogation, Schutzgebiete 61°* 
G. für die Wandlungsklage beim Grundſtückstauſch 1665 
Gerichtsvollzieher 
Schadenerſatz, Pfändung 147 
Geſamtſchuld 2748 724 
Geſellſchaft ö 
Klage eines Geſellſchafters auf Auflaſſung an alle 49 
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I bei Ausſcheiden eines Geſellſchafters Auflaſſung des 
Geſellſchaftsgrundſtücks erforderlich? OVG. 207 
geſellſchaft m. b. H. 
Auflöſung 2728 
Obligatoriſcher Vertrag über Abnahme von Geſchäftsanteilen 
unter den Geſellſchaftern 43139 : 
Handlung vor Eintragung der Geſellſchaft. Nachträgliche 
Zuſtimmung zur Handlung eines andern. § 11 des Ge⸗ 
ſctzes 23130 
Nichtigkeit einer Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages, die 
dem Aufſichtsrate die Befugnis einräumt, Nachſchüſſe ein⸗ 
zuziehen 23231 
Gleichzeitige Abtretung und Rückabtretung 5055 
Heilung des Kauſalgeſchäfts durch formwidrige Abtretung 70237 
Geſellſchaftsvertrag 
gerichtet auf Erwerb und Weiterveräußerung von Grund⸗ 
ſtücken 1605 
Geſchäfts führung 
G. ohne Auftrag (Kuhlenbeck, Rechtſprechungen) 121 
Geſchäftsherr 
Haftung des G. nach dem Entwurfe eines Wettbewerbs⸗ 
geſetzes 177 
Geſtändnis |. Zugeſtändnis 
Gewährleiſtung 
Vereinbarung einer Probezeit 4535 
Mängel 
Verbot eines Fabrikbetriebs wegen Patentverletzung 15° 
Unbewohnbarkeit einzelner Räume eines Miethauſes 715 
Schwamm. Verſchuldete Unkenntnis des Käufers 1085 
Rechts⸗ oder Sachmangel (Baubeſchränkung) 1323 
Viehmängel 
Gewährpflicht bei Verſteigerung nach $ 489 BGB., von 
RA. Löffler, Plauen 642 
Zugeſicherte Eigenſchaft 
Eigenſchaft und Mängel (Druckmeſſer) 4811 
Unkündbarkeit der Hypothek 4810 
Abladung zur beſtimmten Jahreszeit 46015 
Güte eines Inhaberpapiers 4921 
Güte einer Hypothek 6844 
Wandlung 
W. neben Irrtumsanfechtung 1323 
Gerichtsſtand für die Wandlungsklage beim Grundſtücks⸗ 
tauſch 16615 
Gegenſeitige Ausſchließung von W. und Anfechtung 655“ 
Minderung 
Berechnung des Minderungsbetrags bei Mindererträgniſſen 
eines Landgutes 1336 
Berechnung 1917 
„Klage auf Hypothekenverzicht 311 
Schadenserſatzklage 
Poſtives Vertragsintereſſe 3098 
Verzicht 
Verfügung über die bemängelte Sache 3093 
Ingebrauchnahme 6855 
werbennternehmer 
bang des G. für Schadenfälle infolge Nichtbeachtung 
polizeilicher Vorſchriften durch ſeine Angeſtellten 1343 


Gewerblicher Rechtsſchutz 
zur Parteivertretung und Zuſtändigkeit in gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzſachen. Bericht über den Stettiner Kongreß von 
IR. Wertheimer 639 
Gewerbsſchädigung einer Privatpoſtanſtalt 
Schadenerſatzanſpruch gegen die Poſtverwaltung wegen G. 
252° 49316 
Glatteis |. Schadenerſatz, Kirchengemeinde 
Grenzen der Streupflicht 1355 2185 
Grabſtätte 
Recht an der G. Ausgrabung einer Leiche 32833 
Gründerlohn 
Feſtſetzung des G. nach Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages 
16718 
Grundbuch 
Offentlicher Glaube des G. Befriedigungsrecht aus 8 1086 flg. 
BGB. 220° 
Grund buchſachen 
Unzuläſſigkeit wiederholter Beſchwerde gegen eine Entſcheidung 
in G. 14328 
Grunddienſtbarkeit 
Nutzungsrecht der Straßenanlieger 6336 
Verpflichtung zu entwalden und nicht wieder aufzuforſten zu 
dem Zwecke der Herſtellung freien Schußfeldes für die 
Feſtungsgeſchütze 14633 
Verpflichtung zur Unterlaſſung 68815 
Keine ſtillſchweigende G. 725 20 
Grnndfteuer | 
Klage gegen die Veranlagung zur G. OVG. 119 
Begriff des gemeinen Werts. OVG. 534 
Grundſtück 
Iſt bei Ausſcheiden eines Geſellſchafters Auflaſſung des 
Geſellſchaftsgrundſtücks erforderlich? OVG. 207 
Grundſtückskanf 
Einſeitige Bindung des Verkäufers 11“ 
G. 2725 
Geſellſchaftsvertrag über G. 656° 72111 
Vertrag über Gewinnbeteiligung beim G. 721 10 
Haftpflicht 
beiderſeitiges Verſchulden 465 
Beſchädigung beim Abſpringen vom hohen Trittbrett 59 51 
H. bei Bahnen unter fremder Betriebsführung 5930 
Höhere Gewalt (Entgleiſung infolge verbrecheriſchen An⸗ 
ſchlags) 8017 ö 
Verletzung durch ſtarkes Schleudern eines Eiſenbahnwagens 
170% 
Verpflichtung der Straßenbahn zur Anbringung von Türen 
an die Plattform 2308 | u 
Anſprüche des Empfängers einer Unfallverſicherungsrente 
gegen die Eiſenbahnverwaltung 2537 
Begriff des Fabrikbetriebs 249“ 
Sachſchaden 271“ 
Bemeſſung der Rente für Verluſt der Erwerbsfähigkeit 
ſ. Schadenerſatz 5 
Ungewißheit der Unfallsurſache 42885 
Betriebsunfall 735 
Beweislaſt 73511 7362 
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Haftpflichtgeſetz 
Anwendung des H. in den Tropen 468 
Haftpflichtverſicherung 
Kann der Geſchädigte den Haftpflichtverſicherungsanſpruch 
des Schadenerſatzpflichtigen pfänden? 2012 
Anſpruch des verſicherten Rechtsanwalts in einem Schaden⸗ 
falle aus Vermögensverwaltung 2002 
Reviſion der Geſchäftsführung des Stuttgarter Vereins 305 
Handelsgeſchäft 
Unterliegt die Übertragung eines Handelsgeſchäfts der An⸗ 
fechtung durch die Gläubiger? 202° 
Handelsgeſellſchaft 
Haftung des ausſcheidenden Geſellſchafters, Ausſcheiden durch 
Tod, unterbliebener Eintrag im Handelsregiſter, In⸗ 
anſpruchnahme der Erben 1971 
Verjährung einer Forderung gegen eine offene H. bei der 
Auflöſung und Konkurseröffnung 226 
Gerichtliche Auflöſung $ 133 HGB. 4676 
übernahme des ganzen Vermögens einer H. 4911 
Stille Geſellſchaft 501° 
Handlungsgehilfin 
Ehefrau als H. 50230 
Heransgabeanſpruch 
Antragſtellung. RA. Marquardt, Roſenberg 37 
Hinterlegung |. Verwahrungsvertrag 
Hülfskaſſe 
Beihilfen der Anwaltskammern 1 33 65 121 177 209 257 
378 441 481 649 673 
Andere Zuwendungen 33 65 121 209 626 
Roſtocker Tagesordnung 441 
Geſchäftsbericht 537 
Verwaltungsgrundſätze 649 
Hypothek 
Verteilung einer Geſamthypothek (Zuſtimmung der Gläubiger) 
5820 
Rechte des Hypothekariers am Bergſchadenerſatzanſpruch 94 
Sicherungshypothek neben Verkehrshypothek auf einem andern 
Grundſtücke 16412 
Richtige Eintragung einer H. (mangelnde Einigung) 2187 
Verfügung eines Erben über die H. Witderſpruch eines 
Nacherben 22011 
Stillſchweigende Mitabtretung des Anſpruchs auf Rück⸗ 
ſchaffung des mithaftenden Zubehörs 233332 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung in das Zubehör 23332 
Erbengemeinſchaft 49012 
Schadenerſatzklage gegen den Grundſtücksverwüſter 41615 
Anfechtung des Kaufs einer H. wegen Irrtum 684“ 
Immiſſionen |. Einwirkungen 2198 
JIuvalidenverſicherung 
Zuläſſigkeit ſtatutariſchen Abzugs der Militärpenſion 20325 
Irrtum ſ. Anfechtung 
Jagd 
Nebenbetrieb der Landwirtſchaft 50537 
Jagdpachtvertrag 
Verkauf des Grundſtücks 4812 
Jagdſtreitigkeiten 
Rechtsweg in J. 174 


Inriſteutag . 
Tagesordnung für 1910 376 | = 
Juriſtiſche Geſellſchaft in Berlin | = 


Preisausſchreiben 376 a 5 
Juſtizreform = 
Neumann zum Jahreswechſel 1 = 


Statiſtik (Dr. Heilborn, Breslau) 36 

Wirkung der Kompetenzerhöhung von IR. Zelter⸗Stettin 65 
Strafprozeßreform ſ. d. 

Eingabe des Leipziger Anwaltvereins gegen die Pauſchalierung 

148 
Reichstagskommiſſion zur Zivilprozeßnovelle 240 
Einiges aus der Reichstagskommiſſion. Von RA. Storz, 

Heidenheim 241 Pr 
Die Erledigung der J. von Zelter 257 f 8 
Bericht des Geſchäftsausſchuſſes 597 
Vorſchläge des Vereins für gewerblichen Rechtsſchutz 639 
Entlaſtung des Reichsgerichts ſ. d. 

Indikatszinſen 
Verjährung 44 
Kaufmann | | 
Umfang des Geſchäfts, Beweiserhebung darüber 66061? . 
Kaufmannsgerichte 5 
Zuſtändigkeit der K. (Rechtsnachfolge, Bürgſchaft) 368 
Kaufvertrag 
Übergang der Laſten (Patronatsbeiträge) 159° 
Gattungskauf (Kauf eines neuen oder nur ganz kurze Zeit 

in Gebrauch geweſenen Motors) 2682 
Anfechtung der Erfüllungsannahme 2682 
Verpflichtung des Käufers zur Tragung der Steuer 448 

Kartellvertrag 
Verteilung ungleich lohnender Aufträge unter die Kartell⸗ 
beteiligten 1337 
Kirchengemeinde 
Streupflicht der K. bei Glatteis 218° 
Kirchenpatron 
Baupflicht des K. 8422 
Prozeßführung ohne Zuſtimmung des K. 371°? 
Kirchenpatronat 
Übernahme der Patronatslaſten im Kaufvertrag 159° 
Erweiterung des Patronatsgutes 47851 
Klagänderung 
Später eingetretene Veränderung. (Wie ſteht es, wenn die 

Veränderung vor Klagerhebung eingetreten iſt, aber erſt 8 

ſpäter zur Kenntnis des Klägers gelangt iſt?) 2247 = 
Unterlaffene Prüfung der K. in der Berufungsinſtanz 8 

418 19 20 
Berichtigung dahin, daß über die Klagſumme mehr als ein 

Wechſel vorliegt. Veränderte rechtliche Qualifizierung 49822 

499 20 

Klagantrag 
Unbeſtimmtheit des K. 14021 
Klage auf Schadenerſatz nach richterlichem Ermeſſen 1951 
36411 5 
Knappſchaft |. Invalidenverſicherung 5 
Konkurs 8 


Fortſetzung eines Prozeſſes durch den Gemeinſchuldner 2252 


Zivilregiſter 17 


Duldung der Z. 321% 
Eintragung der Sicherungshypothek auf mehreren Grund: 
ſtücken 476% 
Zwiſchenurteil 
Vorbehalte in den Entſcheidungsgründen des 3. 135 22521 
Koſtenentſcheidung im Z. 140 
3. über den Teil eines Anſpruchs 2319 


Ungenügende Feſtſtellung des Grundes 5320 

Z. über einzelne Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel ohne Feſt⸗ 
ſtellung des Grundes 1128 

Gegenforderungen im Nachverfahren 22520 471. 

Z. über eine Feſtſtellungsklage 31818 394 1 

Mehrere Schadenanſprüche aus einem Grunde 3571 

3. oder Teilurteil? 729 27 


B. Geſetzesregiſter. 


Erſter Teil. Reichsrecht. § 147: 7713 
I. Reichsjuſtizgeſetze. 3 5 175 an 

l. Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877. - 155 454 
38 7 85 9 157 Abſ. 2: 640 
3 9: 465 $ 166 Abſ. 2: 99 
s 18: 175% 9 170: 720 
8 23 Ziff. 2 Abſ. 6: 35 257 8 207: 99 2171 22213 
3 64: 399% 9 223: 4171 
5 121: 32225 9 233: 727 736 31514 3639 10 46222 69225 
9 159: 2117 2220 Abſ. 2: 46634 72826 
3 160: 407 88 234—236: 3151 72825 
9 164: 2117 8 238: 31514 
8 169: 42 8 240: 16716 

Einführungsgeſetz zum Gerichts verfaſſungsgeſetz 8 244: 101 
3 565: 19615 8 246: 2703 
Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 8 249: 16710 

9 39 Abſ. 1 Ziff. 4: 6124 8 250: 2218 16710 

2 Zivilprozeßordnung vom 30. Januar 1877. 8 252: 45“ 
§ 3: 66313 72721 8 253: 97 14021 19516 36411 
84: 69121 8 254: 99 
8 19: 66313 3 256: 75910 14021 148 158 19516 292314 


9 29: 16615 2231510 92927 31616 17 3999 4171 10 


9 32: 35 463 2 49721 66315 66410 
§ 36: 3743 8 264: 41819 20 
$ 50: 14020 69222 § 265: 4855 ö 
5 50: 19310 § 268 Nr. 3: 98 224 1 18 19 41810 20 49822 
§ 68: 106“ 49923 79926 
3 74 Abſ. 3: 106 § 274 Ziff. 3: 27815 
§ 80: 157 8 282: 14122 
9 83: 157 § 286: 5319 8720 2877 3081 3131 32425 
9 85: 3151 46121 463 20 | 
9 91: 1531 14545 1566 385 II 3 287: 14123 19413 41512 46324 67020 69924 | 
3 92: 15412 8 288: 691 9725 79920 | 
$ 93: 385 IT III 9 290: 46355 | 
9 99: 66314 8 295: 16710 5 
100: 266 § 301: 72927 
104: 154 32428 8 303: 99 1123 729% 
5 106: 266 3 304: 14% 2219 5320 1128 29520 21 31616 
Ä 31818 3571 39412 471% 66316 
8 115: 157 356 m. 
$ 116: 157 
3 137 Abſ. 4: 639 § 308: 5 II 
9 138: 691 8 313: 418% 46326 | 
3 . 24 
3 139: 135 14 14021 19310 $ 319: 142 | 
$ 141: 211 8 322: 7611 41922 6832 
$ 145: 31615 § 323: 194 68610 | 
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8 325: 41922 23 4855 

8 328 Nr. 4: 73028 

§ 328 Nr. 5: 27810 

8 342: 419 

gs 355 ff.: 499 

8 373: 12419 46427 28 6661 
§ 375: 2220 

§ 379: 419% 

§ 383: 362° 464” 

§ 385 Nr. 3: 319 464?° 
8 397: 41 

8 399 Ziff. 5: 188 22415 
8 402: 22% | 

88 403 ff.: 69228 


8 410: 


§ 415: 
8 419: 


S 421: 


8 426: 


8 428: 


8 445: 
8 451: 
§§ 459 ff.: 69356 
§ 461: 643 

8S 465 —468: 5321 
§ 469: 
8 471: 
& 475: 
& 489: 
8 511: 
S 515: 


§ 516: 


8 520: 
§ 526: 
§ 527: 


8 529 


§ 536: 
8 538: 
8 545: 
§ 546: 


8 547: 


8 548: 


§ 549: 


S 551: 
S 552: 
8 553: 
8 554: 


8 556: 


8 558: 


8 561: 


S 563: 
8 566: 
& 580: 
§ 582: 
§ 606: 
§ 608: 


77 12 

46121 5092 
49113 

99 

5321 

464 50 

453 141 
431 


693 2° 

465°! 

15° 1951 46531 656° 
643 

321° 

319%? 

99 217% 

99 

19516 

5865 


Abſ. 3: 2321 586% 729% 


7611 

39413 

28017 

2322 61° 771 3192 39511 6631 
6911 727° 730% 
61°: 3745 499 
451 270° 

319*1 

50026 

728 217° 

5422 726 

3752 3 46532 4901? 
374 Il! 375 

16718 

87 20 

248° 714! 

3192 

187, 27818 46450 
46450 

54 781 

362° 


8 612: 


642 


88 614—616: 689 


§ 617: 
§ 618: 
8 620: 
§ 622: 
§ 664: 
& 668: 
§ 675: 
8 679: 
§ 685: 
8 686: 
§ 704: 
§ 705: 
§ 707: 
8 711: 
8 713: 
8 717: 
8 719: 
§ 723: 
8 737: 
§ 739: 
S 743: 
8 745: 
§ 746: 
§ 747. 
§ 748: 
S 756: 
8 767: 
§ 769: 
§ 775: 
§ 776: 
S 794: 
S 805: 
8 806: 
& 807: 
§ 811: 
8 814: 


3623 385 II 
3625 
28018 
5002 
66518 

402 641 
641 

641 

641 

402 641 
188 

2472 
6932 
2322 247° 
652 

14225 69327 
693?7 
grgıs 
32123 
321% 
321% 
32123 652 
652 

4901 
321% 
46325 
1312 

2518 
2515 69327 
693 

188 73130 
6575 

643 

188 

89, 405 v 
643 73131 


85 817-820: 731°! 


S 829: 
§ 830: 
8 845: 


16717 
16717 
420 ?° 


85 846—848: 2022 


8 851: 
8 852: 
§ 857: 
8 859: 
§ 878: 
§ 880: 
88 883, 
§ 887: 
& 888: 
§ 889: 
§ 890: 
8 893: 
§ 901: 
§ 902: 


1677 382 

20224 

1677 2022 405 VI 
490.12 

732. 

1424 732 * 

888: 732° 

9 

62 9 248 93 98 
98 


98 189 


§ 903: 
§ 906: 
§ 914: 
§ 915: 
8 922: 
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189 
189 
189 
188 
3212. 


88 925—927: 374° 


§ 935: 
§ 936: 
§ 938: 
§ 940: 
§ 942: 
§ 945: 
§ 994: 
§ 995: 
§ 996: 


§ 1025: 
§ 1032: 
§ 1033: 
§ 1034: 
§ 1039: 
§ 1045: 
§ 1073: 


Einführungsgeſetz 
8 12: 


185 

3743 

51 61III 25% 
5 

69327 

395 16 

70135 

70135 

70135 

19921 

452% 

69423 

421 

7323. 

396 19 

55% 
zur Zivilprozeßordnung. 
11713 


J. Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877. 


§ 117: 
8 125: 
§ 127: 
8 128: 
§ 140: 


423 28 

102 

103 II 

102 103 II 
91 


7. Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 


0 Nr. 1: 5525 46635 

0 Nr. 2: 42329 6578 73438 
1: 28019 

7: 14226 


83 

8 3 

83 

8 37: 

8 44: 264 
8 46 

8 49 
55 


ya 


: 42430 

424 3⁰ 

9: 4855 

§ 60 Nr. 2: 28120 

§ 102: 46635 

8 117: 89 92 

8 144: 22522 

8 146: 22522 

8 157: 50028 

§ 181 Satz 3 7231 

24. März 1897. 
20. Mai 1898. 
§ 9: 70138 
§ 20: 233332 
32: 2515⁵ 

37: 2515 4855 701335 
38: 701338 

55: 14429 2515 4856 
57: 50638 

S 59, 65: 2515 

8 90: 70135 

§ 91: 50638 

§ 91 Abſ. 3: 28625 

8 115: 70136 739186 

§ 118: 50638 


UN D UN O U 


8 147 Abſ. 1: 355 

88 158, 159, 160: 10311 
9 222: 41 

8 232: 2 

9 244: 2, 67 

§ 322: 49388 

§ 377 Nr. 8: 3 

§ 482: 408 

§ 484: 637 


„Nilitärſtrafgeſetzordnung vom 1. Dezember 1898 


9 327 Abſ. 3: 266 
9 379: 266 
9 394 Abſ. 2: 266 


b. Gerichtskoſtengeſetz vom 18. Juni 1878. 


9 9a: 381 
9 31: 378 
§ 86: 266 


6, Lonkursordnung vom 10. Februar 1877 


& 128: 
§ 132: 


Ausführungsgeſetz zum Zwangsverſteigerungsgeſetz. 
Art. 41: 


freiwillige Gerichtsbarkeit vom 


8. Geſetz über die 
20. Mai 1898. 


506 38 
50638 


94 


§ 2: 466°% 
85: 3742 
S 7: 508 


§ 15: 
§ 46: 
§ 70: 
§ 130: 
8 167: 
§ 176: 
§ 177: 


41 
374? 
136 *3 
41 
508*1 
509 42 
50912 


9. Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. 
88: 475 


81 Abſ. 1: 89 50028 
9 6: 92 36514 

97: 36514 

§ 10: 225 

§ 15: 3651 

§ 17: 36615 

823: 36615 

52T: 3686 10 


58 16, 18: 4902 
8 19: 31 365 


8 20: 


31 


§ 27 Abſ. 1: 582 


§ 54: 
8 71: 
8 79: 
§ 80: 


16412 
14323 
1641? 


1433 
3» 
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10. Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 


11. Rechtsanwaltsordnung vom 


8 10: 


88 13, 
53 20, 


8 26: 


88 29, 


8 31: 


88 34, 


8 42: 
8 43: 
8 52: 
S 76: 
8 93: 


1879/1. Mai 1909. 


381 

18, 19: 378 

23: 379 

378 

30: 379 

378 

36: 157 

157 

157 329 

379 

356 703 

381 

1. Juli 1878. 
1908. 


88 5, 20: 638 


8 39: 
8 42: 


89 
89 707 


8 49 Nr. 1: 705 


53 54, 


8 57: 
8 62: 


55: 705 
707 
638 


§ 97 Anmerk. 16: 638 


II. gürgerliches Geſetzbuch, Handelsgeſetzbuch, Wechſelordnung, 


und die zu ihnen gehörigen Tandesgeſetze. 


1. Bürgerliches Geſetzbuch. 
8 6: 1891 411? 
8 6 Nr. 3: 654° 


8 12: 


M DI DD 
OO n. — O0 


de) 
> 08 © 


> 00 


UM I UN D D UM UN ο UN UP AM U UN U 
— 0 9 0 de Bde) 22 
I D 


8 115 


8 119: 
8 123: 
8 124: 
§ 125: 
S 126: 
S 128: 
8 130: 
§ 133: 
8 134: 
§ 135: 


03: 
S 104: 


411° 

411 

691 4831 

691 4831 644 682! 
3571 369° 

411? 


: 411% 
: 691 6821 


98 4832 6843 
1301 159? 267! 483? 746 
1301 1592 2671 484° 746 


: 70% 4855 


702 485° 
4512 
1593 7153 
4112 7153 
Abſ. 2: 641 7153 
5525 2141 2682 4125 6554 
112 5525 2682 3081 3092 4866718 
5525 2682 3081 
6531 
1600 
13918 2725 
1141 7195 
1902 2461 3871 4269 4872 6832 
5423 1312 447 
23352 36514 


§ 138: 


§ 139: 
8 140: 
§ 141: 
8 142: 
S 143: 
8 144: 
S 151: 
8 152: 
8 157: 


8 158: 
§ 160: 
S 164: 
S 167: 
§ 169: 
§ 181: 
8 194: 
§ 196: 
§ 197: 
8 201: 
8 202: 
8 210: 
8 211: 
8 214: 
8 215: 
8 218: 
8 226: 
8 228: 
8 241: 
8 242: 
8 249: 


453 5423 713 1041 21523 2703 
3623 3872 41297 452* 487° 488° 
6832 69631 69732 715° 719° 
113 1323 419°? 668° 

2187 
114 7141 
451 2682 4865 

268° 
1913 5526 
7267 
139 18 
17022 19820 2461 3871 4877 48910 
683? 

11? 453° 
11? 

453° 709 
453° 
11° 
6672ʃ1 
385 II 
226 
431 
431 
423” 

477% 

477 
477% 

477% 

431 
413° 
3873 
93 
1980 683° 
465 93 1324 13918 1605 2682 309° 
3582 4547 455° 456° 


85 250—253: 4547 


8 254: 


135 14% 466 477 59°1 105? 180 
1903 4 271“ 2771 31514 413° 
43746 4547 46911 47113 66722 709 
7247 


: 1401 454° 

x: 7930 324 

2483 

: 7213 

3: 1335 16513 447 715? 72622 


165? 

114 147 1711 5931 105° 13613 161° 
19034217“ 3583 360“ 432% 461? 
48911 69984 7195 

1052 180 19820 46737 644 721° 


: 644 

: 191° 45619 737 + 
: 49518 

„ TR2SR 

: 45611 

: 47° | 
: 113 5094 725”! 


§ 313: 


§ 315: 
§ 316: 
§ 320: 
§ 321: 


& 322: 


8 323: 
§ 324: 
8 325: 
& 325 


& 326: 


§ 327: 


§ 328: 
§ 329: 
§ 330: 
§ 331: 


8 334: 


§ 340: 
§ 341: 
§ 343: 
§ 346: 


8 347: 


§ 348: 
§ 349: 
§ 350: 
§ 351: 


& 352: 
§ 353: 
§ 354: 
§ 355: 
8 359: 


§ 363: 
8 365: 


§ 372: 
§ 378: 
& 383: 
§ 387: 
§ 388: 
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11* 15° 160% 1915 2725 45712 6531 
6566 72110 72211 

7213 

158 

323 1918 309! 

1323 

1323 

1323 

1323 413° 

413° 45611 


Abſ. 1 Satz 2: 71* 1323 1910 


71 1323 1918 456 10 4866 
4866 

113 45818 
113 

45813 
45813 
45818 
2725 

272 

4561 488° 
1915 4866 
4868 

486® 

45611 4865 
4866 

4561 4866 
4866 

4868 

45611 4866 
4866 

2728 

3093 

1223 

45* 4138 
413° 

643 

1053 388* 
3884 


88 398 ff.: 309 


§ 399: 


§ 402: 


§ 403: 


8 405: 
8 409: 
8 410: 
8 411: 
8 414: 
8 415: 
§ 418: 
§ 421: 
8 425: 
§ 426: 


§ 427: 
8 431: 
8 433: 
§ 437, 


382 447 
4138 

4138 

3105 

454 

1053 4138 

113 

28625 

490 10 

28626 

28120 459 10 

1812 106: 

1064 2483 28120 
2748 644 

2745 

478 448 

492 14 


§ 438: 
§ 448: 
§ 459: 


§ 460: 
8 461: 
8 462: 
8 463: 
§ 464: 
S 467: 
S 472: 
8 473: 
8 477: 
8 478: 
8 480: 
8 489: 
S 516: 
8 518: 
S 535: 
§ 537: 
§ 542: 
§ 543: 
§ 549: 
§ 554: 
§ 556: 
8 557: 
8 559: 
8 560: 
8 564: 
8 571: 
8 580: 
§ 581: 
§ 595: 


8 607 


8 610: 
8 611: 
S 612: 
§ 615: 
S 618: 
8 626: 
§ 631: 
§ 638: 
§ 664: 
8 666: 
§ 667: 
8 669: 
§ 670: 
8 675: 
§ 676: 


72213 

96 

15° 4810 11 7156 2682 46015 4921 
655“ 684 

481 1085 120 684“ 
6602 6849 

1610 49214 6832 684“ 6855 
16% 715 2682 3092 6832 6855 
6855 

49214 

1336 1617 1917 
1617 

2682 

311® 

191° 268? 

642 

36920 

46018 

48 13 

1617 

6577 

6577 

6856 

451? 

183 

183 

42430 6573 

42430 6578 

4512 

2524 48 12 

4812 

451? 

451? 


Abſ. 2: 46017 69320 


309 
2174 47953 6857 
67028 
12212 
43918 
69 184 
366 !° 
3895 
645 
7510 91 
91 
3117 
311? 
4795 
360* 


58 677687: 121 


S 683: 
§ 685: 
8 687: 


3117 
670.26 
6589 


58 688—700: 649 
8 705: 3571 656° 
8 709: 4915 


§ 718: 


369? 


22 


S 719: 
8 743: 
8 765: 
§ 766: 
8 774: 
§ 780: 
S 781: 
S 782: 
& 810: 
& 812: 


8 813: 
8 814: 
§ 817: 
§ 818: 
S 823: 


0 D 
— * 
t & 
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Sı oı 
DD 
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S ESTER SCHE Sr OO OO 
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4913 36920 

1347 

113 45914 685° 72213 

3896 6555 695” 

2483 726° 

3896 46016 719° 

460 16 6936 7195 

3615 6938 

98 

91 13715 2483 27478 3982 4151 
45712 46118 6861 715° 814 
46118 814 

3618 46118 814! 

6832 7231 

2483 2747 

171 1098 1348 135° 13610 144°° 
1618 ® 171% 177 218° 268° 
275 10 276u 3092 31289 31310 
351 v 3583 3617 4151 432% 
43746 461 4831 49315 644 
6844 68610 69732 709 715? 72316 
178 67025 


41512 


1096 14429 23433 2682 3092 3917 
6973? 709 7153 72316 


: 1812 106“ 1361 687 
: 691 1362 171% 177 264 2762 


27713 353 3583 4161? 456° 644 
6542 65910 68712 709 


: 1711353 


127 1362 179 218° 264 2771 
3131 353 709 


353 

2.210 

: 11* 147 13918 3918 49417 

: 182 100!“ 13613 27714 724 
49518 

: 491 13714 16 16 97]4 31610 3929 


49518 6601 686° 


: 1812 4914 314 660 1 687"? 
182 316 4831 

35 41512 

182 1107 499° 72418 7251 


4812 | 

1055 120 184 416 
4161: 

31 1401? 218° 745 
3651 


745 


1401? 220 79155 


1 715? 


161 68814 


3 1610 i 

: 5 5015 1107 16110 19516 2198 
: 11514 161¹b 

909: 


12570 


88 912—916: 745 


§ 921: 
8 922: 
§ 925: 
§ 928: 
S 932: 
8 935: 
8 938: 
8 946: 
§ 984: 
8 985: 
§ 989: 


1621 745 
16211 745 


31 715° 
39721 
474 


1053 416 


105? 
483° 
191® 
37 
4561 


8 1004: 5 110* 115. 
8 1018: 68815 746 
8 1068: 220° 


88 1030 ff.: 14531 7252 726° 
8 1047: 
§ 1107: 
§ 1108: 
§ 1113: 
8 1115: 
§ 1120: 
S 1127: 
§ 1128: 
S 1132: 
S 1134: 
& 1135: 
& 1137: 
& 1143: 
8 1155: 
8 1163: 
§ 1166: 
& 1169: 


726 
14019 
1401? 
113 


30 689 16 


94 307 
307 

94 307 
1641? 
41615 
416!° 
46017 
248° 
1641? 
2187 
496° 
311® 


88 1172—1175: 


§ 1177: 
§ 1182: 
& 1185: 
& 1196: 
8 1204: 
Ss 1207: 
8 1209: 
8 1225: 
8 1229: 
8 1249: 
§ 1257: 
& 1293: 
§ 1298: 
& 1299: 
§ 1300: 
8 1337: 
§ 1339: 
§ 1341: 


8 1353 


S 1356: 
S 1357: 
8 1360: 
S 1363: 
§ 1374: 


Abſ. 1: 


2187 
16412 
16412 
2187 
113 
47446 
113 
2485 
7190 


1641? 


2483 281? 


281° 
474.46 
35 
35 
35 
1913 
68917 
68917 


50230 
4151 
687 33 
415" 


362? 


49720 69018. 


8 1377: 
& 1386: 
§ 1388: 
8 1391: 
§ 1392: 


8 1422: 


8 1427: 
8 1429: 
8 1430: 
§ 1437: 
§ 1449: 
§ 1450: 
8 1456: 
8 1468: 


$ 1511: 
8 1514: 


S 1515: 
8 1556 II: 384 
3 1568: 5217 16614 46120 69010 709 


$ 1571: 


$ 1574 Abſ. 3: 19241716 
§ 1576: 


§ 1582: 
8 1612: 


§ 1618: 
§ 1620: 
8 1630: 
§ 1638: 
§ 1649: 
8 1666: 
§ 1680: 


§ 1707: 
S 1715: 


8 1717: 
8 1791: 
8 1796: 
§ 1827: 
8 1841: 
8 1847: 
8 1931: 
8 1938: 
S 1944: 
8 1953: 
8 1960: 
8 1967: 


49720 
66011 
660 11 
1653 
1653 
5116 

66012 
66012 
660 1? 
690 
192° 
690 1? 
69013 
690 18 
406 

406 

406 


69019 


384 I 
1387 
660 11 
67026 
393 10 
14531 
14531 
14531 
14531 
14531 
646 
35 
41512 
646 
646 
386 
32423 
386 
22010 
648 
90841 
50841 
50841 
49012 


9 2033 Abſ. 2: 
9 2038 Abſ. 1: 


§ 2040: 


49015 


5 2050 Abſ. 3: 


§ 2058: 
§ 2059: 
§ 2078: 


49012 
49012 
2461 


49720 


2014 49012 
73 


39311 


89 2112 ff.: 22111 


8 2136: 
$ 2137: 
§ 2203: 
$ 2218: 


22111 


2211 
52 18 
7510 
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8 2231: 4491 
8 2232: 22112 
5 2233: 46121 
§ 2238: 46121 
8 2239: 46121 
S 2241: 2015 
8 2242: 31418 
8 2249: 727 28 
8 2253: 4491 
8 2255: 2016 4491 
8 2258: 4491 
§ 2270: 5218 
§ 2346: 13918 
8 2348: 139% 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Art. 1: 6531 
= 4: 7374 
: 5: 6531 
32: 4491 
„ 52: 94 471% 
„ 53: 94 471% 
= 54: 471 
„ 50: 6531 
= 56: 4491 
67 Abſ. 2: 94 
73: 721° 
s 74: 4754 
- 77: 4227 654° 
„ 113: 6336 
133: 32833 4101 
169: 431 
„170: 101 28823 381 6531 
= 189: 6531 
200: 43° 
= 213: 1581 
= 214: 647 
2. Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897. 
8 1: 66619 695% 
8 15: 19718 
8 25: 49118 
8 39: 32428 
8 70: 184 
§ 72 Nr. 1: 113° 
8 75 Abſ. 2: 2726 
§ 89: 97 
8 91: 97 
8 93: 666% 
8 131: 226% 
8 133: 46736 
§ 143: 19718 
8 159, 160: 226% 
S 186: 16718 
8 188: 43341 
8 189: 4331 
8 213: 433 
§ 215: 43341 73335 
§ 239: 11319 


23 


24 
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8 348: 272° Art. 55: 32327 
8 351: 2725 - 60, 62, 63: 2483 
8 255: 243 „82: 27815 
8 260: 11310 83: 248° 
8 261: 733% : 
8 263: 11310 III. Einzelne Geſetze und Verordnungen nach der Zeitfolge geordnet. 
8 271: 7333365 1869. 10. Juni. Wechſelſtempelſteuergeſetz. 
8 278: 204% 8 24 Abſ. 2: 4283 
301: 702338 1869. 21. Juni. 
305: 50941 1900. 29. Juli. Gewerbeordnung. 
8 306: 32935 70235 § 10: 476486 
& 320: 733335 8 16: 49315 
8 343: 695% 88 20, 21: 73550 
g 346: 5720 8 26: 19510 
§ 350: 6952 § 29: 215° 
§ 354: 96, 6706 8 33: 2297 
8 359: 502330 8 41: 476° 
§ 366: 474% 88 81ff.: 1432 
8 367: 4744 8 90: 143°” 
8 373: 643 § 120a: 3671 
§ 376: 5727 8 120c: 36717 
§ 377: 4535 8 127a: 6857 
8 397: 36615 88 133f.: 488° 
8 410: 2812 8 147: 49318 
5 427: 96 1869. 1. Juli. Vereinszollgeſetz. 
§ 429: 734°7 8 13: 28120 
§§ 435, 436 II, 440: 185 50231 8 14: 28120 
8 453: 32732 8 51: 281% 
89 474 ff: 79% 8 156: 28120 
1 9 . 5 1870. 1. Juni. Geſetz über die Erwerbung und den Verluſt 
8 606: ie 457 der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit. 
8 614: 42505 88 15, 17: 386 
8 651 Abſ. 2: 32226 s 11. Juni. Geſetz vom 
8 709: 46738 § 43: 23433 | 
8 710: 46738 1871. 16. April. Verfaſſung des Deutſchen Reichs. 
8 737: 7916 Art. 2: 349 
§ 823: 66620 „ 15. Mai. Strafgeſetzbuch. 
§ 825: 6662 88 2, 5, 36, 78, 79: 636 
§ 827: 503°° 8 47: 68711 
5 834: 46785 8 172: 362° 723 16 
§ 846: 467386 8 222: 36717 
Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch. ö 8 230: 36717 
Art. 4: 7374 8 245: 636 
u: A 
3. Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen oo > 


Geſetzbuch vom 26. September 1899. 
Art. 12 § 1 Abſ. 2: 6236 
15: 1401 
59 89: 432 
= 89: 43° 39721 
4. Wechſel ordnung. 


§ 367 Nr. 12: 106“ 68712 
8 367 Ziff. 14: 746 
1871. 7. Juni. . 
1900. 25. Juli. Haftpflichtgeſetz. 
9 1: 5930 1 80 1 23025 42935 469 U 66725 
73540 41 73642 74148 


Art. 4: 16719 46839 Art. 4 Nr. 8: 50433 82: 249% 

„ 13: 323 § 3a: 271“ 4831 
16: 32397 8 7: 271 

- 21 Abſ. 3: 46835 1871. 27. Juni. Militärpenſionsgeſetz. 
: 36: 66721 


88 45 Ziff. 4, 36 Ziff. Za, 91: 73846 
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28. Oktober. 
8 3: 


Poſtgeſetz. 
32732 
§ 6: 171% 
8 8: 171% 
8 12: 171% 
21. Dezember. Rayongeſetz vom 
88 34—36: 471% 
31. März. Geſetz betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
Reichsbeamten. 
88 141, 144: 231 20 
6. Februar. Perſonenſtandsgeſetz. 
88 65, 66, 70: 736% 
11. Januar. Geſetz betreffend das Urheberrecht an 
Muſtern und Modellen. 
88 7, 9: 3961 
1879. 21. Juli. 
1898. 10. 25 Anfechtungsgeſetz. 
8 2: 22623 69631 
9 3 Nr. 2: 8118 4724 69732 
8 4: 226% 
9 7: 25% 202% 42936 50538 
8 11: 479% 
1886. 5. Mai / 1900. 30. Juni. 
1900. 13. Juni/ 15. File Unfallverſicherungsgeſetz für 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft. 
8 1: 50587 
§ 103: 188 
8 111: 189 
8 113: 188 
8 154: 188 
Verordnung für das Schutzgebiet Kamerun. 
8 5: 61% 
1889. 21. März. Reiſeordnung für die 
Soldatenſtandes. 
88 24, 44: 28221 
1889. 1. Mai. 
188, 20. Mai- Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaftsgeſetz. 
8 15: 39617 
8 18: 699% 
8 51: 6993 
55 55—58: 644 
88 61—63: 699% 
§ 65: 66823 
5 68: 699% 
91. 7. April Patentgeſetz. 
§ 4: 11412 
9 5: 1141 
§ 7: 19412 
$ 10: 19412 
§ 11 Nr. 1: 1941 
8 8 35: 11412 22826 
J. Juni. Gebrauchsmuſtergeſetz. 
52. 6 6. „8 6 Abſ 1: 43170 
6 April. Geſetz über das Telegraphenweſen des 
Deutſchen Reichs. 
91 Satz 2: 28422 
9 3 Nr. 2: 28422 


1871. 


1873. 


1875. 


1876. 


1888. 2. Juli 


Perſonen des 


1892. 
1898. 


1896. 


1900. 


1906. 


25 
8 4: 28422 
8 10: 28422 
8 11: 28422 
20. April. 
20. Nai Geſetz betreffend die Geſellſchaften m. b. H. 
§ 11: 23130 


ss 15 ff.: 2728 50538 
§ 15 Abſ. 4: 431 80 
8 26: 23251 
8 33: 70237 
8 61: 2728 
11. Juni. Poſtordnung. 
88 33, 39: 47346 
19. Mai. Warenzeichengeſetz. 
§ 1: 36818 
8 15: 6692 
8. Juli. Unfallverſicherungsgeſetz. 
8 78: 6983 
15. Juni. Binnenſchiffahrtsgeſetz. 
88 3, 4: 43240 
88 26, 56: 185 

27. Mai. Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 

bewerbes. 
8 1: 28523 
8 6 Abſ. 1: 178 36716 6708 
88: 28528 

22. Juni. Börſengeſetz. 

8 43: 433 

§ 66: 5932 
Bankdepotgeſetz. 

88 3, 4: 737 

8 18: 47440 
Schutztruppengeſetz. 

88 7, 8: 738% 

9. Sept. / 4. Mai. Berner Übereinkunft betreffend die 
Bildung eines internationalen Verbandes zum Schutze 
von Werken der Literatur und Kunſt. 

Art. 2, 5: 39618 
= 2 Abſ. 2: 43037 
9. Juni. Geſetz über das Auswanderungsweſen. 
8 29: 7404 
13. Juli. Reichsinvalidengeſetz. 
88 8, 10, 52: 203 25 
13. Juli. Reichshypothekengeſetz. 
8S 1, 45: 30 
26. Oktober. Eiſenbahnverkehrsordnung. 
88 66, 67: 50231 
8 77: 1713 

20. Dezember. Poſtnovelle. 

Art. 3: 252% | 

7. April. Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. 

88 5, 10: 612 
8 14: 6143741 

g. Jun Reichsſtempelgeſetz. 

Tarifnummer 1 und 2: 2727 47316 
5 4: 6033 


5. Juli. 


7. Juli. 


4 
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1900. 


1900. 


1900. 


1901. 


1904. 


1906. 


1907. 


1908. 


1909. 
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Tarifnummer 6: 96 
8 7: 2727 
8 7a: 810 
§ 32: 96 
5 Jil. Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 
8 48: 434° 
8 51: 1440 
8 101: 189 
8 102: 189 
8 112: 69833 
8 135: 253° 
8 136: 3677 
8 137: 477 
8 138: 477% 
25. Juli. Schutzgebietsgeſetz. 
8 2: 613˙ 
8 6: 6150 
12. Mai. Geſetz über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen. 
S 14: 70258 
1. Juni. Reichsbeamtengeſetz. 
88 57 Ziff. 2, 60: 73816 
19. Juni. Literatur⸗Urhebergeſetz. 
81: 2343 
§ 2: 39618 
8 11: 43642 507 0 
8 12: 39618 
8 22: 4362 
8 28: 50740 
8 62: 39618 
6. Juli. Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte. 
8 1: 36815 
8 5: 3681 
8 6: 36819 
31. Mai. Offizierspenſionsgeſetz. 
8 9: 73846 
88 11, 41, 43: 28% 
3. Juni. Erbſchaftsſteuergeſetz. 
S 5: 14531 
§ 12 Abſ. 1 Nr. 2: 28626 36920 39720 
§ 29 Abſ. 1: 36920 
8 55: 28628 36920 397 20 
8 56: 28626 
8 61: 14531 
17. Mai. Novelle zum Reichsbeamtengeſetz. 
Art. 2 Abſ. 2 S. 1: 37121 
Scheckgeſetz. 
83: 42934 
15. Juli. Geſetz betreffend Anderung im Finanzweſen. 
Art. II S 4: 448 
III S8 3, 39: 448 
= IV 88 5, 45: 448 
Bauſchutzgeſetz. 
: 3501, III, 403 111 446 
403 
4: 405 VI 


81 
§ 8 
8 3 


Zweiter Teil. Preußiſches Recht. 
I. Preußiſches Allgemeines Tandretzt. 
Teil Titel 
1 1 8 39: 84% 
„ 28 69: 475“ 
2 8 105: 475 
5 88 74 ff.: 10! 
5 88 207, 255, 256, 258: 848 
5 8 408: 184 
8 409: 84 


5 
6 
6 8 10: 33 
6 1: 33 
6 4: 84° 
6 6: 33 
6 4: 110? 
7 8: 84°° 
7 8107: 84% 
7 8 179: 84° 
8 S8 22—24: 84” 
8 88 29 ff.: 3299 
8 S 31: 110° 
8 Ss 36 ff.: 63% 
8 88 65 ff.: 63°° 
8 8 99: 1151 
9 88: 39721 
= 9 S 187: 82% 
: 9 8 568: 84° 
2 10 8 1: 475* 
= 11 8 412: 48° 
. 11 858 801, 837, 843: 84 
= 11 8 1041: 8425 
⸗ 11 8 1042: 670° 
z 11 S8 1043, 1047: 84 
- 13 88 231—233: 670% 
: 13 8 280: 67026 
2 14 88 219, 243, 411, 700, 701: 714 
: 15 841: 84 
16 88 133, 139, 142, 143: 84° 
16 8 147: 842 
16 88 176, 178, 179: 7141 
18 88 577 ff.: 8221 
19 8 14: 842 
21 8 35: 183 
22 5 11: 146° 
22 S 12: 146°° 
22 825: 1465 
II 1 88 352, 353: 432 
1 8 359: 84° 
1 8 361: 43? 
: 1 8 412: 43° 
= 1 8 422: 43° 
1 S8 425, 426, 428 ff.: 43? 
1 8 447: 84223 
1 88 492, 493: 114% 
2 81: 84% 
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Teil Titel 

1 2 8 23: 84% 

2 88 246, 247: 84% 
4 8 211: 8221 


8 8 2024: 4877 

10 8 88: 67127 

10 8 69: 67127 

10 8 133: 67127 

11 8 190: 2363 

11 8 568: 8422 

11 88 619, 629, 637, 645, 647, 650, 651 ff. 

658, 668, 700, 782, 803, 807, 
822: 37122 

11 8 789: 1593 

12 854: 47750 

14 8 21: 213 721° 

14 88 24, 76: 721° 
: 14 88 79 ff.: 61% 
: 15 838: 213 
: 15 8 44: 213 
: 15 845: 213 
: 15 213 
— 15 847: 214 
: 15 8 50: 721° 
: 15 8 88: 214 
: 16 83: 39721 
: 16 88: 39721 
216 8 367: 8423 


Einleitung zum Allgemeinen Preußiſchen Landrecht. 
§ 29: 3293. 
§ 64: 47547 
8 75: 110% 


I. Sonfige preuffiſche Tandesgeſetze und Verordnungen. 


1810. 


1811. 


1825. 


1835. 


1837. 


1838. 


1842. 


1848, 


8. November. Geſindeordnung. 
SS 160 ff.: 184 
7. September. Gewerbeſteueredikt. 
88 52 ff.: 37547 
30. Dezember. Kabinettsorder. 
47750 
25. Mai. Inſtruktion für die Stadtmagiſtrate. 
§ 28: 67127 
II. Juni. Geſetz zum Schutze an Werken der Wiſſen⸗ 
ſchaft uſw. 
88 26 ff.: 743 50 
3. November. Eiſenbahngeſetz. 
9 25: 271. 
11. Mai. Geſetz über Zuläſſigkeit des Rechtsweges in 
Beziehung auf polizeiliche Verfügungen. 
9 4 Abſ. 1: 115% 
28. Januar. Deichgeſetz. 
8 41: 1151 


2. Juni. Verordnung vom 
§ 38: 40 


1850. 


1851. 


1853. 


1856. 


1861. 


1865. 


1875. 


1876. 


1878. 


1879. 


1883. 


27 
12. Februar. Geſetz zum Schutze der perſönlichen 
Freiheit. 
8 20: 10311 
11. März. Polizeiverwaltungsgeſetz. 
8 6: 1021 


10. Mai. Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz. 
SS 40, 42, 43: 38 
30. Mai. 


1891. 1. März. Preußiſche Städteordnung. 


§ 59: 691 
19. März. Städteordnung für Weſtfalen. 
§ 56 Ziff. 6: 23634 
24. Mai. Geſetz vom 
§ 5: 46533 
24. Juni. Berggeſetz. 
§ 15: 11715 11817 147% 43741 
§ 18: 1473. 
§ 148: 8624 94 1752 437 
8 154: 32934 
85 196—198, 208: 74200 
26. Juni. Verordnung vom 
88 28, 29, 36: 40 
22. September. Verordnung vom 
§ 3: 47750 
30. Mai. Fiſchereigeſetz. 
8 20: 8220 
11. Juni. Enteignungsgeſetz. 
§ 1: 11918 
8 7: 4376 
88: 11918 93635 
8 10 Abf. 2: 20527 
§ 16: 62356 
S 17: 6236 
2. Juli. Fluchtliniengeſetz. 
§ 13: 8620 
25. Auguſt. Geſetz, betreffend die Gründung neuer 
Anſiedlungen. 
8 14: 6336 
24. April. Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Gerichts: 
verfaſſungsgeſetz. 
Art. 87: 407 
1. April. Geſetz vom 
88 57, 65: 117% 
30. Juli. Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung. 
88 50, 53: 41 
8 63: 119 
8 70: 41 
8 79: 440 
S 94: 648 
S 120: 41 
3. Juli. Landgemeindeordnung. 
8 4: 648 
11. Juli. Wildſchadengeſetz. 
8 14: 23736 
30. Juni. Geſetz über die Landwirtſchaftskammern. 


88 2, 20: 39823 
4 * 
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1895. 


1905. 
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31. Juli. Stempelſteuergeſetz. 
Tarifſtelle 27: 37229 
8 32c: 174° 
. 32a: 23837 
„ 58 Ziff. III: 579% 
: 73 Abſ. 2: 47953 
a 250: 32935 5094 
8 1: 5094 
§ 5 ff.: 438% 
3. März. Geſetz betreffend das Dienſteinkommen ber 
Lehrer uſw. an den öffentlichen Volksſchulen. 
88 13, 14, 20: 439“ 
30. Juli. Kommunalbeamtengeſetz. 
88 1, 7: 2068 
2. Juli. Fürſorgeerziehungsgeſetz. 
8 1: 741 
88 5, 14, 15: 255° 
4. Juli. Geſetz betreffend die Verwaltung gemein⸗ 
ſchaftlicher Jagdbezirke. 
8 7: 1742 
5./8. Juli. Mutungsſperrgeſetz. 
8 1 Abſ. 4: 1471 


1909. 


1899. 


III. Feil. Audere Candesgeſetze. 


Code civil. 
Art. 791: 647 
1091 ff., 1130: 220° 
1151: 74491 
Anhalt. 
Anhaltiſches Berggeſetz. 
88 138, 140: 175% 


Bayern. 
Bayeriſches Notariatsgeſetz. 
Art. 14: 6531 


Öfterreich. 
3. Juni. Oſterreichiſcher Advokatentarif. 
88 2, 3, 4, 10, 18: 633 


Sachſen. 
Sächſiſches Bürgerliches Geſetzbuch. 
8 1217: 183 


26. Juli. Königlich Sächſiſche Verordnung. 


8 64: 689 10 


Engi. 


Strafregiſter 95 


Strafregiſter. 


A. Sachregiſter. 


Ablehnungsgeſuch 
Reviſionsrüge der Ablehnung eines vor Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens angebrachten A. 51820 


Abtreibung 

Rechtfertigung der A. durch Notſtand 290° 
Angeklagter 

Belehrung des A. über Rechtsmittel 266 
Anklageform 


Antrag auf Vorunterſuchung nach Einreichung der Anklage⸗ 
cchrift 33108 

Anſchuldigung 

Anzeige bei einer Behörde (Oberförſterei) 29215 

Freiwilligkeit der Mitteilung 29216 17 
Augenſcheinseinnahme 

A. vor Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes 3322 

ufreizung 

A im Inlande vom Auslande her 2892 
Ausländiſches Recht 

Anwendung A. R. 5101 
Ausſpielung 

Behördliche Genehmigung 51616 

A. oder Glücksſpiel? 300 5 

tomatendiebſtahl 29736 
Auswanderungserlaubnis 

Geſchäftsbetrieb ohne A. 528 10 
Veamtenbergehen 

Falſche Beurkundung (Eingangsvermerke) 30153 


m Strafvollſtreckung (Gerichtsſchreiberberſehen) 
Vauberſtößße 

untebliebene Schutzvorkehrungen 30156 
Vegünſtigun 9 


Serfahren gegen den Begünſtiger nach Außerverfolgſetzung 
des Haupttäters 33109 

5 durch unfittliche Zumutung 29527 5137 
f iwchnung berechtigter Intereſſen (Wahlausſchüſſe einer 
Partei) 29628 ' 


Nahrmehmun = 
ung berechtigter Intereſſen (. ch) 5135 
fenlicheig f dee gter Intereſſen (Gnadengeſuch) 5139 


Berufungsverfahren 
Unzuläſſigkeit der Aburteilung einer anderen Tat, auf welche 
ſich der Eröffnungsbeſchluß nicht bezieht, im B. 33581 
Berufungsurteil 
Reviſion gegen ein B., welches in Wirklichkeit als erſt⸗ 
inſtanzliches hätte erlaſſen werden ſollen 51819 


Betrug 


Mißbrauch einer Bahnſteigkarte 2983 
Vermögensbeſchädigung 29810 41 
Täuſchung 29812 43 
Vorſpiegelung 51512 13 
Beweisantrag 
Beweisermittlungsantrag 5202 
Reviſionsrüge des Angeklagten wegen unterbliebener Be⸗ 
ſcheidung eines B. der Staatsanwaltſchaft 520° 
Beweisaufnahme 
Verleſung inkriminierter Druckſchriften 521 20 
Bloße Vorzeigung herbeigeſchaffter Urkunden 521 20 
Verleſung einer Urkunde durch den Zeugen 52131 
Herbeigeſchaffte Beweismittel 33271 — (Benennung eines 
beteiligten Richters als Zeugen) 3337s — (anweſende 
nicht aufgerufene Zeugen) 333 76 
Diebſtahl 
5 242: Mißbrauch von Automaten 29736 
5 243: Umſchloſſener Raum 29837 
Einziehung 
Untergang des Rechts auf E. infolge Untergang des Eigen— 
tums durch Vermiſchung 2893 
Sonderbeſtimmung in $ 42 LitUrhG. 531“ 
Eiſenbahngefährdung 
Entſchuldigung mit Schlaftrunkenheit 29622 30166 
Elektrizitätsentwendung 
Umgehung des Zählers 341110 
Entführung 
§ 235. Verlegung des Wohnſitzes 29633 
Gewalt 2973“ 
§ 237. Bloße Begleitung 2973° 
Erpreſſung 
Androhung erlaubter Kampfmittel (Wettbewerb) 51511 
Fahrläſſigkeit 
Vorausſehbarkeit des Leichtſinns Untergebener 514° 
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Erfahrung des täglichen Lebens 514“ 

Schlaftrunkenheit 296°? 301° 
Fiſchereivergehen 

Mundraub 303° 
Fleiſchbeſchau 

Behandlung minderwertigen Fleiſches 343 18 
Fortſetzungszuſammeuhang N 

F. bei Patentverlegung 526“ 
Freiheitsberaubung |. a. Beamtenvergehen 
Fürſorgeerziehung 

Entziehung aus der F. 3441 
Gebrauchs muſter 

Gegenſeitige Verletzung zweier G. 340100 
Geſchäftsmäßigkeit 

G. und Gewerbsmäßigkeit 528% 
Geſchworene 

Verkehr der G. mit Dritten 521°? 
Geſchworenenbank 

Behinderung eines ausgeloſten Geſchworenen 335° 
Gewerbsmäßigkeit 

G. und Geſchäftsmäßigkeit 528 
Geſamtſtrafe 

Anwendung von 8 482 auf den Fall der G. von Landrichter 

Eisner, Beuthen 408 

Glücksſpiel 

G. und Vermittlung 300˙r 342115 

G. und Ausſpielung 300 
Grabſchändung 

G. durch den Verfügungsberechtigten 29213 

Dauer des Schutzes gegen G. 301° 
Grenzzeichen 

Geſchützte G. 3441 
Gutszertrümmerung 

Beginn der G. (Auflaſſung) 343 
Hauptverhandlung 

Unterbrechung der H. zur Vornahme der Koſtproben 330“ 

Unterbrechung der H. auf unbeſtimmte Dauer 331 

Befugniſſe des Vorſitzenden in der H. 33271 

Augenſcheinseinnahme vor Verleſung des Eröffnungs— 

beſchluſſes 33272 


Hansfriedensbruch 

Strafantragsbefugnis bei H. gegenüber einer Behörde 290° 
Hilfsfrage 

Verurteilung auf Grund einer unzuläſſigen H. 335% 
Inland 


Handlung im J. (Wirkung vom Auslande ins J.) 289° 
Invalidenverſicherungsmarken 
Wiederholte Verwendung derſelben J. 341 
Irrtum 
J. eines Wehrpflichtigen über feine Staatsangehörigkeit 291 
J. über die Verpflichtung zu ſofortiger Abführung von 
Krankenkaſſenbeiträgen 525°? 
J. über Offentlichkeit eines Weges (§ 366 Nr. 9 StGB.) 303 5e 
J. über die Verwechſlungsfähigkeit eines Warenzeichens 340 1% 
Konkursvergehen 
Ausſcheiden eines Handelsgeſellſchafters vor Konkurseröffnung 
über die Geſellſchaft 3410 


Körperverletzung 
Züchtigungsrecht ſ. d. 
Fahrläſſigkeit |. d. 
Koſtprobe 
K. des Sachverſtändigen in einer Pauſe der Hauptverhand⸗ 
lung 33065 
Krankenverſicherung 
Arbeitgeber oder Vertreter desſelben 340 101 
Irrtum über die Verpflichtung zur ſofortigen Abführung 
der Beiträge 525° 
Kunſtſchutz 
Freie Benutzung 343177 
Einziehung ($ 42 LitUrhG.) 531“ 
Kuppelei ſ. Unzucht 
Landesgeſetze 
L. über Beſtrafung unwahrer nichteidlicher Zeugenausſagen 
2891 5 
Literaturſchutz 
Adreßbuch 34111 
Zitat 52972 
Aufführung 530 
Einziehung 531“ 
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§ 270. Mittäterſchaft 299 45 
88 271, 272. Jagdkarten, Quittungskarten 29948 300 40 
Urkundenvernichtung 
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28. y 562,07. Berlin: 14122 — VB 168/08: 143 * . 1 225/08. Celle: 248? — V 227/08. Breslau: 
— v 275/08. Naumburg: 1592 — VI 36/08. 2197 
Dresden: 137 4. IV 324/08. Berlin: 218° — IV 358,08. Karls⸗ 
29. VII 136,08. Berlin: 170% — VII 11408. ruhe: 2200 — IV 245/08. Naumburg: 221° 
Naumburg: 1987 — VII 170/08. Dresden: — IV 362/08. Poſen: 2558 — VI 117/08. 
20022 — VII 168/08. Hamburg: 204 Dresden: 249“ 
30. 1 110/08. Nürnberg: 160“ — V 371/08. Naum⸗ 5. III 231/08. Breslau: 217% — VII 262,08: 


Cöln: 22520 


6. März: 
8. 
9. 


II. 


12. 


V 234,08. 


IV 304/08. Naumburg: 


Berlin: 23332 V 245/08. 


Berlin: 2537 — 
3 


II 228/08. Berlin: 
Berlin: 287272 


Cöln: 271 
ruhe: 2750 

II 286/08. Berli 

I 150/08, Celle: 
ruhe: 2671 

IV 314/08. Düſſeldorf: 274 
Dresden: 28625 

II 504/08. Jena: 2682 
28019 

IV 377/08. Hamm: 27510 _ VI B 72/09. Naum⸗ 
burg: 2472 — I 225/08. Nürnberg: 2771 

III 357/08. Berlin: 28321 

I 196/08. Kiel: 32226 

IV 443/08. Poſen: 284°? — IV 509/08. Celle: 
314 — VI 179/08. Hamm: 31816 


— VI 226/08. Karls⸗ 

— VI 402/08. Celle: 2761 

n: 28523 — II 383/08: 28828 
28120 — v 249/08. Karls⸗ 


— VI 435/08. 


— VII 194/08. Poſen: 


II 451/08. Berlin: 28524 VII 550,08. 
Kolmar: 279 — VII 36/08. Breslau: 329 35 

IV 395/08. Roſtock: 280 18s — VI 180/08. 
Stettin: 309. 

II 458/08. Cöln: 2725 — II 432/08. Ham⸗ 
burg: 3115 


1276/08. Naumburg: 272° — 1178/08. Breslau: 
32327 

IV 435/08. Jena: 3143 — I 232/08. Berlin: 
309? 

I 727/08. Roſtock: 27815 — VII 452/08. Marien: 
werder: 32423 VII 256/08. Roſtock: 
3240 — VII 265/08. Celle: 32530 

1 217/08. Berlin: 3191 — I 602/08. Berlin: 
360“ — V 48/09. Berlin: 3081 — V 365/08, 
Naumburg: 31920 

IV 393/08. Braunſchweig: 2745 1! — VI 195/08. 
Bamberg: 3117 — VI 183/08. Berlin: 3125 
— VI 133/08. Naumburg: 3161 — VI 244/08. 
Düſſeldorf: 31617 . 

IV 390/08. Poſen: 3212s — IV 69/09. Berlin: 
32752 — VI 205/08. Berlin: 312° 
VI 189/08, Hamm: 3263 

V1199/08. Dresden: 3130 — VI 177/08. Hamburg: 
32833 

II 483/08. Dresden: 309° — II 600/08. Göln: 
3191 — III 551/08. Hamm: 315% 
VII 261/08. Berlin: 31615 — VII 574/08. 
Berlin: 3212 

1 218/08. Kiel: 36519 — 1 209/08. 
werder: 36615 


— 


Marien: 


19. April: 
20. 


22. 
23. 
24. 


26. 
28. 


29. 


30. 


18. 


22. 


—— 
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VI 206/08. Dresden: 32228 
Colmar: 32122 III 302/08. Berlin: 
— VI 290/08 amm: 37223 
IV 384/08 5 


8. Oldenburg: 313 1 VI 27/09. 

Berlin: 3628 — I 288/08. Augsburg: 3697 

III 339/08. Hamburg: 3571 — III 362/08. Berlin: 
37121 — II 272/08. Cöln: 423 20 


I 171/08. Dresden: 39618 _ Y B 61/09. Roſtock: 
36514 


VI 211/08. Celle: 3617 

1254/08. Berlin: 4334 _ v 346/08. Breslau: 
358? 

IV 423/08. Dresden: 3616 — IV 326/08. Hamm: 
39822 — VI 221/08. — Kiel: 3593 

II 555/08. Naumburg: 361° — II 615/08. Hamm: 
368180 — VII 356/08. Naumburg: 363 10 

I 272/08. Berlin: 396% — V 356/08. Berlin: 
37122 — V 285/08. Naumburg: 3951 — 
V 292/369 /08. Berlin: 39823 

VI 384/08. Nürnberg: 3681 — VI 250/08. 
München: 389° — VI 152/08. Berlin: 391° 

II 585/08. Berlin: 36716 — III 284/08. Hamm: 
391“ — VII 352/08. Hamburg: 4283 

1202/08. Hamburg: 4255! — 1220/08. Berlin: 
436% — V 437/08. Dresden: 3641? 
V 416/08. Berlin: 39721 

IV 43/09. Stettin: 363» — IV 475/08. Kiel: 
39311 

II 715/08. Kolmar: 39617 — VII 365/08. Karls⸗ 
ruhe: 3692 — VII 375/08. Kiel: 39720 — 
VII 360/08 — Göln: 43817 

321/08. Berlin: 3873 — V 417/08. Marien: 
werder: 4133 

IV 624/08. Dresden: 
Stettin: 39412 

VII 410/08. Kiel: 42733 N 

1182/08. Düſſeldorf: 41718 — 1250/08. Berlin: 
4307 — V 329/08. Naumburg: 39413 — 
V 422/08. Breslau: 437% 

IV 541/08. Berlin: 39515 — VI 235/08. Berlin: 
387? 

III 583/08. Celle: 42227 — VII 345/08. Ham⸗ 
burg: 3895 — VII 374/08. Kiel: 3966 — 
VII 320/08. Cöln: 426 

II 551/08. Berlin: 3871 — II 539/08. Zwei⸗ 
brücken: 4125 — II 462/08. Darmſtadt: 4127 
— III 272/08. Berlin: 4394s — VII 88/09. 
Nürnberg: 4161 — VII 388/08. Kiel: 49936 

1303/08. Hamburg: 4320 — IV 549/08. Ham⸗ 
burg: 392» — IV 494,08. Berlin: 4110 
— IV 144/09. München: 4151 — y 32508. 


— 


— 


Cöln: 4202s — VII 321/08. Cöln: 388“ 
II 543/08. Breslau: 413 — III 342/08. Kiel: 
4120 
1288/08. Frankfurt: 41972 — 1275/08. Berlin: 
431) — 1 464/08. Hamm: 46750 


V 348/08. Naumburg: 43740 
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24. 


9. 


10. 


11. 


12. 
14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


22. 


26. 


Mai: 


Juni: 


II 584/08. Karlsruhe: 
Cöln: 4344? — VI 393/08. 

VII 430/08. Hamm: 4374 

IV 557/08. Cöln: 4113 — IV 424/08. Breslau: 
4171% — VI 243/08. Berlin: 470% 

III 381/08. Naumburg: 42450 — VII 484/08. 
Hamburg: 42223 — VII 338/08. Poſen: 471 

IV 391/08. Hamburg: 4112 — VII 482/08. 
Königsberg: 45813 

1 297/08. Berlin: 4640 — V 106/09. Naum⸗ 


431° — III 523/08. 
Cöln: 42935 


burg: 41615 
1329/08. Hamburg: 4547 — 1287/08. Hamburg: 
46737 — IV 654/08. Hamm: 4177 — 


VI 287/08. Hamburg: 4101 

I 112/09. Celle: 4683 — 1 39/09. Berlin: 
5070 — V 499/08. Düſſeldorf: 41612 — 
V 578/08. Poſen: 45611 

VI 291/08. Naumburg: 41516 — VI 309/08. 
Breslau: 41511 — VI 302/08. Stuttgart: 
41925 

II 598/08. Roſtock: 456° — II 571/08. Frankfurt: 
45712 — III 370/08. Berlin: 41821 — 
VII 316/08. Hamm: 41820 — VII 438/08. 
Celle: 42128 — VII 473/08. Berlin: 4744 

V 451/08. Hamburg: 4601 

IV 533/08. Cöln: 46321 — VI 356/08. Hamm: 
453° — VI 503/08. Hamm: 471% 

II 611/08. Kiel: 4523 — IV 419/08. Düſſeldorf: 
5084 — VII 399/08. Berlin: 47952 

I 189/09. Cöln: 46016 — I 318/08. Celle: 
50232 — V 393/08. Naumburg: 46320 — 
V 473/08. Poſen: 475“ 

IV 617/08. Hamm: 461 — IV 576/08. Hamburg: 
464° — VI 544/08. Hamm: 477 — 
VI 549/08. Celle: 47750 

III 283/08. Poſen: 4192, — III 380/08. Düſſel⸗ 
dorf: 461 — VII 383/08. Colmar: 47315 

II 622/08. Düſſeldorf: 4560 — II 701/08. 
Düſſeldorf: 46758 — III 398/08. Naumburg: 
464 26 — III 415/08. Düſſeldorf: 46551 — 
VII 347/08. Berlin: 472“ 

I 216/09. Berlin: 49822 — I 106/08. Berlin: 
506?° — V 484/08. Breslau: 455° 

IV 657/08. Karlsruhe: 4491 — IV 233/09. 
Colmar: 4663“ 

II 665/08. München: 46552 — III 454/08. Kiel: 
4535 — III 337/08. Düſſeldorf: 465°? — 
III 433/08. Naumburg: 4961 — VII 431/08. 
Naumburg: 452“ — VII 137/09. Poſen: 
46222 — VII 395/08. Berlin: 463 — 
VII 436/08. Berlin: 509“ 

y 497/08. Berlin: 4642 — V 453/08. Kiel: 
483° 

IV 551/08. Stettin: 47881 — VI 329/08. 
Naumburg: 495% — VI 422/08. Marien: 
werder: 499 s — VII 407/08. Colmar: 


468 


29. 


17. 


18. 


30. 


Juni: 


Juli: 


II 638/08. Hamburg: 460 — II 639/08. Cöln: 
49211 — II 724/08. Hamm: 49721 — 
III 438/08. Darmſtadt: 451° 

V 400/08. Jena: 509“ 

IV 556/08. Braunſchweig: 46121 — IV 660/08. 
Cöln: 49315 — VI 342/08. Naumburg: 
4831 — VI 301,08. Augsburg: 49417 — 
VI 143/09. Naumburg: 50558 — VII 300/08: 
Düſſeldorf: 4591 

VII 267/09 Hamm: 4855 — VII 500/08. Stutt⸗ 
gart: 500 2s — VII 480/08. Naumburg: 504° 

V 395/08. Marienwerder: 4632? — V 106/09. 
München: 476*° 

IV 586/08. Berlin: 461 1s — IV 589/08. Naum⸗ 
burg: 4972° — VI 471/08. Karlsruhe: 489 
— VI 471/08. Karlsruhe: 50537 

II 669/08. Hamburg: 486° — II 105/09. Ham⸗ 
burg: 5094? — VII 85/09. Dresden: 466°° 
— VI 517/08. Poſen: 4877 — VII 498/08. 
Berlin: 489 10 

I 385/08. Poſen: 50230 — I 366/08. Roſtock: 
50332 — V 426/08. Kiel: 4875 


VI 366/08. Berlin: 4992 — VI 62/09. Berlin: 


499 ⁸ 

II 7/09. Cöln: 50125 — VII 493/08. Berlin: 
505 35 

1 261/09. Naumburg: 50433 — V 516/08. 


Dresden: 4843 — V 457/08: Celle: 485“ — 
V 43/08. Breslau: 49012 — VII 525/08. 
München: 49113 

1 383/08. Hamburg: 5002 — IV 60/09. Cöln: 
50067 

III 476/08. Celle: 50633 — V 508/08. Cöln: 
49316 

I 302/09. Ferienſenat des RG. Berlin: 6671 

IV 636/08. Celle: 654° — IV 620/08. Dresden: 


66112 — IV 574/08. Berlin: 66518 — 
VI 368/08. München: 6531 — VI 588/08. 
Hamburg: 6555 

II 704/08. Naumburg: 66822 — I 640/08. 
Cöln: 66924 — III 584/08. Naumburg: 


67127 — VII 566/08. Naumburg: 6589 — 
VII 570/08. Hamm: 66315 — VII 582/08. 


Hamm: 665 
I 189/08. Naumburg: 65686 — I 406/08. Berlin: 
66620 — I 422/08. Berlin: 6869 — 


I 422/08. Berlin: 70237 

VI 390/08. Hamm: 63313 — VI 172/09. Breslau: 
66314 — VI 349/08. Poſen: 6702 

III 425/08. Celle: 6542 — III 465/08. Cöln: 
6577 — III 468/08. Dresden: 6578 — 
VII 585/08. Hamm: 66722 | 

VI 511/08. Caſſel: 684“ 

VI 585/08. Berlin: 65910 — VI 417/08. Berlin: 
666 19 

V 558/08. Berlin: 655* — V 551/08. Poſen: 
66410 — V 559/08. Königsberg: 701385 


2. . 
28. 
29. 


30. 


1. Okt. 


II. 


12. 


14, 


I 614/08; 341 110 


IV 643/08. Karlsruhe: 66011 15. Okt.: 
U 156/09. Dresden: 670 26 
1421/08. Naumburg: 692%: — 1310/08. Naum⸗ 
burg: 6999“ — V 539/08. Berlin: 6842 16. = 
679/08. Marienwerder: 6811 — IV 621/08. 
Karlsruhe: 69018 — VI 50/09. Cöln: 68718 
— VI 278/08. Frankfurt: 6983? 18. 
III 627/08. Hamburg: 740 — VII 545/08. 19. 
Berlin: 6855 — VII 547/08 München: 
69631 — VII 533/08. Berlin: 73439 
I 454/09. Cöln: 692 2 — V 536/08. Stuttgart: 20. 
68815 — V 88/09. Berlin: 6912” — V 187/09. 
Breslau: 70186 21. 
IV 509/08. Berlin: 68917 — IV 669/08. Berlin: 
695 2° 
III 490/08. Berlin: 69222 — VII 567/08. Berlin: 22. 
69121 
1 420/08. Cöln: 74360 — V 535/08. Breslau: 
688 1 — V 108/09. Marienwerder: 6937 23. 
1132/09. Bamberg: 6832 — III 500/08. Darm: 
ſtadt: 6855 — III 30/09. Kiel: 6857 T— 25. 
VII 522/08. Hamm: 6955 — VII 164/09. 26. 
Berlin: 69732 — VII 602/07. Düſſeldorf: 70238 
V 60/09. Berlin: 731°° 
IV 633/08. Hamm: 6901% — VI 101/08. Düſſel⸗ 27. 
dorf: 6872 — VI 557/08. Berlin: 69325 
II 667/08. Düſſeldorf: 685° — III 561/08. 28. 
Konſulargericht Tientſin: 69425 — III 492/08. 29. 
Kiel: 7207 — VII 586/08. Breslau: 724“ 
— VII 382/09. Karlsruhe: 730% 3. Nov 
y 573/08. Berlin: 692% — V 101/09. Berlin: 4. = 
7323 
VI 399/08. Marienwerder: 6871! — VI 108/09. De & 
Düſſeldorf: 7247 — VI 310/08. Berlin: 
73336 — VI 108/09. Düſſeldorf: 735“ 8. 
Strafſachen. 
1908 23. Okt.: 
II 570/08: 33477 27. 
III 236/08: 340 101 
IV 699/08: 3358 — IV 496/08: 34211 30. 
IV 361/08: 2908 — IV 795/08: 331% 2. Nov. 
II 479/08: 341112 3. 
I 590/08: 299 — IV 556/08: 34019 5. 
II 548/08: 341 105 6. 
IV 327/08: 338 96 19. ‚ 
III 533/08: 2962 3 
En 331% — V 455/08: 33274 19. 
17 1 29215 20. 
1 7 5 294% — II 707/08: 335% — II 913/08: 
159 24. 
11 a = III 549/08: 29145 — : 
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II 668/08. nn 715% —- II 717/08. Hamburg: 
73356 — III 569/08. Marienwerder: 721° 
— VI 578/08. Colmar: 686 

I 476/08. Stettin: 738 — B V 152/09. 
Dresden: 68916 — V 548/08. Stettin: 
12570 

VI 348/08. Hamburg: 735°° 

II 662/08. Düſſeldorf: 716° — III 512/08. 
Breslau: 741 — VII 541/08. Naumburg: 
719° — VII 595/08. Bamberg: 72211 

I 446/08. Breslau: 721160 — V 563/08. Celle: 
742% 

III 505/08. Hamm: 72212 — IV 680/08. 
Düſſeldorf: 7354 — IV 5/09. Hamburg: 
736% — VI 486/08. Hamm: 725? 

III 526/08. Marienwerder: 727% — III 17/09. 
Düſſeldorf: 73151 — III 532/08. Berlin: 
73845 — VII 553/08. Naumburg: 728 

V 534/08. Berlin: 7151 — V 569/08. Berlin: 


726 

VI 119/09. Cöln: 7302 

II 722/08. Hamburg: 734% — VI 547/08. 
Augsburg: 7192 — VI 580/09. Berlin: 
72316 


y 591/08. Königsberg: 718 — V 498/08. Cöln: 
72721 — V 7/09. Poſen: 7394 

IV 173/09. Berlin: 73233 

II 661/08. Düſſeldorf: 7223 — II 79/i09. 
München: 72927 — II 663/08. Cöln: 74451 

V 81/09. Berlin: 721° 


IV 670/08. Dresden: 729% — VI 175/09. 
Hamm: 736“ 

III 538/08. Düſſeldorf: 72311 — VII 45/09. 
Kiel: 73233 


VI 513/08. Jena: 7251 


V 553/08: 291 

II 449/08: 336% — III 513/08: 
IV 578/08: 342177 

II 846/08: 298°° 


3387 — 


: III 623/08: 298°° 


IV 709/08: 341107 — V 824/08: 333°° 
I 784/08: 3357 — III 637/08: 298% 
V 568/08: 332°? 

III 544/08: 29811 — III 500/08: 301° 
II 688/08: 296°° 

I 765/08: 2932 


II 715/08: 3005 — IV 674/08: 331» — 
V 685/08: 299*° 

IV 900/08: 291°? 

1 659/08: 344121 

II 840/08: 293% — II 73908: 34]! 


V 732/08: 300° 


40 


30. 


29. 


Nov.: 


III 714/08: 343117 


II 921/08: 296312 — II 687/08: 342113 — V 750/08: 


1. März: 


III 1129/08: 3018 — III 1133/08: 33170 — 
III 98/09: 340101b 

IV 39/09: 2911 — IV 411/09: 330% 

V 121/09: 336% 

III 1073/08: 290° 

y 93/09: 336% 

III 996/08: 301 5% 

V 273/09: 337% 

I 159/09: 29220 — I 149/09: 2952 

V 107/09: 2896 

I 67/09: 343 1 — I 154/09: 514° 

V 11/09: 337° 

I 122/09: 294% 

I 277/09: 330% 

I 1006/09: 528°" 

IV 228/09: 52336 — V 218/09: 526% 

III 107/09: 5137 — III 82/09: 529% 

I 255/09: 519% — I 237/09: 532468 

IV 277/09: 516% 

I 334/09: 5112 

II 436/09: 5181 — V 409/09: 519% 

I 311/09: 52152 — III 126/09: 5101 

IV 292/09: 52086 — V 73/09: 523233 

IV 290/09: 51158 

I 225/09: 51410 

II 254/09: 5172 — II 294/09: 520% — 
IV 335/09: 5202 — IV 189/09: 533 4b — 
V 325/09: 5171 

278/09: 52537 

IV 355/09: 531% — 465/09: 52120 

IV 302/09: 512% 

V 287/09: 5125 

III 253/09: 5152 — III 1051/09: 519% 

1 302/09: 51518 Ä 

III 209/09: 52438 

y 369/09: 5166 — V 359,09: 530% 

I 219/09: 526° — III 158/09: 52130 

IV 413/09: 51616 — V 1240/09: 51921 

IV 510/09: 52132 — V 594/09: 519% 

V 597/09: 5233. 

IV 481/09: 511° 

V 645/09: 511% 

III 389/09: 5202 

IV 486/09: 5151 — IV 436/09: 52840 — 
V 655/09: 53446 

I 414/09: 513° 


33530 — V 468/08: 3411% 2. 
III 739/08: 289“! — III 801/08: 29321 — 5. 
III 810/08: 3358 ll. = 
III 692/08: 2891 — 713/08: 299 16. 
IV 841/08: 29217 — IV 847/08: 330% 18. 
III 1026/08: 29112 — III 745/08: 296? — 19. = 
III 779/08: 33586 25. 
II 844/08: 29526 — IV 889/08: 2968 30. = 
III 367/08: 337% 1. April: 
IV 886/08: 2892 — IV 850/08: 33585 2. = 
III 568/08: 298% — III 707/08: 301% — 3. 
III 613/08: 342115 19. = 
I 716/08: 2893 — I 716/08: 336°. 26. = 
V 705/08: 33998 27. = 
V 786/08: 340 100 29. = 
II 965/08: 341108 1. Mai: 
4. 
1909 h 
.: III 856/08: 33061 10. 8 
II 861/08: 3411 — IV 969/08: 29526 — ll. = 
IV 972/08: 3401% 14. 
1 949/08: 29428. — 1 600/08: 3035 — 1674/8: 17. 
33805 18. 
V 863/08: 340104 
V 905/08: 29631 
II 950/08: 2973: — IV 1063/08: 3441% 24. 
I 1000/08: 336% — III 927/08: 29216 — 26. 
III 951/08: 303 00 28. 
IV 989/08: 2984 4. Juni: 
1 981/08: 331 6% 7. 
IV 897/08: 340% 10. 
I 881/08: 3015s — III 938/08: 2982 — 17. 
III 969/08: 30052 — III 15/09: 33271 18. 
IV 1059/08: 300 5⁰ 21. 
: 1051/08: 290° 22. = 
V 931/08: 30186 25. =: 
I 895/08: 297°5 29. = 
I 758/08: 3431 — III 963/08: 33578 — 2. Juli: 
III 1017/08: 343118 6. = 
V 712/08: 333° 8 : 
25/09: 289° 9. 
II 1107,08: 29786 
III 1061/08: 332°? 24. 
u —— 


A Aoeſer Yugdruderer, Berlin S., Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


oa. 


Zivilregiſter 


Rechtsverhältnis zwiſchen Abſonderungs⸗ und Ausſonderungs⸗ 
berechtigten 424 30 
Anfechtung im K. ſ. d. 
Konkurseröffnung 
Entkräſtung der vom Gemeinſchuldner abgegebenen Löſchungs— 
bewilligung durch die K. 3651“ 
Wirkung der K. auf die vom Gemeinſchuldner erteilte Ver: 
kaufskommiſſion 3665 
Konkursverfahren 
Aufnahme des Verfahrens, Faſſung des Aufnahmeſchriftſatzes 
22 18 
Koſtenentſcheidung 
Rechtsmittel gegen die K. 66314 
Koſtenverteilung 
K. bei Obſieg gegen den einen, Unterliegen gegen den 
andern Prozeßgegner von Landrichter Freymuth, Konitz 
153 
Kraftfahrzeuge 
Beſprechung des Geſetzentwurfes von RA. Dr. Lübbert, 
Hamburg 125 
Kunſtſchutz 
Urheberrecht p 74250 
Landwirtſchaftskammer 
Rectswege wegen Unterlaſſung von Bekanntmachungen der 
L. 398° 
Lebensverſicherung 
L. zugunſten Dritter 45813 
Verpfändung 459 w ſ. auch Verſicherungsvertrag 
Lehrer 
Sind die L. Kommunalbeamte? 2062s 
Dienſteinkommen der Volksſchullehrer 439 
Leibgedinge 
Mühörung der Haftung durch Veräußerung des belaſteten 
Grundſtücks 14019 
Leiſtungsklage 
Verbindung der L. mit der Feſtſtellungsklage 14021 
Stellung des Betrages ins richterliche Ermeſſen 1951 
Klage auf künftige Leiſtung 39310 663 13 15 
Letztwillige Verfügung 
Abänderung. Widerruf 2016 4491 
Form. Mitwirkende Perſonen 2015 
u snfeitiget Rechtsverantwortung 5218 
uslegung 11413 
= V durch Ehevertrag 22010 647 
Anfechtung 2462 


Teſt ü inſchaftli 
ſtamente gütergemeinſchaftlicher Ehegatten von RA. Wäntig, 


8 5 
g f wegen = ne eg (Still⸗ 
— . gen) 461 
Sieg et (hein für L. DRG. 304 
weeraeg fa. IR. Dr. Linckelmann, Hannover 8 
aeg in Mieträumen; Rückgriff des ſcaden 
Minderung den Mieters 106⸗ | 


es Mietzinſes 161? 
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Schadenerſatzpflicht des Mieters, der die Mietſache nicht 
zurückgeben kann, von Privatdozent Dr. H. Reichel, 
Leipzig 183 
Eintritt des Erſtehers in Pacht und Miete 506° 
Rückforderung des vorausbezahlten Mietzinſes bei Nichtgewähr 
des Gebrauchs 6572 
Vermieterpfandrecht (Gültigkeit der Pfändung, wenn zur Be: 
friedigung des Vermieters genug zurückbleibt) 6573 
Eintritt eines neuen Mieters oder Untermiete? 6855 
Miterbe 

Verfügung des M. über feinen Anteil 20" 
Mutung ſ. Bergbau 
Nachbarrecht 

Einwirkungen ſ. d. 

Abhaltung des Windes von einer Windmühle durch Anlage 
auf einem Nachbargrundſtücke 161.0 174% 

Verhältnis zwiſchen getrennten Grundſtücksteilen 725 

Nacherbſchaft 

Unzuläſſige Anwendung neueren Rechts 1581 

Widerſpruch des Nacherben gegen Verfügung des Vorerben 
über eine Hypothek 22011 

Nachlaßregnlierung 

Zuſtändigkeit deutſcher Gerichte für ruſſiſche Hinterlaſſen— 

ſchaften 4491 
Namensrecht 

Anwendung namensrechtlicher Beſtimmung auf das Wappen⸗ 
recht 4113 

Gebrauch des falſchen Vornamens 4685 

Standesamtliche Berichtigung 736° 

Nebenintervention 

Wirkung der Entſcheidungsgründe des Vorprozeſſes gegen den 

Nebenintervenienten 106 


Nichtigkeit 
Anerkenntnisurteil aus einem nichtigen Rechtsgeſchäſt 
1312 


Rechtskräftige Feſtſtellung der N. gegen einen von mehreren 
Mitkontrahenten 4192 
Feſtſtellungsklage wegen N. des Vertrages 66416 
Grund⸗ und Erfüllungsgeſchäft 45“ 55° 2682 6551 
6844 7153 
Nießbrauch 
Unterſchied des N. von der elterlichen Nutznießung 14531 
Befriedigungsrecht der Gläubiger aus S 1086 ff. BGB. 
(öffentlicher Glaube) 220° 
N. am ganzen Vermögen zugunſten der Gläubiger 72521 
Pflichten des Nießbrauchers 72622 
Notar | 
Haftung wegen Formmangels 11“ (unvollſtändige Vertrags: 
aufnahme) 
Gebühr für Kaufvertrag und Auflaſſung. 
Novation ſ. Schuldumwandlung 


IR. Skopnik 38 


Offenbarungseid 

O. für rückſtändige Umlagebeiträge (RA. Dr. Hilſe, 
Berlin) 188 

Pacht 


Eintritt des Erſtehers in P. und Miete 506 ** 
P. eines Steinbruchs 4512 
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Pachtvertrag 
Pfandrecht des Verpächters. 
§ 560 BGB. 4240 
Parlamentswahlen 
Beweiserhebung über Gültigkeit von P. von Liedtke, Kirch⸗ 
hain 40 
Partei 
Anordnung des perſönlichen Erſcheinens vor einem erſuchten 
Richter 217 
Parteifähigkeit 
P. eines preußiſchen Gymnaſiums 1400 
Auflöſung der Handelsgeſellſchaft während des Prozeſſes 
69222 
Patent und Gebrauchsmuſter 
Klage aus S 823 flg. wegen Verletzung gewerblichen Schub: 
rechtes 13612 
Zur Parteivertretung und Zuſtändigkeit in gewerblichen 
Rechtsſchutzſachen. Bericht über den Stettiner Kongreß 
von IR. Wertheimer 639 
Patentverletzung 
Guter Glaube. Grobe Fahrläſſigkeit 114˙ 
Ausſetzung des Streites über P. bis zur Erledigung des 
Zurücknahmeverfahrens 1941? 
Pflicht zur Rechnungslegung bei grobfahrläſſiger P. 
22886 | 
Penſion ſ. Ruhegehalt 
Pfändbarkeit 
P. der Baugeldforderung (Dr. Breit und Kiefe) 349 382 
403. (RA. Dr. Hagelberg) 446 
P. des Haftpflichtverſicherungsanſpruchs des Schadenserſatz⸗ 
pflichtigen 20123 
P. einer Firma, eines ganzen Geſchäfts 2022“ 
Pfandrecht 
P. des Verpächters und Vermieters ſ. Pacht und Miete 
Übertragung des fiskaliſchen Zollpfandrechts 28120 
P. des Bankiers 4746 
Lex commissoria 7198 
Pfändung 
P. der Eigentümergrundſchuld des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ſchuldners vor und nach dem Zuſchlage 167 
Pfändungsankündigung 
P. vor Erteilung der vollſtreckbaren Urkunde 420 25 
Pferderennen 
Rechtsanſpruch auf Zulaſſung zum Rennplatz 32722 
Pflichtanwalt |. Rechtsanwalt⸗Armenrecht 
Rechtsſtellung des P. in Fällen der 88 668 und 686 ZBO. 
Von IR. Mankiewicz 402 
Verhandlungen des Roſtocker Anwaltstags 545 ff. 
Pflichtteilsrecht 
Verjährung (Kenntniserlangung) 22112 
Poſtbeförderung 
Zuſtandekommen des Poſtbeförderungsvertrags (poſtordnungs⸗ 
widrige Einlieferung) 171 
Poſtſcheck | 
Einziehung der Gerichtskoſten durch P. Von NA. Werner, 
Mageburg 409 
Prorogation ſ. Gerichtsſtand 


Erlöſchen desſelben nach 


Proviſionsagent | 
Anspruch des P. auf Erteilung eines Buchauszugs. Von 
Amtsrichter Hoevelmann, Dortmund 97 
Prozeſſe 
Zunahme der P. von JR. Zelter, Stettin 709, Ob JR. Mittaſch 
auf dem Anwaltstage 752 
Prozeßfähigkeit 
Statutenkolliſion (Vormundſchaft) 19319 
Prozeßkoſten 
Verurteilung von Streitgenoſſen in die P. Von Landgerichts⸗ 
präſident Sohm, Güſtrow 265 
P. des Scheidungsverſahrens nach vorgängiger Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft. Von RA. Hochſchild, Colmar 384 
Prozeßreform ſ. Juſtizreform 
Rayonbeſchränkung 
Entſchädigung für R. 471“ 
Rechnungslegung 
Pflicht zur R. bei grobfahrläſſiger Patentverletzung 228 0 
Rechtsfähigkeit 
R. der Schweizer Hypothekenbank. IR. Dr. Erich Meyer, 
Frankfurt a. M. 30 
Vertretung einer Sparkaſſe im Wechſelverkehr 19815 
R. eines Gymnaſiums 4775 
Rechtshängigkeit 
R. des Anſpruchs auf Herausgabe des Eheguts 51 
Rechtshilfe 
R. in Vormundſchaftsſachen 4663“ 
Rechtshilfe ſachen 
Zuſtändigkeit der Oberlandesgerichte bei Beſchwerden in R. gegen: 
über nichtgerichtlichen Behörden, von RA. Liedtke, Kirchhain 407 
Rechtskraft 
R. der Klagabweiſung wegen Schadenserſatzes gegenüber der 
Ausgleichungsklage des verurteilten Mitſchuldigen 181? 
R. der Entſcheidungen in Grundbuchſachen 14328 
Wirkung des Anerkenntnisurteils gegen den Dritten, der ſich 
auf die Nichtigkeit des den Klaggrund bildenden Rechts⸗ 
geſchäfts bezieht 1312 
Iſt die Verwaltungsbehörde an den Richterſpruch über das 
Beſtehen einer Realgerechtigkeit gebunden 22977 
Anderung eines rechtskräftigen Urteils wegen eingetretener 
Veränderungen 19415 
R. oberlandesgerichtlicher Urteile 247? 
R. der Beſtallung eines Schiedsrichters 39616 
R. des Urteils gegen den Hauptſchuldner im Verhältnis zum 
Bürgen 41823 
R. des Urteils gegen einen Mitbeklagten. R. des Urteils 
wegen Nichtigkeit des Vertrages 4192 
R. der abgewieſenen negativen Feſtſtellungsklage 6832 
Keine R. ſtandesamtlicher Berichtigungen 736 “8 
Rechtſprechung 
R. des Reichsgerichts von Kuhlenbeck 649 
Rechtsweg 
Schiedsgerichtsklauſel in Normen des öffentlichen Rechts. 
(Satzungen die durch Königliche Verordnungen beftätigt 
find) 11715 
R. gegen Anordnungen der Wegepolizei 115 
R. gegen Beſchlüſſe einer Zwangsinnung 143 
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R in Yagdftreitigkeiten 17477 | 
R. der Reichsbeamten gegen den Defektenbeſchluß 231% 
Wildſchadengeſetz S 14 237 
R wegen Abwehr poſtbehördlicher zur Wahrung des Poſt⸗ 
monopols beſtimmter Maßnahmen 252° 
Beitragspflicht zu Fortbildungsſchulen 39822 
R. wegen Unterlaſſung von Bekanntmachungen der Land⸗ 
wirtſchaftskammern 39883 | 
Klage eines Studenten auf Zulaſſung zur Prüfung 42227 
Berückſichtigung der Diſziplinarentſcheidung im ordentlichen 
Verfahren über Dienftbezüge der Richter 46535 
Privatrechtliche Natur öffentlich⸗ rechtlicher Dienſtverrichtung 
654° 
Inhalt des Anſpruchs, Form der Klage 6912“ 
Aufführungsverbot 73535 
Gemeindeabgaben im Zwangsverſteigerungsverfahren 739° 
Realgerechtigkeit 
I die Verwaltungsbehörde an den Richterſpruch über das 
Beſtehen einer R. gebunden? 22927 
Reallaſt 
Aufgabe des Eigentums 14015 
Realſchankberechtigung 
Unterbliebener Eintrag im Grundbuch 475 
Reederei 
Vertretungsbefugnis des Korreſpondentreeders gegenüber den 
Mitreedern 36513 
Reichsbeamte 
Rechtsweg gegen den Defektenbeſchluß 231 
Reichs ſinanzreform 
Verpflichtung des Käufers zur Tragung der Steuer, von 
Gerichtsaſſeſſor Warſchauer, Kattowitz 448 
Reichsgericht |. a. Rechtſprechung 
Entlaftung des R., von IR. Syring 676 
Entlaftung des R., von IR. Dr. Jungk 679 
Abdruck aus der Kölniſchen Zeitung 711 
Verhandlungen des Anwaltstages 755 
Reiſekoſten 
Umpugätoften der Offiziere 28221 
Reſtitutionsklage A 
9 der R., Vorſchlag ihrer Zulaſſung bei Wieder⸗ 
22 95 eG im Prozeſſe unerreichbar geweſenen Zeugen, 
a ahn, Sinsheim) 187 
, Gandelsbücher) 46930 
1 Rechtsnormen 
. Landrecht. OLG. Cöln 31921 


Mangelhafte Urteilsgründe 5310 
chuzgebiete 613 


gabe der Anwal ; 
m lung der R. arg mern beim Reichsgericht zur Ge⸗ 
Unzuläffigteit der 


ansbegrü Anderung des R. 31922 


Bezugnahm 3 
gerechte 3 die während Unterbrechung des Verfahrens 

darch: auf Sgunftabeſeſab 167 
worin ein Pro chriftſätze ſtatt Angabe der Tatſachen 
beßverſtoß gefunden wird 465 5 
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Reviſionseinlegung 
Ungültigkeit der R., weil die zugeſtellte Urteilsabſchrift nicht 
vom prozeß bevollmächtigten Anwalt der Berufungsinſtanz 
beglaubigt iſt 72° 
Reviſionsgrund 
Unzuläſſige Ablehnung eines Beweisantrags 137 
Unterbliebene Erörterungen richterlichen Eides 1951 
Nichterſchöpfung aller Umſtände bei Ausübung freien Er⸗ 
meſſens 19413 
Abweiſung eines Ausſetzungsantrags, gegen die ſofortige 
Beſchwerde hätte angebracht werden können 270° 
Unterlaſſene Ausſetzung des Scheidungsprozeſſes 28019 
Mangelnde Gründe (eben noch ausreichende Begründung) 5005 
Reviſionsinſtanz 
Antrag auf Rückzahlung des zur Abwendung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung Geleiſteten in der R. 1425 
Nachprüfung von Verſicherungsbedingungen in der R. 169 d 2 
Beſchränkung auf den Eventualantrag in der R. 280 
Reviſionsſchrift 
Mangelhafte Bezeichnung der Parteirolle 54“ 
Reviſions ſumme 
Rückerſtattungsanſpruch 2322 
Berechnung der R. bei verbundenen Klagen 7713 
Kolliſion der 88 7, 546 ZPO. 319% 
Grunddienſtbarkeit 395 
Bewertung des Intereſſes der freien Verfügung über die 
Arbeitskraft 499 26 
Zinſen als Nebenforderung 691° 
Zuſammenrechnung der Klage und Widerklage 727° 
Gleichzeitige Anfechtung mehrerer Pfändungen 730? 
Reviſionsverbände 
Zur Haftung der R., von Amtsrichter Citron⸗Reckling⸗ 
hauſen 644 
Richter | 
Beibehaltung der früheren Beſetzung im neuen Geſchäftsjahr 
32225 
Berückſichtigung der Diſziplinarentſcheidung im odentlichen 
Verfahren über Dienſtbezüge der Richter 4655 
R. und Rechtsanwälte, von Neumann 675 
Richterbund, Richtervereine 
Neumann, zum Jahreswechſel 1 
Ruhegehalt 
Verſtümmelungszulage der Offiziere 28° 
R. der Reichsbeamten (Kriegsteilnehmer) 371° 
R. der Zahlmeiſteraſpiranten 73838 
Ruhegehaltskaſſe 
Beitrittseinladung 1 
Erklärung Weißlers 421 
Wie verſichert man ſich am beſten, von Weißler 261 
R., von Kolſen 349 
Auszahlung des Gründungskapitals 378 
Beſetzung des Vorſtandes 626 
Zur Betriebseröffnung der R., von Weißler 626 
Rückforderung ſ. Bereicherung 2748 
Rücktritt vom Vertrage 
R. bei teilweiſer Unmöglichkeit 71“ 
R. von einem Teil des Vertrages 191“ 
2* 
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Übertragung der Verantwortung auf einen ſelbſtändigen as 
Unternehmer 276'? 


Unmöglichkeit der Rückgewähr 456 '' 
Vertragsauflöſung durch Richterſpruch nach franzoſiſchem 


Recht 28838 


Sachverſtändige 
Streit zwiſchen Prozeßgericht und erſuchtem Richter über 


Vernehmung eines S. 220 


Haftung des Geſchäftsherrn für Wettbewerbsverſtöße des 
Angeſtellten nach dem Entwurf. Von OLGR. 
Dr. Lobe 177 

Mitwirkendes Verſchulden eines Gehilfen des Beſchädigten. 


—U— 
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Gutachten auf Grund unbewieſener Tatſachen 692° Von RA. Dr. Przibilla 179 
S. ſ. a. Zeugen Haftung des Mannes für die Frau 4151 5 
Schadenerſatz 5. Anſprüche Dritter za 
1. Rechtsgrund des S. Gefährliche Anlage von Mieträumen. Rückgriff des rt 
Arreſt (Bergſchaden), Tierſchaden ſ. d. ſchadenerſatzpflichtigen Mieters 106“ * 
Haftung des Notars 111 Anſprüche Derjenigen, die dem Verletzten unterhalts⸗ zu 
Haftung des Gerichtsvollziehers 147 pflichtig find 1375 1 
Automobilſchaden (Beſprechung des Geſetzentwurfs) 125 Anſpruch des Mannes wegen Verletzung der Frau SEN 
Anſprüche aus § 823 u. 831 BGB. bei Verletzung 31616 4831 ext 
gewerblicher Schutzrechte 13612 Anſprüche deſſen, dem der Verletzte Unterhalt ſchuldet — 
Streupflicht bei Glatteis (Kirchengemeinde) 135° 2185 3141? 66011 687ʃ1¹ = 
Haftung 275 6. Bemeſſung des ©. a 
Verſtoß gegen Schutzgeſetze 1348 135° 161“ 313% Compensatio lucri cum damno 46° 4911 4547 455° 1 
Empfehlung 360“ Rente: Ä ia: 
Ausſperrung eines Arbeiters durch einen Arbeitgeber: 274 (Abnehmende Rente) f E 
verband 3917 19414 (Herabſetzung rechtskräftig zuerkannter Rente) Add 
Treppenbeleuchtung 41511 137 (Kapitalabfindung) | en 
Anſpruch des Hypothekengläubigers gegen den Aus⸗ 14133 66517 686 (Altersgrenze) 2 
ſchlachter des Pfandgrundſtücks 41615 49518 (Berufs wechſel) WI 
Haftung des Mieters neben dem Hausbeſitzer 49315 Schädigung durch den Schadenprozeß (RA. Kaiſer) 33 an 
Zivilrechtliche Anſprüche aus militärdienſtlichen Maß⸗ Mittelbarer und unmittelbarer Schaden. (Unverwend⸗ 5 
nahmen 6542 barkeit der Reſte eines abgebrannten Gebäudes zum 
culpa in contrahendo 6843 Aufbau infolge polizeilicher Vorſchrift) 132“ 740 en 
Haftung bei öffentlihen Fähren 721° Naturalerſatz 4547 4558 an 
Anſpruch des geſchiedenen Ehemanns gegen den Che: Ungewißheit zukünftigen Schadens 66313 a | 
brecher 72316 — 8 852 BGB. 72418 19 Prozeſſuale Behandlung u 
Verſehen des Gemeindevorſtehers bei einer Teſtaments⸗ Zwiſchenurteil ſ. d. 1 
errichtung 72723 S. neben Wandlung 1610 8 
Behördliche Maßnahmen 742 10 Beweislaſt 134° 13610 _ 
2. Verſchulden und Entſchuldigungen Nichterſchöpfung aller Unrſtände bei Ausübung freien Er 
Mitwirkendes Verſchulden 135 146 13613 4569 Ermeſſens 194 . \ 
Beiderſeitiges Verſchulden in Haftpflichtfällen 46% 477 Klagantrag auf S. nach richterlichem Ermeſſen ohne 155 
190! Angabe einer Ziffer 19516 1 
Betreten einer dunklen Treppe 105° Feſtſtellungsklage 392° "a 
Vertrauen auf den amtierenden Notar oder Richter 1903 Richterliches Ermeſſen 6922 = 
Unkenntnis von Polizeiverordnungen 27611 Schatz | 
Fahrläſſigkeit 3583 469 (Schlaftrunfenheit) 489 1 Eigentumserwerb am S. (Entdeckung) 1913 x 
Vägerbraud) Scheck N 
Handeln auf eigene Gefahr 4611 Poſtſcheck ſ. d. Stenmpelfreiheit des S. 4283“ N 
Dienſtliche Verpflichtung zur Mberfchreitung der Geleiſe Schenkung 
667°° Unentgeltlichkeit. S. an eine Stiftung mit der Auflage = 
Unbefugtes Betreten einer Gaſtwirtſchaft 72315 ſtiftungsmäßiger Verwendung 369 3972 = 
3. Urſächlicher Zuſammenhang 465 1361913 3129 3583 Schenkungsverſprechen 55 
3617 463° 468 % S. oder vollzogene Schenkung (Hingabe des Wechſelakzepts) 46016 8 
4. Haftung für Dritte Schiedsgericht 8 
Ausgleich unter mehreren Schuldigen, nachdem die Klage Schiedsſpruch trotz Ablehnung eines Schiedsrichters 552“ "x 
gegen einzelne rechtskräftig abgewieſen iſt 1812 Schiedsgerichtsklauſel in öffentlichen Rechtsnormen (Satzungen, 8 
Aufſichtspflicht 1358 65910 die durch Königliche Verordnungen beftätigt find) 11718 1 


Beteiligung (8 830 Abſ. 1 BGB.) 1361 68711 
Haftung für Angeſtellte, Sorgfalt bei der Auswahl 
277 3583 41613 6857 68712 


Vertragsmäßige Schiedsgerichte, denen nur die Feſtſtellung 
tatſächlicher Verhältniſſe übertragen iſt (Feſtſtellung der 
Höhe einer Entſchädigung) 19921 
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Einrede des Schiedsvertrags im Wechſelprozeß 27815 
Rechtskräftige Beſtellung des Schiedsrichters 396 16 
Anhörung der Parteien 421 26 
Verſtoß gegen die guten Sitten bei Beſtellung des Schieds⸗ 
rihterd. Verzicht auf Ablehnungsgründe 452 
Amtöniederlegung des Schiedsrichters 694k rs 
Zustellung des Schiedsſpruchs 7335.4 
Schiffsvercharterung 
S. 32276 46237 
Schiffszuſammenſtoß 
Beweislast für Verſchulden bei S. 79 10 
Schlußſchein 
Widerſpruchsloſe Annahme des S. 57 26 
Schriftform | 
Nachträgliche Anderung 160 
Schuldanerkenntnis 
S. auf Grund Abrechnung 3615 
Nächterwähnung einer Gegenforderung im S. 3891 
Schriftform 7195 
Achuldſchein 
Klage auf Herausgabe eines gegenſtandsloſen S. Beweis⸗ 
laſt 415 10 
Lchuldübernahme 
Übernahme eines ganzen Vermögens 11? 491" 
Kumulative S. 3893 45914 
Echuldumwandlung 
Enreden aus dem Grundgeſchäft gegen die in ein Darlehn 
verwandelte Schuld 4601 
Echulſachen 
Zur Rechtſprechung des Kammergerichts in S. von Amts⸗ 
richter Citron, Recklinghauſen 386 
Schutzgebiete 
Prorogation vom Gerichte des Schutzgebiets. Reviſion 613% 
Shutgejeg 
Lerlebräpoligeiliche Beſtimmungen 1343 1359 
Schdenzerſatzanſpruch gegen den Begünſtiger der unerlaubten 
Handlung 1615 
Schuldhafter Verſtoß 313 10 
Hamm ſ. Gewährleiſtung 
Ecwängerungsentſchädigung 
intigfeit, Ref. Koch, Lübeck 35 
Leerecht 
Chartervertrag 3226 462 a. 
errverſicherung 
Settüchtigkeit 7916 467 38 
ihädigung von Schiffsbeſtandteilen, die ſich während der 
„Reparatur am Lande befinden 5033: 
Kachwerſicherung 666 20 
eihernngsabtretung 
— der S. im Konkurſe 734 as 
City Br ſ. Hypothek 
Lorentermingefchärt 5932 
ee des Wenbbewerbsverbots 715 


ſwfändung unpfändb 
dato 109 npfändbarer Habe 1041 


treibung 3872 


S. des Vertrages über Bau eines Bordells 412 
S. überlanger Vertragsdauer 4127 
S. bei Beſtellung eines Schiedsrichters 452 
Verſprechen, eine Straftat nicht anzuzeigen 487 
Nichtigkeit der Vertragsſtrafe 488° 
Folgen der Nichtigkeit 6832 
Bereicherungsklage 7231 
Sparkaſſe 
Vertretung der S. im Wechſelverkehr 19819 
Haftung der Mitglieder des Kuratoriums einer ſtädtiſchen 
S. 67127 
Sparkaſſenbuch 
Klage auf Beſeitigung der Sperre der S. 413° 
Stadtgemeinde 
Vertretung der S. durch den Stadtbaumeiſter 691 
Beſchädigung durch unbefugtes Spiel mit öffentlich auf: 
geſtellten Kanonen 46110 
Verfaſſungsgemäß berufene Vertreter (Narkthalleninſpektor) 
682 
Statutenkolliſion 7152 
Stempelſtener 
Vertragsmäßige Haftung für die S. 96 
Reichsſtempel. Wechſelſtempel. Stempelfreiheit des Schecks. 
42834 
§ 7. Tarif 1, 2. Genußſcheine 27° 
Tarifnummer 7a. Abonnementfahrſcheinhefte 811° 
Ausgabe von Aktien (Wiederausgabe früher außer Kraft 
geſetzter alter Aktien) 20426 
Preußiſches Stempelgeſetz. 8 5. Stempelfreiheit der Gemeinden 
in Schulangelegenheiten 4387 
§S 27. Verjährung und deren Unterbrechung 372° 
Tarifnummer 4. Anſchaffungsgeſchäft 60 as 
Tarifſtelle 250. Fuſion zweier Aktiengeſellſchaften 32935 
509 4 
Tarifſtelle 32a. Unbewegliche Sachen in gleichgeachtetem 
Rechte (Beteiligungsanteil des Kohlenſyndikats) 238% 
Tarifſtelle 32 c. Stempelpflichtige Veräußerung eines Zeitungs⸗ 
unternehmens 174° 
Tarifſtelle 58 Ziff. 3. Teilſchuldverſchreibung 479 v2 
Tarifſtelle 73 Abſ. 2. Vollmacht eines Hausverwalters 4795: 
Steinbruch 
Pacht⸗ oder Kaufvertrag. Vertragsdauer 451? 
Stellvertreter 
Abweichung des Vertreterwillens vom Willen des Ver⸗ 
tretenden 14122 
Straßenanlieger 
Eintragung des Nutzungsrechts 6336 
Entſtehung des Dienſtbarkeits⸗ oder ähnlichen öffentlichen 
Rechtes der S. 8728 
Straßenunterhaltung 
Beginn der Pflicht zur Unterhaltung einer neu angelegten 
Straße 16158 
Streitgenoſſen 
Faſſung der Koſtenentſcheidung gegen S. von Landgerichts⸗ 
präſident Sohm in Güſtrow 265 
Student 
Klage eines S. auf Zulaſſung zur Prüfung 4227 
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Stundung 
S. auf unbeſtimmte Zeit 721° 
Teilungsplan 
Unanfechtbarkeit des T. infolge unterbliebenen Widerſpruchs 
1422 
Teilurteil 
Rechtskraft des T. 2572 
T. oder Zwiſchenurteil 7292 
Teſtamentsvollſtrecker 
Klagerecht 5218 
Klage des T. auf Entlaſtung 751 
Tierſchaden 
Kauſalzuſammenhang. Eigenes Verſchulden 136 13 
Verhalten eines unter Lenkung ſtehenden Pferdes 218° 
Auswahl des Tierhüters. RA. Kohn, Brandenburg 26 
Verletzung des Tierhalters durch das Tier infolge Verſchuldens 
eines Dritten 27714 
Auswahl des Tierhüters, von RA. Joſef in Freyburg i. Br. 
353 
Verletzung eines Angeſtellten des Tierhalters, deſſen Gehalt 
trotz verminderter Erwerbsfähigkeit fortgezahlt wird 392° 
uberbau 
Schutzloſigkeit des vom gemeinſchaftlichen Eigentümer vor⸗ 
genommenen U. nach Trennung des Eigentums 162, 745 
Aſſeſſor Waller, Berlin) 
übergangsbeſtimmungen 
Vertrag zugunſten Dritter 10 
Ehegüterrecht 44? 
Umzugskoſten 
U. der Offiziere 28221 
Uneheliche Kinder 
Zeugnis der Mutter im Alimentenprozeß U. K., von Gerichts⸗ 
aſſeſſor Dr. Strauß, Barmen 646 
Uberſetzung 
Urheberrecht an der U. 396 
Unfall 
Begriff des U. ſ. Verſicherungsvertrag 
Uufallverſicherung 
Dienſtordnung der Berufsgenoſſenſchaften 434“ 
Verhütungsvorſchrift der Berufsgenoſſenſchaft 6983 
Abzug der Invaliditätsrente 49 
Zuſammenwirken von Unfall mit Krankheit und Schwäche 57 
Schadenerſatzanſpruch wegen Verluſt der Unfallrente durch 
Verſäumung des Betriebsunternehmers. Verjährung und 
deren Unterbrechung 14433 
Übergang der Schadenerſatzforderung auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft 326° 
Haftung des Unternehmers wegen Verſtoß gegen die Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften 36717 
Nebenbetrieb der Landwirtſchaft (Jagd) 50537 
Rückgriff des Konkursverwalters 500? 
Uumöglichkeit 
Unterſchied der teilweiſen U. vom teilweiſen Verſchulden der 
U. 413° 
Unterbrechung des Verfahrens 
Bezugnahme auf die während der U. d. V. eingereichten 
Reviſionsbegründung im Aufnahmeſchriftſatz 167 


U. d. V. durch Konkurs⸗Feſtſetzung des Rechtsſtreites durch 
den Gemeinſchuldner 225 
Unterhaltspflicht | 
U. der Erben des ſchuldigen Ehegatten 1387 
Unterlaſſungsanſpruch 
U. als Ausfluß eines Auftragsanſpruchs. 
Pforzheim 9 
U. als Ergänzung des Leiſtungsanſpruchs. Von NA. 
Dr. Albert Holländer, Hamburg 93 
Unterlaſſungsklage 
U. auf Unterlaſſung ehebrecheriſchen Verkehrs 362“ 
Unterſuchungshaft 
Entſchädigung für U. (Stellvertreterkoſten. Geſchäftsrückgang) 
670 26 
Urheberrecht 
U. an Briefen 262“ 
U. des Überſetzers 39619 
Abbildungen eines Warenkatalogs 234° 
Internationales U. 43037 
Phonographen und Grammophone 436“ 
Komponiſt, Textdichter und Uberſetzer 5070 
Originalität trotz Nachahmung 506° 
Urteil 
Gründe 
Mangelhafte als Reviſionsgrund 582 
Mangel ordungsmäßigen Tatbeſtandes (Akten, Auszug 
ſtatt ſelbſtändiger Darſtellung, ungeeigneter Grundlage 
zum Reviſionsvortrag) 364“ 
Bezugnahme auf Entſcheidungsgründe eines in derſelben 
Sache erlaſſenen U. 46358 
Teilurteil, Zwiſchenurteil ſ. d. 
Vereinsſatzung 
Leitung der Hauptverſammlung durch ein anderes Mitglied 
entgegen der Vorſchrift der V., welche die Leitung dem 
Vorſtande überträgt 411“ 
Vereinsweſen 
Einſpruch der Verwaltungsbehörde OVG. 30 
Verlagsrecht 
Stempelpflichtige Veräußerung des V. 174 
Verjährung 
V. des Ausgleichungsanſpruchs unter den Schadenerſatz⸗ 
verpflichteten 1812 
Judikatszinſen 44! 
Unterbrechung der V. durch Einigungsverhandlung und Aus⸗ 
ſchlußfriſten nach dem Entwurf eines Kraftfahrgeſetzes 
125 
Unterbrechung der V. nach 8 59 GUNG. 1440 
V. der Stempelſteuer p 3722 
Pflichtteilrecht (Kenntniserlangung) 221 
V. einer Forderung gegen eine offene Handelsgeſellſchaft 
bei deren Auflöſung und Konkurseröffnung 226 
Werkvertrag 3895 
Beginn der V. (Kenntnis) 72419 19 
Verlobte 
Hinterliſt 4152 
Vermögen 
Übernahme eines V. (bedingte Verpflichtung) 11° 


RA. Böhm 


Zivilregiſter 15 


kerpfändung |. a. Pfändbarkeit 
V. eines Lebensverſicherungsanſpruchs 459 13 
Lerſetzung 
V. der Offiziere (Umzugskoſten) 28221 
Verſicherungsunternehmungen 
| Fuſion zweier V. 70238 
| Verſicherungsvertrag |. a. Verpfändung 
DPeappelverſicherung 2525 
Auslegung der Verſicherungsbedingungen 169 20 21 
Beweisführung (Inventur) 32428 
Verſchulden des Verſicherten, Beweislaſt 325 20 so 
Verwirkung des Anſpruchs durch briefliche ftatt telegraphiſche 
Anzeige 19820 
Ungehorſam des Verſicherten gegen ärztliche Anordnungen 22725 
Unfall Körperverletzung durch Verheben) 42733 46840 
Unfall (Erſtickung) 4857 


Verſchen des Agenten bei Ausfüllung des Antrags 504% 


Anzeigepflicht 695 0 


Recht auf V. zur Beantwortung richterlicher Fragen 193 1 
729 26 | 
| Verteilungöberfahren 
Abänderung des Teilungsplans 142% 
echt des Grundſtücksbeſitzers auf Deckung der Verwendungen 
70138 


Einrede der Rechtshängigkeit 73232 
Vertrag 


V. Mgunften Dritter 101 48513 
Beſtimmung der Gegenleiſtung durch richterliches Ermeſſen 15° 


Ungültigkeit des V. wegen Nichterreichung ſeines Haupt⸗ 


zwecks 668 23 
Vertrags ſchluß 
Verschulden beim V. 6843 
Vertrags ſtrafe 
dam die V. wegen Verletzung des Wettbewerbsverbot neben 
de Erfüllung gefordert werden? 2726 
Vernagsauflöſung 
u dunh Richterſpruch nach franzöſiſchem Recht 28828 
Aühtigkeit der V. wegen Sittenwidrigkeit 488° 
q agsurkunde | 
ermutung für bi ändigkei 3 
Deich 8 für die Vollſtändigkeit der V. 452 


Lertagsſchluß des Vertreters mit ſich ſelbſt (Wechſel⸗ 
begebung) 66721 
rungs vertrag 
Rectſprechung des Reichsgerichts über den V., insbeſondere 
Arreſt in die verwahrte Summe auf Antrag des Ver⸗ 
n wahrers, von Profeſſor Kuhlenbeck⸗Jena 649 
an ngöftreitberfahren 
!opeffunle Mängel des Verfahrens vor dem Kreisausſchuß 480 
ne. DIE. 648 


Niüglücte in V 10 
Ye" Bepufehung 456 


d. einer Urkunde 731 0 


mer Verfügung über den Verkehr eines Elternteils mit 
Kindern 73225 


Vollſtreckung N 
Anſpruch auf Rückgewähr des zur Abwendung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung Geleiſteten in der Reviſion 14225 
Vollſtreckungs urteil 
Vorbringung der Gegenſeitigkeit 27816 
Nachprüfung tatſächlicher Vorausſetzungen 73028 
Vormnundſchaftsrecht 
Statutenkolliſion 193 10 
Vormundſchaftsſache 
Rechtshilfe in V. 466° 
Wahlunkoſten 
Erſtattungsanſpruch des Kandidaten gegen den Wahlverein. 
Kuhlenbeck Rechtſprechung 121 
Wandergewerbeſchein 
W. für Lichtbildervorträge. OVG. 304 
Wandlung |. Gewährleiſtung 
Verbindung von W. und Schadenerſatz 16 10 
Gerichtsſtand für die Wandlungsklage beim Grundſtücks⸗ 
austauſch 16615 
Warenzeichen 
Unbeabſichtigte Warenzeichenverletzung 36813 
Ausſtattung 6692 
Wappenrecht 
Anwendung namensrechtlicher Beſtimmung auf das W. 
411° 
Waſſerrecht N 
Eisnutzung auf öffentlichen Gewäſſern, von Profeſſor Bornhak, 
Berlin 213 
Wechſel 
Ehrenzahlung 1141 2483 
Zeichnung des W. mit unvollſtändiger Firma. Akzept einer 
Handelsgeſellſchaft, auf deren Mitinhaber der W. gezogen iſt. 
Darf die Handelsgeſellſchaft, welche akzeptieren will, den 
Namen des bezogenen Inhabers durch den Zuſatz „u. Co.“ 
in ihre Firma verwandeln 16710 
Abtretung des Wechſelanſpruchs 32327 
Angabe doppelten Wohnſitzes des Wechſelſchuldners 50735 
Gültigkeit des Begebungsvertrages (Abſchluß des Vertreters 
mit ſich ſelbſt) 66721 
Wechſelprozefſz 
Einrede des Schiedsvertrags im W. 27815 
Wechſelſtempel |. Stempelſteuer 
Wechſelzeichnung 
W. einer Sparkaſſe 19819 
Falſcher Vorname 46830 
Wegebau 
Rechtsweg wegen polizeilicher Anordnungen für den W. 11514 
Werkvertrag 
Beginn der Verjährung 3895 
Wert 
Gemeiner W. OVG. 534 
Wettbewerb 
Tatſache oder Urteil (Bezeichnung als minderwertig) 17320 
Haftung des Geſchäftsherrn nach dem Geſetzentwurf, von 
OL GR. Dr. Lobe, Dresden 177 
Verwechſelungsmöglichkeit hinſichtlich der Firma trotz Ver⸗ 
ſchiedenheit der Warengattung 285 
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Herkunftsbezeichnuͤng oder Beſchaffenheitsangabe (Agyptiſche 
Zigaretten) 285 
Tatſache oder Urteil (Vorwurf der Patentverletzung) 367“ 
Sittenwidrigkeit des W. 3872 
Tatſache oder Urteil (Vorwurf unfairen Verhaltens) 670 
Wettbewerbsverbot 
Unterlaſſungsanſpruch gegen den vertragsbrüchigen Angeſtellten 
oder Geſellſchafter ohne ausdrückliches W. 93 
Anderung der Verhältniſſe nach Vertragsſchluß 71? 
Beteiligung (unentgeltliche Mitarbeit) 3871 
Kann die Vertragsſtrafe wegen Verletzung des W. neben der 
Erfüllung gefordert werden? 
Vertragsmäßiges W. zwiſchen amerikaniſchen Zahnärzten 215° 
Wiedereinſetzung 
Auftragserteilung an einen gelöſchten Anwalt 727 
Verweigerung des Armenrechts nach Ablauf der Rechts— 
mittelfriſt 727 
Verſchulden des Gerichtsvollziehers und Mitverſchulden des 
betreibenden Anwalts 315" 
Notwendigkeit ausdrücklicher Erklärung des ſchreibunfähigen 
Teſtators 31413 
Verſpätete Armenrechtserteilung 363° 
Verſpätete Einreichung des Armenrechtsgeſuchs 36310 
Verſpätung des Armenrechtsgeſuchs 417 
Unabwendbarer Zufall. Verſpätete Zuſtellung der Beſchwerde⸗ 
entſcheidung des Reichsgerichts, welche durch Beſeitigung 
eines Berichtigungsbeſchluſſes den bisher fehlenden Anlaß 
zur Reviſion gegeben hat 4622 
Verzögerte Einreichung des Armutszeugniſſes 69223 
Unterbliebene Beiordnung eines Armenanwalts 728° 
Wildſchaden | 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges ($ 14 des Geſetzes) 23738 
Willenserklärung 
Stillſchweigende W. (Schlußſcheinannahme) 5726 720° 
Zugehen der W. 719 
Windmühle 
Hemmung des Luftzugs durch Anlage auf dem Nachbar: 
grundſtück 16110 174 20 
Wirtſchaftliche Vereinigung 
Neumann, Zum Jahreswechſel 2 
Wucher N 
Notlage. Eid 45° 
Mißverhältnis 2152 
Lex commissoria 719% 
Zahnärzte 
Wettbewerbsverbot durch Vertrag zwiſchen amerikaniſchen 3. 
2153 
Zeitungsunternehmen 
3. als Gegenſtand eines ſtempelpflichtigen Veräußerungs— 
geſchäfts 17478 
ſ. auch Pfändbarkeit 
Zeugen und Sachverſtändige 
Muß der S. im voraus beeidigt werden? 7712 
Veeidigung bei Wegfall des Zeugnisverweigerungsrechts 319 
Abſetzung eines Geſchäftsführers zum Zwecke feiner Zeugen: 
vernehmung 464 
Z. über innere Tatſachen 464% 


Unbeeidigte Vernehmung der geſchiedenen Ehefrau einer Partei 
464” 
Zeugnis der unehelichen Mutter im Alimentenprozeß von 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Strauß, Barmen 646 
Zollpfandrecht 
Pfandrecht des Fiskus 281 
Zubehör ſ. Beſtandteil, Hypothek, Zwangsverſteigerung 
Zugeſtändnis 
Wann können Klagbehauptungen als Zugeſtändniſſe des 
Klägers behandelt werden? 463° 
Z. einer vom Gegner gar nicht behaupteten Tatſache 7298 
Zug um Zug 
Erfüllung Z. u. Z. bei Frachtgeſchäften mit mehrtägiger 
Ausladung 185 
Zurückbehaltungsrecht 
3. an einer durch unerlaubte Handlung erlangten Sache 
(Unterſcheidung der verſchiedenen Arten des Z.) 133° 
Z. der Ehefrau im Güterrechtsitreit (S8 273, 1391, 1392 
BGB.) 165 
Z. bei nichtigen Verträgen 715° 
Z. des Nießbrauchers 726° 
Zuſtändigkeit 
Schwängerungsentſchädigung. Referendar Koch, Lübeck 35 
Z. der Kaufmannsgerichte (Rechtsnachfolge, Bürgſchaft) 3681“ 
Klage auf Herausgabe einer ſtrafprozeſſualen Sicherheit 422 
Zuſtellung 
3. von Anwalt zu Anwalt an den Burcauvoriteber. 
Werner, Magdeburg 9 
Friſtwahrung durch das Geſuch um Zuſtellung im Auslande 
(Rückkehr ins Inland vor bewirkter Zuſtellung 2221 
Zwangsinuung 
Rechtsweg gegen Beſchlüſſe einer Z. 14322 
Zwangsvergleich 
Zahlung auf eine durch Z. getilgte Forderung 361° 
Zwangsverſteigerung ſ. a. Verteilungsverfahren 
Erwirbt der Erſteher den Bergſchadenanſpruch? 
Ludowieg, Halle 94 
Übergang des Entſchädigungsanſpruchs auf den Erſteher. Von 
RA. Dr. Grundmann, Eſſen 307 
Pfändung der Eigentümergrundſchuld des Zwangsvollſtreckungs— 
ſchuldners vor und nach dem Zuſchlage 167 
Einrede der Argliſt gegenüber der Geltendmachung eines der 
Verſteigerung entgegenſtehenden Rechts 144 
Zubehör 2515 2333 
Vertragsmäßige Forthaftung des Bürgen für den Erſteher 
286 25 
Beſchlagnahme des beweglichen Zubehörs kraft Eintrag des 
Verſteigerungsvermerks 23332 
Vertrag über den Eintritt in das Meiſtgebot. 
wegen Nichterfüllung 3582 
Eintritt des Erſtehers in Pacht und Miete 50633 
Umfang des verſteigerten Grundſtücks, Verwendungen 701 3% 
Verweigerung des Zuſchlags auf ein unangemeſſenes Gebot 
731¹ 
Zwangsvollſtreckung 
Haftung des Gerichtsvollziehers 147 
Z. zur Unterlaſſung (Strafandrohung im Urteil) 2422 
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Hülfskafle für dentſche Rechtsanwälte. 

Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Colmar i. Elſ., Stettin und Cöln haben der Kaffe aber- 
nals Beihilfen und zwar Colmar und Stettin je 1000 4 
md Cöln 2500 & gewährt. Den Kammern und ihren 
Infänden iſt für die reichen Beihilfen der aufrichtigſte 
dest ausgeſprochen worden. 


kuhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für dentſche Rechtsanwälte. 

Viele Kollegen ſind der Meinung, daß ſie bereits durch 

Ausfüllen und Rückſenden des im Jahre 1906/07 verſchickten 


Poſtkartenformulars Mitglied unſerer Kaſſe geworden find. 
Das iſt nicht der Fall! Die Karte hatte nur folgenden 
Inhalt: 


„Ich beabſichtige, der Ruhegehalts⸗ uſw. Kaſſe bei⸗ 
ntreten und werde mich nach Tarif.. Klaſſe 


Um unſerer Kaſſe formgerecht als Mitglied anzugehören, 
müffen beſondere ausführliche Formulare ausgefüllt werden. 

Zur Überſendung von Anmeldeformularen, Satzungen uſw. 
mb die Unterzeichneten gern erbötig. 


Halle a. S., Leipzig, 
Elze, Dr. Springer, 
Juſtizrat. Rechtsanwalt. 


— — Be 


Zum Jahreswechſel. 
Von Neumann. 


Diederum iſt es die Prozeßnovelle, die, wie vor einem 
Jahre, für die Rechtsanwaltſchaft im Mittelpunkte des Intereſſes 
feht Fast ſcheint es, als ob die geplante Rechtsverſchlechterung 
mabwendbar iſt, wird doch ſchon von einer hinter den Kuliſſen 
uſtandegekommenen Einigung, die amtsgerichtliche Kompetenz 
f 500 bis 600 % zu erhöhen, geſprochen. Auf eine Er⸗ 
bern der für und gegen die Neuerung geltend gemachten 


Gründe ſoll im Rahmen dieſes Artikels nicht eingegangen 
werden, nur der eine Hinweis auf die verfehlte Berliner Gerichts⸗ 
organiſation mag geſtattet ſein, die auch gegen die Meinung der 
Rechtsanwaltſchaft zum angeblichen Beſten des Publikums durch⸗ 
geſetzt wurde und mit der heute wohl niemand zufrieden iſt — 
auch die Juſtizverwaltung nicht. Der Staatsſekretär im Reichs⸗ 
juſtizamt ſchloß ſeine Rede für die Novelle mit den Worten: 
Das deutſche Volk wird, ſobald es die Vorteile dieſer neuen 
Einrichtung erkannt hat, dem Reichstage dankbar ſein, daß er 
ſich über alle Bedenken und Anſtände hinweggeſetzt habe. 
Wird es zu dieſer Dankſagung wohl jemals kommen? Ich 
fürchte, nein. Das deutſche Volk hat nur Intereſſe daran, daß 
ihm ein gutes Recht geſprochen wird, nicht aber, daß die beſſere 
Rechtſprechung den bureaukratiſchen Götzen unſerer Tage, einer 
günftigen Geſchäftsüberſicht und einer fragwürdigen Statiſtik 
geopfert werde! Es ſcheint faſt, als ob die Geſetzgebung 
zuweilen die Tendenz hat, dafür zu ſorgen, daß der 
Zukunft genügend große Aufgaben geſtellt ſeien, Mißſtände mit 
großer Mühe zu beſeitigen, zu denen mit derſelben Mühe 
der Grund gelegt wurde. Sollte einſtens an die Zurückbildung 
der jetzt geplanten Anderung gegangen werden, dann mögen die 
hierzu Berufenen ſich erinnern, daß dieſer Schritt getan wurde 
gegen den Willen und die Meinung der beiden Juriſten⸗ 
parlamente — des Deutſchen Juriſtentags ſowohl als auch 
des Deutſchen Anwalttags, ſowie gegen die Stimmen einer 
Anzahl deutſcher Richtervereine. 

Die deutſchen Richter haben allgemach auch das Be⸗ 
dürfnis zu einer Organiſation ihrer Reihen empfunden. Die 
in den einzelnen Bundesſtaaten begründeten Richtervereine haben 
ſich zu dem Deutſchen Richterbund zuſammengeſchloſſen. Wir 
wünſchen ihm eine gedeihliche Entwicklung und ſprechen gleich 
bei ſeinem Entſtehen den Wunſch aus, daß ſich Richter⸗ und An⸗ 
waltſchaft ſtets bewußt bleiben mögen, daß ſie beide, an demſelben 
Tage geboren, notwendig zuſammengehören als unentbehrliche 
Organe einer erſprießlichen Rechtspflege. Geleitet von demſelben 
Ideale der Verwirklichung der Rechtsordnung, mögen für jede 
der beiden Berufsarten eigenartige Standesintereſſen in Frage 
ſtehen, die einerſeits die Richter⸗, andererſeits die Anwalt⸗ 
vereine pflegen können. Über dieſe Standesintereſſen darf aber 
das gemeinſame Ziel, dem Rechte zu dienen, nicht vernachläſſigt 
werden; dem wird am beſten in gemeinſchaftlicher Arbeit und 
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Ausſprache zugeſtrebt werden. Es ergibt ſich ſo von ſelbſt ein 
Zuſammenſchluß der Richter⸗ und Anwaltvereine in dem deutſchen 
Juriſtentag, wo die praktiſchen Berufszweige ihre ebenſo not⸗ 
wendige wie heilſame Ergänzung durch die Männer der Theorie 
und wiſſenſchaftlichen Forſchung finden. 

Wichtige Fragen harren der Durcharbeitung und Vor⸗ 
bereitung für die Geſetzgebung; ſo Strafgeſetzbuch und Straf⸗ 
prozeßordnung. Dem bereits vorliegenden Entwurf der Straf⸗ 
prozeßordnung dürfte der des materiellen Strafrechts in nicht 
zu ferner Zeit folgen. Welche Aufgaben für den Geſetzgeber 
und den Juriſtenſtand! 

Weiter die Reviſion des Zivilprozeſſes, deren Dring⸗ 
lichkeit durch den Flicken der Prozeßnovelle nur geſteigert 
wird. Dazu iſt das kommende Jahr das zehnte Jahr nach 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Mit ſeinem Ablauf 
hört die ihm allgemein zugeſprochene zehnjährige Schonfriſt auf 
und es wird die Frage laut werden, ob und welche Mißſtände 
ſich in dieſer Zeit herausgeſtellt haben. An Stoff für gemeinſame 
Arbeit und Betätigung werktätigen Intereſſes wird es den 
Juriſten nicht fehlen. 

Aber auch in anderer Beziehung kann und muß ein ent⸗ 
ſchiedeneres Zuſammenwirken der richterlichen und anwaltlichen 
Erfahrungen ſtattfinden, das iſt auf dem Gebiete der Perſonalien. 
Es iſt ein Gemeinplatz, daß die Perſönlichkeit des Richters 
wichtiger iſt als das Geſetz: ein guter Richter wird dem ſchlechten 
Geſetz ſeine Fehler nehmen, ein ſchlechter Richter das gute Recht 
verderben. Wer vermag beſſer als die communis opinio der 
Anwaltſchaft die Eigenſchaften und Geeignetheit der Richter zu 
beurteilen! Weitſchauende Präſidenten laſſen ſich auch heute ſchon 
dieſe Erkenntnisquelle für die Beurteilung ihrer Richter nicht ent⸗ 
gehen, indem ſie ſich privater und gelegentlicher Auskunft bedienen. 
Dies aber iſt nicht der richtige Weg. Ein verantwortliches 
Urteil ſoll nur von verantwortlichen Männern gefordert und 
jede als private Nachrede aufzufaſſende Auskunft vermieden 
werden. Man räume der Rechtsanwaltſchaft eine Vertretung 
in dem Präſidium der Gerichte ein und manche Korrektur 
in der Beurteilung der Perſönlichkeiten wird erfolgen. Die 
Anwälte kommen zu allen Senaten, Kammern und Abteilungen 
des Gerichts, ſie ſehen die einzelnen Richter bei der Arbeit, 
namentlich auch im Beweistermin, ſie haben deshalb ein beſſeres 
Urteil über die Perſon des Richters, als es die Durchſicht der 
Akten oder gar Statiſtiken über Aufhebung der Urteile und 
dergleichen wenig würdige Mittel gewähren können. 

Wie in den Kreiſen der Richter und der Beamten über⸗ 
haupt ſich das Bedürfnis nach einer Gehaltsaufbeſſerung mit 
geradezu elementarer Gewalt geltend gemacht hat, ſo beſteht 
die unabweisbare Notwendigkeit, die ſeit 1879 unveränderten 
Sätze der Rechtsanwaltsgebührenordnung mit den Anforderungen 
der Gegenwart, den geſteigerten Koſten der Berufsausübung 
und des Haushalts in Einklang zu bringen. Vorarbeiten und 
wohldurchdachte Vorſchläge von berufenen Seiten find vor⸗ 
handen. Man zögere alſo nicht, der Rechtsanwaltſchaft die 
Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, auf die allein ſie ihr Ver⸗ 
langen gründet; aber man gebe ſich nicht der Hoffnung hin, 
daß Gebührenerhöhungen die Rechtsanwaltſchaft mit einer 
Prozeßnovelle ausſöhnen könnte, von der ſie eine Verſchlechterung 
der Rechtspflege vorausſieht! 
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Mit wenigen Worten ſei noch einer häuslichen Angelegenheit, 
nämlich der Durchſicht der Satzungen des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins, gedacht. Die von dem Leipziger Anwaltstage gewählte, 
durch Abgeſandte der Anwaltskammern erweiterte Kommiſſion 
hat den von einer Unterkommiſſion ausgearbeiteten Entwurf 
beraten. Die Arbeiten werden vorausſichtlich noch im Laufe 
dieſes Winters in einer dritten Sitzung zu Ende geführt werden, 
ſo daß dem diesjährigen Anwaltstage zu Roſtock ein vollſtändiger 
Entwurf, der alsbald nach ſeiner Fertigſtellung in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift veröffentlicht werden ſoll, zur Beſchlußfaſſung wird 
vorgelegt werden können. Die in der Kommiſſion gefaßten 
Beſchlüſſe wollen der bisherigen Organiſation eine ſtändige 
Vertretung der Rechtsanwaltſchaft, beſtehend aus Vertretern der 
lokalen Anwalts organiſationen, und einen beſoldeten General: 
ſekretär einfügen. Mittels dieſer Organe wird der Deutſche 
Anwaltverein in der Lage ſein, in umfaſſendem Maße allen Be⸗ 
dürfniſſen der Rechtsanwaltſchaft — in gewiſſen Grenzen auch 
den wirtſchaftlichen — zu genügen. Solange noch dieſe 
Hoffnung beſteht, bedarf es nicht einer neuen, die Anwaltſchaft 
zerſplitternden und deshalb ſchwächenden Vereinigung. Nach 
Durchführung der Statutenänderung wird unſer Verein in 
erhöhtem Maße eine allen berechtigten Anforderungen Rechnung 
tragende gemeinnützige Tätigkeit entfalten können. Bis dahin 
bleibe das Ohr der deutſchen Anwaltſchaft den Sirenenklängen 
von dem goldenen Zeitalter verſchloſſen, das die Neugründung 
einer Wirtſchaftsvereinigung mit ſich bringen ſoll! 


Die Beſeitigung des § 244 der Strafprozeßordnung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Siegfried Löwenſtein zu Berlin. 
Bekanntlich enthält der S 244 StPO. die zwingende 


Vorſchrift, daß die Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung 


auf die ſämtlichen vorgeladenen Zeugen und Sachverſtändigen 
ſowie auf die andern herbeigeſchafften Beweismittel zu erſtrecken 
iſt, ſofern nicht alle Prozeß beteiligten auf die Erhebung einzelner 
Beweiſe verzichten. Nur in den Verhandlungen vor dem 
Schöffengericht, und in der Berufungsinſtanz, bei Übertretungen 
und Privatklageſachen beſtimmt das Gericht den Umfang der 
Beweisaufnahme nach freiem Ermeſſen. 

Der Entwurf einer Strafprozeßordnung nimmt grund⸗ 
ſätzlich einen anderen Standpunkt ein (S 232 des Entwurfes). 
Der geſetzliche Zwang zu erſchöpfender Beweisaufnahme iſt nur 
für die Verhandlungen vor dem Reichsgericht und dem Schwur⸗ 
gericht beibehalten. Zwar ſoll auch hier das Gericht zur Er⸗ 
hebung der herbeigeſchafften Beweiſe nicht mehr von Amts wegen, 
ſondern nur auf Antrag verpflichtet ſein; da aber vor dieſen 
höchſten Strafgerichten der Angeklagte ſtets einen rechtskundigen 
Verteidiger zur Seite hat, (85 139, 141 des Entwurfs), fo iſt 
die Abweichung vom geltenden Recht ohne erhebliche praktiſche 
Bedeutung. Im übrigen aber will der Entwurf das Grund⸗ 
prinzip des 5 244 StPO. beſeitigen und an feiner Stelle 
folgende Rechtslage ſchaffen. 

In den zur Zuſtändigkeit der Amts- und Schöffengerichte 
gehörigen Sachen kann in beiden Inſtanzen ein Beweisantrag 
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ad über ein herbeigeſchaftes Beweismittel durch Gerichts beſchluß 
abgelehnt werden, wenn die unter Beweis geſtellte Tatſache für 
he Entſcheidung nicht von Bedeutung oder offenkundig oder 
bereits zugunſten des Angeklagten erwieſen iſt. In den Ver⸗ 
handlungen vor dem Landgericht, d. h. nach der Sprache des 
Entwurfs in denjenigen Sachen, die bereits in I. Inſtanz zur 
Zuſtändigkeit des Landgerichts gehören, bedarf es zur Ablehnung 
eines Beweisantrages über ein herbeigeſchafftes Beweismittel 
in beiden Inſtanzen eines einſtimmigen Beſchluſſes. Daneben 
ſoll die Zuſtändigkeit der Schwurgerichte nach der Novelle zum 
Gerichtsverfafſungsgeſetz eine weſentliche Einſchränkung erfahren, 
dagegen die Zuſtändigkeit der Amts⸗ und Schöffengerichte ſehr 
ausgedehnt, und ins beſondere auf Rückfallsverbrechen und auf 
fat alle Delikte der Jugendlichen erſtreckt werden. Um die 
rechtliche Tragweite der in Vorſchlag gebrachten Geſetzesänderung 
zu erkennen, iſt auch $ 333 Nr. 8 des Entwurfes zu berückſichtigen. 
Danach ſoll künftig in Abweichung vom geltenden Recht (8 377 
Nr. 8 StPO.) die unzuläſſige Beſchränkung der Verteidigung 
nur dann einen Reviſionsgrund bilden, wenn der Beſchluß 
auf Aechtsirrtum beruht. Somit würde bei Annahme des 
Entwurfes hinſichtlich des Umfanges der Beweisaufnahme 
folgendes gelten: In den wenigen Schwur⸗ und Reichsgerichtsſachen 
muß auf Antrag die Beweisaufnahme auf alle herbeigeſchafften 
deweismittel erſtreckt werden, widrigenfalls das Schwurgerichts⸗ 
urteil auf eingelegte Reviſion wegen rechtsirrtümlicher Be⸗ 
ſchränkung der Verteidigung der Aufhebung unterliegt. In den zur 
Zuſtändigkeit der Amts⸗ und Schöffengerichte gehörigen Sachen, 
die künftig nach Zahl und Bedeutung den Schwerpunkt der 
geſamten Strafrechtspflege bilden werden, genügt zur Ablehnung 
jeden Beweisantrags in beiden Inſtanzen Mehrheitsbeſchluß des 
Gaichts; in den verbleibenden, zur Zuſtändigkeit des Landgerichts 
ehörigen Sachen endlich, bedarf es zur Ablehnung eines 
Ieweisantrages über ein herbeigeſchafftes Beweismittel eines 
einſtimmigen Beſchluſſes. Wird der Ablehnungsbeſchluß wie 
dies ſelbſtredend künftig die Regel bilden wird, mit einem der 
in $ 232 genannten Ablehnungsgründe verſehen, fo ift er der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichtes ſelbſt dann entzogen, wenn 
die Feſtſtellungen im Urteil erkennen laſſen, daß die tatſächlichen 
Vorausſetzungen für die Ablehnung des Beweisantrages nicht 
vorgelegen haben. (Vgl. Begründung Abſ. 9 zu 8 232 des 
Entwurfes.) 

Die geplante Neuerung iſt zweifellos die einſchneidenſte 
aller zur vermeintlichen Verbeſſerung der Strafrechtspflege ge⸗ 
Planten Maßnahmen. Vor allen anderen neuen Geſetz⸗ 
beſinmungen wird denn auch der Begründung des § 232 in 
den Motiven der breitefte Raum gewährt. Das iſt aber auch 
das einzige, was ſich zu ihrem Lobe ſagen läßt; denn die 

tive find in ſich widerſpruchsvoll und laſſen dem kritiſchen 
Fuge keinen Zweifel darüber, daß die Verfaſſer der inneren 
Berechtigung ihres Vorſchlages ſelbſt mißtrauen. Sie führen 
A Begründung an, daß es ein Mittel geben müſſe, um Be⸗ 
beizaufnahmen zu verhüten, die nur dem Zwecke dienen, 
Senfation zu erregen, Reklame zu machen oder dritten Perſonen 
muamehnlichtriten zu bereiten und fie vor der Öffentlichkeit 
Hozufelfen, Iſt aber das in Vorſchlag gebrachte Mittel 
zlwendig und zur Erreichung ſeines Zweckes geeignet, dann 
lebt es underflänblic, weshalb es gerade in den Prozeſſen, 
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die für die Senſation und Reklame in erſter Linie 
in Betracht kommen, keine Anwendung finden ſoll. Als 
Grund geben die Motive die Wichtigkeit der vor den Schwur⸗ 
gerichten und dem Reichsgericht verhandelten Sachen und den 
Mangel einer Berufungsinſtanz an. Aber ausreichende 
Wichtigkeit zu völliger Aufklärung des Sachverbaltes wird 
doch niemand ernſtlich, auch den vor den Schöffengerichten und 
Landgerichten verhandelten Sachen, abſprechen, in denen doch 
immerhin auf Gefängnis⸗ und Zuchthausſtrafen bis zu 15 Jahren 
erkannt werden kann. Andrerſeits würde der Mangel einer 
Berufungsinſtanz für die Beibehaltung des § 244 doch nur 
dann ins Feld geführt werden können, wenn der § 244, wie 
im geltenden Rechte, ſo auch künftig in den Verhandlungen 
vor den Berufungsgerichten in Geltung bliebe. Auch vergeſſen 
die Motive bei der Behandlung des § 232, daß bereits im 
§ 55 Abſ. 3 des Entwurfes außerordentlich einſchneidende Ab⸗ 
änderungsvorſchläge zur Verhütung des Mißbrauchs des Frage⸗ 
rechts und zur Abkürzung der Beweisaufnahme innerhalb des 
Rahmens des § 244 StPO. in Vorſchlag gebracht ſind, und 
ſie überſehen endlich, daß auch die Machtmittel des geltenden 
Rechts einem ſeiner Aufgabe gewachſenen Verhandlungsleiter 
die Möglichkeit geben, durch Abſchneidung nicht zur Sache ger 
hörigen Fragen und Erörterungen einer mißbräuchlichen Aus⸗ 
nutzung des § 244, die übrigens ſtets eine ſeltene Ausnahme 
geblieben iſt, zu begegnen. 

Läßt ſich ſomit ein zwingender Grund für die Beſeitigung 
des 5 244 nicht anerkennen, fo wird durch ſie unzweifelhaft 
eine tiefgreifende Verſchlechterung der Strafrechtspflege herbei⸗ 
geführt werden. Zur Begründung möchte ich an dieſer Stelle 
ſtatt meiner einſeitigen Verteidiger⸗Auffaſſung einen Abſchnitt 
aus einem in Bd. 10 der Zeitſchrift für die geſamte Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft enthaltenen Aufſatzes wiedergeben. Die Arbeit iſt 
eine Entgegnung auf Vorſchläge des Amtsrichters Ditzen, die 
eine Anderung der geltenden Beſtimmungen über den Umfang 
der Beweisaufnahme bezweckten. Darin heißt es: 

„Dagegen muß ernſte Verwahrung gegen diejenige An⸗ 
ſchauung Ditzens eingelegt werden, von welcher er nach 
ſeinen Darlegungen ausgeht, und welche er von der Zukunft 
verwirklicht hofft. Das Ideal der Behandlung von Beweis⸗ 
anträgen iſt Herrn Amtsrichter Ditzen der Abſ. 2 des 
§ 244 StPO. oder mit anderen Worten, die Souveränität 
des Tatrichters in Behandlung der Frage, welche Beweiſe er 
entgegennehmen will, welche nicht. Dieſe Schrankenloſigkeit 
mag wegen Bedeutungsloſigkeit der Strafen hingehen bei der 
Mehrzahl der Übertretungen, bei welchen ohnehin die Beweis⸗ 
führung eine ſo einfache iſt, daß auch das Recht des Richters 
ſeine Schranken in der Natur der Sache hat. Bedenklicher 
wird dies ſchon bei entehrenden oder Rückfall begründenden 
Vergehen. Wenn vollends Herr Amtsrichter Ditzen verlangt, 
daß § 244 Abſ. 2 auf alle Strafkammerſachen ausgedehnt 
werde, ſo verſtößt er gegen die erſte Rechtsregel des Prozeſſes: 
„audiatur et altera pars“; denn was iſt das für ein 
Gehör, wenn der Angeklagte zwar beliebiges behaupten, 
aber auch das weſentliche nicht beweiſen darf, wenn es 
dem Richter nicht beliebt. Daß man damit in Straf⸗ 
kammerſachen eine gute Erfahrung nicht machen würde, 
dafür dient als Beweis die Praxis des Reichsgerichts, von 
der ja nur eine wenig umfangreiche Auswahl veröffentlicht 
iſt. Schon dieſe aber, beſonders in den erſten Bänden der 
beiden Sammlungen (Entſcheidungen und Rechtſprechung), in 
deren Erſcheinungszeit es noch galt, grundlegende Ent⸗ 
ſcheidungen zu treffen, zeigt das Übermaß von Reviſionen 
wegen Beſchränkung der Verteidigung durch Ablehnung von 
Beweisanträgen, wie dieſe bei den Inſtanzgerichten behandelt 
wurden. Wie wäre es nun vollends geworden, wenn 
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§ 244 Abſ. 2 auch für die Strafkammer als IJ. In: 
ſtanz gegolten, mithin der mäßigende Einfluß des 
Reviſionsgerichts gefehlt hätte! Es liegt dem Ver⸗ 
faſſer dieſer Bemerkungen ferne, dem Pflichteifer und der 
Gewiſſenhaftigkeit der deutſchen Richter einen Vorwurf machen 
zu wollen. Er zweifelt nicht, daß die Ablehnungen mit 
ſeltenen Ausnahmen auf Grund der vollſten Überzeugung 
von der Erfolgloſigkeit des verſuchten Entlaſtungsbeweiſes 
beſchloſſen werden. Aber man vergegenwärtige ſich die 
Situation! Der beſonders in Norddeutſchland ſchwer be⸗ 
laſtete Richter will ſeine Aufgabe erledigen, nicht nur im 
perſönlichen, ſondern auch im dienſtlichen Intereſſe. Jede 
weitere Beweiserhebung iſt hierfür eine Erſchwerung, eine 
damit verbundene Ausſetzung der Verhandlung ſogar eine 
ſehr erhebliche Störung. Kann man ſich wundern, wenn die 
Richter Entlaſtungsbeweisanträge mit ungünſtigen Augen be⸗ 
trachten und — entſprechend behandeln? Sicher nicht! Aber 
wäre es deshalb wohlgetan, dieſe naturgemäße Hinneigung 
zur Ablehnung von Beweisanträgen von allen Schranken zu 
befreien? Die Antwort ergibt ſich von ſelbſt, es ſei denn, 
daß man es für beſſer hält, einige Unſchuldige oder Minder⸗ 
ſchuldige leiden zu laſſen, damit der richterliche Dienſt prompt 
erledigt werden kann. Die Einwürfe fallen gegen das, was 
auf dem Spiele ſteht, nur wenig ins Gewicht. Selbſt wenn 
§ 244 Abſ. 2 auf alle Strafſachen Anwendung finden würde, 
würde es dem doch mit Allwiſſenheit nicht begabten Richter 
nicht vorenthalten bleiben, daß er nutzloſe Zeugenausſagen 
entgegennimmt. Wer aber hierin eine Schmälerung des An⸗ 
ſehens des Gerichts erblickt haben ſollte oder vollends eine 
ſolche des Geſetzes, das bleibt noch nachzuweiſen. Das An⸗ 
ſehen beider iſt weit mehr im Spiele, wenn die Gefahr be⸗ 
ſteht, Unſchuldige oder Minderſchuldige wegen ungenügenden 
Gehörs zu ſtrafen. Der gerechteſte und unbefangenſte 
Richter iſt auch der angeſehenſte, nicht derjenige, 
der, ängſtlich um eine vermeintliche Würde beſorgt, 
jede vermeintlich überflüſſige Arbeit von ſich ab⸗ 
zuwehren ſucht.“ 

Der dies geſchrieben hat, iſt nicht etwa ein ſenſations⸗ 
und reklamebedürftiger Anwalt geweſen, ſondern eines der an⸗ 
geſehenſten Mitglieder des höchſten Gerichtshofes, der bes 
kannte Kommentator der Strafprozeßordnung, Reichsgerichtsrat 
Stenglein. Was er vor 20 Jahren über die Gefahr der 
Beſeitigung des § 244 geſchrieben hat, iſt durch die Erfahrungen 
der letzten Jahrzehnte aus den Verhandlungen vor den Schöffen⸗ 
gerichten und kleinen Strafkammern voll beſtätigt worden. Jeder 
Praktiker weiß, daß vor manchen Schöffengerichtsabteilungen 
es geradezu unmöglich iſt, beim Vorhandenſein von zwei einiger⸗ 
maßen übereinſtimmenden Zeugenausſagen noch eine weitere 
Beweisaufnahme durchzuſetzen, mögen auch die Tatſachen, die 
in das Wiſſen der noch unvernommenen Zeugen geſtellt werden, 
noch ſo bedeutungsvoll ſein. Nicht minder bekannt iſt es, daß 
gerade die auf Grund ſolcher Beweisaufnahmen gefällten Urteile 
in der Berufungsinſtanz, ſoweit hier ein geſetzlicher Zwang 
zur Erſchöpfung der Beweisaufnahme beſteht, in 
überaus zahlreichen Fällen und auf Grund völlig veränderten 
Tatbeſtandes der Aufhebung unterliegen. Demgegenüber wende 
man nicht ein, daß der Entwurf die Beſchränkung der Beweis⸗ 
aufnahme an ſchwerere Vorausſetzungen knüpft, als das geltende 
Recht bei den Verhandlungen vor den Schöffengerichten. Dies 
iſt nur ſcheinbar der Fall; denn das freie Ermeſſen des Ge⸗ 
richts nach geltendem Recht iſt praktiſch gleichbedeutend mit 
dem künftig zu faſſenden Beſchluſſe, daß die fernere Beweis⸗ 
aufnahme für die Entſcheidung des Gerichtes bedeutungslos, 
oder daß die im Beweisantrage bezeichneten Beweismittel zur 
Widerlegung des bisherigen Reſultats der Beweisaufnahme 
ungeeignet ſeien. Die Motive geben dies für die Ver⸗ 
handlungen vor den Amtsgerichten und Berufungsſtrafkammern 


und Privatklageſachen geltende Rechtszuſtand auf alle vor den 
Amtsgerichten und Berufungsſtrafkammern verhandelten Sachen 
ausgedehnt werden fol. (Vgl. Begründung zu 8 232 des 
Entwurfts, letzter Satz.) Aber auch der für Landgerichte ge⸗ 
forderten Einſtimmigkeit des Beſchluſſes kommt eine nennens⸗ 
werte praktiſche Bedeutung nicht zu. Das weiß jeder, dem das 
zuſtimmende Kopfnicken der Beiſitzer bei einer Anregung des 
Vorſitzenden auf Schluß der Beweisaufnahme aus langjähriger 
Erfahrung bekannt iſt. 

Beſonders gefährlich aber ſcheint mir, daß zu alledem der 
Entwurf vom Angeklagten, der die Vernehmung ſeiner Zeugen 
beantragt, die genaue Mitteilung der in das Wiſſen der Zeugen 
geſtellten Tatſachen verlangt, widrigenfalls der Antrag vom 
Vorſitzenden ohne weiteres zurückgewieſen werden kann. (Vgl. 
Abſ. 16 zu § 232 der Motive.) Zur Formulierung eines 
ſachgemäßen Beweisantrages iſt der Angeklagte, wie die Er⸗ 
fahrung lehrt, in den ſeltenſten Fällen imſtande. Er hofft, 
daß die Ausſage des von ihm vorgeſchlagenen Zeugen von 
günſtigem Einfluß auf das Urteil ſein werde, und deswegen 
beantragt er ſeine Vernehmung, ohne die Tatſachen bezeichnen 
zu können, die der Zeuge bekunden wird. Auch ein gewiſſen⸗ 
hafter Verteidiger, dem ein Zeuge nur namhaft gemacht iſt, 
weil er bei dem zur Anklage ſtehenden Vorfalle zugegen war, 
wird Bedenken tragen, ins Blaue hinein Behauptungen über die 
Wiſſenſchaft des Zeugen aufzuſtellen, für die es ihm an einer tat⸗ 
ſächlichen Grundlage fehlt. So wird künftighin die größte Zahl 
aller Strafurteile, ſtatt auf erſchöpfender Erforſchung der dem 
Gerichte zugänglichen Erkenntnisquellen, auf der zufälligen oder 
beabfichtigten Auswahl der Beweismittel ſeitens des Vorſitzenden 
beruhen. Dort, wo die Feſtſtellung der Wahrheit höchſtes 
Ziel fein ſollte, werden Zufall und richterliche Willkür ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung erlangen. Von Rechtsſicherheit im Straf⸗ 
verfahren kann nicht mehr die Rede ſein. Die Zahl der Juſtiz⸗ 
irrtümer muß, ohne daß dies nach außen hin in die Erſcheinung 
tritt, ins Unberechenbare ſich ſteigern. Das unzulängliche Ver⸗ 
fahren in der Berufungsinſtanz iſt nur geeignet, die drohende 
Gefahr zu erhöhen, da die Berufung auch gegen freiſprechende 
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rufungsinſtanz nicht ſtattfindet. Auch das Rechtsmittel der 
Reviſion verſagt hier vollſtändig, und ſelbſt die Wiederaufnahme 
des Verfahrens wird, da ſie nach dem Entwurfe nur bei 
erweislicher Unſchuld des Angeklagten ſtattfinden darf, ein 
weſenloſes Schattendaſein führen. Mit der eminenten Gefahr 
der Vermehrung der Juſtizirrtümer und der Unmöglichkeit ihrer 
nachträglichen Beſeitigung iſt dem Geſetzesvorſchlag das Urteil 
geſprochen. Und fragt man, welche zwingende Gründe vorliegen, 
um dieſe große Gefahr über die geſamte Strafrechtspflege 
heraufzubeſchwören, ſo lautet die kleine Antwort der Motive: 
„Weil es Mittel geben muß, um Beweisaufnahmen zu verhüten, 
die nur dem Zwecke dienen, Senſation zu erregen, Reklame zu 
machen oder dritten Perſonen Unannehmlichkeiten zu bereiten 
und fie vor der Offentlichkeit bloßzuſtellen. 


38. Jahrgang. 


Darf durch einſtweilige Verfügung zur Abwendung 
einer übermäßigen Immiſſion eine beſtimmte 
Maßregel angeordnet werden? 


Von Oberlandesgerichtsrat Kreß in Augsburg. 


A. beantragt mit der Behauptung, daß durch die aus 
den Stalle des B. bei geöffneten Fenſtern ausſtrömenden Dünſte 
und Gerüche fein Wohnhaus verpeſtet werde (§S 906 BGB.), 
dem B. durch einſtweilige Verfügung nach 8 940 ZPO. die 
Schließung der Stallfenſter aufzugeben. B. wendet ein, die 
Anordnung einer beſtimmten Maßregel greife in ſein Dis⸗ 
pofttionsrecht ein, kraft deſſen er nach eigenem Gutdünken die 
zur Abhaltung der Dünſte und Gerüche erforderlichen Ein⸗ 
nihtungen ſchaffen dürfe. A. könne, wenn er klage, gemäß 
9 1004 BGB. nur im allgemeinen Beſeitigung der Be⸗ 
tinträchtigung durch Schaffung geeigneter Einrichtungen ver⸗ 


lungen und habe veranlaßtenfalls erſt im Zwangsvollſtreckungs⸗ | 


berfahren die erforderliche Maßregel zu bezeichnen. Durch 
tintweilige Verfügung könne jedenfalls nicht mehr an Ver⸗ 
pflichtung auferlegt werden, als dem Inhalte des zuſichernden 
Rechts entſpreche. Dies geſchehe aber, wenn man dem Im⸗ 
mittenden die Herſtellung einer beſtimmten, etwa ſehr koſt⸗ 
Iieligen und ihn in feinem Gewerbebetriebe ſchädigenden Ein 
chtung zur Pflicht mache, anſtatt ihm zu überlaſſen, welche 
leich zweckentſprechende, aber vielleicht viel billigere und 
unjhäblihe Vorkehrung er treffen wolle. A. repliziert, eine 
derartige allgemeine Anordnung verfehle völlig ihren Zweck; 
es müſſe ſofortige Abhilfe getroffen und könne ihm nicht zu⸗ 
gemutet werden, ſich erſt lange im Zwangsvollſtreckungsverfahren 
mt B. über die zu treffende Maßregel herumzuſtreiten; bis 
dahin feien feine Mieter längſt ausgezogen und feine Wohnungen 
un Verruf. Übrigens ſei die beantragte, ja nur proviſoriſche 
Naßregel nach 9 938 ZPO. als durchaus zuläſſig zu erachten. 
Dort ſei unter den dem Richter zur Verfügung geſtellten, nach 
heiem Ermeſſen zu treffenden Anordnungen eine dem Gegner 
Mu gebietende Handlung ausdrücklich aufgeführt. 
Was iſt Rechtens? 
J. 

Lehre und Rechtſprechung find darin einig, daß der An⸗ 
Irud des durch übermäßige Immiſſion beeinträchtigten Eigen⸗ 
timers (9 906 BGB.) gemäß 8 1004 BGB. nur allgemein 
Unterlaffung unerträglicher Einwirkung oder einer das Maß 
des zu Duldenden übersteigenden Zuführung oder Vornahme 
bon die smmiffion auf ein erträgliches Maß zurüdführenden 

lungen begehren, und daß dementſprechend auch das 
Urteil nur in dieſem Sinne ergehen, daß eine beſtimmte, zur 
Abwendung übermäßiger Immiſſion geeignete Maßregel weder 
dom Kläger beantragt noch vom Richter angeordnet werden 

N Nach $ 1004 BGB. „kann der Eigentümer von dem 
Störer die Beſeitigung der Beeinträchtigung verlangen“ — 
nicht mehr. Das „Wie“ iſt Sache des Belangten. Seinem 
fein Ermeffen, auf die ihm zuſagende Weiſe eine übermäßige 
Enwäkung, beiſpielsweiſe von Rauch, Geruch, Geräuſch uſw., 
iu beseitigen, darf nicht vorgegriffen werden. Erſt in der 
Jwangsvolltrecung iſt veranlaßtenfalls der Frage, was zur 
Aiwendung der unzuläſſigen Immiſſion zu geſchehen hat, näher⸗ 
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zutreten. So — lex lata und zwar mit gutem Grunde: 
der Eigentümer kann verlangen, in der Ausübung der ihm zu⸗ 
ſtehenden Befugnis, „mit ſeiner Sache nach Belieben zu ver⸗ 
fahren und andere von jeder — unzuläſſigen — Einwirkung 
auszuſchließen“ (§ 903 1. c.) geſchützt zu werden. Dies iſt 
auch der Standpunkt des Geſetzes und deshalb gab es dem 
Eigentümer in $ 906 1. c. die Macht, übermäßige Einwirkung 
auf ſein Grundſtück zu verbieten. Damit iſt aber auch alles 
zum Schutze des Eigentums nach dieſer Richtung Erforderliche 
vorgeſehen. Daran, wie der Störer die unzuläſſige Einwirkung 
beſeitigt, hat der Eigentümer nicht nur kein Intereſſe, es wäre 
ſogar gegenüber dem Störer eine nicht zu billigende Härte, 
wenn ihm vom Richter auf Antrag des Eigentümers eine 
beſtimmte Maßregel vorgeſchrieben werden müßte, eine Maß⸗ 
regel, die vielleicht unverhältnismäßig koſtſpielig und ſchädigend 
wäre, während der Störer, wenn man ihm die Sache überließe, 
mit einer die Hälfte koſtenden, ſein Eigentum nicht oder nur 
unweſentlich ſchädigenden Maßregel den Eigentümer klaglos 
ſtellen könnte. Es iſt alſo die allgemeine Faſſung der Ver⸗ 
urteilung die dem negatoriſchen Anſpruche nicht bloß ent⸗ 
ſprechende ſondern allein angemeſſene. Hiervon abgeſehen wird 
ſich im vorhinein nicht beurteilen und deshalb auch im Urteile 
nicht feſtſtellen laſſen, welche ſpezielle Maßregel zur Abwendung 
der übermäßigen Immiſſion in Zukunft notwendig ſein wird. 
Art und Maß der Einwirkung können nach der Verurteilung 
derartige Veränderung erfahren haben, daß die angeordnete 
Maßregel ſich als ungenügend erweiſt. Der Grundſatz der 
Notwendigkeit genereller Faſſung der in Immmiſſionsprozeſſen 
ergehenden Verurteilung, der auch für die Praxis des gemeinen 
Rechts und des preußiſchen Landrechts maßgebend war, iſt 
vielfach zur Anwendung gelangt (RG. bei Gruchot 35, 666; 
44, 1096; 46, 999; 47, 916 und 952 u. a.). Nach Meisner, 
Nachbarrecht 267 und Riehl (Gruchot 51, 141) wäre ſogar 
ein auf „Herſtellung zweckentſprechender Einrichtungen“ gehender 
Klagantrag ſchon zu enge gefaßt. Hiergegen mit Recht das 
RG. (17. VI. 08 Recht 538). 


II. 

Die weitere Frage, ob die Anordnung einer beſtimmten 
Maßregel über den Inhalt des dem Eigentümer nach 88 906, 
1004 BGB. zuſtehenden Anſpruchs hinausgeht, iſt in der 
Hauptſache bereits unter Ziff. 1 mitbeantwortet. Sie iſt zu 
bejahen; denn der Inhalt des Schuldverhältniſſes iſt ein 
anderer, wenn dem Störer nicht mehr die Wahl gelaſſen it, 
zur Abwehr der Immiſſion nach eigenem Gutdünken die geeignete 
Vorkehrung zu treffen, wenn er vielmehr eine konkret beſtimmte 
Anordnung befolgen muß. Das Verhältnis iſt analog jenem 
einer alternativen Schuldverpflichtung im Sinne der 88 262 ff. 
BGB., wenn auch ein eigentliches Wahlſchuldverhältnis nicht 
vorliegt; denn dieſes hat mehrere Leiſtungen zum Gegen⸗ 
ſtande, von denen nach Wahl die eine oder die andere zu 
bewirken iſt, während in unſerem Falle nur eine Leiſtungs⸗ 
pflicht, die Pflicht zur Abwendung übermäßiger Immiſſion, in 
Frage ſteht, der nur durch verſchiedene Mittel genügt werden 
kann. (RG. 13. V. 03 Gruchot 47, 916.) Aber wie beim 
Wahlſchuldverhältnis das Urteil nur auf die alternative Ver⸗ 
pflichtung lauten darf und demgemäß in der Verurteilung auf 
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eine Leiſtung eine Anderung des Rechtsinhaltes des Schuld⸗ 
verhältniſſes liegen würde (Endemann BGB. [3, 4] I 510), 
ſo wäre auch in unſerem Falle die Verurteilung des wegen 
übermäßiger Immiſſion Belangten auf Vorkehrung einer be⸗ 
ſtimmten Maßregel mit einer Veränderung der dem 
Immittenten nach dem Geſetze obliegenden, nur allgemein auf 
Herſtellung geeigneter Einrichtungen gehenden Verbindlichkeit 
gleichbedeutend. Es iſt folglich dem Gerichte nicht geſtattet, 
einem Klagantrag gegenüber, welcher generell auf Vorkehrung 
entſprechender Abwehrmaßregeln gerichtet iſt, eine Verurteilung 
zur Vornahme einer beſtimmten Einrichtung auszuſprechen; es 
würde hierin ein Verſtoß gegen §S 308 3PO. liegen; denn es 
wäre etwas zugeſprochen, was nicht beantragt war; dem Klag⸗ 
antrag gegenüber erſchiene die Verurteilung nicht etwa als 
ein Teil, als ein minus, ſondern als etwas anderes, ein 
Mehr, inſofern ſie den Beklagten in der Wahl ſeiner Mittel 
einengt, in unzuläſſiger Weiſe in ſein Wahlrecht eingreift — 
jo treffend RG. 16. IV. 96 (RG. 37, 172) und 16. V. 03 
(Gruchot 47, 952). 
III. 


Nun wird man auch die an die Spitze geſtellte Frage 
für entſchieden halten. Man wird ſchließen: da im Haupt⸗ 
prozeſſe die Verurteilung zu einer konkret beſtimmten Maßregel, 
als über den Anſpruch des durch die Immiſſion geſchädigten 
Eigentümers hinausgehend, unzuläſſig iſt, kann ſelbſtverſtändlich 
auch nicht durch einſtweilige Verfügung, die ja doch nur der 
Sicherung des Hauptanſpruchs dient, das unzuläſſige 
„Mehr“, das iſt eine beſtimmte Einrichtung, angeordnet werden 
und den Hinweis auf 8 938 ZPO. wird man demgemäß mit 
dem Satze erledigen: das in 8 938 dem Gerichte eingeräumte 
Ermeſſen findet an dem Inhalte des durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung zu ſichernden Rechtes ſeine Schranke. Es könnten 
jedoch gegen dieſes Ergebnis von folgenden Geſichtspunkten aus 
Einwendungen erhoben werden: 


1. 

In den Motiven zu § 762 (938) iſt gejagt, die durch 
einſtweilige Verfügung abzuwendende Gefahr könne ſo mannig⸗ 
faltig ſein, daß die Mittel zur Abwehr ſich im voraus nicht 
beſtimmen ließen. Sie — die Mittel — könnten überall bis 
zu den äußerſten Grenzen der Zwangsvollſtreckung 
gehen. Damit iſt, wie Gaupp⸗Stein ZPO. (8, 9) II 820 
treffend bemerkt, einem „ſchiefen“ Gedanken Ausdruck verliehen; 
denn es wird die Vorſtellung erweckt, als ob es Mittel, deren 
ſich die Zwangsvollſtreckung zur Verwirklichung des urteils⸗ 
mäßig feſtgeſtellten Anſpruchs bedient, alſo Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungshandlungen wären, die durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung angeordnet würden. Da nun nach konſtanter reichs⸗ 
gerichtlicher Rechtſprechung (19. II. 92 JW. 161; 13. V. 03 
Gruchot 47, 916; 8. II. O5 JW. 180) das Gericht im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren die vom Kläger zu bezeichnende, zur 
Abwehrung der übermäßigen Immiſſion geeignete; ſpezielle 
Maßregel anzuordnen hat, dieſe Anordnung alſo eine „Zwangs⸗ 
vollſtreckungshandlung“ iſt, ſo müßte ſie nach obiger Vor⸗ 
ftellung auch den Inhalt einer einſtweiligen Verfügung bilden 
können. Allein, was durch einſtweilige Verfügung angeordnet 
wird und angeordnet werden kann, ſind nicht Zwangs⸗ 
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vollſtreckungshandlungen, ſondern Rechtsakte, zu deren Boll: 
ziehung die zuläſſigen Zwangsvollſtreckungshandlungen zu 
Gebote ſtehen. In dieſem Sinne ſind auch die Motive a. a. O. 
aufzufaſſen (Gaupp⸗Stein a. a. O.). 


2. 

Auch die „antizipierte Zwangsvollſtreckung“, in 
der nach einer Lehre das Weſen, der Inhalt der einſtweiligen 
Verfügung beſtehen ſoll, ließe ſich einwenden. Güthe 
(Buſchs Z. 24, 347), der Hauptvertreter dieſer Theorie, läßt 
ſowohl den Arreſt wie die einſtweilige Verfügung und zwar 
dieſe in ihren beiden Formen, den Zwecken der antizipierten, 
das iſt der vorweggenommenen ordentlichen Zwangsvollſtreckung, 
dienen — mit der Unterſcheidung, daß der Arreſt und die 
einſtweilige Verfügung nach § 935 wegen Gefahr der Nicht⸗ 
erfüllung, die einſtweilige Verfügung nach § 940 wegen der 
Beſorgnis zu ſpäter Erfüllung anzuordnen ſei. Wäre dieſe 
Auffaſſung richtig, dann könnte aus den unter Ziff. 1 ent⸗ 
wickelten Gründen die Anordnung einer ſpeziellen Maßregel 
durch einſtweilige Verfügung nicht verwehrt werden; denn 
dieſe Anordnung würde, wie erörtert, eine Zwangsvollſtreckungs⸗ 
handlung darſtellen und nach Güthe wäre deren Antizipierung 
im Wege einſtweiliger Verfügung zuläſſig. Allein, die Gütheſche 
Theorie iſt durchaus abwegig. Weder Arreſt noch einſtweilige 
Verfügungen haben mit vorweggenommener Zwangsvollſtreckung 
etwas gemein; beider Ziel iſt vielmehr Sicherung des An⸗ 
ſpruchs. Lediglich die Vollziehung bedient ſich der Formen 
der Zwangsvollſtreckung. Bei der hier allein in Betracht 
kommenden einſtweiligen Verfügung nach $ 940 tritt auch der 
Sicherungszweck ganz in den Hintergrund. Hier 
handelt es ſich um Anordnungen, welche irgendwelche Be⸗ 
ziehungen auf eine kommende Zwangsvollſtreckung Überhaupt 
nicht haben, nämlich um Schaffung und Erhaltung eines leid⸗ 
lichen Zuſtandes während des Streits, um eine Art modus 
vivendi. Die Gütheſche Lehre hat allgemein Ablehnung er⸗ 
fahren. Vgl. Gaupp⸗Stein a. a. O. 774, 825 und die 
übrigen Kommentare. 

Es iſt übrigens noch keineswegs ausgemacht, ob die auf 
Grund der reichsgerichtlichen Rechtſprechung allerdings als 
herrſchend zu bezeichnende Annahme, daß die allgemeine An⸗ 
ordnung: es habe der Beklagte die zur Abhaltung übermäßiger 
Immiſſion nötigen Maßregeln zu treffen, als ſolche wegen 
ihrer Unbeſtimmtheit nicht vollzogen werden könne, daß vielmehr 
noch die Individualiſierung der zu vollziehenden Maßregel 
erfolgen müſſe, ſo ganz unanfechtbar iſt. (Vgl. die hiergegen 
von Raſſow b. Gruchot 43, 683 erhobenen Bedenken.) Es 
iſt und bleibt ein Widerſpruch, wenn man auf der einen Seite 
ſagt, dem Immittenten dürfe zur Wahrung ſeines Dispoſitions⸗ 
rechts eine ſpezielle Maßregel nicht vorgeſchrieben werden und 
deshalb könne auch im Hauptprozeſſe die Verurteilung nur 
allgemein auf Vornahme entſprechender Einrichtungen ergehen, 
wenn man dagegen anderſeits im Zwangsvollſtreckungsverfahren 
dem Verurteilten eine beſtimmte Maßregel einfach aufzwingt. 
Es kann nicht angehen, im Vollſtreckungsverfahren das zu 
gebieten, was man im vorausgegangenen Verfahren, das die 
Grundlage der Vollſtreckung geſchaffen hat, verboten hatte, denn 
auch dadurch wird das dem Immittenten vom Geſetze garantierte 
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Däpoſitionsrecht illuſoriſch gemacht. Hiergegen läßt ſich nicht 
geltend machen, daß folgender Urteilsſpruch: „Der Beklagte 
hat an ſeiner Fabrik derartige Einrichtungen zu treffen, daß 
eine Verunreinigung der Wieſe des Klägers durch Hereinfallen 
von Wolle uſw. aus der Fabrik nicht ſtattfindet“, in dieſer 
Form als zu allgemein nicht vollſtreckt werden könne und daß 
ſchon aus dieſem Grunde Individualiſierung geboten ſei (fo 
NG. 8. IV. 99 Gruchot 43, 683). Mit Recht hat Raſſow 
darauf hingewieſen, daß die Schaffung von Einrichtungen zum 
Zwecke der Abwendung übermäßiger Immiſſion für die große 
Regel nur durch nichtvertretbare Handlungen im Sinne des 
9888 38D. ermöglicht und deshalb ausſchließlich durch Geld⸗ 
ſtrafe zu erzwingen iſt. Mit Wilmowski⸗Levy ZPO. (7) 
II 1112 jede Handlung ſchon dann als „vertretbar“ zu 
bezeichnen, wenn es für den wirtſchaftlichen Wert der Leiſtung 
nicht erheblich iſt, daß gerade eine beſtimmte Perſon ſie vor⸗ 
nimmt, ſondern objektiv gleichgültig, wer ſie vornimmt, iſt nicht 
zu billigen. Es muß auch das ſubjektive Moment Berüd: 
ſichtgung finden. Niemand kann in meiner Fabrik eine Ein⸗ 
richtung vornehmen oder vornehmen laſſen, wenn ich damit 
nicht einverſtanden bin, wenn ich, wozu ich das Recht habe — 
die Verurteilung nach 88 906, 1004 BGB. hebt zweifelsohne 
dieſes Recht nicht auf — dem Kläger oder deſſen Beauftragten 
den Zutritt zur Fabrik verweigere und doch iſt es für den 
wirtſchaftlichen Wert der zu ſchaffenden Einrichtung ganz gleich⸗ 
gültig, wer fie trifft, ob ich, ob der andere. Treffend hat ferner 
Raſſow auch auf die Konſequenzen der reichsgerichtlichen An⸗ 
ſcauung hingewieſen. Darnach wäre dem Kläger die Urteils⸗ 
vollſtreckung für die Regel ſchlechthin unmöglich gemacht. Wie 
ſoll denn der Kläger ermitteln können, welche Einrichtung zur 
Abwendung der übermäßigen Immiſſion erforderlich und 
genügend iſt, wenn er, was die Regel fein wird, den Fabrik⸗ 
betrieb des Gegners nicht kennt und nicht in der Lage iſt, ſich 
beſe Kenntnis gegen den Willen des Verurteilten zu verſchaffen? 
Laßterer iſt gewiß leicht imſtande, bei jeder vom Kläger ver⸗ 
langten Einrichtung nachzuweiſen, daß ſie durch eine andere, 
juedmäßigere oder billigere Maßregel erſetzt werden könne 
Gaſſow). Entſchließt ſich dagegen der Verurteilte, unter dem 
Ducke der angedrohten oder verwirklichten Strafe ($ 888), 
eine Einrichtung zu treffen, und erweiſt ſich dieſe als ungenügend, 
dann hat der Kläger die nötige Handhabe, um gegen den Ver⸗ 
utteilten wirkſam weiter vorzugehen. Auf Grund des in der 
Aeg leicht zu erbringenden Nachweiſes, daß die getroffene 
Einrichtung nicht genüge, daß alſo dem Urteile nicht entſprochen 
fi, erwirkt der Kläger neuerliche Strafandrohung und Straf⸗ 
vollzehung und zwar fo lange, bis er zu ſeinem Rechte 
gelangt iſt. 
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Man verbindet landläufig mit dem Worte „Anordnung“ 
G 938) den Begriff einer Einzelmaßregel, die zur Siche⸗ 
ung des Hauptzweckes getroffen wird, nicht aber einer dieſen 
Zweck ſelbſt im ganzen Umfange erfaſſenden Regelung. Man 
winde es demnach verſtehen, wenn der Geſetzgeber die einzelne 
zur Sicherung gegen übermäßige Immiſſion erforderliche Maß⸗ 
gel als „Anordnung“ bezeichnete, während man bei, wenn⸗ 
glich nur proviſoriſcher Zuerkennung des ganzen Klaganſpruchs 
hnächſt wohl nicht an eine einstweilige „Anordnung“ denken 
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wird. Allein, es dürfen aus dem Gebrauche des Wortes „An⸗ 
ordnungen“ keinerlei Schlüſſe auf die Beſchaffenheit der 
zuläſſigen „Anordnung“ gezogen werden. Die „Anordnungen“ 
des 8 938 können inhaltlich bis zur völligen Be— 
friedigung des Gläubigers gehen — aber nicht dar⸗ 
über hinaus. 

Damit ſind wir zum Hauptpunkte unſerer Erörterung 
zurückgekehrt. Wir haben oben den Satz aufgeſtellt, daß das 
in § 938 ZPO. dem Gerichte eingeräumte Ermeſſen an dem 
Inhalte des durch die einſtweilige Verfügung zu ſichernden 
Rechts ſeine Schranke finde. Es darf alſo dem Gläubiger 
durch einſtweilige Verfügung gegebenen Falls alles, aber 
auch niemals mehr und nichts anderes, als er nach dem 
Inhalte des ihm zuſtehenden Rechtes verlangen kann, zugeſprochen 
werden (R. Schmidt, Lehrb. 748; Peterſen⸗Anger ZPO. (5) 
H 692). Deshalb erachtet z. B. das RG. (8. VI. 81 RG. 27, 
429 u. a.) einſtweilige Verfügungen für zuläſſig, durch welche 
die Auszahlung wiederkehrender Geldleiſtungen an Alimentations⸗, 
Schadenserſatz⸗, Dienſtlohn⸗, Gehalts berechtigte angeordnet wird. 
Das OLG. Darmſtadt (22. I. 02 OLG. 4, 164) geſtattet die 
Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft gemäß $ 1542 BGB. 
im Wege einſtweiliger Verfügung. Ebenſo iſt gegen die Auf⸗ 
hebung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes (8 1418 
BGB.) durch einſtweilige Verfügung nach § 940 ZPO. nichts 
zu erinnern (Ullmann, JW. 02, 206). Das RG. hat eine 
gemäß 8 940 erlaſſene einſtweilige Verfügung gebilligt, durch 
welche dem Sohne, der ſeine Mutter auf Übertragung des 
elterlichen Anweſens zu Eigentum und eigener Bewirtſchaftung 
gegen Gewährung eines beſtimmten Auszuges verklagt hatte, 
das Anweſen gegen Gewährung des Auszugs zugewieſen wurde 
(RG. 28. II. 94 Seuff A. 49, 292). 

Dagegen hat das RG. (15. X. 97 Seuff Bl. 63, 319) 
die Abweiſung des Antrags eines eingeſetzten Nacherben, noch 
zu Lebzeiten des Erben ſein Recht auf Auflaſſung eines zum 
Nachlaſſe gehörigen, auf den Namen des Erben im Grundbuch 
eingetragenen Grundſtücks im Wege einſtweiliger Verfügung 
durch eine Vormerkung auf dieſem Grundſtücke zu ſichern, als 
gerechtfertigt erklärt, da nach gemeinem Recht dem Erben ein 
ſolches Recht nicht zuſtehe. Dem Erkenntnis des RG. 
vom 14. XII. 03 (Gruchot 48, 398) liegt folgender Fall zu⸗ 
grunde: die Parteien ſtreiten um den Nachlaß eines Dritten. 
Zwei Prätendenten beantragen, durch einſtweilige Verfügung 
anzuordnen, daß aus den Zinſen des deponierten Nachlaſſes 
an ſie bis zur rechtskräftigen Erledigung des Erbteilungs⸗ 
prozeſſes und unter Vorbehalt ſpäterer Ausgleichung jährlich je 
3 000 & bezahlt werden ſollten. Ablehnung — aus folgenden 
Gründen: Nach $ 2038 Abf. 1 BGB. iſt zwar jeder Miterbe 
dem anderen gegenüber verpflichtet, zu Maßregeln mitzuwirken, 
die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ſind; allein 
der geſtellte Antrag iſt etwas ganz anderes, nicht ein 
minus ſondern ein aliud. 

Wenn wir ſagen, daß durch einſtweilige Verfügung „nichts 
anderes“, als der Gläubiger zu beanſpruchen habe, zugeſprochen 
werden könne, ſo wird man dies nicht mißverſtehen. Es kann 
z. B. bei einem Streite zwiſchen dem Pächter und dem Käufer 
des Anweſens zum Schutze des Pachtrechts, bei einem Streite 
zwiſchen Vermieter und Mieter zum Schutze der Vermieterrechte 
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angeordnet werden, daß das weggeſchaffte Inventar zurück⸗ 
gebracht werde. Es kann die Sequeſtration der Streitſache, 
der Verkauf der ſtrittigen, dem Verderben ausgeſetzten Ware 
angeordnet werden. Es ſind dies alles Maßregeln, die den 
Inhalt des zu ſichernden Anſpruchs nicht berühren, 
inſofern allerdings „etwas anderes“ als letzterer. Selbſt⸗ 
verſtändlich haben wir nicht derartige, indifferente An⸗ 
ordnungen im Auge, wenn wir ſagen, die einſtweilige Ver⸗ 
fügung dürfe kein anderes Recht, nicht mehr Recht verleihen, 
als dem Inhalte des zu ſichernden Anſpruchs entſpreche. 

Gegen dieſen Satz würde eine einſtweilige Verfügung, die 
dem Immittenten eine ſpezielle Maßregel, Einrichtung uſw. 
auferlegen würde, verſtoßen; denn dies ginge, wie dargetan, 
über den Inhalt des zu ſichernden Anſpruchs hinaus. Dieſer 
Anſpruch gibt nur allgemein ein Recht auf Abſtellung über⸗ 
mäßiger Immiſſion, aber nicht ein Recht auf Abſtellung durch 
ein beſtimmtes Mittel. 

Das Fazit unſerer Ausführungen iſt die Verneinung 
der an die Spitze geſtellten Frage. 


Luftſchiffahrt und Grundeigentum. 
Von Juſtizrat Dr. Linckelmann, Hannover. 


In dem intereſſanten Artikel über das in der Überfchrift 
angegebene Thema in JW. 1908, Nr. 19 S. 643 behandelt 
der Geh. Juſtizrat Dr. Kipp auf S. 644 den Fall, daß die 
Fahrt des Luftſchiffers in fo großer Höhe über ein Grundſtück 
hinweggeht, daß an und für ſich der Grundeigentümer kein 
Intereſſe an dem Unterbleiben der Überfahrt hat; das Unglück 
will es aber, daß ohne Verſchulden des Luftſchiffers durch 
Abſturz einer einzelnen Sache oder des ganzen Luftſchiffes 
Schaden angerichtet wird. 

Nach Meinung des Dr. Kipp verſagen für dieſen Fall 
die gewöhnlichen Rechtsbehelfe, und man ſoll eine Erſatzpflicht 
nur auf das Prinzip zurückführen können, welches vom Reichs⸗ 
gerichte bei Feſtſtellung der Verantwortlichkeit der Eiſenbahn 
für Funkenflug der Lokomotiven verwertet iſt. Angeführt 
werden namentlich die Entſcheidungen des Reichsgerichts für 
das gemeine Recht RG. 17, 103 ff., für das preußiſche Land⸗ 
recht RG. 32, 337 ff., für das Rheiniſche Recht RG. 58, 133 
und für das BGB. RG. 58, 130 ff. Dieſes Prinzip 
wird in der letzteren Entſcheidung in folgender Weiſe wieder⸗ 
gegeben: 

„ft aber dem Grundeigentümer im Einzelfalle das fo 
weſentliche Recht, Eingriffe in ſein Eigentum abzuwehren, 
entzogen, jo muß ihm notwendig hierfür anderweitiger aus⸗ 
reichender Erſatz gegeben ſein, und ſolcher Erſatz kann nur in 
Gewährung der durch Verſchuldensnachweis nicht bedingten 
Klage auf Erſtattung des angerichteten Schadens gefunden 
werden.“ 

Außer obigen Entſcheidungen hätten noch andere Ent⸗ 
ſcheidungen, z. B. die Entſcheidungen in RG. 7, 265; 26, 207; 
30, 114 bis 117; 31, 285; 32, 283; 36, 179; 37, 269 und 
53, 23, herangezogen werden können, die ſich mit dem gleichen 
Problem befaſſen, ohne allerdings dasſelbe durchgehends ein⸗ 


heitlich zu löſen. Namentlich führt das Reichsgericht in einigen 
Fällen (ſo RG. 7, 265 und 31, 285) die Entſchädigungspflicht 
auf den ſehr anfechtbaren Enteignungsgedanken zurück: der 
geſchädigte Eigentümer ſei in Anſehung der negatoriſchen An⸗ 
ſprüche enteignet und könne daher Entſchädigung nach dem 
Enteignungsgeſetze verlangen. In anderen Fällen wird Voraus⸗ 
ſehbarkeit des Schadens gefordert, ohne daß aber dieſe Voraus⸗ 
ſehbarkeit mit Verſchulden identifiziert wird. 

Das Geſamtbild der Rechtſprechung auf dieſem Gebiete 
iſt, wie man ſieht, ein ſchwankendes, und das von Dr. Kipp 
als beherzigenswert empfohlene Rechtsprinzip iſt in Wahrheit 
nichts weiter als die Umſchreibung der Tatſache, daß es 
dem Rechtsbewußtſein entſpricht, daß in den gedachten Fällen 
die Geſchädigten ſchadlos gehalten werden. Iſt das aber nach 
dem geltenden Rechte eine genügende Grundlage für den 
Schadenserſatzanſpruch? Man wird jedenfalls derartige allgemeine 
Erwägungen zurückſtellen müſſen, ſolange es gelingt, im 
geltenden Rechte die vermißte Hilfe zu finden. Dieſe Hilfe iſt 
unſeres Erachtens die actio negatoria in ihrer reſtitutoriſchen 
Funktion. 

Dieſe Klage hat einen doppelten Inhalt, ſie iſt einerſeits 
zur Abwehr ſtörender Einwirkungen gegeben, andererſeits aber 
auch zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes. Es iſt 
kein Grund vorhanden, den Wiederherſtellungsanſpruch in den 
Fällen auszuſchließen, in denen der Abwehranſpruch aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Durch die ſtaatliche Genehmigung einer Eiſen⸗ 
bahn wird ihrer Verwaltung nicht das Privileg erteilt, fremde 
Rechtsgüter zu zerſtören. Kann ſie die Wirkungen ihres Be⸗ 
triebes nicht auf das eigene Gebiet beſchränken, ſo hat ſie doch 
die anderen Perſonen zugefügten Beeinträchtigungen zu be⸗ 
ſeitigen, ſie iſt verpflichtet, ein infolge Funkenfluges zerſtörtes 
Haus in natura wieder herzuſtellen, auch wenn der Funkenflug 
nicht auf Verſchulden zurückgeführt werden kann. Die durch 
den Funkenflug verurſachte Sachbeſchädigung bleibt auf alle 
Fälle eine widerrechtliche Beeinträchtigung des Eigentums, und 
dieſe Beeinträchtigung iſt erſt wieder beſeitigt, wenn die be⸗ 
ſchädigte Sache in den früheren Zuſtand zurückverſetzt iſt. 

Im gemeinen Rechte beſtand die Meinung, daß nur ein 
ſolches Verhalten die actio negatoria begründe, welches 
geeignet ſei, den Inhalt einer Servitut zu bilden, dieſe Meinung 
war aber nicht die herrſchende, und für das BGB. muß jeden⸗ 
falls angenommen werden, daß mit der actio negatoria die 
Beſeitigung eines jeden das Eigentum eines anderen verletzenden 
Zuſtandes gefordert werden kann (Windſcheid⸗Kipp, 8. Aufl. 
Bd. I 8 198 Anm. 8). 

Wenn ſich der negatoriſche Wiederherſtellungsanſpruch auch 
nicht, wie der Schadenserſatzanſpruch, unmittelbar in Geld um⸗ 
ſetzt, ſo glauben wir doch, daß ſeine Anerkennung in den 
meiſten der oben angeführten Reichsgerichtsfälle im praktiſchen 


Ergebniſſe genügt hätte, eine mit dem Rechtsbewußtſein in 


Einklang ſtehende Löſung ohne Aufſtellung neuer Prinzipien zu 
finden (vgl. unſere Ausführungen Arch BürgR. 24, 238 bis 
244, insbeſondere Anm. 7 S. 243). 

Jedenfalls gilt ſolches von der Rechtslage des Luftſchiffers, 
dem das Unglück zuſtößt, daß ſein Luftballon abſtürzt und Schaden 
auf einem Grundſtücke anrichtet. Wenn auch der Eigentümer 
des Grundbeſitzes das Überfliegen feines Grundbeſitzes nicht 
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hindern kann, ſo kann er doch unter allen Umſtänden ver⸗ 
langen, daß der durch den Sturz herbeigeführte ſein Eigentum 
berlezende Zuſtand wieder beſeitigt wird). 


Anſpruch auf Unterlaſſung des der Verpflichtung 
zu einem Tun zuwiderlaufenden Verhaltens. 
Von Rechtsanwalt Böhm, Pforzheim. 


In der Nr. 21 von 1908 der Zeitſchrift unterzieht Herr 
Kollege Fuchs (Berlin) an Hand einer reichsgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung die für den dort vorliegenden Fall bejahte Frage der 
Zwangsvollſtreckung gemäß 8 890 ZBO. einer Kritik. 

Ich halte die Gegengründe, die vorgebracht werden, nicht 
für durchſchlagend, und die Konſequenzen, die beiſpielsweiſe 
gezogen werden, nicht für durchaus logiſch. 

Der Anſpruch des Dienſtberechtigten auf Leiſtung von 
Dienſten im eigenen Betrieb und derjenige auf Unterlaſſung 
einer gleichzeitigen Dienſtleiſtung bei einem Dritten ſind in ihren 
Wirkungen bezüglich der Zwangsvollſtreckung mit Grund unter⸗ 
ſchiedlich zu behandeln. 

Das ethiſche Moment, welches hinſichtlich des erſteren An⸗ 
ſrruchs für das Verbot des § 888 Abf. 2 ZPO. maßgebend 
ic, trifft für den zweiten Anſpruch nicht zu. 

So ſehr es „den heutigen freiheitlichen Anſchauungen 
zutoiderlaufend erſcheint, jemanden durch Zwangsmittel in feinem 
Dienfte feſtzuhalten “, fo gerechtfertigt erſcheint es, Zwangsmittel 
dagegen zu geftatten, daß jemand zum Schaden des Berechtigten 
in einen fremden Dienſt eintritt und dort verbleibt. 

Wie ſoll aber dieſer Anſpruch vollſtreckt werden können? 
Das Verbot des § 888 Abſ. 2 ZPO. wird in den meiſten 
Füllen der erſten Art für den Dienſtherrn nebensächlich und un⸗ 
ſchidlich durch die Beſtimmung des § 887 3N0., deren Ans 
mendung jedoch im zweiten Fall, wo es ſich um Unterlaſſung 
handelt, naturgemäß ausgeſchloſſen ift. 

Daß durch die „Hintertür der Unterlaſſungsklage der durch 
9 888 Abſ. 2 verbotene Zuſtand wiederhergeſtellt werde“, kann 
doch nicht ohne weiteres behauptet werden. 

Man muß daran feſthalten, daß nicht ein Zwang zur 
eiung von Dienſten, ſondern lediglich zur Unterlaffung 
ſaluiert wird. 

Was im praktiſchen Ergebnis der verurteilte Dienſt⸗ 
vapflchtete zu tun vorzieht, muß ihm überlaffen bleiben. Gegen 
die Schädigungen, die ihm aus der Vollſtreckung an ſich er⸗ 
machen — Geld oder Haftſtrafe —, ſoll ihn 8 888 Abf. 2 
nicht [hüßen. Das iſt der Zweck dieſer Beſtimmung nicht. 
Bern er dieſem Dilemma entgehen will, ſo mag er es vielleicht 
fir angebracht halten, ſeinen erſten Verpflichtungen nachzukommen. 
Das iſt dann immerhin ſein freier Wille. Und wenn er dem 
beiteren Dilemma entgehen will, von dem zweiten Dienſtherrn 
— — 


) Igl. jetzt auch die vor Einſendung obigen Artikels erſchienenen 
ulfühtungen des Rechtsanwalts Fr. Ludowieg in JW. 08, 705. — 
auf wenn dieſe Ausführungen zutreffend fein ſollten, würde die 
Alto vegatoria in ihrer reſtitutoriſchen Funktion der gegebene 
Rechtsbehelf bleiben, negatoriſche Abwehrrechte („Sind weitere Be⸗ 
entnäctizungen zu beſorgen“ . . 8 1004 BB.) find prattiſch nur 
bei dauernden oder wiederkehrenden Störungen von Bedeutung. 


— 
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auf das Gleiche verklagt zu werden, ſo muß er ſich eben 
dadurch aus der Affäre ziehen, daß er wohl oder übel auf die 
beiden Anſtellungen während der fraglichen Zeit verzichtet. Er 
wird dann Not leiden, aber er iſt ſelbſt ſchuld daran. Ihn hier⸗ 
vor zu ſchützen, iſt wieder der Zweck der zitierten Beſtimmung nicht. 

Staub ſelbſt, auf den ſich der Verfaſſer beruft, ſagt, daß 
es zu weit gehe, derartige und ähnliche Auswege, denen ſich 
der Dienſtverpflichtete ſchließlich unterwerfe, unter den Begriff 
„Zwang“ zu ſubſumieren. 

Der Verfaſſer beſtreitet nun aber ferner die Zuläſſigkeit 
der Unterlaſſungsklage überhaupt, wie mir ſcheint, für den vor⸗ 
liegenden Fall zu unrecht. 

Der Fehler liegt in der unzuläſſigen Verallgemeinerung 
ſowohl der für die Beurteilung unſeres Tatbeſtandes maßgebenden 
Momente, als auch des durch die Entſcheidung ſelbſt aufgeſtellten 
Axioms. 

Darin muß ihm zweifellos beigetreten werden, daß dieſe 
Unterlaſſungsklage kein Eſſentiale jeder poſitiven Vertragsklage 
it. Indeſſen folgt hieraus nicht deren Unzuläſſigkeit für den 
vorliegenden Fall und zwar in erſter Linie deshalb, weil hier 
die eigentümliche Natur des Arbeitsvertrags in Rechmung zu 
ziehen iſt, die von dem Verpflichteten fordert, daß er ſeine ganze 
Tätigkeit ausſchließlich dem Berechtigten zur Verfügung ſtellt, 
und weiter deshalb, weil das Intereſſe des Dienſtherrn an der 
Unterlaſſung befonders erheblich fein kann. 

Mit dem Anſpruch auf Schadenserſatz iſt dem Berechtigten 
nicht immer voll gedient, abgeſehen davon, daß bekanntlich oft 
nichts ſchwerer iſt, als einen Schaden ziffermäßig nachzuweiſen. 

Hier handelt es ſich aber ferner um eine Konkurrenz⸗ 
firma, bei der der Beklagte eingetreten iſt oder möglicherweiſe 
noch eintreten konnte. 

Der Verfaſſer dürfte gerade dieſen Umſtand zu wenig in 
Betracht gezogen haben, und doch iſt es, wie ſchon aus dem 
Urteilstenor hervorgeht, anſcheinend er allein, der das Reichs⸗ 
gericht veranlaßte, der Unterlaſſungsklage überhaupt ſtattzugeben. 
Schon deshalb iſt die Befürchtung der allzuhäufigen miß⸗ 
bräuchlichen Anwendung der aufgeftellten Grundſätze übertrieben. 

Derlei Streitverhältniſſe können nur von Fall zu Fall 
entſchieden werden. Allgemein gültige Maximen aufzuſtellen, 
die zu jedem Tatbeſtand paſſen, iſt in Fällen, wo der Faktor 
„Treu und Glauben im Verkehr“ und „Verſtoß gegen die guten 
Sitten“ nicht unweſentlich mitſpricht, nicht angängig. 


Zuftellung von Anwalt zu Anwalt an den 
Bureauvorſteher. 
Von Rechtsanwalt Werner, Magdeburg. 


Die Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt erſpart den Um⸗ 
weg über den Gerichtsvollzieher und deſſen Koſten. Trotzdem 
wird dieſer Umweg vielfach gewählt, weil der Gegenanwalt oft 
nicht zu erreichen iſt, und ſich infolgedeſſen die Zuſtellung von 
Anwalt zu Anwalt um mehrere Tage verzögert. 

Dem wird durch folgende Vorſchläge begegnet: 

a) Der Anwalt kann Angeftellte, ins beſondere alſo den 
Bureauvorſteher, ermächtigen, Zuſtellungen von Anwalt 
zu Anwalt entgegenzunehmen. 
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b) Der Anwalt hat dieſem Angeſtellten Ermächtigungs⸗ 
ſcheine zu erteilen. 
e) Dieſe Scheine ſind zu nummerieren und zu datieren. 
d) Der Zuſtellungsbeſcheinigung iſt ein Schein anzufügen. 
e) In der Zuſtellungsbeſcheinigung iſt auf Nummer und 
Datum dieſes Scheins Bezug zu nehmen. 

Schon jetzt nehmen die Angeſtellten, insbeſondere die 
Bureauvorſteher, aus der Hand des Gerichtsvollziehers Zu⸗ 
ſtellungen entgegen. Die Zuſtellung des Gerichtsvollziehers an 
den Anwalt perſönlich iſt jetzt die Ausnahme, die Zuſtellung an 
den Angeſtellten die Regel. Es iſt nicht erſichtlich, warum die 
Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt an den Angeſtellten nicht 
ſoll erſolgen können. 

Die vorgeſchlagene Zuſtellungsart iſt jedoch nur brauchbar, 
wenn jederzeit der Nachweis bereitſteht, daß der Empfänger 
zur Quittungsleiſtung befugt war. 

Dem ſollen die Annahmeſcheine dienen. 

Von der Aushändigung des Scheins iſt die Gültigkeit der 
Zuſtellung abhängig zu machen. 

Der Beweis der Aushändigung des Scheins zu einer be⸗ 
ſtimmten Zuſtellung und damit der Beweis ordnungsmäßiger 
Zuſtellung läßt ſich aber durch den Beſitz irgendeines Empfangs⸗ 
Scheins nicht erbringen. 

Die Zuſammengehörigkeit eines beſtimmten Scheins zu einer 
beſtimmten Zuſtellung ſoll deshalb durch die Nummerierungen 
und Datierung des Scheins und durch die Bezugnahme hierauf 
in der Zuſtellungsurkunde kenntlich gemacht werden. 

Deswegen werden auch die Vorſchriften zu e, d, e zwingend 
fein müſſen. 

Ein Mißbrauch mit derartigen Empfangsſcheinen iſt nicht 
zu befürchten. Die weit gefährlicheren unausgefüllten Unter⸗ 
vollmachten ſind ſeit Jahren in den Händen der Bureauvorſteher, 
ohne daß Schäden zutage getreten ſind. Will man beſonders 
vorſichtig ſein, ſo mag angeordnet werden, daß unbenutzte da⸗ 
tierte Scheine zwei Monate nach dem Ausſtellungstage ihre 
Wirkſamkeit verlieren. 

Als Formular für den Schein dürfte dienen: 

Nr. 7. Der Bureauvorſteher Heinrich iſt ermächtigt, 
eine Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt für mich an⸗ 
zunehmen. 


Magdeburg, den 7. Dezember 1908. 
Schwarz, Rechtsanwalt. 


Die Quittung des Bureauvorſtehers dürfte lauten: 
Beglaubigte Abſchrift dieſes Urteils iſt mir von Rechts⸗ 
anwalt Weiß heute zugeſtellt. Annahmeſchein Nr. 7 vom 
7. Dezember 1908 liegt bei. 

Magdeburg, den 31. Dezember 1908. 

Rechtsanwalt Schwarz, 
vertreten durch Bureauvorſteher Heinrich. 


Die Zuſtellungsbeſcheinigung des zuſtellenden Anwalts 
dürfte nicht zu ändern ſein, namentlich iſt ein Hinweis auf den 
Bureauvorſteher des Gegenanwalts nicht erforderlich. 


M 1. 1909. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 30. November 
bis 12. Dezember 1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

1. Art. 170 EGBGB. in Verb. mit 88 74 ff. I. 5 ALR. 
Beitritt des Dritten zu einem, vor Emanation des BGB. zu 
deſſen Vorteil abgeſchloſſenem Vertrage. 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Kläger ein 
„direktes Klagerecht“ gegen den Beklagten nicht erlangt habe, 
wird von der Reviſion ohne Grund beanſtandet. Inhalt und 
Wirkung der ſich auf die Verpflichtung beziehenden ÜUbernahme⸗ 
vereinbarungen in den das Grundſtück L. betreffenden Kauf⸗ 
verträgen vom 14. September 1893 und 14. Auguſt 1896 be⸗ 
ſtimmen ſich nach früherem Recht (Art. 170 EG BGB., vgl. 
RG. 53, 49). Aus dieſen von F. mit R. und von letzterem 
mit dem Beklagten ohne Mitwirkung des Klägers getroffenen 
Vereinbarungen konnte dieſer ſelbſt Rechte erlangen, wenn es 
ſich dabei um Verträge zu ſeinen Gunſten, alſo um Verträge 
über den Vorteil eines Dritten im Sinne der SS 74 ff. I. 5 
ALR. handelte, und dies würde nach preußiſchem wie nach 
gemeinem Recht zutreffen, wenn der Wille der Vertragsteile 
darauf gerichtet war, den Übernehmer durch die Übernahme 
auch dem Kläger als dem Gläubiger der übernommenen Schuld 
zu verpflichten (vgl. RG. Bd. 32 Nr. 40). Um das eigene Recht 
gegen den Abernehmer auf Grund eines ſolchen zu feinen 
Gunſten geſchloſſenen Vertrages zu erlangen aber mußte der 
Kläger nach dem § 75 I. 5 demſelben „mit Bewilligung der 
Hauptparteien“, oder nach der Auslegung, die die Beſtimmung 
in einer ſtändigen Rechtſprechung gefunden hat (vgl. RG. Bd. 21 
Nr. 42), wenigſtens anf den Antrag oder die Aufforderung des 
Verſprechensempfängers beitreten. Hieran iſt auch mit dem 
Inkrafttreten des BGB. nichts geändert; denn es hängt das 
aufs engſte zuſammen mit der ſich, wie bemerkt, nach früherem 
Recht beſtimmenden Wirkung einer ſolchen unter deſſen Herrſchaft 
getroffenen Vereinbarung. Hierbei kommt noch in Betracht, 
daß der zum Vorteile eines Dritten geſchloſſene Vertrag bis 
dahin, wo der Dritte gemäß dem $ 75 beigetreten oder ihm 
wenigſtens der Antrag zum Beitritt gemacht war, nach den 
88 76, 77 I. 5 von den Vertragſchließenden geändert oder 
aufgehoben werden konnte und daß in ſolche wohlerworbenen 
Rechte nach dem auch dem Art. 170 EG. zugrunde liegenden 
Prinzip durch die Anderung der Geſetzgebung nicht eingegriffen 
worden iſt. Einen hiervon abweichenden Standpunkt vertritt 
auch Habicht (Einwirkung 3. Aufl. auf S. 234 und $ 27) nicht, 
und der Reviſion kann nur darin zugeſtimmt werden, daß der 
erforderte Beitritt gemäß der Regel, daß in Anſehung der 
Form jedes Rechtsgeſchäft nach dem zurzeit der Vornahme 
geltenden Rechte zu beurteilen iſt, nach dem Inkrafttreten des 
BGB. in keiner beſonderen Form mehr erklärt zu werden 
brauchte. B. c. K., U. v. 14. Nov. 08, 62/08 V. — Königsberg. 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Bürgerliches Geſetzbuch. 

2. 8 123 BGB. Zum Begriffe der Drohung. 

Der Hinweis auf eine in Ausſicht ſtehende Strafanzeige 
ft an ſich noch keine widerrechtliche Drohung. Er iſt wider⸗ 
rechtlich, wenn entweder der Hinweiſende ſich bewußt iſt, daß 
er gar keinen Grund für eine Strafanzeige hat, oder wenn er 
angewendet wird, um einen anderen in Furcht und Angſt zu 
berſctzen und von ihm in dieſem Zuſtande eine Willenserklärung 
abzuzwingen, die dem Drohenden einen Vorteil zuwendet, auf 
den er kein Recht hatte (RG. 59, 351; JW. 05, 134°; 
06, 821; 07, 5°; Gruchot 50, 910). Dadurch, daß die Klägerin 
an einen Betrug des S. glaubte, wird mithin die Widerrecht⸗ 
lichkeit der Drohung nicht ausgeſchloſſen. Es iſt nicht nötig, 
wie das Berufungsgericht annimmt, daß die Klägerin den Be⸗ 
klagten ihrerſeits zugleich habe durch Vorſpiegelung eines von 
S. verübten Betruges täuſchen wollen. Es iſt auch wider⸗ 
rechtlich, wenn fie mit der Androhung der Strafanzeige den 
Beklagten in Angſt verſetzen und zur Übernahme der Schuld 
zwingen wollte, die er ſonſt unter allen Umſtänden abgelehnt 
haben würde. Dieſe Annahme wird im gegebenen Falle durch 
die zweimalige Androhung der Anzeige nahegelegt, ſie wird 
auch durch die Erwägung, die Klägerin habe nicht widerrechtlich 
gehandelt, wenn ſie vermuten durfte, daß der Beklagte aus 
Anſtandsgefühl für ſeinen Stiefſohn eintreten würde, nicht wider⸗ 
legt. Die Reviſion bemerkt ganz richtig, daß ſie trotzdem 
widerrechtlich handeln konnte, wenn dieſe Vermutung ihr 
doch nicht genügend erſchien, um ſchlechthin ihre Abſicht 
bei dem Beklagten durchzuſetzen und ſie ſich als eines 
Druckmittels des weiteren der Androhung der Strafanzeige 
bediente. L. c. N., U. v. 16. Nov. 08, 590/07 VI. — 
Berlin. 

3. 88 139, 158, 160, 169, 311, 328, 329, 419, 765, 
1113, 1204, 1209 BGB. Von Übernahme eines Vermögens 
und deren Folgen.] 

Der erkennende Senat hat ſchon in einem Urteil vom 
22. Juni 1908, Rep. VI. 394/07, ausgeſprochen, daß die An⸗ 
wendung der Vorſchrift in 8 419 BGB. nicht auf Verträge zu 
beschränken iſt, in denen derjenige, welchem ein anderer fein 
ganzes gegenwärtiges Vermögen oder einen Bruchteil davon übers 
tragen hat, die Schulden des Veräußerers übernommen hat. 
Daran iſt feſtzuhalten: Das Abkommen, wonach der Vermögens⸗ 
übernehmen ſich verpflichtet, die Gläubiger des Veräußerers zu 
beftiedigen, iſt eine ſogenannte Erfüllungsübernahme, deren 
rchtlihe Wirkungen nach den Beſtimmungen in 88 328, 329 
8069. zu beurteilen find. Nach dieſen iſt im Zweifel nicht an⸗ 
umehmen, daß durch eine ſolche Vereinbarung ein ſelbſtändiges 
Recht der Gläubiger gegen den Übernehmer begründet werden 
zoll, andererſeits hat, wenn die Abſicht der Vertragſchließenden 
auf bie Begründung eines ſolchen Rechts gerichtet war, ber 
Übernehmen, ſofern der Vertrag oder die begleitenden Umſtände 
nicht ein anderes ergeben, den Gläubigern mit ſeinem ganzen 

gen zu haften. Durchaus abweichend find in § 419 die 
rchlichen Folgen des dort behandelten Rechtsgeſchäfts geregelt: 
die Haftung des Vermögensübernehmers tritt ganz unabhängig 
don dem Willen der Vertragſchließenden ein, und ſie beſchränkt 
ſch andererseits auf den Beſtand des übernommenen Vermögens. 
ach kann es nicht als der Sinn des 8 419 angeſehen werden, 
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daß die dort beſtimmten Verpflichtungen des Vermögens⸗ 
übernehmers Ausfluß einer zwiſchen ihm und dem Veräußerer 
vereinbarten Erfüllungsübernahme ſein ſollen, es iſt vielmehr 
anzunehmen, daß ſie ohne Rückſicht darauf entſtehen, ob mit 
der Übertragung des Aktivvermögens des Veräußerers die Über: 
nahme ſeiner Schulden ſeitens des Erwerbers des Vermögens 
verbunden worden iſt oder nicht. (Wird ausgeführt.) Die 
Beſtimmung in § 311 iſt nur auf Verträge zu beziehen, in 
denen ſich jemand verpflichtet, die Geſamtheit ſeines gegenwärtigen 
Vermögens oder einen Bruchteil davon einem anderen zu über⸗ 
tragen; die Wirkſamkeit von Rechtsgeſchäften, welche die Ver⸗ 
äußerung eines einzelnen Vermögensſtücks oder auch einer 
Mehrheit von ſolchen, die von den Beteiligten ſpeziell ins Auge 
gefaßt und bezeichnet find, zum Gegenſtand haben, wird durch 
die Beſtimmung in $ 311 nicht berührt, fie find, ſofern die 
ſonſtigen etwa in Betracht kommenden Formvorſchriften beobachtet 
ſind oder ihr Mangel geheilt iſt, gültig, auch wenn die einzelnen 
veräußerten Gegenſtände tatſächlich das ganze Vermögen des 
Veräußerers ausmachen, und die Beteiligten ſich deſſen bewußt 
find. Das Anwendungsgebiet des S 311 deckt ſich nicht mit 
dem des 8 419, das des letzteren geht vielmehr über dasjenige 
des § 311 hinaus; es beſteht auch zwiſchen ihnen kein innerer 
Zuſammenhang, insbeſondere haben die Gründe, auf denen die 
Formvorſchrift des § 311 beruht, mit den Erwägungen, die zur 
Aufſtellung des in 8 419 enthaltenen Rechtsſatzes geführt haben, 
nichts gemein. Allerdings wird, wenn eine Verpflichtung unter 
einer auſſchiebenden Bedingung übernommen worden iſt, dieſe 
Verpflichtung nach S 158 Abſ. 1 BGB. erſt mit dem Eintritt 
der Bedingung rechtswirkſam; allein der Rechtsgrund für ſie 
iſt ſchon durch den Abſchluß des bedingten Vertrages gelegt, 
der bedingte Berechtigte iſt auch für den Fall, daß die Bedingung 
eintritt, in gewiſſem Umfange gegen Verfügungen geſchützt, die 
der bedingt Verpflichtete vor dem Eintritt der Bedingung ge⸗ 
troffen hat. SS 160, 161. Dementſprechend unterscheidet das 
Geſetz ausdrücklich zwiſchen bedingten und zukünftigen Forderungen 
(55 765, 1113, 1204, 1209) und behandelt die erſteren in ver⸗ 
ſchiedenen Sonderbeſtimmungen als bereits beſtehende Anſprüche 
(wird unter Bezugnahme auf die KO. weiter ausgeführt). In 
Übereinſtimmung hiermit werden im Verkehrsleben Verpflichtungen 
einer Perſon, die von einer aufſchiebenden Bedingung abhängen, 
als bereits beſtehende Belaſtungen ihres Vermögens angeſehen 
und behandelt, ausgenommen höchſtens Fälle, wo der Eintritt 
der Bedingung außerhalb des Bereichs jeder Wahrſcheinlichkeit 
liegt. Danach iſt der Annahme des Berufungsgerichts bei⸗ 
zutreten, daß im Sinne des § 419 zu den zur Zeit des Ab⸗ 
ſchluſes des auf die Vermögensübernahme gerichteten Ver: 
trags beſtehenden Anſprüche auch Forderungen zu rechnen 
ſind, die von einer zu dieſer Zeit noch nicht eingetretenen 
Bedingung abhängig find (vgl. auch Oertmann, Schuld⸗ 
verhältniſſe, II. Aufl. Anm. 4 zu 8 419 und die Be: 
merkungen zu 5 1086 BGB. in den Kemmentaren von Planck, 
Staudinger, Biermann.) S. c. D., U. v. 12. Nov. 08, 
633/07 VI. — Hamm. 

4. 55 141, 276, 313, 839 BGB. Erfordernis der Form⸗ 
gültigkeit für den Vertrag, ein Grundſtück bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Tage zu einem gewiſſen Preiſe zu verkaufen. Nicht⸗ 
anwendung der Vorſchriften über Treu und Glauben bei einer 
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Form unterliegenden Geſchäften. Grundſätze für die Schadens⸗ 
erſatzpflicht eines Notars.] 

Zwiſchen dem Kläger, vertreten durch feinen Bevoll⸗ 
mächtigten M. und einem Kaufmann K. hatten Verhandlungen 
über den Ankauf derſchiedener Grundſtücke des Klägers ſtatt⸗ 
gefunden, und es kam, da K. ſich die Grundſtücke zu ſichern 
ſuchte, zunächſt zu einem mündlichen Vertrag dahin, daß Kläger 
ſich verpflichten ſollte, dem K. ein Angebot zum Verkaufe ſeiner 
Grundſtücke für den Preis von 2 760 000 & zu machen und 
ſich an dieſes Angebot bis zum 1. April 1904 gebunden zu 
erklären, wogegen K. 50 000 & bei dem jetzigen Beklagten, 
dem langjährigen Rechtsbeiſtande des Klägers, hinterlegen ſollte, 
welche dem Kläger ausgehändigt werden ſollten, ſobald er in 
einer von dem Beklagten aufzunehmenden notariellen Ver⸗ 
handlung das vereinbarte Verkaufsangebot machen würde, und 
welche 50 000 & im Falle der Nichtannahme der Verkaufs⸗ 
offerte durch K. bis zum 1. April 1904 dem Kläger als Ver⸗ 
tragsſtrafe verfallen ſein, im Falle der Annahme aber auf den 
bar zu zahlenden Teil des Kaufpreiſes in Anrechnung gebracht 
werden ſollten. Nach dieſer Einigung begab ſich M. zu dem 
Beklagten, teilte ihm die Einigung mit und beauftragte ihn, 
die zwiſchen Kläger und K. mündlich getroffenen Vereinbarungen 
in die entſprechende geſetzlich verbindliche Form zu bringen. 
Mittels Schreibens, in welchem hervorgehoben wurde, daß die 
Uberlaſſung der 50 000 „ an den Kläger für den Fall der 
nicht rechtzeitigen Annahme der Offerte als Gegenleiſtung dafür 
erfolge, daß der Kläger ſich bis zum 1. April 1904 an die 
abzugebende Offerte binde, überſandte K. die 50 000 & an 
den Beklagten mit der Weiſung, ſie dem Kläger auszuhändigen, 
ſobald dieſer die vereinbarte Verkaufsofferte in notarieller Form 
abgebe. Am 25. Juni 1903 gab dann der Kläger die Ver⸗ 
kaufsofferte, wie verabredet, zu notariellem Protokolle bei dem 
Beklagten ab, erwähnte darin, daß K. bei Empfangnahme dieſer 
Offerte verpflichtet ſei, die 50 000 & zu zahlen, und daß dieſe 
ihm (Kläger) verfallen ſeien, wenn die Annahme der Offerte 
bis zum 1. April 1904 nicht erfolgen ſollte. Irgendeine 
notarielle Beurkundung von Willenserklärungen des K. erfolgte 
aber nicht. Nach Abgabe dieſer Verkaufsofferte wurden dann 
die 50 000 & dem Kläger ausgehändigt. K. hat dann ſpäter 
die Verkaufsofferte nicht angenommen, gleichwohl aber auf 
Rückgabe der 50 000 & nebſt Zinſen Klage erhoben, und dieſer 
Klage iſt, weil auch die von K. übernommene Verpflichtung 
bezüglich der 50 000 „ nach 8 313 BGB. der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung bedurft hätte und mangels dieſer 
Form nichtig ſei, ſtattgegeben worden. Kläger hat infolgedeſſen 
die 50 000 „ zahlen müſſen. Gegenwärtig nimmt nun der 
Kläger wegen des ihm erwachſenen Schadens den Beklagten in 
Anſpruch, weil dieſer aus Fahrläſſigkeit es unterlaſſen habe, 
die Verpflichtung des K. zur Gegenleiſtung von 50 000 4 
notariell zu beurkunden oder zum mindeſten ihn (Kläger) darauf 
hinzuweiſen, daß er die 50 000 & nur dann behalten dürfe, 
wenn auch K. ſeine Erklärungen notariell oder gerichtlich 
beurkunden laſſe. Beklagter wurde verurteilt. Hiergegen 
iſt die nunmehr von dem Beklagten erhobene Reviſion 
gerichtet; aber auch ihre Angriffe können zu einer ab⸗ 
ändernden Entſcheidung nicht führen. Zunächſt vertritt die 
Reviſion nochmals den in den Vorinſtanzen verteidigten 


M1. 1909. 
Standpunkt, daß die hier fraglichen Verpflichtungen des K. der 
Form des 8 313 BGB. überhaupt nicht unterlegen hätten. 
In dieſer Beziehung kann indes im weſentlichen auf die ein⸗ 
gehenden Erörterungen des RG. in ſeinem Urteil im Vorprozeß 


verwieſen werden. Daß eine Abmachung, ſich auf Verlangen 


eines anderen bis zu einem beſtimmten Tage zu einem gewiſſen 
Preiſe zum Verlaufe eines Grundſtücks zu verpflichten, eine — 
wenn auch bedingte — Verpflichtung zur Übertragung des 
Eigentums an einem Grundſtück enthält, kann gar nicht zweifel⸗ 
haft ſein, ebenſo, daß dies nicht eine einſeitige Willenserklärung, 
ſondern Beſtandteil eines Vertrages war, der auch die Ver⸗ 
pflichtungen der Gegenſeite, die vorläufige Zahlung von 
50 000 „ und deren Gewährung als Vertragsſtrafe bezw. 
Reugeld, wenn die Offerte nicht akzeptiert werden ſollte, enthielt. 
Handelt es ſich aber um einen Vertrag im Sinne des 8 313, 
dann ergibt ſich auch aus dieſem Wortlaut, der nicht die Ver⸗ 
pflichtung, Eigentum an einem Grundſtück zu übertragen, 
ſondern den Vertrag, durch welchen eine ſolche Verpflichtung 
hergeſtellt wird, der Formvorſchrift unterſtellt, daß auch alle 
Beſtandteile dieſes Veräußerungsgeſchäfts, insbeſondere auch 
die Gegenverpflichtungen der Formvorſchrift unterworfen ſind. 
Wenn weiter die Reviſion die Rechtsgültigkeit der Ver⸗ 
pflichtung des K. deshalb für konvalesziert anſehen zu können 
glaubt, weil fie durch Hergabe der 50 000 & nach 8 141 BGB. 
beſtätigt ſeien, ſo trifft dieſe Ausführung nicht zu, weil bei der 
Beſtätigung die materiellen und formellen Vorausſetzungen des 
Geſchäftes unter Beſeitigung des die Nichtigkeit des Geſchäfts 
begründenden Umſtandes vorliegen müſſen. Andernfalls könnten 
ja ſämtliche Formvorſchriften illuſoriſch gemacht werden. Die 
weitere Ausführung der Reviſion, der Kondiktionsanſpruch des 
K. im Vorprozeß habe auch ſchon aus dem Grunde zurück⸗ 
gewieſen werden müſſen, weil Treu und Glauben ſeiner Geltend⸗ 
machung entgegengeſtanden hätten, zerfällt damit, daß Form⸗ 
vorſchriften durch Berufung auf Treu und Glauben nicht außer 
Anwendung geſetzt werden können. Endlich iſt auch der letzte 
Angriff der Reviſion, daß den Beklagten keine Fahrläſſigkeit 
treffe, jedenfalls dieſe einer Begründung entbehre, da nicht jede 
Verkennung eines Geſetzes eine ſchuldhafte und nicht jedes Ver⸗ 
ſehen eine Fahrläſſigkeit im Sinne der 88 276, 839 BGB. 
ſei, nicht für begründet zu erachten. Allerdings iſt nicht jede 
Verkennung eines Geſetzes und nicht jedes Verſehen eine Fahr⸗ 
läſſigkeit. Aber das Berufungsgericht begründet die ſubjektive 
Fahrläſſigkeit damit, daß es ſich um eine Verkennung der un⸗ 
mittelbar aus dem Geſetz ſich ergebenden Grundſätze gehandelt 
habe; und daß dies der Fall war, iſt bereits oben dargelegt. 
Dazu kommt, daß es ſich um eine Formvorſchrift handelt, die 
gerade für einen Notar von höchſter Bedeutung iſt, und hin⸗ 
ſichtlich deren Tragweite er ſich beſonders orientieren muß, daß 
aber auch gerade kurz vor der hier in Frage ſtehenden Tätig⸗ 
keit des Beklagten das RG. über die hier in Betracht 
kommenden Fragen in einer Reihe der gedruckten Ent⸗ 
ſcheidungen (vgl. RG. 51, 179; 52, 4; 53, 236) ſich aus⸗ 
geſprochen hatte. Außerdem war der Beklagte von der 
beabſichtigten Aufnahme des Notariatsaktes bereits vorher von 
verſchiedener Seite in Kenntnis geſetzt, jo daß ihm zur Über 
legung ausreichende Zeit zur Verfügung geſtanden hatte. Unter 
ſolchen Umſtänden läßt ſich auch ein ſubjektives Verſchulden, 


ren 
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38. Jahrgang. 


eine Fahrläſſigkeit des Beklagten nicht in Abrede nehmen und 
ft er daher für den auf dieſe Fahrläſſigkeit zurückzuführenden 
Schaden verantwortlich zu machen. L. c. K., U. v. 20. Nov. 08, 


37/08 III. — Berlin. 
5. 8 254 BGB. verb. mit 8 139 ZPO. Beachtung 


dieſes Geſetzes im Verfahren über den Betrag, wenn das Grund⸗ 
urteil oder deſſen Entiſcheidungsgründe einen Vorbehalt ergeben. 
Erfordernis eines Einwandes des Beklagten. Fragepflicht. 
Beweislaſt.] 

Die Mutter und Erblaſſerin der beklagten Ehefrau war 
durch rechts kräftiges Urteil verurteilt worden, dem Kläger als 
deſſen Eigentum eine eiſerne Leitſpindeldrehbank herauszugeben, 
die der Kläger bei einer Verſteigerung für 211 & erſteigert 
und die der Ehemann der Beklagten dem Kläger heimlich weg⸗ 
genommen und in die Wohnung der Mutter der Beklagten 
gebracht hatte. Die Herausgabe der Drehbank an den Kläger 
lonnte dieſer nicht erreichen, da fie kurz vor der Verkündung 
des Urteils an einen gutgläubigen Dritten veräußert worden 
war. Der Kläger beziffert den ihm durch die Wegnahme der 
Drehbank aus Erwerbsverluſt erwachſenen Schaden auf 5850 &. 
Der gegen die beklagte Ehefrau als die Erbin ihrer Mutter 
gerichtete Klageanſpruch wurde durch rechtskräftiges Urteil dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. In dem Verfahren über 
den Betrag des Schadens hat der Kläger beantragt, die beklagte 
Ehefrau zur Zahlung von 5850 & zu verurteilen. Das LG. 
hat dieſem Antrage nur in Höhe von 263 L ſtattgegeben. 
Auf die Berufung des Klägers iſt dieſe Entſcheidung dahin 
abgeändert worden, daß die Beklagte zur Zahlung von 450 % 
verurteilt wurde. Auf klägeriſche Reviſion hob das RG. auf: 
Im jetzigen Rechtsſtreit handelt es ſich nur um den Erwerbs⸗ 
berluſt und zwar um Feſtſtellung feines Betrages. Der Bes 
ufungsrichter bemißt den zu entſchädigenden Erwerbsverluſt des 
Klägers auf durchſchnittlich 50 M täglich. Die Gewährung 
einer höheren Entſchädigung lehnt er ab, weil der Kläger, „ſoviel 
man fieht”, keine Schritte getan habe, ſich in den dauernden 
Beſitz einer anderen Drehbank zu ſetzen, auch nicht behauptet 
habe, Schritte nach dieſer Richtung hin getan zu haben. Der 
Berufungsrichter verweigert hiernach eine höhere Entſchädigung, 
offenbar auf Grund des freilich von ihm nicht angeführten 
9 254 Abſ. 2 BGB. deshalb, weil der Kläger zur Entſtehung 
des Geſamtſchadens dadurch mitgewirkt habe, daß er ſchuldhaft 
mterlaſſen habe, den Schaden zum Teil abzuwenden oder zu 
mindern. Nun gehört zwar die Frage eines mitwirkenden 
eigenen Verſchuldens des Beſchädigten in das Verfahren über 
den Grund des Anſpruchs. Hat jedoch das Gericht in dem 
Srundurteil die Anwendung des § 254 BGB. dem Verfahren 
über den Betrag vorbehalten und iſt dieſes Urteil rechts⸗ 
kräftig geworden, ſo iſt die Frage des mitwirkenden Verſchuldens 
noch im Nachverfahren zu erörtern. Dasſelbe muß auch dann 
gelten, wenn in dem Grundurteil der Klageanſpruch ſchlechthin 
dem Grunde nach ohne Einſchränkung für gerechtfertigt erklärt 
it und der vorbezeichnete Vorbehalt ſich nur aus den mit zur 
Audlegung heranzuziehenden Entſcheidungsgründen ergibt. Dieſen 
dom VI. 35. des RG. in feinem Urteil vom 24. Januar 1907 
(VI 245/06) aufgeſtellten Grundſätzen ſchließt ſich der erkennende 
Senat an. Im vorliegenden Fall enthält das Grundurteil einen 
fachen Vorbehalt zwar nicht, aus den Urteilsgründen aber iſt 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


13 


zu entnehmen, daß das Prozeßgericht die Frage, ob den Kläger 


“ein bei der Entſtehung des Schadens mitwirkendes Verſchulden 


treffe, nicht hat entſcheiden, alſo der Prüfung im Nach verfahren 
hat vorbehalten wollen. Obſchon ſich aus der ganzen Sachlage 
ohne weiteres ergibt, daß der durch Erwerbsverluſt erwachſene 
Schaden ganz oder doch zum größten Teil hätte vermieden 
werden können, wenn der Kläger ſich eine andere Drehbank 
an Stelle der ihm fortgenommenen angeſchafft hätte, iſt im da⸗ 
maligen Urteil die Frage eines Verſchuldens des Klägers nicht 
berührt. Das Prozeßgericht hat ſich vielmehr darauf beſchränkt, 
aus der Vorſchrift des 8 989 BGB. die Folgerung zu ziehen, 
daß die Mutter der Beklagten und jetzt dieſe als deren Erbin 
für den Schaden verantwortlich ſei, der dadurch entſtanden ſei, 
daß infolge des Verſchuldens der Witwe B. die Drehbank nicht 
mehr herausgegeben werden könne. Die Frage nach dem Mit⸗ 
verſchulden des Beſchädigten hinſichtlich des entſtandenen Schadens 
war aber hier weniger für die Entſcheidung darüber, ob über⸗ 
haupt ein Schaden entſtanden und die Beklagte ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig ſei, als gerade dafür, in welchem Umfange ſie für 
den Erſatz des erwachſenen Schadens hafte, von der größten 
Bedeutung. Es iſt hiernach nicht zu mißbilligen, daß der Be⸗ 
rufungsrichter im jetzigen Nachverfahren auch die Frage eines 
mitwirkenden Verſchuldens des Klägers in den Kreis ſeiner 
Erwägungen gezogen hat. Die ſtändige Rechtſprechung des RG. 
geht dahin, daß die Beſtimmung des 8 254 BGB. nicht von 


Amts wegen anzuwenden, vielmehr vom Beſchädiger im Wege 


der Einrede beſonders vorzuſchützen iſt (RG. 51 S. 186, 193; 
55, 321; 59, 311; JW. 06, 85/86 Nr. 4). Dieſen Rechts⸗ 
grundſatz hat der Berufungsrichter nicht beachtet und ſein Urteil 
unterlag deshalb der Aufhebung. Inhalts des Tatbeſtandes 
hatte die Beklagte eine Einrede dahin, daß der Kläger unter⸗ 
laſſen habe, den Schaden abzuwenden oder zu mindern, nicht 
erhoben. Der § 254 des BGB. hätte hiernach nicht zur Ans 
wendung kommen dürfen. Daran ändert auch nichts der Umſtand, 
daß nach Lage der Sache die Erhebung der Einrede ſo nahe 
lag, daß ſie faſt ſelbſtverſtändlich ſchien. Dieſer Umſtand hätte 
zwar, was für die weitere Verhandlung der Sache vor dem 
Berufungsrichter zu beachten ſein wird, zur Folge haben ſollen, 
daß die Beklagten durch richterliche Ausübung des Fragerechts 
auf die formelle Erhebung der Einrede hingewieſen wurden. 
Solange aber die Erhebung der Einrede nicht erfolgt war, 
durfte ſie nicht zum Nachteil des Klägers berückſichtigt werden. 
Dem entgegen weiſt der Berufungsrichter den über 450 4 
hinaus erhobenen Schadensanſpruch deshalb ab, weil der Kläger 
nicht dargetan, nicht einmal behauptet habe, daß er die erforder⸗ 
lichen Schritte getan habe, um durch Beſchaffung einer anderen 
Drehbank feinen Erwerbsverluſt abzuwenden oder zu mindern. 
In dieſer Begründung des Berufungsrichters iſt zugleich an⸗ 
ſcheinend eine Verkennung der Grundſätze über die Beweislaſt 
enthalten. Hätten die Beklagten die Einrede aus 8 254 Abf. 2 
erhoben und wäre ſie deshalb zu beachten geweſen, ſo hätte 
nicht dem Kläger, ſondern der die Einrede vorſchützenden Bes 
klagten die Beweispflicht dafür obgelegen, daß der Kläger 
ſchuldhaft unterlaſſen habe, durch Beſchaffung einer anderen 
Drehbank, die ihm nach der Lage ſeiner perſönlichen Verhältniſſe 
möglich geweſen wäre, den Schaden abzuwenden oder zu 
mindern. Nur dafür traf den Kläger die Beweislaſt, daß er 
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genügende Arbeitsaufträge gehabt hätte, um die alte Drehbank, 
falls ihm dieſe nicht fortgenommen worden wäre, für feinen’ 
Gewerbebetrieb derart auszunutzen, daß er einen täglichen Mehr⸗ 
verdienſt von 6,50 & tatſächlich erlangt haben würde. Dieſen 
vom Berufungsrichter nicht beachteten Beweis hat der Kläger 
angetreten. B. c. K., U. v. 27. Okt. 08, 589/07 VII. — 
Stuttgart. 

6. 8 254 BGB. verb. mit 88 139 und 304 ZPO. 
Konkurrierendes Verſchulden wegen Nichtmitnahme einer Laterne 
bei Kenntnis von der ſchlechten Beſchaffenheit eines Weges. 
Fragepflicht wegen Nichtangabe von Beweismitteln. Koſten⸗ 
regelung im Zwiſchenurteil ?! 

Es mag im allgemeinen richtig ſein, daß man nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, bei Benutzung öffentlicher Wege eine Laterne zum 
Schutze gegen Gefahren zu tragen, die durch ein Verſchulden 
des Unterhaltungspflichtigen herbeigeführt waren, da erwartet 
werden kann, daß dieſer Straßen, auf denen auch abends Verkehr 
herrſcht, in gangbarem Zuſtand erhält. Wenn aber das 
Berufungsgericht fortfährt, es ſei nicht „beanzeigt“, daß der 
Kläger von dem Mangel des Wegs, der die Veranlaſſung des 
Unfalls geweſen ſei, vor dieſem Kenntnis gehabt habe, ſo iſt 
dies rechtsirrtümlich. Mit dem an ſich unklaren Ausdruck: 
nicht „beanzeigt“, ſoll jedenfalls, wie der Zuſammenhang er⸗ 
gibt, gemeint ſein, daß ein Anhalt für eine ſolche Kenntnis 
nicht vorliege. Dabei überſieht jedoch das Berufungsgericht, 
daß die Beklagte ausdrücklich behauptet hat, der Kläger hätte 
eine Laterne mitnehmen ſollen, weil ihm die Beuchaer 
Verhältniſſe bekannt ſeien. Zwar iſt hierfür ein Beweis 
nicht angeboten worden, allein ganz abgeſehen davon, ob nicht 
in dieſer Beziehung ein ſtillſchweigendes Zugeſtändnis auf 
ſeiten des Klägers vorliegt, ergeben die Umſtände — beſonders 
der, daß nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts die Frau 
des Klägers einige Zeit vorher ebenfalls infolge des mangel⸗ 
haften Zuſtandes des Weges verunglückt iſt — einen ſo ſtarken 
Anhalt für die Kenntnis des Klägers von dieſem Zuſtande, 
daß das Berufungsgericht nach Angabe von Beweismitteln 
hätte fragen ſollen. Sollte dem Kläger der mangelhafte Zu⸗ 
ſtand des Wegs bekannt geweſen ſein, ſo würde ein für den 
Unfall urſächliches Verſchulden darin liegen, daß er den Weg 
im Finſtern ging, und zwar um ſo mehr, als er den 9 m 
breiten Fahrweg benutzen konnte. Hiernach mußte das an⸗ 
geſochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurück⸗ 
verwieſen werden, damit dieſes an der Hand des § 254 BGB. 
prüft, ob und inwieweit ein Verſchulden des Klägers bei der 
Entſtehung des Schadens mitgewirkt hat. Die Aufhebung 
jenes Urteils hatte aber, ſoweit die Beklagte zur Tragung der 
Koſten der Berufungsinſtanz verurteilt worden, auch noch aus 
einem anderen Grunde zu erfolgen. Begründet wird dieſe 
Verurteilung damit, daß, weil die Berufung des Klägers von 
Erfolg geweſen ſei, die Beklagte inſoweit als ſachfällig zu 
gelten habe. Allein die ZPO. kennt keine Beſtimmung, daß 
die Koſten eines mit Erfolg eingelegten Rechtsmittels dem 
Gegner aufzuerlegen ſeien; nur wenn der Erfolg in dem Unter⸗ 
liegen des Gegners im Rechtsſtreit überhaupt beſteht, fallen 
dem Gegner nach 8 91 ZPO. mit den Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits auch die Koſten der Rechtsmittelinſtanz zur Laſt. Jenes 
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iſt aber nicht der Fall, wenn der Kläger in der Berufungs⸗ 
inſtanz nur ein Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. erlangt. 
Aber die Verpflichtung zur Koſtentragung iſt regelmäßig erſt 
im Endurteil zu entſcheiden. B. c. J., U. v. 16. Nov. 08, 
589/07 VI. — Dresden. 

7. 88 276, 839 BGB. Haftung des Gerichtsvollziehers 
wegen Verſchuldens, wenn er den Auftraggeber brieflich auf⸗ 
forderte, der Vollſtreckungshandlung beizuwohnen und wegen 
der Art und Weiſe des Auftrages dieſen ablehnt.] 

Der beklagte Gerichtsvollzieher war nicht befugt, die 
Vollſtreckung davon abhängig zu machen, daß der Kläger oder 
ein Vertreter desſelben im Vollſtreckungstermin erſcheine behufs 
„Rekognoszierung der herauszugebenden Sachen bzw. zur 
Empfangnahme derſelben“. Ob der vollſtreckbare Titel zur 
Identifizierung der Sachen ausreichte, hatte der Beklagte nach 
dem Inhalt des Titels und nach pflichtmäßigem Ermeſſen 
ſelbſt bei Ausführung der Vollſtreckung zu beurteilen. 
Dem Beklagten lag ferner ob, die weggenommenen Sachen an 
den Kläger abzuſenden, 8 79 Ziff. 2 der Geſchäftsanweiſung 
für die Gerichtsvollzieher, und ſich hierzu der ihm geeignet 
ſcheinenden Hilfsmittel, z. B. eines Spediteurs zu bedienen. 
Endlich hatte nach § 51 Ziff. 1 Satz 3 der Geſchäftsanweiſung 
der Beklagte ſelbſtändig zu prüfen, ob die Abſendungs⸗ 
koſten (die Koſten für Verpackung, Abfuhr, Bahnfracht, Zufuhr, 
Spediteur) zu den Vollſtreckungskoſten gehörten, ob ſie alſo, 
wie der klägeriſche Auftrag verlangt hatte, ſofort ohne be⸗ 
ſonderen Titel beizutreiben waren. Gewann der Beklagte eine 
dies verneinende Überzeugung, fo mußte er die Vollſtreckung 
dieſer Koſten ablehnen und unterlaſſen, zur Hauptſache 
jedoch ungeſäumt vorgehen. Der Beklagte iſt nun dieſen 
Verpflichtungen tatſächlich nicht nachgekommen. Der Feſtſtellung 
jedoch, daß ihn ein Verſchulden trifft, ſtehen gewichtige Be⸗ 


denken entgegen. Der Auftrag ging dahin, die weggenommenen 


Sachen einer vom Beklagten zu wählenden, von ihm auf 
ſorgfältige Packung durch ſachkundige Leute zu ins 
ſtruierenden und von ihm zu bezahlenden Speditions⸗ 
firma zu koſtenfreiem Transport zu übergeben und zu dieſem 
Behufe die von der Firma dem Beklagten erſt vor⸗ 
zurechnenden Transportkoſten ſofort beizutreiben. Dieſe ſo 
zugeſpitzte Faſſung des Auftrags konnte in dem Beklagten ſehr 
wohl die Vorſtellung erwecken, als werde ihm die Verantwortung 
für den Transport und für das „gute Eintreffen“ der Sachen 
zugemutet. Um ſo mehr durfte der Beklagte in ſeinem Briefe 
vom 19. Januar 1907 auf die auch dem erſten Richter not⸗ 
wendig ſcheinende Rekognoszierung der Sachen durch den Kläger 
oder einen Vertreter hinweiſen und im Sinne jener gerade bei 
ſolcher Faſſung des Auftrags verſtändlichen Vorſtellung 
den Transport der Sachen nach Erfurt ablehnen. Der klägeriſche 
Prozeß bevollmächtigte beharrte im Antwortſchreiben vom 
21. Januar 1907 auf genauer Einhaltung des Auftrags und 
fügte noch bei, er „bitte, dem Spediteur einzuſchärfen, daß 
jede Beſchädigung der Sachen durch das Einpacken und den 
Transport ſtrengſtens zu vermeiden ſei“. Bei dieſer Sachlage, 
welche den Beklagten für jede Abweichung von dem Auftrage 
haftbar zu machen drohte, kann es dem Beklagten nicht als 
Fahrläſſigkeit zugerechnet werden, daß er von jeder Voll⸗ 
ſtreckungshandlung abſtand und den ganzen Auftrag in 
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dieſer Form ablehnte. Der Beklagte durfte entgegen dem 
Inhalt des ihm erteilten Auftrags der Meinung ſein, daß die 
Abſendungspflicht mehr nicht verlange, als einfache 
übergabe der Sache an einen Spediteur behufs Transports 
an den Kläger. Und der Beklagte durfte, ſogar wenn er die 
Transportkoſten für Vollſtreckungskoſten und deshalb für ſofort 
beitreibbar erachtete, davon ausgehen, daß der von ihm zu 
prüfende Anſatz dieſer Koſten ihm vom Kläger zu unter⸗ 
breiten, und daß die Zahlung der Speditions- und Fracht⸗ 
loſten immer Sache des Klägers ſei. S. c. W., U. v. 
13. Nov. 08, 23/08 III. — Berlin. 

8. 88 313, 316 BGB., $ 475 ZPO. Inwieweit wird 
der formungültige Vertrag durch Auflaſſung rechtsbeſtändig? 
Beſtimmung der Gegenleiſtung durch billiges Ermeſſen. Die 
Verpflichtung, auf einen richterlichen Eid zu erkennen, unterliegt 
richterlichem Erme ſſen.] 

Der Beklagte kaufte durch notariellen Vertrag vom Vater 
der Klägerin mehrere Grundſtücke und erhielt die Auflaſſung. 
Bei den Kaufverhandlungen ſoll, wie die Klägerin behauptet, 
die Möglichkeit in Betracht gezogen fein, daß die Grundſtücke 
als Bauplatz für ein neues Poſtgebäude Verwendung finden 
würden, und es ſoll für dieſen Fall vereinbart ſein, daß der 
Vater der Klägerin dann 1. zwei näher bezeichnete Streifen 
Land zurückübertragen, und 2. noch eine beſondere angemeſſene 
Entſchädigung zahlen müſſe. Demnächſt hat der Beklagte einen 
Bauplatz an den Reichspoſtfiskus abveräußert, und es beantragt 
munmehr die Klägerin unter der Behauptung, ihr Vater habe 
ihr die Anſprüche mündlich abgetreten, die Verurteilung des 
Bellagten zur laſtenfreien Auflaſſung jener beiden Streifen Land 
und zur Zahlung einer beſonderen Entſchädigung von 1000 &. 
nebſt Prozeßzinſen. Das LG. hat die Klage abgewieſen, die 
Berufung iſt ohne Erfolg geblieben, das RG. hob zu 2 
auf: Das Berufungsgericht erachtet den Beweis, daß der Be⸗ 
Hagte ſich zur Rückübertragung der beiden Streifen Land vers 
pflichtet habe, nicht für erbracht. Hiergegen macht die Reviſion 
nur geltend, daß es, da die Behauptung nicht völlig beweislos 
geblieben, der Prüfung bedurft habe, ob nicht auf einen richter⸗ 
lichen Eid zu erkennen ſei. Hierüber ſich beſonders auszuſprechen, 
beftanb für das Gericht keine Verpflichtung; die Entſcheidung 
ſtand nach 8 475 3PO. in feinem freien Ermeſſen. In An⸗ 
ſehung jenes Anſpruchs iſt daher die Reviſion unbegründet. 
Anders verhält es ſich dagegen mit dem Anſpruche auf Zahlung 
einer beſonderen Vergütung von 1000 &. Daß der Beklagte 
hierm ſich nicht verpflichtet hat, iſt bisher nicht ſeſtgeſtellt; 
vielmehr iſt der Anſpruch lediglich aus anderen Erwägungen 
für unbegründet erachtet worden. Das Berufungsgericht nimmt 
uunächſt an, die unſtreitig nur mündlich getroffene Abrede ſei 
formungültig, weil der Formmangel durch die ſpätere Auf⸗ 
laſſung und Eintragung nicht habe geheilt werden können, denn 
deren Gegenſtand habe ſich nicht mit dem Vertragsgegenſtande 
gedeckt. Letzteres iſt in RG. 56, 383 mit Recht für ſolche 
Fälle angenommen worden, wo bei einem Kauf- oder Tauſch⸗ 
bertrage nur erſt das eine oder andere der veräußerten Grund⸗ 
Hüde aufgelaſſen worden if. Allein der vorliegende Fall liegt 
heientlih verſchieden. Die veräußerten Grundſtücke find 
ſäntlich aufgelaſſen worden, und in Frage ſteht nur die für 
einen beſtimmten Fall übernommene Verpflichtung zur Rück⸗ 
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auflaſſung gewiſſer Flächen. Eine hierauf gerichtete Ver⸗ 
einbarung bildete — Turnau⸗Foerſter 1, 426 — einen Beſtand⸗ 
teil des einheitlich gewollten und ſeitens des Eigentümers 
erfüllten Veräußerungsvertrags, und ſie wurde daher durch die 
Auflaſſung, falls damals der Vertrags wille ſortbeſtand, forms 
gültig. Dies iſt um ſo weniger zu bezweifeln, als nach 
§ 313 Abſ. 2 BGB. der formungültig geſchloſſene Vertrag 
ſeinem ganzen Inhalte nach gültig wird. — Das Berufungs⸗ 
gericht hält ſodann die angebliche Abrede auch deshalb für 
rechtsunwirkſam, weil es ſich um einen Vertrag über eine 
unbeſtimmte Leiſtung handle, und ſich aus dem Inhalte des 
Vertrages nicht ergäbe, ob die Leiſtung von dem einen oder 
anderen Teile oder von einem Dritten erfolgen ſolle; nach 
dieſer Richtung ſei auch eine Abrede überhaupt nicht getroffen 
worden. Allein auch dieſen Ausführungen kann nicht beigeſtimmt 
werden. Nach Vorſchrift des 8 316 BGB. ſteht, falls der 
Umfang der für eine Leiſtung verſprochenen Gegenleiſtung nicht 
beſtimmt iſt, die Beſtimmung im Zweifel dem Gläubiger zu. 
Ob dies als beſonders gewollt aus dem Inhalte des Vertrages 
zu entnehmen, iſt unerheblich, das Recht beſteht, wenn nicht 
aus dem Vertrage oder aus den beſonderen Umſtänden des 
Falls ein entgegenſtehender Wille der Parteien zu entnehmen 
iſt. Die Beſtimmung über den Umfang der Leiſtung — 
8 315 BGB. — hat, gleichviel ob fie vom Gläubiger oder 
vom Schuldner zu treffen iſt, nach billigem Ermeſſen und 
daher unter Berückſichtigung aller Umſtände des Falles zu 
erfolgen. Hiernach bedarf es für den Anſpruch auf Zahlung 
der 1000 & noch weiterer Erörterungen und Feſtſtellungen, 
und es mußte daher inſoweit die Aufhebung des Urteils und 
die Zurückverweiſung der Sache an das Berufungsgericht 
erfolgen. P. c. W., U. v. 21. Nov. 08, 59/08 V. — Hamm. 
9. 8 459 BGB. Wandlungsanſpruch beim Verkauf 
eines Grundſtücks und fernerer Veräußerung eines Ge⸗ 
ſchäfts.] 
Der Kläger und Reviſionskläger hatte von dem Beklagten 
und Reviſions beklagten ein Grundſtück und ein Schlackenſtein⸗ 
werk zur Herſtellung von Schlackenſteinen in einer beſtimmten 
Art und Weiſe gekauft. Als die Firma F. auf Grund eines 
ihr zuſtehenden deutſchen Reichspatentes an den Kläger ein 
Fabrikationsverbot erließ und Strafanzeige wegen Patent⸗ 
verletzung erſtattete, erhob Kläger Wandlungsklage auf Auf⸗ 
hebung des Kaufvertrages wegen Mangels der Kauffache, die 
er bei Kenntnis derſelben nicht erworben haben würde. Der 
Beklagte beantragte Abweiſung der Klage, indem er beſtritt, daß 
das erwähnte Fabrikationsverfahren gegen das bezeichnete Patent 
verſtoße und daß er von letzterem Umſtande Kenntnis gehabt habe. 
Das OG. wies die Klage ab, das RG. hob auf: Das Berufungs⸗ 
gericht hat im weſentlichen Folgendes angeführt. Selbſt wenn 
das F.ſche Patent der Fabrikation von Kunſtſteinen, wie ſie 
der Beklagte bisher in ſeinem Steinwerke vorgenommen habe, 
wie ſie der Kläger nach den Intentionen der Parteien künftig 
habe vornehmen ſollen, entgegenſtehe, ſo berechtige doch die 
Unterſagung des Betriebs durch F. den Kläger nicht zu dem 
Wandlungsverlangen, vor allem nicht auf Grund des die 
geſetzliche Haftung des Verkäufers beſtimmenden 8 459 Abf. 1 
BGB.; denn mit Fehlern, die den Wert oder die Tauglichkeit 
zu dem gewöhnlichen oder nach dem Vertrage vorausgeſetzten 
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Gebrauche aufhöben oder minderten, ſeien die verkauften Sachen 
nicht behaftet. Grundſtück, Formen, Materialien ſeien ſo be⸗ 
ſchaffen, daß das Steinwerk ſo wie bisher betrieben werden 
könne. Aber auch von dem Geſichtspunkte aus, daß im vor⸗ 
liegenden Falle nicht körperliche Sachen, ſondern ein Erwerbs⸗ 
geſchäft mit Kundſchaft verkauft und daß auf dieſen Kauf⸗ 
gegenſtand die SS 459 ff. BGB. über die Mängelhaftung analog 
anwendbar ſeien, ſei die Exiſtenz des F.ſchen Unterſagungsrechts 
nicht als ein Mangel des Geſchäfts anzuſehen, der die analoge 
Anwendung des 8 459 Abſ. 1 rechtfertige. Was ein Fehler 
im Sinne des 8 459 Abſ. 1 ſei, beſtimme ſich nach den Auf⸗ 
faſſungen des Verkehrslebens, ſpeziell in den Kreiſen der Be⸗ 
teiligten. Kaufe man ein Geſchäft, in dem Steine nach einem 
beſtimmten Verfahren hergeſtellt würden, ſo entſpreche es der 
Verkehrsauffaſſung, daß die Möglichkeit der Ausnutzung gerade 
dieſes Verfahrens eine res merae facultatis ſei. Solle ein 
Recht auf das beſondere, im Geſchäft verwertete Verfahren ge⸗ 
währt werden, ſo ſichere ſich der Verkehr durch eine beſondere 
Vertragsabrede. Die Ausführungen des Berufungsrichters er⸗ 
ſcheinen nicht als frei von Rechtsirrtum, jedenfalls nicht als 
genügend, um die Anwendung der Vorſchriften des 8 459 Abſ. 1 
BGB. inſoweit auszuſchließen, als es ſich hier um den einheit⸗ 
lichen Verkauf eines die zugehörigen einzelnen körperlichen 
Sachen, Rechte und Verkehrswerte in ſich ſchließenden Erwerbs⸗ 
geſchäfts mit Kundſchaft handelt. Zwar mag in dem Hin⸗ 
weiſe auf die Verkehrsauffaſſung vielleicht eine hinreichende 
Begründung der Annahme liegen, daß das Beſtehen des frag⸗ 
lichen Unterſagungsrechts kein ſolcher Fehler des Erwerbs⸗ 
geſchäfts ſei, welcher deſſen Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen 
Gebrauche aufhebe oder mindere. Im gegebenen Falle kommt 
es gemäß § 459 Abſ. 1 BGB. außerdem auf die weitere 
Frage an, ob nicht das Beſtehen dieſes Unterſagungsrechts ein 
ſolcher Fehler ſei, welcher den Wert des „erkauften Erwerbs⸗ 
geſchäfts oder deſſen Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrage 
vorausgeſetzten Gebrauche aufhebe oder mindere. Die letztere 
doch im Hinblick auf die Vorſchrift des § 459 Abſ. 1 und die 
im angefochtenen Urteile erwähnten Umſtände beſonders nahe⸗ 
liegende Frage hat aber das Berufungsgericht nirgends geprüft, 
jedenfalls in bezug auf das verkaufte Erwerbsgeſchäft nicht 
verneint, obgleich für dieſes, als einheitlicher Kaufgegenſtand 
betrachtet, zum Teil andere Geſichtspunkte für die Anwendung 
des § 459 Abſ. 1 in Betracht kommen, als für die mitverkauften 
einzelnen Sachen und Rechte. Namentlich genügt in erſterer 
Hinſicht die Hervorhebung der angeblichen Verkehrsauffaſſung 
in bezug auf den Verkauf derartiger Geſchäfte nicht, da es für 
die Prüfung der Frage, ob eine Aufhebung oder Minderung 
der Tauglichkeit des Erwerbsgeſchäfts zu dem nach dem Ver⸗ 
trage vorausgeſetzten Gebrauche infolge des fraglichen Um⸗ 
ſtandes vorliege, auf die beſonderen Verhältniſſe des gegebenen 
Falls und den hieraus bezüglich des vorausgeſetzten Gebrauchs 
des Erwerbsgeſchäfts zu entnehmenden Vertragswillen der 
Parteien ankam. Bezüglich des letzteren war doch vor allem 
der von dem Berufungsgerichte ſelbſt feſtgeſtellie Umſtand zu 
berückſichtigen, daß nach den Intentionen der Parteien 
die bisher von dem Beklagten in ſeinem Steinwerke vor⸗ 
genommene Fabrikation von Kunſtſteinen künftig von dem Kläger 
vorgenommen (alſo der bisherige Fabrikations betrieb fortgeſetzt) 
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werden ſollte. Hiernach war aber die Prüfung der Frage 
geboten, ob nicht die tatſächliche und rechtliche Möglichkeit eines 
künftigen ungehinderten Betriebs des gekauften Erwerbs⸗ 
geſchäfts als ein für deſſen Wert oder den nach dem Ver⸗ 
trage vorausgeſetzten Gebrauch desſelben erheblicher Um⸗ 
ſtand und ſomit das Beſtehen des fraglichen Unterſagungsrechts 
zur Zeit des Gefahrübergangs als ein ſolcher dem Erwerbs⸗ 
geſchäfte ſelbſt anhaftender Fehler anzuſehen iſt, durch welchen 
im Sinne des § 459 Abf. 1 der Wert und die Tauglichkeit des 
Geſchäfts zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauche 
aufgehoben oder gemindert wird. Nach der in den Urteilen 
des erkennenden Senats vom 13. März 1906 und 15. November 
1907 (RG. 63, 57 und 67, 86) näher dargelegten Rechts⸗ 
anſicht unterliegt auch die analoge Anwendung der Vorſchriften 
des BGB. über die Gewährleiſtung bei dem Kauf (88 459 ff.) 
auf den bei vorſtehenden Ausführungen unterſtellten Sachverhalt 
keinem Bedenken. Namentlich iſt nicht erfindlich, inwiefern die 
vom Berufungsgerichte hervorgehobene angebliche Verkehrs⸗ 
auffaſſung bei Berückſichtigung des angeführten Inhalts des 
§ 459 Abſ. 1 der Annahme entgegenſtände, daß das Beſtehen 
des fraglichen Unterſagungsrechts des F. ein Fehler des ver⸗ 
kauften Erwerbsgeſchäfts ſei, der die analoge Anwendung der 
Vorſchrift des § 459 Abſ. 1 rechtfertige. S. c. S., U. v. 
20. Nov. 08, 199/08 II. — Jena. 

10. 88 462, 463 BGB. Geltendmachung eines Wandelungs⸗ 
anſpruchs und eines Schadenserſatzanſpruchs.] 

Für die Reviſion ſteht nur der Wandelungsanſpruch 
der Kläger in Frage. Die Kläger hatten ihn in ihrem an 
erſter Stelle genommenen Antrage geltend gemacht, verbunden 
mit dem Begehren auf Verurteilung der Beklagten zur Zahlung 
von 20 000 & Schadenserſatz. Das OLG. hat nach ein⸗ 
gehender Begründung angenommen, die von den Klägern be⸗ 
haupteten Zuſicherungen der Beklagten für den Umſatz und 
den Reingewinn in 1905 aus dem verkauften Anweſen ſeien 
Vertragsinhalt geworden, hat aber dennoch den Antrag auf 
Wandelung und Schadenserſatz abgewieſen, weil die in den 
88 462 und 463 BGB. vorgeſehenen Behelfe dem Käufer nur 
wahlweiſe zuſtänden, eine Verquickung des Wandelungsanſpruchs 
mit dem in 8 463 BGB. zugelaſſenen Schadenserſatzanſpruch 
begrifflich ausgeſchloſſen ſei, und nicht ein Schaden in Frage 
ſtehe, der, als auf ſchuldhafter Verletzung der übernommenen 
Vertragspflichten in Erfüllung des Vertrages beruhend, neben 
der Wandelung beanſprucht werden könnte, und weil ferner 
das Schadenserſatzbegehren der Kläger aus 8 463 nicht mit 
ihrem Antrage auf Aufhebung des Vertrages zu vereinigen 
ſei; der primär genommene Antrag ſei als ganzes zu ver⸗ 
ſtehen; die bloße Zuerkennung der Wandelungs berechtigung 
unter gleichzeitiger Abweiſung des Schadenserſatzanſpruchs 
würde einen Ausſpruch bedeuten, der nicht nur in quanto 
hinter den Anträgen der Kläger zurückbliebe, ſondern, weil in 
quali verſchieden, den Klägern etwas zuerkennen würde, was 
ſie nicht beantragt hätten. Mit Recht greifen die Kläger dieſe 
Begründung als rechtsirrig an. Wenn auch der in Rede 
ſtehende Berufungsantrag als ein ganzes geſtellt ſein ſollte, ſo 
iſt kein Grund erſichtlich, warum nicht der auf der Wandelung 
beruhende Teil hätte zugeſprochen und der den Schadenserſatz 
betreffende Teil hätte abgewieſen werden dürfen; beide An⸗ 
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ſprüche find voneinander verſchieden und das OLG. hat ſelbſt 
angenoumen, Schadenserſatz könne unter beſonderen Umſtänden 
neben der Wandelung begehrt werden; liegen ſolche beſondere 
Umſtände nicht vor, jo kann dieſes doch nur die Abweiſung 
des Schadenserſatzbegehrens, nicht aber auch ohne weiteres des 
Wandelungsanſpruchs zur Folge haben, und wenn das Bes 
mfungsgericht der Anficht war, daß der Schadenserſatz, wie er 
geltend gemacht war, mit dem Antrage auf Aufhebung des 
Vertrages im Widerſpruch ſtände, ſo konnte doch hieraus kein 
Grmd für die Abweiſung der Wandelung hergeleitet werden. 
Durch die Geltendmachung der beiden Anſprüche nebeneinander 
iſt auch nicht ein beſonders gearteter Anſpruch geſchaffen, 
ſondern es wird neben der Zuſprechung der Folgen der 
Wandelung noch ein anderes Mehr, nämlich die Zuſprechung 
von Schadenserſatz verlangt, letzteres verändert das Weſen des 
Wandelungsantrages in keiner Weiſe, und es konnte auch von 
den Klägern nicht ſo gemeint ſein, daß, wenn unter Abweiſung 
des Schadenserſatzanſpruchs nur der Wandelung ſtattgegeben 
würde, ihnen etwas zuerkannt wäre, was ſie gar nicht beantragt 
hätten; jedenfalls wäre im Zweifelsfalle, wie die Kläger in 
ihrer Reviſion hervorgehoben haben, durch Anwendung des 
9 139 ZPO. in dieſem Punkte Klarheit zu ſchaffen geweſen. 
W. c. K, U. v. 17. Nov. 08, 172/08 II. — München. 

11. 55 823, 832 BGB. Anſprüche gegen den Ehemann 
wegen körperlicher Verletzung eines Dritten durch die geiſtes⸗ 
kanke Ehefrau des erſteren.] 

Die geiſteskranke Ehefrau des Beklagten hat die in einem 
Aden des Hauſes, in dem die letztere wohnte, angeſtellte 
Klägerin mit einem Brotmeſſer an den Händen verletzt. Die 
deswegen gegen den Ehemann auf Schadenserſatz erhobene 
Klage war abgewieſen worden. Das RG. hob auf: Eine 
Haftpflicht des Beklagten läßt fi) aus 8 832 Abſ. 1 BGB. 
nicht begründen. Keinenfalls leidet dieſe Geſetzesvorſchrift hier 
unmittelbare Anwendung. Sie trifft nur denjenigen, der kraft 
Heſetzes zur Führung der Aufſicht über eine wegen Minder⸗ 
jihrigleit oder wegen ihres geiſtigen oder körperlichen Zuſtandes 
de Aufſicht bedürfende Perſon verpflichtet iſt; fo insbeſondere 
ben Vater, die Mutter, den Vormund und Pfleger (88 1631, 
1686, 1800, 1897, 1901, 1915 BGB.), den Lehrherrn 
GewO. 8 127 f.) den Lehrer. Eine ſolche geſetzliche Aufſichts⸗ 
hplicht liegt dem Ehemann hinſichtlich der Ehefrau nicht ob. 
Die Ehefrau als ſolche bedarf nicht der „Beaufſichtigung“ und 
ſie feht nach der heutigen Rechtsordnung weder in der Gewalt 
oder Vogtei, noch unter der Vormundſchaft des Ehemannes. 
Aber ſelbſt wenn eine Ehefrau im konkreten Falle wegen ihres 
heiſigen oder körperlichen Zuſtandes der Beaufſichtigung bedarf, 
in nicht ihr Gatte — als Ehemann — kraft Geſetzes der 
Auffichtapfichtige vgl. Planck Komment. zu $ 832 Bem. 1. 
4 Aufl. S. 1009. — Staudinger Komment. zu 8 832 
Anm. 1a, S. 899, 1b S. 900; Fiſcher, die nicht auf Privat⸗ 
pillen gegründete Zurechnung fremden Verſchuldens uſw. 8 12 
©. 93 und Note 4) Auch eine analoge Ausdehnung auf 
Andere, außerhalb des poſitiven Rechtsſatzes liegende Tat⸗ 
fände verträgt die Sondervorſchrift des 8 832 nicht. Dar 

von if, was das Berufungsgericht überſehen hat, eine Ver⸗ 
atworlichteit des Ehemanns für Schadensſtiftung durch die 
kiſestrmke Ehefrau aus den allgemeinen Beſtimmungen des 
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BGB. — 8 823 in Verbindung mit § 276 — bei einer 
Sachlage, wie ſie hier von der Klägerin behauptet wird, 
unbedenklich herzuleiten. Zweifellos gibt es Fälle, in denen 
man nach Maßgabe jener Beſtimmungen und abgeſehen von 
den Spezialvorſchriften in 88 278, 831, 832 BGB. wegen 
des durch einen anderen herbeigeführten Schadens dem dritten 
Beſchädigten erſatzpflichtig wird. So wird der Ehemann be⸗ 
rechtigt und verpflichtet ſein, wegen Unterbringung der Ehefrau 
in einer Heilanſtalt, die erforderliche Verfügung, jedenfalls bei 
Gefahr im Verzuge, zu treffen, wenn die Frau zu einer Selbſt⸗ 
beſtimmung zeitweilig unfähig geworden iſt, und ihr nicht ein 
geſetzlicher Pfleger zur Seite ſteht. Das find nun allerdings 
zunächſt Rechte und Verpflichtungen des Ehemanns gegenüber 
der Ehefrau, nicht gegenüber von Dritten. Allein der Ehe⸗ 
mann tritt vermöge der ihm zugewieſenen Rechtsſtellung im 
ehelichen Haushalte und durch die dementſprechend tatſächlich 
von ihm geübte Verfügungsmacht vielfach in Berührung mit 
den Intereſſen und dem Rechtskreiſe Dritter. Zwar beſteht 
eine Haftung des Familienhauptes, des „Hausherrn“, für die 
zum Hausſtande gehörigen Perſonen im allgemeinen nicht 
(vgl. Feder, Verantwortlichkeit für fremdes Verſchulden S. 88 
und Note 1). Aber der Haushaltungsvorſtand, dem übrigens 
mehrfach auch gewiſſe ſtaats bürgerliche Obliegenheiten über⸗ 
tragen ſein können, muß der Allgemeinheit gegenüber als ver⸗ 
pflichtet gelten, bei der Einrichtung ſeines Hausſtandes, der 
Wohnungsverhältniſſe und der Regelung ſonſtiger, über den 
Familienkreis hinaus auf die Außenwelt wirkender Angelegen⸗ 
heiten des häuslichen Lebens tunlichſt auf fremde Intereſſen 
und Rechtsgüter Rückſicht zu nehmen, insbeſondere Rückſicht 
auf die Sicherheit von Leib und Leben der mit den Familien⸗ 


angehörigen in Berührung kommenden Dritten, wie z. B. der 


Dienſtboten oder Mithausbewohner. Dies entſpricht der 
heutigen Rechtsauffaſſung über die Pflicht des einzelnen, im 
Verkehre ſein Verhalten ſo einzurichten, daß dabei Benach⸗ 
teiligungen anderer möglichſt vermieden werden (vgl. RG. 52 
Nr. 98 S. 373 ff., Bd. 54 Nr. 17 S. 53 ff.). Eine ſolche 
billige Rückſichtnahme auf die Mitmenſchen iſt nicht bloß bei 
der Handhabung oder dem Gebrauche von Sachen ſeitens des 
Verfügungsberechtigten anzuwenden, ſie iſt auch von demjenigen 
zu erfordern, dem vermöge beſtimmter Rechts beziehungen zu 
einer anderen Perſon eine Verfügungsmacht in bezug auf das 
Tun und Treiben dieſer Perſon oder ihren Aufenthalt zukommt. 
Ob eine Sorgfaltspflicht Dritten gegenüber in Anſehung 
eines Geiſteskranken unter Umſtänden auch anderen, in näherem 
Verhältniſſe zu dem Kranken ſtehenden Perſonen, der Ehefrau, 
einem Verwandten, einem Dienſtherrn uſw. obliegen kann, iſt 
hier nicht zu entſcheiden. Den Ehemann (und Haushaltungs⸗ 
vorſtand) aber wird man mit Fug verantwortlich machen, 
wenn er die, wie ihm bekannt, geiſtesgeſtörte und infolgedeſſen 
gemeingefährliche Frau, anſtatt für ihre Unterbringung im 
Krankenhauſe oder einer Heilanſtalt zu ſorgen, in der ehelichen 
Wohnung behält, keine Maßnahmen für ihre Bewachung trifft, 
ſie im Hauſe frei umhergehen läßt, ihr auch Gegenſtände, die 
in den Händen folder Kranken gefährlich find, wie Meſſer zum 
Gebrauche überläßt und wenn nun infolge hiervon die Geiſtes⸗ 
kranke einen Dritten am Körper verletzt. K. o. K., U. v. 


28. Rob. 08, 578/07 VI. — Hamm. 
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12. 88 830, 840, 844, 845, 852 BEB. Ausgleichungs⸗ 
anſpruch des zum Schadenserſatze an einen Treiber verurteilten 
Jägers gegen andere Jäger, gegen welche die Klage des Treibers ab⸗ 
gewieſen war. Verjährung bezüglich des Ausgleichungsanſpruchs.] 

Bei einer abgehaltenen Treibjagd war der als Treiber 
beteiligte M. von einem Schrotſchuß ins rechte Auge getroffen 
und ſchwer verletzt worden. Er hat vier der am Treibjagen 
beteiligt geweſenen Schützen: G., A., M. und U. auf Schadens⸗ 
erſatz belangt. Das LG. wies den Kläger mit der Klage ab. 
Dieſes Urteil iſt gegenüber den Beklagten A. und M. rechts⸗ 
kräftig geworden. Die Berufung gegenüber dem Beklagten U. 
wurde zurückgewieſen. Dagegen iſt durch Urteil des OLG. der 
Klageanſpruch gegen G. dem Grunde nach rechtskräftig für 
gerechtfertigt erklärt und dieſer in der Folge durch Urteil des LG. 
zur Zahlung einer Rente uſw. rechtskräftig verurteilt worden. 
In dem gegenwärtigen Prozeſſe hat nun G. den A. und M. 
ſowie einen weiteren Schützen H. als neben ihm haftende Geſamt⸗ 
ſchuldner auf Ausgleichung wegen der von ihm gezahlten und 
noch zu zahlenden Beträge in Anſpruch genommen. Das OLG. 
hat die Beklagten A. und M. ſchuldig erklärt, an den Kläger G. 
865,25 K nebſt näher berechneten Zinſen und vom 1. Oktober 1907 
ab auf die Lebensdauer des Verletzten gegen Nachweis der 
Zahlung von vierteljährlich 180 „ Rente ſeitens des Klägers 
an den Verletzten dem Kläger vierteljährig 60 , zu er⸗ 
ſetzen. Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: 
I. Durch Hinweis auf $ 425 BGB. würde die Verpflichtung 
der Beklagten noch nicht zu begründen ſein. Jene Geſetzes⸗ 
vorſchrift regelt im Zuſammenhange mit 88 422 — 424 die Ein 
wirkung der die Erlöſchung oder Veränderung einer Obligation 
herbeiführender Tatſachen auf das Schuldverhältnis zwiſchen 
den Geſamtſchuldnern und dem Gläubiger. Damit iſt nicht 
entſchieden, welchen Einfluß die betreffende Tatſache auf die 
Rechtsbeziehungen zwiſchen den Geſamtſchuldnern hat. Dieſes 
Rechtsverhältnis behandelt der 8 426 BGB. Das Berufungs⸗ 
gericht hat aber darin Recht, daß der § 426 im erſten Abſatze 
den Geſamtſchuldnern gegeneinander einen ſelbſtändigen, von 
dem Rechtsübergang im Falle des zweiten Abſatzes unabhängigen 
Ausgleichungsanſpruch gewährt. Der Anſpruch wurzelt in dem 
inneren Schuldverhältniſſe, dem Gemeinſchaftsverhältniſſe, welches 
nach der, den Beſtimmungen des BGB. zugrunde liegenden 
Anſchauung zwiſchen den Geſamtſchuldnern als ſolchen beſteht 
(vgl. Mot. zu § 337 des erſten Entw. 2, 169; RG. Bd. 61 
Nr. 15 S. 60). — In dem Vorprozeſſe zwiſchen dem Ver⸗ 
letzten und den von ihm als Schuldner in Anſpruch Genommenen 
iſt nicht über jenen Ausgleichungsanſpruch und nicht zwiſchen 
den Geſamtſchuldnern als Prozeßparteien entjchieden worden. 
Daraus würde nach den Grundſätzen über die materielle Rechts⸗ 
kraft der Urteile (ZPO. SS 322, 325) ohne weiteres folgen, 
daß von einer Einrede der Rechtskraft aus dem klage⸗ 
abweiſenden Urteile jenes Vorprozeſſes gegenüber der jetzt 
erhobenen Klage nicht die Rede ſein kann. — Die im Berufungs⸗ 
urteile berührte ſogenannte Reflexwirkung des rechtskräftigen 
Urteils (Hellwig, Weſen und ſubjektive Begrenzung der Rechts⸗ 
kraft, S. 18 ff.) oder diejenige Bedeutung des rechtskräftigen 
Urteils, daß der hierdurch feſtgeſtellte Rechtszufland auch von 
Dritten als ein zwiſchen den Parteien des Prozeſſes beſtehender 
ancrkannt werden müſſe (ſ. Planck, Kommentar zum BGB., 
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Bd. I, Vorbemerkungen 3. Aufl. S. 43, Wach und Laband, 
Zur Lehre von der Rechtskraft, I. Rechtsgutachten Ss 9, vol. 
RG. 56, 77 — anders Pagenſtecher, 33. 37, 1 ff., 229 ff.) 
würden in einem Falle der vorliegenden Art nicht die Folgerung 
rechtfertigen, der jetzige Kläger müſſe als rechtskräftig feitgeftellt 
gegen ſich gelten laſſen, daß die Beklagten nicht Geſamtſchuldner 
ſeien. Ein Zweifel kann ſich nur allenfalls aus den Vor⸗ 
ſchriften der 88 426, 830, 840 BGB. ſelbſt erheben; die 
Frage nämlich, ob nicht der Begriff des Geſamtſchuldners und 
daher die Ausgleichungs pflicht hier zur Vorausſetzung haben, 
daß der Gläubiger gegen den betreffenden Schuldner einen 
wirklich verfolgbaren Anſpruch hat, daß dieſer dem Gläubiger 
auf Erfordern tatſächlich leiſten muß. Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. Dem ſteht keinenfalls die Ausdrucksweiſe des 
§ 840 BGB. entgegen. Das BGB. behandelt das innere 
Schuldverhältnis der Geſamtſchuldner als ein ſelbſtändig neben 
dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und den 
Schuldnern hergehendes. Das zeigt ſich auch in den Vor⸗ 
ſchriften des S 840 Abſ. 2 und 3. In dem einen und dem 
anderen dieſer getrennten Rechtskreiſe können ſich die Beziehungen 
der Beteiligten verſchieden geſtalten, das bezüglich des einen 
Verhältniſſes ergehende Urteil hat es mit dem anderen nicht zu 
tun (vgl. Mot. a. a. O. zu § 327 des Entw. S. 160). Die 
Frage, ob und wieweit ein Ausgleichungsanſpruch nach S 426 
Abſ. 1 des BGB. beſteht oder nicht beſteht, iſt in dem Streite 
über dieſen Anſpruch lediglich nach der in dieſem Prozeſſe zu 
ermittelnden materiellen Rechtslage zu entſcheiden. Wenn 
in dem früheren Prozeſſe einer der vom Gläubiger Belangten 
zu Unrecht als Geſamtſchuldner verurteilt worden iſt, ſo iſt 
dieſe formelle Tatſache in ſeinem Verhältniſſe zu dem mit⸗ 
verurteilten Schuldner rechtlich ohne Bedeutung (vgl. Urteil 
des RG. vom 13. März 1906 in Sachen Abel wider Koch, 
VII 304/05). Und ebenſo kommt im umgekehrten Falle eines 
vorangegangenen freiſprechenden Urteiles ohne Rückſicht hierauf 
das ſachlich und objektiv beſtehende Geſamtſchuldverhältnis für 
den Ausgleichungsanſpruch allein in Betracht. Das Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis aber, das (abgeſehen von einem konkreten zwiſchen 
den Geſamtſchuldnern ohnehin beſtehenden Rechtsverhältniſſe) 
von Geſetzes wegen den Anſpruch auf Ausgleichung begründet, 
gelangt ſchon von vornherein durch diejenige Tatſache zur 
Exiſtenz, welche nach geltendem Rechte die geſamtſchuldneriſche. 
Haftung erzeugt; alſo bei unerlaubten Handlungen ſofort durch 
die gemeinſame Begehung des Deliktes; im Falle des 5 830 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. durch die ſchadenſtiftende Handlung; bei 
der die mehreren möglichen Täter im Sinne jener Vorſchrift 
(vgl. RG. Bd. 58 Nr. 91 S. 357 fl.) ſich beteiligt haben. 
Die ſo begründete Ausgleichungspflicht wird — ſofern ſich nicht 
aus beſonderen Umſtänden ein anderes ergibt —, nicht dadurch 
berührt, daß einer der Geſamtſchuldner infolge eines nur für 
ihn wirkſamen Umſtandes dem Gläubiger gegenüber befreit wird. 
Und das muß namentlich auch von dem rechtskräftigen Urteile 
gelten, gleichviel, ob man die Bedeutung der Rechtskraft auf 
prozeſſualem oder materiellrechtlichem Gebiete zu ſuchen hat und 
ob man dem Urteile eine rechtsſchaffende beziehungsweiſe rechts⸗ 
vernichtende Wirkung beimißt oder nicht. Vgl. hierzu Scholl⸗ 
meyer Schuldverh. (Kommentar von Hölder) 8 426 Nr. 3 
S. 432 — Rehbein D. BGB. Bd. II zu 88 420 ff. Nr. 18 
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6. 458, und beſonders Planck, Kommentar zum BGB. 8 426 
Anm. 1 Abſ. 3, 3. Aufl. S. 318. II. Die Beklagten haben 
ferner die Einrede der Verjährung aus § 852 BGB. vor⸗ 
geschützt. Das Berufungsgericht erklärt fie mit Recht für 
unbegründet. Die Vorſchrift des 8 852 BGB. paßt ſchon dem 
Wortlaute nach nicht auf den hier in Frage ſtehenden Anſpruch. 
Sie ſtatuiert die beſondere kürzere Verjährung für den Anſpruch 
„auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen 
Schadens“, alſo für den Schadenserſatzanſpruch aus den im 
fünfundzwanzigften Titel behandelten Haftungsgründen deliktiſcher 
oder quaſideliktiſcher Natur gegen den Schadensſtifter. 
Der Klageberechtigte, gegen den dieſe Verjährung läuft, iſt der 
„Verletzte“, auf deſſen Kenntnis „von dem Schaden und der 
Perſon des Erſatzpflichtigen“ es für den Beginn der Verjährungs⸗ 
friſt ankommt. Der Ausgleichungsanſpruch der Geſamtſchuldner 
gegeneinander läßt ſich aber von dem Standpunkte des BGB. 
aus nicht als ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung bezeichnen. 
Mit dem durch die unerlaubte Handlung Verletzten ſodann 
it offenbar der durch die Handlung ſelbſt Geſchädigte gemeint, 
dem allerdings der mittelbar Verletzte in den Fällen des § 844 
A. 2 und §S 845 BGB. (vgl. RG. 55, 29 ff.; 65, 316) 
gleichzuſtellen ſein wird. Die im vorſtehenden erörterte Rechts⸗ 
natur des Ausgleichungsanſpruchs, aus der vom Berufungs⸗ 
gericht in zutreffender Weiſe die Konſequenz auch für die Frage 
der Verjährung gezogen wird, ſteht der Anwendung des 
9 852 BGB. entgegen, die auch nicht durch den Umſtand 
gerechtfertigt würde, daß der Anſpruch aus einer von den 
Geſamtſchuldnern gegen den Dritten gemeinſam verübten 
unerlaubten Handlung erwachſen iſt. Maßgebend ſind in dieſer 
Richtung nicht Entſtehungsurſache oder Vorausſetzungen, ſondern 
Rechtsgrund und Inhalt des Anſpruches (vgl. auch die Vor⸗ 
ſcriſten in § 852 Abſ. 2, & 853 BGB.). Bei der Verſchieden⸗ 
artigleit des geſetzlichen Ausgleichungsanſpruches der Geſamt⸗ 
ſuldner und des dem Verletzten gegen den Schädiger zuſtehenden 
Etſatzanſpruches würde ſich auch eine ausdehnende oder eine 
analoge Anwendung des 8 852 — ſofern eine ſolche bei dieſer 
Spezialvorſchrift überhaupt in Frage kommen könnte —, ver⸗ 
bieten. Auch die Zweckbeſtimmung der die Verjährung von 
Deliksanſprüchen abkürzenden Geſetzesvorſchrift (Mot. 2, 742) 
trifft auf den Ausgleichungsanſpruch nicht in derſelben Weiſe 
uu. Der Geltendmachung durch Leiſtungs⸗ oder Feſtſtellungs⸗ 
Inge können hier, bei dem internen Schuldverhältniſſe der 
Geſamtſchuldner wieder andere Hinderungsgründe im Wege 
fehen, als der Klage des Verletzten. Nicht mit Unrecht weiſt 
der Berufungstichter darauf hin, wie ſchwierig es bei Anwendung 
des g 852 wäre, den Zeitpunkt des Beginnes der Verjährungszeit 
fir den Ausgleichungsanſpruch zu beſtimmen. Man könnte 
nicht objektiv den Zeitpunkt der unerlaubten Handlung ent⸗ 
ſceiden laſſen; auch wohl nicht ſchlechthin die Erlangung 
ter gemtnis seitens des Verletzten von den in 8 852 genannten 
Unſtänden Soll er aber auf die Kenntnis des Ausgleichungs⸗ 
berechtigten mit ankommen, ſo wäre ſchwer zu ſagen, welche 
. Gegenſtand dieſer Kenntnis ſein müſſen. Dieſe 
rei tritt gerade bei einem Falle des 8 830 Abſ. 1 

42 BGB, wie dem vorliegenden, beſonders augenfällig 
Moe A. u. M. c. G., U. v. 16. Nov. 08, 607/07 VI. — 
Dünden, 
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13. 8 1337 BGB. Anfechtung der Ehe. Ausſchließung 
der Anfechtung durch Beſtätigung der Ehe nach Entdeckung des 
Irrtums. 

Der Kläger hat ſich am 14. Februar 1907 mit der Be⸗ 
klagten verheiratet. Mehrere Jahre vorher hatte die Beklagte 
ein von einem anderen Manne erzeugtes Kind geboren. Dies 
geſtand ſie in der Hochzeitsnacht dem Kläger ein. Der Kläger 
hat jedoch das eheliche Zuſammenleben und ins beſondere auch 
den ehelichen Verkehr mit der Beklagten noch bis zum 27. März 
1907 ſortgeſetzt. Dann aber erhob er im Mai 1907 Klage 
und beantragte) die Ehe für nichtig zu erklären, weil er ſich 
bei der Eheſchließung über die Jungfräulichkeit der Beklagten 
im Irrtum befunden habe. Die Klage wurde abgewieſen, die 
Reviſion zurückgewieſen. Aus den Gründen: Über die 
Frage, ob im gegebenen Falle die Vorausſetzungen einer An⸗ 
fechtung der Ehe wegen Irrtums gemäß § 1333 BGB. vor⸗ 
gelegen haben, iſt in den Vorinſtanzen keine Entſcheidung ge⸗ 
troffen. Dem Einwande aber, daß Kläger nach der Entdeckung 
des behaupteten Irrtums die Ehe beſtätigt habe (S 1337 Abſ. 1 
BGB.) ſtellte Kläger in den Vorinſtanzen die Behauptung ent⸗ 
gegen, er habe, als er die eheliche Lebensgemeinſchaft mit der 
Beklagten trotz ihres Geſtändniſſes fortſetzte, nicht gewußt, daß 
er dieſes Irrtums wegen die Ehe anfechten könne. Er führte 
dabei Tatſachen an, aus denen ſeine damalige Nichtkenntnis 
von dem Anfechtungsrechte erſichtlich ſein ſollte. Der Berufungs⸗ 
richter hat dieſem Vorbringen des Klägers die rechtliche Er⸗ 
heblichkeit abgeſprochen. Er nimmt an, daß die Beſtätigung 
zwar eine Kenntnis von dem Anfechtungsgrunde, alſo von der 
das Anfechtungsrecht begründenden Taiſache, nicht aber auch 
die Kenntnis von dem Anfechtungsrechte ſelbſt zur Voraus⸗ 
ſetzung habe. Die Rüge der Reviſion, der Berufungsrichter 
habe die SS 1337 ff. BGB., insbeſondere durch unrichtige An⸗ 
wendung S 1337 Abſ. 2 verletzt, iſt nicht begründet. Aller⸗ 
dings hat die Beſtätigung eines anfechtbaren Rechtsgeſchäfts 
ihrem Begriffe nach zur Vorausſetzung, nicht nur, daß der An⸗ 
fechtungsberechtigte mit der ihn zur Anfechtung berechtigenden 
Tatſache bekannt, ſondern auch, daß er in gewiſſem Maße ſich 
ſeines Anfechtungsrechtes ſelbſt bewußt iſt. Sie beſteht in der 
Kundgebung des Willens, bei dem Rechtsgeſchäfte ungeachtet 
ſeiner Anfechtbarkeit ſtehen zu bleiben. Die Beſtätigung kommt 
daher ſachlich einem Verzichte auf das Anfechtungsrecht gleich 
und erfordert wie dieſer, daß der Beſtätigende den Gegenſtand, 
den er durch ſeine Willenskundgebung preisgibt, überſieht, alſo 
entweder das Anfechtungsrecht kennt oder doch zum mindeſten 
von der Vorſtellung aus handelt, es könne ihm mögliders 
weiſe ein Recht zuſtehen, deſſen er ſich ſür den Fall ſeines 
Beſtehens begebe. Dies ſteht in der reichsgerichtlichen Recht⸗ 
ſprechung bereits inſoweit feſt, als es ſich um eine Beſtätigung 
anfechtbarer Rechtsgeſchäfte nach § 144 Abſ. 1 BGB. handelt 
(vgl. RG. 68, 398 ff. und die daſelbſt angegebenen weiteren 
reichsgerichtlichen Entſcheidungen). Es gilt aber ebenſo für die 
Beſtätigung einer anfechtbaren Ehe. (Wird ausgeführt.) Nun 
hat aber bereits in dem vorhin erwähnten Urteile der V. 35 
des RG. darauf hingewieſen, daß in gewiſſen Fällen mit der 
Kenntnis von der die Anfechtung begründenden Tatſache ohne 
weiteres auch die Kenntnis von der Anfechtbarkeit gegeben ſei. 
Der jetzt erkennende Senat trägt kein Bedenken, dieſes grund⸗ 
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ſätzliche Zuſammenfallen der Kenntnis von dem Anfechtungs⸗ 
grunde mit dem für die Beſtätigung erforderlichen Mindeſtgrade 
einer Kenntnis von dem Anfechtungsrechte überall da als vor⸗ 
handen anzunehmen, wo es ſich um die Anfechtung einer Ehe 
wegen Irrtums handelt. Denn jeder Irrtum, der nach 8 1333 
BGB. einen geeigneten Grund zur Anfechtung der Ehe bildet, 
iſt von ſo ſchwerwiegender Art, daß, wer immer eine Ehe ein⸗ 
geht, bei ſeiner Entdeckung ſich zum mindeſten deſſen bewußt 
ſein muß, es beſtehe nach der Rechtsordnung irgendein Mittel, 
vermöge deſſen er ſich von der Feſſel einer unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden eingegangenen Ehe zu befreien vermöchte. Daß dieſes 
Bewußtſein ſich bereits zu einer genaueren Vorſtellung von 
dem Weſen, dem Inhalt und den geſetzlichen Bedingungen der 
Anfechtung entwickelt hat, iſt zur Herſtellung der Voraus⸗ 
ſetzungen einer Beſtätigung der Ehe unnötig. (Wird näher 
begründet.) H. c. H., U. v. 12. Nov. 08, 69/08 IV. — 
Berlin. 

14. 5 2033 Abf. 2 BGB. Verfügung eines Miterben 
über feinen Anteil an einzelnen Nachlaßgegenſtänden.] 

§ 2033 Abſ. 2 BGB. ſchließt nur die dingliche Verfügung 
aus, ſteht aber nicht einer bloß obligatorischen Verpflichtung 
entgegen. Demgemäß kann bei ungeteilter Erbſchaft (das trifft 
hier hinſichtlich der „Zeſſion“ zu) jeder Miterbe über einzelne 
Nachlaßſachen oder über ſeinen Anteil obligatoriſch verfügen, 
wie auch der Verkauf einer fremden Sache an ſich zuläſſig iſt. 
In der dinglichen Verfügung eines Miterben iſt freilich nicht 
ohne weiteres auch die obligatoriſche Verpflichtung enthalten, 
die nach der Erbauseinanderſetzung zufallenden Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände oder den anteiligen in Geld umzuſetzenden Nachlaßüber⸗ 
ſchuß (das trifft hier zu) zu übertragen. Es müſſen vielmehr 
außer der „Verfügung“ auch noch beſondere obligatoriſche Ver⸗ 
pflichtungen vorliegen, wenn der Miterbe im Falle der Nichtig⸗ 
keit der „Verfügung“ gebunden bleiben ſoll. Ob eine ſolche 
obligatoriſche Verpflichtung vorliegt, iſt Tatfrage. Und der 
Berufungsrichter hat dieſe Tatfrage auf Grund der Auslegung 
der Urkunde vom 16. Februar 1905 und der Beweiserhebung 
bejaht. Daß hierbei Auslegungsgrundſätze verletzt worden ſeien, 
iſt nicht erkennbar. Der Berufungsrichter befindet ſich hin⸗ 
ſichtlich ſeiner rechtlichen Erwägungen im Einklange mit RG. 
60, 133 und den Urteilen vom 26. September 1907, Rep. IV. 
37/07 ſowie vom 23. März 1907, Rep. V 407/06. Das Urteil 
in RG. 61, 76 ſteht nicht, wie der Beklagte meint, entgegen. 
In der zuletzt erwähnten Entſcheidung wurde S. 77 unten 
gerade feſtgeſtellt, daß in jenem Falle eine obligatoriſche Ver⸗ 
pflichtung nicht begründet, ſondern die Erbanſprüche an dem 
geſamten Grundbeſitz vor der Teilung mit der Wirkung 
unmittelbaren Eigentumsüberganges übertragen werden ſollten. 
In dem hier zu entſcheidenden Falle dagegen iſt eine obligatoriſche 
Verpflichtung zur Auszahlung eines Teiles des Erlöſes aus 
Erbſchaftsgrundſtücken einwandfrei feſtgeſtellt. Q. o. H., U. v. 
13. Nov. 08, 183/08 IL — Düſſeldorf. 

15. 8 2241 BGB. „Bei der Verhandlung mitwirkender“ 
Perſonen. Form der Konſtatierung der Mitwirkung im 
Protokoll.] | 

Mit Unrecht hat der Berufungsrichter das gerichtliche 
Teſtament des Erblaſſers vom 17. Dezember 1900, weil der 
Vorſchrift des 5 2241 Nr. 2 BED, zuwiderlaufend, für rechts⸗ 
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unwirkſam erklärt. Daß die dort genannten Perſonen ſakramental 
mit den Worten des Geſetzes als „bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkend“ bezeichnet werden müßten, iſt dem Geſetze nicht zu 
entnehmen. Es genügt, wenn das ſtreitige Teſtament die nach 
dem EGBGB. Art. 149 verb. mit 8 46 SächſAG. vom 
18. Juni 1908 zuzuziehende Urkundsperſon gleich in der dritten 
und vierten Zeile des Teſtamentstextes inſofern als mitwirkend 
aufführt, als dort beurkundet iſt, der Erblaſſer ſei „dem Lokal⸗ 
richter P. aus L. perſönlich bekannt“. Der Inhalt des Pro⸗ 
tokolls deutet mit keinem Worte an, daß ſich die Mitwirkung 
des Lokalrichters darauf beſchränkt habe, dem Richter Gewißheit 
über die Perſönlichkeit des Erblaſſers zu verſchaffen. Im 
Gegenteil ergibt die Mitunterſchrift des Protokolls mit „P., 
Lokalr.“, daß die Urkundsperſon auch beim Abſchluß der 
Teſtamentshandlung mitgewirkt hat. Zwar fordert das Geſetz, 
daß die Zeugen oder an deren Stelle die Urkundsperſon zur 
Errichtung des Teſtamentes vom Richter zugezogen (8 2233 
BGB.) und daß die mitwirkenden Perſonen während der ganzen 
Verhandlung zugegen fein müſſen (§S 2239). Allein es ſchreibt 
nicht vor, daß die Erfüllung dieſer Erforderniſſe im Teſtament 
ausdrücklich bezeugt fein müſſe. Es iſt deshalb rechtsirrtümlich, 
wenn der Berufungsrichter im Protokolle „die Bezugnahme 
darauf vermißt, daß der Lokalrichter als ſolcher zur Verhandlung 
und nicht bloß zur Rekognition des Erblaſſers zugezogen worden 
ſei“, und wenn er aus dem bloßen Schweigen des Protokolls 
folgern zu dürfen glaubt, es ſei gegen die 88 2233, 2239 ver⸗ 
ſtoßen worden. Gewiß hätten die Kläger aus der Nicht⸗ 
beobachtung dieſer zwingenden Vorſchriften Angriffe gegen die 
Gültigkeit des Teſtaments erheben können. Sie haben aber in 
dieſer Beziehung weder Beweis angetreten noch auch nur Be⸗ 
hauptungen aufgeſtellt. L. c. B., U. v. 19. Nov. 08, 92/8 IV. 
— Dresden. 

16. 8 2255 BGB. Widerruf einer Teſtamentsurkunde 
durch Veränderung.] 

In den Fällen des § 2255 reicht der bloße Aufhebungs⸗ 
wille des Erblaſſers nicht aus, dieſer Wille muß vielmehr auch 
objektiv einen den Erforderniſſen des Geſetzes entſprechenden 
Ausdruck gefunden haben. Wenn ſich das Geſetz ſelbſt in dieſer 
Hinſicht näherer Beſtimmungen enthält und ſtatt deſſen auf 
allgemeine Gepflogenheiten verweiſt, ſo erteilt es damit nichts⸗ 
deſtoweniger eine Formvorſchrift. Die Frage, ob dieſe Vorſchrift 
richtig angewendet worden iſt, ſteht deshalb zur freien Be 
urteilung des Reviſionsgerichts, um ſo mehr, als der Berufungs⸗ 
richter im Streitfalle keineswegs auf Gewohnheiten örtlich oder 
nach andern Merkmalen abgegrenzter Perſonenkreiſe, ſondern 
lediglich auf die allgemeine Abung Bezug nimmt. Nun dürfen 
aber von vornherein nicht allzuſtrenge Anforderungen an den 
Umfang der hier in Betracht kommenden Gepflogenheiten geſtellt 
werden. Das Aufheben ſchriftlicher Willenserklärungen gehört 
nicht zu den alltäglichen Vorkommniſſen des Privatlebens. 
Auch kann zugegeben werden, daß man zu dieſem Zwecke in 
der Regel Mittel anwendet, die, wie das Durchſtreichen, Durch⸗ 
reißen, Zerſchneiden, Austilgen, Unleſerlichmachen (ſo Begr. zum 
I. E. des BGB. 5, 301) den Aufhebungswillen nahezu un⸗ 
zweideutig zum Ausdruck bringen. Aber gegenüber der abſichtlich 
allgemein gehaltenen Faſſung des Geſetzes ſind auch minder⸗ 
häufig vorkommende Anwendungsfälle in Betracht zu ziehen. 
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dum iſt es z. B. eine bekannte Tatſache, daß bei den Behörden 
ber freiwilligen Gerichts barkeit amtliche Urkunden, deren Zweck 
ſih erledigt hat, deren Inhalt aber aus irgendwelchem Grunde 
nuch künftig wichtig werden kann, zur Kenntlichmachung der 
Ungültigleit mit Scheerenſchnitten verſehen (, kaſſiert“) und in 
dieser Geſtalt bei den Akten aufbewahrt zu werden pflegen. Es 
lun auch gar nicht beſtritten werden, daß im Geſchäfts⸗ wie 
im Privatverkehr gar nicht ſelten mit Wechſeln, Briefen und 
andern Urkunden zu gleichen Zwecken in gleicher Weiſe ver⸗ 
fahren wird. Ebenſo gewiß iſt, daß eine ſolchergeſtalt ver⸗ 
kimmelte Urkunde nach allgemeinen Verkehrsanſchauungen den 
ſtärkſten Zweifeln an ihrer Gültigkeit begegnet. Dies gilt in 
erhöhtem Maße von der Urſchrift einer Verfügung von Todes 
wegen, bei der eine äußerlich unverſehrte Beſchaffenheit der 
Urkunde als für ihre Gültigkeit nahezu ſelbſtverſtändlich voraus⸗ 
gefegt wird. Hierzu kommt, daß — wie für die Reviſton 
mterſtellt werden muß — der Erblaſſer ſich mit dem Einreißen 
des Teſtaments nicht einmal begnügt, ſondern außerdem auch 
ſein darauf gedrücktes Siegel von der Urkunde wieder entfernt 
hat. War auch das Siegel zur Gültigkeit des Teſtaments 
nicht erforderlich, fo kann doch der Aufdruck kaum in anderer 
Abſicht geſchehen ſein, als um nach einer von altersher ver⸗ 
breiteten Sitte die Rechtsbeſtändigkeit des Teſtaments mit einer 
gewiſſen Feierlichkeit zum Ausdruck zu bringen. Unter dieſen 
Umftänden konnte zum mindeſten in Verbindung mit dem Ein⸗ 
nißen der Urkunde auch die Entfernung des Siegels als Vers 
änderung im Sinne des 8 2255 aufgefaßt werden. B. c. B., 
U. v. 12. Nov. 08, 93/08 IV. — Stettin. 

Zivilprozeßordnung. 

17. 5 141 8PO. verb. mit 8 159 Abſ. 2 GVG. Die 
Awordnung des persönlichen Erſcheinens einer Partei zur Auf⸗ 
liärung des Sachverhältniſſes vor einem erſuchten Richter 
i ungeläfftg.] 

Nach g 159 Abſ. 2 GVG. iſt das Erſuchen eines nicht im 
Infangentoege vorgeſetzten Gerichts um Rechtshilfe nur ab⸗ 
Mlehnen, wenn dem erſuchten Gerichte die örtliche Zuſtändigkeit 
mangelt oder die vorzunehmende Handlung nach dem Rechte des 
rtuhten Gerichts verboten iſt. Von den beiden Gründen, auf 
die hiernach die Ablehnung eines Erfuchens um Rechtshilfe 
alein geflügt werden kann, kommt im vorliegenden Falle nur 
de zweite in Frage, wie denn auch auf ihn allein die Ab⸗ 
lehung des Erſuchens gegründet worden iſt. Nach dem Rechte 
ua efuchten Gerichts verboten iſt mim auch eine Handlung, 
be im Wege der Rechtshilfe vorzunehmen geſetzlich un⸗ 
ſutthaft if, weil fie nur von dem erſuchten Gerichte ſelbſt 
müpführen iſt, nur vor ihm ſelbſt ſtattzufinden hat, wenn alfo 
kin zuläſſtger Fall der Rechtshilfe gegeben iſt. Wie ſich aber 
aus den 88 157 ff. GVG. ergibt und auch die Begründung zu 
ben c 127139 des Entw. dieſes Geſetzes (vgl. Hahn, Mat. 
4038, 2 Aufl, Bd. 1 S. 168) beſtätigt, liegt der Fall der 
Rechtähilfe, abgeſehen von der Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen 
0 164 G86) nur dann vor, wenn ein Gericht oder ein einzelner 

mur eine nach Vorſchrift der Prozeßordnung erforderliche 
ncherliche Handlung, die in einem anderen Gerichts⸗ 
leſirke vorzunehmen if, dem Gerichte dieſes anderen Ber 
ls Überträgt. Vorausſezung fir die Zuläſſigkeit des Erſuchens 
in Rechtshilfe iſt demnach, daß die vorzunehmende Handlung 
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geſetzlich in einem anderen Gerichtsbezirke vorgenommen werden 
darf. Dieſe Vorausſetzung iſt im vorliegenden Falle nicht 
erfüllt. Der 8 141, der nur ganz allgemein dem Gerichte die 
Befugnis verleiht, „das perſönliche Erſcheinen einer Partei zur 
Aufklärung des Sachverhältniſſes“ anzuordnen, allein 
und außerhalb des inneren Zuſammenhanges des 
Geſetzes betrachtet, könnte allerdings den Zweifel zulaſſen, ob 
dieſes Erſcheinen nicht auch vor einem erfuchten Richter, wenn 
die Partei ſich in deſſen Bezirke aufhält und ein annehmbarer 
Grund, wie entfernter Wohnſitz der Partei, zur Vornahme der 
Handlung vor dem erſuchten Richter vorliegt, angeordnet werden 
könnte. Indeſſen kommt dagegen zunächſt folgendes in Betracht: 
Nach 8 619 kann das Gericht in Eheſachen das perſönliche 
Erſcheinen einer Partei anordnen und ſie „über die von ihr, 
von dem Gegner oder von dem Staatsanwalte 
behaupteten Tatſachen vernehmen“. Wenn aber die Partei 
am Erſcheinen vor dem Prozeßgerichte verhindert iſt oder ſich 
in großer Entfernung von deſſen Sitze aufhält, ſo kann die 
Vernehmung durch einen beauftragten oder erſuchten Richter er⸗ 
folgen, es iſt dann aber auch gegen die nicht erſchienene Partei 
im allgemeinen wie gegen einen im Vernehnnmgstermine nicht 
erſchienenen Zeugen zu verfahren. Schon hieraus erhellt ver⸗ 
möge des ſog. Beweisgrundes aus dem Gegenſatze, daß die ZPO. 
die Anordnung des perſönlichen Erſcheinens einer Partei vor 
einem beauftragten oder erſuchten Richter ſtatt vor dem Prozeß⸗ 
gerichte ſelbſt, nur aus ganz beſonderen Gründen, die hier 
in der Prozeßart enthalten ſind, bei der das öffentliche 
Intereſſe beteiligt iſt, geſtattet, nicht aber ledigeich zu dem all⸗ 
gemeinen Zwecke der „Aufklärung des Sachverhältniſſes“. 
Das wird auch beſtätigt durch die Vorſchrift des Geſetzes über 
den weiteren Fall, in welchem die Anordnung des perſönlichen 
Erſcheinens der Parteien vor einem beauftragten oder erſuchten 
Richter zugelaſſen if. Nach § 296 ZPO. kann das Gericht in 
jeder Lage des Rechtsſtreites zum Zwecke des Sühne⸗ 
verſuches die Parteien vor einen ſolchen Richter verweiſen 
und zu dieſem Behufe ihr persönliches Erſcheinen vor ihm ans 
ordnen. Denn auch hier iſt es der ganz befonbere Zweck, bie 
gütliche Beilegung des Rechtsſtreites oder einzelner 
Streitpunkte, von der die Zulaſſung der Anordnung, daß 
die Parteien vor einem beauftragten oder erſuchten Richter 
erſcheinen, abhängig gemacht iſt. Es iſt daher ſchon aus dieſen 
Gründen unzutreffend, die Beſtimmungen der 88 619 und 
296 etwa als beſonders ausgeprägte Anwendungen 
eines gerade dadurch anerkannten allgemeinen Satzes an⸗ 
zuſehen und hieraus abzuleiten, daß auch im Falle des 8 141 
die Anordnung bes perſönlichen Erſcheinens der Parteien vor 
einem beauftragten oder erſuchten Richter ſtatthaft ſei. Es er⸗ 
gibt aber auch die ſyſtematiſche Stellung dieſer Vorſchrift in 
dem Titel „Mündliche Verhandlung“, ſodann im weiteren der 
Grundſatz, daß beide Parteien ohne Rückſicht auf ihren 
Wohnſitz zum Zwecke der Verhandlung des Rechtsſtreits aber 
vor dem Prozeßgerichte entweder perſönlich oder durch 
einen nach dem Geſetze zugelaſſenen Vertreter zu erſcheinen haben, 
daß auch die Anordnung des perſönlichen Erſcheinens der 
Parteien zur Aufklärung des Sachverhältniſſes, die ja nur einen 
Teil der mündlichen Verhandlung bildet, eben nur auf ein 
ſolches vor dem Prozeßgerichte ſelbſt gerichtet ſein 
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kann. W. c. C., Beſchl. v. 20. Nov. 08, B 289/08 III. 
— Kiel. 

18. 5 250 38PO. Über Aufnahme des Verfahrens im 
Falle des Konkurſes.] 

Vom erſten Richter wurden S. und Mitbeklagte desſelben 
durch Teilurteil zur Anerkennung des Nichtbeſtehens von An⸗ 
ſprüchen aus gewiſſen Hypothekverpfändungen und zur Löſchung 
der Grundbuchseinträge darüber verurteilt. Die Berufung von 
S. iſt zurückgewieſen worden. Er hat durch Rechtsanwalt S. 
am 23. Januar 1907 Reviſion eingelegt und dieſe mit Schrift⸗ 
ſatz vom 29. Januar 1907 begründet. Am 28. Mai 1907 iſt 
er geſtorben. Ohne daß dies bekannt geweſen war, iſt ſeine 
Reviſion durch Verſäumnisurteil des jetzt beſchließenden Senats 
vom 5. Oktober 1907 koſtenpflichtig zurückgewieſen worden. 
Auf Antrag des Rechtsanwalts S. iſt ſodann am 2. No⸗ 
vember 1907 wegen S.s Ableben die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens beſchloſſen worden. Am 19. November 1907 wurde 
über S.s Nachlaß das Konkursverfahren eröffnet. Der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Klägers hat in der auf ſein Geſuch an⸗ 
beraumten öffentlichen Sitzung beantragt, auszusprechen, daß 
das Verfahren aufgenommen ſei. Dieſem Antrage konnte aber 
nicht ſtattgegeben werden. Zwar iſt gemäß § 11 KO. auch der 
Kläger berechtigt, den jetzigen gegen den Gemeinſchuldner an⸗ 
hängigen, durch Eröffnung des Nachlaßkonkurſes unterbrochenen 
Rechtsſtreit aufzunehmen, zwar hat ferner der Kläger durch 
einen dem Konkursverwalter am 24. September 1908 zugeſtellten 
Schriftſatz die Aufnahme des Verfahrens erklärt, aber dies 
letztere iſt nicht ſchlechthin nach Vorſchrift des S 250 3PO., 
ſondern mit dem im gegebenen Falle nicht notwendigen, unzu⸗ 
läſſigen und zu Mißverſtändniſſen Anlaß gebenden Zuſatze 
geſchehen, daß der Konkursverwalter zu dem heutigen Termine 
zum Zwecke der erwähnten Antragſtellung des Klägers geladen 
werde. Schon aus dieſem Grunde konnte eine gerichtliche 
Entſcheidung, daß das Verfahren aufgenommen ſei, nicht er⸗ 
folgen und die nach Angabe des klägeriſchen Vertreters ſchon 
geſchehene Zuſtellung des Verſäumnisurteiles war wirkungslos. 
Würde aber in Zukunft ein dem 8 250 ZPO. entſprechender 
Aufnahmeſchriftſatz und gleichzeitig der gegenwärtige Beſchluß 
dem Konkursverwalter zugeſtellt werden, ſo könnte dann von 
einem gerichtlichen Ausſpruch, daß das Verfahren aufgenommen 
ſei, ebenfalls nicht die Rede ſein. Der Rechtsſtreit wäre dann 
vielmehr kraft des Geſetzes aufgenommen und eine an die eben 
erwähnten beiden Zuſtellungen ſich anſchließende Zuſtellung des 
Verſäumnisurteils vom 5. Oktober 1907 an den Konkurs⸗ 
verwalter würde für dieſen ohne weiteres die Einſpruchsfriſt in 
den Lauf ſetzen. S. c. Fürſt Y., Beſchl. v. 28. Nov. 08, 
626/07 V. — Reichsgericht. 

19. § 304 8PO. Zuläſſigkeit eines Zwiſchenurteils über 
einen Teil eines Anſpruchs.] 

Der Berufungsrichter hat über einen Teil des Schadens 
dem Grunde nach erkannt. Dieſe Trennung zweier Schadens⸗ 
poſten iſt nicht zu beanſtanden. Die Rüge der Beklagten wäre 
berechtigt, wenn es ſich um einen einzelnen Rechnungsfaktor 
handeln würde, welcher in Verbindung mit einem andern 
Rechnungsfaktor bei Feſtſtellung der Höhe des Anſpruchs in 
Betracht käme (RG. 5, 363). Dieſer letztere Zuſammenhang 
wäre z. B. beim Kontokorrent gegeben, weil das ganze Er⸗ 
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gebnis des Kontokorrents in Betracht zu ziehen iſt und 
deshalb nicht über einen einzelnen Poſten erkannt werden kann 
(Staub [8] S 355 Anm. 17). In dem hier zu entſcheidenden 
Falle ſind dagegen zwei ihrer Art nach verſchiedene, von⸗ 
einander im Rechnungsergebnis unabhängige Schadenspoſten 
eingeklagt; ſie ſind nur dadurch verbunden, daß ihr gemein⸗ 
ſamer Entſtehungsgrund in einem Verſchulden der Beklagten 
beruhen muß. In einem ſolchen Falle widerſpricht es dem 
Weſen des § 304 ZPO. nicht, wenn ein (ſelbſtändiger) Teil 
des Schadens dadurch zum Inhalt des Zwiſchenurteils gemacht 
wird, daß bei dem Ausſpruch über den Grund dieſem Aus⸗ 
ſpruch eine Begrenzung dahin gegeben wird, inwieweit der 
erhobene Anſpruch dem Grunde nach gerechtfertigt iſt. Hier 
iſt die Begrenzung beigefügt, daß der Erſatz ſich auf den 
Schaden beſchränkt, der als entgangener Gewinn eingeklagt iſt. 
Ebenſo wie über einen Teil eines Anſpruchs ein Teilurteil 
nach § 301 ZPO. erlaſſen werden kann, kann nach 8 304 
3PO. ein Zwiſchenurteil über den Grund eines Teils des 
Anſpruchs ergehen, wenn nicht beſondere Umſtände eine ſolche 
Trennung verbieten. P. c. S., U. v. 20. Nov. 08, 259/08 II. 
— Hamburg. 

20. 88 402, 375 ZPO. verb. mit $ 159 GVG. Er⸗ 
ſuchen um Vernehmung eines Sachverſtändigen, der in einem 
anderen Bundesſtaate wohnt.] 

Der Vorſitzende der ZK. I des LG. G. hat am 23. Juni 
1908 gemäß Beweisbeſchluß vom 17. Juni 1908 das AG. E. 
um Vernehmung des K. in J. erſucht. Das AG. E. hat 


dieſes Erſuchen um Rechtshilfe abgelehnt. Das OLG. hat die 


Beſchwerde des LG. G. durch Beſchluß zurückgewieſen, weil 
nach den Verfügungen des Kgl. preuß. Juſtizminiſters vom 
10. Juli 1884 (JMBl. 161), vom 16. Juli 1900 JMBl. 525) 
und vom 27. September 1904 (JMBl. 255) ein auf Grund 
des Art. 7 Abſ. 2 der RV. erlaſſener Bundesratsbeſchluß vor⸗ 
handen ſei, welcher gemäß S 159 GVG. die Vernehmung 
eines Sachverſtändigen, der in einem anderen Bundesſtaat als 
das erſuchende Gericht wohne, verbiete, wenn nicht beſondere 
Gründe vorhanden ſeien; an ſolchen beſonderen Gründen fehle 
es aber hier. Das OLG. erachtet die bezeichneten Miniſterial⸗ 
berfügungen aber auch als Verwaltungsvorſchriften, die von den 
preußiſchen Gerichten zu beobachten ſeien. Gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß des OLG. hat das LG. G., in zuläſſiger Weiſe gemäß 
8 160 GVG. Beſchwerde ergriffen. Dieſe Beſchwerde iſt be 
gründet. In den angezogenen Miniſterialverfügungen wird es 
als Mißſtand empfunden, daß gewiſſe AG. z. B. die AG., die 
in Univerſitätsſtädten ihren Sitz haben, beſonders häufig um 
die Vernehmung von Sachverſtändigen erſucht und daher deren 
Kaſſen mit Koſten der Rechtshilfe, welche nach S 165 Abſ. 2 
GG. nicht zu erſtatten find, beſonders ſtark belaſtet werden. 
Dieſem Ubelſtand wollen die drei Minifterialverfügungen abs 
helfen. Die Abhilfe geſchieht in der Weiſe, daß die Gerichte 
veranlaßt werden, ſchriftliche Erſtattung des Gutachtens nach 
5 411 ZPO. anzuordnen und ſich ohne Inanſpruchnahme des 
AG. des Wohnorts des Sachverſtändigen mit dem Sach⸗ 
verſtändigen unmittelbar in Verbindung zu ſetzen. Das AG. 
des Wohnorts des Sachverſtändigen ſoll nur unter beſonderen 
Umſtänden angegangen werden, wenn das erſuchte und das er⸗ 
ſuchende Gericht verſchiedenen Bundesſtaaten angehören. Auf 


12 


mem. ee 


ee 
* 


* 
ent, 
3 


2. 
> win 


38. Jahrgang. 


diefer Grundlage haben ſich die Regierungen ſämtlicher Bundes⸗ 
ſuuten über die Koſten der Rechtshilfe verſtändigt, wie die zu⸗ 
letzt erwähnte Verfügung vom 27. September 1904 bekannt⸗ 
gibt. Das RG., III. S., hat in der gleichgelegenen Sache 
III. B 256/08, Beſchluß vom 27. Oktober 1908, bereits mit 
Recht dargelegt, daß dieſen Verwaltungsanordnungen in keinem 
Falle die Bedeutung einer Rechtsnorm zukommt, durch die ein 
Verbot für ein AG. begründet würde, dem Erſuchen eines 
Prozeßgerichts um mündliche Vernehmung eines Sachverſtändigen 
zu entſprechen; denn die Vorſchriften über den Zeugenbeweis 
finden auf den Sachverſtändigenbeweis nach § 402 ZPO. ent⸗ 
ſprechende Anwendung. In § 375 ZPO. wird für die dort 
aufgeführten Fälle die Übertragung der Aufnahme des Zeugen⸗ 
beweiſes auf ein anderes Gericht ausdrücklich zugelaſſen; zur 
Aufnahme des Zeugenbeweiſes gehört die Vernehmung des 
Zeugen gemäß SS 391— 397 ZPO. Über die Aufnahme des 
Sachverſtändigenbeweiſes enthalten nur die SS 410 und All 
350. abweichende Beſtimmungen inſofern als § 410 ZPO. 
eine hier nicht intereſſierende Vorſchrift über die Eidesabnahme 
trifft, und nach §S 411 ZPO. auch im Falle der Anordnung 
ſchriftlicher Begutachtung das Gericht das Erſcheinen des Sach⸗ 
berftändigen zur Erläuterung feines Gutachtens anordnen kann. 
Aus den gedachten Beſtimmungen der ZPO. ergibt ſich, daß 
in erſter Linie die Vernehmung des Sachverſtändigen und 
hieran anſchließend die Erſtattung des Gutachtens vor⸗ 
zeſehen iſt; an Stelle der Erſtattung durch mündliche Er- 
flärung vor Gericht kann die in 8 11 ZPO. erwähnte ſchrift⸗ 
lche Begutachtung treten, wenn das Gericht eine dahingehende 
Anordnung trifft. Ob das Gericht eine Anordnung 
dieſer letzteren Art treffen will, ſteht allein in dem 
pflichtgemäßen Ermeſſen des Prozeßgerichts. Dieſer 
Inudſaß ergibt ſich ſowohl aus der Faſſung des Geſetzes als 
uch aus der Begründung zum Entwurf einer ZPO. (Hahn, Mat. 
m ZPO, 2. Aufl. Bd. 1, S. 319). Die mündliche Ver⸗ 
nehmung eines Sachverſtändigen iſt alſo von einem Reichs⸗ 
peleh ſelbſt ausdrücklich für zuläſſig erklärt und von keiner 
anderen Vorausſetzung als von dem Ermeſſen des Prozeßgerichts 
abhängig gemacht. Daher kann das Erſuchen des Prozeß⸗ 
gehts um mündliche Vernehmung eines Sachverſtändigen und 
Erhebung des Gutachtens in mündlicher Form niemals eine 
Handlung fein, deren Vornahme nach dem Recht des erſuchten 
Gerichts im Sinne des 8 159 GVG. verboten wäre. S. c. B., 
Leſchl. v. 20. Nov. 08, B 89/08 II. — Naumburg. 

21. 5 529 Abſ. 3 ZPO. Aufrechnung einer Gegen⸗ 
nderung in der Berufungsinſtanz.] 
= Es iſt nach allgemeinen prozeſſualen Grundſätzen nicht zu 
Hüligen, daß das Berufungsgericht die Frage, ob die Anſprüche 
bes Beklagten) als lediglich zur Aufrechnung geſtellte Gegen⸗ 
[derungen im Sinne des 8 529 Abſ. 3 BRD. oder als Ein⸗ 
bände gegen bie Klageforderung ſelbſt anzuſehen ſeien, dahin⸗ 
gefellt gelaſſen, dennoch aber dieſe Anſprüche für fachlich 
unbegründet erklärt hat. Da nämlich die Klägerin Widerſpruch 
digen dir Berückſichtigung dieſer Anſprüche in II. Inſtanz er⸗ 
hoben und der Beklagte nicht einmal verſucht hatte, glaubhaft 
N made, daß er ohne fein Verſchulden außerſtande geweſen 
I, de Aufrechnung dieſer Gegenforderungen in I. Inſtanz 
lind zu machen, fo hing die Befugnis des Berufungsgerichts 
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zur ſachlichen Entſcheidung über dieſe angeblichen Gegen⸗ 
forderungen von der Beantwortung der von ihm auch berührten 
Frage ab, ob dieſelben als zur Aufrechnung geſtellte 
eigentliche Gegenforderungen im Sinne des 8 529 Abſ. 3 
oder als auch in II. Inſtanz zu berückſichtigende Einwände 
gegen die Klageforderung etwa im Sinne der 88 459 
Abſ. 2, 462, 472 oder 320 BGB. anzuſehen fein. Nur 
wenn letzteres der Fall war — was nötigenfalls durch Aus⸗ 
übung des richterlichen Fragerechts hinſichtlich der tatſächlichen 
und rechtlichen Begründung und des Zwecks der Geltendmachung 
dieſer „Gegenforderungen“ hätte aufgeklärt werden ſollen —, 
würde das OLG. befugt geweſen fein, in feinem Urteile über 
dieſe Anſprüche in ihrer Beziehung zur Klageforderung 
ſachlich zu entſcheiden; denn die prozeſſuale Zuläſſigkeit der 
Geltendmachung eines Anſpruchs in dem gerade anhängigen 
Verfahren iſt grundſätzlich als Vorbedingung für eine ſolche 
ſachliche Entſcheidungsbefugnis des mit dem Anſpruche befaßten 
Gerichts anzuſehen, ohne daß es dabei auf den von dem Berufungs⸗ 
gericht mit Unrecht für maßgebend erachteten Umſtand ankommt, ob 
nach Lage des einzelnen Falls über den fraglichen Anſpruch 
ſofort ohne weitere Beweiserhebung ſachlich entſchieden werden 
kann oder nicht. Dieſer allgemeine Grundſatz hat namentlich 
in der hier in Frage ſtehenden Beſtimmung des § 529 Abſ. 3 
Ausdruck gefunden, und dieſe iſt auch für das Verfahren, in 
dem hiernach die ſachliche Entſcheidung über derartige „Gegen⸗ 
forderungen” zu erfolgen hat, von Bedeutung; denn wenn hier⸗ 
nach der Beklagte in der Berufungsinſtanz die Aufrechnung 
einer wirklichen Gegenforderung im Sinne des § 529 Abſ. 3 
geltend macht, (alſo nicht einen ſonſtigen, unmittelbar gegen 
die Klageforderung gerichteten Anſpruch, bei dem eine Auf⸗ 
rechnung nicht in Frage kommt) — ſo iſt, ſofern keiner der 
beiden in 5 529 Abſ. 3 bezeichneten Ausnahmefälle vorliegt, 
die auf eine ſolche Gegenforderung gegründete Einwendung 
zurüdzumeifen, zugleich aber die Geltendmachung derſelben nach 
Maßgabe der 88 540 und 541 ZPO. vorzubehalten. Im 
Falle einer ſolchen Zurückweiſung iſt alſo die ſachliche Prü⸗ 
fung der Gegenforderung vorerſt, d. h. in dem zur Entſcheidung 
über den Klageanſpruch beſtimmten erſten Prozeßabſchnitte un⸗ 
zuläſſig und ſie hat erſt in dem weiteren Prozeßabſchnitte, dem 
ſogenannten Nachverfahren, zu erfolgen (vgl. das Urteil des 
VII. 3S. des RG. vom 31. Mai 1907, VII. 347/06). Mit 
Unrecht hat daher das Berufungsgericht die Beantwortung der für 
ſeine Befugnis zur alsbaldigen ſachlichen Entſcheidung über dieſe 
Anſprüche des Beklagten maßgebenden Frage, ob dieſelben 
Gegenforderungen im Sinne des § 529 Abſ. 3 find, unter⸗ 
laſſen, trotzdem aber über dieſelben fachlich entſchieden. P. c. S., 
U. v. 17. Nov. 08, 173/08 III. — Breslau. 

22. 55 546, 711 3PO. Berechnung der Reviſions⸗ 
ſumme (Verurteilung zur Erſtattung eines zwangsweiſe bei⸗ 
getriebenen Betrages). 

Auf Grund zweier mangels Zahlung proteſtierter Wechſel 
über 1 500 # und 800 & verlangt die Klägerin von dem Be⸗ 
klagten M. als Alzeptanten und von dem Beklagten R. als 
Ausſteller und erſten Giranten Zahlung der Wechſelſumme von 
insgeſamt 2 300 & nebſt 6 Prozent Zinſen von 1 500 ſeit 
6. Mai 1905 und von 800 & ſeit 9. Juni 1905 ſowie der 
Koſten von 14,35 4 und der Proviſion von 7,30 . Dieſem 
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Verlangen gemäß find die Beklagten durch Verſäumnisurteil 
des LG. vom 8. Juli 1905 verurteilt worden. Nachdem gegen 
dieſes Urteil der Beklagte R. friſt⸗ und ſormgerecht Einſpruch 
eingelegt und die Klägerin vom Wechſelprozeß Abſtand genommen 
hatte, iſt durch das angefochtene Urteil die in dem Verſäumnis⸗ 
urteil getroffene Entſcheidung, ſoweit fie den Beklagten R. ber 
trifft, aufrechterhalten und ſind dieſem Beklagten die weiteren 
Koften des Rechtsſtreits auferlegt worden. Auf die Berufung 
des Beklagten R. hat das KG. das landgerichtliche Urteil dahin 
abgeändert, daß es die Klägerin unter Aufhebung des land⸗ 
gerichtlichen Verſäumnisurteils mit ihrer Klage gegen R. abwies 
und verurteilte, an R. den von ihm auf Grund der landgericht⸗ 
lichen Entſcheidung beigetriebenen Betrag von 2 656,57 & nebſt 
4 Prozent Zinſen vom 2. März 1907 an zu bezahlen. Die 
Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen: Die Reviſion iſt 
unzuläſſig, weil der erforderliche Wert des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes nicht vorhanden iſt (vgl. 8 546 ZPO.). Als folder 
kann im Hinblick auf $ 546 Abſ. 2, SA ZPO. nur die Haupt⸗ 
ſumme der beiden eingeklagten Wechſel von 1 500 & und 
800 & in Betracht kommen. Die Reviſion meint zwar unter 
Hinweis auf die Entſcheidung des BayObeL G., mitgeteilt in den 
Entſcheidungen dieſes Gerichtshofes Bd. VI. S. 580, daß 
als Beſchwerdegegenſtand die volle Summe zu berückſichtigen 
ſei, welche R. von der Klägerin zurückfordere, zu welcher 
ſie auch verurteilt worden ſei. Allein dieſe Auffaſſung iſt 
rechtsirrig. Das RG. hat ſchon in dem Urteil vom 
10. Juli 1883 (vgl. RG. 9, S. 410 fig.) ausgeſprochen, daß 
mit der nach dem damaligen 8 655 Abſ. 2 ZPO. geltend ge 
machten Rückforderung nicht ein neuer Streitpunkt geſchaffen, 
ſondern nur eine prozeſſuale Folge des vorinſtanzlichen für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärten Urteils wieder beſeitigt werde. 
Nun hat zwar die Novelle zur ZPO. dem Rückerſtattungs⸗ 
antrag des jetzigen S 717 Abſ. 2 den Charakter eines Schadens» 
erſatzanſpruchs beigelegt. Damit ſollte aber, wie auch bei der 
Beratung der Novelle zum Ausdruck kam, an der ſachlichen 
Zuſtändigkeit der Gerichte und den Rechtsmitteln im anhängigen 
Rechtsſtreite nichts geändert werden. Der Beklagte kann dieſen 
Anſpruch durch einfachen Antrag im anhängigen Prozeß, er 
kann ihn aber auch durch Erhebung einer förmlichen Widerklage 
oder durch Anſtrengung einer ſelbſtändigen Klage geltend machen. 
Erhebt er Klage oder Widerklage, ſo iſt für den Streitwert 
allerdings der mit dem Klageantrag geforderte Betrag maß⸗ 
gebend, weil damit auch formell ein neuer Anſpruch verfolgt 
wird. Dieſer Fall (Erhebung einer Widerklage) lag ſowohl dem 
oben erwähnten Erkenntnis des BayObLG. als der Entſcheidung 
des RG. vom 13. Juli 1906 (vgl. RG. 63, 367) zugrunde. 
Hier aber, wo der Beklagte lediglich einen Prozeßantrag im 
Rahmen ſeiner Rechtsverteidigung geſtellt hat, wird der gegebene 


Streitwert des Prozeſſes nicht dadurch berührt, daß die Haupt⸗ 


ſumme von 2 300 & infolge der hinzugekommenen Zinſen und 
Koſten ſich auf 2 656,57 & erhöht hat. Vgl. hierzu Gaupp⸗ 
Stein VIII. und IX. Aufl. 8 717 III, 1, OS SRſpr. 15, 157. 
D. c. M. u. R., U. v. 28. Okt. 08, 565/07 I. — Berlin. 

23. 8 888 IPOD. Die Strafandrohung ſetzt ein vollſtreck⸗ 
bares Urteil voraus und darf nicht im Urteil ausgeſprochen werden.] 

Beklagter war der aus einer Abdeckereigerechtſame erhobenen 
Klage entsprechend verurteilt worden, dem Kläger die in Zukunft 
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krepierenden Viehſtücke anzuſagen und auszuliefern, ſowie im 
Falle der unterlaſſenen Anſage für jeden Fall der Zuwider⸗ 
handlung eine Strafe von 20 „% zu zahlen. — RG. hob auf: 
Es beſchwert ſich der Beklagte durch die in dem Berufungsurteil 
erfolgte Androhung einer Prozeßſtrafe von 20 A für jeden Fall 
der Unterlaſſung der Anſage. In dieſer Hinſicht iſt der Reviſion 
ſtattzugeben. Der Berufungsrichter meint, es bleibe unverſtänd⸗ 
lich, aus welchem Grunde dem Kläger, wenn er einen privat⸗ 
rechtlichen Anſpruch auf Auslieferung der Kadaver und auf 
Anſage des Sterbefalles habe, gegenüber einem dieſer Pflicht 
nicht genügenden Viehbeſitzer das Recht aus 8 888 ZPO. ver⸗ 
ſagt werden ſollte. Es handelt ſich jedoch darum, ob die An⸗ 
drohung einer Strafe für den Fall, daß der Beklagte künftig 
gegebenenfalls die Verpflichtung zur Anſage nicht erfüllen ſollte, 
bereits in dem Urteil erlaſſen werden darf. Dies iſt zu ver⸗ 
neinen. Nach 8 888 Abſ. 1 ZPO. iſt, wenn der Schuldner 
die Verpflichtung nicht erfüllt, eine ausſchließlich von ſeinem 
Willen abhängende Handlung vorzunehmen, die durch einen 
Dritten nicht vorgenommen werden kann, auf Antrag von dem 
Prozeßgerichte I. Inſtanz der Schuldner durch Strafandrohung 
zur Vornahme der Handlung anzuhalten. Daraus ergibt ſich 
von ſelbſt, daß für die Strafandrohung zur Erzwingung einer 
ſolchen nicht vertretbaren Handlung, wie ſie vorliegend in Frage 
ſteht, ein Urteil vorausgeſetzt wird, wodurch dem Schuldner die 
Verpflichtung zur Leiſtung der Handlung auferlegt worden iſt, 
und ferner, daß auf Grund dieſes Schuldtitels erſt im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren die Strafandrohung zu erlaſſen iſt, und 
zwar von dem als Vollſtreckungsgericht beſonders beſtimmten 
Prozeßgerichte I. Inſtanz auf Antrag des Gläubigers. Daher 
wird durch die Vorſchrift des S 888 ZPO. die Zuläſſigkeit der 
Strafandrohung bereits in dem Urteil nicht begründet. Viel⸗ 
mehr ſteht die Vorſchrift dem Erlaſſe einer ſolchen Straf⸗ 
androhung entgegen, weil ſie die Erzwingung einer nicht ver⸗ 
tretbaren Handlung ausſchließlich regelt und fie gerichtliche 
Maßnahmen zu dieſem Zwecke nur im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren ſtattfinden läßt. Dies iſt auch die herrſchende Anſicht. 
Vgl. Gaupp⸗ Stein, Anm. II 2 zu 8 888; Peterſen⸗Anger, 
Anm. 5 zu § 888 ZRO.; Seuff Arch. 48, 369; RheinArch. 
87 I, 93; auch Bay Obe. 14, 798; 150, 264. Die nur 
von Seuffert (Anm. 1b zu 8 888 ZPO.), Kohler (Arch ZivPrax. 
80, 252), Schmidt (Lehrb. des Zivilprozeßrechtes S. 591) ver⸗ 
tretene gegenteilige Meinung gibt keine andere Begründung, 
als daß kein fachlicher Grund beſtehe, den Fall des 5 888 
hinſichtlich des Erlaſſes der Strafandrohung anders zu be⸗ 
handeln, als den des 8 890 3PO., und daß eine Straf⸗ 
androhung in dem Urteil zweckmäßig auf Vornahme der 
Handlung hinwirke. Nach dem Syſteme der ZPO. hat aber 
das Urteil dem Kläger nur inſoweit Schutz zu gewähren, als 
der von ihm geltend gemachte Klaganſpruch für beſtehend erklärt 
wird. Die Erfüllung dieſes Anſpruches erfolgt, ſoweit ein 
Zwang trotz des erlaſſenen Urteils noch notwendig iſt, im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren auf Grund des Urteils. Die 
Strafandrohung zur Erzwingung der Vornahme einer Handlung 
enthält aber eine Zwangsvollſtreckungsmaßregel (RG. 24, 380; 
42, 421). Sie kann daher nur im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren angeordnet werden und iſt nur bei Vorhandenſein 
der allgemeinen Vorausſetzungen für die Zwangsvollſtreckung, 
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inzbeſondere gemäß 8 750 Abſ. 1 ZPO. nach Zuſtellung des 
bollſtreckbaren Urteils, zuläſſig. Wenn im 8 890 Abſ. 2 ZRO. 
die Möglichkeit erwähnt wird, daß für den dort behandelten 
Fall der Erwirkung von Duldungen und Unterlaſſungen ſchon 
das zu vollſtreckende Urteil ſelbſt die Strafandrohung enthalte, 
fo kann die danach anerkannte Zuläſſigkeit des Erlaſſes der 
Strafandrohung in dem Urteile nicht auf den Fall des § 888 
IRD. ausgedehnt werden. Die Zulaſſung der Androhung im 
Urteile beruht im Falle des § 890 ZPO. auf dem Zweck⸗ 
mäßigkeitsgrunde, daß Urteile der in Frage ſtehenden Art nicht 
direkt, ſondern nur durch Einwirkung auf den Willen des 
Schuldners zur Vollziehung gebracht werden können, und daß 
dieſe Einwirkung ſchon im Urteile am Platze iſt, weil Zuwider⸗ 
handlungen ſofort möglich ſind (RG. 42, 423). Im Falle 
des 9 888 aber ſoll der Schuldner durch die Androhung nicht 
abgehalten werden, durch ein Tun dem Urteil zuwiderzuhandeln, 
ſondern es ſoll eine Handlung, alſo eine Leiſtung, von ihm 
etzwungen werden. Dies kann, wie die Erzwingung einer 
Leiſtung überhaupt, die durch Urteil auferlegt worden iſt, nur 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren erfolgen. Hiernach mußte 
die in den Urteilen der Vorinſtanzen erlaſſene Androhung einer 
Strafe für jeden Fall der Nichterſüllung der Verpflichtung zur 
Anſage in Wegfall gebracht und der Kläger mit dem Antrage 
auf Erlaß der Strafandrohung abgewieſen werden. v. K. c. K., 
U. b. 11. Nov. 08, 32/08 V. — Berlin. 

24. 5 938 ZPO. verb. mit 8 7 AnfG. und $ 571 
868. Maßnahme einer einſtweiligen Verfügung, die ſich mit 
der Zwangsvollſtreckung aus der Anfechtung nicht deckt.] 

Auf Antrag des Klägers hat das AG. Berlin⸗Mitte am 
28. Februar 1908 wegen eines Anſpruchs des Klägers an deſſen 
Schuldnerin, die Witwe M., einen Arreſt⸗ und Pfändungs⸗ 
beſchluß erlaſſen. Es iſt der dingliche Arreſt in das Vermögen 
der Schuldnerin, insbeſondere in ihre angeblichen Forderungen 
on die im Beſchluſſe aufgeführten Mieter des Hauſes Z. platz 
A. 9 auf Zahlung der Miete angeordnet und dieſe Forderungen 
Ind in dem angegebenen Betrage gepfändet. Gleichzeitig iſt 
in Bege der einstweiligen Verfügung, da glaubhaft gemacht 
It, daß die Ubereignung des Grundſtücks ſeitens der Schuldnerin 
m anfechtbarer Weiſe an ihre Tochter, die Bekl. erfolgt ſei, 
angeordnet, daß letztere ſich zur Vermeidung einer fiskaliſchen 
Strafe von 1000 # für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
jeder Verfügung über die ihr als eingetragenen Eigentümerin 
juftehenben, gepfändeten Mietforberungen, insbeſondere der Ein⸗ 
ziehung derſelben bis zum Betrage der Forderung des Klägers 
m enthalten habe. Auf die dem Kläger aufgegebenen Klage 
ft in Abänderung des Berufungsurteils die einſtweilige Ver⸗ 
Higung aufgehoben worden: Die in den Vorinſtanzen beftätigte 
euftweilige Verfügung ſoll einen Anfechtungsanſpruch des 
Aägers ſichern. Daß die Sicherung eines ſolchen Anſpruchs 
m Dege der einfitweiligen Verfügung an ſich zuläffig iſt, iſt 
m Ränbiger Rechtſprechung vom RG. anerkannt. Ebenſo ift 
an dem in der Rechtſprechung gleichfalls aufgeſtellten 
aße feſtzuhalten, daß, obſchon nach 8 938 ZPO. das 

nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen hat, welche An⸗ 
"nungen zur Erreichung des beabſichtigten Zwecks erforderlich 
Mad, diſe Anordnungen doch über das, was bei endgültiger 
buſcheidung der Hauptſache durch Zwangsvollſtreckung zu er⸗ 
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langen iſt, nicht hinausgehen dürfen. Dagegen iſt im vor⸗ 
liegenden Falle gefehlt. Die einſtweilige Verfügung trifft 
Maßnahmen, die ſich mit einer aus der Anfechtung ſelbſt zu⸗ 
läſſigen Zwangsvollſtreckung nicht decken, ſondern mehr, als 
durch ſie zu erreichen iſt, anordnen. Der Kläger erachtet ſich 
für benachteiligt, weil die Mutter der Beklagten, ſeine 
Schuldnerin, das Grundſtück Z. platz 9 der Beklagten über⸗ 
eignet hat. Soll dieſe Übereignung den Gegenſtand der An⸗ 
fechtung bilden, ſo hat ſich dieſelbe darauf zu richten, daß das 
Grundſtück durch eine der Anfechtung unterliegende Rechts⸗ 
handlung der Schuldnerin aus deren Vermögen in das der 
Beklagten übergegangen iſt. Nach 8 7 AnfG. vom 21. Juli 1879 / 
20. Mai 1898 iſt dann beim Durchdringen des Anſpruchs 
das Grundſtück von der Beklagten zurückzugewähren. Der 
Anſpruch des Klägers auf dieſe Zurückgewährung konnte, ſofern 
die Vorausſetzungen der Anfechtung glaubhaft find, im Wege 
der einſtweiligen Verfügung geſichert werden. Die einſtweilige 
Verfügung trifft aber nicht Anordnungen zum Schutze des 
Anſpruchs auf Zurückgewährung des Grundſtücks ſelbſt, ſondern 
ſie verbietet der Beklagten allein die Einziehung der ihr als ein⸗ 
getragener Eigentümerin zuſtehenden künftigen Mietforderungen. 
Eine ſolche Anordnung hat zur Vorausſetzung, daß, obgleich 
ein Grundſtück übereignet iſt, doch bei der Anfechtung von der 
Rückgewähr dieſes Abſtand genommen und nur die Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in die Mieten gefordert werden kann. 
Das iſt aber, wie der erkennende Senat bereits in dem in 
RG. 64, 339 abgedruckten Urteile vom 16. Oktober 1906 
ausgeführt hat, nicht zuläſſig. Auch wenn — was hier nicht 
der Entſcheidung bedarf — bei erfolgreicher Anfechtung einer 
Grundſtückübereignung das Grundſtück mit den Mieten, als 
den inzwiſchen angefallenen Früchten zurückzugewähren iſt, kann 
doch eine ſelbſtändige Herausgabe der Mieten im Wege der 
Anfechtung nicht verlangt und deshalb ein derartiger An⸗ 
fechtungsanſpruch auch nicht durch einſtweilige Verfügung ge⸗ 
ſichert werden. Einer ſolchen Anfechtung ſteht entgegen, daß 
bei Übereignung eines vermieteten Grundſtücks nach 8 571 
BGB. der Bezug der Mieten nicht durch einen beſonderen 
Rechtsakt übertragen wird, ſondern daß kraft Geſetzes der 
Erwerber des Grundſtücks an Stelle des Vermieters in die 
ſich aus dem Mietverhältniſſe ergebenden Rechte und Ver⸗ 
pflichtungen eintritt. Soll ihm das Bezugsrecht auf die Mieten 
entzogen werden, ſo kann dies nur durch Rückgängigmachung 
der Übereignung des Grundſtücks ſelbſt geſchehen. Der Kläger 
begehrt nun aber mit der hier auf feinen Antrag erlaſſenen 
einſtweiligen Verſügung Sicherung für die Mieten allein, es 
iſt auch nicht behauptet, daß er im Anfechtungsprozeſſe Rück⸗ 
gewähr des Grundſtücks ſelbſt verlangt hat. Gegenteilig iſt 
vielmehr aus dem im Anfechtungsprozeſſe inzwiſchen ergangenen 
Urteile vorgetragen, daß auch dort Kläger nur beantragt hat, 
die Beklagte zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in die 
Mieten des ihr übereigneten Grundſtücks zu verurteilen und 
daß dieſem Antrage entſprechend erkannt worden iſt. M. c. G., 
U. v. 13. Nov. 08, 355/08 VII. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

25. Im Verſicherungsvertrage verbotene Doppelverſicherung.] 

Das Haus des Klägers, das er im März 1906 von H. 
käuflich erworben hatte, iſt am 16. Auguſt 1906 abgebrannt. 

4 
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Das Haus war ſeit dem Jahre 1899 auf Höhe von 5000 % 
bei der Beklagten gegen Feuersgefahr verſichert. Die in dem 
„Reglement zu dem Statut“ der Beklagten niedergelegten 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Beklagten beſtimmen 
in 8 27, was folgt: „Werden Gebäude .., welche bei der 
Sozietät verſichert find, ohne Genehmigung der Direktion ganz 
oder teilweiſe auch anderweit verſichert, ſo hört jede Verbind⸗ 
lichkeit der Sozietät aus der Verſicherung dem Verſicherten 
gegenüber unbedingt auf. ..“ Daß im Falle des Eigentums⸗ 
wechſels die Verſicherung unverändert beſtehen bleibt, „ſo zwar, 
daß alle Rechte und Pflichten aus der Verſicherung auf den 
neuen Eigentümer übergehen“, iſt in § 25 a. a. O. beſtimmt. 
Im Mai 1906 hatte der Kläger für das abgebrannte Haus 
bei der Feuerverſicherungsſozietät in R. zum Betrage von 
11500 & Feuerverſicherung genommen. Eine Genehmigung 
der Beklagten hierzu iſt weder erteilt noch nachgeſucht worden. 
Kläger behauptet, was die Beklagte beſtreitet, daß er bei Ein⸗ 
gehung der neuen Verſicherung von dem Beſtehen der alten 
keine Kenntnis gehabt habe. Die Klage wurde zurückgewieſen. 
Die Reviſion hatte keinen Erfolg: In den allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen der verſchiedenen Verſicherungsanſtalten 
iſt vielfach an die Verletzung gewiſſer dem Verſicherer gegenüber 
zu erfüllenden Obliegenheiten die Verwirkung des Anſpruchs 
aus der Verſicherung geknüpft. Die Rechtſprechung des RG. 
hat ſeit langer Zeit feſtgeſtellt, daß in ſolchen Fällen die Ver⸗ 
wirkung nicht eintritt, wenn Umſtände dargetan werden, die die 
Verletzung der Obliegenheit als entſchuldbar erſcheinen laſſen, 
— ein Grundſatz, der übrigens auch in dem noch nicht in Kraft 
getretenen Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag vom 
31. Mai 1908 ($ 6) in der dort beſtimmten Art Anerkennung 
gefunden hat. Um die Verletzung einer der Beklagten gegen⸗ 
über zu erfüllenden Obliegenheiten handelt es ſich aber im vor⸗ 
liegenden Falle nicht. Die im Tatbeſtande wiedergegebene Be⸗ 
ſtimmung des § 27 des „Reglements zu dem Statut“ der Bes 
klagten, die der Kläger, wenn er die Verſicherung geltend macht, 
nach 8 25 auch gegen ſich gelten laſſen muß, knüpft den Verluſt 
des Anſpruchs lediglich an die objektive Tatſache einer ohne 
Genehmigung der Beklagten auch anderweit erſolgenden Ver⸗ 
ſicherung. Dem Verſicherungsnehmer iſt nicht die Verpflich⸗ 
tung auferlegt, zu einer anderweiten Verſicherung die Genehmi⸗ 
gung nachzuſuchen, und nicht auf einen Verſtoß gegen eine 
ſolche Verpflichtung iſt die Verwirkung des Anſpruchs geſetzt, 
ſondern es iſt ſchlechthin für den Fall einer ohne die Genehmi⸗ 
gung noch anderweit genommenen Verſicherung vertragsmäßig 
beſtimmt, daß die Beklagte von jeder Verbindlichkeit frei ſei. 
In einem ſolchen Falle iſt für die Wirkſamkeit einer Ent⸗ 
ſchuldigung kein Raum. Der 5 27 beſtimmt in feinem zweiten 
Teile, daß bei der Mobiliarverſicherung die Verbindlichkeit der 
Beklagten bezüglich ſolcher Mobilien, „welche ohne Genehmigung 
der Direktion ... in anderen als Erbſchaftsfällen einem Dritten 
zu Eigentum ... gegeben ... werden, auf ſolange, bis die 
Genehmigung ... erteilt iſt“, ebenfalls aufhört. Für dieſen 
Teil der Beſtimmung hat das RG. in einem ebenfalls gegen 
die Beklagte geführten Rechtsſtreite bereits ausgeſprochen, daß 
der Verſicherungsnehmer eine Entſchuldigung nicht mit Erfolg 
vorbringen kann (vgl. das Urteil vom 4. Januar 1907 VII. 
184/06). Daran muß auch hier feſtgehalten werden; ein 
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Unterſchied zwiſchen dem damaligen und dem gegenwärtigen 
Falle iſt in dem in Betracht kommenden Punkte nicht zu er⸗ 
kennen. S. c. Weſtfäl. Prov.⸗Feuerſoz., U. v. 13. Nov. 08, 
543/07 VII. — Hamm. 

26. Urheberrecht an Briefen. Vorlegungspflicht.] 

Die Klägerin verlangt von den Beklagten — einem Buch⸗ 
händler und einem Schriftſteller —, daß dieſe ſich der Ver⸗ 
vielfältigung und Verbreitung von Briefen enthalten, die der 
Erblaſſer der Klägerin an O. geſchrieben hatte. Die Klage 
war in den Vorinſtanzen abgewieſen worden. — Das RG. 
hob auf: Das Eigentum der Klägerin an den Briefen iſt in 
Abereinſtimmung mit der in der Theorie herrſchenden Meinung, 
vgl. Reichardt, das Recht an Briefen, S. 12 ff. und Zitate, 
mit Recht verneint worden. Das Eigentum an dem abgeſandten 
Briefe geht regelmäßig auf den Empfänger über, während das 
etwa beſtehende Urheberrecht dem Verfaſſer verbleibt. Ebenſo 
iſt die Klage mit Recht abgewieſen, inſoweit ſie auf ein ſo⸗ 
genanntes Individual⸗ oder Perſönlichkeitsrecht der Klägerin 
geſtützt war. Ein allgemeines ſubjektives Perſönlichkeitsrecht 
iſt dem geltenden Bürgerlichen Rechte fremd. Es gibt nur 
beſondere geſetzlich geregelte Perſönlichkeitsrechte, wie das 
Namensrecht, das Warenzeichenrecht, das Recht am eigenen 
Bilde, die perſönlichkeitsrechtlichen Beſtandteile des Urheberrechts. 
Ein Perſönlichkeitsrecht an den eigenen Briefen — abgeſehen 
von deren urheberrechtlichem Schutze —, deſſen geſetzliche An⸗ 
erkennung vielfach, unter anderem auch in dem erſten Entwurfe 
zum gegenwärtigen Urheberrechtsgeſetze vorgeſchlagen iſt, iſt 
bisher nicht durchgedrungen. Begründet iſt dagegen die Reviſion 
bezüglich des Klagegrundes des Urheberrechts. Für den 
Charakter der Briefe als urheberrechtlicher Erzeugniſſe iſt be⸗ 
langlos, ob auf ſeiten des Verfaſſers zurzeit der Niederſchrift 
ein erkennbares Intereſſe an Vervielfältigung und gewerbs⸗ 
mäßiger Verbreitung beſtanden hat, ob die Briefe in ſolcher 
Vorſtellung geſchrieben ſind oder ob der Zweck der Niederſchrift 
ſich in der Mitteilung an den Adreſſaten erſchöpfte. Der 
urheberrechtliche Schutz von Briefen, auch von Vertrauensbriefen, 
hat keine anderen Vorausſetzungen, wie der von anderen Schrift⸗ 
werken. Der Grund zum urheberrechtlichen Schutze kann nur 
in einer objektiven, inneren Eigenſchaft des Schriftwerkes ge⸗ 
funden werden; wie er nicht abhängt von der Verwertungs⸗ 
möglichkeit im Wege des Verlages — RG. 41, 48 —, ſo auch 
nicht von den Abſichten, die den Verfaſſer bei der Niederſchrift 
geleitet haben. Erforderlich iſt auch bei Briefen, daß ſie ſich 
als eine individuelle Geiſtesſchöpfung, als Ausfluß einer 
individuellen geiſtigen Tätigkeit darſtellen. Die literariſche 
Bedeutung, welche den Urheberſchutz begründet, kann beruhen 
auf einem originalen Gedankeninhalt, ſie kann aber auch be⸗ 
ruhen auf einer künſtleriſchen Formgebung, welche auch bloßen 
Vertrauensbriefen ohne originalen Gedankeninhalt vermöge der 
beſonderen Anmut und Kraft des Stiles einen äſthetiſchen Reiz 
und literariſchen Wert verleiht. In dieſer Hinſicht ſind zur 
Begründung der urheberrechtlichen Klage genügende Be 
hauptungen aufgeſtellt worden; insbeſondere iſt angegeben, daß 
die Briefe N. an O. in ihrer rein literariſchen Bedeutung 
mindeſtens auf gleicher Höhe ſtehen, wie ſeine bereits in 
4 Bänden erſchienenen übrigen Briefe, in denen er ſich an⸗ 
erkanntermaßen als ein „Briefkünſtler“ betätigt habe. Es wird 
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daher lediglich eine Frage des Beweiſes ſein, ob und inwieweit 
den streitigen Briefen dieſer Charakter zuzuſprechen if. Was 
den Antrag auf Vorlegung der von O. gefertigten Brief⸗ 
abſchriften anlangt, jo kann er auf ZPO. 8 423 nicht geftüßt 
werden, weil Beklagte zur Beweisführung auf dieſe Urkunden 
nicht Bezug genommen, vielmehr die Benutzung derſelben im 
Prozeſſe ſtets abgelehnt haben, vgl. RG. 35, 109. Es kommt 
daher gemäß ZPO. § 422 darauf an, ob Klägerin nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Rechtes die Vorlegung der Ab⸗ 
ſchriſten verlangen kann. In dieſer Beziehung ſteht ihr der 
9 810 BGB. nicht zur Seite, insbeſondere kann ſie nicht be⸗ 
haupten, daß die Abſchriften im Intereſſe ihres Erblaſſers ge⸗ 
fertigt find, d. h. um ihm als Beweismittel zu dienen. Dies 
läßt ſich nicht einmal von den Originalbriefen behaupten. 


Planck BGB. 8 810 Anm. 3b a. Dagegen kann ſich Klägerin 


auf B68. § 809 berufen. Die Abſchriften können den Bes 
klagten dazu dienen, die Briefe im Drucke herauszugeben. Bes 
ſteht aber an den Briefen ein Urheberrecht der Klägerin, ſo 
lann ſie ihnen dieſe Benutzung der Abſchriften unterſagen. Die 
Beſichtigung der Abſchriften iſt aus dem Grunde für die 
Klägerin von Intereſſe, weil ſie ſich Gewißheit verſchaffen will, 
ob ihr in Anſehung derſelben der Anſpruch zuſteht, die Be⸗ 
nutzung zum Zwecke der Veröffentlichung zu unterfagen. Ein 
etwaiges Eigentum der Beſitzer würde dem Anſpruche aus 
BGB. 9 809 an ſich nicht entgegenſtehen. Wohl aber können 
fe nach BGB. 5 242 geltend machen, daß fie die ihnen 
obliegende Leiſtung nur ſo zu bewirken haben, wie Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern. Vor 
allem kommt hierbei in Betracht, daß, wenn auch der Klägerin 
ein Urheberrecht an den Briefen zuſtehen ſollte, ſie doch von 
dem berechtigten Beſitzer nicht verlangen könnte, daß er ihr zur 
Verwirklichung desſelben im Wege einer von ihr zu ver⸗ 
anftaltenben Veröffentlichung verhelfe, vielmehr würde ſich ihr 
Infpru gegen den Beſitzer in der Unterſagung einer von 
ihm vorzunehmenden Herausgabe erſchöpfen. Es würde daher 
gegen Treu und Glauben verſtoßen, das Recht auf Vorlegung 
qu benutzen, um ſelbſt die Briefe zu veröffentlichen und die 
Rehlöpofition der Beſitzer, vermöge deren fie die Veröffent⸗ 
lchung durch die Klägerin verhindern können, zu beeinträchtigen. 
Es läßt ſich auch nicht verkennen, daß die Vorlegung dieſe 
Nehtäpofition der Beſitzer gefährden würde. Daraus folgt, 
daß der Anſpruch auf Vorlegung in dieſem Falle nur unter 
gehörigen Kautelen — z. B. Sicherheitsleiſtung —, deren Bes 
ſinmung dem richterlichen Ermeſſen unterliegt, verfolgt werden 
lam. Selbst die Möglichkeit, die hier übrigens nach dem bis⸗ 
herigen Tatbeſtande nicht in Betracht kommt, iſt nicht aus⸗ 
zuſchließen, daß ein nachgewieſenes berechtigtes Intereſſe des 
defigers, gewiſſe Teile der Korreſpondenz auch der bloßen 
Remtnis der Klägerin vorzuenthalten, die Verfolgung des An⸗ 
ſpruches insoweit überhaupt unzuläffig erſcheinen läßt. F.⸗N. 
e. D. u. B., U. v. 7. Nov. 08, 638/08 I. — Jena. 

Reihöftempelgefeg vom 14. Juni 1900. 

27. Tarifnummer 1 und 2. 8 7 RStemp®.] 

| Von der beklagten Geſellſchaft an Stelle von eingezogenen 
Mien ausgegebene Genußſcheine berechtigen zwar zum Bezug 
ind Anteiles am Gewinn der klagenden Aktiengeſellſchaft, ſie 
beurtunden aber nicht eine geſellſchaftliche Beteiligung an dem 
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Aktienunternehmen ſelbſt und an deſſen Vermögen, da der 
Inhaber des Genußſcheins nicht auch den Verluſt mit einer 
Einlage mitzutragen hat, kein Stimmrecht beſitzt und ihm für 
den Fall der Liquidation ein Anteil am Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft nicht zuſteht. Die Genußſcheine beurkunden aber den 
Anſpruch auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme, des Be⸗ 
trages von 1000 &, und find deshalb Schuld verſchrei⸗ 
bungen. Da ſie auf den Inhaber lauten, ſind ſie auch für 
den Handelsverkehr beſtimmt. Zwar iſt die Zahlungspflicht 
in mehrfacher Hinſicht vom Eintreten beſtimmter tatſächlicher 
Umſtände abhängig gemacht, einmal davon, daß ein Gewinn 
von ſolcher Höhe ſich ergibt, daß nach Zuteilung einer Divi⸗ 
dende von 5 vom Hundert an die Aktionäre ein Betrag von 
mindeſtens vollen eintauſend Mark verbleibt, ferner davon, daß 
der Genußſchein des Gläubigers, dem ein Kündigungsrecht nicht 
zuſteht, ausgeloſt wird, und endlich davon, daß die Schuldnerin 
von ihrem Recht, jederzeit ſämtliche noch nicht ausgeloſte Genuß⸗ 
ſcheine auf einmal zur Einlöfung zum Preiſe von je 300 4 
aufzukündigen, keinen Gebrauch macht. Die Hinzufügung dieſer 
Bedingungen ſteht aber der Stempelpflichtigkeit der Urkunden 
nicht entgegen, da bedingte Geſchäfte in betreff der Abgabe⸗ 
pflicht als unbedingt gelten ($ 7 NRStemp®). Der erkennende 
Senat hat bereits in einem ähnlich liegenden Fall anerkannt, 
es ſei für die Steuerpflicht ohne Bedeutung, wenn die Haftung 
der Geſellſchaft auf ihren Reingewinn, alſo ſachlich beſchränkt 
iſt und über die Rückzahlung eine Verloſung entſcheidet 
(RG. 54, 26). Auch die Entſtehungsgeſchichte der erſt durch 
das RStempG. vom 27. April 1894 eingeführten „Anmerkung 
zu Tarifnummer 1 und 2“ ergibt, was der Berufungsrichter 
mit Recht hervorhebt, daß der ſchon vor dieſem Geſetz beſtehende, 
an die Ziff. 1 der Anweiſung des Bundesrats vom 25. Septem⸗ 
ber 1885 ſich anlehnende Rechtszuſtand, wonach unter anderem 
alle zur Zahlung eines beſtimmten Kapitalbetrages berechti⸗ 
genden Genußſcheine als Schuldverſchreibungen nach der Tarif⸗ 
nummer 2 zu verſteuern waren, durch die Anmerkung hat auf⸗ 
rechterhalten werden ſollen (Begründung S. 13 zum RStempG. 
vom 27. April 1894 Nr. 52 der Reichstagsverhandlungen 
1893/94 II). A. c. Preuß. Fiskus, U. v. 24. Nov. 08, 
68/08 VII. — Cöln. 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898. 

28. 88 15 ff., 61 GmbHG. Übergang des Auflöſung⸗ 
anſpruchs an die Konkursmaſſe. Unterlaſſene Berufung gegen⸗ 
über dem aufnehmenden Verwalter.] 

Die Beklagte iſt eine Geſellſchaft m. b. H., zu deren Geſell⸗ 
ſchaftern B. gehört. Dieſer hat Klage auf Auflöſung der be⸗ 
klagten Geſellſchaft auf Grund des § 61 des Geſetzes erhoben 
und ein Urteil erwirkt, durch das die Geſellſchaft für aufgelöſt 
erklärt wurde. Dieſes Urteil iſt am 5. April 1907 zugeſtellt 
worden. Am 8. April 1907 wurde der Konkurs über das 
Vermögen des B. eröffnet. Am 3. Mai 1907 hat die Be⸗ 
klagte eine Berufungsſchrift dem B. und am 4. Juli 1907 hat 
der Konkursverwalter der Beklagten einen Schriftſatz zuſtellen 
laſſen, inhalts deſſen er den Rechtsſtreit aufgenommen und zur 
Verhandlung geladen hat. Das OLG. hat die Berufung als 
unzuläſſig verworfen. Die Reviſion der Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Was die zur Nachprüfung verſtellte Frage betrifft, 
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ob das Recht, auf Auflöſung der Geſellſchaft zu klagen, als 
ein dem Geſellſchafter bloß für ſeine Perſon zuſtehendes Recht 
anzuſehen ſei, oder, als zur Konkursmaſſe gehörig, von dem 
Konkursverwalter ausgeübt werden könne, ſo iſt dieſe Frage 
von dem Berufungsgericht für den Regelfall des Geſetzes, daß 
die Geſchäftsanteile unbeſchränkt veräußerlich find, zutreffend 
im Sinne der letzteren Alternative entſchieden. Nach 8 61 
Abſ. 1 GmbHG. in der Faſſung vom 20. Mai 1898 kann die 
Geſellſchaft durch gerichtliches Urteil aufgelöſt werden, wenn 
die Erreichung des Geſellſchaftszweckes unmöglich wird oder 
wenn andere in den Verhältniſſen der Geſellſchaft liegende 
wichtige Gründe für die Auflöſung vorhanden ſind; er enthält 
weder nach ſeinem Wortlaute noch nach ſeinem Grunde und 
Zwecke einen Anhaltspunkt dafür, daß die Ausübung des Klage⸗ 
rechts an die Perſon des Geſellſchafters ſelbſt geknüpft wäre. 
Vielmehr wird in der Begründung zu $ 61 (S. 85) die Be⸗ 
fugnis zur Erhebung der Auflöſungsklage als ein Minderheits⸗ 
recht bezeichnet und ausdrücklich hervorgehoben, daß die in⸗ 
dividuelle Lage des einzelnen Geſellſchafters, welche für dieſen 
perſönlich die Löſung des Geſellſchaftsverhältniſſes wünſchens⸗ 
wert erſcheinen laſſen möge, zur Auflöſung der Geſellſchaft 
jedenfalls nicht ausreichen könne. Der Geſchäftsanteil des 
Klägers iſt ohne weiteres und ohne daß hierzu die Genehmigung 
der Geſellſchafter erforderlich war, in die Konkursmaſſe gefallen. 
Die Anwendbarkeit des 8 15 Abſ. 5 a. a. O. beſchränkt 
ſich nämlich, wie aus dem Wortlaute und Zuſammenhange 
ſowie aus der Begründung des Geſetzes hervorgeht, nur auf 
die freiwilligen Veräußerungen eines Geſchäftsanteils, welche 
ein Geſellſchafter durch ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden 
vornimmt. In der Begründung zu dieſer Beſtimmung (S. 48) 
iſt ausgeführt, es ſei nicht zweckmäßig, die Veräußerung der 
Geſchäftsanteile durch das Geſetz ſelbſt an die Genehmigung 
der Geſellſchaft zu binden, weil ein ſolches Genehmigungsrecht 
ſehr leicht mißbraucht werden könne; vielmehr ſei es dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage zu überlaſſen, da, wo die Verhältniſſe es 
wünſchenswert machten, die Verfügungsbefugnis der Geſell⸗ 
ſchafter zu beſchränken. Dazu halte der letzte Abſatz die Mög⸗ 
lichkeit für die Fälle der freiwilligen Veräußerung offen; 
die Veräußerung im Wege der Zwangs vollſtreckung dürfe 
auch durch den Geſellſchaftsvertrag nicht beſchränkt werden. 
Dieſe in den Motiven klar ausgeſprochene Rechtsauffaſſung iſt 
auch im Geſetze unverkennbar zum Ausdrucke gelangt. (Wird 
ausgeführt.) Nun iſt allerdings in den Motiven nur die 
Zwangsvollſtreckung als ein Fall erwähnt, in dem die 
im Geſellſchaftsvertrage getroffenen Beſchränkungen der Ver⸗ 
äußerungsbefugnis keine Geltung hätten. Die Unzuläſſigkeit 
einer Beſchränkung für den Fall der Zwangsvollſtreckung hat 
offenbar keinen anderen Zweck als den, die Intereſſen der 
Gläubiger zu wahren. Der Zwangsvollſtreckung iſt nun aber 
in dieſer Hinſicht unbedenklich das Konkursverfahren gleich⸗ 
zuſtellen, weil auch in dieſem Falle die zwangsweiſe Verwertung 
der Maſſe durch den Konkursverwalter kraft Geſetzes und un⸗ 
abhängig vom Willen des Gemeinſchuldners im Intereſſe der 
Gläubiger erfolgt. Gehörte hiernach der Geſellſchaftsanteil des 
Klägers zur Konkursmaſſe, und hieran änderte auch der Umſtand 
nichts, daß er gepfändet war, ſo iſt die weitere Ausführung 
des Berufungsgerichts, daß die während des Konkursverfahrens 
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bloß dem Kläger perſönlich zugeſtellte Berufung gemäß 88 240 
und 249 ZPO. unzuläſſig ſei, rechtlich nicht zu beanſtanden. 
B. c. B., U. v. 27. Nov. 08, 281/08 II. — Hamburg. 

Offizierpenſionsgeſetz vom 31. Mai 1906. 

29. 88 41, 43. Berechnung der Penſion (Verſtümmelungs⸗ 
zulage).] 

Der Kläger hat im Kriege 1870/71 eine Dienſtbeſchädigung 
erlitten und iſt dadurch invalide geworden. Vor dem Inkraft⸗ 
treten des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 bezog er 
zufolge der Verfügung des Kriegsminiſteriums vom 15. Oktober 
1903 jährlich 4245 / Penſion, 720 l Kriegszulage und 
1080 & Verſtümmelungszulage, zuſammen 6045 *. Nach 
dem Inkrafttreten des Militärpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 
find feine Gebührniſſe auf 4791 & Penſion, 720 & Kriegs⸗ 


zulage und 900 , Verſtümmelungszulage, zuſammen 64114 


feſtgeſetzt worden. Der Kläger meint, gemäß 8 43 Abſ. 1 
Satz 2 des neuen Geſetzes, den Mehrbetrag der Verſtümmelungs⸗ 
zulage nach § 4 des früheren Geſetzes vom 31. Mai 1901 
(1080 & — 900 &) mit 180 & als Zuſchuß beanſpruchen zu 
können. Der Beklagte hält den Anſpruch des Klägers nicht 
für gerechtfertigt, weil der Geſamtbetrag ſeiner Penſions⸗ 
gebührniſſe nach dem neuen Geſetze nicht geringer, ſondern 
größer ſei als nach dem früheren. — Die Klage wurde zurück⸗ 
gewieſen. RG. beſtätigte: Die Ausführungen des angefochtenen 
Urteils laſſen keinen Rechtsirrtum erkennen. Sie ſind vielmehr 
durchweg zu billigen und es genügen zur Widerlegung des 
erhobenen Reviſionsangriffs folgende Bemerkungen: Der 8 43 
Abſ. 1 des Geſetzes iſt nicht glücklich gefaßt und gibt, rein 
wörtlich aufgefaßt, allerdings als Sinn des zweiten Satzes, 
„Ergibt ſich nach dieſen“ — nämlich nach den früheren Ge⸗ 
ſetzen — „ein Mehrbetrag an Verſtümmelungszulage, 
ſo wird er als Zuſchuß gewährt“, folgendes: der nach den 
früheren Geſetzen dem bereits penſionierten Offizier zu zahlende 
Mehr betrag der Verſtümmelungszulage ſolle als ſolcher, alſo 
als voller Mehrbetrag, als voller Betrag, um den die Ver⸗ 
ſtümmelungszulage nach dem früheren Geſetze ihren Betrag nach 
dem 8 11 Offizier PenſJ. überfteige, an den Offizier gezahlt 
werden. Allein dieſe reine Wortauslegung des zweiten 
Satzes berückſichtigt nicht, worauf auch das Berufungsgericht 
ſchon hingewieſen hat, den Zuſammenhang, der zwiſchen dem 
zweiten und einerſeits dem erſten, andererſeits dem dritten 
Satze beſteht. Dieſer aber führt zu dem eingeſchränkten 
Sinne, den beide Vorentſcheidungen der ſtreitigen Vorſchrift bei⸗ 
legen, und inſofern ergibt ſich trotz der mangelhaften Faſſung 
des zweiten Satzes des § 43 doch aus dem Geſamt⸗ 
inhalte des ganzen 8 43 feine vom Berufungsgerichte ans 
genommene beſchränkte Bedeutung. Der erſte Satz ſpricht 
nämlich, wie aus ſeinem Wortlaute ohne weiteres erhellt, den 
für die Anwendung des § 41 Nr. 2 maßgebenden Grundſatz 
aus, daß die dort vorgeſchriebene Feſtſtellung der „Penſions⸗ 
gebührniſſe“ derjenigen Offiziere, die an einem der von deutſchen 
Staaten vor 1871 oder von dem Deutſchen Reiche geführten 
Kriege teilgenommen haben oder die kriegsinvalide geworden 
ſind, nach den Vorſchriften des neuen Geſetzes in der Weiſe 
erfolgen ſoll, daß der hiernach zu zahlende Geſamtbetrag 
an Penſionsgebührniſſen mindeſtens ſoviel betragen muß, 
wie ihnen nach den früheren Geſetzen zuſteht. Nur ſoweit 
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der „Geſamtbetrag an Penſionsgebührniſſen“ nach den 
früheren Geſetzen höher iſt, ſollen demnach deren Be⸗ 
ſimungen zur Anwendung kommen. Ob einzelne Beſtand⸗ 
teile dieſer Gebührniſſe nach den früheren Geſetzen höher find, 
ſoll demnach nicht in Betracht kommen, ſolange der Geſamt⸗ 
betrag nach dem neuen Geſetze ſich höher ſtellt als der nach 
den früheren. Aus dieſem Sinne des erſten Satzes iſt 
dann der zweite zu erklären. Er erwähnt beſonders die 
Verſtümmelungszulage, weil eben nur dieſe nach dem 
neuen Geſetze eine Verminderung erfahren hat. Daraus folgt, 
daß die Worte „an Verſtümmelungszulage“ nur bedeuten ſollen: 
„infolge der höheren Sätze der Verſtümmelungszulage nach 
den früheren Geſetzen“. Jedenfalls iſt aber der „Mehrbetrag“ 
nur als „Mehrbetrag der Geſamtgebührniſſe“ gemeint und 
der ganze Satz iſt nur eingeſchoben, um für die im dritten 
Satze folgenden Beſtimmungen über die rechtliche Behandlung 
des danach zuzuzahlenden Mehrbetrages eine beſtimmte 
Grundlage und eine techniſche Bezeichnung des Mehr⸗ 
betrages zu gewinnen. Er wird eben als „Zuſchuß“ bezeichnet 
und hat nach dem dritten Satze die rechtliche Natur eines 
Teils der Verſtümmelungszulage. Nicht aber ſoll durch 
den zweiten Satz der leitende erſte Satz durchbrochen werden. 
Hiernach hätte eine Zuſammenfaſſung des zweiten und dritten 
Satzes in folgender Geſtalt den Sinn des Geſetzes völlig klar⸗ 
gestellt: „Ein Mehrbetrag, der ſich aus dieſen Geſetzen infolge 
der höheren Sätze der Verſtümmelungszulage ergibt, bleibt als 
Zuſchuß bei Anwendung der Vorſchrift uſw. (wie im dritten 
Satze). Immerhin iſt demgemäß auch aus der vorliegenden 
Faſſung des Geſetzes auch ohne Zuhilfenahme feiner 
Entſtehungsgeſchichte der erörterte Sinn des zweiten Satzes 
zu entnehmen. M. c. Reichsmilitärfiskus, U. v. 13. Nov. 08, 
26/08 III. — Berlin. 


II. Preußiſches Recht. 

Abdeckereigerechtſame. 

30. Geltungsbereich der „Renovatio Edicti wegen An⸗ 
Ingung des Sterbeviehs vom 30. Juni 1721”, des „Publikandum 
= 2 April 1772“ und der „Deklaration vom 11. Mai 

* 

Das auf Spezialbefehl des Königs von der Staatsregierung 
erlaſſene Publikandum vom 29. April 1772 (Mylius Nov. 
Corp. Const. March, Bd. 5 S. 147 Nr. 30) bringt nur die 
Vorſchriften der darin in Bezug genommenen, vom Landesherrn 
bi erlaſſenen, in der Ediktenſammlung publizierten Geſetze 
ſpezil für die Kurmark wieder in Erinnerung und ſchärft ihre 
Selolgung nochmals ein. Dieſe Geſetze vom 18. Mai 1667, 
28 Mai 1682, 22. April 1689, 11. Februar 1704, 12. No⸗ 
vember 1707 und 30. Juni 1721 waren aber nach ihrem 
halte hinſichtlich des Umfanges der Geltung nicht auf das 
Gebiet der Kurmark beſchränkt. Insbeſondere iſt die letzt⸗ 
haaunnte „Renovatio Edicti wegen Anſagung des Sterbeviehs“ 
vom 30. Juni 1721 vom „Könige in Preußen, Markgraf von 
LAundenburg“ allgemein für „Unſere Länder“ erlaſſen (Mylius, 
Od. 5 Abt. 4 Kap. 3 Nr. 22). Sie galt daher auch für die 

- (Val. die Miniſterialreſtripte vom 31. März 1828 
md 12. November 1836 labgedruckt bei Rönne, Mebizinal- 
wem, Teil 1 S. 768, 770], in denen dies beſtätigt wird). 
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Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob, wie der Berufungs⸗ 
richter meint, die Geltung des Publikandums für die Neumark 
durch das Patent, wegen Abwendung der Viehſeuchen und 
anderer anſteckender Krankheiten, ingleichen wie es bei ein⸗ 
getretenem Viehſterben gehalten werden ſoll, vom 2. April 1803 
(abgedruckt bei Rönne Teil 2 S. 308) beſtätigt wird (vgl. 
JW. 02, 31421). Daß aber jene Geſetze ebenſo wie das 
Publikandum auch noch jetzt Geltung haben, iſt anerkannten 
Rechtens. (RG. 45, 273.) Nach dem Edikte vom 30. Juni 1721 
iſt „alles abgeſtandene oder beim Schlachten unrein befundene 
Vieh (ausgenommen Schafe) den Abdeckern des Diſtrikts jedes⸗ 
mal unweigerlich anzuſagen, ſolches 24 Stunden nach geſchehener 
Anſage zu verwahren oder zu bewachen und ſodann durch die 
Abdecker wegführen zu laſſen“. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, 
daß der Klaganſpruch auf Anerkennung, daß der Beklagte das 
abgeſtandene ſowie das beim Schlachten unrein befundene Vieh 
(Schafe ausgenommen) an den Kläger anzuſagen und aus⸗ 
zuliefern hat, gerechtfertigt iſt. Ferner folgt daraus aber auch, 
daß die Widerklage des Beklagten unbegründet iſt, ſoweit ſie 
die Verurteilung des Klägers zu der Anerkennung verlangt, 
daß ihm im Falle der Nichtauslieferung der gefallenen Tiere 
ein Anſpruch auf Schadloshaltung wegen anderer Kadaverteile 
als Haut und Talg nicht zuſtehe. Allerdings iſt in dem 
Privileg hinſichtlich der Folgen der Nichtanſage nur bemerkt, 
daß der Viehbefitzer, abgeſehen von der zu erlegenden Strafe, 
dem Abdecker „die Haut und Talg zu bezahlen ſchuldig ſein 
ſolle“. Dies hat aber nicht die Bedeutung, daß der Abdecker 
lediglich für Haut und Talg Schadloshaltung verlangen könne. 
Vielmehr iſt damit nur auf die nach den damaligen Verkehrs⸗ 
und Wirtſchaftsverhältniſſen hauptſächlichen Gegenſtände der 
Schadenserſatzberechtigung des Abdeckers hingewieſen worden. 
Überhaupt iſt das Privileg, das die mit einer Abdeckerei⸗ 
gerechtigkeit verbundenen Rechte nur in den Hauptpunkten 
wiedergibt, durch die für alle privilegierten Abdecker den Um⸗ 
fang der Rechte beſtimmenden allgemeinen Geſetze zu ergänzen 
(vgl. JW. 00, 195358; RG. 67, 229). Danach iſt der Ans 
ſpruch des Beklagten auf Feſtſtellung, daß der Kläger im Falle 
der Nichtauslieferung von Viehkadavern nur für Haut und 
Talg Schadloshaltung verlangen könne, vom Berufungsrichter 
mit Recht für unbegründet erachtet worden. Das gleiche gilt 
auch von dem Widerklaganſpruch auf Feſtſtellung, daß der Be⸗ 
klagte die Herausgabe des Fleiſches der gefallenen Tiere, ſofern 
er dasſelbe zur Fütterung der Jagdhunde ſowie zu ſonſtigen 
landwirtſchaftlichen Zwecken beanſpruche, vom Kläger zu ver⸗ 
langen berechtigt ſei. Eine ſolche Einſchränkung der Abdeckerei⸗ 
berechtigung zugunſten der Beſitzer der gefallenen Viehſtücke iſt 
weder in dem Privileg noch in den vorgenannten allgemeinen 
Geſetzen enthalten. Die am 11. Mai 1789 erlaſſene „De⸗ 
klaration des Publikandi vom 29. April 1772“ aber, auf die 
ſich der Beklagte beruft und deren Schlußabſatz lautet: 
„Abrigens ſoll den Gutsbeſitzern, welche zur Fütterung ihrer 
Jagdhunde von ihrem nicht an der Seuche abgeſtandenen Vieh, 
von dem Fleiſch etwas behalten wollen, ſolches verſtattet werden“, 
hat für die Neumark, wie der Berufungsrichter zutreffend aus⸗ 
führt, keine Geltung. Sie iſt nur eine Verwaltungsverordnung 
der Kurmärkiſchen Kriegs⸗ und Domänenkammer für die Kur⸗ 
mark. Die Verwaltungs behörde für die Neumark war damals 
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die Kriegs⸗ und Domänenkammer in Küſtrin (vgl. Baſſewitz, 
die Kurmark Brandenburg, 1806 S. 39, 41 und 1809/10 
S. 123). v. K. c. K., U. v. 11. Nov. 08, 32/08 V. — 
Berlin. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres in Berlin. 


Einſpruch der Verwaltungs behörde gegen Eintragung 
ins Vereinsregiſter. Begriff des „Politiſchen Zwecks“. 


Nach der Rechtſprechung des Senats (vgl. U. v. 8. Januar 
1904, OVG. 44, 446) iſt die den Einſpruch erhebende Ver⸗ 
waltungsbehörde für deſſen Rechtmäßigkeit beweispflichtig. 
Weder der Beklagte noch der Vorderrichter haben angenommen, 
daß der politiſche Zweck, auf deſſen Verfolgung der Einſpruch 
geſtützt ift, ſich aus den Vereinsſatzungen ergebe. Beide ſchließen 
auf den angeblichen politiſchen Zweck vielmehr nur aus dem 
das Verkaufsrecht des Vereins regelnden $ 20 der Vereinsſatzung 
in Verbindung mit der allgemeinen Erwägung, daß der Staat 
zur Zeit an dem Erwerbe polniſchen Grundbeſitzes durch Deutſche 
ein beſonderes Intereſſe habe und daß durch die polniſche Preſſe 
gegen dieſe Beſtrebungen des Staates die Gründung von 
Familienverbänden und Familienſtiftungen empfohlen worden ſei. 
Indeſſen läßt ſich aus den vom Beklagten beigebrachten Zeitungs⸗ 
artikeln gegen die Kläger ſchon aus dem Grunde nichts folgern, 
weil nicht erwieſen iſt, daß ſie von den Klägern oder auf ihre 
Veranlaſſung verfaßt oder irgendwie auf ihre Tätigkeit zurück⸗ 
zuführen find. Irgendwelchen ſonſtigen Beweis dafür, daß die 
Kläger mit der Gründung ihres Vereins, insbeſondere mit dem 
8 20 ihrer Satzung den Zweck verfolgen, unmittelbar auf die 
Geſetzgebung oder die Verwaltung des Staates Einfluß aus⸗ 
zuüben (vgl. U. v. 1. März 1901, OVG. 39, 446, und U. v. 
13. Dez. 1904, PrVerwBl. 26, 862), hat der Beklagte weder 
in der Vorinſtanz noch jetzt vorgebracht. Wenn ihm auch zu⸗ 
gegeben werden muß, daß der 5 20 der Satzung den Klägern 
eine Handhabe bietet, um den Übergang des Grundbeſitzes ihrer 
Familie an Deutſche zu verhindern, und daß deshalb mit Hilfe 
dieſer Beſtimmung ihres Statuts dem Intereſſe des Staates, 
den Übergang polniſchen Grundbeſitzes in deutſche Hände zu 
fördern, von den Klägern entgegengearbeitet werden kann, ſo 
genügt doch die Möglichkeit, daß die dem Vereine ſatzungs⸗ 
gemäß zuſtehenden Mittel in ihrer Wirkung ein ſtaatliches 
Intereſſe berühren, noch nicht zu der Feſtſtellung, daß der Ver⸗ 
ein mit jener Satzungsbeſtimmung oder durch ſein Zuſammen⸗ 
treten überhaupt politiſche Zwecke verfolgt. Dazu bedürſte es 
der Feſtſtellung einer unmittelbaren Einwirkung des Vereins auf 
die Geſetzgebung oder die Verwaltung des Staates, und eine 
ſolche läßt ſich, wie gezeigt, nach dem bisher beigebrachten 
Material nicht treffen. 

Die Vorentſcheidung muß hiernach dahin abgeändert werden, 
daß der Einſpruch des Beklagten gegen die Eintragung des 
Vereins der Kläger in das Vereinsregiſter aufgehoben wird. 


U. i. S. v. S. c. Polizeipräſident in Poſen. OVG. Nr. I 
1623. Rep. Nr. IB. 29/07. 


*) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 


M 1. 1909. 


Vorausſetzungen für die Offentlichkeit eines Weges. 


Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Weg auf der hier 
allein in Frage kommenden Strecke von der Fahrſtraße bis zum 
Planweg 99 wegen zeitweiliger vollſtändiger Aberſchwemmung 
der Fahrſtraße in der Tat ſich als ein für die Gegend not⸗ 
wendiges Verkehrsmittel darſtellt, oder ob nicht mit dem Bezirks⸗ 
ausſchuß aus dem Umſtande, daß er durch den Rezeß eingezogen 
worden iſt, und daß die Fahrſtraße nur bei Hochwaſſer, alſo 
nur bei ganz außergewöhnlichen Verhältniſſen, nicht gangbar 
iſt, ein Grund gegen die Notwendigkeit zu entnehmen iſt. Die 
Tatſache allein, daß ein Weg für den Verkehr mehr oder 
weniger notwendig iſt, begründet noch nicht ſeine Eigenſchaft 
als öffentlicher Weg. Es muß vielmehr, wie auch in dem vom 
Kreisausſchuß in dem Urteil vom 11. März 1905 angezogenen 
Miniſterialerlaß vom 31. Juli 1840 (M Bl. der Verw. des Inn. 
S. 323) und in der Entſcheidung des OVG. vom 21. November 
1888 (PrVerwBl. 10, 155) zum Ausdruck gebracht iſt, hinzu⸗ 
kommen, daß der Weg ſich als ein für den öffentlichen Verkehr 
beſtimmtes Kommunikationsmittel darſtellt, mit anderen Worten, 
daß er dem öffentlichen Verkehr gewidmet worden iſt. 
Der Nachweis dieſer Widmung nach der Aufhebung des 
Weges i durch den Rezeß iſt aber hier zu vermiſſen. Gräfin 
von S. c. Amtsvorſteher in S. Urt. v. 5. März 1908. 
Nr. IV 444. Rep. Nr. IV C. 155/06. Bezirksausſchuß Liegnitz. 


Aus der Praxis. 


Rechtsfähigkeit auswürtiger — Schweizer — Hypo- 
thekenbanken. Erwerbsfähigkeit derſelben für inländiſche 
Aktiuhypotheken. 


Von Juſtizrat Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 


Der Hauseigentümer Dr. X. hat von einer Schweizer 
Hypothekenbank ein Hypothekendarlehen aufgenommen, und in 
notarieller Urkunde die Eintragung einer Darlehnsbriefhypothek 
hierfür beantragt. Das Grundbuchamt hat die Eintragung 
abgelehnt und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Das Reichshypothekenbankgeſetz vom 13. Juli 1899 
unterſcheide nicht zwiſchen inländiſchen und ausländiſchen Hypo⸗ 
thekenbanken. Die Schweizer Hypothekenbank falle darunter 
und müſſe nach 8 1 und 45 dieſes Geſetzes nachweiſen, daß 
ihr die erforderliche Genehmigung des Bundesrates zum Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb erteilt ſei, oder daß ſie einer derartigen Genehmi⸗ 
gung nicht bedürfe. 

2. Das Geſetz enthalte auch keine Vorſchrift, nach welcher 
die Gläubigerin als ſchweizeriſche Aktiengeſellſchaft ſchlechthin 
anzuerkennen ſei. Die Regelung dieſer Frage ſei Gegen⸗ 
ſtand von Staatsverträgen. Der Staatsvertrag mit dem 
Deutſchen Reich vom 31. Mai 1890 betreffe aber nur 
phyſiſche Perſonen, eventuell müſſe auch noch die Erwerbs⸗ 
fähigkeit neben der Rechtsfähigkeit von der Gläubigerin nach⸗ 
gewieſen werden. 

Auf Beſchwerde hat das zuſtändige Landgericht den 
Beſchluß des Amtsgerichts aufgehoben und dasſelbe an⸗ 
gewieſen, aus den angegebenen Gründen die Eintragung nicht 
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zu beanſtanden. Das Beſchwerdegericht mißbilligt die Rechts⸗ 
anſicht des Vorderrichters, daß vom Grundbuchamte zu prüfen fei, 
ob die als Gläubigerin einzutragende Hypothekenbank rechts⸗ und 
erwerbsfähig ſei. Aus SS 873, 925 BGB. und 88 19, 20 EBD. 
ergibt ſich, daß für die Ubertragung des Eigentums an einem 
Grundſtücke eine Ausnahme von dem, das Grundbuchrecht 
beherrſchenden formellen Konſensprinzip gelte, daß nämlich 
die nach 5 873 BGB. erforderliche Einigung vor dem Grund⸗ 
buchamt erklärt werden muß, und die Eintragung erſt nachher 
erfolgen darf. Eine ſoweit gehende Prüfungspflicht des 
Grundbuchrichters findet aber ſonſt nicht ſtatt. Vielmehr hat 
ſich das Grundbuchamt mit der Erklärung desjenigen, deſſen 
Recht von der Eintragung betroffen wird, daß dieſer die Rechts⸗ 
änderung wolle, zu begnügen. Immerhin ſei eine beſchränkte 
Prüfungspflicht auch hinſichtlich der Rechtsfähigkeit und Erwerbs⸗ 
fähigkeit der einzutragenden Rechtsfähigkeit der Gläubigerin 
nicht zu verneinen. Zum Inhalt der Eintragung gehört in 
allen Fällen die Bezeichnung des Erwerbers. Sie iſt ſo genau 
zu geben, daß deutlich erhellt, welche Perſon gemeint iſt. — 
Planck zu 8 1115 BGB., Turnau⸗Förſter Bd. 2 8 19, Staus 
dinger zu § 1115 BGB. Unter Anwendung des Legalitäts⸗ 
brinzips hat das Grundbuchamt zwar nicht nachzuforſchen, ob 
die als Gläubiger angegebene natürliche oder juriſtiſche Perſon 
eritiert, aber dann, wenn ſich Zweifel ergeben, ob der Gläubiger 
überhaupt rechtsfähig ſei, Darlegung der einſchlägigen Rechts⸗ 
berhältniſſe zu verlangen. 

Der Grundbuchbeamte darf nicht ohne Grund, ſondern nur 
wem er nach Lage der Sache beſtimmten tatſächlichen Anlaß 
mu Zweifeln an der Richtigkeit der aufgeſtellten Behauptung hat, 
Nuchweiſe fordern. Es genügt für die Regel, wenn als Be⸗ 
iechtigte eine mögliche juriſtiſche Perſon bezeichnet iſt. Unter 
den angegebenen Vorausſetzungen wird dieſe beſchränkte Prüfungs⸗ 
zicht auch auf den Fall auszudehnen fein, daß ſich begründete 
Jveifel an der Erwerbsfähigkeit des Gläubigers ergeben. Bei 
der in Ausſicht genommenen Gläubigerin ergaben ſich ſolche 
Zweifel nicht. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das Hypotheken⸗ 
bantgefeg wegen ſeines weſentlich gewerbs polizeilichen Charakters 
überhaupt die in Frage kommenden zivilrechtlichen Folgen hat. 
In den Motiven zu 9 1 iſt ausdrücklich hervorgehoben, daß 
derfelbe an ſich keine Bedingung für den Rechtsbeſtand der 
Hypothekenbank bildet. Hieraus ſowie aus der ganzen Tendenz 
is Geſezes iſt zu folgern, daß dasſelbe die Frage der Ans 
erlennung der Rechtsfähigkeit juriſtiſcher Perſonen nicht berührt. 
Damit entfallen aber auch die Zweifel, über die Erwerbsfähigkeit 
der ſchweizeriſchen Hypothekenbank ebenfalls, ins beſondere bes 
gründet die Unterwerfung der inländiſchen Hypothekenbanken 
unter die Beſchränkungen des Hyp Bank G. keinen Zweifel, daß das 
Dauſche Reich den ſchweizeriſchen Akriengeſellſchaften die un- 
beſcränkte Fähigkeit zum Erwerb von Hypotheken an inländiſchen 
Gundſtücken zugeſtanden habe. Wie in der Begründung dieſes 
Seezes ausgeſprochen iſt, iſt die Wahrnehmung des Intereſſes 

Grundbefiges nur einer der mehreren mit dieſem Geſetze 
berfolgten Zwecke. Die Beanſtandungen des Vorderrichters er⸗ 
(einen daher unbegründet. 
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Literaturbeſprechungen. 


1. Rohde, Dr., Geh. Juſtizrat, Amtsrichter in Rothenburg 
a. d. Fulda, Studien im Beſitzrecht, Abſchnitt XXI: 
Der mittelbare Befit. Düſſeldorf, Julius Bädeker 1907. 
79 Seiten. 

Der Verf. hat ein Werk über den Beſitz in 22 Abhand⸗ 
lungen geſchrieben; es iſt ihm, wie er mitteilt, nicht gelungen, 
einen Verleger dafür zu finden (anſcheinend hat er auch nicht 
den Wunſch gehabt, das Werk in einer Sammlung von Ab⸗ 
handlungen oder einer Zeitſchrift zu veröffentlichen 2), und fo 
hat er ſich entſchloſſen, einen Abſchnitt, den 21., ifoliert zu 
publizieren. Darunter leidet die Publikation; denn allerwärts 
verweiſt Verf. auf die dem Leſer unbekannt gebliebenen Abſchnitte, 
und es wird ſchwer, mit dem Verf. zu rechten, da man die 
Grundlagen ſeiner Arbeit nicht kennt. Gleich am Anfang, als 
er vom „Weſen des mittelbaren Beſitzes“ ſpricht, ſagt Verf. 
z. B., man müſſe ſich zunächſt „wieder“ auf den allgemeinen 
Standpunkt ſtellen, von dem aus der Beſitz im BGB. geſtaltet 
ſei: Das Weſen des Beſitzes ſei aber die „unmittelbare tat⸗ 
ſächliche Gewalt über eine Sache“. Eine Begründung wird da⸗ 
für begreiflicherweiſe hier nicht gegeben; wer den Ausgangs⸗ 
punkt ablehnt und das Weſen des Beſitzes anders beſtimmt, 
kann ſich an keiner Stelle mit dem Verf. gründlich auseinanderſetzen. 
Es iſt hiernach klar, daß der Beſitzrechtswiſſenſchaft mit einem 
ſo völlig in der Luft ſchwebenden Buche nicht gedient iſt. 
Hoffentlich macht der Verf. dieſen Mangel gut, indem er ſich 
zu einer Publikation der grundlegenden Teile ſeines Werks 
entſchließt. Freilich wäre es ſchade, wenn auch die übrigen 
Teile des Werks, ſo wie dieſer Teil, ohne jede Kenntnis oder 
Nutzbarmachung der deutſch⸗rechtlichen Entwicklung geſchrieben 
ſein ſollten. Faſt läßt das Vorwort dies befürchten; es berichtet, 
daß Verf. die Beſitzlehre nur aus 3 Geſichtspunkten behandelt 
habe: dem der Rechtsphiloſophie, dem des römiſchen „bzw.“ (2) 
gemeinen Rechts und dem des heutigen Reichsrechts. 

Der Inhalt der Schrift iſt reichhaltig. Hervorgehoben ſei 
die m. E. zutreffende Darlegung, daß dem mittelbaren Beſitz 
ſtets ein wirklicher Herausgabeanſpruch zugrunde liegen muß 
(S. 14 ff.), ſowie die reiche Kaſuiſtik zu 8 868 BGB. 

Martin Wolff, Prof. 


2. Breit, Dr. James, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden. Das Vinkulationsgeſchäft (die Lombardierung 
rollender Güter). Eine volkswirtſchaftlich⸗juriſtiſche Studie. 
Tübingen J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1908. 

Was iſt denn überhaupt Vinkulation? Dieſe Frage hatte 
ich mehreren ſonſt nicht ſchlecht unterrichteten Kollegen zu 
beantworten, denen ich meine Freude an der vorliegenden 
Neuerſcheinung ausſprach. Ich gab die botaniſche Definition: 
ein aus ſarmatiſchen Steppengegenden eingeſchlepptes Unkraut, 
das im dürren Erdreich deutſcher „Begriffsjurisprudenz“ einen 
beängſtigend günſtigen Nährboden gefunden hat. Mit der 
volkswirtſchaftlichen und juriſtiſchen Erklärung möchte ich dem 
Verfaſſer nicht vorgreifen. 

Nach den guten Erfahrungen, die der galiziſche Bankier⸗ 
ſtand mit der deutſchen Rechtſprechung bisher gemacht hat, iſt 
ein ſtarkes Anſchwellen der Vinkulationsprozeſſe für die nächſte 
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Zukunft mit Sicherheit zu erwarten. Der Anwalt, der noch 
keinen gehabt hat, leſe das Buch beizeiten, damit der Auftrag 
ihn nicht unvorbereitet treffe. Wer ſchon einen geführt hat, dem 
brauche ich nichts zu ſagen. An die deutſchen Richter richtet 
der Verfaſſer ſelbſt die Schlußapoſtrophe: Um die Meinung zu 
widerlegen, ſie ſprächen ein formelles Recht, buchſtabengetreu 
und ohne Kenntnis des modernen Wirtſchaftslebens, brauchen 
ſie nur dem ſchlauen Galizier und ſeinen Gehilfen entgegen⸗ 
zuhalten: Es gibt keinen Bankier, der eine verkaufte Ware in 
voller Höhe des Kaufpreiſes lombardiert. Mögen ſie das 
künftig tun! Kloeppel. 


Grundlegende Eutſcheidungen. 


Der Hinweis auf eine in Ausſicht ſtehende Strafanzeige 
iſt nach Entſch. Nr. 2 eine widerrechtliche Drohung nur, wenn 
entweder der Hinweiſende ſich bewußt iſt, daß er keinen Grund 
für eine Strafanzeige hat, oder wenn der Hinweis angewendet 
wird, um den anderen in Furcht und Angſt zu verſetzen und 
ihm in dieſem Zuſtande eine Willenserklärung abzuzwingen, 
die dem Drohenden einen Vorteil zuwendet, auf den er kein Recht 
hatte. Die Widerrechtlichkeit wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Bedrohte an das Vorliegen einer ſtrafbaren Handlung 
glaubte; es iſt nicht nötig, daß der mit Strafanzeige Drohende 


den anderen durch Vorſpiegelung einer ſolchen täuſchen wollte. 


Die Anwendung des § 419 BGB. iſt, wie Entſch. Nr. 3 
ausführt, nicht auf Verträge zu beſchränken, in denen derjenige, 
dem ein anderer ſein ganzes gegenwärtiges Vermögen oder 
einen Bruchteil davon übertragen hat, die Schulden des Ver⸗ 
äußerers übernommen hat. Als Sinn des 8 419 iſt es nicht 
anzuſehen, daß die dort beſtimmten Verpflichtungen des Ver⸗ 
mögenübernehmers Ausfluß einer zwiſchen ihm und dem 
Veräußerer vereinbarten Erfüllungsübernahme ſein ſollen, ſie 
entſtehen vielmehr ohne Rückſicht darauf, ob mit der Über⸗ 
tragung des Aktivvermögens des Veräußerers die Übernahme 
ſeiner Schulden ſeitens des Erwerbers verbunden worden iſt 
oder nicht. — Zu den zur Zeit des Abſchluſſes des Vermögens⸗ 
übernahmevertrags beſtehenden Anſprüchen ſind auch Forderungen 
zu rechnen, die von einer zu dieſer Zeit noch nicht eingetretenen 
Bedingung abhängig ſind. 

Entſch. Nr. 4 behandelt noch einmal die Unterſtellung der Ver⸗ 
einbarung, inhalts deren für Erteilung einer Grundſtückverkaufs⸗ 
offerte eine beſtimmte auf den Kaufpreis eventuell anzurechnende 
Summe gezahlt werden ſoll, unter 8 313 BGB. ſowie die 
Haftung des Notars für Verkennung dieſes Geſetzesinhalts. 

Die Frage eines mitwirkenden eigenen Verſchuldens des 
Beſchädigten gehört zwar in das Verfahren über den Grund 
des Anſpruchs. Hat jedoch das Gericht in dem Urteil über den 
Grund die Anwendung des § 254 BGB. dem Verfahren über den 
Betrag vorbehalten und iſt dieſes Urteil rechtskräftig ge⸗ 
worden, ſo iſt die Frage des mitwirkenden Verſchuldens noch 
im Nachverfahren zu erörtern. Dasſelbe muß nach Entſch. 
Nr. 5 gelten, wenn in dem Zwiſchenurteil der Klaganſpruch 


ſchlechthin dem Grunde nach ohne Einſchränkung für gerecht⸗ 


fertigt erklärt iſt, und der vorbezeichnete Vorbehalt ſich nur aus 
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den mit zur Auslegung heranzuziehenden Entſcheidungsgründen 
ergibt. 

Entſch. Nr. 9 wendet im Anſchluß an die bisherige Recht⸗ 
ſprechung die Vorſchriften über die Gewährleiſtung beim Kauf 
entſprechend auf die Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts an. 

Neben der Wandlung kann unter beſonderen Umſtänden 
zugleich Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt werden. 
Liegen ſolche beſonderen Umſtände nicht vor, ſo kann dieſes 
nach Entſch. Nr. 10 nur die Abweiſung des Schadenserſatz⸗ 
begehrens, nicht aber auch ohne weiteres des Wandlungs⸗ 
anſpruchs zur Folge haben. 

Entſch. Nr. 11 macht den Ehemann verantwortlich, wenn 
er feine, wie ihm bekannt, geiſtesgeſtörte und infolgedeſſen ge 
meingefährliche Frau, anſtatt für ihre Unterbringung in einem 
Krankenhaus oder in einer Heilanſtalt zu ſorgen, in der ehelichen 
Wohnung behält, keine Maßnahmen für ihre Bewachung trifft, 
ſie im Hauſe frei umhergehen läßt, ihr auch Gegenſtände, die 
in den Händen ſolcher Kranken gefährlich ſind, zugängig 
macht und wenn nun infolge hiervon die Geiſteskranke einen 
Dritten am Körper verletzt. 

Den Ausgleichanſpruch der geſamtſchuldneriſch haftenden 
Mittäter behandelt Entſch. Nr. 12 insbeſondere für den Fall, 
daß die Schadenserſatzforderung des Verletzten gegen einzelne 
der von dem Verurteilten zur Ausgleichung herangezogenen 
Perſonen rechtskräftig abgewieſen worden iſt. 

Auch für die Beſtätigung einer anſechtbaren Ehe gilt nach 
Entſch. Nr. 13, daß der Beſtätigende ſein Anfechtungsrecht kennen 
oder doch zum mindeſten von der Vorſtellung aus handeln muß, 
es könne ihm möglicherweiſe ein Recht zuſtehen, deſſen er 
ſich für den Fall ſeines Beſtehens begebe. Der erkennende 
(IV.) Senat trägt kein Bedenken ein Zuſammenfallen der Kenntnis 
von dem Anfechtungsgrunde mit dem für die Beſtätigung er⸗ 
forderlichen Mindeſtgrade einer Kenntnis von dem Anfechtungs⸗ 
rechte überall da als vorhanden anzunehmen, wo es ſich um 
die Anfechtung einer Ehe wegen Irrtums handelt. 

Nach Entſch. Nr. 14 kann bei ungeteilter Erbſchaft jeder 
Miterbe über einzelne Nachlaßſachen oder über ſeinen Anteil 
obligatoriſch kontrahieren. Ob in der dinglichen Verfügung der 
Miterben auch die obligatoriſche Verpflichtung enthalten iſt, 
die ihm nach der Erbauseinanderſetzung zufallenden Erbſchafts⸗ 
gegenſtände oder den anteiligen Nachlaßüberſchuß zu übertragen, 
iſt Tatfrage. Ä 

Das Geſetz erfordert nach Entſch. Nr. 15 nicht, daß im 
Teſtament ausdrücklich bezeugt wird, daß Teſtamentszeugen 
oder Urkundsperſon bei der Teſtamentserrichtung zugezogen, 
($ 2233) und daß die mitwirkenden Perſonen während der 
ganzen Verhandlung zugegen waren (8 2239). 

Den Widerruf eines Teſtaments durch Vornahme von 
Veränderungen an der Urkunde nimmt Entſch. Nr. 16 in einem 
Falle an, wo der Erblaſſer ſeinen Aufhebungswillen durch 
Einreißen der Teſtamentsurkunde und Entfernung ſeines darauf 
gedrückten Siegels zum Ausdruck gebracht hatte. 

Entſch. Nr. 26, die das Urheberrecht an Briefen behandelt, 
ſtreift auch die Frage des allgemeinen Perſönlichkeitsrechts, indem 
es ein Perſönlichkeitsrecht an den eigenen Briefen — abgeſehen 
von dem urheberrechtlichen Schutze — verneint. N. 


Für die Redaktion ä Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Hälfskafle für dentſche Rechtsanwälte. 


Gelegentlich der Aufgabe ſeiner Praxis als Rechts⸗ 
anwalt hat Herr Juſtizrat Steinau in Berlin durch den 
erfand der dortigen Auwaltskammer der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte den Betrag von 500 / zugewendet. 
Es if ihm der herzlichſte Dank ausgeſprochen worden. 


Ein Kollege in Jena hat 50 .%, Betrag einer Buße, 
der Hülfskaffe für dentſche Rechtsanwälte überwieſen; es 
it ihm dafür vieler Dank ausgeſprochen worden. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
uu Frankfurt a. M. und Königsberg i. Pr. haben dem Unter⸗ 
Kigungsfonds der Hülfskaſſe abermals Beihilfen von je 
2000 „ gewährt. Den Kammern und ihren Borftäuden 
it für die reichen Beihilfen der aufrichtigſte Dauk aus⸗ 
keſprochen worden. 


Zur Frage der Haftung für Schädigungen, die der 
Eitſchädigungsprozeß ſelbſt hervorgerufen hat. 
Von Dr. Kaiſer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 


es iſt noch nicht ſehr lange her, daß die Neuroſe als 
Unfalfolge heimiſch geworden iſt. Zuerſt ift fie bei ſchweren 
Eſcnbahnunfällen aufgetaucht; von den Juriſten wurde ſie zu⸗ 
üg mit Mißtrauen empfangen, aber unterſtützt durch die 
upliche Wiſſenſchaft konnte fie ſiegreich in das Rechtsleben 
finiehen, Die Zeiten haben ſich geändert. Heutzutage be⸗ 
weiſelt niemand mehr, daß ſchwere Unfälle nicht nur chirurgiſche 
Belezungen erzeugen, ſondern daß neben ſolchen und auch ohne 
Me, duch bloßen Schrecken, bedeutende pſychiſche und phyſiſche 
Sünugen hervorgerufen werden können, die die Lebenskraft 
ud die Arbeitsfähigkeit beeinträchtigen. Faſt will mir feinen, 
in ob man allmählich über das Ziel hinausgerannt ſei; denn 
Ne tmmatiſche Neuroſe wird jetzt auch mit Erfolg in Fällen 
Ichauptet, deren Verlauf nichts weniger als ſchwer genannt 
baten lan. fi das menſchliche Geſchlecht wirklich fo ſchwach! 


Oder verführt die Ausſicht, auf fremde Koſten leben zu können, 
zur Gewinnſucht und Energieloſigkeit? Dieſe Fragen drängen 
ſich unwillkürlich auf, wenn man die Hochflut von Schadens⸗ 
erſatzprozeſſen und ihre Begründung Revue paſſieren läßt. Ihre 
Beantwortung iſt nicht Aufgabe unſeres Themas; wer ſich für 
fie intereſſiert, findet in den Aufſätzen von Kißkalt (3 VerſWeſ. 
Nr. 49 vom 11. Dezember 1907) und Müller (3 VerſWiſſ. VII 
Heft 2) Auſſchluß und Anregung. 

Ich möchte mich vielmehr mit einer beſonderen Art von 
Neuroſe beſchäftigen, den Nervenleiden, die der Kampf um die 
Entſchädigung auslöſt. Sie iſt neueren Datums und vom 
höchſten Gerichtshof erſt in wenig Fällen behandelt worden, es 
iſt aber kaum zu bezweifeln, daß ſie in der Folge beſtrebt ſein 
wird, in Unfallſtreitigkeiten feſten Fuß zu faſſen. 

In einem Fall, den der VI. Zivilſenat des Reichsgerichts 
am 5. März 1906 entſchieden hat (JW. 06, 231), hatte die 
Klägerin durch den Unfall ein ſchweres Leiden davongetragen. 

Nach dem maßgebenden Gutachten war der Anteil der un⸗ 
günſtigen Einwirkungen des Prozeſſes, ſeine Enttäuſchungen und 
Aufregungen, am Leiden der Klägerin auf ein Viertel zu ver⸗ 
anſchlagen. Gleichwohl hatte das Berufungsgericht der Klägerin 
den vollen Schaden, nicht nur drei Viertel zuerkannt, weil der 
Prozeß eine Folge des Unfalles ſei. Dagegen hat das Reichs⸗ 
gericht, unter entſprechender Aufhebung des Urteils, ausgeführt: 

Allerdings hatte der Beklagte gemäß 88 10, 11 und § 26 
ALR. I 6 der Klägerin für allen, auch den nur mittelbaren 
Schaden, welcher durch die Beobachtung des Geſetzes hätte 
vermieden werden können, aufzukommen. Allein wenn das 
Leiden der Klägerin zu einem unterſcheidbaren Teile lediglich 
die Folge der durch den Prozeß in ihr hervorgerufenen Ge⸗ 
mütsbewegungen iſt, ſo kann ſolche ſchädigende Wirkung des 
unternommenen bzw. ſchwebenden Nechtsſtreites nicht auf den 
vom Beklagten zu vertretenden Unfall als die Urſache zurück⸗ 
geführt werden. Dieſe Einwirkung des Prozeſſes iſt auch 
nicht einmal als mittelbare Folge der unerlaubten Handlung 
des Beklagten im Sinne von § 8 ALR. I 6 anzuſehen. Der 
Schade hat inſoweit ſeine Entſtehungsurſache in beſonderen 
Umſtänden, welche in der Perſönlichkeit der Klägerin, einer 
geſteigerten körperlichen oder phyſiſchen Empfindlichkeit der⸗ 
ſelben gegenüber den mit der Prozeßführung verknüpften 
Eindrücken gelegen ſind oder die, wenn ſie auch nicht bloß 
individueller Natur ſein mögen, doch als ſelbſtändige, von 
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dem Unfall der Klägerin rechtlich unabhängige Kauſalität in 
Betracht kommen. Allerdings würde die hier fragliche 
Schadensfolge nicht eingetreten ſein, wenn ſich der Unfall, 
welcher zu dem Prozeß geführt hat, nicht ereignet hätte. 
Allein durch ſolchen bloß äußerlichen, tatſächlichen Zuſammen⸗ 
hang iſt die innere Beziehung zwiſchen dem Verſchulden des 
Beklagten und dem Schaden, wie ſie auch in den Vorſchriften 
des Pr ALR. (vgl. SS 8, 10, 11, 13 1 3, RG. 42, 291 ff.) 
immerhin vorausgeſetzt wird, noch nicht hergeſtellt; ein 
adäquater Kauſalzuſammenhang iſt damit noch nicht begründet, 
daß der vom Beklagten zu vertretende Unfall den Anlaß zu 
dem ſpäteren Rechtsſtreite gegeben hat. Die tatſächlich hier 
bei der Klägerin eingetretene Folgeerſcheinung, die nicht durch 
ihre körperliche Verletzung an ſich, ſondern durch das hinzu⸗ 
gekommene Prozeßverfahren herbeigeführt iſt, fällt außerhalb 
des Bereiches der Schädigung, welche der Beklagte als Folgen 
ſeiner unerlaubten Handlung zu verantworten hatte. 

Daß dieſer Senat, wie der III. Senat in einem ſofort zu 
erörternden Urteile vom 19. Juni 1908 ausgeführt hat, in 
einem Urteile vom 8. Oktober 1906 (VI. 31/06) an ſeiner 
Anſicht nicht feſtgehalten habe, kann nicht zugegeben werden. 
Abgeſehen davon, daß ein bewußtes Aufgeben dieſer eingehend 
begründeten und veröffentlichten Entſcheidung nicht vorliegt, iſt 
der Tatbeſtand gerade in den weſentlichen Punkten anders ge⸗ 
lagert. Durch den Unfall war eine Schwächung des Nerven⸗ 
ſyſtems hervorgerufen worden; es traten noch gewiſſe andere 
Ereigniſſe hinzu (Vermögensſorgen, Prozeßaufregungen), die, 
in Verbindung mit unglücklichen Familienereigniſſen, die Wider⸗ 
ſtandskraft des Verletzten ſo herabdrückten, daß er Selbſtmord 
beging. Bei dieſer Sachlage iſt der Kauſalzuſammenhang 
zwiſchen Unfall und Selbſtmord nicht verneint worden. Dabei 
iſt aber weder geſagt, daß die Prozeßaufregungen, die hier von 
recht nebenſächlicher Bedeutung ſind, im mittelbaren Zu⸗ 
ſammenhange mit dem Unfall ſtünden und ſo Miturſache 
des Selbſtmordes ſeien, noch beſtand irgendwelche Möglichkeit, 
die Folgen auszuſcheiden. Die Wirkung, der Selbſtmord, 
iſt unteilbar; wenn der Unfall nur eine weſentliche Bedingung 
dieſes Erfolges war, ſo beſteht der Kauſalzuſammenhang, auch 
wenn noch andere Urſachen mitgewirkt haben. 

Dieſe Entſcheidung tritt deshalb nirgends in Gegenſatz zu 
der früheren Entſcheidung desſelben Senates, ſie bietet über⸗ 
haupt nichts Beſonderes oder Neues, ſondern folgt hinſichtlich 
des Kauſalzuſammenhanges der ſtändigen Praxis. 

Nun hat der III. Senat des Reichsgerichts nicht nur in 
einer Entſcheidung vom 14. April 1908 (JW. S. 405°), ſondern 
namentlich in ſeiner Emſcheidung vom 19. Juni 1908 (JW. 
S. 526) die ungünſtigen Wirkungen des Prozeſſes über den 
Entſchädigungsanſpruch als Unfallfolge anerkannt. Hiernach 
wickelt ſich die Kauſalkette in folgender Weiſe ab: Durch den 
Unfall entſteht neben anderen Wirkungen das Nervenleiden 
und damit der Schadenserſatzanſpruch; durch die Weigerung, 
ihm zu genügen, wird der Rechtsſtreit über den Anſpruch ver⸗ 
urſacht, dieſer führt eine beträchtliche Verſchlimmerung des durch 
den Unfall hervorgerufenen Nervenleidens herbei und damit iſt 
der mittelbare Kauſalzuſammenhang gegeben. 

Meines Erachtens verdient die Entſcheidung des VI. Senats 
den Vorzug. Daß ſie zufällig im Gebiet des preußiſchen 
Landrechts ergangen iſt, während für die Entſcheidungen des 
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III. Senats das BGB. maßgebend war, iſt fachlich bes 
langlos. 

Denn weder das Landrecht noch das BGB. enthalten 
geſetzliche Beſtimmungen über den Begriff des Kauſalzuſammen⸗ 
hanges. Er läßt ſich überhaupt in eine beſtimmte juriſtiſche 
Formel nicht preſſen, ſondern iſt weſentlich ein Produkt der 
Logik und der Lebenserfahrung. 

Bei der zuletzt erwähnten Entſcheidung des III. Senats 
dürfte ein wichtiges Glied in der Kauſalkette nicht tragfähig 
ſein, die Relation zwiſchen dem Unfall und dem Prozeß. Der 
Rechtsſtreit iſt, mag es ſich um einen Schadenserſatzanſpruch 
oder um irgendwelchen anderen Anſpruch handeln, immer nur 
eine Begleiterſcheinung des Rechtsverhältniſſes, das Mittel zu 
ſeiner Klarſtellung. Der Prozeß iſt ebenſowenig und ebenſogut 
die Wirkung eines falſch datierten Teſtamentes oder verſpäteter 
Lieferung oder argliſtiger Täuſchung oder ungenügender Form 
einer Bürgſchaftserklärung, wie die Folge einer unerlaubten 
Handlung. Aber man wird die verſchiedenartigen Anläſſe 
zum Prozeß kaum als Urſache im Rechtsſinne bezeichnen. 
Nehmen wir, um im Rahmen von Schadenserſatzanſprüchen zu 
bleiben, den Fall ſo: A. liefert dem B. vertragswidrig ſchlechte 
Ware. B. erleidet dadurch einen Schaden von 3 000 A, ben 
er gegen A. im Prozeß geltend macht. B. regt ſich über den 
Rechtsſtreit fo auf, daß er krank wird und eine Badekur ge: 
brauchen muß. Er wird kaum mit Ausſicht auf Erfolg neben 
den 3 000 & die Auslagen für Arzt und Badereiſe verlangen 
können. 

Während im allgemeinen der Rechtsſtreit ſelbſt und ſeine 
Veranlaſſung auf ganz verſchiedenen Tatbeſtänden beruhen und 
auch ihre Wirkungen ſo verſchiedene find, daß nicht einmal ein 
äußerlicher Zuſammenhang bemerkbar iſt, iſt die Verkettung in 
dem eben angeführten Beiſpiel ſchon enger. Es handelt ſich 
hier um Schädigung, freilich um Vermögensſchädigung durch 
vertragswidriges Handeln und um körperliche Schädigung. 
Außerlich noch enger und darum undurchſichtiger werden aber 
die Beziehungen in den eigentlichen Fällen unſeres Themas: 
Die Verletzung ſowohl als die Prozeßaufregung führen zu der 
Schädigung desſelben Rechtsgutes und zwar nach 
derſelben Richtung. Trotzdem iſt und bleibt aber auch in 
dieſem Falle, und das darf nicht überſehen werden, der 
Zuſammenhang ein rein äußerer. Die beiden Urſachen ſtehen 
unter ſich ebenſowenig im mittelbaren Zuſammenhange wie in 
den anderen Fällen, der Rechtsſtreit iſt nicht mittelbare Folge 
der Verletzung im Rechtsſinne, ſondern Verletzung und Rechts⸗ 
ſtreit, und zwar jedes für ſich, beſchädigen den Körper unab⸗ 
hängig voneinander. Ihre Wirkung iſt gleichartig, aber aus⸗ 
ſcheidbar; in der Entſcheidung des VI. Senats vom 
5. März 1906 iſt z. B. der Anteil beider Urſachen durch das 
Verhältnis 3: 1 ausgedrückt worden. 

Wenn das Urteil des III. Senats vom 19. Juni 1908 
einen Unterſchied zwiſchen Anſprüchen auf körperliche Verletzung 
und anderen Anſprüchen, die auf einem in ſich abgeſchloſſenen 
Tatbeſtand beruhen, machen will, ſo ſcheint überſehen zu ſein, 


daß auch der Verletzungsanſpruch ein in ſich abgeſchloſſener 


iſt. Der Rechtsſtreit iſt nicht die Fortwirkung der Verletzung, 
ſondern eine ganz neue, ſelbſtändige Quelle des Schadens. 


Daß ſie nach der gleichen Richtung ſtrömt, iſt Zufall und darf 
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nicht dazu verführen, einen inneren Zuſammenhang anzunehmen. 
Und es iſt unerheblich, weil und wenn es möglich iſt, die 
Geſamtwirkung in ihre beiden Urſachen zu zerlegen und den 
Schaden zu verteilen. Die Ausſcheidung braucht nicht 
mathematiſch genau zu ſein, in den meiſten Fällen wird ſie 
ſich, mindeſtens unter Zuhilfenahme des Grundſatzes der freien 
Beweiswürdigung, vornehmen laſſen. 

Es kann auch keinen prinzipiellen Unterſchied begründen, 
ob durch den Unfall das Nervenleiden geſchaffen und durch 
den Prozeß verſchlimmert worden iſt, oder ob der Unfall nur 
ſonſtige Beſchädigungen, der Rechtsſtreit aber ein Nervenleiden 
hervorgerufen hat. Die Fälle liegen nur dem Grade nach 
berſchieden. Steht man auf dem Standpunkt, daß ein mittel⸗ 
barer Kauſalzuſammenhang fehlt, und daß eine Verteilung auf 
die beiden ſelbſtändigen Urſachen Platz greifen muß, ſo erhellt, 
daß in jenem Fall nur der Erſatz für die Verſchlimmerung 
wegfallen muß, während in dieſem das Nervenleiden überhaupt 
nicht berücksichtigt werden darf. 

Es wird ſich kaum leugnen laſſen, daß der gegenteilige 
Standpunkt zu einer ſonſt unbekannten Steigerung der Haftung, 
auch ohne Verſchulden, führen muß. Nehmen wir an, der 
Schaden betrage gerade 5 000 &] die Höhe ift von Sach⸗ 
verſtändigen feſtgeſetzt, beide Parteien find ſich darüber auch 
einig. Aber der Verletzer beſtreitet den Grund des Anſpruchs. 
Kann dann der Beſchädigte, der vielleicht ſogar in der I. Inſtanz 
unterliegt, den Schaden auf 10 000 & erhöhen, weil die Auf 
vegung des Prozeſſes feine Nervenſchwäche ganz erheblich 
zeſteigert habe? Die Bejahung der Frage wird wenig bes 
ſtiedigen. Auch kann der Fall eintreten, daß der Verletzer 
wegen offenſichtlich unmäßiger Anſprüche zum Rechtsſtreit 
gedrängt wird, ſchließlich aber doch das Übermaß zahlen muß, 
= es durch den ſpäteren Rechtsſtreit felbft zur Wirklich 
tit wird. 

Noch ein weiterer Geſichtspunkt ſei angedeutet. Er⸗ 
ſahrungsgemäß verſchwindet oder verringert ſich das Renten⸗ 
fieber durch Befriedigung. Iſt dann 8 323 ZPO. anwendbar? 
Dies wird zu bejahen fein. Wie liegt aber die Sache, wenn 
der unstreitig Gebeſſerte, in der Angſt einen Teil der Rente 
m verlieren, durch den neuen Rechtsſtreit fi) wieder ver⸗ 
ſchlunnert? 


Die Zuständigkeit für eine Klage aus 8 1300 BGB. 
Von Referendar Koch, Lübeck. 


ö Der 8 1300 BGB. gibt der unbeſcholtenen Verlobten, die 
rem Verlobten die Beiwohnung geftattet hat, das Recht, wenn 
m Übrigen die Vorausſetzungen der 88 1298 und 1299 BGB. 
derliegen, auch wegen des Schadens, der nicht Vermögens⸗ 
Ifaben iſt, eine billige Entſchädigung in Geld zu verlangen. 

Gehört dieſer Anſpruch vor das Amtsgericht, oder iſt für 
ben Fall, daß mehr als 300 u begehrt werden, das Land⸗ 
gericht zuſtändig? 

Für die Entſcheidung dieſer Frage würde es darauf an⸗ 
Iommen, ob der Anspruch aus 8 1300 BGB. als ein ſolcher 
vas einem außerehelichen Beiſchlafe“ im Sinne des 8 23 
If. 2 Alf. 6 GVG. anzusehen ift 
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Eine große Anzahl von Schriftſtellern und beſonders faſt 
alle Kommentare zum Prozeßrechte haben dieſe Anſicht vertreten: 
Wilmowski⸗Levy, Kommentar 1895 Anm. 9 zu § 23 GG.; 
Struckmann⸗Koch, Kommentar 7. Aufl. 1900 Anm. 9 zu § 23 
GVG.; Gaupp⸗Stein, Kommentar 4. Aufl. 1901. Anm. II 2f zu 
8 1 8PO.; Ungewitter, ef. IDR. Bd. 4 1906 Anm. zu 
§ 1300; Friedrichs, Prozeßpraxis, of. IDR. Bd. 1, 2 1904, 
Ziff. 4 zu § 1300; Staudinger, Kommentar Famil R. 2. Aufl. 
1905 Anm. 6 zu $ 1300. 

Demgegenüber muß auf folgendes hingewieſen werden. 

Die Vorausſetzungen für eine Klage aus § 1300 find 
folgende: | 
1. ein zwiſchen den Parteien beſtehendes Verlöbnis, 

2. Unbeſcholtenheit der Verlobten, 

3. der Beiſchlaf zwiſchen den Parteien während des 
Verlöbniſſes, 

4. der grundloſe Rücktritt des Verlobten. 

Neben dieſem Anſpruche aus 8 1300 kennt das BGB. 
noch den Anſpruch aus § 847 Abſ. 2 und denjenigen aus 
§ 1715. 8 847 Abſ. 2 gewährt einen Anſpruch wegen des 
immateriellen Schadens aus einer eigentlichen unerlaubten 
Handlung; $ 1715 gibt der Mutter, die außerehelich geboren 
hat, gegen den Erzeuger das Recht, von ihm die Entbindungs⸗ 
koſten uſw. erſetzt zu verlangen. 

Für den Fall des § 1715 BGB. kann es (beſtritten für 
den Alimentationsanſpruch des unehelichen Kindes aus 8 1708 
BGB.) keinem Zweifel unterliegen, daß er ein Anſpruch „aus 
einem außerehelichen Beiſchlafe“ im Sinne des $ 23 GVG. 
iſt; denn hier iſt der außereheliche Beiſchlaf der Hauptgrund 
für die getroffene Beſtimmung. 

Zweifelhaft erſcheint die Sache für den Fall des 8 847 
Abſ. 2 BGB. Der Anſpruch aus dieſem Paragraphen iſt ein 
Anſpruch aus einer unerlaubten Handlung, und die Klage 
müßte gemäß 5 32 ZPO. am Orte det begangenen Handlung 
erhoben werden; ob aber daneben ohne Rückſicht auf den Wert 
des Streitgegenſtandes in erſter Inſtanz das Amtsgericht zu⸗ 
ſtändig iſt, kann zweifelhaft ſein und wird in der Literatur 
auch beſtritten. 

Anders iſt es jedoch im Fall des § 1300. Zu den Be⸗ 
dingungen dieſes Anſpruches gehören neben der Tatſache des 
Beiſchlafes noch die des beſtehenden Verlöbniſſes und des 
grundloſen Rücktritts des Verlobten. 

Schon aus der Stellung des § 1300 im erſten Teile des 
Familienrechts ergibt ſich, daß hier beſonderes Verlöbnisrecht 
geregelt wird. Der außereheliche Beiſchlaf an ſich allein iſt 
für das Geſetz bedeutungslos. Nur wenn er Folgen gehabt 
hat, gewährt das Geſetz die beſonderen in den 88 1708 und 
1715 normierten Anſprüche. Im Fall des § 1300 will jedoch 
der Geſetzgeber der Verlobten, die gegen den ſie grundlos ver⸗ 
laſſenden Bräutigam keine Klage auf Eingehung der Ehe hat, 
einen beſonderen Schutz gewähren. Die Verlobte hat ſich 
ihrem Bräutigam hingegeben in der ſicheren Erwartung, daß 
er ſie ſpäter heiraten und daß durch die ſpätere Ehe ihre frühere 
Schuld geſühnt und vernichtet werde. Für fie iſt die Bei⸗ 
wohnung eine vorweggenommene eheliche Gemeinſchaft, 
die ſie als Folge des Verlöbniſſes anſieht. Ohne das Ver⸗ 
löbnis, ohne die ſichere Erwartung der ſpäteren Ehe, würde 
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ſich die Verlobte ihrem Bräutigam vorausſichtlich nicht hin⸗ 
gegeben haben. Und nun, da der Verlobte grundlos vom 
Verlöbniſſe zurücktritt, ſoll der Verlobten eine Entſchädigung 
für die gewährte Beiwohnung gegeben werden. Es iſt keines⸗ 
falls erforderlich, daß es zu einer Schwängerung der Ver⸗ 
lobten gekommen iſt. Dafür gibt ja § 1715 die erforderlichen 
Beſtimmungen. Es iſt auch nicht erforderlich, daß der Ver⸗ 
lobte eine unerlaubte Handlung im Sinne der 88 823 ff. BGB. 
begangen hat; denn es iſt ſehr wohl denkbar, daß der Verlobte 
zur Zeit der Beiwohnung die feſte Abſicht gehabt hat, ſeine 
Braut zu heiraten, daß ihm aber ſpäter erſt die Erkenntnis 
kommt, daß die beſchloſſene Ehe für ihn oder auch für beide 
Teile nicht den erwarteten Hoffnungen entſprechen wird. 

Es iſt zwar richtig, daß zur Begründung der Klage aus 
8 1300 immer das Erfordernis der Beiwohnung gehört. Dieſe 
Bedingung bildet jedoch nur das letzte Glied, das nur noch 
fehlt, um der verlaſſenen Verlobten ein Zwangsmittel gegen 
den treuloſen Bräutigam zu geben. 

Der Anſpruch aus § 1300 BGB. iſt daher nicht ein 
Anſpruch aus einem außerehelichen Beiſchlafe, ſondern ein 

Anſpruch aus dem grundlos aufgelöſten Verlöbniſſe, 
in dem es zum Beiſchlafe zwiſchen den Verlobten 
gekommen iſt. 

Eine weſentliche Unterſtützung findet die hier vertretene 
Anſicht durch den Gedanken, aus dem heraus der $ 23 Ziff. 2 
GVG. entſtanden iſt. Der Geſetzgeber wollte die einfachen 
und möglichſt klaren Rechtsverhältniſſe dem Amtsgerichte zu: 
weiſen. Bei Anſprüchen „aus einem außerehelichen Beiſchlafe“ 
ſoll nur die Frage nach dem ſtattgehabten Beiſchlafe geprüft 
werden. Hier fallen alle weiteren Momente fort, vor allen 
Dingen die Veranlaſſung. Sowie die Sachlage verwickelter 
und von beſonderer Bedeutung iſt, ſoll die Zuſtändigkeit des 
Amtsgerichts nicht mehr begründet ſein. 

Aus dieſem letzteren Gedanken heraus hat der Geſetzgeber 
auch die Scheidung der Ehe uſw. nur den Landgerichten über⸗ 
wieſen. Aus demſelben Grunde kann man auch mit gutem 
Recht verlangen, daß Klagen aus 8 1300 vor das Landgericht 
gehören, ſowie fie den Betrag von 300 / überſteigen. Es iſt 
für die Klägerin von großer Bedeutung, daß ihr die ober⸗ 
landes gerichtliche Berufungs⸗ und die reichsgerichtliche Reviſions⸗ 
inſtanz offen ſteht. 

Endlich ſei noch darauf hingewieſen, daß die Anſprüche 
aus den SS 1298 und 1299 neben demjenigen aus 8 1300 
geltend gemacht werden können. Für Klagen aus den 88 1298 
und 1299 iſt nun doch zweifellos das Landgericht zuſtändig, 
ſobald mehr als 300 , verlangt werden. Und wenn nun zu 
dieſen Vorausſetzungen, wie fie zur Begründung der Anſprüche 
aus dieſen Paragraphen gehören, noch eine — nämlich die des 
außerehelichen Beiſchlafes — hinzukommt, dann ſollte für dieſes 
Mehr nicht mehr das Landgericht, ſondern das Amtsgericht 
zuſtändig ſein? Unmöglich! 

Aus dieſen Gründen muß die Klage aus § 1300 BGB. 
als eine Klage aus dem Verlöbniſſe lediglich nach der 
Wertſumme des Streitgegenſtandes entweder beim Amtsgerichte 
oder beim Landgerichte erhoben werden. 

Darnach iſt es auch durchaus angemeſſen, daß Klagen, 
wo nur 300 & oder darunter verlangt werden, da es ſich doch 
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nur um einfache Verhältniſſe handeln kann, vor das Amts⸗ 
gericht gebracht werden, während ſolche Klagen, die mit Rück⸗ 
ſicht auf die Parteien größere Beträge fordern, einer eingehenderen 
und umfaſſenderen Prüfung unterzogen werden. 

Zur Unterſtützung der hier vertretenen Anſicht ſei noch 
darauf hingewieſen, daß eine große Anzahl von Streitfragen 
— abgeſehen von der hier behandelten — aus § 1300 BGB. 
insbeſondere z. B. über den Begriff der Beſcholtenheit vom 
Reichsgericht in der Reviſionsinſtanz entſchieden worden ſind, 
und daß dies doch nur dann möglich ſein kann, wenn der 
Anſpruch in erſter Inſtanz vor dem Landgericht geltend gemacht 
worden iſt (cf. Soergel, Rechtſprechung 1905, 1906, 1907 zu 
8 1300. RG. 52, 46). Eine einzige Entſcheidung des Reiche: 
gerichts (Bd. 7 S. 338) kann für die vorliegende Frage nicht 
in Betracht kommen, da zur Zeit der Entſcheidung der § 1300 
BGB. noch nicht exiſtierte. 

Der hier vertretenen Anſicht ſchließen ſich im weſentlichen 
an: Wach, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts 1885 Bd. 1 S. 356; 
Dittenberger, das Verlöbnisrecht nach BGB. ct. IDR. Bd. 1, 2 
1904 Ziff. 2 zu 8 1300; ebendort auch Cramer, das Verlöbnis 
nach BGB. S. 71 ff., und OLG. Dresden vom 31. Mai 1902 
(abgedruckt in Rechtſprechung der OLG. Bd. 5 S. 86 ff.); 
Endemann, Lehrbuch Bd. 2 1900 S. 610; Planck, Kommentar 
Bd. 4 3. Aufl. 1906 Anm. 6 zu § 1300. 


Zur Statiſtik bei der erſten Beratung der Juſtiz⸗ 
geſetzuovellen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Heilborn, Breslau. 


Der ſtenographiſche Bericht über die erſte Leſung der Juſtiz⸗ 
geſetznovellen läßt erkennen, daß das ſtatiſtiſche Material zu einem 
Trugſchluß Veranlaſſung gegeben hat. Die wirtſchaftliche Lage 
des Anwaltsſtandes, vom Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts 
außerhalb des Kreiſes ſeiner Erwägungen gelaſſen, hat in den 
Reden der Abgeordneten Dr. Heinze, Dr. Gieſe, Dr. Spahn, 
Dr. Ablaß, Graef, Dr. Thaler und Dove ſowie des preußiſchen 
Juſtizminiſters große Beachtung gefunden. Sowohl Spahn wie 
der Juſtizminiſter dürften aber überſehen haben, daß es an den 
größeren Landgerichten wie an den Oberlandesgerichten eine 
Gruppe von Anwälten gibt, deren Praxis ſich faſt ausſchließlich 
auf Gegenſtände geringeren Wertes beſchränkt. Die Urſachen 
dieſer Erſcheinung zu erörtern, iſt hier kein Raum. Jedenfalls 
würde jene beträchtliche Gruppe durch die Erweiterung der 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte eine Einbuße erleiden, deren 
Tragweite offenbar bisher nicht genügend gewürdigt iſt, und 
ſoweit es ſich um die Anwälte am Oberlandesgericht handelt, 
kann die Erhöhung der Gebühren keinen Ausgleich geben. Für 
die bezeichnete Gruppe bedeutet die Novelle eine Enteignung 
ohne Entſchädigung. Die Kommiſſion dürfte zu erwägen 
haben, ob das öffentliche Wohl eine ſolche Enteignung erheiſcht. 

Ferner müſſen Bedenken gegen die Auffaſſung geäußert 
werden, daß der Wegfall eines Bruchteiles der Geſamteinnahme 
der Anwälte eines Landgerichts den Ausgleich dadurch finden 
könne, daß ein entsprechender Teil dieſer Anwälte den Wohnſitz 
verlegt. Jeder einzelne wird eine Einbuße erleiden, die oben 
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erwähnte Gruppe aber, die zudem an der Geſamteinnahme mit 
einem verhältnismäßig geringen Satze beteiligt iſt, eine beſonders 
beträchtliche Einbuße. Nimmt man an, daß die Gruppe ſich 
aus 20 von 100 Anwälten zuſammenſetzt, aber nur mit einem 
Zehntel an der Geſamteinnahme, dagegen mit drei Fünfteln, 
alſo drei halben Prozent der Geſamteinnahme, an dem zu er⸗ 
wartenden Ausfall beteiligt iſt, ſo verliert jeder einzelne aus 
der Gruppe Yo Prozent der Geſamteinnahme, alſo 20 
oder 15 Prozent der eigenen Einnahme. Es wäre wünſchens⸗ 
wert, wenn auf ſtatiſtiſcher Grundlage Außerungen darüber ab⸗ 
gegeben würden, inwieweit die vorſtehenden Schätzungen zu⸗ 
treffen. Nebenbei mag bemerkt werden, daß der Durchſchnitt 
der Anwaltſchaft nicht mit Handeltreibenden verglichen werden 
darf, welche anderwärts ihr Fortkommen ſuchen, wenn wirt⸗ 
ſchaſtliche Verſchiebungen eine Verlegung der Niederlaſſung 
zweckentſprechend erſcheinen laſſen. Der Anwalt pflegt auch 
durch eine Reihe ideeller Beziehungen an den Ort geknüpft zu 
ein, den er einmal als Wohnſitz erwählt hat. 

Der Abgeordnete Dove hat bei der Beratung die ber 
nahme der Armenſachen auf fiskaliſche Rechnung angeregt. 
Daher ſei hier die Bemerkung geſtattet, daß die Anwaltſchaft 
es als eine gewiſſe Entſchädigung betrachten könnte, wenn 
wenigſtens die Auslagen vom Staate erſtattet würden. 


Der Antrag bei Klagen auf Herausgabe. 
Von Rechtsanwalt Marquardt, Roſenberg. 


Bei Herausgabeanſprüchen nach $ 985 BGB. genügt dem 
Gläubiger in ſehr vielen Fällen eine bloße Verurteilung des 
Schuldners zur Herausgabe der Sache nicht. Denn wenn ſich 
bei der Zwangsvollſtreckung auf die Sache dann herausſtellt, 
daß die Herausgabe nicht erzwungen werden kann, muß der 
Gläubiger eine neue Klage auf das Intereſſe anſtrengen. Dieſe 
doppelte Klageerhebung muß nun unter allen Umſtänden ber: 
mieden werden können. 

Die Praxis hilft ſich in ſolchen Fällen damit, daß ein 

Antrag geſtellt wird auf „Herausgabe oder Zahlung des 
Vertes“. Dieſe Löſung der Frage iſt allerdings ſehr einfach, 
aber auch unrichtig. 
Für den Gläubiger wird dadurch mehr beanſprucht, als 
ihn tarſächlich zuſteht, und wenn nach dieſem Antrage erkannt 
wird, erhält der Gläubiger mehr, als er vom Schuldner ver⸗ 
langen kann, nämlich neben der geſchuldeten einfachen Leiſtung 
vahlweiſe eine andere. Dies bedeutet für den Schuldner eine 
bedeutende Verſchlechterung ſeiner Rechtslage. (Vgl. die Aus⸗ 
führungen von Grofebert in PoſJur MSchr. 1907, 172.) Durch 
defe Ausführungen iſt auch die Redaktionsanmerkung ebenda 
C. 125 zu dem Urteile des OLG. Poſen vom 3. Oktober 1907 
als umichtig widerlegt. 

Andererseits erhält auf dieſe Weiſe der Gläubiger weniger, 
als ihm zufteht. Denn nach 8 262 BGBl. ſteht bei dem durch 
dus Urteil neu geſchaffenen Wahlſchuldverhältnis das Wahlrecht 
85 Schuldner zu. Es kann daher dem Gläubiger vorkommen, 
dien dan die Zahlung erhält, obwohl fein Hauplntereſſe auf 

" Sache ging, und der Antrag auf Zahlung nur als eventueller 
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gemeint war. Er erhält alſo gerade das nicht, um deſſentwillen 
er geklagt hat. Der einfache Alternativantrag verletzt alſo die 
Intereſſen beider Parteien. 

Nun iſt von verſchiedenen Seiten angeregt worden, den 
Klageantrag und damit auch den Urteilsſpruch ſo zu faſſen, daß 
dadurch für den Schuldner eine facultas alternativa begründet 
wird. (Vgl. die Ausführungen von Böning und Stölzel im 
SächſArch. 15 S. 49 u. 129 und von Grofebert a. a. O.) 
Damit iſt allerdings das Bedenken beſeitigt, das bei dem ein⸗ 
fachen Alternativantrage wegen der Intereſſen des Schuldners 
obwaltete. Falls er die Sache nicht herausgeben kann, iſt die 
Sache für ihn erledigt. Eine Zwangsvollſtreckung auf Zahlung 
iſt ausgeſchloſſen. Der Gläubiger dagegen iſt übel daran. Er 
muß nun, da der Schuldner ja den im Urteile angegebenen 
Betrag an Stelle der Sache nicht zahlen muß, ſondern nur 
zahlen darf, doch eine neue Klage anſtrengen, wenn der 
Schuldner nicht gutwillig zahlt, was ja vermieden werden ſollte. 
Seine Intereſſen ſind alſo bei dieſem Antrage erſt recht nicht 
gewahrt. 

Ich ſchlage daher folgenden Antrag vor: 
zu erkennen: der Beklagte wird verurteilt, dem Kläger 
die Sache x in einer Friſt von y Tagen nach Rechts⸗ 
kraft des Urteils herauszugeben. Giebt er die Sache 
in dieſer Friſt nicht heraus, ſo wird er verurteilt, dem 
Kläger 2 & zu zahlen. 

Dieſer Antrag wird den Intereſſen beider Parteien gerecht. 
Der Gläubiger vermeidet die zweite Klage und erhält einen 
Titel, mit dem er zunächſt die Zwangsvollſtreckung auf die 
Sache betreiben kann, ohne daß der Schuldner ihm die Sache 
durch Zahlung endgültig vorenthalten kann. Falls er aber die 
Sache durch die Zwangsvollſtreckung nicht erlangen kann, hat 
er auch ſofort nach Ablauf der Friſt einen Titel zur Voll⸗ 
ſtreckung auf Zahlung des Wertes. Die Friſt muß angemeſſen 
ſein, d. h. der Gläubiger darf ſie nicht zu kurz bemeſſen. Falls 
er aber über das zuläſſige Mindeſtmaß hinausgeht, wird ihm 
der Richter nach 8 308 ZPD. die beantragte Friſt zuſprechen 
müſſen. Damit hat es aber der Gläubiger in der Hand, ent⸗ 
weder die Friſt recht lang zu beantragen, wenn ihm nämlich 
an der Sache ſelbſt etwas liegt, und er Zeit haben will, um 
die Zwangsvollſtreckung bis zu Ende durchzuführen. Oder er 
beantragt die angemeſſene Friſt, wenn ſein Intereſſe mit Emp⸗ 
fang des Wertes befriedigt iſt. Eccius in Gruchots Arch. 47 
S. 151, 152 iſt allerdings der Anſicht, daß der Gläubiger 
während des Laufes der Friſt nicht auf Herausgabe vollſtrecken 
darf. Er begründet aber dieſe Anſicht nicht, und ſo vermag 
ich mich ihr nicht anzuſchließen, vor allem aus der Erwägung 
heraus, daß die Friſt erſt von der Rechtskraft ab läuft, die 
meiſten Urteile aber vorläufig vollſtreckbar ſind. Solange der 
Gläubiger nur einen vorläufig vollſtreckbaren Titel hat, kann 
er auf Herausgabe vollſtrecken. Wenn dann aber der Lauf 
der Friſt beginnt, kann er doch unmöglich ſchlechter geſtellt 
werden. 

Der Schuldner hingegen wird zu nichts anderem ver⸗ 
urteilt, als wozu er verpflichtet iſt. Allerdings würde er, wenn 
die Sache bei ihm nach Erlaß des Urteils unterginge, ohne 
daß er den Untergang zu vertreten hätte, auf eine Klage aus 
5 767 PO. angewieſen fein, um die Vollſtreckung auf Zahlung 
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nach Ablauf der Friſt zu vermeiden. Aber das iſt kein großes 
Unglück. Denn da er durch Erhebung der Klage ſchon im 
Verzuge iſt, falls der Anſpruch fällig war, muß er eben jeden, 
auch den zufälligen Untergang der Sache vertreten, es ſei denn, 
daß er imſtande iſt, den ſehr ſchwierigen und in der Praxis 
ſehr feltenen Beweis aus 8 287 Satz 2 BGB. zu führen. 
Der Antrag läßt ſich auch rechtlich halten. Die Friſt, 
die der Gläubiger dem Schuldner nach $ 283 BGB. ſtecken 
kann, kann nach §S 255 ZPO. ſchon in das Urteil aufgenommen 
werden. Ferner kann mit der Klage auf Herausgabe auch die 
Klage auf Erſtattung des Intereſſes verbunden werden, wenn 
die Vorausſetzungen des §S 259 ZPO. vorliegen. (Gaupp⸗Stein 
zu § 260 IIc ZPO.) Die Beſorgnis des § 259 1. c. iſt aber 
ſchon gegeben, wenn der Kläger ohne die Verurteilung zur 


künftigen Leiſtung vorausſichtlich genötigt ſein würde, im Zeit⸗ 


punkte der Fälligkeit eine Verurteilungsklage zu erheben (Gaupp⸗ 
Stein § 259 II). Wenn nun der Beklagte hinſichtlich feiner 
Herausgabeverpflichtung im Verzuge iſt und es zu einer Klage 
kommen läßt, dann kann man doch wohl annehmen, daß er 
nach Ablauf der Friſt für die Herausgabe den dann eintreten⸗ 
den Zahlungsanſpruch auch nicht erfüllen wird. Damit wäre 
obiger Antrag aus § 259 ZPO. auch in dieſer Hinſicht ges 
rechtfertigt. 

Für den Schadenserſatzanſpruch aus 8 283 BGB. iſt 
wegen der Höhe maßgebend der Endpunkt der Friſt. Nach 
RG. 54, 28 ff. darf der Gläubiger aber ohne weiteres den 
Wert des Gegenſtandes verlangen, und dem Schuldner bleibt 
es überlaſſen, darzutun, daß der Schaden des Gläubigers ge⸗ 
ringer iſt. Es wird ſich nun im Prozeſſe der Wert des Gegen⸗ 
ſtandes im Zeitpunkte des Ablaufes der Friſt unſchwer feſt⸗ 
ſtellen laſſen. Auf dieſen kann dann unbedenklich erkannt 
werden, wenn der Schuldner nichts dagegen geltend macht. 


Darf der preußiſche Notar für Beurkundung eines 
Grundſtückskaufvertrages und eiuer das verkaufte 
Grundſtück betreffenden Auflaſſungsvollmacht in 
einem Akte für letztere noch eine beſondere Gebühr 
neben der Gebühr für den Kaufvertrag berechnen? 


Von Juſtizrat Skopnik, Berlin. 


Das Königlich Preußiſche Kammergericht hat auf Grund 
des 8 40 PrGͤKG. die obige Frage in der im KGJ. Bd. 25 B 11 
mitgeteilten Entſcheidung verneint und die Praxis ſowie die 
Literatur iſt dieſer Entſcheidung im allgemeinen gefolgt; trotzdem 
iſt die Frage zu bejahen. 

Zur Begründung feiner Anficht führt das Kammergericht 
aus, maßgebend ſei der Wille, ein einheitliches Rechtsgeſchäft 
zu beurkunden, dies ſei insbeſondere anzunehmen, wenn die 
mehreren Erklärungen auf denſelben wirtſchaftlichen Erfolg ab⸗ 
zielen. 

Es ſoll zunächſt dahingeſtellt bleiben, ob die angegebene 
Begründung zutrifft, völlig außer Acht gelaſſen hat das Kammer⸗ 
gericht jedenfalls, daß die Gebühr für den Kaufvertrag nach den 
85 34, 35, die für die Auflaſſungsvollmacht dagegen nach 
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8 43 Nr. 3 PrGKG. zu bemeſſen iſt, dies iſt aber von weſent⸗ 
licher und entſcheidender Bedeutung. 

Nach § 40 Abſ. 2 PrGK GG. werden, wenn mehrere in 
einer Verhandlung beurkundete Erklärungen dergeſtalt in einem 
inneren Zuſammenhange ſtehen, daß ſie ein einheitliches Rechts⸗ 
geſchäft bilden, die in den 88 34 bis 38 beſtimmten Gebühren 
nur einmal erhoben, wobei jedoch der Wert nach dem Gegen⸗ 
ſtande der verſchiedenen Erklärungen verſchieden zu berechnen iſt; 
es findet dieſe geſetzliche Beſtimmung alſo Anwendung, wenn 
es ſich um Erklärungen handelt, für welche die Gebühren nach 
den 85 34 bis 38 PrGKG. zu erheben find. Die Gebühr 
für eine Auflaſſungsvollmacht iſt aber nach keinem dieſer 
Paragraphen und insbeſondere auch nicht nach S 33 a. a. O. 
zu berechnen, ſondern nach dem 8 43 Nr. 3 und $ 57A des 
Geſetzes. Die kammergerichtliche Entſcheidung läßt ſich dem⸗ 
gegenüber mit keinem Worte darüber aus, weshalb ſie bei 
einem Zuſammentreffen von Geſchäften, von denen das eine nach 
den SS 34, 35, das andere nach § 43 gebührenpflichtig iſt, die 
Anwendung des 8 40 a. a. O. für zuläſſig erachtet und es 
muß daher angenommen werden, daß fie dies mit Rückſicht auf 
Abſ. 3 S 43 getan hat. Dieſe Auslegung der Vorſchrift des 
angezogenen Abſatzes iſt aber unzutreffend, dies mit Rückſicht auf 
die Faſſung der SS 40, 43 Abſ. 3 und 42 Abſ. 1 Satz 2. Während 
durch § 40 als einen beſonderen Paragraphen in Abſ. 2 darüber 
Beſtimmung getroffen iſt, wann bei Beurkundung von Erklärungen 
und Verträgen, die, einzeln aufgenommen, nach den SS 34 bis 38 
gebührenpflichtig ſind, eine Zuſammenrechnung des Werres ſtatt⸗ 
findet, und wann der Wert nur ein Mal angeſetzt wird, beſtimmt 
8 42 die Gebühr für Anerkennung oder Beglaubigung von 
Unterſchriften oder Handzeichen und § 43 die Gebühr für Be⸗ 
urkundung oder Beglaubigung von Anträgen auf Eintragungen 
uſw., und es wird weiter in beiden Paragraphen die entſprechende 
Anwendung der 88 39, 40 verordnet. Wie iſt letztere Vor⸗ 
ſchrift, ſoweit 8 40 in Frage kommt, zu verſtehen? Nach der 
oben angezogenen Entſcheidung des Kammergerichts müßte ſie 
dahin zu verſtehen ſein, daß ſie auch zur Anwendung kommt, 
wenn Akte zuſammentreffen, von denen der eine nach den 88 34 
bis 38, der andere nach § 42 oder § 43 gebührenpflichtig iſt. 
Dem ſteht entgegen einmal der Umſtand, daß in jedem dieſer 
letzten beiden Paragraphen die entſprechende Anwendung der 
88 39, 40 beſonders verordnet wird und daß nicht wieder in 
einem beſonderen Paragraphen nach beiden für beide die ent⸗ 
ſprechende Anwendung der 88 39, 40 beſtimmt wird, ferner 
auch, daß entgegen dem Umſtande, daß in § 40 ausdrücklich 
auf die 88 34 bis 38 verwieſen wird, ein ſolcher Hinweis in 
den 88 42 und 43 fehlt. Des weiteren iſt jedenfalls ein Zu⸗ 
ſammentreffen von Akten, die einzeln aufgenommen zum Teil 
nach den 88 34 bis 38, zum Teil nach 8 42 gebührenpflichtig 
wären, überhaupt nicht denkbar, denn in den erſteren Akten handelt 
es ſich um Beurkundungen, d. h. gerichtliche oder notarielle Ver⸗ 
handlungen, im Falle des § 42 aber um Beglaubigungen oder, 
was dasſelbe ſagen will, Anerkennungen von Unterſchriften oder 
Handzeichen, welche Akte nicht in Form einer gerichtlichen 
oder notariellen Verhandlung erfolgen. Kann hiernach nicht 
angenommen werden, daß der Hinweis auf 8 40 ſich auf das 
Zuſammentreffen von Akten bezieht, von denen der eine nach 
9 42, der andere nach den 88 34 bis 38 gebührenpflichtig iſt, 
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ſo iſt bei dem gleichen Wortlaut und dem Fehlen jedes Hin⸗ 
weiſes auf die 88 34 bis 38 auch für den 5 43 anzunehmen, 
daß die Vorſchrift in Abſ. 3 des 8 43 „die Vorſchriften der 
69 39, 40 find entſprechend anzuwenden“ bezüglich des 8 43 
leine andere Bedeutung als für den $ 42 hat und daher keine 
Anwendung auf Erklärungen findet, die zum Teil nach den 
95 34 bis 38, zum Teil nach § 43 gebührenpflichtig find, 
wenngleich für den Fall des § 43, ſoweit die in dieſem auf⸗ 


geführten Rechtsakte beurkundet werden können, die Möglich⸗ 


leit der gleichzeitigen Beurkundung mit Akten, die nach den 
85 34 bis 38 gebührenpflichtig find, gegeben iſt. Schließlich 
ſpricht noch folgender Umſtand ſchlagend gegen die Anſicht des 
Kammergerichts: Wenn bei einem Zuſammentreffen von Er⸗ 
Härungen, die einzeln aufgenommen, teils nach den SS 34 bis 38, 
teils nach $ 43 GKG. gebührenpflichtig wären, dieſe Erklärungen 
ein einheitliches Rechtsgeſchäft bildeten, dabei aber, weil ſie 
einen verſchiedenen Gegenſtand haben, der Wert zuſammen⸗ 
gerechnet werden müßte, welche Gebühr ſoll dann für dieſen 
Wert berechnet werden, die nach 88 34 bis 38 oder die nach 
9 437 Eine Vorſchrift hierüber fehlt im Geſetze und iſt ins⸗ 
beſondere nicht in Abſ. 2 des § 43 gegeben; letzteres folgt ein⸗ 
nal daraus, daß in ihm nur einzelne der 88 34 bis 38 und 
außerdem 8 42 angezogen find, und daß die Vorſchrift über 
die entſprechende Anwendung der SS 39, 40 erſt in Abſ. 3 
gegeben iſt. 

Die Auslegung der in den 88 42, 43 gleichlautend ge⸗ 
gebenen Vorſchrift, daß die 88 39, 40 entſprechende Anwendung 
finden, muß daher, was den 8 40 angeht, eine andere fein 
und lann nur die folgende ſein: 

„Wenn eine Unterſchrift oder ein Handzeichen unter 
mehreren auf eine Urkunde geſetzten Erklärungen beglaubigt 
wird und dieſe mehreren Erklärungen, einzeln unterſchrieben und 
beglaubigt, ſämtlich nach § 42 gebührenpflichtig fein würden, 
dann ſoll, wenn die nur einmal unterſchriftlich vollzogenen 
und beglaubigten Erklärungen mehrere ſelbſtändige Rechts⸗ 
geihäfte enthalten, die Gebühr aus § 42 für jede Erklärung 
beſonders erhoben werden; bilden die ſämtlichen Erklärungen 
aber ein einheitliches Rechtsgeſchäft, ſo wird die Gebühr aus 
942 nur einmal erhoben, und hierbei, wenn die mehreren 
krllärungen einen verſchiedenen Gegenſtand haben, der Wert 
derselben zuſammengerechnet, andernfalls nur der einmalige 
Vert zun Anſatz gebracht. 

In eine Forderung und deren Sicherſtellung gleichzeitig 
Gegenſtand des Nechtsgeſchäfts, fo wird der einmalige Betrag 
de Forderung der Gebührenberechnung zugrunde gelegt. 
Unterliegen die zu einem Rechtsgeſchäfte vereinigten Erklärungen 
um Teil dem Satze von ½, zum Teil dem von *ıo, fo tritt 
leztere Gebühr nur nach dem Werte des zweiſeitigen Ver⸗ 
unges ein. 

In Zweifel iſt anzunehmen, daß alle in einer Urkunde 
kuſanmengefaßten Erklärungen, welche ſich auf denſelben Gegen⸗ 
ſund beziehen oder die rechtlichen Beziehungen derſelben Perſonen 
bekrffen, ein einheitliches Rechtsgeſchäft bilden.“ 

Nur bei vorſtehender Auslegung kann von einer „ent⸗ 
Inefenden“ Anwendung des 8 40 die Rede fein. Wenn die 
nſhrift auch für den Fall Anwendung hätte finden follen, 
us Gebühren aus 58 34 bis 38 und § 42 zuſammentreffen, 
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ſo hätte der Geſetzgeber dies unbedingt ausgeſprochen, denn als 
eine „entſprechende“ würde dieſe Anwendung nicht zu erachten 
ſein, ſondern vielmehr als eine ausdehnende. 

Da, wie ſchon oben geſagt, der Wortlaut des § 43 be⸗ 
züglich des Hinweiſes auf die 88 39, 40 mit dem des § 42 
übereinſtimmt und keine Abweichung enthält, ſo kann auch in 
dem Falle des 8 43 eine „entſprechende“ Anwendung nur in⸗ 
ſoweit ſtattfinden, als es ſich um mehrere Akte oder Erklärungen 
handelt, für die im einzelnen die Gebühren ausſchließlich nach 
8 43 zu bemeſſen wären. Dem ſteht auch keineswegs die 
Vorſchrift in Abſ. 2 des § 43 entgegen; dieſe Vorſchrift enthält 
vielmehr, wie ſchon aus der Heranziehung auch des 8 42 folgt, 
von dem in dem § 40 nicht die Rede iſt, eine Spezialbeſtimmung, 
die richtig nur dahin zu verſtehen iſt, daß, wenn die nach 8 43 
zu berechnende Gebühr für die nach dieſem abzugeltenden Ge⸗ 
ſchäfte höher iſt als die von dem gleichen Objekte nach 88 34, 
38, 42 vorgeſehene Gebühr, ſo wird die letztere erhoben; 
ſodann ſchließt ſich die Vorſchrift unmittelbar an den Abſatz 1 
an, in welchem nur von Gebühren die Rede iſt, die mit /10 des 
im $ 57 beſtimmten Gebührenſatzes A, alſo eben nach § 43 
erhoben werden ſollen. 

Die in jedem der 88 42, 43 PrGGKG. beſonders ent: 
haltene Vorſchrift der entſprechenden Anwendung des § 40 iſt 
daher nur dahin zu verſtehen, daß die in dieſem letzteren 
Paragraphen für die nach den 88 34 bis 38 zu berechnenden 
Gebühren gegebenen Vorſchriften über die Wertbeſtimmung 
und die Zuſammenrechnung auf die nach SS 42 oder 43 
abzugeltenden Geſchäfte entſprechende Anwendung finden, ſo daß 
alſo ſtatt „34 bis 38“ in $ 40 Abſ. 2 in § 42 und in 8 43 
„in dieſem Paragraphen“, nicht aber etwa „SS 34 bis 38 
und 42“ und „SS 34 bis 38 und § 43“ zu ſetzen ift. 

Muß nach dem Vorſtehenden nach der Faſſung und dem 
Wortlaute des Geſetzes die in der Überfchrift geſtellte Frage 
unbedingt bejaht werden, ſo ſoll dennoch des weiteren noch 
unterſucht werden, ob denn überhaupt der von dem Kammer⸗ 
gericht für ſeine Anſicht geltend gemachte Grund zutrifft, voraus⸗ 
geſetzt, daß 8 40 auch bei dem Zuſammentreffen von Erklärungen 
und Geſchäften Anwendung findet, die bei Einzelgebühren⸗ 
berechnung teils nach den 88 34 bis 38, teils nach § 42 oder 
§ 43 abzugelten find. Da würde zunächſt bei Erteilung einer 
Vollmacht zur Auflaſſung eines Grundſtückes es ſich in der 
Tat um einen und denſelben Gegenſtand, nämlich ein Grund⸗ 
ſtück, handeln, bezüglich deſſen zwei verſchiedenartige Geſchäfte, 
ein Kaufvertrag und eine Vollmacht, beurkundet werden. Gemäß 
§ 40 Abſ. 3 wäre daher im Zweifel anzunehmen, daß ein 
einheitliches Rechtsgeſchäft vorliegt. Das Kammergericht zieht 
in feiner Entſcheidung den § 40 Abſ. 3 aber gar nicht an, 
ſondern entſcheidet, daß ſchon nach § 40 Abſ. 2 ein einheit⸗ 
liches Rechtsgeſchäft vorliegt. Es iſt daher zu unterſuchen, ob 
die Begründung des Kammergerichts für dieſe Annahme zutrifft 
oder nicht doch mehrere Rechtsgeſchäfte anzunehmen ſind und 
von dieſen jedes für ſich gebührenpflichtig iſt. Zugegeben, daß 
maßgebend der Wille iſt, ein einheitliches Rechtsgeſchäft zu 
beurkunden, ſo muß doch beſtritten werden, daß hierfür genügt, 
wenn die mehreren Erklärungen auf denſelben wirtſchaftlichen 


Zweck abzielen, vielmehr muß hinzukommen, daß dieſer Zweck 


nur durch die Geſamtheit aller Erklärungen erreicht werden 
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kann und dieſe vom rechtlichen Geſichtspunkte nötig find, das 
heißt, daß das Zuſtandekommen aus Rechtsgründen ſie bedingt. 
Dieſen Charakter hat eine Auflaſſungsvollmacht nicht, notwendig 
ift vielmehr, um den wirtſchaftlichen Zweck eines Kaufvertrages, die 
Ubertragung des Eigentums an einem Grundſtücke, zu erreichen, 
die Auflaſſung. Die Erteilung einer Vollmacht zu dieſer in 
derſelben Verhandlung mit dem Kaufvertrage iſt eine die Auf⸗ 
laſſung vorbereitende Erklärung und ſteht mit dieſer in einem 
inneren Zuſammenhange, nicht aber mit dem Kaufvertrage. 
Der Kaufvertrag iſt durch Erklärung einer Auflaſſungsvollmacht 
in keiner Weiſe bedingt, dieſe gehört weder zu ſeinem Weſen 
noch erfordert ſein Zuſtandekommen eine ſolche. Der Zuſammen⸗ 
hang mit dem Kaufvertrage iſt vielmehr ein äußerlicher, 
inſofern beide Rechtsgeſchäfte eben in einer Verhandlung 
beurkundet werden. Nicht der Kaufvertrag, ſondern die zu 
erteilende oder zu nehmende Auflaſſung ſind die Ver⸗ 
anlaſſung der Erteilung einer Auflaſſungsvollmacht, die 
übrigens nicht einmal ſtets zur Verwendung kommt. Die 
Vollmacht wird erteilt lediglich aus Bequemlichkeit oder 
ſonſtigen, insbeſondere Zweckmäßigkeitsrückſichten des einen oder 
anderen der Beteiligten, und der Notar wird in der Regel erſt 
nach Verleſung des Kaufvertrages und vor der Unterſchrift, oft 
und zu ſpät ſogar erſt nach letzterer, mit den betreffenden 
Wünſchen bekannt gemacht. Hieraus dürfte erhellen, daß für 
den Kaufvertrag und die Auflaſſungsvollmacht der Wille, ein 
einheitliches Rechtsgeſchäft zu beurkunden, gar nicht vorliegt, und 
auch aus dieſem Grunde iſt die Entſcheidung des Kammergerichts 
nicht haltbar. 

Fehlt nach den vorſtehenden Ausführungen zwiſchen einem 
Kaufvertrage und einer Auflaſſungsvollmacht ein innerer Zu⸗ 
ſammenhang und erſcheint deshalb 8 40 Abſ. 2 nicht anwend⸗ 
bar, ſo wird ſchließlich noch zu prüfen ſein, ob nicht nach 
Abſ. 3 § 40 ein einheitliches Rechtsgeſchäft anzunehmen iſt. 
Nach dieſer Vorſchrift bilden im Zweifel alle in einer Urkunde 
zuſammengefaßten Erklärungen ein einheitliches Rechtsgeſchäft, 
d. h., wenn zweifelhaft iſt, ob die mehreren Erklärungen in 
einer Urkunde dergeſtalt in einem inneren Zuſammenhange 
ſtehen, daß ſie ein einheitliches Rechtsgeſchäft bilden, dann 
ſollen ſie ein ſolches bilden, wenn ſie ſich auf denſelben Gegen⸗ 
ſtand beziehen oder die rechtlichen Beziehungen derſelben Perſonen 
betreffen. Obwohl nun Kaufvertrag und Auflaſſungsvollmacht 
ſich auf denſelben Gegenſtand beziehen, fo kann dennoch Abſ. 3 
nicht in Frage kommen, weil in Wahrheit eine Auflaſſungs⸗ 
vollmacht mit dem Kaufvertrage nicht in einem inneren, ſondern 
nur in einem äußeren Zuſammenhange ſteht. Der Kaufvertrag 
hat mit der Auflaſſungsvollmacht nichts zu tun und die Auf⸗ 
laſſungsvollmacht beeinflußt in keiner Weiſe den abgeſchloſſenen 
Kaufvertrag, ſie bereitet vielmehr, wie ſchon oben geſagt, nur 
ein anderes Geſchäft, die Auflaſſung, vor und wird dieſer⸗ 
wegen, nicht aber des Kaufvertrages wegen erteilt. Der Kauf⸗ 
vertrag ſteht in einem inneren Zuſammenhange mit der Auf⸗ 
laſſung, nicht aber mit der aus zufälligen, äußeren Gründen 
für dieſe erteilten Auflaſſungsvollmacht. 


M2. 1909. 


Das Beweiserhebungsverfahren bei Anfechtungen 
von Parlamentswahlen. 
Von F. Liedtke, Kirchhain (Bez. Kaſſel). 

Während beim Verfahren vor den Gerichten ſowie den 
Verwaltungsgerichten der in der Regel den Kernpunkt der 
ganzen Sache darſtellenden Beweisaufnahme von den Beteiligten 
die größte Bedeutung beigelegt wird, iſt merkwürdigerweiſe 
bisher in Deutſchland von den Parteien, dem Parlament und 
den Proteſterhebern gegen Wahlen und auch in der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Literatur dem für den Ausgang einer Wahlprüfung ſo 
wichtigen Beweiserhebungsverfahren keine Beachtung geſchenkt 
worden. Weder ſcheint den Parlamenten ſelbſt bisher klar 
geweſen zu ſein, nach welchen Vorſchriften ſich dies abſpielt, 
noch ſcheinen bisher die Beteiligten wie die Proteſterheber trotz 
der großen Wichtigkeit etwa dem Verfahren beigewohnt zu 
haben, etwa um, wie bei andern Verfahrensarten, durch Fragen 
den oft auch durch die Länge der Zeit verwiſchten Sachverhalt 
aufzuklären. Erörtert iſt bisher nur, ob im allgemeinen Wahl⸗ 
prüfungen, entſprechend dem Beiſpiel anderer Länder, einem 
beſonderen Gericht zu übertragen ſeien. Nur Seydel bemerkt, 
das jetzige Verfahren entbehre die für ein gerichtliches Verfahren 
notwendigen Formen (Annalen des Deutſchen Reichs 1880, 
S. 285) ). 

Bisher wurden die Beweiserhebungen auf das Erſuchen 
des Reichstags an den Reichskanzler und des Landtags an das 
Miniſterium durch die einzelſtaatlichen Miniſter des Innern 
veranlaßt. Dies Syſtem bekämpfte ſchon der Staatsrechtler 
v. Mohl. Er betrachtete es als einen Verſtoß gegen die 
Abſicht der Verfaſſungen, und zwar beſonders Beweiserhebungen 
über die Tätigkeit von Verwaltungsbehörden durch den Miniſter 
des Innern veranlaſſen zu laſſen, ſtatt durch den Juſtiz⸗ 
miniſter (Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht, Politik, 1, 209 ff.), 
geſchweige denn die Vornahme einer Beweiserhebung ſelbſt 
durch ein Verwaltungsorgan, etwa den Landrat. Nach der 
Praxis ſind in Preußen bei eidlichen Vernehmungen ausſchließlich 
die Gerichte erſucht worden, in letzter Zeit anſcheinend auch bei 
uneidlichen an Stelle der Verwaltungsbehörden. In andern 
Bundesſtaaten haben auch eidliche Vernehmungen die Ver⸗ 
waltungsbehörden erledigt. Den Beweiserhebungserſuchen, die 
in letzter Linie von den Verwaltungsbehörden ausgehen, haben 
in Preußen nach § 38 der Verordnung vom 2. Juni 1848 
für die älteren Provinzen und nach SS 28, 29, 36 der Ber: 
ordnungen vom 26. Juni 1866 für die neueren Provinzen die 
Gerichte „innerhalb ihres Reſſorts“ zu entſprechen. 

Da dieſe Erſuchen von dem Reichskanzler und dem Miniſter, 
alſo Verwaltungsbehörden, mittelbar ausgehen, ſo würden für 
die Behörden die Vorſchriften über die Behandlung von ein⸗ 
fachen Verwaltungsſachen zur Anwendung kommen. Solche 
find aber in Preußen nicht vorhanden, außer 8 53 LVG, 
der bei allen Verwaltungsverfahren einer Beſchwerde auf: 


) Die auch die Entſcheidungen aus der neueſten Zeit ſtark 
kritiſierende Diſſertation von Leſer: „Unterſuchungen über das Wahl: 
prüfungsrecht des deutſchen Reichstags“ (Heidelberg 1908) enthält 
zwar ſonſt eine umfaſſende Darſtellung, läßt dieſe Fragen aber auch 
unberückſichtigt. 
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ſchebende Wirkung gibt (vgl. Hue de Grai, Handbuch der 
Staatsverfaſſung, LVG. 8 50 ff.). Solche beſtehen nur für 
die vor dem Kreisausſchuß, Bezirksausſchuß, Provinzialrat und 
Oberverwaltungsgericht zur Erledigung kommenden Sachen im 
Verwaltungs ſtreit⸗ und Beſchlußverfahren (Landesverwaltungs⸗ 
geſez vom 1. Auguſt 1883, 88 70 ff.). Dielen förmlichen 
Verfahrensarten find alle wichtigeren und weitläufigeren Sachen 
überwiefen, jo daß ſich bei den einfachen Verwaltungsſachen 
ſonſt der Mangel der Vorſchriften weniger fühlbar macht. In 
den erſteren Verfahrensarten iſt die Zuziehung der Beteiligten 
erforderlich. Dieſem Verfahren iſt in Preußen nach den Gemeinde⸗, 
Kreis⸗ und Provinzialordnungen auch die Anfechtung von Wahlen 
unterſtellt. Bei Gemeinde⸗, Kreis⸗ und ähnlichen 
Wahlen iſt alſo dort die Zuziehung der Beteiligten, 
alſo der anfechtenden Partei, erforderlich (LVG. 88 120, 
70 ff.). Das förmliche Verwaltungsverfahren iſt den Grund⸗ 
fügen der Zivilprozeßordnung nachgebildet (vgl. Zorn, Aus⸗ 
dehnung zivilprozeſſualer Grundſätze auf das Verwaltungs⸗ 
verfahren; Hue de Grai, Handbuch der Staatsverfaſſung, 
LW. 88 50 ff). 

Beſtehen für das Beweisverfahren in Parlamentsſachen 
demnach leine Vorſchriften, fo wäre doch eine analoge Ans 
wendung dieſer Vorſchriften denkbar. Sie wäre damit zu be⸗ 
gründen, daß, wenn ein Gericht oder eine Verwaltungs behörde 
erſucht werde, auch die Anwendung der für die ſonſtigen Ver⸗ 
fahren vor dieſen Behörden in Betracht kommenden Vorſchriften 
ohne weiteres als beabſichtigt zu gelten habe. Hierfür ſpricht, 
daß in den Parlamentsberichten bei Beweiserhebungen von den 
gesetzlichen Vorſchriften die Rede iſt, obwohl es keine gibt. 
Doch beſtehen inſofern Bedenken, ob die Parlamente ſelbſt an 
eine analoge Anwendung dachten. In landesrechtlichen 
Diſſiplinarſachen iſt vom Kammergericht ſtets, z. B. die Strafe 
prozeßordnung, analog angewandt worden, was allerdings oft 
bekämpft iſt (KJ. 10, 7). Bei einer analogen Anwendung 
ſind die Vorſchriften über die freiwillige Gerichtsbarkeit natürlich 
ausgeſchloſſen, wenn ſich auch die Beſtimmung über die Bei⸗ 
ſandsleiſtung der Gerichte gegenüber Verwaltungsbehörden im 
preußiſchen Geſetze über die freiwillige Gerichtsbarkeit befindet 
Art. 130 Nr. 11); denn hier handelt es ſich um die rechts⸗ 
erzeugende Tätigkeit des Staats in privatrechtlicher Hinſicht. 
Denn der Charakter eines Rechtsgebiets beſtimmt ſich lediglich 
nach deſſen Inhalt. Eher käme außer den Vorſchriften über 
das Verwaltungsverfahren die Anwendung der von der Ver⸗ 
folgung von Rechtsverletzungen öffentlicher Natur handelnde 
Strafptozeßordnung in Betracht, ebenſo die Zivilprozeß⸗ 
ordnung, weil das förmliche Verwaltungs verfahren dieſer nach⸗ 
gebildet iſt. 

Alle Zweifel werden natürlich beſeitigt, wenn die Parlamente 
allgemein ein für allemal oder bei jedem Erſuchen beſonders 
dad Recht der Beteiligten auf Teilnahme am Verfahren und 
auf Erteilung von Abſchriften entſprechend allen anderen Ver: 
ſahrenzarten zum Ausdruck bringen, wie auch bisher ſchon in 
Fällen ausdrücklich um die gerichtliche Beweiserhebung erſucht 
it (380. f 397, StPO. 8 222, FGG. 8 15, LVG. 98 120, 70). 
Hält man allgemein eine ſolche Beteiligung zur Verhinderung 
emes unvollſtändigen und unrichtigen Ergebniſſes für dienlich, 
Io beſehen hier bei dieſem noch dazu mehr einen öffentlichen 
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Charakter tragenden Verfahren keine Gründe für das Gegenteil. 
Der jetzige Vorſitzende der Wahlprüfungskommiſſion des Reichs⸗ 
tags, Wellſtein, hält übrigens in den Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit die Beteiligung für wünſchenswert, wo manche 
ein Recht auf ſolche nicht zugeſtehen, ſondern nur eine Zweck⸗ 
mäßigkeit (vgl. Kommentar zum FGG., 8 15, Art. 1, 2). 
Eine Verneinung dieſes Rechts iſt übrigens nicht aus dem 
Grunde durchſchlagend, weil das Prüfungsverfahren von Amts 
wegen betrieben wird. Denn auch in dem von Amts wegen 
betriebenen Strafverfahren ſteht dies Recht zu. Letzteres käme 
zunächſt dem Proteſterheber zu, ebenſo das Recht auf Ab⸗ 
ſchriften der Protokolle, ſchon da er zur Einreichung von Nach⸗ 
trägen zur Beweiswürdigung befugt iſt, die die Kenntnis der 
Verhandlungen vorausſetzt. Billigerweiſe müßte es auch dem 
Abgeordneten zugeſtanden werden, zumal er jederzeit Auf⸗ 
klärungen geben kann (Geſchäftsordnung des Reichstags § 8, 
des Landtags § 6). Fraglich kann es fein, ob es auch dem 
Gegenproteſterheber zugeſtanden werden kann. Aus Anlaß der 
im Marburger Reichstagswahlkreis ſtattgefundenen Beweis⸗ 
erhebung hat ein Teil der erſuchten Amtsgerichte den Proteſt⸗ 
erheber zugelaſſen, ein kleinerer Teil nicht. 

Zur Entſcheidung über dieſe Frage iſt nun auch nach der 
Anfiht der Reichsregierung nur der Reichstag zuſtändig. 
Gerichte oder Verwaltungsbehörden oder der Reichstags⸗ 
präfibent könnten höchſtens eine vorläufige Entſcheidung 
treffen. Denn nach Art. 27 RV. und Art. 78 preuß. Verf. 
entſcheidet das Parlament „ſelbſtändig“ über die Legitimation 
ſeiner Mitglieder, alſo auch über die Formen der Beweis⸗ 
erhebung. Dieſe Entſcheidung muß allein an ſich ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Regierung bereits als gültiger Rechtsſatz gelten. 
Doch iſt trotz des Wortes „ſelbſtändig“ zweifelhaft, ob nicht 
die Rechtslage dieſelbe iſt wie bei Beweiserhebungen auf Be⸗ 
ſchluß der allgemeinen Unterſuchungskommiſſionen, die nur dem 
Landtag ausdrücklich zugeſtanden find, nicht dem Reichstag 
(Art. 82 preuß. Verf.). Dieſe Beweiserhebungen ſind nach 
überwiegender Anſicht von der Zuſtimmung der Regierung ab⸗ 
hängig, was allerdings zweifelhaft fein kamm (Rönne, Preuß. 
Staatsrecht 1 S. 331 ff., 364; Seydel, Bayer. Staats⸗ 
recht 2, 179; Seydel, Annalen des Deutſchen Reichs von 1880 
S. 252, 358). Seydel ſcheint anzunehmen, die Regierung 
müſſe in Wahlſachen zuſtimmen (Arndt, preuß. Verf. Art. 82 
und 78). Im Norddeutſchen Reichstag ſind in dieſer Hinſicht 
einmal Zweifel geäußert (Sten. Ber. von 1868 1, 264). 
Praktiſch hat die Regierung die Beweisbeſchlüſſe in Wahl⸗ 
ſachen ſtets ohne weiteres erledigt. Bei Verweigerung der 
Zulaſſung eines Beteiligten oder bei ordnungswidriger Aus⸗ 
führung der Beſchlüſſe iſt die Beſchwerde bei dem für ſämtliche 
Behörden allein maßgebenden Parlament möglich, vorläufig 
auch bei den Verwaltungsbehörden als den in letzter Linie er⸗ 
ſuchenden Behörden, und zwar ſowohl gegenüber Verwaltungs⸗ 
behörden als Gerichten. Bei Beſchwerden gegen Gerichte 
kommt Art. 130 Nr. 11 FGG. in Betracht. Nach dieſem 
entſcheiden die Oberlandesgerichte in erſter und letzter Inſtanz 
über Beſchwerden anderer als gerichtlicher Behörden über 
eine verweigerte Beiſtandsleiſtung; die Regierung kann ſich 
alſo von ſelbſt oder auf die Beſchwerde eines Beteiligten 
beim Oberlandesgericht beſchweren. Denn eine nicht völlig 
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den Beſchlüſſen, Vorſchriften oder Erſuchen entſprechende 
Erledigung dürfte man als eine Verweigerung anzuſehen 
haben (vgl. Löwe, StPo. $ 160 GV., RGSt. 24, 2; 
Hahn, Motive zum GVG. 8 160). Beſchwerden anderer Bes 
teiligter, des Proteſterhebers, hält das Oberlandesgericht in 
Caſſel für unzuläſſig, weil die Beſchwerde nach Art. 130 nur 
Behörden gegeben ſei. Dieſe Anſicht iſt aber mehr als 
zweifelhaft. Art. 87 AG. zum GVG. Abf. 1 verpflichtet die 
Gerichte zur Rechtshilfe in nichtſtreitigen Sachen gegeneinander, 
unter Verweiſung auf 8 160 GVG. Nach 8 160 ergehen 
aber die Entſcheidungen auf Antrag des Gerichts oder der 
Beteiligten, z. B. der Zeugen, Antragſteller, Beſchwerde⸗ 
führer. Art. 130 ſtellt nichtgerichtliche Behörden den Gerichten 
gegenüber. Da er einen Zuſatz zu Art. 87 bildet, ließe ſich 
immerhin annehmen, daß nach der Abſicht der Geſetzgebung 
auf die Entſcheidung über die Beiſtandsleiſtung auch der Abf. 1 
des Art. 87 und ſomit auch 8 160 GVG. angewandt werden 
ſollte. Die Begründung zu Art. 130 ſagt hierüber nichts. 
Andernfalls wäre für Beſchwerden von Privatperſonen nur 
die Juſtizverwaltung, die Aufſichtsbehörde, zuſtändig, die vor 
dem Jahr 1900 über Beſchwerden hinſichtlich Beiſtands⸗ 
leiſtungen allein zuſtändig war und, abgeſehen von der Vor⸗ 
ſchrift des Art. 130, weiter zuſtändig geblieben iſt. Das 
Landgericht ſcheidet hier natürlich aus, da es für Beſchwerden 
gegen Amtsgerichte nicht ſchlechthin, ſondern nur auf gewiſſen 
Gebieten zuſtändig iſt, zumal wenn man nicht Vorſchriften 
analog anwendet. Als „Beteiligter“ dürfte aber der Proteſt⸗ 
erheber anzuſehen ſein, zumal er das Recht zu Nachträgen 
nach den Beſchlüſſen des Reichstags hat, beſonders wenn ſie 
vorbehalten ſind. Hinſichtlich des Abgeordneten und Gegen⸗ 
proteſterhebers iſt dies ſchon zweifelhafter. 

Die bisher erwähnten Fragen laſſen ſich ohne weiteres 
durch Beſchlüſſe des Parlaments regeln. Die weiteren 
Fragen bedürfen jedoch der Regelung durch Geſetz, nämlich, 
ob Zeugen überhaupt zu erſcheinen und ſich vernehmen zu laſſen 
brauchen, ob ſie ſich vereidigen zu laſſen brauchen. Alle 
Fragen ſind zu verneinen, jedoch bisher nicht praktiſch 
geworden, ſondern erſt im Marburger Reichstags wahlkreis. 
Denn ſelbſt die Gegner haben ſich bisher immer zur 
Ausſage und Beeidigung bereitgefunden. Denn wenn auch 
nach Art. 27 der RV. und 82 der preuß. Verf. das 
Parlament Beweiserhebungen beſchließen kann, ſo folgt doch 
nicht ohne weiteres aus dieſer Vorſchrift, daß der einzelne 
Staatsbürger auch Folge leiſten muß und daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen ohne weiteres auch den Staatsbürger verpflichtende 
Normen darſtellen. Hierzu iſt ein Geſetz erforderlich, wie ja 
dies für beſtimmte Gebiete geſchehen ift, z. B. in der Zivil⸗ 
prozeß⸗, Strafprozeßordnung, in Diſziplinargeſetzen. Die Rechts⸗ 
lage könnte anders ſein, wenn das Parlament das Recht zu 
ſelbſtändiger Exekutive, zur ſelbſtändigen Ausführung der 
Beſchlüſſe, wie in England hätte (Rönne, Pr. Staatsr. 1, 360). 
Dies Recht iſt ihm gerade nach dem Standpunkt der Regierung 
verſagt. Denn die Beſtimmung des Art. 73 des Entwurfs der 
Verfaſſungskommiſſion der preußiſchen Nationalverſammlung, 
der das ſelbſtändige Recht zur eidlichen Zeugenvernehmung 
enthielt, wurde geſtrichen (Rönne, a. a. O. S. 360). Deutſche 
Parlamente können nur die Regierung erſuchen, ihrerſeits wieder 
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die zuſtändigen Behörden darum zu erſuchen, d. h. ſoweit dieſe 
zuſtändig ſind. Über die den Staatsbürgern in Wahlſachen 
obliegenden Verpflichtungen und die Zuſtändigkeit der Behörden 
beſtehen aber keine Vorſchriften, abgeſehen von Kommunal- und 
ähnlichen Wahlen. Arndt ſcheint auch anzunehmen, daß kein 
Zwang bei der Zeugenvernehmung in Betracht kommt (Staats⸗ 
recht des Deutſchen Reichs S. 126). Die Entſtehungsgeſchichte 
aller Verfaſſungen und deren Vergleich miteinander macht das 
zweifellos. Selbſt in Frankreich, wo das Parlament das Recht 
zur ſelbſtändigen Zeugenvernehmung hatte, hatte man keine 
Zwangsmittel zur Herbeiführung des Erſcheinens. Verwaltungs⸗ 
behörden im beſonderen ſteht das Recht der Erzwingung einer 
Geſtellung zur Zeugenvernehmung ſonſt nur in gewiſſen 
Fällen zu (vgl. Rönne, a. a. O.). 

Weitere in Betracht kommende Fragen ſind, ob Zeugen 
Gebühren verlangen können und ob der Bundesſtaat oder das 
Reich dieſe zu tragen hat, ob die Leiſtung falſcher Eide ſtrafbar 
iſt und ob das Gericht eine Vereidigung vornehmen muß. Im 
Bezirk des Oberlandesgerichts Caſſel iſt die Gewährung von 
Gebühren verweigert worden. Vom Fiskus der inneren Ver⸗ 
waltung kann ſie der Juſtizfiskus nach den Vorſchriften nicht 
erſtattet verlangen, höchſtens vom Reich oder aus dem Reichs⸗ 
tagsfonds. Falſche Eidesleiſtungen ſind nur ſtrafbar, wenn ſie 
vor einer zwar nicht im konkreten Fall, aber doch wenigſtens 
für die betreffenden Eide allgemein zuſtändigen Behörde ge⸗ 
leiſtet werden (StGB. 88 153 ff., vgl. Olshauſen, StGB.). 
Weder ſind aber Gerichte allgemein für alle Gattungen von 
Sachen für zuſtändig erklärt, noch für Wahlſachen, geſchweige 
denn Verwaltungsbehörden. Daß aber Behörden unmittelbar 
durch die Beſchlüſſe der Parlamente zuſtändig würden, iſt aus⸗ 
geſchloſſen, weil das Parlament nicht die Exekutive, ſondern 
nur das Recht hat, die Regierung zu erſuchen, ihrerſeits wieder 
die Behörden um Vornahme der Ermittlungen zu erſuchen. 
Eine Pflicht des Gerichts zur Beeidigung iſt vom Oberlandes⸗ 
gericht Naumburg angenommen worden, weil dem Reichstag 
das Recht der Legitimationsprüfung zuſtehe und weil nach § 89 
der Einl. zum ALR. dem, der ein Recht habe, auch die Mittel 
zu deſſen Verwirklichung gegeben ſeien (Druckſ. des Reichstags 
von 1900/01, Nr. 169). Das Recht zur Beſchließung der 
eidlichen Vernehmung iſt zwar aus den oben erwähnten Gründen 
zu folgern, nicht aber aus dem nicht unzweifelhaft noch geltenden 
und nur für das Gebiet des Allgemeinen Landrechts in Betracht 
kommenden § 89. Denn dieſer ſpricht nur theoretiſch über die 
Aufgaben der Geſetze, ohne im einzelnen Fall Rechte zu ge⸗ 
währen (Koch⸗Vierhaus, ALR. Einl. § 89). Eine Verpflichtung 
zur Vereidigung wird man annehmen müſſen, ſoweit die Zeugen 
freiwillig zur Eidesleiſtung bereit ſind. Selbſt hierbei läßt ſich 
die Berechtigung zur Ablehnung einer Vereidigung auf den 
Mangel einer die Gerichte in dieſer Hinſicht für zuſtändig er⸗ 
klärenden Vorſchrift ſtützen (GVG. § 169). Schließlich kommt 
bei Gerichten mit mehreren Abteilungen in Frage, welche Ab⸗ 
teilung für die Erledigung ſolcher Erſuchen zuſtändig iſt. Dieſe 
weitern Fragen konnten jedoch aus äußern Gründen hier nicht 
näher erörtert werden. 

Hinſichtlich der Entſcheidung über die Gebührenanſprüche 
hat ſich das Oberlandesgericht Caſſel überhaupt für unzuſtändig 
erklärt. Im Falle der oben ausgeführten Auffaſſung des 
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Art. 130 Nr. 11 des preußiſchen Geſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit erſcheint das unzutreffend (vgl. im allgemeinen 
auch Druckſ. des Abg.⸗H. 1863/64, Bd. 3 Nr. 102 S. 2 und 3). 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 12. Dezember 1908 
bis 2. Januar 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichs recht. | 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetz buch. 

1. Art. 169 EG., 88 197, 201, 218 BGB, 
9 451 8PO. Eidesgemäße Begründung der Zahlung. Ver⸗ 
jährung von Urteilszinfen.] 

Der Kläger behauptete, daß die Forderung aus dem Urteil 
bom 13. Oktober 1882, auf Grund deſſen der Beklagte als 
Zedent der Erbin des urſprünglichen Gläubigers Zwangs⸗ 
bollſtreckungshandlungen beantragt hatte, längſt getilgt ſei, da 
bis zum 14. Januar 1888 in Raten mindeſtens 1 500 4 an 
D. gezahlt und außer den verſteigerten Sachen ein Wagen 
zum Pfand gegeben worden ſei, um deſſen Wert von 1000 X 
die Forderung ſich verringere, während der Zinſenanſpruch ver⸗ 
jährt ſei. Die Klage mit dem Antrage, die Zwangsvollſtreckung 
aus dem Urteile vom 13. Oktober 1882 für unzuläſſig zu er⸗ 
laren, wurde abgewieſen; das RG. hob auf: Die Rüge der 
Reriſion iſt begründet, der 5 451 ZPO. ſei dadurch verletzt, 
daß das KG. die Eideszuſchiebung über die Behauptung des 
Klägers, er habe in der Zeit vom 13. Oktober 1882 bis zum 
14. Januar 1888 1 500 # auf den Klagewechſel abbezahlt, 
mangels der erforderlichen Beſtimmtheit dieſer Behauptung für 
unuläffig erachtet habe. Der § 451 fordert die Erklärung, 
daß dem Gegner über die beſtimmt zu bezeichnende Tatſache 
der Eid zugeſchoben werde. Dieſem Erfordernis iſt hier genügt, 
i der Zeitraum, in dem die Abzahlung erfolgt fein foll, und 
der Geſamtbetrag der Zahlungen beſtimmt angegeben ſind, und 
bie Behauptung in der Angabe des Verſteigerungsprotokolles 
vom 14. Januar 1888, daß die aus dem Erlöſe der Pfand⸗ 
Rüde zu dedende Reſtforderung 2000 % betrage, einen Anhalt 
fret Mit Recht bezeichnet auch die Reviſion den Art. 169 
E680 . als verletzt, weil das KGG. bei der Berechnung der 
darderung des Beklagten für den 1. Januar 1906 die Zinſen 

die Zeit vom 15. Januar 1888 bis 31. Dezember 1899 
als nicht verjährt erachtet. Der Anſpruch auf dieſe durch das 
Urteil vom 13. Oktober 1882 feftgeftellten Zinſen unterlag nach 

anzuwendenden im Gebiete des PrAL R. anerkannten 
Aedtögrundfägen bis zum 1. Januar 1900 zugleich mit dem 
Anfpruche auf die Wechſelſumme von 3500 der 30 jährigen 
i 9. Da der Zinſenanſpruch, als das BGB. in Kraft 
nat, noch nicht verjährt war, ſo kommen ſeine Vorſchriften 
über die Verjährung gemäß Art. 169 EGBGB. zur Anwendung 
mn 
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und zwar der § 197, wonach die Anſprüche auf Rückſtände von 
Zinſen unterſchiedslos in vier Jahren verjähren, mit der Maß⸗ 
gabe, daß dieſe Friſt vom 1. Januar 1900 an berechnet wird. 
Zwar verjährt ein rechtskräftig feſtgeſtellter Anſpruch nach 
5 218 Abſ. 1 BGB. in 30 Jahren, auch wenn er an ſich einer 
kürzeren Verjährung unterliegt. Die Ausnahme betrifft aber 
nur rechtskräftig feſtgeſtellte rückſtändige Leiſtungen; vgl. JW. 05, 
335°, RG. IV. 8 S. vom 3. April 1905. Der Anſpruch auf 
die jetzt ſtreitig gewordenen Zinſen war, als das Urteil vom 
13. Oktober 1882 erging, nicht rückſtändig, wurde jedoch, da 
es den Beklagten zur Zahlung von 6 Prozent Verzugszinſen 
von 3500 „ ſeit dem 22. September 1882 ſchlechthin vers 
urteilte, durch das Urteil im voraus für den eintretenden Fall 
feſtgeſtellt. Er fällt unter die regelmäßig wiederkehrenden. erſt 
künftig fällig werdenden Leiſtungen im Sinne des 8 218 Abf. 2 
BOB. und unterliegt ebenſo, wie der Anſpruch auf die feit 
dem 1. Januar 1900 laufenden Verzugszinſen der vierjährigen 
Verjährung aus § 197 BGB. Dieſe Verjährung begann be⸗ 
züglich der von der Reviſion angegriffenen Zinſen gemäß 
Art. 169 Abſ. 2 EGBGB. mit dem Inkrafttreten des BGB. 
und nicht erſt mit dem Schluſſe des Jahres 1900 und endete 
mit dem Ablaufe des 31. Dezember 1903 (vgl. Planck EGBGB. 
3. Aufl. Nr. 4d zu Art. 169), während auf die vom 1. Januar 
1900 ab laufenden mit jeder neuen Zeiteinheit zum ent⸗ 
ſprechenden Betrage entſtehenden Verzugszinſen der 8 201 BGB. 
Anwendung findet. Demnach verjährten die Zinſen aus dem 
Jahre 1900 mit Ablauf des 31. Dezember 1904, die Zinſen 
aus dem Jahre 1901 mit Ablauf des 31. Dezember 1905. 
Sofern die Verjährung, wie es ſcheint, zuerſt im Laufe des 
Jahres 1906 durch die Stellung des Antrages auf Pfändung 
der Mietforderungen des Klägers unterbrochen wurde, waren 
bei Beginn des Jahres 1906 die ſeit dem 15. Januar 1888 
bis zum 1. Januar 1902 aufgelaufenen Verzugszinſen verjährt. 
v. O. c. S., U. v. 28. Nov. 08, 692/07 I. — Berlin. 

2. Art. 200 EGBGB., PrAG BGB. Art. 59 89, Art. 89 
verb. mit 88 352, 253, 361, 412, 422, 425, 426, 428 ff. 
ALR. Tl. II Tit. 1. Wie verhält es ſich mit der Güter: 
gemeinſchaft des ALR. bei Überſiedlung der Eheleute aus einem 
Orte der Provinz, in der dieſe gilt, in einen andern Ort der 
nämlichen Provinz, ohne entſprechende Bekanntmachung und 
Einfluß des neuen Rechts auf einen ſolchen Zuſtand.] 

Die beklagten Eheleute haben an ihrem erſten Ehewohnſitz, 
in Tremeſſen, durch Vertrag vom 18. Mai 1888 die Gemein⸗ 
ſchaft der Güter und des Erwerbes ausgeſchloſſen und dem 
Vermögen der Ehefrau die Eigenſchaft des vorbehaltenen Ver⸗ 
mögens beigelegt. Die gerichtliche Bekanntmachung des Ver⸗ 
trages hat von Tremeſſen aus ſtattgefunden. Sie iſt aber nicht 
wiederholt worden, obwohl noch vor dem Jahre 1900 eine 
Verlegung des Wohnſitzes nach Ludom⸗Dombrowka ſtattfand. 
Während nun die Eheleute in Ludom⸗Dombrowka wohnten, hat 
der Ehemann mit der klagenden Geſellſchaft in Geſchäfts⸗ 
verbindung geſtanden und iſt ihr in laufender Rechnung 
9408,65 & ſchuldig geworden. Ihre Klage iſt vom DRG. 
dem Ehemanne gegenüber abgewieſen und der Ehefrau gegenüber 
iſt auf einen Eid für die geſetzlichen Vertreter der Klägerin 
erkannt. Der Eid lautet in der Überzeugungsform dahin, daß 
beim Beginn oder im Laufe der Geſchäftsverbindung mit dem 
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beklagten Ehemann keinem von ihnen die geſchehene Ausſchließung 
der Gitergemeinſchaft bekanntgeworden ſei. Die Reviſion der 
Ehefrau wurde zurückgewieſen: Beide Orte, an denen die be⸗ 
klagten Eheleute vor dem 1. Januar 1900 gewohnt haben, 
Tremeſſen und Ludom⸗Dombrowka, liegen im ehemaligen Groß⸗ 
herzogtum Poſen. Dort galt gemäß § 12 des Patents vom 
9. November 1816 (GS. S. 225) „eheliche Gütergemeinſchaft, 
fo wie fie in dem ALR. Tl. II Tit. 1 8 361 flg. beſtimmt iſt“. 
Die Beklagten haben jedoch von der Befugnis des § 412 II 1 
ALR. dadurch Gebrauch gemacht, daß ſie in dem Vertrage vom 
18. Mai 1888 die Gemeinſchaft der Güter und des Erwerbes 
ausſchloſſen. Der Vertrag hatte unabhängig davon, ob die 
Geſetzesvorſchriften über die Bekanntmachung des Ausſchluſſes 
der. Gütergemeinſchaft (88 422 und 426 d. T., § 4 Gef. vom 
20. März 1837, 8 3 Gef. vom 21. Dezember 1849) befolgt 
wurden, volle Wirkungen einmal im Verhältniſſe der Eheleute 
zueinander; er verhütete alſo das Zuſammenfließen des Ver⸗ 
mögens beider Eheleute in eine gemeinſame gütergemeinſchaftliche 
Vermögensmaſſe. Er wirkte aber auch gegenüber jedem Dritten, 
der mit der Ausſchließung der Gütergemeinſchaft bekannt war. 
Ließ dagegen ein Dritter, der davon keine Kenntnis hatte, nach 
dem Umzuge von Tremeſſen nach Ludom⸗Dombrowka ſich mit 
den Eheleuten in einen rechtsgeſchäftlichen Verkehr ein, ſo galt 
ihm gegenüber die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft als nicht 
geſchehen, weil die erforderliche Bekanntmachung zwar bei der 
Eingehung der Ehe erlaſſen, nicht aber auch der Vorſchrift des 
8 426 d. T. entſprechend wiederholt worden war. In dieſen 
Rechtszuſtand hat für die Geltungszeit des neuen Rechts die 
Reichsgeſetzgebung nach keiner Richtung hin eingegriffen. Art. 200 
Abſ. 1 Satz 1 EGBGB. ſchreibt vor, daß für den Güterſtand 
einer zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehenden Ehe 
die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben. Die Regelung der 
ehegüterlichen Verhältniſſe ſollte für die Abergangszeit, wie durch 
Art. 218 in Verbindung mit Art. 200 Abſ. 1 Satz 1 geſchehen, 
der Landesgeſetzgebung ohne Einſchränkung und darum auch 
inſoweit überlaſſen werden, als ſie ſich auf die güterrechtlichen 
Beziehungen der Eheleute nach außenhin zu erſtrecken hatte 
(vgl. Protokolle der II. Kommiſſion in Mugdans Materialien 
Bd. 1 S. 244 ff., 247). Nun entſteht zunächſt der Zweifel, 
ob die Regelung des Übergangsrechts durch das preußiſche 
Ausführungsgeſetz vom 20. September 1899 ſich auf einen Fall 
der hier vorliegenden Art, wenn nämlich das ganze Frauengut 
durch Vertrag zum vorbehaltenen Vermögen beſtimmt ift, über⸗ 
haupt erſtreckt hat. Wäre die Frage zu verneinen, ſo käme 
zwar Art. 200 Abſ. 1 Satz 1 EGBGB. zur Anwendung. 
Allein für das Verhältnis der Eheleute zu dritten Perſonen 
ſtände der Anwendung des § 426 II 1 ALR. der Umſtand 
entgegen, daß dieſe Geſetzesvorſchrift durch Art. 89 Nr. 16 AG. 
„unbeſchadet der Ubergangsvorſchriften“ aufgehoben worden iſt, 
und daß dieſer bei der Aufhebung gemachte Vorbehalt, wenn 
er ſich auf die Abergangsvorſchriften der Reichsgeſetzgebung und 
des Ausführungsgeſetzes ſelbſt bezieht (S. 200 der Begründung 
des Regierungsentwurfs) für einen von den Iberleitungs⸗ 
vorſchriften des Ausführungsgeſetzes unberührt gebliebenen 
Güterſtand keine Geltung haben könnte. Die Frage iſt indeſſen 
zu bejahen. (Wird weiter ausgeführt.) Erwies ſich daher 
die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft wegen Nichtbefolgung 
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des 8 426 II 1 ALR. einem mit der Ausſchließung unbekannten 
Gläubiger nach früherem Rechte als unwirkſam und durfte 
dieſer Gläubiger ſich den Eheleuten gegenüber auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen, wie wenn in der Ehe Gütergemeinſchaft beſtände, 
ſo gilt dies für das jetzige Recht und für die unter ſeiner 
Herrſchaft entſtehenden Forderungen ebenfalls. Mit voller Ab⸗ 
ſicht hat für einen ſolchen Fall die preußiſche Ausführungs⸗ 
geſetzgebung die Geſetzesvorſchrift des S 426 ebenſo wie die 
des 8 422 II 1 ALR. in Geltung gelaſſen. Nur für andere 
Fälle, dann nämlich, wenn die Eheleute vor dem 1. Januar 1900 
aus dem einen Rechtsgebiet in das andere verzogen ſind, wurden 
die zum Schutze des Dritten beſtehenden beſonderen Vorſchriften 
(SS 352, 353, 425 d. T.), auf die ſich die beſchränkte Auf⸗ 
hebung durch Art. 89 AG. mitbezieht, unter Vervollſtändigung 
der Aufhebungsklauſel dieſes Artikels auch für das Über: 
gangsrecht, und zwar durch § 9 Abſ. 1 Satz 2 außer Kraft 
geſetzt. Darüber, daß die verſchiedene Behandlung des Falles, 
wenn der Umzug innerhalb desſelben Rechtsgebietes ſtattgefunden 
hat, und des Falles, wenn die Eheleute aus einem in das andere 
Rechtsgebiet verzogen find, wohlerwogen war, und daß die 
Fortgeltung der 88 422, 426 mit den ſich daran anſchließenden 
Rechtsfolgen der 88 428 ff. d. T. für jenen erſten Fall in den 
Abſichten der Geſetzgebung gelegen hat, laſſen nicht allein die 
Darlegungen in der Begründung der Regierungsvorlage (S. 94 
der Begründung zu Nr. 34 der Druckſ. des Abgeordnetenhauſes 
von 1899) gar keinen Zweifel, ſondern es ergibt ſich das mit 
gleicher Klarheit auch aus dem Kommiſſionsberichte des Ab⸗ 
geordnetenhauſes, der ſich für die unveränderte Annahme des 
mit Art. 59 des Geſetzes übereinſtimmenden Art. 58 der Re⸗ 
gierungsvorlage ausſprach (vgl. Kommiſſionsbericht Nr. 227 der 
Druckſ. des Abgeordnetenhauſes S. 61 und Kommiſſionsbericht 
des Herrenhauſes Nr. 118 der Druckſ. des Herrenhauſes S. 17 fl.). 
Eine Veränderung, bei der es auf die Einhaltung der Vorſchrift 
des § 426 für die Folgezeit nicht mehr ankommt, tritt, ab⸗ 
geſehen von dem Falle einer ſpäteren Anderung des Guterſtandes 
(Art. 59 89 Abſ. 2 Satz 1), gemäß § 63 AG. erſt dann ein, 
wenn die Eheleute nach dem 31. Dezember 1899 ihren Wohnſitz 


von neuem verlegen. Es hängt alsdann von der Nichtüberein⸗ 


ſtimmung des für ihre Ehe beſtehenden Güterſtandes mit dem 
geſetzlichen Güterſtande des BGB. ab, ob es einer Eintragung 
in das neurechtliche Güterrechtsregiſter, nicht aber wie bisher 
einer gerichtlichen Bekanntmachung bedarf. Behalten die Ehe⸗ 
leute dagegen ihren Wohnſitz, an den ſie vor dem 1. Januar 
1899 verzogen ſind, bei, ſo braucht ein Dritter, der ſich im 
Vertrauen auf das Beſtehen der bis zu dieſem Tage daſelbſt 
geltenden Gütergemeinſchaft mit den Eheleuten in einen rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehr einläßt, ſeine Nachforſchungen in die Ver⸗ 
gangenheit hinein nur ſoweit auszudehnen, daß er ſich ver⸗ 
gewiſſert, ob von dem Gerichte dieſes Wohnſitzes aus die 
Ausſchließung der Gütergemeinfchaft öffentlich bekanntgemacht 
worden iſt. Trifft das nicht zu, ſo ſchützt ihn ſein guter Glaube 
davor, daß die tatſächlich geſchehene Ausſchließung der Güter: 
gemeinſchaſt auch für ihn als geſchehen gilt. Gilt dies alles 
ſchon für den Fall der bloßen Ausſchließung der Gütergemein⸗ 
ſchaft, ſo muß es um ſo mehr dann gelten, wenn mit dem 
Inkrafttreten des neuen Rechts das Vermögen der Frau die 
Eigenſchaft des neurechtlichen Vorbehaltsgutes angenommen hat. 
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(ꝰWird ausgeführt.) Wäre alſo der bisherige Rechtszuſtand in 
der Weiſe verändert worden, daß mit dem Inkrafttreten des 
neuen Rechts für ſpäter entſtehende Forderungen auch die 
65 442 und 426 II 1 ALR. ihre Geltung verloren hätten, 
ſo läge darin im Vergleiche nicht nur mit dem früheren, ſondern 
auch mit dem neueren Rechte eine erhebliche Benachteiligung 
des gutgläubigen Dritten, von der ſich in keiner Weiſe erkennen 
läßt, daß fie in den Abſichten der preußiſchen Übergangs» 
geſetzgebung gelegen haben könnte. Der Berufungsrichter hat 
hiernach mit Recht kein Gewicht darauf gelegt, ob die Forderung 
der Klägerin gegen den beklagten Ehemann vor oder nach dem 
Inkrafttreten des neuen Rechts entſtanden iſt. Die Rechtsfolgen 
der Nichtbefolgung des § 426 d. T. ſind in beiden Fällen die 
gleichen. Demgegenüber beruft fi die Reviſion zu Unrecht 
auf das Urteil des RG. vom 30. April 1906 (RG. 63, 245 ff.). 
Die damalige Entſcheidung betraf ausſchließlich die Frage, ob 
ſeit dem 1. Januar 1900 die Ausſchließung der Gütergemein⸗ 
ſchaft noch wie bisher (Art. 20 EG HGB. vom 29. Juni 1861) 
in das Handelsregiſter eingetragen werden muß. Dies wurde 
berneint, jedoch mit Gründen, die für die gegenwärtige Ent⸗ 
ſcheidung, da der beklagte Ehemann nicht Kaufmann iſt, keine 
Bedeutung haben. Die auf S. 251 a. a. O. befindliche Be⸗ 
merkung, wonach unter den Vorausſetzungen des § 426 II 1 
ALR. die Pflicht zur Wiederholung der Bekanntmachung mit 
dem Inkrafttreten des BGB. fortgefallen ſei, ſollte ſich — 
darüber laſſen die weiteren Ausführungen keinen Zweifel — 
nur auf den Fall beziehen, wenn der Wohnſitz nach dem 
31. Dezember 1899 verlegt wird. Aus Anlaß eines bereits 
vor 1900 geſchehenen Umzuges konnte dagegen die Wieder⸗ 
bekanntmachung, wenn fie nicht ſofort geſchehen war, jederzeit 
nachgeholt werden und bei Vermeidung der hier erörterten Folgen 
der Verabſäumung muß te die Nachholung auch zu neurechtlicher 
Zeit ſtattfinden (vgl. Präjudiz des OTr. Nr. 1950. OTr. 15, 
501 und RG. 5, 276 fl.). S. c. D., U. v. 10. Dez. 08, 
7/8 IV. — Poſen. 

3. 5 138 BGB. verb. mit 8 445 ZPO. Begriff der 
Notlage. Eideszuſchiebung.] E 

Notlage im Sinne des 8 138 BGB. iſt ein Rechtsbegriff, 
der eine dringende, die wirtſchaftliche Exiſtenz des Kreditſuchenden 
bedrohende Not kennzeichnet. Zwar können auch einfache, all⸗ 
gemein gebräuchliche Rechtsbegriffe, zu deren Beurteilung der 
Schwurpflichtige fähig iſt, wie Kauf, Miete, als Tatſachen, 
über die die Eideszuſchiebung zuläſſig iſt ($ 445 ZPO.) an⸗ 
geiehen werden. Notlage iſt aber kein ſolcher einfacher, allgemein 
belannter Begriff. Die Eideszuſchiebung darüber ift daher regel⸗ 
mäßig unzuläſſig. Außerdem beſteht hier Streit zwiſchen den 
Parteien, ob bei Abſchluß des Vertrages eine Notlage des 
Sellagten beſtanden habe. Soll feſtgeſtellt werden, daß der 
Kläger die Notlage gekannt hat, fo muß ihm die Kenntnis der 
Anzelnen Tatſachen, deren Zuſammenfaſſung die Notlage ergeben 
ſol, nachgewieſen, daher die Eideszuſchiebung auf die Kenntnis 
Ir Cingeltatfachen erſtreckt werden. Dies iſt nicht geſchehen. 
C. e. G., U. v. 28. Nov. 08, 654/07 I. — Berlin. 

4. 88 142, 372, 409 BGB. verb. mit 88 148, 151 bis 
153, 252, 548 ZPO. Bedeutung der Anzeige von der ge⸗ 
ſcehenen Abtretung; Mangel des Kauſalgeſchäfts; Beweis⸗ 
pficht des Zeſſionars und deſſen Rechte. Bei Ablehnung 
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eines Ausſetzungsantrages durch Urteil iſt die Reviſionsinſtanz 
eröffnet.] 

Das OLG. hat die Verurteilung des Beklagten auf einen 
doppelten Grund geſtützt: einmal darauf, daß der Kläger der 
Zurücknahme der Zeſſionsanzeige durch B. nicht zugeſtimmt habe, 
und ſodann auf die abſtrakte Natur der Abtretung, die durch 
eine etwaige Nichtigkeit des Kauſalgeſchäfts nicht berührt werde. 
Keiner dieſer Gründe iſt geeignet, das Urteil zu tragen. Der 
8 409 BGB. ſchreibt vor, daß der Gläubiger, der dem Schuldner 
die Abtretung der Forderung angezeigt hat, die Zeſſion, auch 
wenn ſie nicht erfolgt oder nicht wirkſam war, dem Schuldner 
gegenüber gegen ſich gelten laſſen muß; nach Abſ. 2 
kann die Anzeige nur mit Zuſtimmung des als Zeſſionar Be⸗ 
zeichneten zurückgenommen werden. Wie der erkennende Senat 
ſchon in Bd. 53 S. 416, 420 der Sammlung ausgeſprochen hat, 
handelt es ſich bei dieſer Vorſchrift um eine Schutzbeſtimmung 
für den Schuldner, die es ihm nicht verwehrt, ſich auf die Un⸗ 
wirkſamkeit der Zeſſion zu berufen. Was aber die Abſtraktheit 
der Zeſſion betrifft, jo wird ihre Bedeutung vom OLG. miß⸗ 
verſtanden. Die Loslöſung der Zeſſion von dem zugrundeliegenden 
Geſchäft hat nur zur Folge, daß Mängel des Kauſalgeſchäfts 
nicht ohne weiteres auch der Zeſſion anhaften. Damit iſt 
nicht geſagt, daß eine gleichzeitige Berührung beider Geſchäfte 
durch denſelben Mangel ausgeſchloſſen wäre. Im Gegenteil 
werden die Umſtände häufig ſo liegen, daß ein Mangel des 
Kauſalgeſchäſts feine Wirkung auf die Zeſſion erſtreckt, vgl. 
RG. 57, 95; 69, 16. In dem hier zu entſcheidenden Falle, 
in welchem das Kaufgeſchäft zwiſchen dem Kläger und B. und 
die Zeſſion ſeitens des B. an den Kläger Beſtandteile ein und 
desſelben Vertrages vom 9. Auguſt 1905 bilden, trifft dies zu, 
hat der Kläger den B. durch argliſtige Täuſchung zum Abſchluß 
des Vertrages beſtimmt, ſo iſt durch die von B. erklärte An⸗ 
fechtung auch die Zeſſion vernichtet worden. Beruft ſich der 
Schuldner gegenüber der Klage des Zeſſionars darauf, daß die 
Zeſſion angefochten iſt, ſo beſtreitet er die Aktivlegitimation des 
Klägers. Daraus folgt jedoch nicht, daß nunmehr der Kläger 
die Unbegründetheit der Anfechtung nachweiſen müſſe. Vielmehr 
hat der Kläger durch Darlegung einer äußerlich gültigen Zeſſion 
ſeiner Beweispflicht genügt. Behauptet der Schuldner, daß die 
Zeſſion wegen Willensmängel des Zedenten nichtig ſei, ſo hat 
er dies zu beweiſen. Dazu gehört im Fall einer Anfechtung 
der Beweis, daß die Anfechtung begründet iſt. Will der 
Schuldner dieſen Beweis nicht übernehmen, ſo kann er ſich da⸗ 
durch von der Klage freimachen, daß er die Schuldſumme hinter⸗ 
legt. Das Erfordernis des 5 372 BGB., daß er infolge einer 
nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Ungewißheit über die Perſon 
des Gläubigers ſeine Verbindlichkeit nicht mit Sicherheit erfüllen 
kann, iſt ſchon mit der Anfechtungserklärung des Zedenten ge⸗ 
geben (vgl. Planck Komm. z. BGB. 8 142 Bem. 4, jetzt auch 
Staudinger 3. Aufl. Bem. 7b). Im gegenwärtigen Fall 
hat der Beklagte weder hinterlegt noch den Beweis der Be⸗ 
rechtigung der B.ſchen Anfechtung erbracht. Eine Abweiſung 
der Klage iſt daher noch nicht möglich. Er hat jenen Beweis 
aber durch Zeugenbenennung angetreten; außerdem hat er den 
Antrag geſtellt, die Verhandlung bis zur Entſcheidung des über 
die Berechtigung der Anfechtung ſchwebenden Rechtsſtreits aus⸗ 
zuſetzen. Damit hat er getan, was von ihm verlangt werden 
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konnte. Jeder der beiden Wege, die er eingeſchlagen hat, ſtand 
ihm offen. Die Unwirkſamkeit der Zeſſion kann als Inzident⸗ 
punkt auch im Prozeß des Zeſſionars gegen den Schuldner zur 
Feſtſtellung gebracht werden, weshalb das Geſetz, anders als in 
den Fällen der SS 151 bis 153 ZPO., davon abgeſehen hat, 
die Ausſetzung durch zwingende Vorſchrift zu gebieten (ZPO. 
8 148). Freilich werden Gründe der Zweckmäßigkeit, insbeſondere 
die Rückſicht auf die Vermeidung abweichender Entſcheidungen, 
in der Regel dazu führen, daß das Gericht von der ſeinem 
Ermeſſen überlaſſenen Ausſetzungsbefugnis Gebrauch macht. 
Aber jedenfalls durfte das OLG. den Beklagten nicht mit beiden 
Verteidigungsbehelfen, mit dem Antrag auf Ausſetzung und 
mit der Zeugenbenennung, zurückweiſen. Indem es dies tat, 
hat es das materielle Recht verletzt, ſo daß das Urteil aufgehoben 
werden muß. Die Aufhebung würde übrigens auch dann ge⸗ 
boten ſein, wenn der Beklagte, ohne ſofort ſelbſtändig Beweis 
anzutreten, zunächſt nur den Ausſetzungsantrag geſtellt hätte. 
Da dieſer Antrag in der II. Inſtanz nicht durch Beſchluß, ſon⸗ 
dern in den Gründen des Urteils abgelehnt iſt, würde das 
Reviſionsgericht durch die 88 252, 548 ZPO. nicht gehindert 
ſein, dem Berufungsrichter Gelegenheit zu geben, die Frage der 
Ausſetzung einer neuen, durch Rechtsirrtum nichtbeeinflußten 
Prüfung zu unterziehen (vgl. Gaupp⸗Stein, Komm. z. ZPO. 
§ 148 IV a. E.). L. c. E., U. v. 5. Dez. 08, 44/08 I. — 
Nürnberg. 

5. 8 249 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang. Com- 
pensatio lucri cum damno.] 

Die Parteien ſchloſſen über verſchiedene Grundſtücke einen 
Tauſchvertrag ab. Der Kläger klagte auf Erfüllung, der Be⸗ 
klagte focht den Vertrag wegen Betrugs an. Während des 
Verfahrens hatte der Kläger im Wege der Zwangsverſteigerung 
die Grundſtücke erſtanden, und er verlangte nunmehr wegen Nicht: 
erfüllung des Vertrags Schadenserſatz von 3 000 & nebſt 
Zinſen. Das OLG. wies die Klage ab; die Reviſion wurde 
zurückgewieſen: Die Parteien haben im Tauſchvertrag den Wert 
der vom Kläger eingetauſchten Grundſtücke auf 26000 & ans 
gegeben. Uber dieſen Betrag iſt der Preis, zu dem ſpäter der 
Kläger die Grundſtücke in der Zwangsverſteigerung erſtanden hat, 
nicht hinausgegangen. Mit Rückſicht hierauf hält das Berufungs⸗ 
gericht den Kläger durch die Nichterfüllung des Tauſchvertrags 
nicht für geſchädigt, und es iſt der Anſicht, daß es rechtlich un⸗ 
erheblich ſei, ob unter Berückſichtigung des wirklichen Werts 
der beiden Grundſtücke der Tauſchvertrag, wenn er erfüllt 
worden wäre, dem Kläger einen Gewinn von mehr als 5000 % 
gebracht haben würde. Der Kläger ſtütze den Anſpruch nur 
darauf, daß gegenüber dem vertragsmäßig feſtgeſetzten Preiſe 
die von ihm eingetauſchten Grundſtücke einen Mehrwert gehabt 
hahen; allein der Kläger beſitze die Grundſtücke und ſei daher zur 
Ausnutzung auch des Mehrwerts in der Lage, ſo daß ihm ein Ge⸗ 
winn nicht entgangen ſei. — Dieſe Anſicht bezeichnet die Reviſion 
als rechtsirrig, weil der Vorteil, den der Kläger durch den Er⸗ 
werb der Grundſtücke in der Zwangsverſteigerung erzielt habe, 
nicht dem Beklagten zugute kommen könne. Dem konnte indeſſen 
nicht beigepflichtet werden. Darüber beſteht unter den Parteien 
kein Streit, daß durch das Ergebnis der Zwangsverſteigerung 
der Kläger wirtſchaftlich den vollen Wert der ihm geſchuldeten 
Vertragsleiſtung erlangt hat; er iſt Eigentümer der von ihm 


eingetauſchten Grundſtücke geworden, und es überſteigt der ge⸗ 
zahlte Preis auch nicht den Wert der ihm verbliebenen eigenen 
Grundſtücke. Richtig iſt nun, daß der Kläger die von ihm 
eingetauſchten Grundſtücke nicht durch den Beklagten erlangt hat, 
ſondern ausſchließlich durch das von ihm abgegebene Gebot, und 
mithin durch eine eigene Handlung, zu deren Vornahme für ihn 
eine rechtliche Verpflichtung nicht beſtand. Allein hieraus allein 
folgt nicht, daß dieſe Handlung in ihren Folgen nicht für das 


Rechtsverhältnis der Parteien von Bedeutung geworden iſt, und 


daß ſie nicht den Umfang des dem Kläger enſtandenen Schadens 
beeinflußt hat. — Der Fall der ſogenannten Vorteilsausgleichung 
(compensatio lucri cum damno), um die es ſich hier handelt, 
hat im BGB. keine beſondere Regelung gefunden, der Geſetz⸗ 
geber hat vielmehr — Mot. Bd. II S. 19 — bewußt die Recht⸗ 
ſprechung durch Einzelvorſchriften nicht einengen wollen. Das 
Geſetz ſelbſt enthält in S 249 BGB. die Vorſchrift, daß „wer 
zum Schadenserſatz verpflichtet iſt, den Zuſtand herzuſtellen hat, 
der beſtehen würde, wenn der zum Erſatz verpflichtende Umſtand 
nicht eingetreten wäre“. Dieſer Zuſtand beſteht bereits, und es 
iſt auch dem Kläger der Erwerb der Grundſtücke in der Zwangs⸗ 
verſteigerung nur durch die Nichterfüllung des Vertrages durch 
den Beklagten möglich geworden; innerhalb der Erfüllung des 
Tauſchvertrages konnte ſich ihm die Gelegenheit zum anderweiten 
Erwerbe nicht bieten. Schaden und Vorteil ſtehen daher keines⸗ 
wegs außerhalb des urſächlichen Zuſammenhangs, es fehlt nicht, 
wie es in der Rechtslehre ausgedrückt wird, an einem und dem⸗ 
ſelben Ereigniſſe, auf den Schaden und Vorteil ſich zurückführen 
laſſen. Daß der Begriff „ein und dasſelbe Ereignis“ nicht zu 
eng gefaßt und daß auf ſolche Weiſe nicht Zuſammenhängendes 
zerriſſen werden darf, iſt bereits vom ROH. in den Entſch. 
22, 184 betont worden; dort iſt auch mit Recht weiter aus⸗ 
geführt worden, daß gerade auf dem Gebiete der Vorteils⸗ 
ausgleichung das, was aus der Natur der Sache und der 
Billigkeit folge, Berückſichtigung erheiſche. Für die Erſatzpflicht 
gelten beim vertraglichen Schaden keine anderen Grundſätze als 
beim außervertraglichen Schaden. Die in der Hauptſache ge⸗ 
troffene Entſcheidung wird der Sachlage völlig gerecht und läßt 
auch eine Verletzung der in der Rechtslehre und Rechtſprechung 
anerkannten Grundſätze über den urſächlichen Zuſammenhang 
nicht erkennen. M. c. G., U. v. 9. Dez. 08, 55/08 V. — 
Breslau. 

6. 8 254 BGB. verb. mit § 1 Haftpfl . Mitwirkendes 
Verſchulden in Haftpflichtfällen.] 

In der Rechtſprechung iſt für die Zeit vor 1900 je nach 
Umſtänden aus mitwirkendem Verſchulden von Eiſenbahn⸗ 
angeſtellten eine Replik in dem Sinne abgeleitet worden, daß 
dieſes Verſchulden als Urſache ſo ſehr überwiege, daß damit 
das eigne Verſchulden des Verletzten als Urſache ausgeſchaltet 
ſei. Um ſo ſicherer kann jetzt gemäß $ 254 BGB. in ſolchen 
Fällen, ſtatt jenen nach dem unmittelbaren Sinne der damals 
geltenden Geſetze doch vielleicht nicht ganz gerechtfertigten Aus⸗ 
weg zu betreten, je nach Lage des Einzelfalles angenommen 
werden, daß durch das Verſchulden der Eiſenbahnangeſtellien 
die Betriebsgefahr ausnahmsweiſe ſo ſehr geſteigert geweſen 
ſei, daß die Belaſtung des Unternehmers mit dem vollen 
Schadenserſatze trotz des mitwirkenden eignen Verſchuldens als 
angemeſſen erſcheine. Wenn nun im vorliegenden Falle das 
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Berufungsgericht dargelegt hat, weshalb ihm hier das Ver⸗ 
ſclden des H. verhältnismäßig fo gering, dasjenige der 
Eiſenbahnangeſtellten fo bedeutend erſcheine, daß gänzlich zu⸗ 
gunſten der Klägerin erkannt werden müſſe, ſo war gegen dieſe 
Ausführungen ein rechtliches Bedenken nirgends zu erheben. 
Mit Unrecht hat die Beklagte gerügt, daß das OLG. nicht 
von vorwiegender Verurſachung, ſondern von vorwiegendem 
Verſchulden ſpreche. Wenn in 8 254 Abſ. 1 BGB. nur 
von vorwiegender Verurſachung die Rede iſt, ſo war das 
eben nötig, um eine Ausdrucksweiſe zu finden, die auf alle 
unter den § 254 gehörenden Fälle, bei denen ja keineswegs 
immer auf beiden Seiten ein Verſchulden in Frage kommt, 
gleichmäßig paſſe; wo aber, wie hier, nun einmal auf beiden 
Seiten Verſchuldungen einander zur Abwägung gegenüber⸗ 
ſtehen, da bedeutet „überwiegendes Verſchulden“ praktiſch 
gar nichts anderes als „überwiegende Urſache“. Pf. Eiſenb. 
c. L, U. v. 26. Nov. 08, 140/08 VI. — Zweibrücken. 

7. 8 254 BGB. Beſchreiten des Gleiſes einer Straßen⸗ 
bahn. Berückſichtigung der Perſönlichkeit des Verletzten und 
Unterlaſſung von Läuteſignalen.] 

Der Standpunkt, von dem aus der Berufungsrichter die 
Frage eines mitwirkenden Verſchuldens des Verletzten beurteilt, 
it rechtlich nicht zu billigen. Allerdings liegt an ſich darin 
noch nicht ein Verſchulden, daß ein Fußgänger auf dem Fahr⸗ 
damm den Straßenbahngleiſen entlanggeht. Allein er muß in 
einem ſolchen Falle doch immer der Möglichkeit eingedenk ſein, 
daß hinter ihm her ein Straßenbahnwagen anfahren kann und 
muß mit geſchärfter Aufmerkſamkeit darauf achten, daß er eine 
gefährliche Annäherung vermeidet. Iſt der von den Schienen⸗ 
gleiſen frei gelaſſene Raum des Fahrdammes fo breit, daß der 
Paſſant die Entfernung noch beliebig wählen kann, dann wird 
er nicht unnötigerweiſe und ohne ſich zeitweilig umzuſchauen, in 
einem ſo geringen Abſtande von den Gleiſen gehen dürfen, 
wie es hier der Kläger offenbar getan hat. Dieſer hätte nach 
den feſtgeſtellten örtlichen Verhältniſſen reichlich Platz gehabt, 
um ſelbſt auf dem zwiſchen den Gleiſen und dem Trottoir bes 
findlichen Teile des Fahrdammes ungefährdet ſich zu bewegen. 
Daß er ſich umgeſchaut habe, behauptet der Kläger ſelbſt nicht. 
Weshalb er das Licht des Scheinwerfers an dem Kleinbahn⸗ 
wagen, als dieſer in ſeine Nähe kam, nicht wahrgenommen hat, 
it nicht erfichtlih. Darauf, daß er jeweils von einem etwa 
hinter ihm herfahrenden Motorwagen durch Läuteſignale be⸗ 
ſonders gewarnt werden würde, darf ſich der Paſſant nicht 
unbedingt verlaſſen. Eine in dieſer Richtung für die Wagen⸗ 
führer beſtehende Vorſchrift würde das Publikum nicht der 
Verpflichtung zu eigener Vorſicht entheben. Auch damit hat 
der Fußgänger, der ſich im Gefahrbereich der Straßenbahn 
bewegt, zu rechnen, daß er das Geräuſch eines fahrenden 
Sttaßenbahnwagens, ſei es wegen geringer Fahrgeſchwindigkeit 
des Wagens oder aus einem anderen Grunde, überhören könnte. 
Num war der Kläger ein fünfundſiebzig Jahre alter Mann, 
der alſo, wenngleich ſonſt noch rüſtig, doch — auch nach An⸗ 
nahme des Berufungsgerichts — nicht mehr im Beſitze voller 
Simezſchärfe und Beweglichkeit geweſen iſt, und der deshalb 
wohl Grund gehabt hätte, gegenüber dem Straßenbahnverkehr 
besondere Vorſicht zu beobachten. Iſt er anſtatt deſſen auf 
den Fahrdamm in unmittelbarer Nähe der Gleiſe — wenn 
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auch nicht völlig gedankenlos ſo jedenfalls unbekümmert und 
achtlos — darauf zugegangen, ſo hat er die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt außer acht gelaſſen, alſo fahrläſſig gehandelt. 
Sein Verſchulden iſt in ſubjektiver wie in urſächlicher Hinſicht 
keineswegs von geringer Bedeutung, auch wenn man davon ab⸗ 
ſieht, daß, wofern die Feſtſtellung der Vorinſtanzen über die 
Hörfähigkeit des Klägers richtig iſt, er doch auch das Glocken⸗ 
ſignal, das der Wagenführer an der Halteſtelle, in der ver⸗ 
hältnismäßig geringeren Entfernung von 21 Meter von der 
Unfallſtelle gegeben hatte, bei gehöriger Aufmerkſamkeit wohl 
hätte hören müſſen. Der Fahrläſſigkeit des Klägers ſteht nun 
die Betriebsgefahr der von der Beklagten betriebenen Eiſenbahn 
gegenüber. Und die mit dieſem Betriebe an ſich verknüpfte 
Gefahr iſt im vorliegenden Falle immerhin dadurch nicht un⸗ 
erheblich geſteigert worden, daß der Wagenführer es unterlaſſen 
hat, den Kläger durch ein wiederholtes Läuteſignal zu warnen. 
Ob und welche ſpezielle Dienſtvorſchriften hinſichtlich der 
Abgabe von Warnungsſignalen für einen Fall der vorliegenden 
Art bei der beklagten Bahn beſtehen, iſt aus den vorinſtanz⸗ 
lichen Urteilen nicht beſtimmt erſichtlich. Im allgemeinen 
wird der Wagenführer zwar noch nicht ſchon unter allen Um⸗ 
ſtänden dann, wenn er vor ſich in gleicher Richtung eine 
Perſon neben den Gleiſen hergehen fieht, veranlaßt und ver⸗ 
pflichtet ſein, dieſer ein Warnungszeichen zu geben; wohl aber 
iſt ein beſonderes und nötigenfalls wiederholtes Warnungs⸗ 
ſignal in dem Falle geboten, wenn der Fußgänger ſich bereits 
in gefährlicher Nähe an dem Bahngleiſe bewegt und zu er⸗ 
warten ſteht, daß er entweder vor dem herannahenden Wagen 
den Gleiſen ſich noch weiter nähern, ſie gar überſchreiten werde, 
oder doch, daß er ſeine Richtung und den Abſtand beibehalten 
würde, der innerhalb des Bereiches der Bahnfahrzeuge liegt. 
Ein Fall der letzteren Art war hier gegeben. Der Kläger iſt, 
wie im Berufungsurteile angeführt wird, nicht etwa plötzlich 
und kurz vor dem Wagen von ſeinem Wege abgewichen (und 
auf das Gleiſe getreten), ſondern mitten auf der Straße links 
neben dem Gleiſe dem Marktplatze zugegangen, „ſo daß der 
Führer des hinter ihm herannahenden Kleinbahnwagens bei 
dem auf 10 bis 15 Meter wirkenden Scheinwerfer ſehr wohl 
in der Lage war, den Kläger rechtzeitig zu bemerken und durch 
die vorgeſchriebenen Signale auf das Herannahen des Wagens 
aufmerkſam zu machen“. Dieſe letztere — tatſächliche — Feſt⸗ 
ſtellung ergibt, daß der Wagenführer nicht vorſchrifts⸗ und 
pflichtgemäß gehandelt hat, mag er nun den Kläger rechtzeitig 
geſehen oder mangels der erforderlichen Aufmerkſamkeit zu ſpät 
bemerkt haben. A. Kleinbahn c. B., U. v. 7. Dez. 08, 192/08 VI. 
— Göln. 

8. 55 305, 433 BGB. Falsa demonstratio.] 

Der Berufungsrichter führt aus, beide Teile ſeien des 
irrigen Glaubens geweſen, daß die in der Vertragsurkunde 
als mitverkauft aufgeführte Parzelle 292/1 den Obſtgarten 
bezeichne, den Beklagten verkaufte und Klägerin kaufte. Der 
Berufungsrichter ſtellt alſo eine falſche Bezeichnung des ver⸗ 
kauften Grundſtücks feſt, über das als Kaufgegenſtand unter 
den Parteien keine Meinungsverſchiedenheit beſtand. Darnach 
handelte es ſich um eine falsa demonstratio hinſichtlich des 
mit einer unrichtigen Parzellennummer bezeichneten Grundſtücks. 
Der Berufungsrichter will alſo ſagen, man habe unter der 
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Parzellen bezeichnung 292 /1 ſowohl dieſe Parzelle als auch den 
Obſtgarten, der die Parzellennummer 426 / 1 führte, verſtanden. 
Der Wille der Vertragſchließenden iſt ſomit in der Urkunde 
zum Ausdruck gekommen. Gegen die Erwägung des Berufungs⸗ 
richters läßt ſich daher vom Rechtsſtandpunkt aus nichts er⸗ 
innern. M. c. A., U. v. 11. Dez. 08, 207/08 II. — Cöln. 

9. Wirkung eines nach der Abtretung einer Forderung 
abgegebenen Anerkenntniſſes.] 

Über die Wirkung eines vom Schuldner nach der Abs 
tretung dem neuen Gläubiger gegenüber abgegebenen Ans 
erkenntniſſes gibt das BGB. keine beſondere, namentlich keine 
dem 5 412 I 11 ALR. entſprechende Beſtimmung. Es übers 
läßt die Feſtſtellung der Bedeutung eines ſolchen Anerkenntniſſes 
der Beurteilung des Einzelfalles (Motive zu den SS 302, 303 
des I. Entw. Abſ. 3). St. c. W. er Kalkwerke, U. v. 28. Nov. 08, 
7/08 V. — Düffeldorf. 

10. 5 459 BGB. Die Unkündbarkeit einer auf dem 
Grundſtück eingetragenen Hypothek iſt keine Eigenſchaft des 
Grundſtücks.] 

Mit Recht verwirft der Berufungsrichter den Klagegrund, 
der darauf geftügt iſt, daß dem fraglichen Grundſtücke eine zu⸗ 
geſicherte Eigenſchaft fehle (S 459 Abſ. 2, 8 462 BGB.). 
Die nach der Behauptung des Klägers vor und bei Abſchluß 
des Kaufvertrages von den Beklagten verſicherte Tatſache, daß 
die auf dem Grundſtücke eingetragene Hypothek von 2 000 % 
unkündbar ſei, ſolange der alte Müller lebe, iſt nicht eine 
Eigenſchaft des Grundſtückes. Allerdings fallen unter den 
Begriff der Eigenſchaften einer Sache nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. (RG. 52, 2; 59, 240; 61, 86; 64, 269) 
nicht nur die natürlichen, der Sache an ſich zukommenden Eigen⸗ 
ſchaften, ſondern auch tatſächliche oder rechtliche Verhältniſſe der 
Sache, wenn ſie zufolge ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten 
Dauer nach den Anſchauungen des Verkehrs einen Einfluß auf 
die Wertſchätzung der Sache zu üben pflegen. Jedoch können 
derartige Verhältniſſe naturgemäß nur dann als Eigenſchaften 
der Sache angeſehen werden, wenn ſie als Merkmale, die bei 
einer Sache wertgeſchätzt zu werden pflegen, mit der Sache ſelbſt 
verbunden ſind und das Eigentumsrecht an der Sache ſie als 
einen Teil ſeines Gegenſtandes und ſeines Inhaltes in ſich 
ſchließt. Rechte Dritter an der Sache beſchränken nur die 
Ausübung des Eigentumsrechtes. Auf den Gegenſtand des 
Eigentumsrechtes in ſeiner Geſtaltung, ſeinem Umfange, ſeiner 
Eigenart hat es keinen Einfluß, ob und mit welchem Inhalte 
Rechte Dritter an der Sache beſtehen oder ob die Sache von 
ſolchen Rechten frei iſt. Daher gehört die Unkündbarkeit einer 
Hypothek, mit der ein Grundſtück belaſtet iſt, wohl zum Weſen 
des betreffenden Hypothekenrechts, aber eine Eigenſchaft des 
Grundſtückes iſt fie nicht (vgl. Staudinger, Anm. II 4 d zu 
8 119 BGB). J. c. St., U. v. 25. Nov. 08, 27/28/08 V. — 
Naumburg. 

11. SS 459, 460 BGB. Zum Begriff der Eigenſchaft 
einer Sache. Fehler eines Grundftüd2.] 

Der Berufungsrichter verkennt zunächſt den Begriff der 
Eigenſchaft einer Sache. Wenn das von ihm nach Herkunft 
und Verbleib beſchriebene Druckwaſſer auf einem Grundſtück 
unter den dafür maßgebenden Umſtänden regelmäßig auftritt 
und dadurch die Verwendbarkeit des Grundſtücks, insbeſondere 
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wie hier die Bebaubarkeit beeinflußt, ſo begründet das eine 
dieſem Grundſtück eigene beſondere Beſchaffenheit, eine Eigen⸗ 
ſchaft desſelben. Es kommt aber nicht einmal darauf an, ob 
das Fehlen von Druckwaſſer im Sinn des 8 459 Abſ. 2 als 
zugeſicherte Eigenſchaft der Kaufſache aufgefaßt werden dürfte, 
denn hier handelt es ſich um den Vorwurf, daß die Beklagten 
dem Kläger das Vorhandenſein von Waſſer in einer der Be⸗ 
bauung des Grundſtücks hinderlichen Höhe, alſo einen Fehler 
des Grundſtücks (§S 459 Abſ. 1, $ 460 BGB.), argliſtig ver 
ſchwiegen hätten, und Gegenſtand ſolchen argliſtigen Verſchweigens 
kann jeder Umſtand ſein, der auf den Entſchluß des Käufers 
beſtimmend eingewirkt hat. Schließlich geht der Berufungs⸗ 
richter auch darin fehl, daß er annimmt, die Beklagten würden 
nicht verpflichtet geweſen ſein, dem Kläger das Vorhandenſein 
von Druckwaſſer mitzuteilen, wenn ſie aus deſſen Vorkommen 
im Nachbargrundſtück auf das Vorhandenſein auch in dem 
Grundſtück des Klägers geſchloſſen hätten. Vorausgeſetzt ſelbſt, 
daß dieſer Schluß ein unſicherer und darum an ſich nicht ge⸗ 
rechtfertigt geweſen ſein würde, wie der Berufungsrichter aus⸗ 
führt, ſo hat doch der Kläger behauptet und unter Beweis 
geſtellt, daß die Beklagten und inſonderheit der Mitbeklagte M. 
ihn in der Tat gezogen hätten. Dann wären alſo die Be⸗ 
klagten nicht etwa bloß im Zweifel geweſen, ob die waſſer⸗ 
haltige Ader ſich auf das dem Kläger verkaufte Grundſtück 
fortſetze, ſondern ſie hätten angenommen, daß dies der Fall ſei, 
und es war auch wirklich ſo. Bei ſolcher Sachlage hätte es 
aber gegen Treu und Glauben im Verkehr verſtoßen, wenn die 
Beklagten dieſen Umſtand, der für den Ankauf des Grundſtücks 
von beſtimmendem Einfluß ſein mußte, dem Kläger verſchwiegen. 
S. c. M., U. v. 5. Dez. 08, 57/08 V. — Berlin. 

12. 88 535, 571, 580, 835 BGB. Rechtliche Natur 
des Jagdpachtvertrages. Einfluß des Verkaufs desjenigen 
Grundſtücks, an welchem das Jagdpachtrecht eingeräumt war.] 

Der erkennende Senat hat bereits in dem Urteile vom 
5. Mai 1908 — VII. 509/07 — die Auffaſſung vertreten, 
daß Gegenſtand des Jagdpachtvertrages das Jagdrecht und 
nicht die zu bejagenden Grundſtücke find. An dieſer rechtlichen 
Beurteilung wird nach nochmaliger Prüfung auch gegenüber 
den in der Literatur vertretenen gegenteiligen Anſichten feſt⸗ 
gehalten. Miet⸗ und Pachtverträge erzeugen nach dem BGB. 
keine dinglichen Rechte, ſondern nur ein perſönliches Schuld⸗ 
verhältnis zwiſchen den Vertragsteilen. Im 8 571 BGB. iſt 
jedoch aus wirtſchaftlichen Rückſichten die Rechtsſtellung des 
Mieters eines Grundſtücks nach beſonderen Grundſätzen 
geregelt und beſtimmt, daß, wenn das vermietete Grundſtück 
nach der Mberlafiung an den Mieter von dem Vermieter an 
einen Dritten veräußert wird, der Erwerber an die Stelle des 
Vermieters in die ſich während der Dauer ſeines Eigentums 
aus dem Mietverhältniſſe ergebenden Rechte und Verpflichtungen 
eintritt. Dieſe Beſtimmung findet nach 8 581 BGB. auf die 
Pacht von Grundſtücken entſprechende Anwendung. 
Entſcheidung ſtehende Frage iſt danach, ob auch der Jagdpächter 
ſich auf fie berufen kann. Dieſe Frage iſt zu bejahen, wenn 
die Grundſtücke, auf denen die Jagd pachtweiſe auszuüben iſt, 
Gegenſtand des Vertrages find, wenn fie dem Jagdpächter zur 
Jagdausübung überlaſſen ſind. Zu verneinen iſt ſie, wenn 
der Jagdpächter durch den Vertrag nur die Befugnis zur 
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Ausübung eines perſönlichen Rechts erlangt, zu den zu be⸗ 
jagenden Grundſtücken aber in kein als Pacht anzuſehendes 
rechtliches Verhältnis tritt. Uberwiegende Gründe ſprechen für 
die letztere Auffaſſung. Gegenſtand des Mietvertrages kann 
nur eine körperliche Sache fein (5 535 BGB.), Pachtverträge 
find aber nach 8 581 a. a. O. auch über Rechte zuläſſig; die 
Verpachtung des Jagdrechts wird im 8 835 Abſ. 2 Satz 2 
ausdrücklich erwähnt und im Art. 71 Nr. 6 EG. wird vom 
Jagdpächter geſprochen. Der ſchon im Urteile des Senats 
vom 9. Mai 1902 — RG. 51, 279 — enthaltene Hinweis 
auf dieſe Geſetzesſtellen wird in der Literatur (Dalcke, Preußiſches 
Jagdrecht 4. Aufl. S. 50) als für die Natur des Jagdpacht⸗ 
vertrages nicht entſcheidend bezeichnet. Es mag zugegeben 
werden, daß aus dieſen bei den Beſtimmungen über Wild⸗ 
ſchäden gebrauchten Geſetzesworten allein ſich noch nicht folgern 
läßt, daß Gegenſtand des Jagdpachtvertrages nicht die Grund⸗ 
ſtücke find. Immerhin aber wird daraus, daß das Geſetzbuch 
von der Verpachtung des Jagdrechts ſpricht, ein gewiſſer Anhalt 
für feine rechtliche Auffaſſung des Jagdpachtvertrages herzuleiten 
ſein, obſchon die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Jagd mit 
den in Art. 69 EG. enthaltenen Ausnahmen unberührt geblieben 
find. Für das Preußiſche Recht hat ſich Eccius — Preußiſches 
Privatrecht 6. Aufl. Bd. II S. 232 ff. — ſchon vor 1900 da⸗ 
gegen ausgeſprochen, daß die Jagdpacht in einer Verpachtung 
der Grundſtücke beſtehe, die dem Jagdpächter zum wirklichen 
körperlichen Beſitze gar nicht übertragen würden; er verneint, 
daß die landrechtlichen Beſtimmungen über Miet⸗ und Pacht⸗ 
berträge ergänzende Anwendung finden. Die gegenteilige Ans 
ht macht dagegen geltend, daß die Jagdbefugnis, wenn auch 
an ſich ein perſönliches Recht, ohne die engſten Beziehungen 
uu den Grundſtücken, auf denen fie ausgeübt wird, nicht gedacht 
werden könne, und daß deshalb die Jagdpacht nichts anderes 
ſei als Pachtung der Grundſtücke zum Zwecke der Jagd⸗ 
ausübung. Dieſe Ausführungen find indeſſen nicht überzeugend. 
Ausgugeben it davon, daß die Ausübung der Jagd auf dem 
genen Grund und Boden nach dem Stande der preußiſchen 
Geſeßgebung dem Eigentümer als Eigentums befugnis zuſteht 
und nur dann aus jagdpolizeilichen Gründen beſchränkt iſt, 
wenn der Grund und Boden nicht die in den Jagdpolizeigeſetzen 
borzeſehene Größe hat. Dieſes Jagdrecht ſtellt nicht ein mit 
dem Eigentum am Grundſtücke verbundenes ſelbſtändiges Recht 
dar und iſt deshalb kein Beſtandteil des Grundſtücks im Sinne 
des 9 96 B68. Es iſt überhaupt kein für ſich allein bes 
ſehendes, vom Eigentum loszulöſendes Recht, ſondern es fällt 
lediglich unter die Nutzungen, die aus dem Eigentum an 
Grundstücken zu ziehen find. In der Jagdnutzung hat der 
Eigentümer das geſetzlich geſchützte, nur jagdpolizeilich beſchränkte 
möfhlieplihe Aneignungsrecht an den auf feinen Grundſtücken 
angettoffenen jagdbaren Tieren. Dieſes Nutzungsrechts ent⸗ 
dußert er ſich durch die Verpachtung der Jagd, das An⸗ 
füignungsrecht ſteht nun dem Jagdpächter zu. Dadurch tritt 
der Pächter aber noch nicht in ein als Pacht der Grundſtücke 
ib aufzufaſſendes rechtliches Verhältnis zu dieſen. Er übt 
nr eine der aus dem Eigentume herzuleitenden Nutzungs⸗ 
befugniffe des Verpächters aus. Außer der Jagd kann der 

'gentümer noch weitere Einzelnutzungen der Grundſtücke an 
endere vergeben, Pächter in dem Sinne, daß ihm die Grund⸗ 
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ſtücke überlaſſen find und dieſe Uberlaſſung dem neuen Erwerber 
gegenüber beſtehen bleibt, wird aber immer nur derjenige ſein, 
deſſen Nutzung unmittelbaren Beſitz zur Vorausſetzung hat. 
Das trifft für das dem Jagdpächter übertragene Aneignungs⸗ 
recht nicht zu. Er betritt die Grundſtücke, aber er beſitzt ſie 
nicht, Beſitzer bleibt der Verpächter. Das Anzeigen der 
Grenzen kann nicht, wie dies bei der Vertretung der gegen⸗ 
teiligen Auffaſſung geſchieht, als Übergabe angeſehen werden, 
ſondern es wird damit nur die Orientierung über den räum⸗ 
lichen Umfang des Aneignungsrechts bezweckt. Dieſe Er⸗ 
wägungen ſchließen die entſprechende Anwendung des $ 571 
BGB. auf die Jagdpacht aus. Es beſtehen bei ihr zwiſchen 
dem Verpächter und dem Pächter nur obligatoriſche Beziehungen, 
die für den Erwerber der Grundſtücke nicht ohne weiteres, 
ſondern erſt dadurch, daß er in den Vertrag eintritt, bindend 
werden. Die vorſtehende Auffaſſung ſchließt es auch ſchon 
aus, einen dem neuen Erwerber entgegenzuſtellenden Beſitz am 
Jagdrecht anzunehmen, und es bedarf deshalb keines Eingehens 
auf die weiteren Bedenken, welche gegen dieſe in der Literatur 
vertretene Rechtsanſchauung geltend gemacht werden könnten. 
F. c. v. M., U. v. 1. Dez. 08, 337/08 VII. — Hamm. 

13. 55 709, 719 BGB. Recht des Geſellſchafters: 
Leiſtung an alle Geſellſchafter zu fordern.] 

Die Vorſchriften in den S$ 709, 719 BGB. beſagen aller⸗ 
dings, daß die Führung der Geſchäfte den Geſellſchaftern ge⸗ 
meinſchaftlich zuſteht, daß für jedes Geſchäft die Zuſtimmung 
aller Geſellſchafter gefordert wird, und daß ein Geſellſchafter 
nicht über ſeinen Anteil am Geſellſchaftsvermögen und an den 
einzelnen dazu gehörigen Gegenſtänden, alſo erſt recht nicht über 
die Gegenſtände im ganzen verfügen kann. Allein dieſe Vor⸗ 
ſchriften ſtehen dem nicht entgegen, daß jeder Geſellſchafter die 
Leiſtung an alle Geſellſchafter fordern kann; denn mit der 
Leiſtung an alle Geſellſchafter wird der Gegenſtand des An⸗ 
ſpruchs dem gemeinſamen Zwecke (S 705) zugeführt. (Wird 
ausgeführt.) D. c. G., U. v. 7. Dez. 08, 661/07 VI. — 
Frankfurt. 

14. 58 843, 844 BGB. Verringerung der Geldrente 
um den Betrag einer Invaliditätsrente.] 

Der Kläger bezieht von einer Verſicherungsgeſellſchaft ſeit 
ſeinem Unfall auf Grund eines früher geſchloſſenen Unfall⸗ 
verſicherungsvertrages eine Invaliditätsrente. Dieſe hat er von 
gewiſſen, gleich anfänglich miteingeklagten Schadenserſatzpoſten 
ſelbſt in Abzug gebracht, und das OLG. hat das nun bei den 
weitern Rentenbeträgen, wo er ſelbſt ſich abweichend verhalten 
hatte, ebenſo gemacht. Hierüber beſchwert ſich der Kläger 
unter Berufung auf Ausführungen des erkennenden Senates 
in RG. 64, 351 ff., mit denen übrigens noch zu vergleichen 
iſt Bd. 68 S. 46 f. Es iſt nun zwar nicht zu leugnen, daß 
keineswegs jede auf Grund eines Verſicherungsvertrages dem 
Erſatzberechtigten zufließende Entſchädigung von dem dieſem 
nach den 88 843, 844 B&B. gebührenden Schadenserſatz ab⸗ 
zuſetzen iſt. So ſind in der oben angeführten Entſcheidung 
insbeſondere die durch eigne Verträge des Verletzten dieſem 
ſelbſt oder ſeinen Hinterbliebenen geſicherten Unfallrenten oder 


Penſionen in Gegenſatz gebracht zu ſolchen Penſionen, die 


einen verletzten Beamten, bzw. deſſen Hinterbliebenen ſchon auf 


Grund feiner Amtsſtellung gebühren, und um deren Betrag 
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ſich wirklich der durch den Unfall verurſachte Schade ohne 
weiteres vermindert. Dem Fall eines von dem Verletzten 
früher auf eigne Koſten abgeſchloſſenen Verſicherungsvertrages 
würde unbedenklich gleichzuſtellen ſein z. B. ein Fall, wo etwa 


ein Dritter aus Liberalität eine ſolche Verſicherung zum Beſten 


des Verletzten genommen hätte. Aber anders liegt die Sache, 
wenn ein Arbeitgeber kraft einer zwiſchen ihm und ſeinen An⸗ 
geſtellten feſtſtehenden Gepflogenheit zum Vorteil aller dieſer 
beſtändig eine Unfallverſicherung auf ſeine Koſten aufrecht⸗ 
erhält. Hier iſt völlige Analogie mit den Beamtenpenſionen 
gegeben; hier gehört dieſe Fürſorge des Dienſtherrn für ſeine 
Angeſtellten, auf deren eventuelle Wirkſamkeit dieſe feſt zu rechnen 
berechtigt find, zu der Gegenleiſtung für ihre Dienſte, und 
daher verringert ſich der Belauf des durch den Unfall ent⸗ 
ſtandenen Schadens von vorn herein um die fraglichen In⸗ 
validitätsrenten oder Penſionen. B. c. K. & K., U. v. 
10. Dez. 08, 650/07 VI. — Cöln. 

15. 5 906 BGB. Grundſätze über die Frage wegen 
Anwendung des Geſetzes.] 

I. Der Inhalt der verurteilenden Urteilsformel iſt 
inſofern in ſich widerſpruchsvoll, als darnach der Beklagte im 
Probierraume der Fabrik zwar Dynamomaſchinen prüfen, bei 
der Prüfung aber nicht über das Geräuſch hinausgehen dürfe, 
das normale Dynamomaſchinen erzeugen. Um dem Urteil zu 
genügen, wäre daher der Beklagte, wenn er ſich nicht Be⸗ 
ſtrafungen ausſetzen wolle, genötigt, jeden Dynamo zuvörderſt 
anderswo prüfen zu laſſen, und er könnte nur dann, wenn 
der Dynamo ſich hierbei als normal erweiſe, ihn einer Prüfung 
in ſeinem eigenen Fabrikraum unterziehen. Das widerſpreche 
aber dem Zweck der Prüfung, durch die eben ermittelt werden 
ſolle, ob die Dynamomaſchinen ordentlich und normal gebaut 
ſind. Darüber, wie dieſe nicht wegzuleugnenden Zweifel hin⸗ 
ſichtlich der Tragweite der Verurteilung zu beſeitigen ſein 
möchten, gewähren auch die Entſcheidungsgründe keinen Anhalts⸗ 
punkt. Namentlich läßt ſich aus ihnen nicht entnehmen, daß 
etwa dem Beklagten die unterſchiedsloſe Prüfung aller Dynamos 
unverwehrt ſei und ihm nur die Verpflichtung obliege, ſobald 
er infolge des verſtärkten Geräuſches den Fehler des zu prüfenden 
Dynamos bemerkt, ſofort mit der Prüfung aufzuhören und die 
Maſchine abſtellen zu laſſen. Der Punkt bedarf daher weiterer 
Aufklärung. II. Zugunſten des Beklagten legt der Beruſungs⸗ 
richter den §S 906 BGB. dahin aus, daß es nicht auf die 
Gleichheit oder Ahnlichkeit des Fabrikbetriebes oder der dabei 
tätigen Maſchinen ankomme, ſondern die gleiche oder ähnliche 
Beſchaffenheit des Geräuſches das Entſcheidende ſei Das 
Verbietungsrecht des Nachbars falle daher ſchon dann weg, 
wenn gewerbliche Verrichtungen irgendwelcher Art die Urſache 
der in derſelben Gegend vorkommenden gleichartigen Geräuſche 
ſeien. An dieſer Vorausſetzung fehle es indeſſen im vorliegenden 
Falle. Zu dem durch den Ambos und durch die Elektromotoren 
bei Prüfung fehlerhafter Dynamos hervorgerufenen eigenartigen 
und ſehr ſtörenden Geräuſche ſei ein Gegenſtück in der dortigen 
Gegend trotz Erſtreckung der wiederholten gerichtlichen Beſichti⸗ 
gungen auf verſchiedene andere Fabrikſtellen nicht erbracht. 
Desgleichen ſei ein pfeifendes Geräuſch, wie es von der Schleif⸗ 
maſchine ausgehe, nirgends ſonſt in der Gegend zu finden. Der 
vernommene Sachverſtändige K. habe zwar anfänglich von einer 
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ähnlichen Schleifmaſchine in der Nachbarſchaft berichtet, ſpäter 
aber das betreffende Geräuſch auf eine Holzbearbeitungsmaſchine 
zurückgeführt. Hiervon abgeſehen könne das Vorhandenſein einer 
einzigen bezüglich des Geräuſches vergleichbaren Maſchine 
nicht den Einwand der Üblichkeit rechtfertigen. Dieſe Aus⸗ 
führungen beruhen inſofern auf Rechtsirrtum, als ſie die ver⸗ 
ſchiedenen aus der Fabrik des Beklagten in das klägeriſche 
Grundſtück eindringenden Geräuſche voneinander ſondern und 
bei jeder einzelnen Geräuſchart ſelbſtändig unterſuchen, ob letztere 
ihr Gegenſtück in einem gleichartigen Geräuſch anderer Fabriken 
des dortigen Stadtteils findet. Das entſpricht nicht der Abſicht 
des Geſetzgebers, von der dieſer bei Aufſtellung der in der 
zweiten Alternative des 8 906 BGB. für den Wegfall des 
nachbarlichen Verbietungsrechts geltenden Vorausſetzungen aus⸗ 
gegangen iſt. Vielmehr iſt darnach anzunehmen, daß, wenn 
mehrfache Geräuſche auf ein Nachbargrundſtück herüberdringen, 
ihre Geſamtwirkung und das Maß der durch dieſe hervor⸗ 
gerufenen Beläſtigung der Nachbarn ausſchlaggebend für die 
Entſcheidung der Frage ſein ſoll, ob die Geräuſcheinwirkungen 
von ungewöhnlicher Stärke ſind oder ſich innerhalb der Grenzen 
deſſen halten, was ſonſt an geräuſchvollen Betrieben in derſelben 
Gegend beläſtigend auf die Nachbarſchaft wirkt. Unter letzterem 
Geſichtspunkt hat der Berufungsrichter die Sachlage bisher 
nicht geprüft. III. Nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters 
iſt das von der Stanzmaſchine ausgehende Geräuſch nicht 
ſtörender als dasjenige, das durch den Betrieb einer Schnell⸗ 
druckpreſſe erzeugt wird, und ſind derartige Preſſen in der in 
Frage kommenden Gegend mehrfach im Gebrauch. Gleichwohl 
gelangt der Berufungsrichter auch bezüglich der Geräuſch⸗ 
wirkungen der Stanzmaſchinen zur Anerkennung des klägeriſchen 
Verbietungsrechts, weil, um letzteres Recht auszuſchließen, es 
nicht genüge, daß Grundſtücke zu einem mit den gleichen Geräuſchen 
verbundenen Betriebe benutzt würden, vielmehr noch, mindeſtens 
für die Mehrzahl der Fälle, die Duldung der bezüglichen Ein⸗ 
wirkungen durch die Nachbarn, insbeſondere durch die Eigen⸗ 
tümer der von dem Herüberdringen der Geräuſche betroffenen 
Grundſtücke nachgewieſen werden müſſe. Ein ſolcher Nachweis 
ſei nicht erbracht; denn es liege nichts weiter vor, als daß 
ein Hauswirt der dortigen Gegend den Fabriklärm dulde. Ein 
zweiter Hauswirt zeige ein unentſchiedenes Verhalten und ein 
Dritter habe ausdrücklich erklärt, er wolle wegen Beſeitigung 
des ſtörenden Lärms klagend vorgehen. Dieſe Anforderungen, 
die darnach hinſichtlich der Beweispflicht an den Beklagten 
geſtellt werden, ſind als ungerechtfertigt hoch und dem Geſetze 
nicht entſprechend zu bezeichnen. Bei der Beweisaufnahme iſt 
zur Sprache gekommen, daß die Fabrikbetriebe, deren Geräuſch 
dem von der Fabrik des Beklagten ausgehenden Geräuſch gleich⸗ 
artig iſt, ſchon ſeit Jahren beſtehen (die S.ſche Fabrik nach der 
Ausſage des Zeugen W. ſeit 1898, die F.ſche Fabrik nach der 
Ausſage des Zeugen R. ſeit 5—6 Jahren, die Fabrik von 
K. u. D. nach der Ausſage der Zeugin S. ſeit mindeſtens 
9 Jahren). Iſt dies richtig, ſo ergibt ſich daraus ohne weiteres, 
daß die Benutzung der fraglichen Grundſtücke zu lärmendem 
Fabrikbetrieb von der beteiligten Einwohnerſchaft geduldet und 
dadurch zu einer gewöhnlichen im Sinne des 8 906 BGB. 
geworden iſt. Die gegenteilige Annahme wäre nur begründet, 
wenn dargetan würde, daß die Nachbarn wegen Abwehr der 
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Geräuſcheinwirkungen erfolgreiche Maßnahmen getroffen, ins⸗ 
beſondere bei einem Vorgehen im Prozeßwege gegen die Fabrik⸗ 
beſtzer obfiegliche Urteile erſtritten haben. Derartige Behauptungen 
ſind bisher nicht aufgeſtellt. Bloß mündliche Proteſte vermögen 
dem jahrelang beſtehenden tatſächlichen Zuſtande ſeinen den 
Charakter der Stadtgegend als eines Fabrikviertels beſtimmenden 
Einfluß nicht zu nehmen. K. c. E. u. F., U. v. 9. Dez. 08, 
61/08 V. — Dresden. 

16. 8 1422 BGB. Folgen der mit Erhebung der Auf⸗ 
hebungsklage eintretenden Rechtshängigkeit des Herausgabe⸗ 
anſpruches.] 

Die Parteien waren ſeit dem 1. Oktober 1901 miteinander 
berheiratet, lebten ſeit dem 16. November 1904 voneinander 
getrennt und ſind ſeit dem 21. März 1907 rechtskräftig ge⸗ 
ſchieden. In der Ehe der Parteien herrſchte der geſetzliche 
Güterftand des BGB. Schon im Jahre 1905, alſo während 
der Ehe erhob die Klägerin gegen ihren Ehemann Klage auf 
Herausgabe ihres Vermögens, das ſie als Vorbehaltsgut be⸗ 
zihnete. Der Beklagte widerſprach dieſem Verlangen und 
machte Gegenanſprüche auf Grund des ihm zuſtehenden Rechtes 
auf Verwaltung und Nutznießung des Frauengutes, das er als 
eingebrachtes Gut der Klägerin bezeichnete, geltend. Während 
der Rechtsſtreit in der Berufungsinſtanz ſchwebte, und zwar 
nach rechtskräftiger Scheidung der Ehe fand ein vorbereitendes 
Verfahren ſtatt, nach deſſen Beendigung das jetzt von der 
Klägerin mit der Reviſion angegriffene Urteil des KG. vom 
25. Januar 1908 erging. Daneben hatte die Klägerin gegen 
den Beklagten in einem anderen Rechtsſtreit auf Aufhebung 
der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung geklagt. Dieſe 
Klage iſt dem Beklagten nach Angabe der Klägerin am 
5. April 1906 zugeſtellt worden und ſoll in II. Inſtanz ſchweben. 
I der Reviſions inſtanz ſtellte die Klägerin den Antrag: Das 
Vemfungsurteil vom 25. Januar 1908 inſoweit aufzuheben, 
als der Beklagte zur Herausgabe und Einwilligung nur Zug 
um Zug gegen die Gegenleiſtung der Klägerin verurteilt, aber 
nicht ganz nach den Anträgen der Klägerin zu I 1—3 und 
III 2 und 3 erkannt und als die Klägerin auf die Widerklage 
bennteilt worden ſei; inſoweit auch dem von ihr in der Be⸗ 
wfungsinſtanz geſtellten Antrage zu entſprechen. Der Beklagte 
beantragte, die Reviſion zurückzuweiſen. RG. hob teilweiſe auf: 
Durch die am 21. März 1907 eingetretene rechtskräftige 
Scheidung der Ehe der Parteien wurde der eheliche Güterſtand, 
der während ihrer Ehe beſtanden hatte (der geſetzliche Güter⸗ 
ſund des BG), beendigt. Mit dieſem Zeitpunkte hörte die 
Tewaltung und Nutznießung, die bisher dem Beklagten an 
dem eingebrachten Vermögen der Klägerin zuſtand, auf und es 
erkdigte ſich dadurch in der Hauptſache die von der Klägerin 
aührend der Ehe auf Grund des 8 1418 BGB. erhobene 
Alage auf Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung und Nutz⸗ 
Nefung. Nachdem ſchon als Wirkung der rechtskräftigen 

eidung die Verwaltung und Nutznießung des Mannes auf⸗ 
75 hat, kann nicht noch ein Urteil auf Aufhebung der Ver⸗ 
Are. und Nutznießung des Mannes ergehen. Ein ſolches 

ze setzt ſelbfwerſtändlich voraus, daß die Verwaltung und 
on des Mannes noch beſteht. Hierüber kann um ſo 
1 4 ein Zweifel herrſchen, als nach 8 1418 Abſ. 2 BGB. 
* Aufßebung der Verwaltung und Nutznießung erſt mit der 
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Rechtskraft des Aufhebungsurteils eintritt. Vermöge der dem 
Aufhebungsurteile beiwohnenden rechtsgeſtaltenden Wirkung kann 
erſt mit der Rechtskraft des Urteils der bisherige Güterſtand 
durch den an feine Stelle tretenden Gltterſtand der Güter⸗ 
trennung, 8 1426 BGB., erſetzt werden. In eine nicht mehr 
beſtehende Ehe kann aber Gütertrennung nicht eingeführt werden. 
Es fragt ſich nun, ob die Klägerin trotzdem die Beſtimmung 
des § 1422 BGB. für ſich geltend machen kann. Darnach 
ſoll der Mann, wenn die Verwaltung und Nutznießung auf 
Grund des § 1418 durch Urteil aufgehoben wird, zur Heraus: 
gabe des eingebrachten Gutes ſo verpflichtet ſein, wie wenn 
der Anſpruch auf Herausgabe mit der Erhebung der Klage auf 
Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung (angeblich am 
5. April 1906) rechtshängig geworden wäre. Dieſe Frage iſt 
für den Fall, daß ſich die erhobene Aufhebungsklage als be⸗ 
gründet erweiſt, zu bejahen. Zwar bezieht ſich der § 1422 
ſeinem Wortlaute nach nur auf den Fall, daß die Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes auf Grund des 
8 1418 durch Urteil aufgehoben wird und dieſer Fall iſt 
nicht eingetreten, kann auch nach dem oben Geſagten nicht mehr 
eintreten. Allein der Wortlaut iſt nicht ausſchlaggebend, denn 
es liegt nahe, daß der Geſetzgeber die bezeichnete Faſſung nur 
deshalb gewählt hat, weil ihm der Regelfall, daß die Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes bis zum Austrage des 
Rechtsſtreits fortdauert, vorgeſchwebt hat. Der dem § 1422 
zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke iſt aber zweifellos 
der geweſen, daß eine Frau, die aus gerechtfertigten Gründen 
($ 1418) die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes begehren kann und begehrt, geſchützt werden und die⸗ 
jenigen Vorteile genießen ſoll, die ſich daraus ergeben, daß der 
Herausgabeanſpruch als ſchon mit der Erhebung der Auf: 
hebungsklage rechtshängig geworden angeſehen wird. Es würde 
der Abſicht des Geſetzes nicht entſprechen, wenn die Frau 
dieſer Vorteile dadurch verluſtig ginge, daß ſich ihre Klage, 
weil Ehe und Güterſtand aus anderen Gründen aufgehört 
haben, in der Hauptſache erledigte. Dieſe Rechtslage verkennt 
das Berufungsgericht, wenn es der von der Klägerin auf Auf⸗ 
hebung der Verwaltung und Nutznießung erhobenen Klage jede 
Bedeutung für den vorliegenden, die Herausgabe des Frauen⸗ 
guts betreffenden Rechtsſtreit, abſpricht. Mit Recht rügt die 
Reviſion, das Berufungsgericht habe nach ſeinem Ermeſſen die 
Ausſetzung des vorliegenden Rechtsſtreits gemäß § 148 ZPO. 
in Erwägung ziehen ſollen, da die Frage, ob der Beklagte der 
Herausgabepflicht im Umfange des § 1422 zu genügen hat, 
für den gegenwärtigen Rechtsſtreit von weſentlicher Bedeutung 
iſt. Die in dieſem Rechtsſtreite zu erlaſſende Entſcheidung 
würde ohne Zweifel dann von dem Ausgange jenes anderen 
Rechtsſtreits abhängen, wenn die Klägerin in jenem anderen 
Rechtsſtreite mit Rückſicht auf die inzwiſchen infolge Scheidung 
eingetretene Beendigung der Verwaltung und Nutznießung von 
ihrem Antrage, dieſe aufzuheben, zu dem Antrage überginge, 
feſtzuſtellen, daß ſie berechtigt geweſen ſei, die Aufhebung zu 
verlangen. Glaubt das Berufungsgericht, von der Ausſetzungs⸗ 
befugnis nicht Gebrauch machen zu können oder zu ſollen, ſo 
wird es ſelbſt der Frage, ob die von der Klägerin auf Auf⸗ 
hebung der Verwaltung und Nutznießung erhobene Klage be⸗ 
gründet iſt, nähertreten und, ſoweit die von der Klägerin unter 
7 * 
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Bezugnahme auf jene Klage aufgeſtellten Behauptungen der 
Ergänzung bedürfen, das Frageamt ausüben müſſen. Das 
Berufungsgericht iſt jedenfalls durch den Umſtand, daß eine 
beſondere Klage auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung ſchwebt, nicht gehindert, ſelbſtändig zu prüfen und zu 
entſcheiden, ob der Klägerin die Beſtimmung des $ 1422 zugute 
kommt, d. h. ob der Fall vorliegt, daß ſie mit Recht die Auf⸗ 
hebung der Verwaltung und Nutznießung verlangt habe, und 
daß auch ein dahin gerichtetes Urteil ergangen wäre, wenn 
der Güterſtand noch fortbeſtände. Da dieſer rechtliche Geſichts⸗ 
punkt außer acht gelaſſen iſt, mußte das Berufungsurteil auf⸗ 
gehoben werden, jedoch nur inſoweit, als die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung von dem bezeichneten Mangel beeinflußt iſt. G. o. G., 
U. v. 3. Dez. 08, 136/08 IV. — Berlin. 

17. 8 1568 BGB. Die Frage, ob das Verhalten eines 
Ehegatten eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten enthält oder ſich als unſittlich darſtellt, kann unter 
Umſtänden Rechtsfrage ſein.] 

Es iſt zwar die Frage, ob das Verhalten eines Ehegatten 
ſich als eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten und als unſittlich im Sinne des 8 1568 BGB. dar⸗ 
ſtellt, innerhalb gewiſſer Grenzen Tatfrage. Wenn jedoch der 
Tatrichter unter das Mindeſtmaß inſofern hinuntergeht, als er 
eine ſchwere Eheverfehlung und eine Sittenwidrigkeit annimmt, 
während bei objektiver Würdigung, gleichviel um welche Ehe⸗ 
leute und um welche Begleitumſtände es ſich handeln mag, 
eine ſchwere Pflichtverletzung oder ein unſittliches Verhalten 
überhaupt nicht vorliegen können, ſo verletzt er damit die 
Rechtsbegriffe der ſchweren Eheverfehlung und des unſittlichen 
Verhaltens in dem beſonderen ihm zukommenden Sinne einer 
erheblichen, zur Gefährdung des ehelichen Verhältniſſes an 
ſich geeigneten Sittenwidrigkeit. Das trifft im vorliegenden 
Falle zu. (Wird dargelegt.) Das Berufungsurteil mußte 
daher aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht 
zurückverwieſen werden. Sch. c. Sch., U. v. 23. Nov. 08, 
101/08 IV. — Berlin. 

18. 85 2270, 2203 BGB. Retävermutung zugunſten 
der Korreſpektivität eines gemeinſchaftlichen Teſtaments. — 
Klagrecht des Teſtamentsvollſtreckers.] 

1. Zu beanſtanden iſt die Annahme des Berufung?» 
gerichts, daß die in den gemeinſchaftlichen Teſtamenten erfolgte 
Erbeinſetzung der Verwandten des Erblaſſers unwirk⸗ 
ſam ſei. Nach 8 2270 Abſ. 1 BGB. find die Verfügungen 
unwirkſam, von denen anzunehmen iſt, daß ſie nicht ohne die 
nichtigen Verfügungen des anderen Ehegatten getroffen ſein 
würden. Völlig unbedenklich iſt dieſe Annahme hinſichtlich der 
Einſetzung der Ehefrau als Erbin und hinſichtlich der Zuwendung 
an die Schweſter der Ehefrau (8 2270 Abſ. 2). Im übrigen 
ſind aber in den gemeinſchaftlichen Teſtamenten bloß Ver⸗ 
fügungen zugunſten von Perſonen getroffen, die lediglich mit 
dem Erblaſſer verwandt ſind. Dieſen Perſonen iſt das 
geſamte Vermögen der Ehegatten vermacht, ſei es, daß der Mann 
die Frau, ſei es, daß die Frau den Mann überlebe; ihnen iſt 
der Nachlaß des Mannes auch für den Fall vermacht, daß der 
Mann vor der Frau ſterbe, dieſe ſich aber wiederverheirate. 
Inſoweit in dieſen Verfügungen zugunſten der Verwandten 
des Mannes Verfügungen des Erblaſſers enthalten ſind, hat 
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der Berufungsrichter ſie ebenfalls für unwirkſam erklärt, und 
zwar wegen des engen Zuſammenhanges, in dem die Ver⸗ 
fügungen des Erblaſſers zugunſten ſeiner Verwandten mit den 
Verfügungen des Erblaſſers ſtünden, durch die die Witwe zur 
Alleinerbin berufen worden ſei. Zur Anwendung des 8 2270 
genügt jedoch eine ſolche Begründung nicht. Um die Erb⸗ 
einſetzung der Verwandten des Erblaſſers nach S 2270 für 
unwirkſam zu erklären, bedurfte es der Feſtſtellung, daß und 
aus welchen Gründen anzunehmen iſt, der Erblaſſer hätte auch 
dieſe Verfügungen nicht ohne die (nichtigen) Verfügungen ſeiner 
Frau getroffen. Soweit es ſich um Verfügungen des Erblaſſers 
handelt, find die Vorausſetzungen des Abſ. 2 des S 2270 nur 
gegeben hinſichtlich der Einſetzung der Frau als Erbin und hin⸗ 
ſichtlich der Vermächtnisanordnung zugunſten der Schweſter 
der Frau. Für die Annahme, der Erblaſſer habe die Ver⸗ 
fügungen zugunſten ſeiner Verwandten nicht ohne die 
(nichtigen) Verfügungen ſeiner Frau getroffen, fehlt es in den 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts an jedem Anhalt. Es 
kann dabei ganz dahingeſtellt bleiben, ob das Teſtament dahin 
auszulegen iſt, daß der überlebende Ehegatte Vorerbe, die Ver⸗ 
wandten des Mannes Nacherben fein ſollten (vgl. SS 2100, 
2102), oder ob, falls die Verfügungen der Frau rechtswirkſam 
geweſen wären, die Verwandten des Mannes als Erben des 
zuletzt verſterbenden Ehegatten den geſamten Nachlaß hätten 
erhalten ſollen (8 2269). Für die Anwendung des S 2270 
kommt es nur auf die Frage an, ob anzunehmen iſt, daß die 
Verfügungen des Erblaſſers zugunſten ſeiner Verwandten 
nicht ohne die (nichtigen) Verfügungen der Frau getroffen worden 
wären. Bei der Auslegung des Teſtaments wird nicht an dem 
buchſtäblichen Sinne der in dem Teſtament gebrauchten Aus⸗ 
drücke zu haften fein ($ 133). Wenn die Verwandten des 
Erblaſſers das „ſämtliche Nachlaßvermögen“ ſei es nach dem 
Ehemann ſei es nach der Ehefrau erhalten ſollten, wird wohl 
die Verfügung des Erblaſſers auch dahin gegangen fein, feine 
Verwandten ſollten das Nachlaßvermögen erhalten, auch wenn 
das Vermögen der Frau nicht dazu gehöre. 2. Fraglich erſchien, 
ob die Klage der Teſtamentsvollſtrecker nicht aus dem Grunde 
abzuweiſen ſei, weil ihnen nicht zuſtehe, über die Erbberechtigung 
der Beklagten eine Entſcheidung herbeizuführen. Der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker iſt nicht Vertreter der Erben (RG. 56, 330); ein 
Rechtsſtreit, der unter die Beſtimmung des 8 327 ZPO. fiele 
(vgl. 58 2212, 2213 BGB.), liegt nicht vor. Mit Wirkung 
für und gegen alle Erben können alſo die Teſtamentsvollſtrecker 
einen Rechtsſtreit, wie ſie ihn gegen die Beklagte eingeleitet 
haben, nicht führen; die Frage, ob die Beklagte Erbin iſt, 
läßt ſich nicht zwiſchen der Beklagten und den Teſtaments⸗ 
vollſtreckern zum endgültigen Austrag bringen (vgl. Mot. 5 
S. 137, Kommiſſions⸗Prot. 5 S. 300). Daraus ergibt ſich 
jedoch nicht notwendig die Abweiſung der erhobenen Klage. Aus 
Anlaß der ihm obliegenden Geſchäftsführung kann der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker Rechtsſtreite zu führen haben, für deren Entſcheidung 
die Frage der Erbberechtigung des Gegners von Erheblichkeit 
iſt und als Inzidentpunkt der Prüfung bedarf. Ob die klagenden 
Teſtamentsvollſtrecker zur Erhebung der Klage gegen die Be⸗ 
klagte durch die Führung ihres Amtes veranlaßt worden find, 
iſt nicht unzweifelhaft. Jedenfalls läßt der Klagantrag nicht 
erſehen, welche beſonderen Rechte oder Pflichten der Teſtaments⸗ 
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bollſtrecker zwiſchen den Parteien ſtreitig find. Möglicherweiſe 


iſt der Klagantrag dahin aufzufaſſen, es werde von den 
Teſtamentsvollſtreckern die Feſtſtellung begehrt, daß das zwiſchen 
einem Teſtamentsvollſtrecker und einem Erben beſtehende Rechts⸗ 
berhältnis (vgl. 8 2218 BGB.) zwiſchen ihnen und der Be: 
klagten nicht beſtehe (§S 256 ZPO.). Iſt das Klagbegehren 
ſo aufzufaſſen, ſo wird es aber immer noch der Darlegung be⸗ 
dürfen, daß die Kläger ein rechtliches Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung haben. Bei der erneuten Verhandlung 
wird das Berufungsgericht auf Klarſtellung dieſer Punkte, 
gegebenen Falles auf Richtigſtellung des Klagantrags hinzu⸗ 
wirken haben. N. c. T., U. v. 12. Nov. 08, 45/08 IV. — 
Hamburg. | 

Sivilprogeßordnung. 

19. 8 286 ZPO. Nichtberückſichtigung des geſamten 
Inhalts der Verhandlungen.] 

Statt ſeiner Entſcheidung mit ſelbſtändigen Ausführungen 
eine Begründung zu geben, hat der Berufungsrichter ſich darauf 
beſchränkt, zu erklären, daß er aus den nach dem Tatbeſtand 
vom Beklagten vorgetragenen Entſcheidungsgründen eines zwiſchen 
dieqſem und einer dritten Perſon vom Berufungsgericht gefällten 
Urteils auch nach nochmaliger Prüfung den Vertrag vom 8. März 
1905 als einen Scheinvertrag anſehe, und daß mit Rückſicht 
auf die wörtliche Wiedergabe der Gründe im Tatbeſtand eine 
nochmalige Wiederholung nicht erforderlich ſei. Der Berufungs⸗ 
richter hat hinzugefügt, daß die Ausführungen der Berufungs⸗ 
begründung nicht geeignet ſeien, eine andere Auffaſſung herbei⸗ 
zuführen. So wenig das vom Berufungsrichter beobachtete 
Verfahren, insbeſondere die völlig unterſchiedsloſe Übernahme 
der geſamten, zum größeren Teil gar nicht einſchlägigen Be⸗ 
gründung eines zwiſchen anderen Parteien ergangenen Urteils 
angemeſſen erſcheint, fo würde doch an ſich ein zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils nötigender Mangel an Gründen nicht 
gegeben ſein, denn der Berufungsrichter hat immerhin klar zum 
Ausdruck gebracht, daß er die im Tatbeſtand wörtlich wieder⸗ 
degebenen Ausführungen auch als die Begründung feiner den 
vorliegenden Rechtsſtreit erledigenden Entſcheidung angeſehen 
haben will. Dagegen muß der Reviſionsangriff zur Aufhebung 
des Berufungsurteils führen, mit dem Kläger geltend macht, 
daß die vom Berufungsrichter auch für die vorliegende Sache 
als maßgebend bezeichnete Begründung auch unter Hinzunahme 
der ſummariſchen Erklärung, daß die Ausführungen der Berufungs⸗ 
begründung eine andere Auffaſſung zu begründen ungeeignet ſeien, 
als eine den geſamten Inhalt der Verhandlungen berückſichtigende, 
ausreichende Begründung nicht angeſehen werden könne. Mit 
Recht betont die Reviſion beſonders, daß der Berufungsrichter 
dem Umſtand, daß Kläger vorliegend nicht einen gewöhnlichen 
auf, ſondern einen ſogenannten Sicherungskauf geltend macht, 
nicht genügend Rechnung getragen hat. (Wird weiter ausgeführt.) 
Es kommt aber weiter hinzu, daß die kurze Bemerkung des 
Verufungärichterg, die Ausführungen der Berufungsbegründung 
ſein nicht geeignet, eine andere Auffaſſung herbeizuführen, als 
eme ausreichende Würdigung dieſes Vorbringens nicht angeſehen 
werden lan. Insbeſondere bedurfte es einer ausdrücklichen 
Stelungnahme zu den in dem früheren Urteil nicht gewürdigten 
iaſüclichen Behauptungen des Klägers. K. c. S., U. v. 
8.0.08, 5/8 VII. — Berlin. 
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20, 8 304 ZPO. Zwiſchenurteil.] 
Das Berufungsurteil verletzt den Grundſatz, daß ein 
Zwiſchenurteil nach 8 304 3PO. Inhalt und Umfang des 


Anſpruchs feſtſtellen muß und dem Nachverfahren allein noch N 


die Ermittlung des Betrages überlaſſen darf: ſchon darum 
muß es aufgehoben werden. Es gehört nämlich von der An⸗ 
ſchauung des Berufungsrichters aus weſentlich zum Inhalt des 
klägeriſchen Schadenserſatzanſpruchs, welche Zeitſpanne denn 
nun zu verſtehen iſt unter der „nahen Zukunft“, binnen welcher 
der Beklagte den Kläger die dieſem feſt und unbedingt über⸗ 
tragenen Bauarbeiten ausführen laſſen müſſe. Erſt ein be 
ſtimmter Zeitpunkt des klägeriſchen Aus führungsrechts konnte 
die Grundlage ſein, auf welcher Sachverſtändige die Höhe der 
vom Beklagten an den Kläger zu zahlen geweſenen Vergütung 
und daraus die Höhe des dem Kläger entgangenen Gewinns 
berechnen konnten. Ob, nachdem der Beklagte den Bauplatz 
im April 1905 weiterveräußert hatte, das klägeriſche Recht 
fällig war ſchon für den Reſt des Jahres 1905 oder erſt für 
1906 oder gar erſt für 1907 oder wahlweiſe nach weſſen Wahl 
für eines dieſer Jahre, entſchied über den Reingewinn des 
Klägers, der ſich zum Teil aus der Differenz zwiſchen den 
Preiſen der vereinbarten Preisliſte und den Tagespreiſen der 
zu unterſtellenden Ausführungszeit ergab. Die genaue Be⸗ 
ſtimmung dieſes entſcheidenden Zeitpunktes durfte nicht dem 
Nachtragsverfahren und etwa den in demſelben zu hörenden 
Sachverſtändigen überlaſſen bleiben, ſondern mußte als das 
den Schadenserſatzanſpruch des Klägers erſt konzentrierende und 
realiſierende Moment durch den über den Anſpruchsgrund ent⸗ 
ſcheidenden Richter erfolgen. Der Berufungsrichter ſtützt ſeine 
Folgerung, daß der Beklagte eine feſte und unbedingte Ver⸗ 
pflichtung eingegangen, daß er dem Kläger die Bauarbeiten 
für eine „nahe Zukunft“ und für eine „der Lage des Grund⸗ 
ſtücks und den Anſprüchen einer günſtig ſituierten Familie ent⸗ 
ſprechenden Villa“ übertragen habe, auf eine Reihe von Tat⸗ 
ſachen: Abbruch der Vertragsverhandlung am 9. November 1903, 
genaue Preisfeſtſtellung und ihre Prüfung durch den Ver⸗ 
trauensmann des Beklagten V., Fertigung von Skizzen durch 
V., Abhängigkeit der in der Liſte vereinbarten Preiſe von der 
Konjunktur, Frage des Notars vor Unterzeichnung des Ver⸗ 
trages am 1. Dezember 1903, ob ein beſtimmter Bautermin 
feſtgeſetzt werden ſolle, und Antwort des Beklagten, daß er 
ſich auf einen beſtimmten Termin nicht feſtlegen wolle. Ob 
alle dieſe Tatſachen prozeßordnungsgemäß feſtgeſtellt, und ob 
ſie für ſich allein für die Anſchauung des Berufungsrichters 
ſchlüſſig ſind, kann dahinſtehen. Denn der Angriff der Reviſion, 
daß auf dieſe Tatſachen jene Schlußfolgerung nicht geſtützt 
werden durfte, trifft zu um deswillen, weil die wirklich 
entſcheidende Tatſache gar nicht berückſichtigt iſt, 
nämlich daß die Parteien beim Vertragsſchluß die Art und 
die Zeit des Baues völlig unbeſtimmt ließen. J. c. J., 
U. v. 8. Dez. 08, 123/08 III. — Kiel. 

21. Die 88 465 bis 468 ZPO. find auch für den 
Editionseid anwendbar.] £ 

Dem Berufungsgericht ift nicht beizutreten, wenn es den 
dem Beklagten durch den Beſchluß vom 27. September 1907 
gemäß § 426 3PO. auferlegten Eid deshalb, weil der Be⸗ 
klagte in dem zur Eidesabnahme angeſetzten Termine aus⸗ 
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geblieben war, endgültig als verweigert angeſehen und dem ſoſort 
geſtellten Antrag auf Anberaumung eines anderweiten Schwörungs⸗ 
termins nicht ſtattgegeben hat. Allerdings beziehen ſich die 
Beſtimmungen in 88 465 bis 468 ZPO. nach der ihnen ans 
gewieſenen Stellung zunächſt nur auf die im 10. Titel des 
II. Buches behandelte Beweisführung durch Eid, alſo auf den 
Schiedseid und den richterlichen Eid. Es erſcheint aber be⸗ 
rechtigt, fie auch auf den in 8 426 geregelten Editionseid ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. Der Geſetzgeber hat es für geboten 
erachtet, die Verſäumung eines zur Abnahme eines Parteieides 
angeſetzten Termins durch die ſchwurpflichtige Partei nicht der 
allgemeinen Vorſchrift in 8 367 zu unterſtellen, dieſer Partei 
vielmehr die Beſeitigung der Verſäumisfolgen unbedingt 
zu ermöglichen. Es iſt dies geſchehen mit Rückſicht auf die 
Bedeutung des Parteieides für die Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits oder eines Streitpunktes. Dieſe Zweckmäßigkeits⸗ und 
Billigkeitserwägung trifft in gleicher Weiſe wie für den Schieds⸗ 
oder richterlichen Eid auch für den in § 426 geregelten Editionseid 
zu, deſſen Nichtleiſtung unter Umſtänden ebenfalls für den 
Ausgang des Progeſſes oder für die Entſcheidung eines Streit 
punktes von durchgreifender Bedeutung ſein kann. Beſondere 
Bedenken gegen die analoge Anwendung der für den Schiedseid 
und den richterlichen Eid getroffenen Beſtimmungen auf den 
Editionseid, wie ſie nach gewiſſen Richtungen allerdings be⸗ 
ſtehen (vgl. RG. 44, 424), liegen betreffs der hier in Betracht 
kommenden Vorſchriften in SS 465 bis 468 nicht vor. Sch. c. W., 
U. v. 30. Nov. 08, 614/07 VI. — Dresden. 

22. 8 553 ZPO. Erforderniſſe der Revifionsſchrift. Bes 
deutung der Angabe der Parteirolle.] 

Die Einlegung der Reviſion erfolgt nach 8 553 ZPO. 
durch Einreichung der Reviſionsſchrift bei dem RG. Die 
Reviſionsſchrift muß enthalten die Bezeichnung des Urteils, 
gegen das die Reviſion gerichtet iſt, und die Erklärung, daß 
gegen dieſes Urteil die Reviſion eingelegt wird. Vorliegend 
enthält der rechtzeitig beim RG. eingegangene Schriftſatz vom 
24. Dezember 1907 dieſe Angaben. Er gibt aber inſofern 
Anlaß zu Bedenken, als bei der Bezeichnung der Parteien nicht 
auch die Stadt B., ſondern nur die für dieſe in der Berufungs⸗ 
inſtanz aufgetretenen Nebenintervenienten als „die Reviſions⸗ 
beklagten“ bezeichnet werden und ſo immerhin der Zweifel 
entſteht, ob nicht etwa das Rechtsmittel nur gegen dieſe, nicht 
auch gegen die Hauptpartei eingelegt iſt. Muß nun auch bei 
dem Vorhandenſein mehrerer Perſonen auf der einen oder der 
anderen Parteiſeite die Möglichkeit zugegeben werden, daß eine 
Partei ausdrücklich erklärt, ein Urteil nur gegenüber beſtimmten, 
ihm entgegengetretenen Perſonen anfechten zu wollen, ſo kann 
doch ein ſolcher Wille in Fällen der vorliegenden Art, in denen 
die Beſchränkung des Rechtsmittels auf die Perſon der Neben⸗ 
intervenienten die Unzuläſſigkeit des Rechtsmittels zur Folge 
haben würde, nur dann als vorhanden angenommen werden, 
wenn der Inhalt der Erklärung eine anderweite Deutung nicht 
zuläßt. Das iſt aber vorliegend nicht der Fall. In dem 
Schriftſatz vom 24. Dezember 1907 erklärt Klägerin unzwei⸗ 
deutig ihren Willen, das zugunſten der Beklagten ergangene 
Urteil anfechten zu wollen, und ſie bezeichnet auch bei Angabe 
der Parteien die Stadt B. als ihre Gegnerin, als die Beklagte. 
Wenn dann am Schluß der Parteiangabe nur die Neben⸗ 


intervenienten, die der Klägerin in der Berufungsinſtanz allein 
gegenübergetreten waren, als die Reviſionsbeklagten bezeichnet 
werden, ſo kann dieſem für die Rechtswirkſamkeit der nach 
8 553 ZPO. abzugebenden Erklärung gar nicht erforderlichen 
Zuſatz nicht die Bedeutung beigemeſſen werden, daß durch ihn 
die allgemein erklärte Rechtsmitteleinlegung auf die Neben⸗ 
intervenienten habe beſchränkt werden ſollen. Der Senat 
nimmt in Übereinſtimmung mit der von der Reviſionsklägerin 
abgegebenen Erklärung an, daß mit dem Zuſatz eine Ein⸗ 
ſchränkung des Rechtsmittels nicht beabſichtigt war und hat 
deshalb die Reviſion für zuläſſig erachtet. M. A. K. & Co. c. B., 
U. v. 17. Nov. 08, 598/07 VII. — Berlin. 

23. 88 606 ff. ZPO. in Verb. mit 88 134, 138 BGB. 
Eine Vereinbarung der Eheleute, Berufung ſolle gegen ein die 
Ehe ſcheidendes Urteil I. Inſtanz ausgeſchloſſen ſein, iſt nichtig.] 

Beide Parteien haben die Scheidung der ſeit dem 28. Juni 
1906 zwiſchen ihnen beſtehenden Ehe beantragt. Die I. Inſtanz 
ſprach auf die Klage der Frau die Scheidung der Ehe aus 
und wies die Widerklage des Mannes ab. Hiergegen legte 
der Beklagte Berufung ein. Er erachtete die Klage für 
unbegründet und die Widerklage für begründet. Die Klägerin 
ſetzte der Berufung vornehmlich entgegen: Vor Anſtrengung 
des vorliegenden Prozeſſes ſei zwiſchen den Parteien vereinbart 
worden, daß, falls in dem anhängig zu machenden Scheidungs⸗ 
prozeſſe ſchon in I. Inſtanz, ſei es auch nur auf den Antrag 
des einen Teils, die Ehe der Parteien geſchieden werden ſollte, 
hiergegen die Berufung nicht zuläſſig ſei, ſondern ſich jeder 
Teil bei der ergangenen Entſcheidung beruhigen ſolle. Das 
Berufungsgericht geht davon aus, daß die von der Klägerin 
behauptete Ausſchließung des Rechtsmittelganges mit Rückſicht 
auf die Bedeutung und das beſondere Weſen der Ehe ſo über⸗ 
aus leichtfertig und frivol ſei, daß ſie ſowohl mit den guten 
Sitten als auch mit dem das ganze Eherecht beherrſchenden 
Prinzip der tunlichſten Aufrechterhaltung der Ehe abſolut 
unvereinbar und demgemäß ſowohl nach § 138 Abf. 1 als 
auch nach S 134 BGB. nichtig ſei. Sachlich, jo führt das 
Berufungsgericht des näheren aus, ſei die Klage unbegründet. 
Auch die Widerklage erachtete das Berufungsgericht für 
unbegründet. Demgemäß wies es, unter Zurückweiſung der 
Berufung im übrigen, die Klage ab. Gegen das Berufungs⸗ 
urteil legte die Klägerin Reviſion, der Beklagte Anſchlußreviſion 
ein. RG. wies beide Reviſionen zurück: Die Reviſion der 
Klägerin bekämpft mit Unrecht die Anſicht des Berufungs- 
gerichts, daß die behauptete Vereinbarung des Verzichts auf 
die Einlegung des Rechtsmittels nichtig ſei. Grundſätzlich und 
im allgemeinen iſt ein Verzicht auf das Rechtsmittel auch vor 
Erlaſſung des Urteils ſtatthaft. Zwar hat die ZPO. von 
einer Regelung dieſer Frage abgeſehen. In der Begründung 
des Entwurfs zur ZPO. wird ausgeführt: Die Gültigkeit 
eines hierauf gerichteten Vertrags ſei lediglich nach dem Zivil⸗ 
rechte zu beurteilen; ein ſolcher Vertrag ſei einem Kompromiß. 
analog (S. 300 der Begründung zum III. Entwurf). Die 
Vorſchriften des BGB., die hier in Betracht kommen, enthalten 
kein allgemeines Verbot, ein Rechtsmittel im voraus vertraglich 
auszuſchließen. Demgemäß hat das RG. ſchon wiederholt 
ausgeſprochen, daß auch nach Maßgabe des neuen Rechts der 
Verzicht auf das Rechtsmittel vor Erlaſſung des Urteils an. 
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ſch fatthaft iſt (Urteil des II. 3S. vom 24. Februar 1903 
in Sachen II. 363/02 und des I. 38S. vom 3. Oktober 1903 
in Sachen I. 171/03). Eine Vereinbarung, daß, falls in dem 
anhängig zu machenden Eheſcheidungsprozeſſe in I. Inſtanz 
die Ehe geſchieden werden ſollte, die Berufung nicht zuläſſig 
fein folle, verſtößt aber gegen das Weſen der Ehe und verletzt 
damit die guten Sitten und das Geſetz (S8 138 Abſ. 1, 134 
BGB.) Wie bei dem Kompromiſſe der Gegenſtand des Streits 
ein folder ſein muß, über den die Parteien vergleichsweiſe 
paktieren können (5 1025 ZPO.), jo muß auch bei dem analog 
zu beurteilenden Abkommen über den Verzicht auf das Rechts⸗ 
mittel ein Streitgegenſtand vorliegen, über den die Parteien 
frei verfügen können. Gemäß der rechtlichen und ſittlichen 
Natur der Ehe kann es jedoch nicht ſtatthaft erſcheinen, eine 
Verfügung der Parteien vor Erlaſſung des Urteils dahin zu⸗ 
wloffen, daß ein die Scheidung der Ehe ausſprechendes richter⸗ 
liches Urteil, gleichviel ob es materiell richtig oder unrichtig 
it, die Parteien unbedingt binden ſolle. Ein ſolches Abkommen 
it ſonach gemäß den beſonderen Vorſchriften des Zivilrechts in 
den 88 134, 138 BGB. nichtig. Die Ausführung der Reviſion, 
daß die ZPO. in den Vorſchriften der SS 617, 622 über den 
Ausſchluß der Dispoſitionsmaxime und in der nach 8 607 zu⸗ 
gelaſſenen Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft im Eheſcheidungs⸗ 
prozeß die ausreichenden Garantien für Ermittlung der 
materiellen Wahrheit gebe und daneben nicht noch Raum für 
die weiteren Geſetzesvorſchriften ſei, iſt nicht zutreffend. Die 
Vorſchriften der 88 606 ff. ZPO. geſtalten nur die eigentlichen 
Prozeßhandlungen aus. Daneben bleiben die dem materiellen 
Zwilrecht angehörigen Rechtsſätze, denen das hier vorliegende 
Ablommen unterworfen iſt, beſtehen. Wollte man aber auch 
das letztere vermöge ſeiner dem Gebiete des Prozeßrechts an⸗ 
gehörenden Wirkungen als ein dem Prozeßrechte unterliegendes 
Rehtögefhäft auffaſſen, fo wäre das Ergebnis kein anderes. 
Dem unter dieſem Geſichtspunkte wäre das Abkommen deshalb 
mwukſam, weil es mit dem in $ 622 ZPO. enthaltenen 
Prinzip der möglichſten Aufrechterhaltung der Ehe in Wider⸗ 
ſpuch tritt. B. c. B., U. v. 26. Nov. 08, 97/08 IV. 
— Berlin. 

24. 8 1037 ZPO. Fortſetzung des ſchiedsrichterlichen 
u auch nach der Entſcheidung über ein Ablehnungs⸗ 
heſuch. 

Die Annahme des Berufungsrichters, daß das ſchieds⸗ 
gerichtliche Verfahren deshalb unzuläffig fei, weil vor Erlaß des 
Shidsſpruchz nicht eine Entſcheidung des ordentlichen Gerichts 
über die Ablehnung, ſondern nur eine ſolche der beiden Schieds⸗ 
richter ergangen ſei, beruht auf einer rechtsirrigen Auffaſſung. 
Du 8 1037 SPD. beſtimmt ausdrücklich, daß trotz einer Ab⸗ 
uhnung das Verfahren fortgefeßt, ſogar der Schiedsſpruch er⸗ 
laſen werden darf. Daraus folgt, daß ein derartiger, vor Er⸗ 
laz der gerichtlichen Entſcheidung über ein Ablehnungsgeſuch ers 
Ifjene Schiedsſpruch keineswegs auf alle Fälle unwirkſam ift. 
Ein folder Spruch ergeht unter Vorbehalt der Entſcheidung des 
Gerichte über die Ablehnung. Trifft das Gericht die Entſcheidung 
aufn, daß die Ablehnung begründet war, fo ſteht nunmehr feit, 
daß ein mit Recht abgelehnter, ein unfähiger Schiedsrichter mit- 
dirt hat. Dadurch iſt die Unzuläſſigkeit des Verfahrens und 
biterhin die Unwirkſamkeit des Schiedsſpruchs gegeben. War 
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aber die Ablehung nach der Entſcheidung des Gerichts nicht 
begründet, fo hat niemals ein unfähiger Schiedsrichter mit⸗ 
gewirkt und eine Unzuläſſigkeit des Verfahrens liegt inſoweit 
nicht vor. Vorliegend hatte deshalb das Berufungsgericht zu 
prüfen und zu entſcheiden, ob die Ablehnung gerechtfertigt war 
oder nicht. Dieſer Prüfung hat ſich das Berufungsgericht zu 
Unrecht entzogen. Seine Ausführungen legen die Annahme nahe, 
daß es ſich zu dieſer Unterlaſſung für berechtigt angeſehen hat, 
weil die beiden Schiedsrichter die Ablehnung des Obmanns 
bereits in unzuläſſiger Weiſe zurückgewieſen hatten. Allein dieſe 
Ausführungen gehen fehl. Das Schiedsgericht, das trotz der 
Ablehnung zur Fortſetzung des Verfahrens und zum Erlaß des 
Schiedsſpruchs berechtigt iſt, kann ſeine Anſicht, daß es die Ab⸗ 
lehnung für unbegründet und deshalb die Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens für angezeigt erachtet, ſowohl durch die Tatſache der 


Fortſetzung des Verfahrens als auch durch einen ausdrücklich 


ſeine Auffaſſung ausſprechenden Beſchluß zur Kenntnis der 
Parteien bringen. Ein derartiger Beſchluß, auch wenn er aus⸗ 
drücklich auf Zurückweiſung der Ablehnung ergeht, greift in 
keiner Weiſe der endgültigen Entſcheidung durch das ordentliche 
Gericht vor. Auch der Schiedsſpruch, der nach Erlaß eines 
ſolchen Beſchluſſes gefällt iſt, hängt bezüglich ſeiner Rechts⸗ 
wirkſamkeit davon ab, ob das Gericht die Ablehnung demnächſt 
für berechtigt erklärt oder nicht. L. c. J. Maſchinenfabrik, 
U. v. 4. Dez. 08, 462/08 VII. — Naumburg. 

Konkursordnung. 

25. § 30 Nr. 1 Halbſatz 1 KO. in Verbindung mit 
85 119, 123, 124, 144 BGB. Inwieweit ergreift ein die 
Anfechtung begründender Willensmangel mit dem Kauſalgeſchäft 
auch den dinglichen Vertrag 2] 

Der Weißgerbermeiſter H. aus A. hat am 16. Mai 1906 
in Ha. von der Beklagten durch mündlichen Vertrag Felle 
gekauft; der Preis betrug 5837 & und ſollte durch zwei am 
10. und am 26. September 1906 fällige Akzepte des Käufers 
gedeckt werden. Die Ware iſt am 22. Mai 1906 bei dem 
Käufer in A. eingegangen. Am 1. Juni 1906 iſt der Konkurs 


über das Vermögen des Käufers eröffnet worden. Vorher 


hatte ſich am 28. Mai im Auftrage der Beklagten, die in⸗ 
zwiſchen ungünſtige Nachrichten über den Käufer erhalten zu 
haben behauptet, der Buchhalter der Beklagten, B. in A. ein⸗ 
gefunden. Er nahm von den überſandten Fellen, die im 
ganzen 5 837 kg zu 1 4 das Kilogramm ausgemacht hatten, 
den größeren Teil, nämlich 4 480 kg, wieder an ſich und 
brachte ſie zur Beklagten nach Ha. zurück; über den Hergang 
bei der Rückerlangung dieſer Felle durch B. iſt Streit unter 
den Parteien. Die Akzepte hat die Beklagte nicht erhalten. 
Die verbliebenen 1 357 kg Felle hat der Konkursverwalter 
verarbeiten laſſen. Mit der vorliegenden Klage forderte der 
Konkursverwalter Herausgabe der zurückgenommenen Felle, 
ſowie Verurteilung der Beklagten zum Erſatze des Schadens, 
der dadurch erwachſen ſei, daß dieſe Felle nicht mehr in ihrem 
Zuſtande vom 28. Mai 1906 zurückgegeben werden können. 
Die Beklagte widerſprach der Klage und erhob Widerklage auf 
Zahlung von 1 357 & nebſt Zinſen, als des Wertes der ver⸗ 
arbeiteten Felle. Das LG. hat die Beklagte zur Herausgabe 
der am 28. Mai 1906 aus dem Beſitze des Gemeinſchuldners 
erhaltenen Felle an den Kläger verurteilt, im übrigen aber die 
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Klage und die Widerklage ganz abgewieſen. Die Beklagte 
legte Berufung ein, der ſich der Kläger anſchloß. Die Beklagte 
verlangte gänzliche Abweiſung der Klage und Verurteilung 
nach dem Widerklageantrage. Der Kläger dagegen änderte mit 
Rückſicht darauf, daß inzwiſchen die Beklagte die nach Ha. 
zurückgebrachten Felle verkauft hatte, den Klageantrag dahin; 
daß die Beklagte zur Zahlung von 4 658,24 A nebſt Zinſen 
verurteilt werde, wovon 4 480 & auf den Wert der Felle, 
die übrigen 178,24 & auf unbeſtrittene Fracht⸗ und ſonſtige 
Auslagen des Gemeinſchuldners entfallen. Das OLG. hat die 
Berufung der Beklagten zurückgewieſen, auf die Anſchluß⸗ 
berufung des Klägers aber das landgerichtliche Urteil, ſoweit 
es über die Klage und über die Koſten entſcheidet, aufgehoben 
und die Beklagte koſtenläſtig zur Zahlung von 4 658,24 * 
nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 28. Mai 1906 an den Kläger 
verurteilt. RG. hob auf Reviſion der Beklagten auf: Die 
Entſcheidung des Berufungsgerichts beruht auf der Annahme, 
die Beklagte müſſe ſich ſo behandeln laſſen, als habe ſie die 
ihr von B. zurückgebrachten Felle durch ein mit dem Gemein⸗ 
ſchuldner geſchloſſenes Rechtsgeſchäft wiedererlangt, deſſen Inhalt 
die „Stornierung des Kaufvertrags und der erfolgten Eigentums⸗ 
übertragung“ geweſen ſei; dieſes von dem Berufungsgerichte 
ſo bezeichnete „Putativgeſchäft“ ſei aber von dem klagenden 
Konkursverwalter rechtswirkſam gemäß § 30 Nr. 1 Halbſatz 1 
KO. angefochten, woraus ſich bei Anwendung des § 37 KO. 
die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung der in der 
Berufungsinſtanz geforderten Summe ergebe. Nun hatte aber 
die Beklagte geltend gemacht, ſie habe nur wiedererlangt, was 
ihr Eigentum war, da die Veräußerung an den Gemeinſchuldner 
von ihr wegen Irrtums und Betrugs angefochten worden, die 
Übereignung an den Gemeinſchuldner alſo ($ 142 BGB.) als 
von Anfang an nichtig anzuſehen ſei. Iſt dies richtig, ſo iſt 
ſelbſtverſtändlich für die von dem Konkursverwalter auf 8 30 
KO. gegründete Anfechtung des „Stornierungsgeſchäfts“ kein 
Raum; eine nichtige Übereignung bedarf nicht der „Stornierung“, 
um ihre Wirkung zu verlieren, ſie iſt von ſelbſt ohne Wirkung, 
die „Stornierung“ und damit auch deren Anfechtung wäre alſo 
gegenſtandslos. Wollte man aber etwa als Gegenſtand der 
von dem Konkursverwalter geltend gemachten Anfechtung nicht 
eine durch das „Stornierungsgeſchäft“ erfolgte Rückübertragung 
des Eigentums, ſondern die durch dieſes Geſchäft erfolgte Rück⸗ 
übertragung des Beſitzes der Felle auf die Beklagte anſehen, 
ſo würde dem hierauf geſtützten Anſpruch auf Herausgabe der 
Felle (ſofern dieſer urſprüngliche Anſpruch der Klage nach der 
durch den Verkauf der Felle eingetretenen Anderung der Sach⸗ 
lage überhaupt noch in Betracht zu kommen hätte) wiederum 
das Eigentum der Beklagten und ihr hieraus fließendes Recht 
auf den Beſitz (8 985 BGB.) entgegenſtehen. Das Berufungs⸗ 
gericht hat nun die von der Beklagten behauptete Anfechtung 
der Veräußerung als berechtigterweiſe und wirkſam erfolgt 
unterſtellt; es nimmt jedoch an, daß in dieſem Falle zwar das 
Grundgeſchäft, der Kaufvertrag, nicht aber auch das Erfüllungs⸗ 
geſchäft, der dingliche Ubereignungsvertrag, der Nichtigkeit ver⸗ 
fallen würde. Aus dieſer Auffaſſung ergibt ſich dann die vom 
Berufungsrichter nicht ausdrücklich ausgeſprochene, aber ſeiner 
Entſcheidung erſichtlich zugrundeliegende Folgerung, daß die 
Felle nicht einem Ausſonderungsrechte der Beklagten (S 43 


2. 1909. 


KO.) unterlagen, ſondern als Eigentum des Gemeinſchuldners 
zur Konkursmaſſe gehörten, und daß der Beklagten nur ein 
perſönlicher Herausgabeanſpruch auf Grund der ungerechtfertigten 
Bereicherung (8 812 BGB.) zuſtand, den ſie in Geld umgeſetzt 
(S 69 KO.) als Konkurs forderung anmelden mochte. Allein 
die Auffaſſung des Berufungsrichters wird, zum mindeſten für 
den mitunterſtellten Fall der Anfechtung wegen Betrugs, der 
Rechtslage nicht gerecht. Richtig iſt, daß das BGB. zwiſchen 
dem den konkreten Rechtsgrund einer Veräußerung enthaltenden, 
die Verpflichtung zur Erfüllung begründenden obligatoriſchen 
Geſchäfte, dem ſogenannten Kauſalgeſchäfte, und dem „abſtrakten“, 
von jenem Rechtsgrunde völlig losgelöſten, ſeine Geltungskraft 
aus ſich ſelbſt ſchöpfenden ſachenrechtlichen Erfüllungsgeſchäfte 
ſcharf unterſcheidet. Aus ihr folgt aber keineswegs, daß von 
Willensmängeln des Grundgeſchäfts das Erfüllungsgeſchäft 
nicht zugleich mitergriffen ſein könne. In der Literatur ſind 
in dieſer Hinſicht verſchiedene Meinungen lautgeworden. In 
neueſter Zeit iſt ſogar mit beachtenswerten Gründen (von 
Schreiber in Gruchots Beitr. 52, 515 ff.) die Anſicht vertreten 
worden, daß ein die Anfechtung begründender Willensmangel 
(88 119 ff. BGB.) ſtets mit dem Kauſalgeſchäft auch den 
dinglichen Vertrag ergreife, ſo daß auch deſſen Nichtigkeit die 
Folge der Anfechtung ſei. Ob man ſo weit gehen darf, mag 
auf ſich beruhen. Jedenfalls iſt bei dem Käufer, der durch 
argliſtige Täuſchung den Verkäufer zum Abſchluſſe des Kauf⸗ 
vertrags beſtimmt (8 123 BGB.), die Abſicht regelmäßig nicht 
auf die bloße Erlangung des obligatoriſchen Erfüllungsanſpruchs 
aus dem Kaufvertrage gerichtet, ſondern gerade unmittelbar 
auf Erlangung der Kaufſache. Dieſer Abſichtsrichtung auf 
ſeiten des Täuſchenden entſpricht die Richtung des Willens⸗ 
mangels auf ſeiten des Getäuſchten. Der Verkäufer würde 
die kreditweiſe verkaufte Ware ſicher nicht liefern, wenn er nicht 
noch unter dem ſeinen Willen beſtimmenden Einfluſſe der arg⸗ 
liſtigen Täuſchung über die Zahlungsfähigkeit des Käufers 
ſtünde. Wäre letzteres nicht der Fall, hätte vielmehr der Ver⸗ 
käufer inzwiſchen die Täuſchung erkannt und lieferte er gleich⸗ 
wohl, ſo könnte von einer Anfechtung auch nur des Kauſal⸗ 
geſchäfts nicht die Rede ſein, weil alsdann in der Erfüllung 
die Beſtätigung läge (S 144 BGB.). Indem alſo der Bes 
rufungsrichter die berechtigterweiſe erfolgte Anfechtung des 
Kauſalgeſchäfts wegen Betrugs unterſtellt, unterſtellt er damit 
notwendig zugleich, daß der Betrug zur Zeit des Erfüllungs⸗ 
geſchäfts noch fortgewirkt, daß er auch den auf dieſes Geſchäft 
gerichteten Willen der Beklagten beſtimmt hat. Nur unter 
ganz beſonderen, bisher nicht erſichtlichen Umſtänden würde 
man bei der angegebenen Sachlage zu der Annahme gelangen 
können, daß die Beklagte zu dem dinglichen Erfüllungsgeſchäfte 
nicht ebenſo wie zu dem Kaufvertrage durch die unterftellte argliſtige 
Täuſchung beſtimmt worden fe. Sind Umſtände ſolcher Art 
nicht feſtzuſtellen, dann ergibt ſich aus der begründeten An⸗ 
fechtung wegen Betrugs auch die Nichtigkeit des dinglichen 
Abereignungsvertrags. Daß dieſes Ergebnis, zu dem übrigens 
ein anderer Senat des Berufungsgerichts in einer auf Reviſion 
durch Urteil des RG. vom 29. Mai 1908 VII. 322/07 auf⸗ 
rechterhaltenen Entſcheidung ebenfalls bereits gekommen iſt, 
den Bedürfniſſen des redlichen Verkehrs entſpricht, wird ſich 
kaum bezweifeln laſſen. Da aber die begründete Anfechtung 
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wegen Betrugs zwar behauptet, aber bisher noch nicht feſt⸗ 
geſtellt, ſondern wie mehrfach erwähnt, nur unterſtellt iſt, fo 
mußte unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Sache 
zum Zwecke der noch erforderlichen tatſächlichen Erörterungen 
in die Berufungsinſtanz zurückverwieſen werden. E. c. Konk. H., 
U. v. 24. Nov. 08, 30/08 VII. — Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

26. S 346 HGB. Widerſpruchsloſe Annahme des 
Schlußſcheins.] 

Die bisherige Rechtſprechung des RG. über die Wirkungen 
einer widerſpruchsloſen Annahme des Schlußſcheins ſteht der 
Entſcheidung des Berufungsrichters nicht zur Seite. Sie hat 
fh nicht etwa auf dem Standpunkt geſtellt, daß aus einer 
ſolchen Annahme die Genehmigung der in dem Schlußſcheine 
enthaltenen Geſchäftsbedingungen gefolgert werden muß, ſondern 
fie hält eine derartige Folgerung mit dem Hinweis auf § 346 
68. nur für möglich (RG. 59, 351 — vgl. ROSE. 
13, 295). Die Möglichkeit dieſer Folgerung iſt indeſſen aus⸗ 
geſchloſſen, wenn am Orte des Geſchäftsabſchluſſes über die 
wirkliche Geltung einer Schlußſcheinklauſel eine derartige Nicht⸗ 
bereinſtimmung der Anſchauungen beſteht, wie dies feſtgeſtellter⸗ 
maßen für den gegebenen Fall zutrifft. O. Bank c. B., U. v. 
7. Dez. 08, 119/08 IV. — Königsberg. 

27. 5 376 HGB. Vertragsmäßige Beſeitigung der 
rechtlichen Natur eines Firgefchäfts.] 

Es iſt im allgemeinen im Hinblick auf die dis poſitive 
Natur der Beſtimmungen des 8 376 HGB. als rechtlich möglich 
anzuſehen, daß die Parteien einem von ihnen als Fixgeſchäft 
eſchloſſenen Kaufvertrage nachträglich dieſe rechtliche Natur 
wieder entziehen, indem fie ihren übereinſtimmenden Willen dahin 
lundgeben, daß unter Aufrechterhaltung des Vertrags im übrigen 
die bedungene Erfüllungszeit entweder überhaupt nicht weiter 
pelten oder doch nicht mehr ein fo weſentlicher Beſtandteil des 
Gechäfts fein ſolle, daß eine nachträgliche Erfüllung nicht 
als Vertragserfüllung anzuſehen ſein würde. Iſt, wie im vor⸗ 
legenden Falle, die Leiſtung innerhalb einer beſtimmten Friſt 
berabtedet, fo kann eine derartige nachträgliche Vereinbarung, 
ſowohl vor als nach dem Ablaufe der bedungenen Friſt, getroffen 
werden und zwar auch ſtillſchweigend, durch ſchlüſſiges Verhalten 
der Parteien (vgl. ROG. 6, 22). A. c. E. & Co., U. v. 
4. Dez. O8, 186/08 II. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

28. Auslegung der Klauſel in den Verſicherungs⸗ 
bedingungen „Verſicherung von Unfällen, inſofern durch die⸗ 
ſelben für fi) allein und nicht beeinflußt durch irgendwelche mit 
den Unfall nicht in urſächlichem Zuſammenhang ſtehende Krank⸗ 
heiten der Tod verurſacht iſt “.] 

Nach den der Verſicherung des Erblaſſers der Kläger zu⸗ 
grunde liegenden allgemeinen Verſicherungsbedingungen verſichert 
di Beklagte gegen die Folgen von Unfällen, „inſofern durch 
diefelben für ſich allein und nicht beeinflußt durch irgendwelche, 
nit dem Unfall nicht in urſächlichem Zuſammenhang ſtehende 
Krankheiten oder andere Umſtände der Tod oder die Arbeits⸗ 
th. Erwerbs- (Dienſt⸗) Unfähigkeit verurſacht worden iſt“ 
6 1 Ab. . Als Unfälle gelten nur ſolche körperliche Ber 
ſhibigungen, von denen der Verſicherte durch plötzliche äußere 
Gevallemwirkung unfreiwillig betroffen wird. Auch Unfälle, 
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die durch Blitz⸗ oder elektriſche Schläge hervorgerufen find, 
fallen unter die Verſicherung. Der Berufungsrichter nimmt 
zunächſt an, daß zwiſchen der Herzſchwäche, die den Tod des 
klägeriſchen Erblaſſers herbeigeführt habe, und dem in deſſen 
Nähe herniedergegangenen Blitzſtrahl ein urſächlicher Zuſammen⸗ 
hang beſtehe und daß danach der Tod des Erblaſſers durch 
einen Unfall im Sinne der Verſicherungsbedingungen herbei⸗ 
geführt worden ſei. Dieſe auf das Gutachten des Profeſſors 
Dr. H. gegründete Annahme iſt nicht zu beanſtanden, auch von 
der Reviſion nicht angefochten. Hat der Blitzſtrahl, wie der 
Berufungsrichter annimmt, durch unmittelbare Kraftäußerung 
oder auch nur mittels des durch ihn verurſachten Schrecks auf 
die Herznerven des Erblaſſers der Kläger ſchwächend derart 
eingewirkt, daß dieſe Schwächung zum Tode beigetragen hat, 
ſo liegt eine zum Tode mitwirkende körperliche Beſchädigung 
im Sinne der Verſicherungsbedingungen vor. Der Berufungs⸗ 
richter gelangt aber zur Zurückweiſung des Anſpruchs der 
Kläger deshalb, weil zum Eintritt des Todes eine unabhängig 
vom Unfall entſtandene „Krankheit“ des Genannten mitgewirkt 
habe, die in abſehbarer Zeit zu ſeinem Tode geführt haben 
würde. Es beſtehen weſentliche Bedenken, ob der Berufungs⸗ 
richter bei dieſer Annahme, die er lediglich auf das Gutachten 
des Sachverſtändigen Dr. H. ſtützt, deſſen Gutachten er⸗ 
ſchöpfend gewürdigt hat. Die in den allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen der Unfall⸗Verſicherungsgeſellſchaften viel⸗ 
fach enthaltene Vorſchrift, daß die Geſellſchaft gegen die Folgen 
von Unfällen nur inſoweit verſichert, als der Tod des Ver⸗ 
ſicherten durch dieſe Folgen für ſich allein und nicht beeinflußt 
durch irgendwelche mit dem Unfall nicht in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehende Krankheiten oder andere Umſtände ver⸗ 
urſacht worden iſt, hat der erkennende Senat in ſtändiger 
Rechtſprechung, in Würdigung der Zwecke der Unfallverſicherung 
und des Standpunkts auch des Verſicherungs nehmers gegen⸗ 
über der Faſſung der Vorſchrift, dahin verſtanden: Als un⸗ 
mittelbare, durch andere Umſtände im Sinne ſolcher Vertrags⸗ 
bedingungen nicht beeinflußte Unfallsfolge könne der Tod zwar 
nicht angeſehen werden, wenn zum Tode eine zur Zeit des 
Unfalls ſchon vorhandene beſtimmte Krankheit mitgewirkt hat, 
die ihrer Natur nach unaufhaltſam in abſehbarer Zeit zum 
Tode geführt haben würde, und der Unfall nur durch Ver⸗ 
ſchlimmerung des Leidens eine Beſchleunigung des tödlichen 
Ausgangs dieſes Leidens herbeigeführt hat; eine ſolche Beein⸗ 


fluſſung ſei aber nicht anzunehmen, wenn nur eine gewiſſe 


Empfänglichkeit für die nachteiligen Folgen des Unfalls 
durch die körperliche Beſchaffenheit des Verſicherten begründet 
war, derart, daß möglicherweiſe bei anderer körperlicher Be⸗ 
ſchaffenheit die nachteilige Folge nicht eingetreten wäre. Der 
Anſpruch der Kläger würde hiernach als begründet anerkannt 
werden können, wenn die vor dem Unfall ſchon vorhandenen 
körperlichen Mängel des Verſicherten nach dem Verſtändnis des 
praktiſchen Lebens ſich dahin auffaſſen laſſen, daß ſie nur eine 
ſolche Empfänglichkeit begründeten. Hierbei iſt in Betracht zu 
ziehen, daß das Gutachten des Dr. H. dahin geht, bei dem 
Verſicherten hätten zwar vor dem Unfall ſchon als chroniſche 
Veränderungen eine Verkalkung der Hauptſchlagader — die ſich 
erfahrungsmäßig häufig bei vorgeſchrittenem Alter zeigt — und 
eine Entartung des Herzmuskels beſtanden; es ſeien aber un⸗ 
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geachtet dieſer krankhaften Veränderungen bei dem Verſicherten, 
der ſeinen Dienſt anhaltend und ungehindert verſehen habe, vor 
dem Unfall keinerlei körperliche Störungen eingetreten, auch bei 
der wenige Wochen vor dem Tode des Verſicherten durch den 
Hausarzt Dr. D. vorgenommenen Unterſuchung krankhafte Ver⸗ 
änderungen des Herzens nicht vorgefunden worden. Die Ader⸗ 
verkalkung und die Herzmuskelentartung, ohne deren Vor⸗ 
handenſein freilich der Tod aus Anlaß des Blitzſtrahls nicht 
eingetreten ſein würde, ſeien derart geweſen, daß ſie „Jahre 
und ſelbſt Jahrzehnte“ hätten beſtehen können, bevor ſie den 
Tod herbeiführten. Wenn der Sachverſtändige am Schluſſe 
ſeines Gutachtens ſeine Anſicht nochmals dahinfaßt, daß ohne 
den Unfall bis zum Tode aller Wahrſcheinlichkeit nach „eine 
längere Zeit (Monate oder Jahre)“ hätte verſtreichen können, 
ſo iſt durch die Wahl dieſer allgemeineren Ausdrucksweiſe 
offenbar nicht bezweckt, die vorher ausgeſprochene Außerung 
einzuſchränken, daß bis zum Tode ſogar noch „Jahrzehnte“ 
hätten vergehen können. Die krankhaften Veränderungen ſind 
hiernach bis zum Unfall nicht in die äußere Erſcheinung ge⸗ 
treten und nicht nur dem Dr. D., ſondern anſcheinend auch 
dem Getöteten ſelbſt und denen, die mit ihm verkehrten, völlig 
verborgen geblieben. Es war auch nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Tod ſeinerzeit vielleicht nach Jahrzehnten, nicht infolge 
jener krankhaften chroniſchen Veränderungen, ſondern infolge 
irgendeiner akuten Krankheit oder einer äußeren Verletzung, 
die nicht als Unfall anzuſehen war, eingetreten wäre. Hieraus 
könnte gefolgert werden, daß jene chroniſchen Veränderungen 
nichts weiter als eine bloße beſondere Empfänglichkeit des 
Verſicherten für Unfallsfolgen herbeigeführt hatten. Dieſe 
Umſtände ſind vom Berufungsrichter bisher noch nicht aus⸗ 
reichend berückſichtigt worden und erfolgt deshalb die Auf⸗ 
hebung des Berufungsurteils. H. c. C. U.⸗V., U. v. 13. Nov. 08, 
9/08 VII. — Celle. 

Grundbuchordnung. 

29. 8 27 Abſ. 1 GBO. Im Fall der Verteilung einer 
Geſamthypothek auf die einzelnen belaſteten Grundſtücke bedarf 
es zur Löſchung der auf dieſe nicht zugeteilten Beträge der 
Zuſtimmung der Eigentümer nicht.] 

Auf dem zum Nachlaſſe des verſtorbenen Maurermeiſters 
Max K. aus R. gehörigen Grundſtücke Blatt 24 des Grund⸗ 
buchs von F., auf den dem Zimmermann Franz R. in F. ge⸗ 
hörigen Grundſtücken Blatt 120 und 128 dieſes Grundbuchs 
ſowie auf dem Anteile des letzteren am Grundſtücke Blatt 133 
desſelben Grundbuchs ſteht für die Herzoglich Sächſiſche Landes⸗ 
bank in A. eine Geſamthypothek von 4000 & Darlehn nebſt 
Zinſen und 300 & Koſtenkaution eingetragen. Die Landes⸗ 
bankdirektion hat in einer beim AG. in A. eingereichten mit 
Unterſchrift und Stempel verſehenen Urkunde vom 25. April 
1908 erklärt: daß ſie dieſe Hypothek derart auf die Pfandſtücke 
verteile, daß das Grundſtück Blatt 24 weiter nur für einen 
Teilbetrag von 3300 & |. A. und 300 , Kaution, das 
Grundſtück Blatt 120 nur für einen Betrag von 300 l ſ. A., 
das Grundſtück Blatt 128 für einen Betrag von 100 1 |. A. 
und der Anteil am Grundſtücke Blatt 133 nur für einen ſolchen 
von 300 & |. A. hafte, und daß fie dementſprechend die Löſchung 
der nicht zugeteilten Beträge auf den betreffenden und die 
Löſchung der Mitverpfändungsvermerke auf allen Pfandſtücken 
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bewillige und beantrage. Durch Beſchluß vom 3. Mai 1908 
hat das AG. den Antrag zurückgewieſen, weil es an der er⸗ 


forderlichen Zuſtimmung der Grundſtückseigentümer zur Löſchung 


fehle. Die Beſchwerde der Landesbankdirektion iſt durch Be⸗ 
ſchluß der II. 3K. des LG. in A. vom 11. Juni 1908 mit 
dem Bemerken zurückgewieſen, daß es einer Entſcheidung darüber, 
ob nicht wenigſtens die Verteilung einzutragen ſei, um deswillen 
nicht bedürfe, weil ein darauf gerichteter Antrag in urkundlicher 
Form nicht vorliege. Die weitere Beſchwerde der Landesbank⸗ 
direktion hat das Gemeinſchaftliche Thüringiſche OLG. in J. 
mit Beſchluß vom 11. Auguſt 1908 dem RG. vorgelegt. Das 
OLG. hält die Rechtsanſicht der Vorinſtanzen: daß es im Falle 
der Verteilung einer Geſamthypothek auf die einzelnen belaſteten 
Grundſtücke zur Löſchung der auf dieſe nicht zugeteilten Beträge 
der Zuſtimmung der Eigentümer bedürfe, für unrichtig, ſieht 


ſich aber durch die den entgegengeſetzten Standpunkt vertretende. 


Entſcheidung des KG. in B. vom 3. September 1901 (RIA. 2, 


240) daran gehindert, der Beſchwerde ſtattzugeben. Die Vor⸗ 
ausſetzung, unter der nach 8 79 GBO. das RG. zur Ent⸗ 


ſcheidung über die weitere Beſchwerde berufen iſt, liegt vor. 
Die vom OLG. beanſtandete, ſich auf den $ 27 Abſ. 1 GBO. 
ſtützende Rechtsanſicht iſt im gedachten Beſchluſſe des KG. in 
der Tat vertreten, und daß das KG. davon in einer 
ſpäteren Entſcheidung abgegangen wäre, iſt nicht bekannt ge⸗ 
worden. Mit dem OLG. erachtet das RG. die weitere Be⸗ 
ſchwerde auch für begründet. Zur Verteilung der Geſamt⸗ 
hypothek auf die einzelnen damit belaſteten Grundſtücke mit der 
Wirkung, daß jedes derſelben nur für den zugeteilten Betrag 
haftet, iſt nach dem 8 1132 Abſ. 2 BGB. der Gläubiger, wie 
auch das KG. nicht verkennt, unabhängig von den betroffenen 
Eigentümern berechtigt. Dies ergibt ſich ebenſo aus dem Wort⸗ 
laut der Beſtimmung, wie daraus, daß ſie nach der ihr zu⸗ 
grundeliegenden geſetzgeberiſchen Abſicht weſentlich dem Intereſſe 
des Gläubigers dient (vgl. Prot. der II. Komm. bei Mugdan 
Bd. 3 auf S. 812). In der Tat ſtellt ſie ſich denn auch als 
eine Folge des dem Gläubiger der Geſamthypothek nach dem 
1. Abſatze des 8 1132 zuſtehenden Rechtes dar, die Befriedigung 
nach ſeinem Belieben aus jedem der Grundſtücke ganz oder zum 
Teile zu ſuchen, alſo auch den Teil, zu dem jedes einzelne 
Grundſtück zu ſeiner Befriedigung beizutragen hat, frei zu be⸗ 
ſtimmen. Auch der im 2. Abſatze des § 1132 in Bezug ge⸗ 
nommene 8 875 ſpricht nur von dem Erfordernis einer Er⸗ 
klärung des „Berechtigten“. Zur Durchführung der Ver⸗ 
teilung iſt aber weiter ihre Eintragung im Grundbuch erforderlich. 
Daß dieſe nur in Geſtalt einer Löſchung der nicht zugeteilten 
Beträge zu verwirklichen ſei, iſt daraus, daß der § 875 im 
8 1132 Abſ. 2 für „entſprechend“ anwendbar erklärt iſt, 
nicht zu entnehmen. Die zur Durchführung der Verteilung 
erforderliche Eintragung iſt eben nicht eine Löſchung, ſondern 
die Eintragung einer Verteilung, und keinesfalls kann dem 
Gläubiger das ihm nach dem § 1132 Abſ. 2 zuſtehende Recht, 
die Geſamthypothek unabhängig vom Eigentümer zu verteilen, 
auf dem Umwege über den 8 875 Abſ. 1 und den § 27 Abſ. 1 
GBD. wieder entzogen werden. Die letztere Vorſchrift, nach 
der eine Hypothek nur mit Zuſtimmung des Eigentümers gelöſcht 
werden darf, bezieht ſich nicht auf anderweitige Eintragungen, 
aus denen ſich das Erlöſchen der Hypothek als Rechtsfolge er⸗ 
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38. Jahrgang. 
gibt. Dies alles wird ſelbſt von der in der Rechtslehre ver⸗ 
tretenen ſtrengeren Auffaſſung zugegeben (s. Planck, 3. Aufl. 
Anm. 3b Abſ. 2 zum $ 1132; Biermann, Sachenrecht 2. Aufl. 
Anm. 4 zu demſelben Paragraphen; Oberneck, Reichsgrundbuch⸗ 
recht 8 151 auf S. 877/8). Mit der Eintragung der Ver⸗ 
teilung erliſcht nun die Hypothek auf den einzelnen Grundſtücken 
in Höhe der darauf nicht zugeteilten Beträge ohne weiteres. 
Damit iſt wiederum das Erlöſchen der Mitbelaſtung gegeben, 
und dieſes iſt nach dem § 49 Abſ. 2 GBO. von Amts wegen 
zu vermerken. Dann aber begründet der § 27 Abſ. 1 auch 
das Bedenken gegen die Löſchung der nicht zugeteilten Beträge 
nicht mehr. Die in Frage ſtehende Löſchung iſt keine Löſchung 
im Sinne des § 27 Abf. 1, ſondern nur ein notwendiger Be⸗ 
ſtandteil der Eintragung der Verteilung. Daß der von der 
Landesbankdirektion im Zuſammenhang mit der Verteilungs⸗ 
erklärung geſtellte Antrag ſich auf alle zur Durchführung der 
Verteilung erforderlichen Grund buchoperationen bezieht, erſcheint 

© nicht zweifelhaft. Grundbuchs. v. F., Beſchl. v. 5. Dez. 08, 
B 128/08 V. — Jena. 

— Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

30. § 1 Haftpfl. Haftung einer Anſchluß bahn oder 

C des den Betrieb führenden Eiſenbahnfiskus 21] 

die Anſchlußbahn, in deren Betriebe der Kläger verletzt 

worden iſt, iſt zwar von der Beklagten erbaut, aber durch den 

— dem Eiſenbahnfiskus geſchloſſenen Vertrag iſt dieſem der 

Betrieb übertragen worden. Er ſtellt die Wagen und das 

Zugperſonal, er befördert die Güter nach und von der Fabrik 

2 ber Beklagten gegen die vereinbarte tarifmäßige Gebühr. 
RL Unternehmerin des Betriebes im Sinne von § 1 HaftpflG. ift 
aer allein der Eiſenbahnfiskus, nicht die Beklagte. Die 
2 Neviſion hat auf das weſentliche wirtſchaftliche Intereſſe der 

. elagten an der Anſchlußbahn hingewieſen und daraus ab⸗ 

klein wollen, daß fie zum mindeſten als Mitunternehmerin zu 

n habe, die als ſolche zugleich mit dem Eiſenbahnfiskus 

zum haften müſſe. Sie ift auch ſicher Unternehmerin der wirtſchaft⸗ 

lien Anlage, als welche die Bahn ſich darſtellt. Allein das 
Geſeß legt das entscheidende Gewicht nicht auf das wirtſchaft⸗ 
lihe Intereſſe an dem Unternehmen, ſondern es macht einzig 
den Unternehmer des Betriebes haftbar, gegen deſſen Gefahren 
es schützen will. Mit dieſem Betriebe, alſo der auf die Be⸗ 
förderung von Menſchen und Gütern gerichteten Tätigkeit hat 
aber nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt die Beklagte nichts zu 
tm gehabt. B. c. R., U. v. 30. Nov. 08, 136/08 VI. — 
Stuttgart. 

31. 5 1 Haftpfl®. in Verb. mit 88 254, 276 BGB. 
ungewöhnlicher Abſtand des Trittbretts vom Erdboden.] 
„Der erkennende Senat hat in einem dem gegenwärtigen 
ahnlichen Falle (Urteil vom 30. März 1908 in der Sache 
VI 409/07, abgebr. in Warneyers Erg. Bd. Nr. 444) bereits 
musgeſprochen, daß die Eiſenbahnverwaltungen nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen wie nach dem Beförderungsvertrage verpflichtet 
fd, die Einrichtungen fo zu treffen, daß der Fahrgaſt unge 
ſihrdet auf der Station ausſteigen kann, und daß der Reiſende 
m allgemeinen darauf vertrauen darf, daß hierfür in ent⸗ 
ſrrchender Weiſe Sorge getragen ſei. Allerdings komme es, 
wird weiter in dem Urteile ausgeführt, erfahrungsgemäß vor, 
daß vagen der Länge des Zuges oder der geringen Ausdehnung 
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der Bahnſteiganlage ein Teil des Zuges ſo zu ſtehen komme, 
daß hier das Ausſteigen vom Waggon auf den Bahnſteig nicht 
möglich ſei, und der Fahrgaſt werde hiernach ſein eigenes Ver⸗ 
halten einzurichten haben. Allein wenn der Abſtand zwiſchen 
Trittbrett und Erdboden 70 em und darüber ausmache, fo 
erſcheine dies doch als eine derart ungewohnte und gefährliche 
Situation, daß der Reiſende auf dieſe nicht gefaßt zu ſein 
brauche. Es ſei, wenn ein ſolches Vorkommnis im Einzelfalle 
nicht zu vermeiden war, Sache der Bahnverwaltung oder der 
Bahnbedienſteten, den Ausſteigenden hierbei Hilfe zu gewähren 
oder ſie wenigſtens auf die beſondere Gefährdung aufmerkſam 
zu machen. Dieſe Geſichtspunkte treffen auch für den vor⸗ 
liegenden Fall zu. Auch hier handelt es ſich um einen ganz 
ungewöhnlichen Abſtand des unteren Trittbrettes vom Erdboden, 
der im genauen Maße nicht feſtgeſtellt iſt und vom Kläger auf 
70 em angegeben wird. Es kommt im gegebenen Falle aber 
hinzu, daß es vollſtändig dunkel war, ſo daß die Größe des 
Abſtandes mit den Augen nicht zu bemeſſen war. Daß der 
Kläger die regelmäßige Vorſichtsmaßregel, die der Ausſteigende 
anzuwenden hat, daß er ſich beim Verlaſſen des Wagens an 
der Griffſtange feſthält, überhaupt außer acht gelaſſen habe, 
hat der Beklagte ſelbſt nicht behauptet; er meint nur, der 
Kläger habe offenbar ſich nicht ſolange feſtgehalten, bis ſein 
Fuß feſt auf der Erde geſtanden habe. Aber auf außergewöhn⸗ 
liche Hinderniſſe beim Ausſteigen brauchte der Kläger nicht vor⸗ 
bereitet zu ſein und danach auch außergewöhnliche Vorſichts⸗ 
maßregeln nicht zu treffen. Auch wenn der Kläger als alter 
Einwohner von S., wie das Berufungsgericht annimmt, hätte 
bemerken müſſen, daß der Zug über den Bahnſteig hinaus⸗ 
gefahren war, ergibt ſich daraus noch nicht, daß er an einen 
ſolchen Abſtand zwiſchen Trittbrett und Erdboden denken und 
darauf gefaßt ſein mußte. Die Sachlage iſt im vorliegenden 
Falle nicht derart, daß nach dem äußeren Bilde des Tatbeſtandes 
ein Verſchulden des Klägers beim Ausſteigen als gegeben erſcheint, 
deſſen Verdacht er nunmehr ausräumen mußte (JW. 05, 69625), 
der Beklagte muß vielmehr im vollen Umfange beweiſen, daß 
der Kläger Vorſichtsmaßregeln außer acht gelaſſen habe, die 
durch die erkennbaren Umſtände geboten waren, und Mängel 
der Aufklärung über den Hergang und Verlauf des Unfalles 
gehen zu Laſten des Unternehmers (JW. 04, 406°). G. c. preuß. 
Eiſ.⸗Fiskus, U. v. 30. Nov. 08, 137/08 VI. — Poſen. 

Börſengeſetz. 

32. 5 66 Börſc. Die Berufung auf die Schutz⸗ 
beſtimmungen des Börſengeſetzes kann keinen Verſtoß gegen 
Treu und Glauben und gegen die guten Sitten enthalten.] 

Das RG. hat bereits in der Sache I. 174/07 (Holdheims⸗ 
MSchr. 08, 154) ausgeſprochen, daß bei der Anwendung des 
8 66 BörſGG. der Grundſatz von Treu und Glauben nicht 
herangezogen werden darf. Die Berufung auf den Regiſter⸗ 
einwand ſei mit Treu und Glauben überhaupt nicht verträglich. 
Der IV. Abſchnitt des BörſG. enthalte prohibitive Beſtimmungen, 
die aus wirtſchaftlichen Gründen erlaſſen ſeien und den Zweck 
verfolgten, Unberufene von der Börſe fernzuhalten. Solchen 
Beſtimmungen gegenüber müſſe die Berufung auf Treu und 
Glauben verſagen. Was dort von dem Verſtoße gegen Treu 
und Glauben geſagt iſt, muß auch von dem Verſtoße gegen 
die guten Sitten gelten. Es iſt grundſätzlich nicht angängig, 
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die Verbots⸗ und Abhaltungsbeſtimmungen des BörsG. dadurch 
wirkungslos machen zu wollen, daß der durch die Be⸗ 
ſtimmungen geſchützten Partei der Vorwurf gemacht wird, ſie 
handle gegen die guten Sitten, wenn ſie ſich auf die Schutz⸗ 
beſtimmungen berufe. D.⸗G. c. G., U. v. 21. Nov. 08, 13/08 J. 
— Berlin. 

Stempelgeſetz vom 14. Juni 1900 / 3. Juni 1906. 

33. Tarifnummer 4. Verſteuerung nach dem der Schluß⸗ 
note zugrundeliegenden Anſchaffungsgeſchäfte.] 

Von der Generalverſammlung der klagenden Aktiengeſell⸗ 
ſchaft wurde am 20. Juni 1903 zwecks Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals die Ausgabe von 2000 neuen, über je 1000 % 
lautenden Namensaktien zum Parikurſe beſchloſſen. Durch 
Urkunde vom 7. Juni 1906 zeichnete die M.er R. verſicherungs⸗ 
geſellſchaft dieſe 2000 neuen Aktien. Nachdem ſie, entſprechend 
dem durch den Generalverſammlungsbeſchluß auf die neuen 
Aktien für anwendbar erklärten § 6 des Statutes der Klägerin, 
25 Prozent vom Nennbetrage bar eingezahlt und in Höhe der 
übrigen 75 Prozent an die Order der Klägerin lautende Wechſel 
bei dieſer hinterlegt hatte, wurden ihr laut Schlußnote von 
der Klägerin 2000 Stück Interimsſcheine ausgeliefert. Zu der 
Schlußnote verwendete die Klägerin, indem ſie den bar ein⸗ 
gezahlten Teilbetrag von zuſammen 500 000 l als maßgebend 
anſah, Stempelmarken in Höhe von 150 4. Auf Anordnung 
der Steuerverwaltung entrichtete ſie aber ſpäter durch Ver⸗ 
wendung weiterer Stempelmarken noch 450 % Stempelſteuer, 
deren Erſtattung ſie mit der Klage fordert. Die Klage wurde 
abgewieſen. Berufung und Reviſion hatten keinen Erfolg: 
Ob der vorliegende Fall dem RStempG. noch in deſſen Faſſung 
vom 14. Juni 1900 oder ſchon in der vom 3. Juni 1906 
unterſteht, bedarf nicht der Erörterung, weil die in Betracht 
kommenden Vorſchriften dieſes Geſetzes in beiden Faſſungen 
inhaltlich übereinſtimmen. Nach Tarifnummer 4a Abſ. 1 Ziff. 3, 
in der früheren Faſſung Ziff. 4, iſt von Kauf⸗ und ſonſtigen 
Anſchaffungsgeſchäften über die in Tarifnummer 1 genannten 
Aktien und Interimsſcheine eine Abgabe in Höhe von / vom 
Tauſend zu erheben; die Abgabe iſt, wie Spalte 4 des Tarifs 
ergibt, „vom Werte des Gegenſtandes des Geſchäfts“ zu be⸗ 
rechnen. Den Kauf⸗ und ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäften ſteht 
hierbei nach Abſ. 2 der Tarifnummer 4a die „Ausreichung an 
den erſten Erwerber“ gleich. Daß es ſich in einem Falle der 
vorliegenden Art um eine „Ausreichung an den erſten Erwerber“ 
handelt, unterliegt keinem Bedenken; es genügt hier der Hin⸗ 
weis auf das Urteil des RG. vom 25. Juni 1897, RG. 39, 
126, wo insbeſondere auch dargelegt iſt, daß es nicht auf den 
Akt der körperlichen Aushändigung der Wertpapiere ankommt, 
daß vielmehr die Abgabepflicht ſich an das Geſchäft knüpft, 
wodurch für den erſten Erwerber der Anſpruch auf Auslieferung 
der betreffenden Wertpapiere begründet wird. Dieſes Geſchäft 
iſt im vorliegenden Falle durch das in dem Zeichnungsſcheine 
der M.er R. verſicherungsgeſellſchaft vom 7. Juni 1906 ent: 
haltene Vertragsangebot und durch deſſen Annahme ſeitens der 
Klägerin, die hierüber gemäß der Vorſchrift des § 12 (früher 9) 
RStempG. die Schlußnote vom 20. Juni 1906 ausgeſtellt 
hat, zuſtande gekommen. Zu prüfen war alſo, was Gegen⸗ 
ſtand dieſes Geſchäfts und was Wert des Gegenſtands 
iſt (Spalte 4 des Tarifs). Die Schlußnote bezeichnet als 
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Gegenſtand des Geſchäfts: „2000 Interimsſcheine 
à 1000 & mit 25 Prozent Einzahlung“; als „Preis oder 
Kurs“ gibt fie an: „Pari (250 & pro Stück)“, und dem⸗ 
entſprechend beziffert ſie den „Wert des Gegenſtandes“ auf 
„500 000 /“. Allein die Beurkundung iſt nicht das maß⸗ 
gebende. Die Ausſtellung der Schlußnote iſt nur zur Sicherung 
des fiskaliſchen Anſpruchs auf die Abgabe vorgeſchrieben (8 12 
a. a. O.). Steuerpflichtig iſt nicht die Urkunde, ſondern, wie 
weiter oben ſchon angedeutet, das Geſchäft; nicht um einen 
Urkundenſtempel, ſondern um eine Geſchäftsabgabe handelt es 
ſich bei der Tarifnummer 4, was aus den Überfchriften vor 
8 9 (früher 6) des Geſetzes und vor Tarifnummer 4 und 
namentlich auch aus dem Wortlaute des 8 9: „Die 
Abgabe iſt von allen .... Geſchäften der bezeichneten Art 
zu erheben“, und des § 14 (früher 11): „Eine Schlußnote 
kann mehrere abgabepflichtige Geſchäfte umfaſſen ..“ uns 
zweideutig hervorgeht, vgl. auch das demnächſt zum Abdrucke 


gelangende Urteil des Senats vom 6. Oktober 1908 VII. 
Maßgebend iſt ſomit nicht der in der Schlußnote 
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beurkundete, ſondern der wirklich vereinbarte Geſchäftsgegenſtand 
und ſein Wert. Unſtreitig hatte die Generalverſammlung der 


klagenden Aktiengeſellſchaft am 20. Juni 1903 die Erhöhung 


des Grundkapitals dieſer Geſellſchaft um 2 000 000 / durch 
Ausgabe von 2000 über je 1000 & lautenden Namensaktien 
zum Parikurſe beſchloſſen, und dem entſpricht der Zeichnungs⸗ 
ſchein der M.er R. verſicherungsgeſellſchaft, worin dieſe „behufs 
Aufbringung des .. .. erhöhten Aktienkapitals 2000 Stück 
junge Aktien zum Nennbetrage“ zeichnet. Hieraus ergibt ſich, 
daß den Gegenſtand des von der Klägerin angenommenen Ver⸗ 
tragsangebotes der Erwerb der neuauszugebenden Aktien, und 
zwar zu einem ihrem Nennbetrage gleichkommenden Kurſe, 
bildete. Dabei iſt der Umſtand, daß die Erwerberin tatſächlich 
nicht Aktien, ſondern nur Interimsſcheine erhielt, ohne Be⸗ 
deutung; entſcheidend iſt, wie früher erwähnt, daß durch das 
Geſchäft der Anſpruch auf Auslieferung der Aktien für die 
Erwerberin begründet worden iſt. Deshalb kann es auch auf 
ſich beruhen, ob nicht ſogar die ausgereichten Urkunden trotz 
ihrer Bezeichnung als „Interimsſcheine“ nach ihrem Inhalt 
in Wahrheit bereits Aktien ſind (Staub, 8. Aufl. Anm. 5 zu 
8 179 HGB.); insbeſondere würde dieſer Annahme der Um⸗ 
ſtand, daß die Ausgabe vor der vollen Einzahlung erfolgt iſt, 
nicht entgegenſtehen, da die Urkunden auf den Namen der 
Erwerberin lauten (8 179 Abſ. 3 HGB.). Der Wert des 
Geſchäftsgegenſtandes war unbedenklich nach dem vereinbarten 
Erwerbskurſe zu beſtimmen (vgl. Abſ. 2 der Beſtimmung in 
Spalte 4 des Tarifs). Hierbei iſt es für die hier zu treffende 
Entſcheidung wiederum ohne Bedeutung, daß die Erwerberin, 
entſprechend dem durch den Generalverſammlungsbeſchluß vom 
20. Juni 1903 auch für die neuen Aktien als maßgebend er⸗ 
klärten § 6 der Statuten der Klägerin (vgl. $ 278 Abi. 1 
Satz 2 HGB.), von dem Erwerbskurſe nur 25 Prozent ein⸗ 
zuzahlen hatte und eingezahlt hat, und daß dies in dem 
Zeichnungsſcheine zum Ausdrucke gebracht iſt. Hierdurch ändert 
ſich nichts an der von der Erwerberin bereits in voller Höhe 
des Nennbetrags vertragsmäßig übernommenen Leiſtungspflicht. 


*) JW. 1908 S. 753 Nr. 24. 
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Diefe beſteht, gleichviel, ob man die in Höhe der ausſtehenden 
75 Prozent hingegebenen Wechſel nur als zur Sicherung jener 
Verpflichtung oder ſchon als zahlungshalber gegeben anſieht. 
Mit Unrecht behauptet hiernach die Reviſion, der Übernahme⸗ 
preis habe nur 500 000 % betragen; der Übernahmepreis, 
d. h.: die von der Erwerberin durch das abgabepflichtige 
Geſchäft übernommene Zahlungspflicht, belief ſich vielmehr nach 
vorſtehendem auf den vollen Nennbetrag der gezeichneten Aktien, 
d. i. auf 2 000 000 . Ohne jeden Belang iſt es auch, daß 
die Zahlungspflicht, wie die Reviſion geltend macht, in Höhe 
jener 75 Prozent nach § 6 cit. als bedingt und betagt an⸗ 
juſehen if. Daß von einer Stundung die Zahlungspflicht 
ſelbſt nicht berührt wird, bedarf nicht näherer Darlegung, und 
daß bedingte Geſchäfte in betreff der hier in Rede ſtehenden 
Abgabepflicht als unbedingte zu gelten haben, iſt in § 10 
(früher 7) des Geſetzes ausdrücklich angeordnet. Nicht erſt die 
ſpäter einmal, ſobald entſprechender Beſchluß des Auffſichtsrats 
der Klägerin gemäß § 6 cit. ergeht, ſtattfindende Nachzahlung 
bildet in Höhe ihres Betrages, wie die Reviſion meint, im 
Sinne der Tarifnummer 4a den ſtempelpflichtigen Akt, ſondern 
ſempelpflichtig nach dieſer Vorſchrift iſt, wie bereits dargelegt, 
der Vertrag, durch den ſchon jetzt in Höhe des vollen Nenn⸗ 
betrages der Aktien die Zahlungspflicht vereinbart iſt. Deshalb 
Iommt es auch nicht darauf an, ob größere oder geringere 
Nahrſcheinlichkeit dafür beſteht, daß die Nachzahlung 
latſächlich jemals eingerufen werden wird; ſelbſt wenn dies 
niemals geſchehen ſollte, würde dadurch an dem rechtlichen 
Inhalte des abgabepflichtigen Geſchäfts nichts geändert werden 
Une Mit der hier dargelegten Auffaſſung ſteht auch der 
Bortlaut, den die Klägerin ſelbſt den an die Erwerberin aus⸗ 
herrichten Interimsſcheinen gegeben hat, vollkommen in Ein⸗ 
lung Nach dieſem Wortlaute „hat die M. er R. verſicherungs⸗ 
pelihaft in M. dieſe Aktie durch bare Einzahlung von 250 4 
und Sinterlegung eines Wechſels über 750 erworben und 
it dadurch Aktionär .... geworden“. Auch hier iſt klar 
ausgeſprochen, daß der Gewährung des Aktienrechts und der 
Autreichung des Wertpapiers von ſeiten der Klägerin eine 
Örgenleiftung der Erwerberin gegenüberſteht, die ſich keineswegs 
auf die alsbald erfolgte Einzahlung von je 250 & beſchränkt, 
ſondem den, zwar vorläufig noch nicht ebenfalls bar gezahlten 
aber doch ſchon in den Bereich der gegenwärtigen Vertrags⸗ 
PÜht aufgenommenen weiteren Betrag von je 750 , mit- 
umfaßt. Die Annahme, daß etwa nur ein Bezugsrecht gegen 
dablung und im jetzigen Werte von 250 , eingeräumt und 
en Wertpapier dieſes Inhalts ausgereicht worden ſei, iſt hier⸗ 
nac als ausgeſchloſſen anzusehen, wird übrigens auch von der 
Nviſon ſelbſt nicht vertreten. Demnach enthält es keine 
Geſetesverletzung, daß der Berufungsrichter den Wert des 
Eeſhäftsgegenſtandes auf 2 000 000 % und dementſprechend 
ne Abgabe nach dem Sage von e vom Tauſend auf 600 % 
heuccnet hat Daß die daneben geſchuldete, im gegenwärtigen 
Aechtiſtriüte nicht in Betracht kommende Abgabe aus Tarif⸗ 
umme 1 RStempG. nach Spalte 4 des Tarifs nur „vom 
etage der beſcheinigten Einzahlungen“ zu berechnen war, 
beat darauf, daß dieſe Abgabe eben, im Gegenſatze zu der 
aus Tarifnummer 4, einen Urkundenſtempel bildet. Wie ferner 
vr Aiſchaffungsſtempel zu berechnen wäre für ein Geſchäft, 
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wodurch die M.er R. verſicherungsgeſellſchaft die erworbenen 
Wertpapiere weiterveräußerte, kann auf ſich beruhen. Der 
Wert des Gegenſtandes eines ſolchen Geſchäfts muß keineswegs, 
wie die Reviſion meint, derſelbe ſein, wie der des hier in Rede 
ſtehenden Geſchäfts; die Gleichheit kann vorhanden ſein, muß 
es aber nicht (vgl. das ſchon angeführte Urteil vom 6. Oktober 
1908 VII. 567/07). T. c. Bayr. Fiskus, U. v. 1. Dez. 08, 
476/08 VII. — München. 

Schutzgebietsgeſetz vom 25. Juli 1900. 

34. 88 2, 6 SchutzgebietsG.; Gef. über die Konſular⸗ 
gerichtsbarkeit vom 7. April 1900; Verordnung für das 
Schutzgebiet Kamerun vom 2. Juli 1888 verb. mit SS 79 ff. 
ALR. Tl. II Tit. 14 verb. mit dem preuß. Geſ. vom 
24. Mai 1861, die Erweiterung des Rechtsweges betreffend. 
Unzuläſſigkeit der Reviſion gegen Urteile des Schutzgebiets⸗ 
Obergerichts; Verhandlung eines Anſpruchs infolge Vereinbarung 
vor dem Gerichte eines Bundesſtaates.] | 

Die Firma K. & Co. in Kamerun, deren Teilhaber der 
Kläger war, wurde im Jahre 1899 dem Zollamt in Kribi für 
Einfuhrzölle den Betrag von 5 039,95 / ſchuldig. Einen 
Reſtbetrag dieſer Schuld ließ der Beklagte im Februar 1906 
im Verwaltungszwangs verfahren von dem Kläger einziehen. 
Den bezahlten Betrag von 2 003,20 „ fordert der Kläger 
mit der Klage zurück und hat hierwegen Klage beim LG. I 
in B. erhoben, deſſen Zuſtändigkeit die Parteien vereinbart 
haben. Die vom Beklagten unter Verweigerung der Einlaſſung 
auf die Hauptſache zunächſt erhobene Einrede der Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges wurde durch Zwiſchenurteil verworfen. Dieſes 
Urteil iſt rechtskräftig geworden. Sodann wurde der Beklagte 
durch Urteil der Klage gemäß verurteilt, auf ſeine Berufung 
dagegen die Klage durch Urteil des KG. in B. abgewieſen. 
Das RG. verwarf die Reviſion des Klägers als unzuläſſig: 
Da der Wert des Beſchwerdegegenſtandes weniger als 2500 „x 
beträgt, ſo iſt die Reviſion nur zuläſſig, wenn für den erhobenen 
Anſpruch das LG. ohne Rückſicht auf den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes ausſchließlich zuſtändig iſt. SS 546, 547 380. 
An dieſer Vorausſetzung für die Zuläffigleit der Reviſion fehlt 
es hier. Für den Anſpruch iſt an ſich ein Gerichtsſtand im 
Deutſchen Reiche nicht begründet, er gehört vor die Gerichte 
des Schutzgebietes Kamerun. Wäre er dort anhängig gemacht 
worden, ſo hätte in I. Inſtanz das dem Konſulargericht ent⸗ 
ſprechende Gericht des Schutzgebietes, das für die durch das 
GVG. und die Prozeßordnungen den LG. in I. Inſtanz 
zugewieſenen Sachen zuſtändig iſt, zu entſcheiden gehabt. Für 
die Berufung wäre nach dem Konſulargerichtsbarkeitsgeſetz das 
RG. zuſtändig; an deſſen Stelle kann in den Schutzgebieten 
ein dort errichteter Gerichtshof treten. Das RG. bzw. das 
Obergericht im betreffenden Schutzgebiete entſcheidet endgültig, 
das Rechtsmittel der Reviſion iſt demnach in Rechtsſtreiten, 
die vor den Gerichten der Schutzgebiete anhängig ſind, ſchlechthin 
ausgeſchloſſen, auch wenn es ſich um Anſprüche handelt, für 
die die LG. ausſchließlich zuſtändig find. S 2, 8 6 
Ziff. 6 Schutzgebietss. vom 25. Juli 1900; 88 5, 10, 14 
KonſccG. Für das Schutzgebiet Kamerun iſt durch 8 5 der 
Verordnung vom 2. Juli 1888 (RGB. S. 221) an Stelle 
des RG. eine Gerichtsbehörde in Kamerun als Berufungs⸗ 
und Beſchwerdegericht errichtet. Es kann ſich fragen, ob die 
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abſolute Unzuläſſigkeit der Reviſion gegen die Urteile des 
Schutzgebiets⸗Obergerichts nicht zur Folge haben muß, daß die 
Reviſion auch unzuläſſig iſt, wenn ein vor die Gerichte des 
Schutzgebietes gehöriger Anſpruch durch Vereinbarung vor den 
Gerichten eines Bundesſtaats anhängig gemacht wird. Für die 
Verneinung dieſer Frage würde allerdings die Erwägung ſprechen, 
daß, wenn einmal ein Anſpruch in zuläſſiger Weiſe vor den 
Gerichten eines Staates erhoben iſt, ſich auch das weitere Ver⸗ 
fahren und insbeſondere auch die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln 
nur nach den Geſetzen dieſes Staates richten kann. Einer 
endgültigen Stellungnahme zu dieſer Frage bedarf es indeſſen 
nicht, weil die Zuläſſigkeit der Reviſion ſelbſt dann zu ver⸗ 
neinen wäre, wenn das LG. 1 in B. das an ſich von vorn⸗ 
herein zuſtändige Gericht wäre. Denn es beſteht für Preußen 
keine Beſtimmung, wonach die LG. für Anſprüche auf Rück⸗ 
erftattung von angeblich zu Unrecht erhobenen Zollgefällen ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich 
zuſtändig wären. Das GVG. ſelbſt enthält im § 70 Abi. 2 
eine entſprechende Vorſchrift nur hinſichtlich beſtimmter Anſprüche, 
zu denen der hier fragliche nicht gehört. Nach Abſ. 3 des § 70 
bleibt es der Landesgeſetzgebung überlaſſen, Anſprüche „in betreff 
öffentlicher Abgaben“ ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes den LG. ausſchließlich zuzuweiſen. Die 
preußiſche Landesgeſetzgebung hat von dieſem ihr vorbehaltenen 
Rechte im § 39 Abſ. 1 Ziff. 4 AGG VG. nur Gebrauch gemacht 
für die Anſprüche gegen den Landesfiskus in betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Entrichtung einer Erbſchaftsſteuer, eines Wert⸗ 
ſtempels oder eines nicht nach dem Betrage des Gegenſtandes 
zu bemeſſenden Vertragsſtempels. Auch in ſonſtigen Reichs⸗ 
oder preußiſchen Landesgeſetzen findet ſich eine die ausſchließliche 
Zuſtändigkeit des LG. für den erhobenen Anſpruch begründende 
Vorſchrift nicht. Der Hinweis der Reviſion auf SS 79 ff. ALR. 
Tl. II Tit. 14 und das Geſetz vom 24. Mai 1861, die Er⸗ 
weiterung des Rechtsweges betreffend, iſt ohne Belang. Dieſe 
Geſetze handeln nur von der Zuläſſigkeit des Rechtsweges, 
nicht aber von der Zuſtändigkeit der LG. K. c. Zollfiskus des 
Schutzgebietes Kamerun, U. v. 1. Dez. 08, 64/08 VII. — 
Berlin. 

II. Prenßziſches Recht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

35. SS 16, 17 Enteign®. in Verb. mit Art. 12 8 1 
Abſ. 2 PrAGBGB. und § 313 BGB. Schriftliche Form 
für freiwillige Abtretung von Grundeigentum genügt nur, wenn 
das Enteignungsverfahren ſchon eingeleitet ift.] 

Zum Bau einer Kleinbahn von D.⸗K. nach Sch. iſt von 
dem Areal des jetzt dem Kläger gehörigen Gutes W. eine 
Fläche von etwa 2 ½ ha verwendet worden. Der Bau der 
Bahn geſchah im Auftrage und für Rechnung des beklagten 
Kreiſes D.⸗K., dem für dieſen Bau durch Allerhöchſten Erlaß 
vom 22. Februar 1904 die Enteignungsbefugnis verliehen 
wurde. Schon vorher (1903) war die Beſitzergreifung der 
fraglichen Fläche ſeitens der mit dem Bahnbau beauftragten 
Eiſenbahnbaugeſellſchaft erfolgt. Kläger, der das Gut am 
W. September 1904 von dem Kaufmann Adolf M. unter 
Eintritt in die Rechte und Pflichten aus dem Eiſenbahnbau 
erworben, hält dieſe Beſitzergreifung und die Vorenthaltung des 
Beſitzes ſür rechtswidrig und hat wegen Beeinträchtigung ſeines 
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Eigentums insbeſondere auch wegen angeblich auf Veranlaſſung 
und im Intereſſe des Beklagten polizeilich im Juli 1904 er⸗ 
folgter Beſeitigung eines zur Waſſerverſorgung ſeiner Stärke⸗ 
fabrik dienenden Drahtſeiles Entſchädigungsanſprüche in Höhe 
von 2607 , als Zeſſionar ſeines Vorbeſitzers und aus 
eignem Recht erhoben und beantragt, den Beklagten zur 
Zahlung dieſer Summe nebſt Prozeßzinſen zu verurteilen. Dem 
Antrage des Beklagten gemäß iſt Kläger in I. Inſtanz ab⸗ 
gewieſen, und es iſt ſeine Berufung zurückgewieſen worden. 
In der Berufungsinſtanz hatte Kläger eventuell die ganze ein⸗ 
geklagte Summe als Entſchädigung für die ihm entzogene 
Landfläche gefordert. Der Kläger iſt im Laufe der Reviſions⸗ 
inſtanz verſtorben und laut Erbſchein von ſeinem Vater beerbt 
worden, der das Verfahren aufgenommen hat. RG. hob auf 
Reviſion des Klägers auf und wies die Sache in die Inſtanz 
zurück: Die Entſcheidung des Berufungsrichters beruht auf 
der Annahme, daß der Vorbeſitzer und Rechtsvorgänger des 
Klägers M. in dem von dem Landrat des Kreiſes D.⸗K. auf⸗ 
genommenen Protokoll vom 27. Juli 1903 zur unentgeltlichen 
Abtretung des in der feſtgelegten Trace zum Bahnbau in An⸗ 
ſpruch zu nehmenden Terrains ſich bindend verpflichtet und 
die Erlaubnis zur Beſitzergreifung unbedingt gegeben hat. Der 
Berufungsrichter nimmt ferner an, daß dem nach Art. 12 
Abſ. 2 8 1 PrAG BGB. in Verbindung mit SS 16, 17 
Enteign®. vom 11. Juni 1874 genügenden Erfordernis der 
ſchriftlichen Form der Abtretungsurkunde auch auf ſeiten des 
Beklagten durch die Unterzeichnung des Protokolls von ſeiten 
des Landrats des Kreiſes genügt ſei, und ſtellt ferner tatſächlich 
feſt, daß, „ſowie die „Trace“ am 27. Juli 1903 feſtgelegt 
war“, ſie auch gebaut worden iſt. Darnach verneint der Be⸗ 
rufungsrichter, daß der Beklagte den Beſitz des zum Bahnbau 
in Anſpruch genommenen Geländes rechtswidrig ergriffen hat 
oder dem Eigentümer rechtswidrig vorenthält, und verwirft auch 
dieſen (in der Berufungsinſtanz eventuell für die ganze ger 
forderte Summe geltend gemachten) Grund des erhobenen An⸗ 
ſpruchs. Von den gegen dieſe Entſcheidung erhobenen Angriffen 
erweiſt ſich derjenige als begründet, welcher Verletzung des 
§ 313 BGB. und der SS 16 und 17 Enteign®. vom 11. Juni 
1874 in Verbindung mit Art. 12 § 1 Abſ. 2 Pr ABGB. 
rügt. Nach der letztgedachten Vorſchrift genügt für den in den 
SS 16, 17 Enteign®. bezeichneten Vertrag über die freiwillige 
Abtretung von Grundeigentum die ſchriſtliche Form. Die An⸗ 
wendung dieſer eine Ausnahme von der allgemeinen Vorſchrift 
des § 313 BGB. begründenden Beſtimmung ſetzt, wie ſich 
aus der Stellung der 88 16 und 17 EnteignG. ergibt, ein 
Enteignungsverfahren voraus, welches mit der vorläufigen 
Feſtſtellung des Planes ($ 15 a. a. O.) beginnt. Ob dieſe 
vorläufige Feſtſtellung, wenn es ſich, wie hier, um den Bau 
einer Kleinbahn handelt, durch die der Planfeſtſtellung ſelbſt 
„vorausgehenden vorläufig getroffenen Feſtſetzungen“ (8 17 
Abſ. 1 Nr. 1 Kleinbahn.) erſetzt wird, kann dahingeſtellt bleiben, 
weil zur Zeit, als der Rechtsvorgänger des Klägers die Er⸗ 
klärung vom 27. Juli 1903 abgab, die Königliche Verordnung, 
durch welche dem Kreiſe D.⸗K. die Enteignungsbefugnis für 
die in Rede ſtehende Kleinbahn — am 22. Februar 1904 — 
verliehen wurde, noch nicht ergangen war. Nach 5 2 Enteign®. 
bildet die Königliche Verordnung die rechtliche Grundlage für 
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die geſetzliche Verpflichtung zur Abtretung des Eigentums und 
die notwendige Vorausſetzung für die Einleitung des Ent⸗ 
tignungsverfahrens, und damit auch für die Anwendung der 
88 16 und 17 Enteign®. und des Art. 12 f 1 Abſ. 2 
PAGBEB. Für eine rückwirkende Kraft der Verleihung des 
Enteignungsrechts auf Rechtshandlungen, die vor dieſem Zeit⸗ 
punkt vorgenommen worden find, gibt das Geſetz keinen An⸗ 
halt. Vielmehr kann die Formgültigkeit der Erklärung des 
Adolf M., daß er ſich zur unentgeltlichen Abtretung des von 
feinem Beſitztum zum Kleinbahnbau D.⸗K.-Sch. in der feſt⸗ 
gelegten Trace in Anſpruch zu nehmenden Terrains verpflichte, 
mr nach dem allgemeinen Recht, alſo nach 8 313 BGB. 
beurteilt werden. Danach aber hat der Berufungsrichter mit 
Unseht die ſchriftliche Form der Erklärung für ausreichend 
erachtet und darauf feine Entſcheidung geſtützt. Dieſe beruht 
daher auf Verletzung der angeführten Geſetze und unterliegt 
der Aufhebung. Sch. c. D.⸗K., U. v. 21. Nov. 08, 39/08 V. 
— Poſen. 

Fluchtliniengeſetz in Verbindung mit Geſetz vom 
B. Auguſt 1876, betr. die Gründung neuer Ans 
ſiedlungen, und mit dem Allgemeinen Landrecht. 

36, Straßenanliegerrecht. Anſpruch des Anliegers auf 
das Recht der Nutzung. — Anſpruch auf Eintragung des 
Nutzungsrechts 2] 

Nach einem vom Amtsvorſteher am 7. Oktober 1893 
genehmigten Parzellierungsplan war ein dem Gutsbeſitzer W. 
gehörige, an der alten Straße von S. bei B. gelegener Teil 
des Gutsbezirks W. zur Bebauung mit einer Villenkolonie 
belimmt. Der Amtsvorſteher hatte auf Grund des 8 14 
Gef. vom 25. Auguſt 1876, betr. die Gründung neuer An⸗ 
ſedlungen, die Bedingung geſtellt, daß die alte Straße um 
In berbreitert, und daß die neuen Straßen zwiſchen den 
Lil, fobald an der betreffenden Straße ein Bau ausgeführt 
perde, in feſter Weiſe hergeſtellt und mit Allee bäumen bepflanzt 
bürden. Durch ſchriftlichen Vertrag vom 12. März 1894 
kaufte die Deutſche V.⸗Baugeſellſchaft von W. eine Anzahl von 
Hauparzellen an der alten Straße und einer der Querſtraßen 
nit der Verpflichtung, die auf dem Plan bezeichneten, an den 
berkauften Parzellen liegenden Straßen auf ihre Koſten herzu⸗ 
feln und zu unterhalten; ſie ſollte jedoch berechtigt ſein, ſich 
bon der Unterhaltung dadurch zu befreien, daß ſie die Unter⸗ 
baltungöpflicht bei einer Weiterveräußerung der Bauparzellen 
ten betrffenden Erwerbern auferlegte und im Grundbuch ihrer 
Grundftäcke eintragen ließe. Durch Vertrag vom 2. Januar 
1905 hat dann der Kläger von der V.⸗Baugeſellſchaft die jetzigen 
Srundflüde W. Bd. I Bl. 11, 12 und 16 erworben und ſich 
ubei berpflichtet, die anliegenden, inzwiſchen bereits angelegten 
Sunzen zu unterhalten. Das Reſtgut W. Bd. I Bl. 3 hat 
e Bellagte von den Erben W.s gekauft und am 31. Juli 
1906 aufgelaffen erhalten. Unter den Beſtandteilen dieſes 
Snmbftüds finden ſich im Grundbuch auch die vorerwähnten 
Sunzenteile, nämlich die Querſtraße (Nr. 47/35) und die 2 m 
er berbreiterten alten Straße (Nr. 46/35 und 48/35). An 
Yejem Staßenteilen nimmt der Kläger eine Grundgerechtigkeit 
n Anfprud; und hat mit der Behauptung, die Beklagte weigere 
. Anestennung: des Wegerechts und drohe die Straßen zu 
here, lagend den Antrag geſtellt, die Beklagte ſolle ver⸗ 
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urteilt werden: 1. anzuerkennen, daß die jeweiligen Eigentümer 
von W. Bd. I Bl. 11, 12, 16 berechtigt ſeien, die Parzellen 
Nr. 46 und 48/35 als Fußweg, die Parzelle 47/35 als Fuß⸗ 
und Fahrweg zu benutzen, 2. die Eintragung dieſes Rechts 
zu bewilligen. Das OLG. hat nach den Klaganträgen 
erkannt. Der Reviſion der Beklagten wurde ſtattgegeben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückverwieſen. Aus den Gründen: 
Rechtsirrig find die Ausführungen des Berufungsrichters, wenn 
die fraglichen Straßenanlagen, wie es nach dem bisherigen 
Parteivorbringen kaum mehr zweifelhaft fein kann (vgl. JW. 
96, 89 102; RG. 48, 299), ſeitens der dabei Beteiligten dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet worden ſind. Dann iſt, wenn 
nichts Beſonderes beſtimmt wurde (vgl. JW. 03, 38716), davon 
auszugehen, daß das Nutzungsrecht der an den Straßen an⸗ 
gebauten Häuſer die Eigenſchaft des in zahlreichen Entſcheidungen 
des RG. behandelten Anliegerrechts bei öffentlichen Straßen in 
ſtädtiſchen und ländlichen Ortſchaften haben ſollte. Auch vom 
Standpunkt des Straßenanliegerrechts aber kann der erſte 
Klageantrag begründet ſein, wenn die Beklagte, geſtützt auf 
das an dem Grund und Boden der Straße ihr unſtreitig zu⸗ 
ſtehende Eigentum, mit der Sperrung der Straße gedroht hat 
(vgl. JW. 08, 153, auch RG. 14, 262; Gruchots Beitr. 40, 
833; 42, 720). Ob dies der Fall war, iſt nicht feſtgeſtellt, 
die Beklagte beſtreitet es, dieſer Punkt bedarf alſo eintretenden⸗ 
falls noch der Aufklärung. Nicht begründet dagegen erſcheint 
vom Standpunkt des Straßenanliegerrechts der zweite Klage⸗ 
antrag. Denn es iſt nicht angängig, dieſes Recht ſelbſt für 
eine Grundgerechtigkeit zu erklären und allen Beſtimmungen 
über Grundgerechtigkeiten, insbeſondere der Eintragungspflicht, 
zu unterwerfen. (Wird ausgeführt.) Das in den grund⸗ 
legenden Entſcheidungen des RG. (RG. 7, 213; 10, 271; 
37, 252; 44, 282 u. a.) konſtruierte Anliegerrecht iſt dort zwar 
als ein ſervitutiſches oder ſervitutähnliches Recht bezeichnet, es 
iſt aber keineswegs in allen Beziehungen als Grundgerechtigkeit 
behandelt worden. Der Hauptton wurde auf die privatrechtliche 
Natur des durch den Anbau an einer öffentlichen Straße ent⸗ 
ſtandenen, dem Vermögensrechte angehörigen Nutzungsrechts an 
dieſer Straße gelegt, dieſe privatrechtliche Natur aber bleibt 
beſtehen, auch wenn man den zur Begründung herangezogenen 
Vertrag nicht den privatrechtlichen Vorſchriften, ſondern aus⸗ 
ſchließlich den Vorſchriften des öffentlichen Rechts unterſtellt 
Gs 36 ff., 65 ff. ALR. I 8 und FluchtlGeſ. vom 2. Juli 1875). 
Es unterliegt keinem Zweifel und iſt in der Rechtſprechung des 
RG. anerkannt, daß es für die Frage, ob ein klagbarer An⸗ 
ſpruch vorliegt, nicht auf den Urſprung des Rechtes ankommt. 
Auch Anſprüche, die im öffentlichen Rechte wurzeln und öffentlich⸗ 
rechtlichen Vorgängen (Geſetzen, Privilegien, Konzeſſionen, ver⸗ 
tragsähnlichen Genehmigungen und Übereinkommen) ihre Ent⸗ 
ſtehung verdanken, haben privatrechtliche Natur und ſind dem 
Rechtswege zugänglich, wenn ſie dem Vermögensrechte an⸗ 
gehören und der Rechtsweg nicht durch beſondere Vorſchriften 
ausgeſchloſſen iſt (vgl. RG. 22, 288; 25, 330; V3. 41, 272 > 
RG. 57, 352; Gruchots Beitr. 52, 439). Baut ſich jemand 
in Gemäßheit der beſtehenden Vorſchriften an einer öffentlichen 
Straße an, ſo hat er auch den Anſpruch auf Schutz in der ihm 
in Ausſicht geſtellten Benutzung der Straße und dieſer An⸗ 
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ſpruch, bei dem erhebliche Vermögenswerte in Frage ſtehen, ift 
weſentlich vermögensrechtlicher Natur. Ob man die Vorgänge, 
die dem Anbau vorausgehen, als einen Vertrag oder vertrags⸗ 
ähnlichen Rechtsakt auffaſſen will, iſt nicht von entſcheidender 
Bedeutung, man kann den Anſpruch auf Rechtsſchutz und den 
Anſpruch ſelbſt auch unmittelbar aus dem Geſetze ableiten 
(vgl. Turnau⸗Förſter, III. Aufl., 1, 578; Loebell in Gruchots⸗ 
Beitr. 41, 46 ff.; Bering daſ. 44, 394; Dernburg. B. R. III. 
8 70). Nimmt man einen vertragsähnlichen Vorgang an, Jo 
ſind doch dafür nicht die Formen des Privatrechts, ſondern die 
des öffentlichen Rechts, die dem Vorgang ſeine Bedeutung ver⸗ 
leihen, maßgebend. Dieſe Vorſchriften gehören dem Landes⸗ 
recht an und werden von den Vorſchriften des BBB. nicht 
berührt; dasſelbe gilt kraft des Vorbehalts im Art. 113 EGBGB. 
von dem daraus entſprungenen privatrechtlichen Anſpruch. Denn 
unter der in dieſem Artikel erwähnten Regulierung der Wege 
ind auch die Verhältniſſe der ſtädtiſchen und Dorfſtraßen, 
insbeſondere die aus der Baufluchtregulierung ſich ergebenden 
Verhältniſſe zu verſtehen (Prot. 6, 743). Eine Eintragungs⸗ 
verpflichtung für dieſen landes rechtlichen Anſpruch aber beſteht 
nicht. W.⸗ u. K.⸗Verein e. W., U. v. 2. Dez. 08, 67/08 V. 
— Breslau. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Verjährung der Urteilszinſen aus einem vor dem 
1. Januar 1900 rechtskräftig gewordenen Urteil wird nach 
Entſch. Nr. 1 der vierjährigen Verjährung (gemäß Art. 169 
EG BGB., $ 197 BGB.) unterſtellt. 

Eine Eideszuſchiebung über die Notlage im Sinne des 
8 138 BGB. iſt nach Entſch. Nr. 3 regelmäßig unzuläſſig. 
Notlage iſt ein Rechtsbegriff, der eine dringende, die wirt⸗ 
ſchaftliche Exiſtenz des Kreditſuchenden bedrohende Not kenn⸗ 
zeichnet, und zwar kein einfacher allgemein bekannter Begriff, 
zu deſſen Beurteilung der Schwurpflichtige fähig wäre. 

Die Vorſchrift des 8 409 BGB. iſt, wie Entſch. Nr. 4 
in Übereinſtimmung mit RG. 53 S. 416, 420 ausführt, eine 
Schutzbeſtimmung für den Schuldner, welche ihm nicht verwehrt, 
ſich auf die Unwirkſamkeit der Zeſſion zu berufen. — Die 
Loslöſung der Zeſſion von dem „ 


übernehmen, ſo kann er die Schuldſumme hinterlegen. Die von 
5 372 BOB. erforderte Ungewißheit über die Perſon des 
n iſt ſchon mit der Anfechtungserklärung des Zedenten 
gege 

Einen Fall der Vorteilsausgleichung behandelt B 
Nr. 5. Dem Kläger, der die ihm aus VVV 
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verſchuldeten Grundſtücke während des Schwebens der Klage 
auf Erfüllung im Wege der Zwangsvollſtreckung für einen 
dem vertragsmäßig feſtgeſetzten ns entſprechenden 
Betrag erſtanden hatte, wird der geforderte Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verſagt. 

Tatſächliche oder rechtliche Verhältniſſe können nach Entſch. 
Nr. 10 nur dann als Eigenſchaften der Sache angeſehen 1 
wenn ſie als Merkmale, die bei einer Sache wertgeſchätzt zu 
werden pflegen, mit der Sache ſelbſt verbunden ſind und das 
Eigentumsrecht an der Sache ſie als einen Teil ſeines Gegen⸗ 
ſtandes und ſeines Inhaltes in ſich ſchließt. Rechte Dritter 
beſchränken nur die Ausübung des Eigentumsrechts, haben jedoch 
auf den Gegenſtand des Eigentumsrechts keinen Einfluß. Daher 

ehört die Unkündbarkeit einer Hypothek, mit der ein Grund⸗ 
fc belaſtet iſt, wohl zum Weſen des betreffenden Hypotheken⸗ 
rechts, aber eine Eigenſchaft des Grundſtücks iſt ſie nicht. 

Gegenſtand des Jagdpachtvertrages iſt nach Entſch. Nr. 12 
das Jagdrecht, nicht das zu bejagende Grundſtück; 8 571 
Abf. 4 findet daher auf die Jagdpacht keine entſprechende An⸗ 
wendung. 

Die Vorſchriften der 88 709, 719 BGB. über die 
Gemeinſchaftlichteit des Verwaltungs⸗ und Verfügungsrechts der 
Geſellſchafter ſtehen dem Rechte eines einzelnen Geſellſchafters, 
Leiſtung eines Gegenſtandes an alle Geſellſchafter zu fordern, 
nicht entgegen. Entſch. Nr. 13. 

Jede auf Grund eines Verſicherungsvertrags dem Erſatz⸗ 
berechtigten zufließende Entſchädigung iſt keineswegs von dem 
dieſem nach 843, 844 BGB. gebührenden Schadenserſatz 
abzuſetzen. aber ein Arbeitgeber kraft einer zwiſchen 
ihm und ſeinen Angeſtellten feſtbeſtehenden Gepflogenheit . 

orteil aller dieſer beſtändig eine e ee auf ſeine 
Koſten aufrechterhält, ſo verringert ſich der Umfang des durch 
einen Unfall entſtandenen Schadens von vornherein um die 
fraglichen Invaliditätsrenten oder Penſionen. Entſch. Nr. 14. 

Wenn mehrfache Geräuſche auf ein Nachbargrundſtück 
herüberdringen, ſo iſt nach Entſch. Nr. 15 ihre Geſamtwirkung 
und das Maß der durch dieſe hervorgerufenen Beläſtigung 
der Nachbarn ausſchlaggebend für die Entſcheidung der Frage, 
ob die Geräuſcheinwirkungen von ungewöhnlicher Stärke find 
oder ſich innerhalb deſſen halten, was ſonſt in geräuſchvollen 
Betrieben in derſelben Gegend beläſtigend auf die Nachbar⸗ 
ſchaft wirkt. 

Nach Entſch. Nr. 16 wird die mit der Erhebung der Klage 
der Ehefrau auf Aufhebung des geſetzlichen Güterſtandes gemäß 
§ 1422 BGB. eintretende Prozeßha des Ehemanns nicht 
dadurch beſeitigt, daß vor der rechtskräftigen Entſcheidung der 
Güterſtand durch Auflöſung der Ehe beendigt wird. 

Er bie n des 5 2270 BGB. kommt es nach 
Entſch. Nr. 18 nur auf die Frage an, ob anzunehmen iſt, daß 
uch eher de her ver 1 nn 5 
nicht ohne die (nichtigen) Verfügungen feiner Frau getroffen 
wären. Wenn die Verwandten des Mannes das 12 
Nachlaßvermögen“, ſei es nach dem Ehemann, ſei es nach der 
Ehefrau, erh ſollten, wird die Verfügung wohl auch dahin 
gegangen ſein, die Verwandten ſollten das Nachlaßvermögen 
des Mannes erhalten, auch wenn die Verfügungen der Frau 
nichtig ſind. 

In Entſch. Nr. 23 wird die Vereinbarung der Ehegatten, 
daß die Berufung gegen ein die Ehe ſcheidendes Urteil aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſolle, für nichtig erklärt. 

Die wichtige Frage des Verhältniſſes des Kauſalgeſchäfts 
nn > abſtratten üllungsgeſchäfts bud in Entſch. Nr. 25 
er 


Einen grundbuchrechtlichen Beſchluß zur Auslegung von 
EBD. 8 27 bringt Entſch. Nr. 20. ei g N. 
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Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 
verlag und Expedition: 28. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


den J 25 Mark, elne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2geſpaltene Petitzeile 50 Pfg. Beſtellungen 
me 3 jede Sach andlüng und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 85. 


Hülfskafle für dentſche Rechtsanwälte. 


Herr Juſtizrat Dr. Felix Maaß in Berlin hat der 
hilfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte eine Zuwendung von 
2000 & gemacht, wofür ihm der herzlichſte Dank ans- 
geſprochen worden iſt. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
in Bamberg und Breslau haben dem Unterſtützungsfonds 
der Hülfskaſſe abermals Beihilfen und zwar Bamberg 
1500 4 und Breslau 2000 „ gewährt. Den Kammern 
und ihren Borftänden iſt für die reichen Beihilfen der 
ufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Bereinigung der Vorſtände deutſcher Anwalts⸗ 
kammern. 


Am 10. Januar d. J. hat eine Sitzung von Vertretern der 
Vorſtände der deutſchen Anwaltskammern unter dem Vorſitz des 
Zeheimen Juſtizrats Dr. Krauſe-Berlin, in Berlin getagt. 
Hauptgegenftand der Verhandlung war die Frage der Erhöhung 
der Anwaltsgebühren, über die Juſtizrat Irmler-⸗Berlin, 
teferierte. Nach eingehender Diskuſſion wurde beſchloſſen, eine 
erhöhung der Anwaltsgebühren durch Petition an den Reichstag 
auch für den Fall anzuſtreben, daß die dem Reichstag vorliegende 
Jufttznovelle nicht zur Annahme gelangt. Die Abänderung der 
Gebührenordnung ſoll nach folgenden Richtungen erfolgen: 

1. Eine Aufbeſſerung der ſämtlichen Gebührenſätze aus 
99 GebO. um 25 Prozent. 

2. Erhöhung der Schreibgebühren (8 76 Geb O., 5 80 GKG.) 
von 10 auf 20 4% 

3. Verdoppelung der im 8 8 vorgeſehenen Mindeſtgebühr 
von 1 &. 

4. Erhöhung der Vergleichsgebühr bei gerichtlichen Ver⸗ 
gleich auf die der für den außergerichtlichen Vergleich. 

5. Die Verminderung der Sätze für Urkunden⸗ und 
Wechſelprozeß ſoll nur eintreten, wenn es nicht zur 
lontradiktoriſchen Verhandlung kommt. 

6. Volle Gebühr für Arreſt, einſtweilige Verfügung und 
Anfechtung eines Schiedsſpruches. 

7. Neue Verhandlungs⸗ und Beweisgebühr für die in 
die Vorinſtanz zurückverwleſenen Sachen. 


8. Die Verteidigungsgebühren des 5 63 find mindeſtens 
auf 20, 40 und 80 & ſtatt der bisherigen 12, 20 und 
40 .# und demgemäß die Sätze des 8 67 für das Vor⸗ 
verfahren auf 10, 20 und 40 & heraufzuſetzen. 

9. Streichung des $ 64 Abſ. 2 (mehrtägige Privatklagen). 


Wirkung der verſchiedenen Kompetenzgrenzen. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


In der Reichsjuſtizkommiſſion ſchwanken die Anſichten 
über die Erhöhung der Kompetenzgrenze. Es. ſcheint daher 
praktiſch, die Verſchiebungen bei den Grenzen von 500, 600, 
800 & zu würdigen. 


1. Nach dem Reichstagsentwurf Anlage I entfallen an 
Landgerichtsprozeſſen für das Jahr 1904 auf die Stufen 
300 —450 unter Abrundung. . . 45 300 
450—650 = : . . . 38 400 
650-800 ⸗ s . . . 13 500. 
Bei Umrechnung auf die vorgeſchlagenen Grenzen zweige ich 
von der Stufe 450 — 650 je / auf die Grenze unter 500 und 
auf die Grenze von 600 — 650 ab. Es wird zwar noch zu 
günſtig ſein, denn die Nummerzahl fällt mit der Objektsſteigerung, 
aber es gibt dann doch immer ungefähr folgendes Bild: 
Anteil der abwandernden Sachen 


an der Land⸗ 
am Verluſt gerichtspraxis 
300 — 500 rd. 54 900. 56 Prozent 28 Prozent 
500-600 = 19 200 20 = 10 
600-800 23 100 24 = 12 
97 200 . . . 100 Prozent 50 Prozent. 


2. Beim Landgericht Frankfurt a. M. iſt das Verhältnis 


folgendes: Anteil der abwandernden Sachen | 


am Verluſt 115 ee 
300-500 .. ver. 58 Prozent 30 Prozent 
500 —-60 0 19 = 10 s 
600 — 80) 23 = 13 . 
100 Prozent 


53 Prozent. 
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3. Eine Statiſtik der pommerſchen Anwälte, die ſich auf 
die Grenze von 600 & beſchränkt, ergibt folgendes Bild: 


Stettin Greifswald Stargard Stolp Köslin 
300-600 39 28 25 / 43 / 31 
600-800 11 15 ½ 9 05 10 12 
Summa 50 43½ 34% 53½ 43%. 


Der Durchſchnitt der pommerſchen Landgerichte ergibt 
daher, daß im Oberlandesgerichtsbezirk Stettin zirka 48 Prozent 
Sachen abwandern, wonach nach den obigen Angaben über / 
auf die Stufe bis 600 &, in Stolp über 7 entfällt. Z. B. 
gehen in Stolp bei 580 Sachen nach der Novelle 309 Sachen 
verloren. Davon entfallen auf die Stufe bis 600 % 252. 
Stolp würde bei einer Erhöhung auf die 500 * Grenze, bei 
der ja nur im ganzen 200 Sachen abgehen werden, gerade 
noch lebensfähig bleiben, während bei 800 & nicht 200 kontra⸗ 
diktoriſche Sachen übrig bleiben. Dabei gibt es viel geringer 
beſchäftigte Landgerichte als Stolp. (Vgl. Schimmelpfennig und 
Kitzinger in der Rechtsanwaltszeitung.) 


II. 


Oberlandesgerichte. Eine analoge Durchſchnittsberechnung 
an der Anlage I ergibt, daß ſich die Anteile auf die Stufen 
bis 500, 600 und 800 & verteilen als 53, 21, 25 Prozent. 
Der Verluſt ſoll nach der Anlage I 31 Prozent betragen. 
Dabei iſt aber nicht berückſichtigt, daß aus den Stufen unter 
300 & beim Oberlandesgericht eine Reihe Prozeſſe ebenfalls 
abwandern. Man wird alſo die wirkliche Abwanderung auf 
33 Prozent annehmen können, bei 500 % auf 18 Prozent, 
bei 600 & auf 25 Prozent. Da dies nur Durchſchnittsſatz 
iſt, werden manche Oberlandesgerichte bis 40 Prozent verlieren. 

Erwägt man, daß die Verhältniſſe in Preußen günſtiger 
ſind als wie in andern Bundesſtaaten, daß die Prozentzahl in 
Süddeutſchland in einzelnen Landgerichten bei 500 & ſchon bis 
38 Prozent gehen, ſo iſt 500 wohl die weiteſte Grenze, die die 
Organiſation vertragen kann. Das Kammergericht wird 
dabei ſchon wahrſcheinlich 1300 — 1400 Sachen abgeben können 
(vgl. Reichsjuſtizſtatiſtik). Die Entlaftung iſt alſo auch aus⸗ 
reichend. Eine übergroße Verringerung des Geſchäftsbetriebes 
bei den kleinen Landgerichten hat aber auch den Nachteil, daß 
die Zivilkammern nicht voll auf der Höhe ihrer Aufgabe bleiben 
können, weil die lebendige Prozeßpraxis minimal wird. 


III. 


Die für Pommern getroffene Statiſtik weiſt vor allen 
Dingen aber die Unrichtigkeit des Geſetzesmotives nach, daß die 
Parteien ihrem gemeinſchaftlichen Amtsrichter zugeführt werden 
ſollen. Daß der Kläger und Beklagter in demſelben Amts⸗ 
gerichtsbezirk wohnen, trifft bei den abwandernden Fällen zu 
nach der mir vorliegenden Statiſtik in Greifswald nur in 
27½ Prozent, in Stolp und Köslin in 40 Prozent, in Stars 
gard in 49 Prozent der abwandernden Mandate, in der Haupt⸗ 
ſtadt Stettin trotz deren Anteils nur in 55 Prozent. Wenn 
das Ziel der Novelle alſo bei den ländlichen Gerichten noch 
nicht in der Fälle erreicht wird, wo bleibt da der Vorteil? 
Dabei verteilt ſich nach einer genaueren Statiſtik der Greifs⸗ 
walder Anwälte der Prozentſatz der Verſchiedenheit des Wohn⸗ 


M23. 1909. 
ortes gleichmäßig auf kontradiktoriſche Sachen und Verſäumnis⸗ 
ſachen nach dem Verhältnis dieſer Sachen zur Geſamtzahl. 


IV. 


Ganz verſchieden iſt nun ſowohl die Abwanderung für die 
einzelnen Anwälte wie die Abwanderung an die andern Amts⸗ 
gerichte des Bezirks. Während z. B. der Durchſchnittsverluſt 
in Greifswald bei der Grenze von 800 & 43 ½ Prozent be- 
trägt, verliert ein Anwalt nur 20 Prozent, ein anderer — 
ſtark beſchäftigter — Anwalt 60 Prozent feiner Landgerichts⸗ 
praxis erſter Inſtanz, von denen 14 Prozent wieder an das 
Amtsgericht Greifswald abwandern würden, jo daß er 10% Pro: 
zent in erſter Inſtanz und 18 Prozent plus o Zuſchlag 
— 23 ½ Prozent in zweiter Inſtanz wieder erhalten würde. 
Sein Nettoverluſt bleibt alſo 26 Prozent ſeiner Landgerichts⸗ 
praxis. In Stargard wandern 31 Prozent, in Köslin 
34 Prozent, in Stolp 49 Prozent der Mandate an das 
betreffende Amtsgericht ab. Die anderen Amtsgerichte erhalten 
durchſchnittlich folgenden Zuwachs: 26 und 37 Prozeſſe (Bes 
zirke Stolp, Stettin); je 37, 30, 20 Mandate (Greifswald, 


Köslin, Stargard), alſo unter Abzug von ¼ als Gebühren: 


zuwachs nach dem Stand von 1906 je: 1125 # (Stettin), 
725 K* (Greifswald, Stolp), 675 K (Köslin), 400 (Stargard) 
auf jedes Amtsgericht. Abwanderung von Anwälten erſcheint 
alſo auch bei der Novelle ausgeſchloſſen. 


Der Strafprozeßentwurf und die Deutſche Landes⸗ 
gruppe der Internationalen Kriminaliſtiſchen 
Vereinigung. 
Von Dr. jur. Alexander Philipsborn in Berlin. 


Die Deutſche Landesgruppe der J. K. V. hat vom 3. bis 
5. Januar 1909 in Berlin eine außerordentliche Tagung abgehalten 
behufs Stellungnahme zu dem Entwurf der StPO. und der 
Novelle zum GVG. 


I. In der einleitenden Generaldebatte), proklamierten 
die Referenten Landgerichtsdirektor Aſchrott und Geheimrat 
Profeſſor v. Liszt den auch von allen Diskuſſionsrednern ver— 
tretenen Standpunkt, daß die J. K. V. die Mitarbeit an dem 
Entwurf nicht ablehnen könne, obwohl er trotz einzelner großer 
Fortſchritte nur ein Stückwerk ſei und auch ſelbſt da, wo er gute 
Abſichten habe, bei Halbheiten ſtehen bleibe. Aſchrott wies be— 
ſonders auf die inkonſequente Beſchränkung der Beteiligung der 
Laien auf die erſte Inſtanz und auf das vorgeſchlagene Ein— 
wendungsverfahren in Haftſachen hin, das doch wieder auf die 
beſtehende ſchriftliche Beſchwerde hinauslaufe. v. Liszt faßte 
ſeine Stellungnahme zum Entwurf in folgenden drei conditiones 
sine qua non zuſammen, ohne die ihm der Entwurf unannehmbar 
erſcheine: 

1. Beſetzung der Berufungsgerichte auch mit Laien, 
2. Selbſtändigkeit der Hauptverhandlung gegenüber dem 
ſchriftlichen Vorverfahren, 


) In einer öffentlichen Verſammlung berichteten Medizinalrat 
Leppmann⸗Berlin und Profeſſor Aſchaffenburg-Cöln über 
die Stellung der Arzte zu dem Entwurf. Vgl. hierüber den 
Bericht des Verfaſſers in Aſchaffenburgs Monatsſchrift für 
Kriminalpſychologie und Strafrechtsreform. 1909. 


r 
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3. andere Geſtaltung des Verfolgungsprinzips (entweder 
ſtrenges Legalltätsprinzip oder Opportunitätsprinzip 
mit ſicheren Kautelen). 

Gar keine Verbeſſerung hat der Entwurf für das ſchwur— 
gerichtliche Verfahren gebracht. Und doch ſchreit es nach Ber: 
beſſerung, wie Profeſſor Liepmann⸗-⸗Kiel ausführte. Es ſei ein 
großer Irrtum, wenn Wach) meine, der Verſuch feiner Ver— 
beſſerung wäre „ein Verſuch am untauglichen Objekt oder ein 
unzulänglicher übergang zum Schöffengericht“. Liepmann ſchlug 
als weſentliche Verbeſſerungen vor: Allgemeines Ablehnungsrecht 
wegen Befangenheit an Stelle des zur Farce gewordenen peremp— 
toriſchen Ablehnungsrechts, Erteilung der Rechtsbelehrung ſeitens 
des Vorſitzenden zum Beginn der Verhandlung vor Eintritt 
in die Beweisaufnahme, Berechtigung der Geſchworenen, Beweis— 
anträge zu ſtellen. 

Am großzügigſten ging der Oberbürgermeiſter Adickes in 
einer von ethiſchem Ernſt getragenen Rede dem Entwurf zu 
Leibe, indem er ihn vom allgemein politiſchen Standpunkt aus 
betrachtete. Die politiſche Welt, ſo führte er aus, befinde ſich 
in einer zwieſpältigen Lage. Einerſeits wolle man die oft ge— 
forderte Umgeſtaltung des Beamtentums und die Vereinfachung 
det Verwaltung, zu der in dieſem Sinne auch die Juſtiz gehöre, 
andererſeits habe man nicht den Mut, fo durchzugreifen, wie es 
notwendig ſei, weil gegenwärtig jede Frage hinter der Finanz— 
frage zurücktrete. Aber für die der Juſtiz dürfe keine Summe 
zu hoch ſein. Dem Entwurf warf er vor, daß er bei weitem 
nicht alle inquiſitoriſchen Momente beſeitige, nicht mehr auf die 
debung der richterlichen Stellung bedacht ſei und außer— 
ordentlich viel Schematismus und Formalismus enthalte. So 
tabelte er die zu geringe Ausnutzung des ſchleunigen Verfahrens, 
die in allen Fällen ſchematiſch gleichen Urteilsbegründungen und 
die gleichmäßige Geſtaltung der Berufung, ohne Rückſicht darauf, 
ob das erſtinſtanzliche Verfahren ein ſummariſches oder mit 
vielen Garantien verſehen ſei. Die Berufung lediglich des Straf- 
naßes wegen ſei überhaupt zu beſeitigen. Ferner ſei nicht ein— 
zuſchen, warum die Reviſion nur gegen Berufungsurteile zuläſſig 
ſen sollte. Wenn es ſich um eine reine Rechtsfrage handele, 
18 um die Gültigkeit einer Polizeiverordnung, hätte es keinen 
Ein, daß erſt alle Tatſacheninſtanzen erſchöpft werden, viel— 
mehr müßte gleich die Reviſion gegeben ſein. 

n überblickt man dieſe Reihe ſchwerwiegender Mängel, fo ging 
Aſchrott nicht zu weit, wenn er ſagte, es gehöre für diejenigen, 
die eine durchgreifende Reform wünſchen, ein gut Stück Selbſt— 
enkſagung. Denn es komme hinzu, daß das Ganze nur pro— 
biſoriſche Arbeit fein könne, da bei der bevorſtehenden Reform 
des materiellen Strafrechts an der neuen StPO. wieder erhebliche 
Anderungen nötig fein werden. | 

Die Mitarbeit wird jedoch dadurch erleichtert, daß der 
Entwurf unleugbar berelts jetzt weſentliche Vorteile aufweiſt. 
Aſchrott hob zunächſt die große Vollendung hervor, die der 
Entwurf in Form, Syſtem und Sprache zeige, ſachlich wies er 
auf die Ausdehnung der zur Zeugnisverweigerung Berechtigten 
bin, auch die Einführung des Nacheides, die Einſchränkung der 
eſſentlichteit beim Verfahren gegen Jugendliche und bel der 
Privatflage, die Beſeitigung des Eröffnungsbeſchluſſes und vor 
alan auf den Abſchnitt über die Jugendlichen. v. Liszt pries 
tieren als kühne Neuerung, Amtsgerichtsrat Köhne-Berlin, 

Sldtsanwalt Feiſenberger-Magdeburg, Profeſſor Freuden— 
Hal- Frankfurt a. M. und Erzellenz Hamm billigten ihn im 
11 0 ebenfalls. v. Liszt und Köhne bedauerten jedoch, daß 
"Regierung ſich nur zu dieſem kleinen Abſchnitt über das Ver⸗ 


— 
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fahren aufgeſchwungen habe und das ſo ſehnlichſt erwartete 
Spezlalkindergeſetz mit Einſchluß des Kinderſchutzes nach dem 
Vorbilde Englands immer noch vorenthalte. Mindeſtens müßten 
aber auch in der StPO. die im Entwurf nur zugelaſſenen 
Jugendgerichte einheitlich geregelt werden, damit die ſonſt zweifellos 
entſtehende örtliche Buntſcheckigkeit ihrer Organiſation vermieden 
werde. 
Es iſt nicht am wenigſten dieſer Abſchnitt über die Jugend— 
lichen, um deſſen willen der Entwurf als brauchbare Grundlage 
erſcheint. Dies war auch in der Verſammlung die wohl ein— 
ſtimmige Anſicht ſchon am Ende der Generaldebatte, welche durch 
die Mannigfaltigkeit der immer wechſenden Geſichtspunkte einen 
überaus anregenden Verlauf genommen habe. 8 


II. Das erſte Spezialthema „Weitergehende Durch— 
führung der Anklageform“ wurde durch ein muſtergültiges 
Referat des Geheimrats Profeſſor v. Linienthal-Heidelberg 
eingeleitet. Er unterſuchte nacheinander die drei Stadien des 
Prozeſſes: das Vorverfahren, das Zwiſchenverfahren und die 
Hauptverhandlung. | 

1. Im Vorverfahren fei, ſo führte er aus, das reine 
Anklageprinzip nach den Formen des Zivilprozeſſes nicht durch⸗ 
zuführen. Man könne es zwar formell ganz dem Staatsanwalt 
anheimgeben und die Vorunterſuchung beſeitigen, es würde als 
Unterſuchung doch immer inquiſitoriſch bleiben müſſen. Die 
Hauptfrage ſei daher ſo zu ſtellen: Wie könne in dieſem 
inquiſitoriſchen Vorverfahren die Stellung des Beſchuldigten am 
beſten geſichert werden? 

v. Lilienthal zeigte, wie der Entwurf, von dieſem Geſichts— 
punkt aus betrachtet, faſt allen an ihn zu ſtellenden Anforderungen 
nicht genüge. Der fo weſentliche Punkt, daß die Staatsanwalt: 
ſchaft ihre Ermittlungen perſönlich vornehme, werde nicht gefördert. 
Denn die Anderung des Entwurfs ($ 162 II), wonach die Staats- 
anwaltſchaft die Ermittlungen ſelbſt anſtellen oder auch durch 
die Polizei anſtellen laſſen kann, ſei doch zu beſcheiden. Die 
Staatsanwälte würden von dem „auch“ ungehindert den aus— 
giebigſten Gebrauch machen. 

Auf ſeiten des Beſchuldigten ſei erforderlich, möglichfte 
Einſchränkung der Unterſuchungshaft, beſonders der Kolluſions— 
haft, ausgiebige Unterſtützung durch einen Verteidiger und recht— 
zeitige Bekanntmachung mit dem Entlaſtungsmaterlal in einem 
befonderen mündlichen Termine. Die im Entwurf (88 167, 168) 
vorgeſehene Partelöffentlichkeit biete eine weitere, aber für ſich 
allein nicht ausreichende Unterſtützung des Beſchuldigten bei der 
Beweisvorbereitung. | 

2. Hinſichtlich der Geſtaltung des Zwiſchenverfahrens und 
der Hauptverhandlung handelt es ſich bei den Lilienthalſchen 
Vorſchlägen lediglich um eine ungehinderte Durchführung der 
Anklageform: ſpezialiſierte Anklageſchrift mit genauer Angabe 
der Beweismittel für die einzelnen tatſächlichen Behauptungen, 
auf Antrag mündlicher Vortermin zur Geltendmachung von Ein— 
wendungen und Beweisanträgen in allen Sachen, nicht nur in 
den Fällen des 8 203 IV des Entwurfs; in der Hauptverhandlung 
Vermeidung inquiſitoriſcher Befragung des Angeklagten, Leitung 
der Beweisaufnahme durch den Vorſitzenden, aber Beſeitigung 
der Akten des Vorverfahrens (abgeſehen von antizipierter Beweis— 
aufnahme), Aufrechterhaltung des Grundſatzes des 8 244 1 StPO., 
deſſen Einſchränkung höchſtens bei mala fides des Beweisführers, 
aber nicht in dem weiten von $ 232 II Entwurf vorgeſehenen 
Umfange zuläſſig ſei. ö 

Dieſe Ideen, die v. Lilienthal in Übereinſtimmung mit 
ſeinem auf dem Karlsruher Juriſtentage gehaltenen Referate in 
fein polntierter Weiſe vortrug, fanden im allgemeinen den Beifall 
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der Berfammlung. Es wurden zwar zu der Frage des Vor⸗ 
verfahrens im einzelnen wertvolle Ergänzungen gegeben und auch 
abweichende Anſichten geltend gemacht, aber ein prinzipieller 
Widerſpruch wurde inſoweit nicht laut. 

Wohl aber war es in Wahrheit ein prinzipieller Gegenſatz, 
aus dem heraus die Theſe von der Beſeitigung der Akten von 
den verſchledenſten Seiten bekämpft wurde. Denn ſieht man als 
Zweck des Vorverfahrens fälſchlicherweiſe die Vorbereitung der 
Hauptverhandlung an, ſo kann man natürlich auch nicht zugeben, 
daß die Benutzung der ſchönen, dicken Akten (Aktenalpen, ſagte 
Geheimrat Kronecker) ſeitens des Vorſitzenden und des Gerichts 
plötzlich ſo verdammenswert ſein ſoll. Der Streit um dieſe 
Frage füllte faſt die ganze Debatte aus, nicht weniger als 
12 Redner nahmen hierzu das Wort, von denen ſich 6 dagegen 
ausſprachen (Amtsrichter Friedeberg, Profeſſor Harburger, 
Exzellenz Hamm, Profeſſor Graf Dohna, Kriegsgerichtsrat 
Steidle und Profeſſor Hippel), mit etwa folgender Begründung: 
1. Der Vorſitzende könne unmoglich ohne Kenntnis der Akten die 
Verhandlung planvoll leiten, vor allem in Schwurgerichtsſachen, 
wo es ſo ſchon jetzt ſchwer genug ſei, die Geſchworenen zu über⸗ 
zeugen (); 2. es könne auch zuungunſten des Angeklagten vor⸗ 
kommen, daß Entlaftungsmaterial, das in den Akten ſteht, nicht 
vorgebracht werde; 3. gerade vom Standpunkt der J. K. V. ſei zu 
betonen, daß die erforderliche Kenntnis des Vorlebens und des 
Charakters des Täters mit Hilfe der Akten feſtgeſtellt werden müſſe. 

Demgegenüber wurde mit Recht folgendes erwidert: 


1. Sieht man die Aufgabe des Vorſitzenden nach wie vor 
darin, den Angeklagten, koſte es, was es wolle, zu überführen, 
ſo haben die Gegner Recht. Aber gerade dieſe aus den heutigen 
— meiſt auf Bolizeiberichten beruhenden — Akten geſchöpfte Vor⸗ 
eingenommenheit ſoll ja vermieden werden oder man verzichte 
offen darauf, die Grundſätze der Mündlichkeit und Unbefangenheit 
durchzuführen. Führt man aber die Aufgabe des Vorſitzenden 
auf das richtige Maß richterlicher Kognition und Leitung der 
Beweisaufnahme auf Grund der Partelbehauptungen zurück, ſo 
iſt nicht einzuſehen, warum das nicht möglich fein ſoll. ) 


2. und 3. Es iſt eben Sache der Parteien, des Staats⸗ 
anwalts, das Belaſtende, des Angeklagten und des Verteidigers, 
das Entlaſtende vorzubringen. 


Daß die Idee des aktenloſen Vorſitzenden, der nur durch die 
ſpezialiſierte Anklageſchrift über den Streitſtoff informiert wird, 
auch bei uns einmal verwirklicht werden wird, iſt mir nicht 
zweifelhaft. Unter ſpontanem Beifall der Zuhörer trat ein ſo 
bewährter Praktiker wie Kronecker für ſie ein und prophetiſch 
erklärte er, er habe gegen die von ſo vielen Praktikern im Munde 


geführte Unmöglichkeit ein unbegrenztes Mißtrauen. Möge er 
bald Recht bekommen! 


III. „Die Berufung kommt und das Schwurgericht bleibt.“ 
Mit dieſem im Tone wehmutsvoller Reſignation gehaltenen 
Motto kennzeichnete der Kammergerichtsrat Geheimer Rat 
Kronecker in ſeinem Referat über „Die Organiſation der 


) Daß es möglich iſt, führte Liep mann unter Hinweis auf 
Norwegen aus, wo ſogar in Schwurgerichtsſachen der Vorſitzende 
ohne Kenntnis der Akten verhandelt. Der von Liepmann zitierte 
Gewährsmann, Staatsanwalt Olaf Salomonſon⸗Kriſtiania, 
der dies in ſeinem Aufſatz „Das norwegiſche Schwurgericht“ 
S. 707 ff. der von Mittermaier und Liepmann herausgegebenen 
Beiträge: Schwurgerichte und Schöffengerichte Bd. I Heft 8, 1908, 
insbeſondere S. 720 ff.) mitteilt, hält die durch die Unkenntnis 
der Akten gewährleiſtete Unparteilichkeit des Vorſitzenden für ein 
Moment von ſo großer Bedeutung, daß er geneigt iſt, „zu glauben, 
daß nicht zum kleinſten Teile es ihm zu Nerd iſt, daß die 
Schwurgerichte bei uns ſo gut wirken, wie ſie es tun“. 
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Strafgerichte unter Berückſichtigung der Einſührun 
der Berufung“ den Entwurf. 

Die Juriſten haben es allgemach aufgegeben, gegen das 
Schwurgericht Sturm zu laufen. Auch Kronecker beſchäftigte 
ſich mit ihm nur in der auch von Liepmann (vgl. oben zu J) 
gewieſenen Richtung, wie man es verbeſſern könne. Von den 
vielfachen Vorſchlägen akzeptierte er lediglich die Beſeitigung des 
peremptoriſchen Ablehnungs rechts, die andern Vorſchläge (nur 


ein Richter ohne Beiſitzer, mindeſtens ein Juriſt unter den Ge⸗ 
ſchworenen) verwarf er. 


Mit der Einführung der Berufung gegen die Strafkammer⸗ 
urteile, der zweiten volkstümlichen Forderung, ſcheint man ſich 
in Juriſtenkreiſen noch nicht abfinden zu wollen. Kronecker 
tat es zwar, aber die Debatte beſchäftigte ſich faſt ausſchließlich 
mit ihr. Während einige wenigſtens ihre Einſchränkung forderten, 
Hamm z. B. das Verbot der reformatio in pejus bedauerte, da 
dieſe die einzig wirkſame Hemmungsvorſtellung wäre, nahm 
Profeſſor Graf zu Dohna noch einmal den Kampf im ganzen 
gegen ſie auf, die bekannten Gründe für und wider zuſammen⸗ 
ſtellend. Was die Vorteile der Berufung betrifft, die Möglichkeit 
der Korrektur falſcher Urteile und die Vermeidung von fiber: 
raſchungen, ſo wies er darauf hin, daß für jene die 1. Inſtanz 
ſorgen müſſe und daß es in Hinſicht auf dieſe richtiger fet, ein 
beſſeres Vorverfahren zu ſchaffen, als das erſte Urteil „ins Un⸗ 
reine zu machen“. 

Daß angeſichts der vom Entwurf vorgeſehenen durchgängigen 
Beſetzung der 1. Inſtanz mit Laien in jedem alle auch in der 
Berufungsinſtanz Lalen ſitzen müſſen, darüber war nur eine 
Stimme. Man hob hervor, daß der Entwurf dadurch, daß er 
dieſe ſelbſtverſtändliche Konſequenz nicht gezogen hat, die Stellung 
des Angeklagten geradezu verſchlechtert habe. Kronecker hatte 
es leicht, die allgemein als ſchlecht empfundene Tätigkeit der 
vom Entwurf beibehaltenen Dreimännerkammer zu kritiſieren. 
Er tadelte vor allem die ſchablonenmäßige Herabſetzung der 
Strafe und erinnerte an den Spottnamen dreier Berliner Straf: 
richter als der drei barmherzigen Brüder. In den Berufungs- 
ſenaten, jenem unglücklichen Zwiſchengebilde, bel dem man nicht 
wiſſe, ob ſie zum Landgericht oder Oberlandesgericht gehören, 


würden die ſattſam bekannten detachlerten Strafkammern wieder 
auferſtehen. 


Aber würde es nicht neben der durch die Gerichte erſter 
Inſtanz erforderlichen Zahl von Schöffen und Geſchworenen an 
weiterem Material für die bei den Gerichten zweiter Inſtanz 
zuzuziehenden Schöffen fehlen? Bekanntlich hat die Regierung 
aus dieſem Grunde für die zweite Inſtanz lediglich gelehrte 
Richter vorgeſchlagen. Um dem notwendigerweiſe ſich hier er⸗ 
gebenden Dilemma vorzubeugen, hat Aſchrott den bedeutſamen, 
auch von v. Liszt befürworteten Vorſchlag gemacht, eine der 
jetzigen erſtinſtanzlichen Strafkammer entſprechende Inſtanz 
zwiſchen Schöffengericht und Schwurgericht überhaupt fortzulaſſen 
und die betreffenden Delikte unter die Schöffen⸗ und Schwur⸗ 
gerichte aufzuteilen. Trotz einzelner Bedenken, die er geltend 
machte, erklärte ſich auch Kronecker ausdrücklich für dieſen 
glücklichen Gedanken, ſobald feſtſtehe, daß für die Berufungs⸗ 
inſtanz nicht genügend Lalen zu erhalten wären. Im übrigen 
zeigte Aſchrott, wie das vorhandene Lalenmaterial beſſer ver⸗ 
wertet werden könne. Er wies darauf hin, daß zunächſt die 
Diäten für ein größeres Material ſorgen würden. Sodann 
müßten die Schöffen mehr als 5mal im Jahr, etwa 10 bis 
12 mal, ſitzen. Das würde ſchon eine Verdoppelung bedeuten. 
Es würde gleichzeitig im Intereſſe der Sache ſein, die 
Schöffen würden ſich mehr einarbeiten; es dauere immer einige 
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Zeit, ehe ſie ſich an das fremde Milleu gewöhnten, auch 
ſeien fie zuerſt meiſt übermäßig milde oder übermäßig ſtreng 
und glauben, an jedem ein Exempel ſtatuieren zu müſſen. — 
Denkt man dieſen Gedanken zu Ende, ſo kommt man freilich — 
das hat Aſchrott überſehen — zu einer Verwerfung des ganzen 
Laiengerichts. Die Schöffen können nicht mit den Handels⸗ 
richtern verglichen werden. Letztere bringen ſpezielle Fachkennt⸗ 
niffe mit, erſtere find durch keine Sachkenntnis getrübt. Aber — 
„die Berufung kommt, das Schöffen⸗ und Schwurgericht bleibt“. 


IV. Zu dem letzten Punkt der Tagesordnung: „Die 
Stellung der Staatsanwaltſchaft im Strafprozeſſe“ 
erörterte der Referent, Oberlandesgerichtsrat Roſenberg-Col⸗ 
mar i. E, die Einſchränkung des Legalltätsprinzips. Er 
billigte prinzipiell den Standpunkt des Entwurfs, wonach das Le⸗ 
galitätsprinzip die Regel bilden, aber Einſchränkungen unterworfen 
fein fol. Wir lelden, fo führte er aus, an einem Übermaß von 
Beſtrafungen wegen Übertretungen, einſchließlich des Strafbefehls 
und der Strafverfügungen. So würden in Deutſchland, wenn 
man die für Elſaß⸗Lothringen feſtgeſtellten Zahlen auf das Reich 
übertrage, jährlich 2 bis 3 Millionen ſolcher Strafen erkannt, 
wenn man die für Stuttgart feſtgeſtellten Zahlen übertrage, 
gar 10 Millionen. Da es ih) dabei in vielen Fällen um 
lächerliche Geringfügigkeiten handele, ſo ſei es zu begrüßen, 
wenn der Entwurf wieder den Grundſatz: Minima non curat 
praetor zur Geltung bringe. Jedoch erklärte ſich der Referent 
mit der Art der Regelung nicht einverſtanden, ſondern be⸗ 
fürwortete einerſeits die Ausdehnung der Einſchränkung auf 
Vergehen und die Vermehrung der Privatklagefälle, andererſeits 
die Beſchränkung auf beſonders leichte Fälle. Vor allem aber 
betonte er die Notwendigkeit der Schaffung von Garantien, was 
der Entwurf leider verabſäumt hat. Er empfahl die Gewährung 
der ſubſidiären Privatklage an jeden, der ein berechtigtes Intereſſe 
an der Strafverfolgung nachweiſe. Die Popularklage und die 
Nachprüfung durch das Oberlandesgericht verwarf er, erſtere 
könne leicht zu Schikane und Erpreſſungen mißbraucht werden, 
letztere ſei unzweckmäßig, da das Gericht nicht geeignet ſei, reine 
Zweckmäßigkeitsfragen zu entſcheiden. — Auf politiſche Dellkte 
ſeien dieſe Beſtimmungen jedoch nicht zur Anwendung zu bringen, 
hier müſſe am Legalitätsprinzip feſtgehalten werden. 

Die beiden Haupteinwände ) gegen die Einſchränkung, die 
auf dem Juriſtentage, wie jetzt wieder in der Debatte von 
autoritativer Seite vorgebracht wurden, ſind: Furcht vor Kabinetts⸗ 
und Klaſſenjuſtiz, Verbreitung von Mißtrauen gegen die Staats⸗ 
auwaltſchaft. Die Kabinettsjuſtiz iſt wirklich, wie man mit 
damm ſagen muß — in dieſem Zuſammenhange — ein Ammen⸗ 
märchen von 1848. Es lſt bereits darauf hingewieſen worden 
und wurde von Roſenberg wiederholt, daß politiſche Gründe 
zu einer Anklage wegen Hochverrats oder Majeſtätsbeleidigung 
führen können, aber dem politiſchen Gegner eine Strafverfügung 
wegen Radelns auf verbotenen Wegen oder ähnlicher Lappalien 
hu schicken, jet einfach lächerlich. 

Klaſſenjuſtiz befürchtet beſonders v. Liszt. Man meſſe ſchon 
jezt mit zweierlel Maß, in Zukunft werde auch die Staats⸗ 
mwaltſchaft gegen Sozlaldemokraten und einige Liberalen anders 
vorgehen, als gegen Konſervative. Pointiert führte dies noch 

echtsanwalt Löwenſtein näher aus, beſonders unter Hinweis 
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auf den kautſchukartigen Begriff des öffentlichen Intereſſes. 
Staatsanwalt Feiſ enberger befürchtet zwar im Ernſt Klaſſen⸗ 
juſtiz nicht, aber die Staatsanwaltſchaft müſſe vor den An⸗ 
feindungen geſchützt werden, die das Opportunitätsprinzip mit 
ſich bringen würde. Als Juſtizbehörde genieße die Staats⸗ 
anwaltſchaft jetzt das Vertrauen des Volkes, daß ſie einſchreiten 
müſſe. Dies Vertrauen würde zum Nachteil der Juſtiz ſchwinden, 
wenn ſie nach dem öffentlichen Intereſſe abzuwägen hätte. Dies 
könne ſie erſt, wenn wir einen reinen Anklageprozeß hätten und 
die Staatsanwaltſchaft als reine Verwaltungsbehörde organiſiert 
würde. 

Feiſenbergers Standpunkt läuft einfach darauf hinaus, daß 
es für die Staatsanwaltſchaft bequemer iſt, in jedem Falle ohne 
Berückſichtigung des individuellen Falles anklagen zu müſſen. 
Er verteidigt den von Adickes ſo eindringlich bekämpften 


Schematismus in der Verwaltung. Hält man an ſich eine Ab⸗ 


wägung nach öffentlichem Intereſſe für nötig, ſo darf ſie nicht 
deshalb verworfen werden, weil die Behörde ſich dadurch, wie 
ganz natürlich, Anfeindungen ausſetzen würde. Und was den 
Begriff „öffentliches Intereſſe“ betrifft, fo fei auf den „wichtigen 
Grund“ des 8 626 BGB. verwieſen, auf das „freie Ermeſſen /, 
auf die „guten Sitten“ — alles Begriffe, auf deren häufige Heran⸗ 
ziehung im BGB. wir allen Grund haben, ſtolz zu ſein. Zu⸗ 
zugeben iſt, daß die Gefahr eines politiſch differenzierten Ver⸗ 
haltens beſteht. Aber dabei iſt zu beachten: 1. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft iſt keine Juſtizbehörde oder wenigſtens mehr Ver⸗ 
waltungsbehörde, als Juſtizbehörde. Es kann alſo nicht von 
Klaſſenjuſtiz geſprochen werden. 2. Wird die ſubſidiäre Privat⸗ 
klage oder beſſer die Popularklage eingeführt, ſo wird die einmal 
desavouierte Staatsanwaltſchaft — darauf hat v. Lilienthal 
mit vollem Recht hingewieſen — nicht zum zweiten Mal die 
ſozialdemokratiſchen und Kirchenaustrittsplakate verfolgen und 
den konſervativen Zettelverteiler ungeſchoren laſſen! 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 4. bis 16. Januar 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 


I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 55 30, 31, 89, 831 BGB. in Verb. mit § 59 der 
preußiſchen Städteordnung. Stadtbaumeiſter verfaſſungsmäßiger 
Vertreter der Stadtgemeinde ] 

Die Frage, ob der Stadtbaumeiſter D., über deſſen Be⸗ 
ſtallung und Geſchäftskreis kein Streit beſteht, verfaſſungs⸗ 
mäßiger Vertreter der beklagten Stadtgemeinde nach 88 30, 
31, 89 oder Angeſtellter im Sinne von § 831 BGB. war, 
iſt keine Tatfrage, die Gegenſtand einer Feſtſtellung im Tat⸗ 
beſtand oder eines Geſtändniſſes gemäß 88 138, 288 SPD. 
fein kann, ſondern eine Rechtsfrage, die vom Richter geprüft 
und entſchieden werden muß. Die Anſchauung des Berufungs⸗ 
gerichts, daß D. verfaſſungsmäßig berufener Vertreter der Bes 
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klagten war, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Die Reviſion, 
die dies bezweifelt, ſtützt ſich darauf, daß nach der maßgebenden 
preußiſchen Städteordnung lediglich die Mitglieder des Magiſtrats 
und die in 8 59 vorgeſehenen Deputationen, nicht aber ein 
Stadtbaumeiſter, der wie D. weder Magiſtratsmitglied, noch 
ſonſt ein kraft einer Beſtimmung in der Städteordnung zur 
Vertretung berufener ſtädtiſcher Beamter geweſen ſei, als ſolche 
Vertreter gelten könnten. Die Reviſion geht anſcheinend von 
einer zu engen Auffaſſung des Urteils in RG. 53, 276 aus. 
Wenn dort geſagt iſt: Das rechtliche Merkmal, das die be⸗ 
ſonderen Vertreter im Sinne des S 30 von den unter 5 831 
BGB. fallenden Angeſtellten unterſcheide, ſei ihre Berufung 
durch die Satzung bei dem Verein, durch die die Verwaltungs⸗ 
organiſation regelnden Beſtimmungen bei den öffentlich⸗ rechtlichen 
Körperſchaften, ſo iſt dies nicht dahin zu verſtehen, daß die 
Satzung oder die organiſatoriſchen Vorſchriften einen Vertreter 
für einen beſtimmten Betriebs⸗ oder Verwaltungszweig aus⸗ 
drücklich vorgeſehen haben müßten. Sondern es iſt nur er⸗ 
forderlich, daß die Berufung des Vertreters in Beſtimmungen 
der Vereinsſatzung oder der Verfaſſung der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft ihren rechtlichen Grund hat, daß ſie auf dieſe Be⸗ 
ſtimmungen zurückgeführt werden kann. Ob der ſo Berufene 
als Vertreter zu erachten iſt, entſcheidet ſich in der Regel nach 
der Selbſtändigkeit ſeiner Stellung ſowie nach der Wichtigkeit 
und dem Umfang des ihm zugewieſenen Geſchäfts bereichs. In 
dieſem Sinne hat der erkennende Senat in einer Reihe von 
Erkenntniſſen den 8 30 BGB. angewendet (vgl. Urteile vom 
9. November 1905, RG. 62, 31; vom 11. Juli 1907 Rep. 
VL 497/06; vom 21. Mai 1908 Rep. VI. 542/07). Die Bes 
klagte konnte nach 8 11 StO. durch Ortsſtatut das Amt eines 
Stadtbaumeiſters ſchaffen oder einen ſolchen gemäß § 56 Ziff. 6 
anſtellen. Ob hier der eine oder der andere Weg eingeſchlagen 
wurde, erhellt aus den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen nicht. 
Wohl aber find laut des vorgetragenen Verpflichtungsprotokolls 
dem D. die Bearbeitung, d. i. die Leitung der ſtädtiſchen Hoch⸗ 
baus und Tiefbauangelegenheiten ſowie die Geſchäfte der Bau⸗ 
polizei übertragen worden; und das Berufungsgericht ſtellt feſt, 
daß innerhalb dieſes Geſchäftskreiſes ſeine Stellung völlig ſelb⸗ 
ſtändig war, und daß er die ihm geboten erſcheinenden Maß⸗ 
regeln nach eigenem Ermeſſen ohne Anweiſung oder Ermächti⸗ 
gung der geſetzlichen Vertreter der Beklagten treffen konnte. 
Irrtumsfrei nimmt das Beruſungsgericht an, daß D. wegen 
der Beſonderheit, Bedeutung und dem Umfang ſeines Wirkungs⸗ 
kreiſes kraft der Ortsverfaſſung zum Vertreter der Beklagten 
berufen ſein ſollte, und daß es hierzu keiner beſonderen 
Satzung bedurfte. Hiernach war D. ein von der Beklagten 
gemäß § 30 BGB. für die Geſchäfte der Bauverwaltung bes 
ſtellter beſonderer Vertreter und als ſolcher ein „anderer“ ver⸗ 
faſſungsmäßig berufener Vertreter der Beklagten im Sinne 
der 88 31, 89 allda. Die Beklagte iſt daher für die Bes 
ſchädigung des K.ſchen Hauſes, die D. in Ausführung der ihm 
zuſtehenden Verrichtung verſchuldet hat, verantwortlich. Stadt⸗ 
gemeinde St. c. V., U. v. 14. Dez. 08, 644/07 VI. — Stettin. 

2. 85 97, 98 BGB. Zubehör.] 

Zunächſt verkennt das Berufungsgericht mit dem Satze: 
„der 8 98 enthält Beiſpiele dafür, welche Sachen unter allen 
Umſtänden Zubehöreigenſchaft haben“, das Verhältnis dieſes 
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Paragraphen zum $ 97. Denn in Wahrheit bezieht ſich der 
8 98 nur auf eines der im 8 97 bezeichneten geſetzlichen Er⸗ 
forderniſſe des Zubehörs. Er verordnet, daß Sachen, auf die 
das zutrifft, was er unter 1 oder 2 ſagt, ſtets als Sachen 
anzuſehen ſeien, die dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache 
zu dienen beſtimmt ſind. Zubehör aber ſind dieſe Sachen nur 
dann, wenn bei ihnen auch die weiteren im 8 97 hierfür aufs 
geſtellten Erforderniſſe erfüllt ſind. Andererſeits ſteht nach dem 
8 98 Ziff. 2 mit der Bejahung der bei der Art der Sachen 
und der Eigenſchaft des vom Kläger erſteigerten Anweſens als 
Landgut zunächſt aufzuwerfenden Frage: ob es ſich bei jenem 
um Gerät und Vieh handelt, das zum Wirtſchafts betriebe be⸗ 
ſtimmt iſt, ohne weiteres feſt, daß die Sachen dem wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke der Hauptſache (des Landguts) zu dienen beſtimmt 
ſind. Auch in dieſer Beziehung geben die Ausführungen des 
Berufungsgerichts Grund zu Ausſtellungen. Vor allem aber 
verletzt das Berufungsgericht — und hierauf beruht ſeine Ent⸗ 
ſcheidung — die 88 97, 98 in zwei anderen, von der Reviſion 
hervorgehobenen Richtungen. Einmal macht es die Zubehör⸗ 
eigenſchaft der Sachen auch davon abhängig, ob fie dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen geeignet find, 
und zwar derart, daß es dies wiederum davon abhängig ſein 
läßt, ob die Art der Benutzung der Hauptſache durch den Eigen⸗ 
tümer wirtſchaftlich gerechtfertigt iſt. Nach dem Geſetze da⸗ 
gegen iſt entſcheidend die Beſtimmung der Sachen zum Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebe oder zum Dienſt für den wirtſchaftlichen Zweck 
der Hauptſache durch deren Eigentümer und kann das Nicht⸗ 
geeignetſein der Sachen zu ſolchem Dienſt Bedeutung nur in⸗ 
ſofern gewinnen, als es den Schluß rechtfertigt, daß dieſelben 
tatſächlich gar nicht jene Beſtimmung haben oder nur vorüber⸗ 
gehend, insbeſondere verſuchsweiſe, für den wirtſchaftlichen Zweck 
der Hauptſache benutzt find (vgl. 8 97 Abſ. . Und was 
dieſen Zweck anbelangt, ſo iſt richtig, daß er nicht nur vor⸗ 
gegeben fein, ſondern in der Art der Benutzung der Hauptſache 
„objektiv hervortreten“ muß, und kann weiter auch zugegeben 
werden, daß er nicht durch eine bloß zufällige oder ganz will⸗ 
kürliche, dem Weſen der Sache widerſprechende und deshalb 
notwendigerweiſe nur vorübergehende Benutzung beſtimmt wird. 
Im übrigen aber und grundſätzlich iſt auch für ihn, wie für 
die Art der Benutzung und Bewirtſchaftung der Hauptſache, 
der Wille des Eigentümers ohne Rückſicht namentlich auf das 
wirtſchaftlich Vorteilhafte oder Zweckmäßige maßgebend. So⸗ 
dann macht das OLG. die Zubehöreigenſchaft davon abhängig, 
daß die Sachen im Verkehr als Zubehör angeſehen werden. 
Insbeſondere ſpricht es der Lokomobile mit Heupreſſe, dem 
Dungſalz und dem Draht dieſe Eigenſchaft auf Grund der 
Ausführung ab: „Es konnte ſich (daher) für den Bezirk, wo 
ſich das klägeriſche Landgut befindet, nicht die den Verkehr be⸗ 
herrſchende tatſächliche Abung bilden, daß die Gegenſtände als 
Zubehör des Landgutes anzuſehen ſind, und ſind ſie daher 
nach der Verkehrsauffaſſung nicht als Zubehör anzuſehen.“ 
Dagegen wird nach dem 8 97 Abf. 1 die Zubehöreigenſchaft 
einer Sache ſchon durch ihre — eben erörterte — Beſtimmung 
für den Zweck der Hauptſache und dadurch begründet, daß ſie 
zu dieſer in einem ſolchen ihrer Beſtimmung entſprechenden 
räumlichen Verhältniſſe ſteht, und wird ihre Zubehöreigenſchaft 
dann nur unter der — von dem anderen Teile zu beweiſenden — 
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Vorausſetzung ausgeſchloſſen, daß die Verkehrsanſchauung ihr 
die Zubehöreigenſchaft trotzdem abſpricht. Dieſer Sinn des 
8 97 Abſ. 1 und insbeſondere feines 2. Satzes ergibt ſich for 
wohl aus dem Wortlaut, als auch namentlich aus der Ent⸗ 
ſehungsgeſchichte der Beſtimmung (ſ. Motive zum $ 789 des 
1. Entw. und Prot. bei Mugdan Bd. 3 S. 35 und 496). Es 
ſezt das voraus, daß die Verkehrsanſchauung zu der Frage 
der Zubehöreigenſchaft ſolcher Sachen pofitiv Stellung genommen 
hat, und der Beweis dafür wird auch nicht dadurch erbracht, 
daß der „allgemeine Verkehr“, wie die vom OLG. an erſter 
Stelle in Bezug genommenen Gutachten beſagen, derartige 
Sachen im Landwirtſchafts betriebe „nicht kennt“. W. c. W. 
Konk., U. v. 16. Dez. 08, 530/08 V. — Augsburg. 

3. 8 138 BGB. Konkurrenzverbot. Maßgebender Zeitpunkt 
für die Frage, ob das Verbot gegen die guten Sitten verftößt.] 

Für die Beurteilung der Frage, ob ein Konkurrenzverbot 
gegen die guten Sitten verſtößt, ſind grundſätzlich die Ver⸗ 
hältniſſe im Zeitpunkte des Vertragsabſchluſſes maßgebend. 
Dies hat der erkennende Senat bereits in ſeinem Urteile vom 
30. Juni 1908 II. 75/08 mit dem Beifügen ausgeſprochen, 
daß Anderungen dieſer Verhältniſſe nach dem Vertragsſchluſſe 
unter zwei Geſichtspunkten für jene Beurteilung beachtlich fein 
Iönnten, einmal, wenn das Konkurrenzverbot die durch jene 
Anderungen geſchaffene Sachlage gleichfalls umfaßte, dieſe Sach⸗ 
lage ſomit nach dem Willen der Parteien im Zeitpunkte des 
Vertragsabſchluſſes miterfaßt werden ſollte, dann aber, wenn 
duch jene Anderungen Erfahrungstatſachen des Lebens, die 
bereits zur Zeit des Vertragsſchluſſes bekannt waren, lediglich 
befätige werden, da die Parteien verſtändigerweiſe mit ſolchen 
Erfahrungstatfachen zur Zeit des Vertragsſchluſſes rechneten. Ver. 
P- Fabriken c. N., U. v. 22. Dez. 08, 389/08 II. — Stuttgart. 

4. 59 325 Abſ. 1 Satz 2, 326 BGB. Rücktritt vom 
Vertrage, wenn die teilweiſe Erfüllung des Vertrags für den 
* kein Intereſſe hat. Begriff der „teilweiſen Er⸗ 
f “I 
Es kommt auf die Anwendung des 8 325 Abſ. 1 Satz 2 
968. an. Dieſer Paragraph behandelt den Fall, daß die 
aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Seiftung infolge eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, 
mmöglich wird, und beſtimmt in dem angezogenen Satze, daß 
der andere Teil bei teilweiſer Unmöglichkeit u. a. berechtigt iſt, 
don dem ganzen Vertrage zurückzutreten, „wenn die teil- 
veiſe Erfüllung des Vertrages für ihn kein Inter⸗ 
elle hat“. Dieſe Worte hat das KG. mißverſtanden, indem 
es unter „teilweiſer Erfüllung“ den ausgebliebenen Teil der 
erfüllung verſteht, Wortlaut und Zuſammenhang des 5 325 
aber erzeben klar, daß die „teilweiſe Erfüllung“ ſich umgekehrt 
auf den von der Unmöglichkeit nicht betroffenen Teil der Er⸗ 
fülung bezieht. Für die Anwendung des § 325 kommt es 
aſo darauf an, ob der andere Teil kein Intereſſe daran hat, 
dab der Vertrag erfüllt wird, ſoweit feine Erfüllung möglich 
geblichen iſt. Die entſprechende Anwendung für den Verzugs⸗ 
Il G 326) führt dahin, daß der nicht ſäumige Teil nach⸗ 
weiien muß, daß die Erfüllung des Vertrages, ſoweit fie 
bewirkt worden iſt, beim Ausbleiben der Neſterfüllung 
fi inn kein Intereſſe hat. O. c. E., U. v. 23. Dez. 08, 
WEL. — Berlin. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


71 


5. 88 459 Abſ. 1 Satz 1, 463 BGB. Gewährleiſtung 
wegen argliſtigen Verſchweigens der Nichtbewohnbarkeit einzelner 
Räume eines gekauften Zins hauſes.] 

Der Berufungsrichter ſtellt feſt, daß ſowohl nach der 
derzeitigen Bauordnung wie auch nach der zur Zeit des Kauf⸗ 
abſchluſſes vom 29. September 1902 in Kraft befindlichen 
Bauordnung die in dem vom Beklagten an Kläger verkauften 
Hauſe befindlichen beiden ſogenannten Ladenzimmer nicht 
bewohnbar waren; das eine „Zimmer“ war ein Keller, das 
andere Zimmer war ein „Ausſtellungsraum“. In dieſem 
Sinne war dem Beklagten, der das ganze Haus erbaut hat, 
auch die baupolizeiliche Genehmigung zur Errichtung des 
Gebäudes erteilt worden. Als der Beklagte das Haus dem 
Kläger verkaufte, waren dieſe beiden Räume (der Keller und 
der Ausſtellungsraum) als Wohnungen vermietet und von den 
Mietern bezogen, obgleich die beiden Räume, wie erwähnt, zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen nicht benutzt werden 
durften. Die Polizeibehörde hat daher nach dem Kauf vom 
29. September 1902 den Kläger mit Recht gezwungen, die 
Räume nur den beſtehenden Vorſchriften gemäß zu gebrauchen. 
Der Kläger ſtützt nun ſeinen jetzigen Schadenserſatzanſpruch 
nicht etwa darauf, daß ihm bei Kaufabſchluß die Bewohnbarkeit 
der beiden Räume zugeſichert worden ſei; denn eine Zuſicherung 
nach dieſer Richtung hat nicht ſtattgefunden. Der Kläger leitet 
feinen Gewährleiſtungsanſpruch vielmehr allein nach 8 463 BGB. 
daraus her, daß ihm der Beklagte die dieſem bekannte Nicht⸗ 
bewohnbarkeit argliſtig verſchwiegen habe. Der Berufungs⸗ 
richter erachtet die Vorausetzungen dieſer Gewährleiſtungspflicht 
als gegeben, weil der Kläger, wie dem Beklagten bekannt war, 
ein Zinshaus mit möglichſt hoher Rente kaufen wollte, ſich 
deshalb vom Beklagten eine genaue Aufſtellung der Mietverträge 
hatte geben laſſen, der Beklagte in dieſe Aufſtellung den tat⸗ 
ſächlich erzielten Mietzins für die beiden Räume einſetzte, dieſer 
Mietzins aber in ſeiner Höhe nur durch die Annahme zu 
erklären war, daß die erwähnten Nebenräume des Ladens als 
Wohnſtätten benutzt werden könnten. Hieraus ſchließt der 
Berufungsrichter, daß die Bewohnbarkeit jener Nebenräume 
beiderſeits nach dem Vertrag vorausgeſetzt war, und daß der 
Kläger, wenn er die Unbewohnbarkeit der Nebenräume gekannt 
hätte, einen weit geringeren Kaufpreis bewilligt haben würde. 
Der Beklagte habe die Unbewohnbarkeit ſehr wohl gekannt, 
wie ſie ſich nicht nur aus ſeiner Eigenſchaft als Bauunternehmer 
und als Erbauer des Hauſes, ſondern auch daraus ergebe, daß 
er das Bewohntſein der Nebenräume durch Kunſtgriffe der 
Polizei zu verheimlichen ſuchte; der Beklagte habe aber auch 
damit gerechnet, daß der Kläger die Unzuläſſigkeit der Benutzung 
der beiden Ladenräume zu Wohnzwecken nicht kannte. Angeſichts 
dieſer Tatſachen kommt der Berufungsrichter zu dem Ergebnis, 
daß der Beklagte, indem er es unterließ, den Kläger auf die 
Unbewohnbarkeit der Ladenzimmer hinzuweiſen, ſich des arg⸗ 
liſtigen Verſchweigens eines Fehlers ſchuldig gemacht habe; 
dieſes argliſtige Verſchweigen verpflichte den Beklagten, den 
Kläger ſo zu entſchädigen, wie wenn der zum Erſatz verpflichtende 
Umſtand nicht eingetreten wäre. Aus 88 463, 249 BGB. 
kommt der Berufungsrichter darnach zu der mit der Klage 
begehrten Herabſetzung des Kaufpreiſes. Weil dieſer Anſpruch 
des Klägers der Höhe nach noch nicht feſtſteht, erklärt der 
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Berufungsrichter den Schadenserſatzanſpruch des Klägers gemäß 
8 304 ZPO. dem Grunde nach für gerechtfertigt. Der 
Berufungsrichter bringt hier nicht die erſte Alternative des 
8 459 Abſ. 1 Satz 1 BGB. zur Anwendung, nach welcher 
der Verkäufer für ſolche Fehler einzuſtehen hat, die den Wert 
oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen Gebrauch mindern. 
Der Berufungsrichter ſtützt ſein Urteil vielmehr darauf, daß 
das verkaufte Wohnhaus mit einem Fehler behaftet war, der 
den Wert und die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrage 
vorausgeſetzten Gebrauch minderte. Der Berufungsrichter 
erachtet alſo die zweite Alternative des 8 459 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
für gegeben, und ſetzt mit dem argliſtigen Verſchweigen eines 
ſolchen Fehlers den § 463 Satz 2 BGB. in Verbindung. 
Indem das Geſetz in § 459 Abſ. 1 Satz 1 BGB. die Gewähr⸗ 
leiſtung für Sachmängel auf das Nichtvorhandenſein von Fehlern 
beſchränkt, welche als ſolche nach der allgemeinen Auffaſſung 
des Verkehrs gelten, macht es einen Unterſchied zwiſchen Eigen⸗ 
ſchaften, welche den Wert oder die Tauglichkeit der Sache zum 
gewöhnlichen Gebrauch aufheben oder mindern, und ſolchen 
Eigenſchaften, welche den Wert oder die Tauglichkeit der ver⸗ 
äußerten Sache zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten 
Gebrauch aufheben oder mindern. Darüber, welcher Gebrauch 
als der gewöhnliche anzuſehen iſt, entſcheidet die Verkehrs⸗ 
anſchauung mit Rückſicht auf die örtliche und ſonſtige Lebens⸗ 
auſfaſſung. Damit iſt ein objektiver Maßſtab gegeben, wonach 
die Tatfrage zu beurteilen iſt. Dieſer Maßſtab kann jedoch 
nur angelegt werden, wenn nicht von den Vertragſchließenden 
ein von dieſem Maßſtab abweichender beſonderer Gebrauch der 
veräußerten Sache gewollt war. Das Geſetz bedient ſich der 
Wendung, es komme darauf an, welcher Gebrauch nach dem 
Vertrage vorausgeſetzt war. Eine Erläuterung dazu findet ſich 
weder in den Motiven (II 224) noch in den Protokollen (J 670). 
Jedenfalls iſt aber nicht der Anſicht beizutreten, daß der Geſetz⸗ 
geber hier an die Windſcheidſche Theorie von der Vorausſetzung 
hätte anknüpfen wollen, die an anderer Stelle von ihm abgelehnt 
worden iſt (vgl. hierüber RG. 62, 267 und 66, 133). Wohl 
kann das Nichteintreffen einer von einem Vertragsteil bei 
Abſchluß des Vertrags unterſtellten Vorausſetzung Anlaß zur 
Anfechtung wegen Irrtums bieten; aber Bedeutung für die 
Vertragserfüllung gewinnt eine ſolche Vorausſetzung nur, wenn 
ſie zum Vertragsinhalt durch den beiderſeitigen Willen erhoben 
worden iſt. Von dieſem Geſichtspunkte aus kann man deshalb 
nicht davon reden, es ſei ein beſonderer Gebrauch der Kaufſache 
nach dem Vertrag vorausgeſetzt, wenn der Käufer ohne Erklärung 
unter der Vorausſetzung gekauft hat, daß die gekaufte Sache 
eine beſtimmte wertſteigernde Eigenſchaft habe, die ſie nicht 
beſitzt, oder wenn der Käufer der Kaufſache eine beſondere 
Eigenſchaft zugeſchrieben und der Verkäufer dies gewußt hat. 
Die dem Verkäufer erkennbare Zweckbeſtimmung der Kaufſache 
genügt nicht zur Annahme eines nach dem Vertrage voraus⸗ 
geſetzten Gebrauchs. Es muß vielmehr eine ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende Willenseinigung beider Teile vorhanden ſein, 
daß die Kaufſache zu einem beſtimmten Zweck geeignet ſein 
müſſe. Mit anderen Worten: Die Zweckbeſtimmung muß zum 
Vertragsinhalt geworden ſein, wenn der beſondere Gebrauch 
als vom Vertrag (d. h. vertraglich) vorausgeſetzt angenommen 
werden ſoll. Dies iſt der Fall, wenn der Verkäufer dem 
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Käufer, der ein Zinshaus mit möglichſt hoher Rente kaufen 
wollte, in dieſem Haus beſtimmte Räume als bewohnte unter 
Vorlage der Mietverträge bezeichnete, mit dem Käufer eine 
Ertragsberechnung aufſtellte, wie wenn die bezeichneten Räume 
zu Wohnungen zu vermieten ſeien, und alsdann einen dem⸗ 
entſprechend hohen Kaufpreis vereinbarte. In dieſem Falle 
war die Bewohnbarkeit der ſo bezeichneten Räume nach dem 
Vertrage vorausgeſetzt im Sinne des $ 459 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
Daß der tatſächliche Sachverhalt ſo gelegen war, hat der 
Berufungsrichter feſtgeſtellt, wie dies bereits dargelegt iſt. 
Hieraus folgt die Haftung des Beklagten, der keine Zuficherung 
über die Bewohnbarkeit der fraglichen Räume gegeben hat, für 
ein argliſtiges Verſchweigen des ihm bekannten Sachmangels 
der Unbewohnbarkeit, welcher den Wert und die Tauglichkeit 
des verkauften Hauſes zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten 
Gebrauch in erheblicher Weiſe gemindert hat, auf Grund der 
88 459 Abſ. 1 Satz 1, 463 BGB. St. c. B., U. v. 
4. Dez. 09, 212/08 II. — Frankfurt. 

Zivilprozeßordnung. 

6. 88 170, 552, 553 ZPO. Wirkungsloſigkeit einer 
Reviſion, wenn die Beglaubigung der zugeſtellten Abſchrift des 
Berufungsurteils nicht von dem die Zuſtellung betreibenden 
Prozeß bevollmächtigten erfolgt ift.] 

Der zweitinſtanzliche Prozeß bevollmächtigte des Beklagten 
hat zwecks Zuſtellung des am 13. Dezember 1907 verkündeten 
Urteils durch den Gerichtsvollzieher am 15. Januar 1908 dem 
zweitinſtanzlichen Anwalt des Klägers eine Abſchrift des Urteils 
behändigt. die nicht von ihm ſelbſt, ſondern mit der Unterſchrift 
pro Böning / Herold beglaubigt war. Der Kläger hat gegen 
dies Urteil am 24.) 25. Januar 1908 die Reviſion eingelegt 
und begründet; dann aber auch ſeinerſeits das genannte Urteil 
rechtsgehörig am 23. März 1908 dem Beklagten zugeſtellt und 
gegen dieſes am 26./28. März 1908 wiederum Reviſion ein 
gelegt und begründet. Die erſte Reviſion iſt durch Urteil des 
RG. für wirkungslos erklärt: Die am 15. Januar 1908 er⸗ 
folgte Zuſtellung iſt ungültig. Die Abſchrift des Urteils, 
welche dem klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten behändet iſt, iſt 
nicht die beglaubigte Abſchrift, deren Übergabe das Geſetz für 
die Zuſtellung erfordert. Allerdings kann der vom Prozeß⸗ 
bevollmächtigten mit dem Betriebe der Zuſtellung beauftragte 
Anwalt die Abſchrift beglaubigen — RG. 24, 418 —; die 
Beglaubigung durch einen anderen Rechtsanwalt macht jedoch 
die Zuſtellung ungültig — RG. 33, 399 —. Betrieben hat 
im vorliegenden Fall die Zuſtellung nicht der Rechtsanwalt 
Herold, ſondern der zweitinſtanzliche Anwalt des Beklagten. 
Der geſetzlich geforderte Beglaubigungsvermerk fehlt ſomit. Die 
Zuſtellung iſt daher ungültig und die am 24./ 25. Januar 1908 
eingelegte Reviſion folgeweife. unwirkſam. D. c. B., U. v. 
11. Dez. 08, 63/08 III. — Celle. 

7. 8 233 ZPO. Begriff des „unabwendbaren Zufalles“ 
bei Beauftragung eines im Rechtsanwaltsverzeichnis ein⸗ 
getragenen, aber inzwiſchen in der Zulaſſungsliſte gelöſchten 
Anwaltes; Nichtvermerk der Adreſſe des Abſenders auf dem 
Briefumſchlage des Auftragsſchreibens.] 

Kläger hat gegen das die Klage abweiſende, am 14. De⸗ 
zember 1907 zugeſtellte Urteil mittels eines am 24. Januar bei 
dem Gerichtsſchreiber des Berufungsgerichts eingegangenen, am 
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37. Januar 1908 zugeſtellten Schriftſatzes Berufung eingelegt, 
indem er gleichzeitig Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt beantragte und zur 
Begründung des Geſuchs folgendes anführte. Die Nichteinhaltung 
der Friſt beruhe auf einem unabwendbaren Zufall, nämlich 
darauf, daß der bei dem OLG. Cöln zugelaſſen geweſene Rechts⸗ 
anwalt Dr. L., deſſen Adreſſe er aus dem von den Anwälten 
herausgegebenen Rechtsanwalts- und Gerichtsvollzieherverzeichniſſe 
für 1907 entnommen habe, und den er mittels eines am 
10. Januar 1908 abgeſandten Briefes unter Beifügung des 
Urteils I. Inſtanz um Einlegung der Berufung erſucht habe, in 
der Zwiſchenzeit feit Aufſtellung dieſes Verzeichniſſes in der 
Lite der Rechtsanwälte gelöſcht und nach Bonn verzogen ſei. 
Infolge dieſes Umſtandes ſei der Brief erſt am 17. Januar 1908 
mit dem Poſtvermerk, daß der Empfänger nicht ermittelt ſei, 
an ihn zurückgelangt. Durch Urteil des OLG. Cöln vom 
5. März 1908 wurde dem Antrage der Beklagten entſprechend 
die Wiedereinſetzung abgelehnt und demgemäß die Berufung 
verworfen. Das RG. verwarf die Nevifion: Von dem Be 
mfungsgericht iſt die Wiedereinſetzung abgelehnt worden, weil 
Kläger nach der am 14. Dezember 1907 erfolgten Zuſtellung 
des erſten Urteils es unterlaſſen habe, die zur Einlegung der 
Berufung erforderlichen Schritte fo rechtzeitig vorzunehmen, daß 
hu Beſeitigung etwaiger Schwierigkeiten immer noch eine ans 
gemefiene Friſt bis zum Ablaufe der Berufungsfriſt (am 
14. Januar 1908) übrig blieb. Kläger habe um ſo mehr Ver⸗ 
mlaſſung gehabt, die Hilfe eines Rechtsanwalts frühzeitig in 
Anspruch zu nehmen, als er ſich an einen ihm bis dahin nicht 
belamten Rechtsanwalt gewandt habe und daher mit der 
Nögligteit habe rechnen müſſen, daß dieſer Anwalt aus per⸗ 
lönligen oder ſachlichen Gründen zur Ausführung des Auftrags 
nicht bereit war. Die Nichteinhaltung der Berufungsfriſt habe 
uhr Kläger feiner eigenen Saumſeligkeit zuzuſchreiben und 
bm ſich nicht auf einen unabwendbaren Zufall berufen. Gegen 
Ye Begründung läßt fi mit der Reviſion einwenden, daß 
ber Zeitraum vom 10. Januar, wo Kläger den Juſtizrat 
Dr. H. L. unter Beifügung des Urteils I. Inſtanz um Einlegung 
der Berufung erfuchte, bis zum 14. Januar an ſich vollſtändig 
zeugte, um die Berufungsfriſt zu wahren, ſelbſt in dem Falle, 
daß der Auftrag von dem zunächſt angegangenen Anwalt ab⸗ 
belehnt wurde. Gleichwohl muß mit dem Berufungsgericht das 
Oohandenfein eines zur Wiedereinſetzung berechtigenden un⸗ 
aöwendbaren Zufalls (8 233 ZPO.) verneint werden. Ein 
ſücher liegt mur vor, wenn auch die äußerſte nach Lage des 
dalles vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt nicht imſtande 
Briefen wäre, die Einhaltung der Friſt zu ermöglichen. Die 
Partei muß deshalb ihre Tätigkeit ſo einrichten, daß auch bei 
nicht normalem Verlaufe der Sache, bei möglichen Unregelmäßig⸗ 
leiten und Zwiſchenfällen die Friſt noch gewahrt werden kann (gl. 
Urteil des RG, vom 8. November 1901 in JW. 837°). Im 
"erlegenden Falle trifft aber den Kläger darin eine Schuld, 
daß er unterlaſſen hat, feine Adreſſe auf dem Briefumſchlage 
anzugeben. War auch das eingetretene Hindernis, daß der von 
Kläger mit Einlegung der Berufung beauftragte, aus 
em Rechtsanwalts- und Gerichtsvollzieherverzeichnis von ihm 
ey r Anwalt inzwiſchen in der Lifte der bei dem OLG. 

iin sugelafienen Anwälte gelöſcht und verzogen war, von dem 
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Kläger kaum in den Kreis ſeiner Berechnung zu ziehen, ſo 
mußte er doch mit Rückſicht auf mögliche Zufälligkeiten der 
verſchiedenſten Art die Vorſicht üben, die im täglichen Leben 
bei wichtigen Briefen regelmäßig geübt wird, und um ſo mehr 
von einem Geſchäftsmann zu erwarten iſt, daß er ſeine Adreſſe 
auf dem Briefumſchlage vermerkte, damit der aus irgendeinem 
Grunde den Empfangsberechtigten nicht erreichende Brief ſogleich 
an ihn zurückgelangen konnte. In dem vorliegenden Falle, wo 
der Kläger den Brief an einen unbekannten Anwalt und nicht 
an ſeinem Wohnort Simmern, ſondern an einem anderen Orte, 
in Genſingen, aufgab, was die Ermittlung des Abſenders er⸗ 
ſchweren mußte, ſtellt die Außerachtlaſſung dieſer Vorſicht, zu⸗ 
mal die Berufungsfriſt ſchon in vier Tagen ablief, unbedingt 
als ein Mangel der gebotenen Sorgfalt ſich dar. Nur hier⸗ 
durch iſt es gekommen, daß die Berufungsfriſt verſäumt iſt. 
Da der Brief in Cöln wegen Unbekanntſchaft des Adreſſaten 
nicht beſtellt werden konnte, iſt er, wie die auf dem Brief⸗ 
umſchlage befindlichen Vermerke erſehen laſſen, entſprechend den 
über die Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen in der RPO. 
55 45 und 46 getroffenen Beſtimmungen zunächſt nach dem 
Aufgabeorte Genſingen zurückgeſchickt und, da der Abſender hier 
auch nach der Handſchrift nicht zu ermitteln war, von Cöln der 
Oberpoſtdirektion in Darmſtadt eingeſandt worden, welche zur 
Feſtſtellung des Abſenders den Brief öffnete und ihn dann an 
den Kläger zurückgehen ließ. Auf dieſe Weiſe hat Kläger erſt 
am 17. Januar den Brief zurückerhalten, während die Angabe 
ſeiner Adreſſe es ermöglicht hätte, ihn noch am 11. Januar 
wieder in den Beſitz des Briefes zu ſetzen. Bei dieſer Sach⸗ 
lage kann Kläger keinen Anſpruch darauf machen, daß die er⸗ 
betene Wiedereinſetzung ihm erteilt wird. Th. c. M., U. v. 
17. Dez. 08, 252/08 IV. — Cöln. 

8. 8 233 ZPO. Unabwendbarer Zufall liegt vor, wenn 
ein die Verſagung des rechtzeitig nachgeſuchten Armenrechts⸗ 
geſuches ausſprechender Beſchluß verſpätet zugeſtellt wird.] 

Das Berufungsgericht hat ausgeführt: da den Klägern 
durch den nicht angefochtenen Beſchluß vom 25. November 1901 
das Armenrecht verſagt worden ſei, weil das Geſuch nicht be⸗ 
gründet geweſen ſei, ſo ſei davon auszugehen, daß ſie keinen 
Anſpruch auf Bewilligung des Armenrechts gehabt hätten. Der 
Umſtand daher, daß der die Ablehnung des Armenrechtsgeſuchs 
enthaltende Beſchluß erſt zu einer Zeit zugeſtellt worden ſei, zu 
der es nicht mehr möglich geweſen ſei, die Notfriſt zur Ein⸗ 
legung der Berufung zu wahren, könne überhaupt nicht als ein 
die Einhaltung der Notfriſt verhindernder unabwendbarer Zu⸗ 
fall in Betracht kommen. Es fehle an einem objektiven Hinder⸗ 
niſſe; es wäre Sache der Kläger geweſen, unabhängig von dem 
Armenrechtsgeſuche auf ihre Koſten rechtzeitig Berufung ein⸗ 
zulegen. Ob ſie nach Lage der Sache wegen der zweifellos 
verſpäteten Einlegung des Rechtsmittels ein Verſchulden treffe, 
ſei bedeutungslos, da der Mangel des Verſchuldens den fehlenden 
unabwendbaren Zufall nicht zu erſetzen vermöge. Dieſe Be⸗ 
gründung des Berufungsurteils iſt, wie die Reviſion mit Recht 
geltend macht, nicht frei von Rechtsirrtum. Das Urteil des 
LG. war den Klägern am 4. November 1907 zugeſtellt worden. 
Am 18. desſelben Monats, alſo zwei Wochen darauf, ſtellten 
ſie das Geſuch um Bewilligung des Armenrechts. Bei ordnungs⸗ 
mäßigem Geſchäftsgange wäre es hiernach durchaus möglich 
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geweſen, daß der Beſchluß über das Armenrechtsgeſuch, ins⸗ 
beſondere auch ein etwaiger das Armenrecht verweigernder 
Beſchluß den Klägern noch mehrere Tage vor dem 4. Dezember, 
mit dem die Berufungsfriſt ablief, zugeſtellt würde, auch wenn, 
wie es tatſächlich der Fall war, der Beſchluß erſt am 
25. November erlaſſen wurde. Daß über Ausfertigung und 
Zuſtellung des Beſchluſſes ein Zeitraum von neun Tagen ver⸗ 
ſtrich, war mit einem ordnungsmäßigen Geſchäftsgange nicht 
verträglich und deshalb auch nicht zu erwarten. Jene Handlungen 
hätten vielmehr ſehr wohl innerhalb vier Tagen von dem Er⸗ 
laſſe des Beſchluſſes ab erfolgen können, und, ſelbſt wenn man 
davon ausgeht, daß die Partei auch mit einer geringen 
Verzögerung im Geſchäftsgange rechnen muß, ſo hätten doch 
hierfür höchſtens zwei Tage in Rechnung kommen können. Wäre 
aber hiernach der Beſchluß den Klägern auch nur am 2. Dezember 
zugeſtellt worden, ſo hätte für ſie auch dann noch die Möglich⸗ 
keit beſtanden, das Rechtsmittel durch einen Anwalt bei dem 
OLG. rechtzeitig einzulegen, namentlich bei Berückſichtigung des 
§ 207 Abſ. 2 ZPO. Auf den Geſchäftsgang in der Gerichts⸗ 
ſchreiberei des OG., der nach dem Ausgeführten die Ver⸗ 
zögerung der Ausfertigung und Zuſtellung des Beſchluſſes zur 
Laſt fällt, hatten die Kläger keinerlei Einfluß. Inſofern 
handelte es ſich für ſie bei dem Verlaufe, den das Verfahren 
tatſächlich nahm, allerdings um einen unabwendbaren 
Zufall. Andererſeits konnten ſie, da ſie ſechzehn Tage vor 
Ablauf der Berufungsfriſt um Bewilligung des Armenrechts 
für den Rechtszug der Berufung nachgeſucht hatten, damit 
rechnen, daß ihnen der Beſchluß hierüber noch ſo zeitig zugeſtellt 
werden würde, daß es ihnen auch im Falle der Verſagung des 
Armenrechts möglich bliebe, das Rechtsmittel noch durch einen 
von ihnen ſelbſt unmittelbar zu beſtellenden, bei dem Berufungs⸗ 
gerichte zugelaſſenen Rechtsanwalt als Prozeß bevollmächtigten 
rechtzeitig einlegen zu laſſen. Gewiß wäre die Friſt gewahrt 
worden, wenn die Kläger ohne Rückſicht auf das Schickſal 
des Armenrechtsgeſuches für alle Fälle noch bis zum 
4. Dezember die Einlegung des Rechtsmittels veranlaßt hätten. 
Allein bei dieſer Erwägung wird das Berufungsgericht der 
Bedeutung des Armenrechts, des Geſuchs um ſeine Bewilligung 
und des ſeiner Erledigung dienenden Verfahrens nicht gerecht. 
Das Geſuch hat, vorausgeſetzt, daß es rechtzeitig an⸗ 
gebracht wird, gerade den Zweck, der Partei für den Fall 
ſeiner Gewährung die Beſeitig ung des Hinderniſſes für 
die Verfolgung oder Verteidigung ihrer Rechte zu ermöglichen, 
das in ihrer Vermögenslage enthalten iſt, die es ihr nicht 
geſtattet, ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie 
notwendigen Unterhalts die Koſten des Prozeſſes zu beſtreiten. 
Sie ſoll dadurch für jenen Fall mindeſtens der Schwierig⸗ 
keiten wegen Aufbringung der Mittel für die weitere Ver⸗ 
folgung oder Verteidigung ihrer Rechte, insbeſondere auch für 
die Einlegung des gegebenen Rechtsmittels gegen ein ihr un⸗ 
günſtiges Urteil überhoben und ihr doch für den anderen 
Fall, daß ihr das Armenrecht verſagt wird, weil das Gericht 
bei der vorläufigen Prüfung der Sache die weitere Rechts⸗ 
verfolgung oder Rechtsverteidigung für ausſichtslos erachtet, die 
Möglichkeit gelaſſen werden, nach Ablehnung ihres Geſuchs 
mit äußerſter Anſtrengung ſelbſt noch das Erforderliche zur 
Wahrung ihrer Rechte vorzukehren, insbeſondere ſel bſt für die 
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Einlegung des gegebenen Rechtsmittels Sorge zu tragen. Wäre 
die Lage der geſetzlichen Vorſchriften anders aufzufaſſen, ſo 
würde das Armenrecht und die Regelung des Verfahrens zur 
Entſcheidung darüber viel von dem Werte verlieren, den ihr der 
Geſetzgeber erſichtlich beigelegt hat. Insbeſondere ſpricht gegen 
jenen Grundgedanken des Geſetzes nicht der Umſtand, daß in 
allen denjenigen Fällen, in denen der armen Partei das Armen⸗ 
recht wegen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung oder Ver⸗ 
teidigung verweigert worden iſt und dieſe ſchließlich die Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels innerhalb der Notfriſt doch noch durch⸗ 
geſetzt hat, dadurch gerade erwieſen ſei, daß für ſie gar nicht 
die Unmöglichkeit beſtanden habe, von dem Rechtsmittel 
wirklich Gebrauch zu machen. Denn dieſe Tatſache beweiſt an 
ſich nur, daß es der Partei im letzten Augenblicke noch 
gelungen iſt, einen bei dem Rechtsmittelgerichte zugelaſſenen 
Anwalt zu beſtimmen, das Rechtsmittel für ſie einzulegen, ſei 
es, daß ſie unter Beeinträchtigung des für ſie und ihre 
Familie notwendigen Unterhalts aus eigenen Mitteln 
oder durch Erlangung eines Darlehns oder auf andere Weiſe 
den dem Anwalte zuſtehenden Vorſchuß aufgebracht hat oder 
daß der Anwalt ſich hat bereitfinden laſſen, das Rechtsmittel 
ohnedies einzulegen. Dagegen läßt ſie nicht ohne weiteres einen 
Schluß darauf zu, daß auch früher ſchon die Partei in der 
Lage war, ohne daß ihr das Armenrecht bewilligt wäre, das 
Rechtsmittel einzulegen. Es iſt deshalb davon auszugehen, daß 
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rechtsgeſuch für die wirklich arme Partei ein objektives 
Hindernis für die Verfolgung oder Verteidigung ihrer Rechte, 
insbeſondere für die Einlegung des erforderlichen Rechtsmittels 
beſteht, und daß dieſes erſt entweder durch die Bewilligung des 
Armenrechts oder, im Falle ſeiner Weigerung, durch die trotzdem 
noch und gegebenenfalls gerade deswegen noch erlangte Hilfe 
beſeitigt wird. Auf die Frage, ob der Partei das Armen⸗ 
recht mit Recht oder mit Unrecht verweigert worden iſt, kommt 
es hierbei überhaupt nicht an, da die von dem Prozeßgerichte 
hierüber gemäß 8 114 ZPO. zu treffende Entſcheidung immer 
nur auf Grund einer vorläufigen Unterſuchung ergeht und des⸗ 
halb keine ſchlechterdings maßgebende Bedeutung in Anſpruch 
nehmen kann. Von der armen Partei iſt deshalb nur zu er⸗ 
fordern, daß ſie innerhalb angemeſſener Friſt ſich ſelbſt zunächſt 
darüber ſchlüſſig macht, ob ſie überhaupt von dem an die Not⸗ 
friſt gebundenen Rechtsmittel Gebrauch machen will und daß 
fie demgemäß jo rechtzeitig die Bewilligung des Armenrechts 
nachſucht, daß bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange und ſelbſt 
bei Berückſichtigung des Eintritts einer geringen Verzögerung 
die Beſchlußfaſſung über das Geſuch und deſſen Zuſtellung vor 
Ablauf der Friſt und ſelbſt dann noch unter Freilaſſung der 
zur ſelbſtändigen Einlegung des Rechtsmittels durch die 
Partei erforderliche Zeit erfolgen kann. Daß dieſer Anforderung 
im vorliegenden Falle genügt iſt, iſt aber bereits dargelegt. 
Das Urteil des erkennenden Senats vom 21. Juni 1907, teil- 
weiſe abgedruckt in der JW. 07 S. 517/5180, auf welches 
das Berufungsgericht verweiſt, ſteht der hier vertretenen Rechts⸗ 
auffaſſung nicht entgegen. Dort war der Partei das für den 
Rechtszug der Reviſion nachgeſuchte Armenrecht des halb ver⸗ 
weigert worden, weil nach den Angaben über ihre Erwerbs⸗ 
und Vermögensverhältniſſe in dem von ihr beigebrachten obrigkeit⸗ 
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lichen Zeugniſſe nicht anzuerkennen war, daß ſie ohne Beein⸗ 
trächtigung des für fie und ihre Familie notwendigen Unterhalts 
die Koſten des Prozeſſes zu beſtreiten außerſtande ſei. Gerade 
mit Rückſicht hierauf iſt in jenem Urteile ausgeführt: damit fei 
die Annahme, daß der Kläger an der Einhaltung der Notfriſt 
durch unabwendbaren Zufall gehindert worden, aus⸗ 
geſchloſſen. Dieſer Grund ſteht gerade im Einklange mit 
dem im gegenwärtigen Urteil ausgeſprochenen Satze, es ſei 
davon auszugehen, daß für die wirklich arme Partei bis zur 
Bekanntmachung der Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch 
ein objektives Hindernis für die Verfolgung oder Ver⸗ 
teidigung ihrer Rechte, insbeſondere für die Einlegung des er⸗ 
forderlichen Rechtsmittels beſteht. Hier dagegen war den 
Klägern ſchon für den erſten Rechtszug das Armenrecht be⸗ 
willigt, es bedurfte deshalb nach 8 119 Abſ. 2 ZPO. des 
Nachweiſes des Unvermögens überhaupt nicht. Wegen jenes 
Mangels der erſten Vorausſetzung für die Bewilligung des 
Armenrechts und weil deshalb die Partei an der ſelbſtändigen 
Einlegung des Rechtsmittels in Wirklichkeit gar nicht gehindert 
war, iſt dann in jenem früheren Urteile mit Recht hinzugefügt 
worden: habe die Partei überhaupt keinen Anſpruch auf 
Bewilligung des Armenrechts gehabt, ſo könne ſelbſtverſtändlich 
der Umſtand, daß ihr der ablehnende Beſchluß erſt nach Ablauf 
der Notfriſt zugeſtellt worden ſei, als ein unabwendbarer Zu⸗ 
fall nicht in Betracht kommen. Denn in der Tat war dann 
die Partei, weil ihr die Mittel für die Erwirkung der Einlegung 
des Rechtsmittels in Wahrheit zur Verfügung ſtanden, 
nicht gehindert, ohne Rückſicht auf die Entſcheidung über das 
Ammenrechtsgeſuch die Rechtsmittelfriſt zu wahren. Außerdem 
unerſchied ſich der damals entſchiedene Fall von dem vorliegenden 
auch dadurch, daß, wie am Ende der Entſcheidungsgründe jenes 
früheren Urteils ausgeſprochen wurde, die Abfaſſung, Voll⸗ 
jiehung und Ausfertigung des Beſchluſſes über das Armen⸗ 
rechtsgeſuch unter Einhaltung des regelmäßigen Ge⸗ 
ſchäftsganges erfolgt und feine Zuſtellung nach Ablauf der 
Rotfeift durch eine Störung bei der Behandlung der Sache 
nicht verurſacht war. Demgemäß unterliegt das angefochtene 
Urteil der Aufhebung und es ft zugleich gemäß 8 565 Abſ. 3 
Nr. 2 35D. dahin zu erkennen, daß dem Wiedereinſetzungs⸗ 
antrage ſtattzugeben, die Berufung gegen das Urteil des LG. 
für zuläffig zu erklären und die Sache zur weiteren Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen iſt. 
B. e. Z., U. v. 15. Dez. 08, 99/08 III. — Roſtock. 

9. 9 256 ZPO. Feſtſtellungsklage für einen Streit unter 
mehreren Forderungs⸗Prätendenten.] 

Durch Vertrag vom 26. Juni 1889 hatte der Hofbeſitzer 
N. dem Kaufmann P. das dingliche Recht, nach Erdöl, Erd⸗ 
wachs, Robpetroleum zu bohren und etwa gewonnene Pros 
dukte auszubeuten, gegen eine einmalige Entſchädigung von 
450 4 und eine jährliche Zahlung von 100 . eingeräumt 
und die Eintragung im Grundbuch bewilligt. In betreff der 
100 4 war im 8 6 des Vertrages beſtimmt, daß fie „jedes⸗ 
mal am 1. Mai jedes Jahres für unvorhergeſehene Schäden 
am Grundſtück gezahlt werden und daß, wenn die Zahlung 
muableibe, der Vertrag erlöſchen ſolle“. Nach 5 10 ſollte P. 
bereitigt fein, den Vertrag und deſſen Rechte und Pflichten 
auf andere Perſonen, insbeſondere eine Geſellſchaft, zu über⸗ 
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tragen. In den Vertrag iſt ſpäter die Beklagte eingetreten 
und für ſie iſt das Recht im Grundbuch eingetragen. Die am 
1. Mai 1907 fälligen 100 „ wurden erſt am 2. Mai 1907 
M. angeboten und von ihm als verſpätet zurückgewieſen. Am 
20. Juni 1907 ſchloß M. mit dem Kläger einen neuen Bohr⸗ 
und Ausbeutungs⸗Vertrag gegen eine jährliche Entſchädigung 
von 200 & für jeden Morgen unter der Bedingung, daß der 
Vertrag mit der Beklagten als nicht beſtehend feſtgeſtellt würde. 
Dieſe Feſtſtellung auf ſeine Koſten, wenn auch auf den Namen 
des Grundbeſitzers herbeizuführen, verpflichtete ſich der Kläger. 
Seine Rechte ſollten als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit im 
Grundbuch eingetragen werden. Der Kläger hat in eigenem 
Namen mit dem Antrage geklagt, feſtzuſtellen, daß der zwiſchen 
M. und der Beklagten, richtiger mit P., am 26. Juni 1889 
geſchloſſene Vertrag nicht mehr beſtehe. Die Vorinſtanzen ent⸗ 
ſprachen der Klage. RG. wies die Klage ab: Die Reviſion 
mußte, ohne daß es eines Eingehens auf die Sache bedurfte, für 
begründet erachtet werden, weil die erhobene Feſtſtellungsklage 
nicht für zuläſſig erachtet werden konnte. Daß der Kläger etwa 
die ihm bewilligte Eintragung und damit ein dingliches, dem 
Recht der Beklagten entgegenſtehendes Recht verlangt hätte, 
iſt nicht behauptet worden. Eine dingliche (negatoriſche) Klage 
kommt daher nicht in Betracht. Andererſeits hat die Beklagte 
ohne Zweifel ein dingliches Recht erlangt (ſ. darüber RG. 59, 
289; 64, 165; 66, 28) und es kann, da der Vertrag vom 
26. Juni 1889 von vornherein auf Beſtellung eines dinglichen 
Rechts gerichtet war, in Frage kommen, ob man neben dieſem 
dinglichen Recht noch von einem fortbeſtehenden Vertragsrecht 
der Beklagten reden kann (vgl. RG. 63, 129; 56, 380). Jeden⸗ 
falls kann der Kläger mit ſeinem Vertragsrecht weder gegen 
das dingliche noch das etwaige perſönliche Recht der Beklagten 
ankämpfen. Man hat die Feſtſtellungsklage für einen Streit 
unter mehreren Forderungs⸗Prätendenten, aber immer nur unter 
der ausdrücklichen Vorausſetzung zugelaſſen, daß über die 
Identität der Forderung, insbeſondere des Schluldgrundes, kein 
Zweifel obwalten und der Streit nur die Perſon des aus dem 
(unſtreitigen) Vertrage Berechtigten betraf (RG. 7, 418; 
JW. 92, 370; RG. 43, 403; 49, 347). Im vorliegenden 
Falle aber iſt der Vertrag, auf den der Kläger ſich ſtützt, ein 
ganz anderer, als der von ihm angefochtene. Selbſt wenn man 
die Klage aus dem Vertrage des Klägers zulaſſen wollte, ſo 
würde ein etwaiger Erfolg des Klägers weder ihm noch M. 
das mindeſte nützen. Denn der Vertrag des Klägers iſt ab⸗ 
hängig gemacht davon, daß das Nichtbeſtehen des Vertrages 
der Beklagten endgültig feſtgeſtellt wird. Dies kann aber nur 
durch einen Rechtsſtreit der Beklagten mit M. geſchehen; ein 
Erfolg, den Kläger erzielte, würde die Beklagte nicht hindern, 
in einem Prozeſſe mit M. das Beſtehen des Vertrages geltend 
zu machen. M. c. P., U. v. 12. Dez. 08, 119/08 V. — Celle. 

10. 8 256 30. in Verb. mit 88 2218, 666, 259 BGB. 
Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage beim „Berühmen“ mit Erſatz⸗ 
anſprüchen. — Klage des Teſtamentsvollſtreckers auf Decharge⸗ 
erteilung.] 

Kläger iſt von dem am 14. Dezember 1906 verſtorbenen 
O. durch Teſtament vom 4. November 1903 zum Teſtaments⸗ 
vollſtrecker beſtimmt. In dieſer Eigenſchaft hat er alle Rechte, 
die dem Erblaſſer als einem der Teilhaber der offenen Handels⸗ 
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geſellſchaft M. O. zugeſtanden haben, für den Preis von 
1 100 000 & an die Bank für Handel und Induſtrie (Darm⸗ 
ſtädter Bank) übertragen. Er hat verſucht, bevor dieſer Ge⸗ 
ſchäftsabſchluß bindend wurde, die Beklagten als die Erben des 
O. zu veranlaſſen, ihm hierzu ihre Zuſtimmung zu geben. 
Dieſe wurde jedoch nicht erteilt. Vielmehr äußerten die Be⸗ 
klagten Bedenken gegen den Abſchluß, weil der Buchwert des 
Geſchäftsanteils mehr als eine Million über den Kaufpreis hinaus⸗ 
ging. Der Vormund der Beklagten Marie O. behielt ſeinem 
Mündel auch vor, gegen den Kläger Regreßanſpüche zu erheben. 
Der Vertreter der Beklagten Paula und Martin O. erklärte u. a., 
falls Kläger den Verkauf des Geſchäftsanteils in der geplanten 
Weiſe vornehme, tue er dies auf eigene Geſahr. Trotzdem 
unterließ Kläger, der ſich eine Rücktrittsfriſt vorbehalten hatte, 
von dem Rücktrittsrechte gegenüber der Darmſtädter Bank Ge⸗ 
brauch zu machen. Er hat hiernächſt gegen die Beklagten mit 
dem Antrage Klage erhoben, feſtzuſtellen, daß ſie wegen des 
erwähnten Geſchäftsabſchluſſes keine Anſprüche gegen ihn zu 
erheben befugt ſeien. Die Vorinſtanzen wieſen die Klage ab. 
RG. hob auf: Die Abweiſung der Klage beruht in beiden 
Vorinſtanzen darauf, daß das rechtliche Intereſſe an der vom 
Kläger begehrten alsbaldigen Feſtſtellung verneint und § 256 
ZPO. deshalb für unanwendbar gehalten worden iſt. Das 
Berufungsurteil konnte nicht aufrechterhalten werden. Die 
Beklagten haben es bei einer bloßen Kritik an dem Verhalten 
des Klägers und bei einer Außerung von Bedenken gegen ſeine 
Geſchäftsführung nicht bewenden laſſen. Ihre Kritik fiel gegen 
den Kläger aus und nicht nur das, ſondern ſie ſtand auch im 
Zuſammenhange mit dem Vorbehalt von Regreßanſprüchen auf 
der einen und der Ablehnung der Gefahr aus den für ihre 
Rechnung geführten Geſchäften auf der anderen Seite. Die 
Beklagten haben damit in nicht mißzuverſtehender Weiſe dem 
Kläger in Ausficht geſtellt, ihn, je nach dem Ausfalle weiterer 
Prüfungen und Entſchließungen, wegen nicht gehöriger Er⸗ 
füllung ſeiner Pflichten als Teſtamentsvollſtrecker erſatzpflichtig 
zu machen. Die Bedingtheit und die Gewundenheit der Er⸗ 
klärungen, durch die ſie ihn mit ihren Regreßanſprüchen be⸗ 
drohten, fehlt fie nicht gegen eine Anwendung des 8 256 ZPO., 
wenn einmal der Kläger ihnen die Möglichkeit dargeboten hat, 
ſeine Geſchäftsführung eingehend und mit der nötigen Muße 
zu prüfen und wenn auf der anderen Seite ihre Stellungnahme 
den Kläger in wirtſchaftlicher oder rechtlicher Beziehung ernſt⸗ 
lich gefährdet. Trifft beides zu, ſo kann es nicht darauf an⸗ 
kommen, ob das Berühmen mit Erſatzanſprüchen nur bedingt 
zu verſtehen war und noch weniger darauf, ob es nicht durch 
eine offene Erklärung, ſondern in verſteckter Weiſe kundgegeben 
worden iſt. Treu und Glauben erfordern, daß, wer immer für 
einen anderen Geſchäfte geführt, ihm darüber Rechenſchaft ab⸗ 
gelegt und ihm zur Prüfung hinreichende Zeit gelaſſen hat, 
nicht fortgeſetzt darüber im Ungewiſſen gelaſſen werden darf, 
ob der andere das Geſchäft als gehörig geführt gelten laſſe. 
Der Kläger aber hat den Beklagten Aufſtellungen gemacht und 
Erläuterungen gegeben, die er als ausreichend für die Be⸗ 
urteilung ſeiner Geſchäftsführung angeſehen wiſſen will, während 
die Beklagten noch nicht hinreichend informiert fein wollen. Auf 
dieſe Streitfrage kam es entſcheidend an. Der Berufungsrichter 
iſt jedoch darauf nicht eingegangen und hat es dahingeſtellt ge⸗ 
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laſſen, ob die vom Kläger dargebotenen Aufſtellungen und die 
Erläuterungen eine genügende Auskunft bilden und ob die 
Beklagten imſtande ſeien, ſich über ihre Maßnahmen ſchlüſſig 
zu machen. Dazu kommt, daß der Berufungsrichter ſelbſt nicht 
nur eine Beunruhigung, ſondern auch eine wirtſchaftliche und 
rechtliche Benachteiligung des Klägers durch das Verhalten der 
Beklagten für möglich hält. Trifft dies zu, ergibt ſich alſo 
aus dem Verhalten der Beklagten eine Gefährdung des Klägers, 
die durch die von ihm begehrte alsbaldige Feſtſtellung beſeitigt 
werden kann und ſind die Beklagten gegen dieſes Feſtſtellungs⸗ 
begehren auch nicht dadurch gedeckt, daß ſie auf dieſe Weiſe 
zu vorzeitigen Entſchließungen genötigt ſein würden, ſo durfte 
die Anwendung des 8 256 ZPO. nicht abgelehnt werden. Der 
Hilfsgrund des Berufungsrichters, daß Kläger, falls er in aus⸗ 
reichender Weiſe den Beklagten Rechenſchaft abgelegt hätte, 
an Stelle der Feſtſtellungsklage die Leiſtungsklage auf Entlaſtung 
(Decharge) hätte erheben müſſen, geht gleichfalls fehl. Ein 
Streit über die Entlaſtung im Sinne dieſes Hinweiſes kann 
ſich nur an eine Rechnungslegung über die geſamte Verwaltung 
des Teſtamentsvollſtreckers (88 2218, 666, 259 BGB.) an⸗ 
ſchließen. Hier dagegen handelt es ſich um den Streit über 
die gehörige Pflichterfüllung bei Gelegenheit eines einzelnen 
Geſchäfts, der unabhängig von der dem Teſtamentsvollſtrecker 
obliegenden Rechnungslegung auf deſſen Klage dann zum Aus⸗ 
trage gebracht werden kann, wenn die beſonderen Vorausſetzungen 
des 8 256 ZPO. vorliegen. D. c. O., U. v. 14. Dez. 08, 
226/08 IV. — Celle. 

11. 88 322, 536 ZPO. Aber reformatio in pejus 
bei Abweiſung der Klage in II. Inſtanz wegen Nichtbeſtehens 
der Klagforderung gegenüber der Abweiſung in I. Inſtanz auf 
Grund einer Gegenforderung. 

Der Klagantrag iſt auf Verurteilung der Beklagten als 
Geſamtſchuldner zur Herausgabe von 6000 & 3prozentige 
ſächſiſche Rente nebſt Talons und Coupons oder zur Zahlung 
von 5487,20 & ſamt Zinſen gerichtet. Er wird darauf geſtützt, 
daß eine dahingehende Forderung in der Perſon der verw. H., 


deren Nachlaß der Kläger vertritt, oder doch in der Perſon 


des Viktor H., der ſie dem Kläger abgetreten habe, gegen die 
Beklagte 2, deren Mitinhaber der Beklagte iſt, entſtanden ſei. 
Die Beklagten haben dies beſtritten und eventuell gegen die 
Klagforderung, ſoweit ſie in der Perſon des H. entſtanden ſein 
ſollte, mit einer Forderung aufgerechnet, die der Beklagten 2 
gegen H. entſtanden ſei. Das LG. hat die Klage abgewieſen; 
es nimmt an, daß ein Anſpruch in der Perſon der verw. H. 
nicht entſtanden ſei, wohl aber in der Perſon des H., der 
ebenfalls Mitinhaber der Beklagten 2 iſt, daß dieſer Anſpruch 
aber nach 8 110 HGB. nicht gegen den Beklagten 1, ſondern 
nur gegen die Beklagte 2 geltendgemacht werden könne, daß 
daher die Klage gegen jenen ohne weiteres, gegen dieſe aber 
deswegen abzuweiſen ſei, weil die Gegenforderung, mit der auf⸗ 
gerechnet worden, liquid ſei. Hiergegen hat der Kläger Bes 
rufung eingelegt. Das OLG. hat die Berufung zurückgewieſen. 
Es tritt dem LG. darin bei, daß in der Perſon der verw. H. 
ein Anſpruch gegen die Beklagten nicht entſtanden ſei; es ver⸗ 
neint aber auch — im Gegenſatz zu ihm —, daß ein Anſpruch 


in der Perſon des H. gegen die Beklagten entſtanden ſei, und 


gelangt daher zu dem Ergebnis, daß die Klagforderung, weil 
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überhaupt ungerechtfertigt, zurückzuweiſen ſei. Im Anſchluß 
hieran führt es folgendes aus. Allerdings müſſe es bei der 
Entscheidung des LG., das die auf Abtretung geſtützte Klage 
auf Grund der Aufrechnungseinrede abweiſt, bewenden, da dieſes 
Urteil von der Beklagten nicht angefochten worden ſei. Aber 
zur Entſcheidung über das Rechtsmittel des Klägers ſei eine 
Prüfung der Aufrechnungseinrede nicht erforderlich, ſondern der 
Nachweis genügend, daß die Klage ohne Rückſicht auf Beacht⸗ 
lichkeit dieſer Einrede hinfällig ſei. Es ſei jedoch aus den 
Gründen der I. Inſtanz auch die Aufrechnungseinrede für be⸗ 
gründet zu erachten. Die Reviſion erhebt einen prozeſſualen 
Angriff. Da das landgerichtliche Urteil dem Kläger die 
Forderung zuerkenne und nur wegen einer Gegenforderung die 
Klage abweiſe, die Beklagten aber Berufung nicht eingelegt 
hätten, fo ſei auch in der Berufungsinſtanz dieſe Klagforderung 
als beſtehend zu behandeln und nur zu prüfen geweſen, ob auf 
Grund der Gegenforderung mit Recht die Klage abgewieſen 
worden ſei. Die Abweiſung der Klage in der II. Inſtanz als 
unbegründet bedeute eine reformatio in pejus, weil der Kläger 
im Gegenſatz zum erſten Urteil nicht von der zur Aufrechnung 
geſtellten Gegenforderung, wenn fie begründet ſei, befreit werde. 
Der Angriff iſt unbegründet; er iſt es gegenüber dem Be⸗ 
llagten 1 ſchon deswegen, weil ihm gegenüber das LG. die 
age ſchlechthin und nicht infolge der Aufrechnung mit der 
Gegenforderung abgewieſen hat. Er iſt es aber überhaupt, 
weil die Anſicht, das Berufungsgericht hätte die Klagforderung 
als beſtehend behandeln und nur prüfen ſollen, ob die Klage 
auf Grund der Gegenforderung mit Recht abgewieſen worden, 
ſehlgeht. Die Reviſion vertritt hierbei die Auffaſſung, daß das 
lundgerichtliche Urteil den Ausſpruch des Beſtehens der Klag⸗ 
forderung enthalte. Das iſt unzutreffend; im Gegenteil ent⸗ 
ſceidet das LG. dahin, daß dieſe Forderung nicht beſteht 
300. 9 322 Abſ. 1); aus welchem Grunde es dies getan 
bat, if jedenfalls für die Frage des Beſtehens oder Nichts 
beftehens der Klagforderung ohne Belang. Das Berufungs⸗ 
gericht war daher berechtigt wie verpflichtet, dieſe Forderung 
einer Prüfung zu unterziehen. Es hat aber auch nicht, wie die 
Navision annimmt, eine dem Kläger ungünftigere Entſcheidung, 
als die des LG., gefällt. Seine Ausführungen find dahin zu 
berſtehen, daß, wenn die Beklagte 2 ebenfalls Berufung eins 
gelegt hätte, auch ihr gegenüber die Klage ſchlechthin und ohne 
Rüdfiht auf die zur Aufrechnung geſtellte Gegenforderung hätte 
abgeiviefen werden müſſen, wie dies das LG. gegenüber dem 
Bellagten 1 getan hat, daß aber, weil fie Berufung nicht ein⸗ 
gelegt hat, es bei dem landgerichtlichen Urteil, das die Klage 
ir gegenüber auf Grund der Aufrechnungseinrede abweiſt, ver⸗ 
Biben müſſe. Die Wirkungen des Berufungsurteils find 
Dead; keine anderen, als die des landgerichtlichen Urteils. 
Ob freilich jene Ausführungen zutreffend find, bei denen das 
Berufungsgericht augenscheinlich davon ausgeht, daß dieſes Urteil 
emen der Rechtskraft fähigen Ausſpruch dahin, daß die Gegen⸗ 
forderung bis zur Höhe des aufgerechneten Betrags beſtanden 
habe, aber nicht mehr beſtehe, enthalte und daß die Beklagte 2 
un geweſen ſein würde, Berufung einzulegen, kann unerörtert 

ben. Denn durch ſie wird jedenfalls der Kläger in keiner 
1 beihtvert und von jenem, dem Kläger nur günſtigen 

tandpunkt aus hat das Berufungsgericht mit Recht angenommen, 
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daß zur Entſcheidung über die Berufung des Klägers eine 
Prüfung der Aufrechnungseinrede nicht erforderlich, ſondern der 
Nachweis genügend iſt, daß die Klage ohne Rückſicht auf die 
Beachtlichkeit dieſer Einrede hinfällig iſt. Es muß daher die 
Reviſion auch ſchon dann zurückgewieſen werden, wenn dem 
Berufungsgericht in dieſer letzteren Beziehung beizutreten iſt, 
ohne daß in eine Prüfung jener Einrede eingetreten zu werden 
braucht, was das Berufungsgericht ja auch nur eventuell getan 
hat. Den Ausführungen, mit denen im angefochtenen Urteil 
die Annahme begründet wird, daß weder in der Perſon der 
verw. H., noch in der des Viktor H. eine Forderung gegen die 
Beklagten entſtanden iſt, iſt in allen weſentlichen Punkten bei⸗ 
zupflichten. (Wird ausgeführt.) H. c. Sp., U. v. 21. Dez. 08, 
664/07 VI. — Dresden. 

12. 58 410 ZPO. Voreid des Sachverſtändigen.] 

Die Anſicht des OL G., daß für Sachverſtändige im 
8 410 3PO. der Voreid zwingend vorgeſchrieben ſei, iſt 
keineswegs jedem Zweifel entrückt; das RG. hat die gegen⸗ 
teilige Meinung in dem Beſchluſſe vom 3. Oktober 1894 
(JW. 94, 5163) mit guten Gründen vertreten. Sicher iſt 
jedenfalls ſoviel, daß es Mittel und Wege geben muß, die 
unterbliebene Beeidigung auf rechtzeitig erhobene Rüge einer 
Partei nachzuholen. Ob dies nun in der Weiſe geſchieht, daß 
der Sachverſtändige das abgegebene Gutachten laſſertoriſch) 
bekräftigt, oder daß er nach Leiſtung des (promiſſoriſchen) 
Eides ſein Gutachten einfach wiederholt, iſt ſachlich gleichgültig. 
Verboten iſt alſo die Nachbeeidigung keinesfalls. M. c. See⸗ 
berufsgenoſſenſch., U. v. 15. Dez. 08, 424/08 VII. — 
Hamburg. 

13. SS 546, 147 ZPO. Berechnung der Reviſionsſumme 
bei Verbindung mehrerer anhängiger Prozeſſe.] 

Der Kläger hatte vier beſondere Klagen angeſtellt, gegen 
die Firma H., gegen D., gegen den Großhändler Joſef D., 
gegen die Firma G. Der Berufungsrichter hat dieſe vier 
Sachen nur zur „gemeinſchaftlichen Verhandlung“ verbunden 
und dann in jeder Sache ein beſonderes Urteil erlaſſen. Gegen 
dieſe vier Urteile iſt vom Kläger gemeinſam Reviſion eingelegt 
worden. Es fragt ſich, ob der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
für alle vier Sachen zuſammenzurechnen iſt; dann iſt die 
Reviſionsſumme gegeben —, oder ob jede Sache hinſichtlich der 
Zuläſſigkeit der Reviſion getrennt für ſich zu behandeln iſt; 
dann iſt die Reviſionsſumme in keiner von ihnen vorhanden. 
Die vorbezeichnete Frage iſt im Anſchluſſe an die Entſcheidungen 
des VI. und III. 8 S. des RG. (RG. 49, 401; JW. 08, 433°) 
dahin zu beantworten, daß eine Zuſammenrechnung der Be⸗ 
ſchwerdewerte in allen vier Sachen zu erfolgen hat. Die ZPO. 
kennt keine Verbindung mehrerer Prozeſſe nur zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Verhandlung, ſondern lediglich eine ſolche zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Verhandlung und Entſcheid ung ($ 147 ZPO.). 
Hieraus ergibt ſich, daß die Verbindung mehrerer Prozeſſe zur 
gemeinſchaftlichen Verhandlung eine gemeinſchaftliche Entſcheidung 
zur notwendigen Folge hat und daß, wenn dennoch in jeder 
Sache geſonderte Urteile ergehen, dieſe als die nur äußerlich 
getrennten Teile eines und desſelben einheitlichen Urteils an⸗ 
zuſehen ſind. Die Wirkung dieſer Verbindung iſt die, daß für 
die Frage der Zuläſſigkeit der Reviſion die Beſchwerdewerte in 
den verbundenen Sachen zuſammenzurechnen find (JW. 99, 90°; 
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00, 510%; RG. 44, 419). 
309/08 VII. — Cöln. 

14. 8 606 Abſ. 4 ZPO. Zuſtändigkeit der deutſchen 
Gerichte in Eheſachen für evangeliſch⸗lutheriſche ruſſiſche Staats⸗ 
angehörige, wenn die Ehe nur ſtandesamtlich in Deutſchland 
geſchloſſen und die klagende Ehefrau bis zu ihrer Verheiratung 
nur deulſche Reichsangehörige, nicht auch ruſſiſche Staats⸗ 
angehörige war.] a 

Die Parteien haben am 18. Juli 1904 vor dem Standes⸗ 
beamten in Leipzig die Ehe geſchloſſen. Sie leben jetzt von⸗ 
einander getrennt. Die in Hamburg wohnende Ehefrau hat 
gegen den in Dresden wohnenden Ehemann wegen Ehebruchs 
auf Scheidung geklagt. Sie iſt mit dieſer Klage durch Urteil 
des LG. in Dresden vom 13. Juli 1908 abgewieſen worden, 
weil unter den Parteien feſtſtand, daß ſie beide ruſſiſche Staats⸗ 
angehörige ſeien und das LG. deshalb annahm, ſeine Zu⸗ 
ſtändigkeit ſei nach den ruſſiſchen Geſetzen nicht begründet 
(8 606 Abſ. 4 ZPO.). Gegen das abweiſende Urteil hat die 
Klägerin Berufung eingelegt. Während der Eheſcheidungsprozeß 
in der Berufungsinſtanz bereits anhängig war, ſtellte der 
Prozeß bevollmächtigte der Klägerin bei dem OLG. in Dresden 
den Antrag, durch einſtweilige Verfügung der Klägerin für die 
Dauer des Scheidungsprozeſſes zu geſtatten, von dem Manne 
getrennt zu leben, dem Beklagten ferner aufzugeben, ihr viertel⸗ 
jährlich 450 Unterhaltsgelder, beginnend mit dem 6. März 
1908, zu zahlen und endlich dem Beklagten die Verpflichtung 
aufzuerlegen, ihr einen Koſtenvorſchuß von 400 & zu zahlen. 
Das OLG. hat durch Beſchluß vom 26. Oktober 1908 den 
Antrag zurückgewieſen, weil es aus dem gleichen Grunde wie 
das LG. die Berufung der Klägerin für ausſichtslos hält. 
Die hiergegen von der Klägerin eingelegte Beſchwerde war zu⸗ 
läſſig und erweiſt ſich als begründet. Gerechtfertigt würde die 
Entſcheidung des OLG. in dem Falle ſein, wenn die Annahme 
beſtehen bliebe, daß beide Parteien Ausländer ſeien, und wenn 
davon ausgegangen werden könnte, daß ihre Ehe wie nach den 
Geſetzen des Inlandes ſo auch nach den Geſetzen des ruſſiſchen 
Staates zu Recht beſtehe. Allein, obwohl der beklagte Ehemann 
zur Zeit der Eheſchließung ruſſiſcher Staatsangehöriger war 
und es noch gegenwärtig iſt und obwohl angenommen werden 
kann, daß er nicht auch gleichzeitig deutſcher Reichsangehöriger iſt, 
hat der Akt der Eheſchließung am 18. Juli 1904 nur vor dem 
Standesbeamten in Leipzig ſtattgefunden. Von einem Geiſtlichen 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche, der beide Parteien unſtreitig 
angehören, iſt die Eheſchließung nicht vollzogen worden. In 
einem ſolchen Falle gilt nach ruſſiſchem Recht die Ehe als 
überhaupt nicht geſchloſſen. Dies ergibt ſich aus den 
88 61, 65, 90, 1113 des ruſſiſchen Reichsgeſetzbuches (Swodsa- 
kanow). (Werden mitgeteilt.) Den Grundſatz, daß die Form 
der Eheſchließung im Auslande ſich nach den Geſetzen des 
Ortes richte, an dem die Eheſchließung ftattfindet, erkennt dabei 
das ruſſiſche Recht für die eigenen Staatsangehörigen nicht an. 
Dementſprechend iſt durch die bei Leske und Loewenfeld 
a. a. O. Bd. 4 S. 762 Anm. 1 mitgeteilte Kaſſationsentſcheidung 
des höchſten ruſſiſchen Gerichtshofs vom 10. Januar 1889 eine 
Verurteilung wegen Bigamie zwar aufrechterhalten worden, als 
ein preußiſcher Staatsangehöriger in Berlin eine Ehe vor 
dem Standesbeamten geſchloſſen hatte, ſich aber darauf während 
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des Beſtehens dieſer Ehe mit einer anderen Frau in Warſchau 
kirchlich hatte trauen laſſen. Es iſt jedoch in derſelben Ent⸗ 
ſcheidung ausdrücklich hervorgehoben worden, daß, wenn ein 
ruſſiſcher Untertan ſich im Auslande ziviliter habe trauen 
laſſen und dann in Rußland eine neue Ehe eingehe, er wegen 
Bigamie nicht verurteilt werden könne, weil für ihn die 
Ziviltrauung keine Eheſchließung involviere. Dieſe 
Grundſätze gelten in Rußland auch dann, wenn die im Aus⸗ 
lande eine bürgerliche Ehe eingehenden ruſſiſchen Staats⸗ 
angehörigen ſich zur evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche bekennen, 
und fie gelten gemäß Buch 1 8 2 des Liv⸗, Eſt⸗ und Kurs 
ländiſchen Privatrechts in Verbindung mit 88 49 ffl. des Ge⸗ 
ſetzes über die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche in Rußland vom 
28. Dezember 1832 in gleicher Weiſe, wenn, wie im gegen⸗ 
wärtigen Falle der beklagte Ehemann — (vgl. die in dem 
Urteile des LG. vom 13. Juli 1908 enthaltene Feſtſtellung) — 
die Ehegatten den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen entſtammen. Unter 
dieſen Umſtänden beruht die übereinſtimmende Angabe der 
Parteien, daß ſie beide ruſſiſche Staatsangehörige ſeien, in dem 
Falle auf einer Verkennung der in Rußland geltenden Rechts⸗ 
grundſätze, wenn die klagende Ehefrau bis zu ihrer Verheiratung 
mit dem Beklagten die ruſſiſche Staatsangehörigkeit nicht be⸗ 
ſeſſen hat. In dieſer Beziehung iſt in dem für den Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung erforderlichen Maße (88 920 
Abſ. 2, 936 ZPO.) als dargetan erachtet, daß die Klägerin 
bis zu ihrer Verheiratung mit dem Beklagten die deutſche 
Reichsangehärigkeit und nicht auch zugleich die ruſſiſche Staats⸗ 
angehörigkeit beſeſſen hat. War dies der Fall, ſo fehlt es an 
der Vorausſetzung des 8 606 Abſ. 4 3 PO. inſofern, als nicht 
beide Eheleute im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift Ausländer 
ſind. Die Klägerin hat dadurch, daß ſie eine nach deutſchem 
Rechte gültige Ehe einging, gemäß § 13 Nr. 5 Geſetz vom 
1. Juni 1870 zwar die deutſche Reichsangehörigkeit verloren. 
Weil aber ihre Ehe nach ruſſiſchem Recht als nicht geſchloſſen 
gilt, ſo hat für ruſſiſche Verhältniſſe von dem Akte der Ehe⸗ 
ſchließung eine Rechtswirkung überhaupt nicht ausgehen, die 
Klägerin alſo dadurch auch nicht die ruſſiſche Staatsangehörigkeit 
erwerben können. Ausländer im Sinne des $ 606 Abſ. 4 iſt, 
wie ſich aus dem Zwecke der Geſetzesvorſchrift ergibt, nur, wer 
einem fremden Staate angehört, und nicht auch, wer nur auf⸗ 
gehört hat, deutſcher Reichsangehöriger zu ſein. Denn die 
Geſetzesvorſchrift will lediglich einem Widerſtreit mit den Ge⸗ 
ſetzen und mit der Gerichtsbarkeit des Auslandes für den Fall 
vorbeugen, daß ein ausländiſcher Staat die Rechtſprechung in 
den Eheſcheidungsſachen ſeiner Staatsangehörigen, auch wenn 
ſie nicht im Staatsgebiete ihren Wohnſitz haben, als ſein aus⸗ 
ſchließliches Recht in Anſpruch nimmt. Die Klägerin aber iſt, 
was ihre perſönlichen Verhältniſſe anbelangt, den ruſſiſchen 
Geſetzen und der Gerichtsbarkeit der ruſſiſchen ordentlichen 
Gerichte oder anderen ruſſiſchen Landesbehörden überhaupt nicht 
unterworfen. Die Rechtsunwirkſamkeit der Ehe nach ruffiſchem 
Recht ſchließt es insbeſondere aus, daß die ſonſt in Ehe⸗ 
ſcheidungsſachen beſtehende Gerichtsbarkeit der ruſſiſchen 
evangeliſch⸗lutheriſchen Konſiſtorien im gegebenen Falle Geltung 
haben könnte. Die beantragte Scheidung greift denn auch in 
die Perſonenſtandsverhältniſſe der Eheleute, wie fie vom Stand⸗ 
punkte des ruſſiſchen Rechts aus zu beurteilen find, überhaupt 
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nicht ein, ihre Wirkung erſtreckt ſich vielmehr ausfchlieplich auf 
die Rechtsverhältniſſe, die durch die Eheſchließung unter den 
Eheleuten und nach außen hin nach deutſchem Rechte entſtanden 
find. Für Fälle der vorliegenden Art iſt es mit der Gerichts⸗ 
hoheit der deutſchen Bundesſtaaten und des Deutſchen Reiches 
unbereinbar, auf die Stellungnahme einer ausländiſchen Geſetz⸗ 
gebung zu einer in Deutſchland beantragten Eheſcheidung über⸗ 
haupt Rüdfiht zu nehmen. Die eine Ausnahme von der 
Regel des 8 606 Abſ. 1 ZPO. enthaltende Geſetzesvorſchrift 
des Ab. 4 desſelben Paragraphen greift nach alledem nicht 
ein; es verbleibt vielmehr bei der Regel des Abſ. 1, wonach 
das LG., bei dem der Ehemann feinen allgemeinen Gerichts ſtand 
hat — und das iſt hier das LG. in Dresden —, für bie 
erhobene Eheſcheidungsklage ebenſo fachlich wie örtlich zuſtändig 
war. Hieraus ergibt ſich zugleich nach 8 627 ZPO. die Zus 
läfſigkeit des geſtellten Antrages auf Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung. R. c. R., Beſchl. v. 17. Dez. 08, B 442/08 IV. — 
Dresden. 

Handelsgeſetzbuch. 

15. 88 474 ff. HGB. Seetüchtigkeit.] 

Im weſentlichen erachtet das Berufungsgericht die von F. 
angeſtellten Berechnungen für glaubhaft und zuverläſſig und 
kommt, indem es dieſe und die ſonſtigen Umſtände des Falles 
zugrunde legt, zu dem Ergebniſſe, daß das Schiff, als es in 
See ging, nicht das erforderliche Maß von Stabilität beſeſſen 
und daß dieſer Mangel dazu geführt habe, daß ſich das Schiff 
bald nachher bis auf 25 ſchief legte. Mit dieſem Neigungs⸗ 
grade habe eine Offnung der Back den Waſſerſpiegel erreicht. 
Das dadurch ermöglichte Eindringen von Seewaſſer in die 
Schiffsräume habe die Schieflage weiter verſtärkt und ſchließlich 
das Schiff zum Kentern gebracht. Der Untergang ſei daher 
duch das Zuſammenwirken zweier Umſtände, des geringen 
Nußes von Stabilität und des Offenſeins der Back, herbei⸗ 
geführt, Die Reviſion will dies nach zwei Richtungen be⸗ 
anftanden. Sie macht zunächſt geltend, die Stabilitäts berechnung 
des Sachverſtändigen gehe von einer unrichtigen Grundlage 
aus. Seetüchtigkeit im verſicherungsrechtlichen Sinne beziehe 
fd) mur auf die Bauart und den ſonſtigen Zuſtand des Schiffs⸗ 
kirpers als ſolchen. F. aber habe nicht deſſen Stabilität unter⸗ 
ſucht, fondern die Stabilität „für das ſteuerläſtige Schiff unter 
Barücſichtigung des Trimms“; er habe alſo die konkrete Ver⸗ 
telung und Größe der Ladungsgewichte in Rechnung geſtellt. 
Eine unzweckmäßige Verteilung der Ladungsgewichte aber könne 
für die Frage der Seetüchtigkeit nicht in Frage kommen. Die 
Reriſion geht bei dieſem Angriffe von einer unrichtigen Rechts⸗ 
aſicht aus. Einem Fahrzeuge fehlt die Seetüchtigkeit, wenn 
es bei der Ausreiſe fo beſchaffen ift, daß es die gewöhnlichen, 
in der Regel unvermeidlichen Gefahren der Seefahrt, die es 
bor hat, nicht beſtehen kann. Zu der hiernach notwendigen 
Velhoffenheit des Schiffes gehört feine Stabilität, d. h. feine 
dähigkett, in ruhigem Waſſer in der Gleichgewichtslage zu ver⸗ 
harren und ſich wiederaufzurichten, wenn Wind und Wellen 
den Schiffslürer zur Seite gedrückt haben. Dieſe Stabilität 
muß für das fahrende Schiff gegeben ſein. Die Kauffahrtei⸗ 
ſhſſe aber fahren nicht leer, ſondern mit Ladung oder in 
Zalaſ. Das Schiff muß alſo mit der Ladung oder mit 
den Balaft das erforderliche Aufrichtungs vermögen beſtitzen, 
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und wo dieſes fehlt, da fehlt die Seetüchtigkeit, einerlei ob 
dies darin ſeinen Grund hat, daß die Bauart des Schiffes 
verfehlt iſt, oder darin, daß die eingenommenen Gewichte 
unrichtig bemeſſen oder verteilt ſind. Zweitens ſucht die 
Reviſion auszuführen, daß es ſich bei dem Offenſtehen der 
Back höchſtens um ein nautiſches Verſehen des Kapitäns handeln 
könnte, für das die Verſicherer nach § 69 Abſ. 2 Nr. 6 Bed. eins 
zuſtehen hätten, nicht aber um einen Umſtand, der die See⸗ 
tüchtigkeit des Schiffes betreffe. Es muß aber auch in dieſem 
Punkte den Ausführungen des OLG. beigetreten werden. Es 
handelt ſich nicht darum, ob die Offnungen in der Back für 
ſich allein genommen einen Mangel darſtellten, der dem Schiffe 
die Seetüchtigkeit nahm. Das hat das OLG. nicht aus⸗ 
geſprochen und brauchte es nicht auszuſprechen. Solche 
Offnungen mögen an ſich unbedenklich ſein, zumal wenn, wie 
hier zu unterſtellen iſt, das nötige Dichtungsmaterial an Bord 
iſt. Immer aber bleiben die Offnungen eine Eigenſchaft des 
Schiffes, auf die bei der Bemeſſung des Freibords und der 
Beladung gebührende Rückſicht zu nehmen iſt. Und wenn nun 
das Schiff, wie hier feſtgeſtellt iſt, eine ungenügende, d. h. unter 
dem Normalmaß liegende Stabilität beſitzt, ſo iſt es gerecht⸗ 
fertigt, bei der Entſcheidung der Frage, ob dieſer Mangel das 
Schiff ſeeuntüchtig macht, das Vorhandenſein der Offnungen 
mit in Betracht zu ziehen. Denn ihre Beantwortung erheiſcht 
die Berückſichtigung aller Eigenſchaften des konkreten Schiffes, 
um das es ſich handelt. Eine ſolche Eigenſchaft iſt auch das 
Vorhandenſein von Luken, die bei gutem Wetter offenſtehen 
und nur unter beſonderen Umſtänden gedichtet werden ſollen. 
Ob dem Kapitän ein Vorwurf daraus gemacht werden kann, 
daß er innerhalb der zwei Stunden, die ſeit dem Verlaſſen 
Neufahrwaſſers verſtrichen waren, nicht zur Dichtung der Luken 
geſchritten iſt, kann das Verhältnis zwiſchen den Parteien nicht 
berühren. Es herrſchte gutes Wetter; beſtimmungsgemäß 
durften die Luken daher offenbleiben. Es würde ſich alſo 
höchſtens darum handeln, daß der Kapitän den bei der Ausreiſe 
vorhandenen Mangel der Seeuntüchtigkeit wegen ungenügender 
Stabilität vielleicht noch durch eine beſondere, ſonſt nicht an⸗ 
gezeigte Maßnahme vor dem Unfalle hätte verbeſſern oder 
unſchädlich machen können. Daß das unterblieben iſt, kann die 
Verantwortlichkeit des Reeders nicht beeinträchtigen. R. c. 
Nordd. V.⸗G. u. Gen., U. v. 5. Dez. 08, 304/08 I. — Hamburg. 

16. 5737 968. Schiffskolliſion. Beweislaſt bezüglich 
des kauſalen Verſchuldens.] 

Das Deutſche Seerecht hat es abgelehnt, abgeſehen von 
der im 5 737 HGB. enthaltenen Präſumtion, beſondere Rechts⸗ 
vermutungen für Kauſalität und Verſchulden im Schiffs⸗ 
kolliſionsrechte aufzuſtellen. Der im Art. 592 des Preuß. 
Entw. gemachte Vorſchlag, wonach bei dem Zuſammenſtoß 
zwiſchen einem ſegelnden und einem vor Anker liegenden (oder 
am Lande befeſtigten) Schiffe zu vermuten ſei, daß er auf 
Verſchulden des Führers des ſegelnden Schiffes beruhe, wurde 
von der Mehrheit der Kommiſſion nicht gebilligt. Prot. 
S. 2788 ff. Die Praxis hat aber gewohnheitsrechtlich Be⸗ 
weislaſtregeln ausgebildet, wonach bei Vorliegen eines Tat⸗ 
beſtandes, der ein kauſales Verſchulden auf ſeiten eines Be⸗ 
teiligten wahrſcheinlich macht, einen ſogenannten prima facie 
Beweis für dieſes Verſchulden erbringt, dem betreffenden Be⸗ 


80 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


teiligten die Verpflichtung obliegt, ſich zu exkulpieren. Dieſe 
Praxis beruht teils auf Berückſichtigung der Schwierigkeit, mit 
der überhaupt bei Schiffszuſammenſtößen der ſtrikte Nachweis 
eines der Gegenſeite zur Laſt fallenden kauſalen Verſtoßes 
verbunden zu ſein pflegt, teils auf der Erwägung, daß jeder 
Teil über ſeine eigenen Handlungen und die ſein eigenes Schiff 
betreffenden Umſtände am beſten Auskunft zu geben und einen 
Nachweis zu erbringen vermag (vgl. Marsden, Collisions 
at Sea 5. Aufl. S. 37). Von beiden Geſichtspunkten aus 
erſchien es geboten, von derjenigen Partei, gegen welche ein 
begründeter Verdacht des Verſchuldens vorlag, weitere Auf⸗ 
klärung des Sachverhaltes zu erfordern. Dieſe Exkulpations⸗ 
pflicht beſteht aber nicht, wie gegenüber einer geſetzlichen Ver⸗ 
mutung, darin, daß der volle Gegenbeweis zu erbringen wäre, 
ſondern es wird ihr auch ſchon durch Beſeitigung oder Ent⸗ 
kräftung des an ſich begründeten Verdachtes genügt (vgl. die 
Entſcheidung des Senats vom 21. November 1908 I. 633/07). 
Eine der anerkannten Beweislaſtregeln, die für den vorliegenden 
Fall in Betracht kommt, beſagt nun, daß ein ſegelndes oder 
treibendes Schiff, welches ein ordnungsmäßig vor Anker liegendes 
anrennt, ſich zu exkulpieren hat. Es muß der Reviſion zu⸗ 
gegeben werden, daß das OLG. zuwenig verlangt, wenn es 
den an ſich gegen den Leichter Poſt vorliegenden prima facie 
Beweis ſchon durch den herrſchenden Sturm für beſeitigt er⸗ 
achtet. Es iſt zwar richtig, daß bei ſtarkem Sturm auch gut 
verankerte Fahrzeuge losgeriſſen werden und ins Treiben geraten 
können. Doch iſt dies nicht die Regel. Vielmehr wird man 
im allgemeinen auf eine Verankerung rechnen können, die auch 
einem ſtarken Sturme gewachſen iſt. Auch verkennt das OLG. 
bei der Beſchränkung der Anforderung an die Exkulpation den 
zweiten der oben erwähnten Geſichtspunkte. Es kann in der 
Regel dem Gegner, deſſen Schiff ohne eigenes Verſchulden vor 
Anker liegend von einem treibenden Fahrzeuge angerannt iſt, 
nicht wohl angeſonnen werden, die bei letzterem zur Zeit des ins 
Treiben geraten obwaltenden Umſtände aufzuklären und eventuell 
den Nachweis zu führen, daß die Verankerung eine unſorgfältige 
und ungenügende war, während der Gegenbeweis von der anderen 
Seite unſchwer zu erbringen iſt. Deshalb iſt in dieſer Hinſicht 
dem LG. beizutreten, welches von der Beklagten den Nachweis 
der gehörigen Verankerung erfordert hat. O. Verſ.⸗Geſ. c. Verein. 
Schiff.⸗Geſ., U. v. 28. Nov. 08, 666/07 I. — Hamburg. 

Reichs haftpflichtgeſetz. 

17. 5 1 Haftpfl®. Annahme von „höherer Gewalt“ 
bei Entgleiſung eines Eiſenbahnzuges infolge verbrecheriſchen 
Anſchlages.] 

Die Klägerin iſt am 30. Mai 1903 bei der Entgleiſung 
eines Eiſenbahnzuges verletzt worden. Ihre auf Zahlung einer 
Entſchädigung gerichtete Klage iſt vom LG. nach dem Antrage 
des Beklagten abgewieſen, weil der Unfall durch höhere Gewalt 
verurſacht ſei. In II. Inſtanz iſt der Anſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. RG. hob auf und ſtellt I. Urteil 
wieder her: Zur Frage ſteht allein, ob nach dem einwandfrei 
feſtgeſtellten Sachverhalt höhere Gewalt die Urſache der Körper⸗ 
verletzung der Klägerin geweſen iſt. Nach Inhalt des Be⸗ 
rufungsurteils iſt die Entgleiſung des Zuges dadurch verurſacht, 
daß der Arbeiter J. nachts um 11 Uhr in verbrecheriſcher Ab⸗ 
ſicht eine der Schwellen auf die Schienen gelegt hat, die aus 
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Anlaß von Erneuerungsarbeiten auf einer Strecke von etwa 


400 Metern loſe neben der Bahn lagerten. J. hatte für feine 


Tat einen im freien Felde liegenden Ort gewählt, wo die 
Bewaldung des auf der einen Seite an die Bahn ſtoßenden 
Grundſtücks die unbemerkte Annäherung erleichterte, und einen 
Zeitpunkt, wo 13 Minuten nach dem Vorbeifahren eines Zuges 
ein zweiter folgte, den er zum Entgleiſen brachte. Kurz vor 
dem Vorbeifahren des erſten Zuges war die Strecke von dem 
Bahnwärter vorſchriftsmäßig begangen worden. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat nicht angenommen, daß die unter ſolchen 
Umſtänden begangene Tat des J. als höhere Gewalt gelten 
könne. Es beruft ſich dabei auf die Urteile des erkennenden 
Senats vom 9. Oktober 1902 (JW. 02, 5916) und vom 
13. Oktober 1904 (Seuff Arch. Bd. 60 Nr. 170), deren Bes 
gründung dahin führe, die Gefährdung des Eiſenbahntransports 
durch die verbrecheriſche Handlung des J. nicht als unabwendar 
anzuſehen. Allein die in dieſen Urteilen ausgeſprochenen Rechts⸗ 
grundſätze, an denen feſtgehalten wird, ſind hier auf einen Tat⸗ 
beſtand angewendet, für den ſie nicht paſſen. Die Gefährdung 
eines Eiſenbahntransports durch die Tat eines Dritten, der 
von außen her verbrecheriſch in den Betrieb eingreift, liegt 
allerdings innerhalb des Kreiſes von Gefahren, gegen die die 
Bahnverwaltung den Betrieb tunlichſt zu ſichern hat. Das 
Maß deſſen, was zu dieſem Zweck zu geſchehen hat, beſtimmt 
ſich nach den örtlichen Verhältniſſen, findet aber auch ſeine 
Grenze an der notwendigen, vernünftigen Rückſicht auf die 
wirtſchaftliche Möglichkeit für den Betriebsunternehmer. Von 
dieſem Geſichtspunkt aus ſind die früheren Fälle entſchieden. 
In dem erſteren war eine durch Vernageln feſtgelegte Weiche 
gewaltſam losgebrochen und umgelegt. Das war geſchehen 
auf einer noch im Bau begriffenen, nur von Arbeitszügen 
befahrenen Bahn, die an dem, dem Unfallstage vorhergehenden 
betriebsfreien Sonntage unberufenen Perſonen aus der benach⸗ 
barten Stadt, die ſich mutwillig mit der Weiche zu ſchaffen 
machen konnten, zugänglich geweſen war. Am Montag morgen 
waren vor der Ankunft des erſten Arbeitszuges Strecke und 
Weichen nicht von einem Bahnwärter beſichtigt worden. Hier 
wurde die Anſicht des Berufungsgerichts gebilligt, daß die 
rechtzeitige Beſichtigung der Bahn am Montage möglich geweſen 
und den Unfall verhindert haben würde. Im zweiten Falle 
war an einer Stelle, wo die Bahn von einer Landdſtraße 
gekreuzt wurde, von dieſer eine 4 bis 5 Zentner ſchwere 
Straßenwalze aus einer Entfernung von einem Meter auf die 
Schienen gewälzt. Die Bahn war nur zweimal täglich durch 
einen Bahnwärter begangen und das bei dem am Tatorte 
ſtatifindenden Verkehr als unzureichend angeſehen. In dem 
jetzt zur Entſcheidung ſtehenden Falle hat der Tatort außerhalb 
des Verkehrs gelegen. Das Berufungsgericht nimmt aber an, 
daß, weil eben die Abgelegenheit des Ortes und die Nähe des 
Waldes namentlich in der Nacht die unbemerkte Annäherung 
des Täters erleichterten und ſeine Entdeckung unwahrſcheinlich 
machten, darin ein beſonderer Reiz zu ſolchem Verbrechen liege. 
Der daraus entſpringenden Gefahr müſſe die Bahnverwaltung 
entgegenwirken. Allein es kann nicht anerkannt werden, daß 
nach der allgemeinen menſchlichen Erfahrung ſolche Umſtände 
in dem Maße zu verbrecheriſchen Angriffen auf die Sicherheit 
des Bahnverkehrs anreizen, daß die Verwaltung zu deren Ver⸗ 
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bütung außerordentliche Vorkehrungen treffen muß. Das würde 
zudem dahin führen, daß auf freier Strecke in jeder dunklen 
Nacht und bei jedem Walde eine ſtetige Bewachung der Bahn 
durch aufgeſtellte Wärter gefordert werden müßte. Das Be⸗ 


sufungsgeriht hat ſelbſt Bedenken getragen, aus feinem Satze 


dieſe Folgerung zu ziehen. Es weiſt aber weiter darauf hin, 
daß das Lagern der loſen Schwellen neben dem Bahnkörper 
die Ausführung der Tat in dem Maße erleichtere, daß die 
Bahnverwaltung hindern müſſe, daß der ſchon durch die übrigen 
Umſtände angezogene Täter dieſe Erleichterung der Ausführung 
ſich zunutze mache. Freilich könne nicht gefordert werden, 
daß alle in der Nähe der Bahn befindlichen beweglichen Sachen, 
ſofern fie für die Entgleiſung des Zuges benutzt werden könnten, 
fündig bewacht würden, wohl aber die neben der Bahn lagernden 
Schwellen. Auch dieſe Ausführung iſt nicht zu billigen. Die 
aus dem Vorhandenſein der Schwellen entſpringende Gefahr iſt 
nicht größer, als wenn auf den angrenzenden Grundſtücken 
Steine oder geſchlagenes Holz liegen. Die Unterſcheidung, die 
das Berufungsgericht macht, iſt darum willkürlich. Wird es 
als undurchführbar angeſehen, daß die Bahn beim Vorhanden⸗ 
fin der erörterten Umſtände ſtetig bewacht, nicht bloß durch 
Streckenwärter begangen wird, fo muß das gleiche für den Fall 
gelten, wo aus Anlaß von Erneuerungsarbeiten Schwellen an 
Orten neben der Bahn lagern, die dem freien Verkehr nicht 
zugänglich find. Daraus ergibt ſich dann die Folgerung, daß 
die Tat des J. durch die von der Bahnverwaltung billig zu 
fordernden Sicherheitsmaßregeln nicht hat abgewendet werden 
Ünnen und darum als höhere Gewalt im Sinne von 8 1 
Haftpflcg. ſich darſtellt. Der Beſchwerde der Revifion war 
demnach ſtattzugeben und unter Aufhebung des Berufungs⸗ 
uttils die Eniſcheidung des LG. wiederherzuſtellen. P. E.⸗F. 
e 6, U. v. 7. Dez. 08, 643/07 VI. — Naumburg. 
Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879/10. Mai 1898. 
18. 5 3 Nr. 2 Anf. Aufrücken einer für den Ans 
ſechtngsbeklagten eingetragenen Zwiſchenhypothek.] 

Ju erörtern iſt die Frage, welche Bedeutung für die Ent⸗ 
ſceidung der Umſtand hat, daß im Range zwiſchen der ans 
efochtenen Pachtzinshypothek und der Hypothek der Klägerin 
noch die Kaufgeldhypothek der Beklagten ſtand. Das OLG. 


mt unter Berufung auf die Rechtſprechung des RG. an, 


daß ein Auftücken der Zwiſchenhypothek, dergeſtalt, daß mit 
dem an ſich auf die angefochtene Hypothek fallenden Teile des 
gerungserlöſes nunmehr die Zwiſchenhypothek zur Hebung 

in Iommen hätte, nicht ftattfinde. Das RG. iſt, ſoviel bekannt, 
sa einem Falle, in dem wie hier die angefochtene und die 
wic enhppothek zur Zeit der Anfechtung und des Verteilungs⸗ 
ahrens einen und denſelben Gläubiger hatten, noch nicht 
beaßt geweſen; insbeſondere bezieht ſich das Urteil vom 
. Januar 1901 NG. 47, 216, wo ausgeführt wird, daß die 
Infehtung auf Grund des Geſetzes vom 21. Juli 1879/20. Mai 
1898 weder die Nichtigkeit noch das Erlöſchen der angefochtenen 
Ürethel zur Folge habe, und daß deshalb für ein Aufrücken 
ur Jwiſchenhypothek kein Raum fei, auf einen Fall, wo deren 
Anger ein Dritter war. Es fragt ſich, ob der gegenwärtig 
volegende Tatbeſtand zu einer anderen Beurteilung Anlaß 
= Dies iſt zu verneinen. Es iſt ein in der Rechtſprechung 
überwiegend auch in der Rechtslehre anerkannter Grundſatz, 
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daß die Anfechtung wegen Gläubigerverkürzung nicht die ding⸗ 
liche Wirkung hat, die der auf Willensmängel gegründeten An⸗ 
fechtung durch das Geſetz (8 142 BGB.) beigelegt iſt. Die 
erſtgenannte Anfechtung begründet für den anfechtenden Gläubiger 
lediglich ein obligatoriſches Recht des aus 8 7 AnfG. (vgl. 
8 37 KO.) erſichtlichen Inhalts. Gerade aus dieſer obligato⸗ 
riſchen Natur des Anfechtungsrechts könnte man vielleicht für 
den vorliegenden Fall folgern wollen, der Beklagten müſſe das 
Recht zuſtehen, der Klägerin entgegenzuhalten, daß dieſe, wegen 
des ihrer Hypothek vorgehenden Ranges der Zwiſchenhypothek, 
verpflichtet ſein würde, den auf die angefochtene Hypothek zur 
Hebung gelangten Betrag, den ſie infolge der Anfechtung für 


ihre der Zwiſchenhypothek nachſtehende Hypothek erlangen 


möchte, an die Beklagte auf die Zwiſchenhypothek wieder heraus⸗ 
zugeben, oder mit anderen Worten, der Beklagten müſſe das 
Recht zuſtehen, wenn nicht für die angefochtene, doch für die 
Zwiſchenhypothek Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe 
vor der Klägerin zu fordern. Im Ergebniſſe würde damit im 
Verhältniſſe zwiſchen den Parteien ein Aufrücken der Zwiſchen⸗ 
hypothek herbeigeführt ſein, zu deſſen Begründung und Erklärung 
man von einer relativen, weil nur auf das Verhältnis zwiſchen 
der Klägerin und der Beklagten beſchränkten, Nichtigkeit der 
angefochtenen Hypothek reden könnte, womit man ſich freilich 
immerhin inſoweit der Annahme einer dinglichen Wirkung der 
Anfechtung nähern würde. Abgeſehen aber von anderen Be⸗ 
denken, die gegen die Annahme einer relativen Nichtigkeit in 
dieſem Zuſammenhange zu erheben wären (vgl. Jäger, Gläubiger 
anfechtung, S. 57 Fußnote 1 und S. 60), würde mit jener 
Auffaſſung der grundbuchrechtlichen Seite des Verhältniſſes 
nicht ausreichend Rechnung getragen werden. (Wird aus⸗ 
geführt) M. c. M., U. v. 11. Dez. 08, 60/08 VII. — 
Darmſtadt. 

Stempelgeſetz vom 14. Juni 1900/3. Juni 1906. 

19. Tarifnummer 7a. Stempelpflichtigkeit des Abonnement⸗ 
Fahrſcheinheftes einer Straßenbahn als ſolches.] 

Die Klägerin — Stadtgemeinde K. — hat für die von 
ihr betriebene Straßenbahn Abonnement⸗Fahrſcheinhefte, ent⸗ 
haltend je 11 Einzelfahrſcheine, zum ermäßigten Preiſe von 
1 für einfache Fahrten und 1,50 & für Fahrten mit ein 
maligem Umſteigen ausgegeben. Die Hefte waren nach der 
auf der Vorderſeite des Umſchlages aufgedruckten Beſtimmung 
nur gültig für den Inhaber und ſeine Familie, inſoweit ſie 
mit ihm zuſammen einen Hausſtand bildet. Auf der Rückſeite 
des Umſchlags befindet ſich folgender Aufdruck: „Die Ablöſung 
der einzelnen Fahrſcheine beſorgt der Schaffner. Der Kon⸗ 
trolleur hat die Vorzeigung des Buches zu beanſpruchen. Loſe 
Fahrſcheine ohne dieſen Umſchlag ſind ungültig. Dieſes Buch 
wird ohne Entſchädigung eingezogen, ſobald es von einem Un⸗ 
berechtigten benutzt wird.“ Der beklagte Fiskus erforderte auf 
Grund der Tarifnummer 7 RStempG. den Steuerbetrag von 
5386,80 & für die vom Auguſt 1906 bis 13. März 1907 
verkauften Fahrſcheinhefte. Die Klägerin hat dieſen Steuer⸗ 
betrag unter Vorbehalt entrichtet und verlangt mit der jetzigen 
Klage deſſen Rückzahlung. In den beiden Vorinſtanzen iſt 
Beklagter verurteilt. RG. wies die Klage ab: Nach der 
Tarifnummer 7a RStempG. unterliegen der Stempelabgabe 
„Fahrkarten, Fahrſcheine und ſonſtige Ausweiſe über die er⸗ 

11 


82 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


folgte Zahlung des Perſonenfahrgeldes im Eiſenbahnverkehr 
auf inländiſchen Bahnlinien.“ Die Abgabe iſt nach der Höhe 
der Fahrpreiſe unter Berückſichtigung der Wagenklaſſe abgeſtuft. 
Fahrkarten von Straßen» und ähnlichen Bahnen, die getrennte 
Wagenklaſſen nicht führen, werden wie Fahrkarten dritter Klaſſe 
behandelt. Die Stempelabgabe iſt nach der Spalte 4 der 
Tarifnummer vom einzelnen „Fahrtausweiſe“ zu berechnen. 
Nach der Befreiungsvorſchrift zu Ziffer 1 ſind „Fahrtausweiſe“ 
vom Stempel befreit, wenn ihr tarifmäßiger Fahrpreis den 
Betrag von 0,60 & nicht erreicht. Die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits hängt hiernach davon ab, ob als Gegenſtand der 
Stempelabgabe das zu einem Preiſe von 1 & und 1,50 & 
ausgegebene Abonnement⸗Fahrſcheinheft als ſolches anzuſehen 
iſt, oder jeder einzelne der 11 zu dieſem Heft vereinigten 
Abonnement⸗Fahrſcheine, auf die vom Geſamtpreiſe des Heftes 
der Betrag von je 9Yıı , bzw. 13/1 & entfällt. Im erſteren 
Falle beträgt der Stempel inhalts der in der Tarifnummer 7 
enthaltenen Tabelle die Abgabe für das Fahrſcheinheft je 5 „y, 
im letzteren Fall iſt ein Stempel nicht zu erheben. Der 
Meinung des Berufungsrichters, daß der letztere Fall hier zu⸗ 
treffe, kann nicht beigetreten werden. (Wird ausführlich be⸗ 
gründet, das Abonnement⸗Fahrſcheinheft als ſolches für den 
Gegenſtand der Stempelabgabe erklärt und deshalb die Klage 
auf Rückzahlung des Stempels abgewieſen.) Pr. F. c. K., 
U. v. 20. Okt. 08, 19/08 VII. — Königsberg. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

20. 8 187 19 ALR. in Verb. mit 88 20 ff. des 
preußiſchen Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874. Verſetzung 
eines Privatfluſſes mit der Wirkung einer Anderung des freien 
Ganges der Fiſche.] 

Die Klägerin behauptet, in ihrem Fiſchereirechte dadurch 
beeinträchtigt worden zu ſein, daß der Beklagte das untere 
ſchmale Ende des R.⸗Sees in voller Breite während längerer 
Zeit mit Fangnetzen verſetzt habe. Sie hat in der Klage dieſes 
Verfahren als Zuwiderhandlung ſowohl gegen den 8 187 II ALR. 
als auch gegen den 8 20 Fiſchereicß. vom 30. Mai 1874 
bezeichnet. Eine Verletzung des 8 20 Filherei®. durch den 
Beklagten ſcheint das Berufungsgericht nicht anzunehmen; das 
Berufungsurteil, das dem in der Berufungsinſtanz in erſter 
Linie geſtellten Klagantrage entſpricht, ſchließt ſich dem Wort⸗ 
laute des § 187 1 9 ALR. an, indem es den Beklagten ver⸗ 
urteilt, den R.⸗See nicht durch Aufſtellen von Fanggeräten 
oder ſonſtigen Vorrichtungen derart zu verſetzen, daß dadurch 
der freie Gang der Fiſche gehindert wird. Das Berufungs⸗ 
gericht führt aus: Der § 187 1 9 ALR. ſei durch das Fiſcherei⸗ 
gejeg nicht berührt. Zur Begründung des Unterlaſſungs⸗ 
anſpruchs aus § 187 ſei nicht eine Verſetzung des Fluſſes 
durch dauernde Anlagen erforderlich, es genüge eine Verſetzung 
durch Fanggeräte, namentlich Netze, wie ſie hier ſtattgefunden 
habe. Die Verſetzung brauche ferner der Klägerin oder ihrem 
Pächter nicht bereits Nachteil gebracht zu haben, es genüge, 
daß der Gang der Fiſche, wenn auch nur vorübergehend, 
gehindert werde. Dies treffe zu bei einem Verſetzen des See⸗ 

ausgangs in ſeiner ganzen Breite durch engmaſchige Netze ober⸗ 
halb der Ch.er Mühle. Der Umſtand, daß dem Beklagten zu 
jenem Vorgehen die Erlaubnis des Regierungspräſidenten 
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erteilt ſei, könne den Anſpruch der Klägerin nicht beſeitigen oder 
einſchränken. — Das ALR. bezeichnet die 88 184 bis 190 19 
in der Randbemerkung als „Polizeigeſetze bei Ausübung der 
Fiſcherei“. Dieſer ihr Charakter ſteht der Möglichkeit, auf die 
Verletzung des 8 187 einen privatrechtlichen Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch zu ſtützen, nicht entgegen. Der 8 187 hat zugleich 
einen, den Vorſchriften des Nachbarrechtes vergleichbaren privat⸗ 
rechtlichen Inhalt, wie dies der erkennende Senat bereits in 
dem vom Berufungsgerichte angeführten Urteile (RG. 51, 244 ff.) 
in Ubereinſtimmung mit der Rechtſprechung des vormaligen OTr. 
angenommen hat. Zuzugeben ift ferner, daß der 8 187 19 ALR. 
weder durch ſpätere Geſetze aufgehoben noch gegenſtandslos 
geworden iſt. Das Berufungsgericht ſteckt aber die Grenzen, 
die der heutigen Anwendung des § 187 gezogen find, zu weit, 
wenn es erklärt, die Beſtimmung ſei durch die Vorſchriften des 
Fiſchereigeſetzes nicht berührt. Denn zweifellos muß bei einem 
Widerſtreit zwiſchen dem 8 187 und Vorſchriften des Fiſcherei⸗ 
geſetzes das ältere Geſetz dem jüngeren weichen. Ein ſolcher 
Widerſtreit tritt aber hier zutage, insbeſondere wenn man mit 
dem Berufungsgerichte das Anwendungsgebiet des S 187 ſo 
weit erſtreckt, daß es auch vorübergehende Verſetzung des 
Gewäſſers durch Fanggeräte umfaßt. Der 8 20 Fiiherei®. 
enthält inſofern eine Verſchärfung des im S 187 J 9 ALR. 
enthaltenen Verbots, als er die Verſperrung der Breite der 
Gewäſſer zum Zwecke des Fiſchfangs nur bis zur Hälfte der 
Waſſerfläche geſtattet, zugleich aber auch eine Einſchränkung 
jenes Verbotes inſofern, als im § 20 nur die Verſperrung 
durch ſtändige Fiſchereivorrichtungen ſchlechthin verboten iſt, 
während der 8 22 die Regelung der Einrichtung und des 
Gebrauchs nichtſtändiger Fiſchereivorrichtungen dem Wege 
der landesherrlichen Verordnung vorbehält. Die Verordnung 
vom 8. Auguſt 1887, betr. die Ausführung des Fiſchereigeſetzes 
in der Provinz Weſtpreußen, enthält im § 16 die auch in den 
Ausführungsverordnungen für die übrigen Provinzen weſentlich 
gleichlautend wiederkehrende Beſtimmung, daß ohne Erlaubnis 
der Aufſichtsbehörde fließende Gewäſſer beim Fiſchfange weder 
mittels ſtändiger Vorrichtungen noch mittels am Ufer oder im 
Flußbette befeſtigter oder verankerter Fiſchereivorrichtungen 
(Reufen, Sperrnetze) auf mehr als die halbe Breite . für 


den Zug der Fiſche verſperrt werden dürfen. Daraus folgt - 


und dieſe Folgerung wird in der Praxis der Verwaltungs⸗ 
behörden auch ſtändig gezogen — daß mit Erlaubnis der 
Aufſichtsbehörde das Gewäſſer mittels am Ufer oder im Fluß⸗ 
bette befeſtigter oder verankerter Vorrichtungen (Reuſen, Sperr⸗ 
netze) auch auf mehr als die halbe Breite, auch auf die ganze 
Breite verſperrt werden darf. K. c. Stadtgem. D., U. v. 
20. Nov. 08, 559/07 VII. — Marienwerder. 

21. SS 577 ff. 1 18, 8 211 II 4 ALR. Fernſtehende 
Fideikommißanwärter haben kein Klagerecht gegen den Fidei⸗ 
kommißbeſitzer wegen Mißwirtſchaft.] 

Das nach Art. 59 EGBGB. für den Streitfall maß⸗ 
gebende PrALR. enthält über die zur Entſcheidung ſtehendt 
Frage, welche Fideikommißanwärter das Recht haben, Abhilfe 
zu verlangen, wenn der Fideikommißbeſitzer durch unwirtſchaft⸗ 
liches Verhalten den Beſtand des Fideikommißvermögens ver⸗ 
ringert, keine weiteren Vorſchriften, wie die von der Verweisung 
im 5 211 II 4 mitumfaßten 88 577 bis 579 1 18. Die 
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zum Einschreiten berechtigten einzelnen Anwärter werden darin 
befimmt bezeichnet; es ſollen ihnen in dem vorausgeſetzten 
Falle wegen der dem Fideikommiß beſitzer „darunter zu ſetzenden 
Schranken“ dieſelben Rechte wie dem Eigentümer gegen den 
Nieß braucher zuſtehen, wobei $ 577 auf die Vorſchriften des 
Tu. 21 Abſchn. 1 hinweiſt. Der Berufungsrichter iſt der 
Meinung, dieſe Vorſchriften bezögen ſich ausſchließlich auf den 
Fall einer Auseinanderſetzung zwiſchen dem Lehns⸗ oder Fidei⸗ 
lommiß nachfolger auf der einen und dem Allodialerben des 
Vorbeſitzers auf der anderen Seite. Dies gehe ſowohl aus 
ihrer Faſſung wie auch daraus hervor, daß der die Verweiſung 
auf die lehnrechtlichen Geſetzesvorſchriften enthaltende 8 211 IT 4 
dem fünften Abſchnitte dieſes Titels mit der Aufſchrift „Von 
der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Fideikommißbeſitzer und 
den Erben des letzten Beſitzers“ angehöre, während auch 
die SS 577 bis 579 I 18 durch das Marginale zu SS 506 ff.: 
„XII. Auseinanderſetzung zwiſchen Lehnsfolgern und Allodial⸗ 
erben“ mitbezeichnet ſeien. Allein bei einer derartigen Aus⸗ 
einanderfegung nach eingetretener Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗ 
nachfolge könnten dieſe Vorſchriften höchſtens mittelbar von 
Bedeutung fein. Ihr unmittelbares Ziel iſt die Herſtellung 
tines den wirtſchaftlichen Anforderungen entſprechenden Zu⸗ 
ſundes für die fernere Beſitzzeit des bisherigen Lehns⸗ oder 
Fideilommiß befitzers. Dies ergibt der Wortlaut, da doch einem 
früheren Beſitzer nicht mehr Schranken in der Benutzung des 
Lehens geſetzt werden können. Noch mehr aber weiſt darauf 
der Umſtand hin, daß die Berechtigung zum Einſchreiten nicht 
uu im 5 577 dem jedesmaligen nächſten Nachfolger, ſondern 
für den Fall, daß dieſer unter der väterlichen Gewalt des 
„irllichen“, darum alſo doch noch am Leben und im Beſitze 
befindlichen Beſitzers ſteht, im 8 578 dem nächſten nach ihm 
ben wird und daß endlich nach 8 579 unter mehreren 
flach nahen Lehnsfolgern jeder von ihnen auch für ſich allein 
und ohne den Beitritt der übrigen ſich dieſes Rechtes bedienen 
aum Als berechtigt zum Vorgehen gegen den Lehns⸗ oder 
dideitommißbeſitzer ſtehen dieſem ſomit beſtimmte Anwärter 
gegmüber, von denen, zumal in den Fällen der 88 578, 579, 
Rd) noch gar nicht vorausſehen läßt, ob fie überhaupt jemals 
zn Sehnde oder Fideikommißnachfolge gelangen und an einer 

Mr etzung mit den Allodialerben eines Vorbeſitzers 
beteiligt fein werden. Die genaue Aufftellung beſtimmter Ans 
forderungen, von denen das Recht der nicht unmittelbar zur 
kunftigen Nachfolge berufenen Anwärter abhängig gemacht 
worden iſt, schließt zugleich die Annahme aus, daß nach dem 
Alla des Geſetzes unabhängig von dieſen Vorausſetzungen 
em jeder Anwärter, wie weit auch immer er von der Bes 
fung zur Nachfolge entfernt fein möchte, dieſelben Maßregeln 
gegen ben Fideikommißbeſitzer ergreifen könnte. Die rein äußere 
3 der einſchlägigen Geſetzesparagraphen unter die 
aſchtiften von der Auseinanderſetzung ermöglicht daher, ganz 
aeſehen davon, daß die Marginalien des AR. nicht Geſetzes⸗ 
Kaft haben, und für die Auslegung des Geſetzes überhaupt 
ar von untergeordneter Bedeutung find (OTr. 47, 195; 
8, 253), keine Einſchränkung ihres Inhaltes in der Weiſe, 
ei fe für den von ihnen unverkennbar borausgeſetzten Fall 
Mn Oortdauer des bisherigen Fideikommißbeſitzes als über⸗ 

fg gar keine Bedeutung, und für den fernliegenden Fall 
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der Auseinanderſetzung nach eingetretenem Beſitzwechſel aus» 
ſchließliche Geltung hätten. Auf demſelben Standpunkte ſteht 
übrigens auch das OTr. in dem die unwirtſchaftliche Benutzung 
eines Lehens betreffenden Urteile vom 5. September 1845 
(OTr. 11, 428 ff.). Machen alſo bie 88 577 ff. I 18 in 
Verbindung mit 8 211 II 4 die Berechtigung zum Einſchreiten 
wegen Subſtanzverringerungen von der Nächſtberechtigung zur 
ſpäteren Fideikommißfolge abhängig, fo läßt ſich ein gleiches 
Recht der fernerſtehenden Anwärter auch nicht mit dem Be⸗ 
rufungsrichter aus dem Obereigentum der ganzen Familie 
(8 73 II 4) ſowie daraus herleiten, daß nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen der Obereigentümer ebenfalls für berechtigt 
gehalten werden müßte, einer Subſtanzverringerung entgegen⸗ 
zutreten. Denn ein Recht, das der ganzen Familie als ſolcher 
zuſteht, kommt darin allein noch nicht jedem einzelnen Familien⸗ 
angehörigen für ſeine Perſon zu. Dem einzelnen fernerſtehenden 
Anwärter bleibt nur unbenommen, im geeigneten Falle bei der 
zuſtändigen Fideikommißbehörde auf Beſtellung eines Fidei⸗ 
kommißkurators anzutragen, damit dieſer gegen den Fidei⸗ 
tommißbefiter die geeigneten Maßregeln ergreife (OTr. 45, 
233 ff.; RG. 19, 305 ff.). Noch weniger läßt ſich die Aktiv⸗ 
legitimation der Kläger zu 1 bis 3 und 5 bis 7 mit dem 
Berufungsrichter daraus herleiten, daß ſie befugt ſeien, nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 15. Februar 1840 (G. S. S. 20) 
an Familienſchlüſſen teilzunehmen. Denn wenn es auch richtig 
iſt, daß durch einen Familienſchluß unter anderem Beſtimmungen 
getroffen werden können, die ſich auf rechtsgeſchäftliche Ver⸗ 
fügungen über die Subſtanz des Fideikommiſſes beziehen, ſo 
ergibt ſich doch gerade aus der Art und Weiſe, wie der einzelne 
Anwärter nur im Zuſammenwirken mit den anderen an der 
Beſchlußfaſſung beteiligt iſt, ſeine Nichtbefugnis, im Bereiche 
des dieſer Beſchlußfaſſung unterliegenden Geſchäftskreiſes für 
ſich allein zu handeln und die Wahrnehmung der Rechte der 
ganzen Familie als ſein Sonderrecht in Anſpruch zu nehmen. 
Soweit ihm daher ein ſolches Recht nicht durch 88 577 ff. 
I 18 und 8 211 II 4 ALR. gegeben iſt, fehlt jeder Anhalt 
im Geſetze daflür, daß der Fideikommißbeſitzer von jedem auch 
noch ſo fernſtehenden Anwärter unter dem Vorwurfe der Un⸗ 
wirtſchaftlichkeit ſeiner Maßnahmen vor dem ordentlichen Richter 
zur Verantwortung gezogen werden könnte. Richtig iſt zwar, 
daß in der Rechtſprechung des OTr. (O Tr. 35, 60 ff.) und 
des RG. (RG. 30, 389 ff.) einem jeden Anwärter ohne Aus⸗ 
nahme die Befugnis zugeſprochen worden iſt, gegen Ver⸗ 
ringerungen oder Gefährdungen der Subſtanz des Fideikommiſſes, 
wenn ſie von einem Dritten ausgehen, mit einer gegen 
dieſen gerichteten Klage einzuſchreiten. Hieraus laſſen ſich 
jedoch keine Schlüſſe ziehen, durch die für das Verhältnis 
zwiſchen den Anwärtern und dem Fideikommißbeſitzer die durch 
88 577 ff. gezogenen Grenzen der Berechtigung überſchritten und 
die Rechte der nächſtberechtigten auf die fernerſtehenden Anwärter 
ausgedehnt werden. Die Rüge der Reviſion, daß der Be⸗ 
rufungsrichter die Aktivlegitimation der Kläger zu 1 bis 3 und 
5 bis 7 zu Unrecht als vorhanden habe gelten laſſen, iſt 
hiernach begründet, und da inſoweit die Sache zur End⸗ 
entſcheidung reif war, mußte, ſoweit der Berufungsrichter der 
Beruſung dieſer Kläger ſtattgegeben hat, nicht nur das Be⸗ 
rufungsurteil aufgehoben, ſondern auch auf Zurückweiſung dieſer 
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Berufung erkannt werden. v. M. c. v. M., U. v. 17. Dez. 08, 
132/08 IV. — Naumburg. 

22. 8 568 II 11 ALR. Baupflicht des Kirchenpatrons.] 

Das Berufungsgericht gewinnt ſeine Entſcheidung aus dem 
geſetzlichen Begriffe des Patronats. Nach § 568 II 11 ALR. 
iſt Patron derjenige, dem die unmittelbare Aufſicht über eine 
Kirche nebſt der Sorge für deren Erhaltung und Verteidigung 
obliegt. Unter Kirche in dieſem Sinne ſei aber, führt das Be⸗ 
rufungsgericht aus, nicht das einzelne kirchliche Gebäude zu vers 
ſtehen, auf das ſich das Patronat bezieht, ſondern die kirchliche 
Anſtalt, d. h. die Geſamtheit von Sachen und Rechten kirchlicher 
und weltlicher Natur, die dazu beſtimmt iſt, gewiſſe religiöſe 
und kirchliche Bedürfniſſe zu befriedigen. Demzufolge habe die 
Baupflicht des Patrons zum Inhalte: mit den ſonſtigen Beitrags⸗ 
pflichtigen dafür einzuſtehen, daß für die kirchliche Anſtalt ſtets 
die für ihre Zwecke erforderlichen Gebäude vorhanden ſeien, ohne 
Rückſicht darauf, ob eine Erhöhung des Bedarfs erſt durch Ver⸗ 
änderungen nach Begründung des Patronats eingetreten ſei. 
Dieſe Rechtsauffaſſung entſpricht der ſtändigen Rechtſprechung 
des NG. Aus ihr ergibt ſich aber als unmittelbare Folge, 
daß, ſofern das wachſende Bedürfnis der Kirchengemeinde die 
Errichtung einer neuen Pfarrſtelle an der Patronatskirche 
und damit zugleich den Bau eines neuen Pfarrhauſes neben 
dem alten notwendig macht, die Baupflicht des Patrons ſich 
auch auf den Neubau erſtreckt. Die Auffaſſung, daß die 
Patronatsbaupflicht ſich grundſätzlich nur auf An⸗ und Erſatz⸗ 
bauten, nicht aber auf Neubauten beziehe, entbehrt der inneren 
Berechtigung. Haben die Neubauten ihren Mittelpunkt in der 
beſtehenden Patronatskirche und dienen ſie eben deren Zwecken, 
fo find fie ebenſo wie An⸗ und Erſatzbauten integrierende Ein⸗ 
richtungen der beſtehenden kirchlichen Anſtalt, auf die ſich das 
einmal begründete Patronat notwendig mitbezieht. Daß das 
Patronat ſich prinzipiell auch auf Neubauten erſtreckt, hat das 
RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen. So beſonders in RG. 45, 
208 ff. in einem weſentlich gleichliegenden Falle und in RG. 65 
S. 150, 151 im Falle der kanoniſchen divisio beneficii. Die 
Aus führungen der Reviſion vermögen nicht zum Erfolge zu 
verhelfen. Der an der Spitze des Abſchnitts „Von Kirchen⸗ 
patronen“ geſtellte § 568 a. a. O. hat nicht bloß die Bedeutung 
eines theoretiſchen Lehrſatzes. Seine Stellung im Syſtem unter 
dem Marginale „Begriff“ tut dar, daß es ſich hier um die 
landrechtliche Grundauffaſſung von Patronat handelt. Nach ihr 
iſt Gegenſtand des Patronats die kirchliche Anſtalt als dauernde 
organiſche Inſtitution. Dieſe Grundauffaſſung beherrſcht und 
durchdringt auch die dann weiterhin in den 88 712 ff. und 
787 ff. II 11 ALR. enthaltenen ſpeziellen Vorſchriften über die 
Baupflicht bezüglich der Kirchen⸗ und Pfarrgebäude. Davon, 
daß dies der leitende, fundamentale Grundbegriff des Patronats 
iſt, geht auch die von der Reviſion in Bezug genommene Ent⸗ 
ſcheidung des RG. in Bd. 43 aus. Welche Konſequenzen für 
den Fall des nötigen Neubaus eines zweiten Gotteshauſes aus 
jenem Prinzip abzuleiten ſind, ſteht hier nicht zur Entſcheidung, 
und es erübrigt ſich daher an dieſer Stelle eine weitere Aus⸗ 
einanderſetzung mit dieſer Entſcheidung. Daß der Erwerb des 
Patronats nach der landrechtlichen Idee des Patronats ſich an 
die Erbauung und Dotation der Kirche anknüpft, beweiſt nichts 
dafür, daß die hierdurch begründeten Rechte und Pflichten des 
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Patrons lediglich an den urſprünglichen Gebäuden haften bleiben 
müſſen. Ebenſowenig bedingt die Tatſache, daß nur Teilrechte 
des Patronats während der Erſitzungszeit beſeſſen worden ſind, 
die Auffaſſung, daß das Patronat auch nur in eben dieſem 
Umfange durch Erſitzung erworben iſt. Gegenſtand des Rechts⸗ 
erwerbs durch den Patron iſt hier wie dort die Kirche in ihrer 
unteilbaren Einheit. Hiervon iſt der erkennende Senat bezüglich 
der Frage der Erſitzung ſchon in dem Vorprozeſſe der Parteien, 
anlangend die Beſetzung der zweiten und dritten Pfarrſtelle an 
der Kirche der Klägerin, ausgegangen. Die Reviſion verkennt 
endlich die Tragweite des Grundſatzes, daß das Patronat keinen 
territorialen Charakter habe. Der Satz beſagt lediglich, daß 
nicht notwendig alle im Sprengel der Patronatskirche ent⸗ 
ſtehenden weiteren Kirchen unter das Patronat fallen. Dem⸗ 
gemäß würden neuerrichtete Kirchenſyſteme von dem beſtehenden 
Patronat nicht betroffen werden. Aber jener Satz bedeutet 
keineswegs, daß das Patronat nicht auch Bauten in ſich ſchließt, 
die ſich an die bereits beſtehende Patronatskirche als Ans, Er⸗ 
weiterungs⸗ oder Neubauten zum Zwecke der Befriedigung ihrer 
eigenen Bedürfniſſe angliedern. Preuß. Staat c. N.er Kirchen: 
gemeinde, U. v. 21. Dez. 08, 160/08 IV. — Hamm. 

23. Der 8 367 II 16 ALR. enthält eine juriftifche 
Fiktion (praesumtio juris et de jure).] 

Die Klägerin und die urſprünglich beklagte Gewerkſchaft 
Julius Philipp, an deren Stelle im Laufe des Berufungs⸗ 
verfahrens die Gewerkſchaft Baaker Mulde als Rechtsnachfolgerin 
in den Prozeß eingetreten iſt, haben vor dem Inkrafttreten des 
Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes Bergwerkseigentum er⸗ 
worben, und zwar die Klägerin durch Verleihungsakt vom 
September 1861 an der als Geviertfeld (nach allen Seiten 
hin durch ſenkrechte Ebenen abgegrenzt) verliehenen Grube 
„Berta Iſabella“, die Beklagte durch Verleihungsakt vom 
November 1842 an der als Längen- (geſtrecktes) Feld 
(begrenzt nach Maßgabe der Lagerftätte des aufgefundenen 
Steinkohlenflözes) verliehenen Grube „Vereinigte Glücksburg I”. 
Die Rechte aus der letzteren Verleihung ſind in der über das 
klägeriſche Bergwerkseigentum erteilten Verleihungsurkunde der 
Beklagten mit Rückſicht darauf ausdrücklich vorbehalten worden, 
daß das Längenfeld der Beklagten durch das Geviertfeld der 
Klägerin überdeckt wird. Nach Inhalt der Längenfeldbeleihung 
erſtreckte fi) das Abbaurecht der Beklagten in der Länge 
(Streichung) von dem Fundflöz „Roſalie“ aus nach Weſten zu 
auf eine halbe Fundgrube und 13 Maßen, nach Oſten zu auf 
eine halbe Fundgrube und 7 Maßen und in der Breite und 
Dicke (Vierung) auf 366 Lachter, berechnet lediglich „ins 
Liegende“ (d. h. von der Sohle des Flözes ab, im Gegenſatz 


zum „Hangenden“, d. h. der Decke des Flözes). Das Fundflöz 


„Roſalie“ verläuft nach Weſten nicht gradlinig, ſondern „ver⸗ 
wirft“ (d. h. verſchiebt) ſich zwiſchen der 4. und 5. Maße um 
mehr als Flözesmächtigkeit (17— 32 Zoll) ins Hangende (in 
die Decke des Flözes). Unter dem genannten Fundflöz liegt 
in einem Abſtand von 40—50 m das Flöz „Johannes“ nebſt 
weiteren ſich nach der Tiefe zu anſchließenden Flözen. In 
dieſen Flözen betreibt die Beklagte unſtreitig Abbau. Die 
Klägerin will den Abbau als rechtmäßigen nicht gelten laſſen, 
weil die abgebauten Flöze innerhalb des ihr verliehenen Geviert⸗ 
feldes liegen, und hat deshalb mit dem Antrage geklagt: 1. die 
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Bellagte zu verurteilen, ſich jeder ferneren Überſchreitung der 
Feldgrenze der Zeche Karl Friedrich Erbſtollen (zu der die 
liägeriſche Grube „Berta Iſabella“ gehört) und deren Berecht⸗ 
ſame bei Meidung einer richterlich feſtzuſtellenden Strafe zu 
enthalten; 2. feſtzuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet iſt, ihr, 
der Klägerin, allen Schaden zu erſetzen, der ihr durch den von 
der Beklagten in dem Felde der Zeche Karl Friedrich Erbſtollen 
geführten Abbau entſtanden iſt und noch entſtehen wird. Die 
Bellagte hat auf Grund der Behauptung, daß das ihr ver⸗ 
liehene Recht ſich auf die ſtreitigen Flöze miterſtrecke, die Abs 
weiſung der Klage beantragt. Der erſte Richter hat auf 
Grund des Gutachtens des Bergaſſeſſors Dr. M. die Beklagte 
nach dem Klageantrage verurteilt. In der Berufungsinſtanz 
hat die Klägerin im Wege der Anſchluß berufung ihren Schaden 
üffermäßig in Höhe von 1 142 000 & zur Geltung gebracht 
und beantragt, die Beklagte zur Zahlung dieſer Summe zu 
verurteilen. Der zweite Richter hat die Anſchlußberufung 
wrüdgetviefen und auf die Berufung der Beklagten die Klage 
abgewieſen. Die Reviſion iſt zurückgewieſen: Der Berufungs⸗ 
nchter folgt bei feiner Entſcheidung dem von ihm gehörten 
Sachverſtändigen Bergmeiſter W. Dieſer erkennt ebenſo wie 
der erſtinſtanzliche Gutachter Bergaſſeſſor Dr. M. an, daß 
inſolge der zwiſchen der 4. und 5. weſtlichen Maße eintretenden 
Verſchiebung (Verwerfung) des Flözes „Roſalie“ letzteres von 
dieſem Punkt ab nach Weſten zu aus dem Abbaurecht der Der 
llagten gänzlich ausſcheidet. Abweichend vom erſtinſtanzlichen 
Gutachter konſtruiert W. indeſſen zugunſten der Beklagten ein 
Erſatzrecht auf Grund der ſogenannten künſtlichen Vierung 
(quadratura principalis), d. h. er fingiert über den bezeichneten 
Varwerfungspunkt hinaus nach Weſten zu eine grablinige Vers 
lingerung der Lagerſtätte des Flözes „Roſalie“ in Fortſetzung 
der aus ſeiner wirklichen (öſtlich beginnenden) Lagerung ſich 
agebenden „Streichhauptlinie“, berechnet von dieſer fingierten 
Ygeflätte die verleihungsmäßige „Vierung ins Liegende“ 
(Dice des Flözes von der Sohle ab in die Tiefe) von 
366 Lachtern und ſtellt feſt, daß das Flöz „Johannes“ nebſt 
den in der Tiefe ſich anſchließenden weiteren Flözen, in denen 
die Beklagte Abbau treibt, innerhalb dieſer Vierung liegt. 
In schtlicher Hinſicht ſtützt der Sachverſtändige feine Annahme, 
daß demzufolge der Abbau der Beklagten ein rechtmäßiger ſei, 
auf $ 367 II 16 ALR. Letztere, vom Berufungsrichter aus⸗ 
drücklich gebilligte Rechtsauffaſſung bekämpft die Reviſion. Sie 
ſucht auszuführen, daß § 367 nicht, wie der Berufungsrichter 
und der Sachverſtändige annehmen, eine juriſtiſche Fiktion 
(praesumtio juris et de jure), ſondern nur eine durch Gegen: 
beineiß entkräftbare Beweisregel (Rechtsvermutung) enthalte. 
dit ergebe ſich ſowohl aus dem Wortlaut der Geſetzes⸗ 
beffimmung, die von einem Wieder gefundenwerden des vers 
beudten Ganges rede, wie nach allgemeinen logiſchen Aus⸗ 
ätzen aus dem die 88 359 ff. a. a. O. umfaſſenden 
Nurzmale „Beweis des Alters im Felde“ und daraus, daß 
weiſellos nicht bloß die dem 8 367 vorausgehenden 88 359 
m 366, ſondern auch die ihm nachfolgenden 88 368 bis 375 
ihm Inhalt nach Beweisregeln ſeien. Werde aber durch 
9 367 lediglich eine Vermutung aufgeſtellt, fo ſei die Vorſchrift 
in borliegenden Falle unanwendbar. Denn es ſtehe feſt, daß 
dus Fieg „Johannes“ und die weiter unter ihm liegenden 
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Flöze, in denen die Beklagte den ſtreitigen Bergbau betreibe, 
keine Fortſetzung des Fundflözes „Roſalie“, ſondern ſelbſtändige 
Lagerſtätten desſelben Minerals ſeien. Den Ausführungen der 
Reviſion konnte nicht beigetreten werden. Zunächſt war auf 
das Marginale kein entſcheidendes Gewicht zu legen, da es, 
außerhalb des Geſetzestextes ſtehend, nur die Bedeutung eines 
Stichwortes hat, alſo nicht ausſchließt, daß unter den von ihm 
zuſammengefaßten Vorſchriften ſich auch ſolche befinden, die 
nicht völlig den Charakter der übrigen haben, ſondern mit 
ihnen in einem mehr äußerlichen Zuſammenhange ſtehen. Was 
ſodann den bei der Auslegung in erſter Linie zu berückſichtigenden 
Wortlaut der Geſetzesvorſchrift anbelangt, fo ſpricht § 367 
davon, daß der wiedergefundene Gang für den vorher ver⸗ 
druckten „gehalten“ werden ſolle. Nun muß allerdings der 
Reviſion darin Recht gegeben werden, daß bei dem der 
Anwendung feſter Kunſtausdrücke abgeneigten und häufig 
ſchwankenden Sprachgebrauch des ALR. der ſprachliche Sinn 
der einzelnen Worte nur mit Vorſicht als Auslegungs material 
zu verwerten iſt. Immerhin aber ergibt eine Vergleichung der 
vom ALR. zur Bezeichnung des Gegenſatzes von Fiktion und 
Rechtsvermutung gebrauchten Redewendungen ſoviel, daß das 
Geſetzbuch da, wo es nur eine Vermutung feſtſetzen will, dieſe 
regelmäßig als ſolche bezeichnet, fo z. B. Tl. J Tit. 5 § 256; 
Tit. 6 8 24; Tit. 7 88 18, 107, 179; Tit. 8 88 22 bis 24; 
Tit. 9 8 568; Tit. 11 88 801, 837, 842, 1041, 1043; 
Tit. 15 8 41; Tit. 16 88 133, 139, 142, 143; Tit. 19 
8 14; A. 11 Tit. 1 88 359, 447; Tit. 2 88 1, 246, 
während zur Bezeichnung von Fiktionen andere Ausdrücke 
dienen, jo z. B. Tl. 1 Tit. 1 8 39; Tit. 5 58 207, 255, 258; 
Tit. 11 88 843, 1047; Tit. 16 8 147; Tl. II Tit. 2 88 23, 
247. Darnach iſt auch der ſchon ſeiner Wortbedeutung nach 
über die Kennzeichnung einer bloßen Vermutung hinausgehende 
Ausdruck in § 367 a. a. O. im Sinne einer Fiktion zu vers 
ſtehen. Unterſtützt wird dieſes Ergebnis der Auslegung des 
Geſetzeswortes durch die weitere Erwägung, daß es in hohem 
Maße unzweckmäßig wäke, wenn der Grundſatz des Nachweiſes 
der ſogenannten geognoſtiſchen Identität, der unzweifelhaft der 
Vorſchrift des vorausgehenden § 365 zugrunde liegt, auch auf 
den völlig anders gearteten Fall des 8 367 ausgedehnt würde. 

Dies läßt ſich als Wille des Geſetzgebers um ſo weniger an⸗ 
nehmen, als auch den für die landrechtliche Kodifikation des 
Bergrechts vorbildlich geweſenen partikulären Bergordnungen, 

insbeſondere der Cleve⸗Märkiſchen Bergordnung vom 29. April 
1766 eine ſolche Ausdehnung des erwähnten Grundſatzes nicht 

bekannt geweſen iſt. Auf demſelben Standpunkt ſtehen nicht 

bloß die von dem Sachverſtändigen W. in ſeinem Gutachten 

ſowie von dem Berufungsrichter zitierten neueren bergrechtlichen 

Schriftſteller, ſondern auch die ältere Literatur des Bergrechts 

— vgl. Ferdinand Schulz, Handbuch des Preußiſchen Berg⸗ 

rechts, 1820, S. 55; Karſten, Grundriß der deutſchen Berg⸗ 

rechtslehre, 1828, S. 355, 356 —. Es war daher der 

Rechtsauffaſſung des Verufungsrichters, die, wie das vor⸗ 

liegende Urteil und ein früheres Urteil desſelben Gerichtshofs 

vom 11. Juli 1896 — Braſſerts Zeitſchrift für Bergrecht 

38, 81 — ergeben, auf einer feſten Praxis im Oberlandes⸗ 

gerichtsbezirk beruht, beizupflichten. U. c. B. M., U. v. 

25. Nov. 08, 501/07 V. — Hamm. 
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Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

24. 8 148 ABergG. ſchützt nicht nur privatrechtliche 
ſondern auch öffentlich⸗rechtliche Eigentums⸗ und Nutzungsrechte. 

Auf einer zwiſchen Witten und Ruhrort gelegenen Strecke 
der an dieſer Stelle unſtreitig von Natur ſchiffbaren Ruhr ſind 
in den letzten Jahren die vom Kläger im Fluß angelegten 
Buhnen wie auch der teils innerhalb teils außerhalb des Fluß⸗ 


bettes befindliche, aus einem Steindamm beſtehende und eben⸗ 


falls vom Kläger errichtete Leinpfad geſunken. Auf Grund der 
Behauptung, daß dieſes Sinken ſeine alleinige oder mitwirkende 
Urſache in dem von der Beklagten an der fraglichen Stelle 
betriebenen Bergbau habe, hat der Kläger gemäß S 148 
ABergG. auf Schadenserſatz in Höhe von 16 700 & mit dem 
Antrage geklagt, die Beklagte zur Zahlung dieſer Summe nebſt 
Zinſen zu verurteilen. Die Beklagte hat Abweiſung der Klage 
beantragt, indem ſie u. a. beſtreitet, daß Kläger an den Buhnen 
und dem Leinpfad Privateigentum oder ein ſonſtiges, durch 
8 148 A Berg. geſchütztes Privatrecht habe. Beklagte iſt in 
allen drei Inſtanzen verurteilt. Die Anwendbarkeit des S 148 
A Berg. leitet der Berufungsrichter hinſichtlich der im Fluſſe 
ſelbſt angebrachten Buhnen daraus her, daß die Ruhr als ein 
auf der fraglichen Strecke von Natur ſchiffbarer Strom nach 
8 21 ALR. II. 14 im „gemeinen“ Eigentum des Staates 
ſtehe, letzteres dem Staate keine privatrechtlichen Befugniſſe 
gewähre und daher das Flußbett kein „fremdes“ Grundſtück 
im Sinne des 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. darſtelle. Dem⸗ 
zufolge ſeien die im Flußbett liegenden Werke als Beſtandteile 
des Grundeigentums den für dieſes geltenden Vorſchriften des 
zitierten 8 148 mitunterworfen. Anlangend den außerhalb des 
Flußbettes befindlichen, aus einem Steindamme beſtehenden 
Leinpfad, ſo ſei fiskaliſches Eigentum daran zwar nicht er⸗ 
wieſen. Dem Kläger ſtehe aber nach SS 38, 79 ALR. II 15 
und nach dem Strombauverwaltungsgeſetz. vom 20. Auguſt 1883 
das Recht zu, den Grund und Boden des Flußbetts und der 
Ufer inſoweit zu nutzen, als er darauf die zur Sicherheit und 
Bequemlichkeit der Schiffahrt nötigen Anſtalten und die zur 
Regulierung des Stromes dienenden Deckwerke und Buhnen zu 
errichten habe. Kraft dieſes Nutzungsrechts ſeien von ihm der 
Leinpfad und die Buhnen hergeſtellt. Ob das Nutzungsrecht 
öffentlich⸗rechtlicher oder privatrechtlicher Natur ſei, könne dahin⸗ 
geſtellt bleiben, da es jedenfalls den Rechtsſchutz des § 148 
ABergG. genieße und der aus feiner Verletzung hervorgehende 
Schadenserſatzanſpruch im ordentlichen Rechtswege geltend zu 
machen ſei. Die Reviſion bekämpft dieſe Ausführungen, indem 
ſie in Wiederholung der von der Beklagten in den Vorinſtanzen 
vertretenen Auffaſſung den § 148 a. a. O. nur auf den Fall 
der Beſchädigung privaten Eigentums oder privater 
Nutzungsrechte für anwendbar erachtet und das Beſtehen eines 
ſolchen Privatrechts an den in Frage kommenden Einrichtungen 
(Buhnen und Leinpfad) leugnet. Indeſſen war der Annahme 
des Berufungsrichters jedenfalls inſoweit unbedenklich beizu⸗ 
pflichten, als es ſich um die im Fluſſe befindlichen Buhnen 
handelt. Denn dieſe ſind Beſtandteile des Flußbettes und 
wenngleich es richtig iſt, daß das Eigentum des Staates an 
den ſchiffbaren Strömen nur den Charakter eines „gemeinen“ 
Eigentums hat, fo ſpricht doch andererſeits 8 148 A Berg. 
ſchlechthin vom „Grundeigentum“. Auch innere Gründe, 
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letzteren Ausdruck lediglich auf das rein privatrechtliche Eigentum 
zu beziehen, liegen nicht vor. Im Gegenteil iſt nicht erfindlich, 
welche Veranlaſſung der Geſetzgeber gehabt haben ſollte, einen 
verſtärkten Rechtsſchutz, den er privaten Intereſſen unzweifel⸗ 
haft hat gewähren wollen, in Fällen eines ſich auf öffentlich⸗ 
rechtliche Verhältniſſe gründenden Vermögensintereſſes zu ver⸗ 
ſagen und hier den Staat mit ſeinen Entſchädigungsanſprüchen 
auf das allgemeine bürgerliche Recht zu verweiſen. Ob man 
mit dem Berufungsrichter denſelben Geſichtspunkt auch gegen⸗ 
über dem Leinpfad zur Geltung bringen darf, indem man 
letzteren ebenfalls als Gegenſtand eines ſtaatlichen Nutzungs⸗ 
rechts auffaßt, erſcheint zweifelhaft, da der Leinpfad ſeiner 
Zweckbeſtimmung nach lediglich der Benutzung durch die Schiff⸗ 
fahrtsintereſſenten dient und der Staat bei ihm nur inſofern 
beteiligt iſt, als er unter Umſtänden Abgaben für dieſe Be⸗ 
nutzung erhebt und ihm neben ſeinem ſtrompolizeilichen Aufſichts⸗ 
recht die Anlegung und Unterhaltung von Leinpfaden nach 
Maßgabe des hervortretenden Bedürfniſſes obliegt. Selbſt 
wenn jedoch jener Ausgangspunkt des Berufungsrichters als 
unrichtig zu verwerfen wäre, muß die Entſcheidung ſelbſt als 
zutreffend angeſehen werden. Denn auch ſchon beim Beſtehen 
der erwähnten, für den vorliegenden Fall nicht beſtrittenen 
Unterhaltungspflicht iſt, wie keiner weiteren Ausführung bedarf, 
der Staat in ſeinen Vermögensintereſſen geſchädigt, wenn er 
Ausbeſſerungen an den dem Leinpfadsrecht unterliegenden 
Grundſtücken vornehmen muß, und andererſeits verlangt 8 148 
ABergG. für den von ihm zugebilligten Schadenserſatzanſpruch 
nichts weiter als eine Grundſtücksentſchädigung; wer den Erſatz⸗ 
anſpruch geltend zu machen hat, wird nicht geſagt und beſtimmt ſich 
daher nach anderweiten Rechtsgrundſätzen. Für die Frage, ob 
überhaupt ein Schadenserſatzfall des § 148 vorliegt, iſt dieſe 
weitere Frage der Aktivlegitimation ohne Bedeutung. G. Ch. 
c. Pr. L.⸗F., U. v. 12. Dez. 08, 72/08 V. — Hamm. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

25. § 13 Fluchtl6. „Im Zuſammenhange ſtehender 
Grundbeſitz.“ Recht des Eigentümers, die Übernahme des 
ganzen Grundſtücks zu verlangen.] 

Iſt der Berufungsentſcheidung bezüglich der Parzelle 1080/11 
jedenfalls im Ergebniſſe beizupflichten, ſo kann nicht dasſelbe 
in betreff der Parzelle 1079/11 gelten. Der Berufungsrichter 
iſt der Anſicht, daß auch hinſichtlich dieſer die Entſchädigungs⸗ 
und Enteignungspflicht der Gemeinde bereits fällig geworden 
ſei, weil beide Parzellen zuſammenhingen, nach § 13 Abſ. 4 
FluchtlG. aber unter Grundſtücke jeder im Zuſammenhange 
ſtehende Grundbeſitz des nämlichen Eigentümers begriffen ſei 
und daher im Sinne des § 13 Abſ. 1 Nr. 3 auch die Par⸗ 
zelle 1079/11 an der Schumannſtraße liege. Dieſe Beweis⸗ 
führung erſcheint nicht zutreffend. Zunächſt kann der Abſ. 4 
des § 13 nicht ſo, wie der Berufungsrichter es getan hat, für 
ſich allein verwendet werden; denn er betrifft verſchiedene Fälle. 
Die Abſ. 3 und 4 des 5 13 enthalten eine Anwendung der 
Vorſchriften des 8 9 EnteignG. auf die Fälle des 8 13 (ſiehe 
den Komm B. des Abg.⸗H. zum Fluchtl G. unter II a. E.). Der 
8 9 EnteignG. betrifft die Teilenteignung und beſagt, daß 
unter gewiſſer Vorausſetzung die Übernahme auch ſolcher Grund⸗ 
ſtücksteile gefordert werden kann, die an ſich von dem Ent⸗ 
eignungsunternehmen nicht betroffen ſind. Er gewährt alſo 
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das Recht, eine Erſtreckung der Enteignung zu verlangen. Die 
Abs. 3 und 4 des § 13 müſſen demgegenüber ſinngemäß ans 
gewendet werden; ſie haben nicht nur die Fälle der Erſtreckung 
der Enteignung auf nicht von dieſer ergriffene Grundſtücksteile, 
ſondern auch ſolche Fälle zum Gegenſtande, in denen es ſich 
lediglich um den Zeitpunkt der Enteignung handelt. Ein 
ſolcher Fall iſt der gegenwärtig vorliegende. Auch die 
Parzelle 1079/11 iſt der Enteignung nämlich unmittelbar 
nach dem Enteignungsunternehmen ſelbſt unterworfen; denn ſie 
wird von der neu anzulegenden Querſtraße vollſtändig mit in 
Anſpruch genommen. Die Annahme, daß die Enteignungs⸗ 
pflicht der Gemeinde auch bezüglich der Parzelle 1079/11 bereits 
fällig geworden ſei, ließe ſich hiernach nur unter Heranziehung 
des Abs. 3 des § 13 begründen, der in feinen hier allein in 
Betracht kommenden Teilen ſo lautet: „In allen obgedachten 
Fällen Tann der Eigentümer die Ubernahme des ganzen Grund» 
ſtücks verlangen, wenn dasſelbe durch die Fluchtlinie ganz in 
Anſpruch genommen wird.“ Die Parzellen 1079/11 und 
1080/11 werden beide durch die Fluchtlinie ganz in Anſpruch 
genommen; beide bilden, weil ſie im örtlichen Zuſammenhange 
chen, nach Abſ. 4 zuſammen ein Grundſtück; da bezüglich der 
Parzelle 1080/11 die Enteignungspflicht der Gemeinde fällig 
geworden iſt, ſo muß die Fälligkeit ſich auf das ganze 
Grundſtück d. h. alſo auf die Parzelle 1079/11 mit erſtrecken. 
Nur fo würde die Berufungsentſcheidung ſich rechtfertigen laſſen, 
nicht aber mit dem nach den örtlichen Verhältniſſen tatſächlich 
nicht möglichen Gedanken, daß die am Bonnertalweg belegene 
Parzelle 1079/11 an der Schumannſtraße liege. Das ſo ge⸗ 
wonnene Ergebnis erſcheint indeſſen aus anderen Gründen nicht 
als annehmbar. Bekanntlich haben Gedanke und Wille des 
Örfehgebers im 8 13 FluchtlG. nach verſchiedenen Richtungen 
hin einen wenig zureichenden Ausdruck gefunden; es muß, um 
den erkennbaren Willen des Geſetzgebers zur Geltung zu bringen, 
der Wortlaut des Geſetzes ausdehnend und einſchränkend aus⸗ 
gelegt werden; Sinn und Zweck des Geſetzes haben hierbei 
maßgebend zu fein. Es kann nun, wenn dies berückſichtigt 
rind, nicht als vom Geſetz gewollt angeſehen werden, daß unter 
ſolchen Umſtänden, wie fie hier obwalten, die Enteignungs⸗ 
bpfücht der Gemeinde bezüglich der Parzelle 1079/11 deshalb 
fällig werden könnte, weil die Fälligkeit hinſichtlich der an jene 
anſtoßenden Parzelle 1080/11 gegeben iſt. Der Beſtimmung 
des 5 13 Abſ. 1 Nr. 3 FluchtlG. liegt, wenn von der oben er: 
wähnten beſonderen, alle Fälle nicht deckenden Geſtaltung des 
Griehes abgeſehen wird, der Gedanke zugrunde, daß es nicht 
billig ſei, den Eigentümer auf die Enteignung warten zu laſſen, 
bis es der Gemeinde gefalle, dieſe zu beantragen, wenn er 
nuch die Fluchtlinienfeſtſetzung des ſchon gegenwärtig ohne 
nuchliche Hinderniſſe ausübbaren Rechts der Bebauung des 
Grundſtücks beraubt wird. Im gegenwärtigen Falle handelt 
es ſich nun um zwei an verſchiedenen parallel laufenden 
Degen belegene Grundſtücke, die rückwärts aneinander ſtoßen; 
die Parzelle 1079/11 iſt an dem Bonnertalweg, die Par⸗ 
gelle 1080/11 an der Schumannſtraße belegen. Daß ver 
nünſtigerweiſe daran gedacht werden könnte, die Parzelle 1079/11 
ne Schumannſtraße aus zu bebauen, iſt nie behauptet 
2 en. Jede iſt vielmehr, ſofern bzw. ſobald die betreffenden 
polizeilichen Beſtimmungen ($ 12 FluchtlG.) es geftatten, 
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von der Straße aus, an der ſie belegen iſt, ſelbſtändig 
d. h. unabhängig von der Bebauung der anderen, zu bebauen. 
Es ergibt dies ohne weiteres die Ortlichkeit und die natürliche 
Lage der Dinge. Für jedes der beiden Grundſtücke muß des⸗ 
halb auch ſelbſtändig der Zeitpunkt der Fälligkeit der Ent⸗ 
eignungspflicht beſtimmt werden. Dem Sinn und Zweck des 
Geſetzes iſt es gemäß, wenn die Klägerin, da ſie jetzt an der 
Schumannſtraße ungehindert hätte bauen können, den Anſpruch 
erhebt, bereits jetzt für dieſes Grundſtück entſchädigt zu werden. 
Dagegen würde es dem Gedanken des Geſetzes geradewegs 
zuwiderlaufen, wenn die Entſchädigung und Abnahme der 
Parzelle 1079/11, ſofern fie nach den für den Bonnertal weg 
beſtehenden Verhältniſſen gegenwärtig noch nicht bebaubar fein 
ſollte, trotzdem ſchon jetzt beanſprucht werden könnte und zwar 
allein deshalb, weil ſie rückwärts an die Parzelle 1080/11 
ſtößt und dieſe ohne die neue Querſtraße bereits gegenwärtig 
an der Schumannſtraße bebaubar wäre. Die Abſ. 3 und 4 
FluchtlG. find inſoweit einſchränkend auszulegen bzw. anzuwenden. 
Die Klägerin muß bezüglich der Parzelle 1079/11 mit ihrem 
Enteignungsverlangen, wenn die Vorausſetzungen des § 13 
Abſ. 1 Nr. 3 für fie vom Bonnertalweg aus nicht ſchon 
jetzt vorliegen, ebenſo lange warten, bis ſie vorhanden ſind. 
Sobald dies der Fall iſt, kann ſie den betreffenden Anſpruch 
erheben; denn die Beſtimmung des § 13 Abſ. 1 Nr. 3 iſt über 
ihren Wortlaut hinaus dahin auszulegen, daß ſie nicht nur 
dann zur Anwendung zu bringen iſt, wenn die Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung ein Grundſtück trifft, das an einer bereits fertig⸗ 
geſtellten Straße belegen iſt, ſondern daß ſie auch in dem Falle 
Platz greift, wenn erſt nach der Fluchtlinienfeſtſetzung das von 
ihr betroffene Grundſtück bebaubar wird. B. Terraingeſellſch. 
c. Stadtgem. B., U. v. 4. Dez. 03, 389/08 VII. — Cöln. 

26. Preußiſches Straßenanliegerrecht.] 

Das von den Geſetzen nicht ausdrücklich gegebene, ſondern 
von der Rechtſprechung des RG. erſt entwickelte Preußiſche, der 
Dienſtbarkeit ähnliche Straßenanliegerrecht iſt keiner unbegrenzten 
Ausdehnung fähig, ſondern darf nur unter den ſeinem Weſen 
entſprechenden, von den Gerichtshöfen geſetzten Bedingungen 
zugeſprochen werden. Wie man auch die Entſtehung und das 
Weſen dieſes Rechtes auffaſſen mag, in jedem Fall gehört zu 
ſeiner Begründung eine der Außenwelt deutlich erkennbare 
Willenskundgebung der Stadtgemeinde, daß ſie die betreffende 
Straße endgültig für den öffentlichen Verkehr beſtimmt habe. 
Es iſt aber im weſentlichen eine der freien Beweiswürdigung 
der Gerichte überlaſſene Tatfrage, ob eine ſolche Kundgebung 
in erkennbarer Weiſe vorlag, ob die betreffende Straße von der 
Stadt als endgültig fertige und zum Anbau beſtimmte angeſehen 
und behandelt wurde, mit der von ihr und den Anbauenden 
angenommenen und gewollten Folge, daß den letzteren die in 
Rede ſtehende Dienſtbarkeit erwachſen ſolle. Dieſe Frage hat 
das OLG. unter ausführlicher Begründung verneint, es hat 
dabei auch die etwa für Bejahung der Frage ſprechenden Um⸗ 
ſtände keineswegs, wie die Reviſion meint, unberückſichtigt ge⸗ 
laſſen, iſt aber doch zu der Schlußmeinung gelangt, daß die 
Frage nach gewollter Begründung einer fertigen und endgültigen 
Verkehrsſtraße und eines dienſtbarkeitsähnlichen Rechtsberhält⸗ 
niſſes zugunſten der Anbauenden aus überwiegenden Gründen 
zu verneinen fer. Dieſe Feſiſtellung iſt nach SS 286, 561 3BD, 
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für das RG. bindend, weil Rechtsverſtöße in ihr nicht zu finden 
find. St. c. D. & K., U. v. 16. Dez. 08, 84/08 V. — 
Hamm. 


Literaturbeſprechungen. 


Das Reichs grund buchrecht unter Berückſichtigung der 
Ausführungsbeſtimmung ſämtlicher Bundesſtaaten insbeſondere 
derjenigen Preußens, für Theorie und Praxis bearbeitet von 
Dr. Hermann Oberneck, Juſtizrat, Rechtsanwalt am 
Kammergericht und Notar. Vierte, neubearbeitete Auflage. 
1. Band 965 S., 2. Band 914 S. gr. 8%. Berlin. Carl 
Heymann, 1909. 

In zwei ſtattlichen Bänden legt Oberneck die neue Auflage 
ſeines, wie der buchhändleriſche Erfolg und die häufige Bezugnahme 
in Rechtſprechung und Rechtslehre erweiſt, ebenſo geſchätzten wie 
beliebten Werkes vor. Die Erſcheinungen der letzten Jahre bis 
gegen Ende November 1908 find nachgetragen und berückſichtigt. 
Auch ſonſt ſieht man überall das Streben des Verfaſſers nach 
praktiſcher Vervollkommnung feines Werkes, jo werden namentlich 
die einer Anzahl von Muſtern beigefügten Koſten⸗ und Stempel⸗ 
anſätze manchem Neuling auf dieſem ſpröden Gebiete wertvolle 
Hilfen leiſten. 


Handbuch des Zivilrechts mit Einſchluß des 
Handels- und Wechſelrechts. Von Dr. Alfred Korn, 
Juſtizrat, Rechtsanwalt am Kammergericht. 734 S. gr. 8°. 
Berlin. Vahlen, 1908. 

Außerlich und innerlich ein Hue de Grais des Zivilrechts. 
Mehr kann ich zur lobenden Empfehlung dieſes ansprechenden 
Werkes nicht ſagen. Für den Lernenden ein gutes und, wie 
ich vielfach geprüft, zuverläſſiges Lernbuch, für den Praktiker 
eine angenehme Bereicherung des Arbeitstiſches für ſchnelle 
Information. 

Das Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 (mit Aus⸗ 
ſchluß des Seerechts) auf der. Grundlage des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erläutert von Dr. A. Düringer, Reichs⸗ 


gerichtsrat in Leipzig, Dr. M. Hachenburg, Rechtsanwalt 


in Mannheim, unter Mitwirkung von K. Geiler, Rechts⸗ 
anwalt und Dozent an der Handelshochſchule in Mannheim, 
Dr. V. Hoeniger, Landgerichtsrat in Karlsruhe. 2. Auf⸗ 
lage. Erſter Band: Handelsſtand nebſt einem Anhang, 
enthaltend Erläuterung der auf die Handelsregiſterführung 
bezüglichen Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Bensheimer, 
Mannheim, 1908. 

Dem eigentlichen Kommentar iſt eine allgemeine Einleitung 
voraufgeſchickt, in der die Geſchichte des HGB., die Quellen des 
jetzigen Handelsrechts, das Anwendungsgebiet des Handelsrechts, 
die Stellung des Weibes im Handelsrecht, die Stellung der 
Minderjährigen im Handelsrecht, die Stoffanordnung des 
jetzigen Handelsgeſetzbuchs behandelt ſind. Der Umfang dieſer 
Einleitung iſt gegen die erſte Auflage um etwa 70 Seiten 
gewachſen, die handelsrechtliche Stellung des Weibes iſt faſt 
monographiſch auf 50 Seiten dargeſtellt, wie denn der ganze 
Band faſt auf die doppelte Seitenzahl gekommen iſt. Der 


M 3. 1909. 
Kommentar zeigt in erhöhtem Maße die Vorzüge der erſten 
Auflage und wird ſich in dem neuen, eleganten Gewande 
weitere Freunde erwerben. 


Verhandlungen des neunundzwanzigſten Deutſchen 
Juriſtentages zu Karlsruhe. Herausgegeben von dem 
Schriftführer⸗Amt der ſtändigen Deputation. Berlin, Kom: 
miſſionsverlag von Guttentag. Berlin 1906— 1908. 

Es iſt erſtaunlich, welche Fülle von Material dieſe fünf 
Bände enthalten. Iſt doch die ganze ebenſo reichhaltige wie 
aktuelle Tagesordnung in den Bänden durch beſonders berufene 
Gutachter behandelt. Nicht nur für die Geſetzgebung, ſondern 
auch für die Praxis laſſen ſich dieſe Gutachten häufig verwerten. 
Der fünfte Band, der ſoeben zur Ausgabe gelangt, enthält die 
ſtenographiſchen Berichte der Karlsruher Tagung und das 
Mitgliederverzeichnis. Dieſes weiſt große Lücken auf. Es 
fehlen viele Namen, deren Träger es als Ehrenpflicht fühlen 
müßten, dem Deutſchen Juriſtentag anzugehören, der ſich an⸗ 
ſchickt, im nächſten Jahre (1910) ſein fünfzigjähriges Jubiläum 
zu feiern. Die Anmeldung erfolgt bei der Geſchäftsſtelle 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung G. m. b. H., W. 35 Berlin, 
unter Einſendung des Jahresbeitrags von 6 M. N. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In Anwendung der bisher ſchon entwickelten Grundſätze 
wird in Entſch. Nr. 1 der Stadtbaumeiſter einer unter der 
preußiſchen Städteordnung ſtehenden Stadtgemeinde als ver⸗ 
faſſungsmäßiger Vertreter im Sinne des 8 31 BGB. erachtet. 

Für die Anwendung des 8 325 kommt es nach Entſch. 
Nr. 4 darauf an, ob der andere Teil kein Intereſſe daran hat, 
daß der Vertrag erfüllt wird, ſoweit ſeine Erfüllung möglich 
geblieben iſt. Die entſprechende Anwendung für den Verzugs⸗ 
fall (8 326) führt dahin, daß der nicht ſäumige Teil nachweiſen 
muß, daß die Erfüllung des Vertrages, ſoweit ſie bewirkt 
worden iſt, beim Ausbleiben der Reſterfüllung für ihn kein 
Intereſſe hat. 

Nach Entſch. Nr. 5 iſt nicht ſchon dann ein beſonderer 
Gebrauch der Kaufſache nach dem Vertrage vorausgeſetzt, wenn 
der Käufer ohne Erklärung unter der Vorausſetzung gekauft 
hat, daß die gekaufte Sache eine beſtimmte wertſteigernde Eigen⸗ 
ſchaft habe, die ſie nicht befitzt, oder wenn der Käufer der 
Kaufſache eine beſondere Eigenſchaft zugeſchrieben und der Ver⸗ 
käufer dies gewußt hat. Die dem Verkäufer erkennbare Zweck⸗ 
beſtimmung der Kaufſache genügt nicht zur Annahme eine 
nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauchs. Es muß viel⸗ 
mehr eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Willenseinigung 
beider Teile vorhanden fein, daß die Kaufſache zu einem be 
ſtimmten Zweck geeignet ſein müſſe. Die Zweckbeſtimmung muß 
zum Vertragsinhalt geworden ſein, wenn der beſondere Ge⸗ 
brauch als vom Vertrage vorausgeſetzt angenommen werden ſoll. 

Daß die Beglaubigung des Urteils zwecks Zuſtellung nur von 
dem die Beglaubigung betreibenden Anwalt erfolgen kann, führt 
Entſch. Nr. 6 an der Hand älterer Rechtſprechung aus. 


Fälle unabwendbaren Zufalles behandeln die Entſcheidungen 
Nr. 7 und 8. N. 


Für die Redaktion nn Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin . 35, Potsdamer 118. 
Druck: W. Noeſer Buchdruckerei in Berlin 8 x en 
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die Mitglieder des Deutſchen Auwaltvertins 


bitten wir, Neklamationen wegen nicht erhaltener 
Nummern der Juriſtiſchen Wochenſchrift jetzt 
nur noch an das zuſtändige Poſtamt des 
Wohnortes zu richten, nicht an den Verlag. 


W. Moeſer Buchhandlung. 


Hundaktenzurückbehaltungsrecht gemäß § 32 RAD. 
im Konkurſe des Auftraggebers. 


Von Juſtizrat Dr. Niſſen, Hirſchberg i. Schl. 


J. Unter die Zurückbehaltungsrechte, welche nach 8 49 KD. 
den Berechtigten auch im Konkurſe des Schuldners die Be⸗ 
frehigung mittels des zu retinierenden Gegenſtandes ermög⸗ 
lichen, gehört das Zurückbehaltungsrecht, das der 8 32 NAD. 
dem Anwalt an den Handakten 1) bis zur Bezahlung feiner 
Gebühren und Auslagen einräumt, nicht; woraus folgt, daß, 
da 849 keine anderen als die in ihm anerkannten Zurück⸗ 
bchalungzrechte im Konkurſe gelten laſſen will (abgeſehen von 
den Vorbehalte des 8 17 EG.), jenes Zurückbehaltungsrecht 
gegenüber der Konkurzmaſſe des Auftraggebers außer Kraft 
bit). Für das hiernach durch die Retentionseinrede nicht 
heſchrüntte Verlangen, das der Konkursverwalter nach Heraus: 
gabe der HA. an den Anwalt ſtellt, kommt es aber vor allem 
on, ob und inwieweit es an und für ſich berechtigt 


2 Die Meinung, welche das Recht des Konkursverwalters 

Mm den Anwalt des Gemeinſchuldners auf Herausgabe der HA. 
bereit, ftügt fih darauf, daß dieſe Akten für den Regelfall 
durch Zwangsvollſtreckung realiſierbaren Vermögenswert 


—— 


) Dieſes Wort wird von nun an abgekürzt in „HA.“. 

5 = Friedländer, Komm. z. RAO. Anm. 26 zu 8 82, auch 
= dinweis auf 8 12 KD.; ferner Jaeger in Hirths Ann. 03, 150; 
63 20, 138; Wolf, Abſonderungsrecht im Konkurſe, erklärt das 
ace, nc an den HA. auf Grund des § 3 KO. für auf 


darſtellten, daher gemäß 8 1 Abſ. 1 KO. zur Konkursmaſſe 
nicht gehörten, ſowie ferner auf Arg. e contr. aus 8 1 
Abſ. 3 cit., der, indem er die Maſſezugehörigkeit der Geſchäfts⸗ 
bücher des Schuldners, welche der gewöhnlichen Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach 8 811 Nr. 11 ZPO. entzogen ſeien, beſonders 
ausſpreche, es erſichtlich dabei beließe, daß andere nicht pfänd⸗ 
bare Akten dem Konkurſe nicht anheimfielen ?). Die gegenteilige 
Meinung verwirft jenes Arg. e contr., denn die Beſtimmung 
des 8 1 Abf. 3 erkläre ſich lediglich daraus, daß die Geſchäfts⸗ 
bücher in 8 811 cit. für unpfändbar erklärt ſeien, was bezüglich 
der HA. nicht der Fall ſei“), und was ferner die Verwert⸗ 
barkeit anlange, ſo werde für die Zugehörigkeit zur Konkurs⸗ 
maſſe keine ſelbſtändige Verwertbarkeit vorausgeſetzt, ſondern 
genüge, daß die HA. in Verbindung mit anderen Gegenſtänden 
der Maſſe, beiſpielsweiſe in Verbindung mit der Forderung, 
auf die fie Bezug haben, einen Verkaufswert beſäßen 5). 

Die bezüglich der Maſſezugehörigkeit nicht von der Hand 
zu weiſende Gleichſtellung der HA. mit den Geſchäftsbüchern 
des Gemeinſchuldners, über deren ebenfalls unſelbſtändige Ver⸗ 
wertbarkeit 8 117 KO. befindet, könnte meines Erachtens aber 
nur bezogen werden auf HA., die ſich, gleich jenen Geſchäfts⸗ 
büchern, im Beſitze des Gemeinſchuldners befinden. Hier handelt 
es ſich aber um HA. im Beſitze des Anwalts, mit andern 
Worten, um die Maſſezugehörigkeit des Anſpruchs, den der 
Gemeinſchuldner auf Herausgabe der HA. an den Anwalt 
beſitzt, nicht zunächſt um den Anſpruchsgegenſtand ſelbſt. Stünde 
für den Anſpruch nur ſchlechthin die Begründung aus Eigen⸗ 
tum des Auftraggebers an den HA. zur Verfügung, ſo würde 
in fraglicher Beziehung nicht unterſchieden werden dürfen zwiſchen 
HA. im Beſitze des Anwalts und ſolchen im Beſitze des Auf⸗ 
traggebers. Es ſoll aber dargelegt werden, einmal daß der 
Anſpruch nicht im ganzen Umfange der HA. vindikatoriſch iſt 
(Nr. 3, 4 unten), ſodann ſoweit er das nicht iſt, welche Natur 
er denn beſitzt (Nr. 5, 6, 7 unten), inwieweit ferner dieſe 
letztere Natur ihr Gepräge den vindikatoriſchen Beſtandteilen 
des Anſpruchs beſtimmend verleiht (Nr. 8), und ſchließlich, daß 
wir ſo dazu gelangen, zu einem erheblichen Teile der HA. den 

) Meyer in Seuff Bl. 68, 6. 

9) Friedländer, Anm. 26 zu § 32. 

5) Auch Jaeger cit. 
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Anſpruch als außerhalb des Konkurſes ſtehend zu erklären. Im 
Anſchluß hieran wird die Frage aufgeworfen werden, auf welcher 
rechtlichen Grundlage der als Teil der Konkursmaſſe nicht 
exiſtierende Anſpruch gegen den Anwalt auf Aktenherausgabe 
erhoben werden würde, ſollte er dennoch für die Zwecke des 
Konkurſes vom Verwalter erhoben werden können (Nr. 9). Das 
Ergebnis wird ſein, daß der Anwalt auch im Konkurſe des 
Auftraggebers den größeren Teil der HA. nicht ohne Bezahlung 
ſeiner Gebühren und Auslagen, ſei es an den Auſtraggeber, 
ſei es an deſſen Konkursverwalter, herauszugeben verpflichtet iſt. 

3. Als Eigentümer der einzelnen Teile der HA. können in 
Betracht kommen der Auftraggeber, der Anwalt ſowie der 
Dritte, der dem Anwalt Schriftſtücke von ſich zur Benutzung 
für den Auftraggeber überließ;*) der Auftraggeber wie der 
Anwalt ausſchließlich, beide aber auch nebeneinander, für gewiſſe 
Teile der erſtere, für andere der letztere. Denn die HA. ſind 
keine einheitliche Sache,“) fo daß ihre Teile beſonderen und 
ſelbſtändigen Rechten unzugänglich wären. Sie bilden nur eine 
wirtſchaftliche Einheit. Auch die größere ſachliche Bedeutung 
einzelner Handaktenteile vor anderen könnte nicht zu einer Er⸗ 
ſtreckung des an jenen beſtehenden Eigentums auf dieſe führen. 
Das OTr. 10, 136, das fi für ein ausſchließliches Eigentum 
der Partei entſcheidet, zieht zur Begründung hierfür an „die 
Stellung des Anwalts zu ſeiner Partei“, die Beſtimmung der 
HA. für den Zweck der Partei „als Eigentümerin des Geſchäfts“, 
im Speziellen die Eigenſchaftung der in den Akten befindlichen 
eigenen Produkte des „Geiſtes und der Mühewaltung“ des 
Mandatars als eines, gleich dem anderen Akteninhalte, „dem 
Zwecke der auftragenden Partei dienenden und für ſie gefertigten 
Werkes“, als Gegenſtände, welche „deposita in den Händen 
des Anwalts für die Partei“ darſtellen und deren ſpätere Aus⸗ 
folgung an die Partei nicht Eigentumsübertragung an dieſe, 
ſondern Rückgabe deponierten Gutes an deſſen Eigentümerin 
bedeute. 

Der hier zunächſt angelegte rein wirtſchaftliche Maßſtab 
der Zweckbeſtimmung der HA. iſt indes meines Erachtens un⸗ 
geeignet, die rechtlichen Verhältniſſe des Eigentums in Ab⸗ 
weichung von den allgemeinen Vorſchriften zu geſtalten, ſondern 
vermag ſich allenfalls nur in der Form eines entſprechenden 
obligatoriſchen Anſpruchs durchzuſetzen. Und die beſondere 
Begründung des Eigentums der Partei an den eigenen 
Tätigkeitsprodukten des Anwalts dürfte daran ſcheitern, daß 
der hierauf angewendete Begriff eines für die Partei gefertigten 
„Werkes“ mit dem Vertragsverhältniſſe zwiſchen Anwalt und 
Partei im allgemeinen nicht übereinſtimmt, das auch, ſoweit man 
es als Werkvertrag und nicht als Dienſtvertrag aufzufaſſen 
berechtigt iſt, ſein opus der Regel nach in dem ideellen Erfolge 


) Wofern nämlich Schriftſtücke des Dritten unter den HA.; 
Begriff im Sinne von 8 32 RAD. überhaupt fallen, was kaum der 
Fall fein dürfte. Ihre Beſtimmung iſt, den HA. nur vorüber: 
gehend einverleibt zu werden, während § 32 (efr. hierzu § 85 
Gebo.) zumeiſt auf die Zeit nach Erledigung der übertragenen 
Rechtsangelegenheit, auf die HA. ſozuſagen im Ruheſtande abſtellt. 
In dieſer Abhandlung ſoll jedoch die Frage, was den HA. begrifflich 
angehört, nicht entſchieden werden. 

) So Müller in JW. 03, 368 unter Bezugnahme auf 8 143 
PO. („inſoweit“). 
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und nicht in den zur Herbeiführung des letzteren zu den HA. 
gemachten Aufzeichnungen und Entwürfen beſitzt, ganz abgeſehen 
davon, daß das opus, um in Eigentum des Beſtellers über⸗ 
zugehen, erſt dieſem übergeben werden muß. 

Ebenſowenig läßt ſich das Eigentum der Partei an den 
HA. ohne weitere Unterſcheidung ihrer einzelnen Teile damit 
rechtfertigen, daß „dem weitgehenden Rechte auf Herausgabe 
der Umfang des Eigentumsrechtes des Mandanten entſpreche“ 
(Friedländer, Anm. 10 zu § 32). Denn nicht nach der Heraus⸗ 
gabepflicht bemißt ſich der Rechtsgrund, ſondern umgekehrt nach 
dieſem die Pflicht zur Herausgabe. ®) 

Umgekehrt nimmt Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht 
in der Lehre vom Vollmachtsauftrag (Bd. 2 S. 326 Anm. 121) 
das Eigentum des Anwalts an den HA. ſchlechthin, des halb 
an, weil gemäß 8 32 Abſ. 2 NAD. der Anwalt zur Ver⸗ 
nichtung der Akten befugt ſei. Gegen dieſe Begründung dürfte 
einzuwenden ſein, daß das Vernichtungsrecht durch poſitive 
Vorſchrift auch dem Nichteigentümer gegenüber dem in der 
Abholung der Sache ſäumigen Eigentümer eingeräumt werden 
kann. Wollte man aber daran feſthalten, daß dieſes Recht 
nur dem Eigentümer zustehen könne, fo genügte es, den Eigentums⸗ 
übergang auf den Anwalt in den Zeitpunkt zu verlegen, in 
welchem ihm jenes Recht erwächſt.“) 

4. Im einzelnen iſt kein Grund erſichtlich, warum das 
Auftragsſchreiben ſowie ſpätere Informationsſchreiben des 
Mandanten nicht der gewöhnlichen Regel aller Briefe folgen 
ſollten, daß ſie Eigentum des Empfängers, alſo hier des An⸗ 
walts werden. (Anders Friedländer cit. Anmerkung 10 zu 
8 32); warum die in den HA. befindlichen Entwürfe von 
Briefen an den Mandanten oder die Gegenpartei, von Ober: 
ſichten und Gutachten ſowie Urſchriften von Schriftſätzen ſchon 
vor der Aushändigung der Akten an Mandanten deſſen Eigen⸗ 
tum fein ſollten. 1) Nur bezüglich der Urſchriften wäre modifi⸗ 
zierend zu bemerken: Dieſe verändern ihre rechtliche Natur, 
ſobald ſie das Zeugnis der Zuſtellung einer beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift an die Gegenpartei enthalten, mag das ſelbe feinen Platz 


— 


e) Das Eigentum des Mandanten an den OA. nimmt auch an: 
Plenarbeſchluß des OLG. Hamm in Seuff Arch. 37, 348. Ebenſo Wolf 
Abſonderungsrecht, S. 136 f.: Mit der in § 3211 RAd. dem Anwalt auf⸗ 
erlegten Pflicht zur „Aufbewahrung“ ſei geſetzlich anerkannt, daß er 
nur Vertreter, aber nicht Eigentümer ſei. Meines Erachtens regelt 
die fr. Aufbewahrungspflicht aber doch nur die Frage, wann Mandant 
(nach Aufforderung oder ohne dieſe) mit Rücknahme der HA. in 
Verzug gerate, und welche Rechte dem Anwalt aus dieſem Verzuge 
erwachſen, will aber keineswegs die Natur des Schuldverhältniſſes 
ſelbſt zwiſchen Anwalt und Partei beſtimmen. 


) LG. Hamburg vom 28. 6. 04 in Hanfdg. Beiblatt 04, 
215 erklärt das Recht der Partei auf Auslieferung der HA. mit Ab⸗ 
lauf der Friſt des § 32 für erloſchen. 


10) In unſerem Sinne Seuffert in Anm. zum Plenarbeſchluß 
Hamm cit., ebenſo Korn in KGBl. 1897 Nr. 8,9, Meyer in 
Seuff Bl. 68, 6. Kontra: Jaeger in Hirths Ann. 03, 150, der unter 
Verweiſung auf 8$ 181, 930 BGB. auch die Zwecks Ausführung 
des Mandats vom Anwalt ſelbſt hergeſtellten Handaktenſtücke als 
Eigentum des Machtgebers anſieht. Die hierfür vorausgeſetzte 
Willensrichtung der Beteiligten dürfte indes meines Erachtens ſchwer⸗ 
lich nachweisbar ſein. 


. 
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auf der Urſchrift ſelbſt finden oder mit ihr äußerlich verbunden 
fein, mag es in der Zuſtellungsurkunde des Gerichtsvollziehers 
oder in der Empfangsbeſcheinigung des Gegners ſelbſt beſtehen. 
Auf dieſe Weiſe wird die Urſchrift zu einem Beſtandteile jenes 
Zeugniſſes, welches ſich über zweierlei verbreitet, einmal über 
den Vorgang des Zugehens einer Erklärung an den anderen 
Teil, ſodann über den Inhalt der zugegangenen Erklärung. 
Von nun an iſt die Urſchrift gleich einer Beurkundung zu be⸗ 
handeln, welche dem zuſtellenden Anwalte von einem Dritten 
gegeben wurde (Zuſtellung durch Gerichtsvollzieher) oder gleich 
einer Erklärung der Gegenpartei an den Anwalt (Empfangs⸗ 
beſcheinigung). In beiden Fällen iſt die Beziehung auf die 
vom Anwalt vertretene Partei, der unmittelbare Übergang des 
Eigentums auf dieſe jedenfalls da unverkennbar, wo jene Ur⸗ 
ſchtift eine für den Mandanten abgegebene rechtsgeſchäftliche 
Erklärung (Kündigung, Anfechtung, Vergleichsangebot) enthält. 
Ebenſo würde ich auch von anderen dem Anwalte zugehenden 
Erklärungen der Gegenpartei (nicht bloß Empfangs bekennt⸗ 
nifien, ſondern ſelbſtändigen Erklärungen) rechtsgeſchäftlicher 
oder wenigſtens gleichzeitig rechtsgeſchäftlicher Natur annehmen, 
daß ſie ihrem Zwecke gemäß unmittelbar in das Eigentum der 
vom Anwalt vertretenen Partei eintreten. 

Zweifelhafter liegt in dieſer Beziehung die Sache bei rein 
prozeſſualen Erklärungen der Gegenpartei beziehungsweiſe als 
Inhalt der zugeftellten Urſchrift, insbeſondere bei Erklärungen, 
die keine Anträge zur Sache, deren prozeſſuale Wirkſamkeit ſchon 
damit eintritt, enthalten, ſondern nur der Vorbereitung des 
Anwalts, dem fie von der Gegenſeite zugehen, auf die münd⸗ 
liche Verhandlung beſtimmt find und zunächſt von ihm, dem 
Anwalt, die eventuelle Gegenerklärung fordern, mithin an die 
reffe des Anwalts für deſſen Perſon gerichtet ſind. ) In 
dieser Hinſicht iſt es bedeutungslos, ob die fraglichen Ankündigungen 
in Form eines Briefes oder Schriftſatzes an den Anwalt 
ergeben. 

Bezüglich der gerichtlichen Entſcheidungen wäre vielleicht 
Mu unterſcheiden, ob ihre Wirkung eine materiell rechtliche iſt 
6. B. Urteile, Pfändungsbeſchlüſſe), oder ob fie nur für die 
betreffende Rechtsſache Bedeutung haben, und erſterenfalls, nicht 
auch im letzteren Falle, mit dem Zugang an den Anwalt der 
Eigentumserwerb von ſeiten der Partei als geſchehen zu 
trachten. 

Alle dieſe Subtilitäten in der Beurteilung des Eigentums⸗ 
erwerhes durch den Anwalt oder die Partei ſpielen indes, wie 
wir im folgenden ſehen werden, für die in der Überſchrift auf⸗ 
geworfene Frage keine Rolle. 

5. Hätte der Anſpruch der Partei an den Anwalt auf 
Herausgabe der HA. nur die Natur der Eigentumsklage, ſo 
könnte er in Anſehung zum mindeſtens eines erheblichen Teiles 
derselben zu keinem Ziele führen. Aber er iſt doch nun ein⸗ 
nal, wie aus 8 32 NAD. indirekt hervorgeht (vgl. auch 
Dotive zur RAD. S. 60) bezüglich der HA. ſchlechthin, alſo 
in deren vollem Umfange und ſomit auch inſoweit, als ſich 
Eigentum der Partei nicht begründen läßt, poſitiven Rechtens. 


— — 
— — 


A .) Friedlaender Anm. 10 zu 8 32 NAD. nimmt ſchlechthin 
gentum des Mandanten an den ſeinem Anwalt vom Gegner zu⸗ 
geſtelten Schriftſätzen an. Ebenſo Meyer cit. | 
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Welches nicht dingliche Rechtsverhältnis der Beteiligten liegt 
ihm demnach zugrunde? 

Dernburg, Recht der Schuldverhältniſſe, Abt. 2 S. 424 
ſpricht im Anſchluß an § 667 BGB. den allgemeinen Satz 
aus, daß der Beauftragte „alle durch die Geſchäftsführung ver⸗ 
anlaßten Aktenſtücke herauszugeben habe“. Aber fallen bei- 
ſpielsweiſe die Informationsſchreiben der Partei unter dasjenige, 
was der Anwalt im Sinne jener Vorſchrift „zur Ausführung 
des Auftrags“ erhält? Decken ſie ſich nicht vielmehr mit dem 
Auftrage ſelbſt oder bilden ſie nicht als nachfolgende In⸗ 
ſtruktionen deſſen ſpätere Ergänzung? Und die dem Anwalt 
zugehenden Erklärungen der Gegenpartei nicht rechtsgeſchäftlichen 
Inhalts, die, jedenfalls wenn in einem Briefe abgegeben, nicht 
ohne weiteres ins Eigentum des Auftraggebers eintreten, können 
ſie wenigſtens unter demjenigen mitverſtanden werden, was der 
Anwalt aus der „Geſchäftsbeſorgung erlangt“ hat? Sollte 
hiermit nicht vielmehr nur gemeint ſein, was er als Erfolg, 
als Ergebnis ſeiner Dienſte empfing. (So Müller in JW. 03, 
368.) Noch weniger fallen hierunter die Produkte eigner 
geiſtiger Tätigkeit des Anwalts. 

Friedländer (Anm. 7 zu $ 32) begründet den Aktenheraus⸗ 
gabeanſpruch aus 8 666 BGB.: die danach geſchuldeten Belege 
ſind ihm die „belangreichen Aktenſtücke“. Ferner ſtützt er ihn 
auf langjährige Übung, aus der eine lex contr. geworden 
ſei; er gehöre zu den Beſonderheiten, die den Anwaltsvertrag 
als einen contr. sui generis kennzeichneten. In erſterer Be⸗ 
ziehung aber wäre zu bemerken, daß wenn man ſelbſt den Be⸗ 
griff „Belege“ im Sinne des § 259 cit. nicht auf Nachweiſe 
über Einnahmen und Ausgaben beſchränken, ſondern auch auf 
ſolches Schriftenmaterial erſtrecken wollte, das zur Rechtfertigung 
anderer Handlungen eines Beauftragten (als Einnahmen und 
Ausgaben) diente, hiermit noch keine Verpflichtung des Anwalts 
begründet wäre, das geſamte Handaktenmaterial dem Man⸗ 
danten auszuhändigen, wie denn Friedländer ſelbſt nur von 
den belangreichen Aktenſtücken als Gegenſtand jener Pflicht 
Ipricht. 1?) 

6. Iſt es überhaupt richtig, die Pflicht an den Arbeits: 
vertrag des Anwalts zu knüpfen? Geſetzt, der Anwalt lehne 
das Mandat ab, das ihm in einem Schreiben angetragen 
wurde, welches der Geheimhaltung bedürftige Darlegungen der 
Partei enthielt. Sollte dann trotz des Fehlens eines Vertrages 
das Intereſſe der Partei an der Rückgabe dieſes Schreibens 
ſich nicht im Rechtswege betätigen können? Der § 812 BGB. 
zwar könnte hier nicht Platz greifen, weil jenes Schreiben keine 
„Leiſtung“ im Sinne der Vorſchrift iſt, durch die der Anwalt 
bereichert wäre. Sollte der Aktenherausgabeanſpruch verſagen, 
wenn ſich nachträglich ergibt, daß der zwiſchen Anwalt und 
Partei geſchloſſene Vertrag wegen Handlungsunfähigkeit der 
letzteren nichtig war? Oder wenn der Anwalt Verteidiger 
gemäß § 140 StPO., alſo ohne Vertrag mit dem Klienten, 
war? Und doch hat auch in dieſem Falle der Angeklagte ein 
dringendes Intereſſe, die HA. der Verteidigung ſpäter an ſich 
zu nehmen. 


19) Da Friedländer Eigentum des Mandanten an den HA. 
(mit Ausnahme der Schriftſtücke eines Dritten) von vornherein an⸗ 
nimmt, bedurfte er obiger Begründung nicht erſt. 

1 
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7. Die Pflicht des Anwalts, der Partei die HA. 
herauszugeben, findet n), neben der etwaigen dinglichen 
Begründung bezüglich einzelner Teile, ihre Rechtfertigung in 
dem nämlichen Umſtande, aus dem ſeine Verſchwiegen⸗ 
heitspflicht hervorgeht. Er hat, ob er das Mandat 
annimmt oder nicht!“), den infolge Angehens der Partei er⸗ 
langten Beſitz an Tatſachenwiſſen wie ein fremdes Gut, als 
ein Gut der Partei, über das nur dieſe verfügen kann, zu 
verwahren.) Kann die Partei ihr Recht auf dieſen Wiſſens⸗ 
beſitz des Anwalts auch nicht dadurch betätigen, daß ſie ihm 
denſelben entzieht, wie ſie ihm ein körperliches Depoſitum ab⸗ 
fordern könnte, ſo muß ſie doch in der Lage ſein, die Quelle 
oder die Verkörperung jenes Wiſſens, durch die es ſtändig 
erhalten wird, das find die HA., an ſich zu nehmen. Die 
Aktenherausgabepflicht geht ſomit neben der Verſchwiegen⸗ 
heitspflicht, als dieſer nahe verwandt, ſich auf deren Tat⸗ 
beſtande aufbauend und gleichzeitig deren Verwirklichung 
ſichernd, einher. Und wie der Wille der Partei zu ent⸗ 
ſcheiden hat, in welchem Umfange des ihm Anvertrauten 
der Anwalt das Berufsgeheimnis zu beobachten habe, ſo daß 
ſie dem letzteren ſelbſt ſolche Mitteilungen unterwerfen könnte, 
welche an ſich die Geheimhaltung nicht erfordern 16), fo hat 
auch die Partei ſelbſt zu beſtimmen, ob ihr der Anwalt die 
HA. in deren ganzem Umfange, alſo auch in denjenigen Teilen 
herauszugeben habe, deren Bekanntwerden ihren Intereſſen 
keinen Nachteil bereiten würde. Nicht mit einem Vertragsrechte, 
welches nach den obigen Beispielen unzulänglich wäre, nicht 
mit einem Eigentumsrechte, das ſich, wie oben gezeigt, doch 
nur an einzelnen Teilen der HA. begründen ließe, haben wir 
es ſomit bei dem Rechte der Partei auf Auslieferung der HA. 
ihrem ganzen Umfange nach, ohne Unterſcheidung ihrer einzelnen 
Teile, zu tun, ſondern mit einem Perſönlichkeitsrechte der Partei, 
und zwar einem ſolchen, das wir nicht aus allgemeinen Er⸗ 
wägungen herleiten, ſondern deſſen unmittelbare Grundlage in 
der aus ihr gleichzeitig entſprießenden Verſchwiegenheitspflicht 
durch 8 300 StGB. und die Beſtimmungen über das Zeugnis⸗ 
verweigerungsrecht des Anwalts ihre geſetzliche Beſtätigung 
erhalten hat. Durch die Pflicht des Anwalts, der Partei das 
von ihr zum Geheimnis beſtimmte geſchriebene Wort heraus: 
zugeben, wie er unter der gleichen Vorausſetzung ihr münd⸗ 
liches Wort der Außenwelt zu verſchließen hat, wird derjenige 
Beſtandteil der eigenen Perſönlichkeitsſphäre der Partei ge⸗ 
ſchützt, welcher ihre Befugnis bedeutet, ſich in ihren Rechts⸗ 


12) Die Pflicht des Anwalts, Akten zu führen, von der auch 
die Mot. (zu $ 30 Entw.) ausgehen, bedingt, daß er die Ausfolgung 
eigener Entwürfe nicht damit ablehnen darf, daß deren Anfertigung 
feine eigene, interne Angelegenheit geweſen ſei. 

10) Auch Friedländer zu § 28 RAD. Anm. 13 nimmt für die 
Verſchwiegenheitspflicht, die der Anwalt der Partei ſchuldet, den 
Begriff derſelben in dieſem weiteren Sinne. 

15) Darin liegt der Unterſchied beiſpielsweiſe von einem be 
auftragten Mäkler und der Grund, warum es unrichtig iſt, wenn 
Müller in JW. 03, 368 deſſen Nichtpflicht zur Rückgabe der Schreiben 
des Mandanten und der Keflektanten zum Vergleiche heranzieht. 

16) Hierzu Friedländer zu § 28 RAD. Anm. 15 und Hippe, 
„Unbefugte Offenbarung von Privatgeheimniſſen nach § 800 StEB." 
in Goltd Arch. 46, 296. 
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angelegenheiten ohne Rückhalt einem Anwalt anvertrauen und 
alſo darauf rechnen zu dürfen, daß, was ſie dieſem kundgibt, 
auf gleicher Linie ſteht mit dem, was nur ſie weiß, und wenn 
die Kundgebung ſich in Schriftform verkörpert, auf gleicher 
Linie mit dem geſchriebenen Worte, das ſie im eigenen Ge⸗ 
wahrſam hält. 

8. Dieſe Begründung des Rechts der Partei auf die 
HA. wird vielfach mehr als die etwa nebenhergehende Be⸗ 
gründung auf Eigentum an einzelnen Handaktenteilen den Zwecken 
entſprechen, welche die Partei mit der Abforderung der HA. 
verfolgt; die Eigentumsbegründung wird hinter die erſtere Be⸗ 
gründung aus dem Rechte der Perſönlichkeit an innerer Be⸗ 
deutung vielfach zurücktreten. Beiſpielsweiſe: Weniger das 
Eigentümerintereſſe wird die Partei veranlaſſen, die Anklage⸗ 
ſchrift eines erledigten Strafprozeſſes vom Anwalt heraus⸗ 
zuerbitten, als das Intereſſe negativer Art, daß das Schrifts 
ſtück ſich in keinem fremden Beſitze mehr befinde, das durch 
jenes Perſönlichkeitsrecht dargeſtellte Intereſſe. Es wäre ihr 
ebenſo gedient, wenn der Anwalt das Schriftſtück vor ihren 
Augen vernichtete. Und ſo ſteht es mit noch anderen im 
Eigentum der Partei befindlichen Handaktenteilen, die mit Er⸗ 
ledigung der betreffenden Rechtsſache jegliche Bedeutung ver⸗ 
lieren, im Gegenſatze zu wiederum anderen der Partei gehörigen 
Teilen, deren Beſitz für die Partei auch nach beendetem Man⸗ 
date von poſitivem Werte iſt, um daraus Rechte herzuleiten 
oder fie als wichtige Beweismittel zu produzieren (z. B. rechts⸗ 
geſchäftliche Urkunden, Urteile). Hiernach ergibt ſich innerhalb 
der HA. eine Scheidung der einzelnen Teile derſelben, je nachdem 
für den Herausgabeanſpruch der Partei jenes Perſönlichkeitsrecht 
allein oder doch vorwiegend beſtimmend iſt — oder aber den 
Teilen ein ſelbſtändiger Wert beiwohnt, der ein wirkliches 
Eigentümerintereſſe der Partei an ihnen rechtfertigt. Soweit 
erſteres der Fall, gehört in Anſehung der hiervon betroffenen 
Teile der Anſpruch an den Anwalt auf Aktenherausgabe nicht 
zur Konkursmaſſe des Auftraggebers. Denn mit der Perſön⸗ 
lichkeit ſind die Perſönlichkeitsrechte dem Konkurſe entrückt 
(Jäger, KO. S 1 Anm. 6). Soweit das letztere zutrifft, die 
Zugehörigkeit zum Vermögen des Auftraggebers wirtſchaftlich 
prävaliert, wird das Eigentum des Gemeinſchuldners, auch 
wenn der Anwalt den Befitz ausübt, von der Konkursbeſchlag⸗ 
nahme ergriffen. 

9. In RGzZ. 59, 85 erblickt das Reichsgericht im 


Konkursverwalter diejenige Perſon, welche an Stelle des 


Gemeinſchuldners nach 88 6, 117 KO. den Notar von der 
Verſchwiegenheitspflicht zu entbinden berufen ſei — es handelte 
ſich um einen Notar, der als Zeuge über einen Vertrag ver⸗ 
nommen werden ſollte, bei dem der Gemeinſchuldner beteiligt 
war —, ſoweit die Aufklärung der den Gegenſtand der Ver⸗ 
nehmung bildenden Tatſachen für die Konkursmaſſe von Be⸗ 
deutung ſei und die Ausübung des Verfügungs⸗ oder Ver⸗ 
waltungsrechts des Verwalters beeinfluſſe und ſoweit nicht 
Rückſichten perſönlicher Art auf den Gemeinſchuldner eine 
andere rechtliche Beurteilung rechtfertigten. (Vgl. auch RG. 
in JW. 06, 430.) 17) Es beſteht kein Bedenken, anzunehmen, 


i Hiergegen im allgemeinen Friedländer zu § 28 RAD. 
Anm. 29. 
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daß das Reichsgericht ebenſo entſchieden haben würde, wenn 
es ſich um einen über ihm anvertraute Tatſachen zu ver⸗ 
nehmenden Rechtsanwalt gehandelt haben würde. Bei der 
diesseits vertretenen nahen Beziehung zwiſchen Aktenausfolgungs⸗ 
und Verſchwiegenheitspflicht des Anwalts müßte, ſoweit über 
leztere im Konkurſe des Auftraggebers der Verwalter zu be⸗ 
finden haben würde, dieſer inſoweit auch berechtigt ſein, dem 
Anwalt die HA. abzufordern. Da dieſe Zeilen es ſich weſentlich 
zur Aufgabe geſetzt haben, das Zurückbehaltungsrecht an jenen 
Alten zu erörtern, ſoll von einer Unterſuchung der Frage, ob 
der Verwalter gedachtes Verlangen ſelbſtändig an den Anwalt 
ſtellen dürfe, ihm hierfür insbeſondere §8 100 in Verbindung 
mit $ 6 KO. eine Stütze böte, abgeſehen werden. Denn auch 
wenn die Frage zu bejahen iſt, würde das Verlangen des 
Verwalters damit noch nicht Konkursmaſſe betreffen, ſo daß 
ein Retentionsrecht nur in den gewiſſen Grenzen der Konkurs⸗ 
oidnung (§ 49) zuzulaſſen wäre, ſondern fi vielmehr darſtellen 
als rechtlich identiſch mit dem gleichen Verlangen, wenn es der 
Eemeinſchuldner ſelbſt im Konkurſe an den Anwalt geſtellt 
haben würde, um ſeiner Pflicht zur Orientierung des Verwalters 
über die das Konkursverfahren betreffenden Verhältniſſe beſſer 
genügen zu können. Bei dieſer Gleichheit der Rechtslage wird 
mithin auch der Verwalter das Zurückbehaltungsrecht ſich vom 
Anwalt entgegenſetzen laſſen müſſen, ſoweit nicht der Ausnahme⸗ 
fall der Nr. 8 vorliegt. Der Kern des Herausgabeanſpruchs, 
das rein perſönliche, von der Konkursmaſſe zu ſcheidende Recht 
des Gemeinſchuldners, wird dadurch nicht geändert, daß man 
die Ausübung des Anſpruchs mit Rückſicht auf den Konkurs⸗ 
zweck nebenher auch in die Hände des Verwalters legen will. 
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Auſnuch auf Unterlaſſung des der Verpflichtung 
zu einem Tun zuwiderlaufenden Verhaltens. 
Von Rechtsanwalt Dr. Albert Holländer in Hamburg. 


In der Nr. 21, Jahrg. 1908 d. Bl. S. 700 ff. bekämpft 
Rechtzanwalt E. Fuchs die im Bd. 67 S. 3 ff. der amtlichen 
Sammlung mitgeteilte Entſcheidung des Reichsgerichts, nach 
pelcher ein Prinzipal gegen den unbefugt in den Dienſt eines 
andern tretenden Handlungsgehilfen einen klagbaren und nach 
9 890 Fir vollſtreckbaren Anſpruch auf Unterlaſſung dieſer 

at. 
| Die von Fuchs vorgebrachten Gründe erſcheinen mir 
nicht richtig. 

Zweifellos gibt es weder im Handelsgeſetzbuch noch im 
Vrgerlichen Geſetzbuch eine ausdrückliche Beſtimmung, wonach 
he in Rede ſtehende Anſpruch ausgeſchloſſen wäre. 

„Fuchs erblickt nun in der Faſſung des 8 241 BGB. den 
len des Geſetzgebers, da, wo ein Anſpruch auf poſitives 
An gegeben iſt, grundsätzlich keinen Unterlaſſungsanſpruch zu 
Fön. Die vom Geſetz ausdrücklich erwähnten Fälle, wo 
neben poſitiven Anſprüchen negative beſtehen, find nach Fuchs 
Iubnaßmen und beftätigen die erwähnte Regel. 
® Ein foldes Prinzip beſteht nicht. Das Geſetz fagt nicht, 
bi g „entweder“ in einem Tun „oder“ in einem 
Untelaffen ſich erſchöpfen muß. Wie Crome, Bürgerliches Recht, 
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Bd. II S. 32 Anm. 2 bemerkt, muß es als ein Fortſchritt 
bezeichnet werden, daß das neue Recht keine allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Sonderung der poſitiven und negativen 
Leiſtungen enthält. 

Aus poſitiven Anſprüchen ergeben ſich logiſch ſekundäre 
Unterlaſſungsanſprüche, die das Geſetz bei markanten Fällen 
als Beiſpiele erwähnt (vgl. Staudinger, Kommentar 3./4. Aufl. 
II 8 241 S. 12; RG. VI im Bd. 48 S. 114 und JW. 07, 
48; RG. II u. V, JW. 07, 505 und 08, 133). Freilich iſt 
dieſe Theorie nicht unbeſtritten. Jedoch wird auch von den 
Gegnern, da, wo das Eintreten einer rechtswidrigen Handlung 
zu befürchten iſt oder eine ſolche Handlung bereits beſteht und 
fortdauert, dem hierdurch in ſeinem Recht Verletzten die Klage 
auf Unterlaſſung in ſinngemäßer Anwendung des § 249 BGB. 
— gegen welchen ſich allerdings die Entſcheidung im Bd. 48 
S. 114 ff. wehrt — gegeben (vgl. Oertmann, DIZ. 04, 616 ff.). 
Dieſer Unterlaſſungsanſpruch gilt für abſolute wie für relative 
Rechte. Ein beſonderes Intereſſe, welches den Verletzten auf 
den Unterlaſſungsanſpruch hinweiſt, iſt geſetzlich nicht erforderlich. 
Naturgemäß wird aber dieſer Anſpruch in der Praxis nur dann 
erhoben, wenn von dem Verpflichteten keine Erſtattung des 
Schadens in Geld zu bekommen oder der Schaden nur ſchwer 
nachzuweiſen iſt. 

Nicht in allen Fällen, wo ſich logiſch aus einer Ver⸗ 
pflichtung zu einer pofitiven Leiſtung eine Verbindlichkeit ergibt, 
jegliche die Erfüllung vereitelnde oder erſchwerende Handlungen 
zu unterlaſſen, hat der Berechtigte einen Unterlaſſungsanſpruch. 
Es wird, darin hat Fuchs recht, niemandem einfallen, einem 
Käufer das Recht zu geben, den Verkäufer ſtatt auf Über⸗ 
tragung des Eigentums auf Unterlaſſung anderweitiger Ver⸗ 
fügung zu verklagen. Ebenſowenig hat ein Mieter Veranlaſſung, 
ſtatt auf Gewährung des Gebrauchs, eine Klage auf Unter⸗ 
laſſung der Vermietung an einen Dritten anzuſtrengen. Es 
würde ſich hier nicht um eine Leiſtungs⸗, ſondern um eine 
Feſtſtellungsklage handeln, für die das nach 8 256 ZPO. 
erforderliche Intereſſe fehlt. Geklagt werden muß auf die nach 
dem Vertrage ſich ergebende Leiſtung. Die möglicherweiſe 
drohenden entgegenſtehenden Handlungen ſind durch einſtweilige 
Verfügungen abzuwehren. 

Ich ſehe aber nicht ein, weshalb man in dem von Fuchs 
angenommenen Fall bei unbefugtem Rücktritt eines Geſellſchafters 
vom Scozietätsvertrage es den übrigen Geſellſchaftern ver⸗ 
wehren wollte, von dem Ungetreuen mit der Klage die Unter⸗ 
laſſung anderweitiger Dienſte zu fordern, zumal, wenn es ſich 
um ein Konkurrenzunternehmen handelt. Eine erneute durch 
Zwang bewirkte Tätigkeit des Vertragsbrüchigen in der Geſell⸗ 
ſchaft würde der Geſellſchaft in den ſeltenſten Fällen etwas 
nützen. Eine Geſellſchaft, bei der nicht alle Mitglieder aus 
freien Stücken mitarbeiten, wird in der Regel nicht gedeihen. 
Würde aber die zweifellos zuläſſige Klage auf Wiederausübung 
der Pflichten des Geſellſchafters angeſtrengt werden, ſo würde 
man doch bei der Vollſtreckung Schwierigkeiten haben. Die 
Vereinbarung, die geſamte Tätigkeit der Geſellſchaft zu widmen, 
ſtellt einen Dienſtvertrag oder richtiger eine Geſamtheit von 
Dienſtverträgen dar, welche von einem jeden Geſellſchafter zu⸗ 
gunſten der andern geſchloſſen find. Das auf die erwähnte 
Klage ergehende Urteil könnte daher nach § 888 Abſ. 2 80. 
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nicht vollſtreckt werden. Daher wird die Geſellſchaft ſich mit 
dem Erreichbaren begnügen und ihr Recht auf ausſchließliche 
Gewährung der Arbeitskraft des Geſellſchaſters dahin geltend 
machen, daß ſie ihm die anderweitige Tätigkeit während der 
Vertragszeit verbietet und hierauf ein nach 8 890 3PO. 
vollſtreckbares Urteil erwirkt. 

Ahnlich liegt der zur Erörterung ſtehende vom Reichsgericht 
entſchiedene Fall. Der Prinzipal hatte das Recht, dem An⸗ 
geſtellten eine anderweitige Verwertung ſeiner Arbeitskraft 
während der Dauer des Vertrages zu verbieten. Von der 
unzuläſſigen Klage auf anderweitigen Verkauf oder Vermietung 
unterſcheiden ſich die hier anerkannten Anſprüche dadurch, daß 
dort nur ein Anſpruch (Abertragung des Eigentums, Gewährung 
des Gebrauchs) beſteht, während hier zwei Anſprüche vorliegen, 
der poſitive auf Leiſtung der Dienſte und der negative auf 
Unterlaſſung anderweitiger Tätigkeit. 

Zu Unrecht erblickt Fuchs ein Hindernis in dem erwähnten 
8 888 Abſ. 2. Dieſer Paragraph könnte niemals die Ans 
ſtrengung der Klage, ſondern höchſtens die Zwangsvollſtreckung 
verbieten. Der erwähnten gegen den Widerſpruch der Re⸗ 
gierungs vertreter und der Minderheit von der Majorität der 
Kommiſſion eingefügten Beſtimmung liegt ein ähnliches Motiv 
zugrunde wie dem ſchon im 8 774 der alten Zivilprozeßordnung 
ausgeſprochenen Verbot der zwangsweiſen Durchführung der 
Ehe. Es widerſpricht nach der Anſicht der Kommiſſion „den 
heutigen freiheitlichen Anſchauungen, jemand durch Geldſtrafen 
oder gar durch Haft zwangsweiſe in ſeinem Dienſte feſtzuhalten“. 
(Vgl. RT. IX. LP. Seſſ. 1897/98 Druckſ. 3 S. 2158.) Viel⸗ 
leicht hat die Kommiſſion auch der erwähnte Geſichtspunkt ge⸗ 
leitet, daß die mit Gewalt erzwungenen Dienſte dem Berechtigten 
im allgemeinen wenig nutzen. Der Paragraph verbietet aber 
den Zwang nur bei der Verurteilung zur Leiſtung, nicht bei 
der Unterlaſſung von Dienſten. 

Ausnahmen — und eine ſolche liegt in dem erwähnten 
Paragraphen — dürfen nicht ausdehnend ausgelegt werden. 
Es iſt ein Unterſchied, ob der Berechtigte den Verpflichteten 
ahnlich wie einen Sklaven durch Zwangsmaßregeln in dem 
Dienſt feſthält, oder ob er ſich dagegen wehrt, daß der Ber: 
pflichtete andern, vielleicht den Konkurrenten den Dienſt leiſtet, 
den er dem Berechtigten leiſten ſollte. Es kommt für die 
Würdigung der Bedeutung des S 888 ZPO. nicht, wie Fuchs 
meint, „auf den wirtſchaftlichen Effekt“, ſondern auf das Maß 
der Einwirkung auf die Perſon an. Dieſe Einwirkung iſt aber 
bei der Vollſtreckung der Unterlaſſungsklage eine viel geringere 
als bei der Leiſtungsklage. 

Wollte der Geſetzgeber für den hier in Rede ſtehenden 
Anſpruch jegliche Vollſtreckungsmaßregeln ausſchließen, ſo hätte 
er dies ausdrücklich betonen müſſen. 

Die recht allgemein gehaltene Begründung, die das OLG. 
Dresden in der Entſcheidung SächſArch. 13, 377/378 für die 
gegenteilige Anſicht gibt, iſt nicht überzeugend. Das OLG. 
Dresden weiſt zutreffend darauf hin, daß bei der Kommiſſions⸗ 
beratung von den Regierungsvertretern gegen dieſe Beſtimmung 
die Bedenken hervorgehoben ſeien; dies dürfe nach der Anſicht 
des DRG. Dresden nicht dazu führen, „ſich über den klar er⸗ 
kennbaren Willen des Geſetzgebers hinwegzuſetzen, der eben aus 
politiſchen, insbeſondere ſozialpolitiſchen Gründen jeden Zwang 
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ausſchließen wollte“. Welche ſozialpolitiſchen Rückſichten ſprechen 
dafür, den Prinzipal es ruhig mitanſehen zu laſſen, wenn ſein 
mit einem Gehalt von 10000 & angeſtellter Gehilfe, wie es 
in der erwähnten Entſcheidung der Fall war, vertragsbrüchig 
wird, um beim Konkurrenten 5000 % mehr zu verdienen? Wie 
oft wird es für den Prinzipal ſchwierig ſein, den ihm durch 
einen ſolchen Vertragsbruch entſtehenden Schaden nachzuweiſen! 
Wie oft wird er den Schaden von dem inſolventen oder ſich 
aus dem Staube machenden Gehilfen nicht gedeckt erhalten 
können! 

Daß ein Prinzipal einen vertragsbrüchigen „armen 
Schlucker“ auf Unterlaſſung anderweitiger Dienſte verklagt, 
wird ſelten ſein. Hieran hat der Prinzipal kaum Intereſſe. 
Tut er es doch, ſo kann ſich der vertragsbrüchige Gehilfe nicht 
beklagen. Daß, wie Fuchs meint, bei der Anſicht des Reichs⸗ 
gerichts für das Verhältnis der Gehilfen zu dem neuen Dienſt⸗ 
herrn unlösbare Konflikte entſtehen könnten, vermag ich nicht 
anzuerkennen. Allerdings kann auch der zweite Prinzipal auf 
Unterlaſſung jeglicher dem mit ihm geſchloſſenen Vertrage 
entgegenſtehender Tätigkeit klagen. Die Löſung gibt hier der 
Satz prior tempore prior jure. Wenn der erſte Prinzipal 
das Urteil auf Unterlaſſung erwirkt, jedenfalls wenn er es 
vollſtreckt, bevor der zweite prozeſſiert, ſo liegt dem zweiten 
Prinzipal gegenüber ein Unvermögen vor, das natürlich der 
Gehilfe zu vertreten hat. 

Der während der Anfertigung dieſes Auſſatzes erſchienene 
Artikel des Herrn Rechtsanwalts Böhm in Nr. 1 d. Jahrg. 
S. 9 kommt zum gleichen Reſultat. Böhm legt beſonderes 
Gewicht auf die Tatſache, daß es ſich in dem zur Erörterung 
ſtehenden Falle um einen Konkurrenzbetrieb handelt, und will 
anſcheinend den 8 826 BGB. verwerten, was ſicher richtig, 
aber nicht notwendig iſt. Der Unterlaſſungsanſpruch beſteht 
auch, wenn der Gehilfe in ein nichtkonkurrierendes Unternehmen 
eintritt. Es iſt nicht erſichtlich, daß bei dem in Rede ſtehenden 
Urteil der Umſtand, daß es ſich um ein Konkurrenzgeſchäft 
handelte, entſcheidend geweſen iſt. 


Erwirbt der Erſteher eines Grundſtücks den Erſatz⸗ 
anſpruch für den durch Bergwerksbetrieb zugefügten 
Schaden? 


Von Rechtsanwalt Fr. Ludowieg in Halle a. S. 


Einem Grundſtückseigentümer iſt durch den Betrieb eines 
Bergwerks ein ihm gehöriges Gebäude beſchädigt. Der Hypotheken⸗ 
gläubiger kündigt ihm das Kapital; der Eigentümer vermag 
nicht, ein anderes Darlehn zu erlangen, das Grundſtück kommt 
zur Zwangsverſteigerung. Erſteher wird der Bergwerkseigentümer. 
Der frühere Grundſtückseigentümer macht nun den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus § 148 PrBergG. geltend, wird aber mit der 
Klage abgewieſen, weil der Erſatzanſpruch durch den Zuſchlag 
auf den Erſteher übergegangen ſei (Entſcheidung des Reihe 
gerichts vom 7. November 1908; JW. 08, 736). 

Die Unbilligkeit dieſer Entſcheidung tritt noch mehr zutage, 
wenn man den gewiß naheliegenden Fall unterſtellt, daß der 
Grundſtückseigentümer eben wegen der ſeinem Gebäude zu⸗ 


——— EL In. En 
1 


LEST TE 


now. 


38. Jahrgang. 


gefüzten Beſchädigungen in wirtſchaftlichen Verfall geraten iſt, 
daß er deshalb die Hypothekenzinſen nicht hat aufbringen können 
und daß bei der hierdurch verurſachten Zwangsverſteigerung 
wegen des ſchlechten Zuſtandes des Gebäudes nur niedrige 
Gebote abgegeben ſind. Allerdings würden ja die Bieter bei 
Berückſichtigung der Reichsgerichtsentſcheidung auch den auf den 
Eiſteher übergehenden Erſatzanſpruch in Rechnung zu ziehen 
haben. Aber dieſer Anſpruch wird die Gebote kaum nennenswert 
beeinfluſſen; iſt doch der Anſpruch zum mindeſten feiner Höhe 
nach völlig ungewiß. Dem Bergwerkseigentümer bietet ſich 
alſo ein bequemer Weg, ſich ſeiner Erſatzpflicht zu entziehen. 
Der Grundſtückseigentümer aber iſt von Rechts wegen ruiniert. 

Das Reichsgericht gründet ſeine Entſcheidung auf Art. 52, 
53, 67 Abſ. 2 EGBGB. in Verbindung mit § 1128 BGB. 
Aus dieſen Vorſchriften folge, daß ſich die Hypothek auf den 
Entſchädigungsanſpruch des Eigentümers wegen Enteignung oder 
wegen Beſchädigung durch Bergbau ebenſo erſtrecke, wie auf 
die Forderung aus der Gebäudeverſicherung. Denn dieſe 
Entſchädigungsanſprüche unterlägen ebenſo wie der Anſpruch 
auf Verſicherungsgelder der Haftung für die Hypothek. 

Dieſe Begründung erſcheint aber nicht als ſo unanfechtbar, 
daß man das unbefriedigende Ergebnis als dem Geſetze nach 
unvermeidlich anerkennen müßte. Der Artikel 52 EGBGB., 


der älteren landesgeſetzlichen Vorſchriften entfpricht, enthält eine 


Vorſchriſt zur Sicherung dinglich Berechtigter jeder Art. Es 
brauchen dieſe Berechtigten alſo keine Hypotheken⸗ oder Grund⸗ 
ſchuldgläubiger zu fein; es kommt auch nicht darauf an, ob 
der urſprünglich dem dinglichen Rechte unterliegende Gegenſtand 
eine bewegliche oder unbewegliche Sache iſt. Die in dieſer 
Geſetzesvorſchrift feſtgeſetzte Haftung des Entſchädigungsanſpruchs 
it alſo nichts der Hypothek oder Grundſchuld Eigentümliches. 
Dadurch unterſcheidet ſich dieſe Haftung ganz weſentlich von 
den in SS 1120 ff. BGB. genannten Fällen. Die letzteren 
ungrenzen den Gegenſtand, auf den ſich das Hypothekenrecht 
bezieht, und geben ihm einen von anderen dinglichen Rechten 
bielſach abweichenden Umfang. In Art. 52 wird aber nicht 
über den Machtbereich der einzelnen dinglichen Rechte beftimmt, 
ſondern nur geſagt, daß an Stelle der fortgefallenen oder 
beschädigten Gegenſtände, die ihnen an ſich ſchon unterlagen, 
der Entſchädigungsanſpruch treten ſoll. Somit liegt es nicht 
im Sinne des Art. 52, daß hier eine Ausdehnung der von 
den dinglichen Rechten ergriffenen Gegenſtände ſtattfinde, viel⸗ 
mehr iſt die Auffaſſung des Geſetzes, daß ein anderer Gegen: 
ſand auf den ſchon vorher vom dinglichen Rechte beherrſchten, 
aber freigewordenen Platz geſchoben wird. Als eine „Er⸗ 
ſrecung“ des Rechts kann eine ſolche Ergreifung eines anderen 
Gegenſtandes mangels Verſchiebung der Grenzen nicht bezeichnet 
werden. Die Terminologie des BGB., das in den Fällen der 
88 1120 ff. von der „Erſtreckung“ der Hypothek ſpricht, iſt 
daher auch von ſachlicher Bedeutung, es wird damit etwas 
anderes bezeichnet, als mit der Haftung für dingliche Rechte 
in Art. 52, 53 EGB. 

Nur diejenigen Gegenſtände, auf die ſich die Hypothek 
zerſreckt“, unterliegen der Immobiliarzwangsvollſtreckung, nur 
fe gehen daher durch den Zuſchlag auf den Erſteher über. 
Dies wird auch von Fiſcher⸗Schäfer (S. 126) ausgeſprochen: 
„Eulſcäädigungsanſprüche anderer Art, welche dem Eigentümer 
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einen Werterſatz für einen Rechtsverluſt oder für eine ein⸗ 
getretene Wertverminderung gewähren ſollen, aber nicht wie 
Verſicherungsgelder zugleich zur Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes zu dienen beſtimmt ſind, werden regelmäßig von den 
Rechten der Realberechtigten ergriffen, wie der Gegenſtand, an 
deſſen Stelle die Entſchädigung tritt. Aber ſolche Anſprüche 
bilden keinen Teil der Immobiliarmaſſe in dem Sinne, daß 
die Verſteigerung und Zuſchlagserteilung ſich darauf miterſtrecken. 
Vielmehr wird die Entſchädigung wie ein in einem geſonderten 
Verfahren erzielter Verſteigerungserlös behandelt und zu deſſen 
Verteilung auf Antrag ein beſonderes Verteilungsverfahren 
eröffnet“. 

Zum richtigen Verſtändniſſe der Art. 52, 53 EGBGB. 
gelangt man, wenn man berückſichtigt, daß die Rechte der 
Realgläubiger an dem Entſchädigungsanſpruche dieſelben ſind, 
wie die an dem Erlöſe bei der Zwangsverſteigerung. Der 
Entſchädigungsanſpruch und der Erlös dienen alſo derſelben 
Beſtimmung, das iſt der Kern des Art. 52. Wie die Real⸗ 
berechtigten, insbeſondere auch die Hypothekengläubiger, aus 
dem Erlöſe Befriedigung erhalten ſollen, ſollen ſie das auch 
aus dem Entſchädigungsanſpruche. Letzterer haftet ihnen ebenſo 
wie der Erlös. Wenn man aber aus dieſer Haftung des 
Erlöſes für die Hypothek nicht die Folgerung zieht, daß der 
Erlös durch den Zuſchlag auf den Erſteher übergeht, ſo kann 
man das auch nicht bezüglich des Entſchädigungsanſpruches. 
Daß Erlös und Entſchädigungsanſpruch ganz gleich zu behandeln 
ſind, ergibt auch der einen analogen Fall behandelnde Abſ. 2 
des Art. 41 PrAGZVG.: „Im Falle der Enteignung eines 
Grundſtücksteils kann, wenn die Zwangsverſteigerung des Haupt⸗ 
grundſtücks angeordnet iſt, das Verteilungsverfahren mit dem 
bei der Zwangsverſteigerung ſtattfindenden Verteilungsverfahren 
verbunden werden“. Nur die durch die Entziehung oder Be⸗ 
ſchädigung der Sache gefährdeten Rechte des Realgläubigers 
ſollen geſichert werden, der Entſchädigungsanſpruch haftet nur, 
ſoweit das Recht des Dritten beeinträchtigt wird. Soweit 
aber dieſe Rückſicht auf die Realgläubiger nicht in Frage 
kommt, verbleibt der rein perſönliche Anſpruch auf Entſchädigung 
dem Geſchädigten. 

Demnach „erſtrecken“ die Art. 52, 53 nicht die Hypothek 
auf den Entſchädigungsanſpruch und in dem vom Reichsgericht 
entſchiedenen Falle iſt von der Reviſion mit Recht darauf hin⸗ 
gewieſen, daß in Art. 53 nur auf Einzelvorſchriften der 
SS 1120 ff. BOB. Bezug genommen iſt: nur das Verfahren 
bei Auszahlung der Verſicherungsſumme iſt entſprechend an⸗ 
zuwenden. 

Die Entſcheidung des Reichsgerichts berührt eine ganze 
Reihe von Entſchädigungsanſprüchen, die auf Reichs⸗ und 
Landesgeſetzen beruhen. Sie iſt von großer Tragweite bei 
Zwangsverſteigerungen und geeignet, die Entſchlüſſe der Be⸗ 
teiligten zu erſchweren, weil dieſe Anſprüche dem Grunde und 
Betrage nach vielfach höchſt ungewiß ſein werden. Der Er⸗ 
zielung eines angemeſſenen Erlöſes werden ſie daher, wenn ſie 
wirklich Gegenſtand der Verſteigerung ſein ſollten, nicht 
förderlich ſein. 
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Der Frachturkundenſtempel im privatrechtlichen 
Verhältnis zwiſchen Verkäufer und Käufer. 


Von Dr. Siegmund Klein, Rechtsanwalt bei dem Ober⸗ 
landesgericht Cöln. 


Die Frage, wer beim Kauf den Frachturkundenſtempel 
unter den Parteien zu tragen hat, iſt Gegenſtand von 
Meinungsverſchiedenheiten. Es iſt ſtreitig, ob dieſe Laſt der 
Verſender (Verkäufer) oder der Empfänger (Käufer) zu über⸗ 
nehmen hat. Die Frage nach der zivilrechtlichen Verpflichtung 
zur endgültigen Abernahme der Frachturkundenabgabe kann 
unter zwei Geſichtspunkten betrachtet werden. Man kann 
ſchlechthin die öffentlich⸗rechtliche Pflicht zur Entrichtung des 
Stempels ($ 32 RStemp®. vom 3. Juni 1906) und die 
zivilrechtliche gleichſtellen und damit zu dem Schluß kommen, 
daß derjenige, von dem der Staat die Steuer einzieht, auch 
im Verhältnis der Parteien dazu verpflichtet iſt. Oder man 
unterſucht das Verhältnis der öffentlich⸗rechtlichen Pflicht zu 
der zivilrechtlichen und prüft das Zivilrecht insbeſondere 
daraufhin, ob es Beſtimmungen über eine Abwälzung der 
Steuer enthält. 

§ 32 des Geſetzes vom 3. Juni 1906 beſagt: „Die 
Verpflichtung zur Entrichtung der in Nr. 6 des Tarifs 
bezeichneten Stempelabgabe liegt bei Urkunden, welche im 
Inland ausgeſtellt werden, im Seeverkehr dem Ablader, im 
ſonſtigen Verkehr dem Ausſteller des ſtempelpflichtigen Schrift⸗ 
ſtückes und bei den im Ausland ausgeſtellten Urkunden dem 
Empfänger der Sendung ob. Im Eiſenbahnverkehr iſt für 
die Entrichtung der Abgabe der Frachtführer verantwortlich, 
welcher den Betrag von dem Abſender oder Empfänger einzieht.“ 

Hier wird alſo beſtimmt, daß die öffentlich⸗ rechtliche 
Verpflichtung zur Bezahlung des Frachturkundenſtempels bei 
inländiſchen Frachturkunden den Ausſteller des Frachtbriefes, 
alſo den Abſender, bei ausländiſchen den Empfänger, im 
Seeverkehr den Ablader trifft. Aus dieſer öffentlich⸗ rechtlichen 
Pflicht folgern einige Schriftſteller, z. B. Frankenburger!) 
ohne weiteres die zivilrechtliche, indem man ausführt, daß 
die durch die Abänderung der Steuergeſetzgebung herbei⸗ 
geführte Beeinträchtigung desjenigen, welcher die Steuer zu 
entrichten habe, ſich gleichſam als ein Zufall darſtelle, deſſen 
Folgen derjenige zu tragen habe, der nach dem neuen 
Stempelgeſetze als ſteuerpflichtig erachtet werde. Dieſe 
Regelung der Streitfrage iſt indeſſeu unzuläſſig, weil ſie die 
Tendenz des Geſetzes bei Verteilung der Stempelverpflichtung 
auf die beteiligten Perſonen nicht berückſichtigt und gegen die 
allgemeinen volkswirtſchaftlichen Grundſätze verſtößt. Die 
Regelung, die der $ 32 vornimmt, iſt nur erfolgt aus ſteuer⸗ 
techniſchen Geſichtspunkten, aus Gründen der leichteren Ab⸗ 
nahme des Stempels, wie es ſich aus der Tatſache klar 
ergibt, daß bei ausländiſchen Urkunden der Empfänger, bei 
inländiſchen der Verſender zu zahlen hat. § 32 betrifft nur 
die Form der Einziehung. So heißt es ausdrücklich in der 
dem Geſetzentwurf, betreffend Ordnung des Reichshaushalts, 
beigegebenen Begründung:): Durch den Frachturkundenſtempel 
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wird eine ſteuerliche Erfaſſung des Güteraustauſches be⸗ 
abſichtigt, nicht eine Beſteuerung der Warenbeförderung als 
ſolchen bezweckt — woraus ſich, nebenbei bemerkt, ergibt, 
daß die Abgabe kein Urkundenſtempel iſt, der lediglich die 
Ausstellung der Frachturkunden treffen follte.°) 

Eine Ausdehnung des Grundſatzes des § 32 auf das 
Zivilrecht würde aber nicht nur der Tendenz des erwähnten 
Geſetzes, ſondern auch den an den Güteraustauſch ſich 
knüpfenden volkswirtſchaftlichen Wirkungen zuwiderlaufen. 
Es iſt eine volkswirtſchaftlich anerkannte Tatſache, daß Ver⸗ 
kehrs⸗ und Verbrauchsſteuern ſtets auf die Konſumenten ab⸗ 
gewälzt werden. Dies iſt beim Diſtanzkauf der Käufer, 
Abnehmer, Empfänger. Dieſe volkswirtſchaftlichen Er⸗ 
wägungen laſſen es ausgeſchloſſen erſcheinen, im Verhältnis 
der Parteien einen andern als den Käufer den Fracht⸗ 
urkundenſtempel tragen zu laſſen, der Regelung des 
§ 32 eine weitere, zivilrechtliche Bedeutung zu ver⸗ 
leihen. f 

Iſt es demnach nicht angängig, aus dem 8 32 einfach 
die privatrechtliche Zuteilung der Koſten des Stempels an 
den Abſender oder den Empfänger zu entnehmen, ſo muß 
man die Beſtimmungen des Zivilrechts daraufhin prüfen, ob 
ſie eine Regelung der Zahlungspflicht zwiſchen Verkäufer 
und Käufer enthalten. In Betracht kommen die 88 427 
HGB., 448 BGB. $ 427 lautet: „Der Abſender iſt ver⸗ 
pflichtet, dem Frachtführer die Begleitpapiere zu übergeben, 
welche zur Erfüllung der Zoll, Steuer⸗ oder Polizei⸗ 
vorſchriften vor der Ablieferung an den Empfänger er⸗ 
forderlich ſind. Er haftet dem Frachtführer, ſofern nicht 
dieſem ein Verſchulden zur Laſt fällt, für alle Folgen, die 
aus dem Mangel, der Unzuläſſigkeit oder der Unrichtigkeit 
der Papiere entſtehen.“ 

Man könnte verſucht ſein, den ſteuerpflichtigen Frachtbrief 
als „Begleitpapier“ zu bezeichnen und dementſprechend dem 
Verſender die Stempelkoſten zur Laſt legen. Dies tut z. B. 
Lüder“), der im übrigen zutreffend die öffentlich⸗rechtliche 
Verpflichtung zur Zahlung des Frachturkundenſtempels von 
der zivilrechtlichen trennt. Er rechnet jenen Stempel nicht 
zu den Verſendungskoſten des $ 448 BGB., bezeichnet die 
Entrichtung des Stempels vielmehr als eine Handlung, die 
unter die Sorge für die Transportbereitſchaft des Gutes 
fällt, obwohl auch ſeiner Anſicht nach der geſtempelte Fracht⸗ 
brief eigentlich nicht zu den Begleitpapieren gehört. Trotz⸗ 
dem folgert er unbedenklich die Pflicht des Abſenders zur 
Tragung der Abgabe aus den SS 426, 427 HGB., weil der 
Abſender, wie geſagt, alles zu tun habe, was die Transport⸗ 
bereitſchaft des Gutes erfordert. Die Annahme des Genannten 
erhält ſcheinbar eine Unterſtützung durch die Ausdrucksweiſe 
der dem Gefetzentwurfe beigegebenen Begründung, die, von 
„ſtempelpflichtigem Papier, zu verſteuerndem Papiere“ ſpricht“), 
ſie erſcheint aber als falſch, weil 88 426, 427 HGB. zur 
Entſcheidung der Frage nicht herangezogen werden können. 
Denn dieſe Paragraphen regeln nur, worauf Staub mit Recht 


5) Staub, § 426 Anm. 19. 
9 28. 06, 1254. 
) hdl. d. Diſch. RT. 05/06. Anlagen Bd. II S. 945 ff. 
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aufmerkſam macht“), das Verhältnis zwiſchen Abſender und 
Frachtführer, nicht aber zwiſchen Verkäufer und Käufer 
tines Gutes. 

Es kommt noch 8 448 BGB. in Betracht. Dieſer lautet: 
„Die Koſten der Übergabe der verkauften Sache, insbeſondere 
die Koſten des Meſſens und Wägens, fallen dem Verkäufer, 
die Koſten der Abnahme und der Verſendung der Sache nach 
einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte fallen dem 
Käufer zur Laſt.“ 

Es erhebt ſich die Frage, ob hierzu, bzw. zu welchen 
dieqſer Koſten im Sinne des § 448 der Frachturkundenſtempel 
gehört. Er könnte etwa zu den Koſten der Übergabe gehören. 
Dieſe Annahme erſcheint naheliegend, weil nach altem Handels⸗ 
brauch') den Verſender die Koſten der Ausſtellung des 
Frachtbriefes treffen und nach der Begründung des Entwurfes 
alle im Frachtverkehr ausgeſtellten Schriftſtücke für ſtempel⸗ 
pflichtig erklärt werden, die als Beweismittel für den Fracht⸗ 
vertrag zu dienen beſtimmt ſinds). Indeſſen kann die Aus⸗ 
ellung eines nichtſtempelpflichtigen und die Ausſtellung 
eines ſtempelpflichtigen Frachtbriefs nicht auf eine Stufe ge⸗ 
ſellt werden. Die Anſchaffung eines gewöhnlichen Fracht⸗ 
brieſes iſt für den Verkäufer mit fo geringen Koſten verknüpft, 
daß die Anſchaffungskoſten für die Preisberechnung der Ware 
gar nicht ins Gewicht fallen, während bei Sukzeſſivlieferungs⸗ 
geihäften die Ausſtellung ſtempelpflichtiger Frachtbriefe 
Tauſende von Mark ausmachen kanne). Durch Handels⸗ 
gebrauch kann zudem nicht plötzlich die Verpflichtung zur 
Entrichtung hoher Koſten, an die vor dem 1. Juli 1906 
niemand dachte, geſchaffen werden 10). 

Iſt hiernach der Stempel nicht unter die Koſten der 
Übergabe zu rechnen, fo könnte er doch zu den Verſendungs⸗ 
kiten im Sinne des § 448 gehören. Das Reichsgericht und 
Staub rechnen ihn hierzu und wenden den § 448 an, ſofern 
dus der Verſendung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft ein Kauf 
t. Die von Apt herausgegebene Zuſammenſtellung von 
Gulachten der Alteſten der Kaufmannſchaft über Handels⸗ 
gebräuche n) kommt zu demſelben Ergebnis, jedoch mit der 
Ausführung, der Verkäufer verſende die Ware für Rechnung 
des Käufers und nach deſſen Anweiſung, der Verkäufer würde 
alſo keinen Anlaß haben, den Frachturkundenſtempel zu zahlen, 
ahne die im Intereſſe und nach Anweiſung des Käufers 
erolgende Verſendung würde der Stempel erſpart worden 
kin. Zu den Koſten der Versendung kann indes die Stempel- 
chgabe nicht gerechnet werden. Unter Verſenden iſt diejenige 
Tiigteit zu verſtehen, welche das Fortbewegen und Entfernen 
ber Doren (von ihrem Standort — Erfüllungsort —) nad) 
hem Beftimmungsort bewirkt. Die Verſendungskoſten um⸗ 
5 alſo begrifflich nur die durch körperliche Wegſchaffung 
i Kaufgegenſtandes entſtehenden Koſten, d. h. die Transport⸗ 

ofen. Auch nach dem Steuergeſetz kann der Stempel nicht 
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dazu gehören, da nach der erwähnten Begründung durch den⸗ 
ſelben eine ſteuerliche Erfaſſung des Glüteraustauſches 
beabſichtigt, nicht eine Beſteuerung der Warenbeförderung 
als ſolchen bezweckt wird. Dagegen führen die 88 242 BGB. 
354 HGB. zu einer Entſcheidung der Frage. Nach § 242 
iſt der Schuldner verpflichtet, die Leiſtung ſo zu bewirken, 
wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern. Die Billigkeit verlangt aber, daß der Käufer, 
nach deſſen Anweiſung die Ware an einen anderen Ort als 
den Erfüllungsort geſandt wird, in deſſen Intereſſe alſo der 
Transport liegt, zu welchem der Frachtbrief erforderlich iſt, 
auch den Frachturkundenſtempel zugleich mit der übrigen 
Schuld zahlt. Aus den gleichen Gründen braucht er natürlich 
den Frachturkundenſtempel bei einer Verſendung nach dem 
Erfüllungsorte nicht zu tragen, ſondern der Verkäufer. 

Nach § 354 HGB. kommt man zu demſelben Reſultate, 
da dieſer dem Kaufmann einen Anſpruch auf Erſatz ſeiner 
Mühewaltungen und Auslagen gibt, zu letzterem der von dem 
Verkäufer im Intereſſe des Käufers verwandte Stempel 
gehört. 

Im privatrechtlichen Verhältnis zwiſchen Verkäufer und 
Käufer hat ſomit, was allein, wie gezeigt, auch wirtſchaftlichen 
Grundſätzen entſpricht, der Käufer den Frachturkundenſtempel 
für Verſendungen nach einem anderen Orte als dem Erfüllungs⸗ 
orte zu tragen, der Verkäufer denjenigen des Transports 
zum Erfüllungsort. 


Prozeſſuale Behandlung des Auſpruchs des Pro⸗ 
viſionsagenten auf Erteilung eines Buchauszuges. 
Von W. Hoevelmann, Amtsrichter in Dortmund. 


Der 5 91 HGB. gibt bekanntlich dem Proviſionsagenten 
— auch dem ſogenannten Bezirksagenten des 8 89 — das 
Recht, vom Geſchäftsherrn bei der jedesmaligen Abrechnung 
— insbeſondere auch nach der Auflöfung des Agenturbertrages — 
die Mitteilung eines Buchauszuges über die durch ſeine Tätigkeit 
zuſtandegekommenen bezw. über diejenigen Geſchäfte zu fordern, 
welche in dem ihm überwieſenen Bezirke ohne ſeine Mitwirkung 
durch den Geſchäftsherrn oder für dieſen geſchloſſen ſind. 

Die prozeſſuale Behandlung dieſes Anſpruchs bietet 
mancherlei Schwierigkeiten, und es zeigt ſich in der Praxis 
große Unſicherheit. 

Deshalb möchte ich die Hauptgeſichtspunkte an dieſer Stelle 
hervorheben und zur Erörterung ſtellen. 

Ohne Buchauszug iſt der Agent ſehr oft nicht in der Lage, 
ſeinen Proviſionsanſpruch ziffermäßig zu berechnen; das gilt 
namentlich von dem Bezirksagenten des 8 89 HGB. 

Nach früherem Prozeßrecht war in ſolchen Fällen die 
ſofortige Erhebung der Leiſtungsklage auf die Proviſion mit 
Rückſicht auf 5 230 Nr. 2 (letzt 8 253 Nr. 2) ZPO. (bes 
ſtimmte Angabe des Gegenſtandes des Anſpruchs und beſtimmter 
Antrag) ausgeſchloſſen. Jetzt hilft dem Agenten der durch die 
Novelle zur ZPO. vom 17. Mai 1898 geſchaffene 8 254, 
welcher die Verbindung der Klage auf Rechnungslegung mit 
der Klage auf Herausgabe desjenigen, was der Beklagte aus 
dem zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe ſchuldet, allgemein 
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geſtattet und ausdrücklich vorſchreibt, daß in ſolchen Fällen die 
beftimmte Angabe der vom Kläger beanſpruchten Leiflungen erſt 
nach Rechnungslegung zu erfolgen braucht. Die Anwendbarkeit 
des 5 254 auf den Anſpruch des Agenten auf Vorlegung 
eines Buchauszuges dürfte unbedenklich ſein. (So auch Gaupp⸗ 
Stein zu § 254 Anm. II Abſ. 2.) Das Verfahren geſtaltet 
ſich hiernach, wie folgt: 

I. Iſt der Agent Kläger, ſo klagt er etwa mit dem 
Antrage: 

„Der beklagte Geſchäftsherr möge verurteilt werden, 
ihm einen Buchauszug über die uſw. Geſchäfte 
zu erteilen und den ſich aus dieſem für ihn ergebenden 
Proviſionsbetrag an ihn, den Kläger, zu zahlen. 

Nun ergeben ſich weiter folgende Möglichkeiten: 

1. Legt der beklagte Geſchäftsherr den Buchauszug im 
Progeſſe freiwillig vor, jo hat nunmehr der Kläger Gelegenheit, 
feinen Provifionsanſpruch ziffermäßig zu berechnen; eventuell 
dürfte ſich Terminsvertagung von Amts wegen mit Friſt⸗ 
beſtimmung zu jenem Zwecke empfehlen. 

Legt der Geſchäftsherr den Buchauszug nicht vor, ſo 
muß)) das Gericht zunächſt durch Teilurteil über die Ver⸗ 
pflichtung zur Vorlegung des Buchauszuges entſcheiden. Iſt 
dieſes Urteil rechtskräftig geworden oder vorläufig vollſtreckbar 
und mit Erfolg vollſtreckt worden, ſo ergeht, nachdem der 
Kläger nunmehr ſeinen Proviſionsanſpruch berechnet hat, Urteil 
über dieſen Hauptanſpruch. 

Iſt aber die gemäß § 888 3P OO. zu betreibende Voll⸗ 
ſtreckung fruchtlos geblieben, ſo iſt die ganze Klage wegen 
mangelnder Subſtantiierung und mangelnden Beweiſes zur 
Abweiſung reif. Dem Kläger bleibt höchſtens noch das Mittel, 
ſtatt der beiden urſprünglich erhobenen Anſprüche (Rechnungs⸗ 
legung und Zahlung) nunmehr Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung gemäß den 88 268 Nr. 3, 893 ZPO., 283 BGB. 
zu fordern. Freilich wird dieſer Weg auch nur ſelten zum 
Ziele führen, da es auch für den Nachweis des Schadens 
meiſt an den erforderlichen Unterlagen fehlen wird. 

2. Wird freiwillig oder im Wege der Zwangsvollſtreckung 
die Vorlegung des Buchauszuges zwar erreicht, der Kläger be⸗ 
hauptet aber, der Auszug ſei unvollſtändig, ſo erheben ſich 
wiederum Schwierigkeiten. Nach der in der Literatur herrſchenden 
zutreffenden Anſicht kann der Agent nicht die Vorlegung der 
Handelsbücher des Geſchäftsherrn zum Nachweiſe der Unvoll⸗ 
ſtändigkeit des Buchauszuges auf Grund des 8 45 HGB. ver: 
langen, da Vorausſetzung hierfür iſt, daß beſtimmte Be⸗ 
hauptungen aufgeſtellt werden, welche durch die Bücher bewieſen 
werden ſollen. Hierzu iſt der Agent aber ſehr häufig nicht in der 
Lage. Auch $ 810 BGB. hilft dem Agenten nicht, da die 
Handelsbücher lediglich Tatſachen und nicht ein zwiſchen ihm 
und dem Geſchäftsherrn beſtehendes Rechtsverhältnis beurkunden.“ 
Nun trifft allerdings meines Erachtens die Beweislaſt für die 
Vollſtändigkeit des Buchauszuges nicht den Agenten, ſondern den 
Geſchäftsherrn.?) Dieſer hat nach dem Sinne des § 91 HGB. 


Y) Abweichend von § 301 Abſ. 2 ZPO. (ef. Gaupp⸗Stein zu 
§ 254 ZPO. I Abſ. 2, Mot. S. 102, Prot. z. BGB. 2, 792 fl.). 

2) ef. Staub zu $ 91 HGB. 

2) So auch die Entſch. in KGBl. 1905, 64. 
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nicht nur einen Buchauszug überhaupt ohne Rückſicht auf Inhalt 
und Umfang, ſondern einen voll ſtändigen Auszug vorzulegen, 
welcher nicht nur die einzelnen proviſionspflichtigen Geſchäfte ſo 
genau nachweiſt, daß eine Berechnung der Proviſion möglich ift, 
ſondern auch alle in Frage kommenden Geſchäfte enthalten muß. 

Der beklagte Geſchäftsherr wird aber feiner Beweispflicht 
am bequemſten und zuverläſſigſten durch freiwillige Vorlegung 
ſeiner Bücher genügen. Indeſſen fehlt auch hier der Zwang 
zur Vorlegung der Bücher, durch welchen allein bei Weigerung 
des Geſchäftsherrn eine Feſtſtellung des Proviſionsanſpruchs 
möglich wäre. Legt der Geſchäftsherr ſie nicht vor, ſo wird 
zwar das Prozeßgericht die Aberzeugung gewinnen, daß der 
Buchauszug unvollſtändig iſt, aber es kann dennoch mangels hin⸗ 
reichender Unterlagen nicht zu einer ziffermäßigen anderweiten 
Fixierung des Proviſionsanſpruchs gelangen. Zu dem Schätzungs⸗ 
eide des 8 287 ZPO. werden nur in den ſeltenſten Fällen die 
Vorausſetzungen vorliegen. Einen erheblich erweiterten Schutz 
gegen eine dadurch begünſtigte Unredlichkeit des Geſchäftsherrn 
würde der Agent beiſpielsweiſe ſchon genießen, wenn man den 
8 260 BGB. in Verbindung mit 8 889 ZPO. auf die Ver 
pflichtung zur Vorlegung eines Buchauszuges analog anwendet, 
wie das Breit in ſeiner Abhandlung „Agent und Geſchäftsherr“ 
tut.“) Das Erfordernis des § 260 Abſ. 2 BGB. wird bei 
Nichtvorlegung der Bücher ſeitens des Geſchäftsherrn regelmäßig 
zu bejahen fein; die Klauſel des § 259 Abſ. 3 ib. aber iſt fo 
dehnbar gefaßt, daß ſie auf den Anſpruch des Agenten nicht 
angewendet zu werden braucht, es ſei denn, daß es ſich um 
ganz geringfügige Differenzen zwiſchen den Angaben dieſes 
und des Buchauszuges handelt. Die Zwangsmittel der 88 889, 
888, 902 ZPO. würden in den meiſten Fällen zur Leiſtung 
des Offenbarungseides ſeitens des Geſchäftsherrn und damit zur 
endgültigen Feſtſtellung des Proviſionsanſpruchs führen. Man 
wird ſich der von Breit vertretenen ausdehnenden Auslegung 
des 8 260 BGB. anſchließen dürfen, zumal da dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung allgemeiner von einem Inbegriff von „Gegenſtänden“ 
nicht Sachen ſpricht, ſo daß man an die Beſchränkung des 
„Sach“ begriffs auf körperliche Sachen (8 90 BGB.) ſich 
nicht zu binden braucht. Unter „Gegenſtänden“ verſteht das 


BGB. auch an anderen Stellen (88 434, 581) „Sachen und 


Rechte “.?) Den Bedürfniſſen des Verkehrs aber wird durch 
jene Auslegung in weitem Maße Rechnung getragen. 

II. Hat der Agent die Rolle des Beklagten, iſt er 
etwa nach Auflöſung des Agenturvertrages verklagt auf Rück⸗ 
zahlung von zuviel erhaltener Proviſion oder — bei beſtandener 
Inkaſſovollmacht — auf Herauszahlung vereinnahmter Gelder, 
ſo kann er dieſem Anſpruch ſeinerſeits gleich hohe oder höhere 

) Breit — zitiert bei Kaufmann, Handelsrechtl. Rechtipr. 1905 
S. 50, 51 — führt aus, daß die Geſamtheit der dem Agenten gegen 
den Geſchäftsherrn zuſtehenden Proviſionsanſprüche eine auf einem 
gemeinſamen Verpflichtungsgrunde beruhende Mehrheit von Ver⸗ 
mögensgegenſtänden darſtelle, alſo einen Inbegriff im Sinne des 
BGB. § 260; der Geſchäftsherr ſei daher zur Vorlegung eines Ber: 
zeichniſſes des Beſtandes dieſer Anſprüche verpflichtet; der Buchauszug 
des § 91 HGB. ſei dieſes Verzeichnis, und der Geſchäftsherr ſei 
ſomit unter den Vorausſetzungen des BGB. § 260 Abſ. 2 zur Leiſtung 
des Offenbarungseides verpflichtet. 

e) ef. Eck, Vorträge I, 523. 
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Probiſionsanſprüche entgegenſetzen unter Vorbehalt der ziffer⸗ 
mäßigen Berechnung derſelben bis zu der von ihm zu be⸗ 
antragenden Vorlegung eines Buchauszuges ſeitens des Klägers. 
Denn was § 254 ZPO. für den Fall der Klage geſtattet, 
muß ſinngemäß auch für die Geltendmachung des Anſpruchs 
durch Widerklage oder Kompenſationseinrede gelten. 

Will der beklagte Agent nur aufrechnen, alſo die Kom⸗ 
penſationseinrede erheben, ſo kann die Streitfrage, ob der 
Käger den Buchauszug vorzulegen hat oder nicht, als „Zwiſchen⸗ 
ſreit“ im Sinne des 5 303 ZPO. behandelt, und es kann 
über dieſelbe durch Zwiſchenurteil entſchieden werden. 

Da dieſes Zwiſchenurteil aber nicht ſelbſtändig durch 
Rechtsmittel anfechtbar und mithin nicht rechtskraftfähig und 
vPollſtreckbar iſt, jo führt es zu keinem praktiſchen Ergebnis. 
Der Beklagte würde trotz des die Verpflichtung des Klägers 
zur Vorlegung des Buchauszuges ausſprechenden Urteils, falls 

a Kläger ſich weigerlich hielte, die Vorlegung nicht erzwingen, 
Des mithin die tatſächlichen Unterlagen für die Berechnung feines 
Froviſionsanſpruchs ſich nicht verſchaffen können, und er müßte 
E weil ihm eben der Beweisantritt gemäß 8 421 380. 
(Antrag auf Vorlegung der Handels bücher des Klägers) wegen 


‚u der tatſächlichen Unmöglichkeit, beſtimmte Behauptungen aufs 


Bezug 


ud juftellen, gleichfalls abgeſchnitten iſt — ſofort nach dem Klage⸗ 
antrage verurteilt werden unter Abweiſung der Gegenforderung 
wegen mangelnder Subſtantiierung (cf. 8 322 Abſ. 2 ZPO.). 


| = Zweckmäßiger erſcheint es deshalb, daß der Beklagte fofort 


Widerklage erhebt auf Vorlegung eines Buchauszuges und 

Q uf Feſtſtellung — fofern er nur aufrechnen will — einer 
gleich hohen Proviſions⸗ Gegenforderung vorbehaltlich der 
ditierung des Betrages oder — ſofern er einen Überſchuß 
= muöbezahlt verlangt — auf Auszahlung des nach dem Buch⸗ 
2 aukſuge ſich für ihn ergebenden Uberſchuſſes über die Klage⸗ 
„ faderung. In dieſem Falle kann der Kläger zur Vorlegung 
— des Buchauszuges gemäß 8 304 ZPO. durch ein der Rechts⸗ 
haft und Vollſtreckung fähiges Zwiſchenurteil verurteilt werden, 

5 und das weitere Verfahren geftaltet ſich alsdann wie im Falle I. 


Zu Auslegung des § 166 Abi. 2 und § 207 
Abſ. 2 ZERO. 


Von Landrichter C. Methner, Breslau. 


Eine Partei, die gegen ein noch nicht zugeſtelltes Urteil 
des Landgerichts Berufung einlegen will, reicht durch einen 
beim Oberlandesgericht zugelaſſenen Anwalt die Berufungs⸗ 
(ri und eine Ausfertigung des Urteils I. Inſtanz mit je 
ener beglaubigten Abſchrift bei dem Gerichtsſchreiber des Ober⸗ 
lubesgerichts ohne die Erklärung ein, ſelbſt einen Gerichts⸗ 
bollzeher mit der Zuſtellung beauftragen zu wollen. Der 
Gerichtsſchreiber beauftragt einen Gerichtsvollzieher mit der 
Zustellung beider Schriftſtücke, und dieſer führt den Auftrag 
merhalb zweier Wochen nach der Einreichung bei dem Gerichts- 

ordnungsmäßig aus, indem er den Rechtsanwalt des 
ufungsklägers in der Zuſtellungsurkunde als die Perſon 
begicnct, für welche zugeſtellt werden ſoll. Bei der nach 
engen Monaten ſtattfindenden mündlichen Verhandlung bean⸗ 
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tragt die Gegenpartei, die bald nach Empfang der ihr zugeſtellten 
Schriftſtücke eine nochmalige Zuſtellung des Urteils herbeigeführt 
hatte, die Berufung als unzuläſſig zu verwerfen, indem ſie die 
Gültigkeit der Berufungseinlegung mit folgender Ausführung 
bekämpft: 

1. Die vom Berufungskläger herbeigeführte Urteils⸗ 
zuſtellung ſei nicht ordnungsmäßig erfolgt, da er ſich 
zur Beauftragung des Gerichtsvollziehers der Ver⸗ 
mittlung des Gerichtsſchreibers bedient habe, obwohl 
die Vorausſetzungen des § 166 Abf. 2 Satz 2 ZPO. 
in Anſehung der Urteilszuſtellung nicht vorgelegen 
hätten. Mindeſtens ſei zur Vermittlung des Zu⸗ 
ſtellungsauftrages in dieſem Falle nicht der Gerichts⸗ 
ſchreiber des Oberlandesgerichts, ſondern derjenige 
des Landgerichts zuſtändig geweſen. 

2. In dem hier vorliegenden Falle des $ 207 Abſ. 2 
ZPO. gelte die Berufungsſchrift als mit der Ein⸗ 
reichung bei dem Gerichtsſchreiber zugeſtellt, während 
für die Urteilszuſtellung eine Zurückdatierung auf den 
Zeitpunkt der Einreichung bei dem Gerichtsſchreiber 
ausgeſchloſſen ſei. Die Berufungseinlegung ſei daher 
nach $ 516 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. wirkungslos. 

Wie iſt der Fall zu entſcheiden? 

Es fol zunächſt auf das aus § 207 Abſ. 2 ZPO. ent⸗ 
nommene Bedenken gegen die Wirkſamkeit der Berufungs⸗ 
einlegung eingegangen werden. Der 8 207 Abſ. 2, welcher 
folgendermaßen lautet: 

Wird ein Schriftſatz, deſſen Zuſtellung unter Vermitt⸗ 

lung des Gerichtsſchreibers erfolgen ſoll, innerhalb einer 

Friſt von zwei Wochen nach der Einreichung bei dem 

Gerichtsſchreiber zugeſtellt, ſo tritt, ſofern durch die 

Zuſtellung eine Notfriſt gewahrt wird, die Wirkung der 

Zuſtellung bereits mit der Einreichung ein, 

erweckt durch ſeine Wortfaſſung den Anſchein, als ſollten die 
Wirkungen eines zur Wahrung einer Notfriſt beſtimmten Schrift⸗ 
ſatzes, der dem Gerichtsſchreiber zur Vermittlung der Zuſtellung 
eingereicht und innerhalb einer Friſt von 2 Wochen nach der 
Einreichung zugeſtellt wird, in zwei voneinander verſchiedenen 
Zeitpunkten eintreten, nämlich die Wahrung der Notfriſt im 
Zeitpunkte der Einreichung, alle anderen Wirkungen im Zeit⸗ 
punkte der Zuſtellung. Danach würde eine Berufung, zu deren 
Einlegung ſich der Berufungskläger der Vermittlung des Ge⸗ 
richtsſchreibers bedient, ſoweit es ſich um die Frage der recht⸗ 
zeitigen Einlegung handelt, als mit der Einreichung der Be⸗ 
rufungsſchrift bei dem Gerichtsſchreiber, ſoweit es ſich um andere 
Fragen — z. B. um die Wahrung der Friſt des § 520 ZBD. 
oder um die Erledigung der Hauptſache vor der Einlegung des 
Rechtsmittels (8 99 Abſ. 1 ZPO.) — handelt, als mit der 
Zuſtellung der Berufungsſchrift an den Gegner eingelegt gelten. 
Wäre dieſe Auffaſſung zutreffend, ſo möchte der Zweifel, ob 
nicht im vorliegenden Falle die Berufungseinlegung wirkungslos 
ſei, eine gewiſſe Berechtigung haben. Allein der § 207 Abſ. 2 
erfordert eine andere, von ſeinem Wortlaut etwas abweichende 
Auslegung. Hätte er die Bedeutung, daß ſchon die Einreichung 
des Schriftſatzes bei dem Gerichtsſchreiber die Notfriſt wahrt, 
und daß dieſe Wirkung der Einreichung nur in Wegfall kommt, 
wenn der Schriftſatz nicht innerhalb einer Friſt von 2 Wochen 
13 * 
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nach der Einreichung zugeſtellt wird, ſo müßte man der zwei⸗ 
wöchigen Friſt einen ſelbſtändigen, von der zu wahrenden Not⸗ 
friſt unabhängigen Charakter zugeſtehen. Dies hätte wiederum 
zur Folge, daß die Friſt, da ſie im Geſetze nicht ausdrücklich 
als Notfriſt bezeichnet iſt, nach der zwingenden Vorſchrift des 
§ 223 Abſ. 3 ZPO. der Eigenſchaft einer ſolchen ermangelte, 
daß ſie mithin durch Vereinbarung der Parteien verlängert 
werden könnte, daß ihr Lauf durch die Gerichtsferien gehemmt 
würde und daß gegen ihre Verſäumung keine Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand ſtattfände (Kuttner in der 33 P. 32, 261). 
Nun haben aber bei Beratung der Zivilprozeßnovelle vom 
17. 5. 1898 in der Kommiſſion und im Plenum des Reichs⸗ 
tages die Vertreter der verbündeten Regierungen den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß die in Nr. 48 des Entwurfs (dem ſpäteren 
Abſ. 2 des § 207) vorgeſehene Friſt von 2 Wochen wie eine 
Notfriſt zu behandeln ſei, und der Reichstag hat ſich dieſer 
Auffaſſung dadurch angeſchloſſen, daß er es, trotz der gegen die 
Anſicht der Regierungsvertreter laut gewordenen Zweiſel, unter⸗ 
laſſen hat, die Friſt ausdrücklich als Notfriſt zu bezeichnen 
(Hahn⸗Mugdan: Die geſamten Materialien zu den Reichsjuſtiz⸗ 
geſetzen 8 S. 319 f., 482 f.). Es muß alſo ſchon den verbündeten 
Regierungen und der Mehrheit des Reichstages eine Auslegung 
des 8 207 Abſ. 2 vorgeſchwebt haben, die es ermöglicht, die 
zweiwöchige Friſt als Notfriſt zu behandeln, ohne daß ſie im 
Geſetz als ſolche bezeichnet iſt. Mit dem 5 223 Abſ. 3 läßt 
ſich aber, wie Kuttner a. a. O. S. 260 f. zutreffend ausführt, 
die Behandlung der zweiwöchigen Friſt des § 207 Abſ. 2 als 
Notfriſt nur dadurch in Einklang bringen, daß man ſie nicht 
als ſelbſtändige Friſt, ſondern lediglich als Fortſetzung derjenigen 
Notfriſt anſieht, die durch die Zuſtellung des bei dem Gerichts⸗ 
ſchreiber eingereichten Schriftſatzes gewahrt werden ſoll. Bei 
dieſer Auslegung erhält $ 207 Abſ. 2 allerdings einen Sinn, 
der in den Geſetzesworten nur unvollkommen zum Ausdruck 
gelangt und den man wohl beſſer durch folgende Faſſung des 
Geſetzes wiedergegeben hätte: 


Wird ein zur Wahrung einer Notfriſt dienender Schrift⸗ 


ſatz, deſſen Zuſtellung unter Vermittlung des Gerichts⸗ 
ſchreibers erfolgen ſoll, vor Ablauf der Notfriſt bei dem 
Gerichtsſchreiber eingereicht, ſo gilt eine innerhalb zweier 
Wochen nach der Einreichung erfolgende Zuſtellung des 
Schriftſatzes noch als Einhaltung der Notfriſt. 
In dieſem Sinne faßt auch das Reichsgericht in ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung vom 28. 6. 1900 (JW. S. 654“) den § 207 Abſ. 2 
auf, indem es bemerkt, er enthalte eine Verlängerung der 
Zuſtellungsfriſt dergeſtalt, daß dieſe erſt mit Ablauf von 
2 Wochen nach der Einreichung bei dem Gerichtsſchreiber beendet 
ſei. Bei der hier vertretenen Auslegung des § 207 Abſ. 2 
kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß in dem oben mit⸗ 
geteilten Falle die Einlegung der Berufung nicht auf den Zeit⸗ 
punkt der Einreichung der Berufungsſchrift bei dem Gerichts⸗ 
ſchreiber, ſondern erſt auf den Zeitpunkt der Zuſtellung fällt, 
daß alſo die Berufung nicht vor Zuſtellung des Urteils ein⸗ 
gelegt iſt. 

Es fragt ſich alſo nur noch, ob etwa die Urteilszuſtellung 
für unwirkſam zu erachten iſt, weil ſie unter Vermittlung des 
Gerichtsſchreibers des Oberlandesgerichts erfolgte. Dieſe Frage 
dürfte zu verneinen fein. Daß 8 166 Abſ. 1 ZPO. für die 
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Gültigkeit der Zuſtellung nicht eine unmittelbare Erteilung des 
Zuſtellungsauſtrages durch die Partei oder ihren Prozeß bevoll⸗ 
mächtigten erfordert, daß vielmehr der Zuſtellungsauftrag dem 
Gerichtsvollzieher durch Vermittlung eines Dritten, insbeſondere 
eines Gerichtsſchreibers, erteilt werden kann, hat ſchon das 
Reichsgericht in einem Beſchluſſe vom 20. 11. 1900 (JW. 
S. 8501, RG. 47, 397 ff.) aus zutreffenden Gründen an⸗ 
genommen. Der § 166 Abſ. 2 hat daher nicht die Bedeutung, 
daß eine Beauftragung des Gerichtsvollziehers unter Vermittlung 
des Gerichtsſchreibers nur in den dort beſtimmten zwei Fällen 
zu einer gültigen Zuſtellung führt; er bedeutet vielmehr nur, 
daß der Gerichtsſchreiber außerhalb der Fälle des 8 166 Abſ. 2 
die Vermittlung eines Zuſtellungsauftrages ablehnen und, wenn 
er fie dennoch übernimmt, nicht gemäß 8 196 3P O. unmittelbar 
die Poſt um Bewirkung der Zuſtellung erſuchen darf. Ob der 
den Zuſtellungsauftrag vermittelnde Gerichtsſchreiber derjenige iſt, 
welcher beim Vorliegen eines der in 8 166 Abſ. 2 bezeichneten 
Fälle zur Vermittlung zuſtändig wäre, iſt von dem hier ver⸗ 
tretenen Standpunkt aus für die Gültigkeit der Zuſtellung be⸗ 
langlos. Die Zuſtellung eines landgerichtlichen Urteils iſt ſomit 
nicht deswegen unwirkſam, weil der Gerichtsſchreiber des Ober⸗ 
landesgerichts den Zuſtellungsauftrag vermittelt hat. Zweifel 
könnten vielleicht noch darüber entſtehen, ob im vorliegenden 
Falle der Gerichtsſchreiber als ermächtigt anzuſehen iſt, einen 
Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung des Urteils zu beauftragen. 
Daß der Berufungskläger bei Einreichung der Berufungs⸗ 
ſchrift und der Urteilsausfertigung nicht erklärt hat, ſelbſt 
einen Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung beauftragen zu 
wollen, hatte nach 8 168 ZPO. nur zur Folge, daß der Gerichts⸗ 
ſchreiber mit der Zuſtellung der Berufungsſchrift einen Gerichts⸗ 
vollzieher zu beauftragen hatte. Um den Gerichtsſchreiber zur 
Beauftragung eines Gerichtsvollziehers mit der Urteilszuſtellung 
zu ermächtigen, bedurfte es einer beſonderen Erklärung des 
Berufungsklägers oder ſeines Prozeß bevollmächtigten. Die 
Erklärung kann indeſſen durch ſchlüſſige Handlungen erſetzt 
werden, und eine ſolche dürfte darin zu finden ſein, daß der 
Berufungskläger der eingereichten Urteilsausfertigung eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift beigefügt hat, die nach Lage der Sache nur 
den Zweck haben konnte, bei der vom Gerichtsſchreiber zu ver⸗ 
mittelnden Zuſtellung des Urteils Verwendung zu finden. Nach 
den in dem Urteile des Reichsgerichts vom 1. 2. 1887 (RG. 
17, 412 ff.) ausgeſprochenen Grundſätzen würde übrigens der 
Berufungskläger die vom Gerichtsſchreiber für ihn herbeigeführte 
Urteilszuſtellung auch nachträglich noch mit rück wirkender Kraft 
genehmigen können. 

Nach alledem iſt die Berufungseinlegung im vorliegenden 
Falle für gültig zu erachten. 


Zur Vertretung des Fiskus. 
Ein Vorſchlag de lege ferenda. 
Von Juſtizrat Reichmann in Beuthen, Oberſchleſien. 
Die Frage, welche Behörde im einzelnen Rechtsfalle be⸗ 
rufen iſt, den Fiskus zu vertreten, iſt häufig ſchwer zu beant⸗ 
worten. Die Zahl der zur Vertretung berufenen Behörden iſt 
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eine große, ebenſo die Zahl der Geſetze und Verordnungen, die 
die Zuſtändigkeit der fiskaliſchen Behörden regeln. Dazu kommt, 
daß ſolche Geſetze und Verordnungen von Zeit zu Zeit Ande⸗ 
rungen erfahren, und daß immer wieder neue Veröffentlichungen 
nötig werden, welche die zuſtändigen Behörden beſtimmen. 

Daß bei ſolchem Zuſtande die Rechtſprechung bis in die 
höchfte Inſtanz wiederholt mit der Frage beſchäftigt wird, 
welche fiskaliſche Behörde im einzelnen Falle zuſtändig iſt, darf 
nicht Wunder nehmen. Bei ſolchem Zuſtande kann auch nicht 
ausbleiben, daß ſeitens des Recht ſuchenden Pubikums bei der 
Bezeichnung der fiskaliſchen Behörde vielfach Fehler vorkommen. 
Die Folgen derartiger Fehler können ſehr ernſte ſein. Mir iſt 
bekannt, daß ein Maurermeiſter, der aus Anlaß eines ihm von 
dem Militärfiskus übertragenen Feſtungsbaues klagte, wegen 
umichtiger Bezeichnung der dieſen Fiskus vertretenden Behörde 
in letzter Inſtanz abgewieſen wurde und hierdurch eine 
Vermögenseinbuße erlitt, die zu ſeinem Vermögensverfall 


Wie groß die Unſicherheit auf dem erörterten Gebiete iſt, 
dürfte die Tatſache illuſtrieren, daß es eine fiskaliſche Behörde 
gibt, die in gedruckten Formularen mitteilt, daß fie nicht richtig 
bezeichnet worden iſt. 

Auf Einzelheiten einzugehen, iſt hier nicht der Ort. Ich 
lann mir aber nicht verſagen, auf die überaus praktiſchen und 
zahlreichen Fälle der Pfändungen von Gehältern und ſonſtigen 
Bezügen der verſchiedenen Klaſſen von Beamten, Lehrern uſw., 
ſovie der Pfändungen der Anſprüche auf Rückzahlung von 
Deamtenkautionen hinzuweiſen. Bei derartigen Pfändungs⸗ 
anträgen die richtige Behörde ausfindig zu machen, welche den 
Fülus als Drittſchuldner vertritt, iſt auch für den erfahrenen 
Praktiker zumeiſt ein ſchweres Stück Arbeit, namentlich wenn, 
was wohl der Regelfall, Eile geboten und vor Augen zu 
er. iſt, daß der beſſer berechtigt iſt, der zuerſt und richtig 
pfändet. 

Den geſchilderten Schwierigleiten und Unzuträglichkeiten 

lan nur dadurch abgeholfen werden, daß die Beantwortung 

der Frage, welche Behörde im einzelnen Falle den 

Fiskus zu vertreten berufen iſt, nicht, wie bisher, 

dem Recht ſuchenden Publikum überlaſſen, ſondern 

dem Fiskus ſelbſt übertragen wird. 

Die praktiſche Verwirklichung dieſes Gedankens ließe ſich 
meines Erachtens durch Erlaß von geſetzlichen Beſtimmungen 
nachſtehenden Inhalts erzielen: 

1. Es werden „Vertretungsämter“ geſchaffen und zwar 
ein Vertretungsamt für den Reichsfiskus, je eines für 
den Fiskus jedes Einzelſtaates. 

Eine Zuſtellung an den Fiskus kann außer an die 
zu ſeiner Vertretung berufene Behörde auch in der 
Weiſe erfolgen, daß das zuzuſtellende Schriftſtück 
nebſt dem Geſuche um Zuſtellung an die zuſtändige 
Behörde bei dem Vertretungsamte eingereicht wird. 
Mit dem Eingange beider Schriftſtücke bei dem Ver⸗ 
tretungsamte gilt die Zuſtellung als erfolgt. Das 
Vertretungsamt hat dem Antragſteller den Eingang 
zu beſtätigen und gleichzeitig oder ſpäterhin bekannt⸗ 
zugeben, an welche Behörde das zuzuſtellende Schrift⸗ 
ſtück abgegeben iſt. 


— 
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3. Soll eine Klage gegen den Fiskus erhoben werden, 
fo kann der Kläger die Klage“) dem Vertretungs⸗ 
amte mit dem Antrage überreichen, die zur Ver⸗ 
tretung des Fiskus in dem Rechtsſtreite berufene 
Behörde zu bezeichnen. Die daraufhin von dem Ver⸗ 
tretungsamte zu bezeichnende Behörde iſt zur Ver⸗ 
tretung des Fiskus berufen. 

Auf Anträge, die gegen den Fiskus gerichtet oder 
gegenüber dem Fiskus geſtellt werden, finden die 
Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes entſprechende 
Anwendung. 

Die Vorſchläge zu 1 bis 3 ſollen nur in groben Zügen 
Grundſätze für die Löſung des zur Erörterung ſtehenden Problems 
zum Ausdruck bringen. Die Ausgeſtaltung im einzelnen, bei 
welcher politiſche Rückſichten und Zweckmäßigkeitsgründe maß⸗ 
gebend ſein werden, muß ſelbſtverſtändlich den hierfür zuſtändigen 
Organen überlaſſen bleiben. 

Nur eine Frage möchte ich zum Schluſſe noch anſchneiden. 
Es wird zu erwägen ſein, ob die zu 2 als fakultativ vor⸗ 
geſchlagene Zuſtellungsart nicht als obligatoriſch für alle Zu⸗ 
ſtellungen an fiskaliſche Behörden — ausgenommen natürlich 
die im anhängigen Verfahren zu bewirkenden Zuſtellungen — 
eingeführt werden könnte. Das würde den Vorteil haben, daß 
die Zentralbehörde in einfachſter Weiſe von allen Rechts⸗ 
angelegenheiten, bei denen der Fiskus paſſiv beteiligt iſt, ſofort 
Kenntnis erlangt. Demgegenüber würden allerdings eine 
weſentlich erhöhte Arbeitslaſt des Vertretungsamtes und viel⸗ 
leicht noch andere nachteilige Folgen in Betracht kommen, die 
ich nicht zu überſehen vermag. 


Zur Frage der Beſeitigung des § 244 StPO. 


habe ich folgende Geſchichte aus meinem Leben beizutragen: 

Ein nicht ungebildeter Kleinkaufmann hatte ſich mit der 
Lehre vom tieriſchen Magnetismus beſchäftigt und war dazu 
gelangt, magnetiſiertes Waſſer herzuſtellen, das er als Heil⸗ 
mittel für 1 4 die Flaſche verkaufte, nicht verhehlend, daß es 
nichts als reines Waſſer, aber mit ſeinem (geſunden) Körper 
(der Handfläche) in intenſive Berührung gebracht und deshalb 
heilbringend ſei. Theoretiſch beruht dieſe Methode auf der 
früher auch in ärztlichen Kreiſen anerkannten, jetzt allerdings 
allgemein aufgegebenen Lehre von der Lebenskraft; ſo wie 
es anſteckende Krankheiten gibt, ſo hat auch, ſo behauptet die 
magnetiſche Lehre, der geſunde Körper die Kraft, ſeine Geſundheit 
auf andere zu übertragen; und dies geſchieht u. a. durch Ver⸗ 
mittlung des magnetiſierten, d. i. mit der Lebenskraft eines 
geſunden Körpers erfüllten Waſſers. 

Man mag über dieſe Vorſtellungen denken, wie immer: 
das wird man zugeben müſſen, daß ſie lange nicht das Tollſte 
find, was Mediziner und Quaſi⸗ Mediziner von jeher erdacht 
haben. Zudem iſt der Heilmagnetismus — um ſolchen handelt 
es ſich hier — eine ſehr bekannte und von einigen Arzten auch 
anerkannte Methode; er beſitzt eine ernſt zu nehmende Literatur, 
und bekannt ſind die magnetiſchen Heilanſtalten, an denen viel⸗ 


5) Selbſtverſtändlich vor Einreichung an das bei Nichtkenntnis 
der zuſtändigen Behörde meiſt auch unbekannte zuſtändige Gericht. 
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fach Arzte beſchäftigt find. Wer alſo magnetiſiertes Waſſer 
verkauft, muß nicht notwendig ein Betrüger ſein. 

Unſer Mann wurde jedoch wegen Betrugs angeklagt und 
in erſter Inſtanz freigeſprochen, weil der Kreisarzt zugab, daß 
magnetiſiertes Waſſer in gewiſſen Fällen heilkräftig wirken 
könne. In zweiter Inſtanz aber erklärte das Medizinalkollegium 
dies für unrichtig, die Theorie der Lebenskraft für heute all⸗ 
gemein verworfen. Obwohl es nun nicht auf die Richtigkeit 
dieſer Theorie, ſondern auf den guten Glauben des Angeklagten 
ankam, gegen dieſen guten Glauben aber nichts vorgebracht 
war, ſo erging doch ein Urteil auf Strafe. 

Wenn der Beſtrafte wirklich der Überzeugung war, ein 
wirkſames Heilmittel in Händen zu haben, ſo wird man zugeben, 
daß der Verlauf dieſes Prozeſſes nicht ſehr geeignet war, ihn 
vom Gegenteil zu überzeugen. Daß die mediziniſche Wiſſenſchaft 
ſeine Theorien verwarf, konnte für ihn nichts beweiſen — behaupten 
doch dieſe Art Heilkünſtler, im bewußten Kampfe mit der medi⸗ 
ziniſchen Wiſſenſchaft zu ſtehen. Zudem war in der Zwiſchen⸗ 
zeit auch eine mediziniſche Autorität — wenn ich nicht irre, 
Nußbaum in München — öffentlich für das magnetiſierte 
Waſſer eingetreten. Auch mochte er glauben, einige neue beweis⸗ 
kräftige Fälle von Heilung beobachtet zu haben. Kurz, er be⸗ 
gann aufs neue das Waſſer zu verkaufen und wurde aufs neue 
unter Anklage geſtellt. Ich, nunmehr ſein Verteidiger, wies 
aus Büchern und Zeitſchriften nach, daß Arzte und ſogar 
mediziniſche Autoritäten für die Heilkraft des Waſſers einträten, 
berief mich auf das ärztliche Gutachten aus der erſten Inſtanz 
des Vorprozeſſes und beantragte umfangreiche Beweisaufnahmen 
über die Beobachtungen, die Angeklagter über die Heilwirkungen 
des Waſſers gemacht — alles zu dem Zwecke, ſeinen guten 
Glauben nachzuweiſen. Es nutzte alles nicht: die Beweis⸗ 
aufnahmen wurden abgelehnt, der Angeklagte verurteilt. 

Ich legte Berufung ein und brachte weiteres Material bei: 
zahlreiche Zeugen, die ſich durch das Waſſer geheilt glaubten 
und dieſe ihre Überzeugung dem Angeklagten zu erkennen ge⸗ 
geben hätten, Zeugen, daß Angeklagter ſeine Verwandten, ſeine 
Mutter, ſeine eigene Frau mit magnetiſiertem Waſſer behandelt 
und ſtets in der verſchiedenſten Weiſe und im intimſten 
Kreiſe ſeiner unerſchütterlichen Aberzeugung von der Heilkraft 
ſeines Waſſers Ausdruck gegeben habe — kurz, ich brachte ein 
Beweismaterial bei, deſſen Ablehnung, wie ich in dem Antrage 
auch ſagte, völlig unmöglich ſein mußte, zumal für das Gegen⸗ 
teil, für die Bösgläubigkeit des Angeklagten, nicht die Spur 
eines Beweiſes vorgebracht war. Aber das Unglaubliche ge⸗ 
ſchah: die Anträge wurden abgelehnt. 

Zufällig hatte der Angeklagte die Mittel, die Zeugen auf 
eigene Koſten zu laden: einige indeſſen hatte ich nicht geladen, 
ſondern geſtellt. In der Hauptverhandlung beſchloß das Gericht, 
zwar die geladenen Zeugen zu vernehmen — das mußte es ja —, 
die geſtellten dagegen nicht, obwohl dieſe ebenſo wichtige Be⸗ 
kundungen machen ſollten, vertagte übrigens, um einen Be⸗ 
laſtungszeugen von Amts wegen zu laden, der ganz unerhebliche 
Dinge ausſagen ſollte. 

Zu dem neuen Termine lud ich natürlich meine ſämtlichen 
Zeugen vor. Mit ſichtlichem Mißbehagen prüfte der Vorſitzende 
die Ladungen und ſchritt dann zur Vernehmung. Die Leitung der 
Verhandlung ſtand unter einer Voreingenommenheit, wie ſie 


M4. 1909. 
ſelbſt uns daran gewöhnten Anwälten ſelten vorkommt. Es 
war aber auch kaum auszuhalten, daß ſämtliche Zeugen — einige 
zwanzig an der Zahl — den Angeklagten in der gröblichſten 
Weiſe entlaſteten. Daß einwandfreie Perſonen von Heilungen 
berichteten, die an das Wunderbare grenzten, daß der gute 
Glaube des Angeklagten auf das deutlichſte hervortrat, am 
unwiderleglichſten wohl bei der Entbindung ſeiner Frau, wo er, 
nachdem lange vergeblich auf den Arzt gewartet worden war, 
ſich entſchloß, von ſeinem magnetiſierten Waſſer Gebrauch zu 
machen und damit, nach dem treuherzigen Bericht der Hebamme, 
ſofort die gewünſchte Förderung herbeiführte. Mit gerechter 
Entrüſtung erwiderte ein Zeuge, der Entlaſtendes ausgeſagt 
hatte und deshalb angeſchnauzt wurde: 

Ich denke, daß ich hier auszuſagen habe, was ich weiß! 

Daß der Verlauf der Verhandlung den Staatsanwalt nicht 
abhielt, die Verurteilung zu beantragen, wunderte mich weiter 
nicht. Aber neugierig war ich doch, ob das Gericht dieſem 
Antrage entſprechen würde. Für ausgeſchloſſen konnte ich das 
nicht halten nach dem Verhalten des Vorſitzenden, das von 
einigen Beiſitzern gebilligt zu werden ſchien. Aber andrerſeits — 
eine Verurteilung bei dieſem Sachverhalt wäre einer Rechts⸗ 
beugung gleichgekommen. Sie war bei deutſchen Richtern un⸗ 
möglich. Und ſie iſt denn auch nicht erfolgt. Der Angeklagte 
wurde freigeſprochen, und in der ſchriſtlichen Begründung fand 
ſich eine eingehende Würdigung der Zeugenausſagen und die 
ausdrückliche Bemerkung, daß der von der Verteidigung an⸗ 
gebotene Beweis zu der Freiſprechung habe führen müſſen. 

Und eben dieſer Beweis war vorher dreimal — jedesmal 
von verſchiedenen Richtern — abgelehnt worden, und er würde 
nicht erhoben worden ſein, wenn das Geſetz nicht das Mittel 
geboten hätte, das Gericht dazu zu zwingen. Seit jener Zeit 
halte ich den §S 244 für ein Palladium unſerer Rechtsordnung, 
das um keinen Preis aufgegeben werden darf. 
Weißler, Halle a. S. 


Exiſtiert in Preußen trotz Art. VJ der Verfaſſungs⸗ 
urkunde ein Zwangsgeſtellungsrecht der Polizei⸗ 
behörden? 

Von Rechtsanwalt v. Holtum, Geilenkirchen. 


Die perſönliche Freiheit iſt gewährleiſtet. Die Bedingungen 
und Formen, unter welchen eine Beſchränkung derſelben, ins⸗ 
beſondere eine Verhaftung zuläſſig iſt, werden durch das Geſetz 
beſtimmt. 

(Art. V der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat 
vom 31. Januar 1850.) 

Das am 12. Februar 1850 ergangene Geſetz zum Schutze 
der perſönlichen Freiheit iſt das Geſetz, welches dieſe Bedingungen 
und 1 normiert: 

1. „Die Verhaftung einer Perſon darf nur kraft eines 
ſchriftlichen, die Beſchuldigung und den Beſchuldigten beſtimmt 
bezeichnenden richterlichen Befehls bewirkt werden, welcher bei 
der Verhaftung oder ſpäteſtens im Laufe des folgenden Tages 
dem Beſchuldigten zugeſtellt werden muß; der Feſtgenommene 
iſt ſofort dem anordnenden Richter vorzuführen; 
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2. die vorläufige Ergreifung und Feſtnahme einer Perſon 
lan ohne richterlichen Befehl nur in beſtimmt bezeichneten 
Ausnahmefällen erfolgen; 

3. die Polizeibehörden und die Beamten der gerichtlichen 
Polizei uſw. find befugt, Perſonen zum eigenen Schutze oder zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sittlichkeit, Sicherheit und 
Ruhe in polizeiliche Verwahrung zu nehmen.“ 

Die RStPO. hat durch die SS 112 bis 133 dieſe Sätze 
formell gemäß 8 6 EG. erſetzt, inhaltlich beſtätigt. 

(Olshauſen, Strafrecht Bd. I S. 431 Note 196.) 

„Das Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
bildet das ſtaatsrechtlich notwendige Korrelat des Geſetzes zum 
Schutze der perſönlichen Freiheit. 

Die den Polizeibehörden nach den bisherigen Geſetzen 
zuſtehende Exekutionsgewalt wird durch die vorſtehenden Be⸗ 
fimmungen nicht berührt. (uſw.)“ 

J. 

Zum erſten Male begegnen wir hier der den Polizeibehörden 
juſtehenden Exekutionsgewalt; fie wird als beſtehend vorausgeſetzt. 

Was iſt „Exekutionsgewalt“: Ihren Sitz hat dieſelbe in 
Art. 45 PrVul. „Dem Könige allein ſteht die vollziehende 
Gewalt zu. Er ernennt und entläßt die Miniſter. Er befiehlt 
die Verkündigung der Geſetze und erläßt die zu deren Aus⸗ 
führung notwendigen Verordnungen.“ Mithin iſt die Exekutive die 
Staatsgewalt als ſolche, inſoweit fie die Ausführung der Geſetze und 
der gefegmäßigen Anordnungen bezweckt und zum Gegenſtande hat. 

Ausfluß der dem Könige zuſtehenden vollziehenden Gewalt 
if die den Staatsbehörden übertragene Exekutionsgewalt, deren 
Inhalt und Umfang durch die ſtaatlichen Organiſationsgeſetze 
beſtimmt und ausgeübt wird. ö 

Immer findet dieſe ordnungsmäßige Exekution ihrem 
Begriffe gemäß aber nur da ſtatt, wo es ſich um Polizei oder 
Steuerſachen handelt und wo entweder der Rechtsweg ausge⸗ 
ſchloſſen oder wo eine proviſoriſche oder adminiſtrative Voll⸗ 
ſrecung bis zur Entſcheidung im Rechtswege zugelaſſen iſt. 
(Säulße I. c. 273.) 

Was den geſetzlich gegebenen Gegenſtand der polizeilichen 
Vorſchriſten anlangt, fo ift dieſer durch die SS 6ff. des Polizei⸗ 
berwaltungsgeſetzes genau beſtimmt. § 6 1. c. 

Durch die Kreisordnungen und durch das Geſetz über die 
allgemeine Landesverwaltung iſt in den 88 136 bis 145 das 
Polizeiverordnungsrecht der Zentralbehörden und der unteren 
Juſtanzen unter Zugrundelegung des Polizeiverwaltungsgeſetzes 
vom 11. März 1850 näher beſtimmt worden, während in den 
89 132 1. c. die Regierungspräſidenten, Landräte, Ortspolizei⸗ 
behörden ufto. für berechtigt erklärt find, die von ihnen in Aus⸗ 
übung der obrigkeitlichen Gewalt, worunter nach dem Erkennt⸗ 
nie des OVG. vom 14. Oktober 1882 (Entſch. 9, 61) nur 
die von ihnen in Ausübung der Staatshoheit in der allgemeinen 
Landesverwaltung erlaſſenen, zu verſtehen find, getroffenen, durch 
ihre geſetzliche Befugniſſe gerechtfertigten Anordnungen durch 
Anwendung der näher bezeichneten Zwangsmittel durchzuſetzen. 


II. 
„We ſich ergibt, iſt die in der Überſchrift geftellte Frage 
inſoweit zu bejahen, als jede Polizeibehörde als ſolche zufolge 
des 9 20 des Geſetzes vom 11. März 1850 in Verbindung 
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mit 8 132 des Landesverwaltungsgeſetzes berechtigt iſt, ihrer 
obrigkeitlichen Gewalt entſpringende Anordnungen durch unmittel⸗ 
baren Zwang durchzuſetzen. | 

Verſchieden davon iſt die Frage, ob dieſes adminiſtrative 
Geſtellungsrecht auch Ausdehnung erleidet auf dem Gebiete der 
Zivil⸗ oder Kriminalrechtspflege, insbeſondere auf dem Gebiete 
der gerichtlichen Polizei d. h. der Geſamtheit aller polizeilichen 
Tätigkeiten, welche ſich auf ein bereits geſchehenes Vergehen, 
ſeine Entdeckung und Verfolgung beziehen, während die ganze 
übrige Tätigkeit der Polizei, welche es mit der Abwendung 
drohender Gefahren zu tun hat, in dieſem Sinne als admini⸗ 
ſtrative Polizei erſcheint. (Schultze Pr StR. 2, 526.) 

Schon hieraus allein ergibt ſich mit logiſcher Notwendigkeit, 
daß der Rechts⸗ und Gewaltkreis dieſer Beamten nimmermehr 
ein größerer ſein kann, als derjenige der Staatsanwaltſchaft, 
aus welcher er, ſei es auf Grund generellen, ſei es auf Grund 
ſpeziellen Mandats, abgeleitet wird. 

Die Beantwortung der eingangs geſtellten Frage hängt 
daher für das Gebiet des für die Staatsanwaltſchaft der 
Hauptſache nach allein in Betracht kommenden Strafprozeßrechte, 
ausſchließlich davon ab, ob der Staatsanwaltſchaft nicht nur 
das Recht zuſteht, behufs Erforſchung des Tatbeſtandes einer 
angeblich begangenen ſtrafbaren Handlung Privatperſonen vor⸗ 
zuladen, ſondern auch die Macht zuſteht, dieſe Vorladung durch 
Zwangsmittel durchzuſetzen, mit anderen Worten, ob ihr das 
ſogenannte Zwangsgeſtellungs⸗ oder Siſtierungsrecht zuſteht. 

Dieſe Frage muß aber verneint werden, ſoweit nicht im 
Sinne des § 125 StPO. ein zur Erlaſſung eines Haftbefehls 
rechtfertigender Grund und außerdem Gefahr im Verzuge vor⸗ 
handen iſt, oder im Sinne des § 127 Abſ. 2 die Vorausſetzungen 
eines Haftbefehls gegeben ſind und obwaltende Gefahr im Ver⸗ 
zuge die vorläufige Feſtnahme rechtfertigt. (S 128 StPO.) 

Zwar beſtimmen die 88 158 und 159 StPO. gewiſſe 
Rechte der Staatsanwaltſchaft, das ſogenannte Erforſchungsrecht. 

Daß indeſſen dieſes Erforſchungsrecht nicht das Zwangs⸗ 
geſtellungsrecht in ſich ſchließt, ergibt ſich in autoritativer Weiſe 
aus der Entſcheidung des RG. 9, 433 ff. 

„Dieſe Erwägung, welcher, wie aus der Gegenüberſtellung 
der beiden Anſichten erhellt, der Satz zugrunde liegt, daß 
durch die StPO. die Verpflichtung, Zeugnis abzulegen nicht 
bloß gegenüber den Gerichten und einzelnen richterlichen Beamten, 
ſondern in gleicher Weiſe gegenüber den Polizeibehörden und 
Polizeibeamten als eine allgemeine Rechtspflicht anerkannt und 
geſetzlich feſtgeſtellt ſei, wird von der Beſchwerdeführerin, unter 
weiterer Ausführung des im Urteile erwähnten Vorbringens, 
mit Recht als rechtsirrtümlich bezeichnet. Die StPO. hat im 
Abſchn. 6 Buch I 88 48 ff. zwar nicht mit ausdrücklichen 
Worten den Umfang der Zeugnispflicht feſtgeſtellt, wohl aber 
die Auffaſſung erkennbar gemacht, von welcher hierbei der Ge⸗ 
ſetzgeber ausgegangen iſt. 

In erſter Linie gelangt in dieſer Beziehung in Betracht, 
daß die Pflicht zum Zeugniſſe, d. h. zur Befolgung ordnungs⸗ 
mäßig ergangener Ladung durch Erſcheinen vor der in der 
Ladung bezeichneten Behörde, ſowie durch Auskunftserteilung 
in eine untrennbare Verbindung gebracht iſt mit dem Rechte 
der Behörde, die Erfüllung dieſer Pflicht gegen den Vorgeladenen 
zu erzwingen; in § 50 Abſ. 1 und in $ 69 Abſ. 1, 2 find die 
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Mittel angegeben, durch welche der ordnungsmäßige geladene, 
aber ungehorſame Zeuge zu Leiſtung ſeiner Pflicht angehalten 
oder ſeines Ungehorſams halber beſtraft werden kann. Durch 
dieſen unmittelbaren Zuſammenhang beider Momente iſt zum 
Ausdrucke gebracht, daß, nach der Anſicht des Geſetzgebers, 
ſoweit die Beſtimmungen der StPO. als die ausſchließlich maß⸗ 
gebende Norm in Betracht kommen, die Pflicht zum Zeugniſſe 
nicht weiter gehen ſoll, als wie das Recht reicht, die Erfüllung 
derſelben durch die im Geſetze angegeben Mittel zu erzwingen, 
daß alſo da, wo ein ſolches Zwangsrecht im Geſetze nicht be⸗ 
gründet iſt, auch eine Pflicht, ſich vernehmen zu laſſen, nicht beſteht. 

Nun iſt aber die Befugnis, die nachgelaſſenen Zwangs⸗ 
und Strafmittel in Anwendung zu bringen, in § 50 Abſ. 3 
und in 8 69 Abſ. 3, von der Spezialvorſchrift über die Militärs 
perſonen abgeſehen, ausdrücklich nur richterlichen Beamten bei⸗ 
gelegt. Aber aus der StPO. läßt ſich nicht wie die Vorinſtanz 
meint, eine Zeugniszwang der Polizeibehörden, eine Pflicht, ſich 
als Zeuge vor dieſen Behörden vernehmen zu laſſen, oder an⸗ 
fragenden Beamten derſelben Rede und Antwort zu ſtehen, 
ableiten. Es iſt für dieſe Auffaſſung noch geltend zu machen, 
daß die StPO. in 8 159 die Pflicht, der Staatsanwaltſchaft 
auf ihr Verlangen Auskunft zu erteilen, zwar allen öffentlichen 
Behörden, nicht aber auch den Privatperſonen auferlegt hat. 
Auch aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes iſt Abweichendes 
nicht zu entnehmen.“ 

Dieſelben Grundſätze ſpricht das RG. aus in Bd. 2, 282 ff. 

Wie ſich aus der in dem letztzitierten Urteile enthaltenen 
Bezugnahme auf SS 158/159, 160 StPO. ergibt, faßt das 
RG. das von ihm hier Geſagte auch offenbar ganz allgemein 
auf, d. h. es beſchränkt den Ausſpruch nicht nur auf die Vor⸗ 
ladung von Zeugen, bringt ſie vielmehr auch auf die Vorladung 
eines Beſchuldigten zur Anwendung, wie dieſes ja übrigens 
a fortiori nicht anders ſein kann. 

Die Entſcheidung des RG. 4, 332 ff. ſteht dem nicht ent⸗ 
gegen, wenn auch ſcheinbar allerdings ein abweichender Ausſpruch 
zuzugeben iſt. 

Indeſſen bei näherer Betrachtung des letzterwähnten Urteils 
ergibt ſich, daß das RG. ſich hier in Wirklichkeit nicht mit dem 
Siſtierungsrechte auf dem Gebiete der gerichtlichen, ſondern 
vielmehr der adminiſtrativen Polizei hat beſchäftigen wollen und 
ausſchließlich beſchäftigt hat. (Sittenpolizei uſw.) 

Es handelt ſich in dem betreffenden Falle um die ſo⸗ 
genannte Sittenpolizei, um die Kontrolle einer Proſtituierten. 

Von der Erforſchung einer angeblichen ſtrafbaren Handlung 
im Sinne der 88 158 und 159 StPO. war dabei zunächſt 
gar keine Rede. 

Unter den bekannteren Strafrechtspraktikern ſpricht ſich 
lediglich Oppenhoff (StGB. f. d. D. R. § 341 S. 682 Note 6) 
in dem diesſeits vertretenen Sinne mit den Worten aus: 

„Mit Rückſicht auf die „die perſönliche Freiheit gewähr⸗ 
leiſtenden“ Verfaſſungsvorſchriften iſt eine Freiheitsberaubung 
nur inſoweit ſtatthaft, als fie vom Geſetze ausdrücklich zugelaſſen 
wird. In betreff der Befugniſſe der Pr. Polizeibehörden, ihre 
Anordnungen durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel 
durchzuſetzen“, vgl. Von. v. 26. Dez. 1808 8 48; Reg.⸗Inſtr. 
v. 23. Okt. 1817 8 11; A. K. O. v. 31. Dez. 1829; 
Von. v. 2. Jan. 1849 8 38; Pol.⸗Geſ, v. 11. März 1850 
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§ 20; Bon. für die neuen Provinzen v. 20. Sept. 1867 8 18 
(GS. S. 1582); Kreis⸗Ordn. f. d. ſechs öſtl. Provinzen vom 
13. Dez. 1872 58 79 ff. (GS. S. 681); vgl. Oppenhoff 
Reſſortgeſ. ſ. 182, n. 514, ſ. 541, n. 41 kontra Z. I 25. März 
1870, Z. I 15. April 1874 (R. d. O. XI. 198; XV. 227). 

Für die neuen ſowie für die ſechs öſtlichen Provinzen iſt 
dagegen jene Befugnis auch den Kreis-, Amts⸗ und Orts⸗ 
polizeibehörden zuerkannt durch zitierte VO. v. 20. Sept. 1867 
8 18 und Kreis⸗Ordn. v. 13. Dez. 1872 8 79. 

Daß Oppenhoff hier nur die den Polizeibehörden zuſtehende 
adminiſtrative Zwangsgewalt, keineswegs aber die Funktionen 
als Organ der gerichtlichen Polizei im Auge hat, ergibt ſich 
einerſeits aus den dem Abſ. 1 8 79 der Kreis⸗Ordn. vom 
13. Dez. 1832 genau angepaßten Eingangsworten, andererſeits 
aber aus der Zitierung der Kreis⸗Ordn. zum Schluß ſeiner 
Ausführungen, erſt recht aber aus der Anführung der Ver⸗ 
ordnung von 1808 und der Regierungsinſtruktionen von 1817, 
welche lediglich die Ausübung der allgemeinen Landesverwaltung 
zum Gegenſtande haben. 

(OVG. 14. Okt. 1882, 9, 61.) 

Olshauſen (StGB. f. d. D. R.) ſpricht ſich zu 5 341 
StGB. über die Frage nicht näher aus, ſcheint aber allerdings 
auch auf ſtrafprozeſſualen Gebieten Anordnungen der Staats⸗ 
anwaltſchaft und deren Hilfsbeamte für zuläſſig zu halten, 
indeſſen ergibt ſich materiell das Gegenteil aus den von ihm 
zitierten Beſtimmungen (8 239, 235, 370, 427, 489 StqpO.). 

Wenn gleichwohl die Staatsanwaltſchaft und die Behörden 
und Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes das Recht 
der Zwangsgeſtellung für das ganze Gebiet der Strafjuſtiz in 
Anſpruch nehmen und auch ausüben, ſo liegt darin offenbar 
eine ernſte und weittragende Verneinung des Art. V der 
preußiſchen Verfaſſungsurkunde und des mit ihr im innigſten 
Zuſammenhange ſtehenden Geſetzes zum Schutze der perſönlichen 
Freiheit. Denn alle Rechtsgarantien, wie ſie letztere Geſetze 
und die SS 112, 132 StPO. in Anſehung der Verhaftung 
und der vorläufigen Feſtnahme normieren, werden damit in 
Wirklichkeit mehr oder minder für ein gar nicht zu überſehendes 
Gebiet illuſoriſch gemacht. An Stelle des Geſetzes als Grund 
und Norm jeder Beſchränkung der perſönlichen Freiheit tritt 
damit ſchließlich das ſubjektive Ermeſſen jedes Amtmannes, 
Bürgermeiſters, Orts⸗ oder Gutsvorſtehers. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. bis 30. Januar 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. ö 

1. 8138 BGB. Iſt eine Vereinbarung: „dem Schuldner 
alles zu nehmen, was er hat“, unfittlih?] 

Es kann nicht anerkannt werden, daß der Vertrag vom 
28. Auguſt 1906 wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 


*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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nichtig ſei, inſoweit er der Klägerin das Recht einräume, dem 
Bellagten „alles zu nehmen, was er hat, ſelbſt ſolche Sachen, 
die geſetzlich nicht gepfändet werden können“. Abgeſehen von 
der Frage, ob und inwieweit ein Tatbeſtand dieſer Art vor⸗ 
liegt, und was aus einer teilweiſen Nichtigkeit des Vertrags 
folgen würde, ſteht kein fittliches Gebot der rechtsgeſchäftlichen 
Veräußerung auch ſolcher Sachen entgegen, deren Pfändung 
der Eigentümer widerſprechen könnte, oder deren Pfändung 
ſelbſt ohne ſolchen Widerſpruch unzuläſſig iſt; nur beſondere 
Umſtände des Einzelfalls, wie ſie hier nicht behauptet ſind, 
könnten eine abweichende Beurteilung begründen. Auch auf 
ſeiten der Klägerin fehlte es an Umſtänden, auf Grund deren 
der Erwerb der Sachen als den guten Sitten widerſprechend 
zu erachten wäre; insbeſondere iſt weder behauptet, noch der 
Sachlage zu entnehmen, daß etwa der Tatbeſtand eines wuche⸗ 
riſchen Geſchäfts (8 138 Abſ. 2 BGB.) vorliege, wie denn 
auch die Reviſion ſich lediglich auf die Vorſchrift des 8 138 
Abſ. berufen hat, die aber eben auch in ihrer Allgemeinheit 
auf den gegebenen Tatbeſtand nicht zutrifft. Z. c. H., U. v. 
29. Dez. 08, 53/08 VII. — Hamburg. | 

2. 88 254, 276, 278 BGB. Verſchulden beim Betreten 
einer nicht erleuchteten Treppe.] 

Der Einwand der Reviſion, daß die Beklagte bei der Aus⸗ 
wahl der Portiersfrau die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet habe, iſt unerheblich, weil der Schadenserſatzanſpruch 
des Klaͤgers auf dem zwiſchen ihm und dem Beklagten abs 
eſchloſſenen Mietvertrag geſtützt wird, und die Beklagte nach 
9 278 BGB. ein Verſchulden der Perſonen, deren fie ſich zur 
Erfüllung ihrer Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfange zu 
bertreten hat, wie eigenes Verſchulden. Ein Verſchulden der 
Portiersfrau iſt aber mit Recht angenommen worden, weil fie 
gegen acht Uhr abends bemerkt hatte, daß die Gaslampe trüber 
brannte, als beim Anzünden am Nachmittag, und fie daher ihre 
Verpflichtung, für die ordnungsmäßige Beleuchtung der Treppe 
bis zehn Uhr abends zu ſorgen, vernachläſſigte, indem fie ſich 
nicht weiter um die Beleuchtung bekümmerte. Dieſes Verſchulden 
der Portiersfrau iſt aber ſehr gering; denn wenn ſie auch mit 
der Möglichkeit zu rechnen hatte, daß die Flamme noch weiter 
an Leuchtkraft verlieren und ſogar erlöſchen könne, ſo war doch 
andererſeits die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß die Leucht⸗ 
kaft wieder zunehmen oder wenigſtens nicht weiter abnehmen 
werde. Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß dem Kläger ein 
lberwiegendes Verſchulden zur Laſt fällt. Er behauptet, daß er 
— die Treppe zu ſeiner Wohnung hinaufſteigend — auf dem 
arten Treppenabſatz zu Fall gekommen, die erſten ſechs bis 
Neben Stufen hinuntergeſtürzt ſei und ſich hierdurch die feſt⸗ 
geßelten Verletzungen: einen Armbruch, einen inneren Schädel⸗ 
bruch und eine Gehirnerſchütterung zugezogen habe. Daß die Treppe 
ſcadhaft oder in irgendeiner anderen Beziehung nicht ordnungs⸗ 
mäßig beſchaffen geweſen fei, iſt nicht feſtgeſtellt und vom Kläger 
nicht behauptet worden. Der Kläger war daher beim Hinauf⸗ 
Reigen auf der ihm bekannten Treppe auch bei Dunkelheit einer 
Gefahr nicht ausgeſetzt, wenn er die erforderliche Aufmerkſamkeit 
anendete. Iſt der Sturz nicht durch einen Schwächeanfall des 
Mögers oder durch einen fonftigen Zufall verurſacht worden, 
wofür die Beklagte nicht zu haften hätte, ſo muß der Kläger 
die eforderliche Vorſicht außer acht gelaſſen haben. Dieſer 
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Mangel an Vorſicht hat dann nach den Umſtänden des Falles 
zur Herbeiführung des Abſturzes in erheblicherer Weiſe bei⸗ 
getragen, als die infolge vorzeitigen Erlöſchens der Gas flammen 
eingetretene Dunkelheit. Dem Kläger fällt aber auch weiter ein 
Verſchulden deshalb zur Laſt, weil er unterlaſſen hat, ſich ein 
Licht zu verſchaffen, obwohl er dies zu der Zeit, als er in das 
Haus eintrat — etwa 9¼ Uhr abends —, wenn nicht im 
Hauſe ſelbſt, ſo doch in der Nachbarſchaft leicht hätte erhalten 
können. N. c. S., U. v. 22. Dez. 08, 163/08 III. — Berlin. 

3. 88 387, 410, 855, 935, 938 BGB. Beſitzdiener⸗ 
eigenſchaft von Angeſtellten? Unmöglichkeit der Erfüllung 
wegen Verarbeitung von Stoffen; Aufrechnungseinwand trotz 
nicht erfolgter Herausgabe einer Abtretungsurkunde.] 

K. ſandte an die Klägerin 2 Partien von je 55 Ballen 
Baumwollenabfälle von 10082 bzw. 10 128 kg; erſtere Partie 
ſollte für ihn eingelagert werden, die andere war für B. & M. 
beſtimmt. Die Klägerin lagerte beide Partien bei einer Lager⸗ 
haus⸗A.⸗G. Die Firma B. & M. verkaufte ihre Partie an D. 
und dieſer erſuchte die Klägerin um Überſendung an die Beklagte. 
Infolge einer Verwechſelung erhielt letztere die für K. ein⸗ 
gelagerte Sendung und verarbeitete die Abfälle. Klägerin 
befriedigte den K. wegen ſeiner Anſprüche und klagte gegen die 
Beklagte auf Herausgabe, ſpäter auf Zahlung. Beklagte 
beantragte Klagabweiſung und erklärte, daß ſie, falls ſie zum 
Schadenserſatz verpflichtet fein ſollte, mit den 3100,42 & aufs 
rechnen wolle, die ſie am 24. Oktober 1906 für die Ballen auf 
Weiſung ihres Verkäufers gezahlt habe, und weiter mit dem 
ihr von D. abgetretenen Anſpruch auf Erſatz des dieſem durch 
die Verwechſelung entſtandenen Schadens, für den Klägerin auf⸗ 
kommen müſſe. Das OLG. hat die Beklagte zur Zahlung von 
4612,30 & verurteilt. Das RG. hob auf: I. Beim Mangel 
jeglicher für eine anderweite Annahme ſprechender tatſächlicher 
Angaben hat der Berufungsrichter ohne Rechtsverſtoß in dem 
Bodenmeiſter und den Packern keine Willensorgane der Aktien⸗ 
geſellſchaft geſehen, keine Perſonen, die auch nur im beſchränkteſten 
Umfang berechtigt geweſen wären, für ſie Rechtshandlungen 
vorzunehmen, ſondern nur unter ſtändiger Aufficht und Leitung 
ſtehende, unſelbſtändige Werkzeuge, deren die Willensorgane der 
Geſellſchaft ſich zur Vornahme beſtimmter mechaniſcher Dienſt⸗ 
leiſtungen, wie die des Einlagerns und des Verladens beſtimmter 
Waren, bedienten. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob derartige 


Perſonen überhaupt über die in den Lagerräumen der Geſellſchaft ; 


lagernden Waren eine tatſächliche Gewalt ausübten, ob fie über⸗ 
haupt als „Beſitzdiener“ im Sinne des $ 855 BGB. anzuſehen 
find, denn jedenfalls iſt der Auffaſſung des Berufungsrichters 
beizutreten, daß ein durch ein anweiſungswidriges, dem ausdrück⸗ 
lichen Willen der Vertreter der Geſellſchaft widerſprechendes 
Handeln dieſer Perſonen bewirktes Hinaustreten von Waren 
aus dem tatſächlichen Machtbereich der Geſellſchaft als ein 
„Abhandenkommen“ im Sinne des 8 935 zu betrachten iſt. 
Die Willensorgane der Geſellſchaft wollten die tatſächliche 
Gewalt an den Ballen 1886 aufgeben, dementſprechend waren 


Bodenmeiſter und Packer angewieſen, dieſe Ballen zur Verladung 


zu bringen; die Hinausſchaffung der Ballen S. J. J. lag außer⸗ 
halb des Willens der Vertreter der Geſellſchaft, zu ihr war 
dem Bodenmeiſter und den Packern eine Anweiſung oder Er⸗ 


mächtigung in keiner Weiſe erteilt. Die Ballen S. J. J. ſind 
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hiernach im Sinne des § 938 der Geſellſchaft abhanden 
gekommen. Die Beklagte haftet auf Erſatz des Wertes der 
von ihr nach dem 27. Oktober 1906 verarbeiteten Ballen, weil 
fie ſelbſt, trotz des Verlangens der Klägerin, die aus Verſehen 
in ihren Beſitz gelangten Ballen herauszugeben, durch die fort⸗ 
geſetzte Verarbeitung die Unmöglichkeit, die ihr obliegende Leiſtung 
der Zurückgabe der Ballen zu erfüllen, ſchuldhaft herbeigeführt 
hat. II. Soweit Beklagte kraft eigenen Rechts einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch zwecks Aufrechnung erhoben hatte, und dieſer 
Anſpruch als unbegründet abgewieſen iſt, iſt die Entſcheidung 
des Berufungsrichters von der Reviſion nicht angegriffen und 
läßt einen Rechtsverſtoß nicht erkennen. Dagegen iſt der 
Berufungsrichter auf die von der Beklagten als Zeſſionarin 
des D. erhobene Forderung auf Erſatz des dieſem durch die 
unrichtige Aus führung des der Klägerin erteilten Verſendungs⸗ 
auftrages erwachſenen Schadens gar nicht näher eingegangen, 
er hat vielmehr der von der Beklagten erklärten Aufrechnung 
ſchon deshalb jede rechtliche Bedeutung abgeſprochen, weil die 
Beklagte die ihr über die Abtretung ausgeſtellte, bei den Akten 


befindliche Urkunde der Klägerin nicht ausgehändigt habe 


und infolgedeſſen in Ermangelung einer von D. der Klägerin 
erſtatteten Abtretungsanzeige „die ihr gebührende Leiſtung nicht 
fordern“ könne. Die getroffene Entſcheidung kann jedenfalls 
deshalb nicht gebilligt werden, weil ſelbſt eine tatſächlich erfolgte 
Berufung der Klägerin auf das Leiſtungsverweigerungsrecht 
des 8 410 vorliegend die Zurückweiſung des Aufrechnungs⸗ 
einwands nicht zur Folge haben kann. Dieſer Paragraph 
beſtimmt, daß der Schuldner dem neuen Gläubiger gegenüber 
zur Leiſtung nur gegen Aushändigung einer Abtretungsurkunde 
verpflichtet iſt; er gibt dem Schuldner die Befugnis, ſeine 
Leiſtung ſo lange zu weigern, bis ihm die Abtretungsurkunde 
ausgehändigt wird. Dieſe Beſtimmung führt an ſich im Fall, 
daß ein Schuldner ſeinem Gläubiger gegenüber mit einer ihm 
abgetretenen Forderung aufrechnen zu wollen erklärt, dahin, 
daß jener, der in der durchgeführten Aufrechnung die geſchuldete 
Leiſtung erhalten würde, die dieſer nur gegen Aushändigung 
der Abtretungsurkunde zu gewähren braucht, ohne Aushändigung 
einer ſolchen Urkunde die Aufrechnung jedenfalls dann nicht 


rechtswirkſam erklären kann, wenn der abgetretene Schuldner 


dieſe Aushändigung fordert. Allein wie im Fall des § 410 
der neue Gläubiger die Abtretungsurkunde nur gegen Empfang 
der geſchuldeten Leiſtung herauszugeben braucht, ſo kann 
auch im Fall der Aufrechnung eine Herausgabepflicht nur dann 
beſtehen, wenn der neue Gläubiger die Gewißheit hat, durch 
die Aufrechnung Befriedigung wegen des ihm abgetretenen 
Anſpruchs zu erhalten, wenn der abgetretene Schuldner auch 
ſeinerſeits, wie im Fall des 8 410 durch die tatſächliche Be: 
wirkung der Leiſtung, ſo hier durch Anerkennung der Aufrechnung, 
zur Erfüllung ſich bereit zeigt. Wenn der Schuldner das 
Beſtehen der abgetretenen Forderung beſtreitet und damit 
erklärt, daß er ſeinerſeits dem neuen Gläubiger überhaupt nicht 
leiſten will, jo kann dieſem fo wenig wie bei einer Leiſtungs⸗ 
verweigerung im Fall des § 410 die Aushändigung der 
Abtretungsurkunde angeſonnen werden. Das Verlangen des⸗ 
jenigen Schuldners, der das Beſtehen der abgetretenen Forderung 
und ſchon aus dieſem Grund die Rechtswirkſamkeit der Auf⸗ 
rechnungserklärung beſtreitet, daß ihm die Abtretungsurkunde 
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nicht nur zum. Nachweis der Abtretung vorgelegt, ſondern ihm 
ſchon jetzt zu Eigentum ausgehändigt werde, daß alſo der neue 
Gläubiger ſchon jetzt trotz der Ungewißheit, ob er aus der 
Abtretung irgendwelche Leiſtung erhalten wird, den ſicheren 
Nachteil der Weggabe der Abtretungsurkunde auf ſich nehmen 
ſoll, erſcheint nach allgemeinen Grundſätzen ſo unbillig, daß es 
nur beim Vorliegen einer ausdrücklich dahingehenden geſetzlichen 
Beſtimmung als gerechtfertigt erſcheinen könnte. Eine ſolche 
ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung enthält das BGB. nicht. 
Hiernach beruht es auf einer rechtsirrigen Auffaſſung der im 
8 410 und in den 88 387 ff. BGB. gegebenen Vorſchriften, 
wenn der Berufungsrichter vorliegend, wo die Klägerin beſtritten 
hat, daß dem D. irgendwelcher Anſpruch auf Schadenserſatz 
erwachſen ſei, wo weiter die Beklagte die Abtretungsurkunde im 
Verhandlungstermin dem klägeriſchen Anwalt vorgelegt und ſie, 
nachdem dieſer ſie zurückgegeben hat, zu den Akten überreicht 
hat, die Aufrechnung ſchon allein deshalb als unzuläſſig ab⸗ 
weiſt, weil die Beklagte die Urkunde der Klägerin nicht aus⸗ 
gehändigt habe. B. e. Sp., U. v. 29. Dez. 08, 99/08 VII. 
— Dresden. 

4. 88 425, 426, 830, 840 BGB. verb. mit 8 367 Nr. 12 
StGB. — 88 74 Abſ. 3, 68 ZPO. Bedeutung der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe in einem Vorprozeſſe gegen den Nebeninter⸗ 
venienten, dem der Streit verkündet iſt. — Begriff einer ge⸗ 
fährlichen Anlage und Verpflichtung des Mieters zu Schutz⸗ 
vorrichtungen, mangelndes Verſchulden des Vermieters.] 

In der von P. betriebenen Bahnhofswirtſchaft ſtürzte S. 
in eine offenſtehende Kelleröffnung und wurde dadurch verletzt. 
S. hat den P. auf Schadenserſatz belangt und in dieſem Vor⸗ 
prozeſſe wurde P. verurteilt. Der damalige Beklagte hatte 
dem Eiſenbahnfiskus den Streit verkündet. Nunmehr hat die 
klagende Verſicherungsgeſellſchaft, bei welcher P. gegen Unfälle 
in ſeinem Gaſtwirtsbetriebe verſichert war, den Eiſenbahnfiskus 
auf Erſtattung von zwei Dritteilen der von ihr für P. bezahlten 
und weiter zu zahlenden Rentenbeträge mit der Behauptung in 
Anſpruch genommen, daß für den Unfall der Beklagte wegen 
der von ihm getroffenen Anlage der gefährlichen Kelleröffnung 
neben P., und zwar in noch höherem Maße als dieſer, ver⸗ 
antwortlich ſei. Klage, Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Das Berufungsgericht hat in Übereinſtimmung mit 
dem erſten Richter verneint, daß auch der beklagte Fiskus fahr⸗ 
läſſig die Geſundheit des S. verletzt habe. Gegen 8 367 Nr. 12 
StGB. habe der Beklagte nicht verſtoßen, weil die Kelleröffnung 
regelmäßig mit einer Tür verdeckt und außerdem durch die ſo⸗ 
genannte Theke hinreichend verwahrt geweſen ſei, durch die letztere 
inſofern, als die Reiſenden wußten, daß der Raum hinter 
der Theke nur für den Wirt beſtimmt ſei. Dem Beklagten 
könne auch nicht vorgeworfen werden, er habe die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt deshalb verletzt, weil er damit habe 
rechnen müſſen, daß die Kellertür geöffnet bleibe, während der 
Wirt im Keller, der Raum hinter der Theke unbeaufſichtigt 
und es daher möglich ſei, daß ein mit der Einrichtung Un⸗ 
bekannter aus irgendeinem Anlaß in die Nähe der Keller⸗ 
öffnung gerate. Durch Falltüren verdeckte Kellereingänge finde 
man häufig auf Straßen, in Häuſern, und insbeſondere in den 
Warteſälen der Bahnhöfe in dem dem Wirte vorbehaltenen 
Raum hinter dem Schanktiſche. Nach der Anſchauung des Ver⸗ 
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lehrs liege hierin nichts Gefährliches für das im Warteſaale 
berkehrende Publikum, weil angenommen werden dürfe, daß 
der Wirt bei Benutzung die Falltür hinter ſich ſchließe oder 
auf ſonſt eine Weiſe den Eingang verwahre. Davon habe 
auch der Beklagte ausgehen dürfen, als er für den Bahnhofs⸗ 
wirt jene Kelleröffnung einrichtete und es bei dieſer Einrichtung 
beließ. Sollte es auch richtig ſein, daß der Wirt P. den Be⸗ 
klagten um Anderung der Einrichtung mit der Begründung er⸗ 
ſucht habe, er halte dieſe für gefährlich, fo habe der Beklagte 
dieſe Aufforderung unbeachtet laſſen dürfen, weil P. die Bahn⸗ 
hofswirtſchaft mit jener Einrichtung gepachtet und damit die 
Sorge für eine ſolche Handhabung des Wirtſchaftsbetriebes 
übernommen hatte, welche eine Gefährdung anderer ausſchloß. 
Eine ſolche Handhabung ſei auch ohne Anderung der Anlage 
in verſchiedener Weiſe möglich geweſen, und der Beklagte habe 
ſie von ſeinem Pächter erwarten dürfen. Die Klägerin hatte 
geltend gemacht, im Vorprozeſſe S. gegen P. ſei die Ge⸗ 
fährlichkeit der fraglichen Anlage als ſolcher feſtgeſtellt 
worden und dieſe Feſtſtellung müſſe der Beklagte, dem damals 
von P. der Streit verkündet worden, gegen ſich gelten laſſen. 
Das, Berufungsgericht hat dieſe Auffaſſung, indem es dahin⸗ 
geſtellt gelten läßt, ob eine Streitverkündung rechtswirkſam 
erfolgt iſt, als unzutreffend verworfen: Wenn in den Urteilen 
des Vorprozeſſes die Anlage als gefährlich bezeichnet worden 
ſei, fo ſei damit über ein fahrläſſiges Verhalten des Eiſenbahn⸗ 
fiͤkus doch nicht entſchieden, vielmehr die Entſcheidung hierüber 
offen gelaſſen worden. Die Beſtimmung in § 74 Abſ. 3 und 
9 68 ZPO. ſei alſo hier nicht anwendbar. — Die Reviſion 
wendet ſich gegen dieſe Ausführung mit der Rüge, daß ſie 
gegen die erwähnten Geſetzesvorſchriften verſtoße. Dadurch, 
daß in den drei Urteilen des Vorprozeſſes die Anlage der 
Keleröffnung im Warteſaale als gefährlich bezeichnet, ins⸗ 
beſondere auch in dem Urteile des RG. ausgeſprochen ſei, „es 
möge ſein, daß wegen der gefährlichen Anlage an ſich, der im 
Boden des Warteſaales angebrachten Kelleröffnung nicht der 
Mirtſchaftspächter, ſondern der Eiſenbahnfiskus verantwortlich 
zu machen wäre“, werde ein ſchuldhaftes und zum Schadens⸗ 
erſatze verpflichtendes Verhalten des Beklagten feſtgeſtellt. — 
Die Rüge iſt nicht begründet. Davon kann zunächſt keine 
Rede fein, daß im Vorprozeſſe eine Entſcheidung darüber, ob 
der Eiſenbahnfiskus eine Schuld an dem Unfalle des S. 
trifft, in irgendeiner Weiſe ergangen wäre. Wenn man aber 
auch davon ausgeht, daß die in 8 68, 8 74 Abſ. 3 ZPO. dem 
Urteile beigelegte Wirkung gegenüber dem Nebenintervenienten 
beziehungsweiſe dem Streitbedrohten ſich über das Gebiet der 
formalen Rechtskraft hinaus auch auf die in den Entſcheidungs⸗ 
gründen feſtgeſtellten tatſächlichen und rechtlichen Grundlagen 
des Urteils erſtrecke (RG. 45, 353; 55, 239; JW. 02, 250°; 


Grachots Beitr. 50, 1048 ff.; 37, 1221, ſiehe jedoch 32, 728), 


ſo würde das doch im vorliegenden Falle nicht die von der 
Käägerin gewollte Anwendung jener Vorſchriften rechtfertigen. 
Es handelt ſich hier nicht um eine Feſtſtellung, auf welcher 
das frühere Urteil beruht, um ein Element der Entſcheidung 
in Vorprozeſſe. Die von der Reviſion hervorgehobene An⸗ 
führung in dem reichsgerichtlichen Urteile kommt hierfür über⸗ 
hupt nicht in Betracht; ſie hat nur die Bedeutung einer 
hypothetischen Erwägung, nicht diejenige einer Feſtſtellung. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 107 


Allerdings hatten der erſte und der zweite Richter angenommen, 
daß die Anlage der Kelleröffnung im Warteſaale an ſich ſchon 
eine fehlerhafte bzw. gefährliche ſei. Allein dieſe Tatſache 
bildete nicht eine notwendige Vorausſetzung für die im Vor⸗ 
prozeſſe ergangene Entſcheidung. Die Haftung des P. für den 
Unfall des S. iſt vielmehr nach Inhalt des Reviſionsurteils 
damit begründet worden, daß der damalige Beklagte bei ſeinem 
Wirtſchaftsbetriebe in dem Warteraum Einrichtungen und Ver⸗ 
anſtaltungen getroffen hätte, wodurch im Zuſammenhang mit 
der beſtehenden Kelleröffnung eine beſonders gefährliche Situation 
geſchaffen oder die vorhandene Gefährlichkeit erhöht worden 
war. — Eine Verletzung der mehrerwähnten Beſtimmungen der 
ZPO. kann man um fo weniger mit der Reviſion darin erblicken, 
daß das jetzige Berufungsurteil in der Lage der Kelleröffnung 
hinter der Theke einen die Schuld des beklagten Fiskus aus⸗ 
ſchließenden Umſtand findet. Nun wird von der Reviſion auch 
für den Fall, daß das Gericht in dem gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreit an die Enifcheidungen im Vorprozeſſe nicht gebunden 
war, die Richtigkeit der früheren Beurteilung hinſichtlich der 
Gefährlichkeit der Anlage verfochten. Indes iſt der Begriff 
einer gefährlichen Anlage oder Einrichtung ein weſentlich tat⸗ 
ſächlicher und immerhin relativer, wobei die Art und Weiſe 
der Benutzung oder Behandlung mit in Betracht kommt. Eine 
verſchloſſene oder zuverläſſig ſicher verwahrte oder ſtändig bes 
aufſichtigte Offnung iſt eben keine gefährliche Einrichtung, 
wogegen man ein Kellerloch, das nach der Geſtaltung des 
Verkehrs und den örtlichen oder Betriebsverhältniſſen voraus⸗ 
ſehbar öfters unverwahrt und unbewacht bleiben wird, wohl 
als eine, an ſich gefährliche Anlage bezeichnen könnte. Für den 
Tatbeſtand der Übertretung des § 367 Nr. 12 StGB. (eines 
Schutzgeſetzes im Sinne von § 823 Abſ. 2 BGB.) würde es 
darauf ankommen, ob an dem fraglichen Orte „Menſchen ver⸗ 
kehren“ und ob die Kelleröffnung dergeſtalt unverdeckt oder 
unverwahrt gelaſſen wurde, daß daraus Gefahr für andere 
entſtehen konnte. — Im vorliegenden Falle wäre es, wie jetzt 
feſtgeſtellt iſt, ſehr wohl möglich geweſen, die Kelleröffnung 
auch ſo, wie ſie angelegt war, dergeſtalt zu verwahren, daß die 
Gefahr eines Abſturzes ausgeſchloſſen war; und es fragt ſich 
nur, ob der beklagte Fiskus wegen Unterlaſſung einer ent⸗ 
ſprechenden Vorkehrung mit verantwortlich gemacht werden kann. 
Nach der tatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsurteils war 
die Kelleröffnung an ſich genügend verwahrt, um eine Ge⸗ 
fährdung der in den Warteräumen verkehrenden Perſonen aus⸗ 
zuſchließen. Den Winkel, in welchem die Offnung hinter der 
Theke liegt, hat der Verkehr des Publikums im Warteſaal 
oder zur Theke hin normalerweiſe nicht berührt, ſondern völlig 
umgangen. Hiernach und da, wie das Berufungsgericht feſt⸗ 
ſtellt, die Kelleröffnung lediglich für den Wirt beſtimmt, 
letzteres auch Dritten bekannt oder erſichtlich geweſen iſt, würde 
jener Winkel bei dem urſprünglichen Zuſtande wohl nicht einmal 
als ein „Ort an welchem Menſchen verkehren“, gelten können ; 
jedenfalls war es nicht ein Ort, an welchem von dem Eiſen⸗ 
bahnfiskus ein Verkehr für das Publikum eröffnet war oder 
unterhalten oder auch nur geduldet wurde. Erſt durch die 
Veranſtaltung des Wirtſchaftspächters P., nämlich durch den 
von dieſem in unmittelbarer Nähe der Kelleröffnung auf⸗ 
geſtellten Schaukaſten iſt die fragliche Stelle in den Ver⸗ 
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kehrsbereich gerückt und das Publikum veranlaßt worden, ihr 
nahezutreten. Dann aber war es auch allein ſeine Sache, 
den durch dieſe Veranſtaltung für Dritte geſchaffenen Gefahren 
vorzubeugen. Eine Fürſorge in dieſer Richtung war der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung nicht zuzumuten; ſelbſt dann nicht, wenn die 
Aufſtellung des Schaukaſtens mit ihrem Wiſſen geſchehen oder, 
wie Klägerin behauptet, von ihr geduldet worden war. Denn 
dies war zunächſt eine perſönliche Wirtſchaftsangelegenheit des 
P.; die von dieſem vorgenommene Einrichtung konnte an ſich 
nicht eine Erweiterung der dem Beklagten dritten Perſonen 
gegenüber obliegenden Verkehrspflichten bewirken. Aber auch 
dadurch wäre der Beklagte nicht ohne weiteres mit der Ver⸗ 
antwortlichkeit belaſtet worden, wenn ihn P. auf die beſtehende 
Gefährlichkeit hingewieſen und um Abhilfe erſucht hätte. Der 
Wirtſchaftspächter war, wie ſeſtgeſtellt iſt, in der Lage, von 
ſich aus durch einfache, ein Zutun des Beklagten nicht er⸗ 
fordernde Vorkehrungen, wie z. B. Anbringung einer Sperrkette, 
die Einrichtung ungefährlich zu machen. Aus dem Vertrags⸗ 
verhältniſſe zwiſchen P. und dem Eiſenbahnfiskus läßt ſich 
unter dieſen Umſtänden nichts zugunſten des Klageanſpruches 
ableiten. Soweit dieſer Anſpruch auf 8 426 BGB. geſtützt 
iſt, wäre allerdings, wie der Reviſion zuzugeben iſt, die 
(deliktiſche) Haftung des Beklagten dem dritten Verletzten 
gegenüber davon unabhängig, ob nach den Beſtimmungen des 
Pacht vertrages der Beklagte oder der Wirt P. für eine 
gefahrloſe Einrichtung aufzukommen hatte. Andererſeits könnte 
es ſich, falls eine Geſamtſchuldnerſchaft beſtände, wiederum 
fragen, ob eine Ausgleichungspflicht des Beklagten aus § 426 
BGB. nicht durch die vertragliche Regelung des inneren Vers 
hältniſſes ausgeſchloffen wäre, fofern hiernach dem Wirtſchafts⸗ 
pächter die Fürſorge wegen der betreffenden Einrichtung allein 
oblag. Indes nach dem Ausgeführten fällt dem Beklagten 
eine unerlaubte Handlung, wodurch er gemäß 88 830, 840 
Abſ. 1 BGB. Geſamtſchuldner geworden wäre, überhaupt nicht 
zur Laſt. Inſoweit aber, als der Klageanſpruch ſelbſtändig 
auf das Vertrags verhältnis zwiſchen dem Beklagten und P. 
gegründet werden ſollte, erſcheint dieſer, angeblich gleichfalls 
der Klägerin zedierte Anſpruch nach der vorſtehend erörterten 
Sachlage ohne weiteres als hinfällig. Der Pächter (Mieter) 
P. kann nicht den Beklagten auf Grund des Pachtvertrages 
wegen eines Schadens erſatzpflichtig machen, den er lediglich 
durch die im eigenen Intereſſe getroffene Veranſtaltung und die 
Unterlaſſung ihm allein in ſolchem Falle obliegender Schutz⸗ 
maßregeln ſelbſt herbeigeführt hat. S. c. Eiſenbahnfiskus, U. 
v. 21. Dez. 08, 857/07 VI. — Hamm. 

5. 8 460 BGB. Zum Begriff der groben Fahrläſſigkeit.] 

Der Kläger hat von dem Beklagten durch mündlich ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag im Dezember 1905 das im Grundbuch von 
St. Margarethen Bd. V Nr. 224 verzeichnete Grundſtück gekauft. 
Die Auflaſſung iſt am 27. März, die Eintragung des Klägers 
als Eigentümers am 28. März, die Übergabe am 1. Mai 1906 
erfolgt. Der Kläger hat auf den Kaufpreis von 4 000 4 
1600 & bezahlt und in Anrechnung auf denſelben zwei Hypo⸗ 
theken von 1 600 & und 800 & übernommen. Mit der Be: 
hauptung, das Grundſtück habe Mängel, die der Beklagte nach 
8 459 Abſ. 2 und teils auch nach S 459 Abſ. 1 BGB. zu 
vertreten habe, hat der Kläger Wandlung verlangt und be⸗ 


antragt: den Beklagten zu verurteilen 1., die Auflaſſung des 
Grundſtücks entgegen⸗ und das Grundſtück ſelbſt zurückzunehmen, 
2., den Kläger von den beiden Hypothekenforderungen von 
1 600 & und 800 & zu befreien; 3., an Kläger 1 600 & (nebſt 
Zinſen) zu zahlen. Der erſte Richter, die 3. ZK. des Königl. 
LG. in Altona, hat nach ſtattgehabter Beweisaufnahme durch 
Urteil vom 22. November 1907 die Entſcheidung von zwei dem 
Beklagten auferlegten Eiden (über die Nicht⸗Zuſicherung von 
Schwammfreiheit und die Nichtkenntnis von dem Vorhandenſein 
des Schwamms) abhängig gemacht. Auf die von dem Kläger 
eingelegte Berufung hat der I. ZS. des Königl. OLG. in Kiel 
am 26. März 1908 unter Abänderung des erſten Urteils den 
Beklagten dem Klageantrag gemäß verurteilt. Die Reviſion iſt 
zurückgewieſen: Der Berufungsrichter hat dem Wandlungs⸗ 
anſpruch des Klägers mit der Feſtſtellung ſtattgegeben, daß das 
von dem Beklagten dem Kläger verkaufte Haus zur Zeit des 
Aberganges der Gefahr (8 446 Abſ. 2 BGB.) mit einem den 
Wert oder die Tauglichkeit erheblich mindernden Fehler, nämlich 
mit Schwamm behaftet war (8 459 Abſ. 1, 8 462 BGB.). 
Den Einwand des Beklagten, dem Kläger ſei der Mangel in⸗ 
folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben (S 460 Abſ. 2 
BGB.) hat der Berufungsrichter mit der Begründung verworfen: 
Es würde, auch wenn der Schwamm ſchon im Dezember 1905, 
der Zeit des Abſchluſſes des Kaufgeſchäfts, vorhanden geweſen 
ſei, nicht anzunehmen ſein, daß der Schwamm dem Kläger in⸗ 
folge grober Fahrläſſigkeit entgangen ſei. Der Beklagte habe 
dem Kläger erklärt gehabt: es ſei ſchon drei Jahre her, daß 
der Schwamm in einem Zimmer geweſen ſei, der Fußboden 
ſei damals herausgenommen und durch einen neuen erſetzt worden, 
ſeit der Zeit habe der Beklagte nichts wieder von Schwamm 
vorgefunden. Der Vater des Beklagten habe bemerkt, man 
könne noch jetzt an den betreffenden damals entfernten Brettern 
ſehen, daß der Schwamm nicht ſchlimm geweſen ſei. Ein vor⸗ 
ſichtiger Käufer würde danach zwar vor dem Kaufabſchluſſe 
eine nähere Unterſuchung des Hauſes auf Schwamm vorgenommen 
oder durch einen Sachverſtändigen veranlaßt haben. Wenn der 
Kläger das aber unterlaſſen und ſich auf jene beruhigenden 
Außerungen verlaſſen habe, ſo ſei darin noch keine grobe 
Fahrläſſigkeit, keine grobe Außerachtlaſſung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt zu erblicken. Der Reviſionskläger hat 
gegenüber dieſen Feſtſtellungen und Ausführungen geltend ge⸗ 
macht: Der Berufungsrichter habe grobe Fahrläſſigkeit aus den 
von dem erſten Richter hervorgehobenen Umſtänden annehmen 
müſſen, daß nämlich der Beklagte den Kläger darauf hingewieſen 
gehabt habe, es ſei Schwamm vorhanden geweſen, daß er ihm 
Unterſuchung des Hauſes auf Schwamm unter Beſeitigung der 
Tapeten ausdrücklich freigeſtellt gehabt habe, daß der Kläger 
gelernter Maurer ſei. Es widerſpreche den Grundſätzen von 
Treu und Glauben, hier noch den Verkäufer haften zu laſſen. 
Die Rüge iſt nicht begründet. Es iſt nicht erſichtlich, daß der 
Berufungsrichter den Begriff der groben Fahrläſſigkeit verkannt, 
alſo darüber geirrt hat, daß grobe Fahrläſſigkeit dann vorliegt, 
wenn eine beſonders ſchwere Außerachtlaſſung der im Ver⸗ 
kehr erſorderlichen Sorgfalt ſtattgehabt und mit ganz be⸗ 
ſonderer Sorgloſigkeit verfahren worden iſt. Der Be⸗ 
rufungsrichter findet in dem Verhalten des Klägers eine 
Fahrläſſigkeit; er erachtet ſie nur bei der Lage der Sache 
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nicht für eine grobe. Ein Rechtsirrtum iſt darin nicht zu 
erblicken. Liegt aber grobe Fahrläſſigkeit nicht vor, fo kann 
auch ein Verſtoß des Klägers gegen Treu und Glauben in der 
Haftbarmachung des Beklagten für den Schwamm nicht gefunden 
werden. M. c. B., U. v. 5. Jan. 09, 285/08 II. — Kiel. 

6. 85 823 Abſ. 1, 826 BGB. Boykott. Grundſätze 
über einen ſolchen gegenüber Wirtſchaften.] 

Die Kläger betreiben in M. Schankwirtſchaſten, zu dieſen 
gehörten auch größere Säle; die Perſonen, die in den Wirt⸗ 
ſchaſten zu verkehren pflegten, gehörten überwiegend der Arbeiter: 
bevölkerung an. Als nach der Auflöſung des Reichstags im 
Winter 1906/07 von den verſchiedenen Parteien zur Vor⸗ 
bereitung der Neuwahlen Verſammlungen der Wahlberechtigten 
beranſtaltet wurden, trat der ſozialdemokratiſche Verein, der 
ſchon damals in M. beſtand, an die beiden Kläger mit dem 
Verlangen heran, die zu ihren Wirtſchaften gehörigen Säle 
der ſozialdemokratiſchen Partei zur Abhaltung von Wahl⸗ 
berſammlungen zu überlaſſen, er iſt aber mit keinem der Kläger 
zu einer Einigung hierüber gelangt. Infolgedeſſen erließ der 
Verein in der M.er Volkszeitung eine Bekanntmachung folgenden 
Inhalts: Der ſozialdemokratiſche Verein M. hat beſchloſſen, 
die Lokale des Herrn H. ſowie das Lokal J. zu boykottieren, 
peil dieſe Lokalitäten den anderen Parteien zu Verſammlungen 
überlaſſen werden, der ſozialdemokratiſchen Partei dagegen nicht. 
Dieſe Kundgebung hat den Klägern Anlaß gegeben zu einer 
Klage gegen den ſozialdemokratiſchen Kreisverein M., gegen 
Mitglieder des Vereinsvorſtandes und gegen den E., weil er im 
Februar 1907 für den Inſeratenteil der M.er Volkszeitung 
berantwortlich geweſen ſei. Gegen ihn wird die Klage noch 
darauf geſtützt, daß in dieſer Zeitung auch eine Kundgebung 
des Gewerkſchaftskartells M. im Inſeratenteil veröffentlicht 
wotden iſt, nach welcher dieſes Kartell in Übereinſtimmung mit 
den ſozialdemokratiſchen Verein ebenfalls beſchloſſen hatte, die 
bezeichneten Wirtſchaften der Kläger zu boykottieren; als Grund 
hiezu war angegeben, daß die Kläger ihre Lokalitäten anderen 
Organisationen zu Verſammlungen überließen, dagegen nicht 
den Gewerkſchaftskartell. Der von den Klägern geftellte An⸗ 
tag ging dahin: die Beklagten als Geſamtſchuldner zu ver⸗ 
urteilen, den über die Wirtſchaften der Kläger verhängten 
Boykott aufzuheben und die Aufhebung in der Mer Volks⸗ 
zeitung belanntzumachen, ferner dem Kläger H. 2000 , dem 
Kläger J. 1000 u Schadenerſatz zu bezahlen. Daneben war 
beantragt, den Beklagten unter Strafandrohung zu verbieten, 
den Boykott bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des an⸗ 
heſtrengten Prozeſſes anderweit zu veröffentlichen. Das OLG. 
hat die Klage abgewieſen; die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Dit Recht iſt das OLG. davon ausgegangen, daß der die 
Unterlage der Klage bildende Beſchluß des beklagten Vereins 
nicht ſchon deshalb als eine unerlaubte Handlung anzuſehen 
i weil er für die Kläger einen Nachteil durch Schmälerung 
der Einnahmen aus ihrem Gewerbebetriebe zur Folge gehabt 
hat und der Vorſtand des Vereins ſich bewußt geweſen iſt, 
un fein Vorgehen dieſe Wirkung haben werde. Die Kläger 
ſnd dadurch nicht an dem Betrieb ihres Gewerbes gehindert 
worden, der Verein hat vielmehr nur auf eine Anzahl von 
Peronen, die ohnedem annehmbar die Wirtſchaften der Kläger 

befucht haben würden, in dem Sinne eingewirkt, daß ſie zu⸗ 
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nächſt in den Wirtſchaften nicht verkehren. Da die Kläger auf 
die Kundſchaft dieſer Perſonen keinerlei Recht haben, enthält 
jene Einwirkung des beklagten Vereins keinen ſchon an ſich 
rechtswidrigen Eingriff in ein geſchütztes Rechtsgut der Kläger. 
Ohne Rechtsirrtum hat die Vorinſtanz ferner angenommen, daß 
die von dem Verein ergriffene Maßregel nach den beſonderen 
Umſtänden des gegebenen Falles, insbeſondere nach dem Zwecke, 
der damit verfolgt, und nach der Art, wie ſie ins Werk geſetzt 
wurde, auch nicht als eine gegen die guten Sitten verſtoßende 
Handlung anzuſehen ſei. Wie das Berufungsurteil feſtſtellt, 
iſt der Vereinsbeſchluß nicht in der Abſicht gefaßt und ver⸗ 
öffentlicht worden, um nachträglich für die Verweigerung der 
Säle an den Klägern Rache zu üben, es iſt dabei vielmehr 
beabſichtigt worden, die Kläger zu veranlaſſen, in Zukunft ihre 
Säle dem Vereine und der ſozialdemokratiſchen Partei zur Ab⸗ 
haltung von Verſammlungen, ins beſondere von ſolchen, die aus 
Anlaß bevorſtehender politiſcher Wahlen einberufen würden, 
nicht vorzuenthalten. Das Beſtreben des Vereins, ſich und 
der Partei, deren Sache er zu der ſeinigen gemacht hat, Säle 
zur Abhaltung von Verſammlungen zu ſichern, war, wie die 
Vorinſtanz mit Recht ausgeführt hat, durchaus berechtigt, und 


er hatte ein großes Intereſſe daran, daß dies erreicht werde. 


Es ſei in dieſer Richtung darauf hingewieſen, daß der Geſetz⸗ 
geber die Wichtigkeit von Verſammlungen zur Vorbereitung 
politiſcher Wahlen durch beſondere Beſtimmungen anerkannt 
und berückſichtigt hat, in denen er das Recht zu deren Ab⸗ 
haltung gewährleiſtet und dieſe erleichtert. Vgl. das durch 
Geſetz vom 25. Juni 1873 in Elſaß⸗Lothringen eingeführte 
Reichstags⸗Wahlgeſetz vom 31. Mai 1869 $ 17 und das 
Vereinsgeſetz vom 19. April 1908 88 6 Abſ. 2, 12 Abſ. 2, 
auch 8 4. Auch der Weg, auf dem der beklagte Verein den 
von ihm angeſtrebten Erfolg zu erreichen ſuchte, war nicht 
ſittenwidrig. Der von ihm gefaßte und veröffentlichte Beſchluß 
enthielt der Sache nach eine an die Mitglieder des Vereins 
gerichtete Aufforderung zu einem Verhalten, das für jedes 
Mitglied rechtlich durchaus erlaubt war und auch vom Stand⸗ 
punkt der guten Sitte nicht beanſtandet werden konnte. Daß 
der Beſchluß und ſeine Veröffentlichung darauf berechnet war, 
die Kläger zu einer Anderung ihres Verhaltens zu beſtimmen, 
auf ihre Entſchließung einen Druck auszuüben, reicht für ſich 
allein nicht aus, dem Vorgehen des beklagten Vereins den 
Charakter einer unerlaubten Handlung zu geben; was aber die 
Art anlangt, wie dieſe Beeinfluſſung der Kläger verſucht wurde, 
ſo kann es unter den gegebenen Verhältniſſen nicht als gegen 
das Anſtands⸗ und Rechtsgefühl billig denkender Menſchen 
verſtoßend angeſehen werden, wenn die Kläger vor die Wahl 
geſtellt wurden, die Benutzung der Säle der ſozialdemokratiſchen 
Partei zu geſtatten oder auf die Kundſchaft der Mitglieder des 
Vereins und ihrer Gefinnungsgenoſſen zu verzichten. Aus der 
Veröffentlichung des gefaßten Beſchluſſes erhellt an ſich nur, 
daß dieſer den Vereinsmitgliedern zur Kenntnisnahme und 
Nachachtung mitgeteilt werde, die erlaſſene Bekanntmachung 
enthält keinerlei Aufforderung an nicht zu dem Vereine 
gehörige Perſonen, ſich der Boykottierung der Wirtſchaften der 
Kläger anzuſchließen. Die Vorinſtanz ſieht gleichwohl als 
wahrſcheinlich an, daß die Veröffentlichung in dieſem Sinne 


habe wirken ſollen; allein auch wenn man dies unterſtellt, fällt 
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dieſe Maßnahme nicht außerhalb des Rahmens derjenigen 
Kampfmittel, deren ſich der beklagte Verein in dem Widerſtreite, 
der ſich zwiſchen den Intereſſen der Kläger einer⸗ und den⸗ 
jenigen des Vereins und der von ihm vertretenen Partei 
andererſeits ergeben hatte, erlaubterweiſe bedienen durfte. Das 
LG. hat angenommen, die Rechtſprechung des RG. gehe dahin, 
der Boykott ſei ausſchließlich in dem Lohn⸗ und Klaſſenkampf 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſtatthaft. Das iſt, 
wie die Vorinſtanz zutreffend dargelegt hat, unbegründet (vgl. 
auch das Urteil vom 2. Dezember 1907 in JW. 08, 3814), 
es liegt auch zu ſolcher Beſchränkung kein zureichender Grund 
vor, es muß nur im Auge behalten werden, daß die An⸗ 
wendung eines an ſich erlaubten Kampfmittels ſich als unſittlich 
und daher rechtswidrig darſtellen kann, wenn der Nachteil, der 
dabei dem Gegner zugefügt wird, im Verhältnis zu den 
Intereſſen, zu deren Wahrung der Kampf geführt wird, über⸗ 
mäßig ſchwer iſt. (Vgl. das eben angeführte Urteil, auch 
RG. 66, 379 flg.) Indes auch nach dieſer Richtung liegen 
hier keine Bedenken vor. Es handelte ſich, wie oben dargelegt 
worden, um bedeutſame Intereſſen auf ſeiten des beklagten 
Vereins und ſeiner Partei und andererſeits, wie das Berufungs⸗ 


urteil ausdrücklich feſtgeſtellt hat, um eine Maßregel, die von 


vornherein nur als eine vorübergehende gemeint und auch nicht 
geeignet war, die gewerbliche Exiſtenz der Kläger zu gefährden, 
da deren Kundenkreis zahlreiche Perſonen umfaßte, die keines⸗ 
wegs gewillt waren, die ſozialdemokratiſche Partei durch Meidung 
der Wirtſchaften der Kläger zu unterſtützen. Anlangend den 
von dieſen erhobenen Vorwurf, der Verein habe ſich bei ſeiner 
Kundgebung nicht an die Wahrheit gehalten, ſo gehen die 
Ausführungen des Berufungsgerichts dahin: Die Bedingung, 
an welche der Kläger J. nach feiner Angabe die Überlafjung 
ſeiner Räume an die ſozialdemokratiſche Partei geknüpft habe, 
ſei gar nicht ernſt gemeint geweſen, er habe ſie mit dem 
Bewußtſein geſtellt, daß der beklagte Verein keinesfalls auf ſie 
eingehen werde; die Antwort, die er dieſem auf das Geſuch, 
ihm die Räume der Wirtſchaft zu Wahlverſammlungen zu 


überlaſſen, erteilt habe, ſei daher in Wahrheit eine Ablehnung 


des Geſuchs geweſen. Bezüglich des Klägers H. ſei als zu⸗ 
gegeben anzuſehen, daß er ſich geweigert habe, Verſammlungen 
der ſozialdemokratiſchen Partei in den Räumen der einen der 
beiden von ihm betriebenen Wirtſchaften, des Wintergartens, 
zu geſtatten. Er habe aber nichts angeführt, was ein ver⸗ 
ſchiedenes Verhalten, je nachdem es ſich um die Benutzung der 
einen oder der anderen der beiden Wirtſchaften handele, er⸗ 
klärlich erſcheinen ließe, der beklagte Verein habe daher die 
Weigerung H.s, die Abhaltung von Wahlverſammlungen im 
Wintergarten zu geſtatten, dahin verſtehen dürfen, daß er ſeine 
Säle der ſozialdemokratiſchen Partei überhaupt nicht zu ſolchen 
Verſammlungen überlaſſen wolle. Danach ſei die in der 
Bekanntmachung des beklagten Vereins enthaltene Angabe, die 
Kläger hätten ihre Säle für Verſammlungen dieſer Partei 
herzugeben verweigert, tatſächlich richtig geweſen. Über die 
ſtreitig gebliebene Frage, ob die Kläger dieſe Säle anderen 
Parteien und Organiſationen zu Wahlverſammlungen überlaſſen 
hätten, Beweis zu erheben, erſcheine nicht erforderlich, denn der 
von dem beklagten Vereine über die Wirtſchaften der Kläger 
verhängte Boykott ſei auch dann nicht als rechtswidrig an⸗ 


M 4. 1909. 
zuſehen, wenn eine ſolche Überlaffung an andere Parteien nicht 
ſtattgefunden haben ſollte, es genüge, daß die Kläger das An⸗ 
ſuchen, die Abhaltung von Wahlverſammlungen der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei in ihren Räumen zu geſtatten, abgelehnt 
hätten. Die Reviſion meint, die Vorinſtanz habe es zu Unrecht 
als unerheblich angeſehen, ob die in der Bekanntmachung des 
beklagten Vereins enthaltene Angabe, die Kläger hätten ihre 
Säle anderen Parteien zu Wahlverſammlungen überlaſſen, 
wahr geweſen ſei oder nicht. Dieſer Angriff kann indes nach 
Lage der Sache keinen Erfolg haben. Gegenüber den Be⸗ 
klagten E., M., St., A. und S. kommt, da das erſtinſtanzliche 
Urteil, ſoweit es den Klägern ungünſtig war, in Rechtskraft 
übergegangen iſt, nur noch ein Schadenerſatzanſpruch in Be⸗ 
tracht. Ein ſolcher würde ſowohl nach § 826 als auch nach 
8 824 Abſ. 2 BGB. vorausſetzen, daß dieſen Beklagten die 
Unwahrheit der in Rede ſtehenden Angabe bekannt war. Eine 
dahingehende Behauptung iſt von den Klägern in den Vor⸗ 
inſtanzen nicht aufgeſtellt worden. Weiter kommt in Betracht, 
daß die Kläger in den Vorinſtanzen auch nicht behauptet haben, 
jene Angabe ſei für den ihnen durch die Bekanntmachung des 
beklagten Vereins entſtandenen Schaden von Einfluß geweſen, 
indem dieſer nicht oder nur in geringerem Umfange erwachſen 
wäre, wenn jene Angabe in der Bekanntmachung weggeblieben 
wäre. Als ſelbſtverſtändlich kann das keineswegs angeſehen 
werden. Gegenüber dem beklagten Vereine würde, wenn ſeine 
Angabe, daß die Kläger ihre Säle anderen Parteien und 
Organiſationen zu Wahlverſammlungen überlaſſen hätten, un⸗ 
richtig ſein ſollte, daraus noch nicht die Rechtsfolge abgeleitet 
werden können, daß er den von ihm über die Wirtſchaften der 
Kläger verhängten Boykott aufzuheben und die Aufhebung zu 
veröffentlichen verpflichtet ſei; denn der Hauptgrund, der zu 
der Boykotterklärung Veranlaſſung gegeben hätte, nämlich die 
Tatſache, daß die Kläger ihre Säle dem beklagten Verein und 
der ſozialdemokratiſchen Partei zu ihren Verſammlungen ein⸗ 
zuräumen verweigert hatten, würde von jenem Beweife nicht 
berührt werden. In Frage könnte nur kommen, ob, wenn die 
in Rede ſtehende Angabe des beklagten Vereins der Wahrheit 
nicht entſprach, die Kläger verlangen könnten, daß dieſer ſeine 
Bekanntmachung in dieſem Punkte berichtige und ſich bei 
etwaigen weiteren Veröffentlichungen des Boykottbeſchluſſes 
einer Wiederholung dieſer Angabe enthalte. Eines Eingehens 
hierauf bedarf es aber nicht, denn eine Verurteilung dieſer Art 
haben die Kläger nicht beantragt. H. c. E., U. v. 23. Dez. 08, 
28/08 VI. — Colmar. 

7. 8 852 BGB. Anwendbarkeit desſelben auch bei 
Schadenserſatzanſprüchen, die ein Verſchulden nicht zur Voraus⸗ 
ſetzung haben.] 

Die Klägerin iſt Eigentümerin der öſtlich vom Staats⸗ 
bahnhofe in St. an der Bahnhofſtraße Nr. 1 gelegenen, im 
Grundbuch Bd. 29 Bl. 67 und 76 eingetragenen Grundſtücke, 
die ſie als befreite Vorerbin ihres am 17. Auguſt 1900 ver⸗ 
ſtorbenen Ehemannes, des Gaſtwirts Jakob S., durch Teſtament 
vom 19. Januar 1899 erworben hat. Jakob S. hatte das 
Hauptgrundſtück Bl. 67 durch Auflaſſung vom 5. November 1878 


von der Stadtgemeinde erworben und darauf ein Wohnhaus. 


ſowie Wirtschaftsräume für die von ihm betriebene Schenk 
wirtſchaft errichtet, fpäter — im Jahre 1885 — auch noch 
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ein Stück Gartenland, Bl. 76, von der Stadt hinzugekauft. 
Im Oſten führt an den beiden Grundſtücken der Klägerin die 
von der Bahnhofſtraße abzweigende, nach dem Paſchenberge 
führende Straße vorbei, dagegen werden ſie im Norden von 
der Bahnhofſtraße durch die Gleiſe der dort den Bahnhof ver⸗ 
laſſenden, im Jahre 1865 erbauten Hafenbahn abgeſchnitten. 
Die Verbindung mit der Bahnhofſtraße wird durch einen Bahn⸗ 
übergang im Zuge der Paſchenbergerſtraße hergeſtellt, der ſeit 
dem Jahre 1875 durch eine Bahnſperre geſichert iſt. Jenſeits 
der Hafenbahn in nordöſtlicher Richtung liegt in einer Ent⸗ 
ſernung von 100 — 125 m eine Zuckerfabrik, die ebenſo wie ein 
nördlich gelegener Kleinbahnhof durch Anſchlußgleiſe mit der 
Hafenbahn verbunden iſt. Durch den in neuerer Zeit gewaltig 
angewachſenen Verkehr auf der Hauptbahn, insbeſondere mit 
einem in ſüdweſtlicher Richtung (1878) errichteten Lokomotiv⸗ 
ſchuppen und einem zur Verſorgung der Lokomotiven dienenden 
Kohlenlager, aber auch durch den Verkehr auf der Hafenbahn, 
die (1883) nach Bergen auf Rügen und (1893) nach Saßnitz 
weitergeführt und (1903) in eine Vollbahn umgewandelt worden 
iſt, will die Klägerin erhebliche Schädigungen erlitten haben. 
Abgeſehen von den Einwirkungen der Bodenerſchütterungen und 
den Nachteilen, die die Gefährlichkeit und die langandauernde 
Sperre des Bahnüberganges zur Folge hätten, hat die Klägerin 
noch geltend gemacht, daß ihr Grundſtück in beſtändig ſteigendem 
Maße von den Lokomotiven mit Rauch und Ruß überſchüttet 
werde. Hierdurch werde alles, Gebäude, Möbel, Wäſcche, 
Speisen, beſchmutzt, ein Betrieb der Schankwirtſchaft im Freien 
umöglich gemacht und der Gartenbau geſchädigt. Die Klägerin 
berechnet den Schaden, der ihr in den letzten 5 Jahren vor 
1904, wo ſie Klage erhoben hat, in der Gaſtwirtſchaft ent⸗ 
Randen iſt, auf 7 500 , den Schaden im Garten auf 1 500 &, 
die Mietsverluſte auf 1000 * und den Minderwert der ges 
ſamten Grundſtücke auf 20 000 . Sie hat vorbehaltlich 
weiterer Schadenserſatzanſprüche Zahlung von 30 000 & nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit dem Tage der Zuſtellung der Klage be: 
anſprucht. Das LG. hat den Klageanſpruch, ſoweit er auf 
die in der Rebifionsinftanz allein in Betracht kommende Zu⸗ 
führung von Rauch und Ruß ſich gründet, dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Das OLG. hat inſoweit die Berufung 
des Beklagten zurückgewieſen. Auf Reviſion des beklagten 
Eiſenbahnfiskus wurde das Berufungsurteil aufgehoben: In 
Übereinftimmung mit der Rechtſprechung des RG. befindet 
ſich der Berufungsrichter, wenn er annimmt, daß die 
Klägerin, weil fie gegen den ſtaatlich genehmigten Betrieb des 
Bellagten mit der Abwehrklage der SS 1004, 906 f. BGB. 
einzuſchreiten nicht in der Lage iſt, für ſchädliche Einwirkungen, 
die über das zuläffige Maß (§ 906 BGB.) hinausgehen, von 
den Beklagten Schadenserſatz verlangen kann, ohne daß es 
darauf ankommt, ob dem Beklagten ein Verſchulden, wie es 
ſonſt zur Begründung der Schadenserſatzklage wegen unzuläſſiger 
Einwirkungen erfordert wird, zur Laſt fällt. Nichts zu erinnern 
auch dagegen, daß der Berufungsrichter dem Umſtande keine 
deutung beigelegt hat, daß der verſtorbene Ehemann der 
Kägerin das Wohnhaus und die Gaſtwirtſchaft erſt eingerichtet 
la, als die Eiſenbahn ſchon im Betriebe waren. Nach der 
Rindigen Rechtſprechung des RG. (Gruch. 45, 1015; NE. 57, 
229; 64, 363) kann aus dem früheren Beſtehen der ſchädigen⸗ 
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den Anlage (der fogenannten Prävention) eine Einrede gegen 
die dem Grenznachbarn geſetzlich zuſtehenden Rechte nicht ent⸗ 
nommen werden. Die Klägerin und ihr Rechtsvorgänger 
konnten, wenn auch nicht die Einſtellung des ſtaatlich genehmigten 
Betriebes, ſo doch Vorkehrungen erwarten, die die ſchädlichen 
Einwirkungen auf das Maß des Zuläſſigen zurückführen. Dies 
gilt auch von den Steigerungen der ſchädlichen Einwirkungen 
(vgl. Gruch. 46, 372; 47, 952/5), die der wachſende Verkehr 
im Laufe der Zeit zur Folge gehabt hat, und von denen nicht 
einmal behauptet werden kann, daß die Klägerin und ihr Befitz⸗ 
vorgänger ſie hätten vorausſehen können. Auf Grund der 
erhobenen Beweiſe hat ſodann der Berufungsrichter ohne 
Rechtsirrtum angenommen, daß der von dem Eiſenbahnbetriebe 
des Beklagten ausgehende Rauch und Ruß die Benutzung der 
klägeriſchen Grundſtücke im weſentlichen Maße (8 906 BGB.) 
beeinträchtigt. Nicht unbedenklich iſt dagegen die von der 
Reviſion angefochtene Begründung, mit der der Berufungs⸗ 
richter zu dem Ergebnis kommt, daß die ſchädlichen Einwirkungen 
auf eine ungewöhnliche Benutzung des Eiſenbahngrundſtücks 
zurückzuführen find. (Die Bedenken werden näher begründet). 
Noch bedenklicher find die Ausführungen des Berufungsrichters 
über die von dem Beklagten erhobene Einrede der Verjährung. 
Der Berufungsrichter erachtet den 8 852 BGB. und bie 
landesgeſetzlichen Verjährungsvorſchriften für unanwendbar, weil 
der erhobene Entſchädigungsanſpruch den Nachweis eines Ver⸗ 
ſchuldens nicht zur Vorausſetzung habe, vielmehr als Erſatz 
für den entzogenen Anſpruch aus § 1004 BGB. ſich darſtelle. 
Dieſe Begründung erinnert an die Unterſcheidung, die die 
Deklaration vom 31. März 1838 zu 8 54 ALR. I. 6 zwiſchen 
dem Anſpruch wegen Beſchädigung durch öffentliche Anlagen 
und der Vergütung für das zu den Anlagen abzutretende 
Eigentums⸗ oder Nutzungsrecht machte. Dieſe Vergütung 
ſollte der ordentlichen Verjährung und nur jener Schadens⸗ 


erſatzanſpruch der dreijährigen des 5 54 a. a. O. unterliegen. 


Daraufhin iſt vom RG. in RG. 35, 309 (VI. 102 95) und 
54, 260 (VII. 499/02) die kurze Verjährung für ausgeſchloſſen 
erachtet worden; die Sache lag dort aber ſo, daß unmittelbar 
durch die Anlage (den Kanal und die Stromregulierung) in 
das Nutzungsrecht eingegriffen und für die Entziehung bzw. 
Beſchränkung dieſes Nutzungsrechts Entſchädigung zu leiſten 
war. Dagegen iſt auf Anſprüche für Beſchädigungen durch 
Anlagen, die außerhalb des Eigentums⸗ und Nutzungskreiſes 
ausgeführt find und nur mittelbar auf Nach bargrundſtücke 
wirken, insbeſondere auf Entſchädigungsanſprüche für Immiſſionen 
und zwar auch dann, wenn ſie mangels eines Verſchukdens 
auf die Vorſchriften des 8 75 Einl. 8 31 Tl. J Tit. 8 AL R., 
auf die Vorſchriften des Enteign®. (88 1, 2, des EiſenbahnG. 
($ 25) oder der GewO. (§ 26) ſich gründeten, ſtets die kurze 
Verjährung des 5 54 ALR. I. 6 für anwendbar erachtet worden 
(vgl. die angefochtene Entſcheidung und RG. 23, 257; 37, 
270; Gruchots Beitr. 32, 924; 36, 949). Im vorliegenden Falle 
kommt allerdings, da Stralſund zu Neuvorpommern gehört, 
für die Beurteilung des Anſpruchs in der Zeit vor dem 
Jahre 1900 das gemeine Recht in Frage. Aber auch für das 
Gebiet des gemeinen Rechts hat der III. ZS. des RG. in 
RG. 17, 103 (vgl. auch das Urteil des I. Senats, RG. 6, 
221) Entſchädigungsanſprüche, wie die hier in Rede ſtehenden, 
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als quaſideliktiſche behandelt. An Stelle des ſonſt zum 
Schadenserſatze verpflichtenden Verſchuldens ſoll die Vornahme 
der gefährdenden Handlung treten, wenn ihr wegen der obrig⸗ 
keitlichen Genehmigung nicht entgegengetreten werden kann. 
Eine nähere Begründung mit Vorſchriften des gemeinen Rechts 
enthält zwar das Urteil nicht, auch ſind die gemeinrechtlichen 
Vorſchriften mit der Einführung des BGB. im allgemeinen 
außer Kraft geſetzt worden. Gleichwohl kann zunächſt kein 
Zweifel darüber obwalten, daß die hier in Rede ſtehenden 
Anſprüche in Kraft geblieben ſind. In einem für das rheiniſche 
Rechtsgebiet nach Aufhebung der Vorſchriften des code civil 
ergangenen Urteil (RG. 58, 130; JW. 04, 3601) hat der 
V. 85. des RG. dieſelben Anſprüche aus anderen reichs⸗ 
rechtlichen (8 26 GewO., 8 904 BGB.) und landesrechtlichen 
Vorſchriften (Art. 9 der preuß. Verf.⸗Urkunde, 8 25 des 
Eiſenbahn. vom 3. November 1838) abgeleitet. Der 
VII. 8 S. des RG. hat in einer für das landrechtliche Gebiet 
erlaſſenen Entſcheidung (Bd. 49 der Gruchots Beitr. S. 1132/4; 
JW. 05, 131) die Richtigkeit dieſer Ableitung dahingeſtellt 
gelaſſen, weil er in den Vorſchriften des 8 75 Einl. und 
8 31 J. 8 ALR. eine ausreichende Stütze fand. Für dasſelbe 
Rechtsgebiet find ſchon früher in dem Urteil des V. BG. 
(RG. 7, 267) auch die 88 1, 2 Enteign®. vom 11. Juni 1874 
herangezogen worden, und derſelbe Gedanke kehrt in RG. 59, 
74 a. E., 75 wieder. Für Neuvorpommern kommen außer 
den erwähnten reichsrechtlichen Vorſchriften die des PrEnteignG. 
und des 8 25 EiſenbahnG. in Frage. Die Vorſchriften des 
Enteign®. mit der an einen beſtimmten Anfangstermin geknüpften 
dreijährigen Verjährung des § 31 a. a. O. können allerdings 
nicht unmittelbar Anwendung finden, weil eine beſtimmte 
dauernde Beſchränkung des Grundeigentums bei Anlegung der 
Eiſenbahn nicht verhängt worden iſt. Dagegen kann der § 25 
EiſenbahnG. unmittelbar angewendet werden, denn er iſt in 
früheren Fällen ausgeſprochenermaßen vom V. und VI. 3S. 
(RG. 58, 133; Gruchots Beitr. 36, 1074; RG. 65, 70) nur 
deshalb nicht für anwendbar erachtet worden, weil es ſich nicht 
um Eiſenbahnen handelte, die unter das Eiſenbahngeſetz fielen, 
ſondern um Klein⸗ und Privatbahnen. In den beiden erſten 
Entſcheidungen handelte es ſich um Beſchädigungen durch 
Funkenflug, in der letzteren um einen Zuſammenſtoß mit einem 
Fuhrwerk. Zur Zeit der Geltung des gemeinen Rechts mußten 
für die Frage der Verjährung die allgemeinen Vorſchriften des 
gemeinen Rechts herangezogen werden, weil die in Frage kommen⸗ 
den reichsrechtlichen und landesrechtlichen Vorſchriften (abgeſehen 
von 8 31 Enteign G.) eine beſondere Verjährungsvorſchrift 
nicht enthielten. Das gemeine Recht hatte keine allgemeine 
Verjährungsvorſchrift für Delikte und Quaſidelikte, die Aus⸗ 
nahmen (für prätoriſche Strafklagen, Popularklagen u. dgl.) 
treffen nicht zu und es galt daher die allgemeine Klagen⸗ 
verjährung von 30 (40) Jahren. Das im Jahre 1900 in 
Kraft getretene neue Recht hat die Anſprüche ſelbſt unberührt 
gelaſſen, mag man ſie nun aus Vorſchriften des Reichsrechts 
oder des Landesrechts ableiten. Denn die letzteren ſind über⸗ 
wiegend öffentlichrechtlicher Natur und werden durch die Vor⸗ 
behalte der Art. 55, 105, 109 EGBGB. gedeckt. An Stelle 
der allgemeinen Verjährungsvorſchriften aber ſind die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. getreten (Art. 4 EGBGB., Planck daſ. 
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Anm. 1, 2 S. 17, 19, Motive zu Art. 89 (Entw. 87) Ziff. 3 
Pr AG., amtl. Ausgabe 1899 S. 249). Danach iſt 8 852 
BGB. anzuwenden. Der Umſtand, daß der eingeklagte An⸗ 
ſpruch ein Verſchulden des Beklagten nicht zur Vorausſetzung 
hat, kann der Anwendung dieſer Vorſchrift um ſo weniger im 
Wege ſtehen, als der 25. Titel im II. Buch des BGB. ſelbſt 
Tatbeſtände enthält, die ein Verſchulden des Erſatzpflichtigen 
nicht vorausſetzen. In ähnlicher Weiſe hat nach anfänglichem 
Schwanken (RG. 50, 408) der VI. 3 S. des RG. auch andere 
Vorſchriften des 25. Titels und die über den Gerichtsſtand bei 
unerlaubten Handlungen (8 32 ZPO.) auf Tatbeſtände, die 
den Nachweis eines Verſchuldens nicht erfordern, insbeſondere 
8 1 des RHaftpfl S. und § 25 PrEiſenbahn Z., für anwendbar 
erklärt (RG. 60 S. 301, 315; 53, 114; 58, 335). Nach 
8 852 BGB. beginnt die dreijährige Verjährungsfriſt in dem 
Zeitpunkt, wo der Verletzte von dem Schaden und der Perſon 
des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt. Über den Verjährungs⸗ 
beginn iſt noch nicht verhandelt. Iſt nun auch im allgemeinen 
die Schädlichkeit der Zuführung von Rauch und Ruß ſofort 
erkennbar und die Kenntnis des vollen Umfangs des Schadens 
nicht Vorausſetzung des Verjährungsbeginns nach 8 852 BGB. 
(JW. 07, 302), fo können doch einzelne Schäden erſt ſpäter 
hervortreten und ſo erſt ſpäter in den Kreis der Verjährung 
eintreten (JW. 08, 111), auch kommt im vorliegenden Falle 
für die Frage der Kenntnis in Betracht, daß nur ein das 
gewöhnliche Maß überſchreitender Schaden Gegenſtand des An⸗ 
ſpruchs und der Verjährung iſt. Das Berufungsurteil war 
danach inſoweit, als die Berufung des Beklagten zurückgewieſen 
worden iſt, aufzuheben und die Sache zur weiteren Erörterung 
in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Pr. E.⸗F. c. Sch., U. v. 
21. Dez. 08, 11/08 V. — Stettin. 

Zivilprozeßordnung. 

8. 88 303, 304 ZPO. Bedeutung eines erlaſſenen 
Zwiſchenurteils.] 

Das OLG. nimmt zunächſt zutreffend an, daß das LG. 
ein Urteil nach 8 304 ZPO. nicht hat erlaſſen wollen. Es 
ergibt ſich dies ganz klar aus dem Tenor und aus dem gleich⸗ 
zeitig von Amts wegen erlaſſenen, die Höhe des Schadens 
betreffenden Beweisbeſchluſſe, welcher bei einem Urteile über 
den Grund des Anſpruchs gemäß § 304 Abſ. 2 ZPO. nur 
auf Antrag hätte ergehen können. Das OLG. hat unterſucht, 
ob das LG. tatſächlich ein Urteil nach 8 304 ZPO. erlaſſen 
hat, und es hat auch dieſe Frage mit Recht verneint. Dem 
angefochtenen Zwiſchenurteil läßt ſich in keiner Weile — 
wie z. B. in dem Falle RG. 42, 396 — der Ausſpruch ent⸗ 
nehmen, daß der Grund des von der Beklagten erhobenen 
Schadenserſatzanſpruches feſtgeſtellt werde, vielmehr iſt darin 
nur über einzelne Angriffs- und Verteidigungsmittel entſchieden 
worden. Ob nach der Prozeßlage aus dieſen Einzelentſcheidungen 
die Folgerung gezogen werden könnte, daß der Widerklage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach berechtigt ſei, iſt, wie das OLG. 
mit Recht bemerkt, gleichgültig, weil dieſe Folgerung eben nicht 
gezogen worden iſt. Daß der Richter über ſämtliche einzelne 
den Grund des Anſpruches betreffende Angriffs⸗ und Ver⸗ 
teidigungsmittel durch Zwiſchenurteil nach 8 303 ZPO. ent⸗ 
ſcheiden kann, ohne den Grund ſelbſt feſtzuſtellen, ergibt ſich 
daraus, daß es ganz in ſeinem Ermeſſen liegt, ob er über den 
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Grund vorab entſcheiden will. Auch wenn daher das LG. in 
der Lage geweſen wäre, anſtatt über die einzelnen den Grund 
des Anspruches betreffenden Angriffs: und Verteidigungsmittel, 
die in ſeinem Zwiſchenurteil erledigt ſind, zu erkennen, dieſen 
Grund ſelbſt feſtzuſtellen, ſo durfte es ſich deſſen doch enthalten 
und konnte ſich ohne weiteres der Erörterung des Betrages zu⸗ 
wenden. Im vorliegenden Falle liegt die Sache aber noch in 
zwei Beziehungen ſo, daß die Möglichkeit, über den Grund zu 
entſcheiden, gar nicht feſtzuſtellen iſt. Einmal ergibt das Urteil 
nicht, daß das Gericht annimmt, irgendein Schaden ſei auf 
alle Fälle entſtanden; auch liegt ein klares Zugeſtändnis der 
Klägerin in dieſem Punkte nicht vor. Sodann aber erhellt 
nicht, daß und inwieweit das LG. den geltend gemachten 
Anspruch, vorausgeſetzt, daß ein Schaden entſtanden iſt, für 
begründet erachtet. Der Anſpruch iſt nicht nur auf 8 945 ZRD., 
ſondern auch auf SS 823 ff. BGB. geſtützt worden. In letzterer 
Beziehung würde ein Verſchulden der Klägerin erfordert werden, 
über deſſen Vorhandenſein das Urteil nichts ſagt. Dies iſt 
von Bedeutung um deswillen, weil das Zwiſchenurteil unter 2., 
wie die Gründe S. 25 zeigen, nur den aus der Vollziehung 
der einſtweiligen Verfügung entſtandenen Schaden, alſo die 
Begründung des Anſpruches auf 8 945 ZPO., betrifft, während 
Bellagte auch die Zeit vorher, ſeit dem Antrage auf einſtweilige 
Verfügung (Mai 1904), bezüglich deren der Anſpruch nur auf 
das bürgerliche Recht geſtützt werden kann, in ihre Schadens⸗ 
rechnung einbezieht (ſ. Tatbeſtand 8, 9, 11 und 16). Es iſt 
ſomit unrichtig, wenn die Reviſion behauptet, das LG. billige 
den Umfang, in welchem die Klägerin ihren Schadenserſatz⸗ 
anspruch begründen will. V. c. D., U. v. 30. Dez. 08, 
543/07 I. — Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

9. § 72 Nr. 1 HGB. Die Geltendmachung des Ent⸗ 
laſungsgrundes erfordert nicht eine Vermögensbeſchädigung.] 

5 72 Nr. 1 HGB. iſt verletzt, wonach es, ſofern nicht 
beſondere Umſtände eine andere Beurteilung rechtfertigen, als 
ein wichtiger, den Prinzipal zur ſofortigen Kündigung berechtigen⸗ 
der Grund anzuſehen iſt, wenn der Handlungsgehilfe im Dienfte 
untteu iſt oder das Vertrauen mißbraucht. Der Geſichtspunkt 
einer Schädigung des Vermögens der Beklagten iſt nicht aus⸗ 
ſchließlich oder auch nur vorwiegend maßgebend, vielmehr kommt 
weſentlich in Betracht, daß das behauptete Verhalten des Klägers 
geeignet war, ihn des Vertrauens der Beklagten unwürdig er⸗ 
ſcheinen zu laſſen und die Beſorgnis zu begründen, daß die 
Tätigkeit des Klägers ihre Intereſſen gefährden werde. Es iſt 
nichts daſür beigebracht und kann nicht als richtig anerkannt 
werden, daß ſolchen unredlichen Handlungen, wie ſie hier be⸗ 
hauptet find, nach den Anſchauungen der Handelswelt nur dann 
Wichtigkeit beigelegt werde, wenn fie ſich oft wiederholt oder 
auf größere Wertbeträge erſtreckt haben. Beſtänden derartige 
Anschauungen in der Handelswelt, fo würden fie dem richtig 
berſandenen Geſetz gegenüber keine Beachtung finden können. 
Dir Entſcheidung wird auch nicht durch die Erwägung geſtlützt, 
uz die eine der dem Kläger vorgeworfenen Verfehlungen weiter 
ls ein Jahr vor der Entlaſſung zurückliegt; denn es iſt nicht 
feſgeſtelt, daß die Beklagte ſchon längere Zeit vor der Entlaſſung 
von der Verfehlung Kenntnis erhalten und durch Fortſetzung 
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würde aber auch die Beklagte in jedem Falle berechtigen, auf 
den früheren zurückzugreifen. — Es kann ferner nicht gebilligt 
werden, daß das Berufungsgericht das Ableugnen der dem 
Kläger vorgehaltenen Pflichtwidrigkeiten nur vom  fittlichen 
Standpunkt aus rügt. Auch für die Anwendung des § 72 Nr. 1 
HGB. iſt es in Betracht zu ziehen, weil es die Annahme recht⸗ 
fertigen kann, daß der Kläger ſich als unglaubwürdig, un⸗ 
zuverläſſig und vertrauensunwürdig herausgeſtellt habe. Die 
Erwägung des Berufungsgerichts, daß die wahrheitswidrige 
Verteidigungsweiſe ſich mit der Erregung des unvorbereiteten 
Klägers über die Entdeckung der Verfehlungen entſchuldigen 
ließe, iſt unzutreffend. B. c. L., U. v. 5. Jan. 09, 128/08 III. 
— Dresden. 

10. 88 239, 260, 263 HGB. Der Entlaſtungsbeſchluß 
einer Generalverſammlung betrifft nur die ihr gemachten Vor⸗ 
lagen.] 

Das OLG. hat die Entſcheidung darauf geſtützt, daß der 
Entlaſtungsbeſchluß der Generalverſammlung nur ſolche Pflicht: 
verletzungen decke, die aus den Vorlagen erkennbar geweſen 
ſeien, was hier nicht zutreffe. Dabei wird bemerkt, daß die 
Behauptung des Klägers, tatſächlich ſeien alle Aktionäre über 
die Sachlage unterrichtet geweſen, unerheblich ſei. Denn es 
komme darauf an, daß die Generalverſammlung als ſolche von 
den Dingen Kenntnis erhalte, nicht aber darauf, ob einzelne 
oder auch alle Mitglieder der Generalverſammlung für ſich 
Kenntnis gehabt hätten. Dieſer Ausführung iſt zuzuſtimmen. 
Der erkennende Senat hält im Anſchluß an ſeine früheren 
Entſcheidungen in den Sachen I. 234/03 und I. 309/04 
(Holdheims MSchr. 04, 132; 05, 140) daran feſt, daß nur 
das Gegenſtand der Entlaftung iſt, was von den Geſellſchaſts⸗ 
organen der Verſammlung unterbreitet und ihr mitgeteilt worden 
iſt. Hier handelte es ſich nicht nur darum, daß die der General⸗ 
verſammlung allein mitgeteilte Geſamtſumme der Debitoren zu 
einem beträchtlichen Teile aus minderwertigen Forderungen be⸗ 
ſtand, ſondern zugleich um einen Vorgang, der wegen ſeiner 
Wichtigkeit für den Stand der Geſellſchaft und für das Ver⸗ 
trauen, das dem Vorſtande zu gewähren war, unbedingt der 
beſonderen Erwähnung in den Geſchäftsberichten oder in den 
Bemerkungen des Aufſichtsrates (8 260, Art. 239) bedurfte. 
Eine Pflicht zur Verſchwiegenheit kann, wo ein ſtrafbares 
Handeln der Vorſtandsmitglieder in Frage ſteht, nicht anerkannt 
werden. Da eine Mitteilung des Geſchäftsgebahrens weder 
ſchriftlich noch mündlich erfolgte, fo wurde deſſen Genehmigung 
von der Verſammlung nicht gefordert und nicht erteilt. In eine 
Beweiserhebung darüber, ob die anweſenden Aktionäre, die ſich 
an der Abſtimmung beteiligt haben, gleichwohl von den Vor⸗ 
gängen und insbeſondere von der Unterwertigkeit der Forderungen 
Kenntnis gehabt haben, kann und darf nicht eingetreten werden. 
Die Berichterſtattung an die Generalverſammlung beruht, wie 
aus 8 263 HGB. erhellt, auf dem Grundſatze der Offentlichkeit 
innerhalb des Kreiſes der Aktionäre. Auf geheimes Wiſſen der 
Anweſenden kann es nicht ankommen, einerlei, worin dieſes 
Wiſſen ſeine Quellen hat. Wenn daher auch die abſtimmenden 
Aktionäre ſämtlich dem Vorſtande oder dem Aufſichtsrat ans 
gehört haben ſollten und deswegen ihre Kenntnis, wie die 
Reviſion meint, nicht als „privates“, ſondern als „amtliches“ 
Wiſſen angeſehen werden müßte, ſo würde auch hierauf kein 
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Gewicht gelegt werden können. Ob vielleicht der Nachweis 
eines ſtillſchweigenden Einverſtändniſſes aller Aktionäre, daß ſich 
der Entlaſtungsbeſchluß auf gewiſſe allen bekannte Verfehlungen 
mit erſtrecken ſolle, zu beachten wäre, kann unerörtert bleiben, 
da eine ſolche Behauptung hier nicht aufgeſtellt iſt. K. c. Konk. G., 
u. v. 16. Dez. 08, 74/08 I. — Cöln. 


Wechſelrecht. 


11. Ehrenzahlung verb. mit $ 130 BGB.] 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die zwiſchen dem Prokuriſten 
der Klägerin und dem Vorſtand der Reichs banknebenſtelle getroffene 
Vereinbarung gültig und mit der Wirkung getroffen werden konnte, 
daß die am 28. November 1906 von der Klägerin mittels weißen 
Schecks geleiſtete Zahlung, welche ſie als Vertreterin des 
Akzeptanten gemacht hatte (vgl. ROG. 5, 125), als nicht 
geſchehen zu behandeln war. Denn keinenfalls konnte dieſe 
Vereinbarung auch in Verbindung mit der von der Klägerin 
dem Proteſtbeamten gegenüber abgegebenen Erklärung bewirken, 
daß die Leiſtung vom 28. November 1906 ſich in eine am 
30. November 1906 an die Reichsbank geleiſtete Ehrenzahlung 
verwandelte. Eine Ehrenzahlung, die innerhalb der Proteſtfriſt 
hätte erfolgen müſſen, iſt die bloße Erklärung der Klägerin gegen⸗ 
über dem Proteſtbeamten, „ſie werde zu Ehren der Beklagten Ziff.! 
bezahlen“, jedenfalls nicht. Die Erklärung kann nicht einmal als 
wirkſames Erbieten an die Reichsbank zur Leiſtung einer Ehren⸗ 
zahlung aufgefaßt werden, weil dieſe den Proteſt gar nicht erhielt 
und nach der inſoweit nicht beſtrittenen Behauptung der Beklagten 
von der Erklärung erſt nachträglich, nach Klageerhebung erfuhr 
(vgl. 8 130 BGB.). Die Zahlung iſt ein zweiſeitiger Akt. Die 
Klägerin konnte nicht durch einſeitige Erklärung ihre Leiſtung 
vom 27. November zu einer Ehrenzahlung vom 30. November 
machen. S. c. V., U. v. 12. Dez. 08, 48/08 I. — 
Düſſeldorf. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

12. 88 4, 5, 35 PatG. 1. Vermeidlichkeit oder Un: 
vermeidlichkeit für den Begriff der wiſſentlichen oder grobfahr⸗ 
läſſigen Patentverletzung. 2. Der gute Glaube iſt nach den 
Umſtänden des Einzelfalls zu beurteilen.] 

1. Der 8 35 Abſ. 1 PatG. macht die Entſchädigungspflicht 
desjenigen, welcher den Beſtimmungen der 88 4 und 5 zuwider 
eine Erfindung in Benutzung genommen hat, davon abhängig, 
ob er dies wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit getan hat. 
Wird eine wiſſentliche oder grobfahrläſſige Verletzung nicht er⸗ 
wieſen, ſo tritt eine Entſchädigungspflicht nicht ein. Für die 
Wiſſentlichkeit der Verletzung iſt es nun ganz belanglos, ob ſie 
vermieden werden konnte; aber auch bei der fahrläſſigen Ver⸗ 
letzung bildet nicht die Vermeidlichkeit oder Unvermeidlichkeit das 
geſetzliche Merkmal der zum Schadenserſatz verpflichtenden 
Handlung, ſondern die Entſcheidung darüber, ob die feſtgeſtellte 
Verletzung eine grobfahrläſſige geweſen iſt oder nicht. Die Be⸗ 
klagten find nicht nur dann von der Schadenserſatzpflicht frei, 
wenn ihre Annahme, ſie verletzten durch ihre Handlungsweiſe 
das Patent der Klägerin nicht, eine nicht vermeidliche war, 

ſondern die Schadenserſatzpflicht tritt auch dann nicht ein, wenn 
ihre Handlungsweiſe zwar eine vermeidliche, aber keine grob⸗ 
fahrläſſige geweſen iſt. Einen anderen grundſätzlichen Stand⸗ 
punkt nimmt auch das von der Reviſion in Bezug genommene 


M 4. 1909. 
Urteil des Senats vom 10. April 1897 I. 59/97, teilweiſe 
abgedruckt in JW. 97, 248, nicht ein. Das Berufungsgericht 
hat die zu entſcheidende Frage richtig geſtellt, iſt aber auf Grund 
eingehender Würdigung der obwaltenden tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu der Überzeugung gelangt, daß die Beklagten 
bis zu der am 11. Oktober 1905 erfolgten Zuſtellung des 
oberlandesgerichtlichen Beſchluſſes ohne grobe Fahrläſſigkeit 
verkennen konnten, es werde durch ihre Handlungsweiſe das 
Patent 121 700 der Klägerin verletzt. 2. Das Berufungsgericht 
hat ſich, wie aus der Anführung der Entſcheidung des RG. vom 
9. Januar 1900 I. 422/99, JW. 05, 151 hervorgeht, ganz 
auf den Standpunkt geſtellt, welchen der Senat bezüglich der 
Frage einnimmt, ob die Feſtſtellung, daß der angebliche Patent⸗ 
verletzer im guten Glauben war, möglich ſei, ſolange darüber, 
ob eine Patentverletzung objektiv vorlag, noch keine Entſcheidung 
getroffen worden iſt. Die Frage iſt dahin zu beantworten, daß 
hier alles auf die Umſtände ankommt und nicht immer erſt die 
Entſcheidung, daß objektiv eine Patentverletzung vorliege, ab⸗ 
gewartet werden muß, ſofern es aus dem in der Verhandlung 
der Beurteilung unterbreiteten Material möglich ift, einen Über: 
blick zu gewinnen, wie bezüglich der objektiven Patentverletzung die 
Dinge liegen. In ſolchen Fällen kann auch mit der bloßen Unter⸗ 
ſtellung, daß eine Patentverletzung vorliege, die Frage geprüft 
werden, ob eine wiſſentliche oder grobfahrläſſige Verletzung anzu⸗ 
nehmen ſei. Ein ſolcher Fall iſt hier gegeben; es lag nach dem ganzen 
Gang, den die Verhandlungen genommen haben, ein vollkommen 
ausreichendes Material zur Prüfung jener Frage vor, und das 
Berufungsgericht hat ſich, wie ſeine Darlegungen ergeben, der 
Aufgabe auch nicht entzogen, ſich den Stand der Sache nach 
den beiderſeits aufgeſtellten Parteiverhandlungen voll zu ver⸗ 
gegenwärtigen. S. c. R., U. v. 12. Dez. 08, 621/07 I. — 
Dresden. | 


II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

13. 88 492, 493 Tl. II Tit. 1 ALR. Auslegung von 
teſtamentariſchen Beſtimmungen.] 

Der Berufungsrichter gründet ſeine Entſcheidung an erſter 
Stelle auf die ausgeſprochene Annahme, daß T. vor dem 
Vertrage vom 15. April 1903 einen Rechtskundigen zu Rate 
gezogen habe, und auf die weitere, nicht ausgeſprochene, aber 
ſeiner Entſcheidung notwendig zugrunde liegende Annahme, daß 
der zugezogene Rechtskundige den T. in Übereinſtimmung mit 
der Anſicht des Berufungsrichters dahin belehrt habe, daß er 
ſeine letztwilligen, zugunſten des B. getroffenen Anordnungen 
frei widerrufen könne. Beiden tatſächlichen Annahmen fehlt 
es an jedem Anhalt in dem Vorbringen der Parteien. Der 
Berufungsrichter ſucht das erſte aus der ſozialen Stellung und 
dem Bildungsgrade des T. zu rechtfertigen. Allein bekannt 
iſt in dieſer Beziehung nach Inhalt der Verhandlungen nichts 
weiter, als daß T. früher Kaufmann geweſen iſt; dies ergibt 
das Teſtament. Daß lediglich dieſe frühere Eigenſchaft einen 
genügenden Grund zu der Annahme biete, daß T. vor dem 
Vertrage vom 15. April 1903 ſich bei einem Rechtskundigen 
darnach erkundigt habe, wie es mit ſeinen Pflichten und Rechten 
aus den mit ſeiner Frau getroffenen letztwilligen Verfügungen 
beſtellt ſei, kann nicht anerkannt werden. Noch willkürlicher 
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iſt die zweite, vom Berufungsrichter nicht einmal beſonders 
zum Ausdruck gebrachte Vorausſetzung, daß der um Rat 
gefragte Rechtskundige dieſelbe Anſicht, wie der Berufungs⸗ 
richter von der Rechtslage gehegt und in dieſem Sinne tat⸗ 
ſächlich fi gegen T. geäußert habe. Die Sache liegt keines⸗ 
wegs ſo klar und einfach, daß jeder Rechtskundige unbedingt 
ſie ebenſo wie der Berufungsrichter beurteilen müßte. Es 
kommt hierbei auf die Auslegung der 85 492, 493 Tl. II 
Tit.! ALR. und deren Anwendung auf den vorliegenden Fall 
an. Dieſe Anwendung iſt aber nach Lage der obwaltenden 
Umſtände durchaus nicht ſo zweifelsfrei, wie der Berufungs⸗ 
richter zu glauben ſcheint. Der Reviſionskläger hat in dieſer 
Beziehung in der Reviſionsinſtanz ſogar ausdrücklich erklärt, 
wenn er über jene Frage von dem Berufungsrichter gehört 
worden wäre, ſo würde er in der Lage geweſen ſein, zu 
behaupten und unter Beweis zu ſtellen, daß dem T. von ſeinen 
Rechtsberatern niemals eine andere Auffaſſung kundgegeben 
worden ſei, als die, daß er gemäß der Vermutung des § 493 
T. II Tit. 1 ALR. an feine eigenen letztwilligen Verfügungen 
unwiderruflich gebunden ſei. Jedenfalls verſtößt es gegen die 
prozeſſualen Grundregeln, daß der Berufungsrichter jene tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen getroffen hat, ohne daß ihm das Vor⸗ 
bringen der Parteien einen Anhalt hierzu gewährte und ohne 
daß er die Parteien hierüber hörte. Auch die Gründe, die der 
Berufungsrichter in zweiter Linie geltend macht, um feine An⸗ 
nahme, daß T. von der freien Widerruflichkeit ſeiner letztwilligen 
Verfügungen überzeugt geweſen ſei, zu ſtützen, ſind hierzu nicht 
geeignet. Der Berufungsrichter arbeitet hier mit dem Billigkeits⸗ 
gefühl und allgemeinem Rechtsbewußtſein des Rechtsunkundigen 
und meint, daß darnach auch ein anderer Rechtsunkundiger in 
der Lage des T. die letztwilligen Verfügungen desſelben für 
widerruflich gehalten haben würde. Ohne daß im übrigen 
näher auf dieſe Ausführungen eingegangen zu werden braucht, 
ſei nur hervorgehoben, daß ſie an einem erheblichen Fehler 
leiden, nämlich an dem, daß der Umſtand unberückſichtigt 
geblieben iſt, daß es ſich hier um ein wechſelſeitiges Teſtament 
von Ehegatten handelt. Wenn diefe in einer ſolchen Weiſe, 
wie hier, wechſelſeitig verfügen und der im Beſitz von Ver⸗ 
mögen befindliche Ehegatte trotz der Kenntnis der Unzulänglich⸗ 
keit des Vermögens des anderen Teiles ſich in dem Teſtament 
ſelbſt in feinen ſpäteren Verfügungen zugunſten der Kinder des 
anderen Teiles ſo beſchränkt, wie hier geſchehen, ſo dürfte als 
viel wahiſcheinlicher anzunehmen fein, daß der Rechtsunkundige 
nit Rückſicht auf das Verhältnis der Ehegatten zueinander 
die Unwiderruflichleit der Verfügungen des überlebenden, im 
Beſiß von Vermögen befindlichen Ehegatten für gegeben anſieht, 
als die Annahme des Gegenteils. Entſcheidend iſt vor allem, 
daß aus derartigen allgemeinen Erwägungen über das, was 
wohl Rechtsunkundige in ſolchem Falle ſich vorſtellen, ein 
ſcherer und pofitiver Schluß auf die Auffaſſung, die T. 
wirklich gehegt hat, nicht gezogen werden kann. Hierauf aber 
kommt es allein an. In dieſer Richtung fällt dem Berufungs⸗ 
fihter zur Saft, daß er die Tatfachen, die für die Annahme 
ſmechen, daß T. von der Unwiderruflichkeit ſeiner Verfügungen 
übeneugt geweſen ſei, nicht oder nicht genügend gewürdigt hat. 
. Ri ig Fiskus, U. v. 18. Dez. 08, 154/71 08 VII. 
— Breslau. 
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Geſetz über Zuläſſigkeit des Rechtsweges in 
Beziehung auf polizeiliche Verfügungen vom 
11. Mai 1842. 

14. 8 4 Abſ. 1. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges wegen 
der ſeitens der Wegepolizeibehörde angeordneten Erhöhung einer 
Chauſſee.] 

Im Dorfe Badersleben liegen die Grundſtücke der Kläger 
an der Stelle, wo die beiden Bäche Schmalbecke und Marienbach 
zuſammenfließen. An den Grundſtücken führt eine Kreischauſſee 
vorüber. Beide Bäche fließen, kurz ehe ſie ſich treffen, unter 
der Kreischauſſee hindurch. Die Kläger behaupten, der beklagte 
Kreis Oſchersleben habe mit Wiſſen und Willen der beklagten 
Dorfgemeinde Badersleben, welche Eigentümerin der Chauſſee⸗ 
fläche ſei, im Jahre 1898 den Chauſſeedamm um 35 bis 40 em 
erhöht und dadurch die Chauſſee auf die jetzige Höhe gebracht; 
während früher, wenn bei Hochwaſſer die Brücken das Waſſer 
nicht hätten faſſen können, das Waſſer unſchädlich über den 
niedrigen Damm der Chauſſee hinweggefloſſen ſei, ſtaue ſeit der 
Erhöhung bei Hochwaſſer der Damm das Waſſer der beiden 
Bäche zurück, und würden dadurch die Grundſtücke der Kläger 
bei jedem größeren Gewitterregen bis zu 1m Höhe überſchwemmt. 
Die Kläger erhoben Klage mit dem Antrage, die Beklagten 
— Dorfgemeinde und Kreis — als Geſamtſchuldner zu ver⸗ 
urteilen, Vorkehrungen zu treffen, daß das Hochwaſſer der 
beiden Bäche durch den Chauſſeedamm vor ihren Häuſern nicht 
höher zurückgeſtaut werde, als es der Chauſſeedamm vor ſeiner 
Erhöhung im Jahre 1898 getan habe. Sie ſtützten die Klage 
auf § 1004 BGB., auch 8 907 BGB., § 99 18 ALR. ſowie 
auf $ 1 des Deichgeſetzes vom 28. Januar 1848, behaupteten 
ferner, es liege ein Verſchulden der Beklagten vor, und machten 
geltend, der beklagte Kreis habe die Störung ihres Eigentums 
verurſacht, während die beklagte Dorfgemeinde als Eigentümerin 
der Straßenfläche wegen der mit ihrem Wiſſen und Willen 
herbeigeführten Erhöhung und wegen Aufrechterhaltung des 
widerrechtlichen Zuſtandes hafte. Die Beklagten erhoben die 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges und verweigerten 
die Verhandlung zur Hauptſache. Die beiden Vorderrichter 
verwarfen die Einrede, RG. hielt ſie für begründet und wies 
die Klage ab: Der Berufungsrichter erachtet es für die Frage 
der Zuläſſigkeit des Rechtsweges als unerheblich, ob die Chauſſee⸗ 
erhöhung, durch die nach der Behauptung der Kläger in ihr 
Privateigentum eingegriffen ſein ſoll, auf eine polizeiliche Ver⸗ 
fügung zurückzuführen ſei oder nicht. Auch dann, wenn man 
erſteres unterſtelle, gehöre das ſich als Eigentumsfreiheitsklage 
darſtellende Klagebegehren gemäß $ 13 GWG. vor das ordent⸗ 
liche Gericht, da die Klage nicht darauf gerichtet ſei, die von 
der Wegepolizeibehörde erlaſſene Verfügung ganz oder teilweiſe 
wirkungslos zu machen. Es kann jedoch dem Berufungsrichter 
nicht beigetreten werden. Vielmehr hängt nach der Sachlage 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges gerade davon ab, ob ſeitens 
der Wegepolizeibehörde eine auf die Chauſſee⸗Erhöhung gerichtete 
polizeiliche Verfügung erlaſſen worden iſt oder nicht. Wäre 
erſteres der Fall, ſo würde den Klägern, wenn durch die Er⸗ 
höhung ein unberechtigter Eingriff in ihre Privateigentumsrechte 
erfolgt wäre, gemäß $ 4 Abſ. 1 des Geſetzes über die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen vom 
11. Mai 1842 der Rechtsweg nur dafür gegeben ſein, ob ein 
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ſolcher Eingriff vorliege und zu welchem Betrage dafür Ent- 
ſchädigung geleiſtet werden müſſe. Ein Entſchädigungsanſpruch 
iſt aber von den Klägern nicht geltend gemacht worden. Viel⸗ 
mehr verlangen die Kläger von den Beklagten Vorkehrungen 
zur Verhinderung des Rückſtaues durch den Chauſſeedamm. 
Dieſe Schutzvorrichtungen könnten jedoch, wie die Reviſion zu⸗ 
treffend ausführt, von den Beklagten nur an oder auf dem 
Chauſſeedamm vorgenommen werden. Denn nach der eigenen 
Behauptung der Kläger iſt die beklagte Gemeinde lediglich 
Eigentümerin der Straßenfläche, und hat der beklagte Kreis 
nur zufolge ſeiner Wegebauverpflichtung die Chauſſee⸗Erhöhung 
bewirkt; anderes Terrain ſteht alſo den Beklagten nicht zur 
Verfügung. Die Kläger führen auch den Rückſtau des Waſſers 
der beiden fraglichen Bäche gerade darauf zurück, daß infolge 
der Erhöhung das Waſſer nicht mehr, wie früher, Über den 
Chauſſeedamm hinwegfließen könne und die Brücken und Durch⸗ 
läſſe bei Hochwaſſer und Gewitterregen das Waſſer nicht zu 
faſſen vermöchten. Nach S 60 der Wegeordnung für die Provinz 
Sachſen vom 11. Juli 1891 ſind auch die Brücken und Durch⸗ 
läſſe Zubehörungen einer öffentlichen Chauſſee. Der Klag⸗ 
anſpruch kann daher ſeinem Inhalte nach nur darauf gerichtet 
ſein, daß an dem Chauſſeedamm und ſeinen genannten Zu⸗ 
behörungen Anderungen vorgenommen werden. Die Auffaſſung 
des Berufungsrichters, daß nach dem Klagantrage der Beſtand 
der Straßenanlage unangetaſtet bleiben ſolle, ſteht im Wider⸗ 
ſpruche mit dem Sachvortrage der Kläger. Allerdings haben 
die Kläger in II. Inſtanz erklärt, daß ſie mit ihrer Klage nicht 
die Beſeitigung der von ihnen behaupteten Niveauänderung ver⸗ 
langen wollten. Allein dieſer rein formalen Erklärung, wodurch 
die Kläger lediglich dem Einwande der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges zu begegnen geſucht haben, kann eine Bedeutung um ſo 
weniger beigelegt werden, als die Kläger in keiner Weiſe dar⸗ 
gelegt haben, wie es möglich ſein könnte, daß Schutzvorkehrungen 
ohne Anderungen der Straßenanlagen getroffen würden. Wäre 
daher die Chauſſee in ihrem gegenwärtigen Zuſtande auf eine 
Anordnung der Wegepolizeibehörde (8 55 Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883) zurückzuführen oder wäre ſie im öffent⸗ 
lichen Intereſſe wegepolizeilich genehmigt, ſo wäre, da auch die 
letztere Genehmigung nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. 
als eine polizeiliche Verfügung zu erachten wäre (RG. 59, 72; 
Gruchots Beitr. 34, 1132; 39, 682), der Rechtsweg für den 
geltend gemachten Anſpruch ausgeſchloſſen, weil die Anderung 
einer polizeilich angeordneten oder genehmigten öffentlichen Straße 
gemäß 8 4 Abſ. 2 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 ebenſowenig 
wie die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes im Rechtswege 
verfolgt werden kann. Der Berufungsrichter meint allerdings, 
bei einer ſolchen Sachlage ſei der Rechtsweg ſtets für zuläſſig 
erachtet worden, und beruft ſich hierfür auf die Entſcheidung 
des erkennenden Senates vom 21. April 1900 V. 38/00 
(Gruchots Beitr. 44, 1137). Der dieſer Entſcheidung zugrunde 
liegende Fall war aber ein anderer. Dort hatte der Berufungs⸗ 
richter die beklagte Gemeinde verurteilt, ſich der Waſſerzuleitung 
durch neuhergeſtellte Rinnen nach einem Teiche der Kläger in 
einer näher beſtimmten Weiſe zu enthalten, und der erkennende 
Senat hat mit dieſer der Beklagten auferlegten Beſchränkung 
in der Waſſerzuleitung nach den Feſtſtellungen des Berufungs- 
richters eine Anderung des Straßenbeſtandes nicht als notwendig 
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verbunden erachtet. Deshalb iſt dort der Rechtsweg für zu⸗ 
läſſig erklärt. Vorliegend aber werden Vorkehrungen verlangt, 
die notwendigerweiſe eine Anderung der Chauſſeeanlage zur 
Folge haben müſſen. Ferner meint der Berufungsrichter, der 
Rechtsweg würde, ſelbſt wenn zu verneinen wäre, daß der von 
den Klägern geſtellte Antrag auf Herſtellung von Schutz⸗ 
vorkehrungen im Sinne des 8 4 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 
ſtatthaft ſei, nicht unzuläſſig ſein; vielmehr wäre dann lediglich 
die Klage wegen des dem S 4 nicht entſprechenden Antrages 
abzuweiſen. Dies iſt unzutreffend. § 4 des zitierten Geſetzes 
läßt den Rechtsweg nur für einen Entſchädigungsanſpruch zu. 
Die Kläger verlangen aber nicht Erſatz des ihnen durch die 
angebliche Erhöhung der Chauſſee entſtandenen Schadens, 
ſondern ſie beanſpruchen die Vornahme von Maßnahmen, die 
den Beſtand der Chauſſeeanlage betreffen, zum Schutze gegen 
künftigen Schaden, den ſie beſorgen. Hierfür iſt der Rechtsweg 
im 8 4 nicht eröffnet. Der Berufungsrichter beruft ſich zwar 
für feine Anſicht auf eine im Preuß. IJMBl. 1856 S. 243 
abgedruckte Entſcheidung des Gerichtshofes zur Entſcheidung der 
Kompetenzkonflikte vom 7. Juni 1856. Dort wird aber der 
Anſpruch auf Herſtellung von Vorkehrungen zur Abwendung 
von Schaden lediglich deswegen einem Anſpruche auf Ent⸗ 
ſchädigung gleichgeſtellt, weil eine Ausgleichung für erlittenen 
Schaden unter Umſtänden auch in anderer Weiſe als in Geld 
geſchehen könne. Eine ſolche Gleichſtellung iſt jedoch jedenfalls 
dann ausgeſchloſſen, wenn, wie vorliegend, die verlangten Vor⸗ 
kehrungen den Beſtand der Chauſſeeanlage ergreifen. Wäre 
dagegen die angebliche Erhöhung des Chauſſeedammes weder 
polizeilich angeordnet noch polizeilich genehmigt, ſo wäre der 
Rechtsweg für zuläſſig zu erachten. Allerdings diente die 
Chauſſee dem öffentlichen Verkehr, und nach $ 15 der vor⸗ 
genannten Wegeordnung lag dem beklagten Kreis die Wege⸗ 
baulaſt ob, die nach § 4 auch die Verpflichtung in ſich begreift, 
den Weg dem Verkehrsbedürfnis entſprechend zu unterhalten 
und zu verbeſſern. Dadurch allein aber wurde der Rechtsweg 
für die Geltendmachung privatrechtlicher Anſprüche wegen Ver⸗ 
letzung von Rechten durch Anderung der Chauſſeeanlage 
nicht ausgeſchloſſen. Wie trotz Offentlichkeit eines Weges 
Privatrechte Dritter daran beſtehen und im Falle ihrer Ver⸗ 
letzung im Rechtswege gemäß 8 13 GVG. als bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten verfolgt werden können (Germershauſen, 
Wegerecht Bd. I S. 118 ff., 127, 129), jo kann auch gegen 
Anderungen öffentlicher Wege, wenn ſie ohne polizeiliche An⸗ 
ordnung oder Genehmigung vorgenommen werden, wegen Ein⸗ 
griffe in Privatrechte im Rechtswege vorgegangen werden, da 
ſoche Anderungen mangels einer polizeilichen Verfügung nicht 
obrigkeitliche, ſondern privatrechtliche Maßregeln ſind (Germers⸗ 
hauſen, Bd. I S. 129, 163; Anſchütz, Erſatzanſpruch aus 
Vermögensbeſchädigungen durch rechtmäßige Handhabung der 
Staatsgewalt S. 90; JW. 00, 6290, auch RG. 44, 227; 
62, 131). Aus dem Vortrage der Parteien ergibt ſich aber, 
daß die fragliche Straßenanlage, insbeſondere der Chauſſeedamm 
nebſt Brücken und Durchläſſen, in dem Zuſtande, in dem ſie 
ſich gegenwärtig vor den Grundſtücken der Kläger befindet, 
tatſächlich von der Wegepolizeibehörde genehmigt worden iſt. 
Daß die Chauſſee in ihrem urſprünglichen Zuſtande auf polizei⸗ 
liche Anordnung hergeſtellt worden, iſt unſtreitig, da dies von 
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den Beklagten behauptet und von den Klägern nicht in Abrede 
geſtellt worden iſt. Ferner ſteht durch die übereinſtimmenden 
Erklärungen beider Parteien feſt, daß die Kläger wegen der 
ſpäteren Erhöhung des Chauſſeedammes beim Landrat und beim 
Regierungspräfidenten Beſchwerde geführt haben, ihre Beſchwerde 
aber zurückgewieſen worden iſt. Daraus iſt zu entnehmen, daß 
die Wegepolizeibehörden höherer Inſtanz die Erhöhung jedenfalls 
auch jetzt noch als im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs not⸗ 
wendig oder doch zweckmäßig erklärt haben. Dieſe Beſcheide 
auf die Beſchwerden aber ſtellen ſich als wegepolizeiliche Ver 
fügungen dar, da fie eine Genehmigung der bereits vorhandenen 
Chauſſeeanlage enthalten und fie von Behörden, denen die Aus⸗ 
übung der Wegepolizei unterſteht, erlaſſen worden find. Daß 
fie in der Beſchwerdeinſtanz ergangen find und die Zurückweiſung 
eines Antrages auf Anderung der Chauſſeeanlage zum Gegen⸗ 
Rande haben, nimmt ihnen den Charakter von polizeilichen Ber» 
fügungen nicht (vgl. JW. 93, 508 58). Danach iſt die Chauffee 
fo, wie fie zurzeit beſteht, auf Grund wegepolizeilicher Anordnung 
hergeſtellt oder doch von der zuftändigen Wegepolizeibehörde 
genehmigt worden. Deshalb iſt für den mit der Klage geltend 
gemachten Anſpruch, da er eine Anderung der Chauffee 
anlage zum Ziele hat, der Rechtsweg nicht zuläſſig. B. und 
D. c. G. und K., U. v. 23. Dez. 08, 106/08 v. — 
Naumburg. 

15. Rechtsweg. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, wenn 
in Satzungen, welche durch Königliche Verordnung beftätigt 
find, ein Schiedsgericht unter Ausſchluß des Rechtsweges ent⸗ 
ſcheiden foll.] 

Die Reviſion war ſchon deshalb zurückzuweiſen, weil der 
Rechtsweg unzuläffig iſt. Nach der Entſch. des RG. vom 
4. Mai 1893 (VI. 47/93, abgedruckt zum Teil in JW. 93, 318%, 
hum Teil in RG. 31, 235) haben die Satzungen der auf Grund 
de 88 57, 65 des Geſetzes vom 1. April 1879 durch König⸗ 
liche Verordnung gebildeten Waſſergenoſſenſchaften die Eigenſchaft 
bon Rechtsnormen (Geſetzen im Sinne des 8 12 EG3 O.). 
Die Entſcheidung ſtimmt überein mit der des IV. Senats in 
beneff der Statuten der Deichverbände (RG. 25, 274) und 
denen des V. Senats bezüglich der Satzungen der Knappſchafts⸗ 
Vereine (NG. 38, 126 und Urteil vom 6. November 1907, 
V. 8/07). Daraus aber ergibt ſich die in dem Urteil vom 
4 Mai 1893 (JW. a. a. O.) gezogene und auch in dem 
Urteil des I. 38S. in RG. 16, 370 und des V. 38S. in 
RG, 42, 307 als richtig anerkannte Folgerung, daß die Ein⸗ 
[ung eines Schiedsgerichts in den erwähnten Satzungen, 
wem e, wie im vorliegenden Falle, unter Ausſchluß des 
Kechtswege entſcheiden foll, die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
im Folge hat. Als Norm des öffentlichen Rechts unterliegt 
di fragliche Beſtimmung, wie allgemein anerkannt iſt, nicht 
he Verfügungsgewalt und dem Verzichte der Parteien. Es 
par deshalb rechtsirrtümlich, wenn die Vorderrichter in der 
Amahne, es handle ſich lediglich um die Einrede des Schieds⸗ 
vertrages, auf den Rechtsſtreit um deswillen eingegangen 
fd weil die Einrede von der Beklagten nicht erhoben worden 
R Di Unzuläſſigkeit des Rechtswegs war von Amts wegen 
in heucichtigen und es muß dies auch in der Reviſions⸗ 
ni 1 K. c. G., U. v. 21. Dez. 08, 96/08 V. — 
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Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

16. 8 15 ABerg®. Begriff der Entdeckung; Unzuläſſigkeit 
der Berückſichtigung der erſt nach der Mutung entſtandenen 
Tatſachen für die Frage der Fündigkeit.] 

Parteien, von denen der Kläger am 11. September 1902 
Mutung auf Steinſalz nebſt den mit dieſem auf der nämlichen 
Lagerſtätte vorkommenden Salzen unter der Bezeichnung „Neu⸗ 
hedwigsburg“, der Beklagte am 13. September 1902 eine 
gleiche Mutung unter der Bezeichnung „Vitzenburg⸗Reinsdorf“ 
bei dem Bergrevierbeamten in Halle a. S. eingelegt hat, ſtreiten 
mit Rückſicht darauf, daß das von dem Kläger begehrte Feld 
die Fundſtelle des Beklagten deckt, im gegenwärtigen Prozeß 
über die Rechtsgültigkeit der klägeriſchen Mutung. Letztere iſt 
von dem Oberbergamt Halle a. S. in feinem die Ungültigkeit 
der Mutung ausſprechenden Beſchluß vom 26. Februar 1903 
unter anderm deshalb verneint worden, weil mangels erfolgter 
Ziehung eines Salzkerns nicht nachgewieſen ſei, daß Kläger zur 
Zeit der Mutungseinlegung mit ſeinen Bohrungen das an der 
angegebenen Stelle allerdings befindliche Salzlager bereits 
erreicht habe. Nachdem die gegen dieſen Beſchluß vom Kläger 
eingelegte Beſchwerde durch Beſcheid des Preußiſchen Miniſters 
für Handel und Gewerbe vom 4. März 1904 zurückgewieſen 
worden war, hat Kläger rechtzeitig innerhalb der in § 31 
Abſ. 2 A Berg. beſtimmten Friſt Klage mit dem Antrage er 
hoben, den Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, daß ihm 
für ſeine Mutung „Neuhedwigsburg“ das beſſere Recht vor 
der Mutung des Beklagten „Vitzenburg⸗ Reinsdorf“ zuſteht. 
Der erſte Richter hat unter Billigung der Auffaſſung der Ver⸗ 
waltungsbehörden die Klage abgewieſen. Dagegen iſt in 
II. Inſtanz der Beklagte nach dem Klageantrage verurteilt 
worden. RG. ſtellte das erſte Urteil wieder her: Der Be⸗ 
rufungsrichter geht im Anſchluß an das reichsgerichtliche Urteil 
vom 23. Mai 1882, RG. 8, 195, davon aus, daß das Gericht 
in bezug auf die Fündigkeitsfrage ein freies Nachprüfungsrecht 
hat, und daher auch Momente, die ſpäteren Datums als die 
Mutung ſind und den Bergbehörden nicht vorgelegen haben, 
bei der Beurteilung jener Frage heranziehen dürfe. Von dieſem 
rechtlichen Standpunkt aus ſtellt er tatſächlich feſt, daß ein 
Nachbohren nach Einlegung der Mutung nicht ſtattgefunden hat 
und daher bei Zuſammenhalt dieſes Umſtandes mit den Wahr⸗ 
nehmungen, die die im Bohrturm anweſend geweſenen Perſonen 
unmittelbar vor der Mutungseinlegung gemacht hatten, und 
mit der im Fundesfeſtſtellungstermin erfolgten Kernziehung durch 
den Revierbeamten die zur Zeit der Mutung erfolgte Ent⸗ 
deckung des Salzes auf ſeiner natürlichen Lagerſtätte als er⸗ 
wieſen angeſehen werden müſſe. Das angefochtene Urteil 
unterlag der Aufhebung. Wie der erkennende Senat in dem 
mit dem gegenwärtigen Urteil unter gleichem Datum ergangenen 
Urteil i. S. Sauer w. Keil V. 6/08 — ſ. nächſte Nummer — aus⸗ 
geſprochen hat, gehört es zum Begriff der Entdeckung im Sinne 
des 8 15 ABerg®., daß der Finder über das Vorhandenſein des 
Minerals an der von ihm angegebenen Fundſtelle nicht bloß 
ſubjektive Vermutungen hegt, ſondern zur Zeit der Mutung den 
Tatſachen entſprechende Wahrnehmungen gemacht hat, die nach 
allgemeiner Erfahrung eine ſichere Schlußfolgerung auf das 
Vorhandenſein des Minerals zulaſſen. Demzufolge darf das 
Prozeßgericht unbeſchadet des ihm gegenüber der Fundfeſtſtellung 
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im Bergverwaltungsverfahren zuſtehenden freien Nachprüfungs⸗ 
rechts bei dieſer Nachprüfung, ſoweit es ſich um Feſtſtellung 
der Fündigkeit handelt, nur ſolche Tatſachen berückſichtigen, die, 
gleichviel ob die Bergbehörde von ihnen Kenntnis hatte oder 
nicht, bereits zur Zeit der Mutung dem Muter bekannt waren. 
Dagegen iſt ausgeſchloſſen eine Berückſichtigung von Umſtänden, 
deren Entſtehung einer ſpäteren Zeit angehört, zu dem Zweck, 
um aus ihnen einen Rückſchluß darauf zu ziehen, daß das als 
entdeckt bezeichnete Mineral zur Zeit der Mutungseinlegung an 
der angegebenen Fundſtelle wirklich vorhanden geweſen iſt. 
Gegen dieſe Grundſätze verſtößt das Berufungsurteil. Es ver⸗ 
wertet bei ſeiner Feſtſtellung, daß der Kläger fündig geworden 
ſei, auch die Tatſache, daß im Fundfeſtſtellungstermin bei der 
Kontrollbohrung ein Salzkern gezogen worden iſt, und die 
Bezugnahme auf das Gutachten des vernommenen Sachver⸗ 
ſtändigen Sch., dem der Berufungsrichter in allen Punkten folgt, 
läßt keinen Zweifel darüber, daß ohne das Hinzutreten des 
Ergebniſſes der Kontrollbohrung der Berufungsrichter den Be⸗ 
weis der Entdeckung des Salzlagers durch den Kläger für 
nicht geführt erachtet haben würde. Denn der genannte Sach⸗ 
verſtändige erklärt im Eingange ſeines Gutachtens ausdrücklich 
die vor Einlegung der Mutung gemachten Wahrnehmungen 
für nicht ausreichend zu einem ſicheren Schluß darauf, daß man 
damals bereits das Salzlager erreicht habe. Die Klage war 
wegen mangelnden Nachweiſes der Fündigkeit abzuweiſen. C. c. S., 
U. v. 9. Dez. 08, 610/07 V. — Naumburg. 

17. 5 15 ABergG. Begriff der Entdeckung im Sinne 
dieſer Geſetzesvorſchrift.] 

Durch Beſchluß des Oberbergamts in Halle vom 11. No⸗ 
vember 1903 iſt dem Beklagten auf ſeine am 20. April 1902 
präſentierte Mutung: „Beſiegter Fuchs“ auf Steinſalz und 
beibrechende Salze das Bergwerkseigentum verliehen worden 
unter Zurückweiſung des von dem Kläger gegen die Verleihung 
erhobenen Einſpruchs. Dieſer Einſpruch gründete ſich auf eine 
von dem Kläger am 16. Februar 1902 eingelegte Mutung 
Nebra I, die durch den in der Rekursinſtanz beſtätigten Beſchluß 
des Oberbergamts vom 17. Juli wegen mangelnder Fündigkeit 
als von Anfang an ungültig zurückgewieſen worden war. Die 
Mutung des Beklagten iſt auf einen in dem Feſtſtellungstermin 
für die klägeriſche Mutung durch fortgeſetzte Bohrung gemachten 
Steinſalzfund eingelegt worden. Der Kläger, welcher die 
Gültigkeit ſeiner älteren, zu Unrecht wegen mangelnder Fündigkeit 
zurückgewieſenen Mutung Nebra I behauptet, hat gegen die 
Verwerfung ſeines Einſpruchs innerhalb der dreimonatigen Friſt 
den Rechtsweg beſchritten und in erſter Linie beantragt, den 
Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, daß dem Kläger für 
ſeine am 17. (16.) Februar 1902 praſentierte Mutung auf 
Steinſalz und beibrechende Salze Nebra I bei Nebra das beſſere 
Recht vor der am 20. April 1902 präſentierten Mutung „Be⸗ 
ſiegter Fuchs“ zuſteht. Verbunden mit dieſer bergrechtlichen 
Klage hatte Kläger eventuell Anträge aus dem Grunde un⸗ 
erlaubter Handlung und ungerechtfertigter Bereicherung geſtellt. 
Der erſte Richter wies die Klage ab. Dagegen hat das Be⸗ 
rufungsgericht nach eingehender Beweiserhebung darüber, ob 
Kläger vor Einlegung ſeiner Mutung fündig geworden, die 
Fündigkeit für erwieſen angenommen und demgemäß den Be⸗ 
Hagten zur Anerkennung des beſſeren Rechts des Klägers ver⸗ 


M A4. 1909. 
urteilt. RG. ſtellt das erſte Urteil wieder her: Nach 8 15 
ABergG. iſt die Gültigkeit einer Mutung dadurch bedingt, daß 
das Mineral an dem angegebenen Fundpunkte auf ſeiner natür⸗ 
lichen Ablagerung vor Einlegung der Mutung entdeckt worden 
iſt und bei der amtlichen Unterſuchung nachgewieſen wird. Der 
Berufungsrichter erachtet im Gegenſatz zu den Bergbehörden 
und dem erſten Richter, aber in Abereinſtimmung mit dem 
darüber gehörten Sachverſtändigen, Bergrat S., dieſe Er⸗ 
forderniſſe für dargetan, insbeſondere alſo, daß das Mineral 
— Steinſalz — vor Einlegung der klägeriſchen Mutung am 
Fundpunkte entdeckt war und bei der amtlichen Unterſuchung am 
Fundpunkte nachgewieſen worden iſt. Nach der Feſtſtellung des 
Berufungsrichters iſt die Mutung eingelegt, weil (und als) 
man daraus, daß das Bohrgeſtänge beim Bohren mit einem 
Male ſchnell ſank, und dann das Bohrloch durch bloßes Spülen 
mit Süßwaſſer bei nicht rotierendem ſondern nur aufſtehendem 
Geſtänge weiter vertieft wurde, die Überzeugung gewonnen 
hatte, das Steinſalzlager erreicht zu haben, in dasſelbe ein⸗ 
gedrungen zu ſein. Der Berufungsrichter erkennt gleich dem 
Sachverſtändigen an, daß durch jene Umſtände ein ſicherer 
Schluß, ein Steinſalzlager erreicht zu haben, weder allein, noch 
in Verbindung mit den ſonſtigen vor Einlegung der Mutung 
gemachten Wahrnehmungen und den im Fundesfeſtſtellungs⸗ 
termine, dem 19. Februar, getroffenen Feſtſtellungen begründet 
werde. Er erachtet aber durch die übrige Beweisaufnahme und 
die ſich daraus ergebenden Feſtſtellungen jeden Zweifel daran 
beſeitigt, daß bei Einlegung der Mutung die Bohrung tatſächlich 
in das Steinſalzlager eingedrungen, das Steinſalz an dem in 
der Mutung angegebenen Fundpunkte auf feiner natürlichen 
Ablagerung entdeckt war. Dieſe Überzeugung des Berufungs⸗ 
richters, ſowie das entſprechende Gutachten des Sachverſtändigen 
S. gründet ſich auf die für erwieſen angenommene Tatſache, 
daß der bei der der Mutung unmittelbar vorausgegangenen 
Bohrung herausgebrachte Bohrkern an ſeiner unteren Fläche 
Spuren von Salz aufwies — die allerdings bei der Fundes⸗ 
feſtſtellung nicht mehr ſichtbar waren —, in Verbindung mit 
dem Ergebnis der am Tage darauf, dem 17. Februar, erfolgten 
Nachbohcung, durch welche ein aus reinem Steinſalz beſtehender 
Kern erbohrt worden iſt, von dem der Berufungsrichter auf 
Grund des Gutachtens des Sachverſtändigen S. annimmt, daß 
er ſich unmittelbar an den vor der Mutung erbohrten Kern 
angeſchloſſen habe. Die tatſächlichen Feſtſtellungen des Bes 
rufungsrichters ſind von der Reviſion prozeſſual nicht an⸗ 
gegriffen worden, ſie rechtfertigen aber die Anwendung des 
§ 15 ABergG. nicht. Denn wenn wirklich, wie der Berufungs⸗ 
richter für erwieſen anſieht, vor Einlegung der Mutung der 
Bohrer das demnächſt gemutete Mineral bereits erreicht hatte 
und in dieſes eingedrungen war, ſo war doch dieſer Vorgang 
und ſomit das Vorhandenſein des Minerals unmittelbarer 
Wahrnehmung völlig entzogen, ſolange nicht das Ergebnis der 
Bohrung an das Tageslicht gebracht und dadurch das Vor⸗ 
handenſein des Minerals durch Augenſchein oder ſichere Schluß⸗ 
folgerung feſtzuſtellen war. Die vor Einlegung der Mutung 
wahrgenommenen Tatſachen begründeten, wie der Berufungs⸗ 
richter unangefochten annimmt, eine ſichere Schlußfolgerung auf 
das Vorhandenſein des Minerals nicht. Daher kann von einer 
Entdeckung des Minerals zur Zeit der Mutung nicht die 
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Rede fein. Denn eine Entdeckung im Sinne des $ 15 ABerg®. 
ſetzt voraus, daß der Muter vor Einlegung der Mutung den 
Tatſachen entſprechende Wahrnehmungen gemacht hatte, die nicht 
bloß nach ſeiner ſubjektiven Meinung, ſondern objektiv, d. h. nach 
allgemeiner Erfahrung eine ſichere Schlußfolgerung auf das 
Vorhandenſein des Minerals geſtatteten. Es fragt ſich nun, 
ob und inwieweit bei Prüfung der Fündigkeit Tatſachen, die 
ſich nach Einlegung der Mutung ereignet und den Bergbehörden 
nicht vorgelegen haben, herangezogen und berückſichtigt werden 
können. Dieſe Frage iſt in dem von dem Berufungsrichter 
in Bezug genommenen Urteil des RG. vom 23. Mai 1882 
(NG. 8, 195) bejaht worden, aber in einem Falle, der dem 
gegenwärtigen nicht gleich liegt, weil dort die vor Einlegung 
der Mutung erfolgte Entdeckung des Minerals in bauwürdiger 
Menge unanfechtbar feſtgeſtellt war, und es ſich nur um den 
natürlichen Zuſammenhang des Fundes mit der im Innern des 
Berges enthaltenen Erzlagerſtätte handelte, der unter Berück⸗ 
ſichigung von nach eingelegter Mutung ſtattgehabten Aufſchluß⸗ 
arbeiten als zur Zeit der Mutung vorhanden feſtgeſtellt wurde. 
Es bedurfte daher nicht der Herbeiführung eines Beſchluſſes der 
Ver 3 S., um zu dem Ergebnis zu gelangen, daß durch den Er⸗ 
folg der von ſeiten des Klägers nach Einlegung der Mutung 
am 17. Februar vorgenommenen Nachbohrung der bei Einlegung 
der Mutung beſtehende Mangel der Fündigkeit nicht gehoben 
werden konnte. Was aber den nach Abſendung des Mutungs⸗ 
telegramms herausgebrachten Bohrkern betrifft, fo hat dieſer 
zwar, wie der Berufungsrichter auf Grund der Zeugenausſagen 
für erwieſen erachtet, an der unteren Fläche Spuren von Salz 
gezeigt, die bei der amtlichen Fundesfeſtſtellung bereits ver⸗ 
ſcwunden waren, es genügen aber ſolche Spuren, wie der 
Berufungsrichter in Übereinſtimmung mit der Bergbehörde mit 
Recht annimmt, nicht, um den Beweis des Vorkommens des 
Dinerald auf feiner natürlichen Ablage zu bringen und es kann 
daher dahingeſtellt bleiben, ob nicht hinſichtlich der vor Heraus: 
bringen des Bohrkerns telegraphiſch eingelegten Mutung ſchon 
aus den eben entwickelten Gründen die Berückſichtigung dieſes 
Behrergebniſſes unterbleiben mußte. Die Bergbehörden haben 
hieraus einen Anſtand nicht entnommen. Nach alledem mußte 
das Berufungsurteil, weil es auf Verletzung des § 15 ABergG. 
berubt, aufgehoben, in der Sache ſelbſt aber das die bergrecht— 
lche Klage abweiſende Urteil I. Inſtanz durch Zurückweiſung der 
llägeriſchen Berufung wie derhergeſtellt werden. S. c. K., U. 
b. 9. Dez. 08, 6/08 V. — Naumburg. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

18. 88 1, 8 Enteign. Wertsermittlung wegen nad): 
häglicher Anderungen bezüglich des enteigneten Grundbeſitzes.] 
Dem Kläger iſt ein Stüd feines zu einer eingleiſigen 
Eiſenbahn eingerichteten Grundſtreifens infolge der Durchführung 
des Kanals des beklagten Kreiſes genommen. Als Erſatz für 
di Unterbrechung der Strecke ift eine Brücke gewährt. Wird 
die Anlage zweigleiſig eingerichtet, ſo bedarf es entweder der 
Herſellung einer zweiten Brücke oder des Umbaues der vor⸗ 
handenen, wodurch große Koſten entſtehen. Kläger behauptet, 
daß die Schaffung des zweiten Gleiſes aus dienſtlichen Gründen 
und zugleich wirtſchaftlich geboten ſei. Unterſtellt man dies 
für den entſcheidenden Zeitpunkt, ſo iſt Raum für die Annahme 
geben, daß das Reſtgrundſtück, die eingleifige Eiſenbahn, eine 
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Wertminderung deshalb erleidet, weil nunmehr die Erweiterung 
nicht ohne erhebliche Aufwendungen für den neuen Brückenbau, 
die ohne die Enteignung nicht erforderlich geweſen wäre, ge⸗ 
ſchehen kann. Dem ſteht nicht entgegen, daß für den Zweck 
der Erweiterung Grundſtücke erſt noch angeſchafft werden müſſen, 
ſei es im Wege des Rechtsgeſchäfts oder der Enteignung. Nicht 
um Minderung des Wertes dieſer Grundſtücke, ſondern um 
Minderung des Wertes des urſprünglichen Reſtgrundſtücks mit 
ſeiner auf Erweiterung angewieſenen Eiſenbahnanlage handelt 
es ſich. Die Sache liegt nicht weſentlich anders, als wenn es 
der Anſchaffung anderer Gegenſtände als Grundſtücke bedarf. 
Um ſich die Rechtslage klar zu machen, braucht man nur an⸗ 
zunehmen, daß der Eigentümer einer eingleiſigen Eiſenbahn, bei 
der in naher Zeit der zweigleiſige Ausbau bevorſteht, aus 
irgendwelchen Gründen zum Verkaufe der Eiſenbahn ſchreitet. 


Aus der Natur der Sache ergäbe ſich, daß der Kaufpreis, den 


er zu fordern hätte und der ihm zu bewilligen wäre, je nach 
den geringeren oder größeren Schwierigkeiten, die das für das 
zweite Gleis in Betracht kommende Gelände dem Ausbau 
bietet, gleichviel ob dieſes Gelände ſchon mit im Eigentum des 
Verkäufers ſteht und mit verkauft wird, oder ob es erſt noch 
anderweit durch den Käufer zu erwerben ſein wird, ſteigen oder 
fallen muß. Verhältniſſe der gedachten Art gehören zu den 
tatſächlichen Umſtänden, die, obwohl ſie vielleicht nicht un⸗ 
mittelbar als Eigenſchaften des von der Enteignung betroffenen 
Grundbeſitzes in deſſen früherem oder im gegenwärtigen Beſtande 
angeſehen werden können, doch den Wert dieſes Grundbeſitzes 
mit beſtimmen. Inſoweit hierin infolge der Enteignung oder 
des Unternehmens, wofür die Enteignung ſtattfindet, eine dem 
Eigentümer nachteilige Anderung eintritt, hat der Unternehmer 
nach 88 1, 8 Enteign®. die Erſatzpflicht. Reichsmilitärfiskus 
c. Kreis. T., U. v. 4. Dez. 08, 5/08 VII. — Berlin. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres in Berlin. 


Erforderniſſe der Klageſchrift. Tragweite der Ver— 
anlagung zur Grund- und Gebäudeſteuer. 

Die im Grundbuch von Kattowitz eingetragenen Grund⸗ 
ſtücke, die gemäß der örtlichen Grundſteuerordnung für die drei⸗ 
jährige Einſchätzungsperiode 1905/07 nach einem gemeinen Werte 
von zuſammen 95000 & veranlagt waren, erwarb der Kläger 
im April 1906 in der Zwangsverſteigerung für rund 73000 . 
Als er hierauf vom Beklagten vom 1. Mai 1906 ab bei einem 
Steuerſatz von 4 vom Tauſend des geſchätzten Wertes mit jähr⸗ 
lich 380 / zur Steuer herangezogen wurde, erhob er Einſpruch, 
indem er ſich bereit erklärte, die Steuer nach Maßgabe des von 
ihm gezahlten Erſtehungspreiſes mit jährlich 292 „ zu zahlen. 

Seiner nach vergeblichem Einſpruche erhobenen Klage gab 
der Bezirksausſchuß ſtatt. Die von dem beklagten Magiſtrat 
hiergegen eingelegte Reviſion war begründet. Zwar iſt die in 
der Reviſionsinſtanz aufgeſtellte Behauptung des Beklagten, daß 
es an einem zuläſſigen Klageantrage fehle, nicht begründet. Nach 
der Rechtſprechung des OVG. hat die Vorſchrift des 8 63 LVG. 
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vom 30. Juli 1883 nicht die Bedeutung, daß die Klage in 
allen Fällen abzuweiſen ſei, wenn es an einer beſtimmten 
Faſſung des Klageantrages fehlt. Es genügt vielmehr, wenn 
aus dem geſamten Inhalte der Außerungen des Klägers Ab⸗ 
ſicht und Ziel der Klage deutlich erkennbar ſind: insbeſondere 
wird dabei der Inhalt des der Klage vorangegangenen Einſpruchs 
zu berückſichtigen ſein. In dieſem aber hatte der Kläger aus⸗ 
drücklich erklärt, daß er nach ſeiner Auffaſſung nicht, wie der 
Beklagte forderte, eine jährliche Steuer von 380 , ſondern 
nur eine ſolche von 292 & zu zahlen habe. Deshalb genügt 
die Klage zur Einleitung des Verfahrens. 

Dagegen irrt der Bezirksausſchuß bei der Annahme, daß 
bei einer Veranlagung eines Grundſtücks für mehrere Jahre die 
Befugnis des Steuerpflichtigen zum Einſpruche gegen die für 
die einzelnen Jahre erfolgenden Heranziehungen zur Steuer nicht 
eingeſchränkt würde. In dem Urteile vom 15. Januar 1907 
(OVG. 50, 107) iſt folgendes ausgeſprochen: „Durch eine auf 
Grund des § 64 KAG. für mehrere Rechnungsjahre erfolgende 
Veranlagung eines Grundſtücks zur Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
wird für den Eigentümer des Grundſtücks die Steuerpflicht 
für dieſen Zeitraum noch nicht begründet, der Grundſtücks⸗ 
eigentümer iſt vielmehr befugt, gegen die alljährlich erfolgende 
Heranziehung zu der Steuer alle ihm zu Gebote ſtehenden 
Verteidigungsmittel anzuwenden mit alleiniger Aus⸗ 
nahme des Einwandes, daß die Veranlagung, d. h. 
die Feſtſtellung des Prinzipalſatzes, unrichtig ſei.“ Der 
Bezirksausſchuß irrt alſo in der Annahme, daß im vorliegenden 
Falle der Kläger berechtigt geweſen ſei, die für die Zeit bis 
zum Ablauf des Steuerjahres 1907 in Höhe von 95000 & 
erfolgte Wertſchätzung der Grundſtücke noch anzufechten. Des⸗ 
halb war die Vorentſcheidung aufzuheben. R. c. Magiſtrat 
Kattowitz. Urt. v. 22. Sept. 1908. Nr. II 1657. Rep. 
Nr. IIC. 322/07. Bezirksausſchuß Oppeln. 


Literaturbeſprechungen. 


Die banktechniſche Aus bildung der Juriſten 
von Dr. Otto Warſchauer, Profeſſor der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften, Berlin. 1908. Berlin, Vahlen. 69 Seiten. 

Bank⸗ und Börſengeſetzgebung in Deutſchland. 
Quellenmaterial zum Selbſtſtudium und Geſchäftsgebrauch 
für Juriſten, Nationalökonomen und Kaufleute, ſyſtematiſch 
zuſammengeſtellt von Dr. Otto Warſchauer, Profeſſor 
der Staatswiſſenſchaften, Berlin. 1908. Berlin, Vahlen. 
136 Seiten. 


In dem erſtgenannten der beiden Bücher ſtellt und be⸗ 
gründet der auf dem Gebiete des Bankweſens wohlbekannte 
Verf. die Forderung einer banktechniſchen Ausbildung der Juriſten. 
Er weiſt auf die Bedeutung hin, die das moderne Bankweſen 
für das Wirtſchafts⸗ und Rechtsleben des Volkes einnimmt, 
gibt eine kurze gedrängte Überſicht über das zu verarbeitende 
Material und erörtert ſchließlich die für die Ausbildung in 
Betracht zu ziehenden Möglichkeiten. Er verlangt bankwiſſenſchaft⸗ 
liche Ausbildung auf der Univerfität und praktiſche Ausbildung 
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bei Bankinſtituten, namentlich bei der Reichsbank mit ihren zahl: 
reichen Zweiganſtalten oder den größeren Kreditgenoſſenſchaften. 

In ſeiner „Bank⸗ und Börſengeſetzgebung“ gibt der 
Verf. in prägnanter Kürze eine Charakteriſtik der verſchiedenen, 
ſeinen Gegenſtand unmittelbar berührenden Geſetze. Ihr läßt 
er ſyſtematiſch geordnet das Quellenmaterial folgen, indem er 
die Geſetze auszugsweiſe, aber im Originaltext wiedergibt. Dieſe 
Zuſammenſtellung hat mehr Bedeutung für Nationalökonomen 
und Kaufleute zum Studium an der Hand eines Leitfadens als 
für den Gebrauch des Juriſten. 

Beide Arbeiten des Verfaſſers verdienen Verbreitung in 
weiten Kreiſen. Sie ſind geeignet, das Intereſſe an der not⸗ 
wendigen wirtſchaftlichen Ausbildung der Juriſten zu erregen 
und zu vertiefen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Nur wenn beſondere Umſtände im Einzelfalle vorliegen, iſt 
eine Vereinbarung, wonach dem Schuldner alles genommen 
werden kann, was er hat, auch ſolche Sachen, die geſetzlich nicht 
gepfändet werden können, unſittlich. Entſch. Nr. 1. 

Bodenmeiſter und Packer find, wie Entſch. Nr. 3 ausführt, 
keine Willens organe einer Aktiengeſellſchaft, keine Perſonen, die 
auch nur im beſchränkteſten Umfange berechtigt. find, für dieſe 
Rechtshandlungen vorzunehmen. Sie find nur unter ſtändiger 
Aufſicht ſtehende unſelbſtändige Werkzeuge, deren die Willens⸗ 
organe ſich zur Vornahme beſtimmter mechaniſcher Dienſt⸗ 
leiſtungen bedienen. — Die Entſcheidung läßt es dahingeſtellt, 
ob derartige Perſonen über die in den Lagerräumen der Ge⸗ 
ſellſchaft lagernden Waren eine tatſächliche Gewalt ausüben, ob 
fie als „Beſitzdiener“ im Sinne des 8 855 BGB. anzuſehen 
eien; jedenfalls ſei das durch ein anweiſungswidriges, dem aus⸗ 

cklichen Willen der Vertreter der Geſellſchaft widerſprechendes 
Handeln dieſer Perſonen bewirktes Hinaustreten von Waren 
aus dem Machtbereich der Geſellſchaft als ein „Abhanden⸗ 
kommen“ im Sinne des 8 935 zu betrachten. — Die Entſcheidung 
behandelt ferner die Vorausſetzungen, unter denen die Ab⸗ 
tretungsurkunde dem Schuldner auszuhändigen iſt, im Falle der 
Aufrechnung mit der abgetretenen Forderung. . 
ſch. Nr. 4 führt aus, daß es allein Sache des Mieters 
ſei, den infolge einer von ihm ſelbſt geſchaffenen Veranſtaltung für 
Dritte „ Gefahren vorzubeugen, daß eine Fürſorge 
nach dieſer Richtung dem Vermieter ſelbſt dann nicht zuzumuten 
ſei, wenn er von den Anlagen des Mieters gewußt oder ſie 
eduldet habe. — Für die Unterlaſſung der ihm obliegenden 
chutzmaßregeln iſt der Mieter allein de ene 
robe Fahrläſſigkeit im Sinne der Gewährleiſtungs⸗ 
vorſchrift des 8 460 BGB. liegt nach Entſch. Nr. 5 nur 
vor, wenn eine beſonders ſchwere Außerachtlaſſung der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ſtattgehabt und mit ganz 
beſonderer SL N verfahren worden iſt. 
Entſch. Nr. 6 erkennt die Statthaftigkeit eines Boykotts 
nicht nur im Lohn- und Klaſſenkampfe zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern an; es muß nur im Auge behalten werden, 
daß die Anwendung des an ſich erlaubten Kampfmittels * 
als unfittlich und daher rechtswidrig darſtellen kann, wenn der 
Nachteil, der dabei dem Gegner zugefügt wird, im Verhältnis 
zu den fin cler . deren Wahrung der Kampf geführt wird, 
übermäßig ſchwer i 

Die Verjährungsvorſchrift des 8 852 wird in Entſch. Nr. 7 
auch auf ſolche auberlontrattlichen Schadenserſatzanſprüche an⸗ 
55 die ein Verſchulden nicht zur ein Gba haben, 
o namentlich auf die Schadenszufügung beim Eiſenbahnbetriebe 
durch Funkenflug. N. 
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‘ 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Der am 6. Oktober 1908 verſtorbene Herr Juſtizrat 
Kerl Börger in Straubing hat der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechts anwälte in feinem Teſtamente 500 & vermacht. Das 
der Hülfskaſſe bewieſene Wohlwollen wird hiermit zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


— 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlaudesgerichte 
n Oldenburg, Augsburg und Marienwerder haben der Kaffe 
abermals Beihilfen und zwar Oldenburg 150 4, Augsburg 
700. und Marienwerder 2000 4 gewährt. Den Kammern 
ud ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen der auf⸗ 
nitigte Dank ansgeſprochen worden. 9 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Juſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Profeſſor Dr. jur. L. Kuhlenbeck. 


LXVI. 


Geſchüfts führung ohne Auftrag. 
(Bürgerliches Geſetzbuch 88 677 bis 687.) 


Die Geſchäftsführung ohne Auftrag erzeugt unter beſtimmten 
Vorauffegungen zwei weſentlich verſchiedene Anſprüche, nämlich: 
I. einen Anſpruch des Geſchäftsherrn, d. h. des⸗ 
jenigen, deſſen Gefchäft geführt wird, auf ordentliche 
Führung, auf Erſatz für jedes Verſchulden bei der 
Führung und auf Herausgabe des Erlangten (fog. 
negotiorum actio directa); 

2. einen Anſpruch des Geſchäftsführers nach 
Analogie des Anſpruchs eines Beauftragten auf Erſatz 
ſeiner Aufwendungen (fog. actio negotiorum gestorum 
eontraria). 

Daz BEL. regelt erſteren Anſpruch in den 88 677681, 
litern in den 68 683—686. Die Schwierigkeiten, die mit 


dieſem Rechtsinſtitut verknüpft ſind, liegen hauptſächlich in der 
Beſtimmung der Vorausſetzungen beider Anſprüche, weniger 
in der Begrenzung des Inhalts der Anſprüche ſelbſt. Das 
BGB. gibt in 8 677 nur eine negative Begriffsbeſtimmung 
des fog. negotium alienum, infofern als es vorausſetzt, daß 
ſolches weder auf Grund eines Auftrags des Geſchäftsherrn 
noch auf Grund einer ſonſtigen Verpflichtung oder Berechtigung 
des Geſchäftsführers (Amt, Vertretungsmacht, Vollmacht) ge⸗ 
führt fein darf. Poſitiv laſſen ſich zunächſt die Voraus⸗ 
ſetzungen, in Übereinſtimmung der gemeinrechtlichen Lehre, 
dahin beſtimmen, daß gegeben ſein muß: 1. objektiv: a) Be⸗ 
ſorgung eines Geſchäfts; b) eines Geſchäfts „für einen 
anderen“ (negotium alienum); c) ein negotium utiliter 
coeptum, d. h. ein dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
des Geſchäftsherrn entſprechendes Geſchäft. 2. ſubjektiv die 
Abſicht des Geſchäftsführers, ein fremdes Geſchäft zu führen 
(animus negotia aliena gerendi) verbunden mit der Abſicht, 
vom Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen (animus recipiendi, 
BOB. 8 685). 

Über die genauere Beſtimmung dieſer Borausfegungen nach 
dem BGB. iſt bereits eine zahlreiche Literatur erwachſen, vgl. 
deren ziemlich vollſtändige Angabe bei Staudinger (3./4. Aufl. 
Bd. II S. 1061), als die theoretiſch eingehendeſte Arbeit verdient 
hervorgehoben zu werden Iſay, die Geſchäftsführung nach dem 
BGB. für das Deutſche Reich, Jena 1900. (Bd. 6 der von 
O. Fiſcher herausgegebenen Abhandlungen zum Privat⸗ und 
Zivilprozeß.) Leider iſt, wie wir ſehen werden, die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts auf dieſem Gebiete noch nicht ſehr 
ausgiebig geweſen, wenngleich einzelne der intere ſſanteſten 
Kontroverſen geſtreift worden ſind. 

Eine große Schwierigkeit bereitet der Auslegung zunächſt 
die Begriffsbeſtimmung des Wortes „Geſchäft“. Zwar ift 
man darüber einig, daß es kein Rechtsgeſchäft zu fein braucht. 
Allein die, um nicht ins Uferloſe zu geraten, praktiſch notwendige 
Abgrenzung des Begriffs der rein faktiſchen Geſchäfte unterliegt 
einer ähnlichen Unſicherheit, wie die Abgrenzung des Begriffs 
der Leiſtung überhaupt. Endemann, Bürgerl. Recht, definiert 
das Geſchäft als „jede dem Gebiet des bürgerlichen Rechts an⸗ 
gehörige Leiſtung“; Coſack, I 8 143, dem ſich Iſay, a. a. O. 
S. 45, anſchließt, findet mit Recht dieſe Definition einerſeits 
zu eng, ſofern fie z. B. Prozeßhandlungen ausſchließen würde, 
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andrerſeits aber zu weit; er will als geſchäftlich nur diejenige 
Tätigkeit gelten laſſen, die rechtlich das Vermögen des 
Geſchäfts herrn berührt. Dagegen wendet ſich wiederum Oert⸗ 
mann, Komm. zu § 675 Anm. 1b: Crome, 8 254 Ziff. 1. 
Die prakriſche Bedeutung dieſer Frage wird beſonders durch 
das in der Literatur vielfach erörterte Beiſpiel illuſtriert, daß 
ein Wirt für den im Hotel erkrankten Gaſt ohne deſſen Wiſſen 
nach einem Arzte ſchickt. Erlangt hier der Arzt den Anſpruch 
der negotiorum gestorum contraria gegen den Patienten, 
der etwa nachher die Behandlung nicht genehmigt, oder muß 
er ſich mit dem Anſpruch gegen den Wirt und aus der Beſtellung 
(Dienſtvertrag) begnügen? Wir glauben in der Tat, daß ſchon 
der Sprachgebrauch des Wortes „Geſchäft“ es verbietet, in 
dieſem Falle dem Arzte einen direkten Anſpruch gegen den Patienten 
zu geben, während allerdings der Wirt ein mutmaßlich dem 
Willen des Gaſtes entſprechendes Geſchäft beſorgt hat und daher 
gegen dieſen aus 8 683 BGB. klagen kann. Vgl. auch 
Staudinger⸗Engelmann, Bem. 2a zu 8 677. Das BGB. hat 
eben den von Kohler in Iherings Jahrb. XXV S. 82 ent⸗ 
wickelten Gedanken, daß die Menſchenhilfe als ſolche privat⸗ 
rechtlich ſchutzwürdig ſei, noch nicht ſanktioniert. Das Reichs⸗ 
gericht hat zu dieſer Frage noch keine Stellung genommen, 
wohl aber findet ſich in der OL GRſpr. 12, 272 ein Urteil des 
OLG. Celle vom 10. November 1905, das der von Iſay und 
Staudinger⸗Engelmann a. a. O. vertretenen Auslegung beipflichtet. 
Für die Auslegung des Erforderniſſes zu 1b (negotium 
alienum) dagegen bzw. für das ſubjektive Erfordernis, welches 
davon unabtrennbar iſt, nämlich das Bewußtſein und den Willen, 
das fremde Geſchäft als fremdes zu beſorgen, iſt von großem 
Intereſſe ein Urteil des Reichsgerichts vom 25: November 1907 
in dieſer Wochenſchrift, 1908 S. 37 ff. über die Frage, 
inwieweit ein Reichstagskandidat die Koſten der 
Wahlagitation von dem feine Kandidatur emp⸗ 
fehlenden Wahlverein erſetzt verlangen kann. Wir 
reproduzieren hier aus dieſem Urteil folgende Sätze: 

— Der Kläger hatte, da die durch den Wahlverein 
zuſammengebrachten Mittel nicht ausreichten, die Unkoſten 
der Agitation zu decken, ſelber zur Förderung ſeiner 
Wahl Auslagen gemacht. — Er verlangt, daß der 
beklagte Verein den Fehlbetrag decke und iſt der 
Meinung, daß dieſer dazu verpflichtet ſei, weil er den 
Kläger als Kandidaten für die Wahl aufgeſtellt und zur 
Übernahme der Kandidatur veranlaßt habe. Denn 
danach ſei der Verſuch, ſeine Erwählung zum Ab⸗ 
geordneten des Kreiſes herbeizuführen, ein Unternehmen 
des beklagten Vereins geweſen, und er felbft habe, 
indem er zur Erreichung dieſes Zieles angemeſſene 
Maßnahmen getroffen habe, als Beauftragter des 
Vereins gehandelt oder doch auftraglos deſſen 
Geſchäfte nach Maßgabe von 8 683 BGB. 
geführt. Die I. Inſtanz iſt dieſer Auffaſſung grund» 
ſätzlich beigetreten, ſie hat aber eine dem Kläger günſtige 
Folgerung daraus deshalb nicht abgeleitet, weil ſie als 
erwieſen anſieht, daß bei der Deutſchen Reformpartei 
bezüglich der Wahlen für den Reichstag, wie dem 
Kläger bekannt geweſen ſei, ein anderer Gebrauch be⸗ 
ſtanden habe; der beklagte Verein habe nämlich zu den 


Wahlkoſten aus ſeinen Mitteln immer nur einen ver⸗ 
hältnismäßig niedrigen Beitrag geleiſtet und ſich im 
übrigen darauf beſchränkt, Aufforderungen an feine 
Parteigenoſſen zur Gewährung von Beiträgen zu er⸗ 
laſſen; ſoweit dies nicht ausgereicht habe, ſei die Auf⸗ 
bringung der erforderlichen Mittel den Wahlausſchüſſen 
der Wahlkreiſe und nötigenfalls dem aufgeſtellten 
Kandidaten ſelbſt überlaſſen. — 

„Das Berufungsgericht iſt zu dem gleichen Ergebnis 
gelangt, indem es ausführt: „Die Wahl eines von 
einem Parteiorgan aufgeſtellten Kandidaten ſei nicht 
bloß eine Angelegenheit der Partei, ſondern 
auch ſeine eigene; Handlungen des Kandidaten ſelbſt 
oder dritter Perſonen, die zum Zwecke der Wahl dienten, 
ſeien deshalb ebenſo Handlungen in ſeinem Intereſſe, 
als in dem der Partei, auch würden ſolche Handlungen 
vielfach wegen des perſönlichen Intereſſes geleiſtet, das 
der einzelne Parteiangehörige an den Parteiangelegen⸗ 
heiten nehme, nicht aber in der Abſicht, für den die 
Wahl betreibenden politiſchen Verein zu handeln und 
deſſen Geſchäfte als fremde zu führen.“ — „Dieſer 
Auffaſſung“, ſagt das Reichsgericht, „iſt beizupflichten.“ 
Wenn jemand die Wahl eines von einer Partei oder 
einem deren Intereſſen vertretenden Vereine für den 
Reichstag oder eine andere zur Mitwirkung bei der Geſetz⸗ 
gebung berufene Körperſchaft aufgeſtellten Kandidaten 
zu fördern ſucht, ſo muß angenommen werden, daß er 
es tut, weil er die von der betreffenden Partei in 
politiſcher und volkswirtſchaftlicher Beziehung vertretenen 
Anſchauungen teils oder wenigſtens unter den gegebenen 


Umſtänden die Erwählung eines Mannes für wünſchens⸗ 


wert hält, von dem zu erwarten iſt, daß er ſich bei ſeiner 
Tätigkeit als Abgeordneter von dieſen Anſchauungen 
leiten laſſen werde. Demzufolge muß auch, ſoweit nicht 
beſondere Umſtände eine andere Beurteilung erfordern, 
angenommen werden, daß er dabei nicht ein fremdes 
Unternehmen unterſtützen, die Geſchäfte eines anderen 
beſorgen will, ſondern die Opfer an Zeit, Arbeit und 
Geld für die Erreichung eines Erfolges bringt, dem er 
ſelbſt zum allgemeinen Beſten oder im Intereſſe be⸗ 
ſtimmter Volkskreiſe anſtrebt. Dasſelbe muß für 
denjenigen, der ſelbſt von einer Partei als 
Kandidat aufgeſtellt iſt, gelten. Bei ihm erſcheint 
die Auffaſſung, daß er, wenn er ſelbſt durch mit größeren 
Ausgaben verknüpfte Maßnahmen auf die Ecringung 
eines Wahlſieges hinzuwirken bemüht iſt, dabei vor allem 
ſeine eigenen Geſchäfte beſorge, noch im verſtärkten 
Maße gerechtfertigt; denn abgeſehen von allen anderen 
Gründen, die ihm die Erwählung zum, Mitglied einer 
ſolchen Körperſchaft erwünſcht erſcheinen laſſen mögen, 
muß jedenfalls unterſtellt werden, daß er an der Er⸗ 
wählung ein perſönliches Intereſſe deshalb hat, weil 
ſie ihm die Möglichkeit verſchafft, ſeine politiſchen und 
wirtſchaftlichen Anſchauungen an einer für die Geſtaltung 
der Verhältniſſe mit maßgebenden Stelle zur Geltung 
zu bringen. Mit Recht hat daher die Vorinſtanz an⸗ 
genommen, daß der vom Kläger erhobene Anſpruch nur 
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dann begründet erſcheinen würde, wenn zwiſchen dem 
Kläger und dem beklagten Vereine eine Willenseinigung 
dahin zuſtande gekommen wäre, wonach dieſer die Koſten 
der für die Kandidatur des Klägers ins Werk geſetzten 
Wahlagitation auch inſoweit tragen ſolle, als dieſe 
Koſten durch von dieſem ſelbſt ergriffene Maßnahmen 
verurſacht werden würden. Eine ſolche Willenseinigung 
könnte nun freilich auch aus den Umſtänden des Falles 
entnommen werden, und inſoweit würde es von Bedeutung 
ſein, wenn allgemein bei den Reichstagswahlen die 
Übung beſtände, daß die Parteiorganiſationen, die einen 
eigenen Kandidaten aufſtellen, auch für die Koſten des 
Wahlbetriebs in dem bezeichneten Umfange aufkommen. 
Eine ſolche Behauptung hat der Kläger ſelbſt nicht auf⸗ 
geſtellt, es kann auch nicht als gerichtskundig erachtet 
werden, daß ein ſolcher allgemeiner Gebrauch beſtehe. 
Der Kläger hat ſich auch nicht drauf berufen, daß eine 
Übung der bezeichneten Art wenigſtens bei der Deutſchen 
Reformpartei beſtanden habe, er hat auch nur die von 
dem beklagten Vereine aufgeſtellte Behauptung, daß die 
genannte Partei immer nur einen mäßigen Beitrag zu 
den Wahlkoſten gegeben habe, in Abrede geſtellt und 
behauptet, daß er hiervon jedenfalls keine Kenntnis gehabt 
habe. Die inſoweit von dem LG. vorgenommene Beweis⸗ 
aufnahme hat, wie das Berufungsgericht einwandfrei 
feſtgeſtellt hat, keinesfalls ein dem Kläger günſtiges 
Ergebnis gehabt. In Frage kommt daher nur, ob eine 
ausdrückliche Vereinbarung der Parteien in dem oben be⸗ 
zeichneten Sinne zuſtande gekommen iſt. Dies wird verneint.“ 

Das vorſtehende Urteil erſcheint uns nicht ganz einwandfrei, 
ſofem es ſich unſeres Erachtens eigentlich mehr auf Erwägungen 
tatſächlichen, als rein rechtlichen Charakters aufbaut. Es wird 
nämlich in der Hauptſache die Abſicht, ein fremdes Geſchäft zu 
führen, in Abrede genommen, was zweifellos doch reine quaestio 
facti if. Dagegen läßt ſich doch an ſich nicht beſtreiten, daß die 
Agitation auch ein Intereſſe des Wahlvereins darſtellt und 
es wäre wertvoller geweſen, wenn das Reichsgericht den Tat⸗ 
befand vorwiegend aus dem rein rechtlichen Geſichtspunkte 
geprüft hätte, ob auch die Wahrnehmung eines ſolchen nicht 
bie Vermögensſphäre des Geſchäftsherrn berührenden Intereſſes 
ein Geſchäft im Sinne des § 677 bilden kann; es hätte damit 
eben zu der wichtigen, im Anfang berührten Kontroverſe Stellung 
nehmen müffen. 

Im übrigen iſt darüber kein Streit, daß der Geſchäfts⸗ 
führer keineswegs ausſchließlich im Intereſſe des Geſchäfts⸗ 
berm gehandelt zu haben braucht. So hat z. B. das Reichs⸗ 
gericht ſelbſt in einer Entſcheidung vom 6. Februar 1908 
(205/207), die ſich, ſoviel ich weiß, nur im Recht 1908, Beil. 
Nr. 1177, veröffentlicht findet, anerkannt, 

„daß der Anſpruch aus Geſchäftsführung ohne 
Auftrag nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß 
der Geſchäftsführer zur Vornahme des Ge⸗ 
ſchäfts durch ein eigenes Intereſſe beſtimmt 
(tihtiger wohl: mitbeſtimmt) iſt.“ 
Um die actio contraria zu begründen, muß die Übernahme 
er Geſchäftsführung eben nicht nur dem Intereſſe, ſondern 
auch dem „wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen“ 
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des Geſchäftsherrn entſprechen (§S 683). Eine Ausnahme von 
dieſer Vorausſetzung macht nur der 8 679 bei Pflichten, deren 
Erfüllung im öffentlichen Intereſſe liegt, oder bei geſetzlicher 
Unterhaltungspflicht. — Wenngleich die praktiſche Feſtſtellung 
dieſes Erforderniſſes ſelten auf Schwierigkeiten ſtoßen wird, da 
ſie mit ſicherem Taktgefühl auch aus unklaren Ausdrücken eines 
Geſetzes in der Regel das Richtige herausfühlt, ſo dürfte doch 
wiſſenſchaftlich kaum ein Wort unſerer Geſetzesſprache ſo ſchwer 
zu definieren ſein, wie das ſo häufig von ihr angewandte Wort 
„Wille“. An eine Vorſtellung des Geſchäftsherrn, die als 
Zweckvorſtellung motoriſche Bewegung auslöſt, alſo unmittelbar 
zur Handlung führt, wie ſolche pſychologiſch allein als Wille 
gelten kann, kann der Geſetzgeber auch bei feinem „wirklichen 
Willen“ im vorliegenden Fall nicht gedacht haben. Denn 
gegenüber einem ſolchen Willen bleibt kein Raum mehr für 
Eingriffe fremder Geſchäftsführung. Wille im Sinne der hier 
fraglichen Paragraphen kann nur die Abſicht ſein, d. h. eine 
gewiſſe, zeitweilig möglicherweiſe ſogar unbewußte Kon⸗ 
ſtellation von Vorſtellungen, aus der man im Fall des 
Bedarfs auf die bevorſtehende Handlung ſchließen kann. Ent⸗ 
ſpricht es z. B. dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen 
meines verreiſten Nachbars, wenn ich im Falle einer von mir 
bemerkten Beſchädigung ſeines Daches durch Sturm, die ſeinem 
Haufe Gefahr droht, weil es regnet, für ihn zum Dachdecker 
ſchicke? Offenbar, ſolange ich ihm dieſe Tatſache nicht mit⸗ 
geteilt habe, und er fie nicht kennt, nur feinem mutmaßlichen 
Willen! In praxi wird es daher wohl ſtets auf die Annahme 
dieſes mutmaßlichen Willens hinauslaufen und meines Erachtens 
hätte der Geſetzgeber in 8 683 den „wirklichen“ Willen ſtreichen 
können! Ebenſo verhält es ſich mit 8 678: 
„Steht die Übernahme der Geſchäftsführung mit dem 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn 
in Widerſpruch und mußte der Geſchäftsführer dies 
erkennen, ſo iſt er dem Geſchäftsherrn zum Erſatze des 
aus der Geſchäftsführung entſtehenden Schadens auch dann 
verpflichtet, wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt.“ 
„Wirklicher Wille im Sinne dieſes Paragraphen ſcheint mir 
nichts anderes zu bedeuten als eine zum Ausdruck gebrachte 
Abſicht, alſo identiſch zu ſein mit dem vom BGB. an anderen 
Stellen gebrauchten Ausdruck: „ausdrückliche Erklärung“. Eine 
ſolche Erklärung braucht nämlich keine durch Worte oder Schrift 
ausgedrückte Erklärung zu ſein. Es dürften konkludente Hand⸗ 
lungen genügen. Beiſpielsweiſe tritt ein „wirklicher Wille“ in 
dieſem Sinne zutage, wenn der Eigentümer eines Schuppens 
ſolchen ſeit Jahr und Tag nicht benutzt und offenbar abſichtlich 
notwendige Reparaturen desſelben ſtets unterlaſſen hat. In dieſem 
Fall würde 5 678 eine vom Nachbar in Abweſenheit des Eigen- 
tümers vorgenommene Reparatur als unbefugte Einmiſchung, 
nicht als nützliche Geſchäftsführung erſcheinen müſſen, weil der 
Wille, richtiger die Abſicht, den Schuppen aufzugeben und nicht 
zu reparieren, erkennbar zum Ausdruck gelangt iſt. Einſchlägig 
iſt hier folgende zutreffende Bemerkung der Entſcheidung 
RG. 65, 179: 
„Darüber, was die Willenserklärung zu einer aus⸗ 
drücklichen macht und namentlich, was als der begriffliche 
Gegenſatz zur ausdrücklichen Willenserklärung zu denken 
iſt, beſteht weder im allgemeinen Übereinſtimmung noch 
16 * 
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bat der Ausdruck an den einzelnen Stellen, wo er vor⸗ 
kommt, eine übereinſtimmende Auslegung gefunden. — 
Der Ausdruck hat überhaupt keine ſichere und für alle 
Fälle gleiche, techniſche Bedeutung.“ 

Mir will es ſcheinen, daß man in der Praxis ſtets mit 
der Feſtſtellung eines mutmaßlichen, hypothetiſchen Willens aus⸗ 
kommen kann, und daß daher der Gegenſatz zwiſchen wirklichem 
und mutmaßlichem „Willen“ nur ein theoretiſches Intereſſe 
hat. Mutmaßlicher Wille aber dürfte diejenige Abſicht ſein, die der 
Geſchäftsführer in verſtändiger Erwägung der Intereſſen 
des Geſchäftsherrn zur Zeit der Vornahme des Geſchäfts mut⸗ 
maßen darf, nicht, wie Oertmann Bem. 1 b, Goldmann⸗Lilienthal 
S. 711 annehmen, diejenige, die der Richter ſpäter in erweiterter 
Sachkenntnis mutmaßt. Das Reichsgericht ſcheint zu dieſer 
Kontroverſe noch keine Gelegenheit gehabt zu haben, ſich zu äußern. 

Wenden wir uns zum Schluß zu einer Betrachtung der 
Pflichten der Geſchäftsführer, ſo treffen wir im Bd. 63 S. 283 ff. 
der Reichsgerichtsentſcheidungen auf eine prinzipiell ſehr wichtige 
Erörterung der Frage, ob der Geſchäftsführer zur Fort⸗ 
ſetzung und Beendigung der begonnenen Geſchäfts— 
führung verpflichtet iſt. Der weſentliche Inhalt dieſer 
Entſcheidung, die in ihren wichtigſten Ausführungen wieder⸗ 
gegeben werden mag, iſt der, daß dieſe Verpflichtung zwar 
grundſätzlich nicht beſteht, daß aber das Verhalten bei dem 
Zurücktreten von der begonnenen Geſchäftsführung keinenfalls 
gegen Treu und Glauben verſtoßen darf, letzteren Falls 
vielmehr zum Schadenserſatz verpflichtet: 

„Dem Berufungsgerichte iſt darin Recht zu geben, daß 
nach dem geltenden Geſetze eine Verpflichtung des 
nicht beauftragten Geſchäfts führers, das bes 
gonnene Geſchäft zu Ende zu führen, grund⸗ 
ſätzlich nicht beſteht. Das deutſche Bürgerliche 
Geſetzbuch hat eine hierauf abzielende Vorſchrift, wie ſie 
in mehreren Landesgeſetzen — namentlich in § 257 
Pr ALR. I 13, 8 1346 ſächſ. BGB., Art. 1372 code 
civil — getroffen war, nicht aufgenommen. Die Motive 
(Bd. 2 S. 858) bemerken: nach der Regel des 8 749 
(677) habe der Geſchäftsführer für den andern das 
Geſchäft ſo zu führen, wie es der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Hausvaters entſpreche, und habe hierbei auf die 
erkennbaren Intentionen des Geſchäftsherrn zu achten. 
Hiernach beurteile ſich auch die Frage, ob der Geſchäfts⸗ 
herr von der einmal unternommenen Geſchäfts führung 
zurücktreten dürfe. Drohe aus dem Zurücktreten für 
den Geſchäftsherrn ein Schade, welcher nicht entſtanden 
fein würde, wenn der Geſchäftsherr ſich nicht eingemischt 
hätte, ſo ſei der letztere zur Vermeidung der Haftung 
wegen Schadenserſatzes die Geſchäftsführung fortzuſetzen 
verpflichtet. Im übrigen ſei eine beſondere Ver⸗ 
pflichtung zur Fortſetzung der Geſchäftsführung 
nicht anzuerkennen. Dementſprechend wird auch in 
der Rechtslehre vorwiegend eine Verpflichtung des Ge⸗ 
ſchäftsführers, das begonnene Geſchäft fortzuführen und 
zu vollenden, — in mehr oder weniger beſtimmter 
Weiſe — verneint. 

Val. Endemann, Bürgerl. Recht Bd. 1 8. Aufl. 

8 178 Ziff. 3b S. 1123 Anm. 22; Coſack, Lehrb. 
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4. Aufl. Bd. 1 8 155 II 1a; Weyl, Vorträge Bd. 1 
5 117 S. 473; Matthieß, Bürgerl. Recht 3. Aufl. 
5 138 S. 685; Enneccerus und Lehmann, 
Bürgerl. Recht Bd. 1 8 299 14; v. Staudinger, 
Kommentar zu 8 677 Bem. 3e; Planck, BGB. 
Bd. 2 8 677 Bem. 2 (vgl. übrigens auch Neumann, 
Kommentar zu 8 677 II 1 4. Aufl. S. 451; Dern⸗ 
burg, Bürgerl. Recht Bd. 2 Abt. 2 8 301 Ziff. VI); 
Goldmann und Lilienthal, BGB. 8 189 zu 8 677 
Nr. 4 und Anm. 5, und jetzt in Einſchränkung ſeiner 


früheren Meinung Oertmann, Schuldverhältniſſe 


2. Aufl. zu 8 677 Bem. 1a; anderer Anſicht Iſay, 

Die Geſchäftsführung nach BGB., bei Fiſcher, Abh. 

Bd. 6 S. 125 ff. 
Allein, wenn auch nach dieſem Grundſatze eine Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten, die begonnene Geſchäfts⸗ 
beſorgung für die Klägerin zu vollenden, alſo etwa 
entſprechend dem Angebote der Hypothekengläubiger mit 
dieſen den Vergleich im Namen der Erben Schm. ab⸗ 
zuſchließen, nicht beſtand, und wenn ferner richtig iſt, 
daß man nicht in der Weiſe, wie es der erſte Richter 
will, das nachher von dem Beklagten mit den Erben 
Ph. abgeſchloſſene Geſchäft beiſeite ſetzen und es be⸗ 
handeln kann, als ob Beklagter das Geſchäft für die 
Erben Schm. zu Ende geführt hätte, ſo iſt damit die 
Klage noch nicht hinfällig. Der Beklagte hat jedenfalls 
inſolange das Geſchäft der Klägerin geführt, bis das 
Vergleichsangebot der Erben Ph. bei ihm bzw. bei 
dem von ihm bevollmächtigten Anwalt eingegangen war. 
Dieſe Geſchäftsbeſorgung hatte bereits Verpflichtungen 
für ihn erzeugt, welche dadurch, daß er nunmehr ſeine 
Abſicht änderte und die Geſchäftsführung für die Klägerin 
fallen ließ, nicht rückwärts beſeitigt werden konnten. 
Nach 8 681 Satz 1 BGB. hat der Geſchäftsführer die 
Mbernahme der Geſchäftsführung, ſobald es tunlich if, 
dem Geſchäftsherrn anzuzeigen, und, wenn nicht mit 
dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, deſſen Ent⸗ 
ſchließung abzuwarten. Und zufolge der nach S 681 
Satz 2 BGB. entſprechend zur Anwendung kommenden 
Vorſchrift des 8 666 BGB. iſt der Geſchäftsführer 
verpflichtet, dem Geſchäftsherrn die erforderlichen Nach⸗ 
richten zu geben. Eine Benachrichtigung der Klägerin 
war, wenn nicht ſchon bezüglich der früheren Vers 
handlungen, ſo doch gewiß hinſichtlich des am 2. No⸗ 
vember 1901 von ſeiten der Erben Ph. gemachten Ver⸗ 
gleichsangebots erforderlich. Wollte man ſelbſt zugeben, 
daß die Benachrichtigungspflicht des Geſchäftsführers für 
die Regel dann hinfällig oder gegenſtandslos werde, 
wenn derſelbe von der Geſchäftsführung zurüdtritt, 
bevor der Geſchäftsherr mit der Sache befaßt iſt, ſo 
trifft dies doch in einem Falle der vorliegenden Art 
nicht zu. Die Erfüllung der Verbindlichkeit 
unterſteht auch bei der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag dem Geſichtspunkte des 8 242 BOB. 
Da, wo Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte es erfordern, daß der Ge⸗ 
ſchäftsherr von dem bisher Geſchehenen in 
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Kenntnis geſetzt werde, könnte der Geſchäfts⸗ 
führer keinenfalls die Unterlaſſung einer Mit⸗ 
teilung damit rechtfertigen, daß er demnächſt 
von der Geſchäftsführung zurückgetreten ſei. 
Nach dieſer Richtung kommt im vorliegenden Falle be⸗ 
ſonders noch das zwiſchen den Schm. ſchen Erben in 
Anſehung des fraglichen Grundſtücks damals beſtehende 
Gemeinſchafts verhältnis in Betracht. Hatte es der Be⸗ 
klagte, der Ehemann der einen Miteigentümerin und 
der Beſitzer des Grundſtücks unternommen, im Namen 
der Erben mit den Gläubigern wegen Löſchung der 
Hypothek und wegen eines Vergleiches zu verhandeln, 
ſo ergab ſich aus dieſen Beziehungen der Parteien für 
den Beklagten als Geſchäftsführer, wo nicht eine 
Vollendungspflicht, ſo doch zum Mindeſten die Ver⸗ 
pflichtung, die Klägerin von dem Vergleichs- 
angebot der Gläubiger zu unterrichten, auch 
wenn er ſich jetzt entſchloß, die Geſchäfts⸗ 
führung für die Klägerin abzubrechen. Durch 
ſchuldhafte Nichterfüllung dieſer Verpflichtung 
würde der Beklagte ſich ſchadenserſatzpflichtig 
gemacht haben. — — 

Handelt es ſich, wie hier, nicht bloß um die Nicht⸗ 
vollendung des Geſchäfts oder um den unzeitigen Rück⸗ 
tritt des Geſchäftsführers, ſondern auch um eine von 
dieſem bei der Geſchäftsführung begangene Pflicht⸗ 
verletzung, ſo iſt ſür die hierdurch begründete 
Schadenserſatzpflicht nicht lediglich das nega— 
tive Intereſſe des Geſchäftsherrn, derjenige 
Schade, welcher dieſem nicht entſtanden wäre, 
wenn ſich der Geſchäftsführer überhaupt nicht 
eingemiſcht hätte, in Betracht zu ziehen. Vielmehr 
kann nur der pflichtwidrigen Handlung oder Unterlaſſung 
eine weitergehende Schadenserſatzpflicht nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen begründet ſein. Das würde wenigſtens 
im gegenwärtigen Falle mit Rückſicht auf die beſonderen 
Rechts beziehungen der Parteien zutreffen. Hat der Bes 
klagte bei der das Gemeinſchaftsverhältnis der Erben 
Schm. berührenden Geſchäftsbeſorgung ſchuldhaft, oder 
gar argliſtig die Benachrichtigung der Klägerin von dem 
für jenes Verhältnis ſehr bedeutſamen Ergebniſſe der 
Verhandlungen unterlaſſen, ſo iſt er für den aus 
dieſer Handlungsweiſe der Klägerin erwachſenen 
Schaden nach Maßgabe der 88 249 ff. BGB. er⸗ 
ſatzpflichtig. Nach 8 252 BGB. aber umfaßt 
der zu erſetzende Schaden auch den entgangenen 
Gewinn.“ 
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Fahrerlaubnis (SS 14— 16) und Strafvorſchriften (SS 18 — 22) 
bringt. Inhaltlich abgeſchwächt erſcheint dagegen nach den 
neuen Vorſchlägen die zivilrechtliche Haftung, die hier allein 
behandelt werden ſoll. 


I. Das Kraflfahrzeng. 
§ 1 Abf. 4 definiert das „Kraftfahrzeug“ folgendermaßen: 
„Als Kraftfahrzeuge im Sinne des Geſetzes gelten Wagen 
und Fahrräder, welche durch Maſchinenkraft bewegt 
werden, ohne an Bahngeleiſe gebunden zu ſein.“ 

Dieſe Definition (die übrigens wohl beſſer am Anfang 
ſtatt am Ende des Paragraphen ſtünde) gleicht der des erſten 
Entwurfs; nur hat man den mehrfach getadelten Ausdruck 
„elementare Triebkraft“ durch „Maſchinenkraft“ erſetzt. Auch 
der zweite Entwurf verlangt alſo nicht, daß die Kraft dem 
Fahrzeug „innewohne“, und zwar verlangt er es, wie die Be⸗ 
gründung ſagt, darum nicht, um zu ermöglichen, daß der Ent⸗ 
wurf auch auf ohne Schienen laufende, durch Zuleitung elektriſchen 
Stromes von außen her bewegte Fahrzeuge zutrifft. 

Unſeres Erachtens hat man aber dabei nicht beachtet, daß 
auch ein, von einem Automobil gezogener Anhängewagen nach 
jener Definition als Kraftfahrzeug angeſprochen werden muß: 
Der Wagen des 4 wird von dem Automobil des B geſchleppt; 
unterwegs löſt ſich ein Rad vom Wagen A's, wodurch ein 
Paſſant C. verletzt wird; müßte dann nach dem Entwurf der 
„Halter“ des Anhängewagens haften, oder nur der „Halter“ 
des Automobils, oder hätten beide zu haften? e 

Dieſe Fragen führen auf eine bisher noch ganz unerörterte 
Materie, auf das Recht des Automobilſchleppzugs, auf das hier 
nicht näher eingegangen werden kann. 

Eine treffende und erſchöpfende Definition des Kraftfahr⸗ 
zeugs iſt bisher überhaupt noch nicht gefunden worden. Aber 
unſeres Erachtens bedarf auch im ganzen Automobilrecht das 
Automobil eine Defination am allerwenigſten. Beſonders ſollte 
man den Begriff nicht auf Wagen und Fahrräder beſchränken. 
Jeder Verſuch, die poſitiven Merkmale des Begriffs erſchöpfend 
aufzuführen, birgt die Gefahr in ſich, daß ſpäterhin etwa neu⸗ 
erfundene Automobile anderer Art nicht unter den Begriff 
gebracht werden können, und daß andererſeits z. B. der An⸗ 
hängewagen darunter gezwängt werden muß. Man könnte es 
unſeres Erachtens ruhig der Praxis überlaſſen, feftzuftellen, 
welche Fahrzeuge als Kraftfahrzeuge zu gelten haben; die Praxis 
würde ſicher weder das Schiff, das ein altes Sonderrecht für 
ſich hat, noch den Anhängewagen für ein Kraftfahrzeug erklären; 
dagegen wahrſcheinlich aber das lenkbare Luftſchiff und den 
Luſtballon, Fahrzeuge, die heute bereits einer ſtrengen Haftpflicht 
bedürfen. 

Auch die Hervorhebung des negativen Begriffsmerkmals, 
des „nicht auf Schienen laufens“, erſcheint uns überflüſſig, da 
es kaum zweifelhaft ſein dürfte, daß auf Schienen laufende 


Der neue Entwurf eines Geſetzes über den Verkehr Ir * 8 
raſtfahrzeuge nach wie vor unter das Eiſenbahnhaftpflichtgeſe 
Bon Dr. € mit Kraftfahrzeugen. fallen. Will man aber auf das negative 5 
r. E. Lübbert, Rechtsanwalt in Hamburg. nicht verzichten, fo beſtimme man, daß der Entwurf nur für 

Am 24. Oktober 1908 iſt der neue Automobilgeſetzentwurf „Kraftfahrzeuge, die nicht auf Schienen laufen“, gelte. 

m den Reichstag gelangt; er geht über den erſten, infolge der Dem Spezialgeſetz ſollen nach § 2 Abſ. 1 ſolche Autos 
Reichstagsauflöſung derzeit nicht erledigten Entwurf inſofern mobile nicht unterſtehen, die nach amtlicher Prüfung eine vom 
hinaus, als er auch verwaltungsrechtliche Vorſchriften über die Bundesrat noch zu beſtimmende Geſchwindigkeitsgrenze nicht 
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überſchreiten können, weil langſame Automobile, wie die Be⸗ 
gründung ſagt, „nicht weſentlich gefährlicher ſind, als Fuhrwerke, 
die durch tieriſche Kraft bewegt werden“. 

Dieſe Behauptung trifft beſtenfalls für Automobile mit 
ſehr tief normierter Geſchwindigkeitsgrenze (etwa 10 km) zu. 
Die regelmäßige Geſchwindigkeit der Automobile in den Städten 
überfteigt auch heutzutage kaum 16— 20 km. Solche Grenzen 
ſind den Automobilhaltern auch bereits mehrfach durch Polizei⸗ 
verordnungen auferlegt. 

Trotz ſolcher geringer Geſchwindigkeit iſt die Automobil⸗ 
gefahr in den Städten beſonders groß, wie die Statiſtik zeigt. 
Dieſe lehrt ferner, daß die Laſtautomobile, die wohl meiſt lang⸗ 
ſame Automobile ſind, prozentual mehr Unfälle hervorrufen, 
als die meiſt ſchnelleren Perſonenautomobile. Dies rät zur 
Vorſicht (cfr. Olshauſen, DIZ. 06, 350). 


II. die Perſonen des Aukomobilrechts. 
1. Der „Halter des Kraftfahrzeuges“. 

Dieſer Ausdruck iſt ſprachlich dem Ausdruck „Betriebs⸗ 
unternehmer“, den der erſte Entwurf gebrauchte, vorzuziehen. 
Es muß aber dabei im Gegenſatz zur Begründung betont 
werden, daß der Begriff des Tierhalters dem des Automobil⸗ 
halters keineswegs zugrunde gelegt werden kann. Das Wort 
„halten“, das dem Geſetz als ſelbſtändiger Begriff nicht bekannt 
iſt (die Begründung ſcheint anderer Meinung zu ſein), iſt ein ganz 
farbloſer Ausdruck, der eine ſpezifiſche Färbung erſt erhält durch 
das Ding, das gehalten wird. Wenn man nur die gebräuchlichſte 
Tierhalter Definition anſieht: „Tierhalter iſt, wer im eigenen 
Intereſſe durch Gewährung von Obdach und Unterhalt die 
Sorge für das Tier übernommen hat,“ ſo leuchtet es ſchon ein, 
daß die Tatſachen, die jemand zum „Tierhalter“ machen, über⸗ 
wiegend aus der Phyſis des Tieres fließen, und daß ſie ohne 
Verzerrung dem Automobilhalterbegriff nicht zugrunde gelegt 
werden können. Außerdem iſt der Begriff des Tierhalters noch 
heute ein ſo umſtrittener, daß der Wunſch, ähnliche Zweifel auf 
dem Gebiet des Automobilrechts zu vermeiden, gewiß berechtigt 
iſt. Dieſem Wunſche könnte nur eine geſetzliche Definition 
genügen, deren der Automobilhalter viel mehr bedarf als das 
Automobil. Unſeres Erachtens ſollte man — wofern man den 
ſprachlich recht annehmbaren Ausdruck „Halter des Kraftfahr⸗ 
zeuges“ beibehalten will — dieſen Ausdruck dahin definieren, 
daß jeder Beſitzer im techniſchen Sinne, alſo ſowohl der mittel⸗ 
bare wie der unmittelbare, Automobilhalter ſei. 

Alsdann würde ſich einmal der 8 1 Abf. 3 des Entwurfes 
erübrigen, der an Stelle des „Halters“ denjenigen Dritten 
haften laſſen will, der das Fahrzeug ohne Wiſſen und Willen 
des Halters in Betrieb geſetzt hat, da dieſer Dritte wohl durch⸗ 
weg „Beſitzer“ ſein wird. Ferner würde uns eine ſolche 
Normierung auch durchaus zweckentſprechend erſcheinen. Ders 
jenige zum Beiſpiel, der Automobile zum Betriebe an andere 
vermietet, kann füglich der Gefährlichkeitshaftung ebenſogut 
unterworfen werden, als derjenige, der ſeine Automobile durch 
angeſtellte Perſonen zur Beförderung von Perſonen benutzt. 

Damit würde zugleich auch die Gefahr vermieden werden, 
daß der Automobilhalter, an den der Verletzte gewieſen wird, ein 
ganz kleiner Unternehmer iſt, bei dem nicht einmal das „gehaltene“, 
nur gemietete Automobil gepfändet werden kann, eine Kom⸗ 
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bination, die ſchon heute vorkommt, und die noch eine große 
Zukunft haben dürfte, falls der Entwurf in dieſem Punkte durch⸗ 
gehen ſollte, und falls man erſt einmal begriffen hat, wie man 
die Automobilhaftgefahr von dem vermögenden Eigentümer auf 
einen unvermögenden Dritten abwälzen kann. 

Die hier vorgeſchlagene Regelung würde für den Automobil⸗ 
eigentümer zugleich ein Anſporn ſein, den Beſitz ſeines Auto⸗ 
mobils nur ſolventen oder verſicherten Perſonen zu überlaſſen, 
an denen er ſich auf Grund des internen Verhältniſſes ſchadlos 
halten kann, wenn er von einem verletzten Dritten belangt 
worden iſt. 


2. Der „Führer des Kraftfahrzeugs“. 

Über die Kategorie der zur „Führung“ des Fahrzeugs 
beſtellten oder ermächtigten Perſonen (8 1 Abſ. 2) hinaus 
kennt der Entwurf den Kreis der „beim Betriebe des Fahr⸗ 
zeugs tätigen Perſonen“. Für alle Perſonen dieſes weiteren 
Kreiſes gilt der unten noch zu beſprechende 8 2 Ziff. 1: 

„Die Vorſchriften des 8 1 finden keine Anwendung: 

1. wenn zur Zeit des Unfalls der Verletzte oder die 
beſchädigte Sache durch das Fahrzeug befördert wurde 
oder der Verletzte bei dem Betriebe des Fahrzeugs 
tätig war.“ 

Dagegen ſoll der Automobilhalter nur für das Verſehen 
ſolcher Perſonen haften, die zur Führung des Fahrzeugs beſtellt 
ſind. Unſeres Erachtens ſollte man den Automobilhalter 
ſchlechthin für alle Perſonen haften laſſen, denen er die Be⸗ 
dienung der gefährlichen Maſchine irgendwie anvertraut. Man 
denke folgenden Fall: der Angeſtellte B des Automobilhalters A 
verſieht fahrläſſig etwas bei der Vorbereitung des Motors zur 
Ausfahrt; infolgedeſſen explodiert das Automobil, während A 
es ſelbſt führt, und richtet Schaden an; war B von A als 
Führer engagiert, ſo mußte im vorliegenden Falle nach dem 
Wortlaut des Entwurfs A haften (denn es iſt in $ 1 Abi. 2 


nicht geſagt, daß die zur Führung beſtellte Perſon ſich gerade 


Bei der Jührung verſehen haben muß). War B dagegen nur 
zur Bedienung des Automobils im übrigen beſtellt, fo würde A 
nicht haften (cfr. unten unter III vorl. Abſatz). 

Unbillig erſcheint es uns, daß angeſtellte Perſonen, falls 
ſie beim Betriebe des Automobils verletzt werden, nach dem 
Entwurf ſelbſt dann keinen Schadenserſatzanſpruch haben ſollen, 
wenn ſie nachweislich kein Verſchulden trifft. Mit einer „Frei⸗ 
willigkeit“ der Gefahrübernahme durch jene Perſonen kann man 
nicht argumentieren; ebenſogut ließe ſich erwidern, daß der 
Automobilhalter jene Perſonen freiwillig der für ſie beſonders 
erhöhten Automobilgefahr ausſetzt (efr. im übrigen hierzu Eger, 
Recht 06, 356. A. A.: Olshauſen DIZ. 06, 349). 


3. Der „Fahrgaſt“. 

Zu dieſer Kategorie zählen auch diejenigen Perſonen, deren 
Sachen mit dem Automobil befördert werden. Auch dem Fahr⸗ 
gaft verſagt der Entwurf, wie ſchon der erſte Entwurf, einen 
Schadenserſatzanſpruch gegen den Automobilhalter unſeres Er⸗ 
achtens mit Unrecht. Einmal gibt es eine Reihe von Möͤglich⸗ 
keiten, bei denen die Beförderung ohne oder gar gegen den 
Willen des „Fahrgaſtes“ geſchieht, ohne daß darum ein Fall 
des $ 823 BGB. gegeben zu fein braucht; z. B. der Fracht⸗ 
führer befördert meine Sachen mit einem Automobil, ohne mich 
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vorher gefragt zu haben. (Andere Fälle ſiehe bei Eger a. a. O. 
S. 356.) Ferner liegt aber auch kein innerer Grund vor, die 
Automobilhaftgeſahr von dem Automobilhalter, der aus der 
Perſonenbeförderung ſein Gewerbe macht, auf die von ihm zur 
Beförderung aquirierten Perſonen abzuwälzen. Unbillig iſt es 
mur, den Automobilhalter dem ohne Entgelt aus Gefälligkeit 
Beförberten gegenüber für ſchadenserſatzpflichtig zu erklären. 
Es empfiehlt ſich auch, dies geſetzlich feſtzulegen, um die bekannte 
Entſcheidung, die das Reichsgericht hinſichtlich des Tierhalters 
getroffen hat (RG. 54, 873 f.) zweifellos auszuſchließen. 


4. Das „Publikum“. 

Der Entwurf ſelber erwähnt dieſen Ausdruck nicht, wohl 
aber kennt ihn die Begründung, wie bereits die Begründung 
des erſten Entwurfs. Hierher gehören alle Perſonen, die nicht 
zu den unter 1— 3 normierten Kategorien gehören. Nur dem 
Publikum will der Entwurf „die ihm aufgebrungene Automobil⸗ 
gefahr“ abnehmen. Dieſe Einſchränkung iſt um ſo auffallender, 
als alle übrigen, auf dem Prinzip der Gefährlichleitshaftung 
beruhenden Rechtsnormen dem Gefährdenden alle übrigen dritten 
Personen als gefährdet und darum bei einem Unfall ſchadens⸗ 
aſatzberechtigt gegenüberſtellen. Wie weittragend dieſe Ein⸗ 
ſchränkung iſt, zeigt die Tatſache, daß von den in den Sommer: 
halbjahren 1906 und 1907 verletzten und getöteten Perſonen 
beide Male rund 25 Prozent „Führer“ und „Inſaſſen“ waren.“) 
geider ſtellt die Statiſtik nicht feſt, wie oft dem Führer bzw. 
dem Inſaſſen zugleich auch das Automobil gehörte. Nimmt 
man an, die Hälfte aller verletzten Führer und Inſaſſen ſeien 
ugzleich auch Automobilhalter geweſen (was wohl kaum zu 
niedrig gegriffen iſt), fo bliebe als Reſultat, daß der $ 2 Ziff. 1 
deb Entwurfs in zirka 12%, Prozent aller Fälle dem Beſchädigten 
einen Schadenserſatzanſpruch verſagt. 


III. Feraufwortlichkeitstatſache. 


Darunter verſtehen wir diejenige Tatſache, an die das 
Geſetz die Verantwortlichkeit jemandes für den durch die Tat⸗ 
ſache (adäquat) verurſachten Schaden anknüpft. 

Verantwortlichkeitstatſache war nach dem erſten Entwurf 
zweifellos das Betreiben des Automobils ſchlechthin: „Wird bei dem 
Betriebe uſw.“. Der erſte Entwurf war erſichtlich dem Reichs⸗ 
haftpflichtgeſetz nachgebildet. Dagegen lehnt ſich der 8 1 Abſ. 1 
des zweiten Entwurfs Wort für Wort an den § 833 BGB. an. 
Vergleicht man den Abſ. 1 mit dem Abi. 2 näher, ſo 
geigt es ſich, daß — entgegen dem erſten Eindruck — der 
Schwerpunkt auf dem Abf. 2 liegt; dieſer letztere nennt die 
dri eigentlichen Verantwortlichkeitstatſachen: 

„Die Erſatzpflicht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Schaden 
weder durch ein Verſchulden des Fahrzeughalters oder 
einer von ihm zur Führung des Fahrzeugs beſtellten 
oder ermächtigten Perſon noch durch fehlerhafte Be⸗ 
ſchaffenheit des Fahrzeugs oder Verſagen feiner Ver⸗ 
richtungen verurſacht worden iſt.“ 

A. 1 trägt zu deren Inhalt nur infofern bei, als er 
sagt, daß es ſich in allen drei Fällen um ein „im Betrieb 
——— 


80 I Diefe und die ſpäteren ſtatiſtiſchen Angaben find den 
„Sierteljahräheften zur Statiftit des Deutſchen Reichs“ 1907 II und 
1908 I entnommen. 
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befindliches“ Automobil handeln muß, und als er in Vers 
bindung mit Abſ. 2 die Beweislaſt zuungunſten des Automobil⸗ 
halters umdreht. Dabei erſcheinen jedoch im Rahmen des 8 1 
die drei Verantwortlichkeitstatſachen des Abſ. 2 als einzelne 
beſondere Fälle der im Abſ. 1 genannten Schadensverurſachung 
„durch ein im Betriebe befindliches“ Automobil. Kann man 
aber ſagen, daß ein durch Verſchulden des Führers verurſachter 
Schaden ein „durch ein im Betriebe befindliches Kraftfahrzeug“ 
verurſachter Schaden ſei? 

An dieſer Stelle iſt zu bedenken, welche Bedeutung Theorie 
und Praxis dem „durch“ des § 833 Abſ. 1 beigelegt haben, 
den der Entwurf bewußt kopiert. „Durch“ ein Tier iſt der 
Schaden nur verurſacht, wenn er durch eine ſelbſtändige Ent⸗ 
ſchließung des Tieres verurſacht wird; Streit herrſcht heute 
faſt nur noch darüber, inwieweit eine Selbſtändigkeit oder 
Willkürlichkeit des Tieres vorhanden ſein kann und muß. 

Es iſt klar, daß man die Worte „durch ein Kraftfahrzeug“ 
nicht in ähnlichem Sinne verſtehen kann. Lenkt der Führer 
das Automobil falſch und überfährt einen Menſchen, ſo iſt 
dieſer nicht „durch“ das Automobil, ſondern durch das Ver⸗ 
ſchulden des Lenkers vermittels des Automobils verletzt. Es 
könnte alſo das Wort „durch“ nur die Bedeutung haben, in 
der es — unrichtig — vielfach gebraucht wird, nämlich die 
Bedeutung von vermittels. Damit würde aber der Sinn des 
Abf. 1 in einer ungewollten Richtung verſchoben. Der Abſ. 1 
will offenbar davon ausgehen, daß durch das Betreiben 
eines Automobils ein Schaden adäquat verurſacht wird. Als⸗ 
dann wird zunächſt vermutet, daß ein adäquater Zuſammenhang 
mit den drei in Abſ. 2 genannten Tatſachen des Automobil⸗ 
betriebs vorliegt. Der Abf. 1 wird alfo erſt korrekt, wenn man 
die irreführende und ganz unmüße Anlehnung an den 8 833 
aufgibt und die Worte „durch ein im Betriebe befindliches 
Kraftfahrzeug“ durch die Worte „durch den Betrieb“ oder „bei 
dem Betriebe” eines Kraftfahrzeugs erſetzt. 

Als zweite und dritte Verantwortlichkeitstatſache nennt 
der Entwurf die „fehlerhafte Beſchaffenheit“ und das „ver⸗ 
ſagen“ der Maſchine. Dieſe Tatſachen ſollen nach der Be⸗ 
gründung nicht vorliegen, „wenn der Unfall durch Einwirkung 
äußerer Umſtände auf ein an ſich betriebsſicheres Automobil, 
insbeſondere durch Handlungen dritter Perſonen oder zufällige 
Ereigniſſe herbeigeführt iſt. 

Der zweite Entwurf knüpft die Verantwortlichkeit nicht 
an den Automobilbetrieb ſchlechthin, ſondern nur an feine drei 
gefährlichſten Tatſachen an. Ungedeckt ſind vor allem die 
Unfälle, die durch das Scheuen von Zugtieren, insbeſondere 
Pferden, vor dem Automobil entſtehen. Die Zahl der fo entſtande⸗ 
nen Unfälle betrug in der Zeit vom 1. X. 06 bis 30. IX. 07 
10 Prozent der geſamten Unfallszahl. Da aber der Automobil⸗ 
halter ſtets nachzuweiſen hätte, daß keine der drei Verantwortlich⸗ 
keitstatſachen im Spiele war, ſo würde er wohl auch nach dem 
Entwurf in ſolchen Fällen nur verhältnismäßig ſelten frei davon⸗ 


kommen. 
IV. Der Schaden. 


Im Falle der Verletzung und Tötung ſind die zum Zwecke 
der Heilung aufgewandten Koſten und die Beerdigungskoſten 
zu erſetzen; im Übrigen erhält der „Verletzte“ bzw. der durch 
den Tod des Unterhaltsverpflichteten geſchädigte Unterhalts⸗ 
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berechtigte „für die Zukunft“ eine Rente. Die diesbezüglichen 
Vorſchriften (88 4, 5 und 7) des Entwurfs lehnen ſich im 
weſentlichen an die 88 842 ff. BGB. an. 

Am 1. Jan. 08 wurden im Deutſchen Reich 36 022 Kraft⸗ 
fahrzeuge gezählt. In der Zeit vom 1. X. 06 bis 1. IX. 07 
wurden nach der Statiſtik durch den Betrieb von Automobilen 
145 Perſonen getötet, 2 419 Perſonen verletzt und in 2434 Fällen 
Sachen beſchädigt. Die Höhe der Sachſchäden gibt die Statiſtik 
mit 880 751 & an. Dieſe Zahlen erklären die hohen Haft 
pflichtprämien, die die Automobilbeſitzer ſchon heute zahlen müſſen. 

Um nun nicht ein weiteres erhebliches Anwachſen der 
Prämien herbeizuführen, zieht der Entwurf im § 6 Abſ. 1 
gewiſſe Erſatzgrenzen und zwar für den Fall der Tötung und 


Verletzung 50 000 „ bzw. 3000 & Rente für die Perſon, 


falls jedoch mehrere Perſonen in Frage kommen, höchſtens 
150 000 & bzw. 9000 & Rente. Sachſchäden brauchen mit 
höchſtens 10 000 & abgegolten zu werden. 

Was die Bedeutung dieſer Vorſchrift (die uns im einzelnen 
nicht lückenlos erſcheint) überhaupt anlangt, ſo ſcheint es uns 
zweifellos, daß fie den Automobiliften im Hinblick auf ihre Vers 
ſicherung ungleich mehr nützen als dem „Publikum“ ſchaden würde. 

Wenn ein Schaden durch mehrere Kraftfahrzeuge oder durch 
ein Kraftfahrzeug und ein Tier oder durch ein Kraftfahrzeug 
und eine Eiſenbahn herbeigeführt wird, dann fol nach 8 11 
des Entwurfs der Schaden im Verhältnis der einzelnen Erſatz⸗ 
pflichtigen zueinander nach den Umſtänden, ins beſondere nach dem 
Verhältnis der (Adäquatität der) Verurſachungen verteilt werden. 
Dieſe Vorſchrift ſoll, wie die Begründung betont, nicht nur im 
Rahmen des Spezialgeſetzes gelten, ſondern fie ſoll auch ſolche 
Fälle mitumfaſſen, in denen eine Haftung der beteiligten Per⸗ 
ſonen aus § 823 BGB. begründet iſt. 

Es erſcheint uns nicht angebracht, einen ſolchen allgemeinen 
Rechtsſatz in einem Spezialgeſetz aufzuſtellen, vor allem aber 
nicht, ihm über das Gebiet des Spezialgeſetzes für Tierhalter 
und Eiſenbahnunternehmer hinaus Geltung zu verleihen. Auch 
dieſe Vorſchrift erweiſt ſich im einzelnen bei näherer Betrachtung 
keineswegs als zweifel⸗ und lückenlos. 


V. Rechtsverfolgung. 
Der Entwurf beſtimmt in $ 9: | 
„Der Erſatzberechtigte verliert die ihm auf Grund ber 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zuſtehenden Rechte, wenn er 
nicht ſpäteſtens innerhalb eines Monats, nachdem er 
von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen 
Kenntnis erhalten hat, dem Erſatzpflichtigen den Schaden 
anzeigt. Der Rechtsverluſt tritt nicht ein, wenn die 
Anzeige infolge eines von dem Erſatzberechtigten nicht 
zu vertretenden Umſtandes unterblieben iſt, oder der 
Erſatzpflichtige innerhalb der bezeichneten Friſt auf 
andere Weiſe Kenntnis erhalten hat.“ 

Dieſe ganze Vorſchrift, die, genau betrachtet, manche 
Zweifel in ſich birgt (z. B.: ein Aberfahrener ſtirbt nach langer 
Krankheit; läuft für den Unterhaltsberechtigten hinſichtlich der 
an den Tod geknüpften Anſprüche die Friſt dann erſt von dem 
Todes fall ab, und auch dann, wenn der Verſtorbene die Friſt 
hinſichtlich feiner eigenen Anſprüche verſeſſen hatte 7), ſcheint 
uns recht überflüſſig. Sie ſoll nach der Begründung das 
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Intereſſe des Automobilhalters an einer baldigen Beweis⸗ 
ſicherung ſchützen. Aber dazu iſt die Friſt von einem Monat 
viel zu lang. Die Beweisſicherung dürfte meiſtens 2 bis 30 Tage 
nach dem Unfall nicht viel leichter ſein als 2 Monate darauf. 
Die Vorſchrift würde regelmäßig überhaupt nicht in Betracht 
kommen, und in noch ſeltneren Fällen würde ſich der Richter 
dazu entſchließen, einen von dem Verletzten zu vertretenden 
Umſtand anzunehmen. 

Der Anſpruch auf Schadenserſatz verjährt in 2 Jahren, 
von dem Zeitpunkt an, in welchem der Erſatzberechtigte von 
dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis 
erlangt hat, und ohne Rückſicht auf dieſe Kenntnis nach 
30 Jahren von dem Unfall an gerechnet (5 8 Abſ. 1). Der 
folgende Abſatz beſtimmt dann: 

„Schweben zwiſchen dem Erſatzpflichtigen und dem Erſatz⸗ 
berechtigten Verhandlungen über den zu leiſtenden 
Schadenserſatz, fo iſt die Verjährung gehemmt bis der 
eine oder der andere Teil die Fortſetzung der Ver⸗ 
handlungen verweigert.“ 
Darin liegt ein ſehr beachtenswerter allgemeiner Rechtsgedanke. 
Auch hier hegen wir aber Bedenken, ob es ſich empfiehlt, einen 
ſolchen Satz in einem Spezialgeſetz aufzuſtellen — zumal, da 
die Praxis dieſen Gedanken bereits auf der Grundlage des 
BGB. anzuerkennen beginnt. 


— 


Zur Strafprozeßreform. 
Po reid oder Nacheid? 
Von Landgerichtsrat W. Hagen in Kempten. 


Zu den vielumſtrittenen Fragen, mit denen die Straf⸗ 
prozeßreform ſich zu beſchäftigen hat, gehört auch die nach dem 
Zeitpunkte der Beeidigung. Schon in der Kommiſſion für 
die Reform des Strafprozeſſes waren die Meinungen hierüber 
ſehr geteilt. Ein Teil der Mitglieder war der Meinung, es 
ſei am zweckmäßigſten, dem richterlichen Ermeſſen zu überlaſſen, 
den Eid in derjenigen von beiden Formen abzunehmen, welche 
nach Lage der Sache die angemeſſene ſei. Der Beſchluß, durch 
welchen der Nacheid angenommen wurde, erfolgte dann mit 11 
gegen 9 Stimmen. 

Betrachtet man die für den Nacheid ins Feld geführten 
Gründe von der Praxis aus etwas näher und ſtellt man ihnen 
die für den Voreid ſprechenden Gründe gegenüber, ſo verdient 
meines Erachtens der Vor eid den Vorzug. 

Man hat zunächſt für den Nacheid geltend gemacht, der 
Eindruck, den der Voreid machen ſolle, trete mit Rückſicht auf 
das geiſtige Faſſungsvermögen vieler Zeugen nicht immer ein. 
Damit iſt aber zugegeben, daß der wirkſame Eindruck des 
Voreides, den deſſen Anhänger behaupten, bei den ſäͤmtlichen 
Zeugen mit normalem geiſtigem Faſſungsvermögen (und das 
ſind doch weitaus die meiſten) tatſächlich vorhanden iſt. Dazu 
kommt, daß bei Zeugen mit ſchwachem geiſtigem Faſſungs⸗ 
vermögen der Nacheid zum mindeſten nichts voraus hat vor 
dem Voreid. Es wurde weiter hervorgehoben: man müſſe 
dem Zeugen Gelegenheit geben, eine Ausſage zu widerrufen; 
erfahrungsgemäß ließen ſich aber Zeugen nur ſchwer bewegen, 
eine eidlich bekräftigte Ausſage noch zu ändern, weshalb viele 
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Meineide nur auf den Voreid zurückzuführen ſeien. Dies iſt 
wohl das wichtigſte Argument für den Nacheid. Es trifft im 
übrigen nur zu auf den Zeugen, der gerade vernommen wird, 
nicht dagegen auf einen vorher vernommenen Zeugen, deſſen 
Beeidigung bereits erfolgt iſt. Ich bin zudem der Anſicht, 
daß die Zahl der Meineide beim Voreide geringer ſein wird, 
als beim Nacheid. Denn es iſt doch wohl nicht in Abrede zu⸗ 
ſtellen, daß eine Reihe von Zeugen, aus irgendwelchem 
Intereſſe nur unter dem Drucke des Eides die Wahrheit ſagt; 
werden ſie vorerſt unbeeidigt vernommen, dann probieren ſie 
es einnal mit der Unwahrheit; kommt es dann hinterher zur 
Beeidigung, ſo geniert ſich zweifellos ein großer Teil dieſer 
Zeugen, vor dem Gerichte und der Offentlichkeit ſich als Lügner 
hinzuſtellen und beſchwört infolgedeſſen lieber die unwahre Angabe. 
Dieſe Art von Meineiden iſt dann direkt auf das Konto des Nach⸗ 
eides zu ſetzen und wird beim Voreid vermieden, weil der Zeuge unter 
dem Drucke des Voreides von Anfang an die Wahrheit ſagt. 
Die übrigen für den Nacheid ins Feld geführten Gründe 
ſind untergeordneter Natur. Die Fälle, in denen beim Vor⸗ 
eide Perſonen beeidigt werden, deren Beeidigung an ſich unzu⸗ 
läſſig if, find in erſter Linie ſehr felten, fie find aber auch 
gar nicht ſchlimm; die Praxis hat ſich bisher leicht mit ihnen 
zurechtgefunden; man hat ſolchen Perſonen einfach erklärt, daß 
der geleiſtete Eid, weil unzuläſſig ungültig ſei und daß die 
Ausſage des Zeugen als unbeeidigte gelte und angeſehen 
werde. Wenn ferner hervorgehoben wurde, der Voreid ſei 
auch deshalb bedenklich, weil beim Beginne der Vernehmung 
der Zeuge durch das Ungewohnte der Umgebung leicht in 
Umuhe verſetzt und des halb nicht in der genügenden Sammlung 
ſei, der Eides belehrung zu folgen, fo möchte ich in erſter Linie 
darauf hinweiſen, daß die Eidesbelehrung nicht beim Beginne 
der Vernehmung erſolgt, ſondern unmittelbar an den Aufruf 
der Zeugen ſich anſchließt. Nach der Eidesbelehrung wird der 
Zeuge zunächſt aus dem Sitzungsſaale entlaſſen und es erfolgt 
dann erſt das Verhör des Angeklagten. Der Zeuge hat alſo 
noch Zeit, ſich vor feiner Vernehmung zu ſammeln, und kann 
ſic im Zweifel noch an das Gericht um Aufklärung wenden. 
In übrigen werden ja meiſt mehrere Fälle auf die gleiche 
Stunde angeſetzt; die meiften Zeugen wohnen infolgedeſſen erſt 
anderen Verhandlungen bei, fo daß das Moment der ungewohnten 
Umgebung für dieſe Zeugen überhaupt entfällt. Endlich darf 
nicht außer acht gelaſſen werden, daß die Eides belehrung wohl 
überhaupt nur für ſchwach veranlagte Zeugen erforderlich iſt. 
Heutzutage weiß jeder Zeuge, auch der ungebildetſte, was Eid 
und was Meineid iſt, und daß letzterer mit Strafe bedroht iſt. 
Es hat auch der Entwurf zur Strafprozeßordnung die Eides⸗ 
belehrung in das Ermeſſen des Gerichtes geſtellt 68 61 
Ab. 2, während ſie jetzt obligatoriſch iſt. 
| Als weiterer Grund für den Nacheid wurde aufgeſtellt: 
bei dem Voreide bleibe das Bewußtſein, geſchworen zu haben, 
unter Umſtänden dem Zeugen im weiteren Verlaufe der Ver⸗ 
nehmung nicht mehr gegenwärtig, insbeſondere wenn etwa die 
Leistung des Eides tagelang vorher erfolgt ſei. Abgeſehen 
davon, daß man hierüber zweierlei Meinung ſein kann und 
daß ſolche Fälle auch zu den ſelteneren gehören, halte ich 
gerade für derartige Fälle den Nacheid für bedenklich, denn 
es iſt doch ſehr leicht möglich, daß der Zeuge in ſolchen Fällen, 
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wenn er endlich den Nacheid leiſtet, nicht mehr oder nicht mehr 
alles weiß, was er vor mehreren Tagen oder im Laufe 
mehrerer Tage überhaupt ausgeſagt hat und daher bei 


Leiſtung des Nacheides ſich gar nicht im klaren darüber iſt, 


was er nunmehr mit ſeinem Eide alles bekräftigt. Daß 
endlich beim Voreide die ſogen. Generalfragen dem Zeugen 
zweimal vorgelegt werden müſſen, kann man wohl als eine 
beſondere Störung des Ganges der Verhandlung nicht erachten. 


Den Gründen für den Nacheid ſtehen nun aber ſehr ge⸗ 


wichtige Gründe für den Vor eid gegenüber. In der Kommiſſion 
wurde zugunſten des letzteren in erſter Linie hervorgehoben: 
Derſelbe erfülle am beſten den mit der Beeidigung erſtrebten 
Zweck, indem er den Zeugen von vornherein unter den Eindruck 
ſtelle, daß er in allen Punkten die Wahrheit ſagen müſſe. 
Auch die Pflicht, nichts zu verſchweigen, werde dem Zeugen am 
wirkungsvollſten zum Bewußtſein gebracht. Ich habe bereits 
oben ausgeführt, daß dieſer Eindruck des Voreides auch von den 
Anhängern des Nacheides zugegeben wurde, wenigſtens hinſichtlich 
der Zeugen mit normalem geiſtigen Faſſungsvermögen. Weiter 
wurde in der Kommiſſion geltend gemacht: beim Nacheide werde 
der Zeuge leicht in den Glauben verſetzt, wenn er vor der Eides⸗ 
leiſtung noch einmal auf die weſentlichen von ihm gemachten 
Bekundungen verwieſen werde, daß der Eid ſich nur auf dieſe 
Punkte beziehe. Auch bringe der Nacheid die Gefahr mit ſich, 
daß der Zeuge auf Vorhaltungen des Richters eine urſprünglich 
beſtimmt bekundete Tatſache fälſchlich als eine zweifelhafte be⸗ 
zeichne. Bei dem Nacheide ſei im Falle wiederholter Ver⸗ 
nehmungen eine umſtändliche Hinweiſung auf den geleiſteten Eid 
erforderlich. Endlich komme der Richter nur beim Nacheide in 
die mißliche Lage, einen Eid abnehmen zu müſſen, obwohl es 
klar am Tage liege, daß ein Falſcheid geleiſtet werde (zu ver⸗ 
gleichen Protokolle der Kommiſſion 1 S. 57 und 58). 

Zu dieſen Gründen der Kommiſſion für den Voreid treten 
nun aber noch andere. Wie ich ſchon oben erwähnt habe, ſagen 
viele Zeugen aus irgendwelchem Intereſſe die Wahrheit nur 
unter dem Drucke des Eides und probieren es zunächſt einmal 
mit der Unwahrheit, wenn ihre Beeidigung vorerſt ausgeſetzt 
iſt. Sollen ſie dann hinterher beeidigt werden, ſo werden die 
Fälle nicht ſelten ſein, in denen die Zeugen ſich genieren, vor 
dem Gericht und dem Publikum ſich als Lügner hinzuſtellen 
und infolgedeſſen lieber ihre unwahre Angabe eidlich bekräftigen. 
Oder aber der Zeuge widerruft dann unter dem Drucke des zu 
leiſtenden Nacheides ſeine unwahre Angabe und ſagt die Wahr⸗ 
heit. Das ſieht nun theoretiſch ſehr ſchön aus, aber was ſoll 
der Richter in der Praxis mit dieſer Zeugenausſage anſangen, 
obwohl ſie jetzt tatſächlich der Wahrheit entſpricht. Sie wird 
ſo gut wie wertlos ſein, weil eben der Zeuge vorher die Un⸗ 
wahrheit geſagt hat und dadurch ſeine Glaubwürdigkeit unter⸗ 
graben iſt. Dadurch können wertvolle Beweismittel nicht bloß 
für die Anklage, ſondern insbeſondere auch für den Angeklagten 
verloren gehen. Denn die Ausſagen ſolcher Zeugen werden 
dann ihrem vollen Umfange nach unglaubwürdig ſein, 
wenngleich die Ausſage vielleicht nur in dem einen oder anderen 
Punkte unwahr geweſen iſt, im übrigen aber von Anfang an 
der Wahrheit entſprochen hat. 

Bei dem Voreide kommt es weiter gar nicht ſelten vor, 
daß ein Zeuge ſich berichtigt, weil er etwas falſch verſtanden 
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oder weil er ſich momentan geirrt hat. Wenn er dieſe Richtig⸗ 
ſtellung im Laufe oder am Schluſſe ſeiner Vernehmung macht, 
wird kein Menſch etwas dahinter finden können, im Gegenteil 
man wird ſeine Ausſage für gewiſſenhaft halten. Wird der 
Zeuge dagegen vorerſt nicht beeidigt, und berichtigt er ſich dann 
erſt in dem Zeitpunkte, in welchem er den Nacheid leiſten ſoll, 
dann wird gleich der Verdacht Platz greifen können, der Zeuge 
habe die Unwahrheit geſagt und ſich nur deshalb berichtigt, weil 
er ſchwören mußte, wodurch wiederum die Glaubwürdigkeit 
ſeiner Ausſage beeinträchtigt oder doch angegriffen werden kann. 
Die Widerrufe, die lediglich unter dem Drucke des Eides erfolgen, 
haben aber noch weitere Schattenſeiten; ſie erſchweren die 
Urteilsfindung, indem ſie das Bild der Beweisaufnahme nicht 
bloß für den Berufsrichter, ſondern ganz beſonders für den 
Laienrichter verdunkeln. Das wird vielleicht weniger der Fall 
ſein, wenn jeder Zeuge ſofort nach ſeiner Vernehmung beeidigt 
wird. Der Entwurf ($ 61) ſieht jedoch vor, daß die Beeidigung 
bis zum Schluſſe der Beweisaufnahme ausgeſetzt werden kann. 
Mehrere Zeugen können dann gleichzeitig beeidigt werden. Von 
dieſer Befugnis werden die Gerichte in Zukunft beſonders bei 
einer größeren Anzahl von Zeugen wohl häufig Gebrauch machen. 
Man denke ſich nun in die Lage der Richter, beſonders der 
Laienrichter, die doch meiſt eine beſonders ausgebildete Prozeß⸗ 
praxis nicht mitbringen, wenn z. B. bei fünf Belaſtungszeugen 
und vier Entlaſtungszeugen mehrere derſelben am Schluſſe einer 
längeren Beweisaufnahme ihre Ausſage ganz oder teilweiſe 
widerrufen, berichtigen oder neue Angaben machen. Das ganze 
Bild, welches das Gericht auf Grund der Beweisaufnahme 
gewonnen hat, wird zeriſſen, ein ganz neues tritt unter Um⸗ 
ſtänden an die Stelle, das aber jetzt möglicherweiſe ſehr ver⸗ 
ſchwommen wird, denn ein Teil der früheren Ausſage iſt 
geblieben, ein Teil kommt in Wegfall und wird eventuell ander⸗ 
weitig erſetzt. Dazu kommt, daß nunmehr die Glaubwürdigkeit 
der berichtigenden bzw. widerrufenden Zeugen erheblich gemindert 
iſt. Auch die nochmalige, wenigſtens teilweiſe Vernehmung der 
übrigen Zeugen wird unter Umſtänden notwendig werden, wenn ſich 
nunmehr auf Grund der berichtigten Ausſagen neue Widerſprüche 
ergeben. Dadurch kann eine Verhandlung ganz erheblich in die 
Länge gezogen werden, ſo daß für ſolche Fälle gleich drei Nach⸗ 
teile des Nach eides ſich ergeben: „Verzögerung der Verhandlung“, 
„Verdunkelung des Ergebniſſes der Beweisaufnahme“ und „Er⸗ 
ſchwerung der Urteilsfindung“. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 13. Februar 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 93, 94 BGB. Grundſätze bezüglich der weſent⸗ 
lichen Beſtandteile einer Sache. Eigentumsübertragung ſeitens 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


N 5. 1909. 


des Veräußerers als mittelbaren Beſitzers durch Beſitzkonſtitut 
auf den Erwerber.] 

1. Der Hauptangriff der Reviſion richtet ſich gegen das 
kammergerichtliche Zwiſchenurteil, durch welches der elektriſchen 
Beleuchtungsanlage die Eigenſchaft eines weſentlichen Beſtand⸗ 
teils des vom Beklagten erſtandenen Gebäudegrundſtücks ab⸗ 
geſprochen und damit die rechtliche Möglichkeit des Sonder⸗ 
eigentums der Klägerin an dieſer Anlage anerkannt wird. 
Der Angriff iſt nicht begründet. Der erkennende Senat hat 
ſeinen Standpunkt zu der Frage, unter welchen Umſtänden 
Maſchinen und die mit ihnen in Verbindung gebrachten An⸗ 
lagen als weſentliche Beſtandteile einer Sache, nämlich des zu 
beſtimmten Zwecken errichteten Gebäudes, anzuſehen ſeien, in 
dem Urteile vom 29. Mai 1908 (RG. 69, 150) ausführlich 
dargelegt. Auf dieſes Urteil wird verwieſen. Daß ſich der 
Ber R. mit den dort entwickelten Rechtsanſchauungen in Wider⸗ 
ſpruch geſetzt habe, iſt nicht erkennbar. Ob bei einer — zu⸗ 
ſammengeſetzten — Sache die einzelnen Teile im Verhältnis 
zueinander als weſentliche Beſtandteile zu gelten haben und ob 
Sachen zur Herſtellung eines Gebäudes eingefügt ſind 
(88 93, 94? BGB.), kann nur nach Maßgabe des einzelnen 
Falles vom Tatrichter entſchieden werden. Vorliegend hat der 
BerR. feſtgeſtellt, daß die Anlage — worunter der Motor zu 
verſtehen iſt — nur angeſchraubt iſt, alſo (ebenſo wie die 
übrigen, in der Urteilsformel bezeichneten Sachen, bei denen 
dies ohne weiteres klar iſt) nur in loſer Verbindung mit dem 
Gebäude ſteht, ferner, daß der Motor im Kellerraum des vom 
Saalbau — dem die Anlage dient — durch Hof und Garten 
getrennten Quergebäudes des Miethauſes angebracht iſt, endlich 
daß das Miethaus einen Jahresertrag von 19 535 & gegen 
18 000 & Extrag des Saalbaues abwirft und nicht mit einer 
elektriſchen Beleuchtungsanlage verſehen, daß dagegen für den 
Saalbau eine Gasanlage vorhanden iſt. Hieraus ſchließt der 
Ber R., daß beim Fehlen einer feſten Verbindung mit dem 
Grund und Boden der § 94 Abſ. 1 BGB. unanwendbar ſei, 
daß aber die Beleuchtungsanlage auch nicht dem Saalbau, in 
dem ſie ſich gar nicht befinde, zu deſſen Herſtellung eingefügt 
ſei, und daß durch die Wegnahme der Anlage der Saalbau 
oder gar das ganze Grundſtück eine Weſensänderung nicht er⸗ 
leide. Daß 8 94 Abi. 1 BGB. unmittelbar nicht in Betracht 
kommt, iſt ohne weiteres klar und wird auch von der Reviſion 

nicht bezweifelt. Was den 8 94 Abſ. 2 8G. betrifft, fo 
wird man dem Bert. darin beitreten können, daß eine Maſchine 
zur Herſtellung eines Gebäudes nicht eingefügt iſt, wenn ſie 
mit dieſem in gar keiner räumlichen Verbindung ſteht, ſondern 
in einem Keller unter einem anderen Gebäude des zu Wohn⸗ 
und Vergnügungszwecken hergerichteten Grundſtücks derart auf⸗ 
geſtellt iſt, daß ſie ohne weiteres wieder entfernt werden kann. 
Dabei iſt auch zu berückſichtigen, daß es ſich bei dem Motor 
um eine fabrikmäßig angefertigte Ware, nicht um eine lediglich 
dem Gebäude angepaßte, individuelle Sache handelt. Wenn 
die Reviſion geltend macht, daß der Motor nicht ohne teil⸗ 
weiſe Zerſtörung des Bauwerks aus dem Keller entfernt werden 
könne, fo wird damit in unzuläffiger Weiſe eine neue tatſächliche 
Behauptung aufgeftellt, die nicht zu beachten iſt. Der Hinweis 
der Reviſion auf die in den Saalanbau geleiteten Rohre (ge 
meint find die Leitungsdrähte) und die dadurch hergeftellte 
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Verbindung des Motors mit dem Gebäude iſt deshalb verfehlt, 
weil die Leitungsdrähte nicht Gegenſtand des Herausgabe⸗ 
anſpruchs und der Verurteilung des Beklagten find; fie ſollen 
ihm verbleiben. Daraus, daß ſie eingefügt ſind, folgt nicht, 
daß auch der Motor — der allein mit ſeinem Zubehör noch 
in Streit iſt — in das Gebäude eingefügt if. Richtig iſt, 
daß jedenfalls die Beleuchtungskörper ſelbſt in dem Saal an⸗ 
gebracht ſind. Aber der BerR. will erſichtlich verneinen, daß 
ſie Beſtandteile des Saalgebäudes im Sinne des 8 94 Abſ. 2 
BGB. geworden find, weil auch fie nicht zur Herſtellung 
des Gebäudes eingefügt ſeien. Etwaige Bedenken gegen 
die auf den 8 94 Abſ. 2 BGB. bezügliche Begründung des 
BU. erledigen ſich übrigens durch die Erwägungen, mit denen 
der Ber R. die Anwendbarkeit des 8 93 BGB. verneint. Dieſe 
gehen dahin, daß Miethaus und Saalbau als ein einheitliches 
Grundſtück zu gelten haben, und daß, hingeſehen auf dieſes 
ganze, die elektriſche Beleuchtungsanlage nicht deſſen weſentlicher 
Beſtandteil geworden ſei. Auch nach Fortnahme der Anlage — 
die, wie als ſelbſtverſtändlich zu unterſtellen iſt, anderweit ver⸗ 
wendet werden kann — erfahre dieſes einen Komplex von Ge⸗ 
bäuden tragende Grundſtück keine Weſensänderung, auch nicht, 
ſoweit der Saalbau in Frage komme, der ſeinem Zwecke durch 
die vorhandene Gasanlage nach wie vor in der Hauptſache 
genüge. Damit iſt unter ausreichender Begründung und unter 
Berückſichtigung des dem § 93 zugrunde liegenden Gedankens 
geleugnet, daß die elektriſche Beleuchtungsanlage mit dem Ges 
bäudekomplexe dergeſtalt eine Sacheinheit bilde, daß ihre Ent⸗ 
femung das eigenartige Gepräge des Miets⸗ und Vergnügungs⸗ 
wecken dienenden Grundſtücks beſeitige und es entwerte. Daraus 
folgt aber auch, daß jene Anlage nicht für die Vollendung des 
Salbaues, um ihn erſt zu dem zu machen, was er nach feiner 
Beſimmung fein ſollte, notwendig geweſen iſt, und daß der 
Tatbeſtand des 8 94 Abf. 2 BGB. nicht vorliegt. Der Fall 
in RGB. 58, 338 lag inſofern anders, als dort nicht feſtgeſtellt 
war, daß das Hotel, für welches die elektriſche Anlage be 
fm war, durch deren Beſeitigung keine Weſensänderung 
erfahren habe. Die gegen das Zwiſchenurteil ſonſt noch er⸗ 
hobenen Rügen treffen nicht zu. Daß die „Rohranlage“ mit 
dem Motor und den ſonſtigen Gegenſtänden eine einheitliche 
Sache bilde, hatten — worauf ſchon hingedeutet — die Parteien 
ſelbſt nicht angenommen, der BerR. hatte daher keinen Anlaß, 
auf dieſen Punkt weiter einzugehen. Nicht unberüdfichtigt 
gelafien hat der BerR. das Vorbringen des Beklagten, daß die 
tlettriſche Beleuchtung für die Benutzung des Saales zu 
Teateraufführungen und Vorträgen, zu denen eine Bühne vers 
wendet werde, unentbehrlich geweſen ſei. Der BerR. hält 
jedoch dieſen Umſtand nicht für fo erheblich, daß dadurch die 
Anlage die Eigenſchaft eines weſentlichen Beſtandteils gewinne; 
er iſt der Meinung, daß, auch wenn an den Wochentagen die 

unbenutzbar ſei, dies doch nur untergeordnete Be⸗ 
beutung habe. Dies find tatſächliche, rechtlich nicht zu bes 
anfandende Erwägungen. Inwiefern der BerR. noch die 
Öragepflicht hätte ausüben follen, iſt nicht ersichtlich. 2. Die 
Awiſion hat zur Nachprüfung verftellt, ob die Annahme des 
Berg. zu billigen ſei, daß Eigentum auch in der Weiſe über⸗ 
kagm werden könne, daß der Veräußerer als mittelbarer 
defiger ein Beſipkonſtitut mit dem Erwerber abſchließt. 
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Die Frage iſt für das frühere Recht vom RG. in Überein⸗ 
ſtimmung mit der herrſchenden Lehre bejaht worden (RG. 11, 57; 
26, 182). Bei ihrer Erörterung in der zweiten Kommiſſion 
für den Entwurf des BGB. hat man ſie gleichfalls bejaht 
(Prot. 3, 204). Der Senat trägt daher kein Bedenken, ſich 
dieſer auch Überwiegend in der Literatur vertretenen Meinung 
anzuſchließen. Die Klägerin erwarb daher den (mittelbaren) 
Beſitz der ihr verkauften Sachen dadurch, daß ſie mit dem 
Verkäufer, der ſich ſeinerſeits als Vermieter in der Stellung 
eines mittelbaren Beſitzers gegenüber dem Mieter, Reſtaurateur A., 
befand, einen Mietvertrag abſchloß. Der bisherige Eigenbeſitz 
des Verkäufers verwandelte ſich dadurch in Fremdbeſitz und es 
wurde zwiſchen den Vertragſchließenden ein Rechtsverhältnis 
hergeſtellt, das die Klägerin auch zur mittelbaren Beſitzerin 
machte (88 868, 871 BGB). J. c. W., U. v. 15. Jan. 09, 
96/08 VII. — Berlin. 

2. 8 134 BGB. Anerkenntnisurteil trotz eines wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtigen Rechtsgeſchäfts. 
Wirkung dieſes Urteils zwiſchen den Parteien und Recht eines 
anderen Schuldners, ſich auf die Nichtigkeit zu beziehen.] 

Der Ber. ſtellt feſt, daß der zwiſchen dem Kläger und 
dem beklagten Ehemann abgeſchloſſene Bauvertrag wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig war, da der dem 
Kläger bekannte Zweck und Gegenſtand des Umbaues die Her⸗ 
ſtellung und Einrichtung eines Bordells war. Dieſer Teil der 
Berufungsentſcheidung iſt nicht angegriffen worden. Der Ber. 
nimmt weiter an, daß das zur Sicherung der hiernach nichtigen 
klägeriſchen Bauforderung von der beklagten Ehefrau durch 
die Wechſelzeichnung eingegangene Rechtsgeſchäft ebenfalls nichtig 
war und daß an dieſer Nichtigkeit weder durch den abgeſchloſſenen 
Vergleich noch durch das gegen den beklagten Ehemann er⸗ 
gangene rechtskräftige Anerkenntnisurteil etwas geändert werde. 
In letzterer Beziehung führt er aus: der Prozeß ſchaffe nicht, 
abgeſehen von hier nicht zutreffenden Fällen, das Recht, ſondern 
ſtelle vorhandenes Recht feſt. Dieſe Feſtſtellung bedinge keine 
Umgeſtaltung des Anſpruchs ſeinem Beſtande nach. Es könne 
ſich bei dem Urteil vielmehr nur darum handeln, ob und in⸗ 
wieweit der in ſeinem Beſtande gefeſtigte Anſpruch beſonderen 
die Feſtigung kennzeichnenden Grundſätzen zu unterſtellen ſei. 
Es bleibe daher trotz des Urteils, da es novierende Kraft nicht 
habe, der alte Anſpruch beſtehen. Sei dieſer wegen Unſittlichkeit 
nichtig, fo ſei daher an ſich dieſe Unſittlichkeit auch nach dem 
Urteil vorhanden, nur daß mit Rückſicht auf 8 767 ZPO. der 
Verurteilte ſelbſt ſich darauf nicht mehr berufen könne. Das 
ſchließe aber nicht aus, daß der beklagten Ehefrau, der gegen⸗ 
über das Anerkenntnisurteil nicht ergangen ſei, eine ſolche Ein⸗ 
wendung zuſtehe. Die Rechtskraft des Urteils wirke nur 
zwiſchen den Parteien und denen, die nach dem Eintritt der 
Rechtshängigkeit deren Rechtsnachfolger geworden ſeien. Dazu 
gehöre die beklagte Ehefrau nicht; ſie habe eine eigene Ver⸗ 
bindlichkeit nach Wechſelrecht eingegangen, neben der die Ver⸗ 
bindlichkeit des Ehemanns als Ausſteller und Indoſſant be⸗ 
ſtehen geblieben ſei. Sei die klägeriſche Forderung gegen den 
Ehemann nichtig, ſo ſeien auch die zu deren Sicherung von der 
beklagten Ehefrau eingegangenen Wechſelgeſchäfte nichtig. Ob 
den Ausführungen des BerR. in ihrer Allgemeinheit zu folgen 
wäre, kann dahingeſtellt bleiben; denn jedenfalls iſt ihnen hier 
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inſofern beizupflichten, als es ſich gegenwärtig um ein An⸗ 
erkenntnisurteil handelt. Ein wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten nichtiges Rechtsgeſchäft wird durch ein Anerkenntnis 
nicht gültig. Ob nun zu einem ſolchen unwirkſamen An⸗ 
erkenntnis ein Anerkenntnisurteil hinzutritt, kann wegen des 
formalen Charakters eines ſolchen Urteils ſachlich an dem un⸗ 
ſittlichen Charakter des Rechtsgeſchäfts und der aus dieſem 
entſprungenen Forderung nichts ändern. Das Anerkenntnis⸗ 
urteil ergeht lediglich auf Grund des Anerkenntniſſes des Be⸗ 
klagten, ohne daß der Richter in eine Prüfung des materiellen 
Gehalts des Anſpruchs eintritt, ohne daß insbeſondere, wie es 
jedenfalls hier unzweifelhaft iſt, der innere, den Rechtsbeſtand 
des erhobenen Anſpruchs ausſchließende Mangel des Rechts⸗ 
geſchäfts ihm bekannt wird. Nun iſt allerdings dem Beklagten 
ſelbſt die Möglichkeit der Geltendmachung des unſittlichen 
Charakters der Forderung durch 8 767 ZPO. entzogen; allein 
dies ſchließt, wie der Ber R. mit Recht geltend macht, nicht aus, 
daß ein Dritter, gegen den das rechtskräftige Anerkenntnis⸗ 
urteil nicht erlaſſen iſt und der auch nicht Rechtsnachfolger des 
beklagten Ehemanns iſt, gegen den alſo die Rechtskraft des 
Urteils nicht wirkt, ſich mit Erfolg auf die Unſittlichkeit des 
Rechtsgeſchäfts und die daraus ſich ergebende Nichtigkeit der 
klägeriſchen Forderung beruft. Was die Reviſion gegen dieſe 
Auffaſſung vorgebracht hat, kann nicht für durchſchlagend 
erachtet werden, insbeſondere iſt es unzutreffend, wenn ſie 
hervorhebt, die beklagte Ehefrau habe Sicherheit nicht für die 
urſprüngliche Forderung, ſondern erſt für die rechtskräftige 
Judikatsforderung geleiſtet und das könne niemals unſittlich 
und wegen Unſittlichkeit nichtig fein. Die Sicherheitsleiſtung 
für einen unſittlichen Anſpruch iſt nicht unbedingt deshalb 
nichtig, weil ſie ſelbſt einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
darſtellt, wohl unter allen Umſtänden deshalb, weil das Geſchäft, 
für das die Sicherheit geleiſtet wird, keinen rechtlichen Beſtand 
hat, rechtlich ein Nichts iſt, das nicht die Stütze für ein ſich 
daran ſchließendes Rechtsgeſchäft bilden kann. Deshalb kann 
der Gedanke, daß die Sicherheitsleiſtung der beklagten Ehefrau 
an ſich nicht unſittlich ſei, der Reviſion keine Hilfe gewähren. 
Es bleibt ſtets die Frage, ob die beklagte Ehefrau, wenn ſie 
für die durch rechtskräftiges Anerkenntnisurteil feſtgeſtellte Schuld 
ihres Mannes Sicherheit geleiſtet hat, trotz dieſes Urteils ſich 
auf die Unſittlichkeit des klägeriſchen Anſpruchs und die daraus 
ſich ergebende Nichtigkeit ihrer Sicherheitsleiſtung berufen darf. 
Das muß mit Rückſicht auf den dargelegten Charakter des 
Anerkenntnisurteils bejaht werden. Wie die Rechtslage dann 
zu beurteilen wäre, wenn über den Einwand der Unſittlichkeit 
des klägeriſchen Anſpruchs kontradiktoriſch verhandelt, unter 
Verwerfung desſelben die klägeriſche Forderung rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt wäre und die beklagte Ehefrau in Kenntnis alles deſſen 
alsdann für die rechtskräftige Judikatsforderung Sicherheit 
geleiſtet hätte, kann dahingeſtellt bleiben. W. c. Eheleute 8., 
U. v. 12. Jan. 09, 164/08 VII. — Oldenburg. 

3. 88 139, 320—327, 434, 439, 440, 459 ff., 477 BGB. 
Rechte des Käufers wegen beſtehender e Kann 
auch wegen Irrtums angefochten werden ! 

Es handelt ſich wegen des Beſtehens der Baubeſchränkung 
und der beſchränkten Benutzbarkeit des Erdgeſchoſſes des dem 
Kläger verkauften Hauſes nicht um einen Sachmangel im Sinne 
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der 88 459 ff. BGB., ſondern um einen Mangel im Recht im 
Sinne der 88 434, 439 BGB. Dem Kläger ſtehen daher die 
Gewährleiſtungsanſprüche der 88 462, 463 überhaupt nicht, 
ſondern gemäß 8 440 Abſ. 1, für den Fall die Beklagten ber 
ihnen nach 8 434 obliegenden Verpflichtung nicht nachkommen 
ſollten, die Rechte aus den 88 320 —327 BGB. zu. Daß 
derſelbe aber nicht berechtigt ſein ſollte, neben dieſen Rechten 
den Kaufvertrag wegen Irrtums auf Grund des § 119 BEP. 
anzufechten, dafür liegt irgendein Grund nicht vor. Die Ent⸗ 
ſcheidung des V. Senats, Bd. 61 S. 171, paßt weder in ihrer 
Vorausſetzung noch in ihrer Begründung auf den vorliegenden 
Fall. Insbeſondere trifft der Grund, daß, wenn man neben 
der Wandelungsklage auch noch die Anfechtung wegen Irrtums 
zulaſſen wollte, damit die Beſtimmungen illuſoriſch gemacht 
würden, die das Geſetz inſoweit im Intereſſe der Rechtsſicherheit 
getroffen hat, namentlich die kurze Verjährung nach 8 477 
wirkungslos ſein würde, für die Fälle, in denen der Käufer 
für Mängel im Recht verantwortlich gemacht wird, nicht zu. 
H. c. S., U. v. 15. Jan. 09, 282/08 II. — Frankfurt. 

4. SS 249 ff. BB. Gebäudeverſicherung. Vollſchaden. 
Wert der Mauerreſte.] 

Unſtreitig ſind die Gebäude durch den Brand derartig zer⸗ 
ſtört, daß ſie durch Ergänzung in den vorigen Stand nicht 
wiederhergeſtellt werden können (Vollſchaden). In einem ſolchen 
Falle wird nach 8 45 des Reglements die Höhe des Schadens 
derart feſtgeſtellt, daß von dem Verſicherungswert der Wert der 
übriggebliebenen Materialien in Abzug gebracht wird. Können 
ſtehengebliebene Bauteile für den Wiederaufbau Verwendung 
finden, ſo wird dem Wert der Materialien der Betrag der zur 
Herſtellung der Bauteile erforderlichen Arbeitslöhne hinzu⸗ 
gerechnet. Im vorliegenden Falle ſind nun Mauerreſte ſtehen 
geblieben, die an ſich, wenn ein Wiederaufbau ſtattfände, hiezu 
Verwendung finden könnten, und die in dieſem Falle einen um 
12 843 & höher anzuſetzenden Wert hätten als den Wert der 
bloßen Materialien. Der Wiederaufbau der Gebäude muß nun 
aber wegen Verweigerung der polizeilichen Genehmigung unter⸗ 
bleiben, und es fragt ſich, ob, wie die Beklagte will, die ſtehen⸗ 
gebliebenen Bauteile trotzdem mit dem höheren Werte in Anſatz 
zu kommen haben, den ſie bei der Verwendung zum Wieder⸗ 
aufbau hätten, oder nur mit dem Materialwerte. Das BE. iſt 
dem Standpunkte der Beklagten (Verſicherungsgeſellſchaft) bei⸗ 
getreten, indem es ausführt: Erſt durch das Hinzutreten des 
polizeilichen Bauverbots ſei der Brandſchaden dahin geſtaltet, 
daß die ſtehengebliebenen, an ſich zum Wiederaufbau verwend⸗ 
baren Gebäudeteile zu einem Wiederaufbau nicht verwendet 
werden konnten. Der durch das Polizeiverbot verurſachte 
Schaden ſei alſo ein mittelbarer, der Erſatz mittelbarer Nachteile 
ſei aber durch 8 39 des Reglements ausgeſchloſſen. Der gegen 
dieſen Teil des BU. gerichteten Reviſion kann der Erfolg nicht 
verſagt werden. Das BG. verkennt den Begriff des mittelbaren 
Schadens, wenn es ihn auf den vorliegenden Fall anwendet. 
Sieht man zunächſt von dem Recht und der Pflicht zum Wieder⸗ 
aufbau ab, ſo iſt klar, daß bei einem Vollſchadensfalle der 
Schaden in dem vollen Werte des abgebrannten Gebäudes be⸗ 
ſteht, der ſich nur um den Wert der übriggebliebenen Materialien 
mindert. Wäre der Beſchädigte nicht vertraglich zum Wieder⸗ 
aufbau verpflichtet, bzw. die Zahlung der Entſchädigung nicht 
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vertraglich von dem Wiederaufbau abhängig gemacht, fo würde 
dem den Wiederaufbau Ablehnenden ein weiterer Abzug als der 
Materialwert nicht gemacht werden können. Der Vollſchaden 
wird nicht erſt durch die Unterlaſſung des Wiederaufbaus ver⸗ 
urſacht, ſondern er würde nur durch den Wiederaufbau ge⸗ 
mindert werden, und auch dies nur in dem Falle, daß die 
ſtehengebliebenen Bauteile als ſolche hiebei verwendet werden. 
Verurſacht war der volle Schaden ſchon durch den Brandfall. 
Werden die Gebäude auf derſelben Stelle, jedoch ohne Ver⸗ 
wendung der ſtehengebliebenen Bauteile wiederaufgebaut, ſo iſt 
offenſichtlich ihr Bauwert ohne jeden Einfluß auf die Schadens⸗ 
höhe. Nun kann es allerdings keinem Bedenken unterliegen, 
den 8 45 Abſ. 1 Satz 2 des Reglements dahin zu verſtehen, 
daß der Beſchädigte, der wieder aufbaut, ſich den Bauwert der 
ſtehengebliebenen Reſte ſchon dann anrechnen laſſen muß, wenn 
er ſie zum Wiederaufbau verwenden könnte, gleichgültig, ob er 
ſie wirklich dazu verwendet oder nicht. Das gleiche Ergebnis zu 
ihren Gunſten herbeizuführen wird die Brandkaſſe ferner ſtets 
in der Lage ſein, wenn der Wiederaufbau aus Gründen unter⸗ 
bleibt, die in der Perſon des Beſchädigten liegen. Denn da 
nach § 54 des Reglements der Wiederaufbau Bedingung für 
die Zahlung der Entſchädigung iſt, ſo hat es der Landesdirektor 
in der Hand, die vom Beſchädigten nachzuſuchende Entbindung 
von der Verpflichtung zum Wiederaufbau davon abhängig zu 
machen, daß ſich der Beſchädigte die Baureſte mit ihrem Bau⸗ 
werte anrechnen läßt. Dagegen muß nach 8 54 Abſ. 2 des 
Reglements der Landesdirektor den Verſicherten von der Ver⸗ 
pflichtung zum Wiederaufbau entbinden, wenn durch die Baus 
ordnung oder die zuſtändige Behörde die Wiederherſtellung des 
Gebäudes auf demſelben Grundſtück unterfagt wird. Die Ver⸗ 
tengöpflicht des Abgebrannten zur Wiederherſtellung iſt für dieſen 
Fal durch das Reglement, alſo durch den Verſicherungsvertrag 
MR ausgeſchaltet, und es fehlt an jedem Rechtsgrunde für 
eine Kürzung des durch den Brand entſtandenen Schadens. Es 
mag nur noch darauf hingewieſen werden, daß auch die Rückſicht 
auf die Intereſſen der Hypothekengläubiger zu einer von der 
Auffaffung des BG. abweichenden Auslegung der einſchlägigen 
Reglementsvorſchrift drängt. B. c. S.⸗H. Landesbrandkaſſe, 
U. v. 22. Dez. 08, 80/08 VII. — Kiel. 

5. 9 273 BGB. Arten des Zurückbehaltungsrechts. Gegen⸗ 
enfprud) des Schuldners iſt erforderlich. Ausſchluß wegen vor⸗ 
ſetlic begangener unerlaubter Handlungen. Beſeitigung durch 
Eigentumsllage 7 

Der 9 273 BGB. behandelt zwei verſchiedene Fälle des 
Zurückbehaltungsrechtes. Der Abſ. 1 gewährt ein ſolches dem 
Schuldner allgemein wegen eines jeden fälligen Anſpruchs, den 
der Schuldner „aus demſelben rechtlichen Verhältniſſe“ gegen 
ben Gläubiger hat, ſofern nicht aus dem Schuldverhältniſse ſich 
em anderes ergibt. Hier wird alſo ein innerer Zuſammenhang 
Gonnepität) der beiderſeitigen Ansprüche erfordert. Nach Abſ. 2 
hat der zur Herausgabe eines Gegenſtandes Verpflichtete das 
gleiche Recht, wenn ihm ein fälliger Anſpruch wegen Ver⸗ 
wendungen auf den Gegenſtand oder wegen eines ihm durch 
nie berurſachten Schadens zuſteht; Konnexität der Anſprüche 
it hier nicht erforderlich. Dagegen fällt das Zurückbehaltungs⸗ 
tet wegen dieſer Anſprüche weg, wenn der zur Herausgabe 
Verpſichtete den Gegenstand durch eine unerlaubte Handlung 
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erlangt hat. Dieſe Einſchränkung läßt ſich aber nicht auf 
andere, mit dem Hauptanſpruche konnexe Gegenanſprüche aus⸗ 
dehnen; die Faſſung der Geſetzesvorſchriſt ſchließt eine ſolche 
Ausdehnung ohne weiteres aus. Es beruht deshalb auf Rechts⸗ 
irrtum, wenn das BG. das Zurückbehaltungsrecht des Beklagten 
wegen feines Anſpruchs auf Rückgabe der angezahlten 3000 4 
deshalb abweiſt, weil der Beklagte den Beſitz des Wagens 
durch eine unerlaubte Handlung erlangt habe. Daß die beider⸗ 
ſeitigen Anſprüche auf demſelben rechtlichen Verhältniſſe beruhen, 
iſt nicht zu bezweifeln. In der Literatur herrſcht Überein⸗ 
ſtimmung darüber, daß 8 273 Abſ. 1 BGB. zutrifft, wenn die 
Parteien gegenſeitige Anſprüche auf Rückgabe des zur Erfüllung 
eines nichtigen Vertrages Geleiſteten erheben. Das gleiche 
muß auch gelten, wenn ein aufſchiebend bedingter Vertrag ſchon 
im voraus, während des Schwebens der Bedingung, erfüllt iſt, 
und die Parteien nach Ausfall der Bedingung das Geleiftete 
gegenſeitig zurückfordern. Näher braucht hierauf nicht ein⸗ 
gegangen zu werden, da das BG. dem Beklagten das Zurück⸗ 
behaltungsrecht nicht wegen mangelnder Konnexität abgeſprochen 
hat. Nun hat allerdings der Beklagte den Anſpruch auf die 
3000 & an den Nebenintervenienten L. zwar nach der Klage⸗ 
erhebung, aber noch vor Erhebung der Widerklage abgetreten, 
und das BG. hat aus dieſem Grunde dem Beklagten die Be⸗ 


fugnis zur Erhebung der Widerklage abgeſprochen. Daraus 


würde ſich ergeben, daß er auch zur Geltendmachung des Zurück⸗ 
behaltungsrechtes nicht mehr berechtigt wäre, denn dieſes Recht 
kann der Schuldner nur zugunſten eines ihm zuſtehenden 
Gegenanſpruches ausüben. Was ſodann den weiter erhobenen 
Anſpruch auf Erſtattung von 1499 & für Verwendungen be: 
trifft, ſo iſt dieſer Anſpruch nicht an L. abgetreten, Beklagter 
alſo in vollem Umfang Gläubiger geblieben. Ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht wegen der Verwendungen ſteht dem Beſitzer 
ſowohl nach 8 273 Abſ. 2 wie nach 8 1000 Satz 2 BGB. 
dann nicht zu, wenn er die Sache durch eine vorſätzlich begangene 
unerlaubte Handlung erlangt hat. Dies gilt aber dann nicht, 
wenn es ſich um konnexe Anſprüche im Sinne des § 273 Abſ. 1 
handelt. Die Klägerin kann das an ſich begründete Zurück⸗ 
behaltungsrecht nicht dadurch beſeitigen, daß ſie anſtatt des 
perſönlichen Anſpruchs auf Zurückgabe der Sache den dinglichen 
Herausgabeanſpruch des Eigentümers erhebt. Das BG. hätte 
deshalb zunächſt die Frage der Konnexität auch hier prüfen 
müſſen. E. c. U., U. v. 8. Jan. 09, 147/08 VII. — Nürnberg. 

6. 5 472 88. Berechnungsweiſe des Minderungs⸗ 
anſpruchs.] 

Es verkaufte der Kläger dem Beklagten ſeine Hofſtelle für 
186 000 &; er erhob Klage mit dem Antrag, den Beklagten 
zu verurteilen, an ihn 20 000 % Reſtkaufgeld zu zahlen. Der 
Beklagte beantragte Abweiſung der Klage, indem er einen An⸗ 
ſpruch auf Minderung des Kaufpreiſes um 20 000 & haupt⸗ 
ſächlich deshalb geltend machte, weil die in 5 9 des Kaufvertrags 
von dem Kläger gemachte Zuſage, bei normalem Wirtſchafts⸗ 
betrieb und Witterungsverhältniſſen ſei der durchſchnittliche 
Körnerertrag 15 bis 16 Zentner per / Hektar, nicht zutreffe. 
Das OLG. wies den Kläger ab, das RG. hob auf: Nach 
9 472 Abſ. 1 iſt bei der Minderung der Kaufpreis in dem 
Verhältniſſe herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Verkaufs 
der Wert der Sache in mangelfreiem Zuſtande zu dem wirklichen 
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Werte geſtanden haben würde. Bei der demgemäß erforderlichen 
Berechnung nach der ſogenannten relativen Methode iſt daher 
nicht nur der Betrag des Kaufpreiſes, ſondern auch einerſeits 
der ziffermäßig zu beſtimmende Wert, den der Kaufgegenſtand 
in mangelfreiem Zuſtande zur Zeit des Verkaufs gehabt haben 
würde, und andererſeits der ziffermäßig zu beſtimmende Wert, 
den der Kaufgegenſtand zu dieſer Zeit wirklich gehabt hat, in 
Anſatz zu bringen und auf Grund dieſer Ziffern der Betrag, 
um den der Kaufpreis in demſelben Verhältniſſe herabzumindern 
iſt, ziffermäßig ſeſtzuſetzen. In dieſer Weiſe iſt aber, ſoweit 
dies erſichtlich iſt, weder das BG. noch der Sachverſtändige, 
auf deſſen Gutachten dasſelbe Bezug genommen hat, bei der 
von ihnen vorgenommenen Berechnung verfahren. Namentlich 
genügt es in dieſer Hinſicht nicht, daß hierbei nur das Ber 
hältnis, in welchem der Körnerertrag des Guts in den 
letzten 5 Jahren vor dem Verkauf in Wirklichkeit geringer war, 
als der Kläger zugeſichert hatte, in dem Urteil näher beſtimmt 
worden iſt, ohne daß dabei zugleich der Wert, den das verkaufte 
Gut ſelbſt beim Vorhandenſein des zugeſicherten Körnerertrags 
gehabt haben würde, und der Wert, den dasſelbe in Wirklichkeit 
hatte, angegeben worden wären; denn aus den feſtgeſtellten 
Minder erträgniſſen des für den Körnerbau in Betracht 
kommenden Teils des verkauften Guts ergibt ſich unmittelbar 
weder der eine noch der andere Geſamtwert des Guts 
ſelbſt, der nach 8 472 Ab. 2 BGB. bei der Herabſetzung des 
Preiſes zugrunde zu legen war. Mögen auch dieſe Minder⸗ 
erträgniſſe für die ziffermäßige Beſtimmung des einen oder des 
andern Werts dienlich ſein, ſo wird dadurch doch nicht gerecht⸗ 
fertigt, daß das B., unter Umgehung der ziffermäßigen Feſt⸗ 
ſetzung des Geſamtwerts, den das verkaufte Gut in mangel⸗ 
freiem Zuſtande gehabt haben würde, und des wirklichen 
Geſamtwerts desſelben, den Betrag, um welchen der Kaufpreis 
des Guts herabzuſetzen iſt, auf Grund des feſtgeſtellten Minder⸗ 
ertrags eines Teils des Guts nicht durch eine den Vorſchriften 
des 8 472 entſprechende Berechnung, ſondern im weſentlichen 
durch freie Schätzung beſtimmt hat. K. c. H., U. v. 22. Jan. 09, 
322/08 II. — Hamburg. 
7. 8 743 BEB. Kartellvertrag.] 
Die Klägerin begehrt Schadenserſatz dafür, daß ihr in der 
Zeit vom 1. Juli 1903 bis Ende 1904 weniger als 49,68 Prozent 
der Auslandsaufträge zugewieſen ſind. Sie behauptet, in jener 
Zeit hätten ſich die Auslandsaufträge gegenüber den Liefe⸗ 
rungen in das Inland allgemein als vorteilhafter herausgeſtellt. 
Dies als erwieſen angenommen, iſt die Rechtsfrage die, ob die 
lohnender gewordenen Aufträge nach den im Vertrage feſt⸗ 
geſetzten Kontingentsziffern verteilt werden mußten. Das KG. 
hat dieſe Frage aus unzureichenden Gründen verneint. Wie 
bei jedem Kartell, blieben auch die Kontrahenten vom 7. April 
1900 in der Herſtellung ihrer Fabrikate ſelbſtändig. Als 
Gegenleiſtung für ihre Ablieferungen erhielten ſie einen Kauf⸗ 
preis, nicht einen Gewinnanteil ausbezahlt. Gleichwohl wurden 
ſie auch ſchon durch die Preis⸗ und Produktionskontingentierung 
zu einer Intereſſengemeinſchaft verbunden. Die Einwirkung 
auf die Marktlage, die hiermit erzielt wurde, war ein gemein⸗ 
ſamer Vorteil für alle Mitglieder, um deswillen ſie die Be⸗ 
ſchränkung im freien Wettbewerbe auf ſich nahmen. Nun ent⸗ 
ſpricht es dem Weſen jeder Gemeinſchaft, daß die erlangten 


Vorteile dem einzelnen in dem Verhältniſſe zugute kommen, in 
dem er an der Gemeinſchaft beteiligt iſt (vgl. auch 8 743 
Abſ. 1 BGB.). Je größer die Kontingentsziffer eines Kartell⸗ 
mitgliedes iſt, um ſo größeren Nutzen ſoll ihm grundſätzlich die 
Vereinigung gewähren. Werden daher bei einem Verkaufs⸗ 
ſyndikat für gewiſſe Gruppen von Geſchäften höhere Preiſe ein⸗ 
geführt, ſo folgt aus der Natur der Sache, daß die einzelnen 
Mitglieder an dem dadurch bedingten Mehrgewinn nach Maß⸗ 
gabe ihrer Kontingentsziffer, des ſogenannten Arbeitsanſpruchs, 
teilzunehmen haben. Vertragsbeſtimmungen des vorliegenden 
Falls, die dieſe ſich von ſelbſt aufdrängende Folgerung aus⸗ 
ſchließen oder modifizieren könnten, find nicht erſichtlich. (Wird 
ausgeführt). T. c. Verkaufs bureau V. E., U. v. 2. Jan. 09, 
51/08 I. — Berlin. 

8. 8 823 BGB. Stehenlaſſen unbeleuchteter Wagen 
auf Straßen.] 

Das Stehenlaſſen unbeleuchteter Fuhrwerke in den Straßen 
und auf den öffentlichen Plätzen von S. zur Zeit der Dunkelheit 
war dort durch eine auf Grund des Blankettgeſetzes im § 366 
Ziff. 10 StGB. erlaſſene orts polizeiliche Beſtimmung verboten 
und unter Strafe geſtellt. Die ortspolizeiliche Vorſchrift ſowie 
die ihre Grundlage bildende Beſtimmung des StGB. find, wie 
die Urteile der Vorinſtanzen mit Recht angenommen haben, 
als Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. zu er⸗ 
achten, ſo daß ihre Übertretung für einen durch dieſe ein⸗ 
getretenen Schaden haftbar macht. Es iſt nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. nun nicht nur am Unfallstage, an welchem 
der Fuhrknecht S. der Beklagten den Wagen in der Parkſtraße 
unbelsuchtet ſtehen ließ, an welchen der Kläger mit ſeinem 
Fuhrwerk anſtieß, ſondern es war auch vorher ſchon wiederholt 
vorgekommen, daß Wagen des Fuhrwerksbetriebes der Beklagten 
von den bis in den ſpäten Abend beſchäftigten Fuhrknechten 
unbeleuchtet in den Abendſtunden auf den Straßen ſtehen 
gelaſſen worden waren. Dieſer wiederholte Verſtoß gegen die 
verkehrspolizeilichen Beſtimmungen weiſt an ſich ſchon darauf 
hin, daß in dem Gewerbebetriebe der Beklagten etwas, ſei es 
in den Einrichtungen, ſei es in der Beaufſichtigung des Be⸗ 
triebes, nicht in Ordnung war. Für die Befolgung der Polizei⸗ 
verordnungen, die in ihren Gewerbebetrieb einſchlagen, müſſen 
vor allem die Gewerbeunternehmer und Betriebsleiter Sorge 
tragen, und werden jene Vorſchriften, wie hier feſtgeſtellt iſt, 
mehrfach außer acht gelaſſen, ſo trifft die Genannten die 
Beweislaſt, daß dies trotz gehöriger Unterweiſungen und ge⸗ 
eigneter Aufſichtseinrichtungen der Fall geweſen iſt, daß fie 
alſo ein Verſchulden bei der Übertretung der Schutzgeſetze nicht 
trifft. Das BG. nimmt für erwieſen an, daß die Beklagte, 
deren Ehemann, ſowie der Geſchäftsführer K. den Fuhrknechten 
wiederholt eingeſchärft hatten, ja keine unbeleuchteten Wagen 
auf der Straße im dunkeln ſtehen zu laſſen, und daß, wenn 
die Wahrnehmung gemacht wurde, daß trotzdem unbeleuchtete 
Wagen herumſtanden, auf deren Entfernung gedrungen wurde. 
Allein, wenn eine ſolche Weiſung auch ergangen war, ſo genügte 
ſie nicht, wenn nicht auch für ihre regelmäßige Befolgung durch 
ſtrenge Auffichtsmaßregeln geſorgt wurde, und ſie genügte 
um ſo weniger, wenn ihre Nichtbefolgung durch die für den 
Gewerbebetrieb getroffenen Einrichtungen bedingt war. Das 
aber war hier der Fall. Die Beklagte hatte nach der Er⸗ 
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krankung ihres Ehemannes, offenbar um in dem Betriebe 
Kräfte zu ſparen, die Einrichtung getroffen, daß jeder Fuhr⸗ 
Inecht ihres Betriebes zwei Wagen zu führen, für dieſe zwei 
Wagen aber nur eine Laterne zur Verfügung hatte. Durch 
dieſe Einrichtung gerade wurde es verurſacht, daß unbeleuchtete 
leere Wagen auf der Straße ſtehen blieben, um von den Fuhr⸗ 
mechten, denen ſie überwieſen waren, nach Anfahrung des 
anderen Wagens wieder abgeholt zu werden. War aber ſo 
der Verſtoß gegen die Schutzgeſetze die Folge der eigenen 
unzureichenden und unzweckmäßigen Betriebsanordnungen der 
Beklagten, dann kann dieſe ſich, um die Verantwortung für 
den durch das Stehenlaſſen eines Wagens in dieſem Zuſtande 
entſtandenen Schaden von ſich abzulehnen, weder darauf be⸗ 
rufen, daß die von ihr zu den gewerblichen Verrichtungen als 
Wagenführer beſtellten Perſonen tüchtig und zuverläſſig und 
mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ausgewählt geweſen 
ſeien (8 831 BGB.), noch darauf, daß fie dieſen Perſonen das 
Stehenlaſſen der Wagen ohne Laterne in den Straßen ſtreng 
unterſagt habe (vgl. die Entſcheidungen des erkennenden 
Senats VI. 584/03 vom 17. Oktober 1904 und VI. 28/04 
vom 24. November 1904). Das BG. verneint freilich für 
den gegebenen Fall die Urſächlichkeit der fraglichen Betriebs⸗ 
anordnung der Beklagten zu dem eingetretenen Unfalle, weil 
der Wagen nicht unbeleuchtet auf der Straße ſtehen geblieben 
ſein würde, wenn ſich der Fuhrknecht S. nicht hätte auf dem 
Bahnhof zwecks Beihilfe bei einer anderen Arbeit zurückhalten 
laſen. Damit iſt aber einmal keineswegs die mitwirkende 
Ukſächlichkeit jener Betriebsanordnung ausgerfumt; ſodann fällt 
aber auch eben jene Zurückhaltung des Fuhrknechts S. am 
Bahnhofe der Beklagten zur Laſt, die an den Kutſcher B. 
dorthin, einen anderen ihrer Fuhrleute, die telephoniſche Weiſung 
hatte ergehen laſſen, der erſte ihrer Arbeiter, der am Bahnhofe 
tintreffe, müſſe dort bleiben und Steine ausladen helfen; alle 
anderen Arbeiten müßten jetzt zurückſtehen. Die Weiſung war 
gegeben, damit fie befolgt würde, und B. hat fie dem S. nicht 
als feine Anordnung, ſondern als diejenige der Geſchäſtsherrin, 
der Beklagten, mitgeteilt; dem S. war es nicht zuzumuten, ihr 
Widerſtand zu leiſten und die Hilfe beim Ausladen des Waggons 
mit Steinen mit dem Hinweis auf den in der Parkſtraße 
Rebenden Wagen abzulehnen. Die Beklagte aber mußte mit 
Kückſicht auf die Betriebseinrichtung, wonach jeder der Fuhr⸗ 
Inehte zwei Wagen, jedoch nur mit einer Laterne, zu bedienen 
hatte, mit der Möglichkeit rechnen, daß derjenige Fuhrknecht, 
den die Ausführung der Weiſung traf, einen inneren Wagen 
in irgendeiner Straße ftehen gelaſſen haben könne, der nun bis 
nach Beendigung der Zwiſchenarbeit ſtehen bleiben würde. 
Wenn das BG. demgegenüber ausführt: zur Zeit, als die 
Bellagte den Auftrag zur Beteiligung eines weiteren Arbeiters 
bei dem Ausladen des Waogons nach dem Bahnhofe gegeben 
habe, ſei es um 5 Uhr nachmittags und noch tages hell geweſen, 
Io daß eine Notwendigkeit, den Wagen zu beleuchten, zu jener 
geit noch nicht beſtanden habe, fo kann auch dieſe Erwägung 
fer durchſchlagend nicht erachtet werden. Denn der Unfall 
eignete ſich am 25. Okiober, alfo zu einer Jahreszeit, in der 
um 5 Uhr nachmittags, wenn es an einem heiteren Tage auch 
nuch hel geweſen fein mag, die Grenze der Dämmerung jeden⸗ 
fall nahe war, und die Arbeit, bei der der nächſte am Bahnhof 


135 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


eintreffende Fuhrknecht behilflich ſein ſollte, war nicht eine 
einzelne, nur kurze Zeit währende Handreichung, ſondern die 
Entleerung eines mit Steinen beladenen Waggons, von der es 
vorauszuſehen war, daß ſie längere Zeit in Anſpruch nehmen 
und bis in die Zeit der Dunkelheit hinein dauern würde. So 
führt eine richtige Betrachtung der urſächlichen Zuſammenhänge, 
entgegen dem Ergebniſſe der Ausführungen des BG., zu dem 
Schluſſe, daß allerdings die beiden Anordnungen der Beklagten: 
die allgemeine Betriebsanordnung, wonach jedem Fuhrknecht 
zwei Wagen, für beide aber nur eine Laterne, überwieſen 
waren, und die beſondere, daß am Unfallsnachmittage ein 
Fuhrknecht zur Ausführung einer anderen Arbeit am Bahnhofe 
zurückgehalten werden ſollte, es geweſen find, auf die das 
Stehenbleiben des unbeleuchteten Wagens in der Parkſtraße 
als ſeine Urſache zurückzuführen war, und beide Anordnungen 
der Beklagten enthalten eine Außerachtlaſſung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt, da fie der Beklagten die Möglichkeit 
nahelegen mußten, daß nunmehr entgegen der polizeilichen 
Vorſchrift ein unbeleuchteter Wagen irgendwo in einer Straße 
zur Dunkelheit ſtehen bleiben könnte. G. c. W., U. v. 
11. Jan. 09, 25/08 VI. — Nürnberg. 

9. 5 823 BGB. Streupflicht bei Glätte. Umfang der 
durch Schutzgeſetze angeordneten Pflichten.] 

Der Kläger iſt am Abend des 26. Januar 1906 zwiſchen 
8 und 9 Uhr auf dem Bürgerſteige einer Straße in P. 
vor einem Grundſtücke der Beklagten dadurch zu Fall gekommen, 
daß dort die Eisglätte nicht durch Beſtreuen mit abſtumpfendem 
Material beſeitigt war, wie es nach der beſtehenden Polizei⸗ 
verordnung vom Anlieger hätte geſchehen müſſen. Weiter iſt 
feſtgeſtellt, daß der Zuſtand der Straße andauernd gefährlich 
geweſen iſt und daß dies den geſetzlichen Vertretern der Be⸗ 
klagten bei gehöriger Aufmerkſamkeit nicht hat unbekannt bleiben 
können. Demungeachtet iſt der Anſpruch des Klägers auf Ent⸗ 
ſchädigung wegen der Folgen des Falles vom BG. abgewieſen. 
Es wird ausgeführt, die Nichtbefolgung der polizeilichen Vor⸗ 
ſchrift und die Duldung des gefährlichen Zuſtandes ſei nicht die 
Urſache des Unfalls geweſen. Denn auch wenn gehörig geſtreut 
worden wäre, würde das nichts genützt, alſo den Unfall nicht 
verhütet haben. Denn die Kinder hätten den an der Unfallſtelle 
abſchüſſigen Bürgerſteig mit Vorliebe zum Schliddern und 
Schlittenfahren benutzt und würden dadurch, auch wenn das 
Streuen gehörig wiederholt wäre, die Glätte immer wieder her⸗ 
geſtellt haben. Nur die Aufſtellung eines Poſtens würde das 
verhindert haben, ein fo ungewöhnliches Mittel hätte aber für 
die nicht beſonders verkehrsreiche Straße der Beklagten nicht 
zugemutet werden können. Dieſe Ausführung iſt rechtsirrig. 
Es iſt ſchon nicht richtig, daß die ſtädtiſchen Behörden das den 
Verkehr gefährdende Kinderſpiel — Schliddern und Schlitten⸗ 
fahren — lediglich durch Mittel hätten hindern können, deren 
Anwendung einen unbilligen Koſtenaufwand erfordert haben 
würde. Außerdem aber verkennt das BG., daß die Pflicht der 
Beklagten, das Schutzgeſetz zu befolgen, nicht bloß ſo lange 
beſtand, als dadurch ein jederzeit vollſtändiger Schutz gegen die 
Gefahr der Eisglätte geſchaffen wurde. Schutzgeſetze zielen viel⸗ 
fach nicht auf die gänzliche Beſeitigung jeder Gefahr ab, weil 
das nicht zu erreichen iſt, aber auf eine Erhöhung der Sicher⸗ 
heit. Auf dieſe hatten die Perſonen, die die Straße zu 
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paſſieren hatten, Anſpruch. Der Kläger würde dieſe erhöhte 
Sicherheit gehabt haben, wenn die Beklagte das Polizeigebot 
befolgt hätte. Denn wäre von ihr gehörig geſtreut, ſo wäre 
der Verkehr über die beſtreute Stelle immerhin eine Zeitlang 
geſichert geweſen und die Reviſion hat mit Recht darauf hin⸗ 
gewieſen, daß am Abend um 8 Uhr, wo der Unfall ſich ereignet 
hat, das Spiel der Kinder vorausſichtlich aufgehört haben würde. 
Es fehlt an dem, von der Beklagten auch nicht unternommenen 
Beweiſe, daß ſelbſt bei gehöriger Wiederholung des Streuens 
der Unfall des Klägers in eine Zeit gefallen wäre, wo ohne 
Schuld der Beklagten die Eisglätte wiederhergeſtellt geweſen 
fein würde. H. c. Stadtgemeinde P., U. v. 25. Jan. 09, 
97/08 VI. — Poſen. 
10. 5 823 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang. Beweislaſt.] 
Allerdings hat Kläger zu beweiſen, daß zwiſchen dem 
Mangel, deſſen Vorhandenſein feſtſteht, und dem Unfall ein 
urſächlicher Zuſammenhang beſteht. Allein dieſer iſt nach der 
gewöhnlichen Erfahrung ſchon dann gegeben, wenn feſtſteht, daß 
der Mangel, wo er nicht die alleinige Urſache des Schadens 
war, die Gefahr ſteigerte, indem er bei anderen Vorgängen, 
die die gleiche ſchädliche Folge hervorrufen konnten, deren Ein⸗ 
tritt begünſtigte. In ſolchem Falle hat er als mitwirkende 
Urſache des Schadens zu gelten. Der Kläger braucht aber 
nicht darüber hinaus zu beweiſen, daß ohne dieſe mitwirkende 
Urſache der Schaden nicht eingetreten ſein würde. E. c. T. & Co., 
U. v. 7. Jan. 09, 68/08 VI. — Düſſel dorf. 
11. 5 830 Abſ. 1 BGB. Begriff der Beteiligung.] 
Während das LG. als bewieſen angenommen hatte, daß 
der Beklagte zu 1 — ein Schüler — den Kläger mit einem 
Steinwurf ins rechte Auge getroffen und dadurch den Verluſt 
dieſes Auges bewirkt habe, hat das BG. nicht für dargetan 
erachtet, daß der fragliche Steinwurf vom Beklagten zu 1 aus⸗ 
gegangen ſei, ſondern hat nur feſtgeſtellt, daß dieſer, die 
Hedwig K. und mehrere andere Kinder an einem Vorgange 
„beteiligt“ geweſen ſeien, bei dem die Kinder mit Steinen 
warfen, daß allerdings möglicherweiſe der Steinwurf, der den 
Kläger ins Auge traf, vom Beklagten zu 1 herrühren könne, 
daß es aber ebenſowenig ausgeſchloſſen ſei, dieſen Steinwurf 
der Hedwig K. zuzuſchreiben. Das OLG. wies ab, das RG. 
hob auf: Nach § 830 Abſ. 1 Satz 2 BGB. iſt, wenn ſich 
nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Beteiligten einen gewiſſen 
Schaden durch ſeine Handlung verurſacht hat, jeder derſelben 
für dieſen Schaden verantwortlich. Da hier das OLG. den 
Beklagten zu 1 und die Hedwig K. als beide an dem betreffen⸗ 
den Vorgange „beteiligt“ bezeichnet und einem von ihnen die 
Urheberſchaft zuſchreibt, dagegen die im 8 830 Abf. 1 Satz 2 
gegebene Vorſchrift gar nicht erwähnt, ſo ſcheint dieſe ganz 
überſehen zu fein, obgleich es nahe lag, ihre Anwendbarkeit in 
Erwägung zu nehmen; vgl. RG. 58, 358 ff. Ob die Voraus⸗ 
ſetzungen derſelben wirklich vorliegen, darüber könnte freilich erſt 
entſchieden werden, wenn genauer feſtgeſtellt wäre, wor an die 
Kinder beteiligt waren, d. h. was eigentlich in Anſehung des 
Steinwerſens zwiſchen den mehreren Kindern damals vor ſich 
gegangen iſt. Der Begriff der Beteiligung im Sinne des 
zweiten Satzes im § 830 Abf. 1 BGB. erfordert nämlich, wie 
vom erkennenden Senate ſchon in der Sache Röhm und Gen. 
w. Bühner, VI. 561/07, dargelegt iſt, zwar nicht einen recht⸗ 
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lichen Zuſammenhang der mehreren unerlaubten Handlungen, 
wie er im erſten Satze jenes Abſ. 1 vorausgeſetzt iſt, aber 
doch einen tatſächlichen Zuſammenhang, der es rechtfertigt, 
die geſamten Handlungen als einen einheitlichen Vorgang an⸗ 
zuſehen, nicht etwa bloß als mehrere nur zufällig zeitlich 
zuſammentreffende einzelne Handlungen. K. c. U., U. v. 
11. Jan. 09, 642/07 VI. — Breslau. 

12. 8 831 BGB. Nichtverwendbarkeit desſelben bei der 
Schadenshaftung für Verletzung des Patentrechts, des Gebrauchs⸗ 
muſterſchutzrechts und des Warenzeichenrechts.] 

Durch die erhobene Klage wurde ausſchließlich Schadens⸗ 
erſatz für die Verletzung des Gebrauchsmuſters Nr. 220 853 
gefordert. Ein Schadenserſatzanſpruch wird aber nach 8 9 
GchHMuft®. nur gegenüber demjenigen gewährt, welcher wiſſent⸗ 
lich oder aus grober Fahrläſſigkeit den Beſtimmungen der 88 4 
und 5 des Geſetzes zuwider ein Gebrauchsmuſter in Benutzung 
nimmt. Dieſe Beſtimmung hat, wie vom Senat bereits in 
dem in PatMuſtZeich Bl. 11, 148 veröffentlichten Urteil vom 
28. Januar 1905, I. 435/04, dargelegt worden iſt, die Eigen 
ſchaft eines Spezialgeſetzes, welches durch die Einführung des 
BGB. nicht berührt worden iſt. Denn nach Art. 32 EGBGB. 
bleiben die Vorſchriften der Reichsgeſetze in Kraft und treten 
nur inſoweit außer Wirkung, als ſich aus dem BGB. und dem 
EG. hierzu die Aufhebung ergibt. Literatur und Rechtſprechung 
ſind darüber einig, daß dies in bezug auf die Schadenshaftung 
für Verletzung des Patentrechts, des Gebrauchsmuſterſchutzrechts 
und des Warenzeichenrechts nicht der Fall iſt, und daß daher 
auf dieſem Gebiet des gewerblichen Urheberrechts ein Schadens⸗ 
anſpruch wegen Verletzung nur erhoben werden kann, wenn 
eine wiſſentliche oder grobfahrläſſige Rechtsverletzung nach⸗ 
gewieſen iſt. Daraus hat das vorerwähnte Urteil bereits den 
Schluß gezogen, daß durch dieſe Spezialgeſetzgebung die An⸗ 
wendung des 8 823 BGB., welcher auch bei jeder fahrläſſigen 
widerrechtlichen Verletzung der dort bezeichneten Rechtsgüter die 
Pflicht zum Schadenserſatze auferlegt, ausgeſchloſſen iſt. Aus 
der Stellung jener Sondergeſetzgebung, die aufrechterhalten 
worden iſt, gegenüber den allgemeinen Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Rechts folgt aber noch weiter, daß auch die Anwendung 
des 8 831 BGB. da ausgeſchloſſen iſt, wo nur wegen wiſſent⸗ 
licher oder grobfahrläſſiger Verletzung Schadenserſatz gefordert 
werden kann. (Wird ausgeführt.) W. c. P., U. v. 2. Dez. 08, 

682/07 I. — Cöln. 

13. 88 833, 840, 254, 276 BGB. Tierſchaden. Urſäch⸗ 
licher Zuſammenhang. Mitwirkendes eigenes Verſchulden.] 

Der hier in Rede ſtehende Unfall hat nach der tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellung des BG. ſich in folgender Weiſe zugetragen: 
Der Kläger benutzte auf ſeinem Wege zum Wirtshaus den 
ſchmalen Gang zwiſchen dem Pferdegeſpann des Beklagten und 
dem daneben haltenden Hundefuhrwerk. Der Hund fuhr gegen 
ihn los; im Zurückweichen vor dem Hunde prallte er an das 
Handpferd, und zwar an das Hinterbein desſelben an, un⸗ 
mittelbar darauf erhielt er von dem Pferde einen Schlag mit 
dem Hufe in den Rücken, der den leidenden Zuſtand des 
Klägers herbeiführte. Im Anſchluß an dieſe Feſtſtellung hat 
das BG. die volle Haftbarkeit des Beklagten als Halters des 
Pferdes gemäß §8 833 BGB. angenommen. Es hat aus⸗ 
geführt, das Pferd ſei zwar durch den Anprall entſprechend 
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der tieriſchen Natur zu einer jähen gewalttätigen Bewegung 
veranlaßt worden, die Urſache des Schadens liege aber nicht 
in dem eine Einwirkung außergewöhnlicher Art nicht enthaltenden 
Anpralle, ſondern in der tieriſchen Natur des Pferdes. In 
dieſen Ausführungen iſt im Hinblick auf den für erwieſen er⸗ 
achteten Sachverhalt eine ausreichende Feſtſtellung des urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhangs nicht enthalten. Das BG. hat den 
dem Anpralle an das Pferd unmittelbar vorausgehenden Angriff 
des Hundes, der, wie die Reviſion geltend macht, mit Gebell 
auf den Kläger eingeſprungen ſein ſoll, in keiner Weiſe in 
Betracht gezogen. Der feſtgeſtellte Sachverhalt nötigte zu der 
Prüfung, ob und in welcher Weiſe dem Angriffe des Hundes 
in urſächlicher Hinſicht nach den verſchiedenen in Betracht 
kommenden Richtungen Bedeutung beizumeſſen war. Es kam 
in Frage, ob in dem Angriffe des Hundes die eigentliche und 
ausſchließliche Urſache des Unfalls zu finden war, ob der 
Schaden zwar unmittelbar von dem Pferde, zugleich aber 
mütelbar von dem Hunde verurſacht worden iſt (88 833, 840 
BGB.), oder ob und aus welchen Gründen der Angriff des 
Hundes in urſächlicher Hinſicht für den eingetretenen Schaden 
einflußlos geweſen iſt. Sodann hat das BG. bei der Prüfung 
der Frage, ob bei der Entſtehung des Schadens ein ſchuld⸗ 
haftes Verhalten des Klägers mitgewirkt hat, die Bedeutung 
der 58 254, 276 BGB. verkannt. Hiernach handelt fahr⸗ 
läffig, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht 
läßt. Dieſer Sorgfalt handelt derjenige zuwider, der ſich ohne 
zwingenden Grund in allzugroße, Gefahren in ſich ſchließende 
Nähe fremder Tiere begibt. Der Hinweis des BG. darauf, 
daß der Kläger, ein Handelsmann, häufig in die Lage komme, 
Rd in die dichteſte Nähe von Pferden zu begeben und höchſtens 
noch ein ſehr geringes Gefühl für die damit verbundene Gefahr 
befipe, iſt ſonach nicht geeignet, den den ſchmalen Gang zwiſchen 
dem Pferdegeſpann und dem Hundegefährt als Durchgang 
wählenden Kläger von jedem Verſchulden freizuſprechen. 
böchſtens könnte bei Abwägung des Maßes des Verſchuldens 
in Betracht kommen, ob der Kläger durch längere Ausübung 
ſeiner Erwerbstätigkeit gegen Gefahren der hier in Rede ſtehenden 
Art erheblich abgeſtumpft war. T. c. Z., U. v. 7. Jan. 09, 
183/08 IV. — Breslau. 

14. 8 843 BGB. Kapitalabfindung oder Rente 7] 
Der Streit der Parteien betrifft in dieſer Inſtanz allein 
die Frage, ob das BE. der Klägerin nach deren Antrage eine 
Ropitalabfindung anſtatt einer Rente hat zuſprechen dürfen. 
Den wichtigen Grund, der nach 8 843 Abſ. 3 BGB. dieſe 
Art der Entſchädigung zuläſſig macht, hat das BG. darin 
gefunden, daß nach dem Gutachten der ärztlichen Sachverſtändigen 
bie einmalige Abfindung von günſtigem Einfluß auf den Bu- 
fund der Klägerin ſein werde. Es fügt hinzu, jede Schadens⸗ 
erſaßleiſtung solle tunlichſt den früheren Zuſtand wiederherſtellen 
und dafür ſei nach der Darlegung der Arzte die endgültige 
Auttragung der Angelegenheit von der größten Bedeutung. 
Die Reviſion hat dieſe Ausführung als auf einer Verkennung 
des 8 843 beruhend angegriffen und dabei geltend gemacht, 
das BO, habe, weil es ſelbſt die Möglichkeit einer Beſſerung 
ber Aldgerin zulaſſe, überhaupt nicht auf eine, die Klage nach 
5 823 850. ausſchließende Kapitalabfindung erkennen dürfen. 
Leſterts iſt irrig; denn dieſer Fall iſt im 8 843 Abſ. 3 nicht 
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ausgeſchloſſen. Richtig iſt, daß auf dieſe Folge der Kapital⸗ 
abfindung Rückſicht zu nehmen iſt bei der Entſcheidung der 
Frage, ob ein wichtiger Grund für das Abweichen von der 
geſetzlichen Regel vorliegt. Das BU. gibt aber auch nicht 
Anlaß zu der Annahme, daß das verkannt if. Der Reviſion 
iſt auch darin nicht beizuſtimmen, daß das BG. rechtlich geirrt 
hat, wenn es in den von ihm feſtgeſtellten Tatſachen die 
Vorausſetzung für die Anwendung des § 843 Abſ. 3 als 
gegeben anſah. Es kann unerörtert bleiben, inwieweit die 
Erwägungen des Urteils als tatſächliche dem Angriffe in der 
Reviſionsinſtanz entzogen find. Jedenfalls iſt eine irrige Aus⸗ 
legung des Geſetzes darin nicht erkennbar. H. c. G., U. v. 
28. Jan. 09, 36/08 VI. — Dresden. 

15. 58 843 Abſ. 4, 812 BGB. Rechte des Unterhalt: 
pflichtigen gegen den Schädiger. 

Der erkennende Senat hat ſchon mehrfach ausgeſprochen — 
ſiehe zuletzt die Entſcheidung vom 12. November 1908 in der 
Sache VI. 594/07 —, daß die Beſtimmung des 8 843 Abſ. 4 
BGB., die dem Verletzten grundſätzlich den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch auch beim Vorhandenſein einer Unterhaltspflicht eines 
Dritten, deren Erfüllung den Schaden beſeitigt, zuſpricht, einen 


Anſpruch des Unterhaltspflichtigen, der den Aufwand getragen 


hat, gegen den Schädiger nicht ausſchließt. Dieſer kann auf 
der rechtlichen Grundlage der auftragloſen Geſchäftsführung 
erhoben werden, wenn der Unterhaltspflichtige, der von der 
Schädigung des Unterhaltsberechtigten durch den Dritten 
Kenntnis hat, bei der Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht gleich⸗ 
zeitig mit dem Vorſatze handelte, ſeine Aufwendungen dieſem 
Dritten in Rechnung zu ſtellen; er kann aber auch auf den 
Rechtsgrund der Bereicherung geſtützt werden. Gerade durch 
die Beſtimmung des 5 843 Abſ. 4 BGB. iſt die Rechtslage 
geſchaffen, daß der Schädiger infolge ſeiner unerlaubten Hand⸗ 
lung für alle Leiſtungen, die zum Erſatze des angerichteten 
Schadens gehören, in erſter Linie verpflichtet wird, auch wenn 
dieſelben Leiſtungen von einem anderen auf Grund der geſetz⸗ 
lichen Unterhaltspflicht geſchuldet werden. Der Unterhalts⸗ 
pflichtige erfüllt alſo durch ſeine Unterhaltsleiſtung eine Ver⸗ 
pflichtung, die zunächſt dem Schädiger obliegt; er befreit ihn 
dadurch von ſeiner Schuld, und damit iſt die Vorausſetzung 
der ungerechtfertigten Bereicherung gegeben (8 812 BGB.; 
JW. 03 Beil. S. 8 Nr. 19). Unter der Vorausſetzung, daß 
nicht die gleiche Leiſtung von dem Verletzten auf Grund des 
§ 843 Abſ. 4 BGB. nochmals eingefordert werden kann, was 
ausgeſchloſſen iſt, wenn, wie im vorliegenden Falle, beide ge⸗ 
meinſchaftlich klagen, iſt daher gegen den Anſpruch des Vaters 
auf Erſtattung der von ihm gezahlten Heilungskoſten ein recht⸗ 
liches Bedenken nicht zu erheben. H. o. D., U. v. 14. Jan. 09, 
184/08 VI. — Marienwerder. 

16. 5 843 BGB. Mangel der Begründung. Unzuläſſige 
Ablehnung von Beweißanträgen.] . 

In der Berufungsinſtanz war beſtritten, daß die in 
§ 843 BGB. beſtimmten Vorausſetzungen des Rentenanſpruchs 
gegeben ſeien, insbeſondere war behauptet worden, das Leiden 
des Klägers ſei ein altes Beinleiden, das mit der angeblichen 
Verletzung in keinem Zuſammenhang ſtehe. Auf Antrag des 
Beklagten ſollte hierüber gemäß Beweis beſchluß vom 18. Juni 
1907 der praktiſche Arzt Dr. W. vernommen werden. Dr. W. 
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verweigerte am 19. Dezember 1907 das Zeugnis. Aber die 
Rechtmäßigkeit der Weigerung erſolgte keine Entſcheidung des 
B., obgleich der Beklagte, wie in dem Tatbeſtande des BU. 
angeführt iſt, die Weigerung für nicht gerechtfertigt hielt. Be⸗ 
Uagter ſtellte vor dem BG. neuerdings Antrag auf Vernehmung 
des Dr. W.; Kläger entband dieſen von der Verpflichtung zur 
Verſchwiegenheit. Aus welchem Grunde das OLG. trotzdem 
die Vernehmung nicht anordnete, läßt das Bu. nicht erſehen. 
Es iſt deshalb die Aufhebung geboten. — Ob zu beanſtanden 
wäre, daß das OLG. ſich über die Angaben der Zeugen H. 
und W. nicht ausgeſprochen hat, kann dahingeflellt bleiben. 
Bei der Feſtſtellung, daß ein Hund des Beklagten den Kläger 
gebiſſen habe, hat der Ber R. Gewicht darauf gelegt, daß der 
Kläger noch vor dem Gehöfte des Beklagten einem Zeugen 
geſagt habe, der kleine Hund des Beklagten habe ihn gebiſſen. 
Der BerR. nahm an, es ſei davon auszugehen, daß in einer 
Heinen Gemeinde, wie H. es ſei, der eine die Hunde des 
anderen kenne, der Kläger alſo auch den Hund des Bellagten 
genau erkannt habe; mit dieſer Feſtſtellung erübrige ſich der 
Beweisantrag des Beklagten darüber, daß Kläger geäußert 
habe, er könne nicht genau behaupten, daß es der Hund des 


Beklagten geweſen ſei, es ſei aber das Loch im Zaun für den 


großen Hund des Beklagten zu klein,“ es müſſe daher der kleine 
Hund des Beklagten geweſen ſein. Die Ablehnung des Beweis⸗ 
antrags iſt zu beanſtanden. Ob allerdings der Ber R., wie die 
Reviſion geltend macht, tatſächlich geirrt hat, wenn er annahm, 
in H. kenne der eine die Hunde des andern, kann dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls iſt der Schluß nicht zutreffend, daß der 
Kläger am 21. Mai 1906 den Hund, der ihn nach ſeiner An⸗ 
gabe gebiſſen hat, als den des Beklagten genau erkannt 
habe, weil ihm der Hund des Beklagten bekannt geweſen ſei. 
Dieſe Schlußfolgerung vermag daher die Ablehnung des Beweis⸗ 
antrags nicht zu ſtützen. Ebenſowenig iſt zu billigen, wenn der 
Ber R. ausführt: Aus der Tatſache, daß vier Perſonen dem 
Beklagten bezeugten, der kleine Hund habe, ſoweit ſie ihn 
beobachteten, ſtets an der Kette gelegen oder ſei, wenn er zum 
Viehhüten benutzt worden ſei, an einem Band oder einer Kette 
geführt worden, ſei zu ſchließen, 1. daß der Hund biſſig ſei — 
wie denn auch das Gerücht gehe, ein Gärtner ſei von ihm ge⸗ 
biſſen worden —, und 2. daß er Neigung habe, ſich umher⸗ 
zutreiben. Sei aber der Hund biſſig und habe er die Neigung, 
ſich umherzutreiben, ſo bleibe, da der Kläger vor dem Gehöfte 
des Bellagten gebiſſen worden ſei, fremde Hunde zu der in 
Rede ſtehenden Zeit dort nicht zu vermuten ſeien und erfahrungs⸗ 
gemäß fremde mit Hunden beſetzte Grundſtücke mieden, nur die 
Feſtſtellung übrig, daß der Hund, der den Kläger gebiſſen habe, 
auf den Hof gehöre. Damit erſcheine ein Irrtum des Klägers 
über das Eigentum des Hundes ausgeſchloſſen und erübrige 
ſich erſt recht eine Beweisaufnahme in der Richtung, daß Kläger 
Zweifel über die Identität des Hundes geäußert habe. An 
tatſächlicher Unterlage für dieſe Schlüſſe des Ber R. iſt hiernach 
nichts weiter gegeben als die Feſtſtellung, daß der Kläger auf 
der Straße vor dem Gehöft des Beklagten von einem Hunde 
gebiſſen worden iſt, und daß der kleine Hund des Beklagten 
— eine Hündin — immer an der Kette lag oder ſonſtwie an⸗ 
gebunden war, ſo oft ihn die vier vernommenen Zeugen ſahen. 
Mit dem, was der BerR. auf dieſer Grundlage aufbaute, läßt 
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ſich der Beweisantrag, der Kläger ſelbſt habe geäußert, er könne 
nicht beſtimmt behaupten, daß es der Hund des Beklagten ge⸗ 
weſen ſei, er vermute es nur, nicht beſeitigen. Mit Recht be⸗ 
ſchwert ſich die Reviſion ferner darüber, daß der Antrag des 
Beklagten, ſeine Frau als Zeugin darüber zu vernehmen, daß 
der Hund am Unfallstag an der Kette gelegen habe, abgelehnt 
worden iſt. Der Ber R. führt hierzu an, das könne die Frau 
nicht bekunden. Dieſer Annahme iſt nicht beizutreten. Wenn 
der Beweisantrag jo aufgefaßt wird, wie er vernümftigerweiſe 
aufzufaſſen iſt, ſo iſt die Möglichkeit einer ſolchen Bekundung 
nicht zu beſtreiten. Der Beklagte wollte offenbar den Nachweis 
erbringen, daß zu der Zeit, als der Kläger mit dem Fuhr⸗ 
mann M. an dem Gehöft vorüberging, der Heine Hund an ber 
Kette lag. Es bedarf nur der Feſtſtellung, zu welcher Stunde am 
21. Mai 1906 der Unfall ſich ereignet haben ſoll, dann kann wohl 
auch bekundet werden, ob gerade zu dieſer Zeit der Hund an der 
Kette lag. Ebenſo bedenklich ſind die übrigen Ausführungen 
des BG.: Sollte die Frau das in ihr Wiſſen Geſtellte ber 
kunden, ſo wäre auf ihre Ausſage, die uneidlich zu erfolgen 
hätte, kein Gewicht zu legen, weil die Frau bei ihren häuslichen 
Geſchäften keine Zeit habe, den Hund unausgeſetzt zu beobachten, 
und die Vermutung beſtehen bleibe, daß die Kinder ohne Wiſſen 
der Frau den Hund losmachten. Für dieſe Erwägungen fehlt 
vorerſt die tatſächliche Grundlage. Was für häusliche Geſchäfte 
die Frau zur Zeit des Unfalls verrichtete, ſteht nicht feſt; 
ebenſowenig ſteht feſt, ob damals Kinder in der Nähe waren. 
Ob kein Anlaß beſtehen wird, die Beeidigung der Zeugin an⸗ 
zuordnen, iſt eine Frage, die ſich in dem gegebenen Falle vor 
der Vernehmung der Zeugin nicht wohl wird entſcheiden laſſen. 
S. e. K., U. v. 14. Jan. 09, 222/08 IV. — Stettin. 

17. 8 1582 BGB. Welcher Zeitpunkt iſt nach erfolgtem 
Tode des Verpflichteten für die Anlegung des Vermögens zur 
Gewährung einer Rente maßgebend 7] 

Die Beklagten ſind die Erben des am 7. Februar 1906 
verſtorbenen B., der nach einem Urteile des OLG. vom 28. Mai 
1903 der Klägerin, feiner geſchiedenen Frau, gemäß 8 1578 
BGB. eine Geldrente von monatlich 50 & zu zahlen hatte. 
Die Klägerin hat auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel Klage 
erhoben. Die Beklagten haben mittels Widerklage begehrt, die 
Klägerin habe anzuerkennen, daß ihr Rechte aus jenem Urteile 
gegen ‚fie, die Erben, nicht mehr zuſtünden. Die Beklagten 
wurden unter Abweiſung der Widerklage verurteilt und ihre 
Reviſion wurde zurückgewieſen: Die Reviſion macht geltend: 
Das BG. habe S 1582 verletzt. Der klare Wortlaut jener 
Beſtimmung ergebe, daß lediglich diejenigen Einkünfte maß⸗ 
gebend ſeien, die der Verpflichtete zur Zeit ſeines Todes aus 
ſeinem Vermögen bezogen habe. Bezogen habe der Erblaſſer 
die von dem BerR. berechneten Einkünfte nie. Der Fall liege 
nicht vor, daß der Erblaſſer in der Abſicht, die unterhalts⸗ 
berechtigte Klägerin zu ſchädigen, fein Vermögen nicht gewmn⸗ 
bringend angelegt habe. Der Reviſion kann zugegeben werden, 
daß mit ihrer Auffaſſung der Wortlaut des Geſetzes in Ein⸗ 
klang ſteht. Allein die Entſtehungsgeſchichte zeigt, daß der 
Wortlaut zu eng iſt. 8 1582 Abſ. 2 Satz 2 iſt hervor⸗ 
gegangen aus einem Antrage, der in der Kommiſſion für die 
zweite Leſung (Kommiſſionsprotokolle 4 S. 525) geſtellt wurde 
und der in folgender Faſſung Annahme fand: „Der Berechtigte 
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muß ſich jedoch die Herabſetzung der Rente ſoweit gefallen 
laſſen, daß die Hälfte der Einkünfte des beim Tode vor⸗ 
handenen Vermögens des Verpflichteten frei bleibt“. Die 
Kommiſſion erwog (Kommiſſionsprotokolle 4 S. 527), die Bes 
ſimmung habe ihr Vorbild im Preußiſchen Recht (8 806 
ALR. Tl. II Tit. 1), fie gebe ein billiges und mit übermäßigen 
Schwierigkeiten nicht verbundenes Reſultat. Die Redaktions⸗ 
lommiſſion gab der Beſtimmung die Faſſung, die das Geſetz 
hat. Da ſachlich nichts geändert werden ſollte, fo iſt nicht ans 
zunehmen, daß unter den Einkünften, die der Verpflichtete zur 
Zeit des Todes aus feinem Vermögen bezogen hat ($ 1582 
Abs. 2 Satz Y, etwas anderes zu verſtehen fein ſoll als die 
Einkünfte des beim Tode vorhandenen Vermögens des 
Verpflichteten. Ungenau iſt die Faſſung des Geſetzes ſchon 
aus dem Grunde, weil zum mindeſten darauf nichts ankommen 
lann, ob der Erblaſſer Einkünfte, die ſein Vermögen abwarf, 
tatſächlich bezogen hat. Der BerR. iſt davon ausgegangen, 
daß bei der Anwendung des 8 1582 Abſ. 2 maßgebend ſei die 
Art und Weiſe der Vermögensanlage zur Zeit des Todes des 
Verpflichteten. Er hat angenommen, als Einkünfte komme 
dasjenige in Betracht, was zu jener Zeit das Vermögen des 
Verpflichteten nach ſeiner damaligen Anlage habe bringen 
können. Das BG. hat dem Umſtand keine Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen, daß am 7. Februar 1906, als der Erblaſſer ſtarb, 
das neuerbaute Vorderhaus noch nicht von Mietern bewohnt 
war. Aber es iſt feſtgeſtellt worden, daß der Erblaſſer das 
Haus als Miethaus hatte errichten laſſen und daß die polizei⸗ 
liche Erlaubnis zum Beziehen der Mietwohnungen zum 1. März 
1906 erteilt worden iſt. Die aus dem Wohnhauſe zu er⸗ 
ßelenden Erträgniſſe find bei der Berechnung der Einkünfte 
worunde gelegt, unter Abzug der Schuldzinſen, ſowie eines 
Beuags für Mietausfälle, Abgaben und dergleichen iſt die 
Neineinnahme berechnet worden. Die Ausführungen des BG. 
find rechtlich nicht zu beanſtanden. Ins beſondere iſt mit dem 
TR, anzunehmen, daß, wenn 8 1582 Abſ. 2 Satz 2 von 
Einkünften ſpricht, die der Verpflichtete zur Zeit des Todes 
an feinem Vermögen bezogen hat, darunter die Einkünfte zu 
berieben find, die das Vermögen des Erblaſſers zur Zeit des 
Todes abwirft. Für die Berechnung der Einkünfte iſt — von 
Fällen der Argliſt des Unterhaltspflichtigen abgeſehen — maß⸗ 
zebend die Art und Weiſe, wie der Erblaſſer das Ver⸗ 
mögen angelegt hat. Die Frage iſt dabei nicht dahin zu 
fellen, welche Einkünfte das Vermögen am Todestage des 
Erblaſſers abwarf. Schon für das Preußiſche Recht, das nach 
den Kommiſſionsverhandlungen als Vorbild diente, hatte das 
16. gebilligt, daß wegen der Unmöglichkeit, Einkünfte für 
emen beſtimmten Tag zu ermitteln, bei der Feſtſtellung der 
eier geſchiedenen Frau zu gewährenden Alimente die Einkünfte 
in Betracht zu ziehen ſeien, die das Vermögen in einem je 
nuch den Verhältniſſen größeren oder geringeren Zeitraume ab» 
werfe; vgl. das Urteil vom 24. Januar 1889 IV. 280/88 
Eruchots Beitr. 33, 429). So iſt auch in dem Urteile vom 
12. Nobember 1896 IV. 138/96 (JW. 96, 71951) für richtig ers 
Härt worden, daß, nachdem am 19. Januar 1887 auf Scheidung 
ertumt worden war, die Erwerbsverhältniſſe aus dem Jahre 
wichen Juni 1886 und Juli 1887 in Betracht gezogen 
wurden. Für 8 1582 BED. iſt die gleiche Auslegung ge⸗ 
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boten. Der BerR. hat zwar nicht angeführt, welche Wirt⸗ 
ſchaſtsperiode er bei der Berechnung der Einkünfte zugrunde: 
gelegt hat. Es bedurfte dieſer Angabe aber auch nicht, weil 
ſchon in dem Kalendervierteljahr, in das der Todestag fällt, 
der Mietzins beziehbar war (vgl. 8 551 Abſ. 2). Da das 
Haus von dem Erblaſſer fertiggeſtellt und ihm die Beſtimmung 
als Miethaus gegeben worden war, konnte es darauf, daß es 
an dem Todestag von Mietern noch nicht bezogen war, nicht 
ankommen, ebenſowenig, wie es hätte darauf ankommen können, 
ob ein altes Miethaus an dem Todestag zufällig leer ſtand. 
Es war auch gerechtfertigt, daß der BerR. das volle Miet 
erträgnis in Anſatz brachte. Bis zur Fertigſtellung des Neu⸗ 
baues handelte es ſich in Anſehung der Vermögensanlage um 
eine Übergangszeit, in der die Ausgaben die Einnahmen über⸗ 
ſtiegen. Die Übergangszeit war zur Zeit des Todes des Erb⸗ 
laſſers beendet. Die Koſten für den Bau waren erwachſen, 
hatten das Vermögen gemindert oder belaſtet. Dagegen war 
eine Einnahmequelle erſchloſſen. Die Einnahmen, die aus dieſer 
Quelle floſſen, waren bei der Berechnung der Einkünfte, die 
das Vermögen zur Zeit des Todes abwarf, voll in Anſatz zu 
bringen. B. c. B., U. v. 21. Jan. 09, 176/08 IV. — Breslau. 

18. 88 2346, 2348, 128, 152, 249 ff, 839 BGB. 
Erbverzicht erfordert Vertragsantrag und Annahme. Wer iſt 
der durch einen Erbverzicht Geſchädigte? — „Dritter“ im 
Sinne des 8 839. 

Die Annahme des BG., daß der Erblaſſer der Beklagten, 
der Notar G., den Erbverzicht der Frau H. nicht in der geſetz⸗ 
lichen Form beurkundet und hierdurch feine Amtspflicht fahr⸗ 
läſſig verletzt habe, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Ein 
Erbverzicht kann nach 8 2346 BGB. nur durch einen Vertrag 
in gültiger Weiſe zuſtandekommen. Dieſer Vertrag bedarf nach 
§ 2348 der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Es 
genügt hierzu nach $ 128, daß zunächſt der Antrag und ſodann 
die Annahme des Antrages — alſo durch zwei geſonderte 
Akte — beurkundet wird. Es bedarf auch nach 5 152 BGB., 
ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt, zur Vollendung des Ver⸗ 
trages nicht des Zugehens der Annahmeerklärung an den An⸗ 
tragenden, vielmehr kommt der Vertrag mit der Beurkundung 
der Annahme ſofort zuſtande. Von dem Notar G. aber ſind 
nicht ein Vertragsantrag und deſſen Annahme, ſondern die 
einſeitige Erklärung der Frau H. beurkundet, daß ſie ſich 
damit einverſtanden erkläre, daß ſie aus dem Nachlaß ihres 
Mannes nur den ihr in dem am gleichen Tage errichteten 
Teſtament ausgeſetzten Nießbrauch erhalte und auf alle weiter⸗ 
gehenden Anſprüche verzichte. Im 8 5 des Teſtamentes aber 
iſt nur die Bemerkung des Erblaſſers beurkundet, daß ſeine 
Frau ſich damit einverſtanden erklärt habe, daß ſie nur den 
Nießbrauch eines Kapitals von 5 000 & erhalte. Danach iſt 
allerdings die Ausführung der Reviſion richtig, daß nicht nur 
die Erklärung der Frau H. des Teſtaments, ſondern auch das 
Teſtament jener Erklärung als einer vollendeten Tatſache 
gedenkt. Beide Willenserklärungen aber, ſowohl die des Erb⸗ 
laſſers als die ſeiner Ehefrau, erwähnen nur die Erklärung 
des andern Teiles, ſie enthalten — auch bei freier Aus⸗ 
legung — keinen Ausſpruch, dem die Bedeutung einer An⸗ 
nahme eines gegenteiligen Vertragsantrages beigelegt werden 
könnte, und ins beſondere enthalten fie auch beide nicht einen 
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Vertragsantrag. Unbegründet find auch die Angriffe der 
Reviſion gegen die Rechtsauffaſſung des BG., daß ſowohl der 
Kläger als Erbe wie die in dem Teſtamente ſonſt Bedachten 
als „Dritte“ im Sinne des 8 839 BOB. anzuſehen find, 
denen gegenüber dem Notar G. die Amtspfliht oblag, den 
Erbverzichtsvertrag in rechtswirkſamer Weiſe zu beurkunden. 
Dem Urkundsbeamten liegt, wie in RG. 58, 299 ausgeſprochen 
iſt, die Pflicht der Sorgfalt allen denjenigen gegenüber ob, 
deren Intereſſen nach der beſonderen eigenen Natur des 
Geſchäftes, mit deſſen Vornahme er beauftragt iſt, durch dieſes 
berührt werden. Ein Erbverzicht aber dient nicht etwa bloß 
den Intereſſen des Erblaſſers und des Verzichtenden ſelbſt, 
ſondern — ſeiner beſonderen Natur nach, nach ſeinem Zwecke, 
dem Erblaſſer die volle Freiheit der letztwilligen Verfügung, 
unbehindert durch das Pflichtteilsrecht, zu ſchaffen — weſentlich 
auch den Intereſſen derjenigen, welche der Erblaſſer letztwillig 
bedacht hat, um deretwillen er den Erbverzichtsvertrag ſchließen 
wollte. Dagegen wendet ſich die Revifion mit Recht gegen 
die Annahme des BG., daß dem Kläger durch das fahrläſſige 
Verhalten des Notars G. ein Schaden, und zwar in Höhe von 
5 000 & entſtanden ſei. Der Erblaſſer H. war zwar dadurch, 
daß der von ihm gewollte Erbverzichtsvertrag nicht gültig 
zuſtande gekommen iſt, in der Wirkſamkeit ſeiner letztwilligen 
Verfügung beeinträchtigt. Daß aber ihm ein nach 8 249 ff. 
BGB. zu erſetzender Vermögensſchade entſtanden wäre, dafür 
iſt nichts erbracht. Aus der Perſon des Erblaſſers iſt daher 
ein Schadenserſatzanſpruch des Klägers nicht begründet. Aber 
auch in eigener Perſon iſt ihm nach den Feſtſtellungen des 
BG. ein Vermögensſchaden in Wahrheit nicht entſtanden. 
Dem Kläger, als dem Erben, wäre nach dieſen Feſtſtellungen 
nichts verblieben von dem Nachlaß, auch wenn der Erbverzicht 
gültig erklärt worden wäre. Die Folge der Ungültigkeit des 
Erbverzichts war nach dieſen Feſtſtellungen lediglich eine 
Kürzung der Vermächtnisnehmer, die den Nachlaß nicht für 
ſich allein erhielten ſondern mit dem Pllichtteils berechtigten 
teilen mußten. Das angefochtene Urteil unterliegt hiernach der 
Aufhebung. Bei der erneuten Verhandlung wird zu prüfen 
ſein, inwieweit den einzelnen Vermächtnisnehmern ein Vermögens⸗ 
ſchaden durch die Ungültigkeit des Erbverzichts der Frau H. 
entſtanden und inwieweit der Kläger zur Geltendmachung dieſer 
Schadenserſatzanſprüche berechtigt iſt. G. c. R., U. v. 
19. Jan. 09, 153/08 III. — Celle. 

Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 

19. Art. 15 Pr AG BGB. 88 258, 873, 892, 1107, 1108 
BGB. Leibgedingsvertrag.] 

Nach Art. 15 8 1 Pra. begründet der „Leibgedings⸗ 
vertrag“ für den Erwerber des überlaſſenen Grundſtücks die Ver⸗ 
pflichtung, dem Berechtigten eine den übernommenen wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen entſprechende Reallaſt und eine den eins 
geräumten Nutzungs- and Gebrauchsrechten entſprechende per⸗ 
ſönliche Dienſtbarkeit zu beſtellen. Iſt dies — wie hier zu 
unterſtellen — geſchehen, ſo iſt damit der Vertrag inſoweit er⸗ 
füllt, und es entſpringt dann die Verpflichtung zur Gewährung 
der in dem Vertrag als Ausgedinge verſprochenen Leiſtungen 
unmittelbar auf dem Boden der dem Grundſtück auferlegten 
Reallaſt, (wobei es freilich nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß 


M5. 1909. 
unter beſonderen Umſtänden der Konſtituent der Reallaſt außer 
dem auch perſönlich zu den den Gegenſtand derſelben bildenden 
Leiſtungen ſich verpflichten wollte). Vgl. RG. 45, 189. In der 
Regel aber haftet für dieſe Leiſtungen der Eigentümer als ſolcher 
— gleichviel, ob er Konſtituent der Reallaſt iſt, oder nicht — 
perſönlich, aber nur für die während der Dauer ſeines Eigen⸗ 
tums fällig werdenden Leiſtungen (8 1108 BGB.), für die auch 
das Grundftüd wie für die Zinſen einer Hypothekenforderung 
haftet. (8 1107 a. a. O.). Wenn alſo der Beklagte, wie er 
behauptet, im Laufe des Rechtsſtreits das Grundſtück verkauft 
und aufgehört hat, Eigentümer zu ſein, ſo konnte er mit der 
perſönlichen Klage wegen ſpäter fällig werdender Leiſtungen nach 
8 258 BGB. zwar belangt, aber nicht, wie geſchehen, verurteilt 
werden. Aber noch aus einem anderen Grunde kann der 
behaupteten Veräußerung des Grundſtücks die rechtliche Bedeutung 
für die Entſcheidung nicht abgeſprochen werden. Wenn der 
Ber R. dem betreffenden Einwande die Berückſichtigung verſagt, 
weil dem Kläger die gemäß Art. 15 8 8 erworbenen Rechte 
durch eine Veräußerung des Grundſtücks nicht wieder entzogen 
werden könnten, ſo geht er offenbar davon aus, daß durch die 
das Zuſammenleben der Parteien unmöglich machenden Handlungs⸗ 
weiſe des Beklagten das durch die Beſtellung und Eintragung 
des Altenteils begründete dingliche Rechtsverhältnis (Reallaſt, 
perſönliche Dienſtbarkeit) zugunſten des Berechtigten inhaltlich 
umgewandelt worden ſei, dergeſtalt, daß fortan und für die ganze 
Dauer des Rechtsverhältniſſes an Stelle des Naturalauszuges 
nach dem Belieben des Berechtigten die geforderten Geld⸗ 
präſtationen getreten wären. Dieſe Auffaſſung entſpricht aber 
weder dem Sinn noch dem Wortlaut des Art. 15 8 8. Sie 
erſcheint auch nicht vereinbar mit den Vorſchriften über den 
Erwerb von Rechten an Grundſtücken (88 873, 892 BGB.). 
(Wird ausgeführt.) G. c. W., U. v. 2. Jan. 09, 503/08 V. 
— Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

20. 8 50 ZPO. Parteifähigkeit eines preußiſchen Gym⸗ 
naſiums.] | 

Das RG. tritt dem BerR. darin bei, daß nach dem Er⸗ 
gebniſſe der von ihm angeftellten Erhebungen die Rechts⸗ 
fähigkeit des beklagten Gymnaſiums und damit auch deſſen 
Parteifähigkeit (§ 50 Abſ. 1 ZPO.) ſich nicht bezweifeln läßt. 
Es ſieht auch mit dem BerR. das Gymnaſium durch das 
Königliche Provinzialſchulkollegium in C. als gehörig vertreten 
an, weil das Gymnaſium ungeachtet ſeiner rechtlichen Selb⸗ 
ſtändigkeit jeher unter ſtaatlicher Verwaltung geſtanden hat und 
noch gegenwärtig ſteht. Die Vertretungsbefugnis des Pro⸗ 
vinzialſchulkollegiums ergibt ſich daher in gleicher Weiſe, wie 
dies unter entſprechenden Verhältniſſen bei den im Rechts⸗ 
gebiete des ALR. beſtehenden Gymnaſien der Fall iſt, aus 
Abſchnitt B unter 9 der Allerhöchſten Kabinettsorder vom 
31. Dezember 1825 (Geſetzſamml. von 1826 S. 5). Königl. 
Gymn. in D. c. F., U. v. 21. Jan. 09, 227/08 IV. — Cöln. 

21. 88 253, 256, 139 ZPO. Nicht ſubſtantiierte Feſt⸗ 
ſtellungsklage. Unbeſtimmter Antrag der Leiſtungsklage.] 

Der Kläger iſt am 30. Mai 1904 durch das Abſpringen 
eines Drahtſeils verletzt worden, mittels deſſen innerhalb der 
Fabrik der Beklagten Eiſenbahnwagen zum Zweck des Hin⸗ 
und Hertransports von Materialien fortbewegt wurden. Er 
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hat gegen die Beklagte, die er für zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtet hält, Klage erhoben, mit dem Antrage, 1. feſtzuſtellen, 
daß die Beklagte verpflichtet ſei, ihm den Schaden zu erſetzen, 
der ihm durch die Körperverletzung entſtanden iſt und entſtehen 
wird, 2. die Beklagte koſtenfällig zu verurteilen, an ihn eine 
der Höhe nach in richterliches Ermeſſen geſtellte Entſchädigung 
in Geld und eine in dreimonatlichen Raten im voraus zu ent⸗ 
nchtende Geldrente zu zahlen, 3. das Urteil gegen Sicherheits⸗ 
leiſtung für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. Das LG. hat 
die Klage abgewieſen und die Berufung des Klägers iſt erfolglos 
geblieben. Er hat Reviſion eingelegt mit dem Antrage, das 
angefochtene Urteil aufzuheben und nach ſeinem in der I. Inſtanz 
geftellten Antrage zu erkennen: Mit dem erſten Klagantrage 
fordert Kläger die Feſtſtellung, daß die Beklagte zum Erſatz 
des durch den Unfall ihm erwachſenen und künftig erwachſenden 
Schadens verpflichtet ſei. Daß die geſetzliche Vorausſetzung 
für die Zuläſſigkeit dieſer Klage ($ 256 ZPO.) gegeben ſei, 
iſt nicht dargelegt und um ſo weniger erkennbar, als der Kläger 
jugleih die Leiſtungsklage erhoben hat. Bei dieſer aber fehlt 
es durchaus an der nach 8 253 Nr. 2 ZPO. notwendigen 
Beſtimmtheit des Antrags. Bei der Entſchädigung in Geld 
und durch Zahlung einer Geldrente, die anſcheinend neben⸗ 
einander gefordert werden, iſt nicht einmal angedeutet, wieviel 
der Kläger beanſprucht, er hat die Abmeſſung des Betrages 
ganz dem richterlichen Ermeſſen überlaſſen, aber ohne irgend» 
welche Grundlage für die Abſchätzung zu geben. Dieſe Mängel 
der Anträge hätten Anlaß geben ſollen, gemäß § 139 ZBO. 
auf ihre Verbeſſerung hinzuwirken. Die Vorinſtanzen find aber 
darüber hinweggegangen und haben die Klage abgewieſen, weil 
ſie den Anſpruch des Klägers auf Schadenserſatz für ſachlich 
nicht begründet anſehen. Iſt dem beizutreten, fo können die 
frrmelen Mängel der Anträge auf ſich beruhen; anderenfalls 
gübt die erneute Verhandlung dem Kläger Gelegenheit, feine 
Anträge zu berichtigen, die fo, wie fie jetzt vorliegen, hätten 
abgewieſen werden mülſſen. (Folgt die Aufhebung aus einem 
anderen Grunde.) E. c. T. & Co., U. v. 7. Jan. 09, 68/08 VI. 
— Düſſeldorf. 

22. 88 282, 445 ZPO. Unzuläſſigkeit des Eidesantrags 
über eine vom Willen des Geſchäftsherrn abweichende beſtimmte 
Abfiht des Stellvertreters. 

Der Kläger hat dem Herrn Beklagten den Eid darüber 
Mgeihoben, daß dieſer beim Verkauf des Grundſtücks an R. 
in Jahre 1888 die Abſicht gehabt habe, die 1,1312 ha große 
Landparkelle mit dem Eigentum an dem See, ſoweit ſich die 
Abjayenz dieſer Parzelle erſtreckte, bis zur Seemitte auf den 
Käufer R. zu übertragen. Demgegenüber hat der Vorderrichter 
fetgeſtellt, daß Graf K. kraft Vollmacht jene Verhandlungen 
zam ſelbſtändig geführt und daß der Herr Bellagte ſelbſt 
baſnlch fich um die Angelegenheit nicht gekümmert und keinen 
don dem ſeines Vertreters abweichenden Willen gehabt habe. 
Demgemäß hat das KG., geſtützt auf Entscheidungen des Dr. 
ind RG. (Gruchots Beitr. 29, 964; NG. 9, 348; 15, 266), 
wonach der Vertragswille des Stellvertreters ausſchlaggebend 
I, die erwähnte Eideszuſchiebung für unzuläffig erklärt. Diefe 
Euſchedung wird vergeblich von der Reviſion angegriffen. 

der eben erwähnte Rechtsſatz iſt zum mindeſten für den 
dall als richtig anzuerkennen, daß, wie in vorliegender Sache, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 141 


die beſtimmte (pofitive) Abſicht des Stellvertreters, einen Gegen⸗ 
ſtand nicht mitzuveräußern, feſtgeſtellt iſt. Dann muß deſſen 
beſchränkter Veräußerungswille allein maßgebend fein, und es 
kann dann auf den etwa weitergehenden Willen des Geſchäfts⸗ 
herrn nicht ankommen. Der zugeſchobene Eid iſt daher nicht 
beweiserheblich und ſomit allerdings nach § 445, 282 ZRD., 
die nur rechtsbegründende oder rechtszerſtörende Tatſachen im 
Auge haben, unzuläſſig. v. G. c. Prinz F. L., U. v. 28. Jan. 09, 
562/07 V. — Berlin. 

23. 8 287 ZPO. Berückſichtigung von aus der Verhand⸗ 
lung ſich ergebenden Umſtänden über Ubungen und Gewohn⸗ 
heiten des Lebens.] 

Das OLG. hat die dem Kläger wegen Verletzung beim 
Zuſammenſtoß eines Wagens, in dem er als Fahrgaſt ſaß, 
mit einem Wagen der von der Beklagten betriebenen 
Elektriſchen Straßenbahn zuerkannte Rente zeitlich auf den 
9. März 1910 als Endpunkt beſchränkt. Die Reviſion des 
Klägers wurde zurückgewieſen: Die Entſcheidung des BG. in 
dem ſtrittigen Punkte iſt durch das freie Ermeſſen, das die 
Beſtimmung des 5 287 ZPO. dem Gerichte bei der Abſchätzung 
eines Schadens oder eines zu erſetzenden Intereſſes einräumt, 
gedeckt. Dieſes freie Ermeſſen des § 287 ZPO. greift über 
die freie Überzeugung des Gerichts, ob eine tatſächliche Bes 
hauptung für wahr oder für nicht wahr zu erachten ſei, hinaus; 
es enthebt einerſeits die Parteien einer genauen Angabe von 
Tatſachen, die einen zwingenden Schluß auf den behaupteten 
Schaden zulaſſen, anderſeits das Gericht der Notwendigkeit, 
feine Überzeugung allein auf den Inhalt der Verhandlungen, 
das von den Parteien vorgebrachte Material und die darüber 
ſtattgehabte oder beantragte Beweisaufnahme zu gründen; das 
Gericht kann vielmehr nach 8 287 ZPO. feine Überzeugung 
auch auf ſolche Umſtände ſtützen, die ihm ſonſt bekannt geworden 
find, ohne daß es einer Verhandlung darüber und einer etwaigen 
Befragung der Parteien nach 8 139 ZPO. bedarf (JW. 00, 
839; RG. 40, 422; 68, 35; Warneher Erg.⸗Bd. 1908 N. 412, 
577; Jahrg. 1909 N. 46; JW. 06, 471 u. a.). Deshalb 
verſagt der Angriff der Reviſion, daß die Annahme des BG., 
der Kläger würde mit Vollendung des 67. Lebensjahres ſein 
Gut und Geſchäft einem Sohne übertragen haben, in den 
Prozeßverhandlungen keine Unterlage finde. Wenn ſich das 
BG. nach feiner Kenntnis der Ubungen und Gewohnheiten in 
der Landbevölkerung der Gegend des Wohnſitzes des Klägers 
den Schluß zutraut, daß dieſer von einem beſtimmten Alter an 
von ſeiner Erwerbsfähigkeit keinen Gebrauch mehr gemacht haben 
würde, dann iſt ihm von da ab auch ein Schaden infolge 
Minderung der Erwerbsfähigkeit nicht mehr entſtanden, und 
die Entſcheidung des BG. hinſichtlich der Altersgrenze für die 
dem Kläger zugeſprochene Rente begegnet weder prozeſſualen 
noch materiellrechtlichen Bedenken. Wenn der Reviſionskläger 
ihr gegenüber meint, das BG. hätte von ſeiner Annahme aus 
ihm wenigſtens den Wert der Altenteilsleiſtungen, gegen die 
er fein Gut einem Sohn übertragen haben würde, zuſprechen 
müſſen, fo iſt dabei verkannt, daß das BG. offenbar davon 
ausgeht, daß die Gutsübertragung gegen die Altenteilsleiſtungen 
nicht nur ohne den Unfall ſtattgefunden haben würde, ſondern 
auch nach dem Unfalle in der gleichen Weiſe ſtattfinden wird, 
während der Fleiſchereibetrieb, der auf den perſönlichen Quali⸗ 
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täten des Klägers beruhte, mit der Gutsübertragung entweder 
aufgehört haben oder jedenfalls Gegenſtand einer beſonderen 
Gegenleiſtung bei gleichzeitiger Mitübertragung an den Über⸗ 
nehmer des Gutes nicht geweſen ſein würde. Z. c. D., U. v. 
21. Jan. 09, 74/08 VI. — Marienwerder. 

24. SS 319, 880 ZPO. Bedeutung unterlaſſenen 
Widerſpruchs gegen einen neuen Teilungsplan des Teilungs⸗ 
richters wegen eingetretener neuer Umſtände.] 

Es mag der Reviſion zugegeben werden, daß der jetzt 
beklagte Teilungsrichter nicht zur Entſcheidung der Streitigkeiten 
der Parteien berufen iſt; ſie überſieht aber, daß der Weg, auf 
welchem dieſe Streitigkeiten zum Austrag gebracht werden 
können und ſollen, in den Vorſchriften über das Verteilungs⸗ 
verfahren geſetzlich geregelt, daß insbeſondere ein Widerſpruch 
gegen den Teilungsplan dazu die erſte Vorausſetzung iſt. Nach 
der Struktur des ganzen Verfahrens hat der Teilungsrichter 
nach ſeinem beſten richterlichen Ermeſſen den Teilungsplan 
aufzuſtellen, und dieſer ſoll bindend ſein, wenn nicht im Ver⸗ 
teilungstermin Widerſpruch erhoben und demnächſt vor dem 
Prozeßrichter verfolgt wird. Im vorliegenden Falle war nun 
nach Eingang des durch Beſchluß vom 8. Dezember 1905 
berichtigten Urteils des LG. zu D. im Anſchluß an deſſen 
Entſcheidung und unter Berückfichtigung der inzwiſchen geänderten 
Sachlage ein neuer — „geänderter“ — Teilungsplan aufgeſtellt 
und Teilungstermin auf den 22. Januar 1906 anberaumt. 
In dieſem Termin iſt Kläger, und ebenſo ſein Anwalt, trotz 
erfolgter Ladung nicht erſchienen, ein Widerſpruch von ihm alſo 
gar nicht erhoben. Danach war aber für Kläger dieſer 
Teilungsplan Überhaupt unanfechtbar geworden, und der Be⸗ 
klagte hatte jetzt lediglich dieſen Plan zur Ausführung zu 
bringen; zur Zurückbehaltung eines Teilbetrages der zu ver⸗ 
teilenden Summe und Hinterlegung derſelben zu einer Streit⸗ 
maſſe fehlte es an jedem geſetzlichen Grunde. Es könnte 
vielleicht noch das Bedenken erhoben werden, ob, nachdem die 
Entſcheidung des Prozeßrichters auf den vom Kläger im erſten 
Teilungstermin erhobenen Widerſpruch ergangen war, überhaupt 
noch ein weiterer Teilungsplan mit den geſetzlichen Folgen aufs 
geſtellt werden konnte. Nach der vorliegenden Sachlage iſt 
aber auch in dieſer Beziehung das Verfahren des Beklagten 
nicht zu mißbilligen. Das Urteil des LG. in ſeiner urſprüng⸗ 
lichen Faſſung entſprach nicht dem § 880 8P O.: es hatte 
weder ein anderweites Verteilungsverfahren und Aufſtellung 
eines neuen Teilungsplans angeordnet, noch hatte es beſtimmt, 
an wen und zu welchen Beträgen ausgezahlt werden ſollte. 
Da aber letzteres nicht geſchehen, der bisherige Teilungsplan 
aber vom LG. mißbilligt war, ſo blieb dem Beklagten, wenn 
es auch nicht ausdrücklich angeordnet war, um überhaupt zu 
Ende zu kommen, gar nichts anderes übrig, als in ein weiteres 

Verteilungsverfahren einzutreten. Hierbei traten nun ganz neue 
für die Teilung erhebliche Umſtände ein: das allgemeine An⸗ 
erkenntnis, daß eine bisher nicht berückſichtigte Mietforderung 
einer Witwe Kr. vorgehen müſſe, das Anerkenntnis des Klägers, 
daß er auf ſeine Forderung 500 & erhalten und dieſelbe ſich 
um dieſen Betrag ermäßige und endlich die Überreichung ver⸗ 
ſchiedener Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchlüſſe ſeitens des 
Klägers, nach welchen ihm Teilbeträge der Forderungen der 
mitbeteiligten Gläubigerin Witwe A. auf die hinterlegte 
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Summe überwieſen waren. Bei dieſer Sachlage erging dann 
auf Grund des 8 319 ZPO. der Berichtigungsbeſchluß des 
landgerichtlichen Urteils, nach welchem der damaligen Sach⸗ 
lage entſprechend die hinterlegte Summe verteilt wurde. Un⸗ 
möglich konnten aber die erwähnten inzwiſchen hervorgetretenen 
neuen Tatſachen, da ſie nach dem Urteil lagen, unberück⸗ 
ſichtigt bleiben, und der Beklagte handelte daher ſachentſprechend, 
wenn er nunmehr dem Urteil gemäß unter Berückſichtigung der 
ſpäter eingetretenen Umſtände nochmals einen Teilungsplan 
aufſtellte und auf deſſen Grundlage weiter verhandelte. Danach 
trifft auch in dieſer Richtung den Beklagten kein Verſchulden; 
es hat ſich vielmehr der Kläger dadurch, daß er im Verteilungs⸗ 
termine ausblieb und Widerſpruch nicht erhob, lediglich ſelbſt 
zuzuſchreiben, daß ſeine Anſprüche vor dem Prozeßrichter nicht 
zum Austrag gekommen find. S. c. Sp., U. v. 15. Jan. 09, 
246/08 III. — Düſſeldorf. 
25. 5 717 8PO. Aber den nicht liquiden Erſtattungs⸗ 
antrag aus 8 717 Abſ. 2 kann das RG. nicht erkennen.] 
Dem in der Reviſionsinſtanz von dem Beklagten geltend 
gemachten Schadenserſatzanſpruch aus 8 717 Abſ. 2 880. 
konnte ſeitens des Reviſionsgerichts nicht ſtattgegeben werden. 
Der Zuläſſigkeit des Anſpruchs ſteht nach der Rechtſprechung 
des RG. der Umſtand nicht entgegen, daß das für vorläufig 
vollſtreckbar erklärte Urteil des LG., auf Grund deſſen der 
Kläger Vollſtreckungen gegen den Beklagten vorgenommen hat, 
von dem BG. durch ein von einem Eid des Klägers bedingtes 
Urteil erſetzt worden iſt, denn auch in dieſem Falle handelt es 
ſich um eine in der Sache ſelbſt ergehende abändernde Ent⸗ 
ſcheidung im Sinne des 8 717 Abſ. 2 ZPO. und nicht etwa 
nur um eine Aufhebung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des 
landgerichtlichen Urteils. (RGB. 64, 278; JW. 07, 519) 
Das Reviſionsgericht iſt jedoch, wie bereits bei der Beurteilung 
eines in der Reviſionsinſtanz auf Grund des durch § 717 
Abſ. 2 8POO. (n. F.) erſetzten 8 655 Abſ. 2 8 PO. (a. F.) 
geſtellten Erſtattungsantrags anerkannt worden iſt, nicht in der 
Lage, tatſächliche Feſtſtellungen zu bewirken. (RG. 27, 44.) 
Solcher tatſächlichen Feſtſtellungen nach Beweiserhebung bedarf 
es nach den von dem Prozeß bevollmächtigten des Klägers ab⸗ 
gegebenen Erklärungen zu allen Schadenserſatzpoſten des Bes 
klagten. Nach 8 537 ZPO. hat demnächſt vor dem BG. 
zwecks Erledigung des von ihm erlaſſenen bedingten Urteils 
eine mündliche Verhandlung ſtattzufinden. K. u. P. c. W., 
U. v. 18. Jan. 09, 221/08 IV. — Königsberg. 
Konkurs ordung. 
26. 5 37 KO. Unklarheit der Urteilsformel bei Ver⸗ 
wirklichung einer der Verurteilung beigefügten Maßgabe.] 
Nach 8 37 KO. hat hiernach der Beklagte die aus dem 
Vermögen des Gemeinſchuldners weggegebene Hypothek zur 
Konkursmaſſe zurückzugewähren. Dieſen Rückgewährungsanſpruch 
hat der Konkursverwalter hier in der Art geltend gemacht, daß 
er vom Beklagten Löſchungsbewilligung forderte. Unter Um⸗ 
ſtänden würde den Intereſſen der Konkursgläubiger mit einer 
Löſchung der angefochtenen Hypothek nicht gedient ſein, ſo beim 
Vorhandenſein von Nachhypotheken, die den Vorteil aus der 
Anfechtung durch Aufrücken an ſich zögen. Auch der An 
fechtungsgegner mag unter Umſtänden verlangen können, daß 
ihm die Rückgewähr auf andere Weiſe als durch Löschung nach⸗ 


n 


auf 
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gelaſſen werde; Umſtände ſolcher Art find aber hier vom Bes 
llagten nicht geltend gemacht. Grundſätzlich iſt der Löſchungs⸗ 
anſpruch als in den Rahmen des 8 87 4. a. O. fallend 
anzuerkennen. Einen anderen grundſätzlichen Standpunkt nimmt 
auch das Urteil des RG. vom 19. Januar 1893, RG. 30, 90 
nicht ein. Wenn nun das BG. gleichwohl die durch das LG. 
ausgeſprochene Verurteilung zur Löſchungsbewilligung durch die 
der Zurückweiſung der Berufung beigefügte „Maßgabe“ — daß 
der Kläger Löſchung der Hypothek nur verlangen könne, falls 
die Grundſtücke nicht anders verwertet werden können — ein⸗ 
ſchränkt, fo kann dadurch unmöglich der Beklagte beſchwert fein; 
die Einſchränkung kann nur den Klägern oder genauer den 
Konkursgläubigern, in deren Intereſſe die Klage erhoben iſt, 
zum Nachteile gereichen. Dies gilt ſowohl ſachlich, als auch 
von dem prozeſſualen Standpunkte aus, von dem die Reviſion 
geltend macht, daß dem BU. durch jene „Maßgabe“ die ers 
forberlihe Beſtimmtheit fehle. Sollte dieſer Umſtand zu 
Schwierigkeiten bei der Vollſtreckung des Urteils führen, ſo 
würde auch das nur den Konkursgläubigern, nie den Beklagten, 
nachteilig ſein können. Übrigens bleibt, genau betrachtet, die 
durch das LG. erfolgte Verurteilung zur Löſchungsbewilli⸗ 
gung von der „Maßgabe“, daß (auf Grund dieſer Löſchungs⸗ 
bewilligung) die Löſchung nur unter der vom BG. bezeichneten 
Votausſetzung ſolle verlangt werden können, ganz unberührt. 
Es iſt nicht klar, wie ſich das BG., in dem doch hier allein in 
Betracht kommenden Verhältniſſe der Parteien untereinander, 
die praktiſche Verwirklichung der „Maßgabe“ gedacht hat. Aber 
auch dieſe Unklarheit kann allein den Kläger beſchweren. 
L. e. P.s Konk., U. v. 22. Jan. 09, 189/08 VII. — Poſen. 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869/29. Juli 1900. 
7. SS 81 ff., 90 GewO. Zwangsinnung. Rechtsweg 
hegen Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung 7] 
„Die verklagte Zwangsinnung hat am 14. Oktober 1907 
enen Beſchluß gefaßt, durch den es ihren Mitgliedern, zu 
welchen der Kläger gehört, unterſagt wird, die Preiſe für 
Reparuturen an Uhren und Goldwaren öffentlich bekannt zu 
heben. Der Kläger, der behauptet, daß dieſer Beſchluß ſpeziell 
gegen ihn und einige andere Innungsmitglieder gerichtet ſei, 
hat Klage gegen die Innung erhoben mit dem Antrag, feſt⸗ 
hufellen, daß der erwähnte Beſchluß für ihn unwirkſam und 
c nach wie vor berechtigt ſei, die Preiſe für feine Waren und 
Arheiten öffentlich bekannt zu machen. Das OLG. hat die 
Ange wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen, und 
dieſer Amahme, ſowie ihrer Begründung iſt beizutreten. Der 


Auageanſpruch iſt in den Vorinſtanzen nicht, wie zur Begründung 


de Reviſion aufgeſtellt wird, auf unerlaubte Handlung ge⸗ 
gründet und nicht auf Unterlaſſung aus dieſem Grunde gerichtet, 
ſendem ausdrücklich und auschließlich auf llberſchreitung der 
geſetlichen und ſtatutariſchen Befugnis der Innung zur Regelung 
ber geschäftlichen und gewerblichen Verhältniſſe ihrer Mitglieder 
heut mit dem Begehren, den Beſchluß der Innung für 
mnhirkſam zu erklären. Inſoweit iſt aber der Rechtsweg nicht 
Wälig. Die Zwangsinnungen find, wie das O8 G. mit Recht 
mm, Körperſchaften des öffentlichen Rechts (RG. 42, 
8. 358, 360; v. Landmann, GewO. 5 A. zu 8 81 Bem. 3d), 
Ye mit der Genehmigung der Statuten durch die obere Ver⸗ 
walhungsbehörde in Kraft treten (88 84, 100 e GewO.) . Wenn 
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nun auch der Reviſion zuzugeben ſein mag, daß Beſchlüſſe der 
Innung, durch welche deren Mitglieder in der Art der Aus⸗ 
übung ihres Gewerbes beſchränkt werden, und deren Durch⸗ 
führung durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden kann (GewO. 
§ 920), Eingriffe in deren Privatrechts ſphäre enthalten 
können, ſo folgt daraus nicht, daß zur Abwehr dieſer Emgriffe 
der ordentliche Rechtsweg, ins beſondere eine Klage der vor⸗ 
liegenden Art gegeben iſt. Es trifft das jedenfalls nach 8 13 
GVG. dann nicht zu, wenn bezüglich der ſich ergebenden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden dem 
Geſetze zu entnehmen iſt. Letzteres iſt aber hier der Fall. 
Die Einrichtung ſowohl der freien Innungen als der Zwangs⸗ 
innungen bezweckt die Förderung der gemeinſamen Intereſſen 
ihrer Mitglieder und des betreffenden Gewerbes zugleich im 
öffentlichen ſtaatlichen Intereſſe. Dem entſpricht die in einer 
Reihe von Beſtimmungen der GewO. vorgeſehene Unterſtellung 
der Innungen unter die Aufſicht der Verwaltungsbehörden, die 
auch dazu geführt hat, die Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit 
von Beſchlüſſen der Innungen, wie ein ſolcher hier in Frage 

ſteht, gleichfalls dieſen zu überweiſen. (Wird ausgeführt.) 

Wenn daher der Kläger im gegebenen Falle behauptet, der 
von ihm angefochtene Beſchluß verſtoße gegen 8 100 Gew., 

der für Zwangsinnungen die Beſchränkung der Mitglieder in der 

Feſtſetzung der Preiſe ihrer Waren oder Leiſtungen, oder in 

der Annahme von Kunden verbietet, ſo hätte er, um Abhilfe 

zu erzielen, die der Innung vorgeſetzte Aufſichtsbehörde an⸗ 

gehen, eventuell gegen eine etwa feſtgeſetzte Ordnungsſtrafe 

Beſchwerde nach § 92 cit. einlegen müſſen. Die Zuläſſigkeit 

des Rechtsweges wird durch die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 

behörden ausgeſchloſſen. Durch den bezogenen 8 13 GVG. 

ſoll der Möglichkeit des poſitiven Kompetenzkonflikts vorgebeugt 

werden. B. c. Zwangsinnung uſw., U. v. 8. Jan. 09, 

373/08 II. — Düſſeldorf. 

Grundbuchordnung. 

28. 88 71, 80 GBO. Zuläſſigkeit des Beſchwerde⸗ 
verfahrens bez. einer vom Beſchwerdegericht angeordneten und 
ausgeführten Eintragung? Iſt eine erneut eingelegte Beſchwerde 
zuläſſig 2] 

S. erwarb mittels notariellen Kaufvertrages vom 17. Sep⸗ 
tember 1903 ein in Bayern gelegenes Grunbftüd von den Ehe⸗ 
leuten W. für 36 500 , von denen 35000 & verein barungs⸗ 
gemäß geſtundet und im Hypothekenregiſter eingetragen wurden. 
Im ſpäteren Grundbuchanlegungsverfahren bewilligte S. als 
Grundſtückseigentümer nur für einen Kaufgelderreſt von 20 000 4 
die demnächſt auch bewirkte Eintragung einer Sicherungshypothek. 
Den Antrag der Erben des Ehemannes W., auch für den Reſt⸗ 
betrag von 15 000 & eine Sicherungs hypothek einzutragen, 
lehnte das Grundbuchamt ab. Auf Beſchwerde der Erben wies 
jedoch das LG. durch Beſchluß das Grundbuchamt an, von dem 
erhobenen Bedenken Abſtand zu nehmen. Daraufhin erfolgte 
die Eintragung der verlangten weiteren Sicherungshypothek von 
15000 &. Die von S. erhobene Beſchwerde wies das LG. 
zurück, weil eine Eintragung im Beſchwerdewege nicht an⸗ 
gefochten werden könne. Gegen dieſen Beſchluß richtete S. 
weitere Beſchwerde. Das Bay Obs. wollte fie gleichfalls 
zurückweiſen, ſah ſich jedoch hieran gehindert durch zwei entgegen⸗ 
ſtehende Beſchlüſſe des K&B. in Berlin vom 23. März 1903, 
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abgedr. bei Mugdan⸗Falkmann, OL GRſpr. 7, 375, und vom 
19. Oktober 1905, abgedr. a. a. O. 12, 145 und in Entſch F G. 6, 247. 
Das RG. wies die Beſchwerde zurück: Nach § 80 Abf. 3 GBO. 
finden auf die weitere Beſchwerde, ſoweit nicht für ſie in den 
beiden vorhergehenden Abſätzen des Paragraphen abweichende 
Beſtimmungen getroffen ſind, die Vorſchriften über die Beſchwerde 
entſprechende Anwendung. Nach dieſer allgemeinen Faſſung des 
Geſetzes muß auch § 71 Abſ. 2 GB., deſſen Inhalt zweifellos 
durch die Sonderbeſtimmungen des § 80 Abſ. 1, 2 nicht berührt 
wird, für das weitere Beſchwerdeverfahren dahin Geltung haben, 
daß mit der weiteren Beſchwerde gegenüber einer vom Beſchwerde⸗ 
gericht angeordneten und ausgeführten Eintragung Beſeitigung 
der letzteren dann, wenn ſie ſich nach ihrem Inhalt als unzuläſſig 
erweiſt, in allen übrigen Fällen Eintragung eines Widerſpruchs 
verlangt werden kann. Nicht ganz ſo zweifelsfrei iſt die Ent⸗ 
ſcheidung der anderen Frage, ob den Beteiligten zur Erreichung 
dieſes Zieles nur das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde 
gegeben iſt oder ihnen auch der Weg erneuter Angehung der 
Vorinſtanzen offengelaſſen werden muß. Es handelt ſich nur 
darum, ob bei völlig unveränderten Verhältniſſen das Beſchwerde⸗ 
gericht ſeine früher erlaſſene Entſcheidung beliebig aufheben oder 
abändern darf und demzufolge verpflichtet iſt, eine erneut ein⸗ 
gelegte Beſchwerde, ſo oft auch die Einlegung wiederholt wird, 
jedesmal durch Sachentſcheidung zu erledigen. Das war mit 
dem BayoObs G. zu verneinen. Allerdings find die Ent⸗ 
ſcheidungen in Grund buchſachen keiner Rechtskraft fähig. Aber 
der hieraus zu ziehenden Folgerung, daß ſie ſonach jederzeit 
zurückgenommen werden können, tritt die Vorſchrift des 8 80 
Abſ. 2 GBO. entgegen, indem fie der Einlegung der weiteren 
Beſchwerde die Wirkung beimißt, daß damit die Befugnis der 
unteren Inſtanzen, ihre Entſcheidung abzuändern, aufhört. Ihr 
liegt der Geſichtspunkt zugrunde, es ſolle im Intereſſe der Her⸗ 
ſtellung einer einheitlichen Rechtſprechung in Grundbuchſachen 
der oberſten Inſtanz eine hierzu dargebotene Gelegenheit nicht 
durch die unteren Inſtanzen entzogen werden dürfen (vol. 
Denkſchrift zum Entwurf einer GBO. S. 44). Dieſer Zweck 
würde in einer den Abſichten des Geſetzgebers zuwiderlaufenden 
Weiſe vereitelt werden, wenn dem Beſchwerdegericht geftattet 
würde, dasjenige, was ihm für den Fall der Einlegung der 
weiteren Beſchwerde unterſagt iſt, auf Grund erneuter Ein⸗ 
legung einer erſten Beſchwerde zu tun. Grundbuchſache von L., 
Beſchl. des V. 38S. v. 28. Jan. 09, B 168/08 V. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz. 

29. § 55 3G. in Verb. mit 88 1120, 823, 826 BGB. 
Einrede der Argliſt in einem Streit über ein der Verſteigerung 
entgegenſtehendes Recht.] 

Das BG. ſcheint die Einrede der Argliſt in einem Streit 
im Zwangsverſteigerungsverfahren über ein angebliches der 
Verſteigerung entgegenſtehendes Recht überhaupt für unzuläſſig 
zu halten, denn es führt aus: dieſe Einrede könnte zwar in 
gewiſſen Fällen gegen den Herausgabeanſpruch des Eigentümers 
geltend gemacht werden, aber hier handle es ſich nicht um einen 
Herausgabeanſpruch der Klägerin, ſondern um deren Verteidigung 
gegen den Verſuch des Beklagten, ihm nach 8 1120 BGB. 
nicht zuſtehende Rechte an dem Inventar im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren durchzuſetzen; nicht die Klägerin handle 
argliſtig, ſondern umgekehrt der Beklagte. Weiter wird hervor⸗ 
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gehoben, daß die argliſtige Verleitung des Beklagten zu der 
Hypothekenveränderung erſt nach dem Eigentumserwerb der 
Klägerin an dem Inventar ſtattgefunden haben ſolle, dieſen 
Erwerb alſo nicht beeinflußt haben könne, daß aber auch nicht 
etwa die Hypothekenveränderung vom Beklagten wegen Argliſt 
angefochten worden ſei. Dem Beklagten könnte demnach 
höchſtens ein Schadenerſatzanſpruch aus 88 823 Abſ. 2, 826 BGB. 
zuſtehen; da aber eine Wiederherſtellung des Zuſtandes, wie er 
ohne die argliſtige Täuſchung beſtanden haben würde, un⸗ 
möglich ſei, indem die Klägerin den einmal gelöſchten Hypothek⸗ 
poſten nicht wieder ins Leben zu rufen vermöge, würde ſich der 
Anſpruch des Beklagten auf eine Geldentſchädigung beſchränken, 
die in dem gegenwärtigen Verfahren nicht geltend gemacht 
werden könnte. — Dieſe Ausführungen gehen fehl. Nach § 55 
Abſ. 2 3G. hätte das Inventar, da es ſich im Beſitze des 
Schuldners befand, mitverſteigert werden müſſen. Dies war 
durch den Widerſpruch der Klägerin verhindert worden und 
dieſe hatte nun die Aufgabe, ihr der Verſteigerung angeblich 
entgegenſtehendes Recht, ihr Eigentum alſo, nachzuweiſen. Und 
zwar hatte ſie es im vorliegenden Prozeſſe dem Beklagten, als 
dem beteiligten Gläubiger gegenüber, nachzuweiſen, woraus ſich 
ohne weiteres ergibt, daß das Recht geeignet ſein mußte, gegen 
den Beklagten durchgeſetzt zu werden. Das iſt nicht der Fall, 
wenn der Beklagte geltend machen kann, daß die Durchführung 
des Eigentumsanſpruchs ihm gegenüber argliſtig ſein würde. 
Dieſe Behauptung hat er aufgeſtellt. Nach ſeiner Darſtellung 
iſt durch argliſtiges Verfahren der Klägerin herbeigeführt 
worden — nicht daß die Klägerin das Eigentum am Inventar 
erwarb, wohl aber — daß hinterher ſein Pfandrecht am In⸗ 
ventar unterging und gerade dadurch die Klägerin in den 
Stand geſetzt wurde, der Mitverſteigerung des Inventars für 
ſeine Hypothekenforderung auf Grund ihres Eigentums zu 
widerſprechen. (Wird ausgeführt.) Die Geltendmachung dieſes 
Anſpruchs kann auch keine Schwierigkeiten im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren hervorrufen. Wird er in dieſem Prozeſſe 
begründet befunden, ſo wird der Klägerin dem Beklagten gegen⸗ 
über das Recht abgeſprochen, der Mitverfteigerung des ſtreitigen 
Inventars zu widerſprechen, und ſie wird auf die Widerklage 
des Beklagten verurteilt, ihm gegenüber den Fortgang der vor⸗ 
läufig eingeſtellten Immobiliar⸗Zwangsvollſtreckung bezüglich des 
Inventars zu dulden. K. c. L., U. v. 16. Jan. 09, 24/08 V. 
— (Celle. 

Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884. 

30. 8 51 UVG. Schadenserſatzanſpruch des Verletzten 
gegen den Betriebsunternehmer wegen verſäumter Anzeige des 
Unfalls bei der Ortspolizeibehörde.] 

Der Kläger, der bei der Beklagten ſeit dem Jahre 1892 
bis zum Jahre 1905 in Stellung war, erlitt im Jahre 1898 
in ihrem Betrieb einen Unfall, den ſie der Vorſchrift im 8 51 
UVG. vom 6. Juli 1884 zuwider der Ortspolizeibehörde nicht 
anzeigte, obwohl er zu ihrer Kenntnis gebracht worden war. 
Die Folge dieſes Unfalls iſt nach der Behauptung des Klägers 
ein Nervenleiden, das ihn völlig erwerbsunfähig mache; er it 
der Anſicht, daß er, wenn die Beklagte ihrer Anzeigepflicht 
nachgekommen wäre, von der Fuhrwerksberufsgenoſſenſchaft eine 
Jahresrente von 1040 & erhalten haben würde; durch die 
Unterlaſſung der Anzeige ſei er des Anſpruchs darauf verluſtig 
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gegangen. Er fordert des wegen von der Beklagten Schadenserſatz. 
Das KG. wies die Klage ab. RG. beſtätigte: Die Anſicht 
des Klägers, daß, wenn die Beklagte gemäß 8 51 UVG. a. F. 
jene Anzeige bewirkt hätte, ihm dadurch, daß die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft die Angelegenheit von Amts wegen „bearbeitet“ 
hätte, der Anſpruch auf Rente erhalten geblieben wäre, auch 
wenn ſich die Folgen des Unfalls noch ſo ſpät eingeſtellt hätten, 
iſt nicht richtig. Sie beruht augenſcheinlich auf der von der 
Berufsgenoſſenſchaft dem LG. auf deſſen Anfrage erteilten Aus⸗ 
kunft vom 15. November 1906, daß, wenn der Unfall von der 
Beklagten rechtzeitig angezeigt worden wäre, die Unfallſache von 
ihr, „wahrſcheinlich“ von Amts wegen bearbeitet worden wäre, 
eine Auskunft, die offenbar in der nach dem Vorbringen des 
Klägers in der I. Inſtanz auch zutreffenden Annahme erteilt 
worden iſt, daß die die Erwerbsunfähigleit auf längere Zeit 
herbeiführenden Folgen des Unfalls bereits kurz nach dieſem 
ſich bemerkbar gemacht haben. Allein nur in dem Falle, daß 
jene „Bearbeitung“ zur Feſtſtellung einer Entſchädigung von 
Amts wegen geführt hätte, — worunter im Sinne der 88 59 a. F., 
72 n. F. auch die Ablehnung einer folchen zu verſtehen iſt (vgl. 
amtl. Nachrichten des RVA. 1901 S. 172 Nr. 1833 Rekurs⸗ 
entscheidung des erweiterten Senats vom 15. Dezember 1900), — 
würde es einer Anmeldung des Entſchädigungsanſpruchs ſeitens 
des Klägers bei der Berufsgenoſſenſchaft nicht bedurft haben, 
um den Einwand des Friſtablaufs nach 8 59 a. F., bzw. 72 n. F. 
Abſ. 1 auszuſchließen. Nun iſt aber der Kläger nach feinem 
Vorbringen in der II. Inſtanz infolge des Unfalls nur in der 
Zeit vom 9. bis 21. September 1898 krank und erwerbsunfähig 
geweſen; erſt im Jahre 1905, bis wohin er immer im Dienſte 
der Beklagten tätig war, haben ſich wieder Folgen des Unfalls 
geneigt, die zur Erwerbsunfähigkeit geführt haben; er hat auch 
jedenfalls während dieſer Zeit einen Entſchädigungsanſpruch 
ncht geltend gemacht. Eine Anzeige des Unfalls ſeitens der 
Beklagten bei der Ortspolizeibehörde würde daher weder zur 
Feſttellung einer Entſchädigung, noch, wenn ſolche vom Kläger 
überhaupt geltend gemacht worden wäre, zu einer Ablehnung 
ſetens der Berufsgenoſſenſchaft geführt haben; dieſe würde 
vielmehr, wenn fie überhaupt ein Verfahren eingeleitet hätte, 
dieſes auf ſich haben beruhen laſſen, weil bei der kurzen Dauer 
der Erwerböunfähigkeit eine von ihr zu gewährende Entſchädi⸗ 
gung nicht in Frage kam ($ 53 a. F., Woedtke, Gu VG. 5. Aufl. 
u 5 72 Anm. 1 sub b). Der Kläger wäre mithin auch in 
dieſem Fall verpflichtet geweſen, den Entſchädigungsanſpruch, 
denn ſich innerhalb zweier Jahre feit dem Unfall feine Erwerbs⸗ 
fähigkeit beſchränkende Folgen bemerkbar gemacht hätten, inner⸗ 
halb diefer Friſt (8 59 a. F. Abſ. 1) und wenn jenes erſt nach 
Ablauf diefer Friſt geſchah, innerhalb angemeſſener Friſt, bzw. 
innerhalb 3 Monaten (8 59 a. F., bzw. 72 n. F. Abſ. 2) bei der 
Baufsgenoſſenſchaft anzumelden. So hat denn auch das RA. in 
oben erwähnten Rekursentſcheidung ausgeſprochen, daß, 
wenn eine Berufsgenoſſenſchaft das Feſtſtellungs verfahren von 
Autz wegen eingeleitet, aber nicht durch förmlichen Beſcheid 
zum Abſchluß gebracht hat, ſie nicht gehindert iſt, den Einwand 
das Frifablaufs nach 8 59 Abſ. 1 a. F., bzw. 8 72 Abſ. I n. F. 
mt Erfolg zu erheben, und es hat dabei noch darauf hin⸗ 
gevieſen, daß erſt recht nicht die bloße Erſtattung der Unfall 
anzeige gemäß 8 51 a. F., bzw. 8 63 n. F. genüge, um die 
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Berufsgenoſſenſchaft der Verjährungseinrede zu berauben, und 
daß bei gegenteiliger Auffaſſung für alle gemeldeten Unfälle 
die Vorſchriften über die Ausſchließung des Anſpruchs bei nicht 
rechtzeitiger Anmeldung des letzteren durch den Entſchädigungs⸗ 
berechtigten ſelbſt bedeutungslos ſein würden. Es hat auch 
das RWA. ferner in der Rekursentſcheidung vom 30. September 
1889 (Handbuch der UV. 2. Aufl. zu 8 59 Nr. 3) ausgeſprochen: 
„Die Anzeigen eines Unfalls gemäß 8 51 find zu unterſcheiden 
von den Anmeldungen eines Entſchädigungsanſpruchs gemäß 
8 59 Abſ. 1; jene. Anzeigen wahren den Anſpruch nicht“, 
und weiter in einer Rekursentſcheidung vom 25. Januar 1893 
— abgedruckt in den amtl. Nachrichten 1893 Nr. 1230 a. E. 
S. 178 oben —, daß die förmliche Unfallanzeige gemäß 8 51 
den Verletzten von der ihm nach 8 59 Abf. 1 obliegenden Ver⸗ 
pflichtung nicht entbinde, ſeinen Entſchädigungsanſpruch an der 
zuſtändigen Stelle anzumelden, wenn die Entſchädigung nicht 
von Amts wegen feſtgeſetzt worden ſei. Und zwar find Diele 
Entſcheidungen zu einer Zeit ergangen, wo die Anſicht des RVA. 
noch eine andere war, als die in der vorerwähnten Entſcheidung 
vom 15. Dezember 1900 zum Ausdruck gelangte, wo die Anſicht 
vielmehr — wie in dieſer Entſcheidung dargelegt iſt — noch 
dahin ging, daß ſchon die von Amts wegen erfolgte Einleitung 
eines nicht zu Ende geführten Feſtſtellungs verfahrens die ſpätere 
Geltendmachung der Verjährung des Entſchädigungsanſpruchs 
hindere. Hiernach war der Kläger unter allen Umſtänden ver⸗ 
pflichtet, ſeinen Entſchädigungsanſpruch bei der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft gemäß $ 59 a. F. Abf. 2, bzw. 8 72 n. F. Ab. 2 recht⸗ 
zeitig anzumelden, und zwar auch dann, wenn die Beklagte den 
Unfall gemäß 8 51 a. F. bei der Ortspolizeibehörde angezeigt 
hätte. In dem Falle der mehrerwähnten Rekursentſcheidung 
vom 15. Dezember 1900 hatte der Unternehmer dieſe Anzeige 
erſtattet, gleichwohl wurde infolge Nichtanmeldung des Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruchs durch den Verletzten binnen 2 Jahren ſeit 
dem Unfall Verjährung des Anſpruchs angenommen, weil die 
Berufsgenoſſenſchaft ein Feſtſtellungsverfahren zwar eingeleitet, 
eine Feſtſtellung aber nicht getroffen hatte. Unter der letzteren 
Vorausſetzung iſt die dem Unternehmer obliegende Anzeige bei 
der Polizeibehörde ohne jede Bedeutung für die Aufrechterhaltung 
des Entſchädigungsanſpruchs, ſie iſt es aber unter allen Um⸗ 
ſtänden in dem hier vorliegenden Fall, wo eine einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch begründende Folge des Unfalls erſt nach 
Ablauf der im Abſ. 1 geſetzten Friſt ſich bemerkbar gemacht hat. 
Nicht die Unterlaſſung der der Beklagten obliegenden Anzeige 
des Unfalls bei der Ortspolizeibehörde, ſondern einzig und allein 
die Unterlaſſung der dem Kläger obliegenden Anmeldung des 
Entſchädigungsanſpruchs bei der Berufsgenoſſenſchaft nach Abſ. 2 
hat den behaupteten Verluſt des Entſchädigungsanſpruchs herbei⸗ 
geführt (vgl. auch Rofin, das Recht der Arbeiterverſicherung, 
I. S. 744 bei und in Anm. 26). P. c. A. O.⸗Geſellſchaft, 
U. v. 4. Jan. 09, 617/07 VI. — Berlin. 

Reichserbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 

31. 55 5, 61 RErbiäft®. in Verb. mit 88 1030 ff., 
1630, 1638, 1649 ff, 1666, 1680 BGB. „Bereicherung“ 
des im Teſtament Bedachten. Unterſchied zwiſchen der Nutz⸗ 
nießung des „Nießbrauchers“ und des elterlichen Nutznießers.] 

Dem Bert. kann in feiner Annahme nicht beigetreten 
werden, daß ſchon feſtſtehe, der Klägerin fei durch das Teſtament 
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nicht mehr zugewendet worden, als ihr ſchon kraft des Geſetzes 
gebühre. Zugewendet iſt ihr die Verwaltung und der „Nieß⸗ 
brauch“ am Erbteil der Kinder. Das BGB. unterſcheidet 
begrifflich von dem Nießbrauch an Sachen, an Rechten und 
an einem Vermögen, insbeſondere einer Erbſchaft (88 1030 
bis 1089), die dem Vater und nach deſſen Tode der Mutter 
kraft elterlicher Gewalt zuſtehende „Nutznießung“ am Vermögen 
des Kindes (SS 1649, 1684). Mit dieſer Nutznießung iſt 
regelmäßig das Recht und die Pflicht zur Verwaltung des 
Vermögens des Kindes verbunden (588 1630, 1638). Zwar 
erwirbt die Mutter die Nutzungen des ihrer Nutznießung unter⸗ 
liegenden Vermögens nach 8 1652 im allgemeinen „in ber: 
ſelben Weiſe und in demſelben Umfange wie ein Nieß braucher“. 
Es bleiben aber dennoch, wie die 88 1653 — 1683 ergeben, 
gewiſſe Unterſchiede in den Rechten und Pflichten, die einerſeits 
mit dem Nießbrauch, andererſeits mit der elterlichen Nutznießung 
verbunden ſind. Der BerR. führt hierzu aus, zwar endige die 
Nutznie ung der Mutter, wenn ſich das Kind verheiratet, 
während dies beim Nießbrauch nicht der Fall ſei, die Mutter 
könne ſich aber die Nutznießung bis zur Volljährigkeit dadurch 
erhalten, daß ſie zur früheren Verheiratung des Kindes die 
erforderliche elterliche Einwilligung verſage (SS 1305, 1661). 
Hiergegen kommt jedoch in Betracht, daß die Mutter die Ver⸗ 
weigerung der Einwilligung pflichtmäßig nicht erklären darf und 
deshalb die Nutznießung verliert, falls nicht ſachliche Gründe 
der Erteilung der Einwilligung entgegenſtehen. Ein ſolcher 
Verluſt tritt jedoch für ſie nicht ein, ſoweit ihr Recht zur 
Nutzung des Kindesvermögens auf den letztwillig eingeräumten 
Nießbrauch und nicht bloß auf der Nutznießung kraft elterlicher 
Gewalt beruht. Die Klägerin iſt hiernach als bloße Inhaberin 
der elterlichen Gewalt ſchlechter geſtellt, als ſie es als „Nieß⸗ 
braucherin“ des Kindesvermögens iſt. Auch darin iſt dem Ber R. 
nicht beizutreten, daß den SS 1666 und 1680 BGB. ein 
Unterſchied zwiſchen dem Nießbraucher und dem Inhaber der 
elterlichen Nutznießung nicht zu entnehmen wäre. Nach 5 1666 
kann der Mutter die elterliche Nutznießung am Vermögen des 
Kindes völlig entzogen werden, wenn ſie das Recht des Kindes 
auf Gewährung des Unterhalts verletzt und für die Zukunft 
eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt. 
Dagegen kann eine ſolche Entziehung der Nutzung nicht auch 
hinſichtlich des Nießbrauchs am Kindesvermögen erfolgen, der 
der Mutter letztwillig zugewendet worden iſt. Die Mutter 
kann vielmehr nur dazu angehalten werden, ihre Pflicht zur 
Gewährung des Unterhalts des Kindes zu erfüllen. Der BerR. 
tritt einer ſolchen Folgerung mit der Ausführung entgegen, 
daß durch den $ 1638 BGB. das von Todes wegen erworbene 
Kindesvermögen hinſichtlich der elterlichen Verwaltung dem 
ſonſtigen Vermögen gleichgeſtellt ſei, wofern nicht der Erblaſſer 
dies ausdrücklich ausgeſchloſſen habe, daß im vorliegenden Falle 
die Erbteile der elterlichen Verwaltung gerade ausdrücklich unter⸗ 
ſtellt ſeien, und daß mit der Entziehung der Verwaltung auch 
nach dem Teſtament der nur für deren Dauer vermachte Nieß⸗ 
brauch ende. Der § 1666 Abſ. 2 ergibt aber nur, daß dem 
Vater oder der Mutter die kraft elterlicher Gewalt zu⸗ 
ſtehende Verwaltung und Nutznießung des Kindesvermögens 
unter den dort] beſtimmten Vorausſetzungen entzogen werden 
darf, nicht aber die aus irgendeinem anderen beſonderen Rechts⸗ 


titel ihnen zuſtehende Befugnis zur Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung. Der § 1638 entzieht zwar gewiſſe Vermögensſtücke 
der Kinder der Verwaltung der Eltern, beſtimmt aber nichts 
über den ſpäteren Fortfall des Nießbrauchs und der Verwaltung 
an dem Kindesvermögen, die den Eltern durch Vertrag oder 
letztwillige Verfügung eingeräumt ſind. Dasſelbe wie vom 
8 1666 Abſ. 2 gilt auch hinſichtlich des Verluſtes der elter⸗ 
lichen Nutznießung im Falle der Verwirkung der elterlichen 
Gewalt im Falle des 8 1680 BGB. Auch ſonſt find mehr⸗ 
fache Unterſchiede zwiſchen den Rechten des Nießbrauchers und 
des elterlichen Nutznießers vorhanden. Hier ſei in dieſer 
Beziehung beiſpielsweiſe nur darauf hingewieſen, daß die Ein⸗ 
ſchränkung des 8 1037 für die elterliche Nutznießung nicht 
zutrifft, daß ferner die Befugniſſe aus § 1067 und § 1653 
ſich nicht decken, daß endlich für den Nießbrauch die Vorſchrift 
des § 1659 nicht Anwendung findet, nach der die Gläubiger 
des Kindes ohne Rückſicht auf die elterliche Nutznießung 
Befriedigung aus dem Vermögen des Kindes verlangen dürfen. 
Preuß. Fisk. c. H., U. v. 18. Dez. 08, 112/08 VII. — Berlin. 
II. Gemeines Recht. 

32. Haftung des Gläubigers dem ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgen gegenüber für culpa in exigendo.] 

Gemeinrechtlich haftet nach der herrſchenden Meinung der 
Gläubiger dem gewöhnlichen Bürgen gegenüber für culpa in 
exigendo (RG. 18, 238). Aus den Quellen läßt ſich dieſe 
Haftung nicht belegen. Sie wird aber von den neueren Schrift⸗ 
ſtellern und der Rechtſprechung aus den Grundſätzen von Treu 
und Glauben hergeleitet, unter deren Herrſchaft der Bürgſchafts⸗ 
vertrag ſteht (Windſcheid 8 478 A 10 und insbeſondere 
Dernburg ILS 82; S. A. 52 n. 154), und an der Hand dieſer 
Grundſätze wird auch zu beurteilen fein, unter welchen Umſtänden 
der Gläubiger ſeine Diligenzpflicht im Verhältnis zum ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſchen Bürgen verletzt. H. c. K., U. v. 21. Jan. 09, 
67/08 VI. — Kiel. 

III. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

33. SS 11, 12, 25 I, 22 ALR. Eine im Grundbuch 
zugunſten des Reichsmilitärfiskus eingetragene Verpflichtung: 
zu entwalden, nicht wieder aufzuforſten uſw. enthält keine 
Grundgerechtigkeit.] 

Der Eigentümer der Beſitzung N. Bl. Nr. 15 übernahm 
im Jahre 1881 gegenüber dem durch die Feſtungsbaukommiſſion 
in P. vertretenen Reichsmilitärfiskus die Verpflichtung, eine 
näher bezeichnete Parzelle zu entwalden, ſie nicht wieder auf⸗ 
zuforſten und ſpäter von Stockaufſchlag oder Anhub zu be⸗ 
ſeitigen. Die Verpflichtung wurde zum Grund buche eingetragen. 
Als im Jahre 1897 der Teil der Beſitzung, zu dem die Wald⸗ 
parzelle gehörte, an einen Dritten verkauft und aufgelaſſen 
wurde, wurde die Belaſtung auf das für den neuen Erwerber 
angelegte Grundbuchblatt nicht mitübertragen. Nach mehr⸗ 
fachem Eigentumswechſel ging die Waldparzelle im Jahre 1904 
in das Eigentum des Beklagten über, und gegen dieſen klagte 
dann der durch die Königliche Kommandantur zu P. vertretene 
Reichsmilitärfiskus mit dem Antrage auf Verurteilung zur 
Bewilligung der Eintragung der Belaſtung zum Grund buche 
ſowie zur Beſeitigung des Stockaufſchlags und Anhubs. Die 
Klage wurde abgewieſen: Das jetzt dem Beklagten gehörige 
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Enmdſtlck ſollte nach Inhalt des Vertrages für die Zukunft 
nicht als Waldgrundſtück benutzt werden dürfen. Es handelte 
ſih daher um eine Einſchränkung des Eigentums, und zwar 
um eine ſolche, die unſtreitig dem Zwecke der Landes verteidigung 
zu dienen beſtimmt war. Hieraus folgert das BGB., daß der 
Vorteil, den das Recht dem Fiskus gewähre, nicht auf privat⸗ 
rechtlichem Gebiete liege, daß er keinen wirtſchaftlichen Vorteil 
bilde, und daß deshalb das Recht im Sinne der 88 11, 12, 
35], 22 des hier noch zur Anwendung kommenden ALR. ſich 
nicht als Grundgerechtigkeit darſtelle. Die Richtigkeit dieſer 
von der Rebiſion eingehend bekämpften Ausführungen kann 


dahingeſtellt bleiben, und es braucht auch nicht auf das vom 


BG. angezogene Urteil des erkennenden Senats in RG. 61, 
338, dem ein weſentlich verſchiedener Sachverhalt zugrunde lag, 
näher eingegangen zu werden. Jedenfalls muß bei einem 
Rechte, das ſich der Fiskus im Intereſſe der Landes verteidigung 
berſchafft, zunächſt davon ausgegangen werden, daß es dem 
Vorteile des Staates als ſolchem und nicht nur in ſeiner 
eigenschaft als Beſitzer eines beſtimmten Grundſtücks dienen 
ſoll. Im vorliegenden Falle iſt das Recht im Vertrage ſchlechthin 
dem Reichsmilitärfiskus eingeräumt und für ihn im Grund buch 
eingetragen worden, und zwar ohne jede Beziehung zu einem 
als „herrſchend“ gedachten Grundſtücke. Die Anſicht des 
Kägers, daß das Feſtungsgelände und namentlich das Grund⸗ 
küd K. 15 das „herrſchende“ Grundſtück bilde, findet ebenſo⸗ 
wenig in dem Wortlaute des Vertrages als in dem ſonſt feſt⸗ 
geſtellten Tatbeſtande eine Stütze. Demnach iſt das Recht 
überhaupt nicht als Grund gerechtigkeit beſtellt worden, ſondern 
als Recht zum Vorteil der „Perſon“, und mithin als ein Recht, 
das nach 8 12 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 zur Wirkſamkeit 
gegen Dritte der Eintragung zum Grundbuche bedurfte. Die 
item Löſchung machte dann allerdings das Grundbuch 
wichtig, allein dieſe Unrichtigkeit haben, wie feſtgeſtellt iſt, 
die Rechtsvorgänger des Beklagten, als ſie nach dem 1. Januar 
1900 das Grundſtück erwarben, nicht gekannt. Ihnen und 
daher auch dem Beklagten gegenüber gilt daher — 8 892 
868. — der Inhalt des Grundbuchs als richtig. Die 
Revifion war deshalb zurückzuweiſen RMFiskus c. St., U. v. 
20. Jan. 09, 182/08 V. — Poſen. | 

Geſetz vom 18. Juni 1907. Mutungsſperrgeſetz 
vom 5./8. Juli 1905 verb. mit Allgemeinem Berggeſetz. 
34. 89 15 und 28 ABergG. Rechtzeitigkeit der Mutung 
maͤbeſondere nach eingetretener Sperre 7 

Seit dem Geſetz vom 18. Juni 1907 ſteht die Aufſuchung 
und Gewinnung der Steinkohle, des Steinſalzes und der andern 
dort genannten Salze allein dem Staate zu. Als Vorläufer 
hirſes Geſetzes erging zu dem Zweck, die zurzeit noch im Berg⸗ 
freien befindlichen Lagerſtätten der genannten Mineralien für 
die Allgemeinheit (dem Staate) zu ſichern, das ſogenannte 
Mulungsſperrgeſetz vom 5. Juli (verkündet am 8. Juli) 1905. 
Nach dieſem mit dem 8. Juli 1907 außer Kraft getretenen 
eſeze fand die Annahme von Mutungen auf die genannten 
Dineralien bei den ſtaatlichen Bergbehörden „nur inſoweit ſtatt, 
als die Mutungen eingelegt werden auf Grund von Schürf⸗ 
arbeiten, welche 1. vor dem 31. März 1905 begonnen worden 
And, oder 2. im Umkreiſe von 4184,8 m um den Fundpunkt 
mer noch ſchwebenden Mutung unternommen werden, deren 
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Mineral bei der amtlichen Unterſuchung (8 15 ABergG.) bereits 
vor Verkündigung dieſes Geſetzes nachgewieſen worden iſt.“ 
Bezüglich der vor Verkündigung des Geſetzes eingelegten 
Mutungen beſtimmte dieſes (§ 1 Abſ. 4), daß innerhalb eines 
Jahres nach der Verkündigung des Geſetzes und hin⸗ 
ſichtlich der nach dieſem Zeitpunkt einzulegenden Mutungen, 
daß innerhalb 6 Monaten nach der amtlichen Unter⸗ 
ſuchung (8 15 ABergG.) von dem Muter der Schlußtermin 
(S 28 a. a. O.) beantragt werden müſſe, widrigenfalls die 
Mutung von Anfang an ungültig ſei. Durch dieſe Feſtſtellungen 
ſollte der verkehrsſchädlichen Verewigung der Mutungen durch 
fortwährende Verzichte und Erneuerungen ein Ziel geſetzt werden. 
Eingelegt iſt die Mutung der Kläger am 4. Januar 1906, 
alſo nach Verkündigung des Sperrgeſetzes, die Kläger ſind aber 
der Meinung, daß ſie unter Zurückbeziehung auf die von S. 
am 28. Januar 1904 auf denſelben Fund eingelegte Mutung 
im Sinne des Geſetzes von 1905 als vor deſſen Verkündung 
eingelegt angeſehen werden und ihnen deshalb für die Stellung 
des Schlußantrages die einjährige Friſt nach dem Tage der 
Verkündung des Geſetzes zuſtatten kommen müſſe. Das Ober⸗ 
bergamt als Verleihungsbehörde und als Vertreterin des Berg⸗ 
fiskus im gegenwärtigen Rechtsſtreit, hält die Zurückbeziehung 
einer formell nach Verkündung des Sperrgeſetzes eingelegte 
Mutung auf den Zeitpunkt einer vor Verkündung des Geſetzes 
auf denſelben Fund eingelegten Mutung dann für zuläſſig und 
geboten, wenn ein rechtlicher Zuſammenhang zwiſchen den beiden 
Mutungen beſteht, wenn insbeſondere der Muter der nach dem 
8. Juli 1905 eingelegten Mutung identiſch mit dem früheren 
Muter oder deſſen Rechtsnachfolger iſt. Es verneint aber einen 
ſolchen rechtlichen Zuſammenhang der klägeriſchen Mutung „Thal⸗ 
winkel“ mit der von S. am 28. Januar 1904 eingelegten am 
27. September 1905 gelöſchten Mutung „Neuglück II“ und 
nimmt demgemäß an, daß die Mutung der Kläger als nach 
Verkündung des Mutungsſperrgeſetzes eingelegt anzuſehen iſt. 
Das BG., gleich dem erſten Richter, folgt der Geſetzesauslegung 
des Oberbergamts und nimmt als den Willen des Geſetzgebers 
an, daß für die Fälle, in denen von der durch die Rechtſprechung 
anerkannten Befugnis des Muters, auf die Mutung zu ver⸗ 
zichten und gleichzeitig eine neue Mutung auf denſelben Fund⸗ 
punkt einzulegen, Gebrauch gemacht iſt, eine einheitliche Mutung 
anzunehmen und dieſe, wenn nur die erſte Mutung vor dem 
8. Juli 1905 eingelegt iſt, auch als vor dieſem Tage eingelegt 
anzuſehen iſt. Dieſe Geſetzesauslegung, die der Billigkeit und 
der Tendenz des Geſetzes, den damaligen Beſitzſtand zu re⸗ 
ſpektieren entſpricht, gereicht jedenfalls nicht zum Nachteil der 

Kläger, da ſie der Möglichkeit Raum gibt, eine tatſächlich nach 

Verkündung des Geſetzes eingelegte Mutung als eine ſolche 

anzuſehen und zu behandeln, die ſchon vor dieſem Zeitpunkt 

eingelegt war. Es fehlt aber hier an der Vorausſetzung für 

eine ſolche Anwendung des Geſetzes. Denn zweifelsfrei war 

dem BerR. und der Bergbehörde darin beizutreten, daß die 

Mutung der Kläger nicht als Fortſetzung der von S. am 

22. Januar 1904 eingelegte Mutung angeſehen werden kann. 

Die Identität des Fundes begründet keinen inneren Zuſammen⸗ 

hang der darauf von verſchiedenen Perſonen zu verſchiedenen 

Zeiten eingelegten Mutungen. Mutung kann auch auf einen 

fremden Fund eingelegt werden, gleichviel, ob derſelbe ſchon 

19 * 


— 
TU — — — —— — 


— — ö öꝓW—RN—— — 


148 Juriſtiſche Wochenſchrift. M 5. 1909. 


zum Gegenſtand einer Mutung gemacht war, gleichviel auch, 
ob dieſe durch Verzicht (Zurücknahme) oder Zurückweiſung ſich 
erledigt hat. In jedem Fall iſt in Ermangelung einer Per⸗ 
ſonenidentität oder Rechtsnachfolge die neue Mutung völlig 
unabhängig von der früheren. Eine ins Freie gefallene Fund⸗ 
ſtätte für die Mutung jedes beliebigen Dritten offen zu halten, 
lag ganz außerbalb der Tendenz des Geſetzes. — Kann alſo 
die hier ſtreitige Mutung nicht als ſchon vor Verkündung des 
Sperrgeſetzes eingelegt angeſehen werden, ſo fragt es ſich zunächſt 
weiter, ob ſie überhaupt zu denjenigen Mutungen gehört, die 
nach 8 1 Abſ. 1 des Geſetzes nach dem 8. Juli 1905 trotz der 
Sperre noch angenommen werden durften. Das iſt zu ver⸗ 
neinen. In Betracht kommt hierbei nur die erſte Kategorie 
der im § 1 Abſ. 1 des Geſetzes für noch annehmbar erklärten 
Mutungen, nämlich Mutungen, eingelegt „auf Grund von 
Schürfarbeiten, welche () vor dem 31. März 1905 (Tag der 
Einbringung des Geſetzentwurfs) begonnen worden ſind“. Dieſe 
Ausnahme von der durch das Geſetz verhängten Mutungsſperre 
ſollte dem noch nicht ans Ziel gelangten Unternehmer (Schürfer) 
die Frucht ſeiner Arbeiten und Aufwendungen wahren und ſetzt 
augenſcheinlich voraus, daß zurzeit der Einlegung der Mutung 
eine amtliche Beſtätigung des inzwiſchen auf Grund jener 
Schürfarbeiten gemachten Fundes noch nicht ſtattgefunden hatte, 
die Mutung alſo in Beziehung auf dieſem Fund eine erſtmalige 
if. So erklärt es ſich auch, daß im Geſetz (Abſ. 5) für die 
nach der Verkündung desſelben einzulegenden Mutungen die — 
der Mutung regelrecht nachfolgende — amtliche Unterſuchung 
des Fundes als derjenige Zeitpunkt feſtgeſetzt iſt, mit dem die 
für den Antrag auf Anberaumung des Schlußtermins geſetzte 
ſechsmonatige Friſt beginnt. Dieſe Beſtimmung, welcher zu 
genügen die Kläger von vornherein außerſtande waren, wäre 
nicht zu verſtehen, wenn Mutungen, die ohne vorherige eigene 
Schürfarbeit auf einen längſt amtlich unterſuchten Fund einer 
fremden Mutung gepfropft worden, als unter Ziff. 1 8 1 Abſ. 1 
des Geſetzes fallend zugelaſſen werden müßten. Einen anderen 
Zeitpunkt — ſei es der Tag der Verkündung des Geſetzes, 
oder das Datum der Mutung — an die Stelle der amtlichen 
Unterſuchung als Anfang der im Abſ. 5 des 5 1 in betreff der 
nach Verkündung des Geſetzes einzulegenden Mutungen ge⸗ 
gebenen Friſt zu ſetzen, bietet das Geſetz keinen Anhalt. Nach 
alledem kann die Mutung der Kläger nicht als eine ſolche an⸗ 
geſehen werden, die das Geſetz im § 1 Abſ. 1 unter Ziff. 1 nach 
der eingetretenen Mutungsſperre noch für zuläſſig erklärt. Die 
Verleihung iſt daher ſchon aus dieſem Grunde den Klägern 
mit Recht verſagt und die dagegen erhobene Klage mit Recht 
abgewieſen werden. L. u. S. c. Bergfiskus, U. v. 23. Jan. 09, 
118/08 V. — Naumburg. 
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Zur Pauſchalierungsfrage. 


Eingabe des Vorſtandes des Leipziger Anwaltsvereins an das 
Königlich Sächſiſche Juſtizminiſterium. 


In der 122. Sitzung der zweiten Kammer des ſächſiſchen 
Landtages am 29. Mai 1908 hat Seine Exzellenz der Herr 
Staats- und Juſtizminiſter Dr. von Otto ſich mit dem Entwurfe 
eines Geſetzes betreffend Anderungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichtskoſtengeſetzes und 


der Gebührenordnung für Rechtsanwälte beſchäftigt. Dabei hat 
der Herr Miniſter zwar anerkannt, es ſei der Einwurf gegen die 
Novelle nicht von der Hand zu weiſen, daß die Anwälte durch 
ſie geſchädigt würden, weiterhin aber der Anſicht Ausdruck ge⸗ 
geben, daß es glücklicherweiſe nicht an gewiſſen Ausgleichungen 
zugunſten der Anwälte fehle. Als eine ſolche Ausgleichung 
iſt es dem Herrn Miniſter erſchienen, daß eine Pauſchalierung 
der Auslagen der Anwälte eintreten ſolle, die zu ihren 
Gunſten gereichen werde. 

Gegenüber dieſer Ausführung bittet der Leipziger Anwalts— 
verein folgendes vorſtellig machen zu dürfen. 

Es iſt bekannt, das die deutſche Anwaltſchaft mit ganz 
geringen Ausnahmen von dem dem Reichstage vorliegenden 
Geſetzentwurfe ſchwere Erſchütterungen und Nachteile für die 
Rechtspflege erwartet. Dleſer Standpunkt iſt der gleiche, den 
auf dem deutſchen Juriſtentage in Karlsruhe im September 1908 
wie Kapazitäten der juriſtiſchen Theorie, ſo auch namentlich hoch⸗ 
angeſehene Richter vertreten haben, ohne nennenswerten Wider⸗ 
ſpruch zu finden. Die Gründe, die die weitaus überwiegende 
Mehrzahl der deutſchen Juriſten zu ihrem, den Entwurf rundweg 
ablehnenden Votum geführt haben, ſind allgemein bekannt. Wir 
ſehen daher davon ab, an dieſer Stelle nochmals die Bedenken 
zu erwähnen, die wir, ganz abgeſehen von den beſonderen 
Intereſſen der Anwaltſchaft, gegen die rein prozeſſualen Be⸗ 
ſtimmungen des Entwurfs zu erheben haben. Dagegen ber: 
anlaßt gerade das Wohlwollen, das der Herr Miniſter gegenüber 
dem Anwaltsſtande in jener Landtagsrede zum Ausdruck gebracht 
hat, uns zu dem Wunſche, über die nur für die pekuniären 
Intereſſen des Anwaltsſtandes in Betracht kommende, von dem 
Entwurfe vorgeſehene Pauſchalierung gewiſſer Auslagen 
unſere Anſicht darzulegen und damit darzutun, daß gegenüber 
den von dem Herrn Miniſter anerkannten Nachteilen, die die 
Novelle für die Anwaltſchaft mit ſich bringt, jene Auslagen⸗ 
pauſchalierung nicht nur keine Ausgleichung bedeutet, ſondern daß 
ſie mit an erſter Stelle zu nennen iſt, wenn die dem Anwalts⸗ 
ſtande bei Inkrafttreten des beabſichtigten Geſetzes drohenden 
Nachteile betrachtet werden ſollen. 

Über die Frage, ob eine Pauſchalierung der Schreibgebühren 
überhaupt zu wünſchen ſei, gehen die Anſichten der Anwälte 
auseinander. Es iſt uns ſehr wohl bekannt, daß vereinzelte 
Stimmen in unſerem Stande dahin laut geworden ſind, die mit 
der Pauſchalierung wegfallende Berechnung und Durchzählung 
der einzelnen Auslagen bedeute eine Erſparung an Arbeitskräften 
und ſei auch deshalb zu wünſchen, wal es für den Anwalt nicht 
angenehm ſei, wenn ihm von feinen Koſtenrechnungen durch den 
Gerichtsſchreiber bei der Koſtenfeſtſetzung einzelne geringfügige 
Beträge geſtrichen würden. Wir halten dieſe Gründe für ver⸗ 
fehlt. Wenn, wie es in Sachſen im allgemeinen beobachtet 
worden iſt, die Handakten überſichtlich geführt werden, ſo iſt die 
bei der Aufſtellung der Koſten entſtehende Arbeit der Akten⸗ 
durchſicht ſo gering, daß wohl noch niemals ernſtlich Klage darüber 
geführt worden iſt. Wenn dieſe Arbett die Kräfte des Expeditions⸗ 
perſonals in hohem Maße in Anſpruch nimmt oder gar die volle 
Arbeitsleiſtung eines Expedienten erfordert, ſo wird der Umfang 
des Anwaltsbureaus ſo groß ſein, daß der Anwalt gern das 
Gehalt aufwenden wird, das dieſer beſondere Rechnungs- 
Expeditionsbeamte beanſprucht. Die Pauſchalierung, wie ſie von 
der Novelle vorgeſehen iſt, erſpart ja aber die Aktendurchſicht 
keineswegs; letztere muß erfolgen, nicht nur wegen der Prüfung 
der Gebührenſätze, ſondern auch wegen aller derjenigen Auslagen, 
die von der Pauſchallerung ausgeſchloſſen bleiben ſollen. Wir 
können auch nicht zugeben, daß das Abſtreichen einzelner Sätze 
der Koſtenrechnungen für den Anwalt dann peinlich wäre, wenn 
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es ſich auf Schreibgebühren bezieht, nicht aber, wenn es ſich 
bei anderen Anſätzen der Koſtenrechnungen geltend macht, 
bei denen es auch in Zukunft noch eintreten würde. Die Leipziger 
Anwaltſchaft muß es ſich gefallen laſſen und würde es auch nach 
dem vorgeſchlagenen Geſetz ſich gefallen laſſen müſſen, daß all⸗ 
täglich der oder jener Gerichtsvollzieher bei Ausführung von 
Zwangsvollſtreckungsaufträgen die Inkaſſogebühr des s 87 der 
Gebührenordnung einfach als nicht erſtattungsfähig ſtreicht, 
obwohl dieſe Gebühr in zahlreichen Entſcheidungen des ſächſiſchen 
Oberlandesgerichts als erſtattungsfähig anerkannt worden iſt. 

Der Leipziger Anwaltsverein iſt daher der Meinung, daß 
ſtichhaltige Gründe für eine Pauſchalierung nicht vor- 
liegen. Soll aber eine ſolche eintreten, ſo darf der Anſpruch 
erhoben werden, daß ſie nicht zu einer weiteren Verſchlechterung 
der durch die Geſetzgebung der letzten Jahrzehnte fortgeſetzt be⸗ 
einträchtigten und, wie der Herr Miniſter ſelbſt anerkannt hat, 
durch den gegenwärtigen Geſetzesvorſchlag ebenfalls bedrohten 
Einkommensverhältniſſe der Anwaltſchaft führt. Dieſer Nachteil 
it aber nicht nur eine mögliche oder wahrſcheinliche, ſondern 
eine ſichere, weil rechnungsmäßig nachzuweiſende Folge der von 
dem Geſetzentwurfe empfohlenen Art der Pauſchalierung. 

Bereits auf dem Anwaltstage in Leipzig am 23. November 
1907 ſind von einem der beiden Referenten, dem Rechtsanwalt 
Dr. Hinrichſen aus Güſtrow, ſtatiſtiſche Tabellen vorgelegt worden, 
aus denen die Nachteile der Pauſchalierung ſich deutlich ergeben. 
Dieſe Tabellen finden ſich abgedruckt in den ſtenographiſchen 
Berichten über den Leipziger Anwaltstag in der Juriſtiſchen 
Vochenſchrift vom 16. Dezember 1907 S. 828 flg. Die Unter⸗ 
lagen dieſer Statiſtik find aus 60 Anwaltsbetrieben Nord⸗ 
deutschlands geliefert worden. Das einzige Bedenken, das uns 
gegen die volle Beweiskraft dieſer Statiſtik beigeht, gründet ſich 
auf den Umſtand, daß dieſe 60 Betriebe ſich auf die verſchiedenſten 
Städte in ganz Norddeutſchland verteilen, und daß daher mit 
ler Möglichkeit einer Verſchiedenheit der bureaumäßigen Ein⸗ 
nichtungen gerechnet werden muß, woraus ſich die Gefahr ergibt, 
daß die Nachteile der Pauſchalierung nicht hinreichend 
deutlich zutage getreten ſein könnten. Dieſe Unſicherheit 
muß aber dann wegfallen, wenn die Statiſtik für ein einheitliches 
und möglichjt kleines Gebiet aufgenommen wird. Aus dieſen 
Erwägungen iſt der Leipziger Anwaltsverein, nachdem bei einer 
Beſprechung der Außerung des Herrn Miniſters in einer Vereins⸗ 
berſamnlung von allen Rednern geltend gemacht worden war, 
daß nach den eigenen Erfahrungen die Pauſchallerung ganz 
erhebliche Nachteile mit ſich bringen werde, daran gegangen, 
unter feinen Mitgliedern die Aufnahme einer eigenen Stattſtik 
ſuszuſchreiben. Es wurde dazu ein Formular verwendet, wie 
es in der Anlage A zu der vorliegenden Eingabe abgedruckt iſt. 
Vir geſtatten uns, im nachfolgenden die Ergebniſſe dieſer Statiſtik 
mitzuteilen, indem wir zunächſt einige Erläuterungen vorausſchicken. 

Um jede Willkür bei der Auswahl der Sachen auszuſchließen, 
war vorgeſchrieben, daß auf jedem an der Statiſtik ſich beteiligenden 
Bureau die erſten zehn abgerechneten Sachen aus dem Jahrgang 
1907 von ſolchen Anwaltsbetrieben aber, die bei Beginn des 
Jahres 1907 noch nicht beſtanden hatten, die erſten zehn über⸗ 
haupt abgerechneten Sachen bearbeitet werden ſollten. Weiter 
war, wie das Formular ausweiſt, angeordnet worden, daß die 
Zuſammenſtellung nicht auszudehnen ſei auf die Gebühren und 
Auslagen der Koſtenfeſtſetzung und der Zwangsvollſtreckung. In 
diefen beiden Abſchnitten des Verfahrens entſtehen bekannter⸗ 


naßen neben nur ſehr geringen Gebühren in der Regel ſehr er⸗ 
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merk darauf gerichtet werden, das Verhältnis der Schreibauslagen 
zu den eigentlichen Gebührenforderungen des Anwalts im Prozeß 
zu beleuchten. Es iſt ohne weiteres erſichtlich, daß wegen der 
Ausſchließung der Zwangsvollſtreckung und der Koſtenfeſtſetzung 
die Statiſtik ein weſentlich günſtigeres Ergebnis liefern mußte 
als bei Berückſichtigung dieſer beiden Verfahrensabſchnitte. 

Die Reſultate unſerer Statiſtik ergeben ſich aus der Anlage B 
zu dieſer Eingabe. An der Statiſtik haben ſich 53 Bureaus 
beteiligt. Bearbeitet worden ſind im ganzen 606 Prozeßſachen. 
Die Reſultate ſind im Auftrage des Vorſtandes auf einem 
Anwaltsbureau zuſammengeſtellt worden. 

Bemerkenswert iſt zunächſt, daß in den ſieben erſten 
Wertklaſſen die Pauſchalierung ſchlechthin zu einer 
Mindereinnahme gegenüber dem bisherigen 10 % 
Tarif führt, obwohl doch die Vorlage der Reichsregierung ſelbſt 
der Meinung Ausdruck gibt, daß die Vergütung von 10 % für 
die Schreibſeite die baren Auslagen des Anwalts nicht deckt. 
In den höheren Wertklaſſen tritt allerdings, wenn auch keines⸗ 
wegs ausnahmlos, eine Steigerung infolge der Pauſchalierung 
ein. Sie iſt aber durchaus nicht imſtande, die Verluſte, die in 
den unteren Wertklaſſen für den Anwalt unausbleiblich find, wett⸗ 
zumachen. Es muß nämlich das Verhältnis in Betracht ge⸗ 
zogen werden, in dem die Anzahl der in höheren Wertklaſſen zu 
bearbeitenden Sachen zu den den niedrigen Klaſſen angehörenden 
ſteht. Unſere Statiſtik zeigt, daß von den 606 Sachen nicht 
weniger als 542 in die unteren ſieben Wertklaſſen 
fallen. Für das einzelne Bureau iſt es alſo geradezu eine Frage 
des Zufalls, ob eine einzige Sache aus höherer Wertklaſſe ein⸗ 
geht und die in den niedrigeren Klaſſen eingetretenen Verluſte 
wenigſtens einigermaßen zu mildern vermag. Dabei dürfen wir 
aus unſerer umfaſſenden Kenntnis der hieſigen Verhältniſſe die 
Mitteilung anfügen, daß an der Statiſtik ſich gerade die größeren 
und älteren Anwaltsbureaus mit guter Landgerichtspraxis be⸗ 
teiligt haben. Richtet man ſein Augenmerk auf die jüngeren 
Bureaus und auf diejenigen der älteren, die beſonders viel mit 
Amtsgerichtsſachen beſchäftigt ſind, ſo zeigt ſich eine noch 
viel ungünſtigere Wirkung. Mehrere der ausgeſtellten Frage⸗ 
bogen erweiſen, daß in ſämtlichen zehn bearbeiteten 
Sachen die Pauſchalierung ungünſtiger wirken würde, 
als der bisher geltende 10 %-Tarif. 

In allen 606 Sachen wurden die Mindereinnahmen 521,744, 
die Mehreinnahmen 293,25 , der Totalverluſt alſo 298,494 
betragen. Die oben erwähnten 542 Sachen der erſten ſieben 
Wertklaſſen würden für ſich allein eine Mindereinnahme von 
492,94 K ergeben. 

Iſt Ion dieſes Ergebnis höchſt bedenklich, fo laſſen ſich auch 
noch weitere Schäden des Pauſchalierungsſyſtems des Entwurfs 
unſchwer vorausſagen. 

Der Geſetzentwurf führt die Pauſchalierung auf der Grund— 
lage von 20 Prozent der Gebühren nicht durch, ſondern läßt 
Maximalſätze eintreten, die 50 bzw. 60 & betragen. Dadurch 
wird aber die ausnahmsweiſe mögliche günſtige Wirkung der 
Pauſchalierung gerade dort ausgeſchloſſen, wo ſie eintreten könnte, 
nämlich bei den wirklich großen Objekten. Der Höchſtſatz von 
60 4 entſpricht einem Satze von 20 Prozent der im Falle eines 
Prozeſſes mit Beweisaufnahme über ein Objekt von 28 000 u 
entſtehenden Gebühren. Es fehlt unſeres Erachtens an jedem 
rechtfertigenden Grunde dafür, die größeren Objekte ihren Einfluß 
auf die Auslagenberechnung nicht ausüben zu laſſen. Wenn 
auch dieſe großen Objekte im allgemeinen ſelten ſind und bei der 
Mehrzahl der Anwaltsbureaus nie oder doch nur ganz vereinzelt 
vorkommen, ſo würde doch eine konſequente Durchführung des 
Grundſatzes der Pauſchallerung auf 20 Prozent wenigſtens zu 
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einem Teile die offenbaren Nachteile ausgleichen, die dieſes 
Prinzip für die unteren Wertklaſſen mit ſich bringt. Es iſt 
wiederholt darauf hingewieſen worden, daß die beim Reichs⸗ 
gericht zugelaſſenen Rechtsanwälte durch die Pauſchalierung eine 
ganz erhebliche Mehreinnahme gegenüber dem derzeitigen Zu⸗ 
ſtande haben würden. Das beruht lediglich darauf, daß die 
Praxis der Reichsgerichtsanwälte in Zivilſachen erſt bei Objekten 
von mindeſtens 2 500 & einſetzt. 

In den bisherigen Erörterungen der Literatur iſt unſeres 
Erachtens zuwenig Gewicht gelegt worden auf einen Geſichtspunkt, 
von dem aus die Gefahr erheblicher Verringerung der Anwalts⸗ 
einnahmen durch die Paufchalierung beſonders ſcharf hervortritt. 
Es iſt nämlich nicht genügend beachtet worden, daß auf jedem 
Anwaltsbureau Prozeſſe vorkommen, in denen Schreibgebühren 
in ganz beſonders großem Umfange entſtehen. Das ſind bei⸗ 
ſpielsweiſe Prozeſſe über kleine Objekte gegen eine Mehrheit 
von Prozeßgegnern. Wenn eine Wechſelſache zweiter Wert⸗ 
klaſſe gegen fünf Beklagte zu führen iſt, ſo hat der Anwalt des 
Klägers ſieben Exemplare einer Klagſchrift herzuſtellen, die jede 
etwa acht Seiten enthält. Nach dem bisherigen, als ungenügend 
auch von den Motiven des Geſetzentwurfs bezeichneten 10 . 
Tarif erwachſen alſo 5,60 & für Schreibgebühren der Klage. 
In Zukunft würde der Anwalt als Erſatz für ſämtliche 
Schreibgebühren und Porti des Prozeſſes im ganzen 3 & 
erhalten. Da die Prozeßgebühr und die Gebühr für nicht 
ſtreitige Verhandlung nur 2,80 & beträgt, fo wird, wenn auch 
nur 20 & Porto entſtehen, in einem ſolchen Falle bei Erledigung 
der Sache durch Verſäumnisurteil unentgeltlich gearbeitet. 
Sobald aber nur noch eine einzige Seite Schreibwerk mehr herzu⸗ 
ſtellen oder 5 % Porto mehr aufzuwenden iſt, ſetzt der Anwalt zu. 

Ebenſo unfinnige Wirkungen äußern ſich in ſolchen Prozeſſen, 
in denen umfängliche Schriftſätze zu fertigen ſind. In einem beim 
Landgerichte Leipzig durchgeführten, ſehr erhebliche, rechtliche 
und tatſächliche Schwierigkeiten verurſachenden Prinzipprozeſſe 
über ein Objekt von nur 685 & beliefen ſich die Porti und 
Schreibgebühren des Anwalts der Klägerin auf 91,80 &. Alle 
Gebühren zuſammengenommen machten 72 * aus. Dazu würden 
nach dem Entwurfe noch 14,40 & = 20 Prozent für Auslagen 
treten, ſo daß der Anwalt im ganzen 86,40 KJ zu erhalten 
hätte. Der Prozeß würde alſo unter der Herrſchaft des vor⸗ 
geſchlagenen Geſetzes mit einem effektiven Verluſte des Anwalts 
von 5.% 40 & bei unentgeltlicher Arbeit geendet haben. 
Wir können es uns auch nicht verſagen, eines Falles Erwähnung 
zu tun, der in beſonders flagranter Weiſe zeigt, welche Ver⸗ 
hältniſſe für den Anwalt bei der beabſichtigten Pauſchalierung 
der Auslagen möglich werden würden. Beim Landgerichte 
Leipzig ſchwebt zurzeit der Prozeß eines zum Konkursverwalter 
einer Aktiengeſellſchaft beſtellten Anwalts gegen die Mitglieder 
der früheren Verwaltung dieſer Aktiengeſellſchaft. Es handelt 
ſich um eine ſehr große Anzahl von Beklagten und es war, weil 
eine mehrjährige Verwaltungsperiode zum Gegenſtande der Klag⸗ 
erörterungen gemacht werden mußte, die Mitteilung umfänglicher 
Anlagen zur Begründung der Klage unerläßlich. Die Schreib⸗ 
gebühr für dieſe Klagſchrift und nur für ſie, beträgt 
bei Berechnung der Seite mit 10 % nicht weniger als 
1695,20 . Im Falle der Pauſchalierung würde der Anwalt 
für ſämtliche Schreibgebühren und Porti des ganzen 
Prozeſſes höchſtens 60% erhalten haben. Das Objekt dieſes 
Prozeſſes beträgt mehr als 700 000 . Die eventuell dreimal 
erwachſende Gebühr beläuft ſich auf 885 1. Von den danach 
möglichen 2505 % an Gebühren würde der Anwalt alſo gegen 
den bisherigen Zuſtand 1635,20 % allein ſchon an den 
Schreibgebühren der Klagſchrift verlieren. Wenn das 
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Objekt dieſes Prozeſſes nur 400 000 , betrüge, fo würde der 
Anwalt im ganzen Prozeſſe an Gebühren und nach dem Ent⸗ 
wurfe pauſchallerten Schreibgebühren und Porti höchſtens 1617.4 
erhalten, alfo ſchon 78,20 & zu den Schreibgebühren der Klage 
aus ſeiner Taſche zulegen müſſen. Der Ausweg eines Honorar⸗ 
vertrags in jenem Falle ſteht dem betreffenden Anwalte nicht 
offen, weil er als Konkursverwalter einen ſolchen Honorarvertrag 
nicht mit ſich ſelbſt abſchließen kann. 

Wir ſind uns des Einwandes ſehr wohl bewußt, daß dieſer 
Fall eine unter beſonders ungünſtigen tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen ſtehende Ausnahme bildet, und daß er vielleicht ſich in 
Jahrzehnten nicht wiederholen würde. Es handelt ſich aber für 
uns darum, zu zeigen, mit welchen Eventualitäten als Folge der 
von dem Geſetzentwurfe vorgeſchlagenen Pauſchalierung gerechnet 
werden muß. Es erſcheint uns unerträglich für die geſamte 
Rechtspflege, daß ſelbſt Mandate über derartige außerordentlich 
hohe Objekte von einem Anwalt bisweilen nur auf die Gefahr 
hin übernommen werden können, ſtatt jeder Vergütung für ſeine 
Tätigkeit noch erhebliche Beträge zuzahlen zu müſſen. 

Weil in der erwähnten Sitzung unſeres Vereins von ver⸗ 
ſchiedenen Kollegen ähnliche Kurioſa zur Sprache gebracht worden 
waren, ſo haben wir neben und gleichzeitig mit unſerer ſchon er⸗ 
örterten Statiſtik auch noch eine zweite Umfrage veranſtaltet, um 
einigermaßen darüber einen Überblick zu gewinnen, ob die Gefahr, 
die aus ſolchen beſonders ungünſtig auslaufenden Fällen zu 
beſorgen wäre, in weiteren Kreiſen unſerer Mitglieder empfunden 
werde und durch Beiſpiele zu veranſchaulichen ſei. Wir haben 
zu dieſem Zwecke erſucht, uns wahllos einige dieſer von uns ſelbſt 
als ungewöhnlich erachteten Fälle mitzuteilen, und haben, nachdem 
dieſer Aufforderung von 58 Bureaus entſprochen worden war, auch 
dieſes Material bearbeitet. Die damit gegebene Uberſicht will und 
ſoll bei der Natur der Umfrage nicht vollſtändig ſein. Es ſind 
nicht etwa die Prozeßregiſtranden der betelligten Bureaus ſorgſam 
durchgegangen worden, um Fälle der geſuchten Art aufzufinden, 
ſondern man hat ſich darauf beſchränkt, durch die Expeditions⸗ 
beamten einige Sachen vorlegen zu laſſen. Es kamen 238 Sachen 
im ganzen zur Bearbeitung. Sie lieferten rechnungsmäßig bei 
Zugrundelegung des Pauſchalierungsſatzes von 20 Prozent einen 
Mindererlös (gegenüber der jetzt geltenden Berechnung der Schreib⸗ 
ſeite mit 10 ) von im ganzen 3785,47 4, alſo einen Durchſchnitts⸗ 
verluſt von 15,90 K auf jede Sache. Ein Bureau hatte bei 4 Sachen 
einen Mindererlös von 156,30 , ein anderes bei 2 Sachen einen 
Mindererlös von 133,45 , ein drittes bei 2 Sachen einen 
Mindererlös von 227,71 K zu berechnen. Nachgewieſen wurde 
dabei ein Fall achter Wertsklaſſe, in dem bei Anwaltsgebühren 
von insgeſamt 72 & ein Mindererlös an Schreibauslagen von 
70,55 entſtehen würde, und ein anderer Fall, in dem das 
künftige Auslagenpauſchquantum nur 31,20 , der wirkliche Be⸗ 
trag der Auslagen aber 200,56 &, der Verluſt alſo 169,36 .# 
betragen würde. Bei nicht weniger als 59 von den 238 Sachen 
betrug die Mindereinnahme infolge der Pauſchalierung mehr als 
die Summe ſämtlicher Gebühren, die der Anwalt in der 
betreffenden Sache zu liquidieren berechtigt geweſen wäre. 

Wir glauben der Zuſtimmung des Juſtizminiſteriums ſicher 
ſein zu dürfen, wenn wir behaupten, daß gegenüber dieſen Zahlen 
die Meinung nicht aufrechterhalten werden kann, als ſei die vom 
Geſetzentwurfe vorgeſchlagene Pauſchalierung einiger Auslagen 
günſtig für den Anwaltsſtand. Wir ſehen vlelmehr mit ernſter 
Sorge auf die Beratungen der von dem Reichstage eingeſetzten 
Kommiſſion und auf die weitere Behandlung, die die Vorſchriften 
der Novelle über die Pauſchalierung bei den geſetzgebenden 
Körperſchaften des Reiches finden werden. Es iſt unſere feſte 
Überzeugung, daß der Anwaltsſtand ſchon allein durch den vor⸗ 
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geſchlagenen 8 76 der Gebührenordnung, ganz abgeſehen von den 
ſonſtigen ganz allgemeinen Nachteilen, die ihm bei dem Zuſtande⸗ 
kommen des jetzt vorgeſchlagenen Geſetzes drohen würden, eine 
keineswegs gering einzuſchätzende Gefahr hinſichtlich ſeines wirt⸗ 
ſchaftlichen Fortbeſtandes läuft. Die Bureauſpeſen ſteigen aus 
bekannten Gründen von Jahr zu Jahr. Sie belaufen ſich in 
Leipzig für mittlere und große Bureaus auf 45 bis 65 Prozent 
der geſamten Bruttoeinnahme. Daraus wird erſichtlich, daß 
eine weitere Verſchiebung des Verhältniſſes zwiſchen Brutto⸗ 
einnahme und Verdienſt unter Schmälerung des letzteren nicht 
ertragen werden kann. Wir halten aber andererſeits den Zeit⸗ 
punkt durchaus für geeignet, um auch von feiten der einzel⸗ 
ſtaatlichen Regierungen, von denen wir uns dieſes Wohlwollens 
für den Anwalts ſtand glauben verſehen zu ſollen, durch Anregungen 
im Bundesrate auf die ſchweren Bedenken gegen die Novelle 
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hinzuweiſen. Mit der Vorlegung unſerer Statiſtik und dieſer 
Eingabe beabſichtigen wir, der Königlichen Staatsregierung ein 
einwandfreies Material an die Hand zu geben, auf das weitere 
Erwägungen gegründet werden können. Vielleicht wäre es an⸗ 
gezeigt, wenn das Königliche Miniſterium, dafern vor Erledigung 
der Geſetzentwürfe hinreichend Zeit vorhanden iſt, für das ganze 
Königreich Sachſen die Aufnahme einer Statiſtik in der von uns 
für Leipzig verſuchten Weiſe anordnete, eventuell unter Hinzu⸗ 
ziehung der Vorſtände der beſtehenden Anwaltvereine. Daß das 
auf ſolche Art zuſammenfließende Material zuverläſſig ſein würde, 
ergibt ſich ohne weiteres aus der Erwägung, daß die Anwalt⸗ 
ſchaft ſicherlich kein Intereſſe daran hätte, ſich gegen die vor⸗ 
geſchlagene Pauſchalierung zu erklären, wenn wirklich, wie die 
Begründung des Geſetzentwurfs meint, dieſe Pauſchalierung 
günſtig auf die Einnahmen der Anwälte wirken würde. 


A. Bemerkung: Auf die Gebühren und 


Auslagen der Zwangsvollſtreckung und 
der Koſtenfeſtſetzung iſt die Zuſammen⸗ 
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Wenn man, wie der Verf. dieſes Referates, in der Haupt⸗ 
ſache auf ſtrafrechtlichem Gebiet tätig iſt, ſo muß man es mit hoher 
Freude begrüßen, in welch hervorragender Weiſe ſeit etwa 25 Jahren 
daran gearbeitet worden iſt, dem Kriminaliſten alle für ſein Fach not⸗ 
wendigen Gebiete zu erſchließen. Während ſich vor etwa einem 


Vierteljahrhundert der Staatsanwalt oder Unterſuchungsrichter nur 


verſchwindend wenig auf andere Gebiete wagte, iſt hier ein un⸗ 
geheuerer Umſchwung eingetreten. An dieſem Erfolge der Wiſſen⸗ 
ſchaft hat in vielen Beziehungen der Verf. des Werkes, das wir 
heute beſprechen wollen, Profeſſor Dr. Hans Groß in Graz, ganz 
beſonderen Anteil. Aus ſeiner erprobten Feder ſind eine ganze Reihe 
Arbeiten hervorgegangen, die in gleicher Weiſe wie von den öſter⸗ 
reichiſchen Juriſten auch von den deutſchen Kriminaliſten geſchätzt 
werden. In erſter Linie ſind hier zu nennen das bekannte Handbuch 
für den Unterſuchungsrichter und zahlreiche, namentlich im Archiv 
für Kriminal⸗ Anthropologie und Kriminaliſtik erſchienene Aufſätze, 
welche neuerdings in 2 Bänden von Vogel in Leipzig neu heraus⸗ 
gegeben ſind. ö 

Der Verf. verteidigt ſeit einer ganzen Reihe von Jahren die 
Anſicht, daß die einzige und beſte Sicherung für gerechtes, raſches 
und richtiges Verfahren, der beſte Schutz und der beſte Verteidiger 
für den armen und reichen Beſchuldigten einzig und allein der nicht 
überlaſtete, wohlgeſtellte, arbeitsfreudige und tüchtig vorgebildete 
Unterſuchungsrichter ſei. Hierin muß dem Verf. unbedingt in dem 
einen Recht gegeben werden, daß der Unterſuchungsrichter, wenn er 
ſich das nach dem Stande der heutigen Forſchungen erſchloſſene 
Wiſſen, ſoweit es in ſein Gebiet einſchlägt, zueigen gemacht hat, 
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zu der Erſchließung von Recht oder Unrecht beſonders befähigt er⸗ 
ſcheint. Freilich alles kann und braucht der Unterſuchungsrichter 
nicht zu wiſſen, es ſtehen ihm ja auf allen Gebieten zahlreiche er⸗ 
fahrene Sachverſtändige zur Seite. Aber ſeine Arbeit wird zweifellos 
viel wertvoller ſein, wenn er aus eigener Kenntnis, aus eigenem 
Wiſſen ſchöpft. 

Überblickt man die Erſcheinungen in der juriſtiſchen Literatur 
des letzten Jahres, fo finden wir abermals wieder mehrere hervor⸗ 
ragende Werke, welche für die Ausbildung des Unterſuchungsrichters 
beſtimmt find. An erſter Stelle iſt aber hier das Groß ſche Werk 
zu nennen. Dasſelbe bildet den erſten Band des ſeit Anfang vorigen 
Jahres im Braumüllerſchen Verlage im Erſcheinen begriffenen „Hand⸗ 
buch der ärztlichen ſachverſtändigen Tätigkeit“, als deſſen Heraus⸗ 
geber Profeſſor Dr. Paul Dittrich in Prag genannt wird, ein Werk, 
welches auf nicht weniger als 10 Bände bemeſſen iſt. 

Wenn man die Frage aufwirft, was in dem Großſchen Werke 
geboten wird, fo fol zunächſt betont werden, daß die Gro ßſchen 
Ausführungen in erſter Linie dazu beſtimmt ſind, ein erſprießliches 
Zuſammenwirken zwiſchen Gerichtsarzt und Unterſuchungsrichter 
herbeizuführen, daß aber die Großſche Arbeit keineswegs in dieſer 
Weiſe beſchränkt iſt. Im Gegenteil, nicht nur für die beiden ge⸗ 
nannten Funktionäre iſt das Werk von Intereſſe, ſondern deſſen 
Studium iſt für jeden Kriminaliſten insbeſondere aber auch für die⸗ 
jenigen Anwälte, die den Verteidigerberuf bevorzugen, von großem 
Nutzen. 

Nach einer kurzen Einleitung, in welcher ſich der Verf. im 
allgemeinen über die Stellung des Arztes zum Juriſten ausſpricht, 
handelt derſelbe in einem, wie er ſchreibt „Eigentlich gerichtsärztlichen 
Teil“ über Fußſpuren, Blutſpuren, Selbſtmord und über Unfälle in 
größeren Betrieben. Hieran ſchließen ſich in einem „Sekundäre 
Tätigkeit des Gerichtsarztes“ betitelten Abſchnitt in zahlreichen ein⸗ 
zelnen Unterabteilungen die mikroſkopiſchen Arbeiten bei Blutſpuren, 
Haaren uſw., die Simulation, der Lokalaugenſchein und der Aber⸗ 
glaube. 

Sodann folgen — ſelbſtverſtändlich können nur die haupt⸗ 
ſächlichſten Teile angeführt werden — die Waffen, ihre Kenntnis 
und Verwendung, „die Zinken“, die Gaunerſprache und endlich 
findet das Werk in einem fünften Teile „Kriminal⸗Pſychologiſches“ 
ſeinen Abſchluß. Daß bei dem umfangreichen Stoff, der in dem 
Buche verarbeitet worden iſt, ſich manches vorfindet, welches bereits 
früher erſchienen, muß als ſelbſtverſtändlich erwähnt werden und 
namentlich das oben erwähnte Archiv enthält bereits eine Anzahl 
Vorarbeiten. Aber andererſeits bietet das Werk auch ſoviel Neues, 
Anregendes, daß deſſen Studium jedem, der ſeine Wiſſenſchaft lieb 
hat, die größte Freude bereiten muß. Faſt auf jeder Seite hören 
wir den erfahrenen Praktiker, aber auch den Gelehrten ſprechen. 

Rechtsanwalt Dr. Thieme, Dresden. 


Grundlegende Eutſcheidungen. 


Dem neuen Kurſe in der Frage der Beſtandteilseigenſchaft 
von Maſchinen folgt Entſch. Nr. 1. 

Ein wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtiges 
Rechtsgeſchäft wird durch ein Anerkenntnis nicht gültig; auch 
der Hinzutritt eines Anerkenntnisurteils ändert nach Entſch. 
Nr. 2 wegen des formellen Charakters eines ſolchen Urteils 
ſachlich nichts an dem unſittlichen Charakter des Rechtsgeſchäfts 
und der aus dieſem entſprungenen Forderung. — Durch 8 767 
ZPO. iſt dem Beklagten ſelbſt die Möglichkeit der Geltend⸗ 
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machung des unſittlichen Charakters der Forderung entzogen; 
allein dies ſchließt nicht aus, daß ein Dritter, gegen den das 
Anerkenntnisurteil nicht erlaſſen und der nicht Rechtsnachfolger 
des Beklagten iſt, ſich mit Erfolg auf die Unſittlichkeit des 
Rechtsgeſchäfts und die daraus ſich ergebende Nichtigkeit der 
Hägeriihen Forderung beruft. 

Im Gegenſatz zur Behandlung der Gewährleiſtungsmängel 
ſchließt Entſch. Nr. 3 die Irrtumsanfechtung wegen Rechts⸗ 
mängel der Kaufſache nicht aus. 

Das Zurückbehaltungsrecht aus § 273 BGB. iſt Gegen 
ſtand der Entſch. Nr. 5. 

Bei der Minderung des Kaufpreiſes iſt nach Entſch. Nr. 6 
nicht nur der Betrag des Kaufpreiſes, ſondern auch einerſeits 
der ziffernmäßig zu beſtimmende Wert, den der Kaufgegenſtand 
in mangelfreiem Zuſtande zur Zeit des Verkaufs gehabt haben 
würde, und andererſeits der ziffernmäßig zu beſtimmende Wert, 
den der Kaufgegenſtand zu dieſer Zeit wirklich gehabt hat, 
in Anſatz zu bringen und auf Grund dieſer Ziffern der Betrag 
um den der Kaufpreis in demſelben Verhältniſſe herabzumindern 
iſt, ziffernmäßig feſtzuſetzen; es genügt nicht die Feſtſtellung 
des Mindererträgniſſes. 

Die Entſcheidungen Nr. 8 bis 16 behandeln das ſchier 
unerſchöpfliche Gebiet der unerlaubten Handlungen; hervorzu⸗ 


heben iſt Entſch. Nr. 11, die den Begriff der „Beteiligung 


mehrerer“ im Sinne des 8 830 erörtert, die Entſch. Nr. 12, 
die die Anwendbarkeit des 8 831 BGB. bei ſolchen Fällen 
verneint, in denen nur wegen wiſſentlicher oder grobfahrläſſiger 
Verletzung Schadenserſatz gefordert werden kann (Patent⸗ 
Gebrauchsmuſter und Warenzeichenrecht), und Entſch. Nr. 13, 
die einen Schulfall für die Lehre von der Tierhaftung darſtellt. 

Der Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen Ehefrau gegen die 
Erben des unterhaltspflichtigen Ehemanns iſt Gegenſtand der 
Entſch. Nr. 17. Es kommt danach für die Feſtſtellung der Höhe 
des Anſpruchs nicht darauf an, welche Einkünfte der Verſtorbene 
gerade am Todestage tatſächlich bezogen hat, ſondern welche 
Einkünfte das Vermögen zu dieſer Zeit abzuwerfen geeignet war. 

Durch eine einſeitige Verzichtserklärung und ihre Erwähnung 
im Teſtamente des Erblaſſers werden die Vorausſetzungen des 
Erbverzichtsvertrags nicht erfüllt, da die Willenserklärungen 
den zu erfordernden Vertragsantrag und ſeine Annahme nicht 
enthalten. Bei dem Erbverzichtsvertrage genügt es nach Entſch. 
Nr. 18, daß zunächſt der Antrag und ſodann die Annahme des 
Antrags beurkundet wird; es bedarf auch, ſofern nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, zur Vollendung des Vertrags nicht des 
Zugehens der Annahmeerklärung an den Antragenden, vielmehr 
kommt der Vertrag mit der Annahme ſofort zuſtande. 

Den preußiſch⸗ rechtlichen Leibgedingsvertrag behandelt 
Entſch. Nr. 19. 

Das Beſchwerdeverfahren in Grundbuchſachen, inſonderhei 
die Beſchwerde gegen eine vom Beſchwerdegericht getroffene An⸗ 
ordnung, wird in Entſch. Nr. 28 erörtert. Dabei ſtellt ſich das 
RE. — entgegen dem KG. — auf den Standpunkt des Bay Obs. 

Aus Anlaß eines auf Grund des Reichserbſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes erhobenen Anſpruchs wird in Entſch. Nr. 31 der recht⸗ 


liche Unterſchied zwiſchen Nießbrauch und elterlicher ä 
dargelegt. 


Für die Redaktion . „Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Verlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Nuch ruf. 


Am 1. März 1909 ſtarb zu Zweibrücken der 
Geheime Juſtizrat Gebhart, 
langjähriges Mitglied des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins, ſein ſtellvertretender Vorſitzender. 
eboren am 27. Februar 1847 zu Dillingen an der Donau, abſolvierte er das dortige Gymnaſium 


G 
als Primus im Jahre 1865, ſeine Univerſitätsſtudien und Rechtspraktikantenzeit in München. 
m Jahre 1876 wurde er zum K. Advokaten in Zweibrücken ernannt, wo er bis an ſein Lebensende 


die eee ausgeübt hat. 1899 erhielt er den Titel Juſtizrat. 1909 wurde ihm der Titel 
Geheimer Juſtizrat verliehen. Dem Vorſtande der Anwaltskammer zu Zweibrücken gehörte er ſeit 1884 an. 
Er verſah darin das Amt des Schriftführers. Neben ſeiner umfangreichen anwaltlichen Praxis widmete 
er ſeine Tätigkeit mit beſonderem Intereſſe dem Genoſſenſchaftsweſen. Er war juriſtiſcher Berater des 


pfälziſchen Verbandes und ſeit 1906 deſſen Direktor. 
egabt mit einem klaren Verſtande hat er ſeinen Beruf mit größter Pflichttreue muſterhaft aus⸗ 


Beg 
geübt. Sein freundliches, liebenswürdiges Weſen hat ihm die Freundſchaft und die Herzen nicht nur 
unter den Kollegen ſeiner Heimat, ſondern in weiten Kreiſen der deutſchen Anwälte gewonnen. Seine 
mit prächtigem Humor gewürzten Tiſchreden auf den Anwaltstagen ſind noch in lebendiger Erinnerung 


aller Zuhörer. 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins wird ſeine verſtändnisvolle Mitwirkung für die 
Förderung der Vereinsintereſſen, für die ihm der wärmſte Dank gebührt, ſchmerzlichſt entbehren. 

Mit Trauer nehmen wir von dem treuen Manne Abſchied. 

Ein ehrenvolles Andenken bleibt ihm bewahrt. 

Leipzig, den 6. März 1909. | 


Der Vorſtand des Peutſchen Anivallvereins. 


Anhegehalts-, Mitwen- und Waiſenkaſſe Die Koſten bei Obſieg gegen den einen, Unter⸗ 
für dentſche Rechtsanwälte. liegen gegen den anderen Prozefſgegner. 

Ende vorigen Monats iſt allen Herren Kollegen in Von Landrichter A. Freymuth in Konitz. 
dentſchland, die der Kaſſe bisher noch nicht beigetreten find, Nach der ZPO. hat der im Prozeß unterliegende Teil 
ein Rundſchreiben mit der Satzung und den nötigen An- die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen (8 91). Dieſer Gedanke 
neldeformularen zugegangen. iſt einfach und klar und ſeine Durchführung in der Praxis 
IG bitte dringend, die Aumeldung möglichſt umgehend nicht ſchwierig. Wie iſt es aber, wenn auf einer Parteiſeite 
in Herrn Kollegen Dr. Springer in Leipzig, Barfußgaffe 13, mehrere Perſonen ſtehen, und von dieſen mehreren nur einer 
titzuſchicen, damit der Betrieb der Kaffe am 1. April d. J. oder einige unterliegen, die anderen aber obſiegen? Dieſe in 
der Praxis ſehr häufig auftretende Frage trägt erhebliche 


tröffuet werden kann. | 
Mit kollegialer Hochachtung Schwierigkeiten in ſich. Sowohl die in der Praxis verſuchten 
olleg el hi chach Löſungen wie die Angaben in den gebräuchlichen Kommentaren 
IE befriedigen vielfach nicht. Es fol im folgenden verfucht werden, 
20 


Juſtizrat. 
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die bei dieſer Frage auftretenden Schwierigkeiten zu würdigen; 
dabei ſollen der größeren Eindringlichkeit halber die einzelnen 
Abſchnitte mit kurzen Stichworten inhaltlich gekennzeichnet werden. 


1. Die 370. enthält über die erhebliche Frage Reine 
geſetzlichen Vorſchriften. 

Es iſt wichtig, ſich zunächſt klarzumachen, daß in der 
ZRO. Vorſchriften darüber, wie in den erheblichen Fällen zu 
entſcheiden iſt, nicht vorhanden find. § 91 enthält den Leit⸗ 
gedanken, daß der unterliegende Teil die Koſten zu tragen hat, 
8 92 enthält die Vorſchriften über die Koſtenlaſt bei nur teil⸗ 
weiſem Obſieg, § 100 die Vorſchriften über die Koſtenlaſt, 
wenn der unterliegende Teil aus mehreren Perſonen beſteht. 
Dabei iſt in den 88 91, 92 nur an den Normalfall gedacht, 
daß ein Kläger und ein Beklagter vorhanden ſind. Unſer 
Fall dagegen — Obſieg gegen einen, Unterliegen gegen den 
andern Streitgenoſſen — iſt nicht geregelt. 

Daß dieſe Auffaſſung in der Tat zutrifft, daß insbeſondere 
der in der Praxis öfters irrtümlich angezogene § 100 den Fall 
nicht regelt, erkennt auch das Reichsgericht in der unten noch 
in anderem Zuſammenhange zu beſprechenden Entſcheidung vom 
6. Juli 1900 (II. 3 S.) in der JW. 1900, 650 ausdrücklich an. 


2. Die ſogenannte Ouotenteilung (Reichsgerichtsentſcheidungen 
NG. 39, 383; 41, 399; JW. 1900 S. 4115, 650°). 


Hat man erkannt, daß unſer Fall in der ZPO. nicht 
geregelt iſt, ſo entſteht die Frage, wie denn zu entſcheiden iſt, 
wie alſo die Geſetzeslücke auszufüllen iſt. Die Antwort auf 
die geſtellte Frage lautet in vielen Kommentaren und häufig 
bei den Inſtanzgerichten: Es iſt nach Quoten zu teilen. So 
lehrt auch Meyer⸗Breslau in der jüngſten, mir über unſere 
Frage bekanntgewordenen Abhandlung im Recht 1908, 55. 
Dieſe Lehre ſtützt ſich auf die Praxis des Reichsgerichts oder, 
vorſichtiger ausgedrückt, auf den Inhalt einiger Reichsgerichts⸗ 
urteile in den durch Veröffentlichung bekanntgewordenen Faſſungen. 
Zwar iſt es nicht ganz zutreffend, wegen der Teilung nach 
Quoten für unſere Frage ſich auf die Entſcheidungen RG. 39, 383 
und 41, 399 (identiſch mit JW. 1898, 3496) zu berufen, wie 
dies mehrfach geſchieht. In RG. 39, 383 rügt das Reichs⸗ 
gericht nur die vom Landgericht gebrauchte Faſſung, die dahin 
ging, daß der Kläger die der obſiegenden Beklagten zu 1 er⸗ 
wachſenen „beſonderen“ Koſten tragen ſolle. Inhaltlich hat 
das Reichsgericht die Entſcheidung des Landgerichts dahin auf⸗ 
gefaßt, daß der Kläger alle der Beklagten zu 1 erwachſenen 
Koſten tragen ſolle, und hat dieſe Entſcheidung gebilligt. Welche 
Faſſung dieſe Entſcheidung richtigerweiſe erhalten müſſe, 
ſagt das Reichsgericht nicht. In RG. 41, 399 liegt die 
Sache ähnlich. Auch hier hat das Reichsgericht nur die 
„unſachgemäße“ Faſſung des Urteils bemängelt, das dahin 
ging: Die Koſten des Rechtsſtreits trägt, ſoweit ſie durch das 
Verfahren gegen den beklagten Ehemann erwachſen find, dieſer, 
ſoweit ſie durch das Verfahren gegen die beklagte Ehefrau 
erwachſen ſind, der Kläger. Inhaltlich billigt das Reichsgericht 
dieſe Entſcheidung. Welche Faſſung ſie richtigerweiſe haben 
müßte, darüber ſpricht ſich das Reichsgericht nicht aus. Mit 
mehr Recht führt man zwei andere Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts an: In der Entſcheidung vom 5. April 1900, 


M 6. 1909. 


SW. 1900, 4113 (VI. 3S.), heißt es: „Die Entſcheidung über 
die Koſten I. Inſtanz verſtößt aber gegen die ZRD., inſofern 
dieſe die Verurteilung eines Klägers in die Koſten, inſoweit ſie 
gerade durch die Erhebung der Klage gegen einen von mehreren 
Beklagten entſtanden ſeien, nicht kennt.“ Es wird dann 
geſagt, daß dieſe Art der Verurteilung im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren „zu unlöslichen Schwierigkeiten“ führen würde, und 
daß an die Stelle der falſchen die „ſachgemäße Art der Koſten⸗ 
entſcheidung“ geſetzt worden ſei. Wie dieſe ſachgemäße Ent⸗ 
ſcheidung gelautet hat, iſt aus dem Abdruck jedoch nicht zu 
erſehen. In der Entſcheidung vom 6. Juli 1900 (II. 8S.), 
JW. 1900, 6505, liegt ein Fall unſerer Art zugrunde, wie 
der Abdruck zweifelsfrei erkennen läßt. Dann wird tadelnd 
von Entſcheidungen geſprochen, welche „wie hier inkorrekt nicht 
nach Quoten erkannt haben“. Daraus iſt in der Tat ohne 
weiteres zu folgern, daß das Reichsgericht für unſern Fall 
eine Teilung der Koſten „nach Quoten“ als richtig betrachtet. 


3. Das Verhältnis der Streitgenoſſen untereinander. 
Reichsgerichtsentſcheidungen JW. 1894, 453°; 1895, 383 u,; 
RG. 39, 383.) 


Nehmen wir nun als Praktiker, die nach dem Schlagwort 
„Quotenteilung“ ihre Entſcheidungen fällen ſollen, uns einen 
ſolchen, ganz einfach liegenden Fall vor und teilen wir „nach 
Quoten“. Es ſteht der Kläger A gegen B und C. Gegen B 
ſiegt er ſachlich, gegen C wird er abgewieſen. Die Koſten⸗ 
entſcheidung „nach Quoten“ ergibt dann doch wohl folgendes: 
die Koſten des Rechtsſtreits werden zur Hälfte dem Kläger 4, 
zur Hälfte dem Beklagten B auferlegt — es könnte auch / und 
½ uſw. geteilt werden, begrifflich macht das keinen Unterſchied. 
Das iſt die Entſcheidung „nach Quoten“; ich wüßte wenigſtens 
nicht, was man ſich unter einer Entſcheidung „nach Quoten“ 
ſonſt denken fol.) Auch habe ich mehrfach derartige Ent⸗ 
ſcheidungen, die ſich auf die vom Reichsgericht für richtig er⸗ 
klärte „Quotenteilung“ berufen, geſehen. Die Entſcheidung 
macht auch einen recht hübſchen runden Eindruck. Eine Hälfte 
und noch eine Hälfte macht ein Ganzes, und ſo iſt über die 
ganzen Koſten entſchieden. Nun kommt das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren (ZPO. 8 104), das die Koſtenentſcheidung ziffern⸗ 
mäßig auszuführen hat. Laſſen wir alles rein Formelle beiſeite 
und nehmen wir an, A habe 100, B 200, C 300 4 Koſten 
gehabt. Die geſamten Koſten der Parteien betragen alſo 600 &. 
die Hälfte, alſo 300 &, ſoll nach der Koſtenentſcheidung A, die 
andere Hälfte, alſo auch 300, B tragen. Dann müßte alſo A 
dem C 200, B dem C 100 erſtatten, dann iſt dem Urteil 
Genüge geſchehen. Man findet in der Tat auch Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchlüſſe, die in der geſchilderten Art vorgehen. Ein ſolcher 
Feſtſetzungsbeſchluß verſtößt aber gegen die Grundlagen des 
Zivilprozeſſes. Der Prozeß iſt ein Streit der Parteien. Nur 
diejenigen Perſonen, die als Gegner einander gegenüberſtehen, 


) Keinesfalls könnte doch die Entſcheidung dahin gehen, daß 
etwa ein Teil der Koſten dem A, ein Teil dem B, und irgendein 
noch ſo kleiner Teil dem C auferlegt würde. Denn eine ſolche Ent⸗ 
ſcheidung würde gegen die Vorſchrift des § 91 verſtoßen, nach der der 
ſiegende Teil — und das iſt C hier in vollem Umfange — Koſten über: 
haupt nicht tragen ſoll. Soweit ich erkennen kann, wollen auch das 
e und die Kommentare dem C wohl keine Koſtenquote 
auferlegen. 


Nr. 


38. Jahrgang. N 


den Steit, nur einen zwiſchen ihnen beſtehenden Streit 
hat das Gericht zu entſcheiden. Ein Streit der mehreren Per⸗ 
ſonen untereinander (im Falle B und O, die auf derſelben 
Parteiſeite zuſammenſtehen, iſt nicht vorhanden. Die Koſten⸗ 
entſcheidung iſt, genau wie die Sachenentſcheidung, lediglich eine 
Euſcheidung zwiſchen den Streitteilen, nicht eine Entſcheidung 
wichen den auf derſelben Parteiſeite ftreitgenäffiih (ZPO. 
88 59 bis 63) vereinigten mehreren Perſonen. Ebenſo wie 
wie es logiſch und prozeſſual undenkbar iſt, daß das Gericht in 
dem Streit, den A gegen B und C führt, den B zu einer 
ſachlichen Leiſtung an C verurteilt (J. B. Zahlung von 100 .# 
Darlehn), ebenſo iſt es undenkbar, daß das Gericht im Koſten⸗ 
punkte den B zu einer Leiſtung an C verurteilt. Dies wird 
auch vom Reichsgericht voll anerkannt. In der Entſcheidung 
vom 12. Juli 1894, JW. 1894, 4535, ſagt das Reichsgericht: 
Das Urteil entſcheidet über die Koſtenlaſt nur zwiſchen den 
Prozeßparteien, nicht auch zwiſchen den Streitgenoſſen. In der 
Entſcheidung vom 15. Juni 1895, JW. 1895, 383 10, heißt es: 
Aber die Erſatzanſprüche der Streitgenoſſen untereinander iſt im 
Urteil nichts zu beſtimmen. Sie können deshalb auch nicht den 
Gegenſtand eines Koſtenfeſtſetzungsverfahrens bilden. Ganz 
ähnlich ſpricht ſich die in anderem Zuſammenhang oben ſchon 
erwähnte Entſcheidung vom 5. März 1897, RG. 39, 283, aus. 


4. Würdigung des Ergebniſſes: Jehlerhaftigkeit der 
ſogenaunten Onotenteilung. 

Bir ſehen alſo — Satz 1 —, daß das Reichsgericht in 
einigen Entſcheidungen den aus dem Weſen des Prozeſſes 
fließenden zweifellos richtigen Satz aufftellt, daß in dem Prozeß 
über die Koſtenlaſt zwiſchen den Streitgenoſſen nicht zu ent⸗ 
ſceiden iſt, ſondern nur über die Koſtenlaſt zwiſchen den ein⸗ 
ander gegenüberſtehenden Prozeßparteien (Kläger — Beklagter). 
Zweitens ſehen wir — Satz 2 —, daß das Reichsgericht in 
anderen Entſcheidungen, namentlich in JW. 1900, 650° beim 
Obſieg gegen einen, Unterliegen gegen den andern Streitgenoſſen 
anscheinend eine Teilung der Koſten nach „Quoten“ für richtig 
gachtet. Drittens ſehen wir — Satz 3 —, daß eine dem 
Quotenſyſtem entſprechende Entſcheidung gerade zu dem am 
Reich gericht abgelehnten Ergebnis führt, daß das Urteil im 
koſtenpunkt auch zwiſchen den Streitgenoſſen — nicht nur 
zwiſchen den Parteien — Entſcheidung trifft. Was iſt daraus 
u ſchließzen? Doch wohl, da der Satz 1 fraglos richtig iſt, 
daß der Satz 2 nicht richtig fein kann, weil fonft das fraglos 
unrichtige Ergebnis des Satzes 3 herauskommen würde. Es 
M nir ſogar zweifelhaft, ob die beiden Reichsgerichts⸗ 
auſcheidungen JW. 1900, 411 und 650°, auf die man die 
Teilung „nach Quoten“ ſtützt, wirklich dafür zu verwerten find. 
Ohne weiteres iſt zuzugeben, daß fie nach ihrem Wortlaut, 
namentlich die letztgenannte, ſicherlich die Teilung „nach Quoten“ 
fl richig zu erachten ſcheinen. Indeſſen iſt zu berückſichtigen, 
daß die Entſcheidungen nur im Auszuge abgedruckt find, und 
uf weder die Koſtenentſcheidung der Vorinſtanzen noch die 
ui Reichsgerichts im Wortlaut mitgeteilt find. Es iſt daher 
5 denkbar, daß die Entſcheidungen doch nicht diejenige 
vagioeite haben, die fie zu haben ſcheinen. Falls fie aber 
willi eine Teilung „nach Quoten“ verlangen ſollten, fo 
naten fie als umichtig abgelehnt werden, weil ſie eben not⸗ 
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und C unmöglich B verurteilt werden kann, dem 
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wendigerweiſe zu einem widerſinnigen, auch vom Reichsgericht 
als widerſinnig anerkannten Ergebnis führen und führen müſſen. 
Gerade bei der Quotenentſcheidung ſteht das koſtenfeſtſetzende 
Gericht, wenn es eine Entſcheidung wie die oben angeführte 
vor ſich hat (A gegen B und C, Koſten A ½, B ½), vor 
einer unlösbaren Aufgabe. Entweder ſagt es ſich, in richtiger 
Erkenntnis der Grundlage des Prozeſſes, daß das erkennende 
Gericht unmöglich dieſe Grundlage des Prozeſſes verkannt haben, 
alſo unmöglich den B verurteilt haben kann, dem C die Hälfte 
der ihm (dem O) erwachſenen Koſten zu erſtatten, und faßt 
dann das Urteil ſo auf, daß über die Koſten nur im Verhältnis 
zwiſchen A und B einerſeits, und zwiſchen A und C anderer- 
ſeits, nicht auch im Verhältnis zwiſchen B und C erkannt iſt. 
Dann iſt alſo über die andere Hälfte der Koſten im Verhältnis 
zwiſchen A und C überhaupt nicht entſchieden, C kann von A 
nur die Hälfte ſeiner Koſten erſetzt verlangen, und es iſt nicht 
abzuſehen, wie und von wem C, der doch gänzlich obgeſiegt 
hat (ZPO. 8 91), Erſatz der anderen Hälfte feiner Koſten er⸗ 
langen ſoll ?). Oder das Feſtſetzungsgericht nimmt an, daß in 
dem Urteil über alle Koſten aller Beteiligten (A, B, C) ent⸗ 
ſchieden iſt, gibt allen Beteiligten nach den feſtgeſetzten Quoten 
in der oben geſchilderten Art einen Ausgleich und ſetzt damit 
die logiſche und prozeſſuale Unmöglichkeit der Urteilsentſcheidung 
fort, einer Perſon (C) gegen eine andere Perſon (B) einen 
Koſtenerſtattungsanſpruch zuzubilligen, der der geſetzlichen Unter⸗ 
lage entbehrt und ohne einen vorhergegangenen Streit der 
Betreffenden untereinander zugeſprochen worden iſt. 


5. Vorſchlag zur richtigen Jaſſung der Koſtenentſcheidung. 
Berechnung der Gerichtskoſten und Koſtenfeſtſetzung. 

Iſt man zu dem Ergebnis gekommen, daß die ſogenannte 
Quotenteilung unrichtig iſt, ſo fragt ſich, wie denn die Koſten⸗ 
entſcheidung getroffen werden muß. Da muß nun allerdings 
geſagt werden: So zweifellos meines Erachtens die Unrichtigkeit 
der Quotenentſcheidung iſt, ſo ſchwierig ſcheint mir die Auf⸗ 
findung einer richtigen Entſcheidung. Die Schwierigkeit 
aber bezieht ſich nur auf die Faſſung. Der Inhalt 
der zu treffenden Entſcheidung iſt klar und deutlich in 8 91 
ZPO. dahin ausgeſprochen, daß die unterliegende Partei der 
ſiegreichen Partei die Koſten zu erſtatten hat. Die Schwierig⸗ 
keit, für dieſen Inhalt die richtige Faſſung zu finden, hat 
folgende Gründe: Erſtens iſt durch die Prozeßführung, bei der 
auf einer Seite mehrere Perſonen ſtehen, ein Zuſammenhang 
zwiſchen der begrifflich ſtets vorliegenden Mehrheit von Rechts⸗ 
ftreitigleiten herbeigeführt worden, der die mehreren Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten im Sinne der ZPO. und der Koſtengeſetze während 
des Zuſammenhangs lediglich als eine Einheit, als einen 


) Manche erkennen an, daß in dem Prozeſſe des A gegen B 

C Koſten zu er: 
ftatten, wollen aber doch nach Quoten erkennen und dem C wegen 
der anderen Hälfte ſeiner Koſten auf einen beſonderen Prozeß gegen B 
verweiſen. Auch dieſer Weg iſt ungangbar. Erſtens verſteht ſich 
keineswegs von ſelbſt, daß C gegen B einen Anſpruch auf Erſatz 
der Hälfte feiner Koſten hat. Zweitens würde eine Entſcheidung, 
nach der in dem zur Aburteilung ſtehenden Prozeſſe nur über die 
Hälfte der Koſten des C entſchieden wäre, gegen das Geſetz verſtoßen. 
Dem 775 5 2 Er 5 ar 125 = Gericht von Amts wegen 

er a zeß entſtehenden Koſten zu en ˖ 
bloß über die Hälfte der Kosten. R 
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Prozeß erſcheinen läßt (vgl. ZPO. SS 59, 147; RG. 5, 353; 
6, 417; 30, 335; Gruchot 41, 1158). Unwillkürlich, aber 
logiſch ſtörend, richtet ſich daher der Gedankengang ſogleich auch 
auf den anderen Streitgenoſſen, wenn eine Entſcheidung bezüglich 
des einen Streitgenoſſen ergehen ſoll oder ergangen iſt. Zweitens 
beſteht bei dem Zuſammenhang mehrerer Rechtsſtreitigkeiten 
tatſächlich keine reinliche Scheidung zwiſchen den Koſten, die im 
Verhältnis zu dem einen oder dem anderen Streitgenoſſen ent⸗ 
ſtehen. Dieſe Einſicht, die natürlich ſchon vor dem Urteilsſpruch 
bei dem erkennenden Gericht vorhanden iſt, legt den Gedanken 
nahe, die Koſten gleich irgendwie der Höhe nach abzugrenzen, 
und doch geht das im Urteil nicht wohl an, da dieſes — den 
Ausnahmefall des 8 103 außer acht gelaſſen — die Koſtenlaſt 
nur grundſätzlich regelt, die ziffernmäßige Feſtſetzung aber dem Feſt⸗ 
ſetzungsverfahren gebührt. Drittens iſt die Scheidung der Gerichts⸗ 
koſten und der anderen Koſten ein mißlicher Punkt, da die Koſten⸗ 
verpflichtung der Parteien gegenüber der Gerichtskaſſe ſich nach 
ſelbſtändigen geſetzlichen Vorſchriften beſtimmt (GKG. 88 86, 88, 90). 

Läßt man zunächſt die Frage der Gerichtskoſten außer Betracht, 
ſo erſcheint als die einfachſte und nächſtliegende Faſſung die, 
daß im Verhältnis zwiſchen A (dem Kläger) und B (dem unters 
liegenden Beklagten) die Koſten dem B, im Verhältnis zwiſchen A 
und dem (ſiegenden) C die Koſten dem C auferlegt werden uſw., 
bei allen Streitgenoſſen beſonders ). Eine ſolche Entſcheidung 
dürfte zunächſt theoretiſch richtig fein, da fie den Vorſchriften 
des 8 91 ZPO. entſpricht, nämlich dem ſiegenden Teil grund⸗ 
ſätzlich die Erſtattung ſeiner Koſten vom Gegner zuſpricht. 
Gegen eine ſolche Faſſung könnte die oben angeführte Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts JW. 1900, 4115 ins Feld geführt 
werden, daß eine Auferlegung der Koſten, „ſoweit ſie durch 
das Verfahren gegen einen von mehreren Streitgenoſſen“ er⸗ 
wachſen fein, der ZPO. unbekannt ſei (vgl. auch a. a. O. 
RG. 39, 383). Aber einmal ſteht dieſe Auffaſſung des Reichs⸗ 
gerichts in ſo engem Zuſammenhang mit der als falſch erkannten 
Quotenteilung, daß fie ſchon dadurch bedenklich erſcheint. So⸗ 
dann hat das Reichsgericht ſeine Auffaſſung, die ſich jedenfalls 
auf eine beſtimmte geſetzliche Vorſchrift nicht ſtützt, nicht näher 
begründet. Schließlich iſt darauf hinzuweiſen, daß die ZPO. 
ſehr wohl eine Abzweigung von ſolchen Koſten kennt, die ledig⸗ 
lich einen von mehreren Streitgenoſſen angehen: ZPO. 8 100 
Abſ. 3. Die Anſicht des Reichsgerichts iſt daher als zutreffend 
nicht anzuerkennen). Eine Entſcheidung, wie vorgeſchlagen, 
iſt geſetzlich ſtatthaft, entſpricht der richtigen Auffaſſung des 
Prozeſſes überhaupt, wie auch eines Mehrheitsprozeſſes im 
beſonderen, und wird dem Gedanken des § 91 gerecht. Nur 
ſcheint mir noch ein Punkt bemerkenswert: Um auch der Ge⸗ 
richtskoſten und damit des Verhältniſſes der Parteien zur 
Staatskaſſe zu gedenken — was zweckmäßig und wohl geſetzlich 


unbedenklich iſt, obwohl grundſätzlich das Urteil die Koſten⸗ 


) Dieſe und ähnliche Faſſungen werden auch häufig von 
Inſtanzgerichten gewählt, die die Koſtenentſcheidung unbefangen und 
in richtiger Erkenntnis des Weſens des Prozeſſes treffen. 

9) Inhaltlich vollkommen zutreffend ſagt das Reichsgericht in 
der Entſcheidung vom 13. Juli 1893, RG. 31, 406 (409), in einem 
Falle unſerer Art, daß diejenigen Koſten — das Reichsgericht ſpricht 
nur von den außergerichtlichen Koſten —, welche dem obſiegenden 
Streitgenoſſen tatſächlich entſtanden ſind, dem Gegner (dem Kläger) 
aufzulegen find. — Es handelt ſich eben nur um die Frage der 
richtigen Faſſung. 


M 6. 1909. 
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laſt nur im Verhältnis der Parteien zueinander regelt —, dürfte 
es angebracht ſein, die Faſſung der Koſtenentſcheidung ſo zu wählen: 
I. Im Verhältnis der Parteien zur Staatskaſſe werden 
diejenigen gerichtlichen Gebühren und Auslagen, die 
ausſchließlich durch das Verfahren gegen C entſtanden 

find, dem Kläger A, die übrigen gerichtlichen Ge: 

bühren und Auslagen dem Beklagten B auferlegt!) 

II. Im Verhältnis der Parteien zueinander werden die 

Koſten des Rechtsſtreits, ſoweit das Verhältnis 
zwiſchen A und B in Frage kommt, dem Beklagten B, 
ſoweit das Verhältnis zwiſchen A und C in Frage 
kommt, dem Kläger A auferlegt. — 

Wie ſteht es nun mit der praktiſchen Brauchbarkeit der 
hier vorgeſchlagenen Faſſung? Meines Erachtens iſt nicht an⸗ 
zunehmen, daß dieſe Faſſung zu erheblichen praktiſchen Schwierig⸗ 
keiten führt. Für den Gerichtsſchreiber, der die Gerichtskoſten 
zu berechnen hat, wird es nicht zu ſchwierig ſein, trotz dem 
Beſtehen der geſetzlichen Bauſchgebühr (GKG. § 28) mit dem 
aus dem Strafprozeß ihm bekannten Begriff der gerade durch 
das Verfahren nur gegen einen Beteiligten entſtandenen Koſten 
zu wirtſchaften (vgl. RSSt. in JW. 1900, 233°). Bei der 
gerichtlichen Koſtenfeſtſetzung wird man gewiſſe Schwierigkeiten, 
die ſich namentlich aus der Vertretung mehrerer Streitgenoſſen 
durch denſelben Rechtsanwalt ergeben, in praktiſcher Weiſe löſen 
können, wie dies ſchon bisher die Praxis vermocht hat (vgl. 
die ſchon angeführten Entſcheidungen RG. 31, 407— 409; 
39, 383; 41, 399, ferner RB. in JW. 1898 S. 125, 
408, 743%). Gewiß können im Einzelfalle Schwierigkeiten ent⸗ 
ſtehen, gewiß kann es Fälle geben, in denen man mehr von 
einem „Durchhauen“ als von einem Löſen der Schwierigkeit 
wird ſprechen können. Das find aber Mißſtände, die mit 
unſerem ganzen Koſtenſyſtem, namentlich den gerichtlichen und 


anwaltlichen Bauſchgebühren zuſammenhängen, und daher wohl 


nicht vermeidbar find. Jedenfalls dürfte es beſſer fein, eine 
grundſätzlich richtige Entſcheidung zu treffen und dabei eine 
gewiſſe theoretiſche Färbung der Koſtenentſcheidung und einige 
bei der tatſächlichen Auseinanderrechnung bisweilen entſtehende 
praktiſche Schwierigkeiten in den Kauf zu nehmen, als eine 
anſcheinend richtige und erſchöpfende, tatſächlich aber falſche und 
zu tiberfinnigen Ergebniſſen führende Quotenentſcheidung zu 
treffen und im Feſtſetzungsverfahren noch weiter auszubauen. 
Ich hoffe, dargelegt zu haben, daß die vorgeſchlagene 
Faſſung der Koſtenentſcheidung ſowohl grundſätzlich richtig wie 
auch praktiſch brauchbar iſt. Sollte ich mich hinſichtlich der 
praktiſchen Brauchbarkeit, die ſchwer zu überſehen iſt, irren, und 
ſollte eine praktiſch beſſere Faſſung vorgeſchlagen werden, fo 
würde das ein erfreulicher Fortſchritt ſein. Jedenfalls iſt meines 
Erachtens eine gedeihliche Entwicklung der behandelten, praktiſch 
recht häufigen und wichtigen Frage nur dann moglich, wen 
der leitende Geſichtspunkt klar erkannt wird, daß nämlich die 
Schwierigkeit nur darin beſteht, für die inhaltlich zweifelsfreie 
Entſcheidung die richtige Faſſung zu finden, und daß die Löſung 
der Faſſungsfrage nicht in der Quotenentſcheidung liegt, die 
Quotenentſcheidung vielmehr falſch und unbedingt zu vermeiden iſt. 


) C tft der fliegende Beklagte, B der unterliegende Beklagte, 
A der Kläger. * a 
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38. Jahrgang. 


Armenauwälte mit beſchränktem Wirkungskreis. 
Von Gerichtsaſſeſſor Hans Frieſe, Königsberg i. Pr. 


Ein in der Praxis vorgekommener Fall lag ſo: Der Vor⸗ 
mund eines unehelichen Kindes wandte ſich, als er die Alimenten⸗ 
llage anſtrengen wollte, an einen Anwalt feines Wohnſitzes. 
Als es zur Erhebung der Klage kam, hatte der uneheliche 
Vater ſeinen Wohnſitz nach einem von dem Wohnſitz des 
Mündels und des Vormundes ziemlich weit entfernten Orte 
verlegt. Der konſultierte Anwalt erhob nun bei dem zuſtändigen 
auswärtigen Amtsgericht die Klage. Selbſtverſtändlich lag es 
weder in ſeinem noch im Intereſſe der Partei, wenn er zu den 
verſchiedenen Terminen nach dem entfernten Gericht hingereiſt 
wäre. Da andrerſeits der Vormund dem Anwalt die Prozeß⸗ 
führung gerne weiter anvertraute, ſo wurde der einfachſte Weg, 
das Armenrecht und einen am Sitze des Prozeßgerichts wohn⸗ 
haften Armenanwalt zur Führung des Prozeſſes zu verlangen, 
nicht beſchritten. Es wurde vielmehr der Antrag geſtellt, der 
Partei das Armenrecht zu gewähren und ihr einen Anwalt 
zur Wahrnehmung der Parteirechte lediglich in der mündlichen 
Verhandlung beizuordnen. Das Prozeßgericht wollte dem 
zweiten Teil des Antrages anfangs nicht entſprechen und ſtellte 
Antragſteller anheim, entweder einen Armenanwalt zur geſamten 
Prozeßführung zu erbitten oder auf die Beiordnung eines An⸗ 
walts zu verzichten und einem Anwalte beim Prozeßgericht 
Untervollmacht zur Wahrnehmung der Termine zu erteilen. 
Beide anheimgeſtellten Alternativen entſprachen nicht den 
Wünſchen der Partei und des bereits tätig gewordenen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten. Im erſten Falle hätte dieſer ganz ausſcheiden 
müſſen, im zweiten hätte er oder die Partei dem Termins⸗ 
mwalt für die Gebühren aufkommen müſſen — ein Riſiko, 
dad er bei einem immerhin nicht ausgeſchloſſenen ungünſtigen 
Ausgange des Prozeſſes nicht auf ſich nehmen wollte. Es 
wurde deshalb gegen den Beſchluß Beſchwerde eingelegt, der 
das Amtsgericht ſelbſt ſtattgab. Das Gericht ordnete der 
armen Partei einen Anwalt zur Wahrnehmung ihrer Rechte in 
der mündlichen Verhandlung bei. Der nicht als Armen⸗ 
anwalt beſtellte Prozeß bevollmächtigte gab ihm Untervollmacht. 
Damit lief er und die Partei im Falle des Unterliegens 
nicht das gefürchtete Riſiko; im Falle des Obſiegens kamen, 
wie gewöhnlich die 88 42, 43 RAGebdO. zur Anwendung. 

Ohne auf die Zweckmäßigkeit der hier erörterten Maßnahme 
einzugehen, komme ich bei Prüfung ihrer formellen Zuläſſigkeit 
dazu, das Verhalten des Gerichts zu billigen. 
Zunächft iſt es nach § 83 Abſ. 2 ZPO. angängig, in 
Amtsgerichtsprozeſſen eine Vollmacht nur für einzelne Prozeß⸗ 
dlungen, insbeſondere zur Vertretung in der mündlichen 
Verhandlung, zu erteilen. Anderſeits ſpricht 8 116 ZPO. aus: 
brüdlich davon, daß einer armen Partei, die nicht im Bezirke 
des Prozeßgerichts wohnt, ein Juſtizbeamter zur unentgeltlichen 
ehmung ihrer Rechte in der mündlichen Ver⸗ 
handlung auf Antrag beigeordnet werden kann. Der Umſtand, 
daß 9 116 gerade nur von Fällen ſpricht, in denen kein Anwalt 
in Frage kommt, darf nicht etwa zu dem Schluſſe verleiten, bei 
ber Veſtellung eines Armen anwalts könne eine Beſchränkung 
auf die mündliche Verhandlung nicht ſtattfinden; 8 116 ſchließt 
IR bänezfalls aus, daß auch einer der dort genannten Perſonen 
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unbeſchränkt zur Vertretung beigeorbnet wird; eine Beſchränkung 
iſt — übrigens völlig ungerechtfertigterweiſe — in § 116 nur 
inſoweit enthalten, als nur diejenigen baren Auslagen von der 
Staatskaſſe beſtritten und als Gerichtskoſten in Anſatz zu bringen 
ſind, die infolge der beſchränkten Tätigkeit entſtanden ſind. 
Dagegen fol in 8 116 die Beſchränkung des Wirkungskreiſes 
nicht als etwas für die Beiordnung gerade der dort genannten 
Perſonen Eigentümliches hingeſtellt werden. 

Hiernach erſcheint es wohl zuläſſig, daß auch ein Rechts⸗ 
anwalt von vornherein lediglich zur Wahrnehmung der Rechte 
in der mündlichen Verhandlung beigeordnet wird. 

Bedenken könnten dagegen aus folgender Betrachtung ſich 
ergeben: 8 34 RA., der dem § 115 Nr. 3 ZPO. völlig gleich⸗ 
lautet, ordnet an, daß der Partei zur vorläufigen unentgeltlichen 
Wahrnehmung ihrer Rechte ſchlechthin ein Anwalt beſtellt werden 
kann; 8 115 Nr. 3 ZPO. hat aber gerade die Fälle des 
Anwalts prozeſſes im Auge, in denen nach 8 83 ZPO. nur 
unbeſchränkte Vollmachterteilung in Frage kommt. Infolge⸗ 
deſſen könnte man vielleicht geneigt ſein, anzunehmen, daß das 
Gericht den Armenanwalt ſtets — alſo auch im Partei⸗ 
prozeß — ohne Beſchränkung feines Wirkungskreiſes beiordnen 
muß. Die aus dieſer Betrachtung hergeleiteten Bedenken er⸗ 
ſcheinen mir allerdings nicht genügend gerechtfertigt. 

Wenn man ſich aber auch auf einen durch ſie begründeten 
Standpunkt ſtellt, ſo muß man anderſeits erwägen, daß das 
Tätigwerden auch des Anwalts, der der armen Partei bei⸗ 
geordnet iſt, am letzten Ende von dem Willen der Partei, 
d. h. davon abhängt, daß fie ihm gemäß § 80 ZPO. Voll: 
macht erteilt. Und hier dürfte nun kein Zweifel beſtehen, daß 
es der armen Partei im Parteiprozeß trotz der Beiordnung 
des Anwalts freiſtehen muß, ſich ſelbſt oder einem von ihr 
gewählten Vertreter die Möglichkeit ſelbſtändigen Verhandelns 
zu wahren und nach 8 83 ZPO. dem beigeordneten Anwalt 
Vollmacht nur für einzelne Prozeßhandlungen zu erteilen oder 
von dem ſelbſtgewählten Vertreter erteilen zu laſſen. Das 
erſcheint namentlich wichtig für Fälle, in denen die Partei den 
Armenanwalt mit Rückſicht darauf erhält, daß ſie öfter auswärts 
ſich aufhält. Von dieſem Geſichtspunkt erſcheint es auch durchaus an⸗ 
gängig, daß die Partei einem ihr unbeſchränkt beigeordneten An⸗ 
walt nicht Proz e ß vollmacht gibt, ſondern ihn lediglich zur Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte in der mündlichen Verhandlung bevollmächtigt. 

Mit der hier vertretenen Anſicht dürfte ſich auch die 
Praxis inſofern decken, als ſie die Möglichkeit zugibt, daß die 
Partei, welcher das Armenrecht verliehen iſt, auf das ihr 

damit verliehene Recht auf Beiordnung eines Anwalts ver⸗ 
zichten kann, um nur von den ſonſtigen Vergünſtigungen Ge⸗ 
brauch zu machen (vgl. RG. 35, 369; Urteil des KG. vom 
29. Juni 1892 bei Perl und Wreſchner 3, 95). Kann aber die 
Partei auf die Tätigkeit des Armenanwalts, insbeſondere auch durch 
Nichterteilung der Vollmacht, ganz verzichten, ohne das Armen⸗ 
recht zu verlieren, ſo muß ſie auch das Recht haben, ſeine Dienſte 
nur, ſoweit es ihr vorteilhaft erſcheint, in Anſpruch zu nehmen. 

Allerdings dürfte es zuläſſig ſein, daß der Anwalt ſich 
gemäß 8 36 RAD. gegen die Beiordnung beſchwert, wenn 
ihm die Partei in dieſer Weiſe zu erkennen gibt, daß ſie ihm 
die ſelbſtändige und unbeſchränkte Führung des Prozeſſes nicht 
anvertrauen mag. 


158 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Zum Begriff des Rechtsverhältniſſes bei der 
Feſtſtellungsklage. 
Von Amtsrichter Dr. Thieſing⸗Celle. 


Gegen eine Kirchengemeinde, die das Recht hat, ihre Mit⸗ 
glieder gelegentlich zu Hand⸗ und Spanndienſten heranzuziehen, 
klagt der Fiskus mit der negativen Feſtſtellungsklage, daß ihr 
jene Befugnis ſeinen Beamten gegenüber nicht zuſtehe. Sein 
Intereſſe begründet er damit, daß der Dienſtbetrieb durch 
Geltendmachung dieſes kirchlichen Rechts geſtört werde. Iſt er 
zu dieſer Klage legitimiert? 

Daß es hier an einem, zwiſchen den Parteien be⸗ 
ſtehenden (oder als beſtehend behaupteten) Rechtsverhältnis 
fehlt, ſchließt an ſich die Zuläffigleit der Klage nicht aus, da 
es jetzt ziemlich allgemein anerkannt iſt, daß das Vorhanden⸗ 
ſein direkter rechtlicher Beziehungen zwiſchen den Prozeßparteien 
nicht notwendige Vorausſetzung des 8 256 ZPO. iſt. 1) So 
hat ja auch das Reichsgericht ſeinen früheren gegenteiligen 
Standpunkt aufgegeben.“) Erforderlich iſt alſo nur das recht⸗ 
liche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung, d. h. die recht⸗ 
liche Lage des Klägers muß infolge Verhaltens des Gegners 
gegenwärtig ſo gefährdet ſein, daß ein Bedürfnis zur Beſeitigung 
der Gefährdung im Wege richterlicher Feſtſtellung als hierzu 
geeigneten Mittels bejaht werden muß. — Iſt der Kläger 
Subjekt eines abſoluten Rechts, das der Gegner durch Inan⸗ 
ſpruchnahme eines kollidierenden Rechts bedroht, ſo gibt die 
Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage zu Zweifeln keinen Anlaß. 
Denn der abſolut Berechtigte kann eben jeden Nichtberechtigten 
von ſeiner Machtſphäre ausſchließen und wird deshalb dadurch 
beeinträchtigt, daß ein anderer eine damit in Widerſpruch 
ſtehende Rechtsbehauptung vertritt. Aber auch bei relativen 
Rechten kann ein Rechtsſchutzintereſſe des Berechtigten gegen⸗ 
über Dritten, die nicht durch das Rechtsverhältnis mit ihm 
verbunden ſind, gegeben ſein. Dies iſt vor allem der Fall, 
wenn der Dritte das fragliche Recht als ihm zuſtehend in 
Anſpruch nimmt. Hier kann der Streit zwiſchen den beiden 
Prätendenten dahin ausgetragen werden, daß richterliche Feſt⸗ 
ſtellung darüber begehrt werden kann, wem das Recht gegen⸗ 
über dem Verpflichteten zukommt. Man muß aber noch weiter⸗ 
gehen. Es iſt nicht notwendig, daß lediglich ein und dasſelbe 
Recht in Frage kommt, von dem es nur zwiſchen Parteien 
ſtreitig iſt, wer von ihnen ſein Subjekt iſt und daher gegenüber 
dem Verpflichteten die Aktivlegitimation beſitzt. Vielmehr kann 
es ſich auch um zwei Rechte handeln, die aber tatſächlich nicht 
nebeneinander ausgeübt werden können. Hier könnten ſehr 
wohl beide Parteien gegenüber dem Schuldner berechtigt und 
aktiv legitimiert ſein, nur iſt Naturalerfüllung an beide nicht 
möglich. Beiſpielsweiſe behaupten beide Parteien, dieſelbe 
Sache gekauft oder für dieſelbe Zeit gemietet zu haben, oder, 
was jetzt in der Provinz Hannover öfters vorkommt, der Be⸗ 
rechtigte aus einem Kaligewinnungsvertrag klagt gegen einen 
Unternehmer, der früher mit denſelben Grundbeſitzern abge 
ſchloſſen hatte, mit der Behauptung, daß deſſen Vertrag er⸗ 


) Gaupp: Stein Ziff. IIe zu 8 256; Hellwig, Lehrbuch des 
deutſchen Zivilprozeßrechts Bd. I S. 882 n. 20a; 888, 
) Gruchot 38, 1048; NG. 41, 846 gegen RE. 7, 419. 
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loſchen ſei, auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens ſeiner Gewin⸗ 
nungsrechte. 

Wie liegt nun die Sache in unſerem Falle? Von einem 
abſoluten Charakter des Rechts des Fiskus auf die Dienſte 
ſeiner Beamten in dem Sinne, daß jeder andere, der ebenfalls 
Anſprüche auf Dienſtleiſtungen des Beamten erhebt, damit 
ſtörend in das Recht des Staates eingriffe, kann nicht wohl 
die Rede ſein. Der Beamte iſt nur im Rahmen der maßgeb⸗ 
lichen ſtaats rechtlichen Grundſätze zur Leiſtung feiner Dienfte 
verpflichtet, im übrigen aber Herr ſeiner Zeit und Arbeitskraft, 
die er zur freien Verfügung hat, wenngleich er natürlich im 
Verhältnis zum Staat die mit Rückſicht auf ſeine Beamten⸗ 
ſtellung gegebenen Vorſchriften zu befolgen hat, z. B. ſich ohne 
Genehmigung nicht zur Übernahme einer Nebenbeſchäftigung 
verpflichten darf, wobei ein Zuwiderhandeln jedoch die zivil⸗ 
rechtliche Gültigkeit der übernommenen Vertragsverbindlichkeit 
nicht ohne weiteres ausſchließt. — Ebenſowenig kann von einem 
Prätendentenſtreit geſprochen werden. Beide Parteien nehmen zwar 
jede ein Recht auf Dienſte des Beamten in Anſpruch, aber es 
handelt ſich dabei nicht um ein und dasſelbe Recht, ſondern 
um zwei ganz voneinander verſchiedene und auf verſchiedenen 
Rechtstiteln beruhende. Jedes dieſer Rechte kommt ohne 
weiteres nur der einen Partei zu und keine macht grade das 
dem Gegner zuſtehende für ſich geltend, ſo daß es an der Identität 
des beanſpruchten Rechts fehlt. — Dagegen iſt aus dem dritten 
der vorangeſtellten Geſichtspunkte die grundſätzliche Zuläſſigkeit 
der Feſtſtellungsklage zu bejahen. Es kommt nur darauf an, 
ob eine ſolche Kolliſion der beiden Anſprüche vorliegt, daß der 
Kläger ein genügendes Intereſſe an der Klärung der Rechtslage 
hat, was reine Tatfrage iſt. Wird dies angenommen, ſo iſt 
damit auf Grund des 8 256 ZPO. auch ohne das Vor⸗ 
handenſein eines Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Parteien die 
Aktivlegitimation des Klägers gegeben. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 15. bis 27. Februar 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 
I. Reichsrecht. 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 218 EGBGB. Beurteilung der Rechts beziehungen 
zwiſchen Vorerben und Nacherben nach älterem Recht.] 

Aus Bl. 2 und 31 der vor dem AG. D. ergangenen 
Pflegſchaftsakten iſt in der Reviſionsverhandlung vorgetragen 
worden, daß die R.ſchen Eheleute bereits am 14. Oktober 1883 
bzw. 30. Auguft 1891 verſtorben find. Wenn hiernach die 
maßgebenden Erbfälle bereits unter der Herrſchaft des älteren 
Rechts eingetreten ſind, ſo waren auch die den Gegenſtand des 
Rechtsſtreits bildenden Rechtsbeziehungen zwiſchen den R. ſchen 


— 


*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


* 


38. Jahrgang. 


Bor: und Nacherben gemäß Art. 213 EGBGB. nach dem 
älteren Recht zu beurteilen. Dies iſt vom RG. bereits in 
Sachen G. u. Gen. c. F. IV. 256/06 mit Urteil vom 
14. Januar 1907 anerkannt worden. Da der Ber. lediglich 
das Recht des BGB. anwendet, fo mußte das angefochtene 
Urteil aufgehoben und ſo wie geſchehen erkannt werden. 
K. & S. c. H., U. v. 15. Febr. 09, 239/08 IV. — Dresden. 

2. 85 93, 94 BGB. Weſentliche Beſtandteile eines 
Grundſtücks (Maſchinen).] 

Nach den Feſtſtellungen des BG. enthält das von vorn⸗ 
herein zu einer Druckerei beſtimmte Hauptfabrilgebäude im Erd⸗ 
geſchoß einen Maſchinenſaal, in dem u. a. die ſtreitigen Maſchinen 


aufgeſtellt find; im II. Geſchoß befindet ſich die Druckerei, im 


III. Geſchoß die Buchbinderei. In unmittelbarer Verbindung 
mit dem Hauptgebäude ſteht ein Nebengebäude, in dem der 
Elektromotor und die zum Betriebe der Druckmaſchine dienende 
Lokomobile untergebracht ſind. Mit dem Grund und Boden 
ſind die Maſchinen nicht feſt verbunden, dagegen ſind die zur 
Übertragung der Triebkraft beſtimmten und für den Betrieb 


wmentbehrlichen Vorgelege an der Decke auf eingelaſſene Bohlen 


fh verſchraubt. Sodann find die Vorgelege mit den Druck⸗ 
maſchinen und auf der andern Seite mit der im Neben⸗ 
gebäude aufgeſtellten Betriebsmaſchine durch Treibriemen in 
Verbindung gebracht. Nach Abnahme der Treibriemen können 
die Maſchinen, ohne daß ſie ſelbſt oder das Gebäude Beſchädi⸗ 
gungen erleiden, entfernt werden, und es laſſen ſich auch nach 
Abnahme der Schrauben die Vorgelege ohne Zerſtörung der 
Mauern und der Decken des Gebäudes herausnehmen. Nach 
dieſen Feſtſtellungen, die einwandfrei und auch unangefochten 
find, bilden die Maſchinen jedenfalls nicht weſentliche Beſtand⸗ 
tile im Sinne des 8 94 BGB., da fie mit dem Grund und 
Loden nicht feſt verbunden find. Dies nimmt auch das B. 
nicht an, es folgert vielmehr die Beſtandteilseigenſchaft aus 
9 93 und anſcheinend auch aus 8 94 Abſ. 2 BGB., indem es 
ausführt: Die Maſchinen und die Vorgelege mögen nach der 
Entfernung aus den Gebäuden bleiben, was ſie ſeien, dagegen 
würde die Druckereifabrik als ſolche beſeitigt und ihres bis⸗ 
herigen Charakters entkleidet werden; ſelbſt einzelne Maſchinen 
würden ohne Beſchaffung von Erſatzſtücken nicht weggenommen 
werden können, wenn die Fabrik in dem Umfange, wie ſie es 
bisher geweſen ſei, vollſtändig bleiben ſolle. Deshalb müſſe das 
Druckereigebäude mit den eingefügten zum dauernden Be⸗ 
triebe beſtimmten Maſchinen als ein einheitliches Ganzes gelten, 
ſo daß die Maſchinen ihre wirtschaftliche Selbſtändigkeit vers 
loren haben. Allein dieſen Ausführungen kann nicht beigepflichtet 
werden. Die Maſchinen find nach den getroffenen Feſtſtellungen 
nicht in das Gebäude zum Zwecke deſſen Herſtellung ein⸗ 
heflgt worden, fo daß die Vorausſetzung von 8 94 Abſ. 2 
nicht vorliegt. Weiter aber ſind die Maſchinen auch ſelbſtändige 
Einzelkörper geblieben, und fie find nicht — § 93 — Sachteile 
des Gebäudes geworden. Sie gehören zur Fabrikanlage, 
aber fe bilden nicht mit dem Fabrikgebäude, aus dem fie 
lederzeit ohne Schwierigkeit und ohne äußerliche Beſchädigungen 
entfernt werden können, eine Sache. Sie dienen mit dem 
Gebäude dem Betriebe der Fabrik, aber nur als Zubehör, das 
auf den verſchiedenſten Gebieten in umfangreicher Weiſe vor⸗ 
handen fein muß, wenn der wirtſchaftliche Zweck der Haupt⸗ 
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ſache überhaupt erreicht werden ſoll. Hiernach mußte in Über⸗ 
einſtimmung mit der Rechtsauffaſſung, der der erkennende Senat 
in dem Urteile RG. 67, 32 und ſeitdem — V. 620/07, V. 328/08 — 
wiederholt Ausdruck gegeben hat, die Beſtandteilseigenſchaft der 
Maſchinen einſchl. des Vorgeleges verneint und angenommen 
werden, daß ſie die Eigenſchaft ſelbſtändiger beweglicher Sachen 
nicht verloren haben und daher kraft des beim Verkaufe ge⸗ 
machten Eigentumsvorbehalts noch der Klägerin eigentümlich 
gehören. Hiernach war die Zwangsvollſtreckung für unzuläffig 
zu erklären. F., A. & Co. c. S. & Co., U. v. 28. Jan. 09, 
275/08 V. — Naumburg. 

3. 8 103 BGB. in Verb. mit 8 789 II 11 ALR. 
Laſtenverteilung (Patronatsbeiträge).] 

Der Kaufvertrag der Parteien vom 22. Auguſt 1905 
enthält zwar die allgemeine Beſtimmung, daß Nutzungen und 
Laſten des verkauften Gutes mit dem Tage des Vertragſchluſſes 
auf den Käufer übergingen, aber eine beſondere Beſtimmung, 
wie es mit dem jetzt ſtreitigen Patronatsbeitrage gehalten 
werden ſolle, iſt nicht getroffen worden. Daß eine der Parteien 
dieſe Zahlung außerhalb des Vertrages übernommen hätte, iſt 
nicht erwieſen worden. Es fragt ſich deshalb, wem ſie geſetzlich 
obliegt. Die dafür maßgebende Vorſchrift enthält der § 103 
BGB., wonach die nicht bis zu einer beſtimmten Zeit oder 
von einer beſtimmten Zeit an zu tragenden Laſten einer Sache 
von dem dazu Verpflichteten inſoweit zu tragen ſind, als ſie 
während der Dauer ſeiner Verpflichtung zu entrichten ſind. 
Die Patronatslaſt iſt unſtreitig eine außerordentliche, nicht regel⸗ 
mäßig wiederkehrende Laſt. Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
das BGB. in 8 103 die Zahlungs verpflichtung bei außer⸗ 
ordentlichen Laſten der in Frage ſtehenden Art von dem Zeit⸗ 
punkt abhängig macht, an dem ſie zu entrichten, d. h. fällig 
find. In dem entſprechenden 8 795 des 1. Entw. war auch 
der Ausdruck gebraucht, daß die Laſten von dem Verpflichteten 
zu tragen ſeien, während deſſen Verpflichtungszeit ſie „fällig 
geworden“ ſeien. Wenn dafür ſpäter der Ausdruck gewählt 
worden iſt, daß entſcheide, wann ſie „zu entrichten“ ſeien, ſo 
iſt das eine bloß redaktionelle Anderung. In den Motiven 
zum 1. Entw. (Bd. 3 S. 76, 77) iſt ausdrücklich erörtert, 
weshalb gerade der Zeitpunkt der Fälligkeit gewählt worden 
ſei, und bei der 2. Leſung iſt ein Antrag auf Anderung dieſer 
Vorſchrift im Sinn der ſchon erwähnten Beſtimmung des 
preußiſchen Rechts abgelehnt worden (Prot. Bd. 3 S. 25 Ziff. 2 
und Abſatz vor A). Weiter kann auch darüber kein Zweifel 
obwalten, daß dieſer Patronatsbeitrag erſt mit der Verteilung 
der in Frage ſtehenden Baukoſten über die Beitragpflichtigen 
durch die Königliche Regierung fällig geworden iſt, und dies 
geſchah erſt im Januar 1906, alſo nicht mehr zur Beſitzzeit 
des Klägers. Wenn auch die Baukoſten ſchon im Jahre 1904 
entſtanden waren und der Bauunternehmer möglicherweiſe ſchon 
damals Anſpruch auf Befriedigung wegen Werklohns und etwa 
gelieferter Baumaterialien gehabt haben mag — was von dem 
Inhalt des Werkvertrages abhängt —, fo konnte doch von 
einer Fälligkeit des vom Patron zu leiſtenden Beitrags nicht 
eher die Rede ſein, als bis er feſtgeſtellt war. Nach § 789 
I I1 ALR. müſſen die Koſten zum Bau zunächſt aus dem 
Kirchenvermögen genommen und erſt bei deſſen Unzulänglichkeit 
von den Eingepfarrten und dem Patron aufgebracht werden 
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(vgl. 8 712, 720 daſelbſt). Es wird infolgedeſſen der Regel 
nach erſt eine Berechnung und Verteilung der Koſten über die 
verſchiedenen Beitragpflichtigen ftattfinden müſſen, jedenfalls iſt 
ſie im vorliegenden Fall erforderlich geweſen und von der 
Regierung bewirkt worden. Früher iſt der Beitrag des Patrons 
alſo nicht fällig geworden. B. c. C., U. v. 6. Febr. 09, 
164/08 V. — Poſen. 

4. 5 126 BGB. Schriftform. Nachträgliche Anderungen 
der ſchriftlichen Urkunde.] 

Beklagter hat an dem Text des vom Kläger vorher unter⸗ 
ſchriebenen Vertrags nachträglich Anderungen vorgenommen und 
dann den Vertrag ebenfalls unterſchrieben. Der Umſtand, daß 
Kläger dieſen Vertrag nach der erfolgten Anderung nicht noch⸗ 
mals unterſchrieben hat, befeitigt nicht den Begriff der ſchriſt⸗ 
lichen Form im Sinne des § 126 BGB. Denn dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift ſtellt keine höheren Anforderungen an den Begriff der 
Urkunde als die ZPO. Es iſt lediglich eigenhändige Namens⸗ 
unterſchrift in der Weiſe erforderlich, daß durch ſolche der Inhalt 
der Urkunde äußerlich gedeckt wird. Daß der Inhalt der Urkunde 
vor der Unterſchrift vorhanden iſt oder von dem Unterzeichnenden 
geſchrieben iſt, iſt nicht erforderlich, es iſt auch die Unterſchrift 
eines Blanketts möglich (Mot. z. 1. Entw. des BGB. Bd. 1 
§ 92; RG. 57 Nr. 15, vgl. 64 Nr. 99). Hieraus folgt aber, 
daß nachträgliche Anderungen des Inhalts einer Urkunde nicht 
nochmaliger Unterſchrift bedürfen, wie dies bereits für das 
ALR. in einem dem vorliegenden ähnlichen Falle angenommen 
worden iſt (RG. 27 Nr. 66). Es iſt daher die ſchriftliche 
Form als gewahrt anzuſehen, und es kommt, wie das BG. 
mit Recht angenommen hat, darauf an, ob die fraglichen 
Anderungen im Einverſtändnis mit Kläger erfolgt ſind (RG. 29 
Nr. 115). L. c. V., U. v. 9. Febr. 09, 195/08 III. — Kiel. 

5. § 249 BGB. Schadenserſatzpflicht der Verwaltungs⸗ 
organe einer Familienſtiftung gegenüber den Bezugsberechtigten.] 

Der Beklagte B. iſt erſter Kurator, der Mitbeklagte N. 
erſter Nebenkurator, der Nebenintervenient Erbe des zweiten 
Nebenkurators der im Jahre 1862 letztwillig errichteten, im 
Jahre 1863 gerichtlich beſtätigten „C. F.ſchen Familienſtiftung“. 
Die Klägerin iſt ſeit dem 23. Febr. 1898 Stiftungs berechtigte, 
und zwar gebührt ihr ſeitdem der lebenslängliche Nießbrauch 
aller Stiftungskapitalien in Höhe von %. Sie behauptet, 
in ihrem Bezugsrecht dadurch geſchädigt zu fein, daß die beiden 
Beklagten in Gemeinſchaft mit dem inzwiſchen verſtorbenen 
zweiten Nebenkurator im Jahre 1903 aus dem Stiftungs⸗ 
vermögen 15 000 & gegen Beſtellung hypothekariſcher Sicher⸗ 
heit an gewiſſen Grundſtücken ausgeliehen hätten. Dieſe 
Hypothek ſei bei der Zwangsverſteigerung der Grundſtücke im 
Jahre 1905 ausgefallen, die Stiftung habe infolgedeſſen eine 

endgültige Einbuße von 14 160 & erlitten. Sie macht die 
Beklagten, weil fie bei der Ausleihung fahrläſſig und den 
Stiftungsvorſchriften zuwider gehandelt hätten, für den ent⸗ 
ſtandenen Schaden verantwortlich. LG. verurteilte. ORG. wies 
die Klage ab. RG. hob auf: Der BerR. gibt der Stiftungs⸗ 
urkunde die einwandfreie, das RG. bindende Auslegung, daß 
Klägerin als genuß berechtigtes Familienglied gegen die Stiftung 
nur obligatoriſche Anſprüche auf Leiſtung der Stiftungsbezüge 
habe. Daraus iſt mit Recht gefolgert, daß der eingellagte 
Schadenserſaz anſpruch auf 8 823 BBS. nicht gegründet werden 
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kann (RG. 57, 353). Nicht aber iſt damit zugleich der Schluß 
gerechtfertigt, daß zwiſchen den Stiftungs berechtigten und den 
jeweiligen Verwaltungsorganen überhaupt keine unmittelbaren 
Rechtsbeziehungen beſtänden, und daß Klägerin deshalb zur 
Geltendmachung des jetzt gegen die Stiftungskuratoren ver⸗ 
folgten Anſpruchs der Sachlegitimation entbehre. Es iſt bereits 
in dem in RG. 61, 29 ff. mitgeteilten Urteile näher dargelegt, 
daß ſich die Beziehungen der ſtiftungs berechtigten Familien⸗ 
glieder zur Stiftung nicht in einem gewöhnlichen Gläubiger⸗ 
verhältnis erſchöpfen, daß dieſe Familienglieder vielmehr in 
einem beſonders gearteten, engeren und intimeren Verhältnis 
zur Familienſtiftung ſtehen. Auch der BerR. billigt ihnen die 
Befugnis zu, die Verwaltung der Stiftung daraufhin zu über 
wachen, ob fie geſetz⸗ und ſtiftungsgemäß geführt werde, führt 
aber dieſen richtigen Gedanken nicht zu Ende, wenn er daraus 
nur ein Recht ableitet, bei der Aufſichtsbehörde die Beſtellung 
anderer Kuratoren oder eines Pflegers zur Verfolgung der der 
Stiftung gegen die Kuratoren zuſtehenden Schadenserſatz⸗ 
anſprüche zu beantragen. Beſteht einmal ein derartiges auf 
Priwatrechtstitel begründetes Überwachungsrecht, fo iſt not⸗ 
wendige Folge davon, daß es von den Trägern dieſes Rechtes 
auch im Prozeßwege durchgeſetzt werden darf. Wie Inhalt 
und Umfang dieſes Rechtes des Näheren zu beſtimmen ſeien, 
braucht hier nicht unterſucht zu werden. Für den Streitfall 
kommt das unmittelbare Rechtsverhältnis der Bezugs berechtigten 
nicht bloß zur Stiftung, ſondern auch zu deren Verwaltungs⸗ 
organen noch dadurch zum Ausdruck, daß die Klägerin auf eine 
Quote, % „des Nießbrauchs aller Stiftungskapitalien“ für 
berechtigt erklärt iſt, und daß nach Vorſchrift der Stiftungs⸗ 
urkunde „etwaige Kapitalsverluſte von den Intereſſenten nach 
Verhältnis ihrer Anteile getragen werden müſſen“. Die Höhe 
der der Klägerin zukommenden Bezüge bemißt ſich alſo nach 
dem jeweiligen tatſächlichen Beſtande des Stiftungskapitals 
auch dann, wenn dieſes Kapital, wie im Streitfall behauptet 
wird, durch Schuld der Kuratoren vermindert worden iſt. Sie 
iſt alſo, wenn ſie ſich das Recht auf ungeſchmälerten Genuß 
der Stiftungsbezuüge erhalten will, geradezu darauf gewieſen, 
für Wiederzuführung der verlorenen Kapitalien an das Stiftungs⸗ 
vermögen beſorgt zu ſein. Da ſie ſich, wie gezeigt, zur Er⸗ 
reichung dieſes Zweckes nicht an die Aufſichtsbehörde weiſen zu 
laſſen braucht, ſo bleibt nach Lage des Falles gar nichts übrig, 
als ihr den Rechtsweg unmittelbar gegen die Kuratoren zu 
eröffnen. Ins beſondere iſt auch nach 8 249 Satz 1 BG. 
das Verlangen gerechtfertigt, daß die Beklagten die angeblich 
durch ihr Verſchulden entſtandenen Kapitalverluſte der Stiftung 
ſelbſt erſetzen. In Ubereinſtimmung ſowohl mit der älteren 
als der neueren Rechtſprechung (SeuffArch. Bd. 35 Nr. 300; 
RGB. a. a. O.) mußte deshalb für den gegebenen Streitfall die 
Sachlegitimation der Klägerin und zwar nach dem ganzen Um⸗ 
fange der von ihr erhobenen Anſprüche anerkannt werden. 
v. T. c. B. u. Gen., U. v. 4. Febr. 09, 251/08 IV. — 
Königsberg. 

6. 8 313 BGB. Ein Geſellſchaftsvertrag, der auf den 
Erwerb und die Weiterveräußerung von Grundſtücken abzielt, 
unterliegt nicht der Formvorſchrift des 8 318.] 

Das BG. hat zutreffend und ohne Rechtsirrtum angenommen, 
daß das Übereinkommen der Parteien vom 14. Oktober 1906 
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einen Geſellſchaftsvertrag enthält, welcher der Formvorſchriſt des 
9 313 BGB. nicht unterliegt. Die beiden Kläger und der 
Beklagte vereinigten ſich zu dem gemeinſamen Zweck, ein Zement⸗ 
werk zu gründen, zu dieſem Zwecke Dritten gehörige Grundſtücke 
zu erwerben, ſie entweder an die in Ausſicht genommene 
Zementwerkgeſellſchaft oder an andere Liebhaber wieder zu ver⸗ 
äußern und den erwarteten Gewinn wie den allenfallſigen Ver⸗ 
luſt zu je /, unter die drei Geſellſchafter zu verteilen. Ein 
Geſellſchaftsvertrag dieſes Inhalts unterliegt nicht ſchon des halb, 
weil er auf den Erwerb und die Weiterveräußerung von Grund⸗ 
Rüden abzielt, dem Gebote des 8 313 BGB., wie bereits in 
KG. 68, 260 anerkannt worden if. Eine Verpflichtung zur 
Übertragung des Eigentums an Grundſtücken enthält ein Vertrag 
dieſes Inhalts nicht, gleichviel, ob nun auf Grund dieſes Ver⸗ 
trages von einem der Geſellſchafter oder von mehreren oder von 
allen Grunbſtücke erworben und wieder veräußert werden. Der 
aus dem Geſellſchaftsvertrag ſich ergebenden Verpflichtung kann 
in allen dieſen Fällen genügt werden, ſofern nur der Erwerb 
wie die Veräußerung der Grundſtücke für Rechnung der Geſell⸗ 
ſchaft erfolgt. Die Erfüllung des Geſellſchaftsvertrags iſt dem⸗ 
nach vollkommen unabhängig von der Übertragung des Eigen⸗ 
tums an den Grundſtücken. Daran wird auch durch den Um⸗ 
Band nichts geändert, daß die nach gegenſeitiger Vereinbarung 
zun Geſellſchaftszwecke angekauften Grundſtücke auf den Namen 
des L. einzutragen waren; er wurde dadurch lediglich fiduziariſcher 
Eigentümer der Grundſtücke, und wenn er fie, wie dies geſchehen 
it, mit Gewinn weiterveräußerte, ſo ergab ſich für ihn aus 
dem Geſellſchaftsvertrag die Verpflichtung, an dem erzielten 
Gewinn die beiden andern Geſellſchaſter mit je einem Drittel 
telnehmen zu laſſen. L. o. K., U. v. 30. Jan. 09, 110/08 I. — 
Munberg. 

7. 88 537, 472, 473 BGB. Minderung des Mietpreiſes 
wegen Mängel der Sache.] 

Nach 8 537 BGB. iſt der Mieter für die Zeit, während 
deren die Tauglichkeit der vermieteten Sache zu dem vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch gemindert iſt, nur zur Entrichtung eines 
nach den 88 472, 473 zu bemeſſenden Teiles des Mietzinſes 
berpflichtet. Der 8 472 BGB. beſtimmt, daß bei der Minderung 
wegen eines Mangels der verkauften Sache der Kaufpreis in 
dem Verhältniſſe herabzuſetzen iſt, in welchem zur Zeit des 
Verkaufs der Wert der Sache in mangelfreiem Zuſtande zu 
den wirklichen Wert geſtanden haben würde. Hiernach kommt 
es auch für die Minderung des Mietzinſes wegen Mängel der 
Sache auf die Zeit des Abſchluſſes des Mietvertrages 
m W. e. K., U. v. 12. Febr. 09, 213/08 III. — Berlin. 

8. 89 823, 276 BGB. Wann iſt eine Straße dem 
öffentlichen Verkehr übergeben 7 

Die Erwägung des BG., daß die beklagte Gemeinde für 
ben duch den ſchlechten Zuſtand der Straße einem Dritten 
talflandenen Schaden aufkommen müſſe, obwohl die Straße zur 
Zeit des Unfalls noch nicht fertig und ausgebaut war, ſofern 
Ne nur tatfächlich die Straße dem öffentlichen Verkehre über⸗ 
geben hatte, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden und eniſpricht den 
in der Entſcheidung des erkennenden Senats vom 4. Februar 1901 
MB. 48, 297) entwickelten Grundſätzen. Eines der weſentlichſten 

ehmale, aus denen die Herſtellung dieſer Offentlichkeit der 
Staße zu entnehmen iſt, iſt der Zuſammenhang ihrer Anbauten 
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(vgl. IW. 96, 891%), Wenn nach den Feſtſlellungen des BG. 
die unmittelbar an das Straßennetz der Stadt anfloßende 
E. ſtraße bereits mit 36 Wohnhäuſern zur Zeit des Unfalls bes 
ſtanden war, und dieſe Häuſer auch bezogen worden waren, ſo 
war die Straße damit unter Zuſtimmung der Beklagten, die 
die Erlaubnis zur Errichtung und Bewohnung der Häuſer er⸗ 
teilt hatte, in den allgemeinen und öffentlichen Verkehr ein⸗ 
getreten. Damit war für die Beklagte aber auch die Ver⸗ 
pflichtung erwachſen, für die Gefahrloſigkeit des Verkehrs in der 
Straße Sorge zu tragen. Es darf zugegeben werden, daß das 
Maß der Sorgfalt, die auf eine fertige und die auf eine zwar 
dem Verkehr bereits freigegebene, aber doch noch im Ausbau 
begriffene Straße zu verwenden iſt, ein verſchie denes fein wird, 
und daß jedermann, der eine ſolche Straße beſucht, mit ihrem 
proviſoriſchen Zuſtande rechnen und ſein Verhalten danach ein⸗ 
richten muß. Jeder Fürſorge kann ſich aber die Gemeinde, der 
die Straße gehört, nicht entſchlagen, nachdem ſie den Anbau 
von Wohnhäuſern an dem unfertigen Straßenzuge genehmigt 
und die Ingebrauchnahme der fertiggeſtellten Gebäude zu 
Wohnzwecken zugelaſſen hat; ſie muß jedenfalls dafür ſorgen, 
daß bei gehöriger Vorſicht die Straße ohne Gefahr für den 
Verkehrszweck benutzt werden kann. Im gegebenen Falle waren 
ſowohl der Fahrdamm wie der Bürgerſteig in einem ſchlimmen 
und die Sicherheit des Verkehrs gefährdenden Zuſtande; jede 
Fürſorge für die Straße und ihren Verkehr war unterblieben 
und auf den Zeitpunkt des endgültigen Ausbaues verſchoben 
worden. M. c. M., U. v. 25. Jan. 09, 78/08 VI. — Cöln. 

9. 5 823 Abſ. 2 BGB. Iſt die Vorſchrift des 8 257 
StGB. (Begünſtigung) Schutzgeſetz im Sinne des 9 823 Abſ. 22 

Möchte auch vielleicht die Vorſchrift in $ 257 StGB., 
ſoweit ſie das Verbot enthält, nach Begehung eines Verbrechens 
oder Vergehens dem Täter wiſſentlich Beiſtand zu leiſten, um 
ihm die Vorteile ſeiner Straftat zu ſichern, als ein 
Schutzgeſetz im Sinne von 8 823 Abſ. 2 BGB. angeſehen 
werden können, ſo iſt ſie dies doch keinesfalls, ſoweit ſie die 
Beiſtandsleiſtung nach begangener Tat zu dem Zwecke, den 
Täter der Beſtraſung zu entziehen, verbietet, denn inſoweit iſt 
ſie lediglich dazu beſtimmt, den Intereſſen der Allgemeinheit zu 
dienen. J. o. M., U. v. 11. Febr. 09, 73/08 VI. — Poſen. 

10. 85 903, 905 ff. BGB. Recht des Windmüllers 
gegen Verbauung des Luftzuges.] 

Der Kläger verlangte, weil ihm die Beklagte den Wind 
für feine Windmühle verbaut habe, 3000 & Schadenserſatz. 
Die Klage wurde zurückgewieſen: Ungerechtfertigt ſind die von 
der Reviſion angeregten Zweifel gegen die Unanwendbarkeit der 
99 905, 906, 907 BGB. zugunſten des Klägers. Der 8 905 
ſchltzt nur die ſenkrechte Luftſäule über dem Grundeigentum 
und den Erdkörper unter deſſen Oberfläche gegen ſtörende Ein⸗ 
wirkungen. An negative Einwirkungen, insbeſondere an Ab⸗ 
haltung des Luſtzuges und Windes hat man dabei nicht gedacht. 
Ahnlich verhält es ſich mit dem 8 906. Auch er verbietet 
nur Zuführungen, alſo poſitive Eingriffe, nicht etwa ein Ab⸗ 
halten von natürlichen Zuführungen. Wenn aber weder dieſe 
beiden Geſetzesſtellen, noch ſonſtige Schutzgeſetze ihn begründen, 
kann auch der 8 907 BGB., der beeinträchtigende Nachbar⸗ 
anlagen verbietet, nicht Platz greifen. Dies ergibt ſich ins⸗ 
beſondere auch aus der vom Reviſionskläger für ſich angezogenen 
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Entſcheidung in RG. 60, 138, worin Sandaufſchüttungen auf 
dem Nachbargrundſtück als ſchädliche Anlagen unter Anwendung 
von 88 905 und 906 BGB. erklärt worden ſind, weil Sand, 
alſo ein körperlicher Gegenſtand, infolgedeſſen auf das Grundſtück 
des Klägers und in den Luftraum darüber rechtswidrig ein⸗ 
geführt wurde, was übrigens auch ſchon dem allgemeinen Eigen⸗ 
tümerrechte, 8 903 Satz 2, zuwiderlief. Um Abhaltung 
von Zuführungen handelte es ſich auch hier nicht. Das auf 
PrA BergGeſ. 8 148, der bekanntlich einen beſonders weit⸗ 
gehenden Eigentümerſchutz gewährt, beruhende Urteil des er⸗ 
kennenden Senats in RG. 49, 281 kann ebenſowenig hier ein⸗ 
ſchlagen, wie das auf der Sonderbeſtimmung des PrALR. 
8 247 T. II Tit. 15 fußende Urteil in RG. 50, 319. P. c. N., 
U. v. 20. Jan. 09, 131/08 V. — Roſtock. f 
11. 8 921 BB. Teile eines an der Grenzlinie durch⸗ 
ſchnittenen Gebäudes fallen nicht unter den Begriff „Ein⸗ 
richtungen“ im Sinne dieſer Vorfchrift.] 
Im Jahre 1907 errichtete der Reſtaurateur Sch. auf den 
ihm gehörigen beiden Grundſtücken Aachen Blatt 2420 und 355, 
die aneinander grenzten, im Anſchluſſe an ſchon vorhandene 
Gebäude einen einheitlichen Neubau in der Weiſe, daß dieſer 
von der Grenze der beiden Grundſtücke durchſchnitten wurde. 
Nachdem das Haus im Rohbau unter Dach gebracht worden 
war, wurde die Zwangsverſteigerung der verſchieden belaſteten 
beiden Grundſtücke eingeleitet. Am 10. Februar 1908 wurde 
das Grundſtück Blatt 355 der Beklagten, am 17. Februar 1908 
das Grundſtück Blatt 2420 dem Kläger zugeſchlagen. Die 
Beklagte teilte am 13. März 1908 dem Kläger mit, ſie beab⸗ 
ſichtige, den auf ihrem Grundſtücke ſtehenden Teil des Neu⸗ 
baues abzureißen, und erſuchte ihn, binnen 14 Tagen für die 
Standhaftigkeit ſeines Gebäudes durch die nötigen Abſtützungen 
Sorge zu tragen. Als dann im April 1908 die Beklagte mit 
den Abbrucharbeiten begann, erhob der Kläger Klage mit dem 
Antrage, die Beklagte zur Unterlaſſung des Abbruches des 
Neubaues auf ihrem Grundſtücke zu verurteilen, eventuell ſie 
zu verurteilen, vor Abbruch ihres Gebäudeteiles geeignete durch 
Sachverſtändige noch näher feſtzuſtellende Vorkehrungen und 
Schutzmaßregeln zu treffen, wodurch der Einſturz des klägeriſchen 
Gebäudeteiles verhindert werde. Zur Begründung der Klage 
machte er geltend, es würde, wenn die Beklagte ihren Gebäude⸗ 
teil bis zur Grenze abbreche, ſein Gebäudeteil erheblich be⸗ 
ſchädigt, zum Teil zum Einſturz gebracht werden. Die Beklagte 
erhob Widerklage mit dem Antrage, den Kläger zu verurteilen, 
den auf ſeinem Grundſtücke ſtehenden Gebäudeteil derart ab⸗ 
zuſtützen, daß er auch nach Beſeitigung des auf ihrem, der 
Beklagten, Grundſtücke ſtehenden Gebäudeteiles die Stand⸗ 
haftigkeit behalte. Sie führte aus, die Gebäudeteile ſeien 
Eigentum der Parteien; ſie ſei aber nicht verpflichtet, dem 
Kläger die Standfähigkeit ſeines Gebäudeteiles zu verſchaffen 
oder ihr eigenes Grundſtück in dem bisherigen Zuſtande zu 
belaſſen. Der erſte Richter verurteilte die Beklagte zur Unter⸗ 
laſſung des Abbruches, ſolange nicht die zwiſchen den Parteien 
hinſichtlich des Neubaues entſtandene Gemeinſchaft auseinander⸗ 
geſetzt ſei; er wies im übrigen ſowohl die Klage als auch die 
Widerklage ab, und legte die Koſten des Rechtsſtreites den 
Parteien je zur Hälfte auf. Der zweite Richter verurteilte 
unter Zurückweiſung der Berufung der Beklagten auf die 
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Anſchlußberufung des Klägers die Beklagte, den Abbruch ihres 
Gebäudeteils, ſoweit er mit dem Gebäudeteil des Klägers einen 
einheitlichen Bau bilde, zu unterlaſſen. RG. beſtätigte die 
Abweiſung der Widerklage, hob aber die Verurteilung nach dem 
Klageantrage auf und wies dieſerhalb die Sache an das BG. 
zurüd: Der auf der Grenze der beiden fraglichen Grund⸗ 
ſtücke errichtete Neubau iſt dadurch, daß demnächſt in der 
Zwangsverſteigerung der Kläger das eine, die Beklagte das 
andere Grundſtück erworben hat, nicht zum Miteigentum der 
Parteien geworden. Vielmehr hat jede der Parteien mit dem 
zugeſchlagenen Grundſtücke auch den darauf ſtehenden Teil des 
Neubaues als weſentlichen Beſtandteil des betreffenden Grund⸗ 
ſtückes gemäß 8 94 Abſ. 1, $ 946 BGB. zum Alleineigentum 
erworben (ef. Gruchots Beitr. 45, 1018; RG. 53, 311; 65, 
363). Würde das Gebäude durch Niederreißen in ſeine Beſtand⸗ 
teile zerlegt oder würden ſonſt die Teile des Gebäudes von 
einander getrennt, ſo verblieben zunächſt diejenigen Stücke, die 
je innerhalb der Grundſtücksgrenzen ſich befunden hätten, im 
Eigentum derjenigen Partei, der das Grundſtück gehört; denn 
die Tatſache der Trennung könnte auf das beſtehende Eigentum 
keinen Einfluß ausüben. Diejenigen Stücke aber, die ſich un⸗ 
mittelbar auf der Grenze der beiden Grundſtücke dergeſtalt be⸗ 
fänden, daß ſie durch die Grenzlinie durchſchnitten würden, 
müßten, da ſie, nach der Trennung von dem Boden und deſſen 
anderen Beſtandteilen, den für bewegliche Sachen geltenden 
Rechtsgrundſätzen unterlägen, und da eine Sonderinhabung 
eines jeden der beiden Grundſtückseigentümer an ihnen tat⸗ 
ſächlich nicht möglich wäre, mit Rechtsnotwendigkeit Miteigentum 
der beiden Parteien werden, und zwar zu Bruchteilen, die der 
früheren räumlichen Erſtreckung des zur beweglichen Sache 
gewordenen Bodenbeſtandteiles auf das eine und das andere 
Grundſtück entſprechen müßten. Bevor eine ſolche Trennung 
ſtattgefunden hat, iſt hinſichtlich der aus dem Eigentum an den 
Gebäudeteilen ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe die Vorſchrift 
des 8 903 BGB. maßgebend, wonach der Eigentümer mit der 
Sache nach Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung 
ausſchließen kann, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dritter 
entgegenſtehen. Danach könnte die Beklagte, ſofern nicht nach 
letzterer Richtung eine Einſchränkung gegeben wäre, mit dem 
auf ihrem Grundſtück ſtehenden Teile des Neubaues nach Be⸗ 
lieben verfahren und alſo ihn auch niederreißen. Der BerR. 
meint, eine Einſchränkung ergebe ſich aus den 88 921, 922 
BGB. Nach ſeiner Feſtſtellung durchſchneidet die Grenzlinie 
die Träger, welche die Fenſteröffnungen decken, die eiſernen 
Unterzüge, die das ein Meter hinter die Front zurückſpringende 
Dachgeſchoß tragen, ferner im Innern des Gebäudes die über 
den Türöffnungen liegenden Deckbalken ſowie die eiſernen 
Unterzüge, T-Eifen und Balken, an denen die Decken befeſtigt 
ſind und auf denen die Fußböden ruhen. Hieraus folgert der 
BerR., alle dieſe von der Grenzlinie durchſchnittenen Deckbalken, 
Unterzüge, T⸗Eiſen und Balken dienten zum Vorteile beider 
Gebäudeteile, da ſie dieſe ſtützten und bei ihrem Durchſchneiden 
in der Grenzlinie beide Gebäudeteile zum größten Teile ein 
ſtürzen würden. Ferner erachtet der BerR. fie als Ein 
richtungen, die ſich auf der Grenze befänden, und ſomit als 
„Grenzlager“ im Sinne der 88 921, 922 8GB.; daß die 
Einrichtung auf der Grenze gerade die Grenze bilde oder die 
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beiden Grundſtücke von einander trenne, ſei nicht erforderlich, dem einen, von den Stücken, die dem anderen Grunbftüds: 
es genüge, daß die Einrichtung ſich auf den beiden benachbarten eigentümer gehören, nicht verhindern (RG. 65 S. 363, 364). 
Grundſtücken befinde und von der Grenze durchſchnitten werde, Die von Wolff „Der Bau auf fremdem Boden“ S. 105 vers 
und dies treffe vorliegend zu. Danach nimmt der BerR. an, tretene Anſicht, daß in einem ſolchen Falle kraft Geſetzes das 
die Vermutung ſpreche dafür, daß zur Benutzung der Unter⸗ Verwaltungs- und Nutzungsrecht den beiden Grundſtückseigen⸗ 
züge, Deckbalken, T⸗Eiſen und Balken beide Parteien gemein⸗ tümern zuſtehe und von einem Teil ohne Zuſtimmung des 
ſchaftlich berechtigt ſeien. Deshalb erklärt der Ber R. die Bes andern eine weſentliche Veränderung des Gebäudes nicht vor⸗ 
klagte für verpflichtet, den Abbruch des auf ihrem Grundſtücke genommen werden könne, findet im Geſetze keine Grundlage. 
befindlichen Gebäudeteiles zu unterlaſſen, da der Kläger feine Der zur Unterſtützung der Anſicht herangezogene 8 923 BGB. 
Einwilligung dazu verſage. Die Reviſion macht hiergegen enthält hinſichtlich der Bäume an der Grenze eine im nachbar⸗ 
geltend, ein großes Haus, wie das ſtreitige, ſei keine Ein⸗ lichen Intereſſe getroffene Ausnahme von der aus dem Eigen⸗ 
richtung im Sinne des $ 921 BGB., auch wirke es nicht als tum an den Grunbftüdäbeflanbteilen bis zur Grenze ſich er⸗ 
Grenzſcheide, und ferner ſei es nicht eine Hilfseinrichtung zum gebenden Folge, daß jeder Nachbar auf ſeiner Seite den auf 
Vorteile beider Grundſtücke, vielmehr erſchöpfe ſich der Vorteil der Grenze befindlichen Beſtandteil zerſtören darf. Was ſo⸗ 
der Grundſtücke darin, daß das Haus darauf ſtehe. Die Re⸗ dann die Stücke des Gebäudes anlangt, die ſich unmittelbar 
biſion iſt, ſoweit fie den Klaganſpruch betrifft, begründet. Der auf der Grenze befinden und von der Grenzlinie durchſchnitten 
BerR. führt als Einrichtungen im Sinne der 88 921, 922 werden, fo wird der Anſpruch auf Unterlaſſung des Abbruchs 
BED. nur die von der Grenzlinie durchſchnittenen Unterzüge, durch 8 921 BGB. ebenfalls nicht gerechtfertigt. Unter den 
Deckballen, T-Eiſen und Balken auf, verbietet aber dann der von dieſer Vorſchrift gemeinten „Einrichtungen“, die zwei Grund⸗ 
Beklagten den Abbruch des ganzen Gebäudeteiles, der auf ihrem ſtücke von einander ſcheiden und zum Vorteile beider Grund» 
Grundſtücke ſteht. Dies findet in den 88 921, 922 BGB. ſtücke dienen, find, wie aus dieſer Kennzeichnung und ferner 
ſeine Rechtfertigung nicht. 8 921 ſtellt für den Fall, daß aus den angeführten Beiſpielen, nämlich Zwiſchenraum, Rain, 
zwei Grundſtücke durch eine Einrichtung, die zum Vorteile beider Graben, Mauer, Hecke, Planke, zu entnehmen iſt, nur ſolche 
Grundſtücke dient, von einander geſchieden werden, nur die mit dem Grund und Boden verbundene, auf der Grenze bes 
Vermutung auf, daß die Eigentümer der Grundſtücke zur Bes findliche Anlagen zu verſtehen, die zufolge ihrer Geſtaltung und 
nutzung der Einrichtung gemeinſchaftlich berechtigt ſeien. Dieſe Lage die beiden Grundſtücke von einander ſcheiden und gerade 
Vermutung ſoll dann nicht eintreten, wenn äußere Merkmale hierdurch, alſo durch ihre Lage auf der Grenze und durch 
darauf hinweiſen, daß die Einrichtung einem der Nachbarn ihre die Grundſtücke ſcheidende Wirkung, beiden Grundſtücken 
allein gehört. Daraus folgt, daß, wenn die Grenzlinie feſt⸗ zum Vorteile dienen. Solche „Einrichtungen“ find die Teile 
ſeht und danach die betreffende Einrichtung ausſchließlich auf eines von der Grenzlinie durchſchnittenen Gebäudes nicht, ins⸗ 
dem einen Grundſtücke ſteht, fie alſo dem Eigentümer dieſes beſondere auch nicht die Stücke, die unmittelbar auf der Grenze 
Grinbftüdes allein gehört, 8 921 BGB. nicht Platz greift. ſtehen, da ihre Grenzlage als ſolche weder für das eine noch 
Deshalb beſteht jedenfalls hinſichtlich der Stücke des Neubaues, für das andere Grundſtück von Vorteil iſt, ſie vielmehr nur 
die ſich innerhalb der Grenzen des Grundſtückes der Beklagten einander infofern vorteilhaft find, als fie ſich gegenfeitig Halt 
befinden, eine Vermutung für das Recht des Klägers zu ihrer und Sicherung des Beſtandes gewähren. Danach ergibt ſich 
Mitbenutzung nicht; denn dieſe Stücke ſtehen im ausſchließlichen aus den 88 921, 922 BGB., auf denen lediglich die Ent⸗ 
kigentume der Beklagten. Andere geſetzliche Beſtimmungen, ſcheidung des Berg. beruht, die Rechtfertigung des Verbotes 
aus denen eine Einſchränkung des Eigentumsrechtes der Bes der Niederreißung des der Beklagten gehörenden Gebäudeteiles 
lagten zu entnehmen wäre, beſtehen nicht. Insbeſondere er⸗ Wweder hinſichtlich der Stücke, die neben der Grenze liegen, noch 
gibt ſich daraus, daß der Kläger ebenfo wie der Beklagte durch bezüglich der Stücke, die unmittelbar auf der Grenze ſtehen. 
Zuschlag in der Zwangs verſteigerung mit feinem Grundstücke Vielmehr iſt die Beklagte, da eine andere Geſetzesvorſchrift nicht 
juugleich auch den zugehörigen Gebäudeteil erworben hat, kein entgegenſteht, nach 8 903 BGB. berechtigt, in Ausübung ihres 
Recht des Klägers auf fortdauerndes unverändertes Beſtehen⸗ Eigentumsrechtes bis zur Grenzlinie ſämtliche Stücke ihres 
bleiben der vorgenannten Stücke als Gebäudebeſtandteile. Dem Gebäudeteiles abzuſägen, abzuhauen oder ſonſt niederzureißen 
kann auch nicht entgegengehalten werden, daß alle Stücke eines und abzutrennen. Allerdings iſt in dieſer Hinſicht bezüglich der 
Gebäudes ein einheitliches unteilbares Ganzes bildeten und da- Stücke, die unmittelbar auf der Grenze ſtehen, eine Einſchränkung 
her die Rechtslage einzelner Stücke nicht eine von den anderen dahin zu machen, daß die Beklagte ſolche Stücke, abgeſehen von 
Stücken verſchiedene fein köme. Denn vorliegend kommt nicht einer etwaigen Einwilligung des Klägers, nicht, wenigſtens nicht 
der Geſichtspunkt in Betracht, daß die Stücke, weil ſie weſent⸗ als ganze Stücke, abtrennen und wegnehmen darf. Denn auch 
liche Beſtandteile des Gebäudes im Sinne der 88 93, 94 dem Kläger ſteht an biefen Stücken bis zur Grenzlinie Eigentum 
A. 2 BGB. find, nicht Gegenſtand beſonderer Rechte fein zu, und bie Beklagte würde, wenn fie dieſe Stücke wegſchaffen 
können, ſondern es handelt ſich darum, ob und inwieweit ein würde, das Eigentumsrecht des Klägers verletzen. Jedoch iſt 
Grundſtückseigentümer in der Verfügung über zuſammengeſetzte aus dem Parteivorbringen nicht erſichtlich, daß die Beklagte 
Sachen, welche Beſtandteile ſeines Grundſtücks find, deshalb beabſichtigt, auch dieſe Stücke abzutrennen, und läßt auch der 
beschränkt iſt, weil die Sachen, mit denen jene zu einem Ganzen auf Verbot des Abbruches des Gebäudeteiles der Beklagten 
luſammengeſetzt find, einem anderen gehören. Die Zuſammen⸗ allgemeinhin gerichtete Klaganſpruch nicht erkennen, daß auch 


ſeßung zu einem Ganzen kann die Abtrennung der Stücke, die Verbot der Abtrennung dieſer Stücke verfolgt und ein Anlaß 
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zur Klagerhebung nach dieſer Richtung für gegeben erachtet 
wird. Hiernach unterlag das BU., ſoweit es die Klage betrifft, 
der Aufhebung. Eine anderweite Entſcheidung zur Sache konnte 
jedoch in dieſer Hinſicht diesſeits nicht getroffen werden. Denn 
der Kläger hat noch hilfsweiſe einen Antrag geſtellt, über den 
vom BerR. noch nicht befunden worden iſt. Dieſer Antrag iſt 
darauf gerichtet, daß die Beklagte, bevor ſie den beabſichtigten 
Abbruch ihres Gebäudeteiles vornimmt, geeignete Schutzmaß⸗ 
regeln treffen ſoll, wodurch der Einſturz des klägeriſchen Gebäude⸗ 
teiles verhindert wird. Soweit darin der Anſpruch darauf 
enthalten iſt, daß die Beklagte den Abbruch nicht anders be⸗ 
wirken ſoll, als daß ſie die zum Schutze des Gebäudeteiles des 
Klägers erforderlichen Sicherungsmaßregeln trifft, findet der 
Antrag im Geſetze ſeine Rechtfertigung. (Wird näher dar⸗ 
gelegt.) Die Abweiſung der Widerklage iſt begründet. Die 
Revifion hat zur Rechtfertigung des Widerklaganſpruchs ſich 
lediglich darauf berufen, daß auch hier 8 921 BGB. vom 
BerR. unrichtig angewendet worden ſei. Jedoch iſt daraus, 
daß der Gebäudeteil der Beklagten nicht als eine Einrichtung 
im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift anzuſehen und die Beklagte 
als Eigentümerin aller Stücke bis zur Grenzlinie zum Ab⸗ 
bruche des Gebäudeteiles an ſich berechtigt iſt, in keiner Weiſe 
zu entnehmen, daß die Beklagte ihrerſeits vom Kläger die Vor⸗ 
nahme von Maßregeln zum Schutze ſeines Gebäudeteiles im 
Falle der Beſeitigung ihres Gebäudeteiles verlangen kann. 
Vielmehr hat der Kläger als Eigentümer des auf ſeinem Grund⸗ 
ſtücke ſtehenden Gebäudeteiles ausſchließlich nach feinem Ermeſſen 
darüber zu befinden, ob er zum Schutze ſeines Eigentums 
Sicherungsmaßregeln treffen will. Es iſt kein Rechtsgrund 
erſichtlich, aus dem die Berechtigung der Beklagten zu entnehmen 
wäre, den Kläger hierzu anzuhalten. Dies um ſo weniger, als 
nach dem vorher Erörterten die Beklagte im Falle des Ab⸗ 
bruchs ihres Gebäudeteiles dem Kläger gegenüber verpflichtet 
iſt, die zur Verhütung des Einſturzes feines Gebäudeteiles er⸗ 
forderlichen Sicherungsmaßregeln zu treffen. Sch. c. B., U. v. 
20. Jan. 09, 438/08 V. — Cöln. 

12. SS 1132, 1172—1175, 1182 BGB. in Verb. mit 
8 54 GBO. Die Eintragung einer unbedingten Sicherungs⸗ 
hypothek für eine auf dem anderen Grundſtück durch Verkehrs⸗ 
hypothek geſchützte Forderung iſt unzuläſſig.] 

Am 13. Oktober 1908 wurde dem Grundbuchamt II des 
AG. Hamburg eine mit notarieller Unterſchriftsbeglaubigung 
verſehene Erklärung des Rentners J. in Hamburg vom 10. des⸗ 
ſelben Monats vorgelegt, worin es heißt: „Ich ... bekenne, 
dem Herrn Fritz W., Adr. Altona, Adolfſtr. 134, für die dem⸗ 
ſelben in meinem Grundſtück Ohlſtedt, Bd. 2 Blatt 54, ein⸗ 
getragene Hypothek von 15 000 & eine Sicherungshypothek in 
nachbezeichnetem Grundſtücke einzutragen, verpflichtet zu ſein. 
Dieſe Sicherungshypothek iſt gleichzeitig bei Zahlung der 
Valuta für die dem Fritz W. in meinem Grundſtück Ohlſtedt 
Bd. 2 Bl. 54 eingetragene Hypothek von 15 000 & zu löſchen 
oder nach meiner Aufgabe abzutreten. Bei etwaiger Nicht⸗ 
zahlung des Kapitals nach Fälligkeit hat der Gläubiger ſeine 
Befriedigung zunächſt aus dem belaſteten Grundſtücke zu ſuchen. 
Ich bewillige und beantrage die Eintragung der vorgenannten 
Sicherungshypothek in das Grundbuch für Neuſtadt⸗Nord 
Bd. 20 Bl. Nr. 983. Die Erteilung eines Hypothekenbriefes 
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iſt ausgeſchloſſen.“ Auf Grund dieſer Erklärung erfolgte am 
23. Oktober 1908 die Eintragung dieſer Sicherungshypothek auf 
letztgenanntem Grundbuchblatt in Abt. III Nr. 11. Wegen 
Zweifels über die Zuläſſigkeit dieſer Eintragung ſchrieb aber 
das Grundbuchamt unterm 25. Oktober 1908 in Spalte 2 
einen Widerſpruch dagegen von Amts wegen ein und es wies 
durch Beſchluß vom 28. desſelben Monats den unterm 27. Ok⸗ 
tober 1908 geſtellten Antrag des Gläubigers W. auf Löſchung 
des Widerſpruchs koſtenpflichtig zurück. Auch W.s Beſchwerde 
vom 30. Oktober 1908 iſt — durch Beſchluß der IV. Zivil: 
kammer des LG. Hamburg vom 22. November 1908 — zurück⸗ 
gewieſen worden. Der hiergegen vom bevollmächtigten Haus⸗ 
makler W.s, namens B., unterm 30. November 1908 ein⸗ 
gelegten weiteren Beſchwerde möchte der I. ZS. des hanſeatiſchen 
OLG. zu Hamburg ſtattgeben, wenn er ſich nicht durch die 
Entſcheidung des KG. vom 4. Januar 1905, OLG. 10, 100, 
daran gehindert ſähe. Er hat daher mittels ausführlich be⸗ 
gründeten Berichtes vom 4. Januar 1909 die weitere Be⸗ 
ſchwerde dem RG. zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Bei der 
rechtlichen Beurteilung der Sache ergibt ſich folgendes: 
Die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig und ein Fall des S 79 
Abſ. 2 GBO. iſt gegeben, allein begründet iſt die Beſchwerde 
nicht. Es beſteht nahezu Einigkeit darüber, daß, wenn für 
dieſelbe Forderung auf mehreren Grundſtücken Hypothek be⸗ 
ſtellt wird, eine Geſamthypothek im Sinne des 8 1132 BGB. 
entſteht und entſtehen muß, und daß deren Eintragung auf 
ſämtlichen haftenden Grundſtücken — abgeſehen etwa von Rang⸗ 
und Zinsverſchiedenheiten — im weſentlichen gleichartig zu 
geſtalten iſt, daß die Hypothek daher in der Regel nicht auf 
dem einen Grundſtück als Verkehrs⸗, auf dem andern als 
Sicherungshypothek, nicht auf dem einen als Briefhypothek, auf 
dem andern als briefloſe Hypothek eingetragen werden kann. 
Der Grund hierfür wird von einigen in der Notwendigkeit 
„der Einheitlichkeit“ der Hypothek geſucht, er iſt aber wohl 
beſſer mit Biermann (Recht 1905, 265) in der Erwägung zu 
finden, daß eine verſchiedene Geſtaltung der Einzelhypotheken 
für die nämliche Forderung zu den verſchiedenſten, dem Willen 
des Geſetzes nicht entſprechenden und für den Rechtsverkehr 
höchſt bedenklichen Folgen führen könnte und würde. Während 
z. B. auf dem Grundbuchblatt, wo Verkehrshypothek eingetragen 
iſt, dieſer Eintrag nach SS 1138, 891 BGB. eine geſetzliche 
Vermutung für das Beſtehen jener Forderung begründen würde, 
wäre dies dort, wo nur Sicherungshypothek eingetragen, nicht 
der Fall. 8 1185 Abſ. 2 daſelbſt. Die Übertragung der 
Sicherungshypothek könnte nur mittels Eintragung im Grund⸗ 
buch, die der Verkehrshypothek, wenn ein Brief darüber ge⸗ 
bildet iſt, an ſich auch durch Vermerk auf dem Hypothekenbrief 
nach 8 1155 BGB. geſchehen und es könnten ſich daraus die 
Möglichkeit der Abtretung an verſchiedene Perſonen und bei 
Geltendmachung der Gutgläubigkeit mannigfache Verwickelungen 
ergeben. Ahnliche Widerſprüche und Schwierigkeiten wären in 
dem Falle denkbar, daß auf dem einen Grundſtück Brief: 
hypothek, auf dem andern brieflofe Hypothek für die nämliche 
Forderung eingetragen wäre. Nach 8 1132 Abf. 2 darf der 
Gläubiger den Betrag der Forderung auf die einzelnen 
Grundſtücke verteilen und der erkennende Senat hat erſt jüngſt 
in ſeinem zum Abdruck beſtimmten Beſchluſſe vom 5. Dezember 
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1908 ausgeſprochen, daß zu ſolcher Teilung die Zuſtimmung 
des Grundſtückseigentümers nicht erforderlich ſei. Dies wäre 
aber rechtlich nicht möglich, wenn auf dem einen Grundſtück 
nur Sicherungs hypothek, alſo keine Vermutung dafür beſtände, 
daß überhaupt eine Forderung gegeben iſt. Aus dieſen Gründen, 
und weil die von Geſamthypotheken handelnden 88 1132, 
1172—1175, 1182 BB. von der Möglichkeit verſchiedener 
Geſtaltung der Geſamthypothek auf den einzelnen Grundbuch⸗ 
blättern nichts erwähnen, unzweifelhaft von ihrer gleichmäßigen 
Eintragung auf allen Grundbuchblättern ausgehen, und einer 
Vervielfältigung der Hypothekengläubiger bei der Geſamthypothek 
entgegenſtehen, muß an dem vom KG. bereits in verſchiedenen 
Veſchlüſſen (vgl. KJ. 22, A 164; 25, A 298; 27, A 142; 
33, A 297; 35, A 310) und von der ihm folgenden Rechts⸗ 
wiſſenſchaft zutreffend ausgeſprochenen Grundſatze feſtgehalten 
werden, daß für eine und dieſelbe Forderung nicht auf dem 
einen Grundſtück Verkehrshypothek, auf dem andern Sicherungs⸗ 
hypothek eingetragen werden kann. (Vgl. auch RG. 63, 74.) 
Ob von dieſem Grundſatze mit dem KG. und vielen Schrift⸗ 
ſtellern eine Ausnahme für den Fall nachträglicher im Wege 
der Zwangsvollſtreckung erfolgender Eintragung einer Siche⸗ 
ſungshypothek nach 8 867 ZPO. anzuerkennen iſt, ſteht hier 
nicht zur Entſcheidung und ebenſowenig die Frage, ob für die 
nämliche Forderung hier eine Hypothek, dort eine Grundſchuld 
eingetragen werden darf, was der erkennende Senat in feinem 
Urteile V. 369/00 vom 9. März 1901 nach Preußiſchem 
Grundbuchrecht nicht mißbilligt hat und was auch zum Teil 
von Rechtslehrern zugelaſſen wird. Vgl. Turnau⸗Förſter 1, 813. 
Nach dem oben Ausgeführten ſind ſomit die in vorliegender 
Sache vom Grundbuchamt und vom LG. Hamburg gefaßten 
Deſchlüſſe zu billigen. Freilich ſuchen die dagegen erhobenen 
deſchwerden — augenſcheinlich unter Billigung des OLG. — 

auszuführen, daß im gegebenen Falle gar keine Geſamthypothek 
begründet werden ſollte, ſondern auf dem Grundſtück Neuſtadt⸗ 

Nord Bd. 20 Bl. 983 in einer zu Hamburg vielleicht ſeit 
früherer Zeit hergebrachten Weiſe nur eine „abditionelle” (bes 

dingte?) Sicherungshypothek für den Fall, daß die Verkehrs⸗ 

hppothek auf dem Ohlſtedter Grundſtück einen Ausfall erleiden 

würde. Es iſt zuzugeben, daß ein ſolches Verfahren rechtlich 

dentbar iſt und daß es vielleicht gegenüber den Nachteilen einer 

Geſamthypothek, die ſich bei Anwendung obiger Geſetzesſtellen 

und insbeſondere auch nach 88 50, 63, 64, 112, 122, 123 

IT. aus oft kaum lösbaren Schwierigkeiten möglicherweiſe 

ergeben, ſogar als empfehlenswert erſcheinen könnte, ſofern es 

in geſetmäßiger, einfacher und deutlicher Weiſe — z. B. nicht 

wieder mittels Beſtellung mehrerer Sicherungshypotheken für 

den Ausfall — eingeſchlagen wird. Allerdings läßt es ſich 

nicht auf 9 1113 Abſ. 2 BGB. ſtützen, wonach eine Hypothek 

auch für eine künftige oder eine bedingte Forderung beſtellt 

werden kann. Denn die Forderung des Gläubigers gegen den 

nämlichen Schuldner iſt eine einheitliche, ſie läßt ſich nicht 

in eine unbedingte und in eine bedingte Ausfallforderung zer⸗ 

legen, und ebenſowenig umgekehrt die Schuld des Schuldners. 

Wer, wie gewöhnlich jedes Recht, fo kann auch eine Hypothek 

85 bedingt eingeräumt werden. Dies ergibt ſich aus der 

gemeinen Beftimmung über bedingte Rechtsgeſchäfte in 8 158 

EB. ſowie daraus, daß die Beſtellung und die Eintragung 
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bedingter Hypotheken nirgends — auch nicht in 8 16 EBD. — 
verboten iſt, und daß das Geſetz, wo es die Begründung eines 
bedingten dinglichen Rechtes ausſchließen wollte, nämlich bei 
der Auflaſſung, dies ausdrücklich geſagt hat. (Vgl. Turnau⸗ 
Förſter I 8 1113 Anm. 7 S. 730.) Somit iſt die Beſtellung 
und Eintragung einer bedingten Sicherungshypothek (Höchſt⸗ 
betragshypothek) für den Fall möglich, daß eine auf einem 
andern Grundſtück eingetragene Hypothek einen Ausfall erleidet. 
Auf derartiges ſcheint die Abſicht der Beteiligten bei der oben 
wörtlich angeführten Hypothekbeſtellung vom 10. Oktober v. J. 
gerichtet geweſen zu fein, aber den in Grundbuchſachen not⸗ 
wendigen beſtimmten, deutlichen, einer Auslegung nicht be⸗ 
dürftigen Ausdruck hat dieſe Abſicht nicht gefunden. Der 
Grundbucheintrag enthält die notwendige Bezeichnung der 
Sicherungshypothek als einer bedingten nicht. Durch Bezug⸗ 
nahme auf die Eintragungsbewilligung kann er in dieſer 
Richtung nach $ 1115 BGB. nicht ergänzt werden. 8 874 
BGB. kommt hier überhaupt nicht in Betracht. Jene Ein⸗ 
tragungsbewilligung ſagt aber auch nichts Genügendes über 
die Bedingtheit der Sicherungshypothek. Vielmehr will die — 
unter Benützung eines nur teilweiſe durchſtrichenen Formulars 
zuſtande gekommene — Urkunde vom 10. Oktober 1908 nach 
ihrem Geſamtinhalt und dem Wortlaut ihrer einzelnen Sätze 
doch nichts anderes begründen als eine unbedingte Sicherungs⸗ 
hypothek für eine auf dem andern Grundſtück durch Verkehrs⸗ 
hypothek geſchützte Forderung. Eine ſolche Eintragung war 
aber unzuläſſig, mit Recht iſt dagegen Widerſpruch gemäß 8 54 
GBO. eingetragen worden, und das Begehren der Löſchung 
dieſes Widerſpruchs war ungerechtfertigt. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde mußte daher als unbegründet zurückgewieſen werden. 
Grundbuchſ. Hamburg⸗Nord Bd. 20 Bl. 983, Beſchl. v. 
3. Febr. 09, B 8/09 V. — Hamburg. 

13. 58 1391, 1392, 273, 274 BGB. Zurückbehaltungs⸗ 
recht der Ehefrau an dem ihr durch nichtigen Rechtsakt zurück⸗ 
erſtatteten Eingebrachten.] 

Die jetzt vom Kläger getrennt lebende und mit ihm im 
Scheidungsprozeſſe liegende Beklagte hat dem Kläger bei Ein⸗ 
gehung der Ehe 40 000 & eingebracht. Am 9. März 1906 
haben die Parteien „zum Zweck der Auseinanderſetzung ihrer 
güterrechtlichen Verhältniſſe“ einen privatſchriftlichen Vertrag 
geſchloſſen, wonach Kläger der Beklagten zur Befriedigung wegen 
ihres auf 59 561,50 & feſtgeſtellten eingebrachten Vermögens 
unter Verzicht auf Nießbrauch und Verwaltung eine Mehrzahl 
näher bezeichneter Forderungen abgetreten hat. Mangels Be⸗ 
obachtung der Form erachtet ſich Kläger an dieſen Vertrag 
nicht gebunden und hat vor dem LG. zwei Teilurteile erſtritten, 
durch welche die Beklagte verurteilt worden iſt, die von ihr 
eingezogenen Beträge von 22 195 % und 9 396 4 nebſt Zinſen 
bar zu zahlen oder im Falle der Anlegung dieſer Beträge ihm 
die betreffenden Urkunden nebſt Anhang herauszugeben. Die 
Berufung der Beklagten iſt vom OLG. zurückgewieſen worden. 
Der Reviſion der Beklagten wurde flattgegeben: Soweit die 
Beklagte ihre Weigerung, das durch nichtigen Rechtsakt ihr 
übertragene Frauenvermögen dem Manne zurückzugewähren, auf 
8 1418 BGB. gegründet hat, hält ihr der BerR. mit Recht 
entgegen, daß ſie Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung und 
Nutznießung nur geltend machen könnte, wenn ſie ein richter⸗ 
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liches Urteil dieſes Inhalts erſtritten hätte, während ſie nicht 
einmal hierauf Klage erhoben habe. Dagegen hat der Ber R. 
die auf 88 1391, 1392 geſtützte Zurückbehaltungseinrede unter 
rechtsirrtümlicher Begründung zurückgewieſen. Die Beklagte 
will und kann damit nur erreichen, daß ſie zur Rückgabe des 
Frauengutes Zug um Zug gegen Sicherheitsleiſtung des Mannes 
verurteilt werde (§ 274 Abſ. 1). Sie bezweckt mithin lediglich 
eine künftige Sicherung für die Zeit, während deren ſich ihr 
Vermögen wieder in der Verwaltung und Nutznießung des 


Mannes befinden würde. Es iſt deshalb von vornherein ab⸗ 


wegig, wenn der BerR. ihr Sicherheitsverlangen zurückweiſt, 
weil ſie gegenwärtig das Vermögen noch ſelbſt im Beſitz 
habe, und wenn er ferner die Anwendbarkeit des 8 1391 Abſ. 2 
um deswillen für ausgeſchloſſen erachtet, weil nach der augen⸗ 
blicklichen Sachlage ein Erſatzanſpruch der Frau im Sinne jener 
Geſetzesſtelle nicht in Frage kommen könne. Vielmehr kommt 
es darauf an, ob das bisherige Verhalten des Mannes und 
ſeine dermalige Vermögenslage für die Zukunft die Beſorgnis 
rechtfertigen, daß das Frauengut, ſobald es wieder in ſeine 


Hand gelangt, im Sinne der beiden Abſätze des § 1391 


(RG. 60, 183 flg.) erheblich gefährdet ſein werde. Hat die 
Beklagte ihr Vermögen einmal dem Kläger wieder ausgehändigt, ſo 
muß ihr oder ihren Erben dereinſt, ſpäteſtens nach der Beendigung 
der Verwaltung und Nutznießung (8 1377 Ab. 2) der Anſpruch 
auf Erſatz der darin inbegriffenen verbrauchbaren Sachen, zu denen 
auch Geld gehört (§ 92), erwachſen. Auf Sicherung dieſes 
Erſatzanſpruchs hat fie, wie auch der Ber R. anerkennt, gemäß 
8 1391 Abſ. 2 ſchon im Falle objektiver, durch die Vermögens⸗ 
lage des Mannes gegebener Gefährdung Anſpruch. Der Mann 
würde argliſtig handeln, wenn er unter den Vorausſetzungen 
des 8 1391 die Ausantwortung des Frauengutes fordern, ſich 
ſelbſt jedoch der verlangten Sicherheitsleiſtung entziehen wollte. 
Der Frau bietet aber gerade das Zurückbehaltungsrecht des 


8 273 den erforderlichen Schutz dagegen, ihr Vermögen der 


Verwaltung eines nicht vertrauenswürdigen Mannes überlaſſen 
zu müſſen. An der dort vorausgeſetzten Identität des recht⸗ 
lichen Verhältniſſes iſt nicht zu zweifeln, da ſowohl der Klag⸗ 
anſpruch wie das Einredeverlangen nach Sicherheitsleiſtung auf 
dem gemeinſamen Grunde des ehelichen Güterrechts beruhen. 
Ebenſowenig fehlt es, da hierfür der Zeitpunkt der Erfüllung 
der ſchuldneriſchen Verpflichtung maßgebend iſt (JW. 06, 545 10), 
an dem Erfordernis der Fälligkeit. Der Ber R. war deshalb 
verpflichtet, die tatſächlichen Vorausſetzungen des Zurück⸗ 
behaltungsrechts an der Hand des S 1391 Abſ 1 und 2 zu 
prüfen, auch im Hinblick auf § 1392 zu erörtern, inwiefern 
bei Rückgabe des Frauengutes Inhaberpapiere in Frage kommen 
werden und durfte gegebenenfalls die Verurteilung der Beklagten 
nur gemäß 8 274 ausſprechen. G. c. G., U. v. 11. Febr. 09, 
268/08 IV. — Naumburg. 

14. 8 1568 BB. Grobe Mißhandlung. — Keine 
teilweiſe Aufrechnung von Scheidungsgründen.] 

Nach der Feſtſtellung des BG. hat der Beklagte auf der 
Hochzeit ſeines Bruders am 6. Februar 1904 nach dem Streit 
mit dem Reiſenden D. im Saale die Klägerin vor der Saaltür 
an der Kehle gepackt. Im Hinblick auf die Folgen in geſund⸗ 
heitlicher Hinſicht hat das BG. die bezeichnete Tätlichkeit als 
grobe Mißhandlung aufgefaßt, die im Falle der Leiſtung des 
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über den Ehebruch der Klägerin auferlegten Eides als ſchwere, 
den Scheidungsantrag der Klägerin rechtfertigende Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten anzuſehen ſei. Für 
den Fall der Weigerung des Eides nimmt das BG. dagegen 
an, daß die feſtgeſtellte Mißhandlung ſich nicht als eine ſchwere 
Verfehlung im Sinne des § 1568 BGB. darſtelle, weil alsdann 
feſtſtehe, daß die Klägerin ſelbſt die ehelichen Pflichten ſchwer 
verletzt habe. Die hier zutage tretende verſchiedene Auffaſſung 
derſelben Tätlichkeit iſt mit der Vorſchrift des 8 1568 BGB. 
nicht in Einklang zu bringen. Denn hiernach gilt kraft Geſetzes 
eine grobe Mißhandlung field als ſchwere Verletzung der 
Pflichten. Eme teilweiſe Aufrechnung von Scheidungsgründen 
liegt dem BGB. fern, vielmehr iſt anerkannt, daß jeder Ehes 
gatte durch ſein Verhalten dem anderen einen Grund zur 
Scheidung geben kann. Geht man aber auch davon aus, daß 
das BG. die Mißhandlung als grobe anſah, ſo entbehrt die 
hieraus für den Fall der Eidesleiſtung hergeleitete Feſtſtellung 
in Anſehung der vom Beklagten verſchuldeten Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes der erforderlichen Prüfung der ſonſtigen 
Tatbeſtandsmerkmale des 8 1568 BGB. Es mußte vom 
objektiven Standpunkt aus geprüft werden, ob die Verfehlungen 
des Beklagten ſo beſchaffen waren, daß nach der ſittlichen Be⸗ 
deutung der Ehe deren Fortſetzung unter Hinnahme der Ver⸗ 
fehlungen der Klägerin nicht mehr angeſonnen werden konnte; 
es genügte nicht, daß die Klägerin nach ihrer ſubjektiven Auf⸗ 
faſſung, nach ihrem eigenen Empfinden, das eheliche Verhältnis 
als zerrüttet anſah (JW. 05 S. 393, 496%, 693109. 
D. c. D., U. v. 4. Febr. 09, 240/08 IV. — Hamm. 

Zivilprozeß ordnung. 

15. 8 29 ZPO. Zuſtändiges Gericht für Verpflichtungen 
zur Rückauflaſſung bei Wandlung eines Grundſtückstauſch⸗ 
vertrages. 

Gemäß notarieller Urkunde vom 7. März 1907 haben die 
Parteien einen Tauſchvertrag über Grundſtücke abgeſchloſſen. Die 
Auflaſſung der Grundſtücke iſt vollzogen. Der Kläger hat gegen 
den im Bezirk des LG. Münſter wohnenden Beklagten bei dem 
LG. Osnabrück Klage erhoben mit dem Antrage, den Beklagten 
zu verurteilen, in die Wandlung des gedachten Tauſchvertrages 
zu willigen und das dem Kläger in Tauſch gegebene, zu Alf⸗ 
hauſen — im Bezirk des LG. Osnabrück — gelegene Grundſtück 
zurückzunehmen. Der Einrede des Beklagten ſtattgebend, hat 
das LG. die Klage durch Urteil vom 22. April 1908 wegen 
örtlicher Unzuſtändigkeit abgewieſen. Die Berufung des Klägers 
wurde durch Urteil des OLG. zu Celle vom 1. Juli 1908 
zurückgewieſen. RG. verwarf die Einrede der Unzuſtändigkeit 
des Gerichts: Es iſt verfehlt, wenn die Zuſtändigkeit des LG. 
Osnabrück aus dem Grunde verneint iſt, weil Beklagter die 
Bewilligung der Wandlung an ſeinem Wohnorte im Landgerichts⸗ 
bezirke Münſter zu erklären habe. Denn jedenfalls ſtellen ſich 
bei einer Klage auf Wandlung eines bereits beiderſeits voll⸗ 
zogenen Grundſtückstauſchvertrages die Verpflichtungen zur Rück⸗ 
auflaſſung der Grundſtücke als die Hauptverbindlichkeiten dar. 
Dieſe iſt aber, da die Grundſtücke in den Landgerichts bezirken 
Osnabrück und Münſter liegen, bei den betreffenden AB. zu 
bewirken, in deren Bezirke die Grundſtücke gelegen find. Hieraus 
folgt bei der Gleichartigkeit der aus dem Tauſchvertrage ſich 
ergebenden Verpflichtungen beider Vertragsteile, daß für die 
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Klage auf Wandlung des Tauſchvertrages ſowohl das LG. zu 
Münſter als auch ins beſondere das in Osnabrück, in deſſen 
Bezirke das Grundſtück liegt, deſſen Rücknahme verlangt wird, 
gleichmäßig zuſtändig iſt. Unter mehreren zuſtändigen Gerichten 
hat der Kläger die Wahl. Daher war die Einrede der Un⸗ 
zuſtändigkeit des LG. Osnabrück zu verwerfen. G. c. St., 
U. v. 19. Jan. 09, 505/08 II. — Celle. 

16. 88 240, 249, 250, 295, 558 ZPO. Bezugnahme 
auf eine während der Unterbrechung des Verfahrens vor⸗ 
genommene Prozeßhandlung nach Aufnahme des Verfahrens.] 

Die Reviſionsbegründung iſt am 22. Februar 1908, alſo 
nach dem Tag, an dem, wie der Beklagte behauptet, der 
Konkurs eröffnet und das Verfahren unterbrochen wurde, ein⸗ 
gereicht, und die Einreichung nach der Aufnahme des Verfahrens 
nicht wiederholt worden. Der Senat hat von einer Feſtſtellung 
jenes Tages abgeſehen und kein Bedenken getragen, anzunehmen, 
daß die Klägerin durch den Schriftſatz, mit dem ſie das Ver⸗ 
fahren aufgenommen hat, ſowie durch den darin angekündigten 
Antrag zur Genüge kundgetan hat, daß ſie die Reviſion 
weiterverfolge, ſich dieſerhalb auf die Begründung der Reviſion 
beziehe und ſie genehmige. Eine nochmalige Einreichung des⸗ 
ſelben Schriftſatzes erſchien unter dieſen Umſtänden nicht 
unerläßlich. Zudem hat der Gegner die Wirkungslofigkeit der 
Keviſionsbegründung nicht geltend gemacht. (RG. 51, 97.) 
S. B.- G. c. K., U. v. 21. Jan. 09, 65/08 VI. — Dresden. 

17. 98 829, 830, 851, 857 ZPO. Pfändung der 
Ligentümergrundſchuld des Zwangs vollſtreckungsſchuldners vor 
den Zuschlag.] 

Der Beklagte J. macht auf die Streitmaſſe Anſpruch auf 
Grund der Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchlüſſe vom 11. 
ind 21. Dezember 1903 und der beiden Berichtigungsbeſchlüſſe 
vom 15. Januar 1904. Mit Recht erklärt aber der BerR. 
diem Anſpruch für unbegründet. Die Eigentümergrundſchuld 
ſelbt iſt für den Beklagten nicht gepfändet, ſondern nur der 
angebliche Anſpruch des S. gegen die Hypothekengläubigerin 
auf Umſchreibung des zur Eigentümergrundſchuld gewordenen 
Tilbetrages. Nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. 
wäre auch zur Wirkſamkeit der Pfändung gemäß 8 857 Abſ. 6, 
9 830 ZPO. die Übergabe des Hypothekenbriefes erforderlich 
gevefen (NG. 55, 378; 56 S. 13, 184; 59, 313). Zugleich 
aber hat der Beklagte im voraus den Anſpruch des S. auf 
Auszahlung des bei der demnächſtigen Zwangsverſteigerung auf 
die Eigentümergrundſchuld entfallenden Verſteigerungserlöſes für 
ſich pfänden und ſich überweifen laſſen. Jedoch mit Recht ver⸗ 
ſagt der BerR. dieſer Pfändung die Rechtswirkſamkeit. Wäre 
allerdings die Pfändung erſt nach Erteilung des Zuſchlags er⸗ 
folgt, ſo wäre ſie gültig. Insbeſondere hätte es nach der 
Ränbigen Rechtſprechung des RG., da die Eigentümergrund⸗ 
ſchuld durch den Zuſchlag, weil ſie nicht in das geringſte Gebot 
fel, erloschen und an ihre Stelle ein Anſpruch auf Befriedigung 
u dem Verſteigerungserlöſe, alſo ein Forderungsrecht, für das 
keine Hypothel beſtand, getreten war, der Übergabe des Hypo⸗ 
thelenbriefes nicht bedurft; vielmehr hätte, da ein Drittſchuldner 
nicht vorhanden, insbeſondere der Erſteher, der zu den hypo⸗ 
thelariſch Berechtigten am Grundſtücke in keinem Schuld⸗ 
berhältniffe steht, nicht als Drittſchuldner anzuſehen war, gemäß 
99 829, 857 Abſ. 2 ZPO. zur Wirkſamkeit der Pfändung 
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bie Zuſtellung an den Grundſtückseigentümer und Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner S. für ſich allein genügt (RG. 55, 264; 63, 216; 
64 S. 216, 311; JW. 06, 387 18). Die vorliegend aber be: 
reits vor dem Zuſchlag erfolgte Pfändung des zukünftigen An⸗ 
ſpruchs auf den Verſteigerungserlös muß für unwirkſam erachtet 
werden. (Wird ausgeführt.) Wollte man aber die Pfändung 
des Anſpruchs auf den künftig möglicherweiſe an die Stelle des 
belaſteten Grundſtückes tretenden Verſteigerungserlös während 


Beſtehens des hypothekariſchen Rechtes an ſich für zuläſſig an⸗ 


ſehen, ſo müßte doch erfordert werden, daß dieſe Pfändung in 
denſelben Formen wie die Pfändung des hypothekariſchen Rechtes 
ſelbſt bewirkt wird. (Wird ausgeführt.) Vorliegend würde 
daher auch von dieſem Geſichtspunkte aus die für den Be⸗ 
klagten J. vor dem Zuſchlage bewirkte Pfändung des Anſpruchs 
auf den Verſteigerungserlös, der künftig auf die Brief⸗Eigen⸗ 
tümergrundſchuld des Zwangsvollſtreckungsſchuldners S. ent⸗ 
fallen würde, der Rechtswirkſamkeit entbehren, weil die für die 
Pfändung der Eigentümergrundſchuld ſelbſt erforderliche Über⸗ 
gabe des Hypothekenbriefes nicht erfolgt if. B. c. M., U. v. 
3. Febr. 09, 58/08 V. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

18. 9 186 HGB. Vereinbarung eines Gründerlohns.] 

Der § 186 Abſ. 4 HGB. erklärt jedes Abkommen über 
einen Gründerlohn, das nicht die vorgeſchriebene Feſtſetzung im 
Geſellſchaftsvertrage gefunden hat, für unwirkſam. Daher 
würde ein ſolches Abkommen auch dann unwirkſam ſein, wenn 
es der Vorſtand der Geſellſchaft nach deren Eintragung im 
Handelsregiſter geſchloſſen hätte. Daß es in einem ſolchen 
Falle nicht Beſtandteil des urſprünglichen Geſellſchaftsvertrages 
ſein kann, liegt freilich auf der Hand. Es muß dann, wenn 
dem Abkommen Gültigkeit verliehen werden ſoll, der in den 
85 274 flg. HGB. vorgeſehene Weg einer Abänderung des 
Geſellſchaftsvertrages eingeſchlagen werden. H. c. Allgem. 
Handelsges., U. v. 3. Febr. 09, 216/08 I. — Berlin. 

Wechſelordnung. 

19. Art. 4. Wechſelobligation des Akzeptanten iſt Skriptur⸗ 
verpflichtung; Akzept des Nichtbezogenen erzeugt eine Wechſel⸗ 
verpflichtung nicht; Beweislaſt für die Zuläſſigkeit der Um⸗ 
änderung einer Adreſſe durch einen Zuſatz.] a 

Geklagt iſt im Wechſelprozeſſe auf Grund eines von der 
Klägerin an eigene Order ausgeſtellten Wechſels über 12 195,35. , 
zahlbar am 3. Januar 1906. Der Wechſel iſt gezogen auf 
„Herrn E. T. F. K. & Co.“ in Berlin W., Charlottenſtraße 55, 
und trägt den Annahmevermerk „E. T. F. K. & Co.“, der 
unſtreitig von dem mitverklagten Kaufmann Emil Theodor 
Ferdinand K. auf den Wechſel geſetzt worden iſt. Dieſer iſt 
nicht nur Geſellſchafter der verklagten offenen Handelsgeſellſchaft 
„Deutſche Kaffee⸗Großhandlung E. T. F. K. & Co.“, ſondern 
betreibt außerdem unter der Firma „Ferdinand K.“ eine Kaffee⸗ 
wirtſchaft in Berlin. Die Beklagten behaupten Ungültigkeit des 
Wechſels, weil ihre Firma nicht richtig bezeichnet ſei, und machen 
weiter geltend, daß die dem Wechſel zugrunde liegende Forderung 
die Handelsgeſellſchaft nichts angehe, ſondern nur das geſonderte 
Geſchäft des Emil Theodor Ferdinand K. Der Wechſel habe 
auch urſprünglich nicht auf „E. T. F. K. & Co.“, ſondern auf 
„E. T. F. K.“ gelautet und ſei von K. verſehentlich mit der 
Geſellſchaftsfirma akzeptiert und dann erſt von der Klägerin 
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durch Umänderung der Adreſſe in ſeine jetzige Geſtalt gebracht. 
Durch Vorbehaltsurteil des LG. zu Berlin find die Beklagten 
als Geſamtſchuldner verurteilt, der Klägerin 12 195,35 * nebſt 
Zinſen zu bezahlen. Ihre Berufung iſt vom KG. zurückgewieſen 
worden. RG. hob auf: Beide Vorinſtanzen ſehen es als 
unſchädlich an, daß die Angabe des Bezogenen und in Über⸗ 
einſtimmung damit auch der Akzeptvermerk bloß „E. T. F. K. 
& Co.“ lautet, während die vollſtändige Firma der Beklagten 


noch den vorangeſtellten unterſcheidenden Zuſatz „Deutſche Kaffees 


Großhandlung“ enthält. Dies iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Es handelt ſich hierbei nicht um die Frage, ob dem Wechſel 
eines der in Art. 4 WO. aufgeſtellten Erforderniſſe fehlt. Denn 
zweifellos iſt eine Firma angegeben, welche die Zahlung leiſten 
ſoll. In Frage ſteht nur, ob die gewählte Bezeichnung trotz 
der Unvollſtändigkeit der Firma mit genügender Beſtimmtheit 
auf die verklagte offene Handelsgeſellſchaft hinweiſt. Die Ent⸗ 
ſcheidung hierüber liegt auf tatſächlichem Gebiete. Ihre Bejahung 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Die Gründe aber, aus 
denen das KG. die weitere Verteidigung der Beklagten zurück⸗ 
gewieſen hat, können nicht gebilligt werden. Die Beklagten 
behaupten, daß der Wechſel, als der Ehemann K. die Akzept⸗ 
ſchrift darauf ſetzte, anders gelautet habe, als jetzt: als Adreſſe 
ſoll nicht „E. T. F. K. & Co.“, ſondern „E. T. F. K.“ 
angegeben geweſen ſein, alſo der bürgerliche Name des Ehe⸗ 
manns K. Für dieſe Behauptung haben ſie in prozeſſual 
zuläſſiger Weiſe (S8 595, 598 ZPO.) Beweis angetreten, 
mittelbar durch Vorlegung von Briefen der Klägerin, die ſich 
auf den Klagewechſel beziehen und an den Ehemann K. gerichtet 
ſind, und unmittelbar durch Eideszuſchiebung. Das KG. erklärt 
die Behauptung für unerheblich. Es führt aus, daß, wenn die 
dem Wechſel zugrunde liegende Forderung die offene Handels⸗ 
geſellſchaft auch an ſich nicht berühre, doch nichts im Wege 
geſtanden habe, daß K. bei der Akzeptierung die Geſellſchaft 
verpflichtete. Dieſer Wille aber müſſe aus ſeinem Akzept⸗ 
vermerke „E. T. F. K. & Co.“ entnommen werden. Wer 
einen Wechſel mit einer Firma akzeptiere, die er zu zeichnen 
befugt ſei, könne damit nichts anderes beabſichtigen, als die 
Firma zu verpflichten. Wenn aber K. den mit der Firmen⸗ 
bezeichnung akzeptierten Wechſel der Klägerin zurückgeſandt habe, 
ſo habe er die Klägerin damit auch ohne ausdrückliche Erklärung 
ermächtigt, die Adreſſe des Wechſels durch Hinzufügung der 
Worte „& Co.“ mit dem Alzepte in Einklang zu bringen. Er 
habe nicht erwarten können, daß die Klägerin den Wechſel in 
einer Form belaſſe, bei der ſie weder gegen die Firma, noch 
gegen K. perſönlich wechſelmäßige Anſprüche hätte geltend 
machen können. Bei dieſer Ausführung wird, was zu beweiſen 
wäre, vorweggenommen. Die Wechſelobligation des Akzeptanten 
iſt Skripturverpflichtung. (Vgl. die Entſch. des Senats vom 
1. Juli 1903 in der Sache I. 168/03, Holdheims MSchr. 03, 281.) 
Sie entſteht durch die Unterſchrift, aber nur durch eine dem 
Wechſel entſprechende Unterſchrift. Insbeſondere ſteht in der 
Rechtſprechung, wie auch in der Rechtslehre feſt, daß das Alzept 
des Nichtbezogenen eine Wechſelverpflichtung nicht erzeugt. 
(NRG. 14, 18; 35, 43; Grünhut, Wechſelrecht 2, 214; Staub, 
Anm. 4 zu Art. 21; Rehbein, Bem. 9 zu Art. 21.) Wird 
demnach die Wahrheit der Verteidigungsbehauptung der Beklagten 
unterſtellt, ſo ergibt ſich aus ihr unmittelbar, daß durch den 
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Alzeptvermerk eine wechſelmäßige Verpflichtung der verklagten 
Firma nicht begründet wurde, weil der Wechſel nicht auf ſie 
gezogen war, die Unterſchrift aber als Mitunterzeichnung des 
Akzepts des Bezogenen (Art. 81 WO.) nicht in Betracht kommen 
kann. Damit fällt der Ausgangspunkt der Betrachtung des KG. 
Es kann zugegeben werden, daß trotzdem aus den beſonderen 
Umſtänden eines Einzelfalles abgeleitet werden könnte, daß das 
Akzept des Nicht⸗Bezogenen in verpflichtender Abſicht und mit 
der ſtillſchweigenden Ermächtigung zu entſprechender Anderung 
der Wechſeladreſſe gegeben worden ſei. Eine ſolche aus den 
Beſonderheiten des Einzelfalles geſchöpfte Feſtſtellung enthält 
aber die Begründung des BU. nicht. Die Argumente find 
allgemein gehalten und treffen nicht nur auf jeden Fall zu, wo 
wie hier die alzeptierende Perſon in der Lage iſt, befugterweiſe 
ſowohl für den Bezogenen, wie für die andere nicht bezogene 
Firma zu unterzeichnen, ſondern ebenſogut auch auf den Fall 
völliger Perſonenverſchiedenheit. Sie laufen daher auf eine 
Beſeitigung des vorhin formulierten Rechtsſatzes hinaus. Es 
kann aber auch aus einem weiteren Grunde von einer tatſächlichen 
Feſtſtellung, an die das Reviſionsgericht gebunden wäre, keine 
Rede ſein. Das BG. fügt den bereits wiedergegebenen Aus⸗ 
führungen hinzu, daß die Beklagten ihre Behauptung, K. habe 
bei dem Akzeptvermerke die Firma aus Verſehen gezeichnet, nicht 
bewieſen hätten und auch nicht mit Mitteln, die im Wechſel⸗ 
prozeſſe zugelaſſen werden dürften, beweiſen könnten. Dies mag 
an ſich nicht zu beanſtanden ſein, kann die Entſcheidung aber 
nicht rechtfertigen, weil hier eine Verkennung der Beweislaſt zu⸗ 
tage tritt. Aus dem vorhin Bemerkten folgt, daß den Beklagten 
ein weiterer Beweis nicht angeſonnen werden darf, als daß der 
Wechſel zu der Zeit, als K. den Akzeptvermerk daraufſetzte und 
ihn an die Klägerin zurückgab, die Adreſſe „E. T. F. K.“ trug. 
Iſt dies dargetan, ſo folgt daraus ohne weiteres, daß die Um⸗ 
änderung der Adreſſe durch den Zuſatz „& Co.“ unbefugt und 
wechſelrechtlich eine Verfälſchung war. Ein Blankett lag nicht 
vor, und an und für ſich iſt jede Veränderung des fertigen 
Wechſels, wodurch die Verpflichtung der Unterzeichner berührt 
wird, eine unzuläſſige Fälſchung. Wer alſo behauptet, zu der 
Veränderung dem Verpflichteten gegenüber berechtigt geweſen zu 
ſein, muß dies beweiſen. Soll alſo unerachtet des hier unter⸗ 
ſtellten Nachweiſes die Wechſelklage aufrechterhalten werden, 
ſo würde es Sache der Klägerin ſein, zu beweiſen, daß K. das 
Akzept nicht aus Irrtum, ſondern in der Abſicht, die Geſellſchafts⸗ 
firma zu verpflichten, gegeben und ſie zur Anderung der Adreſſe 
ermächtigt habe. Wird dies nachgewieſen, ſo iſt freilich die von 
der Beklagten erhobene Einrede der ungerechtfertigten Bereicherung 
(8 812 BGB.) unbegründet. Denn ihre wechſelmäßige Ber 
pflichtung würde dann in der bewußten Übernahme einer fremden 
Verbindlichkeit den erforderlichen „rechtlichen Grund“ finden. 
Auf einem weiteren Rechtsirrtume aber beruht es, wenn das BG. 
dieſe Einrede ſchon jetzt zurückgewieſen hat, indem es erwägt, 
die wechſelmäßige Haftung des Akzeptanten bedürfe keines außer⸗ 
halb des Wechſels liegenden rechtlichen Grundes, werde vielmehr 
durch das Akzept ſelbſt begründet: der Akzeptant könne alſo 
nicht deshalb ſein Akzept wegen Bereicherung des Remittenten 
widerrufen, weil er dieſem nichts ſchuldig geweſen ſei. Dieſe 
Ausführung würde zutreffen, wenn der Wechſel von einem 
dritten gutgläubigen Erwerber gegen die verklagte Firma geltend 
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gemacht würde. Dann könnte auf das Kauſalverhältnis zwiſchen 
dem erſten Nehmer und dem Wechſelſchuldner nicht zurückgegriffen 
werden. Hier aber ſteht der Wechſelſchuldner dem erſten Nehmer 
ſelbſt gegenüber. Der Einwand, daß es der Wechſelobligation 
der Geſellſchaft an jedem Rechtsgrunde fehle, würde alſo an 
ſich zu beachten ſein, weil im Verhältniſſe zwiſchen dieſen 
Perſonen durch die Skriptur nur die Beweislaſt verſchoben wird. 
(Bal. Grünhut 2, 130; Staub, Anm. 36 zu Art. 82; Wieland, 
Der Wechſel S. 131.) Hiernach konnte der Revifion der Erfolg 
nicht verſagt werden. K. & Co. c. C., U. v. 20. Jan. 09, 
362/08 I. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

20. Unzuläſſige gegen den Wortlaut gerichtete Auslegung 
von Verſicherungsbedingungen als Reviſionsgrund.] 

Der 8 12 der Verſicherungsbedingungen beſtimmt, daß 
die Beklagte „auf Grund der Verſicherung nur unter der Be⸗ 
dingung, daß die Folgen der erlittenen Körperverletzung 
läͤngſtens innerhalb Jahresfriſt vom Tage des Unfalls ab ge⸗ 
rechnet eingetreten und als ſolche nachgewieſen ſind“ eine Ver⸗ 
gütung gewährt. Während die Beklagte dieſe Beſtimmung 
dahin auffaßt, daß ſie zu einer Entſchädigung nur verpflichtet 
fi, wenn ſowohl der Eintritt der Unfallsfolgen als auch der 
Nachweis dieſes Eintritts innerhalb der Jahresfriſt erfolgt, 
will Kläger ſie dahin verſtanden wiſſen, daß nur der Eintritt 
der Unfallsfolgen binnen Jahresfriſt als Vorausſetzung der 
Entſchädigungspflicht beſtimmt ſei. Der BerR. hat die Auf⸗ 
faſſung der Beklagten, die in § 12 keine Stütze finde, für 
„nicht haltbar“ erklärt, weil im Fall, daß die Unfallsfolgen 
et am Ende des Jahres bemerkbar würden, es leicht eintreten 
lönne, daß der Nachweis infolge der anzuſtellenden Er⸗ 
mitelungen nicht mehr innerhalb des Jahres erbracht werden 
lone. Er führt weiter aus, daß die Beklagte ſich aber auch 
behalb nicht auf ihre Auslegung berufen dürfe, weil fie durch 
die „nicht präziſe“ Faſſung der Beſtimmung die „nach dem 
Wortlaut mindeſtens ebenſo begründete Annahme“ des Klägers 
berſchuldet habe. Dieſe Ausführungen können für zutreffend 
nicht gehalten werden. Nach Anſicht des erkennenden Senats 
läßt der Wortlaut des 8 12 keinerlei Raum für Zweifel über 
den in ihm niedergelegten Vertragswillen der Beklagten. Klar 
und unzweideutig hat vielmehr die Beklagte durch dieſe Be⸗ 
ſimmung zum Ausdruck gebracht, daß ihre Verpflichtung zur 
Gewährung von Entſchädigungen abhängen ſoll davon, daß 
innerhalb Jahresfriſt ſowohl der Eintritt der Unfallsfolgen als 
auch der Nachweis dieſes Eintritts erfolgt. Mit Recht hebt 
die Reviſion hervor, daß bei einer anderen Auffaſſung die 
Worte „und als ſolche nachgewieſen ſind“ etwas völlig Selbſt⸗ 
berftändliches ſagen und deshalb völlig überflüffig fein würden. 
Dem Berg. mag zugegeben werden, daß die Beſtimmung des 
3 12 im einzelnen Fall möglicherweise zu einer Härte gegen 
den Verſicherten führen kann, allein abgeſehen davon, daß ein 
ſolcher Fall bei richtiger Auffaſſung über den vom Verſicherten 
uu erbringenden Nachweis nur äußerſt felten vorkommen wird, 
mn dieſe bloße Möglichkeit einer Härte gegenüber dem klaren 
Wortlaut der Beſtimmung nicht entſcheidend ins Gewicht fallen 
und zwar um fo weniger, als auf der anderen Seite ein vor⸗ 

berechtigtes Intereſſe des Verſicherers anzuerkennen 
it, daß ihm binnen Jahresfriſt nach dem Unfallsereignis der 
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Eintritt der Unfallsfolgen in einer Weiſe nachgewieſen wird, 
die ihm eine Stellungnahme zu der Sache ermöglicht. Hält 
hiernach aber die vom BerR. lediglich aus dem Wortlaut der 
Vertragsbeſtimmung und dem allgemeinen Vertragszweck ent⸗ 
nommene Auffaſſung der Nachprüfung durch den Reviſions⸗ 
richter nicht ſtand, iſt vielmehr die Auffaſſung der Beklagten 
für zutreffend zu erachten, ſo iſt der Rechtsſtreit zur endgültigen 
Entſcheidung reif. Mag man auch die denkbar geringſten An⸗ 
forderungen an den nach dem Vertrag binnen Jahresfriſt zu 
erbringenden Nachweis des Eintritts der Unfallsfolgen ſtellen, 
fo iſt doch vorliegend vom Kläger dieſer Vorſchrift des § 12 
keinesfalls genügt, denn er hat unbeſtritten vor Ablauf des in 
Betracht kommenden Jahres nicht einmal den Eintritt von 
Unfallsfolgen angezeigt, viel weniger ſonſt irgendetwas getan, 
um dieſen Eintritt nachzuweiſen. Danach erſcheint der vom 
Kläger erhobene Anſpruch nach 8 10 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen als unbegründet, und es war deshalb das an⸗ 
gefochtene Urteil aufzuheben und auf Zurückweiſung der Be⸗ 
rufung des Klägers gegen das klagabweiſende Urteil I. Inſtanz 
zu erkennen. R. c. B., U. v. 22. Jan. 09, 128/08 VII. — 
Berlin. 

21. Unzureichende Prüfung der Verſicherungs bedingungen 
als Reviſionsgrund.] 

Die allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Beklagten, 
auf Grund deren die von dem Erblaſſer der Klägerin ge⸗ 
nommene Verſicherung unſtreitig abgeſchloſſen worden iſt, 
beſtimmen im 8 9 was folgt: „. .. Wenn in den Geſundheits⸗ 
verhältniſſen des Verſicherten Veränderungen eintreten, die die 
im Verſicherungsantrage diesbezüglich gemachten Angaben als 
nicht mehr zutreffend erſcheinen laſſen .. , fo iſt die Ver⸗ 
bindlichkeit der Geſellſchaft aus der Verſicherung erloſchen 
Lehnt die Geſellſchaft infolge der eingetretenen Veränderung 
eine Weiterverſicherung ab, dann wird die vorausbezahlte 
Prämie pro rata temporis . .. zurückbezahlt.“ Das BG. 
hat, indem es alle ſonſtigen, bezüglich des Klageanſpruchs 
zwiſchen den Parteien ſtreitig gewordenen Fragen dahingeſtellt 
läßt, jenen Anſpruch darum verworfen, weil die Leiſtungspflicht 
der Beklagten, wenn man ſie an ſich als aus dem behaupteten 
Tatbeſtande folgend unterſtelle, jedenfalls nach § 9 a. a. O. 
erloſchen ſei. Begründet wird dieſe Annahme damit, daß der 
Verſicherungsnehmer Paul Sch. in dem Verſicherungsantrage 
vom 23. Januar 1899 die Frage 8a („Sind Sie zurzeit 
vollſtändig geſund?“) mit ja beantwortet habe, daß er aber 
feſtgeſtelltermaßen im Oktober 1901, während der Dauer der 
Verſicherung, in eine ſchwere Krankheit verfallen ſei, und daß 
damit die in 8 9 ausgeſprochene Vorausſetzung des Erlöſchens 
der Verbindlichkeit der Beklagten ſelbſt dann erfüllt ſein würde, 
wenn, was nicht behauptet ſei, von jener Veränderung in den 
Geſundheitsverhältniſſen des Verſicherungsnehmers der Beklagten 
Anzeige gemacht worden wäre. Dieſe Beurteilung läßt eine 
ausreichende Prüfung der Bedeutung des § 9 vermiſſen. Zus 
nächſt hat die Reviſion nicht ohne Grund auf eine Unklarheit 


hingewieſen, die der Beſtimmung des S 9, auf ihren Wortlaut 


geſehen, innewohnt. Während nämlich der erſte der vorhin 

wiedergegebenen Sätze dieſer Beſtimmung unter der bezeichneten 

Vorausſetzung allerdings unzweideutig ein von felbft eintretendes 

Erlöſchen der Verbindlichkeit zu ergeben ſcheint, läßt der andere 
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Satz Zweifel in dieſer Hinſicht aufkommen, da er die teilweiſe 
Rückzahlung der Prämie für den Fall regelt, daß die Geſell⸗ 
ſchaft infolge der eingetretenen Veränderung die Weiter⸗ 
verſicherung ablehnt. Für eine Ablehnung der Fortſetzung einer 
Verſicherung ſcheint kein Raum zu ſein, wenn die Verſicherung 
ſchon von ſelbſt erloſchen iſt; nur eine Neubegründung des 
Rechtsverhältniſſes ſcheint alsdann in Betracht kommen zu 
können. Außerdem drängt ſich aber auch der Zweifel auf, ob 
eine Veränderung in den Geſundheitsverhältniſſen im Sinne des 
§S9 a. a. O. auch dann vorliegt, wenn der Verſicherungs⸗ 
nehmer zwar erkrankt, dieſe Krankheit aber, ſei ſie auch eine 
ſchwere geweſen, ohne Hinterlaſſung nachteiliger Folgen vorüber⸗ 
geht. Daß Folgen ſolcher Art bei Paul Sch. nach ſeiner 
Wiederherſtellung von der im Oktober 1901 erfolgten Er⸗ 
krankung zurückgeblieben ſeien, iſt bisher nicht feſtgeſtellt, auch 
nicht ohne weiteres anzunehmen, da der Arzt Dr. R., von dem 
Paul Sch. damals behandelt worden iſt, bezeugt hat, daß jener 
ſich nach der ſchweren Erkrankung „wieder erheblich erholt“ 
habe. Der Ausdruck: „Veränderung in den Geſundheits⸗ 
verhältniſſen“ läßt aber die Beziehung auf etwas Dauerndes 
mindeſtens nicht ausgeſchloſſen erſcheinen. Nach den Regeln 
des bürgerlichen Rechts wie des Verfahrens (58 133, 157 BGB., 
8 286 ZPO.) mußte eine Prüfung der vorſtehend dargelegten, 
aus dem Inhalte des § 9 ſich ergebenden Zweifel über die 
Bedeutung dieſer Beſtimmung ſtattfinden, bevor deren An⸗ 
wendung auf den vorliegenden Tatbeſtand als zuläſſig zu er⸗ 
achten war. Zur Nachholung jener Prüfung und, eintretendenfalls, 
zur Erörterung der ſonſtigen Streitpunkte mußte deshalb auf 
die Reviſion der Klägerin, unter Aufhebung des Bu., ſoweit 
es von ihr angefochten iſt, die Sache in die Berufungsinſtanz 
zurückverwieſen werden. Sch. c. R., U. v. 12. Jan. 09, 
140/08 VII. — Breslau. 

22. Unfall auf der Eiſenbahnfahrt infolge ſtarken 
Schleuderns des Wagens.] 

Der Kläger hat ſich im Jahre 1901 bei der Beklagten 
lebenslänglich gegen Eiſenbahn⸗ und Schiffsunfälle verſichert. 
Es iſt ihm nach § 1 der Verſicherungsbedingungen Verſicherung 
gewährt gegen Unfälle, welche der Verſicherte bei Benutzung 
irgendeiner dem öffentlichen Verkehr dienenden Eiſenbahn jeden 
Syſtems und jeder Betriebsart (Straßenbahnen inbegriffen) 
oder von Schiffen, die von Motoren getrieben, dem öffentlichen 
Verkehr dienen, infolge eines Schadensereigniſſes erleidet, von 
welchem der benutzte Zug oder Wagen innerhalb und außerhalb 
Europas, bzw. das benutzte Fahrzeug auf europäiſchen Binnen⸗ 
gewäſſern betroffen wird, z. B. wegen Feuer, Blitz, Erd⸗ 
bewegungen, Zuſammenſtößen und Entgleiſungen aller Art, 
Kefielerplofionen, Sturm, Strandung uſw. Der Kläger bes 
hauptet, am 25. Juli 1906 bei Benutzung des Schnellzuges 
M.⸗B., während derſelbe die Station S. durchfuhr, infolge 
ſtarken Schleuderns des Wagens von der Bank gefallen zu 
ſein. Durch den Fall iſt er nach ſeiner weiteren Behauptung 
krank und erwerbsunfähig geworden, er verlangt Entſchädigung 
von der Beklagten. Das BG. wies die Klage ab, RG. hob 
auf: Die Anfechtung der vorſtehenden Auslegung iſt, obgleich 
fie die tatſächliche Feſiſtellung des Willens der Vertrag⸗ 
ſchließenden enthält, zuzulaſſen, weil der Reviſion zuzugeben 
iſt, daß dabei dem Begriffe „Schadensereignis“ eine zu enge, 
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weder durch den Wortlaut noch nach dem Sinne der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen gerechtfertigte Deutung beigelegt und 
dadurch gegen Auslegungsregeln ($ 157 BGB.) verſtoßen iſt. 
Richtig iſt, daß nach dem mehrfach erwähnten 8 1 der Vers 
ſicherungsbedingungen die Beklagte nicht Verſicherung gewährt 
gegen alle Beſchädigungen, welche der Verſicherte infolge Unfalls 
auf der Reiſe erleidet. Soweit geht die Verſicherung nicht, ſie 
iſt vielmehr beſchränkt auf Unfälle, die im Zuſammenhange 
ſtehen mit einem das Transportmittel betreffenden Schadens⸗ 
ereigniſſe; mit einem ſolchen muß die Beſchädigung des Ver⸗ 
ſicherten kauſal ſein, um als verſicherungspflichtiger Unfall zu 
gelten. Inſoweit iſt dem BG. beizutreten; zutreffend wird 
von demſelben, wie vorſtehend erwähnt iſt, auch verneint, daß 
eine durch das Schadensereignis herbeigeführte Beſchädigung 
des Transportmittels ſelbſt Vorausſetzung des aus dem 
Verſicherungsvertrage zu erhebenden Anſpruchs iſt. Fehl aber 
geht die Auslegung des angefochtenen Urteils, indem ſie für 
das die Beſchädigung des Verſicherten vermittelnde Ereignis 
verlangt, daß von außen ſchädigend auf das Transportmittel 
eingewirkt ſein muß. Für dieſe dem Verſicherten ungünſtige 
Annahme bieten die Verſicherungsbedingungen keinen Anhalt. 
Weder aus dem Begriffe „Schadensereignis“ an ſich, noch aus 
dem Zuſammenhange, in dem dieſes Wort im 8 1 der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen angewendet iſt, iſt eine ſolche Folgerung 
gerechtfertigt. Es iſt dieſe Einſchränkung auch nicht als eine 
der Vertragsintention entſprechende anzuerkennen. Nicht wo⸗ 
durch das Schadensereignis verurſacht iſt, ſoll entſcheidend 
ſein; nicht die Urſache dieſes Ereigniſſes, ſondern das Eintreten 
desſelben und eine damit im kauſalen Zuſammenhange ſtehende 
Beſchädigung des Verſicherten ſind die vertragsmäßigen Voraus⸗ 
ſetzungen eines verſicherungspflichtigen Unfalls. Bei Anwendung 
dieſes Grundſatzes auf den vorliegenden Fall ergibt ſich die 
Folgerung, daß ein Schadensereignis im Sinne der Verſicherungs⸗ 
bedingungen den vom Kläger benutzten Eiſenbahnwagen nicht 
nur dann betroffen hat, wenn von außen ſtörend auf ſeine 
Fortbewegung eingewirkt iſt, ſondern daß ein ſolches Schadens⸗ 
ereignis auch ſchon vorliegen kann, wenn die Funktion des 
rollenden Wagens ſelbſt ſich in anormaler, die Betriebsüblichkeit 
verlaſſenden Weiſe vollzogen und damit kauſal eine Beſchädigung 
des Klägers ſtattgefunden hat. Das hier in Frage ſtehende 
Schleudern des Wagens beim Durchfahren der Kurve iſt hier⸗ 
nach nicht ohne weiteres, wie dies vom BG. geſchieht, als 
Schadensereignis auszuſchließen. Vielmehr iſt eine Feſtſtellung 
darüber erforderlich, ob das Schleudern nur in ſolcher Weiſe 
erfolgt iſt, wie es bei einem Kurven durchfahrenden Schnell⸗ 
zuge üblich iſt, oder ob darüber hinaus der Wagen an der 
hier in Frage ſtehenden Kurve eine über das Betriebsübliche 
in ihrer Stärke hinausgehende Schleuderbewegung gemacht hat, 
die von den Inſaſſen des Wagens nicht vorausgeſehen werden 
konnte. War letzteres der Fall, ſo hat damit den Wagen, 
auch wenn Entgleiſung durch Loslöſen der Räder aus den 
Schienen nicht ſtattgefunden hat, dennoch ein Schadensereignis 
betroffen und es kann dann, ſofern der Kläger durch ein ſolches 
die Grenzen der Betriebsüblichkeit überſchreitendes, ungewöhnlich 
ſtarkes Schleudern beſchädigt iſt, ein verſicherungspflichtiger 
Unfall vorliegen. S. c. Z., U. v. 29. Jan. 09, 136/08 VII. 
— Berlin. 


38. Jahrgang. 


Eiſenbahnverkehrsordnung. 

23. 8 77 EiſenbVerkO. Begriff des „Verluſtes ganzer 
Stücke“. 

Spediteur R. in Königsberg übergab am 14. Sep⸗ 
tember 1905 zwei Patentmöbelwagen mit Umzugsgut der be⸗ 
klagten Eiſenbahn zur Beförderung nach Berlin. Die Beförderung 
erfolgte entſprechend den Tarifbeſtimmungen auf offen gebauten 
Wagen. Einer der Möbelwagen geriet unterwegs in Brand, 
wurde nach dem Bahnhof Tempelhof gefahren und brannte dort 
ganz nieder. Die Klägerin, bei der das Umzugsgut verſichert 
war, hat dem Beſitzer des Umzugsguts (L.) nach Aufnahme 
einer Tape 16 000 & Entſchädigung gezahlt, am 16. Dezember 
1905 den Frachtbrief über den verbrannten Wagen eingelöft 
und die Fracht mit 143 beglichen. Spediteur R. und der 
Beſizer des Gutes haben ihre durch den Brand erwachſenen 
Schadenserſatzanſprüche an die Klägerin abgetreten. Ferner hat 
der Eigentümer des verbrannten Möbelwagens (Sch.) die Klägerin 
ermächtigt, einen ihm angeblich entgangenen Gewinn von 300 # 
gegen den Beklagten geltend zu machen. Der Klagantrag ging 
dahin, den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin zu zahlen: 
1. den Betrag der Taxkoſten mit 165 & nebſt 4 Prozent Zinſen 
ſeit dem 10. Oktober 1905, 2. den Betrag der Entſchädigung 
mit 16 000 nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 10. November 
1905, 3. den Betrag der Fracht mit 143 & nebſt 4 Prozent 
Hinfen feit dem 16. Dezember 1905, 4. den erwähnten ent- 
gangenen Gewinn mit 300 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
16. September 1905, zuſammen 16 608 & nebſt Zinſen. Das 
W. I in Berlin wies die Klage ab. Gegen dieſes Urteil legte 
die Mägerin Berufung ein mit dem Antrage, unter Abänderung 
dez angefochtenen Urteils nach dem oben angeführten Antrage 
h alennen. In der Berufungsinſtanz änderte das KG. das 
Ui des LG. dahin ab, daß der Beklagte verurteilt wurde, 
an die Klägerin gemäß dem Klageantrage zu 3 den Betrag 
bon 143 & nebſt 4 Prozent Zinſen feit dem 16. Dezember 1905 
im Ahlen und zu den Gerichtskoſten einen Beitrag von 20 & 
qu leiſten; im übrigen blieb die Klage abgewieſen. — Die 
Parteien haben namentlich auch darüber geſtritten, ob der Be⸗ 
lagte nach 8 77 CiſenbVerkO. von der Haftung befreit ſei. 
Die Reviſion der Klägerin ift zurückgewieſen: Die Klägerin 
hatte in der Berufungsinſtanz geltend gemacht, das Feuer ſei 
dunh Funken von einer anderen als der den Zug mit den 
Wöbelwagen bewegenden Lokomotive entſtanden, und deshalb 
finde 8 77 EiſenbVerkO. keine Anwendung, denn durch dieſe 
Vorschrift würden nur die in dem einzelnen Zuge ſelbſt liegenden, 
nicht die von außen kommenden Gefahren getroffen. Das BG. 
hat dieſen Einwand zurückgewieſen, indem es die von der Klägerin 
gemachte Unterſcheidung für unbegründet erklärte. Dieſe Auf 
faſſung wird von der Reviſion mit Unrecht angegriffen. Die 
dorſchriften der 88 429, 459 HGB. und des $ 77 EiſenbVerkO. 
ergeben, daß alle Gefahren in Betracht kommen, welche das 
ieförderte Gut in der Zeit von der Amahme bis zur Ab⸗ 
leſenumg bedrohen, ſofern nur dieſe Gefahren mit der Beförderung 
uf emem „offen gebauten Wagen“ in Verbindung ſtehen; es 
iR kein Grund erſichtlich, der die bezeichnete Unterſcheidung 
teötfertigen könnte. Weder vom erſten noch vom zweiten Richter 

die Frage erörtert worden, ob etwa die Beſtimmung des 
7 Nr. 1 EiſenbVerkO. in Betracht zu ziehen iſt, welche den 
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Ausſchluß der Haftung der Eiſenbahn dann nicht eintreten läßt, 
wenn es ſich um den „Verluſt ganzer Stücke“ handelt. Die 
Reviſion rügt die Nichtanwendung dieſer Beſtimmung; ſie geht 
davon aus, daß ein ſolcher Verluſt vorliege, wenn der Fracht⸗ 
führer außerſtande ſei, das Frachtgut auszuliefern, ohne Unter⸗ 
ſchied, worin dieſes Unvermögen ſeine Urſache habe. Die Rüge 
geht fehl. Es wäre kein vernünftiger Grund für eine Vorſchrift 
des Inhalts aufzufinden, daß die Eiſenbahn nicht erſatzpflichtig 
ſei, wenn die Schadensurſache (z. B. Feuer) zur teilweiſen Ver⸗ 
nichtung des zur Beförderung angenommenen Gutes führe, daß 
ſie dagegen erſatzpflichtig werde, ſobald die vollſtändige Ver⸗ 
nichtung eintrete. Der Grund für die Haftung oder Nicht⸗ 
haftung der Eiſenbahn kann verſtändigerweiſe nicht in dem 
Umfange des entſtandenen Schadens gefunden werden, er iſt 
vielmehr aus den Umſtänden, unter denen der Schaden erwächſt, 
herzuleiten. In der Geſetzesſprache werden die Ausdrücke 
„Verluſt“ und „verlieren“ in verſchiedenem Sinne gebraucht. 
Gewöhnlich bezeichnet „Verluſt“ im Gegenſatze zur bloßen „Be⸗ 
ſchädigung“ den gänzlichen Abgang einer Sache durch eine 
beliebige Urſache, umfaßt alſo auch die gänzliche Zerſtörung. 
In dieſem Sinne iſt z. B. von „Verluſt“ die Rede in den 
88 255, 701, 804 BGB., SS 390, 414, 429 (vgl. 457), 606, 
609, 610, 673 Abſ. 2 HGB., 88 58, 77 Binnen Sch. und 
§ 6 Reichs Poſt s. „Verlieren“ und „Verluſt“ wird aber auch 
in einem engeren Sinne gebraucht. Dieſer engere Begriff trifft 
nicht die völlige Vernichtung einer Sache, er wird vielmehr 
angewandt, wo der Verbleib einer Sache unbekannt iſt, wo 
eine Sache „geſtohlen worden, verloren gegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen“ iſt (ſ. 88 935, 1006, 1007 BGB.; 
vgl. auch 88 799, 804, 808 Abſ. 2, 1162). Man darf an⸗ 
nehmen, daß gerade im Hinblicke auf Fälle dieſer Art die den 
„Verluſt ganzer Stücke“ betreffende Vorſchrift — welche ſich 
in ähnlicher Faſſung bereits im 8 67 des Eiſenbahnbetriebs⸗ 
reglements findet — aufgeſtellt worden if. Wenn die 
Eiſenb Verk. im § 77 Nr. 1 dem „Verluſte ganzer Stücke“ 
den „auffallenden Gewichtsabgang“ gleichſtellt, ſo wird auch 
hier auf Fälle des „Abhandenkommens“ hingedeutet, deſſen 
Urſache unaufgeklärt iſt, und der Fall einer (teilweiſen) Ver⸗ 
nichtung durch eine bekannte Urſache offenfichtlich ausgeſchieden; 
in erſter Linie wird an Diebſtahl zu denken ſein. Die gleiche 
Auffaſſung wird vertreten von Rundnagel, Die Haftung der 
Eiſenbahn, S. 166, der unter „Verluſt“ nur „das eigentliche 
Abhandenkommen des Gutes“ verſtehen will. Die Zerſtörung 
des Möbelwagens durch Feuer darf hiernach nicht als „Verluſt“ 
eines ganzen Stückes im Sinne des § 77 Nr. 1 EiſenbVerkO. 
angeſehen werden. M. V. -G. c. Pr. E.⸗F., U. v. 4. Jan. 09, 
82/08 I. — Berlin. 

Reichspoſtgeſetz vom 28. Oktober 1871. 

24. 88 6, 8, 12 Poft®. in Verb. mit den 88 823, 
831 BOB. Vorausſetzungen für den Abſchluß eines Poſt⸗ 
beförderungsvertrages; Nichtanwendbarkeit der 88 831, 823 
BGB. bei beſtehendem Vertragsverhältnis.] 

Die Reichs poſtverwaltung hatte mit Rückſicht auf den bes 
deutenden Verſand von Wertpaketen der Klägerin in deren 
Geſchäftsräumen in Frankfurt a. M. eine Abteilung der Paket⸗ 
annahmeſtelle des Poſtamts 9 errichtet. Am 2. Auguſt 1905 
waren der Poſtgehilfe S. und zwei Unterbeamte mit der Wahr⸗ 

22 0 


— — — — 


2 ͤ¶m ee x ̃ T en Sn 


u TIViuriſtiſche Wochenſchrift. 


nehmung des Dienſtes betraut. Wie üblich, war den Poſt⸗ 
beamten ein Arbeiter der Klägerin zur Hilfeleiſtung zugeteilt 
worden. Die zum Verſand kommenden Wertpakete wurden 
auch an dieſem Tage von den Angeſtellten der Klägerin durch 
ein in der Wand des Annahmeraumes befindliches offenes 
Schalterfenſter auf den an der Innenwand des Annahmeraumes 
entlanglaufenden Tiſch geworfen. Von dort nahmen die Unter⸗ 
beamten die Pakete, um ſie zu wiegen, mit den Aufgabezetteln 
zu bekleben und ſie an den Poſtgehilfen weiter zu geben, der 
auf Grund der Paletadreſſen die Eintragungen in den Quittungs⸗ 
büchern und Annahmebüchern vornahm. Ein Paket Goldbarren, 
das von der Klägerin mit einer Wertbezeichnung von 600 & 
verſehen war, aber einen tatſächlichen Wert von 8388 & hatte, 
eignete ſich der Poſtgehilfe S. an dieſem Tage zu. Er führte 
die Tat in der Weiſe aus, daß er, während die beiden Unter⸗ 
beamten und der Arbeiter in der Mitte des Annahmeraumes 
beſchäftigt waren, das Paket, das oben auf den hereingeworfenen 
übrigen Wertpaketen lag, durch das Schalterfenſter in einen 
dunklen Winkel des vor dem Schalter entlangführenden Flures 
warf in der Abſicht, es nach Beendigung des Dienſtes mit⸗ 
zunehmen und zu behalten, und daß er dieſe Abſicht ſpäter, 
nachdem das Paket trotz eifrigen Suchens nicht gefunden worden 
war, zur Ausführung brachte. Die Klägerin verlangt Erſatz 
des Wertes des nicht wieder zum Vorſchein gekommenen Pakets 
im Betrage von 8888 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 
2. Auguſt 1905. Das LG. hat den Beklagten zur Zahlung 
von 600 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 2. Auguſt 1905 ver⸗ 
urteilt, die Mehrforderung abgewieſen. Das von beiden Parteien 
angerufene OLG. wies durch Urteil vom 5. Dezember 1907 
die Berufung des Beklagten zurück und änderte auf die Be⸗ 
rufung der Klägerin das erſte Urteil dahin ab, daß es den 
Beklagten zur Zahlung von 4194 & nebſt 4 Prozent Zinſen 
ſeit 2. Auguſt 1905 verurteilte, den weitergehenden Klage⸗ 


anſpruch dagegen abwies. Gegen dieſes Urteil haben beide 


Parteien Reviſion eingelegt. Das RG. ſtellte das erſte Urteil 
wieder her: Der 5 6 PoſtG. beſtimmt, daß die Poſtverwaltung 
dem Abſender im Falle reglementsmäßig erfolgter Einlieferung 
Erſatz leiſtet für den Verluſt der Pakete mit oder ohne Wert⸗ 
angabe. Im 8 8 ift vorgefchrieben, daß, wenn eine Wert⸗ 
angabe geſchehen iſt, dieſelbe bei der Feſtſtellung des Betrages 
des von der Poſtverwaltung zu leiſtenden Schadenserſatzes zum 
Grunde gelegt wird. Nach 8 12 wird eine weitere Entſchädigung 
von der Poſt nicht geleiſtet. Das BG. nimmt an, daß ein 
Poſtbeförderungsvertrag mangels poſtordnungsmäßiger Ein⸗ 
lieferung nicht zuſtande gekommen ſei, ein Anſpruch aus dem 
Vertrage der Klägerin daher nicht zuſtehe. Es erachtet dagegen 
den Anſpruch der Klägerin nach 88 831, 823 BGB. für be⸗ 
gründet, weil S. in Ausführung der ihm übertragenen Dienſt⸗ 
verrichtung der Paketannahme den Diebſtahl begangen habe, 
und der Beklagte zum Schadenserſatz verpflichtet ſei, da er 
nicht bewieſen habe, daß er bei Auswahl des ungetreuen Poſt⸗ 
gehilfen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, 
oder daß der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt 
entſtanden ſein würde, andererſeits der Klägerin ein mitwirkendes 
Verſchulden deshalb zur Laſt falle, weil es ihre Pflicht geweſen 
ſei, einen ihrer Angeſtellten mit der Bewachung der Palete zu 
betrauen, und das für den Schaden urſachliche beiderſeitige 
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Verſchulden gleich zu bemeſſen ſei. Die Annahme des BG., 
daß ein Poſtbeförderungsvertrag nicht zuſtande gekommen ſei, 
beruht auf rechtsirrtümlicher Auffaſſung des RPoſtc gd. vom 
28. Oktober 1871 und der PoſtO. vom 20. März 1900, deren 
Vorſchriften nach 8 50 Abſ. 2 PoſtG. als Beſtandteile des 
Vertrags zwiſchen der Poſtanſtalt und dem Abſender gelten 
und die rechtliche Natur und Wirkſamkeit allgemeiner Rechts⸗ 
normen haben (RG. 19, 104; 43 Nr. 25 S. 99 Abſ. 5). Die 
PoſtO. enthält in den 88 1 bis 6, 12 und 14 bis 16 ein 
gehende Beſtimmungen über die Vorausſetzungen der Zulaſſung 
der Poſtpakete zur Verſendung, insbeſondere nach der äußeren 
Beſchaffenheit und dem Inhalte der Pakete, im 8 29 über den 
Ort der Einlieferung, im § 30 über die Zeit der Einlieferung 
und im 8 31 über die Einlie ferungsbeſcheinigung. Nirgends 
aber finden ſich Vorſchriften über den Abſchluß des Poſt⸗ 
beförderungsvertrages, namentlich nicht darüber, in welcher 
Weiſe oder durch welche Handlungen des Abſenders oder des 
Poſtbeamten der Vertrag zuſtande komme. Das vom BG. 
erhobene Bedenken, ob nicht bei Sendungen mit Wertangabe 
die Aushändigung des Poſteinlieferungsſcheins an den Abſender 
Vorausſetzung für den Abſchluß des Vertrages ſei, trifft nicht 
zu. Der 8 31 PoſtdD. beſtimmt, daß die Einlieferung ſolcher 
Sendungen, über welche die Poſtanſtalt eine Einlieferungs⸗ 
beſcheinigung auszuſtellen hat, durch dieſe bewieſen wird, der 
Einlieferer ſich daher nicht zu entfernen hat, ohne ſie in 
Empfang genommen zu haben. Vermag der Abſender die Be⸗ 
ſcheinigung nicht vorzulegen, ſo folgt daraus nicht etwa, daß 
der Vertrag nicht als abgeſchloſſen gilt, ſondern nach Satz 2 
des 8 31 wird die Einlieferung als nicht geſchehen erachtet, 
wenn fie nicht aus den poſtamtlichen Buchungen erſichtlich iſt 
oder in anderer Weiſe überzeugend nachgewieſen 
wird. Hiernach iſt die Einlieferungsbeſcheinigung nur ein 
Beweismittel, das dem Abſender in feinem eigenen Intereſſe 
gegeben wird, kein Erfordernis für das Zuſtandekommen des 
Beförderungsvertrages, und der Beweis der reglementsmäßig 
erfolgten Einlieferung kann nicht nur durch Vorlegung des 
Poſteinlieferungsſcheins oder durch die poſtamtlichen Buchungen, 
ſondern auch in anderer Weiſe geführt werden. — Auch die 
weitere Annahme des BG. iſt nicht zu billigen, daß zur Er⸗ 
füllung des Begriffes der Einlieferung und zum Abſchluß des 
Beförderungsvertrages eine körperliche Ergreifung des 
Pakets und eine, wenn auch nur flüchtige, Prüfung 
des Pakets auf ſeine Poſtordnungsmäßigkeit durch 
die Poſtbeamten verlangt werden müſſe. Weder das Poft®. 
noch die PoſtO. gewähren hierfür einen Anhalt, vielmehr ergibt 
der 8 6 Pot®. in Verbindung mit der Entſtehungsgeſchichte 
im Gegenteil, daß eine vorgängige Prüfung nicht einzutreten 
hat. (Wird ausgeführt.) Das hier fragliche Paket war, als 
der Poſtbeamte S. es von dem Tiſch wegnahm und es in der 
Abſicht rechtswidriger Zueignung beiſeite ſchaffte, bereits in den 
Beſitz der Poſwerwaltung zum Zwecke der Beförderung über⸗ 
gegangen und hiermit der Beförderungsvertrag zuſtande ge⸗ 
kommen. Der verklagte Reichsfiskus haftet daher für den 
Verluſt des Pakets, und zwar nach 8 8 Poft®. in Höhe der 
Wertangabe von 600 . Eine weitere Entſchädigung wird 
nach 8 12 des Geſetzes nicht geleiſtet. Die Ausführung des 
BG., daß der Klägerin ein konkurrierendes Verſchulden (5 254 
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BEB.; vgl. 8 6 Abſ. 3 PoſtGG.) zur Laſt falle, iſt unbegründet. 
Nachdem die Pakete in den Dienſtraum verbracht waren und 
die Poſtverwaltung den Beſitz erlangt hatte, war es ihre 
Sache, die Pakete zu Überwachen. Der Klägerin lag eine 
Ülberwachungs pflicht, und gar eine Überwachung der Poſt⸗ 
beamten, nicht ob. Hiernach iſt der Anſpruch der Klägerin in 
Höhe von 600 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 2. Auguſt 1905 
gerechtfertigt; ihr weitergehender Anſpruch iſt unbegründet. 
Mit Recht weiſt das BG. den Verſuch der Klägerin, die Klage 
auf die 88 31, 89 BGB. zu ſtützen, mit der Begründung 
zurück, daß der Poſtgehilfe S. kein verfaſſungsmäßig berufener 
Vertreter des verklagten Fiskus im Sinne des 8 31 BGB. 
ſei. Die Entſcheidung des RG. vom 17. Juni 1887 — 
RG. 19, 101 ff. —, auf welche die Klägerin ſich beruft und 
auch das OLG. Bezug nimmt, trifft hier nicht zu, weil dort 
die Haftung des beklagten Reichsfiskus auf Art. 1384 Code 
eivil gegründet wurde, der durch Art. 89 AGBGB. für das 
Gebiet des franzöſiſchen Rechts aufrechterhalten iſt (vgl. RG. 
54, 19— 24), in dem hier in Betracht kommenden Rechts⸗ 
gebiet aber nicht gilt. Die 88 831, 823 BGB., auf welche 
das BG. feine Entſcheidung ſtützt, können keine Anwendung 
finden, weil ein Vertragsverhältnis zwiſchen der Klägerin 
und dem Beklagten zuſtande gekommen iſt, daher die Schadens⸗ 
erſatpflicht nur nach den das Vertragsverhältnis beherrſchenden 
Regeln beurteilt werden kann, und der 8 12 PoſtG. jede 
weitere Haftung aus dem Vertrage ausſchließt. Hierbei macht 
es leinen Unterſchied, ob den Beamten der Poſtverwaltung ein 
Verschulden zur Laft fällt oder nicht, und ob das Verſchulden 
in einer unerlaubten Handlung beſteht oder nur auf Fahr⸗ 
läſſgleit beruht (vgl. RGB. 19 S. 103 unter I, 104, 105, 106; 
51, 151—153; 67, 184). Die in der letztgenannten Ent⸗ 
ſcheidung offengelaſſene Frage, ob bei beſtehendem Vertrags⸗ 
verhältnis eine andere Beurteilung Platz greifen könnte, wenn 
die ſchädigende Handlung des Poſtbeamten nicht lediglich in 
einer auf Vertragsverletzung beruhenden unerlaubten Handlung, 
ſondern in einer an ſich unerlaubten Handlung beſteht, iſt 
uu verneinen. R. c. R.⸗F., U. v. 19. Jan. 09, 117/08 III. 
— Frankfurt. 

Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett: 
bewerbes vom 27. Mai 1896. 

25. Bezeichnung eines Fabrikats als „minderwertig 44 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen, ſoweit dem 
Bellagten unterſagt worden iſt, das von der Klägerin ber: 
heſtellte Pomril fo, wie er es getan hat, als ein minderwertiges 
Erzeugnis zu bezeichnen. Allerdings beſagt der Ausdruck minder⸗ 
wertig ſeinem Wortſinne nach nur, daß der Gegenſtand, auf 
ner angewendet wird, einem anderen Gegenſtande an Wert 
nicht gleichſtehe. Er wird aber auch in der Weiſe gebraucht, 
daß dabei nicht mehrere beſtimmte Gegenſtände bezüglich ihres 
Vertes miteinander verglichen werden, ſondern etwas, ſei es 
eine Perſon oder eine Sache, ſchlechthin als minderwertig be⸗ 
widmet wird. Es liegt auch dieſer Anwendung des Ausdrucks 
bewußt oder unbewußt eine Vergleichung zugrunde, nämlich in 

Sinne, daß die für den Wert des betreffenden Gegen⸗ 
fandes maßgebenden Eigenſchaften gemeſſen werden an dem 
Muße, in welchem dieſe Eigenschaften bei anderen Gegenſtänden 

regelmäßig vorhanden zu ſein pflegen und all⸗ 
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gemein bei ihnen als vorhanden vorausgeſetzt werden, ſo daß 
ſchlechthin als minderwertig bezeichnet wird, was bezüglich der 
ſeinen Wert beſtimmenden Eigenſchaften hinter dem Normalen 
zurückbleibt. In dieſem Sinne wird nach dem jetzt im Ver⸗ 
kehrsleben herrſchenden Sprachgebrauch der Ausdruck minder⸗ 
wertig regelmäßig gemeint und verſtanden, wenn nicht aus⸗ 
drücklich erkennbar gemacht wird oder ſich aus dem Zuſammen⸗ 
hange deutlich ergibt, daß es ſich nur um eine Vergleichung 
beſtimmter Gegenſtände handele, und die Minderwertigkeit des 
einen nur im Verhältnis zu dem in Vergleich gezogenen anderen 
Gegenſtande beſtehe. Es wird aber auch in dieſem Sinne das 
Wort minderwertig nur gebraucht, wenn zum Ausdruck ge⸗ 
bracht werden ſoll, daß der damit gekennzeichnete Gegenſtand 
bezüglich der für ſeinen Wert entſcheidenden Eigenſchaften bei 
weitem nicht das erwähnte Normalmaß erreiche, ſo daß, wenn 
etwas ſchlechthin als minderwertig bezeichnet wird, dies mindeſtens 
annähernd dasſelbe bedeutet, wie wertlos, unbrauchbar, ſchlecht, 
und es jedenfalls als ein durchaus abfälliges Urteil verſtanden 
wird. Dies gilt nicht, wie die Reviſion meint, bloß von der 
Anwendung des Ausdrucks auf Perſonen, ſondern auch dann, 
wenn es zur Kennzeichnung der Beſchaffenheit und des Wertes 
von Sachen gebraucht wird. Die Vorinſtanz hat angenommen, 
durch die Redewendung, mit welcher in den Zeitungsinſeraten 
des Beklagten das Pomril erwähnt iſt, ſei dieſes als minder⸗ 
wertig in dem ſoeben dargelegten Sinne hingeſtellt worden, und 
das Reviſionsgericht trägt kein Bedenken, ſich dem anzuſchließen. 
In dieſen Inſeraten iſt nicht, wie es in dem Gutachten des 
Dr. J. geſchehen iſt, der Apfelſaft des Beklagten mit dem 
Pomril und ähnlichen Erzeugniſſen mit dem Ergebnis verglichen, 
daß ihm ein höherer Genußwert beigelegt wird, als ihn dieſe 
Getränke haben, dieſe find vielmehr mit dem Apfelſaft in der 
Weiſe in Gegenſatz gebracht, daß in dem Leſer der Eindruck 
hervorgerufen wird, daß der Apfelſaft des Beklagten ein höchſt 
wertvolles Genußmittel, dagegen das Pomril überhaupt wert⸗ 
los oder doch ganz geringwertig ſei, ſo daß es mit Apfelſaft 
füglich gar nicht verglichen werden könne. Nach den tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des BU. hat der Beklagte auch beabſichtigt, 
durch ſeine Bekanntmachungen im Publikum dieſe Meinung 
hervorzurufen, und es ſind ſeine Bemühungen nach dieſer 
Richtung nicht ohne Erfolg geblieben. Ebenſo hat die Vor⸗ 
inſtanz feſtgeſtellt, daß das abfällige Urteil, das der Beklagte 
über das Pomril in ſeinen Veröffentlichungen ausgeſprochen hat, 
ſachlich ungerechtfertigt geweſen iſt, indem das Pomril, wenn 
es auch betreffs des Gehalts an gewiſſen für den Genußwert 
bedeutſamen Stoffen dem Apfelſaft des Beklagten nachſtehen 
mag, doch recht wohl geeignet iſt, als Genuß⸗ und Erfriſchungs⸗ 
mittel zu dienen. Das RG. tritt mit Rückſicht hierauf der 
Vorinſtanz auch in der Annahme bei, daß die Art, wie der 
Beklagte hiernach den Wettbewerb der Klägerin bekämpft hat, 
den guten Sitten zuwiderläuft. Er hat ſich nicht damit be⸗ 
gnügt, ſein Erzeugnis dem Publikum unter ſtarker Hervorhebung 
der Vorzüge, die es vor dem Pomril voraus habe, anzuempfehlen, 
ſondern in bezug auf dieſes Getränk, um deſſen Abſatz zu 
ſchmälern, Ausdrücke angewendet, die ſachlich unberechtigt und 
geeignet und darauf berechnet waren, es in den Augen des 
Publikums herabzuwürdigen. Damit iſt der Beklagte über die 


Grenzen hinausgegangen, die auch bei der Wahrung an ſich 
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berechtigter Intereſſen im Konkurrenzkampfe eingehalten werden 
müflen, und zwar nicht bloß nach der Auffaſſung vornehm 
denkender Menſchen, ſondern auch nach der allgemeinen An⸗ 
ſchauung. Es iſt daher der Klägerin das Recht nicht ab⸗ 
zuſprechen, den Beklagten an der Fortſetzung des Kampfes 
unter Gebrauch ſolcher Mittel zu hindern. P. c. B. NGeſell⸗ 
ſchaft, U. v. 25. Jan. 09, 102/08 VI. — Berlin. 
II. Gemeines Recht. 


26. Recht des Windmüllers gegen Verbauung des Luft⸗ 
zuges.] 

Hinfällig iſt der Reviſionsangriff gegen die Entſcheidung 
des Vorderrichters, daß das in Mecklenburg gültig geweſene 
gemeine Recht dem Windmüller kein Recht gegen Verbauung 
des Luftzuges gegeben habe. Die Reviſion beruft ſich zwar 
demgegenüber auf Hagemann, Landwirtſchaftsrecht (1807) 
S. 396, aber dieſer Schriftſteller erkennt das beſtrittene Recht 
keineswegs unbedingt an, und es iſt den Ausführungen in 
„v. Bülow & Hagemann, Prakt. Erörterungen“, Bd. IV S. 16 
darin zuzuſtimmen, daß die den Luftzug für Dreſchtennen 
ſchützende Quellenſtelle: const. 14 $ 1 Cod. de servit. et 
aqua 3,24 an ſich nicht entſprechend zugunſten der Windmühlen 
ausgedehnt werden dürfe. (Vgl. Seuff Arch. 16 Nr. 170; 48 
Nr. 246; Entſch. des Tribunals zu Celle 1865 S. 49 Nr. 2 
und 3.) Nun iſt zwar nicht in Abrede zu ſtellen, daß auch 
gegenteilige ältere Urteile aus dem Gebiete des gemeinen Rechts 
vorliegen, daß ſich ein örtliches Gewohnheitsrecht zum Schutze 
der Windmühlen gegen Luftzugverbauung bilden konnte, und 
daß insbeſondere die frühere Rechtslehre bei landesherrlich ge⸗ 
nehmigten Windmühlen, wie es die des Klägers ſein ſoll, wenn 
ſich die Nachbarn dabei beruhigten, das ſtillſchweigende Zu⸗ 
ſtandekommen einer Dienſtbarkeit, einer „servitus hypothecaria 
necessaria, ne ventus excludatur“ mitunter angenommen 
worden iſt. (Vgl. Pufendorf observ. Bd. IV obs. 232 S. 494; 
v. Bülow & Hagemann a. a. O.; Entſch. des Tribunals zu 
Celle 1865 S. 49 Nr. 1.) Aber allgemeine Geltung im Ge⸗ 
biete des gemeinen Rechts haben ſich derartige Sätze, wie die 
hervorragendſten Pandektenlehrer anerkennen, nicht erworben, 
und daß auch in Mecklenburg weder nach Geſetz noch nach 
Gewohnheitsrecht der Windmüller, auch wenn er ſein Mühlen⸗ 
recht auf den Landesherrn zurückführen konnte, ſo weitgehend 
geſchützt war, hat das BU., wie ſchon der erſte Richter, in 
irreviſibler Weiſe ausgeſprochen. P. c. N., U. v. 20. Jan. 09, 
131/08 V. — Roſtock. 


III. Preußiſches Recht. 


Geſetz vom 4. Juli 1905, betr. die Verwaltung 
gemeinſchaftlicher Jagdbezirke. 

27. § 7. Zuläſſigkeit des Rechtswegs.] 

Soweit die Reviſion der Beklagten ſich gegen die vom 
BerR. angenommene Zuläſſigkeit des Rechtsweges richtet, iſt 
fie unbegründet, da § 7 Abſ. 2 des Geſetzes vom 4. Juli, 
betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke, nur die 
Streitigkeiten zwiſchen dem Jagdvorſteher und dem Jagdpächter 
über die Frage der Nichtigkeit des Jagdpachtvertrages dem 
Verwaltungsſtreitverſahren zuweiſt und eine ausdehnende An⸗ 
wendung dieſer Beſtimmung auf den zweifellos eine bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit im Sinne des § 13 GVG. darſtellenden Streit 
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zwiſchen einem Jagdgenoſſen und der Jagdgenoſſenſchaft über 
die Nichtigkeit eines Gemeindepachtvertrages ausgeſchloſſen iſt. 
D. c. D., U. v. 26. Jan. 09, 122/08 VII. — Breslau. 
Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 
28. Tariſſtelle 326. Verzicht auf ein Verlagsrecht.] 
Mittels notarieller Urkunde vom 17. Febr. 1903 verkaufte 
die Klägerin zu 1 an die Kläger zu 2 einmal Grunbftüde 
(Wohn⸗ und Druckereigebäude) für 45 000 &, ſodann das von 
ihr geführte Buchdruckereigeſchäft mit Firma und mit dem ge⸗ 
ſamten, dieſem Geſchäftsbetrieb wie der Herſtellung ſpäter be⸗ 
nannter Zeitungen dienenden Maſchinen, Preſſen, Typen und 
ſonſtigen Gerätſchaften, ferner das Geſchäfts⸗ und Kontor⸗ 
mobiliar für 48 000 &. Ferner verzichtete fie gegen eine 
Entſchädigung von 197 000 & zugunſten der Kläger zu 2 auf 
das Verlagsrecht a. der zu K. unter dem Titel „Offentlicher 
Anzeiger für den Kreis K.“ erſcheinenden Zeitung und d. der 
daſelbſt erſcheinenden Badezeitung und amtlichen Fremdenliſte, 
nach Maßgabe der bezüglich des letzteren Blattes mit der 
Soolbäder⸗Aktiengeſellſchaft in K. beſtehenden Vereinbarung. 
Der Notar verwendete zu der Abrede wegen des Verlages 
einen Stempel von 1,50 &. Der Fiskus forderte den Stempel 
von / Prozent (nach Tarifſtelle 326 zum PrStempſtG. vom 
31. Juli 1885) von 197 000 & mit 657 4. Die Kläger 
begehrten im Rechtswege die Rückzahlung dieſer Summe. Das 
LG. hielt auf die den Verlag betreffende Abrede die Tarif⸗ 
ſtelle 2 (Abtretung von Rechten) für anwendbar und ver⸗ 
urteilte; das OLG. beſtätigte; RG. hob auf: Für die Re⸗ 
viſionsinſtanz handelt es ſich nur um die Frage, ob der im 
Vertrage vom 17. Febr. 1903 ausgeſprochene Verzicht der 
Klägerin zu 1 auf das Verlagsrecht an den dort bezeichneten 
Zeitungen zugunſten der Kläger zu 2 ſich als ein läſtiges 
Veräußerungsgeſchäft über einen anderen Gegenſtand (als eine 
unbewegliche Sache) im Sinne der Tarifſtelle 32 c zum StempſtG. 
darſtellt, wie der Beklagte will, oder ob er nur unter die 
Tarifſtelle 71 Nr. 2 fällt, und daher lediglich einem Stempel 
von 1,50 & unterliegt, wie der BerR. angenommen hat. Der 
Meinung des Beklagten iſt beizuſtimmen Das, was 
auf die Erwerber übergehen follte, war das Zeitungsunter⸗ 
nehmen der Klägerin zu 1.“ Die Hauptſache war bei dem 
Vertrage nicht die Uberlaſſung der dem Gewerbebetriebe dienenden 
unbeweglichen und beweglichen Sachen, auch nicht das Buch⸗ 
druckereigeſchäft mit der Firma, ſoweit es nicht die Zeitungen 
betraf, denn alle dieſe Dinge ſind nur mit einem Betrage von 
93 000 & bewertet. Vielmehr ſteckte, was aus dem Preiſe 
von 197 000 & ohne weiteres erſichtlich iſt, der bedeutſamſte 
Teil deſſen, was die Kläger zu 2 durch den Vertrag erlangen 
ſollten, in dem Zeitungsverlage als einer durch die Klägerin 
zu 1 geſchaffenen gewinnbringenden Organiſation, die, anknüpfend 
an die beſtimmte, durch den Titel gegebene Bezeichnung des 
Unternehmens und darauf geſtützt, einen geſicherten Kreis von 
Abnehmern und Anzeigenden umfaßte. Daß dieſe geſchäftliche 
Organiſation irgendwie durch die für die übrigen Vertrags⸗ 
gegenſtände ausgeworfenen Preiſe abgegolten wäre, iſt angefiht# 
des für den Zeitungsverlag vereinbarten Preiſes ausgeſchloſſen. 
Er bildete als ſolcher felbftändig und losgelöſt von feinen ſach⸗ 
lichen Unterlagen, auch ohne Rückſicht auf beſtimmte Verträge 
der Klägerin zu 1 mit Abonnenten und die daraus entſtandenen 
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Rechte, den Inhalt beſonderer Beredung der Parteien. Die 
Frage iſt hiernach, ob ein derartiges gewerbliches Unternehmen 
als Gegenſtand eines läſtigen Veräußerungsgeſchäfts gemäß 
Tarifſtelle 32c angeſehen werden kann. Dieſe Frage iſt zu 
bejahen. Weder das StempG. noch das allgemeine Recht des 
BB. ſchließen die Möglichkeit der Veräußerung des Unter⸗ 
nehmens als ſolches aus. Andere Geſetze erkennen ſie aus⸗ 
drücklich an, fo 8 22 HGB., § 151 des Reichsgeſetzes über 
den Verſicherungsvertrag, § 134 KO., und auch das BGB. 
ſelbſt ſpricht in S 1822 Nr. 3 von der Veräußerung eines 
Erwerbsgeſchäfts. Der Verkehr iſt gewöhnt, ein Unternehmen 
als die Zuſammenfaſſung einer Reihe von mehr oder weniger 
geficherten Möglichkeiten, die ſich kraft der vom Unternehmer 
getroffenen Einrichtungen und Maßnahmen für eine geſchäft⸗ 
lichen Nutzen abwerfende Tätigkeit eröffnen, wegen dieſer Ein⸗ 
richtungen und des durch ſie gewährleiſteten, von der Perſon 
des Unternehmers unabhängigen dauernden Vorteils zu den 
Gütern zu rechnen, die einen Geldwert darſtellen und darum 
des Umſatzes fähig find. Ins beſondere gilt ein Zeitungs⸗ 
unternehmen, das ſich unter einem beſtimmten Titel entwickelt 
und einen feſten Stamm von Abonnenten ſowohl für die 
Zeitung ſelbſt wie für Inſerate gewonnen hat und deshalb 
ſolche Abonnenten in noch größerer Zahl zu gewinnen hoffen 
darf, als ein wertvolles Gut, das ſeinen Preis auch ohne 
Rückſicht auf feine körperlichen Unterlagen hat. (Wird weiter 
ausgeführt.) Das, was durch den Vertrag von der Klägerin 
m ! auf die Kläger zu 2 übertragen wurde, iſt der Inbegriff 
der ſich auf den Zeitungstitel aufbauenden Einrichtungen und 
Verhältniſſe, die Organiſation, die aus dem Machtbereich ihrer 
Shöpferin in die Hände der Erwerberin übergegangen iſt und 
haft dieſer Nachfolge ausgenutzt wird. Beſteht ſonach rechtlich 
lem Hindernis, ein gewerbliches Unternehmen als möglichen 
Gegenstand der Veräußerung zu betrachten und dadurch den 
Anschauungen des Verkehrs Rechnung zu tragen, fo iſt auch 
kein Grund vorhanden, eine ſolche Veräußerung, da ſie un⸗ 
bedenklich keine Abtretung von Rechten im Sinne der Tarif⸗ 
elle 2 enthält, dem Stempel der Tarifflelle 32 c zu entziehen 
und mur mit dem allgemeinen Vertragsſtempel zu belegen. 
Das StempG. ſelbſt beſchränkt den Begriff der Veräußerung 
nicht auf Sachen und Rechte; es ſpricht von Gegenſtänden 
aller Art und dahin gehören auch gewerbliche Unternehmungen. 
Wenn in den Kommentaren (Hummel ⸗Specht S. 742, Heinitz 
3. Aufl. S. 441) nur Sachen und Rechte als Gegenſtände 
einer Veräußerung nach Tariſſtelle 32 c bezeichnet werden, fo 
mag es häufig zutreffen, daß die Veräußerung eines Unter 
nehmens Sachen und Rechte umfaßt, und daß es an einem 
Bedürfnis für eine beſondere Stempelberechnung ohne Rückſicht 
auf dieſe fehlen wird. Aber ein Unternehmen als ſolches 
bon der Anwendung jener Tarifſtelle 32 c grundſätzlich aus 
huſchließen, erſcheint nicht gerechtfertigt. Die bisherige Praxis 
m Stempelſachen hat ſich vorzugsweiſe mit der Frage des 
ichts auf Schankkonzeſſionen oder der Übertragung von 
zeſſionen und der damit verbundenen Übertragung 

der Kundschaft beſchäſtigt und iſt dabei zu feſten Ergebniſſen 
nicht gelangt (vgl. Hummel⸗Specht S. 780 ff., auch bie Über⸗ 
ſcht bei Loeck 6. Aufl. Anm. 14 zu Tarifſtelle 32 S. 169 ff). 
Ein Widerſpruch der hier vertretenen Anſicht mit früheren 


. Jurißtiſche Bochenſchrift 115 


reichsgerichtlichen Urteilen iſt keinesfalls erſichtlich. Preuß. Fisk. 
c. W. u. H., U. v. 26. Jan. 09, 124/08 VII. — Cöln. 

IV. Partiknlarrecht. 

Anhaltiſches Berggeſetz. 

29. SS 138, 140 Anh Berg. Zu den Entſchädigungs⸗ 
berechtigten gehören auch Beſitzer und Nutzungsberechtigte. Zu⸗ 
läſſigkeit der gerichtlichen Klage ohne Angehen der Oberberg⸗ 
behörde. 

Das ſeit dem 30. April 1903 der klagenden Handels⸗ 
geſellſchaft, vorher deren Mitgeſellſchafter C. W. A. sen. gehörige, 
mit einem Wohnhauſe und Nebengebäuden bebaute Grundſtück 
hat durch Erdbewegungen und Bodenſenkungen infolge des vom 
Beklagten dort betriebenen Salzbergbaues Schaden erlitten. 
Nach Angabe der Klägerin ſind dieſe Erdbewegungen ſeit 1900 
in die Erſcheinung getreten und haben auch nach dem 30. April 
1903 mit zunehmender Heftigkeit fortgedauert. Den Anſpruch 
auf Erſatz des hierdurch an dem Grundſtücke verurſachten 
Schadens erhob die Klägerin ſowohl aus eigenem Recht, als (zum 
Teil) aus dem Recht des C. W. A. sen., der ſeine Rechte aus 
der ſeinem Grundſtück durch den Bergbaubetrieb des Beklagten 
zugefügten Beſchädigung an die Klägerin abgetreten hat. Der 
von der Klägerin auf zuſammen 500 000 & bezifferte Schaden 
ſetzt ſich zuſammen aus 1. der Entwertung des Grundftüds, 
insbeſondere durch Entziehung oder Beeinträchtigung der Bebau⸗ 
barkeit, 2. den an den Gebäuden entſtandenen Schäden, ſoweit 
nicht ſchon (bis zum 6. Juni 1902) ein Erſatz der von der 
Klägerin vorgenommenen Reparaturen ſtattgefunden hat, 3. der 
Einbuße, die die Klägerin in ihrem auf dem Grundſtück be 
triebenen Bankgeſchäft durch Verminderung der Kundenzahl 
infolge der Beſchädigung der Safes⸗Einrichtungen erlitten haben 
will. In betreff dieſes letztgedachten Anſpruchs iſt ſeitens des 
Beklagten die Aktivlegitimation inſoweit beſtritten, als der 
Schaden ſich vor dem Eigentumserwerb der Klägerin ereignet 
habe. Im übrigen machte der Beklagte gegenüber dem Schadens⸗ 
anſpruch der Klägerin unter andern auch die Einrede der Ver⸗ 
jährung geltend. — Der erſte Richter erkannte den Anſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt an. Berufung und Reviſion 
find zurückgewieſen: Beſtritten iſt das Klagerecht (die Aktiv⸗ 
legitimation) der Klägerin inſoweit, als ſie denjenigen Schaden 
geltend macht, der ihrem auf dem beſchädigten Grundſtück be⸗ 
triebenen Bankgeſchäft infolge der Beſchädigung und Gefährdung 
der in das Gebäude eingebauten Safes⸗Einrichtung bis zum 
30. April 1903, alſo in der Zeit als noch C. W. A. sen. 
Eigentümer des Grundſtücks war, entſtanden iſt. Dieſes Be⸗ 
ſtreiten iſt nicht berechtigt und der darauf bezügliche Reviſions⸗ 
angriff nicht begründet. C. W. A. sen. hatte, wenn auch nicht 
das Eigentum des auf ſeinen Namen eingetragenen Grundſtücks, 
ſo doch das Gebrauchsrecht daran in die Geſellſchaft eingebracht 
und dieſe das Grundſtück zu Geſellſchaftszwecken in Gebrauch 
genommen. Entſchädigungs berechtigt aus § 137 Anh Berg. 
($ 148 Pr Berg.) iſt nicht bloß der Grundeigentümer oder 
Eigenbeſitzer, ſondern jeder Beſitzer und Nutzungsberechtigte, 
gleichviel, ob ſein Beſitz⸗ und Nutzungs⸗ oder Gebrauchsrecht 
auf dinglicher oder perſönlicher Grundlage beruht. Dieſer Rechts⸗ 
anſicht, die auch dem Mieter ein eigenes Recht auf Schadlos⸗ 
haltung im Fall der Beſchädigung der im Mietsbeſitz befind⸗ 
lichen Sache zugeſteht (vgl. Weſthof, Bergſchaden S. 27 ff., 32; 
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April 1903 ent- 
gangenen Geſchäftsgewinn betrifft — nicht oder nicht voll — 
durch die ihr von A. sen. erteilte Rechtsabtretung gedeckt wird, 
ſo ſteht ihr doch zu, als beſitzende Nutzungsberechtigte aus 
eigenem Recht den an dem Grundſtück durch den Bergbau ent⸗ 
ſtandenen Schaden inſoweit geltend zu machen, als ihr daraus 
ein mit dem Grundeigentum zuſammenhängender Vermögens⸗ 
ſchaden entſtand. Der zweite Reviſionsangriff bezieht ſich auf 
den Einwand der „Verjährung“. Dieſer Einwand, der richtiger 
als Einwand des Mangels einer geſetzlichen Vorausſetzung für 
Beſchreitung des Rechtsweges zu bezeichnen wäre, ſtützt ſich auf 
8 140 Anh Berg., welcher beſtimmt: Abſ. 1. Anſprüche auf 
Erſatz eines durch den Bergbau verurſachten Schadens (88 137, 
138), welche ſich nicht auf Vertrag gründen, müſſen von dem 
Beſchädigten innerhalb drei Jahren, nachdem das Daſein und 
der Urheber des Schadens zu ſeiner Wiſſenſchaft gelangt ſind, 
bei der Oberbergbehörde durch eine ſchriftliche Eingabe geltend 
gemacht werden, widrigenfalls fie verjährt find. Abſ. 2. Auf 
den Antrag des Verletzten hat die Oberbergbehörde unter Zu⸗ 
ziehung der Intereſſenten, ſofern ſie ſich dabei beteiligen wollen, 
und von Sachverſtändigen eine Ermittlung des angeblichen 
Schadens, ſowie des Umfangs und der Höhe desſelben an⸗ 
zuordnen und die Entſchädigungspflicht an ſich und nach ihrem 
Umfange feſtzuſtellen. Dieſe Beſtimmungen ſind ſchon in einem 
früheren Fall (Urt. i. S. Anhaltiſcher Landesfiskus c. Buden⸗ 
berg & Co. V. 226/02), in welchem es ſich um die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges handelte, Gegenſtand der Auslegung und 
Rechtsanwendung des RG. geweſen. Dort hat, ausgehend von 
dem Satz (8 13 GG.), daß der Rechtsweg überall zuläffig 
iſt, wo er nicht durch Geſetz beſonders ausgeſchloſſen iſt, das 
NG. angenommen, daß weder Abſ. 1 noch Abſ. 2 des § 140 
eine Einſchränkung des Rechtsweges enthält, ſo daß es dem 
Beſchädigten unbenommen bleibt, anſtatt den Anſpruch behufs 
Wahrung der dreijährigen Friſt zunächſt bei der Oberbergbehörde 
anzumelden, ihn gleich durch gerichtliche Klage geltend zu 
machen. Von dieſer dort auch aus der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes näher begründeten Auslegung des § 140 abzugehen, 
lag kein Grund vor. Danach kam es nicht darauf an. ob, 
worüber die Parteien ſtreiten, die Anſprüche der Klägerin und 
des A. sen. vor Anſtellung der Klage bei der zuſtändigen 
Oberbergbehörde (nach 8 179 Anh Berg. die Herzogliche Re⸗ 
gierung Abt. des Innern) angemeldet worden ſind und ob eine 
Anmeldung beim Staatsminiſterium die Anmeldung bei der 
Regierung hätte erſetzen können, und es bedarf keines Ein⸗ 
gehens auf den in dieſer Beziehung erhobenen Reviſionsangriff. 
H. A. L.⸗F. c. A. u. Sohn, U. v. 30. Jan. 09, 371/08 V. — 
Naumburg. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Dem neuen Kurſe des RG. in der Frage, ob eine Maſchine 
Beſtandteil oder Zubehörſtück der Fabrik, folgt Entſch. Nr. 2. 
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Der für die Laſtenverteilung nach 8 103 BGB. ent⸗ 
ſcheidende Zeitpunkt, wann die Laſten zu entrichten find, iſt 
aa ug: Nr. 3 gleichbedeutend mit dem Zeitpunkt der 

älligkeit. 

achträgliche Anderungen einer bereits unterſchriebenen 
Urkunde bedürfen, wie Entſch. Nr. 4 ausführt, um dem Form⸗ 
erfordernis der Schriftlichkeit zu entſprechen, nicht nochmaliger 
„ wenn ſie nur im Einverſtändniſſe der Parteien 
geſchehen. 

Über die Beziehungen ſtiftungsberechtigter Familien⸗ 
gal nc 1 ne gamilienfiftung und deren Vorſtand ver» 

ich Entſch. Nr. 5. 

Ein auf den Erwerb und die Weiterveräußerung von 
Grundſtücken abzielender Geſellſchaftsvertrag unterſteht, wie 
Entſch. Nr. 6 im Anſchluß an frühere Entſcheidungen ausführt, 
nicht der Formvorſchrift des 8 313. 

Für die Minderung des Mietzinſes wegen Mängel der 
Mietſache kommt es nach Entſch. Nr. 7 auf den Wert in 
mangelfreiem Zuſtande zur Zeit des Abſchluſſes des Miet⸗ 
vertrags an. 

Die Verantwortlichkeit der Gemeinde für den Zuſtand der 
Straßen beginnt mit der tatſächlichen Freigabe für den öffent⸗ 
lichen Verkehr. Wann ſolche Übergabe als erfolgt anzunehmen 
ſei, erörtert Entſch. Nr. 8. 

Soweit die Vorſchrift des 8 257 StGB. die Beiſtands⸗ 
leiſtung nach begangener Tat, zu dem Zwecke, den Täter der 
Beſtrafung zu entziehen, verbietet, iſt ſie, wie Entſch. Nr. 9 
darlegt, nicht als ein Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abf. 2 
BGB. anzuſehen. 

Die Entziehung des Mahlwindes bietet in Entſch. Nr. 10 
(vgl. auch Entſch. Nr. 26) Veranlaſſung zu einer Erörterung 
der nachbarrechtlichen Vorſchriften der SS 905 ff. 

Ein auf der Grenze zweier Grundſtücke errichteter Neubau 
iſt dadurch, daß demnächſt in der Zwangsverſteigerung die 
beiden Grundſtücke verſchiedenen Erſtehern zufielen, nicht zum 
Miteigentum dieſer geworden, vielmehr hat jeder mit dem zu⸗ 
geſchlagenen Grundſtücke auch den darauf ſtehenden Teil des 
Neubaues als weſentlichen Beſtandteil des betreffenden Grund⸗ 
ſtücks gemäß § 94 Abſ. 1, S 946 BGB. zum Alleineigentum 
erworben. Jeder Eigentümer kann mit dem ihm gehörigen 
Gebäudeteil nach Belieben verfahren, ihn alſo auch niederreißen. 
Den Abbruch darf er jedoch, wie Entſch. Nr. 11 ausführt, nur 
bewirken, indem er die zum Schutze des Gebäudeteiles des 
anderen erforderlichen Sicherungsmaßregeln trifft. 

Entſch. Nr. 12 behandelt die Frage, wie ſich die Ein⸗ 
tragung einer Hypothek für eine Forderung., für die bereits auf 
einem anderen Grundſtück eine Hypothek beſteht, zu geſtalten habe, 
und kommt zu dem Ergebniſſe, daß jedenfalls nicht auf einem 
Grundſtück Verkehrshypothek, auf dem andern Sicherungs⸗ 
hypothek eingetragen werden dürfe. Wohl aber könne die 
Beſtellung und Eintragung einer bedingten Sicherungshypothel 
erfolgen für den Fall, daß eine auf einem anderen Grundftüd 
eingetragene Hypothek einen Ausfall erleidet. 

Sind die tatſächlichen Vorausetzungen gegeben, unter denen 
die Ehefrau Sicherheitsleiſtung gemäß § 1391 BGB. verlangen 
kann, ſo hat ſie nach Entſch. Nr. 13 auch ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht an dem ihr durch nichtigen Rechtsakt zurückerſtatteten ein⸗ 
gebrachten Gut. 

Das für die Klage auf Wandelung eines durch Auflaſſung 
der gegeneinander eingetauſchten Grundſtücke erfüllten Tauſch⸗ 
vertrags zuſtändige Gericht beſtimmt ſich nach Entich. Nr. 15 
nicht nach dem Wohnſitze des Beklagten, ſondern nach dem 
Sitze des Amtsgerichts, vor dem die Rückauflaſſungserklärungen 
abzugeben ſind. 

Pfändung und Überweifung des dem — — 
Anſpruchs auf Umſchreibung des zu einer Eigentümergrundſchuld 
5 Teilbetrags, ſowie Pfändung des Anſpruchs des 
igentümers auf Auszahlung des bei der demnächſtigen Zwangs⸗ 
verſteigerung auf die Eigentümergrundſchuld entfallenden Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes behandelt Entſch. Nr. 17. N. 
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Vereins nachrichten. 


Borlänfige Tagesordnung 
für den am 9. und 10. September 1909 in Roſtock tagenden 
Auwaltstag: 

1. Nechnungslegung und Entlaſtung des Borftandes. 

2. Neuwahl von 4 Borftandsmitgliedern. 

Es ſcheiden außer dem verſtorbenen Herrn Ge⸗ 
heimen Zuftizrat Gebhart aus die Herren Ge⸗ 
heimer Juſtizrat Crull, Geheimer Jnſtizrat 
Dr. Deiß, Juſtizrat Schmidtmüller. 

3. Vorſchläge der vom Leipziger außerordentlichen An- 
waltstage erwählten Kommiſſion betreffend Anderung 
der Satzungen des Dentſchen Anwaltvereins. 

4. Bedarf das Verhältnis zwiſchen Rechtsauwalt und 
Auftraggeber einer geſetzlichen Regelung und welcher? 

5. Die durch Pflichtanwaltſchaft begründeten Rechte und 
Pflichten. 

6. Trennung von Rechtsauwaltſchaft und Notariat. 


Leipzig, den 15. März 1909. 
Deutſcher Anwaltverein. 
Exythropel, 


Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


hülfs kaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 

in Etnttgart hat der Kaffe abermals eine Beihilfe von 

1500 % gewährt. Der Kammer und ihrem Borſtande iſt 

3 reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen 
rden. 


Schadenersatz und Haftung des Geſchäftsherrn nach 
Entwurf eines Geſetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb. 
Don Oberlandesgerichtsrat Dr. Lobe, Dresden. 
Literatur und Rechtſprechung find ſich darüber einig, daß 
auf dem Gebiete des gewerblichen Urheberrechts ein Schaden⸗ 
erſahanſpruch wegen Verletzung nur erhoben werden kann, wenn 


— m — 


eine wiſſentliche oder grobfahrläſſige Rechtsverletzung 
nachgewieſen iſt, und daß durch dieſe Spezialgeſetzgebung die 
Anwendung des BGB. § 823, der auch bei jeder fahrläſſigen 
widerrechtlichen Verletzung der dort bezeichneten Rechtsgüter die 
Pflicht zum Schadenerſatz auferlegt, ausgeſchloſſen iſt. In einem 
bedeutſamen Urteile vom 2. Dezember 1908, JW. 09, 13612, 
folgert aus dieſem Grunde das Reichsgericht weiter, daß auch 
die Anwendung des BGB. 8 831 da ausgeſchloſſen 
iſt, wo nur wegen wiſſentlicher oder grobfahrläſſiger Verletzung 
Schadenerſatz gefordert werden kann. „Die Erſatzpflicht des 
5 831“, führt das Urteil aus, „iſt von einem Verſchulden des 
Angeſtellten nicht abhängig, ſondern ſetzt nur Widerrechtlichkeit der 
Schadenzufügung voraus, und beim Geſchäftsherrn wird ein zum 
Schadenerſatz verpflichtendes Verſchulden, das kein grobfahr⸗ 
läſſiges ſein muß, ſondern auch ein leichtes ſein kann, gemäß 
5 831 immer dann angenommen, wenn er nicht den dort vor⸗ 
geſehenen Entlaſtungsbeweis erbringt. Die Anwendung des 
5 831 auf dem durch Sonderbeſtimmungen geordneten Gebiete 
des Schadenerſatzes bei Verletzungen des Patentrechts, des 


Gebrauchsmuſterſchutzrechts und des Warenzeichen⸗ 


rechts würde demnach dazu führen, daß die Schadenerſatz⸗ 
pflicht auf dieſem Gebiete, die nach dem ganz unzweifelhaft 


kundgegebenen Willen des Geſetzgebers nur eintreten ſoll, wenn 


eine wiſſentliche oder grobfahrläſſige Verletzung vorliegt, ver⸗ 
mittels 5 831 eine ſehr erhebliche Erweiterung auf Fälle 
finden würde, wo weder dem Angeſtellten noch dem Geſchäfts⸗ 
herrn eine grobe Fahrläſſigleit zur Laſt liegt. Die Anwendung 
des 5 831 auf dieſem Gebiete iſt deshalb abzulehnen.“ Des 
Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
tut hierbei das Urteil keine Erwähnung. Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, 
daß für dieſes Sondergeſetz das gleiche zu gelten hat, wenn es 
in einzelnen ſeiner Beſtimmungen ebenfalls die Pflicht zum 


Schadenerſaz von einem vorsätzlichen oder grobfahrläſſigen 


Handeln abhängig macht, und daran würde auch die Bemerkung 
in der Begründung nichts ändern: „Inwieweit der Geſchäfts⸗ 
herr für die von ſeinen Angeſtellten uſw. oder von dritten 


Perſonen gemachten unwahren Angaben haftet, beſtimmt ſich 


nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen “.) 


) Lobe, Materialien zum Geſetz zur Bekämpfung des 
Wettbewerbs, Bd. III S. 60. mpfung des unlauteren 
23 
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Es ſoll hier nicht die Richtigkeit der reichsgerichtlichen 
Auffaſſung nachgeprüft und unterſucht werden, ob wirklich die 
völlige Ausſchaltung der Vorſchrift des BGB. 8 831 auf 
dieſem Gebiete mit zwingender Notwendigkeit angenommen 
werden muß. Hingewieſen aber ſoll werden auf die 
unerfreulichen Unebenheiten, die bei Anwendung dieſer reichs⸗ 
gerichtlichen Grundſätze für das jetzige Geſetz und auch für den 
Entwurf der verbündeten Regierungen ſich ergeben, wobei 
zugleich die Veränderungen berückſichtigt werden mögen, die die 
Vorlage in der Reichstagskommiſſion in erſter Leſung erlangt 
bat, in der zuverſichtlichen Hoffnung, daß die zweite Leſung 
all dieſe Mängel noch beſeitigen wird. 

Während in 8 6 Unl WG. anders als in BGB. 8 824 
die Verpflichtung zum Schadenerſatz überhaupt von keinem 
Verſchulden, weder Abſicht noch Fahrläſſigkeit, abhängig 
gemacht wird, verlangt 8 8 für die Schädenhaftung Abſicht, 
ſo daß hier nicht einmal grobe Fahrläſſigkeit genügt:). Hieraus 
folgt, daß für Anmaßungen fremder Unterſcheidungszeichen, die 
ein Geſchäftsangeſtellter begeht, der Geſchäftsherr nicht aus 
BGB. § 831 haftbar gemacht werden kann! Dagegen dürfte 
wohl nichts im Wege ſtehen bei den Handlungen, die 8 6 im 
Auge hat, BGB. 8 831 anzuwenden, falls deſſen Voraus: 
ſetzungen im übrigen vorliegen. 

Beſtritten und zweifelhaft iſt, ob unter dem „Kennen⸗ 
müſſen“ des 8 1 Abſ. 2 des Geſetzes ein Nichtkennen infolge 
gewöhnlicher Fahrläſſigkeit') oder nur ein Nichtkennen infolge 
grober Fahrläſſigkeit“ zu verſtehen if. Dem Wortſinne 
nach wird man unter Kennenmüſſen mehr als unter 
bloßem Kennenkönnen zu verſtehen haben und deshalb 
in dieſem ein auf gewöhnlicher Fahrläſſigkeit beruhendes 
Nichtkennen, in jenem ein auf grober Fahrläſſigkeit bes 
ruhendes Nichtkennen ſehen ). Abweichend von dieſer gewöhn⸗ 
lichen Sprachbedeutung hat ja nun allerdings BGB. 8 122 
Abf. 2 eine Legaldefinition des Ausdrucks „Kennenmüſſen“ 
dahin gegeben, daß darunter zu verſtehen ſei ein „infolge von 
Fahrläſſigkeit nicht Kennen“, ſomit auch ein ſolches infolge von 
gewöhnlicher Fahrläſſigkeit. Aus dieſer Legaldefinition für das 
BGB. iſt aber für das Sondergeſetz gegen unlauteren Wett⸗ 
bewerb nichts zu entnehmen. Denn einmal iſt das Sonder⸗ 
geſetz älter als das BGB., fein Sprachgebrauch kann daher 
nicht aus dem ſpäteren Geſetze erklärt werden, ſodann ſind 
Legaldefinitionen, insbeſondere wenn ſie vom gewöhnlichen 
Sprachgebrauch abweichen, überhaupt nicht ohne weiteres 
von dem einen Geſetz auf das andere entſprechend an⸗ 
zuwenden. Deshalb wird auch für das Handelsgeſetzbuch 
die ausdrückliche Vorſchrift in Art. 2 Abi. 1 EGH GB. 


gegeben. Daß die geſetzgebenden Faktoren für das Geſetz zur 


Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs aber dem Ausdruck 
„Kennenmüſſen“ noch nicht die Bedeutung beigelegt haben, die 


5) So auch Pinner, Kommentar S. 120. 

5) So z. B. Pinner, Kommentar S. 62. 

) So Finger, Komm. S. 97, ebenſo RG. in JW. 00, 760 58: 
„es muß ein fo hoher Grad von Fahrläſſigkeit vorliegen, daß dies 
der Wiſſentlichkeit gleich geachtet wird“. 

) So auch Hölder in Bd. I des Beckſchen Kommentars zum 


BGB. S. 270 und ihm beiſtimmend Weyl, Syſtem der Verſchuldens⸗ 
begriffe im BGB. 1905 S. 173. 


M7. 1909. 


ihm das BGB. gibt, erhellt aus der Ablehnungs begründung 
eines Abänderungsantrags durch die Reichstagskommiſſion, in 
der ausdrücklich von grober Fahrläſſigkeit geſprochen wird ). 
Würde alſo richtig ſein, daß unter dem Kennenmüſſen des 81 
Abſ. 2 des Geſetzes nur grobfahrläſſiges Nichtkennen zu 
begreifen ſei, ſo würde auch hier wieder die Anwendbarkeit des 
BGB. 8 831 für die Haftung des Geſchäftsherrn ausſchalten. 
Daß dieſe geſetzliche Regelung im höchſten Grade unzweckmäßig 
iſt und ſich ohne Not in Gegenſatz zu den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriſften des BGB. ſetzt, kann nicht wohl bezweifelt werden. 

Obwohl nun die Kritik bereits bei der erſten Vorlage 
eines neuen Geſetzentwurfs gegen den unlauteren Wettbewerb 
auf die verſchiedenartige Regelung der Schädenhaftung im 
Geſetze hingewieſen hatte), hat auch der neue dem Reichstag 
vorgelegte Geſetzentwurf es in dieſer Beziehung beim alten ge⸗ 
laſſen, ohne ſich in der Begründung hierüber weiter aus⸗ 
zuſprechen. In erfreulichem Gegenſatze hierzu hat es die 
35. Reichstagskommiſſion zur Beratung der Novelle in ihrer 
erſten Leſung unternommen, in dieſer Richtung eine größere 
Gleichmäßigkeit in das Geſetz zu bringen. Darnach wird in 
der neueingeführten Generalklauſel des S 1 des Kommiſſions⸗ 
entwurfs angeordnet, daß eine Schadenhaftung überall dann 
eintritt, „falls der Handelnde die Entſte hung des Schadens 
voraus ſah oder vorausſehen mußte“. In 8 1a Abſ. 2 
wird hinſichtlich der unlauteren Reklame die Schädenhaftung 
ebenfalls davon abhängig gemacht, daß der Gewerbetreibende 
die Unrichtigkeit ſeiner Angaben „kannte oder kennen 
mußte“. Dasſelbe gilt für den beſonderen Fall der An⸗ 
kündigung von Ausverkäufen (8 5 Abſ. 3 und $ 7 Abſ. 2) 
und der Angaben über beſtimmte Einheiten beim Warenverkauf 
im Einzelverkehr (8 10 Abſ. 5). Ferner wird jetzt auch beim 
Herabſetzen der Konkurrenzleiſtungen erfordert, daß der Be⸗ 
hauptende die Unrichtigkeit der Tatſachen „kannte oder 
kennen mußte“ (8 11 Abſ. 2), und bei der Anmaßung 
fremder Unterſcheidungszeichen, daß der Benutzende „wußte 
oder wiſſen mußte“, daß die mißbräuchliche Art der Be⸗ 
nutzung geeignet war, Verwechſlungen hervorzurufen. 

Durch dieſe Abänderungen iſt jedenfalls für die Schäden 
haftung nun die durchaus erforderliche Gleichmäßigkeit in das 
Geſetz gebracht worden. 

Mit Rückſicht auf die obigen Ausführungen über die Be⸗ 
deutung des Ausdrucks „kennen müſſen“ und „wiſſen müſſen“ 
iſt es aber erwünſcht, daß deutlich gemacht werde, ob darunter 
nur ein grobfahrläſſiges Nichtwiſſen und Nichtkennen oder 
auch ein ſolches verſtanden werde, das auf gewöhnlicher 
Fahrläſſigkeit beruht. Die Auslegungsfrage liegt ja alle 
dings jetzt inſofern anders, als die Vermutung dafür ſprechen 
würde, daß ſich die Reichsgeſetzgeber die Bedeutung des Aus⸗ 
drucks zueigen machen wollen, die damit in dem geltenden 
BGB. 8 122 Abſ. 2 verbunden wird. Immerhin if es, 
da dieſe Vorſchrift nicht ohne weiteres für das Sonder⸗ 
geſetz anwendbar iſt und der Ausdruck vielmehr auf 
grobe Fahrläſſigkeit hinweiſt, erwünſcht, daß Klarheit ge 


) Lobe, Bd. III, Materialien zum Geſetz zur Belämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs S. 173, 


9) Zum Beifpiel Lobe in der Leipziger Zeitſchrift 1908 S. 178 ff. 
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ſchaffen wird. Und ſelbſtverſtändlich iſt es erforderlich, daß 
die Schädenhaftung nicht auf grobe Fahrläſſigkeit beſchränkt, 
ſondern in Übereinſtimmung mit dem bürgerlichen Recht an 
die gewöhnliche Fahrläſſigkeit geknüpft wird. Auch für das 
Patentrecht, Warenzeichenrecht uſw. wird eine dahingehende Ab⸗ 
änderung angeſtrebt, und es iſt überhaupt jede unnötige 
Sonderregelung und Abweichung von den Grund⸗ 
ſätzen des allgemeinen bürgerlichen Rechts vom 
übel. Welche unerquicklichen Folgen dies haben kann, zeigt 
zu Genüge die Vorſchrift des BGB. § 831. Am beſten 
wäre es, wenn im Geſetze ſelbſt zum Ausdruck gebracht würde, 
daß die Grundsätze des BGB. 8 122 Abſ. 2 auf den Ausdruck 
„Kennenmüſſen“ auch im Sondergeſetze anzuwenden ſeien, 
ewa unter Beifügung dieſes Paragraphen in 
Klammern. 

Daß aber unbedingt erforderlich iſt, nach dieſer Richtung 
Klarheit zu ſchaffen, erhellt aus § 2 des Entwurfs, worin 
zegen den Geſchäftsherrn nur die Unterlaſſungs⸗ 
klage, nicht aber auch die Schädenklage gegeben wird. 
lud wenn in den oben bereits erwähnten § 5, 8 7, 8 10 
des Entwurfs der Reichs tagskommiſſion beſtimmt wird, daß in 
Anfehung des Anſpruchs auf Unterlaſſung und auf Schadens 
aſaz die Vorſchriften der 88 1, 1a und 2 Anwendung finden 
ſollen, fo kann, da nur in § 2 die Haftung des Geſchäftsherrn 
ind dieſe nur in bezug auf die Unterlaſſungsklage geregelt 
bird, auch bei dieſen unlauteren Wettbewerbshandlungen nur 
die Unterlaſſungsklage entſprechend gegen den Geſchäfts⸗ 
herm gewollt fein. Inwieweit auch die Schädenklage gegen 
ihn gegeben iſt, beſtimmt ſich hiernach nicht aus 8 2, trotz der 
undeutlihen Faſſung der Vorſchriften in 88 5, 7, 10°), ſondern 
nach dem BGB. 8 831. Nach dieſer Vorſchrift aber haftet, 
bie gezeigt, der Geſchäftsherr überhaupt nicht, wenn unter dem 
„Rennenmüſſen“ ein ſolches verſtanden werden müßte, das auf 
grober Fahrläſſigkeit beruht. 

Sollte entgegen der hier gegebenen Auslegung jener Bezug⸗ 
nahme auf 99 1, 1a und 2 in den SS 5, 7, 10, 11 und 13 
aber die Kommiſſion beabſichtigen, die Grundſätze des 8 2 
auch inſoweit anzuwenden, daß der Geſchäftsherr in gleicher 
Beife wie auf Unterlaſſung fo auch auf Schade nerſatz in 
Anfpruc genommen werden könne für Handlungen feines Ans 
gefelten, fo bedürfte das um fo mehr der klaren Ausſprache, 
als dann, abweichend von den Grundſätzen des BGB. 8 831, 
auch von jeder Verſchuldung des Geſchäftsherrn bei der 
Auswahl und Leitung des Angeſtellten abgefehen wird und 
der ihm in dieſer Richtung nachgelaſſene Gegenbeweis des 
868. 9 831 nicht freiſteht. Dies würde eine Durchbrechung 
de herrſchenden Grundſätze des allgemeinen bürgerlichen Rechts 
bedeuten, bie ſchon für die Unterlaſſungsklage nicht unbedenklich 
a für die Schädenklage aber nicht gebilligt werden 


Am einfachſten und klarſten ſcheint es mir daher, wenn 
92 und die Bezugnahme auf 8 2 bei den einzelnen Para⸗ 


3 1 Dort kommt nur die entſprechende Anwendung der 88 1 
a auf die Schädenanſprüche in Frage. In 88 11 und 13 

wird auch lediglich die entſprechende Anwendung von 8 2 angeordnet. 
9 Lobe im Markenſchutz und Wettbewerb 8, 119 zu 8 2. 
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graphen ganz in Wegfall geſtellt und dafür am Schluſſe ein 

neuer Paragraph eingefügt würde, etwa ſo lautend: 
„Werden die in dieſem Geſetze bezeichneten Hand⸗ 
lungen in einem geſchäftlichen Betriebe von einem An⸗ 
geſtellten oder Beauftragten vorgenommen, ſo iſt der 
Anſpruch auf Unterlaſſung und auf Schadenerſatz 
auch gegen den Inhaber dieſes Betriebes begründet. 
Die Vorſchriften des BGB. § 831 finden auf beide 
Anſprüche entſprechende Anwendung.“ 
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Das mitwirkende Verſchulden der Vertreter und 
Gehilfen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Przibilla, Cöln. 


Zwei Automobile rennen an einer Straßenbiegung in voller 
Fahrt aufeinander. Das eine wird total zertrümmert, das 
andere nur wenig beſchädigt. Die Schuld an dem Zuſammen⸗ 
ſtoß trifft die beiden Chauffeure in gleichem Maße. Kann der 
Eigentümer des zertrümmerten Automobils von dem Befitzer des 
andern, ber ſich vergeblich gemäß 8 831 BGB. zu exkulpieren 
ſucht, Erſatz des vollen Schadens verlangen oder muß er ſich 
mit der Hälfte begnügen? 

Ein dreijähriges Kind ſtürzt bei einer Eiſenbahnfahrt, die 
es in Begleitung ſeines Vaters macht, aus dem Coupé und 
wird ſchwer verletzt. Der Unfall iſt auf die unachtſame Be⸗ 
auffichtigung des Kindes durch den Vater zurückzuführen. 
Haftet die Eiſenbahn für den ganzen Schaden, oder kann ſie 
ſich auf das eigene Verſchulden des Verletzten berufen! 

Der Diener des A, der die Livree ſeines Herrn trägt, 
reizt den Hund des B. Der Hund beſchädigt die dem A 
gehörige Livree. Kann A gemäß 8 833 BGB. von B 
Schadenserſatz beanſpruchen ? 

Die Beiſpiele und Fragen bezeichnen das Thema, dem die 
folgenden Ausführungen gewidmet find. Es fol unterſucht 
werden, ob der durch eine unerlaubte Handlung Beſchädigte 
ſich den Einwand gefallen laſſen muß, bei der Entſtehung des 
Schadens habe ein Verſchulden ſeiner Gehilfen oder ſeines 
geſetzlichen Vertreters mitgewirkt. Es handelt ſich hier, wie 
ſchon die angeführten Fälle zeigen, um eine Frage von eminent 
praktiſcher Bedeutung. Es genügt, irgendeinen beliebigen 
Ausſchnitt aus unſerm modernen Verkehrsleben herauszugreifen; 
überall ſpringt die Tragweite der hier zu erörternden Frage in 
die Augen. Man denke etwa nur an die zahlloſen Zuſammen⸗ 
ſtöße, die ſich in einer Großſtadt tagtäglich auf der Straße 
ereignen. Hier taucht immer wieder die Frage nach dem 
konkurrierenden Verſchulden des Beſchädigten auf. In neunzig 
Prozent aller Fälle handelt es ſich aber, zumal bei Sachſchäden, 
nicht um das mitwirkende Verſchulden des Beſchädigten ſelbſt, 
ſondern um das feiner Angestellten: der Fahrer und Schaffner 
der Straßenbahn, der Kutſcher, Chauffeure und ſonſtigen Wagen⸗ 
führer, der Kindermädchen, Laufburſchen u. dergl. 

Mit Rückſicht auf dieſe große praktiſche Bedeutung unſerer 
Frage ſollte man erwarten, in Rechtſprechung und Rechtslehre 
eine grundſätzliche Ubereinſtimmung. eine Gleichheit der Anſichten 
wenigſtens in den Grundzügen zu finden. Weit gefehlt! Literatur 
und Judikatur ſtehen in weſentlichen Punkten einander feindlich 
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gegenüber. Ja, ſogar die einzelnen Senate des Reichsgerichts 
ſind untereinander uneins, ohne dies freilich zuzugeben. 

Die herrſchende Lehre in der Wiſſenſchaft rechnet dem 
Beſchädigten das konkurrierende Verſchulden ſeiner Angeſtellten 
bei Entſtehung des Schadens grundſätzlich zum Nachteil an. 
Das Reichsgericht ſteht in der Mehrzahl ſeiner Entſcheidungen 
auf dem entgegengeſetzten Standpunkt, es läßt den Erſatzanſpruch 
des Beſchädigten nach Grund und Höhe unberührt, mag auch 
noch ſo ſehr das Verſchulden eines Gehilfen oder geſetzlichen 
Vertreters bei der Entſtehung des Schadens mitgewirkt haben. 
Welcher Anſicht iſt der Vorzug zu geben, welche Auffaſſung 
entſpricht dem Geſetz? 

Bei der Entſcheidung dieſer Frage iſt von den SS 254, 
278 BGB. auszugehen. 8 254 BGB. ſtellt in Abſ. 1 das 
allgemeine Prinzip auf, daß der Beſchädigte ſein konkurrierendes 
Verſchulden ſich anrechnen laſſen muß. In Abſ. 2 heißt es 
dann nach Anführung einiger beſonders wichtiger Beiſpiele 
weiter: „Die Vorſchrift des 8 278 findet entsprechende Ans 
wendung.“ — Es ſoll alſo die Vorſchrift, daß der Schuldner 
das Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters oder ſeiner Gehilfen 
zu vertreten habe, entſprechende Anwendung finden. Dies gilt 
trotz der inkorrekten Faſſung des Geſetzes gleichmäßig für beide 
Abſätze des 8 2541). 

Es herrſcht nun in Rechtſprechung und Rechtslehre völliges 
Einverſtändnis darüber, daß 8 278 im Falle eines mitwirkenden 
Verſchuldens ſtets dann Anwendung findet, wenn zwiſchen den 
Beteiligten bereits ein Vertrags⸗ oder ein ſonſtiges Schuld⸗ 
verhältnis beſteht. Aber auch in den Fällen außervertraglicher 
Schadenszuſügung, insbeſondere alſo bei unerlaubten Hands 
lungen, geht die faſt einſtimmige Anſicht dahin, daß jedenfalls 
von der Begehung der ſchadenſtiftenden Handlung an beide 
Teile für das Verſchulden ihrer Angeſtellten oder Vertreter 
einzuſtehen haben. Denn ſpäteſtens in dieſem Moment entſteht 
ein Schuldverhältnis zwiſchen dem Schädiger und dem Be⸗ 
ſchädigten, auf das die Vorſchrift des S 278 anzuwenden ill. 
Vgl. RG. 62, 346 ff. | 

Der Widerſtreit der Anſichten tritt erſt da zutage, wo 
ein Schuldverhältnis die Parteien noch nicht verknüpft, wo es 
ſich alſo bei unerlaubten Handlungen um das Verſchulden des 
Gehilfen vor oder bei Entſtehung des Schadens handelt. 
Hier tauchen Bedenken gegen die Anwendbarkeit des 5 278 
auf; denn vor oder bei Eintritt des ſchädigenden Ereigniſſes 
beſteht in außerkontraktlichen Schadensfällen zwiſchen den be⸗ 
teiligten Perſonen irgendein Schuldverhältnis noch nicht, ein 
ſolches entſteht vielmehr, wie das Reichsgericht mit Recht aus⸗ 
führt, erſt in dem Augenblick, wo der eine widerrechtlich in die 
Rechts ſphäre des andern hinübergreift. Mit Rückſicht hierauf 
gelangt das Reichsgericht in Übereinſtimmung mit einzelnen 
Schriftſtellern zu dem Ergebnis, daß 8 278 bei unerlaubten 
Handlungen nicht anzuwenden, der Geſchäftsherr alſo nicht 
verantwortlich ſei, wenn ſeinen Gehilfen oder Vertretern nur 


) Vgl. RG. 62, 106 ff.; Planck, Schuldverhältniſſe Anm. 5 
zu § 254; Dertmann, Schuldverhältniſſe S. 46 und die Literatur 
daſelbſt. Dazu Hinze, JW. 08, 230 ff.; Grünebaum, Recht 08, 97 ff.; 
Winter, Seuff Bl. 73, 358; vgl. auch Kohler, Arch Ziv Pr. 96, 8565 f.; 
Lehrbuch des Bürgerl. Rechts 2, 478. Abw. NG. 62, 849; 55, 881; 
Cohn, Gruch Beitr. 43 S. 118 f., 124 ff. 
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bei der Entſtehung des Schadens eine Mitſchuld zur Laſt 
fällt. Dieſe Auffaſſung, deren praktiſche Bedeutung ſich aus 
den an die Spitze dieſer Abhandlung geſtellten Beiſpielen er⸗ 
gibt, gelangt am unzweideutigſten zum Ausdruck in der Ent⸗ 
ſcheidung des VI. 8 S. JW. 06, 193 (RG. 62, 346 ff.). 
Hier heißt es: 
„Die Frage, ob die Anwendung des 8 278 BB. 
auch ohne eine beſtehende Vertragsverbindlichkeit ein⸗ 
zutreten habe, iſt zu verneinen.. 8 278 BGB. bes 
gründet ... die Haftung eines Schuldners für das Ver⸗ 
ſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters und ſeiner Hilfs⸗ 
perſonen nur, wenn dieſe in ‚Erfüllung einer Ber 
bindlichkeit“ gefehlt haben; fie ſetzt mithin ein beſtehendes 
Schuldverhältnis voraus. Dies muß auch von der in 
8 254 Abſ. 2 BGB. vorgeſehenen ‚entiprechenden‘ An⸗ 
wendung des 8278 BGB. gelten.. .. Eine Ausdehnung 
der Anwendung des 8 278 BGB. im Gebiete der 
unerlaubten Handlungen ... auf jedes Verſchulden von 
geſetzlichen Vertretern und Hilfeperſonen, das auch nur 
zur Entſtehung des Schadens ... mitgewirkt hat, 
kann nicht als richtig anerkannt werden.“ 

Derſelbe Gedankengang liegt den Entſcheidungen RG. 55, 
320 f.“); 54, 407 ff. und wohl auch RG. 55, 329 ff. zugrunde. 
Die Urteile der Oberlandesgerichte bewegen ſich durchweg ohne 
eigene Begründung in derſelben Richtung, ſo Königsberg in 
RG. 63, 271 f., Cöln, Puchelts Z. 06, 81 ff., Hamburg in 
ROLE. 2, 456 f.; vgl. auch IDR. 5, 92 f.; 6, 102. 

Auf einer anderen Auffaſſung ſcheint die Entſcheidung 
NE. 62, 106 ff. zu beruhen. Sie betrifft jedoch einen Fall, 
in welchem ein Vertragsverhältnis zwiſchen dem Schädiger und 
dem Beſchädigten beſtand, und erörtert in erſter Linie auch nur 
die Frage, ob die Verweiſung auf § 278 nur auf 8 254 
Abſ. 2 oder auch auf Abf. 1 zu beziehen ſei. Die einzige 
Entſcheidung, die ſich mit der hier zu behandelnden Frage ein⸗ 
gehend beſchäftigt, iſt die zuerſt angeführte. Es muß daher 
die in dieſer niedergelegte Anſicht wohl als die Auffaſſung des 
Reichsgerichts angeſehen werden. 

Es iſt nun nicht zu leugnen, daß das Reichsgericht ſeine 
Meinung geſchickt begründet. Die Beweisführung iſt von einer 
beſtechenden Einfachheit und Klarheit. Daß das Ergebnis aber 
das Rechtsgefühl befriedigt, wird man füglich nicht behaupten 
können. Vgl. auch Planck Anm. 5 zu 8 254, Schroeder 
ArchZivPr. 95, 311 ff.; Winter a. a. O. S. 353 f. Es führt 
dazu, daß bei einem Zuſammenſtoß zweier Fuhrwerke der 
Eigentümer des einen vollen Schadenserſatz verlangen kann, 
auch wenn der Unfall zu ½ auf das leichtſinnige Verhalten 
feines Kutſchers und nur zu ½ auf das Verſchulden des 
anderen Teils zurückzuführen iſt. 

Die Unbilligkeit der vom Reichsgericht vertretenen Auf⸗ 
faſſung zeigt ſich insbeſondere in den Fällen, wo jemand ohne 


Y Dieſe Entſcheidung, welche die Haftung des Neeber für die 
Schiffsmannſchaft betrifft, gelangt zwar zu einer Anwendung des 
§ 278, aber nur mit Rückſicht auf die dem Seerecht eigentümliche, 
über die 88 278, 831 hinausgehende Haftung des Reeders für bie 
Schiffsbeſazung. Im übrigen betont das Urteil ausdrücklich, daß 
8 278 nur beim Beſtehen eines Vertragsverhältniſſes für die Frage 
der culpasfompenfation in Betracht komme. 
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Verſchulden für einen Schaden haftet. Läßt man in ſolchen 
Fällen das konkurrierende Verſchulden der Vertreter und Ges 
hilfen des Beſchädigten ganz außer Betracht, ſo verſchärft man 
die Haftung für ſchuldloſe Schadenszufügung in einer Weiſe, 
die dem Zweck der betreffenden Vorſchriften nicht gerecht wird. 
Bel. auch Winter S. 352. Wenn ein Kind während einer 
Eiſenbahnfahrt aus dem Coups ſtürzt, weil der Vater oder die 
Mutter nicht aufpaſſen, ſo handelt es ſich um einen Unfall, der 
nit der Betriebsgefahr der Eiſenbahn nur in ſehr loſem Zu⸗ 
ſammenhang ſteht. Bei jeder andern Fahrt hätte ſich derſelbe 
Unfall infolge der unachtſamen Aufſicht ereignen können. — 
Ebensowenig dürfte es dem Zweck der ſtrengen Haftung des 
Tierhalters entſprechen, eine Schadenserſatzpflicht als begründet 
anufehen, wenn der Diener des A den Hund des B neckt und 
der Hund darauf die dem A gehörige Livree beſchädigt. 
Dennoch muß man nach der Beweisführung des Reichsgerichts 
au dieſem Ergebnis kommen.“) 

Nach dem Geſagten ſteht feſt, daß der Standpunkt des 
Reichsgerichts weder unſerem Rechtsempfinden, noch den all⸗ 
gemeinen Haftungsgrundſätzen des modernen Rechts entſpricht. 
Es iſt daher verſtändlich, daß in der Literatur die Auffaſſung 
hes höchſten Gerichtshofs zumeiſt nicht geteilt wird. 

Faſt alle Schriftſteller vertreten die Anſicht, daß der Bes 
ſcädigte ſtets für das mitwirkende Verſchulden feiner Leute 
inuftehen habe, gleichgültig, ob ein ſolches Verſehen vor oder 
nach der Entſtehung des Schadens begangen wird. Vgl. die 
Queratur bei Oertmann und Planck a. a. O.; dazu Hinze, 
Grünebeum und Winter a. a. O. Mit der Vertretung dieſer 
Meinung allein iſt jedoch wenig gewonnen. Wichtiger iſt es, 
de auf den erſten Blick hin einleuchtend erſcheinende Beweis⸗ 
führung des Reichsgerichts mit juriſtiſchen Gründen zu wider⸗ 
legen. Dieſer Mühe haben ſich aber nur wenige unterzogen. — 
Die Widerlegungsverſuche, die hier nur angedeutet werden 
ſolln, gehen faft alle in einer Richtung: fie ſuchen nach⸗ 
zuteifen, daß ſchon vor Begehung der unerlaubten Handlung 
ein Schuldverhältnis zwiſchen dem Schadenſtifter und dem 
Leſchädigten vorhanden und aus dieſem Grunde die entſprechende 
Antoendung des 8 278 gerechtfertigt ſei. So begründet Coſack 
Eehrb. d. deutſch. bürgerl. Rechts 1, 329 f.) feine Anficht 
damit, daß jedermann verpflichtet ſei, ſich und ſeine Güter vor 


— 


9 Anders freilich fol es fein, wenn nicht der Diener, ſondern 
der Hund dez A den Hund des B reizt. Dies iſt wenigſtens die 
Reinung des IV. 88. In dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle 
JB.. 08, 40 f. fuhr der Kläger in feinem mit einem Pferde bes 
Ihannten Wagen an einem Gaſthofe vorbei. Plötzlich ſprang der 
Spitz des Beklagten vom Gaſthof aus auf das Pferd zu und bellte 
es an. Das Pferd ſcheute, ging durch und warf den Wagen um, 
wobei der Kläger verletzt wurde. Der IV. Senat erklärt mit Rück⸗ 
ſicht auf die durch 8 254 begründete Verantwortlichkeit des Klägers 
für das Tun ſeines Pferdes den Klageanſpruch nur zur Hälfte für 
begründet, betont jedoch ausdrücklich, daß ſeine Auffaſſung ſich der 
ſonſtigen Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht entgegenſtelle. Hier⸗ 
nach gelangt man nach den bisher vom Reichsgericht vertretenen 
ranbfägen zu folgendem ſonderbaren Ergebnis: reizt der Fox des A 
85 Tedel des B und entſteht dadurch ein Schaden für A, fo wird 
er Schaden geteilt; reizt dagegen der Diener des A den Teckel 
8 und revanchiert ſich der Hund dadurch, daß er dem Diener 
Korte zerreißt, fo erhält A vollen Schadens erſatz. 
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Schaden zu bewahren, während v. Leyden (Die ſogen. culpa⸗ 
Kompenſation S. 80) behauptet, jedermann habe die dem 
Normalmenſchen obliegende Sorgfalt auf ſeine Perſon und 
ſein Vermögen aufzuwenden, und deren Betätigung entſpreche 
der „Erfüllung der Verbindlichkeit“ in 8 278. Dieſe Sätze 
ſind jedoch, wie RG. 62, 349 mit Recht hervorhebt, ohne 
Beweiskraft, da jene Verpflichtungen nur Verpflichtungen gegen 
die eigene Perſon, nicht gegen einen Dritten, alſo in Wirklich⸗ 
keit nicht Verpflichtungen im juriſtiſchen Sinne und jedenfalls 
nicht im Sinne des 8 278 bedeuten. Dasſelbe gilt von den 
Aus führungen Grünebaums und Winters. 

Alle dieſe Verſuche, die Beweisführung des Reichsgerichts 
zu widerlegen, führen nicht zum Ziel. An der vom Reichsgericht 
immer wieder feſtgeſtellten Tatſache, daß vor Begehung der 
unerlaubten Handlung von einem Schuldverhältnis zwiſchen den 
Parteien keine Rede ſein kann, läßt ſich nun und nimmer 
rütteln. Geht man aber, wie dies die meiſten tun, davon aus, 
daß auch die entſprechende Anwendung des 5 278 in 5 254 ein 
Schuldverhältnis zwiſchen den Beteiligten vorausſetze, ſo iſt 
jeder Verſuch, den Konſequenzen des Reichsgerichts zu entgehen 
und der in der Wiſſenſchaft herrſchenden Anſicht zum Siege zu 
verhelfen, hoffnungslos. 

Um den Standpunkt des Reichsgerichts zu erſchüttern, 
muß man daher an anderer Stelle einſetzen. Man muß die 
Grundanſchauung bekämpfen, auf welche ſich die Konſtruktion 
des Reichsgerichts aufbaut. Das iſt aber eben die Vorſtellung, 
auch die im 8 254 vorgeſehene „entſprechende“ Anwendung 
des 8 278 ſetze ein zwiſchen dem Schädiger und dem Be⸗ 
ſchädigten beſtehendes Schuldverhältnis voraus. Dieſe Auf⸗ 
faſſung ſtützt fi) auf den Wortlaut des 5 278, wo von dem 
„Schuldner“ die Rede iſt, der ſich zur Erfüllung ſeiner „Ver⸗ 
bindlichkeit“ eines Gehilfen bedient. Wäre dieſer Gedankengang 
jedoch richtig, fo wäre die Verweiſuug in 5 254 Abſ. 2 Satz 2 
offenſichtlich unnötig und überflüſſig. Denn es iſt, ſobald ein 
Schuldverhältnis zwei Perſonen verbindet, nach § 278 ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß der Schuldner für ſeine Leute einzuſtehen hat. 
Man würde daher auch ohne jede Verweiſung den $ 278 ohne 
weiteres in den Fällen anzuwenden haben, in denen das 
Reichsgericht ihn auf Grund der ausdrücklichen Beſtimmung in 
8 254 für anwendbar erklärt. Da nun anzunehmen iſt, daß 
der Geſetzgeber, als er die Verweiſung anordnete, damit einen 
vernünftigen Zweck verfolgte, ſo ergibt ſich ſchon hieraus, daß 
die Anſicht des Reichsgerichts der Abſicht des Geſetzes nicht 
gerecht wird. | 

Dazu kommt als durchſchlagendes Argument, daß auch in 
den Fällen, wo das Reichsgericht das mitwirkende 1 
der Gehilfen berückſichtigt, das „Schuldverhältnis“, auf das es 
ſeine Begründung ſtützt, tatſächlich auf ſeiten des Beſchädigten 
gar nicht vorhanden iſt, daß alſo, die Richtigkeit der hier be⸗ 
kämpfien Meinung vorausgeſetzt, ein Fall, in dem § 278 auf 
9 254 anzuwenden wäre, überhaupt nicht exiſtierte. Der Geſetz⸗ 
geber hätte demnach etwas Unmögliches, ja geradezu Unſinniges 
beſtimmt. Ä 
I. Der einfachſte Fall, in welchem nach der einftimmigen 
Anſicht aller der Geſchäftsherr für das Verſehen feines Gehilfen 
gemäß 8 254 emzuſtehen hat, liegt dann vor, wenn zwiſchen 
den Parteien von vornherein ein Vertragsverhältnis beſteht. 


182 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M7. 1909. 


A verkauft an B Waren zum Preiſe von 100. Da A nicht 
liefert, ſetzt B ihm eine Nachfriſt und bezieht dann die Waren 
anderswoher. Sein Gehilfe C nimmt den Deckungskauf zum 
Preiſe von 120 vor. B klagt die Differenz 20 ein. A wendet 
ein, der Gehilfe C habe für 110 kaufen können, B könne daher 
nur die Differenz von 10 verlangen. Selbſtwerſtändlich iſt 
dieſer Einwand zuläſſig. Und doch iſt das vom Reichsgericht 
geforderte Schuldverhältnis auf ſeiten des B gar nicht vor⸗ 
handen. Es beſteht allerdings zwiſchen den Parteien ein 
Schuldverhälmis, aber nicht B iſt Schuldner, ſondern A, der 
Schadenserſatz leiſten muß, weil er nicht geliefert hat. B iſt 
Gläubiger und er handelt, indem er den C mit der Vornahme 
des Deckungskaufes beauftragt, durchaus nicht als Schuldner, 
der ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit eines Gehilfen be⸗ 
dient. Es beſteht weder eine Verbindlichkeit für B, den Deckungs⸗ 
kauf vorzunehmen, noch, falls er ihn vornimmt, eine Ver⸗ 
pflichtung, ſich möglichſt billig einzudecken. 

Eine ſolche Verpflichtung iſt nirgendwo, auch nicht in 8 254 
beſtimmt. 8 254 ſteht in einem Abſchnitt des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, wo von den Rechten des Beſchädigten die Rede 
iſt. Dieſe Vorſchriften erörtern daher nur die Pflichten des⸗ 
jenigen, der einem andern Schaden zugefügt hat. Dem ent⸗ 
ſpricht auch der Wortlaut der 88 250, 251, 254 Abſ. 2, wo 
der Beſchädigte als Gläubiger, der Erſatzpflichtige dagegen als 
Schuldner bezeichnet wird. 5 254 begründet ebenſowenig, wie 
die anderen mit ihm in Zuſammenhang ſtehenden Beſtimmungen 
irgendeine Verpflichtung des Beſchädigten, er beſchränkt viel⸗ 
mehr aus Billigkeitsgründen nur die Rechte des Verletzten und 
ermäßigt die Pflichten des Schädigers. Es iſt daher verfehlt, 
wenn das Reichsgericht (vgl. RG. 55, 330 f.; 62, 348 f.; 53, 79) 
und in Übereinſtimmung mit ihm eine Anzahl Schriftſteller 
aus 8 254 unmittelbar oder mittelbar eine Verpflichtung des 
Erſatzberechtigten, den Schaden abzuwenden oder zu mindern, 
herzuleiten ſuchen. 

Eine ſolche Verpflichtung folgt aber auch nicht aus den 
allgemeinen Vorſchriften über Treu und Glauben. Dieſen 
widerſpricht es nicht, ſelbſt wenn B im obigen Beiſpiel einen 
Deckungskauf zum Preiſe von 130 oder 160 vornimmt. Er 
dürfte auch ohne weiteres den A in Höhe des wirklich ein⸗ 
getretenen Schadens von 30 oder 60 belaſten, wenn nicht 8 254 
ſeinem Rechte eine Schranke ſetzte. Hier ſagt das Geſetz: 
Vorausſetzung des Erſatzanſpruchs iſt, daß der Beſchädigte 
nicht ſelbſt ſchuldhaft gehandelt hat. Vgl. auch RG. 62, 108. 
Nur mit Rüdfiht auf dieſe ausdrückliche Beſtimmung darf B 
dem A nicht jeden Preis in Rechnung ſtellen. Er hat inſofern 
eine Verpflichtung ſich ſelbſt gegenüber, billig zu kaufen, 
nicht aber gegenüber dritten Perſonen. Es liegt alſo, um mit 
den Worten des Reichsgerichts zu reden, in Wirklichkeit gar 
keine Verpflichtung im juriſtiſchen Sinne und jedenfalls nicht 
im Sinne des S 278 vor. Dennoch iſt in dieſen Fällen, wo 
von vornherein ein Vertragsverhältnis vorliegt, nach der 
Anſicht aller Schriftſteller und auch des Reichsgerichts 8 278 

unzweifelhaft anzuwenden. Das Reichsgericht begeht damit 
aber denſelben Fehler, den es Coſack und v. Leyden vorwirft, 
indem es den 8 278 für anwendbar erklärt, obwohl eine Ver⸗ 
bindlichkeit im Sinne des 8 278 gar nicht vorliegt. Daraus 
folgt, daß der Ausgangspunkt der Beweis führung des Reichs⸗ 


gerichts verfehlt iſt, daß alſo das Vorhandenſein eines Schuld⸗ 
verhältniſſes auf ſeiten des Beſchädigten für die Anwendbarkeit 
des 8 278 nicht erforderlich ſein kann. 

II. Zu demſelben Ergebnis gelangt man in den Fällen einer 
außervertraglichen Schadenszufügung. Wenn die Angeſtellten 
des Beſchädigten ſchuldhafterweiſe den bereits entſtandenen 
Schaden nicht mindern oder den noch drohenden nicht abwenden, 
kann ebenfalls von einem Schuldner, der ſich zur Erfüllung 
ſeiner Verbindlichkeit einer Hilfsperſon bedient, keine Rede 
ſein; denn der Verletzte iſt im juriſtiſchen Sinne abſolut nicht 
verpflichtet, den Schaden zu mindern oder abzuwenden, er iſt 
überhaupt nicht Schuldner, ſondern nur Gläubiger. Trotzdem 
erklärt das Reichsgericht den 8 278 für anwendbar, läßt alſo 
den Beſchädigten für ein Verſehen ſeiner Leute haften, das 
nach der Entſtehung des Schadens begangen wird. Vgl. außer 
den bisherigen Entſcheidungen noch RG. 63, 270 ff. Daß es 
damit feine eigene Anſicht über die Anwendbarkeit des § 278 
preisgibt, kann meines Erachtens keinem Zweifel unterliegen. 
Daran ändert auch nichts, daß das Reichsgericht, um feine 
Konſtruktion zu halten, ſich an das Wort „Schuldner“ an⸗ 
klammert, auch wenn dieſer ſogenannte Schuldner tatſächlich 
offenſichtlich nur Gläubiger iſt. In dieſer Hinſicht ſagt es 
in einem hierher gehörigen Falle, wo der Beklagte kon⸗ 
kurrierendes Verſchulden der Leute des Klägers einwandte, 
folgendes: „Der Einwand aus 8 254 erſtreckt ſich ... auch 
auf ein Mitverſchulden des geſetzlichen Vertreters des Schuld⸗ 
ners und der Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner 
Verbindlichkeit bedient“ (Seuff Arch. 59, 90). Zu dem Auz⸗ 
druck „Schuldners“ bemerkt der Einſender des Urteils zu⸗ 
treffend: „Schuldners? muß es nicht heißen: Gläubigen? 
Der 8 278 handelt freilich von einem Verſchulden der Per: 
ſonen, für die der Schuldner aufzukommen hat; bei einer 
ſentſprechenden“ Anwendung dieſer Vorſchrift auf die Fälle des 
§ 254 kann aber doch nur von einem Mitverſchulden des Be 
ſchädigten, der den Schadenserſatzanſpruch erhebt, alſo des 
Gläubigers, die Rede ſein.“ 

Aus den bisherigen Ausführungen folgt, daß auch in den 
Fällen, wo nach der einſtimmigen Anſicht aller der Beſchädigte 
für ein Verſehen ſeiner Gehilfen einzuſtehen hat, die vom 
Reichsgericht für die Anwendbarkeit des 8 278 im Falle einer 
culpa= Kompenfation geforderte Vorausſetzung — ein Schuld 
verhältnis auf feiten des Beſchädigten — niemals gegeben 
iſt. Daraus ergibt ſich nicht nur die Unrichtigkeit der Auf⸗ 
faſſung des Reichsgerichts, ſondern auch der Fehler, auf dem 
dieſe Auffaſſung beruht. Er liegt darin, daß das Reichsgericht, 
am Wortlaut des 8 278 haftend, den Beſchädigten in die Rolle 
eines Schuldners zwängen will, der eine Verbindlichkeit erfüllt. 
Der Verletzte iſt aber als ſolcher begrifflich Gläubiger und 
kann nichts anderes als Gläubiger ſein. Denn er iſt es ja, 
der einen Schadenserſatzanſpruch geltend macht. Natürlich kann 
der Beſchädigte zufällig nebenher auch Schuldner fein, er kann 
ſich z. B. vertraglich verpflichten, den ihm entſtandenen oder 
künftig einmal entſtehenden Schaden zu mindern; alsdann 
haftet er aber nicht etwa auf Grund des 8 254 und der darin 
ausgeſprochenen Verweiſung auf 8 278 für feine Leute, ſondern 
als Schuldner auf Grund der allgemeinen Beſtimmung des 
5 278. Als Beſchädigter handelt er niemals in Erfüllung 
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einer Verbindlichkeit, ſondern ſtets als Gläubiger. Mit Nüdficht 
hierauf könnte unter Zugrundelegung der Anſicht des höchſten 
Gerichtshofs von einer Anwendung des 5 278 auf § 254 
niemals die Rede ſein, der Geſetzgeber hätte daher etwas Un⸗ 
mögliches beſtimmt. Dies iſt natürlich nicht der Fall, das 
Geſetz hat vielmehr durch die Faſſung, § 278 ſei „entſprechend“ 
anzuwenden, es ermöglicht, den rechtspolitiſchen Gedanken des 
9 278 in weiteſtem Umfange auch in den Fällen des kon⸗ 
kurrierenden Verſchuldens dienſtbar zu machen. Soll aber die 
Anwendung des 5 278 auf die Fälle des § 254 überhaupt 
möglich ſein, ſo muß man die Worte „Schuldner“ und „Er⸗ 


füllung ſeiner Verbindlichkeit“ durch andere erſetzen, welche dem 


Umſtande Rechnung tragen, daß der Verletzte als ſolcher nicht 
Schuldner, ſondern Gläubiger iſt. Dann entſpricht man allein 
der Beſtimmung in § 254 Abf. 2 Satz 2, wo nicht eine direkte, 
ſondern nur eine „entſprechende“, d. h. ſinngemäße Anwendung 
des § 278 vorgeſchrieben iſt. 

Man muß daher den 8 278 im Falle eines mitwirkenden 
Verſchuldens ſo anwenden, als ob er etwa folgende Faſſung 
hätte: „Der Beſchädigte hat ein Verſchulden feines geſetzlichen 
Vertreters und der Perſonen, deren er ſich zur Wahrung der 
Angelegenheit bedient, in welcher der Schaden eintritt, in 
gleichem Umfange zu vertreten, wie eigenes Verſchulden“. (Vgl. 
Dertmam S. 47, Winter a. a. O.; vgl. auch RG. 55, 332 und 
die Literatur daſelbſt.) Alsdann ergibt ſich aber ohne weiteres, 
daß der Geſchäftsherr auch dann ſich den Einwand aus 8 254 
gefallen laſſen muß, wenn nicht ihm ſelbſt, wohl aber feinen 
Leuten im Falle einer außervertraglichen Schadenszufügung 
ein mitwirkendes Verſchulden zur Laſt fällt, gleichgültig, ob 
vor, bei oder nach Begehung der unerlaubten Handlung. 


Schadenserſatzpflicht des nach Mietbeendigung die 
Mietſache nicht zurückgebenden Mieters. 
Von Privatdozent Dr. Hans Reichel in Leipzig. 


Der Mieter iſt verpflichtet, die Mietſache nach Beendigung 
des Mietverhältniſſes zurückzugeben (S 556 BGB.). Unterläßt 
er dies, ſo kann der Vermieter für die Dauer der Vorenthaltung 
als Emſchädigung den vereinbarten Mietzins verlangen (3 557 
Saß 1). Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt 
nicht ausgeſchloſſen (8 557 Satz 2). Es fragt ſich, ob dieſe 
Schadenzerſatzverpflichtung den Mieter auch dann belaſtet, wenn 
ihn an der Nichtrückgabe kein zu vertretendes Verſchulden trifft. 
Solches Verſchulden fehlt beiſpielsweiſe, wenn die vermietete 
bewegliche Sache dem Mieter gewaltſam entriſſen (geraubt) und 
vorenthalten wird, oder wenn er das Mietlokal nicht räumen 
lann, weil die angrenzende Straße infolge Erdbebens, Über⸗ 
ſcwemmung oder ſtraßenbaulicher Maßnahmen zeitweiſe unpaſſier⸗ 
ber iſt. Nach allgemeinen Grundsätzen wird ſolchenfalls ein 
leiſungsſäumiger Schuldner mit Schadenserſatzpflicht verſchont 
65 75, 285). Die uns vorliegende Frage ſpitzt ſich danach 
dahin zu: begründet 8 557 eine Ausnahme von biejen 
allgemeinen Grundsätzen? — Für 8 557 Satz 2 behauptet dies 
memand. Dagegen wird eine Schadenserſatzpflicht trotz mangelnden 

im Rahmen des Satz 1 behauptet von Oertmann 
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und Staudinger (Kober). Zur Begründung ihrer Anſicht 
nehmen dieſe Autoren darauf Bezug, daß in Satz 1 eine Be⸗ 
ſchränkung auf den Schuldfall nicht zu leſen ſteht. 


Dieſe Entscheidung iſt schwer bedenklich. Die allgemeinen 


Grundſätze der 88 241 —432 gelten auch für die beſonderen 
Schuldverhältniſſe, insbeſondere auch für das Mietverhältnis. 
Sie weichen nur inſoweit zurück, als ſie durch leges speciales 
des beſonderen Teils ausdrücklich außer Kraft geſetzt ſind. 
Schwerlich alſo iſt die Auffaſſung zu rechtfertigen, durch § 557 
Satz 1 ſeien die allgemeinen Vorſchriften über das Verſchulden 
als Vorausſetzung der Erſatzpflicht außer Anwendung geſetzt. 
Denn über die Verſchuldensfrage ſteht in dieſem Paragraphen 
kein Wort zu leſen. Zweck und Sinn der Beſtimmung iſt über⸗ 
haupt gar nicht der, die Vorausſetzungen, vielmehr lediglich 
der, den Umfang der Schädenhaftung des Mieters zu 
normieren. Das Geſetz weiß, wie ſchwierig gerade in Fällen 
dieſer Art die Liquidation eines Schadens (insbeſondere der 
Kauſalitätsnachweis) iſt. Aus dieſem Grunde ſtatuiert es nach 
dem Vorgange früherer Geſetzgebungen (8 335 ALR. I 21, 
8 1219 Sächſ. BGB.) einen Mindeſtbetrag des dem Vermieter 
zu erſetzenden Schadens, unvorgreiflich des Nachweiſes eines 
höheren Schadens (Satz 2), d. h. es enthebt inſoweit dem 
Vermieter der Darlegungs⸗ und Beweislaſt. Eine weitere Abſicht 
verfolgt 8 557 Satz 1 nicht. 

Die Vorſchrift des § 557 ſteht in augenfälliger Analogie 
zu der des § 340 (341). In 8 557 normiert der Geſetz⸗ 
geber, was bei Vereinbarung einer Pertragsſtrafe die Parteien 
feſtſetzen: nämlich einen Mindeſtbetrag des zu erſetzenden 
Schadens. Darüber hingegen, ob eine Schadenserſatzpflicht 


beſteht, machen beide Vorſchriften nichts aus (vgl. übrigens 


8 339). Sie ſetzen dieſe vielmehr hypothetiſch voraus. Sehr 
deutlich kommt dies zum Ausdruck in § 340 Abſ. 2 (8 341 


Abſ. 2): „Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadens⸗ 


erſatz wegen Nichterfüllung (nicht gehöriger Erfüllung) zu, ſo 
kann er die verwirkte Strafe als Mindeſtbetrag des Schadens 
verlangen.“ Nicht dem Wortlaute, doch aber dem Sinne nach 
beftimmt 8 557 Satz 1 das Entsprechende. Der Sinn dieſes 
Satzes würde um nichts verändert, wollte man der Vorſchrift 
folgende Faſſung geben: „Gibt der Mieter die Sache nach 
Beendigung des Mietverhältniſſes nicht zurück, und ſteht aus 
dieſem Grunde dem Vermieter ein Anſpruch auf 
Schaden serſatz wegen Nichterfüllung (micht rechtzeitiger 
Erfüllung) zu, ſo kann der Vermieter für die Dauer der Vor⸗ 
enthaltung den vereinbarten Mietzins als Mindeſtbetrag des 
Schadens (Mindeſtentſchädigung) verlangen“ — ſelbſt wenn 
ihm irgendwelcher nennenswerter Schaden nachweislich nicht 
entſtanden iſt. 

Nach der diesſeits vertretenen Auffaſſung genügt alſo zwar 
der aus 8 557 Satz! klagende Vermieter feiner Subſtanziierungs⸗ 
pflicht dadurch, daß er behauptet und beweiſet, der Mieter habe 
trotz und nach Beendigung des Mietverhältniſſes die Sache 
nicht zurückgegeben. Dem Mieter dagegen muß der Entlaſtungs⸗ 
beweis (5 285) freiſtehen, feine Schadenserſatzpflicht ſei aus⸗ 
geſchloſſen, weil die Nichtrückgabe auf Umſtänden beruht, die 
er nicht zu vertreten hat. 
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Die freie Wohnung des Bedienſteten. 
Von Amtsrichter Dr. Hirſchberg in Flatow. 


Die Frage, ob der Dienſtverpflichtete die ihm auf 
Grund des Dienftvertrages gewährte „freie“ Wohnung jeder⸗ 
zeit auf Verlangen des Dienſtberechtigten räumen muß, 
hat die Rechtſprechung im Geltungsgebiete des Allgemeinen 
Landrechts bis zum Inkrafttreten des BGB. bejaht. Nach 
8S 408, 409 I 5 ALR. kann bei Verträgen über Handlungen 
jeder Teil, der behauptet, daß der andere die Erfüllung bisher 
nicht kontraktmäßig geleiſtet habe, oder nicht leiſten könne, von 
dem Vertrage wieder abgehen; der andere hat nur den Anſpruch 
auf Schadloshaltung. Das Dienſtverhältnis wurde durch die 
einſeitige Rücktrittserklärung, auch wenn fie ungerechtfertigt war, 
aufgelöſt. Denſelben Grundſatz enthält die Geſindeordnung 
vom 8. November 1810 für die Dienſtherrſchaft, die nach 
88 160 ff. nicht gezwungen werden kann, einen zu Unrecht ent⸗ 
laſſenen Dienfiboten wieder in den Dienſt aufzunehmen (RG. 
42, 254). Mit der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes verliert 
der Dienftverpflichtete naturgemäß feinen Anſpruch auf Ges 
währung der vertragsmäßigen Vergütung für die Zeit nach der 
Auflöſung und mithin auch das Recht auf weiteren Beſitz 
der ihm als Gegenleiſtung für ſeine Dienſte gewährten 
Wohnung. 

Dieſen Rechtszuſtand hat das BGB. geändert. Es kennt 
die willkürliche Auflöſung des Dienſtverhältniſſes nicht. Die 
Kündigung „ohne Einhaltung der Kündigungsfriſt“ löſt das 
Dienſtverhältnis nur auf, wenn „ein wichtiger Grund“ vorliegt 
(5 626 BGB., 8 70 HGB., Motive zum BGB. Bd. II S. 468 
zu § 566 Entw. I). Zwar hat, wie im früheren Recht, fo 
auch jetzt der Bedienſtete kein Recht auf Arbeit. Dies folgt 
aus dem Weſen des Dienſtvertrages; der Dienſtberechtigte iſt 
nicht gehalten, die Dienſte anzunehmen (Planck, BGB. Bd. II 
S. 558 Anm. ba, S. 583 Anm. 7a; Staub, HGB. Anm. 22 
zu § 59; Dernburg, Bürgerl. Recht Bd. II” S 307 II®; 
RG. bei Gruchot 47, 400; ZW. 03 Beil. S. 16). Der 
Dienſtverpflichtete behält aber, was er als Vergütung erhalten 
hat, ſo auch die freie Wohnung, die ihm nach dem Vertrage 
als Vergütung gewährt iſt. Denn der Dienſtberechtigte kommt 
in Annahmeverzug, wenn er von feinem Rechte, die vertrags⸗ 
mäßig geleiſteten und ihm auch weiterhin zur Verfügung ge⸗ 
ſtellten Dienſte abzulehnen, Gebrauch macht (8 293 BGB.). 
Die Anſicht von Meyer im „Recht“ 03, 356, daß von Verzug 
des Dienſtberechtigten nur dann die Rede ſein könne, wenn er 
zur Annahme der Dienſte verpflichtet ſei, geht fehl. Denn der 
Gläubiger braucht nicht im Unrecht zu ſein, um in Verzug zu 
kommen. Verſchulden iſt nicht Vorausſetzung des Verzuges, 
„es genügt die einfache Tatſache der Nichtannahme“ (Reinhard 
im SächſArch. 97, 42; Rehbein, BGB. 2, 136; Planck, Anm. 1 
zu 8 293, Anm. 3 zu § 615). Die Rechtswirkung des An⸗ 
nahmeverzuges des Dienſtberechtigten iſt im 5 615 BGB. 
dahin beſtimmt, daß der Verpflichtete für die infolge des Ver⸗ 

zuges nicht geleiſteten Dienſte die vereinbarte Vergütung ver⸗ 
langen kann, ohne zur Nachleiſtung verpflichtet zu ſein. Sofern 
die freie Wohnung Vergütung im obigen Sinne iſt, beſitzt ſie 
der Bedienſtete mithin auch während des Verzuges des Dienſt⸗ 
berechtigten „in einem Verhältniſſe, vermöge deſſen er gegenüber 
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dem Dienſtherrn auf Zeit zum Beſitze berechtigt iſt“. Er iſt 
daher gegen die auf den Befitz geſtützte Räumungsklage des 
Dienſtherrn durch 8 863 BGB. geſchützt und kann ſich eigen⸗ 
mächtiger Entziehung der Wohnung gegen jeden, auch gegen 
den Dienſtherrn, im Wege erlaubter Selbſthilfe erwehren 
(8 859 BG). 

Anderer Anſicht iſt Dernburg, Bürgerl. Recht Bd. III 
S. 71 Anm. 8. Er meint, es könne der Hausherr ſeinen 
Portier aus der Portier ſtube, der Gutsbeſitzer ſeinen Gärtner 
aus der Gärtnerwohnung, der Fabrikant ſeinen Arbeiter aus 
dem Arbeiterhauſe eigenmächtig herausſetzen, wenn die Wohnung 
auf den Lohn angerechnet und nicht zufolge Mietvertrages 
gewährt werde. Die Entſetzung ſei auch dann zuläſſig, wenn 
Portier, Gärtner, Fabrikarbeiter den obligatoriſchen Anſpruch 
haben, noch länger in der Dienſtwohnung zu bleiben, denn ſie 
ſeien nicht nach 8 854 BGB. Beſitzer, ſondern üben nach 
§ 855 BGB. nur fremde Gewalt aus. Dernburg beachtet 
hierbei meines Erachtens nicht, daß gerade der obligatoriſche, 
auf den Dienſtvertrag gegründete Anſpruch es iſt, der den 
Bedienſteten zum Beſitzer der Wohnung im Sinne des 8 868 
BGB. macht. 

„Beſitzdiener“ im Sinne des $ 855 BGB. find nach 
Joſef im „Recht“ 1904, 499 Dienſtboten, Hauslehrer, 
Handlungs⸗ und Gewerbegehilfen hinſichtlich ihrer Wohn⸗ und 
Schlafräume, dagegen die von Dernburg genannten Angeſtellten 
wirkliche Beſitzer ihrer Wohnungen. Nur die zur Wohnung 
des Bedienſteten gehörenden eigentlichen Geſchäftsräume (Kaſſen⸗ 
lokal, Sprech-, Empfangszimmer) ſeien auf Verlangen des 
Dienſtherrn jederzeit zu räumen. Auch dieſer Anſicht kann 
nicht beigetreten werden. Sie führt zu dem unbilligen Ergebnis, 
daß der Dienſtberechtigte den Handlungsgehilfen, den Hauslehrer 
jederzeit aus der Wohnung herausſetzen und dennoch die Fort⸗ 
ſetzung ſeiner Dienſte verlangen kann. Für das Geſinde enthält, 
wie oben erwähnt, die Gefindeordnung beſondere Vorſchriften. 

Solange die Dienſte geleiſtet werden, hat der Bedienſtete 
in jedem Falle das Recht, die ihm als Vergütung eingeräumte 
freie Wohnung zu behalten, und grundſätzlich hat er dies Recht 
auch, wenn der Dienſtberechtigte in Annahmeverzug kommt und 
die Dienſtleiſtung aufhört. 

Es kann ſich aber aus der Zweckbeſtimmung der Wohnung, auch 
wenn ſie als Vergütung gedacht iſt, die Pflicht des Bedienſteten 
ergeben, beim Aufhören der Dienſtverrichtung die Wohnung zu 
räumen, ſofern nämlich die Wohnung eine Dienſtwohnung im 
eigentlichen, wirklichen Sinne iſt. Die „Dienſtwohnung“ iſt 
derart mit der Dienſtleiſtung ſelbſt verbunden, daß eine nach 
der Verkehrsanſchauung ſachgemäße Dienſtverrichtung ohne Ver⸗ 
geudung von Kraft und Zeit nur dann erfolgen kann, wenn 
der Dienſtverpflichtete während der Dienſtzeit die Wohnung 
bewohnt. Dies trifft insbeſondere zu, wenn die Wohnung auf 
oder in der Nähe der Arbeitsſtätte belegen iſt und der Betrieb 
es erfordert, daß der Bedienſtete jederzeit bei dem Gegenſtande 
oder auf dem Platze ſeiner Tätigkeit anweſend ſein kann. Somit 
iſt bei der Dienſtwohnung der wirtſchaftliche Zweck nicht allein 
das als Vergütung gewährte Unterkommen des Bedienſteten, 
ſondern auch die Ermöglichung ſachgemäßer Dienſtverrichtung 
(gleicher Anſicht Daege, DIZ. 07, 1083). Dienſtwohnungen 
in dieſem Sinne ſind z. B. die Wohnungen der Inſtleute auf 
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größeren Gütern, des Hauswarts, die Wohnung des Trainers 
oder andere Wächter wertvoller Tiere, die ſtändiger Aufficht 
bedürfen, des leitenden Arztes im Krankenhauſe oder im Sana⸗ 
torium, die im Fabrikgebäude belegene Wohnung des Werl 
leiters, der — wie z. B. in einer kleinen Brennerei — allein 
auch den nächtlichen Betrieb zu überwachen hat. Bei der Viel⸗ 
geſtaltigkeit des gewerblichen Lebens laſſen ſich die Beiſpiele 
beliebig vermehren. Nicht hierzu gehören die Wohnungen der 
Fabril⸗ und Bergwerksarbeiter, deren Dienſt ſich auf im voraus 
beftimmte Stunden beſchränkt und ſachgemäß auch verrichtet 
werden kann, wenn der Arbeiter nicht in der Arbeiterkolonie 
wohnt. Für die Gewährung dieſer Wohnungen find meiſt 
ſozialpolitiſche Gründe maßgebend. Hört die Dienſtleiſtung aus 
irgendeinem Grunde tatſächlich auf, ſo hat der Bedienſtete das 
herauszugeben, was ihm zum Zwecke der Ausübung der Dienſte 
übergeben iſt (NG. bei Gruchot 47, 558), alſo auch die Dienſt⸗ 
wohnung. Bei ihrem Zuſammenhang mit der Dienſtleiſtung 
gilt fie als Vergütung für dieſe nur ſolange, als die Dienſt⸗ 
leitung dauert. Es bleibt aber der Anſpruch der Bedienſteten 
auf die Vergütung beſtehen, der Anſpruch wechſelt nur das 
Objekt und zwar ohne Schaden für den Bedienſteten. Denn 
anftatt der Dienſtwohnung iſt ihm eine andere gleichwertige 
Wohnung zu gewähren. Auch hat er Anſpruch auf Erſatz 
ſeiner Umzugskoſten. 

Dies Ergebnis dürfte ebenſo den Anforderungen des 
Verkehrs wie der Billigkeit entſprechen. 

Zu einer unbilligen Härte für den Dienſtherrn würde aber 
eine Vertragsauslegung führen, die dem Bedienſteten das Recht 
auf die Dienſtwohnung auch für die Zeit nach der Beendigung 
der Dienſtleiſtung zuerkennt und ſeine Räumungspflicht ab⸗ 
hängig macht von der Entſcheidung der Frage, ob ihm mit 
wihtigen Grunde gekündigt iſt (Boehm im „Recht“ 03, 479). 
Dem dem Bedienſteten wird — eventuell zufolge ſchnell zu 
erwirkender einſtweiliger Verfügung ($ 935 3PO.) — ſofort 
nach der Beendigung ſeiner Dienſtleiſtung eine neue Wohnung 
oder entſprechende Entſchädigung zuteil. Sein Verbleiben in 
der Dienſtwohnung würde mithin ihm keinen Vorteil bieten, 
den Dienſtherrn aber ſchwer ſchädigen, wenn hierdurch die An⸗ 
nahme des notwendigen Erſatzes für den entlaſſenen Arbeiter 
unmöglich gemacht wird. Welche weiteren Unzuträglichkeiten 
für den Dienſtherrn ſich daraus ergeben, daß der entlaſſene und 
gegen ihn Prozeß führende Angeſtellte in der Wohnung und in 
ftändiger Berührung mit dem Betriebe und den anderen Bes 
dienſteten verbleibt, bedarf nicht näherer Darlegung. Jedenfalls 
würden dieſe Ubelſtände auch dann hervortreten, wenn, wie 
Joſef a. a. O. meint, der ſeines Dienſtes enthobene Angeſtellte 
nur die mit ſeiner Wohnung zuſammenhängenden Geſchäfts⸗ 
zunmer (Kaſſenlokal, Sprech⸗, Empfangszimmer) räumen müßte, 
ſeme Wohnräume aber bis zur Auflöſung des Dienſtverhältniſſes, 
die häufig erſt nach langwierigem Prozeſſe feſtgeſtellt wird, 
behalten darf 


Auch heute gilt für die meiſten Dienſtverhältniſſe, in denen 
freie Dienſtwohnung gewährt wird, das, was das Reichsgericht 
in RG. 42, 235 von dem ohne geſetzmäßige Urſache entlaſſenen 
dauzofftianten (Förſter) ſagt: 

„Sein Verbleiben in dem Hauſe des Dienſtherrn würde 
mut der Stellung eines Hausoffizianten, welcher dem Dienſt⸗ 
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herrn auch Achtung und Gehorſam ſchuldet, nicht vereinbar 
ſein und auch dem Hausoffizianten keinen Vorteil bieten, für 
den er nicht von der Herrſchaft entſchädigt werden könnte.“ 


Zug um Zug Erfüllung bei Frachtgeſchäften mit 
mehrtägiger Ausladung. 
Von Rechtsanwalt S. Cohn, Brandenburg a. H. 


Im Frachtverkehr, insbeſondere bei Beförderung von 
Gütern zu Schiff ſind Ladungen, die wegen ihres größeren 
Umfangs eine mehrtägige Auslieferung erfordern, eine häufige 
Erſcheinung. Auch für ſolche Frachtgeſchäfte gilt der un⸗ 
beſtrittene Grundſatz des Handelsrechts, daß Auslieferung der 
Ware und Zahlung der Fracht Zug um Zug zu erfolgen hat!). 
Wenig geklärt iſt aber bisher in der Rechtstheorie und Recht⸗ 
ſprechung die Frage, in welcher Art das erwähnte Prinzip 
durchgeführt wird, ferner ob und wie es bei teilweiſen Aus⸗ 
ladungen zu gelten hat. Außer einem älteren Urteil des 
Reichs oberhandelsgerichts vom 9. Juni 1876 (ROG. 20, 
379 ff.) hat zu ihr meines Wiſſens neuerdings nur noch der 
VI. Zivilſenat des Oberlandesgerichts Hamburg in einem Urteil 
vom 23. Mai 1907 (OLG. 16, 135 ff.) Stellung genommen?). 
Beide halten für unſere Fälle die praktiſche Durchführung der 
Zug um Zug Erfüllung als überaus ſchwierig bzw. unrealiſierbar, 
und beide erachten es für das Ratſamſte, daß Schiffer und 
Empfänger ſich jeweils „in Anlehnung an die konkreten Um⸗ 
ſtände verſtändigten“. Im übrigen vertreten Reichsoberhandels⸗ 
gericht und Oberlandesgericht Hamburg die Anſicht, daß ſich 
„keine allgemeinen Regeln aufſtellen laſſen“, ſondern die Ent⸗ 
ſcheidung für jeden Einzelfall vorbehalten bleiben muß. 

Da die beiden Parteien, Schiffer und Empfänger, wegen 
ihrer heftig widerſtreitenden Intereſſen in der Regel der Fälle 
über ein Verfahren gütlich nicht übereinkommen werden, iſt eine 
prinzipielle Erörterung dringend. Daß ſie im Gegenſatz zu den 
beiden erwähnten Gerichten auch möglich iſt, ſoll im folgenden 
gezeigt werden. 

In Betracht kommen die 88 435, 436, 440 HGB. Nach 
8 435 iſt der Empfänger nach Ankunft des Gutes am Abs 
lieferungsorte berechtigt, die durch den Frachtvertrag begründeten 
Rechte gegen Erfüllung der ſich daraus ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen gegen den Schiffer geltend zu machen. Nach 8 436 
wird der Empfänger durch Annahme des Gutes und Frachtbriefs 
zur Zahlung der Fracht an den Schiffer verpflichtet. Nach 
8 440 endlich hat der Schiffer wegen aller durch den Fracht: 
vertrag begründeten Forderungen an Frachtgeldern ein Pfand⸗ 
recht an dem Gute, ſolange er es im Beſitz hat oder noch 
drei Tage nach der Ablieferung bei gerichtlicher Geltendmachung 
und Beſitz des Empfängers (cfr. 8 26 BinnenSchG.). 


) cfr. OL G. 16, 135 ff; Staubs Kommentar zum HGB. 
6. und 7. Aufl. Bd. II Anm. 3 zu § 438 S. 1536. 

) OHG. Bd. 2 Nr. 55, die ſich auf Art. 407 des alten 
HGB. und deſſen Worte: „wenn Streit über die Annahme des Guts 
entſteht“, ſtützt, intereſſiert hier nicht, da der entſprechende 8 437 
HGB. dieſe Worte nicht aufgenommen hat. 
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Alle drei Geſetzesbeſtimmungen ergeben grundſätzlich nur 
ſoviel, daß nach Erfüllung der Frachtführerpflichten durch den 
Schiffer und durch Annahme von Frachtgut und Frachtbrief 
ſeitens des Empfängers die Forderung auf Frachtgeld begründet 
wird. Es kommt daher zunächſt auf die Feſtſtellung an, mit 
welchem Zeitpunkt in unſeren Fällen der Schiffer die für ihn 
durch den Frachtvertrag begründeten Pflichten erfüllt hat und 
wann alsdann die Abnahme der verfrachteten Ware durch den 
Empfänger eintritt. Hierfür iſt aber wiederum eine Darlegung 
des Umfangs der Frachtführerpflichten erforderlich. 

Wenn nun 8 425 HGB. beſagt, daß es der Schiffer als 
Frachtführer unternimmt, die Beförderung des Gutes auf 
Flüſſen oder Binnengewäſſern auszuführen, ſo iſt damit nicht 
gemeint, daß der Schiffer ſchon alles ihm Obliegende erfüllt 
hat, wenn er die Ware mit dem Schiff nach dem Ablieferungs⸗ 
orte transportiert hat. Aus der Natur des Schiffsfracht⸗ 
vertrages folgt vielmehr, daß er, um ſein Frachtgeld zu ver⸗ 
dienen, noch ein Mehr zu leiſten hat, als das Gut allein den 
Fluß entlang zu befördern. Und dieſes Plus beſteht darin, 
daß er nach der Ausführung der Fahrt die verfrachtete Ware 
an dem Abladeplatz zu löſchen hat. Daß dies im Sinn und 
Zweck des Frachtvertrages liegen muß, ergibt ſich aus folgender 
Erwägung: 

Die Ausladung des Frachtguts ermöglicht erſt das Nach⸗ 
wiegen bzw. Nachmeſſen der auf Grund des Frachtbriefs be⸗ 
förderten Ware. Nachwiegen oder Abmeſſen muß ferner regel⸗ 
mäßig vorausgehen, um das nach Maß, Zahl oder Gewicht 
bemeſſene Frachtgeld rechneriſch feſtſtellen zu können. 

Das Löſchen der Ware iſt daher naturnotwendig ein ihre 
„Annahme“ durch den Empfänger vorbereitender Akt, da ſie 
erſt Beſitzergreifung durch den Adreſſaten ermöglicht;). 

Die dem Schiffer obliegende Abladung bezieht ſich ferner 
auf die geſamte verfrachtete Ware. „Gut“ im Sinne der 
88 436, 425 HGB. ift nämlich diejenige Ware, welche Gegen⸗ 
ſtand des Frachtvertrages iſt. Solches iſt aber die ganze im 
Frachtbrief nach ihrer „Menge“ bezeichnete Ware (cfr. 8 426 
Nr. 5 HGB.) ). 

Nach alledem ſteht prinzipiell feſt, daß der Schiffer alle 
durch den Frachtvertrag für ihn „ſich ergebenden Verpflichtungen“ 
erſt erfüllt hat, ſobald er alles für den Empfänger eingenommene 
Frachtgut am Löſchplatz abgeladen hat. Damit iſt dann auch 
der Zeitpunkt herangerückt, wo „Annahme des Gutes“ durch 
den Empfänger rechtlich möglich wird, da nunmehr die den 
Gegenſtand des Frachtvertrages bildende Ware in den Gewahr⸗ 
ſam des Adreſſaten übergehen kann. 

Allerdings ordnet § 56 Binnen SchG. an, daß im Zweifel 
der Empfänger gepackte Güter auf dem Schiffe und loſe Güter 
in dem Schiffe abzunehmen hat. Dieſe Beſtimmung iſt aber 
praktiſch bedeutungslos. Denn in der Regel der Fälle wird 
ſie durch entgegenſtehenden Schifferbrauch oder anderweitige 

Vereinbarung aufgehoben. Aberdies enthält 8 56 nichts über 
den Zeitpunkt, in dem die Forderung auf Frachtgeld begründet 
iſt. Dies entſcheidet vielmehr auch in Fällen des § 56 die 


9 efr. OLG. 16, 186 oben die dort zitierte Anſicht des I. 88. 
des O2. Hamburg, OSG. 6, 96/97 k (RG. XII. 86). 
9 efr. R. 05 S. 170 Nr. 778 (OSG. Karlsruhe). 


N 7. 1909. 
Aufhebung des Beſitzes des Schiffers und die Befitzergreifung 
durch den Empfänger, welches beides regelmäßig erſt nach Ab⸗ 
ladung vom Schiff wird eintreten können“). 

Aus dem Geſagten folgt: 

1. Hat der Schiffer das ganze Frachtgut ausgeladen und 
fängt der Empfänger nunmehr an, die Ware abzurollen oder 
abzufahren, ſo wird nunmehr der Schiffer berechtigt, die durch 
den Frachtvertrag begründete Forderung an geſamtem Fracht⸗ 
geld Zug um Zug zu fordern. Denn nunmehr ergreift der 
Adreſſat Beſitz an der ganzen Ware, da er tatjächlich und 
ſeinem Willen nach alles Frachtgut entgegen⸗ und damit 
„annimmt“. Verweigert der Empfänger Zahlung aller Fracht, 
ſo braucht der Schiffer nicht mehr die ganze Abfuhr abzu⸗ 
warten. Er iſt vielmehr ſchon jetzt berechtigt, das Pfandrecht 
aus 8 440 am ganzen Frachtgut wegen aller Fracht aus⸗ 
zuüben. 

2. Anders, wenn der Schiffer nur einen Teil der Ware 
gelöſcht hat und der Empfänger dieſen Teil annimmt. 

a) Verlangt der Schiffer hier die auf den angenommenen 
Teil entfallende Fracht, ſo iſt dieſer Anſpruch meines Erachtens 
begründet. Denn dieſer Fall iſt ſo zu verſtehen, als ob beide 
Teile den „angenommenen“ Teil als ein von der Reſtladung 
verſchiedenes, abgeſondertes Gut angeſehen wiſſen wollen und 
bezüglich dieſes Teiles auf Grund des alten Frachtbriefs einen 
ſpeziellen Frachtvertrag ſchließen. In dieſem Falle entſteht 
wegen der Teilfracht ein beſonderes Pfandrecht an dem an⸗ 
genommenen Frachtgutsteil“). 

b) Verweigert aber bei ſolcher Gelegenheit der Schiffer 
die Ausladung des Reſtguts, ſo verſtößt er gegen die ihm ob⸗ 
liegende oben dargelegte Frachtführerpflicht. Er übt alsdann 
auch ein noch nicht entſtandenes Pfandrecht aus, da ohne 
Löſchung der noch im Schiff befindlichen Ware das auf ſie 
bezügliche Frachtgeld nicht „begründet“ iſt. 

Durch dieſe grundſätzliche Erörterung wird das dem Schiffer 
in 8 440 HGB. eingeräumte Pfandrecht auch an dem noch in 

ſeinem Beſitze befindlichen Frachtgut nicht illuſoriſch gemacht. 
Denn die Ausladung am Eöſchplatze, das Nachzählen, Ver⸗ 
wiegen oder Vermeſſen der Ware heben für ſich allein den 
Beſitz des Frachtführers noch nicht auf. 

Selbft wenn aber nach unſerer prinzipiellen Darlegung die 
Fälle recht ſelten ſein werden, in denen der Schiffer imſtande 
wäre, ſein Pfandrecht aus § 440 an der von ihm noch beſeſſenen 
Ware auszuüben, jo ſcheitern daran die oben getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht. Wie ich bereits im „Recht“ 06, 1429/1430 
in einem kleinen Exkurs zu den 88 436, 440 Abſ. 3 HGB. 
ausgeführt habe, ſehe ich in dem dem Frachtführer gewährten 
dreitägigen Verfolgungsrecht bei den von mir erwähnten Fracht⸗ 
geſchäften ein „Korrektiv“, ein „Palliativmittel“, um den Schiffer 
gegen etwaige ſchädliche Folgen der Zug um Zug⸗Leiſtung bei 
mehrtägigen Ablieferungen zu ſchützen. 


) Makower⸗Loewe, Binnen SchG. 3. Aufl. Anm. 2 zu $ 56 und 
Anm. 1 zu 8 67. 
9) efr. OG. 16, 136. 
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38. Jahrgang. 


Unzulänglichkeit der Reſtitutionsklage nach § 580 
Ziff. 7 ZO. 


Von Dr. M. Jahn, Rechtsanwalt beim Landgericht Heidelberg 
(Sinsheim a. d. E.). 

Ein Telephonarbeiter wurde als Vater eines unehelichen 
Kindes in Anſpruch genommen. Kläger waren 1. das Kind 
für die Unterhaltsbeiträge, 2. die Kindesmutter für die Ent⸗ 
bindungs⸗ und Sechswochenkoſten. Dem Beklagten mißlang 
im Laufe des Rechtsſtreits der Beweis der von ihm vorgebrachten 
exceptio plurium; den von ihm der Kindesmutter zugeſchobenen 
Eid: „daß ſie während der geſetzlichen Empfängniszeit mit 
niemand anders als mit dem Beklagten geſchlechtlich verkehrt 
habe“, und den die Kindesmutter angenommen hatte, hielt das 
Gericht für unzuläffig, weil nach 8 451 ZPO. der Eid nur 
über eine beſtimmt zu bezeichnende Tatſache zugeſchoben werden 
löme und es dieſem Eid an dem Erfordernis der Beſtimmtheit 
fehle. Der Beklagte wurde nach Klagantrag verurteilt, das 
Urteil wurde, ohne daß Berufung eingelegt wurde, rechtskräftig. 
Auf Grund dieſes Urteils wurde dem Beklagten ein erheblicher 
Teil ſeines ohnehin nicht hohen Verdienſtes gepfändet. Nachdem 
ihm ſchon längere Zeit — etwa ein halbes Jahr — die Lohn⸗ 
abzüge gemacht worden find, kommt ein Bekannter des Beklagten, 
welcher während des Prozeſſes fortgeweſen war und nichts von 
der Kaagerhebung gewußt hatte, zurück, erfährt von der Sache 
ind teilt dem Beklagten mit, er ſei bereit, als Zeuge auf ſeinen 
Eid zu nehmen, daß er ebenfalls während der geſetzlichen 
Enpfängniszeit mit der Kindesmutter verkehrt habe, und zwar 
und deſſen Beiwohnung vier Tage nach der des Beklagten ſtatt. 

Frage: Was iſt zu tun? 

Zum Eid zugelaſſen wurde die Kindes mutter nicht; mag 
di Ablehnung aus dem Grunde mangelnder Beſtimmtheit richtig 
ſein oder nicht, iſt hier nicht zu prüfen; es kann alfo, was ſonſt 
ber Fall wäre, eine Reſtitutionsklage gemäß 8 580 Ziff. 1 ZPO. 
nicht in Betracht kommen, ebenſo liegt keiner der Fälle von 
3 579 oder 580 Ziff. 2—7 1. cit. vor; Ziff. 7 ſpricht nur von 
nachträglicher Auffindung einer Urkunde. Vielleicht könnte es 
auf den erſten Blick ſcheinen, als biete ein Widerſpruch gegen 
bie Zwangsvollſtreckung nach 8 767 1. cit. einen Ausweg. 
Dem es handelt ſich zweifellos um eine Einwendung, welche 
ben durch das Urteil feftgeſtellten Anſpruch ſelbſt betrifft. 
Scheinbar iſt auch die weitere Vorausſetzung gegeben, als fei 
der Grund, auf welchem ſie beruht, erſt nach dem Schluſſe der 
mündlichen Verhandlung, in welcher Einwendungen in Gemäß heit 
der Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung hätten geltend ge⸗ 
macht werden müſſen, entſtanden. 

Eine genaue Prüfung der Beſtimmung des 8 767 ZPO. 
ergibt, daß mit deſſen Hilfe eine Aufhebung des rechtskräftigen 
Urteils ſich nicht erreichen läßt; denn die Einwendung nach 
9767 ZPO, iſt nur zuläſſig, wenn der Grund, auf dem ſie 
nn erſt nach dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung 
„Juſtanz und, wenn Berufung ordnungsgemäß eingelegt war, 
= bem Schluſſe der mündlichen Verhandlung, auf welche das 
eil erging, entſtanden iſt. Alſo der Grund, auf welchem 

Enwendung beruht, darf erſt nach der entſcheidenden 
mündlichen Verhandlung entſtanden ſein. Der Grund, auf 
welchem die Einwendung vorliegenden Falles beruht, iſt die 
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Beiwohnung des nachträglich aufgefundenen Zeugen bei der 
Kindesmutter während der geſetzlichen Empfängniszeit, liegt 
alſo zeitlich bereits vor der Klagerhebung und vor der ent⸗ 
ſcheidenden mündlichen Verhandlung; die Einwendung kann 
alſo nach 8 767 ZPO. nicht mehr vorgebracht werden; fie 
wird nicht dadurch zuläſſig, daß der Schuldner beweiſt, er habe 
von dem der Einwendung zugrunde liegenden Vorgang im maß⸗ 
gebenden Zeitpunkt keine Kenntnis gehabt. 

Es iſt ſomit in der Prozeßordnung keine Möglichkeit 
gegeben, dieſem Urteil, welches den Beklagten zu einer tatſächlich 
unbegründeten Leiſtung verpflichtet, zu Leibe zu gehen. Der 
Beklagte, der ganz auf ſeinen Verdienſt angewieſen iſt, muß 
lediglich infolge eines zufälligen Umſtandes — Abweſenheit des 
zweiten Beiwohners — für den er nicht das mindeſte kann, 
ſechzehn Jahre lang die Laſt der Unterhaltsbeiträge für das 
Kind mit ſich herumſchleppen, das ebenſogut das des nach⸗ 
träglich aufgefundenen Zeugen fein kam, eine Laſt, die ihm, 
ohne daß es ein prozeſſuales Mittel dagegen gäbe, das betrüge⸗ 
riſche Verhalten der Kindesmutter auflegt! 

Allerdings ſteht dem Beklagten offen, gegen die Kindes⸗ 
mutter Klage auf Schabenderfaß zu erheben. Aber dieſe hat 
doch nur dann Sinn, wenn die Kindesmutter ſoviel Vermögen 
beſitzt, als die Unterhaltsbeiträge, welche der als Vater in 
Anſpruch Genommene bezahlen muß, ausmachen. Wenn die 
Kindesmutter nun, wie dies in der weitaus größten Zahl der 
vorkommenden Fälle tatſächlich zutrifft, kein Vermögen hat, 
dann muß der Verurteilte es ſich gefallen laſſen, daß ihm von 
ſeinem Arbeitslohn womöglich ſechzehn Jahre lang die Unter⸗ 
haltsbeiträge abgezogen werden, obwohl er in Wirklichkeit 
keinerlei Verpflichtung dazu hat. Welche wirtſchaftlichen 
Folgen dies oftmals haben wird, bedarf keiner näheren Aus⸗ 
führung. 

Es iſt aber dabei noch eine andere Gefahr. Man kann 
ſich die Empörung des Beklagten vorſtellen, wenn er hört, daß 
es geſetzlich kein Mittel gibt, ihn von einer Verpflichtung zu 
befreien, zu welcher er durch betrügeriſches Verhalten der 
Kindesmutter verurteilt wurde! Allgemein heißt es, da muß 
es etwas geben, das kann doch nicht möglich ſein! Wie ſchwer 
wird durch ſolche Lücken in der Geſetzgebung das Anſehen der 
Rechtspflege geſchädigt. 

Die Abhilfe wäre ſehr einfach. Eine geringfügige 
Anderung der Ziff. 7 von 8 580 ZPO. würde derartig kraſſe 
Fälle unmöglich machen. 

Die Reſtitutionsklage — nur dieſe kommt in Betracht — 
findet unter der Vorausſetzung ſtatt, daß das Urteil eine 
materielle Ungerechtigkeit enthält; ſie verfolgt den Zweck, den 
Beklagten nicht unter den Folgen eines mit Rechtsmitteln im 
engeren Sinne nicht mehr anfechtbaren, den Tatſachen aber 
nicht mehr entſprechenden Urteils leiden zu laſſen; ſie regelt 
nach den Motiven „die restitutio propter noviter reperta“. 
In den Motiven heißt es dann weiter: „Den Urkunden ſtehen 
neu aufgefundenen Zeugen nicht gleich, weil Urkunden ſowohl 
für den Beweis, als auch für die Ermittelung der zu beweiſen⸗ 
den Tatſache eine hervorragende Bedeutung haben“. Alſo nur 
die Urkunden haben demnach ſowohl für den Beweis als für 
die Ermittelung der zu beweiſenden Tatſachen eine hervor⸗ 
ragende Bedeutung, die Zeugenausſagen nicht. Wodurch dieſe 
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Unterſcheidung und niedrigere Bewertung der Zeugenausſage 
gegenüber der Urkunde gerechtfertigt iſt, das verſchweigen die 
Motive. Wenn auch — wohl in Verfolg dieſes Standpunkts — 
der Grundſatz der freien Beweiswürdigung durch SS 415 f. 8PO. 
zugunſten der Urkunden durchbrochen iſt, ſo kann doch dieſe 
Höherbewertung der Urkunden gegenüber einer eidlichen Zeugen⸗ 
ausſage nicht ſo weit getrieben werden, daß man die nach⸗ 
träglich ſich einſtellende Möglichkeit, durch die Ausſage eines 
beeidigten Zeugen ein materiell unrichtiges, der Sachlage 
offenbar nicht entſprechendes Urteil umzuſtoßen, ausſchließt. 
Es macht für den Beklagten wirklich keinen Unterſchied, ob er 
durch eine Urkunde oder eine beeidigte Zeugenausſage ſeinen 
Prozeß verliert: Der Erfolg iſt für ihn ganz der gleiche. 
Die Ausſchließung einer Zeugenausſage als Reſtitutionsgrund 
wegen ſeiner Minderwertigkeit gegenüber einer Urkunde hätte 
logiſcherweiſe nur dann einen Sinn, wenn es ſich darum 
handeln würde, die Beweiskraft einer Urkunde durch eine 
Zeugenausſage abzuſchwächen, niemals aber kann die von den 
Motiven als Ausſchließungsgrund angegebene Minderwertigkeit 
der Zeugenausſage gegenüber der Urkunde da einfach als 
Reſtitutionsgrund ausgeſchaltet werden, wo überhaupt keine 
Urkunde, ja nicht einmal ein anderes eidliches Zeugnis in 
Frage ſteht, das dem nachträglich aufgefundenen Zeugnis 
widerſpricht. 
Der Zweck der Reſtitutionsklage iſt doch der, dem Be⸗ 
klagten die Möglichkeit zu geben, die unter Umſtänden recht 
harten Folgen eines Urteils zu beſeitigen, wenn dieſes ſeine 
tatſächliche Grundlage verliert. Es ſollte demnach nicht der 
rein formale prozeſſuale Geſichtspunkt maßgebend ſein, welches 
Beweismittel nach den Grundſätzen über die Beweiſe in der 
Zivilprozeßordnung ſtärker iſt, ſondern der, was für Folgen ein 
materiell falſches Urteil für den Beklagten haben kann, für den 
es herzlich gleichgültig iſt, ob er einer — vielleicht noch 
mancherlei Auslegungen fähigen — Urkunde oder einer Zeugen⸗ 
ausſage ſeine Verurteilung verdankt. Es beſteht deshalb kein 
ſtichhaltiger Grund, den Verurteilten, der nachträglich eine Ur⸗ 
kunde beizubringen vermag, beſſer zu ſtellen, indem man ihm 
die Reſtitutionsklage erlaubt, als den, der durch eine Zeugen⸗ 
ausſage eine Wendung herbeizuführen vermag, jeder Möglichkeit, 
ſich ein beſſeres Recht zu verſchaffen und ſich vielleicht von 
ſeinem wirtſchaftlichen Ruin zu befreien, beraubt. Die Rück⸗ 
ſicht auf die Gefahr, welche dieſer Rechtszuſtand für das Ver⸗ 
trauen auf die Rechtspflege in ſich birgt und die Rückſicht 
darauf, wie manche Exiſtenz vielleicht wirtſchaftlich ohne 
Recht zugrunde gerichtet wird, ſollte höher ſtehen, als die Rück⸗ 
ſicht auf die höhere Beweiskraft einer Urkunde gegenüber einer 
Zeugenausſage. In der Straſprozeßordnung haben wir ja (8 399 
Ziff. 5) noch einen viel weiteren Kreis von zuläffigen Reſtitutions⸗ 
gründen, ohne daß man jemals darüber geklagt hätte, daß der 
Kreis zuweit gezogen ſei, und warum ſoll dem zivilrechtlich 
Verurteilten nicht billig ſein, was dem ſtrafrechtlich Verurteilten 
recht iſt? Formale prozeſſuale Gründe dürfen nicht ſchwerer 
wiegen als die Intereſſen des Recht ſuchenden Menſchen. Hier 
kann auch ein Stück ſoziale Arbeit geleiſtet werden, gewiß nicht 
zum Schaden der Rechtspflege, für die es wohl keine ſchlimmere 
Gefahr gibt, als wenn das Publikum das Vertrauen zu ihr 
verliert. 


NT. 1909. 


Es bedarf ſomit nur einer Ergänzung der Ziff. 7 von 
§ 580 ZROD. nach dem Vorbild von 8 399 Ziff. 5 dahin 
b) eine andre Urkunde oder ein andres Beweismittel 
auffindet oder zu benützen in den Stand geſetzt wird, 
welche 
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Der Offenbarungseid für rückſtändige Umlage⸗ 
beiträge. 
Von Kreisgerichtsrat Dr. B. Hilſe, Berlin. 


Die öffentlichen Behörden find auf Grund $ 144 GUVBG,, 

8 154 LuV. verpflichtet, den im Vollzuge dieſes Geſetzes an 
fie ergebenden Erſuchen der Genoſſenſchafts⸗ und Sektions⸗ 
vorſtände zu entſprechen und den Organen der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften auch unaufgefordert alle Mitteilungen zukommen zu 
laſſen, welche für deren Geſchäftsbetrieb von Wichtigkeit ſind. 
Rückſtändige Beiträge, Vorſchüſſe auf die Beiträge ſowie 
Kautionsbeträge werden nach 8 103 GuVG., $ 113 LUBE. 
in derſelben Weiſe beigetrieben wie Gemeindeabgaben. Die 
gerichtliche Zwangsvollſtreckung findet ſtatt S 704 ZPO. aus 
Endurteilen, welche rechtskräftig oder für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt find bzw. § 794 ZPO. aus Vergleichen, welche vor 
einem deutſchen Gerichte abgeſchloſſen find, aus Entſcheidungen, 
gegen welche das Rechtsmittel der Beſchwerde ſtattfindet, aus 
Vollſtreckungsbefehlen, aus von einem Gerichte oder einem 
Notar aufgenommenen Vollſtreckungsurkunden; doch geſtattet 
8 801 ZPO. der Landesgeſetzgebung auch auf Grund anderer 
Schuldtitel die gerichtliche Zwangsvollſtreckung zuzulaſſen und 
inſoweit abweichende Vorſchriften von den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes über die Zwangsvollſtreckung zu treffen. Von dieſer Er⸗ 
mächtigung haben die Mehrzahl der deutſchen Bundesſtaaten Ge⸗ 
brauch gemacht, inſonderheit Preußen durch V. vom 15. November 
1899 betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung 
von Geldbeträgen und Ausführungsanweiſung vom 27. No⸗ 
vember 1899. Nach deren § 21 hat im Falle der fruchtloſen 
Pfändung der Schuldner auf Antrag der für die Einziehung 
des Geldbetrages zuſtändigen Stelle den Offenbarungseid vor 
dem zuſtändigen Amtsgerichte zu leiſten. Hat die Pfändung 
zu einer vollſtändigen Befriedigung des Gläubigers nicht geführt 
oder macht dieſer glaubhaft, daß er durch Pfändung ſeine Be⸗ 

friedigung nicht vollſtändig erlangen könne, fo iſt 8 807 ZPO. 

der Schuldner auf Antrag verpflichtet, ein Verzeichnis ſeines 

Vermögens vorzulegen ſowie den Offenbarungseid zu leiſten, 

und hat auf Grund § 901 ZPO. das Vollſtreckungsgericht 

gegen den Schuldner, welcher in dem zur Leiſtung des Offen⸗ 

barungseides beſtimmten Termine nicht erſcheint oder die 
Leiſtung des Eides ohne Grund verweigert, zur Erzwingung 

der Eidesleiſtung die Haft anzuordnen, welche 8 913 ZPO. 

die Dauer von 6 Monaten erreichen kann, endlich in das von 

ihm 8 915 ZPO. zu führende Verzeichnis diejenigen Perſonen 

einzutragen, welche vor ihm den Offenbarungseid geleiſtet haben 

oder gegen welche wegen Verweigerung des Eides die Haft 

angeordnet iſt. Aus dem Zuſammenhange des 8 144 Gu. 

8 154 LVG. mit 88 901, 915 800. ergibt ſich die Pflicht 

des form⸗ und friſtgerecht erſuchten Amtsrichters auf Abnahme 

des Offenbarungseides bzw. Anordnung der Zwangs haft 
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gegenüber dem die Umlagebeiträge rückhaltenden Genoſſenſchafts⸗ 
migliede. Demungeachtet wird neuerdings ſeitens der von dem 
Genoſſenſchaftsvorſtande hierum erſuchten Amtsrichter oftmals 
die erbetene Rechtshilfe aus dem Grunde verweigert, weil der 


Genoſſenſchaftsvorſitzende nicht zur Stellung des Antrages 


zuſtändig ſei, oder weil ein vollſtreckbarer Schuldtitel von dieſem 
nicht vorgelegt wäre. Keiner dieſer beiden Verſagungsgründe 
iR aber ſtichhaltig. Denn es kann einem rechtlich haltbaren 
Bedenken nicht unterliegen, daß einmal auf Grund 88 41, 45, 
99 GuV G. der Genoſſenſchaftsvorſtand nicht nur berechtigt, 
vielmehr ſogar verpflichtet iſt, für Beitreibung der auf die 
Mitglieder umgelegten Beiträge Sorge zu tragen, und jeder 
von dem Genoſſenſchaftsvorſitzenden vollzogene Schriftſatz die 
Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde hat, ſodann eben derſelbe 
die für die Einziehung des Geldbetrages zuſtändige Stelle im 
Sinne des § 21 a. a. O. bildet, aber nicht, wie gerichtsſeitig 
vielfach angenommen wird, der Antrag auf Abnahme des 
Offenbarungseides von derjenigen Verwaltungsſtelle auszugehen 
habe, welche die fruchtloſe Pfändung angeordnet hatte. Iſt 
danach die Aktivlegitimation des Genoſſenſchaftsvorſitzenden als 
Vollſtreckungsgläubiger unanzweifelbar, fo ergibt ſich auch 
weiter, daß das Erſuchungsſchreiben desſelben ausreicht, um die 
beantragte Abnahme des Offenbarungseides bzw. die Zwangshaft 
anzuordnen. Denn es regelt 8 102 GUuVG., 8 111 LuV. die 
vollſtreckbare Feſtſtellung der Schuldverbindlichkeit des Genoſſen⸗ 
ſchaftsmitgliedes in der Weiſe, daß demſelben ein Auszug aus der 
Heberolle zugeſtellt werden muß, welcher diejenigen Angaben ent⸗ 
hält, die den Zahlungspflichtigen in den Stand ſetzen, die Richtigkeit 
der angeſtellten Beitragsberechnung zu prüfen, und daß gegen 
die Richtigkeit dieſer Veranlagung ihm innerhalb zweiwöchent⸗ 
licher Friſt, jedoch unbeſchadet der Verpflichtung zur vorläufigen 
Zahlung, der Widerſpruch bei dem Genoſſenſchaftsvorſtande und 
die weitere Beſchwerde an das Reichsverſicherungsamt zuſteht. 
Dies reicht aus zu dem Antrage auf adminiſtrative Zwangs⸗ 
vollſreckung, fo daß der Nachweis deſſen den vollſtreckbaren 
Schuldtitel für das Verfahren behufs Ableiſtung des Offen⸗ 
barungseides nach 8 807 ZPO. erſetzt. Daß der Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſitzende eine beſondere Ausfertigung der Eintragungen 
in das Genoſſenſchaftskataſter (8 58 GuV.) und in die Hebe⸗ 
tolle (8 101 Gu.) feinem Erſuchungsſchreiben beizufügen 
habe, iſt nirgends angeordnet; deshalb reicht es aus, wenn 
dieſe Angaben in dem urkundlich vollzogenen Erſuchungsſchreiben 
vollſtändig und unzweideutig enthalten find. Muß dies als 
zutreffend erachtet werden, ſo darf das Amtsgericht von An⸗ 
ordnung der Zwangs haft nur Abſtand nehmen, wenn die Vor⸗ 
ausſezungen der 88 903, 914 3 00., d. h. bereits erfolgte 
Leistung des Offenbarungseides oder des 8 906 ZPD., nämlich 
nahe und erhebliche Gefährdung der Geſundheit des Schuldners, 
tatsächlich und nachweisbar vorliegen. Das Oberſte Landes⸗ 
gericht zu München vertritt in dem Beſchluſſe vom 6. Sep⸗ 
tember 1907 (Bay Z. 3, 438) ſogar die Rechtsüberzeugung, es 
nme der Schuldner, gegen den nach 8 901 ZPO. die Haft 
angeordnet wurde, ſich hierüber aus dem Grunde nicht be⸗ 
ſcweren, weil er die Haft nicht ohne erhebliche Geſundheits⸗ 
gefährdung ertragen könne. Und dieſer Auffaſſung kann die 
Berechtigung um fo weniger verſagt werden, als 8 902 ZPO. 
den Beitragsſchuldner ermächtigt, ſich der Haft durch Leiſtung 
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des Offenbarungseides jederzeit zu entziehen, während bie Berufs⸗ 
genoſſenſchaft als eine öffentlich⸗rechtliche Wohlfahrtseinrichtung 
gegen Einnahmeausfälle durch bösliche Schuldner wirkſam ge⸗ 
ſchützt werden muß. Für die Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaften 
inſonderheit iſt es von weittragender Folge, ob der Offen⸗ 
barungseid geleiſtet oder beharrlich verweigert wurde, weil der 
Nachweis deſſen zur ſubfidiären Inanſpruchnahme des Bauherrn 
aus § 104 GUTE. für die von feinem Bauwerkmeiſter hinter⸗ 
zogenen Genoſſenſchaftsbeiträge unentbehrlich iſt, während auch die 
zur Löſchung im Genoſſenſchaftskataſter nach 8 60 GuV G. ge 
eignete, auf 8 35 GO. in der Faſſung des Geſetzes vom 7. Januar 
1907 geſtützte Unterſagung des Gewerbebetriebes wegen moraliſcher 
Unzuverläſſigkeit des Inhabers eines Baubetriebes auf der 
gleichen Vorausſetzung beruht. Wegen dieſer letzthervorgehobenen 
Rechtsfolgen muß ſogar dafür gehalten werden, daß aus dem 
Zuſammenhange des § 144 Gu. mit 8 915 ZPO. fi die 
Verbindlichkeit des Vollſtreckungsrichters ergibt, von Amts wegen 
dem zuſtändigen Genoſſenſchaftsvorſtande Kenntnis von jeder in 
das von ihm zu führende Schuldnerregiſter erfolgten Eintragung 
des geleiſteten oder verweigerten Offenbarungseides zu geben, 
obſchon ſolche von einem ſonſtigen Vollſtreckungsgläubiger be⸗ 
antragt war. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 


Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 13. März 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 56 BGB. Rechtsgrundſätze bezüglich Aufhebung 
einer Entmündigung. ] 

Der rechtliche Standpunkt des BG. iſt zu billigen. Es 
geht richtig davon aus, daß gemäß § 6 Abſ. 2 BGB. die 
Entmündigung wieder aufzuheben ſei, wenn der Kläger den 
Nachweis erbringt, daß gegenwärtig der Entmündigungsgrund 
der Verſchwendung nach 8 6 Abſ. 1 BGB., das iſt der Hang 
zu ſinnloſer Vergeudung ſeines Vermögens, bei ihm nicht vor⸗ 
liege. Von dem Standpunkte aus, daß der derzeitige Zuſtand 
des Klägers entſcheidend ſei, ſpricht das BG. folgerichtig aus, 
daß grundſätzlich und unbedingt für die Wiederaufhebung der 
Entmündigung nicht der Nachweis erfordert werden dürfe, daß 
in dem Verhalten des Klägers gegenüber dem bei der Ent⸗ 
mündigung vorhanden geweſenen Zuſtande eine Beſſerung ein⸗ 
getreten ſei. Demgemäß wird zutreffend im BU. ausgeführt, 
ein nach dem früheren Rechte mit leichteren Erforderniſſen oder 
ein nach jetzigem Rechte zu Unrecht Entmündigter müſſe ſich 
zur Erzielung der Aufhebung der Entmündigung nicht not⸗ 
wendig gebeſſert haben, wenn er nur nicht jetzt mit den für 
die Entmündigung nach dem BGB. erforderlichen Mangel be⸗ 
haftet ſei. Iſt aber auch hiernach der gegenwärtige Zuſtand 
des Entmündigten prinzipiell entſcheidend, ſo iſt hiermit nicht 
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etwa ein Zurückgehen auf das frühere Verhalten des Ent⸗ 
münbigten ausgeſchloſſen. Denn um den gegenwärtigen Zuſtand 
zu beurteilen, kann es nach der Sachlage geboten ſein, zur Er⸗ 
forſchung der ganzen Perſönlichkeit des Entmündigten auf deſſen 
Vorleben auch vor und zur Zeit der Entmündigung einzugehen. 
Das BG. hat dies im vorliegenden Falle für erforderlich er⸗ 
achtet insbeſondere mit Rückſicht darauf, daß die nach der 
Entmündigung erfolgte Bevormundung des Klägers und die 
damit verbundene unfreiwillige Einſchränkung desſelben in ſeinen 
Ausgaben und ſeiner Vermögensverwaltung nicht ohne weiteres 
und für ſich erkennen laſſen, ob nicht die im Charakter des 
Klägers begründete und für die frühere Zeit nachgewieſene Ver⸗ 
ſchwendungsſucht trotz der gegenwärtigen äußerlichen Maß⸗ 
haltung latent im Kläger immer noch vorhanden ſei. Dies iſt 
in keiner Weiſe rechtlich zu mißbilligen. Es iſt aber dann auch 
rechtlich durchaus einwandsfrei, wann das BG. zur Aufhebung 
der Entmündigung von dem Kläger den beſonderen Nachweis 
verlangt, daß er gegenüber dem betätigten Vorleben nunmehr 
die innere Kraft und Energie eines gereiften zielbewußten Mannes 
gewonnen und damit die Garantie geſchaffen habe, daß er ſich 
dauernd von ſeiner früheren Verſchwendungsſucht abgewendet 
habe. Damit verlangt das BG. lediglich eine durch die Sach⸗ 
lage gebotene ſtringente Beweisführung für den gegenwärtigen 
Charakter des Klägers, keineswegs erfordert es aber andere 
als die geſetzlichen Vorausſetzungen der Aufhebung der Ent⸗ 
mündigung oder in unzuläffiger und widerſpruchsvoller Weiſe 
den Nachweis der Beſſerung. S. c. St., U. v. 18. Febr. 09, 
261/08 IV. — Cöln. 

2. 8 133 BGB. Auslegung von Verträgen.] 

Das BG. ſtützt feine Vertragsauslegung ausſchließlich auf 
die Faſſung des § 2, nicht auf das Ergebnis einer Beweis⸗ 
aufnahme oder auf ſonſtige, für die Erkenntnis des Vertrags⸗ 
willens der Beteiligten maßgebende Tatſachen. Das Urteil 
enthält alſo in dieſem Teile nicht eine tatſächliche Feſtſtellung 
deſſen, was die Beteiligten gewollt haben, ſondern ein Urteil 
über die rechtliche Tragweite der in der Urkunde abgegebenen 
Willenserklärungen. Als ſolches unterliegt es der Nachprüfung 
in der Reviſionsinſtanz und dieſe führt dahin, daß die vom 
Reviſionskläger bekämpfte Auslegung als irrig zu beanſtanden 
iſt. Das BG. hat ſich zu eng an die Wortfaſſung des ſtreitigen 
Satzes gehalten und weder deſſen Zuſammenhang mit dem 81 
des Vertrages noch die Rechtsverhältniſſe genügend berückſichtigt, 
zu deren Regelung der Gutsübergabevertrag beſtimmt war. 
G. c. S., U. v. 15. Febr. 09, 283/08 VI. — Celle. 

3. 88 254, 276 BGB. Zum Begriffe des Verſchuldens. 
Ausſchluß des Mitverſchuldens wegen Vertrauens auf den Notar 
und das Gericht.] 

D. trat eine für ihn im Grundbuche von D. eingetragene 
Reſtkaufgeldforderung von 10 000 & an den Spar und 
Darlehnsverein zu G. ab. Zu dieſer Zeit war der Hypotheken⸗ 
brief noch nicht in den Händen des Zedenten, und dieſer be⸗ 
antragte daher in der Abtretungsurkunde, daß nach Bildung 
des Briefes dieſer direkt an den Zeſſionar vom Gericht aus⸗ 
gehändigt werde. Letzteres iſt nicht geſchehen, vielmehr der 
Hypothekenbrief durch ein Verſehen des Grundbuchführers dem 
Zedenten zugeſtellt worden, der ſodann die Hypothek anderweit 
an die Firma L. & T. abgetreten hat. Auf Erſatz des ihm 
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durch die Fahrläſſigkeit des Grundbuchführers entſtandenen 
Schadens nimmt der Verein gemäß 8 12 GBO. den Fiskus 
in Anſpruch. Das DRG. erklärte den Klageanſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt; die Reviſion des Fiskus wurde 


zurückgewieſen: 8 276 BGB. beſtimmt den Begriff der Fahr⸗ 


läſſigkeit ganz allgemein: „Fahrläſſig handelt, wer die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt“ und es 
iſt nicht zu bezweifeln, daß dieſe Begriffsbeſtimmung auch An⸗ 
wendung findet im Fall des § 254 a. a. O., wenn es ſich 
darum handelt, ob bei Entſtehung eines Schadens eine Fahr⸗ 
läſſigkeit des Beſchädigten mitgewirkt oder der Beſchädigte aus 
Fahrläſſigkeit es unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden oder 
zu mindern. Individuelle Eigenſchaften des Schuldners 
(8 276) bzw. des Beſchädigten (5 254) kommen hierbei nicht 
in Betracht, wenngleich andrerſeits die Verallgemeinerung des 
Begriffs der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht ſoweit zu 
gehen hat, daß dabei das Gebiet, in welchem ſich dieſe Sorg⸗ 
falt betätigen ſoll, und die Gliederung der Menſchen in ver⸗ 
ſchiedene Berufsklaſſen und Verkehrskreiſe außer acht zu laſſen 
wäre. Es kann aber die Berechtigung des von der Reviſion 
aus der Berückſichtigung der Perſönlichkeit der Vertreter des 
Klägers durch den Ber R. bei Prüfung des Mitverſchuldens 
des Beklagten entnommenen Reviſionsangriffs dahingeſtellt 
bleiben; denn angenommen, daß den Vertretern des Klägers 
ein bei der Entſtehung des Schadens mitwirkendes Verſchulden 
inſofern zur Laſt fällt, als ſie in der Zeit bis zum 18. September 
und darüber hinaus, bis ſie von der an dieſem Tage erfolgten 
Abtretung der Hypothek an L. & T. Kenntnis erhielten, es 
unterlaſſen haben, ſich nach dem Verbleib des an den Verein 
auszuhändigenden Hypothekenbriefs zu erkundigen, ſo erſcheint 
doch die hierüber von dem Vorſtand des Klägers an den Tag 
gelegte Sorgloſigkeit im Verhältnis zu der pofitiven Pflicht⸗ 
verletzung des Grundbuchbeamten als ein ſo geringfügiges Ver⸗ 
ſchulden, daß dadurch der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
dem Schaden des Klägers und der von dem Beklagten zu ver⸗ 
tretenden Fahrläſſigkeit des Grundbuchbeamten nicht merklich 
alteriert, und daher kein Grund gegeben iſt, die Verantwortung 
zu teilen und den Beklagten von einem Teile der Schadens⸗ 
erſatzpflicht nach 8 254 BGB. zu entlaſten. Es war hierbei 
mit dem BerR. zu erwägen, daß die Vorſtandsmitglieder die 
Angelegenheit in der Hand des Notars und des Gerichts 
wußten, und daß der Gedanke, daß ſeitens des Gerichts ein 
Verſehen vorkommen würde, ihnen fern liegen konnte. Juſtiz⸗ 
fiskus c. G., U. v. 6. Febr. 09, 174/08 V. — Hamm. 

4. 88 254, 276 BGB. Abſpringen von einem im Fahren 
begriffenen Eiſenbahnzug.] 

Ein eigenes Verſchulden des Klägers iſt auch vom B. 
angenommen worden. Ob ihm ein ſolches darin zur Laſt gelegt 
werden kann, daß er ſich mit dem Verlaſſen des Wagens nicht 
genügend beeilte, muß zweifelhaft erſcheinen; in dieſer Be⸗ 
ziehung iſt nichts feſtgeſtellt und würde auch der Beweisantrag 
des Beklagten ein weiteres nicht ergeben, wie ausgeführt wurde. 
Aber jedenfalls hätte der Kläger Anſtand nehmen müſſen, von 
dem fahrenden Zuge abzuſpringen. Was den vorliegenden Fall 
von früheren, in denen der erkennende Senat bei ähnlicher 
Sachlage das Verſchulden des Klägers höher bewertet hat, als 
es hier vom BG. geſchehen iſt (JW. 07, 740° und Warneyer 
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Erg. Bd. 1908 Nr. 18), jedoch unterſcheidet, iſt, daß der Kläger 


ſich ſchon auf der unterſten Stufe der Waggontreppe befand, 


als der Zug ſich wieder in Bewegung ſetzte, ſo daß für ihn 
auch das Umdrehen und Wiederaufſteigen in den Zug von da 
aus während des Fahrens mit einer, wennſchon geringeren 
Gefahr begleitet war. Wenn unter dieſen Umſtänden das BG. 
die Verantwortung für die Folgen des Unfalls gemäß 8 254 
908. fo verteilt hat, daß es dem Beklagten /, dem Kläger 
mur Y des Schadens auferlegt hat, fo war dagegen ein recht⸗ 
liches Bedenken nicht zu erheben. Pr. Eiſenbahnfiskus c. M., 
U. v. 1. Febr. 09, 51/08 VI. — Königsberg. 

5. 8 313 BGB. Vermutung der Aufrechterhaltung 
mündlicher Abreden zur Zeit der Auflaſſung.] 

Für begründet hat der Angriff erachtet werden müſſen, 
das Bu. laſſe eine Feſtſtellung darüber vermiſſen, ob, wie zur 
Heilung des Formmangels erforderlich geweſen wäre, auch 
noch zur Zeit der Auflaſſung von den Parteien an der 
angeblichen mündlichen Vereinbarung feſtgehalten worden fei. 
Das Bu. ſagt in dieſer Beziehung nur, daß durch die Auf⸗ 
laſſung eine noch beim notariellen Vertragſchluß feſtgehaltene 
mündliche Abrede geheilt werde; dann wird noch bemerkt, daß 
die Witwe L. die Beſtändigkeit der von ihrem Sohne getroffenen 
Abmachung durch ihre Beteiligung an der Auflaſſung anerkannt 
und genehmigt habe. Nun läßt ſich zwar vermuten, daß ein 
Emverſtändnis der Vertragſchließenden über eine bloß mündlich 
getroffene Abrede, das bei Abſchluß des notariellen Vertrags 
beſtand, auch noch bei der Auflaſſung vorhanden war, wenn 
nicht Gegenteiliges behauptet iſt oder ſonſt vorliegt. Aber es 
läßt ſich nicht verkennen, daß hier Umſtände vorhanden find, die 
geeignet waren, jene Vermutung zu entkräften. L. c. V., U. 
v. 10. Febr. 09, 155/08 V. — Frankfurt. 

8. 88 320, 325, 326, 480, 284, 346 BGB. Über die 
dinge der Zuläſſigkeit eines teilweiſen Rücktritts bei gegenſeitigen 

en.] 

Mit Recht hat das BG. den am 19. September 1906 von 
den Parteien geſchloſſenen Vertrag als einheitlichen untrennbaren 
gegenfeitigen Vertrag aufgefaßt und angenommen, daß dieſer nur 
im ganzen beſtehen oder gelöſt werden könne. Es beſtimmen 
ſich die Vorausſetzungen und Wirkungen eines Rücktritts von 
dem Vertrage nach 88 325, 326 in Verbindung mit 88 480, 
284 und nach 8 346 BGB. Verträge ähnlicher Art find die 
Lierlieferungsverträge und bei dieſen hat das RG. ſchon mehr⸗ 
ſuch Anlaß gehabt, ſich über die Frage der Zuläffigkeit eines 
teilweiſen Rücktritts vom Vertrage auszuſprechen. Das iſt ins⸗ 
beſondere geſchehen in dem vom BG. angezogenen Urteil des 
V. 3S. vom 16. November 1907 — V. 102/07 — abgedruckt 
in RG, 67, 101 ff. Die Reviſion glaubt, es ſei in dieſem 
Urteil entſcheidendes Gewicht auf die gerade bei Bierabnahme⸗ 
berträgen in den Kreiſen der Wirte herrſchende Verlehrs⸗ 
anſchauumg gelegt, alfo auf ein Moment, das für den vorliegenden 
Fall ausſcheide. Das trifft indes nicht zu. Jene Entſcheidung 

NH im weſentlichen auf den allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſatz, daß gewöhnlich ein einheitlicher Vertrag auch nur einheitlich 
Reben und fallen fol, und die daraus gezogene Folgerung, daß 
auch in den Fällen der 88 325, 326 bei teilweiſer Nichterfüllung 
Mes einheitlichen Vertrags dieſer nicht in mehrere Stücke zerlegt, 
daß nicht von einem Teil zurückgetreten, bei dem andern ſiehen 
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geblieben werden könne. Das — wird dann beigefügt — ent⸗ 
ſpreche auch „der allgemeinen Verkehrsanſchauung“. Wenn dazu 
noch ſpeziell die gewöhnliche Anſchaung der Wirte hervorgehoben 
iſt, ſo liegt darin offenbar nicht eine Einſchränkung auf dieſen 
engeren Kreis des Verkehrs. In der Tat kann es bei Verträgen 
von ſonſt ganz gleichartiger Natur keinen Unterſchied begründen, 
ob der Gegenſtand der Lieferung und Abnahme Bier oder irgend⸗ 
eine andere Ware iſt. Der in dem Urteile des V. ZS. näher 
nachgewieſene Rechtsgrundſatz aber muß auch in einem Falle 
der vorliegenden Art Anwendung leiden. Es würde nach den 
Grundſätzen von Treu und Glauben nicht als recht und billig 
erſcheinen, wenn bei einem einheitlichen Vertrage der eine 
Vertragsteil in der Weiſe zurücktreten dürfte, daß er der ihm 
ungünſtigen Vertragsbedingungen ſich entledigt, die ihm vorteil⸗ 
haften dagegen beibehält. — Die Anwendung dieſer Sätze auch 
auf den Fall, wenn der zurücktretende Teil durch vertragswidriges 
Verhalten des andern Teils zum Rücktritte bewogen worden iſt, 
möchte freilich auf Bedenken ſtoßen, wenn ſich daraus die von 
der Reviſion behaupteten Konſequenzen ergeben würden. Dem 
iſt aber nicht ſo. Dem vertragstreuen Teile ſtehen außer dem 
Rücktritt noch andere geſetzliche Schutzmittel zur Wahl. Hatte 
im vorliegenden Falle wirklich die Klägerin längere Zeit hindurch 
mangelhafte Ware geliefert, ſo hätte die Beklagte insbeſondere 
auf Koſten der Klägerin ſich durch anderweite Anſchaffung 
decken, Schadenserſatz hierwegen von ihr beanſpruchen können. 
(RG. 63, 297 ff. und Urteil des RG. R V. 302/05 vom 
24. Januar 1906.) Sie konnte allenfalls auch inſolange, als 
die Klägerin ihrer Vertragspflicht nicht genügte, unter Zurück⸗ 
weiſung der ſchlechten Ware der Klägerin die nach dem Vertrage 
zu leiſtenden Zahlungen zurückhalten (BEB. 8 273.) Aber 
wenn ſie einmal den Entſchluß gefaßt und der Klägerin kund⸗ 
gegeben hat, den Bezug der Ware von dieſer endgültig ein⸗ 
zuſtellen, ſo kann ihr nicht geſtattet ſein, gleichwohl das dar⸗ 
geliehene Kapital zu behalten und in ihrem Geſchäfte weiterhin 
zu nutzen, während der Klägerin das in der vereinbarten Farben⸗ 
abnahme liegende Aquivalent für die Kreditgewährung dauernd 
entzogen wird. L. & Co. c. B. & W., U. v. 22. Febr. 09, 
98/08 VI. — Berlin. 

7. 8 472 BGB. Berechnungsweiſe des Kaufpreiſes bei 
der Minderungsklage.] 

Als gerechtfertigt muß der Angriff angeſehen werden, der 
ſich gegen die Berechnung der Minderung wendet. Der Kläger 
ſelbſt hat bei der Ermittelung feines Anſpruchs von 2560 4 
die richtige Berechnungsart zugrunde gelegt, indem er den 
Kaufpreis im Verhältnis des zugeſicherten Erträgniſſes zu dem 
geringeren wirklichen Erträgniſſe herabſetzt. Das BG. iſt hier⸗ 
von abgewichen und hat unter Verletzung des § 472 BGB. 
an die Stelle des wirklichen Erträgniſſes das angemeſſene Er⸗ 
trägnis geſetzt und ſtatt der verhältnismäßigen Herabſetzung 
des Kaufpreiſes eine Art von Schadensberechnung vorgenommen, 
durch die der Beklagte ſchon bei der Feſtſetzung des unbedingt 
zugeſprochenen Betrags beſchwert iſt. C. c. M., U. v. 5. Febr. 09, 
358/08 II. — Kiel. 

8. 5 984 BOB. Begriffsbeſtinmung des „Entdeckers 
eines Schatzes. 

Der Beklagte ließ im Dezember 1906 auf ſeinem Grund⸗ 
Rüde Bäckerſtraße 21/22 in P. das alte Haus abbrechen. Der 
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Kläger, der bei den Abbruchsarbeiten als Arbeiter beſchäftigt 
war, legte mit ſeiner Spitzhacke einen Topf mit Goldſtücken 
bloß, den der Bauaufſeher L. alsbald an ſich nahm und dem 
Beklagten übergab. Der Kläger macht im gegenwärtigen Pro⸗ 
zeſſe die Rechte des Entdeckers am Schatz geltend, und das 
LG. hat ſeinem Antrage entſprechend den Beklagten verurteilt, 
ihm über den Inhalt des Topfes Auskunft zu erteilen und die 
Hälfte des Schatzes an ihn herauszugeben. Das OLG. hat 
die Berufung des Beklagten inſoweit, als dieſer zur Auskunft⸗ 
erteilung verurteilt iſt, zurückgewieſen. Im übrigen hat es das 
landgerichtliche Urteil aufgehoben und die Sache zu anderweiter 
Verhandlung und Entſcheidung ans LG. zurückverwieſen, weil 
über den Herausgabeanſpruch erſt nach Vollſtreckung des über 
die Auskunfterteilung zu erlaſſenden Teilurteils zu verhandeln 
ſei. In der Sache hat es angenommen, daß der Kläger auch 
bei Unterſtellung der Richtigkeit der vom Beklagten zur Be⸗ 
gründung ſeiner Entdeckereigenſchaft unter Beweis geſtellten 
Anführungen als Entdecker des Schatzes anzuſehen ſei. RG. 
hob auf und wies die Sache in die Inſtanz zurück: Unſtreitig 
handelt es ſich bei dem im Dezember 1906 auf dem Grund⸗ 
ſtücke des Beklagten durch die Spitzhacke des Klägers bloß⸗ 
gelegten Topfe mit Goldſtücken um einen Schatz, alſo um eine 
Sache, die ſo lange verborgen gelegen hat, daß der Eigen⸗ 
tümer nicht mehr zu ermitteln iſt. Iſt der Kläger, wie das 
BG. in Abereinſtimmung mit dem LG. angenommen hat, der 
Entdecker des Schatzes, ſo gehört dieſer, der infolge der Ent⸗ 
deckung in Beſitz genommen iſt, zur Hälfte ihm und zur anderen 
Hälfte dem Beklagten als Eigentümer der Sache, in der der 
Schatz verborgen war ($ 984 BGB.). Auf Grund feines 
Miteigentums könnte der Kläger dann Einräumung des Mit⸗ 
beſitzes und auf Grund dieſes Herausgabeanſpruchs, da der 
Schatz hier in einer Mehrheit von Gegenſtänden beſteht und 
damit ein Inbegriff im Sinne des 8 260 BGB. iſt, auch 
Auskunfterteilung über den Beſtand beanſpruchen. In dieſer 
Beziehung find von der Reviſion auch keine Angriffe erhoben. 
Nicht zu beanſtanden iſt es ferner, wenn das BG. unter dem 
Entdecker denjenigen verſtehen will, durch deſſen Tätigkeit der 
Schatz bloßgelegt iſt, und Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes (vgl. namentlich Prot. bei Mugdan Bd. 3 S. 665/6 
unter D) rechtfertigen weiter die Annahme des BG., daß die 
Entdeckereigenſchaft und der gedachte Rechtserfolg der Entdeckung 
nicht davon abhängig iſt, daß der Bloßleger des Schatzes der⸗ 
jenige iſt, der ihn in Beſitz genommen hat. Mit Recht aber 
rügt die Reviſion Verletzung des 8 984 BGB. durch das BG. 
inſofern, als dieſes den unter Beweis geſtellten Behauptungen 
des Beklagten jede Bedeutung für die Entſcheidung der den 
eigentlichen Streitpunkt der Parteien bildenden Frage ab⸗ 
geſprochen hat: ob der Kläger der Entdecker des Schatzes iſt. 
Das OLG. iſt der Anſicht, daß der Kläger lediglich als Werk⸗ 
zeug des Beklagten bei der Entdeckung nur in dem Falle an⸗ 
zuſehen ſein würde, wo keinerlei eigene ſelbſtändige Willens⸗ 
betätigung des Kläger in bezug auf das Aufſuchen des Schatzes 
denkbar wäre, und daß dies dann der Fall ſein würde, wenn 
die Witwe F. nicht nur vermutet, ſondern beſtimmt gewußt 
hätte, daß der Schatz an der Fundſtelle verborgen war, und 
der Beklagte zufolge ſolcher ihm durch die F. gemachten Mit⸗ 
teilung die Fundſtelle vom Kläger hätte freilegen laſſen. Dies 
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kann als richtig nicht anerkannt werden. Insbeſondere kommt 
es darauf nicht entſcheidend an, ob die Witwe F. und infolge 
der ihm von dieſer gemachten Eröffnung der Beklagte den Schatz 
an der Fundſtelle nur vermutet hat. Im übrigen kommen 
noch folgende in dieſer Inſtanz als richtig zu unterſtellende 
Behauptungen des Beklagten in Betracht: Er ſei zum Ankaufe 
des Grundſtücks durch den Hinweis des Vermittlers K. darauf 
bewogen worden, daß in dem Hauſe ein Schatz verborgen ſei. 
Er habe namentlich aus dieſem Grunde den Bauunternehmer L. 
angeſtellt, ihm von dem Hinweiſe Mitteilung gemacht und ihn 
erſucht, die Arbeiter zur Auſmerkſamkeit auf den erhofften Schatz 
anzuhalten. L. habe dem Kläger von der Eröffnung der Frau 
F. Kunde gegeben, und er und der Beklagte ſelbſt hätten allen 
Arbeitern, namentlich auch dem Kläger, die Anweiſung erteilt, 
beim Ausſchachten ſorgfältig zu graben und jeden Fund an ſie 
abzuliefern. L. habe ferner beſondere Anweiſungen erteilt, wo 
und wie gegraben werden ſolle, und er und der Beklagte ſelbſt 
hätten die Arbeiter mit Rückſicht auf den erwarteten Fund 
beauffichtigt. Auf Grund der Eröffnung der F. habe L. in 
der Nähe des Schornſteins, wo der Fund gemacht worden, 
beſonders ſorgfältig graben laſſen und ſcharf zugeſehen, als 
gerade der Kläger mit der Spitzhacke auf den Topf geſtoßen 
ſei. L. habe bei ſeiner Vernehmung in I. Inſtanz denn 
auch nicht ſagen wollen, daß er den Leuten nicht den direkten 
Auftrag gegeben, ſondern, daß er ihnen nicht ausſchließlich den 
Auftrag gegeben habe, nach dem Schatz zu ſuchen. Im Kern 
gehen dieſe Behauptungen dahin: daß der Beklagte beim Ab⸗ 
bruch ſeines Hauſes darauf ausgegangen ſei, einen Schatz zu 
finden, daß er die Arbeiter dazu mit angenommen habe, daß er 
in dieſer Richtung ſelbſt und durch L. ihre Tätigkeit geleitet 
und überwacht, ihnen entſprechende Anweiſungen gegeben und 
fie und ihre Tätigkeit insbeſondere auch auf die Fundſtelle hin⸗ 
gelenkt habe. Danach würde eine auf die Auffindung eines in 
dem abgebrochenen Haufe, insbeſondere an der Fundſtelle, ver: 
muteten Schatzes gerichtete, vom Beklagten und in ſeinem Auf⸗ 
trage von L. geleitete Tätigkeit zur Entdeckung des Schatzes 
geführt haben. Und wenn dem BG. auch zuzugeben iſt, daß 
das Bloßlegen des Schatzes die Entdeckereigenſchaft des Bloß⸗ 
legenden auch dann begründet, wenn die Entdeckung rein zu⸗ 
fällig und gelegentlich anderer Verrichtungen gemacht iſt (vgl. 
8 83 Tl. I Tit. 9 PrAL R.), fo rechtfertigt der Umſtand, daß 
die Entdeckung des Schatzes die Folge einer planmäßig auf 
deſſen Auffindung gerichteten und demgemäß geleiteten Tätigkeit 
iſt, doch die von der Reviſion vertretene Auffaſſung, daß der⸗ 
jenige der Entdecker ſei, der dieſe Tätigkeit ins Werk geſetzt 
und geleitet hat. Es entſpricht dies, wie der Anſchauung des 
Lebens, ſo auch dem Sinne des Geſetzes; denn er, der Urheber 
und Leiter ſolcher Tätigkeit, iſt es, der die verborgene Sache 
der Verborgenheit entzogen und ſo dem Verkehre wiedergewonnen 
hat, während der andere, der bei ſeinem dem Zwecke jenes 
dienenden und von jenem geleiteten Tun auf den geſuchten 
Schatz geſtoßen iſt, nur als deſſen Gehilfe oder Werkzeug in 
Betracht kommen kann. G. c. M., U. v. 19. Febr. 09, 
191/08 VII. — Poſen. 
9. 8 1574 Abſ. 3 BEB. Ausdehnende Auslegung dieſer 
Geſetzesſtelle dahin, daß zur Anwendung derſelben genügt, wenn 
die beiderſeitigen Scheidungsgründe ſich während gewiſſer Zeit 
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noch unverziehen und unverjährt einander gegenübergeſtanden 
ben. 
e 5 wenn die am 2. November 1906 von der Frau be⸗ 
gangene Eheverfehlung am 27. Dezember 1906 oder 23. Ja⸗ 
nuar 1907 vom Manne verziehen ſein ſollte, wäre er dennoch 
nicht gehindert geweſen, gemäß § 1574 Abſ. 3 BGB. wenigſtens 
die Schuldigerklärung auch der Frau zu verlangen, die er neben 
der von ihm erhobenen Widerklage auch ausdrücklich beantragt 
hat. Zwar ſind die von der Frau geltend gemachten Scheidungs⸗ 
gründe, zwei Mißhandlungsfälle, bereits am 21. Juli und 
13. Auguſt 1906 eingetreten, alſo zu einer Zeit, wo der Mann 
(wegen der erſt am 2. November 1906 gegen ihn begangenen 
Beleidigungen) noch nicht berechtigt war, auch ſeinerſeits auf 
Scheidung zu klagen. Die Vorausſetzungen des § 1574 Abſ. 3 
wären mithin, wenn man ſich ſtreng an den Wortlaut des 
Geſetzes zu halten hätte, nicht gegeben. Allein dem klar er⸗ 
lennbaren Gedanken des Geſetzgebers kann nur eine ausdehnende 
Auslegung der Geſetzesfaſſung gerecht werden. S 1449 des 
em Entwurfs wollte den Antrag auf Schuldigerklärung auch 
des Klägers dann zulaſſen, wenn der Verluſt des Rechtes auf 
Scheidung durch Verzeihung oder Zeitablauf „erſt nach Ent⸗ 
ſſehung des von dem Kläger geltend gemachten Scheidungs⸗ 
grundes oder Trennungsgrundes eingetreten iſt“. Ausweislich 
der Begründung Bd. 4 S. 608 ſchien es den Verfaſſern des 
Entwurfs unbillig, dem mit dem Scheidungsverlangen aus⸗ 
geſchloſſenen Beklagten ſtets auch den Antrag auf Schuldig⸗ 
erklärung des Klägers zu verſagen. Denn es liege die An⸗ 
nahme nahe, daß der Beklagte den Scheidungsgrund in der 
Erwartung verziehen oder binnen der Präkluſivfriſt nicht geltend 
gemacht habe, daß auch der Kläger den ihm zuſtehenden 
Scheidungsgrund nicht geltend machen werde. Dabei war 
allerbings auf den Fall exemplifiziert, daß die Handlung des 
Beklagten, auf Grund deren die Scheidung erkannt wird, aus 
einer Zeit herrühre, in welcher die Ehe eine auch durch die 
Schuld des Klägers zerrüttete war und auch der Beklagte die 
Scheidung verlangen konnte. Es muß zugegeben werden, daß 
dieſer letztere Gedanke der Begründung in der Faſſung des 
zweiten Entwurfs (§ 1469) und des Geſetzes ſelbſt (§S 1574) 
genauer als in 8 1449 des erſten Entwurfes zum Ausdruck 
kommt, wenn wirklich die Abſicht beſtand, damit auszuſprechen: 
der Beklagte ſolle nur dann zu dem Antrag auf Schuldig⸗ 
erklärung berechtigt ſein, wenn die ſpäter verziehenen oder ver⸗ 
jährten Verfehlungen des Klägers mit den eigenen Verfehlungen 
des Beklagten zeitlich zuſammentreffen oder wenn ſie, ohne bis 
dahin verziehen oder verjährt zu ſein, denjenigen des Beklagten 
vorausgegangen find. Mit anderen Worten: der Antrag auf 
Schuldigerklärung ſei ausgeſchloſſen nicht bloß dann, wenn der 
Beklagte zur Zeit der Begehung der eigenen Verfehlung nicht 
mehr, ſondern auch, wenn er zu dieſem Zeitpunkte noch nicht 
auf Scheidung Hagen konnte. Allein, daß eine derartige, in 
der Faſſung des Entwurfsparagraphen 1449 keinesfalls aus⸗ 
geſprochene Einſchränkung der Antragsbefugnis im Laufe der 
Veraumgen des Geſetzes beabſichtigt worden ſei, iſt nirgends 
Aulage getreten. Im Gegenteil iſt in den Protokollen der zweiten 
Leſung Bd. 4 S. 436 bezeugt, daß ſich gegen den ſachlichen 
Juhalt des 8 1449 kein Widerspruch erhoben habe. Die Er⸗ 
wägung der Motive, daß von zwei gleichermaßen ſchuldigen 
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Ehegatten der eine Teil nur in der Erwartung zu verzeihen 
oder die Friſt verſtreichen zu laſſen pflege, daß auch der andere 
Teil ſeinen Scheidungsanſpruch nicht durchſetzen werde, trifft 
auch dann zu, wenn der Verzeihende ſich ſelbſt zuerſt verfehlt 
hat. Er mag, weil er mit der Zerrüttung der Ehe begonnen 
hat, zur Verzeihung beſondere Veranlaſſung haben. Es iſt 
aber kein innerer Grund vorhanden, ſeiner Verzeihung in dieſem 
Falle immer eine abſolute, der Verzeihung des ſpäter ſich ver⸗ 
fehlenden Eheteils dagegen nur eine relative oder bedingte 
Wirkung beizulegen. Hiernach muß angenommen werden, daß 
die Faſſung des §S 1574 Abſ. 3 B88. den Willen des Geſetz⸗ 
gebers inſofern nicht genau wiedergibt, als ſie lediglich auf die 
Zeit des „Eintritts“ und nicht vielmehr des Beſtehens des 
vom Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes abſtellt. 
Es genügt mithin zur Anwendung des § 1574 Abſ. 3, wenn 
die beiderſeitigen Scheidungsgründe ſich während gewiſſer Zeit 


noch unverziehen und unverjährt einander gegenübergeſtanden 


haben. Dies trifft im Streitfalle zu, da in der Zeit vom 
2. November bis 27. Dezember 1906, wenn nicht ſogar 
23. Januar 1907 beide Ehegatten, wie der Ber R. wenigſtens 
unterſtellt, zum Scheidungsverlangen gegeneinander berechtigt 
waren. Der Beklagte kann deshalb auch jetzt noch, trotz der 
an einem dieſer beiden Tage von ihm erklärten Verzeihung, 
auf die Eheverfehlung der Klägerin vom 2. November 1906 
wenigſtens zum Zwecke ihrer Schuldigerklärung zurückgreifen. 
U. c. U., U. v. 25. Febr. 09, 292/08 IV. — Dresden. 

Zivilprozeßordnung. 

10. 88 56, 148 3PO. Intern. Privatrecht. 1. Prozeßfähig⸗ 
keit. Ausſetzung des Verfahrens wegen mangelnder Prozeßfähigkeit. 


2. Intern. Recht bezüglich des materiellen Vormundſchaftsrechtes.] 


1. Nach § 56 Abſ. 1 ZPO. iſt der Mangel der Prozeß⸗ 
fähigkeit in jeder Inſtanz von Amts wegen zu berüdfichtigen. 
In der Berufungsinſtanz war jedoch hierzu nach Lage der 
Sache kein beſonderer Anlaß gegeben. Die in der Revifions⸗ 
inſtanz erforderliche Prüfung ergab nicht die Prozeßunfähigleit der 
Klägerin. Vielmehr ergibt das aus den Akten des LG. vor⸗ 
gelegte Atteſt des Kreisarztes Dr. B., daß die Klägerin ſeit 
der Aufhebung der Entmündigung als geiſtig geſund anzuſehen 
iſt. Ein Antrag auf Entmündigung war zwar zu den Akten 
der Staatsanwaltſchaft in B. geſtellt worden. Daraus ergibt 
ſich indes kein Anlaß, die Verhandlung nach 8 148 ZPO. aus⸗ 
zuſetzen. Denn dem Entmündigungsantrage iſt ſeitens der Staats⸗ 
anwaltſchaft keine Folge gegeben worden. Daß ein weiteres 
Entmündigungsverfahren zurzeit ſchwebt, erhellt nicht. 2. Das 
materielle Vormundſchaftsrecht beſtimmt ſich, wovon das BG. 
mit Recht ausgeht, grundſätzlich nach dem Rechte des Staates, 
dem die Vormundſchaftsbehörde angehört. Für die Anſprüche 
der Klägerin gegen ihren Vater aus der Vormundſchaft iſt da⸗ 
nach als örtliches Recht das preußiſche Recht und ſeit dem 
1. Januar 1900 das BGB. maßgebend (vergl. Art. 210 CGBGB.). 
Daß der Beklagte nachträglich die preußiſche Staatsangehörigkeit 
aufgegeben hat, vermag hieran nichts zu ändern. v. B. c. v. B., 
U. v. 11. Febr. 09, 266/08 IV. — Breslau. 

11. 5 139 ZPO. Zur Aufklärung mittels Ausübung 
des Fragerechts iſt eventuell Vertagung oder Wiedereröffnung 
der Verhandlung anzuordnen.] 


Das BU. führt mit Recht aus, daß es der Begründung 
25 
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der Klage an der nötigen Subſtantiierung fehle. Weder die 
einzelnen Geſchäfte, die der Kläger mit der Beklagten geſchloſſen 
haben will, ſind ihrem Gegenſtande und Zeitpunkte nach be⸗ 
zeichnet, noch iſt angegeben, was für Wertpapiere und wie viel 
bares Geld der Kläger bei der Beklagten hinterlegt haben will 
und wann dies geſchehen ſei. Es fehlt der Klage alſo durchaus 
an der nach 8 253 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO. zu fordernden Bes 
ſtimmtheit in der Angabe des Gegenſtandes und des Grundes 
des erhobenen Anſpruchs. Aus 8 139 ZPO. aber folgt, daß 
dieſer Mangel die Abweiſung der Klage nur rechtfertigen kann, 
wenn das Gericht die ihm zu Gebote ſtehenden Mittel, eine 
Ergänzung des Klagevorbringens herbeizuführen, erſchöpft hat. 
Es war alſo durch entſprechende Fragen hierauf hinzuwirken. 
Das iſt auch geſchehen, wie der Schluß des Tatbeſtandes im 
BU. erkennen läßt. Danach hat der Anwalt des Klägers „auf 
Befragen“ erklärt, „zurzeit könne er die der Beklagten über⸗ 
gebenen Effekten im einzelnen nicht angeben, ebenſowenig die 
einzelnen mit ihr abgeſchloſſenen Geſchäfte näher darlegen 
Aber alle dieſe Punkte. ſei er bereit, in einem ſpäteren Termine 
genauere Angaben zu machen“. Warum daraufhin die Ver⸗ 
handlung nicht vertagt worden iſt, läßt ſich weder aus den 
Entſcheidungsgründen, noch aus dem Tatbeſtande, noch aus dem 
Sitzungsprotokolle erſehen. Die Sache liegt demnach ſo, daß 
das Gericht zwar formell der Fragepflicht genügt, gleichzeitig 
aber durch den Schluß der Verhandlung und die alsbaldige 
Abgabe des Urteils die Aufklärung, die nicht ſofort beſchafft 
werden konnte, für ſpäter aber in Ausſicht geſtellt war, ab⸗ 
geſchnitten hat. Das iſt keine richtige Anwendung des 8 139 8 PO. 
Vielmehr iſt in derartigen Fällen die Vertagung oder die 
Wiedereröffnung der Verhandlung geboten, damit der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte die nötigen Erkundigungen einziehen kann, und 
es kann für das Gericht höchſtens in Frage kommen, in dem 
Falle eines Verſchuldens der Partei oder ihres Vertreters von 
der Vorſchrift des $ 48 GKG. Gebrauch zu machen. W. c. W., 
U. v. 10. Febr. 09, 155/08 I. — Berlin. 

12. 5 148 ZPO. Ausſetzung des Verfahrens wegen 
der Möglichkeit, daß die Hauptſache zur Erledigung kommen 
könne 2] 

Das LG. hatte die Beklagte wegen Verletzung des der 
Klägerin zuſtehenden Patentes zur Unterlaſſung weiterer Ver⸗ 
letzungen und zum Erſatze des durch die Verletzungen der 
Klägerin zugefügten Schadens verurteilt. Die Beklagte hat 
gegen dieſes Urteil Berufung eingelegt. Während der Rechts⸗ 
ſtreit in der Berufungsinſtanz anhängig war, hat die Beklagte 
beim PatA. auf Grund von § 11 Nr. 1 PatG. einen 
Antrag auf Zurücknahme des Patentes geſtellt, dem das Pat A. 
durch Entſcheidung vom 11. Mai 1908 ſtattgegeben hat. Die 
Klägerin hat dieſe Entſcheidung durch Berufung angefochten. 
Das Verfahren über dies Rechtsmittel ſchwebt beim RG.; der 
Termin zur Verhandlung ſteht im November 1909 an. Mit 
Rückſicht hierauf hat die Klägerin, nachdem die vom OLG. 
angeordnete Beweisaufnahme erfolgt war, die Ausſetzung des 
Verletzungsprozeſſes bis zur rechtskräftigen Erledigung des 
Zurücknahmeverfahrens beantragt, und das OLG. hat dieſem 
Antrage durch Beſchluß ſtattgegeben. Gegen dieſen Beſchluß 
richtet ſich die Beſchwerde der Beklagten, die vom OLG. mit 
Recht für zuläſſig erachtet iſt (SS 252, 569, 574 ZPO.), aber 
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auch begründet erſcheint. Die angeordnete Ausſetzung der Ver⸗ 
handlung kann ſich nur ſtützen auf 8 148 ZPO. Nach dieſer 
Beſtimmung kann das Gericht die Verhandlung eines Rechts⸗ 
ſtreits ausſetzen, wenn deſſen Entſcheidung ganz oder zum Teil 
von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes 
abhängt, das den Gegenſtand eines andern anhängigen Rechts⸗ 
ſtreits bildet oder von einer Verwaltungsbehörde feſtzuſtellen 
iſt. Das anderweitig in Streit befangene Rechtsverhältnis 
muß demnach eine Vorfrage betreffen, die für die Entſcheidung 
des auszuſetzenden Prozeſſes präjudizierlich iſt. Dies aber liegt 
hier nicht vor. Die Wirkung der Zurücknahme eines Patentes 
nach § 11 PatG. beſteht — im Gegenſatze zu der ex tune 
wirkenden Erklärung der Nichtigkeit nach 8 10 — darin, daß 
das Patent mit der Rechtskraft der die Zurücknahme aus⸗ 
ſprechenden Entſcheidung erliſcht. Die Wirkung iſt keine andere, 
als fie beim Ablaufe der Zeitdauer des Patents (8 7) oder 
bei einem Verzichte oder bei nicht rechtzeitiger Zahlung der 
Gebühren (S 9) eintritt. Von nun an ſteht die Benutzung 
der Erfindung jedermann frei; für die Vergangenheit aber iſt 
die Zurücknahme für die Rechte des Patentinhabers ohne Einfluß. 
Klagen auf Entſchädigung und Strafverfolgungen wegen Patent⸗ 
verletzungen, die vorher begangen ſind, müſſen auch nach der 
Zurücknahme zugelaſſen werden, und wenn ſie anhängig ſind, 
ſo iſt ihr Schickſal durch die Zurücknahme nicht beeinflußt. Die 
abwehrende Klage allerdings kann nach der Zurücknahme nicht 
mehr erhoben werden. Die Sache liegt fo, daß höchſtens 
infolge der Einleitung des Zurücknahmeverfahrens ein Ereignis 
eintreten könnte, wodurch der Antrag zur Hauptſache feine Er⸗ 
ledigung finden würde. Die Erwartung eines ſolchen Ereig⸗ 
niſſes kann für die Parteien einen Beweggrund abgeben, den 
Prozeß ruhen zu laſſen. Dem Gerichte iſt aber die Befugnis 
nicht eingeräumt, auf Antrag einer Partei gegen den Wider⸗ 
ſpruch der andern, derartige zukünftige Ereigniſſe abzuwarten 
und die Verhandlung und Entſcheidung des Rechtsſtreits des⸗ 
wegen auszuſetzen. N. c. S., Beſchl. v. 20. Febr. 09, B 9/09 J. 
— Dresden. 

13. 8 287 ZPO. Nichterſchöpfung aller Umſtände bei 
Schadenserſatzforderungen.] 

Der Hauptentſcheidungsgrund des Vorderrichters iſt der, 
daß, wie ſich auch aus den verſchiedenen, ſich widersprechenden, 
Vorbringen des Klägers ergebe, die beim Kaufsabſchluſſe gemachten 
Umſatzangaben des Beklagten für ihn, den Kläger, überhaupt 
nicht willensbeſtimmend geweſen ſeien. Mit Recht wird aber 
dieſer Grund vom Reviſionskläger in den Erwägungen, auf denen 
er beruht, angegriffen. Allerdings ſoll nach 8 287 3 PO. über die 
Frage, ob ein Schaden entſtanden ſei, wozu nach der Recht⸗ 
ſprechung auch die Frage des urſächlichen Zuſammenhangs 
zwiſchen der ſchädigenden Handlung und dem Schaden gehört, 
freie richterliche Überzeugung walten. Aber dieſe ſoll fi nur 
„unter Würdigung aller Umſtände“ bilden, und zutreffend wirft 
die Reviſion dem Ber R. vor, daß er manches aus dem Tatbeſtand 
nicht oder doch in erkennbarer Weiſe unrichtig gewürdigt habe. 
K. c. K., U. v. 13. Febr. 09, 189/08 V. — Breslau. 

14. 8 323 ZPO. Art und Weiſe der Nachprüfung 
eines rechtskräftigen Urteils wegen weſentlicher Anderungen. 

Der 5 323 ZPO. läßt eine Abänderung des früheren 
rechtskräftigen Urteils nur in dem Falle zu, daß eine weſentliche 
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Anderung derjenigen Verhältniſſe eingetreten iſt, die für die 
Beſtimmung der Höhe und Dauer der Rente maßgebend waren. 
Darnach hat alſo nicht eine Nachprüfung der früheren Ent⸗ 
ſcheidung im vollen Umfange einzutreten, vielmehr kommt es 
im Nachprozeſſe allein darauf an, welche Umſtände früher für 
die Beſtimmung des Betrags als maßgebend angeſehen ſind 
und welche Anderung in dieſen Umſtänden eingetreten iſt. Auf 
dieſer durch Auslegung des früheren Urteils feſtzuſtellenden 
Grundlage hat alsdann eine neue Abmeſſung der Entſchädigung 
zu erfolgen. Durch die Rechtskraft des früheren Urteils iſt es 
aber ausgeſchloſſen, die Frage aufzuwerfen, ob einem früher 
als maßgebend angeſehenen Umſtande mit Recht dieſe Bedeutung 
beigelegt worden if. S. c. B., U. v. 15. Febr. 09, 355/08 VI. 
25 Hamm. 

15. 88 475 ff. ZPO. Prüfung der Frage, ob ein richter⸗ 
licher Eid aufzulegen fei.] 

Das BG. ſieht als erwieſen an, daß der Rentier B. die 
Zahlung einer Mitgift von 10 000 & an ſeine Tochter dem 
vor Eingehung des Verlöbniſſes um dieſe Mitgift bittenden 
Mäger zugefagt hat und daß er die Mitgift zunächſt in bar 
zahlen, dann aber, als ſeine Bemühungen, die erforderlichen 
Barmittel zu beſchaffen, erfolglos blieben, durch Eintragung 
einer Hypothek gewähren wollte. Bezüglich des Einwandes, 
daß die vor der Eheſchließung von der Beklagten der Ehefrau 
des Klägers abgetretene Forderung von 5 000 & auf die 
Mitgift anzurechnen ſei, geht das KG. davon aus, daß dieſe 
Forderung ausweislich der von der Beklagten ausgeſtellten 
Urkunde vom 9. März 1905 der Ehefrau des Klägers für 
ihre treue Arbeit geſchenkt worden ſei, mithin mit dem Mitgift⸗ 
berſprechen nichts zu tun habe. Wenn gleichwohl die Ehefrau 
des Kägers in dem an die Beklagte gerichteten Schreiben vom 
Januar 1907 ſich bereit erklärt habe, die 5000 4 ſich auf 
bie Mitgift anrechnen zu laſſen, ſo habe ſie dies nur unter der 
nicht eingetretenen Vorausſetzung getan, daß fie den Reſt der 
Nitziſt gütlich und ohne Verzug erhalten werde. Ein unbe: 
bingter Verzicht der Ehefrau des Klägers ſei in dem angeführten 
Schreiben nicht zu erblicken. Ein folcher Verzicht würde auch 
ohne bie von dem Kläger kraft feines Verwaltungs» und Nutz⸗ 
nießungsrechts zu erteilende Zuſtimmung unverbindlich fein. 
Mit Recht rügt die Reviſion, daß der BerR. bei Zurückweiſung 
dieſes Einwandes den Sachverhalt nicht vollſtändig berückſichtigt 
und nicht in Erwägung gezogen habe, ob nicht der einen oder 
anderen Partei ein richterlicher Eid aufzuerlegen ſei. Gegen 
die Annahme, daß die 5 000 4 nicht auf die Mitgift an⸗ 
kurechnen ſeien, muß ſchon der Umſtand Bedenken erwecken, 
daß der Kläger, der von vornherein die Heirat von der Ge⸗ 
währung einer Mitgift von 10 000 & abhängig gemacht hatte, 
u der am 4. Mai 1905 erfolgten Eheſchließung bereit geweſen 
ſem ſollte, obſchon er auf die Mitgift bisher nur 1 789,60 # 
erhalten hatte. Auffällig iſt es ferner, daß der Kläger auch 
nuch der Eheſchließung feine Rechte wegen der Mitgift nicht 
verfolgt hat und mit feinen Anſprüchen erſt im Jahre 1907, 
nachdem zwichen ihm und der Beklagten Mißhelligkeiten ent⸗ 
ſunden waren, hervorgetreten iſt. Noch auffälliger erſcheint 
es, daß die Beklagte, obſchon bereits die Beſchaffung der Mit⸗ 
sit von 10 000 4 Schwierigkeiten machte und es ſich hierbei 
um eine im Verhältnis zu dem Vermögen des Rentiers B. 
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recht erhebliche Summe handelte, ſich dazu verſtanden haben 
ſollte, der Ehefrau des Klägers außer den 10 000 & noch 
eine weitere Zuwendung von 5000 & zu machen. Von der 
Beklagten wird nun behauptet, daß die Forderung von 
5 000 & ausdrücklich in Anrechnung auf die Mitgift abgetreten 
ſei. Sie behauptet ferner, die Erklärung vom 9. März 1905 
habe ſie auf Erſuchen ihrer Tochter erſt Weihnachten 1905 
oder 1906 und zwar nur zu dem Zwecke unterſchrieben, damit 
ihre Tochter bei der Erbteilung ihren Brüdern gegenüber geltend 
machen könne, daß die 5 000 & ihr geſchenkt und nicht zur 
Ausgleichung zu bringen ſeien. Dieſe Behauptung, die nicht 
ohne weiteres von der Hand gewieſen werden kann, hat der 
Ber R., der bei Erörterung des Einwands ſich faſt nur mit 
dem Geſichtspunkte des Verzichts beſchäftigt, gänzlich unberück⸗ 
ſichtigt gelaſſen. Auch das Schreiben der Ehefrau des Klägers 
an die Beklagte vom Januar 1907, in welchem erſtere erklärt, 
daß fie bereits 6 700 „ bekommen habe und nur noch 
3 300 & fehlen, iſt nur unter dem Geſichtspunkte des Verzichts 
gewürdigt, obwohl in dieſer Erklärung ſehr wohl ein Beweis⸗ 
anhalt für die von der Beklagten behauptete Anrechnung 
gefunden werden kann. Durch die Faſſung der Urkunde vom 
9. März 1905 wird keineswegs ausgeſchloſſen, daß bei der 
Abtretung der 5 000 & die Anrechnung auf die zu einem 
beſtimmten Geldbetrage verſprochene Mitgift vereinbart ſein 
kann. Der BerR. hätte hiernach alle Veranlaſſung gehabt, 
die Beklagte zum Antritt von Beweis für ihre Behauptungen 
aufzufordern und fie zu befragen, ob fie von dem im Schrift⸗ 
ſatz vom 20. Dezember 1907 angekündigten Beweismittel der 
Eideszuſchiebung Gebrauch machen wollte. Nicht ohne Grund 
erhebt deshalb die Reviſion den Vorwurf, daß wegen unter⸗ 
laſſener Ausübung des Fragerechts der 8 139 BRD. verletzt 
worden ſei. Dem BerR. fällt außerdem zur Laſt, daß er 
unerwogen gelaſſen hat, ob nicht ein Anlaß war, dem Kläger 
oder der Beklagten einen richterlichen Eid aufzuerlegen. Da 
er nicht bloß hierüber in den Urteilsgründen ſich nicht aus⸗ 
geſprochen, ſondern auch das ganze hier in Betracht kommende 
Sachverhältnis unerörtert gelaſſen hat, ſo erſcheint auch die 
Annahme begründet, daß er der Befugnis zur Auferlegung des 
richterlichen Eides ſich nicht bewußt geweſen iſt. B. c. S., 
U. v. 11. Febr. 09, 274/08 IV. — Berlin. 

16. 59 526, 253, 256 PO. Unterlaſſung einer Anſchluß⸗ 
berufung bei Geltendmachung eines neuen Einwandes des 
Berufungsklägers, wenn bereits in I. Inſtanz ein entſprechender 
Hilfsantrag geſtellt war. Feſtſtellung der Höhe des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches nach richterlichem Ermeſſen.] 

Der Kläger iſt Eigentümer von 2 Hausgrundſtücken, in 
deren unmittelbarer Nähe die Fabrik der Beklagten liegt. Der 
Betrieb der Fabrik und insbeſondere der Betrieb der Dampf⸗ 
ſchleiferei ſoll angeblich mit ſtarken Geräuſchen und deshalb für 
die Hausbewohner des Klägers mit erheblichen Beläſtigungen 
verbunden ſein. Der Kläger fühlt ſich hierdurch beſchwert und 
hat mit dem Antrage geklagt, die Beklagte zu verurteilen: in 
erſter Linie: die Geräuſche zu beſeitigen, in zweiter Linie: Ein⸗ 
richtungen zu treffen, die die Störung ausſchließen, in dritter 
Linie: allen Schaden zu erſetzen, der nach dem Urteil gericht⸗ 
licher Sachverſtändiger durch das Eindringen der Beräufche auf 
die beiden Beſitzungen verurſacht werde. Das LG. hat die 
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Beklagte verurteilt: die Geräuſche, ſoweit dadurch das Grund⸗ 
ſtück des Klägers weſentlich beeinträchtigt werde, zu beſeitigen. 
Das OLG. hat die Berufung der Beklagten mit der Maßgabe 
zurückgewieſen, daß an Stelle der Verurteilung zur Beſeitigung 
des Geräuſches die Beklagte für verpflichtet erklärt iſt, dem 
Kläger den durch die Geräuſchzuführung erwachſenen Schaden 
zu erſetzen; die Koſten der Berufungsinſtanz find der Beklagten 
auferlegt. Das RG. hob auf: Nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalte wird die Benutzung der Hausgrundſtücke des Klägers 
durch die von der benachbarten Fabrik der Beklagten aus⸗ 
gehenden Geräuſche weſentlich und in einer nach den örtlichen 
Verhältniſſen nicht gewöhnlichen Weiſe beeinträchtigt. Der 
Kläger war daher nach 8 906 BGB. verbotsberechtigt, jedoch 
mit der aus 8 26 Gewd. ſich ergebenden Beſchränkung, daß 
an Stelle des Verbotsanſpruchs ein Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz trat, falls den unzuläſſigen Einwirkungen nicht ohne Ein⸗ 
ſtellung des Gewerbebetriebs abgeholfen werden konnte. Dieſer 
Rechtslage entſprechen die in I. Inſtanz geſtellten Anträge. 
Indem dann das LG. nach dem Hauptantrage erkannte, war 
nur für die Beklagte Anlaß zur Einlegung der Berufung 
gegeben. Richtig iſt nun zwar, daß, nachdem die Beklagte in 
II. Inſtanz den Einwand aus 8 26 GewD. erhoben hatte, 
der Kläger mit der Möglichkeit der Abweiſung des mit Haupt⸗ 
antrage geſtellten Klageverlangens rechnen mußte; allein mit 
Unrecht folgert hieraus die Reviſion, daß der Kläger nunmehr 
ſich nicht auf den Antrag, die Berufung zurückzuweiſen, habe 
beſchränken dürfen, ſondern daß er vorſorglich andere Anträge 
im Wege der Anſchlußberufung habe ſtellen müſſen. Wie 
der Tatbeſtand ergibt, war dem BG. vorgetragen, daß in 
I. Inſtanz neben dem Hauptantrage zugleich der auf Schadens⸗ 
erſatz abzielende Hilfsantrag geſtellt worden war. Erwies ſich 
auf Grund des neuen Vorbringens der Hauptantrag als nicht 
begründet, ſo mußte von Amts wegen über den ebenfalls der 
gerichtlichen Entſcheidung unterbreiteten Hilfsantrag befunden 
werden. Die Anſicht der Reviſion, daß der Vorſchrift des 
8 308 ZPO. zuwider dem Kläger etwas, das er nicht beantragt 
gehabt habe, zuerkannt worden ſei, iſt unzutreffend. Der Klage⸗ 
anſpruch war nicht eingeſchränkt worden. Der Antrag auf 
Zurückweiſung der Berufung enthielt die Erklärung, daß bei 
dem Hauptantrage verharrt, nicht aber auch die Erklärung, daß 
der Hilfsantrag fallen gelaſſen werde. Damit waren — 
8 525 ZPO. — die Grenzen für die Verhandlung vor dem BG. 
beſtimmt. Es war über das Klageverlangen nach Maßgabe 
der erſtinſtanzlichen Anträge zu befinden, und nur inſofern 
beſtand eine Beſchränkung, als das landgerichtliche Urteil nicht 
zu Ungunſten der Beklagten abgeändert werden durfte. Daß 
dies geſchehen, wird von der Reviſion ſelbſt nicht behauptet, 
und kann auch um ſo weniger geltend gemacht werden, als die 
Beklagte die Berufung gerade unter Hinweis auf die Vor⸗ 
ſchrift des 8 26 GewO. begründet hatte. Die Reviſion erachtet 
ferner die Vorſchriften der 88 253, 256 ZPO. für verletzt, 
indem ſie ausführt, daß die Klage keine Feſtſtellungsklage ſei, 
und daß ſie als Leiſtungsklage der erforderlichen Beſtimmtheit 
in Anſehung des Gegenſtandes und des Antrags ermangele. 
Richtig iſt, daß die Klage nicht als Feſtſtellungsklage gelten 
kann. Dafür, daß der Kläger mit dem Hilfsantrage bloß eine 
Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht hat begehren wollen, liegt 
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nichts vor. Nach dem Wortlaute des Antrags iſt die Ver⸗ 
urteilung der Beklagten zum Erſatze allen Schadens begehrt, 
den der Kläger nach dem Urteile gerichtlicher Sachverſtändiger 
durch das Eindringen der Geräuſche erleide. Hiernach hat der 
Kläger Schadenserſatz beanſprucht und lediglich die Feſtſtellung 
der Höhe des Anſpruchs dem Ermeſſen des Richters oder der 
Sachverſtändigen überlaſſen. Dies war, wie das RG. — 
RG. 10, 353; 21, 387 — bereits wiederholt anerkannt hat, 
auch bei der Leiſtungsklage zuläſſig. Für eine bloße Feſt⸗ 
ſtellungsklage würde es auch an den erforderlichen Voraus⸗ 
ſetzungen gefehlt haben, und für deren Vorliegen iſt auch aus 
dem Bu. nichts zu entnehmen. Das BU. mußte hiernach auf⸗ 
gehoben werden. Es wird noch über den Betrag des Anſpruchs 
zu befinden und damit der Rechtsſtreit voll zum Abſchluß zu 
bringen fein. W. c. Z., U. v. 3. Febr. 09, 178/08 V. — 
Hamm. 

Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

17. 8 565 3PO. Nachprüfung des Ermeſſens nach 
Gemeinem Recht. Vorausſetzung für die Überſchreitung von 
Amtsbefugniſſen. Möglichkeit der Entſtehung eines Schadens 
genügt. Anderung der vom RG. in der nämlichen Sache aus⸗ 
geſprochenen Rechtsgrundſätze. Iſt gemeinrechtlich das Ermeſſen 
der Behörde der richterlichen Nachprüfung entzogen?! 

Gegen das am 1. November 1906 verkündete Verſäumnis⸗ 
urteil des erkennenden Senates“), durch welches feſtgeſtellt 
wurde, daß die Beklagten ſich durch die in der Klageſchrift be⸗ 
zeichneten Handlungen einer Überſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe 
ſchuldig gemacht hätten, haben die Beklagten Einſpruch ein⸗ 
gelegt. Sie haben beſtritten, daß ſie die fragliche Strecke des 
Bettes der Schilde durch die von ihnen angeſtellten Arbeiter 
nicht bloß haben auskrauten und reinigen, ſondern auch zirka 
30 em tiefer legen laſſen, fo daß infolgedeſſen der Waſſerſpiegel 
beim Lande des Klägers ſich in der von dieſem behaupteten 
Weiſe geſenkt habe. Daß der Wieſe des Klägers die erforder⸗ 
liche Feuchtigkeit entzogen, und der Kläger dadurch in ſeinem 
Vermögen beſchädigt ſei, erklärten ſie nicht zu wiſſen. Wenn 
dies doch der Fall ſein ſollte, ſo ſei das, wie ſie behaupteten, 
auf andere Urſachen zurückzuführen. Das RG. hat unter Auſ⸗ 
hebung des Verſäumnisurteils feſtgeſtellt, daß die Beklagten 
ſich durch die Anordnung und Ausführung der im Sommer 1904 
am Bette der Schilde zwiſchen der im Zuge der Landſtraße 
Mittenburg- Teffin über den Fluß führenden Brücke und ber 
Grenze der klägeriſchen Hufe vorgenommenen Veränderungen 
einer Uberſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe ſchuldig gemacht haben. 
Der erkennende Senat hat Anlaß gefunden, in einzelnen Be⸗ 
ziehungen von derjenigen rechtlichen Auffaſſung, die er dem 
Verſäumnisurteile vom 1. November 1906 zugrunde gelegt hat, 
nach nochmaliger Erwägung abzugehen. Es handelt ſich dabei 
hauptſächlich um die Frage, welche Vorausſetzungen erfüllt ſein 
müſſen, damit ſich ein Beamter im Sinne des 8 11 Abf. 1 

Nr. 1 EGGVG. einer Uberſchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder 
der Unterlaſſung einer ihm obliegenden Amtspflicht „ſchulditz 
gemacht“ habe. Der Senat meinte früher, es mit dem ſoeben 
hervorgehobenen Wortlaute des Geſetzes genau nehmen und 
ein fue Verſchulden des Beamten als weſentliche 


*) Vgl. RE. 64, 249; JW. 07, 622. 
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Vorausſetzung der zu treffenden Feſtſtellung anſehen zu müſſen. 
Er hat ſich aber überzeugt, daß man der Meinung des Geſetzes 
doch wohl beſſer entfpricht, wenn man der dort gebrauchten 
Wendung vom „Sichſchuldigmachen“ keine ſo große Bedeutung 
beilegt und als Gegenſtand der einem beſonderen Gericht über⸗ 
tragenen Vorentſcheidung nur die Feſtſtellung betrachtet, ob der 
Beamte objektiv ſeine Amtsbefugniſſe überſchritten, bzw. eine 
ihm obliegende Amtshandlung unterlaſſen habe. In dieſem 
Sinne hat ſich ſchon früher der III. StS. des RG. in 
RGSt. 10, 388 f. ausgeſprochen; vgl. auch Gravenhorſt, 
der ſogen. Konflikt bei gerichtlicher Verfolgung von Beamten, 
S. 133 ff., 204, 217 f. Auch iſt ebenſo entſchieden worden 
vom PIO VBG. (angeführt bei Gravenhorſt a. a. O. S. 135 f.) 
und vom Bayv GH. (ebenda S. 182, 136 Anm. 2); anders 
freilich vom Badiſchen und vom Heſſiſchen VGH. (ebenda 
S. 191 f., 201, 136 Anm. 2). Hierher gehört aber auch die 
fernere Abweichung vom früheren Standpunkte, daß der Senat 
für eine Bejahung der zu entſcheidenden Frage nicht mehr die 
poſitive Annahme für erforderlich hält, daß durch das in Be⸗ 
tracht kommende Verhalten des Beamten dem Kläger ein Schade 
zugefügt worden ſei. Es wird vielmehr jetzt davon ausgegangen, 
daß es für jene bejahende Entſcheidung genügt, wenn durch 
rechtswidriges Verhalten des Beamten dem Kläger möglicher⸗ 
weiſe ein Schade entſtanden ſein könnte, während die Ent⸗ 
ſcheidung, ob dem fo ſei, dem ordentlichen Gerichte zu über 
laſſen if. Außerdem gewinnen andere neue rechtliche Geſichts⸗ 
punkte jetzt im Zuſammenhange mit dem erſt im Einſpruch⸗ 
verfahren erfolgten Vorbringen der Beklagten Bedeutung. Zwar 
it die Einwendung, daß, fei es nach allgemeinen, insbeſondere 
gemein rechtlichen Grundsätzen, ſei es nach beſonderen Beſtim⸗ 
mungen des Mecklenburgiſchen Rechtes, die zuſtändige Ver⸗ 
waltungs behörde nach ihrem Ermeſſen zu beſtimmen habe, welche 
Maßnahmen zur Aufräumung und Reinhaltung des öffentlichen 
dluſſes erforderlich ſeien, und daß inſoweit die interdicta ne 
quid in flumine publico und quod in flumine publico 
nicht zur Anvendung kommen könnten, durchaus verfehlt. Daß 
die von den Beklagten angezogenen Beſtimmungen aus der 
Mecklenburgiſchen Gemeindeordnung für die Domanialortſchaften 
bier nichts zu bedeuten haben, geht ſchon aus dem in den 
Gründen des Verſäumnisurteils vom 1. November 1906 unter II 
Ausgeführten hervor. Im übrigen aber ift zunächſt gemein⸗ 
vehtlich entſchieden zu verneinen, daß das von der Behörde 
geübte Ermeſſen der richterlichen Nachprüfung entzogen ſei. 
Das Urteil des III. 8 S. des RG. bei Seuffert, Archiv, Bd. 50 
Nr. 75, auf welches ſich die Beklagten berufen haben, betrifft 
eme ganz andere Frage, verneint nämlich für das Gemeine Recht 
einen Anſpruch eines Intereſſenten auf Schadenserſatz wegen 
emer neuen Art der Regelung des Gemeingebrauches an 
einem öffentlichen Fluſſe. Was ſodann das Mecklenburgiſche 
Recht anlangt, fo fehlt es auch hier an einer Beſtimmung, 
nuch welcher das Ermeſſen einer Verwaltungs behörde über die 
an einem Flußbette vorzunehmenden Veränderungen ſchrankenlos 
walten könnte. (Wird weiter ausgeführt und feftgeftellt, daß 
zwar der Beweis, daß die Beklagten gerade genau die in der 
Klageſchrift bezeichneten Handlungen vorgenommen haben, 
mißlungen iſt, und daß daher die Feſtſtellung, daß ſie ſich 
dadurch einer Überſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe ſchuldig 


gemacht haben, nicht aufrechterhalten werden kann, daß da⸗ 
gegen durch die in ihrem Auftrage tätigen Arbeiter im 
Sommer 1904 vom 4. Juli an das Bett der Schilde auf der 
Strecke von der Grenze der klägeriſchen Hufe bis zu der im 
Zuge der Landſtraße Wittenburg⸗Teſſin über den Fluß führenden 
Brücke in der Weiſe verandert worden iſt, daß es in der Mitte 
muldenförmig ausgetieft wurde, wobei die Vertiefung von oben 
an allmählich anwuchs bis zu zirka 30 em an der Brücke, und 
daß das in der Mitte ausgehobene Material zu beiden Seiten 
der Mulde aufgelagert wurde, und daß der Kläger hierdurch 
an feinem Vermögen geſchädigt fein kann.) V. c. Sch. u. St., 
U. v. 12. Nov. 08, M 88/06 VI. — Reichsgericht. 

Handelsgeſetzbuch. 

18. 5 15 HGB. Ausgeſchloſſene Haftung der Erben 
eines Geſellſchafters, deſſen Tod zwar nicht zum Handelsregiſter 
angezeigt iſt, wenn der Gläubiger wiſſen mußte, daß feine 
Schuld aus der Zeit des überlebenden Geſellſchafters als Einzel⸗ 
Kaufmann ftamme.] 

Seit dem Jahre 1867 beſtand zu V. unter der Firma 
Joſeph B. eine offene Handelsgeſellſchaft, als deren Geſell⸗ 
ſchafter Joſeph B. und ſein Sohn Alexander B. in das Handels⸗ 
regiſter eingetragen wurden. Dieſe vereinbarten, daß, im Falle 
die Geſellſchaft durch den Tod von Joſeph B. aufgelöſt werde, 
die Aktiven und Paſſiven auf Alexander B. übergehen ſollten. 
1892 ſtarb Joſeph B., ohne daß die Auflöſung der Geſellſchaft 
im Handelsregiſter vermerkt worden wäre, und wurde von den 
Beklagten R. und K. beerbt. Alexander B. betrieb das Geſchäft 
unter der alten Firma fort und trat mit der Klägerin in Ge⸗ 
ſchäftsverbindung, deren hieraus erwachſene Forderung am 
1. Januar 1906 mit einem Saldo von 10 645 4 34 ½ abs 
ſchloß. Hierüber verhält ſich das mit Joſeph B. unterzeichnete 
Anerkenntnis vom 6. Januar 1906. Die Klägerin fordert die 
Bezahlung dieſes Saldo von R. und K. Das LG. wies die 
Klage ab. Das OLG. erkannte auf einen zugeſchobenen Eid 
der Inhaber der klagenden Firma darüber, ob ihnen während 
der ganzen Geſchäftsverbindung mit der Firma Joſeph B., 
mindeſtens aber ſeit 5. Januar 1906 der Tod von Joſeph B. 
bekannt geweſen ſei. Der Eid wurde angenommen und von 
der Leiſtung oder Nicht⸗Leiſtung desſelben in der aus dem 
Urteile des OLG. in Frankfurt am Main vom 6. Januar 1908 
erſichtlichen Faſſung die Entſcheidung des Rechtsſtreites abhängig 
gemacht. Das RG. hob auf und wies die Berufung der 
Klägerin zurück: Die Klage ſtützt ſich auf das von Alexander B. 
mit der Firma „Joſeph B.“ unterzeichnete Schuldanerkenntnis 
vom 6. Januar 1906. Die Beklagten R. und K. werden 
daraus als Erben des Joſeph B. in Anſpruch genommen, weil 
die durch deſſen Tod im Jahre 1892 erfolgte Auflöſung der 
unter jener Firma betriebenen offenen Handelsgeſellſchaft in 
das Handelsregiſter nicht eingetragen worden iſt. Nach altem 
wie neuem Handelsrecht mußte dieſe Tatſache zur Eintragung 
in das Handelsregiſter angemeldet werden (Art. 129 AG., 
8 143 B.), nach altem, wie neuem Handelsrecht kann 
ſie, ſolange ſie nicht eingetragen und bekannt gemacht iſt, von 
demjenigen, in deſſen Angelegenheiten ſie einzutragen war, 
einem Dritten nicht entgegengeſetzt werden, es ſei denn, daß ſie 
dieſem bekannt war (Art. 129 Abſ. 5, Art. 25 Abſ. 2 AHGB,, 
§ 15 Abſ. 1 HGB.). Die Beteiligten, in deren Angelegen⸗ 
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heiten die Auflöſung der offenen Handelsgeſellſchaft hätte ein- 
getragen werden müſſen, waren hier der Geſellſchafter Alexander 
B. und die Beklagten R. und K. als Erben des anderen Ge⸗ 
ſellſchafters. Demnach würden die Beklagten aus dem Schuld⸗ 
anerkenntnis vom 6. Januar 1906 der Klägerin gegenüber 
haften (ob beſchränkt oder unbeſchränkt, braucht hier nicht 
erörtert zu werden), ſofern ſie nicht beweiſen, daß ihr an dieſem 
Tage die in das Handelsregiſter einzutragende Tatſache bekannt 
geweſen ſei. § 15 Abſ. 1 HGB. iſt verletzt. Um die Haftung 
der Beklagten auszuſchließen, iſt es nicht erforderlich, daß die 
Klägerin gewußt hat, daß die offene Handelsgeſellſchaft 
Joſeph B. durch den Tod des Joſeph B. aufgelöſt ſei, ſondern 
es genügt der Nachweis, daß die Klägerin ſtets (alſo auch am 
6. Januar 1906 zur Zeit der Entſtehung der Klageforderung) 
gewußt hat, daß Alexander B. Alleininhaber der Firma 
Joſeph B. ſei. Dieſe Tatſache hält auch das OLG. auf Grund 
des Briefes vom 25. Juli 1906 für erwieſen. Alsdann darf 
ſich aber die Klägerin auf den Mangel der Berichtigung des 
Handelsregiſters und damit auf den früheren wahren Zuſtand 
nicht mehr berufen, denn es war ihr am 6. Januar 1906 be⸗ 
kannt, daß ihr unter der Firma Joſeph B. nicht eine offene 
Handelsgeſellſchaft, ſondern ein Einzel⸗Kaufmann gegenüberſtand. 
B. c. M., U. v. 6. Febr. 09, 180/08 I. — Frankfurt. 

Wechſelrecht. 

19. Hannoverſche revidierte Städteordnung vom 24. Juni 
1858. Vertretung einer Sparkaſſe durch den Vorſtand im 
Wechſelverkehr.] 

Die Reviſion bekämpft die Annahme des BG., daß die 
Befugnis des Senators J., die Sparkaſſe und damit die 
Klägerin durch Ausſtellung von Wechſeln verbindlich zu machen, 
aus dem neuen Statut der Sparkaſſe entnommen werden könne. 
Der Auffaſſung des BG. muß jedoch beigepflichtet werden. 
Sie findet ihre vornehmſte Stütze darin, daß einmal die An⸗ 
lehnung der 88 9 und 10 der Satzung an die 88 71 und 74 
der Hannoverſchen revidierten Stäbteordnung vom 24. Juni 
1858 unverkennbar iſt und ſodann nicht bezweifelt werden kann, 
daß für die hannoverſchen Städte die namens des Magiſtrats 
vom Bürgermeiſter unterzeichneten ſchriftlichen Erklärungen 
(„Ausfertigungen“) auch dann verbindlich find, wenn der nach 
8 71 der Städteordnung vorgeſchriebene Beſchluß des Magiſtrats 
fehlen ſollte. Die Reviſion beachtet in dieſer Hinſicht nicht 
genügend, daß im Intereſſe der Verkehrsſicherheit ein be⸗ 
ſtimmtes Merkmal erforderlich erſcheint — und auch in den 
verſchiedenſten ſtädtiſchen und ländlichen Gemeindeordnungen 
aufgeſtellt worden iſt —, das über die Verbindlichkeit der nach 
außen gehenden geſchäftlichen Erklärungen entſcheidet. Iſt 
dieſes Merkmal, abgeſehen von den „Stadtobligationen“, für 
die hannoverſchen Städte die Unterſchrift des Bürgermeiſters, 
ſo können die 88 9 und 10 der Satzung nicht wohl anders 
verſtanden werden, als daß für die Sparkaſſe die Unterſchrift 
des Vorſitzenden des Vorſtandes in gleicher Weiſe bindende 
Kraft haben ſoll. Bei einer anderen Auslegung der 88 9 
und 10 ergäbe ſich auch die nicht leicht annehmbare Folge, daß 


eine in zweckmäßiger Weiſe zu handhabende Vorſchrift für die 


„Ausfertigungen“ fehlen würde; denn als ſolche könnte die 
Unterfertigung durch ſämtliche fünf Vorſtandsmitglieder ſchwerlich 
angeſehen werden. Wenn die Reviſion bemängelt, daß vom 


N 7. 1909. 
BG. vergleichsweiſe auf andere preußiſche Gemeindeordnungen 
hingewieſen werde, dieſe aber über die Wirkſamkeit, von 
geſchäftlichen Erklärungen nach außen abweichende Beſtimmungen 
enthielten, z. B. die Preußiſche Städteordnung die Unterſchrift 
vom Bürgermeiſter und einem Stadtrat verlange, ſo bleibt 
dabei der entſcheidende und vom Bert. betonte Vergleichungs⸗ 
punkt, nämlich daß die Gemeindeordnungen nach außen hin 
beſondere Bedingungen für die Gültigkeit jener Erklärungen 
aufſtellen, unberührt. Für die Richtigkeit der Auslegung der 
88 9 und 10 der Satzung durch das BG. ſpricht endlich der 
Umſtand, daß nach den von dem Gerichte getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen die Klägerin ſelbſt bei verſchiedenen Gelegenheiten 
den Senator J. als zur äußeren Vertretung der Sparkaſſe 
berechtigt bezeichnet hat. Die Reviſion verſucht eventuell dar⸗ 
zulegen, daß auch dem geſamten Vorſtande die Vollmacht für 
einen Wechſelverkehr, abgeſehen von dem Ausleihen auf Wechſel 
zum Höchſtbetrage von 6000 & (8 25 Nr. 5 der Satzung), 
gefehlt habe; der hier fragliche Wechſelverkehr gehöre nicht zu 
den Aufgaben der dem Vorſtande obliegenden Sparkaſſen⸗ 
verwaltung. Demgegenüber hat das BG. mit Recht darauf 
hingewieſen, daß „das Gegenteil ſich aus dem unſtreitigen 
legitimen Geſchäftsbetriebe früherer Jahre ergebe“. Die Reviſion 
will dieſen Hinweis deswegen als verfehlt anſehen, weil in der 
früheren Zeit für jeden Fall der Wechſelausſtellung die Ge⸗ 
nehmigung des Magiſtrats verlangt worden ſei. Allein dieſer 
Einwand kann nicht durchgreifen, weil es nach dem Gedanken⸗ 
gange der Entſcheidungsgründe des BU. darauf ankommt, ob 
die geſchäftliche Lage der Sparkaſſe der Klägerin überhaupt 
das Ausſtellen und Girieren von Wechſeln mit ſich bringen 
konnte. Und dieſe Frage war auch dann zu bejahen, wenn es 
richtig iſt, daß früher — unter dem alten Statut der Spar⸗ 
kaſſe — zwar ein ähnlicher Wechſelverkehr ſtattfand, aber mit 
beſonderen Sicherheitsvorkehrungen umgeben wurde. Im einzelnen 
Falle darüber zu befinden, ob die Begebung eines Wechſels 
innerhalb der ordnungsmäßigen Verwaltung der Sparkaſſe lag, 
war nicht Sache der Beklagten. Nicht behauptet worden iſt, 
daß die Beklagte davon Kenntnis gehabt hätte, J. mißbrauche 
ſeine Befugniſſe. Stadtgemeinde H. c. Reichsbank, U. v. 
18. Febr. 09, 123/08 I. — Celle. 

Verſicherungsrecht. 

20. Briefliche Anzeige ſtatt telegraphiſcher und darauf 
geſtützter Einwand der Verwirkung. Nichtanwendung des 8 278, 
wohl aber der SS 157, 242 BGB.] 

Der Erblaſſer der Kläger, Arzt Dr. S., iſt in der Nacht 
vom 19. zum 20. September 1906 an einer Blutvergiftung 
geſtorben. Er war damals bei der Beklagten gegen Unfall 
verſichert, und zwar für den Todesfall in Höhe von 10 000 &. 
Mit der Klage wird Zahlung dieſer Summe gefordert. Das 
LG. hat die Beklagte verurteilt. Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Eine Verwirkungseinrede wird auf die 
Beſtimmung des 8 10 Abf. 2 der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen gegründet, wonach „bei Todesfällen oder ſehr 
ſchweren Verletzungen ... die Direktion der Geſellſchaft in 
C. ſeitens desjenigen, welcher Anſprüche erhebt, innerhalb 
36 Stunden nach dem Bekanntwerden des Ereigniſſes tele 
graphiſch benachrichtigt werden“ muß; die Zuwiderhandlung 
hiergegen zieht nach 8 12 den Verluſt aller Anſprüche an die 
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Geſellſchaft nach ſich. Feſt ſteht, daß eine telegraphiſche Todes⸗ 
anzeige nicht erfolgt iſt, daß aber die Direktion der Beklagten 
die briefliche Anzeige empfangen hat. Die Beklagte hat jedoch 
beſtritten, daß die briefliche Anzeige rechtzeitig eingegangen ſei. 
Das BG. bezeichnet es als im hohen Grade wahrſcheinlich, 
daß die Direktion der Beklagten die Anzeige noch vor Ablauf 
der vorgeſchriebenen 36 Stunden erhalten hat, als gewiß aber, 
daß eine etwaige Verſpätung nur höchſtens wenige Stunden 
betragen haben könne. Das BG. hält für erwieſen, daß die 
Witwe des Dr. S. noch am Sterbetage, gegen 4 Uhr nach⸗ 
mittag, den Zeugen Sch., einen Vetter des Verſtorbenen, be⸗ 
auftragt hat, die Todesanzeige an die Beklagte gemäß den 
Verſicherungsbedingungen zu erſtatten, daß Sch. dieſen Auftrag 
angenommen hat, daß er ihn telegraphiſch rechtzeitig hätte er⸗ 
lebigen können, und daß die Witwe nach der Sachlage ſich auf 
die gehörige Ausführung ihres Auftrags hat verlaſſen dürfen. 
Auf dieſer Grundlage ſieht das BG. die Witwe bezüglich der 
Verſpätung, falls ſolche vorliegt, als entſchuldigt und darum 
die Verwirkung als ausgeſchloſſen an. Hiergegen wendet ſich 
die Reviſion mit der Ausführung, daß die telegraphiſche An⸗ 
zeige nach Inhalt der Verſicherungs bedingungen eine Vertrags⸗ 
pflicht der Witwe, als Rechtsnachfolgerin des Verſicherten, 
geweſen ſei, und daß die Witwe nach 8 278 BB. die Unter: 
laſung dieſer Anzeige durch ihren Beauftragten zu vertreten 
habe. Dieſe Annahme beruht auf einer rechtsirrigen Auffaſſung. 
Der § 278 a. a. O. bezieht ſich auf „Verbindlichkeiten“, die 
der „Schuldner“ zu erfüllen hat. Die telegraphiſche Todes⸗ 
anzeige aber kann unmöglich als eine Verbindlichkeit angeſehen 
werden, bezüglich deren der Verſicherte oder feine Rechts⸗ 
nachfolger der Verſicherungsgeſellſchaft als Schuldner gegenüber⸗ 
funden, und dieſe die Rechtsſtellung eines Gläubigers einnahm. 
Das Gegenteil iſt auch aus dem Umſtande, daß der die 88 10 
und 12 enthaltende Abſchnitt der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bebingungen mit der Überfchrift: „Pflichten des Verficherers “ 
betſehen iſt, nicht zu entnehmen. Zu fordern hatte die Beklagte 
die Todesanzeige überhaupt nicht; ſie hatte nur günſtigſtenfalls 
das Recht, die ihr, als Schuldnerin, obliegende Leiſtung aus 
dem Verſicherungsvertrage zu verweigern, wenn die Anzeige 
unterblieben war. Die Anzeige war nicht eine Schuld der 
Rechtsnachfolger des Verſicherten, ſondern eine Vorausſetzung 
ihre Anſpruchs. Die Anwendung des 8 278 BGB. iſt hier⸗ 
nach ausgeſchloſſen. Die Reviſion macht nun weiter geltend, 
daß, wenn man die rechtzeitige telegraphiſche Todesanzeige als 
bie vertragsmäßige Vorausſetzung des Anſpruchs auf die Ver⸗ 
ſicerungsſumme anſehe, es darauf, ob die Witwe hinsichtlich 
des Unterbleibens dieſer Anzeige ein Verſchulden trifft oder 
nicht, überhaupt nicht ankommen könne. Ob das richtig iſt, 
braucht nicht erörtert zu werden, weil ein der Reviſion günſtiges 
Ergebnis keinesfalls zu gewinnen wäre. Die Vorſchrift der 
in 36 ſtündiger Friſt zu bewirkenden telegraphiſchen Benach⸗ 
dichtigung der Beklagten von dem Tode des Verficherten hat, 
wie nicht zu bezweifeln iſt⸗ und von der Reviſton ſelbſt hervor⸗ 
gehoben wird, für Fälle der vorliegenden Art den Zweck, der 
igten die raſche Herbeiführung der Leichenöffnung zu er» 
möglihen. Dieſer Zweck iſt durch die briefliche Anzeige, fei 
Ne mm por oder nach Ablauf jener Friſt an die Direktion 
ber Beklagten gelangt, tatſächlich erreicht worden: Die Leichen 
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öffnung hat, wie das Protokoll darüber ergibt, am 22. Sep⸗ 
tember 1906 nachmittags 2 Uhr, etwa 60 Stunden nach Ein⸗ 
tritt des Todes, ſtattgefunden. Die Reviſion macht zwar 
geltend, daß in dieſem Zeitpunkte nach Inhalt des Protokolls 
die Leichenfäulnis ſchon ſehr weit vorgeſchritten geweſen ſei. 
Dieſer Umſtand iſt indes ohne Bedeutung, da trotz des ein⸗ 
getretenen Fäulnisgrades, wie Protokoll und Gutachten ergeben, 
mit Sicherheit hat feſtgeſtellt werden können, daß der Tod 
durch eine Blutvergiftung herbeigeführt worden iſt, die ihren 
Beginn in einer eitrigen Mandelentzündung genommen hatte, 
— ein Ergebnis, über deſſen Richtigkeit denn auch kein Streit 
unter den Parteien beſteht und auf dem die Beurteilung 


des BG. ſich aufbaut. Zudem kann aber auch nicht 


angenommen werden, daß die Beklagte die Leichenöffnung in 
einem weſentlich früheren Zeitpunkte hätte vornehmen laſſen 
können, wenn die telegraphiſche Anzeige vertragsgemäß erfolgt 
wäre. Wie aus dem vorhin Geſagten ſich ergibt, iſt Dr. S. 
in den erſten Morgenſtunden des 20. September geſtorben. Eine 
telegraphiſche Mitteilung, die zu entſprechender Nachmittags⸗ 
ſtunde des 21. bei der Direktion der Beklagten in C. ein⸗ 
gegangen wäre, hätte alſo der Vertragsbeſtimmung noch ent⸗ 
ſprochen. Daß die briefliche Mitteilung ebenfalls noch am 21. 
bei ihr eingegangen iſt, beſtreitet die Beklagte nicht; nach der 
Feſtſtellung des BG. iſt dies, wenn überhaupt, höchſtens 
wenige Stunden ſpäter geſchehen, als die telegraphiſche An⸗ 
zeige vertragsgemäß hätte eintreffen müſſen, um noch recht⸗ 
zeitig zu ſein. Bei dieſer Sachlage muß es als ausgeſchloſſen 
erſcheinen, daß eine irgendwie ins Gewicht fallende Verzögerung 
der Leichenöffnung oder ſonſt eine Beeinträchtigung oder auch 
nur eine Gefährdung berechtigter Intereſſen der Beklagten 
herbeigeführt worden ſei. Iſt aber hiernach der Zweck, dem 
die in dem Vertrage vorgeſchriebene Art und Friſt der Benach⸗ 
richtigung dienen ſollte, durch die, wenngleich von dieſer Vor⸗ 
ſchrift abweichende, Benachrichtigung tatſächlich ebenfalls erfüllt 
worden, fo kann es nach den gemäß der 88 157, 242 BGB. 
allgemein maßgebenden, das Verſicherungsweſen aber ganz 
beſonders beherrſchenden Grundſätzen von Treu und Glauben 
der Beklagten nicht geſtattet werden, auf ihrem Scheine zu be⸗ 
ſtehen und ſich, um der nicht buchſtäblich genau entſprechenden 
Erfüllung jener Vertragsvorſchrift wegen, dem ſonſt begründeten 
Anſpruche der Kläger zu entziehen. K. c. S., U. v. 29. Jan. 09, 
114/08 VII. — Naumburg. 
21. Schiedsvertrag oder Kommiſſion von Schiedsgerichten.] 
Ob es ſich wirklich um die Einrede des Schiedsvertrags 
handelt, iſt keineswegs fo ſelbſtverſtändlich, wie beide Bor 
inſtanzen anzunehmen ſcheinen. Die allgemeinen Vertrags. 
bedingungen wohl aller Geſellſchaften, deren Geſchäftskreis die 
Unfallverſicherung umfaßt, enthalten eine Beſtimmung des 
Inhalts, daß über die Frage, ob und in welchem Umfange 
die Erwerbsunfähigkeit des Verſicherten Folge eines Unfalls 
ſei, eine meiſt aus drei Mitgliedern beſtehende Kommiſſion zu 
entſcheiden habe. Es ſteht in der Rechtſprechung feſt, daß eine 
derartige Kommiſſion kein Schiedsgericht, ihre Entſcheidung kein 
Schiedsſpruch im Sinne der 89 1025 ff. ZPO. iſt, mag auch 
die Kommiſſion im Vertrage Schiedsgericht, ihre Mitglieder 
Schiedsrichter genannt ſein, und mag auch ihre Entſcheidung 
unter Ausſchluß des Rechtsweges für die Parteien bindend 
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ſein. Denn eine derartige Kommiſſion hat nicht den Rechtsſtreit 
zu entſcheiden, ſondern ſie hat eine Tatſache, einen tatſächlichen 
- Buftand bindend feſtzuſtellen. Im vorliegenden Falle nun hat 
nach 8 10 der allgemeinen Bedingungen ein „Schiedsgericht 
über die Höhe der Entſchädigung“ zu entſcheiden. Die Be⸗ 
ſtimmung unterſcheidet ſich alſo dadurch von der ſonſt üblichen 
Faſſung, daß nicht nur die Kommiſſion als Schiedsgericht be⸗ 
zeichnet, ſondern ihr auch als Aufgabe die Entſcheidung über 
die Höhe der Entſchädigung überwieſen wird. Die Übertragung 
dieſer Aufgabe an ein Schiedsgericht im Sinne der ZPO. wird 
allerdings nicht von vornherein für unzuläſſig erklärt werden 
können. Wenn in einem Rechtsſtreite über den Grund des 
Anſpruchs zugunſten des Klägers entſchieden iſt, alſo nur noch 
die Höhe der Forderung ſtreitig bleibt, ſo können die Parteien, 
ſo gut ſie ſich über die Höhe des Betrags vergleichen können, 
auch die Entſcheidung einem Schiedsgericht übertragen. Und 
es muß deshalb auch für zuläſſig erachtet werden, von vorn⸗ 
herein eine Vereinbarung dahin zu treffen, daß die Gerichte 
nur über die Entſchädigungspflicht an ſich, über deren Höhe 
dagegen ein Schiedsgericht entſcheiden ſoll. Allein es erſcheint 
doch zum mindeſten ſehr zweifelhaft, ob der § 10 der Be⸗ 
dingungen von den Parteien wirklich in dem Sinne der Ver⸗ 
einbarung eines eigentlichen ſchiedsrichterlichen Verfahrens ge⸗ 
meint iſt. Die Beſtimmung, daß als drittes Mitglied der 
Kommifſion der Kreisphyſikus des Wohnorts des Verſicherten 
oder eine mediziniſche Autorität einzutreten hat, läßt darauf 
ſchließen, daß die Aufgabe des „Schiedsgerichts“ keine andere 
iſt, als die üblicherweiſe der ſogenannten Schiedskommiſſion 
obliegende. Die Annahme liegt doch recht fern, daß es Auf⸗ 
gabe des ſogenannten Schiedsgerichts ſein ſoll, die Beklagte 
zur Zahlung einer beſtimmten Summe an den Kläger zu ver⸗ 
urteilen und dabei die das ſchiedsrichterliche Verfahren regelnden 
Vorſchriften der ZPO. zu befolgen, und daß eventuell der 
Kläger auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurteils oder er oder die 
Beklagte auf Aufhebung des „Schiedsſpruchs“ ſoll klagen 
können oder müſſen. Auch iſt zu beachten, daß die Anfechtung 
des „Schiedsſpruchs“ wegen offenbarer Unbilligkeit nicht ftatt- 
findet. Dieſe Erwägungen zeigen, daß vor allem die Klar⸗ 
ſtellung der Bedeutung des § 10 der allgemeinen Bedingungen 
geboten iſt, was nicht ohne Anhörung der Parteien geſchehen 
kann. Unabhängig von dem prozeſſualen Charakter der Einrede 
iſt die Frage, ob ſie tatſächlich begründet iſt. Das BG. hat 
dies verneint. Hierin kann ihm indeſſen nicht beigetreten werden. 
Das B. führt zur Begründung feiner Entſcheidung aus, wenn 
die Beklagte zwar ihre Entſchädigungspflicht wegen eines Unfalls 
an ſich anerkannt habe, aber wie hier ſtreitig bleibe, ob nur 
ein Fall vorübergehender Erwerbsunfähigkeit oder ein ſolcher 
des dauernden Verluſtes der Arbeitsfähigkeit vorliege, ſo betreffe 
der Streit nicht nur die Höhe der Entſchädigung, ſondern auch 
den Grund des Anſpruchs; dieſer Streit ſei durch den § 10 
der Bedingungen der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
nicht entzogen. Dieſe Ausführungen gehen offenbar von der 
Betrachtung der Frage aus, ob in einem Rechtsſtreite, in 
welchem ein Urteil über den Grund des Anſpruchs nach 
8 304 ZPO. erlaſſen wird, der vorerwähnte Streitpunkt zur 
Entſcheidung über den Grund oder zu der über den Betrag 
gehört. Ob für dieſen Fall dem BG. beizutreten wäre, kann 
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dahingeſtellt bleiben; hier handelt es ſich um die Frage, ob 
nach dem Vertrage der Parteien das Gericht oder das 
Schiedsgericht über die Entſchädigung wegen Invalidität des 
Klägers zu entſcheiden hat. Bei der Beantwortung dieſer 
Frage iſt zu unterſcheiden: Verlangt der Kläger, daß das 
ordentliche Gericht, wenn auch nur in den Gründen, ſeine 
Invalidität feſtſtelle, gegebenenfalls nach Beweiserhebung, jo 
iſt die Einrede, daß dieſe Entſcheidung der Zuſtändigkeit des 
ordentlichen Gerichts entzogen ſei, offenbar begründet. Denn 
wie immer der § 10 der Bedingungen zu verſtehen fein mag, 
fo viel ſteht außer Zweifel, daß es, wenn nicht die einzige, fo 
doch die hauptſächlichſte Aufgabe des „Schiedsgerichts“ iſt, 
feſtzuſtellen, ob und in welchem Grade der Kläger dauernd 
erwerbsunfähig iſt. Geht dagegen das Verlangen des Klägers 
dahin, daß, falls ſeine Invalidität durch das Schiedsgericht 
feſtgeſtellt werde, die Beklagte verpflichtet ſei, ihn hiewegen zu 
entſchädigen, bildet alſo die Entſchädigungspflicht der Beklagten 
überhaupt den Streitgegenſtand, ſo ſind zur Entſcheidung nach 
8 13 die ordentlichen Gerichte zuſtändig. Im vorliegenden 
Falle ſcheint es nun, daß der Kläger beide Fragen durch das 
ordentliche Gericht entſchieden haben will. Das Bu. aber läßt 
dies nicht erkennen, es geht vielmehr davon aus, daß die Be⸗ 
klagte ihre Entſchädigungspflicht an ſich anerkannt habe — was 
weder aus dem Klagevortrage noch aus den Erklärungen der 
Beklagten zu entnehmen iſt —, und es erachtet gerade den 
Streitpunkt, ob der Kläger invalide ſei oder nicht, als vor die 
ordentlichen Gerichte gehörig, was offenbar verfehlt iſt. T. c. K., 
U. v. 2. Febr. 09, 143/08 VII. — Naumburg. 

22. Anſpruch des verſicherten Rechtsanwalts wegen 
Regreßanſprüche, die aus einer Vermögensverwaltung für den 
Klienten herrühren? 

Der beklagte Verein hält, wie das BG. mit Recht unter 
Berufung auf 8 3 der Verſicherungsbedingungen hervorhebt, 
und wie ſich auch daraus ergibt, daß inhaltlich des Aufnahme⸗ 
antrages bei Verſicherung aus mehreren Amtern oder Berufs⸗ 
arten ein Zuſchlag auf die Hauptprämie zu zahlen iſt, die 
einzelnen Funktionen, aus denen dem Verſicherten eine Haft⸗ 
pflicht erwachſen kann, ſtreng auseinander. Das ſpricht ſchon 
dagegen, daß der Beklagte Vermögensverwaltungen, die doch 
leicht zu Haftpflichtfällen führen können, als beſondere Funktionen 
nicht anerkenne, und für ſie eine beſondere Verſicherung nicht 
verlangen fol. Auch daraus, daß die Vermögensverwaltung 
im Antragsformular ſelbſtändig unter einer beſonderen Nummer 
nicht aufgeführt iſt, iſt die Folgerung der Reviſion nicht zu 
rechtfertigen. Es genügt, daß die Verſicherung als Vermögens⸗ 
verwalter unter den zu verſichernden Funktionen, wenn auch 
in Parentheſe, doch noch beſonders erwähnt iſt. Wie durch 
Nichtſtreichen der Worte Nachlaßpfleger oder Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker bei Nr. 4 des Antrages Verſicherung für dieſe Funktionen 
beſonders oder neben einer anderen Berufstätigkeit genommen 
werden kann, ſo ſteht auch nichts entgegen, daß ein Rechts⸗ 
anwalt, indem er das Wort Vermögensverwalter nicht durch⸗ 
ſtreicht, ſondern ſtehen läßt, außer für feine anwaltliche Tätig⸗ 
keit noch Verſicherung gegen Regreſſe aus Vermögensverwaltungen 
nimmt. Selbſt aber, wenn die Ausführungen der Reriſion 

zuträfen und der Beklagte für Vermögens verwaltungen beſonders 
Verſicherung nicht gewährte, würde das zugunſten des Klägers 
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nur dann zu verwerten und er als Vermögensverwalter mit⸗ 
verfichert ſein, wenn Vermögens verwaltung ohne weiteres der 
anwaltlichen Tätigkeit zuzurechnen iſt. Das iſt ſie aber nicht; 
die Berufstätigkeit eines Rechtsanwalts, dem eine Stellung 
öffentlich⸗rechtlicher Natur vom Geſetze angewieſen und der 
vermöge derſelben an der Rechtspflege teilnimmt (RG. 14, 
283), erſtreckt ſich als ſolche auf Vermögens verwaltungen nicht. 
Wenn deshalb, wie dies hier geſchehen iſt, eine Verſicherung 
in der Eigenſchaft als Rechtsanwalt genommen iſt, iſt dieſe 


„Verſicherung auch nur auf die eigentliche rechtsanwaltliche 


Tätigkeit, die Bedienung des Publikums in Rechtsangelegen⸗ 
heiten, die Haftung aus Mandaten, wie es im Proſpekt des 
Beklagten heißt, beſchränkt. Es kommt ſonach für die Ent⸗ 
ſcheidung darauf an, ob die Raterteilung, wegen deren ber 
Kläger von Frau v. G. regreßpflichtig gemacht fein fol, der 
rechtsanwaltlichen und damit verſicherten Tätigkeit des Klägers 
zuzurechnen iſt. Das BG. verneint dies, indem es, wie ſchon 
erwähnt, zwiſchen der Erteilung eines Rechtsrats in Zwangs⸗ 
berſteigerungsſachen und der Raterteilung über die wirtſchaftliche 
Zweckmäßigkeit der Erſteigerung eines Grundſtücks unterſcheidet 
und erſtere als rechtsanwaltliche Tätigkeit, letztere als in das 
Gebiet der Vermögensverwaltung übergreifend anſieht. Ob 
dieſe von der Reviſion bekämpfte Auffaſſung in ſolcher All⸗ 
gemeinheit zutrifft, oder ob nicht vielmehr der Rat, welchen 
ein Anwalt in ſolchen Fällen einem Klienten, mit deſſen Ver⸗ 
mögensverwaltung er im übrigen nicht befaßt iſt, erteilt, an 
ſich als einheitlich und nach beiden Richtungen als anwaltliche 
Tätigkeit anzuſehen iſt, kann zweifelhaft ſein. Nach Lage des 
vorliegenden Falles aber iſt es nicht zu beanſtanden, daß die 
für den Regreßanſpruch in Frage kommende Raterteilung der 
Auwaltstätigkeit des Klägers nicht zugerechnet iſt, die obwalten⸗ 
den Verhältniſſe, nach denen wie feſtſteht, der Kläger ſchon 
borher jahrelang ſtändiger Berater der Frau v. G. in ihren 
Vermögensangelegenheiten war, Gelder für fie angelegt und 
auch das erſtandene Grundſtück mit der gefährdeten Hypothek 
für ſie beliehen hat, rechtfertigen die Verneinung einer anwalt⸗ 
lichen Tätigkeit, wenn auch zur Legitimation des Klägers deſſen 
Bevollmächtigung erforderlich war. Die Vertretung und be⸗ 
ſonders aber die Erteilung des Rats zur Erſteigerung des 
Grundſtücks beruhen vielmehr hier auf der vom Kläger der 
Grau v. G. gegenüber ſchon lange vorher eingenommenen 
Stellung eines Vertrauensmannes und Beraters in ihren ver⸗ 
mügensrechtlichen Angelegenheiten. Als ſolcher, nicht als ein 
nur um Beiſtand erſuchter Rechtsanwalt hat er zur Ersteigerung 
des Grundſtücks geraten. War dieſer Rat nach den obwalten⸗ 
den Verhältniſſen ein unzweckmäßiger und iſt Kläger dadurch 
regreßpflichtig geworden, fo hat er nicht in feiner verſicherten 
Eigenschaft als Rechtsanwalt, ſondern in der ihm eingeräumten 
Stellung als wirtſchaftlicher Berater der Frau v. G. gefehlt. 
Dieſe Raterteilung greift ſomit, wie das BG. im Ergebniſſe 
zutreffend, wenn auch mit etwas anderer Begründung angenommen 
hat, in die nicht verſicherte Funktion der Vermögensverwaltung 
E. c. A., U. v. 29. Jan. 09, 170/08 VII. — Dresden. 
28. Das Intereſſe des Verſicherungsnehmers wegen Ver⸗ 
ſiherung aus Haftpflichtfällen Dritter erſchöpft ſich, wenn er 
nicht ſchon Zahlung geleiſtet hat.] 
N. war bei der Beklagten gegen Haftpflichtanſprüche aus 
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Körperverletzung und Tötung von Perſonen in dem Betriebe 
feines Baugeſchäftes verſichert. Er wurde aus einem Bauunfall 
haftpflichtig und auf die Klage der an die Stelle des Verletzten 
getretenen Berufsgenoſſenſchaft als Nebenintervenientin rechts⸗ 
kräftig zur Zahlung verurteilt. Wegen einer vollſtreckbaren 
Forderung hatte Kläger gegen den Verſicherungsnehmer M., 
deſſen Anſpruch aus dem Verſicherungsvertrage mit der beklagten 
Haftpflicht⸗Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft „Z.“ gepfändet und 
ſich zur Einziehung überweifen laſſen. Er erhob nunmehr gegen 
die Geſellſchaft „Z.“ Klage auf Zahlung der von der Neben⸗ 
intervenientin erſtrittenen Summe. Die Beklagte widerſprach 
dem Verlangen des Klägers, da ſie nur verpflichtet ſei, den 
Verſicherungsnehmer ſchadlos zu halten, d. h. entweder den 
Dritten an ſeiner Stelle zu befriedigen oder ihm für ſeine Auf⸗ 
wendungen Erſatz zu leiſten. Gezahlt habe M. unſtreitig noch 
nichts. Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: 
Die Haftpflichtverſicherung verfolgt, wie der Ber R. mit Recht 
annimmt, den Zweck, den Verſicherungsnehmer vor Haſtpflicht⸗ 
ſchaden zu bewahren. Man wird ſie nicht als bloße Rechts⸗ 
ſchutzverſicherung, ſondern als wirkliche Schadensverſicherung zu 
kennzeichnen haben. Aber der Schaden beſteht nach Eintritt 
des Haftpflichtfalles zunächſt in der Belaſtung des Vermögens 
des Verſicherungsnehmers mit der aus der Haftpflicht ent⸗ 
ſpringenden Verbindlichkeit. Bis er diefe erfüllt hat, erſchöpft 
ſich ſein Intereſſe an der Verſicherung darin, daß er ſie nicht 
zu erfüllen braucht, daß die Geſellſchaft ihrerſeits für die Er⸗ 
füllung oder auch nur dafür ſorgt, daß er von dem Beſchädigten 
nicht in Anſpruch genommen wird. Sein Intereſſe erheiſcht 
nicht, daß die Hapftpflichtſchuld an ihn bezahlt werde, ſondern 
nur, daß er die Schuld zu bezahlen nicht angehalten werden 
könne, und mit dieſem Intereſſe würde es ſogar in Widerſpruch 

ſtehen, wenn man ihm einen bloßen Geldanſpruch einräumen 
wollte, der infolge der Möglichkeit des Zugriffs anderer Gläubiger 
zu feiner gerade mit der Verſicherung erſtrebten Entlaſtung von 
der Haftpflichtſchuld nicht führen könnte. Deshalb wird das 

Intereſſe des Verſicherungsnehmers bis zu dem Zeitpunkt, zu 

dem er ſelbſt durch Befriedigung des Dritten das ihn belaſtende 

Paſſivum beſeitigt hat, durch den Anſpruch auf Befreiung von 

dieſem Paſſivum völlig gedeckt. Wie die Geſellſchaft ſeine Be⸗ 

freiung herbeiführt, kann ihm gleichgültig ſein. Andererſeits 

iſt nicht zu verkennen, daß ein erhebliches Intereſſe des Ver⸗ 
ſicherers daran beſteht, daß er nicht verpflichtet iſt, die Haft⸗ 

pflichtſumme dem Verſicherungsnehmer auszukehren, daß er 
vielmehr berechtigt iſt, mit dem Beſchädigten zu verhandeln und 
die Sache in der ihm geeignet ſcheinenden Weiſe zu erledigen, 


wofern es ihm nur gelingt, den Verficherungsnehmer vor dem 


Anſpruche des Beſchädigten zu ſchützen. Endlich iſt zwar die 
Haftpflichtverſicherung kein Vertrag zugunſten Dritter, auch 
keine Verſicherung für fremde Rechnung, ſo daß Rechts⸗ 
beziehungen aus dem Verſicherungsverhältnis zwiſchen dem Be⸗ 
ſchädigten und dem Verſicherer oder Verſicherungsnehmer nicht 
beſtehen, aber wirtſchaſtlich iſt der Beſchädigte erheblich an der 
Verſicherung beteiligt. Er würde empfindlich geſchädigt werden, 
wenn die Geſellſchaft lediglich verpflichtet wäre, den zu ſeiner 
Befriedigung beſtimmten Betrag an den Verſicherungsnehmer 
auszuzahlen, und nicht auch das Recht hätte, durch unmittelbare 


Verhandlungen mit ihm dem Anſpruch aus dem Verſicherungs⸗ 
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vertrage zu genügen d. h. den Verſicherungsnehmer ſchadlos 
zu halten. Alle Intereſſen, die Berückſichtigung verdienen, 
werden ſonach bei Anerkennung eines bloßen Befreiungsanſpruchs 
befriedigt. (Wird ausgeführt.) L. c. A., U. v. 5. Febr. 09, 
186/08 VII. — Karlsruhe. 
Anfechtungsgeſetz vom 21. Mai 1879 / 20. Juni 1898 
24. Unzuläſſigkeit der Anfechtung wegen Veräußerung 
eines Handelsgeſchäfts als Ganzes, insbeſondere der Übertragung 
des Firmenrechts.] 
I. Der Gläubigeranfechtung nach Maßgabe des AnfG. 
kann nur das unterliegen, was der Zwangsvollſtreckung zu⸗ 
gänglich if. Das iſt zwar im AnfG. nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, allein es ergibt ſich notwendig aus deſſen Zweck. 
Dieſer geht dahin, einen ſolchen rechtlichen Zuſtand zu ſchaffen, 
vermöge deſſen es dem Gläubiger ermöglicht wird, dasjenige, 
was, ſolange es im Vermögen des Schuldners befindlich war, 
feinem Zugriff im Wege der Zwangsvollſtreckung offen ſtand, 
aber durch die Ausſcheidung aus deſſen Vermögen ſeinem Zu⸗ 
griff entzogen worden iſt, trotz dieſer Ausſcheidung ſo zu be⸗ 
handeln, als ob es noch zum Vermögen des Schuldners gehöre, 
es alſo ſeinem Zugriffe im Wege der Zwangsvollſtreckung zu 
unterwerfen. Hieraus folgt, daß alles dasjenige, was auch, 
ſolange es noch in den Händen des Schuldners war, ſeiner 
Natur nach ſich der Zwangs vollſtreckung entzog, nicht, nachdem 
es aus deſſen Vermögen ausgeſchieden iſt, der Zwangsvollſtreckung 
unterliegen kann; eine Erweiterung der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
möglichkeit liegt außerhalb der Grenzen und Ziele der Gläubiger⸗ 
anfechtung. Die deutſche ZPO. kennt nun keine Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ein Erwerbsgeſchäft (Handelsgeſchäft, Gewerbe⸗ 
unternehmen uſw.) als Ganzes; ſie hat keine Vorſchriften und 
Formen für eine ſolche Zwangsvollſtreckung vorgeſehen. Man 
kann ſich für eine gegenteilige Annahme auch nicht auf den 
§ 857 ZPO. berufen, in welchem allgemein Beſtimmung über 
die Zwangs vollſtreckung in „andere Vermögensrechte“ (als 
Forderungsrechte und die in den 88 846 bis 848 und 5 852 
ZPO. bezeichneten Anſprüche) getroffen wird. Denn dieſe 
Vorſchrift bezieht ſich nur auf einzelne Vermögensrechte, das 
Handelsgeſchäft aber — wie auch ein ſonſtiges Erwerbsgeſchäft 
(Gewerbeunternehmen) uſw. — kann, da es nicht eine Rechts⸗ 
einheit ſondern lediglich einen tatſächlichen, wirtſchaftlichen 
Inbegriff von Sachen, Rechten, Rechtsverhältniſſen und tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen darſtellt, zwar „in ſeiner Geſamtheit 
gemeinſame Schickſale haben“ (Behrend, Lehrbuch des Handels⸗ 
rechts I S. 206), insbeſondere zum Gegenſtand obliga⸗ 
toriſcher Rechtsgeſchäfte gemacht werden, nicht jedoch kann es 
Gegenſtand eines einheitlichen, an ihm beſtehenden 
Rechtes ſein. Das iſt nur möglich im Falle einer beſonderen 
ausdrücklichen Geſetzesbeſtimmung, wie fie ſich im 8 341 ber 
öſterreichiſchen Exekutionsordnung vorfindet, wonach „auf ge⸗ 
werbliche Unternehmungen, Fabriketabliſſemens, Handelsbetriebe 
und ähnliche wirtſchaftliche Unternehmungen die Exekution durch 
Zwangsverwaltung oder durch Verpachtung geführt werden 
kann“. Im deutſchen Recht ſind in bezug auf das Handels⸗ 
geſchäft und im allgemeinen auch in bezug auf ſonſtige Erwerbs⸗ 
unternehmungen ſolche beſonderen und ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmungen nicht vorhanden. Eine Ausnahme beſteht hinſichtlich 
des Erwerbsunternehmens der Privateiſenbahnen, daß nach dem 
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preußiſchen Geſetz vom 19. Auguft 1895 / 11. Juni 1902 in 
einem beſtimmt abgegrenzten Umfange zu einer Einheit zu⸗ 
ſammengeſchloſſen iſt, die ſelbſtändig als ſolche dem Rechts⸗ 
verkehr unterliegt und der Zwangsvollſtreckung unterworfen iſt. 
Da, wie vorſtehend gezeigt, das Handelsgeſchäft als Ganzes 
der Zwangsvollſtreckung nicht zugänglich iſt, kann mithin ſeine 
Veräußerung von den Gläubigern des bisherigen Inhabers 
auf Grund des AnfG. nicht angefochten werden. II. Die 
rechtliche Möglichkeit einer ſolchen Anfechtung kann nicht etwa 
in der Weiſe begründet werden, daß ſie als eine Zuſammen⸗ 
faſſung und Geſamtbezeichnung der auf alle einzelnen Beſtand⸗ 
teile des Geſchäftes gerichteten Einzelanfechtungen betrachtet 
und behandelt wird. Zunächſt kann die Anfechtung der Ver⸗ 
äußerung eines Handelsgeſchäfts als Ganzen rechtlich einer 
Summe von Einzelanfechtungen nicht gleichgeſtellt werden. 
Sodann aber ſteht einer ſolchen Behandlung der Umſtand 
entgegen, daß ein nicht geringer Teil der Stücke, aus denen 
ſich das Handelsgeſchäft zuſammenſetzt, der Zwangsvollſtreckung 
und damit der Anfechtung entrückt iſt. Was die Firma, unter 
der das Geſchäft betrieben wird, angeht, ſo bildet ſie überhaupt 
keinen Beſtandteil des Geſchäftes; ſie gehört nicht zu ihm, 
ſondern iſt perſönlicher Natur. In das Recht zur Führung 
der Firma kann deshalb eine Zwangsvollſtreckung nicht ſtatt⸗ 
finden (RG. 9, 106). Von den auf das Geſchäft bezüglichen 
Rechtsverhältniſſen kommen das Mietsverhältnis und die 
Verträge mit den Angeſtellten in Betracht. Häufig hängt der 
Erfolg eines Handelsgeſchäftes und ſonſtigen Erwerbsgeſchäfts 
von ſeinem Betriebe in einem beſtimmten Hauſe ab und ebenſo 
iſt dafür nicht felten die Perſönlichkeit der Angeſtellten (ein 
gelernte Arbeiter, mit der Kundſchaft genau vertraute Reiſende 
uſw.) von Wert. Ein im Wege der Zwangsvollſtreckung herbei⸗ 
zuführender Eintritt Dritter in dieſe Verhältniſſe iſt ſowohl 
hinſichtlich des Mietsverhältniſſes (ſ. Prot. der zweiten Leſung 
des Entwurfs zum BGB. Bd. II S. 238) als auch in An 
ſehung der Dienſtverträge wegen ihrer rechtlichen Natur aus⸗ 
geſchloſſen. Aus dem Grunde ihrer tatſächlichen Weſenheit 
laſſen die immateriellen Elemente des Geſchäfts, die Kundſchaft, 
die Chancen desſelben uſw. eine Zwangsvollſtreckung nicht zu. 
Es bleiben für die Anfechtung nach Maßgabe des AnfG. nur 
diejenigen Beſtandteile des Geſchäſts offen, die in Gemäßheit 
der Beſtimmungen der ZPO. für den Zugriff der Gläubiger 
im Wege der Zwangsvollſtreckung faßbar find. Daß mit einer 
einheitlichen Zuſammenfaſſung der hierauf bezüglichen Anfechtungen 
der erſtrebte Erfolg, der nämlich, daß von der Anfechtung nicht 
nur der zur Zeit der Veräußerung ſondern auch der zur Zeit 
der Anfechtung vorhandene Beſtand des Geſchäfts ergriffen wird, 
nicht erzielt werden kann, bedarf keiner weiteren Darlegung. 
III. Wenn im vorſtehenden die rechtliche Unmöglichleit einer 
gegen die Veräußerung eines Handelsgeſchäfts als Ganzen auf 
Grund des AnfG. gerichteten Anfechtung als notwendige Folge 
daraus hergeleitet worden ift, daß die Zwangavollſtreckung in 
das Handelsgeſchäft als Ganzes ausgeſchloſſen ift, fo liegt ein 
weiterer entſcheidender Grund gegen ſolche Anfechtung auf dem 
eigenen Gebiet der Anfechtung ſelbſt. Die Lebenskraft, das iſt 
die Vermögenswerte ſchaffende Produktivkraft des tatſächlichen 
Ganzen, als welches ſich das Handelsgeſchäft darſtellt, beſteht 
in der Betriebstätigkeit des Inhabers. Nun hat kein Gläubiger, 
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wie der erkennende Senat bereits mehrfach auszuſprechen Ver⸗ 
anlaſſung gehabt hat, das Recht, zu verlangen, daß der 
Schuldner ſeine Erwerbstätigkeit in einer ſolchen Art und Weiſe 
ausübe, daß es dem Gläubiger ermöglicht wird, die Hand auf 
die Früchte dieſer Tätigkeit zu legen. Der Gläubiger kann 
demgemäß nicht beanſpruchen, daß fein Schuldner eine für 
jenen günſtige Erwerbstätigkeit fortſetze, wenn der Schuldner 
dies nicht tun will. Die gegenteilige Annahme würde zu einer 
Art moderner Schuldknechtſchaft führen, die mit den heutigen 
Anſchauungen, ins beſondere denjenigen über das Recht zur freien 
Betätigung der Perſönlichkeit unvereinbar wäre. Gibt der ein 
Handelsgeſchäft betreibende Schuldner dieſe Erwerbstätigkeit durch 
Veräußerung des Geſchäftes auf und ergreift er einen anderen 
Zweig des Erwerbes oder einen anderen Beruf, z. B. den eines 
Beamten, fo kann, fo wenig wie der Gläubiger die Macht hat, 
dies tatſächlich zu hindern und zu ändern, ebenſowenig zugunſten 
des Gläubigers die rechtliche Fiktion Platz greifen, daß der 
Schuldner trotz der Veräußerung des Geſchäfts dieſes doch noch 
fortgeſetzt betreibe. Auf das Motiv, aus welchem der Schuldner 
gehandelt hat, kann es nicht ankommen. Auch wenn er in der 
offen ausgeſprochenen Abſicht, ſeine Gläubiger zu benachteiligen, 
den Wechſel ſeiner Erwerbstätigkeit vorgenommen hat, vermag 
dies eine andere Beurteilung nicht zu rechtfertigen. Es iſt des⸗ 
halb unhaltbar, wenn der Ber R. ſagt, für den Kläger gelte 
ſein Schuldner noch jetzt als Inhaber des vorerwähnten Ge⸗ 
ſchäfts. Dies iſt die eine Seite der Sache, hingeſehen auf die 
Perſon des bisherigen Geſchäftsinhabers. Auf der anderen 
Seite kommt die Perſon des Erwerbers in Betracht. Zunächſt 
braucht dieſer in bezug auf die Perſon des Veräußerers nicht 
gegen ſich gelten zu laſſen, was letzterer ſelbſt ſich nicht gefallen 
uu laſſen braucht, nämlich, daß er noch fortdauernd als In⸗ 
haber des veräußerten Geſchäfts behandelt wird. Sodann aber 
tritt aus der Perſon des Erwerbers ſelbſt ein fernerer Grund 
hinzu. Was er nach dem Erwerb des Geſchäfts in deſſen 
Betrieb vorgenommen hat, iſt Ausfluß ſeiner eigenen Erwerbs⸗ 
tätigkeit; die Sachen, die er im Betriebe des Geſchäftes ans 
gekauft hat, find ſein Eigentum geworden, die Forderungen, 
die er durch ſeine Betriebstätigkeit begründet hat, ſind ſeine 
Forderungen geworden uſw. Alles das iſt niemals im Ver⸗ 
mögen des früheren Geſchäftsinhabers geweſen und kann des⸗ 
halb auch aus deſſen Vermögen nicht in anfechtbarer Weiſe 
entfremdet worden fein. S. e. S., U. v. 26. Jan. 09, 146/08 VII. 
— Frankfurt. 

Reichsinvalidengeſetz vom 13. Juli 1899. 

25. 9 52 Inv VG. Der ſtatutariſch angeordnete Abzug der 
Militärpenſion und der Kriegszulage bei Feſtſetzung der 
Jwoalidenunterſtützung für Berginvaliden iſt zuläſſig.] 

Der Kläger hat die Feldzüge von 1866 und 1870/71 
mitzemacht und bezieht in Gemäßheit des Geſetzes vom 
31. Mai 1901, betr. die Verſorgung der Kriegsinvaliden, eine 
Penſion von 18 „ monatlich (8 6) und eine Kriegszulage 
von 15 monatlich (8 7 a. a. O.). Von Beruf war er 
Bergmann und feit dem Jahre 1882 bei dem ſtaatlichen Salz⸗ 
bergzwerk Ludwig II bei Staßfurt, zuletzt in der Eigenſchaft 
eines Aufſehers, beſchüftigt. Seit dem 1. Mai 1907 iſt er als 
Berginvalide (wegen Lungenblähung und Adernverkalkung) in 
den Ruheſtand getreten. Er war ſtändiges Mitglied des be⸗ 


— 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 203 


klagten Knappſchaftsvereins, der ſtatutenmäßig ſeinen Mitgliedern 
im Falle dauernder Arbeitsunfähigkeit eine Invalidenunter⸗ 
ſtützung gewährt, außerdem aber durch Vermittlung des Be⸗ 
klagten nach Maßgabe der Reichsgeſetze, betr. die Invaliden⸗ 
verſicherung, gegen die Folgen der Erwerbs unfähigkeit und des 
Alters bei der Norddeutſchen Knappſchafts⸗Penſionskaſſe ver⸗ 
ſichert. Dieſe Kaſſe, die gemäß SS 10, 8 f. des Geſetzes vom 
13./19. Juli 1899 als beſondere Kaſſeneinrichtung ſür die 
reichsgeſetzliche Invalidenverſicherung anerkannt iſt, hat dem 
Kläger eine monatliche Invalidenrente von 20,10 & feſtgeſetzt. 
Von dem beklagten Knappſchafts verein hatte der Kläger nach 
dem bei ſeiner Verabſchiedung geltenden, am 30. Oktober 1891 
vom Oberbergamt beſtätigten Statut eine monatliche Invaliden⸗ 
unterſtützung von 82,55 & zu beanſpruchen. Hiervon kürzt 
jedoch der Beklagte nicht bloß auf Grund des § 52 InvVG. 
und des § 31 Ziff. 2 feines Statuts die Hälfte der reichs⸗ 
geſetzlichen Invalidenrente im Betrage von 10,05 , ſondern 
auch auf Grund des 8 56 des Statuts den Betrag ber 
Militärpenſion und Kriegszulage von zuſammen 33 . 8 56 
des Statuts lautet: „Etwaige Militärpenſionen werden auf die 
Invaliden⸗, Witwen⸗ und Waiſenunterſtützungen angerechnet.“ 
Der Kläger erkennt den Abzug der 33 & nicht an. Er iſt 
der Anſicht, daß 8 56 a. a. O. gegen den § 52 Inv VG. 
verſtoße, daß aber auch die Bezüge der Kriegsinvaliden, zum 
mindeſten die Kriegszulage, nicht als Militärpenſion im Sinne 
des § 56 anzuſehen ſeien. Er hat Klage erhoben mit dem 
Antrage, den Beklagten zu verurteilen, daß er ihm vom 
1. Mai 1907 ab monatlich weitere 33 & zahle. Die Klage 
iſt in allen drei Inſtanzen abgewieſen: Zutreffend iſt, trotz der 
von der Reviſion dagegen erhobenen Einwände, die Annahme 
des Ber R., daß 8 52 InvVG. der Klage nicht zur Seite 
ſteht. § 52 enthält eine Ermächtigung für Knappſchafts⸗ und 
ähnliche Kaſſen, die auf dem Reichsgeſetz beruhenden Invaliden⸗ 
und Altersrenten unter beſtimmten Vorausſetzungen ganz oder 
teilweiſe auf die von ihnen gewährten Alters⸗ und Invaliden⸗ 
unterſtützungen anzurechnen. Dieſer Beſtimmung und dem 
8 31 Ziff. 2 feines Statuts entſprechend hat der Beklagte feine 
Invalidenunterſtützung um die Hälfte der reichsgeſetzlichen Rente 
gekürzt. Die Rechtmäßigkeit dieſes Abzugs und das Vorhanden⸗ 
ſein ſeiner Vorausſetzungen wird von dem Kläger nicht in 
Zweifel gezogen, dieſer Abzug bildet überhaupt keinen Gegen⸗ 
ſtand der Klage. Im übrigen aber befaßt ſich der 8 52 a. a. O. 
weder mit den der landesgeſetzlichen Regelung vorbehaltenen 
Knappſchaftsvereinen noch mit deren Befugnis, ſonſtige auf 
Grund reichsgeſetzlicher Vorſchriften oder landesrechtlicher Normen 
den Invaliden zukommende Bezüge in Abzug zu bringen. 
Insbeſondere kommen für die Frage, inwieweit die in den 
Militärpenſionsgeſetzen den Invaliden ausgeſetzten Verſorgungen 
abzugsfähig ſind, nicht die Beſtimmungen des § 52 a. a. O., 
ſondern höchſtens die der Militärpenſionsgeſetze in Betracht. 
In dem Militärpenſionsgeſetz vom 27. Juni 1871 war neben 
der eigentlichen Penſion (85 2 ff., 65 ff.) für Kriegsinvalide 
eine „Penſionserhöhung“ (88 12, 71) vorgeſehen, die in dem 
Kriegsinvalidengeſetz vom 21. Mai 1901 (58 3, 7) als „Kriegs- 
zulage“ bezeichnet wird und dort ebenſo wie die „Penſion“ der 
Unteroffiziere und Gemeinen eine Erhöhung erfahren hat. Nach 
dem Geſetz vom 27. Juni 1871 war die „Penſion“, nicht aber 
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auch die „Penſionserhöhung“, unter beſtimmten Vorausſetzungen 
anrechnungsfähig bei Anſtellungen im „Zivildienſt“ und bei 
„Zivilpenſionen“ (88 33 c, 34 Abſ. 2, 35 f., 102 c, 107 f.); 
in dem Geſetze vom 31. Mai 1901 (§ 20) wurde beſtimmt, 
daß die Zuſchüſſe, d. h. die in dieſem Geſetze bewilligten Er⸗ 
höhungen, bei Anſtellung und Beſchäftigung im Zivildienſt und 
bei Bewilligung von Zivilpenſionen nicht in Anrechnung ge⸗ 
bracht werden dürften. Unter „Zivildienſt“ aber iſt nach den 
88 33e ff., 106 MiPeni®., das im übrigen auch für die 
Bezüge des Geſetzes vom 31. Mai 1901 maßgebend iſt 
(88 19, 20 a. a. O.), nur eine Beſchäftigung im Staats⸗ 
und Gemeindedienſt oder in ſtändiſchen bezw. vom Staat oder 
den Gemeinden unterhaltenen Inſtituten zu verſtehen (vgl. des 
näheren die Entſch. in RG. 36, 142; 44, 85; 45, 123) und 
dementſprechend als Zivilpenſion auch nur eine in ſolchem 
Dienſt erworbene Penſion zu betrachten. Für die Anrechnung 
der Militärverſorgungen auf die von den Knappſchaftsvereinen 
an Bergleute zu zahlenden Invalidenunterſtützungen enthalten 
auch die Militärpenſionsgeſetze keine Beſtimmung. Es kommen 
daher lediglich die Vorſchriften des auf Grund des Allg Berg. 
vom 24. Juni 1865 (58 165 ff., 169 ff.) erlaſſenen Statuts 
des Beklagten zur Anwendung, das im 8 56 die Anrechnung 
„etwaiger Militärpenſionen“ feſtſetzt. Was unter dieſen Militär⸗ 
penſionen zu verſtehen iſt, insbeſondere ob darunter auch die 
„Penſionserhöhungen“ des Geſetzes vom 27. Juni 1871 und 
die „Zuſchüſſe“ des Geſetzes vom 31. Mai 1901 zu begreifen 
ſind, mag immerhin zweifelhaft ſein. Die Auslegung des 
Ber R., der die Worte „etwaige Militärpenfionen” ganz all⸗ 
gemein verſteht, unterliegt jedoch nicht der Nachprüfung in der 
Reviſionsinſtanz, weil es ſich bei den Statuten der Knappſchafts⸗ 
vereine um partikuläre Rechtsnormen handelt, die der Reviſion 
nicht zugänglich find (RG. 38, 126 und das zum Abdruck be⸗ 
ſtimmte Urteil vom 6. November 1907 V. 86/07). Daß die 
Auslegung des Ber R. gegen Treu und Glauben verſtößt, wie 
die Revision behauptet, iſt übrigens auch nicht ohne weiteres 
zuzugeben, denn die Statuten des Bellagten ſtellen auch ſonſt 
(88 54, 33 Ziff. 3) den Militärdienſt und die darin erlittenen 
Verwundungen und Todesfälle der bergmänniſchen Beſchäftigung 
gleich. B. c. H. K., U. v. 17. Febr. 09, 399/08 V. — 
Naumburg. 

Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900 / 3. Juni 1906. 

26. Stempelpflichtigkeit einer wieder in Kraft geſetzten 
erloſchenen Aktie.] 

Die klagende Aktiengeſellſchaft beſchloß im März 1906 
eine Herabſetzung und zugleich wieder eine Erhöhung ihres 
Grundkapitals. Die Herabſetzung ſollte durch Zuſammenlegung 
der Aktien Lit. B im Verhältnis von 5 zu 2 durchgeführt 
werden. Von je 5 eingereichten Aktien (zu je 1500 ) ſollten 
zwei mit dem Vermerk ihrer fortdauernden Gültigkeit verſehen 
zurückgegeben, die anderen drei dagegen vernichtet werden, 
„ſoweit nicht die Stücke zum Zwecke der Erhöhung des Aktien⸗ 
kapitals neu ausgegeben würden“. Der Beſchluß über die 
Erhöhung des Grundkapitals (um 419 400 ) ging dahin, 
daß 278 neue Aktien zu je 1500 4 und eine neue Aktie zu 
2400 & zum Parikurſe ausgegeben werden ſollten. Die neuen 
Aktien wurden von einem Konſortium zum Parikurſe übernommen 
mit der Verpflichtung, ſie den alten Aktionären zum Kurſe von 
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105 Prozent anzubieten. Durchgeführt wurde die Erhöhung in 
der Weiſe, daß nur 80 Stück neue Aktienurkunden ausgereicht 
und 198 Stück von den eingezogenen alten Aktien mit dem 
Vermerk ihrer Gültigkeit verſehen den Übernehmern übergeben 
wurden. Den von der Steuerbehörde eingeforderten Aktien⸗ 
ſtempel für dieſe 198 Stück mit 5940 & hat die Klägerin 
unter Proteſt bezahlt; ſie fordert ihn im gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreite zurück. Das LG. in Hamburg gab durch Urteil vom 
18. Oktober 1907 der Klage ſtatt. Auf die Berufung des 
Beklagten wurde dagegen durch Urteil des OLG. in Hamburg 
vom 13. Januar 1908 die Klage abgewieſen. Reviſion iſt 
zurückgewieſen: Entſprechend dem 8 278 HGB. geht der Bes 
ſchluß der Generalverſammlung der Klägerin, das Grundkapital 
um 419 400 & zu erhöhen, dahin, daß die Erhöhung durch 
Ausgabe von 278 neuen Aktien zu 1500 & und einer neuen 
Aktie zu 2400 & erfolgen ſolle. Mit Einverſtändnis der Uber⸗ 
nehmer der neuen Aktien hat ihnen aber die Geſellſchaſt nur 
80 neue Aktienurkunden und ferner 198 Stück alte, durch die 
Herabſetzung des Grundkapitals in ihren Beſitz gelangte Aktien⸗ 
urkunden nach Beifügung eines ihre Gültigkeit bezeugenden 
Vermerks aus gereicht. Es liegt auf der Hand, daß dieſe 
Maßregel nur oder doch hauptſächlich den Zweck hatte, den 
Emiſſionsſtempel für dieſe 198 Aktien zu erſparen, und es 
fragt ſich, ob dieſer Zweck durch das von der Klägerin beliebte 
Verfahren erreicht werden konnte. Dieſe Frage iſt mit dem 
BG. zu verneinen. Die — lediglich ziffermäßige — Herab⸗ 
ſetzung des Grundkapitals der Geſellſchaft im Wege der Zu⸗ 
ſammenlegung von je 5 Stammaktien in zwei bei gleichbleibendem 
Nennwert hatte zur notwendigen Folge, daß von je fünf Aktien⸗ 
rechten nur zwei gültig bleiben konnten, die anderen drei 
erlöſchen mußten. Dies wird auch von der Klägerin nicht be⸗ 
ſtritten. Da das Aktienrecht ſich gewiſſermaßen in der Aktien⸗ 
urkunde verkörpert, ſo war auch die entſprechende Verminderung 
der Zahl der Aktienurkunden eine zur Durchführung der Kapitals⸗ 
herabſetzung unerläßliche Maßregel; es konnten nur zwei von 
je fünf Urkunden gültig bleiben. Dementſprechend geht denn 
auch der Generalverſammlungsbeſchluß vom 5. März 1906 
unter Ziff. II dahin, daß von je fünf eingereichten Aktien je 
zwei mit der Beſcheinigung der fortdauernden Gültigkeit ver⸗ 
ſehen zurückgegeben, drei dagegen einbehalten und verrichtet 
werden ſollten. Von der Vernichtung ſollten aber ausgenommen 
bleiben die einbehaltenen Stücke zu 1500 &, 198 an Zahl, 
da deren Wiederausgabe als neue Aktien behufs Ausführung 
der gleichzeitig beſchloſſenen Wiedererhöhung des Grundkapitals 
durch Ausgabe von 278 neuen Aktien zu 1 500 & in Ausſicht 
genommen war. Auch dieſe Aktien erhielten einen Aufdruck 
von gleichem Wortlaut wie die gültig gebliebenen alten Aktien 
und wurden den Übernehmern der neuen Aktien an Stelle von 
ſolchen ausgereicht. Ebenſo iſt der Herabſetzungsbeſchluß in 
der von der Generalverſammlung feſtgeſetzten Weiſe durch⸗ 
geführt. — Das BG. erklärt es für die erneute Stempel⸗ 
pflichtigkeit der den Erwerbern der neuen Aktienrechte aus⸗ 
gereichten alten Urkunden für unweſentlich, daß ſie mit einem 
ihre Gültigkeit bezeugenden Vermerk verſehen wurden. Es 
führt aus: Als Schriftſtücke ſeien die Urkunden dieſelben ge⸗ 
blieben; fie hätten aber, ohne Veränderung der Schriftzeichen, 
durch die Wiederausgabe einen neuen Gedankeninhalt und eine 
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neue urkundliche Bedeutung gewonnen. Denn nunmehr fei 
durch ſie beurkundet, daß die Inhaber der Scheine Inhaber 
der neugeſchaffenen Aktienrechte ſeien, während früher in ihnen 
kundgegeben geweſen fei, daß den Inhabern die alten (ietzt 
zuſammengelegten) Aktienrechte zuſtanden. Ferner aber ſeien 
fie durch die Wiederausgabe von neuem Träger von Aktien⸗ 
rechten, alſo Wertpapiere, geworden; jedoch nicht Träger der 
früher in ihnen verkörperten alten Rechte, ſondern Träger der 
durch die Erhöhung des Aktienkapitals neugeſchaffenen Aktien⸗ 
rechte, die den alten zwar der Art nach ähnlich, aber keineswegs 
mit ihnen identiſch ſeien. Die Reviſion findet in den Aus⸗ 
führungen des BG. eine Vermengung der Begriffe „Aktienrecht“ 
und „Aktienurkunde“ und eine Verletzung des Grundſatzes, daß 
die Steuer auf der Urkunde ruhe und jede Aktienurkunde nur 
einmal zu verſteuern ſei. Sie geht dabei mit dem BG. davon 
aus, daß die ſtreitigen Aktien ohne weſentliche Anderung ihres 
ſchriftlichen Inhalts wieder ausgegeben ſeien. Ob, wenn biefe 
Vorausſetzung zuträfe, die Reviſion Erfolg haben könnte, bedarf 
nicht der Entſcheidung, denn die Vorausſetzung trifft nicht zu. 
Es iſt nicht zuzugeben, daß der Aufdruck des Gültigkeitsvermerks 
für die Stempelpflicht bedeutungslos ſei, er iſt vielmehr hierfür 
von entſcheidender Bedeutung, wie folgende Erwägungen zeigen: 
Angenommen, ein Darlehnsſchuldner, der bei Tilgung der 
Schuld den ausgeſtellten und verſteuerten Schuldſchein zurüds 
empfangen und aufbewahrt hatte, erhalte ſpäter von demſelben 
Gläubiger ein Darlehn von gleichem Betrage unter gleichen 
Bedingungen und händige ihm dafür den unveränderten alten 
Schuldſchein aus, ſo mag zuzugeben ſein, daß hierwegen ein 
neuer Schuldverfchreibungsſtempel nicht fällig wird. Der Grund 
liegt darin, daß hier ganz offenſichtlich eine neue Schulds 
berſchreibung nicht ausgeſtellt iſt. Der vor Jahren ausgeſtellte 
Schuldſchein iſt lein Beweismittel für eine erſt jetzt entſtandene 
Schuld. Zweifelhafter kann die Stempelpflicht ſchon fein, wenn 
der Schuldſchein mit dem Zeugniſſe fortdauernder Gultigkeit 
berfeben wird. Ganz unzweifelhaft aber entſteht eine neue 
ſtempelpflichtige Urkunde, wenn der Schuldner auf der alten 
Urkunde deren Geltung für ein neues, erſt jetzt empfangenes 
Darlehn bezeugt. Denn nun gibt dieſe Erklärung der 
Urkunde ihren weſentlichen Inhalt, denn nur in Verbindung 
mit ihr iſt die alte Urkunde zu einer ſolchen über das neue 
Darlehn geworden. Nach denſelben Grundſätzen bemißt ſich 
die Stempelpflicht bei wiederholter Ausgabe einer Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber. Es mag zugegeben werden, 
daß eine ſolche Schuldverſchreibung, mag ſie noch ſo oft in 
den Beſitz des Schuldners zurückgelangen und unverändert 
wieder ausgegeben werden, nicht mehrmals ſtempelpflichtig 
wird. Das liegt an der Identität des Gläubigerrechts, deſſen 
Träger die Urkunde iſt. Sollen aber für eine neue Anleihe 
die vom Schuldner aufbewahrten Inhaberobligationen einer 
früheren getilgten Anleihe verwendet werden, ſo iſt, ſofern 
man ſolche Verwendung überhaupt für zuläſſig erachten will, 
zweierlei möglich: entweder der Schuldner gibt die alten Ur⸗ 
funden unverändert aus, dann find fie möglicherweiſe ſtempel⸗ 
frei, fie find aber auch nicht Beweisurkunden für ein Gläubiger⸗ 
recht hinſichtlich der neuen Anleihe und nicht Träger eines 
ſolchen Rechts; oder aber die Urkunden werden mit der Be⸗ 
ſtätigung ihrer Gültigleit bezüglich der neuen Anleihe verſehen, 
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dann ſind ſie ihrem Inhalte nach neue Urkunden, Urkunden 
über die neue Anleihe, und als ſolche ſtempelpflichtig. — Die 
Anwendung der hier gewonnenen Ergebniſſe auf Inhaberaktien 
ergibt ſich von ſelbſt. Wenn auch die Aktie nicht ein Gläubiger⸗ 
recht gegen die Geſellſchaft, ſondern ein geſellſchaftliches Anteils⸗ 
recht beurkundet und verkörpert, ſo treffen doch die vorſtehend 
gezogenen Folgerungen auch auf ſie zu. Dadurch, daß die 
Geſellſchaft eine eigene Aktie erwirbt, erliſcht das Aktienrecht 
nicht; es ruht nur bezüglich der Ausübung, die Aktie kann 
jederzeit von der Geſellſchaft gültig wieder veräußert werden. 
In dieſem Falle kann natürlich von erneuter Stempelpflicht 
nicht die Rede fein. Urkunden über erloſchene Aktienrechte 
dagegen darf die Geſellſchaft nicht (unverändert) wieder ausgeben. 
Die Wiederausgabe wäre ebenſo geſetzwidrig, wie bei der 
Gründung der Geſellſchaft die Ausgabe einer größeren Zahl 
von Aktien als der durch das Grundkapital und den Nennwert 
der Aktien beſtimmten Anzahl. Welche Folgerungen aus der 
geſetzwidrigen Wiederausgabe hinſichtlich der Stempelpflicht zu 
ziehen wären, iſt hier nicht zu entſcheiden. Es genügt der 
Hinweis darauf, daß eine vielleicht vor zwanzig Jahren aus⸗ 
gegebene Aktie nicht Verkörperung eines erſt in der General⸗ 
verſammlung vom 5. März 1906 neugeſchaffenen Aktienrechts 
ſein kann, und daß deshalb, wenn zur Ausführung des Be⸗ 
ſchluſſes über die Erhöhung des Grundkapitals alte Aktien⸗ 
urkunden verwendet werden ſollten, ihre nunmehrige Bedeutung 
durch einen entſprechenden Zuſatz klargeſtellt werden mußte. 
Dies iſt hier geſchehen, und daraus ergibt ſich die erneute 
Stempelpflicht der ſo veränderten Urkunden. In dieſem Sinne 
hat auch das RG. ſchon früher in einem Urteile vom 
31. Mai 1894 VI. 63/94 entſchieden. Die Meinung der 
Reviſion, daß dieſes Urteil durch die Entſcheidung der Ver ZS. 
vom 27. Dezember 1899 (RG. 45, 87 ff.) überholt ſei, trifft 
nicht zu. Bei dem Beſchluſſe der Ver 3 S. handelte es ſich 
nicht um die Wiederinkraftſetzung erloſchener Aktienrechte, 
ſondern um die Ausſtattung gültig gebliebener Aktien mit 
gewiſſen Vorrechten. Und das gleiche iſt der Fall bei dem 
Urteile des erkennenden Senats vom 2. Februar 1906 
VII. 479/05 (JW. S. 1812), auf das die Reviſion gleich⸗ 
falls ſich berufen zu können glaubt. A. W. P. c. H. St., 
U. v. 29. Jan. 09, 168/08 VII. — Hamburg. 

II. Preußiſches Recht. 

Preußiſches Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

27. 8 10 Abſ. 2. Zur Anwendung iſt nicht erforderlich, 
daß die Anlage techniſch notwendig ſo ausgeführt werden mußte, 
wie fie ausgeführt ifl.] 

Was die Reviſion des klagenden Eiſenbahnfiskus betrifft, 
fo war ihr im weſentlichen ſtattzugeben. Sie wendet ſich gegen 
die Annahme des BerR., daß die enteignete Parzelle 533 / 
als ſogenanntes rohes Bauland zu ſchätzen ſei, und rügt Ver⸗ 
letzung des 8 10 Abſ. 2 PrEnteign®. vom 11. Juni 1874. 
Die Rüge iſt begründet. Nach 8 10 Abſ. 2 fol eine Wert⸗ 
erhöhung, die das abzutretende Grundſtück erſt infolge der 
neuen Anlage erhält, bei Bemeſſung der Entſchädigung nicht 
in Anſchlag kommen. Der Ausdruck „infolge“ ſoll, wie in der 
Rechtſprechung des RG. anerkannt iſt, den urſächlichen 
Zuſammenhang zwiſchen dem Unternehmen und der Werterhöhung 
bezeichnen. Es ſollen ſolche preisſteigernde Umſtände außer 
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Betracht bleiben, die auf die Tätigkeit des Unternehmers zurück⸗ 
zuführen find. Der BerR. ſtellt feſt, daß das Gelände der 
Beklagten, wie es im Tatbeſtande beſchrieben iſt, durch die 
Veröffentlichung des Fluchtlinienplans vom 23. Februar 1903 
und die dadurch in Ausſicht genommene Errichtung einer 
„Prachtſtraße“ die Eigenſchaft als rohes Bauland erlangt 
habe, daß auch dieſes Straßenprojekt mit der vom Kläger ins 
Werk geſetzten Gleisanlage zuſammenhänge, daß indeſſen dieſer 
Zuſammenhang nur ein tatſächlicher, nicht auf techniſcher Not⸗ 
wendigkeit beruhender ſei. Der Sachverhalt war nach der 
Feſtſtellung des Ber R. im einzelnen folgender: Ein früherer 
Plan der Eiſenbahnverwaltung, der den gleichen Zweck verfolgte, 
wie der demnächſt ausgeführte, aber eine Durchſchneidung des 
Grundſtücks der Beklagten etwa in der Mitte vorſah, fand den 
Widerſpruch der Stadt Sch., die wegen des alten, den Bahn⸗ 
körper der bereits beſtehenden Linien mittels einer Überführung 
kreuzenden Weges Sch.⸗T. beteiligt war. Die eingeleiteten 
Verhandlungen endeten mit dem Abſchluß des Vertrages vom 
16. September / 11./17. Oktober 1902 (genehmigt durch die 
Aufſichtsinſtanzen, zuletzt vom Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
unter dem 16. April 1903). Nach ihm follte das alte Tiber 
führungsbauwerk beſeitigt und durch eine Unterführung mit neu 
herzuſtellenden Anſchlußſtraßen erſetzt werden. Das neue Unter⸗ 
führungsbauwerk hatte der Eiſenbahnfiskus zu errichten und zu 
unterhalten, wozu ihm die Stadt Sch. einen Zuſchuß von 
120 000 & bewilligte. Der Plan der neuen Gleisanlage 
gewann nun ſeine jetzige Geſtalt, in der er die Enteignung der 
Parzelle 533 /1 bedingte; fie wurde für die Aufnahme des 
neuen Gleiſes mit der vorgeſehenen Unterführung beſtimmt, die 
einſchließlich der Unterführung unter den ſchon vorhandenen 
Bahnanlagen einen Teil der geplanten ſtädtiſchen Straße 
bildete. Dieſer Sachverhalt ergibt, daß das Straßenprojekt 
und die Gleisanlage nicht voneinander zu trennen ſind; der 
Eiſenbahnfiskus führte die letztere, wie geſchehen, aus, weil die 
Stadt ſich für den veränderten Straßenzug entſchieden hatte, 
und die Stadt war zu dieſer Entſcheidung gekommen, weil der 
Fiskus die Unterführung baute. Der Fluchtlinienplan konnte 
nur unter Berückſichtigung der neuen Gleisanlage aufgeſtellt 
werden; ohne ſie war er in der vorliegenden Form nicht denkbar. 
Daraus folgt aber weiter, daß er als wertſteigernder Faktor 
nur einſchließlich des Eiſenbahnunter nehmens gewirkt 
hat, nicht ſelbſtändig und unabhängig von ihm, daß alſo die 
Werterhöhung durch dieſes bedingt worden iſt. Dies genügt 
aber zur Anwendung des 8 10 Abſ. 2 a. a. O. Es iſt nicht 
erforderlich, daß die Anlage techniſch notwendig ſo ausgeführt 
werden mußte, wie ſie ausgeführt worden iſt. Nur darauf 
kommt es an, daß ſie durch ihre tatſächliche Ausführung 
den Vorteil herbeigeführt hat, den der Enteignete bei der Be⸗ 
meſſung der Entſchädigung berückſichtigt wiſſen will. Dies trifft 
auch dann zu, wenn die wertſteigernde Bedeutung des Unter⸗ 
nehmens auf ſeiner Verknüpfung mit einem anderen Unter⸗ 
nehmen beruht, da der Grund, worauf jene Bedeutung ſich 
ſtützt, nicht ins Gewicht fällt; das weſentliche iſt nur, daß ſie 


wirklich vorhanden iſt. Der BerR. hat hiernach den 8 10 


Abſ. 2 EnteignG. durch Nichtanwendung verletzt. Seine Ent⸗ 
ſcheidung iſt aber (ſoweit ſie zuungunſten des Klägers lautet) 
auch aus einem anderen Grunde unhaltbar. Wäre ſelbſt ſein 


Standpunkt als richtig anzuerkennen, ſo würde doch, wie aus 
dem Sachverhalt ſich ohne weiteres erſehen läßt, die durch das 
Straßenprojekt bewirkte Preisſteigerung nur dem Reſtgelände, 
nicht der enteigneten Parzelle zugute gekommen ſein. Denn 
dieſe war für die neue Gleisanlage mit der Unterführung 
beſtimmt, konnte alſo auch durch den die Geleisanlage voraus⸗ 
ſetzenden Fluchtlinienplan nicht die Eigenſchaft von Bauland 
gewinnen. Damit iſt die Schätzung der Sachverſtändigen und 
des ihnen folgenden Ber R., die den Wert der enteigneten 
Parzelle als rohes Bauland auf 30 „ für das Quadratmeter 
beziffern, der Boden entzogen. Pr. E.⸗F. e. Sch., U. v. 
10. Febr. 00, 215/08 VII. — Berlin. 

Kommunalbeamtengeſetz vom 30. Juli 1899. 

28. 88 1, 7. Die Lehrer an öffentlichen Volksſchulen 
und die Lehrer an den von den Gemeinden unterhaltenen höheren 
Unterrichtsanſtalten find keine Kommunalbeamte.] 

Die Stadt Schleswig beſitzt ein Seminar zur Ausbildung 
von Lehrerinnen, mit dem eine Übungsſchule verbunden iſt. 
Der Leiter dieſer Anſtalt war früher gleichzeitig Rektor einer 
Volksſchule für Mädchen in Schleswig. Unter dem 29. Auguſt 
1905 erhielt der Kläger nach voraufgegangenen Verhandlungen 
mit dem Bürgermeiſter H. und dem ſtädtiſchen Schulkollegium 
eine Berufung als Rektor an den ſtädtiſchen Volksſchulen in 
Schleswig und dieſe wurde von der Königlichen Regierung in 
Schleswig beſtätigt. Mit ſeinem Amtsantritte wurde dem Kläger 
auch die Leitung des Lehrerinnenſeminars übertragen. Wegen 
ſeiner Aufnahme in die Ruhegehaltskaſſe für Volksſchullehrer 
des Regierungsbezirks Schleswig entſtanden Weiterungen, die 
zur Aufhebung der vom Kläger innegehabten Rektorſtelle führten. 
Dieſer verblieb danach nur Direktor des Seminars und erhielt 
als ſolcher eine Anſtellungsurkunde. Er behauptet: bei ſeiner 
Anſtellung in Schleswig habe er ſich ausbedungen und es ſei 
ihm verſprochen worden, daß die Zeit, die er im Schuldienſte 
in Hamburg verbracht habe, ihm voll angerechnet werde, ebenſo 
wie dies in feiner früheren Amtsſtellung als Lehrer am ſtädtiſchen 
Seminar in Potsdam der Fall geweſen ſei. Bei ſeiner An⸗ 
meldung zur Ruhegehaltskaſſe der Volksſchullehrer habe die 
ſtädtiſche Behörde auch die Anrechnung jener Dienſtjahre 
empfohlen. Die Regierung in Schleswig habe ſie aber un⸗ 
berüdfichtigt gelaſſen, da fie ihm ſtatt fünf nur eine Alters⸗ 
zulage zuerkannt habe. Da neuerdings auch die Beklagte die 
Anficht vertrete, daß die von ihm in Hamburg zugebrachten 
Dienſtjahre bei Bemeſſung feines einſtmaligen Ruhegehalts nicht 
zu berückſichtigen ſeien, ſo ſei ſeine und ſeiner Familie Zukunft 
gefährdet. Der Kläger beantragt: feſtzuſtellen, daß die Zeit 
vom 1. Oktober 1889 bis zum 31. März 1902, die er im 
hamburgiſchen Staatsdienſte verbracht habe, auf die bei der 
Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu legende Dienſtzeit 

anzurechnen ſei. Die Beklagte führt aus, daß der Kläger als 
Direktor des ſtädtiſchen Seminars gemäß dem Kommunal- 
beamtengeſetze vom 30. Juli 1899 Kommunalbeamter ſei und 
über die Anſprüche der Kommunalbeamten nach 8 7 dieſes Ge⸗ 
ſezes zunächſt der Bezirksausſchuß zu entscheiden habe. Sie 
erhebt deshalb die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
und verweigert daraufhin die Eilaſſung zur Hauptſache. In 
I. Inſtanz iſt die Einrede für begründet erachtet, in II. und 
III. Inſtanz aber verworfen: Auf die Penfionierung der Lehrer 
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und Beamten an den ſtädtiſchen Lehrer⸗ und Lehrerinnen⸗ 
ſeminaren kommen an ſich auch die 88 22 und 23 des Geſetzes 
vom 27. März 1872 in der Faſſung des Geſetzes vom 30. April 
1884 zur Anwendung, wonach die Entſcheidung darüber, ob 
und welches Ruhegehalt einem Beamten bei ſeiner Verſetzung 
in den Ruheſtand zuſteht, durch den Departementschef in 
Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter erfolgt und gegen die 
Entſcheidung dem Beamten binnen ſechs Monaten, nachdem fie 
ihm bekannt gemacht worden, die Beſchreitung des Rechtsweges 
offen ſteht. Das wird auch gerade beſtätigt durch den Art. IV 
des Abänderungsgeſetzes vom 25. April 1896, inſofern dieſes 
die Anwendbarkeit der 88 22 und 23 des Geſetzes vom 
27. März 1872 auf die Lehrer und Beamten der in $ 6 Abſ. 2 
des letzteren Geſetzes bezeichneten Unterrichtsanſtalten voraus⸗ 
ſetzt und eben nur für die Zukunft gewiſſe Anderungen 
der dortigen Beſtimmungen vorſchreibt, wenn er verordnet: 
„Auf die Lehrer und Beamten folder im $ 6 Abſ. 2 des 
Geſetzes vom 27. März 1872 bezeichneten Unterrichtsanſtalten, 
welche nicht vom Staate allein zu unterhalten ſind, finden 
nachſtehende beſondere Vorſchriften Anwendung: 8 1. Bei der 
Emiſcheidung über das Recht auf Penſion und bei der Über⸗ 
tragung der Befugnis zu dieſer Entſcheidung an eine nach⸗ 
geordnete Behörde (SS 22 und 23 des Geſetzes vom 27. März 
1872 und des Geſetzes vom 30. April 1884 — Geſetzſamml. 
S. 126 — findet eine Mitwirkung des Fin anzminiſters 
nicht ſtatt. Hiernach kann darüber kein Zweifel beſtehen, daß 
die Emſcheidung über die die Bemeſſung des künftigen Ruhe⸗ 
gehalts des Klägers betreffende Frage von dem Miniſter der 
geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten als dem 
„Departementschef“ im Sinne der 88 22 und 23 des Geſetzes 
bom 27. März 1872 zu erlaſſen und gegen dieſe der Rechtsweg 
binnen ſechs Monaten nach ihrer Bekanntmachung an den Kläger 
eröffnet war. Der $ 2 des Geſetzes über die Erweiterung des 
Rechtsweges vom 24. Mai 1861, auf den das BG. noch 
außerdem verweiſt, kam hierbei nicht in Betracht, weil er in 
bezug auf die unmittelbaren Staatsbeamten für Fragen des 
Penſionsrechts durch die Sonderbeſtimmungen der 
59 22 und 23 des Geſetzes vom 27. Mai 1872 erſetzt iſt, auf 
mittelbare Staatsbeamte aber, zu denen die Direktoren und 
Lehrer an den ſtädtiſchen Lehrerſeminaren gehören, ſich über⸗ 
haupt nicht bezieht. Ebenſowenig iſt ein Moment für die 
hier zu treffende Entſcheidung aus den Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte 
und Flecken in der Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 14. April 
1869 zu entnehmen, da dieſes über die Penſionierung der 
Lehrer an den ſtädtiſchen Volksſchulen oder an den ſtädtiſchen 
höheren Unterrichtsanſtalten keine Beſtimmung enthält. Die 
Reviſion hat ihren hauptſächlichen Angriff darauf geſtützt, daß 
die 59 1 und 7 des Kommunalbeamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 
durch Nichtanwendung verletzt ſeien. Er ift indeſſen unbegründet. 
Das Geſetz gibt keine allgemein gültige und erſchöpfende 
Beſtimmung des Begriffes Kommunalbeamter und will einen 
ſolchen auch nicht geben. Von der Vorſchrift des 8 1 Sat 1: 
„Als Rommunalbeamter im Sinne dieſes Geſetzes gilt, 
wer als Beamter für den Dienſt eines Kommunalverbandes 
G9 8 bis 22) gegen Beſoldung angeſtellt iſt“, fagt die Be⸗ 
gründung zu den 88 1 und 2 des Entwurfs ausdrücklich: Der 
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8 1 wolle keine allgemeine Definition des Kommunalbeamten⸗ 
begriffs geben; zu einer ſolchen liege kein Bedürfnis vor. Wohl 
aber erſcheine es mit Rücksicht auf die vorher erörterte Rechte 
ſprechung des RG. erforderlich, den Perſonenkreis genau zu 
beſtimmen, für welchen die in dem Entwurfe vornehmlich ge⸗ 
regelten wirtſchaftlichen Beamtenanfprüche Geltung finden ſollten, 
d. h. eine Begriffsbeſtimmung „im Sinne dieſes Geſetzes“ 
zu geben. Auf die Lehrer an den von den Kommunen unter⸗ 
haltenen Unterrichtsanſtalten konnte und ſollte ſich, wie der 
Geſamtinhalt des Geſetzes ergibt, dieſes nicht beziehen, mie 
denn gerade die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Lehrer und 
Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen erſt kurz vorher 
durch das Geſetz vom 3. März 1897 über das Dienſteinkommen 
der Lehrer und Lehrerinnen an dieſen Schulen neu und allgemein 
geordnet worden waren. Zudem hebt auch der Bericht der 
Konnniſſion des Herrenhauſes über die Beratung des Entwurfs 
des Kommunalbeamtengeſetzes zu § 11 des Entwurfs ausdrücklich 
hervor, wie verſchieden die maßgebenden Verhältniſſe für die 
Regelung des Dienſteinkommens lägen einerſeits für die un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten und die Lehrer, andererſeits für 
die Kommunalbeamten. Es wird aber noch ausdrücklich 
hinzugefügt: „Was insbeſondere die Lehrer anlange, ſo ſei 
die Durchführung gleichartiger Beſoldungsbeſtimmungen be⸗ 
kanntlich nur dadurch möglich geworden, daß erhebliche Staats⸗ 
mittel für den Ausgleich flüſſig gemacht ſeien.“ Vgl. Druckſ. 
des Herrenhauſes 1899 Bd. 2 Nr. 63 S. 16. Damit ſind die 
Lehrer gerade in einen Gegenſatz zu den „Kommunal⸗ 
beamten“ im Sinne des Geſetzes vom 30. Juli 1899 gebracht, 
und was von den Lehrern an den öffentlichen Volksſchulen gilt, 
muß in dieſer Hinſicht auch von den Lehrern an den von den 
Gemeinden unterhaltenen höheren Unterrichtsanſtalten Geltung 
haben. Das BG. hat daher im Ergebniſſe mit Recht den 8 7 
des Kommunalbeamtengeſetzes auf den vorliegenden Fall für 
unanwendbar erklärt. St. Sch. c. W., U. v. 16. Febr. 09, 
173/08 III. — Kiel. 


Erfordert die Übereignung des Geſellſchafts⸗ 
grundſtücks beim Ausſcheiden eines von zwei Geſell⸗ 
ſchaftern Auflaſſung? 

Urteil des Pro BG. vom 7. Januar 1909. 


. Durch Vertrag vereinbarten die Geſellſchafter, daß die Geſellſchaft 
„mit dem 24. Dezember 1906 abends“ aufgelöſt werden, eine Liquidation 
aber nicht ſtattfinden, daß vielmehr das von ihnen betriebene Handels⸗ 
geſchäft „mit Wirkung vom 1. Dezember 1906 ab“ mit allen Aktiven 
und Paſſiven, einſchließlich des zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen 
Grundſtücks, unter Fortführung der bisherigen Firma auf den Kläger 
übergehen ſolle. Nach erfolgter Auflaſſung wurde der Kläger am 
9. Juli 1907 als Eigentümer des gedachten Grundſtücks im Grund⸗ 
buch eingetragen. Der Erwerbspreis wurde auf 150 000 & ans 
gegeben. Der Kläger wurde darauf vom Beklagten zu einer Grund⸗ 
erwerbſteuer von 1½ % veranlagt. ... 

Wie der Gerichtshof in zahlreichen Entſcheidungen ausgeführt 
und in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten hat, liegt eine freiwillige 
Veräußerung — im Sinne der hier maßgebenden Umſatzſteuerordnung 
allerdings immer, aber auch nur dann — vor, wenn die Auflaſſung 
und die Eintragung des Eigentumsüberganges im Grundbuch 

1. zum Erwerbe des Grundeigentums erforderlich waren, 

2. tatſächlich ſtattgefunden haben. 
Insbeſondere kommt eine freiwillige Veräußerung nicht in Frage, 
wenn zwar die zweite Vorausſetzung gegeben iſt, wenn aber zum 
Wechſel des Eigentums Auflaſſung und Eintragung im Grundbuch 
nicht erforderlich waren, der Eigentumsübergang ſich vielmehr bereits 
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vorher von Rechts wegen vollzogen hat. Hierüber beſteht auch kein 
Streit. Vielmehr iſt nur ſtreitig, ob in einem Falle, wie dem vor⸗ 
liegenden, wenn beim Ausſcheiden eines Geſellſchafters aus einer nur 
aus zwei Perſonen beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft die ſämtlichen 
Aktiva und Paſſiva von dem anderen Geſellſchafter übernommen 
werden und die Fortführung des Geſchäfts durch dieſen vereinbart 
iſt, es überhaupt des rechtsgeſchäftlichen Ubertragungsakts der Auf: 
laſſung gemäß § 873 BGB. bedarf, ſofern Grundſtücke zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehören. Dieſe Frage iſt vom Vorderrichter bejaht worden. 
Dem kann indeſſen nicht beigetreten werden. Wie allerdings zugegeben 
werden muß, befindet ſich die jetzt angefochtene Entſcheidung des 
Bezirksausſchuſſes durchaus im Einklang mit der neueren Recht 
ſprechung des Gerichtshofs, insbeſondere mit der in der amtlichen 
Sammlung Bd. 48 S. 166 ff. veröffentlichten Entſcheidung vom 
12. Juni 1906 Rep. II C. 165/06. In ältern Entſcheidungen hat 
jedoch der Gerichtshof die hier vorliegende Streitfrage ſowohl für 
das bis zum 1. Januar 1900 in Geltung geweſene als auch für das 
neue Recht verneint (Entſcheidungen Bd. 31 S. 43 ff., Bd. 41 S. 79 fl.), 
und der jetzt erkennende Senat iſt zu dem Ergebnis gelangt, daß ſich 
gegenüber den Ausführungen insbeſondere in der zuletzt gedachten, 
Bd. 41 S. 79 ff. der amtlichen Sammlung veröffentlichten Entſcheidung 
vom 4. April 1902 Rep. II C. 283/01 die neuere Rechtſprechung nicht 
aufrechterhalten läßt. 

Nach 8 105 Abſ. 2 HGB. in Verbindung mit den 88 718, 
719 8683. haben die Mitglieder einer offenen Handelsgeſellſchaft 


ebenſo wie diejenigen einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, an 


den zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Sachen, insbeſondere auch 
an den Grundſtücken, Eigentum zur geſamten Hand. Aus der Natur 
des Eigentums zur geſamten Hand zieht das Geſetz, § 738 Satz 1 
BGB., die notwendige Folgerung: 

Scheidet ein Geſellſchafter aus der Geſellſchaft aus, ſo wächſt 

fein Anteil am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Geſell⸗ 

ſchaftern zu. 
Hiernach wird das Geſellſchaftsvermögen nach dem Ausſcheiden eines 
Geſellſchafters Geſamteigentum der zurückbleibenden Geſellſchafter. 
Der Eigentums wechſel vollzieht ſich alſo dann hinſichtlich der einzelnen 
Sachen unmittelbar durch das Ausſcheiden des Geſellſchafters in der 
Weiſe, daß ſein Anteil am Geſchäftsvermögen dem Anteil der anderen 
Geſellſchafter anwächſt, mithin von Rechts wegen, ohne daß bei Grund⸗ 
ſtücken es des rechtsgeſchäftlichen Ubertragungsaktes der Auflaſſung 
bedarf. Nun ſetzt der 8 738 a. a. O. freilich nach feinem Wortlaute 
das Fortbeſtehen der Geſellſchaft voraus, während in dem hier vor⸗ 
liegenden Falle, in welchem nur zwei Inhaber der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft vorhanden waren, dieſe — dadurch, daß die Geſellſchafter 

ch voneinander getrennt haben und nur ein Einzelkaufmann das 

Geſchäft fortgeführt hat — aufgelöſt worden iſt. Für dieſen Fall 
kommt aber der 8 142 HGB. in Betracht. Dort heißt es: 

Sind nur zwei Geſellſchafter vorhanden, ſo kann, wenn in 
der Perſon des einen von ihnen die Vorausſetzungen vorliegen, 

unter welchen bei einer größeren Zahl von Geſellſchaftern 

ſeine Ausſchließung aus der Geſellſchaft zuläſſig ſein würde, 
der andere Geſellſchafter auf ſeinen Antrag vom Gerichte für 
berechtigt erklärt werden, das Geſchäft ohne Liquidation mit 
Aktiven und Paſſiven zu übernehmen. 

Macht bei einer aus zwei Geſellſchaftern beſtehenden Ge⸗ 
ſellſchaft ein Privatgläubiger des einen Geſellſchafters von der 

ihm nach § 135 zuſtehenden Befugnis Gebrauch, oder wird 

über das Vermögen des einen Geſellſchafters der Konkurs er⸗ 
öffnet, ſo iſt der andere Geſellſchafter berechtigt, das Geſchäft 
in der bezeichneten Weiſe zu übernehmen. 

Auf die Auseinanderſetzung finden die für den Fall des 
Ausſcheidens eines Geſellſchafters aus der Geſellſchaft geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

Zunächſt kann — eine Frage, die in der Entſcheidung des Gerichts⸗ 
hofes vom 12. Juni 1906, Bd. 48 S. 170 der amtlichen Sammlung, 
offen gelaſſen iſt — nicht bezweifelt werden, daß mit den im $ 142 
Abſ. 3 a. a. O. in Bezug genommenen „geltenden Vorſchriften“ ins⸗ 
beſondere auch der 8 738 Satz 1 BGB. gemeint und für anwendbar 
erklärt iſt, vgl. die Denkſchrift zum Entwurf des Handelsgeſetzbuchs 
nebſt Einführungsgeſetz S. 101 und ferner neben der oben in Bezug 
genommenen Entſcheidung des Gerichtshofs vom 4. April 1902 die 
NGZ. 65, 237 unten. Die „entſprechende Anwendung“ des 8 738 
Satz 1 a. a. O. ferner ergibt, daß der Anteil des Ausſcheidenden 
am Geſellſchaftsvermögen — nicht den übrigen Geſellſchaftern, aber — 
dem übrigen Geſellſchafter, d. h. dem nicht ausſcheidenden, der bisher 
der andere Geſellſchafter war, zuwächſt. | 

Die Vorſchrift im 8 142 Abſ. 3 a. a. O. aber hat 3 
lichen Grund offenbar nicht darin, daß gerade ein Garth U 


von zwei 
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vorhergeht oder daß ein Privatgläubiger des anderen Geſellſchafters 
kündigt oder daß 111 5 in Konkurs gerät, ſondern in dem allen 
dieſen Fällen gemeinſamen Umſtande, daß ohne Liquidation eine 
Übernahme des Geſchäfts mit Aktiven und Paſſiven ſtattfindet. 
Wenn in den beſonderen Fällen des § 142 HGB. der 8 738 Satz 1 
BGB. entſprechende Anwendung finden fol, fo iſt hier vom Geſetz⸗ 
geber ausdrücklich eine Folgerung gezogen aus dem Weſen des 
Eigentums zur geſamten Hand, welches die Mitglieder einer offenen 
Handelsgeſellſchaft am Geſellſchaftsvermögen haben, aus der damit 
zuſammenhängenden eigenartigen Geſellſchaft in Verbindung mit dem 
Umſtande, daß in zenen Fällen die Geſellſchaft zwar aufgelöſt, das 
Geſchäft aber fortgeführt wird. Alsdann muß aber die gleiche 
Folgerung auch für den Fall gezogen werden, daß die Auflöſung der 
Geſellſchaft durch Vereinbarung erfolgt, mag jene Folgerung auch 
1 1 dieſen Fall im Geſetz nicht beſonders zum Ausdruck 
gelangt ſein. | 

Danach iſt die Vorſchrift des § 142 Abſ. 3 HGB. nicht, wie 
in der zum entgegengeſetzten Ergebnis gelangenden Entſcheidung des 
Gerichtshofes vom 12. Juni 1906, Entſcheidungen Bd. 48 S. 170, 
171, geltend gemacht wird, eine Sondervorſchrift für beſonders 
geartete Fälle, ſondern ſie enthält vielmehr nur die ausdrückliche 
Anwendung einer aus dem Geſetz ſich ergebenden allgemeinen Rechts: 
norm auf jene beſonderen Fälle. 

Wie ſich aus den vorſtehenden Erörterungen ferner ergibt, kann 
insbeſondere auch nicht dem Umſtande Bedeutung beigelegt werden, 
daß der § 738 Satz 1 868. das Fortbeſtehen der Geſellſchaft 
vorausſetzt, während es ſich hier um einen Fall handelt, in dem die 
Geſellſchaft aufgelöſt wird. Denn, daß auch in einem ſolchen Falle 
ſich- der Übergang von Sachen aus dem zwei Perſonen zuſtehenden 
Eigentum zur geſamten Hand in das Alleineigentum der einen von 
ihnen durch Zuwachs vollziehen könne, iſt im § 142 HGB. aus⸗ 
drücklich anerkannt. 

Zu demſelben Ergebnis find auch der I. und der V. 3S. des 
Reichsgerichts in den Entſcheidungen vom 23. Februar 1907 und 
vom 23. Mai 1908 gelangt, RG. 65, 227 ff.; 68, 410, in welchen 
zur Begründung unter anderem auch auf die ältere Rechtiprechung 
des Oberverwaltungsgerichts Bezug genommen wird. Ebenſo hat 


neuerdings das Kammergericht entſchieden, Entſcheidungen in An⸗ 


gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Bd. 9 Heft 1 S. 71. 
Vollzieht ſich ſomit unter der hier vorliegenden Vorausſetzung der 
Eigentumswechſel unmittelbar von Rechts wegen auf Grund der 
zwiſchen den Beteiligten getroffenen Übereinkunft betreffend die Über⸗ 
nahme des Geſchäfts durch den einen der beiden Geſellſchafter der⸗ 
art, daß dieſem der Anteil des ausſcheidenden Geſellſchafters am 
Geſellſchaftsvermögen zuwächſt, fo hat auch der Kläger das Allein: 
eigentum von dem in Rede ſtehenden Grundſtück nicht auf Grund 
einer freiwilligen Veräußerung, ſondern durch ſogenannte Akkreszenz 
erworben. Wegen unrichtiger Anwendung des beſtehenden Rechts 
mußte daher die angefochtene Entſcheidung aufgehoben werden. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Zuläſſigkeit eines teilweiſen Rücktritts bei gegenſeitigen 
Verträgen 5 unter Berufung auf RG. 67, 101 ff. 


ch. Nr. 6. 

Iſt die Entdeckung eines Schatzes die Folge einer plan⸗ 
mäßig auf deſſen Auffindung gerichteten und demgemäß geleiteten 
Tätigkeit, ſo 05 nach Ent Nr. 8 derjenige der Entdecker, 
der dieſe Tätigkeit ins Werk geſetzt und geleitet hat. 

Zum Antrag des beklagten Ehegatten auf Schuldigerklärung 
des Klägers (§ 1574 Abſ. 3) genügt es nach Entſch. Nr. 9, 
daß die beiderſeitigen Scheidungsgründe ſich während gewiſſer 
Zeit noch unverziehen und unverjährt gegenüberg en haben. 

Die Wirkung der Nichteintragung der Auflöſung der 
offenen i in das Handelsregiſter auf die 
Kal. 50. 1 8 des verſtorbenen Geſellſchafters behandelt 

Nr. 18. 

Ent en Sall der anwaltlichen Regreßverſicherung behandelt 
Nr. 22. 
eſonders au am gemacht ſei auf die auf S. 207 

abgedruckte Entſch. des Pro. über die MR ob zur 

1 des Geſellſcha dſtücks beim Ausſcheiden eines 

eſellſchaftern die Auflaſſung erforderlich iſt. N. 
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Hülfskafe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Herren Vertrauensmänner erſuche ich, die Beiträge 
der Mitglieder für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1908 bis 
30. Inni 1909 ſatzungsgemäß im April 1909 einzuziehen 
und an mich einzuſenden. Dr. Seelig, Schatzmeiſter. 


Der verſtorbene Herr Rechtsanwalt Albrecht in Marg⸗ 
grabowa hat der Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte in 
feinem Teftamente 1000 & vermacht. Das der Hülfskaſſe 
bewieſene Wohlwollen wird hiermit zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. En, 

Die Auwaltslammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Münden und Roſtock haben der Kaſſe abermals Beihilfen 
von 2500 & bzw. 500 & gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen der auf- 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Zur Anderung unſerer Satzungen. 
Von Neumann. 

Deer außerordentliche Anwaltstag von 1907 hat in Er⸗ 
ledigung des von dem Mannheimer Anwaltstage gefaßten 
Beſchluſſes eine Kommiſſion mit der Vorbereitung der Satzungs⸗ 
reform beauftragt. Außer den vom Anwaltstage gewählten 
Mitgliedern bilden die auf Erſuchen des Vorſtandes des 
Deutſchen Anwaltvereins von ſeiten der Anwaltskammervorſtände 
entſendeten Kollegen die Kommiſſion. 

Die Sitzungen der Vollkommiſſion wurden von dem von 
dem Vereins vorſtande delegierten Kollegen Herrn Dr. Schall, 
S geleitet. Die Vollkommiſſion verſammelte ſich dreimal. 

Sie hatte eine aus fünf Mitgliedern beſtehende Unterkommiſſion 
beſtellt, die zu zwei Sitzungen zuſammentrat. 

Aus den Beratungen der Kommiſſion iſt ſchließlich der 
nachſtehend zum Abdruck gebrachte Entwurf hervorgegangen, 
deſſen Veröffentlichung von der Kommiſſion in der Schluß⸗ 
ſizung vom 4. April d. J. beſchloſſen worden iſt. 

Einige Geleitworte mögen die beſonderen Geſichtspunkte 
hervorheben, von denen die überwiegende Mehrheit der Kom⸗ 
miſſion bei ihren Beſchlüſſen ausgegangen iſt. 


Bei Beſprechung der Mängel, die das Verlangen nach 
einer Statutenänderung gezeitigt haben, wurde widerſpruchs⸗ 
los zum Ausdruck gebracht, daß die Kritik, die an der 
Vergangenheit geübt werden müſſe, nicht den Perſonen, ſondern 
den Inſtitutionen gelte. Nur in dieſem Sinne wollen auch die 


nachſtehenden Sätze verſtanden werden. 
Die Mängel, welche in dem bisherigen Vereinsleben hervor⸗ 


traten, waren 

1. Fehlen jedweden Zuſammenhanges zwiſchen der Vereins⸗ 
leitung und den Mitgliedern, insbeſondere auch zwiſchen 
der Vereinsleitung und den im ganzen Reiche vor⸗ 
handenen lokalen Anwaltsvereinigungen; 

2. Fehlen jedweder Schlagfertigkeit für die öffentliche 
und ſchleunige Begutachtung von Geſetzentwüͤrfen, die 
für die Rechtspflege oder die Rechtsanwaltſchaft von 
erheblicher Bedeutung find, da nur das ſchwerfällige 
Mittel eines außerordentlichen Anwaltstages dem 
Verein hierfür zur Verfügung ſtand; 

3. das Zurückbleiben der Vereinstätigkeit insbeſondere auch 
der Vereinspublikationen (Juriſtiſche Wochenſchrift und 
Terminskalender mit ſeinen Beilagen) hinter den An⸗ 
forderungen, die die moderne Zeit ſtellt. 

Um dieſen Mißſtänden zu begegnen, hat die Kommiſſion 
vorgeſchlagen, die Zuſammenſchließung der Vereins⸗ 
mitglieder zu Zweigvereinen zu befördern, und Vorſorge 
getroffen, daß die beſtehenden lokalen Anwaltsvereine möglichft 
zu dem Deutſchen Anwaltverein in das Verhältnis eines ſolchen 
Zweigvereins treten können. Die Verbindung dieſer Vereine 
mit der Leitung des Deutſchen Anwaltvereins ſoll durch die 
neueinzurichtende Vertreterverſammlung erfolgen, die aus 
den Mitgliedern des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins 
und den von den Zweigvereinen nach Maßgabe ihrer Mitglieder⸗ 
zahl zu wählenden Vertretern beſteht. Dieſe Vertreterver⸗ 
ſammlung fol ein ſtändiges, die geſamte Anwaltſchaft reprä⸗ 
ſentierendes, den Vorſtand beratendes Organ bilden. Der Vor⸗ 
ſtand erhält neben der Vertreterverſammlung die Stellung eines 
geſchäftsführenden Ausſchuſſes. Dieſe Stellung läßt es angezeigt 
erſcheinen, die Zahl der Vorſtandsmitglieder auf fünf herabzuſetzen. 

Dem Vorſtand und dem Vereine wird in dem Entwurf 
eine neue Arbeitskraft gegeben in der Perſon eines beſoldeten 
Geſchäftsleiters, der die Bearbeitung der Vereinsgeſchäfte 
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als ſeinen Hauptberuf anzuſehen und im Einvernehmen und 
unter Aufſicht des Vorſtandes zu beſorgen hat. Dieſer Ges 
ſchäftsleiter wird, mit einem angemeſſenen Gehalt und den 
Mitteln für die erforderlichen Hilfsarbeiter ausgeſtattet, die moderne 
Ausgeſtaltung der Vereins publikationen, alſo der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift und des Terminkalenders, ſowie alle die Arbeiten 
zu übernehmen haben, die im Intereſſe der Rechtsanwaltſchaft 
geleiſtet werden müſſen. Er wird weiter diejenigen Einrichtungen 
treffen müſſen, die einen ſachgemäßen Verkehr der Vereins⸗ 
leitung mit den Zweigvereinen gewährleiſten, und namentlich 
auch den wirtſchaftlichen Wünſchen und Bedürfniſſen der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft in dem durch die gebotenen Rückſichten be⸗ 
dingten Maße Rechnung zu tragen haben. 

Neben dieſen Neuerungen bleibt in dem Entwurf der An⸗ 
waltstag in der bisherigen Form als Mitglieververfammlung 
erhalten. Es iſt namentlich davon abgeſehen worden, in Ge⸗ 
mäßheit eines weitergehenden Vorſchlages den Anwaltstag als 
eine Delegiertenverſammlung zu geſtalten. Auch ſchien es nicht 
ſachgemäß, eine Kombination in dem Sinne zu verſuchen, daß 
neben den als Einzelperſonen teilnehmenden und ſtimmenden 
Mitgliedern andere Kollegen als Delegierte mit einem nach der 
Stärke des von ihnen vertretenen Vereins ſich bemeſſenden 
Pluralwahlrecht auftreten. 

Nach den Mitteilungen, die der Delegierte des Vorſtandes 
in der Schlußſitzung machte, hat der Kommiſſionsentwurf auf 
die Zuſtimmung des Vorſtandes nicht zu rechnen. Der 
Vorſtand lehnt anſcheinend die Verbindung mit den lokalen 
Vereinen und namentlich auch den beſoldeten Geſchäftsführer ab. 
Vom Vorſtande etwa ausgehende Abänderungsvorſchläge werden 
hoffentlich rechtzeitig genug veröffentlicht werden, um die Dißfuffion 
noch vor dem Roſtocker Anwaltstag ausgiebig führen zu können. 
An der Anwaltſchaft wird es alsdann ſein, durch zahlreiche 
Teilnahme an dieſer Tagung ihr Intereſſe für eine gedeihliche 
Fortentwicklung des Deutſchen Anwaltvereins zu betätigen und 
für den einen oder den anderen Vorſchlag ihre Stimme abzugeben. 


Entwurf der neuen Satzung des Deutſchen 
Anwaltvereins 


(auf Grund der Beſchlüſſe der Kommiſſionsſitzungen vom 14. und 
28. Juni, 22. November 1908, 30. Januar und 4. April 1909). 


I. Name, Sitz und Zweck des Vereins. 


8 1. 

Der Verein führt den Namen „Deutſcher Anwalt⸗ 
verein E. V.“; er hat feinen Sitz in Leipzig und die Rechts⸗ 
fähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregiſter. 

Der Deutſche Anwaltverein bezweckt 

Pflege des Gemeinſinnes und des wiſſenſchaftlichen 
Geiſtes der deutſchen Rechtsanwaltſchaft; 

Förderung der Rechtspflege und der Geſetzgebung 
im Deutſchen Reich 

Vertretung der Berufsintereſſen. 

Zur Erreichung dieſer Zwecke gibt der Verein eine 
Zeitſchrift heraus und kann alle ihm geeignet erſcheinenden 
Maßnahmen treffen. 
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II. Mitgliedſchaſt. 


8 2. 
Die Mitglieder ſind ordentliche Mitglieder oder Ehren⸗ 
mitglieder. 9 3 


Das Recht zum Eintritt in den Verein als ordentliches 
Mitglied ſteht jedem bei einem deutſchen Gerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwalt zu; die Beitrittserklärung erfolgt durch ſchrift⸗ 
liche Anzeige an den Vorſtand; die Mitgliedſchaft beginnt 
mit dem Empfang der Mitgliedskarte. Jedes Mitglied 
erhält die von dem Verein herausgegebene Vereinszeitſchrift 
unentgeltlich. Die Mitgliedſchaft erliſcht durch den Tod, 
durch Ausſchluß aus der Rechtsanwaltſchaft, durch freiwillige 
ſchriftliche Austrittserklärung und durch Verweigerung des 
Jahresbeitrages. 

84. 

Der Mitgliedsbeitrag wird durch die Vertreterverſamm⸗ 
lung jeweils für ein oder mehrere Jahre im voraus feſtgeſetzt. 
Der Mitgliedsbeitrag iſt in der Zeit vom 15. September bis 
1. Oktober für das darauffolgende Kalenderjahr fällig und 
einzuſenden. Nach dem 2. Oktober hat der Vorſtand die 
rückſtändigen Beiträge durch Nachnahme einzuziehen; nimmt 
ein Mitglied den mit Poſtvorſchuß beſchwerten Brief nicht 
an, ſo wird dies einer ausdrücklichen Austrittserklärung 
gleichgeachtet. Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Laufe eines 
Jahres gibt kein Recht auf Rückerſtattung des Jahresbeitrages. 

8 5. 

Ehrenmitglieder können durch die Vertreterverſammlung 
oder durch den Anwaltstag erwählt werden. 

Die Ehrenmitglieder haben alle Rechte der ordentlichen 
Mitglieder; einen Vereinsbeitrag haben ſie nicht zu zahlen. 


III. Gliederung des Vereins. 
8 6. 

Der Verein befördert die Zuſammenſchließung ſeiner 
Mitglieder zu Zweigvereinen; ſolche Zweigvereine können 
den Bezirk eines oder mehrerer Gerichte umfaſſen. 

Zweigverein kann jeder Anwaltverein werden, voraus⸗ 
geſetzt, daß ſeine Mitglieder dem Deutſchen Anwaltverein 
angehören. 

Der Vorſtand kann von dieſer Vorausſetzung Befreiung 
gewähren mit der Maßgabe, daß in Angelegenheiten des 
Deutſchen Anwaltvereins ($ 13) nur dieſem angehörende 
Mitglieder des Zweigvereins ſtimmen und gezählt werden. 

Gehört ein Anwalt mehreren Zweigvereinen als Mitglied 
an, ſo kann er beſtimmen, in welchem er im Verhältnis zum 
Deutſchen Anwaltverein als Mitglied geführt werden will. 
Erfolgt die Beſtimmung nicht innerhalb der vom Vorſtand 
des Deutſchen Anwaltvereins geſetzten Friſt, ſo gilt deſſen 
Entſcheidung, bis das Mitglied eine andere Wahl trifft. 

8 7. 

Die Zweigvereine haben Satzung und Mitglieder⸗ 
verzeichnis ſowie etwaige Anderungen dem Deutſchen 
Anwaltverein mitzuteilen. 

An die Zweigvereine gerichtete Erſuchen des Deutſchen 
Anwaltvereins um Auskünfte und Berichte ſind von ihnen 
in angemeſſener Weiſe zu erledigen. 
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IV. Organe des Vereins. 
| 8 8. 
Organe des Vereins ſind: 
der Vorſtand (SS 9 ff.), 
die Vertreterverſammlung (88 13 ff.), 
der Anwaltstag (88 20 ff.). 
Der Verein richtet eine Geſchäftsſtelle mit einem beſoldeten 
Geſchäftsleiter ein. (§ 12.) 


Der Vorſtand. 


| 8 9. 

Der Vorſtand hat folgende Befugniſſe und Obliegenheiten: 

1. er vertritt und leitet den Verein, er beaufſichtigt 
die Ausführung der von ihm, der Vertreter⸗ 
verſammlung oder dem Anwaltstag gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe durch den Geſchäftsleiter; 

2. er beſtimmt unter Berückſichtigung der Beſchlüſſe 
des Anwaltstages und der Vertreterverſammlung 
Zeit, Ort und Tagesordnung der Anwaltstage und 
Vertreterverſammlungen. 

8 10. 

Der Vorſtand wird vom Anwaltstage gewählt. Er 
beſteht aus dem Präfidenten, deſſen Stellvertreter und drei 
Beiſitzern. Der Vorſtand wählt den Präſidenten, deſſen 
Stellvertreter und verteilt die Geſchäfte. 

Der Vorſtand iſt berechtigt, für die Erledigung der 
ihm zugewieſenen Geſchäfte in und außer den Vorſtands⸗ 
ſitzungen ſich eine Geſchäftsordnung zu geben. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt die Mitwirkung 
von 3 Vorſtands mitgliedern erforderlich. 

Für Willenserklärungen des Vereins iſt die Mitwirkung 
zweier Vorſtandsmitglieder notwendig und ausreichend. 

8 11. 

Die Mitg lieder des Vorſtandes werden von dem An⸗ 
waltstage aus den Vereinsmitgliedern auf 4 Jahre gewählt. 

Die Amtsdauer beginnt am 1. Januar des der Wahl 
folgenden Jahres und hört mit dem Ablauf des Jahres 
auf, in welchem die Neuwahl ſtattfindet. 

Bei der erſten Wahl auf Grund dieſer Satzung werden 
drei Mitglieder des Vorſtandes nur auf 2 Jahre gewählt. 

Scheidet ein Vorſtandsmitglied während ſeiner Amtszeit 
aus, ſo wählt für den Reſt ſeiner Amtsdauer die nächſte 
Vertreterverſammlung oder der nächſte Anwaltstag einen 


Erſatzmann. 
8 12. 


Der Geſchäftsleiter wird vom Vorſtande beſtellt; er 
verwaltet im Auftrage des Vorſtandes die Geſchäfte des 
Vereins und hat in allen Sitzungen des Vorſtandes ſowie 
in den Vertreterverſammlungen beratende Stimme. 

In Behinderungsfällen hat der Vorſtand die Vertretung 
des Geſchäftsleiters zu regeln. 


Die Vertreterverſammlung. 
$ 13. 
Die Vertreterverſammlung beſteht aus 


1. den Mitgliedern des Vorſtandes, 
2. den von den Zweigvereinen zu wählenden Vertretern. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


211 


Jeder Zweigverein mit mindeſtens dreißig Mitgliedern 
wählt alljährlich nach dem 1. November mit Wirkung vom 
1. Januar des folgenden Jahres aus ſeinen dem Deutſchen 
Anwaltverein angehörenden Mitgliedern einen Vertreter. 

Zweigvereine, die mehr Mitglieder haben, wählen für 
je hundert weitere Mitglieder einen weiteren Vertreter. 
Zweigvereine mit weniger als dreißig Mitgliedern können ſich 
zur Wahl eines Vertreters miteinander vereinigen. 

Die Rechtsanwälte am Reichsgericht können einen Ver⸗ 
treter entſenden, auch wenn ihr Zweigverein die Zahl von 
30 Mitgliedern nicht erreicht. 

Wenn ein Vertreter eines Zweigvereines während ſeiner 
Amtszeit aus dieſem oder dem Deutſchen Anwaltverein aus⸗ 
ſcheidet oder ſein Amt niederlegt, ſo hört die Vertretungs⸗ 
befugnis auf. Jeder Zweigverein kann für ſeine Vertreter 
die erforderliche Anzahl von Stellvertretern benennen. 

§ 14. 

Die Einberufung der Vertreterverſammlung geſchieht 
durch Mitteilung an die Zweigvereine und in der Vereins⸗ 
zeitſchrift unter Bekanntgabe der Tagesordnung. 

Zwiſchen der Einberufung und der Verſammlung ſoll 
ein Zeitraum von drei Wochen liegen. 

8 15. 
Die ordentliche Vertreterverſammlung findet alljährlich 


einmal ſtatt. 8 16 


Der Vorſtand iſt berechtigt, jederzeit eine außerordentliche 
Vertreterverſammlung einzuberufen. Er ſoll dies tun, wenn 
eine beſonders wichtige Veranlaſſung beſteht, insbeſondere 
wenn Geſetzentwürfe vorliegen oder in Ausſicht ſtehen, welche 
für die Rechtspflege oder die Rechtsanwaltſchaft von erheb⸗ 
licher Bedeutung ſind. 

Der Vorſtand iſt verpflichtet, eine außerordentliche 
Vertreterverſammlung einzuberufen, wenn mindeſtens ein 
Drittel der Vertreter dies unter Angabe der verlangten 
Tagesordnung beantragt. Auf Verlangen der Antragſteller 
iſt die Verſammlung binnen Monatsfriſt nach Eingang des 
Antrages zu einem Termin innerhalb eines weiteren Monats 


einzuberufen. 
. § 17. 


Der Vorſitz in der Vertreterverſammlung ſteht dem 
Präſidenten, bei deſſen Verhinderung ſeinem Stellvertreter zu. 

Bei den Abſtimmungen entſcheidet einfache Stimmen⸗ 
mehrheit der anweſenden Vertreter, bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Bevollmächtigung iſt nicht zuläſſig. 

uber Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung 
der Verſammlung ſtehen, kann nur abgeſtimmt werden, wenn 
eine Mehrheit von vier Fünfteln der anweſenden Ver⸗ 
treter es beſchließt. 

Jeder zur Abſtimmung geſtellte Gegenſtand der Ver⸗ 
handlungen muß auf Verlangen eines Drittels der anweſenden 
Vertreter auf die Tagesordnung des nächſten Anwaltstages 
geſetzt werden. 

Die Beſchlüſſe der Vertreterverſammlungen ſind von dem 
Vorſitzenden und dem Geſchäftsleiter privatſchriftlich zu 


beurkunden. 
27? 


212 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


S 18. 

Der Beſchlußfaſſung der Vertreterverſammlung unter- 
liegen: 

1. die Abnahme der Jahresrechnung und Erteilung 
der Entlaftung; 

2. die Feſtſtellung des Jahreshaushaltplanes; 

3. die Feſtſtellung des Mitgliedsbeitrages; 

4. die Wahl des Geſchäftsleiters und die Feſtſetzung 
der Anſtellungsbedingungen ſowie die Beſtimmung 
des jeweiligen Sitzes der Geſchäftsſtelle; 

5. Feſtſetzung von Gegenſtänden für die Tagesordnung 
des Anwaltstages; 

6. die Genehmigung der Vereinbarungen des Vorſtandes 
mit dem Verlage der Vereinszeitſchrift. 

Die Vertreterverſammlung iſt berechtigt, Berichterſtatter 
zu beſtellen, Ausſchüſſe einzuſetzen und in Fällen, die ſie 
für dringlich erachtet, an Stelle des Anwaltstages Beſchlüſſe 
zu faſſen, ſoweit es ſich nicht um Satzungsänderungen oder 
den Beſchluß auf Auflöſung des Vereins handelt. 


§ 19. 

In geeigneten Fällen kann ohne Zuſammentritt der 
Vertreterverſammlung ein Beſchluß im Wege ſchriftlicher 
Abſtimmung herbeigeführt werden, ſofern gegen das ſchrift⸗ 
liche Verfahren nicht von mindeſtens ein Zehntel der Vertreter 
Widerſpruch erhoben wird. 


Der Anwaltstag. 
8 20. 

Die Einberufung der Anwaltstage erfolgt durch den 
Vorſtand unter Bekanntgabe der Tagesordnung durch Mit⸗ 
teilung an die Zweigvereine und in der Vereinszeitſchrift. 

Den Ort für die Anwaltstage beſtimmt der Vorſtand, 
es ſei denn, daß hierüber der Beſchluß eines Anwaltstags 
oder der Vertreterverſammlung vorliegt. 


§ 21. 

Der ordentliche Anwaltstag findet alle zwei Jahre tun⸗ 
lichſt während der Gerichtsferien ſtatt. 

Die Einberufung hat ſpäteſtens drei Monate vor der 
Abhaltung zu erfolgen. 

8 22. 

Ein außerordentlicher Anwaltstag kann vom Vorſtand 
jederzeit mit der von ihm für angemeſſen erachteten Ein⸗ 
ladungsfriſt einberufen werden. 

Der Vorſtand muß einen außerordentlichen Anwaltstag 
einberufen, wenn die Vertreterverſammlung es beſchließt oder 
mindeſtens ein Fünftel der Mitglieder des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins unter Angabe der verlangten Tagesordnung es be⸗ 
antragt. 

Auf Verlangen der Vertreterverſammlung oder der An⸗ 
tragſteller iſt der außerordentliche Anwaltstag ſpäteſtens 
binnen Monatsfriſt nach Eingang des Antrages zu einem 
Termin innerhalb eines weiteren Monats einzuberufen. 


8 23. 


Den Vorſitz auf den Anwaltstagen führt der Präſident, 
bei deſſen Verhinderung ſein Stellvertreter. Sind beide ver⸗ 
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hindert, fo wählt der Anwaltstag ſelbſt den Vorſitzenden. Der 
Anwaltstag kann mehrere Stellvertreter des Vorſitzenden aus 
den anweſenden Vorſtands⸗ oder Vereinsmitgliedern erwählen. 
Der Vorſitzende beruft einen oder mehrere Schriftführer. 

Bei den Abſtimmungen hat jedes anweſende Vereins⸗ 
mitglied eine Stimme. Bevollmächtigung iſt nicht zuläſſig. 

Die Beſchlüſſe erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden. 

Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit 
von mindeſtens drei Vierteln der anweſenden Stimmen be⸗ 
ſchloſſen werden. 

Jeder Antrag muß ſchriftlich dem Vorſitzenden überreicht 
und von mindeſtens fünfzehn Mitgliedern unterzeichnet ſein. 

Aber Anträge, welche nicht zu einem Gegenſtand der 
Tagesordnung gehören, kann nicht abgeſtimmt werden. 

Der Anwaltstag iſt ohne Rückſicht auf die Zahl der 
anweſenden Vereinsmitglieder beſchlußfähig. 

Die Beſchlüſſe des Anwaltstages ſind privatſchriftlich 
durch den Vorſitzenden und einen Schriftführer zu beurkunden 
und in der Vereinszeitſchrift zu veröffentlichen. 


8 24. 

Dem Anwaltstag ſteht die Entſcheidung in allen An⸗ 
gelegenheiten des Vereins zu, die nicht durch dieſe Satzung 
einem anderen Vereinsorgane zugewieſen find. 

Regelmäßig ſind Gegenſtände der Tagesordnung des 
ordentlichen Anwaltstages: 

1. Wahl des Vorſtandes, 

2. Berichte über Tätigkeit des Vorſtandes und der 
Vertreterverſammlung, 

3. Vorträge und Verhandlungen im Sinne des 
Vereinszweckes. 


V. Vereinsjahr. 


8 25. 
Das Vereinsjahr iſt das Kalenderjahr. 


VI. Auflöſung des Vereins. 


§ 26. 

Der Verein kann nur aufgelöſt werden, wenn die Ver⸗ 
treterverſammlung mit Dreiviertel-Mehrheit beſchließt, die 
Auflöſung dem Anwaltstage zu empfehlen, und der Anwaltstag 
mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden Stimmen 
dieſe beſchließt. 

Der die Auflöſung des Vereins beſchließende Anwaltstag 


trifft auch Beſtimmung über die Verwendung des Vereins⸗ 
vermögens. 


VII. Abergangsvorſchrift. 
8 27. 

Die Satzung tritt mit der Annahme in Kraft; die 
Amtsdauer der auf Grund dieſer Satzung erſtmals gewählten 
Vorſtandsmitglieder umfaßt auch die Zeit vom Tage der 
Wahl bis zum 1. Januar des darauffolgenden Jahres. 
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38. Jahrgang. 


Die Eisbahnverpachtung auf öffentlichen Gewäſſern. 
Von Profeſſor Dr. Conrad Bornhak, Berlin. 


Auf der einen Seite ſucht man im geſundheitlichen Intereſſe 
den Sport von Staats wegen mit Recht tunlichſt zu fördern, 
andrerſeits erhebt ſich neuerdings vielfach bittere Klage, daß 
man durch Verpachtung der Eisbahnen auf öffentlichen Gewäſſern 
im fiskaliſchen Intereſſe genau entgegengeſetzt wirkt. Die recht⸗ 
liche Zuläſſigkeit einer ſolchen Verpachtung iſt nicht ganz ein⸗ 
wandfrei. Freilich wird die Prüfung dadurch erſchwert, daß 
die Rechtsquellen aus einer Zeit ſtammen, in der Schlittſchuh⸗ 
laufen zwar ſchon bekannt, aber doch nicht annähernd ſo ver⸗ 
breitet wie heute war. Als winterliches Verkehrsmittel hat 
man den Schlittſchuh in einzelnen Gegenden, namentlich in 
Holland, von jeher gekannt. Als Mittel der Beluſtigung und 
Erholung kommt er im inneren Deutſchland zur Zeit Klopſtocks, 
der den Eislauf dichteriſch verherrlichte, und Goethes, den ſeine 
Mutter als Götterſohn dahinfliegen ſah, für das männliche 
Geſchlecht auf. Daß Frauen und Mädchen Schlittſchuh liefen, 


. galt aber noch Mitte des 19. Jahrhunderts als unweiblich. 


Erſt die Neuzeit hat mit der Erweiterung des Winterſports 
auch den uralten Eislauf wieder in den Mittelpunkt gerückt. 
Und wie das Recht als der Ausdruck der jeweiligen Kultur 
überall die menſchlichen Lebensverhältniſſe unter ſeine zwingende 
Macht bringt, ſo entſtehen mit Sitten und Gewohnheiten, die 
unſer heutiges Leben fordert, auch neue Rechtsfragen. 

Nach dem preußiſchen Allgemeinen Landrechte von 1794 
I, 14 8 21 gehören die Lands und Heerſtraßen, die von Natur 
ſchiffbaren Ströme, das Ufer des Meeres und die Häfen zum 
gemeinen Eigentume des Staates. Was dieſes gemeine Eigen⸗ 
tum zu beſagen hat, iſt nun freilich eine ſehr beſtrittene Frage. 
Der kürzlich verſtorbene berühmte Kenner des preußiſchen Privat⸗ 
rechts, Heinrich Dernburg, meinte, das gemeine Eigentum beruhe 
unmittelbar auf Geſetz, das beſondere auf Rechtstatſachen. 
Dagegen wollen Förſter⸗Eccius und Hermann Schulze im 
gemeinen Eigentume das Eigentum an ſolchen Sachen ſehen, 
deren Gebrauch unter Beobachtung der dafür beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften jedem freiſtehe. Wäre letztere Anſicht richtig, ſo wäre 
damit unſere Frage ſofort entſchieden. Denn der geſetzlich 
gewährleiſtete Gemeingebrauch ſchlöſſe die Verpachtung der Eis⸗ 
bahn auf öffentlichen Strömen aus. Beide Auffaſſungen hatten 
aber den Fehler, daß ſie nicht auf alle Fälle des gemeinen 
Eigentums paßten. Demgemäß habe ich ſchon vor Jahren die 
Anſicht vertreten, die ſich auch der Dernburgſchen Zuſtimmung 
erfreute, gemeines Eigentum des Staates beſtehe an ſolchen 
Sachen, deren Nutzung als Regal zwar grundſätzlich dem 
Staate gebühre, aber vermöge ſtaatlicher Verleihung auch an 
andere verliehen werden könne. 

Das trifft insbeſondere für die ſchiffbaren Ströme zu. 
Denn hat fie 8 21 II, 14 ALR. für gemeines Eigentum des 
Staates erklärt, fo gehören nach 8 38 II, 15 ALR. die Nutzungen 
ſolcher Ströme, die von Natur ſchiffbar find, zu den Regalien 
des Staates. Damit erſcheint im Gegenſatze zu der Auffaſſung, 
die im gemeinen Eigentume das an den dem Gemeingebrauche 
unterworfenen Gegenſtänden ſieht, das fiskaliſche Vorgehen 
gerechtfertigt. Denn ſeine Regalien kann der Staat nutzen, 
wie er will. 
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Aber es ſcheint nur ſo. Allerdings folgt aus dem Begriffe 
des gemeinen Eigentums nicht ohne weiteres der Gemeingebrauch 


an der Sache. Wohl aber beſteht an den dem gemeinen Eigen⸗ 


tume unterworfenen Sachen in ſehr weitem Umfange ein Gemein⸗ 
gebrauch. Offentliche Wege, ſchiffbare Ströme und Häfen würden 
geradezu ihren Daſeinszweck verfehlen, wenn ſie nicht jeder be⸗ 
nutzen könnte. Allerdings beſteht der Gemeingebrauch nicht an 
allen Sachen des gemeinen Eigentums und, wo er beſteht, nur 
ſoweit das Geſetz ihn ausdrücklich zuläßt. Denn grundſätzlich 
handelt es ſich um Eigentum des Staates, und aus dem 
Eigentume folgt an ſich nur das ausſchließliche Nutzungsrecht 
des Eigentümers. 

Bei den öffentlichen Strömen gilt das zunächſt für den 
Verbrauch des Waſſers. Zwar der Gebrauch des Flußwaſſers 
aus öffentlichen Strömen durch Schöpfen, Baden und Tränken 
iſt einem jeden unverwehrt. Doch muß jeder, welcher Vieh 
aus einem Fluſſe tränken will, ſich der dazu bereits vorhandenen 
Tränk⸗ und Schwemmſtätte bedienen. Und Waſſerleitungen 
dürfen aus öffentlichen Strömen ohne beſondere Erlaubnis 
des Staates nicht geführt, noch Waſch⸗ und Badehäuſer daran 
ohne dergleichen Erlaubnis angelegt werden. Vgl. 88 44 
bis 46 II, 15 ALR. 

Schon hier taucht eine Eisfrage auf. Kann jeder nach 
Belieben ohne ſtaatliche Erlaubnis aus den öffentlichen Strömen 
Eis entnehmen? Es kann doch jeder nach Belieben Waſſer 
ſchöpfen. Hört dieſes Recht auf, wenn das Waſſer gefroren 
iſt, und man es Eis nennt? Allerdings. Der Staat geſtattet 
die Waſſerbenutzung nicht unbeſchränkt, ſondern nur in einem 
Umfange, daß dadurch die Waſſermenge des Stromes nicht 
weſentlich vermindert wird. Durch Schöpfen und Tränken 
nimmt man keine erhebliche Waſſermenge fort, das iſt alſo 
freigegeben, Waſſerleitungen, Waſch⸗ und Badehäuſer bedür fen 
ſchon der Erlaubnis. Über Eisentnahme wird nichts geſagt. 
Die Grenze des Gemeingebrauches liegt in der Möglichkeit er⸗ 
heblicher Subſtanzverminderung, das iſt der allgemeine Geſichts⸗ 
punkt des Geſetzgebers, dem er in den einzelnen Fällen Ausdruck 
gegeben hat. Jene Möglichkeit der Subſtanzverminderung iſt 
bei der Eisentnahme zweifellos vorhanden. Man denke nur an 
den Fall, daß Eiswerke oder gewerbliche Unternehmungen anderer 
Art ſich für den Sommer aus einem öffentlichen Strome ver⸗ 
proviantieren. Deshalb bedarf die Eisentnahme einer beſonderen 
ſtaatlichen Erlaubnis. Dieſer Auffaſſung iſt auch das Reichs⸗ 
gericht in einer Zivilentſcheidung vom 26. Oktober 1893, Bd. 32 
S. 237, indem es ausführt, der Gemeingebrauch ſei eine Ein⸗ 
ſchränkung des Regals, und eine ſolche bezüglich der Entnahme 
des Eiſes nicht ausgeſprochen. 

Etwas ganz anderes iſt es nun aber, wenn man aus dieſer 
berechtigten Stellung zu der Frage der freien Eisentnahme 
Folgerungen zieht über anderweite Nutzungsarten des vereiſten 
Fluſſes, bloß weil es ſich in beiden Fällen um Eis handelt. 
Das tut z. B. ein Urteil des Königlichen Amtsgerichts II zu 
Berlin vom 10. Mai 1890. Es handelte ſich damals um den 
Tegeler See, eine Ausbuchtung der Havel, alſo um einen Teil 
eines öffentlichen Stromes. Das Urteil entnimmt aus der 


Tatſache, daß das Eis im Allgemeinen Landrecht nicht erwähnt 


iſt, obgleich ſeine Nutzung und Benutzung ſchon damals bekannt 
war, daß ſie nach der Abſicht des Geſetzgebers dem Staate 
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vorbehalten ſein ſollte, und daß die Beſtimmungen über die 
Schiffahrt auf die Benutzung der Eisfläche nicht ausgedehnt 
werden ſollten. 

Bekannt war nun die Benutzung der Eisbahn 1794 ſchon 
zweifellos, ihre heutige Bedeutung hatte fie nicht. Der Geſetz⸗ 
geber kann nun unmöglich alle Verhältniſſe vorherſehen, ſelbſt 
dem fürſorgenden polizeiſtaatlichen Geſetzgeber des Landrechtes 
iſt dies trotz ſeines Bemühens, alle möglicherweiſe im Leben 
vorkommenden Tatbeſtände auf Paragraphen zu füllen, an⸗ 
erkanntermaßen mißglückt. Der Geſetzgeber nimmt nur das 
Wichtigſte heraus, alles übrige muß nach den Grundſätzen des 
Geſetzes entſchieden werden. 

Nach § 47 II, 15 ALR. iſt nun die Schiffahrt auf öffent⸗ 
lichen Flüſſen unter den ſtaatlich feſtgeſetzten Bedingungen einem 
jeden erlaubt. Gegen ſeine ſonſtigen Nutzungsrechte iſt der 
Staat nach 8 79 a. a. O. verpflichtet, für die nötigen Schiffahrts⸗ 
anſtalten zu ſorgen, wobei ausdrücklich auf die 88 10, 11 von 
öffentlichen Wegen verwieſen wird. Der Geſetzgeber betrachtet 
alſo die öffentlichen Flüſſe als Straßen, die freie Schiffahrt iſt 
nur ein beſonders erwähnter Fall der allgemeinen Straßen⸗ 
benutzung und wird hervorgehoben, weil ihn der Geſetzgeber 
damals für allein praktiſch hielt. Aber der maßgebende Grundſatz 
iſt hier genau der entgegengeſetzte wie für den Verbrauch des 
Flußwaſſers. Der Verbrauch !ift nur geſtattet, ſoweit das 
Geſetz ihn zuläßt, der Gebrauch des Fluſſes als Verkehrsmittel 
entſpricht dem Weſen der öffentlichen Straße. Dabei iſt es 
ganz gleichgültig, welches Verkehrsmittel man benutzt, ob Schiff, 
Schlitten oder Schlittſchuh. Auch der Zweck kümmert den 
Staat nicht, ob das Liebespaar auf dem Nachen ſchaukelt, oder 
der Arzt auf Schlittſchuhen zu ſeinem Kranken will, oder ob 
jemand das Nützliche mit dem Angenehmen verbindet. 

Die Unzuläſſigkeit von Eisbahnabgaben ergibt ſich aber 
noch aus einem anderen Geſichtspunkte. 

Nach 8 88 II, 15 ALR. wird das Recht, von denjenigen, 
welche ſich der Häfen, Ströme, Wege, Brücken und Fähren 
bedienen, eine gewiſſe beſtimmte Abgabe zu fordern, die Zoll⸗ 
gerechtigkeit genannt. Hier iſt nicht nur vom Bedienen der 
Waſſerſtraßen zur Schiffahrt, ſondern ganz allgemein die Rede. 
Doch für die Benutzung ſoll der Staat einen Flußzoll erheben 
können, und wenn er das Regal für die Eisbahn einem Pächter 
überträgt, ſo iſt dagegen nichts einzuwenden. Damit wäre alſo 

wieder die Eisbahnverpachtung gerechtfertigt. 

Freilich hat man dabei die Rechnung ohne das Reichsrecht 
gemacht. Bekanntlich tobt jetzt der Kampf um die Schiffahrts⸗ 
abgaben. Man denkt auch dabei in erſter Linie an die Schiff⸗ 
fahrt. Das Reichsgeſetz ſelbſt lautet anders. In Art. 54 
Abſ. 4 der Reichsverfaſſung heißt es: „Auf allen natürlichen 
Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur für die Benutzung beſonderer 
Anſtalten, die zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt ſind, 
erhoben werden. Dieſe Abgaben ſowie die Abgaben für die 
Befahrung ſolcher künſtlichen Waſſerſtraßen, welche Staats⸗ 
eigentum find, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen 
Herſtellung der Anſtalten und Anlagen erforderlichen Koſten 
nicht überſteigen.“ Nun, der Pächter nimmt das Geld nicht 
bloß für Schneekehren, ſondern will verdienen, was ihm nicht 
verdacht werden kann. Abgaben für die Benutzung — nicht 
bloß durch Schiffahrt, ſondern ganz allgemein — find aber 


M 8. 1909. 


unzuläſſig, ſoweit es ſich nicht um Benutzung beſonderer 
Verkehrsanſtalten handelt. Die Verpachtung der Eisbahn auf 
öffentlichen Gewäſſern verſtößt ſomit gegen das Reichsrecht. 
Die Intereſſenten können ſich daher nach Erſchöpfung des 
Inſtanzenzuges in Preußen wegen Verletzung der Reichs⸗ 
verfaſſung beſchwerdeführend an den Bundesrat wenden. 

Aber ſelbſt wenn das Reichsrecht nicht wäre, bliebe die 
Verpachtung nach der preußiſchen Verfaſſungsurkunde aus⸗ 
geſchloſſen. Die Flußzölle bilden einen Ausfluß des Regals, 
alſo des öffentlichen Rechtes. Nach Art. 100 der preußiſchen 
Verfaſſungsurkunde dürfen öffentlich⸗rechtliche Abgaben nur auf 
Grund eines Geſetzes erhoben werden. Hier fehlt das Geſetz, 
ja, der Staat ſetzt die Abgabe nicht einmal ſelbſt feſt, ſondern 
überläßt das dem Pächter, der etwas gepachtet hat, was nicht 
verpachtbar war. 

Für die Verpachtung der Eisbahnen auf öffentlichen 
Strömen fehlt es alſo an jeder Rechtsgrundlage. Zur Ver⸗ 
meidung von Irrtümern ſoll hier ausdrücklich darauf hingewieſen 
werden, daß über Privatgewäſſer — die nichtſchiffbaren 
Gewäſſer — der Staat natürlich wie jeder Privatmann ver⸗ 
fügen, alſo auch die Eisbahn verpachten kann. 

Mittel, die Rechtsfrage zum Austrage zu bringen, gibt es 
mancherlei. Auf eines, die Beſchwerde bis zum Bundesrate, 
wurde bereits hingewieſen. Auch eine Feſtſtellungsklage im 
Ziwilprozeſſe gegen den Pächter erſcheint möglich. Endlich kann 
jeder die Eisfläche betreten und die Klage des Pächters ab⸗ 
warten. Es führen eben manche Wege nach Rom. Jedenfalls 
iſt dringend zu wünſchen, daß die fiskaliſche Ausbeutung des 
Eisſports bald verſchwindet. Uberdies bringt fie dem Staate 
gar nicht beſonders viel ein, ſondern iſt nur eine Beläſtigung 
des erholungsbedürftigen Publikums, zumal in der Umgebung 
der Großſtädte. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 13. bis 27. März 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 119 BGB. Anfechtung wegen Irrtums. (Irrtum 
über den Inhalt einer Erklärung.) 

Die Reviſion meint, es könne eine Erklärung, die in dem 
Bewußtſein, ihren Inhalt nicht zu kennen, abgegeben worden 
ſei, wegen Irrtums nicht angefochten werden. Dies iſt jedoch 
in ſolcher Allgemeinheit nicht zutreffend. Ein Irrtum über 
den Inhalt einer Erklärung ſetzt allerdings einen dem Er⸗ 
klärenden unbewußten Erklärungsmangel voraus. Deshalb kann 
derjenige, der durch Unterzeichnung einer ihm dem Inhalte nach 
unbekannten Urkunde eine Erklärung mit dem Willen abgibt, 
daß das in der Urkunde Enthaltene, gleichviel was es ſei, als 
ſeine Erklärung gelten ſolle, ſich nicht darauf berufen, daß er 
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die Erklärung, da ihm der Inhalt der Urkunde nicht bekannt 
geweſen ſei, irrtümlich abgegeben habe; denn ſein wahrer Wille 
ſtimmt mit dem Erklärten dahin überein, daß der Inhalt der 
Urkunde unter allen Umſtänden ſeine Erklärung ſein ſollte. 
Anders aber verhält es ſich, wenn, wie im gegebenen Falle, 
der Erklärende auf Grund vorhergegangener Verhandlung mit 
einem Vertragsgegner eine Vertragsurkunde in der Meinung 
unterzeichnet, die Urkunde enthalte das mit dem Vertragsgegner 
Beiprochene, während fie tatſächlich etwas anderes enthält. 
Dann ſtimmt das durch die Unterzeichnung der Urkunde Erklärte 
mit dem wahren Willen des Erklärenden nicht überein und 
liegt daher ein Irrtum über den Inhalt der Erklärung im 
Sinne des 8 119 Abf. 1 BGB. vor (RG. 62 S. 203, 205). 
G. & H. c. M., U. v. 24. Febr. 09, 262/08 V. — Dresden. 

2. 8 138 BGB. Auffälliges Miß verhältnis zwiſchen den 
Vermögensvorteilen und der Leiftung.] 

Den Maßſtab für die Entſcheidung, ob Vermögensvorteile 
und Wert der Leiſtung in einem auffälligen Mißverhältniſſe 
ſtehen, gibt im allgemeinen das verkehrsübliche Aquivalent ab 
(ogl. Dernburg, d. Bürgerl. Recht Bd. I 8 127 S. 423, Urteil 
des RG. vom 30. Dezember 1901, Gruchots Beitr. 46, 897). 
Dieſer Maßſtab wird aber bei Geſchäften von gewagter Natur, 
obwohl auch bei ſolchen eine Bewucherung möglich iſt, häufig 
verſagen. Die Gewinnhoffnung einerſeits und ein übernommenes 
Niſiko andererſeits werden manchmal nicht auch mit nur an⸗ 
nähernder Beſtimmtheit zu ſchützen ſein. Allerdings darf ſich 
der Richter durch die bloße Schwierigkeit der Bewertung nicht 
von der nach § 138 Abſ. 2 BGB. oder $ 3023 a StGB. ans 
zuſtellenden Vergleichung abhalten laſſen; ein zukünftiger oder 
bedingter Vorteil iſt nach ſeinem wahrſcheinlichen Werte ab⸗ 
zuſchätzen (RG. 46 S. 112 ff., 118; vgl. RGSt. 20, 283 ff.). 
Dem BG. iſt jedoch nicht vorzuwerfen, daß es dieſe Grundſätze 
für den vorliegenden Fall außer acht gelaſſen habe. Seine 
Annahme, daß die 800 000 & Aktien der S. er Werke zur Zeit 
des Vertragsabſchluſſes nichts wert waren, bezieht ſich zunächſt 
auf den Handelswert — Verkaufswert — der Aktien ſowie 
auf deren inneren Wert, ſofern der letztere nach dem Betrage 
beſtimmt würde, der im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft 
und der Aufteilung des Geſellſchaftsvermögens auf die Aktien 
entfallen würde. Daß mit den Aktien Hoffnungen, zu denen 
die Werke berechtigten, verknüpft waren, gibt der Ber R. dem 
Kläger ausdrücklich zu, aber er betrachtet dieſe Gewinnchance 
als die Prämie für das von der Beklagten bei dem Geſchäfte 
übernommene Riſiko, welche Prämie nach den Umſtänden nicht 
als übermäßig anzuſehen ſei. Das Gericht hat damit in der 
Tat eine, wenngleich nicht ziffermäßige Abſchätzung und Ab⸗ 
wägung vorgenommen. Das Ergebnis, zu dem es hierbei ge⸗ 
langt, beruht aber ganz weſentlich auf einer tatſächlichen 
Würdigung. Von durchgreifender Bedeutung war noch der 
weiterhin im Bu. hervorgehobene Geſichtspunkt, daß es ſich 
hier um eine von beiden Teilen unternommene, gemeinſchaftliche 
Spekulation handelte. Und zwar bezweckte die Spekulation 
die Sanierung einer notleidenden Aktiengeſellſchaft. Bei ber: 
artigen Geſchäften werden öfters von den Beteiligten Ver⸗ 
mögensvorteile von beſonderer Art ausbedungen oder gewährt, 
die nicht wohl mit dem Maßſtabe des Gewöhnlichen und Ver⸗ 
kehrzüblichen zu meſſen find, deren Wert vielfach ein uns 


215 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


wägbarer, mehr durch ſubjektive Intereſſen beſtimmter ſein mag. 
Ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen den beiderſeitigen 
Einſätzen wird bei derartigen Transaktionen nicht ſchon aus 
der durch objektive Wahrſcheinlichkeitsrechnung ermittelten Un⸗ 
gleichheit der Leiſtungen herzuleiten ſein. Es können noch ander⸗ 
weite wirtſchaftliche Rückſichten mitſpielen. H. c. K., U. v. 
25. Febr. 09, 92/08 VI. — Naumburg. 

3. 8 138 BGB. in Verb. mit $ 29 GewO. Die für 
Konkurrenzverbote zwiſchen approbierten Arzten angenommene 
Nichtigkeit iſt nicht auf Konkurrenzverbote zwiſchen amerikaniſchen 
Zahnärzten auszudehnen.] 

Der Kläger war ſeit Anfang 1900 bei den Beklagten als 
Aſſiſtent angeſtellt, ſeit 2. Januar 1905 auf Grund eines aus⸗ 
führlichen Vertrages von dieſem Tage. In dieſem Vertrage 
war vereinbart, daß am 1. Januar 1908 dem Kläger als 
Teilhaber ein Anteil an der zahnärztlichen Praxis der Beklagten 
übertragen werden ſolle, vorausgeſetzt, daß der Wert der von 
ihm in den letzten zwölf vorgängigen Monaten gelieferten 
Arbeit ſich auf 25 000 & oder mehr belaufe. „Sollte“, heißt 
es in dem Vertrage weiter, „Dr. Torrance — Kläger — die 
erwähnten Bedingungen nicht erfüllen und am 1. Januar 1908 
nicht als Teilhaber aufgenommen werden, ſo verpflichtet er ſich, 
weder als Chef noch als Aſſiſtent in einem Umkreiſe bon 
160 km von Frankfurt a. M. die zahnärztliche Tätigkeit vom 
1. Januar 1908 bis 1. Januar 1910 auszuüben, oder an 
Herren Drs. Macfarlane und Cooper oder deren Erben die 
Summe von 30 000 & zu zahlen. Die Entrichtung dieſer 
30 000 & gibt Dr. Torrance das Recht, ſich ganz unabhängig 
von der anderen Partei, wo es ihm beliebt, in dem angegebenen 
Umkreiſe entweder als Leiter oder Aſſiſtent vom 1. Januar 1908 
bis zum 1. Januar 1910 niederzulaſſen.“ Da jene Voraus⸗ 
ſetzung nach dem Geſchäftsſtand vom Oktober 1907 nicht ein⸗ 
getreten war, hat der Kläger mittels Ende November 1907 
eingereichter Klage beantragt, „feſtzuſtellen, daß er berechtigt 
iſt, nach dem 1. Januar 1908 in Frankfurt a. M. oder in 
einem Umkreiſe von 160 km die Zahnheilkunde auszuüben, 
ohne an die Beklagten 30 000 & zu zahlen“. Die Klage 
will die zwiſchen den Parteien vereinbarte Konkurrenzklauſel 
als gegen die guten Sitten verſtoßend, alſo als nach 8 138 BGB. 
nichtig, beſeitigen und ſtützt dies auf die Entſcheidung des RG. 
vom 11. Juni 1907 (RG. 66, 143 ff.). Das LG. hat dem 
Klageantrage entſprochen, da der Satz, daß Konkurrenzverbote 
zwiſchen approbierten Arzten nach $ 138 BGB. rechtsunwirkſam 
ſind, auf die Parteien auszudehnen ſei, obwohl denſelben die 
Approbation des 8 29 GewDO. fehlt. Die Berufung der Be⸗ 
klagten iſt aus demſelben Grunde zurückgewieſen. RG. hob 
auf und wies die Klage ab: Der BerR., und ebenſo das 
LG., verkennt nicht, daß das Urteil des RG. vom 11. Juni 
1907 nur die in Deutſchland approbierten Arzte betrifft. Die 
Beſchränkung auf in Deutſchland approbierte Arzte geht aus 
dem ganzen Aufbau und dem ſämtlichen Beweismaterial wie 
aus einer großen Zahl ausdrücklicher Sätze jenes Urteils 
unzweideutig hervor. Der BerR. erachtet jedoch den Umſtand, 
„daB bie amerikaniſchen Zahnaͤrzte ſonſt vom Staate den 
approbierten Zahnärzten nicht gleichgeſtellt ſind, ſondern als 
Zahntechniker angeſehen werden“, vorliegend für bedeutungslos, 
und zwar deshalb, weil die Beklagten von dem urteils⸗ und 
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zahlungsfähigen Publikum mindeſtens ſo hoch wie ein deutſcher 
Zahnarzt gewertet werden, und weil die Beklagten ſelbſt ſich 
als akademiſch vorgebildete Zahnärzte werten. Dieſe Be⸗ 
gründung beruht auf Verkennung der rechtlichen Bedeutung 
der Approbation. Nach den Materialien zu 88 29, 147 Abſ. 1 
Ziff. 3 GewO., zu vergleichen die Verhandl. des RT. des 
Norddeutſchen Bundes vom 10. und 12. April, 3. und 
25. Mai 1869, iſt die Approbation die Erfüllung einer ſtaat⸗ 
lichen Pflicht, nämlich der Aufgabe und Pflicht des Staates, 
ein wiſſenſchaftlich und praktiſch durchgebildetes ärztliches 
Perſonal zu erhalten und als ſolches zu kennzeichnen einerſeits 
für den Staat und die Gemeinden, welche nur approbierte 
Perſonen als Arzte anerkennen und mit amtlichen Funkrionen 
betrauen dürfen, anderſeits für das Publikum, ſoweit es wiſſen⸗ 
ſchaftliche Kunſthilfe ſucht. Die gleichzeitige Aufhebung der 
früheren Geſetze gegen den Heilgewerbebetrieb nichtapprobierter 
Perſonen iſt erfolgt, nicht entfernt, weil es im öffentlichen 
Intereſſe liege, daß auch nichtapprobierte Perſonen ſich der 
Heiltätigkeit widmen, ſondern lediglich aus völlig anderen 
Gründen. (Diefe Gründe werden mitgeteilt.) Die Geſetzes⸗ 
materialien beſtätigen, daß Heilbefliſſene ohne Approbation 
nicht ſchon darum, weil ſie ſich dem „fundamentalen allgemeinen 
Zwecke der Geſundheitspflege“ widmen, eine beſondere rechtlich 
gehobene Stellung einnehmen. Eine ſolche Eximierung der 
Heiltätigkeit an ſich wäre auch aus inneren Gründen unmöglich. 
Denn, daß die Heiltätigkeit, zum mindeſten wie jede andere 
Tätigkeit höherer Art, theoretiſcher und praktiſcher Vorbildung 
ſowie gewiſſer moraliſcher Eigenſchaften bedarf, verſteht ſich 
von ſelbſt. Perſonen, die dieſer Vorbildung und dieſer Eigen⸗ 
ſchaften entraten, find zur Heiltätigkeit nicht geeignet. Auch 
ſolche Perſonen haben jedoch im Deutſchen Reiche die geſetzliche 
Befugnis, ſich der Heiltätigkeit gewerblich zu widmen, da irgend⸗ 
welche Vorbedingungen für die Heiltätigkeit, insbeſondere für 
das Heilgewerbe, nicht geſetzt ſind. Und daß häufig völlig 
Unberufene ſich der Heiltätigkeit widmen, iſt eine offenkundige 
Tatſache. Die Rechtslage iſt vielmehr offenſichtlich die: „Arzt“ 
iſt ein durch die GewO. genau beſtimmter Rechtsbegriff, der 
allein durch die Approbation erfüllt wird, und der weder direkt 
noch mittelbar auf nichtapprobierte Perſonen ausgedehnt 
werden darf. An dieſen Rechtsbegriff des „Arztes“ hat die 
obenerwähnte Entſcheidung dieſes Senats vom 11. Juni 1907 
angeknüpft: ſie hat feſtgeſtellt, daß der Arztberuf kein Gewerbe 
iſt, daß er durch eine Reihe öffentlich⸗rechtlicher Rechte und 
Pflichten gekennzeichnet wird, daß er auf Grund ſtaatsſeitig 
geforderter und gewährleiſteter wiſſenſchaftlicher Vorbildung 
eine beſondere Verantwortung hat, und daß er darum in 
ſeinem Intereſſe und in dem des Publikums ſtaatlich organiſiert 
und einem ſtaatlichen Ehrengerichte unterworfen iſt. Alle dieſe 
Geſichtspunkte entfallen bei dem Heilgewerbe nichtapprobierter 
Heilbefliſſener: dieſes iſt nach dem klaren Standpunkt der 
GewO. ein Gewerbe und nichts als ein Gewerbe. Die 
Parteien des gegenwärtigen Rechtsſtreits nun ſind amerikaniſche 
Zahntechniker und führen in Amerika erworbene akademiſche 
Titel. Irgendeine Feſtſtellung in betreff dieſer Titel hat der 
Ber R. nicht getroffen. An und für ſich iſt das Führen 
amerikaniſcher Doktortitel noch kein Grund für Eximierung über 
ſonſtige Heilgewerbetreibende hinaus. Der mit amerikaniſchen 
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akademiſchen Graden verübte, in PrOVG. 17, 356; 30, 326; 
37, 365; 38, 287 gekennzeichnete Unfug war derart, daß faſt 
ſämtliche deutſchen Bundesſtaaten die Befugnis zur Führung 
ausländiſcher Doktortitel an ſtaatliche Genehmigung geknüpft 
haben, ſo Preußen durch Verordnung vom 7. April 1897. 
Wenn aber auch, wie unterſtellt werden kann, die Doktortitel 
der Parteien völlig in Ordnung gehen, und wenn auch die 
Parteien, insbeſondere die Beklagten, von dem urteils⸗ und 
zahlungsfähigen Publikum mit Recht deutſchen Zahnärzten 
mindeſtens gleichgewertet werden, ſo iſt das doch durchaus 
unerheblich. Die hohe Wertſchätzung, welche ein nicht⸗ 
approbierter Heilbefliſſener beim Publikum genießt, kann und 
darf nicht dazu führen, ihn dem Arzt irgend rechtlich gleich⸗ 
zuſtellen. Sie kann es nicht, weil die individuelle Wertſchätzung 
von ſeiten des Publikums ein durchaus ſchwankendes und gerade 
auf dieſem Gebiet durchaus fehlbares Moment iſt; und ſie 
darf es insbeſondere nicht, weil individuelle Verhältniſſe gegen⸗ 
über dem durch die ſtaatliche Approbation objektiv feſt begrenzten 
geſetzlichen Begriffe des Arztes überhaupt nicht in Betracht 
kommen. Noch weniger verſchlägt, daß die Parteien ſich ſelbſt 
als akademiſch vorgebildete Zahnärzte fühlen und bezeichnen. 
Die Gründe des Ber R. würden auch zutreffen auf gewerbliche 
Unternehmen beliebiger Art, die von akademiſch gebildeten 
Perſonen mit akademiſchen Titeln geleitet werden, von Perſonen, 
welche etwa von ſeiten des urteilsreifen Publikums jedem 
ſtaatlichen, akademiſch gebildeten Funktionär und jedem 
approbierten Arzt gleichgewertet werden; ſollte dieſen gewerb⸗ 
lichen Unternehmen, deren Beſtehen und Gedeihen etwa auch 
wie die Geſundheitspflege im allgemeinen öffentlichen Intereſſe 
liegt, zum Beiſpiel der chemiſchen Induſtrie, die Konkurrenz⸗ 
klauſel gegenüber ihren gleichermaßen akademiſch gebildeten An⸗ 
geſtellten unterſagt ſein? Jene Gründe würden auch zutreffen, 
wenn etwa ein Naturheilkundiger ohne akademiſche Grade ſeine 
Leiſtungen weit höher einſchätzt als die der geſamten Fach⸗ 
medizin und der approbierten Arzteſchaft, und wenn ihm etwa 
ein großer Teil des angeſehenen Publikums in dieſer Wert⸗ 
ſchätzung folgt. Dieſe unerträglichen Konſequenzen der An⸗ 
ſchauung des BerR. beſtätigen, daß der ſtaatliche, rechtlich feſt⸗ 
gelegte Begriff des Arztes nicht verlaſſen werden darf, wenn 
nicht die bezügliche Anwendung des 8 138 BGB. ins Uferloſe 
geraten ſoll. Die Parteien ſind nichts als Gewerbetreibende, 
und daß ſie tatſächlich ihre Zahnheilpraxis als rein gewerbliches 
Unternehmen berrachten, zeigt der Vertrag vom 2. Januar 1905 
in feiner Geſamtheit unzweideutig. Die Abrede einer Konkurrenz 
klauſel war alſo zwiſchen den Parteien an ſich ohne weiteres 
zuläſſig, während der deutſche Arzt Schutz gegen illoyale 
Konkurrenz auf anderem Wege, durch Standes ordnungen und 
Ehrengerichte, zu ſuchen hat. Der Kläger ſelbſt behauptet auch 
nicht, daß ſolche Konkurrenzklauſeln zwiſchen amerikaniſchen 
Zahntechnikern nicht üblich ſeien oder den ſittlichen Anſchauungen 
dieſer Kreiſe widerſprächen. Daß ſolche Klauſeln und eine 
derartige Bindung der Geſchäftsfreiheit zwiſchen amerikaniſchen 
Dentiſten gang und gäbe iſt, zeigt gerade der Vertrag vom 
2. Januar 1905 ſelbſt. Am Schluſſe desſelben iſt feſtgeſetzt, 
daß, wer von der ab 1. Januar 1908 zwiſchen dem Kläger 
und den Beklagten projektierten Teilhaberſchaft vor dem 
1. Januar 1914 zurücktrete, bis zum Jahre 1919 im Umkreiſe 
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von 160 km von Frankfurt a. M. die zahnärztliche Praxis 
nicht ausüben dürfe. Dieſe zeitlich ſchwere Beſtimmung traf 
alſo auch die Beklagten ſelbſt untereinander. Und für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1908 verpflichteten ſich die Beklagten 
dem Kläger, ohne deſſen Einwilligung keinen neuen Teilhaber 
aufzunehmen. Weiter behauptet der Kläger ſelbſt nicht, daß 
die vereinbarte Konkurrenzklauſel für ihn eine übermäßige Be⸗ 
ſchwerung darſtelle, ins beſondere nicht, daß die Summe von 
30 000 & übermäßig ſei. Eine ſolche übermäßige Beſchwerung 
des Klägers iſt dann auch in keiner Richtung erſichtlich. Bei 
ihrem gerade nach der Behauptung des Klägers ſehr hohen 
Einkommen hatten die Beklagten erhebliche Intereſſen zu wahren, 
ſie durften ſich dagegen ſchützen, daß der von ihnen in die 
Praxis von Frankfurt a. M. und Umgegend eingeführte Kläger 
ihnen hier ſofort Konkurrenz mache. Sie hatten denn auch 
bereits in dem Schreiben vom 1. Dezember 1899, durch welches 
ſie den Kläger von Amerika zu ſich herüberriefen, dieſem eben⸗ 
dieſelbe Konkurrenzbeſchränkung auferlegt. Die Klage iſt hier⸗ 
nach abzuweiſen. M. u. C. c. T., U. v. 26. Febr. 09, 
220/08 III. — Frankfurt. 

4. SS 611 ff., 276 BGB. in Verb. mit 8 207 Abf. 2 
ZPO. Nichtannahme eines Verſchuldens des Rechtanwaltes, 
der auch die ſpäter vom Reichsgericht als unrichtig erkannte 
Rechtsanſicht, die Friſt des §S 207 Abſ. 2 ZPO. ſei keine Not⸗ 
friſt, gewonnen und als Prozeß bevollmächtigter zugrunde ge⸗ 
legt hatte.] 

Der Kläger verlangt vom beklagten Rechtsanwalt Schadens⸗ 
erſatz, weil er als fein Prozeß bevollmächtigter in einem Vor⸗ 
prozeſſe die rechtzeitige Einlegung der Berufung ſchuldhaft 
verſäumt habe. Das BG. hat die Klage abgewieſen. Es nimmt 
an, daß dem Beklagten kein Verſchulden an der verſpäteten 
Zuſtellung der Berufungsſchrift treffe. Nach den Feſtſtellungen 
des Gerichts hat der Beklagte den Auftrag zur Berufungs⸗ 
einlegung am 21. Juli 1905 erhalten. Er hat am 22. Juli 
1905 die Berufungsſchrift zur Terminsbeſtimmung und Ver⸗ 
mittelung der Zuſtellung durch den Gerichtsſchreiber bei Gericht 
eingereicht. Die Zuſtellung geſchah aber unrichtigerweiſe an 


die Gegenpartei ſelbſt, nicht an ihren Prozeß bevollmächtigten, 


war alſo ungültig. Die Berufungsfriſt lief am 28. Juli 1905 
ab. Am 29. Juli 1905 bemerkte der Beklagte bei Prüfung 
der Zuſtellungsurkunden den Fehler und erwog ſogleich an der 
Hand des Geſetzestextes und des Gaupp⸗Steinſchen Kommentars 
zur ZPO. 6/7. Aufl., ſowie in einer Rückſprache mit feinem 
Kollegen Dr. H. die zweckmäßigen Schritte zur Abſtellung des 
Mangels und kam zu dem Ergebnis, daß die Berufungsfriſt 
noch durch eine innerhalb der Friſt des 8 207 Abſ. 2 ZPO. 
erfolgende neue Zuſtellung zu wahren ſei, daß aber die in 
3 207 Abſ. 2 beſtimmte zweiwöchige Friſt keine Notfriſt, daher 
durch die damals laufenden Gerichtsferien gehemmt ſei, und die 
neue Zuſtellung demgemäß nach den Ferien noch rechtzeitig er⸗ 
folgen könne. Dieſer Auffaſſung entſprechend hat er ſodann 
die Berufungsſchriſt am 19. und 21. September 1905 den 
Berufungsbeklagten ordnungsmäßig zustellen laſſen. Die Be⸗ 
rufung wurde aber vom OLG. als unzuläſſig verworfen, weil 
die Friſt des 8 207 Abſ. 2 nur eine Verlängerung der Berufungs⸗ 
friſt ſei und als ſolche durch die Gerichtsferien nicht gehemmt 
werde. Die Entſcheidung wurde vom RG. (RG. 63, 413) 
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beſtätigt. Das BG. nimmt an, daß dem Beklagten daraus, 
daß er die ſpäter vom höchſten Gerichtshofe als unrichtig er⸗ 
kannte Rechtsanſicht über die Auslegung des § 207 Abſ. 2 
gewonnen habe, kein Vorwurf gemacht werden könne, weil der 
Wortlaut des Geſetzes (8 223 Abſ. 3 und § 207 Abſ. 2 ZPO.) 
dieſe Auffaſſung begünſtige und er die in gleichem Sinne 
lautende Ausführung des angeſehenen Gaupp⸗Steinſchen Kom⸗ 
mentars für ſich gehabt, auch gegenteilige Meinungsäußerungen 
nicht gekannt habe. Dieſe Beurteilung der Sachlage iſt durch⸗ 
aus zu billigen, und auch die Reviſion läßt ſie gelten. Die 
Reviſion meint aber, es wäre vom Beklagten zu verlangen 
geweſen, daß er, da es ſich zur damaligen Zeit, als er vor der 
Frage der Auslegung des $ 207 Abſ. 2 ſtand, um eine ſchwierige, 
nicht geklärte Rechtsfrage gehandelt habe, ſich nicht auf ſeine 
Auffaſſung habe verlaſſen dürfen, ſondern den allein ſicheren 
Weg hätte gehen müſſen, unbekümmert um die Auslegung des 
§ 207 Abf. 2, die ihm am 29. Juli 1905 bekannt gewordene 
Mangelhaftigkeit der Zuſtellung durch eine ordnungsmäßige neue 
Zuſtellung innerhalb der nächſten Tage bis zum 5. Auguſt 1905 
unſchädlich zu machen. Darin, daß er dies nicht getan, ſondern 
die Frage zu einem intereſſanten Rechtsfall zugeſpitzt habe, liege 
eine Verletzung ſeiner anwaltlichen Pflichten. Läge der von 
der Reviſion unterſtellte Fall vor, daß der Beklagte in Er⸗ 
kenntnis der Zweifelhaftigkeit der Auslegung die Gefahr einer 
ungünſtigen Entſcheidung der Gerichte ſeinem Auftraggeber auf⸗ 
gebürdet hätte, ſo würde er allerdings ſeine anwaltlichen Pflichten 
verletzt haben und ſeinem Auftraggeber haftbar fein. Jedoch 
hat das BG. feſtgeſtellt, daß der Beklagte mit der Möglichkeit 
einer anderen Auffaſſung des § 207 Abſ. 2, als er fie ge 
wonnen hatte, gar nicht gerechnet hat, und weiter an⸗ 
genommen, daß er bei dem damaligen Stande der Rechtslehre 
und Judikatur, ſoweit ſie ihm bei ſorgfältiger Prüfung bekannt 
geworden waren — eine zu dieſer Frage beſonders ergangene 
Entſcheidung des RG. lag damals noch nicht vor —, auch 
nicht zu rechnen brauchte. Erſteres iſt eine tatſächliche 
Feſtſtellung, letzteres eine nicht zu beanſtandende rechtliche 
Folgerung aus dem, was oben über die vom Beklagten vor⸗ 
genommene Prüfung der Frage und ihr Ergebnis angeführt 
wurde. Ohne Verletzung der ihm obliegenden Sorgfaltspflicht 
durfte der Beklagte die auf den Wortlaut des Geſetzestextes 
gegründete Ausführung des Gaupp⸗Steinſchen Kommentars als 
völlig überzeugend und unwiderleglich anſehen. Hiernach kommt 
es auf die vom Vertreter des Reviſions beklagten der Reviſion 
entgegengeſtellten Rechtsausführungen, daß der Beklagte nach 
ſeiner Auffaſſung innerhalb der Ferien überhaupt nicht habe 
zuſtellen dürfen, nicht an. Sie ſind aber übrigens nicht zu⸗ 
treffend. Wenn die Friſt nach der Meinung des Beklagten in 
den Ferien nicht lief, fo bedeutete das nicht die Wirkungslofig⸗ 
keit der innerhalb der Ferien erfolgenden Zuſtellung. Denn 
das Weſen der Friſt beſteht nur in ihrer präkluſiviſchen Wirkung, 
in der Wirkung ihres Ablaufs, nicht darin, daß die befriſtete 
Handlung nur in der Zeit zwiſchen Anfang und Ende der Friſt 
vorgenommen werden dürfe. Wo letzteres vom Geſetze gewollt 
iſt, wird es beſonders beſtimmt (88 516 Abſ. 2, 552 Abſ. 2 3 PO.) 
Im allgemeinen kann bei prozeſſualen Friſten die Handlung 
auch vor Beginn der Friſt wirkſam vorgenommen werden 
(RE. 40, 391). Nach Feſtſtellung des BG. hat der Beklagte 
28 
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auch die Zuſtellung innerhalb der Ferien nicht deshalb unter⸗ 
laſſen, weil er ſie für unzuläſſig hielt, ſondern weil er an⸗ 
nahm, daß ſie nach den Ferien noch rechtzeitig erfolgen könne. 
Da ihm hinſichtlich dieſer Annahme ein Verſchulden nicht bei⸗ 
gemeſſen werden kann, ſo war die Abweiſung der Klage begründet. 
K. c. H., U. v. 5. März 09, 231/08 III. — Breslau. 

5. 8 823 BGB. Streupflicht der Kirchengemeinde bei 
Glatteis. 

Es iſt keine Überfpannung der Anforderungen an eine 
Kirchengemeinde, daß fie vor dem Beginne von Gottesdienſten 
an Sonn⸗ und Feiertagen, die von einer großen Anzahl von 
Menſchen beſucht werden, regelmäßig feſtſtellen läßt, ob zur 
Sicherheit des Zuganges zur Kirche für die Beſucher der Gottes⸗ 
dienſte das Streuen erforderlich ſei, und daß ſie dazu auch 
dann für verpflichtet erachtet wird, wenn das Glatteis erſt eine 
Viertelſtunde bis eine halbe Stunde vor Beginn des Gottes⸗ 
dienſtes eingetreten iſt. Ein plötzlicher Wetterumſchlag im 
Winter, der eine raſch ſich vollziehende Glatteisbildung zur 
Folge hat, iſt nichts derart Ungewöhnliches, daß auf ihn gar 
nicht zu rechnen wäre, und die Arbeit ſelbſt iſt, wenn das er⸗ 
forderliche Streumaterial zur Hand iſt, was unter allen Um⸗ 
ſtänden verlangt werden muß, in kürzeſter Zeit vollbracht. 
Wenn der Küſter, dem das Streuen im Bebürfnisfalle aus⸗ 
drücklich oder nach lokaler Übung ſtillſchweigend durch den Ans 
ſtellungsvertrag übertragen iſt, zeitweiſe durch andere ihm eben⸗ 
falls auf Grund desſelben Anſtellungsverhältniſſes obliegende 
Dienſtverrichtungen an der Ausführung der erſteren Arbeit ge⸗ 
hindert iſt, ſo iſt er während dieſer Zeiten keine zur Aus⸗ 
führung dieſer Verrichtung taugliche Perſon, und es muß ihm 
für ſolche Fälle eine Hilfskraft zur Seite geſtellt werden, die 
ſtatt feiner die Obliegenheiten wahrnimmt, an deren Wahr⸗ 
nehmung er ſelbſt verhindert iſt. Kirchengem. St. A. c. F., 
U. v. 1. März 09, 160/08 VI. — Düſſeldorf. 

6. 8 833 BGB. Der Umſtand, daß ein Pferd im all⸗ 
gemeinen unter der Herrſchaft des Lenkers iſt, ſchließt nicht 
ſchlechthin die Entfaltung eines willkürlichen, der tieriſchen Natur 
entſprechenden Tuns des Pferdes aus.] 

Der Kutſcher der Beklagten wollte mit einem Geſchäſts⸗ 
fuhrwerke derſelben von der Straße aus den Bürgerfteig kreuzen, 
um die Toreinfahrt zu erreichen. Mit Rückſicht auf die zu 
überwindende Anſteigung trieb er das Pferd an und rief die 
Paſſanten an; einen warnenden Zuruf ließ auch ſein Begleiter 
und der des Wegs kommende Zeuge St. ergehen. Dieſer Zuruf 
galt insbeſondere dem Kläger und ſeinem Begleiter; letzterer 
ging zur Seite, Kläger aber trat etwas zurück. Er ſtieß infolge⸗ 
deſſen mit ſeinem Rücken gegen das inzwiſchen herangekommene 
Pferd, welches infolge dieſes Anpralles hoch ging und zur 
Seite ſprang. Hierdurch kam der Kläger zu Fall und vor ein 
Vorderrad des Wagens zu liegen. Das Pferd war unruhig, 
trat hin und her, bewegte ſich aber nicht vorwärts. Infolge⸗ 
deſſen wurde der Kläger nicht überfahren, aber anſcheinend 
durch Stöße des Rades verletzt. Mit bezug auf dieſen feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt hat das BG. ausgeführt, es fehle jeder 
Nachweis dafür, daß der Kutſcher der Beklagten vor oder 
während des Unfalles die Herrſchaft über das Pferd ganz oder 
teilweiſe verloren gehabt habe; ſei aber das Pferd unausgeſetzt 
in der Herrſchaft des Kutſchers geweſen, fo entfalle die Haft⸗ 
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pflicht der Beklagten als Tierhalter. Dieſe Ausführungen ent⸗ 
halten einen Verſtoß gegen 8 833 BGB. Allerdings kann, 
wie vom RG. in Bd. 54 S. 76 anerkannt iſt, von einem „durch 
das Tier“ zugefügten Schaden dann keine Rede ſein, wenn es 
ſich um die ſchädigende Einwirkung eines lediglich als Werkzeug 
in der Hand eines Menſchen ſich bewegenden Tieres handelt. 
Demgemäß iſt die Haftung des Tierhalters ausgeſchloſſen, wenn 
der Schaden durch eine Bewegung eines Pferdes herbeigeführt 
worden iſt, die dasſelbe in Vollziehung des ihm durch die 
Zügelgewalt aufgenötigten Willens ſeines Lenkers ausgeführt 
hat. Dagegen ſchließt der Umſtand, daß ſich ein Pferd im 
allgemeinen unter der Herrſchaft ſeines Lenkers befindet, nicht 
ſchlechthin die Entfaltung eines willkürlichen, der tieriſchen Natur 
entſpringenden Tuns des Pferdes aus; ſo kann ein der Herr⸗ 
ſchaft und Zügelgewalt des Lenkers durch Fortbewegung in der 
angewieſenen Richtung folgendes Pferd trotzdem, z. B. durch 
Beißen, Ausſchlagen, Hochſteigen zu einem ſelbſtändigen will⸗ 
kürlichen, dem Willen des Lenkers nicht entſprechenden Tun 
übergehen. So liegt aber nach der tatſächlichen Feſtſtellung 
des BG. der hier in Rede ſtehende Fall. Der Kläger iſt da⸗ 
durch zu Fall und Schaden gekommen, daß das Pferd, gegen 
das er im Zurücktreten auf dem Bürgerſteig mit dem Rücken 
anſtieß, hoch ging und zur Seite ſprang. Die zum Schaden 
führende Bewegung des Pferdes war ſonach eine ſolche, die, 
wie nach der feſtgeſtellten Sachlage angenommen werden muß, 
dem Herrſchaftswillen des lenkenden Kutſchers nicht entſprach. 
Deshalb iſt die Annahme des BG., das Pferd habe ſich vor 
und bei dem Unfalle in der Herrſchaft des Kutſchers befunden, 
nicht geeignet, die Anwendbarkeit des 8 833 BGB. auszuſchließen. 
Eine andere, vom BG. bisher nicht geprüfte Frage iſt die, 
welche Bedeutung dem dem Hochſteigen des Pferdes unmittelbar 
vorausgehenden Anpralle des Klägers gegen das Pferd, ins⸗ 
beſondere unter dem Geſichtspunkte des 8 254 BGB. beizulegen 
iſt. Hiernach war auf Aufhebung des angefochtenen Urteils 
und Zurückverweiſung der Sache zu erkennen. v. M. c. St. 
und Gen., U. v. 4. März 09, 324/08 IV. — Berlin. 

7. 88 873, 1163, 1177, 1196, 140 BGB. Erforderniſſe 
der Belaſtung eines Grundſtücks mit einem hypothekariſchen 
Recht. — Vorausſetzung für die Verwandlung einer Hypothek 
in eine Eigentümergrundſchuld iſt die rechtswirkſam erfolgte 
Beſtellung der Hypothek. 

Zur Belaſtung eines Grundſtückes mit einem hypothekariſchen 
Rechte, ſei es einer Hypothek, ſei es einer Grundſchuld, bedarf 
es, ſoweit nicht das Geſetz für beſondere Fälle etwas anderes 
beſtimmt, gemäß 8 873 BGB., außer der Eintragung, der 
rechtswirkſamen Einigung zwiſchen dem Grundſtückseigentümer 
und dem Erwerber des Rechtes. Iſt die Eintragung ohne eine 
ſolche Einigung erfolgt und kommt auch nachher eine Einigung 
nicht zuſtande, fo entſteht ein hypothekariſches Recht nicht, viel ⸗ 
mehr iſt die Eintragung nichtig. Das gleiche muß auch dann 
gelten, wenn die Willenserklärung auch nur eines Beteiligten, 
insbeſondere die Eintragungsbewilligung des Eigentümers nichtig 
iſt, beiſpielsweiſe weil der Erklärende geſchäftsunfähig oder ſeine 
Erklärung wegen Irrtums oder Betruges angefochten iſt; denn 
die erklärte Einigung iſt dann nicht rechtswirkſam. Iſt aber 
in derartigen Fällen ein hypothekariſches Recht überhaupt nicht 
zur Entſtehung gelangt, ſo kann nicht deshalb, weil für die 
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Entſtehung oder das Beſtehenbleiben des hypothekariſchen Rechtes 
in der Art, wie es eingetragen iſt, eine weitere Vorausſetzung 
fehlt, ein anderes hypothekariſches Recht an ſeine Stelle treten. 
Daher iſt in den Fällen, in denen an die Stelle einer Hypothek 
des Gläubigers nach Geſetzesvorſchrift eine Grundſchuld des 
Eigentümers treten ſoll, insbeſondere auch in dem vorliegend in 
Frage ſtehenden Falle des Nichtbeſtehens der Forderung, zu 
deren Sicherheit die Hypothek beſtellt worden iſt (8 1163 
Abſ. 1 Satz 1 BGB.), Erfordernis dafür, daß gemäß 8 1177 
Abs. 1 BGB. die Hypothek ſich in eine Eigentümergrundſchuld 
verwandelt oder, wie in dem zuletzt genannten Falle, von vorn⸗ 
herein rechtlich nur als Eigentümergrundſchuld beſteht, eine 
rechtswirkſam erfolgte Beſtellung der Hypothek, alſo eine Einigung 
über die Belaſtung des Grundſtückes im vorgenannten Sinne. 
Denn die Eigentümergrundſchuld iſt ebenſo wie die gewöhnliche 
Grundſchuld eine Belaſtung des Grundſtückes, nur mit dem 
Unterſchiede, daß ſie nicht einem Dritten, ſondern dem Eigen⸗ 
timer ſelbſt zuſteht, und daß gemäß 8 1177 Abſ. 1 Satz 2 
BOB. für fie in Anſehung der Verzinslichkeit, des Zinsſatzes, 
der Zahlungszeit, der Kündigung und des Zahlungsortes die 
Beſtimmungen, die für die durch die Hypothek geſicherte 
Forderung getroffen worden, maßgebend find. Des halb und 
weil die Eigentümergrundſchuld ihren Entſtehungsgrund in einer 
Hypothek hat, kann eine Eigentümergrundſchuld nicht entſtehen, 
wenn die Hypothekeneintragung nichtig iſt. Dies iſt auch in 
der Rechtslehre die herrſchende Anſicht und in dem Urteile des 
erlennenden Senats in RG. 68, 101 im weſentlichen bereits 
ausgeſprochen worden ... Daraus folgt, daß, wenn der Eigen⸗ 
tümer für einen beſtimmten Gläubiger eine Hypothek eintragen 
läßt, der Gläubiger aber nicht ſeine Einwilligung zur Beſtellung 
der Hypothek für ihn gibt, weder eine Hypothek noch eine 
Eigentümergrundſchuld entſteht, ſei es auch, daß die Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Eigentümers an ſich rechtswirkſam iſt. 
Allerdings iſt, wie im 8 1188 BGB. zur Beſtellung einer 
Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber, ausnahmsweiſe im $ 1196 BGB. zur Beſtellung 
einer Grundſchuld für den Eigentümer ſelbſt die Eintragungs⸗ 
bewilligung des Eigentümers allein für genügend erklärt. 
Hierauſhin wird in der Rechtslehre die Anſicht vertreten, daß 
aus einer wegen mangelnder Einigung zwiſchen Gläubiger und 
Eigentümer nichtigen Hypothek eine Eigentümergrundſchuld 
entſtehe, ſofern nur die Eintragungsbewilligung des Eigentümers 
an ſich rechtswirkſam ſei. Die Vertreter dieſer Anſicht meinen, 
die Bewilligung der Eintragung einer Hypothek für einen 
anderen ſeitens des Eigentümers enthalte ſtillſchweigend die 
Bewilligung der Eintragung zu eigenen Gunſten, und ferner, 
es ſei 9 140 BGB. zur Anwendung zu bringen, wonach, wenn 
ein nichtiges Rechtsgeſchäft den Erforderniſſen eines anderen 
Rechtsgeſchäfts entſpreche, das letztere gelte, fofern anzunehmen 
Id, daß deſſen Geltung bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt 
jein würde. Allein, wenn Wille und Erklärung des Eigen⸗ 
tümers darauf gerichtet find, für einen anderen eine Hypothek 
zu beſtellen, fo kann eine Belastung des Grundstückes überhaupt 
mur dann rechtswirkſam begründet werden, wenn die für die 
Entftchung eines hypothekariſchen Rechtes dieſer Art vom 
Geſeze beſtimmten Vorausſetzungen gegeben find, wenn alſo zu 
der Eintragungsbewilligung des Eigentümers die Einwilligung 
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des anderen in die Beſtellung der Hypothek für ihn hinzu⸗ 
getreten iſt. Ferner kann der dem wahren Willen entſprechenden 
Erklärung des Eigentümers ein hypothekariſches Recht dieſer 
Art für einen anderen zu begründen, nicht eine dem wahren 
Willen zuwiderlaufende Erklärung, ein hypothekariſches Recht 
anderer Art für ſich ſelbſt an eigener Sache zu begründen, 
unterſtellt werden. Letzteres kann auch auf dem im 8 140 BGB. 
vorgeſchriebenen Wege der Umdeutung nicht geſchehen; denn 
dieſe Geſetzesvorſchrift iſt nicht dahin auszudehnen, daß einer 
Willenserklärung die Richtung der Begründung eines anderen 
Rechtes und für eine andere Perſon, als worauf die Erklärung 
tatſächlich gerichtet iſt, gegeben werden könnte. P. c. P., 
U. v. 3. März 09, 227/08 V. — Breslau. 

8. 8 906 BGB. Zur Frage der „Erheblichkeit“ der 
Einwirkungen auf das Nachbargrundſtück.] N 

Nach 8 906 BGB. kann der Eigentümer ſolche Ein⸗ 
wirkungen verbieten, durch die die Benutzung ſeines Grundſtücks 
weſentlich beeinträchtigt wird. Mit Unrecht nimmt das BG. 
an, daß das Grundſtück des Klägers, weil es noch un bebaut 
ſei, durch Zuführung von Geräuſchen und Gerüchen zurzeit 
gar nicht beeinträchtigt werden könne. Unſtreitig iſt das Grund⸗ 
ſtück zur Bebauung geeignet und nur hierzu beſtimmt; lediglich 
in der Verwendbarkeit als Bauland liegt wirtſchaftlich der 
hohe Wert des Grundſtücks begründet. Je ſtärker aber läſtige 
Geräuſche und Gerüche auf das Grundſtück eindringen, um fo 
mehr wird deſſen Eigenſchaft als wertvolles Bauland herab⸗ 
gemindert und damit die Benutzbarkeit zu dem beſtimmungs⸗ 
mäßigen Gebrauche beeinträchtigt. Da die Pumpſtation eine 
auf die Dauer berechnete Anſtalt iſt, ſo kann damit nicht ge⸗ 
rechnet werden, daß vor oder zur Zeit der erfolgten Bebauung 
die Einwirkungen bereits ihr Ende erreicht haben werden. 
Aber auch noch nach anderer Richtung gibt das Bu. zu Be⸗ 
denken Anlaß. Die Kolonie Grunewald iſt, wie ſich aus den 
Feſtſtellungen ergibt, eine beſonders vornehme Villenkolonie. 
Nach dem unſtreitigen Vorbringen dürfen nach ortsſtatutariſcher 
Beſtimmung im Gemeindegebiete nur villenartige Gebäude er⸗ 
richtet werden. Es hat ferner die Kurfürſtendammgeſellſchaft, 
die die Anlage der Kolonie durchgeführt hat, um den vor⸗ 
nehmen Charakter der Kolonie durchaus zu ſichern und um von 
ihr üble Gerüche, Dünſte, und läſtige Geräuſche möglichſt fern 
zu halten, den einzelnen Grundſtückserwerbern in umfangreicher 
Weiſe zum Grundbuche eingetragene Beſchränkungen auferlegt. 
Dieſe Verhältniſſe bedurften beſonderer Würdigung. Nach der 
Rechtſprechung des RG. iſt für die Frage nach der Erheblichkeit 
der Einwirkungen nicht das ſubjektive Empfinden des einzelnen 
Grundſtückseigentümers maßgebend, vielmehr iſt ein objektiver 
Maßſtab anzulegen, immer aber iſt daneben der beſonderen 
Lage des Einzelfalls Rechnung zu tragen. Nur auf dieſer 
Grundlage: konnte ermeſſen werden, inwieweit die tatſächlich 
ftattfindenden Einwirkungen das Maß deſſen überfchreiten, was 
in der Kolonie allgemein und in der hier in Betracht kommenden 
Gegend insbeſondere geduldet werden muß und geduldet wird. 
Die beklagte Gemeinde war in der Ausnutzung ihres Grund⸗ 
ſtücks und daher auch in deſſen Verwendung zur Anlage der 
Pumpſtation rechtlich nicht beſchränkt; allein hinſichtlich der 
von der Anlage her auf die Nachbargrundſtücke geübten Ein⸗ 
wirkungen unterſtand die Gemeinde, auch wenn die Anlage 
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dem Wohlfahrtsintereſſe diente, den allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften. Sie hatte ſich auch ihrerſeits aller unzuläſſigen Ein⸗ 
wirkungen zu enthalten, und dahin zählten ſolche, die in gleicher 
oder ähnlicher Art nicht ortsüblich waren, die den Anforderungen, 
die an die Kolonie vermöge ihrer Eigenart billigerweiſe geſtellt 
werden durften, nicht entſprachen und die deshalb als weſent⸗ 
liche Beläſtigungen ſich darſtellten. Darüber, inwieweit dies 
im gegebenen Falle zutrifft, fehlt es an ausreichenden Feſt⸗ 
ſtellungen, und es war deshalb auch aus dieſem Grunde die 
Aufhebung des Urteils geboten. T. c. G., U. v. 20. Febr. 09, 
311/08 V. — Berlin. 

9. 85 1086, 892 BGB. Gegenüber dem 8 1086 kommt 
die Beſtimmung in 8 892 nicht in Betracht.] 

Zur Entscheidung ſteht die Frage, ob gegenüber dem 
§ 1086 BGB. die Beſtimmung des 5 892 BGB. in Betracht 
zu ziehen iſt. Der öffentliche Glaube des Grundbuchs bezieht 
ſich nur auf die dingliche Rechtslage des Grundſtücks. Das 
nach § 1086 Satz 1 und 8 1089 BGB. den Gläubigern des 
Nieß brauchs beſtellers oder den Nachlaßgläubigern zuſtehende 
Befriedigungsrecht iſt aber auch inſoweit, als zu den dem Nieß⸗ 
brauch unterworfenen Gegenſtänden eine Sache, ein Grundſtück 
gehört, kein dingliches Recht und mithin auch kein den Nieß⸗ 
brauch dinglich einſchränkendes Recht. Die Rechtslage iſt viel⸗ 
mehr die, daß der Nießbraucher nach 8 1086 BGB. (vgl. 
8 737 ZPO.) den bezeichneten Gläubigern gegenüber ſchuld⸗ 
neriſch verpflichtet iſt, die Zwangsvollſtreckung in die Sache, das 
Grundſtück, zu dulden, und erſt die Vornahme der Zwangs⸗ 
vollſtreckung den bis dahin voll zu Recht beſtehenden Nießbrauch 
zum Erlöſchen bringt. Daraus ergibt ſich, daß das Befriedigungs⸗ 
recht aus § 1086 einer Eintragung in das Grundbuch weder 
bedürftig noch fähig iſt, ferner aber auch, daß die einfache Ein⸗ 
tagung des Nießbrauchs ſelbſt nicht deshalb als eine wegen 
Unvollſtändigkeit unrichtige bezeichnet werden kann, weil ſie nicht 
das Vorhandenſein des Gläubigerrechts aus 8 1086 erſehen 
läßt. Nebenher mag bemerkt werden, daß auch das Recht aus 
§ 1087 BGB., auf das es im gegebenen Fall nicht ankommt, 
kein dingliches Recht, ſondern ein Forderungsrecht iſt, denn der 
Berechtigte iſt der Nießbrauchbeſteller als ſolcher, nicht der Eigen⸗ 
tümer. Es ſind „Legalobligationen“, die durch 88 1086 und 
1087 begründet werden. Eine Berufung auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs, wie ſie das BG. zulaſſen will, 
iſt hier daher ausgeſchloſſen. Eine andere Rechtsauffaſſung 
wird auch keineswegs durch das Verkehrsbedürfnis gefordert. 
Veräußerlich iſt der Nießbrauch nicht. In Betracht zu ziehen 
wäre eben nur eine Rangabtretung, wie fie hier in Frage ſteht, 
vorausgeſetzt, daß ihre Statthaftigkeit nicht zu bezweifeln iſt. 
Aber ohne Unbilligkeit kann verlangt werden, daß bei jedem 
eingetragenen Nießbrauch mit der Möglichkeit des Beſtehens der 
Berechtigung aus 8 1086 BGB. gerechnet wird, weil in der 
ganz überwiegenden Mehrzahl der Fälle der Nießbrauch nicht 
Einzelnießbrauch, ſondern Vermögensnießbrauch, inſofern als 
nicht jener, ſondern dieſer der „gewöhnliche“ iſt. Auf der anderen 
Seite geht es nicht an, die Verwirklichung des Rechts der 
Gläubiger aus 8 1086 irgendwie davon abhängig zu machen, 
ob der Nießbrauchsbeſteller oder der Nießbrauchs berechtigte es 
veranlaßt hatte, daß die ſogen. Qualifikation des Nießbrauchs 
mit eingetragen wurde. In den Motiven zum I. Entw. eines 
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BGB. (Bd. 3 S. 562) iſt von einem Schutze des Nießbrauchs⸗ 
beſtellers gegen die Folgen der publica fides des Grundbuchs 
die Rede, den er ſich dadurch verſchaffen könne, daß er die 
„Qualifikation“ des Nießbrauchs aus dem Grundbuch erſichtlich 
machen laſſe. Das dort Ausgeführte iſt indes, da die SS 1011, 
1038 flg. des Entwurfs nicht Geſetz geworden find, für das geltende 
Recht ohne Bedeutung. Finden demnach die SS 892, 893 BGB. 
keine Anwendung, ſo iſt damit die Entſcheidung des Streitfalls 
gegeben. Weil die Kläger nicht nur Hypothekengläubiger, ſondern 
wegen ihres durch die Hypothek geſicherten Anſpruchs zugleich 
Gläubiger im Sinne des 8 1086 BGB. find, können fie ver⸗ 
langen, daß bei Verteilung des Zwangs verſteigerungserlöſes auf 
den eingetragenen Nießbrauch überhaupt, und folglich auch auf 
die erfolgte Rangabtretung keine Rückſicht genommen wird. 
V. c. Sch., U. v. 27. Febr. 09, 159/08 V. — Naumburg. 

10. 8 1931 BGB. in Verb. mit Art. 791 c. c. und 
Art. 1091 ff., 1130 Bad R. Einfluß eines Ehevertrages auf 
das Erbrecht des überlebenden Ehegatten aus § 1931. Fallen⸗ 
laſſen der in RG. 49, 44 vertretenen Rechtsanſicht.] 

Die Beklagten ſind Geſchwiſter und Kinder von Geſchwiſtern 
des am 21. April 1902 verſtorbenen Kaſpar Karl S. Der 
Erblaſſer hatte im Jahre 1864 mit Emma Henriette W. die 
Ehe geſchloſſen, nachdem am 28. Juni 1864 vor einem Notar 
im Beiſein von zwei Zeugen ein Ehevertrag errichtet worden, 
deſſen Art. III lautet: „Sollte dieſe Ehe kinderlos aufgelöſt 
werden, fo erhält das Aberlebende der beiden Ehegatten den 
ganzen Vermögensnachlaß des Vorabſterbenden zur lebens⸗ 
länglichen kautionsfreien Nutznießung.“ Die Ehe war kinderlos. 
Bei den Verhandlungen über die Teilung des Nachlaſſes ließ 
die Witwe erklären, ſie ſchlage das Vermächtnis der Nutznießung 
aus und beanſpruche den geſetzlichen Erbteil. Die Verwandten 
des Erblaſſers erkannten die Berechtigung der Witwe, auf die 
Nutznießung zu verzichten und an deren Stelle das geſetzliche 
Erbrecht zu beanſpruchen, nicht an. Nachdem die Witwe im 
September 1906 geſtorben war, erhoben ihre Erben Klage. 
Das LG. ſtellte feſt, daß ihnen als den Erben der Witwe ©. 
das geſetzliche Erbrecht an dem Nachlaſſe des Kaſpar Karl S. 
zuſtehe. Berufung und Reviſion ſind zurückgewieſen: Das 
OLG. hat ausgeführt: In Art. III des Ehevertrags vom 
28. Juni 1864 hätten die damaligen Brautleute nur die unterſte 
Grenze deſſen fixiert, was der überlebende Ehegatte unter allen 
Umſtänden erhalten ſollte. Die Verfügungen könnten nach dem 
Willen der Vertragsparteien nicht als ausſchließliche in dem 
Sinne verftanden werden, daß der Überlebende irgendwelche 
andere Anſprüche an den Nachlaß des Erſtverſterbenden nicht 
geltend machen dürfe. Das der überlebenden Witwe unter der 
Herrſchaft des jetzigen Rechts zuſtehende geſetzliche Erbrecht des 
§ 1931 BGB. werde deshalb durch die ſtreitige Vertrags⸗ 
beſtimmung nicht berührt. Die Kläger hätten als Erben der 
Witwe S. das dieſer zuſtehende Erbrecht anzusprechen, da der 
Erblaſſer weder die Erbfolge in fein Vermögen anderweit er: 
ſchöpfend geordnet, noch daran gedacht habe, ſeine Frau von 
ihrem geſetzlichen Erbrecht auszuſchließen. Schon unter der 
Herrſchaft des Badiſchen Landrechts hätte, wenn der Erblaſſer 
vor dem 1. Januar 1900 geſtorben wäre, der Fall einer Be 
rufung des überlebenden Ehegatten nach Landrechtsſatz 767 ein⸗ 
treten können. Ebenſowenig, wie in dieſem Falle die Witwe 
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durch Art. III des Ehevertrag auf die Nutznießung beſchränkt 
geweſen wäre, ſei fie jetzt von der Erbfolge nach § 1931 BGB. 
ausgeſchloſſen. Die Reviſion rügt Verletzung des materiellen 
Rechts. Sie macht geltend, es handle ſich um die Streit⸗ 
frage des Rheiniſchen Rechts, zu der ſchon am 8. Juli 1901 
eine Entſcheidung des RG. (RG. 49, 44) ergangen ſei; liege 
ein Ehevertrag vor, ſo ſeien beide Parteien an den Vertrag 
gebunden: Die Reviſion könnte keinen Erfolg haben, auch 
wenn an der Auffaſſung, die in der bezeichneten Entſcheidung 
des RG. niedergelegt iſt, feſtzuhalten wäre. Denn dort iſt 
(S. 48) angeführt, es komme lediglich darauf an, im Wege der 
Auslegung des Ehevertrags feſtzuſtellen, inwieweit der Ehegatte 
die Erbfolge in ſeinen Nachlaß habe regeln wollen. Dieſen 
Weg hat das OLG. eingehalten; es hat den am 28. Juni 1864 
geſchloſſenen Ehevertrag ausgelegt und dabei feſtgeſtellt, daß 
der Erblaſſer den überlebenden Ehegatten von dem geſetzlichen 
Erbrecht nicht hat ausſchließen wollen. Die Auffaſſung, die 
der Entſcheidung des R. vom 8. Juli 1901 zugrunde liegt, 
läßt ſich jedoch nicht aufrechterhalten. Es bedarf, um zu der 
von dem BG. getroffenen Entſcheidung zu gelangen, keiner 
Auslegung des Ehevertrags. Hätten die Brautleute bei Ab⸗ 
ſchluß des Ehevertrags ſich dahin geeinigt, daß der überlebende 
Ehegatte aus dem Nachlaſſe des Erſtverſterbenden nichts weiter 
als die Nutznießung des Vermögens erhalten dürfe, ſo läge 
inſoweit ein Erbverzicht vor. Nach den Beſtimmungen des Code 
civil und des Art. 1091 flg. Bad LR. konnten aber zwar frei⸗ 
gebige Verfügungen, die den Nachlaß zum Gegenſtand hatten, 
in Eheverträgen getroffen werden. Erbverzichte (Art. 217 
EGBGB.) dagegen waren, wie in Art. 791 c. c. und des 
Badiſchen Landrechts hervorgehoben iſt, ſelbſt in einem Ehe⸗ 
vertrag nicht zuläſſig (vgl. Art. 1130 Abſ. 2). Die Bedeutung 
eines Erbverzichtes läßt ſich einer Vereinbarung, wie ſie nach 
der Aufſtellung des Beklagten in dem Ehevertrage getroffen 
ſein fol, auch nicht etwa erſt vom 1. Januar 1900 ab bei⸗ 
legen. Der unter dem früheren Rechte geſchloſſene Vertrag 
blieb ſeinem Inhalt nach von der Einführung des neuen Rechts 
unberührt. Enthält der Vertrag die Vereinbarung, daß der 
Ehegatte, dem die Zuwendung gemacht werde, von dem Nach⸗ 
laſſe des anderen ausgeſchloſſen ſei, ſo liegt ein Erbverzicht 
vor, alſo ein nach dem Standpunkte des früheren Rechts gegen 
die guten Sitten und die öffentliche Ehrbarkeit verſtoßender 
Vertrag (RG. 15, 226). Enthielt der Ehevertrag unter der 
Herrſchaft des früheren Rechts die Ausſchließung von dem 
Nachlaſſe nicht, ſo kann ihm auch dieſer Inhalt nicht von dem 
Inkrafttreten des BB. ab zukommen. Die — eine Ver⸗ 
fügung zugunſten der übrigen geſetzlichen Erben enthaltende — 
Ausſchließung des Ehegatten von dem Nachlaſſe hätte ſich 
durch eine einſeitige Willenserklärung des Erblaſſers, durch 
Teſtament (Art. 895, 967), herbeiführen laſſen. Eine derartige 
Verfügung aber wäre nur gültig (Art. 214 EGBGB.), wenn die 
für Teſtamente vorgeſchriebenen Förmlichkeiten (Art. 967 flg. c. e. 
und des Badiſchen Landrechts) beobachtet wären, was bei einem 
Akt, worin zwei Perſonen letztwillige Verfügungen treffen, ſchon 
wegen der Vorſchrift des Art. 968 nicht der Fall iſt. (Vgl. 
hierzu die Entſcheidungen des OLG. zu Darmſtadt vom 30. Des 
zember 1902 in Puchelts . 34, 170 und des BayᷣObs G. vom 
4. September 1905 und vom 22. Mai 1908 in der Sammlung 
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dieſer Entſcheidungen Bd. 6 S. 506 und Bd. 9 S. 322.) Sp. c. W., 
U. v. 4. März 09, 358/08 IV. — Karlsruhe. | 
11. 88 2112 ff. BB. Widerſpruchsrecht der Nacherben 
gegen eine Verfügung des Vorerben über eine Hypothek. 
Die Beklagten ſind als Nacherben auf dasjenige eingeſetzt, 
was von der Erbſchaft beim Eintritt der Nacherbfolge übrig 


ſein wird. Das Recht der Verfügung über die Hypothek ſteht 


— 88 2136, 2137 BGB. — dem Kläger als befreitem Vor⸗ 
erben zu, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die Verfügung 
zum Zwecke einer ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich iſt 
oder nicht. Unwirlſam find nur ſolche Verfügungen, die — 
8 2113 Abſ. 2 BGB. — unentgeltlich erfolgen, und dies kann 
bei Löſchungsbewilligungen der Fall ſein, ſofern mit ihnen nicht 
lediglich eine Einziehung der zum Nachlaſſe gehörigen Hypotheken 
erſtrebt wird. Trotz der formgerechten Quittung des Vorerben 
kann die Löſchungsbewilligung ein unentgeltliches Geſchäft ver⸗ 
decken, und deshalb muß, wie der erkennende Senat bereits 
wiederholt — RG. 61, 233; 65, 214 — ausgeſprochen hat, 
für die Löſchung von Nachlaßhypotheken im Grund buche neben 
der Löſchungsbewilligung des befreiten Vorerben noch die Ein⸗ 
willigung der Nacherben erfordert werden. Selbſtredend aber 
kann die Abgabe der Einwilligungserklärung nicht im freien 
Belieben der Nacherben ſtehen. Aus der Stellung als Nach⸗ 
erben erwachſen ihnen wie Rechte ſo auch Pflichten. Die 
Pflicht des Vorerben, für gewiſſe Verfügungen die Einwilligung 
der Nacherben beizubringen, enthält zugleich das Recht, die 
Erteilung der Einwilligung zu fordern, ſofern ſachlich nicht ein 
Recht zum Widerſpruch beſteht. Ein ſolches Widerſpruchsrecht 
kann nun im vorliegenden Fall nicht ſchon daraus hergeleitet 
werden, daß vereinbarungsgemäß bei Lebzeiten der Gläubiger die 
Hypothek ſeitens des Schuldners überhaupt nicht, und ſeitens der 
Gläubiger nur bei unpünktlicher Zinszahlung kündbar war. Unter⸗ 
ſtellt man auch, daß dieſe Beſtimmungen getroffen worden ſind, um 
die Beklagten zu ſichern, ſo folgt daraus nicht, daß die Abſicht 
dahin gegangen iſt, für die Beklagten als Dritte — 8 328 
BGB. — unmittelbar ein Recht auf das Kapital zu begründen. 
Die Beklagten haben aber die Verpflichtung, zur Löſchung der 
Hypothek die Einwilligung zu erteilen, noch aus einem andern 
Grunde beſtritten. Sie haben behauptet, der Kläger habe 
wiederholt geäußert, die Nacherben ſollen nichts bekommen; die 
Beklagten haben ferner behauptet, der Kläger habe die Hypothek 
lediglich zu dem Zwecke eingezogen, um das Geld ſeiner 
jetzigen Ehefrau oder deren Verwandten zuzuwenden. Dieſer 
Einwand, den das BG. nicht gewürdigt hat, war erheblich. 
Sollte die Behauptung der Beklagten ſich als richtig erweiſen, 
ſo würde auf ſeiten des Klägers ein bewußter Mißbrauch der 
ihm teſtamentariſch eingeräumten Befugniſſe vorliegen, die Ein⸗ 
ziehung der Hypothek würde durch den damit verfolgten Zweck, 
eine Vereitelung des Rechts der Nacherben, ſich als eine 
gröblich gegen die guten Sitten verſtoßende unerlaubte Handlung 
darſtellen. Dazu in der Form der Einwilligung in die Löſchung 
noch die Mitwirkung der Beklagten zu beanſpruchen, würde der 
Kläger nicht berechtigt ſein. P. c. S., U. v. 24. Febr. 09, 
209/08 V. — Marienwerder. 

12. 5 2332 BOB. Verjährung des Pflichtteilsrechts. 
„Erlangung der Kenntnis“ von der beeinträchtigenden Verfügung. ] 

Daß objektiv zur Entſtehung des Pflichtteilsanſpruchs das 
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Vorhandenſein einer beſtimmt gearteten, durch den Tod des 
Erblaſſers wirkſam gewordenen, den Pflichtteilsberechtigten von 
der Erbfolge ausſchließenden Verfügung von Todes wegen 
(Teſtament, gemeinſchaftliches Teſtament, Erbvertrag) notwendig 
iſt, ergibt 8 2303 BGB. Wenn $ 2332 zur Eröffnung des 
Laufes der Verjährungsfriſt erfordert, daß der Pflichtteils⸗ 
berechtigte hiervon „Kenntnis erlangt habe“, ſo iſt nach der 
ſubjektiven Seite weiter ein innerer Vorgang für notwendig 
erklärt, durch den der Berechtigte ſich den Inhalt jener Ver⸗ 
fügung mittels des Vorſtellungsvermögens geiſtig zu eigen 
gemacht hat. Wann dieſer Erfolg eingetreten iſt, kann bei der 
Mannigfaltigkeit der hierzu dienlichen Wege und der großen 
Verſchiedenheit des menſchlichen Vorſtellungs⸗ und Erkenntnis⸗ 
vermögens nicht nach einer einheitlichen Formel beantwortet 
werden, iſt vielmehr im letzten Grunde eine Tatfrage. Ins⸗ 
beſondere iſt, wenn es ſich, wie bei der Verfügung von Todes 
wegen, um ein Schriftſtück handelt, das Leſen oder Anhören 
der verleſenen Urkunde nicht der einzige mögliche Weg, um 
von ſeinem Inhalte Kenntnis zu erlangen, wie denn auch um⸗ 
gekehrt denkbar iſt, daß ſelbſt die geleſene oder vorgeleſene 
Urkunde vom Leſer oder Hörer nicht verſtanden wird und in 
Wahrheit feiner Kenntnis entzogen bleibt. Dies gilt in er⸗ 
höhtem Maße von Schriftſtücken rechtlichen Inhalts, deren 
richtige Beurteilung vielfach ſogar ein juriſtiſch geſchultes Denk⸗ 
vermögen vorausſetzt. Im Falle des S 2332 kann deshalb 
die Kenntnis von der beeinträchtigenden Verfügung unter Um⸗ 
ſtänden auch durch überzeugende mündliche Mitteilung ihres 
weſentlichen Inhalts vermittelt werden. Andererſeits iſt nicht 
erforderlich, daß der Pflichtteils berechtigte die Verfügung in 
allen Einzelheiten ſelbſtändig geprüft und darnach ihre juriſtiſche 
Natur zutreffend beſtimm hat. Weſentlich iſt nur, daß er 
richtig erkannt hat, er ſei durch die Verfügung von der Erb» 
folge ausgeſchloſſen. Nur hiervon macht das Geſetz das Ent⸗ 
ſtehen des Pflichtteilsanſpruchs abhängig. L. c. K., U. v. 
4. März 09, 245/08 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

13. 8 207 ZPO. „Bewirkung“ einer Zuſtellung infolge 
eines Geſuchs um Zuſtellung.] 

Es iſt fehlſam, die Worte „auf ein Geſuch“ in §S 207 ZPO. 
mit dem BG. dahin auszulegen, daß nur eine ſolche Zuſtellung 
die Wirkungen des § 207 auslöſt, welche „auf Grund des 
Geſuches“, alſo mittels Erſuchens anderer Behörden uſw. 
bewirkt wird. Es mag ſein, daß der Wortſinn der Beſtimmung 
mehr für die Auslegung des KG. ſpricht. Die Beſtimmungen 
der ZPO. find aber im großen und ganzen techniſche Zweck⸗ 
mäßigkeitsvorſchriften, darauf berechnet, den Rechtsſtreit in 
angemeſſener Weiſe zu erledigen und dem materiellen Rechte, 
ſoweit möglich, zum Siege zu verhelfen. Bei ihrer Auslegung 
darf daher nicht am Wortlaute gehaftet werden, ſondern es iſt 
der geſetzgeberiſchen Idee nachzugehen. Dieſe beſteht beim 
8 207 darin, daß bei den in Frage ſtehenden Zuſtellungen, 
beſonders wenn fie im Auslande vorzunehmen find, mannig⸗ 
fache Schwierigkeiten entſtehen können, die die Erledigung der 
Zustellung ohne jedes Verſchulden des Zuſtellenden, vielmehr 


wegen der in der Perſon des Gegners liegenden Verhältniſſe, 


außerordentlich verzögern, und daß es daher nicht gerechtfertigt 
wäre, den Zuſtellenden deswegen Schaden leiden zu laſſen. 
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Deswegen fol, wenn die Zuſtellung auf das Geſuch demnächſt 
bewirkt wird, die Zuſtellung in gewiſſen Beziehungen, 
insbeſondere bezüglich der Unterbrechung der Verjährung, auf 
die Einreichung des Geſuches zurückbezogen werden. Es mag 
ſein, daß der Verfaſſer des Geſetzes hierbei nur mit ſolchen 
Fällen gerechnet hat, wo ſich die nachgeſuchte Zustellung, wenn 
auch mit Schwierigkeiten und unter großer Verzögerung, doch 
ſchließlich bewerkſtelligen läßt, und daß er in dieſem Zuſammen⸗ 
hange nicht daran gedacht hat, daß das Geſuch, obwohl ſeine 
Vorausſetzungen bei der Einreichung vorlagen, wegen ver⸗ 
änderter Umſtände nachträglich vielleicht gar nicht zu erledigen 
iſt. Hier greift unter der Vorausſetzung, daß die Zuſtellung 
trotz der veränderten Umſtände noch im Auslande zu bewirken 
ft, 8 203 Abſ. 2 ein, welcher alsdann einen Erſatz durch 
öffentliche Zuſtellung zuläßt. Letztere bedarf aber nach 8 204 
eines beſonderen Geſuches und der Bewilligung durch das 
Prozeßgericht, und man wird daher nicht ſagen können, daß 
die demmnächſt erfolgende öffentliche Zuſtellung „auf Grund“ 
des vorhergehenden, die Zuſtellung im Auslande beantragenden 
Geſuches bewirkt iſt. Nichtsdeſtoweniger kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß nach der geſetzgeberiſchen Idee auch 
in dieſem Falle die erfolgte öffentliche Zuſtellung auf den Tag 
der Einreichung des erſten Geſuches zurückbezogen werden muß. 
(So auch Peterſen, Remelé, Anger, ZPO. 8 207 Note 2 und 3. 
Anderer Anſicht Gaupp⸗Stein, ZPO. Anm. II a. E. zu § 207.) 
Wird man in einem ſolchen Falle der Auslegung des BG. 
nicht folgen können, daß die Zuſtellung „auf Grund“ eines 
Geſuches nach § 199 bewirkt fein muß, um den § 207 an⸗ 
zuwenden, ſo kann die Sache nicht anders beurteilt werden, 
wenn ſich weder eine Zuſtellung im Auslande infolge ver⸗ 
änderter Umſtände als möglich erweiſt, noch auch die Voraus⸗ 
ſetzungen der öffentlichen Zuſtellung gegeben find, etwa weil 
der Inſinuat einen bekannten Aufenthalt im Inlande genommen 
hat; er würde ſonſt nicht ſelten in der Lage ſein, durch 
Aufenthaltswechſel im Auslande die Zuſtellung bis zum Ab⸗ 
laufe der Friſt zu vereiteln und dann durch Niederlaſſung im 
Inlande die Rückbeziehung auf die Einreichung des Geſuches 
auszuſchließen. Da dies unmöglich dem Geſetze entſprechen 
kann, iſt anzunehmen, daß in derartigen Fällen auch die regel⸗ 
mäßige, im Inlande vorgenommene Zuſtellung auf den Tag 
der Einreichung des Geſuches im Sinne des 8 207 zurück⸗ 
zubeziehen iſt. Die Worte „auf das Geſuch“ ſind daher dahin 
auszulegen, daß es genügt, daß vor Erledigung des Geſuches 
irgendeine rechtsgültige Zuſtellung erfolgt. 
v. 17. Febr. 09, 387/08 I. — Berlin. 
14. 8 256 PO. Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage.] 
Laut notarieller Urkunde vom 11. Juni 1904 verkaufte 
Beklagter dem Kläger ſein Anweſen zu P. zum Preiſe von 
18000 , wobei das mitverkaufte Inventar auf 6000 4 
veranſchlagt wurde. In Anrechnung auf den Kaufpreis über⸗ 
nahm Beklagter die auf dem Anweſen ruhende Hypothek von 
5200 & der Sparkaſſe in L. Der Kaufpreisreſt nebſt Zinſen 
war in näher beſtimmten Friſten zahlbar und es wurde hierbei 
eine zweite Hypothek auf dem Anweſen beſtellt. Im Hypothelen⸗ 
buch wurde der Beſitztitel berichtigt und die Hypothek eingetragen. 
Der Kläger hat nun im April 1906 auf die Nichtigkeitserklärung 
des Kaufvertrages geklagt und die Klage unter anderem mit der 
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Behauptung begründet, der Beklagte habe unter Ausbeutung 
ſeiner, des Klägers, Unerfahrenheit ſich einen Kaufpreis zuſichern 
laſſen, der faſt das Doppelte des wahren Wertes des Anweſens 
betrage. Das LG. wies die Klage wegen Mangels der Voraus⸗ 
fehungen der Feſtſtellungsklage ab. Auf die Berufung des 
Klägers hat das OLG. den Kaufvertrag für nichtig erklärt. 
NG. hob auf: Das OLG. iſt von den Erwägungen ausgegangen, 
die Möglichkeit einer Leiſtungsklage ſchließe die Feſtſtellungsklage 
dann nicht aus, wenn beſondere Umſtände vorlägen, die ein 
Intereſſe des Klägers an der alsbaldigen Feſtſtellung des Rechts⸗ 
verhältniſſes begründen. Dazu genüge das ökonomiſche Intereſſe, 
zu wiſſen, woran man in Anſehung eines beſtimmten Rechts⸗ 
verhältniſſes ſei, um hiernach ſein Verhalten einrichten zu können. 
Auch die Möglichkeit der Erſparung weiterer Prozeſſe oder der 
einfacheren Geſtaltung oder Abkürzung des Prozeſſes rechtfertige 
das nach 5 256 ZPO. erforderliche Intereſſe. Solche Umſtände 
lägen nun hier vor. Das Anweſen ſei für einen Teilbetrag des 
Kaufpreiſes zum Zwecke der Zwangsverſteigerung beſchlagnahmt, 
für einen anderen zedierten Teil des Kaufpreiſes ſei von der 
Zeſſionarin die Zwangsvollſtreckung eingeleitet geweſen. Unter 
dieſen Umſtänden habe die Leiſtungsklage durchaus nicht das ganze 
Leiſtungsintereſſe des Klägers erſchöpfen können. Solange die 
Nichtigkeit des Vertrages nicht feſtſtehe, ſei für den Kläger ein 
Zuſtand von Unſicherheit und Ungewißheit gegeben bezüglich 
der ihm obliegenden Pflichten. Durch die Feſtſtellungsklage 
habe der Kläger eine raſchere Erledigung der aus der Nichtigkeits⸗ 
erklärung ſich ergebenden Folgen erhoffen dürfen. Dieſe Er⸗ 
wägungen vermögen die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage nicht 
zu begründen. Grundſätzlich iſt der Vervielfältigung der Prozeſſe, 
wie ſie durch Spaltung des Rechtsſtreits in Feſtſtellungs⸗ und 
Leiſtungsklage geſchieht, entgegenzutreten und die Feſtellungsklage 
auf die Fälle eines wirklichen beſonderen Bedürfniſſes zu be⸗ 
ſchränken. Die Erwägungen des BG. find mehr abſtrakter 
Natur, die wohl im allgemeinen die Zuläſſigkeit der 
Feſtſtellungsklage rechtfertigen können, aber ihre Begründung in 
der konkreten Sachlage vermiſſen laſſen. Denn es iſt nicht 
näher dargelegt und auch nicht einzuſehen, daß die Klage auf 
Feſtſtellung der Nichtigkeit des Kaufvertrages den Kläger raſcher 
und leichter zum Ziele geführt hätte als die auf Rückgängig⸗ 
machung der Folgen des angeblich nichtigen Kaufs gerichtete 
Leiſtungsklage. Vielmehr iſt das Gegenteil der Fall. Die 
umfangreiche Beweisaufnahme und die lange Dauer des Prozeſſes 
ſeit April 1906 ſtehen der Auffaſſung des BG. mehr entgegen. 
Hiernach war die Berufung des Klägers unter Aufhebung des 
angefochtenen Urteils zurückzuweiſen. H. c. N., U. v. 
26. Febr. 09, 444/08 II. — München. 

15. 8256 3PO. Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage über die 
Frage, von welchem Erben die Nachlaßſchulden zu tragen feien.] 

Die Reviſion hält entgegen dem BerR. die Vorausſetzungen 
der Feſiſtellungsklage nicht für gegeben, weil über den Beſtand 
des noch nicht vollſtändig geteilten Nachlaſſes genaue, durch 
Beweis unterſtützte Angaben von dem Beklagten gemacht ſeien, 
Kläger ſomit in der Lage fei, den ihm noch zustehenden Betrag 
zu berechnen und auf Teilung zu klagen. Allein die Zu⸗ 
läſſigkeit der Feſtſtellungsklage wird keineswegs dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Leiſtungsklage zu Gebote ſteht. Gerade bei 
Erbteilungen iſt ein dringendes Rechtsſchutzintereſſe dafür an⸗ 
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zuerkennen, daß die Parteien, wenn ſie über die Grundlagen 
der Teilung ſich nicht verſtändigen können, die Möglichkeit 
haben, über den einzelnen Streitpunkt eine richterliche Ent⸗ 
ſcheidung herbeizuführen (vgl. 8 95 FGG.). Auch wenn die 
Sache ſo liegt, daß der dem Kläger, falls der Streitpunkt in 
ſeinem Sinne zu entſcheiden iſt, zukommende Erbteil genau be⸗ 
rechnet werden und ſomit ein vollſtändiger Teilungsplan auf⸗ 
geſtellt werden kann, iſt der Kläger nicht genötigt, die regel⸗ 
mäßig mit viel größeren Koſten und größeren Weitläufigkeiten 
verbundene Erbteilungsklage durchzuführen und damit die ganze 
Teilungsangelegenheit der richterlichen Entſcheidung zu unter⸗ 
breiten, obſchon der eigentliche Streitpunkt, über den in dieſem 
Verfahren nur nebenbei entſchieden werden könnte, nur ein 
beſchränkter iſt und es den Parteien füglich überlaſſen bleiben 
kann, über die weiteren Fragen der Teilung ohne Prozeß ſich 
zu verſtändigen. An der Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage 
kann im vorliegenden Falle, wo Parteien darüber ſtreiten, ob 
die Nachlaßſchulden von dem Beklagten allein oder gemeinſchaft⸗ 
lich mit dem Kläger zu tragen ſind, auch der Umſtand nichts 
ändern, daß die bekannten Nachlaßſchulden bereits tatſächlich 
aus dem Nachlaß von den Parteien berichtigt ſind. Der 
Kläger kann nicht darauf verwieſen werden, auf Erſatz der 
Hälfte des zur Tilgung der Schulden aufgewandten Betrages 
zu klagen, da der Beklagte unter Berufung auf die aus ſeinem 
Miterbrecht bei der noch nicht beendeten Erbauseinanderſetzung 
ihm zuſtehenden höheren Gegenanſprüche die Zahlung würde 
verweigern können. Zutreffend wird außerdem von dem BG. 
auf die Möglichkeit hingewieſen, daß noch weitere Nachlaß⸗ 
ſchulden ſich herausſtellen, betreffs deren, wenn der Weg der 
Feſtſtellungsklage verſchloſſen iſt, eine zweite Leiſtungsklage not⸗ 
wendig werden würde. K. c. K., U. v. 25. Febr. 09, 
279/08 IV. — Naumburg. 

16. S 256 ZPO. Maßgebend für das Beſtehen des 
Intereſſes iſt nicht der Zeitpunkt der Klagerhebung, ſondern 
der der Urteilsfällung.] | 

Die Anſchlußreviſion behauptet Verletzung der prozeßrecht⸗ 
lichen Norm, daß das nach $ 256 ZPO. erforderliche Intereſſe 
ſchon bei der Erhebung der Feſtſtellungsklage vorhanden ſein 
müſſe. Dieſe Norm beſteht nicht. Die Anſchlußreviſion hat 
die dafür angerufenen Entſcheidungen des RG. — Urteile 
V 145/95 vom 16. November 1895 (JW. 96, 211%); V 350/96 
vom 2. Mai 1896 (daſ. S. 334°) — mißverſtanden. Diefe 
enthalten nur den Satz, daß der ſpätere Wegfall des zur Zeit 
der Klagerhebung vorhandenen Intereſſes unſchädlich ſei. 
Daraus läßt ſich für die hier erhebliche Frage nichts entnehmen. 
Für dieſe aber ergibt ſich, da das Intereſſe keine Voraus⸗ 
ſetzung der gültigen Klagerhebung ift (Seuffert: zu § 256 unter 
2e; Stein: zu $ 256 unter IV 2a), unter Berückſichtigung 
von $ 268 Ziff. 1 ZPO., im Gegenſatze zu der Anſicht der 
Anſchlußreviſion, daß „maßgebend iſt, wie bei allen Voraus⸗ 
ſetzungen des Rechtsſchutzes, ob das Intereſſe zur Zeit der Urteils⸗ 
fällung beſteht; es genügt, daß es ſeit der Klagerhebung ent⸗ 
ſtanden iſt“. (Stein a. a. O. unter IV 6, vgl. Seuffert zu 
§ 267 unter 4a, Hellwig: Lehrbuch des Zivilprozeſſes 8 59 
unter II; Obs G. München: Urt. vom 18. Dezember 1903 in 
deſſen Entſcheid. Bd. IV S. 920.) Der Angriff iſt daher ver⸗ 
fehlt. P. c. K., U. v. 17. Febr. 09, 64/08 I. — Celle. 
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17. 8 268 8PO. Klageänderung. Begriff der „ſpäter 
eingetretenen Veränderung“ in § 268 Ziff. 3.] 

Was die Ausführung des OLG. betrifft, der 8 268 Ziff. 3 3 PO. 
finde deshalb keine Anwendung, weil der Kläger als Intereſſe 
nicht den Schaden wegen Nichtleiſtung der Sicherheit, ſondern 
den Nachteil geltend mache, den er infolge der vollſtändigen 
Nichterfüllung des mit dem Beklagten geſchloſſenen Vertrages 
bei einem neuen ungünſtigeren Verkauf der Buchhandlung an 
einen Dritten erlitten habe, ſo gibt ſie allerdings zu Bedenken 
Anlaß. Denn für den urſprünglichen, wie für den in der Be⸗ 
rufungsinſtanz geltend gemachten Anſpruch des Klägers bildete 
den Grund der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag, 
und wenn nun der Kläger in der Berufungsinſtanz ſtatt des 
auf Sicherheitsleiſtung beſchränkten Klageantrages Schadenserſatz 
wegen vollſtändiger Nichterfüllung des Vertrages verlangt hat, 
ſo hat er wegen objektiv ſpäter eingetretener Veränderung das 
Intereſſe gefordert. Allein die Entſcheidung rechtfertigt ſich aus 
einer anderen rechtlichen Erwägung. Wie der erkennende Senat 
in ſeinen Entſcheidungen in RG. 26, 387 und 39, 429 aus⸗ 
geführt hat, iſt der Ausdruck „ſpäter eingetretenen Veränderung“ 
in 8 268 (früher 240) Ziff. 3 ZPO. dahin zu verſtehen, daß 
der objektive Eintritt des betreffenden Ereigniſſes in Verbindung 
mit der davon erlangten Kenntnis des Klägers als entſcheidend 
anzuſehen, alſo maßgebend der Zeitpunkt iſt, wo der Kläger 
von dem die Sachlage ändernden Ereigniſſe Kenntnis erlangt 
hat oder doch hätte erlangen müſſen, d. h. durch eigenes 
Verſchulden nicht erlangt hat. Der Senat hält an dieſer 
Anſicht feſt. Hieraus ergibt ſich mit Notwendigkeit, daß, 
wenn der Kläger ſchon vor der Klageerhebung imſtande 
war, die ſpäter eingetretene Veränderung herbeizuführen, 
ſolches aber unterlaſſen hat, in ſeinem neuen, auf die von 
ihm ſpäter herbeigeführte Veränderung geſtützten Antrag 
eine Klageänderung zu finden iſt, für deren Zuläſſigkeit nicht 
§ 268 Ziff. 3 ZPO. angerufen werden kann. Dieſes trifft 
im vorliegenden Falle zu. Der Kläger war vor der am 
21. Dezember 1907 zrgeſtellten Klage in der Lage, wegen der 
unterbliebenen Sicherheitsleiſtung, einen weſentlichen Beſtandteil 
der vertraglichen Verpflichtung des Beklagten, von 8 326 BGB., 
wie auch ſpäter von ihm getan, Gebrauch zu machen und 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen; dadurch, daß 
er dieſes unterlaſſen hat, hat er den ſpäteren Eintritt der 
Veränderung herbeigeführt, und damit iſt für ihn die Veränderung 
ſubjektiv und damit überhaupt keine ſpäter eingetreten; daß aber 
in dem Berufungsantrage des Klägers ein anderer Gegenſtand 
gefordert iſt als in der Klage, iſt zweifellos. Sonach und da 
auch die Ziff. 1 und 2 des § 268 nicht zutreffen, liegt aller 
dings eine unzuläſſige Klageänderung vor, die, da der Kläger 
in der Berufungsinſtanz den urſprünglichen Klageantrag nicht 
mehr aufrechterhalten hat, die Abweiſung der Klage und zwar 
unter Belaſtung des Klägers auch mit den erſtinſtanzlichen 
Koſten rechtfertigt. G. c. H., U. v. 26. Febr. 09, 445/08 II. 
— Celle. 

18. 8 286 ZPO. Ablehnung eines Antrags auf Zeugen⸗ 
vernehmung.] 

Das BG. hält das von der Klägerin behauptete Abkommen 
für unwahrſcheinlich und deswegen und weil auch der Zeuge K. 
darüber nichts bekundet habe, für widerlegt und würde in dieſer 
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Überzeugung auch nicht durch eine gegenteilige Ausſage des am 
Ausgang des Prozeſſes höchſt intereſſierten Ehemannes der 
Klägerin S., auf deſſen Zeugnis ſich dieſe berufen hatte, er⸗ 
ſchüttert werden. Mit Recht wird von der Reviſion dieſe Aus⸗ 
führung als rechtsirrig und die getroffene Feſtſtellung als auf 
unhaltbarer Grundlage beruhend bezeichnet. Die Vorſchrift im 
8 446 ZROD. gilt nicht auch für den Zeugenbeweis. Zwar iſt 
es im allgemeinen nicht unzuläſſig, wenn das Gericht die Abs 
hörung eines Zeugen ablehnt, weil es ihn aus gewiſſen 
Gründen für befangen hält und darum ſeinem Zeugnis die 
Beweiserheblichkeit gegenüber dem ſonſtigen Beweisergebnis ab⸗ 
ſpricht. Allein das BG. hat die Ausſage des Zeugen K., auf 
deſſen Ausſage ſich ſeine Aberzeugung im weſentlichen gründet, 
nicht dahin aufgefaßt und hätte ſie auch ihrem Inhalt nach 
gar nicht dahin auffaſſen können, daß der Zeuge das von der 
Klägerin behauptete Abkommen beſtritten habe; ſondern nur 
dahin: er habe nichts darüber bekundet, daß die Wechſel nach 
Eintragung der Hypothek der Klägerin zurückgegeben werden 
ſollten. Es liegt nun nicht der geringſte Anhalt dafür vor 
und wird auch vom BG. nicht angenommen, daß K., wenn er 
das Abkommen getroffen haben ſollte, dies zur Erfüllung ſeiner 
Zeugnispflicht hätte angeben müſſen. Denn der auf ſeine 
Abhörung gerichtete Beweisbeſchluß bezieht ſich auf dieſes Ab⸗ 
kommen nicht, erwähnt es überhaupt nicht, ſondern betrifft 
lediglich die Frage, ob die Wechſel dem Beklagten oder 
dem K. sen. zur Sicherung einer jenem oder dieſem gegen 
den Ehemann der Klägerin zuſtehenden Darlehnsforderung 
gegeben worden ſeien. Unter dieſen Umſtänden war die Ab⸗ 
lehnung des Antrags, den S. als Zeugen abzuhören, unzuläſſig 
und zwar um ſo mehr, als der Zeuge über Handlungen abgehört 
werden ſoll, die er als Vertreter der Klägerin, als deren 
Generalbevollmächtigter, vorgenommen hat. S. c. E., U. v. 
25. Febr. 09, 525/08 VI. — Naumburg. 

19. 58 286, 373, 398 ZPO. Verkennung des Unter⸗ 
ſchiedes der Urkundenbeweiſe vom Zeugenbeweiſe; Unzuläſſigkeit 
der Ablehnung einer Beweisaufnahme wegen Unwahrſcheinlichkeit 
der Beſtätigung des Beweisthemas.] 

Begründet iſt der prozeſſuale, auf die 88 373, 398 38. 
geſtützte Reviſionsangriff. Das BG. hat feine Feſtſtellungen 
auf die Ausſagen der in einem Vorprozeſſe vernommenen Zeugen 
gegründet, indem es die darüber aufgenommenen Protokolle, 
die ihm vorgetragen worden ſind, im Wege des Urkunden⸗ 
beweiſes würdigt. Hiergegen iſt an ſich nichts einzuwenden. 
Nun hat aber der Kläger die nochmalige Vernehmung der 
ſämtlichen im Vorprozeſſe vernommenen Zeugen an Ort und 
Stelle beantragt und nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. 
(RG. 46, 412 ff.; JW. 06, 27%; 08 S. 7510 und 304 15 
kann ein ſolcher Antrag nicht mit dem Hinweis auf die früheren, 
in dem anderen Prozeſſe erſtatteten Ausſagen oder nach freiem 
Ermeſſen des Gerichts gemäß 8 398 ZPO. abgelehnt werden, 
ſondern muß als eine ſelbſtändige Antretung des Zeugenbeweiſes 
im Sinne von 8 373 ZPO. nach den allgemeinen Grundſätzen 
des 8 286 ZPO. behandelt und auf feine Erheblichkeit geprüft 
werden. Bei ſolcher Prüfung iſt es aber unzuläſſig, einen 
Zeugenbeweis um deswillen abzulehnen, weil nicht zu erwarten 
ſei, daß der Zeuge anders ausſagen werde, als er in einem 

früheren Prozeſſe ausgeſagt hat (RG. 15, 335; JW. 06, 27°). 
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38. Jahrgang. 
Gegen dieſe Grundſätze hat das BG. verſtoßen, wenn es die 


beantragte nochmalige Vernehmung der Zeugen mit der Be⸗ 
gründung ablehnt, daß kein Anhalt dafür vorliege, ſie würden 


an Ort und Stelle etwas anderes ausſagen als früher. K. c. M., 


U. v. 9. März 09, 245/08 III. — Cöln. 

20. 8 304 ZPO. Unzuläſſigkeit einer Vorabentſcheidung 
ohne Aufklärung, ob der Klaganſpruch durch Zahlung, wenn auch 
nur teilweiſe, getilgt ift.] 

Der BerR. läßt dahingeſtellt, ob ein Schadenserſatzanſpruch 
beſteht; er erachtet im Gegenſatz zum LG. den Klaganſpruch 
auf Grund der erwieſenen Schuldübernahme für begründet. 
Gegenüber dieſem Anſpruch, der Zahlung der mit der Be⸗ 
ſtellerin vereinbarten Vergütung fordert, ſtellt ſich die in der 
Berufungsinſtanz auf eine gänzliche Befriedigung des Klägers 
ausgedehnte Zahlungs behauptung als ein Beſtreiten des Fort⸗ 
beſtehens des Klaganſpruchs dar und deshalb konnte der Ber R. 
ein dieſen Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärendes Zwiſchenurteil gemäß § 304 ZPO. nur dann erlaſſen, 
wenn er zugleich Entſcheidung über den erhobenen Zahlungs⸗ 
einwand traf. — RG. 52, 28; Gruchots Beitr. 53, 108; 
Warneyers Jahrbuch, 2. Jahrgang Nr. 47. — Selbſt wenn 
man die vom BerR. ausgeſprochene Annahme, daß jedenfalls 
alle nach dem 1. März 1904 geleiſteten Arbeiten noch nicht 
bezahlt ſeien, und deshalb unter allen Umſtänden dem Kläger 
noch eine in ihrer Höhe ungewiſſe Forderung zuſtehe, nicht 
beanftandet, fo durfte der BerR. doch nicht unentſchieden laſſen, 
ob und in welcher Höhe der Klaganſpruch durch die bis zum 
1. März 1904 behaupteten Zahlungen untergegangen iſt. Auch 
wenn nur eine teilweiſe Tilgung des Klaganſpruchs durch 
die behaupteten Zahlungen in Frage kommen kann, richtet ſich 
der Zahlungseinwand nicht etwa nur gegen die Höhe, ſondern 
gegen den Beſtand der Klagforderung; auch im Fall eines 
nur teilweiſen Untergangs kann der erhobene Anſpruch nicht 
durch eine Vorabentſcheidung nach $ 304 ZPO. dem Grunde 
nach für berechtigt erklärt werden. Der hiernach vorliegende 
Verſtioß gegen die Vorſchrift dieſes Paragraphen mußte zur 
Auſhebung des Bu. führen. Sp. c. Pf., U. v. 5. März 09, 
262/08 VII. — Cöln. 

21. § 304 ZPO. Die Beſtimmung der Zeit für Ge 
währung einer Unfallrente darf dem Verfahren über den Betrag 
vorbehalten werden, es muß aber der Vorbehalt unzweideutig 
im Urteil über den Grund ausgedrückt werden.] 

Die klagende Mutter des verunglückten Z. hat ausdrücklich 
eine Rente für ſich ſelbſt für ihre ganze Lebenszeit verlangt, 
für ihre Kinder eine ſolche je bis zu deren erfülltem 16. Lebens⸗ 
jahre. Nun fällt an ſich die Beſtimmung darüber, für welche 
Zeit eine Rente gefordert werden kann, in das Gebiet der Ent⸗ 
ſcheidung über den Grund des Anſpruchs, der erkennende Senat 
hat indes in neuerer Zeit die Auffaſſung befolgt, daß es, fofern 
feſſteht, daß jedenfalls für einen Teil des in dem Klagantrage 
bezeichneten Zeitraums eine Rente beanſprucht werden kann, die 
zeitliche Begrenzung auch dem Verfahren über den Betrag vor⸗ 
behalten werden darf. Wenn dies geſchehen ſoll, muß aber 
biefer Vorbehalt in dem nach 8 304 ZPO. ergehenden Zwiſchen⸗ 
urteil unzweideutig zum Ausdruck gebracht werden. Das iſt in 
dem angefochtenen Urteil nicht geſchehen, weder im entſcheidenden 
Teile, noch auch nur in den Gründen. Das Urteil mußte 
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deshalb dahin verflanden werden, daß der von den Klägern 
erhobene Rentenanſpruch für die in den Klaganträgen angegebene 
Zeit zur Hälfte berechtigt fei, und nur noch die ziffernmäßige 
Beſtimmung der zu zahlenden Rente dem weiteren Verfahren 
überlaſſen bleiben ſolle. Eine ſolche Entſcheidung durfte aber 
nicht erlaſſen werden. Nach § 844 Abſ. 2 BGB. können die 
Kläger eine Geldrente wegen des ihnen durch den Tod des Z. 
entſtandenen Schadens nur inſoweit verlangen, als dieſer 
während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens verpflichtet 
geweſen fein würde, die Kläger kraft feiner geſetzlichen Unter: 
haltspflicht zu erhalten. Entſcheidend iſt alſo in erſter Linie 
die Beſtimmung der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens und 
des Zeitraums, in der er mutmußlich imſtande und deshalb 
auch verpflichtet geweſen ſein würde, den Klägern Unterhalt zu 
gewähren (88 1360, 1601 flg. BGB.). Die Lebensdauer der 
klagenden Witwe kommt als ein ſelbſtändiger Faktor für die 
Dauer der ihr vom Beklagten zu gewährenden Rente überhaupt 
nicht in Betracht, es kommt nur ſelbſtverſtändlich die zu ihrem 
Unterhalte beſtimmte Rente mit der Beendigung ihres Lebens 
in Wegfall, wie dies ebenſo ſelbſtverſtändlich für jedes der 
Kinder der Fall iſt, wenn es verſterben ſollte, ehe es in die 
Lage kommt, ſich ſelbſt zu erhalten. Es mußte deshalb die in 
dem angefochtenen Urteil ausgeſprochene Entſcheidung in der 
dem Geſetze entſprechenden Weiſe dahin eingeſchränkt werden, 
daß die Rente nur für die Zeit, in welcher der klägeriſche Erb⸗ 
laſſer während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens den 
Klägern zur Gewährung ihres Unterhalts verpflichtet geweſen 
fein würde, zugeſprochen wird. D. c. Z., U. v. 25. Febr. 09, 
106/08 VI. — Colmar. 

Konkurs ordnung. 

22. SS 10, 144, 146 KO. Unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen iſt der Gemeinſchuldner bei Ablehnung der Aufnahme 
des Rechts ſtreits durch den Konkursverwalter im Anfechtungs⸗ 
prozeſſe aus einem zweiſeitigen Vertrage zur Fortſetzung des 
erhobenen Rechtsſtreits befugt ?] 

Nicht ohne Grund rügt die Reviſion, daß der Ber R. in 
vorliegender Sache nicht geprüft hat, ob der Kläger nach dem 
Ausbruch des Konkurſes, der ihm die Verfügung über die 
Konkursmaſſe entzogen hat, zur Fortſetzung des erhobenen 
Rechtsſtreits noch für befugt erachtet werden kann. Aus dem 
Umſtande, daß der Konkursverwalter die Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreits abgelehnt hat, und aus der Vorſchrift des 8 10 Abſ. 2 
KO. folgt nicht ohne weiteres die materielle Klageberechtigung 
(dgl. ZW. 92, 3715). Es handelt ſich bei der vorliegenden 
Klage um die Anfechtung eines zweiſeitigen Vertrages, deren 
erfolgreiche Durchführung die Rückgewähr von beiden Seiten 
zur Folge hat. Dem Beklagten muß, wenn er das Empfangene 
zurückgewährt, das Brauereigrundſtück mit allem Zubehör 
zurückgegeben werden. Dieſes aber befindet ſich in der Konkurs⸗ 
maſſe und es iſt nicht erſichtlich, daß der Konkursverwalter es 
dem Kläger zur Verfügung geſtellt hat. Der BerR. glaubt 
durch eine Bezugnahme auf das Urteil des RG. in Bd. 59 
S. 93 darüber hinwegkommen zu können, er überſieht aber, 
daß dieſes Urteil einen ganz anders gearteten Fall vor Augen 
hatte. Das Grundſtück konnte dort nicht mehr zurückgegeben 
werden, weil es im Wege der Zwangsverſteigerung veräußert 
war, und das Vorhandenſein eines Erſatzanſpruchs war nicht 
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behauptet worden. Im vorliegenden Falle gehörte das Grund⸗ 
ſtück ebenſo wie der Anfechtungsanſpruch zur Konkursmaſſe. 
Das Herausgreifen dieſes Anſpruchs und deſſen Überweiſung 
an den Gemeinſchuldner (RG. 27, 357; 41, 134) unter 
Zurückbehaltung des Grundſtücks war nach den vom RG. in 
Bd. 54 S. 137 ausführlich entwickelten und ſeitdem in zahl⸗ 
reichen Entſcheidungen feſtgehaltenen Grundſätzen nicht möglich. 
Es wäre daher feſtzuſtellen geweſen, ob der Konkursverwalter 
auch das Brauereigrundſtück mit ſeinem Zubehör dem Kläger 
zur Verfügung geſtellt und ihn ſo in die Lage verſetzt hat, 
ſeinerſeits den durch die Anfechtung des Vertrages begründeten 
Verpflichtungen nachzukommen. Hätte etwa der Konkurs⸗ 
verwalter nur den Zweck verfolgt, der Koſtenerſparnis wegen 
den Prozeß durch den im Armenrecht ſtreitenden Kläger für 
Rechnung der Maſſe führen zu laſſen, ſo würde dies ſelbſt 
dann, wenn er etwa die Abſicht gehabt hätte, im Fall des 
günftigen Ausgangs des Prozeſſes ſeinerſeits das Grundſtück 
herauszugeben, unzuläſſig ſein (vgl. Peterſen⸗Kleinfeller, 3. Aufl., 
83 8— 10 KO., Anm. II 1 S. 54, 55). Denn dann würde 
eine Ablehnung der Aufnahme des Rechtsſtreits ſeinerſeits 
überhaupt nicht vorliegen. Völlig unzuläſſig aber iſt ſchließlich 
die Fortführung des Rechtsſtreits durch den Gemeinſchuldner 
hinſichtlich des negativen Feſtſtellungsanſpruchs unter Ziff. 1 
des BU., wonach feſtgeſtellt iſt, daß dem Beklagten aus dem 
Kaufvertrage eine Reſtkaufgeldforderung von 25 000 & nicht 
zuſtehe. Den Kaufgelderanſpruch von 25 000 & kann der 
Beklagte, ſoweit er nicht im Grundſtück Deckung findet, als 
Konkurs forderung gegen die Maſſe geltend machen und braucht 


ſich damit nicht an den Gemeinſchuldner verweilen zu laſſen. 


Ein darüber, ſei es auch in der Form der negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage, anhängiger Prozeß iſt kein Aktiv⸗Prozeß im 
Sinne des § 10 KO., die Aufnahme kann vielmehr während 
der Dauer des Konkurſes nur durch den Beklagten nach Maß⸗ 
gabe der 88 146 Abſ. 3, 144 Abſ. 2 KO. bewirkt werden 
(vgl. RG. 16, 363; 63, 366). Das BU. war hiernach aufs 
zuheben und die Sache in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
D. c. C., U. v. 6. März 08, 234/08 V. — Berlin. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879/20. Mai 1898. 

23. 88 2, 4 AnfG. Begriff des vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titels. Anwendbarkeit des § 4.] 

Die Annahme des BerR., daß die Friſt nach 8 3 Nr. 2 
AnſG. durch die Zuſtellung der einſtweiligen Verfügung gewahrt 
ſei (8 4 AnfG.), weil der Schuldtitel vom 14. November 1905 
nur bedingt vollſtreckbar geweſen ſei, iſt rechtlich nicht haltbar 
und der zu dieſem Punkt erhobene Reviſionsangriff begründet. 
Der § 4 AnfG. ſetzt voraus, daß der Gläubiger noch keinen 
vollſtreckbaren Schuldtitel erlangt hat oder daß feine Forderung 
noch nicht fällig war. Keine dieſer Vorausſetzungen trifft im 
vorliegenden Falle zu. Der Kläger beſaß in dem Urteil vom 
14. November 1905, das jedenfalls im Januar 1906 die 
Rechtskraft erlangt hat, einen vollſtreckbaren Schuldtitel, der 
auf Zahlung von 8512,11 & nebſt Zinſen durch den Schuldner 
lautete. Der Umſtand, daß die Zahlung nur Zug um Zug 
gegen die vom Kläger zu erteilende Auflaſſung erfolgen ſollte, 
berührte die Fälligkeit der Forderung nicht und hinderte ebenſo⸗ 
wenig die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel, da die Ausnahme 
des Abſ. 2 8 726 ZPO. nicht gegeben iſt. Nur durfte der 


AJiuuriſtiſche Wochenſchrift. 


8. 1909. 
Gerichtsvollzieher die Vollſtreckung nicht beginnen, bevor er dem 
Schuldner die dieſem gebührende Leiſtung in einer den Verzug 
der Annahme begründenden Weiſe angeboten hatte, ſofern nicht 


der Beweis, daß der Schuldner befriedigt oder im Verzuge der 


Annahme ſei, durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur⸗ 
kunden erbracht war und dieſe Urkunden mindeſtens gleichzeitig 
zugeſtellt wurden (8 756 ZPO.; 5 274 BGB.). Inſoweit 
war allerdings die Vollſtreckbarkeit des Urteils bedingt. Aber 
darauf kommt es nicht an, da die Vollſtreckung lediglich in der 
Hand des Klägers lag und er die Urteilsſumme vom Schuldner 
beitreiben konnte, ſobald er dieſem nur ſeine Bereitſchaft zur 
Erteilung der Auflaſſung erklärte und ihn in Annahmeverzug 
verſetzte. Der 8 4 AnfG. will eine Verzögerung der Voll⸗ 
ſtreckbarkeit durch den Schuldner unſchädlich machen, gilt 


aber nicht für die Fälle, in denen ein vollſtreckbarer Schuldtitel 


auf eine Leiſtung Zug um Zug vorliegt. Der Kläger konnte 
mit einem ſolchen Titel, wie gegen den Schuldner, ſo auch gegen 
den Anfechtungsſchuldner vorgehen (vgl. Jäger, die Gläubiger⸗ 
anfechtung, Anm. 14 zu § 2 AnfG.). Die Friſt des § 2 Nr. 2 
AnfG. iſt ſonach verſäumt. R. c. H., U. v. 19. Febr. 09, 
184/08 VII. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

24. 5 159 HGB. Vorausſetzung und maßgebender 
Zeitpunkt für die Art der Verjährung einer Forderung gegen 
eine offene Handelsgeſellſchaft bei deren Auflöſung und Konkurs⸗ 
eröffnung. 

Die offene Handelsgeſellſchaft unter der Firma Zigarren⸗ 
Import⸗ und Verſand⸗Haus R. & F. in B., deren Geſell⸗ 
ſchafter die Beklagten waren, ſchuldete der Klägerin aus 
Warenlieferung 4035,46 1 Über das Vermögen der Ges 
ſellſchaft wurde am 24. April 1902 das Konkursverfahren er⸗ 
öffnet. Die Konkurseröffnung wurde am 28. April 1902, die 
Auflöſung der Geſellſchaft am 24. Oktober 1902 in das 
Handelsregiſter eingetragen. In dem Prüfungstermine vom 
3. Juli 1902 wurde die zum Konkurſe angemeldete Forderung 
der Klägerin von keinem der Beteiligten beſtritten und die 
Feſtſtellung in der Tabelle vermerkt. Die Klägerin erhielt im 
Konkurſe Befriedigung in Höhe von 1412,41 4, mit dem Ber 
trage von 2623,05 % fiel fie aus. Die Aufhebung des 
Konkursverfahrens wurde am 6. Februar 1903 beſchloſſen und 
wenige Tage darauf öffentlich bekanntgemacht. Am 31. Oktober 
1907 erhob die Klägerin gegen die beiden früheren Teilhaber 
der aufgelöſten Handelsgeſellſchafſt Klage mit dem Antrage, 
die Beklagten als Geſamtſchuldner zur Zahlung des Reſtbetrags 
von 2623,05 & nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit der Klagezuſtellung 
zu verurteilen. Die Beklagten wendeten ein, daß der Anſpruch 
ihnen gegenüber verjährt ſei. Beide Vorderrichter verwarfen 
den Einwand der Verjährung und verurteilten klagegemäß. 
RG. hielt den Verjährungseinwand für begründet und wies 
die Klage ab: Das BG. geht zutreffend davon aus, daß der 
Klageanſpruch nach 8 196 Abſ. 1 Ziff. 1 und Abſ. 2 BGB. 
urſprünglich ſowohl der Geſellſchaft wie den Geſellſchaftern 
gegenüber der vierjährigen Verjährung unterlag, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft nach 8 131 Ziff. 3 HGB. durch den am 24. April 
1902 über ihr Vermögen eröffneten Konkurs aufgelöſt wurde 
und daß nach 88 209 Abſ. 2 Ziff. 2, 214 Abſ. 1 BOB. 
8 160 HGB. eine auch den Beklagten gegenüber wirkſame 
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Unterbrechung der Verjährung eintrat, die mit der Anmeldung 
der Forderung zum Konkurſe der Geſellſchaft begann und bis 
zu der im Februar 1903 erfolgten Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens dauerte. Im Anſchluß hieran wird weiter aus⸗ 
geführt, daß nach der Beendigung des Konkursverfahrens für 
die Beklagten nicht mehr die frühere vierjährige, ſondern die 
fünfjährige Verjährung des §8 159 HGB. gelaufen ſei. 
Weil die Klageforderung im Geſellſchaftskonkurs ohne Wider⸗ 
ſpruch der Beklagten feſtgeſtellt worden ſei, finde aus dem 
Tabelleneintrage nach § 164 Abſ 2 KO. die Zwangsvollſtreckung 
gegen die Geſellſchaft flat. Dies habe nach 8 218 Abſ. 1 
BGB. zur Folge, daß die Forderung der Geſellſchaft gegen⸗ 
über erſt in dreißig Jahren verjähre. Die Beklagten hätten 
aber, wie $ 159 Abſ. 1 HGB. ergebe, die frühere vierjährige 
Verjährung nur dann für ſich in Anſpruch nehmen können, 
wenn beim Ablaufe der vier Jahre der Anſpruch gegen die 
Geſellſchaft noch der vierjährigen Verjährung unterlegen wäre. 
Der gegen dieſe Ausführungen erhobene Angriff mußte für 
begründet erachtet werden. Nach 8 159 Abſ. 1 HGB. ver 
jähren die Anſprüche gegen einen Geſellſchafter aus Verbindlich⸗ 
leiten der Geſellſchaft in fünf Jahren nach der Auflöſung der 
Geſellſchaft oder nach dem Ausſcheiden des Geſellſchafters, 
ſofern nicht der Anſpruch gegen die Geſellſchaft 
einer kürzeren Verjährung unterliegt; die Verjährung 
beginnt nach Abſ. 2 a. a. O. mit dem Ende des Tages, an 
welchem die Auflöſung der Geſellſchaft oder das Ausſcheiden 
des Geſellſchafters in das Handelsregiſter eingetragen wird. 
Im Gegenſatze zu dem alten HGB., das eine Eintragung des 
Geſellſchaftskonkurſes in das Handelsregiſter und damit einen 
Anfangspunkt für die Verjährung nicht vorgeſehen hatte, ſind 


die dem Art. 146 des früheren Geſetzes entſprechenden Vor⸗ 


ſchriften des 8 159 des jetzigen Geſetzes auch im Falle der 
Auflöſung durch Konkurseröffnung anwendbar, da nach SS 6, 
32 des jetzigen Geſetzes die Eröffnung des Geſellſchaftskonkurſes 
in das Handelsregiſter einzutragen iſt. Danach iſt — und 
zwar auch mit Wirkſamkeit für den Fall der Auflöſung durch 
Konkurseröffnung — von dem Geſetze beſtimmt, daß nach der 
Auflöſung, ſofern der Anſpruch ſeiner Rechtsnatur nach einer 
kürzeren als einer fünfjährigen Verjährung unterliegt, in erſter 
Reihe dieſe kürzere Verjährung den Geſellſchaftern gegenüber 
maßgebend iſt uud daß erſt dann, wenn dieſe Vorausſetzung 
nicht zutrifft, an die Stelle der längeren Friſt die fünfjährige 
tritt. Im vorliegenden Falle trifft die Vorausſetzung, unter 


der die fünfjährige Friſt Platz greifen ſoll, nicht zu. Die ein⸗ 


geklagte Forderung verjährt ihrer Rechtsnatur nach in vier 
Jahren und darin war auch zu der Zeit, als die Geſellſchaft 
aufgelöſt und die Auflöſung durch die Eintragung der Konkurs⸗ 
eröffnung in das Handelsregiſter eingetragen wurde, noch nichts 
geändert. In einem ſpäteren Zeitpunkt ift allerdings durch die 
widerſpruchsloſe Feſtſtellung im Geſellſchaftskonkurſe der Ge⸗ 
ſellſcaft gegenüber an die Stelle der früheren vierjährigen die 
dreißigjährige Verjährung des 8 218 BGB. getreten. Dieſe 
nachträgliche Veränderung berührte aber die Geſellſchafter nicht 
mehr. Denn nach der Auflöſung der Geſellſchaft wurde ihre 
Rechtsſtellung, ſoweit es fi um die Verjährung handelt, durch 
die beſonderen Vorſchriften des 8 159 HGB. beſtimmt und 


danach galt für ſie, unabhängig von der gegen die aufgelöſte 
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Geſellſchaft laufenden Verjährung, eine vierjährige Verjährungs⸗ 
friſt. Die Vorſchrift des 8 160 HGB., wonach die Unter⸗ 
brechung der Verjährung gegenüber der aufgelöſten Geſellſchaft 
auch den Geſellſchaftern gegenüber wirkt, welche der Geſellſchaft 
zur Zeit der Auflöſung angehört haben, ſteht dieſer Beurteilung 
nicht entgegen. Wie die Denkſchrift zum Entwurfe des neuen 
HGB. auf S. 110 bemerkt, iſt die Vorſchrift nicht ſelbſt⸗ 
verſtändlich, ſie beruht nicht auf dem allgemeinen Gedanken, 
daß die nach der Auflöſung der Geſellſchaft zugunſten der Ge⸗ 
ſellſchafter laufende Verjährung abhängig ſei von der für die 
Geſellſchaft laufenden. Vielmehr begründet ſie ein ſolches Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis nur für den bei der hier zu entſcheidenden 
Frage nicht in Betracht kommenden beſonderen Fall der Unter⸗ 
brechung der Verjährung. Hiernach war zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung (31. Oktober 1907), weil die Beendigung des 
Konkursverfahrens (Februar 1903) mehr als vier Jahre zurück⸗ 
liegt, die Verjährung des eingeklagten Anſpruchs bereits ein⸗ 
getreten. Die Beklagten find alſo nach 8 222 Abſ. 1 BGB. 
zur Verweigerung der Leiſtung berechtigt und die Klage ab⸗ 
zuweiſen. F. u. R. c. K. T.⸗M. St., U. v. 23. Febr. 09, 
433/08 II. — Berlin. | 

Verſicherungsrecht. 

25. Vertragliche Verpflichtung des Verſicherten, ärztlichen 
Anordnungen Folge zu leiften.] 

Nach 8 11 der für den Verſicherungsvertrag der Parteien 
unſtreitig maßgebenden allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
der Beklagten iſt der Verſicherungsnehmer „verpflichtet 
dafür zu ſorgen, daß dem Beauftragten der Geſellſchaft, ſowie 
dem von ihr etwa abgeordneten Arzte jederzeit Zutritt zu dem 
Verletzten geſtattet und ihren zur Beförderung der Heilung ge⸗ 
troffenen Anordnungen unbedingt Folge geleiſtet wird“. Kommt 
der Verſicherungsnehmer dieſer Verpflichtung nicht nach, ſo iſt 
nach $ 20 „die Geſellſchaft von jeder Entſchädigungspflicht be 
freit“. Auf dieſe Vertragsbeſtimmungen geſtützt, hatte die 
Beklagte die jeglichen Anſpruch des Klägers ausſchließende Ver⸗ 
wirkungseinrede erhoben, weil der Kläger zwar, ihrer Anordnung 
folgend, ſich in die medico⸗mechaniſche Anſtalt des Arztes Dr. H. 
begeben habe, auch dort längere Zeit in ambulanter Behandlung 
verblieben ſei, aber der Schmerzhaftigkeit halber ſich der vom 
Dr. H. angeordneten Maſſage und manuellen und maſchinellen 
Gymnaſtik in der erſorderlichen Art der Anwendung dieſer 
Heilmittel fortdauernd entzogen und hierdurch die Heilung ver⸗ 
eitelt habe. Die Begründung, mit der das BG. dieſe Ver⸗ 
wirkungseinrede verworfen hat, wird von der Reviſion mit Recht 
als unzulänglich bezeichnet. Die in 8 11 a. a. O. vorgeſchriebene 
„unbedingte“ Folgeleiſtung wird man allerdings verſtändigerweiſe 
und gemäß den Grundſätzen der 88 133, 157 BGB. nicht 
dahin aufzufaſſen haben, daß der Verſicherungsnehmer gehalten 
wäre, ſich jeder von der Geſellſchaft oder dem Arzte angeordneten 
Behandlungsart felbft dann zu unterziehen, wenn dieſe ben 
Heilungserfolg von vornherein nicht erwarten läßt. Das BG. 
unterſtellt indes an der Hand der Bekundungen des Dr. H. 
die Wahrſcheinlichkeit, daß die bei dem Kläger eingetretenen 
ſchweren Folgen allein oder doch größtenteils durch jenes Ver⸗ 
halten des Klägers verurſacht ſind, mit anderen Worten, daß, 
wenn der Kläger ſich der von dem Arzte gewünſchten und ſonſt 
in gleichen Fällen üblichen Art der Maſſage und der Gymnaſtik 
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unterzogen hätte, nicht die ſchweren Folgen, ſondern die Heilung 
eingetreten ſein würde. Das BG. meint aber, daß, wenn auch 
in der Wahrſcheinlichkeit „ein hoher Grad von Beſtimmtheit 
und Sicherheit“ liegen möge, dies doch nicht genüge, „um an 
ſich berechtigte Anſprüche als verwirkt anzuſehen“. Ein in 
Rechtslehre und Rechtsübung anerkannter Grundſatz iſt es aber, 
daß der Richter bei der Beurteilung, ob eine, in Betracht 
kommende Tatſache als wahr anzunehmen ſei, ſich mit einer 
jenen Grad erreichenden Wahrſcheinlichkeit zu begnügen hat, da 
ein mathematiſch ficherer und Zweifel irgendwelcher Art unter 
keinen Umſtänden übriglaſſender Beweis ſelten oder nie möglich 
iſt. Das BG. will dieſen Grundſatz, wie ſich aus ſeiner vorhin 
erwähnten Ausführung ergibt, nur für Klagetatſachen, nicht aber 
für Einredetatſachen gelten laſſen. Dieſe Auffaſſung iſt rechts⸗ 
irrig. Die Beweis anforderungen, die für die tatſächlichen Grund⸗ 
lagen der Verwirkungseinrede zu ſtellen ſind, können nicht andere, 
nicht ſtrengere ſein, als die für die klagebegründenden Tatſachen 
geltenden. Wenn es alſo auf Grund der Ausſagen des Dr. H. 
in dem vom BG. unterſtellten Grade als wahrſcheinlich an⸗ 
zunehmen war, daß die angeordnete Behandlung den Heilungs⸗ 
erfolg herbeigeführt hätte, ſo konnte und mußte hiervon wie 
von einer feſtſtehenden Tatſache ausgegangen werden. Die 
gegenteilige Auffaſſung des BerR. hat dieſen erſichtlich aber 
auch weiterhin beeinflußt, als er dazu überging, das ſubjektive 
Verhalten des Klägers gegenüber den an ihn herantretenden 
ärztlichen Heilungsmitteln zu beurteilen. Denn je weniger man 
eine beſtimmte ärztliche Behandlungsweiſe als erfolgverheißend 
anſieht, um ſo leichter wird man natürlich das Verhalten des 
Kranken, der es ablehnt, ſich den mit dieſer Behandlungsweiſe 
verbundenen körperlichen Schmerzen auszuſetzen, als berechtigt 
oder wenigſtens entſchuldbar anſehen. Umgekehrt wird ein ver⸗ 
ſtändiger Kranker ſolche Schmerzen um ſo lieber und leichter 
zu überwinden haben, je wahrſcheinlicher der Heilungserfolg iſt, 
wobei freilich der größere oder geringere Grad der natürlichen 
Schmerzempfindlichkeit des einzelnen nicht ohne Einfluß ſein 
kann. Dieſe beſondere Eigenart des einzelnen wird auch da 
nicht völlig außer Betracht bleiben dürfen, wo es ſich, wie hier, 
um ein Vertragsverhältnis handelt, vermöge deſſen die Ent⸗ 
ſchädigung für Unfallsfolgen nicht zu leiſten iſt, wenn der Ver⸗ 
letzte den „zur Beförderung der Heilung getroffenen Anordnungen“ 
des von dem Entſchädigungspflichtigen abgeordneten Arztes nicht 
„unbedingt“ Folge leiſtet. Andererſeits würde es aber der 
Willkür freie Bahn öffnen und Vertragsbeſtimmungen ſolcher 
Art von vornherein jegliche verbindliche Kraft entziehen, wenn 
dem Verletzten zu geſtatten wäre, einfach unter Berufung auf 
ſeine beſonders hohe Schmerzempfindlichkeit die Befolgung ſach⸗ 
gemäßer und Heilung verſprechender ärztlicher Weiſungen ab⸗ 
zulehnen. Zwiſchen den durch ſolche natürliche Eigenſchaften 
des einzelnen gebotenen Rückſichten und der durch den Vertrag 
geſchaffenen Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes wird der not⸗ 
wendige Ausgleich in der Art ſtattzufinden haben, daß man 
auch für die Berückſichtigung jener ſubjektiven Sonderumſtände 
einen objektiven Maßſtab anlegt, der geſucht werden muß in 
demjenigen Grade von Selbſtbeherrſchung und Selbſtüberwindung, 
welcher auch von einem beſonders ſchmerzempfindlichen Menſchen 
nach den Umſtänden des Falles verſtändigerweiſe gefordert werden 
darf. Wer ſich bei einer Unfallverſicherung als Verſicherungs⸗ 
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nehmer einer Vereinbarung der gedachten Art unterwirft, begibt 
ſich damit des Entſchädigungsanſpruchs für den Fall, daß er 
eintretendenfalls ſich nicht bereit findet, dieſes Maß der Sebſt⸗ 
beherrſchung und Selbſtüberwindung zu üben. Unter dieſem 
Geſichtspunkte hat das BG. das Verhalten des Klägers bisher 
nicht geprüft. (Es erfolgte Zurückverweiſung der Sache an 
das BG.) R. c. M., U. v. 9. Febr. 09, 456/08 VII. — 
Darmſtadt. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

26. 8 35 PatG. Pflicht zur Rechnungslegung beſteht 
ſowohl bei wiſſentlicher als auch bei grobfahrläſſiger Patent⸗ 
verletzung. ] 

Zweifelhaft bleibt die Beantwortung der Frage, ob die 
Rechnungslegung in allen Fällen der zur Entſchädigung ver⸗ 
pflichtenden Patentverletzung, alſo ſowohl bei Wiſſentlichkeit als 
bei grober Fahrläſſigkeit, verlangt werden kann, oder nur bei 
der wiſſentlichen Patentverletzung. Wenn man die Pflicht der 
Rechnungslegung unabhängig von den Beſtimmungen des 
PatG. lediglich auf die direkte Anwendung der einſchlagenden 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts ſtützt, — deren Heran⸗ 
ziehung zur Ergänzung der patentrechtlichen Beſtimmungen 
nicht ausgeſchloſſen iſt, Urteil I 314/05 vom 24. Januar 1906 — 
fo gelangt man, wie dies ſchon nach der lex 6 $ 3 Dig. de 
neg. gestis (3, 5) der Fall war, auf Grund des jetzt maß⸗ 
gebenden 8 687 Abſ. 2 BGB. zu der Beſchränkung auf die 
wiſſentliche Patentverletzung. Der Senat iſt aber der Anſicht, 
daß es ſich bei der in der Rechtſprechung des RG. anerkannten 
Verpflichtung zur Rechnungslegung bei Patentverletzungen, nach 
Grundlage und Entwickelung der Praxis, nicht ſowohl um die 
direkte Anwendung dieſer anderen Normen auf den Tatbeſtand 
der Patentverletzung gehandelt hat, als um eine durch die 
Analogie mit der ſogenannten unechten Geſchäftsführung be⸗ 
gründete Ausbildung des patentrechtlichen Begriffs der „Ent⸗ 
ſchädigung“ und daß daher kein Grund beſteht, zwiſchen den 
beiden Formen der Patentverletzung, der wiſſentlichen und der 
grobfahrläffigen, einen Unterſchied zu machen. (Wird aus⸗ 
geführt.) Das Ergebnis findet eine weſentliche Unterſtützung 
in der Erwägung, daß es nicht im Sinne des PatG. gelegen 
ſein kann, die Folgen der wiſſentlichen und die Folgen der 
grobfahrläſſigen Patentverletzung verſchieden zu bemeſſen. Das 
alte PatG. vom 25. Mai 1877 hat, wie die Strafbarkeit, fo 
auch die Pflicht zur Entſchädigung nur für die wiſſentliche 
Patentverletzung ausgeſprochen (§S 34). Wenn ſpäter das 
PatG. vom 7. April 1891 in $ 35 die Entſchädigungspflicht 
auch bei der grobfahrläſſigen Patentverletzung eintreten läßt, 
ſo führt dieſe durch Rückſichten auf das praktiſche Bedürfnis 
eines umfänglich erweiterten zivilrechtlichen Schutzes gerecht⸗ 
fertigte Anderung — Begründung S. 27 — zwar zur Ver⸗ 
mehrung der Fälle, in welchen Entſchädigung verlangt werden 
kann. Dagegen fehlt es an jedem Anhalte dafür, daß für die 
neu hinzugetretenen Fälle der groben Fahrläſſigkeit die Ent⸗ 
ſchädigungspflicht einen anderen Inhalt haben ſolle. Vielmehr 
geht nach Geſchichte und Faſſung der Wille des Geſetzgebers 
offenbar dahin, daß die fachlich gleiche Entſchädigungspflicht, 
welche bisher bei der wiſſentlichen Patentverletzung beſtand, 
nunmehr auch bei der grobfahrläſſigen Patentverletzung ſtatt⸗ 
finde, daß alſo inſoweit eine Gleichſtellung der groben Fahr⸗ 
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läſſigkeit mit der Wiſſentlichkeit eintrete. Da nun bei der 


wiſſentlichen Patentverletzung die Entſchädigungspflicht im 
Hinblick auf die Beſtimmungen des BGB. im 8 687 Abf. 2, 
88 681, 667, 666 unzweifelhaft auch die Pflicht zur Heraus⸗ 
gabe des gezogenen Gewinns und zur Rechnungslegung darüber 
umfaßt, ſo muß, weil nach dem Ausgeführten eine verſchiedene 
Bemeſſung der Entſchädigungspflicht in Widerſpruch zu dem 
Willen des PatG. — 8 35 — ſtehen würde, das gleiche auch 
bei der grobfahrläſſigen Patentverletzung gelten. U. c. C. M. Co., 
U. v. 3. Febr. 09, 99/08 I. — Dresden. 

Gewerbeordnung. 

27. 8 33 Gewd. in Verb. mit § 256 ZPO. Pflicht 
der mit dem Konzeſſionierungsverfahren befaßten Verwaltungs⸗ 
behörden, die durch richterliches Urteil anerkannte Exiſtenz 
einer Realkruggerechtigkeit im Konzeſſionierungsverfahren zu 
reſpektieren; Paſſivlegitimation des Staates bei der Feſt⸗ 
ſtellungsklage auf Anerkennung der Realkruggerechtigkeit.] 

Bei Zerſchlagung der ehemaligen Bauervogtſtelle in Daſſen⸗ 
dorf (Amt Schwarzenbek im Kreiſe Herzogtum Lauenburg) hat 
der Kläger im Jahre 1892 den größeren Teil der Ländereien 
(190 gegen 120 Morgen) mit dem Wohnhauſe und der Hof⸗ 
ſtelle nebſt anklebenden Gerechtigkeiten käuflich erworben. Er 
behauptet, damit auch die Realkruggerechtigkeit erworben zu 
haben, die von jeher im ehemaligen Herzogtum Lauenburg mit 
den Bauervogtſtellen erblich verbunden geweſen und auch nach 
Aufhebung des Bauervogtdienſtes durch die Landgemeindeordnung 
mit der Landſtelle verbunden geblieben ſei. Sein Geſuch um 
Erteilung der Konzeſſion zum Betriebe der Schankwirtſchaft auf 
ſeinem Hofe ($ 33 GewO.) iſt jedoch im Jahre 1897 vom 
Kreisausſchuß abgelehnt und ſeine desfällige Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren vom Kreisausſchuß ebenfalls mit der 
Begründung abgewieſen worden, daß das beanſpruchte Real⸗ 
recht nicht anerkannt und die Bedürfnis frage verneint werde. 
Seine Berufung wurde vom Bezirksausſchuß durch Urteil vom 
23. September 1899 zurückgewieſen. Er hat dann durch 
Schreiben vom 5. Mai 1900 den Regierungspräſidenten in 
Schleswig, da dieſer den Bezirksausſchuß im Prozeſſe vertrete, 
zur Anerkennung feiner dinglichen Kruggerechtigkeit auffordern 
lafien, und nachdem der Regierungspräſident am 4. Juli 1900 
dieſe Anerkennung abgelehnt hatte, im Jahre 1904 die vor⸗ 
liegende Klage im ordentlichen Rechtswege gegen den Preußiſchen 
Staat, vertreten durch den Königlichen Regierungspräfidenten 
in Schleswig, erhoben. Der Klagantrag war urſprünglich 
darauf gerichtet: den Beklagten zu der Anerkennung zu ver⸗ 
urteilen, daß Kläger als Eigentümer und Beſitzer der Bauervogt⸗ 
ſtelle zu Daſſendorf das dingliche Krugrecht beſitze und als 
ſolcher befugt ſei, die Gaſt⸗ uud Schankwirtſchaft auf jener 
Stelle zu betreiben. Die Regierung in Schleswig erhob den 
Kompetenzkonflikt mit der Begründung, daß in dieſer Frage 
ausſchließlich die Verwaltungsgerichte zuſtändig ſeien. Der 
Konflikt wurde durch Urteil des Gerichtshofs zur Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte vom 1. Juli 1905 dahin entſchieden, 
daß der Rechtsweg inſoweit unzuläſſig ſei, als Beklagter an⸗ 
erkennen ſolle, daß Kläger als Eigentümer der Bauervogtſtelle 
ie Daſſendorf befugt fei, die Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft auf 
biefer Stelle zu betreiben; daß aber im übrigen der Rechtsweg 
mfg ſei. Nunmehr änderte der Kläger feinen Klagantrag 
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dahin, daß der Beklagte zur Anerkennung des dinglichen Krug⸗ 
rechts ſeiner Landſtelle in Daſſendorf verurteilt werden möge. 
Der Beklagte beſtreitet feine Paſſivlegitimation, weil der 
Preußiſche Staat nicht identiſch ſei mit dem Bezirksausſchuß, 
als deſſen Vertreter der Regierungspräſident hier belangt werde. 
Eventuell wird auch beſtritten, daß das vom Kläger beanſpruchte 
dingliche Krugrecht begründet ſei. Das LG. hat die Frage der 
Paſſivlegitimation des Staates bejaht, dagegen die Dinglichkeit 
des beanſpruchten Krugrechts verneint und deshalb die Klage 
abgewieſen. Das BG. hat dagegen, ohne auf die Frage nach 
der Dinglichkeit des Rechts einzugehen, dem Kläger die Klage⸗ 
berechtigung an ſich abgeſprochen und aus dieſem Grunde die 
Berufung zurückgewieſen. RG. hob auf: Das OLG. hält die 
erhobene Klage, ſelbſt unter der Vorausſetzung, daß dem 
Grundſtück des Klägers eine Realkruggerechtigkeit zuſtehe, für 
unbegründet; für eine Feſtſtellungsklage ſei kein Raum, weil 


dafür das erforderliche rechtliche Intereſſe des Klägers an der 


alsbaldigen Feſtſtellung ($ 256 ZPO.) fehle, denn eine gericht⸗ 
liche Feſtſtellung würde für die nach der jetzigen Geſetzgebung 
zur ſelbſtändigen Entſcheidung über die Erteilung von Schank⸗ 
konzeſſionen berufenen Verwaltungsgerichte unverbindlich ſein 
und nur den Wert eines Rechtsgutachtens beſitzen. Das OLG. 
iſt in der Lage geweſen, ſich für dieſe Entſcheidung auf ein 
Urteil des erkennenden Senats des RG. vom 19. Januar 1907 
(V 220/06, in Sachen Morawa wider den Preußiſchen Staat) 
zu berufen, das in einem ähnlichen Rechts fall zu der gleichen 
Entſcheidung gelangt war. Der Senat hat jedoch bei noch⸗ 
maliger Prüfung die damalige Begründung, ſoweit ſie ſich auf 
den Feſtſtellungsantrag bezieht, nicht aufrechterhalten. Ein 
rechtliches Intereſſe des Inhabers einer Realkruggerechtigkeit 
an der gerichtlichen Feſtſtellung dieſes ſeines Privatrechts läge 
auf der Hand, wenn das ſo feſtgeſtellte Recht in dem Verfahren 
über den Antrag auf Erteilung der Schankkonzeſſion nicht mehr 
angezweifelt werden dürfte. Denn dann würde nach 8 33 GewO. 
die Konzeſſion nur noch aus Gründen, die in der Perſon des 
Antragſtellers oder in der Beſchaffenheit des Lokales liegen, 
jedenfalls aber nicht wegen Mangels eines Bedürfniſſes ab⸗ 
geſchlagen werden dürfen und dadurch würde unzweifelhaft das 
berechtigte Grundſtück ſofort einen höheren Verkauſswert 
gewinnen. Es ließe ſich dann auch nicht bezweifeln, daß der 
Beſitzer eines ſolchen Grundſtücks ein Intereſſe an alsbaldiger 
Feſtſtellung des Realrechts haben würde, weil er dadurch in 
die Lage käme, dieſes Vorrecht feines Grundſtücks ſofort in der 
einen oder andern Weiſe für ſich nutzbar zu machen, ein Vorteil, 
der ihm entginge, wenn er darauf gefaßt ſein müßte, daß das 
Realrecht in dem Konzeſſionierungsverfahren von den Ber: 
waltungsbehörden möglicherweiſe nicht anerkannt werde. Ver⸗ 
klagt iſt der Preußiſche Staat, ihm gegenüber ſoll das Beſtehen 
des Realkrugrechts feſtgeſtellt werden. Es fragt ſich alſo, ob 
eine gerichtliche Verurteilung des Staates zur Anerkennung der 
Kruggerechtigkeit auch für die Behörden rechtsverbindlich fein 
würde, die in dem Verfahren über die Exteilung der Schank⸗ 
konzeſſion darüber zu entſcheiden haben werden, ob dem Kläger 
eine Realberechtigung zuſtehe. Dies wird beſtritten ſchon aus 
dem Weſen der Rechtskraft heraus, die nur unter den ſtreitenden 
Parteien wirke; und ferner wird dagegen geltend gemacht, daß 
die mit der Konzeſſionierung von Schankwirtſchaften betrauten 
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Behörden (8 114 Zuſtänd G. vom 1. Auguſt 1883) über alle 
dabei auftauchenden Streitigkeiten, auch über ſolche an ſich 
priwatrechtlicher Natur, ſelbſtändig zu entſcheiden haben (8 7 
Abſ. 1 und § 127 Abſ. 5 Gef. über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883). Dieſe Bedenken ſind jedoch 
nicht begründet. Freilich beſchränkt ſich die Wirkſamkeit der 
zivilprozeſſualen Rechtskraft auf die Parteien, unter denen das 
Urteil ergangen iſt. Daraus war der Zweifel entſprungen, der 
in dem angezogenen Urteil des RG. vom 19. Januar 1907 
zur Abweisung der Klage geführt hatte, indem erwogen wurde, 
daß die mit dem Konzeſſionierungsverfahren befaßten Ver⸗ 
waltungs behörden nicht privatrechtliche Vertreter des Staates 
ſeien und darum nicht durch ein Urteil gebunden würden, das 
in einem Streit mit dem Staat über eine privatrechtliche Frage 
zuungunſten des Staats ergangen ſei. Aber daß jene Behörden 
nicht Vertreter des Staats im privatrechtlichen Sinne find, iſt 
nicht entſcheidend. Sie find gleichwohl öffentlich⸗ rechtliche 
Organe des Staats und führen die ihnen übertragenen Geſchäfte 
in ſtaatlichem Auftrage. Daraus folgt, daß wenn ihnen in 
dieſem Geſchäftskreiſe ein privatrechtliches Verhältnis entgegen⸗ 
tritt, an welchem der Staat als ſolcher beteiligt iſt, die hierin 
dem Staat gezogenen privatrechtlichen Schranken auch von ihnen 
eingehalten werden müſſen. Zwar haben ſie privatrechtliche 
Streitigkeiten, die in dem ihnen überwieſenen Verfahren auf⸗ 
tauchen, nicht mehr — wie früher z. B. gegenüber polizeilichen 
Verfügungen in 8 2 Gef. vom 11. Mai 1842 vorgeſehen 
war — auf den ordentlichen Rechtsweg zu verweiſen, ſondern 
ſelbſtändig zu entſcheiden, aber damit haben ſie ſelbſtverſtändlich 
nicht die Befugnis erlangt, ſich über privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtungen des Staats hinwegzuſetzen. Sie müſſen dieſe 
vielmehr nehmen, wie ſie ſind und dürfen folglich ein bereits 
rechtskräftig gegen den Staat erſtrittenes Privatrecht nicht wieder 
in Frage ſtellen. Dies ergibt ſich auch aus dem Geſichtspunkt, 
daß alle Organe des Staats die durch Verfaſſung oder Geſetz 
gezogenen Grenzen ihrer Zuſtändigkeit wechſelſeitig anzuerkennen 
und einzuhalten haben. Eine Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte kann darum, ſoweit die Rechtskraft reicht, einer Nach⸗ 
prüfung durch die Verwaltungsbehörden ebenſowenig unterliegen, 
wie Beſchlüſſe und Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden 
anders als auf dem geſetzlich verordneten Inſtanzenwege an⸗ 
gefochten werden können. Aus vorſtehendem ergibt ſich zugleich, 
daß auch das Bedenken nicht gerechtfertigt iſt, das aus der 
Befugnis der mit der Konzeſfionierung befaßten Behörden zur 
ſelbſtändigen Entſcheidung dabei entſtehender privatrechtlicher 
Streitfragen entnommen wird. Grundſätzlich gehören ſolche 
Rechtsſtreitigkeiten vor die ordentlichen Gerichte, eine Ent⸗ 
ſcheidung über ſie iſt den Verwaltungsbehörden nur inſoweit 
übertragen, als fie Vorfragen für die über das Konzeſſions⸗ 
geſuch zu faſſende Entſchließung betreffen. Weiter reicht daher 
auch die Enticheibung der Verwaltungsbehörde nicht, mag fie 
nur im Beſchlußverfahren vom Kreisausſchuß oder auch in einem 
nachfolgenden Verwaltungsſtreitverfahren getroffen ſein. Fällt 
ſie, wie im vorliegenden Falle, zuungunſten des Antragſtellers 
aus, fo kann fie zu einer Ablehnung des Konzeſſionsgeſuchs 
führen, wie es auch hier der Fall geweſen iſt, und die Ab⸗ 
lehnung iſt, nach fruchtloſer Erſchöpfung des dafür vorgeſchriebenen 
Inſtanzenzuges (8 114 Zuſtänd G.), für das dermalige Geſuch 
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eine endgültige. Aber das Krugrecht ſelbſt, wenn dem Antrag⸗ 
ſteller ein ſolches zuſteht, bleibt in ſeinem privatrechtlichen 
Beſtande dadurch völlig unberührt, die Entſcheidung der Ver⸗ 
waltungsbehörden über dieſe Frage hat lediglich die Bedeutung 
und den Wert eines Entſcheidungsgrundes für die Ablehnung 
des Konzeſſionsgeſuchs. Die Entſcheidungen im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren ergehen ſtets nach ausdrücklicher Beſtimmung im 8 7 
Abſ. 1 (vgl. auch 8 127 Abſ. 5) des Geſetzes über die allgemeine 
Landes verwaltung, unbeſchadet aller privatrechtlichen Verhältniſſe. 
Der Kläger iſt daher, ganz abgeſehen davon, daß die verwaltungs⸗ 
gerichtliche Entſcheidung über das Konzeſſionsgeſuch überhaupt 
nicht in dem Sinne rechtskräftig wird, daß das abgelehnte 
Geſuch nicht wiederholt werden dürfte, nicht gehindert, auf 
Grund ſeines behaupteten privatrechtlichen Titels, der fortbeſtehen 
geblieben wäre, aufs neue deſſen Anerkennung zu fordern und 
die Erteilung der Schankkonzeſſion zu beantragen. Wenn in⸗ 
zwiſchen das Beſtehen des Krugrechts dem Staat gegenüber 
rechtskräftig feſtgeſtellt ſein ſollte, ſo würde deſſen Anerkennung 


dann nicht wieder vom Kreisausſchuſſe verweigert werden dürfen. 


In den vorſtehenden Erörterungen iſt unterſtellt worden, daß 
für die vom Kläger betriebene gerichtliche Feſtſtellung ſeines 
angeblichen Realrechts der Staat der richtige Beklagte ſei. Der 
Beklagte hat feine Paſſivlegitimation beſtritten, weil er, der 
Preußiſche Staat, für angebliche Störungen des klägeriſchen 
Rechts durch Entſcheidungen der Verwaltungs behörden nicht 
verantwortlich ſei. Das kann dahingeſtellt bleiben, es handelt 
ſich nur um die Paſſivlegitimation des Beklagten für den vom 
Kläger erhobenen Feſtſtellungsanſpruch. Dieſe kann aber vom 
Beklagten nicht in Zweifel gezogen werden; denn da bei dem 
jetzigen Stande der Gewerbegeſetzgebung der Inhaber eines 
Realkrugrechts von dieſem Privatrecht nur auf Grund einer 
ihm von Staats wegen erteilten Schankerlaubnis Gebrauch 
machen kann, inſoweit alſo von einer Anerkennung ſeines Rechts 
durch ſtaatliche Behörden abhängig iſt, betrifft der ihm dem 
obigen nach aus 8 256 ZPO. zuſtehende privatrechtliche Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch gerade ein Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und 
dem Staat, der Staat iſt daher in dieſem Feſiſtellungsſtreit der 
richtige Beklagte. Die Entſcheidung des BG. konnte aus dieſen 
Gründen nicht aufrechterhalten werden, die Klage war vielmehr 
als Feſtſtellungsklage für begründet zu erachten. F. c. Pr. St., 
U. v. 6. März 09, 100/08 V. — Kiel. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

28. S 1 Haftpfl. Sturz von der Plattform eines 
Straßenbahnwagens.] 

Nach den Feſtſtellungen des BU. hat E. einen nach A. 
fahrenden aus zwei Wagen beſtehenden Bahnzug beſtiegen und 
ſich auf die vordere Plattform des zweiten Wagens ungefähr 
in deren Mitte geſtellt. Die Plattform, auf der er ſich allein 
befand, war auf der in der Fahrtrichtung rechtsliegenden Seite 
offen; E. iſt dort, wo er ſtand, plötzlich zuſammengeſunken und 
von dem Wagen rechts auf die Straße gefallen. Die Vor⸗ 
inſtanz erachtet die Behauptung der Beklagten, daß E. betrunken 
geweſen fei, für unerwieſen, ſieht andrerſeits als ausgeſchloſſen 
an, daß er etwa durch Eisglätte, die ſich auf der Plattform 
gebildet habe, zu Fall gekommen ſei, und nimmt deshalb an, 
daß er infolge einer Ohnmacht oder eines krankhaften Schwäche⸗ 
anfalls, von dem er betroffen worden, zuſammengeſunken und 
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von dem Wagen abgeſtürzt ſei. Irgendwelche äußere Anzeichen, 
die den Schaffner des Wagens zu beſondern Vorſichtsmaßregeln, 
inöbefondere dazu, E. in das Innere des Wagens zu verweiſen 
oder ſich neben ihn zu ſtellen, hätten veranlaſſen können, ſeien 
nicht bemerkbar geweſen. Mit Rückſicht auf dieſen Sachſtand 
nimmt das BG. an, daß ein Fall höherer Gewalt vorliege. 
Allerdings ſchaffe, abſtrakt betrachtet, das Fehlen einer ſeitlichen 
Schut vorrichtung an der Plattform eine gewiſſe Gefahr, allein 
eine vollſtändige Umwehrung der Plattformen ſei bei Straßen⸗ 
bahnen eine Maßregel, deren Zweck außer allem Verhältnis 
ſtehe zu den dafür in den Kauf zu nehmenden Beläſtigungen 
und Erſchwerungen des Verkehrs. Dieſer Auffaſſung hat nicht 
beigetreten werden können. Wie die Vorinſtanz nicht verkennt, 
wird, wenn die Plattform eines Straßenbahnwagens an den 
Seiten oder auch nur auf einer Seite unverwahrt iſt, hierdurch 
die Gefahr eines Abſturzes für dort ſtehende Perſonen begründet, 
und zwar nicht bloß für Fälle, wo Perſonen von einem Un⸗ 
wohlſein befallen werden, ſondern auch ſonſt, insbeſondere für 
die erfahrungsgemäß häufigen Fälle, in denen die Wagen beim 
Anfahren oder während der Fahrt eine ſtärkere Erſchütterung 
erleiden. Die Gefahr iſt für die vorderen Plattformen der 
Anhängewagen noch beſonders dadurch erhöht, daß ſich dort, 
wie es auch hier der Fall war, keine Bedienſteten der Bahn 
dauernd aufzuhalten pflegen, die im Notfall helfend eingreifen 
könnten. Es ſoll keineswegs bezweifelt werden, daß durch die 
Abſchließung der Plattformen mit feſten Umwehrungen oder 
auch nur durch die Anbringung von Türen, die beim Auf⸗ und 
Absteigen von Fahrgäſten jedesmal geöffnet werden müſſen, der 
Verkehr auf den Straßenbahnen nicht unerheblich erſchwert wird, 
es geſchieht das aber nicht in dem Maße, daß dadurch ein 
wutſchaftlicher Betrieb der Bahnen in Frage geſtellt oder bis 
zum Unvernünftigen erſchwert würde; es kann auch nicht an⸗ 
erkannt werden, daß die durch Sicherungsmaßregeln der be⸗ 
heichneten Art geſchaffenen Verkehrserſchwerungen außer Ver⸗ 
hältnis ſtänden zu dem Nutzen, den fie durch Verhütung von 
Unfällen bringen würden, es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, 
ob darauf für die Beantwortung der Frage, ob ein Fall höherer 
Gewalt im Sinne des Haftpfl GG. vorliege, entſcheidendes Gewicht 
gelegt werden könnte. Die Abweiſung der Klage aus den von 
der Vorinſtanz geltend gemachten Gründen hat danach nicht für 
berechtigt erachtet werden können. E. c. Straß.⸗Eiſ.⸗G., U. v. 
18. Febr. 09, 319/08 VI. — Hamburg. 

Geſetz betr. die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 
beamten vom 31. März 1873. | 

29. 85 141, 144 RBG. Rechtsweg gegen den Defekten⸗ 
beſchluß.] 

Dahingeſtellt kann bleiben, ob das dem Kläger zur Laſt 
fallende Verſchulden als ein grobes anzuſehen iſt. Denn der 
Alger haftet für jedes Verſchulden. Das Gericht hat aber, 
wie der jetzt erkennende Senat bereits in dem Urteil vom 
A. April 1908, III 452/07, ausgeſprochen hat, auf die gegen 
emen Defektenbeſchlus gemäß 8 144 RBG. erhobene Klage 
darüber zu entſcheiden, ob überhaupt eine Erſatzverbindlich⸗ 
keit des Hagenden Beamten beſteht, nicht bloß darüber, ob 
bie Vorausfegungen des 8 141 RBG. vorliegen. Im vor: 


liegenden Falle war dieſe Prüfung, ob der Kläger überhaupt 


erſappflichtig ſei ober nicht, um fo mehr geboten, als die Klage 
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nicht nur auf Aufhebung des Defektenbeſchluſſes, ſondern auch 


auf die Feſtſtellung gerichtet war, daß der Kläger aus dem 
Verluſt des Paketes nicht in Anſpruch genommen werden könne. 
S. c. Reichspoſtfiskus, U. v. 23. Febr. 09, 188/08 III. — 
Hamburg. 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892. 

30. 5 11 GmbHG. „Handelnder“ vor Eintragung der 
Geſellſchaft. Nachträgliche Zuſtimmung zu dem „Handeln“ 
ſeitens eines Geſellſchafters.] 

Der Senat hat in dem Urteil vom 22. September 1903, 
abgedruckt in RG. 55, 302 ff., zu 8 200 Abſ. 1 HGB. aus⸗ 
geſprochen, daß zu den „Handelnden“ im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung nicht nur diejenigen gehören, die ſelbſt perſönlich 
vor Eintragung einer Aktiengeſellſchaft im Handelsregiſter im 
Namen der Geſellſchaft mit einem Dritten Geſchäfte abſchließen, 
ſondern auch die Gründer und Aktienzeichner, in 
deren Einverſtändnis, bzw. mit deren ausdrücklicher oder 
ſtillſchweigender Genehmigung von dem im Namen der Geſell⸗ 
ſchaft Auftretenden gehandelt wird. Die Beſtimmung des 
§ 200 Abſ. 1 HGB. und diejenige in 8 11 Abſ. 2 GmbHG. 
decken ſich offenfichtlch; es if ausgeſchloſſen, daß der Geſet⸗ 
geber mit der einen etwas anderes hat ſagen wollen als mit 
der anderen. Deshalb und da keinerlei Grund vorliegt, von 
der mitgeteilten Entſcheidung des Senats abzugehen, iſt auch 
für das GmbHG. anzunehmen, daß die Geſellſchafter mit 
deren Wiſſen und Willen vor der Eintragung der 
Geſellſchaft im Handelsregiſter im Namen der Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H., alſo ſo, als wenn die Geſellſchaft m. b. H. 
als ſolche ſchon entſtanden ſei, gehandelt iſt, als „Handelnde“ 
im Sinne des § 11 Abſ. 2 zu erachten find. Wer als Geſell⸗ 
ſchafter will, daß ein anderer namens der Geſellſchaft auftrete, 
ſteht dem Auftretenden ſelbſt in der Verantwortung für das, 
was der Auftretende innerhalb der Willensrichtung jenes Geſell⸗ 
ſchafters getan hat, regelmäßig gleich; der Auftretende hat mit 
ſeinem Wiſſen und Willen zugleich auch für ihn gehandelt. 

Eine nur nachträgliche Zuſtimmung kann aber als ein 
Handeln im Sinne des § 11 Abſ. 2 (bezüglich der ſchon ver⸗ 
gangenen Zeit) nicht aufgefaßt werden. Die Beſtimmung: 
„Iſt vor der Eintragung im Namen der Geſellſchaft gehandelt 
worden, ſo haften die Handelnden perſönlich und ſolidariſch“ 
läßt keinen Zweifel darüber, daß auf feiten des jenigen, der als 
„Handelnder“ verantwortlich ſein ſoll, irgendein Tun oder 


ein ihm gleichzuſtellendes Unterlaſſen vorliegen muß, welches 


für die vorgenommene Handlung, hier für den Abſchluß des 
Kaufgefchäfts, irgendwie in Betracht kommen kann. Die Haftung 
aus 8 11 Abſ. 2 (und aus 5 200 Abſ. 1 HGB.) iſt eine 
Haftung aus dem Geſetze; nach dem Sinn und dem Zweck 
des Geſetzes ſoll, wie bemerkt, für die Gefahren gehaftet werden, 
die aus einer Tätigkeit im Namen einer als ſolchen noch gar 
nicht beſtehenden Geſellſchaft m. b. H. (oder Aktiengeſellſchaft) 
herbeigeführt werden können. Wenn jemand erſt nachträglich 
von einer ſolchen Tätigkeit erfährt und ſich nun, nachträglich 
(und lediglich demjenigen gegenüber, der gehandelt 
hat) damit einverſtanden erklärt, ſo iſt er dennoch bei dem, 
was geſchehen iſt, in keiner Weiſe beteiligt und kann ihn zu⸗ 
gunſten des Dritten die geſetzliche Verantwortlichkeit aus 8 11 
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Abſ. 2 GmbHG. oder § 200 Abf. 1 HGB. für das, was — 
völlig abgeſchloſſen — in der Vergangenheit liegt, nicht 
treffen; er hat, wie er bei dem Geſchehenen in keiner Weiſe 
mittätig geweſen iſt, ſo auch keinerlei Gefahren herbeigeführt; 
der Grund der geſetzlichen Beitimmung trifft auf ihn nicht zu. 
Dabei find ferner auf ihn auch 8 177 oder § 182 BGB. 
nicht anwendbar; es iſt in ſeinem Namen kein Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen und die Wirkſamkeit eines geſchloſſenen Ver⸗ 
trages hängt von ſe iner Zuſtimmung nicht ab: es iſt viel⸗ 
mehr lediglich in Frage, ob auch er, weil er das Tun eines 
ex lege Verhafteten nachträglich gebilligt hat, um deswillen 
ebenfalls (ex lege) zu haften hat, und das muß verneint 
werden. Es mag hierbei noch bemerkt werden, daß, wenn in 
der angeführten Entſcheidung in RG. 55, 302 ff. von „Ge⸗ 
nehmigung“ geſprochen wird, damit, wie ſich aus den geſamten 
Ausführungen und dem dortigen Sachverhalt ergibt, nicht Ge⸗ 
nehmigung im techniſchen Sinne des 8 184 BGB. als einer 
nachträglichen Zuſtimmung, ſondern in dem Sinne der Ein⸗ 
willigung, der vorherigen Zuſtimmung (8 183 BGB.) ge⸗ 
meint if. M. c. W., U. v. 19. Febr. 09, 401/08 II. — 
Naumburg. g 

31. 5 26 Abi. 1 GmbHG. Nichtigkeit der Beſtimmung 
im Geſellſchaftsvertrag, daß der Aufſichtsrat eine Nachſchuß⸗ 
pflicht beſchließen kann; Folgen dieſer Nichtigkeit. 

Durch Gründungsvertrag zu notariellem Protokoll vom 
3. März 1907 iſt die Klägerin errichtet, 25 Prozent des Stamm⸗ 
kapitals ſind einbezahlt. Der Geſchäftsanteil des Beklagten 
beträgt 40 000 4. 8 3 der Satzungen beſtimmt: die Ges 
ſellſchafter ſind verpflichtet, auf ihre Stammanteile eine Nach⸗ 
ſchußzahlung von 50 Prozent zu leiſten, wenn der Aufſichtsrat 
die Einziehung einer ſolchen beſchließt. Am 20. Januar 1908 
beſchloſſen der Aufſichtsrat und eine außerordentliche General⸗ 
verſammlung eine Nachſchußzahlung von 50 Prozent. Dieſe 
hat die Klägerin beim LG. I in Berlin eingeklagt. Sie bes 
gehrt 20 000 & nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 23. Januar 1908. 
Die Klägerin vertritt die Anſicht, daß zwar nach 8 26 Abf. 1 
GmbHG. nur die Verſammlung der Geſellſchafter, nicht der 
Aufſichtsrat, eine Nachſchußzahlung beſchließen könne, allein ein 
ſolcher Beſchluß ſei auch gefaßt worden und hätten die Ge⸗ 
ſellſchafter ſich jedenfalls einer derartig geſicherten Nachſchuß⸗ 
pflicht unterwerſen wollen. Der Geſellſchaftsbeſchluß vom 
20. Januar 1908 enthalte zugleich eine Satzungsänderung. 
Es ſei daher allen geſetzlichen Erforderniſſen des S 26 GmbHG. 
genügt. Der Beklagte hält den § 3 der Satzung nach § 26 
des Geſetzes überhaupt für nichtig. Die Klage iſt in allen 
3 Inſtanzen abgewieſen: Der Bert. verſteht den § 3 der 
Satzungen dahin, daß die Befugnis, Nachſchüſſe einzufordern, 
nicht der Verſammlung der Geſellſchafter ſondern dem Auf⸗ 
ſichtsrat zugewieſen iſt. Dieſe Beſtimmung, welche an Stelle 
der Geſellſchafterverſammlung den Aufſichtsrat ſetzt, und damit 
die ganze Beſtimmung, welche die Einforderung von Nachſchüſſen 
regelt, erachtet der BerR. als nichtig, weil 8 26 GmbHG. 
einen Beſchluß der Geſellſchafter für die Einforderung von 
Nachſchüſſen verlangt und dieſe Vorſchrift eine nicht zu um⸗ 
gehende Schutzvorſchrift darſtellt. Nach dieſer Auffaſſung fehlt 
es im Geſellſchaſtsvertrag an einer gültigen Beſtimmung, welche 
die Klägerin zur Einforderung des eingeklagten Nachſchuſſes 
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berechtigen könnte. Aus dieſem Grunde weiſt der BerR. 
die Klage ab und verſagt dem Geſellſchaftsbeſchluß vom 
20. Januar 1908 die Beachtung, weil nach § 53 Abſ. 3 
GmbHG. eine Vermehrung der den Geſellſchaftern nach dem 
Geſellſchaftsvertrage obliegenden Leiſtungen, alſo auch im Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag nicht begründete Nachſchüſſe, nur mit Zu⸗ 
flimmung ſämtlicher beteiligter Geſellſchafter beſchloſſen werden 
können, der Geſellſchaftsbeſchluß vom 20. Januar 1908 aber 
gegen die 40 Stimmen des Beklagten zuſtande gekommen iſt. 
Der Ausgangspunkt des Ber R., daß die Einforderung eines 
Nachſchuſſes in der Satzung nicht der Verſammlung der Ge⸗ 
ſellſchafter ſondern dem Aufſichtsrat zugewieſen wurde, iſt nicht 
zu beanſtanden. Dieſe Beſtimmung eines anderen Organs an 
Stelle der Geſellſchafterverſammlung iſt nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des § 26 Abſ. 1 GmbHG. nichtig. Die Klägerin 
greift die aus dieſer Nichtigkeit vom Ber R. gezogene Folgerung, 
daß nun die ganze Beſtimmung über die Nachſchuppflicht hin⸗ 
fällig ſei, unter Berufung auf den Kommentar von Staub⸗ 
Hachenburg $ 26 Anm. 3, 4 und 9, an. Sie führt aus, der 
Bert. hätte in Anwendung des $ 139 BGB. prüfen müſſen, 
ob die Vertragſchließenden die Nachſchußpflicht aufgenommen 
hätten, auch wenn nicht der Aufſichtsrat über die Einforderung 
zu befinden haben ſollte; werde hiernach die Nachſchußpflicht 
aufrechterhalten, ſo ſtehe die Beſchlußfaſſung über die Ein⸗ 
forderung des Nachſchuſſes der Verſammlung der Geſellſchafter 
als dem oberſten Willensorgan zu. Der BerR. würde bei 
einer ſolchen Prüfung gefunden haben, daß kein vernünftiger 
Grund zu der Annahme vorhanden ſei, es würden ſich die 
Geſellſchafter der Nachſchußpflicht unter der ſtärkeren Kautel 
eines Geſellſchafterbeſchluſſes nicht unterworfen haben. Dieſer 
Angriff faßt die Vorſchrift des 8 26 Abſ. 1 GmbHG. dahin 
auf, daß zwar die Beſtimmung eines anderen Organs als die 
Verſammlung der Geſellſchafter nichtig ſei, dieſe Nichtigkeit aber 
nur einen unweſentlichen Teil betreffe, und es daher bei der dem 
Geſetze entſprechenden Einforderung durch das oberſte Organ 
ſein Bewenden habe. Dieſe Auffaſſung entſpricht nicht dem 
Weſen der Nachſchußpflicht, wie ſie im 8 26 Abi. 1 GmbHG. 
umſchrieben iſt. Der Abſ. 1 des § 26 des Geſetzes lautet 
wörtlich: „Im Geſellſchaftsvertrage kann beſtimmt werden, daß 
die Geſellſchafter über den Betrag der Stammeinlage hinaus 
die Einforderung von weiteren Einzahlungen (Nachſchüſſen) bes 
ſchließen können.“ Genau ebenſo drückte ſich ſchon der im 
Jahre 1891 der öffentlichen Kritik unterbreitete erſte Entwurf 
aus. In der Begründung zu § 26 jenes Entwurfs wurde 
geſagt: „Zur Einforderung von Nachſchüſſen wird unter allen 
Umſtänden ein Beſchluß der Geſellſchafter gefordert. 
Einem Geſellſchaftsorgan, insbeſondere den Geſchäftsführern 
kann die Entſcheidung nicht übertragen werden. Dies ſtände 
mit der Wichtigkeit und auch mit dem rechtlichen Charakter der 
Maßnahme nicht im Einklang; denn es handelt ſich dabei nicht, 
wie bei den Stammeinlagen, um die Geltendmachung einer 
bereis begründeten Forderung, ſondern um die Bedingung, von 
welcher die Entſtehung der Forderung ſelbſt abhängt.“ Dieſe 
Sätze gingen wörtlich in die Begründung zu § 26 des zweiten 
Entwurfs über und begegneten in der Kommiſſionsberatung 
keinen Bedenken. Damit ſteht als Wille des Geſetzes feſt, daß 
die Geſellſchaft nur dann ein Recht auf die Einforderung von 
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Nachſchüſſen hat, wenn der Geſellſchaft ein ſolches Recht im 
Geſellſchaftsvertrag eingeräumt iſt, und wenn ſodann die Ge⸗ 
ſellſchaft dementſprechend beſchließt. Erſt mit dieſem Bes 
ſchluſſe entſteht die Forderung und muß die Einforderung 
immer von der freien Entſchließung der Geſellſchaft abhängig 
ſein, ſo daß der Geſellſchaft auch hinſichtlich der Behandlung 
der eingezogenen Nachſchüſſe vollkommen freie Hand gelaſſen 
werden muß (vgl. S. 41 f. der Begründung zum erſten und 
S. 33 f. der Begründung zum zweiten Entwurf vom 11. Fe⸗ 
bruar 1892, RT. VIII. LP. I. Seſſ. 1890/92 Drucks. Nr. 660). 
Der Geſetzgeber wollte durch den Abf. 1 des § 26 die Ein⸗ 
führung einer nachträglichen Nachſchußpflicht durch Mehrheits⸗ 
beſchluß verhindern und damit den Gefahren vorbeugen, welche 
aus einer ſolchen Möglichkeit den minder kapitalkräftigen Ge⸗ 
ſellſchaftern erwachſen würden. Der Abſ. 1 des § 26 enthält 
daher zwingendes Recht, und gehört es zum Weſen der Nach⸗ 
ſchußpflicht, daß ſie nur in der in § 26 vorgeſehenen Weiſe 
zur Entſtehung gebracht werden kann. Auf demſelben Stand⸗ 
punkt ſteht § 72 Abſ. 1 des öſterreichiſchen Geſetzes vom 
6. März 1906 über Geſellſchaften m. b. H. Auch dort wird 
aus denſelben Erwägungen, welche den deutſchen Geſetzgeber 
leiteten, verlangt, daß im Geſellſchaftsvertrag die Ermächtigung 
der Geſellſchafter zur Beſchlußfaſſung über die Nachſchußßpflicht 
enthalten ſein muß. Hieraus darf jedoch nicht gefolgert werden, 
daß eine Beſtimmung des Wortlauts „die Einforderung von 
Nachſchüſſen iſt zuläſſig“, dem Geſetze nicht genüge. Denn 
wenn kein anderes Organ bezeichnet iſt, welches zur Entſcheidung 
berufen iſt, ſo haben die Vertragſchließenden dasjenige gewollt, 
was Rechtens iſt. Wurde aber im Geſellſchaftsvertrag die 
Auferlegung der Nachſchußpflicht einem anderen Organ, wie 
das hier der Fall iſt, in der Art zugewieſen, daß dieſes Organ, 
alſo hier der Aufſichtsrat, ganz allein (und nicht die Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung) zu befinden habe, fo iſt die Entſtehung 
der Forderung von einer geſetzwidrigen Bedingung abhängig 
gemacht. So betrachtet, iſt die ſtreitige Frage, ob die ganze 
in 9 3 der Satzungen gegebene Beſtimmung oder nur die 
Beſtimmung eines ungeſetzlichen Organs ungültig iſt, in erſterem 
Sinne zu beantworten. Es läßt ſich die Nachſchußpflicht von 
dem Organ, welches dieſe Pflicht allein zur Entſtehung bringen 
kann, nicht trennen, und dieſem Organ nur die Stellung eines 
Vollzugsorgans zuweiſen. G. P. B. c. A., U. v. 23. Febr. 09, 
430/08 II. — Berlin. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897/ 
20. Mai 1898. 

32. 8 20 3G. in Verb. mit $ 135 Abſ. 1 BGB. Mit Ein⸗ 
tragung des Verſteigerungsvermerkes gilt die Beſchlagnahme 
auch in Anſehung der mithaftenden beweglichen Sachen als 
bekannt; die Abtretung einer Hypothek enthält ohne weiteres 
die Abtretung des Anſpruches auf Rückſchaffung des vom 
Grundstück unzuläffig weggebrachten Zubehörs. 

Der Beklagte zu 1 hatte für einen Neubau auf dem 
Grundstücke Mirbachſtraße Nr. 36 in L. dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer Maurermeiſter Kalies Türen und Fenſter geliefert, 
hierfür jedoch keine Zahlung erhalten und deshalb Ende Juni 
1906 eine große Anzahl von Fenſtern und Türen, darunter 
auch ſolche, die nicht von ihm, ſondern von einer anderen Firma 
geliefert waren, von dem Neubau wegſchaffen und auf das dem 
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Beklagten zu 2 gehörige Grundſtück Dolzigerſtraße Nr. 49 
bringen laſſen, woſelbſt ſie in einem Raume, den angeblich 
der Beklagte zu 2 an den Beklagten zu 3 vermietet 
hatte, aufgeſtellt wurden. Im Mai 1906 war über das 
Grundſtück Mirbachſtraße Nr. 36 auf Antrag der erſten 
Hypothekengläubigerin, Aktiengeſellſchaft Berliner⸗Neuſtadt, die 
Zwangsverſteigerung eingeleitet worden. Das Grundſtück wurde 
im Verſteigerungstermine am 1. Auguſt 1906 von der Klägerin 
zu 1, einer nacheingetragenen Hypothekengläubigerin, an die 
die genannte Aktiengeſellſchaft vorher ihre erſte Hypothek ab⸗ 
getreten hatte, meiſtbietend erſtanden, jedoch trat die Erſteherin 
ihre Rechte aus dem Meiſtgebot noch an demſelben Tage an 
den Kläger zu 2 ab, der demzufolge als Eigentümer eingetragen 
wurde. Nach der Zuſchlagserteilung erwirkten die Kläger zwei 
einſtweilige Verfügungen des AG. Berlin⸗Mitte. Durch die 
eine vom 31. Auguſt /7. September 1906 wurde gegen eine 
von der Klägerin zu 1 geleiſtete Sicherheit von 3000 .# ſämt⸗ 
lichen 3 Beklagten aufgegeben, die vom Grundſtücke Mirbach⸗ 
ſtraße Nr. 36 weggebrachten und auf dem Grundſtück Dolziger⸗ 
ſtraße 49 lagernden Fenſter und Türen an einen von der 
Klägerin zu 1 zu beauftragenden Gerichtsvollzieher heraus⸗ 
zugeben; die zweite Verfügung vom 17. September 1906 
ordnete — ebenfalls nach einer zuvor von der Klägerin zu 1 
in Höhe weiterer 3 000 & geleiſteten Sicherheit — an, daß der 
Gerichtsvollzieher die ihm übergebenen Gegenſtände an den 
Kläger zu 2 herauszugeben habe. Beide Verfügungen ſind 
vollzogen worden. Im gegenwärtigen Prozeſſe ſtreiten die 
Parteien darüber, ob die erwirkten einſtweiligen Verfügungen 
rechtmäßig waren und demzufolge die geleiſtete Sicherheit an 
die Klägerin zu 1 zurückzugeben iſt. Der Klageantrag geht 
dahin, die Beklagten als Geſamtſchuldner zu verurteilen, in die 
Auszahlung der hinterlegten beiden Beträge von je 3000 .# 
nebſt Hinterlegungszinſen an die Klägerin zu 1 zu willigen, 
wogegen der Beklagte Richter, der für die gegenwärtige Inſtanz 
allein intereſſiert, auf Grund der Behauptung, daß die Ver⸗ 
fügungen unrechtmäßig geweſen ſeien und er durch ihre Voll⸗ 
ziehung einen der Höhe der hinterlegten Beträge gleichkommenden 
Schaden erlitten habe, die Abweiſung der Klage beantragt hat. 
Hinſichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Tatbeſtände 
der vorinſtanzlichen Urteile Bezug genommen. Der erſte Richter 
hat durch Teilurteil die Beklagten zu 1 und 3 nach dem 
Klageantrage verurteilt. Auf die Berufung der letzteren iſt 
die Verurteilung des Beklagten zu 1 durch das Urteil 
II. Inſtanz dahin eingeſchränkt worden, daß er nur in Höhe 
von 526 K 75 & nebſt Hinterlegungszinſen in die Auszahlung 
der Hinterlegungsmaſſe an die Klägerin zu 1 zu willigen hat. 
Im übrigen iſt die Klage dem Beklagten zu 1 gegenüber 
abgewieſen worden. Gegen das Bu. haben die Kläger Reviſion 
mit dem Antrage eingelegt, unter teilweiſer Aufhebung des 
angefochtenen Urteils nach den von ihnen in der Berufungs⸗ 
inſtanz geſtellten Anträgen zu erkennen, d. h. die Berufung 
des Beklagten Richter gegen das erſte Urteil völlig zurück⸗ 
zuweiſen. Dieſem Antrage hat das RG. entſprochen: Rechts⸗ 
irrig iſt es, wenn der BerR. das Fehlen des guten Glaubens 
auf ſeiten des Beklagten zu 1 bei Aneignung der Türen 
und Fenſter für nicht nachgewieſen erachtet. Dieſe Annahme 
verſtößt gegen 8 23 Abſ. 2 3VG., wonach, ſoweit es bei 
30 
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einer der Beſchlagnahme zuwiderlaufenden Verfügung des 
Grundſtückseigentümers auf die Redlichkeit des erwerbenden 
Dritten ankommt, die Beſchlagnahme auch in Anſehung der 
mithaftenden beweglichen Sachen als bekannt gilt, ſobald der 
Verſteigerungsvermerk im Grundbuch eingetragen iſt. Die Ein⸗ 
tragung des Verſteigerungsvermerks hat im vorliegenden Falle 
am 9. Mai 1906, die Aneignung der Türen und Fenſter durch 
Richter Ende Juni 1906 ſtattgefunden. Der durch die An⸗ 
eignung vermittelte Eigentumserwerb war daher nach 8 135 
Abſ. 1 BGB. in Verbindung mit § 20 ZIG. gegenüber 
der Aktiengeſellſchaft Berliner⸗Neuſtadt als der betreibenden 
Gläubigerin nichtig. Daß der ſich hieraus für die genannte 
Gläubigerin gegen den Beklagten zu 1 ergebende Anſpruch auf Rück⸗ 
ſchaffung der weggebrachten Gegenſtände im Wege der Abtretung 
auf die Klägerin zu 1 übergegangen fei, verneint der Ber R. lediglich 
deshalb, weil er in der Abtretungsurkunde vom 1. Auguſt 1906 
den Ausdruck des Willens, jenen Rückſchaffungsanſpruch mit⸗ 
abzutreten, vermißt. Das iſt aber ebenfalls rechtsirrtümlich. 
Die Hypothek der Aktiengeſellſchaft Berliner⸗Neuſtadt erſtreckte 
ſich kraft Geſetzes auch auf diejenigen beweglichen Sachen, die 
dem Gläubiger als Zubehör oder Beſtandteile des belaſteten 
Grundſtücks mithafteten und deren Haftung durch ihre Weg⸗ 
ſchaffung vom Grundſtücke, da der letzteren keine wirkſame Der 
äußerung zugrunde lag, nicht erloſchen war. Wurde alſo der 
Anſpruch aus der Hypothek abgetreten, ſo ging dadurch das 
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Gegenſtände zu halten und ihre Rückſchaffung zu verlangen, 
ohne weiteres auf den Erwerber der Hypothek über. Einer 
ausdrücklichen Willenserklärung hierüber bedurfte es nicht, viel⸗ 
mehr hätte umgekehrt, wenn der Übergang des Rückſchaffungs⸗ 
anſpruchs ausgeſchloſſen werden ſollte, dieſe Ausſchließ ung 
in der Urkunde zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Daß 
ein ſolcher Ausſchließungswille beſtanden habe, iſt nicht be⸗ 
hauptet. Darnach erſchien der Rechtsſtreit dahin ſpruchreif, 
daß die einſtweiligen Verfügungen, deren Vollzug von einer 
Sicherheitsleiſtung der Kläger abhängig gemacht war, mit Recht 
ergangen ſind und daher der von den Klägern gegen den Be⸗ 
klagten Richter erhobene Anſpruch auf Einwilligung in die 
Rückgabe der geleiſteten Sicherheit begründet iſt. F. B. u. S. 


e. R. u. Gen., U. v. 11. März 09, 245/08 v. — 


Berlin. 

Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunſt vom 19. Juni 1901. 

33. 5 1 Ziff. 3 Lit UrhG. Vorausſetzung des Schutzes 
iſt, daß die Abbildungen ein Erzeugnis individueller Geiſtes⸗ 
tätigkeit find; Begriff der „Abbildungen techniſcher Art“.] 

Der Kläger betreibt in Hannover, die Beklagte in Braun⸗ 
ſchweig den Verkauf von Manufaktur: und Modewaren, und 
zwar ſowohl im Wege des Platzhandels als des Verſand⸗ 
geſchäftes im Großen. Der Kläger hat ſchon ſeit langen Jahren 
alljährlich einen Katalog ſeines Warenlagers herſtellen laſſen, 
in den letzten Jahren in einer Auflage von 80 000 Exemplaren. 
Sein Katalog für 1904/05 liegt vor; er umfaßt 152 Seiten 
mit etwa 2000 Abbildungen. Auch die Beklagte ließ, zuerſt für 
1905/06, einen Katalog ihres Warenlagers in 20 000 Exemplaren 
herſtellen; auch dieſer iſt vorgelegt; er umfaßt 156 Seiten mit 
etwa 1600 Abbildungen. Beide Kataloge enthalten ein Ver⸗ 


M 8. 1909. 


zeichnis der Waren jeder Partei nebſt Angabe der Preiſe, zu 
denen ſie verkäuflich find, und manchmal beigefügter kurzer 
Beſchreibung der Waren. Die Kataloge wurden von beiden 
Parteien an ihre Abnehmer und ſolche Perſonen, die es werden 
ſollten, unentgeltlich verteilt. Eine Anzahl der Abbildungen 
ihres Kataloges für 1905/06 hat die Beklagte unſtreitig durch 
ein photomechaniſches Verfahren aus dem Katalog des Klägers 


entnommen und vervielfältigt; das BG. hat ſie auf 85 feſt⸗ 


geſtellt. Unter der Behauptung, daß hierin ein unerlaubter 
Nachdruck gelegen ſei, der wiſſentlich und abſichtlich erfolgt ſei, 
hat der Kläger mit dem Hinweiſe, daß auch die Texte unter 
den Abbildungen und die Überſchriften über denſelben von ihm 
herrühren, und jede einzelne Abbildung nach einem ihm gehörigen 
Kliſchee gefertigt ſei, in einer am 25. April 1906 zugeſtellten 
Klage beantragt, die Beklagte zu verurteilen: 1. bei Vermeidung 
einer gerichtlich feſtzuſetzenden Geld⸗ oder Haftſtrafe es zu unter⸗ 
laſſen, Texte oder Abbildungen der klägeriſchen Preisliſte ins⸗ 
beſondere der Preisliſte für 1904/05 fernerhin nachzubilden, 
2. die vorhandenen Preisliſten der Beklagten für 1905/06 zu 
vernichten, 3. die zum Nachdruck in dieſen Preisliſten benutzten 
Kliſchees zu vernichten und ferner 4. dem Kläger 3000 & nebſt 
5 Prozent Zinſen vom Tage der Zuſtellung der Klage an zu 
bezahlen. In I. Inſtanz iſt die Klage abgewieſen. Durch 
Urteil des 1. 3S. des Herzogl. OLG. in Braunſchweig vom 
17. Januar 1908 iſt die Beklagte unter Aufhebung des I. Urteils 
verurteilt worden, von den in ihrem Eigentum befindlichen 
Exemplaren ihrer Preisliſte für 1905/06 diejenigen Blätter zu 
vernichten, auf welchen ſich die Seiten 33, 67, 89, 91, 104, 
105, 107, 108, 109, 110, 111, 114, 115, 118 und 130 
befinden, ſowie diejenigen in ihrem Eigentum befindlichen Kliſchees 
zu vernichten, welche zum Nachdruck von 85 im Urteil einzeln 
aufgeführten Abbildungen in der Preisliſte der Beklagten benutzt 
worden ſind. Weiter wurde die Beklagte verurteilt, es zu 
unterlaſſen, Abbildungen aus den Preisliſten des Klägers für 
1904/05 und 1905/06 fernerhin nachzudrucken, bei Vermeidung 
einer Geldſtrafe von 500 & für jede Zuwiderhandlung, und 
der Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Auf Reviſion des Beklagten wurde das I. Urteil 


wiederhergeſtellt: Abweichend vom erſten Richter beurteilt das 


BG. die Tatſache, daß die Beklagte unſtreitig die im an⸗ 
gefochtenen Urteil verzeichneten 85 Abbildungen ihres Kataloges 
aus dem Kataloge des Klägers durch ein photomechaniſches 
Verfahren entnommen, ihrer Preisliſte für 1905/06 einverleibt 
und mit dieſer vervielfältigt und in den Verkehr gebracht hat. 
Bezüglich dieſer Abbildungen führt das BG. aus, daß ſie 
Abbildungen techniſcher Art im Sinne des 8 1 Ziff. 3 LitUrhG. 
und auch belehrender Natur feien, da fie das Verſtändnis des 
Textes erleichtern und die in dieſem beſchriebenen Gegenſtände 
anſchaulich machten. Hiernach ſeien die Abbildungen als ſolche 
ſelbſtändig durch das Geſetz geſchützt, ſo daß es ohne Bedeutung 
ſei, ob die Beklagte die Anordnung des in ihrer Preisliſte ver⸗ 
werteten Stoffes ganz durch ihre eigene geiſtige Tätigkeit 
geſchaffen habe. Dieſe Auffaſſung beruht jedoch in mehrfacher 
Beziehung auf einem rechtlichen Irrtum über die Vorſchriften 
des 8 1 Ziff. 3 des Geſetzes. Richtig iſt, daß Abbildungen 
der in Ziff. 3 bezeichneten Art ſelbſtändig ſchutzfähig find, und 
daß demnach ein Urheberrecht an Abbildungen auch dann be⸗ 
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ſtehen kann, wenn der Text, welchem fie beigegeben find, ein 
ſchutzfähiges Schriftwerk im Sinne des § 1 Ziff. 1 des Geſetzes 
nicht bildet. Vorausſetzung des Schutzes iſt aber auch hier, 
daß die Abbildungen ein Erzeugnis individueller Geiſtestätigkeit 
ſind. Abbildungen, welche dieſe Eigenſchaft nicht an ſich tragen 
und nichts weiter enthalten, als eine der individuellen Form⸗ 
gebung ermangelnde Darſtellung von Gegenſtänden irgend⸗ 
welcher Art, ſind von dem Schutze des Geſetzes ausgeſchloſſen. 
Dies folgt ſchon daraus, daß der Schutzbereich, welcher durch 
8 1 Ziff. 3 für das Urheberrecht an Abbildungen abgegrenzt 
wird, nach der Begründung des Entwurfs zum Geſetze S. 14 
ſich decken ſoll — abgeſehen von der durch Beifügung der 
plaſtiſchen Darſtellungen bewirkten Erweiterung — mit den 
Zeichnungen und Abbildungen, welche nach 8 43 des Geſetzes 
vom 11. Juni 1870 Schutz genoſſen haben. Nach 8 43 dieſes 
Geſetzes war aber der Urheberrechtsſchutz beſchränkt auf geo⸗ 
graphiſche, typographiſche, naturwiſſenſchaftliche, architektonische, 
techniſche und ähnliche Zeichnungen und Abbildungen, welche 
nach ihrem Hauptzwecke nicht als Kunſtwerke zu betrachten find, 
aber das gemeinſame Merkmal an ſich tragen, daß ſie als 
Erzeugniſſe einer individuellen geiſtigen Tätigkeit erſcheinen und 
der Wiſſenſchaft im weiteren Sinne durch Belehrung dienen. 
Zeichnungen und Abbildungen dieſer Art genoſſen den Schutz 
des Geſetzes vom 11. Juni 1870; was außerhalb dieſes Ge⸗ 
bietes lag, war von dieſem Urheberrechtsſchutz ausgeſchloſſen. 
Ausgeſchloſſen waren hiernach von dieſem Schutze, wie ſchon in 
dem Urteil des IV. StrS. vom 20. Mai 1884, Blum, Ann. 
des RG. Bd. 10 S. 118 hervorgehoben iſt und ſeitdem in 
Literatur und Rechtſprechung anerkannt blieb, insbeſondere Ab⸗ 
bildungen von Waren in Preisverzeichniſſen, bei denen es ſich 
nur darum handelte, dem Publikum die Tatſache zur Kenntnis 
zu bringen, welche Waren von einem beſtimmten Kaufmann 
bezogen werden können und welche Preiſe dafür gefordert 
werden. Bei derartigen Abbildungen kann von einer individuellen 
Geiſtestätigkeit und einem darauf ſich gründenden Urheber⸗ 
recht nicht die Rede ſein; hier würden vielmehr die dem Ur⸗ 
heberrecht innewohnenden Ausſchlußbefugniſſe nur als eine 
unerträgliche Beläſtigung der Geſamtheit empfunden werden. 
Andrerſeits war aber auch anerkannt, daß Zeichnungen und 
Abbildungen, ſobald ſie über die rein tatſächliche Wiedergabe 
der Geſtaltung von Gegenſtänden hinausreichten und dem 
Zwecke der Belehrung in den durch 8 43 bezeichneten Richtungen 
dienten, ſelbſtändig ſchutzfähig waren, mochten fie nun einfachen 
Warenverzeichniſſen beigegeben fein oder in ſchutzfähigen „Schrift- 
werken“ im Sinne des Geſetzes zur Erläuterung des Textes 
verwendet ſein. Von dieſem Standpunkte aus hatte das RG. 
GGSt. 34, 432 f.) unter der Herrſchaft des Geſetzes vom 
11. Juni 1870 anerkannt, daß Abbildungen in Katalogen, 
welche der eigenen geiſtigen Tätigkeit des Herſtellers entſprungen 
und dabei geeignet und beſtimmt find, Über die Fortſchritte 
eines beſtimmten Zweiges der Maſchinenbautechnik zu belehren, 
den Schutz des 8 43 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 genoſſen. 
An dem Rechtszuſtand, wie er ſich nach dem Geſetz vom 
11. Juni 1870 ergab, iſt durch die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 19. Juni 1901 nichts weiter geändert worden, als daß 
auch plaſtiſche Darſtellungen, welche nicht ihrem Hauptzwecke 


nach als Kunſtwerke zu betrachten find, unter die nach Maß⸗ 
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gabe des 8 1 Ziff. 3 geſchützten Abbildungen ausdrücklich ein⸗ 
bezogen worden find. Es wurde indeſſen — unter der beſonderen 
Betonung, daß der Kreis der gefchügten Werke mit dem früheren 
Geſetze übereinftimme (Begründung S. 13 zu 8 1) — vor⸗ 
gezogen, die Begrenzung der Abbildungen, welche nach Maßgabe 
des neuen Urheberrechtsgeſetzes geſchützt ſein ſollen, dahin zu 
beſtimmen, daß von den Abbildungen, welche nicht ihrem Haupt⸗ 
zwecke nach als Kunſtwerke zu betrachten ſind, diejenigen geſchützt 
fein ſollen, die „wiſſenſchaftlicher oder techniſcher Art“ find. 
Hiermit iſt das Erfordernis, daß die Abbildungen, um ſchutz⸗ 
fähig zu fein, belehrenden Charakter tragen müſſen, aufrecht⸗ 
erhalten. Dazu genügt es aber keineswegs, daß die hier in 
Rede ſtehenden Abbildungen, wie das BG. feſtſtellt, dem Leſer, 
der ſich auf Grund des Textes noch kein ganz klares Bild von 
dem beſchriebenen Gegenſtand machen kann, das Verſtändnis 
des Textes erleichtern und den beſchriebenen Gegenſtand an⸗ 
ſchaulich machen. Denn das iſt die Eigenſchaft jeder bildlichen 
Darſtellung, welche einem beſtimmten Texte zur Erläuterung 
beigegeben iſt, und die unabweisbare Folge der Auffaſſung des 
BG. würde fein, daß alle Abbildungen jeglicher Art, welche 
einem beſtimmten Texte zur beſſeren Veranſchaulichung deſſen, 
wovon die Rede iſt, beigefügt ſind, den Schutz des Urheber⸗ 
rechtsgeſetzes genießen würden. Das iſt aber, wie erwähnt, die 
Abſicht des Geſetzes nicht, ſondern es ſcheidet von vorneherein 
aus ſeinem Schutzbereich aus alle Abbildungen, die keiner 
individuellen Geiltestätigleit des Verfertigers entſtammen, und 
lediglich dem Auge den Gegenſtand zur Anſchauung bringen, 
auf welchen ſich die Worte des Textes beziehen. Zu derartigen 
Abbildungen gehören die 85 bildlichen Darſtellungen, deren 
Entnahme aus dem Kataloge des Klägers das BG. beanſtandet 
hat. (Wird ausgeführt.) Das BG. irrt aber ferner auch 
darin, daß es den hier in Betracht kommenden 85 Abbildungen 
die Eigenſchaft zuſchreibt, ſie ſeien Abbildungen techniſcher Art 
im Sinne des § 1 Ziff. 3 Liturh . Das BE. meint, die 
Abbildungen in den beiderſeitigen Warenverzeichniſſen ſeien ſchon 
deshalb techniſcher Art, weil ſie der Erreichung gewerblicher 
Zwecke dienen, und mißbilligt die Anſicht des erſten Richters, 
daß die Abbildung eines Erzeugniſſes der Technik nur dann 
eine Abbildung techniſcher Art ſei, wenn ſie die Herſtellungs⸗ 
weiſe oder den Stand der Technik in beſtimmter Beziehung 
veranſchaulichen ſolle. Allein die Auffaſſung des erſten Richters 
ſteht auch hier mit dem Geſetze im Einklang. (Wird dargelegt.) 
Die Frage, ob die beanſtandeten 85 Abbildungen „techniſcher 
Art“ ſind, iſt deshalb mit dem erſten Richter zu verneinen. 
Danach waren dieſe Abbildungen des Urheberrechtsſchutzes nicht 
fähig, und es war nach dem geltenden Recht der Beklagten 
unverwehrt, dieſe Abbildungen in ihren Katalog aufzunehmen 
und mit dieſem zu verbreiten. Unter dieſen Umſtänden gebricht 
es auch der Behauptung des Klägers, daß die Beklagte durch 
ihre Handlungsweiſe gegen 8 826 BGB. verſtoßen habe, an 
der erforderlichen Grundlage. Die Reviſion der Beklagten 
iſt vielmehr gerechtfertigt und führt zu dem Erfolg, daß 
das angefochtene Urteil des OLG. zu Braunſchweig vom 
17. Januar 1908 aufzuheben und in der Sache ſelbſt die 
Berufung des Klägers gegen das landgerichtliche Urteil zurüͤck⸗ 
zuweiſen if. Sch. c. S., U. v. 6. Febr. 09, 56/08 I. — 


Braunſchweig. 
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II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

34. 8 190 II, 11 ALR. in Verb. mit § 56 gif. 6 der 
Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856. 

Es handelte ſich um die Frage, ob der Kläger, Friedhofs⸗ 
aufſeher in B., als lebenslänglich angeſtellter Beamter der be⸗ 
klagten Stadtgemeinde B. zu erachten ſei. Das LG. hatte 
dieſe Frage auf Grund der (irrevifiblen) Beſtimmungen der 
Städteordnung für die Provinz Weſtfalen bejaht. RG. wies 
die Reviſion zurück. Aus den Gründen intereſſiert folgendes: 
Eine Verletzung reviſibler Rechtsnormen läßt das angefochtene 
Urteil nicht erkennen. Dies gilt zunächſt von der Erwägung, 
daß die von einer Kommune für das Begräbnisweſen getroffenen 
Einrichtungen, insbeſondere die kommunalen Friedhöfe als 
kommunale Wohlfahrtsanſtalten anzuſehen ſeien. Das BG. 
verkennt keineswegs, daß die Fürſorge für das Begräbnisweſen, 
insbeſondere die Anlage und Unterhaltung der Friedhöfe, nicht 
ſchlechthin und allgemein den Kommunen obliegt. Seine Aus⸗ 
führung iſt vielmehr nur dahin zu verſtehen, daß da, wo eine 
Kommune dieſe Fürſorge überkommen — vgl. 8 190 ALR. II, 11 — 
oder aus freiem Entſchluß übernommen hat — wozu ſie jeden⸗ 
falls befugt iſt, vgl. PrOVG. 36, 440 —, ihre hierauf ſich 
erſtreckende Tätigkeit als eine den Zwecken des öffentlichen 
Wohles dienende anzuſehen iſt. Mit dieſer Auffaſſung befindet 
ſich das BG. in Übereinſtimmung mit dem von ihm angezogenen 
Urteil des OVG. in deſſen Entſcheidungen Bd. 44 S. 59. 
Gegen dieſe Auffaſſung laſſen ſich auch aus den bei der Be⸗ 
ratung des Kommunalbeamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 kund⸗ 
gegebenen Meinungsäußerungen irgendwelche Bedenken nicht 
herleiten. Wenn in der Kommiſſion des Herrenhauſes auch 
Friedhofsverwaltungen als ein Beiſpiel der in $ 8 Abſ. 2 des 
Kommunalbeamtengeſetzes genannten Betriebs verwaltungen 
erwähnt ſind, ſo iſt darauf von den Vertretern der Staats⸗ 
regierung erwidert worden, daß die Entſcheidung nur aus Art 
und Umfang der Verwaltung im einzelnen Falle entnommen 
werden könne (ſiehe die Verhandlungen des Herrenhauſes 
Seſſion 1899 Bd. II Stück 63 S. 15). Die Anweiſung des 
Miniſters des Innern zur Ausführung des bezeichneten Geſetzes 
vom 12. Oktober 1899 — MBl. für die innere Verwaltung 
S. 192 — führt Friedhöfe unter den Beiſpielen der Betriebs⸗ 
verwaltungen nicht auf. Übrigens könnte ſelbſtverſtändlich die 
bei dem Erlaß des Kommunalbeamtengeſetzes maßgebend ge⸗ 
weſene Auffaſſung des Begriffes der Betriebsverwaltungen im 
Gegenſatz zu der eigentlichen kommunalen Verwaltung niemals 
entſcheiden für die hier erhebliche Frage, welche nach dem vor 
Erlaß jenes Geſetzes geltenden Rechte, ſpeziell nach der Weſt⸗ 
fäliſchen Städteordnung zu beantworten iſt. Stadtgem. B. c. B., 
U. v. 2. März 09, 202/08 III. — Hamm. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

35. § 8 EnteignG. Liegt in der Eigenſchaft des ent⸗ 
eigneten Grundſtücks als Weg oder Wegekörper ein wert⸗ 
erhöhender Umſtand ?] 

Dem BerR. konnte nicht beigepflichtet werden, wenn er in 
Übereinftimmung mit dem erſten Richter der Beklagten noch 
weiter 50 % für das Quadratmeter als Betrag der Koſten zus 
ſpricht, mit welchen der Grund und Boden der enteigneten 
Parzellen zu Wegen umgeſtaltet worden iſt. Eine über den 


Wert des Bodens hinausgreifende Entſchädigung könnte der 
Beklagten nur dann zuſtehen, wenn ſie an Stelle der ent⸗ 
eigneten Wege auf ihre Koſten neue Erſatzwege her⸗ 
geſtellt hätte. Das iſt aber nicht geſchehen. Nur ein Erſatzweg 
iſt nötig geworden und dieſer iſt von dem Kläger auf ſeine 
Koſten angelegt worden. Daß die Unterhaltung dieſes Erſatz⸗ 
weges der Beklagten obläge, iſt nicht behauptet worden, ge⸗ 
ſchweige denn, daß ihre Pflicht zur Unterhaltung dieſes Weges 
ihr etwa größere Koſten auferlege, als die Unterhaltung der 
enteigneten Wege. Es ſei dazu bemerkt, daß es überhaupt im 
höchſten Grade unwahrſcheinlich iſt, daß der Beklagten eine 
Unterhaltungslaſt bezüglich der enteigneten Wege obgelegen hat, 
beziehungsweiſe bezüglich der Erſatzwege obliegen könnte, da es 
ſich ganz offenbar nicht um öffentliche Wege, ſondern um ge⸗ 
wöhnliche Feldwege (Kultur⸗ oder Wirtſchaftswege, in anderen 
Teilen der Monarchie auch Intereſſentenwege genannt), ge⸗ 
handelt hat, die wohl faſt nie, jedenfalls nur mit ſeltenen 
Ausnahmen, der Unterhaltungspflicht der Gemeinde unterliegen. 
Dafür, daß die Beklagte nicht das Eigentum am Grund und 
Boden dieſes Erſatzweges erhalten hat, iſt ſie durch Zubilligung 
des entſprechenden Betrages entſchädigt worden, d. h. genauer 
geſprochen, es iſt ihr bei der Entſchädigung für den Bodenwert 
der enteigneten Wege nichts für den Grund und Boden dieſes 
Erſatzweges abgerechnet worden, weil er eben nicht in ihr 
Eigentum gelangt iſt. Hiernach ſcheidet der einzige Geſichts⸗ 
punkt aus, unter dem der Beklagten ein weiterer Entſchädigungs⸗ 
anſpruch hätte zuerkannt werden können. Was der BerR. geltend 
gemacht hat, iſt nicht ſtichhaltig. Zunächſt ſei hervorgehoben, 
daß die Koſten, die zur Herſtellung einer Sache aufgewendet 
worden find, überhaupt nicht, oder mindeſtens der Regel nach 
nicht zum alleinigen Maßſtab für deren Wertſchätzung genommen 
werden können. Demgemäß könnte allein die Höhe der Koſten, 
die für die Herſtellung der enteigneten Wege gebraucht worden 
ſind, hier nicht entſcheidend ſein. Es kann indeſſen überhaupt 
nicht anerkannt werden, daß in der Eigenſchaft des enteigneten 
Grund und Bodens als Weg beziehungsweiſe Wegekörper ein 
werterhöhender Umſtand zu erblicken iſt. Dem Eigentümer iſt 
der „Wert“ des ihm enteigneten Grundſtücks zu erſetzen. Dieſer 
Wert beſteht in dem Gebrauchs⸗, Nutzungs⸗, Ertragswert, 
beziehungsweiſe in dem Verkaufswert. Der Gebrauchswert der 
Wege als ſolcher erſchöpft ſich in ihrer Zweckbeſtimmung. Fällt 
dieſe fort, ſo kann von einem zu erſetzenden Gebrauchswert der 
Wege nicht mehr die Rede ſein. Setzt man den Fall, daß die 
ſämtlichen Grundſtücke, zu deren Aufſchließung die Wege dienten, 
dauernd unter Waſſer geſetzt oder durch eine Senkung des 
Erdbodens nicht mehr zugänglich wären und allein die Wege 
beſtehen geblieben wären, ſo iſt damit jeder Gebrauchswert der⸗ 
ſelben als Wege geſchwunden und es kann ſich dann nur noch 
um die Frage handeln, welchen Wert ſie, abgeſehen von dieſer 
Zweckbeſtimmung, haben und ob ihnen die Bodenbeſchaffen⸗ 
heit, die ſie durch die Herrichtung als Weg erlangt 
haben, für andere Zwecke irgendeinen beſonderen Wert über 
den Wert als Grund und Boden hinaus verleiht. Die Frage iſt 
dieſelbe, wie in dem Falle, wenn ein Weg als überflüſſig ein⸗ 
gezogen wird. Genau ſo liegt die Sache hier. Die Grund⸗ 
ſtücke, zu denen die Wege hinführten, ſind entweder zur Herſtellung 
des Kanals verwendet oder befinden ſich, ſoweit ſie auf der 
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anderen Seite des Kanals liegen, im Eigentum des Klägers. 
Sofern die den Eigentümern enteigneten Grundſtücke durch das 
Vorhandenſein der Wege eine Wertſteigerung genoſſen, iſt ihnen 
dieſe in der Enteignungsentſchädigung zweifellos zuteil geworden. 
Die Wege ſelbſt aber haben ihren Gebrauchswert als Wege 
erſatzlos verloren und es kann nur noch gefragt werden, ob 
ihr Verkaufswert durch die Bodenbeſchaffenheit als Wege ges 
ſteigert iſt. Dafür liegt nichts vor; es iſt höchſtens das Gegen⸗ 
teil anzunehmen. Soll der Grund und Boden landwirtſchaftlich, 
gärtneriſch oder in ſonſtiger Kultur benutzt werden, ſo würde 
die Wegebeſchaffenheit dem hinderlich ſein, denn das Wege⸗ 
befeſtigungsmaterial müßte erſt entfernt werden. Bei Ver⸗ 
wendung zu Bauzwecken würde das gleiche gelten. Ob irgend⸗ 
ein Zweck denkbar wäre, bei welchem die Beſchaffenheit als 
Wegekörper nützlich ſein könnte, mag dahingeſtellt bleiben; denn 


mit ſolchen Ausnahmefällen, für deren Vorliegen hier kein An⸗ 


halt gegeben iſt, kann nicht gerechnet werden. Es bleibt nur 
allein noch die Frage übrig, ob der Wert des in den Wegen be⸗ 
findlich geweſenen Befeſtigungsmaterials zu erſetzen wäre. Dieſer 
kann unter Umſtänden von Erheblichkeit ſein, z. B. bei Chauſſeen 
oder gepflaſterten Straßen. Daß hier dieſes Material irgend⸗ 
einen beſonderen Wert gehabt hätte, iſt nicht erſichtlich und bei 
der Natur dieſer Wege als Feldwege auch ſo unwahrſcheinlich, 
daß kein Anlaß vorlag, deswegen die Sache in die Vorinſtanz 
zurückzuverweiſen. Die Sad und Rechtslage iſt vielmehr voll» 
ſtändig dahin geklärt, daß ein wegen ihrer Beſchaffenheit über 
den Wert als Grund und Boden hinausreichender, gegenwärtiger 
Gebrauchs⸗ oder Verkaufswert der Wege nicht als vorhanden 
anerkannt werden kann. Daß die gemachten Aufwendungen 
ihnen einen höheren Wert nicht verleihen können, iſt bereits 
dargelegt und ergibt ſich aus dem vorſtehenden von ſelbſt. 
Deutſches Reich c. S., U. v. 2. Febr. 09, 175/08 VII. — Kiel. 
Wildſchadengeſetz vom 11. Juli 1891. 

f 36. § 14. Zuläſſigkeit des Rechtsweges; Begriff des 
„Hegens von Schwarzwild “] 

Der Kläger iſt Eigentümer des Guts Gehlweiden, welches 
in einer Länge von mehreren Kilometern an die im Eigentume 
des beklagten Fiskus ſtehende Rominter Heide grenzt. Mit der 
Behauptung, daß ihm im September 1904 durch Wildſchweine, 
die der Beklagte in der Rominter Heide ausgeſetzt habe und 
dort halte und hege, ein erheblicher Schaden an ſeinen Feldern 
zugefügt ſei, hat Kläger Klage erhoben und die Verurteilung 
des Beklagten zuerſt zur Zahlung von 2242 , demnächſt zur 
Zahlung von 2542 u nebſt Zinſen beantragt. Der Beklagte 
hat die Abweiſung der Klage beantragt. Er ſtellt in Abrede, 
daß in der Rominter Heide Wildſchweine gehalten oder gehegt 
würden. Schon ehe Anfang der 90 er Jahre des vergangenen 
Jahrhunderts 27 zuffifche Wildſchweine in der Rominter Heide 
ausgeſetzt ſeien, habe ſich dort und in der nicht fiskaliſchen 
Umgebung ein flarler Schwarzwildbeſtand befunden. Seit 1899 
werde aber auf die völlige Ausrottung der Wildſchweine hin⸗ 
gewirkt. Der feiner Höhe nach beſtrittene Feldſchaden des 
Klägers ſei auch nicht durch ruſſiſche, ſondern durch deutſche 
Wildschweine, die ſich in dem zum Gute des Klägers gehörenden 
Walde als Standwild aufgehalten hätten, verurſacht; eventuell 
li der Kläger an dem erlittenen Schaden ſelbſt ſchuld, da er 
keine Vorkehrungen gegen den Übertritt von Schwarzwild ge⸗ 
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troffen habe. Soweit der Kläger ſeinen Anſpruch auf § 835 
BGB. ſtütze, ſtehe demſelben entgegen, daß ihm auf dem be⸗ 
ſchädigten Grundſtücke ſelbſt das Jagdrecht zuſtehe. Über einen 
aus dem Wildſchadengeſetze hergeleiteten Entſchädigungsanſpruch 
ſei im ordentlichen Rechtswege nicht zu entſcheiden und auch 
deshalb die Klage abzuweiſen. Das LG. hat die Klage koſten⸗ 
pflichtig abgewieſen. Es läßt dahingeſtellt, ob der Rechtsweg 
zuläſſig iſt, verſagt aber dem erhobenen Anſpruche den Erfolg, 
weil es an den Vorausſetzungen des 8 835 BGB. fehle und 
auch § 14 des Wildſchadengeſetzes vom 11. Juli 1891 die 
Klageforderung nicht ſtütze. Das OLG. hat unter Abänderung 
der Vorentſcheidung den Anſpruch des Klägers dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Reviſion iſt zurückgewieſen: 
Das von der Reviſion zunächſt angeregte Bedenken, ob der 
ordentliche Rechtsweg nach dem Wildſchadengeſetze vom 11. Juli 
1891 nicht auch für Anſprüche aus dem hier in Frage ſtehenden 
9 14 des Geſetzes, der im Abſ. 1 von dem durch gehegtes 
Schwarzwild verurſachten Schaden handelt, ausgeſchloſſen ſei, 
entbehrt der Berechtigung. Zwar iſt in der Literatur — 
Schwarze, Wildſchadengeſetz S. 15; Stelling, PrVerwBl. 
22, 327 — die Anſicht vertreten, daß das in den 88 6— 11 
geregelte Vor⸗ und Verwaltungsſtreitverfahren auf alle An⸗ 
ſprüche Anwendung findet, die aus dem Wilbſchadengeſetze er⸗ 
hoben werden. Dieſer Meinung, die ſich darauf ſtützt, daß 
nach 8 19 Abſ. 2 des Geſetzes Wildſchadenerſatz nur auf 
Grund und nach Maßgabe dieſes Geſetzes gefordert werden 
kann, iſt indeſſen, ſoweit erſichtlich, im übrigen in der Literatur 
entgegengetreten und die Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechts⸗ 
weges für Anſprüche aus § 14 des Geſetzes bejaht. Der ers 
kennende Senat ſchließt ſich der letzteren Anſicht an; ihre 
Richtigkeit ergibt ſich ſowohl aus der Vorgeſchichte des Geſetzes 
als insbeſondere auch aus den im Geſetze ſelbſt getroffenen 
Beſtimmungen. (Wird dargelegt.) Die Reviſion ſtellt aber 
die Anwendbarkeit des 8 14 1. c. auf den vorliegenden Fall 
in Abrede, einmal, weil nicht feſtgeſtellt ſei, daß die ruſſiſchen 
Wildſchweine nach dem 1. Januar 1892, an dem das Wild⸗ 
ſchadengeſetz in Kraft getreten iſt, vom Beklagten ausgeſetzt 
ſeien, ferner, weil ein Hegen der Wildſchweine im Sinne des 
Geſetzes nicht ſtattgefunden habe. Richtig iſt, daß das BG. 
als Zeitpunkt der Ausſetzung der ruffiſchen Wildſchweine Anfang 
der 90 er Jahre des vergangenen Jahrhunderts anführt. Es 
geſchieht dies aber unter Bezugnahme auf die Bekundungen 
der als Zeugen vernommenen Königlichen Oberförſter v. Saint⸗ 
Paul und Speck v. Sternburg. Erſterer ſpricht in ſeiner Aus⸗ 
ſage allerdings nur ohne Angabe eines beſtimmten Jahres vom 
Anfang der 90 er Jahre als dem Zeitpunkte der Ausſetzung der 
Schweine. Der zweite Zeuge aber bezeichnet in ſeiner Be⸗ 
kundung zweimal das Jahr 1894 als dasjenige, in dem die 
Ausſetzung erfolgt iſt. Aus der Bezugnahme auf dieſe Zeugen⸗ 
ausſagen erhellt, daß das BG. den Zeitpunkt der Ausſetzung 
ſo hat feſtſtellen wollen, wie ihn die Zeugen angeben, daß mit 
Anfang der 90 er Jahre alſo 1894 gemeint iſt. Der ſchon 
mehrfach erwähnte 5 14 des Geſetzes beſtimmt im Abſ. 1: 
„Schwarzwild darf nur in ſolchen Einfriedigungen gehegt werden, 
aus denen es nicht ausbrechen kann. Der Jagdberechtigte, aus 
deſſen Gehege Schwarzwild austritt, haftet für den durch aus⸗ 
getretenes Schwarzwild verurſachten Schaden.“ Dieſe Tat⸗ 
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beſtandsmerkmale ſieht das BG. nach dem Ergebniſſe der 
Beweisaufnahme für erfüllt an. Die Reviſion meint, daß 
das BG., indem es die wiedergegebene Geſetzesſtelle gegen den 
Beklagten anwende, den Begriff des Hegens verkannt habe. 
Unter Hegen — ſo führt die Reviſion aus — ſei nur das 
Halten von Schwarzwild in Waldungen kleineren Umfanges 
zum Zwecke der dauernden Erhaltung eines Wildbeſtandes zu 
Jagdzwecken zu verſtehen. Die 95 000 Morgen große Rominter 
Heide ſei aber kein Saupark, das Wild befinde ſich in ihr auf 
freier Bahn; durch die Vergatterung ſolle es nicht vor dem 
Abſchuſſe durch benachbarte Jagdberechtigte geſchützt, ſondern 
es ſollten durch den Zaun nur die Nachbargrundſtücke vor 
Wildſchaden ſoweit als möglich bewahrt werden. Noch weniger 
gerechtfertigt ſei es, wenn das BG. den Willen des Beklagten, 
Schwarzwild zu hegen, daraus herleiten wolle, daß nicht eine 


planmäßige ſchnelle Ausrottung des Schwarzwildes mit allen 


tauglichen Mitteln in Angriff genommen ſei, ſondern nur durch 
Abſchuß erfolge. Es ſei keineswegs Pflicht des Waldbeſitzers, 
das nicht in Wildgattern gehegte Schwarzwild mit allen 
Mitteln rückſichtslos zu vertilgen. Die Berechtigung dieſer 
Angriffe iſt nicht anzuerkennen. Wild hegt, wer zur Erhaltung 
und Vermehrung des Beſtandes dienende Maßnahmen trifft. 
Eine ſolche Maßnahme war das Ausſetzen der 27 ruſſiſchen 
Schweine. Denn dieſes Ausſetzen iſt nach der Feſtſtellung des 
BG. erfolgt, um den bis dahin ſehr geringen einheimiſchen 
Schwarzwildbeſtand zu vermehren und zu verbeſſern. Damit 
hat das Hegen des Schwarzwildes begonnen, es mußte nach 
der Beſtimmung des Geſetzes in einer das Ausbrechen des ge⸗ 
hegten Wildes nicht zulaſſenden Einfriedigung geſchehen. Für 
die Annahme der Reviſion, daß Hegen nur Halten von 
Schwarzwild in Waldungen kleineren Umfanges ſei, bietet das 
Geſetz keinen Anhalt. Für das Schwarzwild, welches von 
allen Wildarten am meiſten Anlaß zu Wildſchadenklagen gibt, 
wurden von der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes (Holt⸗ 
greven⸗Wolff, S. 171 Anm. 1) möglichſt umfangreiche Vorſichts⸗ 
maßregeln gewünſcht, darauf beruht die die Einfriedigung an⸗ 
ordnende Geſetzesbeſtimmung. Dieſe Einfriedigung mußte ſich, 
wenn das ausgeſetzte Schwarzwild nicht auf einen beſonders 
vergatterten Teil der Rominter Heide beſchränkt werden ſollte, 
um den ganzen Waldkomplex trotz ſeiner Größe erſtrecken. Die 
Rominter Heide iſt aber auch, wie das BG. feſtſtellt, völlig 
umgattert und von der Königlichen Regierung in Gumbinnen 
in einem an das Landwirtſchaftliche Miniſterium gerichteten 
Berichte vom 7. Mai 1904, der den Schwarzwildbeſtand be⸗ 
trifft, als geſchloſſenes Gehege bezeichnet. Es iſt dann weiter 
dem BG. auch darin beizutreten, daß bis zu der hier in Frage 
ſtehenden Schadenszufügung durch das ausgetretene Schwarz 
wild das mit dem Ausſetzen begonnene Hegen nicht aufgehört 
hat. Es befinden fi nach der Feſtſtellung des BG. noch 
gegenwärtig etwa doppelt ſoviel Wildſchweine in der Rominter 
Heide als zur Zeit der Ausſetzung. Zur Vermeidung von 
Wildſchäden iſt zwar bei der ſtarken Vermehrung des Schwarz⸗ 
wildes die unausgeſetzte Vertilgung desſelben im Jahre 1899 
angeordnet, die Verfolgung des Wildes iſt aber nur nach weid⸗ 
männiſchen Grundſätzen erfolgt, es find Baden im Intereſſe 
ihrer hilfloſen Friſchlinge geſchont, vom Abſchuß der Bachen 
und geringen Friſchlinge iſt im Revier Goldap im Sommer 
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prinzipiell abgeſehen. Die feſtgeſtellten Umſtände aber genügen, 
auch wenn die vom BG. erwähnte für das Revier Naſſaven 
getroffene Anordnung, daß nur die beſſeren Schützen unter den 
Forſtbeamten Wildſchweine abzuſchießen haben, allein, wie die 
Reviſion meint, Vermeidung der Beunruhigung des ſcheuen 
Wildes bezweckt, die Annahme zu rechtfertigen, daß das Hegen 
eines Teils der Schweine fortgeſetzt iſt. Obgleich Schwarzwild 
keine Schonzeit hat, iſt es zu gewiſſen Zeiten geſchont worden; 
Bachen ſind, um die Friſchlinge zu erhalten, nicht abgeſchoſſen. 
Es find das Maßnahmen, welche den in den Jagdſchongeſetzen 
für andere Wildgattungen getroffenen Beſtimmungen über die 
Schonzeit gleichen und darauf abzielen, einen Schwarzwild⸗ 
beſtand, wenn auch in beſchränkter Zahl, in der Rominter 
Heide zu erhalten, ihn alſo dort zu hegen. Im gleichen Sinne 
iſt auch bereits in dem Urteile des ROHG. vom 29. Januar 
1875 — ROHG. 16, 12 — eine Hegung des Schwarzwildes 
ſchon darin gefunden, daß einem Jagdhüter, dasſelbe zu ſchießen, 
verboten war. Alle Tatbeſtandsmerkmale des 8 14 des Geſetzes 
find hiernach im BU. ausreichend und ohne erkennbaren Rechts⸗ 
irrtum feſtgeſtellt; die Verantwortlichkeit des Beklagten dafür, 
daß die Vergatterung ſo beſchaffen ſein muß, daß ſie Schwarz⸗ 
wild nicht durchbrechen kann, iſt nicht in Zweifel gezogen, 
eigenes Verſchulden des Klägers iſt vom BG. unbeanſtandet 
verneint. Die Entſcheidung des BG. iſt ſomit ſchon aus dem 
erſten, dem 8 14 des Geſetzes entnommenen Grunde gerecht⸗ 
fertigt und es bedarf, da dieſer das Urteil trägt, keines Ein⸗ 
gehens darauf, ob, wie das Urteil weiter annimmt, die 
Schadenserſatzpflicht des Beklagten ſich auch aus allgemeinen 
rechtlichen Geſichtspunkten ergibt. Pr. F. c. Sch., U. v. 
19. Febr. 09, 150/08 VII. — Königsberg. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

37. Tarifftelle 32 a. Der einem Mitgliede des Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats zuſtehende ſogenannte Beteiligungs⸗ 
anteil gehört nicht zu den unbeweglichen Sachen oder dieſen 
gleichgeachteten Rechten.] 

Die Aktiengeſellſchaft „Bochumer Verein für Bergbau und 
Gußſtahlfabrikation“ verkaufte durch notariellen Vertrag vom 
25. März 1904 ihre Zeche Maria Anna und Steinbank in 
Höntrop nebſt Zubehör an die Klägerin. Beide Teile waren 
Mitglieder des Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats d. h. ſie 
gehörten zu den Zechenbeſitzern, die ſich zur Beſeitigung uns 
geſunden Wettbewerbs auf dem Kohlenmarkt untereinander 
und mit der Aktiengeſellſchaft Rheiniſch⸗Weſtfäliſches Kohlen⸗ 
ſyndikat zu einem Vertrage vereinigt hatten. Dieſer Vertrag 
war erſtmalig im Jahre 1893 geſchloſſen und wurde demnächſt 
durch ſpätere Verträge, zuletzt durch Vertrag vom 15. Sep⸗ 
tember bzw. 1. Oktober 1903, verlängert. In ihm waren 
Verſammlungen der Zechenbeſitzer vorgeſehen, denen die Befugnis 
zur Ernennung eines Beirats und der Kommiſſion zur Feſt⸗ 
ſtellung der Beteiligungsziffern (der Kommiſſion C) eingeräumt 
war. Nach 8 1 Abſ. 1 verkauften die Zechenbeſitzer ihre ges 
ſamten Produkte an Kohlen, Koks und Briketts an das Syn⸗ 
dikat (mit gewiſſen Ausnahmen), wogegen dieſes ſich zur Ab⸗ 
nahme und zum Weiterverkauf nach näher feſigeſetzten Be 
dingungen verpflichtete. Dies ſollte ſich auf alle Produkte aus 
den Feldern und Schachtanlagen beziehen, die ein Zechenbeſitzer 
zu Eigentum oder in Pacht oder ſonſt zur Benutzung erworben 
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habe oder erwerben werde. Die Veräußerung von Feldern 
und Schachtanlagen an 5 wurde an die Ge⸗ 
nehmigung der n 1 die zu 
erteilen war, wenn die Erfüllung der dem ied obliegenden 
Verpflichtungen fihergeftellt werden konnte; zur Aufnahme des 
Erwerbers als Mitglied der Vereinigung der Zechenbefitzer 
ſollten die Vertragsgenoſſen in keinem Falle verpflichtet fein. 
Für die Beteiligung am Geſamtabſatze ſollte bei den bisherigen 
Mitgliedern, ſoweit ſie nicht Eigentümer von Hüttenwerken, als 
Grundlage die ihnen bisher zugeteilte Beteiligungsziffer gelten; 
für alle anderen Zechenbefitzer war die Beteiligung beſonders 
zu vereinbaren. Über das Maß deſſen, was wirklich zu liefern 
und abzunehmen war, waren nähere Beſtimmungen getroffen 
8 . Zur Lieferung nach Maßgabe feiner Beteiligung ſollte 
jeder Zechenbeſitzer verpflichtet ſein, ſofern er nicht die Herab⸗ 
ſetzung ſeiner Beteiligungsziffer beim Vorſtande des Syndikats 
beantragen würde, welchem Antrage Folge zu geben wäre. 
Mehrere, einer Geſellſchaft gehörende Schachtanlagen ſollten in 
bezug auf die Beteiligungsziffer als ein Ganzes angeſehen 
werden. Über die den Zechenbeſitzern zu zahlenden Preiſe und 
die davon zugunſten des Syndikats zu machenden Abzüge waren 
weitere Beſtimmungen in den 88 3 ff. getroffen. In dem Ver⸗ 
trage vom 25. März 1904 übertrug nun der Bochumer Verein 
der Klägerin die ihm aus dem Syndikatsvertrage wegen des 
Beſitzes der verkauften Zeche zuſtehenden Anſprüche und Ver⸗ 
pflichtungen ſowie die ihm nach dem Verhältnis ſeiner Be⸗ 

iligung mit 288 000 Tons gehörenden 28 Aktien des 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats. Das Entgelt wurde auf 
2880 000 & feſtgeſetzt, wovon auf die Immobilien 500 000 &, 
auf die Aktien 8 400 & und auf die Übertragung von Rechten 
insgeſamt 2 371 600 & gerechnet wurden. Der Notar vers 
wendete zu dem Vertrage einen Stempel von 5 476 4, nämlich 


den Stempel von 1 Prozent nach Tarifſtelle 32 a zum PrStempft®. 


bom 31. Juli 1895 von dem Betrage des auf die Immobilien 
entfallenden Preiſes und im übrigen den Abtretungsſtempel 
mit Yso Prozent. Das mit der Prüfung des Stempels als 
Grundbuchamt befaßte AG. in Bochum war der Meinung, 
daß der 1 prozentige Stempel von dem Geſamtpreiſe mit 
28 800 & zu erheben ſei, und forderte 23 324 4 nach. Das 
26. hob dieſe Anordnung auf Beſchwerde der Klägerin wieder 
auf, aber das KG. ſetzte durch den Beſchluß vom 22. November 
1906, der weiteren Beſchwerde des Fiskus im weſentlichen 
ſtattgebend, den nachzubringenden Stempel auf 23 242 & feſt, 
indem es auch für die Übertragung der Rechte aus dem Syn⸗ 
dilatsvertrage den Immobili el als gegeben erachtete. 
Die Klägerin zahlte den Betrag und forderte ihn ſodann im 
Rechtzwege nebſt 4 Prozent Binfen feit der Klagezuſtellung 
d. i dem 4. März 1907 zurück. Das LG. e auf Ab⸗ 
weiſung der Klage, dagegen verurteilte das Os G. auf Berufung 
der Klägerin den Beklagten nach dem Klageantrage. Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Der BerR. verneint die Frage, ob der 
ſogenannte Beteiligungsanteil, der einem Mitgliede des Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats zuſteht, zu den unbeweglichen 
Sachen oder dieſen gleichgeachteten Rechten im Sinne der 
Taifſtelle 32 gehört. Dieſe Auffaſſung des BerR. iſt nicht 
zu beanſtanden. Wenn der Klägerin bei der Veräußerung der 
im Tatbeſtande bezeichneten Zeche vom Veräußerer deſſen Be⸗ 
teiligungsanteil gegen ein beſonders feſtgeſetztes Entgelt über⸗ 
tagen worden ift, fo handelte es ſich hierbei um den Erwerb 
der Rechte des einzelnen Zechenbeſitzers gegenüber der Aktien⸗ 
geſellſchaft Rheiniſch⸗Weſtfäliſches Kohlenſyndikat, wie fie in 
dem Syndikatsvertrage des näheren beſtimmt worden find. Sie 
beftehen, wie der Bert. zutreffend annimmt, im weſentlichen 
darin, daß die Aktiengeſellſchaft verpflichtet iſt, dem Syndikats⸗ 
mitgliede die durch die Beteiligungsziffer in Tonnen ausgedrückte 
dae ungsmenge an Kohlen uſw. abzukaufen, wie andererſeits 

Mitglied dieſe 5 1 ſofern es nicht eine Herabſetzung 
gemäß dem Vertrage herbeiführt, an das Syndikat zu verkaufen 
gehalten it. Der Beteiligungsanteil oder die Beteiligungsziffer, 
eren Feſtſtellung für die bisherigen Mitglieder durch frühere 
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Verträge gegeben, im übrigen beſonderer Vereinbarung vor⸗ 
behalten war, bezeichnet ſonach das zwiſchen Mitglied und 
Syndikat begründete Schuldverhältnis. Daß dieſes im Hinblick 
und mit Rückſicht auf den Beſitz von Bergwerken ins Leben 
gerufen worden iſt, erſcheint ſicher, wie auch nur der Befiger 
einer Fabrik Verträge über den Abſatz der von ihm hergeſtellten 
Produkte ſchließen wird. Aber es iſt ebenſo unbedenklich, daß 
die ſo geſchaffenen obligatoriſchen Beziehungen zwiſchen Zechen⸗ 
beſitzer und Syndikat nicht Beſtandteile des Bergwerks nach 
Maßgabe des 8 96 BGB. oder Zubehör im Sinne des 
Pr ALR. find. Die Syndikatsverträge enthalten davon nichts, 
daß das Rechtsverhältnis, das man Beteiligungsziffer nennt, 
an den Beſitz eines beſtimmten Bergwerks gebunden ſei und 
alſo ohne weiteres mit deſſen Veräußerung auf den Erwerber 
übergehe. Es bedarf im Gegenteil nach der zutreffenden An⸗ 
nahme des Ber. für einen ſolchen Übergang einer beſonderen 
Abrede, wie dies auch der Kreisausſchuß in dem Falle, den 
das PrOVG. in dem vom Ber. für feine Meinung ans 
gezogenen Urteile vom 22. Mai 1906 (3 Bergr. 48, 540) ent⸗ 
ſchieden hat, als notoriſch bezeichnet, und zwar auch bei der 
Veräußerung der Zeche an ein Syndikatsmitglied. Ob die 
Veräußerung an ein ſolches nur mit dem Anteile zuläſſig d. h. 
dem Zechenbeſitzer nur dann geſtattet iſt, wenn er mit dem 
Erwerber über den Übergang des Anteils vereinbart, iſt für 
die zu entſcheidende Frage unerheblich. Soviel iſt zweifellos, 
daß das Syndikat — die Aktiengeſellſchaft — einer Veräuße⸗ 
rung ohne den Anteil zuſtimmen kann. Iſt in dieſem Falle 
der Übergang auf den Erwerber ausgeſchloſſen, ſo läßt ſich 
überhaupt nicht ſagen, daß der Anteil zum Grundſtück bzw. 
Bergwerk gehöre. Auf ſich beruhen kann es, ob der Anteil 
ohne die gleichzeitige Veräußerung einer Zeche übertragbar iſt. 
Wäre es auch zu verneinen, ſo würde damit die rechtliche Ver⸗ 
knüpfung des Anteils mit der Zeche, wie ſie zur Anwendung 
der Tarifſtelle 32 a erforderlich iſt, nicht erwieſen ſein. Der 
erkennende Senat hat in dem Urteile vom 19. Februar 1901 
(RG. 48, 305 ff.) unter eingehender Darlegung des Rechts⸗ 
verhältniſſes der Zechenbefitzer untereinander und zum Syndikat 
als zu der den Abſatz der Erzeugniſſe des bergbaulichen Be⸗ 
triebes beſorgenden Aktiengeſellſchaft ausgeführt, daß die Ver⸗ 
äußerung eines ſyndizierten Bergwerks an den Pflichten des 
Veräußerers gegenüber dem Syndikate nichts ändere, daß 
mithin die Verpflichtung, die ihm zugeteilte Fördermenge zu 
liefern, fortbeſtehe. Damit ift anerkannt, daß ein rechtlicher 
Zuſammenhang zwiſchen dem Bergwerk und der Beteiligungs⸗ 
ziffer nicht gegeben iſt. Denn was von den Pflichten gilt, 
muß auch von den Rechten gelten und wenn der Veräußerer 
zur Lieferung verbunden bleibt, ſo bleibt er auch berechtigt, die 
Abnahme vom Syndikate zu fordern; der Anteil geht eben 
nicht von ſelbſt auf den erber der Zeche über. Bedeutet 
er aber lediglich den Inbegriff der ſchuldrechtlichen Beziehungen 
des Zechenbeſitzers zum Syndikat, wie er unter der Annahme 
der von jenem zu entwickelnden, der Gewinnung von Kohle uſw. 
gewidmeten Tätigkeit ausgeſtaltet iſt, alſo ein den Betrieb des 
Bergbaues betreffendes Abkommen, ſo iſt er auch keine, den 
Anſatz des Immo biliarſtempels rechtfertigende, werterhöhende 
Eigenſchaft des Bergwerks in dem Sinne, daß ſeine rechtliche 
Natur ſich darin erſchöpfte, dem Bergwerk ein beſonderes, ſeine 
Wertſchätzung im Verkehr beeinfluſſendes Gepräge zu verleihen. 
Es mag ſein, daß ein gewerbliches Etabliſſement, deſſen Abſatz 
geſichert iſt, ſich beſſer und leichter verkauft, als ein dieſer 
Sicherung entbehrendes Unternehmen. Aber dadurch verlieren 
die den . 1 Verträge nicht ihre ſelbſtändige Be⸗ 
deutung, die ſich darin zeigt, daß für die Abtretung der aus 
ihnen entſpringenden Rechte ein beſonderes Entgelt gewährt 
wird, das im gegenwärtigen Falle das Entgelt für die Betriebs⸗ 


ſtelle beträchtlich überſteigt. Muß ſonach die Anwendung der 


Tarifſtelle 32 a abgelehnt werden, fo ergibt ſich aus vorſtehendem 
weiter, daß die entgeltliche Übertragung der aus einem Schuld⸗ 
verhältnis zwiſchen beſtimmten Perſonen entſpringenden Rechte 
in Frage ſteht, deren weſentlicher Inhalt ſich in dem Forderungs⸗ 
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rechte gegen das Syndikat auf Abnahme der durch den Bergbau 
erzielten Produkte geltend macht. Damit iſt die Anwendung 
der Tarifſtelle 2, welche die Abtretung von Rechten nach deren 
Geldbetrag oder Wert oder nach dem Werte der Gegenleiſtung 
beſteuert, gegeben. Zwar gehören zu den Gegenſtänden aller 
Art, deren entgeltliche Veräußerung die Tarifſtelle 326 mit 
dem Stempel von ¼ Prozent belegt, nach dem Sprachgebrauche 
des BGB. auch Rechte und insbeſondere Forderungsrechte 
(vgl. 88 433, 434 BGB.). Allein, wenn man die entgeltliche 
Übertragung dieſer Rechte der Tarifitelle 32 c unterſtellen wollte, 
ſo würde die Tarifſtelle 2 ausgeſchaltet werden oder es würde 
neben dem Abtretungsſtempel der Kaufſtempel zu erheben ſein. 
Daß erſteres nicht angängig iſt und letzteres der erkennbaren 
Abſicht des Geſetzes widerſpricht, bedarf keiner weiteren Er⸗ 
örterung. Man wird daher der in der Literatur von Hummel⸗ 
Specht (S. 456, 457, 742) und Heinitz (3. Aufl. S. 440, 260 ff.) 
vertretenen Meinung im Ergebnis beitreten müſſen, daß auch 
nach dem Inkrafttreten des BGB. die entgeltliche Übertragung 
von Forderungen nur dem Stempel aus der Tarifſtelle 2 unter⸗ 
worfen iſt. Danach erweiſt ſich die Stempelberechnung des 
BerR. als richtig. Pr. F. c. G. M. St., U. v. 16. Febr. 09, 
179/08 VII. — Hamm. 


Die Zivilprozeßnovelle 
nach den Beſchlüſſen der Reichstagskommiſſion. 


Aus dem foeben erſchienenen Bericht der Zivilprozeß— 
kommiſſion ſeien vorläufig folgende kurze Mitteilungen über die 
Kommiſſionsvorſchläge gemacht. Dabei wird ausgegangen von 
der Regierungsvorlage, die unſeren Leſern ſeinerzeit in einem 
Abdruck mitgeteilt worden 0 Wo keine Anderungen im nach⸗ 
ſtehenden verzeichnet ſind, iſt regen ehe die Regierungsvorlage 
von der Kommiſſion angenommen worden., 


a) Gerichtsverfaſſungsgeſetz und Zivilprozeßordnung. 

1. Die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit iſt auf 600 & erweitert. 

2. Die Funktion der Kammer für Handelsſachen als Be⸗ 
rufungs⸗ und Beſchwerdegericht iſt abgelehnt. u 

3. Die Einlegung des Einſpruchs und der Berufung ſoll 
durch Einreichung eines Schriftſatzes bei Gericht erfolgen, welches 
alsdann die Zuſtellung an den Gegner zu bewirken hat. 

4. Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile können in ab⸗ 
gekürzter Form auf die Klageſchrift geſetzt werden. 

5. Einige nn der Vorſchriften über den Zeugen⸗ 


beweis (insbeſondere Nacheid, uneidliche Vernehmung des 
Zedenten uſw.) ſind vorgeſehen. 


6. Die Friſt für die Vollziehung des Arreſtes (8 929 ZPO.) 
iſt von 2 Wochen auf einen Monat verlängert. 


b) Gerichtskoſtengeſetz und Nechtsanwaltsgebührenorduung. 


1. Die Vorſchrift des Entwurfs über beſondere Gebühren 
für den fünften und folgende Termine iſt abgelehnt. 


2. Die Anwaltsgebühren im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß 
find auf 6% bei kontradiktoriſchem Prozeß erhöht. 


3. Bei Zurückverweiſung einer Sache in die Berufungs⸗ 
inſtanz gilt das weitere Verfahren für die Anwaltsgebühren mit 
Ausnahme der Prozeßgebühr als neue Justo. Das gleiche 
ilt beim Verſäumnisverfahren, im Falle der Zurücknahme oder 
Verwerfung des Einſpruchs für das Verfahren über dieſen. 

4. Das Verfahren über Arreſt und einſtweilige Verfügung 
— auch wenn es mit der Hauptſache verbunden iſt — gilt für 
die Anwaltsgebühren als beſonderer Rechtsſtreit mit Zehnzehntel⸗ 
gebühr. Das gleiche gilt für das ordentliche Verfahren, das 
nach der Abſtandnahme vom Urkunden- oder Wechſelprozeſſe ſo⸗ 
wie nach dem mit Vorbehalt erlaſſenen Urteil anhängig bleibt. 
In allen dieſen Fällen findet indes eine teilweiſe e der 
Prozeßgebühr auf die für die Hanptſache entſtehende Prozeß— 
gebühr ſtatt. 
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5. Im Mahnverfahren iſt für die Vertretung des Klägers 
die Progs geb ebühr zugebilligt mit teilweiſer Anrechnung auf 
die Prozeßgebühr des etwa nachfolgenden Rechtsſtreits. 

6. Die Erhöhung der Gebührenſätze um ½ů0 auch für die 
Berufungsinſtanz iſt mit der Regierungsvorlage bewilligt. 

7. Die Pauſchalierung der Schreibgebühren iſt mit einigen 
Erhöhungen der Minima angenommen und zwar beträgt das 
Minimum für die Zwangsvollſtreckungsinſtanz 1 &; in anderen 
Sachen bei verdienter Prozeß ebühr das Minimum 4 M, 
bei Anſetzung der Beweſsgebühr oder der Vergleichsgebühr 
das Minimum 6 4. Für die neben dem Pauſchquantum zu be⸗ 
echt. Schreibgebühren iſt der Satz für die Seite auf 20 % 
erhöht. 

Das Inkrafttreten des Geſetzes iſt für den 1. April 1910 
vorgeſehen. Innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten 
ſollen bei notwendiger Einziehung von Richterſtellen Richter inner⸗ 
halb des Oberlandesgerichtsbezirks verſetzt werden können. 

Die Kommiſſion hat ferner folgende Reſolutionen in Vor⸗ 
ſchlag gebracht: 

a) den Herrn Reichskanzler um die Vorlegung einer 
Geſetzesnovelle zu erſuchen, durch welche bie AGO. 
einer Reviſion unterzogen wird, welche unter Berück⸗ 
ſichtigung der Forderungen der ſozialen Gerechtigkeit 
. und der geſteigerten Teuerung aller Lebens⸗ 
verhältniſſe derer den Vorſchlägen der Vorſtände 
der Anwaltskammern entſprechend eine angemeſſene Er⸗ 
höhung der Gebühren für Rechtsanwälte vorſieht; 

b) den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, einen Geſetz⸗ 
entwurf vorzulegen, durch den die Sn Sfriſt für 
Forderungen gegen Rechtsanwälte aus der Georg 
von Rechtsangelegenheiten verkürzt wird. 


Literaturbeſprechungen. 


Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
ee vom 24. März 1897 (Faſſung vom 
20. Mai 1898) nebſt dem Einführungsgeſetz und den für 
Preußen ergangenen Ausführungs- und Koſtenbeſtimmungen. 
Mit Kommentar in Anmerkungen von Dr. Paul Jaeckel, 
Reichsgerichtsrat. Dritte Auflage, bearbeitet und heraus⸗ 
gegeben von Georg Güthe, Kammergerichts rat. Berlin. 
1909. Franz Vahlen. 

Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung nebſt dem Einführungsgeſetz und dem 
Preußiſchen Ausführungsgeſetz. Erläutert von Geh. Juſtizrat 
Dr. Th. Wolff, Kammergerichtsrat. Dritte verbeſſerte 
Auflage. Berlin 1909. Carl Heymanns Verlag. 


Zwei hervorragende Werke über das nämliche Rechts⸗ 
er werden zu gleicher Zeit in neuer Auflage vorgelegt. 
aeckel hat in der Perſon des Kammergerichtsrats Güthe, der 
durch ſein ebenſo vorzügliches wie ſchnell „„ ge⸗ 
langtes Immobiliarſachenrecht ſich einen en gemacht hat, 
einen berufenen Nachfolger und Bearbeiter erhalten. Seine 
Arbeit hatte, wie Güthe ſelbſt hervorhebt, als Leitſtern nur das 
Streben, das ſtolze Denkmal, das der dahingeſchiedene Autor 
ſich ſelbſt in ſeinem Buche errichtet hat, dem deutſchen Volke 
und ſeinem Recht zu erhalten. 
Die tüchtige Arbeit, die der Bearbeiter geleiſtet hat, dürfte 
die Erreichung dieſes Ziels ſicherſtellen. 

Beide Kommentare bringen zu jeder Frage alles nur denk⸗ 
bare Material und wohlbegründete Meinungen, die ſich allerdings 
auch oft genug widerſprechen. | 

„Eine Empfehlung des einen Werkes vor dem andern 
möchte ich nicht ausſprechen; es muß dem Geſchmack und der 
Auffaſſung jedes einzelnen Benutzers überlaſſen bleiben, welches 
der beiden wertvollen Werke er wählen will. Wer es kann, 
wird gut tun, ſie beide zu benutzen. N. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskafle für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Herren Vertrauensmänner erſuche ich, die von den 
Mitgliedern für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1908 bis 30. Juni 
1909 eingezogenen Beiträge bis zum 15. Mai d. J. an mich 
einzuſenden. Die nicht eingegangenen Beiträge werden 
ſatungs mäßig durch Nachnahme erhoben. 


Dr. Seelig, Schagmeifter. 


— —— ͤ w- — 


Auhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Nachdem Herr Kollege Dr. Springer (Ceipzig) die Vorſtand⸗ 
ſchaft, die er von Anfang an nur unter Vorbehalt übernommen 
hatte, niedergelegt, hat fie der Auffichtsrat in Gemäß heit des 
9 29 Abſ. 2 der Satzung bis auf weiteres dem Unterzeichneten 
übertragen. 

Dieſer macht hiermit bekannt, daß die Eröffnung des 
vollen Betriebs der Kaſſe nahe bevorſteht. Endgültig beigetreten 
find bis jetzt 654 Rechtsanwälte, und fortwährend laufen neue 
Beitritts-Erklärungen ein. Dieſen Stand der Dinge haben die 
ſachberſtändigen Herren vom Kaiſerlichen Aufſichtsamte für Privat⸗ 
verſicherung als einen überaus günſtigen gekennzeichnet; 
das Auffichtsamt ſelber pflegt ſich in ähnlichen Fällen ſchon 
mit der Zahl 200 zu begnügen. Bei uns wird in kürzeſter 
Zeit die Zahl 700 erreicht ſein, von welcher, wie bekannt, die 
Auszahlung des Gründungskapitals und damit die Eröffnung 
des vollen Betriebs abhängt. 

Demgemäß werden die Mitglieder der Kaſſe erſucht, ſich 
auf Zahlung der Beiträge vorzubereiten. Es wird jedem von 
ihnen in den nächſten Wochen eine beſondere Zahlungsaufforde⸗ 
tung zugehen. " 

Die Vielen, welche zum Beitritte geneigt ſind, aber ſich 
noch nicht entſchloſſen haben, mögen im eignen Intereſſe einmal 
ihre Schriftſätze auf eine Viertelſtunde beiſeite legen, ſich in 
die ihnen zugeſendeten Druckſachen vertiefen und ihre Entſchlüſſe 
beſchleunigen, da ſie durch Verzögerung nur ungünſtiger im 
Beitrittsalter geſtellt werden. Die Anmeldungen ſind jetzt an 


den Unterzeichneten zu richten; es ſind dazu die an alle An⸗ 
wälte verſendeten Formulare zu benutzen. 558 

Die Kaſſe wird ihre Gelder vorzugsweiſe in mündelſicheren 
Hypotheken anlegen. Alle Kollegen im Reiche werden erſucht, 
ſchon jetzt geeignete Beleihungsanträge, die ihnen vorkommen, 


der Kaſſe zuzuführen. 
Der Vorſtand. 
Juſtizrat Weißler, Halle a. S., Große Steinſtr. 12. 


Einiges aus der Kommiſſion über den Entwurf 

eines Geſetzes, betreffend Anderungen des Gerichts⸗ 

verfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des 

Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte. 


Von Rechtsanwalt Storz, M. d. R., Heidenheim (Württemberg). 


Über die Arbeiten der Reichstagskommiſſion, über dieſen 
beſonders in Anwaltskreiſen viel angefochtenen Geſetzentwurf, 
liegt nunmehr ein gründlicher und klarer Bericht aus der Feder 
des Abgeordneten Dr. Heinze vor. Vorausſichtlich wird das 
Plenum an den Beſchlüſſen der Kommiſſion nicht viel ändern. 
Über die Frage, ob die Kammern für Handelsſachen auch als 
Berufungsgerichte wirken ſollen oder nicht, iſt freilich die künftige 
Stellungnahme des Plenums abſolut unſicher, da in der Kom⸗ 
miſſion zweimal eine Zufallsmehrheit die Regierungsvorlage zu 
Fall brachte. Ich möchte mich hier beſchränken auf einige 
Ausführungen, die unmittelbar die Stellung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft berühren. Die Erhöhung der amtsgerichtlichen Kompetenz 
auf 600 & fand eine unerwartet ſtarke Mehrheit, da der Ge⸗ 
danke der Degentraliſation der Juſtiz ſympathiſch aufgenommen 
wurde und eine der geſteigerten Verantwortung entſprechende 
Hebung des Richterperſonals bei den Amtsgerichten er⸗ 
wartet wird. | 

Nach den Erfahrungen bei Schaffung ber Geſetze über die 
Gewerbegerichte und über die Kaufmannsgerichte, von denen 
ja die Anwälte ausgeſchloſſen ſind, iſt es zu verſtehen, daß als 
Motiv für dieſe Haltung der Reichstagskommiſſion eine gewiſſe 
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Animofttät gegen den Anwaltaſtand vermutet wird. Dem ſteht 
entgegen der — unter ſittſamer Stimmenthaltung der dem 
Anwaltsſtand angehörigen Kommiſſionsmitglieder — einſtimmig 
gefaßte Beſchluß, der die Regierung auffordert, die Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte im Sinne einer angemeſſenen Er⸗ 
höhung der Anwaltsgebühren einer Revifion zu unterziehen 
und eine entſprechende Novelle vorzulegen. In der Sub⸗ 
kommiſſion fand auch eine Ausſprache über einzelne Gebühren⸗ 
ſätze in Zivil- und in Strafſachen ſtatt und wurde unter anderem 
vorgeſchlagen, die vier unteren Wertsklaſſen auf zwei Werts⸗ 
klaſſen zuſammenzuziehen und zum mindeſten die Prozeßgebühr 
von 2 , zu befeitigen. Der Vorwurf, dies ſei eine unſoziale 
Maßregel, widerlegt ſich durch den Hinweis, daß die kleinen 
Prozeſſe nicht nur von kleinen Leuten geführt werden, und daß 
die Prozeßführung bei ſolchen Gebührenſätzen direkt verluſt⸗ 
bringend iſt. Allgemeine Zuſtimmung wird finden die Streichung 
des 8 18 Geb., der für Abſchluß eines Vergleichs vor 
Gericht ſtatt im Geſchäftszimmer den Rechtsanwalt beſtraft, 
ferner die Bewilligung der vollen Gebühren in Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeſſen, ſoweit ſie kontradiktoriſch werden. Auch 
daß im Fall der Zurückverweiſung die Weiterverhandlung hin⸗ 
ſichtlich der Gebühren als neue Inſtanz und das Arreſtverfahren 
oder das Verfahren über eine einſtweilige Verfügung auch bei 
Verbindung mit der Hauptſache als beſonderer Rechtsſtreit gilt, 
wird als ſachgemäße Verbeſſerung der Gebührenordnung anzu⸗ 
ſehen ſein, wenn auch vielleicht noch weitergehende Wünſche 
begründet ſein mögen. Die Erhöhung der Gebühren für die Be⸗ 
rufungsinſtanz ſieht aus wie eine Entſchädigung an die Ober⸗ 
landesgerichtsanwälte, wurde aber einſtimmig bewilligt. Nicht ſehr 
ſchmeichelhaft für die Anwälte iſt der Grundgedanke, der dazu geführt 
hat, für Einleitung des Mahnverfahrens die volle Prozeßgebühr 
zu bewilligen. Gleichzeitig will man hiermit an richterlichen 
Kräften ſparen. Daß die Regierung nicht jetzt ſchon auf die 
Anregung reagierte, ſie möge in den immer zahlreicher werdenden 
Armenſachen wenigſtens die baren Auslagen des Armenanwalts 
auf den Fiskus übernehmen, iſt nur entſchuldbar mit der 
Finanznot des Reichs und der Einzelſtaaten. Im Prinzip zu 
loben iſt das Syſtem der Pauſchalgebühren für Herſtellung des 
Schreibwerks und der Poſtgebühren der Sendungen (nicht auch 
der Empfänge) des Rechtsanwalts im Rahmen der gebühren⸗ 
pflichtigen Tätigkeit. Die Anderungen, welche die Kommiſſion 
an der Regierungsvorlage zu 8 76 vorgenommen hat, find 
wohl geeignet, manche Bedenken aus Anwaltskreiſen gegen die 
Pauſchalgebühr zu zerſtreuen. Beſonders wird die Erhöhung 
der Minimaltare für das Zwangsvollſtreckungs verfahren Anz 
erkennung finden. Eine Anomalie iſt es, daß für die Berufungs⸗ 
und Reviſionsinſtanz die Pauſchalgebühr um ein Drittel höher 
iſt als in der erſten Inſtanz, obgleich in der Regel die Haupt⸗ 
ſchreibarbeiten zu Beginn des Prozeſſes zu leiſten find. 
Schwierigkeiten müſſen ſich im Fall der Subſtitution eines 
Rechtsanwalts feitend des Prozeß bevollmächtigten bei kleineren 
Prozeſſen ergeben. Abſ. 2 und 3 zu § 76 lauten nämlich 
folgendermaßen: 

Der einzelne Pauſchſatz beträgt zwanzig vom Hundert 
der zum Anſatze gelangenden Gebühr, jedoch höchſtens 
dreißig Mark und mindeſtens fünfzig Pfennig, in der 
Zwangsvollſtreckungsinſtanz mindeſtens eine Mark. Die 


Vorſchrift des 8 7 Abſ. 2 des Gerichtskoſtengeſetzes findet 
Anwendung. 

Steht dem als Prozeß bevollmächtigten beſtellten Rechts⸗ 
anwalte nach 8 13 Nr. 1, 88 19, 52 die Prozeßgebühr 
zu, ſo beträgt die Summe der in einer Inſtanz an⸗ 
zuſetzenden Pauſchſätze mindeſtens vier Mark und höchſtens 
fünfzig Mark und, wenn dem Rechtsanwalt auch nach 
§ 13 Nr. 4, 88 19, 52 die Beweisgebühr oder nach 
8 13 Nr. 3, 88 19, 52 die Vergleichsgebühr zuſteht, 
mindeſtens ſechs Mark und höchſtens ſechzig Mark; die 
Vorſchriften des 8 27 Abſ. 1, des 8 28 und des 5 30 
Abſ. 1 Nr. 3 finden keine Anwendung. 

Nach Abf. 2 iſt anzunehmen, daß dem Prozeß bevollmächtigten 
und ſeinem Subſtituten die Pauſchgebühr von 20 Prozent je 
aus der dem einzelnen zuſtehenden Gebührenſumme zu berechnen 
iſt. Hierbei wirkt ſtörend, daß die meiſten Schreibarbeiten und 
Portoauslagen dem Prozeßbevollmächtigten erwachſen, wogegen 
der Subſtitut, der in der Regel die höheren Gebührenfäge 
(Verhandlungs⸗ und Beweisgebühr) erhält, ohne erhebliche 
Aufwendungen für Schreibarbeit und Porti zu haben, auch die 
höheren Pauſchalſätze bekommt. Zu Abſ. 3 erhebt ſich die 
Frage, ob im erſten Bedingungsſatz die Prozeßgebühr dem 
Auftraggeber gegenüber oder die erſtattungspflichtige Prozeß 
gebühr gemeint iſt. In einfachen Fällen erhält ja der Progeß⸗ 
bevollmächtigte vom unterlegenen Gegner nach Abzug der Ge⸗ 
bühren des Subſtituten nur die halbe Prozeßgebühr (8 43 
GebO. für Rechtsanwälte). Wenn Abſ. 3 ſich nur auf die 
erftattungspflichtige Prozeßgebühr bezieht, würde für kleinere 
Prozeſſe, in denen ſubſtituiert wird, der Prozeß bevollmächtigte 
das Mehrfache an dem bar aufwenden, was er aus der halben 
Prozeßgebühr und den 20 Prozent Pauſchalgebühr erhält, da 
dann die Minimalgebühr des Abſ. 3 gar nicht für ihn zur 
Anwendung käme. Ich möchte mich aber für die erſtere Alter⸗ 
native entſcheiden. Das Geſetz will die Teilung der Gebühren 
zwiſchen dem Prozeß bevollmächtigten und feinem Subſtituten 
als internum dieſer beiden betrachtet wiſſen aus dem einfachen 
Grunde, weil der Geſetzgeber an den Fall der Subſtitution 
gar nicht gedacht hat. Aber auch dieſe Löſung kann nicht be⸗ 
friedigen, weil auch in dieſem Fall der ſubſtituierende Prozeß⸗ 
bevollmächtigte keine ausreichende Entſchädigung für feine Auf: 
wendungen erhält. Es wird notwendig ſein, daß die Kommiſſion 
nochmals zuſammentritt, um eine geeignete Formulierung zu 
finden. Dies kann aber nur auf Grund eines Plenarbeſchluſſes 
geſchehen. 

Wertvoll iſt die Zuſage des Staatsſekretärs, daß noch in 
dieſem Jahre ein die Rechtsanwaltsordnung betreffender Geſetz⸗ 
entwurf zu erwarten ſei. Dabei wird vorausſichtlich Berück⸗ 
ſichtigung finden die Reſolution auf Vorlage eines Geſetzentwurfs, 
durch welchen die Verjährungsfriſt für Forderungen gegen 
Rechtsanwälte aus Beſorgung von Rechtsangelegenheiten ab⸗ 
gekürzt wird. Wenn die Forderungen der Rechtsanwälte in 
2 Jahren verjähren, iſt es nicht unbillig, daß die Forderungen 
gegen die Rechtsanwälte binnen 2 Jahren nach Erledigung des 
Mandats verjähren. Dies iſt insbeſondere im Intereſſe der 
Hinterbliebenen wünſchenswert. Keinesfalls ſollte dieſe Friſt 
länger dauern als die Verpflichtung zur Aufbewahrung von 
Akten (5 Jahre). Zur Beſprechung aber nicht zur Entſcheidung 
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in der Kommiſſion gelangten Anträge auf Einführung der 
Freizügigkeit der Rechtsanwälte zwiſchen den verſchiedenen Bundes⸗ 
ſtaaten und auf prinzipielle Simultanzulaſſung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte an den Landgerichten. Die letztere Frage mag in der 
Zeit der Kompetenzerhöhung der Amtsgerichte in Anwaltkreiſen 
beſtritten ſein. Dagegen dürfte ſchon aus nationalen Gründen 
die deutſche Anwaltſchaft ziemlich einmütig die Beſeitigung der 
Grenzſchlagbäume verlangen, für deren Fortbeſtand ſeit Ein⸗ 
führung des Bürgerlichen Geſetzbuchs kein ſachlicher Grund mehr 
vorliegt. Leider haben die Verbündeten Regierungen den bei 
Beratung des §S 2 RAD. im Jahr 1878 gefaßten Reichstags⸗ 
beſchluß betreffend Erlaß eines Geſetzes zur einheitlichen Regelung 
des juriſtiſchen Prüfungsweſens im Reich bisher unbeachtet ge⸗ 
laſſen. Dieſe Unterlaſſungsſünde der Regierungen iſt aber kein 
Grund, eine veraltete partikulariſtiſche Einrichtung, welche den 
Juriſten der kleineren Staaten eine ſchwere Feſſel anlegt, weiter 
beſtehen zu laſſen. 


Zu 5 255 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897. 
Von Oberjuſtizrat Hammer, Chemnitz. 


1. Kann durch das Geſellſchaftsſtatut vorgeſchrieben werden, 
daß auch die Beſcheinigung eines Notars über Hinterlegung 
von Aktien noch friſtgemäß bei der Geſellſchaft oder den von ihr 
benannten Hinterlegungsſtellen hinterlegt werden muß? 

2. Iſt bei allen Aktiengeſellſchaften, welche Hinterlegung 
nicht vorgeſchrieben haben, die Zulaſſung von Aktien zur 
Generalverſammlung von rechtzeitiger Anmeldung der Aktien 
abhängig? 

3. Welche Tragweite für das Stimmrecht hat die Zu⸗ 
teilung des Stimmzettels an den Aktionär durch den bei der 
Generalverſammlung fungierenden Notar? 

4. Iſt ein Aktionär, deſſen Stimmrecht beſtritten wird, 
zur Abſtimmung bei der Entſcheidung über ſein Stimmrecht 
zuzulaſſen? | 

5. Muß die Anfechtungsklage des Aktionärs, wenn fein 
Stimmrecht für begründet befunden wird, unter allen Umſtänden 
bie Generalverſammlung und ihre Beſchlüſſe hinfällig machen? 

6. Hat der Vorſitzende in der Generalverſammlung Sitzungs⸗ 
polizei und hat die Verſammlung Hausrecht gegen einen Aktionär, 
der ſich nicht entfernt, obwohl ihm das Stimmrecht durch Be⸗ 
ſchluß verſagt worden ift? 

Im 8 255 HGB. lauten 

Ab. 2: „IR im Geſellſchaftsvertrag die Ausübung des 
Stimmrechts davon abhängig gemacht, daß die Aktien bis zu 
einem beſtimmten Zeitpunkte vor der Generalverſammlung hinter⸗ 
legt werden, ſo iſt die Friſt derart zu bemeſſen, daß für die 
Hinterlegung mindeſtens 2 Wochen frei bleiben. In dieſem 
Falle genügt auch die Hinterlegung bei einem Notar.“ 

Abſ. 3 (Schlußſatz): „Iſt im Geſellſchaftsvertrage eine 

8 der in Abſ. 2 bezeichneten Art nicht getroffen, fo 
müſſen die Anmeldungen zur Teilnahme an der General⸗ 
verſammlung zugelaſſen werden, wenn ſie nicht ſpäter, als am 
dritten Tage vor der Verſammlung, erfolgen.“ 

Es ergibt ſich, daß im Entwurfe des Bundesrates weder 
Nanden Abſ. 2 und die darin vorkommenden Worte: „In dieſem 
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Falle genügt auch die Hinterlegung bei einem Notar“, noch 
ſtand der Abf. 3: „SR im Geſellſchaftsvertrag eine Beſtimmung 
der im Abſ. 2 bezeichneten Art nicht getroffen, jo müſſen die 
Anmeldungen zur Teilnahme an der Generalverſammlung zu⸗ 
gelaſſen werden, wenn ſie nicht ſpäter, als am dritten Tage 
vor der Verſammlung, erfolgen.“ | 

Beide Beſtimmungen find vielmehr erſt eingefügt von der 
Kommiſſion. Man findet deshalb auch in der Denkſchrift, mit 
welcher der Entwurf des Bundesrats überreicht wurde, nichts, 
was zur Erklärung dienen könnte, iſt wegen der Auslegung der 
Beſtimmungen allein auf den Kommiſſionsbericht angewieſen; 
im Plenum iſt zu den Einfügungen der Kommiſſion nichts 
mehr bemerkt worden. Der Auslegung bedürfen aber dieſe 
Zuſätze in der Tat. Am meiſten ſogar die Beſtimmung in 
Abſ. 3. 
Bei der Prüfung nach dem Buchſtaben iſt erkenntlich, daß 
dieſe Beſtimmung ſich nicht bezieht auf die Fälle, wo Hinter⸗ 
legung von Aktien in den Statuten vorgeſchrieben iſt. Im 
übrigen aber müßte der Buchſtabe eigentlich die Annahme 
begründen, daß die Beſtimmung ſich auf alle übrigen Fälle 
beziehe, wo Aktien in einer einberufenen Generalverſammlung 
vorzulegen ſeien. Dabei käme man allerdings auf ein höchſt 
eigentümliches Reſultat, dazu nämlich, daß nunmehr Aktionäre 
niemals erſt in der Generalverſammlung ſich melden und in 
der Generalverſammlung erſt ihre Aktien vorlegen dürften, 
ſondern daß ſchlechterdings nur ſolche Aktionäre zugelaſſen 
werden dürften, die ihre Aktien ſpäteſtens am dritten Tage 
vor der Generalverſammlung gemeldet hätten. Wo?, ſagt 
die Beſtimmung überhaupt nicht. Bei ihrem Schweigen würde 
man alſo ergänzen müſſen „bei der Geſellſchaft“. Damit wäre 
aber, bei einer buchſtäblichen Auslegung, ein ganz neues Er⸗ 
fordernis des Aktienrechtes durch die Beſtimmung eingeführt, 
nämlich der geſetzliche Zwang friſtgemäßer Anmeldung 
der Aktien als Vorausſetzung der Zulaſſung der Aktionäre zur 
Generalverſammlung überall dort, wo nicht die Statuten 
Hinterlegung vorſchreiben. Wo hat das bisher im Geſetze 
geſtanden; was deutet ſonſt in dem Geſetze auf einen ſolchen 
Zwang hin? Im Gegenteil gibt 8 250 den Aktionären an 
ſich und ganz im allgemeinen die Befugnis, ihre Rechte durch 
Beſchlußfaſſung in der Generalverſammlung auszuüben und 
8 252 gibt ohne Einſchränkung jeder Aktie das Stimmrecht. 
Es iſt doch auch Tatſache, daß dort, wo nicht Hinterlegung 
durch die Statuten beſonders vorgeſchrieben war, vor dem 
neuen Handelsgeſetzbuch die Aktionäre ihre Aktien eben in der 
Generalverſammlung erſt vorlegten; unbequem zwar für den 
fungierenden Notar, aber nie beanſtandet; der Kommiſſions⸗ 
bericht nimmt auf dieſe Abung ſogar Bezug und erwähnt, daß 
und weshalb man ihr nicht habe entgegentreten wollen. Und 
dieſe Ubung geht erfahrungsgemäß auch nach dem neuen 
Handelsgeſetzbuch bis jetzt durchaus weiter; Einſender hat nie 
erfahren, daß man mangels Anmeldung die Zulaſſung be⸗ 
anſtandet hätte. Sollte man aber wirklich eine fo e in⸗ 
ſchneidende Anderung, daß überall dort, wo nicht Hinter⸗ 
legung ausdrücklich vorgeſchrieben, die Zulaſſung von Aktionären 
von vorheriger Anmeldung abhängig gemacht wird, ſo beiläufig 
in das Geſetz hineingebracht haben; ſollte eine ſolche Anderung 
dann wenigſtens nicht als Einſchränkung vielmehr bei 8 250 
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eingefügt worden fein, wo fie doch hingehört hätte, wenn 
wirklich damit eine Einſchränkung des in § 250 den Aktionären 
im allgemeinen zugeſtandenen Rechtes beabſichtigt wäre? 
Deshalb, ſo klar und eindeutig an ſich auch der Buch⸗ 
ſtabe von 8 255 Abſ. 3 klingt, iſt es doch unmöglich, hier auf 
den Buchſtaben das Schwergewicht zu legen. Vielmehr muß 
man ſich den Kommiſſionsbericht anſehen, um zu erkennen, 
was die Kommiſſion eigentlich gewollt hat. Da iſt denn 
zuerſt darauf hinzuweiſen, daß die Kommiſſion zunächſt Anträge 
abgelehnt hat, welche die Hinterlegung obligatoriſch 
machen, alſo für alle Aktiengeſellſchaften, auch für die, deren 
Statuten Hinterlegung nicht vorſchrieben, Hinterlegung geſetzlich 
einführen wollten und dieſe Ablehnung iſt erfolgt unter der 
Motivierung, daß „man durch Einführung obligatoriſcher Hinter⸗ 
legung von den Generalverſammlungen fern halten würde eine 
Reihe kleinerer Aktionäre, die ſich ungern ihres Aktienbeſitzes 
auch nur vorübergehend entäußerten oder denen die ganze 
Prozedur zu umſtändlich ſei; man erleichtere es großkapitaliſtiſchen 
Kreiſen, die ausſchlaggebende Rolle in den Generalverſammlungen 
zu ſpielen, da dieſe ja über alle Schwierigkeiten hinwegzukommen 
in der Lage ſeien; es werde alſo nicht eine Beſſerung, ſondern 
eine Verſchlechterung gegenüber der Regierungsvorlage herbei⸗ 
geführt.“ Aber ganz dieſelben Bedenken ſtehen doch auch der 
Einführung zwangsweiſer Anmeldung entgegen! Oder 
ſollte man meinen, es ſei bei der Anmeldung noch nicht der 
Beſitz der Aktien nachzuweiſen, ſondern vorläufig nur an⸗ 
zumelden, aber erſt in der Generalverſammlung ſelber der Beſitz 
der Aktien nachzuweiſen? Eine ſolche Prozedur würde doch 
den Vorwurf der Umſtändlichkeit und des Unpraktiſchen erſt 
recht verdienen! | 
Zweitens aber ift feftzuftellen, daß zur Begründung des 
Abſ. 3 von dem Antragſteller ausgeſührt worden iſt: „Manche 
Aktiengeſellſchaften erſchweren die Teilnahme an der General⸗ 
verſammlung dadurch, daß ſie eine längere Friſt vor der An⸗ 
meldung fordern; das treffe namentlich geſchäftsunkundige 
Aktionäre, welche die Friſt verſäumen“. Alſo gegen Er⸗ 
ſchwerung der Teilnahme an der Generalverſammlung richtet 
ſich der — angenommene — Abſ. 3! Sit es glaublich, daß 
beabſichtigt war, mit dem Abſ. 3 zugleich wieder eine prinzipielle 
und allgemeine Erſchwerung der Teilnahme einzuführen, die 
nun auch die Aktiengeſellſchaften treffen müßte, die bisher An⸗ 
meldung nicht geſordert haben? Nein! Die Tendenz ging 
offenbar auf Erleichterung der Teilnahme und ſollte ſchützen 
vielmehr gegen übermäßige Erſchwerung durch die Statuten; 
die Beſtimmung ſollte eine Schranke bilden gegen die Ver⸗ 
waltung und gegen die Statuten der Geſellſchaften, 
aber nicht einſchränken die Rechte der Aktionäre. Der 
Abſatz kann daher nur bezogen werden auf Aktiengeſellſchaften, 
welche eine Erſchwerung der Teilnahme an der Generals 
verſammlung durch die Vorſchrift der Anmeldung eingeführt 
haben oder noch einführen und er ſollte die Schwere der 
betreffenden ſtatutariſchen Beſtimmungen mindern durch Er⸗ 
weiterung der Friſt, mit welcher das Recht zur Anmeldung 
ablaufen ſoll; eine ſolche Friſt ſoll nun nicht früher, als mit 
dem dritten Tage vor der Generalverſammlung zu Ende gehen 
dürfen, bis zum dritten Tage auf alle Fälle die Anmeldung 
frei bleiben, auch wenn und wo die Statuten früheren Ablauf 
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feftfeßen. Hingegen auf Akriengeſellſchaften, deren Statuten 
Anmeldezwang und Anmeldefriſt überhaupt nicht feſtgeſetzt haben, 
war Abſ. 3 gewiß nicht gemünzt. Hätte man die Anmelde⸗ 
pflicht ganz im allgemeinen einführen wollen, ſo würde das der 
Begründung und der Tendenz der Beſtimmung, nämlich der 
Abſicht der Erleichterung zu ſchwerer ſtatutariſcher Beſtimmungen, 
geradezu in das Geſicht geſchlagen haben. Folglich kann, obwohl 
der Buchſtabe entgegenſteht, Abſ. 3 nur auf Geſellſchaften 
bezogen werden, welche in den Statuten Anmeldepflicht und 
Anmeldefriſt überhaupt haben. 

Vergegenwärtigt man ſich die Tendenz der Erleichterung 
in den Kommiſſionsbeſchlüſſen, ſo darf man dann aber auch die 
Beſtimmung in Abſ. 2: „In dieſem Fall genügt auch die 
Hinterlegung bei einem Notar“ nur im Sinne einer Erleichte⸗ 
rung gegenüber ſtatutariſchen Vorſchriften auffaſſen. Der 
Antragſteller hat nach dem Kommiſſionsberichte ſogar ausdrücklich 
geſagt, daß die Beſtimmung die Anteilnahme an den General⸗ 
verſammlungen erleichtern ſolle. Freilich trifft die weitere 
Begründung des Antragſtellers, daß die Hinterlegung bei einem 
Notar denſelben Zweck erreiche, wie die Aktienhinterlegung bei 
einer Bank oder bei der Direktion, dann nicht vollkommen zu, 
wenn man Zweck etwa gleichbedeutend mit Erfolg nehmen 
wollte; der Erfolg iſt vielmehr auf keinen Fall derſelbe in 
beiden Fällen. Denn, wenn die Aktien bei der Direktion 
hinterlegt werden, ſo erfährt die Geſellſchaft von ſelber, wer 
hinterlegt, wer alſo in die Generalverſammlung kommen will; 
ſie erfährt dies annehmbar rechtzeitig auch dann, wenn Aktien 
bei den als Hinterlegungsſtellen genannten Banken hinterlegt 
werden; denn hier bringt es der Geſchäftsgang der Banken 
mit ſich, daß man rechtzeitig die Geſellſchaft von den erfolgten 
Hinterlegungen benachrichtigt. Wenn jedoch bei einem Notar 
hinterlegt wird, ſo braucht die Geſellſchaft vor der Verſammlung 
nichts davon zu erfahren, wird ſogar in der Regel nichts davon 
erfahren. Denn weder das Handelsgeſetzbuch noch eine andere 
reichsgeſetzliche Beſtimmung verpflichtet den Aktionär oder den 
Notar, bei welchem er hinterlegt, zur Anzeige an die Geſellſchaft 
vor der Generalverſammlung. Deshalb iſt eine Statuten⸗ 
beſtimmung, welche ſich hin und wieder findet dahin, daß friſt⸗ 
gemäße Hinterlegung bei der Geſellſchaft oder den von ihr 
bezeichneten Hinterlegungsſtellen auch für das Zeugnis des Notars 
über bei ihm erfolgte Hinterlegung gefordert wird, in der Tat ſehr 
mit Bedacht aufgeſtellt. Denn, wenn ſie gilt, ſo muß wirklich die 
Geſellſchaft in Zeiten vor der Verſammlung davon erfahren, daß 
Aktien zum Zwecke der Teilnahme an der Generalverſammlung 
bei einem Notar hinterlegt ſind, eben weil nach der Statuten⸗ 
beſtimmung der Depotſchein des Notars friſtgemäß bei der 
Geſellſchaft oder den von ihr genannten Hinterlegungsſtellen zu 
hinterlegen wäre. Aber die Kommiſſion hat dieſen Erfolg 
offenbar nicht gewollt. Denn dann hätte ſie geſetzlich einführen 
müſſen die Pflicht, die Geſellſchaft oder ihre Hinterlegungs⸗ 
ſtellen auch von der Hinterlegung bei dem Notar friſtgemäß zu 
benachrichtigen durch Einreichung des Depotſcheines des Notars. 
Weil dieſer Erfolg durch keine Beſtimmung der Kommiſſion 
verbürgt iſt, kann er auch nicht der Zweck geweſen ſein, von 
welchem der Antragſteller geredet hat, als er in Beziehung auf 
den Zweck Depoſition bei Geſellſchaft oder Banken gleichſtellte 
mit der Depoſition bei dem Notar. Sondern der Kommiſſions“ 
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bericht deutet, wenn auch nur in ziemlich ſchwachen Zügen, 
aber doch erkennbar genug, darauf hin, daß Beſchränkung der 
Aktionäre durch ſtatutariſche Vorſchriften von Hinterlegung oder 
Anmeldung der Kommiſſion nicht gerade deshalb beſonders 
wertvoll ſchien, um ſogenannte Überfälle zu vermeiden, um die 
Verwaltung überall vorzubereiten auf die Aktionäre, die ſie zu 
erwarten habe und überall zu informieren über das, was bei 
der Generalverſammlung bevorſtehen könnte zu dem Zwecke, 
daß die Verwaltung ſich in Zeiten rüſten, in Zeiten Verteidigung 
ihres Standpunktes vorbereiten kann. Gewiß wird dieſer Ge⸗ 
danke ſehr häufig bei ſtatutariſcher Einführung der Hinter⸗ 
legungs⸗ oder der Anmeldungspflicht zugrunde liegen. Man 
kann aber nicht einmal ſagen, daß ſolche Rückſichten ſchlechter⸗ 
dings ſchutzbedürftig wären: Denn die Verwaltung muß doch 
eigentlich mehr von der Güte ihrer Sache und ihrer Vorſchläge 
geſtärkt werden, als durch klügliche Präventivmaßregeln. Jeden⸗ 
falls tritt im Berichte der Kommiſſion ein derartiger Gedanke 
nirgends in den Vordergrund der Erwägung. Man kann 
anderſeits freilich nicht ſagen, daß überhaupt die Kommiſſion 
ſich ſehr dezidiert ausgeſprochen hätte bezüglich der Gründe, 
mit welchen ſich Hinterlegung oder Anmeldung empfehlen laſſe. 
Erwähnt wird, daß wünſchenswert ſein könne, für die letzten 
Tage vor der Generalverſammlung den Übergang von Aktien 
in andere Hände und für etwa bloß vorübergehende Zwecke zu 
verhindern. Wahrſcheinlich hat man ſich auch geſagt, daß 
Hinterlegung oder vorherige Anmeldung, namentlich bei großen 
Geſellſchaften, auf alle Fälle praktiſch iſt, weil damit die 
Prüfung der Aktien in der Generalverſammlung erſpart und 
Zeit für die Verhandlung gewonnen wird. Auf keinen Fall 
trüt der Gedanke, ſogenannte Überfälle zu vermeiden, irgendwie 
in den Vordergrund und, wenn man dieſen Gedanken beiſeite 
läßt, dann erreicht allerdings Hinterlegung bei dem Notar 
wirklich denſelben Zweck, wie bei Geſellſchaft oder Banken, hat 
alſo dann der Antragſteller Recht mit ſeiner Behauptung, daß 
auf beiden Wegen der gleiche Zweck erreicht werde. Jedenfalls 
wäre der Aktionär keinesfalls erleichtert, wenn er nicht ſchon 
mit der Depoſition bei dem Notar dem Geſetze genügte, ſondern 
noch erſt den notariellen Depotſchein wieder bei Geſellſchaft 
oder Banken hinterlegen müßte; damit hätte er ja eine doppelte 
Pflicht zu erfüllen und eigentlich ganz vergebliche Koſten für 
den Notar aufzuwenden. Wenn es eine Erleichterung ſein ſoll, 
wie der Antragſteller gewollt hat, ſo wird man die Erleichte⸗ 
rung vielmehr darin finden müſſen, daß der Aktionär, der die 
Geſellſchaft oder die von ihr genannten Banken, vielleicht in 
letzter Stunde, nicht mehr erreichen kann oder mit ihnen nichts 
zu tun haben will, eben feine Aktien noch friſtgemäß bei einem 
beliebigen Notar hinterlegen darf. Man ſieht nicht ein, in 
welcher anderen Beziehung ſeine Lage ſonſt durch die Beſtimmung 
erleichtert werden könnte. Alſo ebenſo, wie oben Abſ. 3 zu 
erklären war in einem Sinne, mit dem vereinbar iſt die Abſicht 
der Kommiſſion, Erleichterung der Aktionäre und Schranken für 
die Statuten zu ſchaffen, ſo iſt hier die Beſtimmung wegen der 
Hinterlegung bei dem Notar zu erklären. Hier freilich führt 
die Erwägung dazu, daß die Beſtimmung ganz wörtlich ge⸗ 
nommen werden muß, während bei Abf. 3 der buchſtäbliche 
Sinn nach den Abſichten der Kommiſſion erſt gedeutet 
werden muß. 
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So iſt das Ergebnis, daß an dem Rechte des Aktionärs, 
welcher friſtgemäß bei einem Notar hinterlegt hat, auf Zulaſſung 


durch die Beſtimmung eines Statuts, welches noch auch die 


friſtgemäße Hinterlegung des notariellen Depotſcheines bei der 
Geſellſchaft oder bei von ihr benannten Hinterlegungsſtellen 
fordert, nichts geändert werden kann. Denn darüber iſt ja 
kein Zweifel, daß „für die Aktiengeſellſchaft an erſter Stelle 
das Geſetz entſcheidet; der Geſellſchaftsvertrag nur infotveit, 
als das Geſetz auf ihn verweiſt, ihm abändernde oder ergänzende 
Beſtimmungen überläßt; vielmehr überall dort, wo in dem 
Abſchnitt über die Aktiengeſellſchaft dem Geſellſchaftsvertrage 
keine ergänzende oder abändernde Macht eingeräumt iſt, die 
Vorſchriſten des Abſchnitts als abſolute anzuſehen find, die 
durch den Geſellſchaftsvertrag weder ergänzt noch abgeändert 
werden können.“ RG. 65, 92. 

Bedacht möchte noch werden, ob, wenn in einem Falle, 
wo das Stimmrecht zweifelhaft wird, der Notar dem auf⸗ 
tretenden Aktionär den Stimmzettel gegeben hat, daraus ſchon 
dem Aktionär ein Recht erwachſen ſein würde. Nein! Denn 
wenn ſchon tatſächlich es wohl meiſt geſchieht, daß der Notar 
die Stimmzettel austeilt, ſo hat doch zweifellos der Notar keine 
Entſcheidung darüber, ob jemand einen Stimmzettel zu bekommen 
hat oder nicht. Der Notar iſt nur zur Beurkundung da. 
Geſellſchaftsrechte hat er an ſich nicht auszuüben, ſondern 
lediglich die Verſammlung ſelber. Übernimmt er oder überläßt 
man ihm die Austeilung der Stimmzettel, ſo überträgt man 
ihm damit nicht die Entſcheidung über die Stimmrechte ſelber. 
Natürlich, ſolange ſeine Behandlung der Stimmzettel nicht 
beanſtandet wird, ſolange wird man annehmen müſſen, daß 
die Verſammlung ſeiner Behandlung zuſtimmt. Zweifellos 
aber kann ihn nicht bloß der Vorfitzende, ſondern die ganze 
Verſammlung kontrollieren, und, wenn die Verſammlung be⸗ 
ſchließt, daß ein Stimmrecht anders behandelt werden ſoll, als 
der Notar es behandelt hat oder behandeln will, ſo erliſcht 
damit die Befugnis des Notars zur Behandlung im anderen 
Sinne und erliſcht auch das Recht aus dem Stimmzettel, den 
der Notar etwa ſchon erteilt hat. Denn die Entſcheidung Über 
das Stimmrecht ſteht nicht bei dem Notar, ſondern bei der 
Verſammlung, bei ihr auch die Verantwortung über die in 
Anſehung des Stimmrechts getroffene Entſcheidung. Der Notar 
handelt, wenn er Stimmzettel austeilt, nur im präſumtiven 
Einverſtändnis mit dem Willen der Verſammlung; tritt ein 
anderer Wille der Verſammlung hervor, ſo hat dieſer den 
Ausſchlag zu geben. Auch der Vorſitzende kann in dieſem 
Punkte nur vorläufige Entſcheidung geben; beruhigt man ſich 


dabei nicht, fo hat ficher die Verſammlung zu entſcheiden. 


Natürlich wird in ſolchen Fällen der Notar den Verlauf um⸗ 
ſtändlich im Protokolle beurkunden müſſen; ein Aktionär, welchem 
die Verſammlung das Stimmrecht verſagt, wird natürlich darauf 
beſtehen, daß fein Widerſpruch protokolliert wird nach 8 271, 
damit er binnen Monatsfriſt Anſechtungsklage erheben kann. 
Hat jedoch ſeine Anfechtungsklage, wenn ſie begründet erſcheint, 
unter allen Umſtänden den Erfolg, daß die Generalverſammlung 
und ihre Beſchlüſſe für ungültig erklärt werden müſſen? Man 
ſetze den Fall, daß der Aktionär lange nicht ſoviel Stimmen 
vertrat, um an den Beſchlüſſen der anderen Aktionäre etwas 
ändern zu können; man könnte alſo ſagen: „nul grief sans tort; 
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der Aktionär hätte doch nichts vermocht, weil er in der 
Minorität geblieben fein würde.“ Er wäre alſo zwar zu 
Unrecht hinausgewieſen worden, aber zu einer Sühne dafür 
käme es nicht. Das dürfte aber unrichtig ſein; dringt er durch 
mit dem Grunde der Beſchwerde, fo müſſen wirklich General⸗ 
verſammlung und Beſchlüſſe hinfallen; denn wer kann verbürgen, 
ob, wenn er zugelaſſen wäre, es ſeiner Beredſamkeit nicht gelungen 
wäre, die Mehrheit auf ſeine Seite zu bringen ? Kann er denn aber 
überhaupt mitſtimmen, wenn es ſich um die Frage ſeiner Zulaſſung 
und ſeines Stimmrechts handelt? Man dürfte ihn mitſtimmen 
laſſen müſſen. Denn ein Fall, für welchen das Geſetz das 
Stimmrecht verſagt, liegt nicht vor und ſeinen Gegnern wird, 
wenn er die Mehrheit hat, die Anfechtungsklage von ihrer 
Seite durch das Abſtimmungsergebnis nicht verſchränkt; ſie 
müſſen nur ihrerſeits Widerſpruch gegen das Ergebnis zum 
notariellen Protokoll erheben. Betrachte man endlich den Fall, 
wie ſich die Verſammlung zu verhalten hat, wenn ein Aktionär, 
dem die Verſammlung das Stimmrecht abgesprochen, die Ver: 
ſammlung nicht verläßt, ſondern fortgeſetzt verſucht, an der 
Verhandlung und an der Abſtimmung ſich zu beteiligen. Würde 
hierin Hausfriedensbruch liegen? Wohl ſchwerlich! Denn ein⸗ 
mal dürfte das objektive Erfordernis des Geſchäftsraumes oder 
des befriedigten Beſitztumes und damit dem Vorſitzenden und 
der Verſammlung zugleich die Aktivlegitimation fehlen. Sodann 
dürfte dem Aktionär, wenn er an ſein Recht glaubt, wohl auch 
das rechtswidrige Bewußtſein nicht zur Laſt zu legen ſein. 
Am wenigſten, wenn, wie nach der vorſtehenden Darlegung, 
der Aktionär wirklich im Rechte iſt mit ſeiner Forderung, an 
der Verhandlung teilzunehmen. Vielleicht kann dazu auf das neue 
Vereinsgeſetz hingewieſen werden (RGBl. 1908 S. 155 8 16 
und $ 18 sub 4), dort wird wohl aus dem Verbleiben in der 
Verſammlung trotz deren Auflöſung ein beſonderes Polizei⸗ 
delikt gemacht; aber es iſt wenigſtens im Vereinsgeſetz nicht 
angedeutet, daß man dieſes Verhalten auch unter den Geſichts⸗ 
punkt des Hausfriedensbruchs ſtellen könne. Ohnehin fehlt eine 
Beſtimmung, die dem Vorſitzenden einer Verſammlung eine 
beſondere Sitzungspolizeigewalt einräumt, wie das ja in den 
Prozeßgeſetzen vorgeſehen iſt; aber das Verhältnis des Vor⸗ 
ſitzenden einer Privatverſammlung läßt ſich doch nicht nach 
Analogie der Progzeßgeſetze beurteilen. Seine Aufgabe iſt nach 
der Natur der Sache lediglich die Leitung der Verſammlung. 
Staub mag Recht haben, wenn er mangels geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften die Regeln des Parlamentarismus für anwendbar 
erklärt. Aber aus dieſen Regeln wird ſich kaum ableiten laſſen, 
daß der Vorſitzende auch das Recht hat, einen widerſpenſtigen 


Aktionär hinausſtecken zu laſſen; denn das kann als eine all⸗ 


gemeine parlamentariſche Regel gewiß nicht gelten. Vielmehr 
bleibt dem Vorfitzenden in einem ſolchen Falle wohl nichts 
übrig, als, nach berühmtem Muſter, ſich zu bedecken und die 
Verſammlung zu ſchließen und ſich für die nächſte Verſammlung 
einer gerichtlichen Verfügung gegen wiederholte Störungen zu 
verſichern; allenfalls iſt der Aktionär, welcher durch ſein Ver⸗ 
halten die Verſammlung fruſtriert hat, zur Erſtattung der durch 
erneute Berufung entſtehenden Koſten anzuhalten. Aber weiter 
kann gegen ihn wohl nichts unternommen werden. 


M 9. 1909. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 29. März bis 
3. April 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 2078, 133, 157 BGB. Anfechtung eines Teſtamentes 
wegen Verlautbarungsirrtums.] 

Die am 7. Januar 1907 zu Backleben bei Cölleda ver⸗ 
ſtorbene Ehefrau Albertine Wilhelmine Z. geborene J. hat in 
ihrem am 5. Januar 1907 zu Protokoll des Gemeindevorſtehers 
errichteten Teſtamente beſtimmt, daß nach dem Tode ihres 
Mannes, dem der lebenslängliche Nießbrauch am Nachlaſſe ver⸗ 
macht wurde, die geſetzliche Erbfolge in Kraft treten ſolle. Bei 
Aufnahme der letztwilligen Verfügung hat nach der Behauptung 
der Kläger die Erblaſſerin dem Gemeindevorſteher erklärt, daß 
ausſchließlich die Nachkommen ihrer vollbürtigen Geſchwiſter, 
— das find die Kläger — nicht die Nachkommen ihrer halb: 
bürtigen Geſchwiſter — zu denen die Beklagten gehören — 
ihre Erben ſein ſollten und der Gemeindevorſteher hat dies von 
der der Erblaſſerin kundgegebenen Auffaſſung aus, daß bei der 
geſetzlichen Erbfolge die vollbürtigen Geſchwiſter vor den halb⸗ 
bürtigen als Erben berufen ſeien, dahin zum Ausdruck gebracht, 
daß die geſetzliche Erbfolge eintreten ſolle. Die Kläger haben 
deshalb, indem ſie zugleich das Teſtament, ſoweit Beklagte als 
miteingeſetzte Erben anzuſehen ſeien, aus $ 2078 BGB. ans 
fechten, auf Feſtſtellung geklagt, daß den Beklagten an dem 
Nachlaß der Ehefrau Z. ein Erbrecht nicht zuſtehe, vielmehr die 
Kläger allein die Teſtamentserben ſeien. Die Beklagten haben 
unter Beſtreiten der klägeriſchen Behauptungen der Klage wider⸗ 
ſprochen, welche ſie auch aus Rechtsgründen für hinfällig halten. 
Die Klage iſt in I. und II. Inſtanz abgewieſen. RG. hob 
auf: Das Verlangen der Kläger, daß ihr alleiniges Erbrecht 
feſtgeſtellt werde, gründet ſich darauf, daß die Erblaſſerin dem 
das Teſtament aufnehmenden Gemeindevorſteher ausdrücklich 
ihren Willen dahin erklärt habe, es ſollten die Nachkommen 
ihrer vollbürtigen Geſchwiſter, nicht die Nachkommen der halb⸗ 
bürtigen Geſchwiſter, ihre Erben ſein. Iſt dieſe Behauptung 
der Kläger richtig, ſo liegt zweifellos eine Nichtübereinſtimmung 
zwiſchen dem wirklichen Willen und dem im Teſtament beur⸗ 
kundeten Willen der Erblaſſerin vor. Denn in das Teſtament 
iſt die Beſtimmung aufgenommen, daß die geſetzliche Erbfolge 
eintreten ſoll und nach den Regeln der geſetzlichen Erbfolge 
(8 1925) find neben den vollbürtigen Geſchwiſtern und deren 
Abkömmlingen auch die halbbürtigen Geſchwiſter und deren 
Abkömmlinge — die allerdings, weil nur durch einen Eltern⸗ 
teil mit dem Erblaſſer verwandt, nur die Hälfte des den voll⸗ 
bürtigen Geſchwiſtern gebührenden Erbteils erhalten können — 
als geſetzliche Erben berufen. Iſt es richtig, was die Kläger 
ebenfalls unter Antritt von Beweis behaupten, daß die Erb⸗ 
laſſerin dieſer Teſtamentsbeſtimmung nur deshalb zugeſtimmt 
hat, weil der Gemeindevorſteher ihr verſichert hat, daß bie voll⸗ 
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bürtigen Geſchwiſter vor den halbbürtigen zur geſetzlichen Erb⸗ 
folge gelangten, ſo kann nicht mit dem BG. angenommen 
werden, es fehle an einer genügenden Darlegung, daß die Erb⸗ 
laſſerin nicht ſchließlich diejenigen Perſonen, welche es auch 
ſeien, habe bedenken wollen, die nach den Regeln der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge als Erben berufen ſeien. Die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits hängt vielmehr lediglich davon ab, ob und in 
welcher Weiſe der bei Aufnahme des Teſtaments von der Erb⸗ 
laſſerin dem Gemeindevorſteher erklärte Wille trotz der anders 
lautenden Teſtamentsbeſtimmung zur Geltung gebracht werden 
kann. Die Reviſion verſucht dies auf dem Wege der Aus⸗ 
legung. Sie verweiſt auf die Vorſchrift des § 133 BGB., 
wonach der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem 
buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften iſt, und meint, 
daß dieſer Grundſatz, uneingeſchränkt durch die für Verträge 
gegebene Vorſchrift des 8 157 BGB., für letztwillige Ver⸗ 
fügungen in vollem Umfange zur Anwendung zu kommen habe. 
Allein der Grundſatz des § 133 kann nicht dazu führen, daß 
derjenige Wille als maßgebend anzuſehen iſt, welchen der die 
letztwillige Verfügung Errichtende erklärt haben würde, wenn 
ſein Wille nicht von Irrtum beeinflußt geweſen wäre. Würde 
dies gelten, ſo würde es der Beſtimmungen über Anfechtung 
letztwilliger Verfügungen wegen Irrtums (SS 2078 ff. BGB.) 
überhaupt nicht bedürfen. Sieht man im vorliegenden Falle 
davon ab, daß die Erblaſſerin nach Darſtellung der Kläger ſich in 
einem Irrtum über die Bedeutung des von dem Gemeindevorſteher 
gewählten Ausdrucks befand, ſo ging ihr Wille dahin, diejenigen Per⸗ 
ſonen als Erben ihres Nachlaſſes einzuſetzen, die als geſetzliche Erben 
berufen ſind. Wer dieſe Perſonen ſind, iſt in 88 1924 ff. BGB. 
in zweifelfreier Weiſe beſtimmt. Die Willenserklärung der 
Erblaſſerin iſt ſomit eine vollſtändig klare, die eine verſchieden⸗ 
artige Deutung nicht zuläßt und die Auslegung kann nicht 
dazu benutzt werden, um an Stelle des vorhandenen und er⸗ 
klärten Willens einen anderen Willen unterzuſchieben. Eher 
ließe ſich die ebenfalls von der Reviſion verfochtene Auffaſſung 
rechtfertigen, es handle ſich bei der Einſetzung der geſetzlichen 
Erben nur um eine falſche Bezeichnung (falsa demonstratio), 
die unſchädlich ſei und nicht nach den für den Irrtum geltenden 
Regeln angefochten zu werden brauche. Eine ſolche falſche 
Bezeichnung liegt bei Verträgen vor, wenn die Parteien über 
den Vertragsgegenſtand einig ſind und dem von ihnen klar 
vorgeſtellten Gegenſtande eine unzutreffende Bezeichnung bei⸗ 
legen, ſo daß hieraus auf das Vorhandenſein eines anderen 
Willens geſchloſſen werden könnte (vgl. RG. 60, 339; Urteil 
des RG. vom 22. Juni 1907 in Sachen Schreier und Schneider 
wider Fuchs V 591/06 und JW. 09, 47°). Auch bei ein 
ſeitigen letztwilligen Verfügungen kann eine ſalſche Bezeichnung 
inſofern vorkommen, als der Erblaſſer eine Bezeichnung an⸗ 
wendet, unter der er einen beſtimmten Gegenſtand oder eine 
beftimmte Perſon verſteht, während andere Perſonen, welche 
dieſe eigenartige Bezeichnungsweiſe nicht kennen, hierunter etwas 
anderes verſtehen. Eine unrichtige Vorſtellung liegt dieſer Be⸗ 
zeichnung durch den Erblaſſer, welcher darauf vertraut, daß der 
Sinn ſeiner Bezeichnung von anderen nicht verkannt werde, 
nicht zugrunde. Anders verhält es ſich im vorliegenden Falle, 
wenn ſchon zuzugeben iſt, daß er auf dem Grenzgebiete liegt. 
Der Erblaſſer, der darauf verzichtet, die als Erben einzuſetzenden 
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Perſonen einzeln namhaft zu machen und ſtatt deſſen, was zu⸗ 
läſſig iſt (8 2066 BGB.), die geſetzlichen Erben bedenkt, kann 
darüber nicht in Zweifel ſein, daß es nicht auf ſeine Meinung, 
welche Perſonen die geſetzlichen Erben find, ankommt, ſondern 
die Beſtimmung des Geſetzes hierüber entſcheidet. Der von 
dem Geſetze getroffenen Beſtimmung hat er aus freiem Willen 
ſich unterworfen. Hat er über den Inhalt dieſer Beſtimmung 
eine falſche Vorſtellung gehabt, ſo kann er von ſeiner Willens⸗ 
erklärung nur dadurch frei kommen, daß er ſie wegen Irrtums 
anſicht. Dieſe Anfechtung wegen Irrtums iſt im Streitfalle 
nach 8 2078 BGB. unbedenklich zuläffig, da die Erblaſſerin, 
wenn die Behauptungen der Kläger richtig ſind, in einem 
Irrtum über den Inhalt ihrer Erklärung, nämlich über die 
Bedeutung des von dem Gemeindevorſteher bei Aufnahme des 
Teſtaments gebrauchten Ausdrucks ſich befand. Es iſt dies der 
Fall des ſogenannten Verlautbarungsirrtums (vgl. Staus 
dinger zu $ 119 BGB. Anm. II 2). Um einen ähnlichen 
Irrtum handelt es ſich, wenn der Erklärende über den Sinn 
der in einer fremden Sprache von ihm abgegebenen Willens⸗ 
erklärung in einer falſchen Vorſtellung befangen iſt. Die An⸗ 
fechtung, die nach Behauptung der Kläger rechtzeitig innerhalb 
der in 8 2082 BGB. vorgeſchriebenen Jahresfriſt erfolgt iſt, 
kann auch zu dem nach dem Klageantrage erſtrebten Ziele 
führen. (Wird dargelegt.) Den BerR. trifft nun der Vorwurf, 
daß er die auf die Anfechtung wegen Irrtums bezüglichen An⸗ 
führungen, obſchon ſie nach dem Vorgeſagten erheblich ſind, 
unberückſichtigt gelaſſen hat und demgemäß den von den Klägern 
angetretenen Beweis nicht erhoben hat. Wegen dieſer materiell⸗ 
rechtlich unrichtigen Beurteilung muß das Bu. aufgehoben 
werden. J. u. Gen. c. J. u. Gen., U. v. 11. März 09, 304/08 IV. 
— Naumburg. | | 

Zivilprozeßordnung. | 

2. 85 705, 711 ZPO. Beginn der Rechtskraft der ober: 
landesgerichtlichen Urteile.] 

Es handelt ſich darum, daß, nachdem in erſter Inſtanz 
anfänglich die Beklagte durch Verſäumnisurteil klagegemäß ver⸗ 
urteilt, dann auf ihren Einſpruch die Entſcheidung über Aufrecht⸗ 
haltung dieſes Urteils oder Abweiſung der Klage, ſowie über 
die inzwiſchen erhobene Widerklage von einem dem Kläger aufs 
erlegten Eide abhängig gemacht, endlich vom OLG. die Berufung 
der Beklagten gegen das letztere Urteil am 16. Februar 1909 
zurückgewieſen worden war, am 25. Februar 1909 der Kläger 
beim BG. auf eine einſtweilige Verfügung gegen die Beklagte 
angetragen hat. Das OLG. hat ſich hierfür für unzuſtändig 
gehalten und daher den Antrag koſtenpflichtig zurückgewieſen, 
und zwar deshalb, weil das Bu. wegen des geringen Wertes 
(2000 %) des in Streit befangenen vermögensrechtlichen Gegen⸗ 
ſtandes nach $ 546 ZPO. der Reviſion nicht unterliege, mithin 
ſofort mit der Verkündung nach 8 705 ZPO. rechtskräftig 
geworden, und folglich nach 5 937 Abſ. 1, § 943 Abſ. 1 880. 
das BG. für die Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung ſeit⸗ 
dem nicht mehr zuſtändig ſei. Der Kläger hat gegen dieſen 
Beſchluß eine Beſchwerde eingelegt, die er „ſofortige“ nennt, 
die freilich eine ſolche nicht iſt, aber als gewöhnliche Beſchwerde 
nach 8 567 Abſ. 1 ZPO. als zuläſſig erſcheint. Auch als 
begründet muß dieſe Beſchwerde anerkannt werden. Dies würde 
außer allem Zweifel ſtehen, wenn man der jetzt bei den Aus⸗ 
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legern des 8 705 ZPO. vorherrſchenden Auffaſſung folgen 
wollte, wonach Urteile der OL G., auch wenn der Wert des 
möglichen Beſchwerdegegenſtandes 2500 & nicht überſteigt, wegen 
der in 8 547 Nr. 1 ZPO. enthaltenen Beſtimmung nie ohne 
weiteres mit der Verkündung rechtskräftig werden, weil nämlich 
im Sinne des 8 705 ZPO. hier immer zunächſt noch das 
Rechtsmittel der Reviſion „zuläſſig“ ſei. Von Entſcheidungen 
des RG. pflegt dabei als Autorität immer angeführt zu werden 
ein in RG. 8, 357 f. abgedruckter Beſchluß des III. BE. 
Nun ſtehen aber dieſer Entſcheidung entgegen zwei Beſchlüſſe 
des I. 8 S., einer, wie der eben erwähnte, des III. Senates, 
aus dem Jahre 1882, aber etwas älter, indeſſen wahrſcheinlich 
dem III. Senate bei deſſen Beſchlußfaſſung noch nicht bekannt 
geweſen, gedruckt in RG. 6, 381 ff., der andere, der in der 
vorliegenden Sache vom OLG. nach der JW. 92, 23811 ans 
gezogen worden iſt, aus dem Jahre 1892 in Sachen Streiſand 
wider Streiſand, Beſchw. I 29/92. In dem erſteren dieſer 
beiden Beſchlüſſe iſt angenommen, daß die Rechtskraft des 
OL Gu. zwar in den ſehr häufigen Fällen zunächſt ſuspendiert 
bleibe, wo nach Lage der Sache einer der in § 547 Nr. 1 
bezeichneten Punkte formell als Reviſionsgrund nur überhaupt 
denkbar ſei, nicht jedoch in denjenigen, wo ſelbſt dieſe Denkbar⸗ 
keit ausgeſchloſſen ſei. In dem anderen Beſchluſſe, in welchem 
übrigens weder der eben erwähnte Beſchluß des I. 38S. ſelbſt, 
noch der des dritten von 1882 irgendwie berückſichtigt worden 
iſt, iſt ſogar ſchlechtweg angenommen, daß ein Urteil eines 
OLG. über einen vermögensrechtlichen Gegenſtand, deſſen Wert 
die Reviſionsſumme nicht erreicht, ſofort mit der Verkündung 
rechtskräftig werde. Dieſe Lage der Rechtſprechung kann es 
zunächſt als bedenklich erſcheinen laſſen, ohne Anrufung der 
Ver ZS. der oben als herrſchend bezeichneten Meinung zu folgen. 
Es iſt allerdings in neuerer Zeit mehrfach, und auch in der 
vorliegenden Sache vom Beſchwerdeführer hervorgehoben worden, 
daß durch die Aufnahme des neuen $ 711 in die 8 PO. von 1898 
die Möglichkeit der Annahme ſofſortiger Rechtskraft in den hier 
fraglichen Fällen völlig ausgeſchloſſen worden ſei. Dies trifft 
indeſſen inſofern jedenfalls nicht zu, als dem § 711 ſchon dann 
eine Anwendbarkeit geſichert iſt, wenn nur in einem Teile 
dieſer Fälle die Rechtskraft nicht ſofort eintritt, wie dies der 
vom I. 38S. im Beſchluſſe von 1882 aufgeſtellten Anſicht ent⸗ 
ſpricht; während ſich freilich gegen die durchgreifende Anſicht 
desſelben Senates von 1892 wohl ein Gegenargument aus dem 
S 711 ableiten laſſen mag. Der jetzt erkennende Senat würde 
ſich nun keinenfalls dieſer vom I. 8S. im Beſchluſſe von 1892 
kundgegebenen Auffaſſung anſchließen. Wollte man das erwähnte 
Gegenargument aus 8 711 der ZPO. von 1898 für ent» 
ſcheidend halten, ſo wäre damit trotz dieſer Abweichung vom 
I. 8S. der Anlaß, nach 8 137 Abſ. 1 GVG. vorzugehen, 
inſoweit beſeitigt. Es kann indeſſen dieſer Punkt auf ſich 
beruhen; denn auch abgeſehen davon kommt man zu demſelben 
Ergebniſſe, wenn man ins Auge faßt, daß die Entſcheidung 
des I. 3S. im Beſchluſſe von 1892 auf der Erweiterung 
der Annahme ſofortiger Rechtskraft feinem Beſchluſſe von 1882 
gegenüber gar nicht beruhte, und daß dieſe Erweiterung daher 
als vom Standpunkte des 8 137 GVG. aus als unerhebliche 
Nebenäußerung behandelt werden darf. Der 1892 zu ent⸗ 
ſcheidende Fall lag nämlich ſo, daß das KG. zu Berlin in der 
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Hauptſache ein Teilurteil über einen Betrag von 848 & ver⸗ 
kündet hatte, durch welches eine Widerklage abgewieſen wurde, 
und daß mit Beziehung auf den Gegenſtand dieſer Widerklage 
vom Kläger eine einſtweilige Verfügung beantragt wurde; das 
war alſo ein Fall, der demjenigen entſprechend lag, der ſchon 
laut Bd. 6 S. 381 vom I. ZS. als Beiſpiel für den ſofortigen 
Eintritt der Rechtskraft mit der Urteilsverkündung angeführt 
war. Andererſeits liegt nun aber der jetzt zu entſcheidende 
Fall, wo das BG. in der Hauptſache ein einen Eid des 
Klägers anordnendes Urteil des LG. beſtätigt hat, ganz ähnlich 
demjenigen, in welchem der I. ZS. durch den Beſchluß von 1882 
das BU. für im Sinne von 8 705 (damals 8 645) 3 PO. 
noch nicht rechtskräftig, und daher die Hauptſache für noch beim 
BG. anhängig erklärt hat. In dieſer Hinſicht könnte mithin 
von einer Anwendung des 8 137 GVG. gar nicht die Rebe 
ſein, wenn der beſchließende Senat eben, ſei es vom Stand⸗ 
punkte des Beſchluſſes in Bd. 6, ſei es von dem des Beſchluſſes 
in Bd. 8 aus — was hier offen bleibt —, das OLG. für 
zuſtändig erklärt. Es mußte alſo der Beſchwerde entſprochen 
werden. Dabei erſchien es indeſſen als angemeſſen, nach 
Analogie der Beſtimmung in 8 538 Abſ. 1 Nr. 2 ZPO, 
in Anwendung des 5 575 daſelbſt die ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung über den Antrag des Klägers ganz dem Os. zu 
überlaſſen. M. c. F., Beſchl. v. 22. März 09, B 72/09 VI. — 
Naumburg. 

Wechſelordnung. 

3. Art. 60, 62, 63, 83 WO. Begriff der Ehrenzahlunp, 
des Ehrenakzepts.] R 

Die Klage iſt veranlaßt durch einen am 25. Dezember 1905 
fälligen Wechſel über 3448,10 &, auf welchem als Ausſteller 
und erſter Indoſſant die Firma Sägewerk Goslar, Gebr. Hering 
in Goslar, als Akzeptant der Zimmermeiſter E. Schenkemeyer 
in Egenſtedt angegeben waren. Die durch das erſte Indoſſament 
legitimierte Beklagte hatte den Wechſel an die Reichsbankſtelle 
Braunſchweig giriert. An dieſe zahlte ihn die Klägerin, bei der 
er domiziliert war, unter Proteſt zu Ehren des Ausſtellers. 
Nachträglich ſtellte ſich heraus, daß ſowohl die beiden Unter⸗ 
ſchriften des Ausſtellers wie die Unterſchrift des Akzeptanten 
gefälſcht waren. Schon am 19. Dezember 1905 hatten die 
Gebrüder Hering an die Beklagte geſchrieben, die bei ihr dis⸗ 
kontierten Wechſel ſeien abgelaufen; Papiere, die die Beklagte 
etwa noch in Händen habe mit Fälligkeit vom Dezember oder 
ſpäter ſeien gefälſcht. Die Beklagte hatte dieſen Brief ingnoriert 
und weder der Klägerin noch der Reichsbankſtelle Mitteilung 
davon gemacht. Die auf Erſatz der Wechſelſumme und der 
Proteſtkoſten mit 3455,10 nebſt Zinſen gerichtete Klage 
ſtützt ſich auf einen doppelten Rechtsgrund. Einmal behauptete 
die Klägerin, die Beklagte habe ihr durch Verſchweigen des 
Briefes vorſätzlich und in einer gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Weiſe Schaden zugefügt. Sodann ſuchte ſie darzutun, 
daß die Beklagte auf ihre Koſten ohne Rechtsgrund bereichert 
ſei. Beides wurde von der Beklagten beſtritten. Das LG. 
Hildesheim wies die Klage ab. Dagegen erkannte das OLG. 
Celle zwar durch Zwiſchenurteil vom 24. Mai 1907, daß die 
Deliktsklage unbegründet ſei; dem Bereicherungsanſpruche aber 
gab es durch Urteil vom 6. März 1908 ſtatt. RG. ſtellte das 
Urteil des LG. wieder her: I. Die Ausführungen des Os. 
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über den Bereicherungsanſpruch beruhen auf Rechtsirrtum. 
Wer durch die Zahlung der Klägerin ohne Rechtsgrund be⸗ 
reichert wurde, war die Reichsbank, nicht die Beklagte. Daß 
die Reichsbank kondiktions pflichtig wurde, hätte nach der Bes 
deutung, die das OLG. der Zahlung beilegt, auch von dieſem ans 
erkannt werden müfjen. Es iſt der Anſicht, daß die Zahlung nach 
dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts den Zweck gehabt habe, die 
Forderungen gegen den Ausſteller und den Akzeptanten zu er⸗ 
werben. Wäre das richtig, ſo würde ſich daraus gemäß BGB. 
8812 Abſ. 1 Satz 2 nur ein Anſpruch gegen die Perſon er⸗ 
geben, mit der das Zahlungsgeſchäft vorgenommen wurde, 
alſo ein Anſpruch gegen die Reichsbank. Nun kann zwar die 
»Anſicht des OLG. über den Charakter der geleiſteten Zahlung 
nicht gebilligt werden. Der Erwerb jener Forderungen kam 
nur als geſetzliche Folge der Zahlung in Betracht, war nicht 
ihr rechtsgeſchäftlicher Zweck. Ob causam futuram zahlte die 
Klägerin nicht. Aber das Ergebnis iſt um deswillen das 
gleiche, weil die Zahlung ob causam praeteritam geſchah, 
zu dem Zweck, die irrtümlich für beſtehend erachtete Schuld 
des Ausſtellers zu tilgen (868. § 812 Abſ. 1 Satz 1). 
Freilich iſt die Auffaſſung der Ehrenzahlung, von der hierbei 
ausgegangen wird, keineswegs unbeſtritten. Mit der Begründung, 
jede Ehrenzahlung werde an Stelle des Traſſaten geleiſtet, 
ſpricht Grünhut, Wechſelrecht Bd. 2 8 135 Anm. 13 dem 
Zahlenden, wenn ſich die Unterſchriften des Honoraten und 
feines Vormänner als gefälſcht herausſtellen, die condictio 
indebiti ab. Der Gegenſatz der Anſchauungen, der hier zutage 
tritt, iſt in der Literatur vornehmlich bei dem praktiſch wenig 
bedeutſamen Inſtitut des Ehrenakzepts ausgetragen. Wer, wie 
Grünhut a. a. O. S. 487 in dem Ehrenakzept die Übernahme 
der Hauptwechſelſchuld erblickt, verfährt nur konſequent, wenn 
er die Ehrenzahlung wie eine Zahlung des Traſſaten beurteilt. 
Indes die herrſchende Lehre faßt das Ehrenakzept mit Recht 
als die Erklärung auf, eine Wechſelregreßſchuld zahlen zu 
wollen. Nur dieſe Auffaſſung ſteht mit dem Inhalt des Geſetzes 
in Einklang. Nach Art. 60 WO. haftet der Ehrenalzeptant 
nicht dem Honoraten und deſſen Vormännern und haftet über⸗ 
haupt nur dann, wenn der Traſſat nicht zahlt. Nach Art. 83 
findet ein Wechſelbereicherungsanſpruch gegen ihn nicht ſtatt. 
Stände die Ehrenzahlung der Zahlung des Traſſaten gleich, 
ſo wäre die Fortdauer der Haftung des Honoraten und ſeiner 
Vormänner nicht zu erklären. Dagegen erweiſt ſich, wenn nur 
die Regreßſchuld gezahlt iſt, das Recht des Zahlenden nach 
Art. 63 als ein Ausfluß des allgemeinen Rechtsgedankens, der 
auch dem BEB. 88 268, 426, 774, 1143, 1225, 1249 
zugrunde liegt. Die Streitfrage, ob der Art. 63 ein Eintritts⸗ 
echt im engeren Sinn (cessio legis) oder einen originären 
Rechtserwerb im Auge hat, braucht dabei nicht entſchieden zu 
werden. Bezog ſich die Zahlung der Klägerin auf eine nur 
ſcheinbar vorhandene Schuld der Gebr. Hering, ſo wurde das⸗ 
lenige Recht, das der Reichsbank in Wirklichkeit zuſtand, dadurch 
nicht berührt. Trotz WO. Art. 62 Satz 3 hätte die Neichs⸗ 
bank das angebotene Geld ablehnen können, ohne die Regreß⸗ 
forderung gegen die Beklagte zu verlieren. Dadurch, daß fie 
es annahm, ging fie ihrer Forderung gleichfalls nicht verluſtig. 
Zahlt ein Dritter für einen von zwei Geſamtſchuldnern, ſo 
wird auch der andere Geſamtſchuldner befreit (BGB. 59 267, 
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421, 422). Aber keine Befreiung erfolgt, wenn ein Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis in Wahrheit nicht vorhanden, A allein ber 
Schuldner iſt, B nur ſcheinbar neben ihm haftet, und der 
Dritte im Irrtum hierüber B's vermeintliche Schuld zu tilgen 
glaubt. Die wirklich beſtehende Forderung erliſcht nicht, wenn 
der Gläubiger ein indebitum empfängt. Daraus erhellt, daß 
die Beklagte durch die Zahlung der Klägerin nichts auf deren 
Koſten erlangt hat. Allerdings mag die Zahlung der Anlaß 
geweſen ſein, aus dem nach Hinzutritt eines anderen Ereigniſſes 
für die Beklagte ein Gewinn, für die Klägerin ein entſprechender 
Verluſt ſich entwickelt hat. Aller Wahrſcheinlichkeit nach hat 
die Reichsbank in dem Glauben, eine gültige Ehrenzahlung 
empfangen zu haben, die Regreßforderung verjähren laſſen. 
Sie wurde dann durch Wegfall der Bereicherung von der Kon⸗ 
diktion der Klägerin befreit. (BGB. 8 818 Abſ. 3.) Der 
Vorteil aber, der hiermit für die Beklagte verbunden war, 
iſt nicht ohne rechtlichen Grund erlangt. Der Rechtsgrund 
liegt in der Vollendung der Verjährung. II. Der Gedanke 
der Klagſchrift, dem Bereicherungsanſpruch eine weitere Stütze 
durch eine Argliſtanfechtung zu geben, iſt ſchon durch das Vor⸗ 
ſtehende erledigt. Mit Unrecht iſt der Vertreter der Klägerin 
in der Reviſionsinſtanz darauf zurückgekommen. Die Beklagte 
wäre nur dann die richtige Anfechtungsgegnerin, wenn ſie 
unmittelbar durch die Ehrenzahlung ein Recht, nämlich Bes 
freiung von einer Verbindlichkeit, erlangt hätte (BGB. 8 123 
Abſ. 2 Satz Y. Das war, wie erörtert, nicht der Fall. Zu 
prüfen bleibt nach ZPO. 8 563 nur, ob die Endentſcheidung 
des OLG. aus dem Geſichtspunkt der Deliktsklage des BGB. 
8 826 aufrechterhalten werden kann. Die Frage muß jedoch 
verneint werden. Ebenſo wie derjenige, deſſen Wechſelunter⸗ 
ſchrift gefälſcht iſt, durch unterlaſſene Anzeige der von ihm 
nachträglich in Erfahrung gebrachten Fälſchung möglicherweiſe 
eine Schadenserſatzpflicht auf ſich lädt (RG. in Holdheim 1904 
S. 26; RG. 16. November 1905, VI 67/05; 10. November 
1906, I 219/06; 15. Dezember 1906, I 61/06), kann auch 
der Empfänger der Anzeige erſatzpflichtig werden, wenn er die 
Mitteilung nicht weitergibt. Aber bei beiden hängt alles von 
den Umſtänden des Einzelfalls ab. Hier hat das OLG. in 
ſeinem Zwiſchenurteil erwogen, daß die Klägerin auf dem 
Wechſel nur als Domiziliatin, nicht als Notadreſſe genannt 
war. Es ſei weder unter Beweis geſtellt, noch aus der Sach⸗ 
lage ohne weiteres zu entnehmen, daß die Beklagte das 
Bewußtſein gehabt habe, die Klägerin werde intervenieren. 
Daher könne ihr höchſtens eine Fahrläſſigkeit, nicht aber ein 
Eventualdolus vorgeworfen werden. Dieſe Erwägungen laſſen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. W. u. M. c. B. B. u. Gen., 
U. v. 3. März 09, 225/08 I. — Celle. 

Haftpflichtgeſetz. 

4. 5 2 Haftpfl®. Begriff des Betriebes einer Fabrik. 
Ausſchluß der Haftung für immateriellen Schaden.] 

Der Kläger war am 3. November 1904 mit der Beklagten, 
die in ihrer Fabrik die Herſtellung von Gasmotoren betreibt, 
wegen des Erwerbs eines ſolchen Motors in Verhandlung 
getreten und hatte mit dem die Beklagte vertretenden Ober⸗ 
ingenieur G. vereinbart, daß am nächſten Tage in ſeinem Bei⸗ 
ſein der Motor, deſſen Erwerbung er ins Auge gefaßt hatte, 
in Betrieb geſetzt werden ſolle, um ihm Gelegenheit zu geben, 
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ſich von der Leiſtungsſähigkeit des Motors und von der Höhe 
des Gasverbrauchs zu überzeugen. Dabei wurde noch bedungen, 
es ſolle bei dieſer Probe ein Gaserzeugungsapparat verwendet 
werden, den die Leipziger Firma Sch. & Schn. bei der Beklagten 
eingeſtellt hatte. Als dementſprechend am 4. November 1904 
in dem Maſchinenraume der von der Beklagten betriebenen 
Fabrik Verſuche mit dem an den erwähnten Gaserzeugungs⸗ 
apparat angeſchloſſenen Motor gemacht wurden, fand eine 
Exploſion des Gasapparats ſtatt, infolgederen die zur Ver⸗ 
gaſung beſtimmte Maſſe in Brand geriet. Dabei wurde die 
Kleidung des in der Nähe ſtehenden Klägers durch aus dem 
Gasapparat herausgeſchleuderte Teile der brennenden Maſſe 
ebenfalls in Brand geſetzt und der Kläger erlitt dadurch ſchwere 
Verletzungen. Er fordert von der Beklagten Schadenerſatz und 
hat zunächſt Feſtſtellungsklage erhoben mit dem Antrage, feft- 
zuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet ſei, ihm den Schaden zu 
erſetzen, den er durch den Unfall erlitten habe und noch erleiden 
werde. Er ſtützt den Anſpruch auf die Beſtimmungen in 
88 823, 831 BB. und in § 2 Haftpfl®. Die Beklagte hat 
die ihr angeſonnene Schadenerſatzpflicht beſtritten. Ihrem 
Antrage entsprechend iſt die Klage von dem Königl. LG. D. 
abgewieſen worden, dagegen hat auf die Berufung des Klägers 
das Königl. OL ZB. D. nach dem Klagantrage erkannt. RG. 
erkennt dahin: Die gegen das Urteil des IV. ZS. des Königl. 
Sächſ. OLG. zu D. vom 9. Januar 1908 eingelegte Reviſion 
wird zurückgewieſen, ſoweit darin die Verpflichtung der Beklagten 
feftgeftellt iſt, dem Kläger den ihm durch den am 4. November 1904 
in der Fabrik der Beklagten erlittenen Unfall erwachſenen Schaden 
nach Maßgabe des Haftpfl®. vom 7. Juni 1871/18. Auguſt 1896 
zu erſetzen. Soweit die Schadenerſatzpflicht der Beklagten in 
einem weiteren Umfange feſtgeſtellt worden iſt, wird das an⸗ 
gefochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das BG. zurückverwieſen. 
Wie nach den Ausführungen des Bu. nicht zweifelhaft ſein 
kann, ſtützt die Vorinſtanz ihren Ausſpruch, daß die Verpflichtung 
der Beklagten zum Erſatz des dem Kläger durch den Unfall 
entſtandenen und entſtehenden Schadens feſtgeſtellt werde, allein 
auf die Vorſchrift in 8 2 Haftpfl®., es iſt insbeſondere in 
Anwendung dieſer Beſtimmung der von der Beklagten erhobene 
Einwand, daß ſie bei der Auswahl der beiden genannten Be⸗ 
amten die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, 
als rechtlich unerheblich abgelehnt worden. Dies wird von 
der Reviſion als rechtsirrtümlich bekämpft; der Vorgang, bei 
dem ſich der Unfall ereignet habe, könne nicht als ein zum 
Betriebe der Fabrik der Beklagten gehöriger angeſehen werden. 
Der Angriff iſt indes nicht als berechtigt anzuerkennen geweſen. 
Allerdings ſteht hier nicht eine Maßnahme in Frage, die der 
Anfertigung eines der Gegenſtände dienen ſollte, deren Her⸗ 
ſtellung den Zweck des gewerblichen Unternehmens der Beklagten 
bildet, auch nicht in dem Sinne, daß die Beklagte eine von ihr 
gebaute Maſchine ihrerſeits einer Probe dahin unterziehen wollte, 
ob dieſe als fertiggeſtellt anzuſehen oder noch einer weiteren 
Bearbeitung bedürftig ſei. Allein der Begriff des Betriebes 
einer Fabrik im Sinne von 8 2 Haftpfl®. iſt, wie in der 
Rechtſprechung anerkannt iſt, auch nicht dergeſtalt zu beſchränken, 
daß dazu ausſchließlich Maßnahmen der vorſtehend bezeichneten 
Art zu rechnen wären; und es kann im gegebenen Falle, in 
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dem in den Fabrikräumen der Beklagten durch deren Perſonal 
ein mit Elementarkraft arbeitender Motor in Verbindung mit 
einem Apparat, der zur Erzeugung des für die Gewinnung der 
Elementarkraft nötigen Gaſes dienen ſollte, in Betrieb geſetzt 
wurde, um einem Kaufluſtigen ein Bild von den Leiſtungen des 
Motors und des Gasapparats zu verſchaffen, dieſem Vorgang 
die Natur eines zum Betriebe der Fabrik gehörigen Akts nicht 
abgeſprochen werden. Es liegen bei ihm alle die Merkmale 
vor, die für den Fabrikbetrieb charakteriſtiſch find und diejenige 
Gefährlichkeit begründen, welche den Geſetzgeber zu der in 
8 2 Haftpfl®. getroffenen Beſtimmung Anlaß geboten haben. 
Die Annahme der Vorinſtanz, daß die Beklagte für den dem 


Kläger durch den Unfall vom 4. November 1904 verurſachten 


Schaden nach Maßgabe des Haftpfl®. (88 3, 7) aufzukommen 
habe, alſo insbeſondere für die Nachteile, die er durch Auf⸗ 
hebung oder Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit oder durch 
Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe erlitten hat und in Zukunft 
erleiden wird, iſt hiernach nicht zu beanſtanden. Die angefochtene 
Entiheibung hat indes nicht im vollen Umfange aufrechterhalten 
werden können. Nach dem erſtinſtanzlichen Tatbeſtande hat der 
Kläger zur Begründung ſeiner Feſtſtellungsklage angeführt: Er 
habe ſich bei dem Unfall vom 4. November 1904 ſchwere 
Brandwunden im Geſicht, an den Händen und namentlich am 
linken Bein zugezogen; infolge dieſer Verletzungen habe er bis 
Mitte April 1905 völlig darniedergelegen und fortgeſetzt die 
heftigſten Schmerzen erdulden müſſen. Nach dieſem Anführen 
erſcheint die Annahme berechtigt, daß der von ihm geſtellte, 
ganz allgemein gehaltene Klagantrag auch auf Feſtſtellung der 
Verpflichtung der Beklagten, ihm eine Entſchädigung für im⸗ 
materiellen Schaden, insbeſondere Schmerzensgeld zu gewähren, 
gerichtet fein ſoll, und das B., das unbeſchränkt nach dem 
Klagantrage erkannt hat, muß dementſprechend dahin verſtanden 
werden, daß auch die Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung 
von Schmerzensgeld feſtgeſtellt werde, zumal auch in den 
Gründen nichts enthalten iſt, was zu einer beſchränkteren Aus⸗ 
legung der Urteilsformel berechtigte. Nun wird aber durch die 
Feſtſtellungen und rechtlichen Erwägungen des BU., nach denen 
allein eine Haftung der Beklagten aus 8 2 Haftpfl®. begründet 
erſcheint, der Anſpruch des Klägers auf Erſatz immateriellen 
Schadens nicht begründet (8 253 BGB.), und auch dann, 
wenn man einen vertraglichen Schadenerſatzanſpruch des Klägers 
anzunehmen hätte, würde dies die Forderung von Schmerzens⸗ 
geld nicht rechtfertigen. Das angefochtene Urteil konnte deshalb 
nur inſoweit aufrechterhalten werden, als darin feſtgeſtellt iſt, 
daß die Beklagte dem Kläger nach Maßgabe des HaftpflG. 
zum Schadenerſatz verpflichtet ſei, und es mußte aufgehoben 
werden, ſoweit es eine darüber hinausgehende Schadenerſatz⸗ 
pflicht der Beklagten ſtatuiert. Es war indes inſoweit nicht 
auf Klagabweiſung zu erkennen; denn der Kläger hat feinen 
Anſpruch zugleich auf eine Haftung der Beklagten aus unerlaubter 
Handlung geſtützt, und wenn eine ſolche aus § 831 BOB. 
oder, dafern etwa der eine oder andere der in Betracht kommenden 
Beamten der Beklagten als deren geſetzlicher Vertreter (8 30 BGB.) 
anzuſehen fein ſollte, eine Haftung aus 8 823 BGB. begründet 
erſchiene, ſo würde der Anſpruch auf Schadenerſatz im Sinne 
von 8 847 BGB. berechtigt fein. Da es hierüber an den 
erforderlichen Feſtſtellungen fehlt, mußte ſonach die Sache, ſoweit 
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es ſich um die Feſtſtellung von Anſprüchen der vorſtehend bes 
zeichneten Art handelt, zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. H. e. W., 
U. v. 4. März 09, 117/08 VI. — Dresden. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz. 

5. 85 32, 37, 55, 59, 65 3VG. in Verb. mit 88 769, 
775 ZPO. Notwendigkeit des Erlaſſes eines Einſtellungs⸗ 
beſchluſſes des Vollſtreckungsrichters; Form desſelben; Zu⸗ 
ſtellung des Beſchluſſes.] 

Die Klägerin iſt ihrer gegneriſcherſeits beſtrittenen Be⸗ 
hauptung nach Eigentümerin einer großen Anzahl von Maſchinen, 
die zu einer Schnur⸗ und Beſatzartikel⸗Fabrik gehörten. Nach⸗ 
dem im Jahre 1906 über das bezeichnete Grundſtück wegen einer 
auf ihm für die Beklagte haftenden Hypothek auf Antrag der 
Beklagten die Zwangs verſteigerung eingeleitet worden war, er⸗ 
wirkte die Klägerin einen Beſchluß des zuſtändigen Prozeßgerichts 
vom 23. Oktober 1906, durch den die einſtweilige Einſtellung 
des Zwangsvollſtreckungs verfahrens, ſoweit es die bezeichneten 
Maſchinen betraf, angeordnet, gleichzeitig auch der Klägerin die 
Erhebung der Widerſpruchsklage binnen beſtimmter Friſt auf⸗ 
gegeben wurde. Dieſen Einſtellungsbeſchluß machte das 
Vollſtreckungsgericht im Verſteigerungstermin mit dem Eröffnen 
bekannt, daß die in dem Beſchluß bezeichneten Gegenſtände von 
der Mitverſteigerung ausgeſchloſſen blieben. Auch wurde zu 
Protokoll eine Vereinbarung der Beteiligten feſtgeſtellt, daß, 
falls die Klägerin mit ihren Eigentumsanſprüchen nicht durch⸗ 
dringen ſollte, die etwa freiwerdenden Gegenſtände nachträglich 
berſteigert werden ſollten. Der Zuſchlag iſt demnächſt „unter 
den geſetzlichen Bedingungen“ der Beklagten erteilt worden. 
Gegen letztere hat die Klägerin die Widerſpruchsklage rechtzeitig 
innerhalb der ihr geſetzten Friſt mit dem Antrage erhoben, die 
Beklagte zur Freigabe der fraglichen Gegenſtände in dem Sinne 
zu verurteilen, daß dadurch die Unzuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in dieſe Gegenſtände ausgeſprochen werde. Die 
Beklagte hat Abweiſung der Klage beantragt, indem ſie, ab⸗ 
geſehen von dem Beſtreiten des klägeriſchen Eigentums an den 
Gegenſtänden weiterhin noch geltend macht, ein ſolches Eigen⸗ 
tum ſei jedenfalls dadurch erloſchen, daß die betreffenden Maſchinen 
infolge ihres Einbringens in das Fabrikgrundſtück Beſtandteile 
des letzteren geworden ſeien. Der erſte Richter hat aus dieſem 
Grunde unter Offenlaſſen der Streitfrage, ob der Klägerin vor⸗ 
her das behauptete Eigentum zugeſtanden habe, die Klage ab⸗ 
gewieſen. Die Berufung der Klägerin iſt zurückgewieſen: NG. 
bob auf und wies die Sache in die Inſtanz zurück. Der 
BerR. hat die Richtigkeit des erſtinſtanzlichen Abweiſungs⸗ 
grundes dahingeſtellt gelaſſen. Er geht davon aus, daß ſelbſt, 
wenn die Beſtandteilseigenſchaft verneint werde, die ſtreitigen 
Maſchinen doch jedenfalls Zubehörſtücke des verſteigerten 
Fabrikgrundſtücks gewesen ſeien und daher ihre Mitverſteigerung 
und ihr Übergang in das Eigentum der Beklagten als der 
Erſteherin des Grundſtücks nur durch eine der Vorſchrift des 
955 Abſ. 2 VE. entſprechende Geltendmachung der klägeriſchen 
Rechte wirſam habe ausgeſchloſſen werden können. Das ſei 
nicht geſchehen. Zunächſt fehle es an einem Einſtellungs⸗ 
beſchluſſe des Vollſtreckungsgerichts, wie ihn 8 37 Ziff. 5 
886. vorſehe; dieſer könne durch einen gleichen Beſchluß des 
Prozeßgerichts nicht erſetzt werden, ſei vielmehr neben 
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letzterem noch erforderlich. Wollte man aber ſelbſt in der 
bloßen Mitteilung des prozeßgerichtlichen Einſtellungsbeſchluſſes 
durch das Vollſtreckungsgericht den Willen des letzteren, ſeiner⸗ 
ſeits ebenfalls das Verfahren einzuſtellen, ſinden, ſo würde ein 
ſolcher Beſchluß doch jedenfalls deshalb der Wirkſamkeit ent⸗ 
behren, weil er nicht gemäß § 32 3G. zugeſtellt fe; 
bloße Bekanntmachung durch Verkündung genüge nicht. 
Endlich ſei auch die protokollierte Vereinbarung in betreff der 
eventuellen Na ch verſteigerung der Maſchinen bedeutungslos. 
Als abweichende Verſteigerungsbedingung könne ſie nicht in 
Frage kommen, da der Zu ſchlag unter den geſetzlichen Ver⸗ 
ſteigerungs bedingungen erteilt ſei. Außerdem würde es ſich 
um eine Abweichung in bezug auf den Gegenſtand der Ver⸗ 
ſteigerung handeln. Abweichungen dieſer Art aber könnten 
wirkſam nur in der Form des § 65 ZUBE. (Anordnung des 
Vollſtreckungsgerichts) getroffen werden; den Vorſchriften des 
5 59 desſelben Geſetzes unterlägen fie nicht. Darnach fei die 
fragliche Vereinbarung nur dahin aufzufaſſen, daß durch ſie 
die Beklagte als betreibende Gläubigerin mit Zuſtimmung der 
übrigen Bieter im voraus für den Fall der Wiederaufhebung 
der prozeßgerichtlichen Einſtellungsanordnung den in 8 31 3. 
vorgeſehenen Antrag auf Fortſetzung des Verfahrens habe ſtellen 
wollen. Ob die Auffaſſung, die der BerR. hinſichtlich der 
Auslegung des 8 59 3G. und des Verhältniſſes dieſer 
Geſetzesvorſchrift zu 8 65 desſelben Geſetzes vertritt, zu billigen 
iſt, kann dahingeſtellt bleiben, da die Entſcheidung des BerR., 
ſoweit es ſich um die Wirkſamkeit der protokollierten Verein⸗ 
barung handelt, jedenfalls im Ergebnis ſich als richtig erweiſt. 
Das Vollſtreckungsgericht hat ausweislich der Formel des 
Zuſchlagsbeſchluſſes das verſteigerte Grundſtück dem Erſteher 
unter den geſetzlichen Verſteigerungsbedingungen zugeſchlagen. 
Iſt dies, wie in erſter Linie unterſtellt werden muß, mit Vor⸗ 
bedacht geſchehen, ſo hat das Gericht dadurch zum Ausdruck 
gebracht, daß es in der fraglichen Vereinbarung nicht eine 
Abänderung der geſetzlichen Verſteigerungsbedingungen erblicke. 
Dieſer Entſcheidung konnte, wenn ſie unrichtig war, ebenſo 
wie einer etwaigen Entſcheidung, bei der das Vollſtreckungs⸗ 
gericht die Vereinbarung verſehentlich unberückſichtigt gelaſſen 
hatte, nur in der Weiſe entgegengetreten werden, daß gegen 
den Zuſchlagsbeſchluß rechtzeitig Beſchwerde, 88 96 ff. G., 
eingelegt wurde. Beim Unterlaſſen der Anfechtung ging die 
Entſcheidung in Rechtskraft über und war ſie insbeſondere in 
einem ſpäteren Rechtsſtreit, in dem auf jene Vereinbarung ein 
Anſpruch geſtützt wurde, für die Parteien und für das Gericht 
bindend, (vgl. RG. 67 S. 382, 383). Auch von den im 
übrigen erhobenen Revifionsangriffen konnte derjenige, auf den 
der Vertreter der Reviſionsklägerin nach den mündlichen Aus⸗ 
führungen im Verhandlungstermin das Hauptgewicht legte, als 
begründet nicht anerkannt werden. Nach der Meinung der 
Reviſion iſt die Annahme des BerR., es habe zu einer im 
Sinne der 88 37 Ziff. 5, 55 Abſ. 2 8G. wirkſamen Ver⸗ 
fahrenseinſtellung eines beſonderen Einſtellungsbeſchluſſes des 
Vollſtreckungsgerichts bedurft, deshalb rechtsirrig, weil, 
wie ſich namentlich aus 8 31 Abſ. 2 8G. ergebe, das Geſetz 
die prozeßgerichtliche Anordnung der Einſtellung und die Ein⸗ 
ſtellung durch das Vollſtreckungsgericht als zwei nebeneinander 
gleichberechtigte Einſtellungsarten behandelt und jeder von ihnen 
92 .* 
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dieſelbe Wirkſamkeit für das Verfahren zuſchreibe. Außerdem 
ſpreche gegen die Anſicht des Bert. 8 775 ZPO., der gleicher⸗ 
maßen auf den Gerichtsvollzieher und auf den Verſteigerungs⸗ 
richter Anwendung finde. Wie darnach der Gerichtsvollzieher, 
wenn das Prozeßgericht die Einſtellung angeordnet habe, keine 
beſondere Verfügung erlaſſe, ſondern einfach ſein Verhalten der 
Anordnung gemäß einrichte, ſo müſſe dasſelbe von dem Ver⸗ 
ſteigerungsrichter gelten; das Verlangen, daß letzterer noch 


einen mit der prozeßgerichtlichen Anordnung gleichlautenden 


ſelbſtändigen Beſchluß zu erlaſſen habe, würde auf eine leere 
Formalität hinauslaufen. Von dieſen Ausführungen iſt ſoviel 
richtig, daß nach dem Verhältnis, in dem das 3G. zur 
ZPO. fleht, die allgemeinen Beſtimmungen über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung (Buch 8 Abſchn. 1 380.) allerdings auch für 
die Zwangsvollſtreckung in unbewegliche Sachen gelten, da das 
3G. fo geleſen werden muß, als wenn es in der ZPO. 
ſtümde, (vgl. Mot. zum Entw. des ZVG. erſter Leſung S. 72. 
Denkſchr. zum Bundesrats⸗Entw. S. 34). Auch können, wie 
der Reviſion zuzugeben iſt, die Umſtände des Falles ſo liegen, 
daß ſowohl Gerichtsvollzieher wie Vollſtreckungsrichter, wenn 
ihnen die Anordnung des Prozeßgerichts zu Geſicht kommt, zum 
Zwecke deren Befolgung nicht pofitiv zu handeln brauchen, ſondern 
die Anordnung ſchon durch einfaches Liegenlaſſen der Sache aus⸗ 
zuführen vermögen, ſo z. B. in den Fällen, in denen das Zwangs⸗ 
vollſtreckungsberfahren beim Gerichtsvollzieher durch Vornahme 
von Pfändungen, beim Vollſtreckungsrichter durch Erlaß des die 
„Zwangsverſteigerung anordnenden Beſchluſſes und durch Erſuchen 
des Grundhuchamts um Eintragung des Verſteigerungsvermerks 
begonnen hat, der Verſteigerungstermin jedoch noch nicht an⸗ 
beraumt iſt. Anders aber, wenn der Termin bereits anſteht, 
oder gar ſeine Abhaltung bereits begonnen hat. Alsdann kann 
keine Rede davon ſein, daß die prozeßgerichtliche Anordnung 
etwa über den Kopf des Gerichtsvollziehers oder Vollſtreckungs⸗ 
richters hinweg das Zwangsvollſtreckungsverfahren unmittelbar 
zum Stillſtand bringt. Vielmehr muß in einem ſolchen Falle 
das amtliche Vollſtreckungsorgan eine auf die Ausführung der 
Anordnung gerichtete beſondere Willenstätigkeit entfalten. Das 
geſchieht beim Gerichtsvollzieher formlos; eine techniſche Be⸗ 
zeichnung für ſeine bezügliche Willensäußerung kennt die Geſetzes⸗ 
ſprache nicht. Hinſichtlich des Vollſtreckungsrichters kommen die 
allgemeinen Grundſätze über die Form richterlicher Willens⸗ 
tätigkeit zur Anwendung und darnach iſt es die Beſchluß form, 
in der er ſeinen Willen, die Anordnung des Prozeßgerichts zu 
befolgen, erklärt. Mit Recht iſt daher der BerR. für den vor⸗ 
liegenden Fall davon ausgegangen, daß die vom Prozeßgericht 
gemäß 8 769 getroffene Maßregel den Erlaß eines Einſtellungs⸗ 
beſchluſſes durch den Vollſtreckungsrichter nicht entbehrlich machte. 
Dagegen iſt es, wie die Reviſion zutreffend geltend macht, 
rechtsirrig, wenn der BerR. weiterhin in Abrede ſtellt, daß der 
Vollſtreckungsrichter in bezug auf die von der Klägerin mit 
ihrer Widerſpruchsklage in Anſpruch genommenen Maſchinen 
einen den Vorausſetzungen der 88 37 Ziff. 5, 55 Abſ. 2 8G. 
entſprechenden Einſtellungsbeſchluß erlaſſen habe. Beſondere 
Vorſchriften darüber, in welcher Form die gerichtlichen Beſchlüſſe 
zu ergehen haben, enthält weder die ZPO., noch, ſoweit die 
vollſtreckungsrichterliche Tätigkeit bei der Zwangs vollſtreckung in 
unbewegliche Sachen in Frage kommt, das 38G. Es genügt 
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daher jede Eiklärung, die den Willen, eine beſtimmte Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen, unzweideutig ergibt. Erforderlich iſt nur, 
daß überhaupt eine Erklärung abgegeben wird; bloße kon⸗ 
kludente Handlungen des Richters, die vielleicht den Schluß 
rechtfertigen, daß die Abſicht, eine beſtimmte Entſcheidung zu 
treffen, beſtanden hat, können den fehlenden Gerichtsbeſchluß 
nicht erſetzen (vgl. RG. 64, 44). Letzterer Fall liegt indeſſen 
gegenwärtig unzweifelhaft nicht vor. Denn das Verſteigerungs⸗ 
protokoll ergibt die ausdrückliche Willensäußerung des Voll⸗ 
ſtreckungsrichters, daß die ſtreitigen Maſchinen nicht mitverfteigert 
werden ſollten. Unrichtig iſt auch die fernere Annahme des 
Ber R., daß der Einſtellungsbeſchluß nur durch Zuſtellung, nicht 
ſchon durch Verkündung wirkſam werden konnte. Nach dem 
oben bereits erwähnten Verhältnis zwiſchen ZPE®. und 38D. 
gilt 8 329 Abſ. 2 ZPO. auch für das Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren. Darnach in Verbindung mit dem dort angezogenen 
8 312 Abſ. 2 ZPO. würde die Befugnis eines Beteiligten, 
von einem verkündeten Einſtellungsbeſchluß des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts Gebrauch zu machen, nur dann von der vorgängigen 
Zuſtellung des Beſchluſſes abhängen, wenn das Geſetz aus⸗ 
drücklich ein anderes beſtimmte. Eine ſolche abweichende Be- 
ſtimmung enthält aber 8 32 3G. nicht. Er ſchreibt vielmehr, 
ähnlich wie 8 88 ebenda, nur vor, daß der Beſchluß in jedem 
Falle, alſo auch dann, wenn die Notwendigkeit ſeiner Zu⸗ 
ſtellung ſich nicht ſchon aus 8 329 Abſ. 3 ZPO. ergibt, zuzuſtellen 
iſt, und dieſe beſondere Vorſchrift iſt inſofern von Bedeutung, 
als der Lauf der Beſchwerdefriſt erſt mit der Zuſtellung be⸗ 
ginnt. § 577 Abſ. 2 ZPO. (ogl. Jäckel, Kommentar, Anm. 
zu 8 32 3G). Dagegen findet fi ein Satz des Inhalts, 
daß die Bekanntmachung eines Einſtellungsbeſchluſſes des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts nur durch Zuſtellung, nicht auch durch Ver⸗ 
kündung erfolgen dürfe, nirgends im Geſetze ausgesprochen und 
auch die Motive zum erſten Entwurf, der inſoweit in den 
ſpäteren Geſetzgebungsſtadien keine Abänderung erfahren hat, 
nehmen ausdrücklich das Gegenteil an (S. 224). In Frage 
könnte ſchließlich noch kommen, ob nicht der Umſtand der An⸗ 
nahme einer im Sinne der 88 37 Ziff. 5, 55 Abi. 2 3G. 
rechtsgültigen Verfahrenseinſtellung entgegenſteht, daß der Zus 
ſchlagsbeſchluß den Zuſchlag ſchlechthin unter den geſetzlichen 
Verſteigerungsbedingungen erteilt hat, alſo keinen Ausſpruch 
darüber enthält, daß die ſtreitigen Maſchinen nicht mitzugeſchlagen 
ſein ſollten. Auch hieraus läßt ſich indeſſen ein Bedenken nicht 
entnehmen. (Wird ausgeführt.) L. c. F., U. v. 13. März 09, 
216/08 V. — Dresden. 

Poſtnovelle vom 20. Dezember 1899. 

6. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges wegen Abwehr der 
poſtbehördlichen Maßnahmen auf Grund des Art. 3 1. c.] 

Die Oberpoſtdirektion Berlin hat der Klägerin — der 
Berliner Packetfahrtgeſellſchaft St. & Co. — durch ſchriftliche 
Verfügung vom 25. Dezember 1906 eröffnet, daß ſie die von 
der Klägerin betriebene Beförderung von unverſchloſſenen Briefen, 
Karten, Druckſachen und Warenproben unter Begleitung einer 
in der Hand des Boten verbleibenden Empfängerliſte für eine 
Verletzung des Art. 3 des Geſetzes, betreffend einige Anderungen 
von Beſtimmungen über das Poſtweſen, vom 20. Dezember 1899, 
erachte und deshalb die Klägerin auffordere, dieſe Beförderung 
„zur Vermeidung der Strafverfolgung alsbald einzuftellen”. 
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Die Klägerin hat beantragt, feſtzuſtellen, daß dieſes Verbot 
unbegründet, nämlich die bezeichnete Beförderungsart nicht un⸗ 
zuläſſig ſei, und den Beklagten zur Duldung und Nichtſtörung 
dieſes Betriebs und zum Schadenserſatz für die begangenen 
Störungen zu verurteilen. Die Klage iſt, abgeſehen von Aus⸗ 
führungen zu Art. 3 Poft®. vom 20. Dezember 1899, dahin 
begründet: die Klägerin habe ein wirtſchaftliches und ſtraf⸗ 
rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung; die Oberpoſtdirektion 
habe Kunden der Klägerin und andere Privatbetriebe polizeilich 
ermittelt, auf die Unzuläſſigkeit dieſer Beförderungsart bins 


gewieſen und dadurch ſowie durch vielfach von ihr eingeleitete 


Strafverfahren von Benutzung dieſer klägeriſchen Einrichtung 
abgehalten; dadurch ſei das der Klägerin durch die GewO. 
gewährleiſtete Recht, ihren Gewerbebetrieb frei auszuüben, be⸗ 
einträchtigt und geſchädigt. Wegen Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges iſt die Klage abgewieſen und die Berufung der Klägerin 
zurückgewieſen. Auch die Reviſion muß erfolglos bleiben. Die 
Klage gründet ſich auf den „freien Gewerbebetrieb“ der Klägerin. 
Schon dies iſt ein Rechtsirrtum. Die GewO. geſtattet in S 1 
jedermann den Betrieb eines Gewerbes nur, „ſoweit nicht durch 
dieſes Geſetz Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben 
oder zugelaſſen find”; und fie beſtimmt in § 5, daß „in den 
Beſchränkungen des Betriebs einzelner Gewerbe, welche auf den 
Zoll-, Steuers und Poſtgeſetzen beruhen, durch das gegenwärtige 
Geſetz nichts geändert wird“. Art. 3 Poſt GG. vom 20. Dezember 
1899 ſtellt eine ſolche poſtgeſetzliche Gewerbebetriebsbeſchränkung 
dar. Zuwiderhandlungen gegen dieſes PoſtG. find als Vers 
gehen mit Strafe bedroht. Ob die ſtrittige Beförderungsart 
den Tatbeſtand eines Vergehens gegen Art. 3 erfüllt, iſt alſo 
vom Strafrichter und zwar mangels einer andern zuſtändigen 
Behörde und eines andern Verfahrens nur vom Strafrichter 
zu entſcheiden. Das von der Klägerin geltend gemachte ſtraf⸗ 
rechtliche Intereſſe beſteht demnach darin, daß ſie die öffentlich⸗ 
rechtliche Frage der Freiheit der ſtreitigen Beförderungsart ſtatt 
durch den Strafrichter durch den Zivilrichter entſchieden wiſſen 
will, vgl. RG. 39, 303, und zwar nicht etwa als Vorfrage, 
RG. 37, 334; 41, 272; 67, 293, ſondern als eigentlichen 
Inhalt und Kern ihres Feſtſtellungsanſpruchs. Und die Klägerin 
macht den Klagegrund ihres freien Gewerbebetriebs auf, indem 
ſie die eben beſtrittene, von ihr ſelbſt gerade erſt zur Entſcheidung 
auf Grund des Art. 3 verſtellte Freiheit dieſer Beförderungsart 
als vorhanden vorwegnimmt und unterſtellt. In Wahrheit liegt 
der Klage ein zivilrechtlicher Rechtstitel, RG. 41, 272, nicht 
zugrunde. Ebenſowenig berührt das Vorgehen der Ober⸗ 
poſtdirektion, gegen welches ſich die Klage richtet, das privat⸗ 
rechtliche Gebiet. Weder das privatrechtliche Gebiet der Klägerin, 
inſofern die Oberpoſtdirektion dieſe Beförderungsart gerade als 
unzuläffig und ſtrafbar, alſo als durch öffentlich⸗rechtliche Norm 
dem Privatrecht entzogen hindern will, RG. 31, 287/288; 
39, 303/304; 44, 226; 55, 246; 57, 352, noch das privat⸗ 
rechtliche Gebiet des Poſtbetriebs, inſofern eine Poſtbetriebs⸗ 
handlung offenſichtlich nicht vorliegt. Die Maßnahme der 
Oberpoſtdirektion bezweckt, wie der BerR. zutreffend bemerkt, 
lediglich die Durchführung des Art. 3 Poſt G. vom 20. Des 
zember 1899. Und die Befugnis zu dieſer Maßnahme folgt 
unmittelbar aus Art. 4 Ziff. 10, 48, 50 der Reichsverfaſſung, 
wonach das Poſtweſen der Beaufſichtigung, Verwaltung und 
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Leitung des Reiches unterſteht. Die Klägerin beſtreitet nicht, 
daß die Oberpoſtdirektion befugt iſt, Vergehen gegen Art. 3 bei 
der zuſtändigen Staatsanwaltſchaft zur Strafanzeige zu bringen. 
Dieſe Befugnis und die entſprechende Pflicht verſteht ſich auch 
von ſelbſt. Trotzdem will die Klägerin ein Schadenserſatzrecht 
darauf gründen, daß die Oberpoſtdirektion Kunden und andere 
Privatanſtalten polizeilich ermittelt und auf die Unzuläſſigkeit 
dieſer Beförderungsart hingewieſen, und daß ſie vielfache Straf⸗ 
verfahren eingeleitet habe. Die Kunden der Klägerin kamen 
als Teilnehmer an einer ſtrafbaren Zuwiderhandlung gegen 
Art. 3 in Betracht, RGSt. 35, 298; 36, 153; fie und andere 
Kontravenienten gegen Art. 3 zu ermitteln und zur Strafe 
zu bringen, war Recht und Pflicht der Oberpoſtdirektion, welche 
inſoweit lediglich das ſtaatliche Hoheitsrecht des Reiches auf 
Beaufſichtigung, Verwaltung und Leitung des Poſtweſens aus⸗ 
übte. Und zwar gegen die Klägerin in ſchonender Weiſe ausübte, 
indem ſie derſelben vorerſt die amtliche Auffaſſung von der 


Anwendbarkeit des Art. 3 auf die ſtrittige Beförderungsart 


mitteilte und die Einſtellung dieſes Betriebs zur Vermeidung 
der Strafverfolgung anheimgab. Dieſe Verfügung iſt nicht eine 
nur gelegentlich der Ausübung des ſtaatlichen Hoheitsrechtes 
getroffene, aus dem Rahmen dieſes Hoheitsrechts heraustretende 
Anordnung, ſondern ſie erſchöpft ſich recht eigentlich in dem 
Zwecke der Durchführung des Hoheitsrechtes: ſie hat nichts 
gemein mit den in RG. 31, 288; 44, 227 behandelten Fällen 
(nicht konzeſſionierte Eiſenbahnbauten einer im übrigen kon⸗ 
zeſſionierten Eiſenbahn; ſchädliche Einwirkungen einer Artillerie⸗ 
werkſtätte auf Nachbargrundſtücke, welche bei vollem Betriebe 
vermeidbar ſind). Die Klage iſt weder nach dem angeblichen 
klägeriſchen Recht, welches fie ſchützen will, noch nach der poſt⸗ 
behördlichen Maßnahme, welche ſie abwehren will, eine bürger⸗ 
liche Rechtsſtreitigkeit im Sinne des 8 13 GVG. Es bedarf 
daher eines Eingehens auf die vom BerR. weiter angezogenen 
preußiſchen Geſetzesbeſtimmungen (88 35 und 36 der Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 und Staatsminiſterialbeſchluß vom 


16. November 1831) nicht mehr. Die Sachlage wird auch 
nicht dadurch geändert, daß die Klägerin Schadenserſatz fordert. 


Die immer wiederkehrenden Verſuche, öffentlich⸗ rechtliche, dem 
ordentlichen Rechtsweg entzogene Anſprüche dennoch, als wenn 
ſie nur Vorfragen für einen anderweiten privatrechtlichen An⸗ 
ſpruch wären, vor den Zivilrichter zu bringen, ſei es durch Auf⸗ 
machung einer Schadenserſatzforderung, ſei es durch Anſtellung 
einer Kondiktion, find vom RG. von jeher zurückgewieſen, 
NG. 25, 306; 27, 179; 28, 15; 32, 347; 60, 353; 62, 196; 
67, 403. Wie in dem Falle Bd. 62 S. 196 das Enteignungs⸗ 


recht, wird vorliegend das Recht des Art. 3 der Poſtnovelle 


vom 20. Dezember 1899 nicht erſt durch Einrede in den Prozeß 


eingeführt, ſondern wie dort die Aberkennung des Enteignungs⸗ 


rechts, ſo bildet hier die Feſtſtellung der Zuläſſigkeit der ſtrittigen 
Beförderungsart nach Art. 3 den unmittelbaren Gegenſtand der 
Klage. B. P. St. c. R.⸗P.⸗F., U. v. 13. März 09, 237/08 III. 
— Berlin. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 

7. 5 135 Gewu G. Vorausſetzungen dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung.] 

Der Kläger, der auf Privatdienſtvertrag von der Eiſen⸗ 


bahnverwaltung angeftellt war, ift am 23. Februar 1906 auf 
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dem Bahnhof Stralau⸗Rummelsburg bei der ihm aufgetragenen 
Aberwachung des von der Nebenintervenientin ausgeführten 
Baues einer Bahnſteighalle dadurch verunglückt, daß eine hölzerne 
Steife, die zur Stütze des Kragarms einer Hallenſäule diente, 
umfiel und ihn am Kopfe traf. Er trug eine Gehirnerſchütterung 
und ein ſchweres Nervenleiden davon. Durch Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid der Eiſenbahndirektion Berlin vom 30. November 1906 
iſt ihm nach Maßgabe des Gew BG. die Vollrente im Belaufe 
von 1319,11 4 gewährt worden. Mit der Behauptung, daß 
die Steife infolge der Erſchütterung durch einen vorbeifahrenden 
Zug umgefallen, er alſo beim Betriebe der Eiſenbahn verletzt 
worden fei, hat Kläger den Beklagten aus S 1 Haftpfl G. auf 
Zahlung einer Jahresrente von 1616,89 & zum Erſatz ſeines 
Mindereinkommens verklagt. Das LGG. hat den Beklagten 
verurteilt, dem Kläger die geforderte Rente bis zum vollendeten 
65. Lebensjahre zu zahlen. Das KG. hat die Klage auf 
Grund des 8 135 Gew VG. abgewieſen. Reviſion iſt zurück⸗ 
gewieſen: Nach 8 185 Abſ. I Gew VG. können die nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen Anſpruch auf 
Erſatz des infolge eines Unfalls erlittenen Schadens gegen den 
Betriebsunternehmer nur dann erheben, wenn durch ſtrafrecht⸗ 
liches Urteil feſtgeſtellt worden iſt, daß der in Anſpruch Ge⸗ 
nommene den Unfall vorſätzlich herbeigeführt hat. Abſ. III 
ſchreibt vor, daß für das über einen ſolchen Anſpruch erkennende 
ordentliche Gericht die Entſcheidung bindend iſt, die in dem 
durch dieſes Geſetz geordneten Verfahren über die Frage ergeht, 
ob ein Unfall vorliegt, für den aus der Unfallverficherung 
Entſchädigung zu leiſten iſt, und in welchem Umfang Ent⸗ 
ſchädigung zu gewähren iſt. Durch den Feſtſtellungs beſcheid 
der Eiſenbahndirektion zu Berlin — der Aus führungsbehörde, 
die gemäß 8 128 Gew. die Befugniſſe und Obliegenheiten 
der Berufsgenoſſenſchaft wahrzunehmen hatte — iſt dem Kläger 
auf Grund des Gew VG. die Vollrente bewilligt worden. Der 
Beſcheid iſt vom Kläger nicht angefochten worden und in Rechtskraft 
erwachſen. In der Vorinſtanz hat der Kläger behauptet, daß 
er kein Betriebsbeamter, ſondern ein Bureaubeamter mit einem 
3000 & überſteigenden Jahresarbeitsverdienſt und deshalb nach 
8 1 Abf. I ebenda nicht verſicherungspflichtig geweſen ſei. Mit 
Recht hat ſich das BG. durch die in dem Feſtſtellungsverfahren 
ergangene Entſcheidung für gebunden erachtet und die Klage 
abgewieſen, weil es an der Vorausſetzung des 5 185 Abſ. I 
fehle, daß der Betriebsunternehmer den Unfall vorſätzlich herbei⸗ 
geführt habe. Die Reviſion iſt der Meinung, daß juriſtiſche 
Perſonen unter § 135 nicht fallen, weil ſie nicht deliktsfähig 
ſeien, eine Feſtſtellung durch Strafurteil gegen ſie alſo nicht 
erfolgen könne. Hier greife vielmehr 8 139 ein, wonach die 
Anſprüche aus § 135 auch ohne ſtrafgerichtliche Feſtſtellung 
geltend gemacht werden könnten, falls dieſe Feſtſtellung wegen 
des Todes, der Abweſenheit des Betreffenden oder aus einem 
andern in ſeiner Perſon liegenden Grunde nicht erfolgen könne. 
Letzterer Fall ſei hier gegeben. Die Auffaſſung der Reviſion 
geht in jeder Richtung fehl. Zunächſt mangelt es hier an dem 
Erfordernis des 8 135 Abſ. I, daß der Unfall vorſätzlich 
herbeigeführt worden ſei. Der Kläger felbft ſtützt fein Begehren 
nur auf § 1 Haftpfiß. Auch S 139 ſetzt, wenn es ſich um 
einen Anſpruch aus § 135 handelt, ſelbſtwerſtändlich voraus, 
daß der Unfall vorſätzlich herbeigeführt worden iſt. Er gewährt 
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nur Abhilfe für den einzelnen Fall, daß aus einem in der 
Perſon des Urhebers des Unfalls liegenden Grund die 
Feſtſtellung der vorſätzlichen Unfallsverurſachung nicht durch 
ſtrafgerichtliches Urteil ſtattfinden kann (Motive S. 82). Ein 
Strafurteil kann nur gegen eine natürliche Perſon, einen 
Menſchen, nicht gegen ein Rechtsgebilde wie die juriftiiche 
Perſon ergehen. Bei dieſer iſt alſo die Feſtſtellung durch 
ſtrafgerichtliches Urteil vermöge ihrer rechtlichen Natur aus: 
geſchloſſen, aber nicht aus beſonderen Umſtänden, wie fie $ 139 
im Auge hat, die nur bei einem Menſchen eintreten können 
und in der Perſon des „betreffenden“ einzelnen Menſchen 
liegen. Den Schluß, daß, weil 8 135 auf Betriebsunternehmer, 
die juriſtiſche Perſonen ſind, wegen der Unmöglichkeit der dort 
vorgeſehenen ſtrafgerichtlichen Feſtſtellung keine Anwendung 
leide, alle Schadenserſatzanſprͤche der verſicherten Arbeiter 
gegen ſolche Unternehmer ſchlechthin zuläſſig ſeien, hat die 
Reviſion wohl nicht ziehen wollen. Er wäre auch als mit dem 
Ziel der ganzen Unfallverſicherungsgeſetzgebung unvereinbar, 
durchaus rechtsirrig. Die Frage, ob nicht die juriſtiſche Perſon 
als Betriebsunternehmerin gemäß § 135 haftet, wenn durch 
ſtrafgerichtliches Urteil feftgeftellt iſt, daß ihr verfaſſungsmäßiger 
Vertreter in Ausführung der ihm zuſtehenden Verrichtung einen 
Unfall vorſätzlich herbeigeführt hat, kann hier unerörtert bleiben. 
Die Reviſion macht weiter geltend, daß der Kläger nicht zu 
den nach Maßgabe des Gew VG. verſicherten Perſonen gehört 
habe. Bei dem Rentenfeſtſtellungsverfahren ſolle für den Prozeß⸗ 
richter bindend nur entſchieden werden, ob und inwieweit ein 
Unfall nach ſeinen objektiven Merkmalen als entſchädigungs⸗ 
pflichtig anzuſehen ſei. Der richterlichen Nachprüfung unter⸗ 
liege jedoch, ob die Vorausſetzung für die Anwendung des 
8 135 gegeben ſei, nämlich, ob es ſich überhaupt um eine 
verſicherungspflichtige Perſon handle. Der Kläger habe aller⸗ 
dings die ihm gewährte Rente angenommen, weil er in großer 
Not geweſen ſei. Wegen dieſer Aufnötigung einer Wohltat 
könne ſich der Beklagte jedoch nicht ſeiner weitergehenden Erſatz⸗ 
pflicht entziehen. Auch dieſer Angriff kann keinen Erfolg haben. 
Wie der erkennende Senat in dem Urteil vom 23. Januar 1905 
Rep. VI 137/04 (RG. 60, 36) an der Hand der Entſtehungs⸗ 
geſchichte und des geſetzgeberiſchen Zweckes des § 135 Abſ. III 
dargelegt hat, wohnt dieſer Beſtimmung eine über ihren Wort⸗ 
laut hinausgehende Bedeutung inne. Sie bezieht ſich nicht nur 
auf die ſeltenen Anſprüche wegen ſtrafgerichtlich feſtgeſtellter 
vorſätzlicher Schadenszufügung, ſondern auf alle Schadens⸗ 
erſatzanſprüche des verſicherten Verletzten (und ſeiner Hinter⸗ 
bliebenen) gegen den Betriebsunternehmer und deſſen Betriebs⸗ 
beamten. An dieſer Entſcheidung wird feſtgehalten. In dem 
Falle, der ihr zugrunde lag, hatte das Reichsverficherungsamt 
erkannt, daß kein Betriebsunfall vorliege, und es iſt aus⸗ 
geſprochen worden, daß das Prozeßgericht an dieſe Feſtſtellung 
gebunden ſei. Nun iſt nach 8 135 Abſ. III das Gericht an 
die Vorentſcheidung gebunden, ob ein Unfall vorliegt, für den 
aus der Unfallverſicherung Entſchädigung zu leiſten 
iſt. Entſchädigung aus der Unfallverſicherung iſt nur an die 
in 8 1 Gef. aufgeführten Perſonen zu leiſten. Die Ent 
ſcheidung der Verſicherungsinſtanz und die Bindung umfaſſen 
alſo notwendig die Frage, ob der durch einen Betriebsunfall 
Verletzte zu dieſen d. i. zu den verſicherungspflichtigen und ver⸗ 
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ſicherten Perſonen gehört. Auch bei dem Streit, ob ein Ver⸗ 
letzter verſicherungspflichtig und verſichert war, würde das, was 
die Vorſchrift des § 135 Abſ. III hintanhalten will, eintreten: 
daß bei einer verſchiedenen Beurteilung durch die Gerichte einer⸗ 
ſeis, die Verſicherungsinſtanzen andererſeits der Verletzte 
ungerechtfertigterweiſe keine oder die doppelte Entſchädigung 
erhielte. Der III. ZS. des RG. hat zwar in dem in RG. 66, 42 
abgedruckten Urteil einen verletzten jugendlichen Arbeiter als 
verſichert angeſehen und ihm deshalb den Entſchädigungsanſpruch 
gegen den Betriebsunternehmer abgeſprochen, obwohl die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft, weil der Verletzte wider ein geſetzliches Ver⸗ 
bot in dem Betrieb beſchäftigt geweſen ſei, eine Entſchädigung 
rechtskräftig abgelehnt hatte. Aus dem Urteil kann indes, da 
es mit keinem Wort den § 135 Abſ. III erwähnt, keine Ab» 
weichung von der in dem obenerwähnten Urteil dargelegten 
Anſicht des erkennenden Senats entnommen werden. Die als 
Berufsgenoſſenſchaft handelnde Eiſenbahndirektion hat endlich 
mit der Feſtſtellung der Rente dem Kläger keine Wohltat auf⸗ 
genötigt und ihm dadurch, wie die Reviſion glaubt, die gericht⸗ 
liche Verfolgung ſeines Erſatzanſpruchs verſchloſſen, ſondern nur 
eine geſetzliche Pflicht erfüllt. Dem Kläger war es, wenn er 
ſich nicht für verſicherungspflichtig gehalten hat, unbenommen, 
während des Feſtſtellungsverfahrens und zuletzt gegenüber dem 
Feſtſtellungsbeſcheid ſeinen Standpunkt geltend zu machen und 
mit den zuläſſigen Außerungen und Rechtsmitteln (88 70, 75, 
80 Geſ.) zu verfechten. Dies hat er nicht getan, und in dem 
gegenwärtigen Verfahren kann er, wie gezeigt, mit jenem Ein⸗ 
wand nicht mehr gehört werden. K. c. P. E.⸗F. und B. u. Cie., 
U. v. 11. März 09, 360/08 VI. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 2. Juli 1900. 

8. 58 5, 15 Fürſorgeerziehungsgeſetz. Pflicht des Orts⸗ 
armenverbandes zur Tragung der Koſten für die vorläufige 
Unterbringung Minderjähriger. 

Der Kläger — Ortsarmenverband Poſen — beantragte, 
den Beklagten — Provinzialverband Poſen — zur Zahlung von 
2857,66 & nebſt Zinſen zu verurteilen. Er beanſprucht dieſe 
Summe in Höhe von 2551 & als den Betrag der in verſchiedenen 
Fällen vorläufiger Unterbringung Minderjähriger in Gemäß⸗ 
heit des preußiſchen Fürſorgeerziehungsgeſetzes vom 2. Juli 1900 
von ihm der Polizeiverwaltung erſtatteter, von der letzteren 
vorſchußweiſe geleifteter Aufwendungen für die Überführung und 
erſte Einkleidung der Untergebrachten. In allen Fällen ſoll, wie 
der Kläger vorträgt, die Uberweiſung zur Fürſorgeerziehung der 
vorläufigen Unterbringung gefolgt ſein. Der Kläger iſt der 
Anfiht, daß die vorbezeichneten Koſten der Überführung und 
erſten Ausſtattung durch den 8 5 des Geſetzes vom 2. Juli 1900 
der Beklagten zur Laſt gelegt ſeien. — In Höhe von 306,66 4 
wird der eingeklagte Betrag verlangt, weil in verſchiedenen 
Fällen vom Beklagten der Fürſorgeerziehung überwieſene Minder⸗ 
lährige außerhalb der Provinz Poſen untergebracht worden 
ſeien und dadurch ein Mehr an Koſten der Überführung ent⸗ 
ſtanden ſei, als wenn die Unterbringung innerhalb der Provinz 
erfolgt wäre. Der Kläger iſt der Rechtsanſicht, daß zur 
Tragung dieſer Mehrkoſten nach 8 14 des Fürſorgeerziehungs⸗ 
geſetzes der Beklagte verpflichtet ſei. Die Klage wurde in allen 
drei Inſtanzen abgewieſen: I. Der $ 5 des preußiſchen Für⸗ 
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ſorgeerziehungsgeſetzes vom 2. Juli 1900 beſtimmt: „Bei Gefahr 
im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht eine vorläufige 
Unterbringung des Minderjährigen anordnen. Die Polizei⸗ 
behörde des Aufenthaltsorts hat in dieſem Falle für die Unter⸗ 
bringung des Minderjährigen in einer Anſtalt oder in einer 
geeigneten Familie zu ſorgen. Die durch die vorläufige Unter⸗ 
bringung erwachſenden Koſten fallen, ſofern die Überweifung zur 
Fürſorgeerziehung demnächſt endgültig angeordnet wird, dem ver⸗ 
pflichteten Kommunalverbande (8 14), anderenfalls demjenigen 
zur Laſt, welcher die Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung zu 
tragen hat. Die Polizeibehörde hat in allen Fällen die durch 
die vorläufige Unterbringung entſtehenden Koſten vorzuſchießen. 
In den in Bezug genommenen S 14 werden im allgemeinen 
die Provinzial verbände für verpflichtet erklärt, die Unter⸗ 
bringung der zur Fürſorgeerziehung überwieſenen Minderjährigen 
in einer den Vorſchriften des Geſetzes entſprechenden Weiſe zu 
bewirken, alſo auch — vorbehaltlich näherer Regelung — die 
Koſten dafür aufzubringen (RG. 61, 381). 5 15 des Geſetzes 
beſtimmt ſodann: „Die Koſten, welche durch die Überführung 
des Zöglings in eine Familie oder Anſtalt, durch die dabei 
nötige reglementsmäßige erſte Ausſtattung, durch die Beerdigung 
des während der Fürſorgeerziehung verſtorbenen und durch die 
Rückreiſe des aus der Fürſorgeerziehung entlaſſenen Zöglings 
entſtehen, fallen dem Ortsarmenverband, in welchem er ſeinen 
Unterſtützungswohnſitz ha, zur Laſt. Iſt ein ſolcher Orts⸗ 
armenverband nicht vorhanden, ſo fallen dieſe Koſten dem ver⸗ 
pflichteten Kommunalverbande (8 14 Abſ. 2) zur Laſt. Die 
übrigen Koſten des Unterhalts und der Erziehung ſowie der 
Fürſorge für entlaſſene Zöglinge tragen in allen Fällen die 
Kommunalverbände. Die Kommunalverbände erhalten zu den 
nach Abſ. 1 von ihnen zu tragenden Koſten aus der Staats- 
kaſſe einen Zuſchuß in Höhe von zwei Dritteln dieſer Koſten. 
Der Betrag des Zuſchuſſes wird jährlich auf Liquidation der 
im Vorjahr aufgewendeten Koſten oder im Einverſtändniſſe mit 
den einzelnen Kommunalverbänden periodiſch als Bauſchſumme 
von dem Miniſter des Innern feſtgeſetzt.“ TStreitig iſt unter 
den Parteien, ob die Vorſchrift des 8 15 Abf. 1, die die Koſten 
der Überführung des Zöglings in eine Familie oder Anſtalt, 
der dabei nötigen erſten Ausſtattung uſw. dem Ortsarmen⸗ 
verbande, in dem er ſeinen Unterſtützungswohnſitz hat, zur Laſt 
legt, auch für den Fall einer vorläufigen Unterbringung des 
Minderjährigen gilt, welcher ſich die endgültige Überweiſung 
zur Fürſorgeerziehung anſchließt. Ginge in der äußerlichen 
Anordnung des Geſetzes der 8 5 unmittelbar dem § 14 vor⸗ 
aus, ſo könnte die Bejahung dieſer Frage keinem Zweifel unter⸗ 
liegen. Denn, daß die Sonderbeſtimmung im 8 15 Abſ. 1 
Satz 1 dann ebenſo auf den dem § 14 vorausgehenden 
Paragraphen, wie auf den 8 14 ſelbſt zu beziehen wäre, ergibt 
ſich aus anerkannten Regeln der Geſetzestechnik. Hieran ändert 
ſich aber auch nichts dadurch, daß der $ 5 nicht unmittelbar 
vor dem § 14, ſondern an einer früheren Stelle in das Geſetz 
eingefügt iſt. Eine andere Auffaſſung würde nur dann gerecht⸗ 
fertigt ſein, wenn man aus äußeren oder inneren Gründen 
genötigt wäre anzunehmen, daß im 8 5 eine ſelbſtändige in ſich 
abgeſchloſſene Regelung der Koſten der vorläufigen Unter⸗ 
bringung auch für den Fall enthalten wäre, daß fie demnächſt 
in die endgültige Uberweiſung zur Fürſorgeerziehung übergeht. 
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Für das Gegenteil ſpricht aber zunächſt, daß grade für dieſen 
Fall im § 5 Abſ. 2 die Koſtenpflicht ebenſo geregelt iſt, wie 
im $ 14 für die endgültige Überweifung und unter ausdrück⸗ 
licher Bezugnahme auf dieſe Vorſchrift. Für das Gegenteil 
ſprechen ferner die im S 15 Abſ. 2 und § 16 enthaltenen Bes 
ſtimmungen, wonach die verpflichteten Kommunalverbände die 
ihnen erwachſenden Koſten teilweiſe durch Staatszuſchüſſe gedeckt 
erhalten oder deren Erſtattung von dem Zögling oder dem zu 
ſeinem Unterhalte Verpflichteten verlangen können. Wollte 
man dem Kläger folgend den § 15 auf die hier ſtreitigen Fälle 
des § 5 — vorläufige Unterbringung mit nachfolgender end⸗ 
gültiger Aberweiſung zur Fürſorgeerziehung — für unanwendbar 
anſehen, ſo würden die Provinzialverbände inſoweit die Koſten 
der Überführung und erſten Ausſtattung des Zöglings uſw. zu 
tragen haben, ohne einen Zuſchuß aus der Staatskaſſe oder 
eine Erſtattung beanſpruchen zu können. Dies würde der 
inneren Rechtfertigung ermangeln und es wird dann auch be⸗ 
zeugt, daß die Ausführungsbehörden durchgehends in un⸗ 
beſtrittener Praxis die den Ortspolizeibehörden erſtatteten Koſten 
der vorläufigen Unterbringung nach 8 15 Abſ. 2 und S 16 
des Geſetzes ſich wiedererſtatten laſſen (PrVerwBl. Jahrg. 26 
S. 353). Für die hier vertretene Auslegung ſpricht nicht 
minder die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. (Wird aus⸗ 
geführt.) Würde man der Rechts anſicht des Klägers folgen, 
ſo würde ſich unter Umſtänden, nämlich dann, wenn der 
Minderjährige nach Anordnung der Fürſorgeerziehung am Orte 
der vorläufigen Unterbringung verbleibt, das Reſultat ergeben 
können, daß der Ortsarmenverband überhaupt keine Koſten 
trägt, trotzdem auch im Falle der vorläufigen Unterbringung 
der in der Begründung des Geſetzentwurfs hervorgehobene 
Geſichtspunkt zutrifft, daß eine Konkurrenz des Ortsarmen⸗ 
verbandes einzutreten habe, weil derſelbe an Armenpflegekoſten 
ſpare. Wenn im Erkenntniſſe des OVG. Bd. 45 S. 444 be⸗ 
tont iſt, daß bei der Auffaſſung des Beklagten die Leiſtung 
des Ortsarmenverbandes nach Art und Umfang verſchieden ſei, 
je nachdem die Fürſorgeerziehung ſofort endgültig angeordnet 
worden, oder eine vorläufige Unterbringung vorhergegangen iſt, 
ſo vermag dies ſachlich nicht weſentlich gegen die hier vertretene 
Auffaſſung zu ſprechen. Ebenſowenig der von der Reviſion 
hervorgehobene Geſichtspunkt, daß der Ortsarmenverband ſich 
regelmäßig mit dem lokalen Verbande decke, der die Koſten der 
örtlichen Polizeiverwaltung zu tragen habe und daß daher, 
falls der vorläufigen . die endgültige Uberweiſung 
nicht nachfolge, der kleinere lokale Selbſtverwaltungskörper nach 
dem Geſetze mit den Koſten belaſtet bleibe. Im letzteren Falle 

die Koſtenlaſt auf der polizeilichen Fürſorgepflicht, 
anderenfalls auf der grundſätzlich davon verſchiedenen Pflicht 
der Armenpflege, möchten auch beide Verbände zufällig zu⸗ 
ſammenfallen. Endlich ſteht auch nicht der Gebrauch des 
Wortes „Zögling“ in Abſ. 1 des § 15 der hier vertretenen 
Auffaſſung entgegen. Der Ausdruck iſt nicht ſtreng techniſch 
für die endgültig der Fuser de überwieſenen Minder⸗ 
jährigen. Dies ergibt einerſeits S 14 Abſ. 1, andererſeits der 
8 16 Ab. 1 des Geſetzes. II. Mit Recht iſt auch der weitere 
Klaganſpruch als unbegründet abgewieſen. Im Geſetze iſt 
nirgends ausgeſprochen, daß der Provinzialverband die ihm 
überwieſenen Zöglinge nur innerhalb der Grenzen ſeines Bezirks 
unterbringen müſſe. Allerdings ſoll er nach 8 14 Abſ. 1 
Satz 2 für die Errichtung von Erziehungs⸗ und Beſſerungs⸗ 
anſtalten im Bezirke tunlichſt ſorgen. Iſt aber keine geeignete 
Gelegenheit geſchaffen, ſo iſt ihm eine anderweite Unterbringung 
nach Maßgabe des Geſetzes (88 2, 9) und der hierbei in be⸗ 
ſonderem Maße gebotenen Individualiſierung unbenommen. 
Demgemäß legt 8 15 dem Ortsarmenverbande die Koſten der 
erſten Überführung des Zöglings ohne jede territoriale Schranke 
8 P. c. BB. P., U. v. 4. März 09, 362/08 IV. 
— Poſen. 
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Literaturbeſprechungen. 
Literatur über das Derſicherungsvertragsgeſetz. 


Schneider, Konrad, Oberlandesgerichtsrat in Stettin. Reichs⸗ 
geſetz über den Verſicherungs vertrag. Erläutert. München 
1908. C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. 


2. Schmidt, Dr. jur. H. Das Reichsgeſetz über den Ber: 
ſicherungsvertrag nebſt zugehörigem Einführungsgeſetz 
vom 30. Mai 1908 mit Erläuterungen. Stuttgart 1908. 
Verlag von J. Heß. 

3. Schmidt, Dr. jur. 9. Dasſelbe. Textausgabe, Stuttgart. 
Verlag bei J. Heß. 1908. 


4. Hüttner, Rudolf, Gerichtsaſſeſſor a. D., Leiter der ſtädtiſchen 
Rechtsauskunftsſtelle in Eſſen. Das Recht der Lebens⸗ 
verſicherung, der Feuerverſicherung und der Haft: und 
Unfallverſicherung. Leitfaden für Fachleute, Juriſten und das 
Publikum. Leipzig 1908. RNoßbergſche Verlagsbuchhandlung. 
3 Bändchen. 


Da, wie bekannt, das deutſche Bürgerliche Geſetzbuch ſich mit 
dem Verſicherungsrecht in der Hauptſache nicht beſchäftigt, ſo hat ſich 
bald nach deſſen Inkrafttreten das Fehlen reichsrechtlicher Beſtimmungen 
über dieſe Materie fühlbar gemacht. Zur Schließung dieſer Lücke 
hat die Reichsregierung das Geſetz über den Verſicherungsvertrag 
vom 30. Mai 1908 erſcheinen laſſen, welches am 1. Januar 1910 in 
Kraft treten ſoll. Zu dieſem Geſetz liegen bereits eine Reihe von 
Kommentaren bzw. Bearbeitungen vor, von denen an dieſer Stelle 
heute mehrere kurz beſprochen werden ſollen. 


An erſter Stelle iſt die von Konrad Schneider beſorgte Ausgabe, 
welche in der bekannten — roten — Sammlung der deutſchen Reichsgeſetze 
der Beckſchen Verlagsbuchhandlung in München erſchienen iſt, zu nennen. 
Dieſe Ausgabe enthält zunächſt eine ziemlich umfängliche Einleitung, 
in welcher eine ÜUberſicht über die durch das Geſetz geſchaffenen Rechts⸗ 
lage gegeben wird. Sodann folgt ein Abdruck des Geſetzes, welches 
in eingehender Weiſe erläutert wird. Schließlich iſt noch ein alpha⸗ 
late Verzeichnis beigegeben, welches das Orientieren weſentlich 
erleichtert. 


In ganz ähnlicher Weiſe iſt die Schmidtſche Arbeit angelegt. 
Dieſelbe erſcheint insbeſondere dadurch wertvoll, daß der Verfaſſer 
auf eine mehrjährige Tätigkeit bei dem allgemeinen deutſchen Ver⸗ 
ſicherungsverein zurückblicken kann, und daß er die in dieſer Stellung 
gemachten Erfahrungen in ausgiebiger Weiſe verwertet hat. Gegen⸗ 
über der Schneiderſchen Arbeit unterſcheidet ſich die Schmidtſche 
Ausgabe dadurch, daß ſeine Ausführungen bei weitem knapper ſind 
als die des zuerſt genannten Bearbeiters. 


Für diejenigen, welche nur den Text des Geſetzes bedürfen, hat 
der eben erwähnte Verfaſſer durch eine Textausgabe geſorgt, welcher 
nur eine kurze Einleitung beigegeben iſt. 


In ganz anderer Weiſe hat Hüttner den Stoff bearbeitet. Er 
hat in jedem der 3 Bändchen, aus denen ſeine Publikation beſteht, 
in der Art eines kleinen Lehrbuches zuerſt in einem allgemeinen Teil 
den Begriff und die Arten des Verſicherungsvertrages und die über 
die Police, Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, Dauer der Verſicherung, 
die Verſicherungsagenten, die Verſicherung für fremde Rechnung und 
die öffentlichen Verſicherungsanſtalten geſchaffenen neuen Normen 
dargelegt. Dieſer allgemeine Teil findet ſich in jedem Bande. Hieran 
ſchließt ſich dann in einem ſpeziellen Teil die Darlegung derjenigen 
Beſtimmungen, welche für die Lebens verſicherungs⸗, Feuerverſicherungs⸗, 
Haft⸗ und Unfallverſicherungsverträge gelten werden. 

Zum Schluß dieſer Beſprechung mag noch darauf hingewiesen 
werden, daß die drei zuerſt beſprochenen Ausgaben in erſter Linie für 
den praktiſchen Juriſten und für Verſicherungsbeamte beſtimmt find, 
während die Hüttnerſche Arbeit ſich an das große Publikum wendet. 
Bei der Bedeutung des Geſetzes, welches bei der großen Ausbildung 
des heutigen Verſicherungsweſens in viele Rechtsverhältniſſe einschlägt, 
haben wir geglaubt, daß ein Hinweis auf die neuen literariſchen 
Erſcheinungen auf dieſem Gebiete zweckmäßig ſein dürfte. 


Rechtsanwalt Dr. Thieme, Dresden. 
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Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 Big. Beſtellungen 


Le — 


Hhuülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Nürnberg hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
2000 & gewährt. Der Kammer und ihrem Borſtande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 
worden. 


Die Erledigung der Juſtizuovelle. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


Ein ſtattlicher Band liegt vor uns, der Bericht der Reichs⸗ 

juſtizkommiſſion, bei fachlicher Knappheit 100 Seiten ſtark, dann 
die Gegenüberſtellung des Geſetzes der Vorlagen und Beſchlüſſe, 
ſchließlich 40 Seiten ſtatiſtiſche Anlagen über die Wirkungen 
des Geſetzes für die Einnahmen der Anwälte. 
Fiuür die umfaſſende Arbeit, die den Entwurf im Sinne 
der diesſeits vertretenen Anſchauung jedenfalls gebeſſert hat, 
iſt der Kommiſſion Anerkennung und Dank nicht zu verſagen. 
Daß das Refultat uns nicht voll befriedigt, weil die Teils 
reform unſere Wünſche unerfüllt läßt, und weil wir manche 
Grundgedanken auch dieſes Entwurfs nicht für zweckmäßig er⸗ 
achten, iſt ſelbſtverſtändlich. Der Reichstag ſelbſt hat in ver⸗ 
hältnismäßig kurzer Beratung die Kommiſſionsbeſchlüſſe ans 
genommen. Ich ſetze die Vorlage als bekannt voraus und 
gehe nur auf die Abänderungen ein: 

I. Zuſtändigkeitserhöhung. Anſcheinend durch ein 
Kompromiß hat man die Kompetenz in zweiter Leſung auf 
600 & feſtgeſetzt. Auch die Gegner der Kompetenzerhöhung 
haben nachgegeben, wohl weil der Staatsſekretär erklärte, es 
ſei zweifelhaft, ob ſich die Erweiterung auf 500 & lohnen 
werde, und man andererſeits fürchtete, daß der Reichstag viel⸗ 
leicht zu einer höheren Grenze kommen könnte. Die Verteidi⸗ 
gung der Kompetenzerhöhung zeigte weſentlich nur zwei Motive: 

a) bie Uberweiſung verbillige und beſchleunige die Prozeß⸗ 


8, 
d) fie entſpräche auch der wirtschaftlichen Verſchiebung, 
insbeſondere ſei der prozentuale Anteil der Berufungen 
der Oberlandesgerichte an ſämtlichen Berufungen ſtetig 
a gewachſen. | 


Dabei beachtete man den Umſtand allerdings nicht, daß 
im Verhältnis zu den kontradiktoriſchen Sachen der unteren 
Inſtanzen die Berufungen der Oberlandesgerichte prozentual 
gefallen, die Berufungen der Landgerichte geſtiegen waren, daß 
alſo eine Geſamtſteigerung der Berufungen Folge der Kom⸗ 
petenzerhöhung ſein wird. Auch die Hoffnung auf größere 
Bequemlichkeit iſt vergeblich bekämpft. 

Der ſtatiſtiſch feſtgeſtellte Umſtand, daß in der Hälfte der 
abwandernden Prozeſſe die Parteien in verſchiedenen Amts⸗ 
gerichtsbezirken wohnen, darf hier nochmals erwähnt werden. 
Bequemer wird es allerdings in allen dieſen Fällen nur für 
den Beklagten, nicht für den Kläger. Daß deſſen Intereſſe 
ſchon zwecks Vermeidung der Prozeſſe mehr Beachtung verdient, 
ſcheint nicht erkannt zu werden. Ich fürchte, die Praxis wird 
ſich mit dem zweiſchneidigen Mittel der Steigerung der Er⸗ 
füllungsorts vereinbarung zu helfen ſuchen. 

Bezüglich der Wirkung der ermäßigten Kompetenz⸗ 
verſchiebung verweiſe ich auf JW. 09 Nr. 3. Rund 75 Prozent 
der zunächſt veranſchlagten Sachen wandern ab, alſo in Preußen 
nach der Statiſtik Anlage 4, III 82 000 Sachen, davon nur 
36 000 auf die Amtsgerichte, die nicht am Ort des Landgerichts 
ſich befinden, davon 10 500 kontradiktoriſche, durchſchnittlich 
je 37, davon je 12 ſtreitige Prozeſſe! 

Zu bedauern iſt, daß im Laufe der Verhandlungen von 
keiner Seite der Erweiterung des 8 23 GVG. durch Bus 
weiſung der Prozeſſe beſonderer Materien nähergetreten iſt. 
Manch praktiſcher Vorſchlag lag ja vor, und die unendliche 
Arbeit, die auf die amtlichen Statiſtiken verwandt worden iſt, 
hätte leicht auf dieſe Frage erſtreckt werden können. Das Vieh⸗ 
kaufgeſchäft über 600 & bleibt alſo dem Oberlandesgericht er⸗ 
halten, der ſchwierige Seerechts⸗ und Erbſchaftsprozeß unter 
600 & nicht; das Amtsgericht erhält mehr kontradiktoriſche 
Prozeſſe von Klägern außerhalb des Bezirks. a 

II. Die Kammern für Handelsſachen hatte die Kommiſſion 
als Berufungsgerichte mit Recht geſtrichen, die Regierungs⸗ 
vorlage iſt jedoch vom Reichstag wiederhergeſtellt. Es muß 
alſo eine erhebliche Verſtärkung der Kammern für Handelssachen 
eintreten, da ſie mehr kontradiktoriſche Sachen zweiter Inſtanz 
erhalten, als erſter Inſtanz verlieren.) Die Anträge auf Ein⸗ 

1 1 . . 
hät 85 100 a ſe zirka 200 kontradiltoriſche Sachen, 
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führung eines Rechtsmittels gegen Berufungsurteile der Land⸗ 
gerichte wurden abgelehnt, ebenſo auch der Antrag auf Einführung 
eines Vortermins, ſowie der Antrag, im Landgerichts verfahren 
wenigſtens den Anwaltszwang für Anerkennung und Vergleiche 
im erſten Termin auszuſchließen. Dagegen wurde die Fähigkeit, 
Landgerichtsmitglied zu ſein, nicht nur auf Amtsrichter am Sitze, 
ſondern im Bezirk des Landgerichts ausgedehnt und eine Reihe 
von Anträgen, die Nachteile der Hilfsrichtertätigkeit durch be⸗ 
ſtimmte Vorſchriften zu vermeiden, ebenfalls zurückgewieſen, 
die Verſetzbarkeit zur Erreichung des Geſetzeszwecks auf das 
nötigſte reduziert. 

Beim Armenrecht hat ſich die Kommiſſion leider damit 
nicht beſchäftigt, ob durch andere Art der Vorprüfung die un⸗ 
gerechtfertigte Ausnutzung einzuſchränken iſt, nur einen wieder⸗ 
holten Antrag, daß im neuen amtsgerichtlichen Verfahren bei 
Objekten über 300 & obligatoriſch ein Anwalt beizuordnen, 
abgelehnt. 

Ebenſo erfolglos blieb der Antrag, Arbeiterſekretäre und 
Beamte von Gewerkſchaften von der Beſchränkung des 8 157 
Abſ. 1 ZPO. auszuſchließen, und die Tätigkeit der Rechts⸗ 
konſulenten von einer Prüfung und Konzeſſion abhängig zu 
machen. 

III. Zur weiteren Vereinfachung des Progzeſſes faßte die 
Kommiſſion folgende durchweg zu billigende Beſchlüſſe: 

Die Einlegung des Rechtsmittels und des Einſpruches er⸗ 
folgt durch Einreichung des betreffenden Schriftſatzes bei Gericht, 
Ladung zum Termin auf das Rechtsmittel von Amts wegen. 
Dementſprechend iſt auch die Form des Wiedereinſetzungsantrages 
für Verſäumung der Rechtsmittel geändert. Bei der Wieder⸗ 
einſetzung gegen die Verſäumung der Notfriſt des § 466 iſt der 
Antrag bei dem Prozeßgericht einzureichen, auch wenn ein anderer 
Richter den Eid abzunehmen hatte, und das Prozeßgericht hat 
von Amts wegen zu laden. 

Das Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteil wird vereinfacht. 
Es kann in abgekürzter Form (Tenor) unter Bezugnahme auf 
die Klage auf die Klageabſchrift bei Gericht, die Ausfertigung auf 
eine vom Anwalt überreichte beglaubigte Abſchrift geſetzt werden. 

Da andererſeits auch die Koſtenfeſtſetzung ohne Feſtſetzungs⸗ 
geſuch durch den Gerichtsſchreiber in Verbindung mit dem Urteil 
erfolgen kann, wenn die Partei vor der Verkündung des Urteils 
die Berechnung ihrer Koſten eingereicht hat, iſt für das Ver⸗ 
ſäumnisverfahren die Vollſtreckung wegen Hauptforderung und 
Koſten weſentlich erleichtert und verbilligt. Der Anwalt wird 
bei Pauſchalierung ohne Mühe der Klage gleich hinzufügen 
können: für den Fall des Verſäumnis verfahrens betragen die 
Koſten z. B. 15 4 Gebühr plus 4 & Pauſchquantum plus 14 
Feſtſetzungsgebühr. Nach Gewährung des Verſäumnisurteils 
und Feſtſetzung durch Stempel auf der Gerichsklageabſchrift er⸗ 
hält der Kläger die Ausfertigung des Urteils, des Beſchluſſes 
über die Koſten durch den Gerichtsſchreiber auf einer von ihm 
eingereichten beglaubigten Abſchrift, die er dann zuſammen zu⸗ 
zuſtellen und zu vollſtrecken hat. Die Schreibgebühren für die 
zur Schaffung des Urteils gegebenen Klagabſchriften ſind Koſten 
der Vollſtreckungsinſtanz und werden nicht durch das Pauſch⸗ 
quantum gedeckt. 

IV. Die ſchon in der Regierungsvorlage gegebene Feſt⸗ 
ſetzung des Zeugeneides als Nacheides iſt geblieben. Die 
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Kommiſſion hat ferner die Zedenten und diejenigen Perſonen, 
welche ein rechtliches Intereſſe daran haben, daß in dem Rechts⸗ 
ſtreit eine Partei obſiege, in 8 393 Nr. 4 einrangiert als Zeugen, 
die zunächſt ſtets uneidlich zu vernehmen ſind. Die Beſtimmung 
der Vorlage, daß der Sachverſtändige auf Verlangen eines 
Gerichtsmitgliedes oder einer Partei nur vereidet werde, ift 
geſtrichen, die Frage, ob der Sachverſtändige vor oder nach dem 
Gutachten zu beeidigen, in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt. 

V. Für das amtsgerichtliche Verfahren ſind im weſentlichen 
die Beſtimmungen der Regierungsvorlage geblieben. Die Be⸗ 
ſchränkung der Beeidigung der Zeugen iſt dagegen zweckmäßiger⸗ 
weiſe abgelehnt und im § 502 ausdrücklich erklärt, daß eine 
Bezugnahme auf Schriftſtücke zuläſſig iſt, wenn die Parteien 
nicht widerſprechen, und das Gericht dies Verfahren für an⸗ 
gemeſſen hält. 

VI. Mahnverfahren. Verſchiedene Anträge, Mahn⸗ 
verfahren und Verſäumnisverfahren zu verſchmelzen, ſo daß nur 
ein Verfahren bleibe, ſind abgelehnt, dagegen will man neben 
jener Vereinfachung des Verſäumnisurteils das Mahnverfahren 
ſteigern. Dazu ſoll dienen: 

a) Dem Schuldner wird erklärt, er ſolle widerſprechen, 
wenn er Einwände hat. 

b) Zuſtändig iſt jedes Amtsgericht, das für den ordent⸗ 
lichen Prozeß zuſtändig ſein würde. 

c) Der nachfolgende Prozeß bleibt beim Landgerichts⸗ 
objekt bei dem Amtsgericht anhängig, falls nicht eine 
Partei Verweiſung vor der Verhandlung beantragt. 

Schließlich ſind auch die Anwaltsgebühren für das Mahn⸗ 
verfahren auf feiten des Gläubigers erhöht, auf /e mit Ans 
rechnung von ”/ıo. 

Die Mittel ſind gut gemeint, aber zweiſchneidig. Wer 
das Mahnverfahren wählt, beauftragt höchſt ſelten den Anwalt. 
Dann wird aber die Differenz mit den Koſten des Prozeſſes 
noch geringer, ſo daß der ſäumige Schuldner für die Friſt früher 
mehr zahlte. Man ſollte für das Verſäumnisurteil nach 
Widerſpruch die Gerichtskoſten ſteigern, und dies dem 
Schuldner im Zahlungsbefehl mitteilen, anſtatt die Gerichts⸗ 
koſten des Mahnverfahrens darauf anzurechnen. Die Erweiterung 
zu b iſt nicht unbedenklich, weil das Beſtreben des Klägers, 
bei feinem Amtsgericht zu klagen, oft zu unnötigen Zahlungs⸗ 
befehlen führen wird. 

Zu c. Der Schuldner weiß nicht, daß er Verweiſung 
beantragen muß, und ſchon im Widerſpruch beantragen kann. 
Bei Verſäumnisſachen iſt es ja objektiv gleichgültig; die 
Beſeitigung des Anwaltszwanges für das Verſäumnisurteil 
ſchadet dem Publikum nicht, nur fehlt es eben an der Kompen⸗ 
ſation; der erſtinſtanzliche Anwalt wird einen Teil feiner 
Gebühren verlieren. Für kontradiktoriſche Sachen aber iſt es 
bedenklich, an Stelle der Prorogation durch Übereinkunft dieſe 
durch Stillſchweigen zu ſanktionieren. 

VII. Gerichtskoſten. Daß die Kommiſſion den 8 48 
verwerfen würde, war vorauszuſehen. Im übrigen ſind die 
Beſtimmungen über die Pauſchalierung geblieben. Der Vertreter 
der Staatsregierung erklärte, das JMBl. hätte den Vorwurf 
der Belaſtung des Publikums widerlegt, ich hätte meine erſte 
Angabe von 3 Millionen Mehrbelaſtung auf etwa die Hälfte 
berichtigt (es war, wenn man den Vorteil des Mahnverfahrens 
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für das Publikum berückſichtigt, noch /. bis /); daß das 
Publikum beſſer fährt, iſt aber nicht mehr behauptet. 

VIII. Anwaltsgebühren. Die Kommiſſion und Reichs⸗ 
tag in zweiter Leſung haben zweierlei getan: 

In Anerkennung der Tatſache, daß die Gebühren der 
Anwälte nicht den Zeitverhältniſſen mehr entſprächen, iſt der 
Reichskanzler durch Reſolution erſucht worden, unter Anlehnung 
an die Vorſchläge der Anwaltskammern einen Gebühren⸗ 
ordnungsentwurf vorzulegen. Dann hat eine Unterkommiſſion 
Anderungen an der Vorlage und an der urſprünglichen Ge⸗ 
bührenordnung zur Ausgleichung beſtehender Härten vor⸗ 
genommen. Es find erhöht worden das Mindeſtpauſchquantum 
der Schreibgebühren auf 4 und 6 &, für die Zwangs voll⸗ 
ſtreckungsinſtanz von 50 „ auf 1 4, in letzter Leſung auf 
24 die Gebühren für Arreſt und einſtweilige Verfügung 
auf 0 unter Trennung dieſes Verfahrens von dem Haupt⸗ 
verfahren als ſelbſtändige Inſtanz, jedoch unter Anrechnung 
der halben Gebühr auf das Hauptverfahren. Für den kontra⸗ 
diktoriſchen Urkundenprozeß und den gerichtlichen Vergleich find die 
Gebühren auf 1 erhöht. Für den Fall der Zurückverweiſung 
bei Aufhebung des Vorurteils gilt das Verfahren als neue 
Inſtanz. Auch Gegner der Pauſchalierung find in der Kom⸗ 
miſſion zu Wort gekommen. Der Antrag, allgemein die Schreib⸗ 
gebühren auf 20 „ zu bemeſſen, wie fie der Fiskus für die 
Hälfte der Schreibgebühren neben feinem Pauſchſatz liquidiert, 
iſt damit bekämpft worden, daß das für den Anwalt viel zu 
hoch ſei. Auf eine anderweitige Abſtufung der Pauſchalierung 


nach feſten Sätzen, wie ich ſie vorſchlug, iſt man überhaupt 


nicht eingegangen. Die kleinen Gebührenerhöhungen, abgeſehen 
von dem Mahnverfahren, ſind zu billigen; nur bei der Zurück⸗ 
verweiſung in die Inſtanz wegen prozeßhindernder Einwände 
oder wegen prozeſſualer Mängel der erſten Emſcheidung ſcheinen 
ſie mir nicht gerechtfertigt zu ſein, weil hier eine beſondere 
Mühewaltung des Anwalts der unteren Inſtanz meiſt nicht 
vorliegt, und aus Fehlern des Gerichts dem Anwalt keine 
Vorteile zufließen dürfen. Andererſeits liegt bei Trennung des 
Prozeſſes nach Grund und Betrag die Entſcheidung in den 
Händen des Gerichts, während der zweitinſtanzliche Anwalt 
ſtets auch die Prozeßgebühr doppelt erhält. 

IX. Veränderungsbilanz. Die Statiſtiken Anlage 10 
und 13: Wirkungen der Novelle auf die Einnahmen der Rechts⸗ 
anwälte, die Einnahmeverſchiebung für die Anwälte an den 
Sitzen der Landgerichte, wollen die Verſchiebung prozentual für 
jeden Landgerichtsbezirk darlegen, gehen aus von einem Durch⸗ 
ſchnittsſatz, den die Feſtſetzungen in Preußen für vier Wochen 
im Februar 1908 für die einzelnen Mandate an Gebühren 
und Auslagen ergeben hätten, und ſchließen mit folgendem 
Reſultat: 


Bei der Erhöhung auf 800 & verliere die Hälfte aller 
Landgerichtsanwälte bei Zuſammenfaſſung der einzelnen Lands 
gerichtsbezirke. Dieſer Verluſt ſteige nur bei einzelnen Bezirken 
auf 12 Prozent, während neun Bezirke 1, 2 bis 4 Prozent 
gewinnen würden. Bei Ausgleichung der Verluſte rund 
547 000 & mit dem Gewinn rund 355 000 & verliere die 
Landgerichtsanwaltſchaft überhaupt nur, wenn man von den 
Zwangsvollſtreckungen abſähe, brutto 192 000 ; nur 29 An⸗ 
wälte würden vor die Frage der Abwanderung geſtellt. Die 
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Amtsgerichtsanwaltſchaft gewinne 32¼ Prozent ihrer bisherigen 
Prozeßeinnahme, eine Dezentraliſation ſei daher möglich. 

Die Nachprüfung dieſer Statiſtik iſt nicht mühelos. Kein 
einziger Durchſchnittsſatz der Feſtſetzungen iſt ausgerechnet. Für 
die nach der Neuordnung verbleibenden und abwandernden 
Sachen ſind die Gebühren nach einer Formel berechnet, die für 
das Landgericht mit 5 Prozent, für das Oberlandesgericht mit 
10 Prozent Armenſachen zählt, und zwar getrennt die Formel 
für Verſäumnisprozeſſe und kontradiktoriſche Prozeſſe, nicht für 
das Mandat. Für die Amtsgerichtstätigkeit will die Begründung 
mit / Anwaltsbeſchäftigung rechnen. 

Wäre dieſe Statiſtik in ihrem Endergebnis richtig, ſo 
müßte, bei der Abſchwächung der Kompetenzerhöhung, das 
Reſultat nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion noch günſtiger 
ſein, und die Landgerichtsanwälte müßten in den verluſt⸗ 
bringenden, gefährdeten Bezirken, abgeſehen von der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, im Durchſchnitt noch nicht 150 & verlieren. Leider 
baſiert aber nicht nur die Statiſtik auf unſicherer Grundlage, 
ſondern ſie enthält auch einen erheblichen mathematiſchen Fehler, 
deſſen Aufdeckung ich nicht deshalb betreibe, um die Kongruenz 
meiner Statiſtik nachzuweiſen, ſondern weil dieſe Statiſtik 
offenbar bei der Gebührenreviſion benutzt werden wird. 

1. Wie unſicher das Reſultat der Feſtſetzung iſt, ergibt 
die Vergleichung der neuen Durchſchnittsſätze mit den früheren 
(Anlage IX zum Reichstagsentwurf S. 74, 75). Die neuen 
Durchſchnittsſätze ſind ſachgemäß einzeln für Verſäumnisverfahren 
und kontradiktoriſches Verfahren getrennt berechnet, der all⸗ 
gemeine Durchſchnittsſatz für das Mandat muß erſt mühſam 
gefunden werden, da die Statiſtik nur einzelne Faktoren gibt. 
Während nun ein Regierungsvertreter (S. 85) erklärt, die neuen 
Sätze ſtimmen mit den Stichproben der Anlage IX überein, 
fo ergibt die Ausrechnung der Durchſchnittsſätze dieſer Statiſtik 
folgendes Bild für das Mandat: 


Der bisherige 
Gebührenſummen Auslagenſatz betrug: 
Durchſchnittsſatz | 
der Statiſtik n 
Anlage IX. ah u 0 Anlage IX. Anlage G. 
Berechnung 
AM M M M 
Amtsgericht 10,73 9,88 3,16 8,22?) 
Landgericht 45,36 61,—?) 5,54 7,32?) 
Oberlandes⸗ 5 
gericht 66,70 80,— 7,32 g,— 


Bei der neuen Berechnung wirkt das Verhältnis des 
Pauſchſatzes günſtiger, aber ob nun der Durchſchnittsſatz dieſer 
Feſtſetzungen der richtigere iſt, wer will das wiſſen. 

2. In einer Beziehung weiſt dieſe Statistik ein günſtigeres 
Reſultat für die Landgerichtsanwälte nach. Auf die Amts⸗ 
gerichte am Landgerichtsort entfallen 57 Prozent der ab⸗ 
wandernden Sachen, während ich ſie auf 50 Prozent geſchätzt 
habe. Ihnen bleiben alſo vielleicht 5 Prozent mehr, alſo un⸗ 
gefähr 250 000 &. Den weiteren Zwiſchenraum zwiſchen dem 


) Die Sätze find durch Ausrechnung der einzelnen Sätze der 
Anlage F und Ausgleichung der kontradiktoriſchen und anderen 
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Bruttoverluſt von 200 000 & und meinem Nettoverluſt von 
1 100 000 & abzüglich dieſer 250 000 & klärt die Statiſtik 
nicht auf, er wird vielmehr durch Mängel der Statiſtik erklärt, 
iſt aber zum Teil durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe geheilt. 

3. Ein ſchwerer mathematiſcher Fehler liegt in folgendem: 

Bei der Ausgleichung wird als Einnahmezuwachs den 
Landgerichten voll in Rechnung geſtellt alle Berufungen, welche 
vom Oberlandesgericht auf das Landgericht übergehen mit Ge⸗ 
bühren und Pauſchſätzen unter Zuwachs von ſämtlichen bisherigen 
Berufungen (A 6 und 7). Dagegen wird ihnen der Ausfall 
an den auf die Amtsgerichte übergehenden Sachen unter 800 4 
nicht voll in Rechnung geſtellt, inkongruente Poſten mitein⸗ 
ander ausgeglichen, ein Fehler, der ſchon in der erſten Statiſtikl 
Anlage 10 vorhanden war, bei der die mit zwölf multiplizierten 
Summen der während eines Monats feſtgeſetzten Mandate der 
Inſtanzgerichte gegeneinander ausgeglichen wurden, obwohl der 
Prozentſatz der Feſtſetzungen in den Inſtanzen ein ganz 
verſchiedener war! 

Für die Berechnung der Einſtandsbilanz ſind nur die 
kontradiktoriſchen Urteile, Vergleiche und die Verſäumnisurteile 
aus den Statiſtiken berechnet, die nur 78 Prozent aller 
Landgerichtsſachen darſtellen, ſtatt rund 263 000 nur 207 000, 
während 9634 zukommende Berufungen ganz in Rechnung 
geſtellt ſind, ſowie der Zuwachs an den bisherigen 48 850 Be⸗ 
rufungen ganz! Man hätte entweder von dieſem Einnahme⸗ 
zuwachs aus allen Berufungen, der ungefähr 1 150 000 & 
beträgt, / mit 280 000 & ſtreichen müſſen, dann hätte man 
für / der Sachen den Verluſt von 470 000 & im ganzen, 
für 100 Prozent einen Verluſt von 640 000 & abgeſehen von 
der Zwangsvollſtreckung, oder man mußte berechnen, wieviel die 
Landgerichtsanwaltſchaft an den nicht berechneten 56 000 Land» 
gerichtsmandaten, welche ſich ohne kontradiktoriſches Endurteil 
oder Verſäumnisurteil beendigen, verliert, teilweiſe durch Abgang 
an auswärtige Amtsgerichte, teilweiſe weil ſie anwaltsfrei 
werden. Nach der Statiſtik würden (Spalte A 4 — Spalten B 4 
+ C4 =) 27 000 Prozeſſe mehr an die Amtsgerichte abgehen, 
auf die Amtsgerichte am Landgerichtsort entfallen davon 
(Spalte A 10 — B7 + C7) rund 17 700 Landgerichts⸗ 
prozeſſe, anwaltsfrei werden 4400, an die auswärtigen Amts⸗ 
gerichte gehen ab 9 300, in Summa alſo 13 700, die nicht 
in Ausfall geſtellt ſind. Da dieſe zum Teil kontradiktoriſch 
find (die durch außergerichtlichen Vergleich beendeten), kann 
man den Durchſchnitt wohl auf 30 & einſchätzen, alſo die 
Differenz auf über 400 000 &. 

4. Folgende Differenzen beſtehen: 

a) Die Berechnung des Abzuges für Armenſachen iſt 
nicht auf die kontradiktoriſchen Mandate ſondern auch 
auf die Verſäumnisſachen mitverteilt. Das war 
unzutreffend und beeinflußt die Statiſtik in einer 
ziffermäßig noch nachzuprüfenden Weiſe um Hundert⸗ 
tauſende, denn dadurch wird die Gebühr des kontra⸗ 
diktoriſchen Mandates zu hoch angenommen, die Gebühr 
des Verſäumnismandates zu niedrig. 

b) Das Pauſchquantum dürfte bei den nicht feſtgeſetzten 
Sachen nicht den betreffenden Gewinn ergeben. 

5. Den Verluſt bei der Zwangsvollſtreckung ſchaltet die 
Statiſtik einfach aus. Sie erklärt meine Berechnung von 
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75 &“ für jede Amtsgerichtsſache für zweifellos übertrieben, 
einmal fei meine Mindeſtauslage von 1,20 & zu hoch, dann 
ſeien auch nicht 1 100 000 vollſtreckbare Titel da und zu zählen. 
Das letztere habe ich nie behauptet. Ich ging vielmehr von 
der tatſächlichen Feſtſtellung aus, daß in Prozeſſen mit Voll⸗ 
ſtreckung der Verluſt 1,50 bis 2 & beträgt und zwar an der Hand 
von tatſächlichen Bureauangaben. Mit den Mindeſtauslagen iſt 


es niemals getan. Nun kommen dazu zwei Aufträge, Objekt 


und Koſten, weitere Aufträge, Abzahlung, Abrechnung, Abſchrift 
des Pfändungsprotokolls, Stundungen, Intervention und Freigabe. 
Alles das achtet freilich der Verfaſſer der Statiſtik nicht. 

Am beſten wird die Richtigkeit meiner Anſchauung bewieſen 
durch die für die Gegenanſicht zitierte Moslerſche Bilanz. Mosler 
hat bei 350 Amtsgerichtsmandaten tatſächlich 1722 & Schreib⸗ 
gebühren und Portis, durchſchnittlich 5 . Der Durchſchnitt der 
Anlage G beträgt nur 3,22 . Stimmt dieſer Durchſchnittsſatz, 


ſo fallen 3,50 & Auslagen und Portis auf das Vollſtreckungs⸗ 


mandat (nämlich für jedes zweite Mandat zweimal 1,78. 4. Selbſt 
wenn ich annehme, daß bis zur Feſtſetzung der Durchſchnitts⸗ 
fat 50 „ höher iſt, bleiben noch 2,50 & für das Vollſtreckungs⸗ 
mandat, alſo wohl ein Durchſchnitt von 1,50 & Verluſt. 
Mosler kommt daher tatſächlich zu einem Verluſt von 1,20 4 
für jede Amtsgerichts ſache, nicht 75 & für jedes Vollſtreckungs⸗ 
mandat, wie die Statiſtik imputiert, während für den Prozeß 
bis zur Vollſtreckung ein Verluſt nach der Statiſtik nicht ein⸗ 
treten ſoll. Die Ausgleichung durch die Gebühr in Strafſachen 
iſt nicht gegeben. Bei der Heranziehung der Moslerſchen 
Statiſtik wird überſehen, daß dort wohl der größte Teil gegen 
vereinbartes Honorar übernommen war. 

Inkaſſogebühr wird in der Praxis faſt nie in Rechnung 
geſtellt, kann es auch nicht, da die Beitreibung nicht denkbar 
iſt. Mit Recht hat Kommiſſion und Reichstag daher auch 
den Pauſchſatz erhöht. Sie werden nicht der Meinung geweſen 
ſein, daß meine Schätzung übertrieben war. 

6. Dieſe Poſitionen überſpannen die Differenz zwiſchen 
meiner Berechnung noch erheblich, beweiſen alſo, daß meine 
Berechnung, abgeſehen von dem Unterſchied zwiſchen dem An⸗ 
teil der Amtsgerichte am Landgerichtsorte, richtig war. 

7. Wie nun die Anderungen der Kommiſſion wirken, 
darüber muß ich mir eine genauere Berechnung erſparen. 
Während der Nettoverluſt nach meiner Berechnung nach Ein⸗ 
ſtellung des Unterſchiedes bei den Amtsgerichten noch 850 000 4 
betrug, ſo wird davon nach flüchtiger Prüfung durch die Ab⸗ 
ſchwächung der Kompetenz, die Anderung der Pauſchquanten 
und den Reichstagsbeſchluß zirka 6⸗ bis 700 000 & aus⸗ 
geglichen, d. h. im beſten Verteilungsfalle werden die Bezirke, 
die in der Statiſtik gewinnen ſollen und einige andere nichts 
verlieren, während die andern Bezirke noch immer durchſchnittlich 
pro Anwalt zirka 150 bis 250 & verlieren. Die Kommiſſions⸗ 
beratung hat alſo ungefähr die finanzielle Wirkung, welche die 
Regierung dem Geſetze beimißt, wenn die Anwaltſchaft nur 
J der neuen Amtsgerichtsmandate verliert. In Süddeutſchland 
wird es etwas ſchlechter ſein. 

Wie die richtige Berechnung prozentual wirkt, zeigt 
folgendes Beiſpiel: 

Beim Landgericht Arnsberg find in der Einſtandsbilanz 
ſtatt 842 Landgerichtsprozeſſe (A 3) 600 (B 3 plus C 3) ein⸗ 
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geſetzt, zuwenig 242, bei der Neubilanz ſtatt 390 (A 5) 276 
B 5 und C 5), alſo zuwenig 114. Der Verluſt ift alſo auf 
324 ſtatt auf 452 angenommen, um 128 Landgerichtsſachen 
ohne Urteile zu niedrig. Dieſen Verluſt ſchätze ich auf rund 
4000 &, den Verluſt aus der Zwangsvollſtreckung vor dem 
Kommiſſionsbeſchluß 500 , ergibt 4 500 & Erhöhung des 
Verluſtes, alſo ohne die unrichtige Berechnung der Armenſachen 
ſtatt 12,32 Prozent rund 18 Prozent. Durch die Beſchlüſſe 
mindert ſich der Verluſt um 3000 &; 7 Anwälte büßen noch 
durchſchnittlich 1400 & ein. 

8. Dezentraliſation. Daß eine Dezentraliſation auch bei 
800 & ſchon nicht möglich war, ergibt ſich klar aus folgendem: 

Die Einnahmen der Amtsgerichtsanwaltſchaft ſollen ſich 
abgeſehen von dem Verluſt der Zwangsvollſtreckungen ſteigern 
auf 32 ¼ Prozent der Bruttogebühr aus den Zivilprozeſſen. 

Wieviel betragen nun aber dieſe 32 ¾ Prozent? Die 
Bruttogebühr beträgt bei durchſchnittlich 360 Mandaten für den 
Amtsgerichtsanwalt nach der Statiſtik inkluſive Pauſchquanten 
4800 4, 32¾ Prozent 1600 &. Wenn alſo die Begründung 
ausführt, daß da, wo vier Anwälte jetzt ſeien, künftig ein 
fünfter exiſtieren könnte, ſo iſt das falſch, denn der Zuwachs 
beträgt immer nur brutto 6400 &, während die Unkoſten 
nicht abgezogen ſind. Alle anderen Einnahmen, auch die aus 
dem Notariat, ſteigern ſich ja nicht. Bei der Abſchwächung 
der Kompetenzerhöhung ergibt ſich von ſelbſt, daß der Zuwachs 
an den Einnahmen der Amtsgerichtsanwaltſchaft noch um / 
geringer ſein wird. 

X. Schlußwort. Das Fazit in wenigen Worten: 

Entlaſtung der Oberlandesgerichte, Verſchiebung der Judi⸗ 
katur, die im Intereſſe des Publikums beſſer anders geartet 
vorgenommen werden könnte, weſentliche und praktiſche Ver⸗ 
einfachung des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens und der Urteils⸗ 
ausfertigung, Beſeitigung nutzloſer Formalien und beſſere Ge⸗ 
ſtaltung des Zeugen⸗ und Sachverſtändigeneides, Entlaſtung des 
Richters vom unnötigen Schreibwerk, Erſparung unnötiger 
Mündlichkeit und der Verſuch des Offizialbetriebes im amts⸗ 
gerichtlichen Verfahren. In wirtſchaftlicher Hinſicht ein erheb⸗ 
licher Zuſchuß für den Fiskus und die Reichsgerichtsanwälte, 
für beide ungerechtfertigt, eine Entlaſtung der Oberlandes⸗ 
gerichtsanwälte von einem Teil ihrer Arbeit unter Beibehaltung 
oder unerheblicher Steigerung ihrer Bezüge, ein geringer Zu⸗ 
wachs für das Einkommen der Amtsgerichtsanwälte. Ein Teil 
des Publikums und der Landgerichtsanwälte tragen die Koſten, 
denn die Klientel der höheren Inſtanzen und des Verſäumnis⸗ 
prozeſſes wird zugunſten der andern Prozeßparteien ſtark belaſtet. 


Wie verſichert man ſich am beſten bei unſerer 
Ruhegehaltskaſſe? 
Von Adolf Weißler, Halle a. S. 
Das Kampfgeſchrei iſt verhallt. Es iſt Ruhe eingetreten. 
Auch die Hartnäckigſten unter unſern Gegnern beginnen ſich zu 
beugen vor der vollendeten Tatſache der Errichtung einer 


allgemeinen Ruhegehaltskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. Es 
wird gehen, wie es immer geht in ſolchen Dingen: erſt endloſe 
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Rederei, unmöglichſte Einwendungen — ſogar die haben wir 
hören müſſen, daß vorwiegend Kranke beitreten würden —, 
dann kühle Intereſſen⸗Abwägung, zuletzt Verſtändnis für die 
Gemeinnützigkeit des Unternehmens. Wir wagen zu prophezeihen, 
daß in wenigen Jahren die Ruhegehaltskaſſe zu den feſteſten 
und beliebteſten Einrichtungen der deutſchen Rechtsanwaltſchaft 
gehören wird, die früher bekämpft zu haben niemand wird zu⸗ 
geben wollen. 

Die bisherigen Erfolge berechtigen durchaus zu dieſem 
Ausſpruche. Es iſt bekannt, welche Widerſtände, welche Ver⸗ 
zögerungen die Kaſſe hat überwinden müſſen, wie dadurch die 
Werbungsarbeit lahmgelegt wurde. Dennoch waren, allein 
durch die Arbeit vereinzelter Vertrauensmänner, im Februar d. J. 
bereits über 500 Verſicherungen abgeſchloſſen. Ende Februar 
erſt ſetzte die eigentliche Werbearbeit ein mit einem an ſämtliche 
Anwälte verſendeten Rundſchreiben, welches den Erfolg hatte, 
daß heute die Kaſſe über 650 Mitglieder hat und, da fortwährend 
weitere Anmeldungen eingehen, ſomit der Zahl 700 ganz nahe 
ſteht, von welcher die Auszahlung des für ſie aufgeſammelten 
Kapitalgrundſtocks abhängig gemacht worden war. Die oft 
gehörte Meinung, daß dieſe Zahl gering ſei, iſt ganz irrig. 
Sachverſtändige haben erklärt, daß unſere Anfänge ſehr günſtig 
ſeien und andere Kaſſen in ähnlicher Lage mit viel geringerer 
Mitgliederzahl begonnen hätten. Wir können auch ſelbſt ein 
Beiſpiel dafür anführen. Das Penſionsinſtitut des Oſter⸗ 
reichiſchen Notaren⸗Vereins hat jüngſt aus Anlaß ſeines 
25jährigen Beſtehens einen Bericht veröffentlicht, der erzählt, 


daß das Inſtitut gegründet wurde von dem Notar Roncali und 


am Schluſſe des erſten Jahres „infolge der großartigen Werbe: 
arbeit, ja des Werbegenies Roncalis und ſeiner umfaſſenden 
perſönlichen Beziehungen“ Mitglieder zählte, nun, wieviel wohl? 
Ganze 59 bei einer Notarenſchaft von mindeſtens 1000 Köpfen. 
Jene Männer haben es ſich nicht verdrießen laſſen, mit dieſer 
kleinen Zahl ihr Werk zu beginnen im unzerſtörbaren Vertrauen 
auf die Zukunft, das ſie nicht getrogen hat; denn heute zählt 
das Inſtitut 256 Mitglieder, etwa ein Fünftel des Beſtandes. 
Es wäre nichts Kleines, wenn es gelänge, auch nur ein Fünftel 
der deutſchen Rechtsanwaltſchaft zur Sicherung ſeiner Zukunft 
zu bewegen; kleinere Anwaltskaſſen haben es aber ſchon bis 
zu zwei Dritteilen des Beſtandes ihres Bezirkes gebracht. 

Nachdem nun das letzte Rundſchreiben den Herren Kollegen 
des Näheren die Einrichtungen der Kaſſe dargelegt hat, ſollte es 
eigentlich keiner weiteren Auseinanderſetzungen bedürfen. Aber 
ſo mancher hat nicht Zeit und Luſt, ſich in die Satzungen zu 
vertiefen und weitläufige Berechnungen anzuſtellen. Dieſen ſoll 
im nachfolgenden die Arbeit etwas erleichtert werden. 

Unſere Kaſſe verſichert bekanntlich für feſte Jahresbeiträge 
wechſelnde Renten, d. i. ſolche, die nach Eintrittsalter und 
Zahl der Beitragsjahre verſchieden ſind. Die Jahresbeiträge 
betragen je nach Wahl 50, 100, 200, 300 oder 400 A. Die 
erſten beiden Klaſſen von 50 und 100 & kommen kaum in 


Betracht; ſie ſind nur geſchichtlich erklärbar, weil nämlich die 


Satzung urſprünglich für eine Zwangskaſſe berechnet war, bei 
der die niedrigen Beiträge eine ganz andere Bedeutung gehabt 
hätten; übrigens mögen jüngere Anwälte von noch ungeſichertem 
Einkommen davon Gebrauch machen und ſpäter in höhere 
Klaſſen übertreten. Wer ſich einigermaßen auskömmlich ver⸗ 
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ſichern will, wird ſchon mindeſtens 200 & jährlich anlegen 
müſſen. Es iſt auch das noch ſehr wenig für einen ſo be⸗ 
deutenden Zweck. Wer es irgend erſchwingen kann, möge ſich 
in Klaſſe IV oder V mit 300 oder 400 & Jahresbeitrag 
verſichern. | 

Die weitere Frage iſt: welchen Tarif wähle ich? 
Tarif A gewährt, wie bekannt, der eigenen Perſon Ruhegehalt 
für den Fall der vollen, unter Umſtänden auch bloß der teils 
weiſen Arbeitsunfähigkeit, außerdem Witwen⸗ und Waiſenrente. 
Tarif B gewährt nur der eigenen Perſon Ruhegehalt, Tarif C 
nur Witwen⸗ und Waiſenrente. Es iſt nun aber in erſter 
Linie Tarif A anzuraten, weil er nicht nur die weiter⸗ 
gehende Sicherung gewährt, ſondern auch, wenigſtens bei früh⸗ 
zeitig eintretender Arbeitsunfähigkeit, viel vorteilhafter iſt. Dieſer 
Vorteil liegt darin, daß die Ruhegehalts⸗Jahre, obwohl in 
dieſen kein Beitrag gezahlt wird, für die Berechnung der 
Witwenrente als volle Beitragsjahre gezählt werden (89 letzter 
Abſatz). Verſicherte ſich z. B. ein Dreißigjähriger nach Tarif A 
mit einem Jahresbeitrage von 400 &, würde er nach fünf 
Jahren arbeitsunfähig und ſtürbe er 15 Jahre darauf, ſo hätte 
er nur fünf Jahre lang ſeinen Jahresbeitrag von 400 & ge⸗ 
zahlt und dafür einmal ſelbſt ein Ruhegehalt von 1377 
15 Jahre lang genoſſen, außerdem aber ſeiner Witwe und 
ſeinen Kindern eine Rente geſichert, die nach 20 vollen Beitrags⸗ 
jahren bemeſſen würde und für die Witwe allein 1158 & 
jährlich, für jedes Kind unter 18 Jahren 10 Prozent davon, 
betrüge. Bei einer Verſicherung nach Tarif C betrüge die 
Witwenrente im gleichen Falle zwar 1711 &, dafür wären 
aber die Beiträge nicht fünf, ſondern 20 Jahre lang gezahlt 
und ein Ruhegehaltsanſpruch überhaupt nicht erworben worden. 

Auf dieſe ganz beſondere Gewinn⸗Möglichkeit des Tarifs A 
muß hier um ſo mehr aufmerkſam gemacht werden, als ſie in 
der im Februar d. J. verſendeten Beitritts⸗ Aufforderung — 
nebenbei geſagt, durch meine Schuld — überſehen worden iſt, 
die dort aufgeſtellten Beiſpiele daher inſoweit unrichtig ſind 
und zu einem für den Verſicherten zu ungünſtigen Ergebniſſe 
gelangen. 

Bei höherem Eintrittsalter aber gleichem Beitrage iſt die 
Verſicherung ſelbſtverſtändlich ungünſtiger; die eigentümlichen 
Vorteile des Tarifs A aber bleiben beſtehen. Verſichert ſich 
z. B. ein Fünfzigjähriger nach Tarif A in Klaſſe V, alſo mit 
einem Jahresbeitrage von 400 &, und wird er nach fünf 
Jahren arbeitsunfähig, ſtirbt auch 15 Jahre ſpäter, ſo beträgt 

ſein Ruhegehalt 616 & jährlich, 
die Witwenrente (nach 20 Beitragsjahren berechnet) 
651 & jährlich, 
die Waiſenrente 10 Prozent der Witwenrente für 
jedes Kind, 
immerhin noch recht bedeutende Leiſtungen gegenüber Jahres⸗ 
beiträgen von zuſammen nur 2000 &. Nach Tarif C würde die 
Witwe in dieſem Falle eine Rente von 1333 & beziehen 
(ungefähr ebenſoviel mehr als im Falle des Dreißigjährigen) 
und die Kinder eine entſprechend hohe Waiſenrente; aber dafür 
wären auch hier die Beiträge volle 20 Jahre lang bezahlt und 
ein Ruhegehaltsanſpruch überhaupt nicht erworben worden. 

Dazu tritt hier eine weitere Verſchiedenheit zu Ungunſten des 

Tarifs C. Tarif A geſtattet, bis zur Dauer von zehn Jahren 
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Nachzahlung zu leiſten und dadurch die Rechte jüngerer 
Lebensalter zu erwerben. Dieſe Nachzahlung kann auf die 
(mutmaßliche) Dauer der ganzen Verſicherung verteilt werden. 
Es geſchieht das ſo, daß Zuſchläge zum ordentlichen Jahres⸗ 
beitrage erhoben werden, welche ſo berechnet ſind, daß ſie im 
Laufe der geſamten Verſicherungszeit das erforderliche Nach⸗ 
zahlungskapital mit Zinſen erreichen; die Lage iſt einfach die, 
daß dieſes Kapital in Raten gezahlt wird. Hat nun der Ver⸗ 
ſicherte das Glück, zeitiger arbeitsunfähig zu werden, als 
er nach der Statiſtik ſollte, ſo iſt er von dieſem Zeit⸗ 
punkte an nach § 5 der Satzung von Zahlung aller Bei⸗ 
träge, alſo auch der Zuſchläge, befreit, hat mithin ſeine Raten 
nicht alle bezahlt, aber dennoch die Rechte ſo erworben, als 
wenn er die Nachzahlung voll geleiſtet hätte. Es iſt alſo das 
vordatierte Eintritts⸗Alter nicht nur für die Höhe des Ruhe⸗ 
gehalts, ſondern auch für die der Witwen⸗Rente maßgebend, 
und es erhält die Witwe auch hier ihre Rente ſo, als ob ihr 
Mann auch während der Jahre, in denen er Ruhegehalt be⸗ 
zogen, die vollen Beiträge und die vollen Zuſchläge bezahlt 
hätte. Dieſes Syſtem der Zuſchläge oder Zuſatzprämien 
iſt nun zwar auch für Tarif C zuläſſig (obwohl eigene Zuſatz⸗ 
prämien⸗Tarife erſt für die Tarife A und B aufgeftellt find, 
bei Tarif C die Zuſatzprämie im Einzelfalle beſonders ver⸗ 
einbart werden müßte). Aber indem die beſonderen Vorteile 
des Tarifs A (zeitigeres Aufhören der Beitragspflicht und An⸗ 
rechnung von Beitragsjahren, in denen tatſächlich kein Beitrag 
bezahlt iſt) jetzt den durch die Zuſatzprämie erhöhten Beitrag 
betreffen, ſo erhöhen ſich inſoweit auch die mit ihm verbundenen 
Gewinn⸗Ausſichten in einer Weiſe, wie es beim Tarif C nicht 
möglich iſt. | 
Ein Beiſpiel: Ein Fünfzigjähriger will die Rechte eines 

Vierzigjährigen erwerben. Er nimmt eine Verſicherung nach 
Tarif A in Klaſſe V, alſo mit einem Jahresbeitrage von 
400 & und Nachzahlung auf 10 Jahre. Die Nachzahlung 
wird in Geſtalt von Zuſatzprämien geleiſtet, die in dieſem Falle 
120,63 Prozent des Jahresbeitrages, alſo 482,52 & jährlich, 
betragen. Die Geſamtprämie von 882,52 & zahlt er fünf 
Jahre lang, gibt 4412,60 &; dann wird er arbeitsunfähig; 
nach weiteren 15 Jahren ſtirbt er. Die Kaſſe gewährt nun 
die Renten ſo, als wenn er im 40. Lebensjahre beigetreten 
wäre und ſeitdem die ordentlichen Jahresbeiträge von 400 4 
bezahlt hätte; für die Witwenrente werden die Ruhegehalts⸗ 
Jahre, obwohl in ihnen kein Beitrag gezahlt iſt, als volle 
Beitrags⸗Jahre gerechnet; alſo: 

a) Ruhegehalt (berechnet nach 

1177 & jährlich, 
b) Witwenrente (berechnet nach 25 Beitrittsjahren) 
945 & jährlich, 

c) Waiſenrenten entſprechend. 
Hätte er ſich nach Tarif C verfichert, fo hätte er die Jahres⸗ 
beiträge für die zurückliegenden 10 Jahre voll mit 6 Prozent 


15 Beitrittsjahren) 


Zinſen nachzahlen, alſo ein Kapital von wohl ſechstauſend Mark 


aufbringen und daneben die ordentlichen Jahresbeiträge von 
400 & 25 Jahre lang zahlen müſſen. Dafür hätte dann zwar 
feine Witwe die höhere Jahresrente von 1691 & und feine 
Waiſen ein entſprechend hohes Waiſengeld, er aber kein Ruhe⸗ 
gehalt erhalten. Es kann alſo auch höheren Lebensaltern der 
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Beitritt nach Tarif A, am beſten mit Nachzahlung, ſehr wohl 
empfohlen werden. 

Tarif C iſt weſentlich für diejenigen beſtimmt, die für ihre 
eigene Perſon bereits anderweitig ausreichend geſorgt haben 
und nur noch für ihre Hinterbliebenen ſorgen wollen, Tarif B 
für diejenigen, die Junggeſellen ſind, und es bleiben wollen. 

Mit der Lebensverſicherung will unſere Kaſſe keinen 
Kampf aufnehmen. Die Lebensverſicherung iſt nur eine bes 
ſondere, und zwar ſehr zweckmäßige Form des Sparens, das 
unſere Kaſſe keineswegs überflüſſig machen will. Aber die 
Lebensverſicherung kann eben deshalb nicht das leiſten, was 
die Rentenverſicherung leiſtet. Eine Lebensverſicherung in der 
Höhe, daß fie die Zukunft der Hinterbliebenen voll ſicherſtellt, 
kann nicht leicht einer nehmen; für den Fall der Arbeits⸗ 
unfähigkeit ſichert ſie überhaupt nicht, wird vielmehr dann zu 
einer ſchweren Laſt. Aber eine Rentenverſicherung, die in jedem 
Falle vor äußerſter Not ſchützt, kann jeder eingehen; kann er 
daneben ſich noch durch Lebensverſicherung ſichern — um ſo beſſer. 

Wir ſind oft gefragt worden, wie es denn möglich ſei, daß 
die Kaſſe ſo bedeutende Leiſtungen ohne ausreichende Gegen⸗ 
leiſtung gewähre. Die Antwort iſt einfach: die Natur des 
Verſicherungsweſens macht dies möglich. Verſicherung iſt Zus 
ſammenſchluß zur Abwehr einer gemeinſamen Gefahr, gegen 
die ſich der Einzelne aus eigener Kraft nicht ſichern kann. Wer 
das Unglück erleidet, erhält Erſatz aus den Beiſteuern derer, 
die davon verſchont bleiben. Die aber verſchont bleiben, haben 
darum ihre Beiträge nicht vergeblich gezahlt: ſie haben ſich 
eine Sicherheit des Daſeins erkauft, die auf ihre ganze Lebens⸗ 
haltung, und zuletzt auch auf die Berufs⸗Ausübung vorteilhaft 
zurückwirken muß. So verſichern wir uns gegen Brand, gegen 
Unfall, gegen Haftpflicht: ſollte nicht die Sicherung der Zu⸗ 
kunft, der eignen und der Familie, ebenſo wichtig fein? Und 
dieſes brüderliche Zuſammenſtehn Aller für Einen, wo wäre es 
mehr am Platze, als in der Berufs⸗Gemeinſchaft? 


Zur Verfügung des Herrn X. 


Von Juſtizrat Dr. Linckelmann, Hannover. 


Ein Kaufmann (A) verkauft an X eine bei B, z. B. einer 
Wollwäſcherei oder einem Spediteur, lagernde Ware unter der 
Berebung, daß die Ware dem X bei B zur Verfügung geſtellt 
werden ſoll, A ſchreibt an B, daß die Ware dem X nach ſeiner 
Verfügung auszuhändigen ſei, und B teilt dem X mit, daß die 
Ware ihm zur Verfügung gehalten werde. Welche Rechts⸗ 
wirkung hat die Mitteilung des B an X? 

In der in Handelskreiſen ziemlich verbreiteten Deutſchen 
Induſtriezeitung S. 509 des Jahrgangs 1908 wird die Be⸗ 
hauptung verfochten, die Mitteilung des B an X geſchehe nur 
der Ordnung halber und habe keinerlei rechtliche Wirkung. 
A könne nach wie vor die an B gerichtete Aushändigungs⸗ 
weiſung widerrufen, es empfehle ſich eine ausdrückliche Abs 
tretung des Herausgabeanſpruches und eine Anzeige von der 
Abtretung an B. 

Nach unſerem Dafürhalten wird hier die Bedeutung der 
Kauſel „zur Verfügung des Herrn X“ unrichtig gewürdigt, die 
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Gebräuchlichleit der Klauſel im Verkehrsleben dürfte es recht⸗ 
fertigen, den Fall auch in einer juriſtiſchen Fachzeitung zu 
beſprechen. 

Wir ſetzen hierbei voraus, daß über die Ware ein Dis⸗ 
poſitionspapier im Sinne des 8 363 HGB. nicht ausgeſtellt 
iſt, noch daß die Grundſätze des BGB. über Anweiſung un⸗ 
mittelbar zur Anwendung gelangen können. 

Es iſt zuzugeben, daß der Übergang des Eigentums an 
der Ware auf X vor der Aushändigung in dem unterſtellten 
Falle ſich nicht vollzieht. Wenn die Ware bei einem Dritten 
lagert, ſo kann das Eigentum vor der Aushändigung an X nur 
durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs übertragen werden, und 
die Abtretung erfolgt durch Vertrag zwiſchen A und X. Durch 
dieſen Abtretungsvertrag geht das Eigentum über, für den 
Eigentumsübergang iſt die Anzeige des A an B oder eine Mit⸗ 
teilung des B an X gleichgültig, B wird nur, ſolange ihm keine 
Kenntnis von der Abtretung geworden iſt, durch Aushändigung der 
Ware an A befreit. In der Beredung zwiſchen A und X, 
daß die Ware dem X bei B zur Verfügung geſtellt werben fol, 
kann aber bei unbefangener Prüfung, ſolange weitere Momente 
nicht hinzugetreten ſind, niemals ein Abtretungsvertrag erblickt 
werden, es liegt darin nur die Abernahme der vertragsmäßigen 
Verpflichtung, die Ware dem X bei B zur Verfügung zu 
ſtellen, A verletzt nur eine vertragsmäßige Verpflichtung, wenn 
er, entgegen dem Vertrage, ſich ſelbſt oder einem anderen die 
Ware aushändigen läßt. Und wenn 4 den B anweiſt, die 
Ware dem X zur Verfügung zu halten, ſo iſt das lediglich 
die Erfüllung der dem X gegenüber übernommenen Verpflichtung, 
die für einen Abtretungsvertrag zwiſchen A und X nicht nach⸗ 
träglich verwertet werden kann; noch weniger können aus der 
Mitteilung des B an X Rückſchlüſſe auf das Vorliegen einer 
Abtretung gezogen werden — vgl. jedoch Staub, HGB., 
8. Aufl. Bd. 2 S. 1714 und die dort angezogenen Urteile —. 
Alſo: ein Eigentumsübergang auf X hat ſich auch mit der 
ihm durch B mitgeteilten Zurverfügungſtellung noch nicht voll⸗ 
zogen. Damit iſt aber noch nicht geſagt, daß dieſer Zur⸗ 
verfügungſtellung nun jedwede rechtliche Bedeutung mangele. 

Die Weiſung des A an B, die Ware dem X zur Ver⸗ 
fügung zu halten, wird, da eine Anweiſung im techniſchen 
Sinne nicht vorliegt, unter keinem anderen Geſichtspunkte als 
unter dem des Auftrages aufgefaßt werden können, ſie kann 
daher, ſolange der Auftrag nicht ausgeführt iſt, zurückgenommen 
werden. Vollſtändig iſt der Auftrag erſt ausgeführt, nachdem 
die Ware ausgehändigt iſt. Indem aber B dem X ſchreibt, 
daß er ihm auf Weiſung des A die Ware zur Verfügung 
halte, läßt er der tatſächlichen Aushändigung ein Verſprechen 
zur Aushändigung vorangehen, und er tut damit etwas, was 
er im Sinne des Auftrages tun darf, er hat damit den Auf⸗ 
trag zum Teil ausgeführt. Würde A jetzt noch den Auftrag 
widerrufen, ſo braucht B den Widerruf nicht mehr zu beachten, 
er kann ihm entgegnen, daß er auf Grund des ihm erteilten 
Auftrages dem X gegenüber ſchon die Verpflichtung zur Aus⸗ 
händigung übernommen habe. 

Dieſe Verpflichtung ſteht unabhängig von den Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen A und X und wird durch den Wider⸗ 
ruf ſeitens A nicht mehr berührt. Was bei der techniſchen 
Anweisung die Annahme der Anweiſung bedeutet (8 790 BGB.), 
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kennzeichnet ſich in dem unterſtellten Falle als teilweiſe Aus⸗ 
führung eines Auftrages; in dem Aushändigungsauftrage liegt 
die Geſtattung, ſich dem X zur Aushändigung zu verpflichten. 
Und wenn B von dieſer Geſtattung Gebrauch gemacht und die 
Verpflichtung dem X gegenüber übernommen hat, ſo iſt der 
Widerruf des Auftrages ebenſo bedeutungslos wie im An⸗ 
weiſungsfalle der Widerruf einer Anweiſung nach ihrer Annahme. 

Allerdings könnte man einwenden, daß das Verſprechen, 
um als vertragsmäßiges Verſprechen wirkſam zu ſein, wiederum 
von einer Annahme durch X abhängig zu machen wäre. Allein 
dieſer Einwurf greift, wenn nicht etwa, wie es manchmal vor⸗ 
kommt, der Verſprechende fein Versprechen ausdrücklich von der 
Annahme abhängig macht, nicht durch. Die genaue Analyſe 
der tatsächlichen Vorgänge ergibt, daß X bei feiner Beredung 
mit A, daß ihm die Ware bei B zur Verfügung geſtellt werden 
ſolle, ſich im voraus ſchon mit der Abgabe des Verſprechens 
ſeitens B an ihn einverſtanden erklärt hat. Der Verlauf iſt 
ähnlich wie in dem Falle, wo ein Schuldner ſich verpflichtet, 
ſeinem Gläubiger die Bürgſchaft eines Dritten zu bringen. 
Eine ſolche Bürgſchaft wird bindend in dem Augenblicke, wo 
die Bürgſchaftserklärung dem Gläubiger zugeht. In unſerem 
Falle bildet das Jawort des B einen Teil der Erfüllung der 
zwiſchen A und X getroffenen Beredungen. 

Macht X Konkurs, nachdem ihm die Ware von B ſchon 
zur Verfügung geſtellt war, ſo muß die Ware an die Konkurs⸗ 
maſſe ausgeliefert werden, das Verfolgungsrecht aus 8 44 KO. 
greift nicht durch, gleichviel, ob der Kaufpreis an A ſchon 
gezahlt iſt oder nicht, die Forderung auf den etwa noch 
unbezahlten Kaufpreis wird Konkursforderung. Dieſe Wirkung 


tritt aus dem Grunde ein, weil vor der Konkurseröffnung 


bereits die von den Beziehungen zwiſchen A und X unabhängige 
Verpflichtung des B zur Entſtehung gelangt war. Hätte B ſich 
darauf beſchränkt, die Ware im Auftrage des A an X abzu⸗ 
ſenden, ſo wäre Raum für die Geltendmachung des Verfolgungs⸗ 
rechtes geblieben. Durch ſein Verſprechen, die Ware auszu⸗ 
händigen, iſt die Rechtslage unwiderruflich geworden. 

Man ſieht: die Entſcheidung des Falles hängt nicht davon 
ab, wann das Eigentum an der Ware auf X übergeht, es 
kommt alles darauf an, ob man in der Erklärung des B die 
Übernahme einer vertragsmäßigen Verpflichtung zugunſten 
des X erblicken muß. Und es erſcheint nicht angängig, dieſes 
zu läugnen, wenn man jene Erklärung nicht gegen den Wortſinn 
auslegen will, etwa unter Berufung auf eine angebliche Verkehrs⸗ 
ſitte. Für die Behauptung, daß die Mitteilung nur der Ordnung 
wegen erſolge und daher rechtlich bedeutungslos ſei, ſind tat⸗ 
ſächliche Anhaltspunkte nicht beigebracht, wir glauben auch nicht, 
daß dieſe Behauptung dem reellen Verkehrsbedürfniſſe gerecht wird. 

In dem Konkursfalle weicht das deutſche Recht vom 
franzöſiſchen ab. Der Art. 577 code de commerce hat in 
der Rechtſprechung wenigſtens die Auslegung gefunden, daß das 
dort beſtimmte Retentionsrecht auch nach der Zurverfügung⸗ 
ſtellung durch B von dem Verkäufer A gegen die Xſche Konkurs⸗ 
maſſe noch geltend gemacht werden kann; dieſes Zurückbehaltungs⸗ 
recht erliſcht nach der Auffaſſung des Cour d' Appel erſt mit 
Aushändigung der Waare (delivrance materielle et effective). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Wird der Tierhalter durch den Nachweis, daß er 

bei der Answahl des Tierhüters die im Verkehr 

erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, von der 
Erſatzpflicht ans § 833 BGB. befreit? 


Von Rechtsanwalt Cohn, Brandenburg a. /H. 


In ſeinem dem 28. Deutſchen Juriſtentage erſtatteten 
Gutachten: „Empfiehlt ſich eine Anderung der Vorſchrift des 
§ 833 BGB. über die Haftung des Tierhalters?“ hat Ober⸗ 
landesgerichtsrat Marwitz (Kiel) ) für die jetzt Geſetz gewordene 
Novelle befürchtet, daß dem Tierhalter „nach den geringen 
Anforderungen, die die Rechtſprechung an den Entſchuldigungs⸗ 
beweis des § 831 ftelle, der Beweis ſehr leicht gelingen werde, 
er habe bei der Auswahl und Beaufſichtigung der mit der 
Aberwachung betrauten Perſonen die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet.“ Das gleiche Bedenken trug als Bericht: 
erſtatter zur Novelle des jetzt geltenden 8 833 auf dem ge⸗ 
nannten Juriſtentage Profeſſor Dr. Enneccerus,?) indem er 
ausführte, daß der Tierhalter in den Fällen, wo zur Zeit der 
Schadenszufügung das Tier unter der Leitung und Aufficht 
eines ſogen. Tierhüters ſich befindet, leicht beweiſen wird, er 
habe in eligendo die gehörige Sorgfalt verwandt.) 

Die von Marwitz und Enneccerus gehegten Beſorgniſſe 
find meines Dafürhaltens unbegründet, da 8 833 in der 
gegenwärtig geltenden Faſſung den Einwand nicht zuläßt, daß 
der Tierhalter bei der Auswahl des Tierhüters die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Dies folgt aus nach⸗ 
ſtehenden Erwägungen: 

1. 8 833 iſt ein Sondergeſetz für Schadensverurſachung 
durch Tiere. Als Prinzip ſtellt er in ſeinem Satz 1 den von 
der ſonſtigen Schadenslehre abweichenden Grundſatz auf, daß 


„derjenige, welcher das Tier hält“, dem Verletzten den durch 


das Tier verurſachten Schaden erſetzen muß. Im Satz 2 
normiert er aber die Vorausſetzungen für den Nichteintritt der 
vorher genannten Erſatzpflicht. Hierfür hat der Tierhalter 
außer Schadensverurſachung durch ein für ſeinen Beruf, ſeine 
Erwerbstätigkeit oder ſeinen Unterhalt beſtimmtes Tier zu be⸗ 
weiſen, daß er bei der Beaufſichtigung des Tieres die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder daß der Schaden 
auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 

5 833 regelt alfo die Bedingungen für den Eintritt der 
Haftung des Tierhalters und die Vorausſetzungen für deren 
Fortfall. Da er eine Spezialnorm enthält, ſind ſeine Vor⸗ 
ſchriften über die Tierhalterhaftung ausſchließlicher und er⸗ 
ſchöpfender Natur. Eine Ausdehnung des § 831 Satz 2 BGB. 
auf § 833 iſt daher unzuläſſig. Somit bleibt nur zu fragen 
übrig, ob 8 833 ſelbſt nicht vielleicht dem Tierhalter zur Aus⸗ 
ſcheidung ſeiner Haftung den Einwand gewährt, er habe bei 
der Auswahl des Tierhüters die nötige Sorgfalt verwandt. 

2. Auch dies wird zu verneinen ſein. 

Der in § 831 Satz 2 ſtatuierte Einwand — Beobachtung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt bei Auswahl der be⸗ 


1) Verhandlungen des 28. Deutſchen Juriſtentages. 2. Bd. S. 104 
) Ebenda, 3. Bd. S. 78. 
) So auch Endemann, Lehrbuch § 202. 


— — 


— 


5 
25 „ dr. 22. 


F 


81 Er 


38. Jahrgang. 


ſtellten Perſon — kehrt im § 833 Satz 2 nicht wieder. Es 

iſt aber zu prüfen, ob nicht die Worte im Satz 2 des 8 833: 
„Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn .. . der Tier⸗ 
halter bei der Beaufſichtigung des Tieres die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtete“ 

den fraglichen Einwand dem Sinne nach mitumfaßt. 

Man könnte annehmen, zumal wegen des Gebrauchs des 
Präſens bei dem Worte „beobachtet“, daß die zitierten Worte 
dahin auszulegen ſind: der Tierhalter ſei exkulpiert, wenn er 
im allgemeinen bei der Beaufſichtigung des Tieres die 
nötige Sorgfalt habe walten laſſen. Folge dieſer Auslegung 
würde fein, daß er die im Satz 2 des § 833 normierte Sorg⸗ 
falt beobachtet haben würde, wenn der von ihm beſtellte Tier⸗ 
büter eine im allgemeinen zuverläſſige Perſon wäre. Dieſer 
Sinn iſt aber mit Satz 2 nicht zu verbinden. 

Bei den Beratungen über den Entwurf eines Geſetzes 
betreffend Anderung des 8 833 BGB. hat der Staatsſekretär 
Dr. Nieberding auf Anfragen aus der Mitte des Reichstages 
ohne Widerſpruch zweimal erklärt, daß, obwohl im 8 833 
„beobachtet“ geſagt ſei, der Tierhalter für den Fortfall ſeiner 
Erſatzpflicht nachweifen müſſe, „er habe in dem einzelnen be⸗ 
ſtimmten Falle der Haftung die erforderliche Sorgfalt beobachtet“, 
und daß es ſich dagegen nicht darum handle, „ob der Tierhalter 
überhaupt ein vorſichtiger Mann ſei“; bei der Verletzung durch 
ein Tier, einem momentanen Ereignis, kommen nur die Sorg⸗ 
falt des Tierhalters in dem Moment des Unfalls in Be⸗ 
macht.“) 6) 

Hiernach ſteht feſt, daß der Tierhalter, der ſich nicht auf 
ſeine allgemein beobachtete Sorgfalt berufen kann, ebenſowenig 
einwenden darf, daß der von ihm beſtellte Tierhüter ein all⸗ 
gemein zuverläſſiger Menſch ſei und ihn daher bei deſſen Auswahl 
lein Verſchulden treffe. Hierfür ſpricht ferner noch folgendes: 

8 833 Satz 1 ſtatuiert eine Erſatzpflicht des Tierhalters. 
Satz 2 des 8 833 macht von dieſem Prinzip eine Ausnahme. 
Dieſe Ausnahme bezieht ſich ausſchließlich auf das Verhalten 
des „Tierhalters“ im entſcheidenden Moment der Schadens⸗ 
zufügung. 8 833 Satz 2 beſtimmt nämlich nur Nichteintritt 
der Erſatzpflicht, wenn „der Tierhalter“ bei der Beaufſichtigung 
des Tieres die erſorderliche Sorgfalt beobachtet. Als Ausnahme 
von Satz 1 iſt aber Satz 2 ſtreng auszulegen. 

Daraus ergibt ſich: 

Iſt in dem ausſchlaggebenden Augenblick der Schadens⸗ 
zufügung das Tier unter der Aufſicht eines Tierhüters, fo 
exkulpiert ſich der Tierhalter damit noch nicht, daß er nach⸗ 
weiſt, der Tierhüter ſei eine allgemein zuverläſſige Perſon und 
ihn treffe bei deſſen Auswahl kein Verſchulden. 

Vielmehr muß der Tierhalter dartun, daß der von ihm 
beſtellte Tierhüter im Moment der Schadenszufügung bei der 
Beaufſichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet hat. 

Wird § 833 fo verſtanden, fo wird er mehr Sympathie 
auch bei den Gegnern der lex Treuenfels allmählich erreichen. 


) So auch Staudinger Bd. II 2 Anm. 7c yy zu $ 833. 
) Materialien zu dem Geſetz vom 30. Mai 1908, 2. Beiheft 
dur Rechtſprechung der OLG. 1908 S. 43 und 51. 
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Wie ift in den Fällen einer Streitgenoſſeuſchaft 
die Entſcheidung über die Koſten des Rechtsſtreits 
zu faſſen? 

Von Landgerichtspräſident Sohm, Güftrom. 

In dem Auſſatze des Herrn Landrichters Freymuth in 
Nr. 6 des laufenden Jahrgangs der JW. werden die Schwierig⸗ 
keiten geſchildert, welche ſich einer ſachgemäßen Koſtenentſcheidung 
entgegenſtellen, wenn in einem Rechtsſtreite gegen Streitgenoſſen 
der eine Streitgenoſſe obſiegt, der andere unterliegt. Dieſe 
Schwierigkeiten haben darin ihren Grund, daß der Verfaſſer 
die nach Anſicht des Reichsgerichts vorzunehmende Quoten⸗ 
teilung dahin verſteht, daß die Quote der Prozeßkoſten, welche 
den Streitgenoſſen nicht auferlegt wird, in der Urteils formel 
dem Gegner der Streitgenoſſen zur Laſt gelegt werden ſoll. 
Daß eine ſolche Quotenteilung unzuläffig iſt, hat Freymuth 
zutreffend dargelegt. 

Die beregten Schwierigkeiten verſchwinden, wenn man aus 
dem von Freymuth wiederholt betonten Satze, daß der Prozeß 
ein Streit der Parteien iſt, in welchem über ihre Beziehungen 
zu dem Gegner, nicht aber über Beziehungen der Streitgenoſſen 
zueinander entſchieden wird, den Schluß zieht, daß auch die 
Koſtenentſcheidung nur die Beziehungen jedes Streitgenoſſen zu 
ſeinem Gegner ordnen ſoll, daß alſo durch eine Entſcheidung, 
nach welcher etwa der Streitgenoſſe B ein Viertel der Koſten, 
der Streitgenoſſe C die Hälfte der Koſten und der Streit⸗ 
genoſſe D keine Koſten tragen ſoll, nur ihrem Gegner A gegen⸗ 
über feſtgeſtellt wird, daß B ein Viertel der Koſten, und zwar 
nur dieſes Viertel, daß C die Hälfte der Koſten, und zwar 
nur dieſe Hälfte, und daß D keine Koſten tragen fol. Zu 
ergänzen würde dann dieſe Entſcheidung über die Koſten⸗ 
pflicht der Streitgenoſſen nicht dahin ſein, daß ihr Gegner A 
ein Viertel der Koſten zu tragen hat, ſondern dahin, daß 
A in feinem Verhältnis zu B /, in feinem Verhältnis zu C 
die Hälfte der Koſten und in ſeinem Verhältnis zu D die 
geſamten Koſten des Rechtsſtreits zu tragen hat. Zu quotiſieren 
iſt danach die Koſtenlaſt zwiſchen dem einzelnen Streitgenoſſen 
und ſeinem Gegner, nicht aber gemeinſchaftlich zwiſchen allen 
Streitgenoſſen und dem Gegner. 

Ich halte dieſe Löſung der Frage für richtig. Daß fie 
zu dem richtigen Ergebnis führt, mag die nachſtehende Be⸗ 
rechnung veranſchaulichen. 

Wenn nach einer Entſcheidung des vorberegten Inhalts in dem 
ſich daran anſchlie ßenden Koſtenfeſtſetzungsverfahren feſtgeſtellt wird, 
daß im ganzen 180 & Koſten entſtanden find und daß davon 
getragen haben A 50 A, B 20 , C 30 & und D 80 &, fo hat 

B, der / der Koſten mit 45 4 tragen ſoll und bisher 
nur 20 & getragen hat, an A zu erflatten 25 Kl, 

C, der ½ der Koſten mit 90 & tragen ſoll und bisher 
nur 30 & getragen hat, an A zu erſtatten 60 A, 

D, der keine Koſten tragen ſoll, tatſächlich aber 80 
getragen hat, von A zu empfangen dieſe 80 A, 
während 

A, der außer den ihm ſchon zur Laſt gefallenen 50 x 
noch an D 80 & zahlen muß, von B 25 4 
und C 60 & empfängt, mithin endgültig 45 4, 
d. h. / der gefamten Koſten tragen muß. 
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Eine Quotenteilung in der vorſtehend bezeichneten Art ift 
zur Vermeidung der von Freymuth dargelegten Unzuträglich⸗ 
keiten nicht nur dann geboten, wenn der Rechtsſtreit für die 
einzelnen Streitgenoſſen einen ungleichartigen Ausgang genommen 
hat, ſondern in allen Fällen, in denen ein Teil der Koſten den 
Streitgenoſſen und der andere Teil ihrem Gegner zur Laſt 
gelegt werden muß, alſo z. B. auch dann, wenn alle Streit⸗ 
genoſſen in völlig gleicher Weiſe teils obſiegen, teils unter⸗ 
liegen. Ich halte dieſelbe Art der Koſtenentſcheidung ſogar 
in den Fällen des 8 100 Abſ. 1 und 2 ZPO., alſo auch dann 
für geboten, wenn ſämtliche Prozeßkoſten auf die unterliegenden 
Streitgenoſſen nach Quoten verteilt werden; denn auch in dieſen 
Fällen kann es vorkommen, daß einer der Streitgenoſſen tat⸗ 
ſächlich einen höheren Betrag der Prozeßkoſten getragen hat, 
als ihm durch das Urteil zur Laſt gelegt wird, und daß ein 
zivilrechtlicher Verpflichtungsgrund für ſeine Streitgenoſſen, ihm 
den Mehrbetrag zu erſtatten, nicht gegeben iſt. Der meines 
Erachtens maßgebende prozeſſuale Grund, daß das Urteil auch 
im Koſtenpunkt nur für das Verhältnis zwiſchen dem einzelnen 
Streitgenoſſen und ſeinem Gegner, nicht aber für das Verhältnis 
der Streitgenoſſen zueinander Entſcheidung trifft, kommt auch 
hier zur Anwendung. Aus den Worten des 8 100 Abſ. 1 
3PO., nach welchen die unterliegenden Streitgenoſſen „für die 
Koſtenerſtattung“ nach Kopfteilen haften, wird nicht entnommen 
werden dürfen, daß in den Fällen des 8 100 ZPO. nicht, wie 
ſonſt, über die Verpflichtung zur Tragung der Koſten des 
Rechtsſtreits, ſondern nur darüber zu entſcheiden iſt, in welchem 
Verhältnis die einzelnen Streitgenoſſen ihrem Gegner die dieſem 
erwachſenen Koſten erſtatten ſollen. Wäre dies die Abſicht des 
Geſetzes geweſen, fo hätte noch für die Fälle des 5 100 Abſ. 1 und 2 
ZPO. eine beſondere Entſcheidung darüber vorgeſchrieben werden 
müſſen, in welchem Verhältnis die Streitgenoſſen der Staats⸗ 
kaſſe gegenüber die gerichtlichen Koſten des Verfahrens tragen 
ſollen. Die Beſtimmung des 8 86 GKG., nach welcher 
Schuldner der entſtandenen Gebühren und Auslagen derjenige 
iſt, welchem durch gerichtliche Entſcheidung die Koſten des Ver⸗ 
fahrens auferlegt ſind, würde keine Anwendung finden können, 
wenn in den Fällen des § 100 Abſ. 1 und 2 ZPO. nicht 
über die Verpflichtung zur Tragung der Prozeßkoſten, ſondern 
nur darüber zu entſcheiden wäre, welche Quote der dem Gegner 
erwachſenen Koſten ihm von den einzelnen Streitgenoſſen zu 
erſtatten iſt. Iſt aber auch in den Fällen des § 100 Abſ. 1 
und 2 3PO. über die Pflicht zur Tragung der Prozeßkoſten 
zu entscheiden, fo kann es ſehr wohl vorkommen, daß ein Streit⸗ 
genoſſe, der von den Prozeßkoſten ſchon mehr bezahlt hat als 
die ihm auferlegte Quote ausmacht, dem Gegner nicht nur 
nichts zu erſtatten, ſondern auch noch von ihm Erſtattung zu 
fordern hat. Der ſiegreiche Gegner der Streitgenoſſen wird 
deshalb auch in den Fällen des § 100 Abſ. 1 und 2 ZPO. 
gegen alle Streitgenoſſen nach $ 106 ZPO. verfahren müſſen, 
um die von ihm zu beanſpruchende Erſtattung ſeiner Koſten zu 
erlangen. 

In den Fällen, in denen die Koſten teils den Streit⸗ 
genoſſen, teils ihrem Gegner zur Laſt fallen ſollen, ergibt ſich 
die Quote der Gerichtskoſten, für welche, abgeſehen von einer 
etwa beſtehenden Vorſchußpflicht, die einzelnen Streitgenoſſen 
der Staatskaſſe gegenüber haften ſollen, gemäß 8 86 GKG. 
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aus der Quote der Prozeßkoſten, die dem einzelnen Streit⸗ 
genoſſen in dem Urteile auferlegt iſt. Wird der Gegner der 
Streitgenoſſen, wie ich es für richtig halte, nur verurteilt, dem 
einzelnen Streitgenoſſen gegenüber die Prozeßkoſten zu tragen, 
zu deren Tragung dieſer Streitgenoſſe nicht verurteilt iſt, ſo 
ift für ihn keine beſtimmte Quote feſtgeſetzt, die nach 8 86 GKG. 
für ſeine Verpflichtung gegenüber der Staatskaſſe maßgebend 
iſt. Dieſe Quote wird deshalb für ihn in dem Urteile beſonders 
feſtzuſetzen fein. 

Nach dem Vorſtehenden würde ich in dem oben von 
mir gewählten Beiſpiele die Koſtenentſcheidung folgender⸗ 
maßen faſſen: 

Von den Koſten des Rechtsſtreits hat B /, C ½ zu 
tragen. Dem D fallen keine Koſten zur Laſt. A hat 
jedem ſeiner Gegner gegenüber die Koſten zu tragen, 
welche dieſem Gegner nicht auferlegt ſind; der Staatskaſſe 
gegenüber hat er / der gerichtlichen Koſten zu tragen. 
In dem von Freymuth gewählten Beiſpiele, in welchem A 
gegenüber dem B obſiegt, gegenüber dem C aber unterliegt, 
würde, vorausgeſetzt, daß B und C im weſentlichen gleich an 
dem Rechtsſtreite beteiligt ſind, die Koſtenentſcheidung lauten 
müſſen: 
B hat die Hälfte der Koſten zu tragen. Dem C fallen 
keine Koſten zur Laſt. A hat dem B gegenüber die 
Hälfte der Koſten, dem C gegenüber ſämtliche Koſten 
des Rechtsſtreits zu tragen. Der Staatskaſſe gegen⸗ 
über haftet er für die Hälfte der gerichtlichen Koſten. 
Dieſe Formeln dürften jedenfalls den Vorzug der Klarheit 
haben und für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren keine Schwierig⸗ 
keiten übriglaſſen, die einer gewaltſamen Löſung bedürfen. 


Die Belehrung über die Rechtsmittel im Strafprozeßß. 
Von Rechtsanwalt Dr. Jonas, Altona. 


8 327 Abſ. 3 MStGdO. vom 1. Dezember 1898 beſtimmt: 
Der Angeklagte iſt über die Zuläſſigkeit der Berufung 
und, falls derſelbe erklärt, daß er ſich bei dem Urteil 
nicht beruhige, über die bei Einlegung der Berufung ein⸗ 
zuhaltende Friſt (8 379), ſowie den einzuſchlagenden Weg 
(8 369) zu belehren. 

8 394 Abſ. 2 desſelben Geſetzes ſchreibt die Beobachtung 
dieſer Beſtimmung auch für die Berufungsinſtanz vor: der in 
der Berufungsinſtanz verurteilte Angeklagte muß darüber belehrt 
werden, daß ihm gegen das auf die Berufung ergangene Urteil 
das Rechtsmittel der Reviſion zuſteht, innerhalb welcher Friſt 
er von dieſem Rechtsmittel Gebrauch machen kann, und welche 
Schritte notwendig ſind, wenn er das Rechtsmittel einlegen will. 

Vergeblich ſucht man in der jetzt geltenden bürgerlichen 
Strafprozeßordnung noch in dem unlängſt veröffentlichten Ent⸗ 
wurf einer Strafprozeßordnung nach einer analogen Beſtimmung. 
Und doch iſt eine ſolche Beſtimmung nicht nur zweckmäßig, ſondern 
dringend vonnöten. 

Aus welchem Grunde ſie in der Militärſtrafgerichtsordnung 
enthalten iſt, leuchtet ein. Der Geſetzgeber rechnet damit, daß 
wohl das materielle Strafrecht jedem, auf den es Anwendung 
erleidet, bekannt iſt, nicht dagegen das Verfahren, in welchem 
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der Strafprozeß ſeinen Verlauf nimmt. Deshalb hat für das 
Heer der Strafrichter nicht bloß ein nobile officium, ſondern 
die geſetzlich feſtgelegte Verpflichtung, den Verurteilten darüber 
zu belehren, daß und wie er das Urteil ſchelten kann. Mit der 
peinlichſten Sorgfalt überwachen die militäriſchen Gerichte die 
genaue Beobachtung dieſer Vorſchrift, insbeſondere auch nach 
der Richtung hin, daß nicht der leiſeſte Druck auf den Angeklagten 
ausgeübt werde, der geignet iſt, ihn in ſeiner freien Entſchließung 
zu beeinträchtigen. Die Frage des Verhandlungsführers, ob der 
Angeklagte auf Einlegung eines Rechtsmittels verzichte, iſt 
unzuläſſig. Eine Befragung des Angeklagten, ob er ſich bei dem 
Urteile beruhigen wolle, iſt zu unterlaſſen. Jede Einwirkung des 
Verhandlungs führenden auf den Angeklagten, eine beſtimmte Er⸗ 
Härung über die Einlegung von Rechtsmitteln abzugeben, iſt 
unzuläſſig. Wenn es unter Umſtänden auch zweckmäßig ſein 
mag, bei der nach § 327 Abſ. 3 MSt 0. erforderlichen Be: 
lehrung des Angeklagten ihn auf den bequemſten Weg auf⸗ 
merkſam zu machen, fo entbindet das nicht von der Verpflichtung, 
den Angeklagten über alle für die Einlegung des Rechtsmittels 
in Betracht kommenden Wege zu belehren. Das ſind Grund⸗ 
fäge, welche ſich teils in Entſcheidungen des Reichs militär⸗ 
gerichts, teils in den Ergebniſſen der von dieſem Gericht regel⸗ 
mäßig vorgenommenen Prüfungen ausgeſprochen finden. Ich 
habe ſie dem Kommentar von Elsner von Gronow und Sohl 
entnommen. 

Gibt es einen Grund, welcher die Anwendbarkeit einer 
gleichen geſetzlichen Beſtimmung im bürgerlichen Strafprozeß 
als nicht notwendig oder auch nur als unzweckmäßig erſcheinen 
läßt? Man vergegenwärtige ſich nur den jetzigen Zuſtand. 
In den allermeiſten Fällen heißt es, wenn der Angeklagte am 
Schluß der Hauptverhandlung erklärt, er wolle weitergehen 
oder Berufung einlegen oder er ſei nicht zufrieden mit dem 
Urteil, in mehr oder minder gereiztem Tone: 

„Für uns iſt die Sache hier aus.“ | 

Dieſe Worte geben den Standpunkt, den die Strafprozeß⸗ 
ordnung einnimmt, unzweifelhaft wieder, und entgegenkommender⸗ 
weiſe Belehrungen zu erteilen, dazu hält ſich der Richter am 
allerwenigſten einem „Angeklagten“, zumal einem ſolchen gegen⸗ 
über für verpflichtet, den er verurteilt hat. 

Hinzu kommt der weitverbreitete Glaube, daß ebenſo wie 
im Zivil- auch im Strafprozeß irgendeine Zuftellung erforderlich 
ſei, um die Rechtsmittelfriſt in Lauf zu bringen. Des öfteren 
iſt es mir in der Praxis vorgekommen, daß Leute mit der 
Ladung zum Strafantritt oder mit der Rechnung über Geld⸗ 
ſtrafe und Koſten mich aufſuchten und baten, Berufung ein⸗ 
zulegen. Natürlich zu ſpät: vor Rechtskraft des Urteils erfolgt 
die Aufforderung, die Freiheitsſtrafe anzutreten oder die Geld⸗ 
ſtrafe zu bezahlen, nicht. | 

Im Vorteil bei dieſem Verfahren iſt allein derjenige, der 
ſchon häufiger mit dem Strafgeſetz in Konflikt geraten iſt: er 
hat ſich im Laufe der Jahre nicht nur kriminaliſtiſche, ſondern 
auch ſoviel ſtrafprozeſſuale Kenntniſſe angeeignet, daß er weiß, 
ob ihm ein Rechtsmittel zuſteht und welches. 

Benachteiligt ſind die Unbeſtraften, die Unerfahrenen und 
vor allem die Unbemittelten, die nicht in der Lage ſind, ſich der 
Hüfe eines Verteidigers zu bedienen, mithin gerade alle diejenigen, 
die beſonderen Schutzes bedürftig find. 
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Bei dieſer Sachlage iſt es ſchlechterdings nicht einzuſehen, 
weshalb eine geſetzgeberiſche Wohltat von allergrößter Bedeutung 
dem militäriſchen Angeklagten erwieſen werden ſoll, dem bürger⸗ 
lichen aber nicht. 

Auf den weiten Gebieten der Arbeiterverſicherungsgeſetz⸗ 
gebung, der Steuergeſetzgebung iſt der Grundſatz der Belehrung 
über die zuläſſigen Rechtsmittel ſtrikte durchgeführt, mag es 
ſich um noch ſo geringfügige Werte vermögensrechtlicher Art 
handeln. Dies Prinzip muß mit noch viel mehr Grund durch⸗ 
geführt werden im Strafprozeß, wo Ehre und Freiheit in 
Frage ſtehen. Und in Wirklichkeit kommt auch im Strafprozeß 
nur die Durchführung eines Prinzips in Frage, deſſen Be⸗ 
rechtigung anerkannt iſt durch die Vorſchrift, daß der Verhaftete 
in jedem Falle darüber zu belehren iſt, daß ihm gegen den 
Haftbefehl das Rechtsmittel der Beſchwerde zuſteht (abgeſehen 
von den Beſtimmungen, die für das ſummariſche Verfahren 
— Strafbefehl, Strafbeſcheid, Strafverfügung — die Belehrung 
über das Rechtsmittel vorſchreiben). 

In Anlehnung an die Militärſtrafgerichtsordnung, für die 
in vielen Dingen die Strafprozeßordnung vorbildlich war, führe 
man in der Strafprozeßordnung den Grundſatz der Belehrung 
über die Rechtsmittel ſtrengſtens durch, zumal bei einer Reform, 
die beſtrebt ſein will, die Rechte des Angeklagten zu erweitern. 
Nicht einmal ein Opfer an Zeit würde die Einführung einer 
ſolchen Beſtimmung zur Folge haben. § 231 Abſ. 4 des 
Entwurfs einer Strafprozeßordnung ſchreibt in dankenswerter 
Weiſe den Mitgliedern des Gerichts vor, daß ſie ſich einer 
Kundgebung ihrer Anſicht über die Schuld oder Nichtſchuld 
des Angeklagten enthalten. Hiernach iſt zu erwarten, daß in 
Zukunft — jetzt häufig zeitraubende — Verhandlungen mit 
dem Angeklagten darüber, ob er nicht lieber die ihm zur Laſt 
gelegte Tat eingeſtehen, oder ob er nicht lieber die Berufung 
zurücknehmen wolle, verſchwinden. Was ſo an Zeit gewonnen 
wird, mag der Belehrung über die Rechtsmittel zugute kommen. 


Vom Reichsgericht. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 

Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 5. bis 24. April 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 93, 94 BGB. Weſentliche Beſtandteile einer 
Sache, eines Grundſtücks (Webſtühle).] 

Nach der keinem Bedenken unterliegenden tatſächlichen 
Feſtſtellung des BerR. ſind die ſtreitigen 14 Webſtühle in dem 
zum Webereibetriebe mit 39 Webſtühlen eingerichteten ſogen. 
Schedbau, unabgeſondert von den anderen Webſtühlen, in 
folgender Weiſe aufgeſtellt: Ein jeder Webſtuhl iſt an eine 
Holzunterlage, die mittels durchgehender Schrauben in dem 
zementierten Fußboden verankert iſt, mit Schrauben befeſtigt 
und mit der Transmiſſion durch Riemen verbunden; dieſe 
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Riemen können von der Transmiſſion jederzeit gelöſt 
und auch die Webſtühle ſelbſt können vom Boden losgelöſt 
werden, ohne daß ſie oder der Boden erheblich beſchädigt 
würden. Aus dieſer über die Art der Einbringung der Web⸗ 
ſtühle getroffenen tatſächlichen Feſtſtellung ergibt ſich, daß die 
Webſtühle nicht weſentliche Beſtandteile des fraglichen Grund⸗ 
ſtückes geworden ſind, weder unmittelbar als Teile des Grund 
und Bodens noch mittelbar als Teile einer Sache, die ihrer⸗ 
ſeits weſentlicher Beſtandteil des Grundſtückes iſt.. Die 
ſtreitigen Webſtühle, die katalogmäßig gehandelte, nach einem 
allgemeinen Typus gearbeitete Waren find, haben nach dem⸗ 
jenigen, was der BerR. hinſichtlich der Art ihrer Einbringung 
ſelbſt tatfächlich feſtſtellt, ihre körperliche Selbſtändigkeit nicht 
verloren. Denn ſie ſind im Schedbau lediglich auf den Fuß⸗ 
boden geſtellt und können nach Abſchrauben von der Holz⸗ 
unterlage, auf der ſie ſtehen, in derſelben Geſtalt, in der ſie 
hineingebracht worden ſind, wieder aus dem Schedbau entfernt 
werden. Der BerR. bemerkt auch ſelbſt, daß die Webſtühle 
nach ihrer Loslöſung zu anderweiter gleichartiger Verwendung 
geeignet blieben. Daraus folgt zunächſt von ſelbſt, daß ſie 
nicht im Sinne des § 94 Abſ. 2 BGB. zur Herſtellung eines 
Gebäudes eingefügt ſind. Denn ſie ſind weder eingefügt d. h. 
zwiſchen andere Gebäudeteile hineingebracht und zugleich in 
die für ſie beſtimmten Gebäudeſtellen eingepaßt (RG. 56, 
288; 63, 416), noch hat ihre Einbringung dazu mitgewirkt, 
daß ein ſie als Teile in ſich ſchließendes Gebäude hergeſtellt 
wurde. Nicht Gebäudeteile ſind ſie, ſondern eben Web⸗ 
ſtühle, die im Innern des Schedbaus auf dem Fußboden 
ſtehen und denen der im Verhältnis zu ihnen vielleicht weniger 
wertvolle Schedbau nur zum Schutze gegen Witterungseinflüſſe 
und zur Sicherung des Betriebes dient. Was aber die Frage 
der Beſtandteilseigenſchaft nach 8 93 BGB. anlangt, ſo kann 
dahingeſtellt bleiben, ob und inwieweit eine Baulichkeit zuſammen 
mit der darin befindlichen Einrichtung zu einem Fabrilbetriebe 
als eine einzige Sache, als ein einziger körperlicher Gegenſtand, 
einer allgemeinen Verkehrsanſchauung entſprechend, zu erachten 
angängig iſt. Auch wenn vorliegend, wie der Ber R. meint, 
der Schedbau und die maſchinelle Ausgeſtaltung im Innern 
als eine einzige Sache anzuſehen wären, würden doch die 
ſtreitigen 14 Webſtühle nach den hier feſtgeſtellten Tatſachen 
nicht Körperteile dieſer Sache ſein. Denn ſie ſind nicht Teile 
einer aus ihnen und anderen Teilen beſtehenden Sache, ſon dern 
ſelbſtändige, für ſich beſtehende Sachen, nämlich, wie auch 
hier betont werden muß, Webſtühle. Dadurch, daß ſie mit 
dem anderen zur Erreichung eines gemeinſamen Zweckes, nämlich 
des Betriebes der Weberei, zuſammengebracht worden ſind, 
mögen ſie wohl zu einer wirtſchaftlichen Einheit mit dem 
anderen vereinigt worden ſein, nicht aber zu einer einzigen 
Sache; vielmehr ſind ſie und das andere mehrere Sachen. 
Hiernach bedarf es eines Eingehens darauf nicht, ob, wenn die 
14 Webſtühle Sachteile einer etwa mit dem Grund und Boden 
feſt verbundenen Sache wären, ſie als „weſentliche“ Beſtand⸗ 
teile der Sache und damit auch des fraglichen Grundſtückes zu 
erachten fein würden. S. W. fabrik c. St. T. fabrik, U. v. 
17. März 09, 244/08 V. — Karlsruhe. 

2. 88 119, 123, 124, 142, 143, 249, 459, 463, 477, 
480, 823, 826 BGB. Spezies⸗ oder Gattungskauf bez. 
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eines Sauggasmotors; Anfechtung des dinglichen Vertrages 
(Erfüllungsgeſchäfts) im Verhältnis zur Rechtsbeſtändigkeit des 
Kauſalgeſchäftes; Argliſt bei der Erfüllung eines Gattungskaufes.] 

Die Klägerin ſchloß mit der Beklagten einen Vertrag, 
wonach die Beklagte ihr einen Sauggasmotor von 22 Pferde⸗ 
ſtärken Modell O2 um 5750 & zu liefern hatte. Es wurde 
ein Schlußſchein aufgenommen, der beſtimmte, daß „ein neuer 
oder nur ganz kurze Zeit im Gebrauche geweſener Motor (Aus⸗ 
ſtellungsmotor)“ zu liefern ſei und daß das Geſchäft nur 
gültig ſei, wenn die Klägerin eine bei einer anderen Firma ge⸗ 
machte Beſtellung noch rückgängig machen könne. Als die Bes 
klagte in ihrem Beſtätigungsſchreiben als Gegenſtand des Ge⸗ 
ſchäfts „einen off. 22 pferdigen Sauggasmotor (gebr.)“ be⸗ 
zeichnete, wies die Klägerin darauf hin, daß ſie keinen gebrauchten, 
ſondern einen neuen, höchſtens eine ganz kurze Zeit auf einer 
Ausſtellung gelaufenen Motor gekauft habe; zugleich teilte ſie 
mit, daß ſie den Motor nunmehr feſt in Auftrag gebe. Die 
Beklagte erwiderte, daß ſie einen wenig gebrauchten Motor 
liefern werde, der einem neuen gleiche, weil er wenig gebraucht 
ſei und dazu noch „einen neuen Zylinderkopf uſw.“ erhalten 
habe. Darauf wiederholte die Klägerin den früheren Hinweis, 
indem fie dazu bemerkte, wenn bei dem für ſie reſervierten 
Motor der Zylinderkopf uſw. erneuert worden ſei, das doch 
ziemlich deutlich darauf ſchließen laſſe, daß der Motor, den 
Beklagte liefern wolle, ſchon längere Zeit anderweitig gelaufen 
ſei. Die Beklagte antwortete, ſie werde eine Anlage, wie laut 
Schlußſchein beſtellt, liefern, d. h. einen neuen, nur eventuell 
auf einer Ausſtellung geſtandenen Motor mit neuer Anlage; 
wenn ſie geſchrieben habe, daß ſie den zur Lieferung vor⸗ 
geſehenen Motor mit neuem Zylinder uſw. verſehen wolle, ſo 
habe dies ſeinen Grund darin, daß die Maſchine eine ihr ſtehen⸗ 
gebliebene neue ſei, an der zum Zwecke der Verwendung für 
Sauggasbetrieb andere Ventile eingebaut werden müßten; 
dadurch ſei jedoch noch immer kein Grund vorhanden, Zweifel 
darein zu ſetzen, daß die Maſchine eine vollſtändig neue und 
noch nie im Gebrauch geweſene ſei. Auf dieſen Brief erfolgte 
keine Antwort der Klägerin. Der Motor wurde im November 
1903 geliefert und von der Klägerin in Betrieb genommen. 
Den Kaufpreis hat die Klägerin bezahlt. Im Februar 1907 
erhob die Klägerin Klage auf Rückerſtattung des Kaufßpreiſes. 
Zur Begründung machte ſie geltend, der Kaufvertrag werde 
wegen argliſtiger Täuſchung angefochten, die argliſtige Täuſchung, 
durch welche Klägerin zum Abſchluſſe des Vertrags und zur 
Annahme des Motors beſtimmt worden ſei, ſei dadurch verübt, 
daß der gelieferte Motor nicht neu ſondern aus alten und 
neuen Teilen zuſammengeſetzt ſei und daß er außerdem dem 
beſtellten Modelle nicht entſpreche. Die Beklagte beftritt, daß 
ſie die Klägerin argliſtig getäuſcht habe. Das LG. verurteilte, 
die Berufung wurde zurückgewieſen, das RG. hob auf: 
1. Der BerR. läßt es ausdrücklich dahingeſtellt, ob ſchon bei 
Unterzeichnung des Schlußſcheins vom 18. Auguſt 1903 ein 
beſtimmter Motor als Lieferungsgegenſtand ausgeſondert war, 
jedenfalls habe die Beklagte ausweislich der Korreſpondenz im 
Laufe der weiteren Verhandlungen den zu liefernden Motor 
ausgeſchieden und damit den Vertrag auf einen beſtimmten 
Leiſtungsgegenſtand konzentriert. Dieſe Begründung iſt rechts⸗ 
irrig. Damit ein beſtimmter Gegenſtand Schuldgegenſtand 


— Nn — m. 


3 en 


Fer. K 2 


#7. 3 
“ws. ei 


—— ni — En EEE —— 
mid K K A mn 


———5ð ——2—jä— ⏑i— . — 
. 2 2 2 
K „ a F, ＋ HA. 1 „ & 
7 er FH =, ee, RE __L Er 


38. Jahrgang. 


wird, damit alſo eine Speziesſchuld begründet wird, bedarf es 
einer Willenseinigung beider Teile dahin, daß ſich der Vertrag 
auf die Leiſtung eines beſtimmten Gegenſtandes beſchränken 
ſoll und mit einem anderen Gegenſtand nicht erfüllt werden 
kann. Die einſeitig von der Beklagten vorgenommene Aus⸗ 
ſcheidung des Motors genügt daher nicht; es mußte das Ein⸗ 
verſtändnis der Klägerin zu der von der Beklagten vor⸗ 
genommenen Ausſcheidung hinzutreten. Ein ſolches Einverſtändnis 
der Klägerin ſtellt der Ber R. aber nicht feſt, er prüft die 
Sachlage daraufhin überhaupt nicht, weil er das Einverſtändnis 
der Klägerin mit der Ausſcheidung irrigerweiſe für unerheblich 
erachtet. Durch dieſen Mangel werden alle Folgerungen hin⸗ 
fällig, welche der Ber R. aus dem Vorliegen eines Spezieskaufs 
herleitet. Aber auch dieſe weiteren Erwägungen geben zu Be⸗ 
denken Anlaß, und ſie ſind hier zu berühren, falls es dem 
BerR. gelingt, einen Spezieskauf feſtzuſtellen. Die Beklagte 
rügt nämlich mit Recht, es hätte der Ber R. von feinem Stand» 
punkte aus, der einen Spezieskauf unterſtellt, mindeſtens feſt⸗ 
ſtellen müſſen, daß die Beklagte bei Zuſicherung „vollſtändiger“ 
„Neuheit“ in ihrem Briefe vom 4. September 1903 bereits 
entſchloſſen geweſen ſei, die angeblich alten Teile zur Ver⸗ 
wendung zu bringen. An einer Feſtſtellung dieſes Inhaltes 
fehlt es in der Tat. Es läßt ſich aus den Gründen des Bu. 
nicht entnehmen, ob davon auszugehen iſt, daß der Motor zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes bereits mit den angeblich alten 
Stücken verſehen war, oder ob der BerR. annimmt, die Be⸗ 
klagte habe zur Zeit des Vertragsſchluſſes nur beabſichtigt, die 
alten Teile in den Motor einzufügen. Mit dieſen beiden 
Möglichkeiten aber iſt zu rechnen. Die Beklagte beſtreitet beide; 
ſie will auf die Beſtellung der Klägerin hin den Motor ganz 
neu angefertigt haben. Der Ber. ſtellt nicht feſt, daß die 
Behauptungen der Beklagten widerlegt ſeien; er ſcheint ſich 
aber trotzdem der Anſicht zuzuneigen, daß die Beklagte ſich 
einer argliſtigen Täuſchung ſchuldig gemacht haben würde, wenn 
fie zur Zeit des Kauſabſchluſſes die Abſicht der Verwendung 
der alten Teile gefaßt haben ſollte. Falls dieſe Vermutung 
zutrifft, ſo wäre bei der erneuten Verhandlung zu beachten, 
daß die bloße Abſicht, einen Vertrag nicht oder nicht gehörig 
zu erfüllen, regelmäßig keine ausreichende Grundlage zur An⸗ 
nahme einer für den Vertragsſchluß urſächlichen argliſtigen 
Täuſchung bietet (RG. 48, 282). Beſondere Umſtände ver⸗ 
mögen allerdings zu einer gegenteiligen Annahme zu berechtigen; 
aber auf ſolche Umſtände hin hat der Ber R. die Sachlage noch 
nicht angeſehen. 2. Aber auch die vom BerR. über einen 
etwaigen Gattungskauf angeſtellten Erwägungen ſind rechtsirrig. 
Der BerR. will durch ſeine wenig klaren Ausführungen ſagen, 
es genüge die Anfechtung des Erfüllungsgeſchäfts (alfo 
der Eigentumsübertragung) wegen argliſtiger Täuſchung nach 
99 123, 124 BGB., um den getäuſchten Käufer zur Rück⸗ 
forderung des bezahlten Kaufpreiſes zu berechtigen. Der Ber R. 
hat ſeiner oben wörtlich wiedergegebenen Erwägung ſtatt der 
Begründung eine große Reihe von Zitaten aus der Recht⸗ 
ſprechung des ROHG. und des RG. ſowie aus der Literatur 
folgen laſſen. Von dieſen Zitaten beſchäftigt ſich keines mit 
der hier vom BerR. aufgeftellten Anſicht. An den angezogenen 
Stellen wird argliſtiges Verſchweigen vom Geſichtspunkt der 
unerlaubten Handlung (88 823, 826 BGB.) und als Grund⸗ 
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lage für Gewährleiſtungsanſprüche (88 463, 480 BGB.) ge⸗ 
würdigt. Solche Anſprüche ſind hier nicht einmal fürſorglich 
erhoben. Erhoben iſt nur der Bereicherungsanſpruch aus 
85 123, 812 BGB. Die vom Ber. aufgeſtellte Anficht iſt 
zunächſt deshalb unrichtig, weil die Anfechtung des dinglichen 
Vertrags (des Erfüllungsgeſchäfts) nur die Nichtigkeit dieſes 
Vertrages, alfo der Eigentumsübertragung, nach $ 142 BGB. 
zur Folge hat. Aus der Nichtigkeit der Eigentumsübertragung 
ergibt ſich aber noch nicht, wie der Ber R. meint, die Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers zur Rückerſtattung des Kaufpreiſes. 
Die Nichtigkeit der Eigentumsübertragung läßt an ſich die 
Rechtsbeſtändigkeit des Kauſalgeſchäfts, des obligatoriſchen Ver⸗ 
trags, unberührt. Um die Verkäuferin zur Rückzahlung des 
Kaufpreiſes zu verpflichten, bedürfte es der Anſechtung des 
Kaufvertrages mit der Begründung, daß die Beklagte betrüglich 
zum Vertragsabſchluß beſtimmt ſei. Eine ſolche Verleitung 
zum Vertragsabſchluß lehnt der Ber R. aber ab, ſoweit er ſich 
auf den Standpunkt ſtellt, es ſolle vom Zuſtandekommen eines 
Gattungskaufs ausgegangen werden. Seine Anſicht ſtlützt ſich 
ganz allein auf eine von ihm angenommene Anfechtung des 
Erfüllungsgeſchäfts wegen argliſtigen Verſchweigens. 
Der Bert. betrachtet hier alſo lediglich den Tatbeſtand als 
gegeben, daß die Beklagte ihre Zuſage, einen völlig neuen 
Motor zu liefern, nicht gehalten, ſondern wiſſentlich einen teil⸗ 
weiſe alten und daher mangelhaften Motor geliefert habe. In 
dem wiſſentlichen Verſchweigen dieſes Mangels im Augenblick 
des Gefahrübergangs erblickt er eine argliſtige zur Anfechtung 
nach 8 123 BGB. berechtigende Täuſchung der Käuferin. Dies 
iſt aber zugleich der Tatbeſtand des § 480 Abſ. 2 BGB., 
wonach der Käufer ſtatt der gewöhnlichen Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche im Falle eines Gattungskaufs Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen darf. Von dieſem Geſichtspunkt aus 
erweiſt ſich die Anſicht des Ber R. als grundſätzlich verfehlt. 
Denn die Anfechtung einer in Erfüllung eines Gattungskaufs 
erfolgten Leiſtung wegen argliſtigen Verſchweigens eines unter 
8 459 BGB. fallenden Sachmangels im Augenblick des Ge⸗ 
fahrüberganges (d. i. regelmäßig im Augenblick der Übergabe 
der Kaufſache) iſt ausgeſchloſſen, weil für einen ſolchen Fall 
ausſchließlich die Gewährleiſtungsvorſchriften gegeben ſind. Es 
iſt dies derſelbe Geſichtspunkt, welcher gegenüber den Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüchen wegen Mängel der Kaufſache die Anfechtung 
wegen Irrtums bezüglich einer verkehrsweſentlichen Sacheigen⸗ 
ſchaft verſagt. Die Rechtſprechung des RG. (RG. 61, 171 f. 
und 62, 282 ff.) verneint eine Konkurrenz der Anfechtung wegen 
Irrtums über Eigenſchaften der Sache ($ 119 Abſ. 2 BGB.) 
mit den Gewährleiſtungsanſprüchen aus Sachmängeln (88 459 ff. 
BGB.), weil die Gewährleiſtungsvorſchriften der 88 459 ff. BGB. 
als für den Kauf gegebene Sonderborſchriften den Vorſchriſten 
des allgemeinen Teils, zu denen $ 119 Abſ. 2 BGB. gehört, 
vorgehen und nach dem Geiſt des Geſetzes wegen unter 
§ 459 BGB. fallender Fehler eine Rückgängigmachung des 
abgeſchloſſenen und vollzogenen Kaufgeſchäfts nur nach den 
Grundſätzen der Wandelung möglich ſein ſollte. In jener 
Entſcheidung wird darauf hingewieſen, daß nichts in der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des 5 119 BGB. darauf hinweiſt, als ob 
außer der Wandelung noch ein zweiter Weg, von einem Kauf⸗ 
vertrag loszukommen, eröffnet werden wollte. Dieſelben Er⸗ 
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wägungen find aber auch geltend zu machen, wenn bei der in 
Erfüllung eines Gattungskaufs erfolgenden Lieferung einer 
mangelhaften Sache der Verkäufer den Fehler argliſtig ver⸗ 
ſchwiegen hat (8 480 Abſ. 2 BGB.) und der Tatbeſtand des 
8 123 Abſ. 1 BGB. dadurch erfüllt werden ſoll, daß der 
Käufer, eben weil der Verkäufer den Fehler bei der Lieferung 
argliftig verſchwiegen hatte, getäuſcht und zur Annahme der 
vertragswidrigen Sache beſtimmt worden iſt. Auch hier läßt 
ſich aus den Geſetzesmaterialien kein Anhalt dafür gewinnen, 
daß der Geſetzgeber wegen des argliſtigen Verſchweigens eines 
Fehlers, den der Verkäufer nach 88 480, 459 BGB. zu ver⸗ 
treten hat, neben der Wandelungsklage auch noch die Anfechtung 
wegen argliſtiger Täuſchung nach 8 123 BGB. zulaſſen wollte. 
In den angezogenen Entſcheidungen (RG. 61, 171 ff. und 
62, 282) wird als ein Beleg dafür, daß die Gewährleiſtungs⸗ 
vorſchriften als Sondervorſchriften den allgemeinen Vorſchriften 
über die Anfechtung wegen Irrtums vorgehen müſſen, auf die 
Widerſprüche hingewieſen, deren ſich andernfalls der Geſetzgeber 
ſchuldig machen würde. Dieſer Geſichtspunkt trifft auch für 
den hier vorliegenden Fall der Konkurrenz der Anfechtung wegen 
argliſtigen Verſchweigens mit dem Anſpruch auf Wandelung 
wegen argliſtigen Verſchweigens zu. Allerdings kommen hier 
nicht, wie in dem in RG. 61, 171 ff. entſchiedenen Falle, die 
88 460 und 477 BGB. in Betracht, wohl aber würde der 
von 8 461 BGB. angeordnete Ausſchluß der Haftung für 
argliſtiges Verſchweigen (Mot. 2, 237) durch eine Anfechtung 


wegen argliſtigen Verſchweigens umgangen werden können. 


Aber noch ein anderer Umſtand weiſt zwingend auf die 
Unvereinbarkeit der Anfechtung wegen argliſtigen Verſchweigens 
von Sachmängeln mit der Wandelung wegen argliſtigen Ver⸗ 
ſchweigens hin. Das Anfechtungsrecht iſt verloren, wenn nicht 
innerhalb eines Jahres nach Entdeckung der Täuſchung eine 
Anfechtungserklärung abgegeben wird (88 124, 143 BGB.). 
Dagegen geht der Wandelungsanſpruch wegen argliſtigen Ver⸗ 
ſchweigens erſt nach Ablauf der regelmäßigen Verjährung von 
30 Jahren unter (8 477 Abſ. 1 BGB.), und beſitzt trotz der 
eingetretenen Verjährung des Wandelungsanſpruchs die 
Wandelungseinrede ihre Kraft ohne zeitliche Grenze (8 478 BGB.), 
ohne daß der Käufer dieſes Recht durch Vornahme irgendeiner 
Handlung zu wahren nötig hätte. Eine Konkurrenz der An⸗ 
fechtung der in Erfüllung eines Gattungskaufs erfolgenden 
Lieferung wegen argliſtigen Verſchweigens eines unter S 459 
BGB. fallenden Sachmangels mit auf demſelben Tatbeſtand 
beruhenden Gewährleiſtungsanſprüchen iſt darnach mit dem 
Geiſte des Geſetzes nicht verträglich. Ein ganz ähnlicher Ge⸗ 
dankengang iſt in RG. 63, 270 eingeſchlagen. Dort wird ver⸗ 
langt, daß der betrogene Käufer, welcher einen vollzogenen 
Kaufvertrag als gegen die guten Sitten verſtoßend nach Maß⸗ 
gabe der 88 826, 249 BGB. aufheben und die Erfüllung 
rückgängig machen will, die gehörige Anfechtung nach 88 123, 
124, 142 BGB. nachzuweiſen hat. Dieſes Erfordernis wird 
dort aufgeſtellt, weil andernfalls die Vorſchrift des 8 124 BGB. 
ebenſo gegenſtandslos ſein würde wie die Vorſchriften über die 
Wandelung gegenſtandslos wären, wenn die Anfechtung wegen 
Irrtums mit der Wandelung auch da zu konkurrieren vermöchte, 
wo beide Tatbeſtände ſich decken. D. c. M., U. v. 19. März 09, 
504/08 II. — Jena. 


M 10. 1909. 


3. 8 188 BGB.; 85 246, 548 ZPO. Unterlaſſene ſo⸗ 
fortige Beſchwerde gegen einen vor Erlaß des Urteils ergangenen 
Beſchluß. Abtretung einer Forderung behufs Vernehmung des 
Abtretenden als Zeugen. Verſtoß gegen die guten Sitten 7] 

Die Klägerin verlangt als Zeſſionarin ihres Ehemannes 
von den Beklagten als Geſamtſchuldnern Erſatz des Schadens, 
der ihrem Manne infolge ſeiner durch angebliche argliſtige 
Täuſchung der Beklagten verurſachten Beteiligung an einer 
Bahngeſellſchaft erwachſen ſein ſoll. Klage und Berufung 
wurden abgewieſen; das RG. hob auf: 1. Der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte der Klägerin ſtellte im Verhandlungstermine vom 
13. Dezember 1907 vor dem BG. den Antrag, die Ausſetzung 
des Verfahrens anzuordnen, da die Klägerin in Geiſteskrankheit 
verfallen ſei. Beweis hierfür wurde angetreten durch Berufung 
auf das Zeugnis des Ehemannes der Klägerin, das Gutachten 
eines Dr. M., welcher die Klägerin behandelt habe, ſowie eines 
vom Gerichte zu ernennenden Sachverſtändigen. Das BG. 
lehnte durch Beſchluß, der in dem genannten Termine verkündet 
wurde, den Ausſetzungsantrag mit der Begründung ab, daß der 
Ehemann der Klägerin unglaubwürdig und die angebliche Geiſtes⸗ 
krankheit der Klägerin anderweitig nicht nachgewieſen ſei. In 
den Entſcheidungsgründen des am 10. Januar 1908 verkündeten 
Urteils wird ferner unter Bezugnahme auf die Vorſchriften des 
8 246 3PDO. hervorgehoben, daß das Gericht nicht der Anficht 
ſei, die Klägerin ſei geiſtig erkrankt; dagegen ſpreche eine Be⸗ 
ſcheinigung des Beklagten B. und der Umſtand, daß in dem 
ſeit Juli 1905 ſchwebenden Prozeſſe eine Geiſteskrankheit der 
Klägerin nie zur Sprache gekommen ſei. Die Reviſion rügt 
Verletzung des S 246 3PO., indem fie namentlich darüber 
Beſchwerde führt, daß das KG., ohne ſich auf die Begutachtung 
durch Sachverſtändige einzulaſſen, feine Überzeugung auf die 
Beſcheinigung eines der Beklagten ſtütze. Der Reviſion wird 
jedoch — mag auch die erhobene Beſchwerde an ſich gerecht⸗ 
fertigt fein — die Vorſchrift des 8 548 ZPO. entgegenſtehen, 
nach welcher der Beurteilung des Reviſionsgerichts diejenigen 
Entſcheidungen nicht unterliegen, welche mit der Beſchwerde an⸗ 
fechtbar find. Die Möglichkeit, die Ablehnung des Ausſetzungs⸗ 
antrags mit der ſofortigen Beſchwerde gemäß 8 252 380. 
anzufechten, ſtand der Klägerin offen, da der Antrag nicht erſt 
in den Entſcheidungsgründen des angefochtenen Urteils, ſondern 
durch den angeführten beſonderen Beſchluß vom 13. Dezember 
1907 abgelehnt worden iſt. Somit würde die Anwendbarkeit 
der angeführten Vorſchrift des 8 548 ZPO. gegeben fein. 
Außer acht gelaſſen wurde dabei allerdings der Umſtand, daß der 
Beſchluß vom 13. Dezember 1907 anſcheinend nicht zugeftellt 
worden iſt. Hiernach würde die Notfriſt für die Einlegung der 
ſofortigen Beſchwerde noch nicht begonnen haben (5 577 Abſ. 2 
ZPO.) und es könnte ſich fragen, ob dieſer Umſtand trotz des 

in feſtſtehender Rechtſprechung anerkannten Grundſatzes, daß die 
vor Zuſtellung der beſchwerenden Entſcheidung eingelegte Be⸗ 
ſchwerde wirkſam iſt, von Bedeutung wäre. Auf dieſe Frage 
braucht indeſſen nicht näher eingegangen zu werden, da der von 
der Reviſion erhobene zweite Angriff zur Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils führt. 2. Das BG. hat feſtgeſtellt, daß 
der Ehemann der Klägerin die eingeklagte Forderung an dieſe 
lediglich zu dem Zwecke abgetreten habe, um im Prozeſſe als 
Zeuge auftreten zu können, ſowie daß „der materiell als Kläger 
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intereſſierte Zedent unzuläſſigerweiſe zum Zeugen geſtempelt 


worden ſei“. Das Gericht vertritt die Auffaſſung, daß die auf 
einem derartigen „unlauteren Beweggrunde“ beruhende Ab⸗ 
tretung gegen die guten Sitten verſtoße (8 138 Abſ. 1 BGB.), 
ſo daß die Abweiſung der Klage wegen Nichtigkeit der Ab⸗ 
tretung erfolgen müſſe. Mit Recht wird dieſe Auffaſſung von 
der Reviſion bekämpft. Der II. 38S. des RG. hat in einer 
Entſcheidung vom 16. März 1906 für die Fälle der ſogen. 
fiduziariſchen Abtretung im Anſchluſſe an die frühere Recht⸗ 
ſprechung auf dem Gebiete des PrALR. und des gemeinen 
Rechtes ausgeſprochen, daß „ſich der Schuldner bei dem Vor⸗ 
liegen eines beſonderen rechtlichen Intereſſes das Auf⸗ 
treten eines andern als des bisherigen Gläubigers, als Prozeß⸗ 
partei nur bei Wechſel der materiellen Gläubigerſchaft gefallen 
zu laſſen brauche“. Dabei hat aber der II. Senat ausdrücklich 
hervorgehoben, daß ein genügendes rechtliches Intereſſe nicht in 
dem prozeſſualen Intereſſe erblickt werden könne, zu verhindern, 
daß der abtretende Gläubiger Zeuge ſei und der klagende neue 
Gläubiger den Überzeugungseid leiſte, während der bisherige 
Gläubiger den Wahrheitseid hätte ſchwören müſſen. Von dieſem 
Standpunkte aus, auf welchen ſich auch der erkennende Senat 
ſtellt, läßt es ſich nicht begründen, daß eine Abtretung, mit 
welcher der bisherige Gläubiger lediglich den Zweck verfolgt, 
im Prozeſſe des neuen Gläubigers gegen den Schuldner als 
Zeuge auftreten zu können, ſchon aus dieſem Grunde gegen die 
guten Sitten verſtoße. Das KG., welches auf die angeführte 
(in der JW. 06, 329 veröffentlichte) Entſcheidung ſelbſt hin⸗ 
weiſt, ſcheint anzunehmen, daß eine Abtretung lediglich zu 
dem Zwecke, das Zeugnis des Abtretenden zu verwerten, ſich 
weſentlich von den Fällen unterſcheide, wo dieſer Zweck neben 
anderen Zwecken mit der Abtretung verfolgt werde. Auch in 
der Rechtslehre iſt vereinzelt die Anſicht geäußert worden, daß 
„eine Abtretung, die lediglich zu dem Zwecke geſchehe, den 
materiell als Kläger intereſſierten Zedenten im Prozeſſe zum 
Zeugen (in eigener Sache) zu ſtempeln, nach § 138 BGB. 
nichtig ſei“ (ſ. v. Staudingers Kommentar zum BGB., 4. Aufl., 
5 398 Anm. 5 Abf. 4; vgl. Seuff Bl. 70, 341). Der II. BE. 
bemerkt in der mehrerwähnten Entſcheidung ausdrücklich, daß 
er nach der Lage des zu entſcheidenden Falles keinen Anlaß 
habe, zu der Anſicht Stellung zu nehmen. In der gegenwärtigen 
Streitfache iſt der erkennende Senat zu dem Ergebniſſe gelangt, 
daß die bezeichnete Anſicht nicht haltbar iſt. Muß ſich einmal 


der Schuldner das Zeugnis des abtretenden Gläubigers auch 


dann gefallen laſſen, wenn die materielle Gläubigerſchaft bei 
dieſem verblieben iſt, ſo iſt nicht einzuſehen, wie es gegen die 
guten Sitten verſtoßen ſollte, wenn der Gläubiger ſeine Ver⸗ 
nehmung als Zeuge bei der Abtretung als Zweck verfolgt, und 
wie die Sachlage ſich dadurch weſentlich ändern könnte, daß 
dieſer Zweck nicht in Verbindung mit anderen Zwecken, ſondern 
allein erſtrebt wird. Es handelt ſich immer um die Anſtrebung 
eines Erfolges, den abzuwehren das Recht dem Schuldner nicht 
die Macht gegeben hat. Eine Unterſcheidung zwiſchen den Fällen, 
wo die Zeugenvernehmung des Abtretenden alleiniger Zweck der 
Abtretung iſt und wo dieſer Zweck mit anderen Zwecken zu⸗ 
ſammentrifft, iſt auch von praktiſchen Geſichtspunkten aus um 
ſo weniger anzuerkennen, als dieſe Unterſcheidung der gerichtlichen 
Feſtſtellung oft beſondere Schwierigkeiten bieten müßte und ge⸗ 
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eignet fein würde, dem Schuldner eher der Prozeß verzögerung 
als der Sache dienende Einwendungen an die Hand zu geben. 
Dem Umſtande, daß der Beweiswert der Zeugenausſage des 
bisherigen Gläubigers durch den mit der Abtretung verbundenen 
Zweck weſentlich beeinträchtigt werden kann, iſt bei der Beweis⸗ 
würdigung Rechnung zu tragen (vgl. auch Sächſ Arch. I, 526; 
§ 393 Nr. 4 3 PO. und RG. 44, 374). Selbſtverſtändlich 
kann der von dem abtretenden Gläubiger verfolgte Zweck, zum 
gerichtlichen Zeugniſſe zugelaſſen zu werden, im einzelnen Falle 
mit einem weiteren Zwecke von der Art verknüpft ſein, daß 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten anerkannt werden muß. 
Dies wäre z. B. dann der Fall, wenn der Gläubiger es bei 
der Abtretung darauf abgeſehen hätte, nicht nur als Zeuge ver⸗ 
nommen zu werden, ſondern auch bei ſeiner Vernehmung die 
Unwahrheit zu ſagen. Ein derartiger, ſittenwidriger Zweck iſt 
aber vom BG. nicht feſtgeſtellt worden; das Gericht hat viel⸗ 
mehr allein von dem oben erörterten, vom Abtretenden verfolgten 
Zwecke aus, als Zeuge verhört zu werden, den unzuläſſigen 
Schluß auf einen „unlauteren Beweggrund“ gezogen. J. c. L., 
U. v. 8. März 09, 86/08 I. — Berlin. 

4. 8254 BGB. verb. mit § 25 PrEiſenbG. vom 3. No⸗ 
vember 1838, SS 3a und 7 Haftpfl@. und § 843 BGB. 
Unterſchied bezüglich der Forderung auf Erſtattung von Sach⸗ 
ſchäden und Minderung der Erwerbsfähigkeit bei Anwendung 
des Geſetzes vom 3. November 1838. Dauer der Renten⸗ 
entſchädigung.] 

Liegt ein eigenes mitwirkendes Verſchulden des Klägers 
an der Verurſachung des Unfalles und Schadens vor, ſo mußte 
der Anſpruch des Klägers auf Erſatz des Sachſchadens — an 
Pferd, Geſchirr, Wagenſchere und Decke — mit zuſammen 
250 & in jedem Falle abgewieſen werden, da nach den in 
dem Urteile des erkennenden Senats vom 3. Mai 1906 
(RG. 63, 270) entwickelten Grundſätzen auf die Beſtimmung 
des § 25 PrEiſenbG., die nach der zutreffenden Annahme des 
BG. die rechtliche Grundlage für dieſen Anſpruch bildet, die 
eine Teilung des Schadens zulaſſende Vorſchrift des § 254 
BGB. nicht angewendet werden kann, vielmehr hier jedes eigene 
Verſchulden des Verletzten den Schadenserſatzanſpruch aus⸗ 
ſchließt. Im übrigen erſchien es nach Lage der Sache, bei 
Abwägung des eigenen Verſchuldens des Klägers gegenüber 
der von dem Beklagten nach § 1 HaftpflG. zu vertretenden 
Betriebsgefahr der Eiſenbahn angemeſſen, dem Kläger die Hälfte 
des von ihm erlittenen und mit der Klage geltend gemachten 
Schadens zuzuſprechen, während er die andere Hälfte ſelbſt zu 
tragen hat. Dem Kläger iſt mit Unrecht die Rente wegen ver⸗ 
minderter Erwerbsfähigkeit ohne Beſchränkung auf ein die 
normale Erwerbsfähigkeit begrenzendes Lebensalter zugeſprochen 
worden. Die Beſtimmungen der SS 3a und 7 HaftpflG. und 
8 843 BGB. gewähren dem Beſchädigten durch die Rente den 
Erſatz des ihnen wirklich in ihrem Erwerb entſtandenen Schadens; 
die Rente muß ſomit ihr zeitliches Ende mit dem Alter finden, 
von welchem ab für den Kläger nach den Erwerbsverhältniſſen, 
unter denen er lebt, die Fähigkeit zu einem Erwerbe und deſſen 
Möglichkeit nicht mehr beſteht. Das BG. hat nicht geprüft, 
bis zu welchem Lebensalter der Kläger ohne den Unfall in der 
Lage geweſen wäre, ſeinem Erwerbe überhaupt oder in vollem 
Umfange nachzugehen. Es erſchien unbedenklich, eine volle 


— — 


— — 4 ——ñä———— —— — — sn ns —ů— — — 


272 | Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Erwerbsfähigkeit des Klägers ohne den Unfall jedenfalls bis 
zum vollendeten 60. Lebensjahre anzunehmen und inſoweit end⸗ 
gültig über den Rentenanſpruch zu entſcheiden. Dagegen mußte 
gemäß § 565 ZPO. die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung darüber, ob und in welchem Umfange dem 
Kläger darüber hinaus eine Rente als Erſatz für die durch den 
Unfall weggefallene Erwerbsfähigkeit noch zuzuſprechen ſein 
wird, an das BG. zurückverwieſen werden. Preuß iſcher Eiſen⸗ 
bahn⸗Fiskus c. G., U. v. 15. März 09, 334/08 VI. — Cöln. 

5. 8 313 in Verb. mit 8 128 BGB. Die notarielle 
Urkunde über das Angebot eines Grundſtückskaufs braucht nicht, 
ehe die Annahme erfolgt, durch Unterſchrift des Notars ſchon 
vollzogen zu ſein.] 

Durch einen Akt vor Notar V. zu Cöln vom 28. Juli 
1904 hatte die klägeriſche Neuſtädtiſche Baugeſellſchaft dem 
Nebenintervenienten H. oder einem von demſelben zu benennenden 
Dritten ein ihr zugehöriges Baugrundſtück zur Größe von 
6 182 qm zum Preiſe von 48,50 „ für das Quadratmeter 
zum Kaufe angetragen und ſich an dieſes Angebot bis zum 
30. Juni 1907 für gebunden erklärt. In dem auch von H. 
genehmigten Akt iſt geſagt, daß dieſer am 1. Oktober 1905 
70 000 & zu bezahlen habe; der Reſt ſei vom 1. Oktober 1906 
ab mit 4 ¼ Prozent zu verzinſen; wenn auch nur ein Teil des 
Grundbeſitzes definitiv verkauft werde, müſſe H. das Ganze 
übernehmen. Durch Akt vor demſelben Notar vom 26. Auguft 
1905 wurden einzelne dieſer Beſtimmungen bezüglich der Aus⸗ 
zahlung der 70 000 & und der Verzinſung des Reſtes ab» 
geändert. Sodann wurde am 30. März 1907 ebenfalls vor 
demſelben Notar eine Urkunde aufgenommen, in welcher als 
erſchienene Vertragſchließende aufgeführt find: 1. der Geſchäfts⸗ 
führer der klägeriſchen Geſellſchaft, 2. der Nebenintervenient H., 
3. der Beklagte Rechtsanwalt Dr. K. In dieſem Akt wird 
als Erklärung der Vertragſchließenden beurkundet, der Fall, 
daß „ein Teil des Grundbeſitzes an H. oder einen von dem⸗ 
ſelben zu benennenden Dritten verkauft ſei, ſei mittlerweile ein⸗ 
getreten, H. ſei demnach gegenüber der Baugeſellſchaft zur An⸗ 
nahme des Vertragsantrags bezüglich des ganzen Grundbefitzes 
verpflichtet; die ihm zuſtehenden Rechte und obliegenden 
Pflichten bezüglich des noch im Beſitze der Geſellſchaft ver⸗ 
bliebenen Grundbeſitzes übertrage er (H.) an den Rechtsanwalt 
Dr. K. (den Beklagten).“ Am Schluſſe der Urkunde wird 
wörtlich geſagt: „So die Erklärungen der Beteiligten, die ſie 
gegenſeitig annehmen“, und es wird ſodann die Vorleſung, Ge⸗ 
nehmigung und Unterſchreibung beurkundet. Die Klägerin hat 
mit der gegenwärtigen Klage auf Grund dieſer Akte von dem 
Beklagten die Zahlung von fälligen Zinſen in Höhe von 
10 618,40 & beanſprucht. Das OLG. hat dieſe Klage aus 
einem vom Beklagten nicht geltend gemachten Grunde ab⸗ 
gewieſen; der Akt vom 30. März 1907, aus dem der Klage⸗ 
anſpruch hergeleitet werde, habe die Verpflichtung zur Über⸗ 
tragung des Eigentums an Grundſtücken zum Gegenſtand, ſei 
daher der Form nach von der Erfüllung der Vorſchrift des 
8 313 BGB. abhängig. Der Akt ſei aber nicht geeignet, dieſe 
Formvorſchrift zu erfüllen, weil derſelbe nach den bezüglichen 
Angaben der Klägerin, auf welche die Beklagte eine Erklärung 
nicht abgegeben habe, und die daher nach 8 288 ZPO. als 
zutreffend anzunehmen ſeien, nicht in der Weiſe zuſtande 
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gekommen ſei, wie derſelbe beurkundet worden; der Beklagte ſei 
bei der Aufnahme desſelben nicht zugegen geweſen; vielmehr 
habe er die Urkunde erſt ſpäter in Abweſenheit der übrigen 
Beteiligten unterzeichnet; danach ſei den geſetzlichen Vorſchriften 
über die Aufnahme von Urkunden der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit nicht genügt. Der Angriff der Reviſion, mit Unrecht 
ſei von dem OLG. angenommen worden, daß der Formvorſchrift 
des 8 313 BGB. durch den Akt vom 30. März 1907 nicht 
genügt ſei, iſt begründet. In dem Alt ift die obenerwähnte 
Vertragsabmachung als den Erklärungen der erſchienenen Be⸗ 
teiligten entſprechend beurkundet, ohne daß aus der Beurkundung 
die Annahme ſich ergibt, daß dieſelben gleichzeitig erſchienen 
waren und gleichzeitig die Erklärungen abgegeben haben. Nach 
8128 BGB. genügt es für den Fall, daß durch Geſetz gericht⸗ 
liche oder notarielle Beurkundung eines Vertrages vorgeſchrieben 
iſt, wenn zunächſt der Antrag und ſodann die Annahme des 
Antrags von einem Gericht oder einem Notar beurkundet wird. 
Der Auffaſſung des OL G., daß die notarielle Urkunde über 
den Vertragsantrag durch die Unterſchrift des Notars vollzogen 
ſein müſſe, ehe die notariell beurkundete Annahme erfolge, iſt 
aus den Gründen des von der Reviſion angezogenen Urteils 
des IV. ZS. vom 2. Juli 1908 [RG. 69, 130 ff.)], denen der 
erkennende Senat beitritt, nicht beizupflichten. Danach kann 


es auch nicht als unzuläſſig erachtet werden, wenn der Notar 


Vertragserklärungen, die nicht bei gleichzeitiger Anweſenheit der 
Vertragſchließenden vor ihm abgegeben werden, in einem einzigen 
Protokoll beurkundet. Insbeſondere ſtehen dem die Vorſchriften 
der 88 174 und 176 FGG. nicht entgegen. Darüber, daß 
der Inhalt des Aktes vom 30. März 1907 den Vertrags⸗ 
abmachungen der Parteien und den desfalls von ihnen ab⸗ 
gegebenen Erklärungen entſpricht, beſtand und beſteht zwiſchen 
den Parteien kein Streit. Die Annahme des OL G., daß der 
mehrerwähnte Akt, auf dem der Klageanſpruch auf Zahlung 
von Zinſen beruht, als der Vorſchrift des 8 313 BGB. nicht 
entſprechend, ſchon deshalb nicht geeignet ſei, dieſen Antrag zu 
begründen, iſt daher rechtlich verfehlt. N. B.⸗G. c. R., U. v. 
30. März 09, 458/08 II. — Cöln. 

6. 85 340, 341 BGB. Wirkung der Verletzung des 
Konkurrenzverbotes; Erfüllung kumulativ neben der Vertragsſtrafe 
oder Befreiung von der Erfüllung durch Zahlung der Strafe 21] 

Am 12. April 1903 verkaufte der Beklagte für 30 000 4 
ſein in Magdeburg betriebenes Margarine⸗ und Mehl⸗Engros⸗ 
geſchäft nebſt Inventar und Warenlager an den Kläger. Der 
8 7 des Vertrages lautete: „Der Verkäufer verpflichtet ſich, 
innerhalb der nächſten 10 Jahre in Magdeburg und in einem 
Umkreiſe von 50 km ein gleichartiges Geſchäft weder zu be⸗ 
gründen noch zu Übernehmen, noch zu betreiben, noch ſich an 
einem ſolchen in irgendeiner Weiſe zu beteiligen. Er unter⸗ 
wirft ſich für jeden Fall der Zuwiderhandlung einer an den 
Käufer zu entrichtenden Konventionalſtrafe von 10 000 &.“ 
Bald nach Abſchluß des Kaufvertrags gründete der Beklagte 
mit dem Kaufmann F. unter der Firma F. & G. in Magdeburg 
eine Margarinefabrik. Da die Firma mit feinem Vorwiſſen 
Margarine direkt an Konſumenten (Bäcker und Konditoren) 
verkaufte, wurde der Beklagte in einem Vorprozeß durch Urteil 
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des LJ. Magdeburg vom 7. März 1906, in letzter Inſtanz 
beſtätigt vom RG. am 11. Dezember 1907, zur Zahlung einer 
Vertragsſtrafe von 10 000 & verurteilt. Bevor das Urteil 
rechtskräftig wurde, trat er aus der Firma aus, ließ ſich aber 
als Neiſender gegen feſtes Gehalt von F. anſtellen und ſetzte 
als ſolcher die Margarineverkäufe an Konſumenten in dem ver⸗ 
botenen Bezirke fort. Dies führte zu der gegenwärtigen, im 
Juni 1907 erhobenen Klage. Der Kläger beantragte, den Be⸗ 
klagten zu verurteilen, bis zum 30. April 1913 ſich in Magde⸗ 
burg und einem Umkreiſe von 50 km jeglichen Geſchäftsbetrie bes, 
der den Verkauf von Margarine, Mehl, Butter, Schmalz, 
Marmelade, Zucker, Teigmaſchinen und anderer Bedarfsartikel 
für Bäckereien und Konditoreien an Konſumenten zum Gegen⸗ 
ſtande hat, zu enthalten, insbeſondere den Verkauf von Mar⸗ 
garine zu unterlaſſen, und zwar bei Vermeidung einer vom 
Prozeßgericht feſtzufetzenden Hafıftrafe für jeden Zuwider⸗ 
handlungsfall. Die I. Inſtanz gab der Klage ſtatt, indem ſie 
nur die Wahl, ob Haft⸗ oder Geldſtrafe feſtgeſetzt werden folle, 
der Zwangsvollſtreckung vorbehielt. Die Berufung wurde durch 
Berfäumnisintell des OLS. Naumburg a. S. II. 3S. vom 
8. Januar 1908 zurückgewieſen. Nachdem jedoch der Beklagte 
Emſpruch eingelegt hatte, erkannte das OLG. am 20. März 1908 
auf Abweiſung der Klage. RE. hob auf und ſtellte das 
I. Urteil wieder her: Das OLG. erkennt an, daß der Beklagte 
das Verbot, ſich an einem Konkurrenzgeſchäft „in irgendeiner 
Weiße zu beteiligen“, nicht dadurch habe umgehen dürfen, daß 
er aus der Firma F. & G. austrat und für das ihm nun⸗ 
mehr fremdgewordene Unternehmen eine fortgeſetzte perſönliche 
Titigkeit als Reiſender entwickelte. Hiergegen walten Bedenken 
nicht ob, vgl. RG. 40, 99. Die Erwägungen aber, die un⸗ 
geachtet dieſes Ausgangspunktes zur Abweiſung der Klage ge⸗ 
führt haben, können nicht gebilligt werden. Das OLG. meint, 
bei der Höhe der bedungenen Strafe — 10 000 & bei einem 
Geſamtverkaufspreiſe von nur 30 000 „ — ſei anzunehmen, 
daß das volle Intereſſe des Klägers durch eine einmalige 
Zahlung gedeckt werde. Die reichsgerichtliche Rechtſprechung 
über Konkurrenzverbote habe in ſolchem Falle die Strafe als 
Wandelpön betrachtet, durch deren Erlegung ſich der Schuldner 
bon der ferneren Beobachtung des Verbotes befreien könne. 
Nun ſei zwar nicht feſtzuſtellen, daß der Beklagte die im Vor⸗ 
prozeß erkannte Strafe bezahlt habe. Allein hier greife der 
8 340 BGB. ein, wonach der Gläubiger ſchon durch das Ver⸗ 
langen der Strafe den Anfpruc auf Erfüllung verliere. Die 
Eigenſchaft der Verpflichtung des Beklagten als Unterlaſſungs⸗ 
pflicht hindere die Anwendung des 8 340 nicht. Dieſe Er⸗ 
wägungen beruhen in mehrfacher Hinftcht auf Rechtsirrtum. 
Richtig iſt, daß der 8 340 8008. die Anwendung auf Unter 
laſſungspflichten geſtattet. An die Spitze des Nechtes der 
Schuldverhältniffe ſtellt das Geſetz den Sat, die geſchuldete 
Leiſtung könne auch in einem Unterlaſſen beſtehen (8 241). 
Bei der Redaktion der einzelnen Vorſchriften iſt dann freilich 
vorwiegend an Verpflichtungen zu pofttiven Handlungen gedacht. 
Ob und inwieweit gewiſſe Vorſchriften, z. B. über Verzug, Un⸗ 
moͤglichkeit der Leiſtung, auf Verpflichtungen zum Unterlaffen, 
paſſen, bedarf beſonderer Prüfung. Was die hier intereſſierenden 
Beſtimmungen über das Verhältnis der Vertragsſtrafe zum 
Vrſallungsanfpruch betrifft — 8g 340, 841 — fo iſt ihre 
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grundſätzliche Anwendbarkeit auf die Unterlaſſungspflichten um ſo 
weniger zu bezweifeln, als der unmittelbar vorhergehende 
Paragraph dieſe Pflichten ausdrücklich erwähnt. Nun iſt mit⸗ 
unter nach Verletzung der Unterlaſſungspflicht ein Anſpruch auf 
Erfüllung begrifflich ausgeſchloſſen. So wenn jemand ver⸗ 
ſprochen hat, an einer beſtimmten Verſteigerung, einer konkreten 
Abſtimmung nicht teilzunehmen, und dieſem Verſprechen zuwider⸗ 
handelt. In andern Fällen, in denen ſich die Verletzung rück⸗ 
gängig machen läßt (3. B. Verſprechen, eine Sache nicht an 
einen Dritten zu veräußern), würde die Rückgängigmachung 
mit dem Erfüllungsanſpruch gefordert werden können. Aus 
der Anwendung des 8 340 ergibt ſich dann, daß die Forderung 
erliſcht, ſobald der Gläubiger die Vertragsſtrafe verlangt. 
Überall da jedoch, wo ein länger dauerndes Unterlaſſen ge⸗ 
ſchuldet wird, das die Möglichkeit wiederholter Zuwiderhandlung 
bietet, muß außer dem § 340 auch der 8 341 in Betracht 
gezogen werden. Nach dieſer letzteren Vorſchrift darf, wer eine 
Strafe für nicht gehörige Erfüllung bedungen hat, die Erfüllung 
kumulativ neben der Strafe fordern. Welchem der beiden 
Paragraphen die Verletzung einer derartigen Unterlaſſungspflicht 
zu unterſtellen iſt, hat fi in concreto banach zu richten, ob 
mit der Vertragsſtrafe das Intereſſe an der ganzen Unter⸗ 
laffung gedeckt werden ſollte oder nur das Intereſſe am Unter⸗ 
bleiben einer einzelnen Zuwiderhandlung. Die ſoeben berührten 
Zweifel tauchen beſonders häufig auf, wenn die Vertragsſtrafe 
ſich auf ein Wettbewerbsverbot bezieht. Verpflichtet ſich jemand 
bei Meidung einer beſtimmten Strafe, dem andern keine Kon⸗ 
kurrenz zu machen, fo wird oft die Höhe der Strafe den einzigen 
Anhalt bilden, um zu ermitteln, ob der Talbeſtand des § 340 
gegeben iſt. Dabei bringt die Eigenart der auf Einſchränkung 
der Erwerbsfreiheit gerichteten Stipulationen es mit ſich, daß 
bei Bejahung der Subſumtionsfrage doch eine von § 340 ab» 
weichende Ausgeſtaltung der Rechtsfolgen dem Weſen der Sache 
angemeſſen erſcheinen kann. Mitunter wird fi, auch unter 
andern Voraus ſetzungen als denen des HGB. 8 75 Abſ. 2, als 
Parteiwille feſiſtellen laſſen, daß der Gläubiger bei Verletzung 
des Konkurrenzverbots nur die verwirkte Strafe verlangen darf; 


vgl. Bolze, Praxis Bd. 16 Nr. 385. Näher wird es noch liegen, 


das Verhältnis dahin aufzufaſſen, daß der Schuldner, wie bei 
einem eigentlichen Reugeld (BGB. 8 359), die Befugnis hat, 
ſich durch Entrichtung des Geldes von dem Verbot zu befreien. 
Die beredete Zahlung braucht darum nicht den Charakter der 
Vertragsſtrafe und die Ermäßigungsmöglichkeiten des BGB. 
8 343, HGB. 88 348, 351 einzubüßen. Bei der dispoſitiven 
Natur des 8 340 BGB. ſteht nichts im Wege, die Reſultate, 
zu denen die frühere Rechtſprechung des RG. gelangt iſt, unter 
dem neuen Rechte feſtzuhalten. Vgl. RG. 33, 141; 40, 100; 
Bolze, Bd. 19 Nr. 494; JW. 02, Beil. S. 250 Nr. 156 und 
dazu Staub⸗Könige HEB. 8 348 Amn. 16, 30; anders 
Dilringer⸗Hachenburg Bd. 2 S. 241, Lehmann, Unterlaſſungs⸗ 
pflicht 1906 S. 302 f. Für die hier zu entſcheidende Streitſache 
haben alle dieſe Zweifel und Bedenken keine Bedeutung. Hier 
iſt die Zahlung von 10 000 „ „für jeden Fall der Zuwider⸗ 


handlung“ ſtipuliert. Damit iſt auf das Klarſte zum Ausdruck 


gebracht, daß mit der Verwirkung mehrerer Strafen gerechnet 

wurde und jede Strafe nur das Intereſſe am Nichtgeſchehen 

der einzelnen Kontravention decken ſoll. Die Sache iſt daher 
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ebenſo zu behandeln, wie wenn bei einer Verpflichtung zu 
poſitivem Tun die Vertragsſtrafe für nichtgehörige Erfüllung 
geſchuldet wird. Der 8 341, nicht § 340, gebietet Anwendung. 
Daran können Erwägungen über die Höhe der Strafe nichts 
ändern. Über den klaren Wortlaut des Vertrages darf ſich der 
Richter nicht hinwegſetzen. Auf einen Tatbeſtand der hier vor⸗ 
liegenden Art hat ſich auch die angeführte Rechtſprechung nicht 
bezogen. Schon die erſte Kontravention, die den Gegenſtand 
des Vorprozeſſes bildete, hätte es dem Kläger erlaubt, neben 
der Zahlung von 10 000 & die Verurteilung zur Unterlaſſung 
weiteren Wettbewerbs zu beanſpruchen. Ebenſo konnte wegen 
der gegenwärtig feſtgeſtellten Fälle außer dem Verbot der 
Unterlaſſung von neuem Vertragsſtrafe gefordert werden. Weit 
entfernt, ſeine Rechte zu überſchreiten, macht der Kläger noch 
nicht einmal den vollen Gebrauch davon, wenn er ſich auf den 
Unterlaſſungsanſpruch beſchränkt. Deshalb iſt das I. Urteil 
wieder herzuſtellen. R. c. G., U. v. 31. März 09, 276/08 I. — 
Naumburg. 

7. 88 812, 818 BGB. Ungerechtfertigte Bereicherung. 
Haftung des Empfängers für die Vermögensvermehrung und 
nicht für den dem Leiſtenden entſtandenen Schaden.] 

Der Beklagte hatte dem Direktor B., der als Geſamt⸗ 
prokuriſt in Dienſten der Klägerin ſtand, im Jahre 1904 ein 
Darlehn von 4000 & gegeben. Im Mai 1907 teilte B. dem 
Beklagten brieflich mit, er werde ihm das Geld aus ſeinem 
Guthaben bei der Klägerin zugehen laſſen. Der Beklagte, der 
mit der Klägerin in keiner Geſchäftsverbindung ſtand, erhielt 
darauf ein Schreiben der Klägerin vom 22. Mai 1907, das 
von B. und dem Prokuriſten R. unterzeichnet war. Das 
Schreiben lautete: „Einliegend überreichen wir Ihnen Scheck 
Nr. 6786 — M 4385 — auf die Dresdner Bank Berlin, 
deren Empfang Sie uns gefälligſt beſtätigen wollen.“ Beklagter 
erhob das Geld, verwendete 4 292,50 & zum Ausgleich feiner 
Forderung und ſchickte den Aberſchuß von 92,50 4 an B. 
zurück. Nachdem B. von der Klägerin entlaſſen worden war, 
verlangte die Klägerin von dem Beklagten Herausgabe des 
empfangenen Betrages, da die Anweiſung nicht zur Tilgung 
der Privatſchuld des B. habe dienen ſollen, der Prokuriſt R. 
vielmehr der Anſicht geweſen ſei, es handle ſich um eine eigene 
Verbindlichkeit der Klägerin. Das OLG. verurteilte den Be⸗ 
Hagten. RG. hob auf: Die Annahme des BG., die Leiſtung 
der Klägerin ſei ohne rechtlichen Grund erfolgt, unterliegt keinem 
Bedenken. Die Klägerin hat eine Anweiſung an die Dresdner 
Bank ausgeſtellt, wonach aus ihrem Guthaben die Summe von 
4385 & an den Beklagten zu zahlen war, und Beklagter hat 
auf Koſten der Klägerin bei der Dresdner Bank die bezeichnete 
Summe erhalten, ohne daß die Klägerin und der Beklagte ſich 
über den Zweck dieſer Vermögensverſchiebung geeinigt hätten. 
Auf Seite der Klägerin fehlte es an jeder Zweckbeſtimmung. 
Das Schreiben vom 22. Mai 1907 enthält in dieſer Hinſicht 
keine Willenserklärung. Darauf kommt es zwar nicht an, was 
der Prokuriſt R. bei Unterzeichnung des Schriftſtücks gedacht 
hat. Von Bedeutung kann nur ſein, was die Vertreter der 
Klägerin gemeinſam erklärt haben, ſei es ausdrücklich, ſei es 
ſtillſchweigend. Eine Erklärung, die Leiſtung erfolge für Rechnung 
des B., läßt ſich, wie das BG. bedenkenfrei angenommen hat, 
dem Schreiben der Klägerin nicht entnehmen. Während auf 
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Seite der Klägerin keine Zweckbeſtimmung getroffen war, hat 
der Beklagte, wie aus den Darlegungen des BG. hervorgeht, 
die Anweiſung und die auf Grund der Anweiſung erlangte 
Zahlung als Erfüllung der Schuldverbindlichkeit des B. ent⸗ 
gegengenommen. Erfüllung der Schuldverbindlichkeit des B. 
war von der Klägerin nicht gewollt. Es fehlte hiernach für 
die auf Koſten der Klägerin an den Beklagten erfolgte Leiſtung 
an einem Rechtsgrund. Daraus ergibt ſich aber noch nicht 
eine Haftung des Beklagten aus ungerechtfertigter Bereicherung. 
Der Beklagte hat nicht den Schaden zu erſetzen, den die Klägerin 
durch ihre Leiſtung an ihn erlitten hat; er haftet nur für die 
Vermögensmehrung, die ihm zugegangen und ſpäterhin nicht 
weggefallen iſt (8 818). Zu dieſem Punkte find die Aus⸗ 
führungen des BG. zu beanſtanden. Es handelt ſich hier nicht 
um die Frage, ob die Klägerin die Schuld des B. hat tilgen 
wollen. Wäre dies anzunehmen geweſen, ſo wäre die Leiſtung 
der Klägerin nicht ohne rechtlichen Grund erfolgt. Bei der 
Frage, ob der Beklagte ungerechtfertigt bereichert wurde, iſt 
in Betracht zu ziehen, ob durch die Vermögensverſchiebung eine 
Erhöhung des Geſamtvermögens des Beklagten eingetreten 
iſt. Wie aus den Feſtſtellungen des BG. zu entnehmen iſt, 
hat B. eigenen Namens, als Schuldner des Beklagten, die 
Anweiſung der Klägerin verwendet, um ſeine Schuldverbindlichkeit 
zu erfüllen, und es hat der Beklagte die von B. — angeblich 
aus ſeinem Guthaben — angebotene Leiſtung als Erfüllung 
angenommen, auch ſeinem Schuldner über den Empfang der 
ihm geſchuldeten Leiſtung Quittung erteilt. Indem hiernach 
dem Vermögen des Beklagten auf der einen Seite der Wert 
des Schecks oder die auf Grund des Schecks erlangte Geldſumme 
zufloß, iſt auf der anderen Seite der Wert der Forderung, die 
dem Beklagten an B. zuſtand, aus dem Vermögen ausgeſchieden. 
War der Wert der Forderung, die der Beklagte an B. hatte 
und die er gegen die — angeblich auf Koſten des B. erfolgte — 
Leiſtung der Klägerin aufgab, im Mai 1907 gleich dem Werte 
von 4292,50 &, fo iſt eine Mehrung des Vermögens des 
Beklagten nicht eingetreten, ein Anſpruch aus ungerechtfertigter 
Bereicherung daher nicht begründet. Unter dieſen rechtlichen 
Geſichtspunkten hat der BerR. den Prozeßſtoff nicht gewürdigt. 
Daher iſt die Aufhebung des Bu. geboten. F. c. A.⸗G. T., 
U. v. 18. März 09, 314/08 IV. — Düſſeldorf. 

8. 55 812, 427, 431 BGB. Grundſätzlich beſchränkt 
ſich die Herausgabepflicht des auf Grund eines nichtigen Ver⸗ 
trages Geleiſteten auch bei Geſamtſchuldnern auf das von 
den einzelnen Schuldnern tatſächlich Erhaltene. cfr. RG. 67, 
260 ff.] 

Laut privatſchriftlichen Vertrags vom 8. Dezember 1904 
hatte der Kläger von dem Beklagten und dem Kaufmann 
Guſtav S. 10 Morgen hinter der Waſſergrund in Veltheimer 
Flur gelegenen Acker zum Preiſe von 1 250 & für den Morgen 
gekauft. Der Kläger behauptet, daß er den vollen Kaufpreis 
in Raten bezahlt habe und zwar 500 „ in Gegenwart des 
Ernſt S., als Bevollmächtigten des Guſtav S., und des Be 
klagten am 8. Dezember 1904 an beide gemeinſchaftlich; an 
Ernſt S. allein am 31. Dezember 1904: 4 500 4, am 1. April 
1905: 2700 & und am 2. April 1905: 800 ; an ben Be⸗ 
klagten allein am 30. März 1905: 2000 , endlich am 
30. September 1905 an Ernſt S. und den Beklagten 2000 &. 


38. Jahrgang. 


Mangels Erfüllung des Kaufvertrags ſeitens des Beklagten 
und des Guſtav S. beantragte der Kläger nach Abzug von 
3150 , die er im S. ſchen Konkurſe erhalten, den Beklagten 
zur Rückzahlung von noch 9 350 & nebſt Zinſen zu verurteilen. 
Die I. Inſtanz gab dem Klagantrage nur in Höhe von 250 4 
nebſt Zinſen ſtatt. Gegen dieſes Urteil legte der Kläger Be⸗ 
rufung ein. Er erklärte, daß er inzwiſchen infolge einer weiteren 
Abſchlagszahlung jetzt insgeſamt 4200 & auf feine Kaufgelder⸗ 
forderung aus der Konkursmaſſe erhalten habe und beanſprucht 
daher außer den bereits zuerkannten 250 4 noch 8050 & nebſt 
Zinſen. Das BG. entſprach dieſem Antrage. RG. hob auf: Das 
BG. führt zur Begründung ſeiner Entſcheidung aus: Der Beklagte 
habe den Kaufvertrag in Gemeinſchaft mit Guſtav S. ab⸗ 
geſchloſſen. Demzufolge hafteten, da der Vertrag in Ermange⸗ 
lung der Form nichtig ſei, beide in bezug auf die Rückerſtattung 
der vom Kläger gezahlten Kaufgelder als Geſamtſchuldner. 
Nach 8 812 BGB. habe jeder dasjenige zurückzugewähren, 
was er auf Koſten des Klägers ohne rechtlichen Grund erlangt 
habe. Aus dem durch den Vertragsſchluß begründeten Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis, möge es ſich aus § 427 oder, wie hier, aus 
8 481 BGB. ergeben, ſei aber zu entnehmen, daß jeder der 
mehreren Paziſzenten als Empfänger des Ganzen zu gelten, 
demnach jeder die Rückgabe des Ganzen zu bewirken habe. 
Mit Recht bekämpft die Reviſion die Auffaſſung des BG., 
wonach der Beklagte wegen Rückzahlung der ſämtlichen Kauf⸗ 
gelderraten neben Guſtav S. geſamtſchuldneriſch hafte, möge er 
auch nur einen Teil derſelben tatſächlich für ſich erhalten haben. 
Die Herausgabepflicht beſtimmt ſich bei der Rückforderung des 
auf Grund eines nichtigen Kauſalgeſchäfts Geleiſteten nach den 
Vorſchriften der 88 812 ff. BEB. Danach hat der Empfänger 
dasjenige herauszugeben, was er ohne rechtlichen Grund erlangt 
hat. Es begrenzt ſich alſo grundſätzlich die Herausgabepflicht 
auf das tatſächlich Erhaltene. Die Vorſchriften der SS 427, 
431 BGB. find nicht anwendbar. Der 8 431 ſchon deshalb 
nicht, weil es ſich hier um Rückforderung einer Geldſumme, 
alſo einer teilbaren Leiſtung handelt. Aber auch 8 427 muß 
außer Anwendung bleiben. Danach haften allerdings mehrere, 
die ſich durch Vertrag gemeinſchaftlich zu einer teil baren 
Leiſtung verbunden haben, im Zweifel als Geſamtſchuldner. 
Der VI. 38S. des RG. hat daraus die Folgerung gezogen, daß 
im Falle der Anfechtung eines ſolchen Vertrages die mehreren 
Verpflichteten, mögen ſie auch nur einzeln Teilleiſtungen emp⸗ 
fangen haben, doch zur Herausgabe des ganzen Geleiſteten als 
Geſamtſchuldner verpflichtet ſeien (RG. 67, 260 ff.). Dabei 
iR ausgeführt, daß die mehreren Vertragsteilnehmer durch den 
Vertrag Geſamtſchuldner der verſprochenen Leiſtungen geworden 
ſeien und dieſe Wirkung nicht mehr wegfalle, wenn der Vertrag 
demnächſt als nichtig angefochten werde. Der letzerwähnte 
Grund entfällt aber, wenn, wie hier, der geſchloſſene Vertrag 
mangels der in 8 313 BGB. vorgeſchriebenen Form nach 
9 125 daſelbſt von vornherein nichtig iſt und daher ſchlechthin 
jeder Rechtswirkung entbehrt. Für ſolchen Fall muß es bei 
dem in den 88 812 ff. aufgeftellten Prinzip, wonach ſich die 
Pflicht des Bereicherten zur Herausgabe objektiv nur auf 
dasjenige erſtreckt, was er wirklich erhalten hat, lediglich 
verbleiben. Es kann demnach dahingeſtellt bleiben, ob 
im übrigen der Entſcheidung in Bd. 67 beizupflichten wäre. 
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B. c. L., U. v. 5. April 09, 393/08 IV. — Braun⸗ 
ſchweig. | 

9 8 823 BGB. Eigentumsbefhädigung Maßgebend 
für den Schadenserſatzanſpruch ift die Verringerung des Verkehrs⸗ 
wertes. 

Es handelte ſich um die Verunſtaltung eines Wirtſchafts⸗ 
gartens durch ſtarkes Verſchneiden von Kaſtanienbäumen und 
Sträuchern ſeitens des Beklagten. — Aus den Gründen: Es 
iſt rechtsirrig, wenn die Vorinſtanz ausgeſprochen hat, der 
Eigentümer ſei durch eine Verunſtaltung ſeiner Sache erſt dann 
geſchädigt, wenn dadurch die Nutzungen, die er ohne die Ver⸗ 
unſtaltung aus der Sache gezogen haben würde, vermindert, 
oder der Preis, den er dafür erzielt haben würde, verringert 


worden ſei. Das Vermögen des Eigentümers wird vielmehr 


ohne weiteres dadurch vermindert, daß der Verkehrswert der 
ihm gehörigen Sache durch ein Ereignis geringer wird, als er 
es ohne dem ſein würde, und er kann Erſatz der Differenz von 
dem, der wegen unerlaubter Handlung die Folgen des Ereigniſſes 
zu vertreten hat, ohne Rückſicht darauf fordern, ob er die Sache 
verkaufen wollte, und ob er dazu in der Lage war; ſein Schaden⸗ 
erſatzanſpruch wird auch dadurch nicht berührt, daß er ſpäter 
das Eigentum an der Sache mit oder ohne ſeinen Willen ver⸗ 
loren hat. Es würde daher, dafern anzunehmen iſt, daß ſich 
der Beklagte eines rechtswidrigen Eingriffs in das Eigentum 
der Frau U. ſchuldig gemacht habe, ihr und nunmehr ihrer 
Rechtsnachfolgerin der Anſpruch auf Entſchädigung für 
den Betrag, um den der Verkaufswert des in Frage 
ſtehenden Grundſtücks durch die Handlungsweiſe des Be⸗ 


klagten etwa gemindert worden iſt, nicht abgeſprochen werden 


können. St. 6. G., U. v. 15. März 09, 226/08 VI. — 
Karlsruhe. 

10. 88 823, 836 BGB. Haftung des Eigentümers 
wegen Sicherheit von Räumen eines von ihm verpachteten 
Gafthofs.] 

Die Beklagte iſt Eigentümerin des von ihr im Auguſt 1903 
in der Zwangsverſteigerung erſtandenen Gaſthofs zur Krone 
in D. Der Gafltvirt W. bewirtschaftet ſeitdem den Gaſthof. 
In einem Anbau des Gaſthofs befindet ſich ein ringsherum 


mit Galerien verſehener und mit einer Bühne ausgeſtatteter 


Saal. Im Februar 1904 gab ein Zirkusdirektor R. mit ſeinem 
Wanderzirkus Vorſtellungen in dem Saale. Am 24. Februar 
1904 fand eine für Militärperſonen beſtimmte Vorſtellung ſtatt. 
Dieſe wurde von einer Anzahl Soldaten des in D. in Garniſon 
ſtehenden Inſanteriebataillons beſucht. Unter den Soldaten 
befand ſich auch der Kläger. Er hatte einen Platz auf der 
Galerie vorn an der Brüſtung. Während der Vorſtellung er⸗ 
ſchien auf der Galerie ein Clown und ſchwang ſich an der 
Stelle, wo der Kläger ſtand, von der Galeriebrüſtung hinunter 
in den Saal. Als der Sprung ausgeführt war, drängten die 
auf der Galerie mehr rückwärts ſtehenden Soldaten an die 
Galerie heran und infolge des hierdurch ausgeübten Druckes 
brach ein Teil der Galeriebrüſtung zuſammen, ſo daß eine 
größere Anzahl Soldaten, unter ihnen der Kläger, in den 
Saal ſtürzte. Der Kläger geriet mit dem Kopf zwiſchen zwei 
Holzteile der Brüſtung und wurde dort eingeklemmt. Außer⸗ 
dem ſielen mehrere Soldaten auf ihn. Er wurde bewußtlos 
unter den Trümmern der Brüſtung hervorgezogen und in das 
35 
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Lazarett geſchafft, wo er längere Wochen behandelt wurde. Er 
wurde wegen Dienſtunfähigkeit vom Militär entlaſſen und macht 
die Beklagte für den Unfall verantwortlich. Das OLG. ers 
klärte den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. 
Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: Sie weiſt 
darauf hin, daß der Saal im Jahre 1898 baupoligeilich abs 
genommen und ſeitdem zu theatraliſchen Vorſtellungen benutzt 
worden fei, ohne daß Mängel an der Galerie hervorgetreten 
ſeien. Die Beklagte habe den bisherigen Verkehr durch ihren 
Pächter nur fortſetzen laſſen. Der Fehler ſei äußerlich nicht 
ſichtbar geweſen. Ihrem Pächter habe ſie die Prüfung der zu 
Theatervorſtellungen vorhandenen Einrichtungen übertragen und 
jener ſei früher Maurermeiſter und Bauunternehmer geweſen. 
Sie habe alſo die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewandt. 
Verletzt ſeien 8 836 BGB. und 8 286 ZPO. Dem BG. iſt 
darin beizutreten, daß die Beklagte ſich nicht mit der Erwägung 
habe beruhigen dürfen, die Baupolizei werde bei Prüfung der 
Galerieeinrichtung deren etwaige Mängel nicht überſehen haben. 
Vielmehr trifft den Beſitzer eines derartigen Theaterſaales eine 
eigene Verantwortung dafür, daß der Saal den Anforderungen 
entſpricht, die die Sicherheit ſeiner Beſucher erheiſcht. Die 
Abnahme eines Neubaues durch die Polizeibehörde mag zwar 
eine gewiſſe Gewähr dafür, daß die baupolizeilichen Vorſchriften 
beobachtet worden find, bieten, aber fie ſchließt die Möglichkeit 
einer fehlerhaften Einrichtung des Baues nicht aus und iſt 
nicht geeignet, den Beſitzer unter allen Umftänben von feiner 
Verantwortlichkeit zu entlaſten. Dem 8 886 BGB. liegt die 
Erwägung zugrunde, daß ein jeder für Beſchädigung durch ſeine 
Sachen inſoweit aufkommen muß, als er die Schadensfolge bei 
billiger Rückſichtnahme auf die Sicherheit anderer hätte ver⸗ 
hüten können. RG. 52, 379; 55, 175; JW. 05, 3700; 
Motive II S. 814 ff.; Prot. II S. 655. Das Geländer war 
nach dem Gutachten des Sachverſtändigen durchaus ungenügend 
befeſtigt und dieſer Fehler wäre, wenn auch dem Laien nicht 
äußerlich erkennbar, einem mit der Unterſuchung betrauten Fach⸗ 
manne, der ſich nicht mit einer bloß oberflächlichen Beſichtigung 
begnügt hätte, nicht entgangen. Eine ſolche fachmänniſche Unter⸗ 
ſuchung hat die Beklagte während ihrer Beſitzzeit nicht vor⸗ 
nehmen laſſen. Ihrem Pächter W., einem früheren Maurer⸗ 
meiſter und Bauunternehmer, hat Re eine ſolche Unterſuchung 
nicht aufgetragen. Die ihm von der Beklagten gelegentlich 
erteilten Weiſungen über Inſtandſetzung der Räume des Gaſt⸗ 
hofs enthielten, wie das BG. ohne Verſtoß gegen Verfahrens⸗ 
vorſchriften auf Grund der Beweinaufnahme annimmt, einen 
Auftrag zur fachmännischen Prüfung der Anlage, ins beſondere 
der Galerie auf ihre Standſicherheit nicht. Jeder Eigenbeſitzer 
eines derartigen Theaterſaales muß aber damit rechnen, daß 
ſich der Saal bei Vorſtellungen mit Gäſten füllen und die 
Galeriebrüſtung einen erheblichen Druck durch die ſich auf⸗ 
lehnenden Zuſchauer würde aushalten müſſen. Die Rückſicht 
auf die Sicherheit der Zuſchauer auferlegte der Beklagten die 
Pflicht, für einen gefahrloſen Verkehr derſelben im Saale zu 
ſorgen. Endlich kann auch der Umſtand, daß bisher kein Unfall 
vorgekommen iſt, der Beklagten nicht zur Entlaſtung gereichen. 
Nicht mit Unrecht bezeichnet das BE. dies eben nur als einen 
glacklichen Zufall. H. c. S., U. v. 22. März 09, 877/08 IV. — 
Hamm. 


M 10. 1909. 


11. 8 823 BGB. Pflicht des Automo bilbeſitzers zur 
Kenntnis der für die Führer der Automobile beſtimmten Polizei⸗ 
verordnungen.] 

Wenn auch nicht als Staatsbürger, ſo muß der Beſitzer 
eines Automobils als ſolcher die für die Führer dieſer Fahr⸗ 
zeuge beſtimmten Poligeiverorbnungen kennen, weil er bei der 
Beſtellung des Führers zu einer Fahrt ſich zu vergewiſſern hat, 
daß letzterer mit dem Inhalt der polizeilichen Vorſchriften in 
den Ländern, durch die er fährt, bekannt iſt (vgl. Urteil des 
erkennenden Senats vom 6. Februar 1908, Rep. V. 292/08), 
und weil er ohne jene Kenntnis der Pflicht zur Aufſicht über 
den Führer, ſoweit ſie ihm obliegt, nicht nachkommen kann. 
Wendet ſich die Polizeiverordnung auch nicht unmittelbar an 
den Herrn des Führers, ſo gibt ſie doch den Maßſtab für 
ſeine Sorgfaltspflicht, wenn er Verfehlungen des Führers gegen 
die Verordnung bemerkt. G. u. H. c. R., U. v. 15. März 09, 
402/08 VI. — Celle. 

12. 8 831 BEB. Begriff des „Angeſtellten“.] 

Daraus, daß der Beklagte die an der Kreischauſſee ſtehen⸗ 
den Bäume verkaufte und durch den Käufer fällen ließ, erwuchs 
ihm die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß die Ausführung dieſer 
Arbeit nicht die Sicherheit des Verkehrs auf der Chauſſee 
geführdete. Das BG. weiſt die Klage ab, weil der Beklagte 
ſich von dem Vorwurf, jene Pflicht ungenügend erfüllt zu 
haben, entlaftet habe. Die Revifion hat die dafür gegebenen 
Gründe bekämpft, ihrer Beſchwerde war auch der Erfolg nicht 
zu verſagen. Der Beklagte hat für die Sicherung des Verkehrs 
gegen die aus dem Fällen der Bäume entſpringende Gefahr 
allein in der Weiſe geſorgt, daß er in dem Vertrage mit dem 
Käufer Q. dieſem zur Pflicht gemacht hat, das Niederlegen 
der Bäume mit der äußerſten Vorſicht zu bewirken, damit 
weder ſeine Leute noch Paſſanten verletzt würden; auch ſolle 
er gehalten ſein, der Anweifung der mit der Leitung und Be⸗ 
auffichtigung der Arbeit betrauten Beamten unweigerlich Folge 
zu leiſten. Dieſe Vertragsbeſtimmung faßt das BG. dahin 
auf, daß durch ſie der Beklagte den Käufer mit der Verrichtung 
beauftragt habe, für die Sicherung des Verkehrs zu ſorgen 
und daß er nach der Vorſchrift des § 831 BGB. von der 
Verantwortlichkeit frei ſei, wenn Q. eine für die Verrichtung 
mit genügender Sorgfalt ausgewählte Perſon geweſen ſei. 
Dieſe Heranziehung des 8 831 BOB. iſt irrig. Der Käufer 
der Bäume iſt durch die Ubernahme der erwähnten vertraglichen 
Verpflichtung nicht ein Angeſtellter des Beklagten geworden, 
dem dieſer als Geſchäftsherr gegenüber ſtand. 
ſelbſtändiger Unternehmer und hat darum auch unbedenklich 
das Fällen der Bäume durch ſein Geſchäftsperſonal nach 
eigener Wahl ausgeführt. Richtig iſt freilich, daß der Beklagte 
von dem Vorwurſe, fahrläfftg feine Pflicht zur Sicherung des 
Verkehrs unerfüllt gelaſſen zu haben, fi durch den Beweis 
frei machen kann, daß er das, wozu er verpflichtet war, einem 
anderen übertragen hat, deſſen Perſönlichkeit Sicherheit dafür 
bot, es werde das geſchehen, was dem Beklagten zu tun 
oblag. Der Entlaſtungs beweis des Beklagten hat ſich alſo, 
dem im 8 831 BGO. offen gelaſſenen in mancher Beziehung 
gleichartig, dahin zu richten, daß er dafür geſorgt habe, daß 
der Käufer der Bäume ausreichende Maßregeln für die Sicherung 
des Verkehrs treffen werde. Nach dieſer Richtung hin fehlt 


Er blieb 


38. Jahrgang. 


jedoch jeder Beweis. D. c. Th., U. v. 18. März 09, 
151/08 VI. — Marienwerder. 

13. 8 881 BEB. Subſtantüerung des Einwands, daß 
der Geſchäftsherr bei Auswahl der beſtellten Perſon die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe.] 

Die Frau des Klägers benutzte am Abend des 7. Mai 1905 
die von der Beklagten betriebene Straßenbahn; ſie ließ den 
Wagen halten, um abzuſteigen; als ſie noch im Abſteigen be⸗ 
griffen war, fuhr der Wagen auf ein Zeichen des Schaffners 
weiter; infolgedeſſen ſtürzte ſie vom Trittbrett und zog ſich 
Verletzungen zu. Im einzelnen hat der Kläger behauptet und 
das BG. feſtgeſtellt, auf welcher Strecke der Wagen gefahren 
iſt, ſowie an welcher Stelle und um welche Stunde der Unfall 
ſich zugetragen hat. Auf Grund dieſes Tatbeſtandes hat das 
BG. den auf 8 831 BGB. geſtützten Klageanſpruch auf Erſatz 
des in 8 845 BGB. bezeichneten Schadens dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Die Beklagte hatte den Einwand 
erhoben, zur Klage begründung gehöre die Angabe des betreffenden 
Schaffners oder doch eine ſo genaue Beſchreibung des Unfalls, 
daß ſie den Schaffner ermitteln könne, weil ihr ſonſt die Führung 
des im 8 831 nachgelaſſenen Entlaſtungsbeweiſes unmöglich ſei. 
Das BG. hat dieſen Einwand mit der Erwägung zurückgewieſen, 
daß, wer durch ein von einem andern zu vertretendes Ereignis 
Schaden erlitten habe, nicht verpflichtet ſei, eine pofitive Tätig⸗ 
keit zu entwickeln, um dem prinzipiell zum Schadenerſatz Ver⸗ 
pflichteten den Beweis einer im Geſetz vorgeſehenen Einrede zu 
ermöglichen oder zu ſichern. Der Kläger, der ſelbſt bei dem 
Unfall nicht zugegen geweſen ſei, habe angegeben, auf welcher 
Strecke der Wagen gefahren, an welcher Stelle, an welchem 
Tage und zu welcher Tageszeit der Unfall geſchehen ſei. Die 
Revifion macht demgegenüber geltend, zur Begründung der 
Klage aus 8 831 BGB. gehöre die beſtimmte Bezeichnung der 
Perſon, die von der Beklagten zu einer Verrichtung beſtellt 
geweſen ſei und den Schaden widerrechtlich zugefügt habe; werde 
dieſe Perſon unbeſtimmt gelaſſen, ſo werde die Möglichkeit der 
Verteidigung der Beklagten in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt. 
Das BG. gebe dem Klagerecht aus 8 831 eine viel zu große 
Tragweite. Dieſe — auch von Plank, Kommentar zum BEB., 
3. Aufl. zu 8 831 Anm. 1 a. a. E. geteilte — Anſicht iſt 
unbegründet, vielmehr den Ausführungen des BG. beizutreten. 
(Wird ausgeführt.) — Die Beklagte hat behauptet und Beweis 
dafür angeboten, daß um die vom Kläger angegebene Zeit auf 
Wagen der von ihr betriebenen Straßenbahn 29 von ihr nam⸗ 
haft gemachte Schaffner und Fahrer die Unfallſtelle paſſiert 
haben; fie hat auch bezüglich dieſer 29 Angeſtellten den Entlaſtungs⸗ 
beweis angetreten; erheblich und auch genügend iſt aber ſchon 
der Entlaſtuugs beweis hinſichtlich der Schaffner, da nach dem 
von dem BG. für bewieſen angenommenen Vorbringen des Klägers 
der Schaffner — und nicht der Fahrer — des betreffenden 
Wagens es geweſen iſt, der den Schaden zugefügt hat. Das 
BG. hat den von der Beklagten angetretenen Entlaſtungs beweis 
nicht erhoben, weil ihr unter Beweis geſtelltes Vorbringen un⸗ 
genügend ſei. Dies wird von der Reviſion mit Recht beanſtandet. 

. Die Begründung des BG. entſpricht im weſentlichen den 
Ausführungen, die der erkennende Senat in dem in RG. 59, 203 ff. 
. Urteil gegeben hat. Allein der Beweisantritt, um 

den es ſich bei dem dieſem Urteil zugrunde liegenden Fall 
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handelte, iſt in weſentlichen Punkten verſchieden von dem hier 
in Frage ſtehenden. Damals hatte der Bellagte lediglich bes 
hauptet, daß der Maurerpolier, den er zu der betreffenden 
Verrichtung beſtellt hatte, zuverläſſig geweſen ſei, und einen 
Fabrikarbeiter als Zeugen dafür benannt, daß er, der Beklagte, 
bei der Auswahl des Poliers die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt beobachtet habe. Dieſer Beweisantritt wurde vom erkennenden 
Senat für ungenügend erklärt aus den vom BG. jetzt angeführten 
Gründen, dabei aber noch betont, es ſei nicht erſichtlich, auch 
gar nicht behauptet, daß der Zeuge die erforderliche Befähigung 
zur Abgabe eines Gutachtens über die Qualifikation eines 
Maurerpoliers beſitze, und daß er ausreichende Gelegenheit 
gehabt habe, die für ein folches Gutachten erforderlichen 
Beobachtungen während eines längeren Zeitraums, wie er 
beſonders zur Beurteilung der Zuverläſſigkeit eines Menſchen 
nötig ſei, zu machen. Dieſe Mängel des Beweisantritts find 
aber in dem jetzt zur Entſcheidung ſtehenden Fall nicht vorhanden. 
Die Beklagte hat die Vorgeſetzten der in Frage kommenden 
Schaffner als Zeugen benannt, alſo gerade die Perſonen, die 
während einer langen Reihe von Jahren Gelegenheit und die 
Pflicht hatten, von der Art und Weiſe der Ausübung der den 
Schaffnern übertragenen Verrichtungen Kenntnis zu nehmen und 
ſich darüber ein Urteil zu bilden, und von deren Wahrnehmungen 
und Urteil die Beklagte ihre Enſchließung darüber abhängig machen 
mußte, ob die Schaffner in ihrer Stellung zu belaſſen ſeien. 
Der Beweisantritt kann daher für ungenügend nicht ange ſehen 
werden. Deshalb war das angefochtene Urteil aufzuheben und 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
B. zurückzuverweiſen. G. B. Straßenbahn c. B., U. v. 


11. März 09, 103/08 VI. — Berlin. 5 
14. 89 833 ff., 840, 254 BGB. „Dritter“ im Sinne 


des 8 840.] 
Die Klägerin fuhr am 15. Juni 1906 in Begleitung ihres 
15 jährigen Sohnes mit einem Einſpännerfuhrwerk auf der 
Straße von F. nach L. Der Beklagte kam auf einem Motors 
rad hinter ihr her. Das Pferd wurde beim Herannahen des 
Motorrads unruhig. Die Klägerin und ihr Sohn ſprangen 
vom Wagen und ſuchten, die erſtere rechts, der letzlere links 
das Pferd an der Trenſe zu halten. Es ging jedoch durch, 
warf die Klägerin zu Boden, und der mit Geſchirr beladene 
Wagen ging über ihren Körper hinweg. Wegen der dabei 
erlittenen Verletzungen verlangt ſie von dem Beklagten eine 
lebenslängliche Rente von 500 4, eventuell eine Kapitals 
abfindung von 4000 & ſowie ein Schmerzensgeld von 1000 &. 
Das LG. hat die Klage dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt, das OLG. die Berufung des Beklagten zurückgewieſen. 
Die Reviſion hatte keinen Erfolg: Die Reviſion vertritt unter 
Berufung auf das Urteil des IV. ZS. vom 21. November 1907 
(NG. 67, 120) die Anſicht, daß die Klägerin, die als Tier⸗ 
halterin durch ihr eigenes Tier verletzt worden ſei, einen Teil 
des Schadens zu tragen habe. Der Revifion iſt zuzugeben, 
daß ſowohl die Uberſchrift der abgedruckten Entſcheidung des 
IV. 85. wie die ganz allgemein lautende Faſſung der Gründe 
zu der Anſchauung verleiten können, es ſei in jedem Fall wo 
der Beſchädigte „der Halter eines bei der Entſtehung des 
Schadens mitwirkenden Tieres iſt“, 8 254 Abſ. 1 BGB. gegen 
ihn anzuwenden. Indes liegt dem Urteil der beſondere Tat⸗ 
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beſtand zugrunde, daß der Hund des Beklagten das Pſerd 
des Klägers angebellt hat, das Pferd darauf durchgegangen iſt 
und den Schaden angerichtet hat, daß alſo nicht bloß der Be⸗ 
ſchädigte, ſondern auch der andere Teil Tierhalter waren und 
der Schaden durch die Tiere der beiden Parteien verurſacht 
worden iſt, mithin auf beiden Seiten die Gefährdungshaftung 
des 8 833 BGB. in Frage kam. Zu dem Urteil des IV. 3S. 
braucht keine Stellung genommen zu werden, weil der gegen⸗ 
wärtige Fall ſich von dem darin behandelten in dem weſentlichen 
Punkte unterſcheidet, daß der Beklagte in Anſpruch genommen 
wird, weil er durch ſchuldvolles Verhalten das Pferd der 
Klägerin zum Scheuen gebracht habe. Hier greift jedenfalls 
8 840 Abſ. III BEL. ein, der beſtimmt, daß wenn neben 
dem nach 88 833 bis 888 BGB. zum Erſatz des Schadens 
Verpflichteten ein Dritter für den Schaden verantwortlich iſt, 
in ihrem Verhältnis zueinander der Dritte allein verpflichtet 
iſt. Dieſe Vorſchrift regelt allerdings zunächſt die Ausgleichungs⸗ 
pflicht mehrerer Geſamtſchuldner, die aus einer unerlaubten 
Handlung nebeneinander dem Verletzten haften (vgl. RG. 53, 114). 
Sie findet aber ſchon nach ihrem Wortlaut unbedenklich auch 
dann Anwendung, wenn der Dritte, der von dem Beſchädigten 
für den Schaden verantwortlich gemacht wird, ſeinerſeits von 
dem Beſchädigten begehrt, daß er einen Teil des Schadens auf 
ſich nehme, weil er nach 88 833 bis 838 BGB. erſatzpflichtig 
ſei. (Wird weiter ausgeführt.) P. c. T., U. v. 22. März 09, 
225/08 VI. — Nürnberg. 

Zivilprozeßordnung. 

15. 8 274 Ziff. 3 ZPO. in Verb. mit Art. 82 MD. 
Zuläſfigkeit der Einrede des Schiedsvertrages gegenüber einer 
Klage im Wechſelprozeß.] 

Der Kläger P., der Beklagte M. und der Bauunternehmer T. 
haben am 5. Juli 1905 der Wismarer Vereinsbank einen auf 
den 5. Oktober 1905 zahlbar geſtellten eigenen Wechſel Über 
17 000 & ausgeſtellt. Der Kläger hat den Wechſel am 
11. Oktober 1907 bei der genannten Bank eingelöſt und auf 
ſich indoſſieren laſſen. Sodann hat der Kläger im Wechſel⸗ 
prozeß Klage auf Zahlung von 17 000 & gegen den Beklagten 
erhoben. Das LG. hatte unter Abweiſung der Mehrforderung 
den Beklagten zur Zahlung von 5666,66 4 verurteilt. Die 
Berufung des Klägers gegen dieſes Urteil wurde vom OLG. 
zurückgewieſen, während dasſelbe auf die Berufung des Be⸗ 
klagten die Klage auch inſoweit abgewieſen hat, als das LG. 
dieſelbe zugeſprochen hat. Die drei Ausſteller des Wechſels 
ſtanden auf Grund eines Vertrages vom 31. Oktober 1907 in 
einem Geſellſchaftsverhältnis. Der Wechſel war der Wismarer 
Bank zur Sicherung für ein Darlehn an dieſe Geſellſchaft aus⸗ 
geſtellt und übergeben worden. In 8 11 des Geſellſchafts⸗ 
vertrages war beſtimmt, daß für Streitigkeiten, die nicht der 
Entſcheidung der Majorität unterlägen, der Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſolle und die Entſcheidung über dieſelben durch 
ein Schiedsgericht zu erfolgen habe, deſſen Bildung näher be⸗ 
ſtimmt wird. Auf Grund dieſer Beſtimmung hatte der Beklagte 
gemäß 8 274 Ziff. 3 ZPO. der Klage die Einrede des Schieds⸗ 
vertrages entgegengeſetzt, und das OLG. hat dieſelbe für be⸗ 
gründet erachtet. Die letztere Annahme wird von der Reviſion 
als rechtlich unzutreffend angefochten, weil es ſich bei dem allein 
in Frage ſtehenden Anſpruch aus dem Wechſel auf Grund des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 10. 1909. 


Indoſſaments des Klägers nicht um eine Streitigkeit aus dem 
Geſellſchaftsverhältnis handele. Dieſer Angriff iſt verfehlt. 
Daß die Einrede des Schiedsvertrages auch gegenüber der Klage 
im Wechſelprozeß geltend gemacht werden kann, unterliegt keinem 
begründeten Bedenken. Nach Art. 82 WO. kann der Wechſel⸗ 
ſchuldner ſich unbeſchränkt ſolcher Einreden bedienen, welche ihm 
unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuſtehen. Der 
ſtreitige Wechſel war zur Geldbeſchaffung für Zwecke der Geſell⸗ 
ſchaft gemeinſam von den Geſellſchaftern ausgeſtellt. Unter 
dieſen bildet daher die Frage, inwieweit der eine Geſellſchafter 
dem anderen gegenüber verpflichtet iſt, die Wechſelſumme zu 
bezahlen, wenn ſie ſtreitig wird, eine Streitigkeit innerhalb des 
Geſellſchaftsverhältniſſes, die nach der Vertragsabmachung in 
8 11 des Vertrags der Parteien im Wege des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens zu erledigen iſt, ſo daß der Rechtsweg jedenfalls 
vor Erledigung dieſes Verfahrens ausgeſchloſſen iſt. P. 0. M., 
U. v. 2. April 09, 727/08 II. — Roſtock. 

16. 88 328 Nr. 5, 580, 723 Abſ. 2 ZPO. Verbürgung 
der Gegenſeitigkeit bez. kaliforniſcher Urteile? (Erdbebenklauſel 
bei Feuerſchäden in San Francis co.) ] 

Die Kläger waren bei der Beklagten, die im Staate Kali⸗ 
fornien zum Geſchäfts betriebe zugelaſſen war, gegen Feuerſchaden 
verſichert. Sie behaupteten, daß fie bei dem mit dem Erdbeben 
vom 18. April 1906 zuſammenhängenden Brande in San 
Francisco Feuerſchäden erlitten hätten, die unter die Verſicherung 
fielen, und erhoben, da die Beklagte die Zahlung der geforderten 
Beträge unter Berufung auf die ſogenannte Erdbebenklauſel 
verweigerte, bei den Gerichten in San Francisco Klage. Sie 
erwirkten Verſäumnisurteile. Um dieſe Urteile im Deutſchen 
Reiche vollſtrecken laſſen zu können, ſtellten die Kläger bei dem 
LG. in Straßburg die Klage auf Erlaſſung des Vollſtreckungs⸗ 
urteils an. Klage, Berufung und Reviſion blieben erfolglos: 
Der BerR. verſagt den Urteilen des Kaliforniſchen Obergerichts 
und des Bundesbezirksgerichts zu San Francisco die Anerkennung 
und lehnt ſomit den Erlaß des Vollſtreckungsurteils ab in erſter 
Reihe deshalb, weil die Gegenſeitigkeit nicht verbürgt ſei 
(88 723 Abſ. 2, 328 Nr. 5 ZPO.) Er ſtellt feſt, daß bis 
zu der auf dem Geſetze vom 11. März 1907 beruhenden Neu⸗ 
faſſung des § 1915 der kaliforniſchen ZPO. nach Maßgabe des 
urſprünglichen Wortlauts dieſer Vorſchrift die Gegenſeitigkeit 
nicht verbürgt geweſen ſei. Darüber war auch unter den 
Parteien kein Streit. Es kommt alſo nur darauf an, ob an 
dieſem Rechtszuſtande durch das erwähnte Geſetz etwas ge⸗ 
ändert worden iſt, jo daß nunmehr dem Erfordernis des § 328 
Nr. 5 ZPO. genügt iſt. Bei Prüfung der Frage iſt das Re⸗ 
viſionsgericht an die Auslegung gebunden, die der Ber R. dem 
ausländiſchen Geſetze zuteil werden läßt (8 549 3PO.; vgl. 
die Urteile des RG. bei Gruchot Bd. 37 S. 417; Bd. 51 S. 409). 
Es lautet in der vom Bert. gegebenen Überſetzung dahin: 
„das Endurteil irgendeines ausländiſchen Gerichts, welches 
nach den Geſetzen ſeines Landes zuſtändig iſt, ſoll dieſelbe 
Wirkung haben, wie in dem Lande, wo es erlaſſen iſt, und 
dieſelbe Wirkung, wie ein kaliforniſches Endurteil. Dieſes 
Geſetz ſoll ſofort in Kraft treten“. Nach der Auffaſſung des 
BerR. hat hiernach das amerikaniſche Gericht, welches zum 
Zwecke der Vollſtreckung eines ausländiſchen Urteils angegangen 
wird, jedenfalls die fachliche und örtliche Zuſtändigkeit des 
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erkennenden Gerichts nachzuprüfen. Der BerR. erachtet dies 
nicht für erheblich, wenngleich der 8 328 Nr. 2 8PO. keine 
konkrete Prüfung der Zuſtändigkeit vorſchreibe; ein derartiger 
Unterſchied falle für die Gegenſeitigkeitsfrage nicht ins Gewicht. 
Der 8 328 Nr. 2 3PO. beruht auf dem Gedanken, daß, wenn 
der inländiſche Richter den Vollzug des ausländiſchen Urteils 
zulaſſen ſolle, er nach den Grundſätzen des inländiſchen 
Rechtes zu ermitteln habe, ob die ausländiſche Gerichtsbarkeit 
überhaupt begründet ſei, wobei es gleichgültig ſei, ob gerade 
das beſtimmte einzelne Gericht, welches den Spruch gefällt habe, 
zuſtändig geweſen ſei oder nicht (RG. 51, 135). Nach dem 
neuen kaliforniſchen Geſetze ſoll aber, wie es der BerR. in 
einer der Reviſion unzugänglichen Weiſe auslegt, der amerikaniſche 
Richter nicht nur das Recht haben, zu unterſuchen, ob das aus⸗ 
ländiſche Gericht im gegebenen Falle zufländig, d. i. örtlich zu⸗ 
ſtändig geweſen ſei, ſondern er ſoll auch die ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit einer Erörterung unterziehen dürfen. Daß das letztere 
nur unter Zugrundelegung der Normen des ausländiſchen 
Staates geſchehen kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Daraus ergibt 
ſich aber, daß es ſich hierbei nicht lediglich um die Prüfung 
der Zuſtändigkeitsfrage im Sinne des 8 328 Nr. 5 ZPO. 
handelt, ſondern um eine dem deutſchen Rechte fremde Prüfung 
der Rechtmäßigkeit der Entſcheidung, indem der kaliforniſche 
Richter in Zweifel ziehen darf, ob das erkennende ausländiſche 
Gericht nach den Geſetzen ſeines Landes, ins beſondere nach der 
Gerichtsverfaſſung oder auch nach den Vereinbarungen der 
Parteien (man denke an die namentlich in Verſicherungsverträgen 
vorkommenden Feſtſetzungen, daß gewiſſe Streitpunkte durch 
Schiedsrichter oder Schiedsmänner zu erledigen ſeien), zur Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreites berufen geweſen ſei. Dies iſt aber 
eine der revision au fond gleichſtehende Nachprüfung und wenn 
das Erfordernis der verbürgten Wegenfeitigleit jedenfalls bes 
deutet, daß der ausländiſche Richter ſo wenig wie der deutſche 
Richter die Geſetzmäßigkeit der zu vollſtreckenden Entſcheidung 
nachzuprüfen habe, ſo iſt es durch das neue kaliforniſche Geſetz 
nach der ihm vom BerR. nur zugeſtandenen Bedeutung nicht 
gewahrt. Aber auch was der BerR. weiter als Inhalt des in 
Kalifornien geltenden Rechtes unanfechtbar feſtſtellt, iſt geeignet, 
die Annahme zu rechtfertigen, daß den deutſchen Urteilen bei 
den in Kalifornien wirkenden Gerichten die Anerkennung in 
einem die Gegenſeitigkeit ausſchließenden Maße verſagt ſei. 
Der BerR. führt aus, daß auch rechtskräftige kaliforniſche Urteile 
im Equity⸗Verfahren weitgehenden Reſtitutionsgründen unter⸗ 
lägen und daß dieſes Verfahren auch gegenüber ausländiſchen 
Urteilen zuläffig ſei. Danach könne ein Urteil u. a. angefochten 
werden wegen neuer Beweismittel, an deren Benutzung jemand 
ohne ſein Verſchulden verhindert geweſen ſei oder von denen 
jemand ohne ſein Verſchulden keine Kenntnis gehabt habe. Es 
ſei ferner eine Anfechtung möglich, wenn durch fraud oder fault 
der Gegenpartei der Beklagte ein Verteidigungsmittel verloren 
habe, ſodann wegen Zufall oder Uberraſchung, endlich wegen 
frand, argliſtiger Täuſchung im allgemeinen. Dies gehe weit 
hinaus über die im 8 580 Nr. 7 ZPO. zugelaſſenen Reſtitutions⸗ 
gründe. Der BerR. will alſo, wie aus ſeinem Hinweis auf 
den 8 580 ZPO. hervorgeht, ſagen, daß gegen kalifornische 
Urteile über den Nahmen eines außerordentlichen, im beſonderen 
Verfahren zu erledigenden und den Beſtand des rechtskräftigen 
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Urteils zunächſt unberührt laſſenden Rechts behelfes hinaus Ans 
fechtungsgründe in der Sache ſelbſt und mit dem Ziele ander⸗ 
weiter materieller Entſcheidung zum Teil ohne Rückſicht auf die 
Zeit ihrer Entſtehung vorgebracht werden könnten. Trifft dies 
aber zu, fo if die Rechtskraftwirkung kaliforniſcher Urteile 
weſentlich abgeſchwächt; ſie können nicht lediglich durch 
Reſtitutionsgründe im Sinne des deutſchen Prozeßrechts beſeitigt 
werden, ſind vielmehr Angriffen ausgeſetzt, die ihrer Natur nach 
viel weiter gehen und von jenen Reſtitutionsgründen verſchieden 
ſind. Insbeſondere iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die Be⸗ 
hauptung eines Betruges, einer argliſtigen Täuſchung (fraud) 
die Handhabe zu einer mehr oder minder umfaſſenden Nach⸗ 
prüfung der Sache ſelbſt bietet. Wenn der BerR. ausführt, 
daß trotz des Wortlauts des Geſetzes den Urteilen ausländiſcher 
Gerichte keinesfalls eine ſtärkere Wirkung habe eingeräumt 
werden ſollen, wie den einheimiſchen, ſo kann auch dies in der 
Reviſionsinſtanz nicht bemängelt werden. Es folgt aber daraus, 
daß bei der hiernach möglichen Prüfung der Geſetzmäßigkeit 
ausländiſcher Urteile im Equity⸗Verfahren durch das amerikaniſche 
Gericht die Gegenſeitigkeit gegenüber den deutſchen Gerichten, 
die eine ſolche Prüfung nicht vornehmen dürfen, nicht gewähr⸗ 
leiſtet iſt. Nicht das entſcheidet, daß das ausländiſche Gericht 
ins und ausländiſche Richterſprüche nicht weſentlich verſchieden 
behandelt und alſo auch zu einer ſachlichen Nachprüfung ſeiner 
eigenen Urteile Anlaß haben kann. Vielmehr fordert die deutſche 
Prozeßordnung, daß die deutſchen Urteile im Auslande in 
weſentlich demſelben Umfange als bindend anerkannt werden, 
wie dies bezüglich der ausländiſchen Urteile im Deutſchen Reiche 
der Fall iſt. Kann aber der kaliforniſche Richter, wenn auch 
nur bei einer beſtimmten Art des Verfahrens, in die Lage 
kommen, einem deutſchen Urteil und namentlich auch einem die 
Klage gegen eine Verſicherungsgeſellſchaft abweiſenden Urteil 
auf Grund fachlicher, gegen den Rechtsbeſtand des Urteils ges 
richteter Einwendungen die Anerkennung zu verſagen, ſo iſt die 
Gegenſeitigkeit nicht verbürgt. Der BerR. führt dann noch 
aus, daß auch im Verfahren at law die Einrede des fraud 
gegen das ausländische Urteil — man muß binzufegen: vor 
Erlaß des Geſetzes vom 11. März 1907 — in einer Aus⸗ 
dehnung zugelaſſen worden fei, die eine Prüfung der Geſetz⸗ 
mäßigkeit der Entſcheidung herbeizuführen geeignet geweſen ſei. 
Für kaliforniſche Urteile gelte dies nicht; hier ſei nur eine 
Betrugseinrede zugelaſſen, die jedenfalls nicht weit von der 
durch RG. 61, 365 gegen rechtskräftige Urteile geſtatteten actio 
de dolo entfernt ſei. Aber es ſei keine Gewähr dafür gegeben, 
daß der Einwand des fraud von den kaliforniſchen Gerichten 
— hinzuzufügen iſt: nach Erlaß des Geſetzes vom 10. März 1907 — 
für deutſche Urteile nur in dieſer Beſchränkung zugelaſſen werden 
werde. Dafür werden ſodann fernere Gründe angegeben. Ob 
auch dieſen zuzuſtimmen fein möchte, kann dahingeſtellt bleiben. 
Grundſätzlich kann freilich auch gegenüber einem Geſetze, das 
die Vollſtreckung ausländiſcher Urteile zu ſichern beſtimmt iſt, 
die Verbürgung der Gegenſeitigkeit geleugnet werden, wenn 
triftige Gründe dafür vorliegen, daß es nicht in die Praxis der 
Gerichte übergeführt werden wird; denn geſichert iſt die Gegen⸗ 
ſeitigkeit auch dann nicht, wenn die Anwendung des ſie ſcheinbar 
ausſprechenden Geſetzes derart zweifelhaft iſt, daß immer noch 
mit der Möglichkeit einer Erörterung des durch das Urteil er⸗ 
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ledigten Rechtsſtreits über den Rahmen des 8 723 Abſ. 1 BPD. 
hinaus gerechnet werden muß. Das Reviſionsgericht hatte in⸗ 
deſſen keinen Anlaß, zu der Frage, ob im gegenwärtigen Falle 
ſolche triftigen Gründe vorliegen, Stellung zu nehmen, da die 
bezeichneten aus dem Geſetze ſelbſt gemäß der Auslegung des 
BerR. geſchöpften Bedenken genügen, um den kaliforniſchen 
Urteilen die Vollſtreckung im Deutſchen Reiche zu verweigern. 
Was die Reviſion mit bezug auf dieſe Bedenken vorbringt, ift 
nicht erheblich. Der Ber R. verkennt nicht, daß die Gegenſeitigkeit 
nicht eine völlige, der Natur der Sache nach ausgeſchloſſene 
Gleichheit der beiderſeitigen Geſetzgebungen bedingt. Nach dem, 
was er als Inhalt des kaliſorniſchen Rechtes feſtſtellt, iſt eine 
grundſätzliche Verſchiedenheit in den Anſchaungen über die 
Rechtskraftwirkung von Urteilen vorhanden und dieſe ſchließt 
eben die Gegenſeitigkeit aus. Daß im allgemeinen, wie auch 
der BerR. nicht leugnet, der kaliforniſche Richter nicht nochmals 
das dem Urteil zugrunde liegende Tatſachenmaterial ohne weiteres 
nachprüfen wird, ſpricht nicht für die Anerkennung des Urteils 
im Sinne des deutſchen Rechtes, ſofern dieſe Prüfung auf 
Grund beſtimmten Parteivorbringens dennoch ftattfinden darf. 
Die Reviſion mußte erfolglos bleiben, weil der Ber R. ohne 
Verletzung einer revifibeln Rechtsnorm angenommen hat, daß 
die Gegenſeitigkeit nicht verbürgt ſei. C. c. Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft R. & M., U. v. 26. März 09, 550/08 VII. — 
Colmar. 

17. 88 545 ff. ZPO. Fallenlaſſen des prinzipalen Klag⸗ 
antrags in der Reviſionsinſtanz, nachdem die Vorinſtanzen die 
gegen denſelben geltend gemachte Einrede der Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs verworfen hatten.] 

Kläger erhoben gegen die beklagte Dorfgemeinde Klage mit 
dem Antrage, feſtzuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet ſei, ſie 
für die zur Verbreiterung der Kirchſtraße überlaſſene Parzelle 
Nr. 504/91 zu entſchädigen. Die Beklagte wendete ein, daß 
der Rechtsweg für dieſen Antrag nicht zuläſſig ſei, daß vielmehr, 
wenn überhaupt eine Entſchädigung verlangt werden könne, dies 
nur nach Maßgabe der 88 24 ff. PıEnteign®. möglich ſei. 
Die Verhandlung zur Hauptſache verweigerte ſie. Der erſte 
Richter verwarf durch Zwiſchenurteil die erhobene Einrede. Die 
Berufung der Beklagten blieb erfolglos. Aus dem Inhalt der 
Berufurgsverhandlungen iſt hervorzuheben, daß die Kläger hier 
hilfsweiſe den Antrag ſtellten, die Beklagte zu verurteilen, 
das Entſchadigungsfeſtſtellungsverfahren gemäß den SS 24 ff. 
PrEnteign®. einzuleiten. Die Beklagte hat gegen die Berufungs⸗ 
entſcheidung Reviſion eingelegt mit dem Antrage, unter Aufs 
hebung des angefochtenen Urieils rad ihrem Berufungsantrage 
zu erkennen. Für den Fall aber, daß der Reviſionsantrag nicht 
in vollem Umfange bearündet fein ſollte, hat fie beantragt das 
angefochtene Urteil inſoweit autzubeben, als der Einwand der 
Unzulaſſiakein des Rrchisweges bezüglich des Hauptantrages 
(auf Feſtſtellung der Eniſchädigungspflich) verworfen iſt, das 
gegen bezuglich des Ebentualantrages anderweit zu erkennen. 
Die Klager beantragen in der Reviſionsinſtanz zunächſt Zurück⸗ 
weiſung der Reviſton, eventuell aber die Reviſion mu der 
Maßgabe zurückzuweiſen, daß der Rechtsweg bmſichtlich des 
Heli antrages für zu äſig erklärt und die Sache zur weiteren 
Verbandlung an die J Suttanz aunüdo: rwieſen werde Schließlich 
erklärie der Vertreter der Kläger, daß er den Haupiklageantrag 
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fallen laſſe, und daß er nur den in der Berufung inſtanz ges 
ſtellten Hilfsautrag aufrecht erhalte. R. wies die Reviſion 
mit der Maßgabe zurück, daß der Rechtsweg hinſichtlich des 
Antrages, die Beklagte zur Einleitung des Entſchädigungs⸗ 
verfahrens zu verurteilen, zuläſſig ſei. — Gründe: Durch die in 
der gegenwärtigen Inſtanz abgegebene Erklärung der Kläger, 
daß fie den Hauptklageantrag fallen ließen und nur den in der 
Berufungsinſtanz geſtellten Hilfsantrag aufrecht erhielten, mit 
anderen Worten alſo dieſen jetzt zu ihrem alleinigen Klagantrag 
machten, iſt der Zwiſchenſtreit über die Frage, ob der Rechts 
weg bezüglich des früheren Hauptantrags zuläffig war, gegen⸗ 
ſtandslos geworden. Der Rechtsweg bezüglich des jetzt nur 
allein noch in Betracht kommenden Antrages, daß Beklagte 
verurteilt werden möge, die Einleitung des Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsverfahrens bei der Verwaltungsbehörde zu beantragen, 
iſt zweiſellos zuläſſig; das ſoll anſcheinend auch von der Beklagten 
nicht beſtritten werden. Um alle Zweifel in dieſer Beziehung 
abzuſchneiden, erſchien es zweckmäßig, die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges noch ausdrücklich feſtzuſtellen. Ebenſo iſt es für ans 
gemeſſen erachtet worden, mit Rückſicht auf die Lage der Sache 
die Entſcheidung über die Koſten der Reviſionsinſtanz dem 
Endurteil zu überlaſſen. Die weitere Verhandlung in der 
I. Inſtanz wird ſich hiernach in der Sache ſelbſt nur noch mit 
der Frage zu beſchäftigen haben, ob die Vorausſetzungen für 
den Antrag der Kläger, daß die Beklagte gehalten ſei, die Ein⸗ 
leitung des Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahrens herbeizuführen, 
gegeben find. Aus dieſem Grunde iſt, wie geſchehen, erkannt 
worden. Dorfgem. W. c. P., U. v. 9. März 09, 95/08 VII. 
— Naumburg. 

18. 8 620 30. Unterlaſſung eines Sühneverſuchs.] 

Daraus, daß der BerR. einen Sühneverſuch mit den 
Parteien nicht angeſtellt hat, fslat nur, daß er ihn für ausſichts⸗ 
los angeſehen hat, nicht aber, wie die Neviſion behauptet, daß er 
ſich der Beſtimmung in 8 620 ZPO. nicht bewußt geweſen jei. 
R. c. R., U. v. 29. März 09, 325/08 IV. — Roſtock. 

Konkursordnung. 

19. 8 31 KO. Anfechtung. 

Wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat (R. 43, 83 ff. 
und 59, 195 ff.) muß „um den Ränken beſonders ſchlauer 
Schuldner entgegemutreten“ die Anfechtung auch dann zugelaſſen 
werden, wenn der Schuldner es verſtanden hat, „die rechtlichen 
Formen des wiriſchaftlich Gewollten fo zu geſtalten, daß der 
Schuldner und der Erwerber äußerlich in keinen unmittelbaren 
Beziehungen zueinander treten, materiell aber das Vermögen 
des Schuldners zugunſten des Erwerbers vermindert wird“. 
Vorliegend hat der Gemeinſchuldner im frauduloſen Zuſammen⸗ 
wirken mu der Beklagten Barmittel im Betrag von 4000 4 
dazu hergegeben, um ihr durch Vermittelung des gutgläubigen 8. 
Befriedigung wegen zweier bypotbekariſchen Forderungen zu 
verſchaffen, von denen eine noch gar nicht fällig war und durch 
deren Löichung die übrigen drei Hypotheken der Beklagten eine 
ungleich geſicherte Stellung erlangten, während der Gemein⸗ 
ſchuldner als Gegenwert nur die für ihn an fünfter Stelle auf 
dem Z. ſchen Grundſtück eingeiragene Hypothek erhielt. Hiernach 
iſt das Vorliegen der gerügten Verletzung des 8 31 Ziff 1 K. 
nicht anzuerkennen. K. c. B., U. v. 19. März 09, 194/08 VII. 
— Poſen. 
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Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869. 

20. 88 13, 14, 51, 156 Vgck. verb. mit 8 61 
W. 2 RD., 88 421, 426, 1249, 1257 BEB., 8 410 
HGB. Unmittelbarer Beſitzer als Zollſchuldner im Sinne 
des Vereinszollgeſetzes. Pfandgeſicherte Forderung des 
Fiskus. Abergang des Erſatzanſpruchs und deſſen rechtliche 
Konſtruktion.] 

Die Klägerin und die mit ihr in Verbindung ſtehende 
Nheiniſch⸗Weſtfäliſche Speditionsgeſellſchaft in Rotterdam bes 
ſorgten als Spediteure der Firma H. S. in Norden deren 
Getreidetrans porte von Holland her. Dabei entrichtete die 
Klägerin, entſprechend der mit S. getroffenen Vereinbarung, 
an das Hauptſteueramt in Duisburg den auf der Ware 
ruhenden Zoll. Für die Klage handelt es ſich um Sendungen 
vom Juni bis Auguſt 1905. Das Verfahren war das, daß 
ein von der Rotterdamer Firma beauftragter Grenzſpediteur in 
Emmerich durch Erwirkung von Begleitſcheinen I die Abfertigung 
auf das Zollamt Duisburg verlegen ließ; dort unterzeichnete 
die Klägerin Begleiſcheine II, in denen als Empfangsamt 
Norden und als Empfänger S. angegeben wurden. Nachdem 
am 22. Auguſt 1905 über das Vermögen S.s der Konkurs 
eröffnet war, erhob die Klägerin Klage auf Feſtſtellung, daß 
ihrem Erſatzanſpruch das Vorrecht des 8 61 Nr. 2 KO. zuſtehe. 
Die Klage war in den Vorinſtanzen abgewieſen worden, das 
RG. hob auf: I. Allgemeine Erwägungen über das Weſen 
des Zolles konnten dem Geſetzge ber nicht genügen, wenn es 
ſich darum handelte, die Perſon zu beſtimmen, die als Schuldner 
für den Zoll haften ſoll. Um weitläufige und unſichere Unter⸗ 
ſuchungen zu vermeiden, mußte ein in die Augen ſpringendes 
Merkmal gewählt werden. Demgemäß bezeichnet der 8 13 
VG. als Schuldner des Zolls den „Inhaber (natürlichen 
Beſitzer)“ zur Zeit der Fälligkeit. Daß damit der unmittelbare 
Befiger der jetzigen Rechtsſprache gemeint iſt, kann einem 
Zweifel nicht unterliegen. Der 8 13 VG. iſt entnommen 
aus 3 15 Abſ. 1 des von den Zollvereinsſtaaten vereinbarten 
Geſetzes von 1838 (Preuß. GS. S. 33) und deutet mit 
feiner Doppelbezeichnung auf den Inhaber des PrALR. I, 7 
88 1, 2 wie auf den poss essor naturalis des gemeinen Rechts. 
Erforderlich iſt die Möglichkeit unmittelbarer Beherrſchung der 
Sache. Wem dieſe Möglichkeit im kritiſchen Zeitpunkt fehlt, 
der iſt nicht Zollſchuldner nach 8 13 V.3G., auch wenn in 
ſeinem Auftrage die Ware in das Inland hineingebracht wurde. 
Auch Laband a. a. O. S. 435 hebt ausdrücklich hervor: 


„entſcheidend iſt allein die rein tatſächliche Möglichkeit, die vom 


Ausland eingeführte Sache im Inland einer Ortsveränderung 
zu unterwerfen, fie in Zirkulation zu ſetzen, über fie eine phyſiſche 
Herrſchaft auszuüben, fie zu gebrauchen oder zu verbrauchen“. 
Ebenſo hat der VII. S. in dem zitierten Urteile Bd. 67 S. 218 die 
damalige Gemeinſchuldnerin nur deshalb als Zollſchuldner an⸗ 
geſehen, weil ſie „unmittelbare Beſitzerin (Inhaberin, natürliche 
Beſitzerin im Sinne des Zollgeſetzes)“ geweſen ſei. Dadurch, daß 
die Perſon des Importeurs im Emzelfall feſtſteht, wird an dem 
Erfordernis des unmittelbaren Beſitzes nichts geändert. Es 
würde daher gleichgültig ſein, wenn wirklich die Klägerin durch 
Exrahierung der Begleitfcheine II den S. als Importeur 
kenulich gemacht härte. Das war aber nicht einmal der Fall. 
Der Watenempfänger, der nach 8 51 Vg. in den Begleit⸗ 
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ſcheinen angegeben werden muß, kann ebenſogut ein Abnehmer des 
Importeurs wie dieſer ſelber ſein. Davon, daß die Klägerin 
die Scheine im Namen S.s und mit feiner Vollmacht unter 
zeichnet hätte, iſt vollends keine Rede. Nach dem unſtreitigen 
Sachverhalt iſt S. niemals, ins beſondere nicht bei der Ankunft 
der Getreideſendungen in Duisburg, als der Zoll fällig wurde, 
unmittelbarer Beſitzer der Ware geweſen. Durch die auf ihn 
lautenden Ladeſcheine hatte er nur die rechtliche Verfügungs⸗ 
macht, als Auftraggeber der Klägerin hatte er nur den mittel⸗ 
baren Beſitz. An feinen Wohnort nach Norden find die 
Sendungen nicht gelangt, ſondern entweder ſofort oder, nachdem 
ſie von der Klägerin auf Lager genommen waren, von Duis⸗ 


burg aus an ſeine Abnehmer weitergeſchickt. In dem vom 


VII. 38S. entſchiedenen Fall verhielt ſich dies anders. Wie 
die Urſchrift des Urteils außer Zweifel ſtellt, war dort der 
Weizen nach Beendigung des Transports am Wohnorte der 
ſpäteren Gemeinſchuldnerin ihr ſelbſt ausgehändigt. Obgleich 
ſie ſich zur Löſchung des Weizens und zur Weiterverſendung 
eines Spediteurs bediente, konnte ſie unter ſolchen Umſtänden 
als unmittelbare Beſitzerin aufgefaßt werden (vgl. BGB. 8 855). 
II. Um darzutun, daß auch S. Schuldner des Zollfiskus 
geworden ſei, hatte die Klägerin ferner behauptet, S. habe, 
ſobald er die Begleitſcheine II von der Klägerin erhalten, bei 
dem Hauptſteueramt in Norden oder in Emden bezüglich der 
aus den Scheinen erſichtlichen Beträge formularmäßige Zoll⸗ 
anerkenntniſſe abgegeben. Das OLG. hat dieſe Behauptung 
für unerheblich erklärt, weil, wenn dem auch ſo wäre, doch die 
Forderung des Fiskus nicht auf die zahlende Klägerin über⸗ 
gegangen ſei. Es habe dann kein Geſamtſchuldverhältnis 
zwiſchen ihr und S. beſtanden, ſondern nur ein Fall ſog. 
unechter Solidarität. Der § 426 BGB. treffe nicht zu. Dieſe 
Begründung kann nicht gebilligt werden und muß zur Auf⸗ 
hebung des Urteils führen. Die Einlöſungsbefugnis des dinglich 
Berechtigten — BGB. 88 1249, 1257 — reicht hin, um den 
Übergang der Forderung des Fiskus aus den behaupteten 
Zollanerkenntniſſen S.s auf die Klägerin zu begründen. Daß 
der Anſpruch des Fiskus gegen den Zollſchuldner eine pfand⸗ 
geſicherte Forderung iſt, wie ſie der § 1249 vorausſetzt, und 
daß der dritte dinglich Berechtigte durch Befriedigung des 
Fiskus auch die perſönliche Forderung erwirbt, hat ſchon der 
VII. 8 S. des RG. a. a. O. S. 219 ff. ausgeführt. Der jetzt 
erkennende Senat trägt kein Bedenken, den dortigen Dar⸗ 
legungen beizutreten. Solange aber die Klägerin das Getreide 
noch im Beſitz hatte, ſtand ihr daran nach HGB. S 410 ein 
geſetzliches Pfandrecht, alſo ein Recht an dem Pfande, zu. 
Durch eine nach 88 14, 156 V3G. vorgenommene Veräußerung 
mußte ſie dieſes Recht verlieren. Sie würde daher befugt 
geweſen fein, den Fiskus wegen der Anerkenntnisſchuld S. zu 
befriedigen, und hätte von der Befugnis Gebrauch gemacht, 
indem ſie ihre eigene Schuld bezahlte. Gegen den letzteren 
Satz kann man wohl einwenden, daß derjenige, der durch Be⸗ 
friedigung des Pfandgläubigers die Forderung erwerben wolle, 
nicht ſelber dafür mithaften dürfe. Eine folche Vorausſetzung 
iſt weder im 8 1249 erwähnt, noch läßt fie fi aus inneren 
Gründen herleiten. Von der Willensrichtung des Zahlenden 
aber — animus emendi oder solvendi — hängt das geſetz⸗ 
liche Eintrutsrecht nicht ab. Der 8 1249 BGB. iſt indes 
36 
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nicht die einzige Beſtimmung, auf die ſich die Klägerin ſtützen 
könnte. Auch der 8 426 würde einſchlagen; die abweichende 
Anſicht des Vorderrichters beruht auf Rechtsirrtum. Das 
Problem, die Geſamtſchuldnerſchaft des BGB. 8 421 von 
unechter Solidarität zu ſcheiden, hat das RG. bisher zweimal 
beſchäftigt: in den Urteilen des VI. 35. RG. 61, 56 und des 
II. 38S. RG. 67, 128. An erſterer Stelle S. 60 iſt die 
Literatur angeführt; vgl. dazu noch Rehbein, BGB. Bd. 2 
S. 451 f. Das Urteil Bd. 67 betraf einen Fall, wo ein 
Dritter durch abſtraktes Schuldverſprechen (BEB. § 780) dem 
Gläubiger einer Kaufpreis forderung mit Rückſicht auf letztere 
eine dem Kaufpreiſe gleiche Summe derart verſprochen hatte, 
daß der Gläubiger das Geld nur einmal, ſei es vom Käufer 
oder vom Dritten, erhalten ſollte. Hier hat der II. 3S. bie 
Geſamtſchuld und die Anwendbarkeit des S 426 verneint, weil 
das Schuldverſprechen ein ſelbſtändiger Verpflichtungsgrund ſei, 
Identität des Schuldgrundes daher nicht vorliege. Ob dieſer 
Entſcheidung zugeſtimmt werden dürfte, kann zweifelhaft er⸗ 
ſcheinen. Es läßt ſich geltend machen, daß die Zwecke, deret⸗ 
wegen beim Vertragsſchluß des Dritten von der causa ab⸗ 
ſtrahiert wurde, mit den inneren Beziehungen der Schuldner 
untereinander nichts zu tun haben. Das Gemeinſchaftsverhältnis, 
das den geſetzgeberiſchen Grund für die Ausgleichungsvorſchriften 
des 8 426 bildet (vgl. Mot. zum BEB. Bd. 2 S. 170; 
NG. 61, 60; 69 S. 424, 426), dürfte auch dann beſtehen, 
wenn der eine der Schuldner ſich durch abſtrakten Vertrag 
verpflichtet hat. Indes braucht auf dieſe Frage nicht näher 
eingegangen zu werden. Nach der Behauptung der jetzigen 
Klägerin ſoll S. nicht ein abſtraktes, ſondern ein durch Auf⸗ 
nahme der causa individualiſiertes Schuldanerkenntnis abgegeben 
haben. Er ſoll verſprochen haben, Zollgefälle zu zahlen, und 
zwar gerade diejenigen Zollgefälle, zu deren Zahlung nach 
8 13 BG. ſowie kraft Unterzeichnung der Begleiſcheine II 
auch die Klägerin verpflichtet war. Das Bedenken des Vorder⸗ 
richters, die Entſtehungstatſachen der Verpflichtung fielen bei 
beiden Zollſchuldnern nicht vollſtändig zuſammen, greift nicht 
durch. Daß eine echte Geſamtſchuld auch dadurch begründet 
werden kann, daß jemand nachträglich zu einem ſchon vor⸗ 
handenen Schuldner als neuer Schuldner hinzutritt, ſteht in 
der Rechtſprechung des RG. feſt (vgl. RG. 51, 121; 59, 233; 
64, 319; Gruchots Beitr. 50, 946; JW. 08 S. 31°, 1375). 
Iſt danach der 8 426 Abf. 2 BGB. zur Anwendung zu bringen, 
fo führt er zu demſelben Ergebnis wie der §8 1249. Da die 
Klägerin gemäß 8 670 für die Verauslagung des Zolls von 
S. Erſatz fordern konnte, würde die Forderung des Fiskus in 
vollem Umfang auf ſie übergegangen ſein. III. Wie erörtert, 
kann ſich das OLG. der Prüfung, ob S. die behaupteten Zoll⸗ 
anerkenntniſſe abgegeben hat, nicht entziehen. Dabei kann es 
unter Umſtänden nötig werden, die Klägerin zu einer Erläuterung 
oder Anderung des Klagantrags zu veranlaſſen. Die Er⸗ 
höhung des Feſtſtellungsanſpruchs im Eventualpetitum war 
urſprünglich für den Fall gemeint, daß die Maſſeſchuldforderung 
von 1218,70 & ſich als unbegründet herausſtellen ſollte. Es 
fragt ſich, ob nicht die Klägerin, nachdem feſtſteht, daß in 
dieſem Prozeß über die Maſſeſchuldforderung ſachlich nicht ge⸗ 
urteilt wird, den Prinzipalantrag ſtreichen will. R. c. S., 
U. v. 17. März 09, 150/08 I. — Celle. | 


Reiſeordnung für die Perſonen des Soldaten: 
ſtandes vom 21. März 1889. 

21. 588 24, 44. Zur Berechnung von Reiſekoſten. Einfluß 
der Kommandierung zum Auswärtigen Amt und Ernennung zu 
einer höheren Charge in der Schutztruppe für die Frage nach 
der Höhe von Reiſekoſten bei Wiederanſtellung.] 

Das BG. iſt davon ausgegangen, daß für die Beantwortung 
der allein zu entſcheidenden Frage, ob die dem Kläger zugebilligten 
Koſten für den Umzug von Ratzeburg nach Cüſtrin nach dem 
Satze für Regimentskommandeure und die dieſen im Range 
gleichgeſtellten Stabsoffiziere oder nach dem für die übrigen 
Stabsoffiziere geltenden Sätze gemäß § 44 zu 1 A ſowie 8 24 
zu 1 IV oder gemäß 8 24 zu 1 V zu bemeſſen ſeien, der 
8 24 Ziff. 2 der Reiſeordnung für die Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes die Norm zu bilden habe. Hiernach ſei bei einer Ver⸗ 
ſetzung und gleichzeitigen Beförderung auch dann, wenn der 
Verſetzte noch an ſeinem bisherigen Aufenthaltsorte zu verbleiben 
habe, nur derjenige Vergütungsſatz zu gewähren, den die 
Stellung bedinge, aus der, nicht in welche die Verſetzung er⸗ 
folge. Bei dem Kläger ſei hierbei, weil er, wie in dem Teil⸗ 
urteile näher ausgeführt ſei, infolge ſeiner Kommandierung zur 
Dienſtleiſtung bei dem Auswärtigen Amte nicht völlig aus dem 
Heere ausgeſchieden ſei, nicht die von ihm in Deutſch⸗Oſtafrika 
innegehabte Stellung als Stellvertreter des Gouverneurs und 
des Kommandeurs der Schutztruppe zugrunde zu legen, ſondern 
die Stellung, die er in der Heimat bekleidet habe. Zur Zeit 
ſeiner Rückberufung habe er aber hier noch die Stellung eines 
Bataillonskommandeurs bekleidet. Denn wenn er auch unter 
dem 22. März 1897 zum Oberſten befördert worden ſei, ſo 
habe er doch damit kein höheres Einkommen erhalten. Und 
ſelbſt durch ſeine Ernennung zum Kommandeur des Infanterie⸗ 
regiments v. Stülpnagel ſei er noch nicht in den Genuß des 
Dienſteinkommens eines Regimentskommandeurs getreten, weil 
er nach der Kabinettsorder vom 18. Auguſt 1897 erſt mit dem 
Freiwerden des Gehalts der betreffenden Stelle in deſſen Bezug 
habe treten ſollen. Er habe alſo auch jetzt noch nicht zu den 
den Regimentskommandeuren im Range gleichgeſtellten Stabs⸗ 
offizieren im Sinne des 8 24 IV der Reiſeordnung gehört. 
Denn zu dieſen gehörten, wie die Auskunft des Kriegs⸗ 
miniſteriums vom 20. Mai 1908 beſtätige, nur diejenigen 
Stabsoffiziere, die ſich in Stellungen befänden, für die der 
Haushaltsplan Gebührniſſe eines Regimentskommandeurs vor⸗ 
ſehe. Gehe man aber davon aus, daß für die Berechnung der 
Umzugskoſten gemäß § 44 Nr. 2 der Reiſeordnung diejenige 
Stellung maßgebend ſei, aus der, nicht in die die Verſetzung 
erfolge, ſo ſei auch, abgeſehen von der Auskunft des Kriegs⸗ 
miniſteriums, die Stellung des Klägers als Kommandeurs des 
Jägerbataillons Nr. 9 entſcheidend, aus der er in die Stelle 
des Regimentskommandeurs nach Cüftrin verſetzt worden ſei. 
Er habe demnach nur Anſpruch auf Umzugskoſten nach dem 
für die übrigen Stabsoffiziere gültigen Satze des 8 44 A III 
und des 8 24 V ber Reiſeordnung. Dieſe Begründung des 
BU. läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Wenn die Reviſion 
dagegen geltend macht, das BG. habe verkannt, daß es ſich 
nicht um die Unterſcheidung der Stellung in bezug auf die 
Verſchiedenartigkeit der Orte, nach welchem der Kläger verſetzt 
worden fei, im Gegenſatze zu dem Orte, aus dem er verſetzt 
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worden fei, handele, daß es vielmehr darauf ankomme, ob bie 
Entſchädigung zu leiſten geweſen ſei nach Maßgabe der niederen 
Rangklaſſe, in der er ſich vor feiner Verſetzung, oder der 
höheren Rangklaſſe, in der er ſich bei ſeiner Verſetzung 
befunden habe, jo iſt dieſe Rüge verfehlt. Das BG. hat, wie 
ſeine vorher wiedergegebenen Entſcheidungsgründe zeigen, gerade 
die Entſcheidung lediglich nach Maßgabe der Rangklaſſe ge⸗ 
troffen, welche für den Kläger damals in Betracht kam, nur 
iſt es hierbei zu der Anſicht gelangt, daß als ſolche nach den 
Beſtimmungen der Reiſeordnung nur die Rangklaſſe anzuſehen 
war, die der Kläger vor feiner Kommandierung zur Dienfts 
leiſtung beim Auswärtigen Amte im Heere bekleidet hatte, weil 
dieſe bei der Unzuläſſigkeit, die Stellung, die er inzwiſchen in 
Oſtafrika als Stellvertreter des Gouverneurs und Kommandeur 
der Schutztruppe eingenommen hatte, zu berüdfichtigen, als die⸗ 
jenige betrachtet werden müſſe, aus der ſeine Verſetzung als 
Regimentskommandeur nach Cüſtrin ſtattgefunden habe. Die 
Meinung der Reviſion aber, als die Stellung, die der Kläger 
vor ſeiner Verſetzung als Kommandeur des Infanterieregiments 
v. Stülpnagel nach Cüſtrin bekleidet habe, komme eben feine 
Stellung als Stellvertreter des Gouverneurs von Deutſch⸗ 
Oſtafrika und als Kommandeur der dortigen Schutztruppe in 
Betracht, iſt deshalb unzutreffend, weil unter den Stellungen 
im Sinne der Reiſeordnung für die Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes, insbeſondere im Sinne des 8 44 Ziff. 2 nur ſolche 
im preußiſchen Heere zu verſtehen find und das BG., wie 
es in dem Teilurteile ausgeführt hat, ſeine Entſcheidungsnorm 
aus Ziff. 9 des 8 43 der Reiſeordnung über die Umzugskoſten 
der à la suite ihres Truppenteils geſtellten und demnächſt in 
das Heer wiedereinrangierten Offiziere entnommen hat. Danach 
aber hatte die inzwiſchen von dem Offizier etwa bekleidete 
Stellung bei der Berechnung der Höhe der Umzugskoſten auß er 
Betracht zu bleiben, und es waren ihm ſolche lediglich nach 
Maßgabe derjenigen Stellung zu gewähren, die er bekleidet 
hatte, ehe er à la suite ſeines Truppenteils geſtellt wurde, 
wenn dies auch dort nur dahin ausgedrückt iſt, daß der Offizier 
nur Anſpruch auf Umzugskoſten von ſeinem früheren Stand⸗ 
orte nach dem neuen habe. Unbegründet iſt auch die ſchließ⸗ 
liche Beſchwerde der Reviſion, der Kläger habe zur Zeit feiner 
Verſetzung von Ratzeburg nach Cüſtrin, als er den Umzug 
bewirkt habe, bereits die Stellung als patentierter Oberſt 
und Regimentskommandeur gehabt; denn für die Anwendung 
des 5 44 Ziff. 2 der Reiſeordnung kommt es nach ihrer aus: 
drücklichen Beſtimmung nicht darauf an, daß der Verſetzte und 
zugleich Beförderte noch einige Zeit an ſeinem bisherigen 
Standorte zu verbleiben hat. Die Entſcheidung des BG. iſt 
aber jedenfalls im Ergebniſſe auch noch aus einem anderen 
Grunde gerechtfertigt. Die eigentümliche Lage des vorliegenden 
Falles beſteht darin, daß der Kläger zwar bei ſeiner Kom⸗ 
mandierung zur Übernahme der Stellung eines ſtellvertretenden 
Gouverneurs von Deutſch⸗Oſtafrika und eines Kommandeurs 
der dortigen Schutztruppe von ſeiner bisherigen Stellung als 
Kommandeur des Jägerbataillons Nr. 9 entbunden wurde, 
auch keine andere etatsmäßige Stelle im Heere verliehen 
erhielt, aber doch als à la suite ſeines bisherigen Truppenteils 
geſtellt wurde. Es fragt ſich danach, ob für die Bemeſſung 
der ihm gebührenden Koſten für den Umzug von Ratzeburg 
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nach Cüftrin die Stellung maßgebend blieb, die er vor ſeiner 
Kommandierung zum Auswärtigen Amte innehatte, alſo ſeine 
Stellung als Kommandeur des Jägerbataillons Nr. 9, oder 
die Stellung, die er bei feiner Ernennung zum Regiments⸗ 
kommandeur in Deutſch⸗Oſtafrika bekleidete. Fälle dieſer Art 
ſind in der Reiſeordnung für die Perſonen des Soldatenſtandes 
vom 21. März 1889 nicht geregelt. Die Entſcheidung muß 
deshalb auf dem Wege der Analogie, der Heranziehung der 
für rechtsähnliche Fälle gegebenen Vorſchriften, gefunden 
werden. Grundlegend iſt hierbei zunächſt der 8 3 des zur Zeit 
des Eintritts des Klägers in den Dienſt des Auswärtigen 
Amts geltenden Schutztr. vom 22. März 1891. Hiernach 
ſchieden die der Kaiſerlichen Schutztruppe in Deutſch⸗Oſtafrika 
„zugeteilten deutſchen Militärperſonen“ und Beamten 
aus dem Heere aus und galten als außer dem Etat der 
Kaiſerlichen Marine ſtehende zeitweiſe abkommandierte An⸗ 
gehörige der Kaiſerlichen Marine. Und nach 8 3 des 
neuen SchutztrG., wie es auf Grund des Art. VII des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Juli 1896 vom Reichskanzler bekanntgemacht 
worden iſt, und das noch zur Zeit der Tätigkeit des Klägers 
in Deutſch⸗Oſtafrika in Kraft trat, ſcheiden die den Schutz⸗ 
truppen zugeteilten deutſchen Militärperſonen und Beamten aus 
dem Heere und, ſoweit ſie der Kaiſerlichen Marine angehören, 
auch aus dieſer überhaupt aus, und es bleibt ihnen nur 
der Rücktritt bei Wahrung ihres Dienſtalters vorbehalten. 
Hält man dieſe geſetzliche Grundlage feſt, ſo iſt in der 
Ziff. 10 des 8 43 der Reiſeordnung eine Vorſchrift gegeben, 
die wenigſtens zur entſprechenden Anwendung auf Fälle 
der hier vorliegenden Art geeignet iſt. Die Ziff. 10 behandelt 
nämlich auch gerade einen Fall, in welchem ein aus dem Heere 
ausgeſchiedener Offizier demnächſt in dieſem wieder an⸗ 
geſtellt wird: „Zur Dispoſition ſtehenden Offizieren find 
im Falle der Wiederanſtellung die Umzugskoſten mit der 
Maßgabe zu vergüten, daß bei Berechnung derſelben die letzte 
Stellung vor ihrem Ausſcheiden aus dem Friedensſtande 
ſowie die Entfernung zwiſchen dem bisherigen Wohnort und 
der neuen Garniſon zugrunde zu legen find.“ Nach dem vorher 
Dargelegten aber handelt es ſich auch in einem Falle wie dem 
vorliegenden um die Wiederanſtellung eines aus dem Heere 
ausgeſchiedenen Offiziers. Der der Ziff. 10 zugrunde 
liegende geſetzgeberiſche Gedanke iſt der, daß bei der Wieder⸗ 
anſtellung eines ausgeſchiedenen Offiziers die von ihm 
in der Zwiſchenzeit anderweitig eingenommene Stellung 
für die Berechnung der Umzugskoſten nicht in Betracht kommt, 
hierfür vielmehr lediglich die letzte Stellung vor ſeinem 
Ausſcheiden maßgebend iſt. Es ſteht nichts entgegen, dieſen 
geſetzgeberiſchen Grund auch in einem Falle wie dem vorliegenden 
entſcheiden zu laſſen und damit eben die Entſcheidung im 
Wege der Analogie zu finden; denn das einzige Bedenken, 
das dagegen beſtehen könnte, würde dahin gehen, daß die 
äußere Zugehörigkeit des Klägers zum Heere in der 
Zwiſchenzeit durch ſeine Stellung à la suite immer gewahrt 
geblieben ſei. Allein dieſer Umſtand erſcheint eben unerheblich 
gegenüber der beſtimmten Vorſchrift des § 3 SchutztrG., wo⸗ 
nach alle deutſchen Militärperſonen, die der Schutztruppe 
zugeteilt wurden, aus dem Heere ausſcheiden. Dieſe 
geſetzliche Vorſchrift traf und trifft ſelbſtverſtändlich auch 
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ſolche Offiziere, die bei ihrem Ausſcheiden infolge ihrer Stellung 
à la suite ihres Truppenteils eine rein formale Zugehörigkeit 
zum Heere bewahrten. Auch mit der entſprechenden An⸗ 
wendung der Ziff. 10 iſt demnach die Entſcheidung dahin 
gegeben, daß bei der Wiederanſtellung des Klägers in einer 
etatsmäßigen Stelle des Heeres die Stellung, die er in Oſt⸗ 
afrika bekleidet hatte, außer Betracht bleiben muß, und 
daß für ihn die Koſten des Umzuges von Ratzeburg nach 
Cüſtrin nur nach der letzten Stellung, die er vor feinem 
Ausſcheiden aus dem Heere (8 3 SchutztrG.) bekleidet hatte, 
d. h. nach der eines Bataillonskommandeurs, zu berechnen 
find. Auf den Inhalt der von der Reviſion bemängelten Aus⸗ 


kunft des Kriegsminiſteriums kommt es demnach auch hier 


ebenſowenig an, wie auf die Beſonderheiten der Stellung, die 
der Kläger nach der Auskunft des Kolonialamtes in Deutſch⸗ 
Oſtafrika eingenommen hat. v. T. c. Reichsmilitärfiskus, 
U. v. 23. März 09, 357/08 III. — Berlin. 

Geſetz über das Telegraphenweſen des Deutſchen 
Reichs vom 6. April 1892. 

22. 5 3 Nr. 2 Tel. Vorausſetzungen für die Ans 
wendbarkeit dieſer Geſetzesvorſchrift bei Fernſprechanlagen.] 

Der klagende Kreis iſt Eigentümer und Betrie bsunternehmer 
der Kleinbahnen von Znin nach Schelejewo und von Zuin nach 
Oſchnau. Vor mehreren Jahren hat er an den Anfangs⸗ und 
Endpunkten, ſowie an Zwiſchenbahnhöfen und Halteorten beider 
Linien Fernſprechſtellen eingerichtet. Einige dieſer Anlagen 
werden von der Reichspoſtverwaltung aus dem Grunde 
beanſtandet, weil die Vorausſetzungen des 8 3 Nr. 2 Tel. 
(RGBl. 467), daß fie auf den Linien der Bahnen ausſchließlich 
zu Zwecken des Betriebes oder innerhalb der bisherigen Grenzen 
für die Nachrichtenvermittelung benutzt wurden, auf ſie nicht 
zuträfen, das Reich aber ihre Errichtung und Benutzung nicht 
genehmigt habe. Es handelt ſich dabei um ſechs näher bezeichnete 
Fernſprechſtellen. Die fernere Benutzung dieſer ſechs Fernſprech⸗ 
ſtellen iſt dem klagenden Kreiſe durch eine Verfügung des 
Regierungspräſidenten in Bromberg unterſagt worden. Kläger 
hat hierauf mit der erhobenen Klage von dem Beklagten das 
Anerkenntnis verlangt, daß die bezeichneten ſechs Anlagen ſolche 
im Sinne des § 3 Nr. 2 TelG. ſeien und als ſolche einer 
Genehmigung des Beklagten nicht bedurften. Hierbei herrſchte 
Einverſtändnis der Parteien darüber, daß der Klageantrag die 
Frage, ob auch für den Fernſprechverkehr zwiſchen dem Kveis⸗ 
ſtändehauſe und dem Betriebsbureau die Genehmigung erforderlich 
ſei, nicht in ſich ſchließe, ſondern daß es ſich dabei nur um die 
Anlagen handle, ſoweit ſie für den Verkehr mit den Außen⸗ 
ſtationen beſtimmt ſind. Die beiden Vorinſtanzen haben die 
Klage abgewieſen. RG. hob auf: Telegraphenanlagen, zu 
denen nach § 1 Satz 2 Tel G. (RGB Bl. 467) auch die Fernſprech⸗ 
anlagen gehören, können nach 8 3 Nr. 2 dieſes Geſetzes ohne 
Genehmigung des Reichs errichtet und betrieben werden, wenn 
fie „von Transportanſtalten auf ihren Linien ausſchließlich zu 
Zwecken ihres Betriebes oder für die Vermittelung von Nach⸗ 
richten innerhalb der bisherigen Grenzen benutzt werden.“ 
Der BerR. legt dieſe Vorſchrift, wie von der Reviſion mit Recht 
gerügt wird, zu eng aus, wenn er ihre Anwendbarkeit davon 
abhängig macht, daß die konkreten von dem Eiſenbahnunternehmer 
errichteten und benutzten Fernſprecheinrichtungen nach ihrer 


N 10. 1909. 


Beſchaffenheit im Intereſſe der Sicherheit des Bahnbetriebes 
und für die wirtſchaſtlichen Zwecke der Bahn erforderlich 
find. Allerdings enthält die Begründung zu § 3 Nr. 2 des 
Regierungsentwurfs, der dem Erlaß des Geſetzes zugrunde 
gelegen hat (Druckſ. des RT. von 1890/91 Nr. 808), die 
Bemerkung, es erſcheine unbedenklich und ſachgemäß, derartige 
Anlagen von den Beſchränkungen des Telegraphenmonopols 
auszunehmen, weil ſie für die Sicherheit des Transportgewerbes 
unentbehrlich ſeien. Allein dieſer geſetzgeberiſche Grund für die 
Bevorzugung der Eiſenbahnbetriebstelegraphen rechtfertigt nicht 
eine Einſchränkung der Geſetzesvorſchrift ſelbſt in jenem Sinne. 
Die Vorſchrift umfaßt vielmehr ihrem unzweideutigen Wortlaute 
nach alle auf den Transportlinien dem Transportbetrieb aus⸗ 
ſchließlich dienenden Telegraphen⸗ und Fernſprechanlagen. Dienen 
die errichteten Fernſprechanlagen tatſächlich in betriebstechniſcher 
und wirtſchaftlicher Hinſicht dem beſtehenden Bahnunternehmen, 
ſo kann es in keiner Weiſe darauf ankommen, ob ſie zweck⸗ 
mäßiger durch anders beſchaffene Vorrichtungen (transportable 
Apparate, Wellblechhäuschen) erſetzt werden können und ob die 
Zwecke des Unternehmens in gleicher Weiſe auch durch andere 
Einrichtungen (Aufſammeln der Frachtaufträge u. dgl.) durch⸗ 
geführt werden können. Hält man daran feſt, daß es im Sinne 
des § 3 Nr. 2 lediglich darauf ankommt, ob die errichteten 
Fernſprechanlagen tatſächlich den Zwecken des Bahnbetriebes 
dienen, ſo kann es auch nicht weſentlich ſein, ob vermöge der 
Beſchaffenheit der Anlagen, insbeſondere ihrer Unterbringung in 
Privathäuſern, die Gefahr mißbräuchlicher Benutzung durch 
beliebige Dritte zu anderen als Betriebszwecken begründet iſt. 
Man darf nach der Natur der Sache an ein Kleinbahn⸗ 
unternehmen der vorliegenden Art nicht die Anforderung ſtellen, 
es müſſe durch Herſtellung beſonderer Dienſtgebäude und Eins 
ſetzung beſonderer Betriebsbeamten dafür geſorgt ſein, daß ein 
Mißbrauch der Einrichtungen von vornherein ausgeſchloſſen 
werde. Eine abſolute Ausſchließung wäre überdies auch bei 
reichlichſter Ausſtattung des Unternehmens niemals möglich. 
Dem Erfordernis präventiver Maßregeln gegen Mißbräuche iſt 
vom Geſetze in SS 4, 10 beſonders Rechnung getragen. Danach 
iſt der Landes⸗Zentralbehörde die laufende Kontrolle darüber, 
ob der Betrieb ſich in den geſetzlichen Grenzen hält und der 
Erlaß beſonderer Kontrollvorſchriften deren Nicht⸗ 
befolgung kriminelle Ahndung neben den zivilrechtlichen Folgen 
des § 11 nach ſich zieht. Das BG. verneint weiterhin, daß 
die beſtehenden Fernſprecheinrichtungen ausſchließlich den 
Zwecken des Bahnbetriebes dienen, weil unſtreitig mittels der 
Fernſprechleitungen Geſpräche im Intereſſe der Kommunal⸗ 
verwaltung geführt und von Privaten Beſtellungen auf Waggons 
aufgegeben worden ſeien, um den weiten Weg bis zur Bahn 
zu ſparen. Allerdings fallen telephoniſche Geſpräche über 
Gegenſtände der Kreiskommunalverwaltung nicht in den Rahmen 
des 8 3 Nr. 2, da ſie nicht den Zwecken des Bahnbetriebes 
dienen. Die Reviſion macht aber geltend, daß die beſtehenden 
Fernſprecheinrichtungen für die Zwecke des inneren Dienſtes der 
Kommunalverwaltung nach 8 3 Nr. 1 des Geſetzes benutzt 
werden dürfen. Dieſer Geſichtspunkt bedarf der Prüfung. In 
ſeiner Geltendmachung iſt eine Klagänderung nicht zu ſehen, da 
die ihn begründenden Tatſachen ſchon in den Vorinſtanzen vor 
lagen. Materiell ſcheint der Auffaſſung der Reviſion der Wort⸗ 
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laut des 8 8 Nr. 1 entgegenzuſtehen, da er Fernſprechanlagen 
vorausſetzt, welche ausſchließlich dem inneren Dienſte von 
Landes⸗ oder Kommunalbehörden gewidmet find. Im Sinne 
des Geſetzes dürfte es jedoch nicht liegen, wollte man von einem 
Kreiſe, der ſowohl nach Nr. 1 als Kommunalverband wie nach 
Nr. 2 als Transportunternehmer zum Bau und Betriebe einer 


Fernſprechanlage berechtigt iſt, verlangen, daß er für jeden 


dieſer Zwecke eine beſondere Anlage errichte und nicht vielmehr 
die beſtehende Linie für beide Zwecke benutze. Immerhin darf 
nach Nr. 1 im Gegenſatz zu Nr. 2 nur ein Verkehr zwiſchen 
den Beamten der Kommunalverwaltung ſelbſt und nur im Bereiche 
der Angelegenheiten des inneren Dienſtes des Kreiſes ſtattfinden. 
Rechtsirrig iſt die Auffaſſung des B., daß telephoniſche Be⸗ 
ſtellungen von Waggons der Bahn durch Private im Sinne 
des 8 3 Nr. 2 nicht eine Benutzung von feiten der Transport⸗ 
anftalt zu Zwecken ihres Betriebes darſtellen. Inſoweit darf 
man auf Grund des Geſetzes nicht die Anforderung ſtellen, daß 
der Verkehr nur zwiſchen den Angeſtellten der Trans portanſtalt 
ſelbſt ſtattfinde. Beſtellungen von Betriebsmitteln dürfen an 
die Bahn auch durch Private ſelbſt aufgegeben werden. Daß 
aber objektiv eine ſolche Beſtellung unmittelbar dem Bahn⸗ 
betriebe dient und förderlich iſt, kann einem Bedenken nicht 
unterliegen. Anders läge die Sache, wenn es richtig wäre, 
wie der Beklagte behauptet, daß zwiſchen Privaten telephoniſche 
Unterhaltungen auch über ſonſtige Angelegenheiten, die in 
leinerlei Zuſammenhang mit dem Bahnbetriebe ſtehen, ſtatt⸗ 
gefunden haben. Dann wäre freilich der Tatbeſtand des 8 3 
Nr. 2 nicht gegeben. Das BG. hat dieſe Behauptungen noch 
nicht näher geprüft, weil es ſich deſſen von feinem Standpunkte 
aus für überhoben hielt. Die bisherigen Erwägungen des BG. 
vermögen indes nicht ſeine Entſcheidung zu tragen. Zur Frage, 
ob die beſtehenden Fernſprechanlagen im Sinne des 8 3 Nr. 2 
auf den Linien der Transportanſtalt errichtet ſind, iſt vom 
DG. nicht entſcheidende Stellung genommen. Prinzipiell geht 
es aber davon aus, der Ausdruck „auf den Linien“ dürfe nicht 
in dem engen Sinne aufgefaßt werden, daß man unter Anlagen 
auf der Linie nur ſolche zu verſtehen habe, die auf dem zur 
Trans portbeförderung benutzten Terrain, dem Planum, dem 
Vahnterrain, lägen. An dieſem Standpunkte iſt für die weitere 
Aniſcheidung feſtzuhalten. Nach dem Sinne jener Vorſchrift iſt 
erfordert, daß die Fernſprechanlagen zu den Betriebslinien der 
Bahn in einem räumlichen Verhältniffe ſtehen. Wie weit hierbei 
die Grenzen zu ziehen find, kann nur aus den in Betracht 
kemmenden örtlichen, betriebstechniſchen, wirtſchaftlichen und 
ſonſtigen Verhältnifien des Emzelfalles beantwortet werden. 
Führen die weiteren Ermittelungen zu der Feſtſtellung, daß in 
der Tat eine mißbräuchliche Benutzung der Fernſprechanſtalten 
Rattgefunden hat, fo braucht dies noch keineswegs unter allen 
Umſtünden zu der in 8 11 des Geſetzes ausgeſprochenen Außer⸗ 
betriebſetzung oder Beſeitigung der Anlagen zu führen. Ber 
einzelte, durch die Verwaltung vielleicht gar nicht zu verhütende 
Mipbräuche bedingen noch nicht die Anwendung biefer Vorſchrift. 
Dies um ſo weniger im vorliegenden Falle, in dem die zuſtändige 
Behörde zunächſt die Anlage nicht beanftandet und fpäterhin 
vorerſt nur geltend gemacht hat, die Anlagen ſeien nicht auf 
den Linien der Bahn errichtet. Nach alledem war die angefochtene 
Eutſcheidung aufzuheben und die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
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handlung und Entſcheidung an das BG. und zwar in An⸗ 
wendung des 8 565 Abf. 1 ZPO. an einen anderen Senat 
desſelben zurückzuverweiſen. 8. o. R.⸗F., U. v. 25. März 09, 
443/08 IV. — Poſen. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

28. 9 1 un WG. „Egpptiſche Zigaretten. “ 

Was die Bekanntmachung „Egyptiſche Zigaretten“ betrifft, 
ſo hatte der Beklagte behauptet, dieſe Bezeichnung habe ſich in 
Deutſchland ſeit ihrer ungefähr 25 jährigen Benutzung zu einer 
handelsüblichen Bezeichnung für die Gattung oder Art der 
Ware im Gegenſatze zu den ſchärfer ſchmeckenden ruſſiſchen 
Zigaretten herangebildet, keine egyptiſche Firma habe bisher 
verſucht, dieſe in Deutſchland allgemein übliche Bezeichnung für 
eine Zigarette milderen Geſchmacks ohne Mundſtück zu hindern, 
ſie werde ſogar in Ländern gebraucht, die die Tabakfabrikation 
in eigener Regie betrieben, die Richtigkeit feiner Behauptung 
werde eine amtliche Auskunft der Alteſten der Berliner Kaufmann⸗ 
ſchaft dartun, auch nehme er Bezug auf einen Beſchluß der 
Abteilung Berlin des Verbandes der Deutſchen Zigaretten⸗ 
Induſtrie vom 18. Februar 1908. Das KG. hat demgegenüber 
ausgeführt: Es ſei gerichts bekannt und durch das Gutachten 
des Sachverſtändigen, des Leiters eines umfangreichen Zigarren⸗ 
und Zigarettenhandels beſtätigt, daß das große Publikum 
unter egyptiſchen Zigaretten ſolche, die in Egypten hergeſtellt 
ſeien, verſtehe, und „egyptiſch“ keine Sortenbezeichnung, ſondern 
Herkunfts bezeichnung ſei, und daß, wenn dagegen die 
deutſchen Zigarettenproduzenten anftürmten und den Stand⸗ 
punkt verträten, daß es nur eine Sortenbezeichnung ſei, dieſes 
eine mißbräuchliche, dem konſumierenden Publikum noch nicht 
bekanntgewordene Gewohnheit ſei; die Angabe „egyptiſche 
Zigaretten“ für die vom Beklagten in Berlin hergeſtellten 
Zigaretten ſei daher eine unwahre Angabe tatſächlicher Art, und 
auch geeignet, den Anſchein eines beſonders günftigen Angebots 
hervorzurufen, weil das Publikum glaube, mit in Egypten her⸗ 
geſtellten Zigaretten beſſer bedient zu werden, als mit einem 
deutſchen Fabrikate. Dieſe Begründung bietet für die Reviſton 
keine Handhabe. Sie beruht nicht nur auf dem Gutachten des 
Sachverſtaͤndigen, der, wie der Ber R. hervorgehoben hat, in 
der Zigarettenbranche mitten im Geſchäftsleben ſteht und aus 
dieſem heraus feine Sachkunde geſchöpft hat, fondern auch auf 
der eigenen Kenntnis des Gerichts, das weitere Gutachten nicht 
einzuholen brauchte, wenn es ſich als genügend informiert er⸗ 
achtete. N. c. B., U. v. 16. März 09, 286/08 II. — Berlin. 

24. 5 8 UnlWG. Schutz des Geſetzes, auch wenn es 
ſich um einen anderen Gegenſtand als den des Verbietenden 
handelt.] 

Wiewohl die Beklagte mit Kognak, die Klägerin (Mercier & Co. 
in Epernay) mit Schaumwein handelt, iſt vom BerR. mit Recht 
die Möglichkeit von Verwechſelungen im Sinne des $ 8 UnlWG. 
dadurch, daß die Beklagte das Wort Mercier gebraucht und ihre 
Waren als Mercier⸗Cognac und Grandes Liqueurs Mercier ans 
kündigt, für gegeben erachtet. Der BerR. führt in dieſer Be⸗ 
ziehung aus: Es werde vom Publikum infolge derartiger An⸗ 
kündigungen angenommen, es handele ſich um Fabrikate der 
(weit verbreiteten, gut eingeführten) Firma der Klägerin 
(Mercier & Co. in Epernay), denn es ſei nicht allgemein bekannt, 
daß die (bekannte) Firma Mercier nur Sekt und die beklagte 
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Firma Cognac⸗Diſtillerie Mercier, La Roche & Co. nur Kognak 
fabriziere, auch werde, wer bisher nur von Mercier⸗Sekt gehört 
habe, ohne weiteres annehmen, daß die Firma Mercier entweder 
ſchon früher oder neuerdings ſich mit der Kognakfabrikation 
befaſſe. Unerheblich ſei es, daß zwiſchen der Klägerin und der 
Beklagten ein Wettbewerb (bei dem Abſatze ihrer Waren) nicht 
beſtehe. Die Klageberechtigung aus 8 8 (wo der ſonſt in dem 
Unl WG. übliche Zuſatz „zum Zweck des Wettbewerbes“ fehle) 
ſei nicht im engen Sinne nur dem direkten Konkurrenten ge⸗ 
geben; maßgebend ſei vielmehr lediglich das Beſtehen einer 
Verwechſelungsgefahr. Bei dem Vorliegen dieſer könne es der 
Klägerin nicht gleichgültig ſein, wenn im Verkehr Fabrikate der 
Beklagten als ihre Fabrikate gelten; die Qualität der Fabrikate 
der Beklagten werde bei dem Publikum zu einem Rückſchluß 
auf die Fabrikate der Klägerin führen und dieſer Rückſchluß 
könnte geeignet ſein, den Ruf und ſomit die Klägerin ſelbſt zu 
ſchädigen. In tatſächlicher Beziehung find dieſe Ausführungen 
nicht angegriffen, in rechtlicher iſt ihnen beizutreten. Der 8 8 
Unl WG. verlangt in erſter Linie nicht ſowohl — wovon die 
Beklagte bei ihrer Reviſionsbegründung ausgeht — eine Ver⸗ 
wechſelungsmöglichkeit der Waren, als vielmehr eine Ver⸗ 
wechſelungsmöglichkeit der Firmen, Namen, beſonderen 
Bezeichnungen, der Paragraph will der mißbräuchlichen Be⸗ 
nutzung der Firma, des Namens, der beſonderen Bezeichnung 
entgegentreten. Liegt eine ſolche vor und iſt dann noch die 
Möglichkeit gegeben, daß zufolge des Mißbrauchs die Waren 
als von demjenigen herrührend erachtet worden, deſſen Name 
oder Firma mißbraucht wird, fo iſt das Klagerecht aus 8 8 
gegeben, auch wenn die Waren ſelbſt nicht verwechſelungsfähig 
ſind. Es iſt im übrigen auch darauf noch hinzuweiſen, daß 
die Beklagte nach den weiteren Feſtſtellungen des BerR. die 
Firma der Klägerin benutzt, um unter dieſem Deckmantel in 
einer gegen die Beſtimmungen des Unl WG. verſtoßenden Weiſe 
Konkurrenz zu machen. Die Klägerin hat ein berechtigtes 
Intereſſe auch daran, dem entgegen zu treten. Der Anſpruch 
auf Unterlaſſung ift in 8 8 Satz 2 des mehrerwähnten Geſetzes 
ganz allgemein gegeben, wenn die mißbräuchliche Art der Be⸗ 
nutzung einer Firma, eines Namens, einer beſonderen Be⸗ 
zeichnung ſtattfindet; der Anſpruch iſt, wie es die Regel bei 
derartigen Anſprüchen bildet, nicht davon abhängig gemacht, 
daß durch die Benutzung ein Schaden bereits erwachſen iſt. 
V. c. K., U. v. 26. Febr. 09, 451/08 II. — Berlin. 

Zwangs verſteigerungsgeſetz. ö 

25. 8 91 Abſ. 3 3G. in Verb. mit 55 414, 418 BGB. 
Vereinbarung zwiſchen dem Hyppothekengläubiger und dem 
Bürgen: daß dieſer für die vom Erſteher übernommene perſön⸗ 
liche Schuld forthaften ſolle.] 

Richtig iſt zwar, daß infolge der Vorſchrift des S 91 Abſ. 3 
zweiter Satz ZBG., wonach die Vereinbarung des Beſtehen⸗ 
bleibens eines Rechts an dem Grundſtücke unter den in Abſ. 2 
angegebenen Vorausſetzungen „wie die Befriedigung des Be⸗ 
rechtigten aus dem Grundſtücke wirkt“, der perſönliche Schuldner 
P. der Klägerin gegenüber von der Schuld befreit wurde, und 
daß in weiterer Konſequenz (BGB. 88 362, 767 Abi. 1) 
damit auch die Haftung des Bürgen erloſchen wäre, wofern es 
bei der Rechtsregel zu bewenden hätte. Aber das BG. 
geht mit Recht davon aus, daß jene Rechtswirkung durch 
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beſondere Vereinbarung der Beteiligten im gegebenen Falle 
ausgeſchloſſen oder modifiziert werden kann. Der Zweck des 
Geſetzes, durch die Schlußbeſtimmung des 8 91 die berechtigten 
Intereſſen des perſönlichen Schuldners, der etwaigen Mit⸗ 
verpflichteten oder der Regreßberechtigten zu wahren (Mot. zu 
8 91 bis 8 139 des Entw. S. 262) wird nicht gefährdet durch 
Zulaſſung einer anderweiten vertraglichen Regelung des Ver⸗ 
hältniſſes unter den Vertragſchließenden. Es iſt im 
übrigen ſtreitig, welche Bedeutung einer gemäß 8 91 Abſ. 2 cit. 
getroffenen Vereinbarung für die perſönliche Forderung zu⸗ 
kommt. (Wird erörtert.) Unter allen Umſtänden aber iſt die 
Annahme, daß der Erſteher des Grundſtückes die perſönliche 
Schuld übernommen habe, dann völlig unbedenklich, wenn eine 
darauf gerichtete Willensmeinung der Beteiligten in ihren Ver 
handlungen erkennbar zum Ausdrucke gekommen iſt. Und wenn 
das BG. im vorliegenden Falle aus den Beredungen der Be 
teiligten einen ſolchen Vertragswillen entnommen hat, ſo iſt 
das eine weſentlich tatſächliche Beurteilung, die zu rechtlichen 
Bedenken keinen Anlaß bietet. Außer Zweifel ſteht weiterhin, 
daß das Geſetz Raum läßt für eine Vereinbarung zwiſchen dem 
Hypothekengläubiger und dem Bürgen, wonach der Letztere 
für die vom Erſteher übernommene perſönliche Schuld forthaften 
fol. Die — privative — Schuldübernahme (BGB. 8 414) iſt nach 
jetzigem Rechte ein mit der Wirkung der Succeſſion in die 
beſtehenbleibende Schuld bekleideter Akt. Es handelt ſich 
alſo nicht darum, daß der Erſteher erſt eine neue Forderung 
gegen ſich begründet hätte; eine Novation der Forderung ſteht 
nicht in Frage, Der Beklagte hätte daher durch die von der 
Klägerin behaupteten Erklärungen ſeine Forthaftung für die im 
gegebenen Falle durch die Vereinbarung zwiſchen der Klägerin 
und dem Erſteher im Beſtande erhaltene alte Forderung an⸗ 
erkannt oder zugeſichert, während allerdings der bisherige 
Hauptſchuldner P. von der Schuld befreit worden iſt. Nun 
erliſcht zwar zufolge einer Schuldübernahme in der Regel die 
für die Forderung beſtellte Bürgſchaft, BGB. S 418 Abſ. 1 
Satz 1. Allein dieſe Rechtsfolge kann durch das Einverſtändnis 
zwiſchen dem Gläubiger und dem Bürgen ausgeſchloſſen werden. 
Wenn die Wirkung eines Erlöſchens oder Beſtehenbleibens von 
Bürgſchaften und Pfandrechten nicht lediglich auf den Grund 
der nach 8 91 Abſ. 2 3G. getroffenen Vereinbarung zurück⸗ 
zuführen iſt (vgl. Turnau⸗Förſter a. a. O. S. 1135 Z. Y, 
ſondern hierfür die in jener Vereinbarung liegende oder neben 
ihr beſonders verabredete Schuldübernahme in Betracht 
kommt, dann muß auch die Beſtimmung in § 418 Abſ. 1 Satz 3 
eingreifen. Darnach erliſcht die Bürgſchaft nicht, wenn der 
Bürge in die Schuldübernahme einwilligt. M. c. Bank in O., 
U. v. 18. März 09, 435/08 VI. — Dresden. 

Erbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 

26. 88 12, 55, 56 Erbſchaftsſtcß. Begriff der 
ſittlichen Pflicht oder der auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht.] 

Die Teſtamentsvollſtrecker des verſtorbenen Fabrikbeſitzers 
W. in Berlin teilten durch zwei von den W. chen Erben mit 
unterzeichnete Schreiben an den Vorſtand der jüdiſchen Gemeinde 
in Berlin dem Vorſtande mit, daß ſie im Einverſtändniſſe mit 
den Erben, auf Grund der ihnen bekannten Intentionen des 
Erblaſſers und um einer ſittlichen Pflicht zu eniſprechen, 
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beſchloſſen hätten, der jüdiſchen Gemeinde für die neuen Alters⸗ 
verſorgungsanſtalten 15 000 &, und zur Errichtung der 
gynäkologiſchen Anſtalt im neuen jüdiſchen Krankenhauſe 
10 000 & zuzuwenden. Die Beträge ſind auch demnächſt an 
die Gemeinde bezahlt worden. Die Steuerbehörde zog hierfür 
einen Schenkungsſtempel von 750 & und 500 &, zufammen 
1250 4, ein, den die Klägerin zurückfordert. Klage, Berufung 
und Reviſion wurden zurückgewieſen: Schenkungen unter Leben⸗ 
den unterliegen nach 8 55 Erbſchaftsſtch. der gleichen Steuer 
wie der Erwerb von Todes wegen. Nach 8 12 Abſ. 1 Nr. 1, 
2, 3 des Geſetzes würde die Erbſchafts ſteuer für die der 
Klägerin vom Teſtamentsvollſtrecker und den Erben des W. ſchen 
Nachlaſſes gemachten Zuwendungen 5 Prozent betragen. Nach 
8 56 Abſ. 2 tritt Befreiung von der Schenkungsſteuer ein, 
wenn durch die Schenkung einer ſittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 
Auf Grund dieſer Beſtimmung glaubt die Klägerin die von 
der Steuerbehörde eingezogene Steuer zurückfordern zu können. 
Wenn der Beklagte die Anwendung der erwähnten Befreiungs⸗ 
vorſchrift ſchon deshalb für ausgeſchloſſen erachtet, weil eine 
nach 8 12 des Geſetzes zum ermäßigten Satze erbſchaftsſteuer⸗ 
pflichtige Zuwendung nicht als Schenkung unter Lebenden 
Reuerfrei fein könne, fo kann ihm hierin nicht beigetreten 
werden. Wohl iſt es denkbar, daß Zuwendungen der im $ 12 
bezeichneten Art, an Kirchen oder zu wohltätigen oder gemein⸗ 
nützigen Zwecken, einer ſittlichen Pflicht oder einer Anſtand⸗ 
rückſicht entſprechen; gleichwohl würden fie von der Erbſchafts⸗ 
ſteuer nicht befreit fein, weil eben der 8 12 die ſittliche Pflicht 
und die Anſtandrückſicht als Befreiungsgrund nicht gelten läßt. 
Für Schenkungen unter Lebenden dagegen iſt dieſer Befreiungs« 
grund ausdrücklich feſtgeſetzt, und er muß deshalb auch, wenn 
ſeine Vorausſetzungen vorliegen, zur Anwendung kommen. In 
Frage kommt nur, ob die Schenkung durch eine ſittliche Pflicht 
geboten war. Denn, daß hier von einer Anſtandspflicht nicht 
die Rede ſein kann, bedarf keiner weiteren Erörterung. Die 
Geſchenkgeber — Teſtamentsvollſtrecker und Erben — haben 
die Schenkung auch nur mit einer ſittlichen Pflicht, nicht mit 
Anſtandsrückſichten begründet, und auch die Klägerin erwähnt 
eine auf den Anſtand zu nehmende Rückſicht als Befreiungs⸗ 
grund offenſichtlich nur wegen der Verbindung der beiden Be⸗ 
griffe im Geſetze und nicht etwa in dem Sinne, daß, wenn die 
Berufung auf eine ſittliche Pflicht verfage, die Schenkung 
immerhin noch durch Anſtandsrückſichten geboten ſein könnte. 
Im allgemeinen läßt ſich wohl ſagen, Wohltätigkeit ſei eine 
Tugend, und Tugendübung ſei ſittliche Pflicht. Dieſer all⸗ 
gemeine, ſozuſagen verſchwommene Begriff iſt indeſſen im Erb⸗ 
ſchaftsſtS. ebenſowenig gemeint, wie in den verſchiedenen Bes 
Rimmungen des BGB., in denen von einer ſittlichen Pflicht 
die Rede iſt. Vgl. 88 534, 1446, 1641, 1804, 2113, 2205, 
2830 BGB. Wie ſchon in dem Urteile des erkennenden 
Senats vom 16. Oktober 1908 VII 595/07 — RE. 70, 
16 ff. — ausgeführt iſt, erfordert der dem Geſetze zugrunde 
liegende Begriff das Vorliegen einer beſonderen, aus den 
konkreten Umſtänden des Falls erwachſenen, in den Geboten 
der Sittlichkeit wurzelnden Verpflichtung. Ob eine ſolche vor⸗ 
liegt, läßt ſich nur von Fall zu Fall unter Berückfichtigung 
der perſönlichen Beziehungen zwischen Schenkenden und Bes 
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ſchenkten, ſowie der Vermögens⸗ und Standes verhältniſſe beider 
Teile beurteilen. Perſönliche Beziehungen zwiſchen Schenker 
und Beſchenkten beſtehen hier nicht, denn die Tatſache, daß die 
ſchenkenden Erben Angehörige der jüdiſchen Gemeinde in Berlin 
ſind und die Schenkung für Einrichtungen dieſer Gemeinde 
gemacht haben, läßt ſich für die Annahme eines perſönlichen 
Verhältniſſes nicht verwerten. Die Zuwendung würde nicht 
mehr und nicht weniger einer ſittlichen Pflicht entſprechen, 
wenn die bedachten gemeinnützigen Anſtalten für Angehörige 
aller Bekenntniſſe beſtimmt, oder wenn ſie Anſtalten der 
politiſchen Gemeinde Berlin wären. Mit Recht betont auch 
das BG. die Höhe der Zuwendungen. Legt man ſich die 
Frage vor, ob etwa der Ehemann aus dem Geſamtgut, der 
Vormund aus dem Mündelvermögen, der Teſtamentsvollſtrecker 
(ohne Zuſtimmung der Erben!) aus dem Nachlaß Schenkungen 
von ſolcher Höhe zu machen berechtigt ſei, ſo wird die Frage 
unbedenklich zu verneinen ſein, auch wenn es ſich um große 
Vermögen handelt. Die Meinung der Klägerin, daß die 
Schenkung wenigſtens bis zu dem Betrage frei bleiben müſſe, 
der einer ſittlichen Pflicht entſpreche, iſt vom BG. mit Recht 
für irrig erklärt. Das Geſetz gewährt an verſchiedenen Stellen 
Steuerfreiheit oder Ermäßigung für Zuwendungen bis zu 
einer beſtimmten Höhe. Daß dieſer befreite Betrag aber auch 
dann frei bleibe, wenn die Zuwendung ſelbſt höher iſt, läßt 
das Geſetz nirgends zu, und dieſer Gedanke kann deshalb auch 
nicht für die durch eine ſittliche Pflicht gebotenen Schenkungen 
fruchtbar gemacht werden. Auch die Beſchwerde über Nicht⸗ 
erhebung des angebotenen Beweiſes über die in jübifchen 
Kreiſen herrſchenden Anſchauungen über die Verpflichtung zur 
Wohltätigkeit kann nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 
Dieſer Beweis könnte nur zur Feſtſtellung führen, daß in 
jüdiſchen Kreiſen, entſprechend den Lehren ihrer Religion, die 
allgemeine Pflicht zur Wohltätigkeit überhaupt und beſonders 
bei Erbfällen vielleicht mehr betont wird und mehr geübt wird 
als in anderen Kreiſen; für die nach dem ErbſchaftsſtG. 
erforderliche beſondere fittliche Pflicht würde daraus nichts zu 
folgern fein. Jüd. Gemeinde c. Preuß. Fiskus, U. v. 
12. März 09, 228/08 VII. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

27. Beſchaffung eines anderen Grundſtücks an Stelle 
des enteigneten. Abweichung von dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen gemäß $ 286 ZPO.] | 

Ein allgemeines Prinzip, daß der Enteignete durch die 
Entſchädigungsſumme in allen Fällen in die Lage verſetzt ſein 
muß, ſich für ſie ein gleiches Grundſtück zu beſchaffen, kennt 
das Enteignungsgeſetz nicht, ein ſolches iſt auch in der erwähnten 
Geſetzesſtelle nicht ausgeſprochen. Die Koſten für die An⸗ 
ſchaffung und die Einrichtung eines Erſatzgrundſtücks ſind nicht 
als ſolche zu erſtatten, ſondern fie bilden nur die obere Grenze, 
bis zu welcher ein den gemeinen Wert überſteigender Nutzungs⸗ 
wert des enteigneten Grundſtücks vergütet werden darf. Nur 
in dieſem Sinne ſpricht das Geſetz von einem Grundflüd, das 
in derſelben Weiſe und mit dem gleichen Ertrage benutzt werden 
kann. Der Vermögensausgleich findet immer nur nach dem 
Werte des enteigneten Grundſtücks ſelbſt ſtatt, dieſer iſt für die 
Feſtſetzung der Vergütung mit der Maßgabe entſcheidend, daß 


— — 2 — — — — — — — — . —d— Zur. 
n 
Er 5 — ne 


u — 


— — — — 


288 


auch bei individuellen, bei der Schätzung zu berückſichtigenden 
Nutzungswerten die für die Beſchaffung eines Erſatzgrundſtücks 
erforderliche Geldſumme im Intereſſe des Enteigners nicht über⸗ 
ſtiegen werden darf. Bei ſolchen Nutzungswerten iſt beſonders 
an Gewerbe gedacht, welche die Eigentümer enteigneter Grund⸗ 
ſtücke auf denſelben betreiben. Die Vorteile, welche das ent⸗ 
eignete Grundſtück für den Geſchäftsbetrieb bietet, können ver⸗ 
gütet werden bis zu einem die Anſchaffungskoſten für ein 
gleichartiges Grundſtück erreichenden Geldbetrage. Von ſolchen 
ſubjektiv vermögensrechtlichen Nutzungswerten kann bei einem 
Villengrundſtücke, mag es dem Eigentümer auch große Ans 
nehmlichleiten gewähren, nicht die Rede ſein. Das BG. hat 
deshalb nicht gefehlt, wenn es auf das Verlangen des Klägers, 
die Entſchädigung nach den von ihm berechneten Koſten für die 
Beſchaffung eines Erſatzgrundſtücks zu bemeſſen, nicht eins 
gegangen iſt. Bei der Feſtſtellung des Betrages, um den ſich 
der Mietertrag eines Wohnhauſes durch das Fortfallen der 
tiefen Vorgärten vermindert, iſt das BG. von dem Gutachten 
des Sachverſtändigen abgewichen und hat nur 1,50 & — nicht 
24 als Mindermietertrag für das Quadratmeter der 
Vorderräume angenommen. Das hält die Reviſion für ver⸗ 
fehlt und durch die hierfür gegebene Begründung für nicht 
gerechtfertigt. Den gleichen Standpunkt hat das BG. auch 
in anderen, die Enteignung von Grundſtücken in der Hardenberg⸗ 
ſtraße betreffenden Urteilen eingenommen. Es iſt dieſe Ab⸗ 
weichung ſchon zum Gegenſtand von Revifiondangriffen gemacht 
worden und der erkennende Senat hat dabei bereits aus⸗ 
geſprochen, daß es dem Tatrichter auch in Enteignungsſachen 
nicht verwehrt iſt, in Anwendung des § 286 ZPO. von dem 
Gutachten eines Sachverſtändigen, auch wenn demſelben, wie 
hier dem Geheimen Baurat W. im übrigen ganz beſondere 
Kenntnis und Sachkunde beigemeſſen iſt, in Einzelheiten ab⸗ 
zuweichen. Das Reviſionsgericht hat nur zu prüfen, ob das 
gewonnene Ergebnis ausreichend und ohne erhebliche Mängel 
begründet iſt. Dieſer Grundſatz wird auch hier aufrechterhalten. 
Die Nachprüfung aber ergibt, daß die Abweichung von dem 
Gutachten durch den Hinweis, daß bei ſünfſtöckigen Miethäufern 
und bei Vermietung des Gartens an einzelne Bewohner die 
Vorteile des Ausblicks auf die großen Gärten geringer zu 
ſchätzen ſeien, als der Sachverſtändige ſchätze, ausreichend be⸗ 
gründet iſt. Dieſe Erwägungen tragen die Annahme des BG. 
F. o. Stadigemeinde Ch., U. v. 12. März 09, 242/08 VII. — 
Berlin. 

III. Badiſch⸗Franzöſiſches Recht. 

28. LRS. 1184 in Verb. mit Art. 170 eG. Ver⸗ 
tragsauflöſung durch Richterſpruch. — Einrede des nicht erfüllten 
Vertrags. 

Das BG. hat den Anſpruch des Klägers auf Tantième 
aus dem von der beklagten Geſellſchaft m. b. H. im Geſchäfts⸗ 
jahre 1905 / 6 erzielten Reingewinn als an ſich begründet ans 
geſehen und in dieſer Hinſicht ausgeführt: Die Behauptung, 
dadurch, daß Kläger in feiner Eigenſchaft als Geſchäftsführer 
der Beklagten ſich Verfehlungen habe zuſchulden kommen 
laſſen, fei die Verwirkung des Tantiemeanſpruchs herbeigeführt 
worden, finde im Gefetze keine Stütze. Wegen ſolcher Ber 
fehlungen könne nur eine entſprechende Schadens erſatz⸗ 
forderung geltend gemacht werden. Diefe Begründung, welche 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 10. 1909. 


von der Reviſionsklägerin als allgemeinen Grundſätzen des an⸗ 
zuwendenden Badiſchen Landrechts widerſprechend angefochten 
worden iſt, erſcheint als rechtlich einwandfrei. Das Dienſt⸗ 
verhältnis des Klägers, in welchem dieſer zu der Beklagten 
geſtanden hatte, war nämlich ſchon vor Erhebung der Klage 
durch Ablauf der Zeit, für die es eingegangen war, beendigt. 
Bis zum 30. Juni 1906, alſo während der ganzen Zeit, für 
die der Kläger die ſtreitige Tantieme fordert, hatte es aber 
nicht nur rechtlich, ſondern auch tatſächlich beſtanden, indem 
derſelbe bis dahin als Geſchäfts führer die bedungenen Dienſte 
der Beklagten geleiſtet hat. Obgleich nun nach dem gemäß 
Art. 170 EGBGB. auf dieſes Vertragsverhältnis anwendbaren 
LRS. 1184 — ſofern deſſen Vorausſetzungen hier zutreffen 
ſollten — eine Auflöſung desſelben durch Richterſpruch wegen 
Nichterfüllung der vertraglichen Verpflichtungen des Klägers 
während des Beſtehens dieſes Verhältniſſes an ſich zu⸗ 
läſſig geweſen ſein würde, ſo gilt dies doch nicht mehr, nachdem 
dasſelbe durch den Ablauf der Vertragszeit ſein Ende erreicht 
hat; denn die Tatſache, daß der Kläger der Beklagten in dem 
hier in Betracht kommenden Geſchäftsjahre 1905 /6 die ver⸗ 
ſprochenen Dienſte bereits geleiſtet hat — was auch dann an⸗ 
zunehmen ſein würde, wenn dieſer ſich die von der Beklagten 
behaupteten Verfehlungen hätte zuſchulden kommen laſſen —, 
kann nicht mehr ungeſchehen gemacht werden. Fur dieſe Dienſt⸗ 
leiſtung hat aber der Kläger auf Grund ſeines Dienſtvertrags 
gerade die ſtreitige Vergütung zu beanſpruchen (vgl. die Urteile 
des erkennenden Senats vom 30. Oktober 1888, RG. 21, 329; 
vom 27. Oktober 1893, ElſLoth Z. 19, 122; vom 28. April 1908 
II 511/07). Aberdies trifft die weitere Voraus ſetzung für die 
Anwendung des LRS. 1184, daß die klagende Partei noch 
Vertragserfüllung von dem andern Vertragsteile verlangen 
könne (vgl. die Urteile des erkenenden Senats vom 4. April 1884, 
19. November 1885, Zeitſchrift für franz. Zivilrecht Bd. 15 
S. 633 und Bd. 16 S. 566 und vom 20. Juni 1902 II 102/09), 
nach der Beendigung des Dienſtverhältniſſes nicht mehr zu. 
Mit Recht hat daher das BG. eine Verwirkung des ſtreuigen 
Anſpruchs infolge der behaupteten Verfehlungen des Klägers 
verneint. Ebenſowenig ſteht aber der Beklagten aus letzterem 
Grunde die Einrede des nicht erfüllten Vertrags dem Klage⸗ 
anſpruch gegenüber zu; denn dies iſt nach badiſch⸗frunzöſiſchem 
Rechte eine rein verzögerliche Einrede. Sie bezweckt nur, 
denjenigen Vertragſchließenden, der ſeine vertragliche Ver⸗ 
pflichtung nicht oder nicht gehörig erfüllt hat, zur vertrags⸗ 
mäßigen Erfüllung derfekben zu veranlaſſen und, ſolange dies 
nicht geſchehen iſt, dem Gläubiger vor dem Erfüllungsanſpruch 
des erſteren Schutz zu gewähren. Sie iſt aber nicht dazu 
beſtummt, wenn — wie im gegebenen Falle — eine Ber 
tragserfüllung des Klägers überhaupt nicht mehr möglich iſt, 
zu einer anderweitigen endgültigen Regelung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes in der Weiſe zu führen, daß daraufhin auch die 
Beklagte ihre vertraglichen Verpflichtungen nicht mehr zu erfüllen 
verbunden ware (vgl. die Urteile des erkennenden Senats vom 
19. November 1885, Zeitſchrift für franz. Zivilrecht Bd. 16 
S. 566 und vom 29. Januar 1904 II 259/08). Mit Recht 
hat daher das BG. angenommen, daß wegen der hier in Rede 
ſtehenden Verfehlungen des Klägers die Beklagte höchſtens 
Schaden serſatzforderungen würde geltend machen können, 
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daß aber nicht deshalb der ganze Klageanſpruch als erloſchen 
anzuſehen ſein würde. Q. c. B., U. v. 16. März 09, 383/08 II. 


— Karlsruhe. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen aus der Zeit vom September 1908 bis März 1909.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 52 StGB. Braunſchweigiſches Polizeiſtrafgeſetz vom 
23. März 1899 8 10 Nr. 8.] Landesgeſetzliche Beſtimmungen, 
welche eine nichteidliche unwahre Ausſage unter Strafe ſtellen, 
find nichtig. Urt. d. III. Sen. v. 7. Dez. 1908 (692/08); 
abgedruckt in RGSt 42, 100. 

2. SS 3, 130 StGB. Wirkung im Inlande vom Aus⸗ 
lande her.] Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalte hat An⸗ 
geklagter das den Gegenſtand der Anklage bildende durch ſeinen 
Inhalt die objektiven Tatbeſtandserforderniſſe des 8 130 StGB. 
erfüllende Liederbuch in Krakau, wohin ſich außer ihm mehrere 
hundert deutſcher Staatsangehöriger polniſcher Nationalität zu 
einem von vornherein nur auf kurze Zeit berechneten Aufenthalte, 
nämlich zur Feier eines Kirchenfeſtes, begeben hatten, in einer 
Anzahl von mindeſtens 200 Exemplaren verkauft. Die Käufer 
gehörten zum größten Teile zu den aus Deutſchland gekommenen 
Aus flüglern. Sie find, im Beſitze der Liederbücher, nach kurzem 
Aufenthalt in Oſterreich nach Deutſchland zurückgekehrt. Dies 
entſprach dem Willen des Angeklagten, der nach feiner eigenen 
Angabe die Bücher nur deshalb in Krakau verteilt hat, um 
ſich in Deutſchland nicht ſtrafbar zu machen. Die Strafkammer 
führt aus, daß Angeklagter damit das Buch unter An⸗ 
gehörigen der polniſchen Bevölkerung Oberſchleſiens 
verbreitet und damit gewolltermaßen die anreizende Wirkſam⸗ 
keit des Buchinhaltes in Oberſchleſien hervorgebracht hat. 
Aus dieſem feſtgeſtellten Sachverhalte ergibt ſich, daß das dem 
Angeklagten zur Laſt gelegte, in bezug auf ſeine ſubjektiven 
und objektiven Tatbeſtandserforderniſſe mit zureichender tat⸗ 
ſächlicher Begründung und rechtlich einwandfrei feſtgeſtellte Ver⸗ 
gehen im Sinne des 8 130 StGB. nicht nur, wie die Straf: 
kammer annimmt, im Auslande ſondern ebenſowohl im Inlande 
begangen iſt. Die Tätigkeit des Angeklagten, durch die der 
Tatbeſtand dieſes Vergehens verwirklicht worden iſt, beſtand in 
der Verbreitung von Druckſchriften. Die hierdurch gegebene 
Anreizung zum Klaſſenhaß hatte in Oſterreich begonnen, wurde 
aber in Deutſchland fortgeſetzt, indem, dem Willen des An⸗ 
geklagten entſprechend, der Buch inhalt, wie feſtgeſtellt, in der 

der polniſchen Bevölkerung Deutſchlands die näher aus⸗ 
geführte anreizende und den öffentlichen Frieden gefährdende 
Wirkung übte. Urt. d. IV. Sen. v. 15. Dez. 1908 (886/08). 

3. 8 40 StGB.] Durch gutgläubigen Verſchnitt ein⸗ 
gezogenen Kunſtweins entſteht eine neue Sache, welche von der 
Einziehung, die gegen den dabei verwendeten Kunſtwein ergangen 
war, nicht erfaßt wird. Urt. d. I. Sen. v. 21. Dez. 1908 
(716/08); ausführlicher in RGSt. 42, 123. 
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4. 88 43, 59 StGB.] Der untaugliche Verſuch iſt auch 
dann ſtrafbar, wenn der erſtrebte Erfolg unter irriger Annahme 
eines die Strafbarkeit der Handlung bedingenden Tatbeſtands⸗ 
merkmals erreicht iſt. — Ein ſtrafloſes Wahndelikt liegt nur dann 
vor, wenn der Irrtum das Beſtehen oder das Geltungsgebiet 
der Strafrechtsnorm betrifft. Urt. d. III. Sen. v. 3. Dez. 1908 
(739/08); ausführlicher in RGSt. 42, 92. 

5. 8 49 StGB. Verpflichtung des Vermieters zur Ver⸗ 
hinderung von Straftaten in den Mieträumen.] Dem Vermieter, 


der Kenntnis davon erlangt, daß die von ihm vermieteten Räume 


fortgeſetzt zur Begehung beſtimmter ſtrafbarer Handlungen benutzt 
werden, iſt durch die SS 550 und 553 BGB. die Möglichkeit 
gegeben, dagegen einzuſchreiten. Das Recht hierzu wird gegen⸗ 
über dem Strafgeſetze, das ſtrafbare Handlungen verbietet, zur 
Pflicht mit der Folge, daß der Vermieter, wenn er dieſe Pflicht 
nicht erfüllt, beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen ſich 
der Beihilfe ſchuldig macht; denn dadurch, daß der Angeklagte 
trotz Kenntnis der Umſtände und trotz der Möglichkeit ihrer 
Abſtellung in Erfüllung des Mietvertrags die vermieteten 
Räume jedesmal von neuem zur Verfügung ſtellte, und ihren 
Gebrauch weiterhin „gewährte“ (8 535 BGB.), hat er durch 
tätiges Verhalten die Wiederholung und Fortſetzung der ſtrafbaren 
Handlungen ermöglicht und gefördert und fo gemäß § 49 StGB. 
ſelbſt an ihnen teilgenommen. Die Strafkammer hat daher ohne 
Rechtsirrtum in dem Uberlaſſen der Kneipzimmer zur fortgeſetzten 
Abhaltung von Menſuren einen Umſtand gefunden, durch den die 
Begehung dieſer Straftat gefördert wurde. Urt. d. I. Sen. v. 
18. Febr. 1909 (25/09). 

6. 8 53 StGB. Grenzen der Notwehr.] Die Schutz⸗ 
behauptung des Angeklagten, daß er den folgenſchweren Schlag 
mit dem Bierglaſe gegen B. in Notwehr getan habe, hat die 
Strafkammer mit der Erwägung erledigt, es hätte genügt, 
wenn der Angeklagte dem B. mit den Armen von ſich wehrte, 
nachdem er vorher das Glas auf das Büffet, an welchem 
beide ſtanden, geſetzt hatte. Dieſe Begründung kann nicht 
gebilligt werden; ſie verkennt, daß die Frage, welche Ver⸗ 
teidigung erforderlich ſei, ſich nach der Art und dem Maße 
des Angriffs richtet. Der Angeklagte war unbedenklich be⸗ 
rechtigt, den Fauſtſchlag, der ihn ſo ſchwer in das Geſicht 
getroffen hatte, daß er zurücktaumelte, fofort durch einen 
Gegenſchlag zu erwidern; es iſt nicht erkennbar, in welcher 
anderen Weiſe er den gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
wirkſam von ſich hätte abwenden können; bei einer Abwehr 
mit den Armen, die das vorherige Wegſetzen des Glaſes 
erforderte, war er den weiteren Schlägen des Angreifers aus⸗ 
geſetzt, bevor er ſich wehren konnte. Bei der gegebenen Sach⸗ 
lage durfte er mit dem in ſeiner Hand befindlichen Glaſe zu⸗ 
ſchlagen. Hieran können auch die von der Strafkammer an⸗ 
geführten Umſtände, daß Angeklagter größer und kräftiger iſt 
als B., daß letzterer ſchwer angetrunken war und dem An⸗ 
geklagten allein gegenüberſtand, während alle übrigen Anweſenden 
auf der Seite des Angeklagten waren, nichts ändern. Die 
Strafkammer hat aber ferner ihre Annahme, daß eine Übers 
ſchreitung der Grenzen der Verteidigung vorliege, weſentlich 
darauf geſtützt, daß der Angeklagte mit der Möglichkeit des 
Zerſpringens des dünnen zerbrechlichen Bierglaſes und einer 
ſchweren Beſchädigung des B. mittels der Scherben hätte 
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rechnen und deshalb mit dem Glaſe den Schlag nicht mit 
ſolcher Wucht, wie es offenbar geſchehen ſei, hätte ausführen 
ſollen. Auch dieſe Begründung iſt verfehlt. Es handelt ſich 
um eine vorſätzliche Straftat (55 223, 223 a, 224 StGB.) 
und das Gericht hat angenommen, daß der Angeklagte mit 
dem Bierglaſe, einem Werkzeuge, das an ſich ſeiner Beſchaffen⸗ 
heit nach und nach der Art der Benutzung ſeitens des An⸗ 
geklagten geeignet war, eine erhebliche Körperverletzung herbei⸗ 
zuführen, den B. treffen wollte und ſich auch bewußt war, 
daß er ihn mit dem Schlage in ſeinem körperlichen Wohlbefinden 
ſtören werde. Wenn der Angeklagte bei Ausführung dieſer 
Tat in der vorſtehend angegebenen Richtung fahrläſſig 
gehandelt hätte, ſo könnte ihm die dadurch herbeigeführte 
Aberſchreitung der erforderlichen Verteidigung nicht zum Vor⸗ 
ſatze angerechnet werden. Urt. d. V. Sen. v. 30. März 1909 
(107/09). 

7. 8 54 StGB. Notſtand als Rechtfertigungsgrund der 
Abtreibung.] Nicht völlig einwandsfrei ſind die Erwägungen, 
welche zur Ablehnung des von der Verteidigung zum Schutze 
des Angeklagten erhobenen Einwandes des „Notſtandes“ — 
8 54 StGB. — geführt haben. Der Vorderrichter unterſtellt 
zwar auf Grund der Bemerkung des bei der erſten Niederkunft 
der Tochter des Angeklagten im Jahre 1907 zugezogenen 
Arztes, eine nochmalige Niederkunft könne derſelben in An⸗ 
betracht ihrer hochgradigen Blutarmut gefährlich werden, daß 
die Schwangerſchaft der Tochter, welche nach ihrer und des 


Angeklagten Meinung vorlag, eine Gefahr für Leib und Leben“ 


derſelben begründete, er hält aber dafür, daß die Gefahr 
keinesfalls eine „derart gegenwärtige“ geweſen ſei, daß eine 
unmittelbare Gefährdung ihres Leibes oder Lebens beſtanden 
habe, zumal ſich ſpäter die Schwangerſchaft als irrig erwieſen 
habe. Der ſo begründeten Ablehnung des Notſtandseinwandes 
kann nicht beigetreten werden. Muß auch die Gefahr ſchon 
zur Zeit der Notſtandshandlung vorliegen, ſo trifft ein gleiches 
doch nicht zu für den Eintritt des Ereigniſſes ſelbſt, 
deſſen drohendes Bevorſtehen eben die Gefahr begründet. War 
das Leben der Tochter des Angeklagten durch das Beſtehen 
der Schwangerſchaft mit Rückſicht auf die nach ärztlichem 
Gutachten mit der bevorſtehenden Entbindung für die Schwangere 
verbundene Lebensgefahr bereits gefährdet, ſo lag, wenn auch 
im übrigen die Vorausſetzungen gegeben waren, Notſtand vor, 
obgleich erſt der ſpäter erfolgende Entbindungsakt die Gefahr 
verwirklichte. (Vgl. Urteil des II. StS. vom 25. April 1899 
in der Sache D 1220/99, abgedruckt in JW. 99, 788 — 
RGSt. 36, 335 [338, 339). Zu rechtlichen Bedenken gibt 
aber weiter der Ausſpruch des Vorderrichters Anlaß, ſelbſt 
wenn man eine gegenwärtige Gefahr für Leib und Leben für 
nachgewieſen erachten wolle, ſei doch der Notſtand nicht ein 
derartiger geweſen, daß er auf keine andere Weiſe als durch 
das Mittel der Abtreibung hätte beſeitigt werden können, dem 
Angeklagten hätten andere Mittel zu Gebote geſtanden, er 
hätte einen Arzt zu Rate ziehen können. Zwar iſt anzuerkennen, 
daß es Fälle geben wird, in denen nach den Erfahrungen der 
ärztlichen Wiſſenſchaft gewiſſe ungünſtige Verhältniſſe in der 
Leibesbeſchaffenheit Schwangerer, die an ſich bei der Ent⸗ 
bindung eine Gefährdung für das Leben oder doch zum 
mindeſten eine Schädigung an Leib oder Leben möglich ſein 
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laſſen, durch eine rechtzeitige geeignete Behandlung ihrer 
gefahrbringenden Eigenſchaft zu entkleiden ſind und wird an 
der Hand tatſächlicher Erwägungen zu prüfen ſein, ob im 
Einzelfalle die Beſeitigung der drohenden Gefahr durch In⸗ 
anſpruchnahme ärztlicher Hilfe zu erreichen iſt. Das Urteil 
läßt es aber an einem durch die Umſtände des konkreten Falles 
gebotenen Ausſpruche fehlen, ob es auch gegenüber dem in 
Folge der hochgradigen Blutarmut geſchwächten Geſamt⸗ 
organismus der Tochter des Angeklagten der ärztlichen Kunſt 
möglich geweſen ſein würde, auf anderem Wege als durch Be⸗ 
ſeitigung der Leibesfrucht die drohende Lebensgefahr zu beſeitigen. 
Die bloße Bemerkung, der Angeklagte hätte einen Arzt zu 
Rate ziehen können, vermag dieſem Mangel nicht abzuhelfen. 
Urt. d. III. Sen. v. 11. März 1909 (1073/08). 

8. 8 61 StB. Strafantragsbefugnis des Stations⸗ 
vorſtandes.] Von welcher Dienſtſtelle bei Verletzungen des 
Hausrechtes einer Behörde der Strafantrag zu ſtellen iſt, 
entſcheidet ſich nach den jeweilig geltenden geſetzlichen und 
reglementariſchen Beſtimmungen, welche für die einem Ver⸗ 
waltungszweige zugehörenden einzelnen Dienſtſtellen erlaſſen find. 
Im vorliegenden Falle iſt dies in erſter Linie die Dienſt⸗ 
anweiſung für die Stationsbeamten und zwar in Rückſicht auf 
den Zeitpunkt der dem Angeklagten zur Laſt gelegten Straftat 
nicht die Ausgabe dieſer Dienſtanweiſung von 1908, ſondern 
diejenige von 1897. Ihre Vorſchriften laſſen klar erkennen, 
daß dem Stationsvorſteher eine gewiſſe Verfügungsbefugnis 
über die zur Station gehörenden Räumlichkeiten hat eingeräumt 
werden ſollen. Es kann nach ihnen keinem Zweifel begegnen, 
daß der Stationsvorſteher berechtigt iſt, Unbefugte aus den 
Bahnhofsräumlichkeiten auszuweiſen. Urt. d. IV. Sen. v. 25. Sept. 
1908 (361/08); ausführlicher in RGSt. 41, 416. 

9. 8 61 StGB. Sicherheit der Kenntnis.] Der Vers 
teidiger bemängelt die Rechtzeitigkeit des Strafantrags, weil 
der Nebenkläger ſchon im Herbſt 1907 Plakate mit Abbildungen 
der Maſchine des Angeklagten zugeſtellt erhalten, folglich auch 
ſchon damals ſichere Kenntnis von der Nachbildung ſeines ges 
ſchützten Muſters erlangt habe. Jene Tatſache iſt in den 
Gründen zu dem angefochtenen Urteil für bewieſen angenommen, 
der aus ihr vom Verteidiger gezogene Schluß aber unſtichhaltig. 
Nach S 10 verglichen mit § 4 Abſ. 1 des Geſetzes betr. den 
Schutz von Gebrauchsmuſtern vom 1. Juni 1891 (RG Bl. S. 290) 
macht ſich ſtrafbar, wer wiſſentlich entgegen einem beſtehenden 
fremden Muſterſchutzrecht gewerbsmäßig das Muſter nachbildet, 
die durch Nachbildung hervorgebrachten Gerätſchaften und Gegen⸗ 
ſtände in Verkehr bringt, feilhält oder gebraucht; die Vorſchrift 
bezieht ſich nur auf körperliche Nachbildung und umfaßt Ab⸗ 
bildungen oder Beſchreibungen nicht. Folgerichtig erfüllt bloßes 
Ausbieten eines unter fremdem Gebrauchs muſterſchutz ſtehenden 
Gegenſtandes in öffentlichen Anſchlägen mit Abbildung und 
Beſchreibung weder das Tatbeſtandsmerkmal des Nachbildens, 
noch das des Inverkehrbringens oder Gebrauchens; ein Feilhalten 
liegt nicht notwendig vor, weil hierzu das Vorhandenſein ge⸗ 
eigneter Voräte erfordert und erfahrungsgemäß die Anfertigung 
gewerblicher Waren, namentlich zuſammengeſetzter Maſchinen, 
bis zum Einlaufe von Beſtellungen aufgeſchoben wird. Aus 
dem gleichen Grunde erbrachten die Plalate des Angeklagten 
auch keinen zuverläſſigen Beweis dafür, daß er tatfächlich bereits 
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eine dem Muſter des Nebenklägers entſprechende Maſchine an⸗ 
gefertigt, in Verkehr gebracht oder gebraucht hatte. Daher hat 
der Nebenkläger durch das An⸗ und Einſehen der Plakate des 
Angeklazten nicht Kenntnis von einer wirklich geſchehenen Vers 
letzung feines Gebrauchsmuſterrechts durch gewerbsmäßiges Nach⸗ 
bilden, Inverkehrbringen, Feilhalten oder Gebrauchen, ſondern 
nur einen ſchlüſſigen Anlaß zu dem mehr oder weniger dring⸗ 
lichen Verdacht einer Verletzung erhalten. Verdacht oder Ver⸗ 
mutung, ja ſelbſt Wahrſcheinlichkeit ſteht der Kenntnis im Sinne 
von 8 61 StGB. nicht gleich, ſetzt alſo auch nicht die drei⸗ 
monatige Antragsfriſt in Lauf. Urt. d. I. Sen. v. 1. Febr. 1909 
(1051/08). 

10. $ 113 StGB. Rechtmäßigkeit der Amtsausübung.] 
Der Angeklagte machte ſich durch Verweilen in der Gaſtwirt⸗ 
ſchaft nach Eintritt der Polizeiſtunde, trotzdem ihn der Polizei⸗ 
beamte zum Fortgehen aufgefordert hatte, der Zuwiderhandlung 
gegen 8 365 Abſ. 1 StGB. ſchuldig. Die Befugniſſe des 
Beamten beſchränkten ſich nicht darauf, die Übertretung nach 
Feſtſtellung der Perſonalien zur Anzeige zu bringen. Vielmehr 
iſt es Aufgabe der Polizei, bevorſtehende Rechtsſtörungen zu 
verhindern. Dieſe Befugnis (Präventippolizei) erſtreckt ſich auch 
auf die bevorſtehende Fortſetzung bereits begonnener Verletzungen 
der Rechtsordnung. Da ſowohl die einfache Aufforderung als 
die Drohung mit unmittelbarer Gewaltanwendung ohne Erfolg 
geblieben waren, ſo kann die Beſugnis des Beamten, zur Ent⸗ 
fernung des Angeklagten Gewalt anzuwenden, keinem Zweifel 
unterliegen. Urt. d. III. Sen. v. 15. Okt. 1908 (549/08); 
ausführlicher in RGSt. 42, 16. 

1. 5 140 (59) StB. Irrtum des Wehrpflichtigen 
über ſeine Staatsangehörigkeit.] Die irrige Annahme des 
Wehrpflichtigen, daß er die deutſche Staatsangehörigkeit ver⸗ 
loren habe, iſt ein dem tatſächlichen im Sinne des 8 59 StGB. 
gleichſtehender Irrtum. Ob dieſe Auffaſſung mit den Urteilen 
des RG. in RGSt. 26, 314; 27, 406, welche 8 112 und 141 
StGB. betreffen, in Einklang ſteht, bedarf keiner Erörterung. 
Im vorliegenden Falle ift die Annahme des Irrtums ſelbſt 
nicht rechtsbedenkenfrei, weil der Angeklagte, ſolange er als 
Minderjähriger ſich bei ſeinem die elterliche Gewalt ausübenden 
Vater aufhielt, deſſen Staatsangehörigkeit nicht verlieren konnte, 
und nicht feſtſteht, daß er hierüber geirrt hatte, ebenſowenig 
daß er ſchon bei Eintritt ſeines Dienſtpflichtalters in Irrtum 
geraten war. Urt. d. V. Sen. v. 23. Okt. 1908 (553/08); 
ausführlicher in RGSt. 42, 26. 

12. 8 159 StGB. Zuläſſige Zeugenbeeinfluſſung.] Die 
an einen Zeugen gerichtete Aufforderung zum Verſchweigen 
einer Tatſache, iſt nicht unter allen Umſtänden als Verleitung 
zum Meineide zu beurteilen. Der Zeuge ſelbſt begeht durch 
die Verſchweigung einen Meineid nur dann, wenn er zur Aus⸗ 
ſage verpflichtet und ſich deſſen bewußt iſt. Folgerichtig liegt 
auch eine Verleitung zum Meineide nur dann vor, wenn der 
Zeuge veranlaßt werden ſoll, trotz Vorliegens einer Ausſage⸗ 
pflicht zu ſchweigen. Urt. d. III. Sen. v. 10. Dez. 1908 
(1026/08); ausführlicher in RGSt. 42, 103. 

13. 88 159, 163 StGB. Ausnutzung enger Frag⸗ 
Rellung.] Das Zeugnis wurde über die Tatſache des ſtatt⸗ 
gehabten Geſchlechtsverkehrs nicht ſchlechthin, ſondern nur hin⸗ 
ſichtlich eines beſtimmten Zeitabſchnitts verlangt, ſo daß der 
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Zeuge ohne eine beſondere Befragung über einen außer⸗ 
halb des letzteren liegenden derartigen Verkehr nicht auszuſagen 
brauchte, weil die unterlaſſene Angabe ſich nicht ſchlechthin als 
das Verſchweigen eines für den Gegenſtand der Abhörung erheb⸗ 
lichen und zur Sache gehörigen Umſtandes darſtellen und des⸗ 
halb auch keine Verletzung der Eidespflicht des Zeugen enthalten 
würde. Vermochte er über einen innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit erfolgten geſchlechtlichen Verkehr mit der Angeklagten nichts 
zu bekunden, wußte letztere dies und wollte ſie den Zeugen nur 
veranlaſſen, das außerhalb dieſer Zeit in dieſer Hinſicht 
zwiſchen ihnen Vorgefallene, wenn er nicht danach gefragt 
würde, zu verſchweigen, ſo kann von einem Verbrechen gegen 
8 159 StGB. überhaupt nicht die Rede fein. Urt. d. IV. Sen. 
v. 24. Nov. 1908 (900/08). 

14. 5 163 StB. Leugnung eines Liebesverhältniſſes.] 
Die Strafkammer hält für erwieſen, daß die Angeklagte, indem 
ſie unter dem Zeugeneide die Frage, ob ſie mit T. ein Liebes⸗ 
verhältnis oder Verhältnis — der Wortlaut ſteht nicht be⸗ 
ſtimmt feſt — unterhalte oder unterhalten habe, verneinte, 
objektiv die Unwahrheit beſchworen hat, da die näher ge⸗ 
ſchilderten Beziehungen, welche zwiſchen ihr und T. beſtanden 
haben, als ein Verhältnis oder ein Liebesverhältnis anzuſehen 
ſeien. Schon dieſe Feſtſtellung gibt zu Bedenken Anlaß. Denn 
es handelt ſich dabei weder um einen von Recht und Geſetz 
geregelten, noch um einen durch die Anſchauung des täglichen 
Lebens überall und allgemein gleichartig beſtimmten Begriff, 
vielmehr pflegt beiden Ausdrücken je nach der durch örtliche 
oder innerhalb der einzelnen Bevölkerungsklaſſen beſtehende 
Sitten und Gewohnheiten bedingten Auffaſſungsweiſe ver⸗ 
ſchiedene Bedeutung beigelegt zu werden. Um eine Frage nach 
dem Vorliegen eines ſolchen als unwahr beantwortet anzuſehen, 
genügt es daher nicht, wenn letzteres gegenüber der Bedeutung 
zutreffen würde, welche das erkennende Gericht dem Ausdruck 
beimißt, ſondern ausſchlaggebend kommt hierfür in Betracht, 
welchen Sinn in erkennbarer Weiſe der vernehmende Richter 
damit verbunden hat. Denn es iſt einleuchtend, daß eine ſeiner 
Auffaſſung entiprechende Ausſage nicht durch eine abweichende, 
an der Hand der zugrunde liegenden Tatſachen vorgenommene 
Bewertung des Begriffs ſeitens des erkennenden Gerichts zu 
einer falſchen geſtempelt werden kann. In dieſer Beziehung 
läßt indes das Urteil einen Ausſpruch vermiſſen. Wäre aber 
ſelbſt anzunehmen, daß die Strafkammer von der nach den vor⸗ 
liegenden Umſtänden landläufigen Bedeutung des Begriffes 
„Verhältnis“ und weiter davon ausgegangen ſei, daß dieſe 
auch der vernehmende Richter im Auge gehabt und in ſeiner 
Frage zu erkennbarem Ausdruck gebracht habe, ſo würde doch 
das ſubjektive Verſchulden der Angeklagten nicht als einwand⸗ 
frei feſtgeſtellt erachtet werden können. Denn der erſte Richter 
hält für erwieſen, daß die Angeklagte unter „Verhältnis“ nur 
von Heiratsabſichten, die in abſehbarer Zeit zu verwirklichen 
ſind, getragene Beziehungen verſtanden und ſich deshalb bei 
Erſtattung ihrer Ausſage in Unkenntnis von der Unwahrheit 
derſelben befunden hat. Daraus folgt, daß nach der Anſicht 
der Strafkammer die Angeklagte zugleich vorausſetzte, daß der 
Ausdruck auch in der ihr vorgelegten Frage nur in demſelben 
Sinne gebraucht ſei. Denn war ſie ſich bewußt, daß damit 
etwas anderes, den tatſächlich zwiſchen ihr und T. beſtandenen 
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Beziehungen Entſprechendes gemeint werde, ſo hätte ſie durch 
die Verneinung der Frage ihre Eidespflicht wiſſentlich verletzt 
und es konnte von einer Unkenntnis der Unwahrheit ihrer Aus⸗ 
ſage nicht die Rede ſein. Nahm ſie aber an, daß das Schöffen⸗ 
gericht von ihr nur inſoweit Auskunft fordere, als ſie eine 
wahrheitsgemäße Antwort gab, ſo iſt unerfindlich, wie ſie da⸗ 
durch, daß ſie gereift genug war, um bei gehöriger Auf⸗ 
merkſamkeit zu erkennen, daß jenes „hierdurch ein der Wahrheit 
nicht entſprechendes Bild von den zwiſchen ihr und T. be⸗ 
ſtehenden Beziehungen bekommen mußte“, fahrläſſig gehandelt 
haben ſoll. Denn die Erkenntnis, daß das Gericht über jene 
Beziehungen durch die wahrheitsgemäße Beantwortung der 
Frage nur nach der in derſelben enthaltenen Richtung, im 
übrigen aber nicht weiter aufgeklärt werde, verpflichtete die 
Angeklagte nicht, über den Rahmen der Frage hinaus Angaben 
zu machen, zumal nicht erhellt, daß ſie überdies angeſichts des 
Zeitpunktes und der beiläufigen Art der Frageſtellung nicht der 
Anſicht ſein mußte und durfte, dem Gericht ſei es bloß um 
Aufklärung in dieſer Hinſicht zu tun. Gewann dadurch das 
Schöffengericht aber ein falſches Bild von der Sachlage, ſo 
beruhte dies dann nicht auf irgendwelcher Verletzung der für 
die Angeklagte aus der Ableiſtung des Zeugeneides entſpringenden 
Pflichten, ſondern auf unſachgemäßer Frageſtellung. Anders 
läge es, wenn die letztere für die Angeklagte erkennbar in dem 
hervorgehobenen weitergehenden, die Beziehungen zu T. im 
allgemeinen umfaſſenden Sinne gemeint war und die Angeklagte 
dies nur infolge unterlaſſener Aufwendung der erforderlichen 
und ihr möglichen Sorgfalt nicht erkannt hätte, da ſie dann 
durch die Verneinung der Frage etwas Falſches bekundete und 
ihre Unkenntnis hiervon durch Fahrläſſigkeit verſchuldete. 
Urt. d. IV. Sen. v. 2. März 1909 (39/09). 

15. 8 164 StGB. Behörde (preußiſche Oberförſterei).] 
Die Oberförſterei iſt ein ſtaatliches von dem Wechſel der 
Perſonen unabhängiges Organ, welches zur Ausübung eines 
begrenzten Kreiſes ſtaatlicher Befugniſſe durch ein anderes 
Organ des Staates berufen und dazu beſtimmt iſt, unter öffent⸗ 
licher Autorität nach eigenem Ermeſſen für die Herbeiführung 
der Zwecke des Staates tätig zu ſein. Sie iſt eine zur An⸗ 
nahme von Strafanzeigen befugte Behörde. Urt. d. III. Sen. 
v. 12. Okt. 1908 (555/08); ausführlicher in RGSt. 41, 442. 

16. 8 164 StGB.] Allerdings liegt eine Anzeige an 
die Behörde nur dann vor, wenn die Mitteilung freiwillig und 
einſeitig gemacht wird. Das läßt ſich aber nicht unter allen 
Umſtänden deshalb verneinen, weil die Mitteilung die Antwort 
auf eine Frage der Behörde bildet. Wer darauf ausgeht, einen 
Unſchuldigen in ſtrafrechtliche Verfolgung zu verwickeln, kann 
ſich der Beurteilung aus 5 164 StGB. nicht dadurch ent⸗ 
ziehen, daß er zunächſt nur den äußeren Tatbeſtand des Ver⸗ 
gehens zur Anzeige bringt und erſt auf erwartete Frage einen 
Unſchuldigen als Täter bezeichnet. Urt. d. II. Sen. v. 16. Okt. 1908 
(640/08); ausführlicher in RGSt. 42, 18. 

17. 88 164, 187 StB. Wiſſentliche unwahre Be: 
ſchuldigungen bei einem Verhör oder Putativverhör.] Der 
Ausſpruch der Strafkammer, daß die Angaben der Angeklagten 
als „Anzeige“ nicht angeſehen werden können, unterliegt keinem 
rechtlichen Bedenken. Auf Grund tatſächlicher Erwägungen iſt 
feſtgeſtellt, daß es der Angeklagten fern gelegen habe, eine 


M 10. 1909. 


Strafverfolgung zu veranlaſſen und daß ſie das, was ſie über⸗ 
haupt erklärt hat, nur auf Befragen angegeben habe, ſo daß 
keine Mitteilung vorliege, die aus ihrer freien Entſchließung 
hervorgegangen wäre; vielmehr trage das ganze Verhör lediglich 
den Charakter einer der behördlichen Initiative entſprungenen 
Zeugenvernehmung und habe die Angeklagte auch den Eindruck 
gehabt, daß ſie lediglich als Zeugin ausſage. Das gilt nach 
den Ausführungen des Urteils von dem Verhöre der An⸗ 
geklagten, das der Schutzmann auf der Polizeiwache mit ihr 
angeſtellt hat. Bezüglich der Mitteilung, die die Angeklagte 
vor dieſem Verhör dem Schutzmann gemacht hat, iſt aus⸗ 
geführt, daß die Angeklagte ſie gemacht habe, ohne daß ſie ſich 
bewußt geweſen ſei, daß ihre Mitteilung geeignet ſei, eine 
Strafverfolgung herbeizuführen. Danach iſt feſtgeſtellt, daß 
bezüglich der Mitteilung an den Schutzmann auf der Straße 
der zum ſubjektiven Tatbeſtande des 8 164 StGB. erforderliche 
Wille der Angeklagten gefehlt habe und bei ihrer Befragung 
auf der Polizeiwache am 8. April eine aus ihrer freien 
Entſchließung hervorgegangene Mitteilung auch in der Tat nicht 
vorgelegen habe. Die von der Angeklagten gemachten Angaben 
unterlagen deshalb, inſoweit ſie wiſſentlich Unwahres enthielten, 


der Beſtrafung aus 8 187 StGB. Urt. d. IV. Sen. v. 8. Dez. 1908 


(841/08). 

18. 8 168 StGB. Grabſchändung durch ben Ber 
fügungsberechtigten.] Wer zur Verfügung über das Grab 
berechtigt iſt, begeht durch Entfernung des Grabſchmucks, den 
Dritte ohne ſeinen Willen angebracht haben, keine Zerſtörung 
oder Beſchädigung des Grabes, auch dann nicht, wenn er ſelbſt 
durch Vernachläſſigung ſeiner Unterhaltungspflicht zu der Ein⸗ 
miſchung Anlaß gegeben hat. Die Motive der Handlung find 
inſoweit gleichgültig. Wohl aber kann in einer ſolchen Hand⸗ 
lung unter Berückſichtigung der Motive die Verübung be⸗ 
ſchimpfenden Unfugs am Grabe erblickt werden, jedoch nur 
dann, wenn die Beſchimpfung dem Verſtorbenen ſelbſt angetan 
werden ſoll. Richtet ſich die kränkende Abſicht nur gegen den 
Dritten, der den Grabſchmuck angebracht hat, fo kann 5 168 
nicht angewendet werden. Urt. d. III. Sen. v. 21. Jan. 1909 
(927/08); ausführlicher in RGSt. 42, 145. 

19. 5 174 Nr. 2 StGB.] Mit Führung einer Unter⸗ 
ſuchung iſt die ſelbſtändige Tätigkeit eines dafür zuſtändigen 
Beamten gemeint, die Vornahme einzelner Unterſuchungshand⸗ 
lungen durch beſonders dazu beauftragte untergeordnete Organe 
fällt nicht darunter. Urt. d. IV. Sen. v. 13. Nov. 1908 
(690/08); ausführlicher in RGSt. 42, 65. 

20. 5 174 Nr. 2 StGB.] In dem angefochtenen Urteil 
iſt der Angeklagte von der Anklage aus 8 174 Abſ. 1 Nr. 2 
StGB. freigeſprochen, weil es an dem Tatbeſtandsmerkmale 
einer anhängigen Unterſuchung fehle. Der Angeklagte, dem als 
Amtmann die ſelbſtändige Behandlung und Erledigung der zur 
Zuftändigleit des Oberamts gehörenden Strafſachen zugeteilt 
war, hat in ſeinem Amtszimmer mit der wegen Bettelns an⸗ 
gezeigten und von ihm verantwortlich vernommenen Thereſia E. 
unzüchtige Handlungen vorgenommen, nachdem das Ver⸗ 
nehmungsprotokoll begonnen oder ſchon abgeſchloſſen und von 
ihr unterzeichnet war. Nach ihrer von den Urteilsgründen 
wiedergegebenen Schilderung der einzelnen Vorgänge wäre im 
entſcheidenden Zeitpunkte „unter dem Platze, wo ſie unter⸗ 
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ſchrieben hat, noch nichts geſtanden, d. i. kein Einſtellungs⸗ 
beſchluß,“ wogegen der Angeklagte behauptet, es ſei, ehe es zu 
einer unzüchtigen Handlung kam, bereits „der Einſtellungs⸗ 
beſchluß abgefaßt und der E. eröffnet“ geweſen, und das Er⸗ 
gebnis der Beweiswürdigung gipfelt in dem Satze, das Gericht 
trage Bedenken, die Darſtellung des Angeklagten durch die 
alleinſtehenden Angaben der E. für widerlegt anzuſehen. Vor⸗ 
ausgeſchickt iſt die Erwägung, daß „die Unterſuchung in erkenn⸗ 
barer Weiſe beendet war mit demjenigen Abſchnitte des Ver⸗ 
fahrens, in welchem der Angeklagte die Unterzeichnung des 
Vernehmungsprotokolls herbeigeführt und der E. den Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluß eröffnet“ hatte. Die Staatsanwaltſchaft geht 
in ihrer Reviſionsſchrift davon aus, daß eine Beendigung der 
„Unterſuchung im weiteren Sinne” nicht angenommen werden 
könne, ſolange das Abhängigkeitsverhältnis, wegen deſſen die 
betreffende Perſon eines Schutzes bedürfe, rechtlich wie tatſächlich 
noch fortdauere, daß mithin auch diejenigen Beamten ſtrafbar 
ſeien, „welche der Vornahme unzüchtiger Handlungen die Er⸗ 
öffnung, daß die Unterſuchung eingeſtellt ſei, oder eine andere, 
gleichwertige Erklärung vorausſchicken, um die Perſon hierdurch 
noch gefügiger und willfähriger zu machen.“ Dieſer Anſicht 
ſtehen Grundgedanke und Wortlaut des Geſetzes entgegen. 
Durch den Abſchluß der Unterſuchung und die Eröffnung des 
Abſchluſſes verliert der, gegen den ſie gerichtet war, jeden be⸗ 
gründeten Anlaß, dem Übergewicht des unterſuchungsführenden 
Beamten ſich zu fügen und von der geeigneten Abwehr un⸗ 
ziemlicher Zumutungen ängſtlich abzuſehen; wenn er ſich gleich⸗ 
wohl aus Befriedigung über den ihm vorteilhaften Ausgang 
der Unterſuchung oder aus Dankbarkeit entgegenkommend oder 
willfährig zeigt, fo entfpringt die Quelle feines Verhaltens un⸗ 
zweifelhaft anderen ſeeliſchen Regungen als dem Bewußtſein 
eigener Ohnmacht oder dem Befürchten einer Gefährdung für 
den Fall des Widerſtandes. Der beſondere Schutz des 8 174 
Abſ. 1 Nr. 2 StGB. iſt denn auch nur denjenigen Perſonen 
gewährt, „gegen welche“ der Täter als Beamter „eine Unter⸗ 
ſuchung zu führen hat“, d. h. in der Gegenwart zu führen 
berechtigt, verpflichtet und beſchäftigt iſt, nicht in der Vergangen⸗ 
heit es war. Deshalb kann auch nicht mit der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft dem Umſtande Bedeutung beigemeſſen werden, daß Thereſia 
E. „noch nicht förmlich entlaſſen“ war, als der Angeklagte ſich 
mit ihr zu ſchaffen machte; entſcheidend iſt die Eröffnung des 
Unterſuchungsabſchluſſes, und der Begriff einer „Unterſuchung 
im weiteren Sinn“, die erſt mit der förmlichen Entlaſſung des 
Beſchuldigten ihre Endſchaft erreichen würde, läßt ſich ohne 
Willkür nicht in das Geſetz hineintragen. Urt. d. I. Sen. b. 
25. März 1909 (159/09). 

21. 8 176 Nr. 3 StGB. Bloße Unanſtändigkeit ohne 
geſchlechtliche Beziehung, vgl. a. Nr. 23, 24.] Zutreffend bekämpft 
der Beſchwerdeführer die erſtrichterliche Anſicht, daß die Hands 

deren ſich der Angeklagte ſchuldig gemacht hat, als objektiv 
unzüchtig anzuſehen fe. In dem Aufknöpfen der Hofe der 
fünfjährigen Erna H. durch den Angeklagten, nachdem dieſer 
das Kind auf den Arm genommen hatte, iſt nicht ohne weiteres 
eme objektiv unzüchtige Handlung zu finden, es muß vielmehr 
hinzukonnnen, daß objektive Momente vorliegen, aus denen eine 
eſchlechtliche Richtung, eine geſchlechtliche Beziehung des Täters 
erkennbar in die Erſcheinung treten. Lediglich Tatfrage iſt es 


freilich, wo im Einzelfalle hierbei die Grenzen zu finden find, 
denn wie es Handlungen gibt, die äußerlich objektiv unzüchtig 
erſcheinen können, ohne es zu ſein, ſo werden anderſeits dieſelben 
Handlungen „unter Umſtänden“ unbedenklich als objektiv un⸗ 
züchtige anzuſehen ſein, wenn ſie eine geſchlechtliche Beziehung 
zum Ausdruck bringen. RGSt. 33, 430. Nach dieſer Richtung 
läßt es aber das Urteil an einer ausreichenden Begründung 
fehlen, welche gegenüber der Eigenartigkeit des Falles um ſo mehr 
gefordert werden muß und welcher dadurch nicht genügt wird, 
daß es heißt, der Angeklagte habe dem Kinde bei der Ver⸗ 
richtung der Notdurft gar nicht behilflich ſein wollen, weshalb 
die Tat nur aus dem Beweggrunde der Geilheit erklärlich ſei. 
Unter dieſen Umſtänden ließ ſich das Urteil, ſo wie dasſelbe 
begründet worden, nicht aufrechterhalten, vielmehr war deſſen 
Aufhebung und die Rückverweiſung der Sache an die Vorinſtanz 
geboten. Bei der erneuten Verhandlung wird die Strafkammer 
eventuell in eine Prüfung der Frage einzutreten haben, ob nicht 
ein Verſuch des Delikts aus 8 176 Nr. 3 StGB. vorliegt, 
wobei übrigens mit Rückſicht auf die Beſonderheit des Falles 
die Vorſchrift des 8 46 Nr. 2 StGB. nicht wird außer Be⸗ 
tracht bleiben dürfen. Urt. d. III. Sen. v. 3. Dez. 1908 
(801/08). 

22. 5 180 StGB. Verantwortlichkeit der Ehefrau für 
Vorgänge im Hausweſen.] Mit Unrecht behauptet die Reviſion, 
daß das LG. den Begriff des Vorſchubleiſtens anerkannt habe, 
daß die Angeklagte insbeſondere nicht verpflichtet geweſen ſei, 
die Unſittlichkeit im Hotel ihres Mannes zu hindern. Nach 
8 1356 BGB. iſt die Frau berechtigt und verpflichtet, das 
gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten. Allerdings hat nach 
§ 1354 BGB. der Mann die Entſcheidung in allen das 
gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten, 
aber die Frau iſt nach Abſ. 2 nicht verpflichtet, ihm Folge zu 
leiſten, wenn die Entſcheidung des Mannes gegen das Geſetz 
verſtößt und alſo ſich als Mißbrauch ſeines Rechts darſtellt. 
Dann iſt die Frau ohne Rückſicht auf den Mann verpflichtet, 
ihr Hausweſen ſo zu leiten, wie es dem Geſetze entſpricht. 
Vgl. Urteile des I. Senats vom 28. Januar 1904 gegen 
Kruppenbacher, D 4037/03, und des IV. Senats vom 
19. Januar 1906, 4 D 606/05 (Goltd Arch. 53, 164). Nach 
den Feſtſtellungen des erſten Richters iſt die Angeklagte mit 
ihrem Manne bezüglich der Duldung des Unzuchtsbetriebs in 
den Zimmern des Hotels ganz einverſtanden geweſen und hat 
das auf verſchiedene Weiſe bekundet. Unter diefen Umſtänden 
konnte, wenn das Gericht auch die Frage der Mittäterſchaft 
mit dem Manne nicht erörtert hat, doch in der Unterlaſſung 
jedes Einſpruchs gegen die Einrichtung des Hotelbetriebs und 
jedes Verſuchs, ihren Mann zur Beſeitigung des unzüchtigen 
Treibens anzuhalten, ohne Rechtsirrtum eine Verletzung ihrer 
Rechtspflicht, ihr Haus reinzuhalten, gefunden und deren 
Nichterfüllung als Vorſchubleiſten erachtet werden. Urt. d. 
I. Sen. v. 19. Nov. 1908 (765/08). 

23. 5 183 StGB. Bloße Unanſtändigkeit ohne geſchlecht⸗ 
liche Beziehung, vgl. a. Nr. 21, 24.] Die Ausführungen des 
Vorderrichters geben zu Zweifeln Anlaß, ob er den Begriff 
der unzüchtigen Handlung im Sinne des 8 183 StGB. zu⸗ 
treffend gewürdigt hat. Feſtgeſtellt wird zwar, daß die Hand⸗ 
lungen des Angeklagten an ſich geeignet waren, das Scham⸗ 
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und Sittlichkeitsgefühl der Mädchen, denen er auf öffentlicher 
Straße ſein entblößtes Geſäß zeigte, gröblich zu verletzen. Auch 
wird angenommen, daß dieſe Perſonen über die Unverſchämtheit 
des Angeklagten empört geweſen ſind und ſich in ihrem Scham⸗ 
gefühl erheblich verletzt gefühlt haben. Dies reicht jedoch zur 
Erfüllung des hervorgehobenen Begriffsmerkmals nicht aus. 
Wie das RG. in ſtändiger Rechtſprechung anerkannt hat, er 
fordert der Unzuchtsbegriff eine Beziehung der Handlung auf 
das Geſchlechtsleben; es muß durch ſie das Gefühl für Anſtand 
und Sitte in geſchlechtlicher Beziehung verletzt worden 
ſein. Hierüber fehlt es dem Urteile an zureichenden klaren 
Feſtſtellungen. Es wird nur geſagt, der pervers veranlagte 
Angeklagte habe in wollüſtiger Abſicht gehandelt, und es ſei 
ihm bei ſeinem Treiben lediglich darum zu tun geweſen, ſich 
und ſeinen Zuſchauern einen geſchlechtlichen Anreiz zu verſchaffen. 
Daß ſeine Handlungen aber auch die Wirkung gehabt haben, 
derartige geſchlechtliche Anreizungen in anderen hervorzurufen, 
und daß ſie objektiv geeignet waren, den Anſtand in geſchlecht⸗ 
licher Beziehung zu verletzen, darüber ſpricht ſich das Urteil 
nicht aus. Ein ſolcher Ausſpruch war gerade hier um ſo weniger 
zu entbehren, als die Handlungsweiſe des Angeklagten ihrer 
Beſchaffenheit nach nicht ohne weiteres auf das Gebiet des 
Geſchlechtslebens hinwies. Urt. d. II. Sen. v. 27. Nov. 1908 
(840/08). 

24. 8 184 StGB. Dasſelbe.] Abbildungen find unzüchtig, 
wenn ſie geeignet ſind, das allgemeine Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Beziehung zu ver⸗ 
letzen. Die Strafkammer ſcheint ſowohl das Erfordernis 
der geſchlechtlichen Beziehung unrichtig beurteilt als auch den 
Grad und Umfang der ſittlichen Empfindungen, deren Verletzung 
durch das Geſetz geſchützt werden ſoll, falſch aufgefaßt zu haben. 
Beiſpielsweiſe iſt nicht erfindlich, wie bei dem im Urteile 
feſtgeſtellten Inhalt der Poſtkarte Nr. 553 (Ziff. 80 des Urteils) 
in der Abbildung eine geſchlechtliche Beziehung zum Ausdruck 
gebracht ſein ſoll. Wenn die Abbildung nichts weiteres enthält, 
als was die Strafkammer feſtſtellt, kann ſie als „roh, gemein 
und geſchmacklos“ und aus Anſtandsgründen auch als gegen 
Scham und Sitte verſtoßend bezeichnet werden, aber davon, 
daß letzteres in Beziehung auf das Geſchlechtsleben der Fall 
wäre, kann nach den vorliegenden Feſtſtellungen keine Rede ſein. 
Ebenſo verhält es ſich mit den Feſtſtellungen zu der Poſtkarte 
Nr. 83 (Ziff. 5 des Urteils). Inwiefern hier für den ſchlafenden 
Mann Anlaß zu einem Wolluſtgeſühl geſchlechtlicher Art gegeben 
ſein ſoll, bleibt im Unklaren und es iſt zu vermuten, daß auch 
hier, wie im vorigen Falle, bei der Annahme einer geſchlecht⸗ 
lichen Beziehung von unrichtigen Vorausſetzungen ausgegangen 
it. In ähnlicher Weiſe erſcheint es auch noch in anderen Fällen 
als ſehr zweifelhaft, ob und inwiefern eine geſchlechtliche Be⸗ 
ziehung angenommen werden konnte, und es beſteht Grund zum 
Verdachte, daß den Ausführungen der Strafkammer überhaupt 
eine verfehlte Auffaſſung in der bisher beſprochenen Richtung 
zugrunde liegt. Außerdem ergibt ſich auch noch das weitere 
Bedenken, daß die Strafkammer nicht das allein maßgebende 
allgemeine Scham⸗ und Sitllichkeitsgefühl, wie es durch⸗ 
ſchnittlich bei jedem unbefangen, vernünftig und natürlich 
denkenden und fühlenden Menſchen zu finden und zu erwarten 
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Auge gefaßt hat, ſondern von einem zu einſeitigen Standpunkt 
ausgegangen iſt (RGSt. 32, 418; 33, 17; 35, 133). Es ift 
in dieſer Hinſicht wohl nicht bloß zufällig, daß im Urteil nirgend 
von dem allgemeinen Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl gesprochen 
wird, und es iſt auch die Bemerkung des Urteils, daß das 
Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl „in gröblicher Weiſe“ verletzt 
werde, nicht ohne weiteres in ſolchem Sinne zu verſtehen, viel⸗ 
mehr liegt es nahe, daß die Strafkammer — wenigſtens bis 
zu einem gewiſſen Grade — das Gröbliche in der Roheit und 
Gemeinheit der Abbildungen ſchlechthin und ohne die nötige 
Beſchränkung auf das Geſchlechtliche geſehen hat. Urt. d. I. Sen. 
v. 3. April 1909 (122/09). 

25. 5 184 Nr. 3 StGB. Beſtimmung für verheiratete 
Perſonen.] 

a. Das Urteil ſtellt unanfechtbar feſt, der Angeklagte ſei 
ſich bewußt geweſen, daß die von ihm angekündigten und an⸗ 
geprieſenen Schutzmittel nicht nur beim ehelichen, ſondern auch 
beim außerehelichen Geſchlechtsverkehr Verwendung finden würden. 
Damit iſt dargetan, daß er ſich über die Beſtimmung der Mittel 
zum unzüchtigen Gebrauch nicht im Unklaren befand, und 
dies, trotzdem er ſich unmittelbar nur an verheiratete Perſonen 
gewendet hat. Denn nach der tatſächlichen Auffaſſung des 
Gerichts ging der Angeklagte hierbei davon aus, daß ein Teil 
der verheirateten Perſonen außereheliche geſchlechtliche Be⸗ 
ziehungen unterhalten oder die Mittel, der Anregung des An⸗ 
geklagten folgend, auch unverheirateten Freunden und Bekannten 
weiterempfehlen werde. Was die Reviſion dagegen einwendet, 
find nach 8 376 StPO. unzuläſſige Angriffe auf die Beweis⸗ 
würdigung. Die von dem Angeklagten ausſchließlich an ver⸗ 
heiratete Perſonen geſandten „Proſpekte“ unterſchieden nicht 
zwiſchen ehelichem und außerehelichem Beiſchlaf. Sind aber 
die in ihnen angeprieſenen Mittel zur Verhütung von Anſteckung 
oder der Empfängnis, wie feſiſteht, ebenſo tauglich beim außer: 
ehelichen wie beim ehelichen Geſchlechtsverkehr, ſo ergab ſich 
ihre Beſtimmung zum unzüchtigen Verkehr unmittelbar aus der 
Ankündigung ſelbſt, gleichgültig, an welche Perſonen ſie zunächſt 
gerichtet waren. Der Begriff des „Publikums“ iſt nicht ver⸗ 
kannt. Die Annahme des Urteils, daß der Angeklagte die 
„Proſpekte“ „in großer Zahl“ verbreitet hat, kann als rein 
tatſächliche vom Reviſionsgericht auf ihre Richtigkeit nicht nach⸗ 
geprüft werden. Seine Erwägung aber, daß, mochte der An⸗ 
geklagte auch nur zu ſolchen verheirateten Perſonen unmittelbare 
Beziehungen geſucht haben, welchen ein Kind geboren worden 
war, doch der hierdurch gegebene Perſonenkreis kein beſchränkter, 
in ſich abgeſchloſſener und zum Voraus beſtimmter war, iſt 
keine rechtsirrige. Die Empfänger bildeten für den Angeklagten 
einen Teil der Allgemeinheit, und zwar derjenigen, bei welcher 
er feine Ware leicht anbringen konnte. Der Umſtand, daß 
ihnen kurz vorher ein Kind geboren war, brachte ſie weder 
unter ſich in einen näheren Zuſammenhang, noch drückte er ihnen 
ein eigentümliches in ihrer Perſönlichkeit begründetes Merkmal 
auf. Ihre Zahl war keineswegs abgeſchloſſen, naturgemäß 
vermehrte ſie ſich vielmehr immer weiter, zumal da der An⸗ 
geklagte ihnen angeſonnen hatte, die Schutzmittel zugleich in 
Freundes und Bekanntenkreiſen zu empfehlen — Urteil des 
erkennenden Senats vom 10. Juni 1907, 1 D 23/7 —. 
Das Urteil gibt dafür keinen Anhalt, daß die Briefe vom An⸗ 
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geklagten verſchloſſen abgeſendet worden find. Indeſſen würde 
dies kein rechtliches Hemmnis bilden. Die Tatſache hätte nicht 
zu verhindern vermocht, daß, der Abſicht des Angeklagten ent⸗ 
ſprechend, ihr Inhalt einer unbeſtimmten Anzahl beliebiger 
Perſonen zur Kenntnis gelangte — RGSt. 34, 81 (84) —. 
Urt. d. I. Sen. v. 7. Jan. 1909 (949/08). 

b. Wollte der Angeklagte behaupten, daß Präſervative 
nur für den ehelichen Geſchlechtsverkehr und deshalb nicht zu 
unzüchtigem Gebrauche beſtimmt ſeien, oder wollte er ein⸗ 
wenden, daß er ſie nicht zu einem ſolchen, ſondern nur 
Eheleuten anzubieten beabſichtigte — beides wäre nach dem 
angegebenen Wortlaut ſeiner Erklärung als deren Sinn feſtzu⸗ 
ſtellen möglich —, ſo würde das eine wie das andere unerheblich 
und an ſich nicht geeignet ſein, daraus das Fehlen des in 
8 184 Ziff. 3 a. a. O. vorausgeſetzten Vorſatzes abzuleiten. 
Denn weil der Natur der Sache nach jeder Gegenſtand, der 
gemäß feiner Beſchaffenheit und einer bekannten Übung zu den 
Zwecken ehelichen Geſchlechtsverkehrs dienlich iſt, dieſe Eigen⸗ 
ſchaft notwendigerweiſe auch zugleich bezüglich des außerehelichen 
beſitzt, kann der Gebrauch eines ſolchen immer nur für den 
Geſchlechtsverkehr in ſeiner Geſamtheit, nicht aber in der Be⸗ 
ſchränkung auf die eheliche Beiwohnung berückſichtigt werden 
und vor allem niemals von der zufälligen Abſicht des Ver⸗ 
fertigers oder gar der willkürlichen Behauptung eines anderen, 
insbeſondere des Anpreiſenden, abhängig ſein. Dies iſt bereits 
in dem angezogenen Urteil in RGSt. 34, 365 für die objektive 
Seite des in 8 184 Ziff. 3 StGB. gegebenen Tatbeſtandes 
ausgeführt, und davon muß auch bei der Beurteilung des 
ſubjektiven Tatbeſtandes ausgegangen werden. Eine, überdies 
in der Anpreiſung nicht einmal zum Ausdruck gelangte Abſicht 
iſt für die Anwendbarkeit des § 184 Ziff. 3 a. a. O. auch 
deshalb völlig bedeutungslos, weil es auf die dabei verfolgten 
Motive und Zwecke nicht ankommt (vgl RGSt. 39, 313); ſie 
ſchließt keinesfalls das Bewußtſein von der Beſtimmung des 
Gegenſtandes zu unzüchtigem Gebrauch ohne weiteres aus. 
Demnach, und da Umſtände, welche in der einen oder anderen 
Beziehung eine andere Beurteilung zu begründen vermöchten, 
nicht erſichtlich gemacht ſind, fällt die Behauptung des An⸗ 
geklagten, wie fie auch aufzufaſſen fein mag, dem 8 184 Ziff. 3 
StGB. gegenüber nicht ins Gewicht. Urt. d. IV. Sen. v. 
5. Jan. 1909 (969/08). 

26. 5 184 Nr. 3 StGB. Verſendung ausſchließlich an 
Arte] War das angepriefene Mittel zur Verhütung der Emp⸗ 
fängnis vom ärztlichen Standpunkt als Vorbeugungsmittel gegen 
Schwangerſchaft unter Umſtänden zuläſſig, fo wurde dadurch 
ſeine Eigenſchaft als zu unzüchtigem Gebrauche geeigneter und 
ſomit auch in abſtraktem Sinne beſtimmter Gegenſtand nicht 
berührt. Die durch die Verſendung der Broſchüre an die Arzte 
angelockten Perſonen waren ihrer Anzahl und ihrer Perſönlichkeit 
nach unbeſtimmt und bildeten keine geſchloſſene Perſoneneinheit. 
Sie waren das Publikum, an das die anpreiſenden Prospekte 
gelangen ſollten. Die Arzte bilden einen Bevölkerungsteil wie 
die Arbeiter, Handwerker, Beamten und andere einer Berufs⸗ 
gemeinſchaft angehörige Perſonen. Die Gleichheit des Berufs 
begründet nicht einen feſtgeſchloſſenen Kreis. Wurden die 
Broſchüren fo vielen Arzten, wie angängig war, überſendet, ſo 
wurden ſie an eine Mehrheit unbeſtimmt welcher und wie vieler 
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Perſonen, alſo an das Publikum verſandt. (RES. 34 S. 81, 89.) 
Auch wenn nach Abſicht der Verſender der Broſchüre die Arzte 
das Mittel für ihre Patienten beziehen oder durch dieſe beziehen 
laſſen ſollten, um es als zuläſſiges Vorbeugungsmittel gegen 
Schwangerſchaft anzuwenden, würden die Arzte ein Publikum 
in dem angegebenen Sinne ſein. Eine ſolche Abſicht der Ver⸗ 
ſender nimmt die Strafkammer aber auch gar nicht an, ſondern 
ſie erblickt in der als ärztliche Betrachtung für jedermann vom 
Verfaſſer bezeichneten Broſchüre eine ausdrücklich auf den außer 
ehelichen Geſchlechtsverkehr abzielende Anpreiſung. Es bedarf 
daher keines Eingehens darauf, ob und wie die in der Reviſions⸗ 
ſchrift unterſtellte Abſicht der Verſender den ſubjektiven Tat⸗ 
beſtand beeinfluſſen könnte. Der Begriff einer Anpreiſung an 
das Publikum wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die einzelnen 
Anpreiſungshandlungen zeitlich aufeinander folgen. Die an die 
einzelnen Angehörigen des Publikums als ſolche gerichteten An⸗ 
preiſungen nehmen nicht dadurch die Eigenſchaft privater 
Schreiben an, daß ſie nicht gleichzeitig an eine größere 
Perſonenzahl gelangen. Es beſteht kein Grund, die für 
den Begriff der fortgeſetzten Straftat beſtehenden Grund⸗ 
ſätze dem Tatbeſtande des 5 184 Nr. 3 StGB. gegenüber 
für unanwendbar zu erachten. Urt. d. II. Sen. v. 11. Dez. 1908 
(844/08). 

27. 8 185 StGB. Beleidigung durch unſittliche Bus 
mutungen.] Daß die unzüchtigen Zumutungen und Zudringlich⸗ 
keiten des Angeklagten gegenüber der Ehefrau T. in allen drei 
Einzelfällen eine Kundgebung der Geringſchätzung des ſittlichen 
Wertes der Frau bildeten und äußerlich den Tatbeſtand des 8 185 
StGB. begründeten, wird im Urteil anerkannt; die Annahme einer 
ſtrafbaren Beleidigung wird nur aus dem inneren Grunde eines 
ungenügenden Nachweiſes des Bewußtſeins des Angeklagten von 
der ehrverletzenden Wirkung ſeiner Kundgebung abgelehnt. Es 
wird darauf hingewieſen, daß die Frau T. dem Angeklagten 
trotz vorausgegangener anzüglicher Redensarten in das hintere 
Zimmer gefolgt ſei, und wird hiernach die Möglichkeit als nicht 
ausgeſchloſſen bezeichnet, „daß der Angeklagte angenommen hat, 
die Frau werde ſeinem Begehren einen ernſtlichen Widerſtand 
nicht entgegenſetzen“. Richtig iſt, daß in Fällen der vorliegenden 
Art der innere Tatbeſtand des 8 185 StGB. fehlen kann, 
wenn der Täter von dem beſtehenden oder zu erwartenden Ein⸗ 
verſtändnis der Frauensperſon ausgegangen iſt und dem⸗ 
zufolge ſein Vergehen für nicht rechtsverletzend gehalten hat 
(RGSt. 29, 398); dabei wird aber vorausgeſetzt, daß er ſich 
in der Annahme des Einverſtändniſſes völlig ſicher gefühlt 
und die Möglichkeit des Eintritts einer ehrverletzenden Wirkung 
ſeiner Handlung außerhalb ſeines Willens gelegen war. Ohne 
die Annahme, daß die Frauensperſon nicht ernſtlich ſich wider⸗ 
ſetzen werde, werden Zumutungen der in Rede ſtehenden Art 
überhaupt nicht gemacht; dieſe Annahme ſchließt aber durchaus 
nicht ohne weiteres aus, daß der Täter ſich der Möglichkeit 
ihrer Unrichtigkeit bewußt iſt und auf die Gefahr hin 
handelt, ſich in ſeiner Annahme getäuſcht zu ſehen und rechts⸗ 
widrig die Ehre der Frau zu verletzen. Verwirklicht ſich dieſe 
dem Täter bewußte, von ihm in ſeinen Willen aufgenommene 
Möglichkeit, ſo iſt ihm das auch hinſichtlich des inneren Tat⸗ 
beſtandes des 5 185 StGB. zuzurechnen. Urt. d. I. Sen. v. 
25. März 1909 (149/09). 
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28. 8 193 StGB. Abgegrenzte Perſonenkreiſe (Wahl⸗ 
ausſchüſſe).] Die Zugehörigkeit zu einer politiſchen Partei allein 
genügt allerdings nicht, um einen Anſpruch auf Gewährung 
des Schutzes des 8 193 zu begründen. Wohl aber kann eine 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen für ein Mitglied ſolcher 
Perſonenkreiſe in Betracht kommen, welche durch konkretere 
Zwecke verbunden, gegenüber der Allgemeinheit erkennbar ab⸗ 
gegrenzt und in ihrer Zuſammengehörigkeit überſehbar find. 
Den Charakter eines geſchloſſenen Perſonenkreiſes in dieſem 
engeren Sinne trägt auch eine Vereinigung von Anhängern 
derſelben Partei, welche zur Vorbereitung und Förderung der 
Wahlen zu einer geſetzgebenden Körperſchaft gebildet wird, um 
im Intereſſe der eigenen Partei Anhänger zu werben und ihrem 
Wahlkandidaten zum Siege zu verhelfen. Bezüglich eines zum 
Betriebe der Wahlangelegenheiten bei den Reichstagswahlen 
gebildeten Wahlausſchuſſes iſt vom RG. bereits entſchieden, daß 
die Mitglieder eines ſolchen Ausſchuſſes bei ihrer im Intereſſe 
ihrer Partei ausgeführten Werbearbeit berechtigte Intereſſen 
wahrnehmen. Vgl. RGSt. 26, 18 (20). Nach dem Inkraft⸗ 
treten des Reichsvereinsgeſetzes vom 19. April 1908 (RGBl. 
S. 151) hat ein gleiches für die Wahlausſchüſſe zur Förderung 
der Wahlen zu allen in 8 4 daſelbſt aufgeführten öffentlichen 
Körperſchaften zu gelten, da ſie als geſetzlich zuläſſige Vereine 
durch die in § 4 getroffene Beſtimmung anerkannt find, wie 
dies für die zur Förderung der Wahlangelegenheiten bei den 
Reichstagswahlen gebildeten Wahlausſchüſſe bereits durch 8 17 
des Wahlgeſetzes vom 31. Mai 1869 geſchehen war. Urt. d. 
IV. Sen. v. 11. Dez. 1908 (889/08). 

29. 5 196 StGB. Strafantragsbefugnis des Landrats. 
Aus der Stellung des Landrats an der Spitze der Verwaltung 
des Kreiſes, ſeinen Befugniſſen den Gemeindevorſtehern und den 
Gemeinden gegenüber in den kommunalen Verwaltungs angelegen⸗ 
heiten, ergibt fich, daß in Preußen und ſpeziell auch in der 
Provinz Hannover, der Landrat nicht bloß in polizeilichen, ſondern 
auch in Verwaltungsangelegenheiten als der Vorgeſetzte der 
Gemeindevorſteher im Sinne des $ 196 StGB. zu gelten hat. 
Hiernach muß aber weiter der von dem ordentlichen Vertreter 
des Landrats des Kreiſes Emden geſtellte Strafantrag für 
rechtsgültig erachtet werden. Urt. d. III. Sen. v. 8. Okt. 1908 
(533/08). 

30. 5 200 StGB. Offentlichkeit.] Wenn das RG. in 
RGSt. 22, 241 ausgeſprochen hat, der Ausſchluß der Offent⸗ 
lichkeit ergebe ſich nur dann, wenn die mehreren Perſonen, 
welche die Außerung gehört haben oder hätten hören können, 
dergeſtalt mit dem Täter in innerem Zuſammenhange ge⸗ 
ſtanden hätten, daß ſie als eine Einheit gedacht werden können, 
ſo kann daraus nicht abgeleitet werden, daß die Offentlichkeit 
ſchon dadurch hergeſtellt werde, daß in einen ſolchen geſchloſſenen 
Perſonenkreis der Täter ſelbſt unbefugterweiſe eingetreten iſt. 
Urt. d. III. Sen. v. 10. Dez. 1908 (745/08); ausführlicher in 
RGSt. 42, 112. 

31. 588 223 f. StGB.] Züchtigungsrecht des Lehrers 
beſchränkt ſich nicht rechts begrifflich auf die ihm unmittelbar 
zugewieſenen Schüler, denn es dient nicht nur der eigentlichen 
Erziehung, ſondern der Aufrechterhaltung der Schulzucht und 
der Aufficht über das ſittliche Verhalten der Schüler in und 
außer der Schule. Die Grenzen des dem Züchtigungsrechte 
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des einzelnen Lehrers unterworfenen Schülerkreiſes beſtimmen fich 
durch örtliche Einrichtungen und die dafür maßgebenden Ans 
ordnungen der Schulbehörde. Irrtum des Lehrers über dieſe 
Grenzen iſt nicht Irrtum über das Strafgeſetz. Urt. d. V. Sen. 
v. 15. Jan. 1909 (905/08); ausführlicher in RG St. 42, 142. 
32. 88 230, 59 StGB. Schlaftrunkenheit.] Dem An- 
geklagten wird nicht zum Vorwurf gemacht, daß er infolge 
ſeines körperlichen Zuſtandes den Anforderungen des Dienſtes 
nicht mehr gewachſen war, in einen Halbſchlaf verfiel und die 
Halteſignale unbeachtet ließ. Vielmehr erblickt der Vorder⸗ 
richter die Fahrläſſigkeit des Angeklagten (§ 230 StGB.) und 
die Vernachläſſigung der ihm obliegenden Pflichten (8 312 
Abſ. 2 a. a. O.) darin, daß er es unterlaſſen hat, ſich auf 
einer der Stationen, an denen er während der Fahrt hielt, krank 
zu melden, mindeſtens aber den ihm zugeteilten Heizer auf ſein 
Unwohlſein aufmerkſam zu machen und dadurch zu erhöhter 
Wachſamkeit zu veranlaſſen, obwohl er infolge mehrfachen Uber⸗ 
ſehens der Signale hätte merken müſſen, — alſo bei An⸗ 
wendung gehöriger Sorgfalt auch trotz ſeiner Erkrankung zu 
erkennen imſtande war —, daß er ſeinen Dienſt nicht mehr 
ordnungsmäßig verſehen konnte. Ein Rechtsirrtum aber oder 
ein Widerſpruch tritt hierin nicht zutage. Wenn das Urteil es 
als möglich bezeichnet, daß ſich der Angeklagte über den Grad 
ſeiner Erkrankung falſche Vorſtellungen gemacht und geglaubt 
habe, er werde ſeiner Mattigkeit und Ermüdung Herr bleiben 
können, ſo wird damit dieſe irrige Annahme nicht als eine 
unabwendbare und deswegen dem Angeklagten nicht zuzurechnende 
Wirkung ſeines Zuſtandes hingeſtellt. Der Angeklagte war — 
das iſt erkennbar die Meinung des Vorderrichters — zwar 
unfähig, die Halteſignale genau zu beachten, überhaupt die 
Obliegenheiten eines Lokomotivführers gehörig zu erfüllen, nicht 
aber, dieſer Unfähigkeit ſich bewußt zu werden, die hiernach 
gebotenen Maßnahmen rechtzeitig zu treffen und die Folgen 
ihrer Unterlaſſung vorauszuſehen. Die Frage, ob nach Lage 
der Umſtände vom Angeklagten verlangt werden konnte, daß 
er dieſe Folgen vorausſah, iſt durch den Schuldausſpruch aus 
8 230 StGB. bejaht worden, mithin nicht ungeprüft geblieben; 
zu weiterer Begründung, als ſie im Urteil enthalten iſt, war 
das Gericht prozeßrechtlich nicht genötigt. Urt. d. II. Sen. v. 
1. Dez. 1908 (921/08). Vgl. a. Nr. 55. | 
33. 5 235 StGB. Veränderung des Wohnorts (Ver⸗ 
legung nach dem Auslande).] Dem Angeklagten iſt zur Laſt 
gelegt, die amtsgerichtlichen Verfügungen vom 12. und 17. Juni 
1907, vermöge deren er ſeinen minderjährigen Sohn der Mutter 
täglich auf die Dauer von zwei Stunden zu überlaſſen hatte, 
am 13. Juli 1907 durch Mitnahme des Kindes nach London 
durchkreuzt, damit aber ſeiner Ehefrau das Kind durch Liſt 
entzogen zu haben. Die Strafkammer hat den Angeklagten 
freigeſprochen; ſie legt jene Verfügungen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts dahin aus, daß der Mutter damit die Sorge für die 
Perſon des Kindes habe genommen und dieſes Recht aus⸗ 
ſchließlich auf den Vater, d. i. den Angeklagten, habe über⸗ 
tragen werden ſollen. Ob die Auslegung im Hinblick auf die 
Beſtimmungen der 88 1631, 1635, 1636, 1666 BGB. rechtlich 
möglich war, kann unerörtert bleiben. Selbſt wenn man ſich 
auf den entgegengeſetzten Standpunkt ſtellen und annehmen 
wollte, die Anordnungen des Vormundſchafisgerichts hätten das 


38. Jahrgang. 
Recht der Mutter zur Sorge für die Perſon des Kindes nicht 


ſchmälern, es vielmehr in einer beſtimmten Richtung, durch 


Gewährung der Befugnis zum perſönlichen Verkehr mit dem 
Kinde, anerkennen wollen, fo war ihre Geltung doch erfichtlich 
beſchränkt auf den Fall, daß der Angeklagte in Berlin 
wohnen blieb. Nur ſolange er ſich dort aufhielt, konnte 
und ſollte er gehalten ſein, der gleichfalls in Berlin wohnenden 
Ehefrau das Kind jeden Tag während der Nachmittagsſtunden 
zwiſchen 3 und 6 Uhr zuzuführen. Begab er ſich von Berlin 
weg und nahm er das Kind in Ausübung des ihm nach § 1627, 
§ 1634 S. 2 BGB. als Vater zuſtehenden Rechts, deſſen 
Wohnort nach ſeinem Ermeſſen zu beſtimmen, mit ſich, ſo ließ 
ſich jene Verpflichtung nicht mehr aufrechterhalten. Und noch 
weniger iſt daran zu denken, daß das AG. hätte beabſichtigen 
können, den Angeklagten in der Freiheit ſeiner Bewegung zu 
hindern und ihm — der Ehefrau zuliebe — die Verlegung 
ſeines Aufenthaltsorts außerhalb Berlins zu verbieten. Die 
Abreiſe des Angeklagten mit dem Kinde nach London hatte 
allerdings zur tatſächlichen Folge, daß die Mutter, folange die 
Abweſenheit von Berlin dauerte, behindert war, mit ihrem 
Kinde noch weiterhin perſönlich zu verkehren. Eine Entziehung 
des Kindes im Sinne des § 235 StGB. kann hierin gleich⸗ 
wohl nicht gefunden werden. Der Angeklagte hat damit nur 
von dem Rechte Gebrauch gemacht, das ihm das Geſetz in 
§ 1634 Satz 2 BGB. einräumt: bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten mit der Mutter in Fragen der Kindeserziehung die aus⸗ 
ſchlaggebende Entſcheidung zu treffen. Daß ihm dieſes Recht 
vom AG. zugunſten des anderen Elternteils habe verkümmert 
werden ſollen, oder daß der Angeklagte, als er das Kind auf 
der Reiſe nach London mit ſich nahm, überhaupt nicht in 
Betätigung dieſes Rechts gehandelt habe, dafür ergibt der feſt⸗ 
geſtellte Sachverhalt nichts. Urt. d. II. Sen. v. 13. Nov. 
1908 (688/08). 

34. 8 235 StGB. Gewalt.] Der Begriff der Gewalt 
iſt nicht verkannt. Wie die Strafkammer feſtſtellt, iſt das Kind, 
als der Angeklagte es an ſeinem Geburtstage beſuchte, nicht 
freiwillig mit ihm fortgegangen. Es hat zur Großmutter 
zurückverlangt, die es dem Angeklagten bei jenem Beſuche nur 
vorübergehend anvertraut hatte, um mit ihm eine Zeitlang zu 
ſcherzen und zu ſpielen. Indem der Angeklagte ſich hierbei der 
Perſon des Kindes bemächtigte und es unerachtet ſeines Wider⸗ 
ſtrebens auf den Armen mit ſich forttrug, wandte er zur Er⸗ 
reichung ſeiner Abſicht das Mittel der Gewalt an. Mehr 
als dies wird zum Tatbeſtande des 8 235 StGB. nicht er» 
fordert. Gleichgültig iſt insbeſondere, gegen wen ſich im einzelnen 
Falle die Gewalt richtet. Die Annahme der Reviſion, es müſſe 
Gewalt unmittelbar gegen die Perſon des Fürſorgeberechtigten 
gebraucht werden, dem das Kind entzogen werden ſolle, findet 
im Geſetz keine Stütze. (RGSt. 15, 340.) Urt. d. IL Sen. 
v. 19. Jan. 09 (950/08). 

35. § 237 StGB. Bloße Begleitung.] Der Angeklagte 
hat der minderjährigen T. zunächſt den Vorſchlag gemacht, 
gemeinſchaftlich ins Ausland zur Fortſetzung des beiderſeitigen 
Geſchlechtsverkehrs zu gehen. Die T. hat nach anfänglicher 
Weigerung zugeſtimmt. Von der Ausführung iſt der Angeklagte, 
von Reue befallen, zurückgetreten, indeſſen durch die Drohung 
des ſich ſchwanger glaubenden Mädchens, Selbſtmord zu be⸗ 
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gehen, doch noch zum Verlaſſen des Inlandes mit ihm beſtimmt 
worden. Die Strafkammer erblickt in dieſem Verhalten des 
Angeklagten keine „Entführung“, weil nicht er, ſondern die 
Frauensperſon der betreibende Teil geweſen ſei, und hat den 
Angeklagten von der Anſchuldigung eines Vergehens aus 
8 237 StGB. freigeſprochen. Das Urteil beruht auf keinem 
Rechtsirrtum. Die Entführung einer minderjährigen Frauens⸗ 
perſon mit ihrem Einverſtändnis und der Wirkung, daß ſie 
dem bisher über die Minderjährige beſtandenen Schutz⸗ und 
Herrſchaftsverhältnis wider den Willen des Berechtigten ent⸗ 
zogen wird, ſchließt allerdings nicht aus, daß bei dem Gelangen 
an einen anderen Ort ſie ſelbſt neben dem Entführer mittätig 
wird. Seine Tätigkeit aber kann ſich nicht, wie die Reviſion 
meint, ſchon darin erſchöpfen, daß er tatſächlich mit der Frauens⸗ 
perſon zuſammen den Ortswechſel vorgenommen hat, gleichgültig 
was hierbei ſein Beweggrund war. Dies muß ſelbſt für den 
Fall gelten, daß der Gedanke hieran urſprünglich von ihm aus⸗ 
gegangen iſt. Wer der Führung einer Perſon bedarf, weil er 
ſich ſelbſt die Kraft zur Durchführung eines Unternehmens 
nicht zuſchreibt, und ſich fremder Führung anvertraut, begibt 
ſich damit inſoweit ſeiner Selbſtbeſtimmung; er unterwirft ſich 
der überwiegenden Macht und dem ungehemmten Einfluß des 
Führers. Ein ſolcher unterſcheidet ſich weſentlich von demjenigen, 
welcher ſich einem anderen lediglich zu gemeinſamem Handeln 
anſchließt, mag er auch an ihm feſten Rückhalt und kräftige 
Förderung des Vorhabens erhoffen. Das Geſetz geht denn 
auch, wie das RG. ſchon ausgeſprochen hat (RG St. 39, 214) 
nach ſeinem ganzen Sinn und Zweck davon aus, daß die Ent⸗ 
führte trotz ihrer Einwilligung und der von ihr entfalteten 
Tätigkeit zur Erreichung des Zieles immerhin Gegenſtand⸗ 
der Handlung des Entführers iſt. Dieſer muß daher der be⸗ 
treibende und ausſchlaggebende Teil ſein, der der Frauensperſon 
das Verlaſſen des bisher von ihr eingenommenen Ortes und 
das Aufſuchen eines anderen ermöglicht und ihr dazu tätige 
Hilfe leiſtet. Der Angeklagte hat nicht bloß ſeinen erſten 
Entſchluß, mit der T. nach dem Ausland zu gehen, aufgegeben 
und ihr dies deutlich zu wiſſen getan, ſondern er hat den neuen 
Entſchluß, die gemeinſame Reiſe doch zu unternehmen, nur unter 
dem Druck des dringenden Verlangens des Mädchens und ihrer 
Drohung gefaßt und zur Ausführung gebracht. Er hat alſo 
die T., die mit ihm ins Ausland „gefahren“ iſt, nicht „entführt“, 
ihr Wille war der maßgebende und ſie der „betreibende Teil“. 
Davon, daß er ſie ſeiner Verfügungsgewalt hätte unterwerfen 
und der ihrer Eltern entziehen wollen, kann nicht die Rede ſein. 
Urt. d. I. Sen. v. 4. Febr. 1909 (895/08). 

36. 8 242 StGB. Automatendiebſtahl.] Der Angeklagte 
hat einen Papierſtreifen durch die nicht feſtgeſchloſſene Türritze eines 
Spielautomaten geſteckt und mit Hilfe des Streifens zwei Fünf⸗ 
pfennigſtücke derart in den Apparat gleiten laſſen, daß ſie in den 
Gewinngang fielen und zwei Biermarken ausgeworfen wurden, 
welche er an ſich genommen hat. Die Reviſion macht geltend, 
daß in dieſer Beziehung Diebſtahl zu Unrecht für gegeben er⸗ 
achtet worden ſei, daß allenfalls Betrug vorliege, wenn der 
Angeklagte heimlich gehandelt habe. Die im Automaten befindlichen 
Biermarken waren, wie die Strafkammer rechtlich einwandfrei 
darlegt, für den Angeklagten fremde Sachen. Der Einwurf eines 
Fünſpfennigſtücks gab ihm ein Recht nicht auf eine Biermarke 
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überhaupt, ſondern nur auf die beſtimmte Marke, welche heraus⸗ 
fiel. Demgemäß war fein Anſpruch auf eine Marke nicht nur 
von der Tatſache des Einwurfes, ſondern auch noch von dem 
Umſtande, daß das eingelegte Fünfpfennigſtück in den Gewinn⸗ 
gang gelangte, alſo vom Zufall abhängig. Inſofern der An⸗ 
geklagte durch die Einſchiebung des Papierſtreifens den Zufall 
ausgeſchaltet und auf dieſe Weiſe bewirkt hat, daß der Einwurf 
des Geldes den Auswurf der Marken zur Folge haben mußte, 
hat er ſelbſt die Vorausſetzungen beſeitigt, unter denen die Weg⸗ 
nahme der ausgeworfenen Marken nach dem Willen des Be⸗ 
rechtigten für ihn erlaubt war. Der Vorderrichter hat hiernach 
rechtlich nicht geirrt, wenn er davon ausgegangen iſt, daß der 
Angeklagte bei Wegnahme der Biermarken in der Abſicht rechts⸗ 
widriger Zueignung gehandelt hat. Urt. d. II. Sen. v. 
23. Febr. 1909 (1107/08). 

37. 8 243? StGB. Umſchloſſener Raum.] Wie bereits 
in dem Urteile des RG. vom 29. Auguſt 1882 (RGRſpr. 4, 
695) ausgeführt iſt, reicht zwar das Beſtehen eines unverſchloſſenen 
Einganges zu dem im übrigen zwecks Abwehr des unbefugten 
Eindringens anderer umfriedigten Grundſtück allein nicht aus, 
die Eigenſchaft des Umſchloſſenſeins aufzuheben; von einem um⸗ 
ſchloſſenen Raume im geſetzlichen Sinne kann aber, wie weiter aus⸗ 
geführt wird, jedenfalls dann nicht mehr geſprochen werden, wenn 
der Zugang offenſichtlich derart iſt, daß er von jedermann frei 
und ungehindert benutzt werden kann. Davon, daß die Eigen⸗ 
ſchaft des Umſchloſſenſeins erſt dann wegfiele, wenn die bezeichnete 
Zugänglichkeit nicht bloß vorübergehend, ſondern dauernd vor⸗ 
handen ſei, iſt in dieſer Entſcheidung keine Rede. Der Vorder⸗ 
richter beruft ſich für feine Anſicht auf die in RGSt. 13, 423 
abgedruckte Entſcheidung des II. StS. Hier handelte es ſich um 
einen mit einem Bretterzaun umgebenen Garten. Obwohl zur 
Zeit des Diebſtahls die Gartentür offengeſtanden hatte, wurde 
der Garten als umſchloſſener Raum angeſehen und dabei aus⸗ 
geſprochen, daß einer abweichenden Beurteilung nur der Fall 
unterliegen könne, wenn der Zugang überhaupt unverſchließ bar 
und ohne Schwierigkeiten zu benutzen wäre, oder, obwohl 
verſchließbar, nicht nur zur Zeit des Diebſtahls, ſondern 
fortwährend oder doch regelmäßig für jeden ſichtbar 
offenſtände, weil dann je nach Lage des einzelnen Falles 
ohne Rechtsirrtum gefolgert werden könnte, daß der Inhaber 
des Raumes den Willen, das Eindringen Unberechtigter 
abzuwehren, nicht gehabt oder nicht durch geeignete Vor⸗ 
kehrungen erkennbar gemacht habe. In einer ſpäteren Ent⸗ 
ſcheidung desſelben Senats (RGSt. 32, 141), die hinſichtlich des 
Begriffes des umſchloſſenen Raumes auf die Entſcheidung in 
RGgRſpr. 4, 695 Bezug nimmt, wird aber ein fortwährendes 
oder regelmäßiges Offenſtehen nicht mehr gefordert. An ſich iſt 
auch nicht einzuſehen, weshalb in der hier fraglichen Beziehung 
zwiſchen einem nur vorübergehenden und einem dauernden Offen⸗ 
ſtehen grundſätzlich ein Unterſchied gemacht werden ſollte. Der 
Grund für die erhöhte Strafbarkeit liegt darin, daß zum Schutze 
des Ortes, wo der Diebſtahl verübt iſt, beſondere Vorkehrungen 
getroffen waren; dieſer Grund fällt aber weg, wenn zur Zeit 
der Tat von den ſchützenden Vorkehrungen in keiner Weiſe Ge⸗ 
brauch gemacht wurde, mag das Preisgeben des Schutzes ein 
dauerndes oder ein nur vorübergehendes geweſen ſein. Urt. d. 
III. Sen. v. 28. Jan. 1909 (938/08). 
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38. 8 246 StGB. Aneignung berelinquierter Rabatt 
marken.] Es kommt darauf an, ob die Kunden die Annahme 
der ihnen angebotenen Rabattmarken abgelehnt, oder die Marken 
liegengelaſſen haben, nachdem ſie ſie bereits entgegengenommen 
hatten. Im letzteren Falle wären die Marken herrenlos geworden 
und ihre Aneignung könnte keine Unterſchlagung enthalten. Hätten 
die Angeklagten das angenommen, während in Wirklichkeit das 
Eigentum an den Rabattmarken bei dem Geſchäftsinhaber ver⸗ 
blieben wäre, ſo würden ſie ſich in einem die Strafbarkeit aus⸗ 
ſchließenden Irrtum befunden haben. Urt. d. III. Sen. v. 
2. Nov. 1908 (623/08); ausführlicher in RGSt. 42, 43. 

39. 8 263 StGB. Mißbrauch einer Bahnſteigkarte.] 
Die Beförderung eines Reiſenden, der ſich ſeiner Zahlungspflicht 
entzieht, beſchädigt das Vermögen der Eiſenbahnverwaltung. 
Betrug liegt jedoch nur vor, wenn die Beſchädigung auf die 
Handlung eines getäuſchten Beamten zurückzuführen iſt. Die 
nur eigenmächtige Benutzung der Bahn durch den Angeklagten 
kann die Anwendung des 8 263 StGB. nicht begründen. 
Urt. d. II. Sen. v. 30. Okt. 1908 (846/08); ausführlicher 
in RG St. 42, 49. 

40. 8 263 StGB.] Eine Vermögensbeſchädigung des 
Dienſtherrn kann im Abſchluſſe eines Dienſtvertrages dann 


gefunden werden, wenn er von den Dienſten infolge einer ver⸗ 


ſchwiegenen Krankheit des Bedienſteten mit Rückſicht auf die 
Anſteckungsgefahr keinen Gebrauch zu machen in der Lage iſt. 
Urt. d. III. Sen. v. 5. Nov. 1908 (637/08); ausführlicher 
in RGSt. 42, 49. 

41. 8 263 StGB. Nichtigkeit des Vertrages.] Der 
Annahme eines Betruges ſteht nicht entgegen, daß der durch 
Täuſchung herbeigeführte Vertragsabſchluß wegen Fehlens einer 
geſetzlich erforderten Genehmigung unter allen Umſtänden nichtig 
war. Glaubte der Getäuſchte an die Gültigkeit des Vertrages, 
ſo wurde er an ſeinem Vermögen geſchädigt, indem er zur 
Erfüllung desſelben aus ſeinem Vermögen Aufwendungen machte, 
ohne eine gleichwertige Gegenleiſtung zu erhalten. Urt. d. 
III. Sen. v. 12. Nov. 1908 (544/08); ausführlicher in 
RGSt. 42, 58. 

42. 8 263 StGB. 88 87, 88, 96 Nr. 5 Seemd.] 
Die erwähnten Beſtimmungen der SeemO. ſchließen die An: 
wendung des 8 263 StGB. nicht aus, da das verbotene 
Anbordbringen von Gütern ohne Erlaubnis des Kapitäns nicht 
notwendig eine heimliche auf Täuſchung berechnete Handlung 
zu ſein braucht, beim Hinzutreten des Täuſchungswillens aber 
wohl geeignet iſt, in Verbindung mit andern Merkmalen den 
Tatbeſtand des Betruges zu erfüllen. Urt. d. III. Sen. v. 
17. Dez. 1908 (568/08) ; vollſtändig abgedruckt in RGSt. 42, 120. 

43. 8 263 StGB. Betrug durch Verkauf von Arznei⸗ 
mitteln unter Überſchreitung der Taxe.] $ 148 Nr. 8 Gemd. 
ſtellt Tarüberfchreitungen der Apotheker ſelbſt bei Einverſtändnis 
des Käufers unter Strafe, es würde demzufolge die Vereinbarung 
eines höheren Preiſes auch nach § 134 BGB. nichtig fein. 
Daß bei Beſtehen einer Taxe die taxmäßigen Vergütungen als 
vereinbart anzufehen find, erkennt das BGB. in 88 612, 632 
an, wennſchon nur für Fälle des Dienſt⸗ und Werkvertrags. 
Daß die Arzneitaxe den Vertragſchließenden bekannt war und 
als verbindlich zugrunde gelegt wurde, daß beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe über die Höhe der Preiſe nichts beſtimmt, aber 
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10 Prozent Rabatt zugefagt war. In der bewußten Über 
ſchreitung des vertragsmäßigen Preiſes liegt allerdings nicht 
unter allen Umſtänden eine Täuſchungshandlung, wohl aber 
dann, wenn der Verkäufer bei Vornahme des Preisanſatzes ſich 
bewußt iſt, daß der Käufer die Vertragsmäßigkeit des Anſatzes 
nicht prüfen könne oder werde. Urt. d. IV. Sen. v. 22. Jan. 1909 
(989/08); ausführlicher in RGSt. 42, 147. 

44. 5267 StGB. Unleſerlichkeit der gefälfchten Unterſchrift.] 
Die gefälſchte Anzeige iſt mit einer Unterſchrift verſehen, welche 
die Buchſtaben Dr. und ferner mit dem Buchſtaben S beginnende, 
im übrigen unleſerliche Schriftzüge aufweiſt. Dieſe Unterſchrift 
läßt als Ausſteller einen Arzt erſcheinen, der ſeinen Namen in 
der durch die fälſchlich angefertigte Unterſchrift angedeuteten 
Weiſe undeutlich zu ſchreiben pflegt. Ob der Angeklagte bei 
der Anfertigung der Unterſchrift ſich einen beſtimmten Namen 
vorſtellte und dieſen undeutlich niederſchrieb oder ob er an einen 
beſtimmten Namen überhaupt nicht dachte, kann rechtlich keinen 
Unterſchied begründen. Entſcheidend iſt, daß die gewählten 
Zeichen nach der Abſicht des Angeklagten nicht als ein bloßer 
Schnörkel, ſondern als die Namensunterſchrift einer (nicht vor⸗ 
handenen) Perſon erſchienen. Aus der Unleſerlichkeit der 
Namensunterſchrift folgt daher nichts gegen die Urkunden⸗ 
eigenſchaft des Schriftſtücks. Urt. d. II. Sen. v. 29. Sept. 1908 
(590/08). 

45. 58 267, 270 StGB.] Der Tatbeſtand des § 267 
umfaßt den des 5 270 StGB. Der Annahme einer Mit 
täterſchaft ſteht nicht entgegen, daß einer der Teilnehmer nur 
den Tatbeſtand des 8 270 erfüllt hat. Urt. d. II. Sen. v. 
13. Okt. 1908 (685/08); ausführlicher in RGSt. 42, 6. 

46. 8 267 StGB. Gebrauch falſchen Namens.] Die 
Angeklagte hat einen Mietsvertrag mit dem Namen „Frau L.“ 
unterzeichnet und den ſo vollzogenen Vertrag dem Vermieter 
übergeben. L. iſt der Mädchenname der Angeklagten. Das 
LG. hat der Angabe der Angeklagten Glauben beigemeſſen, daß 
ſie den Namen ihres Mannes aus Scham und Beſorgnis vor 
dem Urteil ihrer Kundſchaft unterdrückt habe, weil er beſtraft 
worden ſei. Gleichwohl hat das LG. die Angeklagte wegen 
Urkundenfälſchung verurteilt. Daß die Angeklagte in rechts⸗ 
widriger Abſicht gehandelt habe, folgert das LG. aus dem 
Zugeſtändnis der Angeklagten, daß ihr die Führung des an 
ſich falſchen Namens als unzuläſſig bewußt geweſen ſei; ſie 
habe ſich unbefugt einen falſchen Familiennamen beigelegt und 
hierdurch einen Erfolg erſtrebt, welcher einen beſtehenden Rechts⸗ 
zuſtand ohne Befugnis zu verändern geeignet geweſen ſei. Ihr 
Zweck ſei geweſen, unter einem ihr nicht zuſtehenden Namen 
mit dem Vermieter einen Vertrag zu ſchließen, und dieſen damit 
zu täuſchen. Die Reviſion rügt mit Recht, daß dieſe Be⸗ 
gründung nicht genügt, die ausgeſprochene Verurteilung zu 
rechtfertigen. Nicht zu beanſtanden iſt allerdings die Annahme 
des LG., daß die Angeklagte, deren Ehe beſtand, nicht berechtigt 
war, ihren Mädchennamen zu führen. Nach § 1355 BGB. 
iſt der Name des Ehemanns auch der der Ehefrau; ihn zu 
führen iſt ſie, ſoweit es ſich um den Rechtsverkehr handelt, 
nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet. Allein die un⸗ 
berechtigte Führung eines Namens bewirkt nicht ſchlechthin, daß 
der Gebrauch dieſes Namens bei der Vollziehung einer Urkunde 
dieſe Urkunde als eine fälſchlich hergeſtellte erſcheinen läßt. Dies 
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iſt vielmehr nur dann der Fall, wenn die derart hergeſtellte 
Urkunde geeignet iſt, eine Täuſchung nicht nur über den Namen, 
ſondern auch über die Perſon des Ausſtellers zu bewirken. 
Regelmäßig wird freilich das erſtere das letztere in ſich ſchließen. 
Im allgemeinen ſteht deshalb der Annahme einer Urkunden⸗ 
fälſchung nicht entgegen, daß derjenige, welcher die Urkunde 
unter einem ihm nicht zukommenden Namen herſtellt, ſich vor⸗ 
her ſchon für die in der Urkunde als Ausſteller bezeichnete 
Perſönlichkeit ausgegeben hat — RGSt. 13, 245 (246); 30, 
43 (44). Wird aber die wahre Perſon des Ausſtellers trotz 
des Gebrauches des falſchen Namens derart erkennbar bezeichnet, 
daß bei denjenigen, für welche die Urkunde beſtimmt iſt, 
wohl ein Irrtum über den Namen, nicht aber über die 
Perſon des Ausſtellers entſtehen kann, iſt mit andern 
Worten die Urkunde trotz der Unterzeichnung mit einem 
falſchen Namen nicht geeignet, den Anſchein zu erwecken, 
als ſei fie von einer andern — exiſtierenden oder nicht 
exiſtierenden — Perſon unterzeichnet als von demjenigen, von 
dem ſie in Wirklichkeit herrührt, ſo liegt auch objektiv eine 
fälſchlich angefertigte Urkunde nicht vor. Wie objektiv der 
Begriff einer fälſchlich angefertigten Urkunde vorausſetzt, daß 
ſie geeignet iſt, den Anſchein zu erwecken, daß ſie von einem 
andern als dem Ausſteller herrühre, ſo iſt auch unter dem 
„Zweck einer Täuſchung“, zu dem von der Urkunde Gebrauch 
gemacht ſein muß, um den Tatbeſtand der Urkundenfälſchung 
zu erfüllen, nur der Zweck einer Täuſchung darüber zu verſtehen, 
von welcher Perſon die Urkunde herrührt. Die Abſicht, einen 
Irrtum nur über den Namen des Ausſtellers hervorzurufen, 
genügt zur Erfüllung des ſubjektiven Tatbeſtandes nicht (vgl. 
das Urteil des erkennenden Senats vom 7. Dezember 1906 
5 D 710/06, auszugsweiſe abgedruckt in JW. 07, 410; ſowie 
das Urteil des I. StS. vom 12. Juni 1902 D 2043/02, JW. 
02, 516). Die Begründung des angefochtenen Urteils aber 
geht augenſcheinlich von der Auffaſſung aus, daß der Gebrauch 
eines falſchen Namens bei der Vollziehung der Urkunde in 
objektiver Hinſicht ſchlechthin genüge, und daß die Täuſchungs⸗ 
abſicht ſchon dann vorliege, wenn auch nur eine Täuſchung 
über den Namen des Ausſtellers beabſichtigt wurde. Auch aus 
dem der Schlußfeſtſtellung des Urteils unmittelbar voraus⸗ 
gehendem Satze iſt das Gegenteil nicht zu entnehmen. Das 
Urteil beruht darnach auf unrichtiger Rechtsauffaſſung und ift 
ſomit aufzuheben. Urt. d. V. Sen. v. 20. Nov. 1908 (685/08). 

47. 8267 StGB.] Die Geſchoßeinſchläge in eine Ziel⸗ 
ſcheibe find keine Urkunden. Urt. v. 7. Dez. 1908 (713/08); 
abgedruckt in RGSt. 42, 97. 

48. 8 271 StGB. Württembergiſches Jagdgeſetz vom 
27. Oktober 1855 Art. 7. Offentlicher Glaube der Jagdkarte.] 
Der Angeklagte hat zur Erlangung einer Jagdkarte dem zu⸗ 
ſtändigen Oberamte ſeinen Namen richtig, Wohnort und Beruf 
aber falſch angegeben, weil er eine wegen Jagdfrevels erlittene 
Vorſtrafe zu verheimlichen hatte. Die falſchen Angaben find 
in die Jagdkarte aufgenommen worden; eine ſtrafbare Handlung 
liegt aber nicht vor, weil nach tatſächlicher Feſtſtellung des 
Einzelfalles (RGSt. 13, 171 [174]) die Namensangabe trotz 
der falſchen Zuſätze richtig geblieben iſt und die Jagdkarte nach 
württembergiſchem Rechte nicht dazu beſtimmt iſt, den über 
Beruf und Wohnung gemachten Angaben öffentlichen Glauben 
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zu verſchaffen. Das gleiche würde übrigens hinſichtlich des 
Namens gelten, wenn auch dieſer falſch angegeben wäre. Urt. 
d. I. Sen. v. 15. Okt. 1908 (592/08); ausführlicher in 
RGSt. 42, 15. 

49. SS 271, 272 StGB. Quittungskarten der Invaliden⸗ 
verſicherung.] Der Angeklagte hat ſich eine Quittungskarte 
ausſtellen laſſen, indem er ſein Alter fälſchlich auf mehr als 
16 Jahre angab, um die beſſer bezahlte Stelle eines Nacht⸗ 
ſchichtarbeiters zu erlangen. § 363 StGB. ſchlägt nicht ein, 
weil die Quittungskarte nicht Legitimationspapier iſt. 8 184 
iſt eine Sondervorſchrift, welche zwar in ihrem Bereiche das 
allgemeine Strafgeſetz ausſchließt, deren Bereich aber die 
intellektuelle Urkundenfälſchung nicht umfaßt, ſondern ſich auf 
die Urkundenfälſchung im engeren Sinne (88 267, 268 S! GB.) 
beſchränkt. Anzuwenden find 88 271, 272 StGB. Urt. d. V. Sen. 
v. 27. Rob. 1908 (732/08); ausführlicher in RGSt. 42, 80. 

50. 8 274 StGB. Vernichtung eines Teſtaments durch 
den Erben (gehört es ihm, weil er Eigentümer iſt?).] Das 
von dem Angeklagten vernichtete Teſtament war durch den 
Willen ſeiner Ehefrau dazu beſtimmt, die Tatſache zu be⸗ 
weiſen, daß ſie die in dem Teſtament angegebenen letztwilligen 
Verfügungen getroffen habe. Es war auch geeignet, dieſe 
Tatſache zu beweiſen. Ob die Verfügungen rechtswirkſam 
waren, iſt für die Urkundeneigenſchaft des Teſtaments belang⸗ 
los. Es iſt ſonach unerheblich, ob ſie formell gültig und 
gegenüber dem älteren Teſtament materiell wirkſam geweſen 
find. Dieſe Umſtände kommen für den Tatbeſtand des 8 274 
Ziff. 1 StGB. nicht in Betracht. Auch die Annahme der 
Strafkammer, daß der Angeklagte das Teſtament in der 
Abſicht, anderen Nachteile zuzufügen, vernichtet habe, iſt rechtlich 
einwandfrei begründet. Die bloße Abſicht genügt; der tat⸗ 
ſächliche Eintritt eines Schadens wird nicht erfordert. Es iſt 
daher auch in dieſer Richtung ohne Belang, ob die in dem 
vernichteten Teſtamente getroffenen Verfügungen rechtswirkſam 
waren oder nicht. Zu prüfen iſt noch, ob das Teſtament eine 
Urkunde war, die dem Angeklagten nicht ausſchließlich 
gehörte. Unter Urkunde im Sinne des 5 274 Ziff. 1 
StGB. ift der Gegenſtand zu verſtehen, in welchem ſie ſich 
verkörpert (RGSt. 33, 288), alſo hier das beſchriebene Stück 
Papier. Auf deſſen Körper, nicht auf ſeinen Gedankeninhalt 
kommt es an. Entſcheidend iſt, ob dieſer Körper dem An⸗ 
geklagten ausſchließlich gehörte. 
Vernichtung im Alleineigentum des Angeklagten ſtand, kann 
nicht zweifelhaft ſein. Mag er im Alleineigentum der Frau B. 
oder im Miteigentum dieſer und des Angeklagten geſtanden 
haben, in dem einen wie in dem anderen Falle wurde er, da 
der Angeklagte alleiniger Erbe der Frau B. war, mit deren 
Tode Alleineigentum des Angeklagten. Gleichwohl muß an⸗ 
genommen werden, daß die Teſtamentsurkunde dem Angeklagten 
nicht ausſchließlich gehörte. Unter „Gehören“ im Sinne des 
8 274 Ziff. 1 StGB. wird das Verhältnis einer Perſon zu 
einer Sache verſtanden, vermöge deſſen die Perſon rechtlich 
befugt iſt, die Sache wie ein Eigentümer zu behandeln. Daß 
die Urkunde den Vermächtnisnehmern in dieſem Sinne 

ganz oder teilweiſe gehört hätte, kann nicht angenommen werden. 
Aus deren Befugnis, die Vorlegung oder Herausgabe der 
Urkunde auf Grund zivilrechtlicher oder prozeſſualer Vorſchriften 
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zu verlangen, könnte das nicht abgeleitet werden. (RGSt. 33, 
288). Aus dieſem Geſichtspunkte würde alſo nicht verneim 
werden können, daß die Urkunde dem Angeklagten ausſchließlich 
gehört habe. Der Strafkammer iſt aber darin beizutreten, 
daß dieſe Verneinung aus anderen Gründen geboten iſt. 
Wie ſchon die Vorinſtanz zutreffend annimmt, fällt der Begriff 
des „Gehörens“ mit dem Begriffe des Eigentums nicht zu⸗ 
ſammen. Die Grenzen des erſteren Begriffs ſind vielmehr 
teils weiter, teils enger als diejenigen des zweiten Begriffs, 
indem zum „Gehören“ ein Verhältnis gefordert wird, kraft 
deſſen eine Perſon befugt iſt, die Sache wie ein Eigentümer 
zu behandeln. Dieſe Befugnis wird dem Eigentümer regel⸗ 
mäßig zuſtehen, ſie kann ihm aber auch fehlen. Fehlt ſie 
ihm ganz oder teilweiſe, jo gehört ihm im Sinne des § 274 
Ziff. 1 StGB. trotz ſeines Eigentums die Sache überhaupt 
nicht oder nicht ausſchließlich. Im vorliegenden Falle fehlte 
dem Angeklagten, obwohl er im juriſtiſch⸗techniſchen Sinne 
Alleineigentümer der Teſtamentsurkunde war, zu der Zeit wo 
er ſie vernichtete, die rechtliche Möglichkeit, ſie wie ein 
Eigentümer zu behandeln, weil er verpflichtet war und 
ſogar durch Strafen angehalten werden konnte, ſie unverzüglich 
dem Nachlaßgerichte abzuliefern, und ſonach rechtlich keine 
Verfügungsgewalt über ſie hatte. Seine rechtlichen Beziehungen 
zu der Urkunde waren alſo nicht derart, daß ſie ihm im Sinne 
des S 274 Ziff. 1 StGB. gehört hätte. Urt. d. IV. Sen. 
v. 29. Jan. 1909 (1059/08). 

51. 8 284 StGB. Glücksſpiel und Vermittlung.] Als 
Spieler iſt nur anzuſehen, wer am Spiele der Vertragspartei 
beteiligt iſt. Der Spielvermittler, wennſchon er an dem Spiel 
durch ſeine Proviſion intereſſiert iſt, macht nicht aus dem Spiel 
ſelbſt ein Gewerbe. Urt. d. II. Sen. v. 20. Nov. 1908 (715/08); 
ausführlicher in RGSt. 42, 68. 

52. 88 284, 286 StGB. Unterſchied von Glücksſpiel 
und Ausſpielung.] Die Annahme der Strafkammer, daß es 
ſich im vorliegenden Fall um ein Glücksſpiel und nicht um eine 
Ausſpielung handle, ſonach 8 284 StGB. und nicht 8 286 
Abſ. 2 anzuwenden ſei, iſt nicht zu beanſtanden. Eine Aus⸗ 
ſpielung liegt vor, wenn der Veranſtalter nicht in Geld be⸗ 
ſtehende Sachen als Gewinne ausſetzt, und die Entſcheidung 
darüber, ob der andere Teil, der den Einſatz macht, für dieſen 
Einſatz einen Gewinn erhält, durch die getroffene Veranſtaltung 
weſentlich vom Zufall abhängig gemacht würde. (RGSt. 10, 
245; 17, 379; 29, 66.) Beſtehen jedoch die Gewinne in 
Geld oder hat der Gewinner nach dem Spielvertrage von vorn⸗ 
herein einen Rechtsanſpruch darauf, nach ſeiner Wahl den 
Gewinngegenſtand oder einen ſeinem Wert entſprechenden Geld⸗ 
betrag ausgehändigt zu erhalten, ſo kommt nicht mehr Aus⸗ 
ſpielung in Frage, ſondern es liegt Glücksſpiel im engeren 
Sinne nach 8 284 StGB. vor. (RGSt. 3, 123; 28, 236.) 
Dem oben erwähnten Falle, in welchem der Spieler alternativ 
Geld oder einen anderen Wertgegenſtand verlangen kann, ſteht 
der Fall gleich, in welchem wie hier die Gewinne teils in Geld 
teils in anderen Sachen beſtehen. Dabei iſt es ohne Be⸗ 
deutung, daß der Geldgewinn in ſeiner Höhe dem Einſatze 
entſprach. Es handelte ſich nicht um eine bloße Rückgewähr 
des Einſatzes; an dieſem hatte der Spieler, indem er ihn in 
den Automaten warf, unbedingt das Eigentum aufgegeben; 
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wohl aber ſtand ihm, wenn er gewann, Anſpruch auf Aus⸗ 
bändigung eines Gewinnes zu, der ſich aus einem der Höhe 
ſeines Einſatzes gleichkommenden Geldbetrag und einem anderen 
Gegenſtande, der Marke, die der Angeklagte (Wirt) mit 5 % 
in Zahlung nahm, zuſammenſetzte. Der Gewinn war alſo teil⸗ 
weiſe Geldgewinn und deshalb fand auf das Spiel der 8 284 
StGB. Anwendung, dem gegenüber der 5 286 Abf. 2 zurück⸗ 
tritt. Urt. d. III. Sen. v. 28. Jan. 1909 (969/08). 

53. 5 288 StGB.] Die Beiſeiteſchaffung eines Ver⸗ 

mögensbeſtandteils kann nicht in der bloßen Beſchädigung eines 
Grundſtückes gefunden werden. Urt. d. III. Sen. v. 12. Nov. 
1908 (500/08); ausführlicher in RGSt. 42, 62. 
3584. 8 304 StB. Dauer des Grabſchutzes.] Die 
Grabmäler ſind ſolange geſchützt, als Pietätsintereſſen der 
Hinterbliebenen beſtehen und durch fortgeſetzte Grabpflege 
Dritten erkennbar gemacht ſind. Ob den Hinterbliebenen ein 
Recht auf Fortbeſtand des Grabes gegenüber der über den 
Friedhof verfügenden Stelle zuſteht, iſt im Verhältniſſe zu 
Dritten nicht von Belang. Urt. d. III. Sen. v. 17. Dez. 1908 
(707/08); abgedruckt in RG St. 42, 116. 

55. 8 316 Abf. 2 StGB. Unvorher ſehbare Schlaf⸗ 
trunkenheit.] Das Vordergericht erachtet nicht als widerlegt, 
daß der Angeklagte eingeſchlafen iſt, ohne ſich gegen die ihn 
überkommende Müdigkeit wehren zu können, und daß er ein 
ſolches plötzliches Zuſammenbrechen nicht habe voraus- 
ſehen können. Werden beide Tatſachen als richtig an⸗ 
genommen, dann bleibt für die Frage, ob der Irrtum des 
Angeklagten über ſeine Fähigkeiten ein entſchuldbarer war, kein 

Von einem Irrtum der bezeichneten Art könnte nur 
dann die Rede ſein, wenn angenommen worden wäre, der An⸗ 
geklagte habe ſeine Kräfte überſchätzt. Ausgegangen iſt dagegen 
davon, daß der Zuſammenbruch der Kräfte ein plötzlicher und 
nicht vorausſehbarer geweſen iſt. Damit fehlt es an 
einer notwendigen Vorausſetzung für Fahrläſſigkeit. Urt. d. 
III. Sen. v. 18. März 1909 (996/08). S. a. Nr. 32. 

56. 8 330 StGB. Unterlaſſung von Schutzvorkehrungen.] 
Mit Recht wird von der Staatsanwaltſchaft geltend gemacht, 
daß die Anſicht, der 9 330 StGB. beziehe ſich nur auf die 
Leitung und Ausführung eines Baues „als ſolchen“, im Geſetz 
leine Stütze finde, daß vielmehr nach dem Wortlaut und dem 
Zwecke des Strafgeſetzes auch die Nichterrichtung ordnungs⸗ 
mäßiger Schutzvorrichtungen mit Strafe bedroht ſei. Urt. d. 
V. Sen. v. 2. Febr. 1909 (931/08). 

57. 5 345. Abf. 2 StGB.] Die Straftat kann alfo 
nicht mur von einem zur Betreibung der Straſfvollſtreckung 
oder zur Strafvollſtreckung ſelbſt zuständigen Beamten bes 
gangen werden, ſondern von jedem, der überhaupt zur Mit⸗ 
wirkung bei der Strafvollſtreckung berufen iſt (RGSt. 5, 332; 
20, 135); es kann ſogar mit dem Urteile des II. StS. vom 
21. Juni 1889 (RGSt. 19, 342) noch weiter gegangen und 
angenommen werden, daß auch ein Beamter, welcher nicht 
vermöge ſeines Amtes bei Vollſtreckung einer Strafe mitzuwirken 
hat, Täter aus 9 345 StGB. fein könne, weil weder 8 345 
im Gegenſatze zu 5 346 eine Einſchränkung auf die mit der 
Straſvollſtreckung befaßten Beamten enthält, noch ein innerer 

vorliegt, den 8 345 nicht anzuwenden, wenn andere 
Beamte eine unzuläſſige Strafvollftredung herbeiführen. Daß 
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die Fahrläſſigkeit nicht erſt im Stadium der Vollſtreckung ein⸗ 
zuſetzen braucht, vielmehr ſchon früher vorliegen kann, hat das 
RG. gleichfalls wiederholt ausgeſprochen. (RES. 19, 342; 
26, 56 und Urteil des IV. StS. vom 17. März 1905 
D Nr. 5998/04, mitgeteilt im Recht 05, 230.) Von dieſen 
auch in der Theorie überwiegend gebilligten Grundſätzen aus⸗ 
gehend, konnte die Strafkammer ohne Rechtsirrtum annehmen, 
daß Angeklagter ſich des Vergehens nach $ 345 Abſ. 2 StGB. 
dadurch ſchuldig gemacht habe, daß er in ſeiner Eigenſchaft als 
Gerichtsſchreiber des LG. fahrläſſigerweiſe eine Abſchrift der 
Urteilsformel, in welcher die anzurechnende Unterſuchungs haft 
unrichtig auf zwei Wochen ſtatt richtig auf zwei Monate an⸗ 
gegeben war, als richtig beglaubigte und mit der Beſcheinigung 
der Vollſtreckbarkeit verſah. Urt. d. III. Sen. v. 1. März 1909 
(1129/08). 

58. 8 348 StGB. Eingangsvermerke.] Die in Dienſt⸗ 
ordnungen und Geſchäftsanweiſungen vorgeſchriebenen Eingangs⸗ 
vermerke ſind in der Regel nur für den inneren Dienſt be⸗ 
ſtimmt und nicht mit öffentlichem Glauben ausgeſtattet; als 
Urkunden ſind ſie geſchützt (88 133, 348 Abſ. 2 StGB.); 
ihre Herſtellung iſt aber keine Beurkundung zu öffentlichem 
Glauben (RGSt. 20, 175, Urteil des erkennenden Senats 
1D 249/07 gegen R., teilweiſe abgedruckt Bd. 40 S. 253 / 255). 
Anders, wenn die Feſtſtellung des Zeitpunkts, in dem ein 
Schriftſtück bei einer Behörde einlangt, durch eine geſetzliche 
Beſtimmung angeordnet iſt und dieſe damit Rechtswirkungen 
öffentlich⸗rechtlicher oder privatrechtlicher Art verknüpft (fo beis 
ſpielsweiſe § 41, zweiter Satz der StPO., 88 13, 17, 18 
GBO. ); oder wenn die allgemein im behördlichen Geſchäfts⸗ 
gang beſtehende Einrichtung in gewiſſen Fällen dazu zu dienen 
hat, den Zeitpunkt des Einganges eines Schriftſtücks als rechtlich 
erhebliche Tatſache zwecks Durchführung der Rechtsordnung 
auch für die Beteiligten, alſo nach außen zu öffentlichem 
Glauben feſtzuſtellen; ſo namentlich wenn der Zeitpunkt des 
Einlaufs eines Schriftſtücks bei einer beſtimmten Behörde 
maßgebend iſt für den Rang einer Anmeldung oder für prozeß⸗ 
rechtliche Verhältniſſe, insbeſondere für die Wahrung von Not⸗ 
friſten. Ob öffentliche Urkunde oder nicht, entſcheidet ih ſonach 
nicht allgemein für alle Eingangsvermerke, ſondern es bedarf 
im Einzelfall der Unterſuchung, ob die maßgebende Anordnung 
dem Eingangsvermerk Bedeutung für den äußeren Rechts⸗ 
verkehr beilegen will. Bei Ermittlung dieſer Zweckbeſtimmung 
wird es weſentlich darauf ankommen, ob der Zeitpunkt des 
Eingangs des Schriftſtücks notwendig und regelmäßig für die 
äußere Rechtsordnung eines für beſtimmte Rechtsverhältniſſe 
einzelner von Bedeutung iſt oder ob ihm dieſe nur zufällig und 
gelegentlich zukommt. — Nur im erſteren Falle wird anzunehmen 
ſein, daß die maßgebende Anordnung die Beweisbedeutung des 
angeordneten Vermerks berückſichtigt und in dieſem ein Beweis⸗ 
mittel für den Rechtsverkehr ſchaffen will. Im vorliegenden 
Falle handelt es ſich um einen Vermerk, der aus Anlaß einer 
Abmeldung zur Kranken- und Invalidenverſicherung zufolge 8 6 
der Dienſtanweiſung für die mit Einziehung und Verwendung 
der Invalidenverſicherungsbeiträge beauftragten Stellen vom 
15. Dezember 1899 auf dem Meldeſchein über den Tag zu 
machen war, an dem der Meldeſchein bei der Meldeſtelle ein⸗ 
gegangen war. Der für An⸗ und Abmeldungsſcheine an⸗ 
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geordnete Vermerk kommt regelmäßig als Beweismittel für die 
Rechtzeitigkeit der Ans und Abmeldung verſicherter Perſonen 
in Betracht, dieſe iſt inſoweit rechtserheblich, als die Verſäumung 
der Meldefriſt mit öffentlicher Strafe verbunden iſt (58 148, 
179 InvVG., § 9 HeſſV. vom 13. Dezember 1899, 88 49, 81 
KrankVG.). Die weitere Annahme des Urteils, der Zeitpunkt 
des Eingangs der Meldung ſei auch für die „Berechnung und 
Erhebung der Beiträge“ von Erheblichkeit, trifft, ſoweit die 
Invalidenverſicherung in Betracht kommt, nicht ganz zu. 
Die Feſtſtellung der Beitragspflicht — nach Grund, Höhe und 
Zeitdauer — erfolgt lediglich nach Maßgabe des Inhalts der 
Meldungen der Arbeitgeber, deren Richtigkeit durch Straf⸗ 
drohungen (8 179 Inv VG.) gewährleiſtet wird und von ber 
Verſicherungsanſtalt nachgeprüft werden kann (8 161 a. a. O.). 
Der Zeitpunkt des Eingangs der Meldungen iſt ſonach für die 
aus der Invalidenverſicherung entſtehenden öffentlich⸗rechtlichen 
und privatrechlichen Beziehungen rechtlich unerheblich (SS 1, 30, 
32, 34, 140 f., 161 InvVG.). Anders verhält es ſich da⸗ 
gegen bei der Krankenverſicherung. Nach 8 52 Krank VG. find 
die Beiträge angemeldeter Verſicherer ſolange fortzuzahlen, bis 
die Abmeldung erfolgt; und nach 8 50 KrankVG. wird durch 
eine verſpätete Anmeldung eine weitgehende Erſtattungspflicht 
des meldepflichtigen Arbeitgebers begründet. Für die An⸗ und 
Abmeldung zur Krankenverſicherung iſt ſonach der Eingangs⸗ 
vermerk unmittelbar von Beweisbedeutung. Dieſe Meldungen 
fallen aber regelmäßig mit denjenigen für Invalidenverſicherung 
zuſammen; die Meldevorſchriften (8 49 KrankVG. und 8 9 
Heſſ. vom 13. Dezember 1899) find jo in Einklang gebracht, 
daß die An⸗ und Abmeldung zur Krankenverſicherung auch die 
zur Invalidenverſicherung enthält und die Beſtimmungen in 
89 V. haben ſelbſtändige Bedeutung nur inſoweit, als die 
Invalidenverſicherungspflicht für Perſonen beſteht, die der 
Krankenverſicherung nicht angehören (SS 2 und 3 der Dienſt⸗ 
anweiſung vom 15. Dezember 1899). Hiernach iſt der Zeitpunkt 
des Eingangs der Meldungen regelmäßig für öffentlich ⸗ rechtliche 
und privatrechtliche Verhältniſſe maßgebend und es könnte an⸗ 
genommen werden, daß die Dienſtanweiſung der amtlichen Feſt⸗ 
ſtellung dieſes Zeitpunktes die Bedeutung öffentlicher Beurkundung 
einräumen wolle, wenn nicht überwiegende Gründe dafür vor⸗ 
lägen, daß umgekehrt darin nur eine Aufzeichnung für den 
Geſchäftsbetrieb angeordnet wird, der nach außen keine andere 
Bedeutung beigelegt iſt, als wie ſie der ſchriftlichen Angabe 
einer Privatperſon zukommt. Dafür ſpricht vor allem, daß die 
Vorſchrift der Dienſtanweiſung für alle Meldeſtellen, nicht 
etwa ausſchließlich für die Gemeinde behörden maßgebend ift. 
Auch die Meldeſtellen der Krankenverſicherung, deren ſich die 
Invalidenverſicherung bei Einziehung der Beiträge bedient, alſo 
insbeſondere auch die durch Satzung der Ortskrankenkaſſen be⸗ 
ſtimmten Meldeſtellen, haben bei Führung ihrer Geſchäfte die 
Vorſchrift zu beobachten. Der Eingangsvermerk bildet alſo 
auch dann, wenn die Meldeſtelle überhaupt nicht von beamteten 
Perſonen verſehen wird, eine Unterlage für die Rechnungs⸗ 
führung der verſchiedenen Kaſſen; in Fällen dieſer Art geht 
ihm die Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde begrifflich ab. 
Der Eingangsvermerk würde daher, je nach Verſchiedenheit der 
Meldeſtelle, die ihn vollzieht, öffentlichen Glauben genießen 
oder dieſer Bedeutung entbehren. Rechtsgrundſätzlich würde 
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das allerdings nicht ausgeſchloſſen ſein und es iſt nach der 
Rechtſprechung des RG. eine ſolche Verſchiedenartigkeit bei den 
Quittungskarten des Inv VG. anerkannt (Goltd Arch. 46, 326 u.a.). 
Zwiſchen der regelmäßig für den äußeren Verkehr beſtimmten 
Quittungskarte (88 131 ff., 153 Inv VG.) und dem Melde⸗ 
zettel, der nach 8 7 der Dienſtanweiſung bei der Meldeſtelle 
aufzubewahren iſt, beſteht aber ein weſentlicher Unterſchied und 
es muß als ausgeſchloſſen erachtet werden, daß die Dienſt⸗ 
anweiſung für den Eingangsvermerk des Meldezettels eine ver⸗ 
ſchiedenartige Beurteilung, wie bei der Quittungskarte, gewollt 
haben könnte, vielmehr iſt anzunehmen, daß lediglich eine all⸗ 
gemein nur für den innern Dienſt aller Meldeſtellen beſtimmte 
Aufzeichnung angeordnet werden ſollte. Die Faſſung des 8 6 
der Dienſtanweiſung und die in den Meldeformularen (An⸗ 
lage 1 und 2 zur Dienſtanweiſung) enthaltene Beſtimmung 
über die Form der Beurkundung unterſtützen dieſe Annahme. 
Schon die darin dem Eingangsvermerk zugewieſene Stellung 
zwiſchen zwei verſchiedenen Geſchäftsnummern weiſt auf eine 
rein inneramtliche Einrichtung hin. Auch in 8 6 der Dienſt⸗ 
anweiſung wird die Anbringung der Geſchäftsnummer an erſter 
Stelle erwähnt und erſt dann angeordnet, daß der Tag des 
Eingangs „aufzuſchreiben“ ſei, ſehr im Gegenſatz zu den 
Formvorſchriften für ſolche Beurkundungen der Gemeindebehörde, 
denen öffentlicher Glaube beigelegt iſt, in denen namentlich 
Unterſchrift und Siegel gefordert wird, während hier nicht mal 
die Angabe des Namens der Ausſteller verlangt wird und die 
Bezeichnung „beurkunden“ vermieden iſt. (Dienſtanweiſung zu 
§ 31 InvVG. vom 20. Januar 1900; Dienſtanweiſung vom 
19. Februar 1900 Nr. 35, 67, 68, 79 und Anlage zu Nr. 59). 
Die Beſtimmungen über den Eingangsvermerk ſind denn auch 
nur in der den Einzugsſtellen für ihre Geſchäftsführung er⸗ 
teilten Anweiſung, nicht in der Verordnung getroffen, obwohl 
dieſe das Meldeweſen erſchöpfend regelt und namentlich den 
Inhalt der Ans und Abmeldungen — der „Grundlage der 
ganzen Geſchäftsführung der Kaſſen“ 8 2 der Dienſtanweiſung — 
feſtſetzt, und auch in der Dienſtanweiſung wird der Vermerk 
nur in Verbindung mit der Führung des Heberegiſters erwähnt, 
wobei feine Beſtimmung offenſichtlich dahingeht, für dieſes 
Negifter die aus der Zeitfolge der Meldungen ſich ergebende 
Ordnung zu ſichern und eine Kontrolle für die rechtzeitige 
Weitergabe der Meldungen an die Einzugsſtellen und für den 
rechtzeitigen Eintrag in das Heberegiſter zu ſchaffen. Das iſt 
aber eine innere Dienſtangelegenheit, bei der die Beweis⸗ 
bedeutung des Eingangsvermerks für den Rechtsverkehr außer⸗ 
halb der behördlichen Geſchäftsführung nicht in Frage kommt, 
ſoweit die „Gemeindebehörde“ als Melde⸗ und Einzugsſtelle 
tätig wird (8 3 Abſ. 1 und 2, 9 V., 8 1, 2 und 5 der Dienſt⸗ 
anweiſung) oder doch als Organ der Gemeindekrankenverſiche⸗ 
rung auch die Beiträge zur Invalidenverſicherung einzuziehen 
hat (8 3 V.), handelt es ſich dabei überdies noch um Vor⸗ 
gänge innerhalb einer und derſelben Behörde, nur die Geſchäfte 
find unter verſchiedene Beamte verteilt. Iſt danach anzunehmen, 
daß der Eingangsvermerk nicht mit öffentlichem Glauben aus⸗ 
geſtattet, ſondern nur für die Zwecke des inneren Dienſtes be⸗ 
ſtummt iſt, fo iſt die Tat des Angeklagten als falſche Be 
urkundung nicht ſtrafbar. Urt. d. I. Sen. v. 28. Jan. 1909 
(881/08). 
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59. 5 366 Nr. 9 StGB. Irrtum über die Offentlichkeit 
des Weges.] Der Angeklagte iſt Eigentümer des Grundſtücks, 
bezüglich deſſen die Gemeinde das Recht beanſprucht, es auf 
einer beſtimmten Strecke zu einem öffentlichen Wege zu benutzen. 
Er anerkennt das Recht der Gemeinde nicht ſondern behauptet, 
daß der allgemeine Verkehr auf jener Strecke von ihm und 
ſeinen Beſitzvorfahren nur vergunſtweiſe und jederzeit wider⸗ 
ruflich geſtattet ſei. Dementſprechend hat er im Februar 1906 
dem Königlichen Bezirksamte „ſeine Abſicht“ erklärt, die Be⸗ 
nutzung des Weges durch ſein Anweſen zu verbieten, und hat 
er mit Schreiben vom 29. April 1907 dem Bezirksamte an⸗ 
gekündigt, „daß er bis 1. Juni 1907 (ſoll offenbar heißen: 
vom 1. Juni 1907 an) feinen Hof abfperren werde.“ Nachdem 
er ſchon fruher wiederholt durch Schranken den weiteren all⸗ 
gemeinen Verkehr durch ſein Anweſen zu verhindern verſucht 
hatte, hat er am 10. Dezember 1907 neuerdings Schranken 
und andere Hinderniſſe angebracht, um die weitere allgemeine 
Benutzung des Weges unmöglich zu machen. Die Strafkammer 
hält den Tatbeſtand des § 366 Nr. 9 StGB. für erfüllt, wos 
bei gegenüber der Berufung des Angeklagten auf die Freiheit 
ſeines Eigentums im Urteil geſagt wird: wenn der Angeklagte 
der irrigen Meinung geweſen ſei, die Hinderniſſe auf dem Wege, 
trotzdem er ihn als einen tatſächlich öffentlichen Weg gekannt 
habe, anbringen zu dürfen, ſo habe er ſich in einem Irrtum 
über das Strafgeſetz befunden, der ihn nicht ſtraffrei mache. 
Dies gibt Anlaß zu rechtlichen Bedenken. Ein Weg iſt im 
Sinne des 8 366 Nr. 9 StGB. ein öffentlicher, wenn er dem 
öffentlichen Verkehr zu dienen beſtimmt iſt und wirklich dient 
RESL. 33 S. 371, 373). Beruht die Beſtimmung zum 
öffentlichen Wege auf der Willenserklärung einer Privatperſon, 
zufolge deren die allgemeine Benutzung eines über Privat⸗ 
eigentum führenden Weges jederzeit widerruflich geſtattet wird, 
ſo kann zwar für die Dauer der Geſtattung der Weg als ein 
öffentlicher im Sinne des 8 366 Nr. 9 StGB. erachtet werden, 
er muß aber dieſe Eigenſchaft mit einer entſprechenden Erklärung 
des Widerrufs wieder verlieren und es kann alsdann nicht 
gegen § 366 Nr. 9 verſtoßen, wenn zur Abſchneidung des all⸗ 
gemeinen Verkehrs Hinderniſſe auf dem Wege angebracht 
werden. Das muß auch für den Fall gelten, daß trotz ent⸗ 
ſprechenden Widerrufs der Weg tatſächlich noch weiterhin all⸗ 
gemein benutzt würde. Dieſer dem Rechte widerſtreitende tat⸗ 
ſächliche Zuſtand könnte die Rechtsausübung des Eigentümers 
nicht beeinträchtigen, es könnte das vielmehr nur durch beſtimmte 
im Recht begründete Umſtände geſchehen, die der Rechts⸗ 
wirkſamkeit des Widerrufs — endgültig oder auch nur vorüber⸗ 
gehend — entgegenſtänden. Wäre danach im gegebenen Falle 
der Angeklagte des guten Glaubens geweſen, zum jederzeitigen 
Widerruf berechtigt zu ſein, den Widerruf geeignet und wirkſam 
erklärt zu haben und durch die Verhinderung des allgemeinen 
Verkehrs nur fein Eigentumsrecht auszuüben, und wäre er ſich 
eines dieſer Rechtsausübung etwa entgegenſtehenden bürgerlich⸗ 
rechtlichen oder verwaltungsrechtlichen Hinderniſſes nicht bewußt 
geweſen, ſo würde ſich ein Irrtum des Angeklagten in dieſen 
Richtungen nicht auf das Strafrecht bezogen haben und ihm 
daher hinſichtlich des Tatbeſtandes des 8 366 Nr. 9 StGB. 
nach 8 59 StGB. nicht zuzurechnen fein, es wäre denn, daß 
er den Irrtum aus Fahrläſſigkeit verſchuldet hätte; denn nach 
dem Geiſte des Geſetzes muß für die Verwirklichung des Tat⸗ 
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beſtands des $ 366 Nr. 9 StGB. auch fahrläſſiges Verſchulden als 
genügend erachtet werden. Urt. d. I. Sen. v. 7. Jan. 1909 (600/08). 

60. 8 370 Nr. 5 StGB. Veranlaſſung, die Anwendbar⸗ 
keit dieſer Beſtimmung von Amts wegen zu prüfen.] Die 
Strafkammer hat nicht angenommen, daß der auf friſcher Tat 
betroffene Angeklagte ſchon Fiſche gefangen hatte, ſondern nur, 
daß er den Willen, Fiſche aus einem Teiche, § 960 Abi. 1 
S. 2 BGB., zu fangen dadurch betätigte, daß er ſich zuerſt 
am Ufer dieſes Teiches mit einer Stange zu ſchaffen machte 
und beim Herannahen des Teichaufſehers eine Drahtſchlinge von 
der Stange abbrach und ſich entfernte, ſpäter aber an den Teich 
zurückkam und häufig mit einer Stange in das Waſſer tauchte. 
Bei dieſer Sachlage beſtand für die Strafkammer ein zwingender 
Anlaß, zu prüfen, ob nicht die Vorausſetzungen eines Verſuchs 
nach 8 370 Nr. 5 StGB. gegeben find. Beim Mangel jeder 
Erörterung hierüber in der Urteilsbegründung iſt die Annahme 
nicht von der Hand zu weiſen, daß dies in Verkennung der 
Vorſchrift des zitierten 8 370 Nr. 5 geſchehen ſei. Fiſche ſind 
Nahrungsmittel im Sinne dieſer Norm. Der äußere bisher 
feſtgeſtellte Tatbeſtand, beſonders die Art des Fiſchens und der 
Mangel von Fangwerkzeugen, wodurch nur das Fangen eines 
Fiſches nach dem anderen ermöglicht war, ſchließen nicht aus, 
daß Angeklagter nur Fiſche von unbedeutendem Werte oder in 
geringer Menge zum alsbaldigen Verbrauche, nicht etwa zum 
Weiterverkaufe, entwenden wollte. Es bedarf deshalb einer 
Feſtſtellung, worauf der Vorſatz des Angeklagten gerichtet war; 
denn davon hängt ab, ob — falls auf Grund der neuen Beweis⸗ 
aufnahme wiederum nur ein Verſuch angenommen werden ſollte — 
die Tat in Gemäßheit der 88 243, 43 StGB. zu beſtrafen 
oder ſtraflos zu laſſen ſein würde, da der Verſuch einer Über⸗ 
tretung des § 370 Nr. 5 nicht ſtrafbar iſt. Urt. d. III. Sen. 
v. 21. Jan. 1909 (951/08). 


Vom Oberverwaltungsgericht ). 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres in Berlin. 


8193 StGB. im Diſziplinarverfahren unanwendbar. 


Stadtſekretär B. zu O. war vom Regierungspräſidenten 
zu N. in eine Ordnungsſtrafe genommen worden. Nach Zurück⸗ 
weiſung der an den Oberpräſidenten der Provinz Poſen ge⸗ 
richteten Beſchwerde erhob er gegen letzteren Klage, welche er 
u. a. damit begründete, er habe die Eingabe, derentwegen 
Strafe erfolgt war, in Wahrung berechtigter Intereſſen gemacht. 
Mit bezug hierauf äußert ſich das OVG. : 

„Die Berufung auf den § 193 StGB. verſagt, da hier 
die Handlungsweiſe des Klägers nur vom bifziplinaren Stand» 
punkt aus zu beurteilen iſt, nach dem Geſagten aber ein Dienſt⸗ 
vergehen vorliegt, ohne daß es auf die ſtrafrechtliche Würdigung 
ankäme.“) U. v. 21. Jan. 08 i. S. B. c. Oberpräſident 
der Provinz Poſen. Nr. I 106. Rep. Nr. I A. 113/07. 


Diſziplinarſtrafgewalt des Landrats keine richter⸗ 
liche Tätigkeit. 

Kläger, ein rheiniſcher Gemeindevorſteher, hatte ſich in 
einem Privatbriefe an den zuſtändigen Landrat gewendet zwecks 
Abſtellung von Meinungsverſchiedenheiten, und hatte dabei die 
Mahnung gebraucht, ſich nicht zu fühlen wie in einer eroberten 
Provinz. Vom Landrate in eine Ordnungsſtrafe genommen, 


) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 

*) Prinzipiell ſehr bedenklich. Wie dann, wenn Kläger Geiſtes⸗ 
krankheit, Notwehr, Notſtand behauptet und beweiſt? Das Diſziplinar⸗ 
recht kann gewiſſe Elemente des Strafrechts nicht entbehren. GS. 


304 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


begründete er die deswegen gegen den Regierungspräſidenten 
erhobene Klage hauptſächlich damit, in eigener Sache habe der 
Landrat nicht ſtrafen dürfen. Mit bezug hierauf äußert ſich 
der erſte Senat in ſeiner Sitzung vom 28. Januar 1908: 

„Dies hat der Kläger pflichtwidrig außer acht gelaſſen. 
Daß der Landrat zur Verhängung der Ordnungsſtrafe formell 
befugt war, ſteht außer Zweifel; das Geſetz ermächtigt den 
Vorgeſetzten zur Ahndung aller Verfehlungen des Untergebenen 
und ſchließt die Anwendung ſeiner Strafgewalt nicht in den⸗ 
jenigen Fällen aus, in welchen er ſelbſt beteiligt iſt. Die 
Vorſchriften über die Ausſchließung von der Ausübung des 
Richteramts finden keine Anwendung, da bei Handhabung des 
Ordnungsſtrafrechts keine richterliche Tätigkeit ausgeübt wird.“ 
OVG. Nr. I 157. Rep. Nr. IA. 154/07. 


Gewerbepolizeiliche Behandlung von Vorträgen 
mit Lichtbildern. 

Die Klage iſt begründet. 

Der Kläger bedurfte des Wandergewerbeſcheines, wenn 
feinem Vortrag mit Lichtbildern die Bedeutung einer Luſtbarkeit 
ohne höheres Intereſſe der Kunſt und Wiſſenſchaft beizumeſſen 
und er zu dem Vortrag nicht beſtellt war (S 55 Nr. 4 Gewd.). 
Es iſt jedoch nicht Rechtens, daß die Polizeibehörde hiervon 
ausgehen durfte, weil ihr das Gegenteil nicht ſchon bei Nach⸗ 
ſuchung der Genehmigung nachgewieſen worden war. Hatte der 
Polizeipräſident inſoweit Bedenken, dann durfte er den Vortrag 
freilich bis zu dem Nachweiſe, daß es an dem höheren Intereſſe 
der Kunſt oder Wiſſenſchaft, oder an der vorgängigen Beſtellung 
nicht fehle, dem Kläger unterſagen. Es mußte aber an den 
Kläger eine entſprechende Aufforderung zur Führung des Nach⸗ 
weiſes ergehen, was nicht geſchehen iſt. 

Ob dem Vortrage mit Lichtbildern die Bedeutung einer 
Luſtbarkeit ohne höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft 
beizumeſſen war, ließ und läßt ſich ohne Kenntnisnahme von 
ſeinem Inhalt nicht beurteilen. Einer nachträglichen Feſtſtellung 
bedarf es inſoweit jedoch nicht, da als dargetan angenommen 
werden darf, daß der Kläger zum Halten des Vortrages beſtellt 
war. Die von dem Beklagten betreffs ihrer Glaubwürdigkeit 
nicht angezweifelte Außerung des Kaſſierers kann nur dahin 
verſtanden werden, daß der Kläger auf Beſtellung dieſes Vereins 
den Vortrag hat halten ſollen. Es iſt auch nichts dafür bei⸗ 
gebracht, daß der Kläger die Anregung hierzu gegeben hat. 
Träfe es indes zu, daß der Kläger von Berlin aus ſich zu dem 
Vortrag erboten hat, ſo würde doch nicht ſchon um deswillen 
der Tatbeſtand der Beſtellung zu verneinen ſein. 

Ein anderweiter Grund als der Mangel des Wander⸗ 
gewerbeſcheines iſt zur Rechtfertigung der Verfügung nicht 
geltend gemacht. Mit Rückſicht auf die vorgängige Beſtellung, 
und da der Kläger von dem Veranſtalter gegen Ablohnung 
gewonnen war, bedurfte es insbeſondere ſelbſt dann, wenn der 
Vortrag in einem jedermann zugänglichen Raume eines Schank⸗ 
wirtes gehalten werden ſollte, der ortspolizeilichen Erlaubnis 
weder gemäß 8 60 a noch gemäß 8 33b Gewd. (ſiehe hierfür 
das diesſeitige Urteil in den OVG. 47, 328 ff.). U. v. 
14. Jan. 08 i. S. G. c. Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen. 
OVG. Nr. III 1867. Rep. Nr. III A. 6/07. 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 

Der neue Kurs in der Rechtſprechung über Maſchinen als 
Beſtandteil oder Zubehör des Fabrikgebäudes befeſtigt ſich, wie 
Entſch. Nr. 1 zeigt. 

In Entſch. Nr. 2 wird der Übergang von der Gattungs⸗ 
ſchuld zur Speziesſchuld erörtert und ferner die Argliſt bei der 
Erfüllung der Gattungsſchuld, mit Rückſicht auf die maßgebende 
Sondervorſchrift des 5 480 Abſ. 2, als nicht geeignet zur Ans 
fechtung des Kaufvertrags wegen Argliſt aus § 123 erachtet. 

Eine Abtretung, mit welcher der bisherige Gläubiger lediglich 
den Zweck verfolgt, im Prozeſſe des neuen Gläubigers gegen 
den Schuldner als Zeuge auftreten zu können, verſtößt nach 
Entſch. Nr. 3 nicht ſchon aus dieſem Grunde gegen die guten Sitten. 


M 10. 1909, 


In Übereinſtimmung mit RG. 69, 130 ff. (JW. 08, 520) 
nimmt auch Entſch. Nr. 5 an, daß die notarielle Urkunde über 
einen Vertragsantrag nicht durch die Unterſchrift des Notars 
vollzogen ſein müſſe, ehe die notariell beurkundete Annahme 
erfolgt und daß der Notar alſo Vertragserklärungen, die nicht bei 
gleichzeitiger Anweſenheit der Vertragſchließenden vor ihm ab⸗ 
gegeben werden, in einem einzigen Protokoll beurkunden dürfe. 

Entſch. Nr. 6 wendet die Beſtimmungen über das Ver⸗ 
hältnis der Vertragsſtrafe zum Erfüllungsanſpruch (88 340, 
341 BGB.) auf Unterlaſſungspflichten an. Welchem der beiden 
Paragraphen die Verletzung einer derartigen Pflicht zu unter⸗ 
ſtellen iſt, hat ſich im konkreten Falle danach zu richten, ob mit 
der Vertragsſtrafe das Intereſſe an der ganzen Unterlaſſung 
gedeckt werden ſollte oder nur das Intereſſe am Unterbleiben 
einer einzelnen Zuwiderhandlung. 

Mehrere Vertragſchließende, die eine Leiſtung auf Grund 
eines nichtigen Vertrags erhalten haben, haften auf Rückgewähr 
der Bereicherung nach Entſch. Nr. 8 nicht geſamtſchuldneriſch, 
ſondern ein jeder nur nach Maßgabe des wirklich von ihm 
Erlangten. 

Der Eigentümer einer Sache iſt durch deren Verunſtaltung 
nicht erſt dann geſchädigt, wenn dadurch die Nutzungen, die er 
ohne die Verunſtaltung aus der Sache gezogen haben würde, 
verringert worden ſind; das Vermögen des Eigentümers wird 
vielmehr ohne weiteres dadurch verringert, daß der Verkehrswert 
der ihm gehörigen Sache durch ein Ereignis geringer wird, als 
er ohnedem ſein würde, und er kann Erſatz der Differenz 
von dem Schädiger verlangen, ohne Rückſicht darauf, ob er 
die Sache verkaufen wollte. Entſch. Nr. 9. 

Die Haftung des Beſitzers eines Theaterſaales für die 
Sicherheit der Beſucher behandelt Entſch. Nr. 10. 

Entſch. Nr. 11 ſtellt eine Verpflichtung des Automobil⸗ 
beſitzers als ſolchen dahin auf, daß er die einſchlägigen Polizei⸗ 
verordnungen kenne, da er ohne ſolche Kenntnis den Führer des 
Fahrzeugs nicht kontrollieren könne. 

Wichtige Beiträge zur Auslegung des § 831 BGB. liefern 
die Entſch. Nr. 12 und 13. | 

8 840 BGB. regelt zwar zunächſt die Ausgleichungspflicht 
mehrerer Geſamtſchuldner, die dem Verletzten aus einer 
unerlaubten Handlung nebeneinander haften; Entſch. Nr. 14 
bringt dieſe Beſtimmung auch zur Anwendung, wenn der Dritte, 
der von dem Beſchädigten für den Schaden verantwortlich 
gemacht wird, ſeinerſeits von dem Beſchädigten begehrte, daß 
er einen Teil des Schadens auf ſich nehme, weil er nach 88 833 
bis 838 BGB. erſatzpflichtig ſei. N. 


Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. 


Nr. 2 läßt unter Umſtänden die Beſtrafung im Auslande 
vorgenommener Handlungen zu. 

Nr. 3 ſpricht aus, daß die Einziehung erliſcht, wenn die 
eingezogene Sache im Sinne des BGB. zum Beſtandteil einer 
anderen Sache wird. 

Nr. 4 enthält eine weitere Ausgeſtaltung der Lehre vom 
untauglichen Verſuch. ER 

Nr. 5 erörtert die ſtrafrechtliche Haftbarkeit des Vermieters 
für ſtrafbare Handlungen in den Mieträumen, die er hätte 
verhindern können. . 

Nr. 6 gibt Darlegungen über den Notſtandsbegriff in 
Anwendung auf die Abtreibung der Leibesfrucht. 

Nr. 10 behandelt die polizeiliche Befugnis zur Anwendung 
von Gewaltmaßregeln, die in der StPO. nicht vorgeſehen find. 

Nach Nr. 25, 26 ſcheint ein ſtrafloſer Weg zum Vertriebe 
der Empfängnisſchutzmittel kaum offen zu bleiben. 

Nr. 31 gibt Fingerzeige für die Begrenzung des Lehrer⸗ 
züchtigungsrechts nach ſeiten des dem einzelnen Lehrer unter⸗ 
ſtehenden Schülerkreiſes. . 

Nr. 32, 55 zeigen, inwiefern die Entſchuldigung mit Er⸗ 
mübung und Schlaftrunkenheit geeignet iſt, die Annahme der 
Fahrläffigkeit auszuſchließen. Kloeppel. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 85, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


2. 1 


W 11 11 (Bogen 39 bis 43). 39 bis 43). 


Berlin, 1. Juni 1909. 1. Juni 1909. 138. Jahrg Jahrgang.] 305 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des oͤeutſchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 
Juſtirat Dr. Bugs Neumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. 
verlag und Expedition: 28. Moeſer Buchhandlung, Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Preis für den ubdrnmnans 25 Mark, einzelne Nummern pro Bogen 80 Pfg. Inſerate die 2geſpaltene Petitzeile 50 55 Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 3 


Vereins nachrichten. 


Am 30. und 31. März d. Js. hat die nach § 3 der mit 
dem Allgemeinen deutſchen Verſicherungsverein in Stuttgart 
geſchloſſenen Vereinbarung (JW. 1900, 101) dem Vorſtande 
des deutſchen Anwaltvereins zuſtehende Reviſion der Geſchäfts— 
führung des Allgemeinen deutſchen Verſicherungsvereins durch 
Herrn Juſtizrat Dr. Schall, Rechtsanwalt beim Reichsgericht, 
unter Zuziehung des Herrn, Profeſſor Dr. Wolf in Leipzig 
als Verſicherungstechniker ſtattgefunden. 

Der Herr Juſtizrat Dr. Schall hat folgenden Bericht erſtattet: 

Ich habe gleichzeitig mit Herrn Profeſſor Dr. Wolf am 

30. und 31. März 1909 die Prüfung vorgenommen. Haupt⸗ 
ſächlich habe ich dabei, wie in früheren Fällen, Einſicht in 
eine große Zahl von Akten des Vereins, die über Verſiche⸗ 
rungsanſprüche von Rechtsanwälten und Notaren erwachſen 
ſind, genommen, namentlich um mich davon zu überzeugen, 
ob der Verein ſeine durch den Verſicherungsvertrag über⸗ 
nommene Pflicht gegen die Verſicherten überall vollſtändig 
erfüllt. Ich kann beſtätigen, daß ich keinen einzigen Fall 
gefunden habe, in welchem der Verein ſeine Pflicht aus der 
Verſicherung ungerechtfertigt beſtritten hätte. Auch habe ich 
aus den zahlreichen von mir durchgeſehenen Akten erſehen, 
mit welch' großer Gründlichkeit der Verein jeden einzelnen 
Verſicherungsfall behandelt, namentlich auch durch Feſtſtellung 
eines zuverläſſigen Tatbeſtandes. In einer nicht kleinen Zahl 
von Fällen iſt durch die Tätigkeit der juriſtiſchen Beamten 
des Vereins der gegen den Verſicherten von ſeinem Auftrag⸗ 
geber erhobene Anſpruch als tatſächlich oder rechtlich un 
begründet nachgewieſen worden, während der Verſicherte 
jelbft ſich irrtümlich für verpflichtet gehalten hatte, dem an 
ihn geſtellten Anſpruch nachzukommen. 

In den Bedingungen der Verträge, die der Verein mit 

Rechtsanwälten abſchließt, ſind zwei Neuerungen aufgenommen, 
die meines Wiſſens bei der früheren Viſitation im Jahre 1906 


noch nicht beſtanden haben, nämlich: 


1. der Ausſchluß der Verſicherung in den Fällen „be— 
wußter Fahrläſſigkeit“ des Verſicherten, alſo z. B. bei 
einem Schaden, den der Anwalt ſeinem Klienten durch 
direktes Zuwiderhandeln gegen ausdrückliche Weiſung 
des Klienten zugefügt hat, bei bewußter Saumſeligkeit 


— — 


des Anwalts (z. B. ein Rechtsanwalt läßt einen 
Prozeß auf Schadenserſatz wegen Mängel der Kauf: 
ſache trotz vielen Mahnbriefen der Partei um Fort⸗ 
ſetzung ruhen, ſo daß der Anſpruch verjährt), bei 
Zuwiderhandeln gegen geſetzliche Vorſchriften (3. B. ein 
Rechtsanwalt duldet als Gläubigerausſchußmitglied, 
daß entgegen der ihm bekannten Beſtimmungen im 
§ 88 KO. die monatliche Reviſion des Verwalters 
der Kaſſe unterbleibt und ermöglicht dadurch die 
Unterſchlagung des Verwalters), 

2. die ſogenannte Anſchlußverſicherung, worunter ver— 
ſtanden wird die Erlangung des Verſicherungsſchutzes 
auf die Zeit nach Beendigung der ordentlichen Ver— 
ſicherung derart, daß der Verein noch dreißig Jahre 
lang für die während der ordentlichen Verſicherung 
geſtifteten latenten Schäden einzutreten hat. Die 
Prämie für dieſe Verſicherung beträgt die Höhe einer 
Jahresprämie, und wie mir mitgeteilt worden iſt, hat 
ſich dieſe Ausdehnung der Verſicherung ſchon in ihrem 
kurzen Beſtande ſehr bewährt. 

Vom Standpunkt des Anwaltvereins wird gegen die in 
Ziffer 1 bezeichnete vertragsmäßige Einſchränkung der Haftung 
des Vereins kein Bedenken zu erheben ſein; denn die Ver— 
ſicherung hat nur den Sinn und Zweck, die Verſicherten 
gegen ſolche Schäden zu ſchützen, die auch ein ordentlicher 
Rechtsanwalt nicht vermeiden kann, wogegen Schäden, die der 
Anwalt aus Indolenz, aus Bequemlichkeit, oder aus beſonderer 
Gutmütigkeit erleidet, den Verſicherungsſchutz nicht verdienen. 

In bezug auf die verſicherungstechniſche Reviſion hat ſich 
Herr Profeſſor Dr. Wolf in feinem Gutachten ausführlich 
ausgeſprochen; ich habe dem nichts hinzuzufügen, als auch 
meinerſeits den Eindruck zu beſtätigen, daß die Geſchäfts— 
führung des Vereins durchweg zuverläſſig iſt. 


Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 


für dentſche Rechtsanwälte. 


Nachdem die Zahl der Beitritts-Erklärungen jetzt auf 669 


geſtiegen iſt, könnte die Zahl 700, von welcher die Betriebs— 
Eröffnung abhängt, in wenigen Tagen erreicht ſein, wenn die 
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zahlreichen Kollegen, die zum Beitritte geneigt ſind oder ſogar 
ihn ſchon zugeſagt haben, ihre Entſchlüſſe beſchleunigen wollten. 
Es liegt dies auch in ihrem eignen Intereſſe, da das Eintritts— 
alter, von dem die Höhe der Rente abhängt, ſich nach dem 
Geburtstage beſtimmt, der dem Tage des Beginns der Ver— 
ſicherung am nächſten (nach rückwärts oder vorwärts) gelegen 
iſt. Hierbei ſei darauf aufmerkſam gemacht, daß auch eine 
Verſicherung in den niedrigſten Beitragsklaſſen für gewiſſe 
Verhältniſſe empfohlen werden kann, indem z. B. ein Dreißig— 
jähriger nach 35 jähriger Mitgliedſchaft gemäß Tarif B ſchon 
in Klaſſe I (Jahresbeitrag 50 % ein Ruhegehalt von 715 ,, 
in Klaſſe II (Jahresbeitrag 100 %) von 1431 , jährlich 
erzielt. Wir bitten alſo diejenigen, die beitreten wollen, dies 
raſch zu tun. 

Diejenigen, an welche unſer Rundſchreiben vom Februar 
d. J. mit der Satzung und den Tarifen nicht gelangt ſein 
ſollte, wollen dieſe Druckſachen von dem Unterzeichneten verlangen. 


Der Vorſtand. 


Juſtizrat Weißler, Halle a. d. S., Große Steinſtr. 12. 


Unterrichtskurſe für das Bureanperſonal.“) 
Von Rechtsanwalt Dr. Löwenſtein I, Stuttgart. 


Den Verſuch, für die Angeſtellten der Anwalts bureaus 
Unterrichtskurſe einzuführen, hat der Ausſchuß des Stuttgarter 
Anwaltvereins im Laufe des vergangenen Winters mit beſtem 
Gelingen gemacht. Einige kurze Mitteilungen dürften für die 
weiteren Kreiſe der Berufsgenoſſen von Intereſſe ſein. 


*) In Berlin beſteht ſeit dem 15. Februar d. J. wieder eine 
Fachſchule des Berliner Anwaltvereins, um eine beſſere Aus⸗ 
bildung der in den Anwaltsbureaus beſchäftigten Schreiberlehrlinge 
herbeizuführen. 

Der Fachſchulunterricht wird in drei Jahresklaſſen erteilt. Der 
Unterrichtsſtoff iſt, wie folgt, verteilt: 

In der dritten (unterſten) Jahresklaſſe umfaßt der Unterricht 
hauptſächlich Deutſch, Schön⸗ und Rechtſchreiben, Briefſtil, Rechnen. 
Der Unterrichtsſtoff wird mit Rückſicht auf die im Anwaltbureau 
üblichen Arbeiten ausgewählt. Dieſer Unterricht wird von ſtädtiſchen 
Lehrern erteilt. | 

Ferner werden in der dritten Jahresklaſſe die außerhalb des 
Bureaus von dem Lehrling auszuführenden Verrichtungen, namentlich 
die Beſorgungen auf dem Gericht (Anwaltzimmer, Gerichtsſchreiberei, 
Briefannahme, Verteilungsſtelle) und auf der Poſt mit Unterweiſung 
in den poſtaliſchen Einrichtungen, den Portoſätzen, Poſtwertzeichen 
und dergl. gelehrt. Dieſen Unterrichtsgegenſtänden werden in jeder 
zweiten Woche einmal die Unterrichtsſtunden gewidmet. Der Unter⸗ 
richt wird durch Bureauvorſteher erteilt. 

In der zweiten Jahresklaſſe wird die eigentliche Bureaukunde 
gelehrt. Sie betrifft die Einrichtung eines Anwaltsbureaus, die 
Bildung und Führung der Akten, die Führung der üblichen Bücher 
und Regiſter, die Expedition der Korreſpondenz, die Art und Form 
der hauptſächlich vorkommenden ſchriftlichen Arbeiten unter Erläute⸗ 
rung des Formularweſens. 

Unterrichtsgegenſtand der zweiten Jahreskurſe ſind ferner: Ge⸗ 
richtsverfaſſung, Zivilprozeß, beſonders Erhebung von Klagen, Zu⸗ 
ſtellungsweſen, Ladungen, Termine und Friſten, Einlegung des Ein⸗ 


M 11. 1909. 


Zur Teilnahme waren alle männlichen und weiblichen 
Perſonen aufgefordert, welche auf den Bureaus der im Land⸗ 
gerichtsbezirk Stuttgart anſäſſigen, beim Oberlandesgericht, beim 
Landgericht und bei den Amtsgerichten des Bezirks zugelaſſenen 
Anwälte als Bureauvorſteher, Bureaugehilfen ſowie Lehrlinge 
tätig waren. Die Teilnehmer waren von jedweden Koſten 
befreit. Die Räumlichkeiten für die Abhaltung der Kurſe ſtellte 
der Oberlandesgerichtspräſident in dankenswerteſter Weiſe zur 


ſpruchs und der Rechtsmittel, Mahnverfahren, Urkunden⸗ und Wechſel⸗ 
prozeß, ferner Privatklageverfahren ſowie die deutſche Gebühren⸗ 
ordnung für Nechtsanwälte im Umriß. 

Dieſer Unterricht wird von Bureauvorſtehern erteilt. 

In der erſten (oberſten) Jahresklaſſe wird eingehend die Zwangs⸗ 
vollſtreckung und außerdem materielles Recht gelehrt, letzteres jedoch 
nur in geringem Umfange, ſoweit es zum beſſeren Verſtändniſſe des 
Verfahrens erforderlich erſcheint, und möglichſt im Anſchluß an die 
Belehrung über das Verfahren, z. B. über den Wechſel bei Gelegen⸗ 
heit der Erörterung des Wechſelprozeſſes. Hinzu kommen einfache 
Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Ferner werden in der erſten Jahresklaſſe die Gebührenordnungen 
gründlich durchgenommen und das Stempelweſen erläutert. Dabei 
iſt auf fortgeſetzte praktiſche Abungen beſonderer Wert zu legen. 
Dieſer Unterricht ſoll von Rechtsanwälten erteilt werden. 

Ferner iſt vorgeſehen, daß die Schüler Unterricht in der Steno⸗ 
graphie und auf der Schreibmaſchine — nicht in der Fachſchule ſelbſt, 
ſondern in beſonderen Kurſen — erhalten. 

Mit dieſem letzteren Unterricht wird demnächſt begonnen werden. 

Die Räume zur Erteilung des Unterrichts hat der Magiſtrat 
zu Berlin dem Berliner Anwaltverein in zwei Pflicht⸗Fortbildungs⸗ 
ſchulgebäuden zur Verfügung geſtellt. In jedem dieſer Gebäude iſt 
zunächſt eine Fachſchule eingerichtet worden. 

Die Anmeldungen zu der unterſten Jahresklaſſe waren ſo zahl⸗ 
reich, daß in jedem dieſer Gebäude zwei Kurſe dieſer Jahresklaſſe, 
im ganzen alſo vier Kurſe, haben eingerichtet werden müſſen. 

Spärlich waren die Anmeldungen zur erſten Jahresklaſſe, ſo daß 
die Einrichtung eines erſten Jahreskurſus genügte. 

Die einzelnen Klaſſen ſind mit durchſchnittlich 38 Schülern 
beſetzt. 

Der Unterricht findet in jedem Kurſus an zwei Nachmittagen 
in der Woche von 2 bis 4 Uhr ſtatt. 

Die Kollegen find erſucht worden, an den Schultagen ihre Lehr: 
linge ſpäteſtens um 12 Uhr aus dem Bureau zu entlaſſen, damit ſie 
auch an dieſen Tagen eine unbeſchränkte zweiſtündige Mittagseſſenszeit 
haben. Die Unterrichtszeit am frühen Nachmittage iſt gewählt, damit 
die Lehrlinge noch friſchen Geiſtes am Unterricht teilnehmen können, 
ſowie ferner, damit ſie nicht an den Unterrichtstagen länger als an 
den übrigen Tagen beſchäftigt ſind, die Zeit des Unterrichts vielmehr 
von ihnen als Zeit des Dienſtes angeſehen iſt. 

Um einen regelmäßigen Unterricht ſicherzuſtellen, hat der Anwalt: 
verein beſchloſſen, die Lehrer zu honorieren. 

Zur Beſtreitung der Koſten der Fachſchule hat der Berliner 
Anwaltverein für das Jahr 1909 einen Betrag von 7500 A zur 
Verfügung geſtellt. 

Zur Leitung der Fachſchule iſt ein Schulvorſtand berufen, der 
aus 5 Anwälten und 5 bie hieſigen Bureauangeſtellten⸗Organiſationen 
vertretenen Bureauvorſtehern beſteht. 

Auf dieſe Weiſe iſt das Intereſſe der hieſigen Bureauangeſtellten⸗ 
Organiſationen geſichert und dafür Sorge getragen, daß die älteren 
Bureauangeftellten auf eine rege Teilnahme der jüngeren Angeſtellten 
am Fachſchulunterricht hinwirken. Ludwig Wreſchner. 


38. Jahrgang. 


Verfügung. Weit mehr als die Hälfte ſämtlicher Bureau⸗ 
angeſtellten meldeten ſich zum Beſuche der Vorträge. Bei 
dieſen fanden ſich denn auch die Hörer und Hörerinnen in 
großer Zahl ein, ein klarer Beleg dafür, daß die Einrichtung 
einem wirklichen Bedürfnis entgegengekommen iſt. Es war 
eine Freude für die den Kurs abhaltenden Anwälte, ſehen zu 
dürfen, mit welcher Aufmerkſamkeit, mit welch regem Intereſſe 
ihre Darlegungen verfolgt wurden. Dies war um ſo höher 
anzuſchlagen, als die Kurſe auf die ſpäten Abendſtunden, nach 


Schluß der Bureaus, verlegt werden mußten. Eingeleitet 


wurden die Kurſe durch Vorträge des Einſenders über die⸗ 
jenigen allgemeinen Materien des Zivilprozeßrechts und der 
Gerichtsverfaſſung, welche für das Perſonal beſonders in Be⸗ 
tracht kommen. (Zuſtändigkeit der Gerichte, Gerichtsferien, 
Prozeß bevollmächtigte, Prozeßkoſten, Sicherheitsleiſtung, Armen» 
recht, Friſten, Zuſtellungsweſen und Mahnverfahren.) Es 
folgte dann eine Reihe von Abenden, an welchen Herr Rechts⸗ 
anwalt Dr. Raiſer das Zwangsvollſtreckungsverfahren, jedoch 
mit Ausſchluß der für die Hörer immerhin zu komplizierten 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, behandelte. 
Den Beſchluß machte Herr Rechtsanwalt Thalmeſſinger, der 
über die Gebührenordnung für Rechtsanwälte ſich verbreitete. 

Von vielen Seiten wurde die überaus günſtige Wirkung 
der Kurſe konſtatiert. Die älteren unſerer Bureauangeſtellten haben 
durch den ſyſtematiſchen, zuſammenhängenden Einblick, der ihnen 
in die Rechtsmaterien gegeben wurde, ihre in der Praxis er⸗ 
worbenen Erfahrungen erweitert und vertieft. Die ſeit kürzerer 
Zeit auf den Bureaus Beſchäftigten haben ſich, wie eine große 
Anzahl Kollegen bemerken durfte, eine Menge von Kenntniſſen 
angeeignet, die ihnen in ihrer Tätigkeit förderlich ſein muß. Die 
Einrichtung verdient alſo ſicherlich Nachahmung. Eine weitere 
Ausgeſtaltung werden wir ihr möglicherweiſe dadurch geben, 
daß wir im nächſten Jahre praktiſche Ubungen anſchließen 
laſſen. 
Vielleicht darf noch erwähnt werden, daß nach Schluß der 
Kurſe ein geſelliger Abend die Mitglieder des Ausſchuſſes und 
als deren und des Anwaltvereins Gäſte die Kursteilnehmer ver⸗ 
einigte. Wir hatten auch dieſe Veranſtaltung nicht zu bereuen, 
denn der Abend verlief durchaus harmoniſch und zeigte uns 
durch eine Reihe zum Teil auf unſer Berufsleben gemünzter 
heiterer Darbietungen unſerer Angeſtellten, wie viel Talente, 
ſonſt unentdeckt, in dieſem Stande ſchlummern. 

Die Gehälter der auf den Württembergiſchen, ſpeziell 
Stuttgarter Anwaltsbureaus Angeſtellten find, wie ſtatiſtiſche 
Erhebungen ergeben haben, weitaus die günſtigſten von ganz 
Deutſchland. Neben dieſem Umſtand wird ſicherlich die Ein⸗ 
richtung von Unterrichtskurſen das gute Einvernehmen zwiſchen 
der Prinzipalität und dem Perſonale ſtärken. Wird doch durch 
derartige Maßnahmen den Angeſtellten klargelegt, daß die 
Anwälte ein Intereſſe daran nehmen, das geiſtige Niveau ihres 
Perſonals zu heben. Neben dem Vorteil, der den Anwälten 
durch die beſſere Ausbildung ihrer Gehilfen unmittelbar erwächſt, 
wird alſo eine Aufgabe von nicht zu unterſchätzender ſozialer 
Bedeutung gelöft. 
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Der Übergang des Bergſchädenanſpruchs auf den 
Erſteher. 
Von Rechtsanwalt Dr. Grundmann, Eſſen (Ruhr). 


Das Reichsgericht hat in ſeinem Urteile vom 7. November 
1908. — JW. 08, 736; Dig. 1. Februar 1909 S. 209 — 
angenommen, daß der Bergſchädenanſpruch in der Subhaſtation 
auf den Erſteher übergeht. 

Dieſe Entſcheidung wird in der JW. vom 15. Februar 1909 
S. 95 ff. von Rechtsanwalt Ludowieg in Halle bekämpft. 

Ludowieg deduziert folgendermaßen: Durch den Zuſchlag 
gehen außer dem Grundſtücke nur diejenigen Gegenſtände auf 
den Erſteher über, auf die ſich die Hypothek „erſtreckt“. — 
8 90 Abſ. 2 8G. 

Das EGBGB. beftimmt zwar, daß der Bergwerksbeſitzer 
— fo wie die Verſicherungsgeſellſchaft S 1128 BGB. — nur 
unter Wahrung der Rechte der Hypothekengläubiger zahlen 
darf, bedient ſich aber nicht des Ausdrucks, daß ſich die 
Hypothek auf den Bergſchädenanſpruch „erſtreckt“. 

Dies habe, meint Ludowieg, ſeinen inneren Grund. Wo 
das BGB. — 8 1120 ff. — den Ausdruck „die Hypothek 
erſtreckt ſich“ gebrauche, erweitere es den Umfang der 
hypothekariſchen Haftung auf Gegenſtände, — man denke an 
Zubehör, Miet⸗ und Pachtzinſen — auf die andere Rechte am 
Grundſtücke ſich nicht erſtreckten. Der Bergſchädenanſpruch 
trete aber nach Art. 52 nur an die Stelle des früheren 
Grundſtücks, er ſei ein nur in eine andere Form übergegangener 
Beſtandteil des Grundſtücks, der von der Hypothek von Anfang 
an mitumfaßt geweſen ſei. 

Von einer „Erſtreckung“ der Hypothek auf ihn könne 
mangels einer Erweiterung der hypothekariſchen Haftung 
nicht geſprochen werden. 

In dieſen Ausführungen iſt folgendes nicht berückſichtigt. 

1. Es beſteht kein Rechtsſatz, daß ſich die Hypothek all⸗ 
gemein an den Erſatzanſprüchen für beſchädigte Gegenſtände, 
die der Hypothek unterworfen waren, fortſetzt. Die Erſatz⸗ 
anſprüche treten normalerweiſe in das perſönliche Vermögen 
des Grundſtückseigentümers ein. Mangels beſonderer Be⸗ 
ſtimmung unterlag deshalb der Bergſchädenanſpruch nach 
Preußiſchem Recht nicht der Hypothek. 

Das iſt jetzt anders. Die Beſtimmung des Geſetzes, daß 
der Bergwerksbeſitzer die Rechte der Hypothekengläubiger 
reſpektieren muß, bedeutet nichts anderes, als daß die Hypothek 
den Bergſchädenanſpruch mitumfaßt. 

Mit Rückſicht darauf, daß die Hypothek den von Haus 
aus rein perſönlichen Anſpruch nach Preußiſchem Recht nicht 
mitumfaßte, würde es deshalb ſachlich nicht beanſtandet werden 
können, wenn das Geſetz ſich nunmehr des Ausdrucks bediente, 
die Hypothek erſtrecke ſich auf den Bergſchädenanſpruch. 

2. Auch der Anſpruch auf die Verſicherungsſumme iſt 
nur ein an die Stelle des Grundſtücks tretender Anſpruch, 
ein in eine andere Form übergegangener Beſtandteil des Grund⸗ 
ſtücks. Und doch bedient ſich der 8 1127 BGB. des Aus⸗ 
drucks „die Hypothek erſtreckt ſich auf die Forderung gegen 
den Verſicherer“. 

Ich glaube deshalb nicht, daß ſachliche Gründe für den 
Nichtgebrauch des Ausdrucks „die Hypothek erſtreckt ſich“ im 
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Art. 53 maßgebend geweſen find, geſchweige denn, daß be⸗ 
abſichtigt geweſen wäre, durch den Nichtgebrauch zum Ausdrucke 
zu bringen, daß der Bergſchädenanſpruch nicht auf den Erſteher 
übergehen ſolle, zumal die Materialien zum BGB. über dieſen 
Punkt ſchweigen. 

Die Entwicklung des Anſpruchs auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme, deſſen Regelung das Geſetz zur Regelung des Berg⸗ 
ſchädenanſpruchs verwertet, beweiſt aber, daß der Übergang des 
Bergſchädenanſpruchs nicht eine geſetzliche Abnormität, ſondern 
der Ausfluß eines allgemeineren Rechtsgedankens iſt. 

Auch der Verſicherungsanſpruch wurde nach früherem 
Preußiſchen Recht als rein perſönlicher Anſpruch angeſehen, der den 
Hypothekengläubigern nicht haftete (vgl. Dernburg, Pr. Pr. R. 
8 329 Anm. 7). 

Erſt das Geſetz vom 5. Mai 1872 8 30 beſtimmte, daß 
die Verſicherungsgelder der Hypothek unterworfen ſeien. 

Man nahm aber an, daß das Recht der Hypothekengläubiger 
die Verſicherungsſumme erſt im Zeitpunkte der richterlichen 
Beſchlagnahme des Grundſtücks erfaſſe und daß der Anſpruch 
darauf bei der Subhaſtation auf den Erſteher nicht übergehe (vgl. 
Dernburg S 350 Anm. 3). 

Seit 1900 erſtreckt ſich die Hypothek auch ſchon vor der 
Beſchlagnahme auf den Verſicherungsanſpruch; auch geht der 
Anſpruch auf den Erſteher über. 

Legislatoriſch notwendig iſt es nicht, daß die Gegenſtände, 
die unter die Hypothek fallen, ſämtlich auf den Erſteher über⸗ 
gehen. Das lehrt der Hinweis auf den Verſicherungsanſpruch 
des Preußiſchen Rechts. 

Nachdem aber einmal das ZVG. den Gedanken, daß das 
Grundſtück in ſeinem ganzen wirtſchaftlichen und rechtlichen 
Zuſammenhang auf den Erſteher übergehen ſoll, durch die Be⸗ 
ſtimmung des 8 90 Abſ. 2 zum Ausdruck gebracht hat, geht 
es nicht an, den Bergſchädenanſpruch von dem Übergang aus 
dem formalen Grunde auszunehmen, weil das Geſetz nicht aus⸗ 
drücklich ſage, daß die Hypothek ſich auf den Bergſchädenanſpruch 
„erſtrecke“. 

Auch das wirtſchaftliche Ergebnis iſt nicht unerfreulicher, 
als wenn der Subhaſtat Eigentümer des Bergſchädenanſpruchs 
bliebe. Geht der Bergſchädenanſpruch auf den Erſteher über, 
ſo wird, zumal wenn der Verſteigerungsrichter ausdrücklich darauf 
aufmerkſam macht, das Gebot eben um ſo höher ausfallen. 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 26. April bis 
15. Mai 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. SS 123, 142 BGB. in Verb. mit S 286 ZPO. Begriff 
der argliſtigen Täuſchung. Prozeſſual unzureichende Begründung 


1) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


derſelben. — Aus der Nichtigkeit des Kaufvertrags folgt nicht 
auch die Nichtigkeit der Auflaſſung.! 

Argliſtige Täuſchung iſt die vorſätzliche Benutzung eines 
vom Täuſchenden ſelbſt hervorgerufenen oder als vorhanden 
erkannten Irrtums zu dem Zweck, die Willensentſchließung und 
damit die Willenserklärung des Irrenden zu beeinfluſſen. Sie 
erfordert danach, daß mit dem Irrtum des anderen und ſeinem 
Einfluß auf deſſen Willensentſchließung und Willenserklärung 
mindeſtens als mit einer Möglichkeit gerechnet iſt, und es 
genügt für ſie keineswegs die Feſtſtellung, daß dieſer Irrtum 
und ſein Einfluß auf die Willenserklärung des anderen bei 
Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt oder auch 
eines geringeren Grades von Sorgfalt hätte erkannt werden 
können. Hiernach reichen jene von der Reviſion angegriffenen 
Stellen des BU. zur Begründung der Annahme einer dem 
Beklagten zur Laſt fallenden argliſtigen Täuſchung jedenfalls 
dann nicht aus, wenn mit den Wendungen: „das mußte ſich 
der Beklagte ſagen“, „von denen er annehmen mußte“ und „denn 
ihm mußte klar ſein“, dem natürlichen Wortſinne entſprechend 
nur zum Ausdruck gebracht fein ſoll: daß der Beklagte ver: 
pflichtet geweſen ſei, ſich das zu ſagen, klar zu machen oder es 
anzunehmen und daß er es bei Anwendung der gebotenen 
Sorgfalt auch angenommen, ſich geſagt oder klar gemacht haben 
würde. Lediglich dieſen Sinn einer dem Betreffenden zur Laſt 
fallenden Fahrläſſigkeit verbindet das BGB., wie die Begriffs⸗ 
beſtimmung im § 122 Abſ. 2 ergibt, mit der gleichartigen 
Wendung „kennen mußte“, die in vielen ſeiner Beſtimmungen 
wiederkehrt (vgl. u. a. SS 123 Abſ. 2, 142 Abſ. 2, 169, 
179 Abſ. 3, 307 Abſ. 1). Und dafür, daß das BG. das 
„mußte“ in jenen ſeinen Sätzen in einem anderen Sinne 


gebraucht hat, daß es insbeſondere hat ſagen wollen: der 


Beklagte müſſe ſich das geſagt, er müſſe es angenommen haben, 
er habe es ſich alſo geſagt und habe es angenommen, ergibt 
auch der weitere Inhalt und der Zuſammenhang ſeiner Urteils⸗ 
gründe keinen Anhalt. Deshalb war die Aufhebung des an- 
gefochtenen Urteils — wenn nicht wegen Verkennung des Begriffs 
der argliſtigen Täuſchung und Verletzung des § 123 BGB., fo 
doch wegen unzureichender Begründung der feſtgeſtellten arg⸗ 
liſtigen Täuſchung und Verletzung des $ 286 ZPO. — um fo 
mehr geboten, als die Bejahung der Fragen: ob der Beklagte 
ſich der Unbenutzbarkeit der beiden Dachgeſchoßräume zu Mohn: 
zwecken bewußt geweſen iſt, und ob er ſich den Einfluß der 
Nichtkenntnis dieſes Umſtandes auf die Willensentſchließung und 
Willenserklärung des Klägers wenigſtens als Möglichkeit vor: 
geſtellt hat, bei Lage der Sache keineswegs ſelbſtverſtändlich 
erſcheint. Das angefochtene Urteil gibt übrigens noch in einer 
anderen Richtung Anlaß zu Bedenken. Steht die behauptete 
argliſtige Täuſchung feſt und iſt die Anfechtung durch das 
Schreiben vom 16. Mai 1907 rechtzeitig erklärt, fo iſt der an: 
gefochtene Kaufvertrag nach S 142 BGB. als von Anfang an 
nichtig anzuſehen. Aus dieſer Nichtigkeit aber folgt nicht auch 
ohne weiteres die Nichtigkeit der Auflaſſung und damit der vom 
BG. — bedingt — zugeſprochene Berichtigungsanſpruch. Das, 
was das KG. zur Rechtfertigung ſeiner entgegengeſetzten Anſicht 
ausgeführt hat, iſt nicht überzeugend. In dem von ihm heran⸗ 
gezogenen Urteile in RG. 57 Nr. 22 wird die Nichtigkeit des zur 
Erfüllung eines wucherlichen obligatoriſchen Vertrages getätigten 
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dinglichen Rechtsgeſchäfts weſentlich daraus gefolgert, daß der 
wucherliche Charakter des erſteren das letztere mitergreift, daß 
das obligatoriſche und das dingliche Geſchäft in ihrem 
Zuſammenhange den im $ 138 Abſ. 2 vorgeſehenen Sach⸗ 
verhalt erfüllen. Könnte man nun auch in Anlehnung hieran 
für den vorliegenden Fall annehmen, die auf Grund des durch 
argliſtige Täuſchung beeinflußten Kaufvertrages getätigte Auf⸗ 
laſſung ſtehe mit unter dem Einfluß der argliſtigen Täuſchung, 
ſo würde ſich daraus doch noch nicht die Nichtigkeit, ſondern 
nur die Anfechtbarkeit der Auflaſſung ergeben, und daß dieſe 
vom Kläger ebenfalls rechtzeitig angefochten iſt, daß ſich ins⸗ 
beſondere die Anfechtungserklärung vom 16. Mai 1907 auf ſie 
mitbezieht, hat das BG. jedenfalls nicht feſtgeſtellt. S. c. S., 
U. v. 3. April 09, 48/09 V. — Berlin. 

2. 85 123, 823, 826, 249, 463 BGB. Schadenerſatz⸗ 
klage des durch unwahre Zuſicherungen Getäuſchten. Anſpruch 
auf das poſitive Vertragsintereſſe? Anwendbarkeit des § 463 
BGB. Zugkeſicherte Eigenfchaft.] 

Richtig iſt zwar, daß der bei einem Vertragsſchluſſe arg⸗ 
liſtig Getäuſchte nicht auf die Anfechtung des Vertrages nach 
8 124 BGB. beſchränkt iſt, ſondern bei dem Vertrage ſtehen 
bleiben und gemäß $ 823 Abf. 2 oder § 826 BGB. Schaden⸗ 
erſatz verlangen kann. Den Inhalt und Umfang der Schaden⸗ 
erſatzpflicht beſtimmen im allgemeinen die 88 249 —252 BGB. 
Darnach hat der Schadenerſatzpflichtige den Zuſtand wieder 
herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze ver⸗ 
pflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre (wobei der zu 
erſetzende Schaden allerdings auch den entgangenen Gewinn 
umfaßt). Das wäre in dem vorausgeſetzten Falle das ſogenannte 
negative Vertragsintereſſe. Nun iſt für den Fall eines beim 
Vertragsabſchluſſe durch unwahre Zuſicherungen verübten Betrugs 
vom RG. in mehrfachen Entſcheidungen dem getäuſchten Teile 
ein Anſpruch auf das poſitive Vertragsintereſſe zuerkannt worden, 
und zwar wurde das anfänglich gerade aus 8 249 BGB. ab⸗ 
geleitet, indem unter dem nach § 249 Abf. 1 herzuſtellenden 
Zuſtande der Zuſtand verſtanden wurde, der durch den Vertrag 
bezweckt iſt und deſſen Folge geweſen ſein würde, wenn die 
Erklärungen der Vertragsteile auf Wahrheit beruht hätten. 
(NG. 59, 155 und Anm. 1 S. 158; 63, 110 ff.). In neueren 
Urteilen hat, wie ſchon der BerR. anführt, der V. ZS. des 
RG. jene Begründung aus $ 249 BGB. aufgegeben — worin 
ihm nur beigepflichtet werden kann —, und den Anſpruch des 
betrogenen Käufers auf Erſatz des Erfüllungsintereſſes aus 
$ 463 BGB. hergeleitet: der betrogene Käufer ſei für berechtigt 
zu erachten, den die Eigenſchaften vorſpiegelnden Verkäufer auf 
Schadenerſatz ſo in Anſpruch zu nehmen, wie wenn dieſer ihm 
die Eigenſchaften vertragsmäßig zugeſichert, demnächſt aber nicht 
gewährt hätte. (RG. 66, 332 ff.; ebenſo Urteil vom 5. Ok⸗ 
tober 1907 V 55/07 für einen Fall argliſtiger Täuſchung des 
Verkäufers durch den Käufer über die Güte der in Zahlung 
gegebenen Hypotheken.) Ob in jenem Satze — und in allen 
ſeinen Konſequenzen — dem V. 3S. zu folgen fei, braucht hier 
nicht entſchieden zu werden. Keinenfalls kann man mit dem 
BG. auf dem Wege der analogen Anwendung des § 463 ſo⸗ 
weit gehen, daß davon auch ein Fall der vorliegenden Art 
betroffen wird. Der Selbſtkoſtenpreis oder die Höhe des von 
dem Verkäufer erzielten Gewinns hat an ſich mit einer Eigen⸗ 
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ſchaft der Kaufſache nichts gemein. Mag auch in manchen 
Fällen der Selbſtkoſtenpreis einen Wertmeſſer inſofern bilden, 
als er einen Anhalt für die Berechnung des Verkehrswerts 
gewährt, ſo iſt das doch nicht immer der Fall, und der wahre 
Wert der Sache, wofern man etwa dieſen einer Eigenſchaft der 
Sache gleichſtellen wollte, läßt ſich nicht aus dem Selbſtkoſten⸗ 
preiſe auch für jeden ſpäteren Zeitpunkt objektiv beſtimmen. 
Die Höhe des dem Verkäufer zukommenden Zwiſchengewinns, 
ſoweit überhaupt ein ſolcher durch die Differenz zwiſchen An⸗ 
ſchaffungs⸗ und Verkaufspreis gegebenen Falles erzielt wird, 
kann von den verſchiedenſten Faktoren abhängig ſein. v. C. c. 
M., U. v. 1. April 09, 232/08 VI. — Berlin. 

3. 5 363 BGB. Iſt Verfügung über eine gekaufte 
Ware trotz des Vorbehaltes des Gewährleiſtungsanſpruchs wegen 
Vertragswidrigkeit Annahme als Erfüllung?! 

Der Ber. ſtellt feſt, daß der Kläger nicht nur alle Be⸗ 
anſtandungen des Beklagten zurückwies, ſondern auch auf der 
Annahme der Ware als einer vertragsmäßigen beſtanden hat, 
ſowie daß der Beklagte jeweils inſoweit nachgab, daß er die 
5 Sendungen annahm, verarbeitete und für ſich verwendete — 
allerdings unter Vorbehalt etwaiger Anſprüche aus der Gewähr: 
leiſtung. Der Beklagte hat damit über die Ware im eigenen 
Intereſſe und zum Zweck des Behaltens verfügt. Hierin liegt 
eine Annahme als Erfüllung nach §8 363 BGB. Ein Vor: 
behalt dahin, daß die Vertragsmäßigkeit der Ware nicht an⸗ 
erkannt werde, ändert nichts. Denn durch die Annahme als 
Erfüllung wird die Ware nicht als eine vertragsmäßige ge⸗ 
nehmigt; ein Vorbehalt der Nichtgenehmigung verſteht ſich daher 
hier von ſelbſt und iſt mit $ 363 BGB. ſehr wohl vereinbarlich. 
Ein Vorbehalt, der die Anwendung des § 363 BGB. aus⸗ 
ſchließen ſoll, müßte dahin gehen, daß der Käufer lediglich als 
Geſchäftsführer des Verkäufers aufzutreten und für deſſen Rech⸗ 
nung handeln zu wollen erklärt. A. c. H., U. v. 16. April 09, 
483/08 II. — Dresden. 

4. 88 398 ff., 610, 320 ff. BGB. Zuläſſigkeit der Ab⸗ 
tretung eines Anſpruchs auf Gewährung eines Darlehns. 
Widerruf des Darlehnsverſprechens. — Wann iſt ein Darlehns⸗ 
verſprechen als gegenſeitiger Vertrag aufzufaſſen?! 

1. Nach der Rechtſprechung des RG. iſt zwar der Anſpruch 
auf Gewährung des Darlehns aus einem Darlehnsvorvertrage 
regelmäßig nicht abtretbar, weil der Darlehnsempfänger dem 
Gläubiger nicht ohne deſſen Willen einen anderen Schuldner 
unterſchieben kann (RG. 66, 359), wohl aber kann der Anſpruch 
auf die Zahlung der Darlehnsſumme in der Art auf einen 
Dritten übertragen werden, daß nicht der Zeſſionar, ſondern 
der Verſprechensempfänger der Darlehnsſchuldner wird (RG. 
68, 355 und WarneyerErgbd. 09 Nr. 15). Iſt das Darlehn 
zu einem beſtimmten Zwecke verſprochen, was auch bei dem hier 
in Frage ſtehenden der Fall iſt, ſo darf die Abtretung ferner 
nicht dazu führen, es dieſem Zwecke zu entfremden (RG. 66, 359; 
38, 308). Im gegebenen Falle ſollte das Darlehn als Beihilfe 
zum Bau einer Elektrizitätsanlage dienen, wie in $ 4 des Ver⸗ 
trages ausgeſprochen iſt. Es iſt unbeſtritten, daß für die an 
die Klägerin abgetretenen 6 500 & von dieſer an die Darlehns⸗ 
empfängerin eine Lokomobile zum Bau der Elektrizitätsanlage 
in S. geliefert worden iſt. Damit iſt der letztgedachten Voraus⸗ 
ſetzung für die Zuläſſigkeit der Abtretung der Darlehnsrate an 
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die Klägerin genügt. 2. Die Klägerin vertritt den Standpunkt, 
daß ein Widerruf nach $ 610 BGB. dem Erblaſſer der Be 
klagten verwehrt geweſen ſei, weil der Vertrag vom 25./ 29. No⸗ 
vember 1904 einen gegenſeitigen Vertrag darſtelle, und der 
Empfängerin des Darlehnsverſprechens durch die Erfüllung oder 
das dieſer gleichſtehende tatſächliche Angebot ($ 294 BGB.) 
der Vorleiſtung — Übergabe des Hypothekenbriefs über die 
eingetragene Hypothek, der Feuerverſicherungspolice und des 
Hypothekengarantieſcheines — das Recht auf die Gegenleiſtung, 
die Darlehnsgewährung gemäß § 322 BGB. entſtanden ſei. 
. . .. Eine allgemeine gültige Antwort kann es auf die Frage, 
ob ein Vertrag, in welchem der eine Vertragsteil ſich zur Ge⸗ 
währung eines Darlehns gegen Beſtellung einer Hypothek ſeitens 
des anderen Teiles verpflichtet, als ein gegenſeitiger Vertrag 
anzuſprechen ſei, nicht geben; die Entſcheidung muß ſich vielmehr 
nach dem einzelnen Falle richten. Erſcheint die Darlehnshingabe 
wirtſchaftlich als ein Kapitalanlagegeſchäft, rechtlich als Kauf 
einer Hypothek — alle Beleihungen von Grundſtücken durch 
Bankinſtitute werden unter dieſem Geſichtspunkte zu betrachten 
ſein —, dann iſt an dem Verhältnis von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung für die auf beiden Seiten zugunſten des anderen Teiles 
übernommenen Leiſtungen nicht zu zweifeln. Dient das Darlehn 
dagegen altruiſtiſchen Zwecken, will der Darlehnsgeber mit der 
Gewährung des Darlehns wirtſchaftliche Unternehmungen des 
Darlehnsempfängers unterſtützen, wobei ein eigenes wirtſchaft⸗ 
liches Intereſſe eben an der Förderung des fremden Unter⸗ 
nehmens auf der Seite des Darlehnsgebers als Beweggrund 
für die Darlehnsgewährung ſehr wohl mit im Spiele ſein kann, 
dann erſcheint die Beſtellung einer Hypothek oder einer anderen 
Sicherheit ſeitens des Darlehnsnehmers regelmäßig als die 
Vorausſetzung, unter der der Darlehnsgeber, der ſein Kapital 
ſelbſtverſtändlich auch in dieſem Falle nicht opfern will — die 
Rückzahlung gehört ja zum Weſen des Darlehns und die Ver⸗ 
zinſung der Darlehnsſumme bildet wenigſtens für größere Be⸗ 
träge die Regel —, das Darlehn überhaupt zu gewähren ver⸗ 
ſpricht. Der Darlehnsgeber will hier nicht einen klagbaren 
Anſpruch auf die Beſtellung der Hypothek oder anderer Sicher⸗ 
heit, im gegebenen Falle auch auf die Übergabe der Feuer⸗ 


verſicherungspolice erwerben; er will das Darlehn vielmehr nur 


auf der Unterlage dieſer als Sicherheit bedungenen, vom Dar⸗ 
lehnsnehmer zu beſchaffenden Vorableiſtungen gewähren; er ver⸗ 
pflichtet ſich zu der Darlehnshingabe nur unter der Bedingung, 
daß zu der für dieſe bedungene Zeit die erwähnten Unterlagen 
bereit und beiſammen ſind. Der Vertrag ſelbſt bleibt hier ein 
einſeitig verpflichtender Vertrag, wie ihn 8 610 BGB. im 
Sinne hat, nur der Darlehnsgeber iſt zu einer Leiſtung ver⸗ 
pflichtet. So iſt es auch im gegebenen Falle. Die Hypothek⸗ 
beſtellung, die Abergabe der Feuerverſicherungspolice und des 
Hypothekengarantieſcheins zur Verwahrung an den Darlehns⸗ 
geber haben in dem Vertrage keine andere Bedeutung, wie die 
in § 7 bedungene, die Auszahlung des Darlehns beſtimmende 
Inbetriebſetzung des Elektrizitätswerks, die für die Verzinſung 
des Darlehns die wirtſchaftliche Gewähr ſchafft. Selbſtändige 
Leiſtungen des Darlehnsnehmers ſind in dem Vertrage nicht 
vereinbart; wenn, worauf die Reviſion Gewicht legt — denn 
der Vertrag ſei demnach als ein einheitliches Ganzes anzuſehen —, 
der Darlehnsgeber noch andere Leiſtungen neben der Darlehns⸗ 
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gewährung verſprochen hat (Lieferung von Maſten), ſo können 
dieſe den Darlehnsvertrag nicht zu einem gegenſeitigen machen, 
mag auch für dieſe neben dem Darlehn hergehenden Leiſtungen 
ein Entgelt bedungen ſein. Der Widerruf des Darlehns⸗ 
verſprechens beſteht ſonach zu Recht. G., S. & Co. Konk. 
c. v. P., U. v. 29. März 09, Nr. 180/08 VI. — Stettin. 

5. 5 405 BGB. enthält eine auf die dort erwähnten 
beiden Einreden beſchränkte, einer Ausdehnung nicht fähige 
Sondervorſchrift.] 

Die beklagte Ehefrau hat mit Genehmigung ihres mit⸗ 
beklagten Ehemannes den vom 17. September 1906 datierten 
Verpflichtungsſchein folgenden Inhalts ausgeſtellt und dem 
Agenten M. D. übergeben: „Nachdem das Lokal Jägerſtraße 19 
durch Sie an Fräulein M. G. vermietet worden iſt, ver⸗ 
pflichte ich mich, an Sie oder Ihre Order eine Proviſion von 
5400 &, und zwar 3000 & am 2. Januar 1907 und 2400 
am 1. April 1908, ohne jeden Einwand zu zahlen.“ D. hat 
dieſe Proviſionsforderung an den Kläger abgetreten, und dieſer 
die am 2. Januar 1907 fälligen 3000 . eingeklagt. Die 
Klage iſt in I. Inſtanz abgewieſen. Das BG. hat dagegen 
die beklagte Ehefrau zur Zahlung des geforderten Betrages 
und ihren Ehemann zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in 
das eingebrachte Gut ſeiner Ehefrau verurteilt. RG. hob auf: 
Das BG. unterſtellt die Richtigkeit der Angabe der Beklagten, 
daß die in dem Verpflichtungsſchein vom 17. September 1906 
bezeichnete Proviſion nicht, wie Kläger behauptet, für die Ver⸗ 
mittlung des Ankaufs des Grundſtücks Jägerſtraße 19 ſeitens 
der Beklagten, ſondern für die Zuführung eines zahlungs⸗ 
fähigen Mieters, der eine Jahresmiete von 12000 & für das 
in jenem Hauſe befindliche Weinlokal zahle, verſprochen ſei. 
Es nimmt auch an, daß D. dem Beklagten einen ſolchen Mieter 
nicht zugeführt habe. Es erachtet aber für erwieſen, daß der 
Verpflichtungsſchein zu dem Zwecke ausgeſtellt worden ſei, daß 
D. ſich auf Grund desſelben Kredit verſchaffe. Hieraus und 
aus dem Inhalt des Scheines, nämlich daraus, daß die Be⸗ 
klagte ſich darin verpflichtet habe, „an die Order“ des D. 
„ohne jeden Einwand“ zu zahlen, folgert das BG. unter 
Heranziehung des $ 405 BGB., daß die Beklagte, welche ein 
nach ihrer Behauptung ſeitens des Gläubigers noch nicht er⸗ 
fülltes Rechtsgeſchäft ausdrücklich als erfüllt beſcheinige, dem 
Zeſſionar zur Erfüllung der Verbindlichkeit ſchlechthin ſich 
verpflichtet, ihm gegenüber auf jeden Einwand verzichtet habe. 
Dieſe Ausführungen find, wie die Reviſion zutreffend rügt, 
jedenfalls inſofern rechtsirrtümlich, als fie ſich auf $ 405 BGB. 
ſtützen. Dieſe Vorſchrift iſt, wie aus ihrer Faſſung und Ent⸗ 
ſtehung ſich zweifellos ergibt, eine Sondervorſchrift, welche 
keine ausdehnende Anwendung auf Einreden anderer Art, als 
die beiden darin erwähnten, zuläßt. Nur die Einrede des 
Scheingeſchäftes und die der vertragsmäßigen Ausſchließung 
der Abtretung können dem gutgläubigen Erwerber einer ver⸗ 
brieften Forderung nicht entgegengeſetzt werden. Im übrigen 
kann der Erwerber einer ſolchen Forderung, wie bei der Be⸗ 
ratung des Entwurfs in zweiter Leſung hervorgehoben iſt — 
Prot. 2. Leſung (Guttenbergſche Ausgabe) Bd. 1 S. 390 — 
„ſich nicht darauf verlaſſen, daß die Urkunde über ein ernſtlich 
gemeintes Rechtsgeſchäft den Vertragswillen vollſtändig ent⸗ 
halte, daß nicht noch andere Abreden getroffen ſeien“. Die 
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Beſtimmung des § 405 kann nicht dazu führen, „jede Urkunde 
über eine Forderung hinſichtlich der Zuläſſigkeit von Einreden 
dem Wechſel gleichzuſtellen“ — vgl. Prot. 2. Leſung Bd. 6 
S. 168 —. Ein Verzicht auf die Geltendmachung von, der 
Proviſionsforderung an ſich gegenüberſtehenden Forderungen 
dem Zeſſionar gegenüber konnte, da eine unmittelbare Ver⸗ 
zichtserklärung dieſem gegenüber nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt nicht in Frage kommt, nur durch eine hierauf gerichtete 
Vereinbarung zwiſchen D. und der Beklagten herbeigeführt 
werden. Eine ſolche Vereinbarung iſt auch nach dem das Recht 
der Forderungen beherrſchenden Grundſatz der Vertragsfreiheit 
für zuläſſig zu erachten. Die Beſtimmung des § 404 BGB. 
enthält nicht zwingendes Recht. (Wird ausgeführt.) Es wird 
deshalb auch einer Vereinbarung zwiſchen dem urſprünglichen 
Gläubiger und dem Schuldner, welche beſtimmten, an ſich das 
Weſen der Forderung betreffenden Einreden, wie der des nicht 
erfüllten Vertrages, eine ausſchließliche Beziehung zu der Perſon 
des urſprünglichen Gläubigers gibt, derart, daß der Schuldner 
im Falle einer Abtretung der Forderung die Einreden dem 
neuen Gläubiger nicht entgegenſetzen darf, die rechtliche An⸗ 
erkennung grundſätzlich nicht zu verſagen fein. Allein eine 
derartige Vereinbarung bedürfte einer klaren und beſtimmten 
Feſtſtellung; dieſe gibt das Bu. nicht. (Wird dargelegt.) Es 
entbehrt die Annahme, daß die beklagte Ehefrau auf die Geltend⸗ 
machung der ihr gegen die Forderung an ſich zuſtehenden Ein⸗ 
reden dem Kläger gegenüber verzichtet habe, der ausreichenden 
Begründung. H. c. M., U. v. 20. April 09, 302/08 III. — 
Berlin. 

6. SS 478, 1169 BGB. Anſpruch des Eigentümers 
gegen den Gläubiger auf Verzicht auf die Hypothek auf Grund 
einer dem Eigentümer zuſtehenden Einrede der Kaufpreis⸗ 
minderung. 

Der § 478 BGB. hat allerdings eine weitergehende Be⸗ 
deutung nicht als die Perpetuierung der Einreden aus der 
Wandelung oder der Minderung, ſofern die Anſprüche auf 
dieſe verjährt ſind, für den Fall der Käufer dem Verkäufer 
binnen der Verjährungsfriſt den Mangel angezeigt oder die 
Anzeige an ihn abgeſendet hat. Nach § 1169 BGB. kann 
aber der Eigentümer eines Grundſtücks, auf dem eine Hypothek 
eingetragen iſt, wenn ihm eine Einrede zuſteht, durch welche die 
Geltendmachung der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen wird, ver⸗ 
langen, daß der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet. Soweit 
die Einrede der Minderung begründet iſt, erſcheint daher auch 
die dingliche Klage, mit der der teilweiſe Verzicht auf die Kauf⸗ 
preishypothek von der Klägerin als Eigentümerin des belaſteten 
Grundſtücks gefordert wird, im vorliegenden Falle begründet 
(dgl. die Entſcheidung des V. 3 S. in RG. 44 S. 201, 203 in 
einem Falle des preußiſchen Landrechts). H. c. St., U. v. 
30. März 09, 432/08 II. — Hamburg. | 

7. 88 669, 670, 683 BGB. Beſteht eine Haftung des Auf⸗ 
traggebers für einen Schaden, den der Beauftragte bei Aus⸗ 
führung des Auftrags erleidet? oder für einen Schaden, den 
derjenige erleidet, der von einem in Pot befindlichen zu Hilfe 
gerufen wird?! | 

Der beklagte Wirt bat die Kläger in feiner Wirtſchaft zu feiner 
Unterſtützung zu bleiben, weil ihm zwei Handwerksburſchen ver⸗ 
dächtig vorkamen und er durch Rheumatismus am Gebrauch der 
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rechten Hand gehindert war. Dies taten die Kläger. Um 12 Uhr 


all 


forderte der Beklagte, nachdem er ſchon früher erfolglos Polizei- 
ſtunde geboten hatte, die Burſchen, die ungezogen und widerſetzlich 
geworden waren, zum letztenmal auf, die Wirtſchaft zu verlaſſen 
und faßte einen von ihnen an der Schulter. Beide fielen über 


ihn her, und er erhielt ſofort einen Stich durchs Ohr. Nun 


rief der Beklagte: „Ich bin geſtochen, ſchmeißt ſie naus“. Die 
Kläger eilten zur Hilfe herbei und wurden dabei von den 
Handwerksburſchen durch Hiebe mit einem Bierglas und durch 
Meſſerſtiche ſchwer verletzt. Hiewegen ſind dieſe zu mehrjährigen 
Gefängnisſtrafen verurteilt worden. Die Kläger haben gegen 
den Beklagten Schadenserſatzanſprüche erhoben. Beide Vor⸗ 
inſtanzen haben die Klageanſprüche dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt; das RG. wies die Klage ab: Mit der 
herrſchenden Meinung nimmt der erkennende Senat an, daß 
nach dem Recht des BGB. der Auftraggeber nicht für den 
Schaden haftet, der dem Beauftragten bei der Ausführung des 
Auftrags entſteht. Das BGB. enthält keine Vorſchrift dieſes 
Inhalts. Von der zweiten Kommiſſion ſind die Anträge auf 
Einfügung einer dahingehenden Beſtimmung mit Mehrheits⸗ 
beſchlüſſen abgelehnt worden (vgl. Mugdan Bd. II S. 951 ff.). 
Nach dem das BGB. beherrſchenden Grundſatz, daß Schadens⸗ 
erſatz nur für Verſchulden zu leiſten ſei, iſt auch eine Erſatz⸗ 
pflicht des Auftraggebers nur für den Fall anzuerkennen, daß 
ihn ein Verſchulden an dem Schaden des Beauftragten trifft. 
Die obigen Erörterungen, daß kein oder kein kauſales Verſchulden 
des Beklagten dargetan ſei, würden auch hier zutreffen. Die 
Kommiſſionsmehrheit iſt gerade davon ausgegangen, daß, wenn 
Beauftragter wie Auftraggeber den Schaden hätten vorausſehen 
können, es der Verkehrsauffaſſung entſpreche, dem Beauftragten, 
weil er trotz Kenntnis der ihm möglicherweiſe drohenden 
Gefahr den Auftrag übernommen habe, auch das Riſiko des 
übernommenen Auftrags aufzuerlegen. In Frage könnte 
kommen, ob die Aufopferung ihrer Geſundheit und körperlichen 
Unverſehrtheit als eine Aufwendung der Kläger im Sinne des 
§ 670 BGB. zu betrachten ſei. Der Senat hat es abgelehnt, 
den Begriff der Aufwendungen ſoweit auszudehnen und ihm 
eine Bedeutung zu geben, die ihm nach den ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften des BGB. über die Aufwendungen nicht zukommt. 
Das Geſetz verſteht darunter nur die auf freiem Willen 
beruhende Auslage oder Aufopferung von Vermögenswerten 
zur Erreichung eines gewiſſen Zweckes. Davon kann hier nicht 
wohl geſprochen werden. Wenn die Kläger auch die Gefahr 
gekannt und ſich ihr aus freien Stücken unterzogen haben, ſo 
haben ſie das Opfer an ihrer Geſundheit, das ſie im Erfolg 
gebracht haben, doch nicht gewollt. Mit einer den Klägern 
günſtigen Auslegung des 5 670 ließe ſich insbeſondere die 
unmittelbar vorausgehende Beſtimmung in 8 669 über die 
Vorſchußpflicht des Auftraggebers für Aufwendungen kaum 
vereinigen. Fällt der Schaden der Kläger nicht unter die Auf⸗ 
wendungen der 55 670, 683 BGB., ſo brauchte der Beklagte 
nicht dafür aufzukommen, auch wenn die Hilfe, die ſie ihm in 
dringender Not brachten, als auftragloſe Geſchäftsführung zu 
erachten wäre. Endlich iſt die Erwägung des BG. nicht haltbar, 
es müſſe darum angenommen werden, daß Beklagter, als er nach 
ſeiner Verwundung um Hilfe rief, ſtillſchweigend die Haftung für 
die Gefahren, die die Erfüllung des Auftrags mit ſich brachte, 
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übernommen habe, weil er andernfalls ſolche Haftung nach Treu 
und Glauben hätte ablehnen müſſen. Dieſe Auffaſſung würde 
auf einem Umweg für alle Fälle eines Auftrags, deſſen Aus⸗ 
führung mit Gefahr verbunden iſt, zu der von dem Geſetzgeber 
gerade nicht gewollten Haftung des Auftraggebers für den 
Schaden des Beauftragten führen. Es kann aber keine Rede 
davon ſein, daß — unbeſchadet der beſonderen Geſtaltung des 
einzelnen Falls — Treu und Glauben dem Auftraggeber 
eine derartige Haftung auferlegen, wenn er ſie nicht ausdrücklich 
ablehnt. Am wenigſten könnte dies anerkannt werden, wenn 
ein Menſch in höchſter Not um Hilfe ruft. Ein ſolcher Notruf 
wird in der Regel überhaupt keine Willenserklärung ſein, die 
rechtliche Wirkungen hervorzubringen geeignet iſt. H. c. G., 
U. v. 5. April 09, 195/08 VI. — Bamberg. 

8. § 823 BGB. Haftung des Automobilbeſitzers wegen 
Verletzung von Straßenordnung und Befehl an den Führer. 
Kauſalzuſammenhang.] 

Das BG. ſtellt feſt, daß der nach der — beſtrittenen — 
Behauptung des Klägers vom Beklagten zu 1 dem Beklagten 
zu 2 bei der Ausfahrt aus dem Niederländiſchen Palais erteilte 
Befehl, aus der Wagenreihe herauszufahren — worauf allein 
der Klaganſpruch gegen den Beklagten zu 1 geſtützt iſt — an 
ſich einen Verſtoß gegen § 52 der Straßenordnung für Berlin 
vom 31. Dezember 1899, der ſich als ein Schutzgeſetz im Sinne 
von § 823 Abſ. 2 BGB. darſtellt, enthielt, da das Automobil 
weder ein Hofwagen war, noch ſein Führer eine Vorfahrkarte 
hatte. Es verneint aber, daß der Beklagte zu 1 für den vom 
Kläger erlittenen Unfall verantwortlich iſt, weil er den Befehl 
nicht in dem Sinne erteilt habe, daß der Chauffeur ſogar gegen 
die Anweiſung der zur Aufrechterhaltung der Ordnung auf⸗ 
geſtellten Polizeibeamten die Wagenreihe nicht einhalten ſollte, 
der Chauffeur ihn auch nicht in dieſem Sinn aufgefaßt habe 
und der Unfall ſich erſt beim zweitmaligen Ausbiegen aus der 
Wagenreihe ereignet hat, nachdem der Chauffeur auf das Zeichen 
eines Schutzmanns in die Reihe wieder eingebogen war. Die 
Reviſion beanſtandet mit Recht die Auslegung jenes Befehls 
durch das BG. Zwar trifft ſie den Sinn der Ausführungen 
des BG. nicht, wenn ſie dieſe dahin auffaßt, der Befehl habe 
ſich damit, daß der Beklagte zu 2 aus der Wagenreihe heraus⸗ 
gefahren, dann aber wieder in dieſe zurückgekehrt war, erledigt, 
ſo daß das zweitmalige Ausbiegen allein auf ſeine Initiative 
und nicht auf den Willen des Beklagten zu 1 zurückzuführen 
ſei. Eine ſolche Annahme würde allerdings unzutreffend ſein: 
der Befehl beſtand für jenen noch weiter fort und hat ihn ver⸗ 
anlaßt, auch das zweite Mal aus der Reihe herauszufahren. 
Aber darin iſt der Reviſion beizutreten, daß die Auffaſſung des 
BG. von dem Sinne des Befehls jeder Begründung entbehrt, 
willkürlich iſt und in dem Vorbringen der Parteien nicht den 
geringſten Anhalt findet. Sie iſt auch in ſich widerſpruchsvoll. 
Nur in dem Fall, daß dem Beklagten zu 1 der Inhalt der 

vorerwähnten polizeilichen Vorſchrift unbekannt geweſen ſein 
ſollte — was allein ihn aber von der Haftung für die Folgen, 
die ſein Befehl hervorgerufen hat, nicht befreien könnte — oder 
wenn er irrtümlich angenommen haben ſollte, daß der Führer 
des Automobils ſich im Beſitz einer Vorfahrkarte befinde, würde 
jene Auffaſſung überhaupt möglich ſein; bei Mangel dieſer 
Vorausſetzungen kann der Befehl gar nicht anders verſtanden 
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werden, als dahin, daß der Chauffeur unbekümmert um die 
Weiſungen der Polizeibeamten aus der Wagenreihe heraus⸗ 
fahren ſolle. Das BG. hat die Abweiſung der Klage auch 
darauf geſtützt, daß der angebliche Befehl des Beklagten zu 1 
nicht die Urſache für den Unfall des Klägers geweſen ſein würde. 
Begründet wird dieſe Anſicht damit: dem Beklagten würde in 
ſeiner Eigenſchaft als Oberſtmarſchall die Erlaubnis, außerhalb 
der Wagenreihe zu fahren, durch Erteilung einer Vorfahrkarte 
ſicherlich gewährt worden ſein; wenn er nun eine ſolche ſich 
auch nicht verſchafft gehabt habe, ſo würde doch der Unfall 
genau in derſelben Weiſe erfolgt ſein, wenn er ſich im Beſitz 
einer ſolchen, offen zu tragenden Karte befunden hätte. Auch 
dieſe Ausführung iſt rechtsirrig. Der Chauffeur iſt infolge 
eines gegen ein Schutzgeſetz verſtoßenden Befehls des Beklagten 
zu 1 aus der Wagenreihe herausgefahren; hierbei hat er den 
Kläger überfahren. Ob der Beklagte zu 1 dieſen Erfolg ſeines 
Befehls vorausſehen konnte, iſt hier, wo es ſich um die Ver⸗ 
letzung eines zum Schutze des Publikums und der aufgeſtellten 
Polizeimannſchaften gegen Unfälle der vorliegenden Art be⸗ 
ſtimmten Geſetzes handelt, unerheblich ($ 823 Abſ. 2 BGB.). 
Hätte der Chauffeur oder der neben ihm ſitzende Diener offen 
eine Vorfahrkarte getragen, ſo hätte der Schutzmann den Wagen 
nach ſeinem erſtmaligen Ausbiegen nicht in die Wagenreihe 
zurückgewieſen; er hätte auf freie Fahrbahn achtgegeben und 
den Kläger durch Zurufe gewarnt. Es iſt daher verfehlt, wenn 
das BG. meint, der Kläger habe, weil er den von den Linden 
herkommenden Wagen den Rücken zugekehrt habe, gar nicht 
darauf Rückſicht nehmen können, ob der Chauffeur eine Vor⸗ 
fahrkarte getragen habe oder nicht; es überſieht dabei, daß der 
Unfall ſich unmittelbar beim Herausfahren aus der Wagenreihe 
zugetragen hat. F. c. Oberſtmarſchall F. zu F., U. v. 5. April 09, 
183/08 VI. — Berlin. 

9. § 823 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang. Zufall 
oder Verſchulden ?! 

Die Beklagte hat quer über einen Fahrweg ein Krangerüſt 
aufgeſtellt. Das Gerüſt hat die erforderliche Standhaftigkeit 
gehabt und eine Durchfahrt von ausreichender Breite freigelaſſen. 
Aber in dieſe Durchfahrt hing eine Kette hinein, und durch ſie 
entſtand die Gefahr, daß ein durchfahrender Wagen die Kette 
faßte und, indem er ſie ſtraff zog, das Gerüſt zum Umkippen 
brachte. Dieſer Fall iſt eingetreten, als der Kläger unter dem 
Gerüſt durchfuhr. Wegen der Folgen dieſes Unfalls fordert der 
Kläger Entſchädigung von der Beklagten, der er zum Vorwurf 
macht, daß ſie fahrläfſig unterlaſſen habe, für die Beſeitigung 
der aus dem Niederhängen der Kette für den Verkehr ent⸗ 
ſpringenden Gefahr zu ſorgen. Nach der Feſtſtellung des BG. 
hat die Beklagte ihren Werkführer S., einen mit beſonderer 
Sorgfalt ausgewählten, befähigten Mann, mit der Leitung der 
Arbeiten am Kran beauftragt und ihm die beſondere Weiſung 
erteilt, jedesmal, wenn der Kran nicht gebraucht werde, die herab⸗ 
hängende Kette an dem von der Durchfahrt am meiſten ent⸗ 
fernten Stützbalken des Krangerüſts durch Umſchlingen und 
Verknoten feſtzumachen. Die Beklagte behauptet auch, ſie habe 
S. wiederholt überwacht und ihn daran erinnert, daß nach der 
Beendigung der Arbeit die Kette in der erwähnten Weiſe zu 
befeſtigen ſei. Dieſer Verteidigung hat der Kläger die Behauptung 
entgegengeſtellt, die von der Beklagten zur Abwendung der Ge⸗ 
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fahr gegebene Anweiſung fei unzureichend geweſen und die Beklagte 
habe das gewußt; denn dem Inhaber der beklagten Firma ſei, 
als er das Umſchlingen und Verknoten der Kette angeordnet 
habe, mitgeteilt worden, das nütze nichts, weil ſpielende Kinder 
ſie wieder losmachten. Die Beklagte habe daher in anderer 
und wirkſamer Weiſe die von ihr als beſtehend erkannte Gefahr 
beſeitigen müſſen. Das BG. hat die Erheblichkeit dieſes Vor⸗ 
bringens des Klägers nicht verneint, iſt aber auf den vom Kläger 
angebotenen Beweis nicht eingegangen, weil im vorliegenden 
Falle der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Herabhängen 
der Kette und dem Unfalle des Klägers fehle. Die Reviſion 
des Klägers hatte Erfolg: Der Kläger hat nach der vom BG. 
für glaubhaft erklärten Ausſage des Zeugen W. einige Meter 
vor dem Krangerüſt ſeinen Wagen angehalten. Zwei Männer, 
die vor ihm hergingen, haben ihm geſagt, er ſolle nur kommen, 
es werde ſchon gehen. Dabei hat einer dieſer beiden die herab⸗ 
hängende Kette gefaßt, wie wenn er weiter Platz machen wolle. 
Was dann weiter geſchehen iſt, hat der Zeuge nicht mehr ge⸗ 
ſehen. Das BG. hält es darum für unaufgeklärt, wie es ge⸗ 
kommen iſt, daß die Kette trotzdem vom Wagen gefaßt worden 
iſt. Es findet aber in dieſem Vorgang den Beweis, daß im 
Augenblicke des Unfalls nicht daraus, daß die Kette loſe in die 
Durchfahrt hinabhing, die Gefahr für den durchfahrenden Wagen 
entſtanden ſei, ſondern daß die Urſache des Unfalls allein in 
dem Zufall zu finden ſei, der die Kette der Hand des ſie halten⸗ 
den Mannes habe entgleiten laſſen. Dieſe Ausführung beruht 
auf einer Verkennung des Begriffs des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs. Die Beklagte hat durch die Erbauung des Krans mit 
der loſe in die Durchfahrt hineinhängenden Kette die Gefahr 
geſchaffen, aus der der Unfall des Klägers entſprungen iſt. Der 
Unfall wäre nicht eingetreten, wenn die Beklagte ausreichend 
für die Beſeitigung der Möglichkeit geſorgt hätte, daß die Kette 
von einem durchfahrenden Wagen gefaßt und dadurch das Gerüſt 
zum Umkippen gebracht wurde. Die Handlung des Mannes, 
der die Kette beiſeite zog, dann aber aus unbekannter Urſache 
wieder fallen ließ, hat nicht eine neue Gefahr für den Kläger 
verurſacht, die unabhängig von der Anlage der Beklagten wirkſam 
wurde. Sie iſt vielmehr nur ein Verſuch geweſen, die aus dem 
Vorhandenſein der Kette entſpringende Gefahr zu beſeitigen, 
dieſe hat aber, eben weil es beim Verſuch geblieben iſt, fort⸗ 
beſtanden. Die Gefährdung des Wagens durch die niederhängende 
Kette iſt zugleich die Urſache des zum Nachteil des Klägers 
ausgeſchlagenen, vielleicht ganz ungeſchickten Verſuchs geweſen, 
darum iſt dieſer zwar als die nächſte Urſache des Unfalls an⸗ 
zuſehen, aber nur eine ſolche, die die von der Beklagten ge⸗ 
ſchaffene Gefahr in Wirkſamkeit treten ließ. J. c. G., U. v. 
7. April 09, 205/08 VI, — Berlin. | 

10. 8 823 Abſ. 2 BGB. Vorausſetzungen eines ſchuld⸗ 
haften Verſtoßes gegen ein Schutzgeſetz! 

Es iſt an ſich nicht rechtsirrig, wenn der Ber R. die Vor: 
ausſetzung eines ſchuldhaften Verſtoßes gegen das Schutz⸗ 
geſetz damit als erfüllt anſieht, daß der Beklagte bewußterweiſe 
der Polizeivorſchrift zuwider gehandelt hat. Bei einem bewußten 
— vorſätzlichen — Verſtoße gegen das Geſetz iſt, wie inſoweit 
auch die Reviſion zugibt, jedenfalls der Regel nach ein ſchuld⸗ 
haftes Handeln im Sinne von $ 823 Abſ. 2, $ 276 BGB. 
gegeben. Namentlich braucht nur der Verſtoß als ſolcher, nicht 
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auch die Schadenszufügung vorausgeſehen oder vorausſehbar 
geweſen zu ſein (Urteil des erkennenden Senats vom 16. Mai 
1904, VI 413/03, JW. 04, 408; Oertmann, Recht der Schuld⸗ 
verh. § 823 A. 40 S. 948; Planck, Komment. § 823 A. 2). 
Nun mag der Reviſion zugegeben werden, daß es Fälle gibt, 
in denen ſelbſt die bewußte Übertretung eines Schutzgeſetzes den 
Täter nicht ſchadenserſatzpflichtig macht. Es laſſen ſich, ab⸗ 
geſehen von den Fällen, wo die Zuwiderhandlung, wie z. B. 
bei Notſtand, überhaupt nicht rechtswidrig iſt, Möglichkeiten 
denken, wo bei einer Kolliſion von Pflichten oder Intereſſen, 
die Nichtbefolgung eines Schutzgeſetzes wenn nicht geboten, ſo 
doch entſchuldbar iſt. Allein ein derartiger Fall ſteht vorliegend 
nicht in Frage. Damit, daß ſein Verhalten unter den ge⸗ 
gebenen Umſtänden das zweckmäßigere geweſen ſei, kann der 
Beklagte die Übertretung des Geſetzes nicht rechtfertigen. Wenn 
eine Polizeivorſchrift zur Vermeidung von Verletzung anderer 
im Verkehr wie namentlich im Verkehr mit Kraftfahrzeugen ein 
beſtimmtes Verhalten poſitiv vorſchreibt, ohne dabei dem Er⸗ 
meſſen des Handelnden einen gewiſſen Spielraum zu laſſen, ſo 
hat der Einzelne ſich an dieſe Vorſchrift zu halten, es ſei denn, 
daß die Situation eine ganz außerordentliche, eine ſolche wäre, 
die das Geſetz vernünftigerweiſe nicht im Auge haben konnte. 
Es iſt nicht Sache des Einzelnen oder der betreffenden Kreiſe 
des Publikums, ſondern des Geſetzgebers, feſtzuſtellen, ob durch 
die fragliche Vorſchrift einer generell beſtehenden Gefahr wirkſam 
vorgebeugt werden kann; und ſo lange die Vorſchrift einmal 
beſteht, darf ſich der Einzelne nicht darüber hinwegſetzen indem 
er klüger ſein will, als der Geſetzgeber. Im vorliegenden Falle 
war durch die angeführte Polizeiverordnung nach der Auslegung 
des BG., deren Richtigkeit vom Reviſionsgericht nicht nach⸗ 
zuprüfen iſt, dem Führer des Automobils unbedingt ein fo- 
fortiges Anhalten angeſichts des, Neigung zum Scheuen zeigenden, 
Pferdes vorgeſchrieben. Die Reviſion ſelbſt betrachtet als 
Vorausſetzung der Exkulpation gegenüber dem bewußten Ver⸗ 
ſtoße, daß objektiv die tatſächlich eingehaltene Handlungsweiſe 
das Richtigere und Zweckentſprechendere darſtellte. Aber das 
trifft im gegenwärtigen Falle nach den unanfechtbaren tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BG. über die Kauſalität der Geſetzesüber⸗ 
tretung gerade nicht zu. Vielmehr hat darnach der hier ein⸗ 
getretene Erfolg dem Geſetzgeber recht gegeben. Die gute 
Abſicht allein könnte den Beklagten der Verantwortung für 
dieſen Erfolg keinenfalls entheben. Z. c. M., U. v. 15. April 09, 
199/08 VI. — Dresden. 

11. 5 833 BGB. verb. mit $ 286 ZPO. Tierſchaden. 
Ausſchluß der Haftung? Willkürliche Handlung des Pferdes.] 

Der Beklagte hat es übernommen, einen vom Kläger als 
Altertumsgegenſtand erworbenen Schrank von E. nach O. zu 
befördern. Zu dieſem Zwecke ſchickte der Beklagte das von 
feinem Fuhrmanne L. geleitete Einſpänner⸗Fuhrwerk. Der 
Kläger fuhr von O. aus mit, er ſaß neben L. auf dem Bock. 
Beim Umwenden des Fuhrwerks in E. fiel der Kläger vom 
Bock auf das Pferd und ſodann auf die Erde, wo er durch 
verſchiedene Hufſchläge des Pferdes verletzt wurde. Das OLG. 
erachtete den Anſpruch auf Erſatz desjenigen Schadens dem 
Grunde nach für gerechtfertigt, den Kläger durch die Hufſchläge 
des Pferdes des Beklagten erlitten habe. Das RG. hob auf 
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letzung des $ 286 ZPO. hinſichtlich des zuletzt erwähnten Ein⸗ 
wandes rügt, iſt der Angriff nicht begründet. Das BG. konnte 
auf Grund des unbeſtrittenen Sachverhalts und des Beweis⸗ 
ergebniſſes zu der von ihm vertretenen Auslegung des zwiſchen 
den Parteien abgeſchloſſenen Vertrags über entgeltliche Be⸗ 
förderung des Schrankes unter Mitfahrt des Klägers gelangen; 
in dieſer Hinſicht bedurfte es einer näheren Begründung nicht. 
Nach der getroffenen Feſtſtellung fehlte es an jedem Anhalt für 
die Annahme eines ſtillſchweigend vereinbarten Ausſchluſſes der 
Tierhalterhaftung; die feſtgeſtellte Sachlage war hier eine 
weſentlich andere, als in dem durch Urteil des RG. vom 
2. Januar 1908, IV 219/07 entſchiedenen Falle (JW. 08, 108°). 
Dagegen erhebt die Reviſion mit Recht den Vorwurf, daß das 
BG. über den Verlauf des Unfalls keine ausreichenden tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen getroffen habe. Das BG. hebt zwar 
hervor, daß das Pferd in eine Zwangslage geraten ſei und 
verſucht habe, ſich aus derſelben zu befreien. Aus den Urteils⸗ 
gründen iſt aber nicht mit Sicherheit zu erſehen, worin die an⸗ 
genommene Zwangslage beſtand und in welcher Stellung ſich 
das Pferd befand, als deſſen Hufſchläge den Kläger trafen. 
Soweit erſichtlich, war in urſachlicher Hinſicht das Umſtürzen 
des Wagens bei dem Wendungsverſuche des Fuhrmannes L. 
von erheblicher Bedeutung. Es iſt nicht klargeſtellt worden, 
welche Einwirkung das Umſtürzen des Wagens auf das vor 
denſelben geſpannte Pferd ausgeübt hat. Das BG. hat ins⸗ 
beſondere keine Stellung zu der von der Revifion hervor⸗ 
gehobenen Bekundung der Zeugin O. genommen, daß zuerſt 
auch das Pferd mitgeſtürzt ſei. Im Anſchluß hieran wird von 
der Reviſion geltend gemacht, der Kläger ſei von den Hufen des 
zu Boden gefallenen Pferdes getroffen worden, als dieſes um 
ſich griff, um wieder auf die Beine zu kommen. Soweit dieſe 
Annahme zutreffen ſollte, würde die Feſtſtellung einer will⸗ 
kürlichen Handlung des Pferdes erheblichen Bedenken unterliegen. 
Eine andere Beurteilung kann dagegen geboten ſein, wenn der 
Kläger dadurch Verletzungen erlitten hat, daß das aufrecht⸗ 
ſtehende Pferd nach ihm ausſchlug. Unter dieſen Umſtänden 
wäre es Sache des BG. geweſen, nötigenfalls nach wieder⸗ 
holter Zeugenvernehmung ($ 398 Abſ. 1 ZPO.) eine nähere 
tatſächliche Feſtſtellung über den Verlauf des Unfalles zu treffen, 
die eine Nachprüfung der Frage ermöglichte, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des S833 BGB. gegeben ſind. O. c. B., U. v. 
22. April 09, 384/08 IV. — Oldenburg. 

12. 5 844 BGB. in Verb. mit §S 256 ZPO. Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Dritten (Unterhaltsberechtigten), geltend gemacht 
mittels Feſtſtellungsklage.] 

Am 28. Juli 1907 iſt der ſieben Jahre alte Sohn des 
Klägers durch den Hufſchlag eines der Beklagten gehörigen 
Pferdes derart verletzt worden, daß er am folgenden Tage 
ſtarb. Der Kläger macht Schadenserſatzanſprüche geltend. Das 
LG. wies die Klage ab. Auf Berufung des Klägers erklärte 
das OLG. den Anſpruch auf Erſatz von Heilungs- und 
Beerdigungskoſten dem Grunde nach für gerechtfertigt, ſtellte 
auch feſt, daß die Beklagte verpflichtet ſei, dem Kläger für den 
Fall, daß er unterhaltsbedürftig werde, durch Gewährung einer 
Geldrente inſoweit Schadenserſatz zu leiſten, als der getötete 
Sohn des Klägers während der mutmaßlichen Dauer ſeines 
Lebens ihm zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen 
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ſein würde. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 


Die Ausführungen des BG. ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Die Reviſion macht geltend, dem Kläger fehle das Intereſſe 
an der Feſtſtellung des auf 5 844 Abſ. 2 BGB. geſtützten 
Anſpruchs, denn es ſtehe jetzt ſchon feſt, daß Kläger mit einer 
Alimentationsklage gegen die Beklagte nie durchdringen könne, 
es werde ſich nie beweiſen laſſen, daß der Sohn den Kläger 
hätte alimentieren können. Der Reviſion läßt ſich darin nicht 
beitreten. Das rechtliche Intereſſe an der alsbaldigen Feſt⸗ 
ſtellung iſt durch die Verjährungsbeſtimmung des $ 852 BGB. 
gegeben. Daß der Sohn ſeinem Vater nie hätte Unterhalt 
gewähren können, läßt ſich aus den Feſtſtellungen des BG. 
nicht entnehmen. Sobald der Kläger unterhaltsbedürftig wird, 
iſt die Frage zu prüfen, ob der Sohn, wenn er nicht am 
28. Juli 1907 getötet worden wäre, in der Lage geweſen 
wäre, ſeinem Vater Unterhalt zu gewähren. Daß eine Ent⸗ 
ſcheidung darüber ſich nicht treffen ließe, iſt nicht anzuerkennen. 
J. c. H., U. v. 25. März 09, 509/08 IV. — Celle. 

13. § 2242 BGB. Feſtſtellung der Erklärung des 
Erblaſſers zu Protokoll: daß er nicht ſchreiben könne.] 

Ein Teſtament vom 13. Februar 1904 wurde durch Über: 
gabe der den letzten Willen enthaltenden Schrift zu gerichtlichem 
Protokoll errichtet. Dieſes ſchließt mit den Worten: „Das 
Protokoll iſt dem Teſtator vorgeleſen und von ihm genehmigt 
worden. Infolge Schwäche im Arm war der Teſtator außer⸗ 
ſtande, das Protokoll zu unterſchreiben.“ Es folgen ſodann 
die Unterſchriften der beiden Gerichtsperſonen. In gleicher 
Weiſe wurde in dem über die mündliche Erklärung des letzten 
Willens am 27. März 1905 aufgenommenen Protokolle am 
Schluß vor den Unterſchriften der Gerichtsperſonen folgendes 
geſagt: „Vorſtehendes Protokoll iſt dem Teſtator vorgeleſen 
und von ihm genehmigt worden, am Unterſchreiben desſelben 
war derſelbe durch große Schwäche im Arm verhindert.“ Die 
Vorinſtanzen haben die Teſtamente für gültig erklärt. RG. 
hob auf: Der auf Verletzung des § 2242 Abſ. 2 BGB. ge 
ſtützte Reviſionsangriff erſcheint begründet. Wie bereits in dem 
Urteile des erkennenden Senats vom 27. Mai 1908 (RG. 
69, 79 ff.) eingehend dargelegt iſt, kann die zur Gültigkeit des 
Teſtaments erforderliche Unterſchrift des Erblaſſers nach der 
angeführten Beſtimmung des § 2242 nur durch die Feſtſtellung 
der Erklärung des Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben könne, 
nicht, wie das BG. meint, durch die Feſtſtellung des tatſächlichen 
Zuſtandes der Schreibensunfähigkeit erſetzt werden. Bei dieſer 
Rechtsanſicht verbleibt das RG. auch bei erneuter Prüfung. 
Es kann nicht als richtig anerkannt werden, daß die Feſtſtellung 
der Schreibensunfähigkeit ein Mehreres bedeute als die Feſt⸗ 
ſtellung der hierauf bezüglichen Erklärung des Erblaſſers. 
Gerade der vorliegende Fall zeigt, auf welche unſichere Grund⸗ 
lage die Gültigkeit des Teſtaments geſtellt ſein würde, wenn 
ſtatt der Erklärung des Erblaſſers die Tatſache der Schreibens⸗ 
unfähigkeit entſcheidend ſein würde, da darüber, ob der Erblaſſer 
außerſtande war, ſeinen Namen zu ſchreiben, nach dem Gutachten 
des Dr. K. immer noch gewiſſe Zweifel möglich ſind. Das 
BG. ſieht ſich denn auch, um Schreibensunfähigkeit annehmen 
zu können, genötigt, dies Erfordernis dahin einzuſchränken, daß 
eine „relative Behinderung der normalen Schreibfähigkeit“ ge⸗ 
nügen ſoll. Es iſt auch nicht möglich, die beiden Teſtamente 
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aus dem Geſichtspunkte aufrechtzuerhalten, daß der die Feſt⸗ 
ſtellung der Schreibensunfähigkeit enthaltende Schlußvermerk 
mit vorgeleſen und genehmigt ſei. Würde dies angenommen 
werden können, ſo würde in der von dem Erblaſſer erklärten 
Genehmigung, durch welche er die Richtigkeit dieſer Feſtſtellung 
beſtätigt, zugleich die Erklärung des Erblaſſers, daß er nicht 
ſchreiben kann, zu finden fein (vgl. RG. 65, 375; 69, 83; 
Urteil des erkennenden Senats vom 2. Juli 1908, IV 580/07). 
Allein die Faſſung der ſtreitigen Teſtamente iſt eine ſolche, daß 
daraus die Vorleſung und Genehmigung jenes Schlußvermerks 
nicht entnommen werden kann. In den Teſtamenten iſt am 
Schluß geſagt, daß das Protokoll, oder, wie es in dem 
Teſtament vom 27. März 1905 heißt, das vorſtehende 
Protokoll dem Teſtator vorgeleſen und von ihm genehmigt 
worden ſei. Hieran ſchließt ſich der Vermerk, daß der Teſtator 
durch Schwäche im Arme außerſtande geweſen ſei, das Protokoll 
zu unterſchreiben. Zuzugeben iſt, daß, wenn auch nur das 
bereits Niedergeſchriebene vorgeleſen und genehmigt werden kann, 
doch die Beurkundung in der Weiſe erfolgen kann, daß ab⸗ 
weichend von der wirklichen Zeitfolge die geſchehene Vorleſung 
und Genehmigung des nachfolgenden Vermerks feſtgeſtellt wird. 
Soll dies aber der Sinn der Feſtſtellung ſein, ſo muß es aus 
dem Teſtament in irgendeiner Weiſe erhellen. Im gegebenen 
Falle liegt hierfür nichts vor. Daraus allein, daß die Vor⸗ 
leſung und Genehmigung des Protokolls bezeugt iſt, welcher 
Ausdruck allerdings einer verſchiedenen Deutung fähig iſt (vgl. 
RG. 63, 33), iſt in dieſer Beziehung nichts zu entnehmen. 
Nach der Ausſage der Zeugen iſt bei Aufnahme der Teſtamente 
in der Art verfahren, daß das Protokoll bis zum Schlußvermerk 
vorgeleſen und genehmigt iſt, daß darauf der die Vorleſung 
und Genehmigung und die Schreibensunfähigkeit des Erblaſſers 
feſtſtellende Schlußvermerk niedergeſchrieben und dann dieſer 
Vermerk ebenfalls vorgeleſen und genehmigt iſt. Dieſe letztere 
Tatſache jedoch, auf die hier alles ankommt, daß nach der 
Niederſchrift des Schlußvermerks mit der Vorleſung fort⸗ 
gefahren iſt, iſt in den beiden Teſtamenten — ganz abgeſehen 
von der im Teſtament vom 27. März 1905 gebrauchten Aus⸗ 
drucksweiſe, daß das vorſtehende Protokoll vorgeleſen ſei — 
nicht feſtgeſtellt. Es iſt deshalb ohne weſentliche Bedeutung, 
daß bei den G.ſchen Amtsgerichten, wie das in I. Inſtanz er⸗ 
kennende LG. G. bezeugt, die Übung beſteht, daß regelmäßig 
der Schlußvermerk des Teſtaments mit vorgeleſen wird. Dieſe 
partikuläre Abung kann nicht dazu führen, das Teſtament in 
anderer Weiſe auszulegen. In dem Teſtamente ſelbſt hat die 
Vorleſung des Schlußvermerks in keiner Weiſe Ausdruck ge⸗ 
funden. Der wegen Nichtbeachtung des § 2242 Abſ. 2 beſtehende 
Formmangel iſt ſomit nicht gehoben. T. u. Gen. c. G., U. v. 
1. April 09, 435/08 IV. — Jena. 

Zivilprozeßordnung. 

14. 88 85, 233— 236, 238 ZPO. verb. mit § 254 BGB. 
Bedeutung der mangelnden Beglaubigung einer Termins⸗ 
beftimmung in einer Rechtsmittelſchrift ſeitens des Gerichts⸗ 
vollziehers für die Frage nach der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand. Abwägung ſeines Verſchuldens gegenüber dem 
des beauftragenden Rechtsanwalts.] 

Dem BG. iſt darin beizutreten, daß die Vorausſetzungen 
der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand vorhanden geweſen 
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ſeien. Der Beklagte hatte in dem Vorprozeß die Berufungs⸗ 
ſchrift nicht ordnungsmäßig beglaubigt, indem er ſie zwar mit 
dem Beglaubigungsvermerk und ſeinem Dienſtſiegel verſehen, 
jedoch unterlaſſen hatte, den Beglaubigungsvermerk zu unter⸗ 
ſchreiben. Ein unabwendbarer Zufall im Sinne des § 233 
ZPO. war nun in dieſem Mangel der Beglaubigung, wenn 
nicht bezüglich der Abſchrift der Berufungsſchrift, weil inſoweit 
ein Verſchulden des Anwaltes des Klägers mitwirkte, ſo doch 
jedenfalls bezüglich der Terminsbeſtimmung auf der zugeſtellten 
Abſchrift der Rechtsmittelſchrift zu finden, weil inſoweit die 
Beglaubigung dem Beklagten allein oblag. Zutreffend führt 
ferner das BG. aus, daß die nach § 234 ZPO. auf zwei 
Wochen bemeſſene Friſt zur Stellung des Antrages auf Wieder⸗ 
einſetzung gewahrt werden konnte, da dieſe Friſt mit dem Zeit⸗ 
punkt begann, in welchem der Kläger oder ſein Anwalt von 
dem Mangel der Beglaubigung der Berufungsſchrift Kenntnis 
erhielt, und dies geſchah nach der Feſtſtellung des BG. bei der 
am 19. Oktober 1906 erfolgten Zuſtellung des Schriftſatzes 
vom 18. Oktober 1906, in welchem der damalige Beklagte 
geltend machte, daß die ihm zugeſtellte Abſchrift der Berufungs⸗ 
ſchrift nicht beglaubigt ſei. Der Kläger wäre auch in der Lage 
geweſen, gemäß § 236 Abſ. 1 Ziff. 2 ZPO. die Mittel für 
die Glaubhaftmachung der die Wiedereinſetzung begründenden 
Tatſachen anzugeben. Der Vorſchrift des § 236 Abſ. 1 Ziff. 2 
ZPO. wird genügt durch die Bezeichnung der nach 8 294 ZPO. 
zuläſſigen Beweismittel. Die Vorlegung braucht erſt in der 
mündlichen Verhandlung zu geſchehen; nach § 238 ZPO. iſt 
das Verfahren über den Antrag auf Wiedereinſetzung mit dem 
Verfahren über die nachgeholte Prozeßhandlung zu verbinden. In 
der mündlichen Verhandlung konnte das Gericht gemäß § 143 
ZPO. die Vorlegung der Handakten des Gegners anordnen. 
Der Kläger hätte aber auch nach §S 423 und § 422 ZPO. in 
Verbindung mit § 810 BGB. die Vorlegung fordern können. 
Die Annahme der Reviſion, daß der minderjährige Kläger für 
ein Verſchulden ſeines Anwalts nicht aufzukommen habe, trifft 
nicht zu und findet in den angeführten Entſcheidungen in RG. 
55, 329 ff.; 62, 348 ff. keine Stütze. Der Beklagte war in 
dem Vorprozeß von dem Prozeßbevollmächtigten des Klägers 
beauftragt worden, die Zuſtellung der Berufungsſchrift vor⸗ 
zunehmen; er ſtand in einem Vertragsverhältnis zum Kläger 
(vgl. RG. 16, 396 ff.; 56, 90 u. a.). Nach § 254 BGB. iſt, 
wenn bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des 
Beſchädigten mitgewirkt hat, die Verpflichtung zum Erſatze ſowie 
der Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den Umſtänden, 
insbeſondere davon abhängig, inwieweit der Schaden vorwiegend 
von dem einen oder dem anderen Teile verurſacht worden iſt, 
und nach dem in Vertragsverhältniſſen zur Anwendung kommenden 
§ 278 BGB. hat der Kläger ein Verſchulden feines Anwaltes, 
deſſen er ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten in dem 
Vorprozeß bediente, in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes 
Verſchulden. Auch der § 85 ZPO. enthält, wie das BG. mit 
Recht annimmt, den Grundſatz, daß die Verſchuldung des Ver⸗ 
treters als Verſchuldung der Partei betrachtet wird. Was nun 
die nach 8 254 BGB. vorzunehmende Abmeſſung des Ver: 
ſchuldens anlangt, ſo kann es nach Lage der Sache zweifel⸗ 
haft ſein, ob nicht die Schadenserſatzpflicht des Beklagten wenigſtens 
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ſich nicht darauf, daß er die in erſter Linie dem Anwalt des 
Klägers obliegende Beglaubigung der Berufungsſchrift vor⸗ 
zunehmen unterlaſſen hat, ſondern er hat auch die ihm allein 
obliegende Beglaubigung der Terminsbeſtimmung nicht vor⸗ 
genommen und trotz des Mangels beurkundet, daß er beglaubigte 
Abſchrift des Schriftſtückes zugeſtellt habe. Dem BG. iſt jedoch 
darin beizutreten, daß dem Anwalt des Klägers, der mit der 
Führung des ganzen Rechtsſtreites beauftragt war, ein die 
Schadenserſatzpflicht des Beklagten ausſchließendes, über⸗ 
wiegendes Verſchulden deshalb zur Laſt fällt, weil er den 
Wiedereinſetzungsantrag nicht geſtellt hat, obwohl er durch den 
Schriftſatz des Gegners auf den Mangel der Beglaubigung, der 
auch ihm zur Laſt fiel, aufmerkſam gemacht wurde. W. c. N., 
U. v. 16. April 09, 551/08 III. — Hamm. 

15. 8145 Abſ. 3 ZPO. Eine dem Urteil vorangehende 
Entſcheidung, Gegenforderungen zu getrennten Prozeſſen nicht 
zu verweiſen, tft nicht erforderlich.] 

Unbegründet iſt die Rüge, die die Reviſion daraus glaubt 
entnehmen zu können, daß das BG. die Ablehnung des von 
der Klägerin geſtellten Antrags auf Verweiſung der Gegen⸗ 
forderungen „zu getrenntem Prozeſſe“ nicht durch einen be⸗ 
ſonderen verkündeten Beſchluß ausgeſprochen hat. Wenn das 
Gericht von der ihm nach § 145 Abſ. 3 3) O. zuſtehenden 
Befugnis, die jener Antrag im Auge hatte, keinen Gebrauch 
machen wollte, ſo war es durch keine geſetzliche Vorſchrift ge⸗ 
halten, dies durch eine beſondere, dem Urteile vorangehende 
Entſcheidung kund zu tun. Es handelt ſich bei der gedachten 
Befugnis um eine von Amts wegen zu treffende, dem Gebiete 
der Prozeßleitung angehörige Maßnahme; der „Antrag“ konnte 
nur als Anregung in Betracht kommen, und die Klägerin hatte 
keinen Anſpruch darauf, vor dem Urteile zu erfahren, daß das 
Gericht die Anwendung jener Amtsbefugnis nicht für angezeigt 
hielt. Eine in Anwendung dieſer Befugnis ergehende An⸗ 
ordnung muß allerdings durch Beſchluß ausgeſprochen werden; 
daraus folgt aber keineswegs, daß das gleiche gilt, wenn das 
Gericht zu einer ſolchen Anordnung keinen Anlaß findet. M. c. K., 
U. v. 16. April 09, 261/08 VII. — Berlin. 

16. SS 256, 304 3PO. verb. mit SS 843, 845 BGB. 
Anſprüche des Ehemannes wegen Verletzung feiner Ehefrau.] 

Die Ehefrau des Klägers wurde von dem Automobil des 
Beklagten überfahren. Kläger machte im eigenen Namen und 
zufolge Abtretung ſeiner Ehefrau Schadenserſatzanſpruch gegen 
den Beklagten geltend. Das OLG. hatte den Anſpruch zum Teil 
für begründet erkannt, zum Teil abgewieſen. Das RG. hob auf die 
Reviſion beider Teile auf: Aus den Entſcheidungsgründen iſt 
folgendes mitzuteilen: Die Reviſion des Beklagten rügt ſchließ⸗ 
lich noch Verletzung des 5 304 ZPO. Der Kläger erhebe den 
Klageanſpruch ſowohl auf Grund des § 845 BGB. als aus der 
von ſeiner Ehefrau zu ſeinen Gunſten vorgenommenen Zeſſion. 
Dieſe beiden Anſprüche hätten aber eine ganz verſchiedene 

Grundlage und das BG. hätte daher nicht ohne alle Unter⸗ 
ſcheidung den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklären dürfen. Daß dem Kläger Dienſte der Ehefrau im 
Hausweſen oder Gewerbe entgangen ſeien und er dadurch einen 
Vermögensſchaden erleide, ſei vom BG. nicht feſtgeſtellt. Die 
Begründung des Anſpruches der Ehefrau ſelbſt würde nähere 
Darlegung der zwiſchen den Eheleuten beſtehenden Güterrechts⸗ 
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verhältniſſe vorausſetzen, worüber der Kläger gar keine Be⸗ 
hauptungen aufgeſtellt habe; es müßte der Ehefrau ſelbſt durch 
die Körperverletzung ein Vermögensſchaden zugegangen ſein, 
was zurzeit nicht erſichtlich ſei. — Dieſe Rügen ſind teilweiſe 
nicht unberechtigt, doch müßten ſie für ſich nicht notwendig zur 
Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung führen. In den 
Vorinſtanzen hatten die Parteien die Verhandlung zunächſt auf 
den Grund des Anſpruchs beſchränkt. Der BerR. iſt wohl 
davon ausgegangen, daß bei feiner nach 8 304 3PO. zu 
treffenden Vorabentſcheidung es genüge, auf die SS 843, 
845 BGB. hinzuweiſen, während alles übrige dem Nachverfahren 
über den Betrag des Schadens überlaſſen werden dürfe. Das 
letztere würde nun freilich keinenfalls zutreffen auf die im vor⸗ 
letzten Satze des Urteilstenors unter der Form einer „Ver⸗ 
urteilung“ ausgeſprochene Feſtſtellung, bezüglich deren ein 
Endurteil vorliegt und auf die auch, wie in den Gründen geſagt 
iſt, die Zurückverweiſung nach § 538 Nr. 3 ZPO. ſich nicht 
miterſtreckt. Allerdings find im BU. die Vorausſetzungen einer 
Feſtſtellungsklage nach 8 256 ZPO. nicht geprüft worden, doch 
iſt die Zuläſſigkeit des Feſtſtellungsantrages auch von der 
Reviſion nicht in Zweifel gezogen. Im übrigen mochte eine 
beſtimmte Abſcheidung der verſchiedenen Anſprüche im vor⸗ 
liegenden Falle gerade um deswillen nicht als unbedingt ge: 
boten erſcheinen, weil in der Klage ſowohl die der verletzten 
Ehefrau perſönlich zuſtehenden Schadenserſatzanſprüche, die ſie 
an ihren Ehemann abgetreten hatte, als die dem Kläger ſelbſt 
zuſtehenden Anſprüche — Anſpruch auf Erſatz von ihm für die 
Ehefrau aufgewendete Transport: und Heilungskoſten, ins⸗ 
beſondere aber der Anſpruch aus § 845 BGB. geltend gemacht 
ſind. Fraglich könnte nur ſein, ob der Anſpruch der Ehefrau 
auf Schmerzensgeld, den ſie ſich laut der Zeſſionsurkunde vom 
21. März 1907, weil nicht abtretbar, vorbehalten hat, etwa 
von dem Klageantrage und dem Urteilsausſpruch mitbetroffen 
fein ſoll. — Das BG. hätte nun zwar korrekterweiſe im Bu. 
feſtſtellen ſollen, daß der Verletzten bzw. dem Ehemann ein 
Schaden überhaupt und ein ſolcher, der einen Rentenanſpruch 
rechtfertigen kann, erwachſen ſei. Indes iſt unſtreitig die Ehe⸗ 
frau K. bei dem Unfalle verletzt worden und jene Feſtſtellung 
kann zur Not in dem Schlußſatze der Urteilsgründe im Zu⸗ 
ſammenhalt mit den Anführungen im Tatbeſtande gefunden 
werden. Einer Erörterung der güterrechtlichen Verhältniſſe der 
Ehegatten bedurfte es bezüglich des Anſpruches aus $ 845 BGB. 
und der Heilungskoſten nicht. — Immerhin wird die erneute 
Verhandlung Gelegenheit geben, die vorſtehenden Punkte, ſoweit 
erforderlich, klarzuſtellen. S. c. K., U. v. 5. April 09, 133/08 VI. 
— Naumburg. 

17. 5 256 ZPO. Bei der negativen Feſtſtellungsklage 
muß das rechtliche Intereſſe zur Zeit der Urteilsfällung vor⸗ 
handen fein.] 

Die Klägerin hat ein von ihr erzeugtes Waſchmittel unter 
der Bezeichnung „Ding an ſich“ in den Handel gebracht. Bei 
deſſen Benutzung behauptet die Beklagte eine ſchwere Augen⸗ 
verletzung ſich zugezogen zu haben und hat der Klägerin mittels 
Schreiben vom 24. Mai 1907 eine Klage auf Erſatz des ihr 
entſtandenen Schadens angedroht. Daraufhin hat die Klägerin 
die gegenwärtige Klage mit dem Antrage erhoben: feſtzuſtellen, 
daß der Beklagten auf Grund und infolge der Benutzung des 
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genannten Waſchpulvers Schadenserſatzanſprüche nicht zuſtehen. 
Im Laufe des Rechtsſtreits hat die Beklagte die angekündigte 
Klage auf Schadenserſatz gegen die Klägerin bei dem LG. 
Hannover erhoben. Das LG. hat die Klage abgewieſen; die 
Berufung der Klägerin gegen deſſen Urteil iſt zurückgewieſen 
worden, desgleichen die Reviſion: In der Berufungsinſtanz iſt 
nur über die Frage der Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage ver⸗ 
handelt worden, und das BU. führt aus, daß mit der Er⸗ 
hebung der Leiſtungsklage auf Schadenserſatz ſeitens der Be⸗ 
klagten das rechtliche Intereſſe der Klägerin an der mit der 
gegenwärtigen Klage verlangten negativen Feſtſtellung fort⸗ 
gefallen und damit die Klage hinfällig geworden ſei. Es handle 
ſich um eine Rechtsſchutzvorausſetzung, die zur Zeit der Urteils⸗ 
fällung vorhanden ſein müſſe. Die Reviſion rügt Verletzung 
des §S 256 ZPO. Die mehrere Monate nach der negativen 
Feſtſtellungsklage der Klägerin erhobene Leiſtungsklage der 
Beklagten decke ſich einmal inhaltlich nicht mit der erſteren; 
ſodann ſei es auch unrichtig, daß das in § 256 geforderte 
rechtliche Intereſſe des Klägers an der alsbaldigen Feſtſtellung, 
wenn es zur Zeit der Klagerhebung vorhanden geweſen ſei, 
durch eine Handlung des beklagten Teiles zerſtört werden könne, 
die den Kläger nicht befriedige und klaglos ſtelle. Die neuere 
Prozeßlehre ſcheidet die Tatbeſtände, die erforderlich ſind, um 
einen erhobenen Rechtsſtreit zum ſachlichen Urteile zu führen, 
in die ſogen. Prozeßvorausſetzungen, die außerhalb der Prozeß⸗ 
handlungen liegen und Vorbedingungen bilden, ein gültiges 
Prozeßverfahren in den Gang zu bringen — wie die Partei⸗ 
fähigkeit, die Prozeßfähigkeit, die geſetzliche Vertretung u. a. —, 
in die Klagevorausſetzungen des § 253, und in die ſogen. 
Rechtsſchutzvorausſetzungen, die in der Mitte zwiſchen den 
prozeſſualen und materiell⸗rechtlichen Unterlagen des Rechtsſtreits 
ſtehend gewiſſermaßen ein materielles Prozeßrecht darſtellen. 
Hierher werden die beſonderen Tatbeſtände gerechnet, die das 
Geſetz für die Rechtsverfolgung in beſonderen Klageformen ver⸗ 
langt, wie in $ 146 KO. für die Klage auf Feſtſtellung 
ſtreitiger Forderungen im Konkurſe, in 8 259 ZPO. für die 
Klage auf künftige Leiſtungen, in $ 280 ZPO. für die fogen. 
Inzidentfeſtſtellungsklage, in SS 12, 862, 1004 BGB. für die 
Unterlaſſungsklage uſw.; zu dieſen Rechtsſchutzvorausſetzungen 
zählt die prozeßrechtliche Theorie auch das in § 256 für die 
Feſtſtellungsklage geforderte rechtliche Intereſſe des Klägers an 
der alsbaldigen Feſtſtellung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes, 
und ſie verlangt deshalb, wie bei allen Vorausſetzungen des 
Rechtsschutzes, daß gleich den Tatſachen, die das Rechtsverhältnis 
ſelbſt begründen, das rechtliche Intereſſe des Klägers an der 
alsbaldigen Feſtſtellung jedenfalls zur Zeit der Urteilsfällung 
beſtehe; es genüge, daß es ſeit der Klageerhebung entſtanden 
iſt, die Klage ſei aber als unbegründet abzuweiſen, wenn es 
im Laufe des Rechtsſtreits weggefallen iſt. Dieſer Lehre iſt 
das BG. bei ſeiner Entſcheidung gefolgt. Die ganze Unter⸗ 
ſcheidung, deren theoretiſcher Wert nicht verkannt werden ſoll, 
iſt jedoch dem Prozeßrecht der ZPO. fremd; und wenn auch 
zuzugeben iſt, daß das Intereſſe des Klägers an der alsbaldigen 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes nach 8 256 ZPO. eine 
Mittelſtellung einnimmt zwiſchen den rein prozeſſualen und den 
rein materiell⸗rechtlichen, zwiſchen den den Prozeß erſt in den 
Gang ſetzenden und den die ſachliche Entſcheidung bedingenden 
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Unterlagen des Rechtsſtreits (vgl. JW. 97, 230 10), fo iſt damit 
doch ein Boden für den ſchlechthin aufgeſtellten, ganz allgemeinen 
Satz, daß nur das noch zur Zeit der Urteilsfällung vorhandene 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung der Feſtſtellungsklage 
zur Durchführung verhelfen könne, nicht geſchaffen. Das RG. 
hat in einer neuerlichen Entſcheidung (I 64/08 vom 17. Februar 
1909, WarnRechtſpr. 09 S. 295 Nr. 325) ausgeſprochen, daß 
das Intereſſe des Klägers an der alsbaldigen Feſtſtellung nicht 
notwendig ſchon zur Zeit der Klagerhebung vorhanden ſein 
müſſe; es genüge, daß es bis zum Zeitpunkte der Urteilsfällung 
entſtanden ſei, da das Intereſſe keine Vorausſetzung der gültigen 
Klagerhebung ſei. Verſchieden von dieſer ſei, wird in dem 
Urteil ausgeführt, die Frage, ob der ſpätere Wegfall des zur 
Zeit der Klagerhebung vorhandenen Intereſſes der Durchführung 
der Feſtſtellungsklage ſchädlich ſei. In der Tat hat das RG. 
in einer Reihe von Fällen, die jedoch ſämtlich nur die poſitive, 
und zwar die poſitive allgemeine Schadensfeſtſtellungsklage 
betreffen (JW. 96 S. 217%, 3348; 00 S. 509 und 551; 
02, 4201; VI 27/06 vom 11. Oktober 1906, III 596/07 
vom 2. Oktober 1908 Warngechtſpr. 09 S. 40 Nr. 44), an: 
genommen, daß bei der poſitiven Schadensfeſtſtellungsklage das 
Intereſſe an der einmal zuläſſig erhobenen Feſtſtellungsklage 
mit der ſpäter eingetretenen Möglichkeit der Leiſtungsklage nicht 
wegfalle, da mit der Feſtſtellungsklage die Grundlage einer 
ſpäteren Schadenserſatzklage immer gewonnen werde, und der 
Kläger wohl berechtigt, aber nicht für verpflichtet zu erachten 
ſei, im Laufe des Rechtsſtreits von der Feſtſtellungsklage zur 
Leiſtungsklage, nachdem dieſe möglich geworden ſei, überzugehen. 
Dieſe Stellungnahme entſpricht den praktiſchen Zwecken des 
Prozeſſes und dem Rechtsſchutzbedürfniſſe für den Kläger. Der 
Zeitpunkt der Urteilsfällung ſteht nicht feſt; nach jeder münd⸗ 
lichen Verhandlung kann das Urteil ergehen. Verlangt man, 
daß das rechtliche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung bei 
der poſitiven Feſtſtellungsklage bis zum Urteile fortgeſetzt vor⸗ 
handen ſein oder vielmehr gerade zur Zeit der Urteilsfällung 
beſtehen müſſe, ſo muß von dem Kläger folgerichtig gefordert 
werden, daß er mit jeder mündlichen Verhandlung, ſoweit zu 
deren Zeitpunkt die Leiſtungsklage möglich iſt, die Höhe des 
Schadens überſehen werden kann, ſchrittweiſe zur Leiſtungsklage 
übergehe, was den Zwecken des Prozeſſes zuwider die Ent⸗ 
ſcheidung immer wieder hinausſchieben würde. Aber auch wenn 
man dieſen Schluß nicht zieht und das Abſtehen von der Feſt⸗ 
ſtellungsklage von dem Kläger nur verlangt, wenn der Schaden, 
noch bevor es zum Urteile gekommen iſt, abgeſchloſſen vorliegt, 
kann dem Kläger nicht angeſonnen werden, entweder die er⸗ 
hobene Klage zurückzunehmen und von neuem den Rechtsſtreit 
auf Leiſtung anhängig zu machen, oder aber bei Umwandlung 
der Feſtſtellungsklage in eine Leiſtungsklage immerhin auf eine 
alsbaldige Entſcheidung über ſeinen Anſpruch, in vielen Fällen 
ſogar auf eine Inſtanz für die Entſcheidung auf den Leiſtungs⸗ 
anſpruch zu verzichten. Vielmehr wirkt, wie auch das RG. 
ausgeſprochen hat, das einmal zur Zeit der Klageerhebung vor⸗ 
handen geweſene Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung als 
Intereſſe an einer alsbaldigen Sachentſcheidung über den geltend 
gemachten Anſpruch auf die einmal in zuläſſiger Weiſe erhobene 
Klage fort. Für den Gegner beſteht in dieſem Falle ein ſach⸗ 
liches Intereſſe an der Abweiſung der Klage in der angebrachten 
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Art der Feſtſtellungsklage gleichfalls nicht; es entſpricht deshalb 
den Zwecken des Prozeſſes und dem Rechtsſchutzbedürfnis, in 
dieſen Fällen der Feſtſtellungsklage ihren weiteren Lauf zu laſſen. 
Anders iſt die Lage jedoch bei einer negativen Feſtſtellungsklage, 
wie eine ſolche hier vorliegt. Die Frage, ob eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellungsklage noch möglich und weiter zuzulaſſen ſei, nachdem 
der Gegner die entſprechende poſitive Klage auf Leiſtung erhoben 
hat, deckt ſich, wie erſichtlich, nicht mit der Frage, ob die 
poſitive Feſtſtellungsklage fortgeführt werden kann, wenn nach 
der Sachlage der Kläger die poſitive Klage auf Leiſtung er⸗ 
heben könnte. Vielmehr muß für die Fälle der negativen 
Feſtſtellungsklage anerkannt werden, daß ein des Rechtsſchutzes 
fähiges und bedürftiges Intereſſe des Klägers an der Sach⸗ 
entſcheidung auf die Feſtſtellungsklage überhaupt entfällt und 
deshalb die trotzdem aufrechterhaltene Klage abzuweiſen iſt, 
nachdem der Gegner die entſprechende poſitive Klage auf Leiſtung 
erhoben und, wie hinzuzufügen iſt, ſoweit fortgeführt hat, daß 
ſie nicht mehr ohne Einwilligung des Beklagten — alſo des 
Feſtſtellungsklägers — zurückgenommen werden kann ($ 271 
Abſ. 1 ZPO.). Der auf die negative Feſtſtellungsklage ein⸗ 
geleitete Prozeß begründet gegenüber der Leiſtungsklage des 
Gegners nicht den Einwand der Rechtshängigkeit (RG. 21, 393; 
40, 362; 60, 392), und dem Feſtſtellungsbeklagten kann auch 
nicht angeſonnen werden, das Ende des Feſtſtellungsprozeſſes 
für die Verfolgung ſeines Anſpruches abzuwarten; einmal wird 
durch ſeinen Antrag auf Abweiſung der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage die Verjährung ſeines Anſpruches nicht unterbrochen 
(NG. 60, 387), und ſodann vermag das die negative Feſt⸗ 
ſtellungsklage abweiſende Urteil dem Feſtſtellungsbeklagten wohl 
die Anerkennung zu verſchaffen, daß fein Anſpruch in irgend- 
einer Höhe beſteht, es verhilft ihm aber nicht zur Durchführung 
des letzteren und zu feiner Befriedigung. Dagegen üben ſowohl 
das Urteil in dem Rechtsſtreit auf die negative Feſtſtellungs⸗ 
klage wie das Urteil in dem auf die Leiſtungsklage eingeleiteten 
Prozeſſe Rechtskraftwirkungen zwiſchen den Parteien im Hinblick 
auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des den Gegenſtand des 
Streites bildenden Anſpruches aus. Das rechtskräftige Urteil 
im Feſtſtellungsprozeß äußert die Wirkung, daß im Falle der 
Verurteilung auf die negative Feſtſtellungsklage rechtskräftig 
feſtgeſtellt wird, daß der behauptete Anſpruch des Beklagten 
nicht beſteht, und umgekehrt, wenn die Klage abgewieſen wird, 
daß ein Anſpruch der behaupteten Art in irgendwelchem Be⸗ 
trage für den Beklagten beſteht (RG. 29, 345; 40 S. 401, 404; 
60, 391; ZW. 06, 809). Das rechtskräftige Urteil des 
Leiſtungsprozeſſes ergibt im Falle der Abweiſung der Klage 
dieſelbe Wirkung, wie die verurteilende Entſcheidung auf die 
negative Feſtſtellungsklage; im Falle der Verurteilung ſtellt es 
aber nicht nur feſt, daß dem Kläger ein Anſpruch zuſteht, 
ſondern es bringt dieſen auch in ſeiner konkreten Geſtalt zur 
Entſcheidung und verſchafft ihm die Befriedigung. Laufen nun 
infolge der Erhebung der Leiſtungsklage ſeitens des vorher auf 
negative Feſtſtellung ſeines Anſpruches Beklagten der Leiſtungs⸗ 
prozeß und der negative Feſtſtellungsprozeß gleichzeitig und 
ſelbſtändig nebeneinander her, ſo daß das in jedem von ihnen 
ergehende Urteil in der beſchriebenen Weiſe Rechtskraftwirkungen 
äußert, ſo entſteht die Gefahr einer Rechtsverwirrung, wenn 
ſich widerſprechende und ſich gegenſeitig aufhebende Entſcheidungen 
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in beiden Prozeſſen erlaſſen werden. Das widerſpricht den 
Zwecken des Prozeſſes und dem vernünftigen Intereſſe beider 
(Vgl. JW. 09 S. 2221 auf S. 223.) Deshalb 
muß, nachdem der Beklagte des Feſtſtellungsprozeſſes die 
Leiſtungsklage erhoben hat, die dem Entſcheidungsintereſſe beider 
Parteien in gleicher Weiſe entſpricht, der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage, die nur dem Intereſſe des Feſtſtellungsklägers dient, der 
weitere Rechtsſchutz verſagt werden. Das einzige durch die 
Prozeßordnung gebotene Mittel, bei gleichzeitiger Fortführung 
beider Prozeſſe der Gefahr jener Rechtsverwirrung zu begegnen, 
iſt die Ausſetzung der Verhandlung des einen bis zur Erledigung 
des anderen Rechtsſtreits nach S 148 ZPO.; zur Ausſetzung 
müßte aus den angeführten Gründen aber die Verhandlung 
der Feſtſtellungsklage gelangen, da deren Urteil nicht ſo weit 
greift als das auf die Leiſtungsklage ergehende und nicht über⸗ 
haupt über den ſtreitigen Anſpruch endgültig entſcheidet; auch 
daraus ergibt ſich, daß ein Intereſſe des Feſtſtellungsklägers 
am Erlaſſe eines Urteils in dem Feſtſtellungsprozeſſe nicht mehr, 
wie bei der poſitiven Feſtſtellungsklage, nachdem die Leiſtungs⸗ 
klage möglich geworden iſt, weiterbeſteht. Im gegebenen Falle 
war zur Zeit der Klageerhebung ein rechtliches Intereſſe an 
der alsbaldigen Feſtſtellung, daß der Beklagten aus dem von 
dieſer behaupteten Tatbeſtande ein Anſpruch auf Schadenserſatz 
gegen die Klägerin nicht beſtehe, wohl gegeben; denn die Be⸗ 
klagte hatte ihr durch Schreiben vom 24. Mai 1907 die Er⸗ 
hebung der Schadenserſatzklage angekündigt, eine ſolche aber 
bis Anfang Juli 1907 noch nicht angeſtrengt; es mußte ihr 
daran liegen, zur alsbaldigen gerichtlichen Entſcheidung zu 
bringen, ob die Benutzung eines von ihr hergeſtellten Fabrikats 
Schäden für die Geſundheit der es benutzenden Perſonen zu 
erzeugen vermöge. Die Feſtſtellungsklage iſt alſo in zuläſſiger 
Weiſe nach $ 256 ZPO. erhoben. Aber fie iſt mit der Er: 
hebung der poſitiven Schadenserſatzklage ſeitens der Beklagten 
gegenſtandslos geworden; ein vernünftiges und zu ſchützendes 
Intereſſe der Klägerin an einer Entſcheidung auf die Feſt⸗ 
ſtellungsklage beſteht ebenſowenig noch, als der Beklagte einer 
erhobenen Leiſtungsklage die Widerklage auf Feſtſtellung ent⸗ 
gegenſtellen könnte, daß dem Kläger der geltend gemachte An⸗ 
ſpruch nicht zuſtehe; für eine ſolche Widerklage fehlt es an 
jedem ſelbſtändigen Inhalt; ihre Entſcheidung iſt mit der Ent: 


ſcheidung auf die Klage von ſelbſt gegeben. K. c. J., U. v. 


5. April 09, 244/08 VI. — Düſſeldorf. 

18. § 304 ZPO. Allgemeine Schadensfeſtſtellungsklage 
in Verbindung mit der Leiſtungsklage. — Zwiſchenurteil über 
eine Feſtſtellungsklage ?] 

Kläger verlangte vom Beklagten Zahlung von 520,62 # 
an Heilungskoſten und Schmerzensgeld, eine Rente von täglich 
5 A bis zum Tage der Urteilsfällung und weiter im Wege 
der Feſtſtellung die Verurteilung zum Erſatze allen künftig noch 
entſtehenden Schadens. Das LG. erklärte den Anſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt, das OLG. wies die Berufung 
des Beklagten gegen deſſen Urteil inſoweit zurück, als der Klage⸗ 
anſpruch zu 1 (Leiſtungsanſpruch) dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt worden war; im übrigen — alſo hinſichtlich des 
Feſtſtellungsantrages — hob das OLG. das Urteil des LG. 
auf und wies die Sache an das Gericht I. Inſtanz zurück. 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Der Reviſion 


38. Jahrgang. 


war der Erfolg zu verſagen. Das BG. hat die Aufhebung 
des landgerichtlichen Urteils und die Zurückverweiſung der Sache 
an das LG. ausgeſprochen, weil das LG. auf eine Feſtſtellungs⸗ 
klage in einem Urteile, das ſich als Zwiſchenurteil über den 
Grund des Anſpruchs nach § 304 ZPO. bezeichne und auch 
darſtelle, Entſcheidung getroffen habe, und dies einen weſentlichen 
Mangel des Verfahrens der I. Inſtanz nach § 539 ZPO. 
begründe. Der Erlaß eines Zwiſchenurteiles nach $ 304 ZPO. 
iſt aber nur zuläſſig, wenn ein Anſpruch nach Grund und 
Betrag ſtreitig iſt; das Urteil bezweckt, die Frage, ob der 
Anſpruch in der geltend gemachten Höhe gerechtfertigt, von der 
Frage nach der Berechtigung des Grundes des Anſpruchs zu 


trennen und die erſtere einem weiteren Verfahren desſelben 


Rechtsſtreits vorzubehalten. Die allgemeine Schadensfeſtſtellungs⸗ 
klage, wie ſie hier neben einer Leiſtungsklage mit beziffertem 


Anſpruch erhoben iſt, hat dagegen einen Betrag überhaupt nicht 


zum Gegenſtande; es iſt deshalb auch die in §S 304 ZPO. zu⸗ 
gelaſſene Trennung der Entſcheidung nicht möglich, da es für 
ein Verfahren über den Betrag des Anſpruchs an dem Streit: 
ſtoff vollſtändig fehlt. Wird nun ein Urteil erlaſſen, das 
geſetzlich nicht zuläſſig war, fo liegt ein Mangel im Urteile: 
verfahren vor, der zur Anwendung des § 539 ZPO. führt 
NG. 57, 268), deſſen Beſtimmung das BG. zwar nicht, wie 
das vorliegende BU. annehmen zu wollen ſcheint, zwingt, aber 
nach feinem Ermeſſen berechtigt, das Urteil der I. Inſtanz auf: 
zuheben und die Sache an das Gericht I. Inſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. Wenn die Reviſion den Standpunkt vertritt, daß es 
zu dieſer Aufhebung und Zurückverweiſung richtigerweiſe nicht 
habe kommen können, weil zuerſt zu prüfen geweſen ſei, ob die 
Feſtſtellungsklage zuläſſig, nämlich das rechtliche Intereſſe des 
Klägers an der alsbaldigen Feſtſtellung vorhanden geweſen ſei, 
die dieſe Zuläſſigkeit bedingt ($ 256 ZPO.), fo iſt dies nicht 
richtig. Denn die erſte Frage, die dem BG. zur Prüfung und 
Entſcheidung ſich darbietet, iſt, ob ein prozeßgerechtes Urteil 
der Vorinſtanz vorliegt, mit dem es ſich überhaupt zu befaſſen 
verpflichtet iſt. Dieſe erſte Frage hat das BG. hinſichtlich der 
erhobenen Feſtſtellungsklage mit Recht verneint und danach ſeine 
Entſcheidung getroffen. Es iſt aber auch abwegig, daß das 
BG. anderenfalls zur Abweiſung der Feſtſtellungsklage mangels 
der Vorausſetzungen des § 256 ZPO. hätte gelangen müſſen. 
Denn dieſe ſind in I. Inſtanz noch gar nicht erörtert, ſcheinen 
aber, da nach dem Tatbeſtande des erſten Urteils der Schaden 
noch nicht abgeſchloſſen vorlag und für die Zukunft noch nicht 
zu überſehen war, vorzuliegen. L. c. M., U. v. 25. März 09, 
179/08 VI. — Hamm. 

19. § 385 Nr. 3 ZPO. Notwendigkeit der Vereidigung 
bei Wegfall des Rechts, das Zeugnis zu verweigern.] 

Wie bereits in RG. 40, 345 ausführlich dargelegt iſt, 
beruht die in § 385 Nr. 3 gemachte Ausnahme in bezug auf 
die Befreiung vom Zeugniszwang auf dem durch den mutmaß⸗ 
lichen Mangel anderer Beweismittel hervorgerufenen Bedürfniſſe 
und iſt die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung nicht daran ge: 
knüpft, daß die Art der in Frage kommenden Vermögens⸗ 
angelegenheit nur auf dem Boden eines Familienverhältniſſes 
entſtehen kann. Da ſomit bei der Zeugin P. die Befreiung 
vom Zeugniszwang wegfiel, trat die geſetzliche Regel der Be⸗ 
eidigung der Zeugin wieder ein, ſie hatte in bezug auf die Tat— 
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ſachen, um die es ſich hier handelt, nicht das Recht, das Zeugnis 
zu verweigern und hätte als Zeugin vereidigt werden müſſen. 
Ihre Nichtbeeidigung begründet einen Verſtoß gegen § 385 
Nr. 3 ZPO. Es läßt ſich nicht ermeſſen, inwieweit dieſe 
Zeugin, durch deren unbeeidigte Ausſage die in ihr Wiſſen 
geſtellten weſentlichen Behauptungen des Klägers nicht beſtätigt 
worden ſind, unter Eideszwang ihre Ausſage feſtgehalten haben 
würde. Soweit das angefochtene Urteil den Nachweis für die 
Behauptungen des Klägers vermißt, beruht es auch auf der 
Ausſage dieſer Zeugin. P. c. P., U. v. 3. April 09, 217/08 1. 
— Berlin. N 

20. 8 546 ZPO. Reviſionsſumme.] 

Das Vorhandenſein der nach §S 546 ZPO. erforderlichen 
Reviſionsſumme konnte nicht als glaubhaft gemacht angeſehen 
werden. Allerdings handelt es ſich um den Streit über eine Wege: 
gerechtigkeit, der nach $ 7 ZPO. die Beſonderheit hat, daß das bei 
der Streitwertfeſtſetzung in der Reviſionsinſtanz zu berückſichtigende 
Intereſſe des Reviſionsklägers, wenn dieſer der Beklagte iſt, 
abweichend von den ſonſt geltenden Grundſätzen (RG. 47, 420) 
nicht ſeinem Höchſtbetrage nach durch das Intereſſe des Reviſions⸗ 
beklagten (Klägers) begrenzt wird, ſondern, wenn es höher iſt, 
ſelbſtändige Berückſichtigung zu finden hat (RG. 63, 99). Hier⸗ 
durch wird aber nicht der andere, vom RG. in gleichmäßiger 
Rechtſprechung feſtgehaltene Grundſatz berührt, daß auch im Falle 
des §S 7 ZPO. die Reviſionsſumme durch das eigne Intereſſe 
des Reviſionsklägers gegeben ſein muß, dieſer alſo ſich nicht auf 
das höhere Intereſſe ſeines Gegners, das dieſer an der Auf— 
rechterhaltung des Urteils hat, berufen darf (vgl. IW. 87, 
4312; 88, 408°; 97, 10911; RG. 16, 342; 45 S. 404, 405; 
63 S. 99, 100). K. c. B., U. v. 3. April 09, 365/08 V. — 
Naumburg. 

21. S 549 ZPO. Irreviſibilität des Preußiſchen All⸗ 
gemeinen Landrechts für den Oberlandesgerichtsbezirk Cöln.] 

Inſoweit die Entſcheidung des Ber R. auf Anwendung der 
Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts beruht, unterliegt 
ſie nicht der Nachprüfung des Reviſionsgerichts, weil das All⸗ 
gemeine Landrecht im Bezirke des OLG. zu Cöln nicht mehr 
gilt, nachdem die Gemeinde Langenberg bereits vor Erlaß des 
jetzt angefochtenen Urteils vom Oberlandesgerichtsbezirke Cöln 
abgezweigt und dem Oberlandesgerichtsbezirk Düſſeldorf zugeteilt 
worden iſt. Sch. c. F., U. v. 16. April 09, 600 08 II. — Cöln. 

22. SS 566, 515 ZPO. Seit Geltung der Zivilprozeß 
novelle vom 5. Juni 1905 iſt der ſchriftliche Reviſionsantrag 
nicht nur vorbereitender Natur.] | 

Soweit die Reviſion von den Beklagten, Widerklägern, 
zurückgenommen iſt, handelt es ſich um Zinſen, die ihnen infolge 
der Verjährungseinrede der Gegner abgeſprochen wurden. Dieſer 
Zinſenanſpruch hatte in der Klage noch keinen beſonderen An— 
ſpruch gebildet, ſondern es waren die Zinſen mit dem Haupt: 
anſpruch widerklagend begehrt. Dieſe Zinſen bildeten aber 
einen beſonderen Abſchnitt des BU. unter II Abſ. 1 und 4 
ſowie des Reviſionsantrags und der Reviſionsbegründung vom 
20. September 1908. Die Zurücknahme der Reviſion in dieſem 
Punkte iſt nach Zuſtellung der Terminsbeſtimmung durch Schriftſatz 
vom 27. November 1908 erfolgt, der am 30. November 1908 
beim RG. einlief. In der mündlichen Verhandlung iſt die 
Zurücknahme beſonders erklärt worden. Auf dieſen Sachverhalt 
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ſtützt ſich der Antrag der Reviſionsbeklagten auf Verluſtigkeits⸗ 
erklärung nach SS 566, 515 ZPO. Nach S 566 ZPO. finden 
die für die Berufung geltenden Vorſchriften über die Zurück⸗ 
nahme der Berufung entſprechende Anwendung auf die Zurück⸗ 
nahme der Reviſion. Für die Berufung ſchreibt 8 515 ZPO. 
vor, daß die Zurücknahme, wenn ſie nicht bei der mündlichen 
Verhandlung erklärt wird, durch Zuſtellung eines Schriftſatzes 
erfolgt. Die Zurücknahme hat den Verluſt des Rechtsmittels 
und die Verpflichtung zur Folge, die durch das Rechtsmittel 
entſtandenen Koſten zu tragen. Aus dieſen Grundſätzen hatte 
das RG. in RG. 7, 370 und damit in Übereinſtimmung der 
erkennende Senat (II 185/02; Urteil vom 21. Oktober 1902, 
IW. 02, 6330) in ihrer Anwendung auf die Reviſion her⸗ 
geleitet, daß, da die Reviſionsanträge in der Reviſionsſchrift 
nur vorläufig angekündigt, erſt in der mündlichen Verhandlung 
maßgebend geſtellt werden, dann, wenn ein Teil der in der 
Reviſionsſchrift geſtellten Anträge in der mündlichen Verhand⸗ 
lung zurückgenommen wird, dieſe zurückgenommenen Anträge 
als überhaupt nicht geſtellt zu behandeln ſeien, deshalb wurde 
dort der Antrag auf Verluſtigkeitserklärung abgelehnt, als nur 
der Reviſionsantrag hinſichtlich der Klage nicht aber hinſichtlich 
der Widerklage zurückgenommen und der Reviſionsantrag nur 
hinſichtlich der Summe beſchränkt worden war — und zwar 
beides in der mündlichen Verhandlung vor dem Reviſions⸗ 
gerichte. Dieſe Grundſätze waren eine notwendige Folge der 
damals unbedingt durchgeführten Mündlichkeit des Verfahrens, 
wonach gemäß SS 519 und 297 ZPO. die gewechſelten Schrift⸗ 
ſätze nur vorbereitenden Charakter hatten, Angriffs⸗ und Ver⸗ 
teidigungsmittel bis zum Schluſſe derjenigen Verhandlung geltend 
gemacht werden konnten, auf welche das Urteil ergeht, und 
wonach der Reviſionskläger bis dahin ſeine Anträge erweitern, 
der Reviſionsbeklagte ebenſo wie der Berufungsbeklagte ſich bis 
zu dieſem Augenblick der Reviſion oder der Berufung des 
Gegners gemäß §S 518, 521 ZPO. und § 556 ZRO. a. F. 
anſchließen konnte. Der Schriftſatz, durch welchen die Rechts⸗ 
mittel der Berufung und der Reviſion eingelegt wurden, mußte 
nur die Bezeichnung des angefochtenen Urteils, die Erklärung, 
daß dagegen das Rechtsmittel eingelegt werde und die Ladung 
des Gegners enthalten; die Einlegung des Rechtsmittels er⸗ 
folgte durch Zuſtellung dieſes Schriftſatzes; SS 518, 553 ZPO. 
Die Erklärung dagegen, inwieweit das Urteil angefochten werde 
und welche Abänderungen beantragt werden wollten (Berufungs⸗ 
und Reviſionsanträge) waren kein weſentliches Erfordernis; 
§§ 519 Abſ. 2, 554 ZPO. Jene Erklärung konnte vielmehr 
ebenſowohl aus der Berufungs- oder Reviſionsſchrift hinweg⸗ 
bleiben, als auch, wenn ſie Aufnahme gefunden hatte, ſpäter 
beliebig erweitert werden. Berufungs- wie Reviſionsantrag war 
alſo gleichwie der Inhalt der Schriftſätze nur vorbereitender 
Natur. Ausſchließlich der mündliche Antrag beſtimmte die 
Grenzen des Berufungs- wie des Reviſionsſtreites. Die in 
der Berufungs- und Reviſionsſchrift geſtellten Anträge be⸗ 
ſchränkten den Berufungs- und Reviſionskläger in keiner Weiſe. 
Das Geſetz betr. die Anderungen der Zivilprozeßordnung vom 


5. Juni 1905 (RGBl. S. 536) hat für das Reviſionsverfahren 


mit dem Prinzip uneingeſchränkter Mündlichkeit gebrochen und 
an deſſen Stelle ein teilweiſe ſchriftliches Verfahren geſetzt. Der 
Grundſatz, daß die in der Reviſionsſchrift enthaltenen Anträge 


M11. 1909. 
keine Bedeutung beſitzen, und daß nur das mündlich Vor⸗ 
getragene entſcheide, hat keine Geltung mehr. Die Einlegung 
der Reviſion erfolgt nicht mehr durch Zuſtellung der Reviſions⸗ 
ſchrift an den Gegner ſondern durch Einreichung der Reviſions⸗ 
ſchrift beim RG., damit im Beſchlußverfahren über die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels entſchieden werden kann; § 553 
ZPO. An Stelle der Vorſchrift, daß die Reviſionsanträge erſt 
in der mündlichen Verhandlung zu ſtellen find, iſt der Be⸗ 
gründungszwang getreten, wonach die Reviſionsanträge in der 
Reviſionsbegründungsſchrift enthalten ſein und gerechtfertigt 
werden müſſen; §S 554 ZPO. Die Geltendmachung anderer 
Reviſionsgründe iſt nach Ablauf der Begründungsfriſt nicht 
zuläſſig; 8 554 ZPO. Enthält die Begründungsſchrift keine 
Reviſionsanträge, oder fehlt es an der Begründung dieſer 
Anträge, ſo muß die Reviſion von Amts wegen als unzuläſſig 
verworfen werden; §S 554a ZPO. Und zwar muß zu jedem 
der mehreren ſelbſtändigen Anſprüche Reviſionsantrag und Re: 
viſionsgrund angegeben werden (RG. 62, 17 und Urteil des 
I. ZS. vom 18. Dezember 1907, I 123/07). In ähnlicher Weiſe 
hat ſich die Anſchlußreviſion durch die Novelle geändert; vgl. 
RG. 65, 78. Die Bedeutung, welche den Reviſionsanträgen 
der Begründungsſchrift nach der Novelle zukommt, zeigt ſich 
auch darin, daß im Falle nicht gehöriger Begründung deren 
Streitwert von der ganzen Beſchwerdeſumme in Abzug kommt 
und demzufolge ſelbſt die übrigen gehörig geſtellten und be⸗ 
gründeten Reviſionsanträge wegen Unzuläſſigkeit zu verwerfen 
ſind, wenn ſie die Reviſionsſumme nicht erreichen. Erſt wenn 
allen dieſen Erforderniſſen genügt iſt, wird Termin beſtimmt 
und von Amts wegen den Parteien bekannt gemacht; 8 555 
ZPO. Nach der Novelle iſt ſomit das Reviſionsverfahren 
durchweg abweichend von dem Berufungsverfahren geordnet. 
Nach dem Geiſt dieſer geänderten Geſetzgebung kann fernerhin 
nicht mehr behauptet werden, daß der ſchriftliche Reviſions⸗ 
antrag nur vorbereitender Natur ſei, und daß nicht durch ihn 
ſondern durch den mündlichen Antrag die Grenzen des Revifions⸗ 
ſtreits gezogen würden. Es wird zwar in $ 559 ZRO. be⸗ 
ſtimmt, daß hinſichtlich der Verletzungen des materiellen Rechts 
ſowohl Beſchränkungen als auch Erweiterungen der ſchriftlichen 
Anträge ſtatthaft ſind und in der mündlichen Verhandlung neue 
in der Begründungsſchrift nicht enthaltene, dem materiellen Recht 
angehörige Reviſionsgründe vorgebracht werden dürfen, und 
nur die in den Begründungsſchriften der Reviſion und An⸗ 
ſchließungsreviſion geltend gemachten Verfahrensverletzungen, 
ſoweit nicht von Amts wegen Mängel des Verfahrens zu be⸗ 
achten ſind, der richterlichen Beurteilung Grenzen ſetzen; RG. 
64, 362. Allein durch dieſe Beſchränkungen des Schriftlichkeits⸗ 
prinzips wird der früher maßgebende Grundſatz, daß die in der 
Reviſionsſchrift geſtellten Anträge nur angekündigte ſeien, nicht 
mehr geſtützt. Folglich ſind gehörig geſtellte und begründete, 
aber nach der Terminsbeſtimmung durch Schriftſatz zurück⸗ 
genommene ſelbſtändige Reviſionsanträge wie dies hier zutrifft, 
für die Reviſionsinſtanz nicht mehr als überhaupt nicht geſtellt 
zu behandeln, denn abweichend von der Berufung iſt für die 
Reviſion die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten und 
deſſen Aufhebung gefordert wird, ſowie deren Begründung ein 
weſentliches Erfordernis des Rechtsmittels. Nur in dieſem 
Sinne iſt nunmehr § 566 ZPO. zu verſtehen, indem er die 
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entſprechende Anwendung der Vorſchriften über die Zurück⸗ 
nahme der Berufung, alſo des 8 515 ZPO. verfügt. Der Ne: 
viſionsantrag, den die Reviſionskläger hinſichtlich der Zinſen 
geſtellt und gehörig begründet hatten, hat ſelbſtändigen Charakter, 
wie dies oben dargelegt worden iſt. Auch äußerlich iſt dieſe 
Selbſtändigkeit in dem verfügenden Teil des Urteils des OLG. 
zum Ausdruck gekommen. Mit den übrigen Reviſionsanträgen 
hängt er nicht zuſammen. Wird ein ſolcher Antrag nach er⸗ 
folgter Terminsbeſtimmung zurückgenommen, ſo iſt auf gegneriſchen 
Antrag auf Verluſtigerklärung gemäß SS 515, 566 ZPO. zu 
erkennen. Daraus, daß $ 515 ZPO. von Zurücknahme der 
Berufung, von dem Verluſt des Rechtsmittels, von den durch 
das Rechtsmittel entſtandenen Koſten redet, hat man nach 
früherem Recht gefolgert, daß es eine teilweiſe Zurücknahme 
der Reviſion nicht gebe, ſondern daß § 515 ZPO. auch für 
die Reviſionsinſtanz nur dann Anwendung finde, wenn das 
Rechtsmittel überhaupt zurückgenommen werde; RG. 7, 370 
und JW. 02, 633 10. Auch dieſe Schlußfolgerung trifft auf den 
von der Novelle beherrſchten Rechtszuſtand nicht mehr zu. Die 
von § 566 ZPO. angeordnete entſprechende Anwendung des 
§ 515 ZPO. iſt unter der Herrſchaft der Novelle eben nur 
mit Beachtung der neu geſchaffenen Beſonderheiten der Reviſion 
möglich. Danach war dem Antrag auf Verluſtigerklärung, wie 
geſchehen, ſtattzugeben. G. c. G., U. v. 20. April 09, 394/09 II. 
— Colmar. 

23. 88 737, 739, 743, 745, 748 ZPO. Verurteilung 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung.] 

Ein Urteil, das dem Beklagten die Verpflichtung auferlegt, 
wegen einer Forderung die Zwangsvollſtreckung in beſtimmte 
Vermögensſtücke oder in einen Inbegriff von Vermögens⸗ 
gegenſtänden zu dulden, wird für beſtimmte Fälle (55 737, 739, 
743, 745 Abſ. 2, 748 ZPO) beſonders vom Geſetze verlangt. 
Seine Bedeutung, für die es in der ZPO. an einer erläuternden 
Vorſchrift fehlt, iſt unter den Schriftſtellern ſtreitig. In den 
Motiven zu § 1314 Abſ. 1 des erſten Entw. z. BGB. (entſprechend 
dem § 739 ZPO.) findet ſich die Bemerkung, daß Beſtimmungen 
über die Art und Weiſe der Vollſtreckung eines derartigen Urteils 
entbehrlich ſeien, weil in dieſer Beziehung die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. ausreichten; insbeſondere fehle es an einem 
Bedürfniſſe, ſpeziell durch das Geſetz darüber zu entſcheiden, ob 
der auf dieſe Weiſe verurteilte Ehegatte bei der Zwangsvollſtreckung 
zum Offenbarungseide angehalten werden könne (Mot. Bd. 4 
S. 259). Es laſſen ſich in der Tat beſondere Schwierigkeiten 
weder für das Verſtändnis der erwähnten Geſetzesvorſchriften noch 
auch für die Vollſtreckung derartiger Urteile erkennen, wenn davon 
ausgegangen wird, daß auch der zur Zahlung verurteilte Schuldner, 
ſofern er dem Urteile nicht freiwillig Folge leiſtet, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ſein Vermögen zu dulden verpflichtet iſt und daß 
der Inhalt und die prozeſſualen Wirkungen dieſer Duldungspflicht 
ſich in ihrem Weſen dadurch nicht verändern, daß unter Ein⸗ 
ſchränkung auf einen engeren Kreis von Vermögensſtücken, die Ver⸗ 
urteilung mit ausdrücklichen Worten eine Zulaſſung der Beitreibung 
aus dieſen Vermögensſtücken dem Beklagten zur Pflicht macht. Dem 
Beklagten wird durch ein ſolches Urteil nicht eine Stellung an⸗ 
gewieſen, wie wenn er an dem Vollſtreckungsverfahren an ſich un⸗ 
beteiligt und nur verpflichtet wäre, ſich als Dritter eines Wider⸗ 
ſpruchs nach Maßgabe des § 771 ZPO. zu enthalten. Das Urteil 
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macht ihn vielmehr zum Vollſtreckungsgegner des Klägers. 
Es nötigt ihn, den Kläger aus den Gegenſtänden der Haftung 
zu befriedigen, wenn er nicht der Beitreibung aus dieſen Gegen⸗ 
ſtänden ausgeſetzt ſein will und gibt dem Kläger in allen Be⸗ 
ziehungen dieſelben Vollſtreckungsbehelfe in die Hand, die ihm 
einem mit unbeſchränkter Haftung zur Leiſtung verurteilten 
Schuldner mit bezug auf deſſen geſamtes Vermögen zu Gebote 
ſtehen. Soweit bei der Anwendung dieſer Vollſtreckungsmittel 
die Perſon des Verurteilten in Mitleidenſchaft gezogen wird, iſt 
dies auch bei einem auf Duldung der Zwangsvollſtreckung lautenden 
Urteile der Fall. Dazu gehört, daß der Verurteilte ſich gemäß 
§ 758 die Durchſuchung ſeiner Wohnung und ſeiner Behältniſſe 
gefallen laſſen muß; es gehört aber auch weiter dazu, daß er 
beim Fehlſchlagen des Pfändungsverſuches der prozeßrechtlichen 
Offenbarungspflicht (SS 807, 883 Abſ. 2, 3 ZPO.) unterliegt. 
Es iſt ausgeſchloſſen, daß es in der Abſicht der Geſetzgebung 
gelegen haben könnte, den Kläger, der ein auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung lautendes Urteil erwirkt hat, in den 
prozeſſualen Mitteln, mit denen er zur Verwirklichung ſeines An⸗ 
ſpruchs gelangen kann, anders und ſchlechter zu ſtellen, wie ſie 
dem Kläger nach allgemeinen Geſetzesvorſchriften dem zur Leiſtung 
mit unbeſchränkter Haftung verurteilten Schuldner gegenüber zu⸗ 
ſtehen. Er iſt nicht auf Umwege angewieſen, wie ſie von einzelnen 
Schriftſtellern (vgl. Ullmann, geſetzliches Güterrecht [2. Aufl.] 
S. 242 und Mantey im Recht 1905 S. 365) in derartigen 
Fällen für notwendig gehalten werden. Das Duldungsurteil ſoll 
dem Kläger vielmehr eine vollwirkſame Vollſtreckung ohne alle 
Umſchweife gewährleiſten. Spar⸗ u. Darl.⸗Kaſſe in C. c. G., 
U. v. 7. April 09, 390/08 IV. — Poſen. 

24. 88 922, 511 ZPO. Keine Berufung gegen ein 
Urteil des LG., durch welches nach vorgängiger mündlicher Ver⸗ 
handlung über eine Beſchwerde gegen eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung des AG. entſchieden wurde.] 

Das KG. führt zutreffend aus, daß nach § 511 ZPO. 
die Berufung nur gegen in I. Inſtanz erlaſſene Endurteile 
ſtattfindet und daß ein ſolches in I. Inſtanz erlaſſenes End⸗ 
urteil dann nicht vorliegt, wenn das LG. infolge einer gegen 
einen amtsgerichtlichen Beſchluß eingelegten Beſchwerde ſeine 
Entſcheidung über den abgewieſenen Antrag nach ſtattgehabter 
mündlicher Verhandlung gemäß § 922 ZPO. in Form eines 
Endurteils erläßt. Über den Antrag auf Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung hat das als Gericht der Hauptſache zuſtändige 
AG. als das nach dem Geſetz an I. Stelle zur Entſcheidung 
berufene Gericht im abweiſenden Sinn entſchieden. Gegen dieſen 
Beſchluß hat der Antragſteller das zuläſſige Rechtsmittel der 
Beſchwerde eingelegt und nunmehr hat das LG. als die höhere 
Inſtanz ſich der Nachprüfung der vom AG. als I. Inſtanz 
erlaſſenen Entſcheidung unterzogen. Der Umſtand, daß das 
LG. es für angezeigt hielt, beide Parteien in mündlicher Ver⸗ 
handlung über den Antrag zu hören, und hierdurch ſich in die 
Lage brachte, ſeine Entſcheidung in Form eines Endurteils 
geben zu müſſen, kann die Stellung des LG. als der zur Nach⸗ 
prüfung der bereits vorliegenden amtsgerichtlichen Entſcheidung 
berufenen höheren Inſtanz nicht dahin ändern, daß ſeine Ent⸗ 
ſcheidung nunmehr als eine in I. Inſtanz — alſo nicht in 
Nachprüfung einer unterrichterlichen Entſcheidung — erlaſſene 
erſcheint. Ein in I, Inſtanz erlaſſenes Urteil liegt in einem 

41 


322 | Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ſolchen Fall nicht vor. Die Reviſion glaubt ſich für ihre 
gegenteilige Auffaſſung auf das in RG. 52, 270 abgedruckte 
Urteil berufen zu können. (Folgt die Ausführung, daß dieſe 
Berufung nicht zutrifft.) S. c. K., U. v. 16. April 09, 
574/08 VII. — Berlin. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

25. SS 64, 121 GVG. Ausdefnende Auslegung des 
§ 64 über den Wortlaut hinaus.] 

Die Reviſion rügt Verletzung der SS 64, 121 GVG. 
Bei der Urteilsfällung hätten zwei Richter mitgewirkt, der 
jetzige Senatspräſident H. und der Oberlandesgerichtsrat Sch., 
die ſeit dem 1. Februar 1905 aus dem VII. 3S. ausgeſchieden 
ſeien. Aus den Akten ſei nicht erſichtlich, daß der Präſident 
eine dem S 64 GVG. entſprechende Beſtimmung getroffen habe. 
Wenn dies ſelbſt im Jahre 1904 für das Geſchäftsjahr 1905, 
im Jahre 1905 für das Geſchäftsjahr 1906, in dieſem Jahr 
für das Geſchäftsjahr 1907 geſchehen ſein ſollte, ſo würde die 
Beſtimmung rechtsunwirkſam geweſen ſein, weil in der Be⸗ 
rufungsinſtanz in der Zeit vom 30. April 1903 bis 9. April 1907 
überhaupt keine Verhandlung ſtattgefunden habe, eine Beſtimmung 
gemäß § 64 GVG. aber nur ergehen könne, wenn in dem Jahr, 
in dem ſie ergehe, eine Verhandlung ſtattgefunden habe. Die 
Rüge iſt nicht begründet. Gemäß SS 64, 121 GVG. kann der 
Präſident beſtimmen, daß in einzelnen Sachen, in welchen 
während des Geſchäftsjahres eine Verhandlung bereits ſtatt⸗ 
gefunden hat, der Senat in ſeiner früheren Zuſammenſetzung 
auch nach Ablauf des Geſchäftsjahres verhandle und entſcheide. 
Nach der von Amts wegen eingeholten Auskunft des OLG. zu 
D. hat der Oberlandesgerichtspräſident Ende 1904, als vom 
Präſidium das Ausſcheiden der Mitglieder des VII. ZS. H. 
und Sch. beſchloſſen worden war, beſtimmt, daß u. a. auch in 
dem hier fraglichen Rechtsſtreit der Senat in ſeiner bisherigen 
Zuſammenſetzung verhandle und entſcheide. Es iſt nun richtig, 
daß im Jahre 1904, in dem die Beſtimmung getroffen wurde, 
keine Verhandlung, ſondern daß die letzte am 30. April 1903 
ſtattgefunden hat. Allein die Auslegung, die der Beklagte dem 
§ 64 gibt, iſt, obgleich fie eine gewiſſe Stütze in dem Wortlaut 
findet, zu eng und würde in zahlreichen Fällen den Zweck, den 
das Geſetz verfolgt, vereiteln. Die Vorſchrift bildet eine Aus⸗ 
nahme von 8 62 GVVG., wonach vor Beginn des Geſchäfts⸗ 
jahres auf deſſen Dauer die ſtändigen Mitglieder der einzelnen 
Kammern (Senate) und die regelmäßigen Vertreter zu beſtimmen 
ſind, und ſoll in einzelnen größeren Sachen zur Wahrung der 
Kontinuität der Verhandlung und zur Geſchäftserleichterung 
dienen (vgl. Hahn, Materialien zum GVG., S. 807809). 
Es ſoll dadurch ermöglicht werden, daß die Verhandlung über 
bereits erörterte Punkte nicht wiederholt zu werden braucht, 
oder daß bei ſchwieriger oder zweifelhafter Lage des Streitſtoffes 
die rechtliche und tatſächliche Beurteilung, zu der das Gericht 
auf Grund der Verhandlung gelangt iſt, und die die Unterlage 
des weiteren Verfahrens, namentlich der Aufnahme oder Ab⸗ 
lehnung von Beweiſen, geworden iſt, feſtgehalten wird und 
nicht durch einmaligen oder mehrmaligen Wechſel von Mit⸗ 
gliedern in ein für eine ſachgemäße Behandlung und Ent⸗ 
ſcheidung des Prozeſſes wenig förderliches Schwanken gerät. 
Das Geſetz geht von dem gewöhnlichen Fall aus, daß in den 
Sachen, für welche am Schluß eines Geſchäftsjahres anläßlich 
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der Beſtimmung der ſtändigen Mitglieder der Senate die Ver⸗ 
fügung gemäß SS 64, 121 erlaſſen wird, eine Verhandlung im 
Laufe des Jahres ſtattgefunden hat. Dabei ſind indes die 
Fälle nicht berückſichtigt, in welchen die frühere Verhandlung 
vor dem Jahr liegt, in das die Verfügung nach § 64 fällt, 
etwa weil, wie hier, eine langwierige Beweisaufnahme nötig 
war; und ferner diejenigen nicht, in welchen unvorhergeſehen 
während des Geſchäftsjahres ein Wechſel der Richter eintritt, 
die Beibehaltung der bisherigen Zuſammenſetzung des Kollegiums 
aber ganz beſonders wünſchenswert iſt, damit die Neuverhandlung 
einer nicht lange vorher, aber im Vorjahre verhandelten umfang⸗ 
reichen Sache, die zur Aufklärung in wenigen, vielleicht neben⸗ 
ſächlichen Punkten vertagt worden war, vermieden werde. Der 
erkennende Senat nimmt daher, um der wohltätigen Abſicht 
des Geſetzgebers gerecht zu werden, keinen Anſtand, die Vor⸗ 
ſchrift des § 64 auch auf die Fälle zu erſtrecken, wo die Ver: 
handlung nicht in dem Jahr, in dem die Beſtimmung des 
Präſidenten ergeht, ſondern in einem früheren Jahr ſtattgefunden 
hat. Dieſe Ausdehnung iſt um ſo unbedenklicher, als die Worte 
„während des Geſchäftsjahres“, die der Reviſion zur Seite 
ſtehen, in der Kommiſſionsvorlage lauteten „während eines 
Geſchäftsjahres“, und die jetzige Faſſung nur aus redaktionellen, 
nicht aus ſachlichen Gründen gewählt wurde (Hahn a. a. O. 
und S. 1694). Hat der Präſident die Beſtimmung getroffen, 
ſo gilt ſie nicht bloß für ein Geſchäftsjahr, ſondern für die 
ganze Dauer des Prozeſſes bis zu ſeiner Entſcheidung. Die 
Erneuerung der Beſtimmung vor Beginn eines weiteren Ge⸗ 
ſchäftsjahres wird in § 64 nicht gefordert. Danach kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob es ſich hier um eine Vorſchrift handelt, auf 
deren Befolgung eine Partei rechtswirkſam nicht verzichten kann, 
und ob nicht dem Beklagten das Rügerecht, das er in der 
Schlußverhandlung II. Inſtanz nicht ausgeübt hat, nach 8 295 
ZPO. verloren gegangen if. Sch. c. A.⸗G. D. F., U. v. 
19. April 09, 206/08 VI. — Dresden. 
Handelsgeſetzbuch. 

26. 8 651 Abſ. 2 HGB. „Freight and all other 
conditions as per charter party.“ — Maßgebendes Recht 
für die Beurteilung der in einem Konnoſſement übernommenen 
Verpflichtungen.] 

Am 20. März 1906 vercharterte die Beklagte den Dampfer 
L. an die Firma St. in Glasgow für einen Kohlentransport 
von Methil nach Boulogne⸗ſur⸗ mer. Die in Glasgow aus⸗ 
geſtellte Chartepartie enthielt u. a. folgende Beltimmung: 
Should a strike or lock-out occur, either party may 
terminathe this charter, but doing so shall ipso facto be 
a waiver of all claims, and owners exercising this option 
shall take over any cargo on board at current price. In 
dem Konnoſſement, deſſen Freizeichnungs⸗Klauſel den Streik 
nicht erwähnte, hieß es: freight and all other conditions as 
per charter party. Als der Dampfer am 1. April 1906 im 
Hafen von Boulogne ankam und die Klägerin ſich durch den 
Beſitz des auf ſie indoſſierten Konnoſſements als Ladungs⸗ 
empfängerin legitimierte, herrſchte unter den Hafenarbeitern eine 
Bewegung, die der Kapitän für einen Streik im Sinne der 
Charter anſah und die ihn zu der Überzeugung brachte, daß 
die Entlöſchung in abſehbarer Zeit nicht möglich ſein werde. 
Auf Weiſung der Beklagten fuhr er mit der Ladung nach Kiel. 


38. Jahrgang. 


Die Parteien ſtreiten darüber, ob die Beklagte zu dieſer Maß⸗ 
regel berechtigt war. Die Klägerin, von der Anſicht ausgehend, 
daß die wiedergegebene Beſtimmung der Charter ihr gegenüber 
keine Wirkung habe, beanſpruchte Schadenserſatz. Das OLG. 
erklärte den Grund der Klage für gerechtfertigt. RG. hob 
auf: Der Vertreter der Klägerin hat das Bedenken angeregt, 
ob nicht nach §S 549 ZPO. eine Nachprüfung der angefochtenen 
Entſcheidung zu unterbleiben habe. Sein Grund hierfür iſt, 
daß der Beſtimmungshafen in Frankreich lag, ſo daß nach der 
Rechtſprechung des RG. — RG. 69, 23 — die konnoſſements⸗ 
mäßigen Verpflichtungen dem franzöſiſchen Recht unterſtanden. 
Das Bedenken kann jedoch nicht geteilt werden. Das OLG. 
hat ausdrücklich erklärt, da die Parteien Abweichungen der ver⸗ 
ſchiedenen Rechte voneinander nicht behaupten wollten, laſſe es 
dahingeſtellt, welches Recht maßgebend ſei, und bringe deutſches 
Recht zur Anwendung. So wenig ein ſolches Verfahren ge: 
billigt werden kann, ſo hat es doch zur notwendigen Folge, 
daß die Frage, ob das deutſche Recht richtig gehandhabt iſt, 
vom Reviſionsgericht nachgeprüft werden muß. Übrigens iſt 
anzuerkennen, daß die Anwendung beider Rechte zu demſelben 
Ergebnis führt. Die Entſcheidung hängt ab von der Aus⸗ 
legung rechtsgeſchäftlicher Erklärungen. Beſondere Geſetzes⸗ 
beſtimmungen ſind darüber in keinem der beiden Rechte ge⸗ 
troffen. Daß der Konnoſſementsklauſel freight and all other 
conditions as per charter party eine möglichſt weitgehende 
Bedeutung zu geben iſt, hat der Senat erſt kürzlich in dem 
Urteile Bd. 64 S. 73 der Sammlung dargelegt. Die franzöſiſche 
Auffaſſung ſtimmt damit überein, vgl. Lyon-Caen, Droit 
commercial 3 ed. V No. 710. Natürlich kann die Anwendung 
der hier ſtreitigen Vorſchrift auf das Verhältnis zwiſchen den 
Parteien nur unter der Vorausſetzung in Frage kommen, daß 
ſich die Vorſchrift nicht inhaltlich auf den Streik im Ladehafen 
beſchränkt. Trifft dieſe Vorausſetzung aber zu, muß im Sinne 
der Charter der Löſchhafen als mitgemeint angeſehen werden, 
ſo liegt kein Grund vor, die Klägerin anders zu behandeln als 
den Befrachter. Eine Beſtimmung, die dem Verfrachter nach 
Ankunft des Schiffes im Löſchhafen ein näher geregeltes Rück⸗ 
trittsrecht gewährt, verlangt ihrer Natur nach jedem 
Konnoſſementsinhaber gegenüber Anerkennung. Hiernach kommt 
es darauf an, ob gemäß der von der Beklagten verteidigten 
Auslegung die Beſtimmung über das Rücktrittsrecht auch auf 
den Löſchhafen bezogen werden muß. Das OLG. iſt der 
Meinung, ein Beweis hierfür ſei nicht erbracht. Den Er⸗ 
wägungen des OLG. läßt ſich jedoch nicht beitreten. Nach 
dem Wortlaut der Beſtimmung iſt zwiſchen dem Ladehafen und 
dem Löſchhafen nicht unterſchieden. Sachlich hat die Vorſchrift 
gerade für den Löſchhafen ihre Hauptbedeutung. Das Recht, 
unter Übernahme des Frachtguts vom Vertrage zurückzutreten, 
muß für den Verfrachter eben dann vom größten Werte ſein, 
wenn er die Reiſe zurückgelegt hat und die Löſchung durch 
Streik verhindert wird. Im Ladehafen ſind die Bedingungen 
zur Ausübung des Rechts nur bei einem nach Beginn, aber 
vor Beendigung der Abladung ausbrechenden Streike gegeben. 
Schon an ſich iſt nicht anzunehmen, daß die Kontrahenten das 
Rücktrittsrecht auf dieſen beſonderen Fall hätten beſchränken 
wollen. Sie würden es dann gerade für diejenigen Fälle aus— 
geſchloſſen haben, in denen ein Ausgleich zwiſchen den einander 
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entgegengeſetzten Intereſſen wirtſchaftlich am meiſten von Be⸗ 
dürfnis iſt. Entſcheidend gegen ſolche Abſicht ſpricht aber die 
Klauſel der Chartepartie, wonach der Verfrachter im Streikfalle 
keine Liegegelder erhält. Unſtreitig bezieht ſich die Klauſel auf 
beide Häfen. Der Verfrachter ſtände außerordentlich ungünſtig 
da, müßte er die Beendigung des Streiks im Löſchhafen ab: 
warten, ohne für das Stilliegen des Schiffes entſchädigt zu 
werden. Sollte derartiges, wie das OLG. meint, im Kohlen⸗ 
handel von England⸗Schottland wirklich vorkommen, ſo bedürfte 
die Vereinbarung jedenfalls, um als erwieſen gelten zu können, 
des klaren und unzweideutigen Ausdrucks. K. & W. c. M. & Co., 
U. v. 24. März 09, 196/08 I. — Kiel. 

Wechſelordnung. 

27. Art. 13, 16 und 55 WO. Auslegung dieſer Geſetzes⸗ 
ſtellen.] 

Am 15. Juni 1904 zog die Beklagte zu 2 einen am 
15. September 1904 fälligen Wechſel an eigene Order auf den 
Beklagten zu 1. Die Wechſelſumme betrug 3600 / Der 
Wechſel wurde von dem Bezogenen angenommen, durch Blanko⸗ 
indoſſament der Ausſtellerin auf Frau Helene J. und von dieſer durch 
Giro auf die deutſche Überſeeiſche Bank übertragen, die ihn an 
den Schleſiſchen Bankverein indoſſierte, die am 17. September 1904 
mangels Zahlung des Akzeptanten Proteſt erheben ließ. Laut 
Urkunde vom 30. September 1904 trat Frau Helene J. ihre Rechte 
aus dem Wechſel nebſt der ihm zugrunde liegenden Forderung an 
den Kläger ab. Auf die Klage desſelben im Wechſelprozeß ver: 
urteilte das LG. in Breslau am 19. Oktober 1904 die Beklagten 
als Geſamtſchuldner zur Zahlung der Wechſelſumme nebſt Zinſen 
und 12,70 % Unkoſten. Im Nachverfahren wies das LG. die 
Klage in Höhe von 500 . ab und hielt bezüglich des Reſtes 
der Wechſelſumme nebſt Zinſen und Unkoſten die Verurteilung 
der Beklagten aufrecht. Der Kläger legte Berufung ein, der ſich 
die Beklagten anſchloſſen. Sie wandten ein, der Kläger ſei nicht 
befugt, den Wechſelanſpruch geltend zu machen, weil Frau J. 
zur Zeit der Zeſſion den Wechſel weder eingelöſt, noch in Beſitz 
gehabt hätte. Das OLG. in Breslau wies durch Urteil vom 
29. Februar 1908 die Klage vollſtändig ab. RG. hob auf: Das 
OLG. verneint die Sachberechtigung des Klägers aus folgenden 
Erwägungen: Die Klage beruhe auf der Zeſſion der Frau J. 
vom 30. September 1904, der zu dieſer Zeit Rechte aus dem 
Wechſel nicht zugeſtanden hätten, da ſie ihn vor der Indoſſierung 
an die Überſeeiſche Bank, ohne ihre formelle Wechſelgläubigerſchaft 
aufzugeben, an N. in Zahlung gegeben und ſich damit aller 
materiellen Wechſelanſprüche begeben habe. Aus jener ſpäteren 
Indoſſierung zwecks Inkaſſo, wobei ſie nur im Auftrage des N. 
und als formelle Wechſelgläubigerin gehandelt habe, könne nicht 
gefolgert werden, daß ſie auch die materiellen Wechſelanſprüche 
wiedererlangt habe. Da ſie nach der Zeſſionsurkunde nicht als 
Bevollmächtigte des N. deſſen Wechſelrechte, wozu ſie befugt ge⸗ 
weſen ſei, ſondern ihre eigenen Wechſelanſprüche an den Kläger 
abgetreten habe, ſo habe er keine Rechte aus dem Wechſel er: 
worben. Dieſe Erwägungen können die ausgeſprochene Abweiſung 
der Klage nicht rechtfertigen. Dadurch, daß Frau J. den Wechſel, 
auf dem nur das Blankoindoſſament der Ausſtellerin ſtand, N. 
in Zahlung gab, erhielt er neben der rechtlichen Befugnis auch 
die tatſächliche Möglichkeit, über den Wechſel zu verfügen und 
alle Wechſelrechte daraus geltend zu machen, während Frau J. 
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jedwede Wechſelgläubigerſchaft verloren hatte. Als dann der 
Wechſel von ihr im Auftrage des N. an die Überſeeiſche Bank 
indoſſiert wurde, konnte dies mit wechſelrechtlicher Wirkung ge⸗ 
mäß Art. 13 WO. kraft des noch allein auf dem Wechſel ſtehenden 
Blankoindoſſaments der Ausſtellerin geſchehen. Im Wechſel⸗ 
verbande und nach außen trat dabei Frau J. mit den vollen 
Rechten des Indoſſatars auf, nach innen im Verhältnis zu N. 
war ſie deſſen Bevollmächtigte, die das Inkaſſo beſorgen ſollte 
und durch ihr Indoſſament dieſen Auftrag an die Überſeeiſche 
Bank weitergab. Auch nachdem der Wechſel mangels Zahlung 
durch Vermittelung des N. an ſie zurückgelangt war, verblieb 
ihr dieſe rechtliche Stellung. Das verkennt die Anſicht des OL G., 
daß eine Zeſſion der materiellen Wechſelanſprüche an den Kläger 
nur dadurch hätte erfolgen können, daß ihm Frau J. als Bevoll⸗ 
mächtigte des N. deſſen Wechſelanſprüche abtrat. N., der ſich 
im Wechſelverbande nicht befand, konnte beim Rücklauf des mangels 
Zahlung proteſtierten Wechſels Wechſelrechte nicht erlangen, auch 
nicht aus dem Blankogiro der Ausſtellerin (vgl. RG. 2, 75 ff.). 
Einlöſepflichtig im wechſelrechtlichen Sinne war nicht er, ſondern 
Frau J. Nur ſie konnte durch Nachindoſſament oder Zeſſion 
Wechſelrechte, nämlich die ihr zuſtehenden durch den Proteſt 
fixierten Rechte (Art. 16 Abſ. 2 WO.) übertragen. Dem ent⸗ 
ſpricht die Faſſung der Urkunde vom 30. September 1904, zu 
deren Ausſtellung, wie die Reviſion mit Recht hervorhebt, Frau J. 
auch formell befugt war, ohne das ihrem Giro nachfolgende 
Indoſſament zu durchſtreichen, weil ihr der Wechſel nach Proteſt 
im Rücklauf zuging und von ihr an ſich hätte eingelöſt werden 
müſſen (Art. 55 WO.). Gleichgültig iſt, wenn hier die Einlöſung 
durch einen nicht im Wechſelverbande befindlichen Dritten (N.) 
erfolgte und ſich auf die Erſtattung der Unkoſten beſchränkte, 
weil der Wechſel nur zwecks Inkaſſo von Frau J. indoſſiert 
worden war. Der Annahme des OL G., daß dieſe zur Ausſtellung 
der Zeſſion formell nicht berechtigt geweſen ſei, kann daher nicht 
beigetreten werden. Da das angefochtene Urteil, wie die vor⸗ 
ſtehende Darlegung ergibt, die Art. 13, 16 und 55 WO. ver⸗ 
letzt, war es aufzuheben und die Sache, die zur Entſcheidung 
nicht reif iſt, gemäß § 565 ZPO. zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das OLG. zurückzuverweiſen. B. c. W., U. 
v. 31. März 09, 178/08 I. — Breslau. 

Verſicherungsrecht. 

28. Begriff einer „Inventur“ als Beleg im Sinne der 
Verſicherungsbedingungen auch bei ſonſt nicht ordnungsmäßig 
geführten Büchern.] 

Der Kläger hat im März 1904 Feuerſchaden erlitten. Er 
war damals bei der Beklagten gegen ſolchen Schaden verſichert. 
Gegenſtand des Streites iſt die für Warenſchaden geforderte 
Vergütung. In der Police Nr. 19076 vom 12. November 1902 
ſind als verſichert unter Nr. 17 aufgeführt: „Waren zum Ver⸗ 
kauf als Drogen, Chemikalien, Farben, Parfümerien, Seifen, 
Delikateſſen, Verbandſtoffe, chirurgiſche Artikel, Malutenſilien, 
Weine, Spirituoſen, Zigarren uſw. 30 000 &. Die Gültigkeit 
der Verſicherung iſt nach einem beſonderen Vermerk in der Police 
„dadurch bedingt, daß der .. . Verſicherte verpflichtet iſt, im 
Falle eines etwaigen Brandſchadens den Beſtand der unter 
Poſition 17 verſicherten Waren durch ordnungsmäßig geführte 
Bücher oder durch Rechnungen und Belege nachzuweiſen“. Bei 
dem auf Grund des § 9 der „allgemeinen Verſicherungs⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 11. 1909. 


bedingungen“ herbeigeführten Abſchätzungsverfahren iſt der 
Warenſchaden von dem vom Kläger ernannten Sachverſtändigen 
P. auf 26 382,78 &, von dem von der Beklagten ernannten 
Sachverſtändigen S. auf 12 203,20 & und von dem von dieſen 
beiden Sachverſtändigen ernannten Obmann D. auf 24 847,75 4 
beſtimmt worden. Den von S. angegebenen Betrag hat die 
Beklagte gezahlt, eine weitere Zahlung aber verweigert. Mit 
der Klage wird, der Feſtſetzung des Obmanns entſprechend, 
Zahlung fernerer 12 644,35 K nebſt Zinſen gefordert. Das 
LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. erklärt den Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach als gerechtfertigt. Die Reviſion der 
Beklagten wurde zurückgewieſen: Den dem Kläger obliegenden 
Nachweis des Warenbeſtandes (Nr. 17 der Police) ſieht das 
BG. durch das vorgelegte, als „Inventur“ bezeichnete Waren⸗ 
verzeichnis als vertragsmäßig erbracht an, indem es annimmt, daß 
dieſes Verzeichnis einen „Beleg“ im Sinne der im Tatbeſtande 
wiedergegebenen Vertragsbeſtimmung bilde. Dieſe Annahme 
beruht auf einer Vertragsauslegung, die eine Geſetzesverletzung 
nicht erkennen läßt. Die Reviſion ficht die Auslegung des BG. 
als begriffswidrig an, weil unter „Beleg“ nur eine Urkunde 
verſtanden werden könne, die dem Beweispflichtigen von dritter 
Seite zugegangen ſei, nicht aber eine von ihm ſelbſt aufgeſetzte 
Schrift, wie die hier in Rede ſtehende „Inventur“. Dieſe Auf⸗ 
faflung ift aber als zwingend keineswegs anzuerkennen. Es iſt 
ſchon nicht außer Zweifel, ob der Begriff des Belegs überhaupt 
auf das Urkundliche zu beſchränken iſt. Nach dem Wörterbuche 
der Gebrüder Grimm ſind darunter „die einer Sache beigefügten 
Beweiſe und Urkunden“ zu verſtehen, was über die Grenzen 
des Urkundlichen hinauszugehen ſcheint. Jedenfalls aber liegt 
in dem Begriffe bei der Anwendung auf Urkunden nichts, was 
notwendig die von der Reviſion behauptete Beſchränkung mit 
ſich brächte. Auch wo die Geſetze den Ausdruck gebrauchen 
(3. B. 88 259, 1841 BGB.), weiſt nichts zwingend auf dieſe 
Beſchränkung hin; in dem Falle der ebenfalls den Ausdruck ent⸗ 
haltenden Vorſchrift des S 104 ZPO. werden allgemein eigene 
Aufzeichnungen der Partei oder ihres Prozeßbevollmächtigten 
als Belege zur Rechtfertigung des Anſatzes von Porto: und 


anderen Auslagen zugelaſſen. Rechtlich iſt es hiernach nicht zu 


beanſtanden, wenn die vom Kläger ſelbſt herrührende „Inventur“ 
als unter den Begriff eines Belegs fallend angeſehen wird. 
Die Reviſion glaubt aber die Auffaſſung des BG. noch aus 
einem anderen Grunde beanſtanden zu können. Sie macht geltend, 
das Inventar eines Kaufmanns ($ 39 HGB.) ſei ein Teil 
ſeiner Handelsbücher. Ohne Angabe von Gründen, alſo unter 
Verſtoß gegen $ 286 ZPO., ſpreche das BG. der vorgelegten 
„Inventur“ die Eigenſchaft als Inventar im Sinne des § 39 
HGB. ab. Gehöre aber die vorgelegte Inventur zu den Handels⸗ 
büchern, ſo könne ſie nach dem Wortlaute der Vertragsbeſtimmung 
(„durch ordnungsmäßig geführte Bücher oder durch Rechnungen 
und Belege“) nicht zugleich als Beleg im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung zugelaſſen werden. Auch dieſer Angriff geht fehl. 
Will man ſelbſt die beiden ſoeben wiedergegebenen, durch das 
Wort „oder“ voneinander getrennten Satzteile der Vertrags⸗ 


beſtimmung in dem ſtrengen Sinne gegenſeitiger Ausſchließung 


auffaſſen, ſo iſt doch durch das BG. einwandfrei auf Grund 
des Gutachtens des Sachverſtändigen L. feſtgeſtellt, daß der 
Kläger eine ordnungsmäßige Buchführung nicht gehabt hat, daß 
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38. Jahrgang. 
namentlich das dazu gehörige und hier gerade in Betracht 
kommende Wareneingangsbuch fehlt. Das Inventar für ſich 
allein, oder auch in Verbindung mit einzelnen anderen Büchern, 
wie ſie der Kläger nach dem Gutachten des L. auch noch geführt 
hat, ſtellt nicht eine ordnungsmäßige kaufmänniſche Buchführung 
als Ganzes dar. Bei dieſer Sachlage iſt auch von der Auf⸗ 
faſſung aus, die die Repſion der Vertragsbeſtimmung zuteil 
werden läßt, ein rechtliches Bedenken nicht dagegen zu erheben, 
daß das einzelne vom Kläger geführte Buch, da es die Vor⸗ 
ausſetzung der „ordnungsmäßig geführten Bücher“ nicht erfüllt, 
unter die andere Gruppe der „Belege“ gebracht wird. Die 
Beweiskraft, die das BG. dieſem Belege, unter Berückſichtigung 
der auf die Entſtehung der Aufzeichnungen bezüglichen Zeugen⸗ 
ausſagen beigemeſſen hat, unterliegt nicht der Nachprüfung 
durch das Reviſionsgericht. A. G. B. c. A., U. v. 2. April 09, 
452/08 VII. — Marienwerder. 

29. Iſt ein Verſchulden des gegen Brandſchaden Ver⸗ 
ſicherten nur dann anzunehmen, wenn deſſen Handlungsweiſe 
gegen Treu und Glauben verſtößt? Kauſalzuſammenhang. 
Beweislaſt.] | | 

Ein Viehſtall und eine Scheune des Klägers brannten 
nieder. Die bei dieſer Gelegenheit gleichfalls durch Feuer zer⸗ 
ſtörte bewegliche Habe des Klägers war bei der Beklagten gegen 
Feuerſchaden verſichert. Seiner auf Zahlung von 9200 4 
gerichteten Klage gegenüber berief ſich die Beklagte auf die un⸗ 
ſtreitige Tatſache, daß Kläger einige Minuten vor dem Brande 
in dem Viehſtalle mit Fackeln, die er aus einem Stock und 
um denſelben gewickelten Zeuglappen hergeſtellt, mit Petroleum 
getränkt und dann angezündet hatte, tätig geweſen war, um 
eine dort befindliche, damals eingefrorene Pumpe aufzutauen. 
Das OLG. erachtete den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
den Auftauungsarbeiten des Klägers und dem Brande für 
nicht erwieſen und deshalb § 10 der allgemeinen Bedingungen 
nicht für anwendbar (Verurſachung des Brandes durch grobes 
Verſchulden), auch den Verſtoß des Klägers gegen § 8 der 
„Bedingungen für landwirtſchaftliche Verſicherungen“ (Betreten 
der Räume mit offener Lampe oder ungeſchütztem Licht) unter 
den obwaltenden beſonderen Umſtänden nicht für geeignet, die 
Geltendmachung des Entſchädigungsanſpruchs auszuſchließen. 
Das RG. hob auf: Erheblichen rechtlichen Bedenken unterliegt 
die Auslegung, die das BG. dem § 8 weiter dahin gibt, ein 
Verſtoß gegen denſelben führe, abgeſehen von erwieſenem Kauſal⸗ 
zuſammenhange zwiſchen Verſtoß und Brand nur dann zu einer 
Verwirkung des Entſchädigungsanſpruchs des Verſicherten, wenn 
der letztere durch ſeinen Verſtoß das Riſiko des Verſicherers 
mehr als billig und in einer Weiſe erhöhe, daß es den Grund: 
lägen von Treu und Glauben nicht entſprechen würde, der 
Vertragsverletzung gegenüber die Vertragshaftung des Ver⸗ 
ſicherers beſtehen zu laſſen. Bei dieſer Auslegung iſt nicht 
hinreichend gewürdigt, daß der Verſicherte durch jeden Verſtoß 
gegen den § 8 ſeine vertragliche Verpflichtung gegenüber dem 
Verſicherer verletzt und zwar durch eine Handlung, die ihm 
offenſichtlich gerade wegen ihrer präſumtiven Feuergefährlichkeit 
unterſagt iſt. Entſteht nun in naher zeitlicher Aufeinanderfolge 
nach einem ſolchen Verſtoß ein Brand, ſo würde es zwar den 
Grundſätzen von Treu und Glauben nicht entſprechen, dem 
Verſicherer die Ablehung des Entſchädigungsanſpruches wegen 
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des Verſtoßes auch dann zu geſtatten, wenn der Brand nicht 
durch den Verſtoß verurſacht iſt. Allein der Umſtand, daß der 
Verſicherte vertragswidrig etwas getan hat, was den Brand zu 
verurſachen an ſich geeignet war, legt die Erwägung nahe, ob 
nicht dem Verſicherten, wenn er trotz ſeiner Vertragsverletzung 
Entſchädigung verlangt, der Beweis aufzuerlegen iſt, daß jene 
Vertragsverletzung den Brand nicht verurſacht hat. Dieſe 
Erwägung bei Auslegung des § 8 anzuſtellen, hat das BG. 
unterlaſſen und damit § 286 ZPO. verletzt. Hätte es 
jene Erwägung angeſtellt und wäre es auf Grund derſelben 
zu der Auslegung gekommen, daß nach dem Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden im Falle eines Verſtoßes gegen § 8 der Beweis 
des nicht vorhandenen urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen 
dem Verſtoße und dem Brande dem Verſicherten obliegen ſollte, 
wie die Reviſion ausführt, ſo hätte es die Beklagte nicht, wie 
geſchehen, verurteilen können. Denn es geht bei ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung davon aus, daß nicht der Kläger, ſondern die Be⸗ 
klagte die Beweislaſt wegen des urſächlichen Zuſammenhanges 
treffe und es hält nur dieſen Zuſammenhang für nicht erwieſen, 
nicht aber den Nichtzuſammenhang für erwieſen. Bei der er⸗ 
neuten Prüfung der Sachlage wird das BG. auch zu berück⸗ 
ſichtigen haben, ob die aus dem § 8 etwa zu entnehmende 
Belaſtung des Verſicherten mit dem Beweiſe, daß der Brand 
durch ſeinen Verſtoß nicht verurfacht ſei, auch für den Fall 
eines nur einmaligen, lediglich zur Beſeitigung einer augenblid: 
lichen wirtſchaftlichen Notlage unternommenen Verſtoßes des 
Verſicherten gilt. Bei Prüfung des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges zwiſchen dem Brande und den Auftauungsarbeiten des 
Klägers insbeſondere wird nicht bloß die Möglichkeit der Ent⸗ 
ſtehung des Brandes durch Entzündung der Strohumwickelung 
an dem Leitungsrohre der Pumpe zu berückſichtigen ſein. Viel⸗ 
mehr werden auch andere Möglichkeiten nicht außer acht zu 
laſſen fein, wie namentlich die Übertragung des Feuers von 
den brennenden Fackeln durch Funkenflug auf andere Teile des 
Gebäudes. F. c. P., U. v. 2. April 09, 256/08 VII. — Roſtock. 

30. Richterlicher Eid vor einer Beweisaufnahme über die 
betreffenden Tatſachen. Unbilligkeit einer Schätzung gegenüber 
den Gutachten von Sachverſtändigen.] 

Gegen eine auf Zahlung von Brandentſchädigungsgeldern 
gerichtete Klage hatte die Beklagte die Verwirkungsklauſel 
geltend gemacht, weil der Kläger unrichtige Angaben gemacht 
habe. Das OLG. erkannte auf einen richterlichen Eid des 
Klägers, das RG. hob auf: Die Auferlegung eines richterlichen 
Eides kann allerdings erfolgen, ehe alle angebotenen Beweiſe 
erſchöpft ſind. Dem Richter ſteht, wenn er auf einen richter⸗ 
lichen Eid erkennen will, aus dem Prinzipe der freien Beweis⸗ 
würdigung die Befugnis zu, vorgeſchlagene Beweismittel un- 
benutzt zu laſſen. Die Ablehnung von Beweisanträgen aus 
dem angegebenen Grunde hat aber zur Vorausſetzung, daß es 
nach der Annahme des Gerichts, auch wenn die angebotenen 
Beweiſe die Parteibehauptung beſtätigen würden, dennoch auf 
den richterlichen Eid ankomme. (RG. 35, 111; JW. 04, 49422.) 
Dieſe Vorausſetzung iſt durch die dem Zwiſchenurteile in dieſem 
Punkte gegebene Begründung nicht ausreichend dargetan. Das 
BG. nimmt in dieſer Begründung zunächſt an, daß, ſelbſt wenn 
die behaupteten Angaben bewieſen werden ſollten, es doch an 
jedem Anhaltspunkte dafür fehle, daß der Kläger ſie in be⸗ 
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trügeriſcher Abſicht gemacht haben ſollte. Es erwägt dabei, 
daß es ſich um Kleinigkeiten im Verhältniſſe zum Geſamtobjekte 
handle und daß die Möglichkeit eines Irrtums auf ſeiten des 
Klägers oder eines Mißverſtändniſſes auf ſeiten der Schätzer 
um ſo näher liege, als dem Kläger geglaubt werden könne, er 
habe ſich infolge des Brandunglücks zur Zeit der Abſchätzung 
— etwa 16 Tage nach dem Brande — in hochgradiger Er⸗ 
regung befunden. Immerhin wird es weiter aber für nicht 
ausgeſchloſſen angeſehen, daß Kläger dennoch beabſichtigt haben 
könne, ſich durch unwahre Angaben unberechtigte Vermögens⸗ 
vorteile zu verſchaffen, deshalb ſei auf den richterlichen Eid 
erkannt, bei deſſen Faſſung es der Beweiserhebung darüber, ob 
die Angaben in Wahrheit gemacht ſeien oder nicht, nicht bedürfe. 
Das BG. lehnt hiernach die von der Beklagten beantragte 
Beweiserhebung nicht deshalb ab, weil, wenn auch die be⸗ 
nannten Zeugen die Behauptung der Beklagten beſtätigen, es 
dennoch des richterlichen Eides bedürfe, ſondern die Ablehnung 
erfolgt, weil bei der Faſſung des Eides ſich die Beweis⸗ 
aufnahme erübrige. Das beſchwert die Beklagte. Die Faſſung 
des Eides iſt in der ihm gegebenen bedingten Form eine ſo 
unbeſtimmte, daß auch bei Leiſtung desſelben keine Widerlegung 
der Behauptung der Beklagten herbeigeführt wird, ſondern, daß 
es auch dann noch ungewiß bleibt, ob die behaupteten Angaben 
gemacht ſind oder nicht. Für die Beurteilung des Verwirkungs⸗ 
einwandes bedarf es aber zunächſt einer tatſächlichen Grund⸗ 
lage, einer ſachlichen Prüfung darüber, ob die Außerungen, die 
Kläger gemacht zu haben beſtreitet, den Schätzern gegenüber 
getan ſind. Erſt nach einer Feſtſtellung hierüber kommt die 
Erwägung in Frage, ob, wenn objektiv unrichtige Angaben 
vorliegen, dieſe ſubjektiv dem Kläger als in betrügeriſcher Ab⸗ 
ſicht gemacht, zuzurechnen ſind. Die ſchon jetzt vom BG. zu⸗ 
gunſten des Klägers in Betracht gezogenen Möglichkeiten ent⸗ 
behren zurzeit noch der tatſächlichen Grundlage, und mit Recht 
macht die Reviſion geltend, daß das Verhalten des Klägers, 
deſſen völlige geiſtige Klarheit bei den Abſchätzungsverhandlungen 
unter Beweis geſtellt iſt, erſt beurteilt werden kann, nachdem 
die Zeugen über den Hergang bei dieſen Verhandlungen gehört 
worden ſind. Der Eid in ſeiner jetzigen Faſſung überläßt 
Entſcheidungen, die das Gericht nach Feſtſtellung des Sach⸗ 
verhalts zu treffen hat, der unkontrollierbaren eigenen Prüfung 
des Klägers; es bleibt, wenn der Eid in dem Sinne geleiſtet 
wird, daß die behaupteten Außerungen getan ſind, noch un⸗ 
entſchieden, wie der Kläger zu den objektiv unrichtigen Angaben 
gekommen ſein ſoll. Es wird deshalb durch die bloße Ver⸗ 
neinung der Abſicht, dadurch eine unrichtige Abſchätzung herbei⸗ 
zuführen, der Sachverhalt in dieſer Beziehung auch nicht in 
ausreichender Weiſe aufgeklärt und damit iſt, wie die Reviſion 
rügt, auch gegen $ 286 ZRO. verſtoßen. Es find deshalb für 
die Entſcheidung über den Verwirkungseinwand noch weitere 
Verhandlungen und tatſächliche Feſtſtellungen in dem angegebenen 
Sinne in der Vorinſtanz erforderlich. Dem BG. iſt darin nicht 
entgegen zu treten, daß eine nach § 9 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen erfolgte Abſchätzung trotz der ihr dort beigemeſſenen 
für beide Parteien verbindlichen Kraft unter entſprechender An⸗ 
wendung des § 319 BGB. wegen offenbarer Unbilligkeit an⸗ 
gefochten werden kann. Zuzugeben aber iſt der Reviſion, daß 
offenbare Unbilligkeit in dem Sinne einer ſich dem Blicke eines 


M 11. 1909. 


ſachkundigen und unbefangenen Beurteilers fofort aufdrängenden 
Unrichtigkeit — Urteil des Senats vom 20. Oktober 1908 in 
Sachen Keller wider Norddeutſche Hagelverſicherungsgeſellſchaft 
VII 33/08 — in der bisherigen Begründung des BU. noch 
nicht feſtgeſtellt iſt. Wenn auch die Unbilligkeit nicht ohne 
weiteren Beweisantritt ſchon aus der Abſchätzung ſelbſt erhellen 
muß, iſt zur Anfechtung einer vertragsmäßig als bindend ver⸗ 
einbarten Schätzung als einer offenbar unbilligen doch mehr 
erforderlich, als bisher feſtgeſtellt iſt. Die Differenz zwiſchen 
dem vom BG. als richtig anerkannten Gutachten des Baurats 
F. und der Taxe der Schätzer beruht in der Hauptſache nach 
der Annahme des BG. darauf, daß die Schätzer die Einheits⸗ 
preiſe niedriger bemeſſen und es unterlaſſen haben, einen pro⸗ 
zentualen Zuſchlag für die Anfertigung der neuen Entwürfe, 
Bauleitung und dergleichen einzuſtellen. Das erachtet das BG. 
für unrichtig und das dadurch von den Schätzern gewonnene 
Ergebnis, das hinter dem F.ſchen Gutachten um 13 496 X 
zurückbleibt und bei einer Verſicherungsſumme von über 100000 % 
den Totalſchaden auf nur 67 680 & ſchätzt, für unbillig. So 
wichtig dieſe Differenz als Beweismoment für den Maßſtab 
des Richtigen und Unrichtigen auch ſein mag, erübrigt ſie doch 
nicht ein ſpezielles Eingehen darauf, inwiefern die Schätzer ſach⸗ 
widrig und in einer das Intereſſe des Klägers offenbar ver⸗ 
letzenden Weiſe verfahren ſein ſollen. Es bedarf insbeſondere 
noch der näheren vom BG. jetzt abgelehnten Erörterung darüber, 
ob die weſentlichen Grundpreiſe von den Schätzern in offenbar 
ſachwidriger Weiſe zu niedrig angenommen ſind und weshalb 
von ihnen ein prozentualer Zuſchlag für Bauzeichnungen uſw. 
nicht eingeſtellt iſt. Das BG. verkennt nicht, daß verſchiedene 
Begutachtungen allein zum Nachweiſe der Unbilligkeit nicht 
ausreichen. Es bedarf deshalb der Aufklärung, ob die Differenz 
zwiſchen den Taxen der Schätzer und dem F.ſchen Gutachten 
nur auf einer an ſich nicht ſachwidrigen anderen Auffaſſung 
der Schätzer beruht oder ob dieſelben in der Annahme der ihren 
Schätzungen zugrunde gelegten Preiſe zum Schaden des Klägers 
von ſo weſentlichen Irrtümern beherrſcht ſind, daß ſich daraus 
die offenbare Unbilligkeit der von ihnen gefundenen Schlußſumme 
ergibt. F. c. B., U. v. 2. April 09, 265/08 VII. — Celle. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzvom 30. Juni 1900. 

31. S 140 GewuVerſch. Umfang des Übergangs der 
Schadenserſatzforderung auf die Berufsgenoſſenſchaft; Aufrecht⸗ 
erhaltung der mehrfach bekämpften Entſcheidung in RG. 60, 
200 fg.] 

Der BerR. nimmt, abweichend von der in dem reichs⸗ 
gerichtlichen Urteile vom 26. Januar 1905 (RG. 60, 200 fg.) 
vertretenen Auffaſſung an, daß die Schadenerſatzforderung des 
bei einem Betriebsunfalle durch Verſchulden eines Dritten Ver⸗ 
letzten und ſeiner Hinterbliebenen auf die Berufsgenoſſenſchaft 
nur inſoweit übergehe, als dieſe auf Entſchädigung in Anſpruch 
genommen werde. Die hierfür geltend gemachten Gründe er⸗ 
ſcheinen indes nicht geeignet, die Erwägungen zu entkräften, auf 
denen die von der Vorinſtanz bekämpfte reichsgerichtliche Aus⸗ 
legung des § 140 beruht. Die Vorinſtanz legt beſonderes 
Gewicht auf den Gegenſatz, der nach den Vorſchriften in 88 135 
und 140 bezüglich des Einfluſſes beſteht, den die Verſicherung 
des Verletzten auf die zivilrechtliche Haftung einerſeits des 
Betriebsunternehmers und der ſonſtigen in § 135 bezeichneten 
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Perſonen, andererſeits auf diejenige eines Dritten im Sinne 
von § 140 ausübt. Es kann indes nicht anerkannt werden, 
daß aus dieſem Gegenſatz oder aus den Gründen, die zu deſſen 
Statuierung geführt haben, ein Anhalt für die hier allein in 
Betracht kommende Frage, unter welchen Umſtänden und zu 
welchem Zeitpunkt der dem Verletzten und ſeinen Hinterbliebenen 
gegen den Dritten erwachſene Schadenerſatzanſpruch auf die 
Berufsgenoſſenſchaft übergeht, entnommen werden könnte. Un⸗ 
zutreffend iſt es ferner, wenn das BG. ausſpricht: es wäre, 
wenn dem zweiten Satze von S 140 die in dem Reviſions⸗ 
urteil vom 26. Januar 1905. angenommene Bedeutung zukäme, 
nicht einzuſehen, weshalb dann das Geſetz nicht den Schaden— 
erſatzanſpruch des Verletzten gegen den Dritten grundſätzlich 
ausgeſchloſſen und ihn nur hilfsweiſe inſoweit zugelaſſen habe, 
als der Verletzte nicht von der Berufsgenoſſenſchaft Entſchädigung 
beanſpruchen könne. Wie die Vorinſtanz ſelbſt hervorhebt, ſteht 
der Dritte „ganz außerhalb der Verſicherung“, es würde alſo 
an einem zureichenden inneren Grunde dafür gefehlt haben, dem 
Verletzten wegen dieſer Verſicherung den ihm nach den ſonſtigen 
geſetzlichen Vorſchriften zuſtehenden Schadenerſatzanſpruch gegen 
den Dritten abzuſprechen, und es entſpricht nur der Natur der 
Sache, daß dies nicht geſchehen, vielmehr um vor allem eine 
zwiefache Entſchädigung des Verletzten auszuſchließen, beſtimmt 
worden iſt, es ſolle ſein Schadenerſatzanſpruch gegen den Dritten 
auf die Berufsgenoſſenſchaft im Umfang ihrer Entſchädigungs⸗ 
pflicht übergehen. Hierbei iſt gewiß vorausgeſetzt, daß die 
Genoſſenſchaft auch wirklich dieſe ihre Pflicht erfüllen müſſe 
(vgl. RG. 60, 214), es folgt aber hieraus nicht, daß nach der 
Abſicht des Geſetzgebers der Forderungsübergang erſt eintreten 
ſoll, nachdem die Entſchädigungspflicht der Genoſſenſchaft in der 
durch das Geſetz vorgeſchriebenen Weiſe feſtgeſtellt iſt. Das 
Geſetz hat Fürſorge getroffen, daß alle Betriebsunfälle, die nur 
einigermaßen ſchwere Folgen gehabt haben, ungeſäumt zur 
Kenntnis der Ortspolizeibehörde und der Berufsgenoſſenſchaft 
gelangen (SS 63 fg.), und weiter beſtimmt, daß die Feſtſtellung 
der Entſchädigung und die zu ihrer tatſächlichen Gewährung 
erforderlichen Maßnahmen von Amts wegen zu erfolgen haben 
(Ss 71, 87, 97). Danach erſcheint die Annahme gerechtfertigt, 
der Geſetzgeber ſei davon ausgegangen, daß, wo ein Betriebs 
unfall eintrete, die Entſchädigungspflicht der Berufsgenoſſenſchaf 
auch feſtgeſtellt und die Entſchädigung geleiſtet werden würde. 
Gegenüber den angezogenen Vorſchriften erſcheint auch die 
weitere Erwägung des BG. hinfällig, die dahin geht, es habe 
für den Geſetzgeber kein Anlaß vorgelegen, in das Rechts— 
verhältnis zwiſchen dem Dritten und dem Verletzten einzugreifen, 
ſolange ſich dieſer ſeines Verſicherungsanſpruchs gegenüber der 
Genoſſenſchaft nicht bediene, und ebenſowenig dazu, den Ver⸗ 
letzten dazu, daß er dies tue, zu nötigen. Denn indem das 
Geſetz vorgeſchrieben hat, daß bei jedem Betriebsunfall, möge 
er durch zufällige Umſtände oder durch ein Verſchulden der in 
§ 135 bezeichneten Perſonen oder eines Dritten veranlaßt fein, 
die Feſtſtellung der Entſchädigungspflicht der Berufsgenoſſenſchaft 
von Amts wegen zu erfolgen habe, und die auf die Gewährung 
der feſtgeſtellten Entſchädigung abzielenden Maßnahmen zu treffen 
ſeien, hat es das getan, wozu nach der Meinung des BG. in 
den Fällen, wo der Unfall durch das Verſchulden eines Dritten 
verurſacht iſt, kein Anlaß vorgelegen hätte. Die Vorinſtanz 
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hat endlich noch geltend gemacht, bei der von ihr vertretenen 
Auslegung des § 140 Satz 2 ſtehe die dort getroffene Be: 
ſtimmung im Einklang mit den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts, wonach auf einen Dritten die Forderung des durch ihn 
befriedigten Gläubigers übergehe (BGB. SS 412, 268, 1150, 
774 uſw.). Dieſe Erwägung, von der dahingeſtellt bleiben 
kann, ob ihr eine Bedeutung für die hier zur Entſcheidung 
ſtehende Frage an ſich zukommen möchte, geht fehl. Denn die 
Berufsgenoſſenſchaft erfüllt, indem ſie dem Verletzten eine Ent⸗ 
ſchädigung nach Maßgabe des GewllVerſG. gewährt, eine 
eigene, von derjenigen des ſchadenerſatzpflichtigen Dritten unab⸗ 
hängige Verpflichtung, nicht aber zahlt ſie an ſeiner Stelle, es 
würde auch jene Erwägung zu der unannehmbaren, auch wohl 
von dem BG. ſelbſt nicht vertretenen Folgerung führen, daß 
der Schadenerſatzanſpruch des Verletzten auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft auch dann, wenn der Verletzte von dieſer Entſchädigung 
verlangt hat und deren Entſchädigungspflicht endgültig feſt⸗ 
geſtellt iſt, nicht ſchon hierdurch übergehe, ſondern immer nur 
zu dem Betrage, den die Genoſſenſchaft jeweilig zahlt, und erſt 
von dem Zeitpunkte an, wo die Zahlung erfolgt iſt. Nach 
alledem bieten die Gründe, die von der Vorinſtanz zur Be: 
gründung ihrer und zur Widerlegung der in dem Reviſions⸗ 
urteil vom 26. Januar 1905 dargelegten Auffaſſung geltend 
gemacht worden ſind, keinen Anlaß, von der letzteren abzugehen. 
Der erkennende Senat verkennt nicht, daß ſich auch bei An⸗ 
wendung dieſer Auslegung des § 140, gegen die auch ſonſt 
Zweifel und Angriffe erhoben worden find (vgl. JW. 08, 217; 
Grünebaum in Gruchots Beitr. 52, 565 fg.; Klein in der Leipziger 
Zeitſchrift für Handelsrecht uſw. 09, 135 fg.), in einzelnen Fällen 
Schwierigkeiten ergeben können, zu einem befriedigenden Ergebnis 
zu gelangen. Eine Abhilfe hierfür dürfte nur durch eine 
Geſetzesänderung erreicht werden können, der Senat bleibt jeden⸗ 
falls bei der Meinung ſtehen, daß bei dem jetzigen Sachſtande 
der von ihm angenommenen Auslegung des § 140 nach deſſen 
Wortlaut, nach der Entſtehungsgeſchichte und unter Berück⸗ 
ſichtigung des Zwecks der in Frage ſtehenden Vorſchrift der 
Vorzug zu geben iſt. B. c. H., U. v. 7. April 09, 189/08 VI. — 
Hamm. 

Reichsgeſetz vom 4. Juli 1905, betr. die Wetten 
bei öffentlich veranſtalteten Pferderennen. 

32. Rechtsanſpruch auf Zulaſſung zum Rennplatz bei 
Veranſtaltung öffentlicher Pferderennen?! 

Durch Verfügung des Regierungspräſidenten in P. vom 
14. März 1908 iſt dem beklagten Verein die widerrufliche 
Erlaubnis zur Aufſtellung eines öffentlichen Totaliſators auf 
dem ihm gehörigen Rennplatz in H. erteilt worden, wobei ihm 
unter anderen die Bedingung auferlegt iſt, daß er, um dem 
Buchmacherweſen zu ſteuern, alle Perſonen, die ihm von der 
Polizeibehörde als des Buchmachens verdächtig bezeichnet 
würden, von dem Rennplatz auszuweiſen habe. Der beklagte 
Verein hat demgemäß auf die von der Polizeibehörde ihm zu⸗ 
gegangene Mitteilung, daß Kläger des Buchmachens dringend 
verdächtig ſei, dieſem den Zutritt zu den in H. veranſtalteten 
öffentlichen Rennen verboten. Der Kläger hat deshalb, da er 
ein Recht darauf zu haben meint, zu den Rennen zugelaſſen 
zu werden, auf Zurücknahme des Verbotes geklagt. Die Klage 
und die Reviſion wurde zurückgewieſen: Das KG. iſt mit Rech 
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der Begründung des landgerichtlichen Urteils darin beigetreten, 
daß weder aus der Offentlichkeit der Veranſtaltungen des Be⸗ 
klagten noch aus der Gewährung von Zuſchüſſen aus Staats⸗ 
mitteln der Kläger einen Anſpruch darauf herleiten könne, gegen 
Erlegung des Eintrittsgeldes als Zuſchauer zu den Rennen 
zugelaſſen zu werden. Auch der Geſichtspunkt der Konzeſſions⸗ 
erteilung (vgl. Biermann in Iherings J. 23, 275 ff., Dernburg 
Bürgerl. Recht II 1 8 83 unter II) kann nicht durchgreifen 
und zwar ſchon deshalb nicht, weil nicht das Pferderennen als 
ſolches, ſondern nur der Totaliſatorbetrieb konzeſſionspflichtig 
iſt. Von der Reviſion wird zur Begründung des Klage⸗ 
anſpruchs hauptſächlich auf S 1 ReichsG. vom 4. Juli 1905 
Gewicht gelegt, wonach der Betrieb eines Totaliſators nur für 
öffentlich veranſtaltete Pferderennen zuläſſig iſt. Allein dieſe 
Beſtimmung hat nicht die Bedeutung, daß hierdurch ein privat⸗ 
rechtlicher Anſpruch jedes Einzelnen auf Zutritt zu derartigen 
Pferderennen erzeugt wird. Durch § 1 des angeführten 
Geſetzes iſt nur eine geſetzliche Vorausſetzung der Geſtattung 
des Totaliſatorbetriebes aufgeſtellt, die auf das Rechtsverhältnis 
zum Unternehmer einwirkt. Dieſem würde, wenn die geſetzliche 
Vorausſetzung nicht erfüllt iſt, die Erlaubnis zum Totaliſator⸗ 
betrieb wieder entzogen werden können. Die Offentlichkeit der 
Pferderennen kann nicht, wie die Reviſion will, der Offentlich⸗ 
keit der Eiſenbahn oder Poſt gleichgeſtellt werden, die im all⸗ 
gemeinen Verkehrsintereſſe ſich dem Einzelnen dienſtbar machen 
und denen deshalb durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
(S 453 HGB., 8 3 PoſtG.) unter Vorbehalt gewiſſer Aus⸗ 
nahmen ein allgemeiner Beförderungszwang auferlegt iſt. Auch 
der in 8 170 GVG. anerkannte Grundſatz der Offentlichkeit der 
Verhandlungen vor dem erkennenden Gericht — worauf die 
Reviſion durch Bezugnahme auf die Entſcheidungen in RGStr. 
23, 219; 30, 244 hinweiſt — iſt nicht dahin aufzufaſſen, daß 
er einen privatrechtlichen Anſpruch auf Zulaſſung zu den Ver⸗ 
handlungen begründet. Die Wahrung der Offentlichkeit iſt 
vielmehr lediglich der Amtspflicht der Gerichte, die auf öffentlich⸗ 
rechtlichem Gebiete liegt, überlaſſen. Die in der Reviſions⸗ 
begründung erörterte Frage, ob die den Totaliſatorbetrieb 
erlaubende Behörde, die nach S 2 Abſ. 2 des erwähnten 
Geſetzes vom 4. Juli 1905 die Erteilung der Erlaubnis von 
beſonderen Bedingungen abhängig machen kann, auch die den 
Grundſatz der Offentlichkeit beſchränkende Bedingung ſtellen 
darf, daß die von der Polizei als des Buchmachens verdächtig 
bezeichneten Perſonen vom Rennplatz ausgewieſen werden müſſen, 
würde, wenn es hierauf ankäme, unbedenklich zu bejahen ſein. 
Das ReichsG. vom 4. Juli 1905 verfolgt, wie aus dem Geſetz 
ſelbſt hervorgeht (SS 2 und 3) und wie auch in der Begründung 
und bei der Beratung des Geſetzes anerkannt iſt (vgl. Druckſ. 
des RT. 11. Legislaturper. 1. Seſſion 1903/1904 Nr. 365 
S. 3, Nr. 785 S. 2 und RT. 83. Sitzung S. 2659 A), einen 
doppelten Zweck. Es will durch Geſtattung des Totaliſator⸗ 
betriebes die zur Hebung der Pferdezucht verwendbaren Mittel 
erhöhen und zugleich das Buchmacherunweſen, das dem Totaliſator 
eine ſchädliche Konkurrenz bereitet und auch aus anderen 
Gründen verwerflich iſt, unterdrücken. Die fragliche Bedingung 
hinſichtlich der Ausweiſung der des Buchmachens verdächtigen 
Perſonen muß daher für zuläſſig angeſehen werden. Das 
Geſetz kann nicht ſo ausgelegt werden, daß es mit ſich ſelbſt 
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in Widerſpruch gerät. Aber auch wenn jene Bedingung als 
unzuläſſig zu erachten wäre, würde dies für die Begründung 
eines privatrechtlichen Anſpruchs des Klägers ohne Bedeutung 
ſein. Es würde auch in dieſem Falle nicht angenommen werden 
können, daß der Beklagte, da die Berechtigung der Behörde 
zur Stellung der fraglichen Bedingung mindeſtens als zweifel⸗ 
haft anzuſehen iſt, dadurch, daß er dieſer Bedingung ſich gefügt 
hat und dementſprechend dem Kläger den Zutritt zu den Rennen 
verweigert, eine unerlaubte Handlung zur Kränkung des Klägers 
gemäß 88 823 Abſ. 2, 824, 826 BGB. begangen hat, die ihn 
verpflichten würde, den rechtsverletzenden Zuſtand durch Wieder⸗ 
gewährung des Eintritts zu beſeitigen (vgl. RG. 56, 286). 
Dem Kläger verbleibt vielmehr nur das Recht, falls er durch 
die von der Polizeibehörde dem beklagten Vereine zugegangene 
Weiſung ſich beſchwert fühlt, ſich an dieſe oder die vorgeſetzte 
Behörde zu wenden, wobei es für den vorliegenden Fall 
unerörtert bleiben kann, ob dann, wenn die Polizeibehörde 
durch die dem beklagten Verein gemachte Auflage in frivoler 
oder ſchikanöſer Weiſe den Kläger geſchädigt hätte, ein privat⸗ 
rechtlicher Klageanſpruch hiergegen anzuerkennen iſt. E. c. U., 
U. v. 7. April 09, 69/09 IV. — Berlin. 

II. Gemeines Recht. 

33. Gemeines Recht in Verb. mit Art. 133 EGBGB. 
Recht auf Ausgrabung einer an einer öffentlichen Begräbnis⸗ 
ſtelle begrabenen Leiche eines Familienangehörigen.] 

Die beklagte iſraelitiſche Gemeinde zu B. war in den 
Vorinſtanzen verurteilt worden, einzuwilligen, daß die Leiche 
des verſtorbenen, auf dem iſraelitiſchen Friedhof in H. be 
grabenen Ehemannes der Klägerin zum Zwecke der Überführung 
auf den R.er Friedhof ausgegraben werde. Die Reviſion der 
Beklagten wurde zurückgewieſen: Die Reviſion iſt unbegründet. 
Zuvörderſt war der Angriff, daß nach 8 13 GWG. der Rechts⸗ 
weg hätte für ausgeſchloſſen erklärt werden ſollen, ganz ver⸗ 
fehlt. Es iſt gar nicht abzuſehen, aus welchem Grunde dieſer 
privatrechtliche Streit der Entſcheidung der Gerichte entzogen 
ſein ſollte. Auch hat die Beklagte nicht einmal angedeutet, 
auf welchem andern Wege der Streit dann entſchieden werden 
ſolle. Die Berufung auf das in RG. 16, 152 f. (Seuff Arch. 
Bd. 42 Nr. abgedruckte Urteil des RG. verſagt völlig. 
(Wird ausgeführt.) Im übrigen iſt in der Sache ſelbſt aller⸗ 
dings davon auszugehen, daß der Art. 133 EGBGB., wonach 
unberührt geblieben ſind die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
das Recht zur Benutzung eines Platzes auf einer öffentlichen 
Begräbnisſtätte, hier maßgebend iſt. Zuzugeben iſt nun, daß 
abgeſehen von dem, was ſich nach gemeinem Rechte zugunſten 
der Klägerin aus ihrem Rechte zur Benutzung der fraglichen 
Grabſtätte ergibt, das dingliche Herrſchaftsrecht der Beklagten 
über den ganzen Friedhof zunächſt der letzteren zur Seite ſteht. 
Dieſes berechtigt an ſich die Beklagte, der Ausgrabung einer 
dort beerdigten Leiche entgegenzutreten, und zwar noch ganz 
ohne Rückſicht darauf, was die jüdiſchen Ritualvorſchriften 
darüber beſtimmen mögen. Mit Recht hat aber das OLG. 
angenommen, daß demgegenüber hier doch das beſondere Recht 
der Klägerin in Anſehung der Grabſtätte, in der ihr Ehemann 
beerdigt iſt, durchdringen muß. Ob es ſich dabei um ein nur 
perſönliches, oder um ein dingliches Recht handelt, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Jedenfalls entſpricht es der im deutſchen Volke 
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herrſchenden ſittlichen Auffaſſung, daß, wenn ganz beſonders 
dringende Gründe für die Ausgrabung und Überführung einer 
Leiche vorliegen, der Eigentümer eines Friedhofes oder der 
dieſen ſonſt dinglich Beherrſchende ſein Recht nicht zur Hinderung 
jenes Vorhabens benutzen darf. Hier hat nun das BG. mit 
Recht ſolche dringende Gründe in dem Wunſche der Klägerin, 
nach ihrem Tode neben ihrem Manne im Grabe zu ruhen, in 
Verbindung mit dem Umſtande, daß dieſer Wunſch nach Lage 
der Sache auf andere Weiſe nicht würde erfüllt werden können, 
gefunden. Iſr. Gem. zu B. c. N., U. v. 15. April 09, 177/08 VI. 
— Hamburg. 

III. Prenßiſches Recht. 

Allgemeines Berggeſetz. 

34. $ 154 BergG. in Verb. mit § 75 Einl., 88 29 ff. 
J, 8 ALR. Entſchädigungsanſpruch des Bergwerkseigentümers 
wegen Eingriffe der Staatsgewalt in ſein Eigentum.] 

Die Beklagte, eine von 12 Gemeinden gebildete Geſellſchaft 
m. b. H. zum Bau und Betrieb eines Waſſerwerks, errichtete im 
Jahre 1902 auf der ihr gehörigen Parzelle 447/25 der Gemeinde 
H. ein Hochbehältergebäude. Der Klägerin ſteht das Bergwerks⸗ 
eigentum unter dieſem Grundſtücke zu. Der am 1. März 1905 
vorgelegte Betriebsplan der klägeriſchen Zeche K. wurde vom 
Revierbeamten beanſtandet und vom Oberbergamt in D. unter 
der Bedingung genehmigt, daß zum Schutze des Behälterhauſes 
der Beklagten ein Schutzbezirk (Sicherheitspfeiler) feſtzulegen ſei, 
innerhalb deſſen ſämtliche Flötze nur mittels des näher beſchriebenen 
kombinierten Hand⸗ und Spülverſatzes abgebaut werden dürfen. 
Die Klägerin erhob darauf die vorliegende Klage, in der ſie den 
ihr durch die erwähnte Beſchränkung erwachſenen Schaden von 
der Beklagten erſetzt verlangt. Die Klage wurde in den Vor⸗ 
inſtanzen zurückgewieſen. RG. hob auf: Die Klägerin ſtützt den 
erhobenen Schadenserſatzanſpruch auf § 75 Einl., § 31 J, 8 AL R., 
indem ſie ausführt, durch die bergpolizeiliche Anordnung ſei ihr 
im Intereſſe der Beklagten eine Beſchränkung in der Ausbeutung 
ihres Bergwerkseigentums auferlegt worden, für die ſie gemäß 
der erwähnten Geſetzesbeſtimmungen von der Beklagten ſchadlos 
gehalten werden müſſe. Der $ 75 cit. umfaßt jede Art der 
Aufopferung von beſonderen Rechten, und in den 88 29 bis 32 I, 8 
iſt ausdrücklich von „Einſchränkungen“ des Eigentums die Rede. 
Eine Einſchränkung des Bergwerkseigentums iſt aber unbedenklich 
in der hier fraglichen Anordnung zu finden. Die Meinung, daß 
der Bergwerkseigentümer kein Privatrecht auf eine beſtimmte 
Art und Weiſe des Abbaus habe, iſt in dieſer Allgemeinheit 
nicht zu billigen. Allerdings iſt der Bergwerkseigentümer bei 
der Ausbeutung ſeines Rechtes verbunden, ſich an die anerkannten 
techniſchen Betriebsregeln zu halten und ſich den durch ein Geſetz 
oder eine auf geſetzlicher Grundlage beruhende allgemeine Ver⸗ 
ordnung gegebenen einſchlägigen Vorſchriften zu unterwerfen. 
Es wird auch zuzugeben ſein, daß eine konkrete bergpolizeiliche 
Anordnung, die der unmittelbaren Durchführung einer geſetzlichen 
oder verordnungsmäßigen Einſchränkung dient, dem Bergwerks⸗ 
eigentümer keinen Entſchädigungsanſpruch verleiht. Der Berg⸗ 
werkseigentümer iſt in dieſer Hinſicht nicht anders geſtellt als 
der Eigentümer eines Grundſtücks, der ebenfalls, wenn er ſein 
Grundſtück bebauen will, die allgemeinen polizeilichen Vorſchriften 
3. B. über die Stärke der Mauern, die Beſchaffenheit der Bau⸗ 
materialien und dergleichen zu beachten hat. Werden ihm aber 
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beſondere Auflagen im Intereſſe eines Nachbargrundſtücks ge⸗ 
macht, ſo liegt hierin eine Beſchränkung des Eigentums, die ein 
Recht auf Schadloshaltung erzeugt. Entſprechend kann auch 
dem Bergwerkseigentümer ein Erſatzanſpruch nicht verſagt werden, 
wenn er im Intereſſe einer auf der Oberfläche beſtehenden An⸗ 
lage zu Maßregeln genötigt wird, die ihm erhebliche Mehrkoſten 
verurſachen, und die ohne die Rückſicht auf die Oberflächenanlage 
nicht erforderlich wären. (Wird weiter ausgeführt.) Von einer 
Entſchädigungspflicht der Beklagten könnte nun freilich keine 
Rede ſein, wenn mit dem LG. anzunehmen wäre, daß es ſich 
bei Anordnung eines Sicherheitspfeilers um eine geſetzliche 
Einſchränkung des Bergbaus handle. Denn wenn das Verbot 
des Abbaus in einem beſtimmten Bezirke ohne Begründung 
eines Entſchädigungsanſpruchs des Bergbautreibenden erlaſſen 
werden kann, ſo muß das gleiche erſt recht für Anordnungen 
gelten, durch die der Betrieb nur erſchwert und verteuert wird. 
Die in der Literatur vertretene Meinung des LG. iſt indeſſen 
für das jetzt geltende Recht nicht zu billigen. Wie Weſthoff 
in ZBergr. 43, 450 ff., vgl. beſonders S. 472, überzeugend 
aus der Entſtehungsgeſchichte des Allgemeinen Berggeſetzes nach⸗ 
weiſt, kann nach dieſem Geſetze dem Bergwerkseigentum der 
Polizeihoheit des Staates gegenüber keine von anderen Ver⸗ 
mögensrechten rechtlich verſchiedene Stellung angewieſen werden. 
Wo nach den allgemeinen Vorſchriften des preußiſchen Rechts 
gegenüber Eingriffen der Staatsgewalt in die private Rechts⸗ 
ſphäre ein Entſchädigungsanſpruch beſteht (§ 75 Einl., 88 29 ff. 
I, 8 AL R.), muß dieſer auch dem Bergwerkseigentümer zuſtehen, 
ſoweit nicht, wie im $ 154 Allgem. BergG., beſondere Aus: 
nahmen gemacht ſind. H. Bergbau⸗A.⸗G. c. V., U. v. 12. März 09, 
287/08 VII. — Hamm. 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

35. Tarifſtelle 256 iſt maßgebend für die Fuſion zweier 
Aktiengeſellſchaften.] 

Der erkennende Senat erachtet in Übereinſtimmung mit 
dem II. 3S. des RG. (JW. 01 S. 21% und 178% die 
Tarifſtelle 256 Stempel G. auf die nach Maßgabe des § 306 
HGB. erfolgende Fuſion zweier Aktiengeſellſchaften für anwend⸗ 
bar. Die rechtliche Konſtruktion des Verhältniſſes hinſichtlich 
des „Einbringens“ kann hier keine andere ſein, wie in dem 
Falle, wenn eine Aktiengeſellſchaft ſich in eine Geſellſchaft 
m. b. H. verwandelt, weshalb auf die hierauf bezüglichen Aus⸗ 
führungen in dem Urteil des erkennenden Senats vom 26. Juni 
1906 (RG. 64, 12°) verwieſen wird. Gegenſtand der Be⸗ 
ſteuerung iſt nach der Tarifſtelle 250 der Geſellſchaftsvertrag, 
das iſt im gegenwärtigen Falle der Fuſionsvertrag. Daher 
können für Art und Maß der Beſteuerung dieſes Ver⸗ 
trages nur die zur Zeit ſeines Abſchluſſes vorhandenen Ver⸗ 
hältniſſe entſcheidend fein. Höchſtens könnte noch der Zeitpunkt 
der Generalverſammlungsbeſchlüſſe der beiden Geſellſchaften für 
die Stempelberechnung in Berückſichtigung gezogen werden, da 
von dieſen die Wirkſamkeit des Fuſionsvertrages abhing. Da⸗ 
gegen hat der BerR. es mit Recht abgelehnt, dem Zeitpunkt 
der Eintragung der beiden Beſchlüſſe für die Stempelfrage 
irgendwelche Bedeutung beizumeſſen. O. c. Preuß. Fiskus, 
U. v. 26. März 09, 36/08 VII. — Breslau. 
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Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen aus der Beit vom September 1908 bis April 1909.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
BEN Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 


B. Zur Strafprozeßordnung. 


61. 88 3, 13 StPO.] Zuſammenhang im Sinne dieſer 
Beſtimmungen erfordert Einheit der Straftat, die nicht erſetzt 
wird durch Gleichartigkeit der von Mehreren begangenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen. Urt. d. III. Sen. v. 2. Jan. 1909 (856/08); 
ausführlicher in RGSt. 42, 188. 

62. 8 44 StPO.] Das Wiedereinſetzungsgeſuch wird 
zurückgewieſen in Erwägung: a) daß Angeklagter, der nach Ein⸗ 
legung der Reviſion die Zuſtellung des Urteils zu erwarten 
hatte, Anordnungen treffen mußte, daß er, wenn er danach von 
Hauſe abweſend war, unverzüglich von der während ſeiner Ab⸗ 
weſenheit erfolgten Zuſtellung des Urteils in Kenntnis geſetzt 
werde, aber nicht behauptet hat, ſolche Anordnungen getroffen 
zu haben, und deshalb nicht als glaubhaft gemacht anzuſehen 
iſt, daß er von der Zuſtellung des Urteils „ohne fein Verſchulden“ 
keine Kenntnis erhalten hat. B. d. IV. Sen. v. 18. Dez. 1908 
(1100/08). — b) daß die Reviſion des Angeklagten als un⸗ 
zuläſſig verworfen iſt, weil die Ausführungen des Beſchwerde⸗ 
führers in dem dem Protokolle vom 29. Oktober 1908 beigefügten 
eigenhändigen Schriftſtücke nicht „zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers“ angebracht ſeien (8 385 Abſ. 2 St O.), daß das 
nunmehr eingereichte Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen dieſen Beſchluß auf die Behauptung ſich gründet, 
die Beifügung des eigenhändigen Schriftſatzes zu dem erwähnten 
Protokolle ſtatt der Aufnahme ſeines Inhaltes in das Protokoll 
ſei ein Umſtand, für den der Angeklagte nicht einzuſtehen habe, 
daß jedoch die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand nur gegen 
die Verſäumung einer Friſt beanſprucht werden kann, eine ſolche 
Verſäumung aber nicht vorliegt, da die Reviſionsanträge und 
ihre Begründung rechtzeitig in der im § 385 Abſ. 1 a. a. O. 
beſtimmten Friſt angebracht ſind und dabei nur die im § 385 
Abſ. 2 daſelbſt vorgeſchriebene Form nicht gewahrt if. B. d. 
I. Sen. v. 14. Jan. 1909 (1003/08). — e) daß die Reviſion 
nach Ablauf der Friſt des 8 381 StPOD., alſo verſpätet ein 
gelegt iſt, daß nach 5 340 Abſ. 1 StPO. zwar der geſetzliche 
Vertreter eines Beſchuldigten innerhalb der für dieſen laufenden 
Friſt die Nebifion einlegen kann, daß aber dem geſetzlichen 
Vertreter kein Recht zuſteht, von der Verurteilung und dem 
Beginn der Friſt amtliche Kenntnis zu erhalten, daß es daher 
ſeine Sache iſt, wie er ſich hiervon Kunde verſchaffen will, daß 
im vorliegenden Fall der Beſchwerdeführer keine beſonderen, 
auch bei Anwendung der größten Sorgfalt unvermeidbaren 
Umſtände anzuführen vermag, die ihn hieran verhindert hätten, 
er ſich vielmehr nur darauf beruft, von dem Gang des Ver⸗ 
fahrens und dem Termin zur Hauptverhandlung keine Kenntnis 
gehabt zu haben, daß bei der längeren Dauer des eingeleiteten 
Strafverfahrens und der Unterſuchungshaft des den Wohnſitz 
mit dem Beſchwerdeführer teilenden Angeklagten die durch 
8 1793 BGB. dem Vormund auferlegte Pflicht der Sorge für 
die Perſon des Mündels die Unkenntnis des Beſchwerdeführers 
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en eine von ihm ſelbſt verſchuldete erſcheinen läßt. B. d. 
I. Sen. v. 19. April 1909 (277/09). 

63. 8 44 StPO.] Die Wiedereinſetzung wird bewilligt, 
weil es als unabwendbarer Zufall anzuſehen iſt, daß a. der 
Gerichtsſchreiber feine Vernehmung mit der Reviſionsrecht⸗ 
fertigung am letzten Friſttage 1 Uhr 6 Minuten mittags um 
deswillen abgelehnt hat, weil die für die Gerichtsſchreiberei 
allgemein angeordnete Sprechſtunde vorüber ſei. B. d. III. Sen. 
v. 2 Jan. 1909 (1176/08). — b. die — irrtümlicherweiſe bei 
der Staatsanwaltſchaft eingereichte — die Reviſionseinlegung 
enthaltende Schrift nicht rechtzeitig an das zuſtändige Gericht 
gelangt iſt, was hätte geſchehen können, wenn ſie bei Ein⸗ 
haltung des regelmäßigen Geſchäftsganges an das LG. ab⸗ 
gegeben worden wäre. B. d. IV. Sen. v. 2. März 1909 
(411/09). 

64. SS 60, 85 StPO. Vernehmung als Zeuge auf 
Grund Sachverſtändigeneides.] In der Anklageſchrift war auf 
das „Zeugnis“ und Gutachten des Dr. K. als Beweismittel 
Bezug genommen und zur Hauptverhandlung war er als Zeuge 
und Sachverſtändiger geladen. Im Sitzungsprotokoll über die 
Hauptverhandlung iſt er zwar zunächſt nur als Sachverſtändiger 
aufgeführt, dann aber, als zu ſeiner Vernehmung geſchritten 
wurde, als „Zeuge und Sachverſtändiger“ bezeichnet. Danach 
muß angenommen werden, daß er auch als Zeuge vernommen 
iſt und er hätte deshalb als ſolcher beeidet werden müſſen 
(vgl. RGSt. 1, 402). Unter Umſtänden deckt zwar auch der 
Sachverſtändigeneid die Bekundungen über Wahrnehmungen 
tatſächlicher Vorgänge, ſo namentlich dann, wenn dieſe Wahr⸗ 
nehmungen bei Gelegenheit und aus Anlaß der ſachverſtändigen 
Unterſuchung gemacht ſind (vgl. RGSt. 2 S. 153 (157), 
389; 4 S. 231, 232). Aber es iſt nicht erſichtlich, daß 
ein Fall dieſer Art vorliegt. Es muß vielmehr nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß 
Dr. K. auch Angaben gemacht hat, die durch den Sach⸗ 
verſtändigeneid nicht gedeckt find, und es iſt ſomit nicht aus 
geſchloſſen, daß das Urteil auch auf ſolche Angaben gegründet 
iſt. Damit wäre das Geſetz verletzt, da nach 88 60, 85 StPO. 
auf die Ausſage eines Zeugen das Urteil nur dann gegründet 
werden darf, wenn dieſer beeidet oder ein geſetzlicher Ausnahme⸗ 
grund für die Nichtbeeidigung vorhanden iſt. Urt. d. IV. Sen. 
v. 8. Dez. 1908 (847/08). 

65. 58 78, 225 StPO. Gerichtlich angeordnete Koſt⸗ 
proben.] Die Koſtprobe, der die beſchlagnahmten Weine auf 
Antrag des Verteidigers und zufolge Beſchluſſes des erkennenden 
Gerichts während einer Unterbrechung der Hauptverhandlung, 
unter Aufſicht eines Mitglieds des Gerichts unterzogen wurden, 
war kein Teil der Hauptverhandlung; die Beſtimmungen des 
8 225 ff. StPO. finden darauf keine Anwendung. Es handelt 
ſich dabei um eine von dem Gericht angeordnete Vorbereitung 
der zu erſtattenden Gutachten (8 78 StPO.). Die nach der 
Koſtprobe abgegebenen Gutachten find gemäß 8 79 StPD. 
beeidigt; ſie ſtehen, ſoweit ſie von Sachverſtändigen abgegeben 
wurden, die bereits vor der Koſtprobe den Voreid geleiſtet 
hatten, unter dieſem für die geſamte Verhandlung maßgebenden 
Eid; die nach der Koſtprobe erſtmalig vernommenen Sach⸗ 
verſtändigen wurden vor Erſtattung der Gutachten, die ſich auf 
ihre bei der Probe gemachten Wahrnehmungen erſtrecken mußten, 
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beeidigt. Das Verfahren iſt daher nicht zu beanſtanden. Urt. 
d. I. Sen. v. 25. Jan. 1909 (981/08). 

66. 8 140 Abf. 2 StPO.] Das Recht auf Beſtellung 
eines Verteidigers iſt nicht unverzichtbar, doch kann der Ver⸗ 
zicht nicht aus bloß negativem Verhalten des Angeklagten her⸗ 
geleitet werden (Einſchränkung eines früher von demſelben Senate 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſatzes). Urt. d. III. Sen. v. 7. Dez. 
1908 (891/08); abgedruckt in NS St. 42, 95. 

67. 88 140 Abſ. 3, 199, 270 Abſ. 4 StPO.] Nach 
8 140 Abſ. 2 Nr. 2 SPD. iſt in Sachen, welche vor dem 
LG. in I. Inſtanz zu verhandeln find, die Verteidigung not⸗ 
wendig, wenn ein Verbrechen den Gegenſtand der Unterſuchung 
bildet und der Beſchuldigte oder ſein geſetzlicher Vertreter die 
Beſtellung eines Verteidigers, und zwar gemäß Abi. 3 daſelbſt 
binnen einer Friſt von 3 Tagen nach der im 8 199 vor⸗ 
geſchriebenen Aufforderung beantragt. 8 199 a. a. O. gibt in 
Abſ. 1 bis 3 grundſätzliche Vorſchriften für die nicht vor den 
Schöffengerichten zu verhandelnden Sachen und beruht auf dem 
geſetzgeberiſchen Gedanken, dem Angeſchuldigten einen erhöhten 
Schutz gegen die Gefahr zu gewähren, daß die Hauptverhandlung 
vor den erſtinſtanzlichen Strafkammern und Schwurgerichten 
ohne genügende Vorbereitung der Verteidigung flatifinde. Es 
war daher eine notwendige Folge dieſes Grundſatzes, dem 
bereits 8 206 Abſ. 2 StPO. bei Eröffnung des Hauptverfahrens 
entgegen dem auf Außerverfolgungſetzung lautenden Antrag der 
Staatsanwaltſchaft Rechnung trägt, ebenſo für den Fall, daß 
eine zunächſt vor einem Schöffengericht verhandelte Sache von 
dieſem wegen ſachlicher Unzuſtändigkeit an eines jener höheren 
Gerichte verwieſen wird, eine entſprechende Garantie zu ſchaffen. 
Dies iſt durch die ſich auch dem Wortlaut nach an die 88 199 
und 206 Abſ. 2 anlehnende Vorſchrift in 8 270 Abſ. 4 StPO. 
mit der gleichermaßen ſchon im 8 206 Abſ. 2 enthaltenen, in 
Rückſicht auf die gegebene Prozeßlage erforderlichen Einſchränkung 
geſchehen. Dieſe Vorſchrift verfolgt ſonach, von demſelben Grund⸗ 
ſatz beherrſcht, die nämlichen prozeſſualen Zwecke wie 8 199 and 
bildet deshalb für die gedachten Fälle den naturgemäßen und 
durch das Syſtem der StPO. gebotenen Erſatz des ſelben. 
Dadurch wird aber zugleich bedingt, daß 8 270 Abſ. 4 alle 
diejenigen Wirkungen äußert, welche ſonſt an die Vorſchrift des 
5 199 geknüpft find, mithin, indem er an deſſen Stelle 
tritt, auch für die in 8 140 Abſ. 3 vorgeſehene Friſt maß⸗ 
gebend iſt. Urt. d. IV. Sen. b. 25. Sept. 1908 (795/08); 
ausführlicher in RGBSt. 41, 416. 

68. 8 154 StPD. Anderung der von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nach 8 168 StPO. gewählten Anklageform.] Die An⸗ 
llageſchrift kann von der Staatsanwaliſchaft zurückgenommen 
und durch den Antrag auf Eröffnung der Vorunterſuchung er⸗ 
ſetzt werden, ſolange nicht ein endgültiger Gerichtsbeſchluß auf 
die Anklageſchrift nach 88 201, 202 EBD. ergangen oder die 
Eröffnung der Vorunterſuchung nach 8 200 StPO. angeordnet 
worden iſt. Sonſtige vorbereitende Verfügungen des Gerichts, 
insbeſondere Einforderung von Erklärungen des Angeklagten 
oder deren Entgegennahme, ſtehen einer Anderung der gewählten 
Anklageſorm nicht entgegen. Urt. d. V. Sen. v. 9. Okt. 1908 
(455/08); ausführlicher in RGSt. 42, 4 unter 3. 

69. 8 210 StPO. Wirkung des Beſchluſſes, durch welchen 
die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wird, gegenüber 
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Dritten.] Die Bezugnahme der Beſchwerdeführer auf 8 210 
StPO. geht fehl. Nach dieſer Vorſchrift kann, wenn die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens durch einen nicht mehr anfecht⸗ 
baren Beſchluß abgelehnt iſt, die Klage nur auf Grund neuer 
Talſachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden. 
Gleich andern gerichtlichen Entſcheidungen übt aber ein ſolcher 
Beſchluß Wirkungen nur bezüglich derjenigen Perſon aus, die 
er unmittelbar betrifft, andere Perſonen werden von ihm nicht 
betroffen. Ob es ſich bei der Verfolgung anderer Perſonen 
um dieſelbe Straftat, die den Gegenſtand jenes Beſchluſſes 
gebildet hat, oder um eine andere Straftat handelt und ob im 
letzteren Falle dieſe andere Tat zu der dem Ablehnungs beſchluſſe 
zugrunde liegenden Tat in einem akzeſſoriſchen Verhältniſſe ſteht 
oder nicht, iſt hierbei ohne Bedeutung. Im gegebenen Falle 
ſteht mithin der Umſtand, daß der Angeklagte M. nach geführter 
Vorunterſuchung wegen des ihm beigemeſſenen Verbrechens der 
Notzucht durch einen nicht mehr anfechtbaren Beſchluß außer 
Verfolgung geſetzt worden war, der Verfolgung der Beſchwerde⸗ 
führer wegen Begünſtigung nicht entgegen. Was die Beſchwerde⸗ 
führer hiergegen unter Hinweis auf die alzeſſoriſche Natur der 
Begünſtigung geltend gemacht haben, iſt auch deshalb unzutreffend, 
weil die den Beſchwerdeführern zur Laſt gelegte Begünſtigung 
nicht als ein der Teilnahme gleichſtehendes akzeſſoriſches Delikt, 
ſondern als eine Straftat von ſelbſtändiger Bedeutung anzuſehen 
iſt (RES. 36 S. 76, 78). Der dem Angeklagten M. gegen⸗ 
über ergangene Beſchluß hinderte das Gericht auch weiter nicht 
daran, im angefochtenen Urteil die Verübung der Notzucht, 
wegen deren der Angeklagte M. außer Verfolgung geſetzt 
worden war, feſtzuſtellen, denn es handelte ſich dabei nicht um 
eine durch $ 210 StPO. ausgeſchloſſene anderweite Verfolgung 
M.s wegen dieſer Tat, ſondern lediglich um die Gewinnung 
der rechtlichen Grundlage für die Verfolgung der den Gegen⸗ 
ſtand des vorliegenden Strafverfahrens bildenden Vergehungen 
und der dabei beteiligten Perſonen (RGSt. 33, 319). Daß 
endlich eine Wiederaufnahme der Klage wegen Notzucht im 
Sinne des 8 210 StPO. durch das inzwiſchen erfolgte Abs 
leben M.s dauernd unmöglich gemacht worden und der Straf⸗ 
anſpruch gegen denſelben erloſchen iſt, kommt den obigen Aus⸗ 
führungen zufolge den Beſchwerdeführern in keiner Weiſe zugute. 
Urt. d. IV. Sen. v. 20. Nov. 1908 (674/08). 

70. 88 217, 227 StPO.] Der Angeklagte und fein 
gewählter Verteidiger waren zur Hauptverhandlung vom 
6. November 1908 Vormittag 11¼ Uhr vorſchriftsmäßig ge⸗ 
laden. Beim Aufruf der Sache ergab ſich, daß ein geladener 
Zeuge nicht erſchienen war, deſſen Vorführung beantragt wurde. 
Nun erklärte der Verteidiger, er könne nur bis 1 ¼ Uhr auf 
die Herbeiſchaffung des Zeugen warten und nach dieſer Zeit 
nicht mehr zum Termine erſcheinen; er beantrage, einen feſten 
Termin zu beſtimmen, wann die Verhandlung heute, d. i. am 
6. November 1908, wieder beginnen ſolle, und ihm zu dieſem 
Termine eine Ladung zuſtellen zu laſſen. Die Strafkammer 
trat nach Maßgabe des 8 242 StPO. in die Verhandlung 
ein und verkündete nach Verleſung des Eröffmungs beſchluſſes 
und Vernehmung des Angeklagten den Beſchluß: es ſei der 
nichterſchienene Zeuge vorzufühten; bis zum Eintreffen des⸗ 
ſelben oder eines ihn betreffenden Berichtes werde die Ver⸗ 
handlung unterbrochen. Der Verteidiger wiederholte hierauf 
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ſeinen Antrag auf Angabe eines beſtimmten Zeitpunktes des 
Wiederbeginnes der Verhandlung, worauf der Vorſitzende er⸗ 
klärte, eine ſolche Terminsbeſtimmung ſei untunlich. Sodann 
entfernte ſich der Verteidiger. Die Verhandlung wurde am 
gleichen Tage, ſoweit erfichtli 3 bis 4 Stunden ſpäter, nach 
dem Eintreffen des Zeugen fortgeſetzt und zu Ende geführt. 
Eine unzuläſſige Beſchränkung der Verteidigung iſt hierin nicht 
zu finden. Die Verhandlung vom 6. November 1908 war 
nur unterbrochen, nicht aber unter Anberaumung eines neuen 
Termines ausgeſetzt. Nur dies hätte eine neue Ladung des 
Verteidigers erforderlich gemacht. Es iſt deshalb nicht erſichtlich, 
wodurch 8 217 StPO. verlegt fein fol. Eine Unterbrechung 
der Verhandlung auf kürzere Zeit konnte nach 8 227 Abſ. 1 
S. 2 der Vorſitzende allein anordnen. Der Verteidiger, auf 
den vorliegend die Vorausſetzungen des 8 145 StPO. nicht 
zutreffen, deſſen Anweſenheit in der Hauptverhandlung ſohin 
keine notwendige war, hätte nach 8 227 Abſ. 2 StPO. Aus⸗ 
ſetzung der Verhandlung beantragen können, deſſen Bewilligung 
Ermeſſensſache der Strafkammer geweſen wäre. Ein derartiger 
Antrag iſt nicht geſtellt, ſondern nur Antrag auf Bekanntgabe 
einer beſtimmten Terminsſtunde. Wie die Anordnung der 
Unterbrechung iſt auch die Wiederaufhebung dieſer Anordnung 
und der Fortſetzung der Verhandlung Sache des Vorſitzenden. 
Mit der Erklärung, eine ſolche Terminsbeſtimmung ſei untunlich, 
iſt erſichtlich in Ubereinſtimmung mit dem verkündeten Beſchluſſe 
geſagt, die unterbrochene Verhandlung werde ſofort nach dem 
Erſcheinen des vorzuführenden Zeugen wieder aufgenommen 
werden. Der Wiederbeginn der Verhandlung war ſomit ſoweit 
nach Sachlage möglich genau beſtimmt. Entfernte ſich der 
Verteidiger vor dieſem Zeitpunkte und erſchien er auch nicht 
mehr während der Fortſetzung der Verhandlung, ſo war die 
Verteidigung des Angeklagten durch das Verhalten ſeines Ver⸗ 
teidigers, nicht aber durch das Gericht und deſſen Beſchlüſſe 
beſchränkt. Von einer Verletzung des 8 877 Nr. 8 StPO. 
kann ſohin nicht die Rede ſein. Urt. d. III. Sen. v. 1. März 1909 
(1188/08). 

71. 8 237 Abſ. 2 StPO. Befugniſſe des Vorſitzenden 
in der Hauptverhandlung.] Die Sachleitung (Abſ. 2) bildet 
nur einen Teil der dem Vorſitzenden in Abſ. 1 zugewieſenen 
Geſamtleitung. Die Anrufung des Gerichts iſt ausgeſchloſſen, 
wenn die beanſtandete Maßnahme des Vorſitzenden keine ſach⸗ 
liche, d. h. die Sache ſelbſt betreffende iſt, ſondern ausſchließlich 
die formelle Behandlung zum Gegenſtande hat, oder wenn es 
ſich um die Vernehmung des Angeklagten oder die Aufnahme 
des Beweiſes, insbeſondere Abhörung der Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen handelt. Das Fragerecht des Vorſitzenden unter⸗ 
liegt ebenſo wie das der beiſitzenden Richter keiner Einſchränkung. 
8 241 bezieht ſich nur auf Parteifragen. Jedoch haben die 
Prozeß beteiligten, falls eine ſolche Frage unzuläſſig erſcheint, 
ein Recht auf Protokollierung des Vorgangs (8 278 Abf. 3 
StPO.). Wird bei ſolcher Gelegenheit ausnahmsweiſe ein 
Teil der Ausſage mitprotokolliert, ſo hat das Sitzungsprotokoll 
auch für deren Inhalt volle Beweis kraft. Urt. d. III. Sen. 
v. 28. Jan. 1909 (15/09); ausführlicher in RGSt. 42, 157. 

72. 88 242, 243 StPO. Augenſcheinseinnahme vor 
Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes.] Nach 8 242 StPO. 
ſchließt ſich an den zu Beginn der Hauptverhandlung ſtatt⸗ 
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findenden Aufruf der Zeugen und Sachverſtändigen die Ver⸗ 
nehmung des Angeklagten über feine perſönlichen Verhältniſſe 
und die Verleſung des Beſchluſſes über die Eröffnung des 
Hauptverſahrens; ſodann erfolgt die weitere Vernehmung des 
Angeklagten nach Maßgabe des 8 136 StPO. und im An: 
ſchluſſe hieran gemäß 8 243 Abf. 1 StPO. die Beweis⸗ 
aufnahme. Freilich iſt dieſe Reihenfolge keine derart zwingende, 
daß ſie nicht in einem einzelnen beſonders gearteten Falle, 
wenn es durch die Sachlage geboten oder doch im Intereſſe 
der Sache angemeſſen erſcheint, abgeändert werden könnte. 
Immer aber iſt daran feſtzuhalten, daß eine Abweichung dann 
unzuläſſig erſcheint, wenn durch dieſelbe der Verleſung des 
Eröffnungsbeſchluſſes ihre Bedeutung als Grundlage der ganzen 
Verhandlung entzogen wird. Wie in der Entſcheidung des 
erkennenden Senats (RGSt. 23, 310 ff.) eingehend dargelegt 
iſt, bildet dieſer Beſchluß formell und materiell die Grundlage 
für die Hauptverhandlung und Urteil; durch ihn erfahren die 
zur Mitwirkung an der Entſcheidung berufenen Richter erſt in 
beſtimmter Weiſe, warum es ſich in tatſächlicher und rechtlicher 
Beziehung handelt und worauf fie alſo bei der Beweiserhebung 
wie gegenüber der Verteidigung des Angeklagten ihre Auf⸗ 
merkſamkeit zu richten haben. In dem vorliegenden Falle iſt 
der Beweisakt — Einnahme des Augenſcheins — vorgenommen, 
ohne daß den beiſitzenden Richtern zur Kenntnis gebracht war, 
gegen welchen Vorwurf ſich die Angeklagten zu verteidigen 
halten und welche Einwendung dieſe demſelben entgegenſetzen 
wollten, ſo daß ſie ſich in völliger Unkenntnis des Sachverhalts 
befanden, als die Ortsbeſichtigung vorgenommen wurde, zumal 
der Gerichtsbeſchluß auf Einnahme des Augenſcheines einer 
formellen Begründung entbehrte und die Beſichtigung erfolgte, 
ehe die Angeklagten befragt worden waren, ob ſie ſich zur 
Sache auslaſſen wollten. Unter dieſen Umſtänden iſt aber 
davon auszugehen, daß in dem vorliegenden Falle durch das 
eingeſchlagene Verfahren dem erſt nach Erledigung des Beweisakts 
und nach der erſten verantwortlichen Vernehmung der An⸗ 
geklagten zur Verleſung gelangenden Beſchluſſe über die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens ſeine eigentliche Bedeutung entzogen 
worden iſt. Urt. d. III. Sen. v. 25. Febr. 1909 (106 1/08.) 

73. 89 243, 248, 249 StPO.] Die Ermittelung aus⸗ 
ländiſchen Rechts iſt keine Beweisaufnahme. Die darauf 
bezuͤglichen Anträge find keine Beweisanträge, ihre Ubergehung 
gibt keinen Reviſionsgrund, ſchriftliche Außerungen ausländiſcher 
Juriſten ſind keine Gutachten und dürfen verleſen werden. 
Urt. d. V. Sen. v. 6. Nov. 1908 (568/08); ausführlicher in 
RGSt. 42, 54. | 

74. 5244 StPO. Kollifion von Richteramt und Zeugen⸗ 
pflicht] Zeugen gehören zu den „herbeigeſchafften Beweis⸗ 
mitteln“ erſt dann, wenn ſie nicht nur geladen, ſondern auch auf 
Grund der Vorladung tatſächlich erſchienen und zwar als Zeugen 
erſchienen find. Das Entſcheidende liegt darin, ob ihre unmittel⸗ 
bare Vernehmung dergeſtalt ermöglicht iſt, daß es nicht erſt 
noch der Beſeitigung eines Hinderniſſes bedarf. Wenn der 
Verteidiger einen in der Hauptverhandlung mitwirkenden Richter 
oder Vertreter der Staatsanwaltſchaft als Zeugen geladen hat, 
ſo haben die Geladenen der Vorladung nicht dadurch Folge 
geleiftet, daß fie zur Ausübung ihrer amtlichen Obliegenheiten 
erſcheinen — denn dieſe hindern ſie ja gerade, als Zeugen 
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aufzutreten. Welche Mittel ſolchenfalls der Verteidigung zu 
Gebote ſtehen, um ihre Vernehmung durchzuſetzen, wird nicht 
erörtert. Wenn die Vernehmung unterbleibt und unter Mit⸗ 
wirkung der Geladenen ein Urteil ergeht, fo iſt kein Platz für 
die Rüge, daß ein herbeigeſchafftes Beweismittel unbenutzt 
geblieben ſei. Urt. d. V. Sen. v. 9. Okt. 1908 (455/08); 
ausführlicher in RGSt. 42, 1 flg. unter 1, 2. 

75. 8 244 StPO. Unterbliebener Aufruf des geladenen 
und erſchienenen Zeugen.] Wie die Akten ergeben, iſt auf 
Antrag des Angeklagten vor der Hauptverhandlung der Drechſler⸗ 
meiſter St. nachträglich als Zeuge vorgeladen worden. Unter 
den Zeugen, die zu Beginn der Verhandlung aufgerufen 
wurden und ſich meldeten, iſt er nicht aufgeführt, es iſt aber 
im Protololle auch fein Nich terſcheinen nicht feſtgeſtellt. Das 
Sitzungsprotokoll liefert alſo keinen Beweis dafür, daß etwa 
der Zeuge aufgerufen iſt und ſich trotz Aufrufs nicht gemeldet 
hat, es läßt ſowohl den Aufruf, als auch das Erſcheinen oder 
Nichterſcheinen des vorſchriftsmäßig geladenen Zeugen völlig im 
Unklaren. Daher iſt es auch nicht geeignet, die Behauptung 
der Reviſion zu widerlegen, daß der Zeuge zwar erſchienen 
war, aber nicht aufgerufen wurde, und daß er ſich nur deshalb 
nicht gemeldet hat. Es ſpricht ſogar für dieſe Behauptung des 
Beſchwerdeführers der Umſtand, daß ſich bei den Akten eine 
Berechnung der Zeugengebühren befindet, inhalts deren der 
Zeuge St. für die Zeit von 9 Uhr vormittags, der Termins⸗ 
ſtunde, bis 11 Uhr Zeugengebühren erhalten hat. Da nun 
der Vorſitzende wiſſen mußte, daß St. als Zeuge geladen war, 
ſo war es auch ſeine Pflicht, feſtzuſtellen, ob der geladene 
Zeuge erſchienen war oder nicht. War er erſchienen, ſo war 
ſein Erſcheinen bei ordnungsmäßigem Verfahren auch für 
das Gericht erkennbar; der Zeuge ſtand dem Gericht zur 
Verfügung und mußte als herbeigeſchafftes Beweismitel im 
Sinne des $ 244 StPO. angeſehen und unbedingt vernommen 
werden. Urt. d. V. Sen. v. 3. Nov. 1908 (824/08). 

76. 5 244 StPO. Recht des Angeklagten auf voll 
ſtändige Verleſung inkriminierter Schriften.] In der Haupt⸗ 
verhandlung hat der Verteidiger „die Verleſung der hier 
fraglichen Bücher in vollſtändigem Zuſammenhange“ 
beantragt; das Gericht behielt ſich die Entſcheidung vor. Es 
heißt dann in dem Protokolle: „Die bei den Akten befindlichen 
Bücher lagen vor und wurden zum Gegenſtande der Verhandlung 
gemacht, desgl. die Kataloge.... Die Titel der dort ans 
gebotenen Bücher nebſt den beigeſetzten Empfehlungen wurden 
teilweiſe verleſen im Einverſtändniſſe der Prozeßbeteiligten. 
Desgleichen wurden aus den vorgenannten beiden Büchern 
verleſen die Einleitungen und Vorwörter, die Inhaltsangabe 
und die einzelnen Kapitelüberſchriften und auf den Inhalt 
einzelner Kapitel, namentlich das die Mittel zur Verhütung 
der Empfängnis behandelnde Kapitel näher eingegangen. Die 
Prozeßbeteiligten wurden gehört und nach Verleſung jedesmal 
die Angeklagten befragt, ob ſie etwas zu erklären haben.“ 
Nachdem die Beweisaufnahme beendet war, und die Staats⸗ 
anwaltſchaft ihren Schlußvortrag gehalten hatte, wiederholte 
der Verteidiger ſeinen Antrag auf die Verleſung der fraglichen 
Bücher im Zuſammenhange. Hierauf wurde zunächſt nach⸗ 
ſtehender Beſchluß verkündet: Der Antrag des Verteidigers 
auf Verleſung der hier fraglichen Bücher im Zuſammenhange 
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wird abgelehnt, weil die vollſtändige Vorleſung für die Bildung 
der richterlichen Überzeugung ohne Einfluß iſt und an dem 
bereits vorliegenden Beweisergebniſſe nichts ändern würde und 
die Tatſache, welche der Verteidiger mit der Verleſung — zu 
beweiſen — bezweckt, daß nämlich die Bücher auch wiſſen⸗ 
ſchaftliche Abhandlungen enthalten, als wahr unterſtellt wird. 
Obwohl nun hierauf die Prozeßbeteiligten nochmals gehört, 
weitere Anträge aber von ihnen nicht mehr geſtellt worden 
ſind, und obwohl das Gericht jener in dem Beſchluſſe gegebenen 
Zuſage inſofern entſprochen hat, als ſich in den Gründen die 
Wendung findet: „es iſt nicht zu verkennen, daß die beiden 
zur Beurteilung vorliegenden Bücher zum Teil auch in populär⸗ 
wiſſenſchaftlicher Weiſe wirtſchaftspolitiſche und ſexuell⸗mediziniſche 
Probleme behandeln,“ ſo kann trotzdem der die Verleſung der 
Bücher im ganzen ablehnende Beſchluß nicht als gerechtfertigt 


anerkannt werden. Im allgemeinen muß zwar die Frage, ob 


es für die Feſtſtellung der Eigenſchaft inkriminierter Bücher als 
unzüchtiger Schriften im Sinne des § 184 Ziff. 1 StGB. 
erforderlich iſt, ſie im vollen Umfange zu verleſen, der nach 
verſtändigem tatſächlichen Ermeſſen zu gebenden Beantwortung 
des Inſtanzrichters überlaſſen bleiben, der bei nicht vollſtändiger 
Verleſung den Inhalt der verleſenen Stellen, ihren Zuſammen⸗ 
hang mit dem ſonſtigen Inhalte der Schrift und danach ihre 
Bedeutung für dieſe ſelbſt und deren Charakter zu prüfen und 
zu ermitteln hat; gelangt er hierbei zu der Anſicht, daß ſchon 
die einzelnen verleſenen Stellen ausreichen, um der Schrift als 
ganzem den Charakter einer unzüchtigen Schrift aufzuprägen, 
ſo müßte eine Verleſung noch anderer Stellen als nutz⸗ und 
zweckloſe Weiterung erſcheinen, von der eben deshalb abzuſehen 
it. Aus § 248 StPO. kann eine Verpflichtung des Richters, 
in Fällen dieſer Art die den Gegenſtand der Anklage bildende 
Schrift unbedingt in ihrem vollen Umfange zur Verleſung zu 
bringen, jedenfalls nicht hergeleitet werden, denn dieſer 
Paragraph regelt nur die Art der Benutzung der darin er⸗ 
wähnten Beweismittel und trifft keine Entſcheidung darüber, 
ob und in welchem Umfange ſie benutzt werden ſollen und 
dürfen. Das RG. hat im Anſchluſſe an derartige Erwägungen 
weiter ſchon ausgeſprochen (vgl. das Urteil des III. Senats 
vom 6. Oktober 1898 in Goltd Arch. 46, 424), daß, wenn bei 
einer ſolchen Sachlage der Angeklagte der Meinung ſei, es 
bedürfe zu einer ſicheren Entſcheidung darüber, ob die Schrift 
im ganzen unzüchtig ſei, der Verleſung auch noch anderer 
Stellen, als der auf Anordnung des Richters bereits verleſenen, 
ſo habe er ſich in der Hauptverhandlung mit im einzelnen 
begründeten Anträgen an das Gericht zu wenden, und einem 
von ihm ohne Darlegung, daß und aus welchen beſonderen 
Gründen im gegebenen Falle nur bei Kenntnis des geſamten 
Inhalts der Schrift die Frage, ob ſie unzüchtig ſei, ſich mit 
Sicherheit entſcheiden laſſe, ganz allgemein geſtellten Antrage 
ſtattzugeben, ſei der Inſtanzrichter nicht verpflichtet. In dem 
ſoeben beſprochenen Falle war indeſſen, wie der Zuſammenhang 
der Begründung ergibt, ebenſo wie in einer früher von 
demſelben Senate (vgl. RGSt. 8, 128) entſchiedenen Sache 
nur über das Vorliegen eines Verſtoßes gegen § 243 StPO. 
zu befinden. Es mag unerörtert bleiben, ob in dem jetzt zu 
erörternden Falle, wenn bei ihm gleichfalls nur eine Ver⸗ 
fehlung gegen 8 243 StPO. in Betracht zu ziehen wäre, die 
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oben dargelegten Grundſätze ohne weiteres zur Anwendung 
gebracht werden könnten, oder ob dem nicht andere, aus der 
beſonderen Geſtaltung des gegenwärtig nachzuprüfenden Ver⸗ 
fahrens zu entnehmende Bedenken ſich entgegenſtellen würden. 
Denn keinesfalls — und darauf iſt bereits in der zitierten 
Entſcheidung Bd. 8 S. 129 hingewieſen worden — können 
jene Grundſätze dann noch Geltung beanſpruchen, wenn es ſich 
um eine Verletzung nicht bloß des § 243, ſondern zugleich 
auch des § 244 StPO. handelt. Letztere Vorausſetzung trifft 
aber hier zu: unter den von der Staatsanwaltſchaft als Beweis⸗ 
mittel für die Unzüchtigkeit der mehrerwähnten beiden Schriften 
in der Anklageſchrift bezeichneten „Aberführungsſtücken“ find 
klar erkennbar die beiden bei den Akten befindlichen Exemplare 
dieſer Schriften zu verſtehen; beide lagen, wie oben des 
näheren mitgeteilt, ausweislich des Protokolles in der Haupt⸗ 
verhandlung vor, beide wurden als Beweismittel vom Ver⸗ 
teidiger in Bezug genommen, beide zum Gegenſtande der 
Verhandlung gemacht, beide wurden zum Teil verleſen und 
bei beiden auf den Inhalt einzelner Kapitel näher eingegangen; 
nach alledem iſt nicht zu bezweifeln, daß ſie als „herbeigeſchaffte 
Beweismittel“ im Sinne des § 244 StPO. anzuſehen find 
(vgl. RGSt. 41, 13). Daraus folgt aber, daß fie, da die 
Beweisaufnahme ſich auf ſie im vollen Umfange zu erſtrecken 
hatte, und dieſe Beweisaufnahme, ſoweit ſie erfolgen mußte, 
nach 8 248 Abſ. 1 Satz 1 StPO. durch Verleſung zu 
bewirken war, vollſtändig zu verleſen waren, ſoweit nicht 
die Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte mit der Unterlaſſung 
eines Teiles der Verleſung einverſtanden waren, was nicht 
geſchehen iſt. Die lückenhafte Verleſung der beiden Schriften 
hätte ſonach erfolgen müſſen, ſelbſt wenn nicht noch ein aus⸗ 
drücklich hierauf gerichteter Antrag von dem Verteidiger geſtellt 
worden wäre; auch dann würde ein Verſtoß gegen 8 244 
StPO. vorgelegen haben. Da nun dieſer Antrag obendrein 
geſtellt, aber durch Gerichtsbeſchluß abgelehnt worden iſt, ſo 
iſt darin ferner zugleich eine Verfehlung gegen S 377 Ziff. 8 
StPO. zu erblicken; denn der Beſchluß enthält in einem für 
die Entſcheidung weſentlichen Punkte eine unzuläſſige Be⸗ 
ſchränkung der Verteidigung. Es bedarf Auch, ſoweit S 244 
StPO. verletzt iſt, keiner beſonderen Ausführung, daß das 
Urteil darauf beruhen kann; denn die Möglichkeit iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß das Gericht bei Verleſung der ganzen 
Schriften im Zuſammenhange doch bezüglich ihrer Unzüchtigkeit 
im allgemeinen zu einem anderen Ergebniſſe gelangt wäre, als 
dies bei dem eingeſchlagenen Verfahren geſchehen iſt. Urt. d. 
V. Sen. v. 16. Febr. 1909 (712/08). 

77. 88 249, 255 StPO. Verleſung von Leumunds⸗ 
zeugniſſen.] Der 5 255 StPO. beſtimmt: „Die ein Zeugnis 
oder ein Gutachten enthaltenden Erklärungen öffentlicher Be⸗ 
hörden, mit Ausſchluß von Leumundszeugniſſen, .. können 
verleſen werden“. Die hier gemeinten Leumundszeugniſſe müſſen 
von einer öffentlichen Behörde ausgeſtellt ſein. Denn von einer 
Vorſchrift, welche für eine gewiſſe Gattung von Schriftſtücken 
gegeben iſt, können beſtimmte Schriftſtücke nur ausgeſchloſſen 
werden, wenn ſie zu der Gattung gehören. Die Reviſion rügt 
daher mit Unrecht Verletzung des § 255 StPO.; ſofern dem 
Urteil des erkennenden Senats vom 4. Februar 1898 (RGSt. 
30, 439) eine abweichende Anſicht zugrunde liegen ſollte, iſt 
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biefe nicht aufrechtzuerhalten. Daraus folgt freilich nicht, 
daß Leumundszeugniſſe von Privatperſonen verleſen werden 
dürfen. Maßgebend iſt hier aber der von der Revifion eben⸗ 
falls als verletzt bezeichnete 8 249 StPO., von welchem der 
8 255 hinſichtlich der ein Zeugnis oder ein Gutachten ent: 
haltenden Erklärungen öffentlicher Behörden eine Ausnahme 
macht, jedoch mit der Einſchränkung, daß für die Leumunds⸗ 
zeugniſſe öffentlicher Behörden wieder die Regel des 8 249 
eintritt. Danach iſt die Verleſung eines jeden Leumunds⸗ 
zeugniſſes nur unſtatthaft, wenn dadurch die Vernehmung des 
Ausſtellers über den Leumund erſetzt werden ſoll. Dieſer 
Zweck wird bei Verleſung von Zeugniſſen, welche ſich lediglich 
mit dem Leumund einer Perſon beſchäftigen, in Ermangelung 
von Gegengründen nach der Sachlage als erwieſen anzuſehen 
fein. Aber grundſätzlich bedarf die Frage nach dem Zwecke 
der Verleſung einer Prüfung und eine Beſchwerde wegen Ver⸗ 
letzung des 8 249 einer Begründung nach Maßgabe der Aus⸗ 
führungen des Urteils des erkennenden Senats vom 11. Juli 1900 
(RGSt. 33, 356). In dem Urteil (RGSt. 25, 93) iſt die 
Zuläſſigkeit der Verleſung eines Leumundszeugniſſes anerkannt, 
wenn ſie zum Nachweiſe der Tatſache geſchieht, daß überhaupt 
und von wem das Zeugnis ausgeſtellt worden iſt, damals zum 
Beweiſe einer Beleidigung. Die hervorgehobene Prüfung und 
Begründung iſt ebenſo geboten, wenn und ſoweit das verleſene 
Privatzeugnis nicht den Leumund einer Perſon, ihren Ruf 
infolge ihrer Charaktereigenſchaften und ihrer ſittlichen Lebens⸗ 
führung betrifft, ſondern den Lebenslauf, den Stand oder das 
Gewerbe, die Familien⸗ und Vermögensverhältniſſe u. dgl. 
Urt. d. II. Sen. v. 3. Okt. 1908 (570/08); ausführlicher in 
RGSt. 41, 429. 

78. 8 250 StPO. Protokoll eines Rechtsanwalts.] 
Bereits in der Anklage war als Beweismittel bezeichnet: Auf⸗ 
zeichnungen des verſtorbenen Rechtsanwalts S. über Erklärungen, 
die W. ihm über ſeine Anſprüche gegen den Angeklagten ab⸗ 
gegeben hatte. Aber die Bedeutung dieſer „Notizen“ war in 
der Anklage geſagt: „Schließlich werden alle Angaben, die W. 
anderen Perſonen gegenüber gemacht hat, im weſentlichen be⸗ 
ſtätigt durch die Aufzeichnungen, die ſich der verſtorbene Rechts⸗ 
anwalt S. nach den Erklärungen des W. über ſeine Anſprüche 
gegen ſeinen Stiefvater gemacht hat.“ In der Hauptverhandlung 
ſind die Notizen „nach erklärtem Einverſtändnis der Prozeß⸗ 
beteiligten“ verleſen. Sie ſtellen ſich in der Hauptſache als ein 
Protokoll dar, das der verſtorbene Rechtsanwalt S. mit W. 
aufgenommen hat. Nach 8 250 StPO. dürfen Protokolle über 
die Vernehmung einer inzwiſchen verſtorbenen Perſon als Erſatz 
für die Vernehmung in der Hauptverhandlung nur dann ver⸗ 
leſen werden, wenn fie von einem Richter aufgenommen find. 
Zu welchem Zweck im vorliegenden Falle die Verleſung erfolgt 
iſt, geht aus dem Hauptverhandlungsprotokolle nicht hervor. 
Daß durch die Verleſung nur die Tatſache des Vorhandenſeins 
eines ſolchen Protokolls des Rechtsanwalts S. hätte bewieſen 
werden ſollen, iſt aber nicht wahrſcheinlich; es muß vielmehr 
mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß die Verleſung dazu 
dienen ſollte, die Ausſage des W. zu erſetzen. Dann war ſie 
aber unzuläſſig. Ob eine Verleſung zum Erſatze des Zeugniſſes 
des W. auch unzuläffig geweſen fein würde, wenn es ſich nicht 
um ein mit dieſem aufgenommenes Protokoll, ſondern um ein 
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von ihm ſelbſt angefertigtes Schriftſtück gehandelt hätte (vgl. 
Goltd Arch. 46, 435 und Urteil vom 4. Dezember 1908, 4 D 
792/08), kann dahingeſtellt bleiben, da dieſer Fall eben nicht 
vorliegt. Urt. d. III. Sen. v. 8. Febr. 1909 (963/08). 

79. 8 257 StPO.] Die Vorſchrift, daß dem Angeklagten 
das letzte Wort unverlangt zu erteilen iſt, bezieht ſich nicht auf 
den Verteidiger. Die entgegenſtehende frühere Anſicht des 
Senats wird zurückgenommen. Urt. d. I. Sen. v. 5. Nov. 1908 
(784/08); ausführlicher in RGSt. 42, 51. 

80. 5 259 StPO.] Durch die Erklärungen der Mit 
glieder der Strafkammer iſt folgender Hergang erwieſen. Nach⸗ 
dem die Hauptverhandlung unterbrochen worden war, um eine 
andere Sache einzuſchieben, trat das Gericht nach deren Er⸗ 
ledigung zuerſt in die Beratung der vorliegenden Sache ein, 
das Urteil wurde beſchloſſen und niedergeſchrieben und dann, 
nachdem die Hauptverhandlung aufgenommen und zu Ende 
geführt war, ohne nochmalige Beratung verkündet. Die be⸗ 
teiligten Richter verſichern, daß in dem auf die Beratung 
folgenden Teile der Hauptverhandlung nichts vorgekommen und 
geltend gemacht ſei, was nicht ſchon im Voraus bei der Beratung 
beachtet worden ſei, deshalb würde eine nochmalige Beratung 
völlig gegenſtandslos geweſen ſein. Dieſer Sachverhalt führt 
zur Aufhebung des Urteils. Die in die Hauptverhandlung 
eingeſchobene Beratung iſt nicht unzuläſſig, aber, ob wirklich 
in der folgenden Verhandlung gar nichts neues hinzugekommen 
if, das kann nur durch gegenſeitige Verſtändigung der Gerichts⸗ 
mitglieder, alſo durch nochmalige Beratung nach Schluß der 
Hauptverhandlung feſtgeſtellt werden. Dieſe Verhandlung iſt 
an keine Form gebunden, ſie kann im Sitzungszimmer ſtatt⸗ 
finden, aber ſie muß irgendwie auch äußerlich erkennbar ſein 
und lann durch bloß ſtillſchweigende Duldung der Verkündung 
nicht erſetzt werden. Urt. d. V. Sen. v. 1. Dez. 1908 (750/08); 
ausführlicher in RGSt. 42, 85. 

81. 88 265, 369 Abf. 3 StPO.] 8 265 geſtattet die 
Aburteilung einer anderen Tat, auf welche ſich der Eröffnungs⸗ 
beſchluß nicht bezieht, auf Antrag des Staatsanwalts und mit 
Zuſtimmung des Angeklagten. Dieſe Beſtimmung leidet im 
Berufungsverfahren keine Anwendung. Urt. d. III. Sen. v. 
3. Dez. 1908 (810/08); abgedruckt in RGSt. 42, 91. 

82. 88 270, 244 StPO.] Nach § 270 StPO. hat das 
Gericht ſeine Unzuſtändigkeit auszuſprechen und die Sache an 
das zuſtändige Gericht zu verweiſen, wenn ſich nach dem Er⸗ 
gebniſſe der Verhandlung die dem Angeklagten zur Laſt gelegte 
Tat als eine ſolche darſtellt, welche die Zuſtändigkeit des Ge⸗ 
richts überſchreitet. Erfordert wird ſonach Eintritt in die 
Verhandlung und ein Ergebnis der Verhandlung. Daß dieſe 
Verhandlung den Vorſchriften des 8 244 StPO. entſprechend 
durch Erhebung aller für die Beurteilung der Schuld zu 
Gebote ſtehenden Beweismittel durchgeführt werden müßte, 
verlangt der 8 270 StPO. nicht. Urt. d. IV. Sen. v. 18. Sept. 
1908 (699 / 8); ausführlicher in RGSt. 41, 408. 

83. 8 273 Abf. 3 StPO.] Beweiskraft des Sitzungs⸗ 
protokolls für Teile von Zeugenausſagen, die aus beſonderem 
Anlaſſe mit protokolliert werden, ſ. Nr. 71 am Schluſſe. 

84. 88 279, 281 StPO. Bildung der Geſchworenenbank 
bei Behinderung eines ausgeloſten Geſchworenen.] Während 
der Bildung der Geſchworenenbank aus den erſchienenen 27 Ge⸗ 
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ſchworenen hat der Geſchworene Z., nachdem ſein Name gezogen 
und aufgerufen war, erklärt, daß er leberleidend ſei, und gebeten, 
ihn deshalb von der Teilnahme an der Sitzung zu entbinden. 
Seinem Antrage iſt durch verkündeten Gerichtsbeſchluß ent⸗ 
ſprochen worden. Die Bildung der Geſchworenenbank iſt fort⸗ 
geſetzt und zuſtande gekommen. Die Anſicht der Reviſion, daß 
nach Wegfall des Geſchworenen Z. von neuem mit der Bildung 
der Bank habe begonnen werden müſſen, iſt unrichtig. Das 
Geſetz enthält für einen Fall der vorliegenden Art keine aus⸗ 
drückliche Vorſchrift. 26 Geſchworene blieben übrig. Aus ihnen 
würde die Bank gebildet ſein, wenn Z. ſchon vor Beginn der 
Ausloſung ſeine Verhinderung mit Erfolg geltend gemacht hätte. 
Aus ihnen iſt ſie gebildet, nachdem Z. während der Ausloſung 
als verhindert erachtet iſt. Die Bildung der Bank aus den 
26 nicht verhinderten Geſchworenen iſt das Entſcheidende. Es 
fehlt ein Grund, weshalb der Zeitpunkt, zu welchem vor Be⸗ 
endigung der Losziehung die Verhinderung eines Geſchworenen 
bekannt wird, eine verſchiedene rechtliche Wirkung haben ſollte. 
Urt. d. II. Sen. v. 13. Okt. 1908 (707/08); ebenſo in 
RGSt. 41, 444. 

85. § 339 StPO. Einlegung der Reviſion durch einen 
Vertreter des Verteidigers.] Die Frage, ob die Reviſion über⸗ 
haupt wirkſam eingelegt iſt, war zu bejahen. Die Angeklagte 
hatte ihrem Verteidiger in der ihm erteilten Vollmacht (Bd. 6 
der Akten S. 230) ausdrücklich die Befugnis beigelegt, „ſich 
einen Vertreter zu ſubſtituieren“. Es ſteht nichts entgegen, 
eine ſolche im voraus erteilte Ermächtigung für ſtatthaft zu 
erachten und es bedarf daher keines Eingehens darauf, ob und 
unter welchen Vorausſetzungen auch ohne ausdrückliche Ermächti⸗ 
gung es dem gewählten Verteidiger freiſteht, ſich einen Ver⸗ 
treter zu beſtellen. Durch die von dem Verteidiger abgegebenen 
Erklärungen iſt dargetan, daß auf Grund der von ihm für die 
Zeit einer kurzen Abweſenheit von ſeinem Wohnort getroffenen 
Anweiſung an ſeinen Bureaubeamten, einen in der Nähe ſeines 
Bureaus befindlichen anderen Rechtsanwalt zur Vollziehung von 
Unterſchriften an feiner Stelle zu erſuchen, ein ſolcher erſucht 
worden iſt, die Reviſionseinlegungsſchrift als Vertreter zu unter⸗ 
zeichnen, was auch geſchehen iſt. Es unterliegt keinem Bedenken, 
anzunehmen, daß dieſe Unterzeichnung rechtswirkſam erfolgt iſt. 
Einer ſchriftlichen Form bedurfte der Auftrag nicht und daß er 
durch den Bureaubeamten erteilt worden iſt, ſteht der Rechts⸗ 
wirkſamkeit nicht entgegen, da dieſer Beamte innerhalb des ihm 
erteilten Auftrags gehandelt hat. Es iſt auch unſchädlich, daß 
der Nachweis der Ermächtigung zur Unterzeichnung der Reviſions⸗ 
ſchrift erſt nach Ablauf der Reviſionsfriſt erbracht worden iſt; 
erforderlich war nur, daß zur Zeit der Reviſionseinlegung die 
Ermächtigung zur unterſchriftlichen Vollziehung durch den 
Rechtsanwalt, der ſie unterſchrieben hat, vorhanden war 
und dies iſt nachgewieſen. Urt. d. IV. Sen. v. 15. Dez. 1908 
(850/08). 

86. 5 376 StPO.] Der Angeklagte ift auf Grund einer 
Hilfsfrage verurteilt, deren Stellung wegen mangelnden Straf⸗ 
antrags unzuläſſig war. In ſolchen Fällen iſt die ausgeſprochene 
Verurteilung aufzuheben; ob aber ſofort freizuſprechen oder 
Zurückverweiſung zu verfügen iſt, weil die Verneinung der 
Hauptfrage auf Stellung der unzuläſſigen Hilfsfrage beruht, 
iſt vom Reviſtonsgerichte nach Lage des Einzelſalls zu erörtern. 
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Urt. d. III. Sen. v. 10. Dez. 1908 (779/08); ausführlicher 
in RGSt. 42, 105. 

87. 5 381 StPO.] Allerdings würde einer Zuſtellung, 
die ohne Rückſicht auf die Ermächtigung nicht an den Verteidiger 
ſondern an den Angeklagten ſelbſt geſchehen wäre, die Wirkſamkeit 
nicht verſagt werden, auch würde der Umſtand, daß der Angeklagte 
ſeit der Urteilsverkündigung in gerichtlicher Haft iſt, einer in 
ſeinem Geſchäftslokale oder in ſeiner Wohnung unter Beobachtung 
der geſetzlichen Beſtimmungen ausgeführte Zuſtellung nicht hinder⸗ 
lich fein können. (S 37 StPO., 88 180 ff. ZPO.) Das 
Reviſionsgericht hat aber aus der bei den Akten befindlichen 
Poſtzuſtellungsurkunde vom 18. Dezember 1908 nicht mit Sicher: 
heit entnehmen können, daß bereits an dieſem Tage eine ordnungs⸗ 
mäßige Urteils zuſtellung an den Angeklagten in feiner Wohnung 
erfolgt ſei; denn die am Kopfe des Zuſtellungsformulars ſtehende 
Adreſſe, die anſcheinend vorſchriftsmäßig im Sekretariat der 
Staatsanwaltſchaft geſchrieben war, iſt die des Mitangeklagten 
E.; ſie iſt von anderer Hand durchſtrichen und durch die Adreſſe 
des Angeklagten H. erſetzt worden; durch dieſe Anderung iſt die 
Beurkundung der Zuſtellung (88 212, 195 Abi. 2 ZPO.) fo 
weſentlich beeinträchtigt, daß ſie nicht für ausreichend angeſehen 
werden konnte. Urt. d. V. Sen. v. 5. März 1909 (121/09). 

88. 8 384 EBD. Form der Reviſionsrüge.] Wenn 
die Reviſion erklärt, es dem Ermeſſen des Reviſionsgerichts über⸗ 
laſſen zu wollen, ob und inwieweit bereits bei der Vernehmung 
des Zeugen H. vor dem AG. durch die Unterlaſſung einer Be⸗ 
lehrung des Zeugen über das ihm nach § 54 StPO. zuſtehende 
Recht der Zeugnisverweigerung eine Verletzung dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift begründet worden ſei, ſo entſpricht das nicht der Vor⸗ 
ſchrift des §S 384 Abf. 2 StPO., die eine beſtimmte Erklärung 
darüber erfordert, daß und inwiefern die Verletzung einer 
prozeßrechtlichen Norm geltend gemacht ſein ſoll. Urt. d. I. Sen. 
v. 21. Jan. 1909 (1000/08). 

89. 88 384, 392 StPO.] Hat die Staatsanwaltſchaft 
die Anfechtung zuläſſigerweiſe auf einen Teil der Entſcheidung 
beſchränkt, ſo iſt der nicht angefochtene Teil vom Reviſions⸗ 
gerichte auch zugunſten des Angeklagten nicht nachzuprüfen. 
Urt. d. II. Sen. v. 27. Okt. 1908 (449/08); abgedruckt in 
RGSt. 42, 30. 

90. 8 385 Abſ. 2 StPO. Befugniſſe und Verpflichtungen 
des Gerichtsſchreibers bei Aufnahme der Reviſionsbegründung.] 
Am Schluſſe des Reviſionsbegründungsprotokolls hat der Gerichts⸗ 
ſchreiber nach der Unterſchrift des Angeklagten angeſügt: „Es 
wird bemerkt, daß die vorſtehenden Ausführungen nach Form 
und Inhalt auf ausdrückliches Verlangen des Angeklagten auf⸗ 
genommen wurden“. Die Vorſchrift, wonach die Anbringung 
der Reviſionsanträge nur in einer von dem Verteidiger oder 
einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers erfolgen darf, iſt gegeben, um dem 
Reviſionsgericht die Prüfung ganz grundloſer oder unverſtänd⸗ 
licher Anträge möglichſt zu erſparen. Mit Rückſicht hierauf hat 
das RG. wiederholt darauf hingewieſen, daß, wenn es ſich um 
die Reviſionsbegründung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
handelt, der letztere die ihm vorgetragenen Beſchwerden nach 
Form und Inhalt zu prüfen, den Beſchwerdeführer zu belehren 
und den Beſchwerden einen klaren und angemeſſenen Ausdruck 
zu geben hat. In Verfolg dieſer Rechtsauffaſſung hat das RG. 
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gleichmäßig Reviſionsbegründungen als ungeeignet zurückgewieſen, 
bei denen der Gerichtsſchreiber ein von dem Angeklagten über⸗ 
reichtes Schriftſtück lediglich mit den bei Protokollen üblichen 
Eingangs und Schlußformeln umkleidet (RGRſpr. 8, 338), oder 
die er lediglich durch Abſchreiben eines ihm vorgelegten Schrift⸗ 
ſtückes (RGSt. 12, 367) oder nach Diktat ohne eigene Prüfung 
(RGSt. 27, 211) angefertigt hat. Allein daraus darf nicht 
grundſätzlich gefolgert werden, daß jede „nach Form und Inhalt“ 
den Angaben des Beſchwerdeführers entſprechende Reviſions⸗ 
begründung wirkungslos ſei. Vielmehr ift die Frage allein 
von entſcheidender Bedeutung, ob der Gerichtsſchreiber die Ver⸗ 
antwortung für den Inhalt der Reviſions begründung über: 
nehmen oder ſich einer Einwirkung auf ihren Inhalt enthalten 
wollte (vgl. RGSt. 19, 95). SR er der Meinung, daß das 
von dem Beſchwerdeführer Vorgebrachte „nach Form und Inhalt“ 
ſachgemäß iſt, tritt er alſo deſſen Ausführungen bei und macht 
er ſie zu den ſeinigen, ſo iſt kein Grund erſichtlich, warum die 
Formvorſchrift des § 385 Abſ. 2 StPO. deswegen als nicht 
gewahrt angeſehen werden ſoll, weil der Beſchwerdeführer die 
in Betracht kommenden Rechtsfragen richtig zu erfaſſen und 
darzuſtellen verſtanden, und der Gerichtsſchreiber keine Ver⸗ 
anlaſſung gefunden hatte, den Beſchwerden eine andere Formu⸗ 
lierung zu geben. Es wird nicht zu leugnen ſein, daß letzteres 
zuweilen nicht möglich ſein dürfte. Daraus folgt mit Notwendig⸗ 
keit, daß der Gerichtsſchreiber, der den Beſchwerdeführer von der 
Haltloſigkeit feiner Reviſionsrügen nicht zu überzeugen vermag 
und, um die Angelegenheit zur Erledigung zu bringen, dem 
Verlangen des Beſchwerdeführers nachgibt, in dem Protokolle 
ſelbſt genau erkennbar machen muß, welche Sätze ſeiner Auf⸗ 
faſſung nicht entſprechen und nach Form und Inhalt lediglich 
auf Verlangen des Beſchwerdeführers niedergeſchrieben ſind. Zu 
beachten bleibt dabei ſtets, daß dadurch nur „ganz grundloſe 
und unverſtändliche“ Reviſionsanträge vermieden werden ſollen, 
und die Entſcheidung zweifelhafter Fragen dem Reviſionsgericht 


nicht entzogen werden darf. Unerläßliche Vorausſetzung dabei 


iſt, daß der Gerichtsſchreiber den Beſchwerdeführer ausdrücklich 
auf das dem Geſetz nicht entſprechende und die Folgen ſeines 
Verlangens hinweiſt. Es muß demnach als unzuläſſig be⸗ 
zeichnet werden, daß der Gerichtsſchreiber den Beſchwerdeführer 
in dem Glauben läßt, er habe eine formell zuläſſige Reviſions⸗ 
begründung zu Protokoll gegeben, und dann am Schluſſe, ohne 
dem Antragſteller die Möglichkeit zu anderen Erklärungen zu 
gewähren, einen Vermerk anſchließt, durch den er, wollte man 
die eingangs erwähnten Rechtsgrundſätze uneingeſchränkt zur 
Anwendung bringen, der ganzen Reviſionsbegründung jede 
Rechtswirkſamkeit nachträglich ſelbſt entziehen könnte. So liegt 
die Sache aber hier. Der mitgeteilte Vermerk des Gerichts⸗ 
ſchreibers war deshalb bei Prüfung der Reviſionsbegründung 
nicht zu berückſichtigen. Urt. d. V. Sen. v. 16. März 1909 
(93/09). 

9. 5 394 Abſ. 1 StPO.] Eingezogene Kunſtweine 
werden dadurch, daß ein Dritter ſie gutgläubig zum Verſchnitt 
verwendet, Beſtandteile einer neuen Sache, welche der Ein⸗ 


ziehung nicht aus dem Grunde unterliegt, weil bei ihrer Her⸗ 


ſtellung der eingezogene Wein verwendet worden iſt. Urt. d. 
I. Sen. v. 21. Dez. 1908 (716/08); ausführlicher in RGSt. 
42, 123. 
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92. 8 411 StPO. Veröffentlichung des Urteils im 
Wiederaufnahmeverfahren.] Die Vorſchrift der Veröffentlichung 


des Urteils ſchlägt im Falle der Erneuerung der Hauptverhand⸗ 


lung ($ 413) nicht ein. Die im Urteile angeordnete Veröffent⸗ 
lichung gereicht auch nach Lage der Sache dem Angeklagten zur 
Beſchwerde. Urt. d. III. Sen. v. 14. Dez. 1908 (367/08); 
abgedruckt in RGSt. 42, 115. 

93. 8 436 StPO. 
bei der Staatsanwaltſchaft.] Das RG., I. StS., hat zwar 
in dem Urteile vom 21. Juni 1900, D 1922/00, gegen Sch. 
— Goltd Arch. 47, 379 — ausgeſprochen, daß die Aber⸗ 
mittelung einer bei der Staatsanwaltſchaft eingereichten Anſchluß⸗ 
erklärung an das Gericht dem Formerfordernis des 8 436 
Abi. 1 StPO. nicht genüge, weil eine ſolche Vermittelung nur 
dort zugelaſſen werden könne, wo es ſchlechtweg auf die Willens⸗ 
kundgabe und den Einlauf des ſie enthaltenden Schriftſtücks 


bei Gericht ankomme, nicht dort, wo eine beſtimmte Förmlichkeit, 


hier das Einreichen bei dem Gerichte verlangt werde. Der 
beſchließende Senat vermag dieſer Rechtsauffaſſung aber nicht 
zu folgen. Weder ein innerer Grund, noch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes ſpricht dafür, daß mit der Vorſchrift, 
die ſchriftliche Anſchlußerklärung ſei bei dem Gericht ein⸗ 
zureichen, ein ſtrengeres Formerfordernis aufgeſtellt werden 
ſollte und aufgeſtellt worden iſt, als in den Vorſchriften über 
die Einlegung von Rechtsmitteln. In dieſen heißt es ganz 
entſprechend, daß das Rechtsmittel bei dem Gericht eingelegt 
werden müſſe, deſſen Entſcheidung angefochten werde (58 348, 
Gleichwohl beſteht die — ſoweit bekannt 
vom RG. niemals gemißbilligte — feſte Rechtsübung, daß das 
Rechtsmittel auch dann als form⸗ und friſtgerecht eingelegt 
erachtet wird, wenn die Einlegungsſchrift zwar bei einem un⸗ 
zuſtändigen Gericht oder bei einer nicht gerichtlichen Behörde 
eingereicht, von der empfangenden Dienſtſtelle aber noch recht⸗ 
zeitig dem zuſtändigen Gerichte übermittelt wurde. Gegen dieſe 
Rechtsauffaſſung laſſen ſich in der Tat begründete Bedenken 
nicht erheben. In den Motiven zu § 436 Abſ. 1 StPO. — 
Mot. S. 226 — iſt denn auch lediglich darauf Gewicht gelegt, 
daß eine ausdrückliche ſchriftliche Erklärung des Anſchluß⸗ 
berechtigten verlangt werden müſſe, und dies iſt ausſchließlich 
damit begründet, daß der Nebenkläger im weſentlichen dieſelben 
Rechte habe wie ein Privatkläger und daß das Gericht durch 
den Anſchluß zu Benachrichtigungen und Bekanntmachungen 
verpflichtet werde. Es fehlt mit anderen Worten an jeder An⸗ 
deutung, daß und weshalb ein beſonderes prozeſſuales Intereſſe 
daran beſtehe, die Formgültigkeit der Anſchlußerklärung auch 
noch davon abhängig zu machen, daß die Erklärung aus der 
Hand des Anſchlußberechtigten unmittelbar an das zuſtändige 
Gericht gelange, daß und warum es alſo nicht genügen ſolle, 
daß dem zuſtändigen Gericht das die Anſchlußerklärung ent⸗ 
haltende Schriftſtück überhaupt zugeht und daß deſſen Uber⸗ 
mittelung jedenfalls dem Willen des Anſchlußberechtigten ent⸗ 
ſpricht. Zur Herbeiführung einer Entſcheidung der Verte. 
gemäß $ 137 GVG. lag andererſeits kein Anlaß vor, da ſich 
der gegenwärtige Fall von dem durch das Urteil des I. StS. 
erledigten dadurch unterſcheidet, daß hier die Anſchlußerklärung 
von der Staatsanwaltſchaft dem zuſtändigen Gerichte, wie 
bereits hervorgehoben, zu dem ſchon bezeichneten Zwecke als 
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ſolche beſonders vorgelegt worden iſt, während ſie in der vom 
I. StS. entſchiedenen Sache nur ganz gelegentlich mit den 
Akten der Staatsanwaltſchaft — bei deren Abgabe aus Anlaß 
der Anklageerhebung — an das Gericht gelangt war. B. d. 
V. Sen. v. 19. März 1909 (273/09). 


C. Andere Reichsgeſetze. 


94. Gewerbeordnung SS 105 flg. Begriff der Werkſtätte.] 
Die Abänderung fertig gekaufter Kleidungsſtücke durch den Ver⸗ 
käufer, wodurch ſie erſt völlig paſſend für die Käufer zurecht⸗ 
gemacht werden, iſt kein bloßer unſelbſtändiger Teil des Handels⸗ 
betriebs. Ein ſolches Geſchäft umfaßt vielmehr neben dem 
Kaufgeſchäfte eine Werkſtätte, die darin beſchäftigten Angeſtellten 
ſind Gewerbsgehilfen, die Arbeiten ſind als ſolche anzuſehen, 
welche im Sinne der Kaiſerlichen Verordnungen vom 31. Mai 
1897 und 17. Februar 1904 auf Beſtellung nach Maß aus⸗ 
geführt werden. Urt. d. II. Sen. v. 13. Okt. 1908 (913/08); 
ausführlicher in RGSt. 42, 14. 

95. Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871 8 27. Beförderung 
eines offen übergebenen, erſt vom Boten verſchloſſenen Umſchlags, 
der lediglich Geld enthielt.] Die Reviſion der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft iſt begründet. Die Strafkammer hat zwar nicht verkannt, 
daß die Zuwiderhandlung gegen 8 1, 8 27 PoſtG. weder eine 
gewerbsmäßige, noch eine wiederholte Beförderung vorausſetzt, 
daß vielmehr auch ſchon ein einzelner Fall zur Erfüllung des 
Tatbeſtandes genügt. Denn fie verwertet die für feſtgeſtellt 
erachtete Tatſache, daß dem Angeklagten nur eine einzige Be⸗ 
förderung zur Laſt falle, nicht unmittelbar zur rechtlichen Aus⸗ 
ſchließung des Tatbeſtandes, ſondern lediglich als einen Beweis⸗ 
grund dafür, daß der hier in Betracht kommende Umſchlag nur 
geſchloſſen worden ſei, um einem Verluſte des Geldes vor⸗ 
zubeugen, nicht um den Inhalt der Kenntnis des Beförderers 
zu entziehen. Gegen dieſe tatſächliche Schlußfolgerung ſind 
rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Es beruht jedoch auf 
Rechtsirrtum, wenn die Strafkammer aus ihrer Beweisannahme 
den Schluß zieht, dem Angeklagten habe der zur Strafbarkeit 
erforderliche Vorſatz gefehlt, und er habe ſich daher gegen die 
gedachten Geſetzesvorſchriften nicht vergangen. Das RG. hat 
in wiederholten Entſcheidungen den Begriff des verſchloſſenen 
Briefs im Sinne des geſetzlichen Poſtzwanges näher beſtimmt. 
(Vgl. RGSt. 34, 337 [354]; 37, 280 [282]; 40, 72 [74]. 
An dieſer Begriffsbeſtimmung iſt feſtzuhalten. Danach iſt allein 
entſcheidend, daß der verſchloſſene Umſchlag in ſeiner äußeren 
Geſtalt die übliche Briefform zeigt, dagegen gleichgültig, was 
für ein Gegenſtand in ihm befördert wird. Die Tatſache, daß 
Geld hineingelegt iſt, würde daher den Begriff des verſchloſſenen 
Briefes nicht in Frage ſtellen. Ebenſowenig gehört es zum 
Weſen des verſchloſſenen Briefes, daß mit dem Verſchließen 
der Zweck verfolgt wurde, ſeinen Inhalt der Kenntnis des Be⸗ 
förderers zu entziehen. Auch wenn dem Beförderer von dem 
Inhalte vor dem Verſchluſſe Kenntnis gegeben wird, verliert 
der ſo verſchloſſene Umſchlag, wenn er der zuerſt bezeichneten 
Vorausſetzung entſpricht, nicht die rechtliche Eigenſchaft eines 
verſchloſſenen Briefes. Nach der Urteilsbegründung iſt erſichtlich 
anzunehmen, daß der dem Angeklagten zunächſt offen übergebene 
Umſchlag die übliche Briefform zeigte. Der Angeklagte wußte 
ferner, daß ſich in dem demnächſt verſchloſſenen Umſchlage 
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Gegenſtände befanden, die er darin an die ihm von feiner 
Auftraggeberin als Empfängerin bezeichnete Perſon befördern 
ſollte und wollte. Er kannte damit die Tatſachen, die den 
geſchloſſenen Umſchlag jedenfalls zu einem verſchloſſenen Briefe 
im Sinne des PoſtG. machten. Ob er daraus dieſen recht⸗ 
lichen Schluß zog, iſt für ſeine Strafbarkeit gleichgültig. Der 
Vorſatz im Sinne des Strafrechts iſt auf ſeiner Seite inſoweit 
mit der Kenntnis der vorbezeichneten Tatſachen gegeben. Die 
Gründe der Strafkammer vermögen daher die Freiſprechung 
des Angeklagten nicht zu tragen. Urt. d. V. Sen. v. 2. April 
1909 (11/09). 

96. Nahrungsmittelgeſetz vom 18. Mai 1879 8 10 
Nr. 1, 2. Verfälſchung (Bedeutung der Auffaſſung des 
Publikums). 

a. Der Angeklagte hat als „Rumverſchnitt“ u. a. Fabrikate 
in den Handel gebracht, die er aus Sprit, Waſſer und 1,22 
bezüglich 0,69 Prozent echtem Jamaikarum, der ſeinerſeits 
74 Prozent Alkoholgehalt hatte, herſtellte. Da hinſichtlich der 
normalen Beſchaffenheit von „Rumverſchnitt“, insbeſondere mit 
bezug auf den zu verlangenden Prozentſatz an Rum, weder 
geſetzliche, noch polizeiliche Beſtummungen beſtehen, auch ein feſter 
Handelsgebrauch ſich bisher nicht gebildet hat, geht der erſte 
Richter zutreffend davon aus, daß dieſelbe nach den Anforderungen 
zu bemeſſen iſt, welche hierfür nach den Grundſätzen von Treu 
und Glauben unter Berückſichtigung der Intereſſen aller be⸗ 
teiligten Kreiſe, alſo der Produzenten, Händler und Konſumenten, 
geſtellt werden müſſen. Die Darlegungen des Urteils laſſen 
indeſſen nicht mit Sicherheit erkennen, daß die Strafkammer 
dieſe richtigen Grundſätze bei Beurteilung der Sachlage auch 
wirklich befolgt und namentlich in Rückſicht gezogen hat, welche 
Eigenſchaften das kaufende Publikum billigerweiſe von einem 
Rumverſchnitt als Genußmittel zu erwarten berechtigt iſt. Da 
ſowohl in den zugrunde gelegten Gutachten als im Urteil 
ſelbſt jede ausdrückliche Feſtſtellung hinſichtlich der Intereſſen 
der Konſumentenkreiſe unterblieben iſt, läßt ſich der Verdacht 
nicht von der Hand weiſen, daß dieſe Intereſſen von den Sach⸗ 
verſtändigen nicht in Rückſicht gezogen und daher auch vom 
erſten Richter, indem er deren Gutachten, ohne ſie daraufhin 
zu prüfen, ſeiner Entſcheidung zugrunde legte, hierbei gleichfalls 
außer acht gelaſſen find, letztere ſomit von Rechtsirrtum bes 
einflußt iſt. Urt. d. IV. Sen. v. 6. Okt. 1908 (327/08); 
ausführlicher in RGSt. 41, 435. 

b. Tatſächlicher Art und deshalb unanfechtbar iſt die 
Entſcheidung der Frage, welchen Anforderungen in bezug auf 
Urſprung, Beſchaffenheit und Zuſammenſetzung ein Branntwein 
genügen muß, der als „Kognak“ im Handelsverkehr vertrieben 
werden ſoll. Der Begriff iſt zurzeit geſetzlich nicht feſtgelegt; 
auch der gemeine Sprachgebrauch gibt darüber keine Auskunft; 
denn die Benennung eines künſtlichen Erzeugniſſes nach dem 
Namen einer Stadt iſt ungeeignet, über ſein Weſen eine be⸗ 
ſtimmte, allgemein verſtändliche Aufklärung zu geben. Dagegen 
kann durch Herkommen und nach Übungen und Anſchauungen, 
die ſich im Verkehr gebildet haben, eine feſte Regel entſtanden 
ſein, nach der die Bezeichnung „Kognak“ nur einer Ware von 
ganz beſtimmten Eigenſchaften zugebilligt wird. Dieſe im Ver⸗ 
kehr vertretene Auffaſſung hat der Tatrichter zu ermitteln und 
ſeine Entſcheidung bewegt ſich inſoweit um ſo mehr auf dem 
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Gebiet der Tatſachen, als auch je nach der Verſchiedenheit des 
Orts, der Umſtände und der beteiligten Kreiſe die Verkehrs⸗ 


auffaſſung verſchieden geſtaltet ſein kann. Daher iſt die auf 


Gutachten von Sachverſtändigen beruhende Annahme der Straf⸗ 
kammer, wonach unter „Kognak“ im geſchäftlichen Verkehr nur 
ſolcher Trinkbranntwein verſtanden wird, deſſen Alkohol aus⸗ 
ſchließlich aus Wein gebrannt iſt, tatſächlicher Art. Deshalb 
können ihr gegenüber die Ausführungen des Verteidigers nicht 
berückſichtigt werden, in denen für jeden Branntwein, ſofern er 
nur „mit Hilfe von Weindeſtillat“ hergeſtellt iſt, Anſpruch 
auf die Bezeichnung „Kognak“ erhoben wird. Daß der Preis 
von 95 & für die Flaſche geeignet war, ſolchen Perſonen, denen 
der Preis des echten Kognaks bekannt iſt, Gewißheit zu geben, 
daß nur minderwertiger Verſchnitt⸗ oder Kunſtkognak angeboten 
oder verkauft werde (RGSt. 30, 393), hat das Urteil nicht 
überſehen. Es iſt jedoch die unanfechtbare Feſtſtellung getroffen, 
daß die Bevölkerung in M., der gegenüber das Angebot er⸗ 
folgte und der die demnächſtigen Käufer angehörten, nur geringes 
Verſtändnis für die Preisbildung und eine unzureichende 
Kenntnis der Preishöhe von geiſtigen Getränken beſitzt, ſoweit 
Wein und feinere Liköre in Frage kommen; weiter iſt feſtgeſtellt, 
daß die niederen Preiſe, zu denen der Kognak angeboten wurde, 
auch für beſſer Unterrichtete zuverläſſige Aufklärung über die 
Beſchaffenheit nicht gewährten, weil nach Inhalt des Angebots 
nicht die üblichen Preiſe angeſetzt waren, ſondern ein günſtiger 
Gelegenheitskauf in Ausſicht geſtellt war. Wenn das Gericht 
aus dieſen Feſtſtellungen weiter ſchließt, das beteiligte Publikum 
habe die Bezeichnung der Ware als „Kognak“ nicht anders 
verſtanden und nicht anders zu verſtehen vermocht, als dahin, 
es werde ihm echter Kognak angeboten, fo iſt auch dieſe Ans 
nahme als rein tatſächliche für das Reviſionsgericht bindend. 
Sie ergibt, daß rechtlich zutreffend die Bezeichnung der Ware 
als zur Täuſchung geeignet erachtet werden konnte und daß die 
Käufer der Ware beim Ankauf darüber, daß dieſe verfälſchter 
Kognak oder eine Nachahmung von Kognak ſei, nicht auf⸗ 
geklärt waren (RGSt. 14, 428/436 ff.). Der Angeklagte hat 
nach den weiter getroffenen Feſtſtellungen mit der Unkenntnis 
des Publikums oder doch eines Teils der Abnehmer (RGSt. 34, 38) 
gerechnet; ſeine Abſicht war auf Täuſchung gerichtet; er kannte 
die Beſchaffenheit der Ware und ebenſo die Erwartungen der 
Käufer; trotzdem wählte er beim Feilhalten zu Täuſchungs⸗ 
zwecken eine geeignete Bezeichnung und verſchwieg beim Verkauf 
die wahre Beſchaffenheit der Ware; die Annahme, er habe 
erwartet, daß die Käufer aus dem Preis der Ware ihre 
Beſchaffenheit erraten würden, iſt nach den Urteils⸗ 
feſtſtellungen ausgeſchloſſen. Urt. d. I. Sen. vom 7. Jan. 1909 
(674/08). 

97. Nahr Mittel G. 8 10 Nr. 2. Feilhalten durch Inferat.] 
Wenn der Verkäufer die Ware zum Verkauf bei ſich vorrätig 
hat, ſo kann die zum Feilhalten erforderliche Mitteilung an 
das Publikum im Wege des Zeitungsinſerats gemacht werden. 
Enthält das Inſerat eine zur Täuſchung geeignete Bezeichnung 
der Ware, ſo kann ſich der Verkäufer nicht darauf berufen, 
daß die Behältniſſe, worin ſich die feilgehaltene Ware befand, 
die richtige Auſſchrift trugen. Dagegen kann man dem An 
geklagten, der auch im Inſerat ſelbſt feine Ware als Zucker⸗ 
honig bezeichnete, nicht deshalb ein täuſchendes Verhalten bei⸗ 
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meſſen, weil er in das Inſerat zur Erregung der Aufmerkſamkeit 
die Abbildung eines von Bienen umſchwärmten Bienenkorbes 
aufgenommen hat. Urt. d. III. Sen. v. 27. Okt. 1908 (513/08); 
ausführlicher in RGSt. 42, 22; f. Nr. 104. 

98. Sprengſtoffgeſetz vom 9. Juni 1884.] Der An⸗ 
geklagte hatte die Anlage eines Stollens zu leiten, der von 
einem Schachte aus unter der Erdoberfläche hergeſtellt werden 
ſollte. Bei den Arbeiten wurde Dynamit verwendet, das 
täglich zur Arbeitsſtelle geſchafft wurde. Infolgedeſſen hatte 
der Angeklagte bereits im November 1907 und demnächſt 1908 
bei dem zuſtändigen Landratsamt die Genehmigung zum Beſitze 
und Gebrauche von Dynamit nachgeſucht und erteilt erhalten. 
Beide Erlaubnisſcheine enthielten zum Schluß den Satz: „Das 
über den Tagesbedarf hinaus nicht zur Verwendung kommende 
Dynamit iſt in einem feuers und diebesſicheren Raum aufs 
zubewahren.“ Das an einem Tage tatſächlich nicht verbrauchte 
Dynamit verwahrte der Angeklagte in der Nähe der Verbrauchs⸗ 
ſtätte in einem Nebenſtollen in einer meſſingbeſchlagenen Kiſte, 
die in einem durch eine Tür verſchloſſenen Raume ſtand. Nach 
den Feſtſtellungen des Gerichtes war dieſer Ort zur Auf⸗ 
bewahrung von Dynamit geeignet, womit, wie aus dem Zu⸗ 
ſammenhange der Urteilsbegründung hervorgeht, als nach⸗ 
gewieſen bezeichnet iſt, daß die erwähnte Aufbewahrungsſtätte 
im Nebenſtollen ſeuer⸗ und diebesſicher war. Nun beſtimmt 
8 33 der ſeit dem 1. Oktober 1905 in Kraft befindlichen Polizei⸗ 
verordnung vom 14. September 1905, daß die Niederlagen 
von Sprengſtoffen an der Verbrauchsſtätte der polizeilichen 
Genehmigung unterliegen und nach den von der Polizeibehörde 
zu erteilenden Vorſchriften einzurichten ſind. Eine beſondere 
polizeiliche Genehmigung zur Aufbewahrung des Dynamits an 
der erwähnten Stelle beſaß aber der Angeklagte nicht. 
Seine dieſerhalb aus 8 9 Abſ. 2 Sprengft®. ausgeſprochene 
Verurteilung iſt jedoch unter den obwaltenden Umſtänden nicht 
gerechtfertigt. Allerdings enthält die nach 8 1 des angezogenen 
Geſetzes zu erteilende und dem Angeklagten auch tatſächlich 
erteilte Erlaubnis zum Beſitz von Sprengſtoffen an und für 
ſich nicht auch gleichzeitig die Genehmigung, dieſelben an der 
Verbrauchsſtätte niederzulegen und aufzubewahren d. h. in der⸗ 
jenigen Menge, die über den Tagesbedarf hinaus nicht unmittel⸗ 
bar zur Verwendung gelangt. Auch kann ſich der Angeklagte 
nicht mit Unkenntnis der erwähnten Polizeiverordnung ent⸗ 
ſchuldigen, da es ſich hierbei um einen Irrtum über Inhalt und 
Tragweite des Strafgeſetzes, alfo um einen gemäß 8 59 StGB. 
nicht beachtlichen handeln würde. Allein der den Angeklagten 
zum Beſitz von Sprengſtoffen ermächtigende Erlaubnisſchein 
enthielt, wie oben erwähnt, den Zuſatz, daß das über den 
Tagesbedarf hinaus nicht zur Verwendung kommende Dynamit 
in einem feuers nnd diebesſicheren Raum aufzubewahren ſei. 
Auf Grund welcher Erwägungen der Landrat zum Erlaß dieſer 
Anordnung gekommen iſt, geht aus dem Urteil nicht hervor. 
Weder aus dem Sprengft®. noch aus der jetzt gültigen Polizei⸗ 
verordnung vom 14. September 1905 (MBl. der Handels⸗ und 
Gewerbe⸗Verw. S. 282) läßt ſich unmittelbar eine Ver⸗ 
pflichtung dazu ableiten. Ob dies aus früheren Polizei⸗ 
verordnungen möglich wäre, kann, obwohl es anſcheinend 
auch nicht der Fall iſt, dahingeſtellt bleiben. Denn durch 
3 37 der Verordnung vom 14. September 1905 find die 
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bis dahin allein in Geltung geweſenen Verordnungen vom 
19. Oktober 1893 und 29. Juni 1898 aufgehoben worden, 
und in 8 37 der eben erwähnten, von den Miniſtern des Innern 
und für Handel und Gewerbe für den ganzen Umfang der 
Preußiſchen Monarchie erlaſſenen Verordnung vom 19. Oktober 
1893 (MBl. für die Inn. Verw. S. 225) war beſtimmt, daß 
mit dem Tage ihres Inkrafttretens alle ſeitdem über den Ver⸗ 
kehr mit Sprengſtoffen von den beiden Miniſtern, den Regierungs⸗ 
Präfidenten und Bezirksregierungen erlaſſenen Polizeiverordnungen 
unwirkſam würden. Es ſind deshalb insbeſondere auch die 
miniſteriellen Verordnungen vom 11. September 1884 (MBl. 
für die Inn. Verw. S. 237) und vom 24. Dezember 1887 
(Ml. für die Inn. Verw. von 1888 S. 4) längſt außer 
Geltung geſetzt. Die erwähnte von dem Landrat dem Erlaub⸗ 
nisſchein für den Beſitz von Dynamit hinzugefügte Anordnung 
ging demnach über dasjenige hinaus, was durch den Wortlaut 
des Geſetzes und der zurzeit allein gültigen Verordnung vor⸗ 
geſchrieben wird, und war deshalb hinſichtlich ihres Anlaſſes 
und ihres Zweckes der Mißdeutung fähig. Tatſächlich ſieht das 
Inſtanzgericht auch als erwieſen an, daß der dem Angeklagten 
erteilte Erlaubnisſchein zu Mißverſtändniſſen Anlaß geben 
mußte. Infolgedeſſen gewinnt die Behauptung des Angeklagten 
entſcheidende Bedeutung, die dahin ging, er habe angenommen, 
er dürfe das Dynamit an der Verbrauchsſtätte beliebig auf⸗ 
bewahren, wenn nur der Ort feuer⸗ und diebesſicher ſei. Es 
handelte ſich demnach offenbar um einen Irrtum des Angeklagten 
darüber, daß der mehrfach erwähnte Zuſatz zu dem für den 
Beſitz von Dynamit erteilten Erlaubnisſcheine jene in § 33 
Abs. 3 der Verordnung vom 14. September 1905 aufgeführte, 
für die Verwahrung von Dynamit an der Verbrauchsſtätte 
zu beachtende Anordnung ſei, daß alſo die zuſtändige Polizei⸗ 
behörde ihm die Genehmigung erteilt habe, nicht bloß Dynamit 
im Beſitz zu haben, ſondern auch das vom Tagesbedarf übrig 
bleibende Dynamit an der Verbrauchsſtätte aufzubewahren, und 
daß ſie in letzter Beziehung lediglich die Bedingung vorſchreibe, 
daß der gewählte Verwahrungsort feuer⸗ und diebesſicher ſei. 
Ein derartiger Irrtum bezieht ſich nicht auf Inhalt und Trag⸗ 
weite des Strafgeſetzes, ſondern iſt ein ſolcher über den Inhalt 
einer polizeilichen Anordnung, zu deren Erlaß die Polizeibehörde 
zwar kraft maßgebender Vorſchrift befugt war, die ſie aber 
unter Berückſichtigung der obwaltenden Umſtände im Einzelfalle 
nach freiem Ermeſſen zu treffen und deren Wortlaut ſich dem⸗ 
gemäß lediglich der beſonderen Sachlage anzupaſſen hatte, ſo 
daß weder das Geſetz noch die allgemeine Polizeiverordnung bei 
ihrer Auslegung weſentlich herangezogen werden konnte. Ein 
derartiger Irrtum iſt ein tatsächlicher und gemäß § 59 StGB. 
zu behandeln. Denn eine Beſtrafung aus Abſ. 2 des ans 
gezogenen $ 9 Sprengft®. ſetzt in ſubjektiver Hinſicht im vor⸗ 
liegenden Falle das Bewußtſein voraus, daß die nach 8 33 
Abſ. 3 der Verordnung vom 14. September 1905 für den 
Aufbewahrungsort erforderliche polizeiliche Genehmigung nicht 
erteilt ſei. Demgemäß muß im vorliegenden Fall angenommen 
werden, der Angeklagte war der wenn auch irrigen Meinung, 
daß ihm die nach § 33 Abſ. 3 a. a. O. erforderliche Ges 
nehmigung tatſächlich erteilt ſei (vgl. RGSt. 12, 431). Seine 
Verurteilung konnte deshalb nicht aufrechterhalten werden. 
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99. Patentgeſetz vom 7. April 1891 89 4, 6. Umfang 
des Patentſchutzes, mittelbare Täterſchaft.] Ein Verfahrens⸗ 
patent erſtreckt ſich nicht auf Herſtellnng und Verkauf des Mittels, 
durch deſſen Anwendung erſt das geſchützte Verfahren ausgeübt 
wird. Hingegen kann im Verkaufe des Mittels eine Teilnahme 
an der Patentverletzung liegen, wenn der Verkäufer wußte, daß 
das Mittel unter Verletzung des Patents Anwendung finden 
ſollte, auch kann unter Umſtänden (RGZ. 65, 161) mittelbare 
Täterſchaft angenommen werden, wenn der Verkäufer die gut⸗ 
gläubigen Käufer als Werkzeug benutzt hat, um die von ihm 
gewollte Patentverletzung herbeizuführen. Urt. d. IV. Sen. v. 
26. Jan. 1909 (897/08); ausführlicher in RGSt. 42, 151. 

100. Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz vom 1. Juni 1891 
88 1, 4, 10. Gegenſeitige Verletzung zweier Gebrauchsmuſter, 
die im Abhängigkeitsverhältniſſe ſtehen.] Die Inhaber ſolcher 
Gebrauchsmuſter haben ihre Schutzrechte gegenſeitig zu reſpektiren, 
gleichgültig, ob der Inhaber des abhängigen Gebrauchsmuſters 
in der Lage iſt, den geſchützten Gegenſtand auszuführen oder 
nicht. Die Schutzverletzung des einen wird nicht dadurch be⸗ 
rechtigt, daß ſein Schutz von dem andern gleichfalls verletzt 
wird; Irrtum darüber betrifft unmittelbar das Strafgeſetz. Urt. d. 
V. Sen. v. 29. Dez. 1908 (786/08); abgedruckt in RG St. 42, 127. 

101. Krankenverſicherungsgeſetz vom 15. Juni 1883 / 
10. April 1892 8 82b. Begriff des Arbeitgebers.] 

a. Zu weſentlichen Bedenken gibt die Annahme Anlaß, 
daß der Angeklagte Arbeitgeber geweſen ſei. Arbeitgeber iſt 
nicht ohne weiteres, wer die Arbeiter annimmt, ihnen die Arbeit 
zuweiſt und den Lohn auszahlt, entſcheidend iſt vielmehr, wer 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Rechts als der Dienft- 
berechtigte anzuſehen iſt, d. h. wer die Dienſte zu fordern hat 
und den Arbeitern dafür den Lohn ſchuldet, und dies kann nur 
der ſein, auf deſſen Namen der Dienſtvertrag geſchloſſen iſt. 
Die Strafvorſchrift des § 82 b findet nun allerdings auch gegen 
Perſonen Anwendung, die, ohne ſelbſt Arbeitgeber zu ſein, doch 
vom Arbeitgeber zur Leitung des Betriebes oder eines Teiles 
des Betriebes beſtellt und denen die Erfüllung der durch das 
Krank Verſc . dem Arbeitgeber auferlegten Verpflichtungen von 
dieſem übertragen find. Allein daß der Angeklagte als Betriebs⸗ 
leiter oder Aufſeher angeſtellt wäre, iſt vom Vorderrichter nicht 
feſtgeſtellt. Urt. d. III. Sen. v. 17. Sept. 1908 (236/08); 
ausführlicher in RGSt. 41, 406. 

b. Der Angeklagte war tatſächlich der Inhaber des Tiſchler⸗ 
geſchäfts. Er hat zwar geltend gemacht, daß das Geſchäft 
ſchon vor Annahme jener Geſellen von ihm an die Witwe F. 
verkauft und daß das Gewerbe ſeitdem polizeilich auf deren 
Namen angemeldet ſei; der erſte Richter hat aber feſtgeſtellt, 
daß dieſe Handlungen nur zum Schein vorgenommen ſind und 
daß in Wirklichkeit in den bisherigen Verhältniſſen eine Ver⸗ 
änderung nicht eingetreten iſt. Bei ſolcher Sachlage können die 
weiteren Ausführungen des Vorderrichters, daß der Angeklagte 
die Tiſchlerei nach wie vor ſelbſtändig auf ſeine Rechnung 
betrieben und geleitet habe, nur ſo verſtanden werden, daß er 
auch bei Annahme der drei Geſellen dieſen als Inhaber des 
Geſchäfts gegenübergetreten iſt und den Dienſtvertrag mit ihnen 
auf ſeinen eigenen Namen und nicht etwa auf den Namen der 
Witwe F. geſchloſſen hat. Die Feſtſtellung, daß der Angeklagte 
als Arbeitgeber die den Geſellen abgezogenen Lohnbeträge der 
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Ortskrankenkaſſe in der Abſicht vorenthalten habe, ſich einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen, begegnet ſonach 
keinen rechtlichen Bedenken. Einer beſonderen Feſtſtellung dahin, 
daß ſich der Angeklagte der Scheinnatur des mit der F. geſchloſſenen 
Kaufvertrages bewußt geweſen ſei und daß er ſelbſt ſich auch 
ferner als Eigentümer der Tiſchlerei angeſehen habe, bedurfte 
es nicht, denn die Annahme eines Scheingeſchäfts hatte zur 
notwendigen Vorausſetzung, daß beide Teile über die Schein⸗ 
natur einig waren. Der Umſtand, daß der Angeklagte einige 
Zeit nach Vornahme des Abzugs die Krankenkaſſe um eine 
Nachweiſung der von ihm für die einzelnen Geſellen zu zahlenden 
Beiträge gebeten hat, war mit der Feſtſtellung, daß er die in 
§ 53 Abſ. 3 KrankVerſcB. vorgeſchriebene ſofortige Ablieferung 
abſichtlich unterlaſſen habe, keineswegs unvereinbar. Die Gründe, 
aus denen der Vorderrichter eine abſichtliche Unterlaſſung der 
ſofortigen Ablieferung angenommen hat, ſind tatſächlicher Natur 
und deshalb der Nachprüfung des Reviſionsgerichts nicht zus 
gänglich. Die Summe der vorenthaltenen Beiträge hat der 
Vorderrichter auf über 7 & angegeben; dieſe Feſtſtellung genügt. 
Urt. d. III. Sen. v. 1. März 1909 (98/09). 

102. Viehſeuchengeſetz vom 23. Juni 1880 / 1. Mai 1894 
89 12 Abſ. 2, 17 Abſ. 2, 66 Nr. 3.] Als Anordnungen der 
zuſtändigen Behörde ſind auch die vorläufigen Anordnungen des 
beamteten Tierarztes ſolange zu beachten, bis ſie zurückgenommen 
oder abgeändert ſind. Urt. d. IV. Sen. v. 5. Jan. 1909 
(972/08); ausführlicher in RGSt. 42, 135. 

103. Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894 88 7, 14 
Abſ. 2.] Es iſt bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß H. Sch. bei der 
Anmeldung die Eintragung des Zeichens für die Firma des 
A. Sch. erlangen wollte. Nun ſtimmte allerdings die Be⸗ 
zeichnung derſelben mit der in das Handelsregiſter eingetragenen 
Firma nicht überein. Die von H. Sch. gebrauchte Abkürzung 
ſtellte für ſich allein keine nach den handelsgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zuläſſige Firma dar. Indes dadurch wurde der 
zugunſten der richtigen erfolgten Anmeldung die Wirkſamkeit 
nicht entzogen, da es ſich dabei nicht um einen Formalakt — 
wie beiſpielsweiſe bei Wechſelunterſchriften — handelte und es 
deshalb nur darauf ankam, für wen bzw. zu weſſen Gunſten 
die Anmeldung in Wirklichkeit bewirkt war. Ebenſowenig iſt 
durch die Unvollſtändigkeit der Bezeichnung der Firma in der 
dem Antrag entſprechenden Eintragung deren Rechtswirkſam⸗ 
keit beeinträchtigt. Urt. d. IV. Sen. v. 29. Sept. 1908 (556/08); 
ausführlicher in RGSt. 41, 422. 

104. Waren 3G. 88 12, 14, 15, 20.] Irrtum über die 
Verwechſelungsfähigkeit iſt Irrtum über den Inhalt des Straf⸗ 
geſetzes und entſchuldigt auch dann nicht, wenn er durch Aus⸗ 
kunft eines Rechtskundigen hervorgerufen iſt. Auch dadurch 
wird die Beſtrafung nicht ausgeſchloſſen, daß der Angeklagte 
beſtrebt geweſen iſt, jeden einzelnen Kunden über die Ver⸗ 
wechſelungsmöglichkeit aufzuklären. Denn die Täuſchungsabſicht 
iſt nicht Tatbeſtandsmerkmal der Warenzeichenverletzung, dieſe 
iſt gegeben, ſobald ſich der Angeklagte der Verwechſelungsgefahr 
mindeſtens als einer möglichen — im Sinne des Eventual⸗ 
vorſatzes — bewußt geweſen iſt. Soweit es auf Täuſchungs⸗ 
abſicht ankommt, würde fie ſchon dann gegeben fein, wenn es 
dem Angeklagten nur darauf ankam, durch die Täuſchung 
Kaufluſtige anzulocken, indem er darauf rechnete, daß ſie ſich 
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vom Kaufe durch die erſt unmittelbar vorher erfolgte Aufklärung 
nicht mehr abhalten laſſen würden. Urt. d. V. Sen. v. 12. Jan. 
1909 (863/08); ausführlicher in RGSt. 42, 138; |. Nr. 97. 

105. Waren 8G. 88 14, 15. Preßgeſetz vom 7. Mai 1874 
8 22.] Die preßgeſetzliche Verjährung gilt nicht für Waren⸗ 
zeichenverletzungen. Allerdings find Bilder, Etiketten und dergl. 
verbreitete Druckſchriften. Aber die ſtrafbare Handlung beſteht 
nicht in ihrer Verbreitung, ſondern in der Verbreitung der mit 
ihnen gekennzeichneten Waren. Urt. d. V. Sen. v. 1. Dez. 1908 
(468/08); ausführlicher in RGSt. 42, 88. 

106. Waren 3G. 88 14, 15.] Die Strafkammer erkennt 
an, daß das Bildzeichen des Sternes mit der Inſchrift „Progreß“, 
das die Angeklagten auf der einen Seite ihrer Glühſtrumpfhülſen 
haben anbringen laſſen und worin die Nebenklägerin in erſter 
Linie eine Verletzung ihres Warenzeichens gefunden wiſſen wollte, 
ſich von dieſem noch in genügender Weiſe unterſcheiden. Gleich⸗ 
zeitig wird jedoch feſtgeſtellt, daß jene beiden Zeichen von den 
Angeklagten dergeſtalt mit einer Menge anderer, für die Aus⸗ 
ſtattung der Glühſtrümpfe der Nebenklägerin charakteriſtiſcher 
Zutaten in Verbindung gebracht hat, daß trotz der Verſchieden⸗ 
heit der beiden hervorgehobenen Einzelzeichen die Ausſtattung 
als Ganzes betrachtet, ſich mit der von der Nebenklägerin 
ihrer gleichartigen Ware gegebenen Ausſtattung im weſentlichen 
deckt. Es war nicht unzuläſſig, für dieſe Annahme unterſtützend 
auch ſolche äußeren Merkmale der Ausſtattung mitheranzuziehen, 
denen das Urteil vorher, bei der Entſcheidung der Verwechſelungs⸗ 
fähigkeit des Warenzeichens, jeden Einfluß abgeſprochen 
hatte. Glaubte die Strafkammer jenen Momenten für ihr 
Urteil über die Unterſcheidbarkeit des Warenzeichens kein 
Gewicht beilegen zu ſollen, ſo konnte das für ſie kein Hindernis 
ſein, ihnen im Zuſammenhange mit den übrigen Etikettierungs⸗ 
zeichen, die die Angeklagten der Warenausſtattung der Neben⸗ 
klägerin entlehnt haben, Beachtung zu ſchenken und die danach 
ſich aufdrängende andere Frage nach der Verwechſelungsfähigkeit 
der Ausſtattung zu bejahen. Urt. d. II. Sen. v. 5. Jan. 
1909 (861/08). 

107. Margarinegeſetz vom 15. Juni 1897 5 1 Abſ. 2, 4.] 
Die Auffaſſung des erſten Richters, daß die in 5 1 Abſ. 4 ges 
machte Ausnahme ſich nur auf ſchweineſchmalzähnliche nicht auf 
butterähnliche, im Sinne des Geſetzes als Margarine an⸗ 
zuſehende Zubereitungen beziehe, iſt nicht zu beanſtanden. 
Auch iſt der Begriff der Butterähnlichkeit nicht verkannt. Ins⸗ 
beſondere iſt es nicht rechtsirrig, wenn ausgeführt wird, daß 
dazu gelbe Färbung nicht erforderlich ſei, weil auch die im 
Verkehr verbreitete, und keineswegs minderwertige ſogen. Winter⸗ 
butter weißliche Farbe aufweiſt. Urt. d. IV. Sen. v. 3. Nov. 1908 
(709/08); ausführlicher in RGSt. 42, 45. 

108. Invalidenverſicherungsgeſetz in der Faſſung vom 
19. Juli 1899 88 14, 187. Erſtmalige und wiederholte Marken⸗ 
verwendung.] Die Verwendung“ der Marke durch den Der: 
ſicherten iſt ſchon mit dem Einkleben, nicht erſt mit der Ab⸗ 
ſtempelung vollzogen (RGSt. 39, 163); in der nachträglichen 
Entwertung ſolcher Marken durch den Arbeitgeber, wodurch der 
Schein erweckt werden ſoll, als habe er ſie eingeklebt, kann 
eine wiederholte Verwendung derſelben Marken gefunden werden. 
Urt. d. II. Sen. v. 30. Dez. 1908 (965/08); ausführlicher 
in RGSt. 42, 131. 
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109. KO. 89 1, 102, 109, 240 Nr. 3, 4. HB. 88 128, 
159.] Das LG. beruft ſich auf das Urteil des erkennenden 
Senats in RGSt. 35, 85. Dort iſt zutreffend ausgeſprochen, 
Schuldner, über deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet 
iſt, ſeien die offenen Handelsgeſellſchafter in dem Falle, daß 
über das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet ſei. Aber daß in dieſem Falle ein Schuldner 
der bezeichneten Art auch jemand ſein könne, der früher 
offener Handelsgeſellſchafter war, aber vor der Konkurseröffnung 
ausgeſchieden iſt, iſt eine Meinung, die ſich nicht aufrecht⸗ 
erhalten läßt. Denn der Beſchluß des Konkursgerichts, daß über 
das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet werde, richtet ſich nur gegen die zur Zeit 
des Beſchluſſes vorhandenen Geſellſchafter als Gemeinſchuldner, 
nicht gegen andere Perſonen, mögen ſie früher Geſellſchafter 
geweſen ſein oder nicht. Urt. d. II. Sen. v. 2. Okt. 1908 
(548/08); ausführlicher in RGSt. 41, 426. 

110. Elektrizitätsentwendungsgeſetz vom 9. April 1900 
8 1. Entwendung zugunſten eines Andern.] Der Verbrauch 
elektriſcher Kraft unter Umgehung des Zählers iſt Zueignung, 
auch wenn der Täter im Intereſſe feines an das Elektrizitätswerk 
angeſchloſſenen Prinzipals handelt. Das Urteil RGSt. 35, 311 
ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen, da dort nicht Umgehung, 
ſondern Ausfchaltung des Zählers vorlag. Urt. d. II. Sen. 
v. 20. Okt. 1908 (614/08); ausführlicher in RGSt. 42, 20. 

111. Literaturgeſetz vom 19. Juni 1901. Alphabetiſches 
Regiſter.] Das in Rede ſtehende Adreßbuch enthält ein alpha⸗ 
betiſch geordnetes Ortsregiſter aller deutſchen Plätze, welche ein 
eigenes Fernſprechamt oder einen Fernſprechanſchluß haben. Die 
Herſtellung des Ortsregiſters iſt auf Grund zeitraubender, koſt⸗ 
ſpieliger Arbeiten unter Benutzung der von den 53 deutſchen 
Oberpoſtdirektionen herausgegebenen Verzeichniſſe der Fernſprech⸗ 
ämter und ihrer Anſchlüſſe erfolgt. Um einen Nachdruck ohne 
weiteres nachweiſen zu können, ſind in das Ortsregiſter etwa 
25 Orte aufgenommen, welche überhaupt nicht exiſtieren. Bei 
Entſcheidung der Frage, ob dies Ortsregiſter ein Schriftwerk 
im Sinne des Geſetzes vom 19. Juni 1901 iſt, muß beachtet 
werden, daß die ſchaffende Tätigkeit des Urhebers ſich auch in 
Formgebung, Sammlung, Einteilung und Anordnung vor⸗ 
handenen Stoffes äußern kann. Deshalb kann die Bejahung 
der Frage durch das LG. nicht als irrtümlich bezeichnet werden. 
Es führt aus, daß das Ortsregiſter, wenngleich es nur bekannte 
Tatſachen wiedergebe, keine bloß mechaniſch gefertigte Arbeit 
bilde, ſondern eine auf Gedankenarbeit beruhende Zuſammen⸗ 
ſtellung ſtatiſtiſcher Art, ein Erzeugnis individueller geiſtiger 
Arbeit ſeines Urhebers inſofern darſtelle, als er die überaus 
große Zahl der Orte auf Grund der Veröffentlichungen der 
53 Oberpoſtdirektionen in alphabetiſcher Ordnung zu: 
ſammengeſtellt habe. Urt. d. II. Sen. v. 27. Nov. 1908 
(739/08). 

112. Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 8 37.] Aller: 
dings iſt in $ 37 SeemO. beſtimmt, daß an Sonn: und Feſt⸗ 
tagen Arbeiten nur unter gewiſſen Vorausſetzungen gefordert 
werden dürfen; daraus iſt aber nicht zu ſchließen, daß der 
Schiffsmann den Befehl zur Verrichtung von Sonntagsarbeit 
unbeachtet laſſen dürfe, wenn nach ſeiner Meinung jene Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vorliege. Der § 37 enthält vielmehr nur eine 
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Anweifung für den Kapitän. Der Schiffsmann iſt verpflichtet, 
„zu jeder Zeit alle für Schiff und Ladung ihm übertragenen 
Arbeiten zu verrichten“ (§ 34). Urt. d. III. Sen. v. 28. Sept. 
1908 (479/08). 

113. Zigarettenſteuergeſez vom 3. Juni 1906 8 17. 
Befreit ſtrafbarer Erwerb der Zigaretten von der Steuerpflicht ?] 
Von der Anklage des Steuervergehens hat der Vorderrichter 
den Angeklagten unter Bezugnahme auf die Entſcheidung in 
RGSt. 39, 271 deshalb freigeſprochen, weil die fraglichen 
Zigaretten vom Angeklagten durch Diebſtahl erworben ſeien, 
ſtaatliche Abgaben aber nur von ſolchen Unternehmungen er⸗ 
hoben werden, die an ſich geſtattet ſind. Die Reviſionen der 
Staatsanwaltſchaft und der Steuerbehörde ſind begründet. 
Das erwähnte Urteil des RG. erörtert die Frage, ob ſeit dem 
ausnahmsloſen Verbot des geſchäftsmäßigen Vermittelns von 
Wetten für öffentlich veranſtaltete Pferderennen der geſchäfts⸗ 
mäßige Vermittler ſich noch durch Nichtanmeldung ſeines 
Betriebs und Nichtausſtellung verſteuerter Ausweiſe der Zuwider⸗ 
handlung gegen die Vorſchriften des ReichsſtempG. ſchuldig 
mache, und gelangt zur Verneinung der Frage auf Grund der 
Erwägung, daß die Verpflichtung zur Anmeldung des Betriebes 
bei Vermeidung von Strafe die Verpflichtung in ſich ſchließen 
würde, den Beginn einer ſtrafbaren Handlung anzumelden, was 
geſetzgeberiſch ebenſo verfehlt ſein würde, wie die Übernahme 
einer behördlichen Aufſicht über die ſtrafbare Handlung. Und 
fernerhin iſt erwogen, daß im Abſchnitt III des ReichsſtempG., 
der von „Spiel und Wette“ handelt, die Stempelſteuerpflicht 
gewiſſer Unternehmungen geregelt iſt, daß die Steuerpflicht 
lediglich dem Unternehmer geſchäftsmäßiger Vermittlung von 
Rennwetten auferlegt iſt und daß von dem Augenblick ab, wo 
dergleichen Unternehmungen an ſich für ſtrafbar erklärt ſind, 
nicht ſtaatliche Abgaben von ihnen erhoben werden können. 
Dieſe Erwägungen haben dem Vorderrichter offenbar deshalb 
zur Freiſprechung auch im vorliegenden Falle den Anlaß ge⸗ 
geben, weil auch hier ein ſtrafbares Unternehmen, der Dieb⸗ 
ſtahl der Zigaretten in Frage ſteht und die Verſteuerung der 
entwendeten Ware möglicherweiſe zur Aufdeckung des Diebſtahls 
hätte führen können. Indeſſen hat die obgedachte Entſcheidung 
des RG. keineswegs die Meinung ausgeſprochen, daß die 
Steuerpflicht überall da entfalle, wo die vorgeſchriebene ſteuer⸗ 
liche Anmeldung möglicherweiſe zur Aufdeckung einer vorher 
begangenen Straftat beitragen könnte, ſondern ſie hat nur die 
Verpflichtung zur Anmeldung eines Gewerbe betriebes für un⸗ 
vereinbar mit dem unbedingten geſetzlichen Verbot und der un⸗ 
bedingten Strafbarkeit ebendieſes Betriebes erklärt. Mochte 
immerhin für den Angeklagten die Gefahr beſtehen, daß, wenn 
er hinſichtlich der fraglichen Zigaretten ein den ſteuerlichen 
Vorſchriften entſprechendes Verfahren einſchlug, er des verübten 
Diebſtahls überführt werden konnte: dieſe Lage der Dinge be⸗ 
freite ihn nicht von der Befolgung der ſteuerlichen Vorſchriften; 
denn nicht die unmittelbare Kundgebung ebenderjenigen 
Tätigkeit, die mit Strafe bedroht war, und auch nicht die An⸗ 
kündigung einer erſt vorzunehmenden ſtrafbaren Tätigkeit 
war das, was hier das Steuergeſetz dem Angeklagten auf⸗ 
erlegte, ſondern die Vornahme gewiſſer Handlungen, die nur 
die Möglichkeit in ſich ſchloß, daß auch eine anderweit und 
vorher begangene Straftat im Wege der Schlußfolgerung dem 
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Angeklagten nachgewieſen werden konnte. Vermeidbar war 
dieſer Konflikt, wenn der Angeklagte, obwohl er den Dieb⸗ 
ſtahl verübt hatte, von dem Vorhaben, auch die Früchte des⸗ 
ſelben zu genießen, Abſtand nahm und die entwendeten Zigaretten 
weder in den Verkehr brachte noch als Verkäufer bei ſich auf⸗ 
bewahrte. Dieſe letzteren Handlungen, das Inverkehrbringen 
und die Aufbewahrung von ſeiten des Verkäufers ſind es, die 
bezüglich ſolcher Waren, die nicht mit der erforderlichen Packung 
und dem vorgeſchriebenen Steuerzeichen verſehen ſind, die An⸗ 
nahme einer vollbrachten Steuerhinterziehung begründen (8 17) 
und die hier dem Angeklagten ſchuldgegeben ſind. Wäre der 
Fall denkbar, daß der Vertrieb gewiſſer Zigarettenſorten, 
gekennzeichnet etwa durch die Beſchaffenheit des verwendeten 
Tabaks, ganz allgemein und unbedingt verboten und unter 
Strafe geſtellt würde, alsdann könnte in Frage kommen, ob 
bezüglich ſolcher Waren noch die Begehung einer Steuer⸗ 
hinterziehung möglich wäre. Nicht aber kann, weil bezüglich 
ſteuerpflichtiger Waren außer der Steuerhinterziehung auch 
andre Straftaten — Diebſtahl, Unterſchlagung, Betrug — 
verübt werden können, die tatſächliche Begehung ſolcher ander⸗ 
weiten Straſtat für die Frage der Steuerpflicht von Bedeutung 
ſein. Soweit aber Verſteuerungspflicht beſteht, iſt an ſich auch 
Steuerhinterziehung möglich. Urt. d. II. Sen. v. 1. Dez. 1908 
(687/08). 

114. Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juni 1906 88 53, 56 
Tarifnummer 8.] Fehl geht der Einwand des Beſchwerde⸗ 
führers, daß ein ſogenannter Beiwagen, der mit einem Kraft⸗ 
rade verbunden iſt, im ſteuerrechtlichen Sinne ein ſelbſtändig 
der Beſteuerung unterliegender Gegenſtand ſei. Eine Beſteuerung 
der ſogenannten Beiwagen an ſich findet überhaupt nicht ſtatt. 
Ein ſolcher Beiwagen kann nur als Teil eines Kraftwagens 
ſteuerlich in Betracht kommen und daher auch von einer Um⸗ 
ſchreibung der Steuerkarte (Erlaubniskarte) für einen Beiwagen 
nicht die Rede ſein. Urt. d. IV. Sen. v. 18. Sept. 1908 
(496/08); ausführlicher in RGSt. 41, 411. 

115. RStempG. vom 3. Juni 1906 $ 28 Abſ. 2; 
RStempG. vom 14. Juni 1900 8 25 Abſ. 2.] Eigene Be: 
teiligung am Glücksſpiel und Vermittlungstätigkeit ſchließen ſich 
begrifflich aus, die oben genannten Beſtimmungen der Stempel⸗ 
geſetze können daher mit § 284 StGB. nicht in Idealkonkurrenz 
treten. Urt. d. III. Sen. v. 17. Dez. 1908 (613/08); voll⸗ 
ſtändig in RGSt. 42, 117. 

116. Kunſtſchutzgeſetz vom 9. Januar 1907 8 2.] Eine 
beſchränkte Übertragung des Urheberrechts iſt möglich in der 
Weiſe, daß ein Reſt der urheberrechtlichen Befugniſſe bei dem 
Mbertragenden zurückbleibt. Nicht möglich iſt dagegen die Abs 
grenzung in der Weiſe, daß dem Erwerber Vorſchriften darüber 
gemacht werden, wie er die Ausübung der übertragenen Be⸗ 
fugniſſe im einzelnen zu geſtalten, z. B. für welchen Preis er 
die Nachbildungen zu verkaufen, oder wie im Wege des Laden⸗ 
geſchäfts oder des Umherziehens uſw. er ſie zu verbreiten habe. 
(RGSt. 39, 108; RGZ. 63, 394.) Zuläſſig ift ngch dieſen 
Grundſätzen die Übertragung des Vervielfältigungsrechts unter 
Beſchränkung auf gewiſſe Arten der Herſtellung (3. B. Kupfer⸗ 
ſtich, Lichtdruck uſw.). Das gleiche gilt, wenn die Beſchränkung 
ſich auf die Herſtellung der Nachbildungen durch eine beſtimmte 
Perſon oder Kunſtanſtalt mit Rückſicht auf die Beſonderheit 
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und Vorzüge ihrer Leiſtungen bezieht. Urt. d. IV. Sen. v. 
27. Okt. 1908 (578/08); abgedruckt in RGSt. 42, 32. 

117. Kunſtſchutzgeſetz vom 9. Januar 1907 88 15, 16. 
Freie Benutzung]! Wer Photographien auf Anſichtspoſtkarten 
vervielfältigt, kann ſich nicht mehr auf 5 4 des früheren Geſetzes 
berufen, er unterliegt alſo dem Urheberrecht, gleichviel ob er 
wirklich nur eine Poſtkarte mit einem Bilde ausſtatten oder das 
Bild felbft unter dem Deckmantel der Bezeichnung als Poſt⸗ 
karte in Verkehr bringen will. Von freier Benutzung kann 
nur die Rede ſein, wenn lediglich eine fremde Idee benutzt, 
ausgeſtattet und verarbeitet, einem fremden Werke die Anregung 
entnommen, gleichzeitig aber ein auf eigener ſchaffender Tätig⸗ 
keit beruhendes, ſonach neues Werk geſchaffen wird. Anbringung 
von Abänderungen, denen kein neuer Gedanke zugrunde liegt, 
rechtfertigt die Anwendung des 8 16 ebenſowenig, wie das 
bloße Weglaſſen einzelner Teile, Veränderungen in der Farb⸗ 
gebung oder dem Umfange, Beifügung neuer Zutaten dies zu 
tun vermögen, es muß vielmehr ein in ſeiner charakteriſtiſchen 
Geſamtindividualität neues Werk vorliegen. Urt. d. III. Sen. 
v. 30. Nov. 1908 (714/08); RGSt. 42, 83. 

118. Fleiſchbeſchaugeſetz vom 17. Auguſt 1907 8 27. 
Anwendung auf bloß minderwertiges Fleiſch zufolge bundes⸗ 
rätlicher landesgeſetzlicher Verweiſung.] Das FleiſchbeſchauG. 
ſelbſt enthält Vorſchriften über das im Nahrungs⸗ und Genuß⸗ 
wert herabgeſetzte (minderwertige) Fleiſch nicht. Über derartiges 
Fleiſch beſtimmt aber 5 40 der Ausführungsbeſtimmungen des 
Bundesrats zu dem Geſetz betreffend die Schlachtvieh⸗ und 
Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900, daß der Fleiſchbeſchauer 
derartiges Fleiſch folgend den 88 8 und 24 FleiſchbeſchauG. 
zwar als tauglich zum Genuſſe für Menſchen, jedoch als in 
ſeinem Nahrungs⸗ und Genußwert erheblich herabgeſetzt zu 
erklären hat. Im übrigen hat, fußend auf den § 23 Reichs G. 
das PrAG. vom 28. Juni 1902 in 8 7 beſtimmt, daß für 
den Vertrieb von Fleiſch, das zwar zum Genuß für Menſchen 
tauglich, jedoch in feinem Nahrungs⸗ und Genußwert erheblich 
herabgeſetzt ſei, die Beſtimmung des 8 11 Abſ. 1 Reichs. 
entſprechende Anwendung finde und daß für den Vertrieb 
und die Verwendung ſolchen Fleiſches Beſchränkungen der in 
demſelben Paragraphen Abſ. 2 und 3 Reichs G. gedachten Art 
durch die Landesbehörde angeordnet werden können. Hierzu 
trifft 8 19 Pra. die beſondere Anordnung, daß alle weiteren 
zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Vorſchriften von 
den zuſtändigen Miniſtern erlaffen werden ſollen. Aus dem 
Geſagten ergibt ſich zunächſt, daß das ſogenannte minderwertige 
dleiſch durch den Bundesrat und weiter in Preußen durch 
Landesgeſetz den Beſtimmungen des Fleiſchbeſchau. vom 
3. Juni 1900 mit unterworfen worden iſt und weiter, daß 
Erlaſſe, die bezüglich des minderwertigen Fleiſches noch er⸗ 
ſorderlich erſcheinen ſollten, durch die zuſtändigen Miniſter 
ergehen follen. Demzufolge ift aber die hier fragliche Miniſterial⸗ 
berfügung vom 17. Auguſt 1907 bedenkenfrei von der hierfür 
zuſtändigen Behörde erlaſſen und, was beſonders die vorliegende 
Sache betrifft, der 8 35 der Abänderung (Anl. a) maß⸗ 
gebend. Dieſe Abänderung ſtützt ſich in ihrem Eingange auf 
9 23 Reichs. betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau 
vom 3. Juni 1900. In dieſer Norm werden die zur Aus⸗ 
führung des Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen, inſoweit 
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nicht der Bundesrat für zuſtändig erklärt iſt oder inſoweit er 
von einer durch § 22 erteilten Ermächtigung keinen Gebrauch 
macht, von den Landesregierungen erlaſſen. Die Rechtsgültig⸗ 
keit des 8 35 unterliegt daher keinem Bedenken. Ebenſowenig 
dann aber die Anwendbarkeit der Strafbeſtimmungen in 8 27 
Reichs., da 8 7 PrAcG. wiederum ausdrücklich den oben⸗ 
genannten 5 11 Reichs. benennt. Urt. d. III. Sen. v. 
8. Febr. 1909 (1017/08). 


D. Landesgeſetze. 


119. Badiſches Geſetz vom 30. Juli 1840. Zollfreie 
Einfuhr landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe eines Ausſchlußgebiets.] 
Die Strafkammer dehnt die durch Art. 21 gewährte Zollfreiheit 
auf Tiere aus, die im Ausſchlußgebiet aufgezogen ſind; der 
Staatsanwalt beſchränkt ſie mit Recht auf ſolche, die dort ge⸗ 
boren ſind. Die erwähnte Vergünſtigung erſcheint als eine 
Ausnahmebeſtimmung, die als ſolche einer ausdehnenden Aus⸗ 
legung nicht zugänglich iſt. Auch dem Wortlaute nach gehören 
Tiere, die innerhalb eines landwirtſchaftlichen Betriebs nur 
großgezogen ſind, nicht „zu den Erzeugniſſen der Landwirt⸗ 
ſchaft.“ Vor allem aber ſteht — abgeſehen von der ſprachlichen 
Seite — der Zweck des Geſetzes den Ausführungen des Urteils 
nicht zur Seite: der Landwirtſchaft des ausgeſchloſſenen 
Bezirks ſollte als Erſatz für die durch den Ausſchluß zu er⸗ 
wartenden Nachteile der Vorteil der Zollfreiheit gewährt werden, 
nicht jedoch dem Viehhandel. Die Auslegung der Straf⸗ 
kammer würde dazu führen, daß die zollfreie Einfuhr von 
Schweizer Vieh durch das Ausſchlußgebiet unter Voraus⸗ 
ſetzungen geſtattet wäre, für deren Beurteilung es an jeder 
geſetzlichen Begrenzung und deshalb an jeder Kontrollmöglich⸗ 
keit fehlt. Urt. d. J. Sen. v. 8. Febr. 1909 (758/08). 

120. Bapyeriſches Grundentlaſtungsgeſetz vom 2. Februar 
1898 Art. 19.] Die Vorſchrift bezweckt, dem volkswirtſchaft⸗ 
lichen Übelſtande der Gutszertrümmerungen entgegenzuwirken 
und jedenfalls mit der Durchführung einer ſolchen durch einen 
gewerbsmäßigen Güterhändler wenigſtens den Vorteil zu ver⸗ 
binden, daß die einzelnen Teile bodenzinsfrei auf die neuen 
Erwerber übergehen. Dieſen Zweck will das Geſetz dadurch 
erreichen, daß es den Güterhändler unter Strafandrohung ver⸗ 
pflichtet, „bevor er eine Gutszertrümmerung durch— 
führt“, dem zuſtändigen Rentamt Anzeige zu erſtatten, damit 
dieſes rechtzeitig die Ablöſungsſchuldigkeit berechnen und von 
dem Händler einziehen kann (vgl. Verhandlungen der Kammer 
der Reichsräte 1897/98, Beil. Bd. VII S. 328; Prot. Bd. VI 
S. 438; Stenogr. Ber. der Kammer der Abgeordneten 1897/98 
Bd. 10 S. 706 ff., insbeſondere 712, 720, 729). Wortlaut, 
Sinn und Zweck des Geſetzes führen zu der Auslegung, daß 
die vorgeſchrie bene Anzeige vor dem Beginn der Durchführung 
einer Gutszertrümmerung zu erſtatten iſt (Urteile des erkennenden 
Senats vom 10. März 1904 gegen Kirſchner, Nr. 5826/03 
und vom 26. Februar 1906 gegen Lobinger Nr. I, 700/05; 
BayOb2GSt. 1, 75; 4 S. 40, 42; 5 S. 245, 246; Ziff. 15 
der zum Vollzuge des Geſetzes erlaſſenen Bekanntmachung des 
Staatsminiſteriums der Finanzen vom 5. Februar 1898, FMBl. 
S. 31, 41). Über die Vorausſetzungen, unter denen der Beginn 
der Durchführung einer Gutszertrümmerung mit der Folge einer 
Verſäumung der rechtzeitigen Anzeigeerſtattung anzunehmen iſt, 
ſpricht ſich das Geſetz nicht aus; es enthält ſich ins beſondere 
jedes Hinweiſes auf bürgerlich⸗rechtliche Vorſchriften über den 
Eigentumsübergang an Grundſtücken und überläßt es mit den 
bloßen Worten: „bevor er eine Gutszertrümmerung durchführt“ 
entſprechend ſeinem Zwecke der Beurteilung des einzelnen Falles, 
ob mit der Durchführung einer Zertrümmerung bereits begonnen 
iſt oder nicht (vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 6. No⸗ 
vember 1902 Nr. 3619/02; BayObe SSt. 5, 245). Auf die 
Frage, ob in der von der Reviſion bezeichneten Richtung ein 
Unterſchied zwiſchen den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts 
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zur Zeit vor und nach der Einführung des BGB. beſteht, 
braucht daher nicht eingegangen zu werden; es iſt vielmehr 
lediglich zu prüfen, ob die Strafkammer im vorliegenden Falle 
im Sinne des Geſetzes ſchon in der Auflaſſung von Grund⸗ 
ſtücken einen Beginn der Durchführung der Zertrümmerung finden 
konnte. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Die Gutszertrümmerung 
beſteht darin, daß durch Veräußerung von Teilen an verſchiedene 
Perſonen der Beſtand des Gutes als eines zuſammengehörigen 
Ganzen aufgehoben wird (vgl. RGSt. 39, 330). Der Beginn 
der ae muß daher in der Vornahme eines Rechts⸗ 
geſchäfts gefunden werden können, das die Veräußerung eines 
Teils des bisherigen Ganzen unmittelbar zum Gegenſtande hat, 
und es ergibt ſich die Eigenſchaft der Auflaſſung als eines 
ſolchen Rechtsgeſchäfts ohne weiteres aus ihrem Weſen als 
Grundlage für die Eintragung der Eigentumsübertragung in 
das Grundbuch und der damit verbundenen Verwirklichung der 
Rechtsänderung (88 873, 925 BGB., Art. 143 EGBGB. 
u. a. Art. 81 Bay ABGB. In der Beurkundung der Auf⸗ 
laſſung konnte die Strafkammer den Beginn der Durchführung 
der Zertrümmerung um ſo mehr finden, als damit der An⸗ 
geklagte einſeitig unwiderruflich gebunden war (8 873 Abſ. 2 
BGB.) und die Eintragung des Eigentumsübergangs in das 
Grundbuch und damit dieſer ſelbſt auch gegen ſeinen Willen 
herbeigeführt werden konnte. Urt. d. I. Sen. v. 1. April 1909 
(67/09). 

121. Bayeriſches Geſetz vom 30. Juni 1900 über Abmarkung 
der Grundſtücke Art. 1 Ziff. 2, Art. 28 Ziff. 2] Nach den 
Feſtſtellungen hat die Angeklagte als Grundſtuckseigentümerin von 
vornherein der Vornahme einer Grenzermittlungsmeſſung 
(Art. 1 Ziff. 2 des Geſ.) ihre Zuſtimmung verſagt und eine An⸗ 
erkennung der zu ermittelnden Grenze verweigert. An ihrer 
Stelle iſt ihr Ehemann zur Vermeſſung und Abmarkung zu⸗ 
gejooen worden; der Beamte der Meſſungsbehörde hat ihn im 

markungsprotokolle als „Eigentümer“ der Grundſtücke ſeiner 
Ehefrau aufgeführt und zur Anerkennung des Abmarkungsakts 
unterzeichnen laſſen. Durch die Teilnahme des ohne Vertretungs⸗ 
macht und ohne Zuſtimmung ſeiner Ehefrau handelnden Ehe⸗ 
manns an der Vermeſſung und Abmarkung wurde die Zuziehung 
der Angeklagten ſelbſt nicht entbehrlich und es ermangelte des⸗ 
halb die ohne die erforderliche Anerkennung der Grenze vor⸗ 
genommene Abmarkung der Rechtsgültigkeit mit der Folge, daß 
die angebrachten Grenzzeichen des geſetzlichen Schutzes entbehrten 
und ihre Beſeitigung weder von der Strafbeſtimmung des 

274 Nr. 2 StGB. noch der des Art. 28 Ziff. 2 des 

veriichen Abmarkungsgeſetzes getroffen werden kann. Urt. d. 
I. Sen. v. 26. Nov. 1908 (659/08); abgedruckt in RGSt. 42, 72. 

122. Preußiſches Fürſorgeerziehungsgeſetz 8 21. Be⸗ 
hilflichſein.] Die Strafkammer hat zur Begründung ihrer 
Annahme, daß der Angeklagte durch ſeine Maßnahmen ſeine 
Braut der angeordneten Fürſorgeerziehung weder entzogen, noch 
ſie verleitet habe, ſich der Fürſorgeerziehung zu entziehen, noch 
ihr hierzu vorſätzlich behilflich geweſen ſei, angeführt, „daß 
ſeine Braut auch ohne ſeine Begleitung in gleicher Weiſe die 
Ausführung der Fürſorgeerziehung hintertrieben haben würde.“ 
Hierauf durfte aber, ſoweit die Tatbeſtandsmerkmale des Ent⸗ 
ziehens aus der Fürſorgeerziehung und des vorſätzlichen Be⸗ 
hilflichſeins hierzu in Frage kommen, ein entſcheidendes Gewicht 
nicht gelegt werden. Das Tatbeſtandsmerkmal des Entziehens 
aus der Fürſorgeerziehung wird durch jede Handlung erfüllt, 
durch welche ein Zuſtand herbeigeführt wird, der geeignet iſt, 
die Durchführung der angeordneten Fürſorgeerziehung dauernd 
oder auf gewiſſe Zeit zu vereiteln, und umfaßt namentlich 
auch ſolche Handlungen, welche darauf gerichtet ſind, die ſchon 
ausgeführte Entziehung fortbeſtehen zu laſſen. Vgl. ROSt. 
37, 416. Es wäre deshalb zu prüfen geweſen, ob der An⸗ 
geklagte, ſofern ſeine Braut bereits Handlungen begangen 

e, welche den Tatbeſtand des § 21 a. a. O. lten, 

einerſeits Maßnahmen getroffen hat, um den widerrechtliche 
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Zuſtand fortdauern zu laſſen. Für die Frage, ob der An⸗ 
geklagte ſich eines „vorſätzlichen Behilflichſeins“ im Sinne des 
8 21- a. a. O. ſchuldig gemacht hat, kam es nur darauf an, 
ob er bei ſeinen Maßnahmen mit dem Vorſatz gehandelt 
hat, die von ſeiner Braut ausgeführte Selbſtentziehung als 
Gehilfe zu fördern und zu unterſtützen. Für den Rechtsbegriff 
der „Beihilſe“ im Sinne des StGB. gilt als Grundſatz, daß 
die Strafbarkeit einer ſolchen nicht davon abhängt, ob die 
Hilfeleiſtung eine Förderung des beabſichtigten Erfolges tat⸗ 
ſächlich herbeigeführt hat. Vgl. RGSt. 6, 169; 13, 265; 
32, 353 (355). Dies muß auch für den Rechtsbegriff des 
„vorſätzlichen Behilflichſeins“ im Sinne des 8 21 a. a. O. 
gelten und es genügt deshalb, daß eine Förderung oder Er⸗ 
leichterung der begangenen Haupttat bezweckt und die dieſerhalb 
vorgenommene Tätigkeit hierzu für dienlich gehalten wird, mag 
auch die geleiſtete Hilfe für die Vollendung der Haupttat nicht 
weſentlich notwendig ſein. Urt. d. IV. Sen. v. 19. Jan. 1909 
(1063/08). 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 


In Entſch. Nr. 3 wird die Verfügung über eine gekaufte 
Ware trotz des Vorbehalts etwaiger Anſprüche aus der Gewähr⸗ 
leiſtung als Annahme der Erfüllung angeſehen. Will ſich der 
Käufer gegen die Übernahme der Beweislaſt gemäß 8 363 
ſchützen, ſo muß ſein Vorbehalt dahin gehen, daß er lediglich 
als Geſchäftsführer des Verkäufers und für deſſen Rechnung 
bei der Verfügung über die Sache handele. 

Der gute Glaube des Erwerbers einer verbrieften Forde⸗ 
rung wird nach Entſch. Nr. 5 nur in Anſehung der im § 405 
BGB. erwähnten beiden Einreden des Scheingeſchäfts und der 
vertragsmäßigen Ausſchließung der Abtretbarkeit geſchützt, eine 
analoge Anwendung der als Sondervorſchrift zu beurteilenden 
Beſtimmung des 8 405 aber abgelehnt. 

Entſch. Nr. 6 betrifft den Anſpruch des Grundſtlückseigen⸗ 
tümers gegen den Hypothekengläubiger, daß dieſer wegen der dem 
5 zuſtehenden Minderungseinrede auf die Hypothek 
verzichte. 

Die Entſch. Nr. 7 lehnt die Haftung des Auftraggebers 
für den Schaden ab, der dem Beauftragten bei der Ausführung 
des Auftrags entſteht. 5 

In Entſch. Nr. 13 wird ein Teſtament wegen Nicht⸗ 
beachtung der im 8 2242 Abſ. 2 BGB. enthaltenen Form⸗ 
vorſchrift für nichtig angeſehen, weil die Feſtſtellung der Erklärung 
des Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben könne, nicht durch die Feſt⸗ 
ſtellung der Schreibensunfähigkeit erſetzt werden kann. N. 


Grundlegende Entſcheidungen in Straſſachen. 


Nr. 71 iſt von Bedeutung für die Stellung des Vor⸗ 
ſitzenden in der Strafkammer. . 

Nr. 74 rührt an die Frage, wie ein etwaiger Konflikt 
zwiſchen Richteramt und Zeugenpflicht des Richters zu löſen iſt. 

Nr. 76 ſcheint die vollſtändige Verleſung inkriminierter 
Schriftwerke zur Notwendigkeit zu machen. 

Nr. 81 ftellt feſt, daß die Anderung des Anklagegegenſtandes 
im Berufungsverfahren auch nicht mit Zuſtimmung des An⸗ 
gal ſtatthaft iſt. 

eachtung verdienen ferner Nr. 94, worin der Begriff der 
Werkſtätten und Nr. 95, worin der Poſtzwang eine Ausdehnung 
erfährt, die vielfach überraſchend wirken wird. . 

Nr. 111 erblickt eine „Gedankenarbeit“, eine „individuelle 
geiſtige Arbeit“ ſchon in der alphabetiſchen Anordnung bekannten 
Materials. Das Ergebnis entspricht in dieſem Falle ſowohl 
dem Bedürfniſſe als dem Rechtsgefühl. Kloeppel. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


— — — 
— — 


— »—]öñ —ę——u ù —— — — —— — — 


12 (Bogen 44 bis 47). 


Berlin, 15. Juni 1909. 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Organ des deutſchen Anwalt ⸗ Vereins. 
Herausgegeben von 


AJuſtizrat Dr. Bugo Neumann, 
Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 8b. 
verlag und Expedition: . Moeſer Buchhandlung, Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


die 2 geſpaltene Petitzeile 50 555 Beſtellungen 


Preis für den Jahrgang 25 Mark, einzelne Nummern pro Bogen 80 Pfg. Inſerate di 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 


Vereins nachrichten. 

In der Vorſtandsſitzung vom 23. Mai 1909 iſt Herr 
Juſtizrat Karl Eckert zu München zum ſtellvertretenden 
Vorſitzenden des Vorſtandes an Stelle des verſtorbenen 
Herrn Geheimen Inſtizrat Gebhart zu Zweibrücken erwählt. 

In den Vorſtand nen gewählt iſt Herr Rechtsanwalt 
Otto Bräutigam in Nürnberg. 


Anfräge des Vorſtaudes des Deutſchen Anwaltvereins zu 

dem in Nr. 8 der Juriſtiſchen Wochenſchrift veröffentlichten, 

von der Kommiſſion ausgearbeiteten Entwurf der neuen 
Satzungen des Deutſchen Auwaltvereins. 


In 8 3 Satz 3 die Worte: „durch Ausſchluß aus der 
Rechtsanwaltſchaft“ durch die Worte: „durch Ausſcheiden aus 
der Rechtsanwaltſchaft“ zu erſetzen. 

In 8 4 die Worte: „durch die Vertreterverſammlung“ zu 
erſetzen: „durch den Anwaltstag“. 

In 8 5 die Worte: „durch die Vertreterverſammlung oder“ 
zu ſtreichen. 

88 6 und 7 zu ſtreichen. 

In 8 8 die Worte: „die Vertreterverſammlung“ und den 
Schlußſatz: „Der Verein richtet eine Geſchäftsſtelle mit einem 
beſoldeten Geſchäftsleiter ein“ zu ſtreichen. 

Den 89 wie folgt zu fallen: 5 

„1. Er vertritt und leitet den Verein und hat für die 

Ausführung der Beſchlüſſe des Anwaltstages und 
des Ausſchuſſes zu ſorgen. 

2. Er beſtimmt unter Berückſichtigung der Beſchlüſſe des 
Anwaltstages Zeit, Ort und Tagesordnung des 
Anwaltstages. 

3. Er ergänzt ſich ſelbſt, falls eines oder mehrere ſeiner 
Mitglieder im Laufe der Geſchäftszeit ausſcheiden.“ 

8 10 zu ſtreichen. Anſtatt deſſen $ 7 der jetzigen Satzungen: 

„Der Vorſtand beſteht aus 12 Mitgliedern. Dieſe 
wählen aus ihrer Mitte den Vorſitzenden, den Schrift⸗ 
führer und deren Stellvertreter. 

Der Schriftführer iſt zugleich Rechner. Es kann 
jedoch auch ein beſonderer Rechner aus den Vorſtands⸗ 
mitgliedern gewählt werden. 


Der Vorſtand beſchließt mit einfacher Stimmenmehrheit 
der erſchienenen Mitglieder. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe wird erfordert, daß 
wenigſtens drei Mitglieder ihre Stimme abgegeben haben. 
Auch ohne Verſammlung der Mitglieder iſt ein Beſchluß 
gültig, wenn alle Mitglieder ihre Zuſtimmung zu dem 
Beſchluß ſchriftlich erklären.“ 

8 11 zu ſtreichen. Anſtatt deſſen 8 8 der jetzigen Satzungen: 

„Der Vorſtand wird von dem ordentlichen Anwalts⸗ 
tage, unbeſchadet der Beſtimmung in § 9 sub 3, 
gewählt. 

Die Wahl gilt bis zum drittfolgenden ordentlichen 
Anwaltstage. Jedoch ſcheidet an jedem folgenden ordent⸗ 
lichen Anwaltstage der dritte Teil der Mitglieder aus 
und zwar nach der Dauer ihrer Geſchäftszeit, bei gleicher 
Dauer nach dem Los. 

Bei der Ergänzung nach $ 9 sub 3 gilt die Wahl 
der zugewählten Mitglieder für die noch übrige Geſchäfts⸗ 
zeit des Ausgeſchiedenen. | 

Der Vorſtand hat feinen Sitz am Sitze des Vereins.“ 

Anſtatt § 12, der zu ſtreichen iſt, folgende Beſtimmung: 

„Der Vorſtand kann einen beſoldeten Geſchäftsführer 
beſtellen, der dem Vorſtande unterſteht.“ 

88 13 bis 19 zu ſtreichen und durch folgende Beſtimmungen 


zu erſetzen: : 


„Es wird ein Ausſchuß gebildet, dem folgende Be⸗ 
fugniſſe und Obliegenheiten zuſtehen: 
1. Prüfung der Jahresrechnung und Bericht darüber 
an den Anwaltstag. 
Feſtſtellung des Jahreshaushaltsplans. 
„Feſtſtellung des Mitgliederbeitrages. 
4. Vorbereitung der Gegenſtände für die Tagesordnung 
des Anwaltstages. n 
5. Beſchlußfaſſung über Redaktion und Verlag der 
Vereinszeitſchrift. | 
6. In dringenden Fällen auf Antrag des Vorſtandes 
der Beſchlußfaſſung an Stelle des Anwaltstages, 
ſoweit es ſich nicht um Satzungsänderungen oder den 


Beſchluß auf Auflöſung des Vereins handelt.“ 
44 
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„Der Ausſchuß beſteht aus den Mitgliedern des 
Vorſtandes und Vertretern der im Bezirk der einzelnen 
Anwaltskammern wohnenden Mitgliedern des Deutſchen 
Anwaltvereins. | 

Die Vereinsmitglieder einer Anwaltskammer mit 
weniger wie 500 Mitglieder wählen einen Vertreter, 
Bezirke mit mehr Mitgliedern für je 500 Mitglieder 
einen Vertreter. 

Maßgebend iſt die letzte ausgegebene Vereinsliſte. 

Berufen und geleitet werden die Verſammlungen für 
die Wahl der Vertreter von einem durch den Vor⸗ 
ſitzenden des Deutſchen Anwaltvereins beauftragten 
Vereinsmitgliede aus dem Wahlbezirk. Die näheren 
Beſtimmungen über die Wahl bleiben den Mitgliedern 
des Deutſchen Anwaltvereins in den Kammerbezirken 
überlaſſen. 

Die von den Bezirken gewählten Vertreter bleiben 
ſolange Mitglieder des Ausſchuſſes, bis die Wahl 
anderer Vertreter dem Vorſtande angezeigt iſt.“ 


82 
„Die Einberufung des Ausſchuſſes erfolgt durch den 
Vorſtand mindeſtens einmal im Jahr. Sie hat zu er⸗ 
folgen, wenn ſie von mindeſtens dem fünften Teil der 
Mitglieder beantragt wird.“ 


982 
„Den Vorſitz im Ausſchuß führt der Vorſitzende des 
Vorſtandes, in deſſen Behinderung ſein Stellvertreter 
oder ein vom Vorſtande beſtimmtes Mitglied desſelben.“ 


82 
„Beſchlüſſe des Ausſchuſſes werden durch die Mehrheit 
der zu einer Verſammlung Erſchienenen gefaßt, können 
aber auch im Wege ſchriftlicher Abſtimmung herbei⸗ 
geführt werden, ſofern gegen dieſes Verfahren nicht von 
mindeſtens dem zehnten Teil der Mitglieder Widerſpruch 
erhoben wird.“ 9 7 


„Die Mitglieder des Ausſchuſſes haben als Vertrauens⸗ 
männer den Verkehr des Vorſtandes mit den Mitgliedern 
des Bezirkes zu vermitteln. Sie haben das Recht, die 
Vereinsmitglieder ihres Bezirkes zu Verſammlungen zu 
berufen, um Angelegenheiten des Vereins zu beraten 
und darüber zu beſchließen und haben die Beſchlüſſe 
der Bezirksverſammlungen und was ihnen ſonſt von 
Anregungen aus dem Kreiſe der Vereinsmitglieder dazu 
geeignet erſcheint, zur Kenntnis des Vorſtandes zu 
bringen. Sie werden vom Vorſtande über alle wichtigen 
Vorkommniſſe in den Angelegenheiten des Vereins 
unterrichtet. 

Die Bezirksverſammlungen ſollen mindeſtens alljährlich 
tattfinden.“ 
ſtattfi 9 7 

„Die Mitglieder des Vorſtandes und des Ausſchuſſes 


erhalten aus der Kaſſe des Vereins Erſatz ihrer Aus⸗ 
lagen bei Reiſen zu den Sitzungen des Vorſtandes und 
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des Ausſchuſſes. Der Einberufer der Verſammlungen 
zur Wahl der Ausſchußmitglieder hat Anſpruch auf die 
ihm entſtehenden Koſten.“ 
Im $ 20 Abſ. 1 find die Worte: „an die Zweigvereine“ 
zu ſtreichen. 
Im 8 22 Abſ. 2 find die Worte: „Vertreterverſammlung“ 
durch: „Ausſchuß“ zu erſetzen. | 
Im Abſatz 3 die Worte: 
ſtreichen. 
Im 8 23 anſtatt: „Präſident“ „Vorſitzende des Vor⸗ 
ſtandes“. 
§ 24 Abſ. 2 Nr. 1: „Wahl und Entlaftung des Bor: 
ſtandes“. 
In Nr. 2 anſtatt: „Vertreterverſammlung“ „Ausſchuß“. 
8 27 zu ſtreichen, anſtatt deſſen: 
„Die Amtsdauer der auf Grund dieſer Satzungen 
erſtmals gewählten Vorſtandsmitglieder umfaßt auch die 
Zeit bis zum 1. Januar des auf die Wahl folgenden 
Jahres.“ 


„Vertreterverſammlung“ zu 


Zur Anderung der Satzungen des Dentſchen 
Anwaltvereins. ö 
Von Rechtsanwalt Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Mit den Vorſchlägen der Kommiſſion (Neumann JW. 09, 209) 
kann ich mich in dem gegenüber den bisherigen Statuten weſent⸗ 
lichſten Punkt, der Gliederung des Vereins, nicht befreunden. 

In der Minderheit bei der Statutenberatung mit meinen 
Vorſchlägen geblieben, möchte ich dieſelben der Kritik der 
Kollegenſchaft unterbreiten, damit die Frage bis zum Roftoder 
Anwaltstag geklärt werden kann. Denn es wird nicht wohl 
möglich ſein, auf dieſer großen Verſammlung einzelne Para⸗ 
graphen und nebenſächlichere Beſtimmungen zu diskutieren, viel⸗ 
mehr muß ſich der Anwaltstag für das eine oder andere 
Syſtem entſcheiden. Ich habe nun nachſtehenden Gegenentwurf 
mit eine Begründung enthaltenden Anmerkungen ausgearbeitet 
und mich hierbei — abgeſehen von den Anderungen der 88 6, 7 
und 13 Abſ. II ff. des offiziellen Entwurfs und den durch dieſe 
Anderung bedingten Formulierungen einiger ſonſtigen Para- 
graphen — an den Kommiſſionsentwurf gehalten. Nicht als 
ob ich allen feinen Beſtimmungen beipflichten möchte, z. B. den 
Geſchäftsleiter (§8 8 Abſ. II, 12, 18 Ziff. 4) möchte ich 
lieber durch den verantwortlichen Vorſtand ſtatt die für Perſonal⸗ 
entſcheidungen weniger geeignete Vertreterverſammlung beſtimmt 
haben, da in erſterem die an den Geſchäftsleiter zu ſtellenden 
Erforderniſſe (als welche ich einſchaltungsweiſe vor allem 
Initiative, Tatkraft, Kenntnis der wirtſchaftlichen und ſozialen 
Verhältniſſe neben wiſſenſchaftlicher Befähigung bezeichnen darf) 
beſſer geprüft werden können. Doch glaubte ich der Sache zu 
dienen, wenn ich, ſoweit als möglich, den Kommiſſionsentwurf 
zugrunde legte, da es vor allem auf den lebendigen Geiſt 
ankommt, mit welchem eine ihrer Pflichten gegen ſich ſelbſt 
bewußte Anwaltſchaft das Statut ausfüllt. Aus dieſem Grunde 
wäre es unverſtändlich, wenn der Vorſtand die Einfügung nicht⸗ 
grundlegender Beſtimmungen mit aller Energie bekämpfen wollte, 
z. B. die Zahl der Vorſtandsmitglieder von 5; ich würde 
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übrigens auch gegen die doppelte Anzahl keine Einwendung 
erheben, darin aber iſt ihm beizupflichten: die durch die 88 6, 
7, 13 gekennzeichnete Gliederung iſt unannehmbar, ihr wäre 
der bisherige Zuſtand unter allen Umſtänden vorzuziehen. 

Die Neuſchaffung der Vertreterverſammlung erachte 
ich als erwünſcht, weil dieſe ein die Belebung des Intereſſes 
für die Vereinszwecke förderndes Bindeglied zwiſchen Vorſtand 
und Anwaltſchaft darſtellt, weil ſie teilweiſe den Anwaltstag 
entlaſtet, ohne ſeine Bedeutung für Vorträge, Verhandlungen, 
perſönlichen Konnex der Mitglieder uſw. einzuſchränken, und 
weil die Vertreterverſammlung in Fällen, die Beſchleunigung 
erfordern, das ſchwerfällige Mittel des außerordentlichen Anwalts⸗ 
tages unter Umſtänden überflüſſig macht. Dabei iſt zu be⸗ 
achten, daß die Vertreterverſammlung von dem ſo oft als un⸗ 
erwünſcht hingeſtellten genius loci des Anwaltstages (Be⸗ 
herrſchung durch Zufallsmehrheiten, insbeſondere durch die An⸗ 
wälte des Tagungsbezirks) unabhängiger iſt. 

Daß ſich an meinen Vorſchlägen Ausſetzungen machen 
laſſen, verhehle ich mir durchaus nicht; nur die Unannehmbarkeit 
des Kommiſſionsentwurfes hat ſie gezeitigt. Vielleicht wird von 
anderer Seite Brauchbareres beigebracht. 

Schließlich darf für die Freunde wirtſchaftlicher Maß⸗ 
nahmen innerhalb des Anwaltvereins beigefügt werden, daß 
Herr Juſtizrat Neumann namens der Subkommiſſion, der auch 
ich angehörte, in der Schlußkommiſſionsſitzung vom 4. April 1909 
widerſpruchslos erklärte, unter Berufsintereſſen in §S 1 Abſ. II 
ſeien auch wirtſchaftliche Intereſſen zu verſtehen. 


Gegenentwurf. 


I. II. 588 1—5 wie im Kommiſſionsentwurf. 


III. Gliederung des Vereins in Bezirksvereinigungen und 
Sektionen. 
A. Bezirksvereinigungen und Sektionen. 
8 6.) 

I. Die dem Verein angehörenden Rechtsanwälte jedes Ober⸗ 
landesgerichtsbezirks bilden eine Bezirksvereinigung des Dentſchen 
Anwaltvereins. Die dem Verein angehörenden Keichsgerichts⸗ 
anwälte ſtehen einer Bezirksvereinigung gleich. 

II. Die Vereinsmitglieder innerhalb jedes Landgerichtsbezirks 
bilden eine Sektion der Bezirksvereinigung. 


) Zu 88 6 bis 7e: Die im Enkwurf vorgeſchlagene Gliederung 
ſchien mir zu undurchſichtig, umſtändlich und praktiſch undurchführbar, da 
1. die beſtehenden Vereine kaum alle die Zugehörigkeit ihrer 
Mitglieder zum Deutſchen Anwaltverein beſchließen können 

und wollen; 

2. die örtliche Begrenzuntz der Vereine im Entwurf nicht gefordert 
wird, der Mangel dieſer Begrenzung erſchwert die Durch⸗ 
ſichtigkeit der Gliederung; 

8. die Ausnahme des 8 6 Abſ. III — wonach auch Nichtmitglieder 
des Deutſchen Anwaltvereins einem zum Deutſchen Anwalt⸗ 
verein gehörigen Verein angehören dürfen — unannehmbar ift; 

4. die Schwierigkeit in § 6 Abſ. IV jede Uberſicht ausſchließt und 
äußerſt umſtändlich iſt; 

5. 8 18 Abſ. II und III (Vertreterwahl der Zweigvereine) un: 
befriedigend und praktiſch kaum verwertbar erſcheint, denn: 
a) nach einer vom Geſchäftsausſchuß des Deutſchen Anwalt⸗ 

vereins gefertigten Zuſammenſtellung beſtehen zurzeit nur 
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B. Bezirksvereinigungen. 


§ 7. 

L Jede Bezirksvereinigung wählt mit einfacher Mehrheit jährlich 
im Lauf des letzten Kalenderquartals mit Wirkung vom 1. Januar 
des folgenden Jahres ihren Vorſitzenden ſowie einen oder mehrere 
Stellvertreter desſelben; die Stellvertreter treten in Fällen der Ver⸗ 
hinderung des Vorſitzenden nach zu beſtimmender Reihenfolge an deſſen 
Stelle. Iſt kein Vorſitzender und kein Stellvertreter vorhanden oder 
ſind aus anderen Gründen Neuwahlen erforderlich, ſo haben dieſe 
baldigſt zu erfolgen. Werden durch den Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter die erforderlichen Neuwahlen nicht eingeleitet, ſo ſind 
die Mitglieder durch ein vom Vorſtand zu bezeichnendes Mitglied zur 
Wahl zu berufen. 

II. Jedes Mitglied kann ſich durch ein anderes mit ſchriftlicher 
Vollmacht verſehenes Mitglied in der Verſammlung der Bezirks⸗ 
vereinigung vertreten laſſen. 

III. Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter können ſofort auf 
mehrere, jedoch höchſtens auf 4 Jahre gewählt werden. Das Amt 
des Vorſitzenden oder eines Stellvertreters erliſcht, wenn derſelbe aus 
der Bezirksvereinigung oder dem Deutſchen Anwaltverein ausſcheidet 
oder ſein Amt niederlegt. 

IV. Das Wahlergebnis iſt alsbald dem Vorſtand mitzuteilen. 


§ Ta. 

J. Für die Wahl und Befugniſſe des Vorſitzenden kann jede 
Bezirksvereinigung ſelbſtändige Satzungen, ferner Geſchäftsordnungen 
erlaſſen, iſt jedoch hierbei an die Satzungen des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins gebunden; die Satzungen wie etwaige Anderungen ſind dem 
Vorſtand mitzuteilen. 

II. Sollte die Vertreterverſammlung eine Satzung oder Geſchäfts⸗ 
ordnung für die Bezirksvereinigungen beſtimmen, ſo tritt dieſe für 
alle Bezirksvereinigungen in Kraft. 


etwa 50 lokale Anwaltsvereine; davon beträgt die Zahl 
derjenigen, welche überhaupt mehr als 30 Anwälte um⸗ 
faſſen, nur etwa 25, die Zahl derjenigen Vereine, welche 
mehr als 30 derzeitige Mitglieder des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins zählen, gar nur etwa 20, 

b) nach der gleichen Zuſammenſtellung umfaſſen dieſe Lokal⸗ 
vereine — mit verſchwindenden Ausnahmen — nur Bruch⸗ 
teile der am Ort befindlichen Anwälte, 

c) gehören nicht alle Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins 
ihrem Lokalverein an, 

d) gehören überhaupt große Bruchteile der Anwaltſchaft, auch 
ſoweit ſie Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins ſind, 
keiner Lokalvereinignng oder ſonſtigen Anwalts vereinigung an, 

e) wenn die Lokalvereine die Vorausſetzung des § 6 Abſ. II 
a. E. (Zugehörigkeit der Mitglieder zum Deutſchen Anwalt⸗ 
verein) nicht erfüllen können oder wollen, ſo beſitzen in⸗ 
ſoweit die Vereine keine Vertreter nach § 13 Ziffer 2 in 
der Vertreterverſammlung, 

f) die Vereinigung von Zweigvereinen unter 30 Mitglieder 
miteinander läßt ſich praktiſch nicht wohl durchführen, 

g) die Prüfung der ſtets wechſelnden Mitgliederzahl der 
Zweigvereine — ſie iſt wegen der Vertreterwahlbefugnis 
nötig — läßt ſich ſchwer durchführen und iſt auf alle Fälle 
umſtändlich; 

6. die einzige Verbindung mit den Zweigvereinen nur in der 
Teilnahme des Vertreters in der Vertreterverſammlung beſteht, 
alſo ſehr locker iſt, während eine Verbindung mit den nicht 
lokal organifierten Mitgliedern überhaupt nicht vorgeſehen iſt. 

44 * 
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§ 7b. 
I. Der Vorſitzende oder ſein Stellvertreter hat Sitz und Stimme 
in der Vertreterverſammlung. 
II. Dem Vorſitzenden obliegt: 

a) die Teilnahme an den Vertreterverſammlungen, 

b) die ſtetige Fühlungnahme mit den Anwaltvereinen und 
Mitgliedern ihres Oberlandesgerichtsbezirkes, ſoweit ſolche 
den Zwecken des Deutſchen Anwaltvereins zu dienen 
geeignet iſt; hierzu kann ſich der Vorſitzende der Vertrauens⸗ 
männer (c) bedienen, 

c) die Beſtellung eines Vertrauensmannes für jede ſeinem 
Oberlandesgerichtsbezirke zugehörige Sektion, 

d) die Vertretung der Bezirksvereinigung. 


§ re. 

I. Der Betrag der jeder Bezirksvereinigung in Angelegenheiten 
des Deutſchen Anwaltvereins erwachſenden Auslagen iſt dieſer aus 
der Vereinskaſſe zur Verfügung zu ſtellen; die Auslagen ſollen den 
Betrag von 2 für jedes Mitglied der Bezirksvereinigung nicht 
überſteigen; dieſer Satz kann durch Beſchluß des Anwaltstages oder 
der Vertreterverſammlung geändert werden. 

II. Etwaige entbehrliche Überſchüſſe der Bezirksvereinigung aus 
den ihr übermittelten Beträgen ſind dem Deutſchen Anwaltverein 
wieder gutzubringen. 

8 7d. 


An die Bezirksvereinigungen gerichtete Erſuchen des Vorſtandes 
um Auskünfte ſind von denſelben in angemeſſener Weiſe zu erledigen. 


C. Sektionen. 
8 Te. 

I. An der Spitze jeder Sektion fteht der vom Vorſitzenden der 
Bezirksvereinigung beſtellte Vertrauensmann. 

II. Dem Vertrauensmann obliegt die ſtetige Fühlungnahme mit 
den Anwaltsvereinen, deren Sitz ſich im Sektionsbezirk befindet, und 
— wenn nötig und möglich — mit den Vereinsmitgliedern des Sektions⸗ 
bezirks, ſoweit ſolche den Zwecken des Deutſchen Anwaltvereins zu 
dienen geeignet iſt. 

III. Die dem Vertrauensmann in Angelegenheiten des Deutſchen 
Anwaltvereins erwachſenden Koſten ſind ihm von der Bezirks⸗ 
vereinigung ſeines Oberlandesgerichtsbezirks aus den dieſer vom 
Deutſchen Anwaltverein zur Verfügung geſtellten Mitteln zu gewähren. 

IV. Der Vertrauensmann hat an ihn gerichtete Erſuchen des 
Vorſtandes oder Vorſitzenden ſeiner Bezirksvereinigung um Auskünfte 
in angemeſſener Weiſe zu erledigen. 


IV. Organe des Vereins. 
8 8. 

I. Die Angelegenheiten des Vereins beforgen: 

1. der Vorſtand (8 9 ff.), 

2. die Vertreterverſammlung (S 13 ff.), 

3. der Anwaltstag ($ 20 ff.), 

4. die Vorſitzenden der Bezirksvereinigungen (§ 7 ff.), 

5. die Vertrauensmänner der Sektionen (§ 7 e). 
II. Der Verein richtet eine Geſchäftsſtelle mit einem beſoldeten 

Geſchäftsleiter ein (8 12). 
Der Vorſtand. 
88 9—12 wie im Kommiſſionsentwurfe. 


) Zu 3 8: Wurde nur geändert, ſoweit ſich das aus 88 6 bis 7e 
ergab. 


M12. 1909. 


Die Vertreterverſammlung. 
§ 13. 
Die Vertreterverſammlung beſteht aus: 
1. den Mitgliedern des Vorſtandes, 
2. den Vorſitzenden der Bezirksvereinigungen. 
In 8 14) 
iſt ſtatt „Zweigvereine“ „Bezirksvereinigungen“ zu ſetzen. 
§ 15 wie im Kommiſſionsentwurf. 


In § 16 
iſt in Abſ. II „Vertreter“ durch „Vorſitzenden der Bezirksvereinigungen“ 
zu erſetzen. 

In § 17 


ſollen Abſ. I, III, VI die Faſſung des Kommiſſionsentwurfes behalten, 
aber Abſ. II, IV und V wie folgt lauten: 

Abſ. II.) Bei der Abſtimmung in den Verſammlungen ent⸗ 
ſcheidet einfache Mehrheit der Stimmen. Jedes Vorſtands⸗ 
mitglied hat eine Stimme. Der Vorſitzende einer Bezirks⸗ 
vereinigung hat für je 100 Mitglieder ſeiner Bezirksvereinigung 
eine Stimme bis zur Höchſtzahl von 5 Stimmen; jedes weiter 
angefangene Hundert Mitglieder gibt bis zur Höchſtzahl von 
5 Stimmen eine Stimme; beträgt die Mitgliederzahl unter 
Hundert, ſo gebührt dem Vorſitzenden eine Stimme. Maß⸗ 
gebend für die Zahl der Mitglieder iſt die jeweilige letzte 
durch den Vorſtand vorgenommene und den Bezirksvereinigungen 
alsbald mitzuteilende Feſtſtellung derſelben; die Feſtſtellung 
iſt in der Vereinszeitſchrift bekanntzugeben. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Präſidenten oder ſeines 

Stellvertreters. 

Abſ. IV.) Über Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung 
der Verſammlung ſtehen, kann nur abgeſtimmt werden, wenn 
eine Mehrheit von vier Fünfteln der Anweſenden es nach 
Maßgabe ihrer Stimmenzahl (Abs. II) beſchließt. 

Abſ. V.“) Jeder zur Abſtimmung geſtellte Gegenſtand der Ber: 
handlungen muß auf Verlangen eines Drittels der Anweſenden 
auf die Tagesordnung des nächſten Anwaltstages geſetzt 
werden. 


SS 18, 19 wie im Kommiſſionsentwurfe. 


) Zu 8 18: Wurde geändert, ſoweit ſich das aus SS 6 bis 7e ergab. 

) Zu 8 14: „Zweigvereine“ iſt durch „Bezirksvereinigungen“ erſetzt. 

) Zu 8 16: „Vertreter“ iſt erſetzt durch „Vorſitzenden der 

Bezirksvereinigungen“. N „ „ 

Zu 8 17 Abſ. II des Gegenentwurfs: 

1. Die Stimmenzahl für den Oberlandesgerichtsbezirk iſt leicht 
alljährlich einmal oder öfter feſtſtellbar und kann dann im 
Anwaltskalender neben der Juriſtiſchen Wochenſchrift mit⸗ 
geteilt werden, desgleichen in dem alljährlich mehrfach zum 
Kalender erſcheinenden Verzeichnis; 

2. Für 100 Mitglieder eine Stimme, mindeſtens aber für jede 
Bezirksvereinigung eine Stimme zu gewähren, ſchien praktiſcher 
und die Abſtimmung erleichternder, als wenn für jedes Mit⸗ 
glied eine Stimme gegeben worden wäre; die Statuierung 
einer Höchſtzahl erſcheint im Intereſſe der Vermeidung eines 
überragenden Einfluſſes der größten Kammern empfehlenswert. 

) Zu $ 17 Abſ. IV: 

1. Den Vorſtand bezw. deſſen Mitglieder auszuſchließen, beſteht 
keine Veranlaſſung, iſt auch kaum beabſichtigt; es iſt daher 
„anweſenden Vertreter“ durch „Anweſenden“ erſetzt. 

2. Zwiſchen „es“ und „beſchließt“ iſt als Konſequenz von 
Abſ. II eingeſchaltet „nach Maßgabe ihrer Stimmenzahl 
(Abſ. IN“. | | 

) Zu 8 17 Abſ. V: Es gilt das zu § 17 Abſ. IV unter 1 Geſagte. 
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38. Jahrgang. 


Der Anwaltstag. 
In § 20°) 
ſoll „Zweigvereine“ durch „Bezirksvereinigungen“ erſetzt werden. 
SS 21—26 wie im Kommiſſionsentwurfe. 


VII. Übergangsbeitimmungen. 
§ 27 wie im Kommiſſionsentwurfe. 


§ 28. 10) 

Für die erſten nach Inkrafttreten gegenwärtiger Satzung vorzu⸗ 
nehmenden Wahlen der Bezirksvereinigungen beſtimmt der Vorſtand 
ein Vereinsmitglied, welchem ſodann die Berufung der Mitglieder der 
Bezirksvereinigung zu den Wahlen obliegt. 


Ruhegehaltskaſſe. 
Eine Erwiderung von Juſtizrat Kolſen, Berlin. 


In der Nummer vom 15. Mai fordert Weißler auf, der 
neubegründeten Ruhegehaltskaſſe beizutreten und beginnt mit 
den Worten: 

Das Kampfgeſchrei iſt verhallt. Es iſt Ruhe eingetreten. 
Auch die Hartnäckigſten unter unſern Gegnern beginnen 
ſich zu beugen vor der vollendeten Tatſache der Errichtung 
einer allgemeinen Ruhegehaltskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte. Es wird gehen, wie es immer geht in ſolchen 
Dingen: erſt endloſe Rederei, unmöglichſte Einwendungen 
— ſogar die haben wir hören müſſen, daß vorwiegend 
Kranke beitreten würden — uſw. 

Zunächſt ein paar Zeilen Rückblick, damit die verehrten 
Leſer im Bilde find. Vor zwei Jahren iſt meine Partei, die 
für eine große allgemeine Zwangspenſionskaſſe eintrat, in 
Mannheim unterlegen. Da hat die Hülfskaſſe beſchloſſen, an 
die neubegründete Ruhegehaltskaſſe mit freiwilligem Beitritt 
Million Mark als Grundſtock für dieſelbe herzugeben, ſofern 
ſich mindeſtens 700 Mitglieder dazu finden. Eine Zeit für die 
Beſchaffung dieſer 700 Mitglieder iſt nicht geſetzt worden. 
Alſo gilt nach allgemeinem Rechtsgrundſatz ein modicum 
tempus. Es ſind bald zwei Jahre vergangen, und noch 
immer iſt die Zahl von 700 Mitgliedern nicht erreicht. An 
Stelle des Herrn Kollegen Springer iſt Herr Kollege Weißler 
zum Vorſtandsmitglied gewählt. Die neue Ruhegehaltskaſſe 
gravitiert nunmehr ganz nach Halle: Vorſtandsvorſitzender 
Weißler⸗Halle und Vorſitzender des Aufſichtsrats Elze⸗-Halle. 
Auffallend iſt dabei, daß gerade der Naumburger Bezirk bereits 
eine Kaſſe hat, daß dort am wenigſten ein Bedürfnis für die 
neue Kaſſe beſtand und beſteht, ja daß ſogar im Gegenteil die 
neue Kaſſe als Konkurrenz der Naumburger der letzteren höchſt 
unwillkommen ſein muß. 

Nun wirbt alſo Weißler in dem erwähnten Artikel für die 
neue Ruhegehaltskaſſe. Dies iſt ſein gutes Recht. Zugleich 
ſpottet er aber über die Gegner, und da ich einer der hart— 
näckigſten Gegner bin, ſo darf ich wohl den Spott auf mich 


) Zu 8 20: „Zweigvereine“ iſt durch „Bezirksvereinigungen“ 
erſetzt. 

10) Zu 8 28: Iſt für die erſten Bezirksvereinigungswahlen er⸗ 
forderlich. . | | 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


349 


beziehen, und der verehrte Herausgeber dieſer Wochenſchrift iſt 
ſo gerecht, dem Verſpotteten einige Worte der Erwiderung zu 
geſtatten. 

Und da muß ich denn ſagen, daß gerade Weißler am 
wenigſten das Recht hat, zu ſpotten. In der „endloſen Rederei“ 
in Wort und Schrift werde ich ihm wohl allerdings über ſein, 
da ich eben der Führer meiner Gruppe war. Aber ſtill war 
er auch gerade nicht. Ich erinnere mich einer ganzen Anzahl 
Artikel, die er geſchrieben hat. Und dieſe Artikel hat er ſogar 
in meinem Sinne geſchrieben und immer betont, daß es ohne 
Zwangskaſſe nicht geht. Er hat ſich nur gemauſert, und ich 
bin feſt geblieben. 

Und meine „unmöglichſten Einwendungen“, die ich gemacht 
haben ſoll und die er zuerſt mitgemacht hat, ſind vielleicht doch 
gar nicht ſo unmöglich. Ich muß es mir verſagen, hier des 
Näheren darauf einzugehen, weil mir nicht genug Raum zur 
Verfügung ſteht. Nur auf den einen Spott muß ich erwidern: 
„ſogar die Einwendung haben wir hören müſſen, daß vor⸗ 
wiegend Kranke beitreten würden“. Jawohl, Herr Kollege 
Weißler, die haben Sie hören müſſen, aber vielleicht iſt ſie gar 
nicht ſo unmöglich. Kann man ſich etwas Selbſtverſtändlicheres 
denken: Es wird eine Rechtsanwaltspenſionskaſſe gegründet, die 
alle Kollegen aufnimmt, gleichviel ob ſie geſund oder krank ſind. 
Zahlreiche kranke Menſchen haben den Wunſch, in Verſicherungen 
einzutreten, werden aber nicht aufgenommen. Nun bietet ſich 
ihnen eine Gelegenheit. Es wäre widerſinnig, wenn ſie nicht 
die Gelegenheit beim Schopfe erfaßten. Es verſteht ſich daher 
ganz von ſelbſt, daß zunächſt einmal dieſe Kollegen beitreten. 
Es gibt da nichts zu ſpotten — es iſt ſo. 

Unſer Schweigen legt Weißler falſch aus. Es blieb uns 
zunächſt ja nichts anderes übrig, als uns vor dem Mannheimer 
Beſchluß zu beugen. In Roſtock werden wir erſt wieder die 
Frage aufwerfen, ob die Vorausſetzungen des Mannheimer 


Beſchluſſes erfüllt ſind oder nicht. 


Einiges zum Baugeldvertrag nach künftigem Rechte. 
Von Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 


I: 

Der Entwurf des Geſetzes über die Sicherung der Bau⸗ 
forderungen iſt Geſetz geworden. Freilich nicht mit der 
normalen Wirkung eines Reichsgeſetzes, wie ſie ſich aus 
Art. 2. RV. ergibt: „Die Reichsgeſetze erhalten ihre verbindliche 
Kraft durch ihre Verkündigung von Reichs wegen.“ Nur ein 
verhältnismäßig kleiner Teil des Geſetzes, der von der Reichstags: 
kommiſſion eingefügte erſte Abſchnitt „Allgemeine Sicherungs— 
maßregeln“, tritt ohne weiteres im geſamten Reichsgebiete „mit 
der Verkündigung von Reichs wegen“ in Kraft. Der ſowohl 
quantitativ ſowie ſeiner ſozialen Bedeutung nach weitaus 
wichtigſte Teil des Geſetzes dagegen, der die dingliche 
Sicherung der Bauforderungen regelnde zweite Abſchnitt, iſt 
zunächſt nur auf dem Papier Geſetz: die Einzelſtaaten haben 
zu beſtimmen, ob und in welchen Gemeinden dieſer Abſchnitt 
eingeführt werden ſoll. Selbſtverſtändlich iſt dabei übrigens, 
daß auch das noch nicht durch landesherrliche Verordnung zur 
Wirkſamkeit erhobene Reichsgeſetz immerhin doch ein Reichs 
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geſetz iſt. Daraus folgt, daß die Regelung der Materie den 
Bundesſtaaten nicht mehr offenſteht, mögen ſie nun den zweiten 
Abſchnitt des Reichsgeſetzes einführen oder nicht. Und weiter 
folgt daraus, daß es zwar dem ſachgemäßen Ermeſſen der 
Bundesſtaaten überlaſſen bleibt, wo und wann ſie von ihrer 
Befugnis zur Einführung der dinglichen Sicherung Gebrauch 
machen wollen, daß ſie aber, wenn ſie einmal ſich zur Ein⸗ 
führung entſchließen, dem Geſetz nur im ganzen Geltung ver⸗ 
ſchaffen können. Es hat alſo die Landesregierung es nicht in 
der Hand, den zweiten Abſchnitt nur zum Teil oder mit 
Anderungen oder Modifikationen einzuführen: etwa die Differenz⸗ 
kaution zu erhöhen oder zu erniedrigen. Über alles das kann 
kaum ein Zweifel aufkommen. 


II. 

Den Beſtimmungen über die dingliche Sicherung der Bau⸗ 
forderungen ſtanden bekanntlich die meiſten Redner des Reichs⸗ 
tages ſehr zweifelnd gegenüber. Um ſo freudiger wurden dagegen 
in der zweiten Leſung die Vorſchriften des erſten Abſchnittes 
begrüßt. Der Kommiſſion wurde für die Einfügung des erſten 
Abſchnittes ein einſtimmiges Lob von den Rednern ſämtlicher 
Parteien ausgeſprochen. 

Der erſte Abſchnitt enthält materiell⸗rechtliche und rechts⸗ 
polizeiliche Vorſchriften. Rechtspolizeilichen Charakter tragen 
die Normen über die Buchführungspflicht und die Namens⸗ 
anbringung an Neubauten. Weſentliche rechtliche Zweifel er⸗ 
heben ſich hier kaum, in der Praxis werden ſie ſich leicht ein⸗ 
bürgern. 

Anders verhält es ſich mit den Vorſchriften über die Ver⸗ 
wendung des Baugeldes. Sie greifen unmittelbar in das Recht 
des Baugeldervertrages ein. Die nachfolgenden Zeilen 
ſollen die Einwirkung des $ 1 BauSG. auf die Praxis des 
Baugelderweſens kurz beleuchten. 


III. 

Der § 1 des Geſetzes beſtimmt: 

„Der Empfänger von Baugeld iſt verpflichtet, das 
Baugeld zur Befriedigung ſolcher Perſonen, die an der 
Herſtellung des Baues auf Grund eines Werk-, Dienft- 
oder Lieferungsvertrages beteiligt ſind, zu verwenden. 
Eine anderweitige Verwendung des Baugeldes iſt bis 
zu dem Betrage ſtatthaft, in welchem der Empfänger 
aus anderen Mitteln Gläubiger der bezeichneten Art 
bereits befriedigt hat. 

Iſt der Empfänger ſelbſt an der Herſtellung beteiligt, 
ſo darf er das Baugeld in Höhe der Hälfte des an⸗ 
gemeſſenen Wertes der von ihm in den Bau verwendeten 
Leiſtung oder, wenn die Leiſtung von ihm noch nicht in 
den Bau verwendet worden iſt, der von ihm geleiſteten 
Arbeit und der von ihm gemachten Auslagen für ſich 
behalten. 

Baugeld find Geldbeträge, die zum Zwecke der Be: 
ſtreitung der Koſten eines Baues in der Weiſe gewährt 
werden, daß zur Sicherung der Anſprüche des Geldgebers 
eine Hypothek oder Grundſchuld an dem zu bebauenden 
Grundſtücke dient oder die Übertragung des Eigentums 
an dem Grundſtück erſt nach gänzlicher oder teilweiſer 
Herſtellung des Baues erfolgen ſoll. Als Geldbeträge, 
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die zum Zwecke der Beitreitung der Koſten eines Baues 
gewährt werden, gelten insbeſondere: 

1. ſolche, deren Auszahlung ohne nähere Beſtimmung 
des Zweckes der Verwendung nach Maßgabe des 
Fortſchreitens des Baues erfolgen ſoll, 

2. ſolche, die gegen eine als Baugeldhypothek bezeichnete 
Hypothek gewährt werden.“ 

Die Vorſchrift enthält eine notwendige Ergänzung durch 
die Strafandrohung des § 5: 

Baugeldempfänger, welche ihre Zahlungen eingeſtellt 
haben, oder über deren Vermögen das Konkursverfahren 
eröffnet worden iſt und deren im § a Abſ. 1 bezeichnete 
Gläubiger zur Zeit der Zahlungseinſtellung oder der 
Konkurseröffnung benachteiligt ſind, werden mit Ge⸗ 
fängnis nicht unter einem Monate beſtraft, wenn ſie 
vorſätzlich zum Nachteile der bezeichneten Gläubiger den 
Vorſchriften des §S a zuwider gehandelt haben. Sind 
mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die Strafe bis 
auf einen Tag Gefängnis ermäßigt oder auf Geldſtrafe 
bis zu 3000 & erkannt werden. 

Es iſt zu beachten, daß das Geſetz nicht zum Eſſentiale 
des Baugeldvertrages die ratenweiſe Gewährung des Baugeldes 
erhoben hat. Im Anſchluß an die Praxis des Baugelder⸗ 
weſens iſt bekanntlich in der Rechtſprechung !) und in der Literatur?) 
die Auszahlung des Darlehns in Raten je nach dem Fort⸗ 
ſchreiten des Baues als Begriffsmerkmal des Baugeldervertrages 
aufgenommen worden. Nach dem neuen Rechte iſt die Zahlung 
des Baugeldes in Raten nicht weſentlich: es entſcheidet aus⸗ 
ſchließlich die Zweckbeſtimmung der Gelder. Weſentlich iſt neben 
der Zweckbeſtimmung nur die dingliche Sicherung durch Hypothek, 
Grundſchuld oder Sicherungseigentum. Ob die Baugelderhypothek 
als Sicherungshypothek eingetragen wird, wie das ja natürlich 
ihrer Natur entfpricht?), oder ob die übliche Form der Verkehrs⸗ 
hypothek gewählt wird, iſt belanglos. 


IV. 

Das Bauſicherungsgeſetz ſtatuiert in 8 1 eine Ber: 
bindlichkeit des Baugeldempfängers zur pflichtgetreuen a 
wendung des Baugeldes. 

Eine gleiche Verpflichtung beſtand für den Baugelonchmer 
auch nach bisherigem Rechte, ſie war die begriffsnotwendige 
Folge des Baugeldervertrages. Aber dieſe Verpflichtung war 
bisher eine rein kontraktliche und beſtand als ſolche aus⸗ 
ſchließlich gegenüber dem Kontrahenten des Baugeldervertrages, 
alſo gegenüber dem Baugeldgeber. 

Ein ausdrücklicher geſetzlicher Ausſpruch dieſer kontraktlichen 
Verpflichtung wäre überflüſſig geweſen. Schon von dieſer Er⸗ 
wägung aus gelangt man zu dem Ergebnis, daß die durch 
§ 1 BauG. neu begründete geſetzliche Pflicht nicht dem 
Baugeldgeber gegenüber beſteht. 

Neben dem Baugeldgeber hat ſehr häufig der Reſtkauf⸗ 
geldhypothekarier ein Intereſſe an der pflichtgemäßen Ver⸗ 


) Bol. vor allem RG. vom 13. VI. 1896, 87, 839; RG. vom 
19. XII. 1896, 38, 311. 

) Vgl. Friedlaender, der Baukapitalvertrag nach dem in 
Bayern geltenden Rechte; Seufißl. 69, 196. 

) Vgl. RG. vom 27. IV. 1907, Recht 07, 700 Nr. 1445. 
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wendung des Baugeldes. Er iſt ja hinter die Baugelder⸗ 
hypothek zurückgetreten. Grundſätzlich geht die Rücktritts⸗ 
erklärung nicht weiter als die pflichtgetreue Verwendung der 
Baugelderraten ergibt.“) 

Aber das Geſetz bezweckt nicht den Schutz der Bau⸗ 
ſpekulanten. Geſichert ſollen allein die Anſprüche der Bau⸗ 
gläubiger werden. Daher beſteht die geſetzliche Pflicht der 
Baugeldnehmer zur pflichtgetreuen Verwendung des Baugeldes 
lediglich gegenüber den Baugläubigern. Das wird auch durch 
die Beſtimmung in $ 5 beſtätigt. Denn der Baugeld— 
nehmer fällt danach nur dann in Strafe, wenn er zum 
Nachteile der Baugläubiger den Vorſchriften des 81 
zuwidergehandelt hat. Ob der Baugeldgeber oder der Reſt⸗ 
kaufgeldhypothekarier Nachteile von ſeinem Gebaren hat, iſt 


inſoweit belanglos. 
V. 


Unbedenklich wird man die Beſtimmung des 51 als ein Schutz⸗ 
geſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. aufzufaſſen haben. 

Der Schützling iſt der Baugläubiger. Wenn alſo der 
Baugeldempfänger mit dem Baugelde pflichtwidrig umgeht, ſo 
haftet er dem Baugläubiger auf Schadenserſatz. Dieſer Schadens⸗ 
erſatz iſt freilich in dem Regelfalle, d. h. wenn der Baugeld⸗ 
empfänger identiſch mit dem vermögensloſen Bauunternehmer 
iſt, ohne praktiſchen Wert. Sie kann aber dann von Bedeutung 
werden, wenn die Baugeldbank das Baugeld nicht dem Bau⸗ 
unternehmer ſelbſt, ſondern einer Mittelsperſon gewährt. 
Hypothekenſchuldner iſt der mittelloſe Bauunternehmer: mit 
ihm will aber die Bank nicht kontrahieren, ſondern ſie ſchiebt 
zu ihrer weiteren Sicherheit einen Dritten ein, der ihr als 
perſönlicher Schuldner des Baugeldes haftet und der ſeinerſeits 
für Verwendung des Baugeldes Sorge zu tragen hat. Die 
obligatoriſchen Anſprüche der Baugläubiger aus den Lieferungs⸗ 
und Werkverträgen richten ſich lediglich gegen den Bauunter⸗ 
nehmer. Gegen die Mittelsperſon ſtehen ihnen regelmäßig 
kontraktliche Anſprüche nicht zu. Wohl aber haftet ihnen 
nunmehr dieſer Dritte auf Schadenserſatz, wenn er 
der Verpflichtung zur beſtimmungsgemäßen Ber: 
wendung des Baugeldes nicht nachkommt. 

Man erkennt: es iſt nicht etwa notwendig, daß Bau⸗ 
geldempfänger im Sinne des Geſetzes und Grundſtücks— 
eigentümer identiſch ſind. Die geſetzliche Begriffsbeſtimmung 
des Baugeldes verlangt nur, daß Geldbeträge zum Zwecke der 
Beſtreitung der Baukoſten gewährt werden — ſelbſtverſtändlich 
darlehnsweiſe gewährt werden — und daß die zur Siche⸗ 


rung für die Baugelderforderung dienende Hypothek an dem zu 


bebauenden Grundſtücke gewährt wird. Wer dem Baugeldgeber 
gegenüber als obligatoriſcher Darlehnsſchuldner in Betracht 
kommt, iſt unweſentlich. 


Der Grundſatz, daß die geſetzliche Verpflichtung des Bau⸗ 
geldempfängers zur getreuen Verwendung des Baugeldes den 
Baugläubigern gegenüber beſteht, läßt nun ſofort die zweifel⸗ 
hafteſte Frage der ganzen Materie aufwerfen: inwieweit können 
die Intereſſen der Baugläubiger durch Dispoſitionen des Bau⸗ 
geldgebers beeinträchtigt werden? 


) gl. RG. vom 8. II. 1908, JW. 08, 200. 
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Zunächſt gilt auch nach Inkrafttreten des Geſetzes als 
oberſter Grundſatz, daß zwiſchen Baugeldgeber und Bau⸗ 
gläubigern kontraktliche Beziehungen nicht beſtehen. Subjekt 
des Baugeldervertrages iſt ausſchließlich der Baugeldempfänger. 
Mit andern Worten: Die Baugläubiger können zwar vom Bau⸗ 
geldempfänger verlangen, daß dieſer die ihm gewährten Beträge 
pflichtgemäß verwendet, ſie können aber nicht vom Baugeld⸗ 
geber fordern, daß dieſer dem Baugeldempfänger die zur 
Durchführung des Baues verſprochenen Beträge auch gewährt. 
Das heißt: Die Baugläubiger haben auch wegen ihrer fälligen 
Forderungen nicht etwa ein Recht an der Baugeldforderung. 

Daraus folgt weiter, daß nach wie vor über die Aus⸗ 
zahlung des Baugeldes der Baugeldgeber beſtimmt und daß die 
Baugläubiger ſich daher alle Modifikationen des Baugelder⸗ 
vertrages gefallen laſſen müſſen. 

Gerade in dieſem Punkte liegt die Schwäche der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung. Man nehme folgenden Fall: der Baugeld⸗ 
geber hat ſich im Baugeldervertrage ausbedungen, daß er ſofort 
den Baugeldervertrag kündigen und Rückerſtattung der gezahlten 
Raten verlangen darf, ſobald der Bau länger als 2 Wochen 
ſtockt oder ſobald eine Pfändung der Baugelder erfolgt.“) 

Der Verwirkungsfall tritt ein. Ein bereits fälliger 
Betrag des Baugeldes iſt noch rückſtändig. Der Baugeldgeber 
kündigt. 
Die Baugläubiger können ſich an die Forderung des Bau⸗ 
geldempfängers gegen den Baugeldgeber nicht halten. Denn 
eine ſolche Forderung beſteht ja nicht mehr: Der Geldgeber hat 
von ſeinem kontraktlichen Rechte zur ſofortigen Auflöſung des 
Vertrages Gebrauch gemacht. Auch eine Forderung, die 
von einem Baugläubiger gepfändet werden könnte, exiſtiert 
nicht mehr. 

Es können hier alſo die Baugläubiger zu Schaden kommen, 
ohne daß den Bauunternehmer irgendwelches Verſchulden trifft. 

Iſt das eine zu formale Behandlung der einſchlagenden 
Verhältniſſe? Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die Rechtſprechung 
die Lücke, die hier klafft — und das iſt der ungenügende 
Schutz des Baugläubigers gegenüber rigoroſen Klauſeln der Bau⸗ 
geldverträge — mit Hilfe der Grundſätze der Unbilligkeit und 
Sittenwidrigkeit ausfüllen wird. Vielleicht wird das Reichs⸗ 
gericht argumentieren: Der Baugeldvertrag berührt nicht, wie 
das gewöhnliche Pactum de mutuo dando und faſt alle übrigen 
Verträge, nur die Vermögensſphäre der Kontrahenten, ſondern 
wirtſchaftlich greift er einſchneidend auch in die Intereſſenſphäre 
ſolcher Perſonen über, die nicht Vertragskontrahenten ſind. 
Dieſe Dritten vollziehen Leiſtungen im Vertrauen auf die 
billige Durchführung des Vertrages. Sie kreditieren dem 
einen Kontrahenten, weil ſie erwarten, daß der andere die 
Leiſtungen, die er zur Befriedigung der Kreditoren verſprochen 
hat, einhalten werde. — 

Vielleicht wird die Rechtſprechung auf dieſe Reflexwirkung 
des Baugeldervertrages Klauſeln, die geeignet ſind, gerechte 
Anſprüche dieſer Dritten zu ſchädigen, für unſittlich und daher 
für nichtig erklären. 

Vielleicht! — 


5) Vgl. das Schema im Formularbuch für freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit S. 295 8 9. 


352 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


VII. 


Baugeld iſt nur, was der Bangeldgeber dem Baugeld⸗ 
empfänger gewährt, alſo nur die wirkliche Zahlung. Nicht 
dagegen der Betrag, zu deren Zahlung er nur verpflichtet iſt. 

Angenommen: Der Baugeldgeber hat 100 000 & Bau⸗ 
geld verſprochen, und für die Bewilligung des Baugeldes hat 
der Empfänger 1 Prozent Abſchlußproviſion zu zahlen. Der 
Vertrag beſagt: „Dieſe Vergütung wird gegen den zuerſt fälligen 
Teil des Darlehns aufgerechnet und nicht zurückerſtattet, auch 
wenn das Darlehn aus irgendeinem Grunde nicht in voller Höhe 
zur Zahlung gelangen follte”.®) 

In Wahrheit beträgt alſo das Baugeld nur 99 000 M. 
Weiter iſt das Baugeld erheblich zu verzinſen. Die Baugeldgeber 
bedingen ſich aus, daß die Zinſen pränumerando von den zu 
zahlenden Beträgen abgezogen werden. 

Auch dieſe Zinſen vermindern das Baugeld. 

Weiter kommt in den zahlreichen Fällen, in denen der 
Baugeldempfänger die Zahlung nur gegen Wechſel empfängt, 
noch die Proviſion für die Prolongation der Papiere hinzu. 
Denn die Akzepte werden kurzfriſtig — regelmäßig auf 3 Monate — 
ausgeſtellt, um ſie diskontfähig zu machen. Selbſtverſtändlich 
muß, da ja die Rückzahlung erſt nach der Hypothekenregulierung 
eintritt, eine Prolongation mindeſtens 1 bis 2 mal erfolgen. 

Zu alledem treten dann noch häufig Vermittlergebühren uſw. 
hinzu, ſo daß das in Höhe von 100 000 & verſprochene Baugeld 
häufig kaum in Höhe von 85 000 & zur Auszahlung kommt. 

Dem Baugeldempfänger kann ein Vorwurf daraus nicht 
gemacht werden, daß er ſich die kontraktlich feſtgelegte Kürzung 
der erwähnten Beträge gefallen läßt. Noch weniger natürlich 
dem Baugeldgeber, daß er bei der Auszahlung die Kürzung vor⸗ 
nimmt. Es kann alſo keine Rede davon fein, daß ein ſolcher Baäugeld⸗ 
empfänger den Strafbeſtimmungen in 8 5 unterliegt, weil er vom 
Baugelde die Zinſen und Proviſionen des Baugeldgebers gezahlt hat. 

Dieſer Grundſatz gilt aber uneingeſchränkt nur für ſolche 
Vergütungen, die unmittelbar mit der Gewährung des Baugeldes 
zuſammenhängen, wie eben Zinſen und die üblichen Proviſionen. 
Er kann dagegen nicht uneingeſchränkt zur Durchführung gebracht 
werden, wenn die abzuziehenden Beträge auf begrifflich ſelbſt⸗ 


ſtändigem Schuldgrunde beruhen. Man denke an den in der Praxis 


ja nicht ſeltenen Fall, daß der Baugeldgeber identiſch iſt mit 
dem Verkäufer der Bauſtelle. Als Käufer ſchuldet der Baugeld⸗ 
empfänger den Reſtkaufpreis. Der Baugeldgeber behält ſich nun 
das Recht vor, bei Zahlung der erſten beiden Baugeldraten je 
1500 & zur Tilgung ſeiner Reſtkaufpreisforderung innezubehalten. 
In einem ſolchen Falle liegen die Vorausſetzungen einer 
Beſtrafung des Baugeldempfängers wegen nicht treuer Ver⸗ 
wendung des Baugeldes dann vor, wenn er in der Lage iſt, den 
Reſtkaufpreis aus eigenen Mitteln bezahlen zu können. In dem 
regelmäßigen Falle dagegen, in dem ja der Bauunternehmer hierzu 
nicht in der Lage iſt, unterliegt er einer Beſtrafung nicht. 


VIII. ö 
Aus den bisherigen Darlegungen ergibt ſich, daß der 
Baugeldvertrag, d. h. der in ihm bezifferte Betrag des vom 


6) Vgl. das Schema im Formularbuch für freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit S. 297 8 5. | | 
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Baugeldgeber dem Baugeldempfänger zu gewährenden Darlehns, 
die Grundlage auch für die dem Baugeldempfänger den Bau⸗ 
gläubigern gegenüber obliegenden Verpflichtung zur getreuen 
Verwendung des Baugeldes bildet. Mit anderen Worten: was 
der Baugeldgeber auf Grund des Vertrags dem Baugeld⸗ 
empfänger an dem verſprochenen Baugelde zu kürzen be⸗ 
rechtigt iſt und auch faktiſch kürzt, unterliegt nicht der 
Pflicht zur getreuen Verwendung. Ganz anders verhält es ſich 
mit der bloßen Zuſtimmung des Baugeldgebers zu einer 
ungetreuen Verwendung des Baugeldes. Dieſe Zuſtimmung 
kann den Baugeldempfänger niemals von ſeiner Verantwortung 
gegenüber den Baugläubigern befreien. Man nehme z. B. 
an, der Baugeldgeber iſt der Bruder des Verkäufers der Bau⸗ 
ſtelle, der Verkäufer verlangt eine Zahlung auf den Reſtkaufpreis, 
der Baugeldempfänger will dieſe Zahlung aus den Baugeldern 
leiſten und der Baugeldgeber erklärt ſich mit einer ſolchen Aus⸗ 
zahlung einverſtanden. Hier beſteht kein Zweifel, daß der 
Baugeldempfänger verpflichtet iſt, ſich die Zahlung auf ſeine 
Anſprüche aus dem Darlehnsvertrage gegen den Baugeld⸗ 
geber anrechnen zu laſſen, daß er aber damit ſeiner geſetz⸗ 
lichen Verpflichtung zur getreuen Verwendung des Baugeldes 
zuwiderhandelt. 

Nicht anders iſt die Sachlage, wenn der Baugeldgeber 
freiwillig ſeine Zuſtimmung dazu erteilt, daß der Baugeldgeber 
Zahlungen aus dem Baugeld leiſtet, die dem Bau nicht zugute 
kommen. Es fragt z. B. in dem ſoeben ſtizzierten Falle der 
Baugeldgeber bei Fälligkeit einer Rate den Baugeldempfänger 
an, ob er damit einverſtanden ſei, daß er einen Teil dieſer 
Rate an den Verkäufer der Bauſtelle zum Zwecke der Tilgung 
der Kaufpreisforderung abführe. 
empfänger hiermit einverſtanden, ſo reduziert ſich ſeine Forderung 
auf Auszahlung des Baugeldes um den entſprechenden Betrag 
und die Baugläubiger haben das Nachſehen. 

Dagegen liegt kein Verſtoß des Baugeldempfängers gegen 
ſeine geſetzliche Verwendungspflicht vor, wenn er ſich lediglich 
gegen vertragswidrige Maßnahmen des Baugeldgebers nicht 
wehrt. Das gilt namentlich für den Fall, daß der Baugeld⸗ 
geber, ohne ein vertragsmäßiges Recht darauf zu haben, die 


weitere Auszahlung von Baugeldern verweigert. In einem 
ſolchen Falle iſt der Baugeldempfänger nicht etwa den Bau: 


gläubigern gegenüber verpflichtet auf Auszahlung zu klagen. 
Die Baugläubiger mögen den Anſpruch auf die fällige Rate 
pfänden und ſelbſt gegen den Baugläubiger vorgehen. 

An dieſer Stelle iſt auch der Pfändung von Baugeldern 
durch Privatgläubiger des Baugeldnehmers zu gedenken. Die 
bekannte Streitfrage der Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
in Baugelderraten?) muß in dem Sinne beantwortet werden, 
daß die Vollſtreckung zuläſſig iſt, wenn die Forderung des 
Pfändungsgläubigers aus Lieferungen oder Arbeiten in den 
Bau erwachſen iſt. Der Zweckcharakter des Baugelderdarlehns 
iſt mit einer Pfändung, die ja eben auf Erfüllung des Baugeld⸗ 
darlehns gerichtet iſt, durchaus verträglich, und auf der anderen 
Seite iſt die Anerkennung der Statthaftigkeit einer ſolchen 


) Vgl. OLG. Dresden 7. XII. 1901, Sächſann. 23, 367 
(Seuff Arch. 57, 353); OLG. Dresden 28. XI. 1906, Rfpr. 15, 14; 


KG. 22. V. 1905, Rfpr. 18, 211. 


Erklärt ſich der Baugeld: 


—— 
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Pfändung ein wirtſchaftliches Bedürfnis. Dagegen widerſtreitet 
die Vollſtreckung eines Privatgläubigers des Bauunternehmers 
in fällige Baugelderraten der Zweckbeſtimmung des Baugeld⸗ 
darlehns und iſt daher unſtatthaft. Denn der Abtretung des 
Baugeldes an einen Privatgläubiger des Bauunternehmers ſteht 
die ausdrückliche Beſtimmung in $ 399 BGB. entgegen, wonach 
eine Forderung nicht abgetreten werden kann, wenn die Leiſtung 
an einen anderen als den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne 
Veränderung ihres Inhaltes erfolgen kann. Demgemäß iſt 
aber auch die Pfändung ausgeſchloſſen. Die Ausnahmevorſchrift 
des 8 851 Abſ. 2 ZPO. kann nicht in Frage kommen: Gegen: 
ſtand der Baugelderforderung iſt ja eben nicht das Geld, 
ſondern das mit einer Zweckbeſtimmung belaſtete Geld. 

Auf die in der Rechtſprechung umſtrittene Frage, ob die 
Unzuläſſigkeit der Vollſtreckung im Zwangsvollſtreckungsverfahren 
geltend gemacht werden kann,) oder ob die Zuläſſigkeit aus⸗ 
ſchließlich im Prozeſſe zu entſcheiden ift,) braucht hier nicht 
eingegangen zu werden. Jedenfalls darf der Baugeldgeber, der 
auf Pfändung eines Privatgläubigers des Baugeldempfängers 
zahlt, dieſe Zahlung nicht auf das Baugeld in Anrechnung 
bringen. Denn eine ſolche Zahlung iſt ebenſowenig eine 
Zahlung aus dem Baugelde, wie eine von ihm ohne vorherige 
Pfändung vollzogene Leiſtung an einen Privatgläubiger des 
Bauunternehmers. Es hat daher der Baugeldempfänger noch 
den Anſpruch auf ungekürzte Auszahlung des Baugeldes und 
es kann dieſen Anſpruch ein wirklicher Baugläubiger pfänden. 

Damit erledigt ſich die eigentümliche Meinung, die Budde 
in ſeinem Aufſatze über die Beſchlüſſe der Subkommiſſion des 
Reichstages zu dem Geſetzentwurf über Sicherungen der Bau⸗ 
forderungen 10) ausgeſprochen hat: 

„Einen jeden, der Baugeld, d. h. die Valuta aus dem 
zwiſchen dem Baugeld⸗Geber und⸗Nehmer abgeſchloſſenen 
Darlehnsvertrage empfängt, alſo auch den Zeſſionar des 
Baugeldnehmers trifft die Verpflichtung, das Empfangene 
nach Vorſchrift des Geſetzes zu verwenden. Eine ſo 
weitgehende Verpflichtung iſt ein wirkſamer Erſatz für 
das zivilrechtliche Verbot der Zeſſion und Pfändung von 
Baugeldforderungen. Dem Zeſſionar, ebenſo wie dem 
dritten Gläubiger, der den Anſpruch des Baugeldnehmers 
auf Zahlung einer Baugeldrate gepfändet hat, wird 
durch Überweiſung des Anſpruches kein frei verfügbares 
Geld gegeben. Sie bleiben vielmehr, wie der 
Baugeldnehmer, verpflichtet, die auf den über— 
tragenen Anſpruch entfallenden Zahlungen zur 
Befriedigung der Bauhandwerker zu ver— 
wenden. Zeſſion und Pfändung der Forderung 
des Baugeldnehmers auf Zahlung von Baugeld⸗ 
raten werden nach Erlaß einer ſolchen Vorſchrift für 
niemand Intereſſe haben wie für die Baugläubiger 
(Handwerker oder Lieferanten) ſelbſt; denn dieſe allein 
ſind vom Geſetze ermächtigt, die zu empfangenden Gelder 
zur Deckung ihrer Bauforderungen für ſich zu bes 
halten.“ 
— — — 
) So KG. 22. V. 05, Ripr. 13, 211. 
) So OLG. Dresden 28. XI. 06, Rfpr. 15, 14. 
e) Bankarchiv 7, 246. 
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Nach dieſer Auffaſſung würde ein Schneider, der dem 
Bauunternehmer auf Zahlung von 100 & für gelieferte Kleidung 
verklagt, Urteil erwirkt hat und alsdann 100 & „vom Baugeld“ 
gepfändet hat, verpflichtet ſein, die 100 &, die der Baugeld⸗ 
geber darauf widerſpruchlos zahlt, den Baugläubigern zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen, wenn er ſich nicht ſtrafbar machen will. Das 
bedarf wohl keiner Widerlegung. Was der Schneider vom 
Baugeldgeber empfängt, ſind nicht 100 & Baugeld, ſondern 
find eben bloße 100 &. Die Baugläubiger können die 100 A 
nicht von ihm herausverlangen, weil ſie Anſprüche weder gegen 
ihn noch gegen den Baugeldgeber haben. Und der Bau⸗ 
unternehmer kann einen Herausgabeanſpruch nicht geltend machen, 
weil er eben die 100 / dem Pfändungsgläubiger ſchuldet. 
Aber die Baugläubiger werden durch dieſe Pfändung 
deswegen nicht benachteiligt, weil die Zahlung an 
den Schneider keine Zahlung von Baugeld iſt, und 
der Baugeldgeber ſie daher nicht auf das Baugeld 
anrechnen darf: er hat zwar 100 & gezahlt, er 
hat aber nicht 100 & Baugeld gezahlt. Es ſteht 
ihm lediglich ein Erſatzanſpruch gegen den Bauunternehmer zu: 
Mit dieſem Erſatzanſpruch kann er wiederum gegen fälliges 
Baugeld nicht aufrechnen, weil es ſich nicht um Forderungen 
handelt, die „ihrem Gegenſtande nach gleichartig” find ($ 387 
BGB.). Der Zweckcharakter des Baugelddarlehns ſchließt die 
Gleichartigkeit aus: ebenſo wie in § 851 Abſ. 2 ZPO. iſt in 
8 387 BGB. Gegenſtand der Leiſtung, ſofern es ſich um 
Leiſtungen auf Zahlung von Baugelderraten handelt, nicht eine 
bloße Summe Geldes, ſondern eine mit einer Zweckbeſtimmung 


belaſtete Summe. 


Wird der Tierhalter durch den Nachweis, daß er 
bei der Auswahl des Tierhüters die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, von der 

Erſatzpflicht aus § 833 BGB. befreit? 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef, Freiburg im Breisgau. 


Dieſe Frage wird von Rechtsanwalt Cohn⸗Brandenburg 
in IW. 09, 264 verneint; feinen Ausführungen iſt aber nicht 
beizupflichten. 

Wie Cohn richtig bemerkt, wurde in der Tat auf dem 
28. Deutſchen Juriſtentag von Marwitz und von Enneccerus 
die Folgerung gezogen, daß, wenn die Novelle (d. i. der jetzige 
Satz 2 des $ 833) Geſetz würde, der Tierhalter ſich von der 
Haftung befreie durch den Nachweis: er habe bei der Auswahl 
und Beaufſichtigung der mit der Überwachung betrauten Perſon 
die verkehrserforderliche Sorgfalt beobachtet. Bei der Beratung 
der Novelle im Reichstag wurden die Verhandlungen und 
Beſchlüſſe des Juriſtentags überaus häufig erwähnt (3. B. 
Sten B. 2338, 2342, 2350, 2352, 2673). Zum Überfluß hat 
in der Sitzung vom 23. Januar 1908 (Sten B. 2680, 2681) 
der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Stoll jene Außerung von 
Enneccerus wörtlich vorgeleſen. Die betreffende Stelle ſeiner 
Rede lautet: 

„Aber wie leicht wird es dem Tierhalter werden, den 


Nachweis zu erbringen, daß er an dem Schaden nicht 
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ſchuld, daß er ſozuſagen ein unſchuldiger Engel iſt! 

Das hat beſonders Herr Profeſſor Enneccerus auf dem 

28. Deutſchen Juriſtentage ausgeführt, indem er ſagte: 
In den ganz beſonders zahlreichen Fällen, wo zur 
Zeit der Schadensverurſachung das Tier der Leitung 
oder Aufſicht eines Bedienſteten, z. B. eines Kutſchers 
oder Knechts unterworfen war, wird es dem Tier⸗ 
halter meiſt ſehr leicht ſein, zu beweiſen, daß er bei 
der Auswahl dieſer Perſonen die gehörige Sorgfalt 
verwendet habe!.“ 

Die Mitglieder des Reichstags waren ſich alſo klar, daß 
aus der Novelle die Folgerung gezogen werden werde, der 
Tierhalter hafte für den Tierhüter (Kutſcher, Knecht uſw.) nur 
bei culpa in eligendo. Niemand hat im Reichstag aber einer 
ſolchen Folgerung widerſprochen, obwohl aller Anlaß zu einem 
ſolchen Widerſpruch vorlag. Denn während der Beratungen 
des Geſetzes wurde von Freunden der Vorlage wiederholt darauf 
hingewieſen: die Erſatzpflicht des Tierhalters bleibe ja grund: 
ſätzlich auch weiter beſtehen; es ſolle ihm nur ein Entlaſtungs⸗ 
beweis zuſtehen, der ihm nicht immer leicht fallen werde (3. B. 
Sten B. 2351, 2354, 2671), und ebenſo heißt es im KommB. 3: 

„Unter Berufung auf den Juriſtentag von 1906 und 
ſpeziell auf die Rede des Profeſſors Enneccerus auf 
demſelben behauptet ein Mitglied der Kommiſſion, es 
würde ſtets ſehr leicht für den Tierhalter ſein, ſich bei 
Unglücks⸗ bezw. Beſchädigungsfällen durch die Beweis⸗ 
führung zu exkulpieren. Dieſer Behauptung wurde aus 
der Kommiſſion lebhaft widerſprochen.“ 

Aber jener Schlußfolgerung, wonach der Tierhalter für 
den Tierhüter nur bei culpa in eligendo haften ſolle, wurde 
bei der Beratung des Geſetzes nicht widerſprochen; man muß 
alſo annehmen, daß der Reichstag dieſe Folgerung als richtig 
angenommen und ſie aus dem Geſetz auch habe ziehen wollen. 

Hierfür ſpricht aber weiter folgendes: Überaus häufig 
wurde bei den Beratungen hervorgehoben, daß an Stelle des 
dem damaligen $ 833 zugrunde liegenden Gefährdungsgrund⸗ 
ſatzes fortan der Verſchuldungsgrundſatz gelten ſolle (3. B. 
Sten B. 2338, 2341, 2351); nur wo ein Verſchulden des 
Tierhalters vorliege, ſolle eine Haftung eintreten. Wenn es 
nun richtig wäre, daß, wie Cohn behauptet, der Tierhalter 
haftbar iſt, wofern ſein (von ihm ſorgfältig ausgewählter) 
Kutſcher die Aufſicht über das Tier verabſäumt, dann würde 
der Tierhalter, obwohl er ſelbſt ſchuldlos iſt, für das Verſehen 
des Angeſtellten haften, ſo daß dieſer es alſo in ſeiner Macht 
hätte, durch mangelhafte Beaufſichtigung des Tieres den Dienſt⸗ 
herrn zu ſchädigen. Der Kutſcher, der dies will und der weiß, 
daß die Pferde leicht ſcheuen, braucht — um hier ein in den 
Reichstagsverhandlungen (Sten B. 2344, 2677) mehrfach er: 
wähntes Beiſpiel herauszugreifen — nur vor die Schwebebahn 
oder ſonſt an Plätze zu fahren, die den Pferden ungewohnte 
Erſcheinung bieten. So wäre der Tierhalter, der durch die 
Novelle vor dem „tieriſchen Tun“ geſchützt werden ſollte, nun⸗ 
mehr der Bosheit ſeiner Angeſtellten preisgegeben. Daß man 
das nicht wollte, liegt auf der Hand. 

Immerhin müßten dieſe Folgerungen zurücktreten, wenn 
das neue Geſetz ſelbſt zur entgegengeſetzten Folgerung nötigte; 
aber das trifft nicht zu. 


12. 1909. 


1. Cohn führt hierüber aus: § 833 regele die Bedingungen 
für den Eintritt der Haftung des Tierhalters und die Voraus⸗ 
ſetzungen für deren Fortfall. Da § 833 eine Spezialnorm 
enthalte, ſeien ſeine Vorſchriften über die Tierhalterhaftung 
ausſchließlicher und erſchöpfender Natur. Eine Ausdehnung des 
§ 831 Satz 2 auf 8 833 ſei daher unzuläſſig. 

Dem iſt nicht beizuſtimmen. 

Nach der Regelung, wie fie $ 817 RTV. für die Haftung 
des Tierhalters vorſchlug, ſollte dieſer für Verſchulden des 
Tierhüters nur bei mangelhafter Auswahl und Beaufſichtigung, 
alſo nur nach Maßgabe des 8 831 haften. Mot. 2 S. 812, 
813; vgl. Dernburg (3) 2 § 396 unter V. Insbeſondere 
wurde bei der Beratung des jetzigen 8 831 in der NIE. 
bemerkt: Ein Fuhrherr, der bei der Auswahl ſeines Kutſchers 
ſorgfältig verfahre, hafte, wenn der Kutſcher jemanden über⸗ 
fahre, dieſem nicht für den Schaden; entgegengeſetzte Anträge 
wurden abgelehnt, weil eine ſolche Haftung eine „außerordentliche 
Härte, ja unter Umſtänden den Ruin des Fuhrherrn“ bedeute. 
Komm. 60 zu §8 815 RTV. — Nun bemerkt aber die 
Begr. 6 zur Novelle: die durch dieſe eingeführte Anderung 
„kehrt im weſentlichen zu der Beſtimmung zurück, die im $ 817 
Satz 2 RV. enthalten war.“ Folglich regelt ſich jetzt die 
Haftung des Tierhalters für den Tierhüter nach § 831, der 
eine ganz allgemeine Vorſchrift iſt und für alle in Tit. 25 
aufgeführten Haftungsfälle gilt; ſeine Anwendung auf Tier⸗ 
ſchäden war eben nur durch die bisherige Faſſung des § 833 
ausgeſchloſſen. Dieſer hat mit der Frage, inwiefern die Haftung 
des Tierhalters beeinflußt wird durch das Vorliegen des in 
8 831 geregelten Sachverhalts (3. B. Leitung des Fuhrwerks durch 
den Kutſcher oder Knecht) nichts zu tun; man kann alſo nicht mit 
Cohn folgern: weil $ 833 die Haftung nur ausſchließt, wenn 
„der Tierhalter“ ſorgfältig verfuhr, ſei die Haftung begründet, 
wo der Tierhüter unſorgfältig verfahren. | 

Daher iſt für unſere Frage auch belanglos die von Cohn 
erwähnte Auslegung des § 833 durch den Staatsſekretär 
Nieberding (Sten B. 2355, 2684), die dahin geht: 

Die Novelle ſagt „beobachtet“, und nicht beobachtet hat. 
Das Präſens ſtatt des Perfektum entſpricht der Ausdrucks⸗ 
weiſe in den 8§ 831, 832, 834 BGB. Es handelt 
ſich alſo in der Novelle und in den eben angezogenen 
Paragraphen um ein augenblickliches Ereignis, bei dem 
die Sorgfalt des Tierhalters in dem Augenblicke des 
Unfalls vor allem in Betracht kommt, ſo daß alſo ein 
längeres Unterlaſſen der Vorſicht bei der Beaufſichtigung 
des Tieres vor dem Unfalle nicht vorauszugehen braucht. 
So erklärt es ſich, daß die Novelle hier das Präſens 
„beobachtet“ gebraucht; es genügt alſo nicht der Ent 
laſtungsbeweis des Tierhalters dahin: er habe im all⸗ 
gemeinen die erforderliche Vorſicht angewendet, er muß 
vielmehr beweiſen, daß dies gerade im vorliegenden 
Falle geſchehen ſei. Nicht darauf kommt es alſo an, 
ob der Tierhalter überhaupt ein vorſichtiger Mann iſt, 
ſondern darauf, daß er im Einzelfalle der Haftung 
die erforderliche Vorſicht beobachtet habe. Anders im 
Falle des 8 836 BGB., wonach die Erſagpflicht des 
Hausbeſitzers für den Hauseinſturz fortfällt, wenn er 
die erforderliche Sorgfalt beobachtet „hat“; der Gebrauch 


38. Jahrgang. 


des Perfektum im § 836 erklärt ſich hier daraus, daß 

der Einſturz ſich regelmäßig eine längere Zeit vorbereitet; 

der Grund des Einſturzes iſt nicht, daß der Beſitzer im 

letzten Augenblicke des Einſturzes die erforderliche Vorſicht 

unterläßt, ſondern daß er ſie längere Zeit vorher nicht 

angewandt hat. Vgl. Joſef in Gruchots Beitr. 53, 41. — 

Dieſe Ausführungen des Staatsſekretärs beſchäftigen ſich 

alſo nur mit dem Zeitpunkt, in dem ſorgfältige Beaufſichtigung 

dem Tierhalter obliegt, wofern er ſelbſt das Tier beauf- 

ſichtigt, und haben mit der Frage der Haftung des Tierhalters 

für ſeine Bedienſteten nichts zu tun. Dieſe Frage regelt ſich, 
wie oben dargelegt, lediglich nach § 831. 


Die Stellung des Verteidigers in der Novelle 
zur Strafprozeßordnung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Roſenberg, Eſſen (Ruhr). 


In der Begründung des von der Regierung veröffentlichten 
Entwurfs einer Strafprozeßordnung wird es als Aufgabe des 
Geſetzentwurfs hingeſtellt, die Stellung des Verteidigers zu heben 
und ihm eine erſprießliche Wirkſamkeit, namentlich ſchon im 
Vorverfahren, zu ermöglichen. Demgemäß ſuchen die Motive 
auch den Anſchein zu erwecken, als wenn die Rechte des Ver⸗ 
teidigers weſentlich erweitert worden ſeien. Leider zeigt eine 
kritiſche Vergleichung des jetzigen Geſetzes mit dem Entwurfe, 
daß von einer Erweiterung der Rechte des Verteidigers keine 
Rede ſein kann. Es handelt ſich lediglich um formelle oder, 
richtiger geſagt, ſtiliſtiſche Anderungen, welche an den Rechten 
und der Stellung des Verteidigers zu deſſen Gunſten jedenfalls 
nicht das mindeſte ändern. 

Die Beſchwerden des Verteidigers nach dem geltenden 
Rechte betreffen in der Hauptſache die kränkenden Einſchränkungen 
bezüglich der Akteneinſicht und des Verkehrs mit dem 
Angeſchuldigten. 

Leider bringt der Entwurf an poſitiven Beſtimmungen 
bezüglich der Akteneinſicht zunächſt zwei erhebliche Verſchlechte⸗ 
rungen. Während nämlich nach § 147 Abſ. 1 StPO. bisher 
der Verteidiger die Gerichtsakten nach dem Schluſſe der Vor⸗ 
unterſuchung und in Ermangelung einer Vorunterſuchung nach 
Einreichung der Anklageſchrift unbehindert einſehen kann, ſoll 
er nach dem Entwurf dieſes Recht erſt nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens haben. Auf den ungemein wichtigen Beſchluß 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens kann der Verteidiger, 
dem die Akteneinſicht nicht geſtattet iſt, infolge ſeiner Unkenntnis 
aller in den Akten enthaltenen belaſtenden Momente nach dem 
Entwurfe nicht mehr durch Anträge auf Vernehmung von Ent⸗ 
laſtungszeugen uſw. einwirken und ſomit die Eröffnung des 
Hauptverfahrens ſeinerſeits nicht mehr verhindern. 

Die zweite Verſchlechterung gegenüber dem geltenden Rechte 
iſt noch bedeutſamer. Während heute der Verteidiger — wenigſtens 
von der Einreichung der Anklageſchrift ab — zur Einſichtnahme 
aller dem Gericht vorliegenden Akten und Beiakten befugt iſt, 
hat er ſpäter nur das Recht zur Einſichtnahme der gerichtlichen 
Unterſuchungsakten und der „auf Grund richterlicher Anordnung“ 
beigefügten Akten. Fügt die Staatsanwaltſchaft alſo zur Be⸗ 
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einfluſſung des Vorſitzenden in einem dem Angeſchuldigten un⸗ 
günſtigen Sinne irgendwelche Akten bei, ſo ſteht dem Verteidiger 
bis zum letzten Stadium des Verfahrens kein Recht auf deren 
Einſichtnahme zu. Wenn die Motive meinen, herbeigezogene 
Akten, über deren Beifügung eine gerichtliche Anordnung noch 
ausſtehe, könnten nicht als Beſtandteil der Akten gelten, ſo 
verkennen ſie offenſichtlich, daß ganz regelmäßig der Vorſitzende, 
dem Beiakten ſchon vorliegen, keine Anordnung auf deren Bei⸗ 
fügung trifft, ja gar nicht treffen kann. 

Der Entwurf hat hiernach in zwei ſehr wichtigen Punkten 
ſeine Aufgabe, dem Verteidiger eine erſprießliche Wirkſamkeit zu 
ermöglichen, in — ſagen wir — ſehr „eigenartiger“ Weiſe gelöſt. 

Die Verbeſſerungen ſind überhaupt nicht vorhanden. Nach 
wie vor iſt der Verteidiger während des Ermittelungsverfahrens 
und der Vorunterſuchung nicht ſchlechthin zur Akteneinſicht befugt. 
Es bleibt in das Ermeſſen des zuſtändigen Richters geſtellt, ihm 
— genau wie bisher — die Einſichtnahme der Akten bis auf 
das Vernehmungsprotokoll des Beſchuldigten, die Gutachten der 
Sachverſtändigen, ſowie die Protokolle über diejenigen Hand⸗ 
lungen, denen er beizuwohnen befugt iſt, zu unterſagen. Es 
iſt ſogar nicht einmal richtig, wenn die Motive meinen, daß 
nach dem Entwurfe im Gegenſatz zum geltenden Recht dem 
Verteidiger das Recht auf Einſichtnahme der Akten grundſätzlich 
eingeräumt ſei. Auch jetzt ($ 147 Abſ. 2 StPO.) iſt dem 
Verteidiger die Einſichtnahme der Unterſuchungsakten zu ge⸗ 
ſtatten. Dabei iſt es natürlich gleichgültig, ob das „Recht“ 
des Verteidigers, welches aber verſagt werden kann, grundſätz⸗ 
lich oder nicht grundſätzlich eingeräumt wird. Weſentlich allein 
iſt, daß dieſes Recht dem diskretionären Ermeſſen des Richters 
unterliegt und — genau wie bisher — verſagt werden kann. 
Wie heute einige Unterſuchungsrichter ſtets die Akteneinſicht 


geſtatten, andere aber fie gerade jo regelmäßig verſagen, fo. 


wird es auch in der Zukunft bleiben. Irreführend iſt es, wenn 
die Motive ſagen (S. 138), daß die nötige Sicherheit für die 
angemeſſene Handhabung dieſer Rechte des Richters auf Ver⸗ 
ſagung der Akteneinſicht darin liege, daß der Beſchluß der An⸗ 
fechtung unterliege. Als wenn dies heute nicht auch der Fall 
wäre?! 
Was der Entwurf ſonſt noch an Verbeſſerung in der 
Stellung des Verteidigers bezüglich der Akteneinſicht anführt, 
ſind Quisquilien, kaum der Erwähnung wert. Nach dem Ent⸗ 
wurf kann dem Verteidiger ſchon vor der Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens die Einſichtnahme der Beiakten geſtattet werden. 
Wenn bisher die Einſichtnahme der Akten geſtattet worden iſt, 
iſt auch ſtets die der Beiakten gewährt worden. Die Praxis 
hat dieſen Unterſchied nicht gemacht. Auch nach dem jetzigen 
Rechte kann richtiger Anſicht nach dem Verteidiger ſchon im 
Ermittelungsverfahren nicht die Einſichtnahme der im § 147 
Abſ. 3 StPO. erwähnten Protokolle verſagt werden; dies er: 
gibt der Ausdruck „Beſchuldigten“ an der angeführten Stelle. 
($ 155 StPO.) 

Der Verkehr des Verteidigers mit dem in Unterſuchungs— 
haft befindlichen Beſchuldigten bleibt gleichfalls denſelben Be⸗ 
ſchränkungen wie bisher unterworfen. Unbedingter Verkehr erſt 
von der Eröffnung des Hauptverfahrens an. Vorher können 
ſchriftliche Mitteilungen des Verteidigers vom Richter zurüd: 


gewieſen werden. Auch kann der Richter vor Eröffnung des 
45 * 
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Hauptverfahrens anordnen, daß Unterredungen des Verteidigers 
mit dem verhafteten Beſchuldigten nur in ſeiner Gegenwart ſtatt⸗ 
finden dürfen, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Annahme 
rechtfertigen, daß der Beſchuldigte den Verkehr zu Kolluſions⸗ 
zwecken mißbrauche. Welch ein kränkender Verdacht gegen den 
als Verteidiger fungierenden Rechtsanwalt liegt dieſer Beſtimmung 
zugrunde! Vergebens ſucht man nach einer Begründung hier⸗ 
für. Die Motive beſchränken ſich auf den Satz (S. 138): 
Kautelen gegen einen Mißbrauch des freien Verkehrsrechts 
ſeitens des Verhafteten (scil. mit feinem Verteidiger) 
können allerdings nicht vollſtändig entbehrt werden. 

Wahrlich der deutſche Anwaltſtand ſteht zu hoch, als daß 
er ſich gegen den Vorwurf, ſeinen ſchweren Beruf zu unlauteren 
Zwecken zu mißbrauchen, verteidigen müßte. Komiſch mutet es 
dabei an, wenn die Motive an derſelben Stelle bei der Be⸗ 
gründung der dem Verteidiger angeblich eingeräumten erweiterten 
Rechte ſagen: 

„Es iſt nicht zu befürchten, daß dieſes freie () Verkehrs⸗ 
recht ſeitens der Verteidiger mißbraucht wird. In der 
Regel wird es ſich um Rechtsanwälte handeln, und es 
darf davon ausgegangen werden, daß hier das Bewußt⸗ 
ſein der Standespflichten und äußerſtenfalls die Kontrolle 
der Standesorgane die Einhaltung der dem Verteidiger 
gebotenen Schranken ſichern wird.“ 

In der Sache ſelbſt iſt vor der Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens der freie Verkehr zwiſchen dem Verhafteten und ſeinem 
Verteidiger genau wie bisher von dem Ermeſſen des Richters 
abhängig. Während ſogar nach dem geltenden Rechte Ein⸗ 
ſchränkungen nur bei Verhaftungen wegen Kolluſionsverdachtes 
ſtattfinden können, iſt nach dem Entwurf auch dieſe Schranke 
gefallen. Auch bei Verhaftungen wegen Fluchtverdachts kann 
der Richter anordnen, daß der Verkehr nur in ſeiner Gegenwart 
ſtattfindet. Allerdings kann die Beſchränkung nur angeordnet 
werden, wenn Tatſachen vorliegen, aus denen auf eine 
Kolluſionsgefahr geſchloſſen werden kann. Derjenige Richter, 
welcher den Verkehr bisher nicht geſtattet hat, wird auch in 
Zukunft um ſolche Gründe nicht verlegen ſein. Es genügt, 
darauf hinzuweiſen, daß ein Unterſuchungsrichter in einem dem 
Verfaſſer dieſes Artikels bekannt gewordenen Falle einmal die 
bereits eingeräumte Verkehrsgeſtattung zurückzog, weil der Ver⸗ 
teidiger es moniert hatte, daß ein an ihn gerichteter Brief 
— es handelte ſich lediglich um eine Beſuchsbitte — entgegen 
der ſtrikten Vorſchrift des 8 148 StPO. von dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter geöffnet und geleſen worden war. Die Be⸗ 
ſchwerdekammer fand gleichfalls das Verhalten des Verteidigers, 
d. i. den Proteſt gegen die ungeſetzliche Durchleſung des harm⸗ 
loſen Briefes, für verdächtig und wies die Beſchwerde gegen 
die Anordnung des Unterſuchungsrichters zurück. Vei ſolchen 
Anſichten, die lediglich aus einem Mißtrauen gegen den Ver⸗ 
teidiger verſtändlich ſind, wird es auch in Zukunft nicht an 
Gründen fehlen, die ſich als Tatſachen behufs Verſagung 
des freien Verkehrs verwerten laſſen. 

Wird deshalb der Entwurf Geſetz, ſo bleiben alle den 
Verteidiger und hiermit den Anwaltsſtand kränkenden Vor⸗ 
ſchriften der heutigen Strafprozeßordnung beſtehen. 


12. 1909. 


Armenrecht und Reichs finanzen. 
Von Rechtsanwalt Dr. E. Heilborn, Breslau. 


Die dritte Leſung der Zivilprozeßnovelle hat den Anwälten 
eine nicht geringe Enttäuſchung bereitet. Denn in der zweiten 
Leſung war dem $ 115 ZPO. auf Grund der Anträge Storz 
und de Witt⸗Vonderſcheer folgender Abſatz eingefügt worden: 

„Für die dem Armenanwalt zuſtehende Pauſchalgebühr 
(S 76 RAGEbD.) haftet der Fiskus; die baren Aus⸗ 
lagen desſelben werden von der Staatskaſſe beſtritten 
und als Gerichtskoſten in Anſatz gebracht.“ 
In der dritten Leſung iſt dieſe Beſtimmung wieder geſtrichen 
worden. Es fragt ſich, ob nunmehr allen weiteren Erörterungen 
über eine Reform des Armenrechts der praktiſche Wert abzu⸗ 
ſprechen iſt. Eine ſo peſſimiſtiſche Auffaſſung dürfte der Sach⸗ 
lage nicht entſprechen. Die Streichung der obigen Beſtimmung 
iſt offenbar auf die ablehnende Haltung der Regierung zurüd: 
zuführen. Die Gründe dieſer Haltung find aber nicht im Übel⸗ 
wollen gegen den Anwaltſtand, ſondern in finanztechniſchen 
Erwägungen zu ſuchen. Dies laſſen bereits die Ausführungen 
des Herrn Kollegen Storz in Nr. 9 der JW. 09, 242 er: 
kennen. Eine Reform des Armenrechts, welche eine Belaſtung 
des Reiches vermeidet, iſt alſo keineswegs als ausſichtslos an— 
zuſehen, und wenn die Regierung die Novelle, betreffend die 
Erhöhung der Anwaltsgebühren, der Reichstagsreſolution ent⸗ 
ſprechend, vorlegt, ſo dürfte Gelegenheit ſein, die formelle An⸗ 
regung einer Armenrechtsnovelle zu wiederholen. Soll die 
Reichskaſſe geſchont werden, fo muß ſich die Reform auf die 
Abgeltung der Auslagen beſchränken. Nach dieſer Richtung 
wird folgender Vorſchlag den Anſpruch auf praktiſche Durch⸗ 
führbarkeit erheben können: 
An Stelle des gleichmäßigen uneingeſchränkten Armen⸗ 
rechts wird zwiſchen vollem und beſchränktem Armen⸗ 
recht unterſchieden, und zwar in der Weiſe, daß letzteres 
nur die Anwalts- und Gerichtsgebühren, nicht die Aus⸗ 
lagen an Poſt⸗ und Schreibunkoſten, umfaßt. Maß⸗ 
gebend iſt das Armutszeugnis, in welchem angegeben 
werden muß, ob der Antragſteller auch zur Deckung der 
Auslagen außerſtande iſt. Die Auslagen ſind nach den 
Pauſchſätzen zu veranſchlagen. 
Betrachtet man die Tatſachen, welche gegenwärtig in den 
Armutszeugniſſen beſcheinigt werden, ſo ergibt ſich, daß die 
Antragſteller zum überwiegenden Teile zur Deckung der Aus⸗ 
lagen wohl in der Lage wären. Iſt es doch keine Seltenheit, 
daß höheren Beamten das Armenrecht bewilligt wird. Häufig 
muß der Pflichtanwalt den Briefwechſel mit einem Rechts⸗ 
konſulenten führen. Für die einzelne arme Partei bedeuten 
die Auslagen in der Regel nur eine geringe Belaſtung, während 
die Kaſſe des Anwalts wie des Gerichts unter der Addition 
dieſer Ausgaben empfindlich zu leiden hat. So könnte zugleich 
an Stelle einer Belaſtung der Reichsfinanzen die Verbeſſerung 
des Juſtizetats der Bundesſtaaten bewirkt werden. Ein Beiſpiel 
mag dies beleuchten: Einer Partei war das Armenrecht entzogen 
worden, nachdem das Gericht zufällig ermittelt hatte, daß der 
Antragſteller unmittelbar vor Einreichung ſeines Geſuches mehrere 
Tauſend Mark Kauſpreis für ein von ihm verkauftes Grundſtück 
in Empfang genommen hatte. Der Klient bemerkte zu dieſem 
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38. Jahrgang. 


Beſchluſſe, daß der Gemeindevorſteher, welcher das Zeugnis 
ausgeſtellt hatte, von dem Sachverhalt Kenntnis gehabt, und 
daß er mehreren anderen Perſonen in gleicher Lage die Be⸗ 
ſcheinigung ebenfalls nicht verſagt hätte. Derſelbe Klient be⸗ 
ſchränkte die Zahl der von ihm benannten Zeugen ſofort auf 
die Hälfte mit der ausdrücklichen Begründung, daß er ja nun 
die nicht unerheblichen Zeugengebühren ſelbſt zu tragen hätte. 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 15. bis 29. Mai 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 58 54, 705 ff. BGB. Welche Feſtſtellungen genügen 
für Erlaſſung eines Zwiſchenurteils nach ZPO. § 304? Schaden 
wegen Vertragshaftung oder unerlaubter Handlung?! 

Der Beklagte hatte ſeine Kegelbahn für beſtimmte Tage 
an den Kegelklub „Eichel“, einen nichtrechtsfähigen Verein, 
dem der Kläger angehörte, vermietet. Als der Kläger mit 
anderen Mitgliedern des Vereins dort kegelte, kam er beim 
Anlauf zum Kugelwurf zu Fall und brach den Oberſchenkel. 
Er führt dieſen Unfall auf ein Verſchulden des Beklagten zurück 
und nimmt ihn auf Schadenerſatz in Anſpruch. Die Vorinſtanzen 
haben den Klageanſpruch zu ½/ unbedingt, zu ¼ durch einen 
Eid des Klägers bedingt dem Grunde nach für berechtigt erklärt. 
Das BG. ſtellt feſt, daß der Unfall durch die Schadhaftigkeit 
des ſog. Kugelkaſtens der Kegelbahn entſtanden iſt, und daß den 
Beklagten inſofern ein Verſchulden trifft, als er für den betriebs⸗ 
ſichern Zuſtand der Bahn nicht ausreichend Sorge getragen habe. 
Das RG. wies die Klage auf Zahlung eines Schmerzensgeldes ab 
wies aber die Reviſion des Beklagten im übrigen zurück. Gegen⸗ 
über der Entſcheidung, daß „der Klaganſpruch“ dem Grunde 
nach berechtigt ſei, rügt die Reviſion Verletzung des 5 304 
ZPO. Der Kläger verlangt in bezifferten Beträgen: Erſatz 
der Kurkoſten, Schmerzensgeld, Erſatz der Koſten für die in 
feinem Geſchäfte während feiner Krankheit angenommenen Hilfs— 
perſonen und eine Rente als Erſatz der in ſeinem Geſchäfte 
eingetretenen Mindereinnahmen. Nach den Ausführungen der 
Reviſion ſollen in dieſem Klagverlangen vier ſelbſtändig neben⸗ 
einander ſtehende Klageanſprüche enthalten ſein, für deren jeden 
die Vorausſetzungen des Beſtehens dem Grunde nach hätten 
feſtgeſtellt werden müſſen, was aber jedenfalls für den Anſpruch 
auf Erſatz der Koſten für Hilfsperſonal nicht geſchehen ſei, 
obwohl der Beklagte die Notwendigkeit dieſer Aufwendung be⸗ 
ſtritten habe. — Der Angriff iſt nicht begründet. Wenn die 
feſtgeſtellte Körperverletzung derart iſt wie hier, daß ſie, für 
jedermann von vornherein klar erkennbar, Kurkoſten und 
Schmerzen verurſacht und die Erwerbsfähigkeit des Verletzten 
beeinträchtigt haben muß, fo bedarf es in dem Urteile über 
den Grund des auf Ausgleichung dieſer verſchiedenen Nachteile 

) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


gehenden Anſpruchs keiner ausdrücklichen Erwähnung dieſer N 


Folgen (Urteile des RG. vom 25. Januar 1907 [III 238/06] 
und 27. März 1907 [VI 394/06), ihre Feſtſtellung, wie es 
dem Umfange nach für ein Zwiſchenurteil nach § 304 ZPO. 
erforderlich iſt, liegt in der Feſtſtellung der Verletzung ſelbſt. 
Gilt hiernach im vorliegenden Falle als feſtgeſtellt, daß der 
Unfall die Erwerbsfähigkeit des Klägers in irgendeinem 
Umfange beeinträchtigt hat, jo iſt auch der Grund der An- 
ſprüche wegen des Hilfsperſonals und auf die Rente feſtgeſtellt; 
denn für beide bildet die Beeinträchtigung der Erwerbstätigkeit 
die einheitliche Grundlage, deren Folgen ſich eben nach ver— 
ſchiedenen Richtungen hin bemerkbar machen: einerſeits Ver⸗ 
mehrung der Geſchäftsunkoſten, andrerſeits Verminderung der 
Geſchäftseinnahmen. Beides ſind nur Poſten in der Rechnung, 
die über die Nachteile, welche die ſchädigende Handlung für den 
Erwerb des Verletzten herbeiführt, aufgeſtellt wird. § 304 
aber erfordert nicht, daß die Entſtehungstatſachen jedes einzelnen 
Poſtens einer ſolchen Rechnung feſtgeſtellt werden, im Gegenteil 
gehört dies in das Verfahren über die Höhe des Anſpruchs. 
Begründet iſt die materielleredhtlihe Rüge der Reviſion, die den 
Anſpruch auf Schmerzensgeld betrifft. Das BG. verkennt nicht, 
daß ſolches nur beim Vorliegen einer unerlaubten Handlung, 
nicht bei vertraglicher Haftung für eine Körperverletzung gefordert 
werden kann (RG. 65, 20 ff.; IW. 07, 830; Urteile des Senats 
vom 14. April 1908 und 6. November 1908 — III 246/07 und 
III 115/08). Nach dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe iſt aber 
zu verneinen, daß der Beklagte dem Kläger für die erlittene 
Körperverletzung auch aus unerlaubter Handlung im Sinne des 
25. Titels des VII. Abſchnitts des 2. Buchs des BGB. hafte. 
Wenn das BG. dieſe von ihm angenommene Haftung mit dem 
Satze begründet, daß der Beklagte die Mitglieder des Kegel— 
klubs auf ſeiner Bahn zum Kegeln zugelaſſen habe, und daß 
ihm aus dieſer Zulaſſung auch eine außervertragliche Sorgfalts- 
pflicht erwachſen ſei, ſo iſt dem nicht beizuſtimmen. Die Zu— 
laſſung der Mitglieder des Kegelklubs geſchah gerade auf Grund 
eines Vertrags über die Benutzung der Bahn zwiſchen dem 
Beklagten und den Mitgliedern des Klubs (88 54, 705 ff. 
BGB.); die Zulaſſung war alſo eine vertragsmäßige und 
konnte nur Vertragspflichten erzeugen. Auch der Satz trifft 
auf den vorliegenden Fall nicht zu, daß derjenige, der für das 
Publikum einen Verkehr eröffnet, dafür ſorgen muß, daß dieſer 
Verkehr ſich gefahrlos abwickeln kann, und bei Verletzung dieſer 
Pflicht nach den Grundſätzen über unerlaubte Handlungen haftet. 
Denn wenn auch — wie der Vertreter des Reviſionsbeklagten 
geltend machte — unter Umſtänden ein Vorraum einer Kegel— 
bahn dem Publikum wie eine andere Wirtsſtube zugänglich ſein 
mag, ſo trifft dies doch auf diejenigen Teile, die zur Aus⸗ 
übung des Kegelſports ſelbſt, des Kugelwurfs, beſtimmt ſind, 
insbeſondere auf die zum Anlauf beſtimmte Stelle der Längs⸗ 
bahn neben dem Kugelkaſten nicht zu. Dort hat das Publikum 
nichts zu ſuchen. Wer die Bahn zur Ausübung des Kegel: 
ſports eingeräumt und damit die Befugnis erhält, auch jene 
Stelle, wo der Kläger zu Schaden kam, zu betreten, erlangt 
dieſe Befugnis immer auf Grund eines Vertragsverhältniſſes, 
mag man einen eigentlichen Mietvertrag oder den unbenannten 
Vertrag zwiſchen Wirt und Gaſt als vorliegend annehmen. 
O. c. E., U. v. 23. April 09, 339/08 III. — Hamburg. 
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2. § 249 BGB. Vertrag über den Eintritt in das 
Recht aus dem im Zwangsverſteigerungstermine abgegebenen 
Meiſtgebot. Begründung der Schadenserſatzklage gegen den 
zum Eintritt Verpflichteten. 

Der Kläger gab bei der Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks Ciſtraße 9 in B. im Verſteigerungstermine vom 26. Fe⸗ 
bruar 1907 das Meiſtgebot von 133 000 & ab. Er er: 
mächtigte ſeinen Reiſenden G., das Grundſtück an den Mann 
zu bringen. Es meldete ſich der Beklagte, und in der Zeit 
zwiſchen dem Verſteigerungstermine und dem Termine zur Ver⸗ 
kündung des Zuſchlagsbeſchluſſes vom 5. März 1907 fanden 
zwiſchen ihm einerſeits und G. und dem Kläger anderſeits 
Verhandlungen ſtatt, die nach der Behauptung des Klägers zu 
einer Einigung dahin geführt haben, daß dem Beklagten für 
157 500 & oder gegen Übernahme der Verpflichtung aus dem 
Meiſtgebot und Zahlung des Unterſchiedes von 24 500 * an 
den Kläger von dieſem die Rechte aus dem Meiſtgebot ab: 
getreten wurden. Eine ſchriftliche, notariell beglaubigte Urkunde 
hierüber zu vollziehen, weigerte ſich der Beklagte, und am 
5. März 1907 wurde das Grundſtück dem Kläger für ſein 
Meiſtgebot zugeſchlagen. Dieſer hat 88 & Zuſchlagskoſten, 
1330 & Stempel und 1330 & ſtädtiſche Umſatzſteuer zahlen 
müſſen und hat den Beklagten auf Erſatz dieſer Beträge in 
Anſpruch genommen. Das LG. hat den Beklagten antrags⸗ 
gemäß zur Zahlung von 2748 ./ nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 
dem 4. Mai 1907 an den Kläger verurteilt. Das OLG. hat 
die Berufung des Beklagten zurückgewieſen. RG. hob auf: 
War zwiſchen den Parteien ein Vertrag dahin zuſtande gekommen, 
daß der Beklagte an Stelle des Klägers in das Recht aus dem 
Meiſtgebot gegen Übernahme der Verpflichtung daraus und 
Zahlung von 24 500 & eintreten ſollte, und war ſogar der 
dingliche Abtretungs⸗ und Übernahmevertrag ſelbſt zwiſchen den 
Parteien vereinbart, ſo ergab ſich daraus für den Beklagten 
die Verpflichtung, das zu tun, was erforderlich war, den dem 
Vertrage entſprechenden Zuſtand herzuſtellen, alſo auch die 
Verpflichtung, zur Herſtellung der nach dem 881 Abſ. 2 ZI. 
zur Berückſichtigung der Abtretung des Rechtes aus dem Meiſt⸗ 
gebot durch den Vollſtreckungsrichter erforderlichen Form mit⸗ 
zuwirken (vgl. Urteil des RG. II 334/07 vom 18. Dezember 
1907). Dieſe Leiſtung iſt dadurch unmöglich geworden, daß 
der Beklagte es durch ſein Verhalten dahin gebracht hat, daß 
bei Erteilung des Zuſchlags auf den Vertrag keine Rückſicht 
genommen werden konnte und das Grundſtück dem Kläger zu— 
geſchlagen werden mußte. Dies ſein Verhalten iſt mindeſtens 
fahrläſſig und nach dem $ 276 BGB. von ihm zu vertreten. 
Ob und inwieweit die Verpflichtung des Beklagten zum Schadens⸗ 
erſatz hiernach aus den SS 280, 327 hergeleitet werden kann, 
braucht nicht unterſucht zu werden; denn die Schadenserſatz⸗ 
pflicht ergibt ſich, wie das RG. in ſtändiger Rechtſprechung 
angenommen hat, aus der ſchuldhaften Vertragsverletzung 
gemäß dem § 276 ohne weiteres (vgl. RG. 52, 19; 53, 201/2; 
62, 120). Dieſe Folge der Vertragsverletzung iſt an ſich auch 
von der Reviſion nicht angezweifelt. Nicht ohne Grund be— 
anſtandet dieſe aber, daß dem Kläger als Schadenserſatz ohne 
nähere Aufklärung der Betrag ſeiner Aufwendungen an Zu⸗ 
ſchlagskoſten, Stempel und Umſatzſteuer zugeſprochen iſt. In 
dieſer Beziehung kam folgendes in Betracht. Der Grund der 
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Schadenserſatzpflicht des Beklagten iſt, wie bemerkt, die Nicht⸗ 
erfüllung des feſtgeſtellten Vertrages. Dies iſt danach auch 
der zum Erſatze verpflichtende Umſtand im Sinne des $ 249. 
Hat nun nach dieſem 8 249 der Schadenserſatzpflichtige den 
Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze 
verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre, ſo geht die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten auf die Herſtellung des Zuſtandes, der 
beſtehen würde, wenn er den Vertrag in der oben angegebenen 
Weiſe erfüllt hätte. Dieſer Zuſtand aber wird keineswegs 
ohne weiteres dadurch hergeſtellt, daß der Beklagte dem Kläger 
jene Aufwendungen erſetzt, die dieſer bei Erfüllung des Vertrages 
allerdings nicht gehabt haben würde. Es darf dabei nicht 
außer Betracht bleiben, daß der Kläger durch die Vertrags⸗ 
verletzung des Beklagten das Eigentum an dem — ihm zu⸗ 
geſchlagenen — Grundſtücke erlangt hat und daß dieſer Wert: 
zuwachs nicht nur die Verpflichtung aus dem Meiſtgebot 
und das für die Abtretung des Rechtes daraus weiter verein⸗ 
barte Entgelt, ſondern daneben auch die in Rede ſtehenden, 
mit jenem Eigentumserwerbe zuſammenhängenden Aufwendungen 
ganz oder teilweiſe decken kann. Der bezeichnete herzuſtellende 
Zuſtand muß eben als ein Ganzes ins Auge gefaßt und der 
Schadenserſatz unter Vergleichung der aus der gleichen Wurzel 
der Vertragsverletzung erwachſenen Vermögens⸗Ab⸗ und ⸗Zu⸗ 
gänge feſtgeſetzt werden (vgl. RG. 40, 176; 54, 140; 65, 60/61). 
Dadurch, daß das BG. dies bei feiner Entſcheidung nicht berück⸗ 
ſichtigt hat, hat es den § 249 verletzt und dies führte zur 
Aufhebung des angefochtenen Urteils. J. c. Ph., U. v. 
28. April 09, 346/08 V. — Breslau. 

3. SS 276, 823, 831 BGB. Zum Begriffe der Fahr: 
läſſigkeit und des Kauſalzuſammenhanges. Was bedeutet: 
Haftung des Geſchäftsherrn für Schaden, den der Beſtellte in 
Ausführung der Verrichtung zufügt?] 

Die 10 Jahr alte R., vertreten durch ihren Vater, hat 
gegen den Hofbeſitzer V. und den minderjährigen Knecht V., 
vertreten durch ſeinen Vater, Schadenserſatzklage angeſtellt, weil 
ſie bei der Fahrt nach F. unter die Räder des dem Beklagten 
zu 1 gehörigen, von ſeinem Knechte, dem Beklagten zu 2 ge⸗ 
lenkten Wagens, auf den der letztere die Klägerin und zwei 
andere Mädchen hatte aufſitzen laſſen, geraten und derart ver: 
letzt worden, daß ein Bein amputiert werden mußte. Das KG. 
wies die Klage ab, die Berufung wurde zurückgewieſen, das 
RG. hob auf: Der Beklagte zu 2, der im Auftrage ſeines 
Dienſtherrn, des Erſtbeklagten, auf zwei mittels Ketten an⸗ 
einander gekoppelten Wagen Schweine von Süderhaſtedt nach 
St. Michaelsdam fuhr, hat unterwegs der Klägerin, ihrer um 
zwei Jahr älteren Schweſter Elfriede R. und der zehnjährigen 
Maria R. auf ihre Bitte geſtattet, mitzufahren und hat ihnen 
die Deichſel des zweiten Wagens als Sitzplatz angewieſen. Beim 
Aufſteigen haben ihm die Kinder geſagt, daß ſie in Freſtedt 
wieder abſteigen müßten, — ſie waren von dem Vater der 
Klägerin beauftragt, in dem genannten Orte Reklamezettel für 
Schweinefutter zu verteilen. — Darauf iſt der Beklagte zunächſt 
im Schritt, dann im Trab gefahren. Nach Ankunft in Freſtedt 
hat die Schweſter der Klägerin dem Beklagten mehrmals laut 
zugerufen, er ſolle halten, ſie wollten jetzt abſteigen. Da der 
Beklagte jedoch nicht anhielt, obgleich er die Rufe hörte, ſondern 
lachend weiterfuhr, ſprang Marie R. von der Deichſel herunter; 
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ſie gelangte unverſehrt zwiſchen den Rädern der beiden Wagen 
hindurch. Gleich darauf iſt die Klägerin von den Rädern des 
zweiten Wagens überfahren worden. Darüber, ob die Klägerin 
von der Deichſel herunter gefallen oder — wie die Beklagten 
behaupten — der R. nachgeſprungen iſt, haben die beiden 
anderen Mädchen keine Auskunft geben können. Das BG. 
hält es für wahrſcheinlich, daß die Klägerin nicht herabgefallen, 
ſondern herabgeſprungen iſt, und es meint, daß in dieſem Falle 
ein adäquater urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Ver⸗ 
halten des Zweitbeklagten und der Körperverletzung der Klägerin 
nicht gegeben ſei. Dazu genüge es nicht, daß der Unfall nicht 
eingetreten wäre, wenn der Beklagte die Kinder nicht veranlaßt 
hätte, ſich auf die Deichſel zu ſetzen oder wenn er bei Ankunft 
in Freſtedt gehalten hätte, vielmehr bedürfte es der weiteren 
Feſtſtellung, daß der Unfall unter Zugrundlegung des nach den 
Erfahrungen des Lebens regelmäßigen Verlaufes durch das 
Verhalten des Zweitbeklagten, „alſo“ durch einen Sturz der 
Klägerin von der Deichſel verurſacht ſei. — Da der Beklagte 
zu 2 hiernach die Verletzung der Klägerin nicht verurſacht habe, 
ſo ſei „wegen Ausbleibens des vorausſehbaren rechtswidrigen 
Erfolges ein fahrläſſiges Verhalten ſeinerſeits nicht gegeben“. 
Die Reviſion macht geltend, daß der Ber R. den Begriff des 
Kauſalzuſammenhanges verkenne und den Umſtänden des kon⸗ 
kreten Falles nicht gerecht werde. Gerade die Theorie von der 
adäquaten Verurſachung müſſe hier zur Bejahung der Frage 
nach der Kauſalität führen; denn nach menſchlichem Ermeſſen 
ſei ein Verlauf, wie er eingetreten ſei, vorauszuſehen geweſen. 
Es habe unter den obwaltenden Umſtänden, und zwar auch 
von dem Zweitbeklagten, damit gerechnet werden müſſen, daß 
die Kinder, wenn er am Ziele nicht halte, den Verſuch machen 
würden, von der Deichſel herabzuſpringen. Er habe ſich ſagen 
müſſen, daß die Kinder infolge des ſtärkeren Tempos, das er 
gerade auf ihre Zurufe angeſchlagen habe, in Angit verſetzt 
würden, daß ſie, um ſich nicht einer Verantwortung ihrem 
Vater gegenüber auszuſetzen, ihren Auftrag auszuführen ver⸗ 
ſuchen würden, habe ſich ſchließlich ſagen müſſen, daß die Kinder 
die ihnen beim Abſpringen vom Wagen drohende Gefahr eben 
ihrer Jugend halber nicht voll zu erkennen vermöchten. Er 
habe daher, indem er, ohne ſich um die Zurufe der Kinder zu 
kümmern und ohne ſich nach dieſen umzuſehen, ſeine Fahrt in 
ſchnellerer Gangart fortſetzte, grob fahrläſſig gehandelt und 
dadurch den Eintritt des Unfalls ermöglicht und bewirkt. Der 
BerR. verkenne auch in ſubjektiver Beziehung den Begriff der 
Fahrläſſigkeit. Es komme hierfür nicht darauf an, ob der 
Beklagte die Folgen ſeines Verhaltens in allen Einzelheiten 
habe überſehen können. Daß der Beklagte ſich der Gefahren, 
die für die Kinder aus der von ihm herbeigeführten Sachlage 
erwachſen konnten, voll bewußt geweſen ſei, könne ſchon an ſich 
keinem Zweifel unterliegen. I. Das BG. hat die Fragen des 
dem Beklagten zu 2 zur Laſt fallenden Verſchuldens und der 
Kauſalität unrichtig beurteilt. Der Beklagte hat nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt zweifellos fahrläſſig gehandelt. Das 
BG. nimmt an, daß der zur Zeit des Unfalles noch nicht ganz 
17 Jahre alte Beklagte die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit 
erforderliche Einſicht beſeſſen habe. Es geht ferner davon aus, 
daß der vom Beklagten den Kindern angewieſene Platz auf der 
Deichſel des zweiten angekoppelten Wagens für dieſe in hohem 


Grade gefährlich war. Dabei hat freilich der BerR. nur die 
Gefahr eines Herunterfallens im Auge, aber der Sitz auf 
der Deichſel zwiſchen den zwei aneinander gekoppelten Wagen 
konnte auch in Hinſicht auf das etwa unternommene Abſpringen 
der Kinder eine beſondere Gefahr begründen. Jedenfalls hätte 
der Beklagte, wenn er den Mädchen dieſen gefährlichen Platz 
angewieſen hatte, allen Anlaß gehabt, bei der weiteren Fahrt 
auf die Sicherheit der Kinder Bedacht zu nehmen. Wenn er 
im Gegenteile an dem Fahrziele der Kinder in Freſtedt nicht 
anhielt, trotz der Zurufe derſelben und ohne ſich um das Er⸗ 
gehen und Verhalten der Kinder irgend zu kümmern, rückſichtslos 
darauf losfuhr, ſo hat er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
in gröblicher Weiſe außer acht gelaſſen. Zum Weſen der 
Fahrläſſigkeit (BGB. § 276) gehört nicht die Vorausſeh barkeit 
der konkreten Geſtaltung des ſchädigenden Erfolgs im einzelnen. 
Indes war eine Gefährdung der Kinder von der Art, wie ſie 
ſich verwirklicht hat, auch vorausſehbar. — Bei ſeinen Aus⸗ 
führungen über den ſogenannten adäquaten Kauſalzuſammenhang, 
namentlich dem dabei betonten Momente der Erfahrung des 
Lebens oder des regelmäßigen Verlaufs der Dinge überſieht der 
BerR. völlig, daß es ſich hier um Kinder handelt, bei denen 
erfahrungsgemäß ein umſichtiges und zweckentſprechendes Handeln 
keineswegs immer die Regel und Norm bildet. Die Möglichkeit, 
daß die Mädchen dann, wenn der Beklagte, ohne auf ihre 
Bitten zu hören, über das ihnen beſtimmte Reiſeziel hinaus⸗ 
und davonfuhr, verſuchen würden, von der Deichſel abzuſpringen, 
lag nicht außer dem Bereiche der „generellen Vorherſehbarkeit“ 
oder der Lebenserfahrung, die ſich eben hier, gegenüber von 
unerfahrenen, unbeſonnenen und geängſtigten Kindern nach einem 
anderen Maßſtabe wie gegenüber von Erwachſenen beſtimmen. 
Man kann auch nicht (mit den Reviſionsbeklagten) ſagen, daß 
durch das Eingreifen eines willkürlichen und ſelbſtändigen 
Handelns der Klägerin der „Kauſalzuſammenhang“ zwiſchen dem 
Verſchulden des Zweitbeklagten und dem Unfalle „unterbrochen“, 
oder richtiger ausgedrückt, hierwegen jenes Verſchulden nicht 
kauſal geworden ſei. Zu dem Abſpringen von dem Wagen iſt 
die Klägerin gerade durch das Verhalten des Beklagten ver: 
anlaßt worden und es kann ſich nur fragen, ob ihr dabei ein 
eigenes Verſchulden zur Laſt fällt, das zur Entſtehung des 
Schadens mitgewirkt hat (BGB. $ 254). Das BU. muß 
daher, inſoweit es die Klage gegen den Zweitbeklagten betrifft, 
der Aufhebung unterliegen. II. Die Klage gegen den Erſt⸗ 
beklagten erachtet der Ber R. ſchon deshalb, weil der Beklagte 
zu 2 die Verletzung der Klägerin nicht verurſacht habe und 
daher, eine Haftung des Beklagten zu 1 aus $ 823 Abſ. 2 
und § 831 BGB. ohne weiteres ausgeſchloſſen ſei, für un: 
begründet. Dieſer Grund der Klageabweiſung wird durch die 
vorſtehenden Ausführungen hinfällig. Nicht zu beanſtanden und 
auch von der Reviſion nicht angefochten iſt die Verneinung einer 
Haftpflicht des Erſtbeklagten aus § 823 Abſ. 2 BGB. in Ver: 
bindung mit der das Zuſammenkoppeln von Wagen betreffenden 
Polizeivorſchrift. — Der Klaganſpruch aus 8 831 BGB. aber 
wird im BU. weiter auch deshalb für unbegründet erklärt, 
weil die Aufnahme der Kinder auf die Deichſel durch den Be: 
klagten zu 2 und ſein Weiterfahren trotz der Rufe, anzuhalten, 
nicht in den Kreis der Maßnahmen fielen, welche die Aus⸗ 
führung der dieſem Beklagten aufgetragenen Verrichtung“ da⸗ 
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ſtellten. — Die Reviſion rügt Verletzung des S831 BGB. Der 
Zweitbeklagte ſei als Fuhrknecht bei dem Beklagten zu 1 im 
Dienſte geweſen. Wenn er als ſolcher auf einer im Intereſſe 
ſeines Dienſtherrn vorgenommenen Fahrt die Klägerin und die 
anderen Kinder mitgenommen und hierbei ſich der Unfall er⸗ 
eignet habe, eines der Kinder überfahren worden ſei, ſo könne 
es keinem Zweifel unterliegen, daß der Schaden in Ausführung 
der Verrichtungen, zu denen der Beklagte zu 2 beſtellt war, an⸗ 
gerichtet ſei. Es komme daher auf die vom Beklagten zu ſeiner 
Entlaſtung nach $ 831 Satz 2 BGB. aufgeſtellten Behauptungen 
und den von der Klägerin angetretenen Gegenbeweis an. Auch 
zu dieſem Teile war der Reviſion recht zu geben. Die 
Haftung des Geſchäftsherrn nach 8 831 BGB. tritt aller: 
dings nur ein wegen des Schadens, den der Beſtellte in 
Ausführung der Verrichtung einem Dritten zugefügt hat 
— nicht auch wegen bloß bei Gelegenheit der Verrichtung ver⸗ 
urſachter Schäden. Aber das erſtere ſetzt nicht voraus, daß 
gerade die den Schaden unmittelbar verurſachende körperliche 
Handlung ſelbſt dem Beſtellten aufgetragen worden war. Und 
wenn als entſcheidend — und genügend — angeſehen wird, 
daß die ſchädigende Handlung „in den Kreis der Maßnahmen 
fällt, welche die Ausführung der Verrichtung darſtellen“ (vgl. 
Planck, Komm. zu § 831, Bem. 1° S. 1004; Oertmann, Das 
Recht der Schuldverh. $ 831, Bem. 2b 5 ©. 967), dann iſt dieſe 
Vorausſetzung im vorliegenden Falle erfüllt. Der Zweitbeklagte 
war von ſeinem Dienſtherrn dazu beſtellt worden, die Fahrt 
mit den zuſammengekoppelten Wagen nach St. Michaelsdam zu 
bewerkſtelligen. Er hat dieſes ihm aufgetragene Fahren in 
einer Weiſe ausgeführt, daß dadurch ein Menſch überfahren 
wurde. Die ſchädigende Handlung hängt inſofern mit den dem 
Beſtellten aufgetragenen Manipulationen aufs engſte zuſammen. 
(Vgl. auch Urteil des erkennenden Senats VI 20/06 vom 
4. Oktober 1906; Gruchots Beitr. 51, 607 f.) — Hätte der 
Zweitbeklagte etwa durch rückſichtsloſes Fahren eine dritte auf 
der Straße gehende Perſon überfahren, ſo würde man gewiß 
nicht bezweifeln, daß hierwegen ſein Dienſtherr gemäß § 831 
BGB. haftbar zu machen wäre. Die Anwendung dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift kann aber nicht um deswillen ausgeſchloſſen ſein, 
weil im gegebenen Falle der beſtellte Fuhrknecht die demnächſt 
verunglückte Perſon auf dem Wagen hatte aufſitzen laſſen. 
Für die Verantwortlichkeit des Geſchäftsherrn an ſich wäre 
nach § 831 Abſ. 1 Satz auch nicht maßgebend, ob dem Kutſcher 
(was übrigens im vorliegenden Falle bisher nicht erörtert 
worden iſt) von ſeiten des Herrn geſtattet war, eine fremde 
Perſon mitfahren zu laſſen. Der Umſtand, daß die Klägerin 
von dem Wagen abgeſprungen iſt, ſteht, wie bereits erörtert, 
der Annahme, daß ihr die Verletzung von dem Zweitbeklagten 
zugefügt worden iſt, nicht entgegen; ob und inwieweit er für 
den nach § 831 Abſ. 1 Satz 2 a. E. dem Erſtbeklagten frei⸗ 
ſtehenden Exkulpationsbeweis in Betracht kommen kann, iſt hier 
nicht zu unterſuchen. Desgleichen ſteht auch für die Klage 
gegen den Erſtbeklagten noch die Frage eines mitwirkenden 
Verſchuldens der Klägerin noch offen. Nach dem oben ge: 
ſchilderten Hergang und im Hinblick auf das, auch für den 
Maßſtab des §S 276 BGB. zugunſten der Klägerin zu berück⸗ 
ſichtigende jugendliche Alter — vorausgeſetzt auch die Zu⸗ 
rechenbarkeit gemäß § 828 Abſ. 2 BGB. — liegt die 
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Sache keinenfalls ſo, daß die Abweiſung der Klaganſprüche 
aus dem Geſichtspunkte des 8 254 BGB. aufrechterhalten 
werden könnte. R. c. V., U. v. 29. April 09, 221/08 VI. 
— Kiel. 

4. SS 676, 276 BGB. Fahrläſſige Empfehlung.] 

Der Begriff der Fahrläſſigkeit (BGB. § 276) iſt vom 
KG. verkannt. Nach den getroffenen Feſtſtellungen hat der 
Beklagte geſagt: die Aktien ſeien abſolut ſicher; es werde ſchon 
jetzt ſoviel verdient, daß für 1906 ſicher 10 Prozent Dividende 
gezahlt würden, das Geld liege auf der Straße; die Empfehlung 
des Beklagten müſſe (oder ſolle) dem Kläger Garantie ſein; die 
Wagen erzielten ſchon jetzt 50 bis 60 % pro Tag, was mehr 
ſei, als bei der Kalkulation angenommen worden ſei; er werde 
die Aktien an der Börſe einführen und ſie würden bald auf 
300 Prozent ſteigen. Als der Kläger ſich zunächſt ablehnend 
verhielt, weil er, um die Aktien zu kaufen, Konſols verkaufen 
müſſe, redete der Beklagte ihm gleichwohl weiter zu. Alle dieſe 
Bemerkungen enthalten nur eine einzige poſitive Angabe: die 
über die Tageseinnahme der eingeſtellten Wagen. Es ſteht 
feſt, daß dieſe Angabe den Tatſachen entſprach. Im übrigen 
liegen nur Meinungsäußerungen über die zukünftige Entwicklung 
des Unternehmens vor. Bei ihrer Beurteilung hätte das KG. 
die Perſon, der gegenüber die Außerungen getan wurden, nicht 
außer acht laſſen dürfen. Die Kaufmannseigenſchaft des Klägers, 
die nicht dahin führen kann, eine Vertragspflicht zur Entfaltung 
von Sorgfalt zu verneinen, iſt bei Prüfung der Frage, ob die 
Sorgfalt tatſächlich beobachtet wurde, in entſcheidender Weiſe 
in Rückſicht zu ziehen. Unmöglich konnte der Beklagte annehmen, 
daß dem Kläger der Unterſchied unbekannt ſei, der in bezug auf 
die Sicherheit der Kapitalsanlage beſteht zwiſchen inländiſchen 
Staatsanleihen und den Aktien eines erſt vor kurzem errichteten 
induſtriellen Unternehmens, das ein für den Maſſenbetrieb noch 
nicht erprobtes neues Verkehrsmittel einführen ſoll. Desgleichen 
lag es für beide Teile auf der Hand, daß niemand für irgendein 
Aktienunternehmen, wenn erſt zwei Monate des Geſchäftsjahres 
verſtrichen ſind, die künftige Dividende oder die Kursentwicklung 


der Aktien „mit Sicherheit“ vorausſagen kann. Nach der Perſon 


des Kunden, den er vor ſich hatte, durfte der Beklagte erwarten, 
daß ſeine Bemerkungen ſo aufgefaßt wurden, wie ſie gemeint 
waren: als Außerungen einer ſubjektiven Anſicht. Nur dann 
wäre die Annahme fahrläſſiger Empfehlung begründet, wenn 
ein ſorgfältig verfahrender Kaufmann eine ſolche Anſicht nicht 
hätte hegen dürfen. Davon kann nach dem feſtſtehenden Sach⸗ 
verhalt keine Rede ſein. Wie das Zeugnis der beiden Direktoren 
ergibt, rechtfertigten die Erfahrungen, die mit den bis dahin 
eingeſtellten Wagen gemacht waren, eine günſtige Beurteilung 
der Zukunft. Gewißheit gibt es in dergleichen Dingen nicht. 
Das ſchlechte Ergebnis des Geſchäftsjahres 1906 wurde haupt⸗ 
ſächlich durch drei Umſtände herbeigeführt: durch ungenügende 
Stromlieferung ſeitens der Allgemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft, 


durch zahlreiche Defekte an den Gummireifen in der heißen 


Jahreszeit und durch einen Streik der Fahrer. Der Beklagte 
konnte dieſe Umſtände nicht vorausſehen. Wenn das KG. ohne 
jede nähere Begründung meint, daß er mit der Möglichkeit 
ihres Eintritts habe rechnen müſſen, ſo überſpannt es den 
Maßſtab von Sorgfalt, der vernünftigerweiſe angelegt werden 
darf. Die Nichtberückſichtigung der abſtrakten Möglichkeit ge⸗ 
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reicht dem Beklagten nicht zum Vorwurf. N. c. F., U. v. 
3. April 09, 602/08 I. — Berlin. 

5. 5 782 BGB. Schuldanerkenntnis auf Grund einer 
Abrechnung (Form). 

Nach § 781 Satz 1 BGB. iſt zur Gültigkeit eines Schuld⸗ 
anerkenntniſſes die ſchriftliche Erteilung der Anerkennungserklärung 
erforderlich. Der Beobachtung dieſer Form bedarf es nach § 782 
ausnahmsweiſe nicht, wenn das Anerkenntnis auf Grund einer 
Abrechnung oder im Wege des Vergleichs erteilt wird. Im vor⸗ 
liegenden Falle hat nach den Feſtſtellungen des BG. eine Ab⸗ 
rechnung im Sinne des Geſetzes ſtattgefunden. Die Parteien 
haben, um den Stand der aus den langjährigen Lieferungen der 
Klägerin herrührenden Schuld des Beklagten zu ermitteln, an 
der Hand von Aufzeichnungen und Rechnungen die für die Be⸗ 
rechnung der Schuld in Betracht kommenden Poſten miteinander 
erörtert und Abweichungen berichtigt, bis ſich ſchließlich eine 
beſtimmte Summe als Guthaben der Klägerin ergab. Die Er⸗ 
teilung eines in bezug auf dieſe Summe abgegebenen, als ſelbſt⸗ 
ſtändiger Verpflichtungsgrund wirkſamen Schuldanerkenntniſſes 
konnte deshalb formlos erfolgen. Sie erfordert auch, wie das 
BG. mit Recht annimmt, nicht den Gebrauch von Worten, durch 
welche die Anerkennung ausdrücklich erklärt wurde. Da das 
Geſetz keine ſolche Beſchränkung enthält, iſt davon auszugehen, 
daß entſprechend der für ſonſtige rechtsgeſchäftliche Erklärungen 
geltenden Regel auch eine andere Form der Kundgebung genügen 
konnte. Erforderlich iſt allerdings, um ein verpflichtendes Schuld⸗ 
anerkenntnis der Außerung des Beklagten entnehmen zu können, 
daß der Wille, ein ſolches zu erteilen, unter Würdigung der 
begleitenden Umſtände in den gebrauchten Worten zu finden iſt. 
Dies konnte aber in dem gegebenen Falle von dem BG. ohne 
Rechtsirrtum und ohne daß es der Angabe weiterer Gründe 
bedurft hätte, bejaht werden. Der Beklagte wurde, nachdem 
bei der Abrechnung ein beſtimmtes Ergebnis ermittelt worden 
war, gefragt, wie er bezahlen wolle. Wenn er darauf die 
Richtigkeit des Ergebniſſes nicht beſtritt, wohl aber die auf die 
Bereitwilligkeit zu zahlen hinweiſende Außerung getan hat, er 
könne nur nach und nach bezahlen, er wolle keinen betrügen, ſo 
war dieſe Antwort an ſich geeignet, dem Willen, die Schuld ſo, 
wie ſie ermittelt worden war, als zu Recht beſtehend anzuerkennen, 
Ausdruck zu geben. Weiter aber iſt für die Frage, ob die Gr: 
klärung des Beklagten dieſen Sinn hatte, von erheblicher Be: 
deutung, daß ſie an eine Abrechnung ſich anſchloß, alſo an 
einen Akt, der verkehrsüblich gerade zu dem Zwecke vorgenommen 
wird, Klarheit über die Beziehungen der Beteiligten zu ſchaffen 
und das gewonnene Ergebnis bindend feſtzuſtellen. Eben mit 
Rückſicht darauf, daß bei der Abrechnung der Wille, das Ergebnis 
bindend feſtzuſetzen, zu unterſtellen iſt, hat auch das BGB. für 
dieſen Fall, wie für den ähnlichen Fall des Vergleichs, die ſonſt 
bei dem Schuldanerkenntnis notwendige Schriftform für nicht 
erforderlich erklärt; Prot. Bd. 2 S. 509. Das BG. durfte des⸗ 
halb, nachdem es in der Außerung des Beklagten eine Anerkennung 
der Richtigkeit des Abrechnungsergebniſſes gefunden hatte, ohne 
weiteres annehmen, daß auch die Erklärung, das Ergebnis der 
Abrechnung als bindend anzuerkennen, in der Außerung ent⸗ 
halten ſei. F. c. B., U. v. 30. April 09, 555,08 II. — Naumburg. 

6.5814 BGB. Naturalobligation trotz Zwangsvergleichs.] 

Schon vor dem Inkrafttreten des BGB. iſt angenommen 
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worden, daß trotz des Zwangsvergleichs die Verbindlichkeit des 
Gemeinſchuldners als Naturalobligation in dem Sinne bei 
Beſtand verbleibe, wie dies zur Rechtsverbindlichkeit des 
Zahlungsverſprechens und zur Ausſchließung der condictio 
indebiti erforderlich ſei (RG. 42, 118; vgl. ROG. 8, 279). 
Es beſteht kein Grund, für das jetzige Recht von dieſer Auf⸗ 
faſſung abzugehen. Wenn in der Begründung zu § 737 des 
erſten Entwurfs (Mot. Bd. 2 S. 833) angeführt iſt, es liege 
kein Bedürfnis vor, in dem Falle einer die Zwangsvergleichs⸗ 
quote überſteigenden Zahlung eine unvollkommene Obligation 
in dem Sinne anzuerkennen, daß die condictio indebiti bezüglich 
der Zuvielleiſtung unzuläſſig wäre, ſo iſt darauf kein Gewicht 
zu legen, weil der erſte Entwurf eine Ausſchließung der Kondiktion 
für Fälle, in denen keine rechtliche Verpflichtung beſteht, der 
Leiſtende aber einer ſittlichen Pflicht oder einer Anſtandspflicht 
durch die Leiſtung genügt, überhaupt nicht kannte (Mot. Bd. 2 
S. 832, Komm. ⸗Prot. Bd. 2 ©. 695). Es hat denn auch ſchon 
das RG., I. ZS., in einer Entſcheidung vom 8. Februar 1904 
(J 490/03) ausgeſprochen, die Frage, ob der Zwangsvergleich 
für den erlaſſenen Teil der Konkursforderungen eine Anſtands⸗ 
pflicht des bisherigen Schuldners beſtehen laſſe, ſei zu bejahen. 
Bedenken, dieſer Auffaſſung beizutreten, beſtehen um ſo weniger, 
als die Vorſchrift des S 814 BGB. nur für die Fälle gilt, in 
denen die Leiſtung leinſchließlich der Anerkennung) zum Zwecke 
der Erfüllung der Verbindlichkeit gemacht iſt, den Herausgabe⸗ 
anſpruch alſo nicht für ſonſtige Bereicherungsfälle ausſchließt. 
S. c. S., U. v. 29. April 09, 423/08 IV. — Dresden. 

7. 5 823 BGB. Kauſalzuſammenhang. Zuſammen⸗ 
treffen zweier Urſachen, die einen Unfall haben verurſachen 
können.] 

Wenn jemand auf einer dunkeln Treppe über einen dort 
befindlichen Gegenſtand fällt, ſo ſind zwei Urſachen gegeben, 
die jede allein für ſich oder auch im Zuſammenwirken den 
Unfall verurſacht haben können. Kann man nicht feſtſtellen, 
welcher einzelne Umſtand im Einzelfalle für den Unfall kauſal 
geworden iſt, ſo entſpricht es der Sachlage, ein Zuſammen⸗ 
wirken beider anzunehmen. Das BG. hätte Recht, wenn es 
ſagen könnte, der Gegenſtand, auf dem die Klägerin ausrutſchte 
(eine Apfelſinenſchale), war fo beſchaffen, daß fie ihn auch 
auf der erleuchteten Treppe nicht wahrgenommen haben würde. 
Dazu iſt es aber nicht in der Lage, es muß ſich darauf be⸗ 
ſchränken zu ſagen: die Beſchaffenheit des Gegenſtandes ſteht 
nicht feſt, und es iſt deshalb ſehr wohl möglich, daß der 
Mangel der Beleuchtung gar nicht kauſal war, der Gegenſtand 
kann ſo beſchaffen geweſen ſein, daß die Klägerin auch bei 
gehöriger Beleuchtung der Treppe darüber gefallen wäre. 
Die Begründung des BU. in dieſem Punkte genügt alſo nicht, 
um die Urſächlichkeit der Nichtbeleuchtung der Treppe für den 
Unfall zu beſeitigen. Wo jemand von ſeinen Augen Gebrauch 
machen kann, geht er anders und ſicherer als im Dunkeln, der 
eine ſieht dabei mehr, der andere weniger die auf dem Boden 
befindlichen Gegenſtände; die allgemeine Erfahrung aber ſagt 
jedenfalls, daß zwei Urſachen, die in ihrem Zuſammenwirken 
eine durch jede einzelne gegebene Gefahr vergrößern, der Regel 
nach auch beide urſächlich geweſen ſind, wenn ein ſchädlicher 
Erfolg eingetreten iſt. Die erſte der Begründungen, auf die 
das BG. ſeine Entſcheidung ſtützt, erſcheint hiernach bei der von 
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ihm feſtgeſtellten Sachlage hinfällig. R. c. N., U. v. 26. April 09, 
211/08 VI. — Celle. 

8. Eherecht. Iſt eine Unterlaſſungsklage wegen Be⸗ 
fürchtung fortdauernden Ehebruchs gegen den Dritten rechtlich 
zuläflig?] 

Der Kläger hat unter der Behauptung, daß feine Ehefrau 
mit den beiden Beklagten fortgeſetzt Ehebruch treibe — worüber 
er den Beklagten den Eid zuſchiebt — und daß eine Fortdauer 
des unſittlichen Verkehrs zu befürchten ſei, gegen die beiden 
Beklagten Klage erhoben mit dem Antrage, ſie zur Unterlaſſung 
jedes ferneren unſittlichen Verkehrs mit ſeiner Ehefrau zu ver⸗ 
urteilen. Das LG. erkannte auf einen den Beklagten zu⸗ 
geſchobenen, von ihnen angenommenen Eid. Nur der Beklagte R. 
legte Berufung ein; das KG. wies die Klage gegen den be⸗ 
klagten R. ab, die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: 
Es kann unerörtert bleiben, ob die Geſichtspunkte, von denen 
aus das BG. zur Abweiſung der Klage gelangt iſt, oder einer 
von ihnen die ausreichende Unterlage für eine grundſätzliche 
Ablehnung des erhobenen Klageanſpruches abzugeben imſtande 
ſein möchten; die Begründung, mit der das RG. in wieder⸗ 
holten Entſcheidungen die Klage auf Unterlaſſung eines un⸗ 
erlaubten Verhaltens, wenn dieſes in der Vergangenheit, wenn 
auch nur objektiv, bereits verwirklicht war und in der Zukunft 
weitere Eingriffe zu beſorgen ſind, für zuläſſig erklärt hat — ins⸗ 
beſondere RG. 48, 114; 56, 171; 57 S. 157 und 239; 
60 S. 1 und 6; 61, 366; 65, 210 —, iſt jedenfalls all⸗ 
gemeinerer Natur und läßt weder eine Beſchränkung der Unter⸗ 
laſſungsklage auf das vermögensrechtliche Gebiet, noch eine 
ſolche auf die Beſeitigung eines von dem Beklagten geſchaffenen 
dauernden bedrohlichen Zuſtandes als notwendig erſcheinen. Es 
bedarf aber der Erörterung der allgemeinen Geſichtspunkte, die 
zur Anerkennung der Unterlaſſungsklage in der Rechtſprechung 
geführt haben, im gegebenen Falle nicht; denn die Abweiſung 
der vorliegenden Klage erweiſt ſich aus Gründen als geboten, 
die in dem Inhalte des geltend gemachten Anſpruches ſelbſt 
liegen. Das eheliche Verhältnis hat einen vorwiegend ſittlichen 
Charakter, der auch in der Rechtsordnung in den verſchiedenen 
Ausgeſtaltungen der rechtlichen Beziehungen der Ehegatten zu⸗ 
einander wie zu Dritten Anerkennung gefunden hat. Die Ehe 
iſt vollkommene Lebensgemeinſchaft der Ehegatten, und die Er⸗ 
haltung dieſer Lebensgemeinſchaft iſt wie das erſte und oberſte 
Recht, ſo auch die erſte und oberſte Pflicht jedes Ehegatten 
gegen den anderen; „die Ehegatten ſind einander zur ehelichen 
Lebensgemeinſchaft verpflichtet“, dieſen Satz ſtellt das BGB. 
an die Spitze ſeiner die Wirkungen der Ehe regelnden Be⸗ 
ſtimmungen (§ 1353 Abſ. 1 BGB). Aus dem Weſen dieſer 
vollkommenen Lebensgemeinſchaft entſpringen die Pflicht zum 
Zuſammenleben, die Pflicht gegenſeitiger Unterſtützung, 
vornehmlich auch die Pflicht der ehelichen Treue. Das 
natürliche und ſittliche Band der Ehe iſt die Grundlage der 
Familie, dieſe die Grundlage der Geſellſchaft und des Staates 
als der geordneten Geſellſchaft; deshalb hat der Staat an der 
geſunden Ordnung der ehelichen Verhältniſſe, insbeſondere 
an der Aufrechterhaltung der ehelichen Gemeinſchaft, deren 
Beſtändigkeit allein die Erfüllung eines der vornehmſten Zwecke 
der Ehe, die Erziehung der Kinder, die zugleich den Volks⸗ 
nachwuchs bilden, gewährleiſtet, ein hohes Intereſſe. Aus 
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dieſem Intereſſe des Staates an der Aufrechterhaltung und 
Beſtändigkeit des ehelichen Gemeinſchaftsverhältniſſes und an 
dem Fernhalten ſtörender Einwirkungen von dieſem hat die 
Geſetzgebung beiſpielsweiſe die Ehegatten von der Pflicht 
entbunden, gegeneinander Zeugnis abzulegen ($ 383 ZPD., 
851 SPD.) und den Eigentumsvergehen unter Ehegatten 
Strafloſigkeit gewährt (8 247 StGB.), und fie hat namentlich 
für das Prozeßverfahren in Eheſachen beſondere Beſtimmungen 
getroffen, die, indem ſie die Herrſchaft über den Prozeß der 
Verfügung der Parteien zum großen Teile entziehen, den 
Zweck verfolgen, die Trennung des ehelichen Bandes tunlichſt 
zu verhüten und auf die Fälle der dringenden Notwendigkeit 
zu beſchränken. Die Vorſchriften, daß jeder Klage auf 
Scheidung ein Sühneverfahren vorausgehen muß ($ 608 ZPO.), 
daß die Regeln über Verſäumnis, Anerkenntnis und Eides⸗ 
zuſchiebung außer Kraft geſetzt werden (§8 617, 618), daß die 
Parteien gehalten ſind, alle Angriffe auf den Beſtand der Ehe 
in einem Verfahren zuſammenzufaſſen gehalten ſind und ſpäter 
auf Tatſachen, die ſie in dieſem hätten geltend machen können, 
nicht zurückgreifen dürfen (88 614, 616), daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft zur Mitwirkung befugt iſt und zum Zwecke der 
Aufrechterhaltung der Ehe Tatſachen und Beweismittel vor⸗ 
bringen kann (§ 607), und daß das Gericht zu dem gleichen 
Zwecke über ſolche Tatſachen Beweisaufnahmen darüber 
anordnen kann, ohne daß ſie von den Parteien beantragt ſind 
(S 622), und zuletzt, daß das Gericht unter Umſtänden ſogar 
von Amts wegen die Entſcheidung im Eheſcheidungsprozeß bis 
auf die Dauer eines Jahres ausſetzen kann ($ 621), ſind 
Zeugniſſe für das Beſtreben der ſtaatlichen Geſetzgebung, im 
öffentlichen Intereſſe die beſtehenden Ehen zu ſchützen und auf⸗ 
recht zu erhalten. Dem ſittlichen Charakter des ehelichen 
Verhältniſſes und dem hohen Intereſſe des Staates an deſſen 
Beſtändigkeit entſprechend hat die Rechtſprechung eine Verein⸗ 
barung der Eheleute, in der ſie, falls in einem anhängig zu 
machenden Scheidungsprozeſſe das Gericht erſter Inſtanz auf 
Scheidung erkennen ſollte, gegenſeitig bei der ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung ſich zu beruhigen ſich verpflichten, als gegen das 
Geſetz, gegen das rechtliche und ſittliche Weſen der Ehe und 
gegen die guten Sitten nach $ 138 BGB. verſtoßend erklärt 
(JW. 09, 5423), und das Strafgeſetz hat zwar den Ehebruch, 
die Verletzung der ehelichen Treuepflicht durch Geſchlechts⸗ 
vereinigung eines Ehegatten mit einer dritten Perſon, als ein 
Vergehen wider die Sittlichkeit in 8 172 StGB. gegenüber dem 
treubrüchigen Ehegatten wie gegenüber ſeinem Mitſchuldigen 
unter Strafe geſtellt, es hat aber gleichzeitig im öffentlichen 
Intereſſe, in Rückſicht auf die Bedeutung einer beſtehenden 
Ehe (RGSt. 7, 299; 14, 205), die ihm höher ſteht, als die 
ſofortige Verwirklichung ſeines Strafrechts, die Strafverfolgung 
davon abhängig gemacht, daß wegen dieſes Ehebruchs die Ehe 
vorher geſchieden worden ſei; während der Ehe ſoll im Intereſſe 
ihres Fortbeſtehens eine Strafverfolgung nicht ſtattfinden. 
Daraus folgt, daß, wenn der durch den Bruch der ehelichen 
Treue verletzte Ehegatte ſich entſchließt, über den Ehebruch 
hinwegzuſehen, von dem Rechte, deshalb die Eheſcheidung zu 
verlangen (§S 1565 BGB.), keinen Gebrauch zu machen und 
das eheliche Verhältnis mit dem ſchuldigen Ehegatten fort⸗ 
zuſetzen, ihm auch die Verpflichtung erwächſt, ſein Verhalten ſo 
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einzurichten, daß die Ehe dabei beſtehen kann (vgl. JW. 06 
S. 38915, 390). Daß das eheliche Band nicht nur Rechte und 
Pflichten zwiſchen den Ehegatten erzeugt, ſondern daß auch 
jeder Dritte die Verpflichtung hat, das eheliche Verhältnis 
anderer als ein unantaſtbares Gut zu achten und zu ehren 
und ſich aller Störungen dieſes Verhältniſſes, vornehmlich 
in der zarteſten und empfindlichſten ſeiner Beziehungen, der 
geſchlechtlichen, durch einen unerlaubten Geſchlechtsverkehr mit 
einem der Ehegatten ſich zu enthalten, ergibt ſich nicht nur aus 
der Rechtsordnung überhaupt, es iſt auch, wie erörtert, durch 
das Strafgeſetz anerkannt, das den Ehebruch an dem ſchuldigen 
Ehegatten wie an ſeinem Mitſchuldigen nach Trennung der 
Ehe mit Gefängnis beſtraft. Aber eine Klage auf Unterlaſſung 
ſolcher Störungen gegen den Dritten kann es aus denſelben 
Gründen nicht geben, aus denen dem einen Ehegatten gegen 
den anderen eine ſolche Klage während beſtehender Ehe verſagt 
iſt. Dem verletzten Ehegatten bleibt nur die Wahl, entweder 
die Eheſcheidung wegen des Ehebruchs zu betreiben und nach 
Löſung der Ehe die Beſtrafung des ſchuldigen Ehegatten wie 
des dritten Eheſtörers herbeizuführen oder, wenn er dies nicht 
will, durch gütliche Mittel auf den anderen Ehegatten ein⸗ 
zuwirken und ihn den Verſuchungen zum Bruche der ehelichen 
Treue zu entziehen; ein Weg zur gerichtlichen Verfolgung 
durch zivilrechtliche Klage iſt ihm weder dem Ehegatten noch 
dem Dritten gegenüber gegeben. Das Hineinziehen der inneren 
Verhältniſſe des Ehelebens in einen bürgerlichen Rechtsſtreit 
außerhalb des beſonders geordneten Eheprozeſſes widerſtreitet 
dem ſittlichen Weſen der Ehe, wie dieſes durch die Rechts⸗ 
ordnung anerkannt iſt; iſt deshalb dem verletzten Ehegatten 
während der Ehe zur Verfolgung ehebrecheriſcher Verfehlungen 
gegen den Ehegatten wie gegen den dritten Störer der Rechts: 
ſchuzz überhaupt verſagt, fo fällt damit auch die angeſtellte 
Klage auf deren fernere Unterlaſſung. J. c. R., U. v. 
22. April 09, 27/09 VI. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

9. 5 233 ZPO. Iſt Ablehnung des Geſuches um das 
Armenrecht, wenn dieſes nachträglich nach Ablauf der Notfriſt 
erteilt wird, ein Wiedereinſetzungsgrund?] 

Der am 5. Mai 1904 in Stettin verſtorbene B. hatte in 
einem am 3. April 1904 errichteten, in ſeinem Nachlaſſe vor⸗ 
gefundenen Privatteſtamente die Kläger als ſeine Erben ein⸗ 
geſetzt. Die als geſetzliche Erben in Betracht kommenden Be⸗ 
klagten beſtreiten die Gültigkeit des Teſtaments, indem ſie unter 
anderem behaupten, daß es vom Erblaſſer widerrufen worden 
ſei. Das LG. hat die Beklagten verurteilt, anzuerkennen, daß 
das Teſtament rechtsgültig iſt und daß die Kläger auf Grund 
desſelben Erben B.s geworden ſind. Das OLG. hat die von 
den Beklagten unter 1, 3—7 eingelegte Berufung zurückgewieſen. 
Auf die Reviſion der Beklagten unter 3, 4, 7 iſt das BU. am 
12. November 1908 aufgehoben und die Sache zu anderweiter 
Verhandlung an das BG. zurückgewieſen worden. Die gegen⸗ 
wärtig als Reviſionskläger auftretenden Stſchen Eheleute be: 
antragen in gleicher Weiſe auch zu ihren Gunſten zu erkennen, 
indem ſie zugleich um Wiedereinſetzung gegen Verſäumung der 
Reviſionsfriſt nachſuchen. Das RG. hob auf: Der Reviſions⸗ 
kläger S. war dadurch, daß ihm das rechtzeitig nachgeſuchte 
Armenrecht vom RG. verſagt worden iſt, bis zur nachträglichen 
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durch Beſchluß vom 11. Januar 1909 erfolgten Erteilung in⸗ 
folge unabwendbaren Zufalls an der Einlegung der Reviſion 
verhindert. Dieſe Behinderung war auch gegen die Reviſions⸗ 
klagerin, verehelichte S., eingetreten, in deren als der eigent⸗ 
lichen Prozeßpartei Namen das Armenrecht vom Ehemann 
augenſcheinlich miterbeten werden ſollte. Sie iſt zu ihren 
Gunſten nicht früher behoben worden, als bis auch der Che: 
frau S. und zwar durch Beſchluß vom 28. Januar 1909 das 
Armenrecht erteilt worden iſt. Da beide Reviſionskläger im 
übrigen die vorgeſchriebenen Formen und Friſten gewahrt 
haben, fo war ihrem Wiedereinſetzungsgeſuch unbedenklich ſtatt⸗ 
zugeben. In der Sache ſelbſt hält das RG. an der im Urteil 
vom 12. November 1908 dargelegten Rechtsauffaſſung feſt, daß 
das ſtreitige Privatteſtament vom Erblaſſer auch durch Ein⸗ 
reißen und durch Entfernung des daraufgedrückten Siegels im 
Sinne von § 2253 BGB. widerrufen werden konnte. Des 
Näheren darf auf das bezeichnete, inzwiſchen auch in RG. 69, 
413 abgedruckte Urteil verwieſen werden. B. c. B., U. v. 
6. Mai 09, 43/09 IV. — Stettin. 

10. 88 233 ff. ZPO. Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. Verſchulden.] 

Der Kläger iſt mit feiner auf Zahlung von 1000 
gerichteten Klage durch das am 10. Januar 1908 zugeſtellte 
Urteil des LG. abgewieſen worden. Die Berufung iſt mittels 
eines erſt am 26. Februar 1908 zugeſtellten Schriftſatzes ein⸗ 
gelegt worden, nachdem auf einen am 5. Februar 1908 bei 


dem OLG. eingegangenen Antrag des Klägers dieſem durch 


Beſchluß des OLG. vom 20. Februar das nachgeſuchte Armen⸗ 
recht für die Berufungsinſtanz bewilligt worden war. Das 
OLG. hat dem Kläger die erbetene Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt ge⸗ 
währt und dem Klageantrage ſtattgegeben. Das RG. hob auf 
Reviſion des Beklagten auf und verwarf die klägeriſche Berufung 
als unzuläſſig: Das Armenrechtsgeſuch war am 5. Februar 1908, 
das iſt am ſechſten Tage vor Ablauf der Friſt, bei dem BG. 
eingegangen. Die noch an demſelben Tage eingeforderten und 
am 6. Februar eingelaufenen Prozeßakten ergaben, daß das 
landgerichtliche Urteil, über deſſen Zuſtellung aus dem Geſuche 
nichts erſichtlich war, ſchon am 30. November 1907 verkündet 


worden war. Dieſer Umſtand mußte den Gedanken nahelegen, 


daß die Berufungsfriſt bereits verſtrichen ſein möchte. Offenbar 
mit Rückſicht hierauf verfügte das BG. am 8. Februar eine 
Anfrage nach Erfurt an den Prozeßbevollmächtigten des Be- 
klagten, ob und wann das Urteil zugeſtellt ſei. Am 11. ging 
die Antwort ein, daß das Urteil am 10. Januar zugeſtellt ſei. 
Nachdem hierüber der Kläger gehört worden war, erfolgte 
durch Beſchluß vom 20. Februar die Bewilligung des Armen- 
rechts und die Beiordnung eines bei dem BG. zugelaſſenen 
Rechtsanwalts, welch letzterer, nachdem ihm der Beſchluß am 
22. zugeſtellt worden war, den die Einlegung der Berufung 
erklärenden Schriftſatz am 24. bei dem Gerichtsſchreiber des 
BG. einreichte. Bei der Beurteilung dieſes Tatbeſtandes geht 
das BG. an ſich von einer richtigen Auffaſſung des Begriffes 
des unabwendbaren Zufalls aus, indem es darunter, im Ein⸗ 
klange mit der Rechtſprechung des RG., ein, ſei es auch auf 
menſchlicher Tätigkeit beruhendes oder mitberuhendes Vorkommnis 
verſteht, welches fo geartet ift, daß dafür jede Verantwortlichkeit 
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des Betroffenen vernünftigerweiſe abzulehnen iſt. In der An⸗ 
wendung auf den vorliegenden Fall aber ſetzt ſich das BG. 
mit dieſer richtigen Auffaſſung in Widerſpruch, indem es die 
aus den Umſtänden gewonnene Feſtſtellung für maßgebend hält, 
daß „die eigentliche Urſache der Friſtverſäumung nicht in einer 
Verſchuldung des Klägers zu ſuchen“ ſei, ſondern „allein in 
einem von ſeinem Willen völlig unabhängigen Umſtande“. 
Wenn jede Verantwortlichkeit des Betroffenen für den ein⸗ 
getretenen Erfolg vernünftigerweiſe abzulehnen ſein muß, ſo 
kann es nicht genügen, daß dem Betroffenen ein Verſchulden, 
d. h. eine Außerachtlaſſung der gewöhnlich im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt, nicht zur Laſt fällt. Vielmehr kann von einer 
Verhinderung durch einen unabwendbaren Zufall nur dann die 
Rede ſein, wenn die Partei jede von ihr nach Lage des Falles 
vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt behufs Einhaltung 
der Friſt angewendet hat und wenn der eingetretene Erfolg 
auch durch die äußerſte, nach der Beſonderheit des Falles 
vernünftigerweiſe noch zu verlangende Sorgfalt nicht verhütet 
werden konnte; vgl. Urteil des RG. vom 21. Juni 1907 
III 31/07, ferner Urteil vom 25. Januar 1897 Gruchots⸗ 
Beitr. 41, 1161 ff. Für die Annahme, daß der Mangel eines 
Verſchuldens und ſomit eines urſächlichen Zuſammenhangs 
zwiſchen dieſem und der Friſtverſäumung den unabwendbaren Zufall 
ergebe, beruft ſich das OLG. auf das in der JW. 01, 837 ver⸗ 
öffentlichte Urteil des RG. vom 8. November 1901; allein 
dieſes Urteil läßt nirgends erkennen, daß es nicht auf dem 
Boden der vorhin dargelegten Auffaſſung ſtehe. Die gedachte 
Annahme des BG., auf der deſſen Entſcheidung über den 
Wiedereinſetzungsantrag beruht, verletzt ſonach den Grundſatz 
des § 233 3PO., weshalb das BU. der Aufhebung unterliegt. 
Einer Zurückverweiſung der Sache in die Berufungsinſtanz 
bedarf es nicht, weil nach dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe 
die Sache zur Endentſcheidung reif iſt. Bei der Prüfung der 
Verantwortlichkeit des Klägers iſt die Verzögerung, die die 
Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch vom 11. Februar an 
(dem Zeitpunkte des Eingangs der Antwort auf die Anfrage 
vom 8.) noch erfahren hat, ganz außer Betracht zu laſſen, weil 
auch in jenem Zeitpunkte die Notfriſt bereits verſtrichen war. 
Die Frage iſt alſo dahin zu ſtellen, ob angenommen werden kann, 
daß für die Verzögerung bis zum 11. jede Verantwortlichkeit 
des Klägers mangele. Dieſe Frage aber muß verneint werden. 
Die Stellung der Anfrage vom 8. würde vermieden worden 
ſein, wenn der Kläger, was nicht außerhalb der Grenzen der 
äußerſten vernünftigerweiſe zu erwartenden Sorgfalt lag, in 
dem Armenrechtsgeſuch erwähnt hätte, daß das landgerichtliche 
Urteil am 10. Januar zugeſtellt war. Jedenfalls aber würde 
der durch jene Anfrage verurſachte Aufſchub unſchädlich geblieben 
ſein, wenn der Kläger das Armenrechtsgeſuch auch nur um 
wenige Tage früher als geſchehen eingereicht hätte. In dieſem 
Falle würde auch die Antwort auf die Anfrage entſprechend 
früher eingelaufen ſein, und da alsdann der Anlaß, den Kläger 
noch einmal zu hören, nicht beſtanden hätte, ſo würde die 
Bewilligung des Armenrechts ohne Schwierigkeit ſo zeitig vor 
Ablauf der Notfriſt erfolgen haben können und, wie nach den 
Außerungen des BG. nicht zu bezweifeln iſt, auch erfolgt ſein, 
daß, zumal im Hinblick auf die Vorſchrift des $ 207 Abſ. 2 ZPO. 
die Einhaltung der Friſt möglich geweſen wäre. Irgendeinen 
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triftigen Grund dafür, daß er von der ihm durch das Geſetz 
gewährten einmonatigen Berufungsfriſt mehr als drei Viertel 
hat verſtreichen laſſen, ehe er das Armenrechtsgeſuch einreichte, 
hat der Kläger nicht vorgebracht. Daraus ergibt ſich ſeine 
Verantwortlichkeit für dieſe Säumnis und ſomit nach obigem 
auch für den eingetretenen Erfolg. Von einem unabwendbaren 
Zufall, durch den der Kläger an der Einhaltung der Berufungs⸗ 
friſt verhindert worden wäre, kann nach alledem nicht die Rede 
ſein. Z. c. K., U. v. 30. April 09, 356/08 VII. — Naumburg. 

11. 5 253 ZPO. Genügende Beſtimmtheit des Klag⸗ 
anſpruchs.] 

Es iſt zunächſt gerügt worden, daß der Klagantrag auf 
Verurteilung des Beklagten zum Erſatz des richterlich feſt⸗ 
zuſetzenden Schadenbetrages oder doch mindeſtens zur Zahlung 
von 3000 & der in § 253 Nr. 2 ZPO. geforderten Be: 
ſtimmtheit entbehre und keine genügende Grundlage für die aus 
§ 304 Abſ. 1 ZPO. getroffene Vorabentſcheidung über den 
Grund des Anſpruchs dargeboten habe. Allein das RG. hat 
ſchon wiederholt ausgeſprochen (vgl. RG. 10 S. 353, 355; 
21, 387) und der erkennende Senat hat erſt kürzlich wieder in 
dem Urteil in V 178/08 vom 3. Februar 1909 anerkannt, daß 
eine ziffermäßige Angabe des geforderten Betrages nicht 
unbedingtes Erfordernis für einen Antrag auf Schadenerſatz iſt, 
ſondern daß es genügt, wenn nach dem Antrage, in Verbindung 
mit den über Gegenſtand und Grund des Anſpruchs gemachten 
Angaben, der erhobene Anſpruch ſo gekennzeichnet iſt, daß über 
ſeine Weſenheit kein Zweifel beſteht und der Betrag durch 
richterliches Ermeſſen, auf Grund der gegebenen tatſächlichen 
Unterlagen, feſtgeſtellt werden kann. Dieſe Vorausſetzungen 
liegen hier vor, wie von der Reviſion auch nicht bemängelt 
worden iſt; ſie fehlten aber in dem von der Reviſion an⸗ 
gerufenen Fall in der JW. 06, 20426, wo vom VI. JS. des 
RG. die Bezifferung eines Schadenerſatzanſpruchs vermißt wird, 
der von einem Vater für ſeinen durch einen Wagenunfall ver⸗ 
unglückten minderjährigen Sohn auf Erſatz allen durch den 
Unfall entſtandenen und noch entſtehenden Schadens erhoben 
war, ohne daß ſolcher Schaden irgendwie näher angegeben 
worden wäre. Es kann auch nicht zugegeben werden, daß das 
Fehlen einer bezifferten Schadensangabe einer Vorabentſcheidung 
über den Grund des Anſpruchs nach § 304 ZPO., wie fie 
hier gefällt worden iſt, im Wege ſtehe. Um eine Vorab⸗ 
entſcheidung über den Grund handelte es ſich auch in dem ſchon 
angezogenen Fall in RG. 10, 353 ff. Wenn der $ 304 vor: 
ausſetzt, daß der Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig 
ſei, ſo wird damit noch nicht eine ſtreitige Betragsziffer ver⸗ 
langt. Streitig kann ein Betrag auch ſein, wenn ſeine Summe 
noch erſt vom Richter feſtgeſtellt werden ſoll. Der Beklagte 
hat ſogar ausdrücklich den von den Klägern nichtbezifferten 
Schadensanſpruch auch der Höhe nach beſtritten; übrigens wird 
regelmäßig auch ein Streit über den Betrag vorliegen, wenn 
der Grund des Anſpruchs beſtritten wird. S. c. U., U. v. 
28. April 09, 505/08 V. — Breslau. 

12. 5313 ZPO. Inhalt des Urteils (Tatbeſtand).] 

Der 8 313 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. erfordert für das Urteil 
eine gedrängte Darſtellung des Sach- und Streitſtandes auf 
der Grundlage der mündlichen Vorträge unter Hervorhebung 
der Anträge. Im Sinne dieſer Vorſchrift ſoll der Tatbeſtand 
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ein klares und verſtändliches Bild von dem Geſamtergebnis 
der mündlichen Verhandlung bieten, auf der das Urteil beruht. 
Dies iſt nur möglich und die Darſtellung kann auch nur eine 
gedrängte ſein, wenn ſie eine zuſammenhängende und geordnete 
iſt. Dagegen ſetzt ſich die Sachdarſtellung, wie fie das BU. 
gibt, zuſammen aus einer Menge von Einzelbehauptungen, die 
loſe aneinander gereiht und zueinander nicht in Zuſammen⸗ 
hang geſetzt ſind. Daneben iſt zu den einzelnen Nummern in 
umfangreicher Weiſe auf den Inhalt der Schriftſätze verwieſen. 
Ein Bild von dem wirklichen Sach⸗ und Streitſtoffe läßt ſich 
aus der gegebenen Darſtellung nicht gewinnen, dazu iſt vielmehr 
die Durchſicht des umfangreichen Aktenſtoffs unerläßlich. Zum 
Vortrag vor dem Rerviſionsgerichte iſt die Darſtellung völlig 
ungeeignet, ſie iſt ein Aktenauszug und es fehlt, wie die 
Reviſion mit Recht geltend macht, ſchon nach der Art der 
gewählten Darſtellung jede Gewähr dafür, daß das für das 
Urteil allein maßgebende Ergebnis der mündlichen Verhandlung 
und auch nur dieſes die erforderliche Berückſichtigung gefunden 
hat. Es konnte deshalb der vom BG. gegebene Tatbeſtand 
als der Vorſchrift des §S 313 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. entſprechend 
nicht angeſehen werden, und es war die Aufhebung des Urteils 
geboten, da es an der für die Entſcheidung der Reviſionsinſtanz 
unentbehrlichen feſten tatſächlichen Grundlage fehlt (RG. 2, 
424). L. c. R., U. v. 5. Mai 09, 437/08 V. — Dresden. 

Handelsgeſetzbuch. 

13. § 493 HGB. Vertretungsbefugnis des Korreſpondent⸗ 
reeders gegenüber den Needern.] 

Es herrſcht Einverſtändnis darüber, daß die Reederei keine 
juriſtiſche Perſönlichkeit hat, ſondern eine auf dem Miteigentum 
am Schiffe beruhende Erwerbsgeſellſchaft nach bürgerlichem Rechte 
darſtellt. Vgl. RG. 11, 195. Nichtsdeſtoweniger folgt aus 
9 493 Abſ. 3 HGB., daß die Reederei, ähnlich wie die offene 
Handelsgeſellſchaft nach S 124 HGB., vor Gericht klagen und 
verklagt werden kann und hierbei innerhalb der Vertretungs⸗ 
befugnis des Korreſpondentreeders von dieſem vertreten wird. 
Daß dieſe Vertretungsbefugnis durch den Untergang oder Ver⸗ 
kauf des Schiffes und die Auflöſung der Reederei nicht ohne 
weiteres erliſcht, ſondern auch für die Liquidation fortdauert, 
hat das RG. mit eingehender Begründung in RG. 42, 68 feſt⸗ 
geſtellt. § 493 ſpricht jedoch nur von einer Vertretungsbefugnis 
des Korreſpondentreeders im Verhältnis zu Dritten, und es 
könnte daher bezweifelt werden, ob er Rechte der Reederei auch 
gegenüber den Reedern wahrnehmen kann. § 500 HGB. 
regelt die Beitragspflicht der Mitreeder zu den Ausgaben der 
Reederei und § 502 die Verteilung von Gewinn und Verluſt 
auf die Mitreeder. Daraus ergibt ſich eine eventuelle Ver⸗ 
pflichtung der Mitreeder, zur Reedereikaſſe Beiträge zu leiſten. 
Es iſt nun ſchon aus praktiſchen Gründen anzunehmen, daß 
ſie bezüglich dieſer Verpflichtung der Reederei als Dritte im 
Sinne des § 493 HGB. gegenüberſtehen. Zwar eröffnet § 500 
Abf. 2 für den Mitreeder, der für einen anderen Mitreeder in 
Vorſchuß getreten iſt, einen beſonderen Weg, zur Erſtattung 
des Vorſchuſſes zu gelangen. Dies genügt aber nicht für alle 
Fälle. Sehr häufig werden es die Verhältniſſe erfordern, von 
dem beitragspflichtigen Mitreeder Zahlung zu verlangen, ohne 
daß andere für ihn in Vorſchuß gegangen ſind, wofür eine 
Verpflichtung ſelbſtverſtändlich nicht beſteht. Wenn der 
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Korreſpondentreeder Mitreeder iſt, ſo könnte er allerdings in 
eigenem Namen kraft des Geſellſchaftsverhältniſſes auf Zahlung 
der geſchuldeten Beiträge zur Reedereikaſſe klagen. Indeſſen iſt 
dieſer Ausweg unſicher, weil der Korreſpondentreeder nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, die Laſten und das Riſiko eines Prozeſſes für die 
übrigen Mitreeder zu tragen. Er verſagt aber dann gänzlich, 
wenn der Korreſpondentreeder gar nicht an der Reederei beteiligt 
iſt. (HGB. § 492 Abſ. 1 Satz 2.) Einem Mitreeder aber, 
der nicht die Korreſpondenz hat, iſt es regelmäßig nicht zu⸗ 
zumuten, die gar nicht von ihm aufgeſtellte Beitragsrechnung 
vor Gericht zu vertreten und die geſchuldeten Beiträge im 
Intereſſe der Geſamtreederei einzuklagen. Noch weniger denkbar 
iſt es, daß bei den oft ſehr verwickelten Reedereiverhältniſſen 
und der häufig ſehr großen Zahl der Schiffsparten jeder 
einzelne Mitreeder die Beitragspflicht der anderen, ſoweit ſeine 
Part davon berührt wird, gerichtlich geltend macht. Das 
praktiſche Bedürfnis erfordert daher, daß der beitragspflichtige 
Mitreeder im Sinne des § 493 HGB. als ein Dritter behandelt 
wird und daß der Korreſpondentreeder — ſelbſtverſtändlich unter 
Vorbehalt abweichender Reedereibeſchlüſſe — die Beitragspflicht 
namens der Reederei gerichtlich gegen ihn geltend machen kann. 
Dieſe Auffaſſung findet auch in dem Geſetze einen Anhalt und 
zwar in dem § 496 HGB. Dort wird der Korreſpondent⸗ 
reeder für verpflichtet erklärt, der Reederei gegenüber die 
Beſchränkungen einzuhalten, welche von ihr für den Umfang 
ſeiner Befugniſſe feſtgeſetzt ſind, und ſich nach den Reederei⸗ 
beſchlüſſen zu richten. Im übrigen ſoll aber der Umfang ſeiner 
Befugniſſe auch der Reederei gegenüber nach den Vorſchriften 
des § 493 mit der Maßgabe beurteilt werden, daß er zu 
neuen Reiſen und Unternehmungen, zu außergewöhnlichen 
Reparaturen ſowie zur Anſtellung oder zur Entlaſſung des 
Schiffers vorher die Beſchlüſſe der Reederei einzuholen hat. Es 
ſteht nichts im Wege, hieraus zu folgern, daß der Korreſpondent⸗ 
reeder auch die Beitragspflicht der einzelnen Mitreeder namens 
der Gemeinſchaft der Reeder gemäß § 493 geltend machen 
kann. Insbeſondere ſteht die Zuſtändigkeitsvorſchrift des § 508 
HGB. nicht entgegen, wenn man berückſichtigt, daß auch der 
Korreſpondentreeder ſtets nur als Vertreter der Reeder, alſo 
wenn die Klage gegen einen Mitreeder gerichtet iſt, als Ver⸗ 
treter der übrigen Mitreeder klagt. Es kommt endlich in 
Betracht, daß der Mitreeder, welcher ſeine Part veräußert, nach 
§ 504 HGB. nach wie vor für die bis dahin verfallenen 
Beiträge (und eventuell noch weiter) haftet; dieſe Beitrags⸗ 
verpflichtung kann ſomit jederzeit durch Partveräußerung die 
Schuld eines Dritten werden und würde dann nach der Regel 
des § 493 von dem Korreſpondentreeder beizutreiben fein; es 
iſt aber nicht abzuſehen, weshalb dieſer zur Beitreibung derſelben 
Schuld dann nicht legitimiert ſein ſollte, wenn ſie noch den 
Mitreeder als ſolchen trifft. Die Aktivlegitimation der Klägerin 
und die Vertretungsbefugnis ihres Korreſpondentreeders iſt 


daher auch im vorliegenden Falle nicht zu beanſtanden. C. c. K., 
U. v. 17. April 09, 218/08 I. — Kiel. 

Konkursordnung. 

14. 88 6, 7, 15 KO. verb. mit 8 19 GBO. und 88 135, 
878 BGB.] 


S. bewilligte durch notariell beglaubigte Urkunde vom 
6. Mai 1908 auf die ihm gehörige Häuslerei Nr. 22 zugunſten 
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des Beſchwerdeführers K. die Eintragung einer Hypothek von 
3000 &. Der Beſchwerdeführer ſtellte, nachdem am 23. Juli 
über das Vermögen des Schuldners das Konkursverfahren er⸗ 
öffnet war, beim Grundbuchamte des AG., dem er ſpäter auch 
die Schuldurkunde einreichte, den Antrag auf Eintragung der 
Hypothek. Das Grundbuchamt lehnte durch Beſchluß vom 
28. Dezember auf Grund des § 15 KO. und des § 878 BGB. 
den Eintragungsantrag ab und trug am 2. Januar 1909 den 
Konkursvermerk zum Grundbuche ein. Das LG. wies durch 
den jetzt angefochtenen Beſchluß die Beſchwerde zurück. Der 
gegen dieſen Beſchluß eingelegten weiteren Beſchwerde möchte 
das OLG. in Roſtock ſtattgeben, es ſieht ſich hieran aber durch 
die Entſcheidungen des KG. vom 6. Mai 1901 und 12. Juli 
1906, mitgeteilt in RJ A. 2, 139 und 8, 47, verhindert. Auf 
Grund des § 79 Abſ. 2 GBO. hat deshalb das OLG. die 
weitere Beſchwerde dem RG. vorgelegt, welches die weitere 
Beſchwerde zurückwies: Nach § 135 BGB. find Verfügungen, 
die gegen ein den Schutz beſtimmter Perſonen bezweckendes 
Veräußerungsverbot verſtoßen, nur dieſen Perſonen gegenüber 
unwirkſam. Dem entſpricht im Wortlaut inſofern der 8 7 KO., 
als hier Verfügungen des Gemeinſchuldners gegenüber den 
Konkursgläubigern für unwirkſam erklärt ſind. Allein für die 
Auslegung des 8 7 hat entſcheidende Bedeutung die unmittelbar 
vorhergehende Vorſchrift des § 6, nach der der Gemeinſchuldner 
mit der Eröffnung des Verfahrens die Verfügungs- und 
Verwaltungsbefugnis „verliert“; das Verfügungs⸗ und Ver⸗ 
waltungsrecht wird „ausgeübt“ durch den Konkursverwalter, 
ſo daß dieſer inſoweit kraft Geſetzes an die Stelle des Ge— 
meinſchuldners tritt. Dagegen bleibt verfügungsberechtigt, 
wem zwar durch Geſetz, aber nur zugunſten einer beſtimmten 
Perſon die Verfügung über einen Gegenſtand verboten iſt; 
Erklärungen, die auf den Eintritt einer Rechtsänderung ab⸗ 
zielen, kann vor wie nach nur er abgeben, wenn auch unbeſchadet 
des geſchützten Rechts des andern. In ſolchem Falle kann 
daher das Veräußerungsverbot beim Fortbeſtande des Ver⸗ 
fügungsrechts des Eigentümers nicht die Sperrung des Grund⸗ 
buchs bewirken, dagegen muß dieſe Folge eintreten mit dem 
Verluſte des Verfügungsrechts. Das Beſtehen der Verfügungs⸗ 
macht hat der Grundbuchrichter — Turnau⸗Förſter Bd. II 
S. 229 — ſtets von Amts wegen zu prüfen. Von dieſem 
Grundſatze des Grundbuchrechts hat die KO. keine Ausnahme 
machen wollen. Allerdings iſt, worauf das KG. Gewicht legt, 
in den Motiven geſagt, daß die Verfügungsbeſchränkung des 
Gemeinſchuldners die Wirkung eines Veräußerungsverbots im 
Sinne des $ 135 BGB. habe; allein es iſt — Bd. 1 S. 110 
— nicht minder betont, daß die Wirkung des Konkurſes eine 
ſtärkere ſei. Die Konkursmaſſe ſteht kraft eigenen Rechts 
ausſchließlich zur Verfügung des Konkursverwalters, und von 
Eintragungen wird — § 19 GBO. — ſein „Recht betroffen“. 
Er hat das Recht und die Pflicht, die Maſſe im gemeinſamen 
Intereſſe der Gläubiger zu verwerten, und dieſes Recht kann 
durch Verfügungen des nicht mehr verfügungsberechtigten Ge: 
meinſchuldners keine Beeinträchtigung erleiden. Eine unmittel⸗ 
bare Gefährdung der Maſſe würde eintreten, wenn das Grund: 
buchamt einem Löſchungsantrage des Gemeinſchuldners ſtattgeben 
würde; dann würde nichts übrig bleiben, woran die Gläubiger 
ſich halten könnten. Dieſe Erwägung hat denn auch bereits 
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das KG. in der in feinem Jahrbuche Bd. 23 A S. 242 mit⸗ 
geteilten Entſcheidung dazu genötigt, für vom Gemeinſchuldner 
bewilligte Löſchungen eine Einſchränkung zu machen. Allein 
empfindliche Schädigungen können der Maſſe auch aus Ein⸗ 
tragungsbewilligungen erwachſen. Mögen dieſe auch als un- 
wirkſam der Anfechtung unterliegen, ſo machen ſie doch das 
Grundbuch unrichtig, zwingen den Verwalter unter Umſtänden 
zu langwierigen und koſtſpieligen Prozeſſen und hindern dadurch, 
wenn nicht rechtlich, ſo doch tatſächlich die Verwertung der 
Maſſe. Der Geſetzgeber hat, indem er dem Gemeinſchuldner 
in § 6 ohne Einſchränkung das Verfügungsrecht entzog und 
deſſen Ausübung in die Hand des Konkursverwalters legte, 


den Gläubigern nicht nur überhaupt Schutz, ſondern auch aus⸗ 


reichenden Schutz gewähren wollen. Man kann den Gemein⸗ 
ſchuldner nicht neben dem ſachlich allein berechtigten Ver⸗ 
walter für verfügungsbefugt erklären, ohne eine doppelte 
Verfügungsmacht und damit die unvermeidliche Gefahr von 
Konflikten zu ſchaffen. In Übereinſtimmung mit Jäger, KO. 
3. und 4. Aufl. Anm. 7—9 zu $ 7; Eccius bei Gruchot 
Bd. 50 S. 486; Predari, GBO. S. 312; Oberneck, GBO. 
Bd. I S. 337; Biermann S. 81 muß daher angenommen 
werden, daß Verfügungen des Gemeinſchuldners, die erſt nach 
Eröffnung des Verfahrens getroffen oder — §S 878 BGB. — 
beim Grundbuchamte eingereicht werden, zu Eintragungen im 
Grundbuche nicht führen können. Grundbuchſache von S., 
Beſchl. v. 24. April 09, B 61/09 V. — Roſtock. 

15. 58 17, 23, 27 KO. verb. mit $ 397 HGB. und 
mit $ 631 BGB. Erlöſchen des Werkvertrags — Verlaufs: 
kommiſſionsgeſchäfts — durch Eröffnung des Konkurſes, da 
erſterer ein zur Konkursmaſſe gehöriges Vermögen betrifft.] 

Der Beklagte ſtand 1891 mit der Gemeinſchuldnerin 
als deren Verkaufskommiſſionär in Geſchäftsverbindung. Am 
6. Oktober 1905 ſandte dieſe an ihn zum Verkauf die Loko⸗ 
mobile Nr. 6845, die am 9. Oktober nachmittags 1 Uhr mit 
der Eiſenbahn in M. ankam und am 10. Oktober morgens 8 Uhr 
von dem Beklagten abgenommen wurde. Am 9. Oktober vor⸗ 
mittags 11¼ Uhr war über das Vermögen der Abſenderin das 
Konkursverfahren eröffnet worden, in dem die Forderung des 
Beklagten aus dem Geſchäftsverkehr mit der Gemeinſchuldnerin 
zum Betrage von 11 081 K* 40 & in Höhe des nachzuweiſenden 
Ausfalls feſtgeſtellt wurde, den der Beklagte bei abgeſonderter 
Befriedigung erleiden würde. Daß von ihm an der Lokomobile 
Nr. 6845 beanſpruchte Abſonderungsrecht beſtritt der Konkurs⸗ 
verwalter, weil ſie erſt nach der Konkurseröffnung in den Beſitz 
des Beklagten gelangt ſei, und beantragte die Feſtſtellung, daß 
ihm dies Recht nicht zuſtehe. Das LG. wies die Klage ab, 
die Berufung wurde zurückgewieſen, das RG. hob auf und ſtellte 
feſt, daß dem Beklagten das Abſonderungsrecht nicht zuſteht: 
Das OLG. geht in rechtlich einwandfreien Erwägungen davon 
aus, daß der Beklagte eine Beſitzergreifung an der Lokomobile 
Nr. 6845 vor Eröffnung des Konkurſes nicht nachgewieſen habe 
und auf fie das beanſpruchte Pfand⸗ und Abſonderungsrecht 
ebenſowenig ſtützen könne, wie auf eine Anerkennung dieſes 
Rechts ſeitens des Konkursverwalters. Es hält aber den 
Konkursverwalter nach § 17 KO. für befugt, einen Kommiſſions⸗ 
vertrag mit der Wirkung fortzuſetzen, daß dem Vertragsgegner 
als Maſſegläubiger ($ 59 Nr. 2 KO.) an dem nach der Konkurs⸗ 
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eröffnung in feine Hände gelangten Kommiſſionsgut ein Pfand: 
recht gemäß § 397 HGB. und daher ein Abſonderungsrecht zur 
Befriedigung ſeiner vor der Konkurseröffnung erworbenen Kom⸗ 
miſſionsforderungen erwachſe; es hält für bewieſen, daß hier der 
Konkursverwalter in den Kommiſſionsvertrag über die Loko⸗ 
mobile Nr. 6845 eingetreten ſei und damit das Abſonderungs⸗ 
recht des Beklagten aus § 49 Nr. 2 KO. in Verbindung mit 
8 397 HGB. für begründet. Dieſe Erwägungen verletzen den 
8 23 KO., nach deſſen Vorſchriften ein von dem Gemeinſchuldner 
erteilter Auftrag durch die Eröffnung des Verfahrens erliſcht, 
es ſei denn, daß der Auftrag ſich nicht auf das zur Konkurs⸗ 
maſſe gehörige Vermögen bezieht (Abſ. 1 Satz 1), und das gleiche 
gilt, wenn ſich jemand durch einen Werkvertrag verpflichtet hat, 
ein ihm von dem Gemeinſchuldner übertragenes Geſchäft für 
dieſen zu beſorgen (Abſ. 2). Der Kommiſſionsvertrag iſt ein 
Werkvertrag ($ 631 BGB.). Das hier vorliegende Verkaufs⸗ 
kommiſſionsgeſchäft betraf zur Konkursmaſſe gehöriges Ver⸗ 
mögen und erloſch daher unter den obwaltenden Umſtänden 
unbeſchadet der dem Beklagten aus 88 23 (Abſ. 2), 27 KO. 
etwa zuſtehenden, in dem vorliegenden Rechtsſtreite aber nicht 
geltend gemachten Rechten durch die Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens. Damit ſcheidet die Anwendung des § 17 KO. aus, 
das angefochtene Urteil aber, daß auf der Anwendung dieſes 
Geſetzes beruht, unterliegt der Aufhebung. Das RG. iſt jedoch 
in der Lage, in der Sache ſelbſt zu entſcheiden, da ſie zur 
Endentſcheidung reif iſt. (Wird ausgeführt.) G. c. R., U. v. 
17. April 09, 209/08 I. — Marienwerder. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

16. Behauptung tatſächlicher Art oder Urteil bezüglich 
des Vorwurfs, ein Gegenſtand verletze ein Patent. 

Der Ber. erachtet die Mitteilung der Beklagten an eine Reihe 
von Kunden der Klägerin: die von dieſer nach England eingeführten 
Druckknöpfe verletzten das engliſche Patent Nr. 19349 der Be⸗ 
klagten, nicht als eine Behauptung tatſächlicher Art im Sinne des 
96 Abſ. 1 UnlWG., ſondern als ein Urteil. Der Ber. 
verkennt dabei nicht, daß, wenn das fragliche Patent gar nicht 
beſtände oder ſeine Nichtigkeit (oder Nichtverletzung) ſo 
offenbar wäre, daß bei dem die Patentverletzung Rügenden das 
Bewußtſein von der Unrichtigkeit ſeines Vorwurfes anzunehmen 
wäre, dann freilich in dem Vorwurf auch eine Behauptung 
tatſächlicher Art zu erblicken ſein würde; er verneint aber, 
daß derartige Momente hier vorliegen, daß insbeſondere die 
Kenntnis der Beklagten von der Nichtigkeit ihres Patents dar⸗ 
getan ſei, und iſt fo zur Abweiſung der Klage aus $ 6 Abſ. 1) 
des angeführten Geſetzes gelangt, indem er auch nicht für 
erwieſen erachtet, daß die Beklagte die Behauptung der Patent⸗ 
verletzung in böſem Glauben aufgeſtellt habe. — Die An⸗ 
wendung des § 823 BGB. hat der BerR. mit der Begründung 
abgelehnt, daß die Beklagte ein berechtigtes Intereſſe gehabt 
habe, den Dritten von der nach ihrer Anſicht begangenen 
Patentverletzung Mitteilung zu machen und deshalb nicht wider⸗ 
rechtlich gehandelt habe. Die Reviſionsklägerin macht dagegen 
geltend: In der Angabe, daß die Einführung der Waren der 
Klägerin nach England das engliſche Patent der Beklagten 
verletze, liege die Behauptung, daß der Beklagten auf Grund 
der Patentanmeldung ein wirkſames Schutzrecht in England 
zuſtehe; dieſe Behauptung ſei kein bloßes Urteil. Die Rüge 
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iſt nicht begründet. Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen, 
daß eine Behauptung, die lediglich ein Urteil enthält, ohne 
dieſes Urteil irgendwie tatſächlich zu begründen, nicht 
als eine Behauptung tatſächlicher Art im Sinne des § 6 an⸗ 
zuſehen ſei (vgl. SW. 01, 658°), und es iſt ferner auch gerade 
für den Fall, wenn jemand einem anderen ſchlechthin die Ver⸗ 
letzung eines dem erſteren zuſtehenden Patentrechts zum Vorwurf 
gemacht hat, ohne dieſem Vorwurf irgendwelche tatſächliche 
Angaben hinzuzufügen, in der Entſcheidung des RG. vom 
18. Oktober 1899 (JW. 99, 749 76) ausführlich dargelegt, daß 
darin regelmäßig — und bei dem guten Glauben desjenigen, 
der den Vorwurf erhoben hat von der Verletzung ſeines 
Patents — der Tatbeſtand des 8 6 nicht erfüllt werde. Hieran 
iſt feſtzuohalten. Mehr iſt aber im vorliegenden Falle nicht 
feſtgeſtellt, als daß die Beklagte, deren böſer Glauben nicht 
dargetan ſei, lediglich und ohne weiteren tatſächlichen 
Zuſatz der Klägerin Verletzung des Patents der Beklagten 
vorgeworfen hat. K. c. P., U. v. 4. Mai 09, 585/08 II. — 
Berlin. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni 
1900. 

17. 5 136 Gew VG. in Verb. mit 88 120 a, 120 c GewO. 
und 88 222, 230 StGB. Verſtoß gegen die Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften. (Qualifizierte Fahrläſſig⸗ 
keit. Einwand, daß die Aufſichtsbeamten das Fehlen einer 
Schutzvorrichtung nicht gerügt haben.)! 

Das BG. geht zutreffend davon aus, daß die Erſatzpflicht 
nach $ 136 Gew G. die qualifizierte Fahrläſſigkeit im Sinne 
der 88 222, 230 StGB. und damit vornehmlich die Vorher⸗ 
ſehbarkeit des ſchädlichen Erfolgs zur Vorausſetzung habe. Es 
ſtellt feſt, daß der Beklagte in Zuwiderhandlung gegen SS 30 
und 70 der Unfallverhütungsvorſchriften für die Fleiſchereiberufs⸗ 
genoſſenſchaft und der SS 120 a und 1200 GewO. eine jugend⸗ 
liche Perſon unter 16 Jahren zur Bedienung der Fleiſchmühle 
— einer gefährlichen Arbeitsmaſchine — verwendet und den 
Einlauf der Fleiſchmühle nicht mit einem Schutztrichter verſehen 
habe, ſich auch des Verſtoßes gegen jene Vorſchriften bewußt 
geweſen ſei oder bei gehöriger Sorgfalt bewußt werden konnte. 
Das BG. vermißt das Merkmal der ſtrafrechtlichen Fahrläſſig⸗ 
keit: daß Beklagter den Unfall habe vorherſehen können. Die 
Begründung dafür, daß dieſes Erfordernis fehle, iſt jedoch durch⸗ 
aus unzureichend. Die Unfallverhütungsvorſchriften der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften ſind, wie der erkennende Senat des öfteren aus⸗ 
geſprochen hat, zwar keine Schutzgeſetze gemäß § 823 Abſ. 2 BGB. 
— auf welche Beſtimmung die Klage auch nicht geſtützt iſt —, 
ſie geben aber, namentlich im Verhältnis der Genoſſenſchaft zu 
ihren Mitgliedern die Richtſchnur, welche Einrichtungen und 
Anordnungen dieſe zur Verhütung von Unfällen zu treffen und 
damit welche Sorgfaltspflichten ſie gegen die verſicherten Arbeiter 
und die Genoſſenſchaft zu erfüllen haben, um dem Vorwurſ der 
Fahrläſſigkeit zu entgehen (vgl. SS 112 ff. GewuVG.). Gewiß 
können in einem einzelnen Fall die Umſtände ſo liegen, daß die 
Abweichung von einer Unfallverhütungsvorſchrift ſich rechtfertigen 
läßt und dem Zuwiderhandelnden nicht zum Verſchulden gereicht, 
oder daß dieſer den Eintritt eines Schadens infolge der Ab⸗ 
weichung nicht vorherzuſehen vermag. Davon kann aber hier 
keine Rede ſein. Die Beſtimmungen, daß gefährliche Maſchinen 
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mit Schutzvorrichtungen verſehen und jugendliche Arbeiter nicht 
daran beſchäftigt werden ſollen, haben gerade darin ihren Grund, 
daß erfahrungsmäßig ſolche Perſonen ungeachtet aller Er- 
mahnungen und Warnungen infolge der ihrem Alter eigenen 
Unüberlegtheit und Sorgloſigkeit an die Gefahr nicht immer 
denken oder aus Leichtſinn und Übermut ihrer nicht achten, die 
Hilfsmittel, die die Arbeit gefahrlos machen würden, beſonders 
wenn ihre Handhabung wie bei einem dicken Stößel wenig be⸗ 
quem iſt, nicht benützen und ſo zu Schaden kommen. Der 
Hauptbeweisgrund des BG.: der Beklagte habe den Unfall 
nicht vorherſehen können, weil er auch für die Aufſichtsbeamten 
nicht vorherſehbar geweſen ſei, verſagt vollſtändig. Die Un⸗ 
zulänglichkeit der Beamten in Ausübung der Aufſicht kann nicht 
zur Entlaſtung des Beklagten dienen. Die Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften richteten ſich an ihn. Für ſeinen Betrieb ſind ſie 
erlaſſen; er hatte ſie zu befolgen und wird, wenn er es unter⸗ 
ließ, nicht dadurch entſchuldigt, daß die behördlichen Aufſichts⸗ 
beamten die Zuwiderhandlungen nicht merkten oder gefliſſentlich 
hingehen ließen. Schon aus dem Inhalt der hier in Frage 
kommenden Schutzbeſtimmungen mußte der Beklagte erkennen, 
wenn er dieſe Einſicht nicht bereits als Fleiſchermeiſter und 
Fleiſchhackereibeſitzer gehabt haben ſollte, daß nach der in den 
Unfallverhütungsvorſchriften zum Ausdruck gebrachten allgemeinen 
Anſchauung und Erfahrung ſeiner eigenen Berufsgenoſſen bei 
der Bedienung einer ohne Schutztrichter gelaſſenen Fleiſchmühle 
durch einen dreizehnjährigen Knaben dieſer verletzt werden könne. 
Dem Reviſionsgericht geht daher nicht der geringſte Zweifel bei, 
daß der Beklagte den Unfall hat vorausſehen können, und daß 
er fahrläſſig im Sinne des § 136 Gew VG. gehandelt hat. 
Fleiſchereiberufsgen. in M. c. W., U. v. 22. April 09, 288/08 VI. 
— Augsburg. 

Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. 

18. S 1 Waren. fett lediglich einen objektiven 
Eingriff voraus.] 

In ein fremdes Warenzeichen wird immer ſchon dann 
eingegriffen, wenn jemand ſeine Ware unbefugt mit dem fremden 
Zeichen verſehen, d. h. unter körperlicher Anbringung des 
fremden Zeichens bezeichnet hat. Ob dabei beabſichtigt war, 
in ein fremdes Zeichenrecht einzugreifen, was überhaupt der 
Zweck der Kennzeichnung war, insbeſondere auch ob die Ware 
mit einem Warenzeichen oder mit einer Firma hat 


verſehen werden ſollen, iſt unerheblich. Es kommt allein darauf 


an, ob ſich eine Ware rein objektiv als mit dem fremden 
Zeichen verſehen darſtellt. Das hat der Berg. verkannt, 
indem er entſcheidendes Gewicht darauf gelegt hat, daß die 
von dem Beklagten auf der Ware angebrachte Bezeichnung 
zur Andeutung der Herkunft und zur Bezeichnung 
einer Firma beſtimmt ſei. Aber auch daß das Publikum 
in dem Aufdruck der Beklagten auf ihren Zigaretten den Aufdruck 
einer Firma erblickt, iſt allein noch nicht entſcheidend. Werden 
Waren oder deren Verpackung oder Umhüllung von dem 
Produzenten mit ſeinem Namen und ſeiner Firma verſehen, ſo 
geſchieht auch dieſes regelmäßig — wie die Anbringung 
des Warenzeichens — zur Unterſcheidung der betreffenden 
Ware von gleichartigen Waren anderer Produzenten, zum 
Hinweis auf die Produktionsſtelle der Ware und damit auf 
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ihre Herkunft. Die Firma, der Name, der zu dem bezeichneten 
Zweck, alſo zur Kennzeichnung der Ware angebracht wird, 
iſt von einem Warenzeichen, deſſen ſich jemand „in ſeinem 
Geſchäftsbetriebe zur Unterſcheidung ſeiner Ware von den 
Waren anderer“ bedient (S 1 Waren G.), nicht etwas fo Ber: 
ſchiedenartiges, daß durch die Anbringung des Namens die 
Anbringung eines Warenzeichens ohne weiteres aus— 
geſchloſſen erſcheint. Eine Ware, die mit einem Namen 
verſehen iſt und ſich als mit einem ſolchen verſehen dem 
Publikum darſtellt, kann damit ſehr wohl zugleich auch mit 
einem fremden Zeichen verſehen ſein und ſich dem Publikum 
als mit einem ſolchen verſehen darſtellen. Das erhellt ins⸗ 
beſondere auch aus den Beſtimmungen der SS 13 und 20 des 
Geſetzes. (Wird weiter ausgeführt.) D. c. K., U. v. 30. April 09, 
615/08 II. — Hamm. 

Geſetz vom 6. Juli 1904 betr. Kaufmannsgerichte. 

19. SS 1, 5, 6 Kfm. Sachliche Zuſtändigkeit des 
ordentlichen Gerichts oder des Kaufmannsgerichts? Zuſtändig⸗ 
keit im Falle der Bürgſchaft?] 

Die Klägerin verlangt wegen Verletzung der Konkurrenz⸗ 
klauſel ſeitens ihrer früheren Verkäuferin, der Ehefrau des Be⸗ 
klagten zu 1, von dem letzteren, der ſchriftlich die ſolidariſche 
Haftbarkeit für ihre Vertragspflichten übernommen hat, ſowie 
vom Beklagten zu 2, wegen der von dieſem ſchriftlich ge⸗ 
leiſteten Selbſtſchuldner-Bürgſchaft Zahlung der bedungenen 
Vertragsſtrafe von 1000 l. Die Beklagten haben die Einrede 
der Unzuſtändigkeit des Gerichts vorgeſchützt, da die Sache der 
ausſchließlichen Zuſtändigkeit des KfmG. unterſtehe. Diele 
Einrede iſt von allen Gerichten verworfen worden: Das BG. 
hat vor allem darin Recht, daß das Sondergerichtsgeſetz gegen⸗ 
über der Regelnorm der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
und Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte ſich als Ausnahme⸗ 
geſetz darſtellt — vgl. 88 12, 13, 14 GVG. — und daß des⸗ 
halb der $ 1 KfmGG. eine ausdehnende Interpretation nicht 
zuläßt. Aus dem Wortlaute dieſer Geſetzesbeſtimmung aber iſt 
die Zuſtändigkeit des KfmG. für die Streitigkeit zwiſchen dem 
Gläubiger und dem, außerhalb des Dienſt⸗ oder Lehrverhält⸗ 
niſſes ſtehenden Bürgen nicht zu begründen; und aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes läßt ſich für eine Abſicht des 
Geſetzgebers, auch ſolche Streitigkeiten der Sondergerichtsbarkeit 
zu unterſtellen, nichts entnehmen. Die Worte des § 1 KfmGG. 
„Streitigkeiten aus dem Dienſt⸗ oder Lehrverhältniſſe zwiſchen 
Kaufleuten einerſeits und ihren Handlungsgehilfen oder Hand⸗ 
lungslehrlingen andererſeits“ bringen zum Ausdruck, daß das 
KfmG. zuſtändig ſein ſoll für die aus dem kaufmänniſchen 
Dienſt⸗ oder Lehrverhältniſſe herrührenden Streitigkeiten; in 
dieſem Rechtsverhältniſſe alſo muß die tatſächliche und rechtliche 
Grundlage des ſtreitigen Anſpruches beruhen. Mit der von 
§ 1 Abſ. 1 GewGG. vom 29. Juli 1890 / 29. September 1901 
abweichenden Wortfaſſung wurde bezweckt, für die Kaufmanns⸗ 
gerichtsbarkeit jeden Zweifel darüber zu beſeitigen, daß das 
Sondergericht auch dann zuſtändig ſein ſoll, wenn der Anſpruch 
vor oder nach der Erhebung der Klage auf einen Rechts⸗ 
nachfolger übergegangen iſt, — was für die Gewerbegerichte 
ſtreitig und von der Rechtſprechung (fo in RG. 51, 193; vgl. 
55, 265) verneint worden war. — Begründung zum Entwurf 
des KfmGG., Druckſ. des RT. XI. LP. I. Seſſ. 1903/04 Nr. 143 
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S. 9. Vgl. hierzu Jaeger in der Zeitſchrift für Rechtspflege 
in Bayern Bd. 1 S. 4 f. und nunmehr Urteil des RG. III. ZS. 
vom 17. November 1907. RG. 67, 114 ff. — Wenn nun 
inſofern nicht die Rückſicht auf die Perſon der prozeſſierenden 
Parteien ſondern der ſachliche Inhalt des Rechtsverhältniſſes 
für die Zuſtändigkeit maßgebend iſt, ſo darf doch auch in ſach⸗ 
licher Richtung die Grenzlinie nicht weiter gezogen werden, als 
es die poſitiven Vorſchriften der 88 1, 5 des Geſetzes er- 
lauben. — Bei der Rechtsnachfolge in den ſtreitigen Anſpruch 
verhält es ſich weſentlich anders als bei der Bürgſchaft. Im 
erſteren Falle iſt und bleibt der Anſpruch ein ſolcher „aus“ 
dem Dienſt⸗ oder Lehrverhältniſſe und es tritt nur der die 
Rechtsnachfolge begründende Vorgang hinzu, der das Weſen 
der übergehenden Forderung nicht berührt und keine neue 
Obligation ſchafft. Die Bürgſchaftsverpflichtung dagegen wird 
nach 8 765 BGB. erſt begründet durch einen zwiſchen dem 
Gläubiger und Bürgen abgeſchloſſenen Vertrag, der vom Geſetze 
nach Form und Inhalt beſonders geregelt iſt, ſeine eigene tat⸗ 
ſächliche und rechtliche Grundlage hat, und inſoweit ſelbſtändige 
Verpflichtungen erzeugt. — Freilich iſt die Verpflichtung des 
Bürgen im Verhältniſſe zu derjenigen des Hauptſchuldners von 
akzeſſoriſcher Natur; es iſt für jene der jeweilige Beſtand der 
Hauptverbindlichkeit maßgebend, 8 767 BGB. Gleichwohl iſt 
die Verpflichtung des Bürgen mit der Verbindlichkeit des Dritten, 
für deren Erfüllung er einzuſtehen übernimmt (§S 765 BGB.), 
nicht identiſch; ſie beſteht neben der Hauptſchuld und kann nach 
mehrfacher Richtung einer anderen Beurteilung, als die letztere, 
unterſtehen. So iſt für die Verpflichtungen des Bürgen aus 
dem Bürgſchaftsvertrage ſelbſt, die Frage unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen er dem Gläubiger für die Hauptſchuld einzuſtehen hat, 
das eigene örtliche Recht der Bürgſchaftsverpflichtung maß⸗ 
gebend (RG. Bd. 54 Nr. 82 S. 315 f.) Der Gerichtstand 
kann für den Hauptſchuldner und für den Bürgen ein ver⸗ 
ſchiedener ſein (nach der bisher herrſchenden Anſicht ſelbſt der 
beſondere Gerichtsſtand des Erfüllungsorts, 8 29 ZPO., ein 
verſchiedener). Die Rechtskraft eines Urteils, das im Rechts⸗ 
ſtreite zwiſchen dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner oder 
dem Bürgen ergeht, wirkt nicht gegenüber dem Bürgen bzw. 
Hauptſchuldner, außer ſoweit $ 768 BGB. eingreift (vgl. RG. 
Bd. 56 Nr. 27 S. 110). — Das Bedenken der Reviſion, daß 
der Richter in dem Rechtsſtreite zwiſchen Gläubiger und Bürgen 
auch — bei darüber beſtehendem Streite — über den Beſtand 
der Hauptſchuld zu urteilen hätte, würde keinenfalls durch⸗ 
ſchlagen. Es liegt durchaus in der Regel, daß der ordentliche 
Zivilrichter über präjudizielle Rechtsverhältniſſe, über privat⸗ 
rechtliche (wie ſelbſt über öffentlich⸗rechtliche) Fragen, ſoweit dieſe 
ſein Urteil über den Streitgegenſtand bedingen, auch dann zu 
befinden hat, wenn zur ſelbſtändigen Entſcheidung hierüber ein 
anderer Richter zuſtändig wäre. Umgekehrt aber wäre zu fragen, 
ob der Geſetzgeber beabſichtigt haben könne, dem Sondergericht 
die Entſcheidung über Fragen des Bürgſchaftsrechtes zu⸗ 
zuweiſen, einer Rechtsmaterie, die mit dem Dienſt⸗ oder Lehr⸗ 
verhältniſſe an ſich nichts zu tun hat und für deren Beurteilung 
es nicht auf kaufmänniſche Sachkunde, ſondern auf Rechts⸗ und 
Geſetzeskunde des Richters ankommen wird. — Auch der ſozial⸗ 
politiſche oder wirtſchaftliche Zweck, der für die Einrichtung 
dieſer Sondergerichtsbarkeit beſtimmend geweſen iſt, würde es 
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nicht rechtfertigen, der Zuſtändigkeit des Kfm. einen Streit⸗ 
gegenſtand zu unterſtellen, der, wie die Bürgſchaft, offenbar 
außerhalb des in § 1 des Geſetzes umſchriebenen Rahmen ge⸗ 
legen iſt. — Die Zuſtändigkeit des KfmG. für Klagen gegen 
den Bürgen wird denn auch in der bezüglichen Literatur vor⸗ 
wiegend verneint: Haas, KfmGG. zu § 1, Bem. 10 S. 8; 
Menzinger und Prenner, KfmGG. zu § 1 Nr. 4 S. 21; Kulka, 
KfmGG. zu §S 1 Bem. 20 S. 5, — vgl. noch Wilhelmi und 
Bewer, GewGG. 81 Anm. 2b, 2. A. S. 22. B. c. H., U. v. 
3. Mai 09, 384/08 VI. — Nürnberg. 

Reichserbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 

20. 512 Abſ. 1 Nr. 2, § 29 Abſ. 1, $ 55 RErbſchſtG., 
verb. mit SS 54, 516, 718, 719 BGB. Beſteuerung der 
Schenkung an einen Kirchen⸗ und Kirchenbaufonds. Zum Be⸗ 
griff der Bereicherung.] 

Der Kläger, der Kirchen⸗ und Kirchenbaufonds B., iſt 
eine juriſtiſche Perſon, die den Zweck verfolgt, den Katholiken 
in B. ein eigenes Gotteshaus und eine dazu gehörige Pfarrer⸗ 
wohnung zu beſchaffen. Ihm wendete im Dezember 1906 der 
Bonifaziusverein, der die Rechtsfähigkeit nicht beſitzt und der 
Notlage katholiſcher Glaubensgenoſſen in der Diaſpora Abhilfe 
bringen will, aus den durch Beiträge ſeiner Mitglieder auf⸗ 
gebrachten Mitteln die Summe von 6000 & zu. Ob und in 
welcher Weiſe es zur endgültigen Erbauung einer Kirche in B. 
kommen wird, ſteht noch nicht feſt. Der beklagte Fiskus er⸗ 
achtete die Zuwendung für eine nach Maßgabe der SS 55, 12 
RErbſchſt. vom 3. Juni 1906 mit 5 vom Hundert zu be⸗ 
ſteuernde Schenkung und zog den Betrag von 300 & vom 
Kläger ein. Dieſer forderte ihn im Rechtswege nebſt Zinſen 
ſeit dem 18. November 1907 als dem Tage der Klagezuſtellung 
zurück. Das LG. verurteilte, die Berufung des Beklagten 
wurde zurückgewieſen, das RG. hob auf und wies die Klage 
ab: Da der Kläger eine ausſchließlich kirchliche Zwecke ver⸗ 
folgende juriſtiſche Perſon iſt und die Zuwendung des Bonifazius⸗ 
vereins an ihn 6000 && beträgt, fo iſt die Steuer zu entrichten, 
wenn die Zuwendung als Schenkung zu kennzeichnen iſt. 
Davon geht auch der Ber R. aus. Er nimmt ferner zutreffend 
an, daß der Begriff der ſteuerpflichtigen Schenkung in Er⸗ 


mangelung beſonderer Vorſchriften des RErbſchſt. nach Maß⸗ 


gabe des 8 516 BGB. zu beſtimmen iſt (vgl. das Urteil des 
erkennenden Senats vom 16. Oktober 1908 VII 595/07, JW. 
08, 75426). Danach iſt eine Zuwendung Schenkung, ſofern fie 
den Empfänger aus dem Vermögen des Gebers bereichert und 
beide Teile darüber einig ſind, daß ſie unentgeltlich erfolgt. 
Zweifel können im vorliegenden Falle nur darüber beſtehen, ob 
das Merkmal der Bereicherung gegeben iſt. Der BerR. 
verneint dies, allein aus rechtlich nicht haltbaren Gründen. 
Daß die vom Bonifaziusverein dem Kläger ausgehändigte 
Summe zunächſt und unmittelbar in deſſen Eigentum über⸗ 
gegangen iſt, kann nicht beſtritten werden und wird auch vom 
BerR. nicht beſtritten. Trotzdem ſoll es an der Bereicherung 
fehlen, weil der Kläger es auf ſich genommen habe, ohne ſchuld⸗ 
haften Verzug den Bau der Kirche und des Pfarrhauſes in B. 
zu beginnen, ſomit ökonomiſch ſchwer belaſtet ſei, auch nach der 
Abſicht der Beteiligten nur einer Notlage habe abgeholfen 
werden ſollen und ſchließlich das erſtrebte Ziel überhaupt keinen 
ökonomiſchen Charakter trage. Indeſſen wird, was zunächſt die 
47 
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letzteren Erwägungen betrifft, eine Bereicherung, die Erlangung 
eines Vermögensvorteils, nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das 
Erlangte nicht für einen wirtſchaftlichen Zweck verwendet, ſondern 
kirchlichen Bedürfniſſen dienſtbar gemacht werden ſoll, und im 
übrigen ſtellt der Ber R. nicht feſt, daß der Kläger nur fidu⸗ 
ziariſches Eigentum erworben habe oder mit einer Auflage 
belaſtet worden ſei, dergeſtalt, daß ihm die obligatoriſche, im 
Klagewege zu erzwingende Verpflichtung zum Kirchenbau ob⸗ 
gelegen habe. Eine ſolche Feſtſtellung konnte auch nach der 
ganzen Sachlage nicht getroffen werden. Der Bonifaziusverein 
hat dem Kläger die 6000 & nicht unter einer von dieſem zu 
erfüllenden Nebenbeſtimmung zugewendet, ſondern er hat ſie 
gegeben, weil der Kläger zu dem Zwecke der Beſeitigung des 
kirchlichen Notſtandes der Katholiken in B. mit den Rechten 
einer juriſtiſchen Perſon ausgeſtattet war und weil er — der 
Bonifaziusverein — dieſen Zweck fördern helfen wollte. Die 
Frage iſt daher ſo zu ſtellen, ob bei der Zuwendung einer 
Summe an eine juriſtiſche Perſon, die einen beſtimmten Zweck 
verfolgt, die Bereicherung deshalb zu verneinen iſt, weil jene 
Summe für den Zweck nach den Satzungen oder nach dem 
Beſchluſſe der geſetzlichen Vertreter verausgabt werden und keine 
dauernde Kapitalsvermehrung bilden ſoll. Hätte man ſich mit 
dem BerR. gegen die Bereicherung zu entſcheiden, ſo wäre eine 
Schenkung an eine ſolche juriſtiſche Perſon überhaupt nicht 
möglich. Ihr gegenüber verſagte das Steuergeſetz. Es würde 
aber auch für letztwillige Zuwendungen verſagen, da auch dieſe 
nur die Bereicherung treffen, die der Erwerber durch den Anfall 
erfahren hat (§ 29 Abſ. 1 RErbſchſtGG.). Dies iſt aber ſicher 
nicht der Standpunkt des Geſetzgebers, der nur, wenn er eine 
Bereicherung der von ihm in § 12 Nr. 2 bezeichneten juriſtiſchen 
Perſonen für möglich hielt, die Vorſchriften über die Steuer⸗ 
ermäßigung und die Befreiung beim Erwerb von Todes wegen 
durch ſolche Perſonen erlaſſen konnte. Hat er nun die gleichen 
Vorſchriften für den Erwerb unter Lebenden, ſofern er auf 
Freigebigkeit beruht, gegeben, ſo muß ihnen auch ein An⸗ 
wendungsgebiet eröffnet ſein. Daraus ergibt ſich ſchon ein 
erhebliches Bedenken gegen die Richtigkeit der Annahme des 
BerR. Es iſt aber auch nicht zuzugeben, daß es in dem 
vorausgeſetzten Falle der unentgeltlichen Zuwendung an eine 
beſtimmte Zwecke verfolgende juriſtiſche Perſon an der wirk- 
lichen (materiellen) und endgültigen Bereicherung, wie 
ſie die Schenkung erfordert (RG. 62, 390), fehle. Eine ſolche 
juriſtiſche Perſon, ſei es ein Verein oder eine Anſtalt, beſteht 
niemals um ihrer ſelbſt willen, ſondern um des Zweckes willen, 
dem ſie ihr Daſein verdankt. Wer ihr etwas ohne Gegen⸗ 
leiſtung zuwendet, will damit ihre Zwecke fördern. Indem er 
dies tut, dem Verein oder der Anſtalt die Mittel gewährt, die 
ſie befähigen, ihrem Daſeinszweck in vollkommnerer Weiſe ge⸗ 
recht zu werden, als es ohne die Zuwendung möglich wäre, 
bereichert er ſie, nicht bloß formal, ſondern materiell und end⸗ 
gültig. Die juriſtiſche Perſon iſt von ihrem Zwecke nicht zu 
trennen. Was ſie dieſem widmet, verwendet ſie für ſich ſelbſt. 
Dabei kommt es auch nicht darauf an, ob der geſpendete Betrag 
alsbald oder erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt verbraucht oder 
ob er zinstragend angelegt werden ſoll, ſo daß nur die Zinſen 
verwendet werden. Auch wenn bei einem Verein die Beiträge 
oder ſonſtige freiwillige Gaben ſatzungsgemäß zu dem Vereins⸗ 
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zweck zu verausgaben find, fo iſt es darum nicht minder wahr, 
daß Beiträge und Gaben ihm nicht als Mittelsperſon, Geſchäfts⸗ 
führer, Sammelſtelle, ſondern um ſeiner ſelbſt willen, d. h. eben 
zur Erreichung ſeiner Ziele zufließen. Ebenſo verhält es ſich 
aber auch vorliegend, wo dem Kläger 6000 & überwieſen 
worden ſind, damit er in den Stand geſetzt werde, als Kirchen⸗ 
baufonds, alſo für das Werk, für das er ins Leben gerufen 
worden iſt, tätig zu werden. Dadurch wird er als ſolcher 
Fonds, der kirchlicher Not ſteuern ſoll, bereichert; ſein Vermögen 
wird vermehrt, wobei es unerheblich iſt, daß der Vermögens⸗ 
zuwachs ſeiner Beſtimmung zugeführt wird. Eine Schenkung 
an eine phyſiſche Perſon hört darum nicht auf, Schenkung und 
alſo Bereicherung zu ſein, weil der Betrag ſofort für den 
Zweck, den beide Teile ins Auge gefaßt hatten, z. B. für eine 
Reiſe oder für die Unterſtützung eines verarmten Angehörigen 
des Erwerbers ausgegeben worden iſt. Die hier vertretene 
Auffaſſung ſetzt ſich auch nicht in Widerſpruch mit dem bereits 
erwähnten, in RG. 62, 386 ff. abgedruckten Urteile des 
III. ZS. vom 6. Februar 1905. In dem dort entſchiedenen 
Falle handelte es ſich nach der vom Reviſionsgericht gebilligten 
Annahme des BerR. um die Übertragung fiduziariſchen 
Eigentums und es konnte deshalb geſagt werden, daß in der 
mit der Pflicht der Herausgabe an einen Dritten belaſteten 
Zuwendung eine wirkliche Bereicherung nicht zu finden ſei. Eine 
ſolche liegt — worauf ebenfalls ſchon hingedeutet iſt — auch 
dann nicht vor, wenn der Empfänger von Gaben nur als 
Mittels⸗ und Durchgangsperſon zu denken iſt, der ſie nur vor⸗ 
übergehend für den eigentlich Bedachten verwahrt und dieſem 
nach Schluß der Sammlung aushändigt. Es iſt in jedem 
einzelnen Falle zu prüfen, ob dem Erforderniſſe der Bereicherung, 
wie es im $ 516 BGB. aufgeſtellt iſt, genügt ſei, und wenn 
dies in dem einen Falle verneint wird, ſo folgt daraus nicht 
ohne weiteres, daß es auch in dem anderen Falle zu verneinen 
ſei. Der Tatbeſtand, wie er im gegenwärtigen Prozeſſe gegeben 
iſt, iſt nach dem Ausgeführten verſchieden von dem dem früheren 
Urteil zugrunde liegenden. Den Satz, daß eine Schenkung 
deshalb nicht anzunehmen ſei, weil die Zuwendung an eine 
juriſtiſche Perſon für deren Zwecke erfolgt ſei, hat der III. Senat 
nicht ausgeſprochen. Daß der Begriff der Schenkung nicht 
dadurch ausgeſchloſſen wird, daß der Vorſtand des Bonifazius⸗ 
vereins ſeinen Mitgliedern gegenüber, wie behauptet worden iſt, 
verpflichtet war, die geſammelten Gelder an den Kläger abzu⸗ 
führen, verſteht ſich von ſelbſt. Das Bedenken, daß nicht eine 
Zuwendung von 6000 & vorliege, ſondern einzelne Zuwendungen 
der Mitglieder des — nicht rechtsfähigen — Bonifaziusvereins, 
von denen jede den Betrag von 500 & nicht erreiche (8 11 
Nr. 1 RErbſchſtG.) iſt vom Ber. nicht erhoben. Es iſt auch 
unbegründet. Der Vereinsvorſtand hat über Vereinsvermögen, 
das als Geſellſchaftsvermögen gilt (8 54 BGB.) und den Mit⸗ 
gliedern zur geſamten Hand zuſteht (88 718, 719 BGB.), 
verfügt, mithin über einen Betrag, der als einheitlicher, dem 
Verein, d. h. den Mitgliedern als Geſamthändern zuſtehender 
Betrag dem Kläger übergeben worden iſt. Dieſer hat nicht 
die einzelnen beigeſteuerten Gaben der Mitglieder, ſondern eine 
Geſamtſumme, die einen Teil des Geſellſchaftsgutes bildet, 
erworben. Grhzg. Bad. Fiskus c. K., U. v. 7. Mai 09, 
365/08 VII. — Karlsruhe. 
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Geſetz vom 17. Mai 1907, betr. Anderungen des 


Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873. 

21. Art. 2 Abſ. 2 Satz 1 RBG. Anwendung des neuen 
Rechts auf vor dem 1. April 1907 penſionierte Beamte, die 
Kriegsteilnehmer waren.] 

Es handelt ſich um die Auslegung des Art. 2 Abſ. 2 
Satz 1 des Geſetzes vom 17. Mai 1907, betr. Anderungen 
des RBG. vom 31. März 1873, dahin, ob die Anwendung 
dieſer neuen Beſtimmungen auf die vor dem 1. April 1907 
penſionierten Beamten, die Kriegsteilnehmer waren, lediglich 
den § 41 RBG. in der Faſſung von Art. 1 Nr. X des Geſetzes 
vom 17. Mai 1907 (d. h. den Penſionsbetrag) oder auch den 
848 Abſ. 1 und 2 RBG. in der Faſſung von Art. 1 Nr. XIII 
des Geſetzes vom 17. Mai 1907 (d. h. die Berechnung der 
Dienſtzeit) umfaßt. Art. 2 Abſ. 1 und Abſ. 2 Satz 1 lauten: 
„Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1907 in Kraft. 
Von dieſem Zeitpunkt ab erhalten auch die bereits vorher 
penſionierten Beamten, ſofern ſie an einem der von deutſchen 
Staaten vor 1871 oder von dem Deutſchen Reiche geführten 
Kriege teilgenommen haben, nach den Vorſchriften dieſes Ge⸗ 
ſetzes unter Zugrundelegung des vor dem Ausſcheiden bezogenen 
und nach den damaligen Beſtimmungen anzunehmenden penſions⸗ 
fähigen Dienſteinkommens feſtzuſtellende Penſionsgebührniſſe.“ 
Erläuternd bemerkt die Begründung zu dem Entwurfe (Nr. 333 
RT. XII. LP. I. Seſſ. 1907) in Abſ. 2 Satz 3 S. 22: „Wie 
in dem § 41 Nr. 1 und 2 des Offizierpenſionsgeſetzes iſt 
auch hier von einer anderweiten Feſtſtellung der Penſions⸗ 
gebührniſſe und nicht der Penſion geſprochen, um wie dort zum 
Ausdrucke zu bringen, daß nur den neuen Vorſchriften über 
den Betrag der Penſion ($ 41), nicht auch allen ſonſtigen Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes eine teilweiſe rückwirkende Kraft gegeben 
werden ſoll.“ Dieſe Begründung widerſpricht nicht dem Wort⸗ 
laut des Geſetzes. Denn rein ſprachlich bedeutet der Ausdruck 
„Penſionsgebührniſſe“ dasſelbe wie der Ausdruck Penſions⸗ 
betrag. Die Bedeutung des Art. 2 Abſ. 2 Satz 1 kann aber 
überhaupt nur an Händen der Ausdrucksweiſe des RBG., auf 
dem jene Beſtimmung fußt, ermeſſen werden. Das RBG. 
ſcheidet hierbei zwiſchen dem Betrag der Penſion in den SS 41 
bis 44 (darunter die nach achtzig — jetzt ſechzig bzw. ein⸗ 
hundertzwanzig — Teilen des Dienſteinkommens normierte Höhe 
der Penſion und den Begriff des Dienſteinkommens) und der 
Berechnung der Dienſtzeit in den 88 45 bis 52. Wenn des⸗ 
halb in Art. 2 Abſ. 2 Satz 1 geſagt wird, daß das frühere 
penſionsfähige Dienſteinkommen zugrunde zu legen ſei, ſo iſt 
damit nur ausgeſprochen, daß lediglich der Betrag der Penſion 
nach dem neuen Geſetz zu berechnen, das Dienſteinkommen aber 
nach den alten Beſtimmungen zugrunde zu legen ſei, keineswegs 
folgt aber daraus, daß auch die Berechnung der Dienſtzeit 
ebenfalls nach dem neuen Geſetz ſtattzufinden habe. Mindeſtens 
iſt es zweifelhaft, was das Geſetz unter dem Ausdruck „Penſions⸗ 
gebührniſſe“ verſteht, und kann daher die Begründung des Ent⸗ 
wurfs um fo mehr zur Auslegung des Sinnes des Geſetzes heran- 
gezogen werden, als gegen dieſe Begründung ſich bei der 
Beratung weder in der Reichstagskommiſſion noch im Reichstag 
ſelbſt ein Widerſpruch erhoben hat. Darnach iſt anzunehmen, 
daß die neuen Beſtimmungen in § 48 RBG. über die Be⸗ 
rechnung der Dienſtzeit auf die vor dem 1. April 1907 
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penſionierten Beamten, die Kriegsteilnehmer waren, nicht An⸗ 


wendung finden. (Wird weiter ausgeführt.) P. c. Wee, 
U. v. 23. April 09, 362/08 III. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

22. 88 650 ff. II, 11 ALR. Zuſtimmung des Kirchen⸗ 


patrons zur Führung von Prozeſſen, welche das ee | 


betreffen.] 

Darnach (d. h. nach neuerem preußiſchen Recht) ſind zwar 
die nach Landrecht dem Patron zuſtehenden Aufſichtsrechte dahin 
eingeſchränkt, daß dem Patron nur noch die Aufſicht über die 
Verwaltung der Kirchenkaſſe zuſteht; dagegen iſt der die Ge⸗ 
meinde vertretende und das Kirchenvermögen verwaltende 
Gemeindekirchenrat hinſichtlich der Geſchäfte der Vermögens⸗ 


verwaltung, die nach Landrecht der Genehmigung des Patrons 


bedurften, an die Einwilligung des Patrons ebenſo gebunden, 
wie es früher die Kirchenvorſteher waren, die nach 8 619 II, 11 
ALR. zur Verwaltung des Kirchenvermögens berufen waren. 
Nur gilt nach Abſ. 2 § 23 die Zuſtimmung des Patrons zu 
Beſchlüſſen des Gemeindekirchenrats und der Gemeindevertretung 
für erteilt, wenn der Patron auf abſchriftliche Zuſtellung des 
betreffenden Beſchluſſes nicht binnen dreißig Tagen dem Ge⸗ 
meindekirchenrat ſeinen Widerſpruch zu erkennen gibt, und iſt 
nach Abſ. 3 die vorgeſetzte Aufſichtsbehörde auf Rekurs des 
Gemeindekirchenrats befugt, geeignetenfalls den Widerſpruch 
des Patrons zu verwerfen und deſſen Einwilligung zu ergänzen. 
Daraus folgt, daß der Gemeindekirchenrat zur Vornahme der 
in den §§ 629, 637, 645, 647, 668, 700, 782, 803, 807, 
822 II, 11 ALR. aufgeführten Rechtsakte der Zuſtimmung oder 
der durch die vorgeſetzte Aufſichtsbehörde ergänzten Einwilligung 
des Patrons bedarf, der die Patronatslaſten für die kirchlichen 
Bedürfniſſe zu tragen hat. Hierüber beſteht auch in der Rechts⸗ 
lehre kein Streit. Die herrſchende Meinung erklärt aber auch 
zur Führung von Prozeſſen die Zuſtimmung des laſtentragenden 
Patrons für erforderlich. Dieſer Anſicht iſt, ſoweit es ſich um 
Prozeſſe handelt, die das Kirchenvermögen betreffen, und ſofern 
nicht etwa der Patron ſelbſt Prozeßgegner der Kirchengemeinde 
iſt (vgl. OVG. 19, 334), beizutreten. Prozeſſe, die den Umfang 
und den Inhalt des Kirchenvermögens zum Gegenſtande haben, 
find Geſchäfte der Vermögensverwaltung im Sinne des 8 23 
der Kirchengemeindeordnung, und zu ſolchen Prozeſſen muß 
daher nach SS 651, 658 II, 11 ALR. einerſeits der Patron 
die Vertretung der Kirchengemeinde in Ausführung und Ver⸗ 
teidigung der Kirchengerechtſame unterſtützen, andererſeits die 
Vertretung der Gemeinde die Genehmigung des Patrons ein⸗ 
holen. Die Vertreter der Gegenanſicht meinen, die Zuziehung 
des Patrons zur Prozeßführung ſei im Landrechte nicht aus 
dem Geſichtspunkte des Erforderniſſes ſeiner Genehmigung, 
ſondern wegen der ihm obliegenden Beiſtands⸗ und Ver⸗ 
teidigungspflicht vorgeſchrieben, und die Zuſtimmungsrechte des 
Patrons ſeien in der Kirchengemeindeordnung nicht wegen dieſer 
nicht mehr beſtehenden Pflicht, ſondern hauptſächlich zur Wahrung 
feiner eigenen Intereſſen aufrechterhalten worden, was ſich 
daraus ergebe, daß nur dem laſtenpflichtigen Patron die Zu⸗ 
ſtimmungsrechte belaſſen worden ſeien. Allein jedenfalls iſt 
doch durch 8 658 a. a. O. allgemeinhin die Genehmigung 
der Prozeßführung ſeitens des Patrons für erforderlich erklärt, 
indem dort die Mitunterzeichnung der Prozeßvollmacht durch 
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den Patron ohne eine Ausnahme vorgeſchrieben worden iſt, 
und iſt auch im § 659 für alle Fälle Beſtimmung darüber 
getroffen, wie die Genehmigung des Patrons, falls er ohne 
Grund die Rechte der Kirche in Gerichten auszuführen oder zu 
verteidigen beharrlich ſich weigere, durch die geiſtlichen Oberen 
der Kirche im Wege der Beſtellung eines Bevollmächtigten 
erſetzt werden könne. (Vgl. RG. 10, 209; Gruchots Beitr. 46 
S. 1173, 1174.) Ebenſo find im § 23 der Kirchengemeinde: 
ordnung die Zuſtimmungsrechte des laſtenpflichtigen Patrons 
allgemeinhin aufrechterhalten, und iſt in keiner Weiſe zum 
Ausdruck gebracht, daß die Aufrechterhaltung nur dann gelten 
ſolle, wenn die Zuſtimmung des Patrons zur Wahrung ſeiner 
eigenen Intereſſen in den beſtehenden Geſetzen vorgeſchrieben 
ſei. Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob, wie auch die 
Reviſion geltend macht, die im Landrechte vorgeſchriebene Zu⸗ 
ziehung des Patrons ihren Grund in der dem Patron obliegenden 
Beiſtands⸗ und Verteidigungspflicht hatte. Denn jedenfalls 
war, wiewohl nach 8 650 der Betrieb der Prozeſſe „wegen der 
Güter und des Vermögens der Kirche“ den Kirchenvorſtehern 
oblag, doch der Beitritt des Patrons zu der Prozeßführung 
ſtets erforderlich, und dieſer Beitritt enthielt, da nach § 659 
im Falle der Weigerung zur Vertretung der Rechte der Kirche 
ein Bevollmächtigter beſtellt werden ſollte, eine Genehmigung, 
auf welche die Vorſchrift des §S 23 Abſ. 1 der Kirchengemeinde⸗ 
ordnung bezüglich der Aufrechterhaltung der Zuſtimmungsrechte 
Anwendung zu finden hat. Dieſes Erfordernis der Zuſtimmung 
zur Prozeßführung betrifft auch nicht lediglich das innere Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Gemeindekirchenrat und dem Patron (vgl. 
Strieth Arch. 38, 193). Vielmehr geht daraus, daß im $ 658 
die Genehmigung in der Form der Mitunterzeichnung der 
Prozeßvollmacht vorgeſchrieben iſt, mit Deutlichkeit hervor, daß 
zur Wirkſamkeit der Prozeßführung auch im Verhältniſſe zu 
Dritten die Genehmigung des Patrons erforderlich iſt. Der 
erkennende Senat hat auch bereits in dem Urteil RG. 29, 155 
für katholiſche Kirchengemeinden auf Grund des Geſetzes über 
die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden 
vom 20. Juni 1875 ausgeſprochen, daß nach den durch § 40 
Abſ. 1 dieſes Geſetzes aufrechterhaltenen Vorſchriften des 
Landrechts, betreffend die Rechte des Patrons, wie zu allen 
wichtigeren Verwaltungsakten, ſo auch zu der Prozeßführung 
die Zuziehung des Patrons erfolgen und ſeine Einwilligung 
eingeholt werden müſſe, und § 40 Abſ. 1 dieſes Geſetzes enthält 
die gleiche Beſtimmung wie § 23 Abſ. 1 der Kirchengemeinde⸗ 
ordnung für die evangeliſchen Kirchengemeinden. Auch im § 92 
der Verwaltungsordnung des Evangeliſchen Oberkirchenrats vom 
15. Dezember 1886 iſt zur Anſtellung von Prozeſſen die Zu⸗ 
ſtimmung des Patrons für erforderlich erklärt. Kirchengem. W. 
c. Stadtgem. W., U. v. 1. Mai 09, 356/08 v. — Berlin. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

23. § 27 EtempftG. Von welchem Zeitpunkt an läuft 
die zehnjährige Verjährungsfriſt? Wirkungen der Unterbrechung 
durch Zahlungsaufforderung.] 

Die Klägerin hatte am 19. Januar 1874, 28. Januar 1880 
und 11. Juli 1893 mit der Diskontogeſellſchaft in Berlin drei 
notarielle Verträge geſchloſſen, die ſich auf die Aufnahme 
hypothekariſcher Anleihen bezogen. Die entſprechenden Ein⸗ 
tragungen im Grundbuch wurden bewirkt. Für jede der drei 
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Urkunden wurde ein Stempel von 1,50 „ verwendet. Am 
29. Auguſt 1906 forderte die Stempelſteuerbehörde einen Stempel 
von Yız Prozent des Kapitalbetrages der drei Urkunden mit der 
Begründung nach, daß ſie ſtempelpflichtige Schuldverſchreibungen 
darſtellten. Die Klägerin zahlte auf jeden der erforderten Beträge 
unter Vorbehalt je 400 & und verlangte alsdann dieſe Summe 
klagend zurück. Das LG. wies ab, das KG. dagegen nur 
hinſichtlich der für die Urkunden Nr. 1 und 3 erforderten Beträge. 
Hinſichtlich des für die Urkunde Nr. 2 entrichteten Betrages 
verurteilte es den Beklagten zur Rückzahlung. Die Reviſionen 
beider Teile wurden zurückgewieſen. Aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen betreffend die Reviſion der Klägerin: 1. Mit Recht 
hat aber der Ber R. den erhobenen Einwand der Verjährung 
für unbegründet erklärt. Die vorliegenden vor dem Inkrafttreten 
des Stempſth. vom 31. Juli 1895 entftandenen Stempel⸗ 
anſprüche des Fiskus würden nach dem vor dieſem Zeitpunkt 
geltenden Recht in 44 Jahren (§ 629 I, 9 ALR.) verjähren; nach 
§ 27 StempſtG. vom 31. Juli 1895 beträgt dagegen die Ver⸗ 
jährungsfriſt für ſolche Anſprüche nur 10 Jahre. Es iſt nun 
ein in der preußiſchen Geſetzgebung ſchon im Publikationspatent 
zum ALR. (Art. XVII) zum Ausdruck gebrachter und ſeitdem 
in zahlreichen anderen Geſetzen (ſ. u. a. die Aufführung in der 
Begründung zu Art. 169 EGBGB.) feſtgehaltener allgemeiner 
Grundſatz, daß der Schuldner ſich, ſoweit ihm dies günſtiger 
iſt, auf eine durch ein neues Geſetz eingeführte kürzere Ver⸗ 
jährungsfriſt berufen darf. Darüber, daß nach Maßgabe dieſes 
Grundſatzes die Klägerin die kürzere Verjährungsfriſt des 
Stempit®. vom 31. Juli 1895 für ſich geltend machen darf, 
beſteht auch zwiſchen den Parteien keine Meinungsverſchiedenheit. 
Der Streit betrifft vielmehr die beſondere Frage, von welchem 
Zeitpunkt an die zehnjährige Friſt des §S 27 a. a. O. zu berechnen 
iſt. Die Klägerin iſt der Meinung, daß ſie von dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Geſetzes, d. i. vom 1. April 1896, zu 
laufen begonnen hat, während der Beklagte die Anſicht vertritt, 
daß für den Beginn die Beſtimmung des § 27 maßgebend ſein 
müſſe, welcher lautet: „Die Stempelſteuer verjährt, wenn ſie 
auf einen Bruchteil des Wertes des Gegenſtandes zu bemeſſen 
iſt“ (was hier der Fall) „in zehn Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in welchem die Zahlung der Abgabe 
hätte entrichtet werden müſſen.“ Die Beklagte will dieſe 
Beſtimmung in dem Sinne hier angewendet wiſſen, daß die 
Friſt erſt vom Ablauf des Jahres 1896, in welchem das 
StempftG. in Kraft getreten iſt, alſo vom Ablauf des 
31. Dezember 1896 an, zu berechnen ſein ſoll, ſo daß ſie erſt 
mit Schluß des Jahres 1896 ihr Ende erreicht haben würde. 
Dieſer Unterſchied iſt im gegenwärtigen Falle deshalb von 
Bedeutung, weil nach 8 27 Abſ. 2 a. a. O. eine Unterbrechung 
der Verjährung durch eine an den Zahlungspflichtigen erlaſſene 
Zahlungsaufforderung eintritt und eine ſolche Aufforderung von 
der Stempelſteuerbehörde am 29. Auguſt 1906 an die Klägerin 
erlaſſen iſt. Sollte die Verjährung ſchon am 1. April 1906 
eingetreten ſein, ſo würde dieſe Aufforderung eine gleichgültige 
Tatſache darſtellen, während, wenn die Verjährung erſt am 
31. Dezember 1906 endigte, durch ſie, wie der Beklagte geltend 
macht, die Verjährung unterbrochen ſein würde. Beide Vor⸗ 
inſtanzen haben die Anſicht des Beklagten für die zutreffende 
erachtet und darin kann ihnen nur gefolgt werden. Will man 


= en — — .- — — 


—— ———— — — 


— 


38. Jahrgang. 


für die Entſcheidung dieſes beſonderen Streitpunktes überhaupt 
die frühere preußiſche Geſetzgebung verwerten, ſo können inſoweit 
allein die eine vom Jahresablauf ab beginnende kürzere Ver⸗ 
jährungsfriſt einführenden Geſetze vom 31. Mai 1838, 6. Juli 1845, 
12. März 1860, 9. Februar 1869 und 13. März 1869 in Betracht 
kommen, in denen ausdrücklich (ſ. die SS 7 bezw. 2 und 3 dieſer 
Geſetze) beſtimmt iſt, daß gegen die zur Zeit der Publikation 
dieſer Geſetze bereits fällig geweſenen Forderungen die kurzen 
Friſten vom letzten Dezember desjenigen Jahres ab, in 
welchem die Geſetze in Kraft getreten ſind, gerechnet werden 
ſollen. Eine gleiche Beſtimmung findet ſich im 8 9 Abſ. 2 
des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben 
vom 18. Juni 1840, indem dort vorgeſchrieben iſt, daß für die 
zur Zeit der Publikation dieſes Geſetzes vorhandenen Steuer⸗ 
rückſtände (d. h. zur Hebung geſtellte, aber im Rückſtand gebliebene 
Steuern) die im 8 8 hierfür feſtgeſetzte, vom Ablauf des Jahres 
der Fälligkeit an laufende vierjährige Verjährungsfriſt vom 
1. Januar 1841 ab beginnen ſoll. Wenn im 8 9 Abſ. 2 
daſelbſt angeordnet iſt, daß Nachforderungen wegen Steuern 
aus der Zeit vor der Publikation des Geſetzes binnen Jahres— 
friſt nach Publikation des Geſetzes geltend gemacht werden 
ollen, fo ſteht dies zu der vorigen Beſtimmung nicht im Gegenſatz, 
da dieſe Nachforderungen nach § 5 daſ. überhaupt nur in dem 
Kalenderjahr, worin ſie geltend gemacht wurden, zuläſſig waren. 
Wenn hiernach die vorſtehenden Geſetze auch ſchon einen Anhalt 
und Fingerzeig für die Löſung der gegenwärtigen Streitfrage 
enthalten, ſo muß doch für deren Entſcheidung das entſcheidende 
Gewicht auf den Inhalt des § 27 ſelbſt gelegt werden. Der 
9 27 führt eine ganz beſtimmt geartete Verjährungsfriſt ein, 
nämlich eine ſolche, die vom Ablauf des Jahres, in welchem 
die Abgabe hätte entrichtet werden ſollen, an läuft. Die volle 
durch § 27 eingeführte Verjährungsfriſt umfaßt zehn volle 
Kalenderjahre, gerechnet vom 1. Januar bis 31. Dezember; bei 
einem Aufhören inmitten des letzten Kalenderjahres würde der 
entſprechende Zeitraum fehlen. Darnach iſt mit Recht von den 
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zember 1896 ab gerechnet. Die Entſcheidung des erkennenden 
Senats vom 25. April (RG. 51, 226) ſteht dem nicht entgegen, 
da die damalige Sachlage zu einer Behandlung der gegen: 
wärtigen beſonderen Frage keinen Anlaß bot, ſo daß dieſe 
damals auch nicht behandelt worden iſt. Eine Heranziehung 
des Art. 169 Abſ. 2 EGBGB. für die Auslegung und An⸗ 
wendung des fünf Jahre vorher erlaſſenen preußiſchen Stempel⸗ 
geſetzes muß, jedenfalls bezüglich der vorliegenden beſonderen 
Streitfrage, um ſo mehr abgelehnt werden, als, zumal in Hinblick 
auf den Wortlaut des Art. 169 Abſ. 2, keineswegs Über⸗ 
einſtimmung über deſſen Auslegung und über die Frage beſteht, 
von welchem Zeitpunkt an darnach mit Rückſicht auf $ 201 BGB. 
der Lauf der in den 88 196, 197 beſtimmten Verjährungsfriſten 
für die vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Anſprüche begonnen 
hat. 2. Der Stempelanſpruch des Fiskus iſt, jedenfalls für die 
Anwendung des 8 27 Abſ. 2 StempſtG. ein einheitlicher in dem 
Sinne, daß es für die Wirkung der die Verjährung unter⸗ 
brechenden Zahlungsaufforderung nicht darauf ankommen kann, 
ob die Stempelforderung auf diefe oder jene Tarifſtelle geſtützt 
wird. Eine andere Auffaſſung würde dem Zweck dieſer Beſtimmung 
zuwiderlaufen. Demgemäß kann es auch keinen Unterſchied bedeuten, 
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ob der Schuldverſchreibungsſtempel aus dem Stempelgeſetz von 
1821 oder der Stempel für Grundbuchanträge aus dem Geſetze 
von 1872 beanſprucht worden iſt, zumal da dieſe Stempel in 
einem derartigen engen Zuſammenhang miteinander ſtehen, daß die 
betreffenden Beſtimmungen in dem StempſtG. vom 31. Juli 1895 
in einer Tarifſtelle (Nr. 58), wenn auch unter verſchiedenen 
Nummern (I, III) zuſammengefaßt worden ſind. U. c. Preuß. 
Fiskus, U. v. 20. April 09, 290/08 VII. — Hamm. 


Zur Geſtaltung des Rechtsmittels der Reviſion. 


Eingaben der Anwaltskammer beim Reichsgericht an den 
Keichskanzter. 


J. 


In Ausübung des den Anwaltskammern im $ 50 RAD. erteilten 
Rechtes hat die Anwaltskammer bei dem Reichsgericht beſchloſſen, im 
Intereſſe der Rechtspflege dem Herrn Reichskanzler folgendes vor⸗ 
zutragen: 

Das fortdauernde Anwachſen der unerledigten Eingänge beim 
Keichsgerichte — ſolche betrugen am 31. Dezember 1907 2419, da; 
gegen an dem gleichen Tage 1908 2721 Revifionen — muß die 
größten Bedenken hervorrufen, ob das Reichsgericht in ſeiner jetzigen 
Organiſation und bei der jetzigen Geſtaltung des Rechtsmittels die 
ihm geſtellte Aufgabe, in dritter Inſtanz Recht zu ſprechen, in be 
friedigender Weiſe erledigen kann. Es muß das Vertrauen in die 
Rechtſprechung im allgemeinen ſchwächen, wenn dadurch, daß die 
letzte Inſtanz angerufen wird, der Nechtsſtreit etwa ein Jahr ſpäter 
zur Erledigung kommt. 

Es beſteht ein Notſtand, zu deſſen Abwendung außerordentliche 
Mittel erforderlich ſind. 

Zur Verringerung der zur Entſcheidung des höchſten Gerichts⸗ 
hofes zu bringenden Sachen find die verſchiedenſten Vorſchläge gemacht. 
Eine Verſtändigung über die einzuſchlagenden Wege iſt bis jetzt nicht 
erreicht, da gegen alle Vorſchläge erhebliche Bedenken beſtehen. Sollte 
es aber wirklich gelingen, das Rechtsmittel fo zu geſtalten, daß das 
Reichsgericht imſtande iſt, die Eingänge reſtlos zu bewältigen, fo 
wird es ihm, mag man das Rechtsmittel ändern wie man will, nicht 
möglich ſein, die jetzigen Rüdftände in angemeſſener Zeit aufzuarbeiten. 

Wenn gegen die dauernde Vermehrung der Senate grundſätzliche 
Bedenken erhoben werden, ſo ſtehen ſolche doch nicht dem Vorſchlage 
entgegen, durch Errichtung zweier Hilfsſenate wenigſtens für die 
nächſten Jahre Abhilfe zu ſchaffen. Dieſen Hilfsſenaten wird es 
vorausſichtlich gelingen, die rückſtändigen 2721 Sachen in 2 bis 
3 Jahren aufzuarbeiten. Es ſteht nichts entgegen, die Tätigkeit 
ſolcher Senate geſetzlich auf einen beſtimmten Zeitraum zu beſchränken. 
Jedenfalls muß alles geſchehen, um dem augenblicklich beſtehenden 
Zuſtande auch ſchon, ehe die Entſcheidung über die endgültig zu 


treffenden Maßnahmen getroffen iſt, ein Ende zu bereiten. 


Was ſodann die zur Verringerung der Anzahl der eingehenden 
Reviſionen für die Zukunft vorgeſchlagenen Maßnahmen betrifft, ſo 
geſtatten wir uns, auf den beiliegenden Beſchluß unfrer Kammer 
vom 13. Januar 1908 Bezug zu nehmen, den wir ſeinerzeit dem Herrn 
Reichsgerichtspräſidenten überreicht haben. 

Wir haben nur folgendes hinzuzufügen: 

Die Gefahr, daß bei der Beſchränkung der Revifion auf den 
Fall difformer Urteile die Einheitlichkeit der Nechtſprechung und die 
Autorität des Reichsgerichts erheblich gefährdet werden würde, wird 
wohl allgemein oder faſt allgemein als beſtehend anerkannt. Man 
hat vorgeſchlagen, dieſer Gefahr dadurch vorzubeugen, daß die Be⸗ 
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ſchränkung nicht auf diejenigen Fälle erſtreckt werde, in denen das 
Oberlandesgericht gegen einen vom Reichsgericht ausgeſprochenen 
Kechtsgrundſatz verſtoßen habe. Wir glauben aber, daß dieſer Vor⸗ 
ſchlag ſehr erhebliche Nachteile mit ſich bringen würde. 

Es würde nur zu häufig der Streit nicht mehr über die An⸗ 
wendung der Geſetze, ſondern über den Inhalt früherer Urteile des 
Reichsgerichts geführt werden. 

Es würde ſich für die Rechtsanwälte beim Reichsgericht die un⸗ 
erfreuliche Notwendigkeit des Suchens nach Präjudikaten und für das 
Keichsgericht die unfruchtbare und zeitraubende Aufgabe ergeben, aus 
früheren Erkenntniſſen die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels zu beurteilen. Zu einer weſentlichen Entlaſtung We 
hiernach dieſer Vorſchlag ſchwerlich führen. 

Außer den bereits erörterten Bedenken gegen die Einſchränkung 
des Rechtsmittels auf den Fall difformer Urteile heben wir noch 
folgendes hervor: 

Es iſt durchaus nicht ausgeſchloſſen, daß gerade in den aller⸗ 
wichtigſten Prozeſſen, die für die Entwicklung unſeres Rechtslebens 
von größter Bedeutung ſind und die Intereſſen weiterer Kreiſe be⸗ 
rühren, konforme Urteile ergehen. Dem Anſehen des Reichsgerichts 
wäre es nicht förderlich, wenn in ſolchen Prozeſſen, in denen heute 
allgemein die Entſcheidung der höchſten Inſtanz als notwendig er⸗ 
achtet und mit Spannung erwartet wird, die Tätigkeit des höchſten 
Gerichtshofes ausgeſchaltet werden ſollte. 

Wir müſſen nochmals auf das nachdrücklichſte betonen, daß bie 
Kechtſprechung und RNechtsentwicklung in Deutſchland zurzeit die 
Mitwirkung des Reichsgerichts in großem Umfange nicht entbehren 
kann und daß die Tätigkeit des Reichsgerichts bei Beſchränkung der 
Reviſion auf konforme Erkenntniſſe verkümmert wird. 

Wir haben die Hoffnung nicht aufgegeben, das Rechtsmittel der 
Keviſion im jetzigen Umfange zu erhalten, wenn die jetzt vorhandenen 
Nüͤckſtände durch Hilfskräfte beſeitigt und folgende Maßregeln getroffen 
werden: 

1. Beſchwerden und Berufungen in Sachen, welche im 8 14 
Konſc. vom 7. April 1900 und 8 2 Schutz S. vom 
10. September 1904 aufgeführt ſind, ſind auf ein anderes 
Gericht zu übertragen. 

2. Ebenfo Beſchwerden und Anträge auf Beſtimmung des zu: 
ſtändigen Gerichts gemäß 8 36 ZPO. und 88 5, 46 58. 

8. Die Revifion iſt auszuſchließen in Streitigkeiten über die 
Rechtmäßigkeit oder die Aufhebung von Arreſten oder einſt⸗ 
weiligen Verfügungen gemäß 88 925 —927, 936 ZPO. 

4. Desgleichen in allen landesrechtlichen Sachen, in welchen 
die Entſcheidung auf Verletzung des franzöſiſchen Rechts 
oder der aufgehobenen Landesrechte beruht. 

5. Aufhebung des 8 547° 38D. 

6. Einführung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit für alle urteile 
der Oberkandesgerichte. 

Zur Begründung verweiſen wir, um Wiederholungen zu vermeiden, 
auf das Gutachten des Herrn Juſtizrats Syring, abgedruckt in den 
Verhandlungen des neunundzwanzigſten Deutſchen Juriſtentages, 
dritter Band pag. 129 ff. nebſt Anlagen, insbeſondere Anlage K 
pag. 179 ff. 

Leipzig, im März 1909. 


Die Anwaltskammer bei dem Reichsgericht. 


Bella 
der Anwaltskammer bei Dem Reichsgericht vom 13. Jaunar 1908. 


Die Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht iſt der Anſicht, daß 
die Frage der Abänderung des Rechtsmittels der Neviſion wegen 
des innigen Zuſammenhanges mit der Organiſation der Gerichte der 
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unteren Inſtanzen und des Prozeßverfahren® bei denſelben der durch⸗ 
greifenden Reform des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Zivil⸗ 
prozeßordnung vorbehalten bleiben muß. Die zur Entlaſtung dez 
Reichsgerichts in Vorſchlag gebrachte Ausſchließung der RNeviſion 
beim Vorliegen zweier übereinſtimmender Entſcheidungen tft ab⸗ 
zulehnen. Die Geltung des Difformitätsprinzips bei durch frühere 
Geſetzgebungen eingeführten Rechtsmitteln beruhte auf gefeglichen 
Vorausſetzungen, die heute nicht mehr beſtehen. Nachdem durch die 
Zivilprozeßordnung die Eventualmaxime beſeitigt und die Klage 
änderung in ſehr weitem Umfange zugelaſſen worden iſt, ſtützen ſich 
die Berufungsurteile häufig auf einen weſenklich veränderten Tat: 
beſtand und auf völlig abweichende tatſächliche und rechtliche Würdi⸗ 
gung. Es kommt dazu, daß eine Anfechtung der Entſcheidung, daß 
eine Klageänderung nicht vorliege, nicht ſtatthaft iſt. Es würde alſo 
die Reviſion in zahlreichen Fällen abgeſchnitten fein, in denen nur 
eine Inſtanz über einen neuen Klagegrund entſchieden hat. Neben 
der preußiſch⸗rechtlichen Neviſion, die auch nur bei vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten an die Bedingung der Difformität der Urteile gebunden 
war, war noch die Nichtigkeitsbeſchwerde gegeben, für welche die Be 
ſchränkung nicht beſtand. 

Eine möglichſt umfaſſende Mitwirkung des Reichsgerichts bei der 
Einführung des neuen Nechts in die Praxis iſt noch für längere 
Zeit unentbehrlich. Die Beſeitigung der Revifion gegen konforme 
Urteile würde gerade gegenwärtig die erheblichſten Nachteile zur Folge 
haben, da beſonders in ſolchen Fragen, in denen eine reichsgerichtliche 
Praxis noch nicht beſteht, verſchiedenartige lokale Rechtsauffaſſungen 
zur Herrſchaft gelangen würden. Eine reichsgerichtliche Praxis würde 
dieſen Auffaſſungen gegenüber überhaupt nicht zur Entſtehung ge⸗ 
langen können, und es würde gerade die ſchöpferiſche Kraft, durch 
welche das Reichsgericht befähigt wird, bei der Anwendung des neuen 
Rechts neue Rechtsgedanken zur Geltung zu bringen, nicht mehr bin 
reichende Gelegenheit zur Betätigung finden. 

Das Reichsgericht würde auch nur noch in ſeltenen Fällen in 
die Lage kommen, einmal von ihm erlaſſene Urteile einer nochmaligen 
Prüfung zu unterwerfen. 

Nach diesſeitiger Auffaſſung iſt — abgeſehen von kleineren, 
heute nicht zu erörternden Anderungen — zurzeit die Schaffung 
zweier neuer Senate (eventuell von Hilfsſenaten) erforderlich. Die 
Beſorgnis, daß hierdurch die Einheit der Rechtſprechung in höchſter 
Inſtanz gefährdet werden könnte, iſt nicht als gerechtfertigt anzuſehen, 
da ſchon die Geſchäftsverteilung nach Rechtämaterien erfolgt iſt und 
nichts entgegenſtehen dürfte, einem Senat die Patentſachen und die 
ſonſtigen, den gewerblichen Schutz betreffenden Prozeſſe, dem anderen 
Senate aber diejenigen Sachen zu übertragen, die auf Grund des 
franzöſiſchen, des gemeinen und des preußiſchen Partikularrechts zu 
entſcheiden find. 

Jedenfalls erſcheint die Rechtseinheit durch die Einführung des 
Difformitätsprinzips in höherem Maße gefährdet als durch die 
Schaffung neuer Senate des Reichsgerichts. 


II. 


Die Anwaltskammer beim Neichsgerichte ſieht ſich veranlaßt, zur 
Beſeitigung von Unzuträglichkeiten, wie fie die Ordnung des RNeviſions⸗ 
verfahrens durch die Novelle vom 5. Juni 1908 gezeitigt hat, folgende 
Zuſätze und Abänderungen zur Prozeßordnung in Vorſchlag zu bringen. 


1. Als 8 556 a wird folgende Beſtimmung eingeſchaltet: 
Gegen die Berfäumung der Friſt für die RNeviſions⸗ 
begründung und die Verſäumung der Friſt für die An⸗ 
ſchließung findet die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand nach Maßgabe der 88 233 bis 238 ſtatt. 


* — 


En 


38. Jahrgang. 


2. 8 554 Abſatz 2 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Friſt für die RNeviſionsbegründung beträgt zwei 
Monate; fie beginnt mit dem Ablaufe der Neviſionsfriſt, 
kann durch Vereinbarung der Parteien nicht verlängert 
werben, kann jedoch auf Antrag durch das Neviſions⸗ 
gericht verlängert werden. 

3. 8 554 Abſatz 6 erhält folgende Faſſung: 

Nach dem Ablaufe der Begründungsfriſt iſt die Geltend⸗ 
machung neuer Reviſionsgründe nur zuläſſig, ſoweit deren 
Geltendmachung durch eine Berichtigung des Tatbeſtandes 
des angefochtenen Urteils veranlaßt wird. 

4. 8 556 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Der Reviſionsbeklagte kann ſich bis zum Ablaufe eines 
Monats nach Ablauf der Begründungsfriſt der Neviſion 
anſchließen, ſelbſt wenn er auf die Revifion verzichtet hat. 

Zur Begründung dieſer Vorſchläge hat die Anwaltskammer 
folgendes vorzutragen: 

1. Die Friſt für die Reviſionsbegründung, die nach dem geltenden 
Recht mit der Friſt für die Anſchließung zuſammenfällt, iſt in der 
Novelle vom 5. Juni 1905 nicht als Notfriſt bezeichnet worden, weil 
es wünſchenswert erſchien, daß der Lauf dieſer Friſt durch die Gerichts⸗ 
ferien gehemmt werde. Dieſe Erwägung wird auch heute für zu⸗ 
treffend erachtet. Unerwünſchte, von den maßgebenden Faktoren nicht 
berückſichtigte und nicht gewollte Nebenwirkung dieſer Regelung iſt 
aber der Ausſchluß der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, bie 
nur bei Berfäumung von Rotfriften gegeben if. Innere Gründe für 
dieſen Ausſchluß find nicht vorhanden; andererſeits kann er zu den 
ſchwerſten und bei Vorliegen unabwendbarer Zufälle als im höchſten 
Naße unbillig zu empfindenden Benachteiligungen der Parteien führen. 

2. Die Begründungsfriſt beträgt zurzeit einen Monat und in 
den meiſten Fällen wird, wenn auch die Begründungsfriſt erſt mit 
dem Ablauf der Reviſionsfriſt beginnt, dem Neviſionsanwalte ein 
längerer Zeitraum für die Begründung nicht zu Gebote ſtehen. Der 
Umftand, daß die Parteien fi mit ihren Inſtanzanwälten über die 
Kätlichkeit einer Neviſion beraten müſſen, in ſolche Beratung aber 
erſt nach Erhalt der Urteilsausfertigung, dem die Zuſtellung uns 
mittelbar zu folgen pflegt, eintreten können, hat zur Folge gehabt, 
daß Reviſtonsaufträge in zahlreichen oder den meiſten Fällen erſt 
kurz vor Ablauf der Neviſionsfriſt erteilt werden. 

Eine Friſt von einem Monat erweiſt ſich aber in zahlreichen 
Fällen als unzulänglich. Bei tatſächlich verwickelten und rechtlich 
ſchwierigen Prozeſſen, die ein umfangreiches Aktenſtudium und viel⸗ 
leicht ein Einarbeiten in abgelegene Rechtsgebiete erfordern, kann 
eine Arbeit, welche die Grundlage der letztinſtanzlichen Verhandlung 
bilden, hinſichtlich des Verfahrens die Beſchwerden der Partei ſogar 
mit Präkluſivwirkung zuſammenfaſſen ſoll, nur gefordert werden, 
wenn auskömmliche Zeit zur Verfügung geſtellt wird. 

Es kommt hinzu, daß bei der Gewohnheit mancher Oberlandes⸗ 
gerichte, in umfangreicher Weiſe auf Teile der Gerichtsakten Bezug 
zu nehmen, zum Verſtändnis des Streitſtoffes die Einficht dieſer 
Alten notwendig wird, daß die Akten aber nicht zur Stelle find, weil 
ſich ihrer ſofortigen Einſendung durch die Untergerichte irgendwelche 
dinderniſſe in den Weg geftellt haben. 

Eine geräumigere Bemeſſung der Begründungsfriſt erſcheint um 
deswillen ganz unbedenklich, weil bei der Geſchäftslaſt des Gerichts⸗ 
hofes die Termine zur mündlichen Verhandlung ohnehin auf viele 
Monate hinaus angeſetzt werden müſſen und nicht zu erwarten iſt, 
daß dieſer Zuſtand in abſehbarer Zeit eine derartige Anderung erfahren 
werde, daß die Erſtreckung der Begründungsfriſt ſich als Hindernis für 
die wünſchenswerte baldige Erledigung der Rebifionen erweiſen könnte. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß namentlich in bahriſchen Sachen, 
in denen die Reviſionseinlegung durch jeden bei einem Kollegial⸗ 
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gerichte zugelaſſenen Anwalt erfolgen kann, nach Überweiſung der 
Sache an das Reichsgericht Armenrechtsgeſuche erſt kurz vor Ablauf 
der Begründungsfriſt eingehen. Die hier bewieſene Läſſigkeit der 
Parteien wird ſich auch nicht ändern, wenn die Begründungsfriſt 
erſtreckt wird. | 

Dem Neviſionsanwalte, der vielleicht am Tage vor Ablauf ber 
Begründungsfriſt beſtellt wird und dem die Gründe der Armenrechts⸗ 
bewilligung nicht mitgeteilt werden, wird es aber nicht möglich ſein, 
eine ſachgemäße Begründung friſtgerecht fertigzuſtellen, zumal wenn 
ihm die Akten nicht ſofort zur Verfügung oder fo umfangreich find, 
daß die Nachprüfung des Verfahrens, die Ermittelung vielleicht ver⸗ 
ſteckter Prozeßordnungswidrigkeiten ausgeſchloſſen iſt. 

8. Die Abſetzung ſachgemäßer Reviſionsbegründung hat zur 
ſelbſtverſtändlichen Voraus ſetzung, daß das Parteivorbringen, deſſen 
Würdigung kritiſcher Nachprüfung unterzogen werden ſoll, feſtſteht. 
Dieſe Vorausſetzung fehlt in denjenigen Fällen, in denen die Partei 
über Auslaſſungen, Dunkelheiten oder Widerſprüche im Tatbeſtande 
des Berufungsurteils Beſchwerde zu führen Anlaß hat und demgemäß 
ein Berichtigungs verfahren einleitet. Für den Beginn desſelben 
kommt der Tag des Aushanges des Urteilsverzeichniſſes praktiſch 
nicht in Betracht, das Verfahren wird vielmehr regelmäßig erſt nach 
Zuſtellung des Urteils eingeleitet; es verläuft daher in der für die 
Einlegung und Begründung der Reviſion zu Gebote ſtehenden Friſt, 
und von dem zufälligen Umſtande, wann die Entſcheidung im 
Berichtigungsverſahren ergeht, hängt es ab, ob die Neviſion über: 
haupt auf der Grundlage diefer Entſcheidung begründet werden kann. 
Dieſer Umſtand hat ſich in der Praxis als beſonders ſtörend für die 
Abſetzung friſtgerechter und ſachentſprechender Begründungen erwieſen; 
es wird daher dorgeſchlagen, der Möglichkeit nachträglicher Bes 
richtigungen im Tatbeſtande des Berufungsurteils dadurch Rechnung 
zu tragen, daß die — friſtloſe — Nachbringung von Revifionsrügen 
inſoweit zugelaſſen wird, als die Tatbeſtandsberichtigung zu ihnen 
Anlaß bietet. 

4. Die Vorſchrift, daß Anſchließung an eine Rebifion nur bis 
zum Ablaufe der Begründungsfriſt erfolgen kann, erſcheint verfehlt, 
weil fie mit Rückſicht auf die weitere Vorſchrift, daß die Anſchluß⸗ 
reviſton in der Anſchlußſchrift begründet werden muß, den Anſchluß⸗ 
kläger zwingt, ſeine Angriffe gegebenenfalls ohne Kenntnis der vom 
Keviſionskläger zu erwartenden Angriffe zu erheben, die Kenntnis 
der Begründung der Hauptreviſion aber jedenfalls in allen denjenigen 
Fällen erforderlich iſt, in denen eine eventuelle Anſchlußreviſion in 
Frage kommen kann und der Eventualfall das Durchdringen eines 
prozeſſualen Angriffs des Reviſionsklägers iſt — vgl. den in der 
JW. 1903 S. 315 Nr. 9 auszugsweiſe mitgeteilten Fall. Hier 
würde ein möglicher Angriff des Neviſionsklägers nur beachtlich fein, 
wenn er in der Begründung geltend gemacht wird; ob er aber 
geltend gemacht wird, entzieht ſich vor Zuſtellung der Begründung 
der Kenntnis des Reviſionsbeklagten. 

Der vorgeſchlagenen Fixierung des Beginns der Anſchlußfriſt 
auf das Ende der Begründungsfriſt wird ein Bedenken nicht aus 
dem Umſtande erwachſen, daß damit für die Vorbereitung der 
Reviſionsverhandlung durch die Parteien ein weiterer Monat in 
Anſpruch genommen wird. Bei der Geſchäftslage wird es als aus⸗ 
geſchloſſen bezeichnet werden dürfen, daß jetzt oder in abſehbarer Zeit 
die Verhandlungen unmittelbar oder kurze Zeit nach Ablauf auch 
einer zweimonatlichen Begründungsfriſt werden ſtattfinden können. 
Die vorgeſchlagene Regelung räumt lediglich der Benutzung durch die 
Partei einen Teil des Zeitraumes ein, den andernfalls die Akten 
nutzlos auf der Gerichts ſchreiberei e würden. 

Leipzig, im Mär 1909. 


Die Anwaltskammer bei dem . 
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Deutſcher Inriſtentag. 


Die ſtändige Deputation des Deutſchen Juriſtentages 
hat in ihrer am 31. Mai d. Js. zu Homburg v. d. H. unter dem 
Vorſitz des Herrn Geheimen Juſtizrats Profeſſor Dr. Brunner 
abgehaltenen Pfingſtkonferenz beſchloſſen, als Ort für den 
im September 1910 einzuberufenden Deutſchen Juriſtentag 
Danzig in Ausſicht zu nehmen. 

Es ſollen folgende Gegenſtände auf die Tagesordnung 
geſetzt werden: 

1. Empfehlen ſich geſetzgeberiſche Maßnahmen, durch welche 
die Haftung des perſönlichen Schuldners für den 
Hypothekenausfall beſchränkt wird, wenn der Gläubiger 
feine Hypothek nicht ausgeboten und das Grundſtück 
weit unter dem Werte erſtanden hat? 

2. Empfehlen ſich geſetzliche Vorſchriften über die recht⸗ 
liche Stellung des Sammelvermögens? 

3. Empfehlen ſich beſondere geſetzliche Beſtimmungen über 
die Haftung für Schäden, die durch Errichtung, Beſtand 
und Betrieb elektriſcher Anlagen und Fernleitungen 
verurſacht werden? 

4. Empfiehlt es ſich, ſoziale Schutzvorſchriften in der Art 
der ſür Handlungsgehilfen beſtehenden für Privat⸗ 
angeſtellte überhaupt zu treffen? 

5. Empfehlen ſich Sondergerichtshöfe in Streitigkeiten 
aus dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes? 

6. Liegt ein Bedürfnis eines deutſchen Reichs⸗ e 
gerichts vor? 

7. Die Strafmittel und deren Vollzug mit Ausſchluß der 
Freiheitsſtrafe. 

8. Die Freiheitsſtrafe und deren Vollzug. 

Anmeldungen zur Mitgliedſchaft ſind unter Einſendung des 
Jahresbeitrags von 6 & zu richten an den Schriftführer des 
Deutſchen Juriſtentages Herrn Juſtizrat Dr. Hugo Neumann, 
Berlin W. 35. 


Preis aufgabe der Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin. 


Die Juriſtiſche Geſellſchaft hat in der Sitzung vom 19. Mai 1909 
nachſtehende Preisaufgabe ausgeſchrieben: 


Der ſtrafrechtliche Schutz jngendlicher Verſonen. 
Auf Grund einer eingehenden rechtsvergleichenden Dar⸗ 
ſtellung ſind Vorſchläge für die Geſetzgebung zu machen. 
Die Bedingungen ſind folgende: 

I. Die Ablieferung der Arbeit, in deutſcher Sprache abgeſaßt, 
erfolgt bis einſchließlich den 1. Juli 1910 bei dem Schriftführer der 
Juriſtiſchen Geſellſchaft, Juſtizrat Dr. Seligſohn zu Berlin NW., 
Prinz⸗Louis⸗Ferdinand⸗Straße 1. 

Der Name des Verfaſſers iſt in verſchloſſenem Umſchlag bei⸗ 
zufügen und auf den Umſchlag iſt das Motto der Arbeit zu ſetzen. 

II. Zur Ausübung des Amtes als Preisrichter werden fünf 
Mitglieder der Juriſtiſchen Geſellſchaft, von denen zwei der juriſtiſchen 
Fakultät hieſiger Univerſität angehören müſſen, in der Sitzung vom 
Juni 1910 gewählt. Die Preisrichter beſchließen nach Stimmen⸗ 
mehrheit. 
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III. Die Verkündigung des Beſchluſſes der Preisrichter und des 
Verfaffers der gekrönten Preisſchrift erfolgt in der Sitzung vom 
April 1911. 

IV. Der Ehrenpreis für die gekrönte Preisſchrift beträgt zwei⸗ 
tauſend Mark. 

Die Einhändigung des Preiſes aus der Kaſſe der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft erfolgt, nachdem der Verfaſſer ein gedrucktes Exemplar 
der Arbeit bei der Geſellſchaft eingereicht hat. Erklärt jedoch der 
Verfaſſer vor Rückgabe des Manuſkriptes, daß er das Verlagsrecht 
an der Arbeit der Juriſtiſchen Geſellſchaft überlaſſe, ſo erfolgt 
unmittelbar nach Abgabe dieſer Erklärung die mn des 
Preiſes an denſelben. 


Berlin, den 19. Mai 1909. 


Der Vorſtand der Zuriſtiſchen Geſellſchaſt. 
Dr. P. Gierke. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Hat ein Fuhrknecht bei einer im Intereſſe ſeines Dienſt⸗ 
herrn vorgenommenen Fahrt eine Perſon aufſitzen laſſen und 
kommt dieſe infolge ſeines fahrläſſigen Verhaltens zu Schaden, 
fo iſt der Dienſtherr hierfür nach $ 831 BGB. haftbar zu 
machen. Entſch. Nr. 3. 

Haben die Parteien, um den Stand der aus Lieferungen 
der Klägerin herrührenden Schuld des Beklagten zu ermitteln, 
an der Hand von Aufzeichnungen und Rechnungen die in Be⸗ 
tracht kommenden Poſten miteinander erörtert und Abweichungen 
berichtigt, bis ſich ſchließlich eine beſtimmte Summe als Gut- 
haben der Klägerin ergab, ſo kann die Erteilung eines in bezug 
auf dieſe Summe abgegebenen Schuldanerkenntniſſes formlos 
erfolgen. Einer ausdrücklichen Erklärung der Anerkennung bedarf 
es nicht; jede andere Form der Kundgebung, aus der der Wille 
des Anerkennenden, ein Schuldanerkenntnis zu erteilen, ent⸗ 
nommen werden kann, genügt. Entſch. Nr. 5. 

Nach Entſch. Nr. 6 bleibt trotz des Zwangsvergleichs die 
Verbindlichkeit des Gemeinſchuldners als Naturalobligation in 


dem Sinne beſtehen, daß im Falle einer die Zwangsvergleichs⸗⸗ 


quote überſteigenden Zahlung der Herausgabeanſpruch gemäß 
8 814 BGB. ausgeſchloſſen iſt. 

Beim Zuſammentreffen zweier Urſachen, die einen Unfall 
haben verurſachen können, und bei Unmöglichkeit der Feſtſtellung, 
welcher einzelne Umſtand im Einzelfalle für den Unfall kauſal 
geworden iſt, iſt nach Entſch. Nr. 7 ein Zuſammenwirken beider 
Urſachen anzunehmen. 

Die rechtliche Zuläſſigkeit einer Unterlaſſungsklage wegen 
Befürchtung fortdauernden Ehebruchs gegen den Ehegatten und 
den Dritten wird in Entſch. Nr. 8 verneint. N. 


gur die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins liegen 
bei: Das Feſtprogramm des XIX. Deutſchen Auwaltstages 
in Roſtock nebſt Karte zur Vorausbeſtellung von Logis und 
zur Anmeldung der Teiluahme am Feſtmahl. 
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Vereinsnachrichten. 


Der XIX. Dentſche Auwaltstag wird auf den 
9. und 10. September 1909, vormittags 9 Uhr, 


nach Roſtock, Verſammlungslokal Tonhalle, Brandesſtraße 12, 


einberufen mit folgender Tagesordnung: 
1. Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtandes. 
2. Neuwahl von 4 Vorſtands mitgliedern. 
Es ſcheiden außer dem verſtorbeneu Geheimen 
Juſtizrat Gebhart aus die Herren Geheimer 
Juſtizrat Crull, Geheimer Juſtizrat Dr. Deiß, 
Geheimer Juſtizrat Schmidtmüller. 
3. Bericht des Geſchäftsausſchuſſes des Deutſchen 
Anwaltvereins über ſeine Tätigkeit. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Drucker in 


Leipzig. 


4. Vorſchläge der vom außerordentlichen Anwaltstage in 


Leipzig erwählten Kommiſſion betreffend Anderung 
der Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins und 
Beſchlußfaſſung darüber. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann 
in Berlin. 
Im Anſchluß daran eventuell die durch etwaige 
Satzungsänderungen bedingte Neuwahl des Vor⸗ 
ſtandes. 
5. Gegenwart und Zukunft der Pflichtauwaltſchaft. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Stranz in Berlin 
und Rechtsanwalt Ludwig Strefler in Metz. 


6. Bedarf das Verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und 


Auftraggeber einer geſetzlichen Regelung und welcher? 
Folgende nach 8 6 Nr. 2 Abſatz 2 der Satzungen ge⸗ 
ſtellte Anträge: 

7. Reviſion der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Bloch I in 

München. 
8. Der Entwurf der neuen Strafprozeßordnung, ins⸗ 

beſondere die Verteidigung in Strafſachen. 

Berichterſtatter: Rechtsanwalt H. Armer in 

Breslau. 


9. Reviſion des 5 90 der Rechtsanwaltsorduung (Zu⸗ 
ſammeuſetzung des Ehrengerichtshofes). 
Leipzig, den 25. Juni 1909. 
Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Erythropel, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Der Nummer vom 15. Inni lag das „Feſtprogramm 
des XIX. Deutſchen Anwaltstages in Roſtock nebſt Karte 
zur Vorausbeſtellung von Logis und zur Aumeldung der 
Teilnahme am Feſtmahl“ bei. Reklamationen oder Geſuche 
um Exemplare find an die Firma W. Moeſer Buch⸗ 
handlung, Berlin S. 14, zu richten. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die fünfundzwanzigſte ordentliche General⸗ 
verſammlung wird auf 
Mittwoch, den 8. September 1909, vormittags 11 Uhr, 
nach Roſtock, Tonhalle, Brandesſtraße 12, berufen. 
Gegenſtände der Tagesordnung ſind: | 
1. Der vom Vorſtande zu erftattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Inni 1909 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, 
2. die Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung 
des Vorſtandes, 
3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des $ 9 der Satzungen, 
4. die Wahl von Rechunngsreviſoren, 
5. Ausführung des Beſchluſſes der Generalverjamm- 
lung der Hülfskaſſe betreffend Auszahlung von 
500 000 % an die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsauwälte, 
6. Wahl des nächſten Verfammlungsortes. 
Leipzig, den 17. Juni 1909. 


Dr. Deiß, 


Geheimer Juſtizrat, ſtellvertretender Vorſitzender. 
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Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte | 
zu Caſſel und Hamm haben der Kaffe abermals Beihilfen 


und zwar Caſſel 500 % und Hamm 3000 % gewährt. 
Deu Kammern und ihren Vorſtäuden iſt für die reichen 
Beihilfen der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


— — —— U—HU—V— 


Auhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Es wird hierdurch bekannt gemacht, daß nunmehr über 
700 Rechtsanwälte der Kaſſe beigetreten ſind, die Auszahlung 
des Gründungskapitals von 500 000 % in die Wege geleitet 
und die Betriebseröffnung demnach in die nächſte Nähe gerückt iſt. 

Anfang Juli d. Js. werden vorausſichtlich die Aufforde— 
rungen zur Zahlung der ſeit Eingang der Anmeldung auf— 
gelaufenen Jahresbeiträge verſendet werden. Die Herren Mit- 
glieder werden erſucht, ſich auf die Zahlung vorzubereiten. Es 
wird hierbei darauf aufmerkſam gemacht, daß für das zur Zeit 
des Beitritts laufende Kalendervierteljahr der Beitrag voll gezahlt 


werden muß. 
Der Vorſtand. 
Weißler, Halle a. d. S. 


Die Novelle zur Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte. 
Von Dr. Flechtheim, Rechtsanwalt beim OLG. in Cöln. 


Die am 1. April 1910 in Kraft tretende Prozeßnovelle 
enthält auch eine Reihe von Anderungen der heutigen Gebühren— 
ordnung. Wenn hierdurch auch keineswegs die berechtigten 
Forderungen der Rechtsanwaltſchaft auf eine grundſätzliche 
Reviſion der Gebührenordnung, wie ſie auch neuerdings von 
der Reichstagskommiſſion und dem Reichstag ſelbſt in Form 
einer Reſolution für notwendig erklärt worden iſt, erfüllt ſind, 
ſo werden durch die Novellenbeſtimmungen doch gewiſſe, be— 
ſonders fühlbare Härten des heutigen Geſetzes abgeſtellt oder 
gemildert. Die weſentlichſten Anderungen der Novelle ſind 
folgende: 

1. Nach $ 18 des jetzigen Geſetzes ermäßigt ſich die 
Vergleichsgebühr auf , wenn dem Rechtsanwalt für den— 
ſelben Streitgegenſtand die volle Verhandlungsgebühr zuſteht 
und der Vergleich vor dem Prozeßgericht oder einem erſuchten 
oder beauftragten Richter abgeſchloſſen iſt. Die Motive zur 
Gebührenordnung hatten dieſe Ermäßigung der Vergleichsgebühr 
mit der Erwägung gerechtfertigt, daß in ſolchen Fällen in der 
Regel die richterliche Tätigkeit auf das Zuſtandekommen des 
Vergleiches vorzugsweiſe von Einfluß geweſen ſei. Die Er— 
fahrung hat die Unrichtigkeit einer ſolchen allgemeinen Annahme 
hinlänglich bewieſen. Die Herabſetzung der Gebühr mußte 
beſonders als unbillig empfunden werden, nachdem das Reichs— 


gericht auch dann einen Vergleich als vor dem Gerichte „ab 


geſchloſſen“ anſah, wenn auch nur die Protokollierung des 
bereits außergerichtlich feſt vereinbarten Vergleiches zwecks 
Herbeiführung der Vollſtreckbarkeit vorgenommen wurde. (gl. 


13. 1909. 


— 


Joachim, die deutſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 


5. Auflage des Walterſchen Kommentars 1908, § 18 Anm. 5 ff.) 


Es iſt daher der Kommiſſion zuzuſtimmen, wenn ſie ſagt, daß 
die Vorausſetzungen des §S 18 „keinen Maßſtab für die Mühe— 
waltung des Anwalts bieten“ und deshalb den einſchränkenden 
§ 18 ganz geſtrichen hat, ſo daß jetzt ſtets für einen unter 
Mitwirkung des Rechtsanwalts geſchloſſenen Vergleich die volle 
Gebühr entfällt, mag er nun vor Gericht geſchloſſen ſein oder 
außergerichtlich (S 13 Ziff. 3 GebdO.). 

2. S 19 des Geſetzes ermäßigt die Gebühren auf % „für 
die Vertretung im Urkunden- und Wechſelprozeß“. Ge— 
rechtfertigt wird dieſe Herabſetzung mit der „Einfachheit des 
Verfahrens“, welches auch „eine minder bedeutende Tätigkeit 
des Anwalts erfordert und einen geringeren Zeitaufwand in 
Anſpruch nimmt“. Dieſe Anſicht trifft erſichtlich nur zu auf 
die große Zahl der Wechſelverſäumnisſachen, dagegen keineswegs 
auf ſtreitige Urkunden- und Wechſelprozeſſe, die im Gegenteil 
häufig höchſt verwickelt und ſchwierig ſind, vor allem aber 
wegen der ſtrengen formellen Prozeßvorſchriften und der Br: 
ſchränktheit der Beweismittel an die ſorgfältige Vorbereitung 
und an die Schlagfertigkeit in der mündlichen Verhandlung 
regelmäßig größere Anforderungen ſtellen als ein Prozeß im 
ordentlichen Verfahren. Die Novelle läßt daher den Anwälten 
für Urkunden: und Wechſelprozeſſe grundſätzlich die volle Gebühr 
zukommen und beſchränkt ſie nur dann auf % der Prozeßgebühr 
und der Gebühr für nichtkontradiktoriſche Verhandlung (S 16 
Abſ. 1 Satz 1), „wenn eine kontradiktoriſche Verhandlung nicht 
ſtattfindet“. Es wird alſo keineswegs gefordert, daß gerade 
der liquidierende Anwalt kontradiktoriſch verhandelt hat, ſondern 
es werden rein objektiv die Urkunden- und Wechſelprozeſſe 
unterſchieden in ſolche, die ſich ohne kontradiktoriſche Verhandlung 
erledigen und in ſolche, die ſtreitig geworden ſind und daher 
präſumtiv dieſelbe Arbeit erfordern wie andere Prozeſſe. Iſt 
daher einmal ſtreitig verhandelt worden, ſo wird von nun ab 
die Sache für die Anwaltsgebühren behandelt wie ein Prozeß 
im ordentlichen Verfahren. Wird alſo gegen ein auf kontra— 
diktoriſche Verhandlung hin ergehendes Urteil Berufung ein: 
gelegt, ſo hat der zweitinſtanzliche Prozeßbevollmächtigte die 
Gebühren nach den gewöhnlichen Sätzen auch dann zu be— 
anſpruchen, wenn es in zweiter Inſtanz nicht zu einer kontra— 
diktoriſchen Verhandlung kommt. Dieſe Auslegung des nicht 
ganz zweifelsfreien Geſetzestextes dürfte jedenfalls der in dem 
Bericht der Kommiſſion S. 79 angegebenen ratio legis allein 
entſprechen. 

3. Als beſonders unbillig wurde es bisher empfunden, 
daß bei Aufhebung eines Urteils und Zurückverweiſung in 
die untere Inſtanz die neue Tätigkeit lediglich als eine Fort— 
ſetzung der früheren, durch die Pauſchalgebühren bereits ab— 
gegoltenen Arbeit angeſehen wurde ($ 26 Gebo. in Verbindung 
mit $ 31 GKͤcG.). Die Kommiſſion hat erkannt, daß ſolche 


Sachen für den Anwalt „eine neue umfangreiche Tätigkeit im 


Verhandlungs- und Beweisverfahren verurſacht“. Sie hat 
insbeſondere mit Recht darauf hingewieſen, daß gerade die vom 
Reichsgericht an das Oberlandesgericht zurückverwieſenen Sachen 
ſich gerade nach der Zurückverweiſung häufig erſt beſonders 
auswachſen. Durch den neugefaßten § 27 Abſ. 1 wird das 
Verfahren nach der Zurückverweiſung als eine neue Inſtanz 


38. Jahrgang. 
behandelt, mit der alleinigen Einſchränkung, daß die Prozeß: 
gebühr nicht zum zweitenmal zugebilligt wird. 

4. Beſonders dankbar wird allgemein die Reform des 
Gebührenweſens für das Arreſtverfahren begrüßt werden. 
Bekanntlich geben die im Geſetz verſtreuten Beſtimmungen der 
heutigen Gebührenordnung (SS 20, 23, 29, 30) ein höchſt 
unklares Bild und bilden die vielleicht umſtrittenſte Materie der 
Gebührenordnung. In dieſem Streit hat nun obendrein das 
Reichsgericht einen für den Rechtsanwalt außerordentlich 
ungünſtigen Standpunkt eingenommen und ſtändig feſtgehalten 
(vgl. Joachim § 30 Note 11 ff.). Hiernach erhält der Rechts⸗ 
anwalt für feine Tätigkeit im Arreſtverfahren ausnahmsweiſe 0, 
grundſätzlich //, ſehr häufig aber nichts. Dieſer dem Rechts— 
anwalt ſo ungünſtige Rechtszuſtand iſt um ſo befremdlicher, als 
jeder Kundige weiß, daß es keine zeitraubendere, ſchwierigere 
und verantwortungsvollere Tätigkeit gibt, als die Bearbeitung 
und Verhandlung von Sachen, die einen Arreſt oder eine einſt— 
weilige Verfügung zum Gegenſtand haben. Jeder hat erfahren, 
daß ſolche, ihrer Natur nach höchſt eilige Sachen alle ſonſtigen 
Dispoſitionen über den Haufen werfen und dadurch die größten 
Störungen und Beläſtigungen verurſachen. Mit Recht hat 
deshalb die Novelle die Herabſetzung der Gebühren für dieſe 
Tätigkeit als unbillig angeſehen und beſtimmt im § 28 Abſ. 1: 
„Das Verfahren über einen Antrag auf Anordnung, Abänderung 
oder Aufhebung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Ver— 
fügung gilt, auch wenn es mit dem Verfahren über die Haupt— 
ſache verbunden iſt, für die Berechnung der Gebühren des 
Rechtsanwalts als beſonderer Rechtsſtreit.“ Andererſeits läßt 
ſich nichts dagegen einwenden, daß eine Anrechnung dieſer 
Gebühren, aber nur in Höhe von 71, ſtattfindet, wenn dem 
Rechtsanwalt in dem Verfahren über die Hauptſache die ent— 
ſprechenden Gebühren zuſtehen, da ja ſeine Arbeit in beiden 
Verfahrensarten ſich zum großen Teil decken wird. Ebenſo iſt 
es als billig anzuerkennen, daß das Verfahren über einen 
Antrag auf Abänderung oder Aufhebung eines Arreſtes oder 
einer einſtweiligen Verfügung mit dem Verfahren über den 
Antrag auf Anordnung eine Inſtanz bildet. ($ 28 Abſ. 2 
der Novelle.) 

5. Im Mahnverfahren erhält der Anwalt des Gläubigers 
heute / für die Erwirkung des Zahlungsbefehls einſchließlich 
der Mitteilung des Widerſpruchs an ſeinen Auftraggeber und 
10 für die Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls, der Anwalt 
des Schuldners 0 für Erhebung des Widerſpruchs. Letztere 
Gebühr wird ganz auf die im etwa nachfolgenden Rechtsſtreit 
erwachſende Prozeßgebühr angerechnet. Eine Anrechnung der 
Gebühren des Gläubigers auf die etwaige Prozeßgebühr des 
ſtreitigen Verfahrens findet heute nicht ſtatt; vielmehr wird 
lediglich die Gebühr für Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls 
(Jo) angerechnet auf die Gebühr für die etwaige nachfolgende 
Zwangsvollſtreckung (§S 38). Die Kommiſſion hat eine Erhöhung 
der Gebühren für die Vertretung des Gläubigers beſchloſſen, 
weil ſie die bisherigen Gebühren nicht als eine ausreichende 
Entgeltung der geleiſteten anwaltlichen Arbeit erachtete, die 
zumeiſt ebenſo groß ſei, wie die Erhebung einer entſprechenden 
Klage. Offenbar hat man außerdem geglaubt, dem Mahn: 
verfahren auf dieſe Weiſe in der Anwaltſchaft neue Freunde zu 
erwerben (vgl. Kommiſſionsbericht S. 67). Nach der Novelle 
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erhält der Anwalt für die Vertretung des Gläubigers die vollen 
Sätze des § 9 GebD., alſo eine Prozeßgebühr von /, während 
es für die Erhebung des Widerſpruchs bei dem bisherigen Satze 
von 0 ſein Bewenden hat. 

Auch die Anrechnung der 0 für Erhebung des Wider: 
ſpruchs auf die demnächſtige Prozeßgebühr iſt unverändert ge: 
laſſen. Dagegen iſt nunmehr auch eine Anrechnung der Gebühr 
für die Vertretung des Gläubigers auf die demnächſt erfallende 
Prozeßgebühr im nachfolgenden Rechtsſtreit und zwar in Höhe 
von ½ vorgeſehen, während eine Anrechnung auf die Voll: 
ſtreckungsgebühr nicht mehr erfolgt. Infolgedeſſen tritt hier 
ſogar eine Verſchlechterung gegen den bisherigen Zuſtand ein, 
wenn gegen den Vollſtreckungsbefehl Einſpruch eingelegt wird 
und es nunmehr zum ſtreitigen Verfahren kommt. In ſolchem 
Falle erhielt der Rechtsanwalt bisher eine Prozeßgebühr in Höhe 
von Yı plus 10 plus "io gleich o, während er nach der 
Novelle nur % plus 0 minus ½i0 gleich ¼0 erhält. 

6. Die Erhöhung der Gebührenſätze um ¼, die nach dem 
bisherigen $ 52 GebO. lediglich den beim Reichsgericht zu— 
gelaſſenen Rechtsanwälten zuſtand, wird nach der Novelle all⸗ 
gemein für die Berufungsinſtanz und Reviſionsinſtanz ge⸗ 
währt. Dieſe Anderung findet ſich bereits in dem dem Reichstag 
vorgelegten Entwurf. Die Motive hierzu berufen ſich darauf, 
daß der Wunſch nach dieſer Erhöhung ſchon lange allgemein 
als berechtigt anerkannt worden ſei mit Rückſicht auf die größere 
Mühewaltung, die eine kontradiktoriſche Berufungsſache gegen⸗ 
über einer kontradiktoriſchen Sache erſter Inſtanz verurſacht und 
mit Rückſicht auf den Wegfall der verhältnismäßig geringe 
Arbeit erfordernden Verſäumnisſachen. Im Gegenſatz zu der 
bisherigen Faſſung des § 52 hängt die Erhöhung lediglich von 
dem objektiven Momente ab, ob die betreffende Sache in der 
Berufungs- oder Reviſionsinſtanz ſchwebt, dagegen nicht davon, 
ob der liquidierende Anwalt an dem betreffenden Gerichte zu: 
gelaſſen iſt oder nicht. Mit Recht zieht hieraus die Begründung 
des Entwurfes den Schluß, daß auch die Gebühren aus SS 44 
und 45 gegebenenfalls ſich um o erhöhen, alſo insbeſondere 
die Korreſpondenzgebühr und die Gebühr für Vertretung bei 
der Beweisaufnahme in einem beim Berufungsgericht ſchwebenden 
Prozeſſe. Dasſelbe muß aber auch für den Fall gelten, wenn 
ein nicht beim Berufungs- oder Reviſionsgericht zugelaſſener 
Anwalt vor einem ſolchen Gerichte zwecks Ausführung der 
Parteirechte auftritt (S 43 GebO.). Ferner wird die Erhöhung 
auch dann eintreten, wenn das betreffende Verfahren zwar kein 
Rechtsmittelverfahren im eigentlichen Sinne iſt, aber mit einem 
ſolchen derart in Verbindung ſteht, daß die Zuſtändigkeit des 
Berufungs- oder Reviſionsgerichts als ſolchen begründet iſt. 
Das iſt z. B. der Fall, wenn im Wiederaufnahmeverfahren 
die Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage gemäß § 584 3PO. bei 
dem Berufungs- oder Reviſionsgericht zu erheben iſt (vgl. in 
dieſem Sinne auch RG. 57, 231 ff.). Dasſelbe wird gelten 
müſſen, wenn mit Rückſicht auf § 943 ZPO. der Antrag auf 
Anordnung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung 
erſtmalig beim Berufungsgericht als Gericht der Hauptſache 
angebracht wird. Selbſtverſtändlich gilt die Erhöhung nicht 
nur für die beim Oberlandesgericht ſchwebenden Berufungs⸗ 
ſachen, ſondern auch für die gegen amtsgerichtliche Urteile ein⸗ 


gelegten Berufungen. 
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7. Endlich ſieht § 76 der Novelle die Pauſchalgebühr für 
Schreibwerk und Portvauslagen vor. Die Geſchichte 
dieſer ſo hart umſtrittenen Beſtimmung iſt genügend bekannt. 
Die Kommiſſion hat in dem Entwurfe einige der Anwaltſchaft 
günſtige Anderungen vorgenommen, jedoch im weſentlichen die 
Bedenken der Anwaltſchaft unberückſichtigt gelaſſen. Nach 
Abſ. 1 erhält der Rechtsanwalt Bauſchſätze für die Herſtellung 
des Schreibwerks, ſowie zum Erſatz der Poſtgebühren ſeiner 
Sendungen, ſoweit Schreibwerk und Poſtſendung innerhalb des 
Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit vorkommen. Durch 
dieſe, dem Entwurf gegenüber geänderte Faſſung ſollte klar⸗ 
geſtellt werden, daß einerſeits die Bauſchgebühr nur ſolche 
Portoauslagen umfaßt, die der Rechtsanwalt für ſeine Sendungen 
zu machen hat, nicht alſo auch Poſtgebühren für Nachnahme⸗ 
ſendungen und Portoſtrafen, andererſeits, daß nicht auch ſolche 
Auslagen für Schreibwerk und Porto unter den Bauſchſatz 
fallen, die etwa nach Erledigung des Prozeſſes durch weitere 
Anfragen der Partei oder Dritter entſtehen. Durch den Bauſch⸗ 
ſatz werden nicht umfaßt Telegrammkoſten und die im Fern⸗ 
verkehr zu entrichtenden Fernſprechgebühren. Der Bauſchſatz 
beträgt grundſätzlich 5%, der zum Anſatz gelangenden Gebühr. 


An ſich entſpricht jeder Gebühr ein Bauſchſatz, fo daß alſo in. 


einer Inſtanz mehrere Bauſchſätze erhoben werden können. Als 
Höchſtgrenze iſt grundſätzlich 30 7, als Mindeſtſatz 50 %, in 
der Zwangsvollſtreckungsinſtanz 1 & für den einzelnen Bauſch⸗ 
ſatz feſtgeſezt. Wenn dem Prozeßbevollmächtigten die volle 
Prozeßgebühr oder die Gebühr für die Vertretung im Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß zuſteht, ſo beträgt die Summe der in einer 
Inſtanz anzuſetzenden Bauſchſätze mindeſtens 4 , und die Höchſt⸗ 
grenze verſchiebt ſich bis auf 50%. Dieſe Grenzzahlen erhöhen 
ſich im Falle der Beweisaufnahme oder des Vergleiches auf 
6 / bzw. 60 4. In Strafſachen erhöht ſich der Bauſchſatz, 
wenn eine Vertretung in der Hauptverhandlung ſtattgefunden 
hat, auf mindeſtens 4 %. Neben den Bauſchſätzen können 
Schreibgebühren und zwar unter Zugrundelegung eines Satzes 
von 20 % für die Seite (S 80 GKG.) in Anſatz gebracht 
werden für ſolche Abſchriften, die auf beſonderes Verlangen an- 
gefertigt werden. 

8. Im Art. X der Novelle wird beſtimmt, daß die 
Schreib: und Poſtgebühren in den zur Zeit des Inkrafttretens 
der Novelle bereits anhängigen Rechtsſtreitigkeiten bis zur Be: 
endigung der Inſtanz nach den alten Geſetzen in Anſatz zu 
bringen ſind. Dieſes iſt die einzige Beſtimmung, die ſich mit 
der Einwirkung der Novelle zur Gebührenordnung auf anhängige 
Prozeſſe beſchäftigt. Hierdurch iſt erheblichen Zweifeln über 
die Art dieſer Einwirkung Raum gegeben. Es könnte naheliegen, 
aus dem Art. X ein argumentum e contrario herzuleiten, alſo 
dahingehend, daß die übrigen Beſtimmungen der Novelle auch 
auf anhängige Verfahren ſofort Anwendung finden müßten. 
Für eine derartige radikale Auffaſſung könnte man ſich auch 
auf den ſonſt anerkannten Grundſatz berufen, daß Prozeßgeſetze 
mit ihrem Inkrafttreten auch ſofort auf die anhängigen Ver— 
fahren Anwendung finden. Von dieſem Grundſatz geht an 
ſich auch zweifellos die Novelle aus, wie ſich aus der Be— 
gründung zu Art. VI—X (Aktenſtück der Reichstagsverhandlungen 
Nr. 735 S. 4583) ergibt. Demgegenüber iſt aber nicht zu 
verkennen, daß die Gebührenordnung nicht eigentliches Prozeß— 


Ne, 


13. 1909. 


geſetz ift, ſondern im weſentlichen Beſtimmungen materiell⸗recht⸗ 
licher Natur enthält. Für die direkt gegenteilige Meinung, daß 
nämlich die das Gebührenweſen betreffenden Beſtimmungen der 
Novelle auf anhängige Prozeſſe wenigſtens für die zur Zeit des In: 
krafttretens des Geſetzes laufende Inſtanz überhaupt nicht an⸗ 
zuwenden ſei, könnte man ſich auf einen Satz der bezogenen Be: 
gründung zu Art. X berufen. Dort wird nämlich als ſelbſtverſtändlich 
angeſehen, daß „die Koſten einer Rechtsſache ſich für eine Inſtanz 
nur nach einheitlichen Grundſätzen berechnen ließen“. Hiermit 
ſollte die damalige Vorſchrift des Art. X begründet werden. Daß 
die Bauſchgebühr für Schreib- und Portoauslagen nur einheitlich 
berechnet werden kann, liegt in der Natur dieſer Gebühren. 
Sonſt würde man dem Geſetz eine rückwirkende Kraft auf 
wohlerworbene Rechte beilegen. Außerdem fand Art. X nach 
der Faſſung des Entwurfes auch auf den von der Kommiſſion 
geſtrichenen S 48 GKG. in feiner vorgeſchlagenen neuen Faſſung 
Anwendung. Auch hier iſt es ganz ſelbſtverſtändlich, daß bei 
der Berechnung der Termine, die ohne Verfall einer Strafgebühr 
ſtattfinden können, nur eine einheitliche Berechnung möglich iſt, 
und daß das neue Geſetz nicht frühere Vertagungen treffen konnte 
und wollte. War alſo die Beſtimmung des Art. X für die vor⸗ 
geſehenen Fälle gerechtfertigt, ſo ging doch die Begründung in 
ihrer grundſätzlichen Faſſung weit über das Ziel hinaus. Die 
Bemerkung der Begründung iſt auch, ſoweit ſie ſich auch auf die 
Anwaltsgebühren bezieht, um deswillen ganz willkürlich, weil die 
Inſtanz als Einheitsnorm angeſehen wird. Das mag für die 
Gerichtskoſten zutreffen. Für die Anwaltsgebühren ließe ſich 
dagegen höchſtens der Satz verteidigen, daß das ganze Mandat 
nach einheitlichen Grundſätzen zu berechnen wäre, gleichviel ob 
dieſes ſich auf eine oder mehrere Inſtanzen erſtreckt. Gerade 
dieſe Konſequenz beweiſt aber die ganze Unbilligkeit einer ſolchen 
Auffaſſung. Vom rein geſetzgeberiſchen Standpunkte aus läßt 
ſich hier ein beſtimmter Grundſatz kaum aufſtellen. Das zeigt 
recht draſtiſch die preußiſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
und Gerichtsvollzieher vom 27. September 1899. Art. 17 dieſes 
Geſetzes beſtimmt hinſichtlich der Anwaltsgebühren, daß es für 
die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes erteilten Aufträge bei 
den bisherigen Vorſchriften bewendet bleibt. Begründet wird 
dieſe Beſtimmung nicht etwa aus der Natur der Sache, ſondern 
mit folgender vernünftigen Erwägung: „Da den Rechtsanwälten 
das Recht zuſteht, die Gebühren für ihre Tätigkeit zu vereinbaren 
und möglicherweiſe der Abſchluß einer Vereinbarung nur im 
Hinblick auf die zur Zeit der Erteilung des Auftrages beſtehende 
Geſetzgebung unterlaſſen worden iſt, ſollen die Vorſchriften des 
Geſetzes auf früher erteilte Aufträge keine Anwendung finden.“ 
In demſelben Geſetze Art. 26 wird hinſichtlich der Gebühren 
der Gerichtsvollzieher umgekehrt beſtimmt, daß das neue Geſetz 
auch auf alle zum Zeitpunkt des Inkrafttretens noch nicht be: 
endigten Geſchäfte und zwar auch hinſichtlich der bereits geleiſteten 
Arbeiten Anwendung zu finden hat. Die Gerichtsvollzieher— 
gebühren waren eben nur unerheblich geändert. Jedenfalls 
erkennt man hieraus, daß der in der Begründung der Novelle 
ausgeſprochene Satz viel zu apodiktiſch iſt und daß andererſeits 
die geſetzgeberiſche Regelung nicht von allgemeinen Rechts⸗ 
prinzipien, ſondern von Billigkeitserwägungen getragen wird. 
Wo geſetzliche Beſtimmungen über die Einwirkung des neuen 
Gebührengeſetzes auf anhängige Sachen fehlen, wird die Ent⸗ 
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ſcheidung getroffen werden müſſen aus der Natur des Gebühren⸗ 
geſetzes ſelbſt. Dieſes hat nicht etwa lediglich den Charakter 
einer lex contractus, oder einer Taxe im Sinne des $ 612 
BGB., die nur mangels beſonderer Vereinbarung Geltung hätte; 
vielmehr ſtellt die Gebührenordnung eine geſetzliche Regelung 
des Vergütungsanſpruches des Rechtsanwalts dar, und nur unter 
gewiſſen Umſtänden und in beſtimmten Einſchränkungen kann 
dieſe geſetzliche Regelung durch Parteivereinbarung außer Kraft 
geſetzt werden (§S 93 Geb.). Der Rechtsanwalt hat alſo 
Anſpruch auf die in der Gebührenordnung vorgeſehenen Ver: 
gütungen, nicht weil es ausdrücklich oder ſtillſchweigend ver⸗ 
einbart iſt, ſondern weil ihm dieſe Vergütung, unabhängig vom 
Parteiwillen, geſetzlich zuſteht (vgl. Joachim $ 1 Anm. 2 ff.). 
Hieraus folgt, daß man nicht etwa ſagen kann, durch Er— 
teilung des Auftrages ſei die zu dieſer Zeit geltende Ge— 
bührenordnung vertraglich derart feſtgelegt, daß nunmehr die 
ganze auftragsmäßige Tätigkeit des Anwaltes nach dieſer 
Gebührenordnung abgegolten werden müſſe. Man wird viel- 
mehr aus dem oben entwickelten Charakter der Gebühren— 
ordnung den Schluß ziehen müſſen, daß jede gebühren— 
pflichtige Tätigkeit des Anwalts ſich nach demjenigen Geſetze 
richtet, unter deſſen zeitlicher Herrſchaft die Tätigkeit vor— 
genommen wird. Dieſer aus der Natur des Rechtsverhältniſſes 
entnommene Grundſatz iſt denn auch bereits vom Reichsgericht 
in einem rechtlich gleichen Falle anerkannt und angewandt 
worden (JW. 00, 345). Es handelte ſich damals um die An⸗ 
wendbarkeit des neueingeführten S 9a GKG., bzw. § 10 
RAGebO. auf einen bei Inkrafttreten dieſer Beſtimmung an— 
hängigen Prozeß. Vor dem 1. Januar 1900 hatte bereits 
Verhandlung und Beweisaufnahme ſtattgefunden, nach dem 
1. Januar 1900 iſt der Prozeß ohne weitere mündliche Ver: 
handlung durch einen zwiſchen den Parteien unmittelbar ge— 
ſchloſſenen Vergleich erledigt worden. Das Reichsgericht hat 
die Anwendbarkeit des § 9a verneint und hierbei ausgeführt: 
„Die Natur der Sache, und ſoviel die Anwaltskoſten anlangt, 
auch die Billigkeit und der in Art. 170 EGBGB. anerkannte 
Grundſatz ergeben vielmehr, daß bezüglich der Anſätze für ge— 
bührenpflichtige Akte und bezüglich für eine den Anſpruch auf 
eine Gebühr begründende Tätigkeit des Rechtsanwaltes, die 
bereits vor dem 1. Januar 1900 liegen, die bis zu dieſem Tage 
gültig geweſenen Beſtimmungen maßgebend ſein müſſen.“ Das 
Reichsgericht ſtellt alsdann feſt, daß die geſamte gebühren— 
pflichtige Tätigkeit der Rechtsanwälte vor dem 1. Januar 1900 
lag und gelangt mit dieſer Begründung zu der Entſcheidung, 
daß § 9a überhaupt nicht in Betracht komme, „weil alle An: 
ſprüche auf Gebühren bereits vor dem Inkrafttreten dieſer 
Geſetzesvorſchrift erwachſen waren“. Das Reichsgericht iſt alſo 
keineswegs der Auffaſſung, daß eine neue Gebührenordnung, 
oder eine Anderung der beſtehenden auf anhängige Prozeſſe 
während der betreffenden Inſtanz überhaupt nicht anwendbar 
ſeien, ſondern nimmt im Gegenteil eine ſofortige Anwendung 
der neuen Beſtimmungen an, aber unter Ausſchluß jeder rück— 
wirkenden Kraft auf bereits vorher nach günſtigeren Beſtimmungen 
verdienten Gebührenanſprüche. Dieſer Standpunkt hat auch, 
nicht nur wie oben nachgewieſen, die rechtliche Konſequenz, 
ſondern auch die Billigkeit für ſich. Es iſt dieſes auch offen— 
bar die Anſicht des Geſetzgebers der preußiſchen Gebühren— 
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ordnung, der, wie die oben zitierten Beſtimmungen und die 
dazu gegebene Begründung zeigen, als ſelbſtverſtändlich davon 
ausgeht, daß ohne beſondere geſetzliche Regelung die neue 
Gebührenordnung auf ältere Aufträge inſoweit Anwendung 
finden würde, als die Arbeit noch nicht geleiſtet iſt. 

Von dieſem Rechtsſtandpunkte aus würde die Anwendung 
des neuen Geſetzes auf anhängige Prozeſſe weſentliche Schwierig⸗ 
keiten nicht machen. 

Jedenfalls macht die Berechnung der Gebühren für ſolche 
Tätigkeiten keine Schwierigkeit, die entweder ganz vor, oder 
ganz nach dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes liegen, alſo 
nur unter der Herrſchaft eines Geſetzes vorgenommen worden 
ſind. Daher unterliegt z. B. ein Vergleich, der nach dem 
1. April 1910 abgeſchloſſen iſt, niemals mehr den Beſchränkungen 
des 5 18, gleichviel, ob die Sache bereits vorher in der Inſtanz 
anhängig war oder nicht. Eine vor dem Inkrafttreten ab: 
geſchloſſene Beweisaufnahme in der Berufungsinſtanz begründet 
keine nach 8 52 erhöhte Gebühr, während wiederum umgekehrt 
dem Rechtsanwalt die volle Verhandlungsgebühr zukommt, wenn 
auf eine vor dem 1. April 1910 erhobene Wechſelklage nach 
dieſem Tage ſtreitig verhandelt wird, oder auf ein vorher an— 
gebrachtes Arreſtgeſuch nachher mündliche Verhandlung ſtatt— 
findet. Zweifel können praktiſch dagegen auftauchen, wo die 
Tätigkeit, für die die Gebührenordnung eine Pauſchalgebühr 
(5 13) in Anſatz bringt, teils vor, teils nach dem Inkrafttreten 
der Novelle liegt. Dieſer Fall wird vor allem praktiſch für 
die Prozeßgebühr, wenn der Prozeß von dem Anwalt vor 
und nach dem 1. April 1910 betrieben wird, für die 
Verhandlungsgebühr, wenn vor und nach dieſem Zeitpunkte 
Verhandlungen ſtattfinden, für die Beweisgebühr, wenn die 
Beweisaufnahme teils vor teils nach dem 1. April 1910 liegt. 
Die Bedeutung des Zweifels tritt am klarſten bei der Frage 
hervor, ob die Erhöhung um Yıo gemäß § 52 der Novelle 
auch in ſolchen Fällen Platz zu greifen hat. Die Entſcheidung 
liegt in der Natur dieſer Gebühren als Bauſchgebühr. Für 
den einheitlichen Satz iſt die ganze unter den Begriff fallende 
Tätigkeitsgruppe zu leiſten; andererſeits entſcheidet nicht der 
Umfang dieſer Tätigkeit im Einzelfalle. Iſt der unter die 
Bauſchgebühr fallende Ausſchnitt der Geſamttätigkeit aus 
irgendeinem Grunde noch ſo klein geblieben, ſo genügt 
es doch, daß dieſe Tätigkeit geleiſtet iſt. Man kann alſo 
weder den Beginn der Tätigkeit, noch den Abſchluß als 
die Grundlage für den Erwerb des Gebührenanſpruches an— 
ſehen, ſondern dieſer entſteht aus der Leiſtung der geſamten 
einſchlägigen Tätigkeit. Bei Anderung der Gebührenordnung 
wird alſo die Gebühr verdient durch die Tätigkeit vor und 
nach dem entſcheidenden Zeitpunkt. Ein Anwalt, der die in 
die Zeit nach dem Inkrafttreten der Novelle fallende einſchlägige 
Arbeit allein leiſtet, z. B. im Falle eines Anwaltswechſels, 
würde für dieſe Arbeit zweifellos die volle nach dem neuen 
Recht zu berechnende Gebühr liquidieren können. Es iſt kein 
Grund einzuſehen, weshalb derjenige Anwalt, der die geſamte, 
unter den Bauſchſatz fallende Arbeit, z. B. den geſamten Prozeß 
betrieb, vor und nach dem Inkrafttreten der Novelle leiſtet, 
deshalb ſchlechter geſtellt ſein ſoll, weil er auch ſchon die vor— 
herige Arbeit getan hat. Der Vergütungsanſpruch entſteht eben 
fortgeſetzt mit der Leiſtung der ihn rechtfertigenden Dienſte. 
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(Vgl. Joachim § 1 Note 6.) Dieſe Auffaſſung entſpricht auch 
allein der ratio legis. Wie in dem erſten Teil dieſes Auf⸗ 
ſatzes nachgewieſen wurde, iſt, obgleich eine allgemeine Reviſion der 
Gebührenordnung in Ausſicht genommen iſt, die Abſtellung 
einiger beſtimmter Unbilligkeiten als beſonders dringlich erachtet 
und deshalb im Wege der Novellengeſetzgebung vorweggenommen 
worden. Man muß daher annehmen, daß das Geſetz die 
Wohltat dieſer Beſtimmungen ſofort für alle von nun ab ge— 
leiſteten Anwaltsdienſte hat eintreten laſſen und nicht noch auf 
Jahre hinaus den Rechtsanwalt auf als unbillig niedrig an⸗ 
erkannte Gebühren hat beſchränken wollen. 

Das Endergebnis iſt alſo, daß die neuen Beſtimmungen 
der Gebührenordnung auf alle anhängigen Sachen ſofort An⸗ 
wendung finden, ſoweit nicht eine gebührenpflichtige Tätigkeit 
bereits vor dem 1. April 1910 nicht nur begonnen, ſondern 
auch derart abgeſchloſſen iſt, daß nach dem 1. April 1910 keine 
weitere durch denſelben Bauſchſatz getroffene Tätigkeit aus⸗ 
zuüben iſt. 


Zur Frage der Pfändbarkeit der Baugelder⸗ 
forderungen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Kiefe, Stuttgart. 


In Nr. 12 dieſes Jahrganges der JW. hat Rechtsanwalt 
Dr. Breit⸗Dresden intereſſante und im übrigen wohl durchweg 
zu billigende Ausführungen zum Baugeldvertrag unter Berück⸗ 
ſichtigung des Geſetzes über die Sicherung der Bauforderungen 
gegeben, doch kann ſeine Anſicht, ſoweit ſie die obenerwähnte 
Frage betrifft, nicht für zutreffend erachtet werden. — Was 
die Frage der Zuläſſigkeit der Pfändung der Bau— 
forderungen anlangt, ſo ſind in der Judikatur und der 
Literatur eine Reihe verſchiedener Anſichten vertreten. Unbedingt 
verneint wird die Pfändbarkeit in den Entſcheidungen des 
OLG. Dresden, VII. ZS. v. 7. XII. 01 (SächſArch. Bd. 57 
Nr. 185), des OLG. München (Recht 01, 231), des OLG. 
Breslau, II. ZS. v. 2. VII. 03 (Recht 03, 404), des KG. 
XIII. ZS. v. 22. V. 05, Rſpr. 13, 211, des OLG. Frankfurt 
v. 19. I. 06 (FrankfRundſch. 39, 260), grundſätzlich bejaht 
wird die Pfändbarkeit in den Entſcheidungen des OLG. Cöln 
(Rhein Not Z. 02, 108), des OLG. München (Bay Not. 05, 205), 
des OLG. Dresden, VI. 35. v. 28. XI. 06 (Rſpr. 15, 14), des 
KG. v. 28. VII. 07 (KGBl. 07, 107). Die beiden zuletzterwähnten 
Entſcheidungen ſprechen nur davon, daß möglicherweiſe im Einzel⸗ 
fall eine Unpfändbarkeit vorliegen könne, eine Frage, die aber 
nicht der Vollſtreckungsrichter, ſondern der Prozeßrichter zu ent- 
ſcheiden habe. Eine dritte Anſicht nimmt nur beſchränkte 
Pfändbarkeit an, teils inſoweit, als der in Frage kommende 
Betrag zur Bauausführung aus irgendwelchen Gründen nicht 
mehr gebraucht werde, ſo LG. München, JuſtdRundſch. 06, 76, 
ähnlich LG. Breslau, ZBl FG. 06, 612, teils (vgl. Breit 1. c.) 
inſoweit es ſich um Pfändung durch Baugläubiger handelt. 
Breit findet den Zweckcharakter des Baugelderdarlehns mit einer 
Pfändung für Baugläubiger verträglich und die Anerkennung 
der Pfändbarkeit inſoweit für ein wirtſchaftliches Bedürfnis, 
dagegen die Pfändung ſeitens eines Privatgläubigers als den 
Zwecken des Baugelddarlehns widerſprechend und daher un— 


ſtatthaft. — Zunächſt mag darauf hingewieſen werden, daß an 
der bisherigen Streitfrage durch das Geſetz vom 1. Juni 1909 
nichts geändert worden iſt. Für die Frage, ob der Anſpruch 
auf Baugelder pfändbar iſt oder nicht, iſt und bleibt daher 
ausſchließlich die ZPO. maßgebend. Dieſe beſtimmt nun in 
§ 851 Abſ. 1: „Eine Forderung iſt in Ermangelung beſonderer 
Vorſchriften der Pfändung nur inſoweit unterworfen, als ſie 
übertragbar iſt.“ 

Unübertragbar iſt eine Forderung nach 8 399 BGB., 
wenn die Leiſtung an einen andern, als den urſprünglichen 
Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen kann, 
oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner 
ausgeſchloſſen iſt. Ob dieſe Verhältniſſe gegeben ſind, iſt natür⸗ 
lich Tatfrage des Einzelfalls, allein jedenfalls wird man ſagen 
dürfen, weder das eine noch das andere iſt notwendigerweiſe 
beim Baugelddarlehnsvertrage gegeben. Ob eine Nichtabtretbar⸗ 
keit ausdrücklich mit dem Schuldner vereinbart wurde, iſt ja 
ſofort erſichtlich; eine ſtillſchweigende Vereinbarung der Nicht⸗ 
abtretbarkeit kann mit dem Normalfall nicht als gegeben gelten. 
Dem Baugeldgeber iſt es bei Auszahlung des Baugelds nur 
um ſeine perſönliche und dingliche Sicherheit zu tun; falls in 
beiden Richtungen nichts geändert wird, kann es ihm gleich⸗ 
gültig ſein, an wen er das Baugeld ausbezahlt. Er iſt nun 
aber in keiner Weiſe in ferner Sicherheit beeinträchtigt, wenn 
trotz Auszahlung an einen Dritten (Zeſſionar oder Pfändungs⸗ 
gläubiger) der Zedent (oder Pfändungsſchuldner) ſein Schuldner 
wird — in anderer Weiſe kann eine Abtretung ſeitens des 
Baugeldgläubigers nicht erfolgen; dagegen ſind inſoweit auch 
die Anſprüche aus dem pactum de mutuo dando, wie nun: 
mehr auch das Reichsgericht beſtätigt hat, abtretbar (vgl. RG. 
VI. 3S. v. 11. V. 08 IW. 08, 499) — und wenn weiterhin das 
Anweſen, zu deſſen Bau das Geld verſprochen wurde, in der 
vorgeſchriebenen Weiſe weitergefördert wird, ſei es, daß der 
Baugeldgläubiger dies mit andern Mitteln bewerkſtelligt, ſei es, 
daß er die Abtretung zur Befriedigung ſeiner Baugläubiger 
vorgenommen hat, ſei es, daß Sicherheit dafür beſteht, daß auch 
der Zedent die Gelder für den Bau verwende. Ebenſowenig 
kann in ſolchen Fällen davon geſprochen werden, daß die Leiſtung 
an den Dritten nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen 
könne. 

Aber ſelbſt wenn man, ſei es im konkreten Fall, ſei es im 
allgemeinen, eine Unübertragbarkeit nach §S 399 BGB. als 
gegeben anſehen wollte, iſt, wie $ 851 Abſ. 2 ZPO. ausdrücklich 
beſagt, die Pfändbarkeit trotzdem gegeben, weil der geſchuldete 
Gegenſtand, nämlich die in Frage ſtehende Geldſumme, der 
Pfändung unterworfen iſt (vgl. richtig OLG. Dresden VI 38. 
v. 28. XI. 06 1. c.). Der Einwand Breits (ähnlich auch CNG. 
Breslau II. ZS. v. 2. VII. 03 J. c.), geſchuldet ſei nicht das 
Geld, ſondern das mit einer Zweckbeſtimmung belaſtete Geld, 
kann nicht durchſchlagen, weil dieſe Zweckbeſtimmung, die übrigens 
nicht der Geldmünze anhaftet und die eben eine Verpflichtung 
des Baugeldgläubigers darſtellt, den Gegenſtand der Schuld 
nicht der Pfändbarkeit zu entziehen in der Lage iſt. Was der 
Pfändung nicht unterworfen iſt, iſt erſchöpfend in den §8 811, 
857 3 O. beſtimmt. Die Pfändung in ſolchen Fällen, in 
denen es ſich um nach § 399 BGB. unübertragbare Forde⸗ 
rungen handelt, iſt nur inſofern beſchränkt, und zwar gerade 
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um etwaige in Frage kommende Intereſſen zu wahren, 
als die Pfändung nicht durch Uberweiſung an Zahlungs— 
ſtatt, ſondern nur durch Übermweifung zur Einziehung 
erfolgen kann. Nähme man alſo ſelbſt an, daß ſelbſt die konkreten 
Geldmünzen mit der Zweckbeſtimmung, zum Bau verwendet zu 
werden, dinglich belaſtet wären, fo würde aus dieſer Über⸗ 
weiſung zur Einziehung ſich nur ergeben, daß eben anſtatt des 
bisherigen Gläubigers der Einziehende, inſoweit die Belaſtung 
reichen würde, das Geld ſeiner Zweckbeſtimmung zuführen müßte 
und nur aus einem etwaigen Überſchuß ſich decken könnte. In 
gewiſſem Sinne wird man nun allerdings von einem mit einer 
Zweckbeſtimmung belaſteten Anſpruch ſprechen dürfen, und dieſer 
Beſtimmung hat denn auch eben das Geſetz vom 1. Juni 1909 
Rechnung getragen, und ſie juriſtiſch damit zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß es in § 1 allgemein beſtimmt: 

„Der Empfänger von Baugeld iſt verpflichtet, das Baugeld 
zur Befriedigung ſolcher Perſonen, die an der Herſtellung des 
Baues auf Grund eines Werk-, Dienſt⸗ oder Lieferungsvertrags 
beteiligt ſind, zu verwenden.“ 

Es führt dies allerdings zu der von Breit völlig zu Un⸗ 
recht als eigentümlich bezeichneten Anſicht von Budde, die 
meines Erachtens direkt dem Geſetze entnommen werden muß, 
daß jeder, der Baugeld, d. h. die Valuta aus dem zwiſchen dem 
Baugeldgeber und -nehmer abgeſchloſſenen Darlehnsvertrag 
empfängt, alſo auch der Zeſſionar und der Pfändungsgläubiger 
die Verpflichtung hat, das Empfangene nach Vorſchrift des 
Geſetzes zu verwenden. Daß der Baugeldempfänger nicht mit 
dem Grundſtückseigentümer (Bauunternehmer) identiſch ſein muß, 
hat Breit ſelbſt sub Ziffer V feines Aufſatzes richtig ausgeführt.“) 

Wer alſo nicht ſelbſt Baugläubiger iſt, wird daher für die 
Regel von der Pfändung abſehen, da ihm ja die mehrerwähnte 
Verwendungsverpflichtung obliegt; möglich iſt aber, daß er 
trotzdem ein Intereſſe an der Pfändung der Forderung hat, ſei 
es, daß ihm die Perſönlichkeit des Bauunternehmers eine 
Sicherheit für die entſprechende Verwendung nicht gewährt und 
er mit Rückſicht auf die Geſamtvermögenslage des Bauunter⸗ 
nehmers ein Intereſſe daran hat, die richtige Verwendung der 
Baugelder ſicherzuſtellen, ſei es aber, daß er — eine Möglichkeit, 
die natürlich ſtets vorliegt — damit rechnet, daß das Baugeld, 
ſei es, weil der Bauunternehmer bereits aus andern Mitteln 
einen Teil der Baugläubiger befriedigt hat, ſei es aus irgend— 
welchen andern Gründen, gar nicht in vollem Umfang zur Be— 
friedigung der berechtigten Baugläubiger benötigt werden wird. 
Es iſt offenſichtlich, daß danach auch Nichtbaugläubiger ein 
Intereſſe an der Pfändung haben können, und man kann 
nicht aus der Bedingtheit der Befriedigungsmöglichkeit eine 
Unzuläſſigkeit der Pfändungsmaßregel ableiten. Nimmt alſo, 
um auf das Breitſche Beiſpiel zurückzukommen, ein Schneider, 


) Daß das Geſetz unter „Baugeldempfänger“ den „Bauunter⸗ 
nehmer“ in erſter Linie im Auge hat, unterliegt meines Erachtens 
keinem Zweifel und kann auch aus Abſ. 2 des § 1 entnommen werden. 
Es liegt aber kein Grund vor, die Geſetzesbeſtimmung in § 1 ſowohl 
wie in § 5 uſw. nicht auf jeden, der bewußtermaßen Baugelder 
empfängt, alſo Zeſſionar und Pfandgläubiger in Anwendung zu 
bringen, und es entſpricht dies auch allein den vom Geſetzgeber ver: 
folgten Zweck der Sicherung der Baugläubiger durch die entſprechende 
Verwendung der Baugelder. 
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der von dem Bauunternehmer für gelieferte Kleidung 100 X 
zu fordern hat, eine Pfändung von 100 , Baugeld vor, 
und zahlt der Baugeldgeber ihm die 100 & auch tatſächlich 
aus — es bedarf keiner Begründung, daß der Baugeldgeber 
auch dem Pfändungsgläubiger gegenüber alle Einreden aus 
dem Baugeldvertrag hat, alſo unter Umſtänden eine Zahlung 
nicht zu leiſten hat (vgl. ebenſo nunmehr auch RG. VI. ZS. 
v. 29. III. 09, Recht 1909 Nr. 1761) —, fo iſt er meines Erachtens 
unzweifelhaft verpflichtet, dieſe Summe den Baugläubigern zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Es liegt hierin auch keinerlei Unbilligkeit, da er 
ja den Anſpruch auf „Baugeld“ pfänden ließ, alſo mit der Ver⸗ 
wendung des Geldes zu Bauzwecken von vornherein rechnen mußte. 

Die Baugläubiger haben allerdings gegen ihn keinerlei 
Vertragsrechte, wohl aber den geſetzlichen Anſpruch aus § 1 
des Geſetzes, und wenn er ſeiner Verpflichtung zu beſtimmungs⸗ 
gemäßer Verwendung nicht nachkommt, haftet er, wie Breit 
richtig ausführt (vgl. Ziff. V, den Baugläubigern gemäß § 823 
Abſ. 2 BGB. auf Schadenserſatz. — Was die mögliche Strafe 
anlangt, ſo wird eine ſolche nicht bereits dadurch verwirkt, daß 
der Pfändungsgläubiger die gepfändete Baugeldſumme zu ſeiner 
eigenen Deckung verwendet; die Vorausſetzungen einer Straf: 
barkeit ſind im § 5 des zitierten Geſetzes unter Anlehnung an 
die Konkursdelikte geregelt. — Inſoweit der Pfändungsgläubiger 
die eingezogenen Baugelder den Baugläubigern ausantwortet, 
hat er natürlich Befriedigung nicht erlangt, wohl aber inſoweit 
er aus der eingezogenen Summe ſich ſelbſt zu decken in der 
Lage war; es mag dabei auch noch ausdrücklich auf den Satz 2 
des Abſ. 1 in § 1 des zitierten Geſetzes hingewieſen werden, 
der ausdrücklich beſtimmt, daß eine anderweite Verwendung von 
Baugeld, als die im Satz 1 vorgeſchriebene, zugunſten der Bau⸗ 
gläubiger inſoweit geſtattet iſt, als der Empfänger, vorliegend 
alſo der Pfändungsſchuldner (Bauunternehmer) bereits aus 
andern Mitteln Baugläubiger befriedigt hat. Inſoweit iſt ſomit 
insbeſondere auch Zahlung von Privatſchulden mit Baugeld zu— 
läſſig. Man gelangt danach zum Reſultat, daß die Pfändung 
von Baugeldforderungen für alle Gläubiger des Bauunternehmers 
für zuläſſig erachtet werden muß. 

Selbſtverſtändlich iſt bei dieſer Anſicht, daß der Baugeld— 
geber, der auf eine ſolche Pfändung hin Zahlungen an den 
Pfändungsgläubiger leiſtet, dieſe auf ſeine Baugeldſchuld zu 
verrechnen in der Lage iſt, und zwar gleichgültig, ob der 
Pfändungsgläubiger Privat- oder Baugläubiger iſt, eine Frage, 
die in vielen Fällen der Baugeldgeber nach dem Pfändungs— 
beſchluß gar nicht zu entſcheiden in der Lage iſt, insbeſondere 
dann nicht, wenn z. B. ein Baugläubiger als Privatgläubiger 
etwa für eine frühere Bauforderung die Pfändung vornahm. 
Die Anſicht Breits, daß eine auf Pfändung eines Privat— 
gläubigers erfolgte Zahlung eines Baugeldgebers nicht Bau— 
geldzahlung ſei, iſt auch von ſeinem eigenen Standpunkt aus 
irrig. Ein Verbot für den Baugeldgeber an den Pfandgläubiger 
zu zahlen, beſteht nirgends; auf einen Prozeß es ankommen zu 
laſſen, kann ihm, dem ein gerichtlicher ÜUberweiſungsbeſchluß 
bezüglich des Baugelds zugeſtellt wurde, nicht zugemutet werden; 
er darf an den Pfandgläubiger unter allen Umſtänden zahlen; 
was er zahlt iſt aber Baugeld, iſt als ſolches überwieſen und 
wird als ſolches eingezogen. Eine eventuelle Unzuläſſigkeit der 
Überweiſung und Einziehung geltend zu machen, wäre jedenfalls 
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Sache des Bauunternehmers; die Zahlung wäre auch ſolchen⸗ 
falls Baugeldzahlung und daher an der Baugelderſchuld in 
Abzug zu bringen. 


Die Koſten des Scheidungsverfahrens nach vorau⸗ 
gegangener Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. 


Von Dr. Hochſchild, Rechtsanwalt am Oberlandesgericht 
in Colmar i. E. 


Eine Ehefrau, die auf Scheidung zu klagen berechtigt iſt, 
beantragt aus religiöſen Gründen lediglich die Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft. Nach Beweisaufnahme ſpricht das 
Landgericht die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft aus, er: 
klärt den Mann für den ſchuldigen Teil und legt ihm natürlicher⸗ 
weiſe auch die Prozeßkoſten zur Laſt. Nach Rechtskraft dieſes 
Urteils begehrt der für ſchuldig erklärte Ehemann in einem 
neuen Verfahren (dem Umwandlungsverfahren des $ 1576 
BGB.) die Scheidung der Ehe. Da die Ehefrau, der nunmehr 
die Beklagtenrolle zufällt, den einzig möglichen materiell-rechtlichen 
Einwand, daß nämlich nach Erlaſſung des Aufhebungsurteils 
die eheliche Gemeinſchaft wiederhergeſtellt ſei, nicht erheben kann, 
erkennt ſie den Scheidungsanſpruch des Klägers ſofort im 
Prozeſſe an. Es ergeht dann das Scheidungsurteil, in welchem 
der klägeriſche Ehemann gemäß § 1576 II BGB. für den 
ſchuldigen Teil erklärt wird, aber die Koſten der ſchuldloſen 
Beklagten auferlegt werden. Das Urteil ſagt, da der Antrag 
des Klägers durchgedrungen iſt, $ 93 ZPO. in Eheſachen keine 
Anwendung finden kann, muß die Ehefrau als der unterliegende 
Teil gelten und es fallen ihr die Koſten der Umwandlungsklage 
zur Laſt. Dieſe Koſtenentſcheidung verletzt zwar offenſichtlich 
jede Rückſicht auf Billigkeit, aber das Landgericht kann ſich 
auf die Meinung aller tonangebenden Kommentare berufen 
(Staudinger § 1576 Anm. 4, Seuffert Vorbemerkung zu 
$ 606 Anm. 5a, Gaupp-Stein Vorbemerkung zu § 606 
Anm. III c, Peterſen-Anger $ 639 Anm. 3). 

Es hat nun einen doppelten Reiz, dieſe Koſtenentſcheidung 
auf ihre Richtigkeit nachzuprüfen. Nicht nur deswegen, weil es 
immer wurmt, wenn das Syſtem der geltenden Geſetzgebung 
zur Anerkennung einer ungerechten Entſcheidung zwingt, und 
man ſich deswegen gedrängt fühlt, doch noch eine Ehrenrettung 
des Syſtems zu verſuchen, ſondern auch darum, weil in dieſem 
ſpeziellen Falle hinzukommt, daß ſich niemals ein Oberlandes⸗ 
gericht, und erſt recht nicht das Reichsgericht mit der Nach⸗ 
prüfung dieſer Frage beſchäftigen kann. Denn da die Ehefrau 
den Scheidungsanſpruch ihres Mannes anerkannt hat und ihr 
Ehemann im Scheidungsurteil als der ſchuldige Teil erklärt 
wurde, kann ſie ſich durch das ergangene Urteil, was die 
Hauptſache angeht, nicht beſchwert fühlen und keine Berufung 
gegen dieſelbe einlegen. Gegen den Scheidungsanſpruch des 
§ 1576 BGB. gibt es ja, wie ſchon oben erwähnt, nur eine 
materiell⸗rechtliche Einwendung, und die Vorausſetzungen zu 
dieſer liegen im Regelfalle nicht vor. Die beklagte Ehefrau hat 
ſomit kein ernſtliches Intereſſe in der II. Inſtanz eine Ab: 
änderung des Urteils in der Hauptſache zu beantragen. Eine 
bloße Anfechtung der Koſtenentſcheidung, durch die ſie ſich allein 
beſchwert fühlt, iſt aber nur möglich, wenn ſie auch gegen die 


Hauptſache ein Rechtsmittel einlegt. Lediglich aber deswegen 
in der mündlichen Verhandlung vor dem Oberlandesgericht nicht 
ernſthaft gemeinte Anträge zur Abänderung der Hauptſache zu 
ſtellen, um eine günſtigere Entſcheidung über die ihr in der 
I. Inſtanz auferlegten Koſten zu erhalten, wäre ſinnlos, da ihr 
dann auch, weil ſie in der Hauptſache unterliegen muß, die 
noch höheren Koſten der II. Inſtanz zur Laſt fielen. Auch der 
Weg iſt ihr abgeſchnitten, im Berufungsſchriftſatz die Aufhebung 
des ganzen Urteils zu beantragen und dann im Termin lediglich 
Anträge zur Abänderung der Koſtenentſcheidung zu ſtellen. 
Denn da im Berufungsſchriftſatz im Gegenſatz zum Klageſchrift⸗ 
ſatz der Antrag unweſentlicher Beſtandteil iſt, und erſt der 
mündlich geſtellte Antrag im Termin den Umfang der Berufung 
beſtimmt, iſt niemals Berufung gegen die Hauptſache eingelegt, 
wenn nicht in der mündlichen Verhandlung vor dem Ober⸗ 
landesgericht Anträge zur Hauptſache geſtellt werden. Will der 
Berufungskläger nur über die Koſten verhandeln, ſo muß ſeine 
Berufung als unzuläſſig verworfen werden. Da ein An 
erkenntnisurteil im Scheidungsprozeß unmöglich iſt und alſo 
trotz Einwilligung der Ehefrau in die Scheidung kein Anerkenntnis⸗ 
urteil im techniſchen Sinne vorliegt, entfällt auch die im § 99 II 
ZPO. gegebene Möglichkeit, die Koſtenentſcheidung allein an— 
zufechten. !) 

Bedauerlicherweiſe hat der Geſetzgeber bei Abfaſſung des 
§ 99 BD. nicht daran gedacht, daß auch in ſolchen Fällen, 
in denen ein Anerkenntnisurteil gemäß §S 307 ZPO. unmöglich 
iſt, doch die Partei ein berechtigtes Intereſſe haben kann, die 
Koſtenfrage durch ein höheres Gericht nachprüfen zu laſſen, 
nachdem ſie ſich mit der Entſcheidung in der Hauptſache zu— 
frieden gegeben hat. Somit iſt durch dieſe Lücke im Geſetz der 
Partei der Inſtanzenzug abgeſchnitten, und es beſteht ein erhöhtes 
Intereſſe, die Frage literariſch zu klären. 


J. 

Die herrſchende Meinung ſteht auf dem formellen Stand— 
punkt, daß der Beklagte im Umwandlungsprozeß die Koſten zu 
tragen hat, ohne Rückſicht, ob er der ſchuldige Eheteil iſt oder 
nicht. Es entſcheidet alſo, wer bei der Anſtrengung der Um: 
wandlungsklage dem Gegner zuvorgekommen iſt und ſich dadurch 
die günſtige Klägerrolle geſichert hat. Staudinger a. a. O. 
gibt zu, daß dieſes Ergebnis unbillig iſt, aber die gegenteilige 
Anſicht, meint er, entbehre der geſetzlichen Grundlage. Die 
wenigen Verfechter der gegenteiligen Anſicht (Davidſohn in 
33P. 26, 87; Franck in Arch ZZivPrax. 98, 473) folgern ihre 
Meinung, daß der ſchuldige Teil immer die Koſten zu tragen 
hat, hauptſächlich als Konſequenz ihres Standpunktes, daß das 
Verfahren gemäß $ 1576 BGB. keine neue Klage erforderlich 
mache, ſondern nur die Stellung eines Antrages. 

Dieſe Beweisführung halte ich für zu wenig weitgehend; 
denn ſelbſt wenn man, wie es richtig iſt, im Falle des § 1576 
eine Klage für notwendig hält, ſind doch die Prozeßkoſten 


) Das Verfahren des Kammergerichts (JW. 00, 745), das in 
einer Eheſache, in der nur gegen die Koſten Berufung eingelegt war, 
ſich zuerſt in eine materielle Nachprüfung der Koſtenentſcheidung erging 
und dann am Schluſſe ſeiner Ausführungen dieſe über den Haufen 
warf, indem es ſagte, die Berufung fei zwar begründet, aber unzuläffig, 
muß als inkorrekt bezeichnet werden. | 


38. Jahrgang. 


dem Ehegatten aufzuerlegen, der im Scheidungsurteil als 
der ſchuldige Teil bezeichnet wird. Dieſem Ergebnis, das 
mit den Anforderungen der Billigkeit übereinſtimmt, glaube ich 
im Gegenſatz zu Staudinger ſehr wohl die geſetzliche Grund— 
lage zuſprechen zu können und ſogar in doppelter, ſelbſtändiger 


Begründung. 
II. 


Zunächſt glaube ich, daß bei unſerem Tatbeſtand die An— 
wendung des § 93 ZPO. nicht ausgeſchloſſen iſt, wenn der 
beklagte Ehegatte den Scheidungsanſpruch ſofort anerkennt, was 
er ja in den Regelfällen tun muß. Man wird hier ſofort ein: 
wenden, daß nach S 617 ZPO. in Eheſachen die Wirkung eines 
Anerkenntniſſes ausgeſchloſſen iſt. Dementſprechend verneinen 
auch alle Kommentare (Gaupp-Stein, Seuffert, Peterſen— 
Anger, Struckmann-Koch, Freudenthal, Sydow-Buſch) 
bei der Erläuterung des § 93 feine Anwendung in Eheſachen. 
Und doch erſcheint dieſe communis opinio doctorum unbe— 
gründet. Es iſt nämlich hier genau auf den Wortlaut der 
Zivilprozeßordnung zu achten. Im § 617 heißt es nicht „die 
Vorſchriften über die Wirkung eines Anerkenntniſſes kommen 
nicht zur Anwendung“, ſondern „die Vorſchrift uſw.“. Somit 
wird im 8 617 lediglich die im §S 307 dem Anerkenntnis bei⸗ 
gelegte Wirkung für Eheſachen ausgeſchloſſen, aber nicht die 
anderen Vorſchriften, in denen auch von dem Anerkennen eines 
Anſpruches die Rede iſt, ohne daß dieſe Vorſchriften mit dem 
S 307 in Zuſammenhang ſtehen. Es kann ſomit nicht in Ehe⸗ 
ſachen ein Anerkenntnisurteil ergehen, und es iſt auch, wie ſchon 
erwähnt, die Anwendung des § 99 ZRO. ausgeſchloſſen, weil 
die „Hauptſache niemals durch eine auf Grund eines Anerfennt- 
niſſes ausgeſprochene Verurteilung erledigt“ werden kann. Im 
Gegenſatz zu § 99 iſt § 93 nicht durch S 617 ausgeſchloſſen, 
weil S 93 nicht ein Anerkenntnisurteil vorausſetzt, ſondern nur 
ein Verhalten des Beklagten, der den Anſpruch des Klägers 
ſofort anerkennt. Nun ſtellt auch in Eheſachen das Begehren 
des Klägers zweifellos einen Anſpruch im Sinne der Bivil- 
prozeßordnung dar, und nirgends ſteht, daß der Beklagte einen 
ſolchen Anspruch nicht anerkennen könnte. Daß im § 194 BGB. 
der Begriff „Anſpruch“ weſentlich enger gefaßt iſt, hat mit der 
Terminologie der Zivilprozeßordnung nichts zu tun. 

Wenn 8 617 den Erlaß eines Anerkenntnisurteils in Ehe⸗ 
ſachen verbietet und dazu noch die erwähnte Singularform ge— 
braucht, will er doch nicht vorſchreiben, daß in Eheſachen es im 
übrigen begrifflich unmöglich wäre, einen Anſpruch anzuerkennen. 
Es nimmt vielmehr wunder, wie ſämtliche maßgebenden Kom— 
mentare der Zivilprozeßordnung dieſe Behauptung aufſtellen 
können. Unſere Aufſtellung aber, daß in Eheſachen die An— 
wendung des S 93 nicht ausgeſchloſſen iſt, iſt auch innerlich 
gerechtfertigt und nicht nur das Ergebnis einer zufälligen 
Buchſtabeninterpretation. Denn daß im Eheprozeß die Partei— 
dispoſition beſchränkt iſt, und der Richter nicht auf ein bloßes 
Anerkenntnis hin die Scheidung ausſprechen darf, iſt ein be— 
rechtigtes Gebot des öffentlichen Intereſſes; daß aber von den 
Prozeßkoſten die anerkennende Partei, die keinen Anlaß zur 
Klageerhebung gegeben hat, befreit wird, kann dem öffentlichen 
Intereſſe ganz einerlei ſein. 

Alſo die eine Vorausſetzung zur Anwendung des S 93, 
daß der Beklagte den Anſpruch ſofort anerkennt, iſt im Um— 
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wandlungsprozeß möglich und in der Praxis die Regel. Ebenſo 
auch die andere Vorausſetzung, daß der Beklagte keinen Anlaß 
zur Klage gegeben hat. Denn daß er im I. Prozeß nur auf 
Aufhebung der Ehe, nicht auf Scheidung klagte, iſt ſein gutes 
Recht, und der ſchuldige Ehegatte hätte jederzeit ſchon im Auf⸗ 
hebungsprozeß durch einen Eventualantrag die Scheidung durch: 
ſetzen können. Wenn er dies verabſäumte und ſpäter den Um⸗ 
wandlungsprozeß notwendig macht, hat ſicher nicht der Beklagte 
den Anlaß zur Klage gegeben. Zweifelhaft iſt dagegen die 
Koſtenentſcheidung, wenn der ſchuldloſe Eheteil die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft in Scheidung umwandeln will, und 
der ſchuldige Beklagte den Scheidungsanſpruch ſofort anerkennt. 
Ob in letzterem Falle der ſchuldige Eheteil Anlaß zur Klage 
gegeben hat, iſt eine Frage des einzelnen Falls und intereſſiert 


hier weiter nicht. 
III. 


Selbſt wenn man den Gedankengängen der Gegner folgt, 
die an eine Anwendung des § 93 nicht denken, ſondern eine 
ſelbſtändige Koſtenentſcheidung gemäß § 91 fordern, kommt 
man bei einer näheren Prüfung des im § 9l niedergelegten 
geſetzgeberiſchen Willens zu dem gleichen, der Billigkeit ent: 
ſprechenden Reſultat wie bei der Anwendung des §S 93. „Die 
unterliegende Partei hat die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen“ 
ordnet der § 91 als Prinzip der Koſtenverteilung an. Es 
fragt ſich, wer unterliegende Partei iſt, wenn der ſchuldige 
Ehegatte die Umwandlungsklage anſtrengt, und der andere 
Eheteil, wie es die Regel iſt, nicht Abweiſung der Klage be— 
gehrt, ſondern ebenfalls die Scheidung verlangt. Es ergeht 
das Urteil: „Die Ehe wird geſchieden. Der Kläger wird als 
der ſchuldige Teil bezeichnet.“ Soll nun hier wirklich der Be— 
klagte der unterliegende Teil ſein, lediglich deswegen, weil der 
Kläger mit dem Scheidungsanſpruch durchgedrungen iſt? 

Dieſer Anſicht neigt ſich die herrſchende Lehre zu; ſie er— 
weckt aber die ſchwerſten Bedenken. Zunächſt iſt die Folge 
eines Scheidungsurteils ganz anderer Natur als die eines 
Leiſtungs- und Feſtſtellungsurteils. Dort werden immer zu: 
gunſten einer Partei der anderen Rechtsnachteile auferlegt. 
Durch die Scheidung wird dagegen (von der Schuldfrage ab— 
geſehen) eine für beide Teile gleiche Rechtslage geſtaltet. Das 
Eheband, das zwei Menſchen umhielt, wird getrennt. Nicht 
nur der Kläger wird vom Beklagten, es wird auch der Beklagte 
vom Kläger geſchieden. Man kann alſo nicht a priori ſagen, 
dieſer oder jener iſt unterlegen, ſondern muß erſt andere 
Momente prüfen. Hinzu kommt noch im Umwandlungs- 
verfahren, daß der beklagte Ehegatte keinen Antrag auf Ab— 
weiſung der Scheidungsklage ſtellen wird. Ich ſehe von den 
Ausnahmefällen ab, daß die eheliche Gemeinſchaft nach dem 
Aufhebungsurteil wiederhergeſtellt iſt, oder die Scheidungsklage 
prozeſſuale Mängel aufweiſt. In dem Normalfalle würde der 
Beklagte auch ſeinerſeits die Scheidung verlangen, und kann, 
was aber überflüſſig iſt, da es von Amts wegen geſchehen 
muß, noch beantragen, daß der Kläger als der ſchuldige Teil 
bezeichnet wird. 

Der Beklagte begehrt alſo dasſelbe wie der Kläger, und 
das ergehende Scheidungsurteil entſpricht (abgeſehen von der 
Schuldfrage) ebenſoſehr ſeinem Prozeßwunſche wie dem des 


Gegners. Es iſt daher unmöglich, zu ſagen, daß der Beklagte 
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die unterliegende Partei iſt, lediglich weil der Kläger ſeinen 
Antrag zuerſt geſtellt hat, und dann erſt der Beklagte. Wir 
müſſen vielmehr nach einem anderen Kriterium Umſchau halten. 
Dieſes iſt die Schuldfrage. Bei ſonſt gleicher Rechtslage 
ſpricht der Schuldſpruch aus, wen die nachteiligen Folgen der 
Eheſcheidung treffen, und dieſe ſind in ihrer Wirkung auf die 
Unterhaltspflicht, die Namensführung, die Zuteilung der Güter⸗ 
maſſen, die Stellung zu den Kindern, das Erbrecht uſw. von 
ſo weittragender Bedeutung, daß jeder Unbefangene ſagen muß, 
bei dieſer Eheſcheidung iſt der ſchuldige Eheteil auch die unter: 
liegende Partei. Dementſprechend müſſen ihr auch gemäß 8 91 
PO. die Prozeßkoſten zur Laſt fallen. 

Wir ſehen alſo, daß ſowohl S 93 wie § 91 ZPO. zu 
dem gleichen, der Billigkeit entſprechenden Ziele führen, und 
die herrſchende Lehre, daß der Beklagte im Umwandlungs— 
prozeß, mag er auch der ſchuldloſe Teil ſein, die Koſten zu 
tragen hat, iſt auf das Entſchiedenſte zu bekämpfen, da dieſe 
Lehre ebenſoſehr dem Gefühl der Gerechtigkeit wie auch einer 
ſinngemäßen Auslegung des geſetzgeberiſchen Willens 
widerſpricht. 


Zur Rechtſprechung des Kammergerichts 
in Schulſachen. 
Von Amtsrichter Citron, Recklinghauſen. 


In einem mir vorliegenden Urteile des Kammergerichts 
vom 1. Februar 1909 heißt es: 

„Wenn der Angeklagte in der Reviſionsbegründung auf 
§§ 1827 BGB., Art. 41 ff. zum BBG. und die 85 15, 17 
des Geſetzes vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den 
Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit hinweiſt und 
deren Verletzung rügt, ſo ſcheint er von der Annahme aus⸗ 
zugehen, daß die Entlaſſung des ſchulpflichtigen Sohnes des 
Angeklagten aus dem preußiſchen Staatsverbande beantragt, 
oder ausgeſprochen ſei. Das trifft nach den Feſtſtellungen des 
Urteils, die für die Reviſionsinſtanz bindend ſind, nicht zu. 

Die Folgerung, die der Angeklagte an dieſe angeblich ver⸗ 
letzten Vorſchriften knüpft, daß nämlich auch Minderjährige frei 
auswandern dürfen, iſt an ſich richtig und wird ſchon durch 
Art. 11 der Verfaſſungsurkunde für den preußiſchen Staat 
vom 31. Januar 1850 gewährleiſtet. Dagegen kann nicht zu⸗ 
gegeben werden, daß eine Beſchränkung dieſes Auswanderungs⸗ 
rechts darin enthalten ſei, wenn der Vater des im Auslande 
befindlichen Minderjährigen in Strafe genommen werde, weil 
ſein Kind keine inländiſche Schule beſuche. 

Die öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtungen des Vaters in 
bezug auf die Schulpflicht ſeiner Kinder werden durch jene 
Beſtimmungen nicht berührt. Der Angeklagte hatte als Vater 
nach SS 43 ff. Tl. II Tit. 12 ALR. die Pflicht, dafür Sorge 
zu tragen, daß ſein Sohn eine inländiſche Schule beſuche. Wie 
feſtgeſtellt, hat der Angeklagte dieſe Pflicht vorſätzlich ver— 
nachläſſigt, indem er ſeinen Sohn nach Amerika ſchaffte.“ 

Das Kammergericht betont in dieſer Entſcheidung von 
neuem den von ihm bereits wiederholt ausgeſprochenen Satz, 
daß ein Preuße nicht berechtigt ſei, ſeine Kinder ohne Erlaubnis 
der Schulaufſichtsbehörde außerhalb des Deutſchen Reichs erziehen 
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zu laſſen, und, falls er dies trotzdem tue, Schulverſäumnis⸗ 
ſtrafen unterliege. 

Ich habe bereits in einem Artikel in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift vom 15. September 1908 auf die Unhaltbarkeit 
der kammergerichtlichen Judikatur hingewieſen und dort beſonders 
die Gründe der im 23. Bande des Jahrbuchs der Entſcheidungen 
des Königlichen Kammergerichts unter C 110 ff. abgedruckten 
Entſcheidung bekämpft. 

Die eingangs erwähnte Entſcheidung bringt nun inſofern 
etwas Neues, als dort geprüft wird, ob die auch von mir 
angezogenen SS 1827, 1847 BGB., Art. 41 EGBGB. und 
die SS 15, 17 des Geſetzes vom 1. Juni 1870 ſowie der 
Art. 11 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde dem Angeklagten 
zur Seite ſtehen. In der bisher gedruckten Judikatur des 
Kammergerichts iſt, ſoweit mir bekannt, dieſe Frage nicht 
erörtert. Wenn das Kammergericht ſagt, es könne nicht zugegeben 
werden, daß eine Beſchränkung der Auswanderung des Minder⸗ 
jährigen darin enthalten ſei, wenn der Vater des im Auslande 
befindlichen Minderjährigen in Strafe genommen werde, weil 
ſein Kind keine inländiſche Schule beſuche, ſo hat es den Anſchein, 
als wolle das Kammergericht überhaupt leugnen, daß eine 
tatſächliche Beſchränkung der Auswanderung des Kindes in 
einer ſolchen Beſtrafung des Vaters enthalten ſei. Jedoch 
ergeben die folgenden Ausführungen, daß das Gericht nur 
ſagen will, es läge keine rechtlich unzuläſſige Beſchränkung der 
Auswanderung vor. 

Alle oben genannten Paragraphen erledigt das Kammer⸗ 
gericht nämlich durch die Bemerkung, die öffentlich- rechtlichen 
Verpflichtungen des Vaters in bezug auf die Schulpflicht ſeiner 
Kinder würden durch jene Beſtimmungen nicht berührt. Damit 
kann nach Lage der Sache nur gemeint ſein, alle angezogenen 
Beſtimmungen, insbeſondere aber auch die Beſtimmungen des 
Geſetzes über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes- und 
Staatsangehörigkeit und der Art. 11 der preußiſchen Verfaſſung 
ſeien nicht öffentlichen Rechtes. Nun iſt es ja freilich nicht 
immer leicht, die Grenzen des bürgerlichen und des öffentlichen 
Rechts zu beſtimmen. Jedoch erſcheint es abſolut unzuläſſig, 
eine Beſtimmung der Verfaſſung, welche geradezu die Grund⸗ 
lage des geſamten öffentlichen Rechts der Monarchie bildet, 
kurzerhand aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts hinaus⸗ 
zuweiſen, ohne auch nur den Verſuch zu machen, dies zu be⸗ 
gründen. 

Iſt aber der Art. 11 der preußiſchen Verfaſſung öffentlichen 
Rechts, jo hat er auch alle früheren öffentlich- rechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen über Schulpflicht beſeitigt, ſoweit fie ihm entgegen: 
ſtehen. 

Freilich exiſtieren gar keine ſolchen Beſtimmungen, wie 
bereits in meinem früheren Artikel des Längeren ausgeführt iſt. 

Daß man aber durch Beſtrafung des Vaters wegen der 
Auswanderung ſeines Sohnes die Auswanderung des Sohnes 
genau ſo beſchränkt, und dem Art. 11 cit. zuwiderhandelt, als 
hielte man ihn feſt, das kann nur der leugnen, der auch be⸗ 
ſtreitet, daß in der Drohung das Moment des Zwanges ent⸗ 
halten iſt, wie in der phyſiſchen Gewalt. 


38. Jahrgang. 
Vom Reichsgericht.) 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Geheimen Juſtizrat Scheele 
und Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 29. Mai bis 
12. Juni 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. SS 133, 157 BGB. Konkurrenzverbot. Auslegung 
des Verbots, ſich an einem Konkurrenzgeſchäft zu beteiligen.] 

Es handelte ſich um eine Vertragsſtrafe für den Fall, 
daß Beklagter ein Konkurrenzgeſchäft eröffnen oder ſich an 
einem ſolchen beteiligen ſollte. Das BU. verneinte die Be⸗ 
teiligung. RG. hob auf: Gegen das BU. erhebt der Reviſions⸗ 
kläger unter Berufung auf das Urteil des I. ZS. des RG. 
(SächſArch. 8, 118) den Vorwurf, das BG. habe die Bedeutung 
des Wortes „beteiligen“ im Sinne der Vertragsklauſel verkannt. 
Das BG. verſteht das Wort „beteiligen“ in dem in der Rechts- 
ſprache üblichen Sinne einer rechtlichen Beteiligung. Von 
dieſem Standpunkte legt es einesteils dem Umſtande keine Be: 
deutung bei, daß der Beklagte aus den Einkünften des Geſchäfts 
tat ſächlichen Vorteil gehabt hat. Andernteils erachtet es jede, 
ſelbſt die weiteſtgehende, durch Rat und Tat erfolgende Unter⸗ 
ſtützung des Sohnes ſeitens des Beklagten für unerheblich, ſofern 
nur die Tätigkeit unentgeltlich iſt. Mit dieſer Auffaſſung 
klammert ſich das BG. an den buchſtäblichen Sinn des Wortes 
„beteiligen“, ohne in die maßgebende Erörterung der Frage 
einzutreten, in welchem Sinne denn die Parteien den Aus— 
druck „beteiligen“ mit Rückſicht auf den Zweck der Klauſel, dem 
Kläger eine gefährliche Konkurrenz fernzuhalten, verſtanden haben 
und in welchem Sinne die Klauſel in einem Falle dieſer Art 
nach den Grundſätzen von Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte zu verſtehen iſt. Das BG. verletzt daher 
den 8 133 BGB. durch unrichtige Anwendung und den § 157 
BGB. durch Nichtanwendung, indem es das Wort „beteiligen“ 
mehr abſtrakt nach dem gewöhnlichen Wortſinne auslegt, und 
hierbei die maßgebende Vertragsabſicht der Vertragſchließenden 
ſowie Treu und Glauben im Rechtsverkehr unberückſichtigt läßt. 
K. c. G., U. v. 18. Mai 09, 551/08 II. — Berlin. 

2. 8 138 BGB. Verſtoß gegen die guten Sitten.] 

Das BG. verkennt nicht, daß die Beklagte ein berechtigtes 
eigenes Intereſſe verfolgte, indem fie nach Löſung der geſchäft— 
lichen Beziehungen zu dem Kläger mit einem anderen Geſchäft 
in F. in Verbindung trat und dieſes in ihre Einkaufsvereinigung 
aufnahm, um einen gleichen Gewinn, wie ſie ihn durch jene 
Beziehungen gehabt hatte, auch künftig zu erzielen, und es 
kann auch als über das im wirtſchaftlichen Kampf erlaubte 
Maß hinausgehend nicht angeſehen werden, daß ſie zur Er— 
zielung ſolchen Gewinns ſelbſt unter Androhung des Abbruchs 
ihrer Geſchäftsverbindung die Lieferanten des Klägers, die ſie 
ſelbſt erſt ihm zugewieſen hatte, aufforderte, ihm nicht mehr zu 
liefern. Die erfolgreiche Betätigung des eigenen geſchäftlichen 
Intereſſes wird regelmäßig mit einer Schädigung der Konkur— 
renten verbunden ſein und das Bewußtſein dieſer Schädigung 
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allein kann noch nicht die Annahme begründen, daß die Be⸗ 
tätigung jenes Intereſſes gegen die guten Sitten verſtoße. 
Gegen das von der Beklagten angewendete Mittel läßt ſich 
daher ein ſolcher Einwand nicht erheben. Nun hat allerdings 
nach der vom BG. gewonnenen Überzeugung bei dem Vorgehen 
der Beklagten auch ein ſittenwidriges Motiv obgewaltet, nämlich 
die aus einem Rachegefühl entſprungene Abſicht, den Kläger 
zu ſchädigen. Allein dieſes Motiv, mag es auch in hervor⸗ 
ragendem Maße die Beklagte beeinflußt haben, kann neben der 
Betätigung jenes berechtigten Intereſſes nicht ausſchlaggebend 
in Betracht kommen. Iſt die Handlung eine erlaubte, keine 
widerrechtliche und wird fie in berechtigtem Intereſſe vor: 
genommen, ſo wird ſie dadurch, daß ſie zugleich durch ein 
ſittenwidriges Motiv beeinflußt wird, nicht zu einer unerlaubten, 
gegen die guten Sitten verſtoßenden. F. & Co. c. G., U. v. 
13. Mai 09, 235.08 VI. — Berlin. 

3. 5 228 in Verb. mit $ 904 BGB. Bedeutung des 
Ausdrucks „eine durch die Sache drohende Gefahr“. 

Der Gemeinſchuldner hatte durch notariellen Vertrag vom 
2. April 1898 vom Vater und Vorbeſitzer des Beklagten das 
Recht erworben, auf dem Gute Groß-Görigk Kohlenbergbau zu 
treiben und für den Bereich des Guts bergbauliche Anlagen 
jeder Art zu errichten. Im Jahre 1900 richtete der Beklagte 
am Südrande des Tagebaus etwa 20 m von der Scheune 
entfernt einen Erdwall her und führte ihn über den in den 
Bergbau einbezogenen Rakower-Weg hinweg bis hinein in den 
Garten des Beklagten. Der Erdwall ſoll zum Schutze der 
Grubenbaue gegen Tageswaſſer gedient haben; geraume Zeit 
hindurch hat er eine Grubenbahn getragen. Am 13. Auguſt 
1901 entſtand ein heftiges Unwetter; es ſtauten ſich vor dem 
Erdwall ſtarke Regenmaſſen an, und es ließ der Beklagte, um 
dem Waſſer Abfluß zu verſchaffen, den Damm durchſtechen. 
Die Waſſermaſſen ergoſſen ſich dann in den Tagebau und 
richteten hier umfangreichen Schaden an. Mit der Klage be: 
anſpruchte der Konkursverwalter Erſatz in Höhe von 15 920% 
55 F nebſt Zinſen. Der Beklagte beſtritt den Anſpruch und 
ſtellte eventuell eine angebliche Gegenforderung von 18 840 
zur Aufrechnung. Das LG. hielt die Aufrechnung mit Rückſicht 
auf die Vorſchrift des S 393 BGB. für unbegründet und ver⸗ 
urteilte den Beklagten unter Abweiſung des Klägers mit der 
Mehrforderung zur Zahlung von 7110 4 51 & nebſt Zinſen. 
Die Berufung des Beklagten blieb ohne Erfolg. RG. hob auf: 
Die Reviſion macht geltend, es ſei Beweis dafür erboten ge— 
weſen, daß der Beklagte den Damm innerhalb des Gartens 
durchſtochen habe. Hierzu ſei aber der Beklagte befugt ge— 
weſen, weil nach den beim Abſchluß des Vertrags vom 2. April 
1898 getroffenen mündlichen Abreden der Garten von allen 
bergbaulichen Anlagen habe verſchont bleiben müſſen. Die Be— 
nutzung des Gartens ſei dem Beklagten erſt ſpäter geſtattet 
worden, aber nur zur Anlage einer Grubenbahn, die dann vor 
dem 13. Auguſt 1901 bereits längſt wieder beſeitigt geweſen 
ſei. — Der Angriff iſt unbegründet. — Das BG. hat feſt⸗ 
geſtellt, daß der Damm zunächſt als bergbauliche Anlage her— 
geſtellt worden iſt, um den Tagebau vor Waſſer zu ſchützen. 
Es iſt weiter feſtgeſtellt worden, daß bereits im Mai 1900 die 
Vorflutverhältniſſe anderweitig in der Weiſe geregelt waren, 


daß die Waſſermaſſen durch den Damm aufgehalten und der 
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Waſſerleitung der Grube zugeführt werden ſollten. Hiernach 
beſteht kein Zweifel, daß der Damm, mag er auch ſpäter zur 
Anlage der Grubenbahn mitbenutzt worden ſein, ſo doch 
urſprünglich im gegenſeitigen Einverſtändnis zum Schutze der 
Grube vor dem Tageswaſſer beſtimmt war und daher auch 
inſoweit, als er innerhalb des Gartens lag, vom Beklagten 
nicht nach Belieben beſeitigt oder durchſtochen werden durfte. — 
Dem Beklagten ſteht auch nicht die Vorſchrift des S 228 BGB. 
zur Seite. Neben dieſer Vorſchrift ſteht die des § 904, die 
klar den geſetzgeberiſchen Gedanken zum Ausdruck bringt, daß 
zu einem Eingriff in das Eigentum eines andern eine drohende 
Gefahr nur ganz ausnahmsweiſe berechtigt, nämlich nur, 
wenn es ſich um den Schutz eines erheblich höherwertigen Guts 
handelt, und auch nur gegen volle Entſchädigung. Der § 228 
geſtattet die Beſchädigung oder Zerſtörung der fremden Sache 
ohne jede Entſchädigung und er erfordert, daß der entſtehende 
Schaden nur nicht außer Verhältnis zur drohenden Gefahr 
ſteht. Dies überaus weitgehende Recht gibt das Geſetz dann, 
aber auch nur dann, wenn „die Gefahr durch die Sache droht“. 
Der Ausdruck iſt nicht zweifelsfrei und hat auch in der Rechts⸗ 
lehre — vgl. Planck, Rehbein, Staudinger zu § 228, Rümelin, 
Schadenshaftung; Oetker in Bernhöfts und Binders Beiträgen 
S. 263, 284. — zu erheblichen Meinungsverſchiedenheiten ge: 
führt. Bald wird von einer Gefahr geſprochen, die „von“ der 
Sache drohe, oder einer Gefahr, die „durch“ die Sache, ihre 
Beſchaffenheit, ihren Zuſtand drohe, bald wird geſagt, die 
Sache müſſe die „urſprüngliche“ Urſache der Gefahr ſein, ſie 
müſſe die Gefahr „erzeugen“, bald wird es für genügend 
erklärt, daß durch die Sache die Gefahr „vermittelt“ werde. 
Jedenfalls iſt nach dem Wortlaute des § 228, ſeinem Ber: 
hältnis zu 8 904 und auch zu dem den Grundſatz der Freiheit 
und Ausſchließlichkeit des Eigentums anerkennenden § 903 eine 
engere Auslegung geboten. Es kommt hinzu, daß der § 228 
ſich im VI. Abſchnitte des I. Buchs des BGB. unter der Auf⸗ 
ſchrift „Selbſtverteidigung“ findet, und daß er unmittelbar an 
die die Notwehr behandelnde Vorſchrift des S 227 anſchließt. 
Hieraus ergibt ſich, daß den Geſetzgeber die Vorſtellung von 
der Selbſtverteidigung gegenüber einem Angriffe geleitet hat, 
der im Fall des § 227 von einer Perſon, im Fall des 8 228 
von einer Sache ausgeht. Ein Tier oder auch ein lebloſer 
Gegenſtand kann durch unmittelbare Einwirkung auf die Sache 
eine Gefahr ſchaffen, erzeugen; dann droht die Gefahr durch 
die Sache. — Im vorliegenden Falle war die Quelle der 
Gefahr nicht der Damm, ſondern der Niederſturz der Waſſer⸗ 
maſſen auf den oberhalb der bergbaulichen Anlagen befindlichen 
Grundſtücken des Beklagten. Der Damm, ein Teil der berg⸗ 
baulichen Anlagen und zu dem Schutze beſtimmt, war lediglich 
ein Hindernis für den Abfluß der Waſſermaſſen und damit 
für die Abwendung der auf den eigenen Grundſtücken des Be: 
klagten entſtandenen und dort ſich ausbreitenden Gefahr. Für 
Fälle ſolcher Art iſt die Vorſchrift des § 228 überhaupt nicht 
beſtimmt. Unerheblich iſt hiernach, ob der Schaden auch außer 
Verhältnis zur Gefahr geſtanden hat. Auch darauf braucht 
nicht eingegangen zu werden, ob dem Beklagten zu ſeinem 
Vorgehen ein Recht aus § 904 BGB. zuſtand; nach dieſer 
Vorſchrift hat der Beſchädigte in jedem Falle Erſatz des ihm 
entſtehenden Schadens zu beanſpruchen. Soweit das BG. den 


Klaganſpruch für begründet erachtet hat, iſt hiernach die Ent⸗ 
ſcheidung im Ergebnis nicht zu beanſtanden. — Dagegen 
wendet ſich die Reviſion mit Recht gegen die Ausführungen, 
mit denen mit Rückſicht auf die Vorſchrift des §S 393 ZPO. 
dem Beklagten die Befugnis zur Aufrechnung abgeſprochen iſt. 
(Aufhebung des BU. erfolgt wegen Verletzung des $ 393 ZPO.) 
v. D. c. Konk. R., U. v. 8. Mai 09, 321/08 V. — Berlin. 

4. SS 387, 388 BGB. Wirkung des Anerkenntniſſes 
einer Forderung, der eine Gegenforderung gegenüberfteht.] 

Die Witwe C., die früher mit ihren Söhnen in offener 
Handelsgeſellſchaft eine Weinhandlung betrieben hatte, gründete 
mit ihnen und dem Kaufmann S. am 12. Dezember 1903 die 
G. m. b. H. C.⸗L. Sie und ihre Söhne übereigneten zur An⸗ 
rechnung auf ihre Stammeinlagen von je 50 000 & der Geſell⸗ 
ſchaft ihre Anteile an den Vorräten und Gerätſchaften der 
offenen Handelsgeſellſchaft. Der überſchießende Teil dieſer Werte 
im Betrag von 59 517 4 67 & wurde der Witwe C. als ein 
von ihr der G. m. b. H. gegebenes verzinsliches auf zehn Jahre 
unkündbares Darlehen angerechnet. Am 9. Juli 1904 ſtellte 
die G. m. b. H. durch den Geſchäftsführer der Witwe C. einen 
Schein aus, worin fie beſtätigte, daß deren Guthaben 59 5174 
67 V betrage. Auf Grund des Scheins beſtellte am gleichen 
Tag die Witwe C. dieſe Forderung der Klägerin, der fie aus 
einem notariellen Schuldanerkenntnis vom 3. April 1903 


49 480 , 80 & ſchuldig war, zum Fauſtpfand für die Er⸗ 


füllung aller aus dem Rechnungsverhältnis der früheren Firma 
der Klägerin erwachſenen und noch erwachſenden Verbindlich⸗ 
keiten. Die Verpfändung wurde der G. m. b. H. von der Klägerin 
am 11. Juli 1904 und von der Witwe C. am 13. September 
1904 angezeigt. An letzterem Tag beſtätigte die G. m. b. H. 
der Klägerin, daß ſie die Anzeige der Verpfändung von der 
Witwe C. erhalten habe. Mitte März 1905 hat die Klägerin 
kraft der Pfandbeſtellung gegen die G. m. b. H. auf Zahlung von 
49 840 & 80 % Klage erhoben. Am 23. März 1905 iſt über 
das Vermögen der G. m. b. H. Konkurs eröffnet worden. Die 
Klägerin hat gemäß § 146 KO. den Rechtsſtreit gegen die 
Konkursmaſſe aufgenommen. Dieſe ſetzte dem Klageanſpruch 
zwei Gegenforderungen von 20 000 & und 37313 A 06 & 
entgegen, die der G. m. b. H. zur Zeit des Schuldanerkenntniſſes 
zugeſtanden hätten und fällig geweſen ſeien, mit denen jedoch 
damals nicht hätte aufgerechnet werden können, weil die G. m. b. H. 
nicht berechtigt geweſen ſei, die ihr obliegende Leiſtung an Witwe C., 
deren Forderung auf zehn Jahre unkündbar und verzinslich 
geweſen ſei, zu bewirken. Das OLG. hat dem Antrag der 
Klägerin in der Berufungsinſtanz entſprechend feſtgeſtellt, daß 
der Klägerin an die Konkursmaſſe eine Forderung von 
58 591 & 38 & zuſtehe. Die Reviſion der Beklagten wurde 
zurückgewieſen: Streit herrſcht unter den Parteien lediglich 
darüber, ob die Beklagte die Gegenforderungen, die ihr angeblich 
gegen Witwe C. zuſtehen, gegen den Klageanſpruch aufrechnen 
kann. . . . Nach der Anſchauung des BG. war die G. m. b. H. 
durch kein vertragliches Band mit der Klägerin verknüpft. 
Wenn dem ſo wäre, ſo würde ſich eine Pflicht, die ihr gebot, 
die Gegenforderungen in dem Schuldanerkenntnis zu erwähnen, 
nur aus den gegen die Beſchädigung fremden Vermögens ſich 
richtenden Vorſchriften des BGB. über die unerlaubten Handlungen 
herleiten laſſen. Hätte ſie das Schuldanerkenntnis unter Ver⸗ 
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ſchweigen der Gegenforderungen betrüglich ausgeſtellt, damit 
die anerkannte Forderung an die Klägerin verpfändet werde, jo 
würde mithin die Folge nicht die ſein, daß ſie der Klägerin, 
d. i. der betrogenen Dritten gegenüber, die nicht ihre Vertrags⸗ 
gegnerin war, an ihr Anerkenntnis gebunden wäre und die 
Aufrechnungseinrede verlieren würde, ſondern nur die, daß ſie 
gemäß § 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit § 263 StGB. 
oder gemäß § 826 BGB. der Klägerin den Schaden zu er: 
ſetzen hätte, den dieſe erlitten haben mag, weil ſie auf die 
Richtigkeit und Redlichkeit des Schuldanerkenntniſſes vertraute. 
Nur in Höhe dieſes Schadens, über welchen das BG. nichts 
feſtgeſtellt hat, könnte die Klägerin duplicando gegen die Gegen: 
forderungen aufkommen. Auch die Heranziehung des § 405 
BGB. greift nicht durch. Das Scheinanerkenntnis einer 
Forderung wird in der Regel zur Vorausſetzung haben, daß die 
Forderung nicht beſteht. Beſteht die Forderung, ſteht ihr aber 
eine Gegenforderung gegenüber, ſo erliſcht nach dem Recht des 
BGB. die Forderung nicht ohne weiteres, ſondern nur, wenn 
die Gegenforderung fi nach Maßgabe des $ 387 BGB. zur 
Aufrechnung eignet, und wenn die Aufrechnung gegenüber dem 
andern Teil gemäß § 388 erklärt wird. Wollte man nun das 
Anerkenntnis einer Forderung auch dann im Sinne des § 405 
BGB. als zum Schein erfolgt gelten laſſen, wenn die Forderung 
zwar beſteht, der Anerkennende aber weiß, daß er eine auf— 
rechenbare Gegenforderung beſitzt und des Willens iſt, ſie gegen 
die Forderung, ſobald das Recht darauf ausgeübt werden ſollte, 
aufzurechnen, wenn alſo der Anerkennende das Anerkenntnis 
nicht ernſtlich gemeint hat, ſo ergibt ſich doch aus den Feſt— 
ſtellungen des BG., daß ſogar das Beſtehen der Gegenforderungen 
dahingeſtellt ſein läßt, nicht, daß hier jene Merkmale eines etwa 
möglichen Scheinanerkenntniſſes vorliegen. Die angefochtene 
Entſcheidung wird jedoch durch die Feſtſtellung des BG. ge— 
tragen, daß der Geſchäftsführer der G. m. b. H., als er das 
Anerkenntnis vom 9. Juli 1904 ausſtellte, beabſichtigt hat, daß 
es als Grundlage des Verpfändungsvertrags zwiſchen der Witwe 
C. und der Klägerin dienen ſolle; und daß er gleichzeitig die 
Verpfändungserklärung verfaßt hat, die ſodann von der Witwe C. 
unterſchrieben wurde. (Wird ausgeführt.) C.-L. c. A., U. v. 
19. Mai 09, 321/08 VI. — Cöln. 

5. § 638 BGB. Werkvertrag. Beginn der Verjährung 
der Anſprüche wegen Mängel.] 

Die Kühlanlage iſt nach der nicht angefochtenen Feſtſtellung 
des BG. am 18. Mai 1900 fertiggeſtellt und noch an dieſem 
oder am nächſten Tage in Gebrauch genommen. Der Mangel 
des Werks hat ſich ſofort herausgeſtellt, wie ſich daraus ergibt, 
daß ſich die klägeriſche Schadenserſatzforderung bis zum 18. Mai 
1900 zurückerſtreckt. Hier iſt der Schadenserſatzanſpruch, welcher 
gegen den Beſteller, wenn er den Mangel zu vertreten hat, 
wegen Nichterfüllung geltend zu machen iſt, aus dem Mangel 
ſelbſt ohne ein weiteres Mittelglied erwachſen. Auch wenn der 
Beklagte die Anlage, weil ſie nicht ordnungsmäßig funktionierte, 
überhaupt nicht in Gebrauch nahm, war ihm unter der Voraus: 
ſetzung einer Vertretungspflicht der Klägerin ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen Nichterfüllung gegen dieſe gegeben. Das 
Gebrauchen der Anlage mit dem vom Beklagten behaupteten 
Mißerfolge bringt nicht den Anſpruch ſelbſt zur Entſtehung, 
ſondern gibt nur eine Grundlage für die Schadensberechnung. 
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Es ſteht ſomit hier ein unmittelbar und direkt auf den Mangel 
des Werks geſtützter Anſpruch in Frage, deſſen Geltendmachung 
innerhalb der Verjährungsfriſten des § 638 erfolgen konnte, 
und die Annahme des BG., daß der Verjährungseinwand nach 
dieſer Geſetzesbeſtimmung zu beurteilen iſt, iſt eine zutreffende. 
H. c. K., U. v. 14. Mai 09, 345/08 VII. — Hamburg. 

6. SS 766, 780 BGB. Die weſentlichen Merkmale der 
Bürgſchaftsverpflichtung müſſen aus der Bürgſchaftsurkunde 
hervorgehen; Vorausſetzung für die Geſamtſchuldverbindlichkeit 
durch kumulative Schuldübernahme.] 

Der Privatmann Oskar K. in München erhielt am 
9. November 1904 von der Margarete S. ein Darlehn von 
3000 , zu deſſen Sicherheit er ihr einen Wechſel über 
3000 Al ſowie einen von der Beklagten, feiner Tante, 
unterſchriebenen Schuldſchein über 3 000 / übergab. K. hat 
auf das Darlehn nur 200 , zurückbezahlt, den Reit 
fordert die Klägerin, die die eigentliche Geldgeberin war, 
und der die S. ihre Darlehnsforderung abgetreten hat, von der 
Beklagten. Beide Vorinſtanzen verurteilten, RG. wies Klage 
ab: Der von der Beklagten unterzeichnete, von K. der S. 
übergebene Schuldſchein lautet: „Schuldſchein über , 3000, 
dreitauſend Mark, welchen Betrag ich Unterzeichnete für meinen 
Neffen Oskar K. in München Ende Dezember 1904 zu zahlen 
mich verpflichte und zwar an den Inhaber dieſes Schuldſcheins 
laut eigenhändiger Unterſchrift. Lucie B., Königinſtraße 9, 
München, 9. Nov. 1904.“ Das LG. hat darin eine gültige 
Bürgſchaftserklärung erblickt und iſt ſo zur Verurteilung der 
Beklagten nach dem Klageantrage gelangt. Das BG. erachtet 
nicht eine Bürgſchaft, ſondern ein Geſamtſchuldverhältnis für 
gegeben. Der Reviſion der Beklagten war ſtattzugeben: Die 
Beklagte iſt mit der Gläubigerin S. in keinerlei direkte Be⸗ 
ziehung zur Begründung des Schuldverhältniſſes getreten; eine 
Vereinbarung zwiſchen ihnen oder eine Vorverhandlung, die zur 
Auslegung des Vertragswillens dienen könnte, beſteht nicht; es 
liegt nichts vor, als die Übergabe des von der Beklagten voll: 
zogenen „Schuldſcheins“ an die Gläubigerin S. ſeitens des 
Schuldners K., dem die Beklagte vorher das Schriftſtück zu 
dieſem Zwecke, wie das BG. tatſächlich feſtſtellt, ausgehändigt 
hatte. Eine gültige Bürgſchaftserklärung, wie ſie das LG. 
darin erblickt hat, enthält zunächſt das Schriftſtück nicht. Die 
Ausſtellerin der Urkunde verpflichtet ſich, 3000 / für ihren 
Neffen Oskar K. zu zahlen; die Urkunde läßt demnach erſehen, 
daß die Beklagte allerdings eine fremde Schuld, eine ſolche 
ihres Neffen, für dieſen bezahlen will. Damit iſt ein Tat⸗ 
beſtandsmoment der Bürgſchaftserklärung gegeben (RG. 57, 258; 
63, 143). Eine nähere Bezeichnung der fremden Schuld, für 
die die Beklagte eintreten will, ſowie eine Angabe der Perſon 
des Gläubigers läßt das Schriftſtück dagegen vollſtändig ver⸗ 
miſſen. Wenn nun auch, wie das RG. wiederholt anerkannt 


hat (RG. 59, 217; 62, 172; IM. 05, 3363; 06 S. 877, 


6855; Warn. Rechtſpr. 1909 N. 140) die für die Bürgſchafts⸗ 
erklärung in $ 766 BGB. vorgeſehene Urkunde dem Auslegungs- 
grundſatze des §S 133 BGB. gleich den anderen rechtsgeſchäft— 
lichen Erklärungen unterſteht, und deshalb zu ihrer Auslegung 
auch außerhalb der Urkunde liegende Umſtände, ſowie in anderen 
Urkunden enthaltene Erklärungen herangezogen werden dürfen, 
ſo muß doch eben unter Zuhilfenahme dieſer anderen Umſtände 
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der konkrete rechtsgeſchäftliche Inhalt der Verpflichtung aus 
der Urkunde ſelbſt erkennbar hervorgehen. So kann der un⸗ 
mittelbare Anſchluß der ſchriftlichen Bürgſchaftserklärung an 
die über die Hauptſchuld aufgenommene Urkunde die ſpezielle 
Bezeichnung der Schuld wie des Namens des Gläubigers ent⸗ 
behrlich machen (RG. 61, 343; 62, 172), ſofern der Wille, für 
dieſe fremde Schuld einzuſtehen, aus der Anſchlußerklärung ſich 
ergibt, wozu die Mitunterſchrift unter Hinzufügung der Worte 
„als Bürge“, nicht aber etwa die bloße Mitunterzeichnung der 
Haupturkunde für ausreichend erachtet werden kann (RG. a. a. O.); 
ſo kann ferner aus der konkreten Bezeichnung der Schuld mit 
Grund und Betrag nach Maßgabe der ſonſt ermittelten Um⸗ 
ſtände die Perſon des Gläubigers oder umgekehrt aus der 
namentlichen Bezeichnung des Gläubigers die Hauptſchuld, für 
die gebürgt werden ſoll, wenn zwiſchen dieſem Gläubiger und 
dem Hauptſchuldner zurzeit nur eine Schuldbeziehung beſteht, 
erkannt werden. In allen dieſen Fällen ergeben ſich immerhin 
aus der Urkunde ſelbſt die weſentlichen Merkmale der Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung. Das aber muß ſchlechthin erſordert werden 
(RG. 57, 258), und eine Urkunde, in der ohne den oben er⸗ 
wähnten Anſchluß der Bürgſchaftsurkunde an die Urkunde der 
Hauptſchuld oder ausdrückliche Bezugnahme auf dieſe weder die 
Perſon des Gläubigers noch die Hauptverbindlichkeit anders als 
dem Betrage nach bezeichnet iſt, ſtellt eine gültige, den Er⸗ 
forderniſſen des S 766 BGB. entſprechende Bürgſchaftsurkunde 
nicht dar. (RG. 62, 379.) Zwar hat der erkennende Senat 
in einem Urteile vom 18. Februar 1904 (RG. 57, 66) aus⸗ 
geſprochen, daß ein Bürgſchaftsvertrag gültig auch in der Weiſe 
geſchloſſen werden kann, daß der Bürge die unterſchriebene 
Bürgſchaftserklärung, in der der Name des Gläubigers offen 
gelaſſen iſt, dem Schuldner oder einem Dritten zu dem Zwecke 
übergibt, daß ein Gläubiger für die Schuld geſucht und dieſem 
die mit ſeinem Namen nachträglich ausgefüllte Urkunde aus⸗ 
gehändigt werde. Allein in einem ſolchen Falle handelt es ſich, 
wie ſchon in RG. 62, 379 auf S. 383 ausgeführt wurde, um 
die von der Frage nach den Erforderniſſen einer gültigen Bürg⸗ 
ſchaftserklärung ihrem Inhalte nach durchaus verſchiedenen Frage, 
ob gemäß § 126 BGB. die Unterſchrift einer Urkunde der 
Niederſchrift ihres Textes notwendig zeitlich nachfolgen muß, 
oder ob ſie ihr auch vorausgehen kann. Wird eine ſolche 
Urkunde nicht, dem Willen des Unterzeichners entſprechend, 
nachträglich ausgefüllt, ſo iſt ſie aus eben demſelben Grunde 
ungültig, aus welchem der vorliegenden Urkunde die Anerkennung 
als Bürgſchaftserklärung verſagt werden muß. Das BG. ſieht 
in der von der Beklagten abgegebenen Erklärung die Eingehung 
einer Geſamtſchuldverbindlichkeit mit Oskar K. nach 8 421 
BGB., für die eine Formvorſchrift nicht beſtehe, ohne auf die 
Behandlung der Frage einzugehen, ob nicht dieſe Verpflichtung 
eine ſogenannte kumulative Schuldübernahme darſtellen würde, 
und ob letztere im gegebenen Falle als eine von der Bürgſchaft 
inhaltlich ſich unterſcheidende Verpflichtung anerkannt werden 
könnte. Eine ſolche müßte aber vorliegen, wenn die Annahme 
des BG. zu einer Verurteilung der Beklagten führen ſollte. 
Das BG. ſtellt im Tatbeſtande ſeines Urteils als unſtreitig 
feſt, daß der Privatier Oskar K. in München am 9. November 
1904 von der Margareta S. ein Darlehn von 3000 & er: 
halten, und zur Sicherung der genannten Gläubigerin einen 
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Wechſel über 3000 & ſowie den „Schuldſchein“ der Beklagten 
ühergeben hat. Das Darlehn iſt Realvertrag, die Verpflichtung 
zur Rückerſtattung wird durch die Hingabe erzeugt ($ 607 BGB.), 
und eine Geſamtſchuld auf Rückerſtattung eines Darlehns ent⸗ 
ſteht nur, wenn es mehreren Perſonen gemeinſchaftlich gegeben 
worden iſt. Davon kann nach der Feſtſtellung des BG. im 
vorliegenden Falle aber gar keine Rede ſein. Das Darlehen 
hat empfangen und ſollte empfangen Oskar K.; die Gläubigerin 
wollte nur für die Rückzahlung der Schuld eine Sicherheit 
haben; dazu diente der Schuldſchein der Beklagten, der in 
ſeinem Inhalt auch die Abſicht erkennen läßt, für eine fremde 
Schuld einzuſtehen, alſo keine eigene zu begründen. Ein Eintritt 
der Beklagten in das von Oskar K. eingegangene Schuld⸗ 
verhältnis dergeſtalt, daß ſie neben dieſem als Hauptſchuldnerin 
haften wollte, wie ihn das BG. annimmt (ſog. kumulative 
Schuldübernahme) kann nach Maßgabe des vom BG. feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalts als Erklärung einer eigenen ſelbſtändigen 
Verbindlichkeit der Beklagten, deren Fortbeſtand von der Ver⸗ 
bindlichkeit des urſprünglichen und eigentlichen Schuldners un⸗ 
abhängig ſein ſoll, nicht anerkannt werden; er unterſcheidet ſich 
vielmehr inhaltlich in nichts von einer Bürgſchaftsverpflichtung 
und muß daher auch der für dieſe vorgeſehenen Form unter⸗ 
worfen werden, wie in dem Urteile des erkennenden Senats 
vom 20. März 1902 (RG. 51, 120) ausgeführt iſt. Eine 
ſelbſtändige und von der Bürgſchaft verſchiedene Verpflichtung 
kann in einem ſolchen Eintritt — einerlei, ob deſſen Erklärung 
nach der Begründung der Schuld oder, wie hier, gleichzeitig 
mit dieſer erfolgt — nur gefunden werden, wenn beſondere 
Umſtände vorliegen, die den auf Begründung einer neben der 
des Hauptſchuldners ſelbſtändig beſtehenden von dieſer unab⸗ 
hängigen Verbindlichkeit gerichteten Willen deutlich ergeben. 
Beſondere Umſtände in dieſem Sinne ſind vorhanden, wenn die 
Vorteile aus dem Vertragsverhältnis, auf dem die Verbindlich⸗ 
keit des urſprünglichen Schuldners beruht, ganz oder zum Teil 
wirtſchaftlich dem Eintretenden zugute kommen oder der letztere 
jedenfalls an den Leiſtungen aus dem Hauptvertrage, ſei es 
auf der einen oder der anderen Seite, ein eigenes Intereſſe hat. 
Im Zweifel, wenn ſolche beſonderen Umſtände nicht feſtzu⸗ 
ſtellen find, iſt die ſog. kumulative Schuldübernahme als eine 
Bürgſchaft anzuſehen (RG. 59, 232; 64, 318; 68, 126; JW. 
08 S. 316, 1375, 676°; Warn. Rechtſpr. 1909 N. 88 und 291). 
Solche Umſtände ſind im vorliegenden Falle gar nicht behauptet. 
Die Momente, die das BG. zur Begründung ſeiner Auffaſſung 
heranzieht: daß die Verpflichtungserklärung als „Schuldſchein“ 
bezeichnet werde, daß die Gläubigerin das Darlehen nur gegen 
Aushändigung des K.ſchen Wechſels und des Schuldſcheins der 
Beklagten zu geben bereit geweſen ſei, und daß die Beklagte 
auf die Zahlungsaufforderung der Gläubigerin den Schuldſchein 
und ihre Verpflichtung daraus anerkannt habe, ohne ſie an den 
Schuldner K. zu verweiſen, ſind Umſtände der beſchriebenen 
Art nicht und weiſen auf etwas anderes, wie eine Bürgſchaft 
für fremde Schuld, die als ſelbſtſchuldneriſche gewollt ſein 
mag, nicht hin. Die Möglichkeit, die in dem „Schuldſchein“ 
der Beklagten vom 9. November 1904 enthaltene Erklärung als 
ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen im Sinne des 8 780 BGB. 
aufzufaſſen, wird zwar nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß 
die Schuld, die die Ausſtellerin der Urkunde zu zahlen ſich ver⸗ 
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pflichtet, als eine fremde Schuld bezeichnet wird; darin kann 
ſchließlich eine nur beiläufige Erwähnung der kauſalen Schuld, 
die dem Schuldverſprechen zugrunde liegt, erblickt werden. Allein 
das ſelbſtändige Schuldverſprechen bedarf wiederum der ſchrift⸗ 
lichen Form und der Bezeichnung des Gläubigers. Die vor⸗ 
liegende Urkunde iſt aber auf ihren Inhaber als den Gläubiger 
ausgeſtellt; Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen 
die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, 
bedürfen jedoch nach $ 795 BGB. zu ihrer Gültigkeit der 
ſtaatlichen Genehmigung. Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich 
die Abweiſung der Klage. B. c. M., U. v. 3. Mai 09, 
250.08 VI. — München. 

7. S 826 BGB. Schadenserſatzanſpruch wegen Aus: 
ſperrung eines Arbeiters durch einen Arbeitgeberverband. ] 

In Frage kommt nur, ob eine die Schadenserſatzpflicht 
begründende Handlungsweiſe der Beklagten deshalb anzunehmen 
iſt, weil nach den für das Reviſionsgericht maßgebenden Feſt⸗ 
ſtellungen der Vorinſtanz die in dem K.ſchen Schreiben an die 
Beklagte vom 11. Februar 1905 enthaltene Darſtellung über 
das Verhalten des Klägers in mehrfacher Beziehung unrichtig 
geweſen iſt, dieſer insbeſondere bei dem Streik der K.fchen 
Arbeiter den Ausſtändigen keine Zuträgerdienſte geleiſtet hat. 
Dieſe Frage muß aber nach Lage der Sache verneint werden. 
Wie ſchon früher hervorgehoben worden iſt, kommt für die 
Begründung des erhobenen Schadenserſatzanſpruchs allein die 
Beſtimmung in 8 826 BGB. in Betracht. Für einen ſolchen 
Anſpruch reicht es aber keineswegs aus, daß ſich nach dem 
nachträglich im Prozeſſe ermittelten Sachverhalt die Handlung, 
aus welcher die Schadenserſatzpflicht des Täters hergeleitet wird, 
als eine ſolche, die nicht hätte vorgenommen werden ſollen, er— 
weit, bei der Anwendung des S 826, in dem die Entſcheidung 
über die Haftung des Täters darauf, ob ihn der Vorwurf ſitten⸗ 
widrigen Verhaltens trifft, abgeſtellt iſt, muß vielmehr neben 
der objektiven auch die ſubjektive Seite der Sache in Betracht 
gezogen werden, es muß alſo geprüft werden, ob der Täter mit 
Rückſicht auf die Lage, in der er ſich befand, die Handlung als 
gegen das Rechts- und Anſtandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden verſtoßend erkennen mußte, oder ſie nicht vielmehr 
nach ſeiner Kenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe als gerecht— 
fertigt anſehen durfte. Im gegebenen Falle iſt nun nicht feſt— 
geſtellt, und von dem Kläger auch nicht behauptet worden, daß 
die verfaſſungsmäßigen Vertreter der Beklagten, insbeſondere 
die Mitglieder der Vertrauenskommiſſion Kenntnis von demjenigen 
Sachverhalte, den das BG. auf Grund der zweitinſtanzlichen 
Beweisaufnahme für dargetan erachtet hat, gehabt hätten; in 
dieſem durchaus weſentlichen Punkte weicht alſo, wie nicht un⸗ 
erwähnt bleiben mag, der hier vorliegende Tatbeſtand von dem— 
jenigen ab, welcher der Entſcheidung vom 17. März 1904 zu— 
grunde lag. (RG. 57, 418 fg., ſ. insbeſ. S. 428.) Nun mag zu⸗ 
zugeben ſein, daß das nicht ohne weiteres entſcheidend iſt. Man 
wird von einem Arbeitgeberverband, der ſich durch ſeine organi— 
ſatoriſchen Einrichtungen in den Stand geſetzt hat, in ſo ſchwer— 
wiegender Weiſe in das wirtſchaftliche Leben von Arbeitnehmern 
einzugreifen, wie es durch die Verſagung von Arbeitsnachweis⸗ 
ſcheinen ſeitens der beklagten und ähnlicher Vereinigungen tat- 
ſächlich geſchieht, verlangen dürfen und müſſen, daß ſie bei Ver⸗ 
hängung ſolcher Maßnahmen vorſichtig verfahren, insbeſondere 
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dazu nicht verſchreiten, dafern ſie keine verläßlichen Unterlagen 
bezüglich der tatſächlichen Vorgänge und Verhältniſſe haben, 
die ihnen Anlaß zu ſolcher Maßregel geben, und es mag die 
Haftung einer derartigen Vereinigung aus §S 826 BGB. auch 
dann begründet erſcheinen können, wenn ſie unter Außeracht⸗ 
laſſung dieſer Pflicht aus tatſächlichem Irrtum einen Arbeiter 
ausfperrt und dadurch ſchädigt. Aber auch von dieſem Stand: 
punkt aus kann der Schadenserſatzanſpruch des Klägers im vor: 
liegenden Falle nicht als begründet angeſehen werden. (Wird 
ausgeführt.) S. c. Vereinigung B.⸗M., U. v. 3. Mai 09, 
152,08 VI. — Berlin. 

8. 8 839 BGB. Verletzung der Amtspflicht eines 
Gemeindevorſtehers durch ihm nicht zuſtehende Unterſchrifts⸗ 
beglaubigung.] 

Die Klägerin hat dem früheren Wirt Heinrich F. ein 
Darlehn von 4000 / gegeben, nachdem dieſer ihr eine mit 
„Gerhard K.“, dem Namen des Schwiegervaters des F., des 
Mühlenbeſitzers Gerhard K. zu Püßelbüren, unterzeichnete 
Bürgſchaftserklärung überreicht hatte. Die Unterſchrift dieſer 
Urkunde war von dem Beklagten durch folgenden darunter— 
geſetzten Vermerk beglaubigt: „Beglaubigt. Ibbenbüren Land, 
den 31. März 1906. Der Gemeindevorſteher. V.“ Auf die 
unterhalb des Beglaubigungsvermerks aufgeklebte Stempelmarke 
hatte der Beklagte einen Abdruck des Gemeindeſtempels geſetzt. 
Die Unterſchrift des Gerhard K. war von F. gefälſcht. Der 
Beklagte hatte ſie auf Erſuchen des F. beglaubigt, weil er ſie 
nach ſeiner Kenntnis der Handſchrift des Gerhard K. für echt 
hielt, ohne ſich auf andere Weiſe über ihre Echtheit zu ver: 
gewiſſern. Die Klägerin fordert die Erſtattung des dem F. 
gegebenen Darlehnsbetrages, da dieſer zur Rückzahlung unver⸗ 
mögend iſt, gemäß $ 839 BGB. vom Beklagten. Ihrer Klage 
iſt in I. Inſtanz ſtattgegeben. Das BG. hat dagegen die Klage 
abgewieſen, weil der Beklagte bei der Beglaubigung der Unter⸗ 
ſchrift nicht innerhalb ſeines amtlichen Pflichtenkreiſes gehandelt 
habe und hiernach die Vorausſetzungen des S 839 BGB. nicht 
gegeben ſeien. RG. hob auf: Das BG. führt zutreffend aus, 
daß der Beklagte als weſtfäliſcher Gemeindevorſteher zur Aus- 
ſtellung von Beglaubigungen, d. h. von Beurkundungen zu 
öffentlichem Glauben, nicht zuſtändig iſt. Da in Weſtfalen die 
aus dem Gemeindevorſteher und zwei Schöffen beſtehenden 
Dorfgerichte im Sinne des PrALR. (SS 79 ff. ALR. Tl. II 
Tit. 7) und der Allgemeinen Gerichtsordnung (Tl. II Tit. 2 8 8) 
überhaupt nicht beſtanden haben, ſo konnten die Vorſchriften 
jener Geſetze, welche den Dorfgerichten eine beſchränkte Befugnis 
zur Vornahme von Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
verliehen, in Weſtfalen keine Anwendung finden. Der Gemeinde⸗ 
vorſteher als ſolcher, als alleinhandelnder Beamter, 
hatte im Gebiet des ALR. eine ſolche Zuſtändigkeit, insbeſondere 
auch zur Beglaubigung von Unterſchriften, nirgends beſeſſen. 
Nach dem gegenwärtig geltenden Recht ſind in Weſtfalen 
ebenfo wie im ſonſtigen Rechtsgebiet des AL R., für welches 
die frühere Zuſtändigkeit der Dorfgerichte in den Art. 104, 
107 bis 109, 119 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit noch weiter beſchränkt iſt, nach 8 167 Abſ. 2 
FGG. nur die Amtsgerichte und Notare zur Beglaubi— 
gung von Unterſchriften zuſtändig. Es iſt auch die An- 
nahme des BG. nicht zu beanſtanden, daß die von dem Be⸗ 
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klagten vorgenommene Unterſchriftsbeglaubigung in keiner Be⸗ 
ziehung zu ſeinen ſonſtigen amtlichen Funktionen ſteht, und 
darnach eine Verletzung der für dieſe gegebenen beſonderen 
Vorſchriften nicht in Frage kommt. Zu den Pflichten des 
Beamten gehört es jedoch auch, die Grenzen ſeiner Zu— 
ſtändigkeit innezuhalten, ſich der Vornahme ſolcher Hand— 
lungen zu enthalten, welche ausſchließlich Beamten anderer Art 
vorbehalten ſind. Auch dieſe Pflicht iſt eine Amtspflicht, welche 
ihm nicht nur dem Gemeinweſen, ſondern jedem gegenüber ob- 
liegt, welcher von den Folgen der Amtsüberſchreitung betroffen 
werden kann. Nun hindern die geſetzlichen Beſtimmungen, welche 
beſtimmten Behörden oder Beamten die Befugnis zur Ausſtellung 
öffentlicher Beglaubigungen beilegen, freilich nicht, daß auch 
andere Beamte gleich jeder Privatperſon durch eine ſchriftliche 
Erklärung die Echtheit einer Unterſchrift bezeugen; ſie mögen 
ſich dabei auch zur Kennzeichnung ihrer Perſon ihres Amtstitels 
bedienen. Unzuläſſig iſt es aber, daß ſie eine ſolche Erklärung 
in einer Form abgeben, welche den Anſchein einer öffentlichen 
Urkunde erweckt. Eine ſolche in der Form einer amtlichen Be⸗ 
urkundung ausgeſtellte Beglaubigung iſt geeignet, das Publikum, 
insbeſondere die Beteiligten, irrezuführen, ſie zu veranlaſſen, 
ihr das Vertrauen einer öffentlichen Urkunde entgegenzubringen, 
auf welches ſie keinen Anſpruch hat, und ſo die Sicherheit des 
Geſchäftsverkehrs ernſtlich zu gefährden. Wenn der Verkehr 
ſich gleichwohl vielfach mit den in amtlicher Form abgegebenen 
Unterſchriftsbeglaubigungen unzuſtändiger Beamter begnügt, ſo 
geſchieht dies meiſt in Unkenntnis der Zuſtändigkeitsnormen 
und der Tatſache, daß es für die Beglaubigungen ſolcher 
unzuſtändiger Beamter ſelbſtverſtändlich an jeder geſetzlichen 
Regelung und damit an der Grundlage ihrer Zuverläſſigkeit 
fehlt. Jedenfalls vermag dieſe Gewohnheit des Verkehrs die 
Berechtigung des unzuſtändigen Beamten zu einer derartigen 
Beurkundung nicht zu begründen. Die Form, in welcher der 
Beklagte die falſche Unterſchrift des Gerhard K. beglaubigt hat, 
iſt die einer amtlichen Beurkundung. Er tritt darin nicht als 
Privatperſon, ſondern als Inhaber ſeines Amtes auf. Er hat 
deshalb als Beamter handelnd feine Amtsbefugniſſe über: 
ſchritten und objektiv eine Amtspflicht verletzt, die ihm auch 
der Klägerin als derjenigen Perſon gegenüber oblag, für welche 
die von dem Beklagten beglaubigte Bürgſchaftserklärung beſtimmt 
war und der fie übergeben worden iſt. Hiernach iſt die Auf- 
hebung des angefochtenen Urteils geboten. Bei der weiteren, 
dem BG. obliegenden Verhandlung wird insbeſondere zu prüfen 
ſein, ob der Beklagte ſeine Amtsbefugniſſe vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig überſchritten hat, oder ob er in einem von ihm nicht zu 
vertretenden Irrtum über ſeine Befugnis zur Ausſtellung der 
Beglaubigung ſich befand, und ob er letzterenfalls doch bei der 
ſonach nur objektiv vorliegenden Amtsüberſchreitung ſich einer 
Verletzung der allgemeinen ihm obliegenden Sorgfalt ſchuldig 
gemacht hat. Denn jedenfalls hat der Beamte, auch wenn er 
in Überſchreitung ſeiner Befugniſſe, aber doch als Beamter 
handelt, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu beobachten 
und die Folgen der Vernachläſſigung dieſer gemäß S 839 BGB. 
zu vertreten. Soweit die Ausführungen in dem Urteil des 
erkennenden Senats vom 24. März 1905 — RG. 60, 321 — der 
vorſtehenden Begründung entgegenſtehen, werden ſie nicht aufrecht⸗ 
erhalten. D. G.⸗B. c. V., U. v. 4. Mai 09, 284/08 III. — Hamm. 
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9. § 843 BGB. in Verb. mit § 256 ZPO. Tierfchaden. 
Beſtehen eines Dienſtverhältniſſes zwiſchen Tierhalter und Be⸗ 
ſchädigtem. — Feſtſtellungsklage.] 

Am 9. Oktober 1904 wurde der Kläger, der bei dem Be⸗ 
klagten als Fuhrmann im Dienſte ſteht, von den durchgehenden 
Pferden des Beklagten zu Boden geriſſen und verletzt. Auf 
ſeine Klage hat das LG. den Beklagten als Tierhalter ver⸗ 
urteilt, ihm zum Erſatze des entſtandenen Schadens 104 % 
nebſt Zinſen ſowie nach Aufhebung des zwiſchen den Parteien 
beſtehenden Dienſtverhältniſſes eine jährliche Rente von 1567 
zu zahlen, den Kläger aber mit ſeiner Mehrforderung ab— 
gewieſen. Kläger legte Berufung ein. Er trug, wie ſchon in 
erſter Inſtanz, nicht darauf an, ihm für die Zeit nach der Be⸗ 
endigung des Dienſtverhältniſſes eine Rente zuzuſprechen, be⸗ 
antragte vielmehr, feſtzuſtellen, daß Beklagter verpflichtet ſei, 
ihm allen Schaden zu erſetzen, der ihm infolge ſeines am 
9. Oktober 1904 erlittenen Unfalles erwachſe, unter Abzug 
gezahlter 130 &, ſowie der ſchon zuerkannten 104 #4. Das 
OLG. hat der Berufung inſofern ſtattgegeben, als es durch 
Urteil feſtgeſtellt hat, daß Beklagter dem Kläger für die Zeit 
nach Beendigung des zwiſchen den Parteien beſtehenden Dienſt⸗ 
verhältniſſes allen Schaden zu erſetzen habe, der dem Kläger 
aus der 33½ Prozent betragenden Verminderung feiner Er: 
werbsfähigkeit erwachſen werde. Die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Der Reviſionskläger hat gerügt, daß 
§ 843 BGB. und § 256 ZPO. verletzt ſeien, und daß das 
Urteil über den Antrag des Klägers hinausgehe. Keine dieſer 
Rügen iſt begründet. Der Entſcheidung des Ber. liegt die 
Annahme zugrunde, daß ſchon jetzt die Arbeitsfähigkeit des 
Klägers infolge des Unfalls auf die Dauer um ein Drittel 
vermindert ſei. Wieweit deshalb der Kläger als erwerbs— 
unfähig oder in der Erwerbsfähigkeit beſchränkt für die Zeit zu 
gelten hat, während der ſein Dienſtverhältnis bei dem Beklagten 
fortbeſteht, iſt für die gegenwärtige Entſcheidung nicht von 
Belang. Die in dem Urteile des erkennenden Senats vom 
21. Mai 1908, mitgeteilt in der JW. 4517, enthaltenen Aus: 
führungen kommen, da ſie ſich auf den Fall einer Fortdauer 
des Dienſtverhältniſſes mit gleicher Dienftvergütung beziehen, 
nicht in Betracht. Hier handelt es ſich nur um die Zeit, in 
der das gegenwärtige Dienſtverhältnis zu beſtehen aufgehört 
hat. Daß dieſer Fall einmal eintreten wird, ſetzt der BerR. 
voraus, und daß alsdann der Kläger im Verhältniſſe der Ver⸗ 
minderung ſeiner Arbeitsfähigkeit auch entſprechend verminderten 
Erwerb haben wird, iſt als die tatſächliche Auffaſſung des 
BerR. aus den Urteilsgründen hinreichend erkennbar. In beiden 
Beziehungen iſt das Urteil gemäß § 561 ZPO. der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts entzogen. Gegen den ſachlichen 
Inhalt der Entſcheidung iſt daher nichts einzuwenden, ins⸗ 
beſondere entſpricht fie der Geſetzesvorſchrift des 8 843 BGB. 
Die Entſcheidung iſt aber auch nach §S 256 ZPO. gerechtfertigt 
Denn gerade die Unbeſtimmtheit der künftigen Geſtaltung der 
Arbeitsverhältniſſe des Klägers ſchließt auf der einen Seite die 
Möglichkeit der Leiſtungsklage für die in Betracht kommende 
künftige Zeit aus und rechtfertigt auf der anderen Seite die 
Erhebung der Feſtſtellungsklage, weil die Beeinträchtigung der 
Leiſtungsfähigkeit und die angenommene Unmöglichkeit, die dem 
Kläger verbliebene verminderte Arbeitskraft ſpäterhin mit gleichem 
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Lohnertrage zu verwerten wie die frühere volle Arbeitskraft, 
einen wirtſchaftlichen Nachteil darſtellen, der ſchon gegenwärtig 
eingetreten iſt, der aber darum von der Verjährung betroffen 
werden würde, wenn er nicht rechtzeitig und alsbald mit der 
Klage geltend gemacht worden wäre. Über den Sachantrag 
des Klägers iſt der Ber R. nicht hinausgegangen. Er hat nur 
nach dem Maße der als dauernd angenommenen Beeinträchtigung 
der Leiſtungsfähigkeit die Verurteilung umgrenzt, iſt alſo von 
dem Antrage nur in der Genauigkeit der Feſtſtellung, nicht 
aber auch in ihrem Umfange abgewichen. Und dies war zu— 
läſſig. Daß die Möglichkeit beſtanden hätte, das Urteil, wie 
die Reviſion wiederum nach der entgegengeſetzten Seite hin ver⸗ 
langt, mit Bezug auf die nach dem Alter und der Erwerbs— 
fähigkeit des Klägers zu beſtimmende Zeitdauer der Verpflichtung 
mit noch größerer Genauigkeit einzugrenzen, iſt nicht erſichtlich. 
M. c. B., U. v. 19. Mai 09, 544/08 IV. — Hamburg. 

10. 8 1620 BGB. in Verb. mit $ 259 ZPO. Klage 
auf künftige Leiſtung einer Ausſteuer. — Gewährung der Aus— 
ſteuer in Geld oder in Sachen.] 

Der auf § 1620 BGB. geſtützte Anſpruch einer Tochter 
auf Gewährung einer Ausſteuer gelangt allerdings erſt mit ihrer 
Verheiratung zur Entſtehung, allein nach S 259 ZPO. kann 
eine Klage auf künftige Leiſtung erhoben werden, wenn den 
Umſtänden nach die Beſorgnis gerechtfertigt, daß der Schuldner 
ſich der rechtzeitigen Leiſtung entziehen werde. Eine Klage auf 
künftige Leiſtung im Sinne des $ 259 ZPO. liegt vor, wenn, 
wie im vorliegenden Falle, zwei Töchter gegen ihren Vater auf 
Gewährung je einer Ausſteuer für den Fall ihrer Verheiratung 
mit ihren Verlobten klagen (RG. 58, 139). Das BG. hat 
nun in Übereinſtimmung mit dem LG. angenommen, die 
Beſorgnis, daß der Beklagte ſich der rechtzeitigen Leiſtung ent— 
ziehen werde, ſei tatſächlich gerechtfertigt. Denn der Beklagte 
habe ſich, nachdem ſeine Ehe aus eigener Schuld geſchieden 
worden, der Unterhaltspflicht gegenüber ſeinen aus der geſchiedenen 
Ehe ſtammenden, von ſeiner geſchiedenen Frau erzogenen und 
ihm völlig entfremdeten Töchtern fortgeſetzt zu entziehen geſucht 
und langwierige, ausſichtsloſe Prozeſſe nicht geſcheut. Durch 
ſein Verhalten habe der Beklagte zur Genüge gezeigt, daß er 
den geſetzlichen Verpflichtungen gegenüber ſeinen Töchtern nur 
widerwillig und trotz ſeiner günſtigen Vermögenslage nur in 
der kärgſten Weiſe nachkomme. Es ſei daher nicht zu erwarten, 
daß er ſeinen Töchtern alsbald nach ihrer Verheiratung eine 
angemeſſene Ausſteuer zur Verfügung ſtellen werde. Dieſe 
Ausführungen des BG. laſſen ſich rechtlich nicht beanſtanden. 
Sie erſcheinen insbeſondere ausreichend, die Beſorgnis zu recht— 
fertigen, der Beklagte werde ſich der rechtzeitigen Leiſtung ent- 
ziehen. Die Reviſion will dies auch nicht bemängeln. Sie 
meint aber, es ſei nicht gerechtfertigt, daß die Klägerinnen die 
Ausſteuer in Geld und nicht in Natur verlangten. Richtig iſt 
allerdings, daß die im $ 1620 BGB. den Eltern auferlegte 
Ausſteuerpflicht die Gewährung der zur Einrichtung des Haus— 
halts notwendigen beweglichen Sachen in Natur zum Gegenſtande 
hat und daß nicht ohne weiteres eine Geldſumme als Ausſteuer 
verlangt werden kann. Allein der im § 242 BGB. aus⸗ 
geſprochene allgemeine Grundſatz, daß die Leiſtung ſo zu bewirken 
iſt, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern, gilt auch für die Erfüllung der geſetzlichen Ausſteuer— 
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pflicht (JW. 06, 45811 und RG.⸗Entſcheidung vom 11. Februar 
1909 IV 271/08). Bei Gewährung einer Ausſteuer handelt es 
ſich in der Regel um eine gewiſſe Fürſorge für die künftigen 
Eheleute. Ihre perſönlichen Bedürfniſſe, unter Umſtänden auch 
ihre Wünſche und ihr Geſchmack, erheiſchen hierbei eine gewiſſe 
verſtändnisvolle Berückſichtigung. Ohne gegenſeitiges Vertrauen 
iſt die ordnungsmäßige Erfüllung einer derartigen Pflicht nicht 
zu erwarten. An gegenſeitigem Vertrauen fehlt es aber den 
Parteien, wie das bereits geſchilderte Verhalten des Beklagten 
gegenüber ſeinen Töchtern ergibt, ganz und gar. Der Beklagte 
würde ſogar, wie das LG. unter Billigung des OLG. angenommen 
hat, bei Gewährung der Ausſteuer in Natur Gelegenheit ſuchen, 
die Klägerinnen zu ſchädigen. Dieſe könnten nach ſeinem bis⸗ 
herigen Verhalten kein Vertrauen zu ihm hegen. Zwiſchen den 
Parteien herrſche Feindſchaft. Unter dieſen Umſtänden erſcheint 
das Verlangen einer Geldſumme an Stelle der Naturalleiſtung 
gerechtfertigt. Das BG. berückſichtigt ferner die Lebensſtellung 
der künftigen Ehemänner und führt aus, daß ſie junge Techniker 
ſeien und als ſolche eine Fachausbildung genoſſen hätten, die 
ihnen das Einrücken in leitende Stellungen oder die ſelbſtändige 
Ausübung eines Gewerbes ermögliche. Ihr Einkommen würde 
das Durchſchnittseinkommen eines beſſeren Arbeiters nicht 
unerheblich überſteigen. K., der Verlobte der Klägerin zu 2, 
habe ſchon jetzt einen Arbeitsverdienſt von mehr als 3000 „x 
jährlich und beabſichtige, ſich nach ſeiner Verheiratung als 
Architekt ſelbſtändig zu machen. Der künftige Haushalt beider 
Verlobten müſſe daher der geräumigen Wohnung eines Mannes 
aus dem Mittelſtande entſprechen. Dieſe Ausführungen werden 
von der Reviſion zu Unrecht als rechtsirrig bekämpft. Wenn 
auch im allgemeinen die zur Zeit der Eheſchließung beſtehenden 
Verhältniſſe für die Bemeſſung der Ausſteuer maßgebend ſind, 
ſo wird dadurch doch nicht ausgeſchloſſen, bei Beurteilung der 
Lebensſtellung eines jungen Mannes deſſen berufsmäßige 
Ausbildung und die dadurch gewonnene Fähigkeit, eine wirtſchaft⸗ 
lich beſſere ſoziale Stellung einzunehmen, zu berückſichtigen. 
Auf Grund ſolcher Erwägung gelangt das BG. zu der Annahme, 
die Verlobten der Klägerinnen ſeien mehr als beſſere Arbeiter 
und dem Mittelſtande zuzurechnen. Darin iſt eine unzuläſſige 
Hereinziehung künftiger Verhältniſſe nicht zu finden. In dem 
von der Reviſion angezogenen Urteile desſelben Senats vom 
18. Februar 1907 IV 351/06 handelte es ſich um einen weſentlich 
anders liegenden Fall. Dort hatte die Tochter eine völlig an⸗ 
gemeſſene Ausſteuer in Natur bereits gewährt erhalten. Sie 
verlangte aber, weil ſie mit ihrem Manne auswandern wollte 
und deshalb das Bedürfnis nach einer größeren Ausſteuer ein⸗ 
getreten ſei, noch die Zahlung einer Geldſumme. Dieſes Ver⸗ 
langen wurde für unbegründet erachtet mit der Erwägung, daß 
es die geſetzliche Verpflichtung aus § 1620 nicht mehr berühre, 
wenn nach der Verheiratung — anſcheinend ſogar nach der 
regelmäßigen Verjährungsfriſt des §S 1623 — die Verhältniſſe 
der Eheleute ſich änderten und nunmehr erſt das Bedürfnis 
nach einer Erweiterung der Einrichtung ſich einſtellte. W. e. W., 
U. v. 10. Mai 09, 624/08 IV. — Dresden. 

11. S 2050 BGB. Rechtsgültigkeit des Kollations⸗ 
(Ausgleichungs-) Verſprechens eines geſetzlichen Erben?! 

Am 4. Mai 1905 hat der Kläger ſeiner Mutter, der 
Erblaſſerin, gegenüber in notariell beglaubigter Form eine Er: 
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klärung folgenden Inhalts abgegeben: „Ich Endesunterſchriebener 
beſcheinige hiermit, daß ich von meiner Mutter Frau Marie v. M. 
geb. S. zu deren Lebzeiten ein Kapital von 120 000.4 — — 
erhalten habe, welches Kapital alſo bei der dereinſtigen Erb- 
teilung von meinem Erbteil abzuziehen iſt. Berlin 4. Mai 1905. 
(gez.) v. M.“ Der Ber. hält die in der Erklärung bezeichneten 
120 000 & für eine den Kläger zur Ausgleichung ver— 
pflichtende Zuwendung und kommt deshalb bei der Berechnung 
des geſetzlichen Erbteils zu einem Ergebnis, das um 60 000 & 
hinter der Berechnung des Klägers zurückbleibt, ſo daß ſich der 
Anſpruch auf den Pflichtteil um 30 000 . verringert. Kläger 
behauptet, in den 120 000 & ſeien 50 000 & mitenthalten, die 
er von ſeiner Mutter zu Studienzwecken empfangen habe. Sie 
fielen unter S 2050 Abſ. 2 BGB. und ſeien zur Ausgleichung 
deshalb nicht zu bringen, weil ſie das den Vermögensverhält⸗ 
niſſen der Erblaſſerin überſteigende Maß nicht überſchritten 
hätten. Der BerR. hat dem Kläger hierin Unrecht gegeben 
und ausgeführt: Auch wenn weder die Übermäßigkeit dargetan 
ſei, noch auch erhelle, daß die Erblaſſerin die Ausgleichung bei 
der Zuwendung angeordnet habe, ſo habe die Beſtimmung 
der Ausgleichung mit Zuſtimmung des Klägers doch auch ſpäter 
erfolgen können und dies ſei durch das Verlangen und Erteilen 
des Scheines vom 4. Mai 1905 geſchehen. Mindeſtens aber 
habe gegenüber dem Scheine der Kläger darzulegen, daß die 
Vorausſetzungen für die Anrechnung (wörtlich) der 50 000 & 
nicht vorhanden ſeien und das habe er nicht getan. Von der 
Reviſion wird mit Recht gerügt, daß §S 2316 BGB. durch 
unrichtige Anwendung verlegt ſei. ... Es hängt zwar nach 
§ 2050 die aus dem Empfange einer Zuwendung entſtehende 
Ausgleichungspflicht von der rechtlichen Beſchaffenheit der Zu⸗ 
wendung nicht allein ab. Vielmehr räumt das Geſetz auch dem 
Erblaſſer die Machtbefugnis ein, mit Maßgeblichkeit für die 
Erbauseinanderſetzung bei geſetzlicher Erbfolge und darum auch 
mit Maßgeblichkeit für die Berechnung des Pflichtteils ſowohl 
einen geſetzlichen Erben — mit einer im § 2316 Abſ. 3 zu: 
gunſten des Pflichtteils der anderen Abkömmlinge vorgeſehenen 
Ausnahme — von der Ausgleichungspflicht zu befreien, obwohl 
ſie nach der Beſchaffenheit der Zuwendung begründet ſein würde 
(§ 2050 Abſ. 1), als auch umgekehrt ihm eine Ausgleichungs⸗ 
pflicht aufzuerlegen, wenn ſie an ſich aus der Beſchaffenheit 
der Zuwendung ſich nicht ergeben würde (§ 2050 Abf. 3). In 
beiden Fällen iſt jedoch die Wirkſamkeit einer derartigen An⸗ 
ordnung des Erblaſſers, ſoweit ſie das geſetzliche Erbrecht 
beeinfluſſen ſoll, dadurch bedingt, daß die Anordnung „bei der 
Zuwendung“ getroffen ſein muß. Hinterher vermag der Erb— 
laſſer zwar immer noch Anordnungen ſolchen Inhalts durch 
letztwillige Verfügung zu treffen (vgl. RG. 67, 306). Allein 
wenn er auf dieſe Weiſe das Teilungsguthaben eines Ab— 
kömmlings verringert oder vergrößert, ſo bleibt der Pflichtteil 
davon unberührt. Denn dieſer richtet ſich nur nach dem Werte 
des Erbteils in ſeiner geſetzlichen Größe. Fehlt ſonach dem 
Willen des Erblaſſers die Macht, einem Abkömmlinge den 
Pflichtteil dadurch zu verkürzen, daß er mit einer ihm unter 
Lebenden gemachten Zuwendung die Verpflichtung zur Aus: 
gleichung nachträglich verknüpft, kann außerdem, da dies in 
§ 2050 BGB. und auch ſonſt nirgend vorgeſehen iſt, der 
Pflichtteilsberechtigte ſelbſt dem Erblaſſer eine über Die gejeß: 
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lichen Grenzen erweiterte Machtbefugnis in dieſer Beziehung 
nicht einräumen, ſo bleibt für die Lebenszeit des Erblaſſers 
nur noch die Möglichkeit beſtehen, daß der Pflichtteilsberechtigte 
durch eine von ihm ſelbſt ausgehende Willenskundgebung ſein 
Pflichtteilsrecht einſchränkt. Das einzige geſetzliche Mittel, das 
Pflichtteilsrecht ſelbſt aufzugeben, oder zu verkleinern, bildet 
ſomit der Erbverzicht, der nach S 2346 des BGB. durch Ver⸗ 
trag mit dem Erblaſſer zuſtande kommt. ... Die Wirkſamkeit 
der Erklärung des Klägers hing hiernach von der Befolgung 
der für den Erbverzichtsvertrag gegebenen Formvorſchrift des 
5 2348 BGB. ab. Dieſe aber iſt nicht eingehalten worden. 
Der BerR. hat deshalb der Behauptung des Klägers, daß in 
den nach der Erklärung vom 4. Mai 1905 von dem Erbteil 
abzuziehenden 120 000 & Vorbildungskoſten im Betrage von 
50 000 & enthalten geweſen ſeien, die über das den Vermögens⸗ 
verhältniſſen der Erblaſſerin entſprechende Maß nicht hinaus⸗ 
gegangen ſeien, daß fie alſo an ſich nach S 2050 Abſ. 2 eine 
Ausgleichungspflicht nicht begründet hätten, zu Unrecht die recht⸗ 
liche Erheblichkeit abgeſprochen. v. M. c. v. M., U. v. 6. Mai 09, 
475/08 IV. — Kiel. 

Zivilprozeßordnung. 

12. S 304 ZPO. Zwiſchenurteil.] 

Der Klagantrag geht dahin: die Beklagten zu verurteilen 
a) an ihn 783,95 . nebſt Prozeßzinſen zu zahlen, b) anzu 
erkennen, daß ſie verpflichtet ſind, ihm auch den weiteren durch 
den Unfall entſtandenen Schaden zu erſetzen. Die Entſcheidung 
über dieſen Anſpruch hat das LG. von einem dem Kläger auf— 
erlegten Eide abhängig gemacht. Nach ſeiner Leiſtung ſoll der 
Anſpruch des Klägers dem Grunde nach für gerechtfertigt er: 
klärt, nach ſeiner Verweigerung die Klage abgewieſen werden. 
Die Berufung der Beklagten gegen dieſes Urteil iſt nach dem 
Antrage des Klägers zurückgewieſen worden. Die Reviſion der 
Beklagten beanſtandet die prozeſſuale Zuläſſigkeit des erlaſſenen 
Zwiſchenurteils, ihre Rüge iſt auch begründet. Der erhobene 
Leiſtungsanſpruch iſt allerdings nach Grund und Betrag ſtreitig, 
der Antrag b der Klage iſt aber nach ſeiner Faſſung ein Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch, ohne daß freilich, wie die Reviſion mit Recht 
hervorgehoben hat, die Vorausſetzungen des §S 256 ZPO. für 
die Zuläſſigkeit einer Feſtſtellungsklage vom Kläger behauptet 
und von den Vorinſtanzen geprüft ſind. Der Antrag ließe ſich 
vielleicht, wenn man die Angaben des Tatbeſtandes I. Inſtanz 
über die Anſprüche des Klägers mitheranzieht, ungeachtet ſeiner 
Faſſung als Antrag auf Zuerkennung einer, der geminderten 
Erwerbstätigkeit des Klägers entſprechenden Rente auslegen. 
Aber in dem einen wie dem anderen Falle war es unmöglich, 
über den Grund des Anſpruchs vorabzuentſcheiden, weil der 
Kläger einen Betrag, den er fordert, gar nicht angegeben hat. 
M. c. L., U. v. 10. Mai 09, 280/08 VI. — Stettin. 

13. 5 538 ZPO. Zurückverweiſung an das Gericht 
erſter Inſtanz.] 

In zwei Vorprozeſſen, die zwiſchen den Parteien geſchwebt 
haben, iſt auf Grund der Feſtſtellung, daß ein auf dem Bauern⸗ 
gut des Klägers befindlicher Brunnen im Jahre 1899 infolge 
des Bergbaubetriebs der Beklagten verſiegt iſt, die letztere ver⸗ 
urteilt worden: 1. die Anlegungskoſten eines neuen, 48,7 m 
vom alten entfernt gegrabenen Brunnens dem Kläger zu er— 
ſtatten; 2. als Schadenserſatz für die Erſchwerung des Wirt 
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ſchaftsbetriebes, die dem Kläger durch die mit Unkoſten ver⸗ 
bundene Herbeiſchaffung des Waſſers aus dem neuen Brunnen 
erwächſt, für die Zeit bis zum 9. März 1901 an den Kläger 
1440 & nebſt Zinſen (unter Zugrundelegung eines Schadens: 
erſatzbetrages von 4 pro Tag) zu zahlen; 3. dem Kläger 
allen weiteren Schaden zu erſetzen, der ihm für die Zeit ſeit 
der Zuſtellung der damaligen Klage des zweiten Prozeſſes 1901 
erwachſen wird. Nachdem weiterhin am 13. September 1904 
die Beklagte im Einverſtändnis mit dem Kläger deſſen alten 
Brunnen um etwa 6 m vertieft hatte, verlangt der Kläger im 
gegenwärtigen dritten Prozeß von der Beklagten auf Grund 
des Feſtſtellungsurteils des zweiten Vorprozeſſes Schadenserſatz 
für die Zeit vom 17. September 1901 bis zum 18. Mai 1905 
in Höhe von 4 & pro Tag, insgeſamt 4345 , indem er 
zwar zugibt, daß ſeit der Vertiefung des alten Brunnens das 
Waſſer aus dieſem wieder in hinreichender Menge fließt, aber 
behauptet, die durch den Bergbaubetrieb der Beklagten ver⸗ 
urſachte ſchlechte Beſchaffenheit des Waſſers mache es nach 
wie vor für Menſchen und Vieh ungenießbar. Kläger hat 
demgemäß mit dem Antrage geklagt, die Beklagte zur Zahlung 
von 4345 & nebſt Zinſen zu verurteilen. Die Bekagte hat 
eingewendet, ſie habe ſchon Ende des Jahres 1900 und anfangs 
des Jahres 1901 dem Kläger das Angebot gemacht, den alten 
Brunnen vertiefen zu laſſen, Kläger habe dies jedoch bis zum 
September 1904 ſtets abgelehnt. Der erſte Richter hat letzteren 
Einwand für erwieſen erachtet und aus dieſem Grunde ſowie 
auf Grund der ferneren Feſtſtellung, daß das vom alten 
Brunnen ſeit ſeiner Vertiefung gelieferte Waſſer für Menſchen 
und Vieh genießbar ſei, die Klage abgewieſen. Der zweite 
Richter iſt der letzteren Feſtſtellung beigetreten. Er hat dem⸗ 
zufolge die Berufung des Klägers in Höhe von 996 (à 4 Al 
für die Zeit vom 13. September 1904 bis 18. Mai 1905) 
zurückgewieſen. Im übrigen hat er den Klageanſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und die Sache zur Ent⸗ 
ſcheidung über den Betrag des Klageanſpruchs an das Gericht 
erſter Inſtanz zurückverwieſen. Die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Die von der Reviſion erhobene Rüge einer 
Verletzung des § 538 Ziff. 3 ZPO. geht fehl. Richtig iſt 
allerdings, daß letztere Vorſchrift jedes richterliche Ermeſſen 
ausſchließt und daß daher der BerR. die Sache wegen Feſt⸗ 
ſtellung des Anſpruchsbetrages nicht in die erfte Inſtanz zurück— 
verweiſen darf, ſondern ſelbſt hierüber zu entſcheiden hat, wenn 
nur der Betrag, nicht auch der Grund des Anſpruchs ſtreitig 
iſt. Ein ſolcher Fall liegt indeſſen, was die Reviſion überſieht, 
gegenwärtig nicht vor. Die Beklagte hat gegenüber der Klage 
die auf die Zurückweiſung ihres Erbietens zur Brunnenvertiefung 
geſtützte Einrede, daß ſie nicht ſchadenserſatzpflichtig ſei, erhoben 
und damit einen Einwand geltend gemacht, der, wie erwähnt, 
ſich gegen den Grund des Anſpruchs richtet. Hierdurch iſt der 
letztere ebenfalls ſtreitig geworden, und es verſchlägt nichts, 
daß die Beklagte den Einwand nicht erheben durfte, weil ihm 
die Replik der Rechtskraft des Urteils des Vorprozeſſes ent: 
gegenſtand. Dieſer Geſichtspunkt kam um ſo weniger in Be— 
tracht, als die erwähnte Replik den Einwand nicht ſchlechthin, 
ſondern nur, ſoweit er ſich auf die Zeit bis zum Erlaß des 
BU. in der Vorprozeßſache bezog, zu entkräften vermochte, 
während hinſichtlich der ſpäteren Zeit die Einrede, wie dies 
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auch ſeitens des BerR. geſchehen iſt, ſachlich zu prüfen war. 
Das Urteil des VII. ZS. des RG. vom 9. Oktober 1900, ab⸗ 
gedruckt in Gruchots Beitr. 45, 108, ſteht den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen nicht entgegen. Dort war nicht der im Vorprozeß 
rechtskräftig feſtgeſtellte Grund des Anſpruchs von neuem be⸗ 
ſtritten, ſondern im Rahmen des Verfahrens über den 
Anſpruchsbetrag geltend gemacht worden, das Fehlen jeglicher 
Subſtantiierung des Klagegrundes ergebe zugleich, daß auch ein 
beſtimmter Betrag zu erſetzenden Schadens nicht nachweisbar 
ſei. H. c. S., U. v. 12. Mai 09, 329/08 V. — Naumburg. 

14. 8 546 ZPO. Reviſionsſumme.] 

Allerdings beſtimmt der nach dem 2. Abſatze des §S 546 ZPO. 
auch in betreff des Wertes des Beſchwerdegegenſtandes zur An⸗ 
wendung zu bringende $ 7 daſelbſt: der Wert einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit werde durch den Wert, den ſie für das herſchende 
Grundſtück hat, und wenn der Betrag, um den ſich der Wert 
des dienenden Grundſtücks durch die Dienſtbarkeit mindert, größer 
iſt, durch dieſen Betrag beſtimmt. Und dieſe Vorſchrift gilt 
auch für die Eigentumsklage, durch die Störungen abgewehrt 
werden ſollen, die ſich als Ausübung einer von der anderen 
Seite in Anſpruch genommenen Grunddienſtbarkeit darſtellen. 
Allein ſie beſeitigt und berührt den ſich aus dem Weſen des 
Beſchwerdegegenſtandes ergebenden Grundſatz nicht, daß dieſer 
an dem eigenen Intereſſe des Reviſionsklägers ſeine Grenze findet, 
ſo daß, wenn mit der Reviſion das Intereſſe des Eigentümers 
am Nichtbeſtehen der an ſeinem Grundſtücke vom anderen Teile 
beanſpruchten Grunddienſtbarkeit verfolgt wird, der höhere Wert, 
den dieſe für das herrſchende Grundſtück hat, unberüdfichtigt 
bleiben muß (vgl. RG. 16 Nr. 81; 45 Nr. 108; 63 Nr. 26). 
Hiernach iſt die Zuläſſigkeit der Reviſion davon abhängig, daß das 
Intereſſe des Reviſionsklägers (Klägers) am Nichtbeſtehen der 
von ihm bekämpften Grunddienſtbarkeit auf mehr denn 2500 .# 
zu bewerten iſt. Dies hat der Reviſionskläger auch ſelbſt nicht 
verkannt, inſofern ſich ſeine Verſuche, die Reviſionsſumme glaub⸗ 
haft zu machen, auf dies ſein Intereſſe beziehen. Dasſelbe be⸗ 
ſtimmt ſich aber gemäß dem angezogenen § 7 nach dem Betrage, 
um welchen ſich der Wert des dienenden Grundſtücks, alſo der 
Landungsſtelle, über die die Beklagte ihre Grubenwäſſer der 
Saale zuführt, durch die Grunddienſtbarkeit mindert. Und es 
können dabei oder daneben nicht die Opfer in Betracht kommen, 
die die Beklagte für die Einräumung der ihr mit Erfolg ab— 
geſtrittenen Grunddienſtbarkeit oder ſelbſt eines geringeren Rechtes 
zu bringen bereit wäre. Das Maß dieſer Opfer beſtimmt ſich nach 
dem Bedürfnis der Beklagten und weiſt auf ihr Intereſſe am 
Beſtehen der Grunddienſtbarkeit, das, wie bemerkt, unberückſichtigt 
zu bleiben hat, inſoweit es höher zu bewerten iſt, als der ſich 
aus dem Beſtehen der Grunddienſtbarkeit ergebende Minderwert 
der Landungsſtelle. v. B. c. S., U. v. 1. Mai 09, 285/08 V. — 
Naumburg. 

15. 8 945 ZPO. anwendbar, auch wenn der Arreſt nur 
zum Teil von Anfang an ungerechtfertigt geweſen.] 

Dem KG. iſt darin beizutreten, daß der § 945 BD. 
auch dann Anwendung finde, wenn der Arreſt nur zum Teile 
von Anfang an ungerechtfertigt geweſen ſei. Ob ſich die 
Richtigkeit dieſer Auslegung, wie das KG. meint, ſchon aus 
den Vorberatungen (Prot. zum BGB. 2 S. 672, 679, 724, 725) 
ergebe, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls wäre nicht ein- 
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zuſehen, warum die Haftung für einen Schaden ausgeſchloſſen 
ſein ſoll, der gerade dadurch verurſacht wird, daß der Arreſt⸗ 
gläubiger das Maß deſſen überſchreitet, was zur Sicherung 
ſeiner Anſprüche genügt. Der Arreſt und die einſtweilige Ver⸗ 
fügung find wie die vorläufige Vollſtreckbarkeit ($ 717 Abſ. 2 
ZPO.) zweiſchneidige Waffen in der Hand des Gläubigers, der 
ſie nur auf eigene Gefahr gebrauchen kann. Entbehrt alſo die 
ausgebrachte Beſchlagnahme auch nur zu einem Teilbetrage von 
Anfang an der inneren Rechtfertigung und iſt durch dieſe Über: 
ſchreitung des gebotenen Maßes ein Schaden entſtanden, ſo tritt 
inſoweit auch die Haftung des Arreſtgläubigers nach §S 945 ZPO. 
ein. Der $ 945 entſpricht dem $ 717 Abſ. 2. Beide Vor⸗ 
ſchriften umfaſſen nicht nur die Fälle der völligen, ſondern 
auch die der teilweiſen Entbehrung innerer Rechtfertigung. 
Wenn auch § 945 im Wortlaute vom $ 717 Abſ. 2 abweicht, 
fo beruhen doch beide Vorſchriften auf dem nämlichen geſetz⸗— 
geberiſchen Gedanken, daß der Schuldner gegen die Folgen des 
Mißbrauchs jener Maßregeln geſchützt werden müſſe. Dieſer 
Schutz wäre aber unzureichend, wenn er, wie der erſte Richter 
annimmt, auf den Fall beſchränkt bliebe, daß ſich der Arreſt 
ſeinem ganzen Umfange nach als ungerechtfertigt erwieſe. 
G. c. B., U. v. 13. Mai 09, 541/08 IV. — Berlin. 

16. 5 1045 ZPO. Rechtskräftige Beſtellung eines Schieds— 
richters im Beſchlußverfahren ſchließt den Einwand des Erlöſchens 
des Schiedsvertrages im Verfahren betr. die Vollſtreckbarkeit 
des Schiedsſpruchs aus.] 

Es liegt eine nach Anhörung beider Teile ergangene Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichts vor, durch die unter Zurückweiſung des 
Einwandes des Erlöſchens des Schiedsvertrags als unbegründet 
ein Schiedsrichter namens des Beklagten ernannt iſt. Dieſe 
formell rechtskräftig gewordene Entſcheidung ſchafft auch in 
materieller Hinſicht inſofern Rechtskraft, als es dem Beklagten 
verwehrt ſein muß, in dem jetzigen, die Vollſtreckbarkeit des von 
dem ernannten Schiedsrichter erlaſſenen Spruchs erſtrebenden 
Verfahren auf Grund derſelben bereits im Beſchlußverfahren 
des § 1045 ZPO. geltend gemachten Tatſache erneut den Ein⸗ 
wand des Erlöſchens des Schiedsvertrages und damit die Un- 
zuläſſigkeit des ſchiedsrichterlichen Verfahrens zu erheben. 
Wollte man einen ſolchen Einwand noch zulaſſen, ſo würde 
zutreffendenfalls die rechtskräftige Beſtellung des Schiedsrichters 
rückwärts jede Bedeutung verlieren — ein praktiſch unmögliches 
Ergebnis, das der Geſetzgeber bei Einführung des Beſchluß— 
verfahrens durch die Novelle vom 17. Mai 1898 nicht be⸗ 
abſichtigt haben kann. T. c. R., U. v. 14. Mai 09, 374/08 VII. 
— Kiel. 

Geſetz betr. die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften vom 1. Mai 1889/20. Mai 1898. 

17. S 15 Gen®. Entſtehung der Mitgliedſchaft nach der 
Anmeldung des Statuts. 

Das OLG. iſt rechtlich zutreffend davon ausgegangen, es 
ſei, wenn auch die Eintragung des beklagten Vereins als Genoſſe 
der klagenden E. G. m. b. H. nach der Anmeldung deren Statuts 
zum Genoſſenſchaftsregiſter eine Vermutung für die Mitgliedſchaft 
des Beklagten begründe, dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die 
Beitrittserklärung von dem Beklagten als materiellrechtlich 
ungültig angefochten und damit die Wirkſamkeit ſeiner Ein⸗ 
tragung beſeitigt werden könne. Wie bereits in RG. 57, 296; 
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60, 411 näher dargelegt iſt, entſteht rechtlich wirkſam die 
Mitgliedſchaft eines nach der Anmeldung des Statuts zum 
Genoſſenſchaftsregiſter Beitretenden nicht allein durch ſeine Ein⸗ 
tragung in die Liſte der Genoſſen, ſondern nur in Verbindung 
mit der Beitrittserklärung und deren Einreichung durch den 
Vorſtand der Genoſſenſchaft, S 15 Gen. Damit aber die 
Beitrittserklärung Rechtswirkung haben kann, muß ſie rechts⸗ 
gültig, für den Erklärenden bindend ſein und letzteres iſt nicht 
der Fall, wenn ſie nicht von ihm ſelbſt oder von einer Perſon, 
die für ihn nicht Vertretungsmacht hat, abgegeben iſt. Iſt die 
Erklärung hiernach ungültig, ſo kann der Eingetragene nicht 
nur die Löſchung ſeiner Eintragung verlangen, ſondern auch 
gegenüber Anſprüchen aus der Eintragung deren Unwirkſamkeit 
einredeweiſe geltend machen. St. c. T., U. v. 7. Mai 09, 
715/08 II. — Colmar. 

Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunſt vom 19. Juli 1901. 

18. SS 2, 12, 62 LitUrhG. in Verb. mit Art. 2 und 5 
der Berner Übereinkunft vom 9. September 1886 bzw. 4. Mai 
1896. Urheberrecht des Überſetzers.] 

Der Urheber eines Bühnenwerkes genießt nach Maßgabe 
der SS 11 ff. LitUrhG. die ausſchließliche Befugnis zur Ber: 
vielfältigung, gewerbsmäßigen Verbreitung, öffentlichen Auf— 
führung auch hinſichtlich der Bearbeitungen, insbeſondere der 
Überſetzungen. Der Textdichter einer Oper iſt hinſichtlich 
des Textes als Urheber an dem Bühnenwerk zu betrachten 
(RG. 68, 84 ff.). Allein das Urheberrecht des Überſetzers hat 
nicht die Wirkung und kann nicht die Wirkung haben, daß es 
auch dann noch, wenn es nicht mehr beſteht, die Rechte des 
Urhebers des Originalwerks beeinträchtigen könnte. Die Dauer 
des Urheberrechts des Überſetzers an ſeiner Überſetzung richtet 
ſich lediglich nach ſeiner Perſon. Erliſcht danach der Schutz 
der Überſetzung früher als der des Originalwerks, ſo bleibt 
doch der letztere in ſeinem vollen urſprünglichen Umfang beſtehen, 
und hieraus folgt, daß der Urheber oder Verleger des Driginal- 
werks nunmehr die Vervielfältigung und Verbreitung auch der 
Überſetzung verbieten kann. Denn der Umſtand, daß das 
Urheberrecht des Überſetzers erloſchen iſt, würde zwar an ſich 
zur Folge haben, daß fortan jedermann die Überſetzung benutzen 
und verbreiten könnte; wenn und ſolange indes noch ein Urheber: 
recht an dem Originalwerk beſteht, hat dieſes zur Folge, daß 
derjenige, dem es zuſteht, kraft ſeines Rechts jedem Dritten 
gemäß § 12 LitUrhG. die Vervielfältigung, Verbreitung oder 
Aufführung einer Überſetzung und daher auch die von dem 
Urheberrecht des Überſetzers frei gewordene verbieten darf. Der 
Überſetzer hat eben ein fremdes Geiſteswerk benutzt, deſſen 
Schutz ſich nach der Perſon des Urhebers des letzteren richtet. 
P. c. U.⸗E., U. v. 24. April 09, 171/08 J. — Dresden. 

Geſetz betr. das Urheberrecht an Muſtern und 
Modellen vom 11. Januar 1876. 

19. SS 7, 9 MuftG. Anmeldung an unzuſtändiger 
Stelle. — Begriff der „Niederlaſſung“ im § 9.] 

Die Reviſion kann keinen Erfolg haben, weil die Annahme 
der Vorinſtanzen, daß die Klägerin wegen Anmeldung und 
Niederlegung bei dem unzuſtändigen Gerichte keinen Schutz für 
ihre Geſchmacksmuſter erlangt habe, dem Geſetze vom 11. Januar 
1876 entſpricht und die Entſcheidung trägt. Mit der Zuſtändigkeits⸗ 


.— 
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beſtimmung des § 9 Abſ. 3 dieſes Geſetzes hat ſich der Senat 
bereits in dem Falle in RG. 41, 77 beſchäftigt. Damals lag 
vor, daß ein Ausländer (Schweizer), der im Gebiete des Reichs 
feine Haupt: wohl aber eine Zweigniederkaſſung hatte, ein Ge: 
ſchmacksmuſter bei dem für die Zweigniederlaſſung zuſtändigen AG. 
angemeldet und niedergelegt hatte. Dies wurde für „ganz korrekt“ 
erklärt. Der Senat hat alſo damals dem $ 9 Abſ. 3 die auch 
jetzt von dem KG. übereinſtimmend mit dem LG. befolgte Aus- 
legung gegeben, daß unter der hier erwähnten „Niederlaſſung“ 
ſowohl die Hauptniederlaſſung als die Zweigniederlaſſung zu 
verſtehen ſei. An dieſer Auslegung iſt, trotz den Einwendungen 
der Reviſion, feſtzuhalten. (Wird ausgeführt.) Der Vorinſtanz 
iſt aber auch darin beizutreten, daß die Zuſtändigkeisnormen 
des § 9 ausſchließlich ſind und daß die Anmeldung an un— 
zuſtändiger Stelle nicht rechtswirkſam iſt. Wenn $ 7 die Er: 
langung des Muſterſchutzes davon abhängig macht, daß Anmeldung 
und Niederlegung „bei der mit Führung des Muſterregiſters be- 
auftragten Behörde“ erfolgen, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß für 
das einzelne Muſter oder Modell die Beſtimmung der mit Führung 
des Muſterregiſters beauftragten Behörde nicht nur aus § 9 Abſ.! 
— ſachliche Zuſtändigkeit —, ſondern ebenſo aus § 9 Abſ. 2, 3 — 
örtliche Zuſtändigkeit — muß entnommen werden. (Wird weiter 


ausgeführt.) K. c. H., U. v. 1. Mai 09, 272/08 I. — Berlin. 


Reichserbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 

20. SS 55, 12 Nr. 2 Reichserbſchaftsſtcc. in Verb. mit 
$ 516 BGB. Zuwendung an eine juriſtiſche Perſon, die 
wohltätige Zwecke verfolgt. — Begriff der Schenkung. 

Der klagende Verein verfolgt den Zweck, kränklichen und 
ſchwächlichen Kindern unbemittelter Eltern eine Erholung zur 
Kräftigung ihrer Geſundheit zu verſchaffen. Wie bereits in 
früheren Jahren, gewährte das At.ſche Unterſtützungsinſtitut, 
das gemeinnützigen Zwecken dient und insbeſondere gemeinnützige 
und wohltätige Zwecke aus ſeinen jährlichen Überſchüſſen fördern 
will, dem Kläger auf ſeine ſchriftliche Bitte vom 12. September 
1906 eine Summe von 7 500 % für ſeine „bekannten Zwecke“. 
Der Fiskus erachtete dieſe Zuwendung nach Maßgabe der 
SI 55, 12 Nr. 2 ReichserbſchaftsſtGö. für ſteuerpflichtig und 
erhob nach dem Satze von 5 vom Hundert den Betrag von 
375 AV. Der Kläger war der Meinung, daß eine ſteuerpflichtige 
Schenkung nicht vorliege, und forderte die gezahlte Summe 
nebſt Prozeßzinſen zurück. Die Vorinſtanzen erkannten nach 
dem Klageantrag. RG. hob auf: Es handelt ſich um die 
Frage, ob bei der Zuwendung einer Summe an eine juriſtiſche 
Perſon, die einen beſtimmten Zweck verfolgt, die Bereicherung 
deshalb zu verneinen iſt, weil jene Summe für den Zweck nach 
den Satzungen oder nach dem Beſchluſſe der geſetzlichen Ver— 
treter verausgabt werden und keine dauernde Kapitalsvermehrung 
bilden ſoll. Hätte man ſich mit dem Bert. gegen die Be: 
reicherung zu entſcheiden, ſo wäre eine Schenkung an eine 
ſolche juriſtiſche Perſon überhaupt nicht möglich. Ihr gegen— 
über verſagte das Steuergeſetz. Es würde aber auch für letzt— 
willige Zuwendungen verſagen, da auch dieſe nur die Be— 
reicherung treffen, die der Erwerber durch den Anfall erfahren 
hat (§ 29 Abſ. 1 Reichserbſchaftsſt G.). Dies iſt aber ſicher 
nicht der Standpunkt des Geſetzgebers, der nur, wenn er eine 
Bereicherung der von ihm in § 12 Nr. 2 bezeichneten juriſtiſchen 
Perſonen für möglich hielt, die Vorſchriften über die Steuer⸗ 
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ermäßigung und die Befreiung beim Erwerb von Todes wegen 
durch ſolche Perſonen erlaſſen konnte. Hat er nun die gleichen 
Vorſchriften für den Erwerb unter Lebenden, ſofern er auf 
Freigebigkeit beruht, gegeben, ſo muß ihnen auch ein Anwendungs⸗ 
gebiet eröffnet ſein. Daraus ergibt ſich ſchon ein erhebliches 
Bedenken gegen die Richtigkeit der Annahme des BerR. Es 
iſt aber auch nicht zuzugeben, daß es in dem vorausgeſetzten 
Falle der unentgeltlichen Zuwendung an eine beſtimmte Zwecke 
verfolgende juriſtiſche Perſon an der wirklichen (materiellen) 
und endgültigen Bereicherung, wie fie die Schenkung er: 
fordert (RG. 62, 390), fehle. Eine ſolche juriſtiſche Perſon, 
ſei es ein Verein oder eine Anſtalt, beſteht niemals um ihrer 
ſelbſt willen, ſondern um des Zweckes willen, dem ſie ihr Da⸗ 
ſein verdankt. Wer ihr etwas ohne Gegenleiſtung zuwendet, 
will damit ihre Zwecke fördern. Indem er dies tut, dem 
Verein oder der Anſtalt die Mittel gewährt, die ſie befähigen, 
ihrem Daſeinszweck in vollkommenerer Weiſe gerecht zu werden, 
als es ohne die Zuwendung möglich wäre, bereichert er ſie, 
nicht bloß formell, ſondern materiell und endgültig. Die 
juriſtiſche Perſon iſt von ihrem Zwecke nicht zu trennen. Was 
ſie dieſem widmet, verwendet ſie für ſich ſelbſt. Dabei kommt 
es auch nicht darauf an, ob der geſpendete Betrag alsbald oder 
erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt verbraucht oder ob er zins⸗ 
tragend angelegt werden ſoll, ſo daß nur die Zinſen verwendet 
werden. Auch wenn bei einem Verein die Beiträge oder ſonſtige 
freiwillige Gaben ſatzungsgemäß zu dem Vereinszweck zu ver: 
ausgaben ſind, ſo iſt es darum nicht minder wahr, daß Bei— 
träge und Gaben ihm nicht als Mittelsperſon, Geſchäftsführer, 
Sammelſtelle, ſondern um ſeiner ſelbſt willen, d. h. eben zur 
Erreichung ſeiner Ziele zufließen. Auf den anſcheinend vom 
BerR. gemachten Unterſchied zwiſchen Gaben, die alsbald zu 
Vereinszwecken zu verwenden ſind, und Zuwendungen, die der 
Kapitalanſammlung dienen, kommt es ſonach nicht an. Wäre 
die Auffaſſung des BerR. richtig, ſo wäre auch in dem letzteren 
Falle der Verein nicht bereichert, da auch das Kapital nur dem 
von ihm verfolgten Zwecke zugute kommt. In Wahrheit iſt er 
es aber in dem einen wie in dem anderen Falle. Dieſe Auf: 
faſſung ſetzt ſich auch nicht in Widerſpruch mit dem Urteil des 
III. ZS. (RG. 62, 386 ff.). (Wird ausgeführt.) Pr. Fisk. 
c. Verein für F., U. v. 7. Mai 09, 375/08 VII. — Kiel. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

21. 88 J, 9; S8 3, 8 II, 16 ALR. in Verb. mit 
§ 928 BGB. und Art. 89 PrAG BGB. Aneignung herren⸗ 
loſer Grundſtücke.] 

Die Aneignung herrenloſer Grundſtücke war nach den Vor⸗ 
ſchriften des ALR. § 8 J, 9 und SS 3, 8 II, 16 dem Staate 
vorbehalten. Der I. Entw. des BGB. wollte in dieſe gleich— 
zeitig das öffentliche Recht berührenden Beſtimmungen nicht 
eingreifen (Mot. Bd. III S. 326, 300 ff.), die Kommiſſion für 
die zweite Leſung hat jedoch über dieſes Bedenken hinweggeſehen 
(Prot. Bd. III S. 188, Bd. VI S. 233, 523) und in dem 
ſpäteren $ 928 Abſ. 2 BGB. ſowie Art. 190 EG. Aneignungs⸗ 
rechte für den Fiskus der Bundesſtaaten geſchaffen. Durch dieſe 
neuen Vorſchriften hat das PruGBGB. die landrechtlichen Be: 
ſtimmungen in vollem Umfange für erledigt und aufgehoben 
erachtet (Mot. S. 240) und ſie ſeinerſeits im Art. 89 Ziff. 1b 
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und c vollſtändig aufgehoben. Die Einleitung der Ziff. 1 des 
Art. 89 enthält allerdings den Zuſatz, daß die Aufhebung der 
unter dieſer Ziffer aufgeführten Vorſchriften nur ſoweit erfolge, 
als ſie ſich nicht auf öffentliches Recht bezögen, die hier in 
Frage ſtehenden, dort namentlich als aufgehoben angeführten 
ss ] bis 4, 7 bis 18 des 16. Titels, Teil II ALR. behandeln 
indeſſen nichts anderes als das, wie bereits erwähnt, dem öffent: 
lichen Recht mitangehörige Aneignungsregal des Staates an 
herrenloſen Gütern und Grundſtücken. Es bleibt daher kaum 
die Möglichkeit, dieſe ausdrücklich als aufgehoben bezeichneten 
Vorſchriften, etwa mit Hilfe der Vorbehalte in den Art. 55, 65 
EGBGB. noch anzuwenden. Von den neuen reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen kommt der $ 928 BGB. im vorliegenden Falle 
nicht in Betracht; der Anwendung des Art. 190 EG. aber ſteht 
das Bedenken entgegen, daß es ſich vorliegend um Grundftüde 
handelt, die für das Privatrecht in dem nach Art. 190 a. a. O. 
maßgebenden Zeitpunkt, wo die Grundbücher als angelegt an— 
zuſehen waren, noch gar nicht vorhanden waren, die — wie 
man wohl zu ſagen pflegt (vgl. die Motive zum BGB. Bd. III 
S. 301) — erſt ſpäter neu entſtanden ſind. Indeſſen iſt doch 
zu berückſichtigen, daß dieſe Ausdrucksweiſe nicht genau und 
wörtlich zu nehmen iſt. Grundſtücke find begrenzte Teile der 
Erdoberfläche und des Erdkörpers (BGB. 8 905, Mot. Bd. III 
S. 48), in dieſem Sinne waren die hier in Rede ſtehenden 
Grundſtücke zur Zeit der Anlegung des Grundbuchs bereits 
vorhanden, ſie waren damals auch herrenlos im privatrechtlichen 
Sinne; ſie haben allerdings inſofern eine Veränderung erfahren, 
als aus fließendem Waſſer und dem davon bedeckten Flußbett 
feſtes Land geworden iſt und ſie dadurch zugleich die Befähigung, 
im Privateigentum zu ſtehen, erlangt haben; an der privat: 
rechtlichen Herrenloſigkeit aber hat ſich dadurch zunächſt nichts 
geändert. Der Art. 190 EGBGB. war hiernach anwendbar 
und das Aneignungsrecht ſtand allein dem preußiſchen Fiskus 
zu. Zu demſelben Ergebniſſe müßte man übrigens auch dann 
kommen, wenn man den erwähnten Art. 190 nicht für unmittelbar 
anwendbar erachtete. Denn da das BGB. bei unbeweglichen 
Sachen ein Aneignungsrecht von Privatperſonen nicht kennt, ſo 
bliebe nichts übrig, als die entſtandene Lücke mit Hilfe des im 
Art. 190 und den früheren landrechtlichen Beſtimmungen ent: 
haltenen Grundſatzes auszufüllen. Preuß. Fisk. c. W., U. v. 
5. Mai 09, 41608 V. — Berlin. 

Kommunalrecht und $ 812 BGB. 

22. Über Befugniſſe der Gewerke und weiteren Kommunal: 
verbände zur ſtatutariſchen Einführung einer Beitragspflicht zu 
kaufmänniſchen und gewerblichen Fortbildungsſchulen; Zuläſſig— 
keit des Rechtsweges.] 

Durch Ortsſtatut der Stadt Hagen in Weſtf. vom 
26. April 1904 iſt allen im Stadtbezirke wohnhaften und dort 
nicht nur vorübergehend beſchäftigten männlichen gewerblichen 
Arbeitern einſchließlich der Handlungsgehilfen und Lehrlinge 
mit Ausnahme jedoch der Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken 
die Verpflichtung auferlegt, vom Beginn des auf die Schul— 
entlaſſung folgenden Schulhalbjahres an bis zum Ende des 
Schulhalbjahres, in welchem ſie das ſiebzehnte Lebensjahr 
vollenden, die gewerbliche Fortbildungsſchule der Stadt zu be: 
ſuchen. Das Statut enthält ferner in § 5 die Vorſchrift: 
„Gewerbetreibende, die im Stadtbezirke Hagen wohnen oder 


N 13. 1909. 


eine gewerbliche Niederlaſſung beſitzen, haben zu den Koſten der 
Schulunterhaltung einen Beitrag von vierteljährlich 1,50 % für 
jeden von ihnen im Laufe des Vierteljahres beſchäftigten ſchul— 
pflichtigen Arbeiter am 15. des zweiten Monats des Viertel⸗ 
jahres an die Stadtkaſſe zu entrichten.“ Auf Grund dieſer 
Vorſchrift ſind die Kläger als Inhaber von Gewerbebetrieben 
im Stadtbezirke zur Entrichtung von Beiträgen für die von 
ihnen beſchäftigten jugendlichen Arbeiter herangezogen worden, 
fordern aber unter der Begründung, daß § 5 des Ortsſtatuts 
ſeines Inhaltes wegen rechtsunwirkſam ſei, mit der erhobenen 
Klage die zur Abwendung der zwangsweiſen Einziehung gezahlten 
Beträge zurück. Das LG. hat die beklagte Stadtgemeinde zur 
Rückzahlung verurteilt und hat auch einem von dem Kläger 
Guſtav T. (zu 7) geſtellten ferneren Antrage entſprechend die 
Nichtverpflichtung dieſes Klägers zur Entrichtung weiterer Bei— 
träge feſtgeſtellt. Die von der beklagten Stadtgemeinde gegen: 
über den Klägern Carl M. (zu 1), B. & K. (zu 2), E. & Kl. 
(zu 3) und Wilhelm W. jun. (zu 4) erhobene Widerklage, mit 
der die Feſtſtellung ihrer Verpflichtung zur Zahlung weiterer 
Beiträge während der vierjährigen Dauer des Ortsſtatuts ver⸗ 
langt war, wurde abgewieſen. Die beklagte Stadtgemeinde 
legte gegen dieſe in drei getrennten Prozeſſen ergangenen Ent⸗ 
ſcheidungen Berufung ein und wiederholte ihren Antrag, die 
Klagen abzuweiſen und ihrer Widerklage ſtattzugeben. Das 
OLG. hat die getrennten Prozeſſe miteinander verbunden und 
die Berufung zurückgewieſen. RG. wies die Reviſion zurück 
und ſtellte feſt: Nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetz— 
gebung muß an der Annahme des Berg. feſtgehalten werden, 
daß in Ermangelung einer Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und 
Verwaltungsgerichtsbehörden den Parteien im ordentlichen Rechts⸗ 
wege für Klage und Widerklage rechtliches Gehör zu gewähren 
ſei. In der Sache ſelbſt aber ergibt ſich daraus, daß die Be— 
klagte ohne geſetzliche Ermächtigung Beiträge erfordert und von 
den Klägern eingezogen hat, zur Klage, daß die geſchehene Ver— 
urteilung zur Rückzahlung in $ 812 BGB. ihre zutreffende 
Begründung gefunden hat; die Beklagte hat die Leiſtungen der 
Kläger ohne rechtlichen Grund erlangt. Es folgt daraus aber 
auch weiter, daß der BerR. ohne Geſetzesverletzung die auf die 
Feſtſtellungsklage des Klägers Guſtav T. und auf die Wider⸗ 
klage erlaſſenen Entſcheidungen des LG. beſtätigt hat. In 
beiden Beziehungen, ſowohl was die Zuläſſigkeit des ordentlichen 
Rechtsweges als auch was die Befugnis der Gemeinden und 
weiteren Kommunalverbände zur ſtatutariſchen Einführung einer 
Beitragspflicht der hier ſtreitigen Art anlangt, iſt eine Anderung 
des beſtehenden Rechtszuſtandes erſt für den Fall zu erwarten, 
wenn der aus Anlaß des gegenwärtigen Prozeſſes und der in 
ihm ergangenen Entſcheidungen des LG. und des OLG. ein⸗ 
gebrachte Geſetzentwurf, betreffend die Erhebung von Beiträgen 
für die gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen, 
der unterm 20. April d. J. dem Herrenhauſe zur Beſchlußfaſſung 
vorgelegt worden iſt (Nr. 68 der Druckſ. des Herrenh. Seſſion 
1908 09) Geſetz werden ſollte. H. c. M. und Gen., U. v. 
29. April 09, 326/08 IV. — Hamm. 

Geſetz über die Landwirtſchaftskammern vom 
30. Juni 1894. 

23. 5 20. Die Landwirtſchaftskammer iſt eine öffentlich⸗ 
rechtliche Korporation; der Rechtsweg wegen Anſprüche auf 
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Unterlaſſung von Bekanntmachungen der Kammer iſt aus— 
geſchloſſen.] 

Die in der Provinz Brandenburg wohnenden 24 Kläger 
erhoben im Juli 1906 als Inhaber von privilegierten Abdeckerei— 
gerechligleiten gegen die beklagte Landwirtſchaftskammer Klage mit 
dem Antrage, die Beklagte zu verurteilen: A. die Behauptung 
zu unterlaſſen, 1. daß die Abdecker ein Recht, die Herausgabe 
des Kadavers von gefallenem Vieh zu erzwingen, überhaupt 
nicht hätten, ihnen vielmehr höchſtens ein Anſpruch auf die 
Herausgabe der Haut, des Talges und der Haare zuſtehe, 
2. daß die Abdecker ein Anrecht auf Schweine überhaupt nicht 
hätten, B. ſich der Aufforderung zu enthalten, die Kadaver von 


gefallenem Vieh oder deren Beſtandteile nicht an den Abdecker 


auszuliefern. Das Ergebnis der Entſcheidungen in den Vor— 
inſtanzen war, daß die Beklagte auf die Klage aller Kläger 
nach ſämtlichen Klaganträgen verurteilt war. Der zweite Richter 
fand Behauptungen und Äußerungen der Beklagten, die ihre 
Verurteilung nach den Anträgen zu AL und J rechtfertigten, 
in zwei gedruckten, unſtreitig von der Beklagten an die ihr an— 
geſchloſſenen landwirtſchaftlichen Vereine verſandten Rundſchreiben 
vom 7. April 1906 und 8. Juni 1906, und ferner in eben 
dieſen Rundſchreiben auch Behauptungen der Beklagten, die ihre 
Verurteilung weiter nach dem Antrage 4 2 rechtfertigten. Das 
NG. hielt den geltend gemachten Einwand der Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges für begründet und wies deshalb die Klage ab: 
Die Beklagte hat in den Vorinſtanzen in erſter Linie eingewendet, 
ſie ſei zu den in den fraglichen Bekanntmachungen an die land— 
wirtſchaftlichen Vereine enthaltenen Mitteilungen über die Ab— 
deckereifrage nicht nur berechtigt, ſondern zur Wahrung der 
Rechte der Viehbeſitzer auch verpflichtet geweſen, und für den 
Anſpruch auf Unterlaſſung dieſer Mitteilungen ſei der Rechtsweg 
nicht zuläſſig. Dieſer Einwand, auf den auch die Reviſion, wie 
aus ihren Ausführungen ſich entnehmen läßt, zurückgekommen 
iſt, muß für begründet erachtet werden. Nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des NG. — NG. 11, 206; 17, 106; 26 
S. 339, 341; 28, 340; 54, 55; 55, 172; IM. 92, 320; 
99, 40225, 02, 832 — iſt bezüglich der Haftung des preußiſchen 
Staates wegen des durch Verſehen ſeiner Beamten entſtandenen 
Schadens zu unterſcheiden zwiſchen fiskaliſchen Rechten und 
Hoheitsrechten des Staates. Wenn es ſich um die Ausübung 
fiskaliſcher Rechte handelt, wie Verwaltung des Staatsvermögens, 
Wahrnehmung vertragsmäßiger oder ſonſtiger privatrechtlicher, 
beiſpielsweiſe aus dem Eigentum oder dem Nachbarrecht fließender, 
Rechte, iſt der Staat als juriſtiſche Perſon für ein Verſchulden 
ſeiner Willensorgane, wodurch anderen Schaden zugefügt wird, 
ebenſo verantwortlich wie eine natürliche Perſon für ihre eigenen 
ſchuldhaften Handlungen. Dagegen haftet der Staat nicht für 
den Schaden, der bei der Wahrnehmung ſeiner Hoheitsrechte, 
namentlich der obrigkeitlichen oder Regierungsgewalt, durch 
Handlungen ſeiner Beamten zugefügt worden, ſofern nicht aus— 
nahmsweiſe durch beſondere geſetzliche Beſtimmung eine ſolche 
Haftung ausgeſprochen iſt. In der noch jetzt geltenden Kab. 
Order vom 4. Dezember 1831, betreffend die genauere Beobachtung 
der Grenzen zwiſchen landesherrlichen und fiskaliſchen Rechts- 
verhältniſſen, iſt ausdrücklich erklärt worden, es ſei eine irr— 
tümliche Anſicht, daß aus den Folgen und Wirkungen hoheits— 
rechtlicher Akte dem Verletzten ein Anſpruch auf Entſchädigung 
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gegen das Staatsvermögen zuſtehe. Würde daher die beklagte 
Landwirtſchaftskammer bezüglich der Haftung für den durch 
ihren Vorſtand zugefügten Schaden dem Staate gleichzuſtellen 
ſein und würde es ſich bei der Erlaſſung der in Rede ſtehenden 
beiden Rundſchreiben an die landwirtſchaftlichen Vereine um 
Ausübung eines Hoheitsrechtes gehandelt haben, ſo würden die 
Kläger für den ihnen dadurch etwa entſtandenen Schaden, auch 
wenn dem die Rundſchreiben erlaſſenden Vorſitzenden ein Ver— 
ſchulden zur Laſt fiele, nicht die Beklagte auf Erſatz in Anſpruch 
nehmen können, vielmehr würden ſie ſich im Falle ſchuldhaften 
Handelns nur an den Vorſitzenden der beklagten Landwirtſchafts— 
kammer perſönlich halten können. Es würde alſo in einem 
ſolchen Falle die Klage auf Schadenserſatz gegen die beklagte 
Landwirtſchaftskammer, auch wenn der Rechtsweg hierfür als 
zuläſſig zu erachten wäre, ſachlich unbegründet ſein. Ein 
Schadenserſatzanſpruch iſt nun allerdings von den Klägern nicht 
geltend gemacht worden. Sie haben ſich zwar auf die SS 823, 
824, 826 BGB. geſtützt und behauptet, die Erlaſſung der 
Rundſchreiben enthalte wegen der Aufforderung zum Ungehorſam 
gegen die Geſetze eine unerlaubte Handlung und einen Verſtoß 
gegen die guten Sitten. Jedoch haben ſie die Klage nicht auf 
Schadenserſatz, ſondern auf Unterlaſſung der in den Rund— 
ſchreiben hinſichtlich der Verpflichtung zur Herausgabe der 
Kadaver gefallener Tiere enthaltenen Behauptungen und Auf: 
forderungen gerichtet. Für dieſe Klage aber hätte von den 
Vorinſtanzen von vornherein der Rechtsweg als unzuläſſig er— 
klärt werden ſollen. Nach § 36 der Verordnung wegen ver: 
beſſerter Einrichtung der Provinzial, Polizei- und Finanz⸗ 
behörden vom 26. Dezember 1808 findet über wirkliche Majeſtäts⸗ 
und Hoheitsrechte kein Prozeß ſtatt. Desgleichen erklärt die 
genannte Kab.-Order vom 4. Dezember 1831, ein privatrechtlicher 
Widerſpruch wider einen Akt des Hoheitsrechtes ſei unſtatthaft 
und Anſprüche in dieſer Hinſicht ſeien der Kompetenz der 
Gerichte entzogen. Um einen ſolchen Widerſpruch gegen einen 
ſtaatshoheitlichen Akt handelt es ſich vorliegend. Allerdings 
beziehen ſich die beiden Verordnungen unmittelbar nur auf 
hoheitsrechtliche Akte des Staates ſelbſt, die vorgenommen 
worden ſind von dem Landesherrn als dem Oberhaupte des 
Staates (SS 5ff. ALR. II, 13) oder von den Beamten des 
Staates in der ihnen vermöge ihres Amtes obliegenden Be: 
ſorgung gewiſſer zu den Rechten und Pflichten des Staates 
gehörender Angelegenheiten und Geſchäfte ($ 16 ALR. II, 13). 
Was aber in dieſer Hinſicht vom Staate gilt, hat in gleicher 
Weiſe auch von öffentlich-rechtlichen Korporationen inſoweit zu 
gelten, als ihnen die Wahrnehmung ſtaatshoheitlicher Rechte 
vom Staate übertragen worden iſt; denn inſoweit treten ſie an 
die Stelle des Staates ſelbſt (RG. 28 S. 337, 340; 52, 372; 
Dernburg, BGB. Bd. I S 70 Anm. 6). Die beklagte Land⸗ 
wirtſchaftskammer iſt eine ſolche öffentlich-rechtliche Korporation. 
Nach § 20 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 
30. Juni 1894 haben die Landwirtſchaftskammern die rechtliche 
Stellung von Korporationen. Dabei wird von dem Geſetze 
vorausgeſetzt, daß die Landwirtſchaftskammern auch auf ver: 
mögensrechtlichem Gebiete tätig werden können. Denn in $ 20 
Abſ. 1 Satz 3 iſt Beſtimmung darüber getroffen, wie Urkunden, 


wodurch die Landwirtſchaftskammer vermögensrechtlich verpflichtet 


werden ſoll, zu vollziehen ſind, und im § 22 Abſ. 2 iſt von 
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einer zwiſchenzeitlichen Vermögensverwaltung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer die Rede. Würden daher die fraglichen Rundſchreiben 
von der durch ihren Vorſitzenden vertretenen beklagten Land— 
wirtſchaftskammer in vermögensrechtlicher Angelegenheit, beiſpiels— 
weiſe zur Wahrung ihrer Rechte als Eigentümerin eines Gutes, 
erlaſſen worden ſein, ſo würde die Beklagte ebenſo, wie der 
Staat als Fiskus in gleichem Falle, für die Handlung ihres 
Vertretungsorgans verantwortlich ſein und wegen eines etwaigen 
rechtswidrigen Eingriffes in die den Klägern als Inhabern von 
Abdeckereigerechtigkeiten zuſtehenden Rechte im Rechtswege in 
Anſpruch genommen werden können. Von Beſorgung einer 
ſolchen vermögensrechtlichen Angelegenheit kann aber vorliegend 
nicht die Rede ſein. Nach § 2 des genannten Geſetzes haben 
die Landwirtſchaftskammern die Beſtimmung, die Geſamt⸗ 
intereſſen der Land⸗ und Forſtwirtſchaft ihres Bezirkes wahr⸗ 
zunehmen, zu dieſem Behufe alle auf die Hebung der Lage des 
ländlichen Grundbeſitzes abzielenden Einrichtungen zu fördern 
ſowie bei allen Maßnahmen der Geſetzgebung und Verwaltung 
mitzuwirken, welche die Organiſation des ländlichen Kredits 
und ſonſtige gemeinſame Aufgaben betreffen. Inſoweit iſt daher 
den Landwirtſchaftskammern vom Staate im Wege der Geſetz⸗ 
gebung die Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte übertragen, indem 
ihnen die Fürſorge für die Wohlfahrt des Berufsſtandes der 
Landwirte und die Förderung der Land» und Forſtwirtſchaft 
zugewieſen worden iſt. In Ausübung ſolcher Hoheitsrechte aber 
ſind die fraglichen Rundſchreiben von der beklagten Landwirtſchafts⸗ 
kammer erlaſſen worden. Denn in dieſen an die landwirtſchaft⸗ 
lichen Vereine ihres Bezirkes gerichteten Bekanntmachungen hat 
die Beklagte zunächſt eröffnet, ſie habe die Abdeckereifrage, um 
die Ablöſung der Abdeckereigerechtigkeiten in die Wege zu leiten, 
erneut in die Hand genommen, es ſei notwendig, die geſamten 
Vorkommniſſe auf dem Abdeckereigebiet innerhalb der Provinz 
zuſammenzufaſſen; ſodann hat ſie im Intereſſe der Landwirte 
ihres Bezirkes dargelegt, welche Rechte die Abdecker nach den 
von ihr angeſtellten Ermittelungen hinſichtlich der Kadaver 
gefallener Tiere hätten, und hat die Anweiſung erlaſſen, ihr 
alle Fälle, in denen Differenzen mit den Abdeckern entſtänden, 
unverzüglich zu melden, damit ſie den Intereſſenten Belehrungen 
über die zu treffenden Maßnahmen erteilen könne. Danach 
kann der von den Klägern wegen Beeinträchtigung ihrer Abdecker⸗ 
rechte geltend gemachte Anſpruch auf Unterlaſſung dieſer als 
hoheitsrechtliche Akte ſich darſtellenden Bekanntmachungen nicht 
im Rechtswege verfolgt werden (RG. 24, 38; 44, 226; 56, 26; 
Gruchots Beitr. 39, 1079). v. A. c. U. und Gen., Urt. v. 
1. Mai 09, 292369708 V. — Berlin. 


Die Vorſtände der Anwaltskammern und der 
numerus clausus. 


Am 5. Juni d. 38. fand in Dresden eine Sitzung der Ber: 
einigung der Vorſtände der deutſchen Anwaltskammern ſtatt, in 
welcher 22 Kammeivorſtände vertreten waren. In dieſer Verſammlung 
wurde die Frage erörtert, ob ſich die Einführung eines numerus 
clausus für die Rechtsanwaltſchaft empfiehlt. Die verſammelten 
Vertreter der Kammervorſtände haben die Einführung des numerus 
clausus einſtimmig abgelehnt und den Kammervorſtänden empfohlen, 
ſich gegen einen numerus clausus in jeder Form zu erklären. 


Ein Antrag, daß aus dem Reichs, Staats- und Gemeindedienſt 
wegen Alter oder Dienſtunfähigkeit ausgeſchiedene Perſonen als An⸗ 
wälte nicht zugelaſſen werden können, wurde gegen eine Minderheit 
von 4 Stimmen abgelehnt. 

Ein Antrag, daß aus dem Reichs-, Staatd: oder Gemeindedienſt 
entlaſſene Perſonen als Anwälte nicht zugelaſſen werden können, iſt 
einſtimmig abgelehnt worden. 

Endlich iſt ein Antrag, daß die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaſt 
erſt nach Ablauf von mehreren Jahren nach Ernennung zum Gerichts⸗ 
aſſeſſor erfolgen kann, gegen eine Minderheit von 8 Stimmen ab⸗ 
gelehnt worden. 

Dagegen wurde ein Antrag, die Vorſtände der deutſchen Anwalts⸗ 
kammern zu erſuchen, ſich darüber auszuſprechen: N 

a) ob eine Überfüllung der Anwaltſchaft vorliegt, und ob ſich 
aus derſelben Übelftände ergeben haben, 
b) welche Heilmittel vorgeſchlagen werden, 
einſtimmig angenommen. 

Eine einmütige Ablehnung erfuhr ein Antrag auf Beſchränkung 
der Zulaſſung zum juriſtiſchen Vorbereitungsdienſt 

Das Ergebnis der Beratung war alſo im weſentlichen das, daß 
jede Beſchränkung der freien Advokatur — gleichviel in welcher Form 
— ſeitens der verſammelten Vertrauensmänner der Vorſtände der 
Anwaltskammern abgelehnt und den Kammern empfohlen wurde, ſich 
gegen dergleiche Anträge zu erklären. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Da die erfolgreiche Betätigung des eigenen geſchäftlichen 
Intereſſes regelmäßig mit einer Schädigung des Konkurrenten 
verbunden iſt, kann das Bewußtſein dieſer Schädigung allein 
noch nicht die Annahme begründen, daß die Betätigung jenes 
Intereſſes gegen die guten Sitten verſtoße. Entſch. Nr. 2. 

Entſch. Nr. 3 behandelt den Begriff einer durch die Sache 
drohenden Gefahr als Vorausſetzung der Selbſthilfe. 

In Entſch. Nr. 4 wird das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Zeſſionar und dem Schuldner erörtert, der ein ſchriftliches In: 
erkenntnis ſeiner Forderung ausgeſtellt hat, ohne ihm zuſtehende 
Gegenforderungen zu erwähnen, und dieſe dem Zeſſionar gegen: 
über ſpäter zur Aufrechnung ſtellt. 

Eine Urkunde, in der ohne unmittelbaren Anſchluß an die 
über die Hauptſchuld aufgenommene Urkunde oder ausdrückliche 
Bezugnahme auf dieſe weder die Perſon des Gläubigers noch 
die Hauptverbindlichkeit anders als dem Betrage nach bezeichnet 
iſt, ſtellt nach Entſch. Nr. 6 eine gültige, den Erforderniſſen 
des $ 766 BGB. entſprechende Bürgſchaftsurkunde nicht dar. 

Bei der Anwendung des § 826 muß nach der die Aus⸗ 
ſperrung eines Arbeiters durch einen Arbeitgeberverband be: 
handelnde Entſch. Nr. 7 neben der objektiven auch die ſubjektive 
Seite in Betracht gezogen werden, es muß alſo geprüft werden, 
ob der Täter mit Rückſicht auf die Lage, in der er ſich befand, 
die Handlung als gegen das Rechts- und Anſtandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden verſtoßend erkennen mußte, oder 
ſie nicht vielmehr nach ſeiner Kenntnis der tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe als gerechtfertigt anſehen durfte. 

Die Entſch. Nr. 8 betrifft den Schadenserſatzanſpruch aus 
§ 839 gegen einen Gemeindevorſteher, der in Uberſchreitung 
ſeiner Zuſtändigkeit eine Unterſchrift beglaubigt hatte, die ſich 
als gefälſcht herausſtellte. Dem Beamten wird die Verteidigung, 
daß er als Beamter nicht in Anſpruch genommen werden könne, 
verſagt, da es zu den Pflichten des Beamten gehört, die Grenzen 
ſeiner Zuſtändigkeit innezuhalten, ſich der Vornahme ſolcher 
Handlungen zu enthalten, welche ausſchließlich Beamten anderer 
Art vorbehalten ſind. 


Daß der Erblaſſer durch Vereinbarung der Ausgleichungs⸗ 
pflicht für Zuwendungen, die kraft Geſetzes der Kollation 
nicht unterliegen würden, das Pflichtteilsrecht eines Ab⸗ 
kömmlings nicht einſchränken kann, führt neuerdings auch Entſch. 
Nr. 11 aus. N. 
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Vereins nachrichten. 


Der XIX. Deutſche Anwaltstag wird auf den 
9. und 10. September 1909, vormittags 9 Uhr, 


nach Roſtock, Verſammlungslokal Tonhalle, Brandesſtraße 12, 
einberufen mit folgender Tagesordunng: 

1. Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtandes. 

2. Neuwahl von 4 Vorſtandsmitgliedern. 

Es ſcheiden außer dem verſtorbenen Geheimen 
Juſtizrat Gebhart aus die Herren Geheimer 
Juſtizrat Crull, Geheimer Juſtizrat Dr. Deiß, 
Geheimer Inſtizrat Schmidtmüller. 

3. Bericht des Geſchäftsausſchuſſes des Deutſchen 

Anwaltvereins über feine Tätigkeit. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Drucker in 
Leipzig. 

4. Vorſchläge der vom außerordentlichen Anwaltstage in 
Leipzig erwählten Kommiſſion betreffend Anderung 
der Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins und 
Beſchlußfaſſung darüber. 

Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann 
in Berlin. 
Im Anſchluß daran eventnell die durch etwaige 
Satzungsänderungen bedingte Neuwahl des Vor⸗ 
ſtandes. 

5. Gegenwart und Zukunft der Pflichtanwaltſchaft. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Stranz in Berlin 
und Rechtsanwalt Ludwig Strefler in Metz. 

6. Bedarf das Verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und 
Auftraggeber einer geſetzlichen Regelung und welcher? 

Folgende nach 8 6 Nr. 2 Abſatz 2 der Satzungen ge⸗ 
ſtellte Anträge: 

7. Reviſion der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Bloch I in 
München. 

8. Der Entwurf der neuen Strafprozeßorduung, ins⸗ 

beſondere die Verteidigung in Strafſachen. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt H. Armer in 
Breslau. 


9. Reviſion des § 90 der Rechtsanwaltsordnung (Zu⸗ 


ſammenſetzung des Ehrengerichtshofes). 
Leipzig, den 25. Inni 1909. 
Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
Erythropel, 


Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Der Nummer vom 15. Juni lag das „Feſtprogramm 
des XIX. Deutſchen Anwaltstages in Roſtock nebſt Karte 
zur Vorausbeſtellung von Logis und zur Anmeldung der 
Teiluahme am Feſtmahl“ bei. Reklamationen oder Geſuche 
um Exemplare ſind au die Firma W. Moeſer Buch⸗ 
handlung, Berlin S. 14, zu richten. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die fünfundzwanzigſte ordentliche General⸗ 
verſammlung wird auf 
Mittwoch, den 8. September 1909, vormittags 11 Uhr, 


nach Roſtock, Tonhalle, Brandesſtraße 12, berufen. 


Gegenſtände der Tagesordnung find: 

1. Der vom Vorſtaude zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1909 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, 

2. die Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung 
des Vorſtandes, 

3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 

des § 9 der Satzungen, 

die Wahl von Rechnungsreviſoren, 

. Ausführung des Beſchluſſes der Generalverſamm⸗ 
lung der Hülfskaſſe betreffend Auszahlung von 
500 000 & an die Ruhegehalts-, Witwen⸗ und 
Waiſeukaſſe für deutſche Rechtsanwälte, 

6. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 

Leipzig, den 17. Inni 1909. 

Dr. Deiß, 


Geheimer Juſtizrat, ſtellvertretender Vorſitzender. 
bl 
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Die Auwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Poſen hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 2000 4 
gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die 
reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen worden. 


Rechtsſtellung des Pflichtauwaltes in den Fällen 
der SS 668 und 686 ZPO. 
Von Juſtizrat Martin Mankiewicz, Frankfurt a. M. 


In 8 668 ZPO. iſt beſtimmt, daß dem Entmündigten für 
die Anfechtungsklage auf ſeinen Antrag von dem Vorſitzenden 
des Prozeßgerichtes ein Rechtsanwalt als Vertreter beizuordnen 
iſt. In § 686 ZPO. iſt für die Klage auf Wiederaufhebung 
der Entmündigung beſtimmt, daß der Vorſitzende des Prozeß⸗ 
gerichtes dem Entmündigten einen Rechtsanwalt beiordnen kann. 

Das Reichsgericht hat in feiner Entſcheidung Bd. 21 S. 36öff. 
den dem Entmündigten geſtellten Vertreter in beiden Fällen als 
ſeinen geſetzlichen Vertreter, nicht nur als Prozeßbevollmächtigten 
bezeichnet. In der Entſcheidung Bd. 35 S. 35 ff. führt es 
dagegen aus, daß im Fall des §8 668 ZPO. der Vertreter nur 
Prozeßbevollmächtigter, im Fall des § 686 dagegen geſetzlicher 
Vertreter des Entmündigten ſei. Dieſe Unterſcheidung findet 
weder in den Motiven, noch in den Worten des Geſetzes einen 
Anhalt. Der einzige Unterſchied, den das Geſetz macht, beſteht 
darin, daß in dem einen Fall der Vorſitzende den Vertreter 
beſtellen muß, im andern Fall ihn beſtellen kann. Der Grund 
dieſer Unterſcheidung liegt auf der Hand. In der ZPO. iſt 
das Entmündigungsverfahren rein inquiſitoriſch geordnet; der 
zu Entmündigende iſt Objekt, nicht Partei dieſes Verfahrens 
Deshalb iſt im Fall der Entmündigung dem Entmündigten das 
Recht eingeräumt, eine kontradiktoriſche Nachprüfung des Ent⸗ 
mündigungsverfahrens im Wege der Anfechtungsklage zu be⸗ 
antragen und deshalb hat ihm ohne Prüfung der Sachlage der 
Vorſitzende des Prozeßgerichtes einen Rechtsanwalt als Vertreter 
zur Erhebung der Klage beizuordnen. Wer dagegen rechts⸗ 
kräftig entmündigt iſt, dem kann nicht freigeſtellt werden, dieſes 
Verfahren jederzeit durch Anſtellung eines Wiederaufhebungs⸗ 
prozeſſes zu erneuern, ſondern nur, wenn eine Beſſerung in 
ſeinem Zuſtand eingetreten iſt. Deshalb erhält er einen Ver⸗ 
treter zur Prozeßführung nur nach Prüfung der Sachlage, was 
darin zum Ausdruck kommt, daß der Vorſitzende des Prozeß⸗ 
gerichtes einen Vertreter beſtellen kann, aber nicht beſtellen muß. 
Der Unterſchied zwiſchen S 668 und 686 ZPO. liegt alſo nur 
in der Vorausſetzung für die Beſtellung des Vertreters. Iſt er 
beſtellt, ſo iſt in dem einen wie in dem andern Fall die Stellung 
des Entmündigten und ſeines Vertreters in dem Prozeßverfahren 
genau dieſelbe. Es gibt daher das Geſetz keinen Anhalt dafür, 
den Vertreter in dem einen Fall als Prozeßbevollmächtigten, im 
andern Fall als geſetzlichen Vertreter zu behandeln. 

Der Wortlaut des Geſetzes würde dafür ſprechen, den 
Anwalt in beiden Fällen als geſetzlichen Vertreter anzuſehen, 
da ſonſt das Geſetz ihn eben als Prozeßbevollmächtigten hätte 
bezeichnen können. Trotz dieſes Wortlautes will das Reichs⸗ 
gericht in ſeiner Entſcheidung Bd. 35 wenigſtens im Fall des 
§ 686 ZPO. den Vertreter nur als Prozeßbevollmächtigten 
angeſehen wiſſen, weil es der Anſicht iſt, daß der Entmündigte 
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für den Anfechtungsprozeß prozeßfähig iſt, alſo einen geſetzlichen 
Vertreter nicht bedarf. Dieſer Anſicht iſt beizutreten. Denn, 
wenn in § 664 ZPO. der Entmündigte ſelbſt neben feinem 
geſetzlichen Vertreter für befugt erklärt wird, die Anfechtungs⸗ 
klage zu erheben, ſo iſt damit ausgeſprochen, daß er für dieſen 
Prozeß handlungsfähig iſt. Das Reichsgericht zieht daraus nun 
weiter den Schluß, daß der Entmündigte auch berechtigt ſei, 
ſelbſt den Prozeßbevollmächtigten zu beſtellen, daß er alſo nicht 
darauf angewieſen iſt, einen Anwalt als Vertreter von dem 
Vorſitzenden des Prozeßgerichtes zu erhalten. Darin dürfte dem 
Reichsgericht nicht zu folgen ſein. Die Einräumung der Prozeß⸗ 
fähigkeit für den Anfechtungsprozeß iſt eine Ausnahme gegenüber 
der allgemeinen Handlungsunfähigkeit des Entmündigten und 
muß als Ausnahme ſtrikt interpretiert werden. Es kann 
daher aus ihr nicht gefolgert werden, daß der Ent⸗ 
mündigte auch befähigt iſt, Rechtsgeſchäfte abzuſchließen, auch 
nicht ſolche, die mit der Prozeßführung in Zuſammenhang 
ſtehen. Ein ſolches Rechtsgeſchäft würde aber die Bevoll⸗ 
mächtigung eines Anwaltes ſein. Eben deshalb, weil der Ent⸗ 
mündigte keine Handlungsfähigkeit zur Erteilung der Prozeß⸗ 
vollmacht beſitzt, er aber mit Rückſicht auf den Anwaltszwang 
zur Führung des Anfechtungsprozeſſes eines Anwaltes bedarf, 
hat der Vorſitzende des Prozeßgerichtes ihm einen ſolchen zu 
beſtellen (8 668 ZPO.). Dieſe Beſtimmung hätte gar keinen 
Sinn, wenn der Entmündigte ſelbſt einen Anwalt beſtellen 
könnte. Die Anhänger der entgegengeſetzten Anſicht geben als 
Grund für dieſe Beſtimmung an, daß der Entmündigte leicht 
verhindert ſein könnte, einen Anwalt zu beauftragen und dafür 
Vorſorge getroffen werden ſollte. Dieſer Grund iſt jedoch nicht 
ſtichhaltig. Ein Entmündigter, der in der Lage iſt, den Vor: 
ſitzenden des Prozeßgerichtes um Beſtellung eines Anwaltes 
anzugehen, kann ſich ebenſoleicht ſelbſt an einen Anwalt wenden. 
Ja, der Gang der Sache wird in der Regel der ſein, daß der 
Entmündigte, der ja in der Regel nicht weiß, welche Rechts⸗ 
behelfe ihm zu Gebote ſtehen, ſich erſt an einen Anwalt wendet 
und von dieſem erſt erfährt, daß er ſich wegen Beiordnung 
eines Prozeßvertreters an den Vorſitzenden des Prozeßgerichtes 
wenden müſſe. Für ſolche Fälle, in denen ausnahmsweiſe der 
Entmündigte keinen Anwalt bekommen kann, braucht beſondere 
Fürſorge nicht getroffen zu werden; es hätte die allgemeine 
Beſtimmung des § 33 NAD. genügt, die ganz allgemein für 
ſolche Fälle die Beſtellung eines Anwaltes durch den Vor⸗ 
ſitzenden zuläßt. Auch der Wortlaut der Beſtimmung in $ 668 
ZPO. ſchließt es aus, daß der Geſetzgeber der Anſicht geweſen 
ſein kann, die Beſtellung eines Anwaltes durch den Vorſitzenden 
ſei nur ausnahmsweiſe erforderlich, ſonſt wäre nicht geſagt, daß 
der Vorſitzende dem Entmündigten einen Anwalt zu beſtellen 
hat, ſondern, daß er es kann. 

Was bisher von der Anfechtungsklage geſagt iſt, hat nun 
ganz ebenſo für die Klage auf Wiederaufhebung der Ent: 
mündigung zu gelten. Wortlaut und Sinn der geſetzlichen 
Beſtimmungen ſind, abgeſehen von dem eingangs hervorgehobenen 
Unterſchied, ganz dieſelben. Auch für das Verfahren auf 
Wiederaufhebung der Entmündigung iſt dem Entmündigten 
Prozeßfähigkeit verliehen. Dies ergibt ſich nicht nur aus 
8 686 ZRO., ſondern auch insbeſondere aus 8 685 ZPO. 
der u. a. ſagt „die Wiederaufhebung der Entmündigung erfolgt 
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auf Antrag des Entmündigten“. Es iſt alſo dem Entmündigten 
Handlungsfähigkeit zur Stellung des Antrages gegeben, der 
das Wiederaufhebungsverfahren in Gang ſetzt. Bezeichnend iſt, 
daß er dieſen Antrag ſelbſt ſtellen kann und ihm hierfür kein 
Vertreter beſtellt zu werden braucht. Der Grund iſt, daß 
dieſer Antrag beim Amtsgericht zu ſtellen iſt, für ihn alſo kein 
Anwaltszwang beſteht. Daraus ergibt ſich alſo e contrario 
mit Deutlichkeit, daß die Beſtellung eines Anwaltes als Ver⸗ 
treter für den beim Landgericht anzuſtellenden Prozeß nicht 
erfolgt, damit der Entmündigte einen geſetzlichen Vertreter, 
ſondern, damit er einen beim Prozeßgericht zugelaſſenen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten hat. 

Auch innere Gründe ſprechen dafür, den dem Entmündigten 
beſtellten Anwalt als ſeinen Prozeßbevollmächtigten und nicht 
als ſeinen geſetzlichen Vertreter anzuſehen. Der geſetzliche 
Vertreter hat nach eigenem Ermeſſen für den Vertretenen zu 
handeln, ſein Wille tritt an die Stelle des Willens des Ver⸗ 
tretenen. Der Prozeßbevollmächtigte hat die Vertretung den 
Wünſchen und Anſichten des Vertretenen entſprechend zu führen. 
Sowohl im Anfechtungs⸗ wie im Wiederaufhebungsverfahren 
ſoll doch nun offenbar, wenn dieſe Prozeſſe von dem Ent⸗ 
mündigten ſelbſt geführt werden, der beſtellte Vertreter die 
Prozeßführung den Wünſchen und Intentionen des Entmündigten 
entſprechend führen. Daß er unſinnige oder unanſtändige An⸗ 
forderungen des Entmündigten nicht ausführen wird, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Das würde er auch bei der Vertretung eines 
handlungsfähigen Mandanten nicht tun dürfen. Mit dieſer 
Einſchränkung, die alſo für die Vertretung einer jeden Partei 
gilt, iſt aber die Stellung des Anwaltes dem Entmündigten 
gegenüber genau dieſelbe wie gegenüber einer handlungsfähigen 
Partei. 


Nochmals die Pfändbarkeit der Bangeldforderungen. 
Von Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 


Meinen Ausführungen in Nr. 12 dieſes Jahrganges iſt 
Kiefe in ſeinem Aufſatze „Zur Frage der Pfändbarkeit der 
Baugeldforderungen“ in Nr. 13 S. 382 ff. entgegengetreten. 

Es handelt ſich in dieſem Streite vornehmlich um die 
praktiſch ja überaus wichtige Frage, ob der Pfändungsgläubiger, 
der auf Grund eines Schuldtitels über eine Nicht⸗Bauſchuld 
eine Pfändung gegen den Bauunternehmer in die Anſprüche 
ſeines Schuldners gegen den Baugeldgeber erwirkt und daraufhin 
Zahlung erhalten hat, der in S 1 BauSG. normierten Pflicht 
zur getreuen Verwendung des Baugeldes unterliegt. Dieſe 
Frage bejaht Kiefe im Anſchluſſe an Budde, während ich ſie 
verneinte. 

Kiefe behauptet, die Anſicht Buddes, die ich als eigentümlich 
bezeichnete, müſſe direkt dem Geſetze entnommen werden. 

Seine Ausführungen haben mich von der Unrichtigkeit 
meiner Anſicht nicht überzeugt. 

Sie veranlaſſen mich aber, meine Auffaſſung etwas ein⸗ 
gehender zu begründen. 


Nach § 1 BauSG. iſt der Empfänger von „Baugeld“ 
verpflichtet, das Baugeld zur Befriedigung der Baugläubiger 
zu verwenden. 
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„Baugeldempfänger“, die ihre Zahlungen eingeſtellt 
haben oder in Konkurs gegangen find, find nach $ 5 BauS. 
ſtrafbar, wenn ſie zum Schaden der Baugläubiger ihre Ver⸗ 
wendungspflicht übertreten haben. 

Es fragt ſich, ob auch der Pfändungsgläubiger, der in die 
Baugeldforderung vollſtreckt und Geld vom Drittſchuldner er⸗ 
halten hat, „Empfänger von Baugeld“ iſt. Budde und Kiefe 
bejahen die Frage. Darnach würde alſo ein Schneider, der 
den Bauunternehmer auf Zahlung von 100 & für gelieferte 
Kleidung verklagt, Urteil erwirkt hat und alsdann 100 4 vom 
Baugeld gepfändet hat, die 100 4, die der Baugeldgeber nunmehr 
ihm auszahlt, den Baugläubigern zur Verfügung ſtellen müſſen. 

Demgegenüber habe ich geſagt: was der Schneider vom 
Baugeldgeber empfängt, find nicht 100 & Baugeld, ſondern 
find eben bloße 100 &. 

Kiefe erwidert: 

„Ein Verbot für den Baugeldgeber, an den Pfändungs⸗ 
gläubiger zu bezahlen, beſteht nirgends; auf einen Prozeß 
es ankommen zu laſſen kann ihm, dem ein gerichtlicher 
Überweiſungsbeſchluß bezüglich des Baugeldes zugeſtellt 
wurde, nicht zugemutet werden; er darf an den Bau⸗ 
gläubiger unter allen Umſtänden zahlen; was er zahlt 
iſt aber Baugeld, iſt als ſolches überwieſen, und wird 
als ſolches eingezogen.“ 


II 


Der ganze Streit dreht ſich im letzten Grunde um den 
Begriff des Baugeldes. 

Sind die 100 &&, die der Schneider vom Baugeldgeber 
erhält, „Baugeld“ im Sinne des BauSG., fo unterliegen fie 
der Verwendungspflicht. Sind dieſe 100 „/ kein Baugeld im 
Sinne des BauSG., fo kann der Schneider ſie verwenden, wie 
es ihm beliebt, ohne befürchten zu müſſen, eventuell mit Ge⸗ 
fängnis nicht unter einem Monat beſtraft zu werden. 

Nach § 1 Abſ. 3 BauSG. find Baugeld 

Geldbeträge, die zum Zwecke der Koſten eines Baues in 
der Weiſe gewährt werden, daß zur Sicherung der An⸗ 
ſprüche des Geldgebers eine Hypothek oder Grundſchuld 
an dem zu bebauenden Grundſtücke dient oder die Über⸗ 
tragung des Eigentums an dem Grundſtücke erſt nach gänz⸗ 
licher oder teilweiſer Herſtellung des Baues erfolgen ſoll. 

Darnach ſind alſo Baugelder diejenigen Geldbeträge, die 
dem Empfänger zu einem beſtimmten wirtſchaftlichen 
Zwecke vom Darlehnsgeber gewährt werden. Dieſe Zweck⸗ 
beſtimmung gründet ſich nun auf die Vereinbarung der 
Parteien. Der Baugeldgeber erklärt, die verſprochenen Be⸗ 
träge zu dieſem Zwecke — und nur zu dieſem Zwecke — ge: 
währen zu wollen, und der Baugeldempfänger verſpricht, ſie zu 
dem betreffenden Zwecke verwenden zu wollen. An ſich iſt kein 
Geld „Baugeld“, die Vereinbarung, d. h. eben der Baugelder⸗ 
vertrag, macht es erſt dazu. Geld wird „Baugeld“, wenn es 
der Empfänger als Baugeld empfängt! Dieſe Zweckbeſtimmung 
haftet, wie übrigens Kiefe ganz richtig hervorhebt, und wie ich 
niemals beſtritten habe, ſelbſtverſtändlich nicht an der Geldmünze. 
Es iſt vielmehr die Zweckbeſtimmung in Wahrheit nichts 
als die obligatoriſche Verpflichtung des Darlehns— 
aufnehmers. 

51* 
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Mit anderen Worten: Die Verwendungspflicht, die 
das BauSG. dem Baugeldempfänger auferlegt, iſt die 
bloße Konſequenz der vom Bauunternehmer mit dem 
Abſchluß des Baugeldervertrags übernommenen Ver— 
bindlichkeit, das Geld zur Errichtung des Baues zu 
verwenden. Aus dieſem ſchlechterdings unanfechtbaren Satze 
ergibt ſich als notwendige Folgerung, daß die auf interner 
Vereinbarung beruhende Zweckbeſtimmung des Geldes Dritte 
nicht bindet. Dritten Perſonen kann eine Verpflichtung zur 
getreuen Verwendung von Baugeld nicht obliegen, weil ſie 
nicht Kontrahenten des Baugeldervertrags ſind und 
der Baugeldervertrag eben die ausſchließliche Quelle 
dieſer Verpfichtung bildet. 

Man kann da wieder nicht einwenden, daß, wie ich ſelbſt 
ausgeführt habe, die geſetzliche Pflicht zur getreuen Verwendung 
dem Baugeldempfänger nicht dem Baugeldgeber gegenüber, 
ſondern den Baugläubigern gegenüber auferlegt iſt. Deswegen 
bleibt der Grund auch dieſer geſetzlichen Verpflichtung doch 
natürlich der Baugeldervertrag! Nur erzeugt eben die vom 
Unternehmer eingegangene Verpflichtung Rechtsfolgen, die über 
die normalen Kontraktswirkungen hinausreichen und Rechte 
dritter Perſonen begründen. 

Aber alles das ändert nichts an der Tatſache, daß die 
Verpflichtung zur getreuen Verwendung des Baugeldes nur 
demjenigen obliegt, der ſich zu einer getreuen Verwendung 
verpflichtet hat. Und das iſt eben allein der Kontrahent des 
Baugeldervertrags. 

III. 

Kiefes Auffaſſung gründet ſich gerade auf eine Annahme, 
die er als unrichtig erachtet — und mit Recht als unrichtig 
erachtet —, daß nämlich die Zweckbeſtimmung der Geldmünze 
anhafte. Geld als ſolches wird auch dadurch nicht Baugeld, 
daß es auf Grund eines Baugeldervertrags gezahlt wird. Wenn 
z. B. der Baugeldempfänger die fällige Rate von 4000 ./ ab: 
gehoben hat und dieſe 4000 &. ſtatt an die Baugläubiger an 
einen ſeiner Privatgläubiger zahlt, ſo kann keine Rede davon 
ſein, daß dieſer Privatgläubiger nunmehr Baugeld empfangen 
habe. Er hat auch dann kein Baugeld empfangen, wenn er gewußt 
hat, daß die 4000 & vom Baugeldgeber dem Baugeldempfänger 
zur Erfüllung des Baugeldervertrags gezahlt worden ſind. Daß in 
ſolchen Fällen möglicherweiſe eine Schadenserſatzpflicht nach § 826 
BGB. eintritt, iſt eine Sache für ſich. Jedenfalls iſt ein ſolcher 
Gläubiger nicht verpflichtet, den Betrag den Baugeldgläubigern 
zur Verfügung zu ſtellen. Und er iſt daher auch nicht ſtrafbar, 
wenn die Baugläubiger beim Bau zu Schaden kommen. 

Ebenſowenig iſt ein Privatgläubiger des Baugeldempfängers 
gehindert, in das vom Baugeldempfänger bei der Baugeldbank 
abgehobene Geld zu vollſtrecken. Händigt ihm der Gerichts— 
vollzieher den Betrag aus, ſo kann er mit dem Gelde anfangen, 
was ihm beliebt. ö 

IV. 

Die Zweckbeſtimmung, die eine Geldſumme zum Baugeld 
macht, gründet ſich auf eine Vereinbarung von Geber und 
Empfänger und auf die aus dieſer Vereinbarung fließende Ver⸗ 
pflichtung des Empfängers. Da dieſe Verpflichtung eine rein 
perſönliche iſt, ſo hat auch die Prädizierung eines Geldbetrags 
als Baugeld eine rein perſönliche Bedeutung. Zediert der 
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Baugeldempfänger einen Teil des Baugeldes an einen Dritten 
oder gibt er Anweiſung auf das Baugeld, ſo wird der Zeſſionar 
oder der Anweiſungsempfänger, auch wenn er Geld auf Grund 
der Zeſſion oder Anweiſungsurkunde vom Baugeldgeber aus⸗ 
gezahlt erhält, niemals Empfänger von Baugeld im Rechts⸗ 
ſinne. Er wird es deshalb nicht, weil er niemals eine Ver⸗ 
pflichtung übernommen hat, den betreffenden Betrag zur 
Befriedigung der Baugläubiger zu verwenden! Er empfängt 
Geld, aber kein Baugeld !). 

Aus dem gleichen Grunde iſt der Pfändungsgläubiger 
nicht Baugeldempfänger. Der Schneider, der die 100 & auf 
die Pfändung hin vom Baugeldgeber ausgezahlt erhält, erhält 
kein Baugeld, weil ihn keine Verpflichtung gegenüber dem 
Baugeldgeber zur entſprechenden Verwendung des Baugeldes 
bindet. 

Kiefe weiſt zur Begründung ſeiner abweichenden Anſicht 
darauf hin, ich hätte doch ſelbſt richtig ausgeführt, daß der 
Baugeldempfänger nicht mit dem Grundſtückseigentümer indentiſch 
ſein müſſe. 

Gewiß habe ich das hervorgehoben. 

Aber darauf kommt es doch nicht an, ob der Baugeld⸗ 
empfänger der Bauunternehmer iſt! Nicht deshalb iſt der 
Baugeldempfänger zur getreuen Verwendung verpflichtet, weil 
er der Bauunternehmer iſt, ſondern weil er der Kontrahent 
des Baugeldervertrags iſt. Ich habe doch nicht mehr 
geſagt, als daß der Baugeldervertrag nicht notwendig von der 
Baugelderbank mit dem Bauunternehmer geſchloſſen werden 
müſſe, ſondern daß eine Mittelsperſon als Kontrahent in Frage 
kommen kann. Aber dieſer Mittelsmann iſt dann eben deshalb, 
weil er den Baugeldervertrag mit der Baugelderbank ab⸗ 
geſchloſſen hat, der Empfänger von Baugeld. 

Auch damit läßt ſich Kiefes Anſicht nicht halten, daß man 
darauf hinweiſt, es müſſe ſich der Bauunternehmer den an den 
Pfändungsgläubiger gezahlten Betrag auf ſeine Baugelder⸗ 
forderung anrechnen laſſen. Selbſt wenn man annehmen wollte, 
daß der Bauunternehmer hierzu verpflichtet ſei, ſo würde doch 
dieſe Tatſache dem dritten Pfändungsgläubiger keinerlei Ver⸗ 
bindlichkeit auferlegen können. Es wäre eben dann immer 
nur der Bauunternehmer verpflichtet, die 1000 % zur Be: 
friedigung des Baugläubigers zu verwenden. Man denke 
gerade an den Fall, daß das Baugeld zunächſt einer Mittelsperſon 
gewährt wird. Wenn ein Gläubiger dieſes Mittelsmannes den 
Anſpruch des Baugeldempfängers in Höhe von 1 000 & pfändet, 
ſo muß alsdann der Baugeldempfänger eben aus eigenen Mitteln 
1000 / zum Baugeld hinzutun. Tut er das nicht, fo würden 
gegen ihn die Baugläubiger einen Anſpruch auf Schadenerſatz 
haben. Niemals aber können ſich die Baugläubiger an ſeinen 
Pfändungsgläubiger halten. 

* 

Die Frage der Anrechenbarkeit iſt, wie zugegeben werden 
mag, zweifelhaft. Im internen Verhältnis zwiſchen Baugeld⸗ 
empfänger und Baugeldgeber können natürlich alle Beträge, die 
der Baugeldgeber gewährt oder nicht gewährt, als gewährtes 
Baugeld behandelt werden. Ob der Reſtkaufgeldhypothekarier, 


y) Anders natürlich, wenn er wiederum gegenüber dem Baugeld⸗ 
empfänger ſich zur Verwendung der Gelder in den Bau verpflichtet hat. 


gr 
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deſſen Hypothek vielleicht durch eine Löſchungsvormerkung nach 
8 1179 BGB. geſchützt iſt, gegen die Einrechnung proteſtieren 
kann, iſt eine Sache für ſich. 

Jedenfalls aber iſt auch im internen Verhältnis zwiſchen 
Baugeldempfänger und Baugeldgeber eine Vereinbarung er: 
forderlich, wenn ſolche Beträge in das Baugeld eingerechnet 
werden ſollen, die von vornherein nicht als zur Verwendung 
in den Bau beſtimmt zu erachten ſind. Wenn der Baugeld⸗ 
geber dem Baugeldgläubiger ſchreibt, daß er von der fälligen 
Rate 1000 & an einen Privatgläubiger des Baugeldempfängers 
zahlen werde, ſo hindert ein Widerſpruch des Baugeldempfängers 
natürlich die Verrechnung dieſes Betrages auf das Baugeld— 
darlehn. Das folgt aus der wirtſchaftlichen Natur und dem 
Zwecke des Baugeldes. Der Baugeldempfänger kann daher 
aus dem pactum de mutuo dando auf nochmalige Zahlung 
des Betrages von 1000 & klagen. In gleicher Weiſe kann er, 
wenn ein Privatgläubiger einen Teil des Baugeldes gepfändet 
hat, der Auszahlung des Betrages an den Pfandgläubiger 
widerſprechen und der Baugeldgeber kann alsdann nicht den 
trotzdem gezahlten Betrag auf das Baugeld verrechnen. 

Fraglich kann daher nur ſein, ob der Baugeldgeber den 
einem Pfändungsgläubiger auf eine Privatſchuld des Bau⸗ 
unternehmers gezahlten Betrag dann auf das Baugeld ver⸗ 
rechnen darf, wenn ein ausdrücklicher Widerſpruch des Baugeld— 
gebers nicht erfolgt iſt. 

Dieſe Frage iſt meines Erachtens zu verneinen. Der 
Baugeldgeber hat ſich nicht nur verpflichtet, dem anderen Teile 
ein Darlehn zu gewähren, ſondern er hat ſich verpflichtet, ein 
Darlehn zu einem beſtimmten wirtſchaftlichen Zwecke zu geben. 
Wie der Baugeldempfänger verpflichtet iſt, die erhaltenen Be⸗ 
träge zum Zwecke des Baues zu verwenden, ſo muß auf der 
anderen Seite auch der Baugeldgeber für verpflichtet erachtet 
werden, dieſem Zwecke nicht entgegenzuarbeiten. Es wider⸗ 
ſpricht dem ganzen Weſen des Baugeldvertrags, daß der Bau⸗ 
geldgeber bei Eintritt der Fälligkeit einer Rate von 5000 & 
befugt ſein könnte, dieſe 5000 & einem raſch zugreifenden 
Privatgläubiger des Baugeldempfängers auszuzahlen. Wenn 
er das tut, ſo gerät damit notwendigerweiſe der Bau ins 
Stocken, und der Zuſammenbruch erfolgt. Es liegt ja aber 
gerade in der Natur des Baugeldvertrags, daß der Baugeld— 
geber durch die verſprochenen Mittel die Fertigſtellung des 
Baues ermöglichen ſoll. Vereitelt der Baugeldgeber dieſen 
Zweck — und das .tut er, wenn er die für den Bau ver⸗ 
ſprochenen Mittel zu anderen Zwecken verwendet, mag dieſe 
Verwendung auch im Intereſſe des Baugeldempfängers 
geſchehen — ſo handelt er vertragswidrig. 

Nur von dieſer Grundauffaſſung aus gelangt man zu 
einer zweckentſprechenden Ausgeſtaltung des Rechts des Baus 
geldervertrags. 

Man kann nicht mit Kiefe den Einwand erheben, der 
Pfändungsgläubiger habe ja Baugeld gepfändet, und es 
könne dem Baugeldgeber nicht zugemutet werden, ſich auf einen 
Prozeß mit dem Pfändungsgläubiger einzulaſſen. Weshalb 
ſollte ihm nicht zugemutet werden können, Prozeſſe zu führen, 
die für den Gegner ausſichtslos ſind? Ebenſowenig wie der 
Baugeldgeber rechtsgeſchäftliche Verfügungen des Bau⸗ 
unternehmers über die künftig fälligen Raten zu befolgen braucht, 
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fofern durch fie der Fortgang des Baues vereitelt oder gefährdet 
wird (vgl. RG. vom 29. März 1909 Recht 1909 Nr. 1761), 
braucht er ſolche Verfügungen zu reſpektieren, ſofern ſie im Wege 
der Zwangsvollſtreckung erfolgen. 


VI. 


Kiefe meint, daß an der bisherigen Streitfrage über die 
Pfändbarkeit von Baugeldern durch das BauSG. nichts ge⸗ 
ändert worden ſei. Maßgebend ſeien ausſchließlich die Grund⸗ 
ſätze der ZPO. Darnach ſei aber eine Pfändung der Baugelder⸗ 
forderung nicht ausgeſchloſſen. Was der Pfändung nicht unter⸗ 
worfen iſt, ſei erſchöpfend in den 88 811, 857 ZPO. beſtimmt. 
Das Baugeld ſei aber nicht erwähnt. 

Dagegen iſt zunächſt einzuwenden, daß es doch auch 
Forderungen geben kann, die ihrer Natur nach unpfändbar ſind. 

Vor allem aber ſteht dieſer Anſicht nun doch wohl 

der 8 34 Bau SG. entgegen. 
Daß dieſe Vorſchrift noch auf dem Papier ſteht und — 
glücklicherweiſe — bisher mit den übrigen Beſtimmungen des 
zweiten Abſchnittes noch in keinem Bundesſtaate geltendes Recht 
geworden iſt, ändert nichts an der Tatſache, daß ſie ein Teil 
des Geſetzes iſt. Es darf daher bei der Auslegung der Vor: 
ſchriften des erſten Abſatzes auch auf die Normen des bisher 
nicht in Kraft getretenen zweiten Teils des Geſetzes Bezug 
genommen werden. Nach § 34 gebührt nun der Baugeld⸗ 
hypothek der Vorrang vor der Bauhypothek und den dem Bau⸗ 
vermerke gleichſtehenden Belaſtungen ($ 13 Abſ. 1), ſoweit 
durch eine in Anrechnung auf das Baugeld geleiſtete 
Zahlung eine Bauforderung getilgt worden iſt; das 
gleiche gilt in Anſehung einer Zahlung, die in Anrechnung auf 
das Baugeld an den Eigentümer in Höhe einer von dieſem 
getilgten Bauforderung bewirkt worden iſt. 

Man nehme an, der § 34 ſei durch landesherrliche Ver⸗ 
ordnung in irgendeiner Gemeinde des Deutſchen Reichs in 
Kraft getreten. Ein Privatgläubiger des Bauunternehmers 
pfändet eine Baugeldrate. Es iſt natürlich vollſtändig 
ausgeſchloſſen, den Baugeldgeber für verpflichtet zu 
erachten, die Forderung des Pfändungsgläubigers zu 
tilgen: es würde ja dieſer Zahlung nicht der Vorrang 
vor der Bauhypothek zukommen, weil durch ſie eine 
Bauforderung nicht getilgt wird. Dabei macht es gar 
keinen Unterſchied, ob die Rate, in die vollſtreckt wird, bereits 
fällig iſt oder nicht. Es wäre ja möglich, daß die Baugläubiger 
kreditiert haben. Der Baugeldgeber braucht nur ſolche Zahlungen 
zu leiſten, die ihm den Vorrang vor der Bauhypothek ver⸗ 
ſchaffen. Daher muß aus der zitierten Beſtimmung geſchloſſen 
werden, daß allerdings der Baugeldgeber berechtigt iſt, die Be⸗ 
friedigung ſolcher Pfändungsgläubiger abzulehnen, die nicht 
gleichzeitig Baugläubiger ſind. Dieſer Grundſatz wird auch 
nicht erſt dann geltendes Recht, wenn der zweite Abſchnitt des 
BauSG. in Kraft getreten iſt, und nicht nur in den Gemeinden 
geltendes Recht, für die der zweite Abſchnitt in Kraft geſetzt 
werden ſollte, ſondern er muß jetzt bereits als geltende Rechts— 
norm anerkannt werden. Der § 34 BauSG. zieht lediglich 
die Konſequenzen aus dem allgemeinen Grundſatze. 
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Teſtamente gütergemeinſchaftlicher Ehegatten. 
Von Notar Dr. Wäntig, Hamburg. 


Rechtsanwalt Zelter hat in der JW. 04, 251 ff. meinen 
Aufſatz über letztwillige Verfügungen über das Recht eines 
Abkömmlings an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (DNotV. 03, 
161 ff.) beſprochen und ſich zum Teil gegen meine Ausführungen 
gewandt. In folgendem möchte ich, wenn auch etwas ver⸗ 
ſpätet, Zelter das folgende erwidern: 

Zelter bemerkt, daß ich die folgenden Beſchränkungen als 
zuläſſig anerkenne: 


a) Die Einſetzung eines Verwalters für den 
Anteil eines Abkömmlings. 


Ich habe nur das Folgende ſagen wollen: Der Ehegatte 
kann als ſeinen Wunſch ausſprechen, daß ein Abkömmling das⸗ 
jenige, was er bei Beendigung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft auf ſeinen Anteil am Geſamtgut erhält, der Verwaltung 
einer von dem Ehegatten bezeichneten Perſon, z. B. des 
Teſtamentsvollſtreckers des Ehegatten, freiwillig überträgt und 
mit dieſem Verwalter einen Vertrag abſchließt, kraft deſſen er 
ſich verpflichtet, den Anteil bis zu irgendeinem Zeitpunkt in der 
Verwaltung zu belaſſen. Der Verwalter leitet ſeine Rechte 
dann lediglich aus dieſer Vereinbarung mit dem Abkömmling 
und nicht aus dem letzten Willen des Ehegatten her. Dieſer 
Vertrag iſt entweder ein Auftrag oder ein Dienſtvertrag und 
unterliegt als ſolcher den für dieſe Verträge geltenden Auf⸗ 
hebungsgründen. Der Ehegatte muß alſo, um ſeinem Willen 
Nachdruck zu verleihen, beſtimmen, daß der Anteil des Ab⸗ 
kömmlings bis auf die Hälfte herabgeſetzt werden ſoll, wenn er 
entweder einen ſolchen Vertrag überhaupt nicht ſchließt oder 
wenn er ſpäter den Vertrag wieder aufhebt. Den durch die 
Herabſetzung freiwerdenden Teil des Anteils erhalten dann 
entweder die übrigen Abkömmlinge oder die Erben des über⸗ 
lebenden Ehegatten oder diejenigen Perſonen, denen der Ehe⸗ 
gatte den Betrag gemäß § 1514 zuwendet. 

Ich verkenne nicht, daß der Ehegatte durch dieſe Ver⸗ 
fügung den von ihm gewünſchten Erfolg nicht vollſtändig er⸗ 
reicht, denn die Gläubiger des Abkömmlings können trotz des 
Verwaltungsvertrages die in die Verwaltung gegebenen Gegen⸗ 
ſtände pfänden und im Falle des Konkurſes des Abkömmlings 
gehören dieſe Gegenſtände zur Konkursmaſſe. Trotzdem kann 
die Verfügung nach Sachlage gelegentlich von praktiſchem Wert 
ſein. Jedenfalls iſt ſie theoretiſch nicht zu beanſtanden. Daß 
die Verwaltung bereits während Beſtehens der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft eintreten ſoll, habe ich a. a. O. nicht vor⸗ 
geſchlagen. Ich ſtimme aber Zelter darin bei, daß der Ehegatte 
nicht in der Lage iſt, für dieſe Zeit dem Abkömmling einen 
Verwalter beizuordnen, der kraft eines von dem Ehegatten her: 
geleiteten Rechts die Anteilsrechte des Abkömmlings am Geſamt⸗ 
gut wahrzunehmen hat. Ebenſo ſtimme ich, wie aus meinen 
Ausführungen a. a. O. hervorgeht, darin mit Zelter überein, 
daß jedem Abkömmling nach Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft das Verfügungsrecht über ſeinen Anteil am 
Geſamtgut kraft Geſetzes zuſteht und daß ihm dieſes Verfügungs— 
recht mit „dinglicher“ Wirkung nicht genommen werden kann. 
Unter dinglich verſtehe ich hier mit Wirkung gegenüber eigenen 
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Verfügungen des Abkömmlings und gegenüber Verfügungen 
ſeiner Vertreter, ſeiner Erben, des Konkursverwalters und 
ſeiner Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung. 


b) Teilungsanordnungen neben den Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs und Hinaus— 
ſchiebung der Teilung. 


Zelter bemerkt, daß ſich S 1515 BGB. nur auf die Zeit 
nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bezieht und 
daß zur Teilung im Sinne des § 1515 auch der Anteil des 
überlebenden Ehegatten gezogen wird. Ein Teſtament, das dem 
§ 1515 widerſpreche, ändere alſo auch die Rechte des über⸗ 
lebenden Ehegatten ab, brauche von ihm und ſeinen Erben nicht 
anerkannt zu werden. Hierin hat Zelter völlig recht. Trotz⸗ 
dem glaube ich, daß mein Vorſchlag von praktiſcher Bedeutung 
ſein kann. Ich hatte vorgeſchlagen, daß der Ehegatte beſtimmen 
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anordnungen widerſetzt, bis auf die Hälfte herabgeſetzt werden 
ſoll. Wenn der andere Ehegatte oder deſſen Erben zur Durch⸗ 
führung dieſer Teilungsanordnungen nicht mitwirken wollen, ſo 
iſt die von dem verfügenden Ehegatten gewünſchte Teilung nicht 
durchzuführen. Aber häufig werden die Eheleute in einem 
gemeinſchaftlichen Teſtament gemeinſchaftliche Wünſche für die 
Teilung des Nachlaſſes ausſprechen und gemeinſchaftlich beſtimmen, 
daß der Abkömmling, der ſich dieſen Teilungsanordnungen nicht 
fügt, vom Nachlaß des überlebenden Ehegatten nur den Pflicht⸗ 
teil erhalten ſoll, und daß der dieſem Abkömmling nach Be⸗ 
endigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gebührende Anteil 
am Geſamtgut bis auf die Hälfte herabgeſetzt werden ſoll. 
Dasſelbe gilt auch für die Hinausſchiebung der Teilung. 

Eine unmittelbare Bindung der Abkömmlinge und der Erben 
des überlebenden Ehegatten kann, was wohl niemand beſtreiten 
wird, überhaupt nicht erreicht werden und iſt auch von mir 
nicht behauptet worden. Zelter berückſichtigt bei ſeinen Aus⸗ 
führungen gegen mich nicht genügend, daß der Ehegatte, der 
Verfügungen gemäß § 1511 ff. trifft, dieſe nach BGB. nur 
mit Zuſtimmung des andern Ehegatten treffen kann. Wenn 
der andere Ehegatte ſeine Zuſtimmung erteilt, ſo äußert er 
damit ſein Einverſtändnis mit den Wünſchen des andern Ehe⸗ 
gatten. Er wird alſo in der Regel bereit ſein, alle Erklärungen 
abzugeben, die zur Durchführung des von dieſem erklärten 
Willens erforderlich ſind. Er wird deshalb auch keine Bedenken 
tragen, für den Fall, daß er zuerſt ſtirbt, die gleichen Ver⸗ 
fügungen zu treffen, und für den Fall, daß er den andern Ehe⸗ 
gatten überlebt, die ungehorſamen Abkömmlinge auf den Pflicht⸗ 
teil zu ſetzen. 


c) Herausgabe des Anteils zum Teil an einen 
Dritten. 


Zelter und ich ſtimmen darin überein, daß der nach § 1514 
der Verfügung des zuerſt ſterbenden Ehegatten unterliegende 
Betrag erſt mit dem Eintritt eines Zeitpunktes einem Dritten 
zugewendet werden kann. Zelter bemerkt hierzu: Dies ſei keine 
Beſchränkung der Rechte des Abkömmlings, ſondern eine Be⸗ 
friſtung der Rechte des Dritten, aber praktiſche Bedeutung 
habe dieſe Befriſtung nicht. — Es iſt richtig und von mir auch 
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nicht beſtritten, daß die Zuwendung des dem Abkömmling ent— 
zogenen Betrages das Anteilsrecht als ſolches nicht beſchränkt 
und daß der Dritte einen befriſteten (oder bedingten) Anſpruch 
auf Herausgabe des ihm zugewendeten Betrages hat. Ob die 
Befriſtung praktiſche Bedeutung hat oder nicht, iſt für ihre 
rechtliche Zuläſſigkeit ohne Belang. 

Zelter und ich ſtimmen auch darin überein, daß der Ehe⸗ 
gatte nicht beſtimmen kann, daß ein Abkömmling ſeinen Anteil 
nach ſeinem Tode an einen Dritten herauszugeben hat. Ich 
habe den Vorſchlag gemacht, daß, falls der Ehegatte wünſcht, 
daß nach dem Tode des Abkömmlings deſſen Anteil an einen 
Dritten fällt, der Ehegatte beſtimmen ſoll, daß der Abkömmling 
mit dieſem Dritten einen Erbvertrag abſchließt, in dem er dem 
Dritten ſeinen Anteil, d. h. genauer die auf ſeinen Anteil ent⸗ 
fallenden Gegenſtände, zuwendet. Aber das Anteilsrecht kann 
der Abkömmling natürlich nicht verfügen. Daß dieſe von mir 
vorgeſchlagene Konſtruktion lediglich theoretiſchen Wert hat und 
in der Praxis regelmäßig ungangbar ſein wird, gebe ich ohne 
weiteres zu. Wenn Zelter aber meint, daß dieſe Konſtruktion 
meiner eigenen Anſicht inſofern widerſpricht, als fie eine erb⸗ 
rechtliche Inſtitution hineinflicht, ſo kann ich dies nicht anerkennen. 
Ich habe nur geſagt, daß hinſichtlich der dem Ehegatten bei 
allgemeiner Gütergemeinſchaft zuſtehenden Verfügungsrechte rein 
erbrechtliche Inſtitutionen nicht zuläſſig ſind, weil in den Anteil 
des zuerſtverſtorbenen Ehegatten keine Erbfolge ſtattfindet, und 
daß die Beſtimmungen des 5. Buches des BGB. nicht anwendbar 
ſind, weil ſie ſich nur auf erbrechtliche Verhältniſſe beziehen, 
hier aber familienrechtliche Nachfolge eintritt. Damit iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur geſagt, daß der zuerſtſterbende Ehegatte hin⸗ 
ſichtlich ſeines Anteils am Geſamtgut keine Erben, Vor⸗ oder 
Nacherben einſetzen kann, daß er keine Vermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen anordnen kann, daß er hinſichtlich ſeines Anteils keine 
Teſtamentsvollſtrecker einſetzen kann uſw. Es iſt damit aber 
nicht geſagt, daß der Ehegatte nicht den Wunſch ausſprechen 
kann, daß der Abkömmling ſelbſt irgendwelche letztwilligen Ver: 
fügungen trifft und daß er für den Fall, daß der Abkömmling 
dieſe Verfügungen nicht trifft, den Anteil desſelben bis auf die 
Hälfte herabſetzt. 

Wenn Zelter ſchließlich vorſchlägt, daß der zuerſtſterbende 
Ehegatte, der einem Dritten eine Zuwendung machen will, 
die erſt mit dem Ableben des Abkömmlings wirkſam werden 
ſoll, den Anteil des Abkömmlings herabſetzt und den freien 
Betrag dem Dritten unter Vorbehalt des lebenslänglichen Nieß— 
brauchs für den Abkömmling an dieſem Betrag zuwendet, ſo iſt 
gegen dieſen Vorſchlag gewiß nichts einzuwenden. 

Aus vorſtehendem geht hervor, daß Zelter und ich hin— 
ſichtlich der einzelnen beſprochenen Fälle im Grunde überein⸗ 
ſtimmen und daß die von Zelter gegen meine Vorſchläge vor- 
gebrachten Bedenken hauptſächlich auf einem Mißverſtändnis 
meiner Ausführungen beruhen. 

Wenn Zelter ganz allgemein gegen meine Vorſchläge vor: 
gebracht hat, daß fie gegen S 1518 BGB. verſtoßen, fo kann 
ich mich ſeinen Gründen nicht anſchließen. Ich darf mich be⸗ 
gnügen, auf meinen Aufſatz in DNotV. 09, 59 und die dort 
zitierten Vertreter meiner Meinung zu verweiſen. 

Schließlich möchte ich noch das Folgende bemerken: Die Ehe: 
gatten können nicht beſtimmen, daß der einem anteilsberechtigten 
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Abkömmling nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
gebührende Anteil an dem Geſamtgut Vorbehaltsgut dieſes 
Abkömmlings ſein ſoll. Dieſe Beſtimmung würde gegen § 1518 
BGB. verſtoßen, da ſie im Geſetz nicht ausdrücklich zugelaſſen 
iſt. Es kann zwar jeder Erblaſſer beſtimmen, das „der Erbteil“ 
eines Abkömmlings deſſen Vorbehaltsgut ſein ſoll. Eine analoge 
Anwendung dieſer Beſtimmung auf den Anteil am Geſamtgut 
iſt nicht zuläſſig. Durch eine ſolche Verfügung würden die 
Ehegatten in die ſich nach dem Geſetz ergebende Rechtslage und 
das eheliche Güterrecht des Abkömmlings eingreifen und inſofern 
das Anteilsrecht des Abkömmlings rechtlich beſchränken, wenn 
auch nicht zu verkennen iſt, daß durch eine ſolche Beſtimmung 
häufig den wirtſchaftlichen Intereſſen des Abkömmlings gedient 
ſein könnte. 


Umfang der Zuſtändigkeit der Oberlandesgerichte 
bei Beſchwerden in Rechtshilfeſachen gegenüber 
nichtgerichtlichen Behörden. 

Von F. Liedtke, Kirchhain (Bez. Kaſſel). 


In Nr. 2 dieſer Zeitſchrift berührte ich in einem Aufſatz 
über das Beweiserhebungsverfahren über die Gültigkeit von 
Parlamentswahlen nebenbei, jedoch nicht näher im allgemeinen, 
die Frage, ob die Oberlandesgerichte nach Art. 130 Nr. 11 
des preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit bei 
Erſuchen nichtgerichtlicher Behörden um Beiſtandsleiſtungen nicht 
nur auf die Beſchwerden der erſuchenden Behörden, ſondern 
auch irgendwelcher Beteiligten, zu entſcheiden hätten. Art. 130 
Nr. 11 beſtimmt, daß auf die Beſchwerden nichtgerichtlicher 
„Behörden“ über die Verweigerung der Beiſtandsleiſtung die 
Oberlandesgerichte zu beſchließen haben. Ich neigte dazu, die 
aufgeworfene Frage zu bejahen. Denn Art. 130 Nr. 11 ſtellt 
einen Zuſatz zu Art. 87 PrAGGVG. dar, der wieder auf 
§ 160 GVG. Bezug nimmt. Nach den reichsgeſetzlichen Be: 
ſtimmungen des § 160 ff. GVG. iſt in Rechtshilfeſachen die 
Beſchwerde nicht nur Behörden, ſondern ſämtlichen Beteiligten, 
Zeugen, Beſchwerdeberechtigten, Antragſtellern gegeben. Gegen 
dieſe Auffaſſung erhebt das „Recht“ (Nr. 4 von 1909) Bedenken, 
weil der Wortlaut des Art. 130 Nr. 11 und auch die Begründung 
zu dieſer Beſtimmung dies nicht ausdrücklich ſage. Ferner laſſe 
ſich dies nicht annehmen, da die Angelegenheiten, bei denen es 
ſich bei den Rechtshilfeſachen gegenüber nichtgerichtlichen Behörden 
handle, ihrem Weſen nach verſchieden von denen ſeien, bei denen 
es ſich um die Rechtshilfe von Gerichten untereinander handle 
und der Charakter dieſer Sachen auch nicht durch die Behandlung 
durch die Gerichte verloren gehe. Da die Frage, abgeſehen von 
dem Fall, bei deſſen Erörterung ſie nebenbei erwähnt wurde, 
für die verſchiedenſten Fälle eine allgemeine Bedeutung hat, 
und ſie bisher noch nicht erörtert iſt, ſo erſcheint es notwendig, 
ſie ganz allgemein, ohne Berückſichtigung eines Einzelfalles, zu 
behandeln. 

Für die Bejahung der Frage ſcheint mir zu ſprechen, daß, 
wenn man einen Zuſatz zu einem Paragraphen hinzufügt, dieſer 
in der Regel natürlich mit den vorhergehenden Abſätzen in 
einem Zuſammenhang ſteht, alſo von demſelben Grundgedanken 
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ausgeht und alſo auch von denſelben Geſichtspunkten aus zu 
betrachten iſt. Denn etwas Verſchiedenes pflegt man nicht 
unter denſelben Paragraphen zu bringen, ſondern unter einen 
ſelbſtändigen Paragraphen. Natürlich ſind wie bei jeder Aus⸗ 
legung beim Schweigen des Wortlauts eines Paragraphen 
auch Bedenken vorhanden. Sie beſtehen auch darin, daß man 
bei der Schaffung jenes Zuſatzes durch die Oberlandesgerichte 
nur die Fragen entſcheiden laſſen wollte, die eine „Verweigerung“ 
der Beiſtandſchaft durch das Gericht gegenüber den anderen 
Behörden enthalten, im übrigen aber wie vor dem Jahr 1900 
die Juſtizverwaltung zuſtändig ſein laſſen wollte. Nach dem 
anderen Standpunkt dürfte übrigens bei der Auslegung des 
Worts „Verweigerung“ natürlich folgerichtig auch nicht Abſ. 1 
des Art. 87 noch § 160 GWG. herangezogen werden. Er⸗ 
ſuchen nichtgerichtlicher Behörden um Beweiserhebungen 
kommen vor allem vor ſeitens der Arbeiterſchiedsgerichte, des 
Reichsverſicherungsamts, der Verwaltungsgerichte. In einer 
Arbeiterverſicherungsſache würde dann, wenn ein Geſuch 
eines Zeugen um Terminsverlegung abgelehnt iſt, wenn gegen 
den nichterſchienenen Zeugen vom Gericht eine Ordnungsſtrafe 
verhängt iſt, wenn unter den Beteiligten Streitigkeiten ent⸗ 
ſtehen, die innerhalb der Grenzen liegen, in denen nach 
8 160 GVG. das Oberlandesgericht zur Entſcheidung berufen 
iſt, alſo Streitigkeiten über die Ausführung des Erſuchens, das 
Oberlandesgericht für die Beſchwerde des Zeugen oder der Partei 
nicht zuſtändig ſein. Es müßte zur vorläufigen Entſcheidung 
dem Landgerichtspräſidenten die Sache vorgelegt werden oder der 
ſtets in letzter Linie entſcheidenden und allein maßgebenden 
Verwaltungsbehörde. Die Folge würde eine ſonſt nicht übliche 
Hineinziehung der Juſtizverwaltung in die ſachliche Erledigung 
einer Rechtsſache ſein, obwohl oft die allgemeine Verwaltung 
nichts mit der Sache zu tun hätte, oder eine Verſchleppung und 
Verzögerung der Sache, ferner oft die Notwendigkeit einer noch⸗ 
maligen Vornahme der Beweiserhebung. Dies zeigt, wohin die 
entgegengeſetzte Anſicht führt und macht es um ſo zweifelhafter, ob 
dies die Abſicht der Geſetzgebung geweſen ſein kann. Der ferner 
vorgebrachte Grund, bei der Weſensverſchiedenheit der in Frage 
kommenden öffentlich⸗rechtlichen und privatrechtlichen Sachen könne 
das Gericht ja nicht entſcheiden, wer Beteiligter ſei, kommt für die 
hier zur Entſcheidung ſtehende Frage des Umfangs der Zu— 
ſtändigkeit des Oberlandesgerichts doch gar nicht in Betracht. 
Hier handelt es ſich lediglich darum, ob das Oberlandesgericht 
nach Art. 130 Nr. 11 Pr5GG. überhaupt zuſtändig iſt, ſich 
mit irgendwelchen Beſchwerden nicht nur der erſuchenden Be— 
hörde, ſondern anderer Perſonen zu befaſſen. Etwas anderes 
iſt es, ob nicht trotz dieſer Zuſtändigkeit eine Beſchwerde materiell 
zurückgewieſen werden muß, weil im einzelnen Fall der geſtellte 
Antrag ungerechtfertigt oder es nicht klar iſt, ob der Antrag: 
ſteller überhaupt ein Beteiligter iſt. Bei dem erwähnten Bei: 
ſpiel der Arbeiterverſicherungsgeſetze zeigt ſich das auch deutlich. 
Hier iſt ausdrücklich die Anwendung der Beſtimmungen der ZPO. 
und die Ladung des Beteiligten vorgeſchrieben. Der zuletzt gegen 
die Zuſtändigkeit der Oberlandesgerichte hinſichtlich der Beſchwerden 
Beteiligter geltend gemachte Grund fällt hier ganz weg, und 
doch bleibt die andere Frage beſtehen, wenn ein Beteiligter eine 
Beſchwerde erhebt. Scharf zu unterſcheiden iſt daher die Frage 
der Zuſtändigkeit von der Frage, ob trotz der Zuſtändigkeit 
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materiell einem Beteiligten ein Recht zufteht, z. B. einem Proteſt⸗ 
erheber bei Wahlen, einem Zeugen, einem Antragſteller. Bei 
dem Erſuchen eines Arbeiterſchiedsgerichts wäre bei einer An⸗ 
wendung des Abſ. 1 des Art. 87 PrAGGVG. und des 8160 GVG. 
das Oberlandesgericht in den Grenzen des 8 160 zuſtändig, 
alſo für alle Fragen, die eine „Verweigerung“ des Erſuchens um 
Rechtshilfe enthalten. Nach einer Entſcheidung des Reichsgerichts 
liegt eine ſolche vor, wenn das Erſuchen nicht ordnungsmäßig 
ausgeführt iſt. (Vgl. Löwe, StPO.; GVG. § 160; RG. 24, 2.) 
Was hierunter fällt, kann ſehr zweifelhaft ſein, z. B. ob Be⸗ 
ſchwerden über die Nichtverlegung von Terminen, der Zeugen 
und Beteiligten über die Fragen uſw. dahin gehören. 


Anwendung des § 482 StPO. auf den Fall der 
Geſamtſtrafe. 
Von Landrichter Dr. Eisner, Beuthen Gberſchl). 


In der Sache A iſt Verurteilter durch Urteil vom 10. Januar 
1905 wegen ſchwerer Urkundenfälſchung in Tateinheit mit Betrug 
zu 2 Jahren 6 Monaten Zuchthaus verurteilt und ſofort nach 
Urteilsverkündung gegen ihn Haftbefehl erlaſſen worden. Er 
hat noch am Urteilstage, 10. Januar 1905, nachmittags 
6 Uhr 45 Minuten, auf das Rechtsmittel verzichtet. Dieſe 
Unterſuchungshaft konnte nur im Wege der Notierung eines 
Superarreſtes in die Erſcheinung treten, da Verurteilter in der 
Sache B vom Unterſuchungsrichter wegen Einbruchdiebſtahls 
am Vormittage des 10. Januar 1905 in Unterſuchungshaft 
genommen worden war. Eine Unterbrechung dieſer in Sachen B 
vollſtreckten Unterſuchungshaft zum Zwecke der Verbüßung 
der in A erkannten Zuchthausſtrafe hat der Unterſuchungsrichter, 
als unvereinbar mit dem Unterſuchungszwecke, abgelehnt. In 
Sachen B tft Verurteilter durch Urteil vom 8. April 1905 
wegen Hehlerei zuſätzlich zu der in A erkannten Strafe zu noch 
8 Monaten Zuchthaus verurteilt worden und er hat die zunächſt 
eingelegte Reviſion am 8. Mai 1905, nachmittags 4 Uhr 
40 Minuten, zurückgezogen. 

Von welchem Zeitpunkte ab datiert die Geſamtſtrafe von 
3 Jahren 2 Monaten Zuchthaus? 

Der Rechtsmittelverzicht in Sachen A iſt an ſich einflußlos 
auf die vorher in Sachen B zur Vollſtreckung gelangte Unter⸗ 
ſuchungshaͤft. Denn Vorausſetzung für die Anwendung des 
8 482 StPO. iſt, daß Verurteilter wegen der Straftat in 
Unterſuchungshaft ſitzt, wegen welcher er verurteilt iſt !). 
Verurteilter ſaß zur Zeit des in Sachen A erklärten Rechts⸗ 
mittelverzichtes in Sachen B in Unterſuchungshaft, alſo in einer 
anderen Sache, als in der er damals verurteilt war. Denn 
die Unterſuchungshaft ſetzt richtiger Anſicht nach eine körper⸗ 
liche Inhaftnahme voraus, welche durch Notierung eines Super⸗ 
arreſtes nicht erſetzt wird, und es kann niemand aus mehreren 
Haftbefehlen zugleich in Unterſuchungshaft ſitzen?). Die zu ver⸗ 
büßende Strafe würde demnach vom Rechtsmittelverzichte in 


y) Goltd Arch. 46, 364. 
2) Goltd Arch. 48, 398, 


—— —. 


38. Jahrgang. 


Sachen 4 ab nicht datiert werden dürfen, wenn es ſich hier 
nicht um die Vollſtreckung einer Geſamtſtrafe handelte. Bei 
Berechnung einer ſolchen muß nämlich — wie vor kurzem erſt 
das OLG. Breslau angenommen hat — davon ausgegangen 
werden, als ob die Straffälle, wie zur Strafzumeſſung, ſo 
auch zur Strafvollſtreckung, gleichzeitig vorlägen. Das 
entſpricht der Billigkeit und einer wohlangebrachten ein: 
ſchränkenden Auslegung des 8 482 StPO.). Der Grundſatz, 
daß der aus einem Haftbefehl inhaftierte, zum Superarreſt aus 
einem anderen Haftbefehle notierte Verurteilte einen Rechts⸗ 
anſpruch auf Anrechnung der Unterſuchungshaft — ohne Hinzu⸗ 
kommen eines richterlichen Unterbrechungsbeſchluſſes — erſt mit 
Unanfechtbarkeit des letzten gegen ihn ergangenen Urteils haben 
könne“), erleidet alſo eine Ausnahme dann, wenn es ſich um 
die Vollſtreckung einer Geſamtſtrafe handelt. Es müßte daher 
in unſerem Falle die Geſamtſtrafe eigentlich vom Tage des 
Rechtsmittelverzichtes in Sachen A datiert werden, wenn nicht 
der Unterſuchungsrichter vorliegendenfalls die Unterbrechung 
der Unterſuchungshaft in Sachen B zum Zwecke der Etraf- 
verbüßung in Sachen 4 abgelehnt hätte. Dieſe Entſcheidung 
allein wahrt den Charakter der Unterſuchungshaft in Sachen B, 
als eines vom Verurteilten ſelbſtverſchuldeten Übels, in einer 
Weiſe, daß ein Zuſammenfließen dieſer Unterſuchungshaft mit 
der in A verhängten, trotz des Vorliegens einer Geſamtſtrafe, 
gehindert wird. Nur aus dieſem Grunde iſt die zu verbüßende 
Geſamtſtrafe erſt vom 8. Mai 1905, nachmittags 4 Uhr 
40 Minuten, zu datieren. 

In derſelben Weiſe wird zu entſcheiden ſein, wenn der 
5 469 des Entwurfs zur StPO. Geſetz werden ſollte. Nur 
wird dann für den Fall der Geſamtſtrafe bei Anrechnung der 
Unterſuchungshaft auf den Zeitpunkt der Verkündung des erſten 
Urteils zurückzugehen ſein, vorausgeſetzt, daß Verurteilter nicht 
etwa das gegen dieſes Urteil eingelegte Rechtsmittel erſt nach 
Ablauf der Einlegungsfriſt zurückgenommen hat. In dieſem 
Falle würde die Geſamtſtrafe von letzterem Zeitpunkte zu 
datieren ſein. Auch nach neuem Rechte würde aber die vom 
zuſtändigen Richter erfolgte Ablehnung der Unterbrechung der 
Unterſuchungshaft zum Zwecke der Verbüßung der erſterkannten 
Strafe die oben beſchriebene Rechtsfolge haben. 


Zur Einziehung der Gerichtskoſten durch Poſtſcheck. 
Von Rechtsanwalt Werner, Magdeburg. 


Das bisherige Verfahren zur Einziehung der Gerichtskoſten 
iſt recht ſchwerfällig. Für die geringſte Feſtſetzungsgebühr (ein- 
ſchließlich Schreibgebühren 30 H) wird eine beſondere Rechnung 
ausgefertigt. Dieſe geht regelmäßig an die Partei, ſei es durch 
Boten, ſei es durch die Poſt. Zahlt die Partei, ſo ſendet ſie 
die Rechnung mit Zahlungsbelag an den Anwalt, welcher den 
Betrag von dem Gegner einzieht und ihn alsdann feiner, Partei 
erſtattet. Eine Reihe von Anwälten vereinfachen das Verfahren, 
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zahlen geringe Gebühren, insbeſondere die Feſtſetzungsgebühr 
aus eigenen Mitteln. Aber auch dann erfolgt die Einziehung 
der Gerichtskoſten nicht in ſo einfacher Weiſe, wie dies der 
meiſt geringen Höhe dieſer Koſten entſpricht. Der Anwalt, 
welcher Koſten feſtſetzen läßt, erſieht z. B. aus dem Beſchluß 
die Höhe der gerichtlichen Feſtſetzungsgebühr. Er kann ohne 
beſondere Rechnung die Gebühr zahlen. Für Anwälte am 
Sitz der Gerichtskaſſe iſt es keineswegs ſachgemäß, jede Poſt 
beſonders zu begleichen, ſondern die Gerichtskaſſe könnte ſehr 
wohl eine Monatsrechnung aufſtellen, die dann durch eine 
Zahlung beglichen wird. In dieſe Rechnung könnte auch z. B. 
die ½¼0 Gebühr der zurückgenommenen Klage eingetragen 
werden. Das wäre eine recht erhebliche Verminderung des 
Schreibwerks bei den Gerichtskaſſen, zahlloſe Buchungen fielen 
weg, die Poſt und die Gerichtskaſſenboten würden erheblich 
entlaſtet. 

Der neueingeführte Poſtſcheckverkehr bietet aber die Mög⸗ 
lichkeit für eine andere einfache Einziehung der Gerichtskoſten. 
Die Gerichtskaſſen wären zu ermächtigen, auf Antrag des An⸗ 
walts die Gerichtskoſten von deſſen Poſtſcheckkonto zu erheben. 
Als Formular für den Poſtſcheck wäre einzuführen: 

Das Poſtſcheckamt Berlin wird erſucht, von Konto 
Nr. 20000 des Rechtsanwalts Heinrich Schwarz in 
Magdeburg auf Konto Nr. 20100 der Gerichtskaſſe 
Magdeburg 2 K* 40 J zu übertragen. 
Gerichtskoſtenſcheck Bd. 6 Nr. 237. 


Magdeburg, den 15. April 1909. 


Königliche Gerichtskaſſe Magdeburg. 
Zorn. 


Dieſem Formular wäre ein Poſtſcheckabſchnitt mit den weſent⸗ 
lichen Beſtandteilen der Gerichtskoſtenrechnung beizufügen. Dieſer 
Abſchnitt hätte vom Poſtſcheckamt an den Kontoinhaber (Rechts⸗ 
anwalt Schwarz) gleichzeitig mit der Nachricht über die Ab— 
buchung zu gehen und würde als Belag für die Zahlung der 
Gerichtskoſten dienen. 

Die Gebühr für den Poſtſcheck dürfte die Gerichtskaſſe 
tragen können. Die bisherige Einziehungsart erfordert der— 
artige Koſten, daß Beträge von 20 „ die Einziehung nicht 
lohnen und deshalb uneingezogen bleiben. Die Einziehung mit 
Poſtſcheck würde erhebliche Erſparniſſe bringen, welche durch die 
Poſtſcheckgebühren nicht aufgewogen werden. Es würde ſich 
aber vorausſichtlich auch niemand daran ſtoßen, wenn die Poſt 
zu Laſten des Kontoinhabers für jede Buchung eine geringe 
Gebühr, etwa 5 ½, erheben würde. 

Die Anwälte werden regelmäßig perſönlich zur Tragung 
der Koſten ſich nur erbieten bei geringen Beträgen und wenn 
der Wiedereingang der Auslage von der Partei oder dem 
Gegner ſicher iſt. Sachgemäß wäre es, den Antrag auch für 
den Fall zu ermöglichen, daß der Eingang der Koſten nur 
wahrſcheinlich iſt. Das wäre zu erreichen, wenn die Gerichts⸗ 
kaſſe Auslagen, die dem Anwalt ſeitens der Partei oder ſeitens 
des Gegners innerhalb beſtimmter Friſt (etwa drei Monate) 
nicht erſtattet find, zurüdvergütet. Dieſe Koſten wären dann 
bei dem eigentlichen Koſtenſchuldner von der Gerichtskaſſe ſelbſt 
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An dieſer Vereinfachung der Gerichtskoſtenerhebung hat 
nicht bloß die Gerichtskaſſe, ſondern haben auch die Anwälte 
ein erhebliches Intereſſe, da ihnen Portoauslagen und Schreib⸗ 
arbeit erſpart werden. Das Intereſſe wird durch die Prozeß⸗ 
novelle geſteigert, da dieſe für die Schreibgebühren und das 
Porto nur eine Pauſchale vorſieht, alfo jede Verminderung des 
Schreibwerks und des Portos dem Anwalt zugute kommt. 
Zweckmäßig wird es ſein, daß die Gerichtskaſſen nicht jeden 
einzelnen kleinen Poſten beſonders abbuchen laſſen, ſondern daß 
die Abbuchung monatlich für alle inzwiſchen fällig gewordenen 
Beträge durch einen Scheck bewirkt wird. Neben dem Belag 
über die Geſamtſumme würde allerdings über jede Poſt ein 
beſonderer Belag dem Anwalt auszufolgen ſein. 

Die bisherigen Darlegungen erſtrecken ſich lediglich auf 
den Verkehr zwiſchen Gerichtskaſſen und Anwalt. Aber der 
angeregte Gerichtskaſſenſcheck iſt auch dem Verkehr zwiſchen der 
Gerichtskaſſe und den Parteien zugänglich zu machen. Die 
Partei hat den Antrag zu ſtellen, die Gerichtskoſten abzubuchen, 
ſei es bei der Gerichtskaſſe ſelbſt für den einzelnen Prozeß 
oder allgemein beim Poſtſcheckamt für alle Rechtsangelegen⸗ 
heiten. Das letztere wird die Regel fein. Faſt jeder Poſtſcheck⸗ 
inhaber wird die hier angeregte einfache Art der Einziehung 
beantragen und zwar für alle Gerichtskoſten. Iſt ein ſolcher 
Antrag geſtellt, ſo wird das im amtlichen Verzeichnis des Poſt— 
ſcheckkontoinhabers durch ein Zeichen kenntlich zu machen ſein. 
Die Erhebung der Gerichtskoſten durch Poſtſcheck dürfte natürlich 
das Recht auf Beanſtandung der Rechnung nicht beſeitigen. 
Auch wäre es wohl angängig, den hier angeregten Scheck auf 
Beträge bis zu 100 & zu beſchränken. 

Am 30. April 1909 betrug die Zahl der Kontoinhaber 
26 030. Es darf damit gerechnet werden, daß dieſe Zahl 
innerhalb weniger Jahre auf 100 000 Teilnehmer anſchwillt. 
Andere Schätzungen gehen unter Zugrundelegung des Scheck— 
verkehrs in Oſterreich (am 30. April 89 296 Konten) ſogar 
auf 200 000 bis 250 000 Konten. Die Anwälte, welche ſich 
bisher die Vorteile des Poſtſcheckverkehrs nur ſehr vereinzelt 
zunutze gemacht haben, werden wohl ausnahmslos dem Verkehr 
beitreten. Dringend erwünſcht iſt, daß der Poſtſcheckverkehr 
auch auf die Gerichtskaſſe ausgedehnt wird. Die bisherige 
Form des Poſtſchecks iſt für die Gerichtskaſſen aber bei den 
kleinen Beträgen bis 5 % zu teuer. Die Überweiſung von 
5 , koſtet durch Poſtſcheck 17 „%, wenn jeder der beiden Teil⸗ 
nehmer bereits 600 Buchungen hat. Die Poſtanweiſung koſtet 
nur 10 %. Auch macht die Buchung der Poſtſcheckgebühren 
den Gerichtskaſſen jetzt Schwierigkeiten. (Näheres ſiehe Naum⸗ 
burger Kammerzeitung April 1909.) Eine Anderung der bis- 
herigen Poſtſcheckordnung wird alſo erforderlich ſein, um den 
Beitritt der Gerichtskaſſen zu ermöglichen. Es dürfte dann auch 
die Einführung des hier angeregten neueren Schecks zu er⸗ 
wägen ſein. 

Erſcheint die Einführung ſachgemäß, ſo wird ein ähnlicher 
Scheck wohl auch für den Giroverkehr der Reichsbank gerecht⸗ 
fertigt ſein. 


M14. 1909. 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Geheimen Juſtizrat Scheele 
und Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 12. Juni bis 
3. Juli 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 133 EGBGB. Begräbnisſtätte. Recht auf Bei⸗ 
ſetzung der Aſchenreſte eines Feuerbeſtatteten.] 

Durch das BU. war die Beklagte (die Portugieſiſch⸗Jüdiſche 
Gemeinde zu Hamburg) verurteilt worden, die Beiſetzung der 
Aſchenüberreſte der verſtorbenen Mutter des Klägers in dem 
von dieſer erworbenen Erbbegräbnis auf dem Begräbnisplatz in 
Ohlsdorf zu dulden und die Koſten des Rechtsſtreites zu tragen. 
Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Zwar 
iſt ihr zuzugeben, daß es in erſter Reihe auf den Inhalt des 
zwiſchen der Beklagten und der Verſtorbenen über das Erb⸗ 
begräbnis abgeſchloſſenen Vertrages ankommt, und daß dieſer, 
da ausdrückliche Abmachungen über die hier ſtreitige Frage, 
ob die Aſchenüberreſte einer im Krematorium verbrannten Leiche 
dort beigeſetzt werden dürfen, nicht behauptet ſind, unter Be⸗ 
rückſichtigung der Lehren der jüdiſchen Religion und der jüdiſchen 
Kultusvorſchriften zu ermitteln iſt; aber nach der Feſtſtellung 
des OLG. ſind eben beſondere jüdiſche Vorſchriften über jene 
Frage nicht nachzuweiſen geweſen. Iſt man daher für die Er⸗ 
mittelung der Rechtsfolgen des Vertrages, durch welchen der 
Verſtorbenen das Erbbegräbnis überlaſſen iſt — nach der durch 
Billigung der Ausführungen des LG. getroffenen, für die 
Reviſionsinſtanz maßgebenden Feſtſtellung des OLG. handelt es 
ſich dabei nach dem irreviſibeln hamburgiſchen Geſetze nicht um 
ein dingliches Recht, ſondern um einen rein perſönlichen An⸗ 
ſpruch —, lediglich auf Erwägungen allgemeinerer Natur an⸗ 
gewieſen, ſo muß jedenfalls nach der Entwicklung, die in neuerer 
Zeit die Volksſitte in dieſer Beziehung in ganz Deutſchland 
genommen hat, anerkannt werden, daß kein Grund vorliegt, 
dem Inhaber einer Begräbnisſtätte das Recht auf Beiſetzung 
der Aſchenüberreſte einer der Feuerbeſtattung übergebenen Leiche 
auf dieſer Stätte abzuſprechen. Es handelt ſich hierbei um 
notoriſche Tatſachen, ſo daß eine beſondere Feſtſtellung derſelben 
durch das BG. nicht einmal erforderlich iſt. Auf Grund einer 
ſolchen hat allerdings der IV. 35. des RG. in dem in der 
vorliegenden Sache mehrfach erwähnten Falle im Jahre 1902 
fein Urteil geſprochen, fo daß übrigens ſchon deshalb eine all- 
gemeine Rechtsnorm gerade aus dem letztern nicht entnommen 
werden dürfte. Jenes Urteil iſt aber auch nach der andern 
Seite hin hier in keiner Weiſe formell maßgebend, weil der 
IV. ZS. dort auf der Grundlage des ALR. zu erkennen hatte, 
während im gegenwärtigen Falle gemäß Art. 133 EGBGB. 
die Anwendung des gemeinen deutſchen Rechtes in Frage ſteht. 
P.⸗J. Gemeinde c. C., U. v. 7. Juni 09, 287/08 VI. — 
Hamburg. 
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2. 86 Nr. 1, § 104 Nr. 2 BGB. Die Geiſteskrankheit 
(8 6) deckt ſich nicht mit der krankhaften Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit ($ 104). 

Das BG. bringt die Prüfung der Frage, ob ſich der Erb: 
laſſer bei Errichtung des Nachtragsteſtaments im Sinne des 
§ 104 Nr. 2 BGB. in einem die freie Willensbeſtimmung 
ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit 
befunden hat, in Verbindung mit der Erörterung, ob der Fall 
einer Entmündigung wegen Geiſteskrankheit nach $ 6 Nr. 1 BGB. 
gegeben und das geiſtige Vermögen des Erblaſſers dem eines 
Kindes unter 7 Jahren gleichzuſetzen war. Dies wird von der 
Reviſion zutreffend als rechtsirrtümlich gerügt. Die Geiſtes⸗ 
krankheit in $ 6 deckt ſich nicht mit dem Tatbeſtande des 8 104 
Nr. 2. Der Begriff der krankhaften Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit im Sinne des § 104 iſt, wie der erkennende Senat 
ſchon in ſeinem Urteile vom 30. März 1908 Rep. IV 364/07 
ausgeſprochen hat, ein weiterer als der Begriff der Geiſtes⸗ 
krankheit in §S 6. Er kann ſowohl Fälle der Geiſteskrankheit 
als auch der Geiſtesſchwäche umfaſſen. Der Auffaſſung des 
BG. ſteht die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes entgegen. 
(Wird ausgeführt.) Die Tatbeſtandsmerkmale der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit nach §S 104 Nr. 2 find demnach lediglich aus dieſer 
Geſetzesbeſtimmung ſelbſt und nicht im Anſchluß an 8 6 Nr. 1 
zu gewinnen. Die Erforſchung des Geiſteszuſtandes auf der 
Grundlage des § 104 Nr. 2 wie die Unterſcheidung zwiſchen 
Geiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche im Falle des § 6 (sgl. 
RG. 50, 203 ff.) hat durch das Gericht unter pflichtmäßiger 
Berückſichtigung der Ergebniſſe der Verhandlung und Beweis⸗ 
aufnahme, insbeſondere auch der eingeholten Gutachten der 
Sachverſtändigen zu geſchehen. L. c. L., U. v. 4. Juni 09, 
391/08 IV. — Hamburg. 

3. 8 12 BGB. Namensrecht. Wappenrecht.] 

Wegen der unverkennbaren Rechtsähnlichkeit im Weſen und 
in der inneren Zweckbeſtimmung unterliegt es an ſich keinem 
Bedenken, die zunächſt nur für das Namensrecht gegebenen 
privatrechtlichen Schutzmittel, wie dies auch von ſeiten namhafter 
Schriftſteller des neuen Rechts (Planck, Bem. 5 zu $ 12 BGB., 
Dernburg, Bürgerl. Recht Bd. 1 $ 55 Anm. 20, Oertmann, 
BGB., Allgemeiner Teil Bem. 5 b, c zu § 12) geſchieht, auf 
Fälle einer gleichartigen Verletzung des Wappenrechts als ent⸗ 
ſprechend anwendbar gelten zu laſſen. Dies ſowohl dann, wenn 
es ſich um das Wappen einer Einzelperſon als auch dann, wenn 
es ſich um das Wappen einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechtes handelt (vgl. Gierke, Deutſches Privatrecht 1, 411 
und 730). A. c. G., U. v. 27. Mai 09, 557/08 IV. — 
Cöln. 

4. SS 26, 58, 59 BGB. Notwendigkeit der Einhaltung 
der Vereinsſatzungen, daß der Vorſitzende oder deſſen Stell— 
vertreter Verſammlungen zu leiten habe.] 

Der Kläger iſt als Mitglied des beklagten Vereins durch 
Beſchluß der außerordentlichen Hauptverſammlung vom 14. Mai 
1906 ausgeſchloſſen worden. Dieſen Beſchluß erachtet der 
Kläger im Gegenſatz zum beklagten Verein, weil die das Ver⸗ 
fahren betreffenden Vorſchriften nicht beobachtet ſeien, für rechts⸗ 
unwirkſam. Zur Aufhebung des BU. muß ſchon der Umſtand 
führen, daß bei der Beſchlußfaſſung über die Ausſchließung 
des Klägers in der außerordentlichen Hauptverſammlung vom 
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14. Mai 1906 die Verſammlung ſatzungswidrig nicht unter der 
Leitung des Vorſtandes ſich befunden hat. § 17 Abſ. 3 der 
Satzungen des beklagten Vereins beſtimmt, daß dem Vorſtande 
die Geſchäftsleitung obliegt und der § 18 der Satzungen enthält 
die ausdrückliche Vorſchrift, daß der erſte Vorſitzende die Ver⸗ 
handlungen der Mitgliederverſammlungen leitet. Nach 8 19 
der Satzungen hat der zweite Vorſitzende den erſten Vorſitzenden 
im Behinderungsfalle zu vertreten. Dieſe Vorſchriften ſind, 
wie der Kläger mit Recht gerügt hat, nicht befolgt worden. 
Wenn auch der beklagte Verein trotz der Vorſchrift des § 26 
BGB., wonach der Verein einen Vorſtand haben muß (vgl. 
auch die für eingetragene Vereine gegebenen Beſtimmungen der 
§§ 58, 59 BGB.), nicht dadurch zu exiſtieren aufhörte, daß 
der Vorſtand ſein Amt niederlegte, ſo mußte doch in der außer⸗ 
ordentlichen Hauptverſammlung am 14. Mai 1906, bevor zur 
Beſchlußfaſſung über die Ausſchließung des Klägers geſchritten 
werden durfte, zunächſt ein Vorſtand neu beſtellt werden, damit 
den Vorſchriften der Satzung genügt wurde. Statt deſſen iſt 
von der Mitgliederverſammlung in der Weiſe verfahren, daß ſie 
die als Punkt 1 auf die Tagesordnung geſetzte Neuwahl des 
Vorſtandes erſt an zweiter Stelle erledigte, ſo daß es während 
der Beſchlußfaſſung über die Ausſchließung des Klägers an der 
Leitung durch den Vorſtand fehlte. Der BerR. meint nun, 
daß auch vor der Neuwahl die Mitgliederverſammlung der er⸗ 
forderlichen Leitung nicht entbehrt habe, da bis zur Neuwahl 
die Leitungsbefugnis dem Vereinsmitgliede J. durch Beſchluß 
der Verſammlung übertragen geweſen ſei. Es iſt hierbei aber 
nicht beachtet, daß die Satzungen des beklagten Vereins die 
Leitung durch den Vorſtand vorſchreiben. Iſt über den Vorſitz 
in der Satzung eine beſondere Beſtimmung nicht getroffen, ſo 
mag es ſein, was hier nicht weiter zu erörtern iſt, daß die 
Mitgliederverſammlung die Freiheit hat, für die Leitung der 
Verhandlung einen beſonderen Vorſitzenden zu beſtellen, wie 
dies z. B. in § 46 Abſ. 2 Gen®. (in der Faſſung vom 20. Mai 
1898) vorgeſehen iſt (vgl. auch Oertmann, Kommentar zu $ 32 
BGB. Anm. 2 Abſ. 2). Im vorliegenden Falle iſt jedoch das 
Verfahren in den Satzungen des beklagten Vereins dahin ge— 
regelt, daß der Vorſtand die Leitung hat. Von dieſer Vor⸗ 
ſchrift durfte der beklagte Verein ohne Not ebenſowenig ab: 
weichen, wie von der Vorſchrift des 8 26 BGB. Der Beſtimmung 
der Satzungen über die Notwendigkeit des Vorſitzes des Vor⸗ 
ſtandes liegt (in einer einzelnen Beziehung) derſelbe Gedanke 
zugrunde, der als leitender Grundſatz in $ 26 BGB. aus⸗ 
geſprochen iſt, daß der Verein eines Vorſtandes nicht entbehren 
ſoll. Ein Notfall kann aber hier nicht als vorliegend anerkannt 
werden. Wenn auch die Neuwahl des Vorſtandes ohne Leitung 
der Verſammlung durch den bisherigen Vorſtand, der ſein Amt 
niedergelegt hatte, vor ſich gehen konnte, ſo lag doch keine Not⸗ 
wendigkeit vor, über die Ausſchließung des Klägers, was über: 
dies keine ſo dringliche Angelegenheit war, entgegen der Tages⸗ 
ordnung vor Neuwahl des Vorſtandes zu beſchließen und es 
kann die Notwendigkeit auch nicht damit begründet werden, daß 
die Beſchlußfaſſung über dieſen Punkt, weil der Vorſtand wegen 
Ablehnung ſeines Antrags auf Ausſchließung des Klägers 
zurückgetreten war, in einem gewiſſen Zuſammenhange mit der 
Neuwahl ſtand. D. c. Ch. Klub, U. v. 19. Mai 09, 49408 IV. 
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5. § 119 BGB. Irrtum in der Preiskalkulation. 

Wie in den Entſcheidungen des erkennenden Senats in 
RG. 55, 368 und 64, 268 des näheren dargelegt iſt, fällt 
grundſätzlich ein Irrtum in der Kalkulation, Preisbemeſſung, 
eines Kaufgegenſtandes weder unter den Begriff eines Irrtums 
in der Erklärungshandlung noch über den Inhalt der Erklärung, 
er betrifft vielmehr vorausgegangene, außerhalb des Rahmens 
der rechtsgeſchäftlichen Erklärungen liegende Umſtände und iſt 
Irrtum im Beweggrund, der den Kläger zum Kaufabſchluß um 
den Preis von 50 000 & bewogen hat, fällt daher nicht unter 
8 119 Abſ. 1 BGB. Nur dann, wenn feſtſtünde, daß, auch 
in erkennbarer Weiſe für den Beklagten, die Kalkulation zum 
Gegenſtand der für den Vertragsſchluß entſcheidenden Ver⸗ 
handlung gemacht worden wäre, würde ein Irrtum über den 
Inhalt der Erklärung des Klägers angenommen werden dürſen. 
Im vorliegenden Falle ſind aber die betreffenden Angaben des 
Beklagten teils vor dem 7. März 1905, teils am 7. März in 
der Verſammlung in O., woſelbſt die Parteien und noch andere 
Intereſſenten zuſammengekommen waren und an der Hand des 
Erpojes II über die Gründung einer Aktiengeſellſchaft behufs 
Herſtellung und Vertriebes des Kunſtleders verhandelten, während 
die Verwertung des R.ſchen Verfahrens im Auslande einer be⸗ 
ſonderen Abmachung vorbehalten war, gemacht worden. Die 
Erklärungen in dieſer Verſammlung ſowie das dabei vorgelegte 
Expoſé und die darin befindliche Rentabilitätsberechnung hatten 
nur die zu gründende Aktiengeſellſchaft im Auge. Wenn auch 
dabei zur Sprache kam, der Kläger wolle ſich an der Ver⸗ 
wertung des Verfahrens im Auslande beteiligen, ſo iſt daraus 
doch nicht zu entnehmen, daß die wegen der Gründung der 
Aktiengeſellſchaft gemachten Erklärungen uſw. auch Gegenſtand 
der für den Vertragsſchluß unter den Parteien entſcheidenden 
Verhandlungen waren. Denn der für die Parteien maßgebende 
Vertrag iſt erſt am folgenden Tage in N. getätigt worden. 
Er enthält keinerlei Hinweis auf die D.er Verſammlung, viel⸗ 
mehr die ausdrückliche Erklärung des Klägers, er habe alle auf 
das Verfahren Bezug habenden Aufklärungen und Informationen 
erhalten, ſowie die fernere Bemerkung, daß kein Teil auf Grund 
mündlicher oder anderer aus dem Vertrage nicht hervorgehenden 
Erklärungen gegen das Rechtsgeſchäft Einwendungen erheben 
könne. Der Vertrag ſpricht alſo dagegen, daß die Rentabilitäts⸗ 
berechnung und die fraglichen Angaben des Beklagten Gegen⸗ 
ſtand der Verhandlungen der Parteien bei dem Vertragsabſchluß 
waren, und es find ausdrücklich Einwendungen aus Er: 
klärungen — nicht wie der Ber R. geſagt hat: Vereinbarungen —, 
die nicht aus dem Vertrage hervorgehen, ausgeſchloſſen und 
können daher nicht Gegenſtand der Vertragsverhandlungen bilden. 
A. c. v. M., U. v. 18. Mai 09, 539/08 II. — Zweibrücken. 

6. § 138 Abſ. 1 BGB. Wann unterliegt ein Vertrag 
über die Aufführung eines Hauſes, in dem ein Bordell be- 
trieben werden ſoll, der Nichtigkeit. ] 

Der Kläger hat im Jahre 1906 für die beklagte Ehefrau 
auf deren Grundſtück ein neues Haus unter Abbruch des alten 
gebaut. Seine Klage auf den Werklohnreſt iſt in I. Inſtanz 
abgewieſen, in II. Inſtanz dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt worden. Die Reviſion der Beklagten betrifft allein die 
Frage, ob der vorliegende Werkvertrag wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nach $ 138 Abſ. 1 BGB. nichtig iſt oder 
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nicht. Das RG. hat in bezug auf Rechtsgeſchäfte, die zu dem 
Unternehmen oder dem Betriebe eines Bordells in Beziehung 
ſtehen, ſtändig anerkannt, daß die Kenntnis des einen Vertrags⸗ 
teils von der Abſicht des andern, den Vertragsgegenſtand zu 
Bordellzwecken zu verwenden, für ſich allein nicht ausreicht, 
das Rechtsgeſchäft als gegen die guten Sitten verſtoßend er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. (Urteil vom 27. Juni 1904, V 10/04; 
IW. 06, 331; RG. 63, 350; 68, 98.) Mehr aber als die 
Kenntnis dieſer beabſichtigten Verwendungsart liegt hier auf 
ſeiten des Klägers nach den Feſtſtellungen des BG. nicht vor. 
Nach dieſen Feſtſtellungen hatte der Kläger beſondere bauliche 
Einrichtungen für den Bordellbetrieb an dem Hauſe nicht an⸗ 
zubringen, weder ſeine Geſtaltung, noch die Raumanordnung in 
den einzelnen Stockwerken enthielt etwas beſonders Auffälliges. 
Der vereinbarte Werklohn überſchritt die üblichen Preiſe nicht, 
war überhaupt auch ſonſt in keine Verbindung zu dem Bordell⸗ 
betriebe gebracht. Unter ſolchen Umſtänden kann nicht geſagt 
werden, daß der unſittliche Zweck, die Förderung der Unzucht, 
zum Inhalte und Gegenſtande des Vertrags gemacht worden 
wäre, vielmehr lag dieſer Zweck außerhalb von Leiſtung und 
Gegenleiſtung. B. c. H., U. v. 21. Mai 09, 342/08 III. — Kiel. 

7. 5138 BGB. Verſtoß wider die guten Sitten (lang⸗ 
friſtiger Vertrag).] 

Der Kläger und ſeine inzwiſchen verſtorbene Ehefrau, deren 
Kinder die beiden anderen Kläger find, hatten von der Hof: 
brauerei Sch., der Rechtsvorgängerin der Beklagten, durch 
notariellen Vertrag vom 24. September 1904 eine Liegenſchaft 
zum Preiſe von 93 534 KA 39 & gekauft. Unter Poſ. 13 des 
Vertrages haben ſich die Käufer verpflichtet, die in dem 
Grundſtück beſtehende Bierwirtſchaft fortzubetreiben und das 
zum Ausſchank und zum Vertriebe kommende Bier während der 
Dauer von 20 Jahren (vom 1. Januar 1905 an) ausſchließlich 
aus der Brauerei der Beklagten zum Preiſe von 16 . pro 
Hektoliter, der ſich bei allgemeiner Erhöhung des Bierpreiſes 
entſprechend erhöht, zu beziehen. Zugleich iſt beſtimmt, daß 
dieſe Verpflichtung ſich auch auf einen ſpäteren Mieter der 
Wirtſchaft oder auf den etwaigen Rechtsnachfolger in dem 
Eigentum der Liegenſchaften erſtreckt und die Käufer die eigene 
Verantwortlichkeit dafür tragen, daß der Verpflichtung während 
der 20 Jahre nachgelebt werde, indem noch die Käufer ſich und 
ihre Rechtsnachfolger zur Zahlung einer Konventionalſtrafe von 
10 & für jeden aus einer anderen Bierbrauerei bezogenen Hekto⸗ 
liter verpflichtet haben. Die Kläger fochten den Vertrag als 
nichtig, weil gegen die guten Sitten verſtoßend an. Die Vor⸗ 
inftanzen gaben der Klage ſtatt. Die Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: Beide Vorderrichter gehen zu: 
treffend davon aus, daß für die Frage, ob ein Rechtsgeſchäft 
gegen die guten Sitten verſtößt, das Volksbewußtſein und die 
jeweiligen Anſchauungen des Verkehrslebens maßgebend ſind 
(wobei von beſonderer Bedeutung ſein kann, welchen Niederſchlag 
dieſe Anſchauungen in der Geſetzgebung, ſo in der Gewerbe⸗ 
ordnung, gefunden haben), und daß für die von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus anzuſtellende Beurteilung des betreffenden Vertrages 
die Geſamtheit aller im Zeitpunkt des Vertrags- 
abſchluſſes vorhandenen Verhältniſſe entſcheidend iſt (NO. 
63, 391). Dementſprechend haben die Vorderrichter auch den hier 
vorliegenden Vertrag in eingehender und zuſammenfaſſender 
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Würdigung aller Umſtände geprüft und find dabei zu der Feft- 
ſtellung gelangt, daß der Vertrag ein beſonders harter und 
läſtiger, drückender, die Bewegungsfreiheit der Käufer 
übermäßig und auf die Dauer von 20 Jahren be— 
ſchränkender ſei; daß der Vertrag trotz der natürlich anzuer— 
kennenden Vertragsfreiheit, das Maß der Willensbildung 
und der Beſchränkung der perſönlichen Freiheit nach 
dem geſunden Rechtsbewußtſein des Volkes weitaus über— 
ſchreite. Ein Rechtsirrtum iſt in dieſen Darlegungen nicht zu 
erkennen. Die Reviſionsklägerin weiſt ihnen gegenüber ver⸗ 
geblich darauf hin, daß das RG. ſchon wiederholt langfriſtige 
Verträge, die eine Beſchränkung der Bierbezugspflicht enthielten, 
für gültig erklärt habe, ſo insbeſondere auch einen auf 
18 Jahre abgeſchloſſenen Vertrag in der Entſcheidung in 
RG. 67, 102. Das RG. hat in allen derartigen Fällen 
immer und ſo insbeſondere auch in dem in Bd. 67 mit⸗ 
geteilten Falle betont, daß es dabei durchaus auf die Geſamt⸗ 
umſtände der Vertragsſchließung und Vertragswirkung, auf die 
Umſtände des einzelnen Falles ankomme (RG. 63 S. 333, 
336/37; 63, 390; 67, 102; JW. 06, 4193 u. a.). H. c. W., 
U. v. 18. Mai 09, 462/08 II. — Darmſtadt. 

8. SS 226, 372, 378, 402, 403, 410 BGB. Verlangen 
des Gläubigers einer Sparkaſſenforderung, derjenige, der ohne 
Grund eine Sperre des Sparkaſſenbuches ausgebracht habe, 


ſolle in die Auszahlung willigen, wenn die Sparkaſſe deswegen 


die Legitimation beanftandet.] 

Obgleich Gläubigerin der Sparkaſſenforderung und nach 
§ 952 BGB. Eigentümerin des ihr überdies übergebenen 
Sparkaſſenbuchs geworden, war die Klägerin außerſtande, die 
Forderung einzuziehen, weil der Schuldner den Nachweis ihrer 
Legitimation verlangen, nach dem §S 410 BGB. die Zahlung 
ſogar von der Aushändigung der zu ſolchem Nachweis erforder: 
lichen Abtretungsurkunden oder von einer ſchriftlichen Anzeige 
der Abtretung ſeitens der früheren Gläubiger abhängig 
machen konnte und im Rahmen dieſer Befugniſſe auch tatſächlich 
die Beibringung einer ſchriftlichen Einwilligungserklärung der 
Beklagten forderte. Ob die Klägerin bei dieſer Rechts- und 
Sachlage, wie das LG. angenommen hat, auf Grund der 
88 402, 403 BGB. die mit dem Klageantrage begehrte Cin- 
willigung der Beklagten beanſpruchen konnte, oder ob ihrem 
Verlangen auch, wie die Reviſion will, ein dem $ 89 der Ein⸗ 
leitung des PrALR. entſprechender, allgemein gültiger Rechts- 
ſatz oder der S 226 BGB. zur Seite ſteht, brauchte nicht ge⸗ 
prüft zu werden, weil der Klageanſpruch ſchon aus einem 
anderen Grunde gerechtfertigt erſchien. Nach dem unſtreitigen 
Sachverhalt iſt die Weigerung des Schuldners, auf das Spar: 
kaſſenbuch vor Beibringung einer ſchriftlichen Erklärung der 
Beklagten Zahlungen an die Klägerin zu leiſten, dadurch herbei— 
geführt, daß die Beklagte im Verein mit dem Nebeninter⸗ 
venienten das Buch bei der Sparkaſſe hatte ſperren laſſen. 
Hierin liegt eine Beeinträchtigung des Forderungsrechts der 
Klägerin durch die Beklagte, der dieſe auch durch die mit der 
Klage geforderte Einwilligung abhelfen konnte, während ein 
Vorgehen gegen den Schuldner, der das Beſtehen der Schuld 
gar nicht beſtritt, ſondern nur deshalb nicht leiſtete, weil er 
ſich über die Perſon des Gläubigers in einer durch die Sach⸗ 
lage begründeten Ungewißheit befand, wedet veranlaßt war 
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noch angeſichts des angezogenen § 410 zum Ziele führen konnte. 
Der Fall liegt nicht weſentlich anders wie der eines Streites 
zwiſchen ſogenannten Forderungsprätendenten, wo ebenfalls nicht 
über das Beſtehen der Schuld und die Verpflichtung des 


Schuldners zu ihrer Erfüllung, ſondern darüber geſtritten wird, 


wer der zur Geltendmachung Berechtigte ſei. In dieſem Falle 
haben Rechtslehre und Rechtſprechung ſchon vor dem Inkraft— 
treten des BGB. — auch abgeſehen von den Vorausſetzungen 
des 8 75 ZPO. — namentlich zur Durchſetzung eines Wider: 
ſpruchs gegen die Zwangsvollſtreckung in eine Forderung gemäß 
dem 8 771 ZPO. (vgl. RG. Bd. 43 Nr. 99, Bd. 49 Nr. 85), 
aber auch ſonſt (vgl. Bd. 7 Nr. 126) eine Klage zur Feſt⸗ 
ſtellung des Gläubigerrechts oder auf Beſeitigung einer von 
einem Dritten ausgehenden Beeinträchtigung desſelben zugelaſſen. 
Auf die Zuläſſigkeit einer ſolchen Klage auch unter der Herr: 
ſchaft des BGB. weiſen namentlich die SS 372, 378 hin, in⸗ 
ſofern fie den Schuldner, der infolge einer nicht auf Fahr: 
läſſigkeit beruhenden Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers 
nicht oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann, in die Rechtslage 
ſetzen, ſich mittels Hinterlegung von ſeiner Verbindlichkeit zu 
befreien. Der Umſtand, daß die Beklagte — wenigſtens nach 
ihrem Vorbringen im gegenwärtigen Prozeß — ſelbſt keine 
Anſprüche auf die oder an der Sparkaſſenforderung erhebt, 
ſteht der Zulaſſung einer entſprechenden Klage gegen ſie um 
ſo weniger im Wege, als der Erfolg ihres gegen die Auszahlung 
des Sparkaſſenguthabens an die Kläger erhobenen Widerſpruchs 
offenbar darin ſeinen Grund hat, daß das Sparkaſſenbuch auf 
ihren Namen lautete und der Schuldner deshalb in ihr den 


vermutlichen Gläubiger ſah. Das Ziel der Klage konnte der 


Sachlage entſprechend nur die Beſeitigung dieſes Widerſpruchs 
ſein, und das Klagebegehren ging über das hiernach Erforder— 
liche keinesfalls hinaus. v. W. c. J., U. v. 8. Mai 09, 
417/08 V. — Marienwerder. 

9. 58 324, 325 in Verb. mit $ 254 BGB. Das teil: 
weiſe Verſchulden der Unmöglichkeit iſt nicht der teilweiſen 
Unmöglichkeit gleichzuſtellen; Berückſichtigung des § 254 bei 
der Frage, ob § 324 oder § 325 anwendbar.] 

Das BG. hat das von dem Beklagten aus §S 325 BGB. 
abgeleitete Recht, von dem der Klage zugrunde liegenden Kauf— 
vertrag zurückzutreten, deshalb für begründet erachtet, weil die 
Klägerin die ihr wegen des Eigentumsvorbehalts an den Kauf: 
gegenſtänden noch obliegende Verpflichtung, dem Beklagten das 
Eigentum an denſelben zu verſchaffen, infolge deren Verſteigerung 
zu erfüllen nicht mehr imſtande ſei und ſie dieſe durch die 
Zwangsvollſtreckung geſchaffenen Unmöglichkeiten jedenfalls teil— 
weiſe verſchuldet habe. Allerdings habe auch teilweiſe der 
Beklagte die Unmöglichkeit verſchuldet. Hiernach habe teils der 
Beklagte, teils die Klägerin die Unmöglichkeit der Erfüllung der 
dieſer obliegenden Leiſtung zu vertreten. Da es ſich nun nicht 
um Schadenserſatz, ſondern um die Frage des Rücktrittsrechts 
handele, ſei $ 254 BGB. nicht anwendbar. Das teilweiſe 
Verſchulden der Unmöglichkeit ſei daher der teilweiſen Un— 
möglichkeit gleichzuſtellen. Da es ſich um einen untrennbaren 
Vertrag über einen unteilbaren Gegenſtand, eine als Ganzes 
zu einem Geſamtpreiſe verkaufte Einrichtung, handele, ſomit die 
teilweiſe Erfüllung des Vertrags für den Beklagten kein 
Intereſſe habe, fo könne er nach § 325 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
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vom ganzen Vertrag zurücktreten. Durch den hiernach mit 
Recht und unter Wahrung der Form des 5 349 BGB. er: 
folgten Rücktritt ſei das durch den Kaufvertrag begründete 
Schuldverhältnis zerfallen. Der auf dieſen Vertrag geſtützte 
Anſpruch der Klägerin auf Zahlung der weiteren Kaufgeldraten 
ſei daher unbegründet. Was dieſe rechtliche Beurteilung des 
von dem BG. gewonnenen Ergebniſſes betrifft, daß die Un⸗ 
möglichkeit der der Klägerin bezüglich der Eigentumsverſchaffung 
obliegenden Vertragserfüllung teils von dem Beklagten, teils 
von der Klägerin ſelbſt zu vertreten ſei, ſo hat das BG. jeden⸗ 
falls mit Unrecht aus der Vorſchrift des §S 325 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. die Anwendbarkeit der Beſtimmung in Satz 1 daſelbſt 
abgeleitet und in dieſer Hinſicht namentlich mit Unrecht den 
Grundſatz aufgeſtellt, daß das teilweiſe Verſchulden der 
Unmöglichkeit der teilweiſen Unmöglichkeit gleichzuſtellen 
ſei. Zunächſt ergibt ſich daraus, daß in Satz 2 des § 325 
die Worte „teilweiſe Unmöglichkeit“ in bezug auf die dem 
Schuldner obliegende Leiſtung gebraucht ſind, nichts für die 
Löſung der Schwierigkeit, die hinſichtlich der Geſetzesanwendung 
dann vorliegt, wenn — wie im gegebenen Falle — die frag⸗ 
liche Unmöglichkeit teils von dem Schuldner und teils von 
dem Gläubiger zu vertreten iſt. Es handelt ſich nämlich in 
ſolchen Fällen vor allem um die Frage, ob die Beſtimmungen 
des § 325 oder diejenigen des §S 324 BGB. überhaupt — 
ganz oder teilweiſe — anwendbar ſind. Nun iſt die Anwend⸗ 
barkeit des Satzes 2 des 8 325, wodurch das BG. die frag: 
liche Schwierigkeit löſen zu können geglaubt hat, dadurch bedingt, 
daß die in Satz 1 dieſes Paragraphen beſtimmten allgemeinen 
Vorausſetzungen für die durch dieſen Paragraphen dem Gläubiger 
überhaupt gewährten Rechte im einzelnen Falle gegeben ſind, 
namentlich alſo dadurch, daß der Schuldner der unmöglichen 
Leiſtung die Unmöglichkeit zu vertreten hat. Es kann aber 
nicht umgekehrt daraus, daß im einzelnen Falle in objektiver 
Hinſicht die beſonderen Vorausſetzungen des Satzes 2 des 
8 325 vorliegen — daß nämlich bei teilweiſer Unmöglichkeit 
der Leiſtung die entſprechende teilweiſe Erfüllung des Vertrags 
für den Gläubiger kein Intereſſe hat —, ein Grund für die 
Anwendung der Vorſchriften des §S 325 überhaupt, namentlich 
des für das ſtreitige Rücktrittsrecht des Beklagten vor allem 
maßgebenden Satzes 1 dieſes Paragraphen hergeleitet werden. 
Vielmehr würde nur dann, wenn die in Satz 1 beſtimmten 
allgemeinen Vorausſetzungen für die Anwendung dieſes Para⸗ 
graphen überhaupt zutreffen ſollten, von einer Anwendbarkeit 
der beſonderen Vorſchrift des Satzes 2 die Rede ſein können. 
Überdies ſprechen auch nicht etwa innere, ſachliche Gründe für 
die vom BG. beliebte Anwendung des § 325 aus dem Grunde, 
weil die beſonderen Vorausſetzungen des Satzes 2 dieſes 
Paragraphen gerade vorliegen. Es iſt namentlich nicht einzu⸗ 
ſehen, weshalb in Fällen, in denen die Unmöglichkeit einer 
Leiſtung teils von dem Schuldner und teils von dem Gläubiger 
zu vertreten iſt, das Intereſſe, das der Gläubiger bei nur teil⸗ 
weiſer Unmöglichkeit der Leiſtung an der Ablehnung einer nur 
teilweiſen Erfüllung des Vertrags haben mag, dazu führen ſoll, 
die Nachteile der eingetretenen Unmöglichkeit gemäß $ 325 BGB. 
ausſchließlich dem Schuldner aufzuerlegen, wie wenn dieſer 
allein die Unmöglichkeit zu vertreten hätte. Daher iſt der 
Grund, aus dem das BG. zur Anwendung der Vorſchriften 
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des § 325 gelangt iſt, insbeſondere der auch in dem Wortlaut 
dieſer Vorſchriften keine Stütze findende Satz, daß das teilweiſe 
Verſchulden der Unmöglichkeit der teilweiſen Unmöglichkeit 
gleichzuſtellen ſei, rechtlich nicht haltbar. Dieſer Satz iſt auch 
durch die von dem BG. weiter angenommene Nichtanwendbarkeit 
des § 254 BGB. im gegebenen Falle nicht zu rechtfertigen; 
denn ſelbſt wenn § 254 nicht anwendbar wäre, fo würde ſich 
hieraus nicht ergeben, daß gerade § 325 und nicht der wegen 
des teilweiſen Verſchuldens der fraglichen Unmöglichkeit durch 
den Beklagten ebenfalls in Betracht kommende § 324 im vor⸗ 
liegenden Falle anwendbar ſei. Aber auch die Annahme des 
BG., daß § 254 BGB. hier deshalb nicht anwendbar ſei, 
weil es ſich nicht um Schadenserſatz, ſondern um die Frage des 
Rücktrittsrechts des Beklagten handle, iſt rechtlich zu beanſtanden; 
denn dieſer Annahme liegt die nicht zu billigende Rechtsanſicht 
zugrunde, daß die ſich aus § 254 ergebenden Rechtsgrundſätze 
lediglich dann anwendbar ſeien, wenn gerade ein Schadens— 
erſatzanſpruch den Gegenſtand des Streits bilde. Allerdings 
bezieht ſich S 254 feinem Wortlaut nach nur auf Fälle der 
Schadenserſatzpflicht. Den darin enthaltenen Rechtsgrundſätzen 
iſt aber eine über dieſe Fälle hinausgehende Bedeutung bei⸗ 
zulegen; denn durch § 254 haben allgemeingültige Rechtsgedanken 
Ausdruck gefunden, die auch auf andern Rechtsgebieten dann, 
wenn es ſich um die nicht durch beſondere geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen geregelte Frage des Vorliegens eines rechtlich in 
Betracht kommenden Verſchuldens von zwei oder mehr 
Perſonen handelt, Beachtung verdienen, weil durch ſie allein 
eine allgemeinen Rechtsgrundſätzen und zugleich der Billigkeit 
entſprechende und der verſchiedenen Geſtaltung der Einzelfälle 
ſich anpaſſende Entſcheidung der Frage zu erzielen iſt, ob und 
inwieweit der einzelne Beteiligte trotz des Mitverſchuldens eines 
oder mehrerer anderer für ſein Verſchulden und die ſich hieraus 
ergebenden Folgen verantwortlich iſt und die dadurch erwachſenen 
Nachteile ſelbſt zu tragen hat. Gemäß dieſer Rechtsauffaſſung 
hat das RG. die Vorſchrift des S 254 BGB. ſchon wiederholt 
analog in ſolchen Fällen angewendet, in denen es ſich um 
Wandelungsanſprüche handelte, bei welchen das Verſchulden der 
einen oder der andern Partei bezüglich der Unmöglichkeit der 
Rückgewähr der gekauften Sache in Frage kam. (Vgl. die 
Urteile des V. ZS. vom 9. Dezember 1903 RG. 56, 267 und 
vom 23. Januar 1904 JW. 04, 140% ſowie das Urteil des 
erkennenden Senats vom 7. Mai 1907 II 465/06.) Mit dieſer 
Rechtſprechung ſteht es im Einklang, wenn auch im gegebenen 
Fall, in welchem nach der inſoweit nicht zu beanſtandenden Feſt⸗ 
ſtellung des BG. die Unmöglichkeit der betreffenden Leiſtung 
der Klägerin teils von ihr ſelbſt, teils von dem Beklagten zu 
vertreten iſt, die Frage, weſſen Verſchulden als das die Geſetzes⸗ 
anwendung beſtimmende anzuſehende iſt und ob hiernach ſich 
eine vollſtändige oder teilweiſe Anwendung der Vorſchriften des 
§ 325 oder des $ 324 rechtfertigt, nach den ſich aus 8 254 
BGB. ergebenden allgemeinen Rechtsgrundſätzen entſchieden 
wird. Dies iſt im vorliegenden Fall um ſo mehr geboten, als 
ein anderer Weg, um zu einer ſachgemäßen, namentlich auch 
der Billigkeit entſprechenden Löſung der bezüglich der Frage der 
Anwendung des $ 324 oder des 8 325 vorhandenen Schwierig⸗ 
keit zu gelangen, nicht gangbar iſt. Einer ſolchen Berückſichtigung 
der Grundſätze des 5 254 BGB. bei Beurteilung der Frage, 
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ob und inwieweit in derartigen Fällen die Vorſchriften des 
5 324 oder des § 325 maßgebend fein follen, ſteht auch nicht 
der Inhalt der letzteren Vorſchriften entgegen. Vielmehr würde 
es ein durch keinen inneren Grund zu rechtfertigendes Ergebnis 
ſein, wenn der von dem BG. vertretenen Rechtsanſicht gemäß 
in Fällen, in denen die Unmöglichkeit einer Leiſtung teils durch 
den einen, teils durch den andern Teil zu vertreten iſt, die 
Anwendung der Grundſätze des § 254 davon abhinge, ob der⸗ 
jenige, dem die betreffende Leiſtung geſchuldet iſt, gemäß 8 325 
BGB. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt oder ob 
er vom Vertrag zurücktritt, während doch das eigene Verſchulden 
desſelben, namentlich dann, wenn es das überwiegende iſt, in 
dem einen und dem andern Fall in gleicher Weiſe Berück⸗ 
ſichtigung verdient. S. c. M., U. v. 21. Mai 09, 543/08 II. — 
Breslau. 

10. 5 812 BGB. Klage auf Herausgabe eines Schuld⸗ 
ſcheins über ein Darlehn, das nicht gegeben wurde. Beweislaſt.] 

Die Reviſion rügt, daß das BG. die SS 607 Abſ. II, 
812 BGB. verletzt habe, weil es, obgleich Beklagter zugebe, 
dem Kläger die 6000 nicht bar geliehen zu haben, dem 
Kläger den Beweis auferlege, daß er dem Beklagten auch nicht 
aus einem andern Grund das Geld ſchuldig geworden ſei. Die 
Rüge geht fehl. Die Klage iſt auf Herausgabe des Schuld⸗ 
ſcheins gerichtet, weil der mit der Ausſtellung des Schuldſcheins 
nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg, die 
Darlehnshingabe, nicht eingetreten ſei, ſtellt alſo einen Anſpruch 
aus § 812 Abſ. I S. 2 dar. Mit der Entgegnung, daß der 
Kläger ihm das Geld aus der Schuldübernahme ſchuldig ge⸗ 
worden ſei und mit ihm vereinbart habe, daß es als Darlehn 
geſchuldet werden ſolle, hat der Beklagte keine klagebegründenden 
Tatſachen zugeſtanden, ſondern gerade geleugnet, daß das 
Rechtsgeſchäft den vom Kläger behaupteten Inhalt gehabt habe, 
nämlich, daß der Schuldſchein in Erwartung eines Darlehns 
ausgeſtellt worden ſei. Der Kläger iſt ſohin hierfür beweis⸗ 
pflichtig geblieben, und es kommt auf die Frage, wie ſich die 
Beweislaſt regelt, wenn aus einer gemäß S 607 Abſ. II BGB. 
errichteten Darlehnsurkunde geklagt wird, hier nicht an. 
S. c. St., U. v. 10. Juni 09, 291/08 VI. — Naumburg. 

11. SS 823, 1357, 1363 BGB. Treppenbeleuchtungs⸗ 
pflicht. Haftung des Ehemannes der Eigentümerin. 

Nach der nicht angefochtenen Feſtſtellung des BG. iſt der 
Unfall der Klägerin dadurch verurſacht worden, daß die ſchon 
durch ihre Bauart gefährliche Treppe zu der im Hinterhauſe 
befindlichen Mietwohnung nicht beleuchtet geweſen iſt. Das 
BG. iſt mit Recht davon ausgegangen, daß, wenngleich die 
Frau Eigentümerin des Hauſes ſei, doch dem Manne in erſter 
Linie die Pflicht obgelegen habe, für die den Umſtänden nach 
notwendige und durch Polizeivorſchrift gebotene Beleuchtung der 
Treppe zu ſorgen. Denn weil die Beklagten eine abweichende 
Regelung des ehelichen Güterſtandes nicht behauptet haben, ſo 
greift die Regel des § 1363 BGB. Platz, wonach der Ehe⸗ 
mann die Verwaltung des zum Eingebrachten gehörenden Hauſes 
hatte. Die Reviſion des Beklagten hat die aus § 1363 ge: 
zogene Folgerung beſtritten und darzutun geſucht, die Ver⸗ 
mögensverwaltung und die Hausverwaltung ſeien verſchiedene 
Dinge; auch gebe das angeführte Geſetz dem Manne nur ein 
Recht, auf das er verzichten könne, Dritte könnten daraus für 
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ſich keine Anſprüche ableiten. Dieſe Ausführung der Reviſion 
iſt rechtsirrig. Warum die Vermögensverwaltung die Haus⸗ 
verwaltung nicht mitumfaſſen ſoll, iſt unerfindlich. Das Geſetz 
gibt dem Manne, nicht bloß nach innen, der Frau gegenüber, 
ſondern auch nach außen hin, Dritten gegenüber die Stellung 
des verantwortlichen Verwalters und Beſitzers des eingebrachten 
Hauſes und daraus folgt, da der Beklagte einen Verzicht auf 
ſein Recht nicht behauptet hat, daß ihm auch die aus dieſem 
Verhältnis zur Sache entſpringenden Pflichten obliegen. Das 
polizeiliche Gebot, die Treppen zu beleuchten, richtete ſich darum 
an ihn als den, bezüglich der Unterhaltung und Beleuchtung 
des Gebäudes allein Verfügungsberechtigten. Da feſtſteht, daß 
die Beleuchtung unterlaſſen iſt, ſo iſt er für die Folgen dieſer 
Pflichtverſäumung verantwortlich, ſofern er ſich nicht entlaſten 
und dartun kann, daß er mit der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt ausreichende Anordnungen für die gehörige Beleuchtung 
getroffen habe. Nach dieſer Richtung hin hat der Beklagte 
einen Beweis nicht geführt, das BG. hat vielmehr für bewieſen 
erachtet, daß er ſich um die Beleuchtung nicht gekümmert, 
ſondern dieſe ſeiner Frau überlaſſen habe, die die von ihr 
übernommene Pflicht nicht erfüllt habe. Die Reviſion des Be⸗ 
klagten hat hiergegen eingewendet, die Fürſorge für die Be⸗ 
leuchtung gehöre zu dem häuslichen Wirkungskreiſe der Frau, 
und fer ihr nach §S 1357 BGB. von ſelbſt zugefallen; darum 
ſei auch der Mann nicht zu einer fteten Uberwachung der Frau 
verpflichtet geweſen. Das iſt jedoch nicht zutreffend. Die 
Beleuchtung der im Hinterhauſe, alſo außerhalb der Wohnung 
der Beklagten belegenen Treppe der Mietwohnung gehört nicht 
ohne weiteres zu den Geſchäften, die die Führung des gemein⸗ 
ſchaftlichen Haushalts mit ſich bringt und nur auf dieſe bezieht 
ſich die Vorſchrift des S 1357. Hiernach hat das BG. mit 
Recht angenommen, daß der Beklagte wegen eigener Fahrläſſig⸗ 
keit nach $ 823 BGB. entſchädigungspflichtig fi. G. c. K., 
U. v. 10. Juni 09, 309/08 VI. — Breslau. 

12. 88 825, 847, 1717 BGB. verb. mit § 287 ZPO. 
Feſtſtellung der Zeit der Beiwohnung, wenn es ſich darum 
handelt, ob damals der Beiſchlaf durch Hinterliſt erreicht 
worden fei.] | 

Wie das BG. feſtgeſtellt hat, lernte der Beklagte, der feit 
dem Jahre 1902 verheiratet iſt, im November 1905 die Klägerin, 
die damals kaum 17 Jahre alt war, kennen. Um ſie zur Ge⸗ 
ſtattung der außerehelichen Beiwohnung zu beſtimmen, verſchwieg 
der Beklagte, daß er verheiratet ſei, ließ ſich als ledigen Chemiker 
vorſtellen, bat ſeine Freunde, ihn nicht zu verraten, verſprach 
auch der Klägerin die Ehe. Auf dieſe Weiſe erreichte der Be⸗ 
klagte ſeinen Zweck. Die Klägerin geſtattete die Beiwohnung, 
wurde ſchwanger und gebar am 6. September 1906 ein Kind. 
Auf Grund dieſer Feſtſtellungen erklärte das BG. den Klag⸗ 
anſpruch nach 88 825, 847 BGB. dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt. Das RG. hob auf: Der BerR. hat angeführt, 
der Geſchlechtsverkehr zwiſchen den Parteien habe von Ende 
November 1905 bis in den Mai 1906 gedauert; mit Brief vom 
4. Januar 1906 habe Beklagter der Klägerin bekannt, daß er 
verheiratet ſei, und habe das Anerbieten daran geknüpft, das 
ehebrecheriſche Treiben mit ihr fortzuſetzen. Mit Recht macht 
die Reviſion geltend, es ſei nach dieſen Feſtſtellungen des BG. 
möglich, daß die Schwangerſchaft der Klägerin die Folge einer 
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Beiwohnung ſei, die die Klägerin nach dem 4. Januar 1906 in 
voller Kenntnis der Sachlage dem Beklagten geſtattete, zu deren 
Geſtattung ſie alſo nicht durch Hinterliſt beſtimmt worden fei. 
Den Ausführungen des BG. läßt ſich nicht entnehmen, daß 
feſtgeſtellt werden ſollte, der Zeitpunkt der Empfängnis falle in 
den Monat Dezember 1905; nur das iſt von dem BerR. an⸗ 
genommen, der Beklagte habe in der Empfängniszeit mit der 
Klägerin geſchlechtlich verkehrt, und es ſei nicht erwieſen, daß 
ein anderer ihr innerhalb dieſer Zeit beigewohnt habe, deshalb 
habe gemäß § 1717 der Beklagte als Vater des am 6. Sep⸗ 
tember 1906 geborenen Kindes zu gelten. Für den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus $ 825 kommt die Beſtimmung des $ 1717 
nicht in Betracht. Es handelt ſich dabei nicht um die Frage, 
wer als Vater des Kindes zu gelten habe, ſondern um die 
Frage, ob eine außereheliche Beiwohnung nachgewieſen iſt, zu 
deren Geſtattung die Frauensperſon durch Hinterliſt beſtimmt 
worden iſt, und ob daraus ein Schaden entſtanden iſt. Die 
Frage, ob aus der unerlaubten Handlung ein Schaden 
entſtanden iſt, hat das Gericht gemäß § 287 ZPO. unter 
Würdigung aller Umſtände nach freier Überzeugung zu ent— 
ſcheiden. Dieſe Rechtsſätze hat das BG. verkannt, deshalb iſt 
die Aufhebung des Urteils geboten. B. c. M., U. v. 19. Mai 09, 
144/09 IV. — München. 

13. S 831 BGB. „Beſtellung zu einer Verrichtung.“ 

Was die Anwendung des § 831 BGB. anlangt, ſo 
ſchließt ſich der erkennende Senat der von dem VI. ZS. in 
dem vom BerR. in Bezug genommenen Urteile in RG. 51 
S. 200, 201, ſowie in den Urteilen vom 23. Oktober 1906 
und 9. Januar 1908, VI 87/06, VI 146/07 vertretenen und 
vom VII. ZS. in dem Urteile vom 27. März 1906, VII 336/05 
gebilligten Rechtsauffaſſung an, daß der Beſteller für den durch 
einen zu einer Verrichtung Beſtellten in Ausführung dieſer 
Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden 
auf Grund des 8 831 BGB. nur dann haftet, wenn er dem 
Beſtellten gegenüber die Stellung des Geſchäftsherrn einnimmt, 
und er dieſe Stellung nur dann hat, wenn er die erforderlichen 
Anordnungen für die Ausführung der Verrichtung zu erteilen 
und der Beſtellte ſie zu befolgen hat, wenn alſo der Beſtellte 
bei der Ausführung der Verrichtung von dem Willen des Be— 
ſtellers abhängig iſt; nicht aber, wenn der Beſtellte bei Aus— 
führung der Verrichtung nach eigenem Ermeſſen zu handeln 
und dasjenige vorzunehmen hat, was er auf Grund eigener 
Sachkunde und Erfahrung für zweckmäßig erachtet. Die in der 
Rechtslehre hiergegen erhobenen Angriffe können nicht für be— 
gründet angeſehen werden. (Wird ausgeführt.) K. c. H., 
U. v. 9. Juni 09, 499/08 V. — Düſſeldorf. 

14. SS 855, 868, 935 BGB. Beſitzdienerverhältnis. 
„Abhanden gekommene“ Sache.] 

Maßgebend für das Beſtehen eines Beſitzdienerverhältniſſes 
iſt nicht die ununterbrochene Möglichkeit der unmittelbaren tat— 
ſächlichen Einwirkung auf die Sache ſeitens des Beſitzherrn, 
ſondern das in §S 855 BGB. bezeichnete ſoziale Abhängigkeits⸗ 
verhältnis, kraft deſſen der Beſitzherr die tatſächliche Gewalt 
über die Sache durch den Beſitzdiener als ſein Werkzeug aus— 
übt. Der letztere hat allerdings die tatſächliche Gewalt über 
die Sache, er übt ſie aber nicht für ſich, ſondern für den Beſitz— 
berrn, dem ſie infolgedeſſen als unmittelbare Sachgewalt zu: 
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gerechnet wird, während die Innehabung des Beſitzdieners nicht 
als „Beſitz“ gilt. Hierdurch unterſcheidet ſich der durch einen 
Beſitzgehilfen geübte Beſitz nach S 855 BGB. von dem un⸗ 
mittelbaren Beſitz im Sinne des 8 868 daſelbſt. Die letztere 
Stelle ſetzt ein Verhältnis voraus, kraft deſſen der Inhaber 
auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet iſt, während 
dem Beſitzdiener der Beſitz überhaupt nicht zuſteht. Das die 
Beſitzdienerſchaft charakteriſierende ſoziale Abhängigkeitsverhältnis 
nun leidet durch die räumliche Entfernung des Beſitzdieners 
vom Beſitzherrn keine Anderung. Der Handlungsreiſende hat 
den Weiſungen ſeines Prinzipals in bezug auf die in ſeinen 
Händen befindlichen Muſter, Muſterkoffer u. dgl. während der 
Reiſe ebenſo Folge zu leiſten, wie während ſeiner Anweſenheit 
im Geſchäfte; der Prinzipal bleibt deshalb auch während der 
Reiſe ſeines Angeſtellten unmittelbarer Beſitzer der erwähnten, 
ihm gehörigen Sachen. Eine ganz ähnliche Aufgabe wie einem 
Geſchäftsreiſenden war aber vorliegendenfalls der W. im Ge: 
ſchäftsbetriebe ihrer Mutter zugewieſen. Man kann dem nicht 
entgegenhalten, daß mit der Übertragung einer derartigen Auf: 
gabe notwendig auch der Auftrag zur ſorgfältigen Verwahrung 
der anvertrauten Sachen verbunden ſei, und daß der Verwahret 
im § 868 BGB. ausdrücklich zu den „Beſitzmittlern“ gezählt 
werde. Freilich iſt der Reiſende zur Aufbewahrung der ihm 
anvertrauten Sachen verpflichtet, Verwahrer im Sinne der 
SS 688 ff. iſt er aber ebenſowenig wie der Geſchäftsherr ihm 
gegenüber Hinterleger iſt. Die Verwahrungspflicht ergibt ſich 
ohne weiteres aus dem beſtehenden Abhängigkeitsverhältniſſe; der 
Geſchäftsreiſende beſitzt die Sachen nicht als Verwahrer, ſondern 
er hat ſie in Ausübung ſeiner geſchäftlichen Tätigkeit in Händen. 

Abhanden gekommen iſt eine Sache im Sinne des § 935 
BGB., wenn der unmittelbare Beſitzer ohne ſeinen Willen 
den Beſitz verloren hat. Daraus folgt, daß bei einem Beſtitz⸗ 
dienerverhältnis für die Frage, ob unfreiwilliger Beſitzverluſt 
vorliegt, nur der Wille des Beſitzherrn, nicht der des Beſtitz⸗ 
dieners in Betracht kommt. Der Beſitzdiener iſt allerdings 
tatſächlich in der Lage, die tatſächliche Gewalt und damit 
den Beſitz einem anderen einzuräumen; er überträgt damit 
aber weder eigenen Beſitz, da er ſolchen nicht hat, noch den 
unmittelbaren Beſitz des Beſitzherrn, da er hierzu nicht berechtigt 
iſt, ſondern er entzieht dem Beſitzherrn gegen deſſen Willen 
den unmittelbaren Beſitz, er bringt ihm die Sache abhanden. 
S. c. H., U. v. 18. Mai 09, 88/09 VII. — Nürnberg. 

15. SS 1134, 1135 BGB. Gefährdung der Hypothek 
durch drohende Verſchlechterung des Grundſtücks.] 

Durch die SS 1134, 1135 BGB. find unbewegliche Pfand⸗ 
gegenſtände und deren Zubehör gegen Verſchlechterung und Ver: 
ſchleppung durch den Eigentümer oder Dritte geſchützt. Wer 
dieſem Schutzgeſetze zuwider, wie der Beklagte, in Kenntnis oder 
auch nur in ſicherer Vermutung gefährdeter Hypotheken, durch 
erhebliche eigene Ankäufe von Gutsfrüchten und Zubehör und 


durch Ratserteilung an andere Dritte zur gänzlichen Entblößung 


der verpfändeten Grundſtücke von Früchten und Einrichtungs⸗ 
gegenſtänden mit und neben den Eigentümern mitwirkt, der 
macht vorſätzlich — zum allermindeſten in Eventualdolus — 
die verwüſtende Tätigkeit der Pfandſchuldner zu ſeiner eigenen, 
er verletzt im bewußten und gewollten Zuſammenwirken mit 
dieſen die erwähnten Schutzgeſetze und er ſchädigt dadurch die 
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nach der Gutsausplünderung nicht mehr gedeckten Hypotheken⸗ 
rechte. Er hat mit andern durch eine gemeinſchaftlich begangene 
unerlaubte Handlung den Schaden verurſacht und iſt daher nach 
SS 830, 840 BGB. für den ganzen Schaden geſamtſchuldneriſch 
verantwortlich. Darauf, daß er ſich etwa nur Früchte und 
Zubehörſtücke in einem hinter dem Geſamtſchaden zurückbleibenden 
Werte angeeignet hat, kommt nichts an. Die Geſamttat iſt 
einheitlich begangen und die Verantwortung dafür eine einheit— 
liche. Mit dem Ausgeführten ſteht der erkennende Senat im 
Einklang mit der bisherigen Rechtſprechung. Vgl. RG. 42, 170; 
44, 186. RG. V 333/06 vom 20. April 1907 (JW. 07, 33210.) 
S. c. S., U. v. 5. Juni 09, 106/09 V. — Naumburg. 

16. S 1574 Abſ. 3 BGB. Feſtſtellung der Schuldfrage 
trotz Verzeihung. 

Die auf Scheidung gerichtete Klage der Ehefrau war 
abgewieſen und auf die Widerklage des Ehemannes die Ehe 
unter Schuldigerklärung der Klägerin geſchieden worden. 
Die Reviſion hatte inſofern Erfolg, als auch der beklagte 
Ehemann für ſchuldig an der Scheidung der Ehe erklärt 
wurde. Die Klägerin hat nach dem Tatbeſtande des BU. die 
Schuldigerklärung des Beklagten beſonders verlangt. Materiell 
rechtfertigt ſich dieſes Verlangen nach S 1574 Abſ. 3 BGB. 
Nach den Feſtſtellungen des BG. war der Klägerin durch den 
ehebrecheriſchen Verkehr des Beklagten mit der N. ein Scheidungs— 
grund erwachſen. Dieſer Ehebruch wurde zwar von der 
Klägerin Ende Dezember 1905 verziehen. Trotz dieſer Ver: 
zeihung blieb ihr aber dieſer Ehebruch des Beklagten als Grund— 
lage für den Antrag auf Schuldigerklärung erhalten. Denn 
die Klägerin war berechtigt, wegen dieſes Ehebruchs des 
Beklagten zu einer Zeit die Scheidung zu verlangen, in der für 
den Beklagten der jetzt von ihm geltend gemachte Scheidungs⸗ 
grund gegen die Klägerin wegen ihres Ehebruchs mit L. wirkſam 
beſtand. Dieſen Ehebruch hatte die Klägerin in den Jahren 
1902.03 begangen, der Beklagte hatte aber von dieſem Ehe— 
bruche erſt am 26. Juni 1906 erfahren (vgl. Entſcheidungen 
des erkennenden Senats vom 25. Februar 1909, Rep. IV. 
292.08). Hiernach war nicht nur die Klägerin, ſondern auch 
der Beklagte für ſchuldig an der Scheidung zu erklären. P. c. P., 
U. v. 27. Mai 09, 424.08 IV. — Breslau. 

Zivilprozeßordnung. 

17. 8 233 ZPO. Ablehnung der Wiedereinſetzung gegen 
die Verſäumung der Berufungsfriſt. (Schuldhafte Verzögerung 
des Antrags auf Bewilligung des Armenrechts.) 

Die Ausfübrungen, die das BG. dahin geführt haben, der 
Klägerin die Wiedereinſetzung gegen den Ablauf der Berufungs— 
friſt zu gewähren, beruhen auf einer Verkennung der Bedeutung 
des 8 233 3] O., ſowie der in wiederholten Entſcheidungen des 
AG. ausgeſprochenen, die Auslegung des S 233 ZPO. be⸗ 
treffenden Grundſätze. (RG. 2, 425; 48, 409 [Beſchluß der 
Ver ZS. vom 22. Mai 1901]; 70, 121.) 
gangspunkt der Ausführungen des BG., daß wegen der be⸗ 
deutſamen Tragweite, die der Verluſt der Berufung für die 
Klägerin haben würde, eine gewiſſe Nachgiebigkeit bei Beurteilung 
der Vorausſetzungen des Geſuchs um Wiedereinſetzung gerecht— 
fertigt ſei. Das Geſetz läßt einen verſchiedenen Maßſtab je 
nach der Verſchiedenheit des in Betracht kommenden Intereſſes 
nicht zu. Bei Anträgen auf Bewilligung des Armenrechis darf 
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die Partei dasjenige, was ſie ihrerſeits zur Wahrung der Friſt 
zu tun hat, nicht bis auf den letzten Teil der Friſt verſchieben, 
ſie muß vielmehr alle nach Lage der Sache vernünftigerweiſe 
aufzuwendende Sorgfalt behufs Wahrung der Friſt anwenden. 
Dieſer Sorgfaltspflicht iſt im vorliegenden Falle ſeitens des 
Vaters und geſetzlichen Vertreters der Klägerin nicht entſprochen 
worden. Er hat von den ihm zur Verfügung ſtehenden 
30 Tagen der Berufungsfriſt 26 Tage ungenutzt verſtreichen 
laſſen und das Armenrechtsgeſuch erſt am 27. Tage bei dem 
LG. in E. behufs Weitergabe an das OLG. in H. eingereicht. 
Bei dem BG. iſt das Geſuch nebſt den in E. beigefügten Prozeß⸗ 
akten am 29. Tage der Friſt — am 13. Mai 1908 — ein⸗ 
gegangen; an dem nächſten Sitzungstage des BG., an dem eine 
Entſcheidung ergehen konnte, am 15. Mai 1908, an welchem 
Tage eine Angabe über den Tag der Zuſtellung erfordert wurde, 
war die Friſt bereits abgelaufen. Irgendeine Angabe darüber, 
daß und aus welchem Grunde dem Vater der Klägerin eine 
frühere Einreichung des Geſuchs unmöglich geweſen ſei, iſt von 
der klagenden Partei nicht gemacht worden. Aus der feit- 
ſtehenden Sachlage ergibt ſich, daß die Berufungsfriſt lediglich 
deshalb nicht hat gewahrt werden können, weil der Vater der 
Klägerin ungebührlich lange mit der Abſendung des Armen— 
rechtsgeſuches gezögert hat. Hieran wird durch die weiteren 
Ausführungen des BG. nichts geändert. Wenn zur Ent⸗ 
ſchuldigung des eingeſchlagenen Verhaltens der Mangel einer 
rechtskundigen Beratung herangezogen wird, fo iſt darauf zu ver⸗ 
weiſen, daß der Klägerin für die I. Inſtanz ein in E. wohn⸗ 
hafter Armenanwalt beigeordnet war, der die etwa erforderliche 
Auskunft über die zwecks Erwirkung des Armenrechts für die 
Berufungsinſtanz zu ergreifenden Schritte erteilen konnte. Ab— 
geſehen davon konnte der Vater der Klägerin das Geſuch in 
der Gerichtsſchreiberei ſeines Wohnortes rechtzeitig zu Protokoll 
erklären. S. c. W., U. v. 7. Juni 09, 654/08 IV. — Hamm. 

18. S 256 3PO. Negative Feſtſtellungsklage.] 

Die Reviſion des Klägers rügt die Verletzung des 
8 256 3] O. mit der Ausführung, es genüge, wenn das recht⸗ 
liche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung, daß dem Be— 
klagten die Forderung, deren er ſich berühme, nicht zuſtehe, 
zur Zeit der Erhebung der Klage, vorhanden ſei. Die Rüge 
verſagt. Zwar hat das RG. in Fällen, die die poſitive all⸗ 
gemeine Schadensfeſtſtellungsklage betrafen, angenommen, daß 
bei ihr das Intereſſe an der einmal zuläſſig erhobenen Feſt⸗ 
ſtellungsklage mit der eingetretenen Möglichkeit, die Leiſtungs⸗ 
klage anzuſtellen, nicht wegfalle. Es iſt aber auch in dem vom 
VI. 3S. des RG. am 5. April 1909 erlaſſenen Urteile 
(VI. 244/08) bereits ausgeführt, daß die Rechtslage bei der 
negativen Feſtſtellungsklage anders ſei, nachdem der Gegner 
die entſprechende poſitive Klage auf Leiſtung erhoben und ſo 
weit fortgeführt habe, daß ſie nicht mehr ohne Einwilligung 
des Beklagten (des Feſtſtellungsklägers) zurückgenommen werden 
könne. Es iſt bier erwogen, daß der auf die negative Feſt⸗ 
ſtellungsklage eingeleitete Prozeß nicht den Einwand der Rechts⸗ 
hängigkeit gegenüber der Leiſtungsklage des Gegners begründe, 
und dieſem nicht angeſonnen werden könne, das Ende des Feſt⸗ 
ſtellungsprozeſſes für die Verfolgung ſeines Anſpruches abzu⸗ 
warten, weil deſſen Verjährung durch den Antrag auf Ab⸗ 
weiſung der negativen Feſtſtellungsklage nicht unterbrochen 
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werde, und deren Abweiſung dem Feſtſtellungsbeklagten nicht 
zur Befriedigung ſeines Anſpruches verhelfe. Es iſt weiter 
erörtert, daß bei der Verſchiedenheit der Rechtskraftwirkungen, 
die das Urteil im negativen Feſtſtellungsprozeß und im 
Leiſtungsprozeß zwiſchen den Parteien im Hinblick auf das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen des den Gegenſtand des Streites 
bildenden Anſpruches ausübe, die Gefahr einer Rechts⸗ 
verwirrung entſtehe, wenn ſich widerſprechende und ſich gegen⸗ 
ſeitig aufhebende Entſcheidungen in beiden gleichzeitig und 
ſelbſtändig nebeneinander herlaufenden Prozeſſen erlaſſen 
würden. Deshalb müſſe, nachdem der Feſtſtellungsbeklagte, die 
dem Entſcheidungsintereſſe beider Parteien in gleicher Weiſe 
entſprechende Leiſtungsklage erhoben und ſoweit fortgeführt habe, 
daß ſie nicht mehr ohne Einwilligung des Feſtſtellungsklägers 
zurückgenommen werden könne, der nur dem Intereſſe des 
letzteren dienenden negativen Feſtſtellungsklage der weitere 
Rechtsſchutz verſagt werden. Dieſen Erwägungen iſt für den 
vorliegenden Fall beizutreten. Die negative Feſtſtellungsklage 
iſt daher der Regel nach unter den angegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen wegen Wegfalles des Intereſſes an der alsbaldigen 
Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des Rechtsverhältniſſes abzu⸗ 
weiſen. Allerdings werden Ausnahmen von der Regel unter 
beſonderen Umſtänden anzuerkennen ſein. So wenn die 
Leiſtungsklage erſt erhoben wird, nachdem der Rechtsſtreit auf 
die negative Feſtſtellungsklage bis zur Entſcheidungsreife vor⸗ 
geſchritten oder bereits durch Zwiſchenurteil über einzelne 
Streitpunkte für den Feſtſtellungskläger erkannt iſt. Alsdann 
mag ſeiner Klage wegen Fortdauer des Intereſſes an der als⸗ 
baldigen Entſcheidung des Rechtsſtreites Fortgang gegeben und 
der Gefahr der Rechtsverwirrung gemäß 8 148 ZPO. durch 
Ausſetzung des Prozeſſes über die Leiſtungsklage vorgebeugt 
werden müſſen. Solche beſonderen Umſtände liegen hier nicht 
vor. Hier ſteht der Ausgang des Rechtsſtreits noch völlig da⸗ 
hin. Daher greift die Regel durch, nachdem der Beklagte im 
ſelbſtändigen Prozeſſe auf Zahlung von 15 000 & geklagt und 
damit nach der Feſtſtellung des OLG. die Forderung, deren er 
ſich berühmt haben ſoll, geltend gemacht hat. B. c. L., U. v. 
12. Mai 09, 182/08 I. — Düſſeldorf. 

19. SS 264, 268 ZPO. Klagänderung?] 

Der Kläger hat ſeine Anſprüche in der Berufungsinſtanz 
erweitert und der Beklagte dieſe Erweiterung als Klagänderung 
beanſtandet. Das BG. iſt über dieſen Einwand des Beklagten 
ſtillſchweigend hinweggegangen und hat, weil es nicht für be⸗ 
wieſen anſieht, daß der Beklagte den Kläger verletzt hat, den 
Klaganſpruch völlig abgewieſen. Die Reviſion entnimmt daraus 
das Bedenken, daß das BG. bezüglich der neuen Anſprüche des 
Klägers nicht in der Sache ſelbſt habe entſcheiden dürfen, bevor 
es über den Einwand der unzuläſſigen Klagänderung entſchieden 
habe. Es iſt auch ein formeller Verſtoß, daß das BU. ſich über 
die Zuläſſigkeit der Erweiterung des Klaganſpruchs nicht aus⸗ 
drücklich ausſpricht. Allein dadurch wird der Kläger nicht be⸗ 
ſchwert, weil das BG. ſachlich die Streitfrage zugunſten des 
Klägers entſchieden hat, und zwar richtig, weil der in der 
Berufungsinſtanz geſtellte Antrag lediglich eine Berichtigung 
und beſtimmte Abgrenzung des zuvor völlig allgemein und un⸗ 
beſtimmt gefaßten Antrags ausmacht. U. c. K., U. v. 
7. Juni 09, 481.08 VI. — Hamm. 
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20. SS 264, 268 ZPO. Klagänderung ] 

Ausweislich des Tatbeſtandes des angefochtenen Urteils 
hatte die Beklagte in der Berufungsinſtanz die Aktivlegitimation 
des Klägers mit der Behauptung beſtritten, daß die Brennerei 
ſeit 1900 von einer Genoſſenſchaft betrieben werde, und daß 
deshalb nur dieſe, nicht aber Kläger, geſchädigt ſein könnte. 
Zur Beſeitigung dieſes Einwandes und zum Nachweis, daß er 
Erſatz eines ihm ſelbſt erwachſenen Schadens fordere, hatte 
Kläger entgegnet, daß er zwar die Brennerei verpachtet habe, 
aber unter Gewährleiſtung der Waſſerlieferung, und daß er 
deshalb der Pächterin dem ihr im Jahre 1905 durch den 
Waſſermangel entſtandenen Schaden erſetzt und die Anſchluß⸗ 
leitung auf ſeine Koſten angelegt ſowie die bis zum 1. No⸗ 
vember 1907 aus ihr bezogenen Waſſermengen bezahlt habe. 
Dieſem die Aktivlegitimation des Klägers außer Zweifel ſtellen⸗ 
den Vorbringen widerſprach die Beklagte als einer Klagänderung. 
Der Reviſion iſt zuzugeben, daß es folgerichtig geweſen wäre, 
wenn der BerR., bevor er in eine materielle Prüfung des 
klägeriſchen Vorbringens eintrat, zu der Frage der Klagänderung 
ausdrücklich Stellung genommen hätte, allein das Unterlaſſen 
einer beſtimmten Stellungsnahme läßt im vorliegenden Fall 
die von der Reviſion erſtrebte Aufhebung des Bu. nicht ge: 
boten erſcheinen. Die Ausführungen des BerR., mit denen er 
die ausgeſprochene Abweiſung der Klage rechtfertigt, laſſen in 
ihrem Zuſammenhang nicht den geringſten Zweifel darüber, daß 
er den Klaganſpruch auf Grund des tatſächlichen Vorbringens 
des Klägers materiell geprüft und über ihn dahin entſchieden 
hat, daß er nach der feſtgeſtellten Sachlage materiell unbegründet 
iſt, weil Beklagte tatſächlich die vertragsmäßige Waſſermenge 
geliefert hat. Dieſem völlig unzweideutigen Ausſpruch gegen⸗ 


über iſt die am Schluß des BU. ſich findende Bemerkung, 


„es könne bei dieſer Sachlage dahingeſtellt bleiben, ob in der 
jetzigen Motivierung des Klaganſpruchs eine Klagänderung liege“, 
nicht geeignet, berechtigte Zweifel über die Tragweite der tat⸗ 
ſächlich ausgeſprochenen Entſcheidung hervorzurufen. Iſt aber 
daran feſtzuhalten, daß der BerR. den Klaganſpruch als 
materiell unbegründet hat zurückweiſen wollen und zurück⸗ 
gewieſen hat, ſo würde nur dann ein zur Aufhebung des 
Urteils nötigender Prozeßverſtoß vorliegen, wenn das klägeriſche 
Vorbringen II. Inſtanz tatſächlich eine Klagänderung enthalten 
hätte und der BerR. infolgedeſſen zu einer materiellen Ent⸗ 
ſcheidung über dieſes Vorbringen gar nicht befugt geweſen wäre. 
Allein nach dem feſtgelegten Sachverhalt iſt in dem Vorbringen, 
mit dem Kläger dem Beſtreiten ſeiner Aktivlegitimation entgegen⸗ 
getreten iſt, keine Klagänderung, ſondern nur eine ohne Anderung 
des Klaggrundes vorgenommene Ergänzung der tatjächlichen 
Anführungen zu erblicken. War aber der BerR. zur ſachlichen 
Entſcheidung über den vom Kläger erhobenen Anſpruch auf 
Grund deſſen geſamten Vorbringens nach Lage der Sache be⸗ 
rechtigt, ſo enthält die ſachliche Entſcheidung ohne gleichzeitige 
Feſtſtellung des Nichtvorliegens einer unzuläſſigen Klagänderung 
keine zur Aufhebung des Urteils nötigende Beſchwerung des 
Klägers. T. c. D., U. v. 11. Juni 09, 316/08 VII. — Hamm. 

21. 5 313 ZPO. Nicht ausreichender Tatbeſtand.] 

Mit Recht macht die Reviſion geltend, daß der Tatbeſtand 
des BU. der Vorſchrift des 8 313 ZBO. nicht entſpreche. In 
dieſem Tatbeſtand wird Bezug genommen auf das erſte Urteil, 
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und dieſes verweiſt trotz eines ausführlichen Tatbeſtandes auf 
den Inhalt der Schriftſätze, alſo die neun Schriftſätze der 
J. Inſtanz; ferner nimmt der Tatbeſtand des BU. Bezug auf den 
Schriftſatz der Beklagten vom 8. Februar 1908 und den des 
Klägers vom 16. April 1908 und am Schluß verweiſt er 
wegen der Beweisantretung der Parteien auf deren Schriftſätze. 
Dieſe Verweiſung lautet ganz allgemein und bezieht ſich dem⸗ 
nach auf alle Schriftſätze: neun der I. Inſtanz und fünf der 
II. Inſtanz. Alle dieſe Schriftſätze enthalten das Partei⸗ 
vorbringen in beſtändigen Wiederholungen und doch auch 
wieder in veränderter Darſtellung mit Zuſätzen und Er⸗ 
gänzungen, namentlich in betreff der Beweisantretung. Zahl⸗ 
reiche Beweiſe ſind angetreten durch Benennung von Zeugen, 
Eideszuſchiebungen und Anträge auf Vernehmung von Sach⸗ 
verſtändigen. Nun iſt zwar eine Bezugnahme auf die Schrift⸗ 
ſätze und die darin enthaltenen Beweisantretungen nach $ 313 
Abſ. 2 ZPO. nicht ausgeſchloſſen, aber nur unter der Bor: 
ausſetzung, daß keine Unklarheit entſteht, welche Tatſachen und 
welche Beweismittel von den Parteien vorgetragen ſind. Im 
vorliegenden Fall bleibt dies aber unklar. Ferner ergibt ſich 
das Bedenken, ob die Tatſachen und Beweismittel, auf welche 
durch Bezugnahme auf die Schriftſätze verwieſen wird, mündlich 
vorgetragen und zur Kenntnis des Prozeßgerichts gebracht 
worden ſind. Aus der bloßen Verweiſung auf die Schriftſätze 
iſt dies nicht zu entnehmen. Am Schluß des Tatbeſtandes 
wird bemerkt, daß der Kläger zum Protokoll vom 13. Juni 1908 
ein Heft mit Abſchriften von fünfundzwanzig Briefen überreicht 
habe. Daß die Briefe vorgetragen ſeien, iſt nicht erſichtlich. 
Hiernach war wegen mangelhaften Tatbeſtandes das Urteil auf⸗ 
zuheben und die Sache an das BG. zurückzuverweiſen. T. c. A.⸗G. 
für Feld: und Kleinbahnen⸗Bedarf, U. v. 11. Juni 09, 
370/08 III. — Berlin. 

22. SS 322, 325 ZPO. in Verb. mit $ 139 BGB. 
Rechtskraft. 

Die Entſcheidungen des V. ZS. (RG. 59, 174 und 
62, 184) behandeln Fälle, in denen auf der einen Seite eines 
Vertrages mehrere Kontrahenten ſtanden und nur in der Perſon 
eines von ihnen ein Nichtigkeitsgrund vorlag. Das RG. hat 
ausgeſprochen, die Nichtigkeit ergreife den ganzen Vertrag, 
ſofern nicht anzunehmen ſei, daß er auch ohne den betreffenden 
Kontrahenten geſchloſſen wäre. Die Auslegung des $ 139 BGB., 
die hiermit gegeben wird, iſt unbedenklich und wird auch von 
dem erkennenden Senat gebilligt (vgl. ſchon RG. 51, 35). 
Aber in den früheren Fällen war die Feſtſtellung, daß bei 
einem der Kontrahenten ein Nichtigkeitsgrund beſtehe, allen 
Kontrahenten gegenüber getroffen. In der hier zu ent: 
ſcheidenden Streitſache iſt die Nichtigkeit des Vertrages vom 
7. September 1905 durch das Urteil vom 2. Mai 1906 nur 
dem Mitbeklagten S. gegenüber feſtgeſtellt. Daß dabei offen⸗ 
gelaſſen iſt, ob der Grund der Nichtigkeit in der Perſon S. 
oder in derjenigen R. oder in den Perſonen aller beiden Be: 
klagten zu ſuchen ſei, kommt nicht in Betracht. Die ungleiche 
Begrenzung der Beteiligten aber, an welche in den miteinander 
verglichenen Fällen das Urteil ſich wendet, bedeutet einen 
durchgreifenden Unterſchied. Grundſätzlich beſchränkt ſich die 
Rechtskraft auf die Perſonen, zwiſchen denen das Urteil ergangen 
iſt. Das Geſetz geht davon aus, daß nur diejenigen gebunden 
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werden ſollen, die in der Lage ſind, auf den Inhalt des Urteils 
einzuwirken. Für den vorliegenden Fall gibt es keine Vorſchrift, 
die eine weitere Erſtreckung der Rechtskraft anordnete. (Wird 
ausgeführt.) Außerte das Urteil vom 2. Mai 1906 Rechtskraft 
nur zwiſchen dem Kläger und S., ſo ſteht dem R. gegenüber 
von einer teilweiſen oder gänzlichen Nichtigkeit des ſtreitigen 
Vertrages bisher noch nichts feſt. Hierfür iſt es gleichgültig, 
wie die ſubjektive Beſchränkung der Rechtskraft näher gedacht 
werden muß. (Wird weiter ausgeführt.) R. c. H., U. v. 
22. Mai 09, 288/08 I. — Frankfurt. 

23. 8 325 ZPO. in Verb. mit SS 767, 768 BGB. 
Keine Wirkung des rechtskräftigen Urteils gegen den Bürgen.] 

Die Rechtskraft eines auf Klage des Gläubigers gegen 
den Hauptſchuldner ergangenen Urteils wirkt nach dem in 
8 325 ZPO. aufgeſtellten Grundſatze gegen den Bürgen als 
ſolchen nicht; der Bürge kann vielmehr auch noch nach der 
rechtskräftigen Verurteilung des Hauptſchuldners der Klage des 
Gläubigers gegenüber Einreden geltend machen und ſelbſt den 
Beſtand der Schuld beſtreiten. Die Vorſchrift des § 767 
Abſ. 1 BGB. greift hiergegen nicht durch und der Grundſatz 
des $ 768 BGB. iſt nur für nicht gegen den Bürgen zu 
verwerten. Vgl. RG. 56, 109 ff.; 66 S. 332, 334 — 
Urteil VI 384/08 vom 3. Mai 1909; Dernburg, D. B. Recht II 2 
8 287 Ziff. VI S. 400, Oertmann, Recht der Schuldverh. 
8 767 Anm. 2, ＋ g, S. 839, Staudinger Kom. § 767 Nr. 6 
S. 1248; Gaupp-Stein, ZPO. 8 325 VI 3 7.8. Aufl. S. 785. 
B. Konk. c. L., U. v. 10. Juni 09, 302/08 VI. — Stuttgart. 

24. SS 379, 342 ZPO. Antrag auf Erledigung einer 
bereits beſchloſſenen Beweisaufnahme während ſchwebenden 
Einſpruchsverfahrens.] 

Der Beklagte hatte den Vorſchuß zur Deckung der der 
Staatskaſſe durch die Vernehmung der Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen erwachſenden Auslagen, von deſſen binnen 
drei Wochen erfolgender Hinterlegung der Beſchluß des Prozeß⸗ 
gerichts vom 7. Februar 1907 dieſe Vernehmung abhängig 
gemacht hatte, erſt am 7. Januar 1908 eingezahlt. Am 
17. Januar 1908 ging ein Schriftſatz des Prozeßbevollmächtigten 
des Beklagten ein, nach welchem gegen das Verſäumnisurteil 
vom 4. Januar 1908 Einſpruch eingelegt wurde. In einem 
am 25. Januar 1908 eingegangenen Schriftſatze vom 24. des⸗ 
ſelben Monats beantragte der Beklagte mit Rückſicht auf die 
nunmehr erfolgte Einzahlung des Vorſchuſſes, die von ihm 
angetretenen und beſchloſſenen Beweiſe zu erheben, indem er 
bemerkte, da der Termin zur Verhandlung — nämlich über 
den Einſpruch und die Hauptſache — erſt am 30. März anſtehe, 
ſo könne die Vernehmung ohne Verzögerung des Verfahrens 
erfolgen. Er überreichte auch zum Nachweiſe der ordnungs⸗ 
mäßigen Einlegung des Einſpruchs das Verſäumnisurteil und 
die Einſpruchsſchrift je mit Zuſtellungsnachweis. Auf den Be⸗ 
ſcheid des Prozeßgerichts, daß über den Antrag nur auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung entſchieden werden könne, erließ 
der Beklagte darauf eine Ladung zur mündlichen Verhandlung 
über den Antrag, worauf Termin zur mündlichen Verhandlung 
darüber auf den 20. Februar 1908 beſtimmt wurde. In 
dieſem Termin wurde der Antrag dann zurückgewieſen, weil 
das Gericht nicht befugt ſei, eine Anordnung über die Beweis⸗ 
aufnahme zu treffen, ehe über den Einſpruch gegen das er— 
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gangene Verſäumnisurteil verhandelt ſei, und Termin zur Ber: 
handlung über dieſen Einſpruch erſt am 30. März 1908 anſtehe. 
In dem auf Grund der Verhandlung dieſes Tages erlaſſenen 
Endurteile in der Sache ſelbſt iſt die Zurückweiſung jenes 
Antrages in derſelben Weiſe begründet und nur hinzugefügt 
worden: durch das Verſäumnisurteil habe das Verfahren einen 
vorläufigen Abſchluß erhalten gehabt; die Ladung und Ver⸗ 
nehmung der nur vom Beklagten benannten Zeugen habe des— 
halb nicht eher erfolgen können, als bis feſtgeſtellt geweſen ſei, 
daß der Einſpruch form- und friſtgerecht eingelegt geweſen ſei, 
dieſe Feſtſtellung habe aber erſt in der dazu beſtimmten münd⸗ 
lichen Verhandlung erfolgen können. In dem Termine zur 
mündlichen Verhandlung hätte aber nach Prüfung der Zu: 
läſſigkeit des Einſpruchs die Vernehmung jener Zeugen über 
die in dem früheren Beweisbeſchluſſe bezeichneten Beweisſätze 
nur angeordnet werden können, wenn ſich ſonſt noch irgend— 
eine andere Beweisaufnahme als erforderlich herausgeſtellt hätte, 
was nicht der Fall geweſen ſei. Das Gericht iſt hiernach der 
Anſicht, daß eine ſo zeitige Nachholung der Hinterlegung, daß 
die Vernehmung der Zeugen ohne Verzögerung des Verfahrens 
hätte erfolgen können, nicht ſtattgefunden habe. Dieſe Be⸗ 
gründung der Zurückweiſung des Antrages auf Ladung der 
von dem Beklagten benannten Zeugen iſt, wie die Reviſion mit 
Recht geltend macht, rechtsirrtümlich. Nach § 342 ZPO. wird, 
wenn der Einſpruch zuläſſig iſt, der Rechtsſtreit in die Lage 
zurückverſetzt, in welchem er ſich vor Eintritt der Verſäumnis 
befand. Dieſe Wirkung tritt hiernach durch die ordnungs— 
mäßige Einlegung des Einſpruchs, von der die vorher— 
gehenden SS 338 bis 340 handeln, ein und iſt nicht erſt an 
einen Ausſpruch des Gerichts hierüber geknüpft, wenn dieſes 
auch nach S 341 verpflichtet iſt, von Amts wegen zu prüfen, 
ob der Einſpruch an ſich ſtatthaft und in der geſetzlichen Form 
und Friſt eingelegt iſt, und dieſe Prüfung auch erſt gemäß 
den SS 340 und 341 in der mündlichen Verhandlung über die 
Hauptſache erfolgt. Unter der Vorausſetzung, daß der Ein— 
ſpruch für zuläſſig werde erachtet werden, konnte auf Grund 
des Umſtandes, daß objektiv der Rechtsſtreit in ſeine frühere 
Lage zurückverſetzt war, namentlich da der urkundliche Nachweis 
friſt⸗ und formgerechter Einlegung des Einſpruchs ſchon vorgelegt 
war, ſehr wohl zur Erledigung der früher bereits beſchloſſenen 
Beweisaufnahme in der in dem Beſchluſſe vom 28. Januar 1907 
beſtimmten Art geſchritten werden, da in der Zeit bis zu dem 
Termine vom 30. März 1908 es möglich war, daß nicht nur 
die in P. ſelbſt wohnenden Zeugen durch den beauftragten 
Richter, ſondern auch der Zeuge C. in G. durch das AG. ſeines 
Wohnorts als erſuchtes Gericht vernommen wurden. Die bier: 
nach maßgebenden Grundſätze ſind übrigens bereits in dem von 
der Reviſion angezogenen Beſchluſſe des I. ZS. des RG. vom 
27. März 1901, Gruchots Beitr. 45, 1130, für einen ganz ähnlichen 
Fall anerkannt worden. Wäre aber in der angegebenen Weiſe 
verfahren worden, ſo würde durch die Erhebung der Beweiſe 
keine Verzögerung des Verfahrens eingetreten fein, die Ent⸗ 
ſcheidung hätte vielmehr auch dann auf Grund der mündlichen 
Verhandlung vom 30. März 1908 ergehen können. H. c. B., 
U. v. 18. Juni 09, 283,08 III. — Poſen. 

25. § 845 ZPO. Bei der Vorpfändung braucht nur ein 
vollſtreckbarer Titel, nicht aber auch eine vollſtreckbare, d. h. mit 
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Vollſtreckungsklauſel im Sinne der §§ 725 ff. verſehene Aus⸗ 
fertigung dieſes Titels vorzuliegen; Begriff des „vollſtreckbaren 
Titels“. 

Im Zwangsverſteigerungsverfahren gegen die Wittwe H. 
in Godesberg und den Nachlaßpfleger für den Nachlaß ihres 
verſtorbenen Ehemannes erhielten die Beklagten am 16. Januar 
1907 für bar zu zahlende 125 000 & den Zuſchlag. Dadurch 
kam unter anderm die auf einem der verſteigerten Grunditüde 
für den Vater der Beklagten ſtehende Hypothek zu 20 000 .# 
zur Hebung, wovon aber 10 000 wegen Tilgung zur Eigen⸗ 
tümergrundſchuld geworden waren. Weil aber die Beklagten 
am 19. Februar 1907 Vorpfändung nach § 845 ZPO. und 
am 6. März 1907 Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß auf 
jene Eigentümergrundſchuld hatten zuſtellen laſſen, ſetzte ſie der 
Vollſtreckungsrichter im Teilungsplan als Berechtigte auf den 
entfallenden Betrag von 10 087,50 % ein. Hiergegen erhob 
die Klägerin Widerſpruch auf Grund des Pfändungs- und 
Aberweiſungsbeſchluſſes, den fie ſelbſt am 22./ 23. Februar 1907 
hatte zuſtellen laſſen. Ihre Klage, worin ſie erwähnte Maß⸗ 
nahmen der Beklagten für unwirkſam, dagegen ihre eigene 
Pfändung für gültig erklärte und beantragte, den Teilungsplan 
deswegen zu ihren Gunſten abzuändern und die Beklagten als 
Geſamtſchuldner zur Zahlung der 10 087,50 & nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit 19. März 1907 an ſie zu verurteilen, iſt entſprechend 
dem Antrag der Beklagten in beiden Vorinſtanzen abgewieſen 
worden. Auch die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. Zu⸗ 
gunſten der Klägerin nimmt der Vorderrichter an, daß ihre 
Pfändung, als erſt nach Erlöſchen der Eigentümergrundſchuld 
erfolgt, nicht mit Wegnahme des Hypothekenbriefs verbunden 
zu ſein brauchte und daß ferner ſich die Beklagten nicht auf 
die von ihnen beabſichtigte, aber unzuläſſige Aufrechnung ihrer 
Forderung gegen den fraglichen Erlösanteil zu 10 087,50 % 
ſtützen könnten. Gleichwohl erkennt er wegen der von ihm trotz 
der Bemängelungen durch die Klägerin für gültig erachteten 
Verpfändung vom 19. Februar 1907 das Vorrecht der Be⸗ 
klagten auf den ſtreitigen Betrag an. Der § 845 30. ſei 
— iſt im BU. ausgeführt — trotz Nichtvorhandenſeins eines 
Drittſchuldners auch gegenüber einer Eigentümergrundſchuld an- 
wendbar; wenn dieſe Pfändungsankündigung ſowie der ſpäter 
von den Beklagten erwirkte und zugeſtellte Pfändungs- und 
Aberweiſungsbeſchluß nach ihrem Wortlaut auch noch die Eigen: 
tümergrundſchuld zum Gegenſtande hätten, ſo ſei doch ihre 
Erſtreckung auf den Erlösanſpruch der Zwangsoverſteigerungs⸗ 
ſchuldner genügend erkennbar, endlich habe es nicht ſchon bei 
der Vorpfändung vom 19. Februar 1907 einer Zuſtellung der 
Vollſtreckungsklauſel und der Erbſcheine für und gegen die be: 
teiligten Rechtsnachfolger bedurft. Für die ſpätere, rechtzeitig 
innerhalb 3 Wochen erfolgte endgültige Pfändung und Über⸗ 
weiſung ſeien letzterwähnte Zuſtellungen allerdings notwendig 
geweſen, da ſeien fie aber auch, wie unbeſtritten, vorſchrifts⸗ 
mäßig erfolgt. Die Reviſion wendet ſich hauptſächlich gegen 
den letzten Entſcheidungsgrund des BerR. inſofern, als ſie 
wenigſtens das Vorliegen eines die Rechtsnachfolger be⸗ 
zeichnenden vollſtreckbaren Titels ſchon bei der Vorpfändung 
nach § 845 ZPO. für erforderlich erklärt. Sie unterſtellt aber 
auch die übrigen zuungunſten der Klägerin lautenden Erwägungen 
des OLG. der reichsgerichtlichen Nachprüfung. Dieſe hat aber 
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die Richtigkeit der angefochtenen Entſcheidung und die Un— 
begründetheit der Reviſion ergeben. Nach § 744 der urſprüng⸗ 
lichen ZPO. konnte ebenſo wie jetzt nach § 845 Satz 1 die 
ſog. Vorpfändung „auf Grund eines vollſtreckbaren Schuld— 
titels“ erfolgen. Jahrelang war man der Meinung, wie der 
Kommiſſionsbericht zur Novelle von 1898 (Hahn-Mugdan Mat. 
8, 416) erwähnt, daß jene Pfändungsvoranzeige ſchon ſofort 
nach Verkündung eines vollſtreckbaren Urteils erfolgen könne, 
alſo in dieſem Sinne nur ein vollſtreckbarer Titel vorliegen 
müſſe. (Vgl. RG. 32, 43.) Später aber drang die Anſicht 
durch, daß auch die Vorpfändung nicht eine bloße Voll— 
ſtreckungsvorbereitung, ſondern ſchon eine Vollſtreckungsmaßregel 
bilde und daß daher ſchon eine vollſtreckbare Ausfertigung 
des Schuldtitels dabei mindeſtens vorliegen, wenn nicht ſogar 
zugeſtellt werden müſſe (S 671 alt, S 750 neu ZPO.). Vgl. 
JW. 97, 135185, 95, 1275. Damit wäre, wie ſelbſtverſtändlich 
und wie auch der erwähnte Kommiſſionsbericht ausſpricht, der 
in ſchleuniger Sicherung der Zwangsvollſtreckung beruhende 
Hauptzweck und Hauptwert jener Rechtseinrichtung weggefallen, 
und um dies zu verhüten, wurde bei Abänderung der ZBO. 
in deren § 744 (jetzt §S 845) der Satz 3 eingefügt: „der vor: 
herigen Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung und der 
Zuſtellung des Schuldtitels bedarf es nicht“. Aus dieſer 
Geſetzgebungsgeſchichte und aus dem Wortlaut des angeführten 
Satzes ergibt ſich mit Gewißheit, daß bei der Vorpfändung nur 
ein vollſtreckbarer Titel, nicht aber auch eine vollſtreckbare, 
d. i. mit Vollſtreckungsklauſel im Sinne der Ss 725 ff. verſehene 
Ausfertigung dieſes Titels — ſei es ein Urteil, Beſchluß oder 
eine Urkunde der in $ 794 ZPO. angegebenen Arten — vor— 
zuliegen braucht. Zwar enthalten die Urteile der Vorderrichter 
keine ausdrückliche Bezeichnung jener vollſtreckbaren Titel, auf 
Grund deren die Beklagten die Vorpfändung und die ſpätere 
endgültige Pfändung und Überweiſung ins Werk geſetzt haben, 
allein dieſe Titel ſind aus der Pfändungsvoranzeige vom 
18./19. Februar 1907 und aus dem Pfändungs- und Über: 
weiſungsbeſchluß vom 6. März 1907 zu entnehmen. Sie be— 
ſtanden aus 3 Notariatsurkunden: vom 21. November 1892, 
12. November 1896, 14. April 1896. Nun iſt allerdings zu 
unterſtellen, daß dieſe Urkunden zur Zeit der Vorpfändung noch 
auf den Vater und Erblaſſer der Beklagten als Gläubiger und 
auf die Eheleute H. als Schuldner gelautet und der Voll— 
ſtreckungsklauſel für die Beklagten, als Erben, und gegen den 
Pfleger für den Nachlaß des Ehemannes H. entbehrt haben. 
Aber vollſtreckbare Titel im allgemeinen und insbeſondere im 
Sinne des § 845 ZPO. lagen damals trotzdem ſchon vor. 
Unter einem ſolchen Titel iſt die erſte und urſprüngliche Grund— 
lage für die künftige Vollſtreckung, das Urteil oder der Beſchluß 
des Gerichts, ſofern ſie rechtskräftig oder wenigſtens vorläufig 
vollſtreckbar find (SS 704, 794, 929 ff. ZPO.), oder eine der 
Urkunden nach $ 794 3] O. zu verſtehen, nicht aber ein ſchon 
mit der nötigen Vollſtreckungsklauſel für den derzeitigen Gläubiger 
und gegen den jetzigen Schuldner verſehenes Schriftſtück. Dies 
iſt zu folgern aus dem allgemeinen Sprachgebrauch der ZPO. 
über „vollſtreckbaren Titel“, „vollſtreckbare Ausfertigung“ und 
„Vollſtreckungsklauſel“. Insbeſondere wird ſo die Sache un— 
zweifelhaft auch in dem obenerwähnten Kommiſſionsbericht auf- 
gefaßt. Wenn dieſer die Pfändungsanzeige unmittelbar nach 
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Urteils verkündung ermöglichen will, fo ſetzt er dabei auch 
nur die rechtskräftige oder vorläufig vollſtreckbare Verurteilung 
im allgemeinen voraus, nicht aber deren Anpaſſung genau an 
den zur Zeit der Urteilsverkündung gegebenen Gläubiger- und 
Schuldnerſtand. Auch hier können die urſprünglichen Prozeß— 
parteien, oder eine von ihnen geſtorben, Erben oder ſonſtige 
Rechtsnachfolger an ihre Stelle getreten ſein, gleichwohl ſoll 
nach Meinung des Geſetzgebers die Maßregel des § 845 ſchon 
zu jener Zeit zuläſſig ſein, immer unter dem ſelbſtverſtändlichen 
Vorbehalt, daß die endgültige Pfändung das zur Zeit der Vor— 
pfändung noch Fehlende vorſchriftsmäßig ergänzt, was auch im 
gegebenen Falle geſchehen iſt. Auch in dieſem Falle lagen die 
Notariatsurkunden als „vollſtreckbare Titel“ vor, die ein— 
getretene Rechtsnachfolge änderte an dieſem ihrem Weſen nichts. 
Vollſtreckbare Ausfertigungen von ihnen brauchten nach Satz 3 
des §S 845 3D. nicht zugeſtellt zu werden und daraus ergibt 
ſich von ſelbſt, daß auch eine Zuſtellung der in S 750 Abi. 2 
daſelbſt bezeichneten Beweisurkunden (Erbſcheine und dergleichen) 
nicht erforderlich geweſen iſt. Auch bloßes Vorliegen voll— 
ſtreckbarer Urkunden für und gegen die Rechtsnachfolger und 
der Beweisurkunden hierzu war zur Zeit der Pfändungsanzeige 
noch nicht notwendig. Der Hauptreviſionsangriff der Klägerin 
iſt hiernach hinfällig, aber auch die ſonſtige Ausführung des Bert. 
zutreffend. (Wird dargelegt.) B. B. c. R. u. Gen., U. v. 
19. Mai 09, 325/08 V. — Cöln. 

26. S 1034 ZPO. Anhörung der Parteien vor Er: 
laſſung des Schiedsſpruchs.] 

Die Auffaſſung des BG., jede Partei habe Anſpruch darauf, 
von jedem der mehreren Schiedsrichter unmittelbar, wenn 
nicht mündlich, ſo doch wenigſtens ſchriftlich gehört zu werden, 
kann nicht gebilligt werden. Daß die Parteien in vorliegendem 
Falle eine beſondere Verfahrensart vereinbart gehabt hätten, iſt 
von keiner Seite behauptet worden. Wird aber lediglich von 
den einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen ausgegangen, ſo 
muß es bei den ſtändig vom RG. feſtgehaltenen Rechtsgrund— 
ſätzen verbleiben, daß es im Sinne des § 1034 ZPO. genügt, 
wenn den Parteien überhaupt nur Gelegenheit zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte und Darlegung der von ihnen behaupteten Tat— 
ſachen gegeben war, und daß es kein Erfordernis iſt, daß alle 
Schiedsrichter die Parteien hören; endlich, daß es zuläſſig iſt, 
den Schiedsſpruch zu erlaſſen, nachdem die Parteien von einem 
Teile der Schiedsrichter gehört und der andere Teil von dieſen 
Parteivorträgen in Kenntnis geſetzt worden (Urteil des er— 
kennenden Senates vom 13. Mai 1904, VII 595/03). Das BG. 
legt in die Beſtimmung des § 1034 zu viel hinein. Er macht 
den Schiedsrichtern nur zur Pflicht, „vor Erlaſſung des Schieds— 
ſpruchs die Parteien zu hören“. Er enthält ſich dagegen jeder 
Vorſchrift darüber, in welcher Weiſe das Gehör zu gewähren 
iſt, und überläßt es ſomit den Schiedsrichtern ſelbſt, die Art 
des Verfahrens zu beſtimmen. Endlich liegt es auch keineswegs 
im Begriffe des „Gewährens des rechtlichen Gehörs“ an ſich 
eingeſchloſſen, daß zwiſchen der betreffenden Partei und jedem 
Schiedsrichter eine unmittelbare Verhandlung ſtattgefunden 
haben muß. Unter dem bezeichneten Erforderniſſe iſt vielmehr 
nur zu verſtehen, daß das, was die Partei zu ihrer Rechts— 
verfolgung in dem ſchiedsgerichtlichen Verfahren geltend machen 
will, zur Kenntnis jedes Schiedsrichters in dieſer Eigenſchaft 
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gelangt fein muß. Dies Erfordernis iſt aber auch dann er: 
füllt, wenn ein Schiedsrichter das Vorbringen der Partei durch 
Vermittlung ſeitens eines anderen mitwirkenden Schiedsrichters 
vernommen hat. F. c. M., U. v. 11. Juni 09, 438/08 VII. — Celle. 

27. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges für die Klage eines an 
einer Techniſchen Hochſchule immatrikulierten Studierenden auf 
Zulaſſung zur Diplomprüfung und auf Schadenserſatz wegen 
Verweigerung der Zulaſſung zur Prüfung.! 

Der Kläger iſt als Studierender an der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule in Hannover immatrikuliert und verlangt mit der Klage 
die Verurteilung des preußiſchen Fiskus, ihn zur Diplom⸗ 
prüfung zuzulaſſen, und die Feſtſtellung, daß der Fiskus ihm 
allen Schaden zu erſetzen habe, der ihm aus der bisherigen 
Verweigerung der Zulaſſung erwachſen iſt und noch erwächſt. 
Die Vorinſtanzen haben die Klage, ſoweit mit ihr die Zu⸗ 
laſſung zur Prüfung begehrt wird, wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs, ſoweit ſie die Feſtſtellung einer Schadenserſatzpflicht 
betrifft, als unbegründet abgewieſen. Die Reviſion gegen dieſe 
Entſcheidung des BG. kann keinen Erfolg haben: Das BG. 
hat zutreffend verneint, daß durch die Immatrikulation des 
Klägers an der Techniſchen Hochſchule ein privatrechtlicher Ver⸗ 
trag (ein Dienſt⸗ oder Werkvertrag) zuſtande gekommen ſei. 
Denn die Techniſchen Hochſchulen haben durch ihre Verfaſſungs⸗ 
ſtatute eine im weſentlichen der Univerſitätsverfaſſung nach⸗ 
gebildete Organiſation erhalten und gehören ebenſo wie die 
Univerſitäten zu denjenigen öffentlichen Anſtalten, mit denen 
der Staat ſeine Pflicht erfüllt, für die geiſtigen Intereſſen der 
Staatsbürger zu ſorgen. Sie ſind ein Teil der öffentlichen 
Verwaltung, ihre Beziehungen zu den Studierenden regeln ſich 
nach den Normen über öffentliche Anſtaltsnutzung, nicht nach 
den Regeln des privaten Obligationenrechts. Wenn daher aus 
der Immatrikulation ein Anſpruch auf Zulaſſung zur Prüfung 
erwachſen ſollte — was hier dahingeſtellt bleiben kann —, ſo 
wäre er ein ſubjektives öffentliches Recht, kein Privatrecht. Die 
Reviſion macht geltend, daß auch für öffentlich⸗rechtliche An⸗ 
ſprüche der Rechtsweg eröffnet ſei, ſofern es ſich nicht um 
einen Gegenſtand des öffentlichen Intereſſes, des Gemeinwohls, 
ſondern um das Rechtsgut und die individuelle Rechtsſphäre 
des Klägers handle, welch letzteres hier zuträfe. Sie beruft 
ſich für ihre Auffaſſung auf die Entſcheidung des RG. 57 
S. 350 ff. Dieſe Entſcheidung hat aber nicht die von der 
Reviſion darin gefundene Tragweite. Sie beſagt nur, daß der 
damals erhobene vermögensrechtliche Anſpruch (Zahlung 
eines Staatsbeitrags an die Gemeinde zu den Koſten der 
Volksſchule) nicht ſchon um deswillen von der Verfolgung im 
Rechtswege ausgeſchloſſen ſei, weil er auf einem öffentlich⸗ 
rechtlichen Titel beruhte, nämlich dem Geſetze. Es wird dabei 
ausdrücklich anerkannt, daß ein Anſpruch, der die Volksſchule 
ſelbſt (als öffentliche, dem Staatswohle dienende Anſtalt) be⸗ 
treffe, nicht vor die Gerichte gehöre, und hervorgehoben, daß 
in jenem Prozeſſe das Schulintereſſe von dem Ausgange ganz 
unabhängig ſei, weil es ohne Rückſicht auf ihn von der 
Gemeinde wahrgenommen werden müſſe. Einem Anſpruche, 
der in den Schulbetrieb ſebſt in beſtimmender Weiſe hätte ein⸗ 
greifen wollen, würde auch der damals erkennende Senat den 
Rechtsweg verſagt haben. Für die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
kommt es in erſter Linie auf das Ziel, den Gegenſtand der 
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Klage an. Unzuläſſig iſt der Rechtsweg für alle Anträge, mit 
denen die Vornahme oder Unterlaſſung von Akten des ſtaat⸗ 
lichen Hoheitsrechts oder der Landesverwaltung erzwungen 
werden ſoll ($ 36 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 in 
Verb. mit der Verordnung vom 16. September 1867. — RG. 
24, 36 ff.). Einen ſolchen Inhalt aber hat die hier erhobene 
Klage auf Zulaſſung zu einer Prüfung an einer Techniſchen 
Hochſchule. Die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs gilt auch für 
die Klage auf Feſtſtellung einer Schadenserſatzpflicht des Staats, 
ſoweit ſie lediglich die Nichterfüllung des behaupteten Anſpruchs 
auf Zulaſſung zur Prüfung zur Grundlage hat (vgl. die Ent⸗ 
ſcheidung des Senats vom 12. März 1909 in der Sache III 
237/08). Soweit aber dieſer Schadenserſatzanſpruch mit Hilfe 
des §8S 839 BGB. durchgeſetzt werden ſoll, beſteht er nicht, da 
eine Haftung des Staats für die Beamten, die dem Kläger die 
Zulaſſung verſagt haben, nicht gegeben iſt. Verfehlt ſind die 
Ausführungen der Reviſion, die eine ſolche Haftung aus den 
SS 31, 89 oder 831 BGB. ableiten wollen. Denn die Beamten 
haben nicht in Ausführung privatrechtlicher Verrichtungen 
gehandelt. Eine Haftung des Staats für Handlungen der 
Beamten in Ausübung öffentlicher Gewalt iſt aber für das 
betreffende Rechtsgebiet partikularrechtlich (Art. 77 EGBGB.) 
nicht anerkannt. R. c. Pr. F., U. v. 14. Mai 09, 583/08 III. 
— Celle. 

28. Unzuſtändigkeit der Zivilgerichte für den Anſpruch auf 
Herausgabe einer zu ſtrafprozeſſualen Zwecken hinterlegten 
Sicherheit.] 

Im Jahre 1905 wurde gegen den damals in Hamburg 
wohnhaften Kaufmann Oskar K., einen Bruder der Klägerin, 
eine Vorunterſuchung wegen Betrugs eröffnet unter der An⸗ 
ſchuldigung, Strickmaſchinen unter falſchen Vorſpiegelungen ver⸗ 
kauft zu haben. Dabei beſtand namentlich der Verdacht, daß 
K. die bei dem Verkaufe der Maſchinen übernommene Ver⸗ 
pflichtung zum Ankaufe der damit hergeſtellten Waren nicht habe 
erfüllen wollen. Am 10. November 1905 gab der auf freiem 
Fuße befindliche Angeſchuldigte zu Protokoll des Unterſuchungs⸗ 
richters die Erklärung ab: es ſei keineswegs ſeine Abſicht, in 
nächſter Zeit das Hamburger Geſchäft aufzugeben und mit der 
Abnahme der Strumpfwaren aufzuhören; er wolle das Geſchäft 
dauernd weiterbetreiben und keineswegs die Mitarbeiter ſchädigen; 
zum Beweiſe dafür, daß es nicht ſeine Abſicht ſei, in nächſter 
Zeit unter Mitnahme ſeines ganzen Vermögens Hamburg zu 
verlaſſen, hinterlege er freiwillig bei der Staatsanwaltſchaft 
20 000 & dreiprozentige Hamburgiſche Staatsrente nebſt Zins⸗ 
ſcheinen und begebe ſich bis zur Beendigung des Strafverfahrens 
des Verfügungsrechts darüber. Die von dem Angeſchuldigten über⸗ 
gebenen Wertpapiere wurden ſodann am 13. November 1905 nach 
erfolgter Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft und des An⸗ 
geſchuldigten bei der ſtaatlichen Hinterlegungsſtelle mit der Er⸗ 
klärung hinterlegt: daß die Auslieferung der Papiere an den 
Angeſchuldigten nur mit Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft zu⸗ 
läſſig ſei. Im Oktober 1907 wurde gegen den Angeſchuldigten, 
der ſich inzwiſchen nach England begeben hatte, Haftbefehl er⸗ 
laſſen und auf Grund des $ 332 StPO. die Beſchlagnahme 
ſeines im Deutſchen Reiche befindlichen Vermögens beſchloſſen. 
Die Klägerin hat eine Urkunde vorgelegt, wonach der An⸗ 
geſchuldigte ihr den Anſpruch auf Rückgabe der hinterlegten 
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Papiere abgetreten hat. Dieſe Urkunde ift vom 25. Dezember 1906 
datiert; die Unterſchrift des Angeſchuldigten iſt durch Vermerk des 
deutſchen Konſulats in Hull in England vom 5. September 1908 
beglaubigt. Mit der im Auguſt 1907 erhobenen Klage wurde 
Verurteilung des Beklagten — des Hamburgiſchen Staates — 
zur Herausgabe der hinterlegten Papiere, eventuell zur Ein⸗ 
willigung in deren Auskehrung durch die Hinterlegungsſtelle 
gefordert. Die Klage iſt in allen drei Inſtanzen abgewieſen. Das 
OLG. hat die Klage abgewieſen, weil die Entſcheidung über das 
mit der Klage geltend gemachte Verlangen der Herausgabe der 
hinterlegten Wertpapiere nicht dem Zivilgerichte, ſondern den 
geordneten Strafgerichtsbehörden zuſtehe. Hierin kann eine 
Geſetzesverletzung nicht gefunden werden. Die Klägerin leitet 
ihr Recht aus der behaupteten Abtretung her, durch die der 
Angeſchuldigte Oskar K. ſeinen Anſpruch auf Herausgabe der 
hinterlegten Wertpapiere auf ſie übertragen habe. Ob durch 
dieſe Abtretung zugleich das Eigentum an den Papieren auf 
die Klägerin übergegangen ſein würde (§§8 929, 931 BGB.), 
bedarf der Unterſuchung nicht, weil das für die Frage, ob über 
den Herausgabeanſpruch die Zivilgerichte zu entſcheiden haben, ohne 
Bedeutung iſt. Es ſteht feſt, daß Oskar K. die Papiere in dem 
gegen ihn anhängigen Strafverfahren hinterlegt und daß er ſich 
dabei der Verfügung über ſie bis zur Beendigung des Straf⸗ 
verfahrens begeben, insbeſondere auch der Beſtimmung unter⸗ 
worfen hat, daß die Auslieferung der Papiere an ihn (und 
ſomit auch an ſeine Rechtsnachfolger) nur mit Zuſtimmung der 
Staatsanwaltſchaft ſolle erfolgen dürfen. Ob nach dem Wort⸗ 
laute des Protokolls vom 10. November 1905 anzunehmen iſt, 
daß die Hinterlegung lediglich als Entlaſtungsbeweismittel des 
Angeſchuldigten dienen ſollte, und welche ſachlichen Rechts⸗ 
wirkungen eine Hinterlegung ſolcher Art haben würde, oder ob 
die Hinterlegung in Wahrheit als Sicherheitsleiſtung zur Ab⸗ 
wendung einer zwar noch nicht (S 117 StPO.) angeordneten aber 
etwa als drohend angenommenen Verhaftung gewollt war, kann 
völlig dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls iſt ſie, darüber kann ein 
Zweifel nicht beſtehen, zu ſtrafprozeſſualen Zwecken innerhalb 
einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung erfolgt. Dadurch aber iſt ein 
Verhältnis geſchaffen, in das einzugreifen den Zivilgerichten 
nicht zuſtehen kann. Das ergibt ſich mit Notwendigkeit aus der 
Amterverfaſſung und der damit verknüpften Sonderung der 
Zuſtändigkeiten. Dem Angeſchuldigten, und alſo auch ſeiner 
Rechtsnachfolgerin, kann es nicht geſtattet werden, Anlaß und 
Zweck, aus und zu welchem die Hinterlegung erfolgt iſt, bei⸗ 
ſeite zu ſchieben und an die Stelle der ſtrafprozeſſualen Ent⸗ 
ſcheidung, von der er ſelbſt die Rückgabe der Papiere abhängig 
gemacht hat, die zivilprozeſſuale treten zu laſſen. Jedenfalls 
gilt dies für die Zeit bis zur Beendigung des Strafverfahrens. 
Ob nicht nachher ſchließlich die Anrufung der Entſcheidung der 
Zivilgerichte unter Umſtänden zuläſſig werden kann, mag dahin: 
geſtellt bleiben. Zurzeit jedenfalls ift fie nicht zuläſſig. D. e. H. St., 
U. v. 28. Mai 09, 484/08 VII. — Hamburg. 

Konkursordnung. 

29. 5 30 Nr. 2 KO. verb. mit $ 202 BGB. Liegt 
eine Sicherung oder Befriedigung, die der Gläubiger nicht zu 
verlangen hat, dann vor, wenn er zur Annahme dem Schuldner 
gegenüber verpflichtet iſt? Bedeutung von Wahlſchuld mit 
Wahlrecht des Schuldners und facultas alternativa auf dem 
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Gebiete des Anfechtungsrechts. Unterliegen Zahlungen, die 
zum Zwecke der Einlöſung von Wechſeln gegeben worden, der 
Anfechtung, insbeſondere wenn dieſe Einlöſung nicht erfolgt?] 
Die Firma M., über deren Vermögen auf den am 
12. Juni 1901 geſtellten Antrag eines Gläubigers am 14. des⸗ 
ſelben Monats das Konkursverfahren eröffnet wurde, ſtand ſeit 
Jahren mit der Beklagten, die ihr gegen Sicherheitsbeſtellung 
einen Kredit von weit über 100 000 & eröffnet hatte, in 
laufender Geſchäftsverbindung. In der Zeit vom 3. bis 
7. Juni 1901 gingen von der Gemeinſchuldnerin teils in bar, 
teils in Kundenwechſeln zuſammen 40 535,63 , bei der Be⸗ 
klagten ein, die ihr die letztere gutſchrieb. Der Konkurs⸗ 
verwalter hat dieſe Zahlungen bzw. Leiſtungen auf Grund des 
8 30 Nr. 2, § 31 Nr. 1 KO. angefochten. Das OLG. ver: 
urteilte die Beklagte, an den Kläger 26 090 & 63 & zu be: 
zahlen, während im übrigen die Klage abgewieſen wurde. Das 
NG. hob, inſoweit zum Nachteil der Beklagten erkannt war, 
auf: Nach den Feſtſtellungen des BG. hat die Gemeinſchuldnerin 
ihre Zahlungen vor Eröffnung des Konkurſes nicht eingeſtellt, 
die angefochtenen Rechtshandlungen fallen aber in die letzten 
zehn Tage vor dem Antrage auf Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens. Die Anfechtung aus § 30 Nr. 2 KO., um die 
allein es ſich hier handelt, iſt demnach begründet, wenn und 
ſoweit der Beklagten eine Sicherung oder Befriedigung gewährt 
wurde, die ſie nicht oder nicht in der Art oder nicht zu der 
Zeit zu beanſpruchen hatte, und wenn nicht die Beklagte be⸗ 
wieſen hat, daß ihr zur Zeit der Handlungen eine Abſicht der 
Gemeinſchuldnerin, ſie vor den übrigen Gläubigern zu be⸗ 
günſtigen, nicht bekannt war. Zu dem letzteren Streitpunkte 
bemerkt das BU. lediglich, einen ſolchen Beweis habe die Be- 
klagte nicht angetreten, er könne nach der Sachlage auch 
ſchlechterdings nicht erbracht werden. Den erſten Streitpunkt 


betreffend unterſcheidet das BU. zwiſchen den Barzahlungen 


und der Hingabe von Wechſeln (und einem Zinsſchein). Es 
nimmt an, daß die Beklagte wohl auf Barzahlung einen fälligen 
Anſpruch gehabt habe, nicht aber auf Deckung durch Über: 
tragung von Kundenwechſeln. Dieſer Auffaſſung entſprechend 
hat es den Klaganſpruch teils zugeſprochen, teils aberkannt. 
Die Aberkennung wird von der Reviſion mit Recht beanſtandet. 
Wenn, wie es im Verhältniſſe der Beklagten zu der (ſpäteren) 
Gemeinſchuldnerin der Fall war, ein Bankhaus einem Kunden 
bis zu einem beſtimmten Höchſtbetrage Kredit in laufender 
Rechnung eröffnet, ſo entſpricht es der Natur dieſes Verhält⸗ 
niſſes, daß die kreditierte Summe nicht unverändert bis zur 
Beendigung des Kreditvertrags ſtehenbleiben ſoll; ſie ſoll viel⸗ 
mehr möglichſt oft umgeſetzt werden. Der Kunde wird die bei 
ihm eingehenden Akzepte ſeiner Kunden dem Bankhauſe (zur 

Diskontierung) überweiſen und kann dann ſeinerſeits wieder 
über einen entſprechenden Betrag bei der Bank verfügen. Ob 
ſich von ſolchen vorübergehenden und vorübergehend gewollten 
Gutmachungen ſagen läßt, die Bank erlange durch ſie (teilweiſe) 
Befriedigung ihres Guthabens, kann zweifelhaft erſcheinen. 
Doch braucht hierauf nicht eingegangen zu werden, denn 
unbedenklich iſt eine (teilweiſe) Befriedigung der Bank dann 
anzunehmen, wenn der Kunde den Höchſtbetrag ſeines Kredites 
überſchritten hatte und nun feine Schuld bis auf den Höchſt⸗ 
betrag herabmindert. Dieſe Herabminderung ſoll dauernd und 
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endgültig ſein, ſie iſt inſoweit Befriedigung des Gläubigers. 
Die Reviſion geht demnach zu weit, wenn ſie ausführt, die 
während der Dauer des Kontokorrentverkehrs geleiſteten 
Zahlungen oder ſonſtigen Gutmachungen ſeien überhaupt nicht 
Leiſtungen im Sinne des $ 30 Nr. 2 KO. Der Fall einer 
bedeutenden Überſchreitung des gewährten Kredits lag nun auch 
im gegenwärtigen Streitfalle vor: der Prokuriſt der Firma 
M. & Sohn der Firmensinhaberin hatte bedeutende Getreide— 
mengen, die der Beklagten durch Übertragung der Konnoſſemente 
verpfändet oder übereignet waren, eigenmächtig beiſeite geſchafft. 
Daraus erwuchs, wie das BG. zutreffend annimmt, für die 
Beklagte der Anſpruch auf ſofortige anderweitige Sicherſtellung 
oder auf ſofortige Befriedigung wegen des nicht mehr geſicherten 
Betrags ihres Guthabens. Sie hatte alſo Befriedigung zu der 
Zeit zu beanſpruchen und hat ſolche in Höhe von rund 40000 . 
teils in bar, teils in Wechſeln erhalten. Es fragt ſich, ob die 
Beklagte die Befriedigung durch Wechſel in der Art zu be— 
anſpruchen hatte. Die Antwort iſt aus dem Vertragsverhältniſſe 
der Beteiligten zu entnehmen, ſie hat bejahend zu lauten, wenn 
die Beklagte der Schuldnerin gegenüber verpflichtet war, 
Wechſel in Zahlung zu nehmen. Das BG. trifft darüber, ob 
eine ſolche Verpflichtung der Beklagten beſtand, eine beſtimmte 
Feſtſtellung nicht, weil es dieſen Punkt nicht für entſcheidend 
hält. Es führt aus: Die Beklagte konnte nur Barzahlung 
fordern, nicht Zahlung durch Indoſſierung von Kundenwechſeln. 
Die Hingabe der Akzepte mag ein Recht der Firma M. geweſen 
ſein, einen Anſpruch auf dieſe Art der Befriedigung hatte die 
Beklagte nicht, ſie hat alſo durch die hingegebenen Akzepte eine 
Deckung erhalten, auf welche ſie in dieſer Art keinen Anſpruch 
hatte. Hat man, wie dies zurzeit unterſtellt werden muß, 
davon auszugehen, daß die Hingabe der Wechſel ein Recht der 
Firma M. war, dann erweiſt ſich die erwähnte Ausführung 
des BG. als rechtsirrig. Allerdings war die Beklagte nicht 
berechtigt, von M. die Übertragung von Kundenwechſeln zu 
fordern. Allein dies rechtfertigt noch nicht die Anwendung des 
§ 30 Nr. 2 KO. Als eine Sicherung oder Befriedigung, die 
der Gläubiger zu beanſpruchen hat, muß im Sinne des er: 
wähnten Geſetzes auch eine ſolche gelten, zu deren Annahme er 
dem Schuldner gegenüber verpflichtet iſt. Ganz unzweifelhaft 
trifft dies zu im Falle einer Wahlſchuld mit Wahlrecht des 
Schuldners ($ 262 BGB.). Nun handelt es ſich vorliegend 
allerdings nicht um eine Wahlſchuld, ſondern um eine ſogen. 
facultas alternativa: der Gläubiger hatte nur Barzahlung zu 
fordern, der Schuldner aber war berechtigt, ſich durch eine 
andere Leiſtung, die Hingabe von Kundenwechſeln, von ſeiner 
Verpflichtung zu befreien. Der an ſich vorhandene Unterſchied 
zwiſchen dieſen beiden Arten von Schuldverhältnis rechtfertigt 
aber nicht ihre verſchiedene Behandlung auf dem Gebiete des 
Anfechtungsrechts. In beiden Fällen hat der Gläubiger Be— 
friedigung zu fordern; die Art der Befriedigung hängt in beiden 
Fällen von dem Willen des Schuldners ab. Es wäre nun 
gewiß ein unerträglicher Rechtszuſtand, wenn einerſeits der 
Gläubiger verpflichtet wäre, die ihm vom Schuldner angebotene 
Art der Befriedigung als Erfüllung anzunehmen, andererſeits 
die Gläubiger des Schuldners die Macht hätten, die Befriedigung 
als eine nicht in der Art geſchuldete anzufechten. Eine zu 
ſolchem Ergebniſſe führende allzubuchſtäbliche Auslegung des 
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§ 30 Nr. 2 KO. iſt abzulehnen. Vgl. auch Jäger, KO. 3. Aufl. 
§ 30 Anm. 51. Anlangend den der Beklagten obliegenden 
Beweis, daß ihr eine Abſicht der Gemeinſchuldnerin, ſie vor 
den übrigen Gläubigern zu begünſtigen, nicht bekannt geweſen 
ſei, macht die Reviſion geltend, dieſer Beweis ſei durch die 
vorgelegte Korreſpondenz völlig erbracht. Das BG. ſelbſt geht 
erſichtlich davon aus, daß der Zweck der angefochtenen „An: 
ſchaffungen“ der war, die Beklagte zur Einlöſung von Wechſeln 
zu beſtimmen. Es muß nun auffallen, daß das BG. nicht die 
ſich geradezu aufdrängende Folgerung aus dieſen Tatſachen 
zieht. Wenn die Firma M. ihre „Anſchaffungen“ der Be⸗ 
klagten gemacht hat, um dieſe zur ſofortigen Verwendung des 
Betrags zur Einlöſung bereits vorliegender und proteſtierter 
Wechſel zu beſtimmen, ſo kann dabei die Firma M. ſchwerlich 
die Abſicht gehabt haben, die Beklagte zu begünſtigen. Und 
da ſelbſtverſtändlich auch die Beklagte den eigentlichen Zweck 
der Leiſtungen genau kannte, ſo konnte auch ſie nicht annehmen, 
daß ſie dadurch begünſtigt werden ſollte. Nun hat freilich die 
Beklagte die proteſtierten Wechſel trotzdem nicht eingelöſt, ſondern 
zur dauernden Herabminderung ihres Guthabens verwendet. 
Das BG. bemerkt, es ſei nicht aufgeklärt, aus welchem Grunde 
die Beklagte die proteſtierten Wechſel nicht nachträglich noch 
eingelöſt habe. Die Aufklärung liegt indeſſen nahe genug. 
Die Beklagte hatte inzwiſchen Verdacht geſchöpft wegen des 
Verbleibes der längſt fälligen Getreidelieferungen, über die ſie 
die Konnoſſemente in Händen hatte. Sie hielt deshalb mit der 
Einlöſung der Wechſel zurück, und lehnte ſolche endgültig ab, 
als es ſich herausſtellte, daß M. dieſes Getreide unterſchlagen 
hatte. Hierdurch hat ſich die Beklagte ſelbſt eine Befriedigung 
in Höhe von rund 25 000 / verſchafft. Ob der Konkurs⸗ 
verwalter in der Lage iſt, darauf einen Anſpruch gegen die 
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der Konkursmaſſe von den Anſprüchen der Gläubiger der 
proteſtierten Wechſel zu gründen, braucht hier nicht unterſucht 
werden, denn keinesfalls könnte dies mittels der allein zurzeit 
in Frage ſtehenden Anfechtungsklage geſchehen. Zur Annahme 
einer wegen Begünſtigung der Beklagten anfechtbaren Leiſtung 
wäre dagegen möglicherweiſe dann zu gelangen, wenn etwa 
nachträglich eine Vereinbarung zwiſchen der Beklagten und der 
Gemeinſchuldnerin dahin getroffen worden wäre, daß die Be— 
klagte die zu anderem Zwecke gemachten Leiſtungen nun behufs 
Minderung ihres Guthabens behalten ſolle. Ob etwas Der: 
artiges geſchehen iſt, darüber gibt das BG. keine Auskunft. 
B. c. M., U. v. 23. April 09, 272/08 VII. — Cöln. 

30. SS 46, 49 KO. in Verb. mit SS 559, 560 (581) 
BGB. Rechtliches Verhältnis des abſonderungsberechtigten 
Verpächters zum Ausſonderungsberechtigten. Anſpruch jenes 
gegen dieſen aus S 812 BGB. — Erlöſchen des Pfandrechts 
des Verpächters nach §S 560 BGB.] 

Die Firma J. & A. hatte von dem Landwirt S., der 
ſeit 1901 das Gut des Klägers in Pacht hatte, am 17. Sep: 
tember 1904 einen Teil von deſſen Gutsinventar eigentümlich 
erworben. Die Inventarſtücke blieben auf dem Gute und wurden 
dem Pächter S. leihweiſe überlaſſen. Am 10. Februar 1905 
veräußerte die Firma J. & A. dieſe Inventarſtücke weiter an 
die Beklagte. Sie blieben auch jetzt auf dem Gute. Am 
24. November 1905 ſiel der Pächter S. in Konkurs, am 7. und 
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12. Dezember 1905 ließ der Konkursverwalter das geſamte 
Gutsinventar, darunter auch die der Beklagten übereigneten 
Stücke, durch den Gerichtsvollzieher öffentlich an Ort und Stelle 
verſteigern und den Erlös aus den der Beklagten gehörigen 
Sachen ſogleich unmittelbar durch den Gerichtsvollzieher an die 
Beklagte aushändigen, die ſich mit der Verwertung der Sachen 
durch den Konkursverwalter einverſtanden erklärt hatte. Der 
an die Beklagte gezahlte Erlös betrug 15 554% 30 . Nun 
behauptet der Kläger, daß ihm an dieſen Inventarſtücken ein 
Verpächterpfandrecht zugeſtanden habe, und verlangt von der 
Beklagten nach den Grundſätzen über die ungerechtfertigte Be— 
reicherung die Herauszahlung von 14 412 & 06 &, in welcher 
Höhe feine durch das Pfandrecht geſicherten Forderungen un⸗ 
gedeckt geblieben ſeien. Das BG. hat den Anſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion der Be: 
klagten hat keinen Erfolg. Sie macht in erſter Linie geltend, 
daß nach den in RG. 13, 172 ff. ausgeſprochenen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen ein Bereicherungsanſpruch gegen die Beklagte, die nur 
das erhalten habe, was ihr gebühre, überhaupt nicht gegeben 
ſei. Das iſt nicht zutreffend. In der angeführten Entſcheidung 
des Senats iſt allerdings ausgeſprochen, daß der Gläubiger, 
der bei ſeinem Schuldner eine fremde Sache in dem guten 
Glauben, ſie gehöre ſeinem Schuldner, hat pfänden und ver— 
ſteigern laſſen, dem Eigentümer den Erlös nicht herauszuzahlen 
braucht, da nicht er, ſondern der Schuldner bereichert ſei. Dieſe 
für das gemeine Recht angenommene Rechtsauffaſſung iſt jedoch 
vom Senate im weſentlichen bereits in RG. 43, 178 ff. wieder 
verlaſſen worden, nachdem für das preußiſche Recht der V. Senat 
ſich in RG. 40, 288 ff. ſchon auf den entgegengeſetzten Stand— 
punkt geſtellt hatte. Im vorliegenden Falle aber handelt es 
ih nicht um die Haftung des Pfändungspfandgläubigers gegen: 
über dem Dritteigentümer der Pfandſache, ſondern um die 
Haftung des Eigentümers der Pfandſache gegenüber dem geſetz— 
lichen Pfandgläubiger. Nimmt man an, daß dem Kläger zur 
Zeit der Verſteigerung der Inventarſtücke ein Verpächterpfandrecht 
daran zugeſtanden hat, ſo ging dieſes Pfandrecht mit der Ver— 
ſteigerung unter und an feine Stelle trat das Recht auf vorzugs— 
weiſe Befriedigung aus dem Erlöſe. Denn die Verſteigerung 
erfolgte durch den Konkursverwalter gemäß 8 127 KO., der 
die eben beſchriebenen Folgen herbeiführt. Zwar handelt es 
ſich um Gegenſtände, die der Ausſonderung unterlagen, und die 
Beklagte hätte der Verwertung durch den Konkursverwalter 
widerſprechen können. Sie tat es jedoch nicht, ſondern ſtimmte 
zu. Die Gegenſtände wurden demnach als Beſtandteile der 
Maſſe und für die Maſſe verwertet und das Recht der Be— 
klagten ſetzte ſich um in die Erſatzausſonderung nach § 46 KO., 
in den Anſpruch auf den Erlös. Gleichzeitig verwandelte ſich 
das Pfandrecht des Klägers in das Recht auf vorzugsweiſe 
Befriedigung aus dem Erlöſe ($ 49 Abſ. Ziff. 2; $ 127 KO.). 
Das Recht des Klägers auf den Erlös ſtand zu dem Rechte der 
Beklagten auf den Erlös in demſelben Verhältniſſe, in dem 
vorher das geſetzliche Pfandrecht zu dem Eigentum an den 
Pfandſachen geſtanden hatte: es war das beſſere, das ſtärkere 
Recht. Zog nun die Beklagte den geſamten Erlös ein, ſo er— 
langte ſie, ſoweit das Befriedigungsrecht des Klägers reichte, 
etwas auf deſſen Koſten, worauf ſie wegen ſeines beſſeren Rechts 
keinen rechtlichen Anſpruch hatte, ſie erlangte es alſo ihm gegen— 
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über ohne rechtlichen Grund. Damit ſind die Vorausſetzungen 
des 8 812 BGB. gegeben, die Anwendung dieſer Beſtimmung 
durch das BG. iſt kein Verſtoß gegen das Geſetz. Von einem 
Erlöſchen des Pfandrechts vermöge der Vorſchrift in § 560 
BGB. kann keine Rede ſein. Die Veräußerung der Inventar⸗ 
ſtücke an die Firma J. & A. und ſpäter an die Beklagte hatte 
auf den Beſtand des Pfandrechts keinen Einfluß, ſie erwarben 
die Sachen belaſtet mit dem Pfandrechte. Die Sachen blieben 
auf dem Pachtgrundſtücke, die Erwerber erlangten den Beſitz 
daran nicht. Daher verſchaffte ihnen auch nicht ein etwaiger 
guter Glaube ($8$ 936, 930 BGB.) pfandfreies Eigentum. 
Die Verſteigerung erfolgte auf dem Pachtgute ſelbſt, ihr ging 
keine Entfernung der Sachen vom Gute vorher. Danach hat 
das Pfandrecht bis zur Verſteigerung beſtanden, mit ihr ging 
es nach den Normen des Konkursrechts ($ 127 KO.) unter, 
für die Verwirklichung des Tatbeſtands in 8 560 BGB. war 
ſonach kein Raum, und es kann dahingeſtellt bleiben, ob die 
durch den Gerichtsvollzieher oder Konkursverwalter zum Zwecke 
der Verſteigerung bewirkte Entfernung der Sachen grundſätzlich 
das Pfandrecht nicht zum Erlöſchen bringt. Vorausſetzung für 
den Beſtand eines Verpächterpfandrechts im Augenblick der 
Verſteigerung und eines beſſeren Rechts auf den Erlös im 
Augenblicke der Auszahlung des Erlöſes an die Beklagte war, 
daß zu dieſer Zeit Forderungen des Klägers beſtanden, zu deren 
Sicherung das Pfandrecht diente. Dabei iſt die Veräußerung 
der Inventarſtücke an die Firma J. & A. und ſpäter an die 
Beklagte auf den Umfang der Pfandhaftung ohne Einfluß. 
Denn dieſe war von vornherein auch für die künftigen Er⸗ 
weiterungen des Anſpruchs aus dem Pachtvertrage begründet 
und durch bloße Veräußerung wurde daran nichts geändert 
(Motive zum erſten Entw. Bd. III S. 804, Protokolle der zweiten 
Kommiſſion Bd. III S. 449). Es blieben alſo auch der Be⸗ 
klagten gegenüber die SS 559, 585 BGB. maßgebend, wonach 
der geſamte Pachtzins und die Entſchädigungsforderungen mit 
Ausnahme der künftigen in die Pfandhaftung fielen. S. c. M.⸗S., 
U. v. 28. Mai 09, 381.08 III. — Naumburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

31. S 614 HGB. Haftung des Empfängers für das 
Liegegeld.] 

Nach § 614 HGB. wird der Empfänger durch die An— 
nahme der Güter verpflichtet, nach Maßgabe des Konnoſſements, 
auf Grund deſſen die Empfangnahme geſchieht, „die Fracht 
nebſt allen Nebengebühren, ſowie das etwaige Liegegeld zu 
zahlen“. Das Konnoſſement, auf Grund deſſen hier die Emp— 
fangnahme geſchehen iſt, iſt das durch die Beſtimmungen des 
Frachtvertrages zu ergänzende Konnoſſement, und der Fracht— 
vertrag gewährt dem Schiffe den Anſpruch auf das Liegegeld. 
Daß er ausdrücklich beſtimmen müſſe, der Empfänger ſolle das 
Liegegeld bezahlen, darf nicht gefordert werden. Dieſe Ver— 
pflichtung folgt — wenn der Frachtvertrag als Teil des Kon— 
noſſements zu gelten hat — aus dem Geſetze. Nur wer auf 
Grund eines reinen Konnoſſements oder wer auf Grund eines 
Konnoſſements, das bloß wegen der Fracht auf die Charter: 
partie verweiſt ($ 651 Abſ. 2 Satz 2 HGB.), Güter empfängt, 
kann die Bezahlung des im Abladehafen erwachſenen Liegegeldes 
verweigern. Wer aber nur ein durch den Frachtvertrag in 
jeder Hinſicht zu ergänzendes Konnoſſement beſitzt, muß auch 
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dieſe Gegenleiſtung des Befrachters auf ſich nehmen. Das dem 
Schiffe für das Liegegeld eingeräumte lien an den Gütern, 
kann die Forderung verſtärken, iſt aber für die Haftung des 
Empfängers nicht weſentlich. Nach deutſchem Rechte (§ 623 
HGB.) hat der Verfrachter wegen der in § 614 erwähnten 
Forderungen, gegebenenfalls alſo auch wegen des Überliege⸗ 
geldes im Abladehafen, ein geſetzliches Pfandrecht an den 
Gütern. Das bedeutet aber nicht bloße Sachhaftung, wie das 
Pfandrecht der Schiffsgläubiger am Schiffe, ſondern gibt nur 
eine zu der perſönlichen Haftung des Empfängers hinzutretende 
Sicherheit. Hat der Verfrachter das Pfandrecht verloren, ſo 
hat er dieſe Sicherheit zwar eingebüßt, aber er kann ſich darum 
doch immer noch an das ſonſtige Vermögen des Empfängers 
halten. Nur dem Befrachter gegenüber iſt ihm der Rückgriff 
nach Auslieſerung der Güter verwehrt oder doch nur in be⸗ 
ſchränktem Maße geſtattet (S 625 HGB.). A. & Co. c. C., 
U. v. 5. Mai 09, 202/08 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

32. Aufhebung des Vertrages wegen Wohnorts⸗ und 
Standesveränderung. Anzeige hiervon und Genehmigung. 
Bedeutung der weiteren Annahme von Prämiengeldern.] 

Der Kläger war bei der Beklagten gegen die Folgen 
körperlicher Unfälle verſichert, und zwar für den Fall der Invalidität 
in Höhe bis 30 000 &, für Kurkoſten und Erwerbsverluſt 
während der Kurzeit pro Tag in Höhe bis 10 l. Nach ſeiner 
Behauptung hat er am 14. März 1906 zu Eſchweiler einen 
Unfall in der Art erlitten, daß, als er nach Aufhängen einer 
Lampe in ſeinem Wirtſchaftslokale vom Tiſch auf einen Stuhl 
getreten, dieſer letztere umgefallen und er ſelbſt mit der Hüfte 
auf eine Stuhlkante gefallen iſt. Dadurch habe er einen rechten 
Schenkelhalsbruch erlitten und ſei infolgedeſſen erwerbsunfähig 
geworden. Er erhob Klage mit dem Antrage, die Beklagte für 
die Zeit bis Ende April 1906 zur Zahlung von 480 & für 
Kurkoſten und Erwerbsverluſt zu verurteilen, außerdem aber 
feſtzuſtellen, daß ihm ein Anſpruch auf Zahlung von Kurkoſten 
und Erwerbsverluſt bis zu ſeiner Wiederherſtellung, längſtens 
bis zum 200. Tage ſeit dem Unfalle und bei dauernder In⸗ 
validität auch eine Rente zuſtehe. Die Beklagte berief ſich zu⸗ 
nächſt darauf, daß nach § 7 der der Police zugrunde gelegten 
allgemeinen Bedingungen ihre Verbindlichkeit aus der Ver⸗ 
ſicherung erloſchen ſei. Dieſe Folge tritt nach 8 7 ein, wenn 
der Verſicherte ſeine regelmäßige Beſchäftigung, wie er ſie im 
Verſicherungsantrage deklariert hat, wechſelt oder wenn in dem 
Betriebe ſeines Gewerbes derartige Anderungen eintreten, daß 
die Unfallgefahren ſich für ihn erhöhen und zwar iſt in dieſem 
Falle die Verbindlichkeit der Beklagten erloſchen, ſolange die 
letztere ſich nicht nach erfolgter Anzeige des Verſicherten ſchriftlich 
zur Fortſetzung bereit erklärt hat. Auf Grund dieſer Be⸗ 
ſtimmung erachtete die Beklagte die Verſicherung für erloſchen, 
da der Kläger, der in dem Verſicherungsantrage angegeben 
hatte, daß er Inhaber des Hotel⸗Reſtaurants „Karlshaus“ in 
Aachen ſei und bis 20 Leute beſchäftige, und der ferner die 
Fragen nach ſeiner eigenen regelmäßigen Beſchäftigung und ob 
er insbeſondere nur die Aufſicht führe oder, wenn auch nur 
zeitweiſe, perſönlich mitarbeite, lediglich mit dem Worte 
„Aufſicht“ beantwortet hatte, während der Dauer der Ver⸗ 
ſicherung nach Eſchweiler verzogen iſt, wo er als einfacher Wirt 
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keine Leute beſchäftige, ſondern alle Arbeiten perſönlich verrichte. 
Nun hat zwar der Kläger durch Poſtkarte vom 8. April 1905 
der Beklagten geſchrieben: „Teile Ihnen mit, daß ich von 
Aachen nach Eſchweiler verzogen bin und dort als Wirt 
weiter tätig bin. Ich bitte um Empfangsanzeige zu Police 
Nr. 8439“ und hat die Beklagte hierauf am 10. April 1905 
erwidert: „Wir ſind im Beſitze Ihrer gefl. Poſtkarte vom 
8. d. M., aus der wir uns bemerkten, daß Sie Ihren 
Wohnſitz von Aachen nach dort verlegt haben.“ Auch hat die 
Beklagte am 7. Mai 1905 die Prämie für 1905/06 eingezogen. 
Die Beklagte aber erachtete damit weder eine genügende An⸗ 
zeige des Klägers noch eine Erklärung ihrerſeits, zur Fortſetzung 
der Verſicherung bereit zu ſein, für gegeben. Die Beklagte 
machte weiter noch geltend, daß ſelbſt bei Fortdauer der Ver⸗ 
ſicherung die letztere ſich nicht auf den vorliegenden Unfall 
erſtrecke, da derſelbe ſich bei der perſönlichen Arbeit des Klägers 
in feiner Wirtſchaft ereignet habe. Das OLG. erklärte den 
Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Das 
RG. hob auf: Der Reviſionsangriff, welcher ſich gegen die 
Annahme des BG. richtet, daß zur Zeit des Unfalls die Ver⸗ 
bindlichkeit der Beklagten aus dem Verſicherungsvertrage gemäß 
§ 7 der allgemeinen Bedingungen der Police nicht erloſchen 
ſei, führt zur Aufhebung des Urteils. In letzterem Urteile 
geht das BG. davon aus, daß der Kläger ſeine regelmäßige 
Beſchäftigung, wie er ſie im Verſicherungsvertrage angegeben 
hatte, gewechſelt hat, als er von Aachen, wo er Inhaber eines 
Hotel⸗Reſtaurants war, in dem er bis 20 Angeftellte beichäftigte 
und nur die Aufſicht führte, nach Eſchweiler zog, wo er Wirt 
wurde, keine Angeſtellten beſchäftigte und ſelbſt die Wirtſchaft 
beſorgte. Das BG. folgert daraus mit Recht, daß nach 
87 eit. die Verſicherung erloſchen war, ſolange ſich die Beklagte 
nicht nach erfolgter Anzeige des Klägers zur Fortſetzung bereit 
erklärte. Die weitere Annahme des BG., daß der Kläger in 
ſeiner Poſtkarte den Wechſel in ſeiner regelmäßigen Beſchäftigung, 
der Beklagten erkennbar, mitgeteilt und alſo ſeiner Anzeigepflicht 
genügt habe, beruht auf tatſächlichen, rechtlich nicht anfechtbaren 
Erwägungen. Dagegen verſtößt die Feſtſtellung, daß die Ant⸗ 
wort der Beklagten die Bereiterklärung der Beklagten zur 
Fortſetzung der Verſicherung im Sinne des § 7 enthalte, weil 
darin die Anzeige des Klägers einfach beſtätigt werde, gegen 
die 88 133, 157 BGB. Wie die letztere Begründung erkennen 
läßt, überſieht das BG., daß für die Fortdauer der Verſicherung 
gemäß § 7c nicht ſowohl der Inhalt der Anzeige des Klägers 
entſcheidend iſt, als die ſchriftlich abzugebende Erklärung der 
Beklagten, die Verſicherung trotz der eingetretenen Anderung 
in der regelmäßigen Beſchäftigung fortſetzen zu wollen. Dies 
ergibt ſich ſowohl aus dem Wortlaute des § 7, wie aus dem 
ihm offenſichtlich zugrunde liegenden Gedanken, daß die 
deklarierte regelmäßige Beſchäftigung für den Abſchluß und den 
Inhalt des Verſicherungsvertrages von weſentlichem Einfluſſe 
war und daher bei einem Wechſel derſelben der Vertrag nur 
dann beſtehen bleiben könne, wenn die Verſicherungsgeſellſchaft 
ihr Einverſtändnis damit erkläre. Iſt aber der Inhalt der 
Antwort der Beklagten entſcheidend, ſo mußte das BG. näher 
auf dieſen Inhalt eingehen. Es hätte alsdann aus der Antwort 
erſehen müſſen, daß die Beklagte nicht einfach den Empfang 
der Anzeige des Klägers beſtätigte, vielmehr ihre Auffaſſung 
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unzweideutig dem Kläger dahin kundgibt, daß ſie aus ſeiner 
Anzeige eine Verlegung des Wohnſitzes, nicht etwas weiteres, 
entnommen habe. In dieſer Antwort der Beklagten an ſich 
kann aber eine Erklärung ihres Willens, den Vertrag trotz der 
Anderung in der Beſchäftigung fortſetzen zu wollen, nicht 
gefunden werden. Allerdings iſt die Antwort der Beklagten 
knapp gefaßt, insbeſondere nicht hervorgehoben, daß die Beklagte 
nur den Wechſel des Wohnſitzes aus der Anzeige entnommen 
habe; indes mußte dieſen Inhalt der Antwort ein nur einiger⸗ 
maßen geſchäftsgewandter Mann bei Anwendung pflichtgemäßer 
Sorgfalt erkennen und dadurch ſich veranlaßt ſehen, eine weiter⸗ 
gehende, die Bereiterklärung zur Fortſetzung enthaltende Antwort 
der Beklagten zu erwirken. Wäre aber ſelbſt der Kläger der 
Meinung geweſen, die Antwort vom 10. April 1905 enthalte 
eine ſolche Bereiterklärung, ſo bleibt doch beſtehen, daß Beklagte 
die letztere nicht abgeben wollte und eine Fortſetzung der Ver⸗ 
ſicherung gemäß § 7c könnte höchſtens angenommen werden, 
wenn die Beklagte ſich ſagen mußte, daß der Kläger ihre 
Antwort ſo auffaſſen würde. Nun hat allerdings die Beklagte 
nach der Anzeige des Klägers die Verſicherung inſofern fort⸗ 
geſetzt, als ſie nachher noch die Prämie vom Kläger einzog. 
Mangels anderer feſtgeſtellter Umſtände läßt ſich, daraus aber, 
mit Rückſicht auf den Inhalt ihrer Antwort nicht mehr ent⸗ 
nehmen, als daß ſie dies mit dem Vorbehalte tat, es liege nur 
eine Wohnſitzänderung vor. Anders läge die Sache, wenn die 
Beklagte, was Kläger auch behauptet hat, aus irgendeinem 
Grunde wußte oder annahm, daß Kläger tatſächlich die Be⸗ 
ſchäftigung gewechſelt hatte und trotzdem die Prämie weiter 
einzog. Ein ſolches Verhalten könnte die Annahme einer 
vertragsmäßigen Fortſetzung der Verſicherung, auch wenn eine 
ſolche in der Form des § 7 nicht zuſtande gekommen iſt, be: 
gründen. A. c. K., U. v. 14. Mai 09, 320/08 VII. — Cöln. 
33. Zum Begriffe der äußeren, plötzlich und unabhängig 
von dem Willen des „Verletzten eingetretenen gewaltſamen 
Veranlaſſung“. Entſchädigungsverpflichtung gemäß den Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen.] | 
Der Kläger, der bei der Beklagten gegen Unfall verfichert 
iſt, hat am 19. März 1907 einen Blutſturz erlitten, der nach 
ſeiner Behauptung dadurch verurſacht iſt, daß er eine recht 
feſtſitzende Schraube an einem Fahrrade mittels eines Schrauben⸗ 
ſchlüſſels loszuſchrauben ſich bemüht habe, wobei eine Ader in 
ſeiner Lunge geplatzt ſei. Da er durch den Blutſturz erwerbs⸗ 
unfähig geworden ſei, auch ſich ärztlicher Behandlung habe 
unterziehen müſſen, hat er Klage erhoben auf Feſtſtellung der 
Verpflichtung der Beklagten, ihm in Höhe der Verſicherung 
den durch den Unfall erlittenen Schaden zu erſetzen. Das LG. 
legte, indem es nur den Beweis für den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Arbeitshandlung des Klägers und dem 
Blutſturz nicht für voll erbracht hielt, dem Kläger einen Eid 
dahin auf: „Am 19. März 1907 habe ich bei dem Losſchrauben 
einer recht feſtſitzenden Schraube an einem Fahrrad mittels 
eines Schraubenſchlüſſels einen Blutſturz erlitten.“ Die Be⸗ 
rufung der Beklagten wurde zurückgewieſen, die Reviſion mit 
der Maßgabe, daß im Falle der Eidesleiſtung die Verpflichtung 
der Beklagten feſtgeſtellt würde, den Schaden gemäß den 
Verſicherungsbedingungen zu erſetzen: Der Reviſion war im 
weſentlichen der Erfolg zu verſagen. Zunächſt rechtfertigen die 
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vom BG. feſtgeſtellten Tatumſtände die Annahme, daß, falls 
die durch den ihm auferlegten Eid zu erweiſende Darſtellung 
des Klägers richtig iſt, ein Unfall im Sinne des § 1 der all: 
gemeinen Bedingungen des Verſicherungsvertrages vorliegt. 
Falls der Kläger den Eid leiſtet, daß er bei dem Losſchrauben 
einer recht feſtſitzenden Schraube an einem Fahrrad einen Blut⸗ 
ſturz erlitten habe, ſtellt das BG. mit dem LG. feſt, daß die 
Körperverletzung des Klägers, das Springen einer Ader in 
feiner Lunge, durch eine körperliche Mberanftrengung des 
Klägers, insbeſondere ſeiner Lunge, beim Loslöſen einer un⸗ 
gewöhnlich feſtſitzenden Schraube verurſacht iſt. Dieſe Urſache, 
alſo nach der Feſtſtellung des BG. eine eigene Tätigkeit 
des Verſicherten, muß nach $ 1 der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen, damit die dadurch herbeigeführte Körperverletzung 
als ein von der Verſicherung umfaßter Unfall gelte, eine 
äußere, plötzlich und unabhängig von dem Willen des Verletzten 
eingetretene gewaltſame „Veranlaſſung“ geweſen ſein. Die 
Ausführung des BG., nicht die eigene Tätigkeit des Klägers, 
das Losmachen der Schraube, ſondern lediglich die Tatſache, 
daß die Schraube ungewöhnlich feſt ſaß, ſei die äußere, plötzlich 
eingetretene „Veranlaſſung“ der Körperverletzung im Sinne des 
98 1 der allgemeinen Bedingungen geweſen, geht fehl. Denn 
ſie verkennt, daß die äußere, plötzliche „Veranlaſſung“ die 
Körperverletzung verurſacht, nicht bloß veranlaßt haben muß. 
Hier aber gab die Tatſache, daß die Schraube ungewöhnlich 
feſt ſaß, nur den Anlaß zu der Überanſtrengung des Klägers, 
welch letztere erſt die Urſache der Verletzung war. Mit Bezug 
auf dieſe Uberanſtrengung des Klägers ſtellt das BG. es aber als 
eine in der menſchlichen Natur begründete, tägliche Erſcheinung 
feſt, daß jemand, dem ſich bei der Arbeit plötzlich ein Hindernis 
entgegenſtellt, wie hier das ungewöhnlich feſte Sitzen der 
Schraube, nicht eingehend überlegt, ob ſeine Kraft zur Be⸗ 
ſeitigung des Hinderniſſes ausreichen wird und ob die Entfaltung 
des hierzu erforderlichen Maßes von Kraft möglicherweiſe 
ſeinem Körper eine Gefahr bereiten kann, daß er vielmehr ganz 
inſtinktiv verſucht, durch vermehrte Kraftanſtrengung das 
Hindernis aus dem Wege zu räumen. Iſt aber nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BG., wie dieſes weiter ausführt, anzunehmen, daß 
die Mberanftrengung des Klägers, eben weil fie ihren Anlaß 
in dem unerwartet ſich entgegenſtellenden Hinderniſſe hatte, von 
dem Kläger in ihrer Gefährlichkeit nicht erkannt und demgemäß 
von ſeinem Willen nicht beherrſcht worden, ſo iſt die Folgerung 
des BG., daß im vorliegenden Falle die Überanftrengung des 
Klägers, obwohl ſie eine eigene, an ſich von ihm gewollte 
Tätigkeit darſtellt, als eine „äußere, gewaltſame Veranlaſſung“ 
im Sinne der Verſicherungsbedingungen anzuſehen ſei, rechtlich 
nicht zu beanſtanden (cf. RG. 55, 409 flg.). Ebenſo konnte 
dieſe Veranlaſſung als eine plötzlich eingetretene erachtet 
werden, wiewohl die von dem Kläger unternommene Tätigkeit 
des Losſchraubens zunächſt eine langſame, wohl überlegte war. 
Denn dadurch, daß ſie infolge des unerwartet eintretenden 
Hinderniſſes eine unüberlegte, raſche, inſtinktiv ſich übermäßig 
ſteigernde wurde, wurde die fo eintretende ÜUberanſtrengung 
ſelbſt ein plötzlich eintretendes Ereignis. Die Reviſion rügt 
mit Recht, daß in dem durch das angefochtene Urteil aufrecht⸗ 
erhaltenen landgerichtlichen Urteil für den Fall der Eidesleiſtung 
des Klägers uneingeſchränkt ihre Verpflichtung zum Erſatze des 
54 * 
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dem Kläger durch den Blutſturz entſtehenden Schadens aus⸗ 
geſprochen iſt. Denn nach dem Verſicherungsvertrage hat die 
Beklagte nicht jeden durch den Unfall entſtandenen Schaden zu 
erſetzen, vielmehr hat fie nach SS 12 und 13 der einen Teil 
des Vertrages bildenden allgemeinen Bedingungen namentlich 
bei Invalidität und Erwerbsunfähigkeit, die hier in Frage 
kommen, je nach dem Grade dieſer Zuſtände, nur beſtimmte, 
nach der Verſicherungsſumme bemeſſene Beträge zu zahlen und 
zwar bei der Invalidität auch nur in Form einer Rente, und 
entſcheidet darüber unter Ausſchluß des Rechtsweges eine 
beſondere, in ihrer Zuſammenſetzung näher beſtimmte Kommiſſion. 
Es erſchien danach erforderlich, auszuſprechen, daß für den 
Fall der Eidesleiſtung des Klägers nur die Verpflichtung der 
Beklagten zum Schadenserſatze gemäß den Verſicherungs— 
bedingungen feſtgeſtellt wird. Dadurch wird unzweideutig 
die maßgebende Bedeutung der SS 12 und 13 der allgemeinen 
Bedingungen zum Ausdruck gebracht. Offenſichtlich hat der 
Kläger auch etwas anderes nicht gewollt, da er in ſeinem 
Klageantrage nur Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht der 
Beklagten „in Höhe der Verſicherung“ begehrt hat. Er wollte 
damit nur ein Urteil über die nach S 21 der allgemeinen Be: 
dingungen der richterlichen Entſcheidung unterliegende Frage, 
ob überhaupt eine Entſchädigungsverpflichtung der Geſellſchaft 
beſtehe, herbeiführen. Auch das landgerichtliche und das ober— 
landesgerichtliche Urteil wollten erſichtlich nur dieſe Frage ent: 
ſcheiden. Da es ſich demnach nur um eine ungenaue Faſſung 
des Urteilstenors handelt, war es gerechtfertigt, die Reviſion, 
die in der Hauptſache unbegründet iſt, mit der vorerwähnten 
Maßgabe zurückzuweiſen. O. c. B., U. v. 11. Mai 09, 
410 08 VII. — Kiel. 

Wechſelſtempelſteuergeſetz vom 10. Juni 1869. 

34. 8 24 Abſ. 2 WStempG. Vorausſetzungen für 
Stempelfreiheit der Schecks. 

Die Klägerin ſtellte am 19. April 1907 eine Anweiſung 
folgenden Wortlauts aus: „Bremen, den 19. April 1907. 
Für 180 000 /. Generaldirektion der Kgl. Seehandlung, 
Berlin. Zahlen Sie gegen dieſen Scheck aus unſerem Gut— 
haben an Herrn Delbrück, Leo & Co. oder Ordre Einhundert— 
achtzigtauſend Mark. Carl F. Plump & Co.“ Die Königliche 
Seehandlung löſte den Scheck ein, erachtete ihn aber für wechſel— 
ſtempelpflichtig und entwertete auf demſelben für 90% Wechſel— 
ſtempelmarken. Sie zog den Stempelbetrag von der Klägerin 
ein, die ihn unter Verwahrung gegen die Stempelpflicht bezahlte. 
Nach Ablehnung ihres an die Oberpoſtdirektion gerichteten Ver— 
langens auf Rückerſtattung erhob ſie Klage gegen den Reichs— 
poſtfiskus mit dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, der 
Klägerin gegen gebrauchte Stempelmarken im Werte von 90. 
neue Stempelmarken in gleichem Werte umzutauſchen. In der 
Berufungsinſtanz ſtellte fie den Eventualantrag auf Verurteilung 
des Beklagten zur Zahlung von 90 .%. Die Klage wurde in 
den Vorinſtanzen abgewieſen. RG. verurteilte zur Zahlung: 
Nach § 24 Abſ. 1 des Geſetzes vom 10. Juni 1869, betr. die 
Wechſelſtempelſteuer, unterliegen dem Wechſelſtempel auch die 
von Kaufleuten oder auf Kaufleute ausgeſtellten Anweiſungen 
auf Geldauszahlungen, gegen deren Vorzeigung oder Aus— 
lieferung die Zahlung geleiſtet werden ſoll. Befreit ſind jedoch 
von der Abgabe nach § 24 Abſ. 2 u. a. Schecks, das ſind nach 


der vom Geſetze beigefügten Begriffsbeſtimmung „die ſtatt der 
Barzahlung dienenden, auf Sicht zahlbaren Anweiſungen auf 
das Guthaben des Ausſtellers bei dem die Zahlungen desſelben 
beſorgenden Bankhauſe oder Geldinſtitute“, wenn ſie ohne Akzept 
bleiben. Streitig iſt vorliegendenfalls, ob die Klägerin bei der 
Königlich Preußiſchen Seehandlung ein Guthaben hatte, über 
das ſie durch den Scheck vom 19. April 1907 verfügen konnte. 
Der Wortlaut des Schecks vermag hierüber der Natur der Sache 
nach keine Auskunft zu geben. Die Anweiſung auf das Gut⸗ 
haben des Ausſtellers enthält zunächſt nur die Verſicherung des 
Ausſtellers, daß ihm ein Guthaben bei dem Bezogenen zuſtehe, 
aus dem dieſer Zahlung leiſten werde; ob aber dieſe Ver⸗ 
ſicherung der Wahrheit entſpricht, muß ſich erſt bei der Vor⸗ 
zeigung des Schecks zur Einlöſung erweiſen. Der Wortlaut 
des Schecks wird aber ſtets der gleiche ſein, mag ein Guthaben 
des Ausſtellers beſtehen oder nicht. Hiernach kann es ſich zu: 
nächſt fragen, ob es für die Stempelfreiheit eines Schecks nicht 
ſchon genügt, daß er die ſog. Guthabenklauſel enthält, und ob 
nicht die Frage nach der Wahrheit oder Unwahrheit der hierin 
liegenden Verſicherung des Ausſtellers, daß ihm ein entſprechendes 
Guthaben bei dem Bezogenen zuſtehe, als rechtlich unerheblich 
auszuſcheiden hat. Das BG. hat dieſe Frage keiner Erörterung 
unterzogen; es geht offenbar von der Rechtsanſicht aus, daß die 
Stempelfreiheit an die wirkliche Exiſtenz der beiden ſtreitigen 
Merkmale, ein Guthaben der Klägerin bei der Seehandlung 
und die Eigenſchaft dieſer Anſtalt als des die Zahlungen der 
Klägerin beſorgenden Bankhauſes, geknüpft ſei. Die Frage iſt 
indeſſen nicht unzweifelhaft. In der Rechtſprechung des RG. iſt 
ſie, ſoweit bekannt, noch nicht ausdrücklich entſchieden. Der 
erkennende Senat findet ſich nicht veranlaßt, zu der beſprochenen 
Rechtsfrage Stellung zu nehmen, da ſich die Klage auch vom 
Rechtsſtandpunkte des BG. aus als begründet erweiſt. Der 
Entſcheidung ſind folgende vom BG. feſtgeſtellte Tatſachen zu⸗ 
grunde zu legen: Die Klägerin wünſchte, über einen Betrag 
von 180 000 & in Berlin verfügen zu können, und erſuchte 
deshalb das Bankhaus M. M. W. & Co. in Hamburg, ihr aus 
ihrem Guthaben bei dieſem Bankhauſe die genannte Summe 
bei einer Bank in Berlin anzuweiſen. M. M. W. & Co. beauf⸗ 
tragten darauf die Königliche Seehandlung, aus ihrem Out: 
haben den Betrag von 180 000 % „zur Verfügung der Klägerin 
zu halten“, und die Sechandlung erklärte ſich damit einverſtanden. 
Hiervon wurde die Klägerin durch M. M. W. K Co. verſtändigt, 
während ein unmittelbarer Erklärungsaustauſch zwiſchen der 
Seehandlung und der Klägerin nicht ſtattfand. Wohl aber löſte 
die Seehandlung den hierauf von der Klägerin auf ſie gezogenen 
Scheck anſtandslos ein. Hiernach kann es zunächſt keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Klägerin zur Zeit der Vorlegung 
des Schecks ein Guthaben von 180 000 % bei der Seehandlung 
hatte. (Wird ausgeführt.) Das BG. läßt es unentſchieden, 
ob der Klägerin ein Guthaben bei der Seehandlung zuſtand; 
den maßgebenden Entſcheidungsgrund für die Klagabweiſung 
bildet die Annahme, daß die Seehandlung jedenfalls kein die 
Zahlungen der Klägerin beſorgendes Bankhaus geweſen ſei. 
Zur Begründung dieſer Annahme verweiſt es lediglich auf die 
einſchlägigen Ausführungen des LG., und dieſe gehen dahin, 
es müſſe zwiſchen dem Ausſteller und dem bezogenen Bankhauſe 
ein Vertragsverhältnis beſtehen, der ſog. Scheckvertrag, dem⸗ 
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zufolge das Bankhaus zur Einlöſung der Schecks des Aus⸗ 
ſtellers bis zu beſtimmter Höhe verpflichtet ſei. Das iſt aller⸗ 
dings der Standpunkt des deutſchen Scheckgeſetzes. Dagegen 
ließe ſich aber zunächſt geltend machen, daß der § 24 Abſ. 2 
WStempG. nicht, wie der § 3 des Scheckgeſetzes, von dem zur 
Einlöſung von Schecks verpflichteten Bankhauſe, ſondern von dem 
die Zahlungen des Ausſtellers beſorgenden Bankhauſe ſpricht, 
die Eigenſchaft eines ſolchen aber ſehr wohl auch ohne jeden 
Scheckverkehr vorhanden ſein kann. Doch braucht hierauf nicht 
weiter eingegangen zu werden, denn auch wenn man für das frühere 
Recht das Vorhandenſein eines Scheckvertrags als dasjenige 
Moment aufſtellt, das den Bezogenen zu dem die Zahlungen 
des Ausſtellers beſorgenden Bankhauſe ſtempelt, ſo fehlt es 
vorliegend nicht an einem ſolchen Vertrage. Die Klägerin 
wollte in Berlin über 180 000 & „verfügen“ können, die See⸗ 
handlung erklärte ſich bereit, den Betrag der Klägerin „zur 
Verfügung zu halten“. Welcher Art die Verfügung ſein ſollte, 
iſt nicht geſagt. Mangels einer Einſchränkung iſt anzunehmen, 
daß die Klägerin das Recht zur Verfügung in jedem ihr 
paſſenden Zeitpunkte und in jeder ihr paſſenden Art, alſo auch 
mittels Schecks erwerben, und daß die Seehandlung ihr das 
Verfügungsrecht im gleichen Maße einräumen wollte. Dieſes 
Einverſtändnis in Verbindung mit der Beſchaffung des Gut⸗ 
habens genügte zum Abſchluß des Scheckvertrags. Unerheblich 
iſt, daß es ſich hier nur um eine einmalige Zahlung handelt, 
während der §S 24 WStempG. von „Zahlungen“ ſpricht. Auch 
im $ 3 des Scheckgeſetzes iſt von der Verpflichtung zur Einlöſung 
von „Schecks“ die Rede. Es kann aber keinem Zweifel unterliegen, 
daß es für die Stempelpflicht einerlei ſein muß, ob derjenige, 
der ein Scheckguthaben bei einem Bankier hat, darüber auf 
einmal durch einen Scheck, oder gleichzeitig oder nach und nach 
in Teilbeträgen durch mehrere Schecks verfügt. Es iſt kein 
vernünftiger Grund denkbar, der eine derartige Unterſcheidung 
rechtfertigen könnte. Noch weniger kann verlangt werden, daß 
der Bezogene etwa in dauerndem laufenden Geſchäftsverkehr 
mit dem Ausſteller ſtehe, kraft deſſen er auch ſonſtige Zahlungen 
für dieſen beſorgt. Der Wortlaut des § 24 Abſ. 2 WStempG. 
ſcheint allerdings auf ein ſolches Verhältnis hinzudeuten. Daraus 
würde aber nur zu folgern ſein, daß, wenn eine laufende 
Geſchäftsverbindung beſteht, die vom Kunden auf den Bankier 
gezogenen Schecks ſtempelfrei ſind, unabhäugig davon, ob zwiſchen 
beiden auch ein eigentlicher Scheckvertrag beſteht oder nicht. 
Wenn aber ein Scheckvertrag zwiſchen Kunden und Bankier 
beſteht, ſo bewegen ſich die auf Grund dieſes Verhältniſſes ge⸗ 
leiſteten Zahlungen recht eigentlich auf dem Gebiete, für welches 
die Stempelfreiheit gewährt iſt. Aus dieſen Gründen iſt der 
hier fragliche Scheck von der Stempelpflicht befreit, und der 
von der Klägerin geſtellte Eventualantrag auf Rückerſtattung 
des Betrages des erhobenen Stempels gerechtfertigt. P. & Co. 
c. R.⸗P.⸗F., U. v. 4. Mai 09, 352/08 VII. — Hamburg. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1879. 

35. § 1 Haftpfl®. Nicht aufgeklärte Urſache des Un⸗ 
falls.] 

Das BG. ſpricht die Verurteilung der Beklagten aus, 
weil es einen Beweis für irgendein Verſchulden des Getöteten 
überhaupt nicht für geführt erachtet. Es nimmt an, daß die 
Urſache des Unfalles nicht aufgeklärt ſei, und bei dieſem Sach⸗ 
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ſtand die Haftbarkeit des Unternehmers beſtehen bleibe. Dabei 
befindet es ſich im Einklange mit der Rechtſprechung des 
höchſten Gerichtshofes (JW. 04, 4068 — u. a. Entſch.). Die 
Reviſion ſucht zwar demgegenüber unter Berufung auf eine 
Entſcheidung des erkennenden Senats vom 9. Oktober 1905 
(JW. 05, 69623; vgl. auch RG. 60, 147) auszuführen, daß 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt ein Hergang vorliege, der 
nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge eine eigene ſchuldhafte 
Handlung des Verletzten als die Urſache des Unfalles faſt mit 
Notwendigkeit vorausſetze, und bei ſolcher Sachlage nicht dem 
Betriebsunternehmer ein weiterer beſonderer Nachweis des Ver⸗ 
ſchuldens des Verletzten angeſonnen werden könne, vielmehr 
letzterer nunmehr nachzuweiſen habe, daß der Unfall nicht auf 
von ihm verſchuldete Umſtände zurückzuführen ſei. Allein der 
vorliegende Fall gibt zur Anwendung des in der angezogenen 
Entſcheidung ausgeſprochenen Satzes über eine den beſonderen 
Umſtänden anzupaſſende Beurteilung der Beweislaſt für das 
mitwirkende Verſchulden des Verletzten nach $ 254 BGB. keine 
Veranlaſſung. Die den Unfall begleitenden Umſtände, daß 
eben eine Zirkusgeſellſchaft mit ihren Tieren auf dem der von 
der Straßenbahn durchfahrenen Straße ganz nahen Güterbahn⸗ 
hofe zur Abfahrt ſich rüſtete, zu dem Zirkus gehörige Wagen 
noch fortwährend über die Straße nach dem Güterbahnhofe 
fuhren, ein Trupp Indianer auf ihr dahergeritten kam und 
dieſes Schauſpiel eine Menge Menſchen herbeigelockt hatte, 
laſſen manche Möglichkeit für die Verurſachung des Unfalls 
offen, für die ein mitwirkendes Verſchulden des Getöteten nicht 
in Betracht kommt. T. c. B., U. v. 24. Mai 09, 393/08 VI. 
— Cöln. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

36. 8 7 AnfG. Auch bei der Anfechtung der Abtretung 
einer Hypothek iſt der Schuldner nicht mit zu verklagen.] 

Das hartnäckige Feſthalten des Klägers an dem Stand⸗ 
punkt, daß bei der Gläubigeranfechtung, ſei es allgemein, ſei 
es wenigſtens in einem Falle der vorliegenden Art, wo es ſich 
um die Anfechtung der Abtretung einer Hypothekenforderung 
handelt, der Schuldner mit verklagt werden müſſe oder dürfe, 
beruht auf einer Verkennung des Weſens und der Wirkungen 
der Gläubigeranfechtung ſowie der Art und Weiſe, wie bei 
erfolgreicher Anfechtung die Rückgewähr des anfechtbar Erlangten 
durch den Anfechtungsbeklagten zu erfolgen hat. Die Gläubiger⸗ 
anfechtung wirkt nicht dinglich, ſondern nur obligatoriſch. Auch 
dem Anfechtungskläger gegenüber behält das angefochtene Rechts⸗ 
geſchäft objektiv ſeine Geltung. Die Rückgewähr des anfecht⸗ 
bar Erworbenen beſteht in der Regel, ſoweit es noch in Natur 
bei dem Anfechtungsgegner vorhanden iſt, nur in der Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in dieſes Vermögensſtück, ſoweit ſolches 
nicht mehr in Natur vorhanden iſt, in der Regel in Zahlung 
des Werterſatzes. Die Zwangsvollſtreckung in das bei dem 
Anfechtungsgegner noch vorhandene Vermögensſtück erfolgt daher 
auch im Verhältnis zum Anfechtungskläger und dieſem gegen⸗ 
über objektiv in ein dem Anfechtungsgegner gehöriges 
Vermögensſtück. Dieſer iſt auf Grund des im Anfechtungsſtreit 
ergangenen Urteils formell Vollſtreckungsſchuldner, nicht der 
Schuldner. Letzterer iſt es nur in ſachlichem Sinne. Eine 
Rückübertragung des anfechtbar Weggegebenen in das Vermögen 
des Schuldners kann jedenfalls bei der Gläubigeranfechtung 
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außerhalb des Konkurſes nicht gefordert werden. Ob es denkbar 
iſt, daß von dieſer durchgreifenden Regel Ausnahmen vorkommen 
können, mag dahingeſtellt bleiben; ſicher iſt nur, daß, wenn 
ſolche Ausnahmen möglich ſein ſollten, ſie nur ſehr ſelten ein⸗ 
treten werden. Daß der Anfechtungsgegner Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner iſt und daß eine Rückübertragung des anfechtbar 
Erlangten in das Vermögen des Schuldners der Regel nach 
nicht gefordert werden kann, hat der erkennende Senat in dem 
in RG. 56, 142 ff. veröffentlichten Urteil ſogar ſchon in bezug 
auf Grundſtücke und für die Anfechtung im Konkurſe anerkannt. 
Um ſo mehr gilt dies in bezug auf anfechtbar veräußerte bewegliche 
Sachen und Forderungen. Was die beweglichen Sachen an⸗ 
geht, ſo iſt nicht, wie der Kläger meint, der Anfechtungsgegner 
ein „Dritter“ im Sinne des § 809 ZPO., in deſſen Beſitz 
ſich dem Schuldner gehörige Sachen befinden, ſondern es 
ſind ſeine, des Anfechtungsgegners, Sachen, in die als 
Sachen des „Schuldners“ im Sinne des § 808 30. voll: 
ſtreckt wird. Genau ſo verhält es ſich mit anfechtbar abgetretenen 
Forderungen, wobei ſelbſtverſtändlich die Eigenſchaft als 
Hypothekenforderungen keinen Unterſchied begründen kann. Sie 
bleiben trotz erfolgreicher Anfechtung Forderungen des Zeſſionars. 
Auch dieſer iſt daher Vollſtreckungsſchuldner: in ſeine Forderungen 
wird vollſtreckt, nicht in ſolche des Schuldners. Die Wirkung der 
Anfechtung erſchöpft ſich auch hier darin, daß der Anfechtungs⸗ 
gegner nur obligatoriſch verpflichtet iſt, ſeine Sachen ebenſo 
behandeln zu laſſen, als wenn ſie noch Sachen des Schuldners 
wären. Sachlich bedeutet dies, daß er die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in fen Eigentum für fremde Schuld dulden muß. 
Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich, daß der Schuldner an ſich 
nichts mit der Anfechtung zu tun hat. Sie richtet ſich allein 
gegen den Anfechtungsgegner, der als Empfänger des anfechtbar 
ihm Zugewendeten allein etwas zu leiſten hat. Die Möglichkeit, 
daß Fälle ſich ereignen können, in denen eine Mitwirkung des 
Schuldners zur Rückgewähr und deshalb inſofern eine Mit⸗ 
verklagung desſelben erforderlich werden könnte, mag nicht ganz 
ausgeſchloſſen ſein, da die Mannigfaltigkeit und Verſchieden⸗ 
artigkeit der Formen, in denen ſich anfechtbare Rechtsgeſchäfte 
vollziehen, außerordentlich groß iſt. Allein es kann ſich hierbei 
nur um ſeltene Ausnahmefälle handeln; es ſei dazu bemerkt, 
daß, wenn der Ehemann bei anfechtbarer Veräußerung an die 
Ehefrau mitverklagt wird, dies auf dem ehelichen Güterrecht, 
nicht auf den Grundſätzen der Anfechtung beruht. Der vor⸗ 
liegende Fall bildet keine Ausnahme; es handelt ſich hierbei 
vielmehr um einen ſehr häufig vorkommenden Gegenſtand der 
Anfechtung, nämlich um Anfechtung einer, wie behauptet wird, 
fraudulos veräußerten Hypothekenforderung. Der Schuldner 
kann in dieſen Anfechtungsſtreit nicht hineingezogen werden. 
Der Kläger hat nicht, wie er meint, das Recht, zur Durch⸗ 
führung der Anfechtung die Beiſchreibung eines Vermerks in 
das Grundbuch zu verlangen, daß ihm gegenüber die Zeſſion 
unwirkſam ſei (vgl. RG. 60, 424). Eine Feſtſtellungsklage 
gegen den Schuldner dahin, daß er auch ſeinerſeits die 
Unwirkſamkeit des angefochtenen Rechtsgeſchäfts anzuerkennen 
habe, gibt es ſchon deswegen nicht, weil die Anfechtungsklage 
überhaupt keine Feſtſtellungsklage, ſondern nur Leiſtungsklage 
iſt. Der in früheren Urteilen in der Urteilsformel häufig ent⸗ 
haltene Ausſpruch, daß die angefochtene Rechtshandlung dem 
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Kläger gegenüber unwirkſam ſei, gehört in die Begründung des 
Urteils. Es gibt auch keine allgemeine Klage auf Feſtſtellung 
der Rückgewährpflicht, ſondern die Klage muß gemäß geſetzlicher 
Beſtimmung ($ 9 AnfG.) beſtimmt die Weiſe und den 
Umfang der geforderten Rückgewähr angeben. Dem Anfechtungs⸗ 
geſetz mangelt nicht eine Beſtimmung über den Anfechtungs⸗ 
beklagten, ſondern es enthält ſolche im $ 7 („Empfänger“). 
Das BG. hat nicht fehlerhaft zwei Phaſen der Rechts⸗ 
verfolgung ineinandergeſchoben, ſondern die Annahmen des 
Reviſionsklägers über die Natur der Anfechtungsklage und die 
Vollziehung der erfolgreichen Anfechtung ſind fehlerhaft. Endlich 
iſt auch das Urteil des RG. 35, 95 der Entſcheidungen des 
RG. nicht bedenklich und es verwiſcht ebenſowenig wie das 
BU. die Grenzen des formellen und materiellen Rechts, ſondern 
der Kläger vermiſcht aus Rechtsirrtum Dinge miteinander, die 
nichts miteinander zu tun haben. Der Grundſatz, daß das 
Urteil nur zwiſchen den Parteien Recht macht, kommt, um nur 
dies beſonders zu erwähnen, obigem nach hier gar nicht in 
Betracht. Endlich iſt ein Intereſſe des Klägers an der Mit⸗ 
verklagung des Schuldners auch durch 8 894 BGB. nicht 
gegeben, da von einer Berichtigung des Grundbuchs, wie ſich 
aus dem obſtehenden zur Genüge ergibt, gar keine Rede ſein 
kann. F. c. O., U. v. 18. Mai 09, 388/08 VII. — Kiel. 
Berner Konvention, betr. die Bildung eines inter: 
nationalen Verbandes zum Schutze von Werken der 
Literatur und Kunſt vom 9. September 1886/4. Mai 1896. 
37. Kein Schutz im Einfuhrlande, wenn dieſes den 
inländiſchen Urhebern keinen oder geringeren Schutz gewährt.] 
Nach der Berner Konvention, Faſſung der Pariſer Zuſatz⸗ 
akte von 1896, bilden die vertragsſchließenden Länder, unter 
ihnen auch Deutſchland und Frankreich, einen Verband zum 
Schutze des Urheberrechts an Werken der Literatur und Kunſt 
(Art. 1). Die einem der Verbandsländer angehörigen Urheber 
oder ihre Rechtsnachfolger genießen in den übrigen Ländern 
diejenigen Rechte, welche die betreffenden Geſetze den inländiſchen 
Urhebern gegenwärtig einräumen oder in Zukunft einräumen 
werden (Art. 2 Abſ. 1). Nach Abſ. 2 des Art. 2 iſt der 
Genuß dieſer Rechte von der Erfüllung der Bedingungen und 
Förmlichkeiten abhängig, welche durch die Geſetzgebung des 
Urſprungslandes des Werkes vorgeſchrieben ſind. Der Art. 4 
enthält eine Aufzählung deſſen, was der Ausdruck „Werke der 
Literatur und Kunſt“ umfaßt. Die Aufzählung ſchließt mit 
der Klauſel „überhaupt jedes Erzeugnis aus dem Bereiche der 
Literatur, Wiſſenſchaft oder Kunſt, welches im Wege des Drucks 
oder ſonſtigen Vervielfältigung veröffentlich werden kann“. Es 
fragt ſich, ob nach dieſen Vorſchriften ein Urheber den Schutz 
des Urſprungslandes im Einfuhrlande auch dann genießt, wenn 
dieſes den inländiſchen Urhebern keinen oder nur einen geringeren 
Schutz angedeihen läßt. Insbeſondere wird die Frage von 
Bedeutung, wie es ſich verhält, wenn ein Erzeugnis des Kunſt⸗ 
gewerbes im Urſprungslande als Kunſtwerk betrachtet wird, 
während das Einfuhrland gleichartigen Erzeugniſſen nur 
Geſchmacksmuſterrecht zuſteht. Die Stimmen, die hierüber in 
der Literatur laut geworden ſind, gehen auseinander. Bar, 
Internat. Privatrecht 2, 258; Dernburg, Bürgerl. Recht 6, 
24 (vgl. freilich den Satz S. 155 f.), auch wohl Oſterrieth, 
Kommentar zum Kunſtſchutzgeſetz S. 244 letzter Satz, ſind der 
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Anſicht, daß in ſolchen Fällen das Recht des Einfuhrlandes 
entſcheide. Dagegen wird das Recht des Urſprungslandes, 
jedenfalls bei der Frage der kunſtgewerblichen Erzeugniſſe, für 
maßgebend erklärt von Kohler, Urheberrecht an Schriftwerken 
S. 410, 412 f. Kunſtwerkrecht S. 132. Allfeld, der in 
ſeinem Kommentar zu den Geſetzen vom 19. Juni 1901, 
S. 314, die erſtere Anſicht vertrat, hat ſich mit Rückſicht auf 
ein im Droit d’auteur 18, 157 abgedrucktes Urteil des LG. I 
zu Berlin, deſſen Argumente in der erſtinſtanzlichen Entſcheidung 
dieſes Prozeſſes wiederholt werden, zu der gegenteiligen Meinung 
bekehrt, vgl. Kommentar zum Geſetz vom 9. Januar 1907 
S. 249. Auch die ſchwankende Darſtellung von Röthlisberger, 
die Berner Übereinkunft S. 148 — 155, iſt durch das zitierte 
Urteil beeinflußt (vgl. S. 154). Das RG. nimmt keinen An⸗ 
ſtand, das Geſetz des Einfuhrlandes als maßgeblich anzuerkennen. 
(Wird ausgeführt.) P. c. L., U. v. 12. Mai 09, 250/08 J. 
— Berlin. ' 

Gebrauchsmuſtergeſetz vom 1. Juni 1891. 

38. S 6 Abſ. 1 GebrMuſtG. Hat das Löſchungsurteil 
rückwirkende Kraft?! 

Auf Anmeldung vom 3. November 1902 erwirkte die 
Klägerin ein Gebrauchsmuſter 191 349 auf einen „in einem 
Iſolierbecher von quadratiſchem Querſchnitt eingebauten ge⸗ 
wickelten Kondenſator“. Der von ihr formulierte Schutzanſpruch 
lautete „Kondenſator, deſſen Metallbeläge mit den Iſolierſchichten 
zuſammen gewickelt und in einem Iſolierbecher von annähernd 
quadratiſchem Querſchnitt eingebaut find“. Am 1. November 
1905 wurde die Schutzfriſt um drei Jahre verlängert. Da 
die Beklagte gleichartige Kondenſatoren vertrieb, nahm die 
Klägerin ſie auf Unterlaſſung weiterer Verletzungen, auf 
Rechnungslegung und auf 2700 WA Schadenserſatz nebſt Zinſen 
in Anſpruch. Die Beklagte beſtritt die Rechtsgültigkeit des 
klägeriſchen Gebrauchsmuſters und behauptete, unter andern 
habe auch fie ſelbſt ſchon vor dem November 1902 den ge 
ſchützten Gegenſtand hergeſtellt. Sie erhob Widerklage auf 
Löſchung des Muſters, eventuell auf Feſtſtellung, daß ihr ein 
Vorbenutzungsrecht zuſtehe. Der erſte Richter gab durch Teil 
urteil vom 12. November 1907 unter Abweiſung der Wider⸗ 
klage dem Unterlaſſungsanſpruch ſtatt. Die Berufung der Be⸗ 
klagten wurde zurückgewieſen. RG. hob auf: Da die Reviſion 
am 23. Mai 1908 eingelegt iſt, das Gebrauchsmuſter der 
Klägerin aber ſchon am 4. November 1908 erloſch, würde der 
negatoriſche Teil der Klage nach §S 546 ZPO. nicht hinreichen, 
dem Rechtsmittel Eingang zu verſchaffen. Die Reviſionsſumme 
iſt nur gegeben, wenn man den Schadenserſatzanſpruch von 
2700 & in Betracht zieht, und auch dann nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Beklagte im Fall des Obſieges ihrer auf 
Löſchung gerichteten Widerklage dem Erſatzanſpruch entgeht. 
Wäre es richtig, was Seligſohn Kommentar 3. Aufl. S. 457 
unter Berufung auf Schanze, Anſpruch auf Löſchung des Ge⸗ 
brauchsmuſters (1905) als angeblich herrſchende Anſicht vor⸗ 
trägt, daß das Löſchungsurteil nach $ 6 Abſ. 1 GebrMuſtG. 
keine rückwirkende Kraft habe, ſo würde die Vorausſetzung nicht 
zutreffen. Der Anſicht Schanzes kann aber nicht beigepflichtet 
werden. Sie ftügt ſich lediglich auf die Worte „Anſpruch auf 
Löſchung“, indem fie annimmt, mit der Klage nach 8 6 Abſ. 1 
werde nichts weiter geltend gemacht als ein obligatoriſches 
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Recht auf Abgabe einer Willenserklärung, der Löſchungs⸗ 
bewilligung. Aber der Wortlaut des Geſetzes und die übliche 
Faſſung des Urteils dürfen über das Weſen der Sache nicht 
hinwegtäuſchen. Liegen die Erforderniſſe des § 1 nicht vor, 
ſo iſt ein Schutzrecht in Wahrheit nicht vorhanden; nur der 
Schein eines ſolchen Rechtes wird durch den Eintrag in der 
Muſterrolle vorgeſpiegelt. Aufgabe der Klage nach § 6 Abi. 1 
iſt es, dieſen Schein zu zerſtören. Ob man die Klage mit 
Langheineken Urteilsanſpruch S. 158, Kiſch Beiträge zur 
Urteilslehre S. 42, Kohler Muſterrecht S. 129 als Feſt⸗ 
ſtellungsklage oder mit Hellwig Zivilprozeßrecht Bd.! S. 239, 
Stein ZPO. 8. und 9. Aufl. Bd. 1 S. 546 als Klage auf 
ein ex tunc wirkendes konſtitutives Urteil aufzufaſſen hat, kann 
als rein konſtruktiv auf ſich beruhen. Weſentlich iſt nur die 
Erkenntnis, daß das Urteil, auch wenn es nur auf Löſchungs⸗ 
bewilligung lautet, den Gegenſatz zwiſchen Schein und Wirklich⸗ 
keit vollſtändig und nicht bloß für die Zukunft bereinigt. Es 
bedarf nicht erſt der Anſtellung einer zweiten Klage, um den 
aus der Vergangenheit hergeleiteten Schadenserſatzanſprüchen 
den Boden zu entziehen. Iſt während des Prozeſſes über die 
„Löſchungsklage“ das Muſter durch Zeitablauf erloſchen, ſo iſt 
nur die Faſſung des Antrags unpaſſend geworden; von einer 
Erledigung der Hauptſache kann keine Rede ſein. Die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels iſt hiernach nicht zu beanſtanden. 
Sachlich erweiſt ſich die Reviſion als begründet, weil das Vor⸗ 
bringen des Beklagten über das Vorbekannte im BU. keine 
zutreffende Würdigung gefunden hat. (Wird ausgeführt.) 
S. & H. c. Z. & Co., U. v. 22. Mai 09, 275/08 J. — 
Berlin. 

Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898. 

39. Die Formvorſchrift des $ 15 Abſ. 4 GmbHG. findet 
auf Verträge, durch die ein Kontrahent ſich zum Erwerbe von 
Geſchäftsanteilen des andern verpflichtet, Anwendung.] 

Es handelt ſich um die Frage, ob der Formvorſchrift des 
815 Abſ. 4 GmbHG. auch ein Vertrag unterliegt, durch den 
der eine Kontrahent ſich zur Abnahme, alſo zum Erwerbe 
von Geſchäftsanteilen des anderen verpflichtet, es dieſem anderen 
aber überlaſſen bleibt, ob er die Anteile abgeben will oder 
nicht, mithin eine Verpflichtung desſelben zur Abtretung 
der Anteile — jedenfalls zunächſt und ſo lange, als er nicht 
die Abnahme der Anteile verlangt — nicht begründet iſt. Die 
Frage iſt von dem 1. ZS. des RG. bereits in mehrfachen Ent- 
ſcheidungen bejaht (Urteil vom 5. November 1902 I 336/02, 
mitgeteilt JW. 03, 112°; Urteil vom 13. Februar 1904 I 422/03 
in RG. 57, 60 ff.; Urteil vom 17. Dezember 1904 I 352/04, 
mitgeteilt in der JW. 05, 92). Der erſte Richter hat ſich 
dieſen Entſcheidungen angeſchloſſen und iſt auf Grund deſſen 
zur Abweiſung der Klage gelangt; der BerR. erachtet umgekehrt 
die Auffaſſung des RG. nicht für zutreffend und hat ſo die 
Klage zugeſprochen. Der jetzt erkennende Senat des RG. hat 
bei nochmaliger Prüfung der Frage nicht Veranlaſſung gefunden, 
von der Auffaſſung des I. ZS. abzugehen. Insbeſondere die 
Darlegungen desſelben über den Zweck des Geſetzes, den 
ſpekulativen Handel mit Geſellſchaftsbeteiligungen zu verhindern, 
ſowie noch der Wille des Geſetzes überhaupt, einen Wechſel 
der Geſellſchaftsmitglieder nicht zu erleichtern, ſondern zu er⸗ 
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ſchweren, laſſen es angezeigt erſcheinen, der Auslegung, die dem 
815 Abf. 4 von dem I. ZS. gegeben worden iſt, vor der gegen⸗ 
teiligen, von dem Ber R. ſowie von Staub⸗Hachenburg (Anm. 15 
und 16 zu § 15 des Geſetzes) vertretenen, den Vorzug zu geben. 
Es iſt freilich richtig, daß Ausnahmebeſtimmungen — zu denen 
nach dem Syſtem des BGB. auch die Vorſchriften über Inne⸗ 
haltung beſtimmter Formen zu rechnen ſind — nicht ausdehnend 
auszulegen ſind; aber andererſeits muß einmal jedes Spezial⸗ 
geſetz, und ein ſolches iſt das Geſetz betr. die Geſellſchaften 
m. b. H., auch aus ſich ſelbſt ausgelegt werden, und es darf 
ferner der Zweck eines beſtimmten Geſetzes nicht durch zu enge 
und lediglich wortgemäße Auslegung desſelben vereitelt werden. 
Der BerR., der es als weſentlichen Zweck des Geſetzes ſelbſt 
anerkennt, den Handel mit Geſchäftsanteilen zu erſchweren, hat 
in dieſer Beziehung zwar noch ausgeführt: Der ſpekulative 
Handel in Geſchäftsanteilen werde ſich kaum in derartigen 
Vereinbarungen (wie der hier vorliegenden) vollziehen können, 
weil dieſelben keine Gebundenheit auf ſeiten des Veräußerers 
begründen und deshalb der Erwerber allein das Riſiko tragen 
würde. Aber einmal geht dieſe Ausführung überhaupt von 
einer unſicheren und zweifelhaften Unterlage aus und ſodann 
wird dagegen von dem Reviſionskläger zutreffend bemerkt, daß 
es für den Begriff der Spekulation belanglos iſt, ob nur der 
Erwerber das Riſiko trägt oder der Veräußerer, wie es für 
den Zweck: Verhinderung des Spekulationshandels mit 
Geſchäftsanteilen, ferner auch gleichgültig erſcheint, ob der Ge⸗ 
ſellſchafter ſich freiwillig oder in Kraft rechtlicher Ver— 
pflichtung zur Abtretung entſchließt. Vorſtehendem gemäß 
war das Bu. aufzuheben und die Berufung gegen das erſt— 
inſtanzliche, die Klage abweiſende Urteil zurückzuweiſen. B. c. B., 
U. v. 24. Mai 09, 584/08 II. — Karlsruhe. 

Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juni 1895. 

40. SS 3, 4 Binnen SchG. in Verb. mit SS 823, 276 
BGB. Für das Maß der Verantwortung iſt die allgemeine 
Übung der beteiligten Verkehrskreiſe entſcheidend. — Mangel 
des nach § 10 der Additionalakte zur Elbſchiffahrtsakte erforder: 
lichen Schiffspatents. 

Das OLG. unterſtellt, daß die Kolliſion (auf der Elbe) 
vermieden worden wäre, wenn die „Anna Elieſe“ ein langes, 
gerades Steuer gehabt hätte, ſieht es aber nicht als bewieſen 
an, daß das kurze Steuer für Fahrten auf der Elbe ungeeignet 
geweſen ſei. Zu dieſem Punkte wird folgendes ausgeführt. 
Die „Anna Elieſe“, die früher auf der Oder gefahren ſei, habe 
ein bis zum 4. Oktober 1904 gültiges Schiffs⸗Reviſionsatteſt 
I. Klaſſe, ausgeſtellt von der Schiffs-Reviſionskommiſſion der 
vereinigten Transportverſicherungsgeſellſchaften zu Stettin, be— 
ſeſſen. Auf Grund dieſes Atteſtes hätte, wie die Auskunft der 
Hamburger Deputation für Handel und Schiffahrt ergebe, der 
Dampfer — ohne jede weitere techniſche Unterſuchung auf ſeine 
Fahrtüchtigkeit ſpeziell für die Oberelbe — das zu deren Be- 
fahrung nach $ 10 der Additionalakte zur Elbſchiffahrtsakte 
erforderliche Schiffspatent erhalten. Daraus ergebe ſich, daß 
in den Kreiſen, die von Amts wegen darüber zu wachen hätten, 
daß die Oberelbe nur mit hierfür geeigneten Fahrzeugen befahren 
werde, deren Fahrwaſſer hinſichtlich der Sände, Strömungen uſw. 
nicht als etwas Beſonderes angeſehen werde gegenüber dem Fahr⸗ 
waſſer anderer Flüſſe und Binnengewäſſer, insbeſondere nicht 
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gegenüber der Oder. Mit Recht rügt die Reviſion, daß dieſe 
Begründung nicht ausreicht, um den Vorwurf des ungeeigneten 
Steuers auszuräumen. Das für die Elbe geſetzlich erforderliche, 
behördliche Schiffspatent lautet (Mittelſtein Binnenſchiff. 2, 389), 
daß das betreffende Schiff „von dazu beſtellten und verpflichteten 
Sachverſtändigen in allen ſeinen Teilen und Zubehörungen ſorg⸗ 
fältig geprüft und zur Schiffahrt auf der Elbe vollkommen gut 
und tüchtig befunden worden“ iſt. Ein ſolches Schiffspatent 
hat die „Anna Elieſe“ zur Zeit des Unfalls, wie feſtſteht, nicht 
beſeſſen. Das Atteſt, das ſie beſaß, war von einer Kommiſſion 
von Verſicherungsgeſellſchaften zu Stettin ausgeſtellt und lautete 
nicht auf die Elbe. Wenn nun die hamburgiſche Behörde, wie 
ſie angibt, auf Grund dieſes Atteſtes das Schiffspatent für die 
Elbe ohne weiteres ausgeſtellt hätte, ſo liegt es nahe, die Frage 
aufzuwerfen, ob denn auf dieſe Weiſe die Pflicht, die $ 10 der 
Additionalakte der Behörde auferlegt, „ſich durch techniſche 
Unterſuchung von der Tüchtigkeit des Fahrzeuges zu überzeugen“ 
in der Tat erfüllt wird, oder ob inſoweit vielleicht eine Abung 
vorliegt, die ſchon den geſetzlichen Vorſchriften gegenüber be⸗ 
denklich erſcheint und als maßgebende Grundlage für den hier 
zu entſcheidenden Punkt über die Tauglichkeit des Steuers ver⸗ 
ſagt. Das OLG. hat ſich weder dieſe Frage vorgelegt, noch 
überhaupt erörtert, ob denn jene Gleichſtellung der verſchiedenen 
Binnengewäſſer auch nach ſeinem Urteile gerechtfertigt iſt. Das 


iſt unter allen Umſtänden ein prozeſſualer Verſtoß. Die Anſicht 


der hamburgiſchen Behörde allein kann die Streitfrage nicht 
entſcheiden. Es kommt darauf an, ob dieſe Anſicht richtig oder 
unrichtig iſt, und es war daher auf das ſonſt vorliegende 
Material einzugehen: auf den Verlauf der Kataſtrophe ſelbſt, 
der die Untauglichkeit des Steuers ohne weiteres darzutun 
ſcheint, auf die Angaben des Schiffers M. und des Sach⸗ 
verſtändigen G. und endlich auf die von der Klägerin behauptete 
Tatſache, daß das runde, kurze Steuer der allgemeinen Übung 
auf der Elbe widerſpricht. Ein weiterer, materiellerechtlicher 
Verſtoß aber liegt darin, daß das OLG. mit der oben wieder⸗ 
gegebenen Erwägung anſcheinend den Streitpunkt auch nach 
ſeiner ſubjektiven Seite erledigen zu können meint, daß es 
m. a. W. ſowohl den Schiffseigner, wie den Schiffer bloß 
wegen der erwähnten Übung der hamburgiſchen Behörde von 
jeder Fahrläſſigkeit wegen der Verwendung des Steuers frei⸗ 
ſpricht. Weder „die im Verkehr erforderliche Sorgfalt“, wofür 
der Schiffseigner nach SS 823, 276 BGB. noch „die Sorgfalt 
eines ordentlichen Schiffers“, wofür dieſer nach 8 7 und der 
Schiffseigner nach SS 3 und 4 BinnenSchG. einzuſtehen hat, 
kann allein deswegen als geleiſtet angeſehen werden, weil ein 
Verhalten vorliegt, gegen das die polizeilichen Organe nicht 
einſchreiten. Das Geſetz legt beiden, dem Schiffseigner und 
dem Schiffer, eine ſelbſtändige Verantwortung auf, den Er⸗ 
forderniſſen eines geſicherten, normalen Verkehrs gerecht zu 
werden. Bei der Beſtimmung dieſer Verantwortung im einzelnen 
muß insbeſondere auf die allgemeine Übung der beteiligten 
Verkehrskreiſe Gewicht gelegt werden, das heißt darauf, was in 
dieſen Kreiſen als notwendig und geboten angeſehen wird, um 
Schaden zu verhüten. Gilt in den Kreiſen der Schiffahrt das 
runde Steuer für ungeeignet, um das Fahrzeug beim Paſſieren 
der zahlreichen Sände auf der Elbe ſicher in der Gewalt zu 
behalten, ſo liegt eine Fahrläſſigkeit vor, wenn ſich Schiffs⸗ 
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eigner und Schiffer darüber hinwegſetzen und die Schiffahrt 
mit dem ungeeigneten Steuer betreiben, einerlei wie ſich die 
polizeilichen Inſtanzen dazu verhalten. Auch die Erörterungen, 
die das OLG. darüber anſtellt, ob die Navigierung des 
Dampfers durch den Schiffer M. deswegen zu tadeln ſei, weil 
er dabei auf die Beſchaffenheit des Steuers nicht die nötige 
Rückſicht genommen habe, erſcheinen nicht einwandfrei. Der 
Schiffer mußte nicht nur „im allgemeinen“ über die Steuer⸗ 
fähigkeit feines Schiffes orientiert fein, wie das OLG. ſagt, 
ſondern auch im beſonderen. Er mußte Art, Beſchaffenheit und 
Wirkungsweiſe des Steuers genau kennen, auch beim Paſſieren 
von Sänden, wenn es ſich um den Übergang aus dem Stau: 
waſſer in die Strömung handelt. Ebenſo mußte er das Fahr⸗ 
waſſer der befahrenen Elbſtrecke kennen und mit den Gepflogen⸗ 
heiten und Übungen der Elbſchiffahrt vertraut ſein. Unkenntnis 
über dieſe Dinge kann ihn nicht entlaſten, wie das OLG. 
fälſchlich anzunehmen ſcheint. O. N.⸗D.⸗G. c. P., U. v. 
19. Mai 09, 303/08 I. — Hamburg. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

41. 85 43 Bir. Schadenserſatzanſpruch des klagenden 
Aktionärs gegen die Aktiengeſellſchaft, deren Geſellſchafter er 
durch Erwerb der Aktien geworden iſt. — Einſchränkung der 
Rechtsgrundſätze in RG. 54, 128 und 62, 29. 

Nach dem Klagevortrag hat Kläger auf Rat der Zweig⸗ 
niederlaſſung der Dresdner Bank in Berlin (Bekl. 1) im 
April 1899 fünfzig Aktien der Straßenbahn Hannover (Bekl. 2) 
zum Kurſe von 119 — 120 Prozent gekauft. In der Folge find 
die Aktien im Kurſe gefallen bis auf 27 Prozent. Kläger 
behauptet, er ſei durch den von den beiden Beklagten aus⸗ 
gegebenen Proſpekt vom März/April 1899, welcher unrichtige 
Angaben enthalte, zum Ankauf beſtimmt worden. Die Unrichtig— 
keit dieſer Angaben hätten die Beklagten gekannt oder kennen 
müſſen. Kläger macht die beiden Beklagten auf Grund des 
§ 43 Börf®. (Faſſung vom 22. Juni 1896) für den ihm durch 
den Ankauf der Aktien verurſachten Schaden verantwortlich, die 
Beklagte Nr. 1 außerdem auf Grund ihrer Ratserteilung. Er 
hat mit der Klage beantragt, die Beklagten als Samtſchuldner 
zur Zahlung von 60 248,95 „ nebſt Zinſen gegen Herausgabe 
der Aktien zu verurteilen. Die Beklagten haben Abweiſung 
der Klage beantragt. Sie haben die behaupteten Unrichtigkeiten 
in den Angaben des Proſpekts beſtritten. Das Kgl. LG. I 
Berlin (III. K. f. H.) hat durch Urteil vom 18. April 1907 die 
Klage abgewieſen. Kläger hat Berufung eingelegt. In der 
Berufungsinſtanz hat er beantragt, die Beklagte unter Ab— 
änderung des erſtinſtanzlichen Urteils nach dem Klageantrag zu 
verurteilen, hat den letzteren aber gegenüber der Straßenbahn 
Hannover dahin formuliert, dieſe Beklagte zur Zahlung von 
60 248,95 & nebſt Zinſen zu verurteilen. Durch Teilurteil 
vom 14. März 1908 hat das Kgl. KG. (V. 35.) die Berufung 
inſoweit zurückgewieſen, als die Klage gegen die Straßenbahn 
Hannover abgewieſen iſt. RG. hob auf und wies zurück: Das 
KG. hat den auf § 43 BörſGG. vom 22. Juni 1896 geſtützten 
Anſpruch gegen die Straßenbahn Hannover für unbegründet 
erachtet, weil ſeit der Entſcheidung des RG. vom 2. Mai 1900, 
1101/1900, welche eine Haftung der Aktiengeſellſchaft gegen- 
über ihrem Aktionär für die in ihrem Proſpekt gemachten 
unrichtigen Angaben anerkannt hatte (vgl. RG. 46, 83), mehr 
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und mehr der Grundſatz zur Anerkennung gelangt ſei, daß ein 
Aktionär Anſprüche gegen die Aktiengeſellſchaft nicht verfolgen 
kann, welche ſich auf ſeine Beteiligung an der Aktiengeſellſchaft 
gründen und dieſe zur Vorausſetzung haben. Dieſer Grundſatz 
entſpreche dem Zweck und Weſen der Aktiengeſellſchaft und 
ſtütze ſich auf die 88 213, 215 HGB. (Art. 216, 217 ADHGL.). 
Daß die hier gegebenen allgemeinen, im Intereſſe der Erhaltung 
des Aktienkapitals zur Sicherheit für die Gläubiger notwendigen 
Vorſchriften hinter denjenigen des § 43 BörſG. (jetzt § 45) 
zurücktreten müßten, ſei nicht anzuerkennen. Das BG. befindet 
ſich bei dieſer Auffaſſung, was den erſten Teil ſeiner Begründung 
betrifft, in Übereinftimmung mit dem von dem erkennenden 
Senat in den Entſcheidungen vom 14. März 1903 Rep. 1 371/02 
und vom 8. November 1905 Rep. I 154/05 (vgl. RG. 54, 128 
und 62, 29) eingenommenen Standpunkte. In der Begründung 
des erſten Erkenntniſſes iſt unter Bezugnahme auf die konſtante 
Rechtſprechung des ROHG. und RG. ausgeſprochen, daß die 
Zeichnungserklärung des Aktionärs mit Rüdficht auf ihren rechts⸗ 
polizeilichen Charakter der Anfechtung wegen Irrtums, Drohung 
oder Betrugs entzogen iſt, und daß bei Gleichheit des Grundes 
die gleiche Erwägung auch für die Zeichnungserklärung bei 
Kapitalserhöhungen gelte. Ebenda iſt auch die weitere Konſequenz 
gezogen, daß, ſo oft jemand durch ſchuldhaftes Verhalten der 
Vorſtandsmitglieder veranlaßt worden iſt, Aktien der Geſellſchaft 
zu kaufen und dadurch Mitgliedſchaftsrechte zu erwerben, ihm 
gleichfalls ein Anſpruch auf Erſatz des Schadens, der ihm gerade 
durch dieſe Beteiligung entſtanden iſt, gegen die Aktiengeſellſchaft 
ſelbſt, verſagt werden müſſe. Die Entſcheidung Bd. 62 S. 29 
enthält eine praktiſche Anwendung dieſer Auffaſſung. Die in 
der Literatur gegen die eben erwähnte Konſequenz geltend 
gemachten Bedenken und ihre Ablehnung für das Recht der 
Geſellſchaft m. b. H., wie fie in der Entſcheidung des II. 3. 
des RG. vom 1. Mai 1908 Rep. II 583/07 (vgl. RG. 68, 309) 
Ausdruck gefunden hat, mußten den erkennenden Senat zu einer 
nochmaligen Prüfung der Richtigkeit ſeines Standpunktes ver⸗ 
anlaſſen. Der Senat hält hiernach zwar an der Auffaſſung 
feſt, daß der Aktionär feine durch Zeichnung oder durch Aus- 
übung des Bezugsrechts bei der Gründung oder Kapitals⸗ 
erhöhung einer Aktiengeſellſchaft ausgeſprochene Beteiligung nicht 
nachträglich wegen Betrugs, Drohung oder Irrtums gegenüber 
der Geſellſchaft anfechten und auch keinen Schadenserſatzanſpruch 
gegen die Geſellſchaft geltend machen kann, der in ſeinem Erfolge 
der Aufhebung ſeiner Beteiligung und der Rückzahlung ſeiner 
Einlage gleichkommt — eine Auffaſſung, die durch die Ent- 
ſcheidung der Ver ZS. vom 16. Mai 1904 Rep. 1153/03 (vgl. 
RG. 57, 292) hinſichtlich der Beitrittserklärung zu einer ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft eine indirekte Beſtätigung gefunden 
hat. Er lehnt nunmehr aber eine Ausdehnung dieſes Grund⸗ 
ſatzes auf Fälle ab, in welchen die Beteiligung an der Aktien— 
geſellſchaft in anderer Weiſe als durch Zeichnung oder Über— 
nahme des urſprünglichen oder des erhöhten Grundkapitals 
bewirkt wurde. Es iſt eine differentielle Behandlung der Fälle 
der erſteren und der letzteren Art notwendig. Durch Übernahme 
oder Zeichnung der Aktien — 88 188, 189 HGB. — wird 
die notwendige Grundlage für die demnächſt in das Leben und 
den Verkehr tretende Aktiengeſellſchaft geſchaffen. Sie iſt eine 
reine Kapitalgeſellſchaft und ihre Exiſtenzberechtigung wie ihr 
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Kredit beruht auf dem tatſächlichen Vorhandenſein ihres Grund⸗ 
kapitals, für welches das Geſetz im Intereſſe der Allgemeinheit 
beſondere Garantien geſchaffen hat. Was für die urſprüngliche 
Geſellſchaft gilt, muß auch für die durch den Beſchluß über die 
Erhöhung des Grundkapitals veränderte Geſellſchaft gelten. 
Das Intereſſe des einzelnen muß zurücktreten gegenüber dem 
Intereſſe, das die Allgemeinheit daran hat, daß die Kapital⸗ 
geſellſchaft, ſo wie im Handelsregiſter eingetragen und demnächſt 
öffentlich bekannt gemacht, wirklich ins Leben getreten iſt. 
Deshalb find die Übernahme⸗ und Zeichnungserklärungen der 
Anfechtung wegen Irrtums, Drohung oder Betrugs entzogen. 
Sie gelten als geſellſchaftsrechtliche rechtspolizeiliche Akte, welche 
der Allgemeinheit gegenüber erklärt ſind. Deshalb ſind auch 
Schadenserſatzanſprüche gegen die Geſellſchaft wegen der durch 
dieſe Erklärungen bewirkten Beteiligung ausgeſchloſſen, weil ſie 
in ihrer Wirkung lediglich die Aufhebung dieſer Beteiligung 
und die Zurückerſtattung des durch die Zeichnung oder Über⸗ 
nahme garantierten Kapitals herbeiführen. Es handelt ſich hier 
überall nur um die geſellſchaftliche Beteiligung des Aktionärs 
auf Grund ſeiner eigenen Erklärungen. Dieſe muß der An⸗ 
fechtung oder Wiederaufhebung entzogen ſein, wenn nicht die 
rechtliche und wirtſchaftliche Grundlage der Exiſtenz der Geſell⸗ 
ſchaft gefährdet und in Frage geſtellt werden ſoll. Iſt aber 
die Aktiengeſellſchaft mit ihrem urſprünglichen oder mit dem 
erhöhten Grundkapital ins Leben getreten, ſo verbietet zwar 
auch jetzt das Geſetz, daß durch Vereinbarungen zwiſchen der 
Geſellſchaft und den Geſellſchaftern über Rückzahlung der 
geleiſteten Einlagen oder über den Bezug von Zinſen in 
beſtimmter Höhe oder durch Rechtshandlungen dieſer Art, das 
Grundkapital nachträglich feinem Zwecke entfremdet wird (vgl. 
§§ 213, 215 HGB., Art. 216, 217 ADHGB.). Dagegen 
kann der Geſetzgeber weder im allgemeinen noch im ſpeziellen 
eine Vorſorge dagegen treffen, daß die Aktiengeſellſchaft bei 
ihrer Betätigung im Verkehrsleben keine Einbuße an ihrem 
Grundkapital erleidet. Die Aktiengeſellſchaft muß im Rechts⸗ 
verkehr genau ebenſo behandelt werden, wie jedes andere 
Rechtsſubjekt. Sie genießt keine Privilegien, auch nicht gegen⸗ 
über ihren eigenen Aktionären. Tritt ſie durch ihre Organe 
mit dieſen in rechtsgeſchäftlichen Verkehr oder wird ſie ihnen 
aus unerlaubten Handlungen derſelben verpflichtet, ſo iſt ſie zur 
Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten ihnen gegenüber wie gegenüber 
jedem Dritten verbunden. Das Geſetz bietet keinen genügenden 
Anhalt für die Annahme, daß die Anwendung der allgemeinen 
Grundſätze des Verkehrsrechts im Verhältnis zwiſchen Aktien⸗ 
geſellſchaft und Aktionär jeweils da ausgeſchloſſen ſein ſollte, 
wo ſie in ihrer Rückwirkung für den Vermögensbeſtand der 
Aktiengeſellſchaft einer völligen oder teilweiſen Rückzahlung der 
Einlage des Aktionärs gleichkommt. Der Aktionär ſteht in 
dieſen Fällen der Geſellſchaft überall in ſeiner Eigenſchaft als 
Gläubiger gegenüber und die Geſellſchaft kann ſeine Eigenſchaft 
als Gläubiger und ſeine ſich daraus ergebenden Rechte nicht 
dadurch beſeitigen oder unwirkſam machen, daß ſie geltend 
macht, er ſei zugleich ihr Geſellſchafter. Der Aktionär, welcher 
eigene Aktien der Geſellſchaft von ihr erworben hat und welcher 
durch unrichtige Angaben ihrer Vorſtandsmitglieder im Proſpekt 
($ 43 Bor. vom 22. Juni 1896) zu dieſem Ankauf ver: 
anlaßt worden iſt, macht ſeine Anſprüche nicht in ſeiner 
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Eigenſchaft als Geſellſchafter, ſondern in ſeiner Eigenſchaft als 
Käufer der Aktien geltend. Der von ihm beanſpruchte Schadens⸗ 
erſatz iſt nicht nur rechtlich, ſondern auch wirtſchaftlich etwas 
anderes als die auf das Grundkapital (das urſprüngliche oder 
das erhöhte) geleiſtete Einlage. Die Grundſätze, welche, aus 
dem Geſellſchaftsverhältnis abgeleitet, die geſellſchaftliche Be⸗ 
teiligung des Aktionärs bei der Gründung oder Kapitals⸗ 
erhöhung der Anfechtung oder Wiederaufhebung entziehen, 
dürfen nicht auf Rechtsgeſchäfte ausgedehnt werden, welche 
zwar in ihrem Effekte gleichfalls eine Beteiligung an der Aktien⸗ 
geſellſchaft herbeiführen, die aber ihrem Weſen nach keine 
unter dem Geſellſchaftsrecht ſtehenden Rechtsakte ſind, 
ſondern Umſatzverträge, gerichtet auf Erwerb von Wertobjekten 
gegen Entgelt. Nach 5 226 HGB. ſoll die Aktiengeſellſchaft 
eigene Aktien nicht erwerben oder in Pfand nehmen. Gleich⸗ 
wohl iſt es eine Erſcheinung des täglichen Lebens und entſpricht 
dem Verkehrsbedürfnis, daß Aktienbanken mit ihren eigenen 
Aktien handeln, d. h. ſie kaufen und verkaufen. Es widerſpricht 
der Auffaſſung des Verkehrs, daß für die Verkäufe eigener 
Aktien der Aktienbanken andere als die allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätze gelten ſollten. Dasſelbe gilt aber auch von der 
Proſpekthaftung des 8 43 Börſcc. Wenn hier das allgemeine 
Prinzip aufgeſtellt iſt, daß diejenigen, welche den Proſpekt 
erlaſſen haben oder von denen der Proſpekt ausgeht, für die 
Unrichtigkeit der in ihm enthaltenen für die Beurteilung des 
Wertes der Aktien erheblichen Angaben haften, ſo kann dieſe 
außerhalb des Geſellſchaftsrechts ſtehende Haftung nicht dadurch 
außer Wirkſamkeit geſetzt werden, daß der Aktionär durch den 
Ankauf der Aktien Geſellſchafter der Aktiengeſellſchaft wird. 
Wollte man dies annehmen, ſo würde die geſetzliche Proſpekt⸗ 
haftung gerade in den Fällen verſagen, für die ſie in erſter 
Reihe beſtimmt iſt; denn in der Regel wird der Proſpekt von 
der Aktiengeſellſchaft „ausgehen“, welche die Zulaſſung ihrer 
Aktien zum Börſenhandel betrieben hat. Da das KG. die Klage 
gegen die Straßenbahn Hannover ausſchließlich aus dem Grunde 
abgewieſen hat, weil dem klagenden Aktionär ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch auf Grund des § 43 BörſG. vom 22. Juni 1896 gegen 
die Aktiengeſellſchaft, deren Geſellſchafter er durch den Erwerb der 
Aktien geworden iſt, nicht zuſtehe, dieſer Grund aber nach dem 
Ausgeführten als berechtigt nicht anerkannt werden kann, mußte 
das angefochtene Erkenntnis aufgehoben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das KG. zurück⸗ 
verwieſen werden. Sch. c. D. B. u. St.⸗B. H., U. v. 28. April 09, 
254/08 I. — Berlin. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni 
1900 / 5. Juli 1900. b 

42. 5 48 Gewu VG. Die auf Grund dieſer geſetzlichen 

Vorſchrift von der Berufsgenoſſenſchaft erlaſſenen Dienſtordnungen 
enthalten keine objektive Rechtsnorm. 

Der Kläger befand ſich von 1893 bis in den April 1905 
im Dienſte der beklagten Berufsgenoſſenſchaft in Elberfeld in 
der Stellung eines Abteilungsvorſtehers der Genoſſenſchafts⸗ 
verwaltung. Am 6. April 1905 übernahm er die Obliegenheiten 
eines Geſchäftsführers bei der Genoſſenſchaftsſektion VIII in 
St. Johann a. S. In ſeiner Sitzung vom 20. desſelben Monats 
beſchloß der Sektionsvorſtand, ihm das Amt eines Geſchäfts⸗ 
führers zu übertragen. Der Beſchluß wurde in dem Protokoll⸗ 
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buche des Sektionsvorſtandes dahin vermerkt: „An Stelle des 
p. S. tritt als Geſchäftsführer der ſeit Oktober 1893 bis jetzt 
im Dienſte unſeres Genoſſenſchaftsbureaus in Elberfeld tätig 
geweſene und nach Maßgabe der Normalbeſtimmungen für die 
Beamtengehälter uſw. — Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung vom 26. Auguſt 1897 — als Genoſſenſchaftsbeamter be⸗ 
reits definitiv angeſtellte bisherige Vorſteher der Unfallabteilung 
Herr R. D. aus Elberfeld. Anfangsgehalt 250 &. monatlich.“ 
Unterzeichnet iſt das Protokoll: „Der Vorſitzende A. W. 
Der Schriftführer J. G. Der Protokollführer D.“ Am 
31. März 1906 wurde dem Kläger ein von dem Sektions⸗ 
vorſitzenden Wolff unterzeichnetes Schriftſtück zugeſtellt, worin 
ihm eröffnet wurde, daß der Vorſtand der Sektion in ſeiner 
Sitzung vom 6. März 1906 beſchloſſen habe, ihm die Stellung 
als Geſchäftsführer zum 30. Juni 1906 zu kündigen. Der 
Kläger beruft ſich nun auf § 8 der Dienſtordnung für die 
Genoſſenſchafts⸗ und Sektionsbeamten der Beklagten vom 19. Juni 
1905, wonach bei den Beamten der Kategorien 1 bis 7 — 
darunter auch den Sektionsgeſchäftsführern —, die das 30. Lebens⸗ 
jahr vollendet haben und in unterbrochener Folge zehn Jahre 
im Dienſte der Genoſſenſchaft tätig geweſen ſind, dieſe auf das 
Kündigungsrecht verzichtet, die Beamten deshalb als auf Lebens⸗ 
zeit angeſtellt gelten, unbeſchadet jedoch der Beſtimmungen des 
§ 13. Nach dieſem kann durch Beſchluß des Vorſtandes die 
Stellung den als auf Lebenszeit angeſtellt geltenden Beamten, 


ohne daß eine der im § 10 genannten Verfehlungen vorzuliegen 


oder eine Diſziplinarbeſtrafung gemäß § 12 erfolgt zu fein 
braucht, auch ſchon aus gewiſſen Zweckmäßigkeitsgründen ge⸗ 
kündigt werden, jedoch nur unter Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt von ſechs Monaten und auch nur unter Gewährung einer 
Penſion in der Höhe des Ruhegehalts, auf das der Beamte 
unter Berückſichtigung ſeiner bereits vollendeten Dienſtzeit An⸗ 
ſpruch hätte, „wenn er zur Zeit der Dienſtenthebung dienſt⸗ 
unfähig geworden wäre“. Auch muß vorher dem Beamten 
Gelegenheit gegeben werden, ſich über das ihm zur Laſt gelegte 
Verhalten zu äußern und der Beſcheid des Vorſtandes muß mit 
Gründen verſehen ſein. Keinen dieſer Erforderniſſe iſt bei der 
Kündigung genügt worden. Der Kläger hat deshalb bei dem 
LG. zu Saarbrücken Klage dahin erhoben: 1. feſtzuſtellen, daß 
die ihm am 31. März 1906 zugeſtellte Kündigung unwirkſam 
ſei, daß er demgemäß bis zum Ablaufe der Kündigungsfriſt 
eines nach den Vorſchriften des § 13 der Dienſtordnung erteilten 
Kündigungsbeſcheides als Geſchäftsführer der Sektion VIII in 
Dienſten der Beklagten ſtehe; 2. die Beklagte zu verurteilen, 
an ihn 172 als Gehalt für den Monat Juli 1906 zu zahlen. 
In den Vorinſtanzen iſt Beklagte im weſentlichen nach den An⸗ 
trägen des Klägers, die hinſichtlich des im Laufe des Prozeſſes 
weiter fällig gewordenen Gehalts erweitert wurden, verurteilt. 
Die Reviſion iſt zurückgewieſen. Die Reviſion greift das Bu. 
mit der Erwägung an, die Dienſtordnung ſtelle eine Rechts- 
norm dar, und, da im vorliegenden Falle unbeſtritten nur der 
Beſchluß des Vorſtandes gefaßt, ein beſonderer weiterer Vertrags⸗ 
ſchluß nicht erfolgt ſei, ſo ſei überhaupt kein Anſtellungsvertrag 
zuſtande gekommen, einem aber etwa gleichwohl irgendwie an⸗ 
zunehmenden Vertrage würde die rechtlich notwendige 
Schriftform fehlen. Letztere Folgerung wäre in der Tat 
unabweislich, wenn die Dienſtordnung wirklich Rechtsnormen 
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enthielte. Es bedarf deshalb zunächſt des Eingehens auf die 
Frage, welche Bedeutung der in § 2 der Dienſtordnung vom 
19. Juni 1903 enthaltenen Beſtimmung zukommt: „Die An⸗ 
ſtellung der Beamten erfolgt in ſchriftlicher Form in der Regel 
nach Ablauf einer angemeſſenen Probezeit nach Beſchluß des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes bzw. des Sektionsvorſtandes oder nach 
Beſchluß des dazu ermächtigten Ausſchuſſes durch den Vorſitzenden 
in Gemeinſchaft mit einem zweiten Vorſtandsmitglied.“ Dieſe 
Bedeutung läßt ſich aber nur erkennen auf Grund einer Prüfung 
des rechtlichen Weſens der „Dienſtordnung“ überhaupt. Der 
5 48 GemUdG. in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
5. Juli 1900, der nach dem hier zunächſt maßgebenden § 14 
BaullVG. vom 5. Juli 1900 auch in deſſen Geltungsbereiche 
Anwendung findet, beſtimmt nun, daß „die Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung“ „eine Dienſtordnung zu beſchließen“ habe, „durch 
welche die Rechtsverhältniſſe und allgemeinen Anſtellungs⸗ 
bedingungen der Genoſſenſchafsbeamten geregelt werden“; und 
daß dieſe Dienſtordnung der Beſtätigung durch das Reichs⸗ 
verſicherungsamt bedürfe. Aus dieſem vom Geſetze vorgeſchriebenen 
Inhalte der Dienſtordnung erhellt zunächſt, welcher Charakter 
ihren Beſtimmungen nach dem Willen des Geſetzes zukommt. 
(Dieſer wird näher dargelegt.) Das Ergebnis geht nach dieſer 
Ausführung dahin, daß die Dienſtordnung, welche die Genoſſen⸗ 
ſchaftsverſammlung zu beſchließen hat, teils nur eine Anweiſung 
an den Vorſtand der Genoſſenſchaft oder der Sektion enthalten 
ſoll über die von ihnen an die Beamtenanwärter zu ſtellenden 
Anforderungen und über die Form der mit ihnen abzuſchließenden 
Dienſtverträge, teils Beſtimmungen über den Inhalt des Dienſt⸗ 
verhältniſſes, die dieſes in Ermangelung abweichender 
Vertragsfeſtſetzungen regeln ſollen. Aber auch in der 
zweiten Funktion handelt es ſich um allgemeine im voraus 
geſchaffene Vertragsnormen, die erſt dadurch, daß unter 
ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Bezugnahme auf 
ſie der einzelne Dienſtvertrag mit der als Beamten an⸗ 
zuſtellenden Perſon geſchloſſen wird, wirkliches Vertragsrecht 
werden. Aus alledem erhellt, daß die Dienſtordnung als ſolche 
nicht, wie die Reviſion meint, eine Rechtsnorm darſtellt, alſo 
objektives Recht bildet, gewiſſermaßen autonomes Recht, 
dem die Parteien eben deshalb unterworfen wären. Hieran 
ändert auch der Umſtand nichts, daß das Geſetz die Gültigkeit 
der Dienſtordnung von der Beſtätigung durch das Reichs⸗ 
verſicherungsamt abhängig macht. Denn damit iſt nur ihre 
Prüfung durch dieſes Amt eben daraufhin, ob ſie dem ihr 
durch das Geſetz gegebenen Zwecke entſpreche, verordnet. 
In dieſem Sinne iſt bereits in dem Reviſionsurteile vom 
7. Februar 1908 ausgeführt, daß der Beſtellung des Klägers 
zum Beamten der Beklagten nur ein bürgerlich- rechtlicher 
Dienſtvertrag zugrunde liegen könne, für deſſen Inhalt aller: 
dings die nach § 48 des Geſetzes von der Genoſſenſchaft erlaſſene 
Dienſtordnung beim Mangel beſonderer Vereinbarungen maß⸗ 
gebend ſei. Dieſem rechtlichen Charakter der Dienſtordnung 
entſpricht übrigens auch die im vorliegenden Falle von der Be— 
klagten wirklich erlaſſene Ordnung vom 19. Juni 1903. Aus 
der rechtlichen Natur der Dienſtordnung ergibt ſich nun in bezug 
auf die einzelnen Angriffe der Reviſion folgendes: Den von 
dieſer zuvörderſt vermißten Abſchluß eines beſonderen, von der 
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Anſtellung verſchiedenen Vertrages hat das BG. ohne Rechts⸗ 
irrtum darin gefunden, daß der Kläger, nachdem er durch die 
von ihm ſelbſt vorgenommene Protokollierung des Anſtellungs⸗ 
beſchluſſes des Vorſtandes von dieſem Kenntnis erhalten habe, 
daraufhin die Geſchäfte des Sektionsvorſtandes über ein Jahr 
geführt, daß ihm auch zunächſt das beſchloſſene Anfangsgehalt 
von monatlich 250 / gezahlt und das Gehalt dann ſogar auf 
265 & erhöht worden ſei. Das Gericht hat hierin mit Recht 
das Zuſtandekommen eines ſtillſchweigenden Anſtellungs⸗ 
vertrages nach Maßgabe jenes Beſchluſſes und damit im Sinne 
einer nicht bloß probemäßigen, ſondern feſten Anſtellung 
erblickt. Der ferneren Rüge der Reviſion, einem etwa an⸗ 
zunehmenden Dienſtvertrage würde die Schriftform gefehlt 
haben, iſt zuzugeben, daß dem Vertrage, deſſen Zuſtandekommen 
das BG. in der ſoeben dargelegten Weiſe feſtgeſtellt hat, die 
Schriftform fehlte. Der Beobachtung dieſer Form bedurfte 
es aber auch zur Gültigkeit des Dienſtvertrages nicht. Hatte 
die Beſtimmung in $ 2 der Dienſtordnung, daß „die Anſtellung 
der Beamten“ — — „in ſchriftlicher Form“ erfolge, nicht den 
Charakter einer Norm des objektiven Rechts, auch 
nicht den einer durch Rechtsgeſchäft feſtgeſetzten Form⸗ 
vorſchrift gemäß 8 127 BGB. — für eine ſolche 
Annahme fehlt jeder tatſächliche Anhalt, mindeſtens auf 
ſeiten des Anzuſtellenden, der erſt durch den wirk— 
lichen Abſchluß des Dienſtvertrages, der unter aus— 
drücklicher oder ſtillſchweigender Bezugnahme auf den Inhalt 
der Dienſtordnung erfolgt, ſoweit keine Anderungen ver⸗ 
einbart ſind, ſich deſſen Beſtimmungen als einem Teile des 
Dienſtvertrages unterwirft —, kam ihr vielmehr nur die Be: 
deutung einer von dem Sektionsvorſtande einzuhaltenden Ber: 
waltungsnorm zu: ſo kann keine der Parteien ſich für die 
Ungültigkeit des ohne Beobachtung der Schriftform abgeſchloſſenen 
Dienſtvertrages auf jene Beſtimmung der Dienſtordnung berufen. 
Der Sektionsvorſtand machte ſich zwar durch den Abſchluß 
eines Dienſtvertrages ohne Einhaltung der Schriftform der 
Aufſichts behörde, möglicherweiſe auch der Sektion oder der 
Genoſſenſchaft gegenüber (vgl. 8 41 BaullVG., 8 125 
Gew., ferner § 14 jenes, $ 45 dieſes Geſetzes) verantwortlich, 
aber der Dienſtvertrag ſelbſt war, da er nach den Vorſchriften 
des BGB. ohne beſondere Form abgeſchloſſen werden konnte, 
gültig und rechtswirkſam. Damit erledigt ſich aber auch der 
weitere Angriff der Reviſion, jedenfalls gelten alle Rechte, die 
durch die Dienſtordnung gewährt würden, nur für ſolche Beamte, 
die nach ihren Vorſchriften angeſtellt ſeien, d. h. die einen 
ſchriftlichen Vertrag abgeſchloſſen hätten. Denn wenn die 
Beſtimmungen der Dienſtordnung, wie im vorhergehenden 
dargelegt, die Ergänzung jedes Dienſtvertrages bilden, der 
ſeit ihrer Geltung unter auch nur ſtillſchweigender Bezug— 
nahme auf ſie abgeſchloſſen wird, ſo müſſen ſie nach dem 
vom BG. feſtgeſtellten Sachverhältniſſe auch für das Rechts— 
verhältnis zwiſchen dem Kläger und der Beklagten Geltung 
haben. R. W. B. c. D., U. v. 24. Mai 09, 523/08 III. 
— Cöln. 

Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunſt vom 19. Juni 1901. 

43. SS 1, 11, 22 LitUrhG. Unterſchied des Schutz⸗ 
rechts bez. einer Kompoſition, je nachdem das Muſikinſtrument 


M 14. 1909. 


(Grammophon — Pianola) eine perſönliche Auffaſſung des Vor⸗ 
tragenden zuläßt oder nicht.] 

Klägerin, welcher das Urheber- und Verlagsrecht an be: 
ſtimmten Kompoſitionen zuſteht, verlangt von einer Grammophon⸗ 
Aktiengeſellſchaft, daß ſie die Kompoſitionen nicht mehr auf 
Grammophonplatten übertragen laſſe, auch nicht mehr ver⸗ 
vielfältige und in Verkehr bringe, auch die in ihrem Be⸗ 
ſitz noch befindlichen Grammophonplatten vernichtet werden, 
ſowie Schadenserſatz. Das KG. wies die Klägerin ab. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Das LG. hatte an⸗ 
genommen, daß bei dem Grammophon das Tonwerk durch das 
Inſtrument nach Art eines perſönlichen Vortrages wiedergegeben 
werde. Das KG. iſt anderer Anſicht. Es erkennt an, daß 
nach der Auffaſſung der Reichstagskommiſſion das unterſcheidende 
Merkmal in der muſikaliſchen Wirkung geſucht wurde. Es 
hält dieſe Erwägung aber nicht für ausſchlaggebend, weil der 
Wortlaut des § 22 Schlußſatz „durch die das Werk ... nach 
Art eines perſönlichen Vortrags wiedergegeben werden kann“ 
auf Phonographen und Grammophone nicht paſſe. Das 
Charakteriſche des perſönlichen Vortrags beſteht darin, daß der 
Vortragende in Zeitmaß, Tondauer und Tonſtärke wechſeln 
könne. Beim Grammophon fehle aber jede Möglichkeit, das 
Tonwerk zu nuancieren. „So wie das Werk in den Apparat 
hineingeſungen iſt, bleibt es für die ganze Dauer der Ver⸗ 
wendbarkeit der Platte ſtarr und unabänderlich fixiert.“ Die 


gegenteilige Anſicht führe überdies zu dem praktiſch unverwert⸗ 


baren Reſultat, daß man je nach der Vollkommenheit des 
einzelnen Inſtrumentes es unter den Schlußſatz des § 22 fallen 
laſſen müſſe oder nicht. Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. Das 
Geſetz hebt aus der gewöhnlichen mechaniſchen Wiedergabe des 
Muſikwerkes, wie ſie zweifelsohne auch durch Phonograph und 
Grammophon bewirkt wird, eine beſondere Art heraus; nämlich 
diejenige, bei welcher das Muſikwerk hinſichtlich der Stärke 
und Dauer des Tones und hinſichtlich des Zeitmaßes nach 
Art eines perſönlichen Vortrags wiedergegeben werden kann. 
Es ſagt nicht „wiedergegeben wird“, ſondern „wiedergegeben 
werden kann“ und weiſt damit auf die Möglichkeit hin, die 
Wiedergabe nach Art eines perſönlichen Vortrags zu be— 
einfluſſen. Dies gerade iſt auch beim Pianola das 
Charakteriſche. Der Vortragende iſt hier in der Lage, die 
Wiedergabe des Muſikwerkes nach ſeiner perſönlichen Auf— 
faſſung in den vom Geſetz hervorgegebenen Richtungen zu 
beſtimmen. Hierdurch wird die Wiedergabe in gewiſſem Maße 
ſelbſt eine perſönliche, eine individuelle. Sie wirkt nach Art 
eines perſönlichen Vortrags. Beim Grammophon und 
Phonographen iſt dies unmöglich; alles perſönliche iſt bei der 
Vorführung des Phonographen ausgeſchaltet; nur das 
mechaniſche iſt in Wirkſamkeit; eine Beeinfluſſung der Wieder⸗ 
gabe des Muſikſtücks bei Vorführung des Phonographen iſt 
ausgeſchloſſen, wenn nicht die Wiedergabe ſelbſt zerſtört werden 
ſoll. In dieſer Weiſe iſt die Geſetzesbeſtimmung auch in den 
beteiligten Kreiſen aufgefaßt worden. Volkmann bezeichnet in 
ſeiner Broſchüre „Zur Neugeſtaltung des Urheberſchutzes gegen⸗ 
über mechaniſchen Muſikinſtrumenten“, (Leipzig 1909) die im 
Schlußſatz des § 22 bezeichneten Inſtrumente kurz als „die 
einwirkungsmöglichen“. Die Einwirkungsmöglichkeit iſt beim 
Pianola gegeben, ſie iſt ausgeſchloſſen beim Phonographen, 
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welcher das auf der Platte fixierte Muſikſtück ſtets nur in ganz 
derſelben Weiſe mechaniſch wiedergibt, wie es bei Herſtellung 
der Platte aufgenommen wurde. W. c. D., U. v. 5. Mai 09, 
220/08 I. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

44. 5 15 Berg. Wahrnehmungen bez. der „Fündigkeit“ 
ſind nach der Zeit der Mutung zu beurteilen.] 

Wie der erkennende Senat bereits in dem Urteile vom 
11. November 1908 — V 6/08 — in Sachen K. c. S. aus⸗ 
geführt hat, gehört es zum Begriffe der Fündigkeit im Sinne 
des § 15 Allgem. BergG., daß der Fünder bereits zur Zeit 
der Mutung Wahrnehmungen gemacht hat, die nach all⸗ 
gemeiner Erfahrung die ſichere Schlußfolgerung auf das Vor⸗ 
handenſein des Minerals zulaſſen. Sind die zur Zeit der 
Mutung vorliegenden Beweistatſachen unzureichend, ſo können 
Tatſachen, die erſt einer ſpäteren Zeit angehören, und namentlich 
auch die Ergebniſſe von Kontrollbohrungen nicht herangezogen 
werden, um den bis dahin fehlenden Beweis zu erſetzen oder 
auch nur zu ergänzen. B. c. M., U. v. 22. Mai 09, 348/08 V. 
— Naumburg. 

45. § 148 BergG. Wer iſt wegen Bergſchadens haftbar?! 

Die Beklagte hatte in der vom Preußiſchen Bergfiskus 
gepachteten „Königin Luiſengrube“ in den Jahren 1906 und 
1907 Bergbau betrieben. Der Kläger behauptete, ſein Haus⸗ 
grundſtück habe durch den Bergbaubetrieb Riſſe und Sprünge 
erlitten, und er beanſpruchte deshalb die Verurteilung des Be⸗ 
klagten zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes und zum 
Erſatze des nach richterlichem Ermeſſen zu beſtimmenden Schadens. 
Die Beklagte wandte ein, daß nach § 148 Allgem. BergG. 
ein Anſpruch auf Schadenserſatz nicht gegen ſie als Pächterin, 
ſondern lediglich gegen den Preußiſchen Bergfiskus als den 
Eigentümer der Grube erhoben werden könne. Beide Vor⸗ 
inſtanzen hatten dieſen Einwand für begründet erachtet und die 
Klage abgewieſen. RG. beſtätigte: Nach § 148 Allgem. BergG. 
iſt für den dem Grundeigentum zugefügten Bergſchaden der 
Bergwerks beſitzer haftbar. Darüber, wer als ſolcher zu gelten 
hat, enthält das Geſetz eine ausdrückliche Vorſchrift nicht, in 
der Rechtſprechung haben aber ſowohl das frühere Preußiſche 
Obertribunal (OTr. 9, 101; 18, 71; StriethorſtArch. 82, 327) 
als auch das RG. (RG. 30, 228; ZBergr. 13, 279; 34, 403) 
ſtets die Auffaſſung vertreten, daß das Geſetz unter dem Berg⸗ 
werksbeſitzer nur den Bergwerkseigentümer und nicht auch den 
Nießbraucher oder Pächter verſtehe. Die Reviſion erachtet dies, 
und zwar im weſentlichen aus den von Braſſert (3 Bergr. a. a. O.) 
und Weſthoff (Bergſchaden S. 55 flg.) erhobenen Bedenken, nicht 
für zutreffend. Der Senat findet indeſſen keinen Anlaß, von 
der bisherigen Rechtſprechung abzuweichen. (Wird ausgeführt.) 
K. c. F., U. v. 12. Mai 09, 422/08 V. — Breslau. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

46. 5 7 EnteignG. Nicht ausreichende Naturalreſtitution. 
Recht auf Leiſtung einer Geldentſchädigung.] 

Im Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß war auf Antrag 
der Eiſenbahnbehörde die Enteignung für dringlich erklärt und 
angeordnet worden, daß die Enteignung noch vor Erledigung 
des Rechtsweges zu erfolgen habe, was dann auch demnächſt 
geſchah. Aus den Gründen: Der BerR. vertritt den Gedanken, 
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daß die Klägerin wegen der Schäden, die nach der Ausführung 
der Enteignung ihr bei der Überführung ihrer Feldbahn über 
die Eiſenbahn erwachſen ſeien, keinen Entſchädigungsanſpruch 
auf Grund des Enteign®., ſondern nur einen ſolchen aus 
§ 823 Abſ. 1 BGB. gegen die Beklagte habe und daß 
dabei zu ihren Ungunſten $ 254 BGB. anzuwenden fei. Dies 
iſt nicht zutreffend. Die Schäden, um die es ſich hier handelt, 
ſind Folgen der Enteignung, und haben nichts mit irgend⸗ 
einer unerlaubten Handlung des Beklagten und daher nichts 
mit § 823 Abſ. 1 BGB. zu tun. Die Lage der Dinge iſt 
vielmehr in Wirklichkeit die folgende: Durch die Eiſenbahn des 
Beklagten iſt die Feldbahn der Klägerin durchſchnitten. Um 
den früheren Zuſtand nach Möglichkeit wiederherzuſtellen, hat 
der Beklagte die Feldbahn über ſeine Gleiſe hinüberführen 
laſſen. Dieſe Maßnahme hat Nachteile für die Klägerin gehabt. 
Das ſind mithin Nachteile, die ſich auf die Enteignung 
zurückführen und die im gerichtlichen Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
verfahren, das noch ſchwebt und das obigem nach den 
Erſatz des entſtandenen Schadens zum Gegenſtande hat, 
feſtzuſtellen ſind. So wenig, wie die Enteignung, ebenſowenig 
iſt die unrichtige Ausführung von Maßnahmen, die der Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes dienen ſollten, eine unerlaubte 
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maßgebend, daß, abgeſehen von den geſetzlich vorgeſehenen 
Fällen, ſonſt die Entſchädigung nur in Geld zu leiſten iſt 
(S 7 Enteign®.). Eine Naturalreſtitution des Schadens braucht 
der Eigentümer ſich nicht gefallen zu laſſen. Im gegenwärtigen 
Falle liegt eine Naturalreſtitution des Schadens vor. Allein 
dieſe Naturalreſtitution iſt nur eine unvollkommene, die getroffene 
Maßnahme iſt bei weitem nicht ausreichend, um den entſtandenen 
Schaden auszugleichen. Auffälligerweiſe haben hierbei ſowohl 
die Parteien wie die Vorinſtanzen den entſcheidenden Geſichts⸗ 
punkt, nämlich den rechtlichen ganz überſehen; ſie haben ſich 
ſtets nur mit der Frage der tatſächlichen Störung des 
klägeriſchen Betriebes durch den neuen Zuſtand beſchäftigt. 
Dieſer kommt indeſſen erſt in zweiter Reihe in Betracht; in 
erſter Linie iſt folgendes zu berückſichtigen. Die beiden für das 
Unternehmen der Klägerin weſentlichen Teile, das Lehmlager 
und die Ziegelei, waren bisher durch eine auf dem Eigentum 
der Klägerin liegende Feldbahn verbunden. Dadurch war ihre 
Verbindung rechtlich dauernd geſichert. Dieſer Zuſtand iſt durch 
die Enteignung beſeitigt. Wenn eine ſtillſchweigende oder aus⸗ 
drückliche Übereinkunft über die fernere Benutzung des ent⸗ 
eigneten Teiles zur Überführung der Feldbahn getroffen ſein 
ſollte, ſo handelt es ſich hierbei lediglich um ein tatſächliches 
Geſtatten, um keinen Rechtszuſtand. Morgigen Tages kann 
dieſe Übereinkunft einſeitig durch den Beklagten aufgehoben 
werden, wenn die Eiſenbahnintereſſen dies erfordern. Nicht 
anders liegt es, wenn der jetzige Zuſtand auf einer Anordnung 
aus § 14 beruhen ſollte. Sobald die Intereſſen der Eiſenbahn 
dies erheiſchen, kann und muß die Anordnung aufgehoben 
werden. So wenig wie die Beteiligten ein Privatrecht oder 
überhaupt ein verfolgbares Recht auf den Erlaß einer ſolchen 
Anordnung haben, ebenſowenig haben ſie ein ſolches Recht auf 
den Fortbeſtand der hergeſtellten Einrichtung. Man vergleiche 
nun den Zuſtand vor und nach der Enteignung: damals eine 
durch das Eigentum an dem jetzt enteigneten Stück rechtlich 
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dauernde geſicherte Verbindung, jetzt ein Zuſtand bloß tat⸗ 
ſächlichen Geſtattens, auf deſſen Fortdauer kein verfolgbares 
Recht beſteht und der jeden Augenblick beſeitigt werden kann. 
Daß durch dieſen rechtlichen Wechſel der Dinge eine nicht 
unbeträchtliche Wertsminderung für den Reſtbeſitz der Klägerin 
herbeigeführt ſein muß, iſt ſelbſtverſtändlich, und es iſt ein 
erheblicher materiellrechtlicher Mangel der Vorentſcheidung, der 
ſchon allein zu deren Aufhebung führen muß, daß dieſer 
Geſichtspunkt darin gar nicht berückſichtigt iſt. R. c. Preuß. 
Fiskus, U. v. 26. Mai 09, 430/08 VII. — Hamm. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

47. 88 5ff. Stempelſt. Stempelfreiheit der Gemeinden 
bei Ankauf von Terrain zur Errichtung eines ſtädtiſchen 
Gymnaſiums.] 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß das BG. der Beſtimmunng 
des 5 5f PrStempelſt. vom 31. Juli 1895 eine zu enge 
Auslegung gibt, indem es die Gemeinden in Schulangelegen⸗ 
heiten nur dann von der Stempelſteuer für befreit erachtet, 
wenn es ſich um Geſchäfte handelt, welche die Gemeinde für 
die ihr bereits gehörigen oder von ihr zu errichtenden Schulen, 
alſo für Gemeindeſchulen, vornimmt. Nach dem Stempelſteuer⸗ 
geſetze vom 7. März 1822 (Geſetzſamml. S. 57) ſtand den 
. Gemeinden als ſolchen eine perſönliche Stempelbefreiung nicht 
zu (Urteil des RG. vom 22. November 1883; PrJMBl. 84 
S. 51). Durch die Allerhöchſte Kabinettsorder vom 18. Auguſt 
1841 (Geſetzſamml. S. 288) wurde zunächſt die den Armen⸗ 
anſtalten zuſtehende Stempelfreiheit auch den Gemeinden gewährt. 
Das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 hat ſodann die 
Stempelſteuerbefreiung der Gemeinden weiter ausgedehnt. Es 
gibt ihnen in der vorſtehend erwähnten Beſtimmung die perſön⸗ 
liche Stempelſteuerbefreiung neben den Armenangelegenheiten 
auch in Schul⸗ und Kirchenangelegenheiten in demſelbem Um⸗ 
fange, in welchem die Befreiung nach § 5% des Geſetzes 
deutſchen Kirchen und anderen deutſchen Religionsgeſellſchaften 
mit juriſtiſcher Perſönlichkeit und nach § 5e öffentlichen Schulen 
und Univerſitäten zuſteht. Nun trifft es unbedenklich zu, daß, 
weil es ſich um eine perſönliche Befreiung handelt, dieſe auch 
nur eintritt bei Geſchäften, welche die eigenen Schul- und 
Kirchenangelegenheiten der Gemeinden zum Gegenſtande haben. 
Entſcheidend für den vorliegenden Rechtsſtreit iſt es deshalb, 
ob dieſe Vorausſetzung hier zutrifft. Stempel iſt erfordert für 
die von der Klägerin übernommene vertragsmäßige Verpflichtung, 
auf von ihr zu erwerbendem Terrain ein Gymnaſialgebäude zu 
errichten und das Grundſtück mit den Gebäuden dem Fiskus 
zu übereignen. Die Behauptung der Beklagten, daß ſie an 
der Errichtung dieſes Gymnaſiums und an der Einrichtung des 
zweiten Gymnaſiums, welche der Vertrag vorſieht, ein erhebliches 
Intereſſe gehabt habe, um dem ſich in der Stadt fühlbar 
machenden Mangel an höheren Schulen abzuhelfen, iſt unwider⸗ 
ſprochen geblieben. Das BG. unterſtellt auch die Richtigkeit 
dieſer Behauptung, erachtet ſie aber ebenſo wie die Anführung 
der Klägerin, ſie würde, wenn ſie ſich nicht verpflichtet hätte, 
für den Staat ein Gymnaſium zu bauen, auf dem erworbenen 
Terrain ein ſtädtiſches Gymnaſium errichtet haben, für rechtlich 
unerheblich. Wie ſchon angedeutet iſt, iſt für das BG. ent⸗ 
ſcheidend, daß mit dem zur Stempelſteuer herangezogenen 
Geſchäfte der Zweck verfolgt iſt, dem Unterrichtsfiskus an 
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Stelle des alten räumlich nicht mehr genügenden ſtaatlichen 
Gymnaſiums ein neues ſtaatliches Gymnaſium zu verſchaffen. 
Das ſchließt nach der Auffaſſung des angefochtenen Urteils die 
Annahme aus, es ſtehe hier eine Schulangelegenheit der 
Gemeinde im Sinne der Befreiungsvorſchrift in Frage. Dieſe 
Auffaſſung wird indeſſen der Tendenz des Geſetzes nicht gerecht, 
ſie verkennt die einer Gemeinde obliegenden Aufgaben und 
damit auch den Begriff Schulangelegenheit derſelben. Die 
Geſetzgebung gewährt den Gemeinden, um ihnen die Erreichung 
idealer Ziele, wie ſolche die Armenpflege und die Fürſorge für 
Kirche und Schule darſtellen, zu erleichtern, für an ſich ſtempel⸗ 
pflichtige Geſchäfte in dieſen Angelegenheiten die perſönliche 
Stempelſteuerbefreiung; das Geſetz will ſolche Beſtrebungen 
befördern. Denn die Gemeinden haben bei ihrer politiſchen 
Bedeutung die Beſtimmung, alle Beziehungen des öffentlichen 
Lebens in ſich aufzunehmen, alles in den Bereich ihrer Wirk: 
ſamkeit zu ziehen, was die Wohlfahrt des Ganzen, die materiellen 
Intereſſen und die geiſtige Entwicklung des einzelnen befördert. 
(Entſcheidungen des PrOVG. Bd. II S. 190, Bd. XII S. 158; 
Schoen, das Recht der Kommunalverbände in Preußen S. 203). 
Von dieſem Geſichtspunkte aus iſt es unbedenklich für die 
Aufgabe einer Stadtgemeinde von der Bedeutung der Klägerin 
zu erachten, Sorge dafür zu tragen, daß ihrer heranwachſenden 
Jugend die Möglichkeit des Beſuchs eines Gymnaſiums gewährt 
wird. Errichtete ſie, weil das vorhandene ſtaatliche Gymnaſium 
nicht ausreichte, ein zweites ſtädtiſches Gymnaſium, ſo war für 
die hiermit verbundenen Geſchäfte die Stempelſteuerbefreiung 
gegeben. Daß nun die Klägerin ihre Aufgabe in anderer 
Weiſe gelöſt, daß ſie ihre Fürſorge auf dem Gebiete des Schul⸗ 
weſens durch den mit dem Fiskus geſchloſſenen Vertrag betätigt 
hat und daß das erſtrebte Ziel auf einem anderen Wege als 
durch die Errichtung eines ſtädtiſchen Gymnaſiums erreicht iſt, 
darf ihr zum Nachteile nicht angerechnet werden. Wenn auch 
der mit dem Fiskus geſchloſſene Vertrag ein entgeltlicher iſt, 
iſt der Klägerin doch, wie daraus erhellt, daß die von ihr in 
den Tauſch gegebenen Grundſtücke als die wertvolleren der 
Stempelberechnung zugrunde gelegt ſind, volle Gegenleiſtung 
nicht gewährt. Sie hat ſomit unter Aufwendung eigener Mittel 
dem Schulbedürfniſſe der Stadt durch Herbeiführung einer Er⸗ 
weiterung der ſtaatlichen Anſtalten abgeholfen. Entſcheidend 
iſt nicht, ob das ſo zur Errichtung gekommene neue Gymnaſium 
eine ſtädtiſche oder eine ſtaatliche Anſtalt iſt, beſtimmend für 
die Anwendung der Befreiungsvorſchrift iſt vielmehr, ob die 
Verpflichtung zur Übereignung des Grundſtücks mit den 
Gymnaſialgebäuden von der Klägerin übernommen iſt, um 
einem Schulbedürfniſſe der Gemeinde zu genügen. Das iſt 
nach dem Vorbringen der Parteien nicht ſtreitig und damit die 
entſcheidende Frage zu bejahen. Klägerin hat durch die über⸗ 
nommene Verpflichtung eine Schulangelegenheit, die ſie als eine 
eigene angeſehen hat und die ſie als eine ſolche, die in den 
Rahmen ihrer Beſtimmung als Gemeinde fällt, auch anſehen 
mußte, zur Durchführung gebracht und ſie iſt deshalb berechtigt, 
ſich für den hierzu geſchloſſenen Vertrag auf die Befreiungs⸗ 
vorſchrift des § 5f des Geſetzes zu berufen. Der in Frage 
kommende Stempelbetrag iſt feiner Höhe nach nicht ſtreitig, 
weitere Feſtſtellungen tatſächlicher Art ſind nicht erforderlich, 
es konnte deshalb unter Anwendung des § 565 Abſ. 3 308. 
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der Klage auf Rückzahlung des Stempelbetrages vom Reviſions⸗ 
gerichte ſtattgegeben werden. D. c. Pr. F., U. v. 7. Mai 09, 
360/08 VII. — Eöln. 

Geſetz, betr. das Dienſteinkommen der Lehrer uſw. 
an den öffentlichen Volksſchulen vom 3. März 1897. 

48. 85 13, 14, 20 verb. mit $ 618 Abſ. 1 BGB.] 

Dem Kläger, einem Volksſchullehrer, war von der beklagten 
Schulgemeinde eine Dienſtwohnung eingeräumt worden. Als 
er Krankheit wegen von der Regierung ſeiner Stellung enthoben 
wurde, erhob er Anſprüche gegen die Beklagte, weil die Krank⸗ 
heit durch den ungeſunden Zuſtand der Dienſtwohnung und 
Schulräume entſtanden ſei. Der Klaganſpruch wurde dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion der Be⸗ 
klagten blieb ohne Erfolg: Die Reviſion rügt, daß der Rechts- 
weg für Anſprüche, wie ſie der Kläger erhoben habe, nach den 
85 13, 14 und 20 des Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen 
der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
vom 3. März 1897 überhaupt nicht gegeben ſei. Sie führt 
aus, ſei der Einwand des Klägers gegen die Benutzbarkeit der 
Dienſtwohnung begründet geweſen, fo hätte er nach den 88 13 
und 14 Abſ. 1 und 2 jenes Geſetzes die Feſtſetzung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde „über Notwendigkeit, Umfang und Ein- 
richtung“ einholen und, wenn deren Entſcheidung gegen ihn 
ausgefallen wäre, Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
erheben müſſen. Die Rüge iſt nicht begründet. Nach § 13 
jenes Geſetzes ſollen auf dem Lande „erſte und alleinſtehende 
Lehrer in der Regel, bei vorhandenem Bedürfnis auch andere 
Lehrer und Lehrerinnen eine freie Dienſtwohnung erhalten“. 
Der § 14 will in Abſ. 1 bei der Anlage und Verwendung von 
Dienſtwohnungen „die örtlichen Verhältniſſe und die Amts⸗ 
ſtellung“ berückſichtigt wiſſen, und in Abſ. 2 läßt er gegen die 
Feſtſetzungen der Schulaufſichtsbehörde über die „Notwendig: 
keit, Umfang und Einrichtung“ das Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren zu. Dieſer Wortlaut und der Zuſammenhang ergibt 
klar, gegen welche Feſtſetzungen der Schulaufſichtsbehörde das 
Verwaltungsſtreitverfahren für zuläſſig erklärt iſt. Sie müſſen 
ſich auf die Frage der Notwendigkeit der Errichtung einer 
neuen oder der Veränderung einer beſtehenden Dienſtwohnung, 
auf den Umfang der hiernach auszuführenden Bauten oder 
auf die Art und Zahl der Einrichtungsſtücke, des Zu— 
behörs, beziehen. Der Entwurf zu dem Geſetze enthielt in 
Abſ. 2 feines § 14 noch die Beſtimmung: „Mit dieſer“, nämlich 
der aus dem Abſ. 1 ſich ergebenden „Maßgabe ſind die ſeitens 
der Schulaufſichtsbehörde zu erlaſſenden allgemeinen An⸗ 
ordnungen über den Umfang der Dienſtwohnungen für die 
im Verwaltungsſtreitverfahren zu treffenden Entſcheidungen ver⸗ 
bindlich.“ Die Begründung aber bemerkte dazu: „der Schluß: 
ſatz des § 14 wiederholt, um die Beſtimmungen im Zuſammen⸗ 
hange zu geben, die der Schulaufſichtsbehörde ſchon jetzt zu⸗ 
ſtehende Befugnis, allgemeine Anordnungen über den Umfang 
der Dienſtwohnung zu erlaſſen. Derartige Anordnungen ſind 
ebenſowohl erforderlich zur Beſchränkung und Regelung der 
Anſprüche der Lehrer wie zur Feſtſtellung des Umfanges 
der Verpflichtung der Schulverbände.“ Vgl. Druckſ. des 
Abgeordnetenhauſes 1896/97 Bd. 2 Nr. 9 S. 7 und S. 60. 
Iſt auch der Abſ. 2 des § 14 nicht in der Faſſung des Ent⸗ 
wurfs Geſetz geworden, ſo erhellt doch aus der Begründung 
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dazu, an welche Anſprüche der Lehrer, ſoweit dieſe bei 
dem zugelaſſenen Verwaltungsſtreitverfahren als Parteien in 
Betracht kommen könnten, überhaupt gedacht iſt, nämlich An⸗ 
ſprüche wegen der Art der Anlage oder der Veränderung 
ſowie wegen des Umfanges der Dienſtwohnung und ihrer 
Einrichtung, des Zubehörs. Für Anträge auf Beſeitigung 
von Mängeln der Dienſtwohnung iſt ſchon nach der Über⸗ 
ſchrift des S 14: „Größe der Dienſtwohnung“ das Per: 
waltungs ſtreit verfahren überhaupt nicht zugelaſſen. Bor: 
ſtellungen aber im Verwaltungswege hat der Kläger bei 
dem Vorſitzenden des Schulvorſtandes nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhältniſſe und nach dem Geſtändniſſe der Beklagten aus⸗ 
reichend erhoben. Unbegründet ſodann iſt auch der Angriff 
der Reviſion: nachdem der Kläger im Rechtszuge der Berufung 
ausdrücklich erklärt habe, aus der ungeſunden Beſchaffenheit der 
Unterrichtsräume keinen Anſpruch herleiten zu wollen, ſei 
die entſprechende Anwendung des § 618 Abſ. 1 BGB. auf den 
vorliegenden Fall vom BG. zu Unrecht angenommen worden, 
weil eine ſolche vorausſetzen würde, daß es ſich um Räume 
handele, welche die Beklagte dem Kläger zur Verrichtung ſeiner 
Dienſte zu beſchaffen gehabt habe; die entſprechende Anwendung 
des Abſ. 2 aber ſei deshalb ausgeſchloſſen, weil keine häus⸗ 
liche Gemeinſchaft des Klägers mit der Beklagten oder ihren 
Vertretern beſtanden habe. Von einer häuslichen Gemeinſchaft 
in dem im § 618 Abſ. 2 beſtimmten Sinne kann allerdings 
in dem Verhältniſſe zwiſchen dem Kläger und der Beklagten 
oder ihren geſetzlichen Vertretern keine Rede ſein. Dagegen 
trifft der Abſ. 1 des § 618 in entſprechender Anwendung 
allerdings zu, Dienſtwohnungen werden ihren Inhabern gerade 
mit Rückſicht auf die Verrichtung ihrer Dienſte, in vielen 
Fällen aber geradezu deshalb gewährt, weil ihr Inhaber ohne 
eine ſolche ſeine Dienſte überhaupt nicht verrichten könnte; 
denn Privatwohnungen würden für den Beamten oder Lehrer 
an dem betreffenden Orte überhaupt nicht oder nur unter un⸗ 
angemeſſenen Verhältniſſen oder zu unverhältnismäßig hohen 
Preiſen zu haben ſein. Daß das Geſetz wenigſtens in Anſehung der 
Lehrer auf dem Lande von dieſer Anſchauung ausgeht, er⸗ 
hellt ſchon aus § 13 des Geſetzes vom 3. März 1897 ſelbſt: 
„Auf dem Lande ſollen erſte und alleinſtehende Lehrer in der 
Regel, bei vorhandenem Bedürfnis auch andere Lehrer und 
Lehrerinnen eine freie Dienſtwohnung erhalten.“ Dieſe Vor⸗ 
ſchrift iſt erſichtlich in erſter Reihe im Intereſſe der Förderung 
der Zwecke der Schule getroffen, und dies beſtätigt auch die 
Begründung des Entwurfs zu § 13. Sie führt aus: Der $ 13 
überlaſſe es in den Städten den Schulvorſtänden, ob ſie dem 
Lehrer eine Wohnung oder Mietsentſchädigung gewähren wollten. 
Im allgemeinen ſei es üblich, daß der Rektor oder Hauptlehrer 
Dienſtwohnung im Schulhauſe erhalte. Es erleichtere dies 
die Aufſicht ſowie den Verkehr des Schulleiters mit den 
Eltern der Schüler. Auf dem Lande ſollten wenigſtens 
erſte und alleinſtehende Lehrer in der Regel, bei vorhandenem 
Bedürfniſſe auch andere Lehrer und Lehrerinnen eine freie 
Dienſtwohnung erhalten, weil hier paſſende Miets— 
wohnungen ſelten zu haben ſeien und weil junge Leute, 
die eben das Seminar verließen, nicht immer auf das 
Wirtshaus angewieſen werden könnten. Vgl. Druckſachen 
des Abgeordnetenhauſes a. a. O. S. 59. Daraus folgt, daß in 
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einem Falle, wie dem vorliegenden, in welchem nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhältniſſe der Kläger gerade deshalb, weil er 
anderweit im Dorfe keine paſſende Wohnung mehr bekommen 
konnte, die geſundheitsgefährdende Dienſtwohnung ſchließlich be- 
zogen hat, dieſe zu den Räumen gehörte, welche die Gemeinde 
wenigſtens mittelbar zur Ermöglichung der Verrichtung 
der Dienſte des Lehrers zu beſchaffen hatte. Die entſprechende 
Anwendung des § 618 Abſ. 1 BGB. iſt danach rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Daß aber überhaupt dieſe Vorſchrift des 
bürgerlichen Rechts auf ein Dienſtverhältnis des öffentlichen 
Rechts, wie es hier vorliegt, zu deſſen Ergänzung im Wege der 
Anologie Anwendung finden muß, hat der erkennende Senat 
bereits in einer Reihe von Entſcheidungen ausgeſprochen. Z. c. N., 
U. v. 18. Mai 09, 272,08 III. — Berlin. 


Vom Oberverwaltungsgericht “). 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Weweiswürdigung und Wegrenzung der Beweisaufnahme. 
Dingliche Natur der Auliegerbeiträge. 

Der Vorderrichter hat angenommen, daß der Engliſche 
Damm eine neue Straße ſei, und dies aus einer amtlichen 
Auskunft des Polizeipräſidenten gefolgert, wonach der Engliſche 
Damm im Jahre 1882 lediglich ein Juweg zu den alten Holz⸗ 
feldern war. Der Kläger hat in der Reviſionsinſtanz als einen 
Mangel des Verfahrens gerügt, daß der Vorderrichter ſeine 
Feſtſtellung auf dieſe amtliche Auskunft geſtützt und den von 
ihm angetretenen Zeugenbeweis über die Eigenſchaft des 
Engliſchen Dammes als einer vorhandenen Straße nicht er⸗ 
hoben habe. Der Angriff iſt nicht begründet. Die Entſcheidung 
der Frage, ob es ſich um eine vorhandene Straße handelt, 
hatte der Vorderrichter nach ſeiner freien, aus dem ganzen 
Inbegriffe der Verhandlungen und Beweiſe geſchöpften Über: 
zeugung zu treffen (§ 79 LVG. vom 30. Juli 1883). Ob er 
bierbei die erhobenen Beweiſe zutreffend gewürdigt oder die 
Erhebung eines angetretenen Beweiſes mit Recht für unerheblich 
erachtet hat, iſt der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen. 

Endlich hatte der Kläger eingewendet, er habe die Grund⸗ 
ſtücke in der Zwangsverſteigerung, mithin frei von allen Ab⸗ 
gaben und Laſten, alſo auch frei von den ſtreitigen Anlieger⸗ 
beiträgen erworben; der Magiſtrat hätte, um eine Forderung 
zu erlangen, ſie vor Erteilung des Baukonſenſes aufſtellen und 
ihre Eintragung in das Grundbuch veranlaſſen müſſen. Der 
Vorderrichter hat ſchon ausgeführt, daß der Anſpruch auf An- 
liegerbeiträge dinglich iſt und ſich hierdurch der Einwand des 
Klägers erledigt. Es ſteht dies mit der Rechtſprechung des 
Gerichtshofs nach den von dem Bezirksausſchuß angezogenen 
Urteilen (OVG. 18 S. 180, 185; 33, 125— 130) im Einklang. 
Straßenbaubeiträge können als „rückſtändig“ im Sinne des 
Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen vom 13. Juli 1883 (GS. S. 131) und jetzt des 
Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwal⸗ 
tung vom 24. März 1897 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 20. Mai 1898 (RGBl. 98, 713) erſt dann behandelt 
werden, wenn ſie zur Hebung geſtellt, wenn ihre Zahlung ver⸗ 
langt, aber nicht erfolgt iſt (OVGUrt. vom 30. Januar 1905, 
PrVerwBl. 27, 122). Das war, als der Kläger die Grund⸗ 
ſtücke in der Zwangsverſteigerung erwarb, noch nicht geſchehen. 
Seine Anſicht, daß er ſie frei von Anliegerbeiträgen erworben 
habe, geht alſo fehl. Auch beſteht keine Vorſchrift, wonach 
der Magiſtrat ſeine Beitragsforderungen vor Erteilung des 
Baukonſenſes, die nicht ihm, ſondern der Baupolizeibehörde 
obliegt, aufzuſtellen hätte. A. c. Magiſtrat zu Danzig. Urt. 
v. 7. Mai 1908. Nr. IV 911. Rep. Nr. IV C. 225/07. Bezirks⸗ 
ausſchuß Danzig. 


) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Der Begriff der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit 
im Sinne des § 104 BGB. iſt ein weiterer als der Begriff der 
Geiſteskrankheit in S 6. Er kann ſowohl Fälle der Geiſtes⸗ 
krankheit als auch der Geiſtesſchwäche umfaſſen. Die Tat⸗ 
beſtandsmerkmale der Geſchäftsunfähigkeit ſind demnach lediglich, 
wie Entſch. Nr. 2 ausführt, aus dieſer Geſetzesbeſtimmung fel 
und nicht im Anſchluß an § 6 Nr. 1 zu gewinnen. 

In Entſch. Nr. 3 wird die namenrechtliche Vorſchrift des 
812 BGB. auf das Wappenrecht entſprechend angewendet. 

Die ſatzungsmäßige Vorſchrift, daß die Vereinsverſammlung 
durch den Vorſtand zu leiten iſt, ergibt nach Entſch. Nr. 4 
die Notwendigkeit, im Falle der Abdankung des bisherigen 
Vorſtandes, zunächſt einen neuen Vorſtand zu wählen, der die 
Verſammlung leiten kann, die rechtsverbindliche Beſchlüſſe faſſen 
ſoll. Die Wahl eines Vorſitzenden zur Leitung der Ver⸗ 
ſammlung iſt nicht ausreichend. 

In Entſch. Nr. 8 wird die Klage auf Beſeitigung eines 
Widerſpruchs gegen die Auszahlung eines Sparkaſſenguthabens 
an den Zeſſionar des widerſprechenden Gläubigers zugelaſſen. 

Die ſich aus 5 254 BGB. ergebenden Rechtsgrundſätze 
ſind nach Entſch. Nr. 9 nicht nur dann anwendbar, wenn gerade 
ein Schadenserſatzanſpruch den Gegenſtand des Streites bildet; 
auch wenn die Unmöglichkeit einer Leiſtung von jeder Vertrags⸗ 
partei teilweiſe zu vertreten iſt, iſt die Frage, weſſen Verſchulden 
als das die Geſetzesanwendung beſtimmende anzuſehen iſt und 
ob hiernach ſich eine vollſtändige oder teilweiſe Anwendung der 
Vorſchriften des §8S 325 oder des § 324 BGB. rechtfertigt, 
nach den ſich aus § 254 ergebenden allgemeinen Grundſätzen 
zu entſcheiden. 

Die dem Ehemanne bei geſetzlichem Güterſtande obliegende 
Verwaltung des eingebrachten Gutes umfaßt die Verwaltung 
eines zum Eingebrachten gehörenden Hauſes. Unterläßt der 
Ehemann die Beleuchtung der Treppen, jo iſt er (Entſch. Nr. 11) 
für die Folgen dieſer Pflichtverſäumung verantwortlich, ſofern 
er ſich nicht entlaſten und dartun kann, daß er ausreichende 
Anordnungen für die gehörige Beleuchtung getroffen hat. Zum 
häuslichen Wirkungskreiſe der Frau gehört die Fürſorge für 
die Beleuchtung nicht. 

In Entſch. Nr. 13 ſchließt ſich der V. Senat der vom 
VI. und VII. Senat vertretenen Rechtsauffaſſung an, daß der 
Beſteller für den durch einen zu einer Verrichtung Beſtellten 
in Ausführung dieſer Verrichtung einem Dritten widerrechtlich 
zugefügten Schaden auf Grund des $ 831 BGB. nur dann 
haftet, wenn er dem Beſtellten gegenüber die Stellung des 
Geſchäftsherrn einnimmt, und daß er dieſe Stellung nur dann 
hat, wenn er die erforderlichen Anordnungen für die Aus⸗ 
führung der Verrichtung zu erteilen und der Beſtellte ſie zu 
befolgen hat, nicht aber, wenn der Beſtellte bei Ausführung der 
Verrichtung nach eigenem Ermeſſen zu handeln und dasjenige 
vorzunehmen hat, was er auf Grund eigener Sachkunde und 
Erfahrung für zweckmäßig erachtet. 

Bei einem Beſitzdienerverhältnis kommt für die Frage, ob 
unfreiwilliger Dahn insbeſondere ein Abhandenkommen 
vorliegt, nach Entſch. Nr. 14 nur der Wille des Beſitzherrn, 
nicht der des Beſitzdieners in Betracht. 

Die Vorſchriften über Devaſtation des mit Hypotheken be⸗ 
laſteten Grundſtücks werden in Entſch. Nr. 15 als Schutzvorſchriften 
im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. erachtet; ſowohl die Grund⸗ 
ſtückseigentümer als auch der durch Ankauf von Zubehör das 
Grundſtück mitausraubende Käufer werden als geſamtſchuldneriſch 
dem Gläubiger haftende Mittäter erachtet. 

Entſch. Nr. 41 behandelt den Schadenserſatzanſpruch des 
Aktionärs gegen die Aktiengeſellſchaft wegen falſcher Angaben 
im Proſpekt in teilweiſer Abweichung von der bisherigen Recht: 
ſprechung. N. 
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Vereins nachrichten. 


Der XIX. Deutſche Anwaltstag wird auf den 
9. und 10. September 1909, vormittags 9 Uhr, 


nach Roſtock, Verſammlungslokal Tonhalle, Brandesſtraße 12, 
einberufen mit folgender Tagesordnung: 


1. Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtaudes. 


2. Neuwahl von 4 Vorſtandsmitgliedern. 
Es ſcheiden außer dem verſtorbenen Geheimen 
Juſtizrat Gebhart aus die Herren Geheimer 
Juſtizrat Crull, Geheimer Juſtizrat Dr. Deiß, 
Geheimer Juſtizrat Schmidtmüller. 

3. Bericht des Geſchäftsausſchuſſes des Deutſchen 

Anwaltvereins über ſeine Tätigkeit. 

Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Drucker in 
Leipzig. 

4. Vorſchläge der vom anßerordentlichen Anwaltstage in 
Leipzig erwählten Kommiſſion betreffend Anderung 
der Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins und 
Beſchlußfaſſung darüber. 

Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann 
in Berlin. 
Im Anſchluß daran eventuell die durch etwaige 
Satzungsänderungen bedingte Neuwahl des Vor⸗ 
ſtandes. 

5. Gegenwart und Zukunft der Pflichtauwaltſchaft. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Stranz in Berlin 
und Rechtsanwalt Ludwig Strefler in Metz. 

6. Bedarf das Verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und 
Auftraggeber einer geſetzlichen Regelung und welcher? 

Folgende nach § 6 Nr. 2 Abſatz 2 der Satzungen ge⸗ 
ſtellte Anträge: 

7. Reviſion der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. Bloch J in 
München. 

8. Der Entwurf der nenen Strafprozeßordnung, ins⸗ 

beſondere die Verteidigung in Strafſachen. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt H. Armer in 
Breslau. 


9. Reviſion des § 90 der Rechtsanwaltsordnung (Zu⸗ 
ſammenſetzung des Ehrengerichtshofes). 
Leipzig, den 25. Juni 1909. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
Erythropel, 


Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Herr Geheimer Juſtizrat Erythropel in Leipzig, der 
Vorſitzeude des Deutſchen Auwaltvereins, iſt aus Anlaf 
der 500 jährigen Univerſitätsjubiläumsfeier in feiner Eigen- 
ſchaft als Vorſitzender der Anwaltskammer bei dem Reichs⸗ 
gericht zum Ehrendoktor der Univerſität Leipzig ernaunt. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die fünfundzwanzigſte ordentliche 
verſammlung wird auf 
Mittwoch, den 8. September 1909, vormittags 11 Uhr, 
nach Roſtock, Tonhalle, Braudesſtraße 12, berufen. 
Gegenſtände der Tagesordnung ſind: 

1. Der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1909 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, 

2. die Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung 
des Vorſtandes, 

3. die Wahl von Vorſtaudsmitgliedern in Gemäßheit 

des § 9 der Satzungen, 

„die Wahl von Rechnungsreviſoren, 

Ausführung des Beſchluſſes der Geueralverſamm⸗ 
lung der Hülfskaſſe betreffend Auszahlung von 
500 000 & an die Ruhegehalts-, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte, 

6. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 

Leipzig, den 17. Juni 1909. 


Pr. Deif, 


Geheimer Juſtizrat, ſtellvertretender Vorſitzender. 
56 
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Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Naumburg hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
2000 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dauk ausgeſprochen 
worden. 


— 


Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Nachdem der Vorſtand der Hülfskaſſe für dentſche 
Rechtsanwälte unſerer Kaſſe den für ſie aufgeſammelten 
Kapital⸗Grundſtock von 500 000 % überwieſen, hat das 
Kaiſerliche Aufſichtsamt für Privatverſicherung durch Ent⸗ 
ſcheidung vom 20. Juli 1909 uns die Eröffnung des 
Betriebs geſtattet. 

Gemäß 5 16 der Satzung wird hiermit eine Mit- 
gliederverſammlung auf 

Mittwoch, den 8. September 1909, nachmittags 5 Uhr, 
nach Roſtock in die Tonhalle berufen. Die Tages⸗ 
ordnung iſt folgende: 

1. Bericht über den Stand der Kaſſenangelegenheiten; 

2. Vorſtandswahl; 

3. Wahl von Aufſichtsratsmitgliedern und Reviſoren; 

4. Beſchlußfaſſung über Genehmigung des Rücktritts 

von Kaflenmitgliedern und Erlaß von Eintritts- 
geldern. 


Der Auſſichtsrat. 
Elze, Halle. 


Der Vorſtand. 
Weiſsler, Halle. 


— mn m 


Zur Anderung der Satzungen des Deutſchen 
Auwaltvereins. 
Von Neumann. 


Zu dem in Nr. 8 der JW. veröffentlichten Kommiſſions⸗ 
entwurf für die neuen Satzungen unſeres Vereins ſind Ab⸗ 
änderungsanträge des Vorſtandes formuliert und in Nr. 12 
der IW. mitgeteilt worden. 

Zwiſchen Vorſtand und Kommiſſion beſtanden drei Differenz⸗ 
punkte: 

1. die Zuſammenſetzung des Vorſtandes; der Kommiſſions⸗ 
entwurf ſah 5, der Gegenentwurf 12 Mitglieder vor; 

2. die Zuſammenſetzung der Vertreterverſammlung. Der 
Kommiſſionsentwurf knüpfte an die vorhandenen und 
ins Leben zu rufenden lokalen Anwaltsvereine an 
dergeſtalt, daß Vereine von mindeſtens 30 Mitgliedern 
einen Vertreter und für weitere je 100 Mitglieder 
einen weiteren Vertreter wählen ſollten. 

Der Vorſtandsentwurf dagegen geht von den An⸗ 
waltskammerbezirken aus und läßt die in jedem 
Anwaltskammerbezirk wohnhaften Vereinsmitglieder 
einen Vertreter und bei größerer Zahl der Vereins⸗ 
mitglieder als 500 für je 500 Vereinsmitglieder einen 
weiteren Vertreter wählen; 
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3. die Geſchäftsſtelle. Der Kommiſſionsentwurf will 
ſtatutenmäßig die Schaffung einer Geſchäftsſtelle mit 
einem beſoldeten Geſchäftsleiter ſchaffen, der in den 
Sitzungen des Vorſtandes und der Vertreterverſammlung 
beratende Stimme hat. 

Nach den Anträgen des Vorſtandes ſoll der Vor⸗ 
ſtand lediglich befugt ſein, einen beſoldeten Geſchäfts⸗ 
führer zu beſtellen, der ihm unterſteht. 

Um einen Ausgleich zwiſchen Kommiſſions- und Vorſtands⸗ 
ſtandpunkt zu ſuchen, iſt die Kommiſſion nochmals und 
zwar am 4. Juli in Leipzig zuſammengetreten und hat 
den nachſtehend veröffentlichten Kompromißentwurf gut— 
geheißen. 

Die Kommiſſion folgt darin den Vorſtandsanträgen in der 
Zuſammenſetzung des Vorſtandes, fie verbleibt bei der ſtatuten⸗ 
mäßigen Feſtlegung der Geſchäftsſtelle, kommt dem Vor⸗ 
ſtande aber darin entgegen, daß die Perſon des Geſchäftsleiters 
nicht, wie nach dem erſten Entwurf, von der Vertreterverſammlung, 
ſondern von dem Vorſtande beſtimmt werden ſoll. 

Die Kommiſſion hielt es für ausgeſchloſſen, daß die 
erweiterten, an den Verein zu ſtellenden Anforderungen von 
einem ehrenamtlichen Vorſtande allein erfüllt werden können. 

Bezüglich der lokalen Organiſation der Rechtsanwaltſchaft 
und den für die Wahl der Vertreterverſammlung zu ſchaffenden 
Unterbau, waren für die neuen Kommiſſionsvorſchläge zwei 
Gründe maßgebend. 

Zunächſt wurde das Bedenken des Vorſtands gegen eine 
zu große Zahl von Mitgliedern der Vertreterverſammlung als 
berechtigt anerkannt. Die Vertreterverſammlung, in ihrer ur⸗ 
ſprünglich geplanten Zuſammenſetzung, wurde auf 100 bis 
120 Mitglieder und die an jeden Zuſammentritt ſich knüpfende 
Koſtenlaſt auf etwa 10⸗ bis 12 000 & geſchätzt. Man nahm 
an, daß hiermit die Organiſation zu teuer erkauft ſei und ſtrebte 
danach, eine Vertreterverſammlung zu ſchaffen, die etwa 60 Mit⸗ 
glieder umfaſſen würde, ſo daß die Koſten einer Tagung ſich 
auf etwa 6000 ermäßigen würden. Vor allem aber ergab 
eine ſtatiſtiſche Prüfung, daß die Mitglieder der beſtehenden lokalen 
Anwaltvereine und die in den lokalen Bezirken wohnhaften 
Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins ſich keineswegs decken. 
Eine nicht geringe Zahl der Mitglieder der lokalen Vereine iſt 
nicht Mitglied des Deutſchen Anwaltvereins und andererſeits 
entbehrt eine ziemlich erhebliche Anzahl der Mitglieder des 
Deutſchen Anwaltvereins der Mitgliedſchaft bei den lokalen 
Vereinen ihres Bezirks. In 49 Bezirken ſind von 2487 zu⸗ 
gelaſſenen Anwälten 2255 Mitglieder der lokalen Vereine und 
1673 Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins; dabei iſt nicht 
einmal davon auszugehen, daß alle Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins nun auch Mitglied des lokalen Vereins ſind. 
Eine ſpezielle Auszählung der in Berlin wohnhaften Mitglieder 
des Deutſchen Anwaltvereins und der Mitglieder des Berliner 
Anwaltvereins hat ergeben, daß von den 800 Mitgliedern des 
Berliner Anwaltvereins 150 nicht Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins ſind und daß andererſeits von den 800 in Berlin 
wohnhaften Mitgliedern des Deutſchen Anwaltvereins ebenſo viele 
nicht Mitglied des Berliner Anwaltvereins ſind. 

Unter dieſen Umſtänden erſcheint eine generelle organiſche 
Verbindung des Deutſchen Anwaltvereins mit den lolalen Ver⸗ 
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einigungen noch verfrüht. Es muß zurzeit genügen, eine Organi⸗ 
ſation zu ſchaffen, die der Herbeiführung des idealen Zuſtandes, 
daß die in einem Bezirke wohnhaften Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins und die Mitglieder der lokalen Vereinigungen 
identiſch ſind, nicht hinderlich ſondern förderlich iſt. Dem ent⸗ 
ſpricht der Organiſationsvorſchlag des neueſten Entwurfs. Bei 
angemeſſener Bearbeitung der lokalen Bezirke durch den Geſchäfts⸗ 
leiter in Verbindung mit geeigneten Kollegen aus den lokalen 
Vereinen wird zugunſten des Deutſchen Anwaltvereins wie der 
lokalen Vereinigungen eine Beſſerung bald zu erreichen ſein. 
Wenn alsdann, was naturgemäß, der Vorſtand des Deutſchen 
Anwaltvereins den Vorſtand des lokalen Vereins mit der 
Herbeiführung der Wahl beauftragt, dann iſt die Verbindung 
mit den lokalen Vereinen tatſächlich hergeſtellt. 

Die in dem nachſtehenden Entwurf enthaltenen Zahlen 
($ 10 für die Wahlbezirke beruhen auf einer Schätzung, die 
inzwiſchen durch die unten wiedergegebene dankenswerte ſtatiſtiſche 
Arbeit des Kollegen Wehrmann-⸗Stettin eine Nachprüfung er: 
halten hat. 

Um zu einer Vertreterverſammlung von 60 bis 70 Ver⸗ 
tretern zu kommen, müßte entſprechend den Wehrmannſchen 
Berechnungen und Vorſchlägen der 8 11 Abſ. 3 folgendermaßen 
gefaßt werden: 

Alle Landgerichtsbezirke eines Oberlandesgerichtsbezirks 
mit weniger als 50 Vereinsmitgliedern bilden einen Wahl⸗ 
bezirk, wenn ſie zuſammen die Zahl von 50 Vereins⸗ 
mitgliedern umfaſſen. 

Es iſt zu hoffen, daß über dieſe Faſſung noch eine Einigung 
in der Kommiſſion und mit dem Vorſtande bis zum Anwalts⸗ 
tage erzielt wird. 


Anmerkung: Die nach Landgerichtsbezirken und Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirken gruppierte Zuſammenſtellung der Mitglieder des 
Deutſchen Anwaltvereins ergibt, daß Bezirke vorhanden ſind 

mit 50 Mitgliedern und mehr 34, 

mit 60 Mitgliedern und mehr 22, 

mit über 100 Mitgliedern nur 9, 

mit über 200 Mitgliedern nur Berlin, Dresden und Leipzig, 
mit über 300 Mitgliedern nur Berlin. 

Es würden hinzukommen aus den Reſt⸗Oberlandesgerichtsbezirken 
bei Berechnung von 1 Vertreter auf 

je 50 Mitglieder 


Augs bung 1 
Bamberg . 8 
Berlin. 
Breslau 
Caffel . 
Celle. 
Cöln 
Colmar 
Dresden . 
Darmſtadt 
Düſſeldorf 
Frankfurt. 
Hamburg. 
Hamm. 
Weimar 


je 60 Mitglieder 
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je 50 Mitglieder je 60 Mitglieder 


Übertrag 25 25 
Karlsruhe 2 2 
Kiel 0 2 
Königsberg. 2 2 
Marienwerder 1 2 
München 0 0 
Naumburg 8 3 
Nürnberg. 11 0 
Poſen. b 2 2 
Roſtock 2 2 
Stettin 1 1 
Stuttgart 3 2 
Zweibrücken 1 1 
Reichsgericht. 1 1 
Berlin I, II, III, extr 2 2 

46 47 
das gibt mit obigem 34 und 22 
80 69 


Geht man davon aus, daß die Oberlandesgerichtsbezirke 
Wahlbezirke ſind, und daß einmal ausſcheiden die Landgerichte 
mit 50 und mehr, und die Oberlandesgerichtsbezirke unter 50, ſo 
ergibt ſich folgendes Reſultat: 

über 300 (nach Ausſcheiden der Landgerichte mit 50 Mit⸗ 
gliedern) kein Bezirk. 


Oberlandesgerichtsbezirke 25 Vertreter 


Reichsgericht. 1 
Wie 1a 
Berlin extra (vgl. §S 11 Abſ. 4 des Entwurfs) 2 

62 Vertreter. 


Bei Berechnung der Landgerichte von 60 und mehr 
Oberlandesgerichtsbezirke 25 Vertreter 


Reichsgericht... 1 s 
Die ee 9 & 
Berlin extra (vgl. §S 11 Abſ. 4 des Entwurfs) 2 

50 Vertreter. 


Es würden demnach etwa 60 — 70 Vertreter herauskommen, wenn 
a) jedes Landgericht mit 50 Mitgliedern einen Vertreter, und 
jeder Reſt⸗Oberlandesgerichtsbezirk mit über 50 Mitgliedern 
ebenfalls einen Vertreter ſtellen, 
b) jedes Landgericht mit 60 Mitgliedern einen Vertreter, und 
jeder Reſt⸗Oberlandesgerichtsbezirk für je 60 Mitglieder einen 
Vertreter ſtellen. 

Etwa 40—50 Mitglieder würden herauskommen, wenn jedes 
Landgericht mit 60 Mitgliedern einen Vertreter und jeder Reſt⸗ 
Oberlandesgerichtsbezirk mit über 60 Mitgliedern einen Vertreter ſtellte. 

Bei Erfordern von 70 Mitgliedern würden nur 13 Landgerichte 
in Frage kommen, nämlich Hannover, Chemnitz, Düſſeldorf, Dortmund 
und die über 100 Mitglieder zählenden. 

Es würden dann die Oberlandesgerichtsbezirke bzw. Reſtbezirke 

Augsburg, 
Braunſchweig, 
Frankfurt a. M., 
Hamburg, 
(Bremen, Lübeck) 
ganz ausſcheiden, und das ſcheint kaum angemeſſen. 
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Entwurf der neuen Satzung des Deutſchen 
Anwaltvereins 
(auf Grund der Beſchlüſſe der Kommiſſtonsſitzungen vom 14. und 


28. Juni, 22. November 1908, 30. Januar, 4. April, 4. und 
24. Juli 1909). 


I. Name, Sitz und Zweck des Vereins. 


8 1. 

‚Der Verein führt den Namen „Deutſcher Anwalt— 
verein E. V.“; er hat feinen Sitz in Leipzig und die Rechts⸗ 
fähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregiſter. 

Der Deutſche Anwaltverein bezweckt 

Pflege des Gemeinſinnes und des wiſſenſchaftlichen 
Geiſtes der deutſchen Rechtsanwaltſchaft; 

Förderung der Rechtspflege und der Geſetzgebung 
im Deutſchen Reich; 

Vertretung der Berufsintereſſen. 

Zur Erreichung dieſer Zwecke gibt der Verein eine 
Zeitſchrift heraus und kann alle ihm geeignet erſcheinenden 
Maßnahmen treffen. 


II. Mitgliedſchaft. 


8 2. 

Die Mitglieder ſind ordentliche Mitglieder oder Ehren⸗ 

mitglieder. 
§ 3. 

Das Recht zum Eintritt in den Verein als ordentliches 
Mitglied ſteht jedem bei einem deutſchen Gerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwalt zu; die Beitrittserklärung erfolgt durch ſchrift⸗ 
liche Anzeige an den Vorſtand; die Mitgliedſchaft beginnt 
mit dem Empfang der Mitgliedskarte. Jedes Mitglied 
erhält die von dem Verein herausgegebene Vereinszeitſchrift 
unentgeltlich. Die Mitgliedſchaft erliſcht durch Ausſcheiden 
aus der Rechtsanwaltſchaft, freiwillige ſchriftliche Austritts- 
erklärung und Verweigerung des Jahresbeitrages. 


8 4. 

Der Mitgliedsbeitrag wird durch die Vertreterverſamm⸗ 
lung jeweils für ein oder mehrere Jahre im voraus feſtgeſetzt. 
Der Mitgliedsbeitrag iſt in der Zeit vom 15. September bis 
1. Oktober für das darauffolgende Kalenderjahr fällig und 
einzuſenden. Nach dem 2. Oktober hat der Vorſtand die 
rückſtändigen Beiträge durch Nachnahme einzuziehen; nimmt 
ein Mitglied den mit Poſtvorſchuß beſchwerten Brief nicht 
an, ſo wird dies einer ausdrücklichen Austrittserklärung 
gleichgeachtet. Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Laufe eines 
Jahres gibt kein Recht auf Rückerſtattung des Jahresbeitrages. 


8 5. 
Ehrenmitglieder können durch die Vertreterverſammlung 
oder durch den Anwaltstag erwählt werden. 
Die Ehrenmitglieder haben alle Rechte der ordent⸗ 
lichen Mitglieder; einen Vereinsbeitrag haben ſie nicht zu 
zahlen. 


N 15. 1909. 


III. Organe des Vereins. 


§ 6. 
Organe des Vereins ſind: 
der Vorſtand (88 7 ff.), 
die Vertreterverſammlung (58 11 ff.), 
der Anwaltstag (88 18 ff.). 
| Der Verein richtet eine Geſchäftsſtelle mit einem befoldeten 
Geſchäftsleiter ein. ($ 10.) 


Der Vorſtand. 


8 7. 
Der Vorſtand hat folgende Befugniſſe und Obliegenheiten: 

1. er vertritt und leitet den Verein, er beauſſichtigt 
die Ausführung der von ihm, der Vertreter⸗ 
verſammlung oder dem Anwaltstag gefaßten Be- 
ſchlüſſe durch den Geſchäftsleiter; 

2. er beſtimmt unter Berückſichtigung der Beſchlüſſe 
des Anwaltstages und der Vertreterverſammlung 
Zeit, Ort und Tagesordnung der Anwaltstage und 
Vertreterverſammlungen; 

3. er beruſt und beſtellt den Geſchäftsleiter. 


§ 8. 

Der Vorſtand wird vom Anwaltstage gewählt. Er 
beſteht aus 12 Mitgliedern. Die bei dem Reichsgericht und 
die ausſchließlich bei einem Oberlandesgericht, einem Land⸗ 
gericht oder einem Amtsgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte 
ſollen mindeſtens durch je ein Mitglied im Vorſtande ver⸗ 
treten ſein. 


Der Vorſtand wählt aus ſeiner Mitte den Vorſitzenden, 


den Schriftführer und deren Stellvertreter. Der Schrift⸗ 
führer iſt zugleich Rechner. Es kann jedoch auch ein be- 
ſonderer Rechner aus den Vorſtandsmitgliedern gewählt 
werden. 

Der Vorſtand iſt berechtigt, für die Erledigung der 
ihm zugewieſenen Geſchäfte in und außer den Vorſtands⸗ 
ſitzungen ſich eine Geſchäftsordnung zu geben. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt die Mitwirkung 
von 3 Vorſtandsmitgliedern erforderlich. Beſchlüſſe des Vor⸗ 
ſtandes im Wege ſchriftlicher Abſtimmung ſind nur zuläſſig, 
wenn kein Mitglied hiergegen Widerſpruch erhebt. 

Für Willenserklärungen des Vereins iſt die Mitwirkung 
zweier Vorſtandsmitglieder notwendig und ausreichend. 


8 9. 
Die Mitglieder des Vorſtandes werden von dem An⸗ 
waltstage aus den Vereinsmitgliedern auf 4 Jahre gewählt. 
Die Amtsdauer beginnt am 1. Januar des der Wahl 
folgenden Jahres und hört mit dem Ablauf des Jahres 

auf, in welchem die Neuwahl ſtattfindet. 
Bei der erſten Wahl auf Grund dieſer Satzung werden 
ſechs Mitglieder des Vorſtandes nur auf 2 Jahre gewählt. 
Scheidet ein Vorſtandsmitglied während feiner Amtszeit 
aus, ſo wählt für den Reſt ſeiner Amtsdauer die nächſte 


Vertreterverſammlung oder der nächſte Anwaltstag einen 
Erſatzmann. 


38. Jahrgang. 
$ 10. 
Der Geſchäftsleiter verwaltet im Auftrage des Vor⸗ 
ſtandes die Geſchäfte des Vereins und hat in den Sitzungen 
des Vorſtandes ſowie in den Vertreterverſammlungen be⸗ 
ratende Stimme. 


In Behinderungsfällen hat der Vorſtand die Vertretung 
des Geſchäftsleiters zu regeln. 


Die Vertreterverſammlung. 
8 11. 
Die Vertreterverſammlung beſteht aus 
1. den Mitgliedern des Vorſtandes, 
2. den Vertretern. 

Jeder Landgerichtsbezirk, in dem mindeſtens 50 Vereins⸗ 
mitglieder wohnen, bildet einen Wahlbezirk. 

Landgerichtsbezirke, in denen weniger als 50 Vereins⸗ 
mitglieder wohnen, ſind zu einem Wahlbezirk durch den Vor⸗ 
ſtand zu verbinden. 

Wahlbezirke, in denen nicht mehr als 300 Vereins⸗ 
mitglieder wohnen, wählen einen Vertreter; Wahlbezirke, 
in denen mehr als 300, aber nicht mehr als 600 Vereins⸗ 
mitglieder zwei Vertreter; Wahlbezirke, in denen mehr als 
600, aber nicht mehr als 900 Vereinsmitglieder wohnen, 
drei Vertreter uſw. für je weitere 300 Mitglieder einen 
weiteren Vertreter. 

Die Landgerichtsbezirke Berlin I, II und III bilden zu⸗ 
ſammen einen Wahlbezirk, ebenſo München I und II. 

Die am Reichsgericht zugelaſſenen Vereinsmitglieder 
können einen Vertreter entſenden. 

Die Wahl der Vertreter erfolgt alljährlich nach dem 
Stande der Mitgliederzahlen vom 1. November in den beiden 
letzten Monaten des Jahres mit Wirkung vom 1. Januar 
des folgenden Jahres. 

Die Verſammlungen für die Wahl der Vertreter werden 
durch ein von dem Vorſitzenden des Deutſchen Anwaltvereins 
beauftragtes, in dem Wahlbezirke wohnhaftes Vereinsmitglied 
berufen. 

Wenn ein Vertreter während ſeiner Amtszeit aus dem 
Deutſchen Anwaltverein ausſcheidet, ſo hört ſeine Vertretungs⸗ 
befugnis auf. 

Jeder Wahlbezirk kann für ſeine Vertreter die erforder⸗ 
liche Anzahl von Erſatzmännern benennen. 


8 12. 

Die Einberufung der Vertreterverſammlung geſchieht 
durch Mitteilung an die Mitglieder und in der Vereins⸗ 
zeitſchrift unter Bekanntgabe der Tagesordnung. 

Zwiſchen der Einberufung und der Verſammlung ſoll 
ein Zeitraum von drei Wochen liegen. 


8 13. 


Die ordentliche Vertreterverſammlung findet alljährlich 
einmal ſtatt. 

8 14. 

Der Vorſtand iſt berechtigt, jederzeit eine außerordentliche 
Vertreterverſammlung einzuberufen. Er ſoll dies tun, wenn 
eine beſonders wichtige Veranlaſſung beſteht, insbeſondere 
wenn Geſetzentwürfe vorliegen oder in Ausſicht ſtehen, welche 
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für die Rechtspflege oder die Rechtsanwaltſchaft von erheb⸗ 
licher Bedeutung ſind. 

Der Vorſtand iſt verpflichtet, eine außerordentliche 
Vertreterverſammlung einzuberufen, wenn mindeſtens ein 
Drittel der Mitglieder dies unter Angabe der Tagesordnung 
beantragt. Auf Verlangen der Antragſteller iſt die Ver⸗ 
ſammlung binnen Monatsfriſt nach Eingang des Antrages 
zu einem Termin innerhalb eines weiteren Monats einzu⸗ 
berufen. 

8 15. 

Der Vorſitz in der Vertreterverſammlung ſteht dem 
Vorſitzenden des Vorſtandes, bei deſſen Verhinderung ſeinem 
Stellvertreter zu. Sind beide verhindert, oder nicht vor⸗ 
handen, ſo wählt die Vertreterverſammlung ſelbſt den Vor⸗ 
ſitzenden. 

Bei den Abſtimmungen entſcheidet einfache Stimmen⸗ 
mehrheit der Anweſenden, bei Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. 

Bevollmächtigung iſt nicht zuläſſig. 

Die Vertreterverſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der anweſenden Mitglieder beſchlußfähig. 

uber Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung 
der Verſammlung ſtehen, kann nur abgeſtimmt werden, wenn 
eine Mehrheit von vier Fünfteln der Anweſenden es 
beſchließt. 

Jeder zur Abſtimmung geſtellte Gegenſtand der Ver⸗ 
handlungen muß auf Verlangen eines Drittels der Anweſenden 
auf die Tagesordnung des nächſten Anwaltstages geſetzt 
werden. 

Die Beſchlüſſe der Vertreterverſammlungen ſind von dem 
Vorſitzenden und dem Geſchäftsleiter oder einem dazu be⸗ 
rufenen Schriftführer privatſchriftlich zu beurkunden. 


8 16. 


Der Beſchlußfaſſung der Vertreterverſammlung unter⸗ 
liegen: 

1. die Prüfung der Jahresrechnung und Erteilung 
der Entlaftung; 

2. die Feſtſtellung des Jahreshaushaltplanes; 

3. die Feſtſtellung des Mitgliedsbeitrages; 

4. die Feſtſetzung der Anſtellungsbedingungen für den 
Geſchäftsleiter; 

5. die Genehmigung der Vereinbarungen des Vorſtandes 
mit dem Schriftleiter und dem Verleger der 
Vereinszeitſchrift. 

Die Vertreterverſammlung iſt berechtigt, Berichterſtatter 
zu beſtellen, Ausſchüſſe einzuſetzen, Gegenſtände zur Auſ⸗ 
nahme in die Tagesordnung des Anwaltstages zu beſtimmen, 
und in Fällen, die ſie für dringlich erachtet, an Stelle des 
Anwaltstages Beſchlüſſe zu faſſen, ſoweit es ſich nicht um 
Satzungsänderungen oder den Beſchluß auf Auflöſung des 
Vereins handelt. 

8 17. 

Beſchlüſſe der Vertreterverſammlung im Wege ſchrift⸗ 
licher Abſtimmung ſollen nur ausnahmsweiſe herbeigeführt 
werden. Die ſchriftliche Abſtimmung iſt unzuläſſig, wenn 
ein Zehntel der Mitglieder hiergegen Widerſpruch erhebt. 
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Der Anwaltstag. 


8 18. 

Die Einberufung der Anwaltstage erfolgt durch den 
Vorſtand unter Bekanntgabe der Tagesordnung durch Mit⸗ 
teilung in der Vereinszeitſchrift. 

Den Ort für die Anwaltstage beſtimmt der Vorſtand, 
es ſei denn, daß hierüber der Beſchluß eines Anwaltstags 
oder der Vertreterverſammlung vorliegt. 


8 19. 
Der ordentliche Anwaltstag findet alle zwei Jahre tun⸗ 
lichſt während der Gerichtsferien ſtatt. 
Die Einberufung hat ſpäteſtens drei Monate vor der 
Abhaltung zu erfolgen. 


Ein außerordentlicher Anwaltstag kann vom Vorſtand 
jederzeit mit der von ihm für angemeſſen erachteten Ein⸗ 
ladungsfriſt einberufen werden. 

Der Vorſtand muß einen außerordentlichen Anwaltstag 
einberufen, wenn die Vertreterverſammlung es beſchließt oder 
mindeſtens ein Fünftel der Mitglieder des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins unter Angabe der verlangten Tagesordnung es be⸗ 
antragt. 

Auf Verlangen der Vertreterverſammlung oder der An⸗ 
tragſteller iſt der außerordentliche Anwaltstag ſpäteſtens 
binnen Monatsfriſt nach Eingang des Antrages zu einem 
Termin innerhalb eines weiteren Monats einzuberufen. 


§ 21. 

Den Vorſitz auf den Anwaltstagen führt der Vorſitzende 
des Vorſtandes, bei deſſen Verhinderung ſein Stellvertreter. 
Sind beide verhindert oder nicht vorhanden, ſo wählt der 
Anwaltstag ſelbſt den Vorſitzenden. Der Anwaltstag kann 
mehrere Stellvertreter des Vorſitzenden aus den anweſenden 
Vorſtands⸗ oder Vereinsmitgliedern erwählen. Der Vor⸗ 
ſitzende beruft einen oder mehrere Schriftführer. 

Bei den Abſtimmungen hat jedes anweſende Vereins⸗ 
mitglied eine Stimme. Bevollmächtigung iſt nicht zuläſſig. 

Die Beſchlüſſe erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden. 

Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit 
von mindeſtens drei Vierteln der anweſenden Stimmen be⸗ 
ſchloſſen werden. 

Jeder Antrag muß ſchriftlich dem Vorſitzenden überreicht 
und von mindeſtens fünfzehn Mitgliedern unterzeichnet ſein. 

Aber Anträge, welche nicht zu einem Gegenſtand der 
Tagesordnung gehören, kann nicht abgeſtimmt werden. 

Der Anwaltstag iſt ohne Rückſicht auf die Zahl der 
anweſenden Vereinsmitglieder beſchlußfähig. 

Die Beſchlüſſe des Anwaltstages ſind privatſchriftlich 
durch den Vorſitzenden und einen Schriftführer zu beurkunden 
und in der Vereinszeitſchrift zu veröffentlichen. 


§ 22. 
Dem Anwaltstag ſteht die Entſcheidung in allen An⸗ 
gelegenheiten des Vereins zu, die nicht durch dieſe Satzung 
einem anderen Vereinsorgane zugewieſen ſind. 


N 15. 1909. 


Regelmäßig find Gegenſtände der Tagesordnung des 
ordentlichen Anwaltstages: 
1. Wahl des Vorſtandes, 
2. Berichte über Tätigkeit des Vorſtandes und der 
Vertreterverſammlung, 
3. Vorträge und Verhandlungen im Sinne des 
Vereinszweckes. 


IV. Vereinsjahr. 


8 23. 
Das Vereinsjahr iſt das Kalenderjahr. 


V. Auflöfung des Vereins. 
8 24. 

Der Verein kann nur aufgelöft werden, wenn die Ber: 
treterverſammlung mit Dreiviertel⸗Mehrheit beſchließt, die 
Auflöſung dem Anwaltstage zu empfehlen, und der Anwaltstag 
mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden Stimmen 
dieſe beſchließt. 

Der die Auflöſung des Vereins beſchließende Anwaltstag 
trifft auch Beſtimmung über die Verwendung des Vereins⸗ 
vermögens. 

VI. Abergangs vorſchriſt. 
9 25. 


Die Satzung tritt mit der Annahme in Kraft; die 
Amtsdauer des auf Grund dieſer Satzung erſtmals gewählten 
Vorſtands umfaßt auch die Zeit vom Tage der Wahl bis 
zum 1. Januar des darauffolgenden Jahres. 


Die Abtretung und Pfändung von Bangeld⸗ 
anſprüchen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


Etwa gleichzeitig mit Breit hatte ich einen Aufſatz über 
obiges praktiſch ſo wichtige Thema fertiggeſtellt. 

Breits Ausführungen über die rein obligatoriſche Bedeutung 
der Zweckbeſtimmung des Baugeldes decken ſich mit dem, was 
ich dargelegt hatte. Ich beſchränke mich daher in den 
Punkten I—IV auf die bloße Zuſtimmung. 

Dagegen erſcheinen mir andere Fragen weiterer Erörterung 
bedürftig. Zunächſt 8 1 des Geſetzes über die Sicherung der 
Bauforderungen, wonach der Empfänger von Baugeld ver⸗ 
pflichtet iſt, das Baugeld zur Befriedigung ſolcher Perſonen 
zu verwenden, die an der Herſtellung des Baues auf Grund 
eines Werk-, Dienſt⸗ oder Lieferungsvertrages beteiligt find. 
Das Geſetz erklärt eine anderweitige Verwendung bis zu dem 
Betrage für ſtatthaft, in welchem der Empfänger aus anderen 
Mitteln Gläubiger der bezeichneten Art bereits befriedigt hat. 
In § 1 Abſ. 2 wird dies noch weiter ausgedehnt. Nach § 5 
des Geſetzes ſind Baugeldempfänger unter Umſtänden ſtrafbar, 
wenn ſie vorſätzlich zum Nachteil der bezeichneten Gläubiger 
den Vorſchriften des 8 1 zuwidergehandelt haben. 

Hiernach kann nunmehr die Frage aufgeworfen werden, ob 
9 1 des erwähnten Geſetzes nicht ein Verbotsgeſetz iſt, jo daß 
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38. Jahrgang. 


eine Abtretung von Baugeldanſprüchen, welche nicht zur Be⸗ 
friedigung der am Neubau Beteiligten erfolgt, gemäß § 134 
BGB. nichtig wäre, ſofern nicht eine der oben erwähnten Aus⸗ 
nahmen vorliegt, in denen eine anderweitige Verwendung des 
Baugeldes ſtatthaft iſt. Für eine ſolche Auslegung würde der 
Wortlaut des § 1 heranzuziehen fein, indem per argumentum 
e contrario zu folgern wäre, daß die anderweitige Verwendung 
in den übrigen Fällen unſtatthaft, alſo verboten iſt. Hierfür 
könnte auch etwa die Strafbeſtimmung des $ 5 ſprechen. 

Eine ſolche Auslegung ſcheint mir jedoch unrichtig zu ſein. 
Zunächſt geht aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes hervor, 
daß ein Verbot anderweitiger Verwendung, insbeſondere ein 
Verbot der Abtretung nicht beabſichtigt war. Vielmehr wurde 
in der Begründung zu dem Geſetzentwurf ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, daß die Frage, ob die Abtretung oder Pfändung 
des Baugeldanſpruchs rechtswirkſam iſt, von dem Geſetz nicht 
entſchieden werden ſollte. Die Faſſung des Geſetzes läßt auch 
die Auffaſſung nicht zu, daß hier ein Verbotsgeſetz vorliegt. 
Strafbar iſt die beſtimmungswidrige Verwendung des Baugeldes 
nur bei dem Vorliegen beſonderer Umſtände, nämlich Zahlungs⸗ 
einſtellung oder Konkurseröffnung, Benachteiligung der Bau⸗ 
gläubiger, vorſätzlicher Zuwiderhandlung zum Nachteil derſelben. 
Da ſich ſomit die Strafbarkeit der Abtretung immer erſt hinterher 
ergeben wird, ſo iſt es nicht möglich, im Hinblick auf die Straf⸗ 
beſtimmung die Nichtigkeit der Abtretung feſtzuſtellen. Der 
9 1 andererſeits ſtellt zwar eine poſitive Verpflichtung über die 
Verwendung der Baugelder auf, ohne jedoch eine anderweitige 
Verwendung ſchlechthin zu verbieten. Ginge das Geſetz von 
der Nichtigkeit der Abtretung aus, ſo würde es auch nicht die 
ausdrückliche Eintragung von Abtretungen in das Baubuch 
vorſchreiben. 

Somit iſt die Frage der Abtretbarkeit des Baugeldanſpruchs 
nach den alten Geſichtspunkten zu beurteilen, wie auch Kiefe 
und Breit es tun. 

Zu Unrecht wendet Breit jedoch mit der herrſchenden 
Praxis den $ 399 BGB. an, wonach die Forderung nicht ab⸗ 
getreten werden kann, wenn die Leiſtung an einen anderen als 
den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres 
Inhaltes erfolgen kann. Ein ſolcher Fall liegt bei dem Bau⸗ 
geldvertrag nicht vor. § 399 BGB. verlangt eine Veränderung 
der Leiſtung, ſofern an irgendeinen anderen, als einzig und 
allein den urſprünglichen Gläubiger zu leiſten iſt, weil der 
Charakter der Leiſtung mit der Individualität des Gläubigers 
zuſammenhängt. Die Leiſtung des Baugeldgebers bleibt aber 
die gleiche, auch wenn er die Baugeldvaluta an einen Dritten 
abführt. Das ergibt ſich ſchon aus denjenigen Fällen, in 
welchen der Baugeldnehmer den Anſpruch an ſeinen Bau⸗ 
lieferanten abtritt. In ſolchen Fällen werden die Rechte 
des Baugeldgebers durch die Abtretung in keiner Weiſe gekränkt; 
der Baugeldgeber zahlt an den Zeſſionar mit derſelben Wirkung 
und mit demſelben Intereſſe, wie an den Baugeldnehmer ſelbſt. 
Der 5 34 des Geſetzes über die Sicherung der Bauforderungen 
ſetzt direkte Zahlungen des Baugeldgebers an Dritte, nämlich 
Baugläubiger, ausdrücklich voraus, ebenſo § 2 Abſ. 3 Nr. 4. 
Der Inhalt der Leiſtungspflicht iſt alſo nicht an die Unveränder⸗ 
lichkeit der Perſon des Gläubigers gebunden. Nicht durch die 
Leiſtung der Valuta an einen Dritten werden die Vertragsrechte 
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des Baugeldgebers verletzt, ſondern durch die Leiſtung an einen 
Dritten, der das Geld ſeinem Zweck entfremdet. In 
dieſem letzteren Umſtand allein liegt die Beeinträchtigung der 
Rechtspoſition des Baugeldgebers, die aber genau die gleiche 
iſt, wenn die Zweckentfremdung des Baugeldes nicht durch einen 


Dritten, ſondern durch den Baugeldnehmer ſelbſt erfolgt. Es 


macht keinen Unterſchied, ob der Baugeldnehmer das Baugeld 
ſelbſt empfängt und es ſodann zur Bezahlung eines Automobils 
verwendet, oder ob er den Baugeldanſpruch direkt an den 
Automobilverkäufer abtritt. Beides iſt die gleiche Verletzung 
der Rechte des Baugeldgebers. 

Somit liegt eine von der Perſon des Gläubigers inhaltlich 
beeinflußte und deshalb von ihr nicht loszulöſende Leiſtung 
nicht vor. Damit ſteht die Abtretbarkeit des Baugeldanſpruchs 
feſt. Die Entfremdung der Baugelder durch Abtretung an 
Unbeteiligte iſt aber, wie jede andere Entfremdung, eine Ver⸗ 
tragsverletzung, die wohl Einfluß auf den abgetretenen An- 
ſpruch, nicht aber auf die Gültigkeit der Abtretung haben 
kann. Die Rechtslage iſt folgende: 

Der Baugeldgeber hat nach dem Vertrag die Valuta zu 
einem beſtimmten Zweck zu zahlen. Dieſer Zweck beſteht 
in einer beſtimmten Verwendung des Geldes, alſo in einer 
Handlung des Empfängers, zu welcher dieſer durch den Vertrag 
verpflichtet iſt. Zwar liegt eigentlich nur in dem Falle, daß 
der Baugeldgeber ſich ausbedungen hat, die Valuta für Rechnung 
des Baugeldempfängers direkt an die beteiligten Bau— 
gläubiger auszuzahlen, eine wirkliche Zahlung unmittelbar zur 
Beſtreitung der Baukoſten vor. Trotzdem aber iſt der Baugeld⸗ 
geber berechtigt, auch in anderen Fällen die beſtimmungsgemäße 
Verwendung des Baugeldes zu verlangen. Tritt der Baugeld⸗ 
empfänger den Anſpruch auf die Valuta nun an einen am Bau 
unbeteiligten Dritten zu freier Verwendung ab, ſo entfremdet 
er ſchon durch dieſe Abtretung die betreffenden Mittel dem' 
vertragsmäßigen Zweck. Hierin liegt eine poſitive Vertrags- 
verletzung, welche den Baugeldgeber berechtigt, Schadenserſatz 
im Wege der Naturalreſtitution zu verlangen, das heißt die 
Rückgängigmachung der Zeſſion zu fordern. Gemäß § 273 BGB. 
(da nach JW. 09, 309“ der Baugeldvertrag kein gegen: 
ſeitiger Vertrag iſt) kann der Baugeldgeber jede Leiſtung aus 
dem Baugeldvertrag verweigern, bis dieſe Zeſſion aufgehoben 
iſt. Da nun der Zeſſionar niemals weitergehende Rechte er⸗ 
wirbt, als der Zedent ſie hatte, ſo kann der Baugeldgeber auch 
ihm dieſe Einrede entgegenhalten und die Bezahlung der ab⸗ 
getretenen Rate verweigern. Von dieſer Einrede braucht er 
aber natürlich keinen Gebrauch zu machen. Zahlt er alſo dem 
Zeſſionar den abgetretenen Betrag aus, ſo iſt dies eine gültige 
Zahlung der Baugeldvaluta und es kann keine Rede davon 
ſein, daß der Baugeldgeber denſelben Betrag nochmals aus⸗ 
zahlen müßte, wie Breit annimmt. — Auch der § 34 des Geſetzes 
vom 1. Juni 1909 hindert nicht die Abtretung als ſolche, ſondern 
gewährt dem Baugeldgeber höchſtens eine Einrede gegen den 
vertragswidrig abgetretenen Anſpruch. 

Iſt nach obigem die Abtretung des Baugeldanſpruchs 
unbeſchränkt zuläſſig, ſo kommen wir ſofort zu dem weiteren 
Ergebnis, daß auch die Pfändung des Baugeldanſpruchs 
ſtatthaft iſt. In einer ſolchen liegt aber auf ſeiten des Baugeld⸗ 
nehmers eine von ihm zu vertretende Unmöglichkeit der Leiſtung, 
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nämlich der vertragsmäßigen Verwendung des gepfändeten Bau⸗ 
geldes. Der Baugeldgeber hat einen Schadenserſatzanſpruch aus 
8 280 BGB. und daher gleichfalls eine Einrede gegen den 
Anſpruch auf Zahlung der Valuta. Dagegen kann der Baugeld⸗ 
nehmer, der durch Nichtbezahlung ſeiner Schulden die Pfändung 
verſchuldet hat, nicht — wie Breit meint — die Verweigerung 
der Baugeldzahlung verlangen. In eine Erörterung der Frage, 
ob gemäß § 851 Abſ. 2 ZPO. der geſchuldete Gegenſtand der 
Pfändung unterworfen iſt, brauchen wir nach obigem nicht ein⸗ 
zutreten. Dieſe Frage wäre übrigens zu bejahen, da der 
geſchuldete Gegenſtand lediglich Geld und nicht belaſtetes Geld 
iſt. Daß dieſes Geld zum Zweck einer beſtimmten Verwendung 
ausgezahlt wird, iſt für die Frage des § 851 Abſ. 2 unerheblich. 
Dieſer Umſtand begründet eine Einrede aus demjenigen Rechts⸗ 
verhältnis, auf Grund deſſen die gepfändete Leiſtung geſchuldet 
wird; er hat aber mit der Pfändbarkeit des Baugeldes nichts 
zu tun. Man ziehe nur die einfache Konſequenz für den Fall, 
daß das Baugeld an den Baugeldnehmer bereits ausgezahlt iſt. 
Unzweifelhaft unterliegt dieſes Geld in der Kaſſe des Baugeld⸗ 
nehmers der Pfändung bezw. Wegnahme gemäß § 815 3P0., 
da irgendwelche einſchränkende Beſtimmung nicht vorhanden iſt 
und das Geld unzweifelhaft dem Baugeldnehmer nicht nur an⸗ 
vertraut iſt, ſondern in ſeinem Eigentum ſteht. 

Der Abtretung wie der Pfändung unterliegen nur Aktiv⸗ 
anſprüche, nicht die korreſpondierenden Verpflichtungen. Ebenſo 
wie aus einem Kaufe auch der Anſpruch auf Vorleiſtung des 
Kaufpreiſes (falls eine ſolche vereinbart iſt) abgetreten und 
gepfändet werden kann, ohne daß natürlich die korreſpondierende 
Pflicht zur Lieferung der Ware mit übergeht, ſo kann auch der 
rein aktive Anſpruch aus einem Baugeldvertrag auf Hergabe 
der Valuta abgetreten oder gepfändet werden; die korreſpon⸗ 
dierende Pflicht zur beſtimmungsgemäßen Verwendung des Bau⸗ 
geldes bleibt ebenſo wie die Pflicht zur Rückzahlung des als 
Darlehen empfangenen Baugeldes bei dem urſprünglichen Bau⸗ 
geldnehmer haften. 

Hiermit beantwortet ſich zugleich die Frage, ob der Zeſſionar 
oder der Pfändungsgläubiger Empfänger von Baugeld im Sinne 
des Geſetzes über die Sicherung der Bauforderungen iſt, ob er 
alſo die geſetzliche Verpflichtung hat, das Baugeld zur Befriedigung 
der am Bau Beteiligten zu verwenden. Dieſe Frage iſt ent⸗ 
gegen der Meinung von Budde und Kiefe unzweifelhaft zu ver⸗ 
neinen. Der Zeſſionar und der Pfändungsgläubiger machen 
lediglich den Aktivanſpruch auf Hergabe der Valuta geltend, 
ohne daß irgendwelche Verpflichtung aus dem Baugeldvertrag, 
insbeſondere diejenige zur beſtimmungsgemäßen Verwendung der 
Baugelder, auf ſie übergegangen wäre. Zahlt der Baugeldgeber 
die Valuta an ſie aus, indem er von der ihm zuſtehenden Ein⸗ 
rede keinen Gebrauch macht, ſo zahlt er dieſes Geld nicht zur 
Beſtreitung von Baukoſten, vielmehr befindet er ſich nicht im 
Zweifel darüber, daß der Zeſſionar oder der Pfändungsgläubiger 
das Geld beliebig für ſich verwenden und nicht Baugläubiger 
damit befriedigen wird. Der Zeſſionar und Pfändungsgläubiger 
empfängt alſo das Geld nicht „zur Beſtreitung der Baukoſten“, 
alſo nicht als Baugeld im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 
1. Juli 1909, iſt alſo nicht Empfänger von Baugeld. 

Anders iſt die Rechtslage, wenn der Baugeldnehmer den 
Anſpruch auf die Baugelder an jemand abtritt, der den Neubau 
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in Generalentrepriſe oder als Bauleiter ausführt. Hier wird 
im Zweifel anzunehmen ſein, daß dieſe Abtretung nicht nur eine 
ſolche des Aktivanſpruchs iſt, ſondern daß der Bauunternehmer 
bezw. Bauleiter auch die Pflichten aus dem Baugeldvertrage 
erfüllen ſoll, insbeſondere die Pflicht zur vertragsmäßigen Ver⸗ 
wendung der Gelder. Einen ſolchen Übergang der Pflichten 
braucht ſich der Baugeldgeber zwar nicht gefallen zu laſſen. 
Jedenfalls iſt in ſolchem Falle der Zeſſionar Empfänger von 
Baugeld im Sinne des mehrerwähnten Geſetzes. 


Eine Bemerkung zu den neuen Reichsfinanzgeſetzen. 
Von Gerichtsaſſeſſor Warſchauer, Kattowitz. 


Das „Geſetz betreffend Anderung im Finanzweſen vom 
15. Juli 1909“ hat einige Übergangsbeſtimmungen gebracht, 
auf die es ſich verlohnt, die Aufmerkſamkeit hinzulenken. 

Im Art. II 8 4 heißt es: 

„Bei vor dem 1. Juni 1909 im Inlande geſchloſſenen 
Lieferungsverträgen über verzollten Kaffee und Tee 
(Nr. 61 und 65 des Zolltarifs) iſt der Verkäufer be⸗ 
rechtigt, von dem Empfänger Erſatz des höheren Zoll⸗ 
ſatzes für nach dem Inkrafttreten der Zollerhöhung ge: 
lieferte Ware zu beanſpruchen.“ 

Ahnlich beſtimmt Art. III § 39 Abſ. 4 für die Be⸗ 
leuchtungsmittel: 

„Soweit beim Inkrafttreten dieſes Artikels Verträge 
über Lieferung von Beleuchtungsmitteln beſtehen, iſt der 
Lieferer berechtigt, vom Abnehmer einen um den Betrag 
der Steuer erhöhten Preis zu fordern, falls nichts 
anderes vereinbart iſt.“ 

Und endlich lautet Art. IV § 45: 

„Soweit beim Inkrafttreten dieſes Artikels Verträge 
über Lieferung von Zündwaren beſtehen, iſt der Lieferer 
berechtigt, vom Abnehmer einen um den Betrag der 
Steuer erhöhten Preis zu fordern und die bare Zahlung 
der Steuer bei der Lieferung zu verlangen, falls nichts 
anderes vereinbart iſt.“ 

Dieſe Vorſchriften, denen man ihre Gefährlichkeit auf den 
erſten Blick nicht anſieht, enthalten nicht mehr und nicht weniger 
als eine Abänderung des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Es handelt 
ſich in allen Fällen um Kaufverträge, auf welche die SS 433 ff. 
BGB. Anwendung finden. Der $ 433 Abſ. 2 lautet: 

„Der Käufer iſt verpflichtet, dem Verkäufer den ver⸗ 
einbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache 
abzunehmen.“ 

Durch die oben genannten Beſtimmungen wird aber der 
Käufer verpflichtet, nicht den vereinbarten Kaufpreis zu ent⸗ 
richten, ſondern — auf einſeitiges Verlangen des Verkäufers — 
einen um den Betrag der Steuer erhöhten Preis. Man kann 
nicht einwenden, daß durch die genannten Vorſchriften der Käufer 
nicht einen höheren Kaufpreis zu zahlen, ſondern nur ſeinerſeits 
die Verpflichtung zur Verſteuerung der gekauften Waren zu 
übernehmen habe. Dem widerſpricht, abgeſehen von der un⸗ 
zweideutigen Faſſung der Beſtimmungen, der Umſtand, daß die 
Steuer vom Herſteller, bzw. vom Einbringer der Waren zu 
leiſten iſt (vgl. Art. III 8 3, Art. IV 8 5 Geſetz vom 15. Juli 1909). 
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Es iſt aber durch die hier beſprochenen Vorſchriften nicht 
nur ſo ganz nebenbei einer der grundlegenden Rechtsſätze des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für gewiſſe Fälle aufgehoben worden; 
die Beſtimmungen ſind vielmehr auch wirtſchaftlich außer⸗ 
ordentlich ſcharf und hart. Es handelt ſich erfahrungsgemäß 
bei derartigen Abſchlüſſen mit längerer Lieferungsfriſt meiſtens 
um ſehr große Mengen. In einem Falle aus der Praxis hat 
der Käufer von einem Schluſſe über 150 000 Pack Streich⸗ 
hölzer noch etwa 120 000 Pack abzunehmen. Eine Abnahme 
dieſes Quantums bis zum Inkrafttreten der Zündholzſteuer iſt 
nach der Vereinbarung und nach den geſchäftlichen Verhältniſſen 
des Käufers ausgeſchloſſen. Dieſer muß daher mit einem Ver⸗ 
Iufte von mindeſtens 5000 l rechnen. 

Es drängt ſich die weitere Frage auf, ob die mehrfach 
erwähnten Beſtimmungen auch dann Anwendung zu finden 
haben, wenn die Lieferung der Ware durch Verſchulden des 
Verkäufers ſich bis über den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der neuen Steuern hinaus verzögert. Man wird dieſe Frage 
verneinen müſſen. Anderenfalls wäre der Verkäufer in der 
Lage, durch mutwilliges Hinausſchieben der Lieferung den Betrag 
der Steuer von ſich auf den Käufer abzuwälzen. An dieſem 
Ergebniſſe würde auch der Umſtand nichts ändern, daß der 
Käufer die Verzögerung der einzelnen Lieferungsraten ſich hat 
gefallen laſſen, ohne die Rechte des $ 326 BGB. geltend zu 
machen. Denn der Käufer kann ſeine guten Gründe gehabt 
haben, trotz der Verzögerungen auf den weiteren Lieferungen 
zu beſtehen, ſei es nun, daß er den Abſchluß günſtig fand oder 
die Waren brauchte oder, daß er mit dem Verkäufer in Ge⸗ 
ſchäftsverbindung bleiben wollte. Dies kann aber nicht dazu 
führen, daß er nun nach dem Inkrafttreten der Steuergeſetze 
die mitunter enorm hohen Steuern bezahlen muß. Man würde 
ſonſt eine Prämie auf unpünktliche und unzuverläſſige Lieferung 
und eine Strafe auf entgegenkommendes und konziliantes Ver⸗ 
halten ſetzen. 

Jedenfalls ſind die gekennzeichneten ſchweren Beſtimmungen 
geeignet, die Handelswelt vor großen und langfriſtigen Schlüſſen 
abzuſchrecken, da niemand wiſſen kann, ob nicht bis zur end⸗ 
gültigen Regulierung des Schluſſes Steuererhöhungen eintreten 
werden, die den Verkäufer berechtigen, den vereinbarten Kauf⸗ 
preis um den Betrag der Steuer zu erhöhen. 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Geheimen Juſtizrat Scheele 
und Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 3. bis 24. Juli 1909 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 32, 56 EGBGB., 88 2231, 2253, 2258 BGB. 
Konvention über die Regulierung von Hinterlaſſenſchaften mit 
Rußland vom 12. November / 31. Oktober 1874. Zuſtändigkeit 
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deutſcher Gerichte gemäß der Konvention mit Rußland; Be⸗ 
deutung von Anderungen in einem Teſtament, bez. Widerruf 
eines ſolchen.] 

Mit der bei dem LG. in Karlsruhe erhobenen Klage hat 
die Klägerin in erſter Reihe beantragt, feſtzuſtellen, daß das 
Teſtament einer in Baden⸗Baden wohnhaft geweſenen und dort 
verſtorbenen Ruſſin vom 25. März 1905 zu Recht beſtehe und 
ihr demgemäß das Recht auf die ihr darin gemachten Zu⸗ 
wendungen zuſtehe; ſowie daß, falls Graf M. als Teſtaments⸗ 
erbe ausſcheide, die Beklagten als Geſamtſchuldner verpflichtet 
ſeien, ihr die ausgeſetzten 100 000 & ſowie die Zinſen von 
den weiteren 170 000 & auf Lebenszeit zu zahlen. Mit einem 
fürſorglichen Antrage verlangte ſie ferner, die Beklagten zu 
verurteilen, der ruſſiſchen Geſandtſchaft in Karlsruhe gegenüber 
zu erklären, daß ſie das Teſtament der Erblaſſerin ihr, der 
Klägerin, gegenüber anerkennten und in die Auszahlung des 
Legats an ſie einwilligten. Die Beklagten haben die Zu⸗ 
ſtändigkeit der deutſchen Gerichte, ihre, der Beklagten, Paſſiv⸗ 
legitimation ſowie die Rechtsgültigkeit des Teſtaments beſtritten 
und die Abweiſung der Klage ſowie widerklagend die Feſt⸗ 
ſtellung beantragt, daß das Teſtament vom 25. März 1905 
der Klägerin gegenüber, wie dieſe anzuerkennen habe, nichtig 
ſei. Zwiſchen dem Grafen M. und den Beklagten wird bei 
den Gerichten in St. Petersburg ein Rechtsſtreit geführt, in 
dem es ſich um die Gültigkeit des Teſtaments vom 25. März 
1905 handelt. Der Beklagte Fürſt Viktor G. hat dort gegen 
die Beſtätigung des Teſtaments proteſtiert. Sein Proteſt iſt 
von dem Gerichtshofe II. Inſtanz als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen worden, und er hat darauf bei dem St. Petersburger 
Bezirksgericht mit einer „förmlichen Klage“ verlangt, daß das 
Teſtament für ungültig erklärt werde. Die Klage iſt daſelbſt 
auch gegen die jetzige Klägerin gerichtet. Das LG. hat unter 
Abweiſung der Widerklage dem fürſorglichen Antrage der 
Klägerin ſtattgegeben. Die Beklagten legten Berufung ein. 
Die Klägerin ſchloß ſich der Berufung an und beantragte, 
feſtzuſtellen, daß das Teſtament vom 25. März 1905 — für⸗ 
ſorglich jedenfalls ſoweit es das Legat zugunſten der Klägerin 
betreffe — zu Recht beſtehe. Dieſem Antrage hat das OLG. 
ſtattgegeben, die fürſorgliche Einſchränkung aber in dem Urteilsſatz 
als entbehrlich nicht aufgenommen, weil das Urteil — wie in 
den Gründen ausgeführt wird — ohnehin nur unter den 
Parteien und bezüglich der in die Klage aufgenommenen An⸗ 
ſprüche wirkſam ſei. Die Reviſion der Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Entſcheidungsgründen: 1. Die Reviſions⸗ 
kläger führen zunächſt darüber Beſchwerde, daß das BG. unter 
Verweiſung auf die Ausführungen des LG. angenommen hat, 
die Entſcheidung über die erhobenen Anſprüche ſtehe den deutſchen 
Gerichten zu. Dieſe Annahme entſpricht jedoch dem Art. 10 
der Konvention über die Regulierung von Hinterlaſſenſchaften 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und Rußland vom 12. November / 
31. Oktober 1874 (RGBl. 75, 136). Kein Zweifel beſteht 
zunächſt darüber, daß die Konvention als ein von dem Deutſchen 
Reiche mit einem ausländiſchen Staate abgeſchloſſener Staats⸗ 
vertrag, da in formaler Beziehung die Anforderungen der 
Artt. 4 Nr. 13 und 11 Abſ. 1 und Abſ. 3 der Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs erfüllt ſind (RG. 26, 123), in Deutſchland 


uneingeſchränkte Geltung erlangt hat. Die in ihr enthaltenen 
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Vorſchriften haben auch beim Inkrafttreten des BGB. ihre 
Geltung beibehalten. Zwar iſt in der Kommiſſion für die 
zweite Leſung ein Antrag, dem Entwurf des EG. die Vor⸗ 
ſchrift einzufügen: „Die Beſtimmungen der Staatsverträge, die 
das Reich mit einem ausländiſchen Staate geſchloſſen hat, 
bleiben in Kraft.“, abgelehnt worden. Dies iſt jedoch nur 
deshalb geſchehen, weil man es für ſelbſtverſtändlich hielt, daß 
Reichsſtaatsverträge, die den Charakter objektiver Rechtsnormen 
einmal erhalten hätten, durch ein ſpäteres Reichsgeſetz dieſes 
Charakters zwar entkleidet werden könnten, daß aber eine 
dahingehende Abſicht, ſolange der Vertrag dem fremden Staate 
gegenüber (obligatoriſche) Geltung habe, bei keinem ſpäteren 
Geſetze vorauszuſetzen ſei. Man nahm an, Art. 9 des Ent⸗ 
wurfs, der als Art. 32 EG. Geltung erlangt hat, reiche den 
Reichsſtaatsverträgen gegenüber aus, und nur zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Landesſtaatsverträge habe es des jetzt in 
Art. 56 EG. enthaltenen Vorbehalts bedurft. (Prot. 6, 563.) 
Was den ſachlichen Inhalt der Konvention anlangt, ſo ver⸗ 
weiſen die Reviſionskläger zunächſt auf Art. 7 Abſ. 1, um 
daraus herzuleiten, daß über Vermächtnisanſprüche, die gegen 
den Nachlaß eines in Deutſchland verſtorbenen ruſſiſchen 
Staatsangehörigen wenn auch von deutſchen Reichsangehörigen 
erhoben werden, die ruſſiſchen Behörden und die ruſſiſchen 
Gerichte allein zu entſcheiden hätten. Das iſt verfehlt. Zwar 
werden im Art. 7 die auf einem Erbanſpruche oder Vermächtniſſe 
beruhenden Forderungen von der für andere Forderungen be⸗ 
gründeten ausſchließlichen Zuſtändigkeit der Landesgerichte 
ausdrücklich ausgenommen. Das bedeutet jedoch noch nicht, 
daß ſie damit zugleich poſitiv den Gerichten und den Behörden 
des Heimatsſtaates zur ausſchließlichen Entſcheidung zugewieſen 
ſind. Vielmehr enthält Art. 10 der Konvention für die auf 
erbrechtlichem Grunde beruhenden Anſprüche eine Regelung der 
Zuſtändigkeit in der Weiſe, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen 
die Entſcheidung den Behörden und den Gerichten des Heimat⸗ 
- Staates zuſteht, unter anderen Vorausſetzungen dagegen die 
Gerichte des Sterbeorts zur Entſcheidung berufen ſind; und 
dieſe Regelung iſt erſchöpfend. Sie bezweckt die vollſtändige 
erbrechtliche Ordnung der ganzen Hinterlaſſenſchaft und erſtreckt 
ſich daher auch auf die auf dem Rechtsgrunde des Vermächtniſſes 
beruhenden Anſprüche. Zunächſt ſind im Abſ. 1 des Art. 10 
alle den unbeweglichen Nachlaß betreffenden Anſprüche den 
Gerichten des Landes, in dem die hinterlaſſenen Grundſtücke 
gelegen ſind, zur ausſchließlichen Entſcheidung zugewieſen. Dies 
gilt alſo auch von den gegen den unbeweglichen Nachlaß er⸗ 
hobenen Vermächtnisanſprüchen. Die Abſchnitte 2 bis 4 handeln 
ſodann von den auf einem erbrechtlichen Grunde beruhenden 
Anſprüchen, die gegen den beweglichen Teil des Nach— 
laſſes geltend gemacht werden. Hier ſind zwar im allgemeinen 
die Gerichte und die Behörden des Heimatſtaates zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen. Eine Ausnahme gilt jedoch für Anſprüche 
an Inländern, wenn ſie vor dem Ablaufe der vorgeſchriebenen 
Friſt (Art. 5) geltend gemacht werden. Trifft dies zu, ſo ge⸗ 
bührt die Entſcheidung darüber den Gerichten des Inlandes 
und es gelten für die Entſcheidung die Geſetze des eigenen 
Landes. Nun iſt es zwar richtig, wenn die Reviſion darauf 
hinweiſt, daß mit ausdrücklichen Worten die Vermächtnis⸗ 
anſprüche in die durch Abſchnitt 2 bis 4 des Art. 10 vor⸗ 
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geſehene Regelung nicht einbezogen ſind; wohlbemerkt aber ſo, 
daß ſie auch inſoweit keine beſondere Erwähnung gefunden 
haben, als in denſelben Abſchnitten die Zuſtändigkeit der aus⸗ 
ländiſchen Behörden und Gerichte vorgeſchrieben iſt. Es läßt 
ſich indeſſen aus dieſer Nichterwähnung weder herleiten, daß 
die Befriedigung der Legatare von der zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Rußland vereinbarten internationalen Ordnung der 
Hinterlaſſenſchaften überhaupt ausgenommen ſein ſollte, noch 
auch daß es in der Abſicht der vertragſchließenden Mächte ge⸗ 
legen haben könnte, den Angehörigen des Landes, in dem der 
Nachlaß eröffnet iſt, zwar die Möglichkeit zu eröffnen, mit ihren 
auf nicht erbrechtlichem Rechtsgrunde beruhenden Forderungen 
(Art. 7), ſowie mit allen den Immobiliarnachlaß betreffenden 
erbrechtlichen Anſprüchen (Art. 10 Abſ. 1) und endlich auch in 
formell juriſtiſchem Sinne mit den gegen den Mobiliarnachlaß 
gerichteten Erbanſprüchen ſich an die Gerichte des eigenen Landes 
zu wenden, daß ſie jedoch mit ihren Vermächtnisanſprüchen an 
die Gerichte des Auslandes gewieſen ſein ſollten. Zu dieſer 
Annahme nötigt auch nicht die Wortfaſſung der Konvention. 
(Wird ausgeführt.) Übrigens iſt es auch richtig, wenn von 
der Reviſionsbeantwortung darauf hingewieſen wird, daß bei 
der Verſchiedenartigkeit der Rechtsſtellung, die zur Zeit des 
Abſchluſſes der Konvention vom 12. November / 31. Oktober 1874 
nach den verſchiedenen Rechtsſyſtemen in Deutſchland den Ver⸗ 
mächtnisnehmern angewieſen war, die für das ganze Reichsgebiet 
beſtimmten Vorſchriften des Art. 10 der Konvention nur aus 
ſich ſelbſt heraus ausgelegt werden können, und daß die deutſch⸗ 
rechtliche Geſtaltung der Vermächtnisanſprüche weder nach den 
Normen des heutigen noch auch nach denen des damals geltenden 
Rechts für dieſe Auslegung einen geeigneten Anhalt abgibt. 
Rußland hatte überdies eine mit der Konvention vom 12. No⸗ 
vember / 31. Oktober 1874 wörtlich übereinſtimmende Nachlaß⸗ 
konvention ſchon vorher unterm 20. März / 1. April 1874 mit 
Frankreich abgeſchloſſen, und auch der zu ſpäterer Zeit zwiſchen 
Rußland und Italien am 28./16. April 1875 abgeſchloſſene, 
denſelben Gegenſtand betreffende Staatsvertrag (Racolta ufficiale 
delle leggi 1875 pag. 1973) hat in allen hier in Betracht 
kommenden Artikeln den gleichen Wortlaut. In keinem dieſer 
Staaten hat ſich ein Bedürfnis herausgeſtellt, die Vermächtnis⸗ 
anſprüche unter andere, von den übrigen erbrechtlichen An⸗ 
ſprüchen abweichende Regeln zu ſtellen. Bei dem zeitlich zuerſt 
abgeſchloſſenen Vertrage mit Frankreich mag nach der Wort⸗ 
faſſung des Art. 10 im Hinblick auf die Vorſchriften der 
Artt. 1010, 1014 c. c. eine beſondere Erwähnung dieſer An⸗ 
ſprüche ohnehin für entbehrlich erachtet worden ſein. 2. Es 
handelt ſich um die Frage, ob nach deutſchem Rechte die in 
dem Teſtamente vom 25. März 1905 zugunſten der Klägerin 
getroffenen letztwilligen Verfügungen rechtswirkſam ſind. Dies 
beſtreiten die Reviſionskläger, da ſie der Meinung ſind, das 
Teſtament habe, wenn es auch urſprünglich den Anforderungen 
des 8 2231 Nr. 2 BGB. entſprach, durch die ſpäter daran 
vorgenommenen Veränderungen ſeine Rechtswirkſamkeit verloren. 
(Nach Mitteilung der Entſcheidungsgründe der I. und II. Inſtanz 
heißt es weiter:) Soweit die Ausführungen der Vorinſtanzen 
auf tatſächlichen Erwägungen beruhen, unterliegen ſie gemäß 
§ 561 ZPO. nicht der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. 
Legt man aber der Entſcheidung die tatſächlichen Erwägungen 
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des BerR. zugrunde, ſo kann es rechtlich keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß, ungeachtet der an dem Teſtamente vorgenommenen 
Veränderungen, die darin zugunſten der Klägerin getroffenen 
letztwilligen Verfügungen ihre Gültigkeit beibehalten haben. 
Zunächſt hat der BerR. auf das bündigſte verneint, daß ſich 
die Aufhebungsabſicht der Erblaſſerin auf das ganze Teſta⸗ 
ment erſtreckt hat, indem er feſtſtellt, ſie habe es bis zur Er⸗ 
richtung eines anderen Teſtaments fortgelten laſſen wollen. 
Wollte die Erblaſſerin aber, als ſie die Veränderungen vor⸗ 
nahm, das Teſtament ſelbſt als ſolches beſtehen laſſen, ſo 
können die Vorausſetzungen, von denen im §S 2255 BGB. die 
Wirkſamkeit des Widerrufs abhängig gemacht iſt, ihrem vollen 
Inhalte nach von vornherein nicht erfüllt ſein. Ohne die Auf⸗ 
hebungsabſicht würden ſelbſt ſolche Veränderungen, durch die 
nach allgemeinen Gepflogenheiten der Willen, eine ſchriftliche 
Willenserklärung aufzuheben, ſeinen Ausdruck findet, nicht hin⸗ 
reichen, das Teſtament außer Kraft zu ſetzen. Das Urteil des 
Senats vom 12. November 1908 (RG. 69, 413 flg.), auf 
das ſich die Reviſionskläger berufen, geht von demſelben Grund⸗ 
ſatze aus und betrifft nur die Frage nach der erforderlichen 
Beſchaffenheit der Veränderungen, die beim Vorhandenſein der 
Aufhebungsabſicht den Widerruf rechtswirkſam machen. Es 
bleibt zu prüfen, welche rechtliche Bedeutung den Korrekturen 
in der Teſtamentsurkunde bei dem der Klägerin ausgeſetzten 
Garderobevermächtniſſe beizumeſſen iſt. Dabei kommt zunächſt 
die Durchſtreichung der Worte „toilettes, mes chapeaux, 
mon linge“ in Betracht. An ſich iſt mit der Mehrheit der 
Schriftſteller davon auszugehen, daß die Widerrufsform des 
§ 2255 nicht nur auf das ganze Teſtament, ſondern auch auf 
einzelne in ihm enthaltene Verfügungen Anwendung finden 
kann, wiewohl im Unterſchiede von § 2253 die Vorſchrift des 
5 2255 wörtlich genommen nur von dem Widerruf des ganzen 
Teſtaments handelt. Entſcheidend iſt dabei namentlich der 
Umftand, daß § 2253 nicht von der Form des Widerrufs, 
ſondern von der dem Erblaſſer zuſtehenden freien Befugnis 
zum Widerruf im allgemeinen handelt, und daß § 2255 aus 
§ 1934 des erſten Entwurfs unter bloßer Faſſungsänderung 
hervorgegangen iſt. Im $ 1934 des erſten Entwurfs war die 
Widerrufsform durch Vernichtung oder Veränderung der 
Teſtamentsurkunde gerade für einen Widerruf der in dem 
Teſtamente enthaltenen letztwilligen Verfügungen vorgeſehen 
und es war in den Motiven (5, 301) als ſelbſtverſtändlich be⸗ 
zeichnet, daß die Willensaufhebung nach Maßgabe des § 1934 
ſich auch auf einen Teil des in der Teſtamentsurkunde nieder⸗ 
gelegten Willens beziehen könne. Daß im weiteren Verlauf 
der Vorarbeiten, insbeſondere bei den in der zweiten Kommiſſion 
beſchloſſenen Faſſungsänderungen, die Abſicht beſtanden hätte, 
hierin ſachlich eine Anderung eintreten zu laſſen, läßt ſich nicht 
annehmen (vgl. Prot. 5, 353 zu XII und 6, 73 Anm. I). 
Auf der anderen Seite ſind poſitive Veränderungen, insbeſondere 
nachträglich hinzugeſetzte Worte oder Sätze, auch wenn ſie von 
der Hand des Erblaſſers herrühren, als letztwillige Verfügungen 
unwirkſam. Verändern ſie ſachlich das, was mit Datum und 
Unterſchrift abgeſchloſſen in dem eigenhändigen Teſtamente ver⸗ 
fügt iſt, ſo enthalten ſie neue letztwillige Verfügungen, bei 
deren Errichtung die Formen des § 2231 Nr. 2 von neuem 
gewahrt werden müſſen. Sie können nur eine Bedeutung für 
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die Auslegung deſſen gewinnen, was von den Verordnungen 
des Teſtaments beſtehen geblieben iſt. Unter dieſen rechtlichen 
Geſichtspunkten betrachtet und vom Standpunkte der Tatſachen⸗ 
beurteilung des BerR. aus iſt auch das Garderobevermächtnis 
nach Maßgabe der urſprünglichen Faſſung des Teſtaments 
in Geltung geblieben. Denn die vom BerR. angenommene 
Bedeutungsloſigkeit der Veränderungen des Textes an der be⸗ 
zeichneten Stelle läßt ſich nur ſo verſtehen, daß die Erblaſſerin 
ihre Verordnungen hinſichtlich der toilettes, chapeaux und des 
linge nicht aufheben, ſondern durch eine gleichbedeutende erſetzen 
wollte, und daß der durch Uberſchreibung des Durchſtrichenen 
eingefügte Ausdruck „ma garderobe“ nur eine Faſſungsänderung 
bedeuten ſollte, alſo zu erkennen gab, was die Erblaſſerin von 
vornherein mit den formell in Kraft gebliebenen, wenn auch 
durchſtrichenen Worten gemeint hatte. Fürſt G. c. H., U. v. 
24. Juni 09, 657/08 IV. — Karlsruhe. 

2. 88 99, 554, 564, 595 BGB. Iſt die Überlaſſung 
von Grundſtücksparzellen zur Ausbeutung von Quarzitſteinen, 
ſolange brauchbare Steine vorhanden ſind, ein Pacht⸗ oder ein 
Kaufvertrag? Enthält dieſer Vertrag die Vereinbarung einer 
beſtimmten Zeit?! 

Die Beklagte hat die Grundſtücke, deren Herausgabe die 
Klägerin von ihr verlangt, auf Grund von Verträgen im Beſitz, 
die die Klägerin als Pachtverträge und demgemäß als der 
Kündigung ſowohl nach § 595 als auch nach §S 554 BGB. 
unterworfen anſieht. Die Beklagte dagegen erblickt in den 
Verträgen Kaufverträge oder unbenannte Verträge, bei denen 
eine Kündigung nicht möglich ſei. Das BG. hat ſich der Auf⸗ 
faſſung der Klägerin angeſchloſſen und die Verträge als Pacht⸗ 
verträge beurteilt. Dies kann rechtlich nicht beanſtandet werden. 
In den Verträgen heißt es: „Die unterzeichneten Grundbeſitzer 
überlaſſen der Firma W. & Co. ihre ſämtlichen Parzellen zur 
ungehinderten und ungeſtörten Ausbeute von Quarzitſteinen, 
ſo lange, als für die Firma W. & Co. brauchbare Steine vor⸗ 
handen ſind. Die Firma W. & Co. verpflichtet ſich, für jeden 
gebrochenen und abgefahrenen Doppelwagen à 10 000 Kilo den 
Betrag von 3 & an den Grundeigentümer zu zahlen... Die 
Zahlung hat zu erfolgen bis zum 20. des der Lieferung folgen⸗ 
den Monats.“ Das BG. hat feſtgeſtellt, daß durch dieſe Ver⸗ 
tragsabreden der Beklagten von den Eigentümern ſowohl das 
Fruchtziehungsrecht, nämlich die Gewinnung von Bodenbeſtand⸗ 
teilen, die nach 5 99 BGB. zu den Früchten gerechnet werden, 
eingeräumt, als auch der fruchttragende Gegenſtand zum Ge⸗ 
brauche zu dieſem Zwecke überlaſſen worden iſt. Hierin ſind 
die beiden weſentlichen Begriffsmerkmale des Pachtvertrags, die 
8 581 BGB. aufſtellt, gegeben. Zutreffend hat auch das BG. 
angenommen, daß es der Natur des Pachtvertrags nicht wider⸗ 
ſtrebt, wenn der Berechtigte auf eine beſtimmte Art der Aus⸗ 
beute und die durch dieſen Zweck beſtimmte Art des Gebrauchs 
der Grundſtücke beſchränkt iſt. Der Vertragsfreiheit ſind hierin 
keinerlei Schranken gezogen. Und zutreffend iſt es auch, wenn 
das BG. die Vertragsabreden über die von der Beklagten an 
die Eigentümer zu gewährende Gegenleiſtung, den „Pachtzins“, 
als in den Rahmen eines Pachtvertrags paſſend bezeichnet. 
Wenn das angefochtene Urteil auf Grund dieſes Vertragsinhalts 
und nach Unterſuchung der außerhalb des Vertrags liegenden, 
ihn begleitenden Umſtände zu dem Ergebnis gelangt, daß der 
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Wille der Vertragsteile auf den Abſchluß von Pachtverträgen, 
nicht von anderen Verträgen gegangen iſt, ſo iſt das nicht 
rechtsirrtümlich. Das von der Reviſion für ihre Anſicht, daß 
man es mit Kaufverträgen zu tun habe, angeführte Urteil des 
VI. 3S. des RG. vom 23. November 1903 (VI. 512/02) be: 
ruht ebenſo wie vereinzelte andere Entſcheidungen, die in dieſem 
Sinne ergangen ſind (JW. 99, 462; Urteil vom 1. Mai 1906 
zur Sache II 425/05), auf der beſonderen vom Tatrichter 
feſtgeſtellten Sachlage. Sonſt ſind ganz überwiegend derartige 
Verträge unter dem früheren und unter dem neuen Recht als 
Pachtverträge aufgefaßt worden (JW. 03, 131; Urteil des 
Senats vom 4. Dezember 1908 zur Sache III 53/08). Erweiſt 
ſich ſomit der in erſter Linie erhobene Angriff der Reviſion als 
unbegründet, ſo muß ſie doch mit der Rüge einer Verletzung 
der 55 595, 564 BGB. Erfolg haben. Das BG. hat an⸗ 
genommen, daß die fraglichen Pachtverträge auf unbeſtimmte 
Zeit abgeſchloſſen ſeien, weil in ihnen keine beſtimmte Zeit 
feſtgeſetzt, vielmehr die Vertragsdauer von dem Vorkommen und 
dem Bedarf an Quarzitſteinen abhängig gemacht ſei. Das iſt 
rechtsirrtümlich. Die Vertragszeit eines Miet⸗ oder Pacht⸗ 
vertrages iſt nicht nur dann „beitimmt”, wenn das Ende 
kalendermäßig berechnet werden kann, ſondern auch dann, wenn 
der Endpunkt durch andere tatſächliche Umſtände feſtgeſtellt iſt, 
z. B. durch nähere Bezeichnung des Vertragszwecks. Hier ent⸗ 
halten die Verträge alle die Abrede, daß die Grundſtücke zur 
Ausbeute von Quarzitſteinen überlaſſen werden, ſolange, als 
für die Beklagte brauchbare Steine vorhanden ſind. 
Der Endpunkt der Vertragszeit iſt alſo auf den vollendeten 
Abbau des Steinlagers feſtgeſetzt. Damit iſt keineswegs ohne 
weiteres die Vertragszeit der reinen Willkür der Beklagten an⸗ 
heimgeſtellt. Denn in welchem zeitlichen Fortſchreiten die Be⸗ 
klagte den Abbau zu bewirken hat, iſt durch die Auslegung des 
Vertrags feſtzuſtellen. Dieſe kann ergeben, daß die Beklagte 
dabei nach einem objektiven Maßſtabe, dem des ordnungsmäßigen 
den Regeln der Technik entſprechenden Abbaus, verfahren muß, 
ſie kann auch ergeben, daß es ihrer ſubjektiven Beſtimmung 
überlaſſen wurde. Auch im letzteren Falle würde aber nach 
8 315 BGB. im Zweifel der Abbau nach billigem Ermeſſen 
zu betreiben, nötigenfalls durch den Richter zu regeln ſein 
(RG. 64, 116). Liegen hiernach Pachtverträge mit beſtimmter 
Vertragszeit vor, ſo iſt eine Kündigung auf den Schluß eines 
Pachtjahres, wie das BG. angenommen hat, nicht zuläſſig. 
St. A.⸗G. c. Sch. & G., U. v. 29. Juni 09, 483/08 III. — 
Darmſtadt. 

3. Umfang der Vermutung für die Vollſtändigkeit der 
über ein Rechtsgeſchäft errichteten Urkunde.] 

Zutreffend wird gerügt, die Erhebung des erbotenen 
Zeugenbeweiſes ſei zu Unrecht abgelehnt worden. Die Ver⸗ 
mutung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit einer Urkunde iſt 
der Natur der Sache nach beſchränkt auf Abreden, die vor 
und bei Aufnahme der Urkunde ſtattgefunden haben ſollen; 
ſie kann ſich naturgemäß weder tatſächlich noch rechtlich auch 
auf ſolche Vereinbarungen erſtrecken, die erſt nach Aufnahme 
der Urkunde erfolgt ſind und zwar rechtlich um deswillen nicht, 
weil eine von dem Inhalte der Urkunde abweichende nachträg⸗ 
liche Vereinbarung ſich als eine vertragliche Abänderung des 
urſprünglich vereinbarten und beurkundeten Vertragsinhalts 
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darſtellen würde. Nun ging aber das Beweiserbieten der 
Kläger dahin, es ſei bei und nach Aufnahme der Urkunde 
mündlich vereinbart worden, die endgültige Abnahme im Sinne 
einer Billigung des Hengſtes habe erſt in G. nach Unterſuchung 
ſeitens des Kreistierarztes unter Zuziehung des Landſtallmeiſters 
B. erfolgen ſollen. Abgeſehen nun davon, daß das BG. nicht 
erörtert hat, ob die von den Klägern zum Beweiſe verſtellten 
Behauptungen nicht den Hergang der ganzen Verhandlung und 
der Aufnahme der Urkunde und damit ihren Sinn und ihre 
Bedeutung hätten aufklären und als Interpretationsbeweis 
hätten dienen können, (vgl. RG. 68, 15) hat es rechtsirrig die 
Bedeutung des Beweiserbietens jedenfalls inſofern verkannt, 
als dieſes eine noch nach Aufnahme der Urkunde getroffene 
Vereinbarung zum Gegenſtande hatte, bezüglich deren die Ver⸗ 
mutung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Urkunde nicht 
Platz greifen konnte. P. u. Gen. c. P., U. v. 15. Juni 09, 
611/08 II. — Kiel. 

4. § 138 BGB. verb. mit $ 1032 ZPO. Verſtoß gegen 
die guten Sitten bei Beſtellung von Schiedsrichtern. Verzicht 
auf Ablehnungsgründe. 

Das BG. hat angenommen, daß die Entſcheidung aller 
aus dem Bauvertrage entſtehenden Streitigkeiten der Parteien 
und damit auch die Entſcheidung des hier in Frage ſtehenden 
Streites den bauleitenden Architekten als vertragsmäßig 
beſtimmten Schiedsrichtern übertragen ſei. Gegen dieſe Aus⸗ 
legung ſind von der Reviſion Angriffe nicht erhoben, ſie iſt 
auch nicht zu beanſtanden. Gerügt iſt von der Reviſion, daß 
im angefochtenen Urteile die Behauptungen des Klägers über 
die wirtſchaftlichen und rechtlichen Beziehungen der bauleitenden 
Architekten zum Beklagten nicht zutreffend gewürdigt ſeien. 
Dieſe Beziehungen hinderten den Vollzug des Schiedsvertrages. 
Die bauleitenden Architekten ſtänden dem Streite der Parteien 
ſo wenig unbefangen gegenüber, daß dem Beklagten ſchon bei 
der von ihm veranlaßten Beſtellung derſelben zu Schiedsrichtern 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten im Sinne des § 138 BGB. 
zur Laſt falle. Mindeſtens ſei Kläger zur Ablehnung nach 
8 1032 3 O. berechtigt; die jetzt gegen die Unparteilichkeit der 
Schiedsrichter geltend gemachten Gründe ſeien erſt während des 
Baues in die Erſcheinung getreten. Die Berechtigung dieſer 
Rüge iſt nicht anzuerkennen. Die Behauptungen, aus denen 
der Kläger glaubt herleiten zu können, daß die Beziehungen 
des Beklagten zu den Schiedsrichtern ſolcher Art ſeien, daß ſich 
der Kläger ihrem Spruche nicht zu unterwerfen brauche, ſind 
in den Vorinſtanzen eingehend und ohne Rechtsirrtum gewürdigt. 
Das BG. hat ſich hierin den Ausführungen des LG. an⸗ 
geſchloſſen. Zutreffend iſt angenommen, daß die Architekten 
als Richter in eigener Sache nicht anzuſehen ſeien, da fie un 
ſtreitig als Berechtigte oder Verpflichtete in Anſehung der 
Leiſtungen aus dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrage 
nicht in Betracht kämen. Zutreffend iſt weiter das vom Kläger 
behauptete Beſtehen einer Regreßpflicht der Architekten, die 
vom Beklagten aus der Überſchreitung der von ihnen auf⸗ 
geſtellten Koſtenanſchläge hergeleitet werden könne, dahin 
beurteilt, daß deshalb an ſich dem Kläger ein Ablehnungsrecht 
wohl zuſtehen könnte. Dieſes Recht aber jetzt noch geltend zu 
machen, ſei Kläger nicht befugt, weil ihm beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe bereits bekannt geweſen ſei, daß die Bauleitung den 
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G.s übertragen ſei und er ſich gleichwohl mit ihrer Beſtellung 
zu Schiedsrichtern einverſtanden erklärt habe. Dieſe Erwägung 
ſteht in Mbereinftimmung mit dem Rechtsgrundſatze, welcher in 
dem in der Vorinſtanz angezogenen Urteile des I. ZS. des 
RG. vom 8. April 1906 I. 71/1906 ausgeſprochen iſt. Es iſt 
dort ausgeführt, daß, wenn an ſich auch vertragsmäßig beſtellte 
Schiedsrichter abgelehnt werden könnten, doch in ſolchem Falle 
Umſtände, die ſich aus der Stellung des Schiedsrichters mit 
Notwendigkeit ergeben, als Ablehnungsgründe nicht geltend 
gemacht werden dürfen. In der Übertragung des Schiedsrichter⸗ 
amtes an eine beſtimmte Perſönlichkeit ſei präſumtiv die 
Erklärung zu finden, daß die Befürchtung mangelnder 
Unbefangenheit, die ſonſt vielleicht begründet erſcheinen könnte, 
durch das der Perſon des Schiedsrichters geſchenkte Vertrauen 
überwogen werde. Dieſer Grundſatz wird auch vom erkennenden 
Senate aufrechterhalten, und es iſt der Reviſion nicht zuzugeben, 
daß er hier nicht zur Anwendung kommen kann, weil beim 
Vertragsabſchluſſe die Stellung der G.s höchſtens den Keim 
dazu in ſich getragen habe, daß ſie als Schiedsrichter durch ihr 
eigenes Intereſſe beeinflußt werden würden. Dem ſteht ent⸗ 
gegen, daß den bauleitenden Architekten im Vertrage ſo viel⸗ 
fältige Befugniſſe übertragen ſind, daß Kläger über die ihnen 
vom Beklagten eingeräumte ganz beſondere Vertrauensſtellung 
nicht im Zweifel ſein konnte. Auf dieſer Vertrauensſtellung 
beruht auch die Ernennung der Bauleiter zu Schiedsrichtern. 
Letzterer hat Kläger zugeſtimmt und es iſt nicht angängig, daß 
er nun, nachdem es zu ſolchen Differenzen gekommen iſt, über 
welche nach dem Vertrage ſchiedsgerichtlich entſchieden werden 
ſoll, die Unparteilichkeit der Schiedsrichter wegen ihrer ihm 
ſchon beim Vertragsabſchluß bekannten Stellung zum Bauherrn 
in Zweifel ziehen will. Dieſe Stellung hat auch eine Anderung 
nicht erfahren, die Möglichkeit eines Regreßanſpruches des Bau⸗ 
herrn gegen die Bauleiter beſtand von vornherein und die 
Ausführung von Arbeiten, welche im Koſtenanſchlage nicht ent⸗ 
halten waren, iſt bereits im Abſ. 4 des Bauvertrages vor⸗ 
geſehen. Der Kläger hat bei voller Kenntnis der Sachlage der 
Ernennung der Bauleiter zu Schiedsrichtern zugeſtimmt. Es 
iſt nicht erſichtlich, inwiefern der unter dieſen Umſtänden 
geſchloſſene Schiedsvertrag gegen die guten Sitten verſtoßen 
ſoll, und zutreffend iſt deshalb in den Vorinſtanzen auch die 
Nichtigkeit des Vertrages aus dieſem Grunde verneint. G. c. P., 
U. v. 25. Juni 09, 431/08 VII. — Naumburg. 

5. 55 158 ff. BGB. Bedingung ] 

Die Klägerin verlangt von der Beklagten Bezahlung des 
Preiſes und einiger Nebenkoſten für zwei Maſchinen, die ſie 
der Beklagten auf Beſtellung im April 07 geliefert hat. Die 
Beklagte hat der Klage unter der Behauptung, daß die eine 
der Maſchinen fehlerhaft ſei und die zugeſicherten Eigenſchaften 
nicht beſitze, den Einwand der Wandlung entgegengeſetzt und 
Zahlung verweigert. Das BG. hat den Einwand zurückgewieſen 
und das verurteilende Erkenntnis der erſten Inſtanz beſtätigt, 
weil die Beklagte die Mängel nicht rechtzeitig gerügt habe und 
deshalb die Maſchine als genehmigt gelte. Die Reviſion der 
Beklagten macht geltend, daß es mit Rückſicht auf eine be⸗ 
ſtimmte Vertragsklauſel gar nicht auf die Verſpätung der 
Mängelrüge ankomme. Nach dem Vertrage habe die Bezahlung 
der Maſchinen zu erfolgen, nachdem dieſelben 30 Tage bei der 
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Beklagten in Betrieb geweſen ſeien und ſich die Brauchbarkeit 
dieſer Maſchinen für die Beklagte erwieſen habe. Damit ſei 
eine Bedingung für die Zahlung des Kaufpreiſes vereinbart, 
die nach den für die Reviſionsinſtanz als wahr zu unterſtellen⸗ 
den Behauptungen der Beklagten nicht eingetreten ſei. Das 
gleiche müſſe gelten, wenn man in der Vereinbarung nicht eine 
Bedingung ſondern eine Befriſtung ſehe. Die Rüge geht fehl. 
Es handelt ſich in der erwähnten Vertragsklauſel nicht um eine 
„Bedingung“ im Sinne der SS 158 ff. BGB., ſondern um 
eine zum Inhalte des Vertrags gehörige Abrede über Leiſtung 
und Gegenleiſtung. Die Erfüllung einer ſolchen Vertrags- 
bedingung iſt daher nicht nach den Regeln über die Erfüllung 
einer Bedingung im techniſchen Sinne, ſondern nach denen der 
Vertragserfüllung überhaupt zu beurteilen. Der Sinn jener 
Abrede kann aber nur der ſein, daß die Beklagte zur Zahlung 
verpflichtet ſein ſoll, wenn ſich die Maſchinen als brauchbar 
erwieſen haben, und daß ihr zur Prüfung dieſer Brauchbarkeit 
ein Zeitraum von 30 Tagen zur Verfügung ſteht. Hat die 
Beklagte die Erklärung abgegeben, daß die Maſchinen brauch⸗ 
bar ſeien, hat ſie ſie genehmigt, ſo iſt dieſe Frage zwiſchen den 
Parteien erledigt, der Vertrag iſt erfüllt, und es kann darauf, 
ob die Maſchinen in Wirklichkeit brauchbar waren, nicht mehr 
zurückgekommen werden. Dasſelbe gilt nach $ 377 Abſ. 2 
HGB. bei der Unterlaſſung rechtzeitiger Mängelrüge. Es tritt 
die Fiktion der Vertragserfüllung ein und der Käufer kann 
keinerlei Rechtsbehelf auf Grund angeblich fehlerhafter Lieferung 
geltend machen. K.⸗Comp. R. c. T., U. v. 25. Juni 09, 
454/08 III. — Kiel. 

6. SS 164, 167 BGB. Übernahme einer Bürgfchaft 
durch den Bevollmächtigten, der gleichzeitig Schuldner ift.] 

Es iſt zwar richtig, daß auch die Generalvollmacht, wie 
jede Vollmacht, ſich begrifflich auf Beſorgung der Angelegen⸗ 
heiten des Vollmachtgebers bezieht. Allein Angelegenheit 
in dieſem Sinne iſt nicht gleichbedeutend mit Intereſſen des 
Vollmachtgebers. Eine (privatrechtliche) Angelegenheit des Voll⸗ 
machtgebers iſt auch die Eingehung einer Bürgſchaftsverpflichtung 
von ſeiner Seite; eine andere Frage iſt, ob dieſes Rechtsgeſchäft 
ſeinem wirtſchaftlichen Intereſſe dient. Im Begriffe der Voll⸗ 
macht liegt eine Begrenzung auf das Intereſſe des Vollmacht⸗ 
gebers keineswegs. Die Bevollmächtigung kann auch wohl im 
Intereſſe des Bevollmächtigten ſelbſt (ſo bei dem procurator 
in rem suam) oder im Intereſſe eines Dritten erfolgen. (Vgl. 
Planck, Komm. zu $ 167 Anm. 1.) Überhaupt iſt die Frage, 
ob das betreffende Geſchäft im Intereſſe des Vollmachtgebers 
liegt oder nicht, an ſich nur für das interne Rechtsverhältnis 
zwiſchen ihm und dem Bevollmächtigten von Bedeutung. Von 
dieſem inneren, namentlich Auftrags verhältniſſe aber iſt das 
nach außen wirkende Vollmachtsverhältnis rechtlich ſtreng zu 
unterſcheiden. Der Bevollmächtigte kann auftragswidrig und 
doch möglicherweiſe in den Grenzen der ihm erteilten Vollmacht 
handeln. Der dritte Kontrahent braucht ſich in der Regel nicht 
um das erſtere, ſondern nur um die Vollmachtmäßigkeit des 
Geſchäftes zu kümmern. (Vgl. Hupka, Die Vollmacht $ 10 


S. 187 f.; Staudinger, Komm. $ 164 Nr. 7 S. 523 f.) Iſt 


freilich das betreffende Geſchäft von dem Bevollmächtigten unter 
offenbarem, dem andern Kontrahenten erkennbaren Mißbrauche 
ſeiner Vollmacht dem Intereſſe des Vollmachtgebers zuwider 
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abgeſchloſſen oder hat er gar in der dem andern Teile bewußten 
Abſicht, den Geſchäftsherrn zu ſchädigen, gehandelt, dann würde 
der Vertretene entweder die Abmachung des Bevollmächtigten 
überhaupt nicht als für ihn verbindlich anzuerkennen haben, oder 
doch berechtigt ſein, das Geſchäft anzufechten, einem Anſpruche 
des Dritten die Einrede der Argliſt entgegenzuſetzen. Und auch 
dann, wenn das fragliche Geſchäft von ſo ganz außergewöhnlicher 
Art wäre, daß der Dritte ſich ſagen mußte, der Vollmachtgeber 
könne ein derartiges Geſchäft unmöglich im Sinne gehabt haben, 
würde ſich jener auf eine ſelbſt unbeſchränkt gefaßte Vollmacht 
nicht berufen können. (Vgl. Dernburg, D. Bürg. R. Bd. I 
§ 164 Ziff. V S. 538; Staudinger a. a. O. §S 167 Nr. 7 
S. 533; RG. Bd. 52 Nr. 26 S. 99.) Bei der gewillkürten 
Vollmacht wäre es nicht gerechtfertigt, dem Vertretenen wegen 
Mißbrauches der Vollmacht ein Anfechtungsrecht oder eine Ein⸗ 
rede gleichermaßen wie bei der geſetzlichen, nach außen un- 
beſchränkbaren Vertretungsmacht aus $ 126 HGB. oder § 37 
GmbHG. nur in dem Falle einer Kolluſion, eines wiſſentlichen 
Mitwirkens des Dritten zu vorſätzlicher Schädigung des Ver⸗ 
tretenen (vgl. Staub, Komm. zum HGB. § 126 Anm. 15, 
8. Aufl. S. 480; RG. Bd. 58 Nr. 90 S. 356 f.) einzuräumen. 
Was insbeſondere die von einem Generalbevollmächtigten in 
deſſen eigenem Intereſſe vorgenommenen Rechtshandlungen an⸗ 
langt, ſo ſtellen ſolche keinenfalls von vornherein, ſofern jener 


Zweck für den Dritten erkennbar iſt, um deswillen einen offen- 


ſichtlichen Mißbrauch der Vollmacht dar. Es kann möglicher⸗ 
weiſe das Intereſſe des Bevollmächtigten mit dem des Vollmacht⸗ 
gebers eng verknüpft ſein, das Geſchäft deshalb auch im Intereſſe 
des letzteren liegen. Beſondere, zwiſchen beiden beſtehende, 
perſönliche oder geſchäftliche, Beziehungen oder Abmachungen 
können es mit ſich bringen, daß der Vollmachtgeber in ſeinem 
eigenen oder in dem gemeinſchaftlichen Intereſſe für eine Schuld 
des Bevollmächtigten die Bürgſchaft übernimmt. Das wird 
namentlich bei Geſellſchaftern, Verwandten, Eheleuten nicht ſo 
ſelten vorkommen. Indes iſt es nicht Sache des Dritten, 
dem gegenüber der Generalbevollmächtigte namens des Vollmacht⸗ 
gebers eine derartige Bürgſchaft eingeht, dieſen Verhältniſſen 
nachzugehen, da es ihm gegenüber grundſätzlich keinen Unterſchied 
begründet, ob die Bürgſchaft dem Intereſſe des Vollmachtgebers 
dient oder nicht. So Urteil des RG. III 29/91 vom 1. Mai 
1891, Seuff Arch. Bd. 47 Nr. 106 S. 156 für einen Fall, in 
dem der Ehemann als Generalbevollmächtigter ſeiner Frau 
namens dieſer die Bürgſchaft für eine eigene Schuld des Ehe: 
mannes übernommen hatte. (Vgl. hierzu auch Hupka a. a. O. 
8 10 S. 187 f. Anm. 2, $S 14 S. 241 Anm. 1.) — Das Urteil 
vom 23. September 1891, RG. Bd. 28 Nr. 63 S. 288 gründet 
ih auf Vorſchriften des PrALR. I 13 SS 62 f. R. c. A., 
U. v. 14. Juni 09, 356/08 VI. — Hamm. 

7. SS 249 — 254, 258 BGB. Über die Anſprüche auf 
Schadenserſatz. Einfluß des mitwirkenden Verſchuldens.] 

Ein Kahn der Klägerin geriet bei der Talfahrt auf der 
Oder auf Grund. Der Kahn war mit 5000 Zentner Kohlen 
beladen. Während die Schiffsmannſchaft ihn abzubringen ver⸗ 


ſuchte, kam der Dampfer „Grünberg“ talwärts und rannte ihn - 


an. Der Kahn wurde dadurch beſchädigt und ſank einige 
Stunden ſpäter. Die Klägerin macht die Beklagte als Eignerin 
des Dampfers „Grünberg“ für den Schaden verantwortlich, der 
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ihr aus dem Zuſammenſtoße entſtanden iſt, indem ſie behauptet, 
der Zuſammenſtoß ſei von der Beſatzung des Dampfers ver⸗ 
ſchuldet. Sie verlangt 1. Erſatz der Koſten für die Wieder⸗ 
herſtellung des Kahnes mit 6900 &. 2. Erſatz der Koſten für 
die Hebung des Kahnes mit 16 545,88 &. 3. Erſatz des 
Wertes der Ladung nach Abzug des geborgenen Teiles mit 
3827,32 4. 4. Erſatz der entbehrten Nutzungen des Kahnes 
mit 3090 &. Nach abgeſonderter Verhandlung über den Grund 
hat das LG. den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Auf die Berufung der Beklagten hat das OLG. 
zunächſt durch Zwiſchenurteil über einzelne Verteidigungsbehelfe 
zuungunſten der Beklagten erkannt und demgemäß durch Teil⸗ 
urteil die Berufung der Beklagten bezüglich der Poſten 1, 2 
und 4 des Schadenserſatzes zurückgewieſen, während die Ent⸗ 
ſcheidung in betreff des 3. Poſtens noch vorbehalten iſt. Die 
Reviſion der Beklagten gegen das Zwiſchenurteil wurde zurück⸗ 
gewieſen, das Teilurteil aber aufgehoben. Aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen bezüglich der Aufhebung: Die SS 249 —253 
unterſcheiden beim Schadenserſatze die Herſtellung des Zuſtandes, 
der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Um⸗ 
ſtand nicht eingetreten wäre, und die Geldentſchädigung. Die 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes bildet die Regel, die 
Geldentſchädigung die Ausnahme. Der Anſpruch auf Her⸗ 
ſtellung richtet ſich nach $ 249 Satz 1 gegen den Verpflichteten 
in dem Sinne, daß dieſer die Herſtellung vorzunehmen hat. 
Der Gläubiger kann ihm dazu nach § 258 eine Friſt ſetzen und 
nach deren fruchtloſem Ablaufe Geldentſchädigung fordern. 
Handelt es ſich, wie im vorliegenden Falle, um die Beſchädigung 
einer Sache, ſo verfügt §S 249 Satz 2 die Beſonderheit, daß 
der Gläubiger nicht verpflichtet iſt, vom Schuldner die Her⸗ 
ſtellung zu fordern, ſondern berechtigt, ſelber die Sache her⸗ 
zuſtellen und vom Schuldner „den dazu erforderlichen Geld⸗ 
betrag“ zu verlangen. Nach dem Zuſammenhange der geſetzlichen 
Beſtimmungen iſt dieſer Anſpruch nicht identiſch mit dem An⸗ 
ſpruche auf die Geldentſchädigung, wovon § 250 Satz 2, § 251, 
§ 253 handeln. Vielmehr iſt auch er ein Anſpruch auf Her: 
ſtellung, nur nicht in der Form der unmittelbaren Leiſtung des 
Schuldners, ſondern in der Form einer durch eine Geldzahlung 
des Schuldners vermittelten Selbſtbefriedigung des Gläubigers. 
Jedem Anſpruche auf Herſtellung gegenüber aber kann der 
Erſatzpflichtige das ihm in § 251 Abſ. 2 eingeräumte Recht 
entgegenſetzen, die Herſtellung abzulehnen und den Gläubiger in 
Geld zu entſchädigen, „wenn die Herſtellung nur mit unver⸗ 
hältnismäßigen Aufwendungen möglich iſt“. Dieſen Rechtsſatz 
ſetzt das OLG. völlig beiſeite, wenn es die Beklagte lediglich 
aus dem Grunde mit Herſtellungskoſten von unbegrenzter Höhe 
belaſtet, weil der Klägerin aus ihrer Aufwendung der Vorwurf 
der Fahrläſſigkeit nicht gemacht werden kann. Der Geſichts⸗ 
punkt einer Fahrläſſigkeit wäre zu erörtern, wenn es ſich darum 
handelte, ob der Gläubiger ſeiner Pflicht, den Schaden ab⸗ 
zuwenden oder zu mindern (§ 254 Abſ. 2), nicht nachgekommen 
iſt. Das ſteht hier aber zunächſt gar nicht in Frage. Handelt 
es ſich um die Aufwendung und den Erſatz von Herſtellungs⸗ 
koſten, ſo hat der Geſichtspunkt der Fahrläſſigkeit auszuſcheiden. 
Denn wenn § 249 Abſ. 2 von den zur Herſtellung „erforder: 
lichen“ Koſten ſpricht, ſo wird damit ein objektiver Maßſtab 
angelegt. Für die Klägerin war nach den erwähnten geſetzlichen 
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Beſtimmungen, als der Kahn geſunken war, die Rechtslage die 
folgende. Sie konnte entweder die Beklagte auffordern, ihrer⸗ 
ſeits den Kahn zu heben und zu reparieren (§ 249 Satz 1), 
oder ſie konnte die Hebung und Reparatur ſelbſt in die Hand 
nehmen, um von der Beklagten die hierzu erforderlichen Koſten 
einzuziehen (S 249 Satz 2). Wählte die Klägerin jenen Weg, 
fo konnte die Beklagte die Hebung des Kahnes aus § 251 
Abſ. 2 ablehnen und die Klägerin in Geld entſchädigen, d. h. 
ihr die durch den Zuſammenſtoß entzogenen Werte in Geld 
erſetzen. Das Recht, die Naturalherſtellung wegen unverhältnis⸗ 
mäßiger Höhe der Aufwendungen abzulehnen, blieb der Be⸗ 
klagten aber auch, wenn die Klägerin den andern Weg wählte. 
Inſofern handelte die Klägerin — wenn ſie ſich nicht etwa des 
Einverſtändniſſes der Beklagten verſicherte — auf eigene Gefahr. 
Erſatz ihrer Aufwendungen für die Hebung und die Reparatur 
konnte ſie von der Beklagten nur unter der doppelten Voraus⸗ 
ſetzung erwarten, daß die Aufwendungen zur Herſtellung 
„erforderlich“ (§S 249 Satz 2) und daß ſie nicht „unverhältnis— 
mäßig“ ($ 251 Abſ. 2) waren. Der in der Literatur ver⸗ 
tretenen Auffaſſung, daß der Schuldner das Recht aus § 251 
Abſ. 1 nur dadurch ausüben könne, daß er dem Gläubiger die 
Geldentſchädigung bar zahle, kann der erkennende Senat nicht 
folgen. Für einen derartigen Formalismus bietet weder der 
Wortlaut noch der Zweck des Geſetzes einen Anhalt. Die 
Vorſchrift will die Intereſſen des Schuldners ſchützen, wenn die 
Herſtellungskoſten unverhältnismäßige Opfer fordern. Wählt 
der Gläubiger den Weg eigener Herſtellung nach § 249 Satz 2, 
ſo erfordert der Zweck des Geſetzes, daß der Schuldner das 
Recht aus § 251 Abſ. 2 auch im Wege einer Einrede gegen 
die Erſatzforderung geltend machen kann. Wollte man ihm 
dies verſagen, ſo würde man den vom Geſetze für erforderlich 
gehaltenen Schutz in den zahlreichen Fällen vereiteln, in denen 
der Schuldner ſeine Schadenserſatzpflicht überhaupt beſtreitet, 
und damit eine Art Prozeßſtrafe einführen. Der dritte vom 
OLG. dem Grunde nach zugebilligte Schadenspoſten bezieht fi) 
auf den Erſatz der Nutzungen aus dem Kahne, die die Klägerin 
bis zur Beendigung der Reparatur entbehrt hat. Grundſätzlich 
kann es nicht beanſtandet werden, daß neben der Zubilligung 
der Wiederherſtellungskoſten einer beſchädigten Sache auch Erfah 
für die zeitweilige Entbehrung der Nutzungen zugeſprochen wird. 
Es rechtfertigt ſich dies aus $ 251 Abſ. 1 und $ 252 BGB. 
Gleichwohl iſt die Aufhebung des Urteils auch in dieſem Punkte 
geboten. Die abweichende Beurteilung der erſten beiden Poſten, 
die nach dem ſoeben Ausgeführten eintreten muß, kann auch 
auf dieſen Poſten Einfluß gewinnen. Denn wenn die Ver: 
urteilung der Beklagten auf den Erſatz des Wertes des Kahnes 
am Tage des Unfalls beſchränkt bleibt und auf dieſen Geld— 
betrag die geſetzlichen Zinſen vom Tage des Unfalls an zu— 
geſprochen werden, ſo wird auch davon auszugehen ſein, daß die 
Klägerin damit voll entſchädigt iſt, weil ſie in den Zinſen des 
Schadenskapitals ein Aquivalent für die entbehrten Nutzungen 
des Kahnes erhält. Für den Fall, daß der Poſten gleichwohl 
aufrechterhalten werden ſollte, muß bemerkt werden, daß es 
nicht gebilligt werden kann, wie das OLG. den Einwand der 
Beklagten zurückweiſt, alte Kähne nach Art des geſunkenen ſeien 
leicht zu kaufen geweſen, und die Klägerin habe ſich daher ohne 
Schwierigkeiten einen Erſatzkahn beſchaffen können. Das OLG. 
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verkennt, daß die Beklagte hiermit eine auf $ 254 Abſ. 2 BGB. 
geſtützte Verteidigung vorbringt, der die rechtliche Beachtung 
nicht verſagt werden kann. Nach dieſer Geſetzesſtelle war die 
Klägerin verpflichtet, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt an⸗ 
zuwenden, um den entſtehenden Schaden nach Möglichkeit ab⸗ 
zuwenden oder doch zu mindern. War es alſo ein geeignetes 
Mittel, durch Miete oder Kauf eines Erſatzkahnes die drohenden 
Nutzungsverluſte zu mindern, ſo darf der Einwand der Beklagten 
nicht mit der Erwägung zurückgewieſen werden, die Klägerin ſei 
grundſätzlich zu ſolchen Maßnahmen nicht verpflichtet geweſen. 
H. c. F., U. v. 7. Juni 09, 329/08 I. — Hamburg. 

8. 55 249 ff. BGB. Compensatio lucri cum damno. 
Beweislaſt.] 

Der BerR. verkennt nicht, daß in den vom BGB. be⸗ 
handelten Ausgleichungsfällen (§ 324 Abſ. 1, SS 552, 615, 649) 
die Beweislaſt denjenigen trifft, der die anderweitige Erzielung 
eines Vorteils behauptet (RG. III 349/04 im Recht 05 S. 617 
Nr. 2539; auch Planck Anm. 4 zu § 615; Leonhard, Beweis⸗ 
laſt S. 165, 397), er iſt indeſſen der Anſicht, daß bei Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen die Sache ſich anders verhält, als bei den vor: 
erwähnten Vertragsanſprüchen. Bei jenen müſſe der angeblich 
Geſchädigte alle Vorausſetzungen ſeines Schadenserſatzanſpruchs 
behaupten und beweiſen. Dies mag nun an ſich richtig ſein, 
fraglich iſt nur, ob es ſich hier um eine ſolche Vorausſetzung 
handelt. Der Schaden iſt, wenn man den Behauptungen des 
Beklagten folgt, durch die Entziehung der Tiſchlereigeräte an 
ſich eingetreten, es ſoll aber nach der gegenteiligen Behauptung 
dem Beklagten durch anderweitige Verwendung feiner Arbeits: 
kraft ein gleich hoher Vorteil zugegangen ſein. Daß ein ſolcher 
Vorteil, wenn er in demſelben ſchädigenden Ereignis ſeinen 
Grund hat, den Schaden mindert (compensatio lucri cum 
damno), iſt in der Rechtſprechung des RG. anerkannt. In 
der Entſcheidung des erkennenden Senats vom 14. März 1903 
(RG. 54, S. 137, 140, 142) iſt dann zwar ausgeführt, daß 
die Geltendmachung eines ſolchen Vorteils nicht als eine Auf— 
rechnungseinrede aufzufaſſen ſei, die Minderung des Schadens 
vielmehr von ſelbſt eintrete, daraus folgt indeſſen nicht, daß, 
wenn der Schädiger einen ſolchen Einwand erhebt, der Ge: 
ſchädigte das Nichtvorhandenſein des Vorteils nachzuweiſen hat. 
Vielmehr handelt es ſich um eine ſelbſtändige Behauptung 
(Einrede), mit der der Schädiger die Wiederaufhebung des 
entſtandenen Schadens geltend macht und die er ſelbſt zu be- 
weiſen hat. Die Sache liegt nicht weſentlich anders, wie bei 
den im BGB. behandelten Fällen der Vorteilsausgleichung bei 
Vertragsanſprüchen, und für den Geſchädigten weſentlich günſtiger, 
wie in den Fällen des §S 254 Abſ. 2 BGB. (vgl. Planck 
Anm. 6; auch Cohn in GruchotsBeitr. 43, 129). In den 
letzterwähnten Fällen der Schuldausgleichung (compensatio 
culpae) aber hat das RG. in ſtändiger Rechtſprechung an⸗ 
genommen, daß eine Einrede vorliege, die der Beklagte beweiſen 
müſſe (RG. 51, 186/93 und JW. 06, 854; JW. 09, 135; 
auch RG. 55, 320/1; 59, 311). Dieſelben Grundſätze hat 
dann der VII. 3S. auch bei der Vorteilsausgleichung in dem 
Urteil vom 25. Oktober 1907 (JW. 07, 84121 und Recht 07 
Sp. 1464 Nr. 3642; vgl. auch RG. 65, S. 60, 62) zur An⸗ 
wendung gebracht. Davon abzugehen, lag keine Veranlaſſung 
vor und es konnte alſo in dieſer Beziehung dem Ber. nicht 
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beigepflichtet werden. K. c. K., U. v. 23. Juni 09, 484/08 V. 
— Breslau. 

9. SS 254, 831 BGB. Iſt ein mitwirkendes Verſchulden 
des Geſchädigten auch im Falle des §S 831 BGB. zu beachten?] 

Der Kläger meint, ſofern dem Vermittler F. eine Argliſt 
zur Laſt falle, ſei nach S 831 BGB. vom Erſtbeklagten dieſe 
Argliſt wie eigene Argliſt zu vertreten; ein mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden komme bei Anwendung des § 831 BGB. nicht in 
Betracht; komme ein mitwirkendes Verſchulden aber doch in 
Betracht, ſo ſtehe der Argliſt des Erſtbeklagten grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit des Klägers gegenüber; hieraus folge, daß das Ver⸗ 
ſchulden des Klägers nicht das überwiegende ſein könne; viel⸗ 
mehr könne gegenüber der Argliſt des einen Vertragsteils eine 
Fahrläſſigkeit des anderen Vertragsteils überhaupt nicht beachtet 
werden. Dieſe Rechtsanſicht beruht auf irriger Auffaſſung des 
8 831 BGB. Der § 831 BGB. ſtellt die Vermutung eines 
Verſchuldens des Geſchäftsherrn auf. Geſchäftsherr war hier 
der Erſtbeklagte, welcher den F. zur Leitung von Vor⸗ 
verhandlungen und zur Auskunftserteilung, ſomit zu einer Ver⸗ 
richtung im Sinne des $ 831 BGB. beſtellte. Beging F. in 
Ausführung dieſer Verrichtung eine unerlaubte Handlung, wie 
ſie der Kläger behauptet, ſo machte ſich der Erſtbeklagte als 
Geſchäftsherr für den dem Kläger zugefügten Schaden erſatz⸗ 
pflichtig; aber es wird der Erſtbeklagte nicht als argliſtig an⸗ 
geſehen, wenn F. argliſtig gehandelt haben ſollte. Der 
8 831 BGB. geſtattet dem Geſchäftsherrn den Entlaſtungs⸗ 
beweis. Dieſer Beweis kann auch in der Weiſe geführt werden, 
daß den Geſchädigten ein ſolch überwiegendes mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden trifft, daß der Schaden als völlig auf dieſem Ver⸗ 
ſchulden beruhend anzuſehen iſt. Dieſer Beweis iſt hier vom 
Erſtbeklagten geliefert. Es beſteht kein Anlaß, von dem all⸗ 
gemeinen Grundſatz des § 254 BGB. für das Gebiet des 
8 831 BGB. eine Ausnahme zu machen. Der Geſchäftsherr 
kann ſich danach auf das eigene Verſchulden des Beſchädigten 
berufen. Somit erweiſt ſich auch der Angriff gegen die 
Abweiſung der Klage, ſoweit der Erſtbeklagte in Anſpruch 
genommen werden wollte, als ungerechtfertigt. C. c. W., U. 
v. 11. Juni 09, 598/08 II. — Roſtock. 

10. SS 284, 326, 343 BGB. Zahlungsverzug erfordert 
auch Fälligkeit der Schuld. — Anfertigung oder Bereithalten 
beſtellter Ware.] 

Daß der Beklagte etwa in Anſehung der Zahlung des 
Kaufpreiſes vorleiſtungspflichtig geweſen wäre, iſt von dem 
BG. nicht feſtgeſtellt und von der Klägerin auch nicht behauptet 
worden. Ohne dieſe Verpflichtung konnte aber nach Sachlage 
Zahlungsverzug des Beklagten nicht eintreten. Zum Eintritt 
des Zahlungsverzugs genügt nicht, daß der Schuldner nicht 
zahlt und nicht zahlen will, nach §S 284 BGB. iſt vielmehr 
neben dem Unterbleiben der Zahlung die Fälligkeit der 
Schuld erforderlich. An dieſer gebrach es im vorliegenden 
Falle. Die Klägerin hat nach ihrem eigenen Vorbringen die 
Beutel, welche der Beklagte abnehmen ſollte, zur Zeit der Er: 
laſſung des Mahnſchreibens vom 13. Oktober 1905 nicht an⸗ 
gefertigt gehabt und ſie überhaupt nicht angefertigt oder ſonſt 
bereitgehalten. Sie war deshalb außerſtande Gläubiger⸗ 
(Annahme-) Verzug des Beklagten herbeizuführen und damit, 
da eine Vorleiſtungspflicht des Beklagten nicht beſtand, auch 
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nicht in der Lage, ihn in Zahlungs: oder auch nur Abnahme: 
verzug zu verſetzen. W. c. H., U. v. 22. Juni 09, 622/08 II. 
— Düſſeldorf. 

11. 88 300, 325, 349, 351, 354, 989 BGB. Verluſt 
des Rücktrittsrechts wegen Unmöglichkeit der Rückgewähr. Zeit⸗ 
punkt der Geltendmachung dieſes Rechts. Fahrläſſigkeit wegen 
Unterlaſſung des Antrages, die bevorſtehende Zwangsverſteige⸗ 
rung abzuwenden.] 

Der Kläger behauptet: Die Eheleute K. ſeien nur der 
Koſtenerſparnis wegen als ſeine Verkäufer aufgetreten, die 
eigentliche Verkäuferin ſei die Beklagte; dieſe habe ſich durch 
ihren Direktor vor und nach dem Kaufabſchluß, namentlich auch 
unmittelbar vor der Auflaſſung, ihm, wie den anderen Teil⸗ 
ſtückserwerbern gegenüber zur Verſchaffung der Anſiedlungs⸗ 
genehmigung verpflichtet, auch zugeſichert, dieſe Genehmigung 
werde erteilt werden, die Zuſicherung ſei indes im Einverſtändnis 
der Parteien nicht in den förmlichen Vertrag aufgenommen. 
Da die Anſiedlungsgenehmigung verſagt worden, und das 
Grundſtück ohne Wirtſchaftsgebäude für ihn wertlos ſei, hält 
der Kläger ſich zum Rücktritt vom Kaufe für berechtigt und die 
Beklagte zum Schadenserſatz für verpflichtet. Während der 
Rechtsſtreit in der Berufungsinſtanz anhängig war, iſt das 
Grundſtück wegen einer Forderung des Kaufmanns G. an den 
Kläger zur Zwangsverſteigerung gekommen und dem Kaufmann 
S. zugeſchlagen. Der Kläger hat erklärt, daß er das Grund⸗ 
ſtück hiernach an die Beklagte nicht zurückgeben könne noch 
wolle, und den Antrag geſtellt: die Beklagte zu verurteilen, an 
ihn 1796,63 % zu zahlen, ihn von der perſönlichen Haftung 
für die auf Okonin Blatt 100 eingetragenen Hypotheken zu 
befreien und anzuerkennen, daß ihr aus dem Kaufvertrage und 
der „auf demſelben“ erteilten Vollſtreckungsklauſel keine Rechte 
zuſtehen. Das OLG. hat die Klage abgewieſen. Es hat an⸗ 
genommen, daß der Kläger das im Vertrage vom 28. März 
1902 bezeichnete Grundſtück tatſächlich von der Beklagten 
gekauft habe, daß ihr Direktor die behauptete Zuſage betreffs 
der Anſiedelungsgenehmigung gemacht habe und daß die Be⸗ 
klagte auch durch dieſe Garantieübernahme dem Kläger ver⸗ 
pflichtet worden ſei. Weiter hat es ausgeführt: daß der Kläger, 
da die Beklagte dieſer Verpflichtung nicht nachgekommen ſei, 
auch nicht mehr nachzukommen vermöge, und da der Erwerb 
des Grundſtücks ohne die Bebauungsmöglichkeit für ihn ohne 
jedes Intereſſe ſei, an ſich berechtigt ſein würde, vom Vertrage 
zurückzutreten. Es meint aber, daß der Kläger dieſes Rechtes 
verluſtig gegangen ſei, weil er die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks und damit die Unmöglichkeit, dasſelbe zurück⸗ 
zugewähren, durch grobe Fahrläſſigkeit verſchuldet habe. Das 
RG. hob auf: Die Annahme: daß der Kläger des aus dem 
§ 325 BGB. begründeten Rücktrittsrechts verluſtig gegangen 
ſei, weil er die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks und damit 
die Unmöglichkeit der Rückgewähr verſchuldet habe, iſt unhaltbar. 
Das BG. ſtützt ſich dabei auf den 8 351 BGB., aber zu 
Unrecht. Zwar findet der 8 351 nach dem § 327 ebenſo, 
wie die anderen für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht gegebenen 
Vorſchriften, auf das im S 325 verordnete Rücktrittsrecht ent⸗ 
ſprechende Anwendung; aber er behandelt ebenſo wie die beiden 
folgenden Paragraphen Fälle, in denen der Rücktritt „aus⸗ 
geſchloſſen iſt“, nicht, wie der § 354 einen Fall, in dem der 
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Rücktritt „unwirkſam wird“. Der Rücktritt erfolgt nach dem 
8 349 durch Erklärung gegenüber dem anderen Teile, er iſt 
hier ſpäteſtens mit der Zuſtellung der eine Rücktrittserklärung 
enthaltenden Klageſchrift an die Beklagte erfolgt. Durch dieſe 
damals jedenfalls gerechtfertigte Ausübung des Rücktrittsrechts 
iſt das durch den Kaufvertrag begründete gegenſeitige Schuld⸗ 
verhältnis beſeitigt und an feine Stelle das im § 346 bezeichnete 
Schuldverhältnis, nämlich die Verpflichtung der Parteien ge⸗ 
treten, einander die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren. 
Umſtände, die nach Herſtellung dieſes durch den erklärten 
Rücktritt herbeigeführten Rechtszuſtandes eintreten, können den 
Rücktritt nicht „ausſchließen“. In der Rechtslehre beſteht denn 
auch völlige Meinungsübereinſtimmung darüber, daß der $ 351 
vorausſetzt, daß die in ihm bezeichneten Umſtände eingetreten 
ſind, bevor der Rücktritt erfolgt, und daß der einmal erklärte 
Rücktritt insbeſondere nicht dadurch hinfällig wird, daß der 
Rücktrittsberechtigte nachher durch ſein Verſchulden in die Lage 
kommt, das Empfangene nicht zurückgeben zu können. Daß das 
RG. dieſen Standpunkt teilt, erhellt aus dem Urteile des 
II. ZS. vom 21. Oktober 1904 (RG. Bd. 59 Nr. 29), wo es 
— auf S. 99 — heißt: „Es ſind daher die Vorſchriften des 
S 351 .. auf die Wandlung in der Weiſe entſprechend an⸗ 
zuwenden, daß ſtatt der Rücktrittserklärung des Berechtigten 
die Vollziehung der Wandlung .. als diejenige Rechtshandlung 
anzuſehen iſt, bis zu welcher ein Verſchulden der im § 351 
bezeichneten Art den Ausſchluß des Wandlungsrechts zur Folge 
hat.“ Hier aber iſt es zur Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks, durch die nach der Annahme des BG. die Unmöglichkeit 
der Herausgabe dieſes „empfangenen Gegenſtandes“ herbei- 
geführt iſt, erſt gekommen, als der Rechtsſtreit ſchon in der 
Berufungsinſtanz anhängig, der Rücktritt alſo längſt erklärt 
war. Und für einen ſolchen Fall ſieht der § 347 die An⸗ 
wendung der Vorſchriften vor, die für das Verhältnis zwiſchen 
dem Eigentümer und dem Beſitzer von dem Einttitte der Rechts⸗ 
hängigkeit des Eigentumsanſpruchs an gelten. In Betracht 
kommt da der 8 989, deſſen Anwendung, wenn der Kläger die 
durch die Zwangsverſteigerung begründete Unmöglichkeit der 
Herausgabe des Grundſtücks zu vertreten hätte, nur zu einem 
Schadenserſatzanſpruche der Beklagten führen würde. Nach 
dem 8 989 hat der Kläger jene Unmöglichkeit zu vertreten, 
wenn ſie eine Folge ſeines Verſchuldens iſt. Iſt die Un⸗ 
möglichkeit indes eingetreten, während die Beklagte ſich hin⸗ 
ſichtlich der Rücknahme des Grundſtücks im Annahmeverzuge 
befand, ſo würde ſie der Kläger, wie auch vom OLG. nicht 
verkannt iſt, nur dann zu vertreten haben, wenn ihm wenigſtens 
grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele (§ 300 Abſ. 1). Dies hat 
das BG. angenommen, aber unter Verkennung des Begriffs 
der groben Fahrläſſigkeit. Es findet die grobe Fahrläſſigkeit 
in dem Schlußſatze des Schreibens des Klägers vom 23. Sep⸗ 
tember 1907, aus dem ſeiner Meinung nach die Beklagte 
herausleſen mußte, der Kläger widerſetze ſich der — von ihr 
beabſichtigten — Aufhebung des Verſteigerungstermins. Dabei 
verkennt es nicht den auffallenden Widerſpruch, in dem eine 
ſolche Auffaſſung nicht nur zu den Bemühungen des Klägers, 
eine Einftellung der Zwangsverſteigerung herbeizuführen, ſondern 
auch zu dem Inhalt ſeines unterm 19. September 1907 an die 
Beklagte gerichteten Briefes ſteht. Es meint aber: Die Beklagte 
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habe annehmen können, daß der Kläger ſein früheres Verlangen 
auf Abwendung der Zwangsverſteigerung fallen gelaſſen habe. 
Hier überſieht es einmal: daß die Beklagte bei jenem Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen der gedachten Auffaſſung des Schreibens vom 
23. September 1907 und dem kurz vorausgegangenen Schreiben 
alle Veranlaſſung hatte, ſich, was bis zum Verſteigerungs⸗ 
termine ſehr wohl zu erreichen war, über die wahre Willens⸗ 
meinung des Klägers durch eine Rückfrage zu vergewiſſern, und 
weiter: daß die Beklagte durch das Schreiben des Klägers, 
auch wenn es in dem ihm vom BG. beigelegten Sinne gemeint 
war, in keiner Weiſe behindert war, die Aufhebung oder Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsverſteigerung doch herbeizuführen. Für die 
Beantwortung der Frage, ob in dem Schreiben vom 23. Sep⸗ 
tember 1907 eine Fahrläſſigkeit des Klägers gefunden werden 
kann, aber kommt es auch nicht ſowohl darauf an, ob die Be⸗ 
klagte es in dem gedachten Sinne auffaſſen konnte, als darauf, 
ob der Kläger es ſo verſtanden wiſſen wollte, oder ob er bei 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt wenigſtens erkennen konnte 
und mußte, daß es ſo aufgefaßt werden würde. Daß der 
Kläger ſich mit ſeinem in Rede ſtehenden Schreiben der Auf— 
hebung des Verſteigerungstermins wirklich widerſetzen wollte, 
hat das OLG. nicht feſtgeſtellt, und dafür, daß der Kläger, 
wenn er nicht erkannte, daß ſein Schreiben im bezeichneten 
Sinne aufgefaßt werden würde, die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt grobfahrläſſig, alſo in beſonders ſchwerer Weiſe (vgl. 
RG. 47, 116/117) außer acht gelaſſen hat, gibt der feſtgeſtellte 
Sachverhalt ebenfalls keinen ausreichenden Anhalt. K. c. B., 
U. v. 9. Juni 09, 578/08 V. — Poſen. 

12. 558 313, 812 BGB. Erfordernis der gerichtlichen 
Beurkundung. Bereicherungsanſpruch.] 

Der Beklagte, Eigentümer eines dem Gaſtwirtſchafts⸗ 
betriebe dienenden Hauſes, unterzeichnete eine Urkunde, worin 
er bekannte, das Haus an den Kläger und deſſen Ehefrau um 
180 000 = und unter Zugrundelegung weiterer Bedingungen 
verkauft und in Anrechnung auf den Kaufpreis eine Teilzahlung 
von 3000 & erhalten zu haben. Die einzelnen Kauf: 
bedingungen wurden in einem Vertragsentwurfe niedergelegt. 
Nach einer Vereinbarung der Parteien ſollten von den an⸗ 
bezahlten 3000 & 1500 „ zur Entrichtung eines Mäkler⸗ 
lohnes an den von dem Beklagten beigezogenen Vermittelungs⸗ 
agenten K., 1500 „/ zu Herſtellungsarbeiten an dem Haufe, 
zu deren Vornahme der Beklagte ſich dem Kläger verpflichtet 
hatte, verwendet werden. Der Betrag von 1500 / wurde 
alsbald an K. bezahlt, ebenſo hat der Beklagte Herſtellungs⸗ 
arbeiten an dem Hauſe vorgenommen. Zur gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung des Kaufvertrags kam es nicht, auch 
Auflaſſung und Eintragung ſind nicht erfolgt. Vielmehr ſchrieb 
der Kläger dem Beklagten, daß er mangels der zur Anzahlung 
erforderlichen Mittel und aus anderen Gründen die Sache auf: 


gebe und um Rückerſtattung der Teilzahlung von 3000 #% 


bitte. Mit der auf den Rechtsgrund der ungerechtfertigten 
Bereicherung geſtützten Klage beantragte der Kläger die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Rückerſtattung der Teilzahlung von 
3000 , Das KG. verurteilte, die Berufung wurde zurück- 
gewieſen, das RG. hob auf: Das über die Zahlung der 
3000 & Vereinbarte betraf unmittelbar die Eigentumsüber⸗ 


tragungspflicht des Beklagten und die Gegenleiſtungen des 
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Klägers und zwar auch inſoweit, als etwa, wie der Beklagte 
behauptet, eine Abrede getroffen worden iſt, die dem Beklagten 
das Recht einräumte, den bezahlten Betrag auch dann zu be⸗ 
halten, wenn das Geſchäft nicht durchgeführt werden ſollte. 
Denn eine Vereinbarung ſolchen Inhalts hatte keine ſelbſtändige 
Bedeutung, ſondern ſetzte eine der Leiſtungen des Klägers feſt, 
denen die von dem Beklagten übernommene Verpflichtung, das 
Eigentum an dem Hauſe zu übertragen, als Gegenleiſtung 
gegenüberſtand. Das BG. hat deshalb mit Recht angenommen, 
daß die ſtreitige Abrede als Teil des obligatoriſchen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts nur unter Einhaltung der Formvorſchrift des 
8 313 BGB. gültig getroffen werden konnte. Das BG. erwägt 
weiter, daß die von dem Kläger auf Grund der nichtigen Ab— 
rede gezahlten 3000 „/ nach den Vorſchriften über die un: 
gerechtfertigte Bereicherung zurückgefordert werden könnten und 
führt hierzu aus: Der Beklagte mache in unzutreffender Weiſe 
geltend, daß es an den Vorausſetzungen des §S 812 BGB. 
fehle. Den Mäklerlohn von 1500 &A habe zunächſt der Kläger 
an den Beklagten und dann dieſer an den Agenten K. bezahlt. 
Daraus folge, daß die 1500 & aus dem Vermögen des 
Klägers in dasjenige des Beklagten gelangt ſeien, das Ver— 
mögen des Beklagten alſo in Höhe dieſer Summe bereichert 
worden ſei. Die Rechtslage ſei die gleiche, wenn man die 
Behauptung des Beklagten als wahr unterſtelle, daß jener 
Betrag in Gegenwart und mit Wiſſen des Beklagten von dem 
Kläger unmittelbar an K. bezahlt worden ſei. Daß K. den 
Mäklerlohn anſcheinend noch gar nicht verdient gehabt habe, 
ſei unerheblich. Was den weiteren Betrag von 1500 u 
betreffe, den der Beklagte angeblich im Auftrage des Klägers 
zur Vornahme von Reparaturarbeiten an dem Hauſe verwendet 
habe, ſo ſtelle dieſe Verwendung unzweifelhaft eine Bereicherung 
des Beklagten dar. Durch die Arbeiten ſei jedenfalls das Haus 
des Beklagten verbeſſert worden, daß ſie gänzlich unnütz ge— 
weſen ſeien, habe der Beklagte nicht behauptet. In dieſen 
Ausführungen ſind, wie der Reviſionskläger mit Recht rügt, 
die Vorſchriften des 8 818 BGB. nicht oder doch nicht ge— 
nügend berückſichtigt. Nach Abſ. 3, 4 daſelbſt iſt im Fall 
eines aus $ 812 BGB. folgenden Bereicherungsanſpruchs, wie 
ihn das BG. hier als gegeben annimmt, die Verpflichtung zur 
Herausgabe des Erlangten oder zum Erſatze des Wertes aus— 
geſchloſſen, ſoweit der Empfänger zur Zeit der Klageerhebung 
nicht mehr bereichert iſt. Das BGB. hat es abgelehnt, die 
Rückerſtattungspflicht immer dann eintreten zu laſſen, wenn das 
Erlangte dem Vermögen des Empfängers überhaupt zugute ge= 
kommen iſt. Der Empfänger ſoll vielmehr befreit werden, 
wenn im weiteren Verlauf Umſtände eingetreten ſind, welche 
die Vermögensvermehrung nachträglich wieder aufgehoben haben. 
Dabei iſt, wenn bares Geld ohne rechtlichen Grund erlangt 
worden iſt, der die Erſtattungspflicht ausſchließende Wegfall 
der Bereicherung nicht davon abhängig, daß er gerade mit 
Bezug auf die beſtimmten Geldſtücke eingetreten iſt. Schon 
dann iſt der Empfänger im Sinne des Geſetzes nicht mehr be— 
reichert, wenn er Aufwendungen aus ſeinem Vermögen gemacht 
hat, die er ohne die Bereicherung nicht gemacht hätte und 
wenn dieſen Aufwendungen kein durch ſie erlangter entſprechender 
Vermögenswert gegenüberſteht; vgl. Prot. 2, 706. Im vor⸗ 
liegenden Falle hat ſich zwar der Beklagte nicht ausdrücklich 
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auf die Vorſchriften des 8 818 BGB. berufen, aber der Sache 
nach hat er Wegfall der Bereicherung geltend gemacht, indem 
er behauptete, daß er nicht bereichert ſei, weil der ihm von dem 
Kläger bezahlte Betrag zur Beſtreitung gewiſſer, mit dem 
Kaufe zuſammenhängender Aufwendungen habe dienen ſollen 
und zu dieſem Zwecke auch verwendet worden ſei. Gegenüber 
dieſem Vorbringen wäre von dem BG. zu prüfen geweſen, 
welcher auf die Leiſtung des Klägers zurückzuführende Ver⸗ 
mögenswert ſich zur Zeit der Klageerhebung noch in den Händen 
des Beklagten befand. Dafür wäre erheblich, ob durch die dem 
Agenten K. geleiſtete Zahlung eine Schuld des Beklagten 
getilgt worden iſt. Denn anderenfalls würde die Bereicherung 
des Beklagten nur noch in dem gegen K. etwa begründeten, 
möglicherweiſe wertloſen Rückerſtattungsanſpruche beſtehen. 
Ebenſo wäre erheblich, ob und in welchem Umfange die 
Arbeiten, welche der Beklagte aus Anlaß der Zahlung des 
Klägers an dem Hauſe vorgenommen hat, eine Bereicherung 
des Beklagten darſtellen, ſei es durch Erhöhung des Wertes 
des Hauſes, ſei es dadurch, daß dem Beklagten Aufwendungen 
erſpart worden ſind, die er ohne die Zahlung des Klägers aus 
ſonſtigen Mitteln zu machen gehabt hätte. S. c. S., U. v. 
11. Juni 09, 571/08 II. — Frankfurt. 

13. 88 328, 330, 331, 334 BGB. Wirkung des Ver⸗ 
ſprechens einer Leiſtung an einen Dritten. Lebensverſicherung 
zugunſten eines Dritten. Wann entſteht deſſen Forderung? 
Rechtliche Folgen der Verpfändung ſeitens des Dritten.] 

Der verſtorbene Ehemann der Klägerin Br., über deſſen 
Nachlaß das Konkursverfahren eröffnet worden iſt, hatte bei 
der Gothaer Lebensverſicherungsbank in Höhe von 10 000 4 
Lebensverſicherung genommen, und zwar, wie in dem Ver⸗ 
ſicherungsantrag erklärt war: unwiderruflich zugunſten der 
Klägerin. Später ſchloß Br. mit Be. einen Vertrag, wonach 
dieſer ihm 25 000 % Darlehen gewähren ſollte, Br. aber hier: 
für die Forderung aus der gedachten Verſicherung verpfändete 
und Beibringung der Genehmigung der Klägerin verſprach. 
Die Klägerin und Br. zeigten die Verpfändung und deren durch 
die Klägerin erfolgte Genehmigung der Verſicherungsbank an. 
Den Verſicherungsſchein händigte Br., ebenfalls mit Zuſtimmung 
der Klägerin, dem Be. aus. Die Verſicherungsſumme iſt an 
die Ehefrau des Be., an die dieſer inzwiſchen ſeinen Anſpruch 
aus den dem Br. gegebenen Darlehen ſamt dem Pfandrecht 
abgetreten hatte, von der Verſicherungsbank ausgezahlt worden. 
Auf Grund dieſes Sachverhalts hat die Klägerin eine Forderung 
von 10000 & zum Konkurs angemeldet. Das OLG. wies 
ab, das RG. hob auf: Durch die Beſtimmung in § 328 
Abſ. 1 BGB. iſt, in Abſchluß einer ſchon lange vorher in 
Fluß gekommenen Rechtsentwicklung, der Grundſatz klargeſtellt, 
daß durch Vertrag ein Teil ſich von dem andern eine Leiſtung 
an einen Dritten mit der Wirkung verſprechen laſſen kann, daß 
der Dritte den Anſpruch auf die Leiſtung ſelbſtändig und un⸗ 
mittelbar aus dem Vertrag erwirbt, ohne daß es ſeines Beitritts 
zu dem. Vertrage bedarf. Ob der Vertragswille auf dieſe 
Wirkung gerichtet iſt, muß in Ermangelung einer beſonderen 
Beſtimmung auf Grund der Umſtände des Einzelfalles, ins⸗ 
beſondere nach dem Zwecke des Vertrags, beurteilt werden 
($ 328 Abſ. 2). Für den hier vorliegenden Fall der Lebens⸗ 
verſicherung zugunſten eines Dritten iſt aber im § 330 eine 
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Auslegungsregel gegeben, wonach im Zweifel die gedachte 
Wirkung als gewollt anzunehmen iſt. Damit iſt freilich nicht 
auch die Frage entſchieden, ob die Berechtigung des Dritten 
ſofort mit dem Abſchluſſe des Vertrags, oder ob ſie erſt ſpäter 
oder unter gewiſſen Vorausſetzungen eintreten ſoll. Auch dies 
hängt von dem Willen der Vertragſchließenden ab (§ 328 Abſ. 2), 
und auch in dieſem Punkte greift für den hier vorliegenden 
Fall, daß die Leiſtung an den Dritten nach dem Tode des 
Verſprechensempfängers erfolgen ſoll, eine Auslegungsregel 
($ 331) ein, wonach im Zweifel der Dritte den Anſpruch erſt 
mit dem Tode des Verſprechensempfängers erwirbt. Dies hat 
zur Folge, daß bis zu dieſem Zeitpunkte der Verſicherungs⸗ 
nehmer, als der ſolange allein Berechtigte, über den Anſpruch 
frei verfügen, alſo auch dem Dritten die Ausſicht auf den 
ſpäteren Erwerb durch Widerruf der Benennung des Dritten 
als des Bezugsberechtigten entziehen kann. Ob und inwieweit 
er dazu der Zuſtimmung des andern Vertragsteils (des Ver— 
ſicherers) bedarf, kann auf ſich beruhen (vgl. hierzu für die Zu⸗ 
kunft 8 166 des noch nicht in Kraft getretenen Reichsgeſetzes 
über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908). Daß aber, 
bei entſprechender Willensrichtung der Vertrag— 
ſchließenden, auch im Falle des S 331 BGB. die Berechtigung 
des Dritten ſofort mit dem Vertragsabſchluß eintritt, bringt das 
Geſetz zum klaren Ausdruck, indem es auch die Auslegungsregel 
des 8 331 eben nur „im Zweifel“ Platz greifen läßt. Von 
ſelbſt verſteht ſich freilich, daß auch die Berechtigung des Dritten 
inhaltlich immer an die Beſtimmungen des Vertrags geknüpft 
bleibt (S 334 BGB.), alſo von dem Verſicherungsnehmer immer 
noch, z. B. durch Einſtellung der Prämienzahlungen, nach Maß⸗ 
gabe der Verſicherungsbedingungen ganz oder teilweiſe vereitelt 
werden kann. Dadurch aber, daß die Berechtigung nachträglich 
erlöſchen kann, wird nichts daran geändert, daß ſie im gedachten 
Falle durch den Vertragsabſchluß ſofort in der Perſon des 
Dritten zur Entſtehung gekommen iſt. Im gegenwärtigen Streit⸗ 
fall iſt die Verſicherung unwiderruflich zugunſten der Klägerin 
abgeſchloſſen worden, und es fragt ſich, ob hierdurch zugleich 
der Wille zum Ausdruck gebracht iſt, daß die Berechtigung 
ſofort mit dem Vertragsabſchluß in der Perſon der Klägerin 
entſtehen ſollte. Bei Beantwortung dieſer Frage iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß ein Recht, das dem Berechtigten nicht mehr ent⸗ 
zogen werden kann, ein bereits, ſei es auch als befriſtetes 
oder bedingtes, beſtehendes Recht ſein muß. Gleichwohl 
verneint das BG. jene Frage. Die Auffaſſung des BG. iſt 
rechtsirrig. Sie verletzt die Vorſchriften der SI 328, 330 BGB., 
wonach bei einer zugunſten eines Dritten abgeſchloſſenen Lebens⸗ 
verſicherung der Dritte im Zweifel auch ohne Beitritt zu 
dem Vertrage den Anſpruch unmittelbar erwirbt. Findet 
hiernach dieſer unmittelbar aus dem Vertrag anderer eintretende 
Rechtserwerb ſelbſt dann ſtatt, wenn dem Verſicherungsnehmer 
der Widerruf noch offenbleibt, ſo muß das gleiche erſt recht 
gelten, wenn der Verſicherungsnehmer ſich des Widerrufs 
begeben hat. Der Dritte aber erwirbt die Berechtigung in der 
Geſtalt, die ihr durch den Vertrag gegeben iſt. Es kann 
deshalb, wenn nicht ein gegenteiliger Wille der Vertragſchließenden 
feſtgeſtellt iſt, keine Rede davon ſein, daß der Dritte dem Ver⸗ 
trage beigetreten ſein müſſe, um ſich auf die darin bedungene 
Unwiderruflichkeit ſeiner Benennung und den daraus nach obigem 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 459 


—— —ä—ʒ— 


ſich ergebenden (in den Vertragsabſchluß fallenden) Zeitpunkt 
ſeines Rechtserwerbs berufen zu dürfen, und es bedarf deshalb 
auch nicht der Unterſuchung, ob nicht darin, daß der Verſicherungs⸗ 
ſchein der Klägerin ausgefolgt und von ihr in Empfang genommen 
worden iſt, in Verbindung mit ihrem ſpäteren Verhalten ihr im 
Einverſtändniſſe mit den Vertragſchließenden erfolgter Beitritt 
gefunden werden müßte. Das eigene Verhalten des Verſicherungs⸗ 
nehmers, der nach dem von ihm und der Klägerin gemeinſchaftlich 
an die Verſicherungsbank gerichteten Schreiben vom 22. Mai 1905 
die Zuſtimmung der Klägerin zu der Verpfändung des Anſpruchs 
aus der Verſicherung eingeholt hat, läßt darauf ſchließen, daß 
er die Berechtigung der Klägerin als eine bereits beſtehende 
anerkannt hat. Das Ergebnis iſt hiernach, daß die Klägerin 
den Anſpruch ſchon mit dem Vertragsabſchluß, alſo noch frei 
von dem Pfandrecht, erworben hatte, und daß alſo Gegenſtand 
der Verpfändung eine ihr zuſtehende Forderung war, über die 
die Verfügung ihrem Ehemanne nicht gebührte. Zu erörtern 
bleibt nur die Frage, welche Wirkung dem Umſtande beizumeſſen 
iſt, daß die Klägerin der Verpfändung zugeſtimmt hat. Das 
BG. iſt der Meinung: dieſe Zuſtimmung laſſe mit aller Beſtimmt⸗ 
heit darauf ſchließen, daß die Klägerin mit ihrem Ehemann 
darüber einig geweſen ſei, daß durch die Verpfändung ihre 
Begünſtigung widerrufen werde. Hierin iſt nicht die der Reviſion 
nicht zugängliche tatſächliche Feſtſtellung eines beſonderen auf 
den Widerruf gerichteten rechtsgeſchäftlichen Abkommens der 
Eheleute zu finden, für die es an jeder Grundlage fehlen würde, 
ſondern lediglich eine Beurteilung, die aber wiederum rechtsirrig 
iſt. Sowenig der Eigentümer einer Sache, der in deren Ver⸗ 
pfändung durch einen andern für deſſen Schuld einwilligt, hier⸗ 
durch das Eigentum an der Sache aufgibt, ſowenig kann in der 
Zuſtimmung des Berechtigten zu der Verpfändung ſeiner Forderung 
durch einen andern das Aufgeben der Forderung gefunden werden. 
Nicht einen Verzicht auf die Forderung, wie das BG. an⸗ 
nimmt, bedeutet die Zuſtimmung, ſondern nur eine Belaſtung 
des Rechts wird dadurch bewirkt; dabei iſt es gleichgültig, ob 
man den Hergang rechtlich ſo aufzufaſſen hat, daß die Ver⸗ 
pfändung durch den Ehemann, alſo durch einen an ſich nicht 
Berechtigten, aber mit Einwilligung oder Genehmigung der 
berechtigten Klägerin, oder daß ſie unmittelbar durch dieſe ſelbſt 
erfolgt iſt. (Folgt Begründung dafür, daß Zurückverweiſung 
erforderlich jet.) B. c. Bs. Konk., U. v. 4. Juni 09, 482/08 VII. 
— Königsberg. 

14. SS 421, 765 BGB. Kumulative Schuldübernahme 
oder Bürgſchaft?! 

Es iſt im Ergebnis jedenfalls zutreffend, daß das BG. 
auf ſeiten des Beklagten den Willen, eine ſelbſtändige Ver⸗ 
bindlichkeit neben derjenigen ſeines Bruders einzugehen, verneint 
hat. Die Außerung des Beklagten, wenn ſein Bruder nicht 
zahlen ſollte, zahle er, iſt an ſich die typiſche Erklärung für 
die Übernahme einer Bürgſchaft; eine kumulative Schuldüber⸗ 
nahme könnte ſie enthalten, wenn Umſtände vorgelegen haben 
ſollten, die klar erkennen ließen, daß der Beklagte ein eigenes 
Intereſſe an der Lieferung des Klägers und an dem Vertrag, 
aus dem die Hauptſchuld hervorgegangen iſt, hatte. Aber nicht 
jedes Intereſſe genügt in dieſer Beziehung; auch der Bürge 
wird regelmäßig ein ſolches haben. Es muß ein ſachliches, 
unmittelbares Intereſſe an der Leiſtung des Gläubigers in 
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dem Maße vorliegen, daß angenommen werden kann, der Er⸗ 
klärende würde, wenn eine Verpflichtung zu dieſer Leiſtung 
nicht oder nicht mehr beſtehen ſollte, den Vertrag ſelbſt ab⸗ 
geichlofien haben. Es iſt Sache des Gläubigers, Umſtände 
darzulegen, die ein ſolches Intereſſe begründen, damit aus 
ihnen auf den Willen des Dritten geſchloſſen werden kann, 
daß er eine weitergehende Verpflichtung habe übernehmen 
wollen, als diejenige, welche ſich aus dem Wortlaut ſeiner 
Erklärung ergibt. H. c. R., U. v. 1. Juli 09, 300/08 VI. — 
Düſſeldorf. 

15. 8 459 BGB. Liegt in der vereinbarten Abladezeit 
die Zuſicherung einer Eigenſchaft?! 

Von zutreffender Begriffsbeſtimmung der Eigenſchaft einer 
Ware ausgehend und die Richtigkeit der von der Beklagten 
zum Beweiſe verſtellten Behauptung unterſtellend, daß die Ab⸗ 
ladung in einem beſtimmten Monat für die Bemeſſung des 
Werts einer Ware in der Regel eine Rolle ſpielen werde, hat 
das BG. verneint, daß in der vereinbarten Abladezeit die Zu⸗ 
ſicherung einer Eigenſchaft zu erblicken ſei, weil es hierzu an 
dem Begriffsmerkmal der Dauer fehle. Das BG. verkennt 
nicht, daß die Fälle ſo liegen können, daß z. B. Abladung in 
einem beſtimmten Monat von einem beſtimmten Lande im 
Verkehr als Kennzeichen einer beſtimmten Ware gelte und daß 
dann eine ſolche Abladung wohl als Eigenſchaft der Ware 
anzuſehen ſein würde. Das aber ſei — ſo iſt ausgeführt — 
in vorliegendem Falle nicht behauptet und es fehle jeder Anhalt 
dafür, daß der vereinbarten „Februar / März 1908 Abladung“ 
ein anderes Gewicht beizulegen ſei, als daß die Zeit der Ab⸗ 
ladung als Zeitbeſtimmung in Betracht zu ziehen ſei. Wenn 
ſie in dieſer Beziehung auch als weſentliche Kontraktsbeſtimmung 
in Betracht komme, könne die ſtipulierte Abladung Februar / 
März 1908 doch nicht als zugeſicherte Eigenſchaft der Ware 
gelten. Die Auffaſſung des BG., daß im vorliegenden 
Falle die vertragsmäßige Abladezeit bloß als weſentliche Zeit⸗ 
beſtimmung für die Wertsbemeſſung von vorübergehender Be⸗ 
deutung, dagegen auf die Beſchaffenheit der Ware von keinem 
erkennbaren Einfluſſe ſei, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 
F. c. C., U. v. 29. Juni 09, 638/08 II. — Hamburg. 

16. SS 518, 780, 781 BGB. Schenkungsweiſe erteiltes 
Wechſelakzept in Händen des Beſchenkten iſt nur ein Schenkungs⸗ 
verſprechen, keine Bewirkung der Leiſtung, ſolange nicht nach⸗ 
träglich die Schenkung in gehöriger Form beſtätigt worden iſt.] 

Die Streitfrage, ob ein ſchenkungsweiſe erteiltes Wechſel⸗ 
akzept, ſolange es ſich noch in Händen des Beſchenkten befindet, 
nur ein Schenkungsverſprechen im Sinne des § 518 BGB. 
oder ob es bereits die Bewirkung der verſprochenen Leiſtung 
bedeutet, iſt mit dem OLG. im erſteren Sinne zu entſcheiden. 
Die Gründe, die v. Thur für dieſe Beantwortung der Frage 
in ſeiner ausführlichen Erörterung derſelben in der Abhandlung 
„Zur Lehre von den abſtrakten Schuldverträgen nach dem 
BGB.“, Feſtſchrift für Schultze S. 41—47, darlegt, find über⸗ 
zeugend. Auch ſteht die Literatur jetzt überwiegend auf ſeiner 
Seite. Vor allem kommt in Betracht der Zweck des Geſetzes, 
den Schenkgeber vor Mbereilung zu ſchützen bei Vermögens⸗ 
zuwendungen, die er nicht ſofort als ſolche empfindet, und das 
hierfür gewählte Mittel, welches nicht etwa in der bloßen 
Schriftform, ſondern in der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
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urkundung beſteht. Auch bei der Hingabe eines Wechſels liegt 
zunächſt nur ein Verſprechen vor, das von vielen weniger als 
Vermögenseinbuße empfunden wird, wie die Hingabe eines 
Wertgegenſtandes. Die Wechſelform aber bietet im allgemeinen 
keine größere Gewähr gegen Übereilung des Schenkgebers, wie 
jede andere Schriftform. Die abweichenden Erwägungen in 
RG. 2, 5, die ſich auf einen nach preußiſchem Rechte zu be⸗ 
urteilenden Fall beziehen, werden von v. Thur a. a. O. zu⸗ 
treffend widerlegt. Es iſt unzuläſſig, aus dem § 518 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. in ſeiner Beſchränkung auf Geſchäfte der in den 
8S 780, 781 bezeichneten Art ohne weiteres ein argumentum 
e contrario für den Fall der Hingabe eines Wechſels zu ent⸗ 
nehmen, denn nach der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſollte 
die Entſcheidung dieſes Falles der Wiſſenſchaft und Praxis 
überlaſſen bleiben (Prot. der II. Kommiſſion [Guttentag] Bd. II 
S. 20). Die Hingabe eines Wechſels läßt ſich allerdings nicht 
bedingungslos dem gewöhnlichen abſtrakten Schuldverſprechen 
gleichſtellen, wohl aber iſt die Gleichſtellung durchaus gerecht⸗ 
fertigt, ſolange ſich der Wechſel noch in Händen des Beſchenkten 
befindet. Der dem Geſetze zugrunde liegende Gedanke iſt ganz 
ähnlich demjenigen, nach dem ſich die Erfüllung von Spiel⸗ 
und Börſentermingeſchäften regelt. Auf dieſem Gebiete hat 
das RG. aber ſtets angenommen, daß der Schuldner dem 
Akzeptempfänger die Einrede der Ungültigkeit des Kauſal⸗ 
geſchäftes entgegenhalten kann. So wird auch nach § 55 des 
neuen BörſG. zu entſcheiden fein, welcher beſagt: Das auf 
Grund des Geſchäftes Geleiſtete kann nicht deshalb zurück⸗ 
gefordert werden, weil für den Leiſtenden nach den 88 52—54 
eine Verbindlichkeit nicht beſtanden hat. Im Anſchluſſe an die 
ältere Rechtſprechung wird anzunehmen ſein, daß, um die Vor⸗ 
ausſetzungen der Beſtimmung zu erfüllen, eine Leiſtung der Art 
erfordert wird, daß eine Forderung des Gläubigers nicht be⸗ 
ſtehen bleibt, auch nicht aus dem an Zahlungs Statt hin⸗ 
gegebenen Wechſel. Vgl. RG. 47, 52; 51, 159; JW. 04, 
12431; ebenſo Rehm⸗Neukamp, Kommentar zum BGB. 8§ 55 
Anm. 10 ff. Das gleiche iſt auch für den 8 518 Abſ. 2 BGB. 
anzunehmen. Nun iſt allerdings zuzugeben, daß der wegen der 
Schenkungseinrede an ſich in Händen des Klägers ungültige 
Wechſel dadurch hätte Gültigkeit erlangen können, daß die 
Schenkung nachträglich in der dem $ 518 BGB. entſprechenden 
Form beſtätigt worden wäre, denn es könnte dann nicht mehr 
behauptet werden, daß dem Wechſel ein in nicht gehöriger Form 
erteiltes Schenkungsverſprechen zugrunde läge. (Wird auf Grund 
des Tatbeſtandes verneint.) S. c. N., U. v. 16. Juni 09, 
189/09 I. — Cöln. 

17. SS 607 Abſ. 2, 1137 BGB. Verluſt aufſchiebender 
(dilatoriſcher) Einreden aus dem Grundgeſchäft, wenn der 
Schuldner die Forderung des Gläubigers in eine Darlehnsſchuld 
hat umwandeln laſſen.] 

Die Beklagte leugnet nicht den Rechtsbeſtand der unter 
Anwendung des § 607 Abſ. 2 BGB. zuſtande gekommenen 
Darlehns-Hypothek des Klägers, ſie ſchützt nur gegen das 
Verlangen ihrer Bezahlung die aufſchiebende Einrede aus 
dem Kaufvertrage auf Grund der §§ 434, 320 BGB. vor, 
daß Kläger bisher ſeine Verkäuferpflicht nicht gehörig erfüllt 
habe und daß er ſpäteſtens Zug um Zug mit Bezahlung der 
Hypothek das verkaufte Grundſtück von den darauf eingetragenen 
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Wegedienſtbarkeiten befreien müſſe. Wenn nun auch anzuerkennen 
iſt, daß durch Umwandlung einer Kaufpreis: in eine Darlehns⸗ 
forderung und durch hypothekariſche Eintragung der letzteren 
trotz des angezogenen $ 607 Abſ. 2 nach S 1137 BGB. das 
Zurückgehen auf das der Hypothek zugrunde liegende urſprüngliche 
Rechtsverhältnis und die Entnahme von Einreden daraus im 
allgemeinen nicht ausgeſchloſſen wird, jo hat doch ſchon der 
VI. 3S. des RG. in feinem in Bd. 62 S. 51 abgedruckten 
Urteile vom 13. November 1905 ausgeſprochen, daß eine bloß 
aufſchiebende (dilatoriſche) Einrede aus dem Grundgeſchäfte 
dem Schuldner dadurch verloren geht, daß er ſeine Verbindlich⸗ 
keit zur Zahlung der Forderung in eine Darlehnsſchuld hat 
umwandeln laſſen, gerade ſo, wie ſie durch Zahlung jener 
Schuld verloren gegangen ſein würde; denn die bloße dilatoriſche 
Einrede mache eben die Schuld nicht zu einer Nichtſchuld. Dieſe 
Entſcheidung ſtützt ſich auf gemeines Recht nur bezüglich der 
Frage nach der rechtlichen Natur der Einrede, die dem ur⸗ 
ſprünglichen, vor dem 1. Januar 1900 begründeten Schuld⸗ 
verhältnis entnommen werden konnte, notwendig aber, da die 
Umwandlung der urſprünglichen Schuld in eine Darlehnsſchuld 
am 19. März 1900 ſtattgefunden hatte, hinſichtlich der Frage 
nach der Zuläſſigkeit der Einrede gegenüber dem Darlehns⸗ 
anſpruch auf das Recht des BGB., deſſen § 607 auch aus⸗ 
drücklich herangezogen wird. Der erkennende Senat findet keinen 
Anlaß, von der Anſicht des VI. ZS. abzuweichen. K. c. G., 
U. v. 12. Juni 09, 451/08 V. — Hamburg. 

18. 58 812, 813, 814 BGB. Anwendungsgebiet des 
§ 814 beſchränkt ſich auf die condictio indebiti (S 813).] 

Der BerR. irrt, wenn er den aus § 812 Abſ. 1 BGB. 
ſchlüſſig begründeten Rückforderungsanſpruch der Klägerin unter 
Bezugnahme auf $ 814 deshalb abweiſt, weil fie gewußt habe, 
daß ſie zur Leiſtung nicht verpflichtet war. Der Wortlaut des 
5 814 ſtellt vielmehr außer Zweifel, daß ſich fein Anwendungs⸗ 
gebiet auf die Fälle der reinen condictio indebiti beſchränkt. 
Nur bei der Rückforderung wegen Leiſtung einer Nichtſchuld 
bildet der Irrtum des Leiſtenden über das Beſtehen der Schuld 
eine Vorausſetzung des Anſpruchs. Dagegen ſind ſich die Be- 
teiligten, wenn es ſich um die Leiſtung zum Zwecke der Herbei⸗ 
führung eines künftigen Erfolges handelt, regelmäßig darüber 
klar, daß im Augenblicke der Leiſtung eine Verbindlichkeit hierzu 
nicht beſteht und dennoch iſt, von den Sonderfällen der 
89 815, 817 abgeſehen, der Rückforderungsanſpruch aus § 812 
Abſ. 1 begründet. S. & Co. c. B., U. v. 5. Juli 09, 
586/08 IV. — Berlin. 

19. SS 823, 276 BGB. Haftung einer Stadtgemeinde 
wegen angeblich mangelnder Aufficht?] a 

Der Annahme des BG. kann nicht beigetreten werden, daß 
die beklagte Stadtgemeinde zur Vornahme von Sicherungs⸗ 
maßregeln verpflichtet geweſen wäre. Durch die Aufſtellung 
der Kanonen — ſchwerer franzöſiſcher Feſtungsgeſchütze aus 
dem Jahre 1870 — auf dem Königsplatz erwuchs der Beklagten 
nur die Verpflichtung, zum Schutze der auf dem Platz ver⸗ 
kehrenden Perſonen dafür zu ſorgen, daß nicht durch eine mangel- 
hafte Beſchaffenheit des Geſchützes oder durch einen Mangel der 
Aufſtellung für Vorübergehende Gefahren entſtanden. Etwas 
weiteres lag ihr nicht ob. Die Rohre der Kanonen in Bewegung 
zu ſetzen waren die auf dem Platz verkehrenden Perſonen nicht 
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befugt. Wer dies unternahm, handelte auf eigene Gefahr und 
es lag der Beklagten nicht ob, zum Schutz für ſolche unbefugt 
handelnde Perſonen die Rohre feſtlegen zu laſſen oder die Kanonen 
mit einer Umzäunung zu umgeben oder Polizeibeamte zur Auf⸗ 
ſicht aufzuſtellen oder andere Schutzvorkehrungen zu treffen. 


Hierzu kommt weiter, daß die geſetzlichen Vertreter der Beklagten, 


auch wenn ſie wußten, daß das Heben und Fallenlaſſen des 
Rohres ein häufiges Spiel der Kinder geweſen ſei, hieraus auch 
bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt eine 
Gefährdung der Kinder noch nicht entnehmen mußten; denn die 
Rohre befanden ſich 2,25 m über dem Erdboden, und bei ihrem 
großen Gewicht war eine Laſt von 70 bis 75 kg erforderlich, 
um das Rohr aus ſeiner Lage zu bringen; daraus ergab ſich, 
daß nur größere Kinder, denen man eine genügende Vorſicht 
zutrauen durfte, ihr Spiel mit dem Kanonenrohr vornehmen 
konnten; ferner hatten, wie das BG. feſtſtellt, die Kanonen 
ſchon lange Jahre auf dem Platz geſtanden, ohne daß jemals 
ein Unglück ſich ereignet hatte. Es lag daher kein Anlaß zu 
der Annahme vor, daß zur Verhütung von Gefahren Sicherungs⸗ 
maßregeln erforderlich ſeien. B. c. E., U. v. 18. Juni 09, 
380/08 III. — Düſſeldorf. 

20. 8 1568 BGB. Beurteilung von Ehrenkränkungen 
im Scheidungsprozeſſe als Eheverfehlungen.] ö 

Das BG. erblickt in dem Verhalten des Klägers deshalb 
eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, 
weil der Vorwurf, die Beklagte habe mit S. heimliche Zu⸗ 
ſammenkünfte gehabt, ihre Ehrbarkeit ſchwer antaſtete und keine 
erweisliche Grundlage hatte. Dieſe Begründung iſt zur An⸗ 
wendung des § 1568 BGB. unzureichend. An ſich ſteht freilich 
nichts im Wege, die von einer Partei zur Begründung des 
Scheidungsbegehrens im Rechtsſtreit aufgeſtellten Behauptungen, 
wenn ſie Ehrenkränkungen der Gegenpartei darſtellen, als Ehe⸗ 
verfehlungen in Betracht zu ziehen. Allein der Eheſcheidungs⸗ 
richter muß ſich dann auch vor Augen halten, daß ſich die 
Ehegatten als ſtreitende Parteien gegenüberſtehen und durch das 
Streitverfahren geradezu veranlaßt ſind, alles vorzubringen, 
was ſie zur Durchfechtung ihrer Anſprüche geeignet halten 
dürfen. Darunter fallen auch Tatſachen, die den Gegner kränken, 
aber unwahr ſind oder unerwieſen bleiben. In der Behauptung 
ſolcher Tatſachen kann nicht ohne weiteres eine ſchwere Ehe⸗ 
verfehlung erblickt werden. Vielmehr kommt es dann noch 
darauf an, ob die Partei die Behauptung wider beſſeres Wiſſen 
oder in hohem Grade leichtfertig aufgeſtellt und die Gelegenheit 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte zu dem Zwecke mißbraucht habe, 
die Gegenpartei zu kränken. Das BG. hat aber nach dieſer 
Richtung das Verhalten des Klägers nicht geprüft und ſich 
daher einer Verletzung des § 1568 BGB. ſchuldig gemacht. 
B. c. B., U. v. 17. Juni 09, 617/08 IV. — Hamm. 

21. SS 2233, 2238, 2239 BGB. Teſtamentserrichtungs⸗ 
akt. (Diktat des Richters, das der Erblaſſer nicht verftand.)] 

Gemäß § 415 Abſ. 2 ZPO. ſtand der Klägerin, auch 
wenn in dem Protokoll über die Errichtung des Teſtaments vom 
8. September 1905 die Einhaltung der Vorſchrift des 82239 BGB. 
bezeugt war, der Nachweis frei, daß es an der Befolgung jener 
Vorſchrift gefehlt hat. Nach der in der Reviſionsinſtanz nicht 
nachzuprüfenden Beweiswürdigung des BerR. hat ſie dieſen 
Nachweis inſoweit erbracht, als der von dem Richter zugezogene 
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Gerichtsſchreiber zwar bei der Aufnahme des Protokolls, nicht 
aber auch dabei zugegen war, als der Erblaſſer der Vorſchrift 
des 8 2238 entſprechend dem Richter feinen letzten Willen 
mündlich erklärte. Die Frage, ob darin, daß in Gegenwart 
des Erblaſſers der Richter dem Gerichtsſchreiber das Protokoll 
in die Feder diktierte und der Erblaſſer dabei keinen Widerſpruch 
erhob, ſowie in der geſchehenen Vorleſung und Genehmigung 
des Protokolls eine ſtillſchweigende Erklärung des letzten Willens 
vor beiden Urkundsperſonen gefunden werden könnte, läßt ſich 
im gegebenen Falle kaum noch aufwerfen. Denn der BerR. 
ſtellt ohne Geſetzesverletzung weiter feſt, daß der Erblaſſer das 
Diktat des Richters gar nicht gehört hat, weil er anderenfalls 
die groben Unrichtigkeiten des Wortlauts verbeſſert haben würde. 
Bei dieſer Feſtſtellung bedurfte es nicht noch der von der 
Reviſion unter Hinweis auf $ 286 ZPO. vermißten Ermittelung, 
worauf es beruhte, daß der Erblaſſer das, was der Richter 
diktierte und was ihm vorgeleſen wurde, nicht verſtand. Die 
Tatſache, daß, wie der BerR. ſagte, der Erblaſſer durch ſein 
Schweigen nicht ſeine Zuſtimmung äußerte, dadurch vielmehr 
nur ſeine Teilnahmsloſigkeit erkennbar wurde, genügte unter 
allen Umſtänden zur Annahme, daß es an einer in Gegenwart 
des Gerichtsſchreibers abgegebenen Erklärung des letzten Willens 
gefehlt hat. In dieſem für das Zuſtandekommen eines form: 
gültigen Teſtaments nach 88 2233, 2238, 2239 BGB. weſent⸗ 
lichen Punkte ſind die geſetzlichen Formvorſchriften nicht eingehalten 
und das Teſtament iſt deshalb gemäß $ 125 BGB. nichtig. Mit 
Recht verweiſt der Ber R. auf die Ausführungen des Reichs⸗ 
gerichtsurteils in RG. 63, 86 ff., die inſoweit auch für die 
gegenwärtige Entſcheidung eine Bedeutung haben, als im Falle 
der Nichtanweſenheit einer mitwirkenden Perſon bis zur Bor: 
leſung des Protokolls die Anforderungen des § 2239 für nicht 
erfüllt erachtet worden ſind. Vorliegend iſt in der angegebenen 
Weiſe der Gerichtsſchreiber allerdings auch mit dem Niederſchreiben 
des Protokolls beſchäftigt geweſen. Allein die feſtgeſtellte Teil⸗ 
nahmsloſigkeit des Erblaſſers bei dieſem Vorgange ſchließt es 
aus, daß darin eine zu Gehör des Gerichtsſchreibers geſchehene 
Willensverlautbarung von ſeiten des Erblaſſers erblickt werden 
könnte. Es würde übrigens auch nicht genügt haben, wenn 
der Erblaſſer die an den Gerichtsſchreiber gerichteten Worte des 
Richters gehört und verſtanden hätte. Denn auch in ſolchem 
Falle ließe ſich fein Stillſchweigen der durch 8 2238 verlangten 


mündlichen Erklärung nicht gleichſtellen. T. c. P., U. v. 
1. Juli 09, 556/08 IV. — Braunſchweig. 
Zivilprozeßordnung. 
22. 5 233 ZPO. Wieodereinſetzung in den vorigen 
Stand.] 


Vom LG. iſt der Beklagte Zug um Zug gegen Rückgabe 
des Grundſtücks M. verurteilt: 1. an den Kläger 12 200 4 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 1. Juli 06 zu zahlen, 2. den Kläger 
aus der Schuldverbindlichkeit bezüglich der Poſt M. Nr. 485 
Abteilung III Nr. 19 von 8000 & zu entlaſſen. Gegen dieſes 
Urteil legte der Beklagte Berufung ein und das OLG. erkannte 
am 9. Dezember 08 unter teilweiſer Abänderung des an⸗ 
gefochtenen Urteils dahin: Unter Zurückweiſung der Berufung 
im übrigen wird der Kläger mit der Klage inſoweit abgewieſen, 
als ſie gerichtet iſt auf Entlaſſung aus der Schuldverbindlichkeit 
bezüglich der Poſt M. Nr. 485 Abteilung III Nr. 19 von 


15. 1909. 


— — 


8000 &. Zu dieſem Urteile erging am 3. Februar 09 ein 
dem Urteile angefügter Berichtigungsbeſchluß des Inhalts: Im 
verfügenden Teile dieſes Urteils find gemäß § 319 ZP. hinter 
8000 & die Worte einzuſchalten: Seine Verpflichtung zur 
Rückgabe des Grundſtücks M. Nr. 485 entfällt dem Beklagten 
gegenüber. Das Urteil iſt am 16. Februar 09 zugeſtellt. Be⸗ 
klagter erhob gegen den Berichtigungsbeſchluß ſofortige Be⸗ 
ſchwerde und legte gegen das Urteil Reviſion ein. Durch 
Beſchluß des erkennenden Senats vom 2. März 09 wurde der 
Berichtigungsbeſchluß aufgehoben. Der Beſchluß des RG. iſt 
den Parteien am 16. März 09 zugeſtellt. Am 20. März 09 
legte nunmehr auch Kläger gegen das Urteil vom 9. Dezember 08 
Reviſion ein und ſuchte gleichzeitig Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand nach. Die von ihm eingelegte Reviſion hat der 
Beklagte, nachdem ſich der Kläger derſelben angeſchloſſen hatte, 
zurückgenommen. Wiedereinſetzungsgeſuch und Reviſion des 
Klägers wurden zurückgewieſen. Aus den Gründen: Dem 
Wiedereinſetzungsantrage war nicht ſtattzugeben. Es fehlt an 
einem dem geſetzlichen Begriffe des unabwendbaren Zufalles zu 
unterſtellenden Ereigniſſe, durch welches Kläger an der Inne⸗ 
haltung der Rechtsmittelfriſt verhindert iſt. Den Ausführungen, 
welche dieſes Ereignis darin finden wollen, daß dem Kläger 
der für ſeine Entſchließung erhebliche Beſchluß des RG. erſt 
am letzten Tage der Rechtsmittelfriſt zugeſtellt iſt, iſt nicht zu 
folgen. Sie verkennen, daß durch die im $ 319 Abſ. 3 ZPO. 
gegen den Beſchluß, welcher eine Berichtigung ausſpricht, zu— 
gelaſſene ſofortige Beſchwerde ein ſelbſtändiges Verfahren er⸗ 
öffnet wird, welches unabhängig davon iſt, ob gegen das Urteil 
ein Rechtsmittel eingelegt wird oder nicht, das auch auf den 
Lauf der ordentlichen Rechtsmittelfriſt keinen Einfluß ausübt. 
— Gruchots Beitr. 29, 1090; RG. 29, 403. — Hiernach ſtehen 
ſich das Rechtsmittel und die Beſchwerde mit den für fie be: 
ſtimmten Friſten ſelbſtändig gegenüber. Bei beiden handelt es 
ſich um zeitlich verſchiedene Notfriſten, gegen deren Verſäumung 
Wiedereinſetzung gewährt werden kann. Dieſe Gewährung aber 
hat zur Vorausſetzung, daß das die Nichteinhaltung der Friſt 
veranlaſſende Ereignis ein Hindernis für die Einlegung des 
Rechtsmittels im eigentlichen Sinne bedeutete; nur dann liegt 
für die verſäumende Partei eine Verhinderung der Friſt⸗ 
einhaltung durch unabwendbaren Zufall im Sinne des Geſetzes 
vor. Daran fehlt es hier. Die Möglichkeit, das Rechtsmittel 
zur Hand zu nehmen, war für den Kläger vom Augenblicke der 
Zuſtellung des Urteils an gegeben. Wenn er von ihr in der 
Hoffnung, daß der Berichtigungsbeſchluß beſtehen bleiben werde, 
keinen Gebrauch machte und es zum Ablaufe der Reviſionsfriſt 
fommgn ließ, fo tat er dies auf feine Gefahr; verhindert an 
der Einhaltung der Reviſionsfriſt iſt er überhaupt nicht ge⸗ 
weſen. Es mag zugegeben werden, daß der für ihn ungünſtige 
Verlauf des Beſchwerdeverfahrens ſeine Entſchließung ändern 
konnte. Der Umſtand, daß er von dem Ausgange dieſes Ver⸗ 
fahrens erſt am letzten Tage der Rechtsmittelfriſt durch die 
Zuſtellung des Beſchluſſes des RG. Kenntnis erhielt und des⸗ 
halb ſeine abgeänderte Entſchließung nicht mehr zur Ausführung 
bringen konnte, ſtellt aber gleichwohl für ihn keinen unabwend⸗ 
baren Zufall dar. Die Aufhebung des Berichtigungsbeſchluſſes 
hat, abgeſehen davon, daß, weil die Berichtigung mit der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde anfechtbar war, von vornherein die Möglich⸗ 
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keit einer Abänderung in Betracht zu ziehen war, doch nur zur 
Folge gehabt, daß ſich die Annahme des Klägers, das Urteil 
werde in der berichtigten Form beſtehen bleiben, als irrig 
erwies. Das erfuhr der Kläger aus dem in einem anderen 
ſelbſtändigen Verfahren ergangenen Beſchluſſe; der Zeitpunkt 
der Zuſtellung dieſes Beſchluſſes iſt auf das Reviſionsverfahren 
einflußlos, und deshalb kann die verſpätete Zuſtellung des Be— 
ſchluſſes vom 2. März 1909 auch nicht dem Kläger als Wieder⸗ 
einſetzungsgrund gegen die Verſäumung der Reviſionsfriſt dienen. 
S. c. H., U. v. 25. Juni 09, 137/09 VII. — Poſen. 

23. SS 256, 756 ZPO. Feſtſtellungsklage, gerichtet auf 
Feſtſtellung des Annahmeverzuges.] 

Kläger hatte Klage erhoben mit dem Antrage, die 
Beklagten zu verurteilen, ſich mit der Wandelung des 
Kaufvertrages einverſtanden zu erklären, in Vollziehung dieſer 
Wandelung 7400 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
4. Auguſt 1906 zu zahlen Zug um Zug gegen Rückauflaſſung 
des Grundſtückes und Herausgabe der Inventarſtücke, ſowie 
feſtzuſtellen, daß die Beklagten bezüglich der Rückauflaſſung des 
Grundſtückes und der Übernahme der Inventarſtücke im 
Annahmeverzuge ſeien. Aus den Gründen: Die Reviſion 
erachtet bezüglich des Anſpruchs auf Feſtſtellung, daß die Be— 
klagten hinſichtlich der Rückauflaſſung und der Rücknahme der 
Inventarſtücke im Annahmeverzuge ſeien, die Vorausſetzungen 
der Feſtſtellungsklage für nicht gegeben. Allein der Kläger hat 
ein rechtliches Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung, daß das 
zwiſchen den Parteien beſtehende Rechtsverhältnis ſich dahin 
geſtaltet habe, daß die Beklagten hinſichtlich der infolge der 
Wandelung des Kaufvertrages ihnen obliegenden Verpflichtung 
zur Entgegennahme der Rückauflaſſung und zur Rücknahme des 
Inventars im Verzuge ſeien. Denn durch dieſe Feſtſtellung im 
Urteile wird er in den Stand geſetzt, das Urteil hinſichtlich der 
von den Beklagten zu leiſtenden Zahlung von 7400 .# nebſt 
Zinſen zu vollſtrecken, ohne den anderenfalls nach $ 756 ZPO. 
vor Beginn der Zwangsvollſtreckung durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden zu führenden Beweis erbringen 
zu müſſen, daß die Beklagten hinſichtlich der vom Kläger Zug 
um Zug zu gewährenden Rückauflaſſung des Grundſtückes und 
Herausgabe des Inventars im Verzuge der Annahme ſcien. 
Daß auch im Falle einer Verurteilung Zug um Zug die 
Zwangsvollſtreckung nach $ 756 ZPO. ſtets erſt dann zuläſſig 
ſein ſoll, wenn nach der Erlaſſung des Urteils dem Schuldner 
die ihm gebührende Gegenleiſtung in einer den Verzug der An— 
nahme begründenden Weiſe angeboten oder der Beweis der 
nach dem Urteile erfolgten Befriedigung oder der Inverzugſetzung 
des Schuldners in der angegebenen Weiſe geführt iſt, ergibt ſich 
aus dem Geſetze nicht. Vielmehr iſt der nach 8 756 ZPO. 
die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner 
wegen der ihm obliegenden Leiſtung begründende Beweis des 
Annahmeverzuges auch dann geführt, wenn nachgewieſen wird, 
daß der Schuldner ſchon vor dem Urteile im Annahmeverzuge war. 
Auch wird durch die Ausfertigung des Urteils, worin der An— 
nahmeverzug feſtgeſtellt wird, die im § 756 ZPO. vor⸗ 
geſchriebene Form des Beweiſes erfüllt, da die Urteils⸗ 
ausfertigung eine öffentliche Urkunde iſt. Die Vorausſetzungen 
der Feſtſtellungsklage nach $ 256 ZPO. liegen daher vor. 
Daß die Beklagten tatſächlich im Annahmeverzug ſind, iſt vom 
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BerR. in bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt. P. c. G., U. v. 
3. Juli 09, 395/08 V. — Marienwerder. 

24. 8 287 ZPO. Die Frage nach dem Kauſalzuſammen⸗ 
hang unterliegt richterlichem Ermeſſen.!] 

N. erlitt einen Unfall. Er kam bei einer Radtour zu 
Fall; dabei zog er ſich einige Verletzungen zu. Es trat Wund— 
ſtarrkrampf ein und der Verletzte ſtarb bald darauf. Seine 
Witwe und ſeine Kinder machen Schadenserſatzanſprüche geltend, 
weil der Hund des Beklagten dem N. in das Rad geſprungen 
ſei und dadurch den Sturz herbeigeführt habe. Das LG. er⸗ 
klärte den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. Die Reviſion 
erhebt Bedenken gegen die Annahme des BG., daß das Ver⸗ 
halten des Hundes mit dem Tode des Verletzten in Kauſal⸗ 
zuſammenhang ſtehe. Die Bedenken ſind unbegründet. Die 
Beurteilung der Frage des Kauſaulzuſammenhangs iſt dem Er⸗ 
meſſen des Gerichts überlaſſen (§S 287 ZPO.). Daß die durch 
den Sturz auf den Erdboden verurſachten Verletzungen, ſei es 
allein, ſei es in Verbindung mit dem Auswaſchen der Wunden, 
den Starrkrampf herbeigeführt haben, konnte unbedenklich an⸗ 
genommen werden. B. c. N., U. v. 14. Juni 09, 533,08 IV. — Cöln. 

25. 8 290 ZPO. Zum Begriffe des gerichtlichen Ge— 
ſtändniſſes.] 

Soll das Vorbringen der klagenden Partei als ein ſie 
bindendes Geſtändnis gelten, ſo muß ſeitens des Gegners in 
beſtimmterer Weiſe als dies bei den wechſelnden Behauptungen 
des Beklagten hier geſchehen iſt, feine Ubereinſtimmung mit dieſem 
Vorbringen erklärt ſein. Nicht jede in der Klage enthaltene 
Behauptung darf ohne weiteres zum Nachteile des Klägers als 
ein Geſtändnis desſelben behandelt werden. Es iſt deshalb 
prozeſſual nicht zu beanſtanden, daß das BG. die in II. Inſtanz 
von der Klägerin aufgeſtellte Behauptung zugelaſſen hat. Es 
entſpricht dies der Beſtimmung des §S 529 ZPO., und der er— 
örterte Reviſionsangriff des Beklagten iſt unbegründet. H. c. W., 
U. v. 25. Juni 09, 395/08 VII. — Berlin. 

26. SS 313 Nr. 4, 286 ZPO. Bezugnahme in den 
Entſcheidungsgründen auf ein in der nämlichen Sache erlaſſenes 
Urteil.] 

Das BG. hat mit Bezug auf den in Rede ſtehenden Ein⸗ 
wand bemerkt: daß er ſchon in ſeinem früheren in dieſer Sache 
erlaſſenen Urteile gewürdigt und als hinfällig befunden ſei, und 
es unterliegt nach dem Zuſammenhange keinem Zweifel, daß es 
bei dieſer Würdigung ſtehen geblieben iſt. In einer ſolchen 
Bezugnahme auf die — beiden Teilen bekannten — Gründe 
eines in derſelben Sache früher ergangenen Urteils iſt ein 
prozeßrechtlicher Verſtoß, insbeſondere eine Verletzung der 
55 286, 313 Nr. 4 ZPO., nicht zu finden. Das RG. hat 
eine Verweiſung auf die Entſcheidungsgründe eines in derſelben 
Sache erlaſſenen Urteils derſelben oder einer früheren Inſtanz 
und ſelbſt eines unter denſelben Parteien in einem Vorprozeſſe 
ergangenen Urteils an Stelle erneuter Begründung — zur Ver⸗ 
meidung unnützer Wiederholungen — dann, wenn das frühere 
Urteil, um der Sache Fortgang zu geben, zugeſtellt werden 
mußte, ſtets zugelaſſen (vgl. RG. 3 Nr. 127; 57 Nr. 32; 
JW. 00, 391%). Im erſten BU. hat hier aber der Einwand 
der Beklagten mit allen zu ſeiner Unterſtützung vorgebrachten 
Einzelanführungen in der Tat bereits eine erſchöpfende Würdi⸗ 
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gung erfahren. A.⸗G. für Braunkohlenverwertung c. H., U. 
v. 16. Juni 09, 393/08 V. — Naumburg. 

27. SS 373 ff. ZPO. Zeugenbeweis. Beſtellung eines 
anderen geſetzlichen Vertreters, um den bisherigen als Zeuge 
benennen zu können.] 

Die Reviſion betrifft folgenden Punkt. Der zur Zeit der 
Klageerhebung und auch noch zur Zeit der Beſchreitung der 
Berufungsinſtanz beſtellt geweſene Geſchäftsführer der kläge⸗ 
riſchen Geſellſchaft, Auguſt H. iſt, nachdem er während der 
Anhängigkeit des Rechtsſtreits in der Berufungsinſtanz aus⸗ 
geſchieden und an ſeine Stelle der jetzige Geſchäftsführer Adolf H. 
getreten war, eidlich als Zeuge vernommen worden. Die 
Reviſion rügt dies als prozeſſual unzuläſſig, weil das Aus⸗ 
ſcheiden des Auguſt H. aus dem Vertreterverhältnis nur zum 
Schein und zu dem Zweck erfolgt ſei, um eben die Vernehmung 
des Genannten als Zeugen zu ermöglichen. Uber die letztere, 
durch Anführung von Einzeltatſachen näher begründete Be⸗ 
hauptung habe der Beklagte Beweis angetreten, der nicht un⸗ 
erhoben hätte bleiben dürfen. Der Angriff wäre begründet, 
wenn die Beweiswürdigung des BerR. in betreff der von ihm 
verneinten Frage, ob Beklagter durch den Vertreter der Klägerin 
bei Eingehung der Garantieverbindlichkeit argliſtig getäuſcht 
worden ſei, auf Berückſichtigung der Ausſage des Auguſt H. 
mitberuhen würde. Dies iſt aber, was die Reviſion mit Un⸗ 
recht in Zweifel zieht, nicht der Fall. S. c. B., U. v. 
26. Juni 09, 427/08 V. — Berlin. 

28. 8 373 ZPO. Zeugenbeweis über hypothetiſche innere 
Tatſachen.] 

Daß der Beklagte in der Lage geweſen ſei, mit Hilfe ſeines 
Vaters den Reſt der Stammeinlage zu zahlen, entnimmt das 
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Vaters des Beklagten. Die Reviſion erachtet die Vernehmung 
dieſes Zeugen darüber, ob er bei einer entſprechenden Rats⸗ 
erteilung durch den Kläger bereit geweſen wäre, jenen Reſt⸗ 
betrag von 13 000 l vor erfolgter Kaduzierung an die 
Geſellſchaft für den Beklagten einzuzahlen, für unzuläſſig. Es 
liegt jedoch kein ausreichender Grund vor, die Vernehmung von 
Zeugen über derartige innere bedingte Tatſachen — und damit 
überhaupt jede Beweiserhebung über ſolche Tatſachen — aus⸗ 
zuſchließen. Wie weit die Ausſage eines Zeugen darüber, was 
er in einem beſtimmten, nicht eingetretenen Falle getan haben 
würde, für glaubwürdig zu erachten iſt oder nicht, iſt Sache 
der Beweiswürdigung. Eine ſolche Ausſage kann, auch wenn 
die Möglichkeit einer objektiven Nachprüfung fehlt, glaubhaft 
ſein wegen der Perſon des Zeugen. Das Urteil in RG. 65, 
399 (406, 407), auf welches ſich die Reviſion bezieht, ſteht ihr 
nicht zur Seite, denn es betrifft den Eides-, nicht den Zeugen⸗ 
beweis. — Vgl. im übrigen RG. 32, 375; 62, 416. — 
N. c. S., U. v. 22. Juni 09, 398/08 III. — Naumburg. 
29. 88 383 Nr. 2, 385 ZPO. Zur Frage der Be⸗ 
eidigung einer geſchiedenen Ehefrau als Zeugin über die Tat: 
ſache des Geſchlechtsverkehrs mit dem klagenden Ehemann. 
Verfehlt iſt die Rüge, daß die frühere Ehefrau des Klägers 
nicht eidlich vernommen worden ſei. Die Frage, ob ſie mit 
dem Kläger geſchlechtlich verkehrt habe, fällt unter keine der in 
§ 385 30. aufgeführten Ausnahmefälle, in denen die nach 
§ 383 Nr. 2 zur Verweigerung des Zeugniſſes berechtigte 
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frühere Ehefrau dieſes Rechtes verluſtig gegangen wäre. So 
hat das RG. bereits mit Urteil vom 30. Dezember 1904 in 
Sachen Egender wider Egender IV 204/04 erkannt. Es ſtand 
demnach lediglich im Ermeſſen des Tatrichters, ob er gemäß 
§ 393 Abſ. 2 ZPO. die nachträgliche Beeidigung der Zeugin 
anordnen wollte. V. c. V., U. v. 17. Juni 09, 576/08 IV. 
— Hamburg. 

30. SS 428, 580 Ziff. 7b, 582 ZPO. Begriff der für 
eine Reſtitutionsklage geeigneten Urkunde.] 

Der Reſtitutionskläger behauptet, bis zum Schluß der 
Verhandlung, auf welche das BU. erging, jet er außer: 
ſtande geweſen, die Handelsbücher der Vallendarer Aktien⸗ 
geſellſchaft in feinem Prozeſſe mit dem Reſtitutions⸗ 
beklagten zu benutzen. Erſt durch den in Sachen B. gegen 
H. ergangenen Beſchluß des KG. vom 18. Mai 1907 ſei es 
ihm ermöglicht worden, dieſe Handelsbücher einzuſehen, 
bis ihm die Einſicht durch Beſchluß vom 25. Mai 1907 
wieder entzogen worden ſei. Reſtitutionskläger behauptet, daß 
er aus den Handelsbüchern, aus denen er ſich während der Zeit 
der Einſichtgeſtattung Auszüge gefertigt habe, in Verbindung 
mit Sachverſtändigengutachten den Beweis liefern werde, daß 
die in dem Prozeß mit dem Reſtitutionsbeklagten feſtgeſtellten 
Tatſachen unrichtig ſeien, daß die Angaben der Sachverſtändigen 
über die Verhältniſſe und die Geſchäftslage der Aktiengeſellſchaft 
in den 1890 er Jahren falſch und ſeine (des Reſtitutionsklägers) 
Bilanzen und Geſchäftsberichte wahrheitsgemäß ſeien, womit 
dem Anſpruch des Reſtitutionsbeklagten der Boden entzogen 
werde. Die erwähnten Handelsbücher vorzulegen, war Re⸗ 
ſtitutionskläger nicht in der Lage. Er hat ſich, wie unbeſtritten, 
ſchon in dem Verfahren vor dem BU. auf fie berufen. Einen 
Antrag nach § 428 ZPO. hat er weder damals noch jetzt 
geſtellt. Das eigene Vorbringen des Reſtitutionsklägers ergibt, 
daß ſeine Reſtitutionsklage unzuläſſig (nicht wie das KG. an⸗ 
nimmt, unbegründet) iſt. Sie iſt auf § 580 Ziff. 7b ZPO. 
geſtützt. Hiernach findet die Reſtitutionsklage ſtatt: „wenn eine 
Partei eine andere Urkunde auffindet oder zu benutzen in den 
Stand geſetzt wird, welche eine ihr günſtigere Entſcheidung 
herbeigeführt haben würde“. Sie iſt jedoch nach § 582 nur 
zuläſſig, wenn die Partei ohne ihr Verſchulden außerſtande war, 
den Reſtitutionsgrund in dem früheren Verfahren geltend zu 
machen. Die Handelsbücher der Aktiengeſellſchaft waren dem 
Reſtitutionskläger ſchon in dem früheren Verfahren bekannt; er 
hat ſich ſchon damals auf ſie berufen; ſie ſind alſo keine neu 
aufgefundenen Urkunden. Sie ſind aber auch nicht erſt nach 
dem Erlaß des BU. benutzbar geworden. Die Frage, ob der 
Reſtitutionskläger ihre Vorlage im vorliegenden Prozeſſe ver⸗ 
langen kann, iſt vielmehr im früheren Verfahren unentſchieden 
geblieben, ebenſo wie ſie zurzeit unentſchieden iſt. Dieſe 
Frage mußte der Reſtitutionskläger im Prozeß gegen die Aktien⸗ 
geſellſchaft, die Eigentümerin der Handelsbücher, zum Austrag 
bringen und dieſerhalb ſich eine Friſt nach §S 428 ZPO. be 
ſtimmen laſſen. Der Reſtitutionskläger kann nicht behaupten, 
daß die Handelsbücher im früheren Verfahren für ihn nicht 
benutzbar waren; denn er hat einen Verſuch, ihre Vorlage zu 
erzwingen nicht gemacht. Er kann aber auch nicht behaupten, 
daß ſie jetzt für ihn benutzbar ſind; denn er hat ſie weder vor⸗ 
gelegt, noch hat er bisher ein Urteil erſtritten, durch welches 
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die Verpflichtung der Aktiengeſellſchaft zur Vorlage der Bücher 
in dem gegenwärtigen Prozeß ausgeſprochen iſt. Mit Recht 
hat das KG. ausgeführt, daß die Benutzbarkeit der Handels⸗ 
bücher vor dem Erlaß des BU. für den Reſtitutionskläger genau 
dieſelbe war, wie ſie es jetzt iſt. Für Fälle dieſer Art iſt 
das außerordentliche Rechtsmittel der Reſtitutions— 
klage nicht gegeben. Die Reſtitutionsklage iſt hiernach mit 
Recht zurückgewieſen. B. c. M., U. v. 5. Juni 09, 297/08 I. — 
Berlin. 

31. SS 475, 471 (56, 313) ZPO. Unzuläſſige Eides⸗ 
auflage „an den oder die Geſchäftsführer“ der klagenden Firma.! 

Begründet iſt der Angriff der Reviſion, in betreff der Klage 
der Firma W. H. & Comp. ſei die Eidesauflage nicht haltbar, 
da nicht feſtgeſtellt ſei, wer zu ſchwören habe. Die Eidesauflage 
an den oder die Geſchäftsführer der Firma iſt unverſtändlich 
und nicht nachprüfbar. Nur der Perſon oder den Perſonen 
konnte der Eid auferlegt werden, welche zur Zeit der Erlaſſung 
des BU. Geſchäftsführer war bezw. waren, § 471 ZPO. — 
Die Inſtanzgerichte haben jedoch, entgegen der ſtrikten, durch 
die Entſcheidung des VI. ZS. des RG. vom 20. November 02, 
JW. 03, 3 noch beſonders eingeſchärften Vorſchrift der 
ss 56 Abſ. 1, 313 Ziff. 1 ZPO., unterlaſſen, feſtzuſtellen, wer 
zur Zeit der Urteilsfällung Geſchäftsführer war, und ebenſo⸗ 
wenig haben ſie feſtgeſtellt, wer es war zur Zeit der ſtrittigen 
Vereinbarung im Sommer 1905. Dieſem Mangel iſt auch in 
der Reviſionsinſtanz nicht abgeholfen, inſofern die Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nur davon Kenntnis haben und nur darüber 
einig ſind, daß Wilhelm H. jetzt der Geſchäftsführer iſt. Ob 
alſo etwa die vom Ber R. notwendig gemeinten Schwurpflichtigen 
(die Geſchäftsführer zur Zeit des Urteils) inzwiſchen weg⸗ 
gefallen find, S 471 3PO., läßt ſich weder jetzt noch im 
Eidestermin beurteilen. Ebenſo iſt nicht erſichtlich, ob die 
Geſchäftsführer zur Zeit des Urteils nach 88 459, 473, 477 
ZPO. zum Wahrheitseide zugelaſſen werden durften. Und 
ebenſowenig, ob, falls dies zu verneinen war und einen 
Wahrheitseid über die ſtrittige Vereinbarung nur der Be— 
klagte leiſten konnte, das richterliche Ermeſſen im Sinne des 
§ 475 ZPO. richtig und vollſtändig ausgeübt iſt, ſoweit der 
auferlegte Eid zugleich als ein Ergänzungseid gemeint iſt. 
Eine Nachprüfung, ob nicht etwa materielle Grundſätze verletzt 
find, iſt alſo nicht möglich. St. c. H., U. v. 22. Juni 09, 
415/08 III. — Düſſeldorf. 

32. 5 554 Abſ. 3 Ziff. 26 ZPO. Erfordernis prozeſſualer 
Angriffe.] 

Die erhobene Rüge entſpricht nicht der für die Reviſions⸗ 
begründung in 8 554 Abſ. 3 Ziff. 20 gegebenen Vorſchrift; es 
hätten in der Reviſionsbegründung von dem Nevifionsfläger 
diejenigen Tatſachen, die von dem BerR. unter Verletzung des 
Geſetzes nicht berückſichtigt ſein ſollen, genau und beſtimmt 
bezeichnet werden müſſen. Dem iſt durch die allgemeine Bezug⸗ 
nahme auf die weitſchichtigen Schriftſätze vom 16. Januar und 
7. (ſoll wohl heißen 17.) Februar 1908 in keiner Weiſe Genüge 
geſchehen. G. c. L., U. v. 25. Juni 07, 665/08 II. — 
Mürchen. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

33. § 8 GWG. verb. mit den preußiſchen Geſetzen vom 
7. Mai 1851, 24. Mai 1861. Worauf hat ſich in Preußen 
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die richterliche Prüfung der Entſcheidung des Dilziplinargerichts 
auf Anſprüche des Richters zu beziehen?! 

Das preußiſche Geſetz vom 24. Mai 1861 betr. die Er⸗ 
weiterung des Rechtsweges (Geſetzſamml. S. 241) regelt im 
erſten Abſchnitt den Rechtsweg in Beziehung auf die Anſprüche 
der — unmittelbaren — Staatsbeamten wegen ihrer Dienſt⸗ 
einkünfte ganz allgemein, alſo ſelbſtverſtändlich, wie ſchon 
in dem Erkenntnis des PrOTr. vom 12. Dezember 1864, 
Entſch. des OTr. 54, 284, bemerkt wird, auch in Beziehung 
auf die Richter. Daß insbeſondere auch § 5 des Geſetzes auch 
auf die Richter anzuwenden ſei, iſt in der Kommiſſionsberatung 
des Abgeordnetenhauſes ausdrücklich hervorgehoben. Vgl. 
ſtenographiſche Berichte des Abgeordnetenhauſes 1861 Anlagen 
Bd. VI Nr. 132 S. 947. Es iſt auch weder § 5 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 noch § 1 Ziff. 2 des Geſetzes vom 
7. Mai 1851 betr. die Dienſtvergehen der Richter uſw., Geſetz⸗ 
ſamml. S. 218, durch das deutſche GVG. außer Kraft geſetzt. 
Die Entſtehungsgeſchichte des erſten Titels des GVG. ergibt, 
daß man in die Juſtizhoheit der Einzelſtaaten nur ſoweit als 
unbedingt nötig eingreifen und nur für das Reich regeln wollte, 
was dem in dem größten Teile Deutſchlands und namentlich 
in Preußen beſtehenden Rechte entſprach. Beſonders gilt dies 
für den $ 8 GG., der im weſentlichen dem Art. 87 der 
preußiſchen Verfaſſung entnommen iſt. Unter der Geltung 
dieſer Verfaſſungsbeſtimmung, nach der Richter „nur durch 
Richterſpruch aus Gründen, welche die Geſetze vorgeſehen haben“, 
ſollten enthoben werden können, iſt das Geſetz vom 7. Mai 1851 
erlaſſen. Hätte man die in dieſem Geſetze gegebene Beſtimmung 
der Entlaſſungsgründe, als dem Ermeſſen des Diſziplinargerichts 
einen zu weiten Spielraum gewährend, nicht für genügend er⸗ 
achtet, ſo hätte dies bei der Beratung und auch bei der Faſſung 
des §8 8 GWG. zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Dies 
iſt nicht geſchehen, vielmehr iſt unwiderſprochen mehrfach hervor⸗ 
gehoben, daß die Beſtimmungen in Preußen bereits geltendes 
Recht ſeien. Vgl. den Kommiſſionsbericht bei Hahn, Materialien 
zum GG., Bd. 2 S. 936/937, und die Außerungen des 
Miniſterialrats Loe und des Juſtizminiſters Leonhardt, a. a. O. 
S. 1033 und 1035, ferner auch die Außerungen der Ab⸗ 
geordneten v. Puttkammer, Lasker und Struckmann, a. a. O. 
Bd. I S. 385 ff. Durch § 5 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 
wird der Rechtsweg nicht ausgeſchloſſen; ſeine Beſtimmung ſteht 
daher mit 8 9 GWG. nicht in Widerſpruch. Vorausſetzung 
der Anwendung des § 5 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 iſt 
allerdings, ſofern die Rechtsgültigkeit der Amtsenthebung, der 
Verſetzung an eine andere Stelle oder der Verſetzung in den 
Ruheſtand eines Richters in Frage ſteht, nach S8 GG., 
daß die diſziplinargerichtliche Entſcheidung unter den vom Geſetze 
beſtimmten Formen und aus den vom Geſetze beſtimmten 
Gründen erlaſſen iſt. Die hiernach den ordentlichen Gerichten 
bei der Entſcheidung über die vermögensrechtlichen Anſprüche 
des Richters zuſtehende Prüfung hat ſich aber darauf zu be: 
ſchränken, ob die äußeren Formen der Entſcheidung gewahrt 
ſind, für Preußen alſo, ob das rechtskräftige Erkenntnis eines 
Diſziplinarſenats vorliegt, und ob dieſes Erkenntnis die 
Diſziplinarſtrafe aus einem im Geſetze beſtimmten Grunde 
ausſpricht. Jede weitere Nachprüfung des Verfahrens des 
Diſziplinargerichts iſt ebenſo ausgeſchloſſen, wie eine materielle 
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Nachprüfung der Entſcheidungsgründe, abgeſehen ſelbſtverſtändlich 
von der Prüfung der Rechtsgültigkeit des angewendeten Geſetzes. 
T. c. Pr. Juſtizfiskus, U. v. 25. Juni 09, 337/08 III. — 
Düſſeldorf. 

34. § 159 Abſ. 2 GWG. verb. mit $ 2 FGG. Ab⸗ 
lehnung des Rechtshilfegeſuches durch ein elſaß⸗lothringiſches 
Gericht, die Unterwerfung des außerehelichen Vaters unter die 
ſofortige Zwangsvollſtreckung aufzunehmen.] 

Der entſcheidende Senat des RG. hält an der in ſeinem 
Beſchluſſe vom 27. Februar 1908 (RG. 67, 416) näher be⸗ 
gründeten Annahme feſt, daß das Vormundſchaftsgericht in den 
Grenzen ſeiner Obliegenheiten handelt, wenn es den Erzeuger 
des bevormundeten unehelichen Kindes nach geſchehener Vor⸗ 
ladung darüber vernimmt, ob er ſeine Vaterſchaft anerkenne, 
ſich zur Zahlung beſtimmter Unterhaltungsbeträge verpflichte 
und ſich wegen dieſer Verpflichtung der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterwerfe. Dementſprechend ſind denn auch in 
Bayern die Vormundſchaftsgerichte als ſolche durch die zur 
Ausführung der geſetzlichen Vorſchriften über das Vormundſchafts⸗ 
weſen erlaſſene Bekanntmachung des Staatsminiſteriums der 
Juſtiz vom 19. Januar 1900 (JMBl. 00, 181) im 89 (vgl. 
hierzu S. 227 bis 230) darauf hingewieſen worden, in dieſer 
Weiſe mit dem unehelichen Vater zu verhandeln und ins⸗ 
beſondere darauf hinzuwirken, daß er die Erklärung über ſeine 
Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung abgibt. 
Die aus dieſer vormundſchaftsgerichtlichen Sachzuſtändigkeit in 
dem Beſchluſſe vom 27. Februar 1908 hergeleitete Befugnis, 
die Rechtshilfe auswärtiger Gerichte zur Vornahme derartiger 
Vernehmungen in Anſpruch zu nehmen, wird an und für ſich 
dadurch nicht berührt, daß das erſuchte Gericht unter Berufung 
auf einen Ablehnungsgrund ſich weigert, dem Erſuchen ſtatt⸗ 
zugeben. Vielmehr ſteht alsdann dem Vormundſchaftsgerichte 
der durch §S 2 FGG. in Verbindung mit $ 160 GWG. vor⸗ 
geſchriebene Weg offen, auf dem es eine Entſcheidung der 
höheren Inſtanzen über die Rechtmäßigkeit der Ablehnung 
herbeizuführen vermag. Im gegebenen Falle konnte daher die 
Zuläſſigkeit der gegen die Entſcheidung des OLG. eingelegten 
Beſchwerde nicht verneint werden. Die Beſchwerde erwies ſich 
jedoch als nicht begründet. Mit Recht hat ſich das AG. in 
Metz auf 8 44 des elſaß⸗lothringiſchen Geſetzes betr. die Aus⸗ 
führung des freiwilligen Gerichtsbarkeits⸗Geſetzes vom 6. No⸗ 
vember 1899 berufen, welcher vorſchreibt: Für die Beurkundung 
von Rechtsgeſchäften, welche nach den Vorſchriften der Reichs⸗ 
geſetze gerichtlicher oder notarieller Beurkundung bedürfen, ſind, 
ſoweit nicht ein anderes geſetzlich beſtimmt iſt, nur die Notare 
zuſtändig. Unter dieſe auf Grund des Vorbehalts im Art. 141 
EGBGB. erlaſſene Geſetzesvorſchrift fallen zwar nicht die 
formfreien Vereinbarungen über die Unterhaltsleiſtungen des 
unehelichen Vaters; ſie erſtreckt ſich jedoch auf die hinzugefügte 
Erklärung, durch die der Verpflichtete ſich der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterwirft. Denn für dieſe Erklärung beſteht nach 
§ 794 Abſ. 1 Nr. 5 3 O. das reichsgeſetzliche Erfordernis der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Aus einer Urkunde 
aber, die ein elſaß⸗lothringiſches Gericht mit ſolchem Inhalte auf: 
nehmen wollte, würde, weil gemäß § 44 das Gericht die Grenzen 
ſeiner Amtsbefugniſſe damit überſchritten hätte, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gemäß 8 794 ZPO. nicht zuläſſig fen. Es ent⸗ 


M 15. 1909. 


— 


ſteht die Frage, ob dieſe Erwägungen für die Annahme hin⸗ 
reichen, daß im Sinne des § 159 Abſ. 2 GVG. die Aufnahme 
vollſtreckbarer Urkunden den Gerichten in Elſaß⸗Lothringen ver: 
boten iſt. Nach der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes kann 
die Bejahung dieſer Frage zweifelhaft ſein. (Wird weiter aus⸗ 
geführt.) Die Entſtehungsgeſchichte des $ 159 GVG. läßt klar 
erkennen, daß die Ablehnungsbefugnis und Ablehnungspflicht 
aus dem Grunde der ſachlichen Unzuſtändigkeit nur deshalb in 
das Geſetz nicht aufgenommen worden iſt, weil für das damalige 
auf Zivil⸗ und Strafſachen beſchränkte Anwendungsgebiet der 
Vorſchrift angenommen wurde, ein ſolcher Fall könne nicht vor⸗ 
kommen. Die Möglichkeit ſeines Eintretens iſt von neuem ge⸗ 
geben, ſeitdem durch $ 2 FGG. die von der Rechtshilfe 
handelnden Vorſchriften des GVG. auf die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ausgedehnt worden ſind. Iſt im 
Bereich dieſer Angelegenheiten das erſuchte Gericht ſachlich für 
die vorzunehmende Handlung nicht zuſtändig, ſo ergibt ſich die 
Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Ablehnung daraus, daß 
beim Erlaß des GVG. an den maßgebenden Stellen die Abſicht 
beſtanden hat, die im § 159 enthaltene Regelung auf einen 
ſolchen Fall nicht auszudehnen, daß aber begriffsmäßig von 
einer Gewährung der Rechtshilfe nur dann die Rede ſein kann, 
wenn es ſich um eine Amtstätigkeit handelt, die in ihrer Art 
dem Geſchäftsbereiche des erſuchten Gerichtes verfaſſungsmäßig 
angehört. In einem Auftragsverhältniſſe ſtehen die beteiligten 
Gerichte nicht zueinander und zu Geſchäften, die am Orte der 
Vornahme überhaupt nicht Gerichtsgeſchäfte ſind, ſondern 
anderen Behörden oder Beamten obliegen, kann auch im Wege 
des Rechtshilfeverfahrens kein Gericht angehalten werden. Beſchl., 
die Vormundſchaft V. betr., v. 24. Juni 09, B 233/09 IV. — 
Colmar. | 

Konkursordnung. 

35. 55 102, 30 KO. Zahlungseinſtellung — Zahlungs⸗ 
ſtockung.] 

Von der Beklagten war behauptet, die Gemeinſchuldnerin 
habe zur angegebenen Zeit Waren im Werte von 300 000 4 
in Rußland lagern gehabt, dem Verkaufe dieſer Waren an die 
ruſſiſche Militärverwaltung habe nur das Hindernis entgegen⸗ 
geſtanden, daß die zum Zwecke dieſes Verkaufs bereits gegründete 
Geſellſchaft in Moskau noch nicht eingetragen geweſen ſei, und 
die Eintragung habe nur darum nicht ſtattgefunden, weil in⸗ 
zwiſchen der Konkurs über das Vermögen der Gemeinſchuldnerin 
eröffnet worden ſei. Die Richtigkeit dieſer Behauptungen muß 
für die Reviſionsinſtanz unterſtellt werden. Solange aber die 
Gemeinſchuldnerin für abſehbare Zeit mit dem Eingang einer 
dem behaupteten Werte jener Waren entſprechenden oder auch 
nur annähernd entſprechenden Geldſumme aus Rußland rechnen 
durfte, ſolange mußte die für den Begriff der Zahlungseinftellung 
nicht entbehrliche Annahme eines nicht bloß vorübergehenden 
Mangels an Zahlungsmitteln ausgeſchloſſen erſcheinen. Eine 
Zahlungsſtockung mag bei ſolcher Sachlage beſtehen; eine 
Zahlungseinſtellung könnte, wenn der Schuldner den Ein 
gang barer Mittel von ſo bedeutender Höhe in naher 
Friſt zu erwarten hat, nur unter ganz beſonderen Um⸗ 
ſtänden, wie ſie hier bisher nicht feſtgeſtellt ſind, angenommen 
werden. K. c. P. Konk., U. v. 6. Juli 09, 85/09 VII. — 
Dresden. 


38. Jahrgang. 

Handelsgeſetzbuch. 8 

36. S 133 HGB. Gerichtliche Auflöſung einer Geſell— 
ſchaft begreift auch eine ſolche Auflöſung durch Schiedsſpruch.] 

Während für das alte Handelsrecht Streit darüber beſtand, 
ob zur Auflöſung der offenen Handelsgeſellſchaft die bloße 
Auflöſungserklärung des Geſellſchafters genüge oder ein Richter⸗ 
ſpruch erforderlich ſei, ob alſo der im Falle des Widerſpruchs 
notwendig gewordene Richterſpruch konſtitutive oder deklarative 
Bedeutung habe, hat das neue HGB. dieſen Streit geſchlichtet 
und verlangt — im Gegenſatz zu §S 723 BGB. — zum Schutze 
der übrigen Geſellſchafter im Intereſſe der Verkehrsſicherheit 
ausdrücklich eine die Auflöſung ausſprechende richterliche Ent- 
ſcheidung (vgl. Denkſchrift zum Entw. eines HGB. S. 97). 
Deshalb beſtimmt der $ 133 Abſ. 1 HGB.: „Auf Antrag 
eines Geſellſchafters kann die Auflöſung der Geſellſchaft ... 
durch gerichtliche Entſcheidung ausgeſprochen werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt.“ Nichts zwingt indeſſen, die Worte 
„durch gerichtliche Entſcheidung“ ausſchließlich auf die Ent— 
ſcheidung des im Einzelfalle zuſtändigen Prozeßgerichts, alſo 
des ordentlichen (ſtaatlichen) Gerichts zu beziehen. Der Mangel 
jeder näheren Kennzeichnung der Entſcheidung geſtattet vielmehr, 
darunter auch den im ſchiedsrichterlichen Verfahren ergehenden 
Schiedsſpruch zu begreifen, dem die ZPO. (S 1040) unter den 
Parteien die Wirkungen eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils 
beilegt. Hiernach verletzt der Schiedsvertrag, in deſſen Aus⸗ 
führung der Schiedsſpruch erfolgt, an ſich nicht den § 133 
Abſ. 3 HGB., deſſen Beſtimmung auch auf den Abſ. 1 zurück⸗ 
zubeziehen iſt. Denn er kann nicht im Sinne des Abſ. 3 als 
eine Vereinbarung gelten, durch welche das Recht des Geſell— 
ſchafters, die Auflöſung der Geſellſchaft zu verlangen, „dieſen 
Vorſchriften zuwider“ beſchränkt wird. T. c. R., U. v. 
22. Mai 09, 464/08 I. — Hamm. 

37. 58 556 ff. HGB. in Verb. mit § 278 BGB. 
Locatio navis.] 

Durch Charter⸗Party vom 30. Okt. 06 hat der Kläger 
den ihm gehörigen Dampfer R. für eine Reiſe von Java nach der 
Weſer oder Elbe nach Charterers Wahl an den Beklagten ver: 
frachtet. Das Schiff hat ſeine Reiſe in Bremerhaven beendet, 
wo es am 4. März 07 ankam. Noch am gleichen Tage wurde 
mit der Entlöſchung begonnen, welche die Leute des von dem 
Beklagten damit beauftragten Stauers H. vornahmen. Bei der 
Entladung der Copraballen, die in der Nacht unter Benutzung 
von Laternen (Lampen) geſchah, entſtand ein Brand, der erſt 
am andern Tage gelöſcht werden konnte und dem Schiffe 
ſchweren Schaden zufügte. Der Kläger behauptet, daß der 
Brand durch unvorſichtiges Umgehen der Stauarbeiter mit den 
Laternen verurſacht worden ſei. Für dieſe Fahrläſſigkeit hält 
er den Beklagten, dem er in bezug auf die Auswahl des Stauers 
H. keinen Vorwurf macht, nach § 278 BGB. für haftbar, weil 
die Stauarbeiter als ſeine Erfüllungsgehilfen anzuſehen ſeien. 
Er berechnet den Schaden am Schiffe auf wenigſtens 50 000 # 
und hat dieſen Betrag mit 5 Prozent Prozeßzinſen gegen den 
Beklagten eingeklagt. Das OLG. wies die Klage ab, RG. hob 
auf. Aus den Gründen: Ohne jedes Bedenken iſt zunächſt 
die Feſtſtellung, daß der Brand durch die Fahrläſſigkeit der 
Stauarbeiter verurſacht worden iſt. Aber auch die Haftung 
des Beklagten für dieſe Fahrläſſigkeit muß bejaht werden. Eine 
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Haftung des Beklagten bis zur Grenze von casus und vis major 
darf freilich nicht anerkannt werden. Dagegen trifft der 
$ 278 BGB. zu, wonach der Beklagte für das Verſchulden 
der Stauarbeiter als ſeiner Erfüllungsgehilfen haftbar iſt. Der 
Senat nimmt keinen Anſtand, entſprechend den Ausführungen 
in feinem Urteile I 479/00 vom 27. März 1901 (RG. 48, 90) 
auch im vorliegenden Falle das Rechtsverhältnis zwiſchen den 
Parteien nicht als Werkvertrag, ſondern in bezug auf das 
Schiff im weſentlichen als Sachmiete aufzufaſſen. Die damals 
für entſcheidend gehaltenen Vertragsbeſtimmungen kehren auch 
in der jetzigen Charter-Party wieder. Der Umſtand, daß der 
Kapitän den Beſitz des Schiffes für den Reeder behält, ſteht 
jetzt, ſowenig wie in dem früheren Falle, einem Mietverhältnis 
entgegen; denn dadurch wird nicht ausgeſchloſſen, daß das 
Schiff zum vertragsmäßigen Gebrauch überlaſſen werden konnte 
und überlaſſen worden iſt. (Wird weiter ausgeführt.) — 
M. c. N.⸗L., U. v. 7. Juni 09, 287/08 IJ. — Hamburg. 

38. 88 834, 846, 792, 709, 710 HGB. 1. Anwendbar⸗ 
keit holländiſchen Rechts? 2. Unterverſicherung. Hebungskoſten 
find Koſten der Rettung und nicht der Ausbeſſerung.] 

1. Die Anwendbarkeit des holländiſchen Rechts wird für 
den vorliegenden Fall hergeleitet aus der bezüglichen Beſtimmung 
der Police, die wörtlich dahin geht: „Dieſe Verſicherung gilt im 
allgemeinen auf Grund der umſtehenden Bedingungen, indeſſen 
ſind die an der Rotterdamer Börſe feſtgeſetzten ſogen. Beurse- 
Conditien (Conditien warop ter Beurse van Rotterdam Ver- 
zekeringen gesloten worden) maßgebend, ſoweit dieſe Konditien 
von den umſtehenden Bedingungen abweichen.“ Aus dieſer 
Beſtimmung folgt aber an ſich noch nicht die Anwendbarkeit 
des holländiſchen Rechts als ſolchen, auch wenn es richtig ſein 
wird, daß die Konditien im allgemeinen auf dem Boden dieſes 
Rechtes ſtehen, insbeſondere folgt nicht aus derſelben die An⸗ 
wendbarkeit des Art. 717 des wedboek van koophandel. Auf 
S. 64 der zu den Akten gegebenen Konditien wird auch keines⸗ 
wegs die Anwendbarkeit dieſes Artikels überhaupt vorgeſchrieben; 
es werden dort vielmehr nur Beſtimmungen getroffen, wie es 
zu halten iſt, wenn der Art. 717 zur Anwendung kommt. 
Sodann verweiſen die Verſicherungsbedingungen mehrfach aus⸗ 
drücklich auch auf Beſtimmungen des deutſchen HGB. Weiter⸗ 
hin kommt in Betracht, daß der Verſicherungsvertrag in Deutſch— 
land zwiſchen deutſchen Parteien und für eventuell in Deutſchland 
zum Austrag zu bringende Verhältniſſe abgeſchloſſen worden 
iſt. Bei dieſer Sachlage würde die Anwendbarkeit des hol— 
ländiſchen Rechts nur dann anzunehmen ſein, wenn ein hierauf 
gerichteter Vertragswille bei Abſchluß des Verſicherungsvertrages 
ſich ergäbe. Das it aber nicht der Fall. 2. Dem OSG. iſt 
dahin beizupflichten, daß auch die Hebungskoſten zu denjenigen 
Koſten gehören, die an ſich dem Verſicherer zur Laſt fallen. 
Das ergibt ſich aus den SS 834 Ziff. 3 und 846 HGB. (vgl. 
auch S 84 ASee VB. und 8 63 des am 1. Januar 1910 in 
Kraft tretenden Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag, 
das zwar auf das Seeverſicherungsrecht keine Anwendung findet, 
aber auch auf dem Boden dieſes Rechts ſteht)h. Dagegen kann 
nicht mit dem OLG. angenommen werden, daß bei der Be⸗ 
rechnung des Abzuges „neu für alt“, welchen die Beklagte in 
Höhe von ½ zu machen berechtigt iſt, auch die Hebungskoſten 
mit 9000 & in Anſatz zu bringen find. Auf den vorliegenden 
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Fall der Unterverſicherung findet S 792 HGB. Anwendung, 
wonach der Verſicherer im Falle eines teilweiſen Schadens für 
den Betrag des letzteren nur nach dem Verhältniſſe der Ver⸗ 
ſicherungsſumme zum Verſicherungswerte haftet. Daraus iſt zu 
folgern, daß die Hebungskoſten als Koſten der Rettung 
(SS 834 Ziff. 3, 819) nach dem Verhältnis dieſer Vorſchrift 
mithin ohne Abzug „neu für alt“ zu teilen ſind. Es erſcheint 
auch viel natürlicher, dieſelben unter den 8 792 als unter die 
ss 709 und 710 HGB. zu bringen. Die Ausbeſſerungs⸗ 
koſten ſind freilich erſt durch die Hebung ermöglicht worden; 
die Koſten der Hebung ſind aber immer doch Koſten der 
Rettung und nicht Koſten der Ausbeſſerung. D. c. M., 
U. v. 22. Juni 09, 701/08 II. — Düſſeldorf. 

Wechſelordnung. 

39. Art. 21 Abſ. 3, Art. 4 Nr. 7 WO. Unrichtiger 
Vornamen.] 

So gewiß es richtig iſt, daß der Beklagte auch ſeinen 
Vornamen nicht willkürlich ändern durfte, ſo kann doch ein 
wechſelrechtlicher Zwang zum Gebrauch des geſetzlichen In⸗ 
dividualiſierungsmittels, dafern er überhaupt anerkannt werden 
muß, keinesfalls auf den Vornamen mitbezogen werden. Der 
§ 85 Abſ. 2 des preuß. Entw. der WO. hob hervor, daß zur 
Gültigkeit der Namensunterſchrift unter Wechſelerklärungen die 
Beifügung des Vornamens nicht erforderlich ſei. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung wurde als überflüſſig geſtrichen. Die Kommiſſion 
war einſtimmig der Meinung, es bedürfe der Angabe des Vor⸗ 
namens weder bei der Unterſchrift des Ausſtellers noch bei der 
Bezeichnung des Remittenten oder des Bezogenen (Prot. der 
Leipziger Wechſelkonferenz, Thöls Ausgabe S. 165). Das 
RO HG. 3, 271 hat daraus abgeleitet, daß eine Verſchiedenheit 
der Vornamen in der Adreſſe und im Akzept unſchädlich ſei, 
ſofern an der Identität des Bezogenen mit dem Akzeptanten 
kein Zweifel beſtehe. Umgekehrt kann es aber auch nichts 
ſchaden, wenn der Akzeptant, etwa zu dem Zwecke, eine formelle 
Abereinſtimmung zwiſchen Adreſſe und Akzept herbeizuführen, 
oder weil er ſich des unrichtigen Vornamens zu bedienen pflegt, 
eben dieſen unrichtigen, in der Adreſſe gebrauchten Vornamen 
zu dem Familiennamen hinzufügt. In dieſem Sinne hat auch 
der öſterreichiſche oberſte Gerichtshof erkannt, vgl. Czelechowsky, 
Wechſelrechtliche Entſcheidungen Nr. 19; der abweichenden Anſicht 
Bernſteins S. 127 und Grünhuts Bd. 2 S. 214 läßt ſich 
nicht beitreten. A. c. H., U. v. 9. Juni 09, 112/09 I. — Celle. 

Verſicherungsrecht. 

40. Auslegung des Unfallverſicherungsvertrages hinſichtlich 
der Frage, ob ein vorhandener körperlicher Mangel für den 
eingetretenen Schaden von urſächlichem Einfluß war. Urſäch⸗ 
licher Zuſammenhang.] 

Der Erblaſſer erlitt einen Unfall, als er einen zu be⸗ 
arbeitenden Stein heben wollte, und ſtarb nach 24 Stunden. 
Das LG. wies die Klage ab, das OLG. verurteilte, das RG. 
hob auf und wies die Berufung zurück: Vor allem mußte es 
darauf ankommen, den wirklichen Willen der Parteien zu er⸗ 
mitteln, und daß das BG. dieſem Erforderniſſe gerecht geworden, 
muß verneint werden. Es meint, daß in erſter Linie der wirt⸗ 
ſchaftliche Zweck des Rechtsgeſchäftes von Bedeutung ſei, und 
führt dazu aus: „Die Verſicherung gegen Unfälle hat den 
Zweck, die durch nicht vorhergeſehene äußere Ereigniſſe dem 
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Körper eines einzelnen drohende Gefahr hinſichtlich ihrer Ein⸗ 
wirkung auf das Vermögen auf die Verſicherungsgeſellſchaft zu 
übertragen. Dieſem Zwecke wird nur in ſehr unvollkommener 
Weiſe entſprochen, wenn eine Entſchädigungspflicht der ver⸗ 
ſichernden Geſellſchaft ſchon dadurch ausgeſchloſſen werden ſoll, 
daß zur Herbeiführung der nachteiligen Folgen des Unfalls die 
beſondere Beſchaffenheit des Körpers des Verſicherten als den 
Eintritt des Erfolges begünſtigende Bedingung, ohne welche 
der Unfall die nachteiligen Folgen möglicherweiſe nicht gehabt 
haben würde, mitgewirkt hat.“ Bei dieſer Anſchauungsweiſe 
hat das BG. zu ſehr das einſeitige Intereſſe des Verſicherten 
im Auge gehabt, zu wenig den Standpunkt des Verſicherers 
berückſichtigt, und endlich nicht hinreichend beachtet, daß es den 
Parteien grundſätzlich freiſteht, Art und Umfang der Ver⸗ 
pflichtung in den zuläſſigen Grenzen durch Abrede zu beſtimmen. 
So muß es auch dem Verſicherer geſtattet ſein, die Voraus⸗ 
ſetzungen ſeiner Haftung durch geeignete Vertragsbeſtimmungen 
wirkſam zu begrenzen, und hat er das getan, dann kann ſeine 
Haftung auch nicht über das geſteckte Maß hinaus aus Rückſicht 
für das Intereſſe des Verſicherten erweitert werden. Eine 
Vertragsauslegung, die eine entſprechende Verſchiebung der 
Grenzlinie zum Ziele hätte, würde grundſätzlich unzuläſſig 
ſein. — Im vorliegenden Falle hat der Beklagte ſeiner Haftung 
nicht nur durch die Beſtimmung von Nr. II des § 2, ſondern 
auch durch die des § 5, auf welche die erſtere hinweiſt, eine 
gewiſſe Grenzlinie ſtecken wollen, und faßt man beide Be⸗ 
ſtimmungen zuſammen, ſo kann nicht zweifelhaft ſein, daß als 
Vertragswille mit genügender Erkennbarkeit zum Ausdrucke 
gekommen iſt: der Beklagte wolle und ſolle nur für ſolche 
Unfallsfolgen haften, die urſächlich auf kein anderes Ereignis 
als auf den Unfall ſelbſt zurückgeführt werden könnten, und es 
ſolle die Haftung insbeſondere auch für alle ſolche Fälle aus⸗ 
geſchloſſen ſein, in denen einer der in § 5 aufgeführten Faktoren, 
wenn auch nur als mitwirkende Urſache in Betracht gezogen 
werden müßte. Zu jenen Faktoren gehört nun auch ausdrücklich 
das Vorhandenſein einer, wenngleich noch verborgenen und erſt 
anläßlich des Unfalls in die Erſcheinung getretenen Krankheit, 
ſofern ſie auf den Eintritt der nachteiligen Folgen urſächlich 
hingewirkt hat. — Die gewollte Wirkung könnte den an⸗ 
gezogenen Vertragsbeſtimmungen nur dann abgeſprochen werden, 
wenn ſie mit dem Geſchäftszwecke überhaupt unvereinbar und 
demnach auch mit den Anforderungen des Verkehrs nicht in 
Einklang zu bringen wären. Dieſe Vorausſetzung trifft hier 
aber nicht zu. Insbeſondere iſt es unzutreffend, wenn das 
BG. meint: „Bei Beſtehen einer ſolchen Beſtimmung wäre es 
nur körperlich ganz intakten Perſonen ermöglicht, ſich gegen die 
Folgen von Unfällen wirtſchaftlich mit Erfolg zu ſichern“. Es 
iſt hierbei verkannt, daß die Haftung des Beklagten nach 8 2 
Nr. II und 8 5 des Vertrages nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen 
fein fol, wenn der Unfall eine Perſönlichkeit betroffen hat, die 
körperlich abnorm veranlagt oder mit einer beſtimmten Krank⸗ 
heit behaftet war, ſondern nur dann, wenn der körperliche 
Mangel für den eingetretenen Schaden von urſächlichem Ein⸗ 
fluſſe wurde. Trotz der bezeichneten Vertragsbeſtimmungen 
bleibt ſonach für die Haftung des Beklagten noch ein weiter 
Raum, da ſie überall eintreten muß, gleichviel ob der Unfall 
eine körperlich intakte oder eine kranke Perſon betroffen hat, 
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wo er allein den Schaden verurſacht hat, und dies wird 
eventuell auch dann ſtets zutreffen, wenn nach Lage des Falles 
anzunehmen iſt, daß der Unfall feine Folgen ohne die Mit- 
wirkung der etwa vorhanden geweſenen Krankheit nach ſich 
gezogen hat, oder wenn ſich ergeben hat, daß das Ergebnis 
auch ohne das Vorhandenſein der etwaigen Abnormität oder 
Krankheit eingetreten wäre, oder endlich, daß dieſe Faktoren 
bei Eintritt des Erfolges der Wirkſamkeit des Unfalles gegen⸗ 
über nur eine unweſentliche Rolle geſpielt haben, wie beiſpiels⸗ 
weiſe zuträfe, wenn der Verletzte an einem bloßen durch den 
natürlichen Verlauf der Dinge begründeten Schwächezuſtande 
gelitten hätte, zumal eine Verſicherungsgeſellſchaft mit derlei 
Vorkommniſſen ohnehin regelmäßig zu rechnen hat. — Fälle 
vorausgeſetzter Art liegen im übrigen auch keineswegs ſo fern, 
daß man ſagen müßte, für die praktiſche Bedeutſamkeit eines 
Verſicherungsvertrages nach Art des vorliegenden kämen ſie 
überhaupt nicht in Betracht. — Was ſodann die Frage nach 
dem urſächlichen Zuſammenhange zwiſchen der Krankheit des 
Erblaſſers und ſeinem Tode betrifft, ſo ſind die von beiden 
Inſtanzgerichten über den Hergang übereinſtimmend getroffenen 
Feſtſtellungen entſcheidend. Dieſe gehen dahin, daß der Ver⸗ 
ſtorbene an einem Magengeſchwür litt, welches bereits ſehr 
weit fortgeſchritten war, ſo daß die Gefahr beſtand, es könne 
die in hohem Maße verdünnte Magenwand infolge irgendeiner 
Anſtrengung oder Einwirkung oder auch ſpontan durchbrechen 
und hierdurch der Tod eintreten. Dieſe Folge iſt vorliegend 
tatſächlich dadurch herbeigeführt worden, daß, wie bereits früher 
geſagt worden, das Magengeſchwür ſowie eine daneben befind⸗ 
liche Schlagader geplatzt ſind, weil die Magenwand der Druck⸗ 
ſpannung in der Bauchhöhle nicht mehr den nötigen Widerſtand 
zu bieten vermochte. Durch die entſtandene Offnung ergoß ſich 
der Mageninhalt in die Bauchhöhle und dies hatte die tödlich 
gewordene Bauchfellentzündung zur nächſten Folge. Unter 
dieſen Umſtänden läßt ſich ſchlechterdings nicht annehmen, daß 
der Unfall allein die unmittelbare Urſache des Todes geweſen 
iſt. Vielmehr iſt der Auffaſſung des LG. beizutreten, daß 
das Vorhandenſein des Magengeſchwürs und die durch dasſelbe 
hervorgerufene Veränderung im körperlichen Zuſtande urſächlich 
mitgewirkt haben. Es ergibt ſich dieſer Schluß zwingend aus 
der Erwägung, daß, ſoweit erſichtlich, die Folge ausgeblieben 
ſein würde, falls nicht der mangelhafte körperliche Zuſtand 
vorhanden geweſen wäre. Der Sachverſtändige, Profeſſor 
Ledderhoſe, hält es für geradezu ausgeſchloſſen, daß infolge 
des Steinhebens die Perforation der Magenwand erfolgt wäre, 
wenn nicht an der Perforationsſtelle ein Magengeſchwür be⸗ 
ſtanden hätte, und auch das BG. nimmt an, daß im anderen 
Falle der Verlauf ein günſtigerer geweſen wäre. Demnach 
hat es aber die hier maßgeblichen Grundſätze vom urſächlichen 
Zuſammenhange verkannt, wenn es zu dem Schluſſe gelangte, 
das vorhandene Geſchwür habe nur „eine den Eintritt des 
Erfolges ermöglichende Bedingung“, aber nicht eine mitwirkende 
Urſache gebildet. — Dieſes Ergebnis wird auch dadurch nicht 
erſchüttert, daß das BG. als feſtgeſtellt erachtet, es habe bei 
dem Verſtorbenen keine „in abſehbarer Zeit unaufhaltſam zum 
Tode führende Krankheit“ beſtanden, nämlich um deswillen 
nicht, weil nach dem Gutachten des Sachverſtändigen, Ledderhoſe, 
die Möglichkeit gegeben war, daß das Magengeſchwür, nach 
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der Neigung derartiger Geſchwüre zum Verheilen, vernarbte 
und verwuchs, und daß diesfalls die durch das Geſchwür 
bedingte Lebensgefahr überwunden worden wäre. Aus dieſer 
Feſtſtellung folgt nur, daß der Verſicherte — wie auch die 
beiden Sachverſtändigen Dr. Uhry und Kreisarzt Dr. Schaeffer 
angenommen haben — unter Umſtänden „noch lange“ hätte 
leben können; dagegen wird nicht widerlegt, daß der Verlauf 
ein ungünſtigerer geworden, und daß das Vorhandenſein des 
Geſchwürs neben dem Unfalle zum Tode des Verſicherten 
urſächlich mitgewirkt hat. Folgt man dieſen Erwägungen, ſo 
ergibt ſich die Hinfälligkeit des Klageanſpruchs auf Grund der 
dem Beklagten zur Seite ſtehenden beſonderen Beſtimmungen 
der 88 2 und 5 des Vertrages — dieſes Ergebnis entſpricht 
lediglich der neueren Rechtſprechung des RG. In dem Urteile 
vom 7. Juli 1908 VII 412/07 iſt unter Hinweis auf das 
Urteil des erkennenden Senats vom 7. März 1908 (JW. 08, 
346 ff.) ausgeführt: „Einerſeits dürfen die Verſicherungs⸗ 
bedingungen nicht ihrem Wortlaute nach dahin aufgefaßt werden, 
daß ſchon jede allmählig nach dem natürlichen Verlaufe der 
Dinge eintretende größere Empfänglichkeit des Körpers für die 
nachteiligen Einwirkungen des Unfalls als ein mitwirkender 
Umſtand im Sinne dieſer Vertragsbeſtimmungen zu gelten hat, 
da dies zu einer mit dem Verſicherungszwecke unvereinbaren 
Einſchränkung der Haftpflicht führen würde. Andererſeits darf 
aber in Fällen, in denen bereits vor dem Unfalle eine krank⸗ 
hafte Veränderung des Körpers vorhanden war, ohne die das 
fragliche Ereignis die Erwerbsunfähigkeit überhaupt nicht zur 
Folge gehabt haben würde, eine alleinige Verurſachung durch 
dieſes Ereignis nicht angenommen werden, denn eine ſolche 
Annahme würde auf eine völlige Beſeitigung der vertragsmäßig 
für die Haftung der Verſicherungsgeſellſchaft gezogenen Grenzen 
hinauslaufen.“ Weiter iſt ausgeführt, daß die Entſcheidung 
unter Umſtänden vorliegender Art nach Lage des einzelnen 
Falles zu treffen ſei. — An dieſen Grundſätzen iſt feſtzuhalten. 
A. c. P., U. v. 28. Mai 09, 407/08 VII. — Colmar. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

41. 5 1 Haftpfl®. verb. mit den Geſetzen vom 7. April 
und 25. Juli 1900 und 8 254 BGB. Anwendung des 
HaftpflG. im ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiet; Einrede des eigenen 
Verſchuldens.] 

Der Rechtsgedanke, der den Beſtimmungen in $ 25 
PrEiſenb. vom 3. November 1838 und den ihr nach⸗ 
gebildeten in § 1 HaftpflG. zugrunde liegt, daß der dem Eiſen⸗ 
bahnbetrieb eigenen Gefährlichkeit für Geſundheit und Leben 
von Menſchen eine gegen das allgemeine Recht geſteigerte Haft⸗ 
barkeit des Unternehmers entſprechen müſſe, trifft durchaus auch 
für den Bahnbetrieb in den Schutzgebieten zu; jene Gefährlichkeit 
beſteht dort gleichfalls, ſie iſt ſogar nach manchen Richtungen 
beſonders erhöht, und das Bedürfnis, den durch den Bahn⸗ 
betrieb an Leib oder Leben Verletzten oder ihren Hinterbliebenen 
Erſatz für den erlittenen Schaden zu ſichern, iſt in keiner Weiſe 
dort geringer als in Deutſchland. Die Annahme der Reviſion 
aber, es habe nach der Abſicht des Geſetzgebers Vorausſetzung 
für die Haftung des Unternehmers ſein ſollen, daß für ihn die 
Möglichkeit beſteht, die Gefährlichkeit des Bahnbetriebs durch 
geeignete Maßregeln auszuſchließen, entſpricht dem Geſetze nicht; 
der Unternehmer muß nach dieſem grundſätzlich auch für zu⸗ 
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fällige Betriebsunfälle haften und kann ſich dem auch nicht 
durch den Nachweis, daß ihn keinerlei Verſchulden trifft, ſondern 
nur dann entziehen, wenn der Unfall nachweislich durch eigenes 
Verſchulden des Verletzten oder durch höhere Gewalt verurſacht 
iſt. Allerdings iſt in den Motiven zu dem Entwurf des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Juni 1871 auf die Fortſchritte im Eiſenbahnweſen 
hingewieſen und bemerkt worden, daß durch deren Ausnutzung 
in den meiſten Fällen die mit dem Bahnbetrieb verbundenen 
Gefahren abgewendet werden könnten, und bei der Beratung 
des Entwurfs im Reichstag hat der Bundesratsbevollmächtigte 
Dr. Falk ausgeführt: die Entwicklung der Technik und der Ge⸗ 
ſichtspunkte, die vom polizeilichen Standpunkte aus zu be⸗ 
obachten ſeien, hätten in bezug auf die Eiſenbahnen eine ſolche 
Höhe erreicht, daß in der Tat faſt in allen Fällen bei ſtrenger 
Beobachtung deſſen, was vorgeſchrieben ſei, ein Schaden ver⸗ 
mieden werden könne, dieſe Tatſache berechtige den Geſetzgeber, 
zu vermuten, daß, wenn dennoch ein Schaden eingetreten ſei, 
er durch Vernachläſſigung hervorgerufen ſei. (Sitzung vom 
13. April 1871.) Allein einmal iſt alles dies nicht zur Recht⸗ 
fertigung der für die Haftung des Bahnunternehmers vor⸗ 
geſchlagenen Beſtimmungen, ſondern nur zur Begründung des 
Unterſchieds geltend gemacht worden, den der Entwurf bezüglich 
der Haftung des Eiſenbahnunternehmers einer⸗ und derjenigen 
der Unternehmer von Bergwerken, Fabriken uſw. andrerſeits, 
machte, auch können jene Bemerkungen nicht für maßgebend 
angeſehen werden, da ſie, worauf ſchon anderwärts hingewieſen 
worden iſt, inſofern unzutreffend ſind, als ſie eine für das 
Verſchulden des Bahnunternehmers ſprechende, vom Geſetz 
ſtatuierte Vermutung unterſtellen, während das Geſetz ſich, wie 
ſchon oben erwähnt iſt, mit einer ſolchen nicht begnügt, dem 
Unternehmer vielmehr die Haftung für Betriebsunfälle auch 
auferlegt hat in Fällen, wo ihn feſtgeſtelltermaßen kein Ver⸗ 
ſchulden trifft. Übrigens kann aber auch nicht anerkannt 
werden, daß die Verſchiedenheit, welche zwiſchen den Eiſenbahn⸗ 
verhältniſſen in Deutſchland und denen in Südweſtafrika beſteht, 
zu der von der Reviſion gewollten Folgerung berechtige. Die 
Fortſchritte der Technik kommen zum großen Teil auch dem 
Eiſenbahnbetrieb in Südweſtafrika zugute, und auch die Er⸗ 
fahrungen, die in bezug auf die zur Sicherung des Bahnbetriebs 
dienlichen und nötigen Maßregeln bei uns gemacht worden ſind 
und Anlaß zu entſprechenden Anordnungen geboten haben, 
können auch für den Bahnbetrieb in den Schutzgebieten nutzbar 
gemacht werden. Es ſoll keineswegs verkannt werden, daß 
gleichwohl in den beiderſeitigen Eiſenbahnverhältniſſen ein 
weſentlicher Unterſchied beſteht, und das Maß von Verkehrs⸗ 
ſicherheit, das hier verlangt und geleiſtet werden kann, in 
Südweſtafrika und anderen Schutzgebieten für abſehbare Zeit 
überhaupt nicht erreicht werden kann oder doch nicht, ohne daß 
dadurch der wirtſchaftliche Erfolg des betreffenden Bahn⸗ 
unternehmens ausgeſchloſſen würde, erreicht werden könnte. 
Dieſe Verſchiedenheit der Verhältniſſe mag bei der Entſcheidung 
darüber, ob für die Folgen eines Betriebsunfalls der Unter⸗ 
nehmer einzuſtehen habe, von durchgreifender Bedeutung ſein 
können, namentlich mag bei einem ſolchen Unfall in den Schutz⸗ 
gebieten unter Umſtänden das Vorliegen höherer Gewalt an⸗ 
zunehmen ſein, wo das bei ſonſt gleicher Sachlage in Deutſch⸗ 
land verneint werden müßte; es erſcheint aber nicht berechtigt, 
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aus jener Verſchiedenheit der Verhältniſſe die Folgerung ab⸗ 
zuleiten, daß die durch das Haftpfl®. eingeführte Haftung des 
Betriebsunternehmers für Südweſtafrika und andere Schutz⸗ 
gebiete gleichen oder ähnlichen Charakters überhaupt keine 
Geltung haben ſolle. Der Wortlaut der einſchlagenden Be⸗ 
ſtimmungen der Geſetze vom 7. April und 25. Juli 1900 und 
deren Entſtehungsgeſchichte bietet zu einer ſoweit gehenden An⸗ 
nahme keinen Anhalt, der Inhalt dieſer Geſetze iſt vielmehr 
weit mehr geeignet, die gegenteilige, vorſtehend vertretene Auf⸗ 
faſſung als dem Willen des Geſetzgebers entſprechend erſcheinen 
zu laſſen. Das Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit hat ſich 
nicht mit der von der Beklagten für ſich geltend gemachten 
allgemeinen Beſtimmung in § 20 begnügt, wonach die grund⸗ 
ſätzlich in den Konſularbezirken geltenden, in § 19 Nr. 1 be 
zeichneten Geſetze unter Umſtänden keine Anwendung finden 
ſollen, ſondern hat in den 8$ 31 ff. auch Sonderbeſtimmungen 
getroffen, nach welchen eine Reihe von Vorſchriften des deutſchen 
bürgerlichen Rechts von der Anwendung in den Konſular⸗ 
gerichtsbezirken ausgenommen ſind, oder doch ihre Anwendung 
nur unter gewiſſen Einſchränkungen und Anderungen ſtattfinden 
fol. Dieſe Vorſchriften gelten nach § 3 des Geſetzes vom 
25. Juli 1900 mit wenig Ausnahmen auch in den Schutz⸗ 
gebieten. Nun ſtand zur Zeit der Vorbereitung und Beratung 
des Schutzgebietgeſetzes außer Zweifel, daß die Frage über die 
Haftung der Unternehmer von Eiſenbahnen wenigſtens für die 
wichtigſten dieſer Gebiete alsbald praktiſch werden würde, und 
ebenſo, daß deren Beantwortung für dieſe Unternehmer von 
erheblicher wirtſchaftlicher Bedeutung ſein werde. Es liegt 
daher gewiß nahe, anzunehmen, daß die Frage, ob den in 
Frage ſtehenden Vorſchriften des HaftpflG. auch für die Schutz⸗ 
gebiete Geltung zu verleihen ſei, nicht unerwogen geblieben iſt, 
und daß, wenn man wegen der in dieſen Gebieten oder doch 
in einigen wichtigeren von ihnen beſtehenden Verhältniſſe für 
ſie die Anwendung dieſer Vorſchriften für nicht angemeſſen er⸗ 
achtet hätte, nicht unterlaſſen worden wäre, dies durch aus⸗ 
drückliche Sondervorſchriften klar zum Ausdruck zu bringen, 
zumal dies gegenüber einem Spezialgeſetz mit ſachlich eng 
begrenztem Anwendungsgebiet, wie es das HaftpflG. iſt, keine 
beſonderen Schwierigkeiten bieten konnte. Beachtlich erſchien 
dagegen die Reviſion, ſoweit ſie die Beurteilung beanſtandet, 
welche die von der Beklagten vorgeſchützte Einrede eigenen 
Verſchuldens des Klägers in der Vorinſtanz gefunden hat. 
Behauptet iſt inſoweit, der Kläger habe auf dem Bremſerſitz, 
auf dem er zur Ausübung ſeines Dienſtes Platz genommen 
gehabt, geichlafen und ſei infolgedeſſen von dem Wagen hinab: 
gefallen. Die Vorinſtanz hat zur Begründung ihrer Beurteilung 
dieſes Einwands ausgeführt: Allerdings treffe den Kläger, 
wenn die Behauptung der Beklagten wahr ſei, der Vorwurf 
eigenen Verſchuldens, zu berückſichtigen ſei aber, daß ihm bei 
dem anſtrengenden Dienſt in den Tropen ein Einſchlafen in 
früher Morgenſtunde nicht ſo ſchwer zur Laſt gelegt werden 
könne. Dieſe Ausführung vermag die gewählte Schaden 
verteilung nicht zu rechtfertigen. Ein bei der Führung eines 
Bahnzugs beteiligter Bremſer macht ſich einer ſchweren Pflicht: 
verletzung ſchuldig, wenn er während des Dienſtes ſchläft, das 
Verſchulden, das dem Kläger, wenn der gegen ihn erhobene 
Vorwurf begründet ſein ſollte, zur Laſt fallen würde, wäre ſo 
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hoch zu bewerten, daß ihm an ſich in Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift in § 254 BGB. jeder Anſpruch auf Schadenerſatz ab⸗ 
zuſprechen wäre, ſofern ſein Verhalten nicht durch beſondere 
Umſtände einigermaßen entſchuldigt wird. Was aber nach 
dieſer Hinſicht in dem Bu. geltend gemacht iſt, iſt hierzu nicht 
geeignet. Einmal hat der Kläger nach den Tatbeſtänden der 
Vorderurteile und den darin angezogenen Schriftſätzen keine 
näheren Angaben über die Tagesſtunde gemacht, zu welcher 
der Unfall ſich ereignet hat. Wenn man indes auch unter⸗ 
ſtellen wollte, daß dies zu ſehr früher Morgenſtunde geſchehen 
ſei, ſo würde das dem Kläger nur dann zur Entſchuldigung 
gereichen können, wenn ihm vor Beginn ſeines Morgendienſtes 
keine genügende Zeit zum Ausruhen und Schlafen gelaſſen 
worden wäre. Auch das hat er aber nirgends behauptet. Die 
allgemeine Erwägung, daß der Dienſt in den Tropen anſtrengend 
ſei, iſt im Mangel jeder Feſtſtellung darüber, wie die Ver⸗ 
hältniſſe im gegebenen Falle gelegen haben, ohne Bedeutung. 
(Aufhebung und Zurückverweiſung auf Reviſion der Beklagten.) 
K. c. K., U. v. 27. Mai 09, 243/08 VI. — Berlin. 

42. HaftpflG. verb. mit ZPO. § 304. Art und Weiſe 
der Berechnung des Anſpruchs nach dem Haftpflichtgeſetz im 
Zwiſchenurteil, wenn der Verletzte auch Invalidenrente und 
Krankenkaſſengeld bezieht.] 

Die Reviſion hat gegen die Faſſung des entſcheidenden 
Teils das Bedenken erhoben: es komme darin nicht zum Aus⸗ 
druck, daß die Invalidenrente von 165,60 & jährlich und die 
wegen der Leiſtungen der Krankenkaſſe abzuziehenden 301 & 
nicht von dem eingeklagten Betrage abzuziehen ſeien, ſondern 
allein von dem Betrage, den der Kläger nach dem Urteile des 
BG. als Schadenserſatz beanſpruchen dürfe, alſo von der Hälfte 
des Geſamtſchadens. Die Beklagte werde durch dieſen Mangel 
beſchwert, einerſeits weil ſie durch das Urteil nicht vor einer 
unrichtigen Berechnung des Abzuges geſichert ſei, andererſeits 
weil nicht feſtgeſtellt ſei, daß die dem Kläger zukommende Hälfte 
des Schadens den Betrag jener Abzüge überſteige, alſo nicht 
feſtſtehe, daß der Kläger noch irgendwelchen Anſpruch habe, 
der dem Grunde nach für berechtigt habe erklärt werden können. 
In dieſer Ausführung iſt richtig, daß die Invalidenrente und 
die 301 & lediglich von der Quote des Schadens abzuziehen 
ſind, die der Kläger erſetzt verlangen kann. Sein bei der 
Entſtehung des Schadens mitwirkendes eigenes Verſchulden hat 
ihm nicht einen zunächſt entſtandenen Anſpruch zum Teil wieder 
genommen, ſondern hat von Anfang an einen Erſatzanſpruch 
nur innerhalb der Grenzen des 8 254 BGB. entſtehen laſſen. 
Dieſer ſo begrenzte Anſpruch iſt dann nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften des KrankVG. und UVG. auf die Krankenkaſſe und 
die Invalidenkaſſe in der Höhe ihrer Aufwendungen über⸗ 
gegangen, folglich kann der Kläger von der Beklagten nur den 
Erſatz des noch bleibenden Reſtes fordern. Das angefochtene 
Urteil bringt aber auch nicht zum Ausdruck, daß der BerR. 
von einer anderen rechtlichen Auffaſſung ausgegangen iſt. Im 
Gegenteil, es wird dort geſagt, es bedürfe wegen der vom 
Kläger grundſätzlich zugeſtandenen Abzüge nicht eines beſonderen 
Vorbehalts im entſcheidenden Teile des Inhalts, daß die In⸗ 
validenrente und die Krankenkaſſenbezüge von dem im Verfahren 
über den Betrag zu ermittelnden Betrage abzuziehen ſeien. 
Das iſt nur ſo aufzufaſſen, daß die Abzüge von der dem Kläger 
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zugeſprochenen, ihrem Betrage nach noch zu ermittelnden Hälfte 
zu machen ſind, darum bedurfte es einer Anderung der Urteils⸗ 
formel aus dem von der Reviſion geltend gemachten Grunde 
nicht. Daß die dem Kläger zukommende Hälfte des Schadens 
die Beträge überſteigt, die in Abzug zu bringen ſind, dem 
Kläger alſo noch ein Reſtanſpruch zuſteht, iſt allerdings nicht 
ausdrücklich feſtgeſtellt und konnte auch mit Sicherheit nicht 
feſtgeſtellt werden, ohne zuvor Beweis darüber zu erheben, in 
welchem Umfange die Erwerbsfähigkeit des Klägers wirklich 
gemindert worden iſt. Allein das BG. hat erſichtlich über das 
Vorhandenſein ſolchen Reſtanſpruchs keinen Zweifel gehabt und 
hat dazu auch nicht Anlaß gehabt, weil die Art des Unfalls eine 
weitgehende Minderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers wahr⸗ 
ſcheinlich macht. S. c. W., U. v. 14. Juni 09, 503/08 VI. — 
Hamm. 

Rayongeſetz vom 21. Dezember 1871. 

43. 88 34— 36 RayG., verb. mit Art. 52 —54 EGBGB. 
Fällt die nach dem Ray G. zu zahlende Rente fort, wenn das 
betreffende Grundſtück in den Beſitz eines Bundesſtaats gelangt?! 

Die Anſiedlungskommiſſion erwarb in den letzten Jahren 
mehrere Güter und Grundſtücke in der Umgebung der Feſtung 
Poſen, die Beſchränkungen gemäß dem Reichsrayongeſetze vom 
21. Dezember 1871 (RGBl. S. 459) unterworfen waren. Für 
dieſe Beſchränkungen waren in Rente zu gewährende Ent⸗ 
ſchädigungen für die damaligen Beſitzer ausgeworfen. An ſie 
ſind auch die Renten gezahlt und ebenſo hat die Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion nach Erwerb des Grundeigentums die Renten für 
die Jahre 1902 bis 1904 mit insgeſamt 7334,78 & erhalten. 
Unter dem 23. Mai 1905 entſchied die Reichsrayonkommiſſion, 
daß, da nach § 34 Nr. 2 RayG. eine Entſchädigung für Be⸗ 
ſchränkungen der im Eigentum eines Bundesſtaats befindlichen 
Grundſtücke nicht zu leiſten ſei, die Rentenzahlungen an den Kläger 
einzuſtellen und die bereits gezahlten Renten zurückzuerſtatten ſeien. 
Das geſchah vorbehaltlich aller Rechte. Auf Klage des Preußiſchen 
Fiskus, vertreten durch die Königliche Anſiedlungskommiſſion, 
wurde der Reichsfiskus, vertreten durch die Kommandantur, 
verurteilt. Berufung und Reviſion blieben erfolglos: Grund⸗ 
ſätzlich leiſtet das Reich für die infolge des Rayongeſetzes ein⸗ 
tretenden Beſchränkungen in der Benutzung des innerhalb des 
Rayons belegenen Grundeigentums Entſchädigung ($ 34 Nr. 1 
RayG.). Es find aber Ausnahmen zugelaſſen. Unter anderem 
wird Entſchädigung nicht gewährt (mit Rückſicht auf die Rechts⸗ 
perſönlichkeit des Eigentümers, wie es in den Motiven heißt) 
für Beſchränkungen der im Eigentum des Reichs oder eines 
Bundesſtaats befindlichen Grundſtücke ($ 34 Nr. 2). Daß der 
Wortlaut des Geſetzes den Fall nicht trifft, wenn das Reich 
oder ein Bundesſtaat ein Grundſtück erwerben, für deſſen Eigen⸗ 
tümer bereits die Entſchädigung feſtgeſtellt iſt, erſcheint zweifellos. 
Das Geſetz ſpricht nicht ausdrücklich aus, daß in einem ſolchen 
Falle die Entſchädigungspflicht erlöſche oder ruhe; es regelt 
auch nicht die Auseinanderſetzung zwiſchen dem entſchädigungs⸗ 
berechtigten Veräußerer und dem erwerbenden Staate. Hiernach 
müßte aus dem ſonſtigen Inhalte des Geſetzes deſſen Wille er⸗ 
kennbar ſein, daß die Ausnahme auch beim nachträglichen Erwerb 
eines von Rayonbeſchränkungen betroffenen Grnndſtücks durch 
das Reich oder einen Bundesſtaat gelten ſolle. An einem 
ſolchen Inhalte fehlt es. Das Maß der vom Reiche zu ge⸗ 
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währenden Entſchädigung wird durch den § 35 Ray. beſtimmt. 
Der 8 36 beſchäftigt ſich mit der Art, wie der Erſatz zu leiſten 
iſt, und mit der Perſon deſſen, an den er zu leiſten iſt. Die 
Entſchädigung wird in Rente, aber auch bei Verminderung des 
Wertes des Grundſtücks um mindeſtens ein Drittel nach Wahl 
des Beſitzers in Kapital gewährt, die Rente wird dem jeweiligen, 
im Rayonkataſter bezeichneten Beſitzer des Grundſtücks gezahlt. 
Das Verhältnis anderer Realberechtigter, als des Eigentümers, 
zu der Entſchädigung regelt das Reichsgeſetz nicht (§S 37 RayG.). 
Indeſſen iſt dies durch die Art. 52— 54 EGBGB. nachgeholt 
und damit der zugunſten der Landesgeſetzgebung gemachte Vor⸗ 
behalt beſeitigt. Die Art. 52, 53 beziehen ſich auf alle Fälle, 
in denen auf Grund eines Reichsgeſetzes dem Eigentümer einer 
Sache wegen der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Ent⸗ 
ziehung, Beſchädigung oder Benutzung der Sache oder wegen 
Beſchränkung des Eigentums eine Entſchädigung zu gewähren 
iſt und einem Dritten ein Recht an der Sache zuſteht, für das 
eine beſondere Entſchädigung nicht gewährt wird. Der Art. 54 
trägt den Beſonderheiten des Rayongeſetzes Rechnung. Im 
allgemeinen tritt die Entſchädigung für die Realberechtigten an 
die Stelle der Sache; ſie dient ihrer Befriedigung, wie der 
Erlös in der Zwangsverſteigerung, wenn durch dieſe die Real⸗ 
rechte erlöſchen. Der Art. 109 EG. enthält einen Vorbehalt 
zugunſten der landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Enteignung, 
erklärt aber beim Mangel ſolcher Vorſchriften über die Ent⸗ 
ſchädigung die Art. 52, 53 für anwendbar. Soviel iſt hiernach 
ſicher, daß auch die auf dem Rayongeſetze beruhenden Be⸗ 
ſchränkungen des Grundeigentums als Fälle der Enteignung zu 
betrachten ſind und daß jedenfalls bei der Abfindung durch 
Kapital die Entſchädigungsfrage endgültig erledigt iſt. Das 
Kapital wird dem Beſitzer zur freien Verfügung ausgehändigt 
oder nach Maßgabe des Art. 54 EG. zum Zwecke der Ver⸗ 
teilung unter die Realberechtigten hinterlegt. Ob hinterher das 
mit den Rapyonbeſchränkungen belaſtete Grundſtück an einen 
Eigentümer gelangt, der keine Entſchädigung zu beanſpruchen 
gehabt haben würde, iſt gleichgültig. Da es nun bei erheblicher 
Wertsverminderung von der Entſchließung des Beſitzers, alſo von 
einem zufälligen Umſtand abhängt, ob der Erſatz in Kapital 
oder Rente geleiſtet wird, ſo wäre es auffallend, wenn im 
letzteren Falle beim nachträglichen Erwerb des Grundſtücks durch 
einen nicht erſatzberechtigten Eigentümer andere Rechtsfolgen 
eintreten, wie im erſteren Falle, und man würde zu einem 
ſolchen Ergebnis nur bei völlig zweifelsfreiem Anhalt im Geſetze 
ſelbſt gelangen dürfen. Hier aber könnte nur der — auch im 
Art. 54 EG. aufrechterhaltene — Abſ. 4 des § 36 Ray. 
Bedenken erregen, der die Auszahlung der Rente an den je⸗ 
weiligen, im Rayonkataſter bezeichneten Beſitzer verfügt und 
vielleicht zu der Anſicht beſtimmen möchte, daß der Erſatz⸗ 
anſpruch ſich in der Hand eines jeden neuen Beſitzers gleichfalls 
erneuere und mithin wegfalle, ſofern das Geſetz ihn dem Beſitz⸗— 
nachfolger verſagt. Allein es herrſcht Einverſtändnis darüber, 
daß der § 36 Nr. 4 nur eine formale, die Legitimationsprrüfung 
dem Fiskus erleichternde Vorſchrift iſt, nicht aber über die 
materielle, privatrechtliche Berechtigung an der Rente entſcheidet 
und insbeſondere kein Obligationsverhältnis ſchafft, deſſen be⸗ 
rechtigtes Subjekt das Grundſtück iſt (RG. 17, 33 ff.). Das 
Rentenbezugsrecht iſt ein dem Grundbeſitzer als ſolchem zu⸗ 
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ſtehendes Forderungsrecht, über das er — unbeſchadet der Rechte 
der Realgläubiger — verfügen, das er insbeſondere auch von dem 
Grundſtücke trennen und bei einer Veräußerung ſich vorbehalten, 
anderweit abtreten und verpfänden kann (vgl. das Urteil des 
IV. ZS. vom 9. Mai 1887 Bd. 4 S. 87, teilweiſe abgedruckt 
in IW. 87, 291). Inhalt und Umfang werden endgültig dem 
die Entſchädigung anmeldenden Beſitzer gegenüber feſtgeſtellt 
und ein neuer Beſitzer erhält die Rente kraft dieſer in der 
Perſon ſeines Rechtsvorgängers und nach den damaligen Ver⸗ 
hältniſſen erfolgten Feſtſtellung, wenn er überhaupt nach den 
Beziehungen zu ſeinem Veräußerer materiell und nicht bloß 
formell nach §S 36 Nr. 4 RayG. berechtigt iſt. Nur die Aus: 
nahme macht das Geſetz, daß das Rentenrecht erliſcht, wenn das 
Grundſtück aufhört rayonpflichtig zu fein (§ 36 Nr. 3 RayG.). 
Bis zu dieſem Zeitpunkte muß es als fortbeſtehend gelten und 
wenn es auf einen nicht erſatzberechtigten Eigentümer übergeht, 
ſo kann dies deshalb nichts ausmachen, weil dieſer es als 
Rechtsnachfolger des Vorbeſitzers ausübt; nur darauf kommt 
es an, ob es in deſſen Perſon rechtswirkſam entſtanden iſt. 
Wäre der Standpunkt des Beklagten richtig, ſo hätte in dem 
Falle, daß ſich der rentenberechtigte Vorbeſitzer bei der Veräußerung 
des Grundſtücks an einen Bundesſtaat den Anſpruch auf die Rente 
vorbehält, im Ergebnis dieſer und nicht das Reich die Rente 
weiter zu zahlen; eine ſolche Abſicht des Geſetzes iſt nicht er⸗ 
kennbar. Darum muß aber auch dann, wenn es an einem 
ſolchen Vorbehalte fehlt und der erwerbende Bundesſtaat mit 
dem Grundſtück und zu dem dafür gezahlten Preiſe auch das 
Rentenrecht erlangt hat, dieſes bei Kräften bleiben und das 
Reich verpflichtet ſein, die Rente weiter zu gewähren. Iſt das 
Reich ſelbſt der Erwerber, ſo iſt es freilich ſelbſtverſtändlich, daß 
die Zahlungspflicht ruht, aber auch hier vorbehaltlich der Rechte 
der Realgläubiger und des Rechts eines anderweiten Erwerbers, 
die Rente wieder zu fordern, wenn keine Vereinbarung über 
das Gegenteil getroffen iſt. Daß das Rapyongefe bei der Vor: 
ſchrift des S 34 Nr. 2 die Realberechtigten nicht berückſichtigt, 
kann nicht zu einer dem Beklagten günſtigen Entſcheidung führen. 
Hätte die Rentenpflicht mit dem Übergange des Grundſtücks 
auf das Reich oder einen Bundesſtaat endgültig und auch 
gegenüber den Realberechtigten erlöſchen ſollen, ſo wäre dies 
unzweideutig auszuſprechen geweſen. Reichsfiskus c. Preuß. Fiskus, 
U. v. 28. Mai 09, 338/08 VII. — Poſen. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

44. 53 Ziff. 2, §S 11 AnfG. Beweislaſt im Falle der 
Anfechtung gegen einen Rechtsnachfolger. 

Nach dem klaren Wortlaut des § 11 AnfG. hat der An⸗ 
fechtende zur Begründung ſeines Anfechtungsanſpruchs oder 
Einwandes gegen den Rechtsnachfolger darzulegen und zu be⸗ 
weiſen, daß die Anfechtung gegen den Rechtsvorgänger be⸗ 
gründet iſt und daß dem Rechtsnachfolger zur Zeit ſeines Erwerbs 
die Umſtände, die die Anfechtung des Erwerbes feines Redte- 
vorgängers begründen, bekannt waren. Iſt der Erwerber eine 
unter die Beſtimmung des § 3 Ziff. 2 fallende Perſon, fo iſt 
ihr gegenüber die Anfechtung begründet, ſofern die benach⸗ 
teiligende Eigenſchaft der Rechtshandlung dargetan iſt. Das 
Geſetz läßt aber dem Erwerber in einem ſolchen Fall den 
Beweis nach, daß ihm eine Gläubigerbenachteiligungsabſicht des 
Veräußerers nicht bekannt war, wird dieſer Nachweis erbracht, 
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ſo entfällt die an ſich durch die Eigenſchaft der Rechtshandlung 
als eine die Gläubiger des Veräußerers benachteiligende und 
durch die Eigenſchaft des Erwerbers als Schwägerin des Ver⸗ 
äußerers gegebene Anfechtbarkeit. Danach können zu den klag⸗ 
begründenden Umſtänden im Sinne des § 11 Abſ. 2 Ziff. 1 
nur dieſe beiden Eigenſchaften, nicht aber auch die Kenntnis 
der Erwerberin von der fraudulöſen Abſicht ihres Geſchäfts⸗ 
genoſſen gerechnet werden. Daraus folgt, daß zur Begründung 
des Anfechtungsanſpruchs gegen den Rechtsnachfolger des Erſt⸗ 
erwerbers, falls dieſer unter die im $ 3 Ziff. 2 aufgezählten 
Perſonen fällt, nur gehört der Nachweis der benachteiligenden 
Eigenſchaft der Rechtshandlung, der Nachweis des Ver⸗ 
wandt⸗ oder Schwagerſchaftsverhältniſſes des Erſterwerbers zum 
Schuldner und der Nachweis, daß dieſes beides dem Rechts⸗ 
nachfolger bei ſeinem Erwerb bekannt war. Weder aus dem 
Wortlaut noch aus dem Zweck des Geſetzes iſt zu entnehmen, 
daß dem Anfechtenden der weitere Beweis obliegen ſoll, daß 
der Erſterwerber die fraudulöſe Abſicht des Schuldners gekannt 
hat. D. c. S., U. v. 22. Juni 09, 347/08 VII. — Berlin. 

Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 1894 / 14. Juni 
1900. 

45. § 2 RStempG. Tarifnummer 1 und 2 verb. mit 
Poſtordnung vom 11. Juni 1892 §S 33, 39. Zum Begriffe 
der Aushändigung ausländiſcher, durch die Poſt dem Adreſſaten 
übermittelten, von dieſem nicht angenommener Wertpapiere.] 

Der Kläger erhielt im November 1905 aus Paris ein 
Poſtpaket mit 50 Aktien einer Pariſer Aktiengeſellſchaft im 
Nennwert von je 100 Fr., die er in Paris gekauft hatte, über⸗ 
ſandt. Er wurde nach Offnung des Pakets und Prüfung des 
Inhalts von dem Steuerbeamten auf die Notwendigkeit der 
Verſteuerung der Aktien hingewieſen und lehnte die Annahme 
des Pakets ab, worauf dieſes nach Paris zurückgeſandt wurde. 
Das Hauptſteueramt in Mülhauſen forderte von dem Kläger 
die Zahlung von 125 & als den für die 50 Aktien nach Tarif⸗ 
ſtelle 1 lit. b des RStempG. geſchuldeten Aktienſtempel, welchen 
Betrag der Kläger unter Vorbehalt bezahlte und nun im Klage⸗ 
wege zurückfordert. Das LG. verurteilte; Berufung und Reviſion 
des beklagten Fiskus wurden zurückgewieſen: Nach Tarif⸗ 
nummer 1b RStempG. unterliegen einer Stempelabgabe von 
2½ v. H. „ausländiſche Aktien und Anteilſcheine, wenn ſie im 
Inlande ausgehändigt .... werden“. Nach der Anmerkung zu 
Tarifnummer 1 und 2 wird es der Aushändigung ausländiſcher 
Wertpapiere gleichgeachtet, wenn ſolche Wertpapiere, welche durch 
ein im Ausland abgeſchloſſenes Geſchäft von einem zur Zeit 
des Geſchäftsabſchluſſes im Inlande wohnhaften Kontrahenten 
angeſchafft find, dieſem aus dem Ausland überſandt .... werden. 
Von den hiernach erforderlichen Vorausſetzungen der Stempel⸗ 
pflicht iſt nur eine ſtreitig: Es fragt ſich, ob die Papiere dem 
Kläger „überſandt“ worden ſind. Die Zuſtellung der Poſtpaket⸗ 
adreſſe iſt für die hier zu entſcheidende Frage ohne Bedeutung; 
ſie verleiht dem Empfänger kein Recht auf die Sendung, ſondern 
dient nur zur Benachrichtigung des Adreſſaten von der Ankunft 
einer für ihn beſtimmten Sendung und weiterhin als Ausweis 
zur Empfangsberechtigung für den Abholenden. Dagegen bleibt 
ungeachtet der Aushändigung der Paketadreſſe an den Adreſſaten 
der Abſender noch zur Zurücknahme der Sendung berechtigt, 
ſolange das Paket dem Adreſſaten noch nicht ausgehändigt iſt, 
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vgl. § 33 PoſtO., und ebenſo kann der Adreſſat bis dahin noch 
die Annahme verweigern. Bis zu dieſem Zeitpunkte hat die 
Poſtanſtalt die Sendung nicht für den Adreſſaten, ſondern 
für den Abſender in Verwahrung, und haftet ſie nur 
dem letzteren, nicht dem erſteren. RG. 43, 98; 60, 24 ff. 
Es kann ſich deshalb nur fragen, ob aus dem Begriffe der 
„Überſendung“, wie er in der Anmerkung zu Tarifnummer 1 
und 2 und im $ 2 RStempG. zu verſtehen iſt, die Folgerung 
gezogen werden kann, daß im Sinne dieſer Beſtimmungen die 
Papiere dem Erwerber ſchon mit der Ankunft am Beſtimmungs⸗ 
orte „überſandt“ ſind. Zu ſolcher Folgerung gewährt aber 
weder der Wortlaut noch die Entſtehungsgeſchichte der ein⸗ 
ſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen eine Berechtigung. Man hat 
ſich auf den Standpunkt des Empfängers zu ſtellen, denn er 
iſt es, dem das Geſetz die Verpflichtung zur Verſteuerung auf⸗ 
erlegt. Geſetzt nun, die Sendung gehe nach Ankunft am Be⸗ 
ſtimmungsorte und vor Aushändigung an den Adreſſaten ver⸗ 
loren oder zugrunde, ſo wird dieſer gewiß mit Fug und Recht 
ſagen können, es ſei wohl die Überſendung an ihn verſucht 
worden, der Verſuch aber nicht zur Vollendung gediehen. Und 
noch mehr gilt dies für den Fall der Zurücknahme durch den 
Abſender. Verfehlt iſt auch die aus der Gleich⸗ und Neben⸗ 
einanderſtellung der Überfendung mit dem Abholen aus dem 
Auslande gezogene Folgerung. Wer die angeſchafften Papiere 
durch einen Boten aus dem Auslande abholen läßt, der erlangt 
ſchon mit der Aushändigung an den Boten als ſeinen Beſitz⸗ 
diener den unmittelbaren Beſitz, während er bei der Überſendung 
durch die Poſt weder unmittelbaren noch mittelbaren Beſitz erlangt, 
ſolange nicht die Sendung ihm oder einem Vertreter wirklich 
ausgehändigt iſt. Auch aus der Entſtehungsgeſchichte der An⸗ 
merkung zu Tarifnummer 1 und 2 und der entſprechenden Er⸗ 
weiterung des 8 3, jetzt § 2 des Geſetzes, geht klar hervor, daß 
die Stempelpflicht erſt durch die Ablieferung der Sendung an 
den Adreſſaten entſtehen ſoll. (Wird weiter ausgeführt.) Daß 
aber, hingeſehen auf die Stempelpflicht, die Annahmeverweigerung 
des Adreſſaten die gleiche Bedeutung haben muß, wie irgend⸗ 
ein anderer Grund, aus dem die Auslieferung an den Adreſſaten 
unterbleibt, kann nicht zweifelhaft ſein. Denn die Annahme⸗ 
verweigerung iſt der Poſtanſtalt gegenüber ein unbeſtreitbares 
Recht des Adreſſaten. Die Poſt kann nicht erklären, daß ſie 
die Sendung für den Adreſſaten, auf ſeine Gefahr, in Ver⸗ 
wahrung nehme; ſie kann ſie nicht für ihn hinterlegen. Der 
Adreſſat, der die Annahme verweigert, iſt demnach gerade ſo 
außerſtande, die Papiere zur Verſteuerung vorzulegen, wie wenn 
ihm die Auslieferung verweigert wird. Mit Recht aber legt 
das BG. auf die Vorlegungspflicht entſcheidendes Gewicht; ſie 
ergibt ſich aus dem § 1 des Geſetzes und den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Bundesrats. Das BG. hat dieſe Vorſchriften 
nicht, wie die Reviſion meint, rechtsirrtümlich, ſondern zutreffend 
angewendet. An dem hier erörterten Verhältniſſe wird zunächſt 
nichts dadurch geändert, daß die Poſt dem Adreſſaten nur die 
Paketadreſſe zuſtellt, das Paket ſelbſt aber der Zollbehörde zur 
Abfertigung ausliefert. Wohl erliſcht mit der Auslieferung an 
die Zollſtelle die Haftung der Poſt, PoſtO. $ 39 XV; mit der 
Entgegennahme der Sendung übernimmt die Steuerbehörde die 
Verpflichtung, die Sendung dem Adreſſaten auszuhändigen und 
bis dahin aufzubewahren. Aber ſie übernimmt dieſe Verpflichtung 
60 
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nur ſo, wie ſie auch der Poſt oblag, als eine ihr gegenüber dem 
Abſender, nicht gegenüber dem Adreſſaten obliegende Ver⸗ 
pflichtung. Der Adreſſat ſteht der Zollbehörde nicht anders 
gegenüber wie der Poſt, er hat ihr gegenüber keinen ſelb⸗ 
ſtändigen Anſpruch. RG. 48, 256. Es kann ſich nun fragen, 
ob etwa in dem Verfahren bei der Abfertigung an der Zoll⸗ 
ſtelle ohne weiteres die Aushändigung der Sendung liegt. 
Auch dies iſt zu verneinen. Wohl hat der Adreſſat bei der 
Abfertigung mitzuwirken; ſie erfolgt in ſeiner Anweſenheit, 
und er hat für die Offnung der Sendung zu ſorgen. Allein 
die Sendung bleibt dennoch im Gewahrſam der Zollbehörde. 
Dies zeigt ſich deutlich, wenn der Inhalt zollpflichtig iſt; er 
wird nur nach Entrichtung des Zolles ausgeliefert. Wird die 
Sendung zollfrei abgelaſſen, dann ſteht freilich der Beſitzergreifung 
des Adreſſaten nichts im Wege. Er befindet ſich dann in der⸗ 
ſelben Lage, als wenn ihm der Abſender perſönlich die Papiere 
angeboten hätte. Allein gleichwie es letzterenfalls nicht zur 
Übergabe kommt, wenn der Erwerber die Annahme verweigert, 
ſo auch nicht im Falle der Annahmeverweigerung bei der Zoll⸗ 
ſtelle. Die Sach⸗ und Rechtslage iſt keine andere, als wenn 
der Poſt gegenüber die Annahme verweigert wird. Die Reviſion 
macht ſchließlich noch geltend, der Kläger habe tatſächlich über 
die Sendung verfügt, denn er habe die Rückſendung an einen 
anderen als den Abſender bewirkt. Die Rückſendung habe die 
Zollbehörde nicht in dieſer ihrer Eigenſchaft, ſondern lediglich 
als Vertreterin oder als Bote des Klägers vorgenommen. So⸗ 
weit hierin tatſächliche Behauptungen liegen, ſind ſie in dieſer 
Inſtanz neu vorgebracht und können deshalb keine Berückſichti⸗ 
gung finden. Soweit das Vorbringen Rechtsausführungen ent⸗ 
hält, ſind dieſe nicht zutreffend, denn es iſt, wie gezeigt, nicht 
richtig, daß die Zollbehörde in irgendeinem Rechtsverhältniſſe zu 
dem Kläger ſtand. Sie hat bei der Rückſendung für den Ab⸗ 
ſender gehandelt; die Mitwirkung des Klägers beſchränkt ſich 
auf Auskunfterteilung über die Perſon des Abſenders. 
Elſaß⸗Lothr. Landesfiskus c. B., U. v. 18. Juni 09, 383/08 VII. 
— Colmar. 

Bankdepotgeſetz vom 5. Juli 1896. 

46. BDepotG. verb. mit 88 366, 367 HGB. und 88 932, 
1207, 1293 BGB. Anſpruch des Eigentümers von Wert⸗ 
papieren, die in ſeinem Auftrage durch ſeinen Zwiſchenbankier 
einem dritten Bankier zur Veräußerung übergeben worden ſind, 
gegen den letzteren. Mitteilung von dem Verkaufsauftrag. 
Beweislaſt bezüglich des guten Glaubens.] 

Nach 8 8 des ſogenannten Bankdepotgeſetzes vom 5. Juli 
1896 hat ein Kaufmann, der (wie es im vorliegenden Falle 
die Firma Q. getan hat) im Betriebe ſeines Handelsgewerbes 
fremde Aktien einem Dritten (hier der Beklagten) zum Zwecke 
der Veräußerung ausantwortet, hierbei dem Dritten mitzuteilen, 
daß die Aktien fremde ſeien. Der Dritte, der eine ſolche Mit⸗ 
teilung empfangen hat, kann an den übergebenen Aktien ein 
Pfandrecht nur wegen ſolcher Forderungen an ſeinen Auftrag⸗ 
geber geltend machen, welche mit Bezug auf dieſe Aktien ent⸗ 
ſtanden ſind (§ 8 Abſ. 2 a. a. O.). Dieſe Beſchränkung gilt 
nach dem Wortlaute des Geſetzes nicht nur, wie Düringer⸗ 
Hachenburg, HGB. 1905 Bd. 3 S. 419/420 anſcheinend, aber 
ohne nähere Begründung annehmen, für das geſetzliche Pfand⸗ 
recht (8 397 HGB.), ſondern auch für ein etwa vertragsmäßig, 
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z. B. durch allgemeine Geſchäftsbedingungen, vereinbartes Pfand⸗ 
recht; ſo auch Rießer, Bankdepotgeſetz, 2. Aufl. S. 76. Wäre 
dieſe Beſtimmung des genannten Geſetzes allein und ſchlechthin 
maßgebend, ſo würde die Entſcheidung des Rechtsſtreits, den 
Eigentumsnachweis des Klägers vorausgeſetzt, einem Zweifel 
kaum begegnen können. Die Beklagte hat unſtreitig bei Emp⸗ 
fang der Aktien von Q. durch den unterzeichneten Vordruck des 
Orderzettels zugleich die Mitteilung erhalten, daß der Verkaufs⸗ 
auftrag ihr „für fremde Rechnung zugehende Wertpapiere“ be⸗ 
treffe, was nichts anderes bedeutete, als daß die Wertpapiere 
fremdes Eigentum ſeien. Demnach würde die Beklagte nicht 
das Recht gehabt haben, den mit Q. vereinbarten Geſchäfts⸗ 
bedingungen gemäß ein Pfandrecht an den Aktien für die ihr 
aus der ſonſtigen Geſchäftsverbindung mit Q. gegen dieſe Firma 
zuſtehenden Forderungen, oder auch nur, gemäß der Vorſchrift 
des § 397 HGB., für die dort bezeichneten Forderungen aus 
anderen in laufender Rechnung geſchloſſenen Kommiſſions⸗ 
geſchäften, in Anſpruch zu nehmen und wie geſchehen, zu ver⸗ 
wirklichen; die Beklagte hätte die Aktien nicht in das mit dieſem 
allgemeinen Pfandrechte belaſtete „Depot A“, ſondern nur in 
das höchſtens jenem beſchränkten Pfandrechte des § 8 Abſ. 2 
BDepot®. unterliegende „Depot B“ nehmen dürfen. Es fragt 
ſich aber, in welchem Verhältniſſe dieſe Beſtimmung des Bank⸗ 
depotgeſetzes zu dem allgemeinen, aus SS 1293, 1207, 932 
BGB., in Verbindung mit § 366 HGB. ſich ergebenden Grund⸗ 
ſatze ſteht, wonach an beweglichen Sachen, die ein Kaufmann 
im Betriebe ſeines Handelsgewerbes verpfändet, der andere Teil 
das Pfandrecht erwirbt, auch wenn er weiß, daß die Sachen 
dem Verpfänder nicht gehören, ſofern er nur über deſſen Be⸗ 
fugnis, über die Sachen für den Eigentümer zu verfügen, in 
gutem Glauben iſt. Das BG. nimmt an, daß dieſer Grundſatz 
durch das Bankdepotgeſetz auch für deſſen Anwendungsgebiet 
nicht beſeitigt ſei, und dem muß zugeſtimmt werden. Sicherlich 
kann der $ 8 dieſes Geſetzes, trotz der Wortfaſſung des Abſ. 2, 
nicht den Sinn haben, daß durch die vorgeſchriebene Mitteilung 
der Erwerb des über die dortigen Schranken hinausgehenden 
Pfandrechts unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen werde; denn 
ſonſt ergäbe ſich, was ſelbſtverſtändlich nicht gewollt ſein kann, 
daß dieſer Erwerb ſelbſt dann nicht ſtattfände, wenn der Ver⸗ 
pfänder dem Pfandnehmer die Zuſtimmung des Eigentümers 
zu der Verpfändung in zweifelsfreier Weiſe nachwieſe. Aber 
auch dafür, daß der gute Glaube des Pfandnehmers an die 
Verfügungsbefugnis des Verpfänders die ſonſt ($ 366 HGB.) 
im Handelsverkehre geltende Wirkung im Anwendungsgebiete 
des Bankdepotgeſetzes nicht üben ſolle, findet ſich weder in der 
Entſtehungsgeſchichte dieſes Geſetzes noch in deſſen Wortlaut 
ein ausreichender Anhalt. (Wird weiter ausgeführt.) Anderer⸗ 
ſeits darf aber gerade für die Beurteilung des guten Glaubens 
im Einzelfalle die Bedeutung des 8 8 nicht verkannt werden. 
Wie ſich aus der Wortfaſſung des § 932 BGB. klar ergibt 
Ces ſei denn, daß ...“; vgl. hierzu Planck, Vorbemerkungen 
zum Allgemeinen Teil unter V2, in der zweiten Auflage Bd. J 
S. 45), liegt an ſich dem, der den ſchlechten Glauben geltend 
macht, der Beweis für deſſen Vorhandenſein ob. An dieſem 
nach 88 1293, 1207 BGB. auch für den Pfandrechtserwerb 
maßgebenden Grundſatz iſt durch $ 366 HGB. allerdings eben⸗ 
falls nichts geändert. Durch dieſe Beſtimmung wird der in 
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8 932 BGB. vorgeſchriebene Schutz des guten Glaubens gegen: 
ſtändlich erweitert, die in $ 932 geordnete Beweislaſt aber 
nicht berührt. Das Ergebnis iſt hiernach für das Anwendungs⸗ 
gebiet des 8 366 HGB. folgendes: auch an einer dem Ver⸗ 
pfänder nicht gehörigen beweglichen Sache erwirbt der Pfand⸗ 
nehmer grundſätzlich das Pfandrecht, und die Ausnahme von 
dieſer Regel tritt nur ein, wenn dem Pfandnehmer bewieſen 
wird, nicht nur, daß er über das Eigentum des Verpfänders, 
ſondern auch, daß er über deſſen Verfügungsbefugnis im maß⸗ 
gebenden Zeitpunkte nicht in gutem Glauben geweſen iſt. Im 
Anwendungsbereiche des Bankdepotgeſetzes aber iſt die Regel, 
wenn auch nicht im vollen Umfange die umgekehrte, ſo doch 
eine andere. Aus § 8 Abſ. 2 dieſes Geſetzes ergibt ſich, daß 
die Beklagte, da ſie von Q. die Mitteilung, daß die über⸗ 
ſandten Aktien fremdes Eigentum ſeien, empfangen hatte, grund⸗ 
ſätzlich das allgemeine Pfandrecht an den Aktien nicht erwerben 
konnte, und eine Ausnahme von dieſer Regel iſt deshalb nur 
zuzulaſſen, wenn die Beklagte beweiſt, daß ſie über die Ver⸗ 
fügungsbefugnis der Firma Q. in gutem Glauben geweſen iſt. 
Dabei iſt zu berückſichtigen, daß mit der Vorſchrift des §8 8 
Abſ. 2 vom Geſetzgeber, angeſichts der in großer Zahl vor: 
gekommenen aufſehenerregenden Schädigungen, ein wirkſamer 
Schutz der Kunden der Zwiſchenbankiers gewollt war (vgl. 
Rießer a. a. O. S. 67 ff.). Zu prüfen iſt, ob angeſichts dieſes 
Zweckes jener Vorſchrift die ſchematiſche Erklärung in dem von 
der Beklagten ſelbſt herrührenden Vordrucke des der Firma Q. 
gelieferten und von dieſer benützten Orderzettelformulars ge⸗ 
nügen kann, um den guten Glauben der Beklagten an die Ver⸗ 
fügungsbefugnis der genannten Firma als erwieſen anzuſehen, 
und ob in dieſer Weiſe die geſetzliche Wirkung, die an ſich durch 
die in dem erſten Satze jenes Vordrucks enthaltene Mitteilung 
begründet wurde, beſeitigt werden kann. Dabei wird zu berück⸗ 
ſichtigen ſein, daß die Beſtimmung des § 8 Abſ. 2 jedes 
praktiſchen Wertes ganz oder nahezu ganz beraubt ſein würde, 
wenn ein unredlicher Zwiſchenbankier, gegen den doch deſſen 
Kunden gerade wirkſam geſchützt werden ſollten, nur das Druck⸗ 
formular des Zentralbankiers zu unterſchreiben brauchte, um 
die ihm zu einem ganz anderen Zwecke anvertrauten Wert⸗ 
papiere ohne Zuſtimmung ihres Eigentümers als allgemeine 
Unterlage für den ihm ſelbſt von dem Zentralbankier zu ge⸗ 
währenden Kredit verwenden zu können (vgl. Rießer a. a. O. 
S. 80). Zu berückſichtigen iſt aber ferner auch das Verhältnis, 
in dem die beiden Sätze des Vordrucks in ihrem Sinne zu⸗ 
einander ſtehen. Iſt dem Zwiſchenbankier von ſeinem Kunden 
die Verfügung über die übergebenen Papiere eingeräumt, ſo 
muß ſich, unbeſchadet der Vorſchriften des $ 2 BDepotG., die 
Frage aufdrängen, ob die Papiere überhaupt noch fremde ſind, 
oder ob ſie nicht in das Eigentum des Zwiſchenbankiers über⸗ 
tragen ſind und dieſer nur die Verpflichtung zur Gewährung 
gleichartiger Stücke hat. Zwiſchen den beiden Sätzen des Vor⸗ 
drucks würde ſich alsdann ein Widerſpruch ergeben, der bei der 
Beurteilung nicht außer Betracht bleiben darf. (Aufhebung und 
Zurückverweiſung.) V. c. D., U. v. 11. Juni 09, 473/08 VII. 
— Berlin. 
Grundbuchordnung. 
47. S8 GBO. verb. mit Art. 74 EG BGB.; 8 64 Einl., 
89 69, 105 ff. ALR. 1 2; SSL ff. ALR. I 10; Gewerbeſteueredikt 
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vom 7. September 1811 88 52 ff. Eintragung von beſtehenden 
Realgewerberechten in das Grundbuch nicht erforderlich. Neu⸗ 
begründung ſolcher Rechte iſt zuläſſig.] 

Der Kläger war früher Eigentümer des Kruggrundſtücks 
Nieſtronno Nr. 13, daß durch eine Erbverſchreibung vom 
14. Auguſt / 7. Oktober 1820 von der Königlichen Regierung in 
Bromberg namens des landesherrlichen Fiskus einem Krüger 
A. K. für ein Erbſtandsgeld und einen jährlichen Kanon in 
Erbpacht gegeben worden war. Im § 12 dieſer Urkunde war 
dem Krüger die Verpflichtung auferlegt, die auszuſchenkenden 
Getränke aus der Amtspropination zu entnehmen und kein 
fremdes Getränk zu debitieren, dieſe Verpflichtung war jedoch 
durch Vertrag vom 20. März / 19. September 1830 aufgehoben 
und durch ein im Grundbuch eingetragenes Getränkedebitszwangs⸗ 
Befreiungsgeld von jährlich 10 Talern erſetzt worden. An die 
Stelle des Kanons und des „immerwährenden“ Debitsbefreiungs⸗ 
geldes war dann auf Grund des Rezeſſes vom 24. Oktober / 
29. Dezember 1853 eine Domänenrente getreten, die am 30. April 
1897 durch Kapitalablöſung zur Löſchung gelangte. In dem⸗ 
ſelben Jahre parzellierte der Kläger, der ein Urenkel A. K.s 
ſein will, das Kruggrundſtück, und es erwarben den Krug 
mit der Realſchenkgerechtigkeit, die nach Angabe des Klägers 
damit verbunden war und im Vertrage auf 11 100 & bewertet 
wurde, die Beklagten durch Rentengutsvertrag vom 21. Januar 
1897, beſtätigt am 5. März 1897. Das Reſtkaufgeld aus 
dieſem Vertrage in Höhe von 3582,75 & nebſt 3½ Prozent 
Zinſen wurde auf dem für die Beklagten neu angelegten Grund⸗ 
buchblatte Nieſtronno Nr. 63 in Abt. III Nr. 1 eingetragen. 
Am 27. Dezember 1906 hat der Kläger dieſes Kapital gekündigt 
und mit der perſönlichen und dinglichen Klage eingeklagt. Die 
Beklagten haben eingewendet, daß der Kläger den Vertrag 
ſeinerſeits nicht vollſtändig erfüllt habe, da die von ihm zu 
gewährende Realſchenkberechtigung von den Behörden nicht an⸗ 
erkannt werde. Der Kreisausſchuß habe durch Beſcheid die 
Schankerlaubnis zwar erteilt, dabei aber ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, daß ein Realſchankrecht auf dem Grundſtück nicht ruhe, 
und ebenſo habe das Grundbuchamt einen Antrag auf Ein⸗ 
tragung der Schankgerechtigleit abgelehnt. Die Beklagten ſind 
der Anſicht, daß ſie jedenfalls zur Zurückhaltung, eventuell aber 
auch zur Wandlung und Minderung und zur Aufrechnung mit 
dem ihnen zuſtehenden Schadenserſatz⸗ und Bereicherungsanſpruch 
berechtigt ſeien. Klage, Berufung und Reviſion hatten keinen 
Erfolg: Der BerR. geht zutreffend davon aus, daß Neal: 
gewerberechte, ſoweit ſie noch beſtehen, wie nach früherem Recht 
($ 5 der Preuß. GBO. vom 5. Mai 1872 und Turnau, Anm. 6 
a. a. O.), jo auch nach dem heutigen (§ 8 der Deutſchen GBO. 
und Turnau⸗Förſter Anm. 2), auf dem Grundbuchblatte des 
berechtigten Grundſtücks zwar eingetragen werden dürfen, daß 
dieſe Eintragung aber weder zur Begründung noch zur Über: 
tragung der Berechtigung erforderlich war (Art. 74 EGBGB.; 
8 64 Einl., 88 69, 105 ff. ALR. I 2, 88 1 ff. ALR. I 10; 
OVG. 8, 272). Damit erledigen ſich die Einwendungen der 
Beklagten, ſoweit ſie eine unvollſtändige Erfüllung von ſeiten 
des Klägers lediglich aus dem Umſtande herleiten wollen, daß 
der Kläger nicht für die Eintragung der mitverkauften Be⸗ 
rechtigung, ſei es auf dem alten inzwiſchen geſchloſſenen Blatte 
Nieſtronno Nr. 13, ſei es auf dem neuen N Nr. 63 
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Sorge getragen habe. Wünſchen die Beklagten dieſe Ein- 
tragung, ſo iſt es, nachdem ſie es unterlaſſen haben, im Ver⸗ 
trage eine bezügliche Pflicht dem Kläger aufzuerlegen, lediglich 
ihre Sache, die nötigen Schritte zu tun, alſo entweder ein An⸗ 
erkenntnis der zuſtändigen Verwaltungsbehörden beizubringen 
(KG. in Johows Jahrb. Bd. 33 A 216), oder wenn dieſe das 
Anerkenntnis verweigern, gegen den Staat die Feſtſtellungsklage 
zu erheben (RG. 15, 138 und das zum Abdruck beſtimmte 
Urteil V 100/08 in JW. 09, 2299). Die Reviſion macht 
zwar geltend, daß beim Mangel der Eintragung die Beklagten 
keine Sicherheit dagegen hätten, daß die Schankgerechtigkeit — 
deren Beſtehen vorausgeſetzt — nicht längſt von dem Grundſtück 
abgetrennt worden ſei, und berufen ſich dafür auf das Urteil 
des RG. in RG. 67, 226 (vgl. auch das Urteil vom 17. April 
1909 V 309/08), das unter beſonderen Umſtänden die Über: 
tragung von Abdeckereigerechtigkeiten auf andere Grundſtücke 
für zuläſſig erklärt hat. Nun mag es ſein, daß entgegen der 
älteren Rechtſprechung (OTr. 8, 299; 33 S. 452, 463 ff.; 
OVG. 7, 301; 8, 272; vgl. auch 8 86 ALR. I 23) die in den 
vorerwähnten Urteilen des RG. aufgeſtellten Grundſätze in 
gleichliegenden Fällen auch bei Schankgerechtigkeiten Anwendung 
finden können; im vorliegenden Falle kann indeſſen davon keine 
Rede ſein, weil die Vorausſetzungen jener Urteile nicht vor⸗ 
liegen. Denn dort wurde die Übertragung gerade durch Um⸗ 
ſchreibung im Grundbuch vorgenommen und das Stammgrund⸗ 
ſtück dem Gewerbetriebe auch tatſächlich vollſtändig entzogen, 
im vorliegenden Falle aber iſt das Stammgrundſtück mit dem 
Kruge grundbuchmäßig und tatſächlich auf die Beklagten über⸗ 
gegangen. Rechtlich folgt, bei einer Zerteilung des berechtigten 
Grundſtücks, die Schankgerechtigkeit ohne weiteres dem Krug⸗ 
grundſtück (vgl. OVG. 8, 272), im vorliegenden Falle iſt ſie 
den Beklagten noch beſonders mitverkauft worden und dieſe 
befinden ſich auch im Beſitze ſowohl des Kruges wie der Schank⸗ 
erlaubnis. Irgendeine Möglichkeit oder ein Anhalt dafür, daß 
der Kläger anderweit die Schankgerechtigkeit veräußert oder zu 
veräußern verſucht hätte, iſt weder vorhanden noch in den Vor⸗ 
inſtanzen geltend gemacht worden, die bezügliche Rüge der 
Reviſion ſtellt ſich daher als völlig unbegründet dar. Demnach 
verbleibt nur noch die Frage, ob dem Grundſtück Nieſtronno 
Nr. 13 (63) die mitverkaufte Realſchankberechtigung wirklich zu⸗ 
ſteht oder ob die Beklagten wegen Mangels dieſer Berechtigung 
zur Zurückhaltung des eingeklagten Reſtkaufgeldes und zur 
Geltendmachung der eventuell erhobenen weitergehenden Anſprüche 
befugt ſind. Der BerR. hat auf Grund des Beweisergebniſſes, 
unter Würdigung aller in Betracht kommenden Urkunden, ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt, daß dem Grundſtück die Schankberechtigung 
als ſubjektiv dingliches Recht ſeit jeher zugeſtanden hat und 
noch zuſteht. Er findet in der Erbverſchreibung von 1820 nicht 
die Begründung eines Realrechts, ſondern die Verleihung und 
das Anerkenntnis eines bereits beſtehenden Rechts, in den 
ſpäteren Rechtsvorgängen eine Beſtätigung dieſer Annahme. 
Abrigens hätte, wenn vorher kein Realrecht beſtanden hätte, 
nach SS 52 ff. des Gewerbeſteueredikts vom 7. September 1811 
(Einf.⸗Patent vom 9. November 1816) auch der Neubegründung 
des Rechts durch die fiskaliſchen Behörden nichts im Wege 
geſtanden. Das einmal beſtehende Realrecht iſt dann, wie in 
der höchſtrichterlichen Rechtſprechung allgemein anerkannt iſt, 
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durch die ſpätere Gewerbegeſetzgebung, insbeſondere die Gewd. 
vom 17. Januar 1845 und vom 21. Juni 1869 (58 10, 48), 
unberührt geblieben. J. c. W., U. v. 16. Juni 09, 473/08 V. 
— Poſen. 

48. SS 29, 30 GBO. verb. mit § 867 ZPO. Sit 
Beglaubigung des Eintragungsantrags, den beſtimmten Anteil 
einer Forderung auf mehreren Grundſtücken betreffend, er⸗ 
forderlich?! 

Eine Gläubigerin hatte bei dem Grundbuchamt (Amts⸗ 
gericht) in Landſtuhl den Antrag, die erſtrittene Forderung auf 
dem Grundbeſitz des Schuldners L. und der Eheleute L. in 
der Weiſe einzutragen, daß auf den Grundſtücken je ein be⸗ 
ſtimmter Teilbetrag der Geſamtſumme als Sicherungshypothek 
zu ſtehen kommen ſollte. Das Grundbuchamt lehnte den 
Antrag auf Grund der SS 29, 30 GBO. ab, weil die in 
dem Antrag enthaltene, nach $ 867 Abſ. 2 ZPO. zur Ein 
tragung erforderliche Verteilung der Forderung nicht nach Vor⸗ 
ſchrift des S 29 GBO. beglaubigt ſei. Die hierüber erhobene 
Beſchwerde iſt von dem LG. zurückgewieſen worden. Dagegen 
iſt weitere Beſchwerde beim Kgl. BayObè G. in München ein⸗ 
gelegt, und nachdem der Schuldner inzwiſchen die Schuldſumme 
bezahlt hat, die Beſchwerde nur noch wegen der Koſten des 
Eintragungsverfahrens aufrechterhalten worden. Das BayᷣObsG. 
in München hält die Abweiſung des Eintragungsantrags für 
ungerechtfertigt und möchte auf Grund des §8 6 DGG. 
und Art. 39 des Bayriſchen Geſetzes über das Gebührenweſen 
die für die zurückweiſenden Beſchlüſſe angeſetzten Gebühren 
niederſchlagen, ſieht ſich indeſſen durch die ſeiner Auffaſſung 
entgegenſtehenden Beſchlüſſe des Kgl. Preuß. KG. in Berlin 
vom 20. September 1906 (Johows Jahrbuch Bd. 33A 
S. 301) und des Großh. Heſſiſchen OLG. in Darmſtadt 
vom 6. Januar 1907 (OL GRſpr. 16, 312) daran verhindert 
und hat gemäß 8 79 Abſ. 2, 3 GBO. durch Beſchluß vom 
15. Mai 1909 die Sache dem RG. vorgelegt. Die Beſchwerde 
iſt, obwohl fie nur die Koſten betrifft, zuläffig (vgl. RG. 62, 142). 
Sie war auch für begründet zu erachten. Für die Auffaſſung 
des KG. und des OLG. in Darmſtadt hat ſich zwar auch die 
Literatur, ſoweit ſie die Frage überhaupt berührt, überwiegend 
ausgeſprochen, vgl. Güthe, GBO. Bd. 1 § 30 Anm. 7 S. 626, 
§ 19 Anm. 101 a. E. S. 399, $ 13 Anm. 24 S. 243 a. E,, 


Oberneck, Reichsgrundbuchrecht Bd. II $ 160 Anm. 39, 54, 


S. 444, 447 a. E. (4. Aufl.), Meikel, GBO. § 30 S. 229/30, 
Gaupp⸗Stein, Anm. V 30 zu § 867 3P O,, indeſſen fehlt es 
an einer näheren Begründung, und es war der zuerſt von dem 
Landgerichtsrat Foltz in Zweibrücken (Recht 1908 S. 72, 73) 
im Anſchluß an einen Beſchluß des dortigen LG. vertretenen 
Auffaſſung, der ſich das BayObs G. in München angeſchloſſen 
hat, der Vorzug zu geben. $ 30 GB0. erfordert für Ein 
tragungsanträge und für Vollmachten zur Stellung von ſolchen 
Anträgen die Formen des $ 29 nur dann, wenn durch den 
Antrag „zugleich eine zu der Eintragung erforderliche Erklärung 
erſetzt werden ſoll“. Man iſt im Anſchluß an die Motive zu 
§ 43 des I. Entwurfs einer GBD. (vgl. auch Turnau⸗Förſter, 
Liegenſchaftsrecht, Bd. II Anm. 2 zu $ 30) darüber einig, daß 
danach nur ſogenannte „reine“ Eintragungsanträge von den 
Formvorſchriften des 8 29 GBO. ausgenommen find, daß 
dagegen Anträge, die zugleich materiellrechtliche, zur Eintragung 
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erforderliche Erklärungen enthalten (ſogenannte gemiſchte Anträge), 
den Formvorſchriften unterliegen. Die Abgrenzung des formellen 
von dem materiellen Recht bereitet indeſſen, namentlich bei den 
Zwangshypotheken, Schwierigkeiten. Bereits in der erwähnten 
Begründung des I. Entwurfs iſt darauf hingewieſen, daß dem 
Antrag auf Eintragung einer Zwangshypothek als ſolchem in- 
ſofern, als der Gläubiger einſeitig auf Grund einer geſetzlichen 
Ermächtigung die Zwangseintragung in Anſpruch nimmt, die 
Natur eines dispoſitiven Willensaktes nicht abzuſprechen iſt. 
Gleichwohl ſollte indeſſen von der Formaliſierung dieſer Anträge 
abgeſehen werden. Dementſprechend iſt man auch gegenüber 
§ 30 der geltenden GBO. darüber einig (vgl. z. B. Turnau⸗ 
Förſter a. a. O. Anm. 4 a. E.), daß der Antrag auf Eintragung 
einer Zwangshypothek, dem der Schuldtitel beiliegt, an ſich der 
öffentlichen Form nicht bedarf. In betreff der Verteilung einer 
einzutragenden Hypothek auf mehrere Grundſtücke des Schuldners 
(S 867 Abſ. 2 ZPO.) will man aber eine Ausnahme machen. 
Die fragliche Verteilung ſoll nicht bloß ein notwendiger Beſtand⸗ 
teil des Eintragungsantrags, ſondern darüber hinaus ein 
materielles Erfordernis der Eintragung ſein. In Konſequenz 
dieſer Auffaſſung erklären Güthe und Meikel (a. a. O.) auch bei 
Einzelgrundſtücken die Beſchränkung des Eintragungsantrags 
auf einen Teil der erſtrittenen Forderung für einen materiellen 
Akt und für formbedürftig. Sie iſt es indeſſen nicht mehr und 
nicht minder wie die Beſchränkung der Eintragung der ganzen 
Forderung auf eines von mehreren Grundſtücken desſelben 
Schuldners. Auch in dieſem Falle müßte man alſo einen 
Formalakt erfordern. Indeſſen iſt die materielle Natur bei 
allen dieſen Anträgen genau dieſelbe, wie bei dem einfachen 
Eintragungsantrag. Der Schuldner muß ſich alle dieſe Ein⸗ 
tragungen gefallen laſſen und darf nicht widerſprechen. Der 
Gläubiger aber kann, wie das BayObè G. in München mit Recht 
hervorhebt, etwaige Irrtümer durch Löſchung und anderweitige 
Eintragung wieder beſeitigen. Er wird durch eine ſeinen 
Wünſchen nicht entſprechende Eintragung jedenfalls weniger 
geſchädigt, als wenn die Eintragung überhaupt unterbleibt. 
Demnach war der Beſchwerde, ſoweit dies noch möglich, ſtatt— 
zugeben, und da ein zahlungspflichtiger Gegner im Grundbuch⸗ 
verfahren nicht vorhanden iſt, die Niederſchlagung der Gebühren 
aller Inſtanzen gemäß den vom BayObLG. angezogenen Vor⸗ 
ſchriften auszuſprechen. Grundbuchſache, die Grundſtücke betr., 
Beſchl. v. 3. Juli 09, B 106/09 V. — München. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 5. Juli 1900. 

49. 8 138 Gew VG. in Verb. mit SS 211, 214, 215, 
210, 220 BGB. Anfang der Unterbrechung der Verjährung 
der Klage der Berufsgenoſſenſchaft auf den Erſatzanſpruch nach 
§ 137 GewuVG.] 

Am 2. Juli 1903 wurde der Handarbeiter F., als er im 
Dienſt des Beklagten bei einem Hausbau tätig war, durch 
einen Sturz von dem Baugerüſt körperlich verletzt. Die Klägerin 
(Berufsgenoſſenſchaft), bei der er verſichert war, hat ihn für 
die Folgen des Unfalls durch Erſatz des Heilungsaufwands und 
Gewährung einer Rente Entſchädigung geleiſtet und muß ihm 
auch in Zukunft eine Rente gewähren. Ihr Vorſtand beſchloß, 
wegen dieſer Aufwendungen gemäß § 136 Gew G. von dem 
Beklagten Erſatz zu verlangen, und teilte ihm das am 1. Ok— 
tober 1904 brieflich mit. Der Beklagte rief darauf durch ein 
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der Klägerin am 24. Oktober 1904 zugegangenes Schreiben die 
Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſammlung an. Dieſe iſt 
am 20. Juli 1905 dahin erfolgt, daß der Erſatzanſpruch auf⸗ 
rechterhalten werde und gerichtlich verfolgt werden ſolle. Da 
der Beklagte ſeine Erſatzpflicht auch weiter beſtritt, hat die Ge⸗ 
noſſenſchaft Klage gegen ihn erhoben. Die Vorinſtanzen wieſen 
die Klage ab. RG. hob auf. Aus den Gründen: Der 
Beklagte hat unter Berufung auf $ 138 Gewll G. die Ein⸗ 
rede der Verjährung vorgeſchützt. Er meint, durch das Schreiben, 
in dem er die Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſammlung 
angerufen habe, ſei die Verjährung des der Klägerin angeblich 
erwachſenen Erſatzanſpruchs nur dergeſtalt unterbrochen worden, 
daß ſie mit dem Tage nach dem Eingang des Schreibens, dem 
25. Oktober 1904, von neuem zu laufen begonnen habe, da: 
gegen hat die Klägerin die Meinung vertreten, die Unterbrechung 
habe bis zu dem Tage fortgedauert, an dem die von dem Be: 
klagten verlangte Entſchließung der Genoſſenſchaftsverſammlung 
erfolgt ſei, alſo bis zum 20. Juli 1905, mindeſtens ſei bis zu 
dieſem Tage die neue Verjährung gehemmt geweſen. Beide 
Vorinſtanzen haben die Auffaſſung des Beklagten für die richtige 
angeſehen und deshalb, ohne im übrigen das Streitverhältnis 
näher zu erörtern, die Klage abgewieſen. Dem hat nicht bei⸗ 
getreten werden können. Dafür, in welcher dieſer Bedeutungen 
die im Schlußſatz von § 138 Abſ. 1 Gewll VG. beſtimmte 
Unterbrechung zu verſtehen iſt, bietet der Wortlaut des Geſetzes 
an ſich keinen Anhalt. Für die von der Vorinſtanz vertretene 
Auslegung ſpricht allerdings der Umſtand, daß in dem BGB. 
in den Fällen, in denen die Unterbrechung über den erſten ſie 
herbeiführenden Vorgang hinaus fortdauern ſoll, dies jedesmal 
durch ausdrückliche Beſtimmungen zum Ausdruck gebracht worden 
iſt, während es an einer ſolchen in $ 138 Gewll VG. fehlt. 
Indes iſt dies, zumal bei der Art, wie die in Betracht 
kommenden Beſtimmungen zuſtande gekommen find (vgl. RG. 62 
S. 344 fg.) nicht als maßgebend anzuſehen, das entſcheidende 
Gewicht iſt vielmehr auf die innere Natur des hier die Unter⸗ 
brechung begründenden Vorgangs zu legen, und von dieſem 
Standpunkt aus iſt der von der Reviſion vertretenen Auffaſſung 
der Vorzug zu geben. Es erſcheint berechtigt, entſprechend dem 
in den 88 211, 214, 215 und 210, 220 BGB. zum Ausdruck 
gekommenen Rechtsgedanken anzunehmen, daß auch bei der An⸗ 
wendung der Beſtimmung im Schlußſatz von § 138 Abſ. 1 
Gew G. das durch die Anrufung der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung eingeleitete Verfahren als ein einheitliches Ganzes zu 
behandeln, und dieſe Vorſchrift deshalb dahin auszulegen ſei, 
es ſolle die Unterbrechung der Verjährung erſt mit dem Abſchluß 
dieſes Verfahrens, alſo mit dem Beſchluß der Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung endigen. (Wird ausgeführt.) R.⸗W. B.⸗Berufsgen. 
c. F., U. v. 17. Juni 09, 544/08 VI. — Hamm. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

50. 5 54 II 12 ALR. verb. mit Kabinettsorder vom 
30. Dezember 1825 und § 3 der Verordnung vom 22. Sep⸗ 
tember 1867. — Rechtsverhältniſſe von in der Provinz Hannover 
beſtehenden Gymnaſien, die keine Stiftung find.] 

Das Realgymnaſium in Osnabrück iſt nicht eine Stiftung. 
Weder der Kläger noch der Beklagte haben das von ihm be: 
hauptet, vielmehr ſtellt der Tatbeſtand des Bu. als unſtreitig 
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feſt, daß es von der Stadt Osnabrück, der urſprünglichen 
Eigentümerin, auf den Preußiſchen Staat übertragen worden 
iſt. Daraus hat das BG. die Folge gezogen, daß das 
Gymnaſium nicht eine ſelbſtändige, parteifähige Rechtsperſönlich⸗ 
keit ſei. Der Beklagte hatte das in der I. Inſtanz unter 
Hinweis auf den 8 54 II 12 ALR. behauptet. Das BG. hat 
jedoch deſſen Geltung für Osnabrück verneint und dem iſt bei⸗ 
zutreten. Die Reviſion, von der die Rechtsausführungen des 
Beklagten in I. Inſtanz wieder aufgenommen find, hat die 
Anſicht vertreten, die dem öffentlichen Rechte angehörige Be: 
ſtimmung des § 54 finde auf das geſamte Schulweſen der 
ganzen preußiſchen Monarchie Anwendung. Allein das iſt 
irrig; für das Gebiet des rheiniſchen Rechts iſt das Gegenteil 
bereits durch ein Urteil des IV. ZS. vom 10. Mai 1906 — 
Rep. IV 550/05, JW. 06, 42713 — vom RG. ausgeſprochen 
und für die Provinz Hannover gilt dasſelbe. Es beſteht kein 
Geſetz, das den von der Reviſion vertretenen Satz ausgeſprochen 
hätte und auch der Reviſionskläger hat ſolches nicht nachweiſen 
können. Die im Jahre 1867 erlaſſenen Einzelgeſetze laſſen 
vielmehr deutlich erkennen, daß an eine allgemeine Einführung 
des im Gebiet des ALR. geltenden öffentlichen Rechts nicht 
gedacht iſt, auch für das Schulweſen nicht. Es ſei hier nur 
auf die Verordnung vom 13. Mai 1867 (G.⸗S. S. 667) ver⸗ 
wieſen, worin dem Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten nicht allgemein die Befugnis beigelegt 
wird, im ſelben Umfange Verfügung zu treffen, wie ihm ſolches 
in den älteren Landesteilen der Monarchie reſſortmäßig zu⸗ 
komme, vielmehr die Gegenſtände, in denen er ſo ſoll verfügen 
können, im einzelnen aufgeführt werden. Ohne beſonderes 
Geſetz haben aber die Gymnaſien in Hannover nicht juriſtiſche 
Perſon werden können, da ſie es nach dem inſoweit zur 
Geltung kommenden gemeinen Rechte nicht ſind. Das Schul⸗ 
grundſtück in Osnabrück iſt danach nicht Eigentum einer vom 
Staate verſchiedenen juriſtiſchen Perſon, ſondern iſt Staats⸗ 
eigentum. Daß im Grundbuche das Realgymnaſium als Eigen⸗ 
tümer eingetragen iſt, wird mit Recht vom BG. als belanglos 
angeſehen. Die Eintragung änderte die wahren Rechts⸗ 
verhältniſſe nicht und war namentlich nicht geeignet, dem 
Gymnaſium die ihm fehlende Rechtsperſönlichkeit zu verleihen. 
Daraus folgt, daß die gegen den Eigentümer als ſolchen ge: 
richtete Klage gegen den Fiskus und die zu ſeiner Vertretung 
berufene Behörde zu richten war. Inſoweit iſt demnach dem 
BG. beizutreten, ſeine Entſcheidung iſt jedoch aus einem anderen 
Grunde nicht haltbar. Die Behörde, die gegenüber der 
erhobenen Klage den Fiskus zu vertreten hat, iſt das Provinzial⸗ 
ſchulkollegium zu Hannover. Denn nach der Kabinettsorder 
vom 30. Dezember 1825, die durch die Verordnung vom 
22. September 1867 (G.⸗S. S. 1570) für Hannover in Kraft 
geſetzt iſt, hat das Provinzialſchulkollegium die geſamte Ver⸗ 
mögensverwaltung für die höheren Schulen und in dieſem 
Amtskreiſe die Stellung der Regierungen, alſo der Behörden, 
die ſonſt den Fiskus in Prozeſſen vertreten, die Angelegenheiten 
der allgemeinen Staatsverwaltung betreffen. Gegen dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt das Bedenken erhoben, dem Provinzialſchulkollegium 
ſei die Befugnis zur Vertretung des Fiskus nur inſoweit bei⸗ 
gelegt, als es ſich um Gymnaſien mit juriſtiſcher Perſönlichkeit 
handle. Bei anderen Gymnaſien, wo alſo das Schulgrundſtück 
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unmittelbar fiskaliſches Eigentum ſei, habe die Regierung 
die das Grundſtück betreffenden Prozeſſe zu führen. Werde 
daher die Anwendbarkeit des S 54 verneint, fo falle damit die 
Befugnis des Provinzialſchulkollegiums zur Vertretung des 
Fiskus weg. Nun iſt allerdings zuzugeben, daß der Ausdruck 
des Geſetzes, die geſamte Vermögensverwaltung für die höheren 
Schulen werde dem Provinzialſchulkollegium übertragen, die 
Auslegung zuläßt, damit ſei nur die Verwaltung des eigenen 
Vermögens der Schulen als ſelbſtändiger Rechtsſubjekte gemeint, 
alſo nicht die Verwaltung der nur für ihren Gebrauch be⸗ 
ſtimmten, aber dem Staat gehörenden Schulgrundſtücke. Allein 
dieſer Auffaſſung ſteht die Erwägung entgegen, daß das Geſetz 
beſtimmt war, die Verwaltung des höheren Schulweſens ein⸗ 
heitlich zu regeln, alſo kaum die Abſicht gehabt haben kann, 
für die Zuſtändigkeit der neu gebildeten Behörden, je nachdem 
fie im Gebiet des AL R., des rheinischen oder gemeinen Rechts 
ihren Amtskreis hatten, eine tiefgreifende, durch Zweckmäßigkeits⸗ 
rückſichten nicht gebotene Verſchiedenheit einzuführen. Aus⸗ 
geſchloſſen iſt jedenfalls jene Auslegung durch die Faſſung des 
8 3 der Verordnung vom 22. September 1867. Nach ihm 
haben die Provinzialſchulkollegien für die jetzt ausſchließlich 
dem Gebiet des gemeinen Rechts angehörenden Provinzen 
Hannover, Schleswig-Holſtein und Heſſen-Naſſau diejenigen 
amtlichen Aufgaben zu löſen, die den gleichnamigen Behörden 
in den älteren Teilen der Monarchie geſetzlich geſtellt ſind. 
Wenn nun in den älteren Teilen der Monarchie die Verwaltung 
der Schulgrundſtücke für die höheren Schulen ganz überwiegend 
zu der „geſamten Vermögensverwaltung“ gehörte, ſo läßt ſich 
derſelbe Ausdruck in der Verordnung von 1867 nicht ſo deuten, 
daß umgekehrt in den neuen Provinzen die meiſten Schul⸗ 
grundſtücke ſtillſchweigend der Verwaltung der Provinzſchul⸗ 
kollegien entzogen werden ſollten. B. c. R., U. v. 17. Juni 09, 
549/08 VI. — Celle. | 

Patronatsrecht. 

51. Erſtreckung des Patronatsrechts über den urſprüng⸗ 
lichen Beſtand hinaus erfordert den Nachweis beſonderer Akte 
und Einwilligung der weltlichen und geiſtlichen Oberen. 

Die Annahme des BG., daß der Kläger als Eigentümer 
von Wangerin B Patron von Wurow für Prütznow B ſei, unter: 
liegt rechtlichen Bedenken. Der erkennende Senat hat bereits 
in dem Urteile vom 26. März 1908 (Rep. IV 317/07) aus⸗ 
geſprochen, daß das dingliche Patronat nach ſeiner aktiven wie 
paſſiven Seite nur auf dem urſprünglichen Beſtande des 
Gutes oder Grundſtücks zur Zeit der Entſtehung des 
Patronats haftet, ſofern nicht beſondere Akte nachgewieſen ſind, 
durch die demnächſt unter Einwilligung der weltlichen 
und geiſtlichen Oberen eine Erſtreckung des Patronats über 
den urſprünglichen Beſtand hinaus ſtattgefunden hat. Letzteres 
iſt nicht einmal behauptet. Hat das Patronat, wovon das BG. 
ausgeht, urſprünglich nur auf dem Gutsanteile Prütznow B ge⸗ 
haftet, ſo konnte daher das Gut Wangerin B nicht dadurch Träger 
des Patronats werden, daß die gutsherrlichen Rechte an 
Prütznow B oder deren Surrogate, Renten und Ablöſungs⸗ 
kapitalien von dem damaligen Eigentümer des Ritterguts 
Wangerin B dieſem als Zubehör zugeſchlagen wurden. Auch aus 
anderen Rechtsgründen läßt ſich unter Zugrundelegung des vom 
BG. angenommenen Tatbeſtandes eine Verknüpfung des Patronats 
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mit Wangerin B nicht herleiten. Zwar iſt nicht davon aus⸗ 
zugehen, daß das Patronat, nachdem den 4 Bauerhöfen von 
Prütznow B volles Eigentum verliehen worden war, auf dieſe 
Bauernhöfe überging. Dieſe Annahme wäre vielleicht begründet, 
wenn das Eigentum an den Bauerböfen kraft Geſetzes 
ohne Entgelt auf die Bauern übertragen worden wäre (sgl. 
Entſcheidungen des erkennenden Senats vom 12. Mai 1890 
in Gruchots Beitr. 34, 1040 flg.). Dies trifft indes hier nicht 
zu. Ob andrerſeits durch die an die Stelle der Lehnrechte ge— 
tretenen Abfindungen, die Ablöſungskapitalien und Renten⸗ 
briefe, das Patronatsrecht fortbeſtehen konnte, mag nicht un— 
zweifelhaft ſein. Hinſchius führt aus, daß mit dem Wegfall 
der dinglichen Unterlagen des Patronats das ganze Patronat— 
recht mit allen feinen Rechten und Pflichten wegfällt (vgl. Zeit⸗ 
ſchrift für Kirchenrecht 7, 42 ff.; Kochs Kommentar zum ALM. 
8. Aufl. 4. Bd. Bem. 21 zu $ 581 II, 11). Will man aber 
auch im Gegenſatz hierzu im Anſchluß an die Entſcheidungen 
des OTr. in OTr. 54, 292 ff. annehmen, daß das Patronat 
in den Surrogaten und durch dieſe fortbeſteht, ſo könnte doch 
immer nur das Eigentum an den Abfindungen und die 
Rechtsnachfolge in dieſes Eigentum den Rechtstitel für 
das Weiterbeſtehen des Patronats abgeben, mag man es fortan 
als Perſonalpatronat oder ſonſtwie charakteriſieren. Eine ſo 
durch Singular: oder Univerſalrechtsnachfolge vermittelte Suk— 
zeſſion auf ſeiten des Klägers in die Ablöſungskapitalien und 
Rentenbriefe iſt nicht dargetan. Der Erwerb des Eigentums 
an dem Gute Wangerin B durch den Kläger ſtellt eine 
ſolche Rechtsnachfolge nicht her und konnte daher dieſer Eigen— 
tumserwerb für ſich den Kläger nicht zum Träger des Patronats 
machen. (Aufhebung des die Klage des Patrons abweiſenden 
Urteils des OLG.) H. c. Kirchengemeinde W., U. v. 28. Juni 09, 
551/08 IV. — Stettin. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

52. Zur Tarifſtelle 58, Ziff. III PrStempſtG. Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen.] 

Der BerR. erachtet die Stempelforderung auf Grund der 
Tarifſtelle 58 III PrStempft®. vom 31. Juli 1895 für begründet, 
indem er verneint, daß die Geſamtheit der Teilſchuld— 
verſchreibungen als die die Stempelpflicht des Cintragungss 
antrages nach Abſ. 2 der Tarifſtelle 58 III in Verbindung mit 
Abſ. 6 der Tarifſtelle 2 beſeitigende Schuldurkunde angeſehen 
werden könne. Im gleichen Sinne hat der erkennende Senat 
ſich bereits wiederholt ausgeſprochen, ſo unter anderem in dem 
Urteil vom 17. Dezember 1907 (RG. 67, 246) und in dem 
einen ganz gleichen Fall behandelnden Urteile vom 21. Januar 
1908 (VII 177/07) in Sachen der Harpener Bergbau-Aktien⸗ 
geſellſchaft wider den preußiſchen Fiskus. Auch nach erneuter 
Prüfung der Rechtsfrage muß der Senat hierbei verbleiben; 
insbeſondere vermag er weder in den bereits früher berück— 
ſichtigten abweichenden Entſcheidungen des I. Senats des KG. 
und in dem Inhalt der Verfügung des Finanzminiſters und 
Juſtizminiſters vom 6. September 1907 (JMBl. S. 520) noch 


in den inzwiſchen in der Literatur hervorgetretenen An— 


ſchauungen (Heinitz, Kommentar zum Stempelſteuergeſetz vom 
31. Juli 1895, 3. Aufl., S. 636, Holdheims MSchr. 08, 298; 
09, 129) einen zwingenden Anlaß zu finden, um den ein⸗ 
genommenen Standpunkt zu verlaſſen. (Wird näher aus⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 479 


geführt.) Gewerkſchaft K. L. c. Preuß. Fiskus, U. v. 
11. Juni 09, 515/08 VII. — Hamm. 

53. Tarifſtelle 73 Abſ. 2 Pr StempſtG. verb. mit SS 611, 
675 BGB. Stempel für die Vollmacht eines Hausverwalters.] 

Der Beklagte ſchloß mit G. einen ſchriftlichen Vertrag, nach 
dem er ihm gegen Vergütung die Verwaltung ſeiner Häuſer 
übertrug. Er exteilte ihm auch eine ſchriftliche Vollmacht zur 
Verwaltung der Häuſer, indem er ihn ermächtigte, Mietsverträge 
für ihn abzuſchließen und zu kündigen, Mieten und ſonſtige 
Gefälle in Empfang zu nehmen und überhaupt an ſeiner Stelle 
die Rechte des Hauswirts wahrzunehmen. Kläger war der 
Anſicht, daß nach Tarifſtelle 73 Ab). 2 zum PrStempftG. vom 
31. Juli 1895 nur ein Stempel von 1,50 % zu verwenden ſei, 
und forderte im Rechtswege den gezahlten Betrag von 8,50 ½¼ 
zurück. Das KG. verurteilte. Die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Ein Dienſtverhältnis iſt nicht jeder auf Leiſtung von Dienſten 
oder auf eine Geſchäftsbeſorgung gerichtete Vertrag (SS 611, 
675 BGB.), ſondern es muß ſich um Dienſtverträge von einer 
gewiſſen Dauer handeln, die zur Leiſtung wiederkehrender Dienſte 
innerhalb eines beſtimmten Geſchäftskreiſes des Dienſtherrn ver: 
pflichten. Man wird aber auch, um von einem Dienſtverhältnis 
ſprechen zu können, ein gewiſſes Maß von Abhängigkeit des 
Verpflichteten vom Berechtigten fordern müſſen. In einem 
Dienſtverhältnis ſteht derjenige, der die bedungene Tätigkeit nach 
den Weiſungen und Anordnungen des Dienſtherrn zu entwickeln 
hat. Die Reviſion will nur da ein Dienſtverhältnis als gegeben 
anſehen, wo auch der ſozialen Stellung nach der Bevollmächtigte 
zu ſeinem Dienſtherrn in einem untergeordneten Verhältnis ſteht. 
Zu einer ſo engen Auslegung nötigt das Geſetz nicht. Sie 
würde dahin führen, daß gerade in den Fällen, in denen bei 


einem für längere Zeit geſchloſſenen Dienſtvertrage die Ber: 


tretung des Dienſtherrn durch den Verpflichteten und die Aus⸗ 
ſtellung einer Vollmacht für dieſen notwendig zu werden pflegt, 
die Ermäßigungsvorſchrift verſagte und der Machtgeber mit dem 
vollen Stempel belaſtet würde. Dies ſind die Fälle der dem 
kaufmänniſchen und ſonſtigen Verkehr angehörenden Dienſt⸗ 
verträge, bei denen der Angeſtellte zwar in dem ſeiner Beſorgung 
und Bearbeitung überwieſenen Geſchäftskreiſe gegenüber dem 
Prinzipal mehr oder weniger unſelbſtändig, ihm untergeordnet 
iſt, aber durchaus nicht ſich geſellſchaftlich auf einer tieferen 
Stufe befindet, als der Dienſtherr. Für die Anwendung des 
Geſetzes würden nur etwa das Geſindeverhältnis und ähnliche 
Fälle übrigbleiben, in denen es nicht beſonders häufig zur 
Erteilung einer ſchriftlichen Vollmacht kommen wird. Da dies 
mit der Abſicht des Geſetzgebers unverträglich erſcheint, ſo wird 
die perſönliche Unterordnung, die im Begriffe des Dienſtverhält⸗ 
niſſes liegt, nur ſo zu verſtehen ſein, daß ſie die Unterwerfung 
des Verpflichteten unter den Willen des Berechtigten in Be— 
ziehung auf die für dieſen zu treffenden Maßnahmen bedeutet, 
womit nicht unvereinbar iſt, daß innerhalb gewiſſer Grenzen 
der Angeſtellte in ſeinen Entſchließungen ſelbſtändig iſt. Dem⸗ 
gemäß hat denn auch die Praxis kein Bedenken getragen, von 
der dem Prokuriſten oder dem Gutsadminiſtrator erteilten Voll⸗ 
macht nur den geringeren Stempel zu erfordern (vgl. Allgemeine 
Verfügung des Juſtizminiſters vom 12. Juli 1899 und Verfügung 
des Finanzminiſters vom 27. Juni 1899, abgedruckt im JMBl. 
99, 192; ferner der von Heinitz 3. Aufl. S. 722 angeführte 
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Beſchluß des KG. vom 29. Juli 1898), wie auch die Er⸗ 
mäßigungsvorſchrift auf das öffentlich⸗rechtliche Verhältnis der 
Beamten angewendet worden iſt (Gruchot 45, 993). Pr. Fiskus 
c. B., U. v. 15. Juni 09, 399 08 VII. — Berlin. 


Vom Oberverwaltungsgericht ). 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Beſleßt ein Anſpruch der Parteien auf Zurückverweiſung 
an den Streisansihuß, wenn im Verfahren desſelben 
weſentliche Mängel hervorgetreten ſind? 


Der Reviſion des Klägers gegen das Urteil des Bezirks 
ausſchuſſes war der Erfolg zu verſagen. 

Irrig iſt die Anſicht des Klägers, daß in der Beſetzung 
des Kreisausſchuſſes mit einer geraden Anzahl von Mitgliedern 
ein Reviſionsgrund liege. Allerdings iſt dadurch, daß, wie ſich 
aus dem Sitzungsprotokolle vom 19. April 1907 ergibt, der 
erkennende Kreisausſchuß aus ſechs Mitgliedern beſtand, ohne 
daß das dem Lebensalter nach jüngſte gewählte Mitglied bei 
der Abſtimmung ausſchied, $ 40 LVG. vom 30. Juli 1883 
verletzt worden. Dieſer Verfahrensmangel kann jedoch nicht 
kor Begründung der Reviſion verwertet werden. Die Reviſion 
onnte nur auf einen dem Bezirksausſchuſſe als Berufungsgericht 
ſelbſt zur Laſt fallenden oder doch ſein Verfahren beeinfluſſenden 
Mangel des Verfahrens geſtützt werden (v. Brauchitſch, Ver⸗ 
waltungsgeſetze 1. Bd., 20. Aufl., S. 125 Anm. 165 letzter 
Abſatz). Ein ſolcher Mangel liegt nicht vor. Wenn auch das 
Bemuſangsgericht befugt iſt, unter Umſtänden eine Sache zur 
anderweitigen Verhandlung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen, 
ſo haben doch die Parteien einen Anſpruch auf Zurückverweiſung 
nicht (v. Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze a. a. O. Anm. 161 
S. 122). Der Bezirksausſchuß durfte daher in der Sache 
ſelbſt erkennen. S. c. Amtsvorſteher in M. Urt. v. 21. Dez. 
1908. Nr. IV 2231. Rep. Nr. IVC. 71,08. Bezirksausſchuß 
Liegnitz. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die in der Konvention über die Regulierung von Hinter⸗ 
laſſenſchaften zwiſchen dem Deutſchen Reich und Rußland vom 
12. November / 31. Oktober 1874 enthaltenen Vorſchriften haben 
auch, wie Entſch. Nr. 1 ausführt, beim Inkrafttreten des BGB. 
ihre Geltung behalten. Über Vermächtnisanſprüche, die von 
deutſchen Reichsangehörigen gegen den Nachlaß eines in Deutſch⸗ 
land verſtorbenen ruſſichen Staatsangehörigen erhoben werden, 
entſcheiden deutſche Gerichte. 

Die Überlaſſung von Grundſtücksparzellen zur Ausbeutung 
von Quarzitſteinen it nach Entſch. Nr. 2 ein Pachtvertrag. 
Dieſelbe Entſcheidung führt aus, daß die Vertragszeit eines 
Miet: oder Pachtvertrages nicht nur dann „beſtimmt“ ſei, 
wenn das Ende kalendermäßig berechnet werden könne, ſondern 
auch dann, wenn der Endpunkt durch andere tatſächliche Um⸗ 
. feſtgeſtellt iſt, z. B. durch nähere Angabe des Vertrags⸗ 
wecks. 

Bei einem Vollmachtsverhältnis braucht ſich nach Entſch. 
Nr. 6 der dritte Kontrahent in der Regel nicht um die Auftrags⸗ 
mäßigkeit, ſondern nur um die Vollmachtsmäßigkeit des Geſchäfts 
zu bekümmern. Iſt aber das betreffende Geſchäft von dem 
Bevollmächtigten unter offenbarem, dem anderen Kontrahenten 
erkennbarem Mißbrauch ſeiner Vollmacht dem Intereſſe des Voll⸗ 
machtgebers zuwider abgeſchloſſen, oder hat er gar in der dem 
anderen Teile bewußten Abſicht, dem Geſchäftsherrn zu ſchädigen, 
gehandelt, dann braucht der Vertretene entweder die Abmachun 
des Bevollmächtigten überhaupt nicht als für ihn verbindlich 


) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 
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anzuerkennen oder er kann das Geſchäft anfechten und einem An⸗ 
ſpruche des Dritten die Einrede der Argliſt entgegenſetzen. Auch 
wenn das fragliche Geſchäft von ſo ganz ungewöhnlicher Art wäre, 
daß der Dritte ſich ſagen mußte, der Vollmachtgeber könne ein ver: 
artiges Geſchäft unmöglich im Sinne gehabt haben, würde ſich 
jener auf eine ſelbſt unbeſchränkt gefaßte Vollmacht nicht be⸗ 
rufen können. 

Nach Entſch. Nr. 7 kann der zur Schadenserſatzleiſtung 
Verpflichtete das Recht aus S 251 Abſ. 2 BGB., die Ent: 
ſchädigung in Geld zu bewirken, wenn die Herſtellung nur mit 
unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich iſt, auch im Wege 
der Einrede gegen die Erſatzforderung des Gläubigers, der den 
Weg eigener Herſtellung nach $ 249 Satz 2 BGB. wählte, 
geltend machen. 

Auch dem Geſchäftsherrn ($ 831 BGB.) ſteht nach Entſch. 
Nr. 9 die Berufung auf § 254 BGB. zu. Er kann ſich 
mit der Anführung verteidigen, den Geſchädigten treffe ein 
ſolch überwiegendes mitwirkendes Verſchulden, daß der Schaden 
als völlig auf dieſem Verſchulden beruhend anzuſehen ſei. 

Entſch. Nr. 12 behandelt einen Anwendungsfall des § 313 
BGB. und daran anknüpfend die Rückforderung der Anzahlung, 
die in Gemäßheit der getroffenen Abrede zur Berichtigung des 
Mäklerlohnes und zur Verbeſſerung des Kaufgrundſtücks ver: 
wendet worden war. 

Gegenſtand der Entſch. Nr. 13 iſt das Verſprechen der 
Leiſtung an einen Dritten, insbeſondere die Lebensverſicherung 
zugunſten eines Dritten. Es wird der Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſtehung des Forderungsrechts des Dritten und die rechtlichen 
Folgen der Verpfändung durch dieſen erörtert. 

In der vereinbarten Abladezeit liegt nach Entſch. Nr. 15 
die Zuſicherung einer Eigenſchaft nur dann, wenn die Abladung 
etwa in einem beſtimmten Monat von einem beſtimmten Lande im 
Verkehr als Kennzeichen einer beſtimmten Ware gilt. 

Ein ſchenkungsweiſe erteiltes Wechſelakzept bedeutet nach 
Entſch. Nr. 16, ſolange es ſich noch in Händen des Beſchenkten 
befindet, nur ein Schenkungsverſprechen im Sinne des § 518 


BGB., nicht die Bewirkung der verſprochenen Leiſtung. 


Nach Entſch. Nr. 18 bildet der Irrtum des Leiſtenden über 
das Beſtehen der Schuld eine Vorausſetzung des Bereicherungs⸗ 
anſpruchs nur in Anſehung der condictio indebiti, nicht aber 
in Anſehung der anderen Kondiktionsfälle. 

Hat der Erblaſſer dem amtierenden Richter ſeinen letzten 
Willen mündlich erklärt, ohne daß ein Gerichtsſchreiber oder 
zwei Zeugen zugezogen waren und diktiert alsdann der Richter 
dem Gerichtsſchreiber das Protokoll in die Feder, ohne daß der 
Erblaſſer Widerſpruch erhebt, ſo iſt nach Entſch. Nr. 21 damit 
der für die Teſtamentserrichtung vorgeſchriebenen Form nicht 
genügt. N. 


Verein der Amtsgerichtsanwälte. 


Der Vorſtand des Vereins der Amtsgerichtsanwälte beehrt ſich, 
die Mitglieder zu einer 


am Mittwoch, dem 8. September 1909, 


nachmittags 4½ Uhr, zu Roſtock, Hotel „Fürſt Blücher“ ſtattfindenden 
ordentlichen Mitgliederverſammlung ergebenſt einzuladen. 


Tagesordnung: 
I. Bericht des Vorſtandes, insbeſondere über die zur Er: 
reichung der Simultanzulaſſung unternommenen Schritte. 
II. Beſprechung des Entwurfs der neuen Satzungen des 
Deutſchen Anwaltvereins. 
III. Einige unweſentliche Statutenänderungen. 
IV. Verſchiedenes. 


Der Vorſtand des Vereins der Amtsgerichtsanwälte. 
Im Auftrage: 


Roſe, Rechtsanwalt und Notar, 


„ Rechtsanwalt, 
Vorſitzender. W 


Schriftführer. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Darmſtadt hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
1000 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 
worden. 


Der XIX. Deutſche Anwaltstag in Roſtock. 
(8. bis 11. September 1909.) 


Hell ſtrahlte der Himmel über der ehrwürdigen Stadt 
Roſtock, als am Mittage des 8. September aus allen deutſchen 
Gauen die Kollegen zuſammentrafen, um in ernſter Verhandlung 
und Beratung die gemeinſamen Standesintereſſen und das 
Wohl der deutſchen Rechtspflege zu fördern und in frohem 
Beiſammenſein die Herzen und Gemüter einander näher zu 
bringen. Der frohe und heitere Eindruck der erſten Stunden 
verſprach ein gutes Gelingen und — es iſt gelungen, ſo 
glänzend gelungen, daß ein Sturm der Begeiſterung die 
Gemüter aller Beteiligten durchzog. Das Gelingen betraf 
ſowohl den geſchäftlichen Teil als die zahlreichen Feſtlichkeiten, 
die die Verhandlungen umrahmten. 

Der erſte Tag der Verhandlungen hatte das bedeutſame 
Problem der Stellung der Pflichtanwaltſchaft und die Reform 
der Strafprozeßordnung, der zweite die Reviſion der Gebühren⸗ 
ordnung, den Bericht des in Leipzig eingeſetzten Geſchäfts⸗ 
ausſchuſſes, die Anderung der Satzungen und die Vorſtands⸗ 
wahl zum Gegenſtande; an beiden Tagen erſtreckten ſich die 
Sitzungen bis in die vierte Nachmittagsſtunde. 

Am erſten Tage nahm nach den offiziellen Begrüßungen 
durch den Vertreter der Stadt Roſtock, durch die Vertreter der 
beiden mecklenburgiſchen Miniſterien und des Rektors der 
Univerſität, die alle die Bedeutung einer gedeihlichen Entwicklung 
des Anwaltsſtandes für unſer Rechts- und Wirtſchaftsleben be⸗ 
tonten, Juſtizrat Dr. Stranz (Berlin) das Wort zu feinem 
Referat über die Stellung der Pflichtanwaltſchaft. Er behandelte 
in eingehenden Darlegungen, die von wärmſter Liebe und beſtem 
Verſtändnis für die idealen Aufgaben der Anwaltſchaft getragen 
waren, die eigenartige Stellung des Pflichtanwalts, die Kolliſionen, 
in welche derſelbe gerate, wenn er vom Gericht zur Durd- 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 84. BB. 


führung einer für ausſichtslos erachteten Sache beſtellt ſei, be⸗ 
handelte den allſeitig als Übelſtand empfundenen Mißbrauch 
des Armenrechts, wobei er ſich ſeinerſeits dafür ausſprach, dem 
Gericht die Prüfung der Armenrechtsbewilligung zu belaſſen, 
aber vorſchlug, das von vielen Gerichten ſchon jetzt geübte Ver⸗ 
fahren der vorherigen Anhörung des Gegners obligatoriſch zu 
machen und zur Prüfung die Zuziehung eines Anwalts ein⸗ 
zuführen. Er ſprach ſich weiterhin dafür aus, das jetzige Prinzip 
der gebührenfreien Vertretung beizubehalten, aber dem Armen⸗ 
anwalt ſeine Auslagen aus der Staatskaſſe zu erſetzen. Vor 
allem forderte er aber eine erhebliche Erweiterung des Gebietes 
der Pflichtanwaltſchaft auf den Gebieten der konſultativen Praxis 
und ſchloß mit einem warmherzigen Appell an die deutſche 
Anwaltſchaft, gerichtet auf die Förderung der gemeinnützigen 
Rechtsauskunftsſtellen, indem er der Anſicht Ausdruck gab, daß 
dieſer Beſchluß nicht nur im Intereſſe der Bevölkerung, im 
Intereſſe der Rechtspflege, ſondern auch im Intereſſe der 
Anwaltſchaft ſelbſt liege. 

Nach längerer Diskuſſion, an welcher ſich u. a. Kleinrath 
(Hannover), Kloeppel (Dresden), Heilberg (Breslau) be⸗ 
teiligten, wurden, zum größten Teile mit überwiegender 
Majorität, folgende Theſen angenommen: 

I. Der XIX. Deutſche Anwaltstag empfiehlt der deutſchen 
Anwaltſchaft, namentlich in Großſtädten, die Betätigung 
an dem ſozialen Hilfswerk gemeinnütziger Rechtsberatung 
für Unbemittelte, ſei es durch Schaffung eigener Organi⸗ 
ſationen, ſei es durch Mitwirkung bei ſchon beſtehenden 
ſtaatlichen, gemeindlichen oder privaten Einrichtungen 
dieſer Art. Er ruft in dieſem Sinne die Anwälte 
Deutſchlands zu einer freiwilligen Pflichtanwaltſchaft auf. 

II. Hinſichtlich der beſtehenden geſetzlichen Pflichtanwaltſchaft 
empfiehlt der XIX. Deutſche Anwaltstag folgende Forde⸗ 
rungen: | 

1 die Aufnahme einer amtlichen Statiſtik über die 
Armenrechtsprozeſſe (Anzahl, Inſtanzen, Höhe des 
Streitwerts, Höhe des Auslagen- und Gebühren⸗ 
Solls, Ausgang uſw.), die einen Überblick über 
alle Oberlandesgerichtsbezirke des Deutſchen Reichs 
gewährt. Erſt eine ſolche Statiſtik wird eine 
ſichere Grundlage dafür ſchaffen, ob ein Mißbrauch 
des Armenrechts vorliegt und mit welchen Mitteln 
ihm zu ſteuern iſt; 

2. die Beibehaltung des bisherigen Rechtszuſtandes 
in bezug auf die Gebührenfreiheit, dagegen den 
Erſatz der Schreibkoſten und aller baren Auslagen; 
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3. die regelmäßige Anhörung des Gegners der Armen⸗ 
partei vor Bewilligung des Armenrechts, die mit 
den Beſtimmungen unſerer Zivilprozeßordnung 
vereinbar iſt und auch ſchon von manchen Gerichten 
hin und wieder geübt wird. 


Das bedeutſame Thema der Reform der Strafprozeß⸗ 
ordnung behandelten Kollege Armer (Breslau) als Referent und 
Dr. Roſenthal (München) als Korreferent. Der Referent 
ließ, ohne die Vorzüge des Entwurfs der Strafprozeßordnung 
— als ſolchen bezeichnete er namentlich die verſtärkte Zuziehung 
des Laienelements — zu verkennen, die große Reihe von Wünſchen 
vorüberziehen, die gegenüber dem Entwurf der Anwaltſchaft 
verblieben ſeien. Indem er im einzelnen diejenigen Abänderungen 
begründete, die aus den unten abgedruckten Theſen erſichtlich 
ſind, betonte er immer und immer wieder, wie die ganze innere 
Grundlage des Reformwerkes das Sinken des Vertrauens zur 
Strafrechtspflege geweſen ſei und wie zahlreiche Beſtimmungen 
des Entwurfs, ſtatt dieſes Vertrauen zu heben, es nur zu 
zerſtören geeignet ſeien. Beſonders glücklich und vom lauten 
Beifall der Verſammlung begrüßt war der Hinweis darauf, daß 
die gefährliche Beſeitigung der Vorſchrift des bisherigen 8 244 
der Strafprozeßordnung geradezu zur Erſchütterung des Ver⸗ 
trauens dränge; denn nichts ſei mehr geeignet, das Vertrauen 
des Angeklagten zur Gerechtigkeit des über ihn gefällten Urteils 
zu erſchüttern, als die Nichtvernehmung der von ihm geladenen 
Zeugen und Sachverſtändigen. 

Der Korreferent Dr. Roſenthal (München) bewegte ſich 
mehr auf allgemeinem Gebiete und wies namentlich unter dem 
Beifall der Verſammlung darauf hin, daß die Stellung des 
Verteidigers noch immer dadurch herabgedrückt werde, daß leider 
viele Gerichte in dem Verteidiger etwas Schädliches, mindeſtens 
Aberflüſſiges erblicken und dies fo häufig zum Ausdruck brächten, daß 
feingeſinnte Naturen ſich von der Verteidigerlaufbahn abwendeten. 

Nach ſehr langer Diskuſſion, in welcher zunächſt der an⸗ 
weſende Vertreter des Reichsjuſtizamts, Oberlandesgerichtsrat 
Schulz (Berlin), darauf hinwies, daß jedenfalls die Abſicht des 
Reichsjuſtizamts dahin gegangen ſei, die Stellung der Ver⸗ 
teidigung zu ſtärken und nicht zu ſchmälern — in der ſpäteren 
Erörterung wurde mehrfach betont, daß dieſe auch in der Be⸗ 
gründung mehrfach ausgeſprochene Abſicht im Entwurfe leider 
nur unvollkommen realiſiert ſei —, wurden ſchließlich einſtimmig 
folgende Theſen des Kollegen Armer angenommen: 

Der Entwurf einer Strafprozeßordnung und Novelle zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz bietet die brauchbare Grundlage für 
die Neuregelung des Strafverfahrens. Jedoch müſſen mindeſtens 
folgende Anderungen vorgenommen werden: 

L Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz: 

1. Die Beſtimmung des § 23 Abſ. 2, wonach der 
Amtsrichter als Einzelrichter ohne Zuziehung von 
Schöffen bei Übertretungen und leichteren Vergehen 
zu entſcheiden hat, iſt abzulehnen. 

2. Die Beſchränkung der Zuſtändigkeit der Schwur⸗ 
gerichte — Ausſchaltung der Urkundenfälſchung, 
des Amtsverbrechens und des Konkurs: und 
Depotsverbrechens — iſt abzulehnen. 

3. Auch für die Berufungsinſtanz iſt die Mitwirkung 
von Laien unerläßlich. 

4. Der Ausſchluß der Offentlichkeit in Beleidigungs⸗ 

rozeſſen muß die Zuſtimmung der Parteien zur 
Vorausſetzung haben. 


II. Zur Strafprozeßordnung: 


1. Alle Zuſtellungen, die an den Angeklagten erfolgen, 
ſind auch dem Verteidiger mitzuteilen. 

2. Die Einſchränkung des Rechts, Fragen an die 
Zeugen zu ſtellen, deren Beantwortung ihnen zur 
Unehre gereichen kann oder die ſich auf Vorstrafen 
der Zeugen beziehen, iſt abzulehnen. 

3. Die Kolluſionshaft muß zur Vorausſetzung haben, 
daß der Angeklagte tatſächlich unternommen hat, 
die Ermittelung der Wahrheit durch Vernichtung 
von Spuren der Tat oder durch Beeinfluſſung 
von Zeugen oder Mitſchuldigen zu erſchweren. 
Die Haft darf höchſtens zwei Monate dauern. 

4. Dem wegen Fluchtverdacht Verhafteten iſt bei Ver⸗ 
brechen oder Vergehen auf ſeinen Antrag ein 
Verteidiger zu ſtellen. Über den Widerſpruch gegen 
den Haftbefehl iſt unter Zuziehung der Prozeß⸗ 
beteiligten und unter e der von den Parteien 
„ Beweismittel in kontradiktoriſcher 

erhandlung zu entſcheiden. 

5. Die Vermutung der Fluchtgefahr durch die Höhe 
der zu erwartenden Strafe iſt abzulehnen. 

6. Dem Verteidiger iſt die Einſicht der Akten und 
der mündliche und ſchriftliche Verkehr mit dem 
Verhafteten ohne Einſchränkung zu geſtatten. 

7. Der Verteidiger iſt berechtigt, bei der Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen im Vorverfahren 
anweſend zu ſein. Das Recht zur Befragung der 
Zeugen und Sachverſtändigen it das gleiche wie 
in der Hauptverhandlung. 

8. Die Vorſchrift des bisherigen § 244, wonach die 
Beweisaufnahme auf die ſämtlichen vorgeladenen 
Zeugen und Sachverſtändigen ſowie auf die anderen 


herbeigeſchafften Beweismittel zu erſtrecken iſt, iſt 


aufrecht zu erhalten und auf die Verhandlungen 
wegen Übertretungen und Privatklageſachen für 
die Berufungsinſtanz auszudehnen. Die Be⸗ 
ſchränkungen des S 232 find abzulehnen. 

9. Die Rechtsbelehrung ift zu verleſen und dem Protokoll 
beizufügen. 

10. Die Beſtimmungen der SS 317 und 318, daß zur 
Vermeidung der Unzuläſſigkeit der Berufung be⸗ 
ſtimmte Berufungsanträge geſtellt und binnen 
einer Friſt eingereicht werden müſſen, iſt zu ſtreichen. 

11. Die . der Reviſion, wonach die Be⸗ 
e der Verteidigung nur dann einen 
Reviſionsgrund bildet, wenn ſie auf einem Rechts⸗ 
irrtum des Gerichts beruht, iſt zu ſtreichen. 

12. Die Beſchränkungen des Wiederaufnahmeverfahrens 
ſind abzulehnen. 

13. Die Erweiterung des ſchleunigen Verfahrens iſt 
abzulehnen. 

14. Im Falle der Freiſprechung ſind ſtets die dem 
Angeklagten erwachſenden notwendigen Auslagen 
der Staatskaſſe zur Laſt zu legen. 

Am zweiten Tage der Verhandlungen referierte zunächſt 
Kollege Dr. Drucker (Leipzig) über die emſige und fleißige 
Arbeit des Geſchäftsausſchuſſes; allſeitiger Beifall der Ver⸗ 
ſammlung war der wohlverdiente Dank für die unermüdliche 
Tätigkeit, die der Geſchäftsausſchuß — wenn auch leider nur 
teilweiſe mit Erfolg — entfaltet hat. Meiſterhaft behandelte 
ſodann Kollege Dr. Bloch (München) in einer von vornehmſter 
Geſinnung getragenen Art das ſpröde Thema der Reviſion der 
Gebührenordnung. Mit nicht angreifbarer Begründung betonte 
er alle für die Erhöhung ſprechenden Argumente, widerlegte die 
gegen eine Erhöhung vorgebrachten Scheingründe, forderte im 
Prinzip die Beibehaltung der Pauſchalierung, aber eine Er⸗ 
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höhung der Gebühren in Zivil⸗ und Strafſachen um etwa 
25 bis 40 Prozent, eine Erhöhung der Mindeſtgebühr auf 
2 Mark, eine Erhöhung der Reiſegebühren und eine Beſeitigung 
des Schriftzwanges für die Honorar- Vereinbarung. Seine 
Vorſchläge, die ſich auf dem Boden des zurzeit Erreichbaren 
bewegten, fanden den einſtimmigen Beifall der Kollegen. 

Das neue Statut, über welches der Herausgeber dieſer 
Zeitſchrift namens der Kommiſſion referierte, während Geheimrat 
Heiliger (Cöln) den diſſentierenden Standpunkt des Vorſtandes 
vertrat, wurde mit einigen vom Vorſtand gewünſchten Anderungen 
im weſentlichen nach dem Kommiſſionsentwurf angenommen; ins⸗ 
beſondere wurde der Aufbau der Vertreterverſammlung auf Land⸗ 
gerichtsbezirken und die ſtatutenmäßige Feſtſetzung der Beſtellung 
eines beſoldeten Geſchäftsleiters mit großer Majorität angenommen. 

In den Vorſtand wurden neu gewählt: Hachenburg 
(Mannheim), Roſe (Harburg), Soldan (Mainz), Drucker 
(Leipzig) und Heilberg (Breslau). 

Die Feſtlichkeiten, durch deren ausgezeichnete Veranſtaltung 
ſich die Roſtocker Kollegen — an der Spitze ihr unermüdlicher 
Senior Geh. Hofrat Crull — einen feſten Platz in den Herzen 
der deutſchen Anwälte und ihrer Frauen geſichert haben, werden 
jedem Teilnehmer unvergeßlich ſein. An einen von der Stadt 
Roſtock gegebenen Begrüßungsabend in den ſchönen traulichen 
Räumen des Rathauskellers ſchloſſen ſich das glänzend ver⸗ 
laufene Diner, bei welchem ſogar die Roſtocker Kinderwelt 
in den Dienſt der guten Sache geſtellt war — von ihr aus⸗ 
geführte Tänze nach plattdeutſchen Reimen boten ein ſehr ver⸗ 
lockendes Bild —, ein köſtlicher Ausflug nach Warnemünde, 
bei welchem eine etwa einſtündige Fahrt auf hoher See und 
bei der Heimkehr eine feenhafte Beleuchtung der Warnowufer 
und der ſchönen Roſtocker Kirchen und Tore die Glanzpunkte 
abgaben, und zum Schluſſe eine Bahnfahrt nach dem ſchönen 
Doberan, deſſen Abteikirche alle zur Bewunderung hinriß, und 
dem prächtigen Heiligendamm, an deſſen Strande Wald und 
Meer die deutſchen Anwälte gleichmäßig entzückten. 

Beim Abſchiedseſſen im ſchönen Rathausſaale zu Doberan 
gab Kollege Meißner (Würzburg) der Dankesſchuld der Gäſte 
an die Roſtocker Kollegen beredten Ausdruck. 

Rechtsanwalt Dr. Lemberg (Breslau). 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Geheimen Juſtizrat Scheele 
und Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 26. Juli bis 
6. Auguſt 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 30, 31, 823, 831, 845 BGB. verb. mit S 3a 
HaftpflG. Schadenserſatzanſprüche der Eheleute wegen eines 
von der Ehefrau erlittenen Unfalls.] 

Das RhaftpflG., das auf den Unfall in erſter Linie zur 
Anwendung kommt, rechtfertigt nun zwar nur die Schadens⸗ 
erſatzanſprüche des Verletzten ſelbſt, und auch dieſe nur im 
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Rahmen des § 3a des Geſetzes, dagegen überhaupt nicht ſolche 
des Ehemannes einer verletzten Ehefrau; der Wegfall von 
Dienſten der letzteren im Hausweſen kann nur inſoweit als 
ſchadenerzeugend für die Ehefrau in Rechnung gezogen werden, 
als er auf die Höhe des dieſer zufließenden Unterhalts ſeine 
Rückwirkung äußert (RG. 47, 84). Im gegebenen Falle hat 
aber der Ehemann gleichzeitig mit ſeiner Ehefrau den Schaden, 
der ihm durch die Gebrechlichkeit der Ehefrau infolge des Un⸗ 
falles entſtanden iſt, eingeklagt, und dieſer Anſpruch kann, wie 
das BG. zutreffend angenommen hat, nicht auf § 1 HaftpflG., 
ſondern nur nach Maßgabe des §S 845 BGB. auf ein Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten ($ 823) oder auf eine widerrechtliche 
Verletzung durch einen Angeſtellten, für die er einzuſtehen hat 
(S 831), geſtützt werden. Darin, daß aus dem beſonders 
ſtarken Stoße beim Einfahren des Zuges ohne weiteres ein 
Verſchulden der geſetzlichen Vertreter des Beklagten (88 30, 
31 BGB.) ſich ergebe, kann dem BG. nicht beigetreten werden. 
Aber der Feſtſtellung eines Verſchuldens bedarf es wohl für die 
Annahme einer unerlaubten Handlung aus SS 823, 30, 31, 
nicht aber für eine ſolche aus 8 831 BGB. In Ausführung 
einer ihm aufgetragenen Verrichtung hat das Zugperſonal — 
Zugführer, Lokomotivführer, Bremſer; die Benennung eines 
einzelnen Betriebsbeamten, auf den der Unfall zurückzuführen ſei, 
kann von dem Kläger nicht verlangt werden (JW. 09, 27713 und 
06, 19613) — der Klägerin widerrechtlich einen Schaden zugefügt, 
für den der Beklagte einſtehen muß, ſofern er nicht den Sorgfalts⸗ 
beweis des $ 831 BGB. führt. (Wird verneint.) Pr. E.⸗Fiskus 
c. T. und Frau, U. v. 1. Juli 09, 342/08 VI. — Naumburg. 

2. 58 90, 93, 94, 946 BGB. Rechtliche Eigenſchaft von 
Maſchinen uſw. bei deren Einbringung in ein Fabrikgebäude.] 

Die Klägerin lieferte dem H. für die auf feinem Grundftüd 
betriebene Wollſpinnerei 1 Reißkrempel, 1 Pelzkrempel, 1 Vor⸗ 
ſpinnkrempel, 1 Riemchenflorteiler, 1 Schmirgelſchleifwalze, 
60 Vorgarnſpulen, 10 Pelzwickelſtäbe. Dieſe Gegenſtände 
wurden dem H. leihweiſe mit der Vereinbarung überlaſſen, daß 
er berechtigt ſein ſollte, ſie gegen Zahlung des Preiſes von 


7780 4 zum Eigentum zu erwerben, daß fie aber bis dahin 


Eigentum der Klägerin bleiben ſollten. Auf Antrag des Be⸗ 
klagten wurde demnächſt wegen einer vollſtreckbaren Hypotheken⸗ 


forderung die Zwangsverſteigerung des Grundſtückes eingeleitet. 


Der Beklagte wollte die Gegenſtände als von der Beſchlag⸗ 
nahme ergriffen ebenfalls zur Verſteigerung gebracht wiſſen. 
Die Klägerin erhob Klage auf Feſtſtellung, daß die Gegenſtände 
ihr Eigentum und deshalb von der Zwangsverſteigerung aus⸗ 
zuſchließen ſeien. Der Beklagte machte geltend, die Gegenſtände 
ſeien nach §8 946, 93, 94 BGB. weſentliche Beſtandteile des 
Fabrikgebäudes geworden und daher, trotz des Eigentums⸗ 
vorbehaltes für die Klägerin, in das Eigentum des Schuldners H. 
übergegangen. Der erſte Richter verurteilte den Beklagten nach 
dem Klagantrage. Der Beklagte wurde verurteilt und ſeine 
Reviſion wurde zurückgewieſen: Die ſtreitigen Gegenſtände ſind 
in folgender Weiſe in das Fabrikgebäude des H. eingebracht 
worden: Das Gebäude zeigt äußerlich wie innerlich den 
Charakter eines Fabrikgebäudes. Beſondere Merkmale, die 
darauf hinweiſen, daß es lediglich zum Zwecke eines Spinnerei⸗ 
betriebes erbaut wäre, ſind nicht wahrzunehmen; vielmehr 
eignet es ſich zu jedem beliebigen mechaniſchen Fabrikbetriebe. 
61 * 
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Früher hatte es zum Betriebe der Weberei und Spinnerei 
gedient. H. betrieb dann lediglich eine Spinnerei darin und 
vervollſtändigte dabei die vorhandenen Maſchinen mit den ſtreitigen 
von der Klägerin gelieferten Gegenſtänden. Das Gebäude 
enthält einen großen ungeteilten Fabrikraum mit Ziegelſtein⸗ 
fußboden. Auf dieſen waren die Gegenſtände aufgeſtellt. Der 
Reißkrempel und der Pelzkrempel ruhten auf Holzbohlen, 
die mit dem Fußboden durch einige eiſerne Mauerhaken ver⸗ 
bunden waren. Sie ſtanden loſe auf dieſer Unterlage und 
waren mit dem Gebäude überhaupt nicht verbunden. 
Bei dem Vorſpinnkrempel war der Bock der Triebſcheibe 
des Riemenflorteilers mit ſeinem Stützpunkt auf einem Holz⸗ 
klotz feſtgeſchraubt, der in den Fußboden eingelaſſen und 
einzementiert war. Der Riemenflorteiler ſelbſt ſtand loſe 
beweglich auf Schienen, die an einer Bohle mit Schrauben 
befeſtigt waren. Die Schmirgelſchleifwalze war ganz 
unbefeſtigt auf den Fußboden geſtellt. Die 60 Vorgarn— 
ſpulen und die 10 Pelzwickelſtäbe waren loſe Teile der 
zuerſt genannten drei Hauptmaſchinen. Die Gegenſtände 
konnten ohne jede Anderung aus dem Gebäude wieder heraus⸗ 
genommen und ohne weiteres für jeden anderen gleichartigen 
Spinnereibetrieb wieder verwendet werden. Aus dieſer Art der 
Einbringung und Aufſtellung der ſtreitigen Gegenſtände ergibt 
ſich zunächſt, daß der Ber R. mit Recht angenommen hat, es 
ſei keiner der Gegenſtände mit dem Grund und Boden im Sinne 
des § 94 Abſ. 1 BGB. feſt verbunden geweſen. Denn die 
Gegenſtände ſtanden loſe teils auf dem Fußboden ſelbſt, teils 
auf Holzunterlagen oder Schienen. Ob dieſe Unterlagen eine 
mehr oder weniger feſte Verbindung mit dem Fußboden hatten, 
war von keiner Bedeutung, da ſie nicht Teile der Gegenſtände 
waren, ſondern nur den Zweck hatten, die Gegenſtände für den 
Betrieb in die gehörige Lage zu bringen und in geeigneter 
Stellung zu halten. Nur der Bock des Vorſpinnkrempels war 
auf einen Holzklotz feſtgeſchraubt. Aber die leicht lösbare Be⸗ 
feſtigung mittels Schrauben erachtet der BerR. ohne Rechts⸗ 
irrtum nicht als eine feſte Verbindung. Ohne Rechtsirrtum 
erklärt der Ber R. auch ferner, daß die Gegenſtände nicht zur 
Herſtellung des Gebäudes im Sinne des § 94 Abſ. 2 BGB. 
eingefügt geweſen ſeien. Denn ſie waren nicht in das größere 
Ganze des Gebäudes zwiſchen andere Teile hineingebracht und 
in eine für ſie beſtimmte Stelle eingepaßt (RG. 56, 290), 
ſondern ſie waren im Innern des Gebäudes ohne Zuſammen⸗ 
hang mit dieſem auf dem Fußboden aufgeſtellt. Namentlich 
aber waren ſie nicht zur Herſtellung des betreffenden Gebäudes 
eingefügt. Denn nach den Feſtſtellungen des BerR. hatten ſie 
dem Gebäude, das zu jedem beliebigen mechaniſchen Fabrik⸗ 
betriebe geeignet war und blieb, nicht eine beſonders geartete 
Geſtaltung gegeben. Nicht Gebäudeteile waren ſie, ſondern 
Reißkrempel, Pelzkrempel, Vorſpinnkrempel nebſt Zubehör. 
Endlich find die Gegenſtände auch nicht im Sinne des $ 93 BGB. 
etwa Teile einer Sache, die ihrerſeits weſentlicher Beſtandteil 
des Grundſtückes, geweſen, gleichviel, wie weit man den Begriff 
der Sache, alſo eines körperlichen Gegenſtandes (ß 90 BGB.), 


erſtrecken und ſelbſt wenn man eine Baulichkeit zuſammen mit 


der zu einem Fabrikbetriebe beſtimmten inneren Einrichtung als 
eine Sache auffaſſen will. Denn nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des erkennenden Senates werden körperliche Gegen⸗ 
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ſtände dadurch, daß ſie zu einem anderen körperlichen Gegen⸗ 
ſtande hinzugebracht werden, nur dann Teile dieſes Gegenſtandes 
(Sachbeſtandteile), wenn ſie durch Vereinigung mit dieſem anderen 
ihre körperliche Selbſtändigkeit dergeſtalt verloren haben, daß 
ſie fortan, ſolange die Vereinigung dauert, mit dem anderen 
zuſammen nach allgemeiner Verkehrsanſchauung als eine einzige 
Sache erſcheinen (RG. 63 S. 173, 418; 67, 32; JW. 08, 
738° 1; 09, 1592). Von einem ſolchen Aufgehen der ſtreitigen 
Gegenſtände in ein anderes und von einer ſolchen Vereinigung 
der Gegenſtände mit dem anderen zu einer Sache kann aber 
nach den Feſtſtellungen des BerR. vorliegend nicht die Rede 
ſein. Denn die im Innern des Gebäudes auf dem Fußboden 
aufgeſtellt geweſenen, ohne Anderung aus dem Gebäude wieder 
zu entfernenden und dann für jeden anderen gleichartigen 
Spinnereibetrieb verwendbaren, tatſächlich auch im Laufe des 
Rechtsſtreites entfernten und für ſich veräußerten Gegenſtände 
waren nicht durch die Einbringung in das Gebäude zu Sach— 
teilen geworden, ſondern ſie waren ſelbſtändige Sachen 
geblieben, nämlich, wie auch hier betont werden muß, Reiß⸗ 
krempel, Pelzkrempel, Vorſpinnkrempel nebſt Zubehör. Sie und 
das andere, zu dem ſie hinzugebracht waren, hatten ſich nicht 
zu einer einzigen Sache vereinigt, ſondern mehrere Sachen 
waren ſie und das andere. Der BerR. hat demnach mit Recht 
angenommen, daß das Eigentum der Klägerin an den ſtreitigen 
Gegenſtänden durch die Einbringung in die Wollſpinnerei 
des H. nicht gemäß § 946 BGB. untergegangen ſei. R. c. S., 
U. v. 26. Juni 09, 453/08 V. — Kiel. 

3. § 94 BGB. Weſentlicher Beſtandteil eines Grund⸗ 
ſtücks (Automatenreſtauration).] 

Der erkennende Senat hat in RG. 67, 30 flg. ausgeführt, 
daß eine Sache (Maſchine) dann als Beſtandteil eines induſtriellen 
Unternehmens anzuſehen, wenn ſie dergeſtalt in das Gebäude 
aufgegangen ſei, daß ſie nur noch als Sachteil des Gebäudes 
und mit dieſem nur als eine einzige körperliche Sache erſcheine. 
Dies ſei unter Umſtänden auch bei einer nicht feſten Ver⸗ 
bindung möglich, nämlich dann, wenn die Herrichtung und Ein⸗ 
richtung des gewerblichen Gebäudes eine ſolche ſei, daß trotz 
der loſen Verbindung alles zuſammen doch nur als eine Sache 
gelten und als ſolche auch im Verkehre aufgefaßt werde. — 
Für den vorliegenden Fall hat das BG. feſtgeſtellt, daß das 
Gebäude ſchon ſeit langer Zeit als Reſtauration gedient hat 
und zum Zwecke des Reſtaurationsbetriebes mindeſtens im Erd⸗ 
geſchoß beſonders hergerichtet worden iſt. Die Anſchaffung des 
Automaten, einer ſchrankenartigen Einrichtung, hat einen Koſten⸗ 
aufwand von 30 000 &, die Aufſtellung einen Koſtenaufwand 
von 20 000 & erfordert. Der Automat war auf die Dauer 
berechnet und in ſeinen Maßen den beſonderen Verhältniſſen 
des Hauſes angepaßt. Für die Aufſtellung hat es durch ge⸗ 
ſchulte Arbeiter des koſtſpieligen und zeitraubenden Aufbaues 
eines Gerüſtes und ferner auch umfangreicher Stein- und Holz: 
verkleidungen bedurft. Die Befeſtigung iſt mittels Stein⸗ 
ſchrauben bewirkt worden, die man in verſchiedene Schienen des 
Gerüſtes eingelaſſen hat. Die Polizeibehörde hat die baulichen 
Veränderungen als einen Umbau des Grundſtücks angeſehen, 
und dieſer Umbau iſt in einer ſolchen Weiſe ausgeführt worden, 
daß der ganze Raum in ſeiner inneren wie in ſeiner äußeren 
Einrichtung völlig dem eines Automatengrundſtücks entſpricht. 
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Mit Rückſicht auf alle dieſe beſonderen Verhältniſſe nimmt das 
BG. an, der Automat ſei zur Herſtellung des — umgebauten — 
Gebäudes eingefügt — 8 94 Abſ. 2 BGB. —, es ſei ein 
Automaten-Reſtaurationsgrundſtück geſchaffen worden, 
das nicht nur ein wirtſchaftliches Ganzes, ſondern auch eine 
körperliche Einheit bilde. Damit ſtehe auch die Verkehrs⸗ 
anſchauung im Einklang, die das Gebäude mit dem Automaten 
gleichfalls nur als eine Sache anſehe. Das BG. hat hiernach 
die geſamte Sachlage gewürdigt, und insbeſondere erwogen, daß 
der Automat unter genauer Anpaſſung an die Raumverhältniſſe 
des Hauſes hergerichtet, daß das Gebäude zum Zwecke der 
Aufnahme des Automaten umgebaut, und daß das Ergebnis 
des Umbaus in Verbindung mit der Einrichtung des Automaten 


das geweſen, daß im Sinne der Verkehrsauffaſſung eine ein⸗ 


heitliche Sache geſchaffen worden iſt. — Dieſe Ausführungen 
und Feſtſtellungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen, und 
es kann deshalb der Annahme, daß der Automat mit der Ein⸗ 
fügung zu einem weſentlichen Beſtandteile des Gebäudes geworden 
iſt, nicht entgegengetreten werden. U. c. L., U. v. 10. Juli 09, 
516/08 V. — Dresden. 

4. § 97 BGB. Zubehör oder Beſtandteil einer Maſchine 
zu einer Ziegelei?! 

Die Klägerin lieferte einem gewiſſen M. für ſeine Ziegelei 
eine Lokomobile, behielt ſich aber bis zur völligen Zahlung des 
Kaufpreiſes das Eigentum vor. Das Ziegeleigrundſtück kam 
zur Zwangsverſteigerung und wurde von der Beklagten erſtanden. 
Die Klägerin verlangte auf Grund des Eigentumsvorbehalts 
die Herausgabe der Maſchine, die Beklagte hielt dagegen die 
Maſchine für einen weſentlichen Beſtandteil der Ziegelei und 
behauptete, daß ſich die Zwangsverſteigerung auch auf die 
Maſchine miterſtreckt habe. Das OLG. verurteilte, das RG. 
wies die Reviſion zurück: Nach den getroffenen Feſtſtellungen 
iſt die Maſchine weder mit dem Gebäude noch mit dem Grund 
und Boden in eine feſte Verbindung gebracht worden. Sie 
ruht mit 2 Tragfüßen auf aufgemauertem Fundamente; der 
eine Fuß liegt völlig loſe auf, der andere iſt nur mittels 
4 Mutterſchrauben in dem Fundamente befeſtigt worden. Die 
Maſchine iſt ferner auch nicht eigens für die Ziegelei hergeſtellt 
worden. Die Maſchine zählte zu der von der Klägerin ver⸗ 
triebenen Maſſenware, die Beſtellung hatte der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner nach dem Kataloge gemacht. Maſchine und Gebäude 
bildeten keine einheitliche Sache und konnten als ſolche auch 
nach der Verkehrsauffaſſung nicht gelten. — Hiergegen macht 
die Reviſion geltend, für die Verkehrsauffaſſung ſei mit Unrecht 
entſcheidendes Gewicht auf die Anſicht der Maſchinenfabrikanten 
gelegt. Andere Intereſſentenkreiſe ſeien der entgegengeſetzten An⸗ 
ſicht, und gerade eine Dampfziegelei würde im Verkehr allgemein 
als ein einheitliches Ganzes aufgefaßt. Das Ziegeleigebäude 
ohne die Maſchine ſei ein wirtſchaftliches Nichts. — Allein 
dieſe Ausführungen gehen fehl. Das Gebäude mag dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zwecke, für den es beſtimmt ift — § 97 BGB. —, 
ohne die Maſchine nicht dienen können, allein daraus folgt 
nicht, daß die Maſchine nicht bloß als Zubehör, ſondern als 
Beſtandteil zu gelten hat. Die Beſtandteilseigenſchaft erfordert 
jedenfalls an ſich, daß die Einzelſachen durch die Verbindung 
ihre Eigenſchaft als ſelbſtändige Einzelkörper verloren haben 
und nur noch eine körperliche Sache bilden — RG. 67, 30 —. 
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Dies trifft, wenn die Verbindung nur eine loſe iſt, nicht zu, es 
ſei denn, daß beſondere Umſtände des Falls eine andere Auf⸗ 
faſſung rechtfertigen und dies dann in der Verkehrsanſchauung 
ſeinen Ausdruck findet. Allein im vorliegenden Falle fehlt es 
an beſonderen Umſtänden, die trotz der nur loſen Verbindung 
bei Maſchine und Gebäude die Annahme einer körperlichen Ein⸗ 
heit geſtatten. Das BG. hat dies ausdrücklich feſtgeſtellt, und 
ſeine weiteren Ausführungen ergeben, daß jedenfalls eine a b⸗ 
weichende Auffaſſung auch im Verkehr ſich nicht gebildet hat. 
Daß das BG. hierüber hinaus noch ausgeführt hat, daß im 
Gegenteil die Verkehrsauffaſſung dazu neige, die Maſchine als 
Zubehör anzuſehen, iſt rechtlich belanglos, und es kann daher 


auch darauf weiter nicht ankommen, daß als Beweis hierfür 


auf vielfache Außerungen der Maſchinenfabrikanten hingewieſen 
worden iſt. Eine Behauptung dahin, daß im Verkehr bei einer 
Ziegelei Gebäude und Maſchine nur als eine Sache aufgefaßt 
werden, hat nach dem Tatbeſtande die Beklagte ſelbſt nicht 
aufgeſtellt. — Nicht richtig iſt, daß, wie die Reviſion behauptet, 
das BG. Wert darauf gelegt habe, ob die Maſchine durch eine 
andere erſetzt werden könne. Wert iſt, wenn auch nicht in ent⸗ 
ſcheidender Weiſe, darauf gelegt, daß die Maſchine nicht eigens 
für die Ziegelei hergeſtellt, ſondern als ſogenannte Katalogware 
bezogen worden if. O. c. L., U. v. 10. Juli 09, 457/08 V. 
— Celle. 

5. SS 97, 98 BGB. verb. mit 88 37, 55 ZwVG., 
88 265, 325 ZPO. und § 59 KO. Zum Begriffe des Zu⸗ 
behörs. Ladeneinrichtung. Übergang des Klaganſpruchs auf 
Herausgabe im Falle der Zwangsverſteigerung in eine Gelb- 
forderung. 

Die Klägerin hat dem Gemeinſchuldner, der Eigentümer 
eines zu Wohnzwecken und zum Betrieb einer Wurſtfabrik ein⸗ 
gerichteten Gebäudegrundſtücks war, eine Einrichtung für den in 
dem Hauſe befindlichen Metzgerladen geliefert und ſich bis zur 
völligen Zahlung des Preiſes das Eigentum an der Einrichtung 
vorbehalten. Die Klägerin verlangte vom Verwalter die 
Herausgabe der Ladeneinrichtung. Dieſer lehnte das Verlangen 
ab, weil die Einrichtung weſentlicher Beſtandteil des Ladens 
geworden ſei. Das Grundſtück kam zur Zwangsverſteigerung 
und wurde vom Nebenintervenienten J. erſtanden, der nun mit 
dem Beklagten geltend machte, daß er Eigentümer der ſtreitigen 
Sachen geworden ſei. Das OLG. erkannte auf Abweiſung der 
Klage; das RG. hob auf: Es handelt ſich beim Zubehör 
immer um ein Verhältnis von Sache zu Sache, von denen die 
eine als Hauptſache, die andere als Hilfs- oder Nebenſache er⸗ 
ſcheint , alſo um objektive Beziehungen, die eine wirtſchaftliche 
Verbindung beider Sachen rechtfertigen, ohne daß die eine 
Beſtandteil der anderen wäre. Wenn daher Gerätſchaften 
Zubehör eines Gebäudes ſein ſollen, ſo wird es zwar genügen, 
daß nur ein Teil des Gebäudes für den Gewerbebetrieb ein⸗ 
gerichtet iſt (RG. 48, 207), aber dieſem Gebäudeteile muß 
objektiv und dauernd, d. i. für einen nicht von vornherein feſt⸗ 
ſtehenden Zeitraum diejenige Zweckbeſtimmung gegeben ſein, 
welcher die Einrichtung dienen ſoll; was nur zur Befriedigung 
der Bedürfniſſe des jeweiligen Eigentümers beſtimmt iſt, iſt 
nicht Zubehör. Vorliegend müßte alſo der Laden, deſſen Aus⸗ 
ſtattung die Klägerin geliefert hat, als Metzgerladen, als Ver⸗ 
kaufsſtätte für Fleiſchwaren in dem Sinne erbaut ſein, daß er 
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dauernd als ſolcher zu benutzen wäre, daß mithin ſchon ſeine 
bauliche Beſchaffenheit dieſe Benutzungsart erkennen ließe. Nur 
dann könnte man ſagen, daß jene Ausſtattung nicht bloß dem 
derzeitigen Ladeninhaber, ſondern der für den Betrieb des 
Metzgereigeſchäfts eingerichteten Sache, dem Metzgerladen, zu 
dienen beſtimmt ſei. Für eine ſolche Annahme fehlt es aber 
zurzeit an der ausreichenden tatſächlichen Grundlage. Das 
Vorhandenſein einer Wurſtfabrik in dem Gebäude zwingt nicht 
zu dem Schluſſe, daß auch der Laden nur als Wurſt⸗ oder 
Fleiſcherladen gedacht geweſen ſei. Es mag ſein, daß mit 
Rückſicht auf die Perſon des Eigentümers des Gebäudes, der 
das Fleiſchereigewerbe betrieb, zunächſt auch die Verwendung 
des Ladens zu dieſem Betrieb ins Auge gefaßt war. Daraus 
folgt aber nicht, daß der Laden dauernd dafür eingerichtet war, 
daß er alſo nach ſeiner konkreten baulichen Ausgeſtaltung in 
eine Beziehung zu dem Betriebe des Fleiſchereigewerbes gebracht 
war. Nach der ganzen Sachlage drängt ſich aber weiter die 
Frage auf, ob der Verkehr überhaupt eine ſolche Ladeneinrichtung, 
wie ſie hier geliefert iſt, als Zubehör des Ladens betrachtet, 
ob nicht vielmehr nach den vom Geſetz ausdrücklich für maß⸗ 
gebend erklärten Anſchauungen der beteiligten Kreiſe die beweg⸗ 
liche Ausſtattung auch eines für ein beſonderes Gewerbe her⸗ 
gerichteten Verkaufsraumes nicht ſowohl als zu dieſem gehörend 
und mit ihm eine wirtſchaftliche Einheit bildend, wie als per⸗ 
ſönliches Eigentum des Ladeninhabers zu gelten hat. Der 
BerR. hat ſich dieſe Frage, obwohl ihre Beantwortung nach 
dem die Zubehöreigenſchaft der Einrichtung verneinenden Vor⸗ 
bringen der Klägerin geboten war, nicht vorgelegt. Kommt 
der BerR. zu dem Ergebnis, daß die Ladeneinrichtung nicht 
Zubehör des verſteigerten Grundſtücks ſei, ſo iſt zu dem durch 
die Zwangsverſteigerung nicht erloſchenen Eigentumsanſpruche 
der Klägerin gegenüber dem Konkursverwalter, der anſcheinend 
nicht mehr im Beſitze der Sachen iſt, Stellung zu nehmen. 
Wenn aber der BerR. die Zubehöreigenſchaft trotz der dagegen 
erhobenen Bedenken wiederum bejaht, ſo iſt es richtig, daß die 
Klägerin im Hinblick auf die SS 55 Abſ. 2, 37 Nr. 5 Zw G. 
die Herausgabe der Einrichtung ſelbſt nicht mehr fordern kann, 
weil ihr Eigentum untergegangen und der Erſteher Eigentümer 
geworden iſt. Der urſprüngliche Klageantrag wird daher, ſofern 
er aufrechterhalten wird, zurückgewieſen werden müſſen, wobei 
freilich die vom BerR. angezogenen 55 265, 325 ZPO., die 
ganz andere Fälle betreffen, nicht in Betracht kommen. Es 
wird ſich aber fragen, ob nicht ein Bereicherungs⸗ oder Erſatz⸗ 
anſpruch gemäß § 59 Nr. 1, 3 KO. gegeben ſein kann, der 
auch in dieſem Prozeſſe nach §S 268 Nr. 3 ZPO. verfolgbar iſt. 
B. c. L. u. J., U. v. 2. Juli 09, 267/09 VII. — Hamm. 

6. 85 123, 142, 326, 327, 346—356 BGB. verb. mit 
88 527, 529 ZPO. Rechtsgrundſätze über die Anfechtung 
eines Vertrages wegen argliſtiger Täuſchung.] 

Kläger hat einen Kaufvertrag über ein Grundſtück als 
nichtig wegen argliſtiger Täuſchung über den zugeſicherten Wert 
von Wirtſchaftsinventar, welches ihm der Beklagte zur Sicher⸗ 
heit ſeiner Forderung zu übertragen hatte, angefochten. Das 
LG. verurteilte, das OLG. machte die Entſcheidung von einem 
Eide des Klägers davon abhängig, ob ihm der Beklagte zugeſichert 
hat, daß ein Muſikautomat nach dem Vertrage zu dem Wirtſchafts⸗ 
inventar gehöre und ſtellte desfalls einen Verzug des Beklagten 
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feſt. Das RG. hob auf Reviſion des Beklagten auf: Der 
Kläger hat ſeinen Anſpruch nur auf argliſtige Täuſchung ge⸗ 
ſtützt. Das BG. war daher nach dem Verhandlungsgrundſatz 
nicht befugt, ſtatt über den Klageantrag auf Feſtſtellung der 
Nichtigkeit des Kaufvertrags wegen argliſtiger Täuſchung zu 
entſcheiden, die Unverbindlichkeit dieſes Vertrags mit einer 
Begründung feſtzuſtellen, die ſich mit der ſeitens des Klägers 
für ſeinen Antrag gegebenen weſentlichen Klagebegründung weder 
rechtlich noch tatſächlich deckte. Insbeſondere hat das BG. 
hierbei nicht etwa bloß die eigentlichen Klagetatſachen rechtlich 
anders beurteilt, als dies ſeitens des Klägers geſchehen war, 
ſondern es hat auf Grund eines weſentlich anderen Tatbeſtands 
als des von dem Kläger ſelbſt zur Begründung des von ihm 
geſtellten Antrags geltend gemachten über einen von dieſem gar 
nicht erhobenen Anſpruch erkannt. Dies durfte um ſo weniger 
geſchehen, als das von dem BG. feſtgeſtellte Recht des Klägers, 
wegen Verzugs des Beklagten von dem Kaufvertrag zurück⸗ 
zutreten, von dem ſeitens des Klägers ſelbſt geltend gemachten 
Rechte, dieſen Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung als von 
Anfang an nichtig zu behandeln, ſeinen Vorausſetzungen und 
Wirkungen nach erheblich verſchieden iſt (vgl. einerſeits SS 123, 
142, andererſeits 88 326, 327, 346 bis 356 BGB.). Ins⸗ 
beſondere finden auf den Fall einer Anfechtung wegen argliſtiger 
Täuſchung die Vorſchriften der SS 346 bis 356 überhaupt 
keine Anwendung, ſondern die Wirkungen einer ſolchen An⸗ 
fechtung beſtimmen ſich nach den Grundſätzen über ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung, SS 812 ff. BGB. (vgl. RG. 49, 423 f.). 
Hiernach iſt das Rücktrittsrecht des § 326 im Verhältnis zu 
dem Anfechtungsrecht der SS 123, 142 BGB. auch nicht als 
ein minus, ſondern als ein aliud anzuſehen. Die Geltend⸗ 
machung der Nichtigkeit eines Vertrags wegen argliftiger 
Täuſchung ſchließt daher nicht die Geltendmachung eines dem 
Getäuſchten etwa zuſtehenden Rechts, wegen Verzugs des 
Gegners von dem Vertrag zurückzutreten, in ſich. Dies iſt im 
gegebenen Falle um ſo weniger anzunehmen, als dieſe beiden 
Rechte inſofern miteinander in Widerſpruch ſtehen, als das 
Recht, von dem Vertrag zurückzutreten, eine bis zur Rücktritts⸗ 
erklärung vorhandene Rechtsbeſtändigkeit desſelben vorausſetzt, 
die aber gerade durch die Geltendmachung der Nichtigkeit des 
Vertrags von dem Kläger beſtritten worden iſt. Die beiden 
fraglichen Rechte ſind daher als ſo weſentlich voneinander ver⸗ 
ſchieden anzuſehen, daß, wenn der Kläger in II. Inſtanz das 
von dem BG. angenommene Rücktrittsrecht geltend gemacht 
hätte, eine ſolche neue Begründung des Klageanſpruchs — die 
übrigens auch nur zu einer von der urſprünglich beantragten 
weſentlich verſchiedenen Feſtſtellung, wie ſie das BG. auch ge⸗ 
troffen hat, hätte führen können — im Falle des Nicht⸗ 
einverſtändniſſes des Beklagten gemäß SS 529 Abſ. 2 und 527 
ZPO. vom BG. würde zurückzuweiſen geweſen ſein. Dieſe 
Vorſchriften durften von demſelben nicht dadurch umgangen 
werden, daß es dem Kläger ſtatt des von ihm geltend ge⸗ 
machten Klageanſpruchs ein anderes, überdies auf einen anderen 
Grund geſtütztes Recht von Amts wegen zuerkannte. Hier⸗ 
durch hat es namentlich auch das berechtigte Intereſſe des Be⸗ 
klagten verletzt, ſich dieſer Annahme eines ſolchen Rücktritts⸗ 
rechts und der tatſächlich und rechtlich neuen Begründung dieſes 
Rechts gegenüber zu verteidigen, insbeſondere das Vorliegen 
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der Vorausſetzungen desſelben zu beſtreiten, die ja von den 
Vorausſetzungen einer Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung 
weſentlich verſchieden waren. In dieſer Hinſicht iſt daher dem 
Beklagten vom BG. nicht in ausreichender Weiſe rechtliches 
Gehör gewährt worden (vgl. RG. 41, 293; 49, 439). v. D. 
c. J., U. v. 6. Juli 09, 669/08 II. — Hamburg. 

7. SS 133, 157 BGB. in Verb. mit § 2024 II, 8 ALR. 
Auslegung der Verſicherungsbedingungen. Begriff des Unfalls. 
(Tod durch Erſtickung im Maiſchbottichraum.)! 

Der Erblaſſer der Kläger war bei der Beklagten für den 
Todesfall mit 5000 & gegen Unfall verſichert. Seine Erben 
forderten von der Beklagten die Verſicherungsſumme nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit 1. April 1905 mit der Behauptung, daß 
der Tod des Verſicherten als Folge eines Unfalls eingetreten 
ſei. Der Verſicherte ſei in dem Maiſchbottichraum der von ihm 
geleiteten Brennerei T. zu Boden gefallen und durch Einatmen 
der am Boden angeſammelten giftigen Gaſe erſtickt. Das OLG. 
wies die Klage ab. RG. hob auf: Nach § 2 der allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen der Beklagten gilt als Unfall jede 
durch eine plötzliche, äußere, mechaniſche Einwirkung herbei⸗ 
geführte Körperverletzung, die ohne Mitwirkung anderer Um⸗ 
ſtände den Tod (oder die Invalidität) des Verſicherten zur Folge 
hat. Nach § 3 Abſ. 1 werden überdies als Unfälle anerkannt: 
Erſticken durch Einatmen von zufällig ausſtrömenden Gaſen oder 
Dämpfen. ... Der Reviſion, welche die SS 133, 157 BGB., 
§ 2024 II, 8 ALR. als verletzt bezeichnet, kann der Erfolg 
nicht verſagt werden. Die Vertragsauslegung des BG. führt 
zu Ergebniſſen, die ſie als unvereinbar mit den Anforderungen 
von Treu und Glauben im Verkehr erſcheinen laſſen. Wenn 
beiſpielsweiſe ein außerhalb einer Senkgrube beſchäftigter Arbeiter 
infolge eines Fehltritts in die Grube fällt und durch Einatmen 
der darin ſich ſtändig anſammelnden Gaſe erſtickt, ſo wird die 
Verkehrsanſchauung darin ſicherlich einen Unfall erblicken, ob⸗ 
gleich es ſich nicht um „zufällig ausſtrömende“ Gaſe handelt. 
Jedenfalls entſpricht die Anſchauung, wie das landgerichtliche 
Urteil mit Recht betont, dem Vertragswillen des Verſicherungs⸗ 
nehmers. Und wenn auch zuzugeben ſein mag, daß die Auf⸗ 
faſſung des BG. durch den Wortlaut des § 3 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen nahegelegt wird, ſo nötigt der Wortlaut doch 
keineswegs zu einer fo engen Auslegung. Man muß den 8 3 
in Verbindung mit dem $ 2 würdigen. Während der $ 2 für 
den Begriff des Unfalls eine „äußere, mechaniſche“ Einwirkung 
fordert, erſtreckt der S 3 den Begriff auch auf gewiſſe „innere, 
chemiſche“ Einwirkungen. Wie aber nach $ 2 die äußere Ein⸗ 
wirkung eine plötzliche ſein muß, ſo ſoll auch durch den § 3 
die plötzliche, unerwartete Einwirkung von Gaſen auf den 
Organismus getroffen werden, im Gegenſatz zu Gewerbe⸗ 
oder Berufskrankheiten, die ſich durch ſtändigen oder häufigen 
Aufenthalt in Räumen, die ſchädliche Gaſe enthalten, entwickeln 
können. In dieſem Sinne dürften die „zufällig ausſtrömenden“ 
Gaſe im § 3 der Verſicherungsbedingungen zu verſtehen fein. 
Iſt dies richtig, dann muß es genügen, daß der Verunglückte 
mit den eingeatmeten Gaſen zufällig in Berührung gekommen 
iſt. Dagegen kann es keinen Unterſchied machen, auf welche 
Weiſe dieſe Berührung hergeſtellt wird, ob dadurch, daß die in 
einem Behälter oder einer Leitung eingeſchloſſenen Gaſe daraus 
plötzlich entweichen und auf den Einatmenden eindringen, oder 
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dadurch, daß der Verſicherte in eine (räumlich begrenzte) Gas⸗ 
ſchicht zufällig hineingerät und ſo ſie einzuatmen gezwungen iſt. 
Nicht auf die Zufälligkeit des Ausſtrömens, ſondern auf die 
Zufälligkeit des Einatmens iſt das Hauptgewicht zu legen, darin 
liegt das Weſentliche des Unfalls. Wollte man aber auch in 
der Auslegung des § 3 der Bedingungen dem BG. folgen, fo 
würde dies doch keineswegs zur Abweiſung der Klage führen. 
Sind im $ 3 nur Ausſtrömungen infolge von Undichtwerden 
der Rohre oder Verſchlüſſe und dergl. zu verſtehen, dann haben 
allerdings Unfälle der vorliegenden Art mit dem §3 nichts zu 
tun, aber nicht ſowohl deshalb, weil das Merkmal des zu⸗ 
fälligen Ausſtrömens, als vielmehr deshalb, weil das Merk⸗ 
mal des Ausſtrömens überhaupt fehlt. Die Anſammlung von 
Kohlenſäure im Gährraume einer Brennerei läßt ſich in Parallele 
ſtellen mit der Anſammlung von Waſſer in einem Kellerraum, 
deſſen Tiefe mit dem wechſelnden Stande des Grundwaſſers 
ſinkt und ſteigt, einem im Keller beſchäftigten Menſchen aber 
nicht über die Kniee reicht. Wenn jemand, deſſen Beruf ihn 
nötigt, häufig den Keller zu betreten und die Waſſerfläche zu 
durchſchreiten, ſich gegen Unfall verſichern will, ſo wird die 
erhöhte Gefahr des Ausgleitens und des Ertrinkens (Erſtickens) 
gewiß auf den Entſchluß der Geſellſchaft zum Abſchluß des 
Vertrags und auf die Höhe der Prämie von Einfluß ſein; daß 
aber der Verſicherte, der ausgleitet und ins Waſſer fällt und 
ertrinkt, durch einen Unfall umgekommen iſt, kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein. Ahnlich verhält es ſich mit der Kohlenſäureſchicht 
im Gährraum der Brennereien. Infolge ihrer Schwere hält ſie 
ſich am Boden und wird den aufrecht im Raume Beſchäftigten 
nicht gefährlich. Die Höhe der Schicht ſchwankt je nach der 
Lage des Betriebs; am 26. Januar 1905 ſoll die Kohlenſäure⸗ 
entwicklung beſonders ſtark geweſen ſein. Ob ſchon mit Rückſicht 
hierauf von einem „zufälligen“ Ausſtrömen geſprochen werden 
kann — was vorausſetzt, daß die Gasentwicklung als „Aus⸗ 
ſtrömung“ anzuſehen iſt — mag dahingeſtellt bleiben. Der 
Verſicherte hat nun nicht bei normaler Ausführung ſeiner Be⸗ 
ſchäftigung das giftige Gas eingeatmet, ſondern er iſt in die 
Gasſchicht hineingefallen, und er iſt überdies in eine etwa / m 
tiefe Rinne gefallen, in welcher ſich die Kohlenſäure nach dem 
Geſetz der Schwere beſonders dicht angeſammelt haben mußte. 
In dieſen Umſtänden, dem Zubodenfallen und dem Hineinfallen 
in die Rinne, ſind die Merkmale eines Unfalls im Sinne des 
§ 2 der Bedingungen gegeben, oder können fie wenigſtens 
gegeben ſein. Daß ein ſolcher Unfall von der Verſicherung 
ausgeſchloſſen ſein ſoll, dafür gewährt der Vertrag keinen Anhalt; 
vielmehr gilt nach § 2 als Unfall jede „in und außer dem 
Berufe“ eintretende Körperverletzung, die beſonderen Berufs⸗ 
gefahren ſind alſo in Betracht gezogen. Das alles hat das 
BG. außer acht gelaſſen. M. c. B., U. v. 6. Juli 09, 
517/08 VII. — Poſen. . 

8. § 138 BGB. Iſt die Zuſicherung der Nichtanzeige 
einer ſtrafbaren Handlung ſittlich verwerflich?! 

Der Kläger hat aus zwei Schuldverſchreibungen, auf Grund 
deren auf den beiden Grundſtücken der Beklagten für ihn zwei 
zu 4 Prozent verzinsliche und nach ſechsmonatiger Aufkündigung 
rückzahlbare Darlehnshypotheken von je 3500 & eingetragen 
worden ſind, die dingliche und perſönliche Klage mit dem 
Antrage erhoben, die Beklagte zur Zahlung der beiden an⸗ 
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gegebenen Kapitalien zu verurteilen, während die Beklagte Ab- 
weiſung der Klage und widerklagend beantragt hat, den Kläger 
zur Bewilligung der Löſchung der beiden Hypotheken und zur 
Herausgabe der über ſie erteilten Hypothekenbriefe zu verurteilen. 
Unſtreitig hat eine bare Valutierung der beiden Hypotheken 
nicht ſtattgefunden, vielmehr ſind ſie von der Beklagten dem 
Kläger beſtellt worden, um dieſem teilweiſe Deckung für die 
Unterſchlagung größerer Summen zu gewähren, durch deren 
Veruntreuung der bei der klägeriſchen Firma angeſtellt geweſene 
Schwager der Beklagten den Kläger geſchädigt hat. Die 
Reviſion beſchwert ſich darüber, daß der Ber. die Hypotheken⸗ 
beſtellung der Beklagten nicht wegen Verſtoßes gegen $ 138 BGB. 
für nichtig erklärt habe. Indeſſen ſtehen die Erwägungen, aus 
denen die Anwendung des zitierten Paragraphen auf den vor⸗ 
liegenden Fall vom BerR. abgelehnt wird, im Einklang mit 
der Auffaſſung, die das RG. bereits in einem früheren gleich⸗ 
artigen Falle für das Gebiet des vormaligen PrAL R. vertreten 
hat (vgl. das Urteil vom 20. Juni 1894, RG. 33, 337). Das 
reichsgerichtliche Urteil vom 30. Mai 1904, RG. 58, 204, 
kommt nicht in Frage, da es einen weſentlich verſchiedenen 
Sachverhalt betraf. Übrigens erkennt auch dieſes Urteil (S. 207) 
grundſätzlich die Möglichkeit an, daß nach konkreter Beſchaffenheit 
der Umſtände die vertragsmäßige Zuſicherung der Nichtanzeige 
einer ftrafbaren Handlung ſich nicht als ſittlich verwerflich 
darſtellt. L. c. A., U. v. 7. Juli 09, 426/08 V. — Kiel. 

9. SS 138, 343 BGB. verb. mit GewO. 8 133 f. Grund⸗ 
ſätze über die Nichtigkeit einer Vertragsſtrafe wegen Verſtoß 
gegen die guten Sitten.] 

Der Beklagte war als Chemiker in den Dienſt der Klägerin 
getreten und hat ſich am 10. Oktober 1904 einem Konkurrenz⸗ 
verbote mit Strafklauſel unterworfen. Dieſes lautet: „Der 
Unterzeichnete ... verpflichtet ſich ..., innerhalb dreier Jahre 
nach ſeinem Austritte aus dem Geſchäfte und innerhalb der 
Länder, welche die Firma T. & H. bereiſen läßt, oder nach denen 
ſie Geſchäftsverbindungen unterhält, in kein Konkurrenzgeſchäft, 
das ſich mit dem Verkauf oder der Fabrikation der Artikel der 
Firma T. & H. befaßt oder zu befaſſen beabſichtigt, einzutreten, 
noch ein ſolches zu errichten, weder aktiv noch paſſiv ſich an 
einem ſolchen zu beteiligen, ferner Geſchäfts⸗ oder Fabrikations⸗ 
geheimniſſe, gleichviel auf welche Art ihm ſolche zugänglich ge- 
worden ſind, nicht zu verraten oder zum Schaden obengenannter 
Firma oder deren Rechtsnachfolger auszunutzen. Für den Über⸗ 
tretungsfall iſt eine nach Wechſelrecht zahlbare Konventional⸗ 
ſtrafe von 30 000 l feſtgeſetzt worden...“ Nach feinem 
Ausſcheiden aus dem Dienſte der Klägerin iſt der Beklagte in 
den Dienſt der Firma K. getreten. Hierin und in ſeiner 
Tätigkeit bei dieſer Firma erblickt die Klägerin eine Zuwider⸗ 
handlung gegen das Konkurrenzverbot, erachtet die Vertrags⸗ 
ſtrafe für verfallen und klagt einen Teilbetrag von 3000 # 
gegen den Beklagten ein. Das OLG. wies die Klage ab, das 
RG. hob auf: Während das LG. annimmt, daß eine Über⸗ 
tretung des Konkurrenzverbots gar nicht vorliegt, hat das 
BG. das ganze Abkommen für nichtig erklärt, weil es gegen 
die guten Sitten verſtoße. Dieſe Entſcheidung kann nicht ge⸗ 
billigt werden. Auf das Dienſtverhältnis des Beklagten bei 
der Klägerin finden nach $ 133a GewO. die Vorſchriften des 
§ 133f dieſes Geſetzes Anwendung. Indem das BG. zutreffend 
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hiervon ausgeht, unterſucht es zunächſt, ob die dem Beklagten 
auferlegte Beſchränkung ſeiner gewerblichen Tätigkeit nach Zeit, 
Ort und Gegenſtand die Grenzen überſchreite, durch welche eine 
unbillige Erſchwerung ſeines Fortkommens ausgeſchloſſen werde. 
Es kommt zu dem Ergebnis, daß hinſichtlich Ort und Gegen⸗ 
ſtand eine unbillige Erſchwerung vorliege, wobei beſonderes 
Gewicht darauf gelegt wird, daß die Feſtſetzungen im Vertrage 
die Beſchränkung in unbeſtimmten Grenzen bezeichne, die dem 
Beklagten nicht ohne weiteres erkennbar zu ſein brauchten und 
der willkürlichen Erweiterung durch die Klägerin zugänglich 
geweſen ſeien. Sodann prüft das BG. das Strafverſprechen 
und bezeichnet es wegen ſeiner Höhe, die die Vermögensſtellung 
des Beklagten zu vernichten geeignet ſei, als unvereinbar mit 
den guten Sitten. Aus § 133f GewO. ergibt ſich, daß, wenn 
eine unbillige Erſchwerung des Fortkommens durch übermäßige 
zeitliche, örtliche und gegenſtändliche Beſchränkung der gewerb⸗ 
lichen Tätigkeit vorliegt, nicht der ganze Vertrag nichtig ſein ſoll, 
wie es nach früherem Rechte angenommen wurde (RG. 31, 98 ff.), 
ſondern nur die über den Rahmen des Zuläſſigen hinausgehende 
Beſchränkung, nur das Abermaß. Der Richter hat in ſolchen 
Fällen durch Ermäßigung die Grenzen ſo feſtzuſtellen, daß der 
Billigkeit entſprochen wird. Wenn alſo weiter nichts vorliegt 
als die Überſchreitung der in $ 133f gezogenen Grenzen, ſo 
hat die in dieſer Geſetzesbeſtimmung vorgeſehene Rechtsfolge 
einzutreten, die allgemeine Norm des § 138 Abſ. 1 BGB. kann 
dann nicht Platz greifen, ſie würde erſt anwendbar ſein, wenn 
der Vertrag außer jenem Mbermaße der Beſchränkung noch 
andere Momente enthielte, aus denen ein Verſtoß gegen die 


guten Sitten abzuleiten wäre. Solche Momente ſind hier vom 


BG. nicht feſtgeſtellt. Insbeſondere kann die angebliche Un⸗ 
beſtimmtheit der im Vertrage feſtgeſetzten Grenzen des Verbots 
hierzu nicht verwandt werden. Läge eine objektive Un⸗ 
beſtimmtheit des Verſprechens vor, ſo würde eine beſtimmte 
Verpflichtung des Beklagten überhaupt nicht feſtſtellbar, der 
Beklagte alſo überhaupt nicht verpflichtet ſein. Nach den An⸗ 
gaben des Abkommens läßt ſich aber Ort und Gegenſtand der 
Beſchränkung objektiv ermitteln, ſobald man einen beſtimmten 
Zeitpunkt als maßgebend zugrunde legt, für den die in Betracht 
kommenden Länder und Artikel des Geſchäftsbereichs der Klägerin 
dann zu ermitteln wären. Daß der maßgebende Zeitpunkt durch 
Auslegung des Vertrags beſtimmt werden kann, nimmt das BG. 
ſelbſt an. Sonach bliebe nur möglicherweiſe eine ſubjektive 
Ungewißheit des Beklagten über den Umfang des Verbots übrig. 
Selbſtverſtändlich hatte er die Pflicht, ſich zu vergewiſſern, welche 
Länder und Artikel unter das Verbot fielen. Daß ihm dieſe 
Erkundigung durch das Abkommen in unzuläſſiger Weiſe er⸗ 
ſchwert worden ſei, davon kann nicht geſprochen werden. Und 
auch die vom BG. angenommene Möglichkeit, daß die Klägerin 
das Gebiet des Verbots nach Belieben habe erweitern können, 
enthält nichts Anſtößiges. Dieſe Möglichkeit beſteht nur für 
den Fall, daß als maßgebender Zeitpunkt für die Feſtſtellung 
der Grenzen ein ſpäterer Tag als der des Vertragsſchluſſes 
gefunden wird. Und auch dann handelt es ſich immer nur 
darum, ob der nach dieſem Zeitpunkte feſtgeſtellte Umfang der 
Beſchränkung zu groß ſei, um gegenüber 8 133f GewO. Beſtand zu 
haben. Die durch nachträgliche Geſchäftserweiterung eingetretene 
Beſchränkung unterliegt inſoweit derſelben rechtlichen Beurteilung, 
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wie wenn ſie von vornherein mit ausdrücklichen Worten 
im Vertrage feſtgeſetzt worden wäre. Kann ſonach die vom 
BG. angenommene übermäßige Beſchränkung in der gewerblichen 
Tätigkeit des Beklagten nicht dazu führen, den ganzen Vertrag 
für nichtig zu erklären, ſo iſt dies auch nicht mit Rückſicht auf 
die Höhe der Vertragsſtrafe — wenigſtens nach den bisherigen 
Feſtſtellungen — anzunehmen. Daß § 138 Abſ. 1 BGB. unter 
Umſtänden auch wegen der Höhe einer Vertragsſtrafe an- 
gewendet werden kann, hat der VII. ZS. des RG. im Urteile 
vom 5. Januar 1906 zur Sache VII 169/05 und der erkennende 
Senat in RG. 68, 229 ff. ausgeſprochen. Wenn aber § 343 
BGB. bei unverhältnismäßig hoher Vertragsſtrafe als Abhilfs⸗ 
mittel das Herabſetzungsrecht des Richters vorgeſchrieben hat, 
ſo kann das Verhältnis des § 343 zu § 138 Abſ. 1 nicht fo 
gedacht werden, daß der Richter die Wahl habe, ob er die eine 
oder die andere Norm anwenden wolle, auch nicht ſo, daß bei 
ganz unſinnig hoher Strafe die Nichtigkeit des ganzen Vertrags, 
bei nur mäßiger Überſchreitung hingegen das Herabſetzungsrecht 
eintrete. Vielmehr kann § 138 Abſ. 1 nur dann Platz greifen, 
wenn zu dem bloßen Mißverhältnis der Strafhöhe noch 
etwas weiteres hinzukommt, das dem Vertrage überhaupt 
den Stempel der Sittenwidrigkeit aufdrückt und ihn im ganzen 
als vernichtungswürdig erſcheinen läßt. So lag der vom Senate 
in der angeführten Entſcheidung in RG. 68, 229 ff. beurteilte Fall. 
Dort war die Strafe für jeden einzelnen Übertretungsfall nicht 
nur des Konkurrenzverbots, ſondern aller einzelnen höchſt 
minutiöſen Vertragsverpflichtungen (Anzeige des Wohnungs⸗ 
wechſels, Auskunftserteilung u. a.) feſtgeſetzt und zwar in einer 
Höhe von 100 000 *, und war zudem auch noch mit einem 
ehrenwörtlichen Verſprechen verkoppelt. Jener Vertrag erſchien 
als ein Knebelvertrag, mittels deſſen der mächtige Unternehmer 
den geiſtigen Arbeiter in ausſchweifender Weiſe in ſeiner per⸗ 
ſönlichen Freiheit beſchränkte. Darin zeigte ſich auch gerade die 
ſubjektive Anſtößigkeit der Verabredung, die in rückſichtsloſer 
Weiſe nur das Unternehmerintereſſe wahren wollte, unbekümmert 
um die damit möglicherweiſe verbundene finanzielle Vernichtung 
des Angeſtellten. Von alledem kann im vorliegenden Falle nach 
den bisherigen Feſtſtellungen des BG. nicht geſprochen werden. 
Daß die Strafe mehrmals verwirkt werden könne, hat das BG. 
nicht angenommen; es hat dieſe Frage offengelaſſen. Auch 
wenn ſie zu bejahen wäre, was nur durch Auslegung des 
Vertrags geſchehen kann, würde damit noch nicht ohne weiteres 
geſagt ſein, daß das Strafgeding gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoße, denn auch dann würde das Herabſetzungsrecht des § 343 
in Betracht zu ziehen ſein, mit dem im allgemeinen eine ver⸗ 
nünftige Regelung der im Erwerbsleben vorkommenden Vertrags⸗ 
ſtrafen — ſoweit ſein Gebiet reicht — zu erzielen ſein wird. 
Wäre aber der Vertrag der Parteien ſo auszulegen, daß die 
Strafe nur einmal verfällt, ſo wäre für die Anwendung des 
§ 138 Abſ. 1 überhaupt kein Raum. Denn dann läge weiter 
nichts vor, als ein Mißverhältnis der Strafhöhe. T. c. D., 
U. v. 9. Juli 09, 418/08 III. — Darmſtadt. 

10. § 157 BGB. Vertragsauslegung.] 

Die Parteien haben ſich über ein Urteil verglichen, das 
beim Abſchluß des Vergleichs noch nicht rechtskräftig war und 
aus welchem der Beklagte noch 10 000 „/ zu fordern hatte. 
Nach Inhalt des Vergleichs ſollte der Kläger nur noch 1900 .% 
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in vier Raten zahlen. Am Schluß war unter VIII beſtimmt, 
daß bei nicht pünktlicher Zahlung einer Rate der Beklagte be⸗ 
rechtigt ſein ſollte, wegen des geſamten Reſtes aus dem Urteile 
zu vollſtrecken. Zu dieſem Zwecke ſollte ihm dann das 
deponierte Urteil ausgehändigt werden. Kläger iſt mit der 
dritten Rate in Verzug geraten. Alsbald hat der Beklagte 
erklärt, daß er nunmehr den Reſt aus dem Urteile beanſpruche. 
Der Kläger iſt aber der Meinung, daß dem Beklagten nur der 
Reſt aus dem Vergleiche zuſtehe. Der BerR. hat die auf 
8 767 3PO. geſtützte Klage abgewieſen. Er hält für erwieſen, 
daß jede Partei ſchon bei Abſchluß des Vergleichs die jetzt von 
ihr vertretene Auffaſſung vom Sinne der Ziff. VIII des Ver⸗ 
gleichs gehabt habe. Er nimmt weiter an, daß die Beſtimmung 
zweideutig und jede dieſer Auslegungen zuläſſig ſei, und gelangt 
deshalb zu dem Schluſſe, daß ein Vergleich überhaupt nicht zu⸗ 
ſtande gekommen ſei. Dieſe Ausführungen werden ſchon den 
Grundſätzen des materiellen Rechts, daß der erklärte Wille, 
der Wille als die innere Seite der Erklärung, maßgebend iſt 
und daß Verträge ſo auszulegen ſind, wie Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern, nicht gerecht. 
Dieſen Grundſätzen entſprechend kann der Erklärende, wenn er 
ſich nicht verhehlen darf, daß der andere Vertragsteil die ab- 
gegebene Erklärung in einem beſtimmten, ihm — dem Er: 
klärenden — nicht günſtigen Sinne zu verſtehen berechtigt iſt 
und der andere Teil ſie wirklich in dieſem Sinne verſteht, nicht 
geltend machen, daß das nicht ſeinem Willen gemäß ſei. 
Solange aber auf dieſem Wege zur Annahme einer Willens⸗ 
einigung zu gelangen iſt, iſt für einen ſogenannten verſteckten 
Diſſens kein Raum. Daß der BerR. zwei einander wider⸗ 
ſprechende Auslegungen für „zuläſſig“ erklärt, kann nicht aus⸗ 
reichen und entbehrt jedenfalls der Begründung. Er hätte zu⸗ 
vörderſt den objektiven zutreffenden Sinn des Vertrages er⸗ 
mitteln müſſen; dieſer Aufgabe hat er aber nicht entſprochen. 
Nicht genügend gewürdigt iſt insbeſondere die Entſtehungs⸗ 
geſchichte und der Zuſammenhang der Ziff. VIII mit den vorher⸗ 
gehenden Beſtimmungen. G. c. S., U. v. 6. Juli 09, 498/08 VII. 
— Berlin. 

11. 8 276 BGB. Fahrläſſigkeit. Im Verkehr übliche 
Sorgfalt (Jägerbrauch).] 

Die gleichen Grundſätze, wie die im Bu. aufgeſtellten, hat 
der erkennende Senat gerade auch ſchon hinſichtlich der bei Aus⸗ 
übung der Jagd zu erfordernden Sorgfalt in Anwendung gebracht. 
(u. v. 11. Mai 1904, VI 407/03; JW. 04, 3573.) In vielen 
Fällen wird ſich die im Verkehre übliche Sorgfalt mit der in 
dieſem Verkehr erforderlichen Sorgfalt decken. Eine in Jäger⸗ 
kreiſen herrſchende Anſchauung oder Übung kann immerhin zum 
Maßſtab für die auf dieſem Gebiete des Verkehrs erforderliche 
Sorgfalt (S 276 BGB.) dienen, wofern ſie den Niederſchlag 
vieljähriger Erfahrungen über Gefährlichkeit oder Ungefährlich⸗ 
keit einer beſtimmten Handlungsweiſe des Jägers oder über die 
Mittel und Wege, um einer Gefahr vorzubeugen, darſtellt und 
ſich bisher in der Praxis bewährt hat. Indes unter ſolchen 
Vorausſetzungen will auch der Ber R. einem Jägerbrauche die 
Beachtlichkeit wohl nicht abſprechen, denn er folgert ſchließlich 
nur, daß einer Jagdregel, die auf Leben und Geſundheit der 
Menſchen nicht genügend Rückſicht nehme, die Anerkennung 
verſagt werden müſſe, und dieſer Satz iſt in der Tat nicht zu 
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beanſtanden. S. c. W., U. v. 5. Juli 09, 471/08 VI. — 
Karlsruhe. | 

12. 88 415, 1967, 2033, 2040, 2058, 2059 BGB. verb. 
mit 88 16, 18 GBO. und 88 554, 747, 859 ZRO.] 

Der Kläger hat von K. deſſen Grundſtücke für 5700 & 
gekauft und übergeben erhalten. Von dem Kaufgelde ſind 
1200 & bar bezahlt, in Anrechnung auf den Reſt von 4500 # 
übernahm der Kläger als Selbſtſchuldner zwei Hypotheken einer 
Selma T. im Betrage von 1800 und 2700 &, die auf den 
gekauften Grundſtücken, aber auch auf andere Grundſtücke des 
Verkäufers zur Geſamthaft eingetragen waren. Vor dieſen 


Hypotheken ſtanden auf den drei gekauften Grundſtücken noch 


Hypotheken für Julius F. im Betrage von 1800 , für 
Joſeph F. im Betrage von 600 und 900, zuſammen 1500 .% 
und auf einem Grundſtück für Karl G. 300 & eingetragen. 
Die Hypotheken der beiden F. ſollte der Verkäufer bis zur Auf⸗ 
laſſung, für die eine Friſt von 6 Wochen beſtimmt wurde, die 
(aufzubietende) G. ſche Hypothek innerhalb eines Jahres auf feine 
Koſten zur Löſchung bringen. Der Verkäufer K. iſt am 21. Mai 1904 
ohne Teſtament verſtorben. Er hinterließ zu Erben ſeine Witwe, 
die Beklagte zu 1, und mehrere Kinder, und zwar waren in 
einem Erbſchein vom 29. März 1906, der ſpäter als unrichtig 
wieder eingezogen wurde, die 5 Beklagten unter 2a bis 22 
aufgeführt. Gegen dieſe Perſonen und die Ehemänner der 
Töchter hat der Kläger auf Erbeslegitimation, Auflaſſung der 
Grundſtücke und Löſchung der nicht übernommenen Hypotheken 
geklagt. Die Beklagten, die unter Kündigung der R. chen 
Hypotheken zur Zahlung von 506,25 & rückſtändiger Zinſen 
aufgefordert worden waren, wendeten ein, daß ſie nur Zug um 
Zug gegen Entpfändung der ihnen verbliebenen Grundſtücke zur 
Auflaſſung verpflichtet ſeien. Der Kläger, der inzwiſchen die 
rückſtändigen Zinſen bezahlt hatte, legte eine Entpfändungs⸗ 
erklärung der R.ſchen Eheleute vor, wonach die Hypotheken⸗ 
gläubiger unter der Bedingung, daß die Hypotheken auf den 
gekauften Grundſtücken zur erſten Stelle zu ſtehen kämen, die 
andern Grundſtücke aus der Pfandhaft entließen. Das LG. 
hielt den Antrag auf Erbeslegitimation für erledigt und ver⸗ 
urteilte die Beklagten zur Auflaſſung der verkauften Grundſtücke, 
frei von den nicht übernommenen Hypotheken, aber nur Zug 
um Zug gegen Entpfändung der den Beklagten verbliebenen 
Grundſtücke. Im Laufe der Berufungsinſtanz iſt dann, nachdem 
die Beklagten einen Anwalt für die Berufungsinſtanz beſtellt 
hatten, die beklagte Witwe (zu 1) geſtorben. Dabei ſtellte es 
ſich heraus, daß außer den Beklagten noch 2 Kinder, Karl 
und Franz K., vorhanden waren. Der Kläger erklärte aber, 
daß er — auch als Erben der Witwe — nur die bisherigen 
Beklagten in Anſpruch nehme, weil Karl und Franz K. den 
Klageanſpruch anerkannten und öffentlich beglaubigte Auflaſſungs⸗ 
vollmacht dem Kläger übergeben hätten. In der Sache ſelbſt 
verlangte er, nachdem die Beklagten die Beſchränkung ihrer 
Haftung verlangt hatten, nur Verurteilung „unter Beſchränkung 
auf den Nachlaß J. 8.3”, aber Verwerfung der Zurückbehaltungs⸗ 
einrede der Beklagten. Das OLG. hat nach dem Berufungs⸗ 
antrag des Klägers erkannt, jedoch in der irrtümlichen, ſpäter 
berichtigten Annahme, der Kläger habe einen bezüglichen Antrag 
geſtellt, die Haftung der Beklagten „auf ihren Anteil am Nachlaß 
J. K.s“ beſchränkt. Auf Reviſion der Beklagten und Anſchließung 
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des Klägers hob das RG. auf: Die Beklagten hatten ſchon in 
der I. Inſtanz eine Zurückbehaltungseinrede deshalb erhoben, 
weil der Kläger die Entpfändung der ihnen verbliebenen Grund⸗ 
ſtücke von den vom Kläger übernommenen Hypotheken noch nicht 
herbeigeführt hat. Der Entpfändungserklärung, die die R. ſchen 
Eheleute ausgeſtellt hatten, legte das LG. ſchon darum keine 
Bedeutung bei, weil ſie den Beklagten vom Kläger nicht aus⸗ 
gehändigt worden iſt. Der BerR. bezweifelt auch, ob ſie mit 
der darin enthaltenen Bedingung nach den 8$ 16, 18 GBO. 
zur Löſchung ausreicht. Er führt aber aus, daß nach Inhalt 
des Kaufvertrages von dem Kläger eine Verpflichtung, die über⸗ 
nommenen Hypotheken auf den andern Grundſtücken alsbald zur 
Löſchung zu bringen, nicht eingegangen worden ſei und daß 
nach §S 415 BGB. die Verpflichtung erſt dann eintrete, wenn 
die Hypotheken fällig geworden ſeien. Dabei handelt es ſich 
um Auslegungsfragen, in betreff derer in der Reviſionsinſtanz 
Umſtände nicht zu erheben find (vgl. die Urteile des erkennenden 
Senats vom 17. Juni 1907 V 37/07 und vom 10. Oktober 1908 
V 578/07). Allerdings iſt der in dem letzten Urteil betonte 
Umſtand, daß gerade bei einer Geſamthypothek der Verkäufer 
ein beſonderes Intereſſe daran haben kann, ſeinen Reſtbeſitz 
freizubekommen, von dem Berg. nicht erörtert, es lag indeſſen 
nach den Parteianführungen auch keine Veranlaſſung dazu vor. 
Fehl geht indeſſen der BerR. mit ſeiner weiteren Ausführung, 
daß eine Fälligkeit nach SS 415 Abſ. 3, 273 BGB. auch durch 
die Kündigung vom 3. Februar 1906 nicht eingetreten ſei. 
Der BerR. begründet dies damit, daß die Kündigung nur an 
die Beklagten, nicht auch an die nachträglich ermittelten Mit⸗ 
erben Karl und Franz K. gerichtet geweſen ſei. Dies wäre 
zutreffend, wenn nur die Geltendmachung des dinglichen 
Hypothekenrechts oder die Erhebung der Klage gegen ſämtliche 
Erben nach § 2059 Abſ. 2 BGB. in Frage käme (vgl. Planck, 
Anm. 4 zu § 2040 BGB.). Die Frau R. kann aber nach 
8 2058 BGB. mit der perſönlichen Schuldklage auch die 
einzelnen Erben geſamtſchuldneriſch in Anſpruch nehmen und 
daraus folgt, daß ſie ihnen gegenüber auch zur Kündigung 
berechtigt ſein muß. Doch iſt die Frage, ob eine perſönliche 
Schuldverbindlichkeit der Erben vorliegt, nicht beſonders erörtert 
und deshalb erwies ſich die Aufhebung des BU. und die 
Zurückverweiſung der Sache als geboten. Dagegen hätten die 
weiteren, mit der Reviſion und Anſchlußreviſion erhobenen 
Beſchwerden, wenngleich auch hier einzelne Anſtände vorliegen, 
zu einer Aufhebung des BU. nicht führen können. Die Beklagten 
haben in der Berufungsinſtanz, nachdem ſich herausgeſtellt hatte, 
daß noch zwei zum Prozeß nicht zugezogene Miterben, Karl und 
Franz K., vorhanden ſeien, den Einwand erhoben, daß dieſe 
Perſonen als Erben Ignaz K.s von vornherein und nach dem 
Tode ihrer Mutter auch als deren Erben hätten mitbelangt 
werden müſſen. Der BerR. bezeichnet dieſe Einrede als die 
der mehreren Streitgenoſſen. Sie hat als ſolche zunächſt 
prozeſſuale Natur inſofern, als infolge des Todes der Mutter 
(Beklagten zu 1) deren ſämtliche Erben Streitgenoſſen im Prozeß 
geworden ſind und bei der in der Miterbengemeinſchaft nach den 
Grundſätzen der geſamten Hand beſtehenden notwendigen Streit⸗ 
genoſſenſchaft (RG. 30, 345; JW. 98, 1133; GruchotsBeitr. 46, 
661; Eccius in Gruchots Beitr. 43 S. 801, 812; Planck, 3. Aufl., 
Bd. 5 S. 315, 246 ff.) die Zuziehung Karl und Franz 8.3 
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geboten war. Der BerR. hat, indem er von der Zuziehung 
abſah, gegen die Vorſchriften über die notwendige Streit⸗ 
genoſſenſchaft verſtoßen, doch iſt eine Rüge wegen dieſes 
prozeſſualen Verſtoßes in der Reviſionsbegründung nicht erhoben 
worden und der Umſtand daher nach §8 554 ZPO. in der 
Reviſionsinſtanz nicht zu berückſichtigen. Die erwähnte Einrede 
hat aber auch materielle Natur und ſtellt ſich in dieſer Beziehung 
als Einrede der mangelnden Paſſivlegitimation dar. Die 
Beklagten machen geltend, daß ſie ohne Zuziehung von Karl 
und Franz K. nach den SS 2033 Abſ. 2, 2040 BGB. über 
den Gegenſtand des Rechtsſtreits zu verfügen nicht befugt ſeien. 
Nun iſt es richtig, daß die drei Grundſtücke, deren Auflaſſung 
und Entpfändung verlangt wird, zum ungeteilten Nachlaß der 
Eheleute Ignaz und Franziska K. gehören, es iſt indeſſen kein 
dinglicher, ſondern ein perſönlicher Anſpruch aus dem Kauf⸗ 
vertrage vom 31. Juli 1903 erhoben und es kommen ſonach 
die Vorſchriften der SS 1967, 2058 ff. BGB. zur Anwendung. 
Geklagt iſt zwar auf „Auflaſſung“, alſo auf Vornahme einer 
Verfügung, die der einzelne Erbe ohne Zuziehung der Miterben 
nach den SS 2033 Ab. 2, 2040 BGB. nicht vornehmen darf, 
und dementſprechend iſt auch in den Vorinſtanzen erkannt worden; 
doch handelt es ſich hierbei nur um einen ungenauen Ausdruck. 
Gemeint war, wie ſchon aus der Beſchränkung des Antrags 
und der Verurteilung auf die Haftung mit dem Nachlaß fich 
ergibt (vgl. RG. 49, 415), die „Herbeiführung der Auflaſſung“. 
Nach den SS 2058 ff. BGB. hatte der Kläger die Wahl, ob 
er die Geſamtſchuldklage des § 2058 gegen einzelne Erben oder 
die Geſamthandklage des § 2059 Abſ. 2 gegen ſämtliche Erben 
erheben wollte (Prot. 5 S. 835, 868, 871; Denkſchrift zur 
Reichstagsvorlage S. 410, 411; Eccius und Planck a. a. O.). 
Im letzten Falle hätten Karl und Franz K., ſofern ſie nicht 
etwa ſchon mit der Solidarklage des 8 2058 BGB. verurteilt 
waren oder eine dem gleichzuſtellende Urkunde vorlag (Eccius a. a. O. 
S. 828; Planck 5 S. 315 Anm. 1a zu § 2059 BGB.), mit: 
belangt werden müſſen. Der BerR. hat, da dies nicht geſchehen 
iſt, die Klage gegen die im Prozeß befangenen Beklagten als 
die Geſamtſchuldklage des S 2058 BGB. aufgefaßt und zum 
Teil deshalb, zum Teil, weil er irrtümlich annahm, der Kläger 
habe einen bezüglichen Antrag geſtellt, die Haftung der Beklagten 
nach § 2059 Abſ. 1 BGB. auf ihren Anteil am Nachlaß 
beſchränkt. Eine ſolche Auffaſſung der Klage war nach Lage 
der Sache begründet; die Beſchränkung der Haftung „auf den 
Anteil“ war allerdings nicht beantragt, auch nicht notwendig, 
wenn allgemein die Beſchränkung der Haftung nach $ 780 ZPO. 
ausgeſprochen wurde (Prot. 6, 714; Eccius a. a. O. S. 819; 
Planck 5, 319); ſie iſt aber dem Kläger unſchädlich. Denn 
ſolange dem Kläger keine vollſtreckbaren Schuldtitel gegen 
Karl und Franz K. zu Gebote ſtehen, kann er mit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach den 88 747, 859 Abſ. 2 ZPO. doch nur die 
Anteile der Beklagten am Nachlaß in Anſpruch nehmen. Erlangt 
er aber Schuldtitel gegen Franz und Karl K., ſo hindert ihn 
feine Beſchränkung nicht, ſich nach §S 747 ZPO. an den ganzen 
Nachlaß zu halten. Das Recht des § 747 ZPO. kann nach 
der herrſchenden Auffaſſung (RG. 68, 221) auch durch Solidar⸗ 
klagen gegen die einzelnen Erben erworben werden, denn wer 
ſämtliche Erbanteile in Anſpruch nehmen kann, kann auch den 
Nachlaß und deſſen einzelne Beſtandteile in Anſpruch nehmen. 
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Beſchwert iſt alſo durch die Faſſung des Urteils der Kläger 
nicht; ob nicht gleichwohl eine andere Faſſung des Vorbehalts 
zu wählen iſt, wird bei der erneuten Verhandlung der Bert. 
zu erwägen haben. Beſchwert ſind aber auch nicht die Beklagten, 
da dem Kläger das Recht der Solidarklage ohne Zweifel zuſteht 
und ein Rechtsirrtum in der Auffaſſung der Klage, wie erwähnt, 
nicht vorliegt. K. c. N., U. v. 10. Juli 09, 43/08 V. — 
Breslau. 

13. 5 419 BGB. in Verb. mit § 25 HGB. Vertragliche 
Übernahme des Vermögens eines anderen.] 

Feſt ſteht, daß die Klägerin durch den Vertrag vom 
22. Oktober 1902 das ganze Vermögen der Aktiengeſellſchaft H. 
übernommen hat, ohne deren Handelsgeſchäft unter der gleichen 
Firma fortzuführen und ohne die ſämtlichen Schulden derſelben 
zu übernehmen. Ferner beſteht kein Streit darüber, daß zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes die Gebührenforderung des beklagten 
Fiskus gegen die H.⸗Geſellſchaft in Höhe von 12 000 & bereits 
beſtand. Auf Grund dieſer Tatſachen hat das BG. angenommen, 
daß die Haftung der Klägerin für die fragliche Schuld zwar 
nicht auf Grund des §S 25 HGB., wohl aber auf Grund und 
nach Maßgabe des § 419 BGB. begründet ſei. Die Anwend⸗ 
barkeit des $ 419 BGB. auf den vorliegenden Fall hatte die 
Klägerin in der Vorinſtanz hauptſächlich unter Berufung auf 
Art. 2 EGBGB. bekämpft, wonach in Handelsſachen die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. nur inſoweit zur Anwendung kommen, als 
nicht im HGB. oder im EG. dazu ein anderes beſtimmt iſt. 
Die Klägerin vertrat die Meinung, daß die Haftung des Über⸗ 
nehmers eines Handelsgeſchäfts für die Schulden des Veräußerers 
durch den §S 25 HGB. erſchöpfend geregelt, und daher für die 
Anwendung des bürgerlichen Rechtes kein Raum ſei. Das BG. 
hat dieſe Meinung im Anſchluß an das Urteil in RG. 69, 284 ff. 
zutreffend widerlegt. In dieſem Urteil, dem der erkennende 
Senat beitritt, iſt eingehend dargelegt, daß der §S 25 HGB. 
und der § 419 BGB. ſich nicht decken und ſich nicht ausſchließen, 
vielmehr beide nebeneinander Anwendung zu finden haben, wenn 
das übernommene Handelserwerbsgeſchäft, wie das bei Geſell⸗ 
ſchaften die Regel bildet, zugleich das ganze Vermögen der über⸗ 
tragenden Geſellſchaft darſtellt. Die Reviſion ſelbſt iſt denn auch 
auf dieſen rechtlichen Geſichtspunkt nicht mehr zurückgekommen, 
fie ſucht aber die Unanwendbarkeit des $ 419 BGB. auf den 
vorliegenden Fall aus dem Zweck dieſer Beſtimmung in Ver⸗ 
bindung mit den Gläubigerſchutzvorſchriften des §8 303 HGB. 
herzuleiten, jedoch mit Unrecht. Wenn eine Einzelperſon ſämtliche 
Aktivbeſtandteile ihres Vermögens einzeln veräußert, ſo kann 
keine Rede davon ſein, daß der oder die Erwerber — abgeſehen 
von den auf einzelnen Sachen laſtenden dinglichen Rechten — 
für die Schulden des Veräußerers haftet. Dagegen haftet un⸗ 
beſtreitbar derjenige, der alle Aktiva einer Einzelperſon als 
Ganzes, als Vermögensinbegriff übernimmt. Der gleiche Unter⸗ 
ſchied in der Haftung zeigt ſich bei Auflöſung und Liquidation 
einer offenen Handelsgeſellſchaft und ebenſo bei der Auflöſung 
und Liquidation einer Aktiengeſellſchaft. Bei der Aktiengeſellſchaft 
trifft das HGB. allerdings noch beſondere Vorſorge für den 
Schutz der Gläubiger: nach $ 297 müſſen die Gläubiger zur 
Anmeldung ihrer Anſprüche öffentlich aufgefordert werden, und 
nach 8 301 darf die Verteilung des Vermögens erſt nach Ab— 
lauf des ſogenannten Sperrjahres erfolgen. Dieſe Vorſchriften 
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finden auch im Falle des § 303, bei Verwertung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens durch Veräußerung des Vermögens im ganzen An⸗ 
wendung. Inwiefern aber hierdurch die Anwendung des S 419 
BGB. ausgeſchloſſen ſein ſollte, iſt nicht abzuſehen. Allerdings 
iſt zuzugeben, daß im Hinblick auf das Sperrjahr und die 
öffentliche Aufforderung der Gläubiger das Bedürfnis einer 
Haftung des Vermögensübernehmers ein geringeres iſt als in 
den gewöhnlichen Fällen; allein andererſeits verringert ſich durch 
die erwähnten Maßregeln auch die Gefahr für den Übernehmer, 
von den Gläubigern der aufgelöſten Geſellſchaft in Anſpruch 
genommen zu werden. Jedenfalls aber kann aus den 
Liquidationsvorſchriften der SS 294 ff. HGB. nicht geſchloſſen 
werden, daß der § 419 BGB. auf die Veräußerung des ganzen 
Vermögens einer Aktiengeſellſchaft keine Anwendung finden ſoll. 
Nicht die Anwendbarkeit des § 419, ſondern der Ausſchluß 
ſeiner Anwendung hätte poſitiver Feſtſetzung bedurft. Und daß 
auch bei der Liquidation von Aktiengeſellſchaften für Gläubiger 
derſelben ein Bedürfnis beſtehen kann, ſich an den Vermögens⸗ 
übernehmer zu halten, zeigt der vorliegende, ſowie der im oben⸗ 
erwähnten Urteile des VI. ZS. erörterte Fall. Die Reviſion 
hat weiter ausgeführt, daß es doch ſehr auffallend wäre, wenn 
die Frage der Schuldenhaftung im Falle des § 303 HGB. 
nicht nur anders geregelt wäre wie im Regelfalle der SS 294 ff., 
ſondern auch anders als im Falle der Fuſion nach SS 305, 
306 HGB. Die hierbei vorausgeſetzte Verſchiedenheit der 
Haftung beſteht jedoch nicht. Auch im Falle der Fuſion haftet 
die aufnehmende Geſellſchaft auf Grund des §S 419 BGB. mit 
dem übernommenen Vermögen für die Schulden der auf— 
genommenen Geſellſchaft; auf dieſes Vermögen haben die 
Gläubiger der letzteren ein die Gläubiger der aufnehmenden 
Geſellſchaft ausſchließendes Ausſonderungsrecht, 8 306 Abſ. 3 
HGB. Streitig iſt oder war wenigſtens früher in der Literatur, 
ob die Gläubiger der aufgenommenen Geſellſchaft ſich nicht 
ſchon während des Sperrjahres auch an das Vermögen der 
aufnehmenden halten können. Dagegen beſteht nicht der 
geringſte Zweifel darüber, daß nach Vollzug der Fuſion, nach 
Vereinigung der beiden Vermögen, den Gläubigern der auf⸗ 
genommenen Geſellſchaft, ſofern ſolche noch vorhanden ſind, das 
geſamte vereinigte Vermögen unbeſchränkt haftet. B. c. F., U. 
v. 10. Juli 09, 525/08 VII. — München. 

14. SS 437, 459, 462, 467 BGB. Nach welchen Grund⸗ 
ſätzen ſind Zuſicherungen über Güte und Wert von Inhaber⸗ 
papieren zu beurteilen?] 

Am 14. Mai 1905 verkaufte der Beklagte dem Kläger 
eine Partie Kuverts ufſw. Die Zahlung war in Aktien einer 
Aktiengeſellſchaft zu leiſten. Der Beklagte lieferte dem Kläger 
nach einigen Tagen vertragsgemäß einen Teil der Kuverts und 
der Kläger übergab am 17. Mai 1905 15 Aktien gedachter 
Geſellſchaft. Kurz darauf erfuhr der Beklagte, daß die Geſell⸗ 
ſchaft infolge großer Verluſte liquidieren mußte; ſchon am 
14. Mai 1905 waren die Aktien faſt wertlos und keine Aus: 
ſicht auf Kursſteigerung vorhanden. Der Beklagte focht daher 
den Vertrag wegen Irrtums an, weil er bei Kenntnis der 
wahren Sachlage den Vertrag nicht abgeſchloſſen haben würde 
und der Kläger ſich auf eine andere Art der Bezahlung nicht 
einließ; er ließ eine Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung 
nachfolgen, hat aber auch fürſorglich zu wandeln erklärt, weil 
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der ſtändig ſchlechte Stand der Aktien und die Unrentabilität 
der Geſellſchaft ſowie die börſenmäßige Nichtlieferbarkeit der 
geringwertigen Aktien Fehler der Aktien im Sinne des $ 459 
BGB. ſeien. Der Kläger hat den Beklagten auf Lieferung 
der reſtlichen Geſchäftskuverts verklagt mit der Begründung, 
daß es ſich um ein Spekulationsgeſchäft beiderſeits gehandelt 
habe, die ſchlechte Lage der Geſellſchaft auch nicht als eine 
Sacheigenſchaft der Aktien anzuſehen ſei. Der Beklagte hat 
widerklagend auf Grund ſeiner Anfechtung Nichtigerklärung des 
Vertrags vom 14. Mai 1905 und Erſtattung des Werts der 
gelieferten Kuverts begehrt, weil der Kläger die Kuverts nicht 
mehr zurückgeben kann. Fürſorglich begehrte der Beklagte die 
Verurteilung des Klägers zur Einwilligung in die Wandelung 
und zur Zahlung. Das LG. verurteilte unter Abweiſung der 
Widerklage; das OLG. hat durch Teilurteil das erſte Urteil 
dahin abgeändert, daß es die Klage abwies und auf die Wider⸗ 
klage den Kläger zur Einwilligung in die Wandelung ſowie zur 
Zahlung von 571 & nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 22. Mai 1905 
verurteilte; die Entſcheidung über die reſtlichen 342,60 & wurde 
vorbehalten. Das RG. hob auf Reviſion des Klägers auf: 
Der Ber. ſtellt feſt, die Aktien, welche der Beklagte vom 
Kläger bereits als Entgelt für ſeine Papierlieferungen erhalten 
hat und künftig noch zu bekommen hätte, ſeien bereits zur Zeit 
des Tauſchabſchluſſes faſt wertlos geweſen, eine Dividende ſei 
niemals verteilt worden; denn die Geſellſchaft habe ſeit ihrer 
Gründung mit hohen Verluſten gearbeitet, die Aktien ſeien 
weder im freien Verkehr noch an der Börſe gehandelt worden 
infolge des ſchlechten Standes und der Unrentabilität der 
Geſellſchaft; daß die Aktien hiernach nicht kursfähig und an 
der Börſe nicht lieferbar waren, ſei ein Mangel der Aktien im 
Sinne des 5 459 BGB. Daß dem Beklagten irgendwelche 
Zuſicherungen tatſächlicher Art über die Rentabilität der Geſell⸗ 
ſchaft und den dadurch bedingten Wert der Aktien gemacht 
worden ſeien, ſtellt der BerR. nicht feſt; es ſcheidet alſo der 
Abſ. 2 des 8 459 BGB. aus. Die Gewährleiſtungsklage des 
Widerklägers war auch auf argliſtige Täuſchung, worin die 
Behauptung argliſtigen Verſchweigens enthalten war, geſtützt. 
Der Bert. erörtert dieſe Seite der Widerklage nicht; davon, 
daß es ſich etwa um einen Fehler handle, welcher den nach 
dem Tauſchvertrag vorausgeſetzten Gebrauch aufgehoben oder 
gemindert hätte (alſo von der zweiten Alternative des Abſ. 1 
des § 459 BGB.), ſpricht der Ber. gleichfalls nicht. Der 
BerR. hat vielmehr nur die erſte Alternative des Abſ. 1 des 
§ 459 BGB. im Auge. Er ſagt nämlich unter Berufung auf 
Staub (8) $ 381 ©. 1692, zu den gewöhnlich vorausgeſetzten 
Eigenſchaften eines Wertpapiers gehöre deſſen Lieferbarkeit an 
der Börſe und Kursfähigkeit; da infolge der Unrentabilität des 
Aktienunternehmens dieſe Lieferbarkeit und Kursfähigkeit gefehlt 
habe, ſeien die Aktien mit Sachmängeln im Sinne des § 459 
BGB. behaftet und der Beklagte zur Wandelung nach § 462 
BGB. berechtigt. Mangels anderer Ausführungen iſt anzu⸗ 
nehmen, daß der BerR. hier nicht etwa irgendeinen beſonderen 
Begriff der Lieferbarkeit oder Kursfähigkeit aufſtellen, ſondern 
lediglich umſchreiben will, was er früher ſchon feſtgeſtellt hat, 
daß nämlich die Aktien zur Zeit des Vertragsſchluſſes nicht 
einen Wert von 500 Fr. per Stück, ſondern einen weit geringeren 
Wert hatten; der BerR. muß alſo ſo verſtanden werden, wie 
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ihn der Reviſionskläger verſteht, daß er den Kurs eines Wert⸗ 
papiers zu einer Sacheigenſchaft im Sinne der erſten Alternative 
des Abſ. 1 des $ 459 BGB. erklären will. Durch dieſe Auf⸗ 
faſſung ſetzt ſich der Ber R. in Widerſpruch mit dem feſtſtehenden 
Grundſatz, daß wohl die Elemente, aus denen der Wert einer 
Sache ſich zuſammenſetzt, und die nach den Anſchauungen des 
Verkehrs zufolge ihrer Beſchaffenheit und ihrer Dauer ent⸗ 
ſcheidenden Einfluß auf die Bewertung ausüben, zu einer Sach⸗ 
eigenſchaft werden können, nicht aber der Wert oder der Preis 
oder der Kurs einer Sache an ſich (vgl. RG. 59, 242; 61, 86). 
Aus dem bloßen Nichtvorhandenſein des angenommenen oder 
behaupteten Werts einer Sache, hier alſo auf einen bloßen 
Kursverluſt, läßt ſich ſomit ein Gewährleiſtungsanſpruch nicht 


ſtützen. In dieſem Sinne ſpricht ſich ausdrücklich Staub, 


auf den ſich das BU. bezieht, in der 8. Auflage zu § 381 
Anm. 12 a. E. aus; nur wenn beſtimmte, den Kurs be⸗ 
dingende Tatſachen zugeſichert ſind, ſoll der Kurs nach den 
dortigen Ausführungen den Charakter einer verkehrsweſentlichen 
Eigenſchaft erlangen. Daß der BerR. aber keine ſolche tat⸗ 
ſächlichen Zuſicherungen feſtgeſtellt hat, iſt oben bereits hervor⸗ 
gehoben. Schon aus dieſem Grunde ergibt ſich von dem eigenen 
Standpunkt des Ber R. aus, wonach der Kauf von Wertpapieren 
als Sachkauf und nicht als ein Kauf von Forderungen zu 
beurteilen iſt, die Notwendigkeit der Aufhebung. Ob dieſer 
Standpunkt des BerR., welcher das hier vorliegende Rechts⸗ 
verhältnis nach den Regeln des Sachkaufs entſcheiden will, 
richtig iſt, muß das Reviſionsgericht nach Lage der Sache des 
Falles dahingeſtellt laſſen. Der I. ZS. hat ſich in RG. 59, 241 
und unter Bezugnahme auf dieſe Entſcheidung im Urteil vom 
10. März 1906, Rep. I 446/05, zu dem Grundſatz bekannt, 
daß Zuſicherungen über Güte und Wert von Inhaberpapieren 
oder des Unternehmens, auf das ſie ſich beziehen, von dem 
Zuſichernden nicht nach Gewährleiſtungsgrundſätzen zu vertreten 
find, ſondern daß das Fehlen einer derart zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaft, weil die SS 437 ff. BGB. anzuwenden ſeien, als Mängel 
in dem tatſächlichen Beſtande des Rechts erſcheine. Dieſe Rechts⸗ 
anſicht iſt von dem Ber. unter Hinweiſung auf die Aus⸗ 
führungen in Staub (8) § 381 Anm. 1 ff. bekämpft; ſie iſt 
auch von dem diesſeitigen Senat in RG. 63, 61 als nicht 
unbedenklich erklärt. Der erkennende Senat teilt dieſe in 
RG. 63, 61 ausgeſprochene Anſicht auch jetzt noch; er vermag 
ſich jedoch, inſolange nicht die erforderlichen tatſächlichen Unter⸗ 
lagen einwandsfrei feſtſtehen, nicht ſchlüſſig zu machen, ob die 
Rechtsfrage als eine ſtreitige im Sinne des $ 137 GVG. zu 
erachten iſt. Es muß ſomit einer tatſächlichen Klärung dieſe 
Beſchlußfaſſung vorbehalten bleiben. Für die erneute Ver⸗ 
handlung vor dem BG. iſt außerdem darauf aufmerkſam zu 
machen, daß es nicht richtig iſt, wenn der BerR. von einer 
Prüfung der Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung deshalb 
abſehen will, weil die Folgen der Nichtigkeit und der Wandelung 
dieſelben ſeien. Ein nichtiger Vertrag hat die in $ 812 BGB. 
geregelten Folgen. Gegen einen nichtigen Vertrag gibt es keine 
Wandelung. Eine Wandelung iſt nur gegenüber einem gültigen 
Vertrag möglich; und die Folgen der Wandelung regeln ſich 
nach Rücktrittsgrundſätzen; 8 467 BGB. (vgl. RG. 49, 423; 
59, 93). Sodann wird der BerR. zu prüfen haben, ob über 
den Eventualantrag erkannt werden darf, ohne daß auf den 
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Hauptantrag der Widerklage, der Nichtigerklärung begehrt, ein⸗ 
gegangen wird (vgl. IW. 99, 433”), wenn nicht etwa die 
Anträge in einem Alternativverhältniſſe ſtehen, was zu erörtern 
wäre. G. c. v. G., U. v. 29. Juni 09, 639/08 II. — Cöln. 

15. § 823 BGB. Aber die Haftung des Mieters neben 
derjenigen des Eigentümers eines Hauſes, wenn dieſer ſeinen 
Verpflichtungen bezüglich eines ſicheren Verkehrs nicht Genüge 
leiſtet.] 

Die Klägerin iſt, als ſie zum Einkauf von Waren die 
Treppe nach dem Lagerraum der Beklagten heraufgegangen war 
und auf der vor dem Lagerraum befindlichen Galerie, erſchreckt 
durch den von links hervorſpringenden (an eine Kette gelegten) 
Hund nach rechts zurückwich, von der Galerie an einer vom 
Treppenaufgang 70 em entfernten Lücke im Geländer herunter⸗ 
geſtürzt. An dieſer Stelle hatte früher zur Galerie eine 
Wendeltreppe heraufgeführt, die aber bei dem Neubau des rechts 
ſich anſchließenden Seitengebäudes weggenommen worden war, 
ohne daß die hierdurch im Geländer auf der ganzen rechten 
Seite entſtandene Lücke geſchloſſen wurde. Wegen des durch 
dieſen Unfall erlittenen Schadens hat die Klägerin den Be⸗ 
klagten zu 1 als Miteigentümer des Hauſes und die Beklagte 
zu 2 als Mieterin des Lagerraumes nebſt Galerie und als 
Halterin des Hundes geſamtſchuldneriſch in Anſpruch genommen. 
Der Anſpruch der Klägerin wurde der Beklagten zu 2 gegen⸗ 
über für gerechtfertigt erklärt und die Reviſion der letzteren 
zurückgewieſen: Iſt es auch regelmäßig Sache des Eigentümers, 
für die Beſeitigung des Mangels zu ſorgen, ſo kann doch, wenn 
eine Abhilfe durch den Eigentümer nicht ſo bald zu erwarten 
iſt oder der Eigentümer in der Abhilfe ſich läſſig zeigt, auch 
derjenige aus $ 823 BGB. haftbar werden, der, obſchon er 
ohne große Mühe und Aufwendungen in der Lage iſt, die zur 
Abwendung der Gefahr gebotenen vorläufigen Vorkehrungen zu 
treffen, den gefahrdrohenden Zuſtand ruhig weiterbeſtehen läßt 
und die Gefahr durch die Art der Benutzung der Sache ſogar 
noch ſteigert. So aber liegt nach den Feſtſtellungen des Ber. 
hier der Fall. Der beklagten Firma N. & Co., welche den 
Lagerraum nebſt der Galerie gemietet hatte, erwuchſen dadurch 
beſondere Pflichten, daß ſie während des Ladenumbaues im 
Vorderhauſe den Lagerraum zum Einzelverkauf benutzte. Nach 
der Ausſage des Zeugen Z. war vorn am Tore durch Anſchlag 
bekannt gemacht, daß der Einzelverkauf im Lagerraum ſtattfinde. 
Entſprechend der hierdurch herbeigeführten Vermehrung des 
Verkehrs hatte die beklagte Firma mit beſonderer Sorgfalt 
darauf zu achten, daß der Zugang zu dem Lagerraume ein 
gefahrloſer war. Es erſcheint gerechtfertigt, daß der Ber. 
eine die beklagte Firma nach §S 823 BGB. haftbar machende 
Verletzung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt darin findet, 
daß ſie die Fortſetzung des Verkehrs ihrer Kunden an der 
gefährlichen Stelle zugelaſſen hat und jedenfalls kann dieſe 
Auffaſſung nicht als rechtsirrtümlich beanſtandet werden. 
G. c. S., U. v. 1. Juli 09, 600/08 IV. — Cöln. 

16. S 823 BGB. in Verb. mit SS 16, 147 Gewd. 
Vermögensbeſchädigung (Eingriff in die materiellen Grundlagen 
eines eingerichteten Gewerbebetriebe). § 16 GewO. ein den 
Schutz eines anderen bezweckendes Geſetz.] 

Die Beklagte betreibt in der Nähe von M. eine Fabrik 
zur Gewinnung von Ammoniak aus Gaswaſſer. Nur etwa 
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300 m von der Fabrik entfernt betreibt die Klägerin ein am 
Rheinufer gelegenes Waſſerwerk, durch das die Städte M., D. 
und K. mit Waſſer verſorgt werden. Im Jahre 1889 legte 
ſie in einer Entfernung von 50 bis 60 m von ihrem erſten 
Brunnen einen zweiten an. Im Jahre 1901 wurden unter 
der Bevölkerung jener Städte Klagen über ſchlechte Beſchaffenheit 
des Waſſers laut. Dies veranlaßte die Klägerin zu Unter⸗ 
ſuchungen des Waſſers ihrer Brunnen, zu Arbeiten zwecks Feſt⸗ 
ſtellung der Urſache der Waſſerverunreinigung, zur Schließung 
ihres zweiten und zur Anlegung eines neuen Brunnens. Den 
Erſatz der dadurch entſtandenen, auf 39 300 & berechneten 
Koſten nebſt Zinſen beanſprucht ſie von der Beklagten mit der 
gegenwärtigen Klage, indem ſie behauptet: das Waſſer des ge⸗ 
ſchloſſenen Brunnens ſei durch Ammoniak verſeucht und dieſe 
Verſeuchung ſei von der Beklagten durch konzeſſionswidrigen 
Betrieb ihrer Fabrik verſchuldet. Das OLG. hat den Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die 
Reviſion wurde zurückgewieſen: Nicht ohne Grund bezeichnet 
die Reviſion die Anwendung, die das BG. vom § 823 BGB. 
gemacht hat, als rechtsirrtümlich. Der erſte Abſatz dieſes 
Paragraphen trifft nur Vermögensbeſchädigungen, die eine Folge 
der Verletzung der darin bezeichneten Rechtsgüter und Rechte 
ſind. Und unter den „ſonſtigen Rechten“ dort ſind nur wirkliche 
ſubjektive Rechte, nicht aber ſogenannte Perſönlichkeits⸗ oder 
Individualrechte, insbeſondere auch nicht die Befugnis unge⸗ 
hinderter Verwertung der Arbeitskraft und Erwerbsmöglichkeit, 
verſtanden. Als ein ſubjektives Recht iſt freilich in einer Reihe 
von Urteilen des RG. (vgl. RG. 51, 374; 56, 271; 58, 29; 
64, 156/7; 65, 212/3; ferner IV 393/01 vom 6. März 1902) 
ein bereits eingerichteter und ausgeübter Gewerbebetrieb wenigſtens 
inſoweit anerkannt, als er durch poſitive Geſetzesvorſchrift, 
namentlich das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs, beſonders geſchützt iſt. Allein als widerrechtliche 
Verletzungen eines ſolchen Gewerbebetriebs ſind dann immer 
nur Störungen und Eingriffe angeſehen, die ſich unmittelbar 
gegen den Gewerbebetrieb, alſo gegen die Betätigung des Erwerbs⸗ 
willens im Rahmen des eingerichteten Gewerbebetriebs, richten 
(vgl. namentlich RG. 58, 30; 64, 156). Eingriffe in die 
materiellen, insbeſondere körperlichen Grundlagen eines einge⸗ 
richteten Gewerbebetriebes dagegen können, wie der Reviſion 
zuzugeben iſt, nur dann als unerlaubte Handlungen gemäß dem 
erſten Abſatze des § 823 in Betracht kommen, wenn durch fie 
ein an dieſen materiellen Grundlagen ſelbſt beſtehendes ſubjektives 
Recht widerrechtlich verletzt iſt. Mit der vom BG. feſtgeſtellten 
Verunreinigung des Brunnens oder des Grundwaſſers im Grund⸗ 
ſtücke der Klägerin aber iſt — wenigſtens unmittelbar — nur 
in eine materielle Grundlage ihres Gewerbebetriebes eingegriffen, 
und wenn hierdurch kein ihr an dieſer Grundlage (Brunnen 
oder Waſſer) zuſtehendes ſubjektives Recht widerrechtlich verletzt 
iſt, ſo kann darin die widerrechtliche Verletzung eines ſubjektiven 
Rechts nicht um deswillen gefunden werden, weil damit mittelbar 
ihr Gewerbebetrieb beeinträchtigt if. Dies hat das BG. ver: 
kannt und ſo den erſten Abſatz des § 823 durch unrichtige An⸗ 
wendung verletzt. Indes trotz dieſer Geſetzverletzung war die 
Reviſion nach §S 563 ZPO. zurückzuweiſen, weil ſich die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung auf der Grundlage des feſtgeſtellten 
Sachverhalts (vgl. S 561 ZPO.) aus folgenden Gründen als 
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richtig darſtellte. Ohne erkennbaren Rechtsirrtum führt das 
BG. an der Hand insbeſondere des Bt ſchen Gutachtens die 
Verunreinigung des Grund» und Brunnenwaſſers, die dadurch 
notwendig gewordene Schließung des einen Brunnens der 
Klägerin und den dieſer im Zuſammenhang hiermit entſtandenen 
Schaden auf die Zuführung von Ammoniak und anderen ſchäd⸗ 
lichen Stoffen aus dem Fabrikbetriebe der Beklagten und dieſe 
wiederum auf Ordnungswidrigkeiten beim Fabrikbetriebe zurück. 
(Wird näher dargelegt.) Indem die Beklagte ſolchergeſtalt 
weſentliche Bedingungen, unter welchen die Genehmigung zu 
ihrer Fabrikanlage erteilt war, nicht innehielt, aber verſtieß ſie 
gegen die Ziff. 2 des $ 147 GewO., und dieſes Geſetz iſt ebenſo, 
wie der darin angegangene § 16, ein den Schutz eines anderen 
bezweckendes Geſetz im Sinne des zweiten Abſatzes des §S 823 BGB. 
L. c. Rh. Waſſerwerkgeſellſchaft, U. v. 13. Juli 09, 508/08 V. 
— Cöln. 

17. 5 839 BGB. Verletzung der Amtöpflicht eines Be⸗ 
amten durch die ihm nicht zuſtehende Unterſchriftsbeglaubigung.] 

Der III. ZS. des RG. hat kürzlich in feinem Urteil vom 
4. Mai 1909 III 284/08“) zum Teil in Abweichung von dem 
in RG. 60, 321 veröffentlichten Darlegungen in einem dem 
jetzt vorliegenden weſentlich gleichliegenden Falle ausgeführt: 
Zu den Pflichten der öffentlichen Beamten gehöre es auch, ſich 
der Vornahme ſolcher Handlungen zu enthalten, die ausſchließlich 
Beamten anderer Art vorbehalten ſeien, das ſei eine Amts⸗ 
pflicht, die ihnen nicht bloß gegenüber dem Gemeinweſen, 
ſondern auch jedem gegenüber obliege, der von den Folgen der 
Amtsüberſchreitung betroffen werden könne. Nun werde aller⸗ 
dings darin, daß die Beglaubigung von Privaturkunden geſetzlich 
beſtimmten Kategorien von Beamten zugewieſen ſei, noch nicht 
ohne weiteres für alle übrigen Behörden und Beamten das 
Verbot, ihrerſeits ſolche Beglaubigungen vorzunehmen, zu be⸗ 
finden ſein, dieſe ſeien alſo, ebenſo wie Privatperſonen, nicht 
behindert, durch eine ſchriftliche Erklärung die Echtheit einer 
Unterſchrift zu beglaubigen, es möge auch der Beamte, der das 
tue, dabei zur Kennzeichnung ſeiner Perſon ſeinen Amtstitel 
beifügen dürfen. Unſtatthaft aber ſei es, wenn eine ſolche Er⸗ 
klärung, die eben in Wahrheit nur ein Privatzeugnis enthalte, 
in einer Form abgegeben werde, welche den Anſchein einer 
öffentlichen Urkunde, einer amtlichen Beurkundung erwecke; denn 
dies ſei geeignet, das Publikum, namentlich die Beteiligten, irre 
zu führen, ſie zu veranlaſſen, der Erklärung ein Vertrauen wie 
einer öffentlichen Urkunde entgegen zu bringen, auf daß ſie 
keinen Anſpruch habe, und ſo die Sicherheit des Verkehrs 
ernſtlich zu gefährden. Wenn tatfächlich vielfach hierzu nicht 
zuſtändige Beamte um Beglaubigungen angegangen, und dieſe, 
wenn ſie erfolgten, im Verkehr nicht beanſtandet würden, ſo 
beruhe das zumeiſt auf Unkenntnis der Zuſtändigkeitsverhältniſſe 
und könne jedenfalls die Anwendung der Form einer amtlichen 
Beurkundung in Fällen, wo der Beamte zu dieſer nicht berufen 
ſei, nicht rechtfertigen. Der jetzt erkennende Senat trägt kein 
Bedenken, ſich dieſer Auffaſſung anzuſchließen, und ſie führt zu 
dem Ergebnis, daß das Verhalten des Beklagten der Beſtimmung 
des § 839 BGB. zu unterſtellen iſt. Nach den Feſtſtellungen 
des BU. über das in Bayern geltende Landesrecht ſind die 
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Bürgermeiſter dort mit der Ausübung öffentlicher Gewalt be: 
traut, alſo dem Publikum gegenüber mit öffentlicher Autorität 
bekleidet, ſie führen, wie unbeſtritten iſt, Amtsſiegel, die zur 
Ausſtellung amtlicher Erlaſſe und Beurkundungen dienen. Bei 
den hier in Frage ſtehenden Beglaubigungszeugniſſen hat der 
Beklagte eine Form angewendet, die durchaus geeignet war, 
in Perſonen, die mit den Zuſtändigkeitsverhältniſſen nicht genau 
vertraut waren, den Glauben hervorzurufen, daß dieſe Zeug⸗ 
niſſe amtliche Beurkundungen des Bürgermeiſters von H. 
ſeien. Übrigens nimmt das BG. wohl an, daß der Beklagte 
ſelbſt die Zeugniſſe in ſeiner Eigenſchaft als Beamter habe 
ausſtellen wollen und deshalb ſeiner Unterſchrift das Gemeinde⸗ 
ſiegel beigedrückt habe. Da er aber nach dem maßgebenden 
Ausſpruch des OLG. zur amtlichen Beglaubigung von Privat⸗ 
urkunden weder verpflichtet noch auch nur berechtigt war, ſo 
liegt darin, daß er ſie gleichwohl vorgenommen hat, ein ob⸗ 
jektiver Verſtoß gegen eine Amtspflicht in dem oben dargelegten 
Sinne, die ihm auch gegenüber der Klägerin oblag. Zur Be⸗ 
gründung ſeiner Haftung hieraus iſt indes erforderlich, daß ihm 
dieſer Verſtoß zum Verſchulden anzurechnen iſt. Inſoweit darf 
das BU. dahin verſtanden werden, daß nach der Annahme der 
Vorinſtanz ihm ein ſolches Verſchulden nicht ſchon um deswillen 
beizumeſſen ſei, weil er ſich über die ihm vermöge ſeines Amtes 
obliegenden Aufgaben und über ſeine Befugniſſe im Irrtum 
befunden habe. Mag nun dem auch beizuſtimmen ſein, ſo 
genügt das doch nicht zur Entlaſtung des Beklagten. Denn 
jedenfalls hat, wie auch der III. ZS. in dem oben bezeichneten 
Urteile angenommen hat, ein Beamter, der in Überſchreitung 
ſeiner Amtsbefugniſſe, aber doch in ſeiner Eigenſchaft als 
Beamter handelt, dabei die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
zu betätigen, und er muß in Fällen der vorſtehend erwähnten 
Art für die Folgen der Vernachläſſigung dieſer Sorgfalt nach 
8 839 BGB. einſtehen. A. c. B., U. v. 1. Juli 09, 301/08 VI. 
— Augsburg. 

18. 58 842, 843, 287 BGB. Bemeſſung der Rente. 
Verſtellung der Höhe derſelben in das richterliche Ermeſſen. 
Verpflichtung des Beſchädigten zum Wechſel des Berufes? 
Verpflegung des Beſchädigten durch den Landarmenverband.] 

1. Der Schaden, für den die Klägerin Erſatz durch Ge⸗ 
währung einer Rente fordert, ſoll, wie auch in der Klagſchrift 
ausdrücklich hervorgehoben worden iſt, in dem Vermögensnachteil 
beſtehen, der ihr infolge ihrer Erblindung bezüglich ihres Er⸗ 
werbes und durch Vermehrung ihrer Bedürfniſſe erwachſen iſt 
und in Zukunft erwachſen wird. § 842 und § 843 Abſ. 1 BGB. 
Für die Bemeſſung der Rente kommt es alſo darauf an, wieviel 
die Klägerin, wenn ſie den Unfall nicht erlitten hätte, in der 
für die Rente in Betracht kommenden Zeit durch Ausnutzung 
ihrer Arbeitskraft erworben haben würde, und um wieviel das, 
was ſie in dem Zuſtande, in dem ſie ſich infolge des Unfalls 
befindet, etwa noch zu erwerben vermag, hinter dem, was ſie 
ohne den Unfall erworben hätte, zurückbleibt; außerdem kommt 
der Aufwand in Frage, der durch die wegen ihrer Erblindung 
nötige Wartung und Pflege bedingt iſt. In eine Prüfung der 
Frage, wie hoch der Schaden der Klägerin bei einer Berechnung 
dieſer Art zu veranſchlagen ſei, iſt die Vorinſtanz gar nicht ein⸗ 
getreten, ſie hat vielmehr den Amtsvorſteher für den Ort B. 
um eine ſchriftliche Auslaſſung darüber erſucht, „wie hoch der 
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jährliche Aufwand zu veranſchlagen ſei, den die Unterhaltung 
der Klägerin im Hauſe ihrer Eltern angemeſſenerweiſe unter 
den jetzigen Umſtänden erfordere“. Dieſe Frage iſt dahin be⸗ 
antwortet worden, daß der Amtsvorſteher dieſen Aufwand auf 
450 bis höchſtens 500 & für das Jahr veranſchlage. Dieſe 
Auslaſſung hat das BG. zur Unterlage für die Bemeſſung der 
Rente bis zum erfüllten 65. Lebensjahre der Klägerin gemacht. 
Damit hat es gegen das materielle Recht verſtoßen, indem es 
die Verhältniſſe, auf die es bei Schadenerſatz wegen Körper⸗ 
verletzungen nach dem Geſetz, insbeſondere nach $ 842 ent⸗ 
ſcheidend ankommt, unberückſichtigt gelaſſen und als maßgebend 
Umſtände angeſehen hat, die an ſich für ſolchen Schadenerſatz 
rechtlich ohne Bedeutung find. Von dem Rerviſionsbeklagten iſt 
geltend gemacht worden, es handele ſich um eine freie Schätzung 
des entſtandenen Schadens nach 8 287 3PO., die Klägerin 
habe ausdrücklich die Beſtimmung der Rente in das richterliche 
Ermeſſen geſtellt und es an allen tatſächlichen Angaben fehlen 
laſſen, die für eine Schätzung des Schadens nach SS 842, 843 
BGB. hätten als Unterlage dienen können. Das iſt zwar alles 
tatſächlich richtig, aber nicht geeignet, die Aufrechterhaltung der 
angefochtenen Entſcheidung zu rechtfertigen. Wenn die Feſtſetzung 
der geforderten Entſchädigung von einer Partei dem richterlichen 
Ermeſſen unterſtellt wird, ſo geht ſie dabei doch ſelbſtverſtändlich 
von der Annahme aus, daß das Gericht bei Ausübung ſeines 
Ermeſſens die nach dem Geſetz für die Leiſtung des Schaden⸗ 
erſatzes maßgebenden materiellrechtlichen Vorſchriften zum Aus⸗ 
gangspunkt und zur Richtſchnur nehmen werde, und wenn das 
nicht geſchehen iſt, muß auch eine unter 5 287 ZPO. fallende 
Entſcheidung der Aufhebung unterliegen. Dem Mangel endlich, 
der den tatſächlichen Angaben der Klägerin anhaftete, war durch 
Ausübung des Fragerechts abzuhelfen. 2. In dem BU. iſt 
ausgeſprochen, an ſich könne der Klägerin gegenüber ihrer aus 
dem Rechte der Perſönlichkeit folgenden Befugnis freier Berufs⸗ 
wahl nicht angeſonnen werden, wegen der erlittenen Körper⸗ 
verletzung einen andern als ihren bisherigen Beruf zu ergreifen 
und ſich dadurch einen Erwerb zu verſchaffen. Das iſt in dieſer 
Allgemeinheit nicht richtig. In der Rechtſprechung, insbeſondere 
auch in der des RG., iſt ſchon oft ausgeſprochen worden, daß 
derjenige, welcher durch ein von einem andern zu vertretendes 
Ereignis ſo verletzt worden iſt, daß er ſeinem bisherigen Berufe 
nicht mehr nachgehen kann, nicht ſchlechthin ablehnen könne, ſich 
auf eine andere ſeinen Lebensverhältniſſen entſprechende Weiſe 
einen Erwerb zu verſchaffen, auch dann nicht, wenn er, um dies 
tun zu können, genötigt iſt, ſich noch ihm bisher fehlende Fertig⸗ 
keiten und Kenntniſſe anzueignen. Es könnte daher immer noch 
in Frage kommen, ob nicht der Klägerin, die früher als Magd 
in ländlichem Geſindedienſt tätig war, zuzumuten ſei, ſich durch 
andere, auch für Blinde mögliche Handarbeit einigen Erwerb 
zu verſchaffen, wobei freilich der zu deren Erlernung nötige 
Aufwand als eine durch den Unfall verurſachte Vermehrung 
ihrer Bedürfniſſe von dem Beklagten getragen, nach Befinden 
vorgeſchoſſen werden müßte. Selbſtverſtändlich kann die Frage, 
was inſoweit der Klägerin zugemutet werden dürfe, nur unter 
eingehender Würdigung aller Umſtände des gegebenen Falls 
beurteilt werden. Wäre jene Frage zu bejahen, und würde die 
Klägerin grundlos die Erlangung und Ausnutzung ſolcher 
Erwerbsmöglichkeit verweigern, ſo würde das bei der Feſtſetzung 
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der ihr zuzuſprechenden Rente in Betracht zu ziehen fein; aller: 
dings nicht aus §S 254 BGB., wohl aber aus der Erwägung, 
daß ſie dann eben nicht vollſtändig erwerbsunfähig wäre und 
bezüglich des Erwerbsverluſts, den ſie durch ihre unberechtigte 
Weigerung erleiden würde, im Rechtsſinne der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Unfalle vom 19. Juli 1904 nicht vor⸗ 
handen ſein würde. 3. Was endlich die Zeit vom 21. Juli 1905 
bis 7. Juni 1907 anlangt, ſo kann auch die inſoweit getroffene 
Entſcheidung der Vorinſtanz nicht aufrechterhalten werden. Von 
dem Beklagten iſt mit Rückſicht darauf, daß die Klägerin in 
dieſer Periode auf Koſten des Landarmenverbands für die 
Provinz S. in der Blindenanſtalt zu B. verpflegt worden iſt, 
beantragt worden, anzuordnen, daß die auf dieſe Zeit entfallende 
Rente von ihm zu hinterlegen oder an die Klägerin und den 
Landarmenverband zu zahlen ſei. Das BG. hat dahin erkannt, 
der Beklagte habe der Klägerin dasjenige zu erſtatten, was 
der Landarmenverband zum Erſatz des von ihm beſtrittenen 
Verpflegungsaufwands verlange, höchſtens aber für die Zeit 
bis zum 31. März 1906 200 &, und für die ſpätere Zeit bis 
7. Juni 1907 350 &. Dieſe Summen entſprechen den Sätzen, 
die nach den von der Vorinſtanz angeſtellten Ermittlungen bei 
der Berechnung der von dem Landarmenverband der Blinden⸗ 
anſtalt zu gewährenden Vergütung zur Anwendung zu kommen 
hatten. Nach dieſer Entſcheidung ſoll der Beklagte für die in 
Rede ſtehende Zeit der Klägerin eine Entſchädigung überhaupt 
nur dann gewähren, wenn der Landarmenverband von ihr Erfah 
deſſen verlangt, was er für ihre Verpflegung hat ausgeben 
müſſen, und der Betrag des bei Eintritt dieſer Vorausſetzung 
von dem Beklagten zu leiſtenden Schadenerſatzes ſoll ſich auf 
das beſchränken, was die Klägerin dem Landarmenverband zu 
vergüten hat. Damit iſt der Sache nach der von der Klägerin 
erhobene Anſpruch, der auch für die Zeit ihres Aufenthalts in 
der Blindenanſtalt nach Maßgabe von 88 842, 843 BGB. 
geltend gemacht worden iſt, im weſentlichen abgewieſen. Eine 
Darlegung der Gründe, aus denen die Vorinſtanz dieſen An⸗ 
ſpruch ganz oder zum Teil nicht für berechtigt angeſehen hat, 
enthält das Bu. nicht, in den Urteilsgründen iſt vielmehr nur 
ausgeführt, daß der Landarmenverband wegen ſeines Aufwands 
nicht nur gegen den Beklagten unmittelbar, ſondern auch gegen 
die Klägerin oder gegen ihren Vater Rückgriff nehmen könne, 
daraus rechtfertige ſich die Verurteilung des Beklagten zum 
Erſatz des aus der Erſtattung möglicherweiſe entſtehenden 
Nachteils. Dieſe Erwägungen haben mit der Frage, ob die 
Klägerin für die Dauer ihres Aufenthalts Schadenerſatz nach 
Maßgabe von $S 842, 843 verlangen könne, und bezüglich 
warum dies zu verneinen ſei, überhaupt nichts zu tun. Gemäß 
dem, was im Eingange der vorſtehenden Entſcheidungsgründe 
über die der Entſcheidung der Vorinſtanz zugrunde liegende 
Auffaſſung bemerkt worden iſt, muß angenommen werden, daß 
auch hier die Entſcheidung auf dem Rechtsirrtum beruht, es 
komme für die Bemeſſung des von dem Beklagten zu leiſtenden 
Schadenerſatzes darauf an, wie hoch ſich der tatſächliche Aufwand 
für die Unterhaltung und Verpflegung der Klägerin belaufen 
hat, und der Beklagte habe deshalb keinesfalls mehr, als dazu 
aufgewendet worden, zu bezahlen. Zugleich iſt aber anſcheinend 
das BG. von der Meinung ausgegangen, auch in dieſem Um⸗ 
fange könne die Klägerin an ſich keinen Schadenerſatz verlangen, 
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weil dieſer Aufwand von dem Landarmenverband getragen 
worden ſei. Auch das iſt unzweifelhaft rechtsirrig. § 843 
Abſ. 4 BGB. K. c. P., U. v. 28. Juni 09, 329/08 VI. — 
Naumburg. 

19. § 1166 BGB. Schadenserſatzpflicht des Rechtsanwalts 
wegen unterlaſſener Benachrichtigung des perſönlichen Schuldners 
von der bevorſtehenden Zwangsverſteigerung.] 

Nachdem Kläger bei der Zwangsverſteigerung des ihm 
hypothekariſch verhafteten Grundſtücks mit einem Betrage von 
3465,94 K ausgefallen war, nahm er wegen dieſes Betrages 
ſeinen perſönlichen Schuldner, einen Kaufmann G., in Anſpruch, 
wurde aber mit dieſer Klage abgewieſen, weil G. nicht gemäß 
8 1166 BGB. von dem Zwangsverſteigerungsverfahren in 
Kenntnis geſetzt war. Sei dies geſchehen, ſo würde, wie das 
Gericht für erwieſen annimmt, G. bereit und in der Lage ge⸗ 
weſen ſein, das erheblich wertvollere Grundſtück ſelbſt oder 
durch andere zu einem Preiſe zu erſtehen, der die Hypothek des 
Klägers voll gedeckt habe, ſo daß ein Anſpruch gegen G. gar 
nicht in Frage gekommen wäre. Wegen des durch dieſe Nicht⸗ 
benachrichtigung des G. ihm entſtandenen Schadens nimmt nun 
Kläger jetzt den Beklagten, ſeinen Anwalt, den er mit der Ein⸗ 
leitung und Durchführung der Zwangsverſteigerung beauftragt 
hatte, in Anſpruch, weil auf ſeine Fahrläſſigkeit der Schaden 
zurückzuführen ſei. Der Beklagte beſtreitet, daß ihn eine Fahr⸗ 
läſſigkeit treffe; ihm habe die Benachrichtigung des G. gar nicht 
obgelegen, da ihm nur der Auftrag erteilt ſei, wegen der Zins⸗ 
rückſtände gegen G. und den Grundſtückseigentümer vorzugehen, 
beiden auch das Kapital zu kündigen und dann nach fruchtloſer 
Mobiliarzwangsvollſtreckung die Zwangsverſteigerung zu be⸗ 
treiben. Jedenfalls ſei aber dem Kläger dadurch, daß er ſeine 
Anſprüche gegen G. nicht mehr verfolgen könne, ein Schaden 
nicht entſtanden, weil dieſer ohne Vermögen geweſen und noch 
jetzt völlig vermögenslos ſei. Beide Vorinſtanzen haben der 
Klage ſtattgegeben. Sie nehmen an, daß es zu den Pflichten 
eines ſorgfältigen Anwalts gehört habe, ſchon nach dem, was 
Beklagter ſelbſt über ſeine Vertragsbeziehungen zu dem Kläger 
zugibt, die Benachrichtigung von der Zwangsverſteigerung dem 
G. zugehen zu laſſen. Durch dieſe Nichtbenachrichtigung ſei 
aber dem Kläger, ſelbſt wenn G. mittellos ſein ſollte, ein 
Schaden entſtanden, weil, wie ſchon im Vorprozeß und auch 
jetzt wieder für erwieſen angenommen werden müſſe, daß G. 
anderenfalls mit Mitteln ſeiner Frau das Grundſtück erworben 
bzw. ſo hoch mitgeſteigert haben würde, daß ein Ausfall der 
klägeriſchen Forderung überhaupt vermieden und damit für 
Kläger ein Schaden überhaupt nicht entſtanden ſein würde. 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Hinſichtlich 
der beſtrittenen Fahrläſſigkeit des Beklagten liegt auf der Hand, 
daß ein Anwalt, der, wie das hier nach der Sachlage feſtſteht, 
weiß, daß neben dem Hypothekenſchuldner ein perſönlicher 
Schuldner haftet und eventuell gleichfalls in Anſpruch genommen 
werden ſoll, dann, wenn er zunächſt gegen den Hypotheken⸗ 
ſchuldner mit der Zwangsverſteigerung vorgeht, ſich fo verhalten 
muß, daß nicht die Rechte gegen den perſönlichen Schuldner 
verloren gehen, was durch die Beachtung des § 1166 BGB. 
ohne weiteres erreicht wäre. Anlangend die Rüge, daß ein 
Schaden des Klägers angenommen ſei, ohne die Zahlungs: 
fähigkeit des G. feſtzuſtellen, überſieht die Reviſion, daß der 
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Schaden nicht darin gefunden ift, daß die Klage gegen G. ver- 
loren gegangen iſt, ſondern daß das BG. feſtſtellt, daß, wenn 
die Benachrichtigung des G. erfolgt wäre, das Grundſtück mit 
Geldern der Ehefrau des G. ſo hoch erſteigert worden wäre 
bzw. dieſer ſo hoch mitgeboten haben würde, daß die Hypothek 
des Klägers voll gedeckt, ein Ausfall alſo gar nicht entſtanden 
ſein würde. Dann hätte Kläger überhaupt keinen Schaden 
erlitten und dann war auch die Zahlungsfähigkeit des G. gleich⸗ 
gültig. B. c. H., U. v. 25. Juni 09, 433/08 III. — Naumburg. 

20. SS 1374, 1377, 1391 BGB. Verpflichtung des 
Ehemannes hinſichtlich mündelſicherer Anlegung des eingebrachten 
Gutes der Ehefrau.] 

Die Parteien ſind miteinander verheiratet, leben aber von⸗ 
einander getrennt. Die Klägerin behauptet, von ihrem ein⸗ 
gebrachten Vermögen habe der Beklagte noch 8694 , hinter 
ſich. Sie beantragt, den Beklagten zu verurteilen, dieſen Betrag 
auf ihren Namen mündelſicher anzulegen oder ihr durch Hinter⸗ 
legung Sicherheit zu leiſten. Das RG. hat die Klagabweiſung 
der Vorinſtanzen beſtätigt: Die Klage iſt zunächſt auf 8 1377 
Abſ. 2 BGB. geſtützt. Das Gebot mündelſicherer Anlegung 
bezweckt, das eingebrachte Gut der Frau vor Verluſten möglichſt 
zu bewahren. Die hier ausgeſprochene Verpflichtung des Mannes 
ſtellt eine Verſchärfung der allgemeinen Verpflichtung des 
Mannes zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten 
Gutes der Frau ($ 1374 Satz 1) dar. Durch die Vorſchrift 
des 8 1377 Abſ. 2 ſollen Streitigkeiten unter den Ehegatten 
darüber, wann eine Geldanlage als ordnungsmäßig anzuſehen 
iſt, abgeſchnitten werden, Mot. 4, 282. Wenn aber beide Ehe⸗ 
leute über eine beſtimmte Geldanlage einig ſind, ſo entfällt die 
Verpflichtung des Mannes aus 8 1377 Abſ. 2. Im vor: 
liegenden Falle iſt das eingebrachte Gut der Klägerin unſtreitig 
mit ihrem Wiſſen und Willen in dem Geſchäfte des Beklagten 
angelegt worden. Dabei muß es zunächſt bewenden. Die 
Klägerin hat durch ihr Einverſtändnis mit dieſer Geldanlage 
zu erkennen gegeben, daß es ihr auf Befolgung der Vorſchrift 
des § 1377 Abſ. 2 nicht ankomme. Mithin kann dem Beklagten 
aus der Nichtbeachtung der Vorſchrift des $ 1377 Abſ. 2 allein 
ein Vorwurf nicht gemacht werden und die Klägerin iſt nicht 
berechtigt, mit dem einfachen Hinweiſe auf jene Vorſchrift mwill- 
kürlich die nachträgliche mündelſichere Anlegung ihres Geldes 
zu verlangen. Vgl. auch RG. 65, 367. Die Reviſion meint 
zwar, das Einverſtändnis der Ehefrau zur Anlegung des Geldes 
im Geſchäfte des Mannes ſei bedingt geweſen durch die Be— 
teiligung der Ehefrau an der Geſchäftsführung und die Fort⸗ 
ſetzung der Ehegemeinſchaft. Allein das BG. hat eine ſolche 
Bedingtheit durchaus verneint. Die Reviſionsrügen, es ſei ein 
erheblicher Beweisantritt überſehen und die Fragepflicht verletzt 
worden, erſcheinen nicht begründet. Die Klägerin mag zu dem 
Entſchluſſe, ihr eingebrachtes Geld in das Geſchäft des Be— 
klagten hinzugeben, unter Berückſichtigung der Umſtände, daß 
ſie in dem Geſchäfte des Beklagten Mitarbeit leiſte und mit 
ihm in Ehegemeinſchaft lebe, gelangt ſein. Damit iſt aber noch 
keineswegs die Bedingtheit der Geldhingabe dargetan. Beſtimmte 
darauf gerichtete Abreden hat die Klägerin nicht einmal be⸗ 
hauptet. Aus der allgemeinen Sachlage folgt die Bedingtheit 
nicht. Die Klage auf mündelſichere Anlegung der 8694 # 
oder Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung iſt ferner auf die 
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Vorſchrift des $ 1391 BGB. geſtützt. Der Abſ. 1 des 8 1391 
erteilt der Frau das Recht auf Sicherheitsleiſtung, wenn das 
Verhalten des Mannes die Beſorgnis begründet, daß die 
Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut erheblich ge⸗ 
fährdenden Weiſe verletzt werden. Ein ſo gekennzeichnetes Ver⸗ 
halten liegt, wie bereits das LG. dargelegt hat, auf ſeiten des 
Beklagten nicht vor. In dieſer Richtung ſind Reviſionsangriffe 
nicht gemacht worden. Solche Angriffe wären auch unberechtigt. 
Insbeſondere kann in dem Umſtande, daß die Geſchäftsbücher 
nicht ordentlich geführt worden ſind, Bilanzen fehlen und eine 
angeblich vorhandene Bilanz für 1907 nicht vorgelegt worden 
iſt, ein die Klägerin gefährdendes Verhalten des Beklagten nicht 
ohne weiteres erblickt werden. Nach Abſ. 2 des § 1391 tft der 
Anſpruch auf Sicherſtellung gegeben, wenn die der Frau aus 
der Verwaltung und Nutznießung des Mannes zuſtehenden An⸗ 
ſprüche auf Erſatz des Wertes verbrauchbarer Sachen erheblich 
gefährdet ſind. Bei Anwendung dieſer Vorſchrift kommt es auf 
ein urſächliches Verhalten des Mannes nicht an, RG. 60, 182. 
Das Sicherheitsverlangen iſt vielmehr ſchon dann gerechtfertigt, 
wenn die Erſatzanſprüche der Frau aus irgendeinem Grunde, 
3. B. weil der Mann in Vermögensverfall geraten iſt, gefährdet 
ſind. Es fragt ſich zunächſt, ob der Klägerin ein Anſpruch auf 
Erſatz des Wertes verbrauchbarer Sachen gegen den Beklagten 
überhaupt zuſteht. Dieſe Frage iſt zu bejahen, denn die Klägerin 
hat nach § 1421 einen Anſpruch auf Herausgabe ihres ein⸗ 
gebrachten Gutes. Allerdings hat die Herausgabe erſt nach 
Beendigung der Verwaltung und Nutznießung zu geſchehen. 
Der Beklagte braucht alſo die von der Frau eingebrachten, von 
ihm in ſeinem Geſchäfte verbrauchten 8694 / erſt bei der Be⸗ 
endigung ſeiner Verwaltung und Nutznießung zu erſetzen. Allein 
der § 1391 Abſ. 2 will ſowohl die gegenwärtigen als auch die 
zukünftigen Erſatzanſprüche der Frau ſichern, Mot. 4, 185; 
Prot. 4, 200. Hiernach kommt es nur noch darauf an, ob 
auch die weitere Vorausſetzung des $ 1391 Abſ. 2, daß nämlich 
der bezeichnete zukünftige Erſatzanſpruch der Klägerin erheblich 
gefährdet iſt, vorliegt. Das Vorhandenſein dieſer Voraus⸗ 
ſetzung hat aber das BG. aus tatſächlichen Erwägungen ver: 
neint. G. c. G., U. v. 5. Juli 09, 589,08 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

21. 5 256 ZPO. Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit 
der Feſtſtellungsklage.! 

Das BG. hat mit Unrecht verneint, daß ſchon gegen— 
wärtig Rechtsbeziehungen der Parteien beſtänden und ſomit 
ein Rechtsverhältnis im Sinne des § 256 ZPO. gegeben 
ſei. Obgleich diejenigen möglichen Rechtsfolgen zurzeit noch 
nicht eingetreten ſind, welche im Falle der Ausführung der 
von dem Kläger geplanten Zuwendung an ſeine Söhne, ſofern 
eine ſolche Zuwendung ihm durch den Vertrag von 1897 unter⸗ 
jagt ſein ſollte, eintreten würden, fo beſteht doch ein Rechts: 
verhältnis im Sinne des $ 256 zwiſchen den Parteien auch 
ſchon gegenwärtig inſofern, als der Kläger nach dieſem Vertrag 
der Beklagten gegenüber bis zum Jahre 1917 verpflichtet iſt, 
innerhalb eines Umkreiſes von 40 km von Gevelsberg ſich der 
Beteiligung an einem Konkurrenzunternehmen oder der Be: 
gründung eines ſolchen zu enthalten, wie ja auch der Beklagte 
auf Grund dieſer Vertragsbeſtimmung durch Brief vom 5. Fe⸗ 
bruar 1907 die Unterlaſſung der von dieſem beabſichtigten 
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Geldzuwendungen an feine eine Brauerei betreibenden Söhne 
gefordert hat (vgl. RG. 40, 98/99). Die Frage, über welche 
der Kläger mittels der Feſtſtellungsklage eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung begehrt hat, bezieht ſich aber gerade auf die erwähnte 
Verpflichtung des Klägers und ſomit auf dieſes Rechtsverhältnis. 
Mit Unrecht legt das BG. hierbei darauf Gewicht, ob hinſichtlich 
des den Gegenſtand des Streits bildenden vertraglichen Kon⸗ 
kurrenzverbots ſchon jetzt diejenigen beſonderen rechtlichen 
Beziehungen gegeben ſind, über deren vertragliche Bedeutung 
der Kläger eine gerichtliche Entſcheidung herbeiführen will, ob 
nämlich der Kläger ſeinen Söhnen bereits Geldzuwendungen 
gemacht hat. Eine ſo enge Auslegung des Worts „Rechts⸗ 
verhältnis“ im Sinne des § 256 iſt mit dem in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. anerkannten Grundſatz unvereinbar, daß 
als ein rechtliches Intereſſe im Sinne des § 256 auch das 
ökonomiſche Intereſſe, zu wiſſen, woran man in Anſehung eines 
gewiſſen Rechtsverhältniſſes iſt, um ſein Verhalten danach 
einzurichten, zu gelten hat (vgl. RG. 35, 393; 40, 98/99; 
JW. 96, 7111; 99, 827 04, 38816; Gruchot 46, 1062; 
48, 1096 ff.); denn gemäß dem hervorgehobenen Geſichtspunkt 
iſt es für die Zuläſſigkeit einer Feſtſtellungsklage nicht erforderlich, 
daß ſchon die geſamten rechtlichen Beziehungen wirklich vor⸗ 
liegen, für welche die gerichtliche Entſcheidung begehrt wird, 
da, wenn dieſe Beziehungen vollſtändig vorliegen, es in der 
Regel nicht weiter in Frage kommen kann, daß der Kläger ſein 
Verhalten nach der von ihm erſt durch die Feſtſtellungsklage zu 
erwirkenden Entſcheidung einrichte. Vielmehr können in dem 
durch eine ſolche Klage eingeleiteten Rechtsſtreit auch mögliche 
künftige rechtliche Beziehungen mit in Betracht gezogen werden. 
In dieſer Hinſicht iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Rechts⸗ 
verhältnis ſelbſt, das allerdings ſchon vorliegen muß, — 
als welches im gegebenen Falle das zwiſchen den Parteien 
beſtehende erwähnte Vertragsverhältnis im allgemeinen an⸗ 
zuſehen iſt, — und den einzelnen ſtreitigen Rechtsbeziehungen, 
die Ausflüſſe dieſes Rechtsverhältniſſes oder dadurch beeinflußt 
ſind, und die zur Zeit der Erhebung der Feſtſtellungsklage noch 
nicht vorzuliegen brauchen. Als ſolche Rechtsbeziehungen ſtellen 
ſich aber im gegebenen Falle die etwaigen vertraglichen An⸗ 
ſprüche der Beklagten gegen den Kläger mit Rückſicht auf von 
dieſem beabſichtigte Zuwendungen an feine Söhne dar — (vgl. 
RG. 10, 370; 40, 99; JW. 04, 38810 und folgende weitere 
Urteile des RG. vom 24. Februar 1906, V 262/05, vom 
11. Oktober 1906, VI 27/06, vom 6. November 1906, 
II 162/06, vom 30. Mai 1907, VI 342/06). Bezüglich des 
weiteren, das rechtliche Intereſſe des Klägers an der 
alsbaldigen Feſtſtellung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes 
betreffenden Erforderniſſes für die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungs⸗ 
klage iſt dem BG. zwar darin beizutreten, daß das Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis des Klägers ſchon bei der Erhebung der Klage vor⸗ 
liegen, alſo in einem Falle der hier in Rede ſtehenden Art die 
Gefährdung der Bewegungsfreiheit des Klägers ſchon wirklich 
beſtehen muß. Doch hat das BG. dieſen an ſich richtigen 
Geſichtspunkt bei ſeinen weiteren Erörterungen in nicht gerecht⸗ 
fertigter Weiſe angewendet, indem es das entſcheidende Gewicht 
nicht auf das für die betreffende Frage doch hauptſächlich in 
Betracht kommende Verhalten der Beklagten, ſondern auf den 
Umſtand legte, daß der Kläger die fraglichen Zuwendungen 
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noch gar nicht gemacht habe und bezüglich derſelben auch noch 
keine ernſtlich gehegten, feſten und im einzelnen beſtimmten 
Pläne zu verwirklichen beabſichtige. Zunächſt kann der Umſtand, 
daß der Kläger die Zuwendungen noch nicht gemacht hat, nach 
obigen Ausführungen über den Zweck der Feſtſtellungsklagen — 
namentlich im Hinblick darauf, daß auch das ökonomiſche Intereſſe, 
zu wiſſen, woran man in Anſehung eines gewiſſen Rechts⸗ 
verhältniſſes iſt, um ſein Verhalten danach einzurichten, als 
ausreichend zu betrachten iſt — nicht als entſcheidend angeſehen 
werden. Aus demſelben Grunde iſt es auch nicht zu billigen, 
daß das BG. bei ſeiner Beurteilung der weiteren Frage, ob 
der Kläger in der von ihm behaupteten Weiſe in ſeiner Be⸗ 
wegungsfreiheit gehemmt ſei, darauf Gewicht gelegt hat, ob 
derſelbe genötigt war, ernſtlich gehegte Pläne fallen zu laſſen 
und ob die Verwirklichung der ſtreitigen Rechte der Beklagten 
von dem Verhalten des Klägers abhing; denn letzterer Umſtand 
begründete gerade die Annahme, daß der Kläger infolge der 
ſtreitigen Vertragsbeſtimmung und des dieſelbe in bezug auf 
das fragliche Vorhaben des Klägers geltend machenden Briefs 
der Beklagten vom 5. Februar 1907 in feiner Bewegungs— 
freiheit gehindert war. Eine ſolche Hinderung des Klägers 
iſt nicht nur unter der Vorausſetzung anzunehmen, daß er ge⸗ 
nötigt geweſen ſein ſollte, die fraglichen Pläne fallen zu laſſen, 
ſondern auch ſchon dann, wenn er infolge der ſtreitigen Vertrags⸗ 
beſtimmung und der ihr von der Beklagten in ihrem Briefe 
vom 5. Februar 1907 gegebenen Auslegung Bedenken tragen 
mußte, dieſe Pläne auszuführen. Es iſt nicht als dem Zweck 
der Beſtimmungen des § 256 ZPO. entſprechend zu erachten, 
die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage davon abhängen zu laſſen, 
daß derjenige, der ſich durch eine von ihm beantragte gerichtliche 
Entſcheidung im voraus Gewißheit über die Rechtmäßigkeit eines 
eventuell von ihm abzuſchließenden Rechtsgeſchäfts verſchaffen 
will, dasſelbe mit demjenigen, dem gegenüber er es abzuſchließen 
beabſichtigt, in allen Teilen vorbereite oder gar ſchon im voraus 
eine Urkunde hierüber aufſetze. Dies wird in vielen Fällen, in 
denen ein Bedürfnis zu einer Feſtſtellungsklage anzuerkennen 
iſt, nicht ausführbar ſein. Vielmehr muß es in Fällen der 
hier in Rede ſtehenden Art zur Rechtfertigung der Zuläſſigkeit 
der Feſtſtellungsklage genügen, wenn der Kläger vor Gericht 
ſolche Angaben über das von ihm beabſichtigte Rechtsgeſchäft 
macht, welche das Vorhandenſein ſeines Intereſſes an der 
beantragten alsbaldigen gerichtlichen Feſtſtellung des Rechts⸗ 
verhältniſſes erkennen laſſen. Einer vorherigen Verſtändigung 
mit demjenigen, dem gegenüber das Rechtsgeſchäft vorgenommen 
werden ſoll, bedarf es hierzu in der Regel nicht. Hiermit ſteht 
auch die ſeitherige Rechtſprechung des RG. inſofern im Einklang, 
als dieſes in ſeinen ähnliche Fälle betreffenden Entſcheidungen, 
obgleich die Frage der Zuläſſigkeit von Feſtſtellungsklagen von 
Amts wegen zu prüfen iſt, doch davon abgeſehen hat, von dem 
vom BG. für maßgebend erachteten Geſichtspunkten aus die 
damals in Frage ſtehenden Feſtſtellungsklagen für unzuläſſig 
zu erklären (vgl. RG. 35, 392; 40, 97). D. c. G., U. v. 
29. Juni 09, 724/08 II. — Hamm. 

22. 5 268 ZPO. Zum Begriffe der Klageänderung.] 

Das KG. hat den Begriff der Klageänderung verkannt. Aller⸗ 
dings ließ ſich der urſprüngliche Antrag der Klage nur dahin ber: 
ftehen, daß zwei Wechſel gefordert wurden, von denen der eine 
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über 18 500 , der andere über 4000 & lautete. Daß die Be⸗ 
klagte „zwei Wechſel“ mitgenommen habe, iſt im Tatbeſtand 
des erſten Urteils auch ausdrücklich als Behauptung des Klägers 
aufgeführt. Aber die Parteien waren darüber, was gefordert 
wurde, völlig einig. Es ſollten diejenigen Wechſel ſein, die der 
Baumeiſter B. und der Leutnant A. als Entgelt für Heirats⸗ 
vermittelung gegeben hatten. Das Neue, was der Prinzipal⸗ 
antrag des Klägers in der Berufungsinſtanz brachte, beſtand 
nur darin, daß behauptet wurde, B. habe nicht einen Wechſel 
über 4000 &, ſondern fünf Wechſel teils über 1000 teils über 
500 & gegeben; desgleichen habe A. nicht ſowohl einen einzigen 
Wechſel über 18 500 & akzeptiert, als vielmehr zwölf Wechſel 
in verſchiedenen Beträgen von 100 bis 5000 &. Der Tat: 
beſtand des KG. ergibt nichts darüber, ob die Beklagte dieſe 
Behauptungen beſtritten hat. Auch wenn dies zutreffen ſollte, 
bliebe es doch dabei, daß der Kläger, ohne den Klaggrund zu 
ändern, nur die tatſächlichen Anführungen der Klage berichtigt 
und zugleich mit Bezug auf die Zahl der Wechſel und die Höhe 
der Geſamtwechſelſumme den Klageantrag erweitert hat. Danach 
gehört der Fall unter 8 268 Nr. 1 und 2 ZPO. P. c. P., 
U. v. 23. Juni 09, 216/09 I. — Berlin. 

23. 5 268 3PO. in Verb. mit $ 852 Abſ. 2 BGB. 
Klageänderung? (Anſpruch aus unerlaubter Handlung und aus 
ungerechtfertigter Bereicherung.)! 

Eine Klageänderung beſteht nach der ZPO. nicht in einer 
veränderten rechtlichen Qualifizierung des geltend gemachten 
Anſpruchs, ſondern in einer Veränderung des tatſächlichen Vor⸗ 
bringens; die rechtliche Beurteilung des letzteren iſt überhaupt 
nicht ein Erfordernis der Klagebegründung, ſondern Sache des 
über das Beſtehen des Klageanſpruchs entſcheidenden Richters 
(RG. 63, 268; JW. 06, 2528). Nach § 268 30. iſt in 
dieſen Grenzen eine bloße Ergänzung oder Berichtigung der 
tatſächlichen oder rechtlichen Anführungen, eine Erweiterung oder 
Beſchränkung des Klageantrages und eine auf einer nach Ein⸗ 
tritt der Rechtshängigkeit erfolgten Veränderung der tatſächlichen 
Verhältniſſe beruhende Veränderung des Klagegegenſtandes aber 
in jedem Falle geſtattet. Die Erweiterung oder Beſchränkung 
muß nicht quantitativ, ſie kann auch qualitativ ſein (JW. 05, 
72721), und die Beſtimmungen des § 268 find überhaupt nicht 
im engſten Wortſinne und formaliſtiſch auszulegen, ſondern 
unter Berückſichtigung der Tendenz der ZPO., eine unnötige 
Vermehrung der Prozeſſe zu verhüten und in Beachtung des 
öffentlichen Intereſſes an einer alsbaldigen Wiederherſtellung 
des Rechtsfriedens mit einem gewiſſen richterlichen Ermeſſen zu 
behandeln. (WarneyerRechtſpr. 09, Nr. 247.) Wenn nun 8 852 
Abſ. 2 BGB. beſtimmt, daß auch nach Vollendung der Ver⸗ 
jährung des Schadenserſatzanſpruches aus einer unerlaubten 
Handlung der Schädiger und Erſatzverpflichtete nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
zur Herausgabe deſſen verpflichtet ſei, was er durch die 
unerlaubte Handlung auf Koſten des Verletzten erlangt 
habe, ſo ergibt ſich, daß es derſelbe Tatbeſtand der unerlaubten 
Handlung ſein muß, der den Schadenserſatzanſpruch wie den 
Bereicherungsanſpruch begründet, und daß in Beziehung auf 
den Anſpruch aus der unerlaubten Handlung die Richtung der 
Klage auf die Bereicherung lediglich eine Einſchränkung des 
Schadenserſatzanſpruches darſtellt. Die Bereicherung iſt in den 
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Fällen des § 852 Abſ. 2 BGB. nichts von dem Schaden des 
Verletzten Verſchiedenes — denn was der Erſatzpflichtige auf 
Koſten des Verletzten erlangt hat, hat er eben zu deſſen 
Schaden erlangt —; ſie iſt vielmehr derjenige Teil des 
Schadens des Verletzten infolge der unerlaubten Handlung, 
hinſichtlich deſſen der Vermögensverluſt des letzteren zugleich 
mit einem Vermögenszuwachs des Schädigers verbunden war, 
ein Vermögensteil des Beſchädigten dem Vermögen des Erſatz⸗ 
pflichtigen zugeführt worden iſt. Daraus erhellt, daß der Über- 
gang des durch eine unerlaubte Handlung Verletzten vom 
Schadenserſatzanſpruch zum Bereicherungsanſpruch gegen den 
Schädiger nach 8 852 Abſ. 2 BGB. eine unzuläſſige Klage: 
änderung im Sinne des § 268 ZPO. nicht darſtellt, ſondern 
eine etwa nötige Ergänzung des tatſächlichen Vorbringens der 
Klage lediglich als eine Ergänzung der Anführungen ohne 
Anderung des Klagegrundes nach $ 268 Nr. 1, und eine Ber: 
änderung des Klageantrages ebenſo als eine, ſei es quantitative, 
ſei es qualitative, Einſchränkung des urſprünglichen Antrages 
im Sinne des § 268 Nr. 2 anzuſehen iſt. Ebenſowenig iſt die 
Richtung des erhobenen Anſpruchs auf die Bereicherung ein 
neuer Anſpruch im Sinne des $ 529 ZPO. (vgl. RG. 47, 390; 
61, 254; JW. 03, 400 10, WarneyerRechtſpr. 08, Nr. 420). 
K. c. J., U. v. 28. Juni 09, 422/08 VI. — Marienwerder. 

24. 58 355 ff. ZPO. Antrag um Herbeiziehung einer 
amtlichen Auskunft einer Behörde.] 

Der geſtellte Antrag war nicht auf die Herbeiziehung von 
Akten, deren Inhalt dem Gericht vorgetragen werden ſollte, 
gerichtet, es ſollte vielmehr die vom Kläger bezeichnete Ab⸗ 
teilung der Berliner Kriminalpolizei um eine Auslaſſung dar⸗ 
über erſucht werden, zu welcher Meinung ſie bezüglich der 
Frage, wer die gegen den Kläger gerichteten Flugblätter ver⸗ 
faßt und verbreitet habe, auf Grund der hierüber von ihr an⸗ 
geſtellten Ermittlungen, insbeſondere der ihr zugegangenen 
Berichte und Mitteilungen ihrer Beamten und anderer Perſonen 
gelangt ſei. Die Einziehung einer ſolchen Auskunft iſt eine 
Beweiserhebung, welche die jetzt geltende ZPO. überhaupt nicht 
kennt; die Ablehnung eines hierauf gerichteten Beweisantrags 
enthält daher keinen Verſtoß gegen das Prozeßrecht. F. c. B., 
U. v. 8. Juli 09, 366/08 VI. — Berlin. 

25. 5 547 ZPO. Zur Frage nach dem Vorhandenſein 
der Reviſionsſumme bei Klagen auf Aufhebung einer Sperre 
und Vorenthaltung eines Handſcheins. Beſonderes vermögens⸗ 
rechtliches Intereſſe?! 

Für die Frage der Zuläſſigkeit der Reviſion hat ſich die 
Reviſionsklägerin auf den Standpunkt geſtellt, daß der einzig 
noch zur Entſcheidung ſtehende Antrag auf Aufhebung der gegen 
den Kläger verhängten Sperre und Aushändigung des Hand⸗ 
ſcheines als ein nicht vermögensrechtlicher Anſpruch zu betrachten 
und daher nach $ 546 Abſ. 1 ZPO. die Zuläſſigkeit der Reviſion 
nicht durch einen den Betrag von 2500 & überſteigenden Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes bedingt ſei. Dieſe Auffaſſung iſt 
nicht zutreffend. Entſcheidend für die Frage, ob eine Rechts⸗ 
ſtreitigkeit über einen vermögensrechtlichen Anſpruch vorliegt, iſt 
die Natur desjenigen Rechtes, für welches die Klagpartei richter⸗ 
lichen Schutz verlangt; iſt dieſer ein Vermögensrecht, ſo kommt 
es für die Anwendung des § 546 ZP. darauf nicht an, welche 
Zwecke die beklagte Partei bei den Handlungen, in denen der 
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Eingriff in das Vermögensrecht des Klägers gefunden wird, 
verfolgt, und ob ſie dieſe Handlungen zur Wahrnehmung von 
Intereſſen nicht vermögensrechtlicher Natur vorgenommen hat. 
Dieſer Grundſatz iſt vom erkennenden Senat ſchon wiederholt 
ausgeſprochen worden: Urteil vom 5. Juni 1905 VI 458/04 — 
abgedruckt in RG. Bd. 61 Nr. 23 S. 89 f. —; Urteil vom 23. April 
1908 VI 157/08. — Im vorliegenden Falle iſt der Anſpruch 
des Klägers, um den es ſich bei der Reviſion handelt und über 
den die angefochtene Entſcheidung ergangen iſt, zweifellos ein 
vermögensrechtlicher Anſpruch. Der Kläger iſt nach ſeiner Be— 
hauptung durch die von der Beklagten über ihn verhängte 
Maßregelung in ſeinem Erwerb und Fortkommen behindert 
und geſchädigt; er verlangt Beſeitigung und fernerhin Unter⸗ 
laſſung dieſes Eingriffes, der ihn in der Verwertung ſeiner 
Arbeitskraft hindert. Daß er noch aus irgendwelchem anderen 
Grund, der ein nicht vermögensrechtliches Intereſſe darſtellen 
könnte, den Anſpruch auf Aufhebung der Sperre und Aus— 
händigung des Arbeitsnachweisſcheines verfolge, iſt weder be: 
hauptet noch erſichtlich. Es müßte alſo, wenn die von der 
Beklagten eingelegte Reviſion zuläſſig ſein ſollte, glaubhaft ge— 
macht ſein, daß die Beklagte an der Aufrechthaltung der 
Sperre und der Vorenthaltung des Handſcheines ein vermögens— 
rechtliches Intereſſe habe, das auf mehr als 2500 X an⸗ 
zuſchlagen wäre. Ein ſolches Intereſſe ihrerſeits aber vermag 
die Reviſionsklägerin, wie ſie ſelbſt zugibt, nicht zu behaupten. 
V. c. L., U. v. 8. Juli 09, 62/09 VI. — Berlin. 

26. 8 551 Nr. 7 ZPO. Ausreichende Begründung.] 

Das BG. iſt auf Grund eigener Erfahrungen des Gerichts 
zu dem Ergebniſſe gelangt: „Darin, daß man das Backbordruder 
für das richtige gehalten habe, könne keinesfalls eine Fahr: 
läſſigkeit erblickt werden.“ Das iſt eine tatſächliche Feſtſtellung, 
deren knappe Begründung die Grenze des Zuläſſigen erreichen 
mag, in der ſich jedoch ein Rechtsirrtum nicht nachweiſen läßt. 
T. u. B. & Bl. c. T.⸗L., U. v. 12. Juli 09, 383/08 J. — Hamburg. 

27. § 622 ZPO. Berückſichtigung von Tatſachen im 
Eheprozeſſe, welche die Parteien nicht vorgebracht haben.] 

Nach § 622 ZPO. kann das Gericht im Scheidungs— 
prozeſſe zum Zwecke der Aufrechterhaltung der Ehe Tatſachen 
berückſichtigen, die von den Parteien nicht vorgebracht ſind, und 
die Aufnahme von Beweiſen von Amts wegen anordnen. Nach 
der Faſſung des Geſetzes ſteht dieſe Befugnis im freien Er— 
meſſen des Gerichts. Hat das Gericht aus der konkreten Sach⸗ 
lage keinen Grund für die Ausübung dieſer Befugnis ent⸗ 
nommen, ſo entzieht ſich dies der Nachprüfung des Reviſions— 
richters. Ein Reviſionsgrund wäre nur gegeben, wenn das 
Inſtanzgericht ſeiner geſetzlichen Befugnis nach § 622 ſich gar 
nicht bewußt geweſen wäre. H. c. H., U. v. 12. Juli 09, 
60/09 IV. — Cöln. 

Konkursordnung. 

28. SS 1, 157 KO. Anſpruch des Konkursverwalters, 
der die Forderung einer Berufsgenoſſenſchaft auf Entſchädigung 
im Betriebe verunglückter Arbeiter anerkannt hat, gegenüber 
dem Verſicherungsverein, bei welchem der Gemeinſchuldner 
— der Angehörige einer Berufsgenoſſenſchaft — ſeine Arbeiter 
gegen Unfälle verſichert hatte.! 

Der Gemeinſchuldner L. war bei dem beklagten Verein 
gegen Haftpflicht als Arbeitgeber, der einer Berufsgenoſſenſchaft 
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angehört, und als Pferde- und Fuhrwerksbeſitzer verſichert. Am 
7. Mai 1903 war im Betriebe des Gemeinſchuldners ein 
Unfall eingetreten, durch den ein Arbeiter getötet und ein 
anderer verletzt wurde. Der Gemeinſchuldner iſt dieſerhalb 
beſtraft worden. Die ſüdweſtliche Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaft 
hat die Hinterbliebenen des Getöteten und den Verletzten ent⸗ 
ſchädigt bzw. letzteren noch durch Gewährung einer Rente zu 
entſchädigen. Sie hat ihre Rückgriffsforderung zu dem Konkurſe 
des Verſicherten in Höhe von 5995,53 & angemeldet; der 
Anſpruch iſt vom Verwalter anerkannt und feſtgeſtellt. Nun⸗ 
mehr forderte dieſer vom Beklagten die Verſicherungsſumme, 
nämlich 90 Prozent des angemeldeten Betrages. Der Beklagte 
erhob die Einwendung, daß lediglich 90 Prozent der auf die 
Berufsgenoſſenſchaft entfallenden Konkursdividende zur Maſſe 
zu entrichten ſeien. Das LG. hat den Beklagten zur Zahlung 
von 4850 & verurteilt, das OLG. die erhobene Berufung 
zurückgewieſen. Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Es handelt 
ſich um die Frage, ob der Beklagte die ihrem Betrage nach 
feſtſtehende Forderung der an die Stelle des Beſchädigten ge— 
tretenen Berufsgenoſſenſchaft gegen den Gemeinſchuldner in 
voller Höhe oder nur nach Verhältnis des auf die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft im Konkurs entfallenden Prozentſatzes zu erſtatten 
hat. Die Entſcheidung kann nur nach Maßgabe der den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag beherrſchenden allgemeinen Rechtsgrundſätze 
getroffen werden. Nach ihnen gehört der Anſpruch aus der 
Verſicherung zur Konkursmaſſe des Verſicherungsnehmers 
(S 1 KO.). Er unterliegt als ein Beſtandteil des Vermögens 
des Gemeinſchuldners grundſätzlich dem Konkursbeſchlag, wobei 
es dahingeſtellt bleiben kann, inwieweit er vermöge feiner Be 
ſtimmung der Befriedigung des Beſchädigten zu dienen, dem 
Zugriffe der Einzelgläubiger des Verſicherungsnehmers außerhalb 
des Konkurſes zugänglich iſt. Daß er zur Maſſe zu ziehen iſt, 
ergibt ſich ſchon daraus, daß dieſe mit der aus der Haftpflicht 
erwachſenen Schuld belaſtet iſt und ihr daher das zu ihrer 
Tilgung beſtimmte Aktivum zur Verfügung ſtehen muß. Freilich 
iſt der Beſchädigte nur perſönlicher Gläubiger des Gemein⸗ 
ſchuldners, der als ſolcher am Konkurſe teilnimmt und beim 
Mangel einer dem § 157 a. a. O. entſprechenden Vorſchrift 
nur auf die Konkursdividende Anſpruch hat. Aber es fehlt 
andererſeits an einer geſetzlichen Grundlage für das Verlangen 
des Verſicherers, daß auch er nur das zu leiſten habe, was der 
Beſchädigte wegen Unzulänglichkeit des Vermögens ſeines 
Schuldners und der infolgedeſſen eintretenden konkursmäßigen 
Verteilung erhält. Sowenig der Schuldner durch den Konkurs 
an ſich und abgeſehen von einem Zwangsvergleiche (der aber 
immerhin eine unvollkommene Verbindlichkeit zurückläßt) von 
ſeiner Schuld zu dem durch die Verteilung der Maſſe nicht 
gedeckten Betrage befreit wird, ſowenig bewirkt der Konkurs 
eine Befreiung des Regreßſchuldners in Höhe dieſes Betrages. 
Wäre es anders, ſo würde der Regreßſchuldner einen durch 
nichts gerechtfertigten Gewinn aus dem zufälligen und den 
Beſtand des Regreßverhältniſſes nicht berührenden Umſtande 
ziehen, daß ſein Gläubiger nicht mehr in der Lage iſt, ſeine 
Verbindlichkeiten zu erfüllen. Die durch den Eintritt der Haft⸗ 
pflicht begründete Erſatzforderung des Verſicherten bildet in der 
nur durch den Inhalt des Verſicherungsvertrages begrenzten 
Höhe jener Haftpflicht ein Maſſeaktivum, das der Maſſe gut: 
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zubringen und unter die Konkursgläubiger einſchließlich des mit 
einem Vor⸗ oder Abſonderungsrechte nicht ausgeſtatteten Be⸗ 
ſchädigten zu verteilen iſt. Dies iſt bereits in mehrfachen 
Urteilen des RG. für die gleichliegenden Fälle des Konkurſes 
des Schuldners, dem gegenüber ein Schuldübernehmer haftete, 
und des Rückverſicherten, dem der Rückverſicherer regreßpflichtig 
war, ausgeſprochen (RG. 5, 115; 37, 93; 55, 86). Von dieſer 
Rechtſprechung abzugehen, liegt kein Anlaß vor. Der erkennende 
Senat hat in dem Urteile vom 5. Februar 1909 (RG. 70, 257) 
den Standpunkt vertreten, daß der Anſpruch aus der Haftpflicht- 
verſicherung vor Befriedigung des Beſchädigten durch den Ber: 
ſicherungsnehmer nicht ſowohl auf Zahlung der geſchuldeten 
Erſatzſumme, wie auf Befreiung von der Schuld gehe und daß 
daher der Gläubiger des Verſicherungsnehmers, dem die 
Forderung aus der Verſicherung im Wege der Zwangs— 
vollſtreckung zur Einziehung überwieſen worden iſt, nicht die 
Zahlung an ſich ſelbſt fordern könne. Auch dieſe Entſcheidung 
ſteht dem Beklagten nicht zur Seite. In dem Falle, der dem 
VI. ZS. vorlag (RG. 37, 98), hatte der Konkursverwalter auf 
Befreiung des Gemeinſchuldners bzw. der Konkursmaſſe von 
der durch den Beklagten übernommenen Schuld geklagt und es 
war eingewendet, daß der Anſpruch nur in der durch die 
Konkursdividende gegebenen Begrenzung geltend gemacht werden 
könne. Das RG. erachtete den Verwalter für befugt, die Be: 
freiung in vollem Umfange zu fordern, indem es namentlich 
auch die Ausführung des Ber. billigte, daß nur auf dieſe 
Weiſe das Intereſſe der Konkursgläubiger gewahrt werde. Das, 
was der Beklagte erſtrebt, würde er mithin auch nicht erreicht 
haben, wenn nur auf Schuldbefreiung geklagt worden wäre. 
Aber es iſt dem J. ZS. — deſſen Urteil in RG. 55, 86 nicht 
mit dem oben erwähnten, dieſe Frage nicht erörternden Urteile 
des VI. ZS. in Widerſpruch ſteht — darin beizutreten, daß 
der Verwalter nicht lediglich auf Befreiung, ſondern auf Zahlung 
zur Maſſe zu klagen berechtigt iſt, wie denn in dem Urteile des 
erkennenden Senats vom 5. Februar 1909 die Entſcheidung für 
den Fall des Konkurſes des Verſicherungsnehmers vorbehalten 
iſt. Es iſt nicht abzuſehen, wie anders, als durch Zahlung 
zur Maſſe zum Zwecke der Verteilung unter die Konkurs— 
gläubiger, unter denen der Beſchädigte eine bevorzugte Stellung 
nicht einnimmt, der Anſpruch auf Befreiung von der Haftpflicht: 
ſchuld verwirklicht werden ſollte. Der Beſchädigte ſteht in 
keinem Vertragsverhältnis zum Verſicherer; er hat ſeine Be— 
friedigung im Konkurſe zu ſuchen, der Verſicherer hat nichts an 
ihn zu leiſten und würde ſich durch eine Leiſtung an den Dritten 
von ſeiner nur der Maſſe gegenüber beſtehenden Schuld nicht 
befreien können. Den Intereſſen der Konkursgläubiger wird er 
nur durch Zahlung der Entſchädigungsſumme an den Verwalter 
gerecht und ſeine eigenen erleiden, ſoweit ſie als berechtigt an— 
zuerkennen ſind, dadurch keine Einbuße. Darum iſt das 
Zahlungsbegehren des Verwalters begründet. A. D. Verſ.⸗Verein 
c. L.s Konkurs, U. v. 2. Juli 09, 500/08 VII. — Stuttgart. 

Handelsgeſetzbuch. 

29. Stille Geſellſchaft zwiſchen einem Apotheker und einem 
Dritten.] 

Zwiſchen den Parteien kam ein Vertrag zuſtande, worin 
ſie ſich zur Errichtung und zum Betriebe einer Apotheke in 
J. aſſociierten und beſtimmten, daß der Kläger die zum 
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Ankaufe eines Hauſes und zur Errichtung der Apotheke er⸗ 
forderlichen Geldmittel beizutragen, der Beklagte aber die 
Apothekerkonzeſſion zu erwirken und nach Errichtung der Apotheke 
dieſe auf ſeinen Namen zu betreiben und zu verwalten habe, 
der Reingewinn von Apotheke und Haus abzüglich eines für 
die Mühewaltung des Beklagten beſtimmten Vorausbezugs ſollte 
bei jährlicher Abrechnung unter ihnen je zur Hälfte geteilt werden. 
Der Beklagte kaufte ein Haus in J. und erhielt die 
Konzeſſion für die Apotheke, der Vertrag gelangte hierauf zur 
Ausführung. In einem Rechtsſtreit der Parteien ſprach ſich 
das RG. über die Zuläſſigkeit des gedachten Vertrages wie 
folgt aus: Das Apothekerunternehmen iſt ein gewerbliches 
Unternehmen, allerdings unter Staatsaufſicht ſtehend und an 
gewiſſe Vorbedingungen und Beſchränkungen im öffentlichen 
Intereſſe geknüpft. Ob es, wie der Ber R. angenommen hat, 
weſentlich und in der Hauptſache als gewinnbringendes Unter⸗ 
nehmen, oder wie der Reviſionskläger behauptet, weſentlich im 
öffentlichen Intereſſe ausgeübt wird, iſt für die Beantwortung 
der Frage nach der Zuläſſigkeit des Zuziehens eines ſtillen 
Geſellſchafters nicht entſcheidend; denn der Charakter als eines 
gewerblichen, auf Gewinn gerichteten Unternehmens läßt letzteres 
zu und das geſetzliche Erfordernis, daß nur ein approbierter 
und konzeſſionierter Apotheker den betreffenden Betrieb ausüben 
darf, alſo die öffentlich⸗rechtliche Seite des Unternehmens, ſteht 
einem ſolchen Vertragsverhältnis nicht entgegen, das wirtſchaft— 
liche Bedürfnis hierzu iſt nicht zu beſtreiten und die ſtaatliche 
überwachung des Betriebes ſorgt dafür, daß es nicht zur 
Schädigung des Publikums benutzt wird. Das OLG. hat mit 
Recht dieſe Geſichtspunkte gegen die Anſicht des Beklagten ver: 
wertet, und zutreffend noch darauf hingewieſen, daß nach Ablauf 
von 10 Jahren die Konzeſſion des Beklagten erwerblich und 
veräußerlich iſt. Eine Verletzung der das Apothekenweſen in 
den Landesteilen links des Rheins betreffenden geſetzlichen und 
Verwaltungsvorſchriften iſt nicht erſichtlich und vom Beklagten 
nicht behauptet; die Anführung von Beſtimmungen des ALR. 
und der Apothekerordnung vom 11. Oktober 1801, die in dieſen 
Landesteilen nicht publiziert find, iſt in den Gründen des BU. 
nur nebenbei und ohne entſcheidende Bedeutung geſchehen. Was 
aber die Anordnung in der Konzeſſionsurkunde betrifft, der 
Beklagte habe die Apotheke für eigene Rechnung zu führen, 
ſo hat das OLG. dieſe Beſtimmung in dem Sinne ausgelegt, 
daß damit ausgeſchloſſen ſein ſollte, daß die Apotheke durch 
einen anderen für deſſen Rechnung geführt werde, was beiſpiels⸗ 
weiſe durch Verpachtung geſchehen könnte; es habe dafür geſorgt 
werden ſollen, daß der Beklagte ſelbſt die Apotheke führe. 
Das OLG. hat hierfür Bezug genommen auf die Entwickelung 
der Anſichten über die Verpachtung der Apotheken. Der nach 
Einführung der ROcwd. ergangene Erlaß vom 28. Februar 
1870 nahm an, die Verpachtung der Apotheken könne nunmehr 
nicht beanſtandet werden; nachdem ſich aber die höchſten Ge— 
richte dagegen ausgeſprochen hatten, erging der für die Be— 
hörden bei Erteilung von Konzeſſionen maßgebende Runderlaß 
vom 21. September 1886, worin dieſe angewieſen wurden, die 
bisher geduldete Verpachtung von Konzeſſionen nicht mehr zu 
geſtatten. Mit Rückſicht hierauf konnte das OLG., indem 
es gleichzeitig jeden Anhalt dafür vermißte, bei der Erteilung 
der Konzeſſion ſei der Fall ins Auge gefaßt worden, daß etwa 
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der Beklagte die Apotheke ganz oder teilweiſe für fremde 
Rechnung führen wolle, zu jener Auslegung gelangen. Das 
zwiſchen den Parteien beſtehende Vertragsverhältnis ſteht daher 
nicht im Widerſpruch mit der dem Beklagten erteilten Konzeſſion. 
K. c. R., U. v. 9. Juli 09, 7/09 II. — Cöln. 

30. 5 359 HGB. verb. mit $ 1356 BGB. Zum Be: 
griffe des Handlungsgehilfen. Tätigkeit der Ehefrau im Handels⸗ 
gewerbe des Ehemannes. 

Der Kläger und der Beklagte waren die Geſellſchafter 
einer offenen Handelsgeſellſchaft, die ſie wieder auflöſten. Kläger 
fordert u. a. Erſatz ſeines Verluſtes an der Einlage, auf Grund 
der Behauptung, daß ihn ſein Geſellſchafter und deſſen Ehefrau 
bei der Geſchäftsführung und der Schlußinventur betrogen 
hätten. Das OLG. wies die Klage gegen die Ehefrau ab, die 
klägeriſche Reviſion wurde zurückgewieſen: Die Rüge der 
Reviſion verſagt, das OLG. hätte feſtſtellen müſſen, ob die 
Beklagte Handlungsgehilfin der Geſellſchaft geweſen ſei, weil 
bei Bejahung der Frage ihre Handlungsweiſe eine Verletzung 
ihrer Vertragspflichten enthalte und zur Schädigung der Ge⸗ 
ſellſchaft geeignet geweſen ſei. Es fehlt nicht nur jede Be⸗ 
hauptung des Klägers, daß die Beklagte als Handlungsgehilfin 
im Dienſte der Geſellſchaft geſtanden, ſondern er hat ſogar geltend 
gemacht, daß ſie keinen Anſpruch auf Gehalt gehabt habe. 
Zum Rechtsbegriff des Handlungsgehilfen gehört aber die 
Leiſtung kaufmänniſcher Dienſte gegen Entgelt (8 59 HGB.). 
Hier weiſen die Umſtände des Falles darauf hin, daß die Be⸗ 
klagte, wenn ſie im Geſchäfte der Geſellſchaft, das auch das 
Geſchäft ihres Mannes als Geſellſchafters war, Dienſte ver⸗ 
richtete, dabei auf deſſen Weiſung oder mit deſſen Zuſtimmung 
tätig wurde und zugleich die ihr als Ehefrau gemäß § 1356 
BGB. obliegende Pflicht erfüllte. K. c. N., U. v. 7. Juli 09, 
385/08 I. — Poſen. 

31. 58 435, 436 HGB. verb. mit § 67 EiſenbVerkO. 
und dem Betriebsreglement für die Eiſenbahnen.] 

Die Rechtsauffaſſung der Reviſion kann nicht gebilligt 
werden. Sie entſpringt aus einer Verkennung des Verhältniſſes, 
in dem die 88 435 und 436 HGB. (ſowie die entſprechenden 
88 66 und 67 EiſenbVerkO.) zueinander ſtehen. Der Fracht⸗ 
führer braucht nach §S 435 HGB. das Frachtgut dem Empfänger 
nur dann auszuliefern, wenn dieſer alle aus dem Frachtvertrage 
ſich ergebenden Verpflichtungen Zug um Zug erfüllt. Im 
Art. 405 des alten HGB. war die Rede von „Erfüllung der 
Verpflichtungen, wie ſie der Frachtbrief ergibt“; eine mit der 
Vorſchrift des § 435 HGB. übereinſtimmende Rechtsſtellung 
wurde indeſſen tatſächlich dem Frachtführer auch ſchon vom 
alten Rechte nach Maßgabe des Art. 409 gewährt, durch welchen 
ihm wegen aller durch den Fracht vertrag begründeten Forde⸗ 
rungen ein Pfandrecht an dem Frachtgut eingeräumt wurde. 
Neben dem § 435 HGB. muß aber dem 5 436 eine ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung zuerkannt werden. Die Vorſchrift des 
§ 436 kommt zur Geltung, wenn der Frachtführer Frachtgut 
und Frachtbrief ausgeliefert hat, ohne daß der Empfänger die 
aus dem Frachtvertrage hervorgehenden Verpflichtungen Zug 
um Zug erfüllte und ohne daß die Verpflichtungen des Emp⸗ 
fängers gegenüber dem Frachtführer durch beſonderen Ver⸗ 
trag geregelt wurden. Für dieſen Fall beſtimmt S 436, daß 
der Empfänger durch die Annahme des Gutes und des Fracht⸗ 
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briefs verpflichtet wird, dem Frachtführer nach Maßgabe des 
Frachtbriefs Zahlung zu leiſten. Dieſe Verpflichtung entſpringt 
nicht aus dem zwiſchen dem Abſender und dem Frachtführer 
abgeſchloſſenen Frachtvertrage und ebenſowenig empfängt ſie 
ihre nähere Regelung durch den Frachtvertrag, ſondern ſie wird 
vom Geſetze — was auch in der Denkſchrift zum Entwurfe 
des neuen HGB. bei der Erläuterung der 88 426—428 des 
Entwurfs (SS 434 —436 des Geſetzes) hervorgehoben wird — 
als ſelbſtändige Verbindlichkeit aufgeſtellt. Ihre Entſtehung 
wird an die Tatſache der „Annahme des Gutes und des 
Frachtbriefs“ geknüpft, und ihre Grenzen werden durch den 
Inhalt des Frachtbriefs, nicht des Frachtvertrags, beſtimmt; 
will man die Begründung dieſer Verbindlichkeit unter dem 
Geſichtspunkte eines vom Geſetze unterſtellten Vertragsabſchluſſes 
zwiſchen Frachtführer und Empfänger betrachten, ſo führt dies 
zu keinem abweichenden Ergebniſſe, da für die Verpflichtung 
des Empfängers immer der Inhalt des Frachtbriefs maßgebend 
bleibt. Die erwähnte Abänderung der Faſſung des Art. 405 
a. HGB. ſowie die Verwendung des Wortes „Frachtvertrag“ 
im § 435, des Wortes „Frachtbrief“ im § 436 HGB. ſtehen 
hiernach durchaus im Einklange mit dem verſchiedenen Sinne, 
der dem § 435 und dem $ 436 beiwohnt. Vgl. auch die an⸗ 
geführte Denkſchrift a. a. O. Als unrichtig erweiſt ſich nach 
vorſtehendem die in der Literatur vertretene Anſicht, daß der 
Empfänger durch die Annahme des Gutes und des Frachtbriefs 
in den Frachtvertrag — deſſen Inhalt der Empfänger in der 
Regel überhaupt nicht kennen wird — eintrete. Ebenſowenig 
iſt folgende Aufſtellung haltbar: „es ſolle im § 436 HGB., 
§ 67 EiſenbVerkO. nur ausgeſprochen werden, daß die Eiſen⸗ 
bahn nicht eher berechtigt ſei, die Frachtzahlung vom Empfänger 
zu beanſpruchen, als bis fie ſelbſt die Vertragsleiſtung erfülle, 
d. h. Gut und Frachtbrief übergebe, daß der Empfänger daher 
nicht eher zur Zahlung verpflichtet ſei, als bis ihm die Eiſen⸗ 
bahn leiſte, und zwar gleichzeitig Zug um Zug“. Dem ſtehen 
der Wortlaut und der Inhalt der SS 435, 436 unmittelbar 
entgegen. § 435 befaßt ſich mit der Erfüllung des Fracht⸗ 
vertrags; für dieſe gelten die Regeln des gegenſeitigen Vertrags⸗ 
verhältniſſes, alſo auch die Vorſchrift, daß Zug um Zug zu 
erfüllen iſt. Der Empfänger macht die Rechte aus dem Fracht⸗ 
vertrage geltend „gegen Erfüllung der ſich daraus ergebenden 
Verpflichtungen“. Der § 436 dagegen ordnet die rechtliche 
Folge, welche die Auslieferung von Gut und Frachtbrief für 
ſich nach ſich zieht; er läßt eine Verpflichtung entſtehen, deren 
Maß nicht wohl anders als durch den Frachtbrief, der dem 
Empfänger vorliegt, geſetzt werden konnte. Wenn auch der 
genaue Inhalt des Frachtbriefs — der nicht vorgelegt worden 
iſt — vom Ber. nicht feitgeftellt wurde, fo kann doch aus 
den Umſtänden entnommen werden, daß der Frachtbrief einen 
Freivermerk in betreff des Zolles nicht enthielt. Aber die 
hieraus von der Reviſion gezogene Folgerung kann als gerecht⸗ 
fertigt nicht anerkannt werden. War es auch dem Empfänger 
bekannt, daß der Abſender den Zoll nicht entrichtet hatte, jo 
ließ ſich doch aus dem Frachtbriefe nicht mehr erſehen, als daß 
das Frachtgut mit der von der Eiſenbahn vorgeſchoſſenen, be⸗ 
ſtimmt bezifferten Zollauslage belaſtet war. Die Höhe dieſes 
Betrags bildete das Maß der Verpflichtung, welche der Emp⸗ 
fänger in Anſehung des Zolles nach dem Frachtbrief übernahm. 
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Inwieweit untergelaufene Rechnungsfehler auch bei der Be⸗ 
rechnung der Zollauslagen zu berückſichtigen ſein würden, braucht 
nicht entſchieden zu werden. Das OLG. hat mit Recht an⸗ 
genommen, daß es ſich im vorliegenden Falle nicht um einen 
Rechnungsfehler (vgl. § 61 Abſ. 4 EiſenbVVerkO.) zuungunften 
der Eiſenbahn, ſondern um eine von ihr nach Ablieferung des 
Gutes gemachte neue Auslage handelt, welche bei der Be⸗ 
rechnung überhaupt noch nicht in Betracht gezogen werden 
konnte. Gegen die Anſicht, daß der Empfänger in betreff des 
Zolles durch die Annahme des Gutes unbeſtimmte Ver⸗ 
pflichtungen übernimmt, ſpricht auch das ſchutzwürdige Intereſſe 
des Empfängers, der auf Grund der aus dem Frachtbriefe 
erſichtlichen Verpflichtungen über Annahme oder Zurückweiſung 
der Sendung Entſchließung zu treffen hat. Auf dem gleichen 
Standpunkte ſtehen frühere Urteile des RG. Vgl. Entſcheidung 
des V. ZS. vom 10. November 1880 (bei Gruchot Bd. 25 
S. 1091 Nr. 136) und des IV. ZS. vom 29. Oktober 1896 
(Rep. IV 96/1896). Die Beklagte würde allerdings dann 
zur Bezahlung des Nachzolls verbunden ſein, wenn ſich 
dieſe Verbindlichkeit aus den Vorſchriften der EiſenbVerkO. 
ableiten ließe (8 454 HGB.). Die Vorderrichter haben jedoch 
unter Heranziehung der SS 67, 61 Abſ. 4 ſowie der SS 59 
Abſ. 3, 60 Abſ. 2, 62 Abſ. 2, 66 Abſ. 4, 68 Abſ. 7, 90 Abſ. 1 
zutreffend dargelegt, daß dies nicht der Fall iſt und insbeſondere 
Zollgelder nicht unter den Begriff der „Fracht“ oder der „Ge⸗ 
bühren“ fallen. Der Anſpruch des Klägers kann daher auf 
die Vorſchrift des § 61 Abſ. 4 EiſenbVerkO., welche für Fracht 
und Gebühren eine Nachforderung zuläßt, nicht geſtützt werden. 
Ebenſowenig läßt ſich der auf dem Frachtbriefe (Anlage C der 
Eiſenb VerkO.) befindliche, an den Empfänger gerichtete Vermerk: 
„Sie empfangen die nachſtehend verzeichneten Güter auf Grund 
der Beſtimmungen der EiſenbVerkO. und der für dieſe Sendung 
in Anwendung kommenden Tarife.“ zugunſten des Klägers 
verwerten. Es erſcheint ſchon an ſich zweifelhaft, ob mit 
Rückſicht auf das Fehlen einer verpflichtenden Beſtimmung in 
der Verkehrsordnung ſelbſt aus dieſem Vermerke allein, unter 
der Vorausſetzung, daß zu den erwähnten Tarifen auch der 
Zolltarif zu zählen wäre, die Verpflichtung der Beklagten zur 
Entrichtung eines Nachzolls entnommen werden könnte. Will 
man aber auch dieſe Frage bejahen, ſo trifft doch jene Voraus⸗ 
ſetzung offenbar nicht zu. Es ſpricht nichts dafür, daß unter 
den „in Anwendung kommenden Tarifen“ andere als Eiſenbahn⸗ 
tarife, die an verſchiedenen Stellen der EiſenbVerkO. angeführt 
werden (vgl. z. B. Eingangsbeſtimmungen Abſ. 3, § 7 Abſ. 1, 3, 
539, § 50 B Nr. 2 Abſ. 2), gemeint find. Das gleiche ergibt 
ſich aus der früheren Faſſung des Vermerks. In dem Fracht⸗ 
brief⸗Formular, das dem Betriebsreglement für die Eiſenbahnen 
im Norddeutſchen Bunde vom 10. Juni 1870 beigegeben iſt, 
lautet der entſprechende Vermerk folgendermaßen: „Sie empfangen 
die nachſtehend verzeichneten Güter auf Grund der in dem 
Reglement für den Vereinsgüterverkehr auf den Bahnen des 
Vereins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, ſowie der in den 
beſonderen Reglements der betreffenden Bahnen, be— 
ziehungsweiſe der Verbände enthaltenen und mir / uns bekannten 
Beſtimmungen, welche für dieſe Sendung in Anwendung 
kommen.“ Dieſer Wortlaut wird auch noch in dem Betriebs⸗ 
reglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 11. Mai 1874 
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(ſ. Zentralblatt des Deutſchen Reiches, Jahrg. 1874 S. 179) 
mit einer hier nicht in Betracht kommenden Abänderung des 
erſten Teiles des Vermerks feſtgehalten. Fehlt hiernach in den 
alten Frachtbrief⸗Formularen jede Bezugnahme auf den Zoll⸗ 
tarif, ſo iſt kein ſtichhaltiger Grund erſichtlich, aus dem eine 
ſolche Bezugnahme in dem erörterten Vermerke des gegenwärtig 
geltenden Formulars, der mit dem Vermerke des Formulars 
der Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 
15. November 1892 in ſeinem weſentlichen Wortlaut überein⸗ 
ſtimmt, gefunden werden könnte. Andererſeits wird ein Hinweis 
auf die Eiſenbahntarife nahegelegt durch die Vorſchriften des 
Abſ. 3 der Eingangsbeſtimmungen der EiſenbVerkO. Hier wird 
nämlich angeordnet, daß Beſtimmungen der Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen, welche die Verkehrsordnung ergänzen oder von ihr ab⸗ 
weichen, zu ihrer Gültigkeit der Aufnahme in die Tarife 
bedürfen. Übrigens ſind auch von der Reviſion in der erörterten 
Richtung keine Angriffe erhoben worden. Endlich muß die in 
der Rechtslehre aufgeſtellte Anſicht zurückgewieſen werden, daß 
der Empfänger des Frachtguts durch die Bezugnahme des 
Frachtbriefs auf die EiſenbVerkO. zur Erſtattung aller Bar⸗ 
auslagen, insbeſondere der Zollgefälle, verpflichtet werde, auch 
wenn ſie ſich nicht aus dem Frachtbriefe ergäben. Der Emp⸗ 
fänger iſt nur nach Maßgabe der EifenbBerfd. verpflichtet, 
und dieſe hat ihm, wie ausgeführt wurde, die Verpflichtung 
zur Zahlung des aus dem Frachtbriefe nicht erſichtlichen nach⸗ 
träglich erhobenen Zolles nicht auferlegt. Preuß. Eiſenbahn⸗ 
fiskus c. P., U. v. 16. Juni 09, 318/08 I. — Celle. 

32. 5827 HGB. Casco⸗Verſicherung. Brand am Lande.] 

Die Raddampffähre „Friedrich Franz IV.“ gehört dem 
mecklenburgiſchen Fiskus und iſt beſtimmt, dem Verkehre 
zwiſchen Warnemünde und Gjedſer zu dienen. Im Jahre 1906 
ſollte das Schiff einem Umbaue unterzogen werden, der 
von der mecklenburgiſchen General⸗Eiſenbahn⸗Direktion der 
Klägerin übertragen wurde. Dieſe ſchloß darauf mit den ſechs 
verklagten Geſellſchaften einen Verſicherungsvertrag, der durch 
„Verſicherungspolice auf Casco“ vom 26. Mai 1906 beurkundet 
wurde. Danach übernahmen die Beklagten Verſicherung für 
450 000 & „als Mehrwert auf das Casco, Maſchine und 
Zubehör“ der Fähre für die Zeit „bis zur Beendigung der 
Umbauten, reſp. bis zur Ablieferung an die Auftraggeberin“. 
Die Rechtsfolgen der Verſicherung ſollten nach den Allgemeinen 
Seeverſicherungsbedingungen von 1867 beſtimmt werden. Es 
heißt weiter in der Police: „Die Verſicherung validiert ins⸗ 
beſondere gegen alle durch den Umbau entſtehende Gefahren, 
wie Revier⸗, Dock⸗Feuersgefahr und Probefahrt bis zur dies⸗ 
ſeitigen Ablieferung an die ... General⸗Eiſenbahn⸗Direktion “. 
Während des Umbaues brach am 13. Oktober 1906 auf der 
Werft der Klägerin ein Schadenfeuer aus, das zwar die Fähre 
ſelbſt, die damals auf dem Waſſer vor der Werft lag, unberührt 
ließ, aber eine größere Zahl von Ausrüſtungsgegenſtänden zer⸗ 
ſtörte, die aus dem Schiffskörper entfernt und an Land in den 
Werftgebäuden untergebracht worden waren. Die Klägerin 
berechnet den Wert dieſer Gegenſtände auf 118 146 & und 
fordert von den Beklagten auf Grund der Verſicherung den 
Erſatz dieſer Summe nebſt 5 Prozent Zinſen vom 1. Januar 
1907 an. Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion zurück⸗ 
gewieſen: Die Reviſion kann keinen Erfolg haben, weil der 
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angefochtenen Entſcheidung ein Rechtsirrtum nicht zugrunde 
liegt. Auszugehen iſt von der Erwägung, daß verſicherungs⸗ 
technifh ein. Brand am Lande etwas anderes iſt, als der 
gewöhnliche Gegenſtand der Seeverſicherung. Damit iſt ver⸗ 
einbar, daß die Seeverſicherung kraft beſonderer Vereinbarung 
eine Landgefahr einſchließen kann, und daß unter beſonderen 
Umſtänden — die aber hier nicht vorliegen — ſogar geſetzlich, 
vgl. $ 827 HGB., § 76 Allg. Bed., eine ſolche Gefahr in 
ihr eingeſchloſſen iſt. Im gegenwärtigen Falle handelt es ſich 
um eine See-, nämlich eine Cascoverſicherung. Es liegt daher 
der Klägerin ob, darzutun, daß nach den beſonderen Bedingungen 
der Police ausnahmsweiſe der Brandſchaden, von dem Teile 
und Ausrüſtungsgegenſtände der verſicherten Fähre in den 
Schuppen der Klägerin, alſo am Lande, betroffen ſind, durch 
die Verſicherung hat gedeckt werden ſollen. Dem BG. iſt aber 
darin beizutreten, daß eine ſolche Vereinbarung in den be: 
ſonderen Bedingungen nicht zum genügenden Ausdruck gelangt 
iſt. Wenn auch die Verſicherung dem Wortlaute nach „alle 
durch den Umbau entſtehenden Gefahren“ decken ſollte, ſo 
ſprechen doch die mitangeführten erläuternden Beiſpiele „Revier⸗, 
Dock⸗Feuersgefahr und Probefahrt“ dafür, daß man nicht an 
die durch den Umbau entſtehende Landgefahr im allgemeinen 
gedacht hat. Aus dieſem Grunde kann auch das Wort „Feuers: 
gefahr“ nicht wohl in dem ihm von der Klägerin jetzt bei⸗ 
gelegten weiteren Sinne verſtanden werden. Etwaige Zweifel, 
die durch die allerdings nicht logiſche Nebeneinanderſtellung der 
erwähnten Worte erweckt werden möchten, können der Klägerin 
nicht zugute kommen, da die Faſſung der beſonderen Be— 
dingungen von ihr herrührt und nichts einfacher geweſen wäre 
als deutlich zu ſagen, daß das Schiff, ſeine Beſtandteile und 
ſeine Ausrüſtungsgegenſtände auch verſichert ſein ſollten, während 
fie ſich am Lande befänden. N. c. B. Verſ.⸗Aktienbank, U. v. 
7. Juli 09, 366/08 I. — Roſtock. 

Wechſelordnung. 

33. Art. 4 Nr. 8 WO. Angabe eines doppelten Wohnſitzes.] 

Der eingeklagte Wechſel iſt gezogen auf „Titl. Gewerkſchaft 
E. Sitz Leipzig, Verwaltungsſitz Magdeburg“ und von der 
Bezogenen mit der Zeichnung „Gewerkſchaft E. Sitz Leipzig, 
Verwaltungsſitz Magdeburg“ akzeptiert. Das OLG. hat den 
Wechſel für ungültig erachtet. Mit Recht. Die Angabe des 
Zahlungsortes gehört nach Art. 4 Nr. 8 WO. zu den weſent⸗ 
lichen Erforderniſſen eines Wechſels. Sie wird erſetzt und das 
Unterbleiben der Angabe iſt unſchädlich, wenn bei dem Namen 
oder der Firma des Bezogenen ein Ort im Wechſel angegeben 
iſt. Dieſer Ort gilt dann ſowohl als Zahlungsort wie als 
Wohnort (Sitz) des Bezogenen. Dieſer Fall iſt hier vorliegend. 
Nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG. kann der Zahlungs: 
ort nur ein einheitlicher ſein. Iſt ein beſonderer Zahlungsort 
im Wechſel nicht angegeben und find bei dem Namen des Be: 
zogenen zwei Wohnorte (Sitze) angegeben, fo iſt der Wechſel 
ungültig, weil aus ihm nicht entnommen werden kann, an 
welchem der mehreren Wohnorte der Wechſel zu zahlen iſt, oder 
die zur Erhaltung des Wechſelrechts erforderlichen Handlungen 
vorzunehmen ſind. (Vgl. Urteil des RG. vom 2. Mai 1903, 
abgedruckt in HoldheimersMSchr. Jahrg. XII S. 217.) Die 
Angabe „Sitz Leipzig, Verwaltungsſitz Magdeburg“ enthält die 
Angabe eines doppelten Wohnſitzes. Es iſt unmöglich, den 
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Zuſatz „Verwaltungsſitz Magdeburg“ als Angabe eines Zahlungs⸗ 
ortes aufzufaſſen. B. c. E., U. v. 10. Juli 09, 261/09 I. — 
Naumburg. f 

Verſicherungsrecht. 

34. Bedeutung unrichtiger Beantwortung von in dem 

Verſicherungsantrag geſtellten Fragen gegenüber einem Agenten.] 

Der Kläger hat ſich im Jahre 1899 bei der Beklagten 
auf zehn Jahre gegen Unfälle verſichert. Im Jahre 1900 iſt 
die Verſicherung auf ſeinen Antrag auf die Gefahren des 
Sicherheitsradfahrens ausgedehnt worden. Kläger hat am 
22. Juli 1906 durch Sturz mit dem Fahrrade einen Unfall 
erlitten, er iſt nach ſeiner Behauptung durch die Folgen des 
Unfalls zunächſt völlig erwerbsunfähig geworden, ob der Ver⸗ 
luſt der Erwerbsfähigkeit ein dauernder ſein werde, ſtehe noch 
nicht feſt. Die Beklagte lehnte die geforderte Entſchädigung ab, 
weil Kläger in dem Antrage die Fragen zu 7b und 7c ab: 
ſichtlich oder fahrläſſig unrichtig beantwortet habe. Das LG. 
wies die Klage ab, das OLG. verurteilte, das RG. hob auf: 
Dem BG. iſt nicht entgegenzutreten, wenn es dem Umſtande, 
daß ein Angeſtellter der Beklagten, dem ſie den Titel General⸗ 
agent gegeben hat, die Verhandlungen mit dem Kläger geführt 
und das Antragsformular ausgefüllt hat, beſondere Bedeutung 
beimißt. Es iſt die Annahme nicht zu beanſtanden, daß der 
Kläger, ſofern er, wie bei den Ausführungen des BU. zu 
unterſtellen iſt, gewußt hat, daß W. Generalagent der Be: 
klagten war, dieſem beſonderes Vertrauen entgegengebracht hat, 
ihn als beſonders zuverläſſig und erfahren in der zum Abſchluſſe 
zu bringenden Verſicherungsangelegenheit hat anſehen können. 
Es iſt auch nicht zuzugeben, daß die hieraus zugunſten des 
Klägers gezogenen Schlußfolgerungen die Beweislaſt verkennen. 
Aber nach anderer Richtung hin ergeben ſich von der Rüge der 
Reviſion mitgetroffene Bedenken. Sie liegen darin, daß die 
Begründung des BU. nicht ausreichend klar erkennen läßt, 
inwiefern und worin der Kläger dem W. Vertrauen geſchenkt 
hat. Die Ausführungen des angefochtenen Urteils laſſen die 
Frage offen, ob Kläger der Sachkenntnis des W. darin ver⸗ 
traut hat, daß, wenn dieſer das Leiden im Antrage nicht er⸗ 
wähne, es auch nicht erwähnt zu werden brauche, oder ob er 
wegen des dem Generalagenten geſchenkten Vertrauens der 
Meinung geweſen iſt, die in Betracht kommenden Antworten 
ſeien ſeiner mündlichen Angabe entſprechend niedergeſchrieben. 
Dieſe Unterſcheidung iſt aber für die Beurteilung erheblich. 
Der Kläger hat nach dem Tatbeſtande des angefochtenen Urteils 
ſelbſt behauptet und unter Beweis geſtellt, W. habe nach der 
Beendigung der Verhandlungen über den Verſicherungsantrag 
zu dem Agenten K. erklärt, „das Beinleiden kann dem B. (dem 
Kläger) ja wohl nicht ſchaden“. Die Berückſichtigung dieſer 
Behauptung kann zu der Annahme führen, W. habe die Er⸗ 
wähnung des Leidens in dem Antrage als unerheblich abſichtlich 
unterlaſſen und Kläger habe durch die angeführte Außerung von 
der Nichterwähnung Kenntnis erhalten. Iſt das der Fall, ſo 
iſt die unrichtige Antwort nicht ohne Wiſſen des Klägers an 
die beklagte Geſellſchaft gelangt und die Verneinung des Ver⸗ 
ſchuldens würde dann erheblichen rechtlichen Bedenken unter⸗ 
liegen. Die beiden in Betracht kommenden Fragen ſind ſo 
klar gefaßt, daß es für ihre Beantwortung der Belehrung, wie 
ſie unter anderen Umſtänden zu den Aufgaben des Agenten 
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gehören kann, nicht bedurfte; insbeſondere iſt bei der Frage 76 
jeder Zweifel darüber ausgeſchloſſen, daß ein Verſicherungs⸗ 
nehmer, welcher einen zu kurzen Fuß hat, die Beeinträchtigung 
des freien Gebrauchs ſeiner Gliedmaßen nicht verneinen darf 
und daß, wenn dies geſchieht, die Geſellſchaft mit Unwahrheiten 
bedient wird. Gegen die ſich hieraus ergebenden nachteiligen 
Folgen würde auch der Umſtand, daß das Leiden des Klägers 
ein offenſichtliches und dem Generalagenten wahrnehmbares 
war, den Kläger nicht ſchützen können. Die Wahrnehmung des 
Agenten iſt nicht diejenige der Geſellſchaft, und dem Vertrauen, 
der Generalagent wiſſe, wie ſich das BG. ausdrückt, welche 
Umſtände für den Vertragswillen der Geſellſchaft bedeutſam 
ſeien, würde ein das Vorbringen offenbarer Unwahrheiten 
entſchuldigender Einfluß nicht einzuräumen ſein. Es würde 
dann auch noch zu prüfen ſein, ob der Kläger nicht bei der 
nachträglichen Ausdehnung der Verſicherung auf Unfälle beim 
Radfahren fein gerade die Gefahren hierbei auch nach der Auf: 
faſſung des BG. erhöhendes Leiden noch ſpäter zur Kenntnis 
der Geſellſchaft bringen mußte. Es bedarf hiernach noch einer 
beſtimmten in der erneuten Verhandlung vor dem BG. zu 
treffenden Feſtſtellung darüber, von welcher Annahme der Kläger 
bei der Unterſchrift des Verſicherungsantrages ausgegangen iſt. 
Hat er angenommen, daß die von ihm den beiden Agenten 
wahrheitsgemäß gemachten Angaben in den Antrag aufgenommen 
ſind, ſo wird der Auffaſſung nicht entgegenzutreten ſein, daß 
hier über eine beſondere Sachlage, welche eine dem Kläger 
günſtige Beurteilung rechtfertigt, zu entſcheiden iſt, daß Kläger 
wegen des einem Generalagenten der Geſellſchaft beizumeſſenden 
beſonderen Vertrauens den von dieſem aufgenommenen Antrag 
ohne Verſchulden ungeprüft laſſen durfte und daß er nach der 
beſonderen Lage des Falls der Verantwortung für die richtige 
Niederſchrift enthoben iſt. W. c. B., U. v. 2. Juli 09, 
480/08 VII. — Naumburg. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879/20. Mai 1898. 

35. Die Berechtigung zur Anfechtung eines Grund— 
ſtückskaufs gibt kein Anfechtungsrecht bezüglich der Miet⸗ 
zinſen.] 

Nach § 7 AnfG. kann der Gläubiger, ſoweit es zu feiner 
Befriedigung erforderlich iſt, beanſpruchen, daß dasjenige, was 
durch die anfechtbare Handlung aus dem Vermögen des 
Schuldners weggegeben iſt, als noch zu demſelben gehörig von 
dem Empfänger zurückgewährt wird. Das Weggegebene iſt 
dem Zugriffe des Gläubigers ſo zu überantworten, als ob es 
noch zum Schuldnervermögen gehörte. Weggegeben iſt aus 
dem Schuldnervermögen hier das der Beklagten übereignete 
Grundſtück. Die Übereignung des Grundſtücks iſt die Rechts— 
handlung der Schuldnerin, welche nach dem Klagevorbringen 
der Anfechtung unterliegen fol. Daraus folgt, daß das Klage: 
verlangen auf Bereitſtellung des Grundſtücks zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu richten war. Dieſen vom Geſetze vorgezeichneten 
Weg hat der Kläger nicht eingeſchlagen, er ſieht von der Rück— 
gewähr des Grundſtücks ab und verlangt Duldung der Zwangs— 
vollſtreckung in Mietforderungen, und zwar in ſolche, die der 
Anfechtungsgegnerin in ihrer Eigenſchaft als eingetragenen 
Eigentümerin des Grundſtücks zuſtehen. Damit wird die 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in Früchte des Grundſtücks 
beanſprucht, die als ſolche weder durch eine anfechtbare Rechts— 
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handlung erworben noch überhaupt aus dem Vermögen des 
Schuldners erlangt ſind. Die Mieten, welche die Beklagte als 
eingetragene Eigentümerin, alſo von der Zeit des Eigentums⸗ 
erwerbes an, zu fordern hat, gehören nicht mehr zum Ver⸗ 
mögen der Schuldnerin, ſondern ſind ſelbſtändige, der Grund⸗ 
ſtückerwerberin kraft Geſetzes zuſtehende Anſprüche — § 571 
BOB. Durch den Erwerb des Grundſtücks iſt die Beklagte 
an die Stelle ihrer Mutter in die aus den Mietverhältniſſen 
ſich ergebenden Rechte eingetreten und ſolange der Erwerb des 
Grundſtücks ſelbſt nicht rückgängig wird, fehlt dem auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in die Mieten gerichteten Anſpruche 
die rechtliche Grundlage. Auch wenn — was zweifelhaft ſein 
mag, aber hier der Entſcheidung nicht bedarf — bei erfolg⸗ 
reicher Anfechtung der Grundſtückübereignung Rückgewähr des⸗ 
ſelben mit den inzwiſchen gezogenen Mieten gefordert werden 
kann, rechtfertigt ſich damit nicht der hier ſelbſtändig in bezug 
auf die Mieten geltend gemachte Anſpruch. Ein ſolcher würde 
zur Vorausſetzung haben müſſen, daß der Gegenſtand der An⸗ 
fechtung nicht die Grundſtücksübereignung als ſolche bildet, 
ſondern daß ſich die Anfechtung gegen die frauduloſe Abtretung 
der dem Schuldner als Grundſtückseigentümer zuſtehenden 
Mietforderungen ſelbſt richtet. So aber iſt die vorliegende 
Klage nicht begründet, eine ſolche Rechtshandlung iſt nicht an- 
gefochten. Dieſelben Grundſätze ſind vom erkennenden Senate 
bereits in dem in RG. 64, 339 abgedruckten Urteile vom 
16. Oktober 1906 ausgeſprochen. M. c. G., U. v. 9. Juli 09, 
493/08 VII. — Berlin. 

Geſetz über die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898. 

36. § 15 GmbH6.] 

Es erſcheint unbedenklich, als im Sinne des Geſetzes 
liegend anzuſehen, daß durch die formgerechte Beurkundung der 
den Hauptgegenſtand des Vertrages bildenden Abtretung des 
Geſchäftsanteils auch die Vereinbarung, wonach dieſe Abtretung 
unter gewiſſen Umſtänden wieder rückgängig gemacht werden ſoll, 
Rechtswirkſamkeit erlangt. M. c. P., U. v. 1. Juli 09, 143/09 VI. 
— Naumburg. 

Unfallverſicherungsgeſetz für Land- und Forſt— 
wirtſchaft vom 5. Mai 1886/30. Juni 1900/13. Juni 1900 / 
15. Juli 1900. 

37. § 1 Lwu G. Land: oder forſtwirtſchaftlicher Neben⸗ 
betrieb (Ausübung der Jagd) .] 

Das BG. geht davon aus, daß die Ausübung der Jagd 
auf einem gepachteten Gebiete, welches nicht vom Jagdpächter, 
ſondern von einer dritten Perſon land- oder forſtwirtſchaftlich 
ausgenutzt wird, regelmäßig nicht als land- oder forſtwirtſchaft⸗ 
licher Nebenbetrieb anzuſehen ſei; daß diesfalls als ein ſolcher 
Nebenbetrieb die Jagdausübung nur dann gelten könne, wenn 
die Ausübung der Jagd auf dem gepachteten Gebiete den 
Zwecken der vom Jagdpächter betriebenen Land» und Forſt⸗ 
wirtſchaft wenigſtens mittelbar diene. Dieſe Auffaſſung des 
Vorderrichters iſt rechtlich zutreffend und ſteht im Einklange 
auch mit der Rechtſprechung des ABA. (Vgl. insbeſ. Amtliche 
Vorſchriften des RVA. 1893, S. 433 Nr. 1275; 1895, S. 221 
Nr. 1422; 1897, S. 308 Nr. 1603, 1604; dazu Rasp⸗Meinel, 
Kommentar zum LwllVG., § 1 Nr. 17, 2. Aufl., S. 95, 96.) 
S. c. W., U. v. 5. Juli 09, 471/08 VI. — Karlsruhe. 
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Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897/ 
20. Mai 1898. 

38. 88 57, 91, 118, 128, 132 ZUG. in Verb. mit 
88 571 ff. BGB. Eintritt des Erſtehers in ein beſtehendes 
Pacht⸗ oder Mietsverhältnis.] 

Mit Recht iſt das BG. davon ausgegangen, daß auf das 
Rechtsverhältnis zwiſchen den jetzigen Parteien der 8 57 ZUG. 
vom 24. März 1897 Anwendung finde, wonach, wenn das 
Grundſtück einem Mieter oder Pächter überlaſſen iſt, die Vor⸗ 
ſchriften der SS 571, 572, des § 573 Satz 1 und der SS 574, 
575 BGB. entſprechende Anwendung finden, der Erſteher jedoch 
berechtigt iſt, das Miets⸗ oder Pachtverhältnis unter Einhaltung 
der geſetzlichen Friſt für den erſten Termin, für den ſie zuläſſig 
iſt, zu kündigen. 
hat das Mietsverhältnis nicht gekündigt. Sie iſt deshalb 
gemäß § 571 BGB. an Stelle des Vermicters in deſſen Rechte 
und Verpflichtungen eingetreten, die ſich während der Dauer 
ihres Eigentums aus dem Mietsverhältniſſe ergeben. Es ent⸗ 
ſteht nun aber die Frage, ob und wie dieſes Recht ſich wirkſam 
erweiſen kann einerſeits gegenüber den Beſtimmungen des § 111 
3VG., wonach die aus dem Verſteigerungserlöſe zu berichtigenden 
Anſprüche als fällig gelten, und des §S 91, wonach durch den 
Zuſchlag die Rechte erlöſchen, die nicht nach den Ver⸗ 
ſteigerungsbedingungen beſtehen bleiben ſollen, Vorſchriften, auf 
welche auch die Reviſion ihren Angriff ſtützt, andrerſeits gegen⸗ 
über den Beſtimmungen des § 118, wonach, ſoweit das Bar⸗ 
gebot nicht berichtigt wird, die Forderung gegen den 
Erſteher auf die Berechtigten übertragen wird, des § 128, 
wonach für dieſe Forderung eine Sicherungshypothek auf dem 
Grundſtücke mit dem Range des Anſpruchs einzutragen iſt, und 
des § 132, wonach die Forderung gegen den Erſteher und der 
Anſpruch aus der Sicherungshypothek gegen dieſen und jeden 
ſpäteren Eigentümer vollſtreckbar iſt. Indeſſen iſt zunächſt 
der Satz des § 111, daß betagte Anſprüche als fällig gelten, 
nur eine Folge aus dem angenommenen Grundſatze, daß die 
Zwangsverſteigerung, ſoweit es ſich nicht um Belaſtungen des 
Grundſtücks handelt, die in das geringſte Gebot mit auf⸗ 
genommen ſind, beſtimmt iſt, dem Erſteher ein laſtenfreies 
Grundſtück zu verſchaffen. Dieſes Recht des Erſtehers auf ein 
fo beſchaffenes Grundſtück wird aber eingeſchränkt gerade 
durch die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, die auf dem 
Satze: Kauf bricht nicht Miete, beruhen, ſoweit dieſer Satz 
nach 8 57 3G. auch gegenüber dem Erſteher zur Anwendung 
kommt. Steht ein nach § 571 Abi. 1 BGB. dem Erſteher 
zuſtehendes Recht aus einem in Anſehung des Grundſtücks ge⸗ 
ſchloſſenen Mietsvertrage dem Eintritte der Fälligkeit eines 
Anſpruchs des Mieters entgegen, ſo kann inſoweit die 
Fiktion der Fälligkeit des Anſpruchs gemäß 8 111 3G. nicht 
geltend gemacht werden, weil jene Beſtimmung dem materiellen, 
dieſe lediglich dem Zwangsvollſtreckungsrechte angehört. 
Die Bedeutung der Vorſchrift des § 91 des zuletzt genannten 
Geſetzes aber, daß durch den Zuſchlag die Rechte erlöſchen, 
die nicht nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleiben 
ſollen, läßt ſich nur im Zuſammenhange mit den Beſtimmungen 
der 88 118 und 128, daß, ſoweit das Bargebot nicht berichtigt 
wird, die Forderung gegen den Erſteher auf den Berechtigten 
zu übertragen und für dieſen eine Sicherungshypothek an dem 
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Grundſtücke mit dem Range des Anſpruchs einzutragen iſt, 
zutreffend würdigen. In ihnen allen kommt das ſog. 
Surrogationsprinzip zum Ausdrucke. (Wird ausgeführt.) 
Es kann auf ſich beruhen, ob hiernach, wie Jäckel⸗Güthe, 
3. Aufl., Anm. 1 zu § 92 3 G., ausführen, trotz des 8 91 
Abſ. 1 das dingliche Recht als ſolches beſtehen bleibt, 
weil von den beiden zum Begriffe der Hypothek, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld nach den SS 1113, 1191 und 1199 gehörigen 
Momenten, daß die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
an den Berechtigten und die Zahlung dieſer Summe „aus 
dem Grundſtücke“ erfolge, das zweite Merkmal, die ding: 
liche Bindung des Grundſtückswertes, nicht dadurch 
aufhört, daß der Zuſchlag an den Erſteher erteilt wird, viel⸗ 
mehr in der Geſtalt fort dauert, daß der durch die dingliche 
Haftung geſicherte Grundſtücks wert nunmehr von dem Grund: 
ſtück getrennt iſt und eine ſelbſtändige Exiſtenz gewonnen 
hat, wonach er eben unmittelbar geeignet iſt, zur Berichtigung 
des dinglichen Anſpruchs zu dienen. Denn auch wenn man 
mit dem V. ZS. des RG. (RG. 55, 264) annimmt, daß das 
in den SS 118 und 128 dem aus dem Verſteigerungserlöſe 
nicht befriedigten Gläubiger gewährte Forderungsrecht nebſt 
Sicherungshypothek ein anders geartetes Recht als das 
urſprüngliche iſt, ſo kann doch darüber kein Zweifel beſtehen, 
daß dieſes neue Recht nach der erklärten Abſicht des Geſetzes 
an die Stelle des durch den Zuſchlag erloſchenen treten, daß 
es der Sache nach die Fortſetzung des urſprünglichen in 
einer unmittelbar die Zwangsvollſtreckung ermög— 
lichenden Geſtalt bilden ſoll. (Wird weiter ausgeführt.) 
Materiell kann es ſich demnach, wie bei der Überweiſung 
einer Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung, nur um 
die zwangsweiſe erfolgende Durchführung des urſprünglichen 
Anſpruchs handeln, wenn auch der eigentümliche Aufbau des 
Verfahrens der Zwangsverſteigerung von Grundſtücken bedingt, 
daß der urſprüngliche Anſpruch gänzlich ſchon infolge des 
Zuſchlages erliſcht und daß der „übertragene“ Anſpruch 
formell an ſeine Stelle tritt, während bei der Überweiſung 
nur, wenn ſie an Zahlungs Statt erfolgt, durch ſie die 
urſprüngliche Forderung als getilgt gilt, wenn ſie dagegen 
zur Einziehung erfolgt, die überwieſene Forderung zunächſt 
neben die urſprüngliche tritt. (ZPO. § 835.) — Steht aber 
materiell bei der Zwangsvollſtreckung aus der übertragenen 
Forderung eine ſolche aus dem urſprünglichen Anſpruche in 
Frage, ſo müſſen gegen ſie auch die Einwendungen ſtatthaft 
ſein, die bei einer im Wege des Rechtsſtreites erfolgenden 
Geltendmachung des urſprünglichen Anſpruchs dieſem von 
dem Erſteher entgegengeſetzt werden könnten. H. c. L., U. v. 
13. Juli 09, 467/08 III. — Celle. 

Urheberrechtsgeſetz vom 9. Januar 1907. 

39. 5 16 UrhG. verb. mit § 4 des Geſetzes vom 
9. Januar 1876. Grundſätze für die Nachbildung eines Kunſt⸗ 
werks. 

Die Klägerin, die in Paris eine Kunſtgießerei betreibt, 
behauptet, das Urheberrecht an einer von dem franzöſiſchen 
Bildhauer Fulconis 1878 geſchaffenen Bronzeſtatue „Fortune“, 
einer weiblichen Figur mit Füllhorn, erworben zu haben. Dieſe 
Figur habe die Beklagte ohne Erlaubnis nachgebildet. Die 
Klage begehrt Unterſagung fernerer Verletzungen, Einziehung 
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der Nachahmungsexemplare und Vorrichtungen, ſowie Ber: 
urteilung zur Rechnungslegung über den gezogenen Gewinn. 
Das KG. wies ab; das RG. hob auf: Das KG. läßt die 
Aktivlegitimation der Klägerin dahingeſtellt. Es erkennt auch 
an, daß nach den internationalen Verträgen ein franzöſiſches 
Kunſtwerk in Deutſchland den Urheberſchutz genießt und hierfür 
die Beſtimmungen des deutſchen Rechtes maßgebend ſind. Für 
die demnach erfolgte Abweiſung ſtützt es ſich auf einen doppelten 
Grund. Erſtens iſt es der Anſicht, daß die Fortuna des 
Fulconis als bloße Nachbildung des bekannten fliegenden 
Merkurs des Johann von Bologna nicht die Bezeichnung eines 
Kunſtwerkes im Sinne des Geſetzes vom 9. Januar 1876 ver⸗ 
diene. Zweitens verneint es die Nachbildung dieſer Fortuna 
durch die Figur der Beklagten. Beide Entſcheidungsgründe 
ſind durch Rechtsirrtum beeinflußt; in erſterer Beziehung muß 
ſogar das Gegenteil für zutreffend erachtet werden. Damit ein 
Werk eines Künſtlers, das ſich an ein früheres Kunſtwerk an⸗ 
lehnt, den Geſetzesbegriff „Werk der bildenden Künſte“ erfülle, 
verlangt das KG. Originalität; etwas Neues und Eigentüm⸗ 
liches müſſe hervorgebracht ſein. Verſteht man dies dahin, daß 
das Neue zum Überraſchenden geſteigert ſein müſſe, ſo hat der 
Satz im Rechte keinen Boden. Jede Geſtaltung, in der ein 
eigenes künſtleriſches Schaffen zutage tritt, jede individuelle 
Formgebung genügt. In dem hier zu entſcheidenden Fall 
unterliegt die Verwirklichung dieſes Erforderniſſes keinem 
Zweifel. Die von den Parteien in zweiter Inſtanz überreichten 
Abgüſſe haben auch dem Reviſionsgericht vorgelegen. Danach 
ſtellt die Statue des Fulconis eine nackte weibliche Figur mit 
Schleier und Füllhorn dar, die mit dem rechten Fuß auf einem 
Rade ſchwebt, während der linke Unterſchenkel wagerecht ge⸗ 
bogen, der linke Unterarm ſenkrecht in die Höhe gehoben iſt. 
In den Einzelheiten zeigt ſie künſtleriſch feine Modellierung 
und Durchbildung. Es kann daher keine Rede davon ſein, daß 
ihr die Eigenſchaft eines Kunſtwerks im Hinblick auf die klaſſiſche 
Statue Johanns von Bologna ſtreitig gemacht werden könnte. 
Aber noch etwas weiteres geht aus dieſem Sachverhalt un⸗ 
mittelbar hervor. Die Fortuna des Fulconis iſt nicht nur ein 
Kunſtwerk: ſie muß auch als unabhängiges Kunſtwerk anerkannt 
werden. Die künſtleriſche Aufgabe, einen weiblichen Körper in 
beſtimmter Bewegung darzuſtellen, iſt von der Aufgabe der 
Darſtellung eines männlichen Körpers in gleicher Bewegung 
grundverſchieden. Sind beide Aufgaben gelöſt, ſo ſind zwei 
Kunſtwerke geſchaffen, von denen im Rechtsſinn keines ſich zum 
andern wie das Original zur Nachbildung verhält. Der Fall, 
den der erkennende Senat Bd. 36 S. 46 der Sammlung ent⸗ 
ſchieden hat, kann nicht zum Vergleich herangezogen werden. 
Während es ſich dort nur um Abweichungen in Nebenpunkten 
handelte, die die Identität der künſtleriſchen Konzeption un⸗ 
berührt ließen, herrſcht hier bis auf die Hinübernahme des 
Bewegungsmotives vollkommene Selbſtändigkeit. Wie der 8 4 
des Geſetzes vom 9. Januar 1876 es formuliert, hat Fulconis 
ein neues Werk — eine eigentümliche Schöpfung, vgl. § 16 
des Geſetzes vom 9. Januar 1907 — unter freier Benutzung 
des älteren Werkes hervorgebracht. Bei der Frage, ob die 
Beklagte die Figur des Fulconis nachgebildet habe, folgt das 
KG. völlig dem von ihm eingeholten Gutachten. Es glaubt 
eine Ahnlichkeit zwiſchen den beiden Figuren nur inſofern 
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konſtatieren zu können, als beide in Anlehnung an denſelben 
Merkur entſtanden ſeien. Jedenfalls lehne ſich die Figur der 
Beklagten enger an dieſe Vorlage an als an die franzöſiſche 
Figur. Nun muß freilich zugegeben werden, daß die Beklagte 
von den charakteriſtiſchen Merkmalen des Merkur mehr über⸗ 
nommen hat als Fulconis es tat. So hat ſie den Kindskopf 
mit dem Windſtoß, der den Merkur trägt, beibehalten; ſelbſt in 
anatomiſcher Hinſicht ſind — ſehr zum Schaden des Werks — 
gewiſſe Eigenheiten des männlichen Körpers bei ihrer Fortuna 
bemerkbar. Aber es wäre rechtsirrtümlich, wollte man an⸗ 
nehmen, daß hierdurch eine Nachbildung der Fortuna des 
Fulconis ausgeſchloſſen ſei oder ihre Bedeutung verloren habe. 
Auch die verſchlechterte Wiedergabe eines Kunſtwerks muß immer 
als Nachbildung beurteilt werden, und die Annahme, daß ein 
ſolcher Tatbeſtand vorliege, wird nicht dadurch gehindert, daß 
zugleich oder vorzugsweiſe ein drittes Kunſtwerk benutzt worden 
iſt. Nur darauf kommt es an, ob der ſpätere Urheber, ohne 
zugleich ein neues Kunſtwerk zu ſchaffen, weſentliche Züge des 
früheren Werkes ſich angeeignet hat. Die Frage wird oft nicht 
ohne eingehende Sachunterſuchungen zu entſcheiden ſein. Im 
vorliegenden Fall genügt der unmittelbare Eindruck, den die 
Abgüſſe hervorrufen, um ſie der Beantwortung näher zu führen. 
In der Auswahl des weiblichen Typus, in den Maßen des 
Körpers, im Spiel der Muskeln uſw. ſtimmen beide Fortuna⸗ 
ſtatuen aufs auffallendſte überein. Was anderſeits die Ab⸗ 
weichungen der jüngeren Statue von der älteren betrifft, ſo 
entbehren ſie, und zwar auch nach dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen, der künſtleriſchen Rechtfertigung; ſie ſind auch 
nicht ſo bedeutſam, wie es verlangt werden muß, ſoll von einer 
Neuſchöpfung geſprochen werden. Trotz alledem würde eine 
Nachbildung nicht gegeben ſein, wenn die Beklagte — worüber 
das KG. nichts feſtgeſtellt hat — das Kunſtwerk des Fulconis 
überhaupt nicht kannte. Hat ſie es aber gekannt, ſo muß um⸗ 
gekehrt die Nachbildung auch für erwieſen angeſehen werden. 
Es bedarf dann nicht erſt noch der Nachforſchung, ob bei 
Schaffung der deutſchen Figur der gegenwärtige Anblick der 
franzöſiſchen oder bewußte Erinnerungen daran leitend geworden 
ſind. Überdies ſtehen der Eideszuſchiebung, die hierauf gerichtet 
iſt, Bedenken wegen 5 445 ZPO. entgegen. Die Behauptung, 
die Beklagte habe ihre Fortuna „nach der des Fulconis her⸗ 
ſtellen laſſen“, enthält eine Umſchreibung des Rechtsbegriffs der 
Nachbildung und kann daher nicht als reine Tatſachenbehauptung 
gelten. J. c. L., U. v. 23. Juni 09, 106/08 I. — Berlin. 

Literatur-Urheberrechtsgeſetz. 

40. 58 11, 28 LiturhG. Selbſtändige Rechte des Kom⸗ 
poniſten und Textdichters. Fortbeſtand des Rechtes des letzteren 
nach Fortfall einer anderweiten berechtigten Überſetzung.] 

Der Senat hat an der in RG. 67, 85 niedergelegten Rechts⸗ 
auffaſſung auch bei nochmaliger Prüfung feſtgehalten: daß das 
Urheberrecht des Textdichters durch die Vorſchrift des § 28 
Abſ. 2, auch inſoweit es ſich um die öffentliche Aufführung 
handelt (vgl. 8 11 Abſ. 2), eine materielle Einſchränkung nicht 
erhalten hat, daß dieſe Vorſchrift vielmehr das Nebeneinander⸗ 
beſtehen der beiden ſelbſtändigen Urheberrechte des Textdichters 
und des Komponiſten vorausſetzt und lediglich bezweckt, den 
Verkehr Dritter mit den Urhebern einer Oper dadurch zu er⸗ 
leichtern, daß es, ſolange ein Urheberrecht des Komponiſten 
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beſteht, feine Einwilligung zur öffentlichen Aufführung für 
genügend erklärt. Klägerin hat die kammergerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung auch in der Richtung bekämpft, daß ſie mit Unrecht 
unberückſichtigt gelaſſen habe, daß die von dem Oſterreicher H. 
gefertigte, ſchon im Jahre 1875 anonym erſchienene Überſetzung 
nach den öſterreichiſchen Geſetzen gemeinfrei geworden ſei. Die 
Klägerin beanſprucht das Recht zur Aufführung der Oper 
Carmen gerade unter Verwendung des von H. überſetzten Textes. 
Das KG. hat es aber dahingeſtellt gelaſſen, ob der H.ſche Text 
an ſich gemeinfrei geworden ſei, und zwar hat es eine Ent⸗ 
ſcheidung hierüber deshalb nicht getroffen, weil die Klägerin 
auch bei Unterſtellung dieſer von ihr geltend gemachten Schutz⸗ 
behauptung doch nicht ein Recht auf Benutzung des H. ſchen 
Textes ohne Genehmigung der Beklagten haben würde. Die 
Auffaſſung des KG. ſteht durchaus im Einklang mit den Rechts⸗ 
grundſätzen, zu welchen ſich der Senat in dem Urteil vom 
8. März 1909 I 171/08 i. S. Peters gegen Univerſaledition 
bekannt hat. Der Überſetzer hat zwar ein ſelbſtändiges Urheber⸗ 
recht an feiner Überſetzung, das auch von dem Urheber des 
Originals geachtet werden muß, wenn die Überſetzung eine 
rechtmäßige iſt und wenn und ſoweit nicht Vereinbarungen 
zwiſchen dem Urheber der Überſetzung und demjenigen des 
Originals entgegenſtehen. Das Urheberrecht des Überſetzers 
hat aber nicht die Wirkung, daß es auch nach ſeinem Erlöſchen 
die Rechte des Urhebers des Originals beeinträchtigen könnte. 
Erliſcht der Schutz der Überſetzung früher als der des Originals, 
ſo bleibt doch der letztere in feinen vollen urſprünglichen Um: 
fange beſtehen, und hieraus folgt, daß der Urheber oder Ver— 
leger des Origlnalwerfes nunmehr Vervielfältigung, Verbreitung, 
öffentliche Aufführung auch der Überſetzung verbieten kann. 
Denn der Umſtand, daß das Urheberrecht des Überſetzers erloſchen 
iſt, würde zwar an ſich zur Folge haben, daß fortan jedermann 
die Überſetzung benutzen könnte. Wenn und ſolange aber noch 
ein Urheberrecht am Originale beſteht, hat dieſes zur Folge, 
daß derjenige, dem es zuſteht, kraft ſeines Rechts jedem Dritten 
die Vervielfältigung, Verbreitung, öffentliche Aufführung einer 
Überſetzung und daher auch der von dem Urheberrechte des 
Überſetzers freigewordenen verbieten kann. Der A berſetzer hat 
eben ein fremdes Geiſteswerk benützt, deſſen Schutz ſich nach 
der Perſon des Urhebers des letzteren richtet. K. c. Ch., 
U. v. 9. Juni 09, 39/09 J. — Berlin. 

Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

41. SS 7, 167 FGG. verb. mit SS 1944, 1953, 1960 
BGB. Nachlaßausſchlagung gegenüber einem an ſich nicht zu— 
ſtändigen Nachlaßgericht, das ſich für zuſtändig anftcht.] 

Der Kläger hat die Erbſchaft rechtswirkſam ausgeſchlagen, 
auch wenn das AG. in D. nicht das zuſtändige Nachlaßgericht 
war. Der Senat hält in einem ſolchen Falle S 7 FGG. für 
anwendbar und ſieht deshalb die innerhalb der geſetzlichen Friſt 
erklärte Erbſchaftsausſchlagung auch dann für rechtswirkſam an, 
wenn die Erklärung dem örtlich unzuſtändigen Gericht gegen— 
über abgegeben wird, vorausgeſetzt, daß dieſes Gericht 
die Obliegenheiten des Nachlaßgerichts verſieht. Dies 
trifft aber nicht nur dann zu, wenn das Gericht unter der 
Annahme ſeiner Zuſtändigkeit oder nachdem bei beſtehendem 
Streit oder bei beſtehender Ungewißheit eine Entſcheidung über 
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die Zuſtändigkeit nach S 5 FGG. ergangen iſt, vor der Ent⸗ 
gegennahme der Ausſchlagungserklärung als Nachlaßgericht 
tätig geworden iſt, wenn es alſo beiſpielsweiſe eine Nachlaß⸗ 
pflegſchaft eingeleitet oder die Fürſorge für den Nachlaß nach 
Maßgabe des 8 1960 BGB. übernommen hat, ſondern die 
innerhalb der Friſt geſchehene Entgegennahme der Ausſchlagungs⸗ 
erklärung muß auch für ſich allein als hinreichend angeſehen 
werden. Allerdings ſchreibt S 7 FGG. nur vor: Gerichtliche 
Handlungen ſind nicht aus dem Grunde unwirkſam, weil ſie 
von einem örtlich unzuſtändigen Gericht oder von einem Richter 
vorgenommen ſind, der von der Ausübung des Richteramts 
kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt. Allein wenn auch die Aus— 
ſchlagung einer Erbſchaft keine gerichtliche Handlung und die 
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iſt, ſo handelt es ſich doch um einen Vorgang, bei dem das 
die Erklärung entgegennehmende Gericht ſich keineswegs auf ein 
rein paſſives Verhalten beſchränken darf, ſondern auch zur 
eigenen Prüfung und zum eigenen Handeln verpflichtet iſt. 
Das Gericht hat nicht allein die Urkunde anzunehmen und 
aufzubewahren, ſondern auch die durch §8 1953 Abſ. 3 BGB. 
vorgeſchriebene Benachrichtigung zu erlaſſen und über Geſuche 
um Einſichtnahme zu entſcheiden. Alles das liegt ihm nicht 
ſchon allein deshalb ob, weil es von dem Erben mit der Aus- 
ſchlagungserklärung angegangen wird, ſondern immer nur dann, 
wenn es als Nachlaßgericht zuſtändig iſt. Darum iſt das 
Gericht verpflichtet, ſowohl ſeine ſachliche, als auch ſeine örtliche 
Zuſtändigkeit ſelbſt zu prüfen und ſich von der Richtigkeit der 
Angaben zu überzeugen, die in Verbindung mit der Aus: 
ſchlagungserklärung von dem ausſchlagenden Erben darüber ge: 
macht werden, an welchem Orte der Erblaſſer zur Zeit des 
Erbfalls ſeinen Wohnſitz gehabt hatte oder aus welchen anderen 
Gründen der Erbe die örtliche Zuſtändigkeit des angegangenen 
Gerichts für begründet hält. Kommt das AG. zu dem Ergebnis, 
keine der Vorausſetzungen des §S 73 FGG. für gegeben zu 
halten, ſo kann es zwar im geeigneten Falle die Erklärung als 
Beurkundungsgericht ($ 167 FGG.) zu Protokoll nehmen, 
darf ſie aber nicht auch als Nachlaßgericht entgegennehmen 
und in keinem Falle, ohne ſich von ſeiner örtlichen Zuſtändigkeit 
überzeugt zu haben, ſie ohne weiteres bei ſich behalten. Daß 
im vorliegenden Falle das AG. in D. die Erklärung der Erb: 
ſchaftsentſagung am 13. Januar 1903, alſo jedenfalls innerhalb 
der Friſt des $ 1944 Abſ. 1 in feiner Eigenſchaft als Nachlaß⸗ 
gericht vom Kläger entgegengenommen und die aus ſolchem 
Anlaß dem Nachlaßgerichte obliegenden Handlungen vorgenommen 
hat, iſt unter den Parteien nicht ſtreitig geweſen. Das Ver⸗ 
halten des AG. in D. hat dem Kläger keinen Zweifel darüber 
gelaſſen, daß es ſeine örtliche Zuſtändigkeit für begründet er⸗ 
achtete und ihm gegenüber als Nachlaßgericht in Tätigkeit 
treten wollte. Dabei hat er ſich beruhigen dürfen. Er würde 
bei einem anderen Verhalten des AG. es nicht daran haben 
fehlen laſſen, eine Abgabe ſeiner Ausſchlagungserklärung an 
das zuſtändige Gericht, die im geeigneten Falle ſchon von Amts 
wegen hätte erfolgen müſſen, von ſeiner Seite her gleichfalls 
zu betreiben. Sollte daher das AG. in D. mit der Annahme 
ſeiner Zuſtändigkeit fehlgegriffen haben, und gehörte alsdann 
die Erklärung nicht dorthin, ſondern vor das AG. in DA, 
fo darf nach $ 7 FGG. dies dem Kläger nicht zum Nachteile 
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gereichen. Seine Erklärung war auch in ſolchem Falle rechts⸗ 
wirkſam (vgl. Dernburg, Bürgerliches Recht 5, 410 flg.). 
S. c. P., U. v. 15. Juni 09, 419/08 IV. — Düſſeldorf. 

42. SS 176, 177 FGG. verb. mit §S 415 ZPO. Ver: 
leſung der Anlage zu einem Protokolle.] 

Bei der notariellen Aufnahme eines Kaufvertrages hatten 
die Beteiligten eine Urkunde überreicht, zu der ſie noch andere 
Beſtimmungen erklärten. Der Beklagte behauptete die Nichtigkeit 
des Vertrages auf Grund von 8 177 FGG. Das OLG. ver: 
urteilte; die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: Nach— 
dem die Rechtſprechung des RG. (NG. 54, 195 und 61, 145), 
der der erkennende Senat ſich anſchließt, ſich dahin fixiert hat, 
daß die einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde als Anlage 
beigefügte Schrift vorgeleſen und genehmigt werden muß, er— 
ſcheint es nach § 177 Abſ. 1 S. 2 FGG. zur Gültigkeit 
der Urkunde weiter erforderlich, daß auch die Verleſung der 
Anlage im Protokoll feſtgeſtellt wird. Wäre dieſe Feſtſtellung 
im vorliegenden Falle als nicht erfolgt anzunehmen, ſo würde 
die Urkunde dem Geſetze nicht entſprechen und mit dem LG. 
für ungültig zu erachten ſein. Es kommt daher für die Ent⸗ 
ſcheidung der Sache alles darauf an, ob mit Rückſicht auf die 
Auffaſſung des Geſetzes über die rechtliche Natur der Anlage 
zu einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde die Feſtſtellung, 
daß das „Protokoll“ verleſen ſei, auch die als Anlage bei— 
gefügte Schrift umfaßt. Der Senat geht davon aus, daß 
dieſe Frage zu bejahen ſei, und zwar im weſentlichen mit Rück— 
ſicht auf die Beſtimmung in § 176 Abſ. 2 FGG., nach der 
eine ſolche als Anlage beigefügte Schrift einen Teil des 
Protokolls bildet. Danach umfaßt das Protokoll im Sinne 
des Geſetzes auch die Anlage, und es greift daher der § 415 
Ab}. 1 ZPO. Platz, wonach der volle Beweis des von dem 
Notar beurkundeten Vorganges erbracht iſt, vorbehaltlich des 
im Abſ. 2 des S 415 nachgelaſſenen Gegenbeweiſes. Dieſen 
Gegenbeweis hat aber, wie das OLG. bedenkenfrei feſtgeſtellt 
hat, der Beklagte weder erbracht noch erboten. Wenn zur 
Begründung der Reviſion geltend gemacht worden iſt, ſelbſt 
nach den Ausführungen des OLG. ſei es ausgeſchloſſen, daß 
eine dem Geſetze entſprechende Verleſung der Anlage bei der 
Aufnahme des Aktes erfolgt ſei, ſo iſt das nach dem Inhalt 
der Entſcheidungsgründe, in denen mit Recht angenommen wird, 
daß etwaige bei der Verleſung vorgenommene redaktionelle 
Anderungen der Wirkſamkeit derſelben keinen Eintrag hätten 
tun können, nicht zutreffend, da danach nicht angenommen wird, 
daß nicht auch die vorgenommenen Anderungen mitverleſen 
worden ſind. Was die grundſätzliche Frage anlangt, ſo iſt an⸗ 
zuerkennen, daß eine andere als die hier vertretene Auffaſſung 
immerhin möglich iſt, und es ſich daher durchaus empfiehlt, 
die Verleſung auch der Anlage zu einer gerichtlichen oder 
notariellen Urkunde ausdrücklich feſtzuſtellen. Für die hier ver: 
tretene Anſicht, daß die Beurkundung der Verleſung des Protokolls 
auch die Verleſung der Anlage umfaſſe, haben ſich ausgeſprochen 
die Kommentare zum FGG. von Weißler zu § 177 S. 219 
Bem. 5, Rausnitz zu $ 176 Anm. 16 S. 563, ſodann Werner 
in DNotV. 02, 248 Bem. a a. E., KG. in der Rechtſprechung 
der OLG. 3, 313; dagegen Dorner S. 581 Bem. e und 
Fuchs S. 540. N. c. H., U. v. 6. Juli 09, 105/09 II. — 
Hamburg. 
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II. Gemeines Recht. 

43. Privateigentum am Bett öffentlicher Flüſſe.] 

Die Frage, ob nach gemeinem Recht Privateigentum am 
Bett öffentlicher Flüſſe begründet werden konnte, iſt allerdings 
nicht zweifellos (vgl. RG. 3, 233; 53, 100; JW. 92, 411). 
Wenngleich indeſſen Ulpian in 1.1 87 D de fluminibus 43, 12 
es für unmöglich erklärte (impossibile, ut alveus fluminis 
publici non sit publicus), ſo iſt doch ein Eigentum am Bett 
öffentlicher Flüſſe ebenſo, wie anerkanntermaßen an öffentlichen 
Wegen, logiſch recht wohl möglich. Die entgegenſtehende deutſch⸗ 
rechtliche Auffaſſung hat ſich denn auch nicht bloß bei nicht⸗ 
ſchiffbaren öffentlichen Flüſſen durchgeſetzt (RG. 52, 383), 
ſondern ſie iſt auch bei ſchiffbaren öffentlichen Flüſſen in dem 
Urteil des erkennenden Senats vom 3. Juli 1907 (Seuff A. 
Bd. 62 Nr. 222) wenigſtens inſoweit anerkannt worden, als 
danach landesherrliche Verleihungen, die in früheren Jahr— 
hunderten zu einer Zeit ergingen, wo dieſe Auffaſſung herrſchend 
und die Landesherren tatſächlich wie rechtlich in der Lage waren, 
die Rechtsverhältniſſe der öffentlichen Flüſſe zu beſtimmen, auf⸗ 
rechtzuerhalten und zu ſchützen ſind. Hieran war feſtzuhalten. 
K. c. W., U. v. 30. Juni 09, 40008 V. — Jena. 

III. Preußiſches Recht. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

44. § 1, Tarifſtelle 250 StempſtG. verb. mit §S 311 BGB. 
und § 305 HGB. Über die Stempelpflichtigkeit von Fuſions⸗ 
beſchlüſſen.] 

Es handelt ſich um die Frage, ob der Fuſionsvertrag zwiſchen 
der Klägerin und der Aktiengeſellſchaft „Vereinigte Bonifazius“ 
in urkundlicher, die Stempelpflicht nach §S 1 des Geſetzes in 
Verbindung mit der Tarifſtelle 25% begründeter Form vorliegt. 
Der BerR. bejaht die Frage, indem er annimmt, daß die in 
den Protokollen vom 22. September und 4. November 1899 
verlautbarten Generalverſammlungsbeſchlüſſe der beiden Geſell— 
ſchaften als ſolche die ſtempelpflichtige Beurkundung des 
Fuſionsvertrages im Sinne des § 1 Abſ. 1 StempſtG. bilden. 
Das weſentliche bei der Fuſion ſeien — ſo führt der BerR. 
aus — die Beſchlüſſe der Generalverſammlungen; ſie allein 
ſtellten den wirkenden Vertragswillen dar, der von der Mehrheit, 
der Aktionäre erklärt werde. Die beiderſeitigen, inhaltlich 
übereinſtimmenden Beſchlüſſe ſeien als die förmliche Beurkundung 
des Fuſionsvertrages anzuſehen. Dieſe Ausführungen ſind 
inſoweit richtig, als die Rechtswirkſamkeit des Fuſionsvertrages 
auch nach dem für den gegenwärtigen Fall maßgebenden 
Handelsgeſetzbuch alter Faſſung an die Zuſtimmung der 
Generalverſammlungen gebunden war, deren eine die Auflöſung 
und deren andere die Aufnahme der ſich auflöſenden Geſellſchaft 
unter entſprechender Erhöhung des Grundkapitals zu beſchließen 
hatte (Art. 215 Abſ. 4, 2154 HGB.). Nicht zutreffend iſt 
aber die Auffaſſung — die freilich auch in der Literatur ver— 
treten worden iſt —, daß der Verſchmelzungsvertrag durch die 
übereinſtimmenden Beſchlüſſe der Generalverſammlungen zu: 
ſtande komme und in den darüber aufgenommenen Protokollen 
ſeinen urkundlichen Ausdruck finde. Die Generalverſammlung 
kann man inſofern als oberſtes Organ der Aktiengeſellſchaft 
bezeichnen, als ſie durch ihre Beſchlüſſe, ſoweit nicht die Satzung 
entgegenſteht, die Geſchäftsführung der anderen Organe (des 
Aufſichtsrats und des Vorſtandes) im weiteſten Umfange zu 
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beeinfluſſen und ihr die Richtung, die einzuhalten iſt, zu geben 
vermag. Aber ſie iſt, von hier nicht in Betracht kommenden 
Ausnahmen abgeſehen, zur Vertretung der Geſellſchaft im 
Rechtsverkehre mit anderen Perſonen nicht berufen. Ins⸗ 
beſondere ſchließt nicht ſie, ſondern regelmäßig der Vorſtand, 
der die Geſellſchaft gerichtlich und außergerichtlich vertritt, die 
erforderlichen Verträge (Art. 227 HGB.) und zwar auch dann, 
wenn er, wie dies bei dem Verſchmelzungsvertrage zutrifft, in 
der Ausgeſtaltung ihres Inhalts an die Mitwirkung der 
Generalverſammlung gebunden iſt und nach deren Anweiſungen 
zu handeln hat. Nach dem neuen HGB. kann dies nicht 
zweifelhaft ſein. Der Anmeldung der erfolgten Erhöhung des 
Grundkapitals zum Handelsregiſter iſt der von der General⸗ 
verſammlung der aufgelöſten Geſellſchaft genehmigte Vertrag 
über die Vermögensübertragung — der der Form des § 311 
BGB. bedarf — in Urſchrift oder in öffentlich beglaubigter 
Abſchrift beizufügen (S 305 Abſ. 2 HGB.). Der Vertrag wird 
alſo vom Geſetz als der Genehmigung durch die General⸗ 
verſammlung bedürftig bezeichnet; ſie tritt zu dem — von 
den vertretungsberechtigten Organen geſchloſſenen — Vertrage 
hinzu, aber ſie iſt nicht ſelbſt als Erklärung des Vertrags⸗ 
willens anzuſehen, die in Verbindung mit dem die Kapitals⸗ 
erhöhung betreffenden Beſchluſſe der Generalverſammlung der 
aufnehmenden Geſellſchaft das Geſchäft zum Abſchluß bringt. 
Ohne die vollziehende Tätigkeit der zur Vertretung nach außen 
befähigten Organe bedeuten die Generalverſammlungsbeſchlüſſe 
nur eine innere Angelegenheit der beteiligten Geſellſchaften. 
Auch für das frühere Recht muß ein gleiches gelten, da 
nirgends im HGB. alter Faſſung davon die Rede iſt, daß die 
Generalverſammlungen bei der Fuſion mehr als zuſtimmende 
Organe ſeien und den Verſchmelzungsvertrag ſelbſt abzuſchließen 
hätten oder daß ſich ein ſolcher Vertrag beim Vorliegen der 
Beſchlüſſe erübrige. Wenn daher im gegenwärtigen Falle vor 
Faſſung der notwendigen Beſchlüſſe eine endgültige Einigung 
zwiſchen den beiden Vorſtänden noch nicht erfolgt war, ſo ent⸗ 
hielten jene Beſchlüſſe nur die Anweiſung und die Ermächtigung 
für die Vorſtände, nunmehr den Fuſionsvertrag abzuſchließen. 
Es iſt dies auch zum Ausdrucke gelangt, indem in den von 
den Generalverſammlungen gutgeheißenen Anträgen des Auf: 
ſichtsrats und der Direktion der beiden Geſellſchaften der 
letzteren die weitere Ausführung der Beſchlüſſe übertragen oder, 
wie es in dem Antrage der übertragenden Geſellſchaft heißt, 
der Vorſtand ermächtigt wird, alle zur Ausführung des Be⸗ 
ſchluſſes erforderlichen Abmachungen zu treffen. So wenig nun 
die bloße Ermächtigung zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
dieſes ſelbſt iſt, es vielmehr erſt vorgenommen wird, wenn der 
Beauftragte von der Ermächtigung Gebrauch macht, ſo wenig 
vermag ein Beſchluß der Generalverſammlung für ſich Rechte 
oder Pflichten der Geſellſchaft gegenüber anderen, alſo auch 
gegenüber einer Aktiengeſellſchaft, zu erzeugen. Dazu bedarf 
es des Eingreifens des vertretungsberechtigten Vorſtandes. 
Darum kommt auch ein Vertrag zwiſchen zwei Aktiengeſell⸗ 
ſchaften nicht durch die übereinſtimmenden Beſchlüſſe der 
Generalverſammlungen, die weder als Angebot noch als An— 
nahme eines ſolchen im Rechtsſinne zu betrachten ſind, zuſtande, 
ſondern nur durch die Willensäußerungen der Vorſtände, die 
freilich ihre verbindliche Kraft jenen Beſchlüſſen entnehmen. 
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Hiernach iſt der Reviſion darin zuzuſtimmen, daß die Protokolle 
über die Generalverſammlungen nicht als Beurkundung des 
Fuſionsvertrages nach 8 1 Abſ. 1 StempſtG. gelten können. 
In der vom II. ZS. des RG. entſchiedenen Sache Ronsdorf⸗ 
Müngſtener Eiſenbahngeſellſchaft wider Fiskus (II 294/00, 
Urteil vom 8. Februar 1901) hatte ſich das OLG. Cöln auf 
einen dem des KG. ähnlichen Standpunkt geſtellt. Er wird 
in dem Urteile des RG. dahin wiedergegeben, daß die General⸗ 
verſammlungsbeſchlüſſe die Genehmigung der von den beiderſeitigen 
Vorſtänden bereits getroffenen Einigung enthielten und demgemäß 
in ihrer Geſamtheit die förmliche Beurkundung des Fuſions⸗ 
vertrages. In der Reviſionsinſtanz ſcheint dieſe Frage nicht weiter 
erörtert zu ſein. Die Gründe des Reviſionsurteils beſchäftigen ſich 
nicht mit ihr. Will man daraus eine ſtillſchweigende Billigung 
des vom OLG. eingenommenen Standpunktes finden, ſo iſt 
doch kein Anlaß gegeben, die Entſcheidung der BZS. anzurufen, 
weil die Sachlage in dem früheren Falle eine andere war: die 
Vorſtände hatten ſich bereits endgültig geeinigt, ehe die Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt waren, während dies in dem jetzigen Falle nicht 
geſchehen iſt, die Beſchlüſſe ſich vielmehr nur als Einwilligung 
in einen von den Vorſtänden noch zu ſchließenden Vertrag dar⸗ 
ſtellen. Daß dieſer den Willen der Generalverſammlung in 
Vollzug ſetzende Vertrag, der nach früherem Recht nicht an die 
jetzt durch S 311 BGB. vorgeſchriebene Form gebunden war, 
in einer von den beiderſeitigen Vorſtänden gezeichneten Urkunde 
niedergelegt und dadurch der Steuerpflicht unterworfen worden 
ſei, iſt nach dem Ausgeführten den Feſtſtellungen des BerR. 
nicht zu entnehmen. Die Protokolle über die General⸗ 
verſammlungsbeſchlüſſe ſtellen ihn nicht dar. Was der BerR. 
über deren Austauſch und über deſſen Entbehrlichkeit ausführt, 
iſt von dem Gedanken beherrſcht, daß die General— 
verſammlungen es ſeien, die den Fuſionsvertrag verein⸗ 
barten, und darum unerheblich. Das weſentliche ſind die Er⸗ 
klärungen der Vorſtände. Es war in den Vorinſtanzen 
geltend gemacht, daß, wenn nicht Abſ. 1 fo doch Abſ. 3 des 8 1 
StempſtG. anzuwenden ſei, da mindeſtens ein ſogen. Korreſpondenz⸗ 
vertrag vorliege. Von dieſem Geſichtspunkt aus hat der BerR. 
die Sachlage noch nicht geprüft. G. c. Preuß. Fiskus, U. v. 
25. Juni 09, 436/08 VII. — Berlin. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen vom 26. April bis zum 9. Juli 1909.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 8 4 Nr. 3 StGB. Anforderungen an die Anwendung 
ausländiſchen Rechts.] Die Aufhebung des Urteils iſt gerecht⸗ 
fertigt, weil die Gründe das angewandte Strafgeſetz nicht mit 
hinreichender Beſtimmtheit ergeben. Das Urteil beſchränkt ſich 
darauf, zu ſagen, das StGB. von Kalifornien ſtimme im 
weſentlichen mit dem von New Pork zuſammen; der Begriff 
der Unterſchlagung nach deutſchem Rechte decke ſich mit der 
Definition der amerikaniſchen larceny bzw. embezzlement. 
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Dieſe Ausführungen genügen nicht, um feſtzuſtellen, gegen welche 
Beſtimmung des kaliforniſchen Strafgeſetzes die Handlung des 
Angeklagten verſtößt. Es wird vielmehr an der Hand des 
StGB. für Kalifornien Penal Code of California von 1872 
(Deering San Franzisko 1886 nebſt Nachträgen) feſtzuſtellen 
fein, nach welcher Beſtimmung dieſes StGB. das nach dem 
Beweisergebnis als erwieſen erachtete Handeln des Angeklagten 
mit Strafe bedroht iſt. In Betracht kommen werden hierbei 
insbeſondere die 88 484 ff. und 503 ff. dieſes StGB. und es 
wird zu prüfen fein, ob ähnlich wie im StGB. für New Pork 
(Penal Code $ 528 Nr. 2, Sammlung außerdeutſcher Straf⸗ 
geſetzbücher, herausgegeben von der Redaktion der ZStV. 
Nr. 4) die Grenzen des Deliktes der widerrechtlichen Aneignung 
von Sachen (larceny) derart erweitert ſind, daß darunter auch 
Untreue und Unterſchlagung fallen, oder ob in den SS 503 ff. 
neue Deliktstatbeſtände aufgeſtellt ſind, von denen einer auf 
das ſtrafbare Handeln des Angeklagten, ſei es auch unter 
anderer ſtrafrechtlicher Bezeichnung, zutrifft. Soweit es ſich 
um die unter der Herrſchaft des chileniſchen StGB. Nr. 15 
der zitierten Sammlung begangenen Unterſchlagungen handelt, 
beſchränkt ſich die Strafkammer darauf, zu ſagen, das chileniſche 
StGB. ſei eine nahezu wörtliche Nachbildung des ſpaniſchen. 
Der Begriff der Unterſchlagung ſei in den den Diebſtahl und 
ähnliche Delikte behandelnden Artikeln enthalten, Art. 432, 447. 
Auch dieſe Ausführungen können als ausreichend nicht erachtet 
werden. Es wird zu prüfen ſein, ob die als verletzt bezeichneten 
Art. 432 in Verb. mit Art. 447 Nr. 5 ſich nicht ausſchließlich 
auf Diebſtahl, „die Aneignung fremder beweglicher Sachen 
gegen den Willen ihres Beſitzers“ (Überſchrift iſt vom Titel 9 
§ 1 und § ) richten und ob nicht als durch die Handlungen 
des Angeklagten verletzt der Art. 470 Nr. 1 in Betracht kommt 
(Aberſchrift von Titel 9 $ 8 „Gaunerei und andere Betrügereien“). 
Urt. d. III. Sen. v. 10. Mai 1909 (126/09). 

2. 5 53 StGB. Erforderlichkeit der Verteidigung bei 
ſicherer Ausſicht auf Hilfe Dritter.] Zuzugeben iſt, daß einem 
Notwehrberechtigten nicht grundſätzlich zugemutet werden kann, 
ſich auf die Unterſtützung Dritter zu verlaſſen und bei der 
Wahl ſeiner Verteidigungsmittel die Möglichkeit ſolcher Unter⸗ 
ſtützung in den Bereich ſeiner Erwägungen zu ziehen. Dagegen 
muß der Angegriffene dies tun, wenn mit ſeiner Kenntnis die 
Dritten zur Hilfeleiſtung entweder kraft amtlicher Stellung 
rechtlich oder wegen naher perſönlicher Beziehungen ſittlich ver⸗ 
pflichtet, ſeine Ausſichten auf tatkräftigen Beiſtand alſo nicht 
mehr oder weniger unſicher, ſondern durchaus beſtimmt und 
verläßlich find. (Urteil des I. StS. vom 23. November 1905 
gegen Laimer I 289/05, Urteil des I. StS. vom 26. Februar 
1906 gegen Chriſt I 590/05.) So liegt die Sache gegebenen- 
falls, weil feſtgeſtelltermaßen der Angeklagte als Schutzmann 
gegenüber dem Widerſtand und den rechtswidrigen Angriffen des 
Zeugen W. von anderen, ſchon anweſenden oder doch in nächſter 
Nähe befindlichen Schutzleuten ſichere und ausgiebige Hilfe zu 
gewärtigen hatte. Urt. d. I. Sen. v. 6. Mai 1909 (334/09). 

3. 8 156 StGB. Verſchweigen einer für unerheblich 
gehaltenen Tatſache.] Begründet iſt die Beſchwerde der An⸗ 
geklagten, daß ihr Einwand, ſie habe den einmaligen Verkehr 
mit S. innerhalb der Zeit von Juli bis Ende November 1907 
überhaupt nicht als einen Beiſchlaf aufgefaßt, nicht zutreffend 
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gewürdigt worden ſei. Er iſt zwar als „unglaubwürdig“ be⸗ 
zeichnet und dieſe Feſtſtellung wäre in der Reviſionsinſtanz 
nicht anfechtbar, wenn ſie als eine lediglich tatſächliche anzuſehen 
wäre. Dies iſt aber nicht der Fall. Die weiteren Urteils⸗ 
gründe ergeben vielmehr, daß der Einwand von dem rechtlichen 
Geſichtspunkte, von dem aus ihm Bedeutung beizumeſſen war, 
überhaupt nicht geprüft worden iſt. Es iſt nicht für widerlegt 
erachtet, daß S. ſich bei dem einmaligen geſchlechtlichen Verkehr 
mit der Angeklagten innerhalb der Empfängniszeit eines Schutz⸗ 
mittels bedient hat und dieſes nicht zerriſſen iſt. Wenn die 
Angeklagte unter Hinweis hierauf erklärt hat, ſie habe den mit 
S. vollzogenen Beiſchlaf nicht als ſolchen aufgefaßt, ſo kann 
ſie damit nur gemeint haben, ſie habe geglaubt, nur einen 
ſolchen geſchlechtlichen Verkehr innerhalb der Empfängniszeit an⸗ 
geben zu müſſen, welcher geeignet war, die Vaterſchaft des 
von ihr in Anſpruch genommenen Mannes auszuſchließen. 
Hierzu wäre der geſchlechtliche Verkehr mit S. aber nicht ge⸗ 
eignet geweſen, wenn er unter Umſtänden vollzogen war, welche 
offenbar unmöglich machten, daß aus dieſer Beiwohnung 
das Kind empfangen fein konnte. Vgl. $ 1717 BGB. und 
RGSt. 39, 58 (61). Die Strafkammer aber hat die Annahme, 
daß der Einwand der Angeklagten unglaubwürdig ſei, nur 
darauf geſtützt, daß ſie offenbar ſehr genau wiſſe, was Beiſchlaf 
bedeute und daß ſolcher auch mittels Schutzmittels vollzogen 
werden könne. Damit iſt nur geſagt, die Angeklagte habe ge⸗ 
wußt, daß auch ein unter Anwendung eines Schutzmittels voll⸗ 
zogener geſchlechtlicher Verkehr als Beiſchlaf anzuſehen ſei, nicht 
aber widerlegt, daß ſie geglaubt habe, es komme ein in dieſer 
Art vollzogener Beiſchlaf für die von ihr erhobenen Anſprüche 
nicht in Betracht und ſie brauche ihn deshalb nicht anzugeben. 
War ſie dieſer Anſicht, dann würde dadurch jedenfalls die 
Wiſſentlichkeit ausgeſchloſſen ſein. Urt. d. IV. Sen. v. 2. Juli 
1909 (481/09). | 

4. 51741 StGB. Pflegevaterſchaft des Stiefvaters beim 
vorehelichen Kinde ſeiner Ehefrau.] Wenn auch die bloße Tat⸗ 
ſache, daß bei Eingehung einer Ehe der Ehemann ein vor⸗ 
eheliches Kind ſeiner Ehefrau in den gemeinſamen ehelichen 
Haushalt aufnimmt, nicht genügt, um ein Pflegevaterverhältnis 
des Stiefvaters bezüglich dieſes Kindes zu begründen, ſo gehen 
doch die im vorliegenden Falle feſtgeſtellten beſonderen Umſtände 
über den Rahmen der bloßen Aufnahme des Kindes in den 
gemeinſamen Haushalt hinaus. Dieſe beſonderen Umſtände, 
der in der Legitimation ihre familienrechtliche Wirkungsloſigkeit 
unbeſchadet erkennbar hervorgetretene Wille des Angeklagten, 
das Kind wie ſein eigenes Kind zu halten und die tatſächliche 
Durchführung dieſes Willens, die ſich darin zeigte, daß er auch 
die Erziehung des Kindes übernahm und an ihm Vaterſtelle 
vertrat, boten der Strafkammer eine ausreichende Grundlage 
für ihre Annahme, daß der Angeklagte, der Stiefvater des 
Kindes, auch zugleich deſſen Pflegevater im Sinne des $ 1741 
StGB. war. (RGSt. 41, 198 flgde) Urt. d. V. Sen. v. 
6. Juli 1909 (645/09). 

5. § 184 StGB. Darſtellung nackter Körper.] 

a. Die Strafkammer hat die Annahme, daß die Poſt⸗ 
kartenbilder nicht als unzüchtige Darſtellungen anzuſehen ſeien, 
ohne auf das durch ſie Geſchilderte überhaupt näher einzugehen 
oder den Ausſpruch, daß zwei von ihnen durchaus ernſte Motive 
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enthalten, irgendwie zu begründen, auf folgende Erwägungen 
geſtützt: Der nackte menſchliche Körper ſei von jeher gern von 
den Künſtlern als Vorwurf ihres Schaffens benutzt worden, 
ohne daß in der Darſtellung des nackten Körpers als ſolchen 
etwas Unzüchtiges gefunden worden wäre. Vorausſetzung ſei 
nur, daß nicht durch die Darſtellung des Nackten in grob finn- 
licher Weiſe die künſtleriſche Idee in den Hintergrund gedrängt 
werde. Bei den vier Abbildungen ſei dies nicht der Fall. 
Sie ſeien nicht darauf berechnet, einen geſchlechtlich ſinnlichen 
Reiz zu erwecken und den Angeklagten ſei es auch nicht darum 
zu tun geweſen, der Lüſternheit eines Teils des Publikums 
entgegenzukommen. Dieſe Erwägungen geben in mehrfacher 
Hinſicht zu Rechtsbedenken Anlaß. Zunächſt handelt es ſich 
hier gar nicht um die von Künſtlern geſchaffenen Werke ſelbſt, 
ſondern um Nachbildungen auf Poſtkarten. Was für die 
Erzeugniſſe der Kunſt gilt, kann nicht ohne weiteres auf deren 
Nachbildungen übertragen werden. Es wäre demnach zu prüfen 
geweſen, ob die Abbildungen in ihrer Beſchaffenheit und Ver⸗ 
wendung als Poſtkartenbilder als unzüchtige Darſtellungen 
im Sinne des Geſetzes anzuſehen ſind. Vgl. RGSt. 37, 315. 
Der Urteilsinhalt beweiſt, daß dieſer Geſichtspunkt nicht die 
erforderliche Berückſichtigung gefunden hat. Sodann kommt es 
für die Frage, ob Darſtellungen unzüchtig ſind, nicht darauf 
an, ob mit ihrer Darbietung der Zweck verfolgt wird, einen 
geſchlechtlich ſinnlichen Reiz zu erwecken. Entſcheidend iſt viel⸗ 
mehr der objektive Inhalt der Darſtellungen ſelbſt, ſei es 
allein, ſei es im Zuſammenhalte mit den näheren Umſtänden 
der Darbietung. Die Strafkammer hat indes erſichtlich haupt⸗ 
ſächlich darauf Gewicht gelegt, ob die Abbildungen dazu be— 
ſtimmt geweſen ſeien, einen geſchlechtlichen Reiz auszuüben, 
und hat dabei verkannt, daß S 184 eine Zweckbeſtimmung 
dieſer Art nicht vorausſetzt, ſondern nur erfordert, daß die 
Darſtellung geeignet iſt, das Scham: und Sittlichkeitsgefühl 
in geſchlechtlicher Beziehung zu verletzen und daß auch der 
Täter dieſer Eigenſchaft ſich bewußt iſt. Urt. d. IV. Sen. 
v. 14. Mai 1909 (290/09). 

b. Die erſtrichterliche Feſtſtellung, daß die ſechs Abbildungen, 
wegen deren Verkaufs Verurteilung erfolgt iſt, das Scham- und 
Sittlichkeitsgefühl zu verletzen geeignet und deshalb unzüchtig 
ſind, ſchließt nach ihrer Begründung die Möglichkeit eines 
Rechtsirrtums nicht aus und iſt deshalb zu beanſtanden. Zu: 
nächſt fehlt die Feſtſtellung der geſchlechtlichen Beziehung, in 
der das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl verletzt ſein ſoll. Der 
erſte Richter legt weiter das entſcheidende Gewicht darauf, daß 
die Bilder nackte Frauensperſonen darſtellen und daß dieſe Nackt⸗ 
darſtellungen, namentlich in der mangelhaften Wiedergabe der 
Originalgemälde keinerlei Kunſtwert beſitzen. Der mangelnde 
künſtleriſche Wert kann nur dann in Betracht kommen, wenn 
Abbildungen, die ohne dieſen Kunſtwert, alſo an und für ſich 
betrachtet, unzüchtig ſein würden, den Charakter der Unzüchtig⸗ 
keit durch künſtleriſche Darſtellung verlieren würden, wenn ſie 
alſo auf dem Gebiete der Kunſt nicht anſtößig ſein würden, 
während ſie es außerhalb dieſes Gebietes find (RGSt. 30, 378); 
andererſeits können auch Abbildungen, die als Kunſtwerke an: 
zuſehen find, dennoch unzüchtig fein (RGSt. 37, 315). Es 
mußte alſo zunächſt, d. h. abgeſehen von etwaigen künſtleriſchen 
Rückſichten, der unzüchtige Charakter der Bilder feſtgeſtellt 
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werden. Sollte, wie es ſcheint, der erſte Richter davon aus⸗ 
gegangen ſein, daß die Darſtellung des unverhüllten weiblichen 
Körpers als an ſich unzüchtig zu bezeichnen ſei, ſo wäre dies 
rechtsirrig. Es müſſen beſondere Umſtände hinzutreten, um 
dasjenige, was zunächſt nur die natürliche Erſcheinung des 
natürlichen Menſchen iſt, zu einer unſittlichen oder ſchamloſen 
Erſcheinung umzuwandeln, ſo z. B. die ſinnfällig hervortretenden 
geſchlechtlichen Beziehungen oder die gegen das Sittengeſetz 
verſtoßende Art der Ausſtellung oder Zurſchauſtellung oder auch 
die Art des Vertriebes (Poſtkarten). Jedenfalls müſſen objektive, 
mit der Darſtellung unmittelbar und äußerlich zuſammenhängende 
Umſtände (des Gegenſtandes, der Form, der Umgebung, des 
Ortes) die Unzüchtigkeit beſtimmen (RGSt. 24, 365 [367). 
Im vorliegenden Falle könnten für die Beantwortung der 
Frage, warum hier der erſte Richter die Darſtellung des 
Nackten für unzüchtig erklärt, aus den Urteilsgründen nur zwei 
Stellen entnommen werden: an der einen heißt es hinſichtlich 
drei der für unzüchtig erklärten Bilder, die dargeſtellten un: 
bekleideten Frauensperſonen „zeigen dem Beſchauer ihre Nacktheit 
herausfordernd oder lüſtern“, an der andern, die Nacktheit 
trete — mehr als bei den Bildern, die nicht als unzüchtig an⸗ 
geſehen werden — „in den Vordergrund“. Was hierunter zu 
verſtehen iſt, iſt aber ſo wenig klar, daß von „Umſtänden“ der 
vorbezeichneten Art nicht die Rede ſein kann. Urt. d. V. Sen. 
v. 4. Juni 1909 (287/09). 

6. § 184 StGB. Ausſchluß der Unzüchtigkeit durch 
ethiſche Geſamttendenz.] Der erſte Richter erachtet einen Teil 
der in der unter Anklage geſtellten Druckſchrift enthaltenen 
Erörterungen für geeignet, das Scham- und Sittlichkeitsgefühl 
in geſchlechtlicher Beziehung zu verletzen, führt aber auf Grund 
der von ihm vorgenommenen Prüfung des Inhalts der Broſchüre 
weiter aus, daß dieſe unzüchtigen Stellen gegenüber dem Ge⸗ 
ſamtcharakter der Schrift zurücktreten. Letztere verfolge als 
Streitſchrift in der Los-von-Rom⸗Bewegung ethiſche Zwecke, 
indem ſie den Nachweis für die von der Gegenpartei bekämpfte 
Behauptung erbringen wolle, daß die zurzeit herrſchende Moral⸗ 
theorie der römiſch-katholiſchen Kirche eine nach deren beſonderen 
Zwecken ausgeſtaltete, nicht aber die göttliche Sittenlehre des 
Evangeliums ſei. Hierzu ſeien auch die in der Broſchüre an- 
geführten, der Moraltheologie entnommenen an ſich unzüchtigen 
Stellen beſtimmt und objektiv geeignet, weil ſie auf die Ge⸗ 
fahren aufmerkſam machen ſollen, welche durch die in ihnen 
enthaltenen, nach Anſicht des Verfaſſers auch jetzt noch von 
der römiſch⸗katholiſchen Kirche anerkannten Sittenlehren für die 
wahre Sittlichkeit entſtehen können. Dieſe Feſtſtellungen laſſen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen, entſprechen vielmehr den vom 
RG. für die Beſtimmung des Begriffs einer unzüchtigen Schrift 
angenommenen Grundſätzen (vgl. RGSt. 23, 388). Insbeſondere 
iſt damit keineswegs, wie die Beſchwerdeführerin meint, aus⸗ 
geſprochen, daß eine derartige Streitſchrift niemals unzüchtig 
ſein könne, vielmehr die Unzüchtigkeit im vorliegenden Falle 
lediglich wegen der tatſächlich gegebenen Sachlage verneint. 
Dabei iſt ausdrücklich berückſichtigt, daß die Broſchüre zum 
Maſſenvertrieb beſtimmt, demgemäß ausgeſtattet und zu dem 
niedrigen Preis von 50 „ verkauft worden iſt, und ferner 
erwogen, daß ihr Inhalt auch dem Ungebildeten verſtändlich 
ſei und jeder unvoreingenommene Leſer die feſtgeſtellte Tendenz 
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der Schrift erkennen und deshalb in feinem Sittlichkeitsgefühl 
in geſchlechtlicher Hinſicht nicht verletzt werden könne. Danach 
iſt aber die Behauptung der Staatsanwaltſchaft, die Straf: 
kammer habe den Leſerkreis, auf welchen die Schrift berechnet 
war, nicht genügend und nur hinſichtlich der Gebildeten in 
Betracht gezogen, unzutreffend. Auch ſteht mit jenen Er⸗ 
wägungen die weitere Ausführung der Strafkammer durchaus 
nicht in Widerſpruch, daß Perſonen, welche nicht der Meinung 
des Verfaſſers ſind, in ihren Gefühlen verletzt werden können. 
Denn es wird beſonders hervorgehoben, daß dabei die Ver⸗ 
letzung nur auf religiöſem Gebiete, nicht aber auf dem Gebiet 
des Schamgefühls in geſchlechtlichen Dingen liege. Urt. d. 
IV. Sen. v. 28. Mai 1909 (302/09). Vgl. a. Nr. 30. 

7. 8185 StGB. Beleidigung durch unſittlichen Angriff.] 
Der vom Vater der Ottilie S. geſtellte Strafantrag bezog ſich auf 
diejenige Handlung, die der Verurteilung zugrunde liegt. Daß 
dieſe Handlung im Urteil als eine tätliche Beleidigung aufgefaßt 
iſt, im Strafantrage dagegen als „Sittlichkeitsverbrechen“, be⸗ 
gangen durch Vergewaltigung und Schwängerung eines Mädchens, 
ſteht der Wirkſamkeit des Strafantrages nicht entgegen. Ob 
die Strafbeſtimmungen des $ 182 und des $ 185 StGB. ſich 
gegenſeitig ausſchließen, iſt hier nicht zu erörtern, weil im 
Urteil die Anwendbarkeit der erſten Vorſchrift wegen Mangels 
des inneren Tatbeſtandes verneint iſt. Keinesfalls kann die 
Feſtſtellung des äußeren Tatbeſtandes der Verführung die An- 
nahme einer durch dieſelbe Handlung begangenen tätlichen Be— 
leidigung ausſchließen. In anderer Richtung gibt aber die 
Urteilsbegründung zu Bedenken Anlaß. Im Urteil iſt von der 
gewaltſamen Art die Rede, wie der Angeklagte ſchließlich den 
Widerſtand des Mädchens, das ſich anfangs ernſtlich ſträubte, 
gebrochen hat, und an einer anderen Stelle heißt es, daß er 
auf den Willen des Mädchens durch Umfaſſen, unſittliches Be⸗ 
rühren, Geltendmachen ſeiner überlegenen Kraft derart eingewirkt 
hat, daß ſie zuletzt ihren Widerſtand aufgegeben hat. Ihre 
tatſächliche Unterlage finden dieſe Ausſprüche in dem im Urteil 
angegebenen Inhalt der Ausſage der Ottilie S., die bis auf 
den Umſtand, daß ihr Widerſtand ſich nicht auf die Beiſchlafs⸗ 
vollziehung erſtreckt hat, für erwieſen erachtet iſt. Hiernach hat 
ſie der Angeklagte im Vorbeigehen plötzlich mit den Armen 
umfaßt, ſie dann trotz ihres Sträubens in eine Stube gezogen, 
ſie dort aufs Sopha geworfen und mit ihr den Beiſchlaf voll⸗ 
zogen. Es wird ferner bemerkt, daß das Mädchen zuletzt ſeinen 
Widerſtand gegen die Beiſchlafsvollziehung aufgegeben habe, 
und dann in nicht ganz einwandfreier Faſſung dieſes Aufgeben 
des Widerſtandes „im letzten Augenblick der Tat mit der 
Beiſchlafsvollziehung“ für geeignet erachtet, die Annahme der 
Notzucht auszuſchließen. Die Behauptung der Reviſion, daß 
der feſtgeſtellte Sachverhalt eine Verurteilung nach $ 176 StGB. 
rechtfertige, findet in dieſer Urteilsbegründung einen Anhalt. 
Zum mindeſten iſt es hiernach nicht ausgeſchloſſen, daß der 
Angeklagte durch Anwendung körperlicher Gewalt einen der 
Vornahme unzüchtiger Handlungen entgegengeſetzten Widerſtand 
überwunden hat, wie es $ 176 Nr. 1 StGB. in feinem erſten 
Teile erfordert. Von welchem Zeitpunkte ab das Sträuben des 
Mädchens ſich in Einverſtändnis gewandelt hat, erhellt nicht 
mit Sicherheit. Wenn das „unſittliche Berühren“ des Mädchens, 
das Niederwerfen auf das Sopha, das Hochreißen der Kleider 
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vom Angeklagten auf „gewaltſame Art“, „durch das Geltend⸗ 
machen ſeiner überlegenen Kraft“ erzwungen iſt, ſo kann die 
Anwendung des § 176 Nr. 1 StGB. in Frage kommen, und 
das Gericht mußte zu dieſer Frage Stellung nehmen. Falls 
die Verhandlung einen hinreichenden Verdacht in dieſer Richtung 
ergeben hätte, wäre nach $ 270 StGB. die Verweiſung der 
Sache an das Schwurgericht erforderlich geweſen. Die Unter⸗ 


laſſung dieſer Prüfung muß ſonach der Rüge, die ſich gegen 


die Zuſtändigkeit des LG. wendet, zum Erfolge verhelfen. Die 
Begründung des Urteils muß aber auch Bedenken gegen die 
Anwendung des § 185 StGB. hervorrufen. Die tätliche Be 
leidigung iſt offenbar in dem geſamten von Ottilie S. ge⸗ 
ſchilderten Verhalten des Angeklagten einſchließlich der Beiſchlafs⸗ 
vollziehung gefunden worden. Dies ergibt ſich auch aus dem 
zur Begründung der Strafzumeſſung dienenden Ausſpruch, daß 
die Tat die ſchwerſte Beleidigung enthalte, die einem unbeſcholtenen 
Mädchen zugefügt werden konnte. Jedenfalls umfaßt alſo die 
Verurteilung wegen Beleidigung auch Handlungen, mit denen 


das Mädchen einverſtanden war. Durch eine den Erforderniſſen 


entſprechende Einwilligung wird der tätlichen Beleidigung das 
Merkmal der Rechtswidrigkeit entzogen. Die rechtliche Be⸗ 
achtlichkeit einer ſolchen Einwilligung iſt, ohne daß hierfür die 
ſonſt rechtlich wirkſamen Altersunterſchiede unbedingt maßgebend 
find, davon abhängig, ob der Einwilligende die genügende 
Urteilsfähigkeit beſeſſen hat, um die gegen ihn gerichtete Handlung 
zutreffend zu würdigen, und ob ſeine Erklärung ſich als ſeine 
freie, wahre innere Willensentſchließung darſtellt, was nach 
ſeinen perſönlichen Eigenſchaften und den obwaltenden Umſtänden 
zu prüfen iſt (RGSt. 41, 392). Ob der Satz des Urteils: 
„denn es handelt ſich hier um ein jugendliches Mädchen, das 
vermöge ſeiner Jugend und Unerfahrenheit über ſeinen Körper 
und ſeine Geſchlechtsehre noch nicht verfügen kann“, dieſen Er⸗ 
forderniſſen Rechnung trägt, iſt nicht unbedenklich. Vor allem 
aber würde es der Feſtſtellung bedurft haben, daß der An⸗ 
geklagte ſich der rechtlichen Unbeachtlichkeit der Einwilligung des 
Mädchens bewußt geweſen ſei. Das Urteil unterſtellt, daß er 
bei Begehung der Tat von dem Alter des Mädchens keine 
Vorſtellung gehabt hat; es bezeichnet ferner das Bewußtſein 
des Angeklagten als nicht feſtgeſtellt, daß das Mädchen ſchließlich 
mit der Beiſchlafsvollziehung nicht einverſtanden geweſen ſei. 
Hat der Angeklagte aber dieſes Einverſtändnis nicht als rechtlich 
unbeachtlich erkannt, ſo würde es an dem Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit ſeiner Handlungsweiſe fehlen. Die Sachlage 
erforderte daher eine ausdrückliche Stellungnahme zu dieſer 
Frage, und dieſer Mangel wird nicht erſetzt durch die nach 
einer anderen Richtung zielende Ausführung, daß ſich der An⸗ 
geklagte des ehrenkränkenden Charakters ſeiner Handlungsweiſe 
bewußt geweſen ſei. Urt. d. III. Sen. v. 29. April 1909 
(107/09). 

8. 8 193 StGB. Beleidigung in einem Gnadengeſuche.] 
Die Ausführungen des Urteils ſind nicht, wie der Verteidiger 
anſcheinend annimmt, dahin zu verſtehen, daß dem Angeklagten 
der Schutz dieſer Geſetzesſtelle verſagt werde, weil die ihm nach⸗ 
gewieſenen Beleidigungen unter $ 187 StGB. fallen, und daß 
Strafloſigkeit nur eintreten könne, wenn eine Beleidigung im 
Sinne des § 186 StGB. vorliegen würde. Vielmehr wird aus 


dem Umſtande, daß der Angeklagte Kenntnis von der wahren 
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Sachlage hatte, gefolgert, er habe einen erlaubten Zweck, ein 
berechtigtes Intereſſe nicht verfolgt. Das iſt nicht rechts⸗ 
irrig. Innerhalb des Strafverfahrens iſt es auch dem ſchuldigen 
Angeklagten nicht verboten, ſich durch bewußt unwahres Ab- 
leugnen beſtimmter Tatſachen zu verteidigen. Zum Zwecke 
feiner Verteidigung kann namentlich ein aus § 187 StGB. 
Angeklagter ſtraflos die ihm zur Laſt gelegte verleumderiſche 
Beleidigung wider beſſeres Wiſſen als wahr aufrechterhalten 
und wiederholen, weil auch inſoweit nur ein Leugnen der Tat 
ſtattfindet (RG St. 5, 56; Goltd Arch. 46, 205; RGSt. 34, 222). 
Anders liegt jedoch die Sache, wenn ein ſchuldiger Angeklagter, 
um die Ausſagen von Zeugen zu verdächtigen und dadurch 
oder in ſonſtiger Weiſe die Richter irrezuführen, bewußt wahrheits⸗ 
widrig Behauptungen ehrenrühriger Art in Beziehung auf die 
Zeugen oder andere Perſonen aufſtellt. Die abſichtliche Täuſchung 
des Richters wird zwar nicht beſtraft; deshalb allein iſt aber 
ein Recht des Angeklagten zu einer ſolchen abſichtlichen Täuſchung 
nicht als im Geſetz anerkannt und gebilligt anzuſehen, und eine 
zum Zwecke der Herbeiführung der Täuſchung verübte Be⸗ 
leidigung einer anderen Perſon kann deshalb nicht aus dem 
Geſichtspunkt ſtraflos bleiben, daß ein berechtigtes Intereſſe 
damit verfolgt worden ſei. Das gilt mindeſtens in gleichem 
Maße auch für Beleidigungen, die in Gnadengeſuchen begangen 
werden. Zwar ſteht die Anrufung der Gnadeninſtanz jedem 
Verurteilten frei, und Angaben, die ein ſolches Gnadengeſuch 
begründen ſollen, ſind beſtimmt, berechtigte Intereſſen wahr⸗ 
zunehmen und eine letzte Verteidigung zu verſuchen. Dadurch 
allein wird aber ein Recht, auf die Entſchließungen der zuſtändigen 
Stelle durch Täuſchung Einfluß zu üben, um den Erfolg des 
Straferlaſſes herbeizuführen, nicht begründet. 
eine ſolche Täuſchung, ſofern ſie von dem Verurteilten ſelbſt 
ausgeht, nicht ſtrafbar ſein, ſo iſt doch eine Befugnis der Ver⸗ 
urteilten zur Verübung ſolcher Täuſchungen weder im Recht 
anerkannt, noch iſt ſie mit allgemein ſittlichen Anſchauungen zu 
vereinbaren, noch auch kann ſie bei billiger verſtändiger Be⸗ 
urteilung der Sachlage als gerechtfertigt angeſehen werden. 
Auch im vorliegenden Fall iſt alſo die bewußte Täuſchung der 
als vermeintlich zuſtändig angerufenen Behörde dahin, daß ein 
Dritter ehrenrührige Handlungen begangen habe, deren Würdigung 
der Strafrichter zum Nachteil des Angeklagten unterlaſſen habe, 
keine rechtlich gebilligte Verteidigung, die Herbeiführung 
dieſer Täuſchung nicht Gegenſtand eines berechtigten Intereſſes. 
Die Rückſichten auf die Ehre der grundlos verdächtigten Perſon 
haben deshalb auch dieſem nicht zu billigenden Zwecke gegenüber 
nicht zurückzutreten, und die bewußt unwahre Behauptung des 
Angeklagten, er ſei im Strafverfahren das Opfer der Bosheit 
eines anderen geworden, iſt als Beleidigung ſtrafbar. Urt. d. 
I. Sen. v. 24. Juni 1909 (414/09). 

9. § 222 StGB. Verpflichtung, dem Leichtſinn Unter⸗ 
gebener entgegenzutreten.] Richtig iſt, daß die Urteilsgründe 
bei der Frage, ob der Angeklagte damit rechnen konnte, daß 
ſeinen Warnungen Folge geleiſtet werde, an der einen Stelle 
ſagen, der Angeklagte habe bei feinen Arbeitern Autorität ge⸗ 
noſſen, ein Zeuge habe ausgeſagt: „Wenn T. warnte, haben 
wir ſchon gefolgt“, und daß bald darauf geſagt wird, die 
Arbeiter hätten bei ſeinen früheren Warnungen öfters gelacht. 
Allein der Widerſpruch iſt nur ſcheinbar. Der erſte Richter 
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geht klar erkennbar davon aus, daß die Arbeiter, wenn ſie 
auch die Warnungen oft für überflüſſig hielten, weil ſie die 
Gefahr nicht erkannten, doch einem deutlichen, energiſchen Be⸗ 
fehle des Angeklagten nachgekommen wären. Verfehlt iſt die 
Meinung des Verteidigers, daß der Angeklagte mit dem Verbot 
des Weiterarbeitens in dem Loche alles getan hätte, was nötig 
war, um ein Unglück zu vermeiden. Der Erfolg hat das 
Gegenteil bewieſen. Der erſte Richter findet die Fahrläſſigkeit 
des Angeklagten darin, daß er das Verbot nicht deutlich und 


nicht energiſch genug erlaſſen und auf ſeiner Befolgung nicht 


beſtanden habe. Die Ausführungen des Verteidigers wären 
dann begründet, wenn der Angeklagte den G. in der Tat dazu 
bewogen hätte, die Weiterarbeit in dem Loche zu unterlaſſen, 
G. aber nach feinem Fortgange die Arbeit doch wieder fort: 
geſetzt hätte. Dann würde ein urſächlicher Zuſammenhang 
zwiſchen dem Tun des Angeklagten und dem Tode des G. 
nicht oder wenigſtens nicht ohne eine andere Begründung an⸗ 
zunehmen ſein. In Wahrheit aber hat der Angeklagte ſich 
entfernt, ohne daß G. dem Befehle nachgekommen war, und 
er konnte nach der Überzeugung des erſten Richters vorherſehen, 
daß G. trotz ſeines Verbots weiterarbeiten würde. 
I. Sen. v. 26. April 1909 (154/09). 

10. § 230 StGB. Vorausſehbarkeit.] Die Körper: 
verletzung der drei Kinder iſt durch ein Ereignis verurſacht 
worden, das für den Angeklagten nicht vorherſehbar war: 
durch den Bruch des ſchmiedeeiſernen Hakens an der Spindel. 
Bei deſſen Herſtellung war ein äußerlich nicht erkennbarer 
Kunſtfehler begangen, der ſeine Zugfeſtigkeit bedeutend herab⸗ 
ſetzte. Der erſte Richter geht auf Grund dieſer Feſtſtellungen 
von dem Rechtsſatze aus, daß Fahrläſſigkeit nicht angenommen 
werden kann, wenn für den Handelnden auch bei Beobachtung 
genügender Aufmerkſamkeit das eine oder andere Glied der 
Kauſalkette nach den Erfahrungen des täglichen Lebens 
nicht vorausgeſehen werden konnte. Die ſchlechte Fabrikation 
des Hakens hält die Strafkammer für ein Glied der Kauſalkette, 
das außerhalb des Rahmens der täglichen Erfahrung lag; ſie 
rechnet deshalb die Verſchuldung eines Dritten dem Angeklagten 
nicht zur Fahrläſſigkeit zu. Der Staatsanwalt dagegen meint, 
der Angeklagte habe mit dem Bruch des Hakens auch aus 
anderen Urſachen rechnen und deshalb die Drehung der Spindel 
nicht zulaſſen dürfen, ſolange ſich Publikum in dem Be— 
reich der Gerüſtſtangen befand. Der Oberreichsanwalt 
gelangt zu dem gleichen Ergebniſſe; nach ſeiner Anſicht kommt 
es nicht darauf an, ob der Angeklagte die fehlerhafte Herſtellung 
des Hakens und die Minderung ſeiner Ziehfeſtigkeit vorausſehen 
konnte, ſondern ob ſeine Vorherſehbarkeit ſich auf den Einſturz 
des Gerüſtes infolge der bei der Seilſpannung ſtärkeren In⸗ 
anſpruchnahme aller Teile erſtreckte. Bewirkt das Anſpannen, 
ſo führt er aus, regelmäßig eine Erhöhung der Inanſpruchnahme 
der ganzen Vorrichtung, und liegt es im Bereich der berufs⸗ 
mäßigen Erfahrung, daß hierbei der eine oder andere Teil 
nachgibt und damit die Standhaftigkeit des Gerüſtes überhaupt 
gefährdet wird, ſo iſt die Vorherſehbarkeit des Erfolgs nicht 
auszuſcheiden, wenn eine Einzelheit, wie das Verſagen des 
einen Teils, der Bruch des Hakens, nicht vorhergeſehen werden 
mußte. Dieſer Auffaſſung ſchließt ſich der Senat an. Urt. d. 
I. Sen. v. 17. Mai 1909 (225/09). 


Urt. d. 
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11. S 253 StGB.] Der vom Angeklagten an die 
Firma W. gerichtete Brief enthält die Androhung eines Kon⸗ 
kurrenzkampfes und damit die Ausübung eines Zwanges auf 
die freie Willensbetätigung der Inhaber der genannten Firma 
in der Richtung, daß dieſe ſich zum Aufgeben ihrer Berliner 
Filiale entſchließen ſollten. Die Behauptung des Beſchwerde⸗ 
führers, der angekündigte Konkurrenzkampf ſei ein durchaus 
erlaubtes Kampfmittel und die Androhung des wirtſchaftlichen 
Kampfes ſtelle keinen widerrechtlichen Eingriff in die Freiheit 
oder ein ſonſtiges Recht der Adreſſaten des Briefes dar, iſt auf 
ihre Richtigkeit nur im Hinblick auf den hier vorliegenden Sach⸗ 
verhalt zu prüfen. Danach aber kann von der Androhung 
eines erlaubten Kampfmittels nicht die Rede ſein. Die 
Statthaftigkeit eines ſolchen iſt nicht bloß danach zu beurteilen, 
ob die angedrohte Maßregel an ſich zuläſſig iſt. Entſcheidend 
iſt vielmehr auch die beabſichtigte Art der Führung des Kampfes 
und das Ziel, das durch Anwendung oder Androhung eines 
Kampfmittels erſtrebt wird. Im vorliegenden Fall ſollten die 
Inhaber der genannten Firma gezwungen werden, ihren Ge— 
werbebetrieb in Berlin überhaupt aufzugeben. Es handelte ſich 
alſo nicht um einen Konkurrenzkampf unter Wahrung der 
gegneriſchen Freiheit des Gewerbebetriebs, ſondern um einen 
ſolchen, deſſen Endziel es war, der Gegnerin überhaupt wirt⸗ 
ſchaftlich unmöglich zu machen ihr Gewerbe da zu betreiben, 
wo ſie es betreiben wollte. Das bedeutet einen ſchweren 
Eingriff in die durch das Geſetz jedermann gewährleiſtete 
Gewerbefreiheit (S 1, 7 GewO.). Maßregeln, durch welche ein 
derartiger, dem Geſetz zuwiderlaufender Zweck erreicht 
werden ſoll, können überhaupt nicht als zuläſſige Kampfmittel 
gelten. Und daß die Führung eines derartigen Konkurrenz⸗ 
kampfes nicht mit den Mitteln eines lauteren Wettbewerbs 
ermöglicht werden konnte und ſollte, liegt auf der Hand. Es 
bedarf deshalb auch keines Eingehens auf die Frage, ob und 
eventuell unter welchen Vorausſetzungen die Ankündigung eines 
zuläſſigen gewerblichen Kampfmittels nicht als Nötigung 
durch Drohung im Sinne des Geſetzes zu gelten hätte. Die 
weiteren Ausführungen des Beſchwerdeführers, daß kein von 
den Empfängern des Briefes derartig zu fürchtendes Übel an⸗ 
gedroht ſei, daß ihre freie Willensbeſtimmung dadurch beeinflußt 
worden wäre, ſind gleichfalls hinfällig. Da nur der Verſuch 
der Erpreſſung hat feſtgeſtellt werden können, kam es lediglich 
darauf an, ob nach der Vorſtellung des Angeklagten die von 
ihm in Ausſicht geſtellte Maßregel geeignet war, beſtimmend 
auf die Willensentſchließung der Bedrohten einzuwirken. Dies 
iſt ausdrücklich feſtgeſtellt. Dafür, daß es den Empfängern des 
Briefes nur habe überlaſſen bleiben ſollen, nach freier Wahl 
den Kampf aufzunehmen oder nicht, und daß es ſich nur um 
eine Warnung gehandelt habe, bietet das Urteil keinen Anhalt. 
Die Rechtswidrigkeit des erſtrebten Vermögensvorteils iſt ein⸗ 
wandfrei nachgewieſen. Es iſt feſtgeſtellt, daß die Abſicht des 
Angeklagten darauf gerichtet geweſen iſt, ſein Geſchäft und die 
übrigen in Berlin und deſſen Vororten anſäſſigen gleichartigen 
Geſchäfte von einem läſtigen Konkurrenzunternehmen zu befreien 
und damit den Wert dieſer Geſchäfte durch Erwerb der 
bisherigen Kundſchaft der Berliner Filiale der Firma W. zu 
erhöhen. Auf Erlangung einer ſolchen Werterhöhung der 
Geſchäfte hatten der Angeklagte und die übrigen Beſitzer keinen 
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begründeten Rechtsanſpruch und es hat deshalb dieſe Erlangung 
als ein rechtswidriger Vermögensvorteil im Sinne des Straf⸗ 
geſetzes zu gelten. Urt. d. IV. Sen. v. 9. Juli 1909 (486/09). 

12. S 263 StGB. Vorſpiegelung der Echtheit durch 
Forderung entſprechenden Preiſes.] Nicht rechtsirrig iſt die 
Annahme der Strafkammer, daß in dem Fordern eines dem 
Werte echter Steine entſprechenden Betrages die Vorſpiegelung 
gefunden werden konnte, die Steine ſeien echt. Wenn auch an 
ſich in dem Fordern eines zu hohen Preiſes keineswegs ohne 
weiteres die Vorſpiegelung liegt, die Ware habe einen dem 
geforderten Preis entſprechenden Wert und beſitze beſondere, 
dieſem Werte entſprechende Eigenſchaften, ſo konnte doch hier 
mit Rückſicht auf die beſondere Beſchaffenheit der Ware in dem 
Verlangen eines Preiſes, der den Wert unechter Steine weit 
überſtieg, die Vorſpiegelung der falſchen Tatſache erblickt werden, 
die Steine ſeien echt, mochte auch eine direkte Vorſpiegelung 
nach dieſer Richtung nicht erfolgt ſein. Urt. d. III. Sen. v. 
7. Juni 1909 (253/09). 

13. 8 263 StGB. Vorſpiegelung eines Scheckkontos 
durch Ausgabe des Schecks.] Die Hingabe eines Schecks durch 
den Ausſteller erfolgt als Erſatz der Barzahlung nach der ört⸗ 
lichen Verkehrsauffaſſung regelmäßig an Zahlungs Statt, und 
ſetzt deshalb im redlichen Verkehr voraus, daß der Empfänger 
zuverläſſig auf pünktliche Einlöſung rechnen kann, d. h. daß der 
Ausſteller bei dem Bezogenen ein unbeſtrittenes und unbeſtreit⸗ 
bares Guthaben mindeſtens in Höhe der angewieſenen Summe 
ſtehen hat. Daher muß der Empfänger eines Schecks als ftill- 
ſchweigende Verſicherung des Ausſtellers betrachten, er verfüge 
über einen ausreichenden freien und unbedingten Kredit bei dem 
Bezogenen. Sowohl die Vorausſetzung als der Schluß waren 
dem Angeklagten aus dem von ihm ſelbſt betätigten Scheck⸗ 
verkehr wohlbekannt. Andererſeits hat er gewußt, daß die Bank 
ſchon vor Monaten einen von ihm auf ſie gezogenen, un⸗ 
bedeutenden Scheck einzulöſen ſich geweigert und ihm über ſeine 
hinterlegten Sicherheiten hinaus eine Entſchädigungsforderung 
in Ausſicht geſtellt hatte, daß alſo von einem unbeſtrittenen 
und unſtreitbaren Guthaben oder von einem freien Kredit für 
ihn bei der Bank nicht mehr die Rede ſein konnte. Sollte er 
an ein klagbares Recht gegen die bezogene Bank ernſtlich geglaubt 
haben, fo hat er dennoch durch Übergabe des Schecks die un- 
wahre Tatſache wider beſſeres Wiſſen vorgeſpiegelt, als ob ihm 
dort ein flüſſiger und freier Anſpruch oder Kredit zuſtände. 
Der Empfänger iſt durch die Vorſpiegelung in einen ent⸗ 
ſprechenden Irrtum verſetzt und ſo veranlaßt worden, den Scheck 
an Zahlungs Statt anzunehmen, wodurch der Empfänger an ſeinem 
Vermögen beſchädigt wurde, indem er als Entgelt für die Ent: 
laſſung des Angeklagten aus dem Schuldverhältnis an Stelle 
von barem Gelde ein wertloſes Stück Papier erhalten und 
zudem — was dem Angeklagten von vornherein als Folge ſeines 
Verhaltens bewußt war — durch den Verſuch der Einlöſung 
bare Auslagen für Briefe und dergleichen gehabt hat. Bei 
Abgabe des Schecks war der Angeklagte aller Barmittel entblößt. 
Er bezweckte, durch Ausgeben des Schecks zeitweilig von einer 
drückenden, fälligen Gaſthofsſchuld ſich zu befreien und den für 
ſein Fortkommen nachteiligen Folgen der Nichtzahlung vorzubeugen, 
d. h. durch Vortäuſchung feiner Zahlungsfähigkeit einen tat- 
ſächlichen Ausſtand zu erwirken. Da er dieſe ſich als Rer- 
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mögensvorteil kennzeichnende Beſſerung ſeiner Lage rechtlich nicht 
zu beanſpruchen hatte, ſo war ſeine Abſicht auf Erlangung eines 
rechtswidrigen Vermögensvorteils gerichtet, und es iſt beim Zu⸗ 
treffen aller Tatbeſtandsmerkmale des $ 263 StGB. die Schuld⸗ 
frage zu bejahen. Berufungsurt. d. I. Sen. v. 10. Juni 1909 
(302/09). 

14. 8 267 StGB. Perfektion der öffentlichen Urkunde.] 
Dahingeſtellt kann bleiben, ob die Richtigkeit des Zeugniſſes 
noch durch den Amtsvorſteher zu beſtätigen war. Denn das 
Fehlen dieſes etwa vorgeſchriebenen weiteren Beglaubigungs⸗ 
vermerks würde zwar die Verwendbarkeit des vom Gemeinde⸗ 
vorſteher ausgeſtellten Zeugniſſes zu dem damit verfolgten Zweck, 
nicht aber die rechtliche Bewertung ſeines bereits vorhandenen 
Inhalts und ſeine Eigenſchaft als öffentliche Urkunde berühren. 
Urt. d. IV. Sen. v. 4. Mai 1909 (277/09). 

15. S 267 StGB. Nachträgliche Verfälſchung einer 
polizeilich beglaubigten Abſchrift.] Daß der einfachen Abſchrift 
einer Urkunde, ſei es einer öffentlichen, ſei es einer privaten, 
— letzterer wenigſtens von beſonderen Umſtänden abgeſehen — 
keine Urkundeneigenſchaft zukommt, iſt anerkannten Rechts und 
auch vom erſten Richter nicht verkannt. Unzutreffend iſt es 
aber, daß die Abſchrift mit der Beglaubigung aufhört, Abſchrift 
zu ſein, und die Beſtimmung erhält, als Urſchrift in den Ver⸗ 
kehr zu treten. Die gegenteilige Anſicht ſteht ſchon mit der 
begrifflichen Bedeutung und dem Wortſinn des die Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Original beſcheinigenden Beglaubigungs⸗ 
vermerks in unlösbarem Widerſpruch, da dieſer Vermerk ja 
gerade beurkundet, daß es ſich bei dem Schriftſtück, auf welches 
er ſich bezieht, nicht um eine Urſchrift handelt. Was mit 
einer beglaubigten Abſchrift als Originalurkunde in den Rechts⸗ 
verkehr eintritt, iſt allein die behördliche Beglaubigungserklärung 
ſelbſt, woran auch dadurch nichts geändert wird, daß ſie durch 
den Wortlaut der fraglichen Abſchrift ihre inhaltliche Tragweite 
erhält und dadurch jene zu einem weſentlichen Beſtandteil der 
Erklärung wird. Es kann daher unerörtert bleiben, ob die 
abgeſchriebene Beſcheinigung als öffentliche Urkunde angeſehen 
werden konnte. Gegenſtand der Straftat kann nur das behörd⸗ 
liche Zeugnis über die wörtliche Ubereinſtimmung von Abſchrift 
und Urſchrift ſein und es war daher zu prüfen, ob dieſes den 
Erforderniſſen einer öffentlichen Urkunde genügt, d. h. ob es 
von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer 
Amtsbefugniſſe oder von einer mit öffentlichem Glauben ver⸗ 
ſehenen Perſon innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchäftskreiſes 
in der vorgeſchriebenen Form aufgenommen iſt. Hierüber fehlt 
jede Erörterung und läßt es ſich auch nicht ohne weiteres, ſei 
es in bejahendem, ſei es in verneinendem Sinne entſcheiden. 
Denn rechtsgrundſätzlich iſt nicht auszuſchließen, daß auch die 
Polizeibehörden befugt fein können, die Ubereinſtimmung einer 
Abſchrift mit der Urſchrift zum öffentlichen Glauben d. h. mit 
voller Beweiskraft für und wider jedermann zu beſcheinigen. 
Insbeſondere ſteht für Preußen die Vorſchrift des S 10 Tl. II 
Tit. 17 ALR. nicht entgegen, wonach als Amt der Polizei 
bezeichnet iſt „die nötigen Anſtalten zur Erhaltung der öffent⸗ 
lichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der 
dem Publikum oder einzelnen Mitgliedern desſelben bevorſtehenden 
Gefahr zu treffen“. Vielmehr haben hierdurch die Aufgaben 
der Polizei nur ganz allgemein und, wie ſich aus der Überſchrift 
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des erſten Abſchnitts des 17. Titels a. a. O., in welchem § 10 
ſeine Stelle gefunden hat, ergibt, namentlich in bezug auf die 
Gerichtsbarkeit und die auf dieſem Gebiete, insbeſondere im 
Wege des polizeilichen Verordnungsrechts (Geſetz vom 11. März 
1850) zu entfaltende Tätigkeit begrenzt werden ſollen (vgl. 
RGSt. 32 S. 341, 343), fo daß danach die Heranziehung der 
Polizeibehörden zur Verwirklichung anderweiter ſtaatlicher 
Intereſſen, vornehmlich auf dem der allgemeinen Staatsver⸗ 
waltung unterliegenden Gebiete der Wohlfahrts⸗ und Wirtſchafts⸗ 
pflege keineswegs unzuläſſig iſt. Es kann nun zunächſt dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Polizeiverwaltung für den Fall, daß die 
hier fragliche Beglaubigung eine Angelegenheit der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit beträfe, ſie zu öffentlichem Glauben zu bewirken 
im Hinblick darauf befugt geweſen ſein würde, daß für die 
öffentliche Beurkundung der Tatſache einer Übereinſtimmung 
von Abſchrift und Urſchrift nach Art. 31 Abſ. 1 und 35 des 
dann in Frage kommenden Preußiſchen Geſetzes über die frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 249 ff. — an ſich zwar die AG., Notare und 
Gerichtsſchreiber zuſtändig, zugleich jedoch durch Art. 32 Abſ. 1 
daſelbſt die Vorſchriften unberührt gelaſſen ſind, nach welchen 
dieſe Handlung auch von anderen Behörden oder mit öffent⸗ 
lichem Glauben verſehenen Perſonen vorgenommen werden kann, 
denn nach den bisher getroffenen Feſtſtellungen handelt es ſich 
gar nicht um eine die freiwillige Gerichtsbarkeit berührende, 
ſondern um eine rein verwaltungsrechtliche Angelegenheit, indem 
die beglaubigte Abſchrift des Zeugniſſes nur zur Erlangung 
von Erleichterungen bei Ablegung des für den vom Angeklagten 
gewünſchten Eintritt in die Innung erforderlichen Examens, alſo 
zu einem Zweck benutzt werden ſollte, der mit der Zivilrechts⸗ 
pflege an ſich in keinem Zuſammenhang ſteht. In dieſer Hin⸗ 
ſicht ziehen aber weder die Beſtimmungen des erwähnten Geſetzes 
irgendwelche Schranken, noch wird die Möglichkeit des Beſtehens 
einer Befugnis der Polizeiverwaltung für die von ihr vor⸗ 
genommene Beglaubigung durch ſonſtige geſetzliche Vorſchriften 
ausgeſchloſſen. Ob dieſe mögliche Befugnis indes auch tat⸗ 
ſächlich und in rechtsgültiger Weiſe begründet iſt, entzieht ſich 
bei dem Mangel jeder darauf bezüglichen Feſtſtellung im Urteil 
der Prüfung des Reviſionsgerichts, ſo daß es nach dieſen 
Richtungen noch weiterer Ermittelunzen bedarf, die gegebenen: 
falls auch darauf zu erſtrecken ſein werden, ob die Ausſtellung 
der Beglaubigung von dem dazu dienſtlich beſtimmten Beamten 
und in der angeordneten Form erfolgt iſt. Sollte ſich hiernach 
für die Beglaubigungserklärung die Eigenſchaft als öffentliche 
Urkunde nicht ergeben, ſo würde weiter zu prüfen ſein, ob ſie 
nicht als eine rein objektiv für irgendein Recht oder Rechts⸗ 
verhältnis beweiserhebliche Privaturkunde anzuſehen wäre. Urt. 
d. IV. Sen. v. 22. Juni 1909 (413/09). 

16. 58 284, 286 StGB. Strafbarkeit trotz behördlicher 
Erlaubnis.] Die Strafkammer läßt es dahingeſtellt, ob dem 
Angeklagten die öffentliche Veranſtaltung einer Lotterie oder 
einer Ausſpielung zur Laſt fällt und verurteilt ihn aus 
§ 286 StGB., weil er die Veranſtaltung jedenfalls ohne 
obrigkeitliche Erlaubnis bewirkt habe. Den Mangel dieſer 
Erlaubnis hält ſie durch die Tatſache für gegeben und nach⸗ 
gewieſen, daß er keinen preußiſchen Wandergewerbeſchein beſitzt. 
Das iſt rechtsirrig. Nach den Urteilsfeſtſtellungen handelt es 
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ſich um die Errichtung einer ſogenannten Glücksbude gelegentlich 
einer Tierſchau, alſo allem Anſchein nach um ſolche Ver⸗ 
anſtaltungen „bei Volksbeluſtigungen“, bezüglich deren zur 
Erlaubniserteilung nach preußiſchem Verwaltungsrechte an ſich 
die Ortspolizeibehörde zuſtändig iſt. Vgl. RGSt. 10, 245 (251); 
Allerh. Erl. v. 2. Nov. 1868, Geſetzſamml. S. 991. Diefe 
Erlaubniserteilung iſt völlig unabhängig von der Erteilung eines 
Wandergewerbeſcheins. Nach 8 56% Gemd. iſt das Feilbieten 
von Waren im Umherziehen in der Art, daß fie.... im Wege 
des Glücksſpiels oder der Ausſpielung (Lotterie) abgeſetzt werden, 
nicht geftattet; Ausnahmen von dieſem Verbote dürfen aber 
von der zuſtändigen Behörde zugelaſſen werden. Zuſtändige 
Behörde auch hierfür iſt nach der Miniſterial⸗Anweiſung vom 
22. März 1899, zur Ausführung der GewO. — HMBL S. 65 — 
(vgl. $ 155 GewO.) Nr. 3 die Ortspolizeibehörde. Nach der⸗ 
ſelben Anweiſung — Nr. 10 Abſ. 2 — ſind Wandergewerbe⸗ 
ſcheine zum Feilbieten von Waren mittels Ausſpielung uſw. — 
überhaupt — nicht zu erteilen. Die Wandergewerbeſcheine 
dürfen m. a. W. nur auf das Feilbieten von Waren lauten. 
Der Angeklagte bedurfte alſo zu ſeinen Spielveranſtaltungen 
nur der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde. Allein durch 
dieſe Erlaubnis iſt die Anwendbarkeit des $ 286 StGB. noch 
nicht mit Rechtsnotwendigkeit ausgeſchloſſen. Zu prüfen blieb 
vielmehr, ob ſich der Angeklagte nach der Art ſeiner Spiel⸗ 
veranſtaltung auch in den Grenzen dieſer Erlaubnis gehalten 
hat. Das würde nicht der Fall ſein, wenn er, wie es den 
Anſchein hat, den Spielern ein Spiel des Inhalts geboten 
hätte, daß ſie als Gewinner nach ihrer Wahl den Anſpruch auf 
den ausgeſpielten Gegenſtand oder auf deſſen Wert haben ſollten. 
Damit würde den Spielern durch den Spielvertrag ein Anſpruch 
auf Geldgewinn eingeräumt worden ſein. Das wäre keine 
bloße Ausſpielung mehr. Denn dieſe ſetzt begrifflich voraus, 
daß der vertraglich in Ausſicht geſtellte Spielgewinn nicht in 
Geld beſteht. (RGSt. 3, 123; 10, 245 [251]; vgl. auch 28, 236; 
Goltd Arch. 41, 283.) Es könnte ſich alsdann nur fragen, ob 
inſoweit Veranſtaltung einer Lotterie oder Glücksſpiel im Sinne 
des § 284 StGB. vorläge. Dabei wäre zu beachten, daß zwar 
Lotterie und Ausſpielung unter den allgemeinen Begriff des 
Glücksſpiels fallen, daß ſie ſich untereinander aber keineswegs 
nur nach dem Gegenſtande des Spielgewinns unterſcheiden. 
Lotterie im Verhältniſſe zur Ausſpielung — abgeſehen von 
dieſem Unterſchiede — vielmehr der engere Begriff iſt, bei ihr 
nämlich Begriffsmerkmale, wie insbeſondere ein ſogenannter 
Spielplan, gegeben ſein müſſen, die für eine Ausſpielung nicht 
weſentlich find. (Vgl. RGSt. 10, 245 [251]; 18, 342; 27, 47 flg.) 
Es ſei darauf hingewieſen, daß das Vorhandenſein gewiſſer 
Spielregeln, die jedes Spiel vorausſetzt, noch keinen Spielplan 
wie ihn das Weſen der Lotterie erfordert, darzuſtellen braucht 
und daß für einen ſolchen Spielplan in der Regel kein Raum 
vorhanden ſein wird, wenn das Spiel nach der ihm gegebenen 
Einrichtung den Spielern gegen jedesmalige Erneuerung des 
Einſatzes beliebig häufige Wiederholung geſtattet und dadurch 
geeignet erſcheint, fortgeſetzt die Spielleidenſchaft anzuregen bzw. 
zu ſteigern, wie dies z. B. für das Würfelſpiel in RGSt. 10, 245 
(246, 253); R. 5, 284; Goltd Arch. 41, 283 und für das 
Spiel mit einem „Drehrad“ in RGSt. 38, 204 ausgeführt iſt. 
Wäre danach Veranſtaltung von Glücksſpielen im engeren Sinne 
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anzunehmen, ſo käme die Anwendung des § 284 StGB. in 
Frage und dieſesfalls würde ſelbſt die tatſächlich erteilte obrigkeit⸗ 
liche Erlaubnis den Tatbeſtand des Vergehens nicht in Zweifel 
ſtellen können. Dagegen iſt es rechtlich an ſich nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Veranſtaltung einer Lotterie oder einer Aus⸗ 
ſpielung oder gewerbsmäßiges Glücksſpiel gegenüber einem 
Gewerbeſteuervergehen im Sinne des § 18 des preußiſchen 
Geſetzes betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im 
Umherziehen vom 3. Juli 1876 — Geſetzſamml. S. 247 — 
durch eine im Sinne des 8§ 74 ſelbſtändige Handlung begangen 
wird, auch wenn die Verübung des Gewerbeſteuervergehens noch 
fortdauert und die die erſtbezeichneten Vergehen verwirklichenden 
Handlungen zu dem Gewerbebetriebe, um deſſen Beſteuerung es 
ſich handelt, in Beziehung ſtehen. Ob dies in einem Einzelfall 
anzunehmen iſt oder nicht, hängt weſentlich von der Geſtaltung 
des jeweilig gegebenen Sachverhalts ab. Urt. d. V. Sen. v. 
18. Juni 1909 (369/09). 

17. 5 268 StGB. Abſicht des zum Vorteil der Ehefrau 
handelnden Ehemannes, dadurch zugleich ſich ſelbſt einen Ver⸗ 
mögensvorteil zu verfchaffen.] Verfehlt iſt die Ausführung 
der Reviſion, die Urteilsfeſtſtellung, daß der Angeklagte die zur 
Erzielung der Zahlungsfriſt für die Geſchäftsſchulden vor⸗ 
genommenen Fälſchungen begangen habe, um ſich einen Ver⸗ 
mögensvorteil zu verſchaffen, ſtehe im Widerſpruche mit der 
Urteilsfeſtſtellung, daß das Geſchäft auf den Namen und mit 
den Mitteln der Frau geführt wurde. Denn die tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Vorderrichters gehen dahin, daß das 
Geſchäft, bei deſſen Betrieb der Angeklagte ſchon früher einmal 
in Konkurs geraten war, zwar „von der Frau und auf den 
Namen der Frau mit Unterſtützung des Angeklagten, in 
Wirklichkeit aber von dem Angeklagten allein fort— 
geſetzt“ wurde. Unter dieſen Umſtänden iſt es nicht auf⸗ 
fallend, ſondern ganz naturgemäß, daß der Angeklagte bei der 
Fälſchung von der Vorſtellung und Abſicht ausging, ſich einen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen, daran aber, daß es ſich nur 
um das Vermögen ſeiner Frau handele, gar nicht dachte. 
Unter dieſen Umſtänden iſt demnach auch die Feſtſtellung, daß 
der Angeklagte ſich einen Vermögensvorteil verſchaffen wollte, 
ſehr wohl vereinbar mit der Feſtſtellung, daß ſeine Frau 
Geſchäftsinhaberin war. Darauf aber, ob der Vermögensvorteil 
in Wirklichkeit dem Angeklagten oder ſeiner Frau erwuchs, 
kommt es für die Frage der Anwendung des § 268 StGB. 
nicht an. Mit Recht hat darum der Vorderrichter in ſeinem 
Urteile dieſe Frage einer beſonderen Prüfung nicht unterſtellt. 
Urt. d. V. Sen. v. 18. Mai 1909 (325/09). 

18. 8 288 StGB. Herleitung des Drohens einer 
Zwangsvollſtreckung aus dem Vorliegen eines Arreſtantrags.] 
Auf Grund der Anordnung eines Arreſtes kann unmittelbar 
dem Schuldner überhaupt keine Zwangsvollſtreckung drohen, 
weil eine ſolche — mit dem Ziel der Befriedigung des Gläubigers 
wegen der beizutreibenden Forderung — aus dem Arreſtbefehle 
nicht ſtattfindet. Der Arreſt dient nur zur Sicherung einer 
künftigen Zwangsvollſtreckung (8 916 ZRD.), und auf feine 
Vollziehung finden die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung 
entſprechende Anwendung ($ 928 daſelbſt). Andererſeits iſt 
zwar nicht zu bezweifeln, auch in der Rechtſprechung des RG. 
anerkannt, daß die Tatſache der Erwirkung — und der Voll⸗ 
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ziehung — eines Arreſtbefehls wohl als Anhaltspunkt für eine 
vom Gläubiger demnächſt beabſichtigte und inſofern ſchon gegen⸗ 
wärtig drohende Zwangsvollſtreckung gelten kann, und zwar 
auch bezüglich der Vermögensgegenſtände, die nicht von der 
Vollziehung des Arreſtes ergriffen worden ſind. Allein in 
dieſer Hinſicht läßt das Urteil jede Feſtſtellung und Erörterung 
vermiſſen, während eine ſolche bei der gegebenen Sachlage be⸗ 
ſonders angezeigt, ja geboten erſcheinen mußte. Denn regel⸗ 
mäßig wird die Bedeutung eines ſchwebenden Arreſtverfahrens 
für das Begriffsmerkmal der „drohenden Zwangsvollſtreckung“ 
im § 288 StGB. nur fo lange vorhalten, als die Vollziehung 
des Arreſtes zum Zwecke der Sicherung einer ſpäteren Zwangs⸗ 
vollſtreckung entweder bereits erfolgt iſt oder doch nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen noch erfolgen kann. Iſt mit dem 
Ablauf der zweiwöchigen Friſt des § 929 Abſ. 2 ZPO. die 
Vollziehung unſtatthaft, der Arreſtbefehl wirkungslos geworden, 
ſo wird zwar meiſt aus der Tatſache ſeiner Ausbringung 
immer noch auf die Abſicht des Gläubigers geſchloſſen werden 
können, ſo bald als möglich mit der Zwangsvollſtreckung vor⸗ 
zugehen, ſo daß dieſe darnach auch fernerhin als im Sinne von 
§ 288 „drohend“ anzuſehen iſt. Aber im vorliegenden Falle 
wird das Drohen einer Zwangsvollſtreckung im Zeitpunkte der 
als erwieſen angenommenen Beiſeiteſchaffung der 24 000 .% 
lediglich damit begründet, daß der Gläubiger fünf Wochen 
vorher, am 18. Juli, die Anordnung des Arreſtes in das Ver⸗ 
mögen des Angeklagten nachgeſucht hatte. Inwiefern trotz der 
Vorſchrift des §S 929 Abſ. 2 ZPO. — etwa infolge verzögerter 
Zuſtellung an den Gläubiger ($ 329 Abſ. 3 ZPO.) — die 
Vollziehung dieſes Arreſtes noch am 23. Auguſt zuläſſig ge⸗ 
weſen wäre, alſo auch ohne weiteres die dadurch zu ſichernde 
Zwangsvollſtreckung noch als eine „drohende“ erſcheinen konnte, 
iſt aus dem Urteil nicht zu erſehen. Es liegt die Vermutung 
nahe, daß das LG. entweder auch in dem rechtlich unwirkſamen, 
weil nicht mehr vollziehungsfähigen Arreſtbefehl vom 18. Juli 1906 
nach Lage der Umſtände noch ein genügendes Anzeichen für das 
Drohen einer Zwangsvollſtreckung erblickt hat — was näherer 
Darlegung bedurft hätte — oder trotz des Ablaufs der zwei⸗ 
wöchigen Friſt die Vollziehung noch für zuläſſig gehalten hat, 
was rechtsirrtümlich ſein würde. Urt. d. II. Sen. v. 18. Mai 1909 


(254/09). 
B. Zu den Prozeßgeſetzen. 

19. 8 123 Nr. 2 GVG. Rechtsmittel gegen ein Straf⸗ 
kammerurteil, welches ſich rechtsirrig für ein Berufungsurteil 
erklärt.] Die begründete Zuſtändigkeit der OLG. für das 
Rechtsmittel der Reviſion gegen Urteile der Strafkammern in der 
Berufungsinſtanz iſt auch dann gegeben, wenn die Strafkammer 
rechtsirrtümlich als BG. erkannt hat, während der Sachlage 
nach gemäß § 369 Abſ. 3 StPO. (zweite Alternative) zu ver⸗ 
fahren geweſen wäre. Ein Fall dieſer Art liegt hier vor. In 
Beziehung auf den Beſchwerdeführer iſt das dieſen von der 
Anklage aus $ 288 StGB. freiſprechende Urteil des Schöffen⸗ 
gerichts auf die von der Staatsanwaltſchaft eingelegte Berufung 
durch das jetzt mit der Reviſion angefochtene Urteil aufgehoben 
und der genannte Angeklagte wegen Konkursvergehens verurteilt, 
während die in demſelben Urteil enthaltene Freiſprechung des 
Mitangeklagten beſtätigt wurde. Das über die Hauptverhandlung 
vor dem BG. aufgenommene Protokoll bietet keinen Anhalt 
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dafür, daß bereits im Laufe der Verhandlung ſelbſt das bis⸗ 
herige Berufungsverfahren ($$ 365 flg. StPO.) in das Ver: 
fahren vor der Strafkammer als Gericht I. Inſtanz übergegangen 
wäre; die zu Protokoll feſtgeſtellte Befolgung des § 367 (. .. und 
zwar der Beſchwerdeführer zuerſt“) und der auf Verwerfung der 
Berufung lautende Schlußantrag des Verteidigers legen es viel⸗ 
mehr nahe, anzunehmen, daß nach der Auffaſſung des Gerichts 
und der Prozeßbeteiligten bis zuletzt im Berufungsverfahren 
verhandelt werden ſollte und verhandelt worden iſt. Daß der 
Vorſitzende den Beſchwerdeführer gemäß § 264 StPO. auf eine 
mögliche Anwendung des § 241 KO. ſtatt des $ 288 StGB. 
hingewieſen hat, fällt demgegenüber nicht ins Gewicht; dieſer 
Hinweis liegt auch dem als ſolches zuſtändigen BG. ob. Die 
Faſſung des „auf die Berufung der Königlichen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft“ ergangenen Urteils bringt weder in der Formel noch in 
der Begründung zum Ausdruck, daß die Strafkammer ſich der 
Vorausſetzungen des § 369 Abſ. 3 als vorliegend ſowie der 
daraus für das weitere Verfahren ſich ergebenden Folgen 
bewußt und demnach willens geweſen wäre, unter Aufhebung 
des ſchöffengerichtlichen Urteils wegen Unzuſtändigkeit der 
Vorinſtanz, ſelbſt als das zur Entſcheidung in I. Inſtanz berufene 
Gericht zu erkennen (vgl. RGSt. 6, 316 unten; 9, 283; 19, 173; 
23, 235; 31 S. 226, 303; in dieſen Fällen war die Anwendung 
des § 369 Abſ. 3 beſonders ausgeſprochen und mit dem Hin 
weis auf die ſachliche Unzuſtändigkeit des Schöffengerichts be⸗ 
gründet worden). Andererſeits iſt in den Entſcheidungsgründen 
von dem Sachverhalt, den die Hauptverhandlung vor dem BG. 
ergeben habe, die Rede und am Schluſſe wird ausgeführt, daß 
die Berufung der Staatsanwaltſchaft gegen den Mitangeklagten 
zu verwerfen, dagegen der Beſchwerdeführer unter Aufhebung 
des erſten Urteils — gemeint iſt: gemäß § 369 Abi. 1 StPO. — 
aus § 241 KO. zu beſtrafen ſei. Hiernach iſt zuſtändiges 
Reviſionsgericht das KG. Beſchl. d. II. Sen. v. 7. Mai 1909 
(436,09). 

20. 5 28 StPO. Rechtsmittel gegen Verwerfung des 
Ablehnungsgeſuchs bei gleichzeitiger Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens] Die Rüge kann nur dahin verſtanden werden, 
daß die Angeklagte ſich zunächſt über die Mitwirkung des Land⸗ 
richters Dr. H. bei der Urteilsfällung beſchwert und zwar des⸗ 
wegen, weil gegen ihn ein Ablehnungsgeſuch gerichtet worden 
ſei, das zu Unrecht abgelehnt worden wäre. Dabei iſt aber 
überſehen, daß das Rechtsmittel gegen einen ein Ablehnungs⸗ 
geſuch verwerfenden Beſchluß grundſätzlich die ſofortige Beſchwerde 
iſt. Lediglich dann, wenn es ſich um ein gegen einen erkennenden 
Richter angebrachtes Ablehnungsgeſuch handelt, darf die An⸗ 
fechtung des dasſelbe verwerfenden Beſchluſſes nur im Wege 
der Reviſion erfolgen ($ 28 StPO.). Ein gegen einen erkennenden 
Richter angebrachtes Ablehnungsgeſuch kommt jedoch erſt nach 
Eröffnung des Hauptverfahrens in Frage. Ein vor dieſem 
Zeitpunkt eingereichtes Ablehnungsgeſuch richtet ſich naturgemäß 
nur gegen die bei dem Eröffnungsbeſchluß zur Mitwirkung 
berufenen Richter. Daß nach Eröffnung des Hauptverfahrens 
ein gegen Landrichter Dr. H. ſich richtendes Ablehnungsgeſuch 
eingereicht worden wäre, behauptet die Reviſion ſelbſt nicht. 
Tatſächlich kommt auch nur das Geſuch vom 4. Februar 1909 
in Betracht, durch das nach der am 1. Februar 1909 erfolgten 
Zuſtellung der Anklageſchrift und in Entgegnung darau „die 
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Strafkammer“ abgelehnt worden iſt. Dieſes Geſuch iſt durch 
Beſchluß vom 15. Februar 1909 vor Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens verworfen worden. Die gegenteilige Behauptung 
der Reviſion widerſpricht der Aktenlage. Infolgedeſſen war 
gegen den Beſchluß die ſofortige Beſchwerde das ausſchließliche 
Rechtsmittel. Davon hat die Angeklagte aber keinen Gebrauch 
gemacht. Der Beſchluß iſt damit rechtskräftig geworden und 
unterliegt nunmehr der Anfechtung mittels der Reviſion nicht 
(RGSt. 7, 175). Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß 
an demſelben Tage — aber wie aus den Akten zweifellos 
hervorgeht, erſt nach Faſſung jenes das Ablehnungsgeſuch ver⸗ 
werfenden Beſchluſſes — das Hauptverfahren eröffnet worden 
iſt. Denn es iſt im Geſetz nirgends vorgeſchrieben, daß damit 
bis zum Ablauf der Beſchwerdefriſt gewartet werden müßte, 
zumal die Beſchwerde ſelbſt keine aufſchiebende Wirkung gehabt 
hätte (§S 349 StPO.). Urt. d. V. Sen. v. 7. Mai 1909 
(409/09). 

21. 544 StPO.] Wiedereinſetzung erteilt in Erwägung: 
a. daß der bereits vor der Urteilszuſtellung geſtellte Antrag des 
Angeklagten auf Beiordnung eines Rechtsanwalts zur Be⸗ 
gründung der Reviſion, deſſen ordnungsmäßige Erledigung vor 
Ablauf der Rechtfertigungsfriſt er erwarten konnte, erſt ſo ver⸗ 
ſpätet durch Beſtellung des Referendar S. zum Verteidiger 
ſeine Erledigung gefunden hat, daß letzterer die Reviſions⸗ 
rechtfertigung innerhalb der Friſt einzureichen außerſtande war, 
daß bei ſolcher Sachlage die Möglichkeit für den Angeklagten, 
die Reviſion zu Protokoll des Gerichtsſchreibers friſtgemäß zu 
begründen, außer Betracht bleiben muß und die Vorausſetzungen 
des § 44 StPO. als gegeben anzuſehen find. Beſchl. d. V. Sen. 
v. 26. Mai 1909 (1031/09). — b. daß die Reviſionsſchrift 
von dem Verteidiger an ſeinen Bureaugehilfen mit dem Hin⸗ 
weiſe darauf übergeben worden iſt, es handle ſich um eine 
Friſtſache und der Schriftſatz müſſe ſofort bei der Strafkammer 
eingereicht werden, daß der Bureaugehilfe einen Lehrling be⸗ 
auftragt hat, den Schriftſatz zum Gericht zu bringen, und am 
Morgen des folgenden Tages noch innerhalb der Reviſionsfriſt 
dem Verteidiger beſtimmt verſichert hat, der Schriftſatz ſei zum 
Gericht, während ſich ſpäter herausſtellte, daß der Lehrling den 
Schriftſatz nicht auf das Gericht getragen, ſondern in eine 
Schublade gelegt und dann vergeſſen hatte, wobei ein Ver⸗ 
ſchulden des Verteidigers bei der Anſtellung oder Überwachung 
des Bureaugehilfen und des Lehrlings nicht erſichtlich iſt, viel⸗ 
mehr die dem Lehrling zur Laſt fallende Verſchleppung ſich vom 
Standpunkte ſowohl des Angeklagten wie der des Verteidigers 
als ein Zufall darſtellt, welcher auch bei Beobachtung der 
größten nach den obwaltenden Umſtänden zu verlangenden Vor⸗ 
ſicht, wie ſolche im vorliegenden Falle befolgt iſt, nicht aus⸗ 
zuſchließen und mithin als unabwendbar im Sinne des $ 44 
StPO. zu betrachten iſt (RGSt. 35, 110). Beſchl. d. V. Sen. 
v. 22. Juni 1909 (1240,09). 

22. § 44 StPO.] Wiedereinſetzung abgelehnt: in Er⸗ 
wägung, daß beſcheinigt iſt, Angeklagter habe eine ſchriftliche 
Reviſionsanmeldung am letzten Tage der Friſt nachmittags 
4¼ Uhr in den Briefkaſten des LG. eingelegt, daß dieſe jedoch 
erſt nach Ablauf der Friſt dem zur Empfangnahme beſtellten 
Gerichtsſchreiber vorgelegt wurde, daß zur Zeit der Einlegung 
des Schriftſtückes in den Briefkaſten nach der amtlichen Er⸗ 
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klärung des Landgerichtspräſidenten die Geſchäftsſtunden ab⸗ 
gelaufen und auf dem Briefkaſten erſichtlich war, daß er nach 
4 Uhr nachmittags für dieſen Tag nicht mehr entleert werde, 
daß derjenige, welchem die Wahrung einer Friſt obliegt, ſich 
dieſerhalb von den bei dem betreffenden Gerichte für den Geſchäfts⸗ 
betrieb beſtehenden Einrichtungen in Kenntnis zu ſetzen und 
behufs Wahrung der Friſt auf dieſe Einrichtungen Rückſicht zu 
nehmen hat. Beſchl. d. III. Sen. v. 7. Juni 1909 (1051/09). 

23. 554 StPO. Mißbelehrung eines Strafunmündigen 
dahin, daß er die Ausſage weigern könne, um ſtrafrechtlicher 
Verfolgung zu entgehen.] Ausweislich des Sitzungsprotokolls 
iſt der elfjährige Sohn des Angeklagten als Zeuge vernommen 
und darauf aufmerkſam gemacht worden, daß er auf ſolche 
Fragen, deren Beantwortung ihm ſelbſt die Gefahr ſtrafrecht⸗ 
licher Verfolgung zuziehen würde, die Ausſage verweigern könne. 
Welche Fragen geſtellt worden ſind und ob der Zeuge die 
Beantwortung von Fragen verweigert hat, erhellt nicht. Mit 
Recht ſieht die Reviſion in dem Hinweiſe eine Verletzung des 
§ 54 SPD. in Verbindung mit $ 55 StGB. Zwar iſt eine 
Belehrung des Zeugen über fein Recht aus 8 54 cit. nicht er⸗ 
forderlich (RGSt. 10, 154; RGſpr. 3, 350). Iſt fie aber 
erfolgt und iſt ſie in der Sache rechtsirrig, ſo iſt die Verletzung 
einer Rechtsnorm gegeben und es kann ſich nur noch fragen, 
ob darauf das Urteil beruht, was namentlich dann anzunehmen 
ſein wird, wenn die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, daß der 
Zeuge dadurch in ſeinen Angaben zuungunſten des verurteilten 
Angeklagten beeinflußt worden iſt. Dieſer Fall liegt hier vor. 
Die ſtrafrechtliche Verfolgung des Zeugen, der das zwölfte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, war nach § 55 cit. 
ſchlechthin ausgeſchloſſen; es konnten alſo an ihn ſolche Fragen, 


durch deren Beantwortung er ſich der Gefahr ſtrafrechtlicher 


Verfolgung ausgeſetzt haben würde, gar nicht geſtellt werden. 
Die in § 55 Satz 2 StGB. genannten Maßregeln find nicht 
ſtrafrechtlicher Art. Die Belehrung, die der Vorſitzende dem 
Zeugen zuteil werden ließ, enthält eine Verkennung der Vor⸗ 
ſchrift des S 55 StGB. und zugleich eine Verletzung des 8 54 
EBD. Die Möglichkeit, daß die falſche Belehrung dem Zeugen 
eine unrichtige Vorſtellung über ſeine Zeugenpflichten beigebracht 
und ihn zu einer unwahren, dem Angeklagten nachteiligen Ausſage 
veranlaßt hat, iſt — namentlich in Rückſicht auf das jugendliche 
Alter des Zeugen und die Einlaſſung des Angeklagten, wie ſie 
aus dem Protokolle hervorgeht und in der Reviſionsbegründung 
unwiderleglich noch näher dargelegt wird — nicht von der Hand 
zu weiſen. Es iſt in der Tat möglich, daß der Knabe — wie 
die Reviſion behauptet — in den Glauben verſetzt worden iſt, 
wenn er etwa ſelbſt die Tat begangen hätte, ſo brauche er dies 
nicht zu ſagen, weil er dafür beſtraft werden würde. Urt. d. 
V. Sen. v. 25. Juni 1909 (594/09). 

24. 857 StPO. Unwirkſamkeit des Verlöbniſſes wegen 
Ehehinderniſſes.] Da die Zeugin ausweislich des Sitzungs⸗ 
protokolls erklärt hat, ſie und der Angeklagte hätten ſich gegen⸗ 
ſeitig ernſtlich die Ehe verſprochen, und da auch der Angeklagte 
kurz vor der Verhandlung bei ſeiner Vernehmung im Vor⸗ 
verfahren angegeben hat, er beabſichtige die Zeugin zu 
ehelichen, ſo beſtehen gegen die Annahme der Strafkammer 
keine Bedenken. In tatſächlicher Beziehung geben die vor⸗ 
erwähnten Erklärungen der Beteiligten eine ausreichende Grund⸗ 
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lage, um ein zur Zeit der Vernehmung der Zeugin fort 
beſtehendes gegenſeitiges und ernſtgemeintes Eheverſprechen für 
erwieſen zu erachten. Rechtlich gilt ein ſolches Verſprechen als 
„Verlöbnis“ im Sinne des § 51 StPO. (RGSt. 10, 117; 
35, 49; RGgRſpr. 6, 50; 9, 130). Auch darin iſt der Straf⸗ 
kammer beizutreten, daß ein Verlöbnis, wie es § 51 StPO. 
im Auge hat, beſtehen kann, obwohl der von den Verlobten 
beabſichtigten Eheſchließung das Ehehindernis des Ehebruchs 
entgegenſteht. Wenn auch ein Verlöbnis unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden vor Erlangung der Befreiung von dem Ehehindernis 
vielleicht nicht die im bürgerlichen Recht vorgeſehenen Wirkungen 
äußert, ſo beſteht es doch ſchon vor dieſem Zeitpunkt mit allen, 
im Strafprozeß daran geknüpften Folgen. Das ernſtliche Ehe⸗ 
verſprechen verſtößt in einem ſolchen Fall weder gegen die guten 
Sitten noch gegen das Geſetz, das die beabſichtigte Ehe nicht 
unbedingt verbietet, ſondern die Befreiung vom Ehehindernis 
vorſieht (§ 1312 Abſ. 2 BGB.). Solange die Befreiung er: 
hofft wird und die Verlobten daran feſthalten, daß der Ehe⸗ 
abſchluß ausführbar bleibt, wird durch das Beſtehen des Ehe⸗ 
hinderniſſes allein die Ernſtlichkeit des Verſprechens nicht in 
Frage geſtellt. Es liegen daher auch vor Beſeitigung des 
Hinderniſſes die Vorausſetzungen vor, unter denen das Geſetz 
auf das Verhältnis der Verlobten in den §§ 51, 57 StPO. 
Rückſicht nimmt. (RGSt. 40, 420.) Auf die rechtliche Be⸗ 
urteilung des Verhältniſſes vermag auch der Umſtand keinen 
Einfluß zu üben, daß — wie der Verteidiger behauptet und 
die Strafkammer unterſtellt — bereits ein Geſuch des An- 
geklagten und der Zeugin um Befreiung vom Ehehindernis an 
zuſtändiger Stelle abgeſchlagen wurde. Die Ablehnung des 
Geſuchs hätte wohl dazu führen können, daß die Verlobten 
mit Rückſicht auf die vermutliche Unmöglichkeit der Ausführung 
ihres Vorhabens dieſes aufgaben. Das iſt aber wie erwieſen 
nicht der Fall; ſie haben vielmehr im Zeitpunkt der Haupt⸗ 
verhandlung noch daran feſtgehalten. Sie hofften ſomit trotz 
des ablehnenden Beſcheids auch noch in dieſem Zeitpunkte auf 
die Befreiung. Rechtlich iſt dieſe nicht ausgeſchloſſen; ſie iſt 
zuläſſig, ſelbſt nach der Eheſchließung, und dieſe muß nicht 
notwendig mit einer Umgehung des Geſetzes verknüpft ſein. 
Weiter beſteht die Möglichkeit, durch wiederholte, vielleicht unter 
veränderten Umſtänden vorgebrachte Geſuche eine Anderung der 
Entſchließung der zuſtändigen Stelle herbeizuführen oder die 
Zuſtändigkeit eines anderen Bundesſtaats zur Entſchließung 
über ein neues Geſuch zu begründen (§S 1322 BGB.). Solange 
aber die Beteiligten noch Ausſicht haben, die Ehe eingehen zu 
können, ohne gegen das Geſetz zu verſtoßen, ſolange muß ihrem 
darauf gerichteten übereinſtimmenden ernſtlichen Willen die Be⸗ 
deutung eines Verlöbniſſes beigelegt werden. Urt. d. I. Sen. 
v. 1. Mai 1909 (255/09). 

25. § 60 EBD. Zeugenausſage auf Grund Sach⸗ 
verſtändigeneides.] Vor der Hauptverhandlung hatte der Ver⸗ 
teidiger den Arzt Dr. H. dafür als Zeugen benannt, daß er 
der Angeklagten bei ihrer erſten Entbindung erklärt habe, ſie 
dürfe unter keinen Umſtänden nochmals entbinden, da ſie ſonſt 
ſich der äußerſten Lebensgefahr ausſetze. Dr. H. iſt alsdann 
zur Hauptverhandlung als Zeuge und Sachverſtändiger geladen 
worden. In dem angefochtenen Urteil iſt erwähnt, daß die 
Angeklagte angeführt, Dr. H. habe ihr gegenüber die oben 
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angegebene Erklärung gemacht, daß aber Dr. H. verſichert habe, 
eine ſolche Eröffnung der Angeklagten nicht gemacht zu haben. 
Dieſe Bekundung iſt, wie nicht minder die Ausſage über ſeine 
Wahrnehmungen und die Vorgänge bei der erſten Entbindung 
der Angeklagten, inhaltlich eine Zeugenausſage und durfte daher 
nur verwertet werden, wenn ſie beeidet worden war, da geſetz⸗ 
liche Gründe, welche die Beeidigung ausſchloſſen, nicht erſichtlich 
ſind. Ausweislich des Sitzungsprotokolls iſt Dr. H. nur als 
Sachverſtändiger beeidet worden. Da durch den Sachverſtän⸗ 
digeneid die Zeugenausſage nicht mitumfaßt wird, liegt der 
gerügte Verſtoß gegen $ 60 StPO. vor. Urt. d. IV. Sen. v. 
11. Mai 1909 (292/09). 

26. 5 66 StPO.] Die Zeugen F., R., L. hatten den 
Eid in der Verhandlung vor dem Schöffengericht geleiſtet, bei 
dem das Strafverfahren urſprünglich anhängig war, die drei 
anderen Zeugen, in der nach Einlegung der Berufung vor der 
Strafkammer des LG. als BG. abgehaltenen erſten Haupt⸗ 
verhandlung. Dieſe beiden Verhandlungen und die letzte, die 
ſich dadurch notwendig gemacht hatte, daß das BU. des LG. 
auf die Reviſion der Angeklagten vom KG. aufgehoben worden 
war, gehören im Sinne des $ 66 StPO. demſelben Haupt: 
verfahren an. Richtig iſt, daß die Strafkammer des LG., 
an die die Sache vom KG. zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung zurückverwieſen war, das jetzt angefochtene Urteil 
nicht als BG. erlaſſen hat, ſondern nach Abſ. 3 § 369 StPO. 
als Gericht I. Inſtanz. Dies vermag jedoch an der rechtlichen 
Beurteilung nichts zu ändern. War auch die letzte Verhandlung 
nicht mehr eine ſolche der Berufungsinſtanz, ſo fand ſie doch 
immerhin noch ſtatt auf Grund des bisherigen Eröffnungs— 
beſchluſſes und innerhalb des zu ſeiner Erledigung dienenden 
Verfahrens. Ein mehrfaches Hauptverfahren in einer und der⸗ 
ſelben Strafſache vor deren rechtskräftig erfolgter Aburteilung 
iſt der SPD. fremd. In gleichem Sinne hat ſich auch der 
I. StS. des RG. bereits ausgeſprochen in einem Urteile vom 
14. Dezember 1905 (Goltd Arch. 53, 77). Urt. d. II. Sen. v. 
18. Mai 1909 (294/09). 

27. 5 243 StPO. Beweisermittelungsantrag.] Der 
Antrag des Verteidigers, ſämtliche Bewohner des betreffenden 
Hauſes — nach der eigenen Angabe des Verteidigers einer 
ſogenannten Arbeiterkaſerne — als Zeugen zu vernehmen, iſt 
überhaupt kein Beweisantrag, ſondern nur ein ſogenannter 
Beweisermittelungsantrag (RGSt. 24, 422). Urt. d. IV. Sen. 
v. 18. Mai 1909 (335/09). 

28. 8243 StPO. Reviſionsrüge des Angeklagten wegen 
unterbliebener Beſcheidung eines Beweisantrages der Staats⸗ 
anwaltſchaft.] Trotzdem lediglich die Staatsanwaltſchaft und nicht 
auch der Angeklagte den Antrag auf Ladung der Zeugin geſtellt hat, 
kann doch der Angeklagte im vorliegenden Falle die Verletzung 
des § 243 StPO. mit Erfolg rügen. Denn die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft hat den Beweisantrag offenſichtlich zugunſten des An- 
geklagten geſtellt, wie ſchon daraus erhellt, daß ſie eine Strafe 
gegen den Angeklagten ausweiſe des Sitzungsprotokolls über⸗ 
haupt nicht beantragt hat. Unter dieſen Umſtänden hatte der 
Angeklagte, wie die Reviſion mit Recht hervorhebt, keine. Ver⸗ 
anlaſſung, auch ſeinerſeits noch die Ladung der Zeugin zu 
beantragen. Er konnte vielmehr abwarten, welchen Beſchluß 
das Gericht gemäß § 243 StPO. auf den Antrag der Staats⸗ 
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anwaltſchaft faſſen würde, um alsdann im Falle einer Ablehnung 
dieſes Antrags auch ſeinerſeits Anträge zu ſtellen. Urt. 
d. III. Sen. v. 8. Juli 1909 (389/09). 

29. $ 244 StPO. Bloße Vorzeigung ſtatt Verleſung als 
Beweismittel herbeigeſchaffter Urkunden.] Im Sitzungsprotokoll iſt 
beurkundet, daß Aſſervate in der Hauptverhandlung vorgezeigt 
worden find. Hiermit iſt den Anforderungen des § 244 StPO. 
genügt. Dieſe Aſſervate beſtanden in je einem Briefumſchlage mit 
Poſteinlieferungsſcheinen bzw. mit Rechnungen und einer Brief⸗ 
mappe mit Poſtabſchnitten. Dieſe waren als „Aſſervate“ herbei⸗ 
geſchaffte Beweismittel. Es ſtand prozeſſual nichts entgegen, ſie durch 
Vorzeigung zum Gegenſtande der Beſichtigung und damit 
zum Gegenſtande der Beweisaufnahme werden zu laſſen. Dem 
§ 244 StPO. iſt bereits entſprochen, wenn von dem als herbei⸗ 
geſchafft in Betracht kommenden Beweismittel überhaupt in 
einer prozeſſual ſtatthaften Beweisform Gebrauch gemacht iſt; 
es iſt insbeſondere nicht zutreffend, daß, wenn ſich Urkunden 
oder ſonſtige Schriftſtücke darunter befinden, die Verleſung die 
allein gebotene Beweisform wäre (vgl. RGSt. 26, 388; 
27, 398). Erachtete eine Prozeßpartei die Mitteilung und 
Feſtſtellung des ganzen Inhalts der betreffenden Schriftſtücke 
für angezeigt, ſo war es ihr unbenommen, darüber hinaus die 
Aufnahme des förmlichen Urkundenbeweiſes durch Verleſung zu 
beantragen. Soweit ausweislich des Sitzungsprotokolls Ver⸗ 
leſungsanträge geſtellt worden ſind, iſt ihnen auch ſtattgegeben; 
ſoweit andererſeits Verleſung nicht erfolgte, iſt ſie nicht beantragt 
worden. Die behauptete Verletzung des § 244 StPO. liegt 
mithin nicht vor. Urt. d. V. Sen. v. 26. Mai 1909 (465/09). 

30. 5 248 StPO. Notwendigkeit vollſtändiger Verleſung 
der nach 8 184 StGB. unter Anklage geſtellten Schriften.] 
Der Vorderrichter ſieht von den in der Anklage und in dem 
Eröffnungsbeſchluſſe als ihrem Inhalte nach „unzüchtige Schriften“ 
erwähnten Büchern nur die Nr. 8, 22, 32 und 214 als ſolche 
an und leitet dieſen unzüchtigen Charakter daraus ab, daß 
einzelne, bruchſtücksweiſe aus denſelben zur Verleſung gebrachten 
Stellen geeignet ſeien, ſexuelle Triebe anzuregen, und daß 
hieraus die Unzüchtigkeit der Schriften in ihrem geſamten In⸗ 
halte gefolgert werden müſſe. In der Hauptverhandlung wurde, 
nachdem gleich nach der verantwortlichen Vernehmung der An⸗ 
geklagten bereits die Verleſung der ſämtlichen inkriminierten 
Schriften begehrt, ſeitens des Gerichts aber nur die Verleſung 
von Stichproben beſchloſſen war, nach beendigter Beweisaufnahme 
von dem Verteidiger Freiſprechung eventuell mit der Begründung, 
daß Stichproben keinen Wert hätten, Verleſung derſelben von 
Anfang bis zum Ende beantragt. Das Gericht hat beides nicht 
für erforderlich erachtet, weil die objektive Unzüchtigkeit des 
geſamten Inhaltes der vier als unzüchtig bezeichneten Schriften 
aus den verleſenen Stellen herzuleiten ſei. Die ſo begründete 
Ablehnung des Beweisantrages iſt zu beanſtanden. Als Beweis⸗ 
mittel ſind in der Anklageſchrift neben andern auch die bei den 
Akten befindlichen Exemplare der beſchlagnahmten Bücher bzw. 
Schriften bezeichnet worden, dieſelben haben auch in der Haupt⸗ 
verhandlung vorgelegen und find zum Gegenſtande der Beweis— 
aufnahme gemacht worden, ſie haben deshalb als „herbeigeſchaffte 
Beweismittel“ im Sinne des 8 244 StPO. zu gelten. RGSt. 41, 13. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob unter dieſen Umſtänden die 
Verleſung der Schriften im vollen Umfange auch ohne 
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Antrag zu erfolgen hatte — vgl. die zum Abdruck gelangende 
Entſcheidung des V. StS. vom 16. Februar 1909 in der Straf⸗ 
ſache gegen H. 5 D. 712/08 —, da hier ein derartiger Antrag 
geſtellt worden war, dem ſtattgegeben werden mußte. Durch 
die Ablehnung dieſes Antrages iſt der $ 244 StPO. als ver⸗ 
letzt anzuſehen. Allerdings iſt dieſe Rechtsnorm in der Reviſions⸗ 
ſchrift nicht ausdrücklich aufgeführt worden, es läßt aber der 
Inhalt der formellen Rüge in ihrem Zuſammenhange darüber 
keinen Zweifel, daß die Verletzung des § 244 hat gerügt 
werden ſollen. Hiernach war aus dem prozeſſualen Grunde, 
da das Beruhen des Urteils auf dem gerügten Verſtoße nicht 
unbedingt zu verneinen iſt, die Aufhebung des Urteils geboten, 
ohne daß es des Eingehens auf die weiter erhobene Rüge der 
Verletzung des materiellen Rechts bedurft hätte. Urt. d. III. Sen. 
v. 21. Juni 1909 (158/09. 

31. SS 248, 249 StPO. Verleſung einer Urkunde als 
Teil einer Zeugenausſage.] Nach dem Sitzungsprotokoll iſt 
gelegentlich der Vernehmung des als Zeuge und Sachverſtändiger 
gehörten und beeidigten Landgerichtsſekretärs B. auf verkündeten 
Gerichtsbeſchluß ein von jenem, wie die Akten ergeben, bei der 
Angeklagten entdeckter, in polniſcher Sprache verfaßter ſogenannter 
Kaſſiber vorgelegt und demnächſt die nach der Auffindung auf 
Erſuchen des Schwurgerichtsvorſitzenden von B. angefertigte 
deutſche Überſetzung durch letzteren verleſen worden, worauf er 
erklärt hat, daß er dieſe Überſetzung gefertigt habe und ihre 
Richtigkeit verſichere. Hiernach hat eine Beweisaufnahme durch 
Verleſung der Urkunde gemäß § 248 StPO. überhaupt nicht 
ſtattgefunden, vielmehr iſt durch ihre Verleſung nur ihr Vorhanden⸗ 
ſein feſtgeſtellt, ihr Inhalt aber zum Gegenſtand des Zeugen⸗ 
beweiſes gemacht worden. Dieſes ohne Widerſpruch ſeitens der 
Prozeßbeteiligten befolgte Verfahren iſt nicht zu beanſtanden, 
zumal von keiner Seite die Verleſung der Originalurkunde in 
Antrag gebracht worden iſt. Denn es ſteht keine Prozeß⸗ 
vorſchrift entgegen, einen Zeugen, wie über jede andere von 
ihm wahrgenommene Tatſache, auch über den Wortlaut eines 
zu ſeiner Kenntnis gelangten Schriftſtücks zu vernehmen. Ob 
dieſes in deutſcher oder einer vom Zeugen beherrſchten fremden 
Sprache abgefaßt iſt, macht dabei ſelbſtverſtändlich keinen Unter⸗ 
ſchied und ebenſowenig iſt es prozeßrechtlich unzuläſſig, daß B. 
dabei die von ihm ſelbſt angefertigte Überfegung des Schrift⸗ 
ſtücks verleſen hat, da er den Wortlaut der letzteren durch die 
von ihm angeſchloſſene, oben erwähnte Erklärung, in der er 
bekundete, daß das Vorgeleſene der von ihm wahrgenommene 
richtige Inhalt des Kaſſibers ſei, zu ſeiner eigenen, in der Ver⸗ 
handlung abgegebenen mündlichen Ausſage gemacht hat. Dem⸗ 
gemäß iſt ferner jene Erklärung nicht uneidlich erfolgt, ſondern 
durch den von B. geleiſteten Zeugeneid gedeckt und es war, 
wenn auch nach § 237 StPO. zuläſſig, fo doch nicht erforderlich, 
daß die Verleſung der ÜUberſetzung durch den Vorſitzenden bewirkt 
wurde. Die von den Beſchwerdeführerinnen behaupteten Prozeß⸗ 
verſtöße, insbeſondere gegen §S 249 StPO. liegen mithin nicht 
vor. Urt. d. IV. Sen. v. 25. Juni 1909 (510/09). 

32. 5 303 StPO. Verkehr der Geſchworenen mit Dritten.] 
Nach ihrer Rückkehr in das Sitzungszimmer beantragten die 
Geſchworenen — in Anmefenheit der Richter, des Staats⸗ 
anwalts, des Protokollführers, der Angeklagten und ihrer Ver⸗ 
teidiger —, daß ihnen die Überführungsſtücke in das Beratungs⸗ 
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zimmer mitgegeben würden. Dieſe wurden ihnen alsdann 
überantwortet; bezüglich des abgebrochenen Stücks des Ständers 
zur Neigungstafel war dies ſchon vorher auf Veranlaſſung der 
Geſchworenen durch den wachhabenden Gendarmen geſchehen. 
Die Reviſion erblickt darin einen Verkehr der Geſchworenen 
mit anderen Perſonen und einen Verſtoß gegen $ 303 StPO. 
Darin irrt ſie. Allerdings iſt die Selbſtändigkeit der Beratung 
und Beſchlußfaſſung einer der Hauptgrundſätze des Schwur⸗ 
gerichts; jeder fremde Einfluß ſoll davon ferngehalten werden, 
auch der der Richter. Aber nicht jede Berührung mit der 
Außenwelt und den Richtern iſt ausgeſchloſſen; ſchon die Her⸗ 
ſtellung der legalen Beziehungen zur Richterbank, beiſpielsweiſe 
im Falle des $ 306 StPO. und am Schluſſe der Beratung, 
bedingt dies. Die zur Wahrung des Grundſatzes zu treffenden 
Maßregeln ſind in die Hand des Vorſitzenden gelegt — § 303 
Abſ. 2 StPO. In der deutſchen Gerichtspraxis hat ſich die 
Beſtellung einer Wache (eines Gendarmen, Polizeibeamten oder 
Gerichtsdieners) herausgebildet; ſie dient als Werkzeug, einen 
Verkehr der Geſchworenen mit Dritten zu verhindern und mit 
dem Vorſitzenden zu vermitteln, ſoweit das Geſetz dieſen letzteren 
erforderlich macht. Eine Beauftragung dieſes Boten oder Be⸗ 
dienſteten innerhalb dieſes Dienſtbereichs durch einen Geſchworenen 
ſtellt ſich deshalb an ſich nicht als ein Verkehr mit der Außen⸗ 
welt, den Richtern oder anderen Perſonen dar. Der wachhabende 
Gendarm hat hier auf Wunſch der Geſchworenen ein Über⸗ 
führungsſtück aus dem Sitzungsſaal in das Beratungszimmer 
gebracht. Dies war verfrüht, ehe das Gericht den entſprechenden 
Beſchluß gefaßt hatte, wurde aber durch dieſen geheilt und 
enthielt keine Verletzung des § 303 Abſ. 1 StPO. Urt. d. I. Sen. 
v. 10. Mai 1909 (311/09). 

33. 5 340 StPO. Begründung der vom Vater des 
Angeklagten eingelegten Reviſion nach Ablauf der geſetzlichen 
Vertretung.] Der Angeklagte iſt volljährig geworden, nachdem 
ſein Vater Reviſion eingelegt, aber ehe er ſie begründet hatte. 
Es entſteht die Frage, ob die vom geſetzlichen Vertreter ein⸗ 
gereichte Reviſionsbegründung noch Rechtswirkſamkeit beanſpruchen 
kann, obwohl ſie bei Gericht in einem Zeitpunkt einging, in 
dem eine geſetzliche Vertretung nicht mehr beſtand. Die Ver⸗ 
neinung der Frage war geboten. Das RG. hat zwar in 
ſtändiger Rechtſprechung ausgeführt, daß den in § 340 StPO. 
genannten Perſonen ein ſelbſtändiges, von den Erklärungen des 
Angeklagten unabhängiges, eigenes Rechtsmittel zuſtehe, daß es 
ſich alſo, wenn ſie von den zuſtändigen Rechtsmitteln Gebrauch 
machen, nicht um das Rechtsmittel des Angeklagten handle 
(RGSt. 5, 50; 21, 335). Allein nirgends iſt angedeutet, daß 
ſie dasſelbe für ihre Perſon, losgelöſt von den ihnen durch das 
Geſetz mit Bezug auf die Angeklagten gegebenen Vertretungs⸗ 
befugniſſen haben ſollen. Vielmehr kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß es ihnen nur in ihrer Eigenſchaft als geſetzliche 
Vertreter (Ehemann) gegeben if. Der in der StPO. nicht 
näher beſtimmte Begriff des geſetzlichen Vertreters muß aber 
aus dem bürgerlichen Recht entnommen werden. Denn die 
Entſtehungsgeſchichte der StPO. ergibt klar, daß der Geſetzgeber 
unter einem geſetzlichen Vertreter auch im Sinne der StPO. 
nur den durch die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes feſt⸗ 
gelegten Begriff verſtanden wiſſen wollte. Demgemäß müſſen 
auch deſſen Vorſchriften über Beginn und Beendigung der 
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geſetzlichen Vertretung maßgebend bleiben. Daraus folgt mit 
zwingender Notwendigkeit, daß der geſetzliche Vertreter von dem 
Rechtsmittel in dem Augenblick Gebrauch nicht mehr machen 
darf, in dem er aufgehört hat, geſetzlicher Vertreter zu ſein. 
Daß der vom geſetzlichen Vertreter des Angeklagten mit Ein⸗ 
legung und Begründung eines Rechtsmittels beauftragte Rechts⸗ 
anwalt die gemäß 5 340 StPO. rechtzeitig eingelegte Reviſion 
nach dem Tode des geſetzlichen Vertreters nicht mehr für dieſen 
begründen darf, wird rechtlich nicht in Zweifel gezogen werden 
können. Dasſelbe muß aber gelten für den Fall, daß der 
geſetzliche Vertreter aus Rechtsgründen zu exiſtieren aufgehört 
hat. Der Vater iſt zwar nach Beendigung ſeiner elterlichen 
Gewalt zur Fortführung der mit der Sorge für die Perſon 
und das Vermögen des Kindes verbundenen Geſchäften noch 
befugt, aber nur bis er von der Beendigung Kenntnis erlangt 
oder fie kennen muß ($ 1682 BGB.), alſo nicht bis zur voll⸗ 
ſtändigen Erledigung der Geſchäfte. Dasſelbe gilt entſprechend 
für den Vormund ($ 1893 BGB.). Das Geſetz gibt in keiner 
Beſtimmung auch nur den geringſten Anhalt für die Annahme, 
daß auf dem Gebiete des Strafprozeſſes eine andere Beurteilung 
Platz greifen könnte. Es hätte aber in dieſer Beziehung einer 
ausdrücklichen Beſtimmung bedurft, wenn im Widerſpruch mit 
allen ſonſtigen Rechtsgrundſätzen der geſetzliche Vertreter auch 
noch über den Zeitpunkt hinaus, in dem ſeine Vertretungsmacht 
im allgemeinen endigte, befugt ſein ſollte, ein Rechtsmittel zu⸗ 
gunſten ſeines früheren Pflegebefohlenen zu betreiben. Zu 
einer anderen Auffaſſung könnte man nur gelangen, wenn man 
der, aber zweifellos unrichtigen, Anſicht wäre, das Rechtsmittel 
ſtünde dem geſetzlichen Vertreter lediglich als Menſch, nicht in 
ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter zu. Wollte man 
wirklich jenes annehmen und der Meinung ſein, derjenige Menſch, 
der ein Rechtsmittel rechtmäßig eingelegt habe, müſſe es auch 
begründen können, dann müßte dieſes auch für die Fälle 
gelten, in denen dem Vater die Ausübung der elterlichen 
Gewalt unterſagt (SS 1678, 1680, 1666 BGB.), oder der 
Vormund feines Amtes enthoben iſt (SS 1885 ff. BGB.). Ein 
derartiges Ergebnis iſt abzulehnen. Es kann unter keinen 
Umſtänden anerkannt werden, daß derjenige, der für unwürdig 
gehalten worden iſt, die Befugniſſe des geſetzlichen Vertreters 
auszuüben, noch berechtigt ſein ſollte, für ſeinen früheren Pflege⸗ 
befohlenen ein Rechtsmittel weiter zu betreiben. Wo wäre 
ferner die Grenze zu ziehen? Die hier als unrichtig bezeichnete 
Anſicht nötigte zu dem Schluß, daß es zur Legitimation für 
die Einlegung und Begründung des Rechtsmittels genügte, 
wenn der geſetzliche Vertreter wenigſtens noch im Augenblick 
der Verkündung des Urteils dieſe Stellung bekleidete. Die 
vom Oberreichsanwalt für die gegenteilige Auffaſſung geltend 
gemachten Billigkeitsrückſichten können eine entſcheidende Be⸗ 
deutung nicht beanſpruchen. Es iſt allerdings denkbar, daß der 
Angeklagte perſönlich deswegen davon abſehen kann, von dem 
zuſtändigen Rechtsmittel Gebrauch zu machen, weil ſein geſetz⸗ 
licher Vertreter für feine Perſon dasſelbe gemäß § 340 StPO. 
bereits eingelegt hat. Allein die Regel bildet unzweifelhaft, 
daß ſich der geſetzliche Vertreter mit dem Angeklagten über die 
Ausſichten eines Rechtsmittels beſpricht. Dann muß eben die 
herannahende Volljährigkeit des Angeklagten ins Auge gefaßt, 
und es müſſen daraufhin die zweckentſprechenden Maßnahmen 
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ergriffen werden. Der Angeklagte wird niemals mit der Be⸗ 
hauptung gehört, er habe ſich auf die Zuſage ſeines geſetzlichen 
Vertreters, von dem zuſtändigen Rechtsmittel Gebrauch machen 
zu wollen, verlaſſen, und es dürfe ihm jetzt nicht zum Nachteil 
gereichen, daß dieſer geſtorben ſei oder die Friſten für das 
Rechtsmittel verſäumt habe. Es erſcheint ferner umgekehrt im 
höchſten Maße unbillig, daß ein volljähriger Angeklagter gegen 
ſeinen Willen ſich gefallen laſſen müßte, daß ſein früherer 
geſetzlicher Vertreter eine Strafſache hinzieht und ihn unter 
Umſtänden mit erheblichen Koſten belaſtet, die gänzlich zwecklos 
aufgewendet ſind, wenn z. B. der Angeklagte zwar ſchuldig iſt, 
die erſte verurteilende Entſcheidung aber aus formellen Gründen 
vom Reviſionsgericht aufgehoben werden muß. Dazu tritt, 
daß unter dem „Gebrauch machen“ im Sinne des § 340 StPO. 
die Summe aller derjenigen Handlungen verſtanden werden 
muß, die erforderlich ſind, um dem für das Rechtsmittel zu⸗ 
ſtändigen Gericht die Entſcheidung zu ermöglichen. Inſoweit 
dazu mehrere gehören, müſſen ſie ſämtlich vorgenommen ſein. 
Derjenige, der nur die erſte Erklärung abgibt, macht von dem 
Rechtsmittel im Sinne der StPO. nicht Gebrauch. Beſchl. d. 
V. Sen. v. 11. Mai 1909 (73/09). 

34. 5 344 StPO. Tragweite teilweiſen Reviſionsverzichts.] 
Der Angeklagte iſt wegen Hehlerei und Landſtreicherei zu einer 
Gefängnisſtrafe von 2 Monaten und zu einer Haftſtrafe von 
2 Wochen verurteilt worden. Er hat gegen das Urteil Reviſion 
eingewendet, ſoweit es ihn wegen Landſtreicherei mit Über⸗ 
weiſung an die Landespolizeibehörde beſtraft. Nach dem hiermit 
erklärten Willen des Angeklagten ſollte das Urteil alſo nur in 
beſchränktem Umfange angegriffen, d. h. es ſollte gegen die 
Verurteilung wegen Hehlerei und gegen die wegen Landſtreichens 
zu Haftſtrafe kein Einwand erhoben werden. Eine ſolche 
Beſchränkung der Anfechtung iſt, wie der erkennende Senat im 
Anſchluß an die feſtſtehende Rechtſprechung des RG. in dem 
Urteile vom 12. März 1909 (RGSt. 42, 241) dargelegt hat, 
dann nicht nur zuläſſig, ſondern auch als ſolche wirkſam, wenn 
ſich als Gegenſtand der Anfechtung ein ſolcher Teil der Ent⸗ 
ſcheidung darſtellt, der losgelöſt und getrennt von den nicht 
angefochtenen Entſcheidungsteilen einer in ſich ſelbſtändigen 
Prüfung und Beurteilung zugänglich iſt. Das trifft aber hier, 
wo es ſich um die Überweiſung an die Landespolizeibehörde 
handelt, genau ebenſo zu wie bei dem Erkenntnis auf Zu⸗ 
läſſigkeit von Polizeiaufſicht, um die es ſich in dem Urteile des 
Senats vom 12. März 1909 handelte. Die Frage, ob Neben⸗ 
ſtrafen dieſer Art verhängt werden durften, geſtattet unter der 
hier vorliegenden Vorausſetzung der Bejahung der Schuldfrage 
und der Feſtſetzung einer Hauptſtrafe eine in dem vorbezeichneten 
Sinne ſelbſtändige Prüfung und Beurteilung, ohne daß die 
Frage von neuem zur Erörterung gezogen werden müßte, 
ob ſich die Tatbeſtandsfeſtſtellung und die Bejahung der Schuld⸗ 
frage ſowie die Feſtſtellung der Hauptſtrafe rechtfertigten. Wie 
in der mehrfach angeführten Entſcheidung des Senats gleichfalls 
ausgeführt iſt, ſtehen ſolche Beſchränkungen der Anfechtung, 
ſoweit ſie als wirkſam anzuerkennen ſind, ſachlich einem Verzicht 
auf das Rechtsmittel gleich (§S 344 StPO.). Sie können daher 
auch nicht einmal durch Reviſionsanträge, die über ſie hinaus⸗ 
gehen, wieder rückgängig gemacht und gegenſtandslos gemacht 
werden, und noch weniger kann dies, wie es hier verſucht wird, 
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durch eine die Feſtſtellungen zur Schuldfrage und die Grund⸗ 
lagen der Verurteilung zu der Hauptſtrafe angreifende Reviſions⸗ 
begründung geſchehen. Eine ſolche iſt vielmehr als geſetzlich 
unſtatthaft für das Reviſionsgericht nicht beachtlich, es ſteht ihr 
inſoweit die eingetretene Rechtskraft der Entſcheidung entgegen. 
Es konnte ſich nur fragen, ob auf der Grundlage der zur 
Schuldfrage getroffenen Feſtſtellungen und gegenüber der wegen 
Landſtreichens erkannten Hauptſtrafe die Nebenſtrafe mit Recht 
verhängt iſt. Urt. d. V. Sen. v. 29. Juni 1909 (597/09). 

35. 5 380 StPO. Keine Reviſion gegen das Berufungs⸗ 
urteil der unzuſtändigen Strafkammer.] Auf Berufung des 
Amtsanwalts wurde das ſchöffengerichtliche Urteil von der 
Strafkammer aufgehoben und die Verurteilung des Angeklagten 
wegen Zuwiderhandlung gegen das RStG. ausgeſprochen. Hier⸗ 
gegen hat letzterer Reviſion eingelegt und es iſt von der Staats⸗ 
anwaltſchaft gemäß § 136 Abſ. 2 GWG. die Entſcheidung des 
RG. beantragt. Der Beſchwerdeführer erhebt den Einwand der 
örtlichen Unzuſtändigkeit der mit der Sache befaßt geweſenen 
Steuer⸗ und Gerichtsbehörden. Dieſer Einwand iſt ihm an ſich 
gewahrt, da er in der ſchöffengerichtlichen Hauptverhandlung 
vor Verleſung des richterlichen Protokolls über die hinſichtlich 
der Beſchuldigung erfolgte Vernehmung des von der Ver⸗ 
pflichtung zum Erſcheinen entbundenen Angeklagten (8 232 
StPO.), alſo nach SS 16, 462 StPO. rechtzeitig vorgebracht 
iſt. Es fragt ſich aber, ob er im Hinblick auf S 380 StPO. 
zuläſſig erſcheint. Daß auch das RG. an dieſe Vorſchrift in 
dem Fall gebunden iſt, wenn ihm die Entſcheidung über die 
Reviſion gegen ein in der Berufungsinſtanz erlaſſenes Urteil 
der Strafkammer gemäß § 136 Abſ. 2 GWG. zuſteht, iſt bereits 
wiederholt ausgeſprochen (vgl. Urteil des RG. vom 7. März 1891 
— III. StS. 3806/90 — und vom 10. Juli 1894 — IV. StS. 
1965/94). Mithin kann aber auf die Verletzung der Be⸗ 
ſtimmungen über die örtliche Zuſtändigkeit die Reviſion im vor⸗ 
liegenden Fall überhaupt nicht geſtützt werden, da dieſe lediglich 
als Rechtsnormen über das Verfahren anzuſehen ſind. Ihre 
ausſchließlich prozeßrechtliche Natur ergibt ſich daraus, daß ſie 
nur die prozeſſuale Vorausſetzung für die Statthaftigkeit der 
Strafverfolgung vor dem Gericht eines beſtimmten örtlichen 
Bezirks bewirken, keineswegs aber irgendwelche ſtaats⸗ oder 
ſonſt materiellrechtliche Befugniſſe, insbeſondere den ſtaatlichen 
Strafanſpruch an ſich und damit die Strafbarkeit der nach dem 
Geſetz unter Strafe geſtellten Tat berühren. Daß dies auch 
die Auffaſſung der Strafprozeßordnung ſelbſt iſt, beweiſt die 
Vorſchrift des § 377 daſelbſt, indem hier diejenigen Proze ß⸗ 
vorſchriften aufgezählt werden, deren Verletzung die Reviſion 
in jedem Fall begründet, und als ſolche unter Ziffer 4 die 
Beſtimmungen über die (ſachliche und örtliche) Zuſtändigkeit 
aufgeführt werden. Der Beſchwerdeführer ſucht dem durch die 
Behauptung zu begegnen, daß die Annahme der örtlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit auf unrichtiger Anwendung der Vorſchriften des 
materiellen Strafrechts über den Begehungsort der unerlaubten 
Handlung im Falle eines Unterlaſſungsdelikts beruhe. Allein mit 
Unrecht. Denn bei der Frage der örtlichen Zuſtändigkeit handelt es 
ſich unter allen Umſtänden um eine Prozeß frage, mag auch bei 
deren Beurteilung materielles Recht in Betracht kommen. Demnach 
ſteht aber auch aus dieſem Geſichtspunkt der Beſchwerde § 380 
StPO. entgegen. Urt. d. IV. Sen. v. 27. April 1909 (228/09). 
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C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 

36. Vereinszollgeſetz. Nr. 12 der Vorbemerkungen. Eine 
Sendung, beſtehend aus mehreren Kiſten mit verſchiedenen 
Adreſſen.] Die Anſicht, daß es ſich nach der konkreten Sachlage 
um eine Sendung mit einem Empfänger handle, kann für 
rechtsirrig nicht erachtet werden. Wenn die Nr. 12 der Vor⸗ 
bemerkungen von „einer“ Sendung ſpricht, ſo kann dies nicht 
als gleichbedeutend mit „einer Kiſte“ oder „einem Kolli“, über⸗ 
haupt mit „einem Transportſtück“ aufgefaßt werden. Der 
Begriff einer „Sendung“ kann vielmehr von dem Geſetzgeber, 
ſollte die Beſtimmung nicht von vornherein jeder Bedeutung 
entkleidet werden, nur dahin verſtanden worden ſein, daß „eine 
Sendung“, auch wenn dieſe in mehreren Transportſtücken aus⸗ 
geführt iſt, dann als vorhanden anzunehmen iſt, wenn Abſender 
ſowie Beförderungsmittel identiſch find und es ſich um den— 
ſelben Empfänger handelt. Dieſe Erforderniſſe ſind nach 
den Feſtſtellungen des Vorderrichters gegeben. Was dabei 
beſonders die Identität des Empfängers anbelangt, ſo ſteht feſt, 
daß der Mitangeklagte nur vorgeſchobene Perſon, der 
eigentliche Empfänger der Beſchwerdeführer geweſen iſt: 
für ihn ſind die Waren nach dem übereinſtimmenden Willen 
der Beteiligten beſtimmt geweſen. Zutreffend iſt daher nur 
dieſer als Empfänger angeſehen worden, an ihn ſollten in 
Wirklichkeit beide Kiſten gelangen. Hieran kann der Umſtand 
nichts ändern, daß dieſe einheitliche Sendung in zwei Kiſten, 
jede mit einem beſonderen Frachtſchein abgeſandt und demnächſt 
mit je einem beſonderen Begleitſchein weitergeſandt worden ſind, 
während nach S 41 Abſ. 2 V3G. vom 1. Juli 1869 für eine 
aus mehreren Kolli beſtehende Warenſendung nur ein Begleit⸗ 
ſchein zu erteilen iſt. Daraus, daß auf einen Begleitſchein 
mehrere Kolli verſendet werden können, folgt nichts für den 
Begriff „einer“ Sendung. Nicht die äußere Behandlung der 
zu verzollenden Gegenſtände iſt für dieſen entſcheidend, ſondern 
neben den oben beſprochenen Erforderniſſen der zugrunde 
liegende Vertragswille. Ebenſowenig kann ein Auslegungs⸗ 
mittel für den Begriff „einer Sendung“ im Sinne der Nr. 12 
daraus entnommen werden, daß nach den Beſtimmungen über 
die Beförderung von Gütern uſw. auf den Eiſenbahnen 
(SS 453 flg. HGB.) für etwaige aus dem Frachtgeſchäft ent⸗ 
ſtehende Entſchädigungsanſprüche der Adreſſat, vorliegend alſo 
jeder Angeklagte für ſich äußerlich legitimiert erſcheinen würde. 
Nicht die äußere Geſtaltung, die auf Veranlaſſung der An⸗ 
geklagten der Warenſendung gegeben worden, iſt für die Frage, 
ob es ſich um eine einheitliche Sendung handelt, der zollgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmung gegenüber ausſchlaggebend, ſondern der Wille 
der Beteiligten. Konnte hiernach ein Rechtsirrtum des Vorder⸗ 
richters, ſoweit es ſich um den Begriff einer Sendung im Sinne 
der Nr. 12 der Vorbemerkungen handelt, als vorliegend nicht 
anerkannt werden, ſo war doch in ſubjektiver Beziehung nicht 
für ausgeſchloſſen zu erachten, daß ſich die Berufungskammer 
rechtlich in einem Irrtum befunden hat; die Feſtſtellungen des 
angefochtenen Urteils ſchließen jedenfalls die Annahme eines 
ſolchen nicht aus. Der Vorentſcheidung iſt nämlich nicht mit 
der erforderlichen Beſtimmtheit zu entnehmen, welche Stellung 
der Bert. zu der Schutzbehauptung der Beſchwerdeführer 
genommen hat. In dem angefochtenen Urteile wird der Ein⸗ 
wand der Angeklagten, ſie hätten ſich zu ihrem Vorgehen für 
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berechtigt gehalten, weil nach der in Abſchrift ſich bei den 
Akten befindenden Entſcheidung des preußiſchen Finanzminiſters 
vom 1. Mai 1908 die Verzollung als ein „zuſammen⸗ 
geſetztes Ganzes“ nur dann vorzunehmen ſei, wenn die zu ver⸗ 
zollenden Gegenſtände von demſelben Abſender mit demſelben 
Beförderungsmittel an denſelben Empfänger gleichzeitig geſandt 
ſeien, dies aber, wie die verſchiedenen Adreſſen ergeben, der 
Zollbehörde gegenüber nicht der Fall geweſen ſei, zwar einer 
Erörterung unterzogen, die Berufungskammer unterläßt es aber, 
ſich darüber auszuſprechen, ob ſie dieſen Einwand nicht geglaubt 
oder aber als auf ſtrafrechtlichem Irrtum beruhend und deshalb 
für einflußlos gehalten hat. Letzteres wäre aber ein Rechts⸗ 
irrtum des Vorderrichters. Haben ſich die Angeklagten in einem 
Irrtum über die Höhe der Zollpflichtigkeit ihrer Waren befunden, 
ſo durfte nicht eine Beſtrafung wegen Zolldefraudation erfolgen, 
ſondern es war beim Vorliegen der objektiven Vorausſetzungen 
nur auf eine Ordnungsſtrafe auf Grund des $ 152 VZO. zu 
erkennen. (Vgl. RGSt. 28 S. 195, 198 ff.) Denn zu den 
die Verhängung einer Hinterziehungsſtrafe ausſchließenden Um⸗ 
ſtänden gehört nach $ 137 BZG. auch der Irrtum über die 
Zollpflicht, ohne Rückſicht darauf, ob derſelbe ein tatſächlicher im 
Sinne des § 59 StGB. oder ein ſtrafrechtlicher, nach all: 
gemeinen Rechtsgrundſätzen zum Ausſchluß des Dolus nicht 
geeigneter Irrtum geweſen iſt. Daß aber die Berufungskammer 
der Schutzbehauptung der Angeklagten keinen Glauben geſchenkt 
hat, kann den Feſtſtellungen, daß ſie bezweckt haben, an Zoll 
zu ſparen, daß ſie den Mitangeklagten „in fraudem legis“ 
zum „Zwecke der Zolldefraude“ und „zum Scheine“ als 
Empfänger vorgeſchoben haben und dabei „zum Zwecke der 
Zollhinterziehung“ einverſtändlich gehandelt habe, noch nicht 
ohne weiteres entnommen werden. Wegen dieſer Unſicherheit 
in den Feſtſtellungen des Vorderrichters hatte die Aufhebung 
der angefochtenen Entſcheidung zu erfolgen. In der erneuten 
Hauptverhandlung wird die Strafkammer aber auch in eine 
nähere Prüfung der Frage einzutreten haben, ob Mittäterſchaft 
oder bezüglich des Mitangeklagten etwa nur Beihilfe als vor⸗ 
liegend anzunehmen iſt. Da letzterer trotz fehlenden eigenen 
Intereſſes ſich dennoch einer Zolldefraudation ſchuldig machen 
konnte (RGSt. 28, 115, beſ. 116), ſo ſteht allerdings rechtlich 
der Annahme ſeiner Mittäterſchaft der Umſtand nicht entgegen, 
daß die Sendung nicht für ihn beſtimmt geweſen iſt. Die 
Berufungskammer wird indes in der Richtung in eine nähere 
Erörterung einzutreten haben, durch welche Ausführungs⸗ 
handlungen ſich der Mitangeklagte an der Tat beteiligt hat. 
Hierbei wird zu beachten fein, daß der $ 135 VG. bereits 
das „Unternehmen“ der Hinterziehung von Ein⸗ und Ausgangs⸗ 
abgaben mit Strafe bedroht, und bezüglich des Begriffs des 
„Unternehmens“ kann auf die Entſcheidungen in RGSt. 8, 354; 
42, 266 flg. u. a. hier verwieſen werden. Führt die nochmalige 
Prüfung der Frage aber zu dem Ergebnis, daß nicht Mittäter⸗ 
ſchaft, ſondern nur Beihilfe ($ 49 StGB., § 149 VZO.) an 
zunehmen iſt, fo muß, da nur eine Übertretung vorliegt, ſeine 
Freiſprechung erfolgen. Der BerR. wird aber weiter noch näher 
zu prüfen haben, ob es ſich bei der vorliegenden Sendung in 
der Tat um in einzelne Beſtandteile zerlegte, „zuſammengeſetzte“ 
Gegenſtände im Sinne der Nr. 12 der Vorbemerkungen gehandelt 
hat, die in eine feſte Verbindung miteinander gebracht oder auf 
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andere Weiſe haben zuſammengeſetzt werden ſollen. Der erſte 
Richter hat hierzu näher ausgeführt, der Mangel des einen oder 
anderen unweſentlichen Beſtandteiles ſchließe die Nr. 12 nicht 
aus, es aber unterlaſſen, ſich darüber auszuſprechen, ob über⸗ 
haupt Beſtandteile gefehlt und, ob und weshalb dieſe unweſentlich 
geweſen, während der BerR., der ſich den Feſtſtellungen des 
Schöffengerichts angeſchloſſen hat, ſagt, eine „etwa noch not⸗ 
wendige Bearbeitung dieſer zuſammengehörigen Teile“ „ändere“ 
nichts, ſich aber jeder näheren Prüfung dieſer Frage enthält. 
Allerdings wird eine Bearbeitung, die nur dazu dienen ſollte, 
die geſamten Gewehrteile zuſammenzufügen, miteinander zu ver⸗ 
binden und etwa durch Befeilen, Abpolieren uſw. von gering⸗ 
fügigen Mängeln zu befreien und ſo für den Gebrauch fertig⸗ 
zuſtellen, den Begriff des zuſammengeſetzten Gegenſtandes nicht 
in Frage ſtellen können, es wird dies aber unbedingt an⸗ 
genommen werden müſſen, wenn etwa außer den überſandten 
noch notwendige Beſtandteile zur Fertigſtellung der einzelnen 
Gewehre haben hinzugenommen werden müſſen. Eine genauere 
Feſtſtellung in dieſer Richtung erſcheint aber um ſo mehr geboten, 
als das Schöffengericht, wie oben ſchon einmal erwähnt, von 
Flintenſchäften mit eingefügten Schlöſſern und Läufen, die 
Berufungskammer nur von Schäften und Läufen ſpricht. Dabei 
mag hier auch noch darauf hingewieſen werden, daß nach der 
Anmerkung zu den Nrn. 297 und 298 des Zolltarifes Läufe 
und Schäfte zu Handfeuerwaffen mit eingefügten oder bei⸗ 
gepackten Schlöſſern, Schloßkaſten oder Verſchlußſtücken nach 
Nr. 926 zu verzollen ſind, und dieſe Nummer den Zoll für 
„Handfeuerwaffen aller Art“, alſo fertiggeſtellte Gegenſtände 
feſtſetzt. Urt. d. III. Sen. v. 17. Juni 1909 (209/09). 

37. Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871 $ 2.] Der Be 
auftragte des Angeklagten hat die Zeitungspakete unter Be⸗ 
nutzung von Eiſenbahnpaketadreſſen bei der Eiſenbahn zur 
Beförderung aufgegeben. G. hat hiernach die Beförderung 
nicht ſelbſt ausgeführt, ſondern durch Vertrag der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung übertragen. Nicht anders würde die Sache liegen, 
wenn er die Zeitungspakete als Reiſegepäck zur Beförderung 
aufgegeben hätte. Ob G. mit demſelben Zuge reiſte, in welchem 
die Pakete befördert wurden, iſt ohne Belang, denn auch in 
dieſem Falle beförderte nicht er die Zeitungspakete als in 
ſeinem unmittelbaren Beſitze gebliebene Sachen (wie z. B. das 
Handgepäck), ſondern die Eiſenbahnverwaltung führte die ver⸗ 
tragsmäßig übernommene Beförderung nach Maßgabe der 
55 453 ff. HGB. aus. Bei dieſer Sachlage iſt die Beförde— 
rung der dem Poſtzwang unterliegenden Zeitungen durch G. 
nicht als „expreſſen Boten“ im Sinne des § 2 PoſtG. aus: 
geführt worden. Nur wenn der Bote die Beförderung per— 
ſönlich bewirkt, ſei es durch ſeine Körperkräfte, ſei es durch 
mechaniſche Hilfsmittel (zu denen auch ſolche zur Beförderung 
ſeiner Perſon gehören), findet eine Beförderung durch den 
Boten, d. i. durch Benutzung ſeiner Perſon als Beförderungs⸗ 
mittel ſtatt (RGSt. 35, 220; 38, 136). Wie der Vorderrichter 
feſtſtellt, hatte der Anklagte mit G. vereinbart, daß dieſer ihm 
täglich die Zeitungspakete vom Stettiner Bahnhof in Berlin 
nach Oranienburg bringe. Nach dieſer Vereinbarung ſollte G. 
die Zeitungen als expreſſer Bote befördern. Der Angeklagte, 
als Abſender (8 2), verſchickte durch ihn die Zeitungen im 
Sinne des § 27 PoſtG. Hat nun in den den Gegenſtand der 
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Unterſuchung bildenden Fällen der expreſſe Bote G. die Zeitungs⸗ 
pakete auftragwidrig, ſtatt ſie als Handgepäck zu befördern, 
durch die Eiſenbahn als Frachtgut befördern laſſen, ſo hat ob⸗ 
jektiv die von dem Angeklagten vorgenommene Ver— 
ſchickung nicht nach Maßgabe des § 2 durch expreſſen Boten, 
ſondern in einer gegen SS 1, 27 PoſtG. verſtoßenden Weiſe 
durch Inanſpruchnahme der Eiſenbahnverwaltung ſtattgefunden. 
Der objektive Tatbeſtand des 5 27 Nr. 1 liegt hiernach hin⸗ 
ſichtlich der Verſchickung durch den Angeklagten vor. Die Aus⸗ 
führung des Urteils, daß es den Angeklagten „nichts anging“, 
auf welche Weiſe ſein expreſſer Bote die Beförderung herbei⸗ 
führte, iſt nicht zutreffend. Daß G. aus eigenem Antrieb und 
auf eigene Rechnung und Gefahr von der vereinbarten Be⸗ 
förderungsweiſe abging, ändert nichts daran, daß der An⸗ 
geklagte Abſender des Boten ($ Y und Verſchicker der Zeitungen 
war. Zum Tatbeftande des § 27 Nr. 1 PoſtG. wird ein Vorſatz 
nicht erfordert, es genügt Fahrläſſigkeit. Dieſe liegt dann vor, 
wenn der Täter wegen Vernachläſſigung der gebotenen und 
ihm möglichen Sorgfalt einen weſentlichen Tatumſtand nicht 
kennt (RGSt. 38, 408 [411). Hatte der Angeklagte Anhalts⸗ 
punkte dafür, daß G. die Zeitungspakete nicht in der nach § 2 
allein zuläſſigen Art als expreſſer Bote perſönlich beförderte, 
ſo handelte er fahrläſſig, wenn er das falſche Verfahren nicht 
abſtellte und daher eine weitere, geſetzwidrige. Ausführung der 
von ihm betriebenen Verſchickung der Zeitungen geſchehen ließ 
(vgl. RGSt. 25, 290 ff.). Die Strafkammer nimmt an, der 
Angeklagte habe bei ſeinen Wahrnehmungen der Anſicht ſein 
können, daß die Zeitungspakete von G. als Reiſegepäck auf⸗ 
gegeben geweſen ſeien. Die hieraus gezogene Folgerung, es 
ſeien in dem Angeklagten keine Zweifel nach der Richtung erregt 
worden, daß G. die Pakete in zuläſſiger Weiſe als beſonderer 
Bote beförderte, beruht auf der rechtsirrtümlichen Anſicht der 
Strafkammer, daß eine zuläſſige Beförderung durch expreſſen 
Boten auch dann vorliege, wenn der Bote die dem Poſtzwang 
unterliegenden Sachen als Reiſegepäck aufgebe. Die Feſtſtellung 
des Vorderrichters, daß dem Angeklagten eine Fahrläſſigkeit 
nicht zur Laſt falle, iſt durch dieſen Rechtsirrtum beeinflußt. 


Dies führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils. Urt. 
d. II. Sen. v. 24. Mai 1909 (278/09). 
38. Krankenverſicherungsgeſetz S8 52a, 53. Irrtum 


über die Verpflichtung zu ſofortiger Abführung der Beiträge 
wegen vorgekommener Zwangsvollſtreckung.] Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen hat der Angeklagte in der Zeit vom 26. Januar bis 
28. März 1908 zwei Arbeitern den verdienten Lohn abzüglich 
der auf ſie fallenden Krankenkaſſenbeiträge ausgezahlt, obwohl 
er kein Geld in der Kaſſe hatte, aus dem er die Beiträge ſofort 
an die Kaſſe zahlen konnte. Dagegen durfte er nach der 
Überzeugung des erſten Richters annehmen und hat auch an⸗ 
genommen, daß zu den im „ordnungsgemäßen“, d. h. wohl 
dem Statut der Ortskrankenkaſſe entſprechenden (S 52 Abſ. 1 
KrankVG.) Verfahren für die Einhebung der Beiträge be⸗ 
ſtimmten Zeiten, nämlich Ende März für Februar, Ende April 
für März, die Beiträge aus einem Darlehn von 20 000 # 
bezahlt werden würden, das ſeinem Prinzipal F. für Ende Fe⸗ 
bruar in Ausſicht geſtellt war. Wären die Beiträge wirklich 
erſt zu dieſem für das ordnungsgemäße Verfahren beſtimmten 
Zeiten fällig geworden, ſo würde ein Vorenthalten in der 
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Abſicht, die Krankenkaſſe zu ſchädigen, aus dieſem inneren 
Grunde verneint werden können. Anders aber liegt die Sache, 
wenn der Angeklagte nach $ 53 Abſ. 3 Krank G. verpflichtet 
war, die Beiträge ſofort nach der jedesmaligen Lohnzahlung 
an die Kaſſe abzuführen. Dann durfte er nicht die Kaſſe durch 
die Lohnzahlungen erſchöpfen, ſondern er mußte zunächſt den 
Betrag der Beiträge zurückbehalten, den Arbeitern nur den 
Reſt des Kaſſeninhalts auszahlen und die Beiträge alsbald 
der Krankenkaſſe einzahlen. Tat er das nicht, ſo enthielt er 
die Beiträge der Krankenkaſſe vor und machte ſich des Ver: 
gehens gegen § 82 oder, wenn er in der Abſicht, ſich oder 
einem Dritten einen Vermögensvorteil zu verſchaffen oder die 
Krankenkaſſe zu ſchädigen, handelte, des Vergehens gegen $ 82 b 
KrankVG. ſchuldig. Es war alſo die Frage zu entſcheiden, 
ob die Vorausſetzungen des § 53 Abſ. 3 KrankVG. bei dem 
Angeklagten in der Zeit vom 26. Januar bis 28. März 1908 
gegeben waren. In dieſer Hinſicht iſt feſtgeſtellt, daß im 

Januar und Februar 1908 verſchiedene Zwangsvollſtreckungen 
gegen F. erfolglos geblieben waren und daß der Angeklagte 
dies wußte. Rückſtändig war er mit Krankenkaſſenbeiträgen 
anſcheinend noch nicht verblieben, da die bis zum 26. Januar 
1908 angefallenen Beiträge Ende Februar 1908 im Geſchäfte 
des F. eingehoben worden ſind. Nun hat der II. StS. in 
dem Urteil RGSt. 25, 258 bereits nachgewieſen, daß unter 
„Zwangsbeitreibungsverfahren“ im § 53 Abſ. 3 und im § 52a 
Abſ. 1 KrankVG. nicht nur eine Beitreibung von Krankenkaſſen⸗ 
beiträgen nach $ 55 KrankV G., ſondern überhaupt jedes 
Zwangsvollſtreckungsverfahren zu verſtehen iſt, und weiter, daß 
§ 53 Abſ. 3 nicht eine Ergänzung des § 52a, ſondern um: 
gekehrt dieſer eine Ergänzung des erſteren iſt. Der erkennende 
Senat ſchließt ſich dieſer Auffaſſung an. Daraus folgt aber, 
daß die Verpflichtung des Arbeitgebers zur ſofortigen Ab: 
führung der abgezogenen Beiträge nur davon abhängt, daß ſeine 
Zahlungsunfähigkeit im Zwangsvollſtreckungsverfahren feſtgeſtellt 
it, während die Zuläſſigkeit der Anordnung, von der $ 52a 
handelt, außerdem noch an die Vorausſetzung geknüpft iſt, daß 
der Arbeitgeber mit der Abführung der Beiträge im Rückſtand 
geblieben war. Und es folgt daraus weiter für den vorliegenden 
Fall, daß der Angeklagte infolge ſeiner Kenntnis von den 
erfolgloſen Zwangsvollſtreckungen ohne weiteres verpflichtet war, 
die Beiträge ſofort nach jeder Lohnzahlung an die Kranken⸗ 
kaſſe abzuliefern. Die Strafkammer nimmt nun allerdings an, 
daß dem Angeklagten das Bewußtſein von der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des Arbeitgebers gefehlt habe. Allein ſie gründet 
dieſe Annahme nur darauf, daß der Angeklagte geglaubt habe, 
zu der von ihm (fälſchlich) angenommenen Zeit der Fälligkeit 
der Beiträge werde Geld vorhanden fein. Nach dem Aus⸗ 
geführten handelte es ſich aber um die Zeit der einzelnen Lohn⸗ 
zahlungen. Damals war, wie der Angeklagte ſelbſt zugegeben 
hat, kein Geld außer dem ausbezahlten Lohn in der Kaſſe, und 
er wußte, daß Zwangsvollſtreckungen gegen F. vergeblich ge⸗ 
weſen waren. Hierdurch wurde er kraft Geſetzes verpflichtet, 
die Beiträge ſofort abzuführen. Ob er ſich dieſer Ber: 
pflichtung bewußt war, iſt — abgeſehen von der Straf— 
zumeſſung — unerheblich, denn durch die Bezugnahme auf 
§ 53 Abi. 3 KrankVG. in den SS 82 und 82b KrankVG. iſt 
auch S 53 Abſ. 3 zu einem Teil dieſer Strafbeſtimmungen 
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geworden, und die Unkenntnis der ihm hierdurch auferlegten 
Verpflichtung trotz ſeiner Kenntnis der dieſe Verpflichtung be⸗ 
gründenden Tatſachen iſt daher ein ſtrafrechtlicher, ihn nicht 
ſtraffrei machender Irrtum. Urt. d. I. Sen. v. 21. Juni 1909 
(219/09). 

39. Patentgeſetz vom 7. April 1891. Fortgeſetzte Patent⸗ 
verletzung bei Umwandlung der Rechtsform des Unternehmens. 
Wiſſentlichkeit (Eventualdolus).] Die Strafkammer hat den 
Gegenſtand der Urteilsfindung ausdrücklich auf die Frage be⸗ 
ſchränkt, ob die Angeklagten in der Zeit vom 17. September 
bis 31. Dezember 1904 den Beſtimmungen der SS 4, 5 PatG. 
zuwidergehandelt haben. Sie begründet dieſe Beſchränkung 
damit, daß der den Rahmen bildende Eröffnungsbeſchluß nur 
das Jahr 1904, alſo nicht ſpäter liegende Handlungen umfaſſe, 
woran auch der Umſtand nichts ändere, daß es ſich um ein 
Dauerdelikt handle, und daß der Strafantrag der Nebenklägerin 
vom 17. Dezember 1904 die Verfolgbarkeit nur derjenigen 
Handlungen begründe, die in die letzten drei Monate vor ſeiner 
Anbringung fielen. Die hierin zutage tretende Auffaſſung iſt 
in den bezeichneten drei Richtungen rechtsirrig. Für die Ent⸗ 
ſcheidung der hiernach in Betracht kommenden Frage würde es 
zwar keinen weſentlichen Unterſchied machen, ob der Gegenſtand 
der Anklage ein ſogen. Dauerdelikt oder eine fortgeſetzte ſtraf⸗ 
bare Handlung bildet. Allein nach dem Inhalte des aus der 
Anklageſchrift zu ergänzenden und ihr gemäß auszulegenden 
Eröffnungsbeſchluſſes handelt es ſich hier nicht um ein Dauer⸗ 
delikt, ſondern um ein fortgeſetztes Vergehen. Das Inbenutzung⸗ 
nehmen der Erfindung der Nebenklägerin wird, wie in der 
Anklageſchrift näher dargelegt iſt, darin gefunden, daß die An⸗ 
geklagten das patentamtlich geſchützte Verfahren in ihrer Fabrik 
bei der Fabrikation von Puppenköpfen angewendet und dieſe 
Art der Fabrikation trotz Warnung der Patentinhaberin — von 
Auguſt 1904 — fortgeſetzt, die ſo hergeſtellten Puppenköpfe 
auch in den Handel gebracht hätten. Jede Einzelanwendung 
des patentierten Verfahrens und jeder einzelne Verkauf eines 
ſolchen Puppenkopfes würde unter Vorausſetzung der ſonſtigen 
Begriffsmerkmale bereits für ſich allein den Tatbeſtand des 
8 36 a. a. O. erfüllen. Gegenſtand der Anklage bildet mithin 
eine Vielheit von Einzelhandlungen, die ſich über einen längeren 
Zeitraum erſtrecken und von denen ſchon eine jede den Tat⸗ 
beſtand verwirklichen würde. Damit iſt erkennbar das Vorliegen 
eines fortgeſetzten Vergehens behauptet. Das Weſen eines 
ſolchen Vergehens beſteht darin, daß die verſchiedenen zeitlich 
aufeinanderfolgenden Einzelhandlungen zu einer rechtlichen Ein⸗ 
heit zuſammengefaßt werden und infolge davon ihre Selb: 
ſtändigkeit verlieren (vgl. RGSt. 9, 344 flg. [347, 359]; 
10, 203). Die Verübung dieſes einen Vergehens dauert 
ſo lange, als Einzelhandlungen ſolcher Art vorgenommen 
werden. Die Einheit des Vergehens „fteht mithin jeder 
anderen zeitlichen Begrenzung als derjenigen entgegen, die 
ſich aus dem Aufhören der zu ihrem Inhalte gehörigen 
Einzelhandlungen ergibt. Davon, daß dieſe Einzelhandlungen 
hier in und mit dem Jahre 1904 ihren endgültigen Abſchluß 
gefunden hätten, iſt weder in der Anklageſchrift noch im Er⸗ 
öffnungsbeſchluß eine Andeutung gemacht. Auch das angefochtene 
Urteil läßt nichts dergleichen erkennen, rechnet vielmehr erſichtlich 
mit der Möglichkeit, daß die Fabrikation der Puppenköpfe von 
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den Angeklagten in der bisherigen Weiſe noch über das Jahr 1904 
hinaus fortgeſetzt worden iſt. Hiernach unterliegt es keinem 
Zweifel, daß Anklageſchrift wie Eröffnungsbeſchluß ein fort— 
geſetztes Vergehen gegen das Patentgeſetz zum Gegenſtande 
der Anklage gemacht haben, und zwar ein ſolches, von dem 
nicht erklärt iſt, daß es bereits im Jahre 1904 durch Be: 
endigung ſeiner Einzelhandlungen abgeſchloſſen worden ſei. Die 
Anklage umfaßt danach vermöge der Natur des fortgeſetzten 
Vergehens als rechtlicher Einheit mit Rechtsnotwendigkeit die 
Geſamtheit aller Einzelhandlungen, die in ihrem Sinne als 
deſſen Inhalt in Betracht kommen, und zwar gleichviel, in 
welche Zeit ſie fallen, ob auch vor oder nach 1904, und ohne 
Rückſicht darauf, daß der Eröffnungsbeſchluß, obwohl er unter 
dem 10. Juni 1908 erlaſſen iſt, dennoch in Übereinſtimmung 
mit der Anklageformel der Anklageſchrift nur das Jahr 1904 
als Begehungszeit genannt hat. Wollte man aber ſelbſt an⸗ 
nehmen, daß hierdurch die Dauer des fortgeſetzten Vergehens 
hat begrenzt werden ſollen, ſo hätte ſich daraus doch für die 
Urteilsfindung eine Begrenzung des Prozeßſtoffes nicht er⸗ 
geben dürfen, wenn ſich herausſtellte, daß die den Inhalt des 
fortgeſetzten Vergehens ausmachenden Einzelhandlungen auch 
noch nach dem Jahre 1904 vorgenommen worden ſind, d. h. 
daß die bezeichnete Art der Fabrikation darüber hinaus weiter⸗ 
geführt wurde. Es hätte ſich dann nur gezeigt, daß die im 
Eröffnungsbeſchluſſe enthaltene zeitliche Begrenzung auf einem 
rechtlichen oder tatſächlichen Irrtume beruhte. Nach $ 263 StPO. 
iſt aber Gegenſtand der Urteilsfindung die in der Anklage be⸗ 
zeichnete Tat, wie ſie ſich nach dem Ergebniſſe der Verhandlung 
darſtellt. Die Tat mußte mit anderen Worten als fortgeſetztes 
Vergehen von der Strafkammer unter allen Umſtänden in dem 
Umfange berückſichtigt und ihrer Entſcheidung zugrunde gelegt 
werden, der ſich, wie dargelegt, aus deſſen rechtlicher Natur 
ergab. Auch die dreimonatige Antragsfriſt des §S 61 StGB. 
hat mit einer Begrenzung des Prozeßſtoffs rückſichtlich des fort⸗ 
geſetzten Vergehens nichts zu tun. Sie beginnt bei einem 
ſolchen naturgemäß erſt mit deſſen Abſchluſſe, hatte hier alſo 
ſelbſt von dem im angefochtenen Urteil eingenommenen Stand⸗ 
punkt aus, wonach die Zuwiderhandlung jedenfalls bis Ende 
Dezember 1904 gedauert haben ſollte, zur Zeit der Antrag⸗ 
ſtellung am 17. Dezember 1904 noch nicht begonnen (RGSt. 
15, 370; 20, 226; 40 S. 319, 329 [331]). Der Antrag ſelbſt 
aber begründet die Verfolgbarkeit der Tat als Ganzes, ſofern 
dieſe alſo ein fortgeſetztes Vergehen darſtellt, hinſichtlich 
aller ſie bildenden Einzelhandlungen, gleichviel wie lange vor 
oder nach der Antragſtellung ſolche Handlungen vorgenommen 
ſind, mithin auch hinſichtlich derjenigen Einzelhandlungen, die 
länger als drei Monate vor der Antragſtellung begangen und 
dem Antragsberechtigten bekannt geworden ſind, während anderer⸗ 
ſeits die äußerſte Zeitgrenze für die Berückſichtigungsfähigkeit 
derartiger Handlungen der Erlaß des erſtrichterlichen Urteils 
bildet (RGSt. 20, 316). Der Umſtand, daß ſich die ſeitherig 
offene Handelsgeſellſchaft, deren Inhaber die Angeklagten waren, 
ſeit dem 1. September 1906 in eine Aktiengeſellſchaft um: 
gewandelt hat, würde der Annahme eines Fortſetzungszuſammen⸗ 
hangs nicht mit Rechtsnotwendigkeit entgegenſtehen, zumal die 
Täterſchaft lediglich aus der Perſon der Täter zu beurteilen iſt 
und für dieſe Beurteilung es gleichgültig ſein kann, ob der 
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Täter als Mitinhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft oder als 
Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft gehandelt hat. Ob und wie 
der Angeklagte H., der nur Auſſichtsratsmitglied der Aktien⸗ 
geſellſchaft iſt, an der Fabrikation noch teilgenommen hat, würde 
vorher tatſächlich aufzuklären ſein. Es beruht daher auf rechts⸗ 
irriger Auffaſſung, wenn die Strafkammer den Prozeßſtoff, wie 
geſchehen, zeitlich begrenzt und ſich darüber hinaus einer Klar⸗ 
ſtellung, Prüfung und Erörterung des Sachverhalts, ſoweit er 
nach den vorſtehenden Ausführungen rechtlich in Betracht kam, 
enthalten hat. Das angefochtene Urteil unterlag ſchon hiernach 
der Aufhebung. Es begegnet aber auch noch anderen Rechts⸗ 
bedenken. Eine ſichere Beurteilung der Frage, ob ein Ange— 
klagter im Sinne des § 36 PatG. „wiſſentlich“ gehandelt habe, 
wird, wenn, wie hier, der Gegenſtand des Patents ein Ver— 
fahren bildet, in der Regel nicht anders als dadurch herbei⸗ 
geführt werden können, daß — bei Berückſichtigung der Vor⸗ 
ſtellungen und Kenntniſſe des Angeklagten — das von ihm ſelbſt 
angewandte Verfahren mit dem patentierten verglichen und 
hiernach beſtimmt wird, ob ein Eingriff in das patentierte Ver⸗ 
fahren vorliegt, ſowie ob ſich der Angeklagte deſſen — ſei es 
auch nur unter den Vorausſetzungen des eventuellen Vorſatzes — 
bewußt iſt. Danach wird regelmäßig die Feſtſtellung nicht zu 
umgehen ſein, worin das Weſen des patentierten Verfahrens 
beſteht, ob ſich damit das von dem Angeklagten angewandte 
ganz oder auch nur teilweiſe deckt, und ob Angeklagter dieſes 
alles in ſeine Vorſtellungen aufgenommen hat. Die Frage, 
ob hier die Angeklagten wiſſentlich gehandelt haben, liegt 
mithin nicht lediglich auf tatsächlichem Gebiete. Vielmehr greifen 
inſoweit die allgemeinen Rechtsgrundſätze über Vorſätzlichkeit 
des Handelns Platz. Würden daher die Angeklagten in dem 
vorſtehend gekennzeichneten Sinn ſämtliche Tatumſtände, die 
das Vergehen des § 365 daſ. verwirklichen, in ihren Willen 
aufgenommen haben, ſo hätten ſie nach dem Geſetze „wiſſentlich“ 
gehandelt, auch wenn fie die Rechtswidrigkeit und Straf— 
barkeit ihres Verhaltens nicht erkannt haben ſollten. Sie 
wären demzufolge auch nicht entlaſtet, wenn ſie an ſolcher 
Erkenntnis durch rechtliche oder techniſche Gutachten verhindert 
worden wären. Stände alſo feſt, was als das Weſen der 
der Nebenklägerin patentierten Erfindung anzuſehen ſei und wäre 
nachweisbar, daß ſich die Angeklagten dieſes Weſen der Er⸗ 
findung — ſei es auch nur in der Form des eventuellen 
Dolus — zum Bewußtſein gebracht haben, ſo würde auf ihrer 
Seite Wiſſentlichkeit des Handelns in dem vorſtehend erörterten 
Sinne nicht verneint werden können, wenn anzunehmen iſt, daß 
ſie ihr eigenes Verfahren und deſſen Weſen jedenfalls genau 
kannten. Würden ſie aus irgendeinem Grunde gleichwohl 
geglaubt haben, ihr Verfahren ſtelle keine Patentverletzung dar, 
ſo würden ſie ſich in unbeachtlicher Weiſe über den Inhalt des 
Strafgeſetzes ſelbſt geirrt haben und würden daher auch nicht 
entlaſtet ſein, wenn ſie durch Gutachten der bezeichneten Art 
zu einem ſolchen Irrtum geführt worden wären. Anders läge 
die Sache, wenn ſie ſich über Inhalt und Gegenſtand der Patent⸗ 
erteilung, namentlich über die Auslegung der einſchlägigen Patent⸗ 
ſchriften, in einem Irrtum befunden hätten. Dieſer würde nicht 
ein Strafrechtsirrtum fein, vielmehr unter 8 59 StGB. fallen. 
Inſoweit könnte es dann auch entſcheidend darauf ankommen, 
welche Vorſtellungen in ihnen durch gutachtliche Außerungen 
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von Rechtskundigen oder techniſchen Sachverſtändigen hervor⸗ 
gerufen worden ſind. Der Verteidigung kann zwar zugegeben 
werden, daß eine nach allen Seiten ſichere Feſtſtellung des Vor⸗ 
liegens einer — objektiven — Patentverletzung nicht die ſchlecht⸗ 
hin unerläßliche Vorausſetzung für die Beurteilung des inneren 
(ſubjektiven) Tatbeſtands iſt, daß dieſer unter Umſtänden viel⸗ 
mehr auch ohne eine derartige Feſtſtellung verneint werden 
kann. Allein die Urteilsausführungen müſſen auch in einem 
ſolchen Falle die Gewähr dafür bieten, daß der Tatrichter die 
Rechtsgrundſätze über die Vorſätzlichkeit des Handelns nicht 
verkannt hat. Es wird deshalb geboten ſein, daß er vor allem 
die Grenzen bezeichnet, in denen ſich ſeine Zweifel über das 
Weſen des erteilten Patents bewegen, alſo angibt, welche Aus⸗ 
legungsmöglichkeiten gegenüber den Patentſchriften mit Bezug 
auf Gegenſtand und Inhalt des Patents nach ſeiner Auffaſſung 
allein in Betracht kommen können, und ferner ausſpricht, daß 
danach der innere Tatbeſtand jedenfalls unerweislich iſt, d. h. 
nicht feſtſtellbar erſcheint, gleichviel im Sinne welcher dieſer 
Möglichkeiten die Patenterteilung ausgelegt wird. Urt. d. 
V. Sen. v. 27. April 1909 (218/09). 

40. Auswanderungsgeſetz vom 9. Juni 1897 § 45 Abſ. 1. 
Geſchäftsmäßig und gewerbsmäßig.] Die Strafbeſtimmung 
erfordert nur, daß die Beförderung von Auswanderern ohne die 
nach § 1 erforderliche Erlaubnis betrieben, nicht auch daß 
ſie um eines dauernden Erwerbes wegen ausgeübt wird. 
„Betreiben“ der Beförderung bedeutet, wie bereits in dem in 
der Strafſache gegen denſelben Angeklagten erlaſſenen Reviſions⸗ 
urteile des erkennenden Senats vom 16. März 1909 (4 D. 144/09) 
dargelegt iſt, eine geſchäfts mäßige Tätigkeit und eine ſolche 
erfordert nur, daß die Abſicht beſteht, in einem beſtimmten 
Sinne dauernd oder wiederholt, wenn auch nicht um des 
eigenen Vorteils willen, tätig zu werden, während das Er— 
fordernis einer gewerbsmäßigen d. h. einer auf fortgeſetzten 
Erwerb gerichteten Tätigkeit nur bezüglich der in $ 11 AuswG. 
gekennzeichneten Mitwirkung beim Abſchluß des Beförderungs⸗ 
vertrages aufgeſtellt iſt. Indem die Strafkammer ein Haupt⸗ 
gewicht darauf legt, daß der Angeklagte „gegen Entgelt“ die 
Beförderung betrieben, die „Vermittlertätigkeit geübt, um ſie zu 
einer dauernden Einnahmequelle zu machen“, und indem ſie feſt⸗ 
ſtellt, daß es ſich um ein gewerbsmäßiges Befördern handele, 
die einzelnen Fälle deshalb eine einheitliche Handlung (ſogenannte 
geſetzliche Einheit) bildeten, hat ſie als Grundlage für die An⸗ 
wendung der Strafbeſtimmung des Geſetzes eine anders geartete 
Tätigkeit feſtgeſtellt, als das Geſetz ſie erfordert. Es erſcheint 
auch nicht ausgeſchloſſen, daß das Urteil von dieſer rechts⸗ 
irrtümlichen Anſchauung zum Nachteile des Angeklagten beein⸗ 
flußt worden fein kann. Mag auch der Regel nach ein gewerbs- 
mäßiger Betrieb zugleich einen geſchäftsmäßigen darſtellen, ſo iſt 
doch die Erzielung eines Gewinnes, worauf die Strafkammer 
das Hauptgewicht legt, nicht mit Notwendigkeit und unter allen 
Umſtänden geeignet, die Annahme zu begründen, daß die einzelnen 
bei der Beförderung von Auswanderern geleiſteten Dienſte einen 
geſchäftsmäßigen Betrieb, ein „Unternehmen“ des Beförderns 
im Sinne des Geſetzes bilden. Im Gegenſatz hierzu ſteht eine 
— wenn auch wiederholt ausgeübte — Tätigkeit, welche ſich 
auf die gelegentliche Leiſtung einzelner Dienſte, ſei es gegen 
Entgelt, ſei es ohne ein ſolches, beſchränkt. Ferner erfordert 
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der Begriff des Betreibens der Beförderung im Sinne des 
Geſetzes, daß nicht bloß eine auf Vermittelung der Beförderung 
durch andere abzielende Tätigkeit ausgeübt iſt, ſondern daß die 
Beförderung ſelbſt den Gegenſtand des geſchäftlichen Unter⸗ 
nehmens bildet, ſo daß bloße Gehilfendienſte, die dazu beſtimmt 
ſind, die Auswanderer bei ihrer Selbſtbeförderung oder andere 
bei der Beförderung der Auswanderer zu unterſtützen, den Tat⸗ 
beſtand des vom Geſetze erforderten „Betreibens der Beförderung“ 
nicht erfüllen. Daß von dieſen maßgebenden rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten aus die Tätigkeit des Beſchwerdeführers beurteilt worden, 
läßt das Urteil nicht erkennen und dieſes mußte daher auf⸗ 
gehoben werden. Urt. d. IV. Sen. v. 9. Juli 1909 (436/09). 

41. Weingeſetz vom 24. Mai 1901 § 8 Abſ. 2. Ver⸗ 
dünnung gegipſten Weins durch ungegipſten.] Wie die Urteils⸗ 
gründe für bewieſen erklären, iſt in dem Zollkeller des Angeklagten, 
entſprechend ſeiner von vornherein beſtehenden Abſicht, durch die 
drei Mitangeklagten ein Faß übergipſten franzöſiſchen Rotweins 
mit einem größeren Vorrat anderen franzöſiſchen Rotweins 
und dieſes — gleichfalls noch übergipſte — Gemiſch wiederum 
mit franzöſiſchem Rotwein verſchnitten worden. Das als „Ver⸗ 
ſchnittwein“ bezeichnete Ergebnis der zweiten Miſchung enthielt 
im Liter weniger Schwefelſäure, als ſich in 2 g neutralen 
ſchwefelſauren Kaliums vorfindet, und war zum Verkaufe be⸗ 
ſtimmt, während letzteres für den unvermiſchten Wein und für 
die erſte Miſchung nicht der Fall geweſen iſt. Nach dieſem 
Sachverhalt erſcheint die Freiſprechung der Angeklagten gerecht⸗ 
fertigt. Zwar befaßt ſich § 8 Abſ. 2 des Geſetzes unmittelbar 
weder mit der Herſtellung von Wein überhaupt, noch mit der 
Verwendung von Gips bei der Weinbereitung im beſonderen; 
er verbietet in rein äußerlicher Anlehnung an den eine ganz 
andere, ſelbſtändige Beſtimmung enthaltenden Abſ. 1 nur das 
Feilhalten, Verkaufen und ſonſtige Inverkehrbringen von Rot⸗ 
wein, deſſen Gehalt an Schwefelſäure in einem Liter Flüſſigkeit 
mehr beträgt, als ſich in 2 g neutralen ſchwefelſauren Kaliums 
vorfindet. Aus feiner Ent ſtehungsgeſchichte — zu vgl. § 2 
Abſ. 2 des früheren Weingeſetzes vom 20. April 1892 und die 
amtliche Begründung nebſt Erläuterungen hierzu — ergibt ſich 
jedoch, daß er dem hauptſächlich in einzelnen ausländiſchen 
Weingebieten herrſchenden Mißbrauche übermäßiger Gipſung 
von Trauben, Traubenmaiſche, Moſt oder Wein entgegentreten 
will, alſo mittelbar auch die Weinbereitung und Keller⸗ 
behandlung erfaßt. Da dieſe Herſtellungsart erfahrungsmäßig 
nur für Rotwein in Frage kommt, iſt in § 8 Abſ. 2 beſtimmt, 
unter welchen Vorausſetzungen ein ſo hergeſtellter Rotwein vom 
Verkehr ausgeſchloſſen ſein ſoll. Wenn nun als Maßſtab 
der verhältnismäßige Gehalt an Schwefelſäure gewählt iſt, ſo 
ergibt ſich mit Notwendigkeit der Schluß, daß ein Rotwein, 
der in ſeinem Gehalt an Schwefelſäure unter dem verbotenen 
Maße bleibt, ſeines Schwefelſäuregehalts wegen nicht beanſtandet 
werden ſoll und daß damit die Verkehrsfähigkeit des gegipſten 
aber nicht über gipſten Rotweins anerkannt iſt. Daß der 
Schwefelſäuregehalt auch dem Getränk nicht die Eigenſchaft 
als Wein nehmen ſoll, ergibt ſich, abgeſehen davon, daß es 
ausdrücklich als Rotwein bezeichnet wird, noch weiter daraus, 
daß rote Deſſertweine ſogar die geſteckte Grenze überſchreiten 
dürfen, ohne dadurch als Wein verkehrsunfähig zu werden. 
Nur wenn man als Hauptzweck des § 8 Abſ. 2 die Regelung 
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des Verkehrs mit ungegipſtem Rotwein ins Auge faßt, iſt er 
zu verſtehen: eine wörtliche Auslegung würde zu unmöglichen 
Folgerungen, insbeſondere dahin führen, daß ſtillſchweigend 
Weißwein mit noch mehr Schwefelſäuregehalt freigegeben 
werden ſollte. Eine ſolche Folgerung muß angeſichts der Tat⸗ 
ſache, daß geſund heitspolizeiliche Erwägungen für die Er⸗ 
laſſung des Verbots maßgebend geweſen find, ſelbſtverſtändlich 
abgelehnt werden. Das Geſetz ſteht unverkennbar auf dem 
mit allgemeinen Erfahrungstatſachen und wiſſenſchaftlichen Dar⸗ 
legungen übereinſtimmenden Standpunkt, daß der Gehalt an 
Schwefelſäure ohne Anſehung ihres Urſprungs, namentlich auch 
wenn ſie durch Verwendung von Gips bei der Herſtellung oder 
Kellerbehandlung entſtanden iſt, einen Rotwein oder eine 
Miſchung verſchiedener Rotweine nur dann geſundheitsſchädlich 
mache, wenn das in $ 8 Abſ. 2 Satz 1 feſtgelegte Verhältnis 
überſchritten wird, daß aber ein geringerer Gehalt an Schwefel⸗ 
ſäure, mag dieſe auch von Gipſen herrühren, weder die Ge⸗ 
nießbarkeit und die Bekömmlichkeit noch den Verkehrswert des 
Rotweins oder des Verſchnitts beeinträchtige. Erlangt Rotwein 
durch übermäßigen Gipszuſatz einen höheren als den in 8 8 
Abſ. 2 Satz 1 zugelaſſenen Schwefelſäuregehalt, ſo iſt er nicht 
als verfälſchter Wein oder Kunſtwein, ſondern als geſundheits⸗ 
ſchädlicher, d. h. verdorbener Naturwein zu betrachten. Keine 
geſetzliche Vorſchrift und keine allgemeine Verkehrsanſchauung 
verbietet unmittelbar oder mittelbar, bei einem ſolchen ver⸗ 
dorbenen Wein die geſundheitsſchädliche Eigenſchaft durch 
paſſende Mittel oder Behandlungen zu beſeitigen, nämlich den 
Schwefelſäuregehalt unter das geſetzwidrige Maß hinabzudrücken; 
der ſo verbeſſerte Wein muß im Hinblick auf Entſtehungs⸗ 
geſchichte, Wortlaut und Zweck des § 8 Abſ. 2 Satz 1 Wein. 
als vollſtändig einwandfrei und verkehrsfähig gelten. Welche 
Mittel zur Herabſetzung des Säuregehalts verwendet worden 
find, iſt nur inſofern von Belang, als durch dieſe Mittel 
eine Verfälſchung verurſacht worden iſt. Urt. d. I. Sen. v. 
26. April 1909 (1006/09). W 

42. Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur 
und der Tonkunſt vom 19. Juni 1901 § 19 Nr. 2. Aufnahme 
eines fremden Aufſatzes in eine ſelbſtändige, wiſſenſchaftliche 
Arbeit. Rechtsirrtum und tatſächlicher Irrtum über dieſe Merk⸗ 
male.] Das LG. hat die Anwendbarkeit der Ausnahmebeſtimmung 
des § 19 Nr. 2 LitUrhG., auf die ſich der Angeklagte berufen 
hatte, verneint, weil es an dem Merkmale der Aufnahme eines 
fremden Aufſatzes in eine ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Arbeit 
fehle. Wenn aber gleichwohl der Angeklagte auf Grund jener 
Ausnahmevorſchrift freigeſprochen iſt, weil er irrtümlich das er⸗ 
wähnte Tatbeſtandsmerkmal für gegeben erachtet habe, ſo muß 
dieſe Erwägung zu rechtlichen Bedenken Anlaß geben. Das 
Urteil erachtet für nicht widerlegt, daß der Angeklagte die von 
ihm vorgenommene Beſprechung des fremden Artikels nicht für 
eine wiffenſchaftliche und ſelbſtändige Arbeit im Sinne jener 
Vorſchrift gehalten, und auch geglaubt habe, den Artikel in 
eine ſolche Arbeit aufzunehmen. Der erſte Teil dieſes Satzes, 
deſſen Sinn durch die anſcheinend auf Verſehen beruhende 
doppelte Anwendung des Wortes „nicht“ eine Störung erleidet, 
erhält in den weiteren Ausführungen die Erläuterung, daß der 
Angeklagte ſeine Arbeit nach Form und Inhalt für eine 
techniſch vollkommen richtige und ſelbſtändige und die Art ſeiner 
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Kritik für eine wiſſenſchaftliche gehalten habe. In dieſer Be⸗ 
gründung kommt nicht zum Ausdruck, daß der Angeklagte ſich 
im Irrtum über die Beſchaffenheit ſeiner Bearbeitung befunden, 
daß er ſich über ihren Inhalt oder ihre Form getäuſcht und 
ihr irrtümlich Eigenſchaften beigelegt hat, die, wenn ſie zu⸗ 
träfen, die Vorausſetzungen einer ſelbſtändigen wiſſenſchaftlichen 
Arbeit, in die der fremde Aufſatz aufgenommen iſt, erfüllen 
würden. Ein ſolcher, ſich auf tatſächliche Verhältniſſe be⸗ 
ziehender Irrtum könnte dem Angeklagten als Schuld⸗ 
ausſchließungsgrund zur Seite ſtehen. Hat aber, was durch 
den Urteilsinhalt mindeſtens nicht widerlegt iſt, das LG. einen 
Irrtum des Angeklagten über die im § 19 Nr. 2 Lit UrhG. 
enthaltenen Rechtsbegriffe angenommen und ausſprechen wollen, 
daß er zufolge irriger Anwendung dieſer Begriffe auf ſeine 
Handlung geglaubt hat, eine ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Arbeit 
zu liefern und in eine ſolche den fremden Aufſatz aufzunehmen, 
ſo würde dieſer Irrtum das anzuwendende Strafgeſetz betreffen 
und deshalb unbeachtlich fein. Denn wenn § 38 Nr. 1 Lit UrhG. 
die vorſätzliche Vervielfältigung eines Werks „in anderen als den 
geſetzlich zugelaſſenen Fällen“ unter Strafe ſtellt, ſo nimmt 
dieſe Beſtimmung alle diejenigen Vorſchriften des Geſetzes in 
ſich auf, welche die Vorausſetzungen der zuläſſigen Verviel⸗ 
fältigung eines Werks regeln. Das RG. hat auch bereits 
entſchieden, daß die Unterſcheidung zwiſchen den geſetzlich zu⸗ 
läſſigen und unzuläffigen Fällen der Vervielfältigung einen 
Beſtandteil der Strafnorm des § 38 Nr. 1 LitUrhG. bilde 
(RG St. 36, 8). Die Feſtſtellung des Urteils, daß dem An⸗ 
geklagten die Abſicht gefehlt habe, von dem abgedruckten Artikel 
unter Ausbeutung des fremden geiſtigen Eigentums Gewinn zu 
ziehen, iſt ohne Belang, weil dieſe Abſicht im allgemeinen ein 
die Strafbarkeit nach $ 38 Nr. 1 Lit UrhG. bedingendes Merk⸗ 
mal nicht bildet. Rechtfertigt ſich hiernach die Aufhebung des 
Urteils, ſo mag noch bemerkt werden, daß die Ausführungen, 
die das Vorliegen der Vorausſetzungen des § 19 Nr. 2 Lit UrhG. 
ausſchließen, nicht durchweg bedenkenfrei find. An zwei Stellen 
des Urteils wird nämlich ſowohl hinſichtlich des erſten als auch 
des zweiten Teiles des fremden Aufſatzes geltend gemacht, daß 
die ſich hierauf beziehende Beſprechung des Angeklagten nicht 
in eine ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Arbeit, in „ein größeres 
Ganzes“ aufgenommen ſei, während das Geſetz, wie auch an 
anderen Stellen des Urteils hervorgehoben wird, die Aufnahme 
des fremden Aufſatzes in eine ſelbſtändige und wiſſenſchaftliche 
Arbeit erfordert. Um den Begriff der Aufnahme zu erfüllen, 
muß eine innerliche Verbindung beider Schriftwerke vorliegen, 
dergeſtalt, daß die fremde Schrift zu einem innerlich damit 
zuſammenhängenden Beſtandteile des ein einheitliches Ganzes 
bildenden Werkes geworden iſt. Auch bei Prüfung der 
Erforderniſſe der Selbſtändigkeit und Wiſſenſchaftlichkeit iſt die 
Arbeit des Angeklagten als Ganzes mit Einſchluß des darin 
aufgenommenen fremden Aufſatzes zugrunde zu legen. Von 
dieſem Geſichtspunkte iſt zu unterſuchen, ob die Arbeit ihren 
Zweck in ſich trägt, nicht als bloße Wiederholung und Aus⸗ 
beutung fremder Geiſtesarbeit zu gelten hat, alſo ſelbſtändig 
iſt, und ferner, ob ſie nach Inhalt und Darſtellungsweiſe die 
Beſtimmung bekundet, einem wiſſenſchaftlichen Zwecke zu dienen, 
alſo wiſſenſchaftlich iſt. Urt. d. III. Sen. v. 29. April 1909 


(82/09). 
67 


530 | Juriſtiſche Wochenſchrift. 


43. Lit UrhG. § 38. Begriff des Aufführens.] Die 
Urteilsfeſtſtellungen reichen nicht aus, nachzuweiſen, daß der 
Angeklagte, Kurdirektor R., mit Bezug auf die von dem Mit⸗ 
angeklagten, Kapellmeiſter L., ohne Einwilligung der Berechtigten, 
der Genoſſenſchaft Deutſcher Tonſetzer in Berlin, geſpielten 
tantiemepflichtigen Mufikſtücke als Aufführer im Sinne des 
§ 38 LiturhG. — RGBl. 227 — anzuſehen war. Wie das 
RG. wiederholt ausgeſprochen hat, iſt Aufführer derjenige, 
deſſen Tätigkeitswille auf Veranſtaltung der Vorführung des 
Werkes gerichtet iſt und durch deſſen Tätigkeit das Werk zur 
Vorſtellung gelangt. Daß er das Werk perſönlich vorführt, 
iſt dabei weder erforderlich, noch anderſeits genügend. Es be⸗ 
gründet an ſich auch keinen Unterſchied, ob die Vorführung auf 
ſeinem tätigen Handeln beruht oder ob ſie auf eine vorſätzliche 
Unterlaſſung ihrer Verhinderung zurückzuführen iſt, ſofern er 
zu dieſer Verhinderung rechtlich verpflichtet war und die Er⸗ 
füllung dieſer Pflicht vorſätzlich und in dem Bewußtſein ver⸗ 
abſäumte, daß es zu der betreffenden Vorführung kommen 
werde. Aufführer iſt danach jedenfalls, wer unter den vor⸗ 
zuführenden Werken die Auswahl trifft und daraufhin die Vor⸗ 
führung bewirkt oder veranlaßt, an ſich aber nicht derjenige, 
der lediglich die äußeren Bedingungen für Vorführungen ſchafft, 
die Wahl der Werke und die Beſtimmung über deren Vorführung 
aber einem anderen überträgt und überläßt. (RGZ. 38, 22; 
RGSt. 41, 28 ff.; 30, 339; 12, 34.) Nach dem Urteilsinhalt 
iſt, was die Perſon des Angeklagten R. betrifft, nichts weiteres 
als ein Verhältnis der letztbezeichneten Art nachgewieſen. Die 
Strafkammer ſtellt lediglich feſt, daß R. als Kurdirektor die 
Konzerte, die L. als Kapellmeiſter zu geben hatte, angeordnet 
habe, daß die Konzerte aber — allein — von L. geleitet 
worden ſeien. Es iſt nirgends angedeutet, daß R. ſich eine 
Einwirkung auf die Zuſammenſtellung oder ſonſtige Geſtaltung 
des Programms vorbehalten oder tatſächlich geübt hat. Viel⸗ 
mehr iſt ſeiner einwandweiſe aufgeſtellten Behauptung ent⸗ 
ſprechend als wahr angenommen, daß er mit L. vertraglich 
ausgemacht habe, er — L. — dürfe nur tantiemefreie Stücke 
ſpielen. Die Strafkammer geht hiernach offenbar davon aus, 
daß R. als Kurdirektor vertragsmäßig den Angeklagten L. als 
Badekapellmeiſter angenommen und ihm die ſelbſtändige Aufſtellung 
des Programms übertragen, inſoweit aber die Verpflichtung auf⸗ 
erlegt habe, keine tantiemepflichtigen Stücke zu ſpielen. Auf 
dieſer Grundlage war — ohne Hinzutritt ſonſtiger Tatumſtände — 
nicht zu der Annahme zu gelangen, daß auch R. als Aufführer 
der von L. geſpielten Muſikſtücke anzuſehen ſei. Dieſe Eigen⸗ 
ſchaft ließ ſich insbeſondere auch nicht daraus herleiten, daß er 
als Direktor des Gewerbebetriebs der Badeverwaltung für die 
Geſetzmäßigkeit des Betriebs einzuſtehen habe und verpflichtet 
ſei, die ihm unterſtellten Perſonen eintretendenfalls an der Vor⸗ 
nahme ſolcher rechtswidriger Handlungen zu hindern, die an 
ſich in dieſen Gewerbebetrieb fallen. Denn die bloß denkbare 
Möglichkeit, daß ein Angeſtellter innerhalb des ihm zu⸗ 
gewieſenen Geſchäftskreiſes rechtswidrige Handlungen begehen 
könnte, bildet für den Oberleiter eines Gewerbebetriebs noch 
kein rechtliches Hindernis, dem Anzuſtellenden oder Angeſtellten 
einen beſtimmten Geſchäftskreis zu ſelbſtändiger Verwaltung zu 
überweiſen. Sowenig wie daher der Angeklagte R. lediglich 
wegen des Beſtehens einer ſolchen Möglichkeit rechtlich gehindert 
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war, dem L. die ſelbſtändige Leitung der Badekonzerte, ein⸗ 
ſchließlich der ſelbſtändigen Auswahl der jedesmal vorzuführenden 
Muſikſtücke, zu übertragen, ſowenig war er verpflichtet, lediglich 
um jener Möglichkeit willen ſeinerſeits in jedem einzelnen Falle 
die Geſetzmäßigkeit der Programme zu prüfen und die Aus⸗ 
ſcheidung tantiemepflichtiger Stücke herbeizuführen, — mochte 
er ſich der bezeichneten Möglichkeit ſelbſt bewußt geweſen und 
geblieben ſein. Anders läge die Sache erſt, wenn es ſich 
um tatſächlich in gewiſſer Weiſe beſtimmte und beſtimmbare 
— konkrete — Möglichkeiten, d. h. darum handelte, daß der 
Kurdirektor von dem Vorhaben oder der Tatſache des Auf⸗ 
führens tantiemepflichtiger Muſikſtücke Kenntnis erhielt. Da 
der Kapellmeiſter auch der Badeverwaltung gegenüber keinesfalls 
das Recht auf — geſetzwidrige — Aufführung ſolcher Muſik⸗ 
ſtücke hat, würde hieraus für den Kurdirektor als Oberleiter 
der Badeverwaltung allerdings die Pflicht entſtehen, der Wieder⸗ 
holung ſolcher Pflichtwidrigkeiten entgegenzuwirken und ſie 
tunlichſt zu verhindern. Inſoweit würde mithin ein Mahn⸗ 


ſchreiben der Verletzten, wie es im Urteil erwähnt wird, auch 


dem Angeklagten R. gegenüber Erheblichkeit gewinnen können. 
Die Strafkammer geht indes zu weit, wenn ſie aus dem ge⸗ 
dachten Mahnſchreiben in Verbindung mit der Tatſache, daß 
eine geſetzwidrige Aufführung von Stücken ſtattgefunden hatte, 
für R. ohne weiteres die Verpflichtung herleiten will, nunmehr, 
und zwar erſichtlich fortlaufend, ſeinerſeits zu der ſelbſtändigen 
Prüfung der Einzelprogramme auf ihre Geſetzmäßigkeit zu 
ſchreiten, ungeachtet der vertragsmäßigen Übertragung dieſer 
Obliegenheit auf den Kapellmeiſter, ſelbſt die Auswahl zu treffen 
und die vorzuführenden Stücke zu beſtimmen. Sowenig wie 
dem Kurdirektor angeſonnen werden kann, daß er bei eintretender 
Pflichtwidrigkeit irgendeines, gleichviel welches Angeſtellten 
— zur Verhinderung künftiger Pflichtwidrigkeiten —, deſſen 
Dienſtobliegenheiten perſönlich übernimmt, ſowenig kann ihm 
ohne weiteres die unmittelbare Übernahme der in Rede 
ſtehenden Ttigkeit als eines Teiles der Obliegenheiten des 
pflichtwidrig handelnden Kapellmeiſters zugemutet werden. Es 
kann ſich nur darum handeln, daß er, zumal in Beachtung des 
Mahnſchreibens, in einer ſeiner Stellung als Oberleiter der 
Verwaltung entſprechenden Weiſe überhaupt geeignete Vor⸗ 
kehrungen trifft, um eine Fortſetzung der Pflichtwidrigkeiten 
möglichſt zu hindern. Er wird alſo den pflichtwidrig handelnden 
Kapellmeiſter auf die beſtehende Vertragspflicht hinzuweiſen, und 
ihm das Spielen tantiemepflichtiger Stücke nachdrücklich zu ver⸗ 
bieten, ihn gegebenenfalls auch in den Stand zu ſetzen haben, 
daß er dieſen Pflichten, ſoweit wie möglich, ohne Schwierigkeit 
und ſicher nachkommen kann. Welche Maßnahmen und An⸗ 
ordnungen ſonſt noch etwa als zweckdienlich in Frage kommen 
und dem Kurdirektor zugemutet werden könnten, läßt ſich nur 
tatſächlich, nach der Lage des Einzelfalls beurteilen. Inſoweit 
könnte die Hilfserwägung, auf die die Strafkammer ihre Ent⸗ 
ſcheidung in zweiter Linie geſtützt hat, an ſich erheblich ſein. 
Ihrer Erheblichkeit ſteht hier indes gleichfalls ein rechtliches 
Bedenken entgegen. Das Urteil läßt einen Ausſpruch darüber 
vermiſſen, wann R. das erwähnte Mahnſchreiben der Verletzten 
erhalten hat. Nach dem Zuſammenhange der Entſcheidungs⸗ 
gründe, namentlich nach dem allgemein gehaltenen Hinweis auf 
die hinſichtlich des Mitverurteilten K. getroffenen Feſtſtellungen, 


38. Jahrgang. 


muß als möglich angenommen werden, daß dies bereits im 
Jahre 1907 der Fall war. Denn das Schreiben, das K. 
erhielt, trägt nach dieſen Feſtſtellungen das Datum des 9. Juli 


1907. Da die Zuwiderhandlungen des Angeklagten L. im 


Jahre 1908 begangen ſind, anderſeits nicht erſichtlich gemacht 
iſt, daß er bereits für das Jahr 1907 als Kapellmeiſter an⸗ 
genommen worden war, ſo muß hiernach mangels Klarſtellung 
des Gegenteils zugunſten des Angeklagten R. mit der Möglichkeit 
gerechnet werden, daß er das Mahnſchreiben ſchon vor dem 
Vertragsſchluſſe mit L. empfangen hat und daß L. gar nicht der 
Kapellmeiſter war, deſſen Zuwiderhandlungen den Gegenſtand 
des Mahnſchreibens bildeten. Träfe dies zu, ſo wäre nicht 
ohne weiteres erſichtlich, daß ſich R. in dem oben gekennzeichneten 
Sinne pflichtwidrig verhalten hätte. Es würde ſich vielmehr 
fragen, ob er nicht, gewarnt durch den Hinweis auf Zuwider⸗ 
handlungen des im Jahre 1907 tätig geweſenen Kapellmeiſters, 
gerade dadurch ſeine Pflichten als Oberleiter des Betriebs in 
einer bis auf weiteres zweckentſprechenden Weiſe nachkam, daß 
er ſich nicht auf die Aberweiſung der geſamten Konzertleitung 
an L. zu ſelbſtändiger Verwaltung beſchränkte, ſondern darüber 
hinaus ihm die beſondere Vertragspflicht auferlegte, bei der 
Auswahl der Muſikſtücke die tantiemepflichtigen von der Vor⸗ 
führung auszuſchließen. Weitergehende Anforderungen könnten 
allerdings zu ſtellen ſein, wenn das Mahnſchreiben ſich auf ein 
pflichtwidriges Verhalten des Angeklagten L. bezogen, L. alſo 
ſeiner Vertragspflicht ungeachtet geſetzwidrig gehandelt hätte. Es 
würden alsdann Maßnahmen der oben gekennzeichneten Art als 
Pflicht des Angeklagten R. in Betracht zu kommen haben. 
Dieſesfalls würde rechtlich an ſich nichts entgegenſtehen, aus 
einem völligen Untätigbleiben R.s und einem Unbeachtetlaſſen 
des Mahnſchreibens den Schluß zu ziehen, daß R. gegen die 
Fortſetzung der in dem Schreiben gerügten Pflichtwidrigkeiten 
nichts unternehmen wolle, vielmehr, wenn es auch ferner zu eben⸗ 
ſolchen Zuwiderhandlungen ſeitens des Angeklagten L. kommen 
ſollte — damit ganz einverſtanden ſei, und daß hiernach die 
demnächſtige tatſächliche Vorführung derartiger Stücke durch L. 
auch auf fen — RE — Verhalten urſächlich beruhe. Es 
würde mithin rechtlich darauf ankommen, ob R. das Mahn⸗ 
ſchreiben vor oder nach dem Vertragsſchluſſe mit L. empfangen 
hat, und gegebenenfalls, ob es ſich auf deſſen Tätigkeit bezog. 
Hierüber gibt das angefochtene Urteil keinen klaren Aufſchluß. 
Die angefochtene Entſcheidung unterlag daher hinſichtlich der 
Verurteilung R.s der Aufhebung. In der erneuten Verhandlung 


wird die Strafkammer bei der Beurteilung des eventuellen Vor⸗ 


ſatzes nicht nur die Rechtsgrundſätze, die das RG. in RGSt. 33, 4 
entwickelt hat, zu beachten haben, ſondern auch die rechtlichen 
Geſichtspunkte, die mit Bezug hierauf in RGSt. 31, 211 
(217—219) dargelegt find. Danach kann insbeſondere von 
Erheblichkeit werden, welches der Inhalt des Mahnſchreibens 
war, ſowie ob und inwiefern das voraufgehende und ſpätere 
Verhalten des Angeklagten L. zu dieſem Inhalt in ſachlicher 
Beziehung ſteht. Urt. d. V. Sen. v. 18. Juni 1909 (359/09). 

44. LitUrhG. 8 42. Strafantrag. Einziehung] Wie 
die Akten ergeben, hat der Rechtsanwalt P. als Bevollmächtigter 
der verletzten Kunſtanſtalt die Beſtrafung des Angeklagten be⸗ 
antragt. Die Vollmacht iſt von einem gewiſſen F. unterzeichnet, 
der nach den Urteilsfeſtſtellungen zur Zeit ihrer Ausſtellung 
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vertretungsberechtigter Geſchäftsführer der Geſellſchaft war. Ein 
Anlaß, das Zutreffende jener Annahme und damit die Rechts⸗ 
wirkſamkeit des Strafantrages in Zweifel zu ziehen, iſt aber 
nach Anſicht des RG., welches das Vorliegen eines rechts⸗ 
wirkſamen Strafantrags im Hinblick auf die erhobene Rüge 
ſelbſt zu prüfen hat, im Mangel jedweden Anhalts dafür um 
ſo weniger gegeben, als beides durch eine bei den Akten be⸗ 
findliche öffentliche Bekanntmachung unterſtützt wird, welche die 
Eintragung des F. als Geſchäftsführer der genannten Firma 
im Handelsregiſter nachweiſt, und als der Beſchwerdeführer 
ſelbſt nicht einmal das Nichtbeſtehen der Vertretungsbefugnis 
Da der Angeklagte, wie feſtgeſtellt, die den 
Nachdruck enthaltende Poſtkarte im Auguſt 1908 wiederum ver⸗ 
kauft hat, iſt der unter dem 13. Oktober 1908 geſtellte Straf⸗ 
antrag jedenfalls hinſichtlich dieſer Verbreitungsakte rechtzeitig; 
er umfaßt aber zugleich das geſamte in der gewerbsmäßigen 
Verbreitung liegende Kollektivdelikt. Im übrigen iſt rechts⸗ 
irrtümlich, wenn der Beſchwerdeführer den wegen bereits im 
Auguſt 1907 begangenen gleichen Nachdrucks geſtellten Straf⸗ 
antrag vom 29. Oktober 1907 dadurch für hinfällig geworden 
erachtet, daß die Staatsanwaltſchaft das daraufhin eingeleitete 
Verfahren mangels genügenden Nachweiſes des ſubjektiven Ver⸗ 
ſchuldens eingeſtellt hat. Denn ſobald nachträglich der Beweis 
hierfür erbracht wird, bleibt jener Strafantrag für die 
Möglichkeit einer Verfolgung und Verurteilung des Beſchuldigten 
wegen der ſeinerzeit angezeigten Straftat wirkſam. Es fehlt 
daher für die Beſtrafung des Beſchwerdeführers unter keinen 
Umſtänden an einem gültigen Strafantrag, zumal die betreffs 
der Rechtswirkſamkeit des Strafantrags vom 13. Oktober 1908 
gemachten Ausführungen auch hinſichtlich desjenigen vom 
29. Oktober 1907 zu gelten haben. Letzterer befindet ſich zwar 
nicht bei den Akten, es kann indes davon ausgegangen werden, 
daß er zu der Zeit und in der Form geſtellt worden, wie dies 
im Urteil angegeben iſt, zumal der Beſchwerdeführer die 
Richtigkeit dieſer Tatſachen nicht in Abrede geſtellt hat. Die 
Anwendung des Strafgeſetzes auf die für erwieſen erachteten 
Tatſachen gibt nur inſoweit zu Bedenken Anlaß, als auf Grund 
des § 40 StGB. die Einziehung der beſchlagnahmten Poſtkarten 
ausgeſprochen iſt. Denn die Materie der Einziehung iſt durch 
die Sonderbeſtimmung des § 42 LitUrhG. für den Bereich der 
unter dieſes Geſetz fallenden Straftaten erſchöpfend geregelt 
und damit die Anwendung des § 40 StGB. inſoweit aus⸗ 
geſchloſſen. Hierfür ſpricht ſchon, daß ſie die Maßregel offen⸗ 
ſichtlich im Intereſſe des urheberrechtlichen Schutzes in bezug 
auf die widerrechtlich hergeſtellten oder verbreiteten Exemplare uſw. 
gegenüber den Beſtimmungen im § 40 StGB. verſchärft und 
ausdehnt, indem ſie als regelmäßige Art der Durchführung die 
Vernichtung vorſchreibt und ſie nicht bloß bei vorſätzlichem 
Handeln, ſondern auch bei Fahrläſſigkeit, ja ſelbſt bei überhaupt 
nicht ſchuldhaftem Tun zuläßt, und indem fie ferner das Er⸗ 
meſſen des Richters ausſchaltet. Jene Auffaſſung folgt aber 
weiter aus den dem Berechtigten in SS 43, 46 und 47 Lit UrhG. 
hinſichtlich der Abernahme der Exemplare uſw. an Stelle der 
Vernichtung und mit Bezug auf die Verfolgung des Anſpruchs 
auf Vernichtung eingeräumten Befugniſſen, die gegebenenfalls 
durch eine erkannte Einziehung ganz oder teilweiſe hinfällig 
gemacht werden würden. Da nun hier der nach § 47 a. a. O. 
67 * 


532 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


erforderliche Antrag auf Vernichtung nicht geſtellt, vielmehr 
ausweislich des Sitzungsprotokolls von dem Vertreter der 
Nebenklägerin erklärt worden iſt, daß dieſe ſich den Antrag für 
ein beſonderes Verfahren vorbehalte, durfte das Gericht nicht 
gemäß $ 40 StGB. auf Einziehung der beſchlagnahmten Poſt⸗ 
karten erkennen. Urt. d. IV. Sen. v. 26. Mai 1909 (355/09). 

45. Reichsſtempelgeſetz § 53 Abſ. 1. 

a. Das zur Fahrt vom 4. Auguſt 1908 benützte Automobil 
war ein neu hergeſtelltes Fahrzeug, das ſchon eine Probefahrt 
zur Feſtſtellung ſeiner Gebrauchsfähigkeit beſtanden hatte und 
nur noch zum gleichen Zwecke auf eine gewiſſe Wegſtrecke einer 
weiteren Probe unterzogen werden ſollte, um dann endgültig 
als gebrauchs⸗ und verkaufsfertig erklärt werden zu können. Es 
war dem Redakteur S. auf deſſen telephoniſche Anfrage zu 
einer Fahrt nach Oppenheim zum Zwecke der Beſichtigung des 
dort gelandeten Zeppelinſchen Luftſchiffs zur Verfügung geſtellt 
worden und wurde von einem Chauffeur der von den An⸗ 
geklagten vertretenen Firma geführt. Außer dem Redakteur, 
der an ſeiner Wohnung abgeholt wurde, nahmen noch M. und 
G. an der Fahrt teil, ebenfalls um das Luftſchiff zu ſehen. 
Unter dieſen Umſtänden erklärt die Strafkammer die Fahrt für 
eine „Reklame⸗ und Vergnügungsfahrt“, mit der man dem 
Redakteur eine Gefälligkeit erweiſen wollte, zumal da man von 
ihm eine anerkennende Erwähnung in ſeinem Zeitungsbericht 
erwartete. Ihr Anlaß lag, wie die Strafkammer ausführt, 
völlig außerhalb des Zweckes der Erprobung des Fahrzeugs, 
ſie wäre ohne dieſen Anlaß nicht unternommen worden und ſie 
konnte nur deshalb für den Fabrikanten zugleich als Probefahrt 
„gelten“, weil bei ihr, „wie überhaupt durch jede Fahrt auch 
die Tauglichkeit des Fahrzeugs erprobt wurde“. Hiernach könnte 
angenommen werden, daß nach der Auffaſſung der Strafkammer 
die Fahrt gar nicht zu Probe, ſondern ausſchließlich zu Reklame⸗ 
und Vergnügungszwecken erfolgt ſei, und damit wäre ohne 
weiteres die Frage, ob dieſe Fahrt als eine Probefahrt im 
Sinne des § 53 Abſ. 1 RStempG. erachtet werden könnte, 
aus rein tatſächlichen Erwägungen verneint. Die Strafkammer 
geht aber für ihre Verneinung dieſer Frage von dem Satze 
aus, „daß eine Fahrt nur dann als Probefahrt im Sinne des 
Geſetzes angeſehen werden könne, wenn ſie wenigſtens in der 
Hauptſache als Probefahrt unternommen werde“, und gibt ſo 
zu erkennen, daß nach ihrer Annahme bei jener Fahrt doch die 
Erprobung des Fahrzeugs ebenfalls einen Zweck des Unter⸗ 
nehmens gebildet haben mag. Sie kommt auch damit zu dem 
nach ihren Feſtſtellungen jedenfalls rechtlich zutreffenden Er⸗ 
gebniſſe der Verneinung einer Probefahrt im Sinne des Geſetzes, 
wenn auch der ihren Ausführungen zugrunde gelegte Satz als 
rechtsirrig bezeichnet werden muß. Denn wie der erkennende 
Senat bei der Beurteilung eines Falles, in dem mit einem 
zum Verkaufe bereitgeſtellten Fahrzeuge gefahren worden war, 
ſchon in ſeinem Urteile vom 1. Juli 1907, abgedruckt in RGSt. 
40, 256, ausgeſprochen hat, iſt eine Fahrt nur dann als Probe⸗ 
fahrt im geſetzlichen Sinne anzuerkennen, wenn ſie ausſchließlich 
zur Erprobung des Fahrzeugs vorgenommen werden ſoll, und 
es beſteht nach dem Geſetze kein Grund, für Probefahrten mit 
einem noch nicht zum Verkaufe fertiggeſtellten Fahrzeuge etwas 
anderes gelten zu laſſen, wie denn auch die Strafkammer bei 
der Aufſtellung ihres Satzes einen Unterſchied in dieſer Richtung 
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nicht gemacht hat. Die Reviſion meint nun zwar, es ſei von 
der Strafkammer der Begriff der Probefahrt nach Lage der 
Verhältniſſe verkannt, weil bei einer Probefahrt, die mit einem 
noch nicht zum Verkaufe fertiggeſtellten Fahrzeuge unternommen 
werde, der Haupt⸗ und Endzweck der Fahrt immer nur in der 
Erprobung der Gebrauchsfähigkeit des Fahrzeugs beſtehe, und 
ferner habe die Strafkammer verkannt, daß ein Kraftfahrzeug 
überhaupt erſt dann dem Geſetze unterworfen ſei, „wenn es ſich 
als gebrauchsfähig erwieſen habe und zur Beförderung von 
Perſonen in Dienſt geſtellt worden ſei“. Dieſer Verſuch der 
Reviſion, hinſichtlich der Anwendung des Geſetzes zwiſchen 
Fahrten mit verkaufsfertigen und nichtverkaufsfertigen Fahr⸗ 
zeugen zu unterſcheiden, geht jedoch in jeder Hinſicht fehl. Das 
Geſetz unterwirft ſeinen Beſtimmungen die Ingebrauchnahme 
von Kraftfahrzeugen, die zur Beförderung von Perſonen dienen, 
ohne einen Unterſchied zu machen zwiſchen Fahrzeugen, die zum 
Verkaufe fertiggeftellt find und ſolchen, bei denen das nicht der 
Fall iſt. Zur Beförderung von Perſonen dienen und dazu in 
Gebrauch genommen werden kann ein Fahrzeug, ſobald es nur 
gebrauchsfähig iſt, auch wenn feine Gebrauchsfähigkeit noch nicht 
durch Probefahrten erhärtet und es noch nicht als verkaufs⸗ 
fertig erklärt iſt. Jede Ingebrauchnahme eines gebrauchsfähigen, 
tatſächlich der Beförderung von Perſonen dienenden Kraftfahr⸗ 
zeugs zum Befahren öffentlicher Wege und Plätze muß unter 
das Geſetz fallen und nur für Probefahrten trifft dieſes die 
Ausnahme, daß ſie nicht als Ingebrauchnahme im geſetzlichen 
Sinne gelten ſollen. Daß auch bei Probefahrten kein Unter⸗ 
ſchied zu machen iſt zwiſchen ſolchen mit zum Verkaufe fertig⸗ 
geſtellten Fahrzeugen und anderen, ergibt ſich danach von ſelbſt. 
Wenn in der Begründung zum Geſetze und in § 106 Abi. 1 
der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats vom 15. Juli 
1906 übereinſtimmend nur von ſolchen Fahrten als Probe⸗ 
fahrten geſprochen wird, „welche von Fabriken und Händlern 
mit den zum Verkaufe geſtellten Fahrzeugen ohne Entgelt ver⸗ 
anſtaltet werden“, ſo kann hieraus in das Geſetz nicht ein 
Unterſchied hineingetragen werden, den dieſes ſelbſt nicht kennt, 
und es kann damit unmöglich geſagt ſein, daß Probefahrten 
mit noch nicht zum Verkaufe fertiggeſtellten Fahrzeugen für die 
Anwendung des Geſetzes überhaupt nicht in Betracht zu kommen 
hätten, weil Fahrten mit einem ſolchen Fahrzeug ohnehin 
niemals als eine Ingebrauchnahme im Sinne des Geſetzes zu 
erachten ſeien. Wie das Geſetz bei Aufſtellung ſeiner Regel 
keinen Unterſchied macht, ob ein zum Verkaufe fertiggeſtelltes 
oder ein anderes Fahrzeug zum Befahren von öffentlichen 
Wegen oder Plätzen in Anſpruch genommen wird, ebenſowenig 
kann es bei ſeiner Ausnahmebeſtimmung einen ſolchen Unter⸗ 
ſchied im Auge haben. Demzufolge können aber auch Fahrten 
mit einem nichtverkaufsfertigen Fahrzeug ebenſo, wie ſolche 
mit einem bereits zum Verkaufe geſtellten nur dann als Probe⸗ 
fahrten im Sinne des Geſetzes erachtet werden, wenn ſie aus⸗ 
ſchließlich zur Erprobung der Gebrauchsfähigkeit des Fahrzeugs 
dienen ſollen, alſo der Beweggrund zum Unternehmen der Fahrt 
einzig und allein durch die aus dem Geſchäftsbetriebe des 
Fabrikanten ſich ergebende Notwendigkeit der Erprobung der 
Gebrauchsfähigkeit des Fahrzeugs gebildet wird. Nur inſoweit 
ſoll der Fabrikant vom Geſetze nicht getroffen werden. Wird 
dagegen das Fahrzeug von ihm nicht lediglich zu Probezwecken, 
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ſondern mehr oder weniger aus einem anderen Grunde und 
zur Erreichung anderer Zwecke als Mittel der Perſonen⸗ 
beförderung zum Befahren öffentlicher Wege und Plätze in 
Gebrauch genommen, ſo kann für die Anwendung des Geſetzes 
nicht mehr ſein Ausnahmefall gegeben ſein, ſondern es muß die 
Vorausſetzung der Abgabenpflicht Platz greifen, weil in ſolchem 
Falle, da die Abgabenpflicht die Regel iſt, durch das Vor⸗ 
handenſein ihrer Vorausſetzungen die damit verbundene Voraus⸗ 
ſetzung der Steuerfreiheit unwirkſam werden muß, nicht aber 
umgekehrt. Ob die Fahrt vom 4. Auguſt „in der Hauptſache“ 
Reklame⸗ und Vergnügungszwecken dienen ſollte oder in welchem 
Verhältnis ſonſt dieſe Zwecke zu dem der Probe ſtanden, iſt 
daher für die rechtliche Beurteilung aus § 53 Abſ. 1 RStempG. 
völlig bedeutungslos. Nachdem einmal mit der Fahrt Reklame⸗ 
und Vergnügungszwecke verfolgt worden ſind, hat es ſich dabei 
um eine Perſonenbeförderung gehandelt, für die keine Steuer⸗ 
freiheit bewilligt iſt, und kann von einer bloßen Probefahrt im 
Sinne des Geſetzes keine Rede mehr ſein. Urt. d. I. Sen. v. 
1. Mai 1909 (237/09). 

b. In der Begründung zum Geſetz (Anlage 4 zum Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Ordnung des Reichshaushalts 
und die Tilgung der Reichsſchuld, S. 34, RT. XI. LP. II. Seſſ. 
1905/06 Nr. 10) und dementſprechend in $ 106 Abſ. 1 Satz 2 
der erwähnten Ausführungsbeſtimmungen ſind die „Probe⸗ 
fahrten“ als ſolche Fahrten bezeichnet, welche von Fabriken 
oder Händlern mit den zum Verkaufe geſtellten Fahr— 
zeugen ohne Entgelt veranſtaltet werden. Hiernach könnte es 
den Anſchein gewinnen, daß jede dieſen Begriff nicht erfüllende 
Fahrt, alſo insbeſondere eine ſolche, die von Fabriken oder 
Händlern mit einem noch nicht zum Verkauf geſtellten 
neuhergeſtellten oder überhaupt nicht zum Verkauf zu 
ſtellenden wiederhergeſtellten Kraftwagen zwecks Er— 
probung von deſſen Gebrauchsfähigkeit veranſtaltet wird, nach 
dem Willen des Geſetzgebers als die Steuerpflicht begründende 
Ingebrauchnahme angeſehen werden ſollte. Dies würde indeſſen 
zu einer mit den Zwecken des Geſetzes wie mit den Bedürfniſſen 
der Induſtrie gleichermaßen unvereinbaren zu engen Auffaſſung 
jenes Begriffs führen. Denn wie bereits in dem Urteil des 
RG. vom 1. Juli 1907 (Bd. 40 S. 258) an der Hand der 
Geſetzesmaterialien ausgeführt iſt, hat die Steuer den Charakter 
einer Luxusſteuer, welche nicht die Kraftfahrzeuge als ſolche, 
ſondern gemäß 8 54 des Geſetzes regelmäßig deren Eigenbeſitzer 
treffen, dagegen Induſtrie und Handel, ſoweit ſie nur den 
Beſitzübergang von Kraftfahrzeugen an ſolche ſteuerpflichtige 
Perſonen vermitteln, freilaſſen ſoll. In der Tat gewährt denn 
auch der Wortlaut des Geſetzes keinen Anhalt, daß bei keinen 
anderen Fahrten als den „Probefahrten“ eine Ingebrauchnahme 
im geſetzlichen Sinne als ausgeſchloſſen erachtet werden dürfte. 
Vielmehr hat der Geſetzgeber offenbar die Probefahrten im 
5 53 a. a. O. nur deshalb beſonders hervorgehoben, weil dieſe 
im Intereſſe von Handel und Induſtrie gebotene Ausnahme 
ohne deren ausdrückliche geſetzliche Feſtſetzung aus dem Begriff 
der Ingebrauchnahme nicht abzuleiten geweſen wäre, indem 
deren innere und äußere Vorausſetzungen bei einer derartigen 
Fahrt mit zum Verkauf geſtellten gebrauchsfertigen Kraft⸗ 
fahrzeugen unbedenklich ohne weiteres gegeben ſind. Daraus 
erhellt aber zugleich, daß der Geſetzgeber keine Veranlaſſung 
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hatte, ſich weiter darüber auszuſprechen, welche ſonſtigen Fahrten 
nicht als ſteuerpflichtige Ingebrauchnahme anzuſehen ſeien, und 
daß mithin durch den in der Geſetzesbegründung und den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Bundesrats erläuterten Begriff der 
„Probefahrt“ in § 53 Abſ. 1 Satz 2 RStempG. in dieſer 
Beziehung keineswegs eine ausſchließlich maßgebende und alle 
Fälle der Steuerfreiheit eng umgrenzende Vorſchrift gegeben 
werden ſollte. Es kann deshalb auch nicht ſchon daraus, daß 
letztere ſich nur auf gewiſſe Fahrten mit gebrauchsfertigen und 
zum Verkauf geſtellten Kraftfahrzeugen bezieht, geſchloſſen werden, 
daß anderweit gelegentlich der Herſtellung oder Wiederherſtellung 
ſolcher insbeſondere zwecks Erprobung ihrer Gebrauchsfähigkeit 
unternommene Fahrten, mag man fie nun als Probe- oder 
Übungsfahrten, als Einfahren oder wie ſonſt bezeichnen, nach 
dem Willen des Geſetzgebers unter allen Umſtänden ſteuer⸗ 
pflichtig ſein ſollen. Demgemäß wird aber im Wege der Aus⸗ 
legung zu beſtimmen ſein, ob und welche anderen Fahrten eine 
Ingebrauchnahme im geſetzlichen Sinne noch nicht darſtellen, 
zumal es ſich dabei nach dem eben Geſagten nicht etwa um 
eine bei einem Steuergeſetz unzuläſſige Ausdehnung der in ihm 
enthaltenen Ausnahmebeſtimmungen handelt. Da nun das 
Geſetz nicht ſchon zur Perſonenbeförderung ihrer Beſchaffenheit 
und Einrichtung nach geeignete oder beſtimmte Kraftfahrzeuge 
der Verſteuerung unterwirft, iſt der Schluß gerechtfertigt, daß, 
ſolange das Kraftfahrzeug für dieſe Beförderung tatſächlich 
noch nicht in Dienſt geſtellt worden iſt, von einer ſteuer⸗ 
pflichtigen Ingebrauchnahme nicht die Rede ſein kann. Ein 
ſolcher Fall wird in der Regel vorliegen, ſolange noch nicht 
feſtſteht, ob ein neuhergeſtelltes oder nach erfolgter Anderung 
oder Ausbeſſerung wiederhergeſtelltes Kraftfahrzeug die zu ſeiner 
Benutzbarkeit erforderlichen Eigenſchaften in genügendem Maße 
überhaupt beſitzt oder wiedererlangt hat. Die zwecks dieſer 
Feſtſtellung mit ihm unternommenen Fahrten werden daher 
als eine Ingebrauchnahme des Fahrzeuges nicht erachtet werden 
können. Dementſprechend ſind auch ſeitens einzelner bundes⸗ 
ſtaatlicher Reſſortbehörden allgemeine Anordnungen erlaſſen, in 
denen von gleichen Erwägungen ausgehend im Einverſtändnis 
mit der Landes⸗Zentralbehörde bezüglich mit dem Reichskanzler 
als Fahrten, welche eine die Steuerpflicht begründende In⸗ 
gebrauchnahme des Fahrzeuges nicht darſtellen, u. a. bezeichnet 
ſind: das Einfahren der Fahrzeuge nach erfolgter Zuſammen⸗ 
ſtellung der maſchinellen Teile durch den Inhaber der Fabrik 
oder ſeine Angeſtellten, ſoweit durch das Einfahren erſt die 
Gebrauchsfähigkeit des Fahrzeugs feſtgeſtellt werden ſoll. Das 
gleiche ſoll gelten von Kraftfahrzeugen, die einer Fabrik oder 
Reparaturwerkſtätte zur Ausbeſſerung übergeben und von dieſer 
nach erfolgter Ausbeſſerung auf ihre Gebrauchsfähigkeit erprobt 
werden (vgl. Allgemeine Verfügung des preußiſchen Finanz⸗ 
miniſters vom 19. Januar 1907 — Zentralblatt der Abgaben⸗ 
Geſetzgebung und Verwaltung in den Königlich preußiſchen 
Staaten 1907 S. 36 — und Generalverordnung der Königlich 
ſächſiſchen Zoll⸗ und Steuerdirektion vom 6. Mai 1907, Ver⸗ 
ordnungsblatt dieſer Behörde von 1907 S. 84 unter ID. 
Soweit daher der erſte Richter feſtgeſtellt hat, daß nur ein 
Einfahren zwecks Erprobung der Gebrauchsfähigkeit erfolgt ſei, 
ſind ſeine Ausführungen nicht zu beanſtanden. Es fragt ſich 
aber, ob dies auch noch gegenüber der weiteren Feſtſtellung 
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anzuerkennen iſt, daß in einzelnen Fällen gelegentlich des Ein⸗ 
fahrens anderweite Nebenzwecke, wie z. B. die Ausführung 
von geſchäftlichen Beſorgungen, ihre Erledigung gefunden haben. 
Rechtsgrundſätzlich iſt nicht auszuſchließen, daß auch ein noch 
nicht hinreichend auf ſeine Gebrauchsfähigkeit geprüftes Kraft⸗ 
fahrzeug der Beförderung von Perſonen dienſtbar gemacht und 
damit in Gebrauch genommen werden kann, und es wird daher 
entſprechend dem Wortlaut der gedachten bundesſtaatlichen An⸗ 
ordnungen die Ausnahme nur ſoweit als gegeben erachtet 
werden dürfen, als die Fahrt in Wirklichkeit durch die Feſt⸗ 
ſtellung der Gebrauchsfähigkeit beſtimmt und beherrſcht wird. 
Daraus ergibt ſich aber, daß die Verfolgung dieſes Zweckes 
den Beweggrund zur Ausführung der Fahrt bilden muß und 
für ihr Unternehmen keine anderen Gründe mitbeſtimmend ge⸗ 
weſen ſein dürfen, wie dies bereits in dem mehrerwähnten 
Urteil des RG. vom 1. Juli 1907 hinſichtlich der Probefahrten 
angenommen worden iſt (vgl. auch die gedachten Verordnungen 
vom 19. Januar und 6. Mai 1907 unter 4 bezüglich IIIa). 
Daran iſt auch für das Einfahren von Kraftfahrzeugen feſt⸗ 
zuhalten, und es wird hiernach Pflicht der Gerichte ſein, um 
Umgehungen des Geſetzes vorzubeugen, beſonders gewiſſenhaft 
zu prüfen, ob der Erprobungszweck nicht bloß als Vorwand 
geltend gemacht wird. Andererſeits folgt hieraus aber zugleich, 
daß nicht ſchon die Verwirklichung irgendeiner anderen Abſicht 
bei Gelegenheit der aus dem Beweggrund der Erprobung 
unternommenen Fahrt dieſer die Eigenſchaft des Einfahrens 
oder der Probefahrt entzieht. Wird beiſpielsweiſe die Fahrt, 
um den Teilnehmern zugleich einen Naturgenuß zu bereiten, 
nach ſchön gelegenen Punkten gerichtet, oder wird aus Anlaß 
und gelegentlich derſelben die eine oder andere Beſorgung damit 
verknüpft, ſo wird hierdurch der ihre Vornahme maßgebend 
beherrſchende Beweggrund nicht berührt, indem ſie dieſerhalb 
auch beim Nichtvorhandenſein jener Umſtände bewirkt worden 
wäre. Würden dagegen letztere derart Selbſtzweck ſein, daß 
ſie für die Ausführung der Fahrt eine ſelbſtändige Bedeutung 
haben, indem dieſe nur oder doch in erſter Linie ihretwegen 
unternommen, während ſie ſonſt, ſei es überhaupt unterblieben, 
ſei es in anderer Weiſe eingerichtet worden ſein würde, wären 
ſie demnach der beſtimmende Beweggrund für die Vornahme 
der Fahrt geweſen, ſo könnte von einem die Ingebrauchnahme 
ausſchließenden Probe- oder Einfahren nicht mehr die Rede ſein. 
Urt. d. IV. Sen. v. 18. Mai 1909 (189/09). 

46. Seeſtraßenordnung vom 5. Februar 1906 Art. 16. 
Begriff der mäßigen Geſchwindigkeit.] Der Vorderrichter führt 
aus, mäßige Geſchwindigkeit im Sinne dieſes Artikels ſei eine 
ſolche, die im Verhältnis zur vollen Geſchwindigkeit mäßig ſei, 
da hieraus allein die Möglichkeit des ſchnellen Stoppens folge. 
Der Sinn des Art. 16 ſei der, daß bei mäßiger Geſchwindigkeit 
die Kolliſion zwar nicht immer vermieden, die Erheblichkeit des 
Anpralls aber weſentlich geſchwächt werde. Es kommt aber 
keineswegs auf den Vergleich mit der vollen Geſchwindigkeit 
des Schiffes an und es iſt auch nicht ausſchließlich auf die 
Möglichkeit ſchnellen Stoppens Rückſicht zu nehmen. Indem 
der Art. 16 nicht mäßige Geſchwindigkeit ſchlechthin vorſchreibt, 
ſondern zugleich ſorgfältige Berückſichtigung der obwaltenden 
Umſtände und Bedingungen verlangt, bringt er zum Ausdruck, 
daß je nach den beſtehenden Verhältniſſen (Intenſität des Nebels, 
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Manövrierfähigkeit des Schiffes, Frequenz des Reviers) die 
Fahrt derartig geregelt werden muß, daß beim In⸗ſicht⸗kommen 
eines anderen Schiffes noch Zeit und Raum zum Ausweichen 
bleibt. (RGZ. 23, 70; Spruch des Seeamtes zu Hamburg 
in OSee A. 15, 663.) Urt. d. III. Sen. v. 14. Juni 1909 (252/09). 

47. Preußiſches Geſetz vom 14. März 1885. Vertretung 
des Fiskus bei Stellung eines Strafantrags.] Allerdings wird 
nach dem Geſetze vom 14. März 1885 (Preußiſche Geſetzſamml. 
S. 65) und Juſtiz⸗Miniſterial⸗Verfügung vom 23. März 1885 
(JMBl. S. 119) der preußiſche Fiskus in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, welche Angelegenheiten der Juſtizverwaltung be⸗ 
treffen, durch die Staatsanwaltſchaft bei den OLG. vertreten, 
ſoweit es ſich nicht um durch die Gerichtskaſſen einzuziehende 
Forderungen handelt. Allein, wie das RG. bereits in einem 
Urteil vom 21. Juni 1907 (2 D. 286/07) ausgeführt hat, ſteht 
die Befugnis zur Stellung des Strafantrages wegen Beſchädigung 
einer dem Staat gehörigen Sache nicht mit Notwendigkeit aus⸗ 


schließlich derjenigen Behörde zu, zu deren Zuſtändigkeit die 


Verfügung über die Rechte des Staates an der Sache, ins⸗ 
beſondere auch die Vertretung des Fiskus in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten hinſichtlich dieſer Sache gehört. Vielmehr 
gehört die Stellung von Strafanträgen zu den Maßregeln, die 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung der Sache erforderlich ſein 
können. Die Verwaltung des Eigentums des Staates an den 
Strafakten über Sachen, die zur Zuſtändigkeit der LG. gehören, 
iſt aber in Preußen der Staatsanwaltſchaft bei dem zuſtändigen 
LG. übertragen. Dies kommt insbeſondere auch zum Ausdruck 
in § 7 der Preußiſchen Geſchäftsordnung für die Sekretariate 
der Staatsanwaltſchaften bei den LG. vom 12. November 1906 
(IMDB. S. 425 flg.), wonach die Staatsanwaltſchaft über die 
Weglegung und Vernichtung dieſer Strafakten zu beſtimmen hat. 
Lag demnach der Staatsanwaltſchaft bei dem LG. zu Cöln die 
Verwaltung der von dem Angeklagten zerſtörten Akten ob, ſo 
war dieſe durch den Erſten Staatsanwalt vertretene Behörde 
befugt, den Strafantrag für den Juſtizfiskus zu ſtellen. Urt. d. 
V. Sen. v. 9. Juli 1909 (655/09). 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Begriff des gemeinen Werts bei der Veranlagung 
zur Grundſteuer. 

Der Vorderrichter hat angenommen, daß der Kauf des 
Grundſtücks durch die Klägerin als ein unter normalen Ver⸗ 
hältniſſen zuſtande gekommener nicht anzuſehen ſei, und daß 
demgemäß auch der gezahlte Kaufpreis keinen Maßſtab für den 
gemeinen Wert des Grundſtücks biete. Dieſe Feſtſtellung läßt 


einen Rechtsirrtum oder einen Verfahrensmangel nicht erkennen. 
Für den Wert des Grundſtücks konnte ſelbſtverſtändlich die 


Nachbarſchaft von Bergwerken, ebenſo wie die Nachbarſchaft 
größerer Induſtriewerke überhaupt, von Einfluß ſein, und zwar 
in der Richtung einer Steigerung des gemeinen Wertes. Da⸗ 
gegen kann eine Steigerung des gemeinen Wertes nicht in dem 
Umſtande gefunden werden, daß erfahrungsmäßig Grundſtücke, 


) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 
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die der Gefahr der Unterbauung ausgeſetzt ſind, häufig von 
Spekulanten angekauft werden, die durch übertriebene oder 
ſogar gänzlich ungerechtfertigte Entſchädigungsforderungen im 
Prozeßwege unſittliche Gewinne zu erzielen trachten. Wenn 
Spekulanten, um ſolche Forderungen geltend machen zu können, 
oder Bergwerke, um den ihnen hieraus drohenden Gefahren zu 
entgehen, die Grundſtücke zu Preiſen ankaufen, die durch ihre 
Höhe mit den für andere Grundſtücke in derſelben Gegend ge⸗ 
zahlten Preiſen außer jedem Verhältnis ſtehen, ſo kann hierin 
keine Steigerung des gemeinen Bodenwertes gefunden werden, 
der, ſoweit es ſich um die Grundſteuer handelt, lediglich nach 
der objektiven Beſchaffenheit des Grundſtücks zu ermitteln iſt “). 
Im vorliegenden Falle haben die berufenen Sachverſtändigen 
den gemeinen Wert des von der Klägerin für 74 695,60 4 
angekauften Grundſtücks auf 22 866 & geſchätzt. Da das Gut⸗ 
achten zu Bedenken keinen Anlaß gab, konnte es der Bezirks⸗ 
ausſchuß, wie er getan hat, ohne Rechtsirrtum und Verfahrens⸗ 
mangel ſeiner Entſcheidung zugrunde legen. Die Reviſions⸗ 
angriffe waren daher als verfehlt zurückzuweiſen. Magiſtrat K. 
c. Bergwerksgeſellſchaft G. Urt. v. 14. Mai 1909. II C. 291/08. 
Bezirksausſchuß Oppeln. 


Literaturbeſprechungen. 


1. „Der Ingenieur in der Rechtſprechung und in der 
Verwaltung“ von Prof. Dr.-Ing. Schleſinger in Char⸗ 
lottenburg. Annalen des Deutſchen Reichs, Sonderabdruck 
aus Jahrgang 1909 Nr. 3. 

Die auch in dieſen Blättern vielfach erörterte Frage“), ob 
es ſich empfiehlt, Ingenieure zu Richtern in Patentſachen zu 
machen, wird in der vorliegenden Schrift verneint. 

Der Verfaſſer, der ſelbſt als einer unſerer erſten Ingenieure 
bekannt iſt und der gleichzeitig über eine reiche Praxis als 
gerichtlicher Sachverſtändiger verfügt, ſpricht den Ingenieuren 
die richtige Vorbildung ab und meint, daß ſie ſich auf die 
Beratung des Richters bei Aufklärung des techniſchen Sach⸗ 
verhalts beſchränken ſollten. Selbſtverſtändlich müßten als 
Richter ſelbſt nur Juriſten fungieren, die gerade für dieſen 
Zweig der Rechtſprechung beſonders vorgebildet ſind. Der gegen⸗ 
wärtige Zuſtand könne bei Anwendung der richtigen Mittel 
— nämlich richtig vorgebildeter und richtig beratener Richter — 
ſehr wohl gebeſſert werden, ohne daß man zu einem fo kräftigen 
und koſtſpieligem Mittel, wie es Sondergerichte mit Ingenieuren 
als Richtern im Hauptamt ſind, greifen müſſe. 

Die vorliegende Schrift iſt nicht nur wegen der Perſönlichkeit 
des Verfaſſers, ſondern auch vor allem um des willen fo wichtig 
und intereſſant, weil in ihr ein hervorragender Techniker den⸗ 
jenigen Standpunkt vertritt, der ſonſt in der Regel von den 
Juriſten vertreten, von den Technikern aber entſchieden be⸗ 
kämpft wird. 


2. Prof. Dr. A. Oſterrieth: „Kunſt und Recht“. Berlin 1909. 
Puttkamer & Mühlbrecht. 

Eine populäre Darſtellung des Kunſtwerkrechtes, von der 

erfreulicherweiſe der Satz nicht gilt, daß populäre wiſſenſchaftliche 
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Darſtellungen ſich in der Regel durch geringere wiſſenſchaftliche 
Oualifikation auszeichnen. 

Der als hervorragender Kenner des Urheberrechts und 
feinſinniger Aſthetiker bekannte Verfaſſer unternimmt es, den 
gebildeten Laien — nicht minder aber auch den Juriſten, der 
dieſer Materie bisher fremd gegenüberſtand — in ſie einzuführen. 
Die von ihm gewählte Form des Dialoges iſt an ſich für 
populäre wiſſenſchaftliche Darſtellungen nicht neu. Während 
aber ſonſt in der Regel der Dialog derart gehalten iſt, daß 
der eine der Lehrende und der andere der Lernende iſt, ſind 
hier drei gleichberechtigte Sachkenner — ein Künſtler, ein Kunſt⸗ 
Induſtrieller und ein Juriſt — einander gegenübergeſtellt. Aus 
dem Disput entwickeln ſich in zwangloſer Weiſe die Grund⸗ 
gedanken des Urheberrechts und des Kunſtwerkrechtes, werden die 
künſtleriſchen und äſthetiſchen Grundideen, die wirtſchaftlichen 
Geſichtspunkte, welche ſchließlich zu den poſitiven Vorſchriften 
und ihrer Auslegung in praktiſcher Anwendung führen, auf⸗ 
gedeckt und in ihren rechtlichen Folgerungen erörtert. 

Das Werk kann demjenigen, der ſich auf müheloſe Weiſe 
in dieſe intereſſante — aber den meiſten Juriſten leider ferner 
liegende — Materie einführen will, eindringlichſt empfohlen 
werden. Magnus. 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 


Die Entſcheidungen Nr. 2, 3, 4 und 5 beſchäftigen ſich mit 
der Frage der Beſtandteils⸗ oder Zubehörseigenſchaft von Sachen. 
In Entſch. Nr. 2 werden Spinnereimaſchinen, die loſe auf durch 
Mauerhaken mit dem Fußboden verbundenen Holzbohlen ruhten, 
nicht als weſentliche Beſtandteile des für jeden mechaniſchen Fabrik⸗ 
betrieb geeigneten Fabrikgebäudes betrachtet. — In Entſch. Nr. 3 
wird der in ein Automatenreſtaurant eingebaute Automat als 
weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes erachtet, § 94 Abſ. 2. — 
Einer Lokomobile, die in einer Dampfziegelei ohne feſte Verbindung 
mit dem Gebäude oder Grund und Boden aufgeſtellt und als 
ſogenannte Katalogware bezogen war, ſpricht Entſch. Nr. 4 die 
Beſtandteilseigenſchaft ab. — Entſch. Nr. 5 erklärt Gerätſchaften 
(Ladeneinrichtung) nur dann für Zubehör eines Gebäudes, wenn 
dieſem oder dem Gebäudeteil, in dem die Geräte Verwendung 
finden, objektiv und dauernd diejenige Zweckbeſtimmung gegeben 
iſt, welcher die Einrichtung dienen ſoll. 

Nach konkreter Beſchaffenheit der Umſtände kann ſich, wie 
Entſch. Nr. 8 zeigt, die vertragsmäßige Zuſicherung der Nicht⸗ 
anzeige einer ſtrafbaren Handlung als ſittlich nicht verwerflich 
darſtellen. 

Nach Entſch. Nr. 9 kann § 138 Abſ. 1 BGB. auch wegen 
der Höhe einer Vertragsſtrafe angewendet werden; er greift 
jedoch nur dann Platz, wenn zu dem bloßen Mißverhältnis der 
Strafhöhe noch etwas weiteres hinzukommt, das dem Vertrage 
überhaupt den Stempel der Sittenwidrigkeit aufdrückt und ihn 
im ganzen als vernichtungswürdig erſcheinen läßt. 

5 25 HGB. und 5 419 BGB. ſchließen ſich nicht aus, 
finden vielmehr beide nebeneinander Anwendung, wenn das 
übernommene Handelserwerbsgeſchäft zugleich das ganze Ver⸗ 
mögen der übertragenden Geſellſchaft bildet. Dieſen in RG. 69, 
284 ff. eingehend begründeten Satz billigt Entſch. Nr. 13, welche 
die Vorſchrift des § 419 auch auf die Veräußerung des ganzen 
Vermögens einer Aktiengeſellſchaft (§ 303 HGB.) anwendet. 


536 | Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Der II. Senat neigt, wie bereits in RG. 63, 61, in Entſch. 
Nr. 14 der Meinung zu, daß Zuſicherungen über Güte und 
Wert von Inhaberpapieren oder des betreffenden Unternehmens 
nach den Regeln des Sachkaufs zu beurteilen und nach den 
Gewährleiſtungsgrundſätzen der SS 459 ff. BGB. zu vertreten 
ſeien. Er tritt hiermit dem I. Senat entgegen, welcher in 
RG. 59, 241 das Fehlen einer derart zugeſicherten Eigenſchaft 
als Mangel in dem tatſächlichen Beſtande des Rechts, gemäß 
85 437 ff., beurteilt. Eine Plenarentſcheidung iſt nicht herbei⸗ 
geführt worden, da der Senat die einwandfreie Feſtſtellung der 
erforderlichen Tatſachen vermißt. 

Wenn es auch regelmäßig Sache des Eigentümers eines 
Grundſtücks iſt, für die Beſeitigung eines Mangels zu ſorgen, 
ſo kann doch, wenn eine Abhilfe durch den Eigentümer nicht 
ſo bald zu erwarten iſt oder der Eigentümer ſich in der Abhilfe 
läſſig zeigt, auch derjenige aus 8 823 BGB. haftbar werden, 
der, obſchon er ohne große Mühe und Aufwendungen in der 
Lage iſt, die zur Abwendung der Gefahr gebotenen vorläufigen 
Vorkehrungen zu treffen, den gefahrdrohenden Zuſtand ruhig 
weiterbeſtehen läßt und die Gefahr durch die Art der Benutzung 
der Sache fogar noch ſteigert (Entſch. Nr. 15). 

Ein bereits eingerichteter und ausgeübter und durch poſitive 
Geſetze geſchützter Gewerbebetrieb, der als ſolcher ein ſubjektives 
Recht im Sinne des § 823 Abſ. 1 iſt, kann nur durch ſolche 
Störungen widerrechtlich verletzt werden, die ſich unmittelbar 
gegen den Gewerbebetrieb richten, nicht aber durch Eingriffe 
bloß in die materiellen Grundlagen (Brunnen, Waſſer). Jedoch 
kann Verſtoß gegen § 147 Ziff. 2 GewO. gegeben und damit 
8 823 Abſ. 2 anwendbar fein (Entſch. Nr. 16). 

Der mit der Zwangsvollſtreckung beauftragte Rechtsanwalt 
iſt ſchadenserſatzpflichtig, wenn er, obwohl er weiß, daß neben 
dem Hypothekenſchuldner ein perſönlicher Schuldner haftet und 
eventuell gleichfalls in Anſpruch genommen werden ſoll, letzteren 
trotz $ 1166 BGB. nicht benachrichtigt und der Mandant hier⸗ 
durch Schaden erleidet (Entſch. Nr. 19). 

Wird das eingebrachte Gut mit Wiſſen und Willen der 
Ehefrau in dem Geſchäfte des Mannes angelegt, ſo kann die 
Frau nachträglich nicht die mündelſichere Anlegung ihres Geldes 
verlangen, ohne daß das Verhalten des Mannes die Beſorgnis 
erheblicher Gefährdung des Eingebrachten begründet. In dem 
Umſtand, daß Geſchäftsbücher nicht ordentlich geführt, Bilanz⸗ 
ziehungen unterlaſſen und vorhandene Bilanzen nicht vorgelegt 
ſind, kann ein die Rechte der Frau gefährdendes Verhalten des 
Mannes nicht ohne weiteres erblickt werden (Entſch. Nr. 20). 

Der Übergang des durch eine unerlaubte Handlung Ver⸗ 
letzten vom Schadenserſatzanſpruch zum Bereicherungsanſpruch 
gegen den Schädiger nach S 852 Abſ. 2 BGB. iſt keine un⸗ 
zuläſſige Klageänderung, da in beiden Fällen derſelbe Tatbeſtand 
der unerlaubten Handlung vorliegt (Entſch. Nr. 23). 

Entſch. Nr. 38 behandelt den Eintritt des Erſtehers in ein 
beſtehendes Mietsverhältnis und das Verhältnis eines hiernach 
dem Erſteher zuſtehenden Rechtes zu den Beſtimmungen des 
ZB. Die Entſcheidung ſtellt folgende Grundſätze auf: § 571 
Abſ. 1 BGB. geht als materielle Beſtimmung dem dem Voll⸗ 
ſtreckungsrecht angehörenden $ 111 3G. vor. Es kann alfo 
letztere Beſtimmung zugunſten eines Anſpruchs des Mieters nicht 
geltend gemacht werden, ſoweit 8 571 entgegenſteht. — Materiell 
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handelt es ſich ferner bei der Zwangsvollſtreckung aus der 
gemäß SS 118, 128, 132 3G. übertragenen Forderung um 
die Durchführung des urſprünglichen Anſpruchs — trotz 
8 91 3VG. —, fo daß gegen dieſe Vollſtreckung auch die Ein⸗ 
wendungen ſtatthaft ſein müſſen, die bei einer im Wege des 
Rechtsſtreits erfolgenden Geltendmachung des urſprünglichen 
Anſpruchs dieſem von dem Erſteher entgegengeſetzt werden 
könnten. N. 


Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. 


Nr. 15 behandelt die Beglaubigungsbefugnis preußiſcher 
Polizeibehörden und den ſtrafrechtlichen Schutz der fo be 
glaubigten Abſchrift. 

Nr. 16 erörtert die Strafbarkeit einer ſog. Glücksbude 
trotz behördlicher Genehmigung. 

Nr. 18 ſpricht ſich darüber aus, in welchem Sinne eine 
Arreſtanordnung den Zuſtand drohender Zwangsvollſtreckung 
begründet. 

Die Belehrung eines Zeugen, daß er die Ausſage ver⸗ 
weigern könne, um ſich der Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung 
zu entziehen, bildet einen Reviſionsgrund ſelbſt dann, wenn 
eine Ausſageweigerung nicht erſichtlich iſt (Nr. 23). 

Die Verſagung des Dispenſes von Ehehinderniſſen des 
Ehebruchs hindert nicht die Annahme eines Verlöbniſſes (Nr. 24). 

Zeugenausſage auf Grund Sachverſtändigeneides iſt Re⸗ 
viſionsgrund (Nr. 25). 

In Nr. 28 iſt der Reviſionsrüge des Angeklagten wegen 
Nichtbeſcheidung eines Beweisantrages der Staatsanwaltſchaft 
ſtattgegeben. 

Nr. 29, 30 beziehen ſich darauf, ob § 244 die Verleſung 
bzw. vollſtändige Verleſung herbeigeſchaffter Urkunden erforderlich 
macht, oder ob es genügt, wenn die Urkunden in irgendeiner 
Weiſe Gegenſtand der Beweisaufnahme geworden ſind. 

In Nr. 33 wird die Frage, ob das vom geſetzlichen Ver⸗ 
treter noch wirkſam eingelegte Rechtsmittel nach Beendigung 
der Vertretungsbefugnis wirkſam von ihm begründet werden 
kann, verneint. Die Frage, ob der Angeklagte ſelbſt oder der 
Nachfolger in der geſetzlichen Vertretung die Begründung er⸗ 
zwingen kann, wird nicht beſprochen, ſie dürfte ebenfalls zu ver⸗ 
neinen ſein. 

Zufolge Nr. 34 hat die Beſchränkung der Reviſion auf die 
Nebenſtrafe zur Folge, daß die Nebenſtrafe nicht mit ſolchen 
Gründen bekämpft werden kann, die auch gegen die Hauptſtrafe 
einſchlagen würden. 

Nach Nr. 35 iſt durch §S 380 StPO. ſogar die Nachprüfung 
der Zuſtändigkeit des BG. ausgeſchloſſen. 

Nr. 37 behandelt den Fall, daß der expreſſe Bote ver⸗ 
tragswidrig die Zeitungspakete durch die Eiſenbahn, ſei es als 
Frachtgut oder Reiſegepäck, befördern läßt. 

In Nr. 42 wird der Unterſchied zwiſchen Rechtsirrtum und 
tatſächlichem Irrtum im Bereiche des Lit UrhG. erörtert. 

Nr. 45 enthält zwei ungefähr gleichzeitige Entſcheidungen 
verſchiedener Senate zum Begriff der Automobilprobefahrt. 

Von Wichtigkeit für Beurteilung behördlicher Strafantrags⸗ 
befugnis iſt Nr. 47. Kloeppel. 
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Vereins nachrichten. 


Mit Rückſicht auf das Ergebnis, das die Vorſtands⸗ 
wahlen auf dem XIX. Deutſchen Anwaltstage in Roſtock gehabt 
haben, hat ein Teil der im Vorſtand verbliebenen Herren 
des alten Vorſtands die Niederlegung ſeiner Amter im 
Vorſtand angekündigt. Im Intereſſe des Deutſchen An⸗ 
waltvereins und der deutſchen Auwaltſchaft iſt in einer 
Sitzung des Vorſtands des Deutſchen Anwaltvereins, der 
auch die neugewählten Herren beigewohnt haben, Ein- 
ſtimmigkeit über folgendes Vorgehen erzielt worden: 

Alle Vorſtaudsmitglieder, ſowohl die älteren wie die 
neugewählten, follen ihre Amter bis zu einem neu ein- 
zuberufenden außerordentlichen Anwaltstage behalten, und 
der Anwaltstag eine Neuwahl aller Vorſtaudsmitglieder 
vornehmen. 

Zu dieſem Zwecke werden ſämtliche Mitglieder des 
Vorſtands dem außerordentlichen Anwaltstage ihre Amter 
zur Verfügung ſtellen. 

Der außerordentliche Anwaltstag wird nach Leipzig 
einberufen; der Tag der Einberufung (vorausfihtlid ein 
Sonntag im November) wird in der nächſten Nummer 
bekanntgegeben werden. 


Die Beiträge für den Dentſchen Anwaltverein ſind an 
den derzeitigen Schriftführer 
Rechtsanwalt Dr. M. Drucker in Leipzig, 
Ritterſtraße 1, 
zu ſenden. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


In der am 8. September 1909 zu Roſtock ſtattgehabten 
fünfundzwanzigſten ordentlichen Generalverſammlung wurden 
der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung des Vorſtandes 
über das Verwaltungsjahr 1908,09 vorgetragen. Nach dem 
Bericht zählt die Kaſſe 5422 Mitglieder gegen 5578 im Vor⸗ 
jahre. Der Kapitalgrundſtock hat ſich von 1214 072 30 I 
auf 1359 065 & 94 & erhöht. Der vorhandene Unterſtützungs⸗ 
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fonds beläuft ſich auf 84620 % 55 % Bis zum 30. Juni 1909 
war bereits verfügt über 113 674 J. Der Geſchäftsbericht 
und die Jahresrechnung wurden genehmigt und wurde dem 
Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden 
Vorſtandsmitglieder, Geheimer Juſtizrat Dr. Deiß, Juſtizrat 
Barth und Juſtizrat Behrendt, wurden wiedergewählt. An 
Stelle der aus dem Vorſtande ausgetretenen Mitglieder Geheimer 
Juſtizrat Scheele, Juſtizrat Herr und Geheimer Juſtizrat 
Dr. Seelig wurden Juſtizrat Malkwitz, Rechtsanwalt Kurl⸗ 
baum und Rechtsanwalt Brücklmeier, ſämtlich zu Leipzig, 
neu gewählt. Als Rechnungsprüfer für das nächſte Geſchäftsjahr 
wurden Juſtizrat Dr. Drucker und Juſtizrat Dr. Anſchütz zu 
Leipzig beſtellt. Für die nächſte ordentliche Generalverſammlung 
wurde Leipzig beſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, die 
Verſammlung auch nach einem anderen deutſchen Orte, wo ein 
Anwaltstag ſtattfindet, zu berufen. | 


Der Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
beſteht aus folgenden Perſonen: 

1. Dr. Max Deiß, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, 

2. Hans Barth, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden, 

3. Paul Syring, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Schriftführer. 

4. Heinrich Malkwitz, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schrift⸗ 
führers, 

5. Alfred Kurlbaum, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Schatzmeiſter, 

6. Bruno Brücklmeier, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters, 

7. Max Böckh, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht 
zu Karlsruhe, | 

8. Max Jacobſon, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht J zu Berlin, 

9. Dr. Richard Schall, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, 
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10. Curt Elze, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht 
zu Halle a. S., 

11. Karl Eckert, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Oberſten 
Landesgericht, Oberlandesgericht und den Landgerichten 
München I und II, 

12. Johannes Behrendt, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Danzig. 

Leipzig, den 20. September 1909. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Dr. Deiß, Syring, Kurlbanm, 
Geheimer Juſtizrat, Juſtizrat, Rechtsanwalt, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 

dem 30. Juni 1909 abgeſchloſſeue fünfund⸗ 

zwanzigſte Verwaltungsjahr der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsauwälte. 


1 


Geſchäfts bericht. 

1. Die Mitgliederliſte des fünfundzwanzigſten Verwaltungs⸗ 
jahrs ergibt für den 30. Juni 1909 eine Geſamtzahl von 
5422 gegen 5578 im Vorjahre. 

2. Ausweislich der nachfolgenden Darſtellung des Schatz— 
meiſters hat ſich der Kapitalgrundſtock von 1 214072 * 30 4% 
auf 1 359 065 & 94 & erhöht. | 

3. Der am 30. Juni 1909 für das Geſchäftsjahr 1909/1910 
zu Unterſtützungszwecken ausgeſchiedene Betrag beläuft ſich 
AUT: a Be ee 84 620 K* 55 , 

Bis zum 30. Juni 1909 iſt für das 
Geſchäftsjahr 1909/1910 bereits verfügt über 113 674 — = 

4. Es hat die ordentliche Generalverfammlung am 27. Sep⸗ 
tember 1908 zu Leipzig ſtattgefunden. In dieſer wurden der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt und wurde 
dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Von den ſatzungsmäßig 
ausſcheidenden Mitgliedern des Vorſtandes wurden Juſtizrat 
Herr, Juſtizrat Eckert und Juſtizrat Dr. Schall wiedergewählt, 
an Stelle des aus dem Vorſtand ausgeſchiedenen Juſtizrats 
Zenetti wurde der Unterzeichnete und an Stelle des verſtorbenen 
Geheimen Juſtizrats Dr. Oehme zu Leipzig Juſtizrat Behrendt 
in Danzig neu gewählt. Als Rechnungsprüfer wurden der 
Juſtizrat Dr. Drucker und der Rechtsanwalt Dr. Anſchütz zu 
Leipzig beſtellt. Als nächſter Verſammlungsort wurde Leipzig 
beſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, falls im Jahre 1909 
ein Anwaltstag im September ſtattfinden ſollte, die General— 
verſammlung an den für die Abhaltung dieſes Tages zu 
beſtimmenden Ort zu berufen. 

Über die Frage, ob die in Mannheim am 12. September 
1907 aufgeſtellten Vorbedingungen für die Auszahlung von 
500 000 / an die Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte als erfüllt erachtet werden und die 
Überweifung mit dem Zinsrechte vom 1. Juli 1908 ab an: 
geordnet werden ſollten, fand eine eingehende Verhandlung ſtatt. 
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Es wurde mit großer Mehrheit der Antrag des Juſtizrats Elze 
in Halle dahin angenommen: 
„die in dem Mannheimer Beſchluſſe vom 12. Sep⸗ 
tember 1907 für die Auszahlung von 500 000 & aus 
dem Kapitalgrundſtocke der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte an die Ruhegehalts-, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte geſtellten Be⸗ 
dingungen werden für erfüllt erachtet, wenn deren 
Vorſtand und Aufſichtsrat beſcheinigt, daß auf Grund 
vorſchriftsmäßiger Anzeige 700, in einer Anwaltsliſte ein⸗ 
getragene deutſche Rechtsanwälte der Kaſſe beigetreten ſind. 
Der Vorſtand der Hülfskaſſe wird angewieſen, die 
500 000 & nebſt Zinſen ſeit 1. Oktober d. Js. der 
Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe zu überweiſen, 
wenn dieſe Beſcheinigung ihm überreicht iſt.“ 
Von den weiter auf die Tagesordnung geſetzten Anträgen 
des Juſtizrats Heyne in Düſſeldorf wurde der Antrag: 
„aus Anlaß des bevorſtehenden fünfundzwanzigjährigen 
Jubiläums der Hülfskaſſe die Stiftung eines Jubiläums⸗ 
fonds einzuleiten“ 
faſt einſtimmig angenommen mit der Maßgabe: 
„daß der Jubiläumsfonds für Zwecke der Hülfskaſſe 
geſammelt werden ſoll.“ 
In der Generalverſammlung gelangten 256 Stimmen zur 
Anmeldung. 
5. Die ſonſtigen Beſchlüſſe des Vorſtandes ſind durch 
Rundſchreiben gefaßt worden. 
6. Die Anwaltskammern haben an Beihilfen gewährt: 


Augsburg. 700 * | 
Bamberg . 1500 ⸗ Übertrag 21 500 K* 
Braunſchweig. 2000 -» Marienwerder. 2000 ⸗ 
Caſſel . . 1100 ⸗ Münden . . 2500 = 
Celle.. 2500 = Naumburg. . . 2000 = 
Göln . . ....2500 = Nürnberg.. 2000 = 
Colmar. . 1000 = Oldenburg. 150 : 
Düflelvdorf . 1000 = ofen . . ....2000 : 
Hamm ..3000 = Roltod . . . . 500 = 
Jena . 1000 : Stettin 1000 ⸗ 
Karlsruhe. . 1200 = Stuttgart.. 1500 ⸗ 
Kiel. 4000 ⸗ Zweibrücken. 100 : 
zuſammen 21 500 X Geſamtſumme . . 35 250 A. 


Außer dieſen ſatzungsmäßig zu verwendenden 35250 4% 
haben die Anwaltskammern 


Berlin . 500.4 Frankfurt a. M.. 2000 4 
Breslau 2000 - Königsberg.. 2000 ⸗ 
Dresden 4000 


ſowie der deutſche Anwaltverein für 1908/1909 3 000 % zu 
Unterſtützungszwecken zugewendet. 

An Geſchenken ſind eingegangen für den Kapitalgrundſtock 
14784 % 80 % 

Dem Unterſtützungsfonds ſind an Geſchenken und Beihilfen 
zugefloſſen 19 490 &&. 

7. Das Geſchäftsjahr 1908/1909 hat 4 neue im Cr: 
mittelungsverfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. 
Die Zahl der neu anhängig gewordenen Geſuche beträgt 59. 
Von dieſen 63 Geſuchen ſind abgelehnt 16, im Prüfungs— 
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verfahren befindlich 4, bewilligt 43. Im übrigen iſt hervor: 
zuheben, daß der Vorſtand einzelne Darlehnsgeſuche abgelehnt 
und in einem Falle wie ſeit Jahren die Zahlung einer von Ver— 
wandten für die Witwe eines Rechtsanwalts zuſammengebrachte 
Rente vermittelt hat, um die Empfindlichkeit der Bedachten zu 


ſchonen. 
Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
18 900 &. 
Es find im Geſchäftsjahr 1908/1909 bewilligt: 
I. II 


an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
und an Hinterlaſſene von Rechts⸗ 
anwälten 


an in der Liſte noch nicht ge⸗ 
löſchte Rechtsanwälte 


1. zum 1. Male 5 900 , 1. zum 1. Male 13 000 .% 
2. 2. 4600 = 22 2 * 9480 ⸗ 
33 3. 1600 = 3. 3 =: 8750 = 
4. = 4 = 1200 = 4. 4. 8200 = 
5. 5. 500 = 5. 5. 6700 ⸗ 
6. 6. 600 = 6. 6. 5780 = 
7, u 800 = Im 2: A WE 8700 = 
zuſammen 15200 .#. 8. 8. = 2850 = 
ae: ae 2450 ⸗ 
10. = 10. = 5 200 = 
11. 11. 4700 = 
1,2, 2:12 € 3900 = 
13. : 13. = 6480 ⸗ 
14. = 14. : 6 354 = 
15. = 15. = 2100 = 
16. = 16. = 3870 = 
17. =-237,, %# 2450 = 
18. =: 18 - 3170 : 
19. = 19. = 1840 ⸗ 
20. = 20. = 1310 : 
21. =.2l: = 900 = 
De, = 1430 =: 
23: 2 2100 : 
24. = 24. = 1390 = 
23. =: 25. 1450 =: 
zuſammen 114 204 .. 
Summe zu I. 15 200 # 
mel: 114 204 - 
Geſamtſumme 129 404 l. 


Hiervon entfallen noch auf das fünfundzwanzigſte Ge— 
ſchäftsjahr 15 730 /, während für das ſechsundzwanzigſte Ge— 
ſchäftsjahr 113 674 & beſtimmt find. 

Es verteilen ſich am 1. Juli 1908 die ſeit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
Oberlandesgerichtsbezirken wie folgt: 


Augsburg.. 22 Colmautr . 3 
Bamberg. . . 17 Darmſtadt . . . 12 
Berlin.. 72 Dresden . . 75 
Braunſchweig ... 7  Düfleldorf a 

Breslau. . 75 Frankfurt a. M. . 11 
Caſſe el. 25 Hamburg.. . 7 
Celle.... 68 Hamm. . 23 
Cön . 30 Jena. 224 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


539 


Karlsrughe . 16 Poſen . 67 
Kiel. . 18 Roſtock . . . 24 
Königsberg.. 60 Stettin. . 27 
Marienwerder. . 40 Stuttgart. 30 
München .. 39 Zweibrücken. : 
Naumburg... 57 Reichsgericht. 1 
Nürnberg . 31 


Für die im Geſchäftsjahre 1908/1909 hinzugekommenen 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 


Augsburg 3 Kiel 5 2 
Bamberg. 2 Königsberg. 2 
Berlin 5 Marienwerder 2 
Breslau . 2 München. 1 
Celle. 2 Naumburg 2 
Cöln . 2 Nürnberg 1 
Colmar 1 Poſen. 2 
Darmſtadt 2 Noftod 1 
Dresden . 2 Stettin 1 
Düſſeldorf . 2 Stuttgart 2 
Karlsruhe. 3  Bweibrüden . 1 


Von den im Geſchäftsjahre 1908/1909 gewährten Unter: 
ſtützungen entfallen auf: | 


Augsburg 3950 & Hamm 3 620 
Bamberg. 4900 = Jena. 2000 = 
Berlin . 11054 = Karlsruhe 3200 ⸗ 
Braunſchweig 900 - Kiel 3800 = 
Breslau . 9620 = Königsberg . 8470 - 
Caſſel. 2850 = Marienwerder . 5450 - 
Celle. 7170 = München. 6150 : 
Cöln . 6150 = Naumburg 6050 - 
Colmar 900 - Nürnberg 5650 = 
Darmſtadt 2200 - Poſen. 8920 ⸗ 
Dresden . 8650 - Roſtock 2530 = 
Düſſeldorf 3130 - Stettin 3160 ⸗ 
Frankfurt a. M. 3 300 -» Stuttgart 2900 ⸗ 
Hamburg. 1600 - Zweibrücken. 1200 = 


Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts— 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle gehabt. 
8. Der Vorſtand der Ruhegehalts⸗, Witwen- und Waiſen⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte hat im Juni d. Is. den in 
der Generalverſammlung vom 27. September 1908 erforderten 
Nachweis erbracht durch Überreichung von Beſcheinigungen des 
Vorſtandes und des Aufſichtsrats dahin, 
„daß auf Grund vorſchriftsmäßiger Anzeige 700 in 
einer Anwaltsliſte eingetragene deutſche Rechtsanwälte 
dieſer Kaſſe beigetreten ſind“. 
Nach Einholung der ſchriftlichen Zuſtimmung der übrigen 
titglieder des Geſamtvorſtandes haben die drei geſchäftsführenden 
Mitglieder durch Schreiben vom 30. Juni 1909 dem Vorſtande 
der Ruhegehalts- uſw. Kaſſe mitgeteilt, daß nunmehr die Aus— 
ſchüttung der 500 000 % erfolgen ſolle. Dieſe. Auszahlung 
wird gegenwärtig bewerkſtelligt. | 
Leipzig, den 10. Juli 1909. 


Der Schriftführer: 
Syring, Juſtizrat. 


68 * 
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II. 


xxv. Jahresrechnung der Hülſskaſſe für dentſche 
Rechtsauwälte anf die Zeit vom 1. Juli 1908 bis 
30. Inni 1909. 


| A. Kaſſa⸗Konto. 


Einnahme: 


1. Barſtand am 1. Juli 1908 4 4 0d N 
2. Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit: 


anftalt erhoben 101 307 = 50 = 
3. Von der Deutſchen Bank Filiale 
Leipzig) erhoben 8 48128 = 30 = 
4. Schenfungen an den Rapitalgrundftod 14784 = 80 - 
5. Schenkungen an den Unterſtützungsfonds 19490 = — = 
6. Beihilfen der Anwaltskammern 35250 = — = 
7. Mitgliederbeiträge. 117670 = — 4 
8. Zinſen 47037 = 95. : 
9. Wegen Todesfalls uſw. aeg dne 
Unterſtützungen 705 — : 


10. Erlös von Wertpapieren 4974 = 70 = 


Summa 389 352 4 29 N 


Ausgabe: 
1. Unterſtützungen 130 814 K 20 M 


2. An die Allgemeine Deutſche Kredit. = 
128687 = 50 = 


anftalt gezahlt 
3. An die Deutſche Bank Gu Lei 

gezahlt .. 84930 = 50 = 
4. Ankauf von Wertpapieren 36519 - 70 = 
5. Berwaltungsloften . » 8246 72 ⸗ 
6. Rückzahlung von Beiträgen . 140 = — : 
7. Beſtand am 30. Juni 199959 13 = 67 - 


Summa 389 352 4 29 N. 


B. Unterſtützungs⸗Konto. 


Einnahme: 
1. Beſtand am 1. Juli 1908 . 
Schenkungen und Beihilfen der An: 
waltskammern 
3. Zinſen nach A II. ber Bertvaltungs- 
grundfäße zu 4% von 91 973 36 N 
4. Satzungsgemäße Überweiſung: 
Mitgliederbeiträge 117 670.0 — . 
abzüglich Nüd: 
zahlungen .. 140 = — : 
117 530 A — #H 
ab Ausgaben . 8246 = 72 = 
109 283 0 28 9 
Hiervon erhält der Unterſtützungs— 
fonds /, ſind . >= 
und ferner / von den Beiträgen 
der Anwaltskammern zu A 6. 


91 973 * 36 KN 
19490 = 


3678 = 93 =: 


81 962 46 = 


* 


17625 = — : 


5. Zurückgekommene Unterſtützungen .. 705 = — = 


Summa 215 434 4. 75 M 


Ausgabe: 
1. An Unterſtützungen 130 814 K* 20 & 


2. Beſtand am 30. Juni 1909 84 620 55 ⸗ 
Summa 215 434 4 75 & 


(Anmerkung: Vor dem 1. Juli 1909 ſind bereits Unter⸗ 
ſtützungen für das Geſchäftsjahr 1909/10 im Betrage von 
113 674 & bewilligt worden.) 


C. Kapitalgrundſtock⸗Konto. 


1. Beſtand am 1. Juli 1908. 1214 072 4 30 & 
2. Schenkungen 14 784 = 80 = 
3. Satzungsgemäße Aberweiſungen: 
½ von 109 283 & 28 N 
= 27 320 & 82 N 
½ von 35 270 .M 
(ſ. unter B) = 17 625 — = 


44 945 = 82 


* 


4. Zinſen von 47 037 & 95 4 
ab (vergl. B. 3) . 3678 -» 9 ⸗ 


43 359 = 02 


Summa einſchl. des Martinyfonds 1 317 1614 94 
Hierzu Kursgewinn 41904 = — 


* 


1 359 065.4 94 N 


D. Wertpapier ⸗Konto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1908 . 1 244 971 4 62 N 
Hiervon ab die am 14. Juli 1908 
verkauften 5000 * 4% Reichs⸗ 
ſchatzanweiſun gen 4974 = 70 ⸗ 
1 239 996 4 92 N 
36519 = 70 = 


1276 516 4 62.4 


Die am 30. Juni 1909 vorhandenen Wert⸗ 
papiere haben einen Wert von 1 318 420 = 62 > 


Der Kursgewinn von . 41 904 %% — AH 
iſt auf Gewinn und Verluſt⸗Konto übertragen worden. 


An Wertpapieren ſind vorhanden: 
650 000 & königl. ſächſ. 3 % Rente 


2. Für angekaufte Wertpapiere 


A 85,30 . 554 450 4 — 1 
1 von 459 500 AM vom 
1. April bis 30. Juni 1909 3446 = 25 > 
346 000 königl. preuß. 3 ¼ % Eon]. 
Anleihe à 95,— n . 328700 = — 
Stückzinſen von 198500 4 vom 
1. April bis 30. Juni 1909 1736 87 ⸗ 
150 000 & königl. preuß. 3 % konſ. 
Anleihe à 85,404 d 128 100 -— 
Stückzinſen von 150 000 .# vom 
1125 — 


1. April bis 30. Juni 1909 
33 
Seite . . 1017 558 12 A 
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Übertrag . . 1017 558 12 „ ½ßpreußiſche Staatsſchuldbuch, in das Staatsſchuldbuch des ham⸗ 
110 000 & 3 Deutſche Reichsanleihe burgiſchen, bremiſchen bezw. des heſſiſchen Staates eingetragen 
à 85,40 ñ ů ́̃́ P/ 93940 = — =» und der außer dem Barbeſtande von 13,67 4 vorhandene 
Stückzinſen von 106 000 % vom Betrag iſt auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen Deutſchen 
1. April bis 30. Juni 1999. 795» — Kͤreditanſtalt zu Leipzig mit 63 270 „ und mit 61 982,20 4 
50 000 & 3 ½ X Deutſche Reichsanleihe auf ein ſolches bei der Deutſchen Bank (Filiale Leipzig) ein⸗ 
a 95, ẽc[ĩJ tz 47 500 = — - gezahlt. Das erſtere Buch lautete nach der XXIV. Jahres⸗ 
40 000 # 3 ½ % Schuldverſchreibungen rechnung über 
des Bremiſchen Staates zu 93,50 % 37 400 — - 35 890 — & 
Stückzinſen von 30 000 % vom eingezahlt wurden. . 128687 = 50 - 
1. Mai bis 30. Juni 1909. 175 — 1464577 4 50% 
Stückzinſen von 10 000 4 vom abgehoben wurden. . 101307 50 
1. April bis 30. Juni 199 87 = 50 - Beſtand. 63 270% — MH 
30 000 & 4% königl. preuß. Staats⸗ das letztere lautete über 25 180 4 — N 
anleihe zu 102,90 # . .. 30870 — - eingezahlt wurden. 84930 - 50 - 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 1909 300 = — - 110 110.# 50 9 
30 000 & 4% Hamburger Staatsanleihe abgehoben wurden.. 48128 - 30 - 
zu 101,80 %f6¹ꝗ̊nmn. 30 540 — 
Zinſen vom 18. Januar bis 30. Juni Bestand.. 61 982 20 = 
1909 „„ N — E. Gewinn- und Verluſt⸗Kouto. 
a N ER tönigl. preuß. Staats- Gewinn auf Wertpapiere 41 904.4 — K übertragen auf 
anleihe (Staffelanleihe) zu 102,50 % 25 625 — Kapitalgrundſtock⸗Konto, welches hiernach 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 1909 250 =: — : 1317 1614 91.9 
20 000 & 3% Schuldverſchreibungen des 41904 — 
Bremiſchen Staates zu 82,40 k. . 16480 — - 8 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 1909 150.5 =. 1359 065 0 94 & beträgt. 
15 000 & 4% Schuldverſchreibungen des Leipzig, den 30. Juni 1909. 
Heſſiſchen Staates zu 101,50 . 15225 — Dr. Seelig. 
1000 & Bodenkredit⸗Pfandbriefe von 
Elſaß⸗Lothringen zu 95 è H -. 950: — - Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der ung 
vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richti 
Summa . 1318 420 4 62 9 ne 1 ge geprüf f Sg 
(Anmerkung: Sämtliche Wertpapiere (ausgenommen die . . 
nach Abſchluß der Jahresrechnung verkauften Pfandbriefe) ſind Leipzig, den 14. Juli 1909. 
in das Reichsſchuldbuch, das königlich ſächſiſche, das königlich gez. Dr. Drucker. gez. Dr. Anſchütz. 
N Vergleichung mit dem Vorjahr. 
Schenkungen Beſtand 
= e 
Mitglieder⸗ e . ne Unter: 9 oe Unter: 
A kammer⸗ zum zum Zinſen waltungs⸗ ap ſtützungs⸗ 
Vom bis beiträge . | Unter: ſtützungen | grundſtocks fonds 
beiträge | Kapital: ftügungs- koſten ans 
grundſtock fonds N e e 
ZL Aal a A MO N AI MIR 
® 95 | 


) | | | 
1. Juli 1907 30. Juni 1908] 99 . 24 175 — 865.20 18 235 63 | 44 545 20 I 10 07028122 689 721 1 214 072 301 91 ese 
2 
1. Juli 1908 | 30. Juni 19091 117 nn 35 250.— | 14 784180 1 19 * 47 037 95 8 24672 130 814 201 1 359 e 84 N 


| | 


*) Hierin find folgende Beihilfen von den Anwaltskammern enthalten: Dresden 4 000 l, Cöln 2 500 &, Stuttgart 2 000 &, 
Marienwerder 2000 &, Frankfurt a. M. 1500 l, Königsberg 1500 &, Stettin 1000 &, Roſtock 500 & und von dem Deutſchen Anwalt⸗ 
verein 3 000 &. 

9 Hierin ſind folgende Beihilfen von den Anwaltskammern enthalten: Berlin 5000 A, Dresden 4000 M, Breslau 2000 &, 
Frankfurt a. M. 2000 , Königsberg 2000 & und vom Deutſchen Anwaltverein 3000 &. 
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T T ü ünfundzwanzig 
ũ i rechnungen der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in den erſten fünfun 
R Lahrer Geſchaftsjahren vom 25. März 1885 bis 30. Juni 1909. 


Am 
Schenkungen 8 a Jahres⸗ 

s | er: Kapital: luſſe zu 
€ 1 3 zum zum Zinſen⸗ waltungs⸗ une grunbftods era, 
2 1 10 bis glieder kammer⸗ Kapital-] Untere einnahme 6 ſtützungen 5 1 
S beiträge | beiträge | grund: ſtützungs⸗ often |. Geſchäfts⸗ Jahr 
8 ſtocke fonds jahres | verfügbar 

AA. FH A, AN EAN AM A AM N 

1. 25. März 1885 30. Juni 18851 21210— — |—139 059 I — |— 684125 us 400 — 5011385] 10 2 9 
2.1 1.Z3uli1885 | = 1886 29 750 — 16 46510 5 951170 70 —1 3 257165] 2 40276 9740 — 83 032 76] 23 66305 
3.1 = 1886 ⸗ 1887 30 210 — 10 3 3 57407 45— 1 4 35995 2883,58] 17 7180200 108 093,44] 26 21496 
4. = = 1887| = 1888 32 500 — 16 600 — ] 2 685,62 355 — J 5 08584] 1 710 23 85550] 140 707102} 28 031085 
5. = = 1888| = 1889 33 570 — 14 275 — 1 987/94 79785] 6 264,30] 2 592 42] 27 636/50 17365987] 24 713126 
6. = = 1889| = 1890 35 690 — 25 200 — ] 5 48691] 7 734421 6 81973] 3 07697] 33 053030] 207 651041] 29 289144 
7.1890 = 1891 35 290 — 19 450 — 62081801 2 75204] 8 424 20] 3 631/58] 31 214251 238 991098] 27 55301 
8| = 1891 = = 18921 38 980 — 28 200 — 15 284 96] 57 215.531 10 547 70] 3 332/46] 42 34370] 301 944.87] 75 450175 
9.1 = „1892 = = 18931 40 100 — 23 300 —] 347322] 1491188] 13 0% 2 95779] 43 875/80] 344 567145] 66 305198 
10.1 s = 1893| = = 18941 41 330 — 22 600 — 14 534 34] 2 304/201 14 140,45 854726] 51407 — 407 ee 50 046179 
11. =: 1894 = = 1895| 42 620 — 42 100 — J 423211] 2 212 —1 15 ! 3 986 31] 57 890155 487 652136] 34 436/95 
12.1 = = 1895| = » 1896] 84440 — J 24 500 — ] 9 786007] 3 965 —1 17 990 75 12 24651] 4737455] 538 11974] 65 274 8 
13. | = = 1896| = = 1897| 84 050 — 22 745 — 6 860.36 5 250 — 19 30855 3 499 27] 62 26425] 593 287/261 76 en 
14. | = = 1897| = » 1898| 83 780 — 23 000 —] 4576150] 4 914190] 21 300330 3 67 72 93295 630 513/38] 83 39280 
15.| 1898 1899 84 400 — 23 500 —] 1 6410200 2 856.— 22 889.45 3 56289 77 338 85] 644 687950 84 73950 
16. 1899 1900 | 87 600 — 32 050 — 3 10314 10 514|—| 24 704/35] 4078/22] 86 142 25 680 337700 9141717 


17. = = 1900| = 1901 


88 400 — 26 600 — 6 18270 
18... 19011 = 1902 89 820 — 30 775 — 3 93919 
19.1902 1903 
20.1 = = 1903| = 


| 


22. = 1905| ⸗ 


21. | = = 1904| = = 1905 DB 84 400, —I 14 115 07 18 458 —| 36 371150 5 644 400 103 051/45] 1 072 700,85 113 118105 
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ANuhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Am 8. September d. J. fand zu Roſtock eine Mitglieder⸗ 
verſammlung ſtatt, die der Vorſitzende Elze-Halle mit einem 
Bericht über den jetzigen Stand der Angelegenheiten eröffnete. 
Mit hoher Befriedigung konnte er mitteilen, daß die Kaſſe am 
21. Juli d. J. ihren Betrieb eröffnet habe, nachdem ſie ſchon 
Mitte Juni die Zahl von 700 Beitrittserklärungen erreicht 
und darauf den für ſie aufgeſammelten Kapitalgrundſtock 
von 500 000 ,, zur Hälfte in dreieinhalb⸗, zur Hälfte in drei⸗ 
prozentigen Staatsſchuldbuchforderungen, erhalten hatte. Es 
ſeien zumeiſt hohe, alſo ſehr ernſt gemeinte Verſicherungen ab- 
geſchloſſen worden, und da die vom Vorſtand und Aufſichtsrat 
feſtgehaltene Anſicht, daß die Verſicherungen mit dem Tage 
des Eingangs der Beitrittserklärungen wirkſam geworden, nur 
ganz vereinzeltem Widerſpruche begegnet ſei, ſo konnten ſofort 
bei der Betriebseröffnung gegen 250 000 .# Beiträge aus⸗ 
geſchrieben werden, von denen gegen 200 000 4 ſchon ein⸗ 
gegangen und in mündelſicheren Wertpapieren angelegt ſeien. 

Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden Aufſichtsratsmitglieder, 
Elze-Halle, Jacob ſohn-Berlin und Schmidtmüller-Kolmar, 
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wurden wiedergewählt; an Stelle des freiwillig ausgeſchiedenen 
Mitglieds Weißler⸗Halle wurde Friedrichs ⸗Düſſeldorf gewählt. 

Zum Vorſtande wurde gewählt Weißler-Halle und ihm, 
trotz ſeiner Ablehnung jeder Entlohnung, eine Vergütung von 
3000 & jährlich bewilligt. 

Zu Reviſoren wurden ernannt Herold-Halle und Pawel⸗ 
Halle. 

Das Rücktrittsgeſuch eines 65 jährigen wurde genehmigt, 
ebenſo das eines Mitgliedes, das Richter, und eines, das 
Bürgermeiſter geworden war. 

Ein viertes Rücktrittsgeſuch, das vorwiegend mit dem ſchon 
jetzt eingetretenen Tode der Frau begründet war, wurde abgelehnt 
und hierbei der Grundſatz durch Beſchluß ausgeſprochen, daß 
die Witwenverſicherung nach Tarif A zugunſten der beim Tode 
des Mitgliedes vorhandenen Frau — alſo nicht bloß der in 
der Beitrittserklärung benannten — genommen wird. Für die 
Fälle, in denen Mitglieder vor der Betriebseröffnung durch 


Tod oder Geiſteskrankheit ausgeſchieden ſind, wurde der Erlaß 
der Eintrittsgelder bewilligt. 


Der Vorſtand. 
Weißler, Halle a. d. S., Große Steinſtr. 12. 
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Verhandlungen 


des 
XIX. Beutſrhen Anwultstuges 
zu Roſtock 


am 9. und 10. September 1909. 


Stenographiſcher Bericht. 


Erſte Sitzung. 


Donnerstag, den 9. September 1909, 
vormittags 9 Uhr. 


— 


Vorſitzender, Geheimer Juſtizrat Dr. Erythropel⸗ 
Leipzig: Der XIX. Deutſche Anwaltstag iſt eröffnet. 


Meine Herren, nach § 6 Nr. 2 der Satzungen hat 
der Vorſtand die Einladung durch öffentliche Aus⸗ 
ſchreibung in dem Vereinsorgan — der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift — und im Reichsanzeiger unter Bekannt⸗ 
gabe der feſtgeſtellten Tagesordnung zu erlaſſen. Dieſe 
Bekanntmachung iſt erlaſſen im Reichsanzeiger am 
21. Juli 1909 und in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
am 16. Auguſt. 

Meine Herren, ehe wir in die Verhandlungen ein⸗ 
treten, würden wir zunächſt das Bureau zu bilden 
haben. Nach der Vorſchrift unſerer Satzungen führt 
den Vorſitz auf dem Anwaltstage der Vorſitzende des 
Deutſchen Anwaltvereins reſpektive deſſen Stellvertreter; 
es ſteht aber dem Anwaltstage frei, daneben noch 
andere ſtellvertretende Vorſitzende zu ernennen. Ich 
möchte Ihnen vorſchlagen, die Herren Juſtizrat Carl 
Eckert⸗München, Juſtizrat Dr. Humſer-Frank⸗ 
furt a. M. und Juſtizrat Zelter⸗Stettin zu bitten, 
die Stellvertretung des Vorſitzenden zu übernehmen. — 
Wenn ſich kein Widerſpruch erhebt, nehme ich an, daß 
das angenommen iſt. 

Es ſind dann Schriftführer zu ernennen. Es 
haben ſich folgende Herren bereit erklärt, das Schrift⸗ 
führeramt zu übernehmen: Rechtsanwalt Dr. Tobias, 
Rechtsanwalt Dr. Müller, Rechtsanwalt Dr. Schütz 
und Rechtsanwalt Weidt, ſämtlich aus Roſtock. 

Ich bitte die Herren ſtellvertretenden Vorſitzenden 
und die Herren Schriftführer, an unſerem Tiſche Platz 
zu nehmen. 


Wir begrüßen dann als unſere Ehrengäſte: 


Herrn Bürgermeiſter Dr. Maßmann von hier, 
Herrn Bürgermeiſter Dr. Becker, 
Herrn Bürgermeiſter Geheimen Kommerzienrat 
Clement, 
den Vorſitzenden der Bürgervertretung, Herrn 
Rentier Berringer, 
Herrn Direktor Werther, 
Herrn Dr. Witte⸗Bramow, 
als Vertreter des Reichsjuſtizamts Herrn Ober⸗ 
landesgerichtsrat Dr. Schul 3- Berlin, 
als Vertreter des Großherzoglich Schwerinſchen 
Juſtizminiſteriumm Herrn Miniſterialrat 
Krauſe-Schwerin, 
als Vertreter des Großherzoglich Strelitzſchen 
Juſtizminiſteriums Herrn Landgerichtspräſi⸗ 
denten Dr. Piper-⸗Neuſtrelitz, 
den Rector magnificus der Univerſität Roſtock, 
Herrn Profeſſor Dr. Golther, 
Herrn Profeſſor Dr. Bernhöft-Roſtock, 
ſchließlich als Vertreter der hieſigen Gerichtsbehörden: 
Herrn Oberlandesgerichtspräſidenten Dr. Alt- 
vater, 
Herrn Oberſtaatsanwalt Chreſtien, 
Herrn Landgerichtspräſidenten Dr. Schultz und 
Herrn Amtsgerichtsrat Haupt. 
Einige der Herren haben den Wunſch ausgeſprochen, 
unſere Verſammlung hier zu begrüßen. 


Bürgermeiſter Dr. Maßmaunn⸗Roſtock: Meine 
hochgeehrten Herren! Ich habe geſtern ſchon die Ehre 
gehabt, namens der Stadt Roſtock Sie bei frohem 
Zuſammenſein zu begrüßen; ich wiederhole dieſe Grüße 
hiermit auch an dieſer Stelle Ihrer Arbeit. Mögen 
Ihre Beratungen hier an der Nordgrenze des deutſchen 
Landes allgemein befriedigen, und mögen Ihre Be- 
ſchlüſſe allſeitigſte Anerkennung finden! Geſtatten Sie 

69 


546 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


mir, auch an dieſer Stelle zum Ausdruck zu bringen, 
daß wir Roſtocker uns freuen, die geehrten Herren 
hier bei uns zu ſehen, und den Wunſch und die Bitte 
hinzufügen, daß Sie recht bald wieder unſere Stadt 
zum Ort Ihrer Verbandstagung wählen werden. 


(Bravo!) 


Miniſterialrat Krauſe⸗Schwerin: Meine hoch⸗ 
verehrten Herren! Seine Exzellenz der 85 Staatsrat 
Dr. Langfeld iſt zu ſeinem lebhaften Bedauern durch 
eine längere Reiſe verhindert, an Ihrer Verſammlung 
heute teilzunehmen, und ſo iſt mir der ehrenvolle 
Auftrag geworden, Sie hier im Namen des Groß— 
herzoglichen Juſtizminiſteriums zu begrüßen, Sie 
herzlichſt willkommen zu heißen im Mecklenburger 
Lande. Die Großherzogliche Juſtizverwaltung nimmt 
reges Intereſſe an den Verhandlungen des Deutſchen 
Anwaltstages, durchdrungen von dem Werte der 
deutſchen Anwaltſchaft und ihrer Bedeutung für das 
geſamte Rechtsleben. 

(Bravo!) 


Iſt doch in ihr ein fo reicher Schatz praktiſcher Lebens⸗ 
erfahrungen und Rechtserfahrungen aufgeſpeichert, ge— 
läutert vielfach und geklärt in öffentlicher, wiſſenſchaft— 
licher Forſchung, daß es für die Allgemeinheit einen 
Schaden bedeuten würde, wenn die Geſetzgebung an 
dieſem Schatze achtlos vorübergehen und ihn nicht ſich 
zunutze machen würde. Die Großherzogliche Juſtiz— 
verwaltung iſt auch davon überzeugt, daß eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche tüchtige, in ſich nereitinte, moraliſch un⸗ 
antaſtbare Rechtsanwaltſchaft, wie wir uns ihrer in 
Deutſchland erfreuen dürfen, eine der Grundſäulen 
der gedeihlichen praktiſchen Rechtsanwendung bildet, 
eine Grundſäule, ohne die in unſerem täglich ver- 
wickelter werdenden Leben eine gedeihliche Entwicklung 
der Rechtspflege kaum noch erdenklich iſt. Geſetz aber 
und Rechtspflege, beide ſtreben gemeinſam nach dem 
einen hohen Ziele, dem Rechte zum Siege zu verhelfen 
über das Unrecht und ſo die menſchliche Kultur von 
Stufe zu Stufe weiter emporzuführen. Mögen Ihre 
Verhandlungen heute und morgen uns diefem fchönen 
Ziele ein tüchtiges Stück entgegenbringen, — Ihnen, 
meine hochverehrten Herren, zur Ehre und zum Gewinn 
und unſerem ganzen deutſchen Vaterlande zum Segen! 
Das iſt der Wunſch, den ich Ihnen namens des Groß— 
herzoglichen Juſtizminiſteriums zu Ihrer diesjährigen 
Verſammlung überbringe. 


(Lebhafter Beifall.) 


Landgerichtspräſident Dr. Piper⸗Neuſtrelitz: Meine 
Herren, ich habe Ihnen das lebhafte Bedauern des 
Großherzoglich Strelitzſchen Herrn Juſtizminiſters aus- 
zuſprechen, daß er nicht in der Lage iſt, an der heutigen 
Verſammlung der Anwaltſchaft teilzunehmen; der Herr 
Miniſter befindet ſich zurzeit außer Landes, und ich 
bin deshalb beauftragt worden, an ſeiner Statt hier 
zu erſcheinen. Selbſtverſtändlich nimmt der Herr 
Miniſter an den Verhandlungen des Anwaltstages das 
lebhafteſte Intereſſe, und er hat mich beauftragt, aus— 
drücklich den Wunſch auszuſprechen, daß die Verhand⸗ 


M17. 1909. 


lungen des diesmaligen Anwaltstages für die Rechts⸗ 
anwaltſchaft und für die Rechtspflege nur erſprieß⸗ 
liche Ergebniſſe zeitigen mögen. 

(Bravo!) 


Rector magnificus Profeſſor Dr. Golther⸗Roſtock: 
Meine Herren, ich habe die Ehre, Sie im Namen der 
Univerſität Roſtock willkommen zu heißen. Ich bedaure 
nur, daß Ihre Verſammlung in eine Zeit fällt, wo 
die meiſten unſerer Kollegen und Kommilitonen nicht 
anweſend und daher nicht in der Lage ſind, un⸗ 
mittelbar an Ihren Verhandlungen teilzunehmen und 
auch Ihnen die Möglichkeit zu bieten, in den Betrieb 
unſerer Hochſchule einen Einblick zu gewinnen. Seien 
Sie überzeugt, daß auch die Fernen an Ihrer Ver⸗ 
ſammlung reges Intereſſe nehmen und eine lebhafte 
Freude darüber empfinden, daß gerade in unſerer 
Stadt, in der Stadt der Univerſität, eine Ihrer Ver⸗ 
ſammlungen ſtattfindet. 

Ich habe ferner die Ehre, im Namen der juriſtiſchen 
Fakultät für deren durch Unwohlſein verhinderten Pro⸗ 
dekan die Grüße und Wünſche der Fakultät zuüberbringen. 
Meine Herren, Ihre Tätigkeit iſt eine außerordentlich 
volkstümliche; denn das Weſen Ihrer Tätigkeit beſteht 
vor allem darin, mit dem Leben unmittelbare Fühlung 
8 gewinnen. Wie Ihre Tätigkeit demzufolge in weiten 

olkskreiſen immer mehr Verſtändnis gewinnt, wie 
Sie als die Berater und Freunde des Volkes er— 
ſcheinen, — ſchon im Sinne jener altgermaniſchen 
Einrichtung, der altisländiſchen Lögſögumänner, deren 
Aufgabe es auch war, jeden, der in ſchwierigen Fällen 
Rat und Hilfe haben wollte, zu unterrichten, wie er 
ſich vor Gericht zu benehmen habe. Solche Rechts- 
freunde, die wir ſchon in alter Zeit kennen, repräſen⸗ 
tieren Sie auch in der Gegenwart, und in immer 
weiteren Kreiſen wird der Rechtsanwalt nicht mehr 
bloß als ein Nothelfer, ſondern als ein wirklicher 
Freund und Berater geehrt. 

Aber wie das Volk, ſo hat auch die Wiſſenſchaft 
und insbeſondere die juriſtiſche Fakultät an Ihrer 
Tätigkeit das allerhöchſte Intereſſe. Iſt es doch Ihre 
Aufgabe, aus dem Leben die Rechtsfälle aufzunehmen, 
vorzubereiten, zu entwirren, und Sie empfinden oft 
wohl die Genugtuung, daß gerade in den richterlichen 
Entſcheidungen und Urteilen ein weſentlicher Teil 
Ihrer geiſtigen Arbeit zum Ausdruck kommt und dem: 
zufolge wie ein Rechtsſatz beſtimmend wird. Sie, 
meine Herren, haben gewiſſermaßen dieſelbe Aufgabe, 
wie in unſerem Heer die Pioniere oder, wie man in 
Oſterreich ſagt, „das Geniekorps“. Wie aus dieſen 
Hilfstruppen immer mehr eine ſehr weſentliche Kern⸗ 
truppe ſich entwickelt hat, welche die führende Idee auch 
der übrigen Armee gibt, ſo wird Ihr Stand, Ihr 
Beruf immer mehr in den Mittelpunkt der wiſſenſchaft⸗ 
lichen und praktiſchen Rechtspflege im deutſchen Reiche 
treten. Und demzufolge begreifen Sie, daß gerade 
eine juriſtiſche Fakultät an Ihren Beratungen ein be- 
ſonders lebhaftes Intereſſe nimmt. 

Im Namen unſerer Hochſchule, insbeſondere der 
zuriſtiſchen Fakultät, wünſche ich Ihren Arbeiten und 
Verhandlungen Glück und Gedeihen. 


(Lebhafter Beifall.) 


—— ——— . En ůĩů—— 
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Oberlandesgerichtspräſident Dr. Altvater⸗Roſtock: 
Meine hochverehrten Herren! Es iſt mir geſtattet 
worden, die heute in großer Zahl zuſammengetretenen 
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öffnung ihrer Verhandlungen namens der mecklen⸗ 
burgiſchen Richter zu begrüßen, die es als eine Aus⸗ 
1 empfinden, daß vom Vereine die alte medlen- 
burgiſche und Hanſeſtadt Roſtock zum Orte ſeiner 
Verſammlung gewählt iſt. 

Zwiſchen Richtern und Anwälten beſteht eine rege 
innere Verbindung des Zuſammenarbeitens im Dienſte 
der Rechtspflege. Dieſe hat im praktiſcher wie 
theoretiſcher Beziehung den Anwälten nicht weniger zu 
verdanken als den Richtern; ich darf nur erinnern an 
die zahlreichen aus den Kreiſen der Anwälte und des 
Anwaltvereins hervorgegangenen vorzüglichen Bücher 
und Schriften, die wir Richter täglich zu Rate zu 
ziehen gewohnt und genötiat find. 

Sie haben 1907 den XVIII. Anwaltstag im Süden 
gehalten; daß Sie jetzt nach dem Norden gekommen 
ſind, entſpricht der das ganze Reich umfaſſenden 
Organiſation ihres Standes und der auf das 
Wohl des ganzen Vaterlandes, ſowie auf die Aus- 
gleichung der Gegenſätze gerichteten Tendenz Ihres 
Vereins. 

In Mecklenburg nimmt, wie auch ſonſt in deutſchen 
Landen, die Jurisprudenz eine hervorragende Stellung 
ein. Roſtock iſt der Sitz einer ſeit faſt fünf Jahr⸗ 
hunderten beſtehenden Univerſität, an welcher hervor— 
ragende Juriſten gewirkt haben und wirken. Seit 
1840 war es der Sitz des Oberappellationsgerichts 
für beide Großherzogtümer — eines Gerichtshofes, 
der für Praxis und Lehre des gemeinen Zivil— 
rechts von Bedeutung war; ſeit 1879 beſteht hier das 
ee Oberlandesgericht der beiden mecklen— 

urgiſchen Länder. Die Zahl der juüriſtiſch gebildeten 

Staats- und Kommunalbeamten iſt bei uns verhältnis— 
mäßig groß; die auf den Gebieten des privaten und 
des öffentlichen Rechts, ſowie im Geſchäftsleben über⸗ 
haupt hervortretende Tüchtigkeit unſerer Anwälte iſt 
allſeitig anerkanut. Der Rechtsweg wird bei uns 
in manchen Sachen zugelaſſen, welche anderswo durch 
Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden oder der 
Verwaltungsgerichte erledigt werden. Sowohl die auf 
vertragsmäßiger Grundlage beruhenden Rechte der 
Landſtände gegenüber den Landesherren wie die ſo— 
genannten „erbvertragsmäßigen“ Beziehungen der 
Stadt Roſtock zum Großherzoge von Mecklenburg— 
Schwerin ſtehen unter dem Schutze eines zivil— 
prozeſſualiſch geordneten Verfahrens. Das Oberlandes— 
gericht hat ferner auch die Streitſachen der Vertretung 
des Fürſtentums Ratzeburg gegen den Großherzog 
von Mecklenburg⸗Strelitz als Schiedsgericht zu ent— 
ſcheiden. 

Der 1879 und weiterhin der 1900 erfolgte Über- 
gang aus dem ſchriftlichen Verfahren in das öffentlich— 
mündliche, aus dem gemeinen Rechte in das Recht des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs hat ſich in Mecklenburg, ver— 
mittelt durch eine ſorgfältige Landesgeſetzgebung, ohne 
große Schwierigkeiten vollzogen. Aus eigener Er— 
fahrung und Kenntnis darf ich ſagen, daß auf dem 
Gebiete des Strafprozeſſes, mit welchem ſich ja 
Ihre demmächſtigen Verhandlungen in erheblichem 
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Maße beſchäftigen werden, die Beteiligung der Laien 
an der Rechtspflege in Mecklenburg — wo bis 1879 
Schwur⸗ und Schöffengerichte unbekannt waren — 
formell gut funktioniert hat, doch ſoll hierbei nicht 
unerwähnt gelaſſen werden, daß manche Juriſten, wie 
anderwärts, auch wohl in Ihren Kreiſen, ſo bei uns 
der Frage ſkeptiſch gegenüberſtehen, ob die Ein- 
führung der Schwurgerichte und der Schöffengerichte 
wirklich eine Verbeſſerung der Rechtspflege mit ſich 
geführt hat. 

Ich ſchließe, indem ich die Hoffnung ausſpreche, 
daß Ihre bevorſtehenden Beratungen die Intereſſen 
Ihres Standes fördern und gleichzeitig dem deutſchen 
Rechtsleben dauernden Gewinn bringen mögen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender: Ich geſtatte mir, unſeren Ehren⸗ 
gäſten, alſo insbeſondere dem Herrn Vertreter der 
Stadt Roſtock, dem Herrn Vertreter des Reichsjuſtiz⸗ 
amts, den Herren Vertretern der Juſtizminiſterien von 
Mecklenburg⸗Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz, dem 
Herrn Vertreter der Univerſität und dem Herrn Ver⸗ 
treter des Richterſtandes unſeren herzlichen Dank dafür 
auszuſprechen, daß ſie heute hier erſchienen ſind, unſeren 
befonderen Dank auch für die freundlichen Worte, mit 
denen ſie uns begrüßt haben. Ich hoffe und erwarte, 
daß die Hoffnungen, die ſie ausgeſprochen haben, durch 
unſere heutigen Verhandlungen erfüllt werden. 


(Bravo!) 


Meine Herren, ich möchte Sie darauf aufmerkſam 
machen, daß eine ſchriftliche Geſchäftsordnung für 
den Anwaltstag nicht beſteht. Aber Tradition iſt, 
daß kein Redner — mit Ausnahme der Herren Be— 
richterſtatter — länger als 10 Minuten ſprechen 
darf, und daß Anträge, wenn ſie geſtellt werden, 
von mindeſtens 15 Mitgliedern unterſchrieben werden 
müſſen. Ich bemerke ausdrücklich: das bezieht ſich auch 
auf ſolche Anträge, die ſchon vorher zu den Händen 
des Vorſtandes eingegangen ſind. 

Was unſere heutige Tagesordnung betrifft, ſo 
möchte ich vorſchlagen, von der Reihenfolge, in der ſie 
bekannt gemacht iſt, in gewiſſer Beziehung abzuweichen. 
Um den an mich herangetretenen Wünſchen gerecht zu 
werden, ſchlage ich vor, daß wir heute zunächſt die 
Nr. 1, Rechnungslegung und Entlaſtung des Vorſtandes, 
verhandeln und dann übergehen zu den Punkten 5, 7 
und 8, dagegen die Interna — alſo die Punkte 2, 3 
und 4 — auf die morgige Sitzung verſchieben. Zu 
den Gegenſtänden Nr. 6 und 9 iſt es mir nicht gelungen, 
Berichterſtatter zu finden. 


(Die Verſammlung erklärt ſich mit der vorgeſchlagenen 
Reihenfolge einverſtanden.) 


Wir gehen alſo jetzt über zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung: 
Rechnungslegung und Entlaſtung des Vor⸗ 
ſtandes. 
Geheimer Juſtizrat Dr. Deiß-Leipzig: Die 
letzte bis zum 4. Juli 1907 auf dem Anwaltstage 
| 69* 
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in Mannheim gelegte Rechnung ſchloß mit einem Die Ausgabe betrug: 


dechargierten Kaſſenbeſtande von 


„ »» „% »» „2 


1. Die Einnahme betrug vom 5. Juli bis 


> 


31. Dezember 1907 
a) an Mitgliederbeiträ⸗ 


b) für Verkauf eines Ter⸗ 
minkalenders 
c) für durchſchoſſene Ter⸗ 
minkalenden 


d) Zinſen 


1,50 2 


47,10 - 
2 476,62 » 


Summa 


95 880,00 M 


98 405,22 - 


Für die Zeit vom 1. Januar bis 31. De⸗ 


zember 1908 
a) an Mitgliederbeiträ⸗ 
Rn 88 
b) für Entſcheidungen des 
Ehrengerichtshofs ... 
c) für Verkauf von zwei 
Zerminfalendern.... 
d) für durchſchoſſene Ter⸗ 
minfalender......... 
e) Vergütung von der 
Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte 
1. an Miete 250,00 % 
2. Anteil an 
dem Mo⸗ 
biliar 
für das 
Bureau. 91,00 » 


f) Zinſenn 


a) an Mitgliederbeiträ⸗ 


b) an Miete von der 
Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte 

c) Zinſen 

d) Erſtattung der Aus- 
lagen für Reviſion der 
Geſchäftsführung des 
Allgemeinen Deutſchen 
Verſicherungsvereins 
in Stuttgart 364,76 AM 
und 460ũ M = 


48,50 
3,00 » 


53,70 


U 


341,00 = 
4611,74 > 


4 930,00 M 


375,00 = 
1 888,45 


1 


824,76 4 


Summa 


Die Geſamteinnahme für die Rechnungs⸗ 


periode bis zum 5. Juli 1909 beträgt 


demgem jj 


107 262,00 / 


Summa . . . . 112 319,94 - 
Für die Zeit vom 1. Januar bis 5. Juli 
1909 


8018,21 - 


273 749,56 l 
— 


55 006,19 Kl 


1. Für die Zeit vom 5. Juli bis 31. Des 
1955 1907 WERNE 65 923,02 AM 
Hiervon entfallen folgende Haupt⸗ 
poſten 
a) auf Rechnungsbetrag von CarlHey⸗ 
manns Verlag für Terminkalender 
und die damit verbundenen Verzeich⸗ 
VVV 5 879,30 M 
b) auf Rechnungsbetrag der Buchhand⸗ 
lung W. Moeſer für die Juriſtiſche 
Wochenſchrift und diverſe andere 
Druckſachen 40 406,26 A 
nach Vorabzug u. a. des Anteils des 
Deutſchen Anwaltvereins am Er⸗ 
trage der Abonnements, Inſerate und 
Beilagen der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift in Höhe von .. 16 751,71 A 


2. Für die Zeit vom 1. Januar bis 31. De⸗ 

zember 190 U—kUœPr ä r 139 381,05 - 
Hiervon entfallen folgende Haupt⸗ 
poſten N 

a) für Ankauf von 50 000 A deutſche 
4prozentige Reichsanleihe von 1908 
à 99,30 % — 49 650,00 AM 
eingetragen in das Reichsſchuldbuch 
(efr. fol. 78 Band 1907/1908) 

b) auf Rechnungsbetrag von Carl Hey⸗ 
manns Verlag für Terminkalender 
und die damit verbundenen Verzeich⸗ 
iſe 6 338,40 M 

e) auf Rechnungsbetrag der Buchhand⸗ 
lung W. Moeſer für die Juriſtiſche 
Wochenſchrift, Entſcheidungen des 
Ehrengerichtshofs und verſchiedene 
andere Druckſachen .. 49 052,45 M 
nach Vorabzug u. a. des Anteils des 
Deutſchen Anwaltvereins am Er⸗ 
trage der Abonnements, Inſerate und 
Beilagen der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift in Höhe von .. 16 880,54 M 


% re 63 779,47 ⸗ 
Hiervon entfallen für Ankauf von 
40 000 A 4 prozentiger preußiſcher 
Staatsanleihe (Staffelanleihe) 
a 102,80 . — 41 120,00 Al 
Die Geſamtausgabe der ganzen Rech⸗ 
nungsperiode beläuft ſich demgemäß auf 269 083,54 AM 


Darin ſind enthalten 23 300,00 AM 
in der Zeit vom 9. Dezember 1907 
bis 6. Mai 1909 an den vom Außer⸗ 
ordentlichen Anwaltstag eingeſetzten 
Geſchäftsausſchuß gezahlte Beträge. 


Bei der Geſamteinnahme von 273 749,56 4 
und der Geſamtausgabe vorn 269 083,54 = 
ergibt ſich ein Kaſſenbeſtand von 4 666,02 % 


Die Kaſſenbücher für die Rechnungsperiode, ſowie 
ſämtliche Einnahme- und Ausgabebelege haben den von 


[4 
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dem Vorſtande zu Reviſoren beſtellten Herren Kollegen 
Dr. Anſchütz und Dr. Lengnick in Leipzig vorgelegen, 
nach vorheriger rechneriſcher Prüfung der Rechnung 
durch den Bankbuchhalter der Allgemeinen Deutſchen 
Kreditanſtalt zu Leipzig, Herrn Hausburg, bzw. 
Barthel. 

Die Reviſoren haben die Rechnung geprüft und 
beſcheinigt, daß ſie nach Vornahme einer größeren 
Anzahl von Stichproben nichts zu beanſtanden gehabt 
haben. Die Kaſſenbücher ſowie dieſe Beſcheinigung 
liegen auf dem Tiſch des Hauſes aus. 

Meine Herren, ich möchte zu dieſem Rechnungs⸗ 
bericht noch beſonders hervorheben, daß der Vertrag 
zwiſchen Moeſer und dem Deutſchen Anwaltverein 
auch in dieſer Rechnungsperiode dem Vereine erhebliche 
Einnahmen gebracht hat, und daß die Prophezeiung, 
daß dieſer Vertrag für den Deutſchen Anwaltverein 
nachteilig — oder nicht vorteilhaft — ſei, zum Glück 
nicht eingetroffen ift; ferner, daß das für den Verein 
belegte Kapital im ganzen 140 000 M beträgt. 


(Zuruf: Na, nal) 


Vorſitzender: Wünſcht jemand das Wort zu dieſem 
Gegenſtand der Tagesordnung zu nehmen? — Es 
meldet ſich niemand. Dann bittet der Vorſtand, ihm 
Entlaſtung zu erteilen. 


(Zuſtimmung.) 


Ich darf alſo annehmen, daß dem Vorſtand die Ent⸗ 
laſtung erteilt iſt. 


Wir kommen dann zu Punkt 5 unſerer Tages— 
ordnung: 
Gegenwart und Zukunft der Pflichtanwalt⸗ 
ſchaft. 
Berichterſtatter find die Herren: Juſtizrat Dr. J. Stranz 
in Berlin und Rechtsanwalt Ludwig Strefler in Metz. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. J. Stranz⸗Berlin: 
Meine Herren Kollegen! Langjährige perſönliche Be⸗ 
ziehungen zur alten Hanſaſtadt Roſtock haben mir den 
Auftrag zu einem Referate auf dem hieſigen Anwalts⸗ 
tag beſonders willkommen gemacht. Und die Auf— 
gabe ſelbſt: „Gegenwart und Zukunft der Pflicht⸗ 
anwaltſchaft“ erregt, je mehr man ſich in fie ver- 
tieft, ein um ſo lebhafteres Intereſſe. Das Armen⸗ 
recht gehört freilich in der täglichen Praxis nicht gerade 
zu ihrem reizvollſten Teil. Von Dornen ſind dort die 
Roſen überwuchert. Nicht der fehlende Entgelt, Nörgel— 
ſucht vielmehr, Anzeigewut, Undank der unbemittelten 
Klientel ſind die Quelle unſeres Mißmuts. Sowenig 
ſich der arme Klient ſonſt mit dem Hauſe Habsburg 
meſſen kann, in einem Punkte kommt er ihm gleich: 
Dank darf man von ihm nicht erwarten. Dieſe perſön⸗ 
lichen Stimmungen und Verſtimmungen indes haben die 
Anwaltſchaft in ihrer Mehrheit nie gehindert an einer 
objektiven Würdigung dieſer alten Rechtseinrichtung; 
ſie nie gehindert, den Ehrenpflichten, die ihnen dies 
Armenamt auferlegt, vollauf gerecht zu werden. Und 
ich bin ſicher, daß auch dieſe Verſammlung ſich alt: 
bewährter Tradition würdig erweiſen wird. 
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In unſerer Aufgabe iſt die früher gebräuchliche 
Bezeichnung „Armenanwaltſchaft“ durch das Wort 
„Pflichtanwaltſchaft“, eine Überſetzung des Fremdworts 
„Offizialadvokatur“, glücklich erſetzt. Pflichtanwaltſchaft 
iſt der weitere Begriff. Eines Hinweiſes nur z. B. 
auf die notwendige Verteidigung im Strafprozeß bedarf 
es, um zu erkennen, daß die Bezeichnung Armenanwalt 
nicht umfaſſend genug iſt. In eien Fällen der 
Strafverteidigung wird der Anwalt notwendig gerufen, 
gleichviel ob der Angeſchuldigte reich oder arm iſt; 
die Schwere des Vergehens iſt es, die entſcheidet. 
Überall alſo, wo nicht der frei Wille des Anwalts, 
ſondern eine geſetzlich auferlegte Notwendigkeit den 
Anwalt zur Ausübung ſeiner Tätigkeit, in welchem 
Verfahren und aus welchem Grunde es auch ſei, ver⸗ 
pflichtet, da liegt Pflichtanwaltſchaft vor. Das Geſetz 
ruft und der Anwalt muß kommen; er, der ſonſt nicht 
gezwungen iſt, einen Auftrag zu übernehmen. 

Gegenwart und Zukunft der Pflichtanwaltſchaft vor 
Ihnen zu behandeln, bringt die ſelbſtverſtändliche Ein⸗ 
ſchränkung auf deutſche Rechtszuſtände mit ſich. Aus 
zeitlichen und praktiſchen Gründen. Denn auf Anwalts⸗ 
tagen ſollen keine Lehrvorträge gehalten, Geſetzgebungs⸗ 
politik ſoll auf ihnen getrieben werden. Aber die Zu⸗ 
ſtände in anderen Ländern werden, ſoweit nötig, ver⸗ 
gleichend herangezogen. Auch wird die Vergangenheit 
zu berückſichtigen ſein, iſt ſie doch die Mutter der 
Gegenwart. Der Herr Mitberichterſtatter und ich haben 
die Aufgabe in der Weiſe untereinander geteilt, daß 
er vornehmlich den gegenwärtigen Rechtszuſtand in den 
Kreis feiner Erörterungen zieht, während ich die zu- 
künftige Geſtaltung, die Reformfragen, vorzugs- 
weiſe berückſichtigen will. Nur iſt eine haarſcharfe 
Scheidung ſchwer. Gegenwart und Zukunft fließen 
ineinander über. 

Eine Stellung zu Erneuerungsvorſchlägen iſt nur 
von dem Boden der gegenwärtigen Rechtszuſtände aus 
verſtändlich und möglich. Mit wenigen Worten muß daher 
auch von mir der gegenwärtige geſetzliche Zuſtand 
geſtreift werden. Nicht etwa, daß ich annehme, er ſei 

hnen unbekannt. Aber ſelbſt auf Bekanntes darf 
der Juriſt zurückkommen. Hindert doch der Satz „jura 
novit curia“ den Anwalt nicht, ſelbſt den Richter an 
Geſetze zu erinnern. 

In welchen Fällen alſo erteilt unſer Geſetz dem 
Anwalt den Befehl zur Übernahme der Tätigkeit? 
Im Strafprozeß find es die Fälle der not« 
wendigen en (S8 140 ff. StPO. in Ver⸗ 
bindung mit 8 39 RA O.). Im Zivilprozeß ift, wie 
folgt, unterſchieden. Wo Anwaltszwang beſteht, 
da hat auch der Arme einen Anſpruch auf Beiordnung 
eines Anwalts, der Anwalt die Verpflichtung, der Beis 
ordnung Folge zu leiſten ($ 115 Nr. 3 ZPO.). In 
dieſem Zuſammenhange iſt auch der $ 668 ZPO. zu 
erwähnen. Danach muß dem Entmündigten, der den 
die Entmündigung ausſprechenden Beſchluß anfechten 
will, auf ſeinen Antrag vom Vorſitzenden des Prozeß⸗ 
gerichts ein Anwalt als Vertreter beigeordnet werden; 
auch einer Armenpartei iſt der Anwalt beizuordnen, 
ſelbſt wenn das Gericht die Anfechtung für ausſichtslos 
hält und deshalb die beantragte Bewilligung des Armen⸗ 
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rechts ablehnt (K GJ. 33, B 34; Sydow-Buſch Anm. 2 
zu $ 668). Dieſer Vertreter hat die Stellung eines 
Prozeßvertreters (RG. 35, 356). Anders im Falle der 
Beiordnung gemäß § 679, wo es ſich um die Wieder⸗ 
aufhebungsklage bei Geiſteskranken handelt. Wenn der 
geſetzliche Vertreter des wegen Geiſteskrankheit Ent- 
mündigten die Klage nicht erheben will, ſo kann der 
Vorſitzende des Prozeßgerichts dem Entmündigten einen 
Rechtsanwalt als Vertreter beiordnen. Dieſer hat dann 
die Stellung des geſetzlichen Vertreters. Ahnlich liegt 
der Fall des 8 686 Abſ. 2 bei Entmündigung von 
Verſchwendern und Trunkſüchtigen. — Mit der Armen⸗ 
anwaltſchaft als ſolcher hat ferner begrifflich nichts zu 
tun der $ 33 RAO ., der Fall der ſogenannten Not⸗ 
anwaltſchaft. Inſoweit nämlich eine Vertretung durch 
Anwälte geboten iſt, kann einer Partei vom Prozeß— 
gericht ein Rechtsanwalt zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
beigeordnet werden, wenn die Partei einen zu ihrer 
Vertretung geeigneten Anwalt nicht findet und die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht mut⸗ 
willig oder ausſichtslos erſcheint. Dies iſt ein Recht, 
das jedermann zuſteht. Es iſt eine notwendige Er— 
gänzung des von der Zivilprozeßordnung vorgeſchriebenen 
Anwaltzwangs. Wo der Anwaltzwang fehlt, greift 
ergänzend der 8 34 RAO. ein. Danach kann einer 
Partei, der das Armenrecht bewilligt iſt, auch inſoweit 
eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt, zur 
vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte 
von dem Prozeßgericht ein Anwalt auf Antrag bei— 
geordnet werden. Die arme Partei hat ſomit, wo eine 
Vertretung durch Anwälte nicht geſetzlich geboten iſt, 
kein Recht auf Beiordnung, ſondern das Gericht be- 
ſtimmt nach ſeinem Ermeſſen. Hat indes das Gericht 
die Beiordnung nach ſeinem Ermeſſen beſchloſſen, dann 
hat der beigeordnete Anwalt die Verpflichtung zur 
Übernahme und die gleiche Stellung, wie in den Fällen 
der Beiordnung im Anwaltprozeſſe. — Die Ergänzung, 
die der § 116 der Zivilprozeßnovelle gebracht hat, 
kümmert uns hier nicht; denn in dieſem Falle wird nicht 
ein Anwalt berufen. Vielmehr iſt die Vorausſetzung der 
Beſtimmung gerade der Mangel eines Anwalts, der das 
Gericht ermächtigt, dem Geſuchsſteller Juſtizbeamte bei- 
zuordnen. — Prinzipiell von großer Bedeutung, wenn— 
gleich praktiſch wenig in Übung, iſt der $ 14 F GG., wonach 
die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über das 
Armenrecht, ſowie die Vorſchriften der SS 34, 36 RAO. 
entſprechende Anwendung finden. In Betracht kommt 
endlich noch der $ 72 KO., wonach das Armenrecht 
der Zivilprozeßordnung im Konkurſe Platz greift, falls 
ein bedürftiger Gläubiger die Konkurseröffnung be— 
antragt oder Forderung anmeldet. Endlich gelangt auch 
bei der ſtrafprozeſſualen Privatklage (S 419 StPO.) 
das Armenrecht der Zivilprozeßordnung zur Anwendung. 

Dies iſt im groben Umriß das durch unſere Geſetze 
geſchaffene Gebiet der Pflichtanwaltſchaft. 

Es ſind ziffernmäßig genommen nicht allzuviel 
Beſtimmungen. Indes, es ſind bedeutungsvolle Vor— 
ſchriften. Ein Teil von ihnen, namentlich derjenige, 
der die notwendige Verteidigung in Strafſachen betrifft, 
hat bisher eine tiefgehende Kritik nicht erfahren. An— 
erkannt iſt die Pflicht des Staates, in gewiſſen ſchweren 
Verbrechensfällen dem Angeklagten Beiſtand zu gewähren. 
Eine Erweiterung des Kreiſes der notwendigen Ver— 
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teidigung, namentlich auf alle Haftſachen, abgeſehen von 
Polizeiübertretungen, und alle Strafſachen gegen Jugend⸗ 
liche, wird mit Recht angeſtrebt; zweifelhaft kann nur 
ſein, wie weit dieſer Kreis gezogen werden foll. Dem auf 
die Verteidigerbank gerufenen Anwalt werden die geſetz⸗ 
lichen Gebühren zugebilligt. Ob dieſe Gebühren an 
ſich für die heutigen Verhältniſſe ausreichen, iſt eine 
Frage, die hier ausſcheidet. Dagegen hat das Armen⸗ 
recht in Zivilſachen, auf das ſich meine Erörterungen 
im weſentlichen konzentrieren werden, Gemüter und 
Geiſter ſeit langem lebhaft erregt. 
uns gemäß den Grenzen unferer Aufgabe vor allem 


die Stellung des Pflichtanwalts und feine Verbind- 


lichkeit zur unentgeltlichen Führung des Amtes. Laut 
hallt es wider auf dieſem Gebiet vom Streit verſchieden⸗ 
artigſter Anſichten. Sind es doch zugleich Probleme, 
die ſich mit der im Vordergrunde des modernen politiſchen 
und wirtſchaftlichen Lebens ſtehenden ſozialen Frage tief 
innerlich berühren. Und jedenfalls hängen die armen⸗ 
rechtlichen Probleme mit den Fundamentalgrundſätzen 
des Rechtslebens überhaupt zuſammen. Dank daher 
dem Vorſtande, daß er dem Anwaltstag Gelegenheit 
gegeben hat, ſich mit der Pflichtanwaltſchaft aus⸗ 
einanderzuſetzen. 

Der Beweis für die grundſätzliche Notwendig— 
keit des Armenrechts iſt nicht ſchwer zu führen. Rechts⸗ 
ſchutz iſt die oberſte und vornehmſte Aufgabe und 
Verpflichtung des Staatsweſens. Keine Staatstheorie 
leugnet dies. Aus dem Begriffe des Rechtsſchutzes 
folgt unabweisbar, daß er ein gleicher ſein muß für alle. 
Gleicher Rechtsſchuͤtz für alle. Dieſe vier Worte 
bedeuten Quelle und Notwendigkeit des Armenrechts. 
In den geſchichtlichen Anfangszeiten wird Rechtsſchutz 
ae ohne daß der Gedanke auftaucht, hierfür 

ntgelt von dem Hilfeſuchenden zu verlangen. Erſt 
ſpäteren Entwicklungsſtufen war es vorbehalten, für 
die Gewährung der Rechtshilfe von den Staatsbürgern 
entweder im Wege der Steuer oder im Wege der 
Gebühr Entgelt zu verlangen. Aber auch in den 
Zeiten, in denen die Verwaltung der Juſtiz einen 
Finanzpoſten im Etat bildet, bleibt es ſelbſwerſtändlich 
und unwiderſprochen, daß denen, die Zahlung nicht 
leiſten können, deswegen die Rechtshilfe nicht vor⸗ 
enthalten wird. Wie ift es denn mit ähnlichen Aus⸗ 
gaben des Staates? Hielt man es je für gerecht⸗ 
fertigt, den, der für den Heeresdienſt zu ſchwach iſt, 
im Falle des Krieges dem Feinde auszuliefern? Oder 
dem, der zu arm iſt, um Steuern zu zahlen, den 
Schutz der Polizei gegen räuberiſche Angriffe zu ver⸗ 
ſagen? Was dem Bedürftigen der Staat an Rechts⸗ 
hilfe leiſtet, iſt ſomit kein Privileg, keine Begünſtigung, 
vielmehr ein unbedingter Anſpruch, wie ſich dies auch 
im Worte Armen recht widerſpiegelt. Dieſe Grund⸗ 
auffaſſung iſt nicht aus dem Auge zu verlieren, wenn 
man für die Einzelfragen die richtige Antwort finden 
will. Der alte Linde, Profeſſor in Gießen, Mit⸗ 
herausgeber der Zeitſchrift für Zivilrecht und⸗Prozeß 
und der für ziviliſtiſche Praxis, dem das gemeine 
Armenrecht tiefgehende Förderungen verdankt, hat hier⸗ 
über beherzigenswerte Worte gejagt). „Schutz im 


) In der Zeitſchrift für Zivilrecht und Prozeß, Bd. 1 
Jahrg. 1828 S. 57 1 2 ’ j 
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Recht iſt die geringſte und unbedingteſte Forderung 


im Staatsleben. Und wenn Armut zu den urſprüng⸗ 


lichen Erſcheinungen des geſellſchaftlichen Lebens gehört 
und ihre Exiſtenz mit der des Eigentums, Erwerbs 
und des Bedürfniſſes, mit der der Menſch in die 
Welt tritt, gegeben iſt, dann kann es nur als Forde⸗ 
rung des ſtrengen Rechts, nicht als Gnade und Be⸗ 
günſtigung gelten, daß die Verwaltung der Rechtspflege 
nicht an Bedingungen geknüpft werde, deren Erfüllung 
nur dem Wohlhabenden möglich iſt. Das Gegenteil 
behaupten, heißt Armut und Rechtloſigkeit identifizieren.“ 

Hiernach hat es nichts Auffälliges, daß überall und 
zu allen Zeiten, ſobald die Entgeltlichkeit der Rechts— 
pflege einſetzt, auch das Armenrecht als innerlich 
begründete Begleiterſcheinung gegeben iſt. In Deutſch— 
land wurzelte der Rechtszuſtand vor 1879 hinſichtlich 
des Armenrechts mehr im römiſchen und vorzugsweiſe 
im kanoniſchen Recht, als im germaniſchen Recht. 
Zwar das ältere römiſche Recht hatte im Legis⸗ 
Aktionenverfahren nach Iherings Ausſpruch eine 
„plutokratiſche Tendenz“. Im Legis⸗Aktionenverfahren 
mußte man das sacramentum hinterlegen, das bei 
einem Streitwert von über 1000 asses auf 500, bei 
einem Streitwerte unter 1000 auf 50 asses ſich belief. 
Dadurch war dem Bedürftigen das Prozeſſieren 
erſchwert, wenn man auch ſtatt Barhinterlegung 
Bürgen ſtellen konnte. Während des ſpäteren Formular⸗ 
verfahrens aber bis gegen Ende des dritten Jahr— 
hunderts unſerer Zeitrechnung etwa war die Recht⸗ 
ſprechung unentgeltlich. Anders, als in Griechenland, 
wo ſie eine entgeltliche war. Auch die Advokaten in 
Rom durften kein Honorar nehmen). Der Richter 
hatte bis zu Juſtinian Recht und Pflicht, der Partei, 
die keinen Advokaten fand, einen ſolchen beizuordnen. 
Ait praetor: Si non habebunt advocatum, ego dabo 
(lex 1 84 D. de postulando 3, 1). 

Erſt unter den chriſtlichen Kaiſern kam ein Sportel⸗ 
recht der Magiſtrate, alſo eine Art Gerichtskoſten, in 
Aufnahme. Gewiſſen Perſonen und Inſtituten wurden 
aus beſonderer Begünſtigung geſetzlich gänzlich oder 
teilweiſe Sportelfreiheit verliehen (namentlich in der 
constitutio anastas. 6 de fructibus et lit. expens. 7, 51). 
In jenen Konſtitutionen über die Sportelfreiheit war 
der Arme nicht erwähnt, aber nur deshalb, wie Schott 
(„Das Armenrecht der deutſchen Zivilprozeßordnung“, 
Jena 1900) mit Recht bemerkt, weil man gar nicht 
auf den Gedanken kam, von ihm Geld zu verlangen. 
Dem Armen wurde die Juſtiz unentgeltlich verwaltet, 
ihm wurde auch ein Anwalt nötigenfalls von Amts 
wegen beigeordnet. Juſtinian ſpricht dem Advokaten 
das Recht ab, vom Armen Honorar zu fordern. 
Warum ſollte er die Armen den Forderungen der 
Gerichtsbeamten gegenüber ſchlechter behandelt haben? 
Allerdings mußten die Reichen um fo mehr bluten in- 
folge hoher Sporteln der officia (Schott a. a. O. S. 13). 

In Anlehnung an die faſt tauſendjährige Praxis 
des römiſchen Rechts hat das kanoniſche die Un- 
entgeltlichkeit übernommen und (in der berühmten Stelle 
c. 11 8 4 in VI de rescript. 1, 3) das allgemeine 
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auf göttliche Satzung zurückgeführte Prinzip aus⸗ 
geſprochen: „sed et ubi notabiliter fuerint pauperes 
litigantes, etiam pro expensis nil prorsus exigat ab 
eisdem.“ 

Das alt⸗germaniſche Recht zeigt Verſchiedenheiten. 
Grundſätzlich war die Rechtſprechung für die Träger 
der richterlichen Gewalt (König oder Richter) Einnahme— 
quelle, namentlich auch durch die Geldſtrafen für das 
Nichterſcheinen im Termin, für den Unterliegenden uſw. 
Es ſiegte indes ſchließlich der Gedanke des kano— 
niſchen Rechts zugunſten der Armen. Die alte Reichs— 
geſetzgebung, insbeſondere die Reichkammergerichts⸗ 
ordnungen ſind liberal in der Lehre vom Armenrecht 
geweſen. Wir finden in ihr alle Hauptzüge unſerer 
jetzigen Armenordnung wieder. Namentlich den ſelb— 
ſtändigen glücklichen Gedanken, der ihren weſentlichen 
Unterſchied vom römiſchen und kanoniſchen Rechte aus 
macht, daß dem Armen keine Koſtenfreiheit, ſondern 
nur Stundung bis zu beſſeren Vermögensumſtänden 
gewährt und Vorkehrung gegen Mißbrauch getroffen 
wird.) Was insbeſondere die Anwälte betrifft, fo 
hatten ſie unentgeltlich dem Armen beizuſtehen. Es 
heißt ſchon in der Kammergerichtsordnung von 1471 
§ 6: Der Advocat und Prokurator hat „bei peen ent- 
ſetzung ſeines ampts“ die Sache „on widerred, wie 
vorgemelt, anzunemen“.“) 

Dieſem in den alten Kammergerichtsordnungen 
ausgebildeten Syſtem ſchloſſen ſich ſpäter die deutſchen 
Partikularrechte in der Hauptſache an. Auf gleichen 
Bahnen wandelt die Ausgeſtaltung des Armenrechts 
in unſerer Zivilprozeßordnung. Das Verfahren, 
wie es die 88 114 bis 127 ZPO. regeln, iſt in knappen 
Zügen folgendes: Auf Geſuch der Partei, die durch 
ein von ihrer obrigkeitlichen Behörde ausgeſtelltes 
Zeugnis ($ 118) ihr Unvermögen zur Beſtreitung der 
Prozeßkoſten nachweiſt ($ 114) wird ihr vom Prozeß⸗ 
gericht, und zwar für jede Inſtanz beſonders ($ 119) 
das Armenrecht bewilligt, falls die beabſichtigte 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht mut⸗ 
willig oder ausſichtslos erſcheint ($ 114). Und zwar 
iſt dies ein Rechtsanſpruch, wie der Wortlaut des § 114 
ergibt. Die Wirkung iſt keine dauernde Befreiung 
von Koſten und Gebühren, ſondern nur eine einſtweilige. 
Die Partei iſt zur Nachzahlung verpflichtet, ſobald ſie 
ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie 
notwendigen Unterhalts dazu imſtande iſt ($ 125). 
Durch die Bewilligung des Armenrechts erlangt die 
Partei unter anderem, was hier beſonders intereſſiert, 
in Prozeſſen mit Anwaltszwang einen Anſpruch auf 
die Beiordnung eines Anwalts zur vorläufig un— 
entgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte (8 115 Nr. 3). 
Das Prinzip der Stundung iſt aus dem gemeinen 
deutſchen Recht und den Partikularrechten entnommen. 
Es erſcheint durchaus gerechtfertigt. Warum ſollen 
der Partei, die nachher zu Vermögen kommt, Koſten 
und Gebühren geſchenkt werden? 

Dieſe Geſtaltung unſerer Prozeßordnung wird in 
ihren Hauptgedanken grundſtürzend nicht bekämpft; 
die Angriffe richten ſich mehr gegen peripheriſche Punkte 
als den Mittelpunkt. Namentlich ſind auch bisher nur 


) Linde im ArchZivPrax. 16, 51; Schott S. 24 ff. 
9 Schott S. 28. n f 
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wenige Stimmen laut geworden, die eine Erweiterung 
des armenrechtlichen Gebietes und pflichtanwaltlicher 
Tätigkeit über den gegenwärtigen Rahmen hinaus ver» 
langen. Den wenigen Stimmen freilich geſellt ſich die 
meinige, wie nachher zur Erörterung kommen wird. 
Allein wenn man auch Gebiet und Geſtaltung im 
Kern wenig antaftet, werden doch hinſichtlich der Einzel⸗ 
fragen Neuerungen zum Teil einſchneidender Natur 
gefordert. 5 


Hier ſoll nicht das ganze Gebiet des Armenrechts 
hinſichtlich ſolcher Einzelreformen durchſtreift werden. 
Unſerer Aufgabe gemäß kann es ſich nur um Erörterung 
von Reformfragen handeln, die mit der Anwalt— 
ſchaft in Verbindung ſtehen. Von ihnen ſind die 
wichtigſten folgende: 

1. Die rechtliche Stellung des Pflichtanwalts 
hat zu mancherlei Bedenken Anlaß gegeben. Durch 
die Beiordnung wird dem Anwalt von Geſetzes wegen 
befohlen, einen Mandatsvertrag mit der armen Partei 
zu ſchließen. Die Beiordnung ſelbſt iſt weder der 
Vertrag noch erſetzt ſie den Vertrag. Der Pflichtanwalt 
muß ſich von der Partei vielmehr erſt bevollmächtigen 
laſſen. Die Beiordnung iſt ſomit kein konſtitutiver Akt. 
Der Pflichtanwalt muß Prozeßvollmacht der Armenpartei 
beibringen. Die im § 80 Abſ. 1 ZPO. gegebene Bor: 
ſchrift gilt allgemein. Durch die Beiordnung wird 
alſo, wie Breslauer mit Recht?) berporheg, die 
Armenpartei dem Vertreter nicht mit gebundenen Händen 
überliefert, ſondern ihr die gleiche Bewegungsfreiheit 
geſtattet wie der vermögenden. 

Aus dem Grundgedanken, gleicher Rechtsſchutz für 
alle, folgt weiter: die Armenpartei hat nach innen 
die Befugnis, den geſetzlichen Umfang der Vollmacht 
($ 83 ZPO.) zu beſchränken. Sie darf Inſtruktionen 
geben, an die der Anwalt gebunden iſt; ſie darf 
auch die Vollmacht zurückziehen. Dies iſt durchaus 
logiſch. Denn der Arme ſoll — dies iſt der Zweck 
des Inſtituts — rechtlich dem Vermögenden, ſoweit es 
geht, gleichgeſtellt werden. Eine Minderung der Rechte 
des Bedürftigen, eine capitis deminutio, iſt um ſo 
weniger am Platz, als ja nicht eine dauernde, ſondern 
nur eine einſtweilige Freiheit von der Gebührenpflicht 
in Frage ſteht. Freilich mag dieſe Stellung zur Armen⸗ 
partei, die der Entſtehungsgeſchichte, dem Wortlaut 
und der Abſicht des Geſetzes, ſowie dem Geiſte des 
Inſtituts entſpricht, im Einzelfalle bedauerliche 
Folgen für den Anwalt zeitigen. Sie gleicht manchmal 
mehr einer Unter⸗ als einer Beiordnung. Denn die 
Unvermögenden gehören nicht gerade zu den angenehmſten 
Klienten. Jeder von uns hat dieſes Ungemach ſicherlich 
empfunden. Zum Teil iſt es darauf zurückzuführen, 
daß die arme Partei oft genug in dem Wahne lebt, 
der Anwalt werde, ſei es vom Staate ſei es von der 
Gemeinde, für die Tätigkeit bezahlt. Man bedenke aber 
auch, daß wir ſelbſt nicht immer ganz frei von Fehle 
ſind und es bei der Behandlung des Klienten infolge 


) S. Breslauer, Diſſertationen für die Juriſtenfakultät zu 
Roſtock: Die rechtliche Stellung des Armenanwalts im Zivil⸗ 
prozeß, Leipzig 1894 S. 6 ff. — Gleicher Anſicht Schott S. 108; 
Friedländer, Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung, Anm. 3 im 
Exkurs zu S. 39. Dies überhaupt die herrſchende Meinung, 
abgeſehen von Rintelen und Brinkmann. 
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der aus unſerem Berufe gar zu leicht entſpringenden 
Nervoſität an Rückſicht hin und wieder mangeln 
laſſen. Dies wird dann der Arme weniger auf 
unſere perſönlichen Eigenſchaften zurückführen, als 
auf die Tatſache, daß er nicht zu den zahlungsfähigen 
Klienten gehört. 

Eine weitere Not des Anwalts, die nach dem 
poſitiven Recht mit der Pflichtanwaltſchaft verknüpft 
iſt, liegt darin, daß ihm die Befugnis zur Ablehnung 
von Sachen, die er für ausſichtslos oder mutwillig 
hält, fehlt. Der Anwalt hat nur ein Ablehnungsrecht 
aus perſönlichen Gründen. Zunächſt da, wo er nach 
allgemeinen Grundſätzen zur Verſagung ſeiner Berufs⸗ 
tätigkeit verpflichtet iſt, alſo in den drei Fällen des 
§ 31 RA., z. B. wenn feine Tätigkeit für eine pflicht⸗ 
widrige Handlung in Anſpruch genommen werden ſoll, 
oder er in derſelben Rechtsſache bereits der anderen 
Partei im entgegengeſetzten Intereſſe ſeine Dienſte 
gewährt hat. Außerdem kann er gegen die von dem 
Gerichtsvorſitzenden getroffene Auswahl aus perſönlichen 
Gründen, insbeſondere Gründen der Zweckmäßigkeit 
und Billigkeit, namentlich auch dann, wenn dieſe erſt 
nach der Beiordnung entſtanden ſind, im Wege der 
Vorſtellung und eventuell der Beſchwerde (gemäß 8 36 
Abſ. 2 RAD.) proteftieren. Solche Gründe find bei- 
ſpielsweiſe Verwandtſchaft oder Freundſchaft mit dem 
Gegner, Beſchimpfungen ſeitens der armen Partei, wenn 
ie ihm etwa vorwirft, von dem Gegner beſtochen zu 
ein; auch häufige Belaſtung mit Armenſachen uſw. Aber 
das iſt bei dem Ablehnungsrecht nicht des Pudels Kern. 
Die wichtige Streitfrage iſt, ob der Pflichtanwalt 
7 0 Ablehnung wegen Ausſichtsloſigkeit oder 

utwilligkeit der Rechtsverfolgung befugt iſt. 
Das Reichsgericht verneint in ſtändiger Praxis eine 
ſolche Befugnis des Pflichtanwalts (vgl. z. B. RG. 15, 
341 ff.) und mit Recht. Denn die Zivilprozeßordnung 
überträgt die Vorprüfung, ob die beabſichtigte Rechts- 
verfolgung mutwillig oder ausſichtslos ſei, allein dem 
zuſtändigen Gericht. Nach der poſitiven Rechtslage 
iſt nur das Gericht zu der Prüfung befugt. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, Einer muß Herr ſein, wie Schott) 
hervorhebt, wenn nicht der unſchuldige Dritte, die 
arme Partei, darunter leiden ſoll. Ich meinerſeits 
bin auch nicht der Anſicht, daß ein ſolches Ab 
lehnungsrecht als Reformforderung zu verlangen ſei. 
In Gewiſſensnöte kommt der Anwalt durch die 
Vertretung einer derartigen Sache deswegen nicht, 
weil er eine geſetzliche Pflicht erfüllt. Er iſt in der 
Lage, wenn er nur die ſachdienlichen Anträge ſtellt, 
mit Takt zwiſchen feiner Auffaſſung und den Be⸗ 
hauptungen der Partei zu unterſcheiden. Rechts⸗ 
ausführungen gegen ſeine Überzeugung als die ſeinigen 
auszugeben, iſt er nicht gezwungen. Er trägt vor, das 
Gericht hat zu entſcheiden. Die Sachlage iſt ähnlich 
wie in vielen Fällen der notwendigen Verteidigung, 
wo der Takt des Anwalts auch bei einem ſchuldigen 
Angeklagten die richtige Grenze bei der Verteidigung 
ermitteln und finden muß. . 

Unſer Ehrengerichtshof?) übrigens ſteht auf einem 
anderen Standpunkt und hält den Anwalt zur Ab⸗ 


6) S. 115 ff. ö 
7) Entſch. 555. 1 S. 118 und 198; Bd. 3 S. 120. 
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lehnung wegen Ausſichtsloſigkeit auf Grund ſorgfältiger 
Prüfung für berechtigt.“) Jedenfalls hat es die ehren- 
gerichtliche Beſtrafung von Anwälten in ſolchen Fällen 
verſagt. Die Beiordnung geſchehe nur zur Wahr: 
nehmung der Parteirechte. Wenn nun der Anwalt bei 
gewiſſenhafter Prüfung finde, der Partei ſtehe das 
Recht gar nicht zu, ſei er befugt, den Auftrag der 
Partei abzulehnen. Weder der abweichenden Auffaſſung 
des Gerichts, noch der poſitiven Aufforderung der An— 
waltskammer, die Klage zu erheben, ſei der Anwalt 
ſich unterzuordnen verpflichtet, ſobald er ſich durch ſorg— 
fältige und gewiſſenhafte Unterſuchung von der völligen 
Ausſichtsloſigkeit der Klage überzeugt habe. Es könne 
ſelbſt auf die Gefahr hin, daß das Armenrecht illuſoriſch 
werde, eine Diſziplinarbeſtrafung jedenfalls nicht ein— 
treten, weil eine Verletzung der im $ 28 RAO. be⸗ 
zeichneten Pflicht zur gewiſſenhaften Ausübung des 
Berufs nicht vorliegt. Uns erſcheint (mit Sydow— 
Jacobſohn Anm. 2 zu $ 36 RAO. und mit Roſen⸗ 
berg DZ. 3, 123) dieſe Auffaſſung ſehr bedenklich. 
Mag der Anwalt in ſolchen Fällen es verſuchen, durch 
Vorſtellung beim Prozeßgericht ſeine Weigerung zu 
begründen. Oft genug wird das Gericht auf die Seite 
des Anwalts, der ihr neues und weiteres Material 
vorlegt, treten. Bleiben aber die Vorſtellungen erfolglos, 
ſo ſoll er auf ſeiner Weigerung nicht beharren. Macht 
er ſich auch nach den Entſcheidungen des Ehrengerichts— 
hofs nicht ehrengerichtlich ſtrafbar, ſo handelt er doch 
inkorrekt, wie anſcheinend auch aus den Gründen der 
Entſcheidung in Bd. 1, 198 hervorgeht, und auch ſolche 
Inkorrektheiten ſoll der Anwalt vermeiden. 

2. Wenden wir uns jetzt zu einer Kardinalfrage. 
Iſt es gerechtfertigt, daß der Pflichtanwalt 
auslagen- und gebührenfrei auftreten ſoll? 

a) Was zunächſt die Auslagen (Schreibkoſten, 
Porti, Reiſeauslagen uſw.) betrifft, ſo liegt kein 
innerer Grund vor, ſie durch den Pflichtanwalt 
tragen zu laſſen. Wie man auch die Sache dreht 
und wendet, nicht abzuſehen iſt, warum der Pflicht— 
anwalt aus ſeiner Taſche zur Beſtreitung eines all- 
gemeinen Bedürfniſſes Aufwendungen machen ſoll. 
Freilich ſoll nicht verſchwiegen ſein, daß die Frage 
des Erſatzes der Auslagen des Armenanwalts, die 
ſchon den XI. Deutſchen Anwaltstag in Hamburg 
beſchäftigt hat, dort entgegen dem Antrage des Refe⸗ 
renten Loewenfeld verneint worden iſt. Allein, 
nach dem in der Juriſtiſchen Wochenſchrift)) ent— 
haltenen Referat, wollte der Anwaltstag dadurch 
nur zum Ausdruck bringen, daß „im Bürgerlichen 
Geſetzbuch oder im Einführungsgeſetz zu ihm eine 
Sonderbeſtimmung über bare Auslagen, zumal ſeltener 
Art, nicht erforderlich fei”. In das Bürgerliche Geſetz— 
buch oder in das Einführungsgeſetz zu ihm gehört aller— 


9 Ebenſo Friedländer, Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung 
Anm. 11 zu $ 36. Dieſe deduzieren, es handle ſich bei einer 
ſolchen Ablehnung nicht um einen Angriff auf die Grundlage des 
Beiordnungsbeſchluſſes, ſondern um die Anfechtung der Auswahl 
wegen der perſönlichen Rechtsüberzeugung des Anwalts, alſo um 
eine Beſchwerde aus perſönlichen Gründen. Dieſe Deduktion will 
die Schwierigkeiten geſchickt umgehen, aber ſie kann als ſachlich 
zutreffend nicht erachtet werden. Nach einer mündlichen Mit 
teilung wollen die Verfaſſer in der neuen Auflage von diejer 
Meinung abgehen. 

) Nr. 37 vom 16. Sepember 1890 S. 323. 
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dings eine derartige Beſtimmung nicht. Wohl aber in 
den Zivilprozeß oder in die Anwaltsordnung. Das 
Recht des Anwalts auf Erſatz ſeiner Auslagen ergibt 
ſich, wie Loewenfeld ausgeführt hat, aus ſeinem 
Verhältnis zur Partei. Wenn der Anwalt alle zweck— 
mäßigen Auslagen machen ſoll, ſo müſſen ſie ihm auch 
erſetzt werden, und wenn dies der Klient, wie in Fällen 
der Armut, nicht kann, muß der Staat dafür eintreten. 
Bei der zweiten Leſung der Zivilprozeßnovelle von 1909 
im Reichstage ) ift, entſprechend dieſen Auffaſſung von 
den Abgeordneten Storz, Ablaß und Frank ein 
Antrag (Nr. 1353) zu $ 115 ZPO. eingebracht worden, 
es ſolle wenigſtens die Pauſchgebühr, das heißt die 
Schreibpauſchgebühr, die übrigens nur einen Teil der 
baren Auslagen des Anwalts ausmacht, vom Fiskus 
übernommen werden. Hierzu wurde noch von den 


r 
“ ler 


gegen die Anträge geltend zu machen, aber er fürchtete 
die Belaſtung des Fiskus. 5 

Bei der zweiten Leſung hat dieſe Klage über den 
armen Fiskus, der nicht belaſtet werden dürfe, keinen 
Erfolg gehabt. Beide Anträge, ſowohl wegen des 
Erſatzes der Pauſchgebühr als auch der baren Aus— 
lagen durch die Staatskaſſe, wurden angenommen. 
Aber das Blatt wandte ſich, wie wir das in unſeren 
Parlamenten gewohnt ſind, bis zur dritten Leſung. 
Wiederum erhoben die verbündeten Regierungen Ein— 
ſpruch. Und es geſchah, wie die Regierungen wollten. 
In dritter Leſung wurden beide Anträge abgelehnt; 
ſowohl der Antrag: „Für die dem Armenanwalt zu— 
ſtehende Pauſchalgebühr haftet der Fiskus“, wie der 
weitere Antrag, daß „die baren Auslagen des Armen- 
anwalts von der Staatskaſſe beſtritten werden ſollten“. 

Der Kurioſität halber mag ein Grund hier er⸗ 
wähnt werden, den Schott (S. 163) in ſeinem 
ſonſt fo leſenswerten Werk gegen den Erſatz der Aus» 
lagen, den er grundſätzlich für richtig hält, aus an- 
geblich praktiſchen Erwägungen geltend macht. Er meint: 
In dem Nichterſatz der Schreibgebühren und Auslagen 
liege ein, wenn auch nur kleines Mittel, der Ver⸗ 
ſchſeppung von Armenſachen vorzubeugen. 


(Lebhafte Heiterkeit.) 


Ein Anwalt, der dieſe Ausgabe als ein Beſchwernis 
fühle, werde ſich durch die Ausſicht, ſtets neue Nach⸗ 
richten an ſeine Partei oder Schriftſätze an das Gericht 
ſenden zu müſſen, doch etwas von allzu leichtſinniger 
Vertagung und von dem Hinziehen des Prozeſſes ab— 


halten laſſen. 
(Wiederholte Heiterkeit.) 


Das iſt eine Auffaſſung vom Anwaltberuf, wie er uns 
leider auch bei anderen begegnet. Selbſt Profeſſor 
Stein hat den gleichen Stein auf uns geworfen, 
den Hugo Neumann auf den Angreifer zurück— 
geſchleudert hat. Solche lächerlichen Anwürfe zu 


10 26. April 1909, 248. Sitzg., Druckſ. des RT. 12. L. 
1. Seſſ. 1907,09 ©. 8168 ff. 
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widerlegen, halten wir für unter unſerer Würde. 
Sie brauchen nur feſtgenagelt zu werden: risum 
teneatis amici. 


(Bravo!) 


b) Weit wichtiger ift die Frage, ob dem Pflicht— 
anwalt die Gebühren erſtattet werden ſollen. 
Prüfung und Ertſcheidung hat mir, wie ich offen 
geſtehe, Kopfzerbrechen gemacht. Das Ergebnis ſei 
vorausgeſchickt. Ich bin ſchließlich dazu gelangt, die 
Aufrechterhaltung des beſtehenden Baade, die 
gebührenfreie Vertretung der Armenſachen, mit Ent⸗ 
ſchiedenheit zu befürworten. Bei der Bedeutung der 
Frage auch in wirtſchaftlicher Beziehung rechtfertigt 
*. ein tieferes Eingehen. Man glaube ja nicht, daß 
er durch unſere Zivilprozeßordnung in dieſer Beziehung 
geſchaffene 1 ein allgemein gültiger geweſen 
iſt und iſt. Zu den Zeiten der Gloſſatoren wurden 
in, manchen italieniſchen Staaten, wie Profeſſor 
Dr. Fuchs 11) mitteilt, die Armenadvokaten (advocati 
panperum) für ihre Dienſte aus öffentlichen Fonds 
hoiptier und das Inſtitut des Armenadvokaten hat 
15 ja auch in das gemeine Recht und in einzelne 
eutſche Partikularrechte hinüber gerettet. So war z. B. 
in Sachſen zur Zeit des 16. Jahrhunderts bei dem 
Oberhofgerichte zu Leipzig ein beſonders angeſtellter 
und beſoldeter Armenadvokat und beim Hofgericht zu 
Wittenberg einer der Prokuratoren verpflichtet, die 
Armenprozeſſe zu führen. Ich erinnere auch an 
Jean Pauls Siebenkäs. In der Türkei n) wird 
das Armenrecht nach einem Jrade aus dem Jahre 1879 
zwar gewährt, aber nur mit der Wirkung der Befreiung 
von Zahlung der Gerichtsgebühren, während die Armen 
dadurch nicht den unentgeltlichen Beiſtand eines Rechts— 
anwalts erhalten. In Dänemark und Norwegen!) 
wird das Honorar des für die Armenpartei beſtellten 
Anwalts vom Fiskus entrichtet, wenn die Koſten dem 
Gegner auferlegt werden. Ohne Vorbild iſt ſomit 
der Entgelt an den Armenanwalt nicht. Überdies 
ſind eine Anzahl zum Teil gewichtiger Stimmen für 
eine Honorierung der Leiſtungen des Pflichtanwalts 
eingetreten. Aus der Literatur ſeien Priſchl), 
v. Weinrich!) und Roſenberg , alle drei übrigens 
Anwälte, angeführt. Priſchl freilich tritt nur bedingt 
dafür ein, ſo lange dem Advokaten die ausſchließliche 
Befugnis, für andere zu plädieren, nicht eingeräumt 
iſt. Weinrich will den Staat für die Gebühren und 
Auslagen haftbar machen, wofür dann der Staat ſeinen 
Rückgriff gegen die Armen zu nehmen hätte. Roſen⸗ 
berg empfiehlt die Bezahlung als Mittel dagegen, 
daß der Arme nicht glaube, ſeine Sache werde von 
dem Anwalt ſchlecht vertreten, weil er keine Bezahlung 
erhalte. Es werde dadurch auch eine größere Strenge 
bei der Bewilligung des Armenrechts herbeigeführt 
werden, um törichte und ausſichtsloſe Prozeſſe zu ver- 
hindern. Auch die Vorſtandsvertretungen ſind für den 
Gedanken des Gebührenentgelts in Armenſachen ein— 


1) Zeitſchrift für Rechtsgeſchichte, Bd. V Jahrg. 1866 S. 108. 

12) Leske-Loewenfeld 2, 368. 

13) Leske⸗Loewenfeld 2, 820. 

1 Advokatur und Anwaltſchaft, Berlin 1888 S. 250. 

13) Zur Reform der deutſchen Anwaltſchaft, Straßburg 1889 
S. 116 ff. 

10) DIZ. Jahrg. 3, 123. 
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getreten. In einer Denkſchrift der Vorſtände vom 
17. Dezember 1886'% — damals ſtand eine Ab— 
änderung des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte in Frage — an den 
Bundesrat heißt es: „Wir erlauben uns, auf das 
Drückende der Armenvertretung hinzuweiſen. Der 
Anwalt ſteht in dieſer Beziehung ganz exzeptionell im 
Staatsorganismus da. Es gibt öffentlich ⸗beſoldete 
Armenärzte, aber der Anwalt erhält keine Gebühren 
und nicht einmal ſeine Auslagen erſetzt. Wenn von 
Kollegen ausgerechnet werde, daß der Anwalt durch— 
ſchnittlich auf dieſe Weiſe eine Armenſteuer von 600 Al 
im Jahre zahle, falls ſeine eigene Arbeit, Auslagen uſw. 
in Anſchlag gebracht werden, ſo ſei das nicht überſchätzt. 
Dieſe Armenſteuer ſei um ſo drückender, als ſie nicht 
die Vermögenslage des Steuerpflichtigen berückſichtige, 
die im Turnus herangezogen würden.“ Zu einem 
direkten Vorſchlag haben ſich die Ausführungen in 
dieſer Denkſchrift nicht zugeſpitzt. Ein beſtimmter 
Vorſchlag war in jener Zeit vom Hofrat Dr. Full 
aus Würzburg ) gemacht worden auf Erlaß einer 
geſetzlichen Beſtimmung, nach der in der Armenſache 
der Staat die halbe Gebühr als Vergütung zu zahlen 
habe. Dieſe ſolle aber nicht an den einzelnen, ſondern 
an die Hülfskaſſe für deutſche Anwälte abgeführt werden. 
Auch im Reichstag hat ſich vor vielen Jahren (Sitzung 
vom 31. Januar 188819) der Abgeordnete Kulemann 
dafür erklärt, die Anwälte ſollten für die Armenſachen 
bezahlt werden. 

Und in der Tat! Stellt man ganz abſtrakt die 
Frage, ſo iſt man geneigt, ſie in gleichem Sinne wie 
die eben Erwähnten es getan, zu entſcheiden. Wie 
kommt ein einzelner Stand dazu, Laſten der Allge— 
meinheit auf ſeine Schultern zu nehmen? Der Staat 
iſt verpflichtet, dem Armen Rechtsſchutz angedeihen zu 
laſſen. Wäre der Anwalt im Staate beſoldeter Staats⸗ 
diener, dann folgte aus dieſer ſeiner Stellung ſeine 
Pflicht, dieſe Dienſte als Beamter ohne beſonderen 
Entgelt zu leiſten. Der Entgelt läge dann in dem 
Gehalt, der ſeine Suſtentation ermöglicht. Aber der 
Staat unterhält heute den Anwalt nicht. Der Anwalt 
ſelbſt iſt es, der im frei gewählten Beruf ſeinen Weg 
macht und ſeinen Erwerb erlangen muß. Und hierbei 
laſtet ihm der Staat die Bürde einer Armenſteuer auf, 
deren materielle Schwere, ob fie nun 600 .A oder 
mehr oder weniger beträgt, jedenfalls eine erhebliche iſt. 


Trotz alledem, meine Herren, ſprechen eine Reihe 
zwingender Erwägungen für die Beibehaltung dieſer Laſt. 
Ganz ohne Rechtsgrund iſt fie in einem Staats⸗ 
weſen nicht, das den Anwaltszwang hat. Dadurch iſt 
ſtaatlich dem Stande eine Einnahmequelle zugeführt. 
Dazu kommt, daß auch auf den Gebieten, wo kein 
Anwaltszwang beſteht, die Gebühren geſetzlich feſt⸗ 
gelegt find. Endlich gibt es eine Reihe von Geſetzes— 
normen, die dem Anwaltsberuf gewiſſe Privilegien und 
eine gewiſſe Autorität ſtaatlicherſeits verleihen. Daraus 
rechtfertigt ſich immerhin, wenn auf der einen Seite 
die Allgemeinheit Vorteile zuſichert, auf der anderen 
Seite die Auferlegung allgemeiner Laſten. Die Pflicht 


) IW. 86, 476. 
19). IW. 86, 432 im Aufſatz eines Anonymus. 
„) IW. 88, Beil. S. 8 hinter S. 115. 
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des Armenanwalts zur Tragung der Gebührenlaft 
findet, wie eine Entſcheidung des Ehrengerichtshofs 20) 
in gleichem Sinne ausführt, ihre Begründung darin, 
daß die Tätigkeit des Rechtsanwalts nicht den Intereſſen 
des perſönlichen Erwerbs allein, ſondern vor allem der 
Erhaltung und Förderung der Rechtsordnung zu dienen 
beſtimmt iſt. Und ſo ſehen wir denn auch, daß ſelbſt 
in Ländern, wo kein autoritativer Anwaltſtand und 
Anwaltzwang beſteht, wie in Schweden 2), wo aber 
die Anwälte die Genehmigung des Gerichts zur Aus⸗ 
übung der Praxis nachſuchen können, die vom Gericht 
genehmigten Anwälte verpflichtet find, Armen un⸗ 
entgeltlich vor Gericht Beiſtand zu leiſten. 

Zu dieſem Rechtsgrunde kommen gewiſſe praktiſche 
Rückſichten maßgebender Art. Zu ut al iſt bei 
dem Haß, oder ſagen wir bei der nicht allzugroßen 
Liebe, der ſich die Advokaten erfreuen, daß den An⸗ 
wälten, wenn ſie dieſe Laſt abſchütteln, entgegengehalten 
werden wird: Ihr leiſtet nichts Sonderliches für die 
Allgemeinheit. Ihr denkt an Euch. Die Allgemeinheit 
braucht daher auch für Euch nicht einzuſpringen. 

Und endlich, ganz abgeſehen von allen dieſen Rüd- 
ſichten, ausſchlaggebend erſcheint mir folgender Grund: 
Soll unſer Stand auf idealer Höhe gehalten werden, 
ſo ſind Gegengewichte nötig gegen eine banauſiſche, 
nur auf Gelderwerb gerichtete Tätigkeit. Die Freiheit 
der Advokatur macht es nötig, im Konkurrenzkampfe 
die Zügel ſchärfer zu faſſen und die Sporen tiefer 
einzudrücken. Da iſt es gut, wenn dem Anwalt Ge- 
legenheit und Notwendigkeit gegeben iſt, für die Rechts⸗ 
verteidigung ohne Rückſicht auf Bezahlung einzutreten, 
wenn ſein Honorar ſeine ehrliche Mühe und eventuell 
der Erfolg iſt. Ein tiefer Sinn liegt in jener 
Auffaſſung, die den Armenprozeß einen Prozeß 
um „Gotteslohn“, „Gott zu Ehren“ genannt hat. 
Goldſchmidt erinnert an die Genter Genoſſenſchaft, 
die die Schriftſätze für die Armen mit der Aufſchrift 
„pro deo et sancto Ivone“, bekanntlich einem Schutz⸗ 
heiligen der Juriſten, verſah. 

(Heiterkeit.) 


Und in Italien heißt noch heute das Armenrecht ſinnvoll 
ſchön „procedura pro deo“. Man wende nicht ein, 
der anſtändige Anwalt werde auch ohne geſetzliche 
Feſſel, um Gottes Lohn, wo es notwendig, ſtreiten. 
Geſetze ſollen nicht auf den Anſtändigen abgeſtellt 
werden, ſondern müſſen fo gefaßt fein, daß alle an- 
ſtändig bleiben. 2 

3. Ungemein lebhaft ſind die Erörterungen zu einem 
weiteren Punkte: Wie iſt es mit dem Mißbrauch des 
Armenrechts und mit welchen Mitteln kann man 
ihm fteuern? 

Die Klagen über den Mißbrauch des Armenrechts 
und über die dadurch auch für den Anwalt herbei— 
geführte unnötig erſchwerte Belaſtung ſind ſo alt, wie 
das Armenrecht ſelbſt. Zu allen Zeiten, in allen 
Ländern erſchallt die gleiche Klage. Freilich ohne die 


20) 4, 162. 

) Leske⸗Loewenfeld 2, 466; ähnlich in einer Reihe von 
Kantonen der Schweiz. Leske⸗Loewenfeld S. 475 ff. 

*) Zru gleichem Ergebnis gelangt, wenn auch zum Teil aus 
anderen Gründen, Schott S. 164 ff. f 2 
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Grundlage genauer Ziffern. Frankreich hat eine 
Statiſtik?2). Danach wurde von Armenparteien in 
den Jahren 1864 bis 1893 zuſammengerechnet gegen 
83 % etwa aller Sachen gewonnen. Von einem Miß⸗ 
brauch kann alſo in Frankreich keine Rede ſein. Man 
muß freilich bedenken, daß in Frankreich eine ſcharfe 
Vorprüfung ſtatt hat. In Deutſchland fehlen genauere 
Zahlen. Die Juſtizſtatiſtik läßt im Stich. Was 
zunächſt gefordert werden muß, ſind genaue 
amtliche Ziffern. Sonſt wird mit Vermutungen 
hin und her gekämpft. Die Optimiften ſehen alles 
günſtig, die Peſſimiſten durch das ſchwarze Glas. 
Cohn hat (DIZ. 96, 377) für den Danziger Bezirk 
ermittelt, es wären dort in 5 Jahren von 902 Armen⸗ 
ſachen 442 zugunſten und 460 zuungunſten der Armen⸗ 
partei entſchieden worden. 

Eine beachtenswerte Statiſtik verdanken wir einer 
Anregung des Stuttgarter Anwaltvereins, die Kollege 


Dr. Löwenſtein⸗Stuttgart in der JW. 08 (130 ff.) 


mitteilt. Sie bezieht ſich auf die Armenrechtsprozeſſe, 
die den beim Oberlandesgericht und Landgericht Stutt⸗ 
gart wie bei den 8 Amtsgerichten des Bezirks zu⸗ 
gelaſſenen Anwälten im Laufe des Jahres 1905 zu⸗ 
gefallen ſind. Vorausgeſchickt mag werden, daß die 
Gerichte dort aus Entgegenkommen die Anwälte, die 
trotz der Zulaſſung die Praxis nicht ausüben und 
keinen Bureaubetrieb haben, mit Armenprozeſſen ver- 
ſchonen. Beim Landgericht Stuttgart kamen auf jeden 
einzelnen die Praxis ausübenden Anwalt, auf das 
Jahr berechnet, etwa 7½ Mandate. Wenn man ſämt⸗ 
liche zugelaſſenen Anwälte, auch die nicht den b. sich 
ausübenden zur Berechnung heranzieht, ſo ergibt ſi 

eine Zahl von etwa 4½ĩ Mandaten pro Jahr und An⸗ 
walt. Was den Prozentſatz der Armenſachen im Ver⸗ 
hältnis zu den anderen Prozeſſen betrifft, ſo beträgt 
er das Oberlandesgericht zirka 9,5 % (unter 731 Pro⸗ 
zeſſen 69), beim Landgericht etwa 6,2% (unter 4051 
Fällen 253), beim Amtsgericht Stuttgart zirka 1,2% 
(unter 9518 nur 114 Armenprozeſſe). Bei den Kammern 
für Handelsſachen brauchte nur in zwei von 1359 Fällen 
ein Armenanwalt beigeordnet werden. Auch die Stutt⸗ 
garter Unterſuchung beſtätigt, wie die Erfahrung überall, 
daß in der Hauptſache die Armenprozeſſe Eheſachen 
und i gegen den außerehelichen Vater bilden. 
(So find auch in Hannover 90 % aller Eheſachen 
Armenſachen; vgl. Mayer JW. 08, 510). Die 
von den Stuttgarter Anwälten in Armenſachen auf- 
gewendeten Auslagen haben betragen 4397 M, die 
Gebühren 29 333 AM. In 17% hat der Armenanwalt 
ganzen oder teilweiſen Erſatz ſeiner Koſten erhalten. 
Unter Berückſichtigung des Erſatzes würde ſich das 
Opfer an Armenlaſt für den Anwalt auf durchſchnittlich 
280 / pro Jahr und wenn man alle zugelaſſenen 
Anwälte in Betracht zieht, auf etwa 200 A ſtellen. 
Nach der Stuttgarter Statiſtik ſcheint ferner nur in 
Ausnahmefällen Armenrecht trotz Ausſichtsloſigkeit oder 
Mutwilligkeit bewilligt zu ſein. In Eheſachen oder 
bei Klagen aus außerehelichen Beiſchlaf iſt der Obſieg 
der Armenpartei die Regel. Nimmt man dieſe Prozeſſe 
aus, ſo hat ſich ergeben, daß faſt genau in ein Drittel 
der Fälle die arme Partei vollſtändig, in einem weiteren 


23) Schott S. 169 teilt einige Zahlen mit. 
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Durchſchnitt zum Teil durchgedrungen iſt und nur in 
einem Drittel unterlegen iſt. 

Zu berückſichtigen aber iſt, worauf ſchon Löwen— 
ſtein hinweiſt, daß dieſe Statiſtik in einem Teile 
des Reichs aufgenommen iſt, der ſich eines ver— 
hältnismäßigen Wohlſtandes erfreut. In anderen 
Gegenden Deutſchlands würde die Statiſtik wohl 
eine andere Sprache reden. So wurden in München 
im Jahre 1905 nach einer Mitteilung des Schrift— 
führers des dortigen Anwaltvereins über ein 
Drittel aller bei den Zivilkammern anhängigen Fälle 
im Armenrecht geführt. Selbſt wenn man die Stutt- 
garter günſtigen Zahlen auf das geſamte Reich an— 
wendet, ſo ergibt ſich, daß die deutſche Anwaltſchaft 
pro Jahr mindeſtens in 30 000 Rechtsſtreitigkeiten 
jedenfalls 1½ Millionen Mark, in Wirklichkeit aber 
viel mehr, für die Armenprozeſſe aufwendet. 

Aus dieſen ganz begrenzten Ermittlungen iſt nichts 
Sicheres für die Frage des Mißbrauchs zu folgern. Vor 
allem folgt weder aus den Ziffern noch aus den allgemeinen 
Klagen, daß der Mißbrauch, dem man entgegentreten 
will, notwendig in der geſetzlichen Geſtaltung unſeres 
Armenrechts ſeine Wurzel hat. Der Mißbrauch kann 
ebenſo in einer unſachgemäßen Handhabung der Ge— 
ſetzesnormen und in anderen Gründen ſeine Quellen 
haben. 

Man hat in früheren Zeiten zu Strafen gegen 
mutwilliges Prozeſſieren der Armen gegriffen. Nament— 
lich in der Erwägung, daß ihm das Prozeſſieren nichts 
koſte, und er aus bloßer Leidenſchaft oder als Mittel 
zu Erpreſſungen Prozeſſe gegen den Reichen anſtrenge. 
Nicht bloß die Reichskammer-Gerichtsordnungen (z. B. 
die von 1551) ermächtigen den Richter, wenn die Sache 
„baufällig“ befunden wurde, je nach Befund der Sache 
mit allem Ernſt zu verfahren und den Armen eventuell 
am Leib zu ſtrafen?“). Auch die Preußiſche Allgemeine 
Gerichtsordnung (I, 23 88 37, 39, 40) ſchreibt vor, 
daß die Partei, wenn ihr der Ungrund der Sache vor— 
gehalten war, ſie aber demnach auf Fortſetzung der 
Sache gedrungen hatte, die hieraus ſich ergebende 
Prozeßſucht mit Gefängnis oder Strafarbeit von 
24 Stunden bis zu 14 Tagen, büßen ſoll. Der Unwert 
ſolcher Mutwillensſtrafen wird aber durch den bes 
rühmten Kommentator Koch, den preußiſchen Papinion, 
charakteriſiert. Die lakoniſche Anmerkung zu dem be— 
treffenden Paragraph lautet: „Kommt niemals zur 
Anwendung.“ Wenn mutwilliges Prozeſſieren beſtraft 
werden ſoll, ſo müßte es für Arme und Reiche in 
gleicher Weiſe erfolgen. Überdies tritt ja nach der 
deutſchen Zivilprozeßordnung für die arme Partei die 
Folge ein, daß ihr in ſolchem Fall das Armenrecht 
entzogen werden kann und muß. 

Ein anderes Mittel ſchlägt Profeſſor Krückmann 
vor 2). Er will den Richter zu einer Art Zwangs— 
vergleich ermächtigen. Es ſoll der Gegner der armen 
Partei einen vom Richter gebilligten Vergleichsvorſchlag 
machen; wenn dieſen die arme Partei nicht annimmt, 
ſo kann der Richter einen Zwangsvergleich diktieren. 
Das Mittel iſt unpraktiſch. Meiſt wird es ergebnislos 


2) Linde, Zeitſchrift für Zivilrecht und Prozeß 1, 71 ff. 
25) Arch ZivPrax. Jahrg. 1882 S. 72 ff. und Jahrg. 1885 
S. 461 ff. 
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fein. Unwillkürlich fällt einem die bekannte Anekdote 
von dem vergleichsſüchtigen Richter in Berlin ein. 
Dieſer pflegte eine Partei, die dem Vergleich wider⸗ 
ſtrebte, in ſeinem kleinen überfüllten Amtszimmer 
während des Winters in die Nähe des überheizten 
Ofens zu ſetzen. Nach einer Weile fragte er, ob ſich 
der Sitzende und Schwitzende nicht vergleichen wolle. 
Manchmal hatte er Erfolg. In einem Falle aber war 
die Partei auch nach zwei Stunden dieſes römiſchen 
Bades nicht zum Vergleiche geneigt und antwortete 
dem Richter auf die Frage, ob ſie ſich denn noch nicht 
vergleichen wolle: Ne, Herr Richter, ich bin Heizer 
bei Borſig. Dazu kommt, daß dieſe Art Beendigung 
eines Prozeſſes dem Rechtsempfinden direkt zuwiderläuft. 


Wir werden, um den Klagen über den Mißbrauch 
auf den Grund zu gehen, gut tun, die Vorausſetzungen 
zu prüfen, an die die Bewilligung des Armenrechts 
bei uns geknüpft iſt und weiter zu prüfen, ob hier der 
Schaden und wo er liegt. Die Vorausſetzungen ſind 
bekanntlich a) Bedürftigkeit; und p) der Rechtsſtreit 
darf nicht ausſichtslos oder mutwillig ſein. 

Zu a) Ein Mißbrauch dadurch, daß Nicht— 
bedürftigen das Armenrecht gewährt werde, wird 
ſelten betont. In der Tat liegt hier kein Grund vor, 
reformierend einzugreifen, wenn nur die Behörde die 
geſetzlichen Beſtimmungen, die eine Prüfung nach 
allen in Frage kommenden Richtungen vor— 
ſchreiben und ermöglichen, befolgt. Es kann ſich 
nur fragen, ob zu dem Zeugnis der Behörde noch der 
Armeneid hinzutreten ſoll. Dieſer herrſchte im ge— 
meinen deutſchen Prozeßrecht und in faſt allen Partikular— 
rechten bis zur Zivilprozeßordnung: man nannte des⸗ 
wegen die Armenpartei die geſchworene Armenpartei?“). 
Profeſſor Albrecht, der bekannte „Gewere Albrecht“, 
einer der Göttinger Sieben, hat in einem jetzt noch 
leſenswerten Aufſatz aus dem Jahre 183829) den 
Armeneid aus allgemeinen Gründen für notwendig 
erklärt. Er ſei neben der obrigkeitlichen Beſcheinigung 
über die Armut, die nach den Kammergerichtsordnungen 
gleichfalls vorgeſchrieben war, deswegen gerechtfertigt, 
weil der Beweis der Armut der Natur der Sache nach 
faſt unmöglich ſei. Sie ſei kein Faktum, ſondern ein 
Zuſtand. Ihre Erſcheinungen ſeien trüglich. Oft genug 
lebe der Begüterte äußerlich bedürftig, der Überſchuldete 
treibe Aufwand. Es bleibe daher nichts anderes übrig, 
als der eigene Eid, wolle man gegen den freventlichen 
Mißbrauch des Armenrechts ſicher ſein 29. 

Dieſe Ausführungen Albrechts haben etwas Be— 
ſtechendes. Aber die Wiederbelebung des Armeneides 
ſcheitert an der praktiſchen Erwägung, daß man mit 
ihm eine neue Verſuchung zu leichtſinnigen Eides⸗ 
leiſtungen einführen würde. Dazu kommt, daß auch 
ohne Eid, wenn nur die obrigkeitliche Behörde ihre 
Pflicht gewiſſenhaft ausübt, und wenn das Prozeßgericht 
auch in dieſem Punkte ſtrenge Nachprüfung hält, wozu 
es befugt iſt, der Nachweis der Bedürftigkeit zur Genüge 
geliefert werden kann. 

(Zu b). Dagegen ſind die Klagen darüber, daß 
ausſichtsloſe und mutwillige Prozeſſe durch unſer 


26) Leske⸗Loewenfeld 2, 25 ff. 
2˙) In der Zeitſchrift für Zivilrecht und Prozeß Bd. 11. 
5) Albrecht a. a. O. S. 100 ff. 


38. Jahrgang. 


Verfahren nicht genügend zurückgedrängt werden, recht 
lebhafte. Bei uns prüft bekanntlich das Prozeßgericht 
dieſen Punkt. In einer Reihe anderer Länder, nament— 
lich in Frankreich iſt dieſe Prüfung und die Bewilligun 
des Armenrechts anderen Stellen übertragen. Nach 
dem franzöſiſchen Geſetz vom 22. Januar 1851 (loi 
sur l’assistance judiciaire) beſteht bei jedem Gericht 
erſter Inſtanz??), bei jedem Appellhof, ſowie beim 
Kaſſationshof ein bureau de l'assistance judiciaire 
(assistance judiciaire iſt unſer Armenrecht). Das 
Bureau erſter Inſtanz beſteht aus fünf Mitgliedern: 
einem Vertreter der Steuerverwaltung, einem Dele- 
gierten des Präfekten und drei von dem Tribunal aus 
der Zahl der amtierenden oder ehemaligen Advokaten, 
avoues, und Notare gewählten Mitgliedern. In ähnlicher, 
nur erweiterter Weiſe find die Bureaus der Appellations⸗ 
gerichte und das Bureau beim Kaſſationshofe, die beide 
aus je ſieben Mitgliedern beſtehen, gebildet. Das 
Geſuch wird dem Staatsanwalt (procureur de la 
république) eingereicht, der es an das Bureau über— 
mittelt. Das Bureau kann erforderlichenfalls Er— 
mittelungen über die Vermögensverhältniſſe des Geſuch— 
ſtellers in die Wege leiten und lädt unter Umſtänden 
den Antragſteller und den Gegner zur Verhandlung 
und etwaigem Sühneverſuch vor. Es ſpricht, wenn der 
Vergleichsverſuch ergebnislos iſt, die Bewilligung oder 
die Ablehnung des Armenrechts aus. Dieſe Prüfung 
durch beſondere Kommiſſionen hat den Vorteil größeren 
Schutzes gegen Mißbrauch. Aber die Organifntion iſt 
eine verwickelte, die Behandlung eine ſchleppende, 
ſchwerfällige, und es wird eine im Grunde genommen 
einfache Sache, wie die der Bewilligung oder Ablehnung 
des Armenrechts in der Ausführung allzu verwickelt. 
Die Langſamkeit der Erledigung bringt es oft mit ſich, 
daß die Anſprüche ſelbſt verjähren und die Kommiſſions⸗ 
mitglieder Regreßanſprüchen ausgeſetzt find. 3%) 
(Heiterkeit.) 


Für eine Reform nach der Richtung alſo, dem 
Prozeßgerichte die Vorprüfung zu entziehen, vermag 
ich mich nicht zu erwärmen. Dagegen bin ich für die 
Zuziehung eines ſtimmberechtigten Anwalts 
bei dieſer Prüfung; ihn mag der Vorſitzende der 
Anwaltskammer für jedes Gericht benennen. Bei der 
großen Belaſtung, die das Armenrecht für die Anwalt— 
ſchaft bedeutet, iſt es eine Forderung der Billigkeit, 
ihr Prüfung und Entſcheidung mit zu übertragen. 
übrigens auch eine Forderung praktiſcher Nützlichkeit, 
da die Anwaltserfahrungen bei der Beratung über 
das Geſuch eine treffliche praktiſche Ergänzung und 
Berichtigung der weltſremden Auffaſſungen vom grünen 
Tiſch aus bieten würden. Und weiter muß verlangt 
werden, daß der Gegner vor Bewilligung des 
Armenrechts immer gehört werde. 


(Sehr richtig!) 


Darin liegen große Vorteile, abgeſehen davon, daß es 
auch ein allgemeines Gebot der Gerechtigkeit iſt. Dieſe 
Anhörung iſt übrigens auch zu vereinbaren mit den 
8 10 Näheres ſ. Leske-Locwenfeld 1, 203 ff. und Goldſchmidt 
S. 16 ff. 

0) Goldſchmidt S. 29, 30 ff. Schott S. 30 ff. 
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Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung und wird auch 
von manchen Gerichten ſchon geübt. Das Hören des 
Gegners ſoll aber für die Regel und nicht ausnahms— 
weiſe geſchehen (weswegen ich dieſe Forderung in die von 
mir vorgeſchlagenen Leitſätze aufgenommen haben). Mit 
der Anhörung des Gegners wird die Möglichkeit gegeben 
ſein, einer ganzen Reihe mutwilliger und ausſichtsloſer 
Prozeſſe von vornherein einen Riegel vorzuſchieben. 
Dagegen wäre es nicht zu billigen, von der Armen⸗ 
partei eine Glaubhaftmachung ihres Anſpruchs zu ver— 
langen. Dies hat Theodor Cohn-Danzig s!) be— 
fürwortet. Mit Recht hat ihm Landgerichtsrat Brettner 
widerſprochen.??) Eine Glaubhaftmachung bei Arreſten 
iſt nötig, weil dieſe eine weit einſchneidendere Be— 
deutung haben. Sie kann aber für die Bewilligung 
des Armenrechts nicht verlangt werden. Das geht, 
abgeſehen von der Verſuchung zu leichtſinnigen eides— 
ſtattlichen Verſicherungen, an ſich zu weit. Man ver- 
langt auch vom Reichen keine Glaubhaftmachung ſeiner 
Klageanſprüche. Leitendes Prinzip muß immer ſein, 
den Armen nicht ſchlechter zu behandeln wie den Reichen. 
Arm und reich, 
Hier gilt er gleich. 
(Bravo!) 


III. 


Die bisherigen Erörterungen, meine Herren, be— 
ſchäftigen ſich mit einigen Neuvorſchlägen für das 
beſtehende Armenrecht, ſoweit die Pflichtanwaltſchaft 
in Frage kommt. Nunmehr gelange ich zu dem wichtig— 
ſten Teil meiner Ausführungen. Abgeſehen von Einzel— 
reformen erſcheint mir eine grundſätzliche Neuerung 
nötig: eine Erweiterung des Gebietes des Armenrechts, 
eine Vertiefung und Veredelung der Pflicht— 
anwaltſchaft. 

Zu einer freiwilligen Pflichtanwaltſchaft 
will ich Sie aufrufen. Das Wort mag in ſich wider— 
ſpruchsvoll klingen, die Sache aber iſt es nicht. Im 
Wege freiwilliger Betätigung ihrer Kräfte ſoll die 
Anwaltſchaft einen Teil der ſozialen Not unſerer Zeit, 
und zwar auf dem Gebiete des Rechtsweſens, lindern 
helfen. Vor Jahren ſchon hatte Julian Goldſchmidt 
in Berlin einen ſolchen Appell an die Berliner Anwalt⸗ 
ſchaft gerichtet ?). 

Der Ruf fand damals kein wirkſames Echo. Indes 
ſeit jenen Tagen ſind die Ackerfurchen durch den Pflug 
der Zeit tief aufgewühlt worden für ſoziale Gedanken 
und Werke. Anders, als Goldſchmidt es gewollt und 
unter anderer Führung, hat der Gedanke teilweiſe in— 
zwiſchen einer Verwirklichung in den unparteiiſchen 
und gemeinnützigen Rechtsauskunftsſtellen ſich genähert. 
An dem Anwaltstag wird es nun ſein, zu dieſer 
Forderung des Tages Stellung zu nehmen. 

Meine Herren, darüber iſt zunächſt kein Zweifel 
möglich, unſer Armenrecht genügt nicht dem Bedürfnis 
der Zeit. Seine Vorausſetzungen ſind zu enge. Zunächſt 
iſt es ja nur notwendig gegeben, wo Anwaltszwang für 


3) DSH. Jahrg. 1, 377. 

2) DIZ. J. 2, 282. 

33) Vgl. Dr. Julian Goldſchmidt: „Zur Reform der Armen— 
Rechtspflege“, Berlin 1899, Vortrag, gehalten im Berliner Auwalt— 
verein. 
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die Streitſachen beſteht; im Amtsgerichtsprozeß dagegen 
entſcheidet das Ermeſſen des Gerichts. Und doch bedarf 
auch ſonſt auf unermeßlich weitem Rechtspflegegebiete 
der Unbemittelte der Wahrnehmung ſeiner oftmals 
vitalen Intereſſen zum mindeſten ebenſo dringend, als 
vor den erkennenden Gerichten. Dazu belaſtet 
das Armenrecht den Bittſteller mit der levis macula 
des Armutszeugniſſes, vor der weite Kreiſe der Minder- 
bemittelten, ja auch der ganz Unbemittelten, eine ſchwere 
Scheu empfinden. Und wie oft wird der, der es 
beantragen will, wegen mangelnder Rechtskenntniſſe die 
Bewilligung nicht erreichen, denn ſelbſt der Bewerb um 
das Armenrecht iſt keine einfache Sache. Auch 
hier bedarf der Unkundige und der Unbemittelte des 
Rates, ſoll die Hilfe nicht zu ſpät kommen. In einer 
bekannten Poſſe läßt der Dichter den armen Kranken 
ſterben, weil die Medizin auf Grund des erſt zu 
erlangenden Armenatteſtes ſpäter kommt als der Tod. 
In den Prozeſſen hinkt die Hilfe für den Armen nicht 
ſelten aus ähnlichen Gründen nach. 

Aber, meine Herren, und das iſt das Entſcheidende, 
ſeit über einem Menſchenalter ſind, ſelbſt wenn man 
die Vorzüge des Armenrechts noch ſo hoch anſchlagen 
ſollte, die Anſprüche auf dem Gebiete der Rechtshilfe 
ſo geſteigerte, daß die im Armenrecht gegebene Für— 
ſorge wie ein Tropfen auf einen heißen Stein wirkt. 
Deutſchland hat ſich zu einem Handels- und Induſtrie⸗ 
ſtaat erſten Ranges entwickelt. Ganz neue Gebiete 
ſind der Geſetzgebung erſchloſſen worden. Ich erinnere 
vornehmlich an die gewerbliche, an die ſoziale und 
Verſicherungsgeſetzgebung, an die Arbeiterſchutzgeſetze. 
Und auch überall ſonſt ſteigt die Flut der Geſetze im 
bürgerlichen, im Straf-, im Verwaltungs⸗, Steuer-, 
Polizei⸗, Vereins⸗ und ſonſtigen öffentlichen Recht 
geradezu beängſtigend. Schon der Juriſt ſteht häufig 
genug hilflos da. Der Laie aber ſieht ſich ohne Rechts⸗ 
beratung vollkommen ungeſchützt. Der Bemittelte kann 
die Hilfe eines Anwalts in Anſpruch nehmen, dem 
Unbemittelten aber iſt nur das Armenrecht mit ſeinen 
Grenzen und Lücken ein unzureichendes Aushilfsmittel. 

Dieſes unleugbare Bedürfnis der Unbemittelten, 
dieſer Notſtand hat die unentgeltlichen Rechtsauskunfts— 
ſtellen ins Leben gerufen. Schon vor etwa 2 Jahr⸗ 
zehnten hat man mit den Verſuchen begonnen, Abhilfe 
zu ſchaffen. Dieſer Abhilfe unterzogen ſich zunächſt 
politiſche und konfeſſionelle Kreiſe, ſie ſchufen die 
ſogenannten Volksbureaus und Arbeiter-Sekre— 
tariate. Die Volksbureaus ſind eine Schöpfung der 
katholiſchen Kirche, die als erſte ſchon im Jahre 1890 
auf dem Plan war. Die Arbeiterſekretariate verdanken 
ihre Entſtehung der Sozialdemokratie. Im Jahre 1907 
betrug die Anzahl der katholiſchen Volksbureaus 93, 
in dem gleichen Jahre beſtanden bereits 83 Arbeiter- 
ſekretariate und 116 Auskunftsſtellen der Gewerkſchafts— 
kartelle. Auch die deutſche Frauenbewegung hat Frauen— 
Rechtsſchutzſtellen (jetzt etwa 80) geſchaffen. Nunmehr 
erinnerten ſich Gemeinden und Städte daran, daß es 
ſich hier in letzter Linie um eine geſellſchaftliche und 
ſtaatliche Aufgabe handele. Im Er 1907 beftanden 
bereits 45 gemeindliche und ſtaatliche Arbeiterſekretariate 
ohne jeden politiſchen und konfeſſionellen Charakter. 
Dieſer Gedanke, daß die Rechtsberatung für Unbemittelte 
nicht in die Feſſel einer Partei oder einer Kon— 
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feſſion geſchlagen werden dürfe, hat immer weitere Kreiſe 
ergriffen und zur Gründung der Stellen für gemein⸗ 
nützige und unparteiiſche Rechtsauskunft ſeitens 
privater Vereine und Geſellſchaften geführt. Eine 
weſentliche Aufmunterung brachte ein empfehlender Erlaß 
der preußiſchen Staatsregierung vom 2. Juli 1904. 
Preußen hat eine nicht unbeträchtliche Summe in den 
Etat geſtellt zur Unterſtützung dieſer Beſtrebungen, 
Bayern hat gleiches getan, während die Regierungen 
von Baden, Heſſen und Sachſen ohne materielle Bei⸗ 
hilfe wenigſtens platoniſche Liebeskundgebungen ver- 
öffentlichten. Im Jahre 1908 belief ſich die Geſamt⸗ 
zahl dieſer ſtädtiſchen und privaten Unternehmungen 
bereits auf über 100. Die Bewegung erwies ſich als 
ſo kräftig, daß ſie zu einem Verbande der gemein⸗ 
nützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftsſtellen führte. 
Etwa 75 der Stellen find in dem Verbande vereinigt. 

Was nun die Stellung der Anwaltſchaft 
zu dieſer Bewegung betrifft, ſo iſt ſie bis jetzt — 
abgeſehen von wenigen Orten, auf die ich noch zurüd- 
komme — keine poſitive. Die Anwaltſchaft nimmt 
vielmehr bislang abwartende Stellung, Gewehr bei 
Fuß, ein. Auf die Frage, ob die Anwaltſchaft aus 
der Zurückhaltung heraustreten, ob ſie bei Befriedigung 
der geſteigerten Bebürfniſſe der Gegenwart mitarbeiten 
ſoll, antworte ich mit einem unbedingten Ja.“) 
Hoffentlich täuſcht mich meine Empfindung nicht, wenn 
ich mich mit der Mehrheit von a eins fühle. 

Der Anwaltsſtand überbrückt, wie Link⸗Lübeck zu: 
treffend ſagt, die Kluft, die ſich im Laufe der Jahr⸗ 
hunderte mehr und mehr zwiſchen Recht und Volk auf 
getan hat. Er iſt der zuſtändigſte Führer auf dem Gebiete 
der Rechtspflege. Die Zeiten ſind vorüber, in denen, wie 
im alten Rom, der advokatoriſche Beruf zu den liberalen 
Künſten gehörte und einen Entgelt verſchmähte. Die 
Entwickelung hat es mit ſich gebracht, daß der Anwalt 
für ſeine Dienſte, um ſeine wirtſchaftliche Selbſtändigkeit 
zu erhalten, auf Gebühr in klingender Münze an⸗ 
ewieſen iſt. Aber der Klang des Metalls hat das 
eilige Weſen der berufsmäßigen Sendung bei der 
deutſchen Anwaltſchaft nicht übertönt, wie Goldſchmidt 
treffend ſagte, dem Rechtsbewußtſein des Volks eine 
Hüterin zu ſein. Des Anwalts hohe ſchöne Aufgabe 
iſt es, einzutreten dafür, daß nicht nur den Bemittelten 
ihr Recht werde, ſondern daß auch der Arme und Be— 
dürftige zu ſeinem Rechte komme. Dies iſt Tradition 
auch der deutſchen Anwaltſchaft. Soziales Pflicht- 
und Mitgefühl, oft betätigt ohne Rückſicht auf eigenen 
Nutzen und gegen Widerſtände, woher ſie auch kommen 
mögen, war einer der Bauſteine zur Mehrung des 
Anſehens der Anwaltſchaft. 

Und, meine Herren, die Mitarbeit, ſchon aus idealen 
Gründen für uns geboten, iſt andererſeits für das in 
Betracht kommende, ſoziale Hilfswerk eine erſprießliche 
Notwendigkeit. Man braucht Juriſten; man braucht 
namentlich die für Unterſtützung in der Rechtsverteidigung 
geſchulten Juriſten, alſo Anwälte. Sie ſind das vermöge 
ihrer Vorbildung und Schulung berufenſte Kontingent. 
Nur diejenige gemeinnützige Rechtsberatung wird guten 
Dienſt leiſten, deren Geſchäfte in der Hand eines guten 
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Juriſten liegen. So lange aber das Bedürfnis nach 
gemeinnütziger unparteiiſcher Rechtsauskunft nicht überall 
vom Staat oder von den Gemeinden befriedigt wird, 
ſo lange private Wohlfahrtsbeſtrebungen auf dieſem 
„Gebiete vorherrſchen und jo lange dieſen Beſtrebungen 
nicht immer die erforderlichen Geldmittel zur Verfügung 
ſtehen, bleibt der Aufruf an die Rechtsanwaltſchaft und 
ihren Opferſinn gerechtfertigt, ihre Mitarbeit dieſem 
ſozialen Segenswerk zu widmen. 

Gegen dieſen Appell ſind eine Reihe von Ein— 
wendungen erhoben worden, die ſich bei genauerer 
Betrachtung als nicht ſtichhaltig erweiſen. 

Hier und da hat man in unſern Reihen geäußert, 
dieſe ganze Bewegung richte ſich gegen den Anwalt. 
Dies iſt ganz verfehlt. Ihre Mitarbeit wird im 
Gegenteil erwartet und gewünſcht. Profeſſor Stein 
vom Sozialen Muſeum in Frankfurt am Main, einer 
der Führer jener Bewegung, führte ganz zutreffend 
aus: „Der Kampf der Rechtsauskunftsſtelen, und 
darin treffen ſie mit der Rechtsanwaltſchaft zuſammen, 
geht nicht gegen die Rechtsanwaltſchaft, ſondern geht 
mit der Rechtsanwaltſchaft für beſſere Ausgeſtaltung 
der Rechtshilfe.“ Hand in Hand und nicht Waffe gegen 
Waffe, das iſt die Loſung! 

Wichtiger iſt der Einwand, jene Mitarbeit 
ſchädige die Intereſſen der Anwaltſchaft. 
Dieſer Einwand erweiſt ſich bei näherer Prüfung als 
unſtichhaltig. 

Von Schädigung kann ernſtlich nicht die Rede ſein. 
Die Mitwirkung liegt vielmehr auch im Sinne unſerer 
wohlverſtandenen wirtſchaftlichen Intereſſen. Die an 
die Wand gemalte Konkurrenzgefahr iſt ein 
Schreckgeſpenſt. Schon jetzt betrachtet die Aus: 
kunftsſtelle es als ihre Aufgabe, in gegebenen Fällen 
die Klienten rechtzeitig an den Anwalt zu weiſen. 
Aus den Mitteilungen des Verbandes ſind in dieſer 
Beziehung folgende beachtenswerte charakteriſtiſche Tat- 
ſachen zu entnehmen: „Die Auskünfte haben vor⸗— 
bereitende Bedeutung, um die Klienten, die an den 
Anwalt gewieſen werden, zu inſtruieren, wie ſie ihr 
Anliegen klar und präzis ausdrücken. Fälle, die einer 
intenſiven juriſtiſchen Würdigung bedürfen, werden ohne 
falſchen Ehrgeiz des Rechtsſekretariats an einen Anwalt 
ohne weiteres verwieſen. Die Stellen verweigern die 
Rechtsberatung in den Sachen, in denen bereits ein 
Anwalt bevollmächtigt iſt. Die Klienten, die ihren 
Anwalt durch die Auskunftsſtellen zu kontrollieren 
belieben, werden dahin belehrt, daß ſie ſich ſelbſt am 
meiſten ſchaden, indem ſie eventuell die Entſchließungen 
ihres Anwalts durchkreuzen. Der Anwalt wird von 
vielen unbegründeten Armenſachen durch Belehrung der 
Armen befreit. Häufig genug werden dem Anwalt 
durch die Auskunftsſtellen Kunden zugeführt, die ſonſt 
dem Winkeladvokaten zufallen würden.“ 

Meine Herren, das iſt authentiſches Material. 
Die Einrichtung erweiſt ſich als eine uns in vielen 
Richtungen entlaſtende und fördernde. Die Sorge der 
Anwälte, ſie könnten in ihrer Exiſtenz durch die Stellen 
beeinträchtigt werden, iſt namentlich aus zwei Gründen 
eine haltloſe. Einmal ſind die Tätigkeitsgebiete, wenn 
ſie auch für große Strecken zuſammenfallen, doch auch 
weithin verſchiedene und getrennte. Dies gilt nament— 
lich für die größeren Städte. Weite Gebiete, die von 
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der Anwaltſchaft nicht gepflegt werden, fallen eben 
deswegen den Auskunftsſtellen zu. Auf dieſen Gebieten 
iſt alſo von einem Wettbewerb gar nicht die Rede. 
Dann aber iſt auch der Perſonenkreis, der die Stellen 
und der die Anwaltſchaft in Anſpruch nimmt, ver⸗ 


ſchieden. Die Klientel der Auskunftsſtellen ſind die 
Unbemittelten. Sind fie doch als uneigennützige 
geſchaffen! 


Hiernach iſt es ein Vorurteil, eine ſchädigende 
Konkurrenz in der Wirkſamkeit der Auskunftsſtellen 
u erblicken. Man bedenke übrigens: wenn der Anwalt 
ſch an dieſer Arbeit nicht beteiligt, ſo bleiben trotzdem 
die Auskunftsſtellen, denn ſie ſind notwendig. Iſt es 
da nicht einſichtiger, an der Entwicklung poſitiv mit- 
zuarbeiten, ſchon damit nicht die Strömung in jenen 
Stellen umſchlage und eine anwaltfeindliche werde. 
Denn wie die Stellen bei einſichtiger Leitung uns 
nützen, ſo iſt bei Unverſtand und Haß auch Schaden 
möglich! | 

Bis jetzt ift die Sachlage die, daß ſich die Aus» 
kunftsſtellen bemühen, „den Rechtsanwälten keine 
Arbeitsgelegenheit zu nehmen“. Sie finden ſich vor 
allen Dingen auch an unſerer Seite im gemeinſamen 
Kampfe gegen die Winkeladvokaten. Mit dem Ausdruck 
Winkeladvokat ſei nicht über die Geſamtheit der Perſonen, 
die ſich dieſem Berufe widmen, der Stab gebrochen. 
Aber der ſchöne Name: Rechtskonſulent, iuris consultus, 
den ſie ſich aneignen, täuſcht oft. Sie ſind nicht ſelten 
geradezu gemeingefährlich. 

(Bravo!) 


Der gemeinſame Kampf gegen fie iſt daher im Intereſſe 
des Volkswohls zu begrüßen. Wie ſehr die Auskunfts⸗ 
ſtellen in dieſer Beziehung auf dem Poſten ſind, ſei 
mit den eigenſten Worten eines ihrer hervorragendſten 
Verfechter, des Profeſſors Francke, geſchildert: „Eine 
Feindſchaft, der wir begegnen, halte ich allerdings für 
ſehr berechtigt. Das iſt die Feindſchaft, die wir von 
einer gewiſſen Sorte von Rechtskonſulenten, von 
Winkeladvokaten, namentlich in den Großſtädten er⸗ 
fahren. Aber auf dieſe Feindſchaft ſind wir ſtolz. 
Mir ſind Fälle vorgekommen, daß ſchließlich den Armen, 
die ſolchen Leuten in die Hand gekommen waren, Koſten⸗ 
rechnungen von 200 und 300 A aufgezwungen wurden. 
Wenn wir dieſen Ausbeutern das Waſſer abgraben, fo 
werden wir eine gute, ſozial wohltätige Tat begehen.“ 

Die Arbeit, zu der ich Sie aufrufe, liegt aber auch im 
Sinne unſerer wohlverſtandenen geiſtigen Inter— 
eſſen. Die Anwälte werden ungeheuer viel infolge 
dieſer Arbeit lernen. In der Tat, ein großer Teil 
der Anwälte — und ich plaudere nicht aus der Schule, 
wenn ich ſage, faſt alle, ſelbſt die bemooſteſten Häupter — 
verſtehen von vielen der einſchlägigen Fragen nicht 
allzuviel. Werden ſie aber auf dieſem Gebiet tätig 
werden, dann werden ſie gezwungen ſein, ſich mit den 
in Betracht kommenden Materien zu beſchäftigen. Es 
wird dann nicht möglich ſein, daß ein Parlamentarier 
den Satz aufſtellt: „Ja warum ſollten wir die Anwälte 
zu den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten zuziehen, fie 
kümmern ſich ja gar nicht um dieſe Sachen. Sie ſind 
ihnen zu klein und ſie verſtehen nichts davon.“ Solche 
Vorwürfe werden nicht mehr laut werden können. Aus 
der Beteiligung an dieſem Hilfswerk werden wir viel 
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Wiſſen ſchöpfen. Wiſſen iſt Macht. Die Stellung der 
Anwaltſchaft wird eine Stärkung erfahren. 

Doch ich gehe noch einen Schritt weiter. Die Ein⸗ 
richtung wird auch zugleich ſich als ein wirkſamer Hebel 
für die Förderung der Intereſſen namentlich 
unſerer jungen und jüngſten Kollegen erweiſen. Wie 
mancher, der ſonſt wie ein Veilchen im Verborgenen 
blüht, wird hier lernen, die Schwingen zu entfalten. 
Die neuen Gebiete, denen ſich damit die Anwaltſchaft 
zuwenden muß, werden auch befruchtend auf die 
Entwicklung der Praxis wirken. Namentlich aber 
wird in größeren Städten die Gelegenheit zur Ver— 
teidigung in Strafſachen mehr Anwälten als bisher 
geboten werden. Erinnert ſei nur an die Verteidigung 
der Jugendlichen, die — hier ſtehe ich auf einem 
diametral entgegengeſetzten Standpunkte, als manche 
unſerer Jugendrichter — ſtets und in jedem Falle 
eines Verteidigers bedürfen. Eines Verteidigers freilich, 
der ſeine Tätigkeit nicht auf einige mehr oder weniger 
ſchöne Floskeln im Gerichtsſaal beſchränkt, ſondern 
dem Jugendlichen auch außerhalb des Gerichtsgebäudes 
anwaltlich umſchirmt. Auf dieſen und anderen Gebieten, 
wie dem der Verwaltungsſachen, wird es für die An- 
waltſchaft heißen: hic Rhodus, hic salta. Und fie wird 
tanzen können! Ich will alſo nicht der heilige Crispinus 
ſein, der aus dem Leder anderer Schuhe ſchneidet; ich 
will nicht mit „dem Geldbeutel der Kollegen Seelen— 
adel treiben“, fondern ich rate zur Betätigung, auch 
aus dem Grunde, weil ich der Anſicht bin, daß ſie der 
Anwaltſchaft, die ich liebe, nützen wird. 

Wenn Sie ſelbſt den Ausführungen, daß wir der 
Anwaltſchaft nützen, nach dieſer oder jener Richtung 
nicht folgen wollen, ſo wäre dies kein Grund, abſeits 
zu ſtehen. Denn das iſt zweifelsohne, durch unſere 
Mitarbeit nützen wir der Allgemeinheit. 

Bei der Mitwirkung der Anwaltſchaft an der gemein⸗ 
nützigen Rechtsberatung wird man den weitgehenden 
Anſprüchen beſſer genügen können, als dies bisher 
möglich iſt. Das Volk hungert nach Rechtsberatung. 
Soll da der Anwalt, der berufene Rechtsverteidiger, 
der legatus natus, abſeits ſtehen? Wenn wir uns dieſen 
Dienſten verſagen, welcher Schade für die Allgemeinheit! 
Welche Förderung, wenn anders! Unſere Mitarbeit 
wird namentlich für ſchwierige und verwickelte älle 
zuverläſſige Hilfe leiſten. Sicherlich wird ſich auch die 
Betätigung auf dieſem ſozialen Gebiete als brauchbares 
Mittel erweiſen, um die bei uns gar nicht unbeträcht— 
liche Abneigung gegen die Advokaten etwas abzuwehren. 
Je mehr ſich aber die Anwaltſchaft der Pflichten gegen 
die Geſamtheit bewußt wird, deſto mehr werden die 
Quellen der Abneigung verſiegen. 

Wie aber ſoll die Mitarbeit der Anwaltſchaft 
praktiſch geſtaltet werden? Mein Ideal wäre es 
geweſen, wenn die Anwaltſchaft aus freiem Entſchluß 
die Führung bei dieſer Kulturaufgabe über: 
nommen hätte. Dies iſt leider verpaßt. In Umkehrung 
eines bekannten Wortes aus der franzöſiſchen Komödie 
kann man fügen: tu ne l'as pas voulu, Georges Dandin. 
Goldſchmidts Weckruf war vergeblich geweſen. 
Wenigſtens in vielen der größeren Städte haben andere 
Kräfte ſich der Aufgabe angenommen. Freilich, wo 
die gemeinnützige Rechtsberatung noch nicht von 
anderen Stellen übernommen iſt, da ſollte die 
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Anwaltſchaft an die Front treten. Soweit mir 
bekannt, iſt es zu ſelbſtändigen Schöpfungen der An— 
waltſchaft auf dieſem Gebiete nur gekommen in Karls— 
ruhe und in Mannheim. Eine Kammerverſammlung 
der badiſchen Anwaltſchaft hatte Anfang 1907 den 
einzelnen Anwaltvereinen die Errichtung unentgeltlicher 
Rechtsauskunftsſtellen für Unbemittelte empfohlen. 
Mannheim und Karlsruhe ſind dem Rufe gefolgt. In 
Berlin hat eine Verſammlung des Berliner Anwalt⸗ 
vereins im Januar dieſes Jahres beſchloſſen, ſeinen 
Mitgliedern die Mitarbeit an dem ſozialen Hilfswerk 
des gemeinnützigen Vereins für Rechtsauskunft in 
Groß-Berlin zu empfehlen. Über die weitere Ver⸗ 
wirklichung dieſes Beſchluſſes ſoll der Vorſtand Beſchlüſſe 
faſſen, die bisher ſich verzögert haben. In einer Reihe 
anderer Städte, in Frankfurt a. M., in Hamburg, 
Altona und Chemnitz haben die Anwälte ihre Be— 
teiligung der gemeinnützigen Rechtsauskunft zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Auf die Art der Beteiligung hier 
einzugehen, würde zu weit führen. 

Wo bereits anderweite Einrichtungen, ſeien es 
nun ſtaatliche, kommunale oder private, beſtehen, wäre 
freilich auch eine Organiſation der Anwaltſchaft zu 
dem gleichen Zweck möglich. Denn bei den Werken 
der Wohlfahrt gibt es keinen unlauteren Wettbewerb. 
So viel auch geſchieht, es geſchieht nie genug. 
Indes iſt in praxi zu fürchten, daß die erforderliche 
Begeiſterung und Bereitſchaft dort fehlen werde, wo 
bereits gemeinnützige Rechtsauskunftsſtellen beſtehen. 
In ſolchen Städten eröffnen ſich zwei Wege für Ihre 
Mitarbeit, von dem der eine den andern nicht aus⸗ 
ſchließt. Die Anwälte erklären ſich bereit, die ihnen 
von den Auskunftsſtellen zugeſchickten Bittſteller zu 
beraten und die ihnen von dort überwieſenen Sachen 
zu bearbeiten, aber auf ihrem Bureau, oder ſie ſtellen 
ihre Mitarbeit auf dem Bureau der Auskunftsſtellen 
zur Verfügung. Dieſen letzteren Weg halte ich für 
beſonders empfehlenswert. Die Anwälte, die beides 
tun, werden eine beſonders gute Note verdienen. 

Einzelheiten hier zu erörtern iſt nicht angängig, 
das muß Sache der Anwaltſchaft in den einzelnen 
Bezirken und Städten fein. Hier“ handelt es ſich nur 
um Erörterung und Verteidigung des Prinzips, deſſen 
Annahme ich Ihnen in einer der Reſolutionen empfehle. 

Meine Herren, darüber täuſche ich mich nicht, der 
Anwaltſchaft große Opfer mit meinen Vorſchlägen zu— 
zumuten. Indes ſeit dem Anfange meiner anwalt— 
lichen Tätigkeit und nach all den Erfahrungen, die ich 
in faſt drei Jahrzehnten gemacht habe, bin ich der 
Überzeugung, daß der freien deutſchen Anwaltſchaft die 
Ziele nicht hoch genug geſteckt werden können. Bisher 
hat das Geſetz dem Anwalt gewiſſe Pflichten hinſichtlich 
der Vertretung der Armen auferlegt. Der deutſche 
Anwalt hat unter der freien Advokatur trotz des 
ſcharfen Wettbewerbkampfes dieſe Pflichten trefflich er- 
füllt. Die Zukunft ſoll neben der geſetzlichen eine 
pflichtanwaltſchaftliche Tätigkeit bringen, die 
freiwillig von uns aufgenommen wird. Iſt die 
jetzige Pflichtanwaltſchaft ein Machtbefehl des Geſetzes, 
ſo ſoll die zukünftige ein Gebot freier Willens— 
beſtimmung ſein. Der kategoriſche Imperativ des 
großen Kant, auf den jetzt die geiſtigen Strömungen 
immer wieder zurückführen, fol auch für die Pflicht⸗ 
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anwaltſchaft der Leitſtern ſein! Danach liegt einzig 
und allein in der freien Selbſtbeſtimmung der ſittlichen 
Vernunft die ſittliche Würde und Hoheit der Menſchheit. 
Wir müſſen nicht, weil es ums vorgeſchrieben wird, 
ſondern weil wir frei wollen. Bei dem großen ſozialen 
Hilfswerk kann und darf die Anwaltſchaft nicht mehr 
zurückbleiben. Unſere Berufs- und Ehrenpflicht iſt es, 
der Gerechtigkeit zum Siege zu verhelfen, den Schwachen 
im Kampfe ums Recht, dem heiligſten Kampf der 
Menſchheit, zu ſtützen. Sie werden die Hoffnungen, 
die auf Ihre Mitarbeit geſetzt werden, nicht zuſchanden 
machen. Nach dem Maß unſerer Kräfte wollen wir 
daran mitwirken, daß für alle Klaſſen der Bevölkerung 
Recht auch Recht bleibe. 


(Lebhafter, anhaltender Beifall.) 


Vorſitzender: Meine Herren, zu meinem großen 
Bedauern hat der Herr Korreferent Rechtsanwalt 
Strefler gebeten, ſeinen Mitbericht abzuſetzen, da er 
infolge eines plötzlich aufgetretenen Unwohlſeins nicht 
imſtande ſei, ihn zu erſtatten. Wir ſind alſo nicht in 
der Lage, das Korreferat zu hören, und werden jetzt 
in die Debatte eintreten. 


Rechtsanwalt Dr. Karl Friedrichs ⸗Düſſeldorf: 
Meine Herren, ich glaube mit dem Herrn Referenten, 
daß ein Kampf gegen das Armenrecht in ſeiner jetzigen 
Geſtalt vergeblich ſein würde, und daß auch Be⸗ 
mühungen, von der Staatskaſſe eine Vergütung unferer 
Gebühren und Auslagen zu bekommen, nicht Erfolg 
haben werden. Das iſt eine Laſt, die uns nun einmal ob— 
liegt, ebenſo, wie der Landwirt mit feinen Mißernten zu 
kämpfen hat, wie der Kaufmann ein Mal auch mit einer 
Ware hängen bleibt, der Gewerbetreibende ein Material 
nicht verwerten kann und vergebliche Arbeit macht. 
Das ſind eben Laſten, die unſerem Beruf aufliegen, und 
die wir tragen müſſen, die wir als Zuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer oder irgendwie ſonſt auffaſſen können. 
Ich glaube auch, daß wir uns mit der Rechtsauskunft 
ſehr wohl befaſſen können. Unſerem Stande wird es 
nicht ſchaden, wir können dadurch manche Angelegenheit 
zur rechten Zeit in Ordnung bringen, die, wenn wir 
nicht zur rechten Zeit eingreifen, nachher uns ſelbſt 
oder einem unſerer Kollegen als verwickelte Armenſache 
doch wieder auf den Hals gelegt wird. Allerdings 
möchte ich glauben, daß der Anwalt ſich an der Rechts— 
auskunft nur inſoweit beteiligen kann, als es ſich um 
Anwendung klarer Rechtsſätze auf klare Fälle handelt; 
denn ſowie die Sache juriſtiſch zweifelhaft iſt, iſt doch 
der Anwalt durch ſeinen ganzen Beruf nicht gerade 
darauf hingewieſen, die Sache objektiv zu behandeln. 
Es iſt doch eine ſehr häufige Erſcheinung, daß von 
zwei zahlungsfähigen Parteien die eine von ihrem 
Anwalt ein günſtiges Gutachten erhält, und die andere 
von ihrem Anwalt ein Gutachten, worin gerade das 
Gegenteil geſagt wird. Wir werden es nicht immer 
erreichen, ganz objektiv zu fein. Bei dieſen Rechts- 
auskunftsſtellen iſt alſo von ſelbſt eine Grenze gegeben. 

Und dann, meine Herren, glaube ich, können wir 
uns beſchränken auf Fragen des Zivilrechts, das wir 
im Prozeß anzuwenden haben. Ich kann mir nicht 
denken, daß die für uns doch vollſtändig unintereſſanten 
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Vorſchrifſten des Arbeiterverſicherungsrechts von uns 
ſtudiert werden ſollen, bloß zu einer Erweiterung 
unſerer Kenntniſſe. Seien wir froh, wenn wir 
Gelegenheit bekommen, unſere Kenntniſſe auf unſerem 
eigenen Gebiete zu erweitern. Ich glaube, das können 
wir den Arbeiterſekretären ganz gut überlaſſen, und 
da wollen wir uns nicht hineindrängen. Ich glaube 
auch, keiner von uns wird einem armen Meuſchen, der 
mit der Empfehlung eines gemeinnützigen Vereins zu 
ihm kommt, zurückweiſen. 


(Sehr richtig!) 


Ich würde es nie getan haben, habe es nie getan. 
Aber ich habe ſolche Beſuche ganz außerordentlich ſelten 
bekommen. 

(Heiterkeit.) 


Mögen doch die Vereine uns ſo viel Leute ſchicken, 
wie ſie wollen, — allerdings mit der Garantie, daß 
jeder nur zu einem Anwalt geht! Denn das geht 
auch wieder nicht an, daß der Arme zu drei, vier, 
fünf Anwälten geht, aus den Beſprechungen mit dem 
erſten, zweiten oder dritten erfährt, was ſeiner Sache 
fehlt, und dem vierten oder fünften es anders dar— 
ſtellt, bis er zuletzt ein günſtiges Gutachten erhält. 
Das iſt eine Gefahr, der dadurch begegnet werden 
kann, daß die Armen ſämtlich eine Zentralſtelle paſſieren. 
Ich möchte aber noch auf eins hinweiſen: man 
köunte doch wenigſtens anerkennen, daß das Armen— 
recht eine Laſt iſt, und ſollte ſie uns nicht noch unnütz 
erſchweren. Die preußiſchen Königlichen Polizeibehörden 
ſind angewieſen worden, für jede Wohnungsauskunft 
Gebühr zu verlangen. Als das damals zum erſtenmale 
geſchah — es wird in den achtziger Jahren geweſen 
ſein —, ſchrieb ich ſofort an den Herrn Miniſter des 
Innern und bat ihn, zu veranlaſſen, daß den Anwälten 
in Armenſachen unentgeltlich Auskunft erteilt würde. 
Das wurde durch eine Verfügung des Regierungs⸗ 
präſidenten abgelehnt, und es iſt vor wenigen Jahren 
eine wiederholte allgemeine Verfügung des Herrn 
Miniſters ergangen, daß Anwälten in Armenſachen keine 
unentgeltliche Auskunft erteilt werden kann. 


(Hört! hört!) 


Es handelt fi) ja nur um 25 %, und wer das nicht 
aushalten kann, der ſoll nicht Anwalt werden. Aber 
es iſt eine Unfreundlichkeit, und die drückt uns. 
Dann, meine Herren, die Königlich preußiſche 
Stempelverwaltung! Wir müſſen aus unſerer Taſche 
den Vollmachtsſtempel bezahlen, wenn er über die 
Prozeßvollmacht hinausgeht. Ich habe in einer Ehe— 
ſache, in einer Sache auf Wiederherſtellung des ehelichen 
Lebens, den Vollmachtsſtempel bezahlen müſſen, weil 
mein Bureau vergeſſen hatte, die „Befugnis zur 
Empfangnahme des Streitgegenſtandes“ auszuſtreichen. 


(Große Heiterkeit.) 


(Der ſtellvertretende Vorſitzende Juſtizrat Humſer— 


Frankfurt a. M. hat inzwiſchen den Vorſitz übernommen.) 


Rechtsanwalt Klöppel⸗Dresden⸗Blaſewitz: Meine 
Herren, ich muß geſtehen, daß ich mich ebenſo über 
über das Referat des Herrn Juſtizrats Stranz 
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gewundert habe wie über den allgemeinen Beifall, den 
es zu finden ſchien. Ich bin ſelten von etwas der⸗ 
maßen überraſcht geweſen, wie von dieſem beweglichen 
Appell an das angeborene Pflichtgefühl der deutſchen 


Anwälte. 
(Sehr richtig!) 


Meine Herren, ich verſtehe nicht, unſere Verhandlungen 
ſind doch für die Offentlichkeit beſtimmt: welches Bild 
muß nun jemand bekommen, der den Verſuch macht, 
aus den Verhandlungen des Roſtocker Anwaltstages 
ſich über die Zuſtände in der deutſchen Anwaltſchaft 


zu unterrichten? 
(Sehr richtig!) 


Er kann doch nicht anders annehmen, als daß die 
Mahnungen des Kollegen Referenten an die Anwalt— 
ſchaft notwendig geweſen ſeien. 


(Oh nein!) 


Deswegen möchte ich allerdings an dieſer Stelle 
Gelegenheit nehmen, ausdrücklich zu betonen, daß ſie, 
ſoweit meine beſcheidne Erfahrung reicht, nicht not— 
wendig ſind. 

(Bravo!) 


Ich möchte wohl wiſſen, ob jemand einen Fall nach— 
weiſen kann, daß ein Anwalt einen Rat verweigert 
hat, wenn jemand zu ihm kam und ſagte: Herr Rechts⸗ 
anwalt, ich bin in Not, ich muß Auskunft haben, aber 
ich bin nicht in der Lage, das zu bezahlen. Ich bitte, 
doch einmal eine Statiſtik darüber zu veranlaſſen, wie 
viel derartige Bitten abgelehnt worden find; und wenn 
ſie vom erſten Anwalt abgelehnt wurden, wie viel dann 
noch vom zweiten oder dritten Anwalt abgelehnt worden 
ſind. Dieſer ganze Notſtand, von dem Herr Kollege 
Stranz ſpricht, exiſtiert einfach nicht. 


(Sehr richtig!) 


Wer Auskunſt will, muß allerdings zu dem Anwalt 
gehen und muß ſagen: Herr Rechtsanwalt, ich muß 
bitten, mir die Auskunft umſonſt zu erteilen. Und 
das iſt den Herren natürlich zu viel, ſie tun es nicht, 
und deshalb bekommen ſie keine Rechtsauskunft. 

Ich gehe jetzt auf die Frage des eigentlichen Armen— 
rechts ein., Da iſt es meines Erachtens genau dasſelbe: 
es wird nicht eben häufig Fälle geben, in denen ein 
Armer, der zum Anwalt kommt und ihn bittet, daß 
er ihm das Armenrechtsgeſuch machen möge, abſchlägig 
beſchieden wird. Es war die Rede von einem überaus 
glücklichen Zuſtand im Königreich Württemberg, wo 
der Armenanwalt nur 4½ Armenaufträge im Jahre 
bekomme. Ja, beim Oberlandesgericht Dresden 
bekommt man 12 bis 20 Armenaufträge, und das ſind 
nicht bloß Anträge in Ehe- und Alimentenſachen, — 
denn die Eheſachen werden überhaupt an zwei Anwälte 
perteilt, und die 15 bis 20 Sachen, die noch übrig 
bleiben, ſind eben die Armenſachen mit Ausnahme der 
Eheſachen — die ſind ſchon weg, obwohl fie 50% 
ſämtlicher Armenſachen bilden. Wenn nun aber jemand 
zu mir kommt und noch kein Armenrecht hat und 
bittet, die Ausſichten ſeiner Berufung zu prüfen, — 
ich glaube, es iſt noch kein Fall vorgekommen, wo ich 
das abgelehnt hätte. Ausgenommen in einem Falle 
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großer Arbeitsüberhäufung, wo ich geſagt habe: Geh' 
lieber zu dem und dem, der hat Zeit. 


(Große Heiterkeit.) 


— So etwas kann vorkommen und kommt auch bei 
bezahlten Sachen vor: wenn mir jemand in einer Zeit, 
wo ich mit Arbeiten überhäuft bin, mit einer ſolchen 
Sache kommt, an der ich den ganzen Tag ſitzen ſoll, 
um mir ein Urteil zu bilden, dann muß ich auf den 
Auftrag verzichten, ob ich ihn bezahlt oder nicht bezahlt 
bekomme, macht dabei doch keinen durchſchlagenden 


Unterſchied. 
(Sehr richtig!) 


Ja, meine Herren, alle dieſe Geſichtspunkte, die 
Herr Juſtizrat Stranz berührt hat, kommen mir — 
ich kann keinen anderen Ausdruck finden — etwas 
überflüſſig vor. Was Kollege Stranz uns anempfohlen 
hat, war ſehr richtig, aber ich meine, wir haben das 
ſchon alle vorher gewußt und haben ſchon vorher in 
dieſem Sinne gehandelt. 

Dagegen möchte ich einen Punkt zur Sprache 
bringen, der mir ungemein peinlich iſt. Bei uns iſt 
es ſo, daß das Gericht entſcheidet, ob die Sache genug 
Ausſicht hat, um im Armenrecht verhandelt zu werden. 
Ich habe nichts dagegen, daß dieſe Entſcheidung bei 
dem Gericht bleibt; es würde ſehr ſchwer fein, eine 
andere Behörde dafür zu finden. Aber, meine Herren, 
dieſe Entſcheidung ſollte doch nur in denjenigen Fällen 
getroffen werden, in denen fie wirklich notwendig ift; 
und notwendig iſt ſie nur dann, wenn ſich kein Anwalt 
findet, der die Sache für ausſichtsvoll hält. Ich denke 
mir die Sache ſo: es kommt jemand zum Gericht mit 
dem Armutszeugnis und bittet um Beiordnung des 
Armenanwalts; dann wird er zu dem Anwalt geſchickt, 
der an der Reihe iſt, und der hat zu prüfen, ob die 
Sache ausſichtsvoll iſt oder nicht; entſtehen dann 
Meinungsverſchiedenheiten und lehnt er die Sache ab, 
dann hat das Gericht zu prüfen; und wenn es die 
Sache für ausſichtsvoll hält, dann iſt kein Grund, 
weshalb der Anwalt die Sache nicht vertreten ſollte. 
Aber das Umgekehrte iſt mir ſehr häufig begegnet, 
und das iſt peinlich. Ich habe nach dieſen Grund— 
ſätzen gehandelt: es kam jemand zu mir, trug mir 
ſeine Sache vor, ich hielt ſie für ausſichtsvoll und bat 
um das Armenrecht, — und das Armenrechtsgeſuch 
wurde mir abgelehnt. Das iſt überaus peinlich und 
beſchämend für den Armenanwalt, und das iſt der 
ſchwerſte Übelftand auf dem Gebiete des Armenrechts, 
den ich empfunden habe. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. J. Stranz (zur 
Geſchäftsordnung): Ich möchte nur die Reſolution, 
die ich Ihnen empfehle, noch zur Verleſung bringen. 
Sie lautet: 

I. Der XIX. Deutſche Anwaltstag empfiehlt der 
deutſchen Anwaltſchaft, namentlich in Groß— 
ſtädten, die Betätigung an dem ſozialen Hilfs- 
werk gemeinnütziger Rechtsberatung für Un— 
bemittelte, ſei es durch Schaffung eigener 
Organiſationen, ſei es durch Mitwirkung bei 
ſchon beſtehenden ſtaatlichen, gemeindlichen oder 

privaten Einrichtungen dieſer Art. Er ruft in 
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dieſem Sinne die Auwälte Deutſchlands zu 
einer freiwilligen Pflichtanwaltſchaft auf. 

II. Hinſichtlich der beſtehenden geſetzlichen Pflicht— 
cn empfiehlt der XIX. Deutſche Ans 
waltstag folgende Forderungen: 

1. die Aufnahme einer amtlichen Statiſtik über 
die Armenrechtsprozeſſe (Anzahl, Inſtanzen, 
Höhe des Steitwertes, Höhe des Auslagen— 
und Gebührenſolls, Ausgang uſw.), die einen 
Überblick über alle Oberlandesgerichtsbezirke 
des Deutſchen Reichs gewährt. Erſt eine 
ſolche Statiſtik wird eine ſichere Grundlage 
dafür ſchaffen, ob ein Mißbrauch des Armen⸗ 
rechts vorliegt, und mit welchen Mitteln 
ihm zu ſteuern ift; 

die Beibehaltung des bisherigen Rechts- 

zuſtandes in bezug auf die Gebühren— 
freiheit, dagegen den Erſatz der Schreib— 
koſten und aller baren Auslagen; 

3. die regelmäßige Anhörung des Gegners der 
Armenpartei vor Bewilligung des Armen⸗ 
rechts, die mit den Beſtimmungen unſerer 
Zivilprozeßordnung vereinbar iſt, und auch 
ſchon von manchen Gerichten hin und wieder 
geübt wird; 

4. bei einer Reform des Armenrechts die Zu— 
ziehung eines ſtimmberechtigten Anwalts bei 
der Prüfung über die Bewilligung des 
Armenrechts; diefen Anwalt mag der Vor⸗ 
ſitzende der Anwaltskammer für jedes Ge- 
richt benennen. 


Rechtsanwalt und Notar Dr. Karl Görres⸗Berlin: 
Meine Herren, der Herr Vorredner hat in ſeinem 
Vortrag mehr geleiſtet, als er verſprochen. Er ver⸗ 
ſprach über das Armenrecht uns zu referieren, und 
hat einbezogen die ſoziale Fürſorge. Was das 
Armenrecht angeht, ſo hat dieſer Name ſchon ein 
mowrov wevdog in ſich, einen gewiſſen grundſätzlichen 
Irrtum, inſofern als praktiſch das Armenrecht ver- 
liehen wird nicht nur in den Fällen, wo der Geſuch⸗ 
ſteller effektiv arm iſt im Sinne des gewöhnlichen 
Sprachgebrauchs, ſondern auch ſchon dann, wenn nur 
relative Bedürftigkeit vorliegt. Kürzlich wurde in den 
Zeitungen der Fall erwähnt, daß ein Graf in einem 
Erbſchaftsprozeſſe bei einem Objekt von 5 Millionen 
das Armenrecht erhielt, — obſchon man doch wohl 
kaum wird annehmen können, daß dieſer Petent im 
Sinne des gewöhnlichen Sprachgebrauchs oder auch 
im juriſtiſchen Sinne „arm“ geweſen iſt. Will der 
Geſetzgeber hier reinen Tiſch ſchaffen, ſo muß er den 
Begriff der „Armut“ durch den Begriff der „relativen 
Bedürftigkeit“ erſetzen. Und in dem Sinne wird ja 
auch meiſt das Armenrecht verliehen: man unterſucht 
nicht, ob der Petent geradezu unvermögend iſt, für 
ſeine Familie das Brot zu ſchaffen, wenn er die 
Prozeßkoſten aufwenden müßte, ſondern man läßt ſich 
von einem gewiſſen Billigkeitsgefühl beſtimmen, das 
Armenrecht zu verleihen, auch wenn die juriftifche 
Vorausſetzung nicht vorliegt. — Soviel hierüber. 

Ich möchte der hohen Verſammlung eine Anregung 
unterbreiten, die mir in meiner Praxis erwachſen iſt. 
Als Rechtsbeiſtand einer großen Beamtenvereinigung 
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habe ich früher eine ganze Menge von Geſuchen um 
Rechtsſchutz zu beurteilen gehabt. Es hat dies eine 
gewiſſe Analogie zum Armenrecht: das einzelne Mit⸗ 
glied des Verbandes tritt an den Vorſtand heran mit 
dem Erſuchen, ihm Rechtsſchutz zu verleihen, und der 
Rechtsbeiſtand kommt in die gleiche Lage, in welcher 
der Richter iſt, zu unterſuchen: iſt das Anſinnen dieſes 
Petenten verſtändig, hat ſeine Unternehmung Ausſicht, 
im Prozeſſe obzuſiegen? dann kommt der Rechts⸗ 
beiſtand zu dem Schluſſe, entweder: die Sache iſt gut, 
die Sache hat Ausſicht, ergo es werde ihm der Rechts⸗ 
ſchutz, — oder aber: ſie iſt ausſichtslos, iſt — wie 
man ſagt — faul, ergo der Antrag fällt. Nun kommt 
aber, wie jeder Richter beſtätigen wird, eine Menge 
von Zwiſchenſtadien vor. Keineswegs liegt die Sache 
immer ſo klar, daß man nach dem Aktenſtudium ſagen 
kann: habeat oder non habeat; es gibt fo tauſende 
von Zwiſchenfällen, wo der Beurteiler ſagen muß: ja, 
die Sache ſteht auf Spitze und Knopf, — möglicher⸗ 
weiſe wird der Mann Ausſicht haben, beim Reichs⸗ 
gericht zu gewinnen. Bekanntlich ſind ja dieſe Sachen 
meiſt landgerichtszuſtändig und reviſibel; alſo dieſe 
Prozeſſe haben eine große Lebensdauer und hohe 
Objekte, namentlich, wenn es ſich um Penſion 
und Gehalt handelt, erfordern alſo große Koſten. 
Und da bin ich auf folgenden Ausweg verfallen. 
Einerſeits ſteht die Verbandskaſſe da mit der not- 
wendig gebotenen Rückſicht auf das Vermögen und 
die Beitragskraft der einzelnen Mitglieder; anderer⸗ 
ſeits ſteht der Petent, der offenbar vor eine Exiſtenz⸗ 
frage geſtellt iſt. Da bin ich auf die Quotiſierung 
des Rechtsſchutzes gekommen. Ich habe dem Vorſtand 
empfohlen: hier liegt der Fall ſo, daß mir die Be⸗ 
willigung des Rechtsſchutzes, ſagen wir zu drei Vierteln 
oder zur Hälfte oder zu einem Viertel der geſamten 
Prozeßkoſten, von der erſten bis zur letzten Inſtanz, 
angebracht erſcheint. So habe ich die Rückſicht auf 
das einzelne Mitglied mit der Rückſicht auf die 
Verbandskaſſe zu vereinigen geſucht, und es ſcheint 
mir, daß die Durchführung dieſes Geſichtspunktes in 
der Geſetzgebung viel Gutes ſtiften könnte. Wir alle 
haben die Erfahrung gemacht, daß ſehr häufig das 
Armenrecht verliehen wird deshalb, weil eine gewiſſe 
Unbilligkeit darin gelegen hätte, das Armenrecht zu ver- 
ſagen, obſchon die Ausſichtsfülle — um ſo zu ſagen — 
nicht ganz gegeben und die Ausſichtsloſigkeit nicht ganz 
zu verneinen war. Alſo in all dieſen Zwiſchenfällen 
würde es ſich empfehlen zu ſagen: du, Armer, bekommſt 
das Armenrecht nur mit der Quote zur Hälfte oder 
zu drei Vierteln oder zu einem Viertel. Dieſe Quoti⸗ 
ſierung würde auch ſehr gut da wirken, wo der be— 
treffende Patient zwar nicht vollſtändig arm iſt, aber 
doch bei Berückſichtigung ſeiner ganzen Lebenshaltung 
außerordentlich ſchwer zu kämpfen hätte, wenn er die 
Prozeßkoſten erſchwingen ſollte. 

Was nun den zweiten Punkt, den Punkt der ſozialen 
Fürſorge angeht, ſo iſt ſolche meines Erachtens 
außerordentlich zu begrüßen. Es iſt zu begrüßen, 
wenn der deutſche Anwalt ſich auch inſofern als Führer 
des deutſchen Volkes fühlt, daß er die Angehörigen 
ſeines Standes auffordert, mitzuwirken und in den 
Sauerteig der Zeit die Hefe ihres Standesbewußtſeins, 
ihrer Intelligenz, ihrer ſozialen Geſinnung hinein— 
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zumiſchen. Ich begrüße darum die Ausführungen des 
Herrn Berichterſtatters außerordentlich. Ohne Sozial— 
demokrat zu fein, habe ich im Jahre 1904 zu Karls⸗ 
ruhe ſchon das Arbeiterſekretariat mit gründen helfen 
und habe mich aufrichtig gefreut, als kurz darauf nach 
meinem Weggange die Karlsruher Kollegen dieſen 
ſozialen Zirkel auch unter ſich gründeten. Freilich iſt 
nicht zu verkennen, daß die Schwierigkeiten der Durch— 
führung außerordentlich groß ſind, und es läßt ſich 
keineswegs ein Leitmotiv für ganz Deutſchland auf— 
ſtellen, ſo daß man ſagen könnte: fo, wie es die Karls⸗ 
ruher Kollegen gemacht haben, ſo läßt es ſich überall 
machen. Das iſt vollſtändig ausgeſchloſſen. In 
Berlin z. B. wäre eine Betätigung in dem Sinne, 
wie es die Karlsruher Kollegen gemacht haben, un— 
möglich. Die Karlsruher Kollegen kommen alternativ 
an verſchiedenen Wochentagen im Zimmer des Karls— 
ruher Anwaltvereins zuſammen, und da kommen die 
einzelnen Klienten hin. Das könnte man in Berlin 
überhaupt nicht machen; da könnte es nur ſo 
gehen, daß der Klient veranlaßt wird, zu dem Anwalt 
ins Bureau zu kommen. Mir ſcheint aber hier ein 
weſentlicher Punkt zu ſein, um gerade unſere jungen 
heranwachſenden Juriſten zu bilden. Ich kann Ihnen 
verſichern, daß die Betätigung ſozialer Geſinnung 
außerordentlich förderlich ift für die geſamte Charakter- 
entwicklung, und ich habe dieſe Wahrnehmung auch bei 
anderen jungen Männern gemacht, die z. B. in einer 
ſozialen Tätigkeit, ſei es nach Art des Elberfelder 
Syſtems oder als Mitglieder von Vinzenzvereinen ſich 
betätigt haben. Das iſt etwas Unverlierbares für das 
ganze Leben. Und wenn wir heute hier dieſen Appell 
ergehen laſſen, dann möchte ich, daß man ihn über— 
haupt an alle heranwachſenden Juriſten erläßt, nicht 
nur an die Anwälte. Die Referendarien hätten hier 
ein außerordentliches Feld der Betätigung; und wenn 
ich auch dem widerſprechen muß, daß die Verſicherungs— 
geſetzgebung — wie einer der Herren Vorredner 


meinte — juriſtiſch nicht intereſſant ſei, fo iſt doch die 


Beſchäftigung mit all dieſen kleinen Quisquilien — wie 
ich ſie nennen möchte — der ſozialen Frage, z. B. ob 
die Quittungskarte richtig beklebt iſt, und mit all dieſen 
kleinen Sachen, eine Vorſchule, worin die Referendarien 
ſich ſehr erfolgreich betätigen könnten. 
(Bravo!) 

Die Tätigkeit eines vielbeſchäftigten Anwalts würde, 
wenn man ihn unmittelbar heranziehen würde zu der— 
artigen kleinen Fragen über die Wartezeit und dergl., 
zu ſehr belaſtet werden; aber die Referendarien würden 
ſehr erfolgreich da eingeführt werden. 

(Zuruf: Armenrccht!) 


Stellvertreteuder Vorſitzender Juſtizrat Humſer— 
Frankfurt a. M.: Ich muß den Herrn Redner darauf 
aufmerkſam machen, daß ſeine zehn Minuten ab— 
gelaufen ſind. 


Rechtsanwalt Görres-Berlin: Ich bin deshalb 
der Meinung, daß die ſoziale Fürſorge hier ſehr wohl 
einbezogen werden kann, insbeſondere möchte ich 
empfehlen, daß man die Quotiſierung des Armenrechts 
in dem entwickelten Sinne in die Reſolution einfügt. 


s 17. 1909. 


Juſtizrat Heilberg-Breslau: Meine Herren, was 
die eigentliche Frage des Armenrechts angeht, ſo würde 
ich es, ohne die Reſolution des Herrn Referenten 
generell bekämpfen zu wollen, vorziehen, wenn wir 
uns darauf beſchränken würden, im gegenwärtigen 
Augenblick nicht eine Geſetzesänderung anzuempfehlen, 
ſondern lediglich zu ſagen, daß in Sachen der Rechts— 
anwendung das Armenrecht — von beſonderen Fällen 
abgeſehen — nicht erteilt wird, ohne den Gegner vor— 
her zu hören. Wir beſeitigen damit eine große 
Beſchwerung unſeres Publikums, das Koſten zu 
zahlen hat, wenn der Gegner das Armenrecht erhält, 
gleichzeitig auch eine große Beſchwerung der Anwalt— 
ſchaft, die mit ausſichtsloſen Armenſachen belaſtet wird, 
ohne irgendetwas leiſten zu können. 

Was die zweite Frage angeht, fo wird man ja ans 
erkennen müſſen, daß der Herr Referent mehr geleiſtet 
hat, als ſein Thema und ſeine Prognoſe verſprach, 
und ich bin weit entfernt, über die ſoziale Rechts— 
auskunftstätigkeit, die neuerdings ſich immer mehr ent— 
wickelt, hier allgemein ſprechen zu wollen. Ich will mich 
nur beſchränken auf die wenigen Worte, die ſich auf die 
Heranziehung der Rechtsanwaltſchaft beziehen. Und da 
möchte ich zunächſt dem Herrn Kollegen Klöppel 
widerſprechen, der der Meinung war, daß die Worte 
des Herrn Referenten nach außen den Anſchein er— 
wecken könnten, als leiſte die Anwaltſchaft bisher das 
nicht, was die armen Rechtſuchenden von ihr erwarten 
können. Das hat Herr Kollege Stranz ſicherlich nicht 
geſagt. Ich möchte auch weiter widerſprechen der 
Schlüſſigkeit der Ausführungen des Kollegen Klöppel: 
Hat einer von uns jemals einen Armen, der eine 
Rechtsauskunft unentgeltlich haben wollte, hinaus— 
gewieſen? Nun, meine Herren, ſelbſtverſtändlich hat 
das keiner von uns je getan und würde das auch in 
Zukunft nicht tun. Darum handelt es ſich nicht. 
Die Frage, die Herr Kollege Stranz angeregt hat, 
liegt auf einem ganz anderen Gebiete. Wir wollen 
dem Armen den Weg bahnen, zu uns zu kommen! 

(Sehr richtig!) 
Diejenigen, die nicht zu uns kommen, gehen entweder 
zum Winkelkonſulenten oder zu den Rechtsauskunfts— 
ſtellen, ſofern eine beſteht. Dem Winkelkonſuleuten, 
wie ihn Herr Kollege Stranz charakteriſiert hat, dem 
wollen wir in der Tat das Waſſer abgraben, und den 
Rechtsauskunftsſtellen wollen wir die Möglichkeit, das 
Winkelkonſulententum großzuziehen oder zu unterſtützen, 
dadurch erſchweren, daß wir uns ihnen zur Verfügung 


ſtellen. 
(Sehr richtig!) 


Und in dieſer Richtung danke ich dem Herrn Kollegen 
Stranz für ſeine Worte beſonders deshalb, weil 
befremdlicherweiſe in einem Teile der Kollegenſchaft 
die Meinung verbreitet iſt, wir Anwälte handelten 
irgendwie illoyal, wir trieben unberechtigten Bewerb 
um Praxis, wenn wir uns dieſen Rechtsauskunftsſtellen 
zur Verfügung ſtellen. Davon kann ſelbſtverſtändlich 
keine Rede ſein, und es wird dankenswert ſein, wenn 
der Anwaltstag das ausſpricht und auf dieſe Weiſe 
den Kammervorſtänden Gelegenheit gibt, das auch ihrer⸗ 
ſeits auszuſprechen. Wir werden aber ferner den 
ſozialen Rechtsauskunftsſtellen dadurch die Möglichkeit 
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ſchaffen, eine wohltätigere Auskunft zu erteilen, als 
ſie jetzt — ich möchte das ganz leiſe in Parentheſe 


agen — manchmal von rechtsunkundiger Seite er— 
teilt wird . 

(ſehr richtig!); 
wenn wir ihnen ſagen: in irgendeiner — lokal ſehr 


vorſichtig zu geſtaltenden Weiſe — ſtehen einer oder 
mehrere Rechtsanwälte zur Verfügung. Wir werden 
dadurch Dienſte leiſten nicht bloß dieſen Auskunftsſtellen, 
ſondern auch der Rechtspflege und vor allen Dingen 
der Bevölkerung. — Die Einzelheiten der Ausgeſtaltung 
können wir hier ja nicht erörtern. Mir ſchlägt aber 
viel zu ſehr das Herz als Kommunalpolitiker, um die 
eine Bemerkung zu unterdrücken: ich bitte, nicht immer 
daran zu denken, daß das Auslagen ſind, die auf 
Gemeindekoſten werden gemacht werden. Hier hat 
meines Erachtens der Staat, der mit vollem Recht auch 
das Armenrecht im Prozeß gewährt, eine Erweiterung 
des Armenrechts auf feine Koſten eintreten zu laſſen. 


(Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Kleinrath⸗Hannover: Meine Herren 
Kollegen! Ich verkenne nicht, daßbes für die Zukunft 
eine große Bedeutung hat, wie die Rechtsanwaltſchaft 
ſich zu den armenrechtlichen Fragen ſtellt. Ich bin auch 
der Meinung, daß die Anwaltſchaft in weitgehendſtem 
Maße auch gewiſſermaßen eine Ergänzung des Armen— 
rechts, wie es im Prozeß bewilligt wird, für außer— 
gerichtliche Beratungen und Arbeiten gewähren ſoll. 
Aber ich glaube, daß damit eigentlich für das Thema 
der Pflichtanwaltſchaft, das Thema, das wir heute 
hier zu behandeln haben, wenig gewonnen wird. 


(Sehr richtig!) 


Ich weiſe darauf hin, daß von vornherein bei den 
Rechtsauskunftsſtellen der Gemeinden gar nicht die Ab— 
ſicht beſteht, die Hilfe der Anwälte in Anſpruch zu 
nehmen; im Gegenteil, ich kann aus meiner Erfahrung 
in Hannover ſagen, daß man ſich dort beim Magiſtrat 
darum beworben hatte, einen früheren Bureauvorſteher 
eines Anwalts für die Bedienung der Auskunftsſtelle 
zu bekommen, und zwar mit der beſonderen Begründung, 
daß dieſer Mann dem Publikum näherſtehen müſſe 
als der Anwalt, und daß man ſich nicht darauf be— 
ſchränken könne, etwa von einem Magiſtratsſekretär 
die Auskunft erteilen zu laſſen, welcher Anwalt bereit 
ſei, unentgeltlich Rat zu erteilen. Es wird hier das— 
ſelbe Mißtrauen dem Publikum ohne weiteres unter— 
geſchoben, das man an gewiſſen Stellen vielleicht gegen 
die Anwälte empfindet, als ob der Anwalt lediglich 
eigennützig handle, wenn er zur Beratung einer Partei 
ſich bereit erkläre; und dieſes Mißtrauen würde unter 
Umſtänden noch erheblich vermehrt werden, ſobald die 
Anwälte mit großem Eifer wünſchen, von dieſen 
Rechtsauskunftsſtellen der Gemeinden berüdjichtigt zu 
werden. Ich glaube deshalb auf der anderen Seite 
auch zur Vorſicht raten zu müſſen, um ſo mehr, als 
in der Tat, wie Herr Kollege Klöppel ſchon hervor- 
gehoben hat, eine ganze Anzahl oder bei weitem der 
größte Teil aller derjenigen Auskünfte, die dort erteilt 
werden, ſich auf Gebieten bewegt, die für uns fremd 
ſind, deren Bearbeitung wohl mitunter lehrreich ſein 
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könnte, die aber ſchließlich meiſt tatſächlicher Natur 
ſind und irgendwelche Rechtskenntniſſe kaum voraus⸗ 
ſetzen, — Ratſchläge, die ſich auf dem Gebiet des 
Arbeiterverſicherungsrechts bewegen. 

Ich meine, wenn wir zu dem Thema unſerer 
heutigen Beſprechung Stellung nehmen wollen, dann 
muß ſich ohne weiteres zweierlei ergeben. Es muß 
zunächſt die Armut des Betreffenden genauer geprüft 
werden, und dieſe genauere Prüfung wird man nach 
meiner Meinung nur dann erreichen, wenn diejenigen 
Stellen, die das Armenrecht zu bewilligen haben, ein 
Intereſſe daran haben, daß keine unnützen Koſten 
ausgegeben werden. Da iſt nun der eigentümliche Fall 
gegeben, daß heute das Armutszeugnis erteilt wird 
von den Gemeinden, während die Koſten der Prozeß— 
führung der Staat trägt. Die Gemeinden haben gar 
kein Intereſſe daran, wenn es ſich um ihre Bürger 
handelt, denen ſie ein Entgegenkommen zu beweiſen 
geneigt ſein werden, das Armenrecht zu verſagen, damit 
der Staat nachher die Ausgaben nicht habe. Es iſt 
deswegen ein 5 geſunder Vorſchlag von 
Sander-Hildesheim gemacht, der auch veröffentlicht 
war, nämlich, daß die Gemeinden einen Teil der Koſten 
der Armenrechtsprozeſſe übernehmen ſollen. 


(Sehr richtig!) 


Dieſer Vorſchlag iſt auch bei der Beratung der Zivil— 
prozeßnovelle im Reichstag erwähnt worden, und der 
Herr Staatsſekretär Dr. Nieberding hat erklärt, daß 
dieſer Vorſchlag ſehr dringend der Erwägung bedürfe 


(große Heiterkeit), 


aber in dieſem Stadium der Beratung — in dem die 
Novelle ſich befand — ſei es doch nicht möglich, ihn 
zu befürworten; denn man müfje darüber erſt Er— 
hebungen anſtellen, inwieweit die Gemeinden dadurch 
belaſtet würden. Meine Herren, daß der Fiskus ge— 
neigt ſein würde, dieſen Vorſchlag zu akzeptieren, geht 
nicht nur aus dieſen Worten des Herrn Staatsſekretärs 
hervor, ſondern liegt ohne weiteres auf der Hand. 
Aber ich meine, daß dieſer Vorſchlag zur Folge haben 
würde, daß die Armutsgeſuche bei den Gemeinden mit 
einer größeren Genauigkeit geprüft werden würden, 
und daß das Armenrecht nicht Leuten bewilligt werden 
würde, die ſehr häufig ſehr wohl in der Lage ſind, 
zu bezahlen, und die auch, wenn ihnen der beigeordnete 
Anwalt nicht paßt, plötzlich Geld genug haben, ſich 
einen anderen zu wählen, der ihnen angenehmer iſt. 
Der zweite Punkt, der nach meiner Auffaſſung der 
dringenden Betonung bedarf, iſt, daß die weitere 
Prüfung, die jetzt beim Gericht erfolgt, nämlich 
der Ausſichten des Prozeſſes, ebenfalls eine genauere 
wird. Und da glaube ich allerdings, daß der Vorſchlag 
des Herrn Referenten, daß unter allen Umſtänden der 
Gegner gehört werden muß, außerordentlich wichtig iſt. 


(Sehr richtig!) 


Aber er genügt in einer Richtung nicht. Wenn ſelbſt 
der Gegner den Anſpruch in vollem Maße beſtreitet, 
und wenn der das Armenrecht Nachſuchende dann erklärt, 
er köune nur einen Eid zuſchieben über dasjenige, was 
er behauptet, wird doch das Gericht nicht umhin 
können, das Armenrecht zu bewilligen. Und da liegt 
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der Haken. Die Bewilligung des Armenrechts darf ſich führbar iſt ohne eine ſchwere Schädigung des Münd— 


nicht nur erſtrecken auf die Frage der Begründung der 
Klage, ſondern muß ſich erſtrecken auch auf die Frage 
der Beweisbarkeit. Wie weit das gehen ſoll, iſt ſehr 
fraglich; aber eine gewiſſe Prüfung nach der Richtung 
muß der Entſcheidung über die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts vorangehen. Nach meiner Erfahrung werden die 
meiſten Armenrechtsprozeſſe, welche trotz der Prüfung 
der Ausſichten durch das Gericht verloren gehen, dadurch 
verloren, daß die Frage der Beweisbarkeit überhaupt 
nicht in die Erörterung gezogen iſt. Herr Kollege 
Friedrichs hat ſchon vorhin darauf hingewieſen, daß 
jemand, der geſchickt die Ratſchläge, die er von einer 
Anzahl von Anwälten bekommen hat, benutzt, ſchließ⸗ 
lich feine Klage fo friſieren wird, daß das Armen— 
recht ihm bewilligt werden muß, obwohl jeder von 
vornherein ſagen muß, er ſei überzeugt, daß die Sache 
erfolglos verlaufen wird. habe ſchon geſagt, 
daß in letzter Linie das Mittel der Eideszuſchiebung 
bleibt, was unter Umſtänden dem Gegner unangenehm 
iſt, weil es ihn in die Lage verſetzt, einer fragwürdigen 
Partei gegenüber einen Eid zu leiſten, der ihn in 
Untersuchung wegen Meineides bringen kann. 

Ich habe mir erlaubt, die Gedanken, die ich aus⸗ 
geſprochen habe, zu einem Antrage zu verdichten, den 
ich als Zuſatz zu dem Vorſchlag des Herrn Referenten 
gedacht habe. Ich beantrage, die Theſen des Herrn 
Referenten dahin zu ergänzen: 

1. daß die das Armutszeugnis erteilende Gemeinde 
einen Teil der Koſten der im Armenrecht ge- 
führten Prozeſſe zu tragen habe; 

2. daß die Prüfung der Ausſichten der im Armen⸗ 
recht zu führenden Prozeſſe ausgedehnt wird 
auf die Frage der Beweisbarkeit des Anſpruchs. 


Rechtsanwalt Gump⸗Ulm: Sehr verehrte Herren! 
Ich möchte nur einen Punkt aus der Debatte heraus⸗ 
greifen und ganz kurz beſprechen. So verlockend an 
ſich der Gedanke des Gehörs des Gegners bei Be⸗ 
willigung des Armenrechts erſcheint, ſo unpraktiſch 
erſcheint er mir und wenig durchführbar und zwar von 
einem Geſichtspunkte: wenn wir dieſen Gedanken weiter 
verfolgen wollen, dann kommen wir gan Vorverfahren. 
Wie ſoll der Gegner gehört werden? Iſt das Armen⸗ 
rechtsgeſuch ſo, daß der Anſpruch begründet erſcheint, 
dann braucht der Gegner ja nur die Tatſachen zu 
beſtreiten: was ſoll denn da das Gericht tun? Meines 
Erachtens iſt deshalb der Vorſchlag abzulehnen. Ich 
erinnere mich an die Verhandlungen im Jahre 1907 
in Mannheim. Da hat der Herr Kollege Hachenburg 
mit großer Beredſamkeit den Vorſchlag der Zivilprozeß 
ordnungsnovelle bezüglich des Vorverfahrens, das dem 
Richter im Amtsgerichtsprozeß übertragen iſt, bekämpft 
von Geſichtspunkten des Vergleichsverſuchs. Wenn wir 
dieſen Gedanken hier erörtern, ſo haben wir natürlich 
dasſelbe, daß auch hier der Richter beide Parteien 
kommen läßt und dann wieder den Vergleich anſtreben 
ſoll und will. Wenn er den Gegner nicht mündlich 
hört, ſondern ſchriftlich, ſo iſt das nicht im Sinne der 
Prozeßordnung. Ich meine, wir ſollten hier keine Vor— 
ſchläge machen, die in der Praxis ſich nicht durchführen 
laſſen und uns den Vorwurf nicht erſparen, daß wir 
hier etwas vorſchlagen, was geſetzgeberiſch nicht durch— 


lichkeitsprinzips oder ohne Schädigung des Prozeß⸗ 
verfahrens, indem der Prozeß ſelber in ein Vorverfahren 
gelegt wird. Alſo ich meine, wir ſollten diefen Punkt 
aus der Reſolution des Herrn Kollegen Stranz aus— 
ſcheiden und als praktiſch undurchführbar ablehnen. 


(Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird an⸗ 
genommen; der Vorſitzende, Geheimer Juſtizrat 
Dr. Erythropel übernimmt den Vorſitz.) 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. J. Stranz⸗Berlin 
(Schlußwort): Meine Herren Kollegen, ich verſpreche 
ganz kurz zu ſein und will mich womöglich auf den 
Fünfminutenverkehr einzurichten verſuchen. 

Ich muß zunächſt Einſpruch dagegen erheben, daß 
das, was ich als zweiten Teil meiner Ausführungen 
vorgetragen habe, nicht in den Rahmen des heutigen 
Themas gehöre. Der Vorſtand hatte mir zunächſt das 
Thema „Pflichtanwaltſchaft“ angegeben. Ich wandte 
mich mit der Bitte an den Vorſtand, das Thema dahin 
zu erweitern: „Gegenwart und Zukunft der Pflicht⸗ 
anwaltſchaft“, und der Vorſtand iſt mir darin entgegen⸗ 
gekommen. Wenns es alſo auch nur ein Schönheits⸗ 
fehler war, der mir in dieſer Beziehung zugeſchrieben 
wurde, ſo möchte ich auch dieſen Schönheitsfehler nicht 
auf meinen Ausführungen ſitzen laſſen. Ich habe nicht 
über das Armenrecht zu ſprechen gehabt, ſondern über 
die Pflichtanwaltſchaft und über Gegenwart und Zu⸗ 
kunft der Pflichtanwaltſchaft. Nach dieſer Richtung 
hin habe ich unterſchieden: jetzt haben wir geſetzliche 
Pflichtanwaltſchaft — erweitern und vertiefen wir ſie, 
fo haben wir freiwillige Pflichtanwaltſchaft. Ich 
bin deshalb im Rahmen des Themas geblieben. 

Eigentlich grundſätzliche Ablehnung erfuhren meine 
Ausführungen nur von dem Kollegen Klöppel, der 
mich total mißverſtanden hat. Es it gar nicht denkbar, 
daß die Ausführungen, die ich gemacht habe, ſo ver⸗ 
ſtanden werden konnten, als ob ich der Anwaltſchaft bei 
Erfüllung der Pflichten, die ihnen jetzt das Armenrecht 
auferlegt, irgendeinen Vorwurf gemacht hätte. Ich 
habe im Gegenteil betont und mehrfach betont, wie 
opferwillig wir dieſe Armenlaſt getragen haben, die das 
Geſetz uns auferlegt; und weil wir ſie ſo vortrefflich 
getragen haben, darum glaubte ich, daß ein Appell an 
Sie, noch weiter zu gehen, auf fruchtbaren Boden fallen 
wird. Wie derartige Ausführungen als Zumutungen, 
als Verdächtigungen der Leiſtungen der Anwaltſchaft 
hingeſtellt werden können, iſt mir ſchier unbegreiflich. 

(Sehr richtig!) 

Der Herr Kollege Görres hat auf die praktiſche 
Schwierigkeit hingewieſen, die die Verwirklichung meiner 
Theſe I mache. Das gebe ich ganz gern zu, und ich 
würde nicht dem Anwaltstage zugemutet haben, irgend⸗ 
wie praktiſch Wege für die vollſtändig verſchieden 
liegenden Verhältniſſe im Deutſchen Reiche zu empfehlen. 
Ich empfehle einen Grundgedanken, und die Ausführung 
dieſes Grundgedankens wird ſelbſtverſtändlich im 
Badiſchen und in Oſtpreußen ſich total verſchieden 
geſtalten. Die Verwirklichung muß Sache der einzelnen 
Kammern und der einzelnen Gerichtsbezirke ſein. 

Ich danke dem Herrn Kollegen Heilberg dafür, 
daß er nach verſchiedenen Richtungen die irrige Auf 
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faſſung des Herrn Kollegen Klöppel widerlegt hat, 
und ich bin vollſtändig ſeiner Anſicht, daß nur der 
Staat und allein der Staat die Verpflichtung hat, die 
Koſten zu tragen. 

Den Gedanken, den Herr Kollege Klein rath ver- 
treten hat, daß man den Kommunen einen Teil 
der Koſten auferlegen ſoll, halte ich prinzipiell für 
einen ungerechtfertigten. Der Staat iſt es, der die 
Juſtiz zu verwalten hat; er muß daher ſelbſtverſtändlich 
auch die Koſten tragen. Und von dieſem Geſichtspunkt, 
daß der Staat die Koſten zu tragen hat, geht ja auch 
unſere Zivilprozeßordnung aus. Nur nach einer 
Richtung hin hat der Staat dieſe Koſten abgewälzt, 
inſofern er ſagt: der Anwalt ſoll gebührenfrei auf- 
treten. Für die Gerichtsvollzieher beſteht eine ähnliche 
Beſtimmung; aber ich erinnere daran, daß die ihre 
Auslagen erſetzt bekommen. 

(Zuruf: Polizei!) 
— Daß die Polizei ſich Auskünfte von uns bezahlen 
läßt, iſt bedauerlich und unbegründet. Jedenfalls iſt 
es nach dem Sinne der zivilprozeſſualen Beſtimmungen 
ungerechtfertigt, daß irgendeine ſtaatliche Behörde uns 
Koſten auferlegt; denn der Staat ſoll dieſe Laſten 
übernehmen. 

Ganz gefährlich wäre aber der Weg, den Herr 
Kollege Kleinrath mit ſeiner Zuſatztheſe empfiehlt. 
Er ſagt nämlich: die Stellen, die das Bedürfnis prüfen, 
müßten auch die Laſten tragen, und das ſeien die 
Kommunen. Meine Herren, das wäre ein Schnitt 
ins Mark des Armenrechts, 

(ſehr richtig!) 
das iſt auch prinzipiell nicht zu rechtfertigen. Denn 
wenn die Stellen, die prüfen, auch die Laſten tragen 
ſollen, dann wird das Prinzip des gleichen Rechts für 
alle bald illuſoriſch ſein. 


(Sehr gut!) 


Linde, der, wie erwähnt, große Verdienſte ſich auf 
dieſem Gebiete erwarb, hat nach dieſer Richtung hin 
immerfort davor gewarnt, daß man die Stellen, die 
die Bedürftigkeit prüfen, zu gleicher Zeit mit den 
Koſten belaſte. Der Herr Staatsſekretär Nieberding 
hat allerdings bei der Beratung der Zivilprozeßnovelle 
einen entgegengeſetzten Gedanken ausgeſprochen. Bei 
der Bekämpfung der von mir erwähnten Anträge auf 
Erſatz der Auslagen meinte er etwa: Wenn die Vor⸗ 
frage über die Ausſtellung des Armutszeugniſſes von 
den Gemeindeverwaltungen beantwortet werde, dann 
wäre es auch richtig, die Gemeinden für die Folgen 
ihrer Entſcheidung eintreten zu laſſen. Dem Staat 
aber die Koſten dafür aufzuerlegen, das halte er nicht 
für richtig, das halte er ſogar für gefährlich. 

Die Argumentation iſt nicht zutreffend. Denn die 
Gemeinden erteilen nicht das Armenrecht, ſondern das 
Prozeßgericht. Und in der Zivilprozeßordnung iſt klar 
ausgeſprochen, daß der Staat der Träger der Koſten 
des Armenrechts ſei (abgeſehen von der Ausnahme in 
Nr. 3 des § 115). Beim Armenrecht handelt es ſich 
um einen Akt der Juſtizpflege. Die Koften ſind daher 
weder den Gemeinden noch den Armenverbänden noch 
den Behörden, die das Bedürftigkeitszeugnis ausſtellen, 
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ſondern nur der Staatskaſſe mit logiſcher Notwendigkeit 
aufzubürden. 

Endlich hat der Herr Kollege aus Ulm davor 
gewarnt, meinen Antrag wegen Anhörung der Gegen— 
partei anzunehmen. Ich halte dieſen Antrag bezüglich 
des beſtehenden Armenrechts für einen der beſten. Er 
iſt übrigens nicht meinem Kopf entſprungen, ſondern 
wiederholt vertreten worden. Und mit Recht und ſo 
wirkſam vertreten, daß eine Anzahl Gerichte ſich unſere 
Zivilprozeßordnung anſahen und ſagten: das iſt ja 
auch vereinbar mit der Zivilprozeßordnung, — wir 
ſollen in die Prüfung eintreten, alſo können wir auch 
den Gegner hören, und wenn der Gegner bedeutſames 
Material beibringt, dann haben wir darüber zu be- 
finden. Es gibt ja tauſend Fälle, in denen das Gericht 
durch die Anhörung des Gegners weiter kommen wird. 
Ein Darlehn wird eingeklagt; vom Beklagten wird 
eine Urkunde beigebracht, wonach der Betrag getilgt 
iſt, es werden Belege vorgelegt. Überhaupt hat der 
Gegner in der Regel den ſchärfſten Blick für die 
Schwächen der Poſition des anderen. Ich kann Sie 
deshalb nur dringend bitten, dem Antrag des Herrn 
Kollegen Gump nicht zu entſprechen. 

Ich wiederhole ſchließlich die Bitte, im Sinne der 
Reſolutionen, die ich vorhin verleſen habe, zu handeln. 


Abſtimmung. Der Antrag I des Herrn Bericht⸗ 
erſtatters wird mit großer Mehrheit angenommen; des⸗ 
gleichen Ziffer 1 des Antrages II. Über Ziffer 2 iſt 
die Abſtimmung zunächſt zweifelhaft; da auch die Gegen⸗ 
probe kein ſicheres Ergebnis aufweiſt, wird zur itio in 
partes geſchritten, bei der ſich die Mehrheit für die 
Annahme ergibt. Ziffer 3 wird mit großer Mehrheit 
angenommen, Ziffer 4 dagegen nach Probe und Gegen- 
probe abgelehnt. Der Antrag Kleinrath wird in 
ſeinen beiden Ziffern 1 und 2 abgelehnt. 

Der Beſchluß geht ſonach dahin: 

I. Der XIX. Deutſche Anwaltstag empfiehlt der 
deutſchen Anwaltſchaft, namentlich in Groß⸗ 
ſtädten die Betätigung an dem ſozialen Hilfswerk 

emeinnütziger Rechtsberatung für Unbemittelte, 

fi es durch Schaffung eigener Organiſationen, 
ſei es durch Mitwirkung bei ſchon beſtehenden 
ſtaatlichen, gemeindlichen oder privaten Ein- 
richtungen dieſer Art. Er ruft in dieſem Sinne 
die Anwälte Deutſchlands zu einer freiwilligen 
Pflichtanwaltſchaft auf. 

II. Hinſichtlich der beſtehenden geſetzlichen Pflicht— 
anwaltſchaft empfiehlt der XIX. Deutſche An- 
waltstag folgende Forderungen: 

1. die Aufnahme einer amtlichen Statiſtik über 
die Armenrechtsprozeſſe (Anzahl, Inſtanzen, 
Höhe des Streitwertes, Höhe des Auslagen⸗ 
und Gebührenſolls, Ausgang uſw.), die einen 
Überblick über alle Oberlandesgerichtsbezirke 
des Deutſchen Reichs gewährt. Erſt eine 
ſolche Statiſtik wird eine ſichere Grundlage 
dafür ſchaffen, ob ein Mißbrauch des Armen⸗ 
rechts vorliegt, und mit welchen Mitteln 
ihm zu ſteuern ift; 

2. die Beibehaltung des bisherigen Rechts⸗ 
zuſtandes in bezug auf die Gebührenfreiheit, 
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dagegen den Erſatz der Schreibkoſten und 
aller baren Auslagen, 


3. die regelmäßige Anhörung des Gegners der 
Armenpartei vor Bewilligung des Armen⸗ 
rechts, die mit den Beſtimmungen unſerer 
Zivilprozeßordnung vereinbar iſt, und auch 
ſchon von manchen Gerichten hin und wieder 
geübt wird. 


Nr. 7 der Tagesordnung wird auf Antrag des 
Rechtsanwalts Dr. Drucker-Leipzig unter Zuſtimmung 
des Berichterſtatters, Rechtsanwalts Bloch I-München 
zurückgeſtellt. 


Es ſolgt Nr. 8 der Tagesordnung: 


Der Entwurf der neuen Straſprozeßordnung, 

insbeſondere die Verteidigung in Strafſachen. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt H. Armer-Breslau und 
Rechtsanwalt Dr. Roſenthal-München. 


Berichterſtatter Rechtsanwalt H. Armer⸗Breslau: 
Meine Herren Kollegen! Es iſt bekannt, daß die 
zahlreichen Verſuche, die von der Reichsregierung wie 
vom Reichstag gemacht worden ſind, um eine Anderung 
unſerer Strafprozeßordnung herbeizuführen, nicht zum 
Ziele geführt hoben. Am 19. April 1902 beſchloß der 
Reichstag einſtimmig, die Regierung zu erſuchen, dem 
Reichstag baldmöglichſt einen Entwurf betr. die Ande— 
rung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Straf— 
prozeßordnung im Sinne der Wiedereinführung der 
Berufung vorzulegen. Die Regierung kam dieſem 
Beſchluſſe nach, indem fie eine Kommiſſion aus 21 Mit- 
gliedern einſetzte, der u. a. 5 Rechtsanwälte angehörten. 
Die Kommiſſion hatte die Aufgabe, beſtimmte Fragen, 
die ihr von der Regierung vorgelegt wurden, gut— 
achtlich zu beantworten. Sie hat ſich dieſer Aufgabe 
in den Jahren 1903 bis 1905 unterzogen und die 
Protokolle ihrer Sitzungen in zwei Bänden veröffent- 
licht. An dieſe Veröffentlichung ſchloß ſich eine reiche 
Kritik, die ſich überwiegend abfällig äußerte. Uns 
intereſſiert es, daß die Kommiſſion die Schwurgerichte 
abſchaffen wollte, indem ſie als erſtinſtanzliche Gerichte 
außer dem Reichsgericht, die kleineren, mittleren und 
großen Schöffengerichte vorſchlug. Beachtenswert iſt, 
daß die Kommiſſion die Mitwirkung der Laien auch 
für die Berufungsinſtanz vorausſetzte. Es iſt ferner 
anzuerkennen, daß die Kommiſſion das geſamte Material, 
das für eine Reform des Strafverfahrens in Betracht 
kommt, in vollſtändigſter Weiſe verarbeitet hat. 

Nachdem die Kommiſſion ihre Arbeiten beendet 
und die öffentliche Kritik ſich hierzu geäußert hatte, 
arbeitete das Reichsjuſtizamt den Entwurf aus, der 
ſich als vollſtändige Neufaſſung der Strafprozeßordnung 
und als Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz darſtellt. 
Zu dieſem Entwurf ſind ſchließlich noch einige nicht 
unweſentliche Anderungen des Bundesrats hinzugetreten. 

Will man gegenüber dieſem neuen Geſetzentwurf 
die richtige Stellung einnehmen, ſo kommt es darauf 
an, feſtzuhalten, welche Tatſachen die Anderung unſerer 
Strafprozeßordnung notwendig machten. Zunächſt iſt 
es wichtig, daran zu erinnern, daß der einſtimmige 
Beſchluß des Reichstages vom Jahre 1902 eine Vor— 
lage im Sinne der Wiedereinführung der Be— 
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rufung verlangt. Vielleicht wäre es einfacher geweſen, 
wenn N die Reichsregierung hiermit, alſo mit der 
Einführung der Berufung gegen Strafkammerurteile 
begnügt hätte. Sie hat aber erklärt, daß eine all- 
gemeine Reform notwendig wäre, um das erſchütterte 
Vertrauen in unſere Strafrechtspflege wieder 
herzuſtellen. 8 

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß man zu einer 
Reform unſeres Strafverfahrens eine andere Stellung 
einnehmen müßte, wenn ſich z. B. innerhalb der dreißig 
Jahre, ſeit denen die Strafprozeßordnung in Kraft iſt, 
Mißſtände nach der Richtung gezeigt hätten, daß ſie 
nicht ausreicht, um das gewohnheitsmäßige Verbrecher 
tum zu bekämpfen, oder daß ſonſt in irgendeiner Be— 
ziehung ſich die Notwendigkeit nach einer Verſtärkung 
der ſtaatlichen Garantien bezüglich des Strafverfahrens 
herausgeſtellt hätte. Aber hiervon iſt in allen Kritiken 
unſerer Strafprozeßordnung, die Wach das mangel- 
hafteſte Erzeugnis unſerer Reichsjuſtizgeſetzgebung 
nennt, keine Rede. Im Gegenteil, ſowohl die Kom— 
miſſion, als auch der Entwurf gehen davon aus, daß 
es ſich darum handle, daß die Strafjuſtiz mehr als 
bisher vom Vertrauen der Bevölkerung getragen werden 
müſſe, daß die beſtehende Divergenz zwiſchen den 
Urteilen der Gerichte und dem Rechtsbewußtſein des 
Volkes beſeitigt werden müſſe. Insbeſondere verlange 
die öffentliche Meinung, daß den Laien in allen Straf— 
gerichten die Teilnahme an der Rechtſprechung ein— 
geräumt werde. Ferner werden als die Hauptmängel 
der jetzigen Strafprozeßordnung bezeichnet die un— 
günſtige Stellung des Beſchuldigten im Vorverfahren 
und die Beſchränkungen, die der Tätigkeit des Ver⸗ 
teidigers, beſonders im Vorverfahren, gegenwärtig auf— 
erlegt ſind. 

Der Entwurf hat die Mängel des geltenden Rechts 
klar erkannt. Die Begründung verſpricht auch die 
Abſtellung dieſer Mängel. Es läßt ſich aber nicht 
leugnen, daß der Entwurf dieſes Verſprechen nicht 
einlöſt, daß er gerade in den wichtigſten Fragen 
auf halbem Wege ſtehen bleibt, zum Teil ſogar erheb— 
liche Verſchlechterungen des gegenwärtigen Zuſtandes 
herbeiführt. 

Von den Vorzügen des Entwurfs ſeien folgende 
hervorgehoben: Die Sprache des Entwurfs iſt im 
Gegenſatz zu dem trockenen und oft unverſtändlichen 
Juriſtendeutſch unſerer Straſprozeßordnung eine klare, 
leicht verſtändliche, moderne. Der ganze Aufbau des 
Geſetzes iſt folgerichtig gegliedert und logiſch durch⸗ 
gearbeitet. Es finden ſich auch viele juriſtiſch⸗techniſche 
Verbeſſerungen untergeordneter Art. Das Verfahren 
gegen Jugendliche iſt einheitlich geſtaltet und bedeutet 
einen erheblichen Fortſchritt gegen das bisherige Ver⸗ 
fahren. Im Privatklageverfahren ſind zahlreiche Lücken 
ausgefüllt und viele Streitfragen des gegenwärtigen 
Rechts zutreffend gelöſt. Viele werden auch die Ein⸗ 
ſchränkung des Legalitätsprinzips und die Ausdehnung 
des Privatklageverfahrens als einen Fortſchritt be⸗ 
zeichnen, ebenſo die Ausdehnung des Strafbefehl. 
verfahrens. Es muß auch zugegeben werden, daß die 
Regelung des Vorverfahrens und des Zwiſchenverfahrens 
manche Verbeſſerungen verheißt, obgleich gerade hier 
und insbeſondere in der Beſſerſtellung des Verteidigers 
im Vorverfahren nur halbe Arbeit gemacht iſt. Jeden⸗ 
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falls befeitigt der Entwurf die Strafkammern in ihrer 
bisherigen Geſtalt und führt die Berufung gegen die 
Strafkammerurteile ein. 

Das, was vom Standpunkt der Rechtsanwaltſchaft 
aus an dem Entwurf zu tadeln iſt, und was uns ihn 
in ſeiner jetzigen Geſtalt unannehmbar erſcheinen läßt, 
iſt die Tatſache, daß die Reichsregierung das, was ſie 
auf der einen Seite als wirkliche oder vermeintliche 
Verbeſſerungen bietet, wieder auszugleichen ſucht, indem 
ſie dieſe Verbeſſerungen zum Ankaß nimmt, um wert⸗ 
volle und unentbehrliche Garantien des bisherigen Ver⸗ 
fahrens zu beſeitigen. So iſt die Aufhebung des im 
§ 244 StPO. niedergelegten Grundſatzes eine un⸗ 
erträgliche Verſchlechterung des Verfahrens. Ebenſo 
kann es uns nicht genügen, daß die Mitwirkung der 
Laien zwar für die erſte Inſtanz feſtgeſetzt wird, daß 
aber die Berufungsgerichte durchweg mit gelehrten 
Richtern beſetzt werden. Auch die Verſchlechterung der 
Rechtsmittel und zwar ſowohl der Berufung durch 
Einführung der Berufungsanträge, als der Reviſion 
durch Einführung des Begriffs des Rechtsirrtums, als 
der Wiederaufnahme durch die Verpflichtung, die Un⸗ 
ſchuld zu beweiſen, iſt für uns unannehmbar. 

Der Entwurf hat auch geglaubt, aus den Ergeb- 
niſſen einzelner Senſationsprozeſſe Beſchränkungen der 
bisherigen Garantien herleiten zu müſſen, ſo auf dem 
Gebiete der Offentlichkeit des Verfahrens und auf 
dem Gebiete des Fragerechts gegenüber den Zeugen. 

Es iſt auch zu beachten, daß unter denen, die 
den Entwurf in der Offentlichkeit der Kritik unter⸗ 
zogen haben, ſich manche Stimmen finden, die dieſe 
Gelegenheit benutzen wollen, um über den Entwurf 
hinaus noch weitere Verſchlechterungen zuungunſten 
des Angeklagten herbeizuführen. So drängen ſich ins⸗ 
beſondere die Gegner der Offentlichkeit des Verfahrens 
und die zahlreichen Juriſten, die das Vorhandenſein 
der Verteidigung als ein Übel anſehen, hervor und 
ſuchen aus einzelnen Beiſpielen, aus Schäden, die viel⸗ 
leicht im Einzelfalle hervorgetreten ſein mögen, Folge⸗ 
rungen zu ziehen, durch die das ganze Strafverfahren 
in Mitleidenſchaft gezogen wird, indem ſie gar nicht 
begreifen, welche wertvollen Funktionen die Offentlichkeit 
des Verfahrens und die Verteidigung auszuüben hat. 

Auf dieſe Weiſe verſchiebt ſich allmählich das Bild, 
die Hauptziele der Reform treten zurück und ſo kann 
es kommen, daß ein Geſetzentwurf, der den aus⸗ 
geſprochenen Zweck hatte, die ungünſtige Stellung des 
Angeklagten zu verbeſſern, dieſes Ziel mehr und mehr 
aus den Augen verliert und ſchließlich dahin führt, 
daß das Hauptziel der Reform: Die Wiederherſtellung 
des erſchütterten Vertrauens des Volkes in unſere 
Strafrechtspflege nicht erreicht wird, ſondern daß viel— 
mehr die gegenteilige Wirkung zu befürchten iſt. 

Deswegen iſt es gerade die Pflicht der Rechts⸗ 
anwälte, an der ſchließlichen Ausgeſtaltung des Straf— 
verfahrens in dem Sinne mitzuwirken, daß wir auf 
die Fehler des Entwurfs aufmerkſam machen. Unſer 
Standpunkt iſt in gewiſſem Sinne ein ſubjektiver, da 
wir den Schutz des Angeklagten, der uns ſeine 1 —5 
eſſen anvertraut, im Auge haben. Aber gerade inſoweit 
befinden wir uns auf dem rechten Wege: Denn der 
gired der Reform ſoll eben gerade der fein, durch 
höhung der Garantien des Angeklagten eine beſſere 
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Rechtſprechung zu erzielen und auf dieſe Weiſe das 
vorhandene Mißtrauen in unſere Strafrechtspflege zu 
beſeitigen. . 6 

* 

Wenden wir uns nunnehr der Kritik des Entwurfs 
im einzelnen zu, ſo haben wir zunächſt es zu tun: 

mit der Organiſation der Gerichte und dem 
Inſtanzenzug. 

Die Beſtrebungen, das Schwurgericht zu be- 
ſeitigen, können als abgetan angeſehen werden, und es 
braucht daher auf die Vorzüge, die dieſes Gericht 
vor andern, auch vor dem von der Kommiſſion vor⸗ 
geſchlagenen großen Schöffengericht (drei Richter und 
ſechs Schöffen) hat, nicht näher eingegangen zu werden. 

Dagegen iſt zu beachten, daß der Entwurf eine 
Einſchränkung der Kompetenz des Schwurgerichts in⸗ 
ſofern anſtrebt, als er die Aburteilung der Urkunden⸗ 
fälſchung, des Verbrechens im Amt, des Konkurs⸗ und 
Depotverbrechens, ſoweit dieſe Delikte bisher vom 
Schwurgericht abzuurteilen waren, der Strafkammer 
überweiſt. Das Schwurgericht begründet dies damit, 
daß dieſe Verbrechen die Aufbietung des Schwurgerichts⸗ 
apparates nicht rechtfertigen und andererſeits rechtlich 
und tatſächlich beſonders verwickelt zu ſein pflegen. 

Wir halten dieſe Gründe nicht für durchſchlagend. 
Beſondere Übelſtände find bei der Aburteilnng dieſer 
Delikte durch das Schwurgericht nicht hervorgetreten. 
Schon aus prinzipiellen Gründen muß einer Ein⸗ 
ſchränkung der Kompetenz des Schwurgerichts entgegen⸗ 
getreten werden, weil die Gefahr beſteht, daß ſonſt 
mehr und mehr Delikte, z. B. auch Meineid und 
Sittlichkeitsverbrechen, dem Schwurgericht entzogen 
werden und ſo nach und nach der Kreis der ſchwur⸗ 
gerichtlichen Delikte ſo zuſammenſchmilzt, daß es ſich 
nicht mehr lohnt, den ganzen Apparat der Schwur⸗ 
gerichte in Bewegung zu ſetzen. 

Der Entwurf des Berliner Anwaltvereins ſchlägt 
eine Erweiterung der Kompetenz der Schwurgerichte 
vor, indem er die unzüchtigen Handlungen mit Kindern 
unter 14 Jahren und die verſuchten Abtreibungen den 
Schwurgerichten zuweiſen will. So erwägenswert die 
Gründe des Berliner Vorſchlages ſind, ſo iſt doch mit 
einer Ausdehnung der ſchwurgerichtlichen Kompetenz 
gegenwärtig nicht zu rechnen. Deswegen muß von 
einem Antrage 100 dieſer Richtung hin, ebenſo auch 
bezüglich der Preßdelikte abgeſehen werden. 

Im übrigen iſt der Inſtanzenzug folgender: In 
erſter Inſtanz entſcheidet das Amtsgericht teils ohne 
Schöffen, teils mit Schöffen. Die Berufung gegen 
die Urteile des Amtsgerichts geht an die Strafkammer 
mit drei Richtern. Das zweite erſtinſtanzliche Gericht 
iſt die Strafkammer mit zwei Richtern und drei Schöffen. 
Die Berufung geht an die Berufungsſenate, die mit 
fünf Richtern beſetzt ſind. 

Die Reviſion gegen die Urteile der Berufungs⸗ 
ſtrafkammern und der Berufungsſenate geht mit uns 
weſentlichen Abweichungen wie bisher an das Ober: 
landesgericht, bzw. das Reichsgericht. 

m einzelnen iſt folgendes zu beachten: Der Aus⸗ 
dru „Schöffengericht wird beſeitigt. Der Amtsrichter 
ohne Schöffen, der bisher nur im Umfange des 
8 211 StPO. bei Vorführung des Beſchuldigten zu 
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fungieren hatte, ſoll über ſämtliche Übertretungen und 
über die Vergehen, die mit Haft oder mit Geldſtrafe 
bis 300 % bedroht find, und über die Vergehen des 
§ 1464 GewO. urteilen. Der Entwurf begründet 
dieſe Ausſchaltung der Schöffen damit, daß in dieſen 
Bagatellſachen die Aufklärung des Sachverhalts keine 
beſonderen Schwierigkeiten bereitet, die Zweifel lägen 
überwiegend auf rechtlichem Gebiete. Dem gegenüber 
iſt daran feſtzuhalten, daß gerade bei dieſen an ſich 
unbedeutenden Straftaten die Mitwirkung der Schöffen 
unentbehrlich iſt. Es handelt ſich hier vielfach um 
Polizeiverordnungen, um kleine Delikte des Gewerbe— 
rechts und gerade hierbei iſt häufig die Schikane der 
unteren Polizei- und Verwaltungsorgane zu befürchten. 
Es kommen hier häufig politiſche und ſozialpolitiſche 
Geſichtspunkte in Betracht, die Beſtrafung wegen dieſer 
Übertretungen und Vergehen ſtellt ſich oft als ein ſehr 
ſtarker Eingriff in die Eigentums⸗ und Vermögens⸗ 
verhältniſſe und in den Gewerbebetrieb dar. Wollte 
man auf dieſem Gebiete den Amtsrichter allein Recht 
ſprechen laſſen und würde man auf dieſe Weiſe in 
allen drei Inſtanzen die Laien vollſtändig ausſcheiden, 
ſo käme man hier zu einem reinen Juriſtenrecht. Wenn 
man die Mitwirkung der Schöffen gerade deswegen 
für notwendig hält, weil ſie die perſönlichen und örtlichen 
Verhältniſſe beſſer kennen, weil fie mit der Ausdrucks⸗ 
weiſe der Bevölkerung beſſer vertraut ſind, weil ſie 
wegen ihrer Bekanntſchaft mit den örtlichen und beruf— 
lichen Anſchauungen und Gewohnheiten wertvolle Auf— 
klärungen geben und bei der Urteilsfällung zu einer 
dem Volksempfinden entſprechenden Entſcheidung bei- 
tragen können, ſo muß gerade auf dem Gebiete des 
Bagatellrechts ihre Mitwirkung verlangt werden. 

Die Kompetenz des Amtsgerichts mit Schöffen iſt 
auch gegenüber der Novelle vom 5. Juni 1905 er⸗ 
heblich erweitert, auch bezüglich der ſogenannten Über⸗ 
weiſungsdelikte, insbeſondere dadurch, daß auch Dieb— 
ſtahl und Betrug im Rückfalle und Untreue, ſowie das 
Vergehen gegen § 184 StGB. als Überweiſungsdelikte 
behandelt werden, ebenſo Verbrechen und Vergehen der 
Jugendlichen. Ich verweiſe in dieſer Beziehung auf 
den Text des Geſetzes. An Stelle des Überweiſungs⸗ 
beſchluſſes, der als bedeutungsloſe Formel abgeſchafft 
wird, tritt die Erhebung der Anklage der Staats⸗ 
anwaltſchaft vor dem Amtsgericht. Auf Zuchthaus 
darf das Amtsgericht nicht erkennen, bei Diebſtahl und 
Betrug im Rückfalle muß es daher, wenn es nicht 
unter Zuerkennung mildernder Umſtände auf Gefängnis 
erkennen will, die Sache an die Strafkammer verweiſen. 

Die Strafkammer als erſte Inſtanz ſoll zuſammen⸗ 
geſetzt ſein aus zwei Richtern und drei Schöffen. Die 
bisherige Strafkammer wird alſo beſeitigt und hiermit 
wird dem Hauptmangel unſeres bisherigen Verfahrens 
abgeholfen. Vielfach iſt die Zuſammenſetzung in der 
Form gefordert worden, daß ein Richter und vier Schöffen 
die Strafkammer bilden ſollen. Man befürchtet, wenn 
zwei Richter der Kammer angehören, Unſtimmigkeiten 
der Richter, die ungünſtig auf die Schöffen einwirken 
könnten. Ich halte dieſen Einwurf für nebenſächlich. 
Die Zuſtändigkeit der Strafkammer wird vermehrt 
durch die Delikte, die dem Schwurgericht abgenommen 
werden: Urkundenfälſchung, Amtsverbrechen, Konkurs⸗ 
verbrechen und Depotverbrechen. 


17. 1909. 


Für die Berufungsinſtanz iſt die Mitwirkung der 
Laien nicht vorgeſehen, es ſoll vielmehr die Straf: 
kammer in der Beſetzung von drei Richtern, der Be⸗ 
rufungsſenat in der Beſetzung von fünf Richtern 
fungieren. Der Entwurf begründet dieſe Ausſchaltung 
der Laien damit, daß es genüge, daß Laien in erſter 
Inſtanz zur Aufklärung und gründlichen Behandlung 
beitragen. Sie ſeien weniger geeignet für die Be⸗ 
rufung, die immer eine gewiſſe Nachprüfung der recht⸗ 
lichen Auffaſſung des erſten Gerichts in ſich ſchließt. 
Auch gegenwärtig gehe die Berufung gegen die Schöffen⸗ 
gerichte an die Strafkammern, ohne daß Laien mit- 
wirken. Es ſei auch zu befürchten, daß geeignetes 
Schöffenmaterial fehlen würde. 

Mit Recht wird aber allſeitig die Beſetzung der 
Berufungsgerichte mit Laien verlangt. Die Vorzüge 
der Mitwirkung der Schöffen in erſter Inſtanz, wie 
ſie von der Kommiſſion und auch vom Entwurf rückhalt⸗ 
los anerkannt werden, ſind dieſelben bei der zweiten 
Inſtanz. Die Kommiſſion hat auch die Berufungs⸗ 
gerichte mit Laien beſetzt. Bleibt es bei dem Vorſchlage 
des Entwurfs, ſo werden die Laiengerichte der erſten 
Inſtanz zu einer Vorinſtanz degradiert. Die alte 
Strafkammer ſteigt aus der Verſenkung. In Wahrheit 
gibt ſie in der Beſetzung mit drei Richtern oder als 
Berufungsſenat mit fünf Richtern die endgültige Ent⸗ 
ſcheidung auf tatſächlichem Gebiet. Es würde das, 
wie Wach ſagt, darauf hinauskommen, daß das 
Juriſtenkollegium dem Schöffengerichte überlegen und 
vorzuziehen ſei. 

Es kann auch nicht zugegeben werden, daß ein 
Mangel an Schöffen eintreten würde. Jedenfalls wäre 
es dann nicht der Fall, wenn man entweder, wie dies 
vielfach vorgeſchlagen wird, an Stelle des fünftägigen 
Jahresdienſtes einen zehntägigen einführte, was auch 
den Vorteil hätte, daß die Schöffen auf dieſe Weiſe 
eine größere Vertrautheit mit dem Geſetz und dem 
Verfahren erhielten. Man ſpreche nicht davon, daß 
hierdurch eine übermäßige Belaſtung des Volkes ein⸗ 
tritt. Will das Volk an der Rechtspflege mitwirken, 
jo muß es auch die daraus etwa entſtehenden Unzu— 
träglichkeiten mit in Kauf nehmen. Es wäre ferner 
nur notwendig, die Arbeiterbevölkerung mehr als bisher 
zum Schöffendienſte heranzuziehen. Es würde ſich 
dadurch der nicht zu unterſchätzende Vorteil ergeben, 
daß manche unbegründeten Vorurteile, manches Miß⸗ 
verſtändnis, manches Mißtrauen durch dieſe Mitarbeit 
beſeitigt würde. Es wäre aber auch durchaus kein 
Fehler, wenn auf dieſe Weiſe die Arbeiterſchaft tat⸗ 
ſächliche Kenntnis von etwa vorhandenen Mißſtänden 
erhielte, um dann an deren Beſeitigung auf Grund 
dieſer Kenntnis mitarbeiten zu können. Die Richter 
würden die politiſche und ſozialpolitiſche Auffaſſung 
der Arbeiter aus dieſer gemeinſchaftlichen Arbeit kennen 
lernen. Eine ſolche Mitwirkung der Arbeiter als 
Schöffen wäre wohl geeignet, die breite Kluft zu über⸗ 
brücken, die heute oft die Arbeiterſchaft von den Organen 
der Rechtspflege trennt. 


(Lebhafter Beifall.) 


Der Entwurf gliedert die Berufungsſenate den 
Landgerichten an. Er gibt dabei zu, daß Regierung 
und Reichstag bezüglich der Frage, ob dieſe Berufungs⸗ 
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gerichte an den Landgerichten oder Oberlandesgerichten 
einzurichten wären, geſchwankt haben, und er hält für 
entſcheidend das praktiſche Bedürfnis bei Durchführung 
der Berufungsverhandlung, weil nur durch die An⸗ 
gliederung au die Landgerichte die gleichen Grundſätze 
der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit in erſter Inſtanz 
durchgeſetzt werden könnten. 

Auch die Kommiſſion hatte ſich für die Landgerichte 
entſchieden und war über die Gründe der Minderheit 
hinweggegangen, die insbeſondere darin beſtanden, daß 
in der Auffaſſung des Volkes der Übergang an ein 
höheres Gericht mit der Berufung untrennbar ver— 
bunden ſei, ſonſt würde es nicht als vollwertig an— 
geſehen, entbehrte des öffentlichen Vertrauens und 
verfehlte deshalb den Zweck. Die Kritik des Verfahrens 
erſter Inſtanz könne nur von einem höheren Richter 
ausgeübt werden. Nur ſo werde die Einheitlichkeit 
der Rechtſprechung, die Ausgleichung von Härten bei 
der Strafzumeſſung erzielt. Richter desſelben Gerichts 
würden ungern Urteile aufheben, andernfalls würde 
die Kollegialität leiden. 

Der Entwurf glaubt dieſe Einwendungen zu be— 
ſeitigen, einmal dadurch, daß das Berufungsgericht 
durch den Titel „Berufungsſenat“ ausgezeichnet werde, 
dann durch die Art ſeiner Beſetzung. Denn es ſolle 
als Vorſitzender des Berufungsſenats der Präſident 
des Landgerichts oder ein Mitglied des Oberlandes— 
gerichts oder einer der Direktoren des Landgerichts 
fungieren. Allein in der Praxis wird ſich bei der Zu— 
laſſung von Vertretern für den regelmäßigen Vor⸗ 
ſitzenden vorausſichtlich die Sache ſo geſtalten, daß 
dieſer Berufungsſenat trotz ſeines höheren Titels ſich 
wenig von der jetzigen Strafkammer unterſcheiden wird. 
Auch die Beſtimmung des Bundesrats, daß zwei Mit— 
glieder dem Oberlandesgericht entnommen werden 
dürfen, wird daran nichts ändern. Es wird regel- 
mäßig ein Landgerichtsdirektor, wie bisher der Straf— 
kammer, ſo dem Berufungsſenate vorſitzen, und auch 
die Vorſchrift, daß nur ſtändig angeſtellte Richter Bei— 
ſitzer ſein dürfen, iſt kein Fortſchritt, denn dies wäre 
an ſich eine ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung auch für 
unſere jetzige Strafkammer. Endlich ſieht der Entwurf 
in der Tatſache, daß mehrere Landgerichte ein gemein- 
ſames Berufungsgericht bilden können und daß dieſer 
Berufungsſenat an dem Landgerichte zuſammentreten 
ſoll, das ſich am Sitze des Oberlandesgerichts befindet, 
und daß er in den Geſchäftsräumen des Oberlandes— 
gerichts tagen ſoll, eine Abhilfe gegen die erhobenen 
Bedenken. Es läßt ſich aber nicht verkennen, daß alle 
dieſe Gründe des Entwurfs nicht als ſtichhaltig an— 
geſehen werden können und daß jedenfalls im Volke 
dieſe am Landgericht tagenden, der Regel nach von 
einem Landgerichtsdirektor geleiteten Berufungsſenate 
nicht als Berufungsgerichte angeſehen werden werden. 

Sind nun aber die Bedenken gegen die Angliederung 
der Berufungsſenate an die Oberlandesgerichte beſonders 
mit Rückſicht auf die nun einmal bei uns ausſchlag⸗ 
gebende finanzielle Seite nicht zu beſeitigen und emp⸗ 
fiehlt es ſich ebenſowenig, wie vorgeſchlagen iſt, fliegende 
Berufungsſenate einzurichten, ſo könnte man wenigſtens 
inſoweit einen Mittelweg einſchlagen, als man für das 
Landgericht am Sitze des Oberlandesgerichts einen 
Berufungsſenat am Oberlandesgericht einrichten würde, 
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daß alſo z. B. für die Landgerichte in Berlin ein 
Berufungsſenat am Kammergericht errichtet würde und 
man wenigſtens alſo für dieſe Gerichte den Devolotiv- 
effekt erreichen würde. 

Man wende dagegen nicht ein, daß hierdurch eine 
gewiſſe Unregelmäßigkeit im Syſtem entſteht, daß die 
großen Landgerichte am Sitze des Oberlandesgerichts 
eine beſſere Berufungsinſtanz haben als die kleinen. 
Dieſe Unregelmäßigkeit iſt bei dem Vorſchlag des Ent- 
wurfs auch nicht zu vermeiden, wenigſtens nicht in der 
Auffaſſung des Volkes, wenn an dem einen Orte der 
Berufungsfenat in den Räumen des Oberlandesgerichts 
tagt (ohne ihm angegliedert zu ſein) und in den andern 
Fällen bald einmal ein Landgerichtspräſident, bald ein 
Oberlandesgerichtsrat, bald ein Landgerichtsdirektor den 
Vorſitz führt. Iſt es aus finanziellen Gründen nicht 
möglich, für die Berufungsinſtanz durchgängig ein 
Gericht höherer Ordnung zu ſchaffen, ſo tue man es 
wenigſtens da, wo dieſe finanziellen Erwägungen nicht 


Platz greifen. 

Ih verweiſe auch auf den Vorſchlag von Aſchrott, 
der die Strafkammern ganz beſeitigen, der für Bagatell⸗ 
ſachen den Einzelrichter, für Kapitalverbrechen das 
Schwurgericht in Funktion treten läßt und der alle 
übrigen Delikte dem Schöffengericht zuweiſt, wobei die 
Berufung an die Strafkammer geht, die aus drei 
Richtern und zwei Schöffen beſtehen ſoll. Dieſer Vor⸗ 
ſchlag hat zum mindeſten das eine für ſich, daß dadurch 
eine erhebliche Erſparnis an Schöffen und Richtern 
erreicht würde. 

Faßt man das Ergebnis der Organiſation der Ge— 
richte und des Inſtanzenzuges nach dem Vorſchlage 
des Entwurfs zuſammen, ſo ergibt ſich eine weſentliche 
Verſchlechterung gegenüber dem jetzigen Rechtszuſtand 
in zwei Beziehungen. Erſtens: Das Schöffengericht 
wird durch die Erweiterung der Kompetenz das haupt⸗ 
ſächlich zuſtändige Gericht und die Berufung geht an 
die mit drei Richtern befetzte Strafkammer, während 
dieſes Berufungsgericht gegenwärtig mit fünf Richtern 
beſetzt iſt, außer wenn es ſich um Privatklagen und 
Übertretungen handelt. Die Garantien des Angeklagten 
erleiden eine erhebliche Verſchlechterung durch dieſe 
Verminderung der Zahl der Richter des Berufungs- 
gerichts. Gegenwärtig müſſen vier von fünf Richtern für 
die Verurteilung ſein, in Zukunft genügt es, daß zwei 
gegen einen die Verurteilung ausſprechen. An Stelle 
einer Verſtärkung der Garantien des Angeklagten haben 
wir alſo hier eine Verminderung, die in der Praxis 
der Gerichte zu den ſchlimmſten Folgen für den An⸗ 
geklagten führen muß. Als zweite Verſchlechterung ſehe 
ich es an, daß infolge der Erweiterung der Kompetenz 
der Schöffengerichte die Reviſionsinſtanz verſchlechtert 
wird. Die Delikte, die gegenwärtig von der Straf— 
kammer als erſter Inſtanz abgeurteilt werden und bei 
denen die Reviſion an das Reichsgericht geht, unter⸗ 
liegen in Zukunft vielfach der Kompetenz des Schöffen- 
gerichts und gehen infolgedeſſen in der Reviſionsinſtanz 
an die Oberlandesgerichte. Nun wird zwar das 
Reviſionsverfahren inſofern geändert, als die Ein⸗ 
ſchränkung des § 380 aufgehoben wird, und in Zukunft 
die Reviſion auch vor dem Oberlandesgericht auf Ver⸗ 
letzung von Rechtsnormen über das Verfahren geſtützt 
werden kann. Allein es iſt ein Unterſchied, ob die 
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Reviſion vor das Oberlandesgericht oder vor das 
Reichsgericht gehört. Ganz abgeſehen von der beſſeren 
Beſetzung des Reichsgerichts als des höchſten Gerichts 
iſt auch die Einheitlichkeit der Rechtſprechung und die 
Einwirkung der öffentlichen Kritik bei dem Oberlandes⸗ 
gericht nicht in derſelben Weiſe gewährleiſtet wie bei 
dem Reichsgericht. 

Wende ich mich nun zum Legalitätsprinzip, — — — 


Vorſitzender: Herr Referent, würden Sie vielleicht 
Ihren Vortrag jetzt unterbrechen, um ihn nach der 
Frühſtückspauſe fortzuſetzen? 

(Zuſtimmung.) 

Dann mache ich jetzt eine Pauſe und zwar bis 
etwa 1 Uhr. 

(Pauſe von 12½ bis 1 Uhr 10 Minuten.) 


Vorſitzender: Meine Herren, die Verhandlung iſt 
wieder eröffnet. Ich bitte den Herrn Referenten, fort⸗ 
zufahren. 


Berichterſtatter H. Armer⸗Breslau (fortfahrend): 
Meine Herren Kollegen! Ich habe es jetzt weiterhin zu 
tun mit dem ſogenannten Legalitätsprinzip, das heißt 
mit der Verpflichtung der Staatsanwaltſchaft, Anklage 
zu erheben. Dieſes Legalitätsprinzip wird von dem 
Entwurf in mehrfacher Beziehung durchbrochen. Er 
ſtellt zwar im § 152 den Grundſatz auf, daß die 
Staatsanwaltſchaft wegen aller gerichtlich ſtrafbaren 
und verfolgbaren Handlungen zum Einſchreiten ver- 
pflichtet iſt, läßt aber hiervon weitgehende Ausnahmen 
zu. Unerheblich mag es dabei erſcheinen, daß die 
Staatsanwaltſchaft von der Verfolgung Abſtand nehmen 
kann, wenn mit Rückſicht auf andere bereits erkannte 
oder zu erwartende Strafen des Verdächtigen wegen 
anderer Taten die Verfolgung nicht ins Gewicht fällt 
(die Worte „durch das öffentliche Intereſſe nicht ge⸗ 
boten“ ſind vom Bundesrat abgeändert). Ebenſo 
ſcheint es unerheblich, daß das Einſchreiten der Staats⸗ 
anwaltſchaft nicht zu erfolgen braucht, wenn die Tat 
zugleich im Inlande und Auslande begangen worden 
iſt und inländiſche Rechtsgüter nicht verletzt ſind. Auch 
gegen die Ausnahme vom Legalitätsprinzip beim Ver⸗ 
fahren gegen Jugendliche ſoll hier nichts eingewendet 
werden. 

Dagegen iſt die Vorſchrift des § 154 von weit⸗ 
tragender Bedeutung. Sie bezieht ſich auf die Sachen, 
die vor dem Amtsgericht ohne Schöffen zu verhandeln 
ſind, alſo auf Übertretungen und ſolche Vergehen, die 
nur mit Haft und Geldſtrafe bis 300 A bedroht find, 
ſowie auf die Vergehen des § 146 4a GewO. Hier 
hatte der Entwurf die Staatsanwaltſchaft von der 
Verpflichtung zum Einſchreiten entbunden, wenn die 
Verfolgung des Verdächtigen durch das öffent— 
liche Intereſſe nicht geboten erſcheint. Der 
Bundesrat hat dies dahin abgeändert, wenn die Ver⸗ 
folgung des Verdächtigen wegen Geringfügigkeit der 
Verfehlung nicht geboten erſcheint. Er hat außerdem 
beſtimmt, daß, wenn die Verfolgung von Verletzten 
beantragt wird, der Verfolgungszwang beſtehen bleibt. 

Auch in dieſer von dem Bundesrat abgeſchwächten 
Form wird der Bruch mit dem Legalitätsprinzip viel 
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Bedenken begegnen. Birkmeyer wendet ſich mit aller 
Entſchiedenheit gegen jedes Abweichen vom Legalitäts⸗ 
prinzip, indem er darauf hinweiſt, mit welch unbeſtimmten 
Begriffen man es zu tun hat bei den Worten „öffent⸗ 
liche Intereſſen oder Geringfügigkeit der Verfehlung“. 
Das Vertrauen der Bevölkerung in die Objektivität 
der Rechtspflege werde geſchwächt, wenn bei Polizei⸗ 
delikten und Gewerbevergehen es mehr oder weniger 
dem Ermeſſen der Staatsanwaltſchaft überlaſſen bleibt, 
ob ſie Anklage erheben will oder nicht. Es beſtehe die 
Gefahr, daß auch da, wo dieſer Verdacht unbegründet, 
doch die Rechtspflege als Klaſſenjuſtiz verdächtigt werden 
würde, ein Geſichtspunkt, der auch von Wolfgang Heine 
und Heinemann geltend gemacht wird. Das Volk werde 
nicht verſtehen, aus welchen Gründen in dem einen 
Falle die Anklage erhoben wird, während ſie in dem 
andern unterbleibt, und immer werde man dies zu 
Angriffen gegen die Rechtspflege benützen. 

Der Berliner Entwurf will in all den Fällen, in 
denen vom Legalitätsprinzip abgewichen wird, die ſub⸗ 
ſidiäre Privatklage einführen. 

Wir haben vom Standpunkt des Anwalts aus keinen 
beſonderen Anlaß, uns für das Legalitätsprinzip zu 
begeiſtern. Es könnte vielleicht als wünſchenswert er⸗ 
ſcheinen, von ihm im Umfange des Entwurfs oder 
ſonſtwie abzuſehen, weil hierdurch jedenfalls das eine 
erreicht wird, daß weniger Anklagen erhoben werden. 
Trotzdem wird man ſich dafür entſcheiden müſſen, es 
bei dem Legalitätsprinzip zu belaſſen, weil es ſehr 
zweifelhaft ſein muß, ob die Staatsanwaltſchaft imſtande 
iſt, die ihr durch den Entwurf gegebenen Rechte ſo 
auszuüben, daß der Verdacht der Bevorzugung ein⸗ 
zelner Volksklaſſen oder einzelner Perſonen ver⸗ 
mieden wird. 

Der zweite Bruch mit dem Legalitätsprinzip ge⸗ 
ſchieht durch Erweiterung derjenigen Delikte, die im 
Wege des Privatklageverfahrens verfolgt werden können. 
Es treten hinzu der Hausfriedensbruch, die qualifizierte 
Körperverletzung, die Bedrohung, die Sachbeſchädigung, 
und vom Bundesrat hinzugeſetzt die Verletzung des 
Briefgeheimniſſes und alle Verletzungen des literariſchen, 
künſtleriſchen und gewerblichen Urheberrechts, ſoweit 
ſie als Vergehen ſtrafbar ſind. Hier ſoll wie bisher 
die öffentliche Klage nur erhoben werden, wenn dies 
im öffentlichen Intereſſe liegt. 

Auch hier haben wir Anwälte an ſich an dieſer 
Schwächung des Legalitätsprinzips kein beſonderes 
Intereſſe, denn es iſt klar, daß durch die Verweiſung 
auf das Privatklageverfahren viele Verfolgungen unter⸗ 
bleiben werden. Allein man vergeſſe nicht, daß durch 
die Verweiſung auf das Privatklageverfahren vielfach 
die Verfolgung geradezu unmöglich wird und daß alſo 
in gewiſſem Sinne eine Rechtloſigkeit des Verletzten 
eintritt; ganz abgeſehen von den Mühen und Koſten, 
die die Anſtrengung des Privatklageverfahrens dem 
Verletzten auferlegt, wird er in den Fällen, in denen 
er z. B. bei der qualifizierten Körperverletzung, der 
Bedrohung, dem Hausfriedensbruche keine Zeugen hat, 
gar nicht in der Lage ſein, die Beſtrafung des Täters 
herbeizuführen, da er ſelbſt als Privatkläger als Zeuge 
ausſcheidet. Es wird damit in allen Fällen z. B. auch 
die ſchwere Körperverletzung, die unter vier Augen 
geſchieht, völlig ſtraflos werden. 


38. Jahrgang. 


Es iſt auch darauf hinzuweiſen, daß für alle dieſe 
Fälle des erweiterten Privatklageverfahrens die Mög⸗ 
lichkeit des Vergleiches unter Zurücknahme der Privat⸗ 
klage beſteht und daß damit vielleicht einem unwürdigen 
Schacher und. Erpreſſungsverſuchen die Wege geebnet 
werden. 

Es iſt wohl richtig, wenn wir auch in dieſem 
Punkte den Geſichtspunkt des Vertrauens in die Rechts⸗ 
pflege in den Vordergrund ſtellen und deshalb dieſe 
Erweiterung der Privatklage ablehnen. 

Von den allgemeinen Vorſchriften behandeln 
wir zunächſt den Abſchnitt über Zeugen und Gad- 
verſtändige. Der Entwurf führt für Zeugen den 
Nacheid ein. Er geſtattet die Vereidigung der Zeugen 
am Schluſſe der Beweisaufnahme, die gleichzeitige 
Vereidigung mehrerer Zeugen und ändert die Eides⸗ 
formel in der Weiſe ab, daß der Zeuge nur noch die 
Worte zu ſprechen hat: Ich ſchwöre es, ſo wahr mir 
Gott helfe. | 

„Ich lege auf diefe Frage des Vor⸗ oder Nacheides 
kein großes Gewicht. Immerhin ſind die pfychologifchen 
Bedenken, die Seuffert gegen den Nacheid erhebt, 
wohl zu beachten. Auch vom Standpunkt der Ver⸗ 
teidigung aus können ſich aus dem Nacheide Nachteile 
ergeben: Die Zeugen bleiben nach ihrer Vernehmung 
und vor ihrer Vereidigung im Gerichtsſaal, ſie können 
ihre Ausſagen korrigieren, der Vorſitzende kann Wider⸗ 
ſprüche aufklären und es können ſich infolgedeſſen die 
Bedenken der Verteidigung gegen die Glaubwürdigkeit 
von Zeugen erheblich im Laufe der Verhandlung ab- 
ſchwächen, während gegenwärtig die vereidigte Ausſage 
als ein fait accompli erſcheint und dem Zeugen Wider⸗ 
ſprüche und Unwahrheiten mit größerem Nachdruck 
entgegengehalten werden können. 

Neu iſt die Vorſchrift, daß Angehörige des Privat⸗ 
klägers nach richterlichem Ermeſſen unbeeidigt gelaſſen 
werden können. 

Der Zeugniszwang gegen die Preſſe wird im 
weſentlichen beſeitigt, wenigſtens inſoweit, als rechtlich 
und tatſächlich kein Hindernis beſteht, die Beſtrafung 
des Redakteurs als Täter herbeizuführen und als es 
ſich nicht um ein Verbrechen handelt. Der Zeugnis⸗ 
zwang im übrigen wird gemildert. 

Bedenklich iſt die Vorſchrift des 8 55 Abſ. 3. Die 
Frage nach Vorſtrafen eines Zeugen ſoll nur zugelaſſen 
ſein, wenn es ſich um eine beſtimmte Strafe handelt 
und nur dann, wenn das Gericht dieſe Feſtſtellung 
zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Zeugen für 
unerläßlich erachtet. Hierin liegt eine Erſchwerung der 
Verteidigung. Es iſt in den ſeltenſten Fällen dem 
Verteidiger möglich, die Vorſtrafen eines Zeugen feft- 
zuſtellen. Dagegen hat es die Staatsanwaltſchaft in 
der Hand, das Vorſtrafenregiſter der Zeugen, ins⸗ 
beſondere auch der Entlaſtungszeugen, zur Stelle zu 
ſchaffen. Man hält dieſe Vorſchrift für notwendig mit 
Rückſicht auf die Scheu der Zeugen, vor Gericht zu 
erſcheinen und ſich Fragen nach ihrem Vorleben, ins⸗ 
beſondere nach Vorſtrafen, auszuſetzen. Deshalb hat 
der Vorſchlag des Entwurfs auch in der öffentlichen 
Meinung viel Anklang gefunden. In Wahrheit wird 
er das Gegenteil erreichen, denn dann wird jeder Zeuge 
der Gefahr ausgeſetzt ſein, daß die Staatsanwaltſchaft 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


entgegentreten können, da 


573 


ſein Vorſtrafenregiſter erfordert und es ihm in der 
Verhandlung vorhält 

Der Berliner Entwurf will eine Milderung dieſer 
Vorſchrift dadurch herbeiführen, daß er das Wort 
e erſetzt durch „für nicht unerheblich“ und 
daß er verlangt, es müſſe auf Antrag des Angeklagten 
für jeden Zeugen ein Auszug aus dem Strafregiſter 
zu den Akten gebracht werden. Aber auch hierin wäre 
nur eine noch größere Vexation der Zeugen zu erblicken 
als aus dem gegenwärtigen Zuſtand. 

Es mag richtig ſein, daß mitunter Zeugen in öffent⸗ 
lichen Verhandlungen dadurch in eine mißliche Lage 
kommen, daß ihnen Fragen nach Vorſtrafen vorgelegt 
werden. Allein einmal muß man davon ausgehen, 
daß ſolche Fragen vom Verteidiger nur dann geſtellt 
werden, wenn er ſie im Intereſſe ſeines Klienten für 
notwendig erachtet. Unnützen Fragen dieſer Art wird 
der Vorſitzende auch dann, wenn er ſie nach Lage des 
Geſetzes nicht abſchneiden kann, doch ſo nachdrücklich 
daß der Verteidiger davon 
Abſtand nimmt. Es läßt ſich aber nicht leugnen, daß 
das Intereſſe des Angeklagten und die Feſtſtellung 
der Glaubwürdigkeit des Zeugen mitunter derartige 
Fragen zur unbedingten Pflicht für den Verteidiger 
macht. Die hieraus ſich ergebenden Unzuträglichkeiten 
für den Zeugen Auen in Kauf genommen werden. 

Das g en gilt bezüglich ſolcher Fragen, die einem 
Zeugen zur Unehre gereichen können. Auch ſie 
ſollen nur geſtellt werden, wenn ſie unerläßlich ſind. 
Es erſcheint im höchſten Grade mißlich, die Feſtſtellung, 
ob derartige Fragen notwendig ſind, dem Ermeſſen des 
Gerichts zu überlaſſen, weil es, wie geſagt, Fälle gibt, 
in denen es zur ordnungsmäßigen Verteidigung gehört, 
Fragen ſolcher Art zu ſtellen. 

Ein Fortſchritt dedeutet es, daß die Beobachtung 
Geiſteskranker in Zukunft auch in der Häuslichkeit 
oder in Privatanſtalten, nicht bloß in öffentlichen 
Anſtalten, erfolgen ſoll und daß das Gericht nach 
Erhebung der öffentlichen Klage ſelbſtändig ohne 
Antrag des Sachverſtändigen die Unterbringung in 
eine öffentliche Anſtalt zu Beobachtungszwecken an⸗ 
ordnen kann. Es iſt aber zu bemängeln, daß dem 
Verteidiger ein Recht, die Unterbringung zu beantragen, 
nicht zuſteht und daß er in dieſer Beziehung, wie 
bisher, auf den Antrag des Sachverſtändigen bzw. 
auf die ſelbſtändige Entſchließung des Gerichts an⸗ 


gewieſen iſt. 


Auf dem Gebiete der Zuſtellung hat der Bundesrat 
den Zuſatz gemacht, daß überall, wo dem Beſchuldigten 
eine Friſt geſetzt iſt, auch der Verteidiger rechtzeiti 
Mitteilung zu erhalten hat. Es iſt zu verlangen, daß 
alle Zuſtellungen, die an den Angeklagten erfolgen, 
auch dem Verteidiger mitzuteilen ſind und daß Friſten 
erſt von der Zuſtellung an den Verteidiger zu laufen 
beginnen. Für die Rechtsmittel iſt dieſer Grundſatz 
durchgeführt, insbeſondere für den Beginn der Friſt 
zur Unterbringung von Berufungs- und Reviſions⸗ 
anträgen. Das Urteil iſt, wenn Berufung oder Reviſion 
vom Angeklagten eingelegt wird, dem Verteidiger zu⸗ 
zuſtellen. Es wird damit ein Übelſtand beſeitigt, der 
in der Praxis zu großen Unzuträglichkeiten geführt 
hat, insbeſondere bei der Anfertigung der Reviſions⸗ 
rechtfertigung. Die Friſt hierfür iſt ohnehin eine kurze. 
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Wird das Urteil, wie bisher häufig geſchah, dem An⸗ 
geklagten und nicht dem Verteidiger zugeſtellt, ſo vergeht 
koſtbare Zeit, bis er in den Bei des Urteils gelangt 
und überhaupt erfährt, von wann ab die Friſt läuft. 
Häufig wird auch infolge dieſer Zuſtellung des Urteils 
an den Angeklagten die Friſt überhaupt verſäumt. 

Die hauptſächlichſten Bedenken gegen unſer bi3- 
heriges Verfahren richten ſich gegen die Art der 
Regelung der Unterſuchungshaft. Die Begründung 
erkennt dieſe Mängel an und verſpricht Abhilfe. Die 
Verbeſſerungen, die der Entwurf. bringt, find folgende: 
er erweitert den Kreis derjenigen Delikte, bei denen 
nur wegen Fluchtgefahr und zudem mit der Feſtſtellung, 
daß der Verdächtige ſich dem Verfahren durch die Flucht 
bereits entzogen oder Anſtalten hierzu getroffen hat, 
die Unterſuchungshaft verhängt werden kann. Ins⸗ 
beſondere ſoll die Unterſuchungshaft nur wegen Flucht⸗ 
gefahr nur dann verhängt werden, wenn eine ſchwerere 
Strafe als 1 Monat Gefängnis oder 3000 A Geld» 
ſtrafe zu erwarten iſt. Es iſt alſo anzunehmen, daß 
in en. die Unterſuchungshaft in unbedeutenden 
Sachen (abgeſehen von den Fällen des 8 361 Nr. 3 
bis 8 StGB.) ganz vermieden werden wird, während 
jetzt nicht ſelten die Unterſuchungshaft länger dauerte, 
als die dann ſpäter feſtgeſetzte Strafe. Eine Ver⸗ 
beſſerung iſt es auch, daß an Stelle der Unter⸗ 
ſuchungshaft Aufenthaltsbeſchränkungen oder ſonſtige 
Auflagen treten können, ebenſo, daß nach zweimonat⸗ 
licher Dauer der Unterſuchungshaft während der Bor- 
unterſuchung das Gericht über die Fortdauer zu ent⸗ 
ſcheiden hat und für dieſes Verfahren einen Verteidiger 
zu beſtellen hat. 

Im übrigen aber ſind die angeblichen Verbeſſerungen 
nur Anderungen der Wortfaſſung ohne ſachliche Be⸗ 
deutung. Bezüglich der Kolluſionshaft ändert der 
Entwurf die Worte „daß Tat ſachen vorliegen, aus 
denen zu ſchließen iſt“ um in die Worte „daß 
Tatſachen vorliegen, die die Gefahr begründen“. 
Mit Recht hält Lilienthal dieſe Abänderung für 
gänzlich ungenügend. Es muß verlangt werden, daß 
der Beſchuldigte tatſächliche Kolluſionshandlungen unter⸗ 
nommen hat, und es iſt eine zeitliche Begrenzung der 
Kolluſionshaft notwendig. 

Ebenſo iſt die Anderung der Wortfaſſung bezüglich 
der Fluchtgefahr nur eine ſtiliſtiſche. Bisher heißt es: 
Wenn der Angeſchuldigte der Flucht verdächtig iſt, 
jetzt: Wenn Tatſachen vorliegen, welche die Gefahr 
begründen, daß er ſich dem Verfahren durch die Flucht 
entziehen werde. 

Es iſt zuzugeben, daß die Fluchtgefahr anders 
behandelt werden muß als die Kolluſionsgefahr. Der 
Staat kann nicht warten, bis jemand tatſächlich An⸗ 
ſtalten trifft, um zu entfliehen oder wirklich entflieht. 
Aber im höchſten Grade bedenklich iſt die ſchematiſche 
Begründung des Entwurfs. Bisher bedurfte nach 
dem unglückſeligen § 112 der Verdacht der Flucht 
keiner weiteren Begründung, wenn ein Verbrechen den 
Gegenſtand der Unterſuchung bildete. Dies hatte zur 
Folge, daß mancher Unterſuchungsrichter in jedem 
Falle, wo es ſich um ein Verbrechen handelte, die 
Unterſuchungshaft verhängte. Hierzu war er nach dem 
Wortlaut des Geſetzes durchaus berechtigt. Das, was 
der Entwurf an die Stelle ſetzt, iſt vielleicht noch 
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ſchlimmer. Er erläßt jede Begründung der Flucht⸗ 
efahr, wenn anzunehmen iſt, daß auf Todesſtrafe, 
Zuchthaus oder mindeſtens ein Jahr Freiheitsſtrafe 
erkannt werden würde. Es wird hierbei ganz außer 
acht gelaſſen, daß in dem Stadium, in dem der Richter 
über die Verhaftung befinden fol, er gar nicht über- 
ſehen kann, welche Strafe ausgeſprochen werden wird, 
ob z. B. bei einem Verbrechen mildernde Umſtände 
ſpäter zuerkannt werden oder ob das, was im Augen- 
blick vielleicht als der Verdacht eines Verbrechens er- 
ſcheint, ſpäter ſich in ganz anderem Lichte darſtellen 
wird. Das kann er im erſten Stadium des Ver⸗ 
fahrens überhaupt nicht wiſſen. Die Vorausſetzung 
des Vorliegens eines Verbrechens war wenigſtens ein 
objektiver Maßſtab, die jetzige Formulierung überläßt 
die Verhaftung in Wahrheit ganz dem ſubjektiven Er⸗ 
meſſen des Richters. Man laſſe dabei aber nicht außer 
acht, daß ſie in gewiſſem Sinne leicht zu einem Prä⸗ 
judiz für den erkennenden Richter werden kann, 
(ſehr richtig!) 
der nicht gern auf eine ganz niedrige Strafe erkennen 
wird, wenn der Richter, der den Haftbefehl erlaſſen 
hat, die Vorausſetzung ausgeſprochen hat, daß 
l ein Jahr Freiheitsſtrafe erkannt werden 
wird. 

Der Hauptmangel liegt aber in dem Verfahren, 
das bezüglich der Unterſuchungshaft gilt. Nicht das 
Beſchwerdeverfahren des gegenwärtigen Rechts, noch 
auch das Einwendungsverfahren des Entwurfs führen 
zum Ziel, ſondern es iſt die kontradiktoriſche Verhand⸗ 
lung unter Erhebung der Beweiſe darüber, ob Flucht⸗ 
verdacht oder Kolluftonsgefahr gerechtfertigt erſcheint, 
als unbedingte Forderung aufzuſtellen und iſt zu ver⸗ 
langen, daß bei Verbrechen und Vergehen dem Be— 
ſchuldigten für die Entſcheidung über den Haftbefehl 
ein Verteidiger geſtellt wird. Wach, der den ver⸗ 
ſchwenderiſchen Gebrauch der Unterſuchungshaft rügt, 
weiſt darauf hin, welchen Eingriff in die perſönlichen 
Beziehungen die Unterſuchungshaft bedeutet, durch die 
der Beſchuldigte unvermutet und auf ungewiſſe Zeit 
aus ſeinen Verhältniſſen herausgeriſſen wird, ein Zu⸗ 
ſtand, der unerträglich wird durch die 5 
der Verteidigung. Gerade mit Rückſicht hierauf mu 
gefordert werden, daß über den Haftbefehl in kontra⸗ 
diktoriſcher Verhandlung unter Zulaſſung der vom 
Beſchuldigten herbeigeſchafften Beweiſe und unter Mit⸗ 


wirkung des Verteidigers entſchieden wird. 


Auch das, was der Entwurf an der Art der Voll⸗ 
ſtreckung der Unterſuchungshaft zu verbeſſern meint, 
iſt nur unweſentlich. Es bleibt aufrechterhalten der 
unbeſtimmte Begriff der Ordnung in die Anſtalt. Wer 
weiß, zu welchen kleinlichen Schikanen dieſer Begriff 
in der Praxis herhält bei der Selbſtbeköſtigung, bei 
der Selbſtbeſchäftigung und bei allen Einzelheiten der 
Vollſtreckung der Unterſuchungshaft, der wird verlangen, 
daß dieſer Begriff endlich einmal beſeitigt wird. 

Die Akteneinſicht und der Verkehr des Verteidigers 
mit dem verhafteten Beſchuldigten iſt vom Entwurf 
ebenfalls ſo geordnet, daß eine gründliche Beſeitigung 
der vorhandenen Mängel nicht erreicht wird. Zwei 
Verſchlechterungen bezüglich der Akteneinſicht ſind zu 
verzeichnen. Gegenwärtig iſt die unbehinderte 
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Akteneinſicht geſtattet, nach dem Schluſſe der Vor⸗ 
unterſuchung oder, wo eine ſolche nicht geführt worden, 
nach Einreichung der Anklage; jetzt: erſt nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens. Daher wird dem Verteidiger 
der Einfluß auf das Eröffnungsverfahren, den er ohne 
Kenntnis der Akten nicht ausüben kann, genommen. 

Bisher erſtreckte ſich das Recht der Akteneinſicht 
auf alle dem Gericht vorliegenden Akten und Beiakten, 
nach dem Entwurf auf die gerichtlichen Unterſuchungs— 
akten und die auf Grund richterlicher Anordnung 
beigefügten Akten. Fügt alſo die Staatsanwaltſchaft 
Akten bei, z. B. Perſonalakten, ohne daß eine richter⸗ 
liche Anordnung erfolgt, ſo hat der Verteidiger nicht 
das Recht, die Akten einzuſehen. 

Wenn der Entwurf ferner nunmehr während des 
Ermittelungsverfahrens und der Vorunterſuchung grund- 
ſätzlich die Akteneinſicht geſtattet, ſo bleibt es doch in 
Wahrheit beim alten, denn die Einſicht kann unter⸗ 
ſagt werden, ſoweit davon eine Gefährdung des Unter⸗ 
ſuchungszweckes zu befürchten iſt. Es macht keinen 
Unterſchied, daß der Entwurf das grundſätzliche Recht 
ſtatuiert, während bisher § 147 dieſes Recht als eine 
Ausnahme hinſtellt: In Wahrheit kommt es allein 
auf das diskretionäre Ermeſſen des Richters und auf 
die vage Deutung des Begriffs „Gefährdung des Unter: 
ſuchungszweckes“ an. 

Bezüglich des ſchriftlichen Verkehrs des Verteidigers 
iſt eine Verbeſſerung inſofern zu konſtatieren, als 
gegenwärtig der Richter die ſchriftlichen Mitteilungen 
zurückweiſen kann, falls deren Einſicht ihm nicht ge⸗ 
ſtattet iſt, während nach dem Entwurf dieſe Zurück⸗ 
weiſung nur erlaubt iſt, wenn die Mitteilungen nicht 
dem Richter vom Verteidiger übergeben oder mit einem 
Begleitſchreiben überſandt werden, ſo daß alſo hier 
eine Einſichtnahme des Richters nicht Vorausſetzung 
iſt. Aber auch der Entwurf läßt die kränkende Aus⸗ 
nahme zu, daß der Richter die Einſichtnahme verlangen 
kann, wenn Tatſachen vorliegen, die die Annahme 
rechtfertigen, daß der Beſchuldigte den Verkehr mit 
dem Verteidiger zu Kolluſionszwecken mißbrauche. In 
dieſem Falle dürfen ferner Unterredungen des Ver⸗ 
teidigers mit dem Beſchuldigten nur in Gegenwart des 
Unterſuchungsrichters ſtattfinden. Hier handelt es ſich 
wiederum um eine Verſchlechterung des gegenwärtigen 
Rechts, denn bisher war nur bei Kolluſionsverdacht 
die Anweſenheit einer Gerichtsperſon bei den Unter⸗ 
redungen zuläſſig, während in Zukunft dieſe Be— 
ſchränkung auch auf die wegen Fluchtgefahr Verhafteten 
ausgedehnt wird, wenn auch mit der Maßgabe, daß 
der Richter, nicht etwa ein ſonſtiger Gerichtsbeamter, 
der Unterredung beiwohnt. Bei Beurteilung dieſer 
kränkenden Vorſchrift des $ 148 muß man davon aus⸗ 
gehen, daß ſie nichts anderes bedeutet, als daß man 
den Verteidiger verdächtigt, zuſammen mit dem Be- 
ſchuldigten Kolluſionshandlungen vorzunehmen. Es 
ſind aber bisher niemals Tatſachen bekannt geworden, 
die eine derartige kränkende Behandlung der Ver⸗ 
teidiger rechtfertigen würden. Die Begründung des 
Entwurfs zu dieſem Punkte iſt widerſpruchsvoll. 
Einmal heißt es, es darf davon ausgegangen werden, 
daß bei Rechtsanwälten das Bewußtſein der Standes⸗ 
pflicht und äußerſtenfalls die Kontrolle der Standes⸗ 
organe die Einhaltung der der Verteidigung gebotenen 
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Schranken ſichern wird, und an der anderen Stelle 
ſagen die Motive, Kautelen gegen den Mißbrauch des 
freien Verkehrsrechts ſeitens des Verhafteten mit dem 
Verteidiger können nicht entbehrt werden. 

Wir müſſen vom Standpunkt des Verteidigers die 
unbeſchränkte Akteneinſicht und den unbeſchränkten 
ſchriftlichen und mündlichen Verkehr des verhafteten 
Beſchuldigten mit dem Verteidiger als unerläßliche 
Vorausſetzung für eine ſachgemäße Führung der Ver⸗ 
teidigung verlangen. Der Berliner Vorſchlag, der 
dem Verteidiger die Geheimhaltung des Akteninhalts 
auferlegen will, ſcheint mir wenig glücklich zu ſein. 
Darüber, was im einzelnen Falle dem Angeklagten zu 
verſchweigen iſt, werden die Meinungen geteilt ſein, 
und man bringt den Verteidiger in einen Konflikt mit 
der Verpflichtung, den Beſchuldigten aufzuklären und 
mit ihm zuſammen an der Aufklärung der Sache mit⸗ 
zuarbeiten. 

Es liegt kein Grund vor zu dem Mißtrauen, das 
die Vorſchriften der SS 147 und 148 den Verteidigern 
entgegenbringt. Man wird vielmehr das Vertrauen 
haben müſſen, daß der Verteidiger ſchon auf Grund 
ſeiner Standespflichten die Kenntnis der Akten und 
den Verkehr mit dem Beſchuldigten zu keinen andern 
Zwecken benützt als zu denen, die innerhalb der gefeß- 
mäßigen Befugniſſe des Verteidigers liegen. 

Die Mängel des Vorverfahrens und Zwiſchen⸗ 
verfahrens ſucht der Entwurf durch folgende Be- 
ſtimmungen zu beſeitigen. Er erkennt als Mangel 
des bisherigen Verfahrens an, daß bei der Vorunter⸗ 
ſuchung der Zeitpunkt der Vernehmung des Beſchuldigten 
im Belieben des Unterſuchungsrichters ſteht und daß 
da, wo keine Vorunterſuchung geführt wird, er über⸗ 
haupt nicht gerichtlich vernommen zu werden braucht, 
ſo daß alſo von ſeiner Seite keine Aufklärung des Sach⸗ 
verhalts erfolgen kann und er nur Objekt der Ber- 
folgung iſt. Ebenſo ſei es ein Fehler, daß die Beweis⸗ 
erhebung in Abweſenheit des Beſchuldigten erfolgt, daß 
ihm das Recht, Beweiserhebung zu verlangen, nur in 
geringem Maße zuſteht und er es nicht ausnützen kann, 
da weder er noch der Verteidiger die Akten zu kennen 
braucht. Er muß ſich alſo der Unannehmllichkeit, auf 
der Anklagebank zu erſcheinen, auch in vielen Fällen 
unterziehen, in denen ſeine und des Verteidigers Mit⸗ 
wirkung bei Aufklärung des Sachverhalts die Haupt- 
verhandlung überflüſſig machen würde. Die Geſamtheit 
der Anſchuldigung erfährt er erſt durch die Anklage 
oder, wo eine ſchriftliche Anklage nicht notwendig it, 
durch die Hauptverhandlung. Die Formel des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes, die häufig lediglich in der Wiedergabe des 
Geſetzes beſteht, ſei ihm oft unverſtändlich, das 
ſchlimmſte ſei, daß die Protokolle häufig von unter⸗ 
geordneten Polizeiorganen aufgenommen, ohne Kon⸗ 
trolle und Mitwirkung des Angeklagten zuſtande 
gekommen ſind und daß ſie die Grundlage der An⸗ 
klage, des Eröffnungsbeſchluſſes und ſchließlich ſogar 
der Hauptverhandlung bilden. 

Daher werde vielfach eine vollſtändige Umwandlung 
des Vorverfahrens verlangt, die völlige Beſeitigung 
der Vernehmungsprotokolle und der Vorunterſuchung. 
An deren Stelle ſolle lediglich eine kontradiktoriſche 
Verhandlung der Parteien vor einem über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens entſcheidenden Einzelrichter treten, 
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der die von jeder Partei ſelbſtändig geſammelten Be⸗ 
weiſe und Gegenbeweiſe entgegennimmt, den Angeklagten 
hört und weitere Ermittelungen anſtellt. Der Vor⸗ 
ſitzende ſolle an der Hand der Anklage die Haupt- 
verhandlung leiten. 

Der Entwurf hat eine extreme Umwandlung des 
Vor- und Zwiſchenverfahrens abgelehnt und verſucht 
es, durch Verbeſſerungen des bisherigen Verfahrens 
die Stellung des Angeklagten und des Verteidigers 
im Vorverfahren umzugeſtalten. Er erläßt zunächſt 
eingehende Vorſchriften über die Vernehmung des 
Beſchuldigten, der alsbald nach der Bekanntgabe der 
Eröffnung der Vorunterſuchung zu vernehmen iſt, 
verklauſuliert aber auch dieſe Vorſchrift durch den 
Zuſatz, daß dringende Unterſuchungshandlungen die 
Bekanntmachung der Eröffnung der Vorunterſuchung 
und damit auch die Vernehmung des Angeſchuldigten 
hinausſchieben können. Der Entwurf geſtattet die 
Anweſenheit des 5 bei der Vernehmung des 
Beſchuldigten, ſtellt ſie aber ganz in das Ermeſſen des 
Richters. Er läßt auch eine gewiſſe Parteienöffentlichkeit 
bei der Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen 
zu, allerdings mit der Verklauſulierung: ſoweit nicht 
eine Gefährdung des Unterſuchungszweckes zu befürchten 
iſt. Er geſtattet dem Verteidiger und dem Beſchuldigten 
Fragen an Zeugen oder Sachverſtändige ſtellen zu 
laſſen, aber nur, ſoweit ſie nach dem Ermeſſen des 
Richters zur Aufklärung der Sache dienlich ſind. 

Auch hier iſt alſo bei der Ausgeſtaltung der Rechte des 
Beſchuldigten und des Verteidigers dem diskretionären 
Ermeſſen des Richters ein ſo weiter Spielraum gegeben, 
daß es mehr als zweifelhaft iſt, ob der Beſchuldigte 
und der Verteidiger einen wirkſamen Einfluß auf die 
Ausgeſtaltung des Vorverfahrens, insbeſondere auch 
auf den Inhalt der Protokolle wird ausüben können. 

Neu iſt die Beſtimmung des $ 202, nach der die 
Staatsanwaltſchaft in den landgerichtlichen Sachen, in 
denen keine Vorunterſuchung geführt worden iſt, die 
Belaſtungsmomente in mündlicher Schlußverhandlung 
dem Beſchuldigten vor Augen führen ſoll, während in 
nichtlandgerichtlichen Sachen dem Angeklagten und dem 
Verteidiger mit der Ladung zur Hauptverhandlung die 
Anklageſchrift mitzuteilen iſt. 

Der bisherige Eröffnungsbeſchluß, der in Wahrheit 
in den meiſten Fällen nichts anderes als eine unnötige 
Schreibarbeit bedeutete, fällt fort. 

Es wird, wenn auch in beſchränktem Umfange, ein 
Vortermin eingeführt. Im Verfahren vor dem Schwur⸗ 
gericht und dem Reichsgericht kann der Angeſchuldigte 
einen Vortermin beantragen und in diefem die Ein⸗ 


wendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens 


mündlich vortragen. Zu dieſem Vortermin iſt der 
Verteidiger zu laden und in dem Termin iſt der Ver⸗ 
teidiger und der Beſchuldigte anzuhören. 

In Strafkammerſachen kann ein derartiger Vor⸗ 
termin ſtattfinden, wenn nach der Anſicht des Vor⸗ 
ſitzenden oder des Gerichts durch ihn die Haupt⸗ 
verhandlung abgewendet werden kann. Die Kommiſſion 
hatte dieſen Vortermin nicht dem Ermeſſen des Vor⸗ 
ſitzenden oder des Gerichts überlaſſen, ſondern ihn bei 
Einwendung des Beſchuldigten obligatoriſch gemacht. 
Die Ausgeſtaltung des Vortermins durch den Entwurf 
iſt eine kümmerliche. Es iſt nicht anzunehmen, daß 
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der Vorſitzende oder das Gericht von der Befugnis 
des 8 207 häufig Gebrauch machen werden. Er wird 
alſo nur bei Schwurgerichts⸗ und Reichsgerichtsſachen 
und auch hier nur auf Antrag des Angeſchuldigten 
Bedeutung erlangen. 

Im übrigen eröffnet der Vorſitzende ſelbſt das 
Hauptverfahren, nur bei Bedenken oder Einwendungen 
entſcheidet das Gericht. Es unterbleibt jeder Ausſpruch 
über das Maß des vorliegenden Verdachts und die 
rechtliche Beurteilung der Tat. 

Wichtig iſt, daß nach dem Entwurf das Verfahren 
noch nach der Eröffnung des Hauptverfahrens eingeſtellt 
werden kann. Bisher mußte, nachdem einmal das 
Hauptverfahren eröffnet war, auch ſtets die Haupt⸗ 
verhandlung ſtattfinden. Der Entwurf läßt im § 208 
die Außerverfolgungſetzung auch nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens zu, wenn beſondere Umſtände, z. B. 
die Nichtſtrafbarkeit der Tat oder die Nichtverfolgbarkeit 
ſich herausſtellen oder wenn neue Tatſachen hervor⸗ 
treten, die die Verurteilung ausgeſchloſſen erſcheinen 
laſſen, z. B. alſo, wenn nachträglich die Verjährung 
oder die Geiſteskrankheit des Angeſchuldigten mit Recht 
geltend gemacht werden, oder wenn ſonſt neue Beweis⸗ 
tatſachen vorgebracht werden, die einer Verurteilung 
entgegenſtehen. In dieſen Fällen kann ohne Haupt⸗ 
1 die Außerverfolgungſetzung erfolgen. 

Was das Hauptverfahren ſelbſt anbetrifft, ſo 
iſt zunächſt auf die beabſichtigte Einſchränkung der 
Offentlichkeit des Verfahrens in $ 172 GVG. hin⸗ 
zuweiſen. Hiernach kann das Gericht nach freiem 
een die Offentlichkeit ausſchließen, wenn das 
Verfahren ſich gegen Jugendliche richtet. Dieſe 
Beſtimmung wollen wir hier nicht bekämpfen. Es 
ſoll aber das gleiche auch dann gelten, wenn es 
ſich um das Verfahren wegen einer Beleidigung 
handelt und einer der Beteiligten die Ausſchließung 
der Offentlichkeit beantragt. Die Kommiſſion wollte 
den Ausſchluß der Offentlichkeit, der dort in noch 
weiterem Umfange beantragt war, nur zulaſſen auf 
übereinſtimmenden Antrag der Parteien. Es wurde 
von der Kommiſſion zwar zugegeben, daß die Offent⸗ 
lichkeit häufig Schaden für den Angeklagten und die 
en herbeizuführen geeignet ſei, dadurch, daß 

inge, die das Privatleben berühren, zur Sprache 
kommen, und daß ſomit dem Beleidiger eine will⸗ 
kommene Handhabe gegeben wird, den Gegner bloß⸗ 
zuſtellen und ſein privates Leben einer ſchadenfrohen 
und mißgünſtigen Kritik weiter Kreiſe preiszugeben; 
die Gerichte werden dadurch zu Werkzeugen perſönlicher 
Verfolgungen mißbraucht. 

Trotz dieſer Erwägungen hat die Kommiſſion, 
wenigſtens ſoweit es ſich um andere Delikte als Be⸗ 
leidigung handelt, von einer Erweiterung des Aus⸗ 
ſchluſſes der Offentlichkeit abgeſehen, indem ſie mit 
Recht auf die großen Vorzüge der Offentlichkeit hin⸗ 
wies, darauf, daß das Vertrauen der Bevölkerung 
gerade auf der Offentlichkeit des Verfahrens weſentlich 
beruhe, daß Zeugen eher die Wahrheit ſagen, wenn 
ſie von den Zuhörern kontrolliert werden, und daß im 
übrigen etwaigen Mißbräuchen ſchon auf Grund des 
geltenden Rechts entgegengetreten werden könne. 

Auch an dieſer Stelle muß für uns Rechtsanwälte 
die Rückſicht auf das Vertrauen des Volkes in die 
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Rechtſprechung maßgebend ſein. Es mag richtig ſein, 
daß die Offentlichkeit des Verfahrens mitunter zu 
Unzuträglichkeiten führt, aber dieſe Erwägung muß 
zurückgeſetzt werden gegenüber dem Prinzip der Offent⸗ 
lichkeit, das eine der wertvollſten Kontrollen der Recht⸗ 
ſprechung bedeutet. Die Kritik an Amtsmißbräuchen 
oder ſchweren öffentlichen Mißſtänden führt häufig zu 
Beleidigungsprozeſſen. Durch die Offentlichkeit des 
Verfahrens iſt wiederholt erſt die Berechtigung und 
die Nützlichkeit einer ſolchen Kritik erwieſen worden. 
Es ſind Mißſtände aufgedeckt und Schäden geheilt 
worden, die ohne die Offentlichkeit des Verfahrens 
unbeachtet weiter fortwirken würden. Deshalb muß 
an dem Prinzip der Offentlichkeit auch bei Beleidigungs⸗ 
prozeſſen feſtgehalten werden. Der Berliner Entwurf 
will den Ausſchluß an die Vorausſetzung der Zuſtimmung 
des Angeklagten binden. Auch das ſcheint nicht ge⸗ 
nügend. In manchen Fällen würde es eine Schädigung 
des Privatklägers bedeuten, wenn ohne ſeine mung 
auf Antrag des Angeſchuldigten die Offentlichkeit aus⸗ 
geſchloſſen würde. Es iſt deshalb notwendig, daß ſo, 
wie es die Kommiſſion vorgeſchlagen hat, die Aus⸗ 
ſchließung nur auf den übereinſtimmenden Antrag der 
Parteien erfolgt. 

Wir wenden uns nunmehr derjenigen Beſtimmung 
des Entwurfs zu, die mit Recht den größten Wider⸗ 
ſtand gefunden hat: Der im § 232 ausgeſprochenen 
Beſchränkung des bisherigen $ 244 StPO. 

§ 244 enthält bekanntlich die Vorſchrift, daß die 
Beweisaufnahme auf die ſämtlich vorgeladenen Zeugen 
und Sachverſtändigen ſowie auf die andern herbei— 
geſchafften Beweismittel zu erſtrecken iſt, daß dagegen 
in den Verhandlungen vor den Schöffengerichten und 
vor den Landgerichten in der Berufungsinſtanz, ſoweit 
es ſich um Übertretungen oder Privatklagen handelt, 
das Gericht den Umfang der Beweisaufnahme beſtimmt. 

Die Kommiſſion hat in ihrer erſten Leſung ein⸗ 
ſtimmig ausgeſprochen, daß ſich ein Bedürfnis für Ab- 
änderung dieſer Vorſchrift in der Praxis nicht ergeben 
habe. In der zweiten Leſung verließ ſie dieſen Stand⸗ 
punkt und beſchloß, daß in der Verhandlung vor den 
mittleren und großen Schöffengerichten von der Er⸗ 
hebung einzelner Beweiſe auch da abgeſehen werden 
könne, wenn das Gericht die Tatſachen, die dadurch 
bewieſen werden ſollen, zugunſten des Angeklagten für 
erwieſen oder einſtimmig für unerheblich erachtet. Die 
Gründe, aus denen die unter Beweis geſtellten Tat⸗ 
ſachen für unerheblich erachtet werden, ſind in dem 
Beſchluſſe anzugeben. Dieſen mit einer geringfügigen 
Majorität zuſtande gekommenen Beſchluß rechtfertigt die 
Kommiſſion damit, daß es ſich häufig um gänzlich 
unweſentliches Vorbringen handle zu dem Zwecke, die 
Unglaubwürdigkeit von Belaſtungszeugen darzutun 
oder um Belaſtungszeugen zu verwirren, daß das 
geltende Recht bezüglich der Sachverſtändigen zu dem 
Übelſtande geführt habe, daß § 73 der die Auswahl dem 
Gerichte überläßt, völlig illuſoriſch werde. Der Ent⸗ 
wurf beſtimmt im $ 232, daß die Beweisaufnahme 
auf alle Tatſachen zu erſtrecken iſt, die nach dem Er- 
meſſen des Gerichts für die Entſcheidung von Be— 
deutung ſind. Wird die Erhebung eines Beweiſes von 
einem Prozeßbeteiligten beantragt, jo kann ſie nur ab» 
gelehnt werden, wenn die unter Beweis geſtellten Tat— 
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ſachen für die Entſcheidung nicht von Bedeutung ſind, 
oder wenn ſie offenkundig oder bereits zugunſten des 
Angeklagten erwieſen find, oder wenn das in dem Be⸗ 
weisantrag bezeichnete Beweismittel unerreichbar oder 
ungeeignet iſt. Die Gründe, aus denen eine dieſer 
Vorausſetzungen für vorliegend erachtet wird, ſind in 
dem Beſchluſſe des Gerichts anzugeben. Iſt das Be- 
weismittel zur Verhandlung herbeigeſchafft, ſo iſt in 
der Verhandlung vor dem Reichsgericht und dem 
Schwurgericht die Ablehnung des Beweisantrages 
unzuläſſig, in der Verhandlung vor dem Landgericht 
bedarf es in dieſem Falle eines einſtimmigen Be⸗ 
ſchluſſes. 

Der Entwurf läßt alſo den Zwang, herbeigeſchaffte 
Beweiſe zu erheben, nur für das Reichsgericht und 
das Schwurgericht beſtehen, hebt ihn aber für die Ver⸗ 
handlung vor der Strafkammer in erſter Inſtanz auf 
und erweitert die bisherige Beſchränkung dieſes 
Rechts für die Berufungsinſtanz auf alle zu ver⸗ 
handelnden Sachen. Der Entwurf begründet dieſe 
Stellungnahme durch den Hinweis darauf, daß Ber- 
ſchleppungs⸗ und Verdunkelungsverſuchen entgegen⸗ 
getreten werden müſſe. Das Strafverfahren dürfe 
nicht zu unlauteren Nebenzwecken mißbraucht werden, 
wie nicht dazu, Senſation zu erregen, Reklame zu 
machen, dritten Perſonen Unannehmlichkeiten zu be- 
reiten oder I vor der Offentlichkeit bloßzuſtellen. 
Durch Einführung der Berufung ſei für eine er— 
ſchöpfende tatſächliche Würdigung Sorge getragen. 
Zudem ſorge die Vorſchrift der Einſtimmigkeit des 
Beſchluſſes dafür, daß ſie nicht mißbräuchlich an⸗ 
gewendet werde. 

In Wahrheit wird auf dieſe Weiſe dem Beklagten 
das einzige ihm zuſtehende vom Ermeſſen des Gerichts 
unabhängige Recht genommen. Zutreffend bezeichnet 
die Begründung des Berliner Entwurfs dieſe Vorſchrift 
als die sedes materiae für das Recht des Angeklagten. 
Es kann nicht zugegeben werden, daß durch den bis⸗ 
herigen $ 244 irgendwelche erheblichen Mißſtände zu⸗ 
tage getreten wären. Zunächſt iſt es vollſtändig 
unrichtig, daß durch die Verpflichtung des Gerichts, die 
herbeigeſchafften Beweiſe zu erheben, unliebſame Ver⸗ 
zögerungen entſtünden. Es könnte ſich höchſtens darum 
handeln, daß die Hauptverhandlung durch Vernehmung 
der vom Beſchuldigten vorgeladenen Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen etwas ſich in die Länge zieht. 

Dabei iſt aber zu berückſichtigen, daß durch den 
vom Entwurf vorgeſehenen Beſchluß und die Nieder- 
legung der Gründe dieſes Beſchluſſes meiſt ebenſoviel 
Zeit verwendet werden wird, wie durch die Erhebung 
der Beweiſe ſelbſt. Ebenſo abwegig iſt der Gedanke 
des Entwurfs, daß durch den $ 244 unlautere Neben⸗ 
abſichten, Senſation, Reklame uſw. erreicht werden. 
Solchen mit der Sache ſelbſt gar nicht zufammen- 
hängenden Beweiserhebungen kann ſchon gegenwärtig 
der Vorſitzende entgegentreten. Der Verteidiger und 
auch der Beſchuldigte haben kein Intereſſe daran, 
durch ſolche unnützen Beweiserhebungen ſich in Gegen- 
ſatz zu dem Vorſitzenden zu ſtellen und die Stimmung 
des Gerichts gegen ſich einzunehmen. Es iſt ebenſo 
verkehrt, die Einſchränkung des § 244 damit zu be⸗ 
gründen, daß nunmehr die Berufung eingeführt wird. 
Denn wir haben bereits die Berufung gegen die Urteile 
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des Schöffengerichts, und gegenwärtig muß auch vor 
der Berufungsſtrafkammer, abgeſehen von Über: 
tretungen und Privatklagen, die Erhebung der herbei— 
geſchafften Beweismittel erfolgen. Dieſes Recht des 
Angeklagten ſoll nun auch für die Berufungsinſtanz 
beſeitigt werden. Endlich bietet auch die Einſtimmigkeit 
keine Garantie gegen die Verſchränkung der Verteidi— 
gung, auch wenn man davon ausgeht, daß in der Straf— 
kammer neben den zwei Richtern drei Schöffen ſitzen 
ſollen. Man denke nur daran, daß es ſich häufig um 
ein ermüdetes Gericht am Schluſſe einer langen Sitzung 
handeln kann und daß dann es leicht vorkommen kann, 
daß die allgemeine Neigung vorherrſcht, weitere Be⸗ 
weiſe nicht zu erheben. Es iſt auch damit zu rechnen, 
daß die Laien, gerade bei der Frage der Erhebung von 
Beweiſen, deren Tragweite ſie oft nicht überſehen 
können, ungern der Anſicht der Richter widerſprechen 
werden. 

Die Frage, ob die unter Beweis geſtellte Tatſache 
für die Entſcheidung von Bedeutung iſt, iſt in dem 
Stadium des Beſchluſſes ſchwer zu beantworten. Erſt 
durch die Vernehmung des Zeugen oder des Sach— 
verſtändigen wird es offenbar, welche Bedeutung ſeine 
Ausſage für die Sache hat. Zudem kann der Ver⸗ 
teidiger und der Beſchuldigte in den meiſten Fällen 
nicht mit Beſtimmtheit vorausſagen, was der Zeuge 
oder Sachverſtändige bekunden wird. Eine vorherige 
Befragung der Zeugen ſcheut der Verteidiger. Der 
Umfang des Wiſſens des Zeugen ergibt ſich eben erſt 
aus ſeiner Vernehmung. Ebenſo macht es einen Unter⸗ 
ſchied, ob ſich das Gericht damit begnügt, eine Tat⸗ 
ſache als zugunſten des Anklagten bereits erwieſen 
anzuſehen oder ob es das lebendige Zeugnis anhört. 
Beſonders für die Strafzumeſſung wirkt der tatſächlich 
erhobene Beweis anders als der bloße Beſchluß. Das 
Gericht kann als bereits erwieſen anſehen, daß der 
Angeklagte z. B. zu der Mißhandlung gereizt worden 
iſt: Aber in welchem Maße er gereizt worden iſt, wie 
im einzelnen ſich daraus ſeine Tat entwickelt hat und 
wie weit dies infolgedeſſen auf die Strafzumeſſung 
wirkt, das kann richtig nur gewürdigt werden, wenn 
die hierfür herbeigeſchafften Zeugen vernommen werden. 
Ob ein Beweismittel ungeeignet iſt, iſt ebenfalls 
nicht von vornherein mit Beſtimmtheit zu ſagen. Jeden⸗ 
falls iſt das Beiſpiel, das die Gründe des Entwurfs 
hierfür anführen, höchſt bedenklich, daß nämlich zur 
Abgabe eines Gutachtens, das eine gewiſſe Erfahrung 
vorausſetzt, eine Perſon ſich nicht eigne, die der Er— 
fahrung ermangele. Mit dieſer Begründung würde 
man häufig die Vernehmung der von der Verteidigung 
geſtellten Sachverſtändigen vereiteln können. 

Die Gründe des Entwurfs können alſo keineswegs 
als ſtichhaltig angeſehen werden. Es handelt ſich hier, 
wie geſagt, um die wichtigſte Garantie des Angeklagten, 
daß er unter allen Umſtänden die Erhebung der herbei— 
geſchafften Beweismittel erzwingen könne. Es iſt nicht 
verſtändlich, wie der Entwurf, der die Stärkung der 
Garantien des Angeklagten und die Wiederherſtellung 
des Volksvertrauens in den Vordergrund ſtellt, gerade 
dieſes wichtigſte Recht des Angeklagten in ſolcher Weiſe 
einſchränken kann. Man könnte es verſtehen, wenn 
der Geſetzgeber, ohne ſich irgendwie um die Volks⸗ 
meinung zu kümmern, ein reines Juriſtenrecht ſchaffte 
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und dabei die Rechte des Angeklagten in ſo ſcharfer 
Weiſe einſchränken würde, wie es der Entwurf tut. 
Wie man aber Wert legen kann auf die Volkstümlichkeit 
des Verfahrens und gleichzeitig die Rechte des An⸗ 
geklagten ſo verkümmern kann, iſt unverſtändlich. Das 
eine erſcheint jedenfalls außer Zweifel, daß bei Durch⸗ 
führung der Grundſätze des § 232 das Vertrauen des 
Volkes auf das ſtärkſte erſchüttert werden wird. Das, 
was wir von jedem Angeklagten immer und immer 
wieder hören, was die Quinteſſenz ſeiner Wünſche und 
Beſchwerden bildet, das iſt, er will ſeine Zeugen ver⸗ 
nommen haben. Geſchieht dies, erreicht er es, daß 
die Zeugen, die er vorladen läßt, auch tatſächlich gehört 
werden, ſo gibt er ſich auch mit einem ungünſtigen 
Urteil allenfalls zufrieden und unterwirft ſich ruhiger 
der Strafe. Er würde es aber nicht verſtehen, wenn 
der Vorſitzende die vorgeladenen Zeugen einfach un⸗ 
vernommen läßt. Er würde das als eine Ungerechtigkeit 
anſehen und ſich für unſchuldig verurteilt halten. 

Was nützt es, daß der Entwurf darauf hinweiſt, 
daß nunmehr ja die Berufung gegen die Strafkammer⸗ 
urteile eingeführt und auf dieſe Weiſe eine zweimalige 
Verhandlung und Beweiserhebung ſtattfindet. Wir 
bekommen dadurch zwei ſchlechte Hauptverhandlungen 
an Stelle der einen, in der das Gericht zur Erhebung 
der Beweiſe gezwungen iſt. 

Der ganze Zweck der Reform würde verfehlt ſein, 
wenn die Vorſchrift des §S 232 Geſetz würde. Das 
Verfahren würde ſchlechter als das bisherige, das Miß⸗ 
trauen des Volkes würde verſtärkt anſtatt gehoben. 


(Sehr richtig!) 


Es muß alſo jede Einſchränkung des § 244 auf 
das entſchiedenſte abgelehnt werden. Mit Recht ver⸗ 
langt der Berliner Entwurf die Erweiterung des Grund⸗ 
ſatzes des 8 244 auf alle Berufungsſachen, fo daß alſo 
auch bei Übertretungen und Privatklagen wenigſtens 
in der Berufungsinſtanz die herbeigeſchafften Beweiſe 
erhoben werden müßten. Es iſt durchaus richtig, daß 
man auch bei dieſen an ſich vielleicht geringfügigeren 
Sachen den Zwang der Beweiserhebung wenigſtens 
für eine Inſtanz durchſetzen muß, um ſo eine völlige 
Erſchöpfung des tatſächlichen Beweismaterials herbei⸗ 
zuführen. 

Die Rechtsbelehrung des Vorſitzenden in der Haupt⸗ 
verhandlung vor den Schwurgerichten iſt bekanntlich 
Gegenſtand vielfacher begründeter Beſchwerden. Es 
läßt ſich nicht verkennen, daß mancher Borſitzender 
gegenüber dem klaren Wortlaut des $ 300 in eine 

ürdigung der Beweiſe eingeht, die Frage nach der 
Schuld oder Nichtſchuld des Angeklagten erörtert und 
ſich überhaupt über die tatſächlichen Vorgänge der 
Hauptverhandlung des näheren ergeht. Man hat oft 
gegenüber derartigen Rechtsbelehrungen das Gefühl, 
es mit einer offenbaren Rechtsbeugung zu tun zu haben, 

(ſehr richtig!) 

iſt aber demgegenüber bekanntlich völlig machtlos. 

Der Entwurf verſucht eine kleine Abhilfe dadurch zu 
ſchaffen, daß er den Worten „ohne in eine Würdigung 
der Beweiſe einzugehen“ hinzufügt „oder ſeine Anſicht 
über die Schuld oder Nichtſchuld des Angeklagten in 
anderer Weiſe kundzugeben“. 


38. Jahrgang. 


Aber auch durch dieſen Zuſatz werde irgendeine 
Garantie dafür, daß in Zukunft die Schwurgerichts— 
vorſitzenden bei der Rechtsbelehrung ein Eingehen auf 
die tatſächlichen Verhältniſſe vermeiden werden, nicht 
geſchaffen. Es iſt deswegen vielfach vorgeſchlagen 
worden, die Rechtsbelehrung überhaupt zu ſtreichen 
oder ſie an den Anfang der Verhandlung zu ſtellen. 
Der Berliner Entwurf verlangt die ſchriftliche Formu— 
lierung der Rechtsbelehrung, deren Aufnahme in das 
Protokoll und deren Anfechtung durch die Reviſion. 
Die Schwierigkeiten, die ſich hieraus ergeben können, 
ſind wohl zu überwinden. Meiſt wird dieſe ſchriftliche 
Rechtsbelehrung ſchon vor der Verhandlung fixiert 
werden können. Etwaige Anderungen, die ſich durch 
die Hauptverhandlung ergeben, können leicht beigefügt 
werden. Auch bezüglich der Reviſion braucht die Frage, 
ob bei einer Verletzung der Vorſchriften über die Rechts⸗ 
belehrung das Urteil auf dieſer Verletzung beruht, 
nicht weiter erörtert zu werden, wenn man davon aus» 
eht, daß eine Verletzung der Vorſchriften über die 

echtsbelehrung ſtets als Reviſionsgrund anzuſehen 
iſt (abgeſehen natürlich von der Vorſchrift des 8 378 
des Entwurfs, $ 334 StPO.). 


Ich habe es weiter zu tun mit den Rechtsmitteln 
und habe da zunächſt bezüglich der Berufung darauf 
hinzuweiſen, daß der Entwurf die jetzige Vorſchrift 
bezüglich der Reviſionsanträge auf die Berufung über⸗ 
trägt, indem er dem Beſchwerdeführer die Verpflichtung 
auferlegt, zu erklären, inwieweit er das Urteil anficht 
und deſſen Aufhebung beantragt, ob die im Urteil feſt— 
geſtellten Tatſachen ganz oder zum Teil beſtritten 
werden, oder ob behauptet wird, daß dieſe Tatſachen 
rechtlich anders zu beurteilen ſind, oder ob nur die 
erkannte Strafe angefochten wird. Für dieſe Berufungs⸗ 
anträge fetzt er die Friſt von einer Woche feſt. Die 
Nichtinnehaltung dieſer Friſt oder der Vorſchriften 
über die Faſſung der Berufungsanträge hat zur Folge, 
daß die Berufung als unzuläſſig verworfen wird. Die 
Berufungsanträge müſſen von dem Verteidiger unter- 
zeichnet oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers gebracht 
werden. 

In dieſen Vorſchriften iſt eine Verſchlechterung des 
ganzen Rechtsmittels zu erblicken. Die Durchführung 
der Berufung iſt für den Angeklagten ohne einen 
Verteidiger gar nicht zu ermöglichen. Die Erklärung 
zu Protokoll des Gerichtsſchreibers bietet dem An⸗ 
geklagten keinen ausreichenden Schutz. 

Es muß überhaupt als ein unglücklicher Gedanke 
bezeichnet werden, daß der Entwurf die Berufung in 
einer ſolchen Weiſe verklauſuliert. In der kurzen Friſt 
wird es auch dem Verteidiger kaum möglich ſein, die 
verlangten Berufungsanträge im einzelnen ſtellen zu 
können, ſo daß er ſich im weſentlichen auf die General⸗ 
klauſel wird beſchränken müſſen, daß er das Urteil im 
ganzen anfechte und die im Urteil feſtgeſtellten Tat⸗ 
ſachen im ganzen beſtreite. Dann ſtände aber die 
Vorſchrift nur auf dem Papier. 

Nimmt man noch hinzu, daß die Erhebung der 
Beweiſe vor dem Berufungsgericht, wie bereits aus⸗ 
geführt, eingeſchränkt wird, ſo wird man zu dem 
Schluſſe kommen müſſen, daß das Rechtsmittel eine 
weſentliche Abſchwächung erfahren hat. 
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Hieran ändert es auch nichts, daß der Entwurf im 
übrigen das Berufungsverfahren in der Richtung aus— 
geſtaltet hat, daß die Hauptverhandlung in der 
Berufungsinſtanz von den Grundſätzen der Unmittelbar⸗ 
keit und Mündlichkeit in gleicher Weiſe beherrſcht wird, 
wie die der erſten Inſtanz, und daß die Vorſchrift des 
geltenden Rechts aufgehoben wird, nach der die Ladung 
der Zeugen und Sachverſtändigen erſter Inſtanz unter⸗ 
bleiben und an die Stelle der Vernehmung die Ver— 
leſung der Protokolle erſter Inſtanz treten kann. 

Was die Reviſion anbetrifft, ſo ſchränkt der Ent⸗ 
wurf die Beſtimmung des bisherigen $ 377 Ziff. 8 
ein, indem er die Beſchränkung der Verteidigung nur 
dann als Reviſionsgrund gelten laſſen will, wenn ſie 
erfolgt iſt durch einen auf Rechtsirrtum beruhenden 
Beſchluß des Gerichts. Die Begründung dieſer 
Beſtimmung iſt eine recht unklare. Wenn es darin 
heißt: ein Übergriff des Reviſionsgerichts auf das 
Gebiet der tatſächlichen Würdigung müſſe auch hier 
ausgeſchloſſen bleiben, — ſo kann das ſo ausſehen, als 
ob der Entwurf es für notwendig halte, eine Schutz ⸗ 
wehr gegen Übergriffe des Reichsgerichts zu errichten, 
das doch wohl ſo wie ſo geneigt iſt, jeder Über⸗ 
ſpannung und Erweiterung der Reviſionsmöglichkeiten 
entgegenzutreten. 

Der Zweck des bisherigen § 377 Ziff. 8 iſt, der 
unzuläſſigen Beſchränkung der Verteidigung entgegen- 
zutreten. Weshalb nun ein Unterſchied gemacht werden 
ſoll, ob dieſe Beſchränkung auf einem Rechtsirrtume 
beruht, iſt nicht erſichtlich. Es gehört jedenfalls nicht 
viel dazu, den abgelehnten Beſchluß ſo zu begründen, 
daß ein Rechtsirrtum nicht erſichtlich und ſomit der 
Beſchluß der Reviſion entzogen iſt. Es iſt eine 
bekannte Erfahrung, daß die Strafkammern gerade unter 
dem Drucke der jetzigen Vorſchrift Beweisanträgen ſtatt⸗ 
geben, um ſich nicht der Gefahr der Aufhebung des 
Urteils wegen Beſchränkung der Verteidigung auszu⸗ 
ſetzen. Dieſe Beſchränkung der Verteidigung iſt heute, 
wo im übrigen formelle Verſtöße kaum noch als 
Reviſionsgründe in Betracht kommen und auch das 
Urteil ſelbſt ohne Schwierigkeit ſo abgefaßt werden 
kann, daß es reviſionsſicher iſt, das wichtigſte An⸗ 
wendungsgebiet der Reviſion überhaupt. Durch die 
Einſchränkung dieſes Reviſionsgrundes wird die Rechts⸗ 
ſicherheit gefährdet, weil jede Beſchränkung der Ver⸗ 
teidigung dann ſo begründet werden kann, daß ſie als 
nicht auf Rechtsirrtum beruhend in die Erſcheinung tritt. 

Auch das Wiederaufnahmeverfahren, deſſen 
Erweiterung und Erleichterung der Wunſch jedes Ver⸗ 
teidigers iſt, wird durch den Entwurf erſchwert und 
eingeſchränkt. Während bisher neue Tatſachen oder 
Beweismittel dann einen Wiederaufnahmegrund ab— 
geben, wenn ſie die Freiſprechung oder die geringere 
Beſtrafung zu begründen geeignet wären, wird im 
Entwurf verlangt, daß ſie die Unſchuld des Verurteilten 
ergeben oder doch dartun, daß ein begründeter Verdacht 
nicht mehr vorliegt. Es wird alſo jetzt der direkte 
Gegenbeweis gegen die Schuld verlangt, während bisher 
der bloße Zweifel an der Schuld (der zur Freiſprechung 
führte) ausreichte. Man verlangt damit Unmögliches 
von dem Verurteilten, und das ohnehin karge An⸗ 
wendungsgebiet des Wiederaufnahmeverfahrens wird 
ſo eingeengt, daß es ſo gut wie gar el mehr in 
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Betracht kommen wird, ein Umſtand, der keineswegs 
durch die nach Anſicht des Entwurfs nunmehr erhöhten 
Garantien des übrigen Verfahrens ausgeglichen wird. 

Es iſt dann endlich noch das ſchleunige Ver— 
fahren zu behandeln. Das bisherige Recht kennt ein 
ſchleuniges Verfahren nur im Umfange des 8211 StPO. 
Danach kann vor dem Schöffengericht ohne Anklage- 
ſchrift und ohne Eröffnungsbeſchluß zur Hauptverhand⸗ 
lung geſchritten werden, wenn der Beſchuldigte entweder 
ſich freiwillig ſtellt oder infolge einer vorläufigen Feſt⸗ 
nahme dem Gericht vorgeführt oder nur wegen Über⸗ 
tretung verfolgt wird. Der Amtsrichter kann im Falle 
der Vorführung ohne Schöffen urteilen, wenn der Be⸗ 
ſchuldigte nur wegen Übertretung verfolgt wird und 
die ihm zur Laſt gelegte Tat eingeſteht. Der Entwurf 
ſieht eine weſentliche Erweiterung des ſchleunigen Ver⸗ 
fahrens vor. In allen der Zuſtändigkeit des Amts⸗ 
gerichts unterliegenden Sachen, auch den ſogenannten 
Überweiſungsdelikten, kann die ſchleunige Aburteilung 
von der Staatsanwaltſchaft beantragt werden, wenn 
ein Verdächtiger, der auf friſcher Tat betroffen oder ver- 
folgt iſt, vorläufig feftgenommen und dem Amtsgericht 
zur Vernehmung vorgeführt wird; ferner wenn der Ver⸗ 
dächtige, der nicht auf friſcher Tat betroffen oder ver- 
folgt iſt, vorläufig feſtgenommen oder auf Grund eines 
Haftbefehls oder Steckbriefes ergriffen und dem Amts⸗ 
gericht vorgeführt wird, ſofern er ſich bei der Ver⸗ 
nehmung der ihm zur Laſt gelegten Tat ſchuldig be- 
kennt; weiter, wenn die ſtrafbare Handlung auf einem 
deutſchen Schiffe im Auslande oder auf offener See 
begangen ift, und endlich auch dann, wenn die ſchleunige 
Aburteilung von dem Verdächtigen ſelbſt beantragt 
wird und die Staatsanwaltſchaft zuſtimmt, hier eben⸗ 
falls nur bei den auch ſonſt für die ſchleunige Ab⸗ 
urteilung 1 Sachen. 

Es mag gewiß an ſich erwünſcht ſein, eine ſchnellere 
Aburteilung in manchen Fällen herbeizuführen, es mag 
auch richtig ſein, daß einzelne der vom Entwurf heran⸗ 
gezogenen Fälle ſich deshalb für die ſchleunige Ab- 
urteilung eignen, weil bei ihnen die Beweismittel parat 
zu ſein pflegen. 

Es läßt ſich aber nicht verkennen, daß dieſe ganze 
Verfahrensart zu mißbräuchlicher Anwendung führen 
kann, ja geradezu anreizt. Der Begriff auf friſcher 
Tat“ iſt ein ſehr dehnbarer. Man kann damit jedes 
Preßdelikt zur ſchleunigen Aburteilung bringen. an 
kann den Redner in einer Verſammlung vorläufig feſt⸗ 
nehmen und dem Amtsgerichte vorführen. Es kann 
mit dieſer Vorſchrift in bewegten Zeiten oder auch 
gegenüber einzelnen Volksklaſſen viel Unheil . 
werden. Zum mindeſten wird man, wie es der Berliner 
Entwurf vorſchlägt, die ausdrückliche Einwilligung des 
Angeklagten erfordern müſſen. Beſſer iſt es, die ganze 
Vorſchrift zu ſtreichen, denn ſie enthält ſchon dadurch, 
daß ſie die Möglichkeit der Verteidigung, die Annahme 
eines Verteidigers erſchwert, ja nahezu ausſchließt, 
unerträgliche Härten. 

ch möchte mich nunmehr mit einigen Worten noch 
mit dem Punkte beſchäftigen, der in der Tagesordnung 
zu meinem Thema noch beſonders in den Vordergrund 
geſtellt iſt, nämlich mit der Verteidigung und das 
zuſammenfaſſen, was ich im einzelnen zu dieſem Punkte 
ſchon geſagt habe. 


As 17. 1909. 


Noch nicht geſprochen habe ich von der notwendigen 
Verteidigung. Bisher war die Verteidigung not⸗ 
wendig in den Sachen, die vor dem Reichsgericht in 
erſter Inſtanz oder vor dem Schwurgericht zu ver⸗ 
handeln ſind. Ferner in den Landgerichtsſachen erſter 
Inſtanz, dann, wenn der Angeſchuldigte taub oder 
ſtumm oder noch nicht 16 Jahre alt war, und bei 
Verbrechen, wenn der Beſchuldigte die Beſtellung eines 
Verteidigers beantragte, außer wenn es ſich um Ver⸗ 
brechen im Rückfall handelt. 

Der Entwurf hält dieſe Beſtimmung im weſentlichen 
aufrecht, verallgemeinert ſie aber auf die Fälle, in 
denen der Beſchuldigte infolge körperlicher oder geiſtiger 
Gebrechen, insbeſondere weil er taub oder ſtumm iſt, 
nicht befähigt erſcheint, ſich ſelbſt zu verteidigen: Hier⸗ 
bei iſt allerdings die Muß⸗Vorſchrift des geltenden 
Rechts durch die Soll-Vorſchrift erſetzt. Die Alters⸗ 
grenze iſt nach dem Entwurf das 18. Lebensjahr. 

Der Zeitpunkt der Beſtellung im bisherigen Recht 
iſt in Reichsgerichts⸗ und Schwurgerichtsſachen die 
Mitteilung der Anklageſchrift, nach dem Entwurf die 
Eröffnung der Vorunterſuchung. In landgerichtlichen 
Sachen hat die Beſtellung bis zum Ablauf der Er⸗ 
klärungsfriſt auf die Anklage zu erfolgen. Die Aus⸗ 
wahl des notwendigen Verteidigers erfolgt durch den 
Vorſitzenden. 

Als eine befriedigende Löſung wird man dieſe 

Regelung der notwendigen Verteidigung nicht anſehen 
können. Es muß verlangt werden, daß zum mindeſten 
dem Verhafteten bei Verbrechen und Vergehen auf 
Antrag ein Verteidiger zu beſtellen und daß der Ver⸗ 
haftete über dieſes Recht zu belehren iſt. Ferner, daß 
als notwendige Verteidiger nur Rechtsanwälte, nicht 
Referendare, auftreten. So der Berliner Entwurf. 
Wie geſtaltet ſich nun im einzelnen die Stellung des 
Verteidigers nach dem Entwurf? Im Vorverfahren 
kann der Richter die Anweſenheit des Verteidigers bei 
Vernehmung des Beſchuldigten geſtatten; hier ent⸗ 
ſcheidet alſo über dieſe Befugnis das reine diskretionäre 
Ermeſſen des Richters. Bei der Vernehmung von 
Zeugen und Sachverſtändigen hat der Richter die An⸗ 
weſenheit des Verteidigers zu geſtatten. Dies iſt als 
Grundſatz aufgeſtellt, aber es iſt die Einſchränkung 
emacht: Soweit nicht eine Gefährdung des Unter⸗ 
fuchungszweckes zu befürchten iſt. Es entſcheidet alſo 
wiederum das diskretionäre Ermeſſen. Es iſt nicht 
ausreichend, daß die Gründe für die Verſagung zu 
den Akten zu vermerken ſind. Gründe werden ſich 
immer finden laſſen. 

Der Verteidiger darf dem Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen Fragen vorlegen laſſen, ſoweit ſie nach 
dem Ermeſſen des Richters zur Aufklärung der Sache 
dienlich ſind. Er darf dieſe Fragen nicht ſelbſt vor⸗ 
legen, und auch die Entſcheidung darüber, ob dieſe 
Fragen vom Richter geſtellt werden, ſteht dieſem 
allein zu. 

Die Einſicht der Akten iſt grundſätzlich geſtattet, 
aber die Einſicht in einzelne Aktenſtücke kann verſagt 
werden, ſoweit die Gefährdung des Unterſuchungs⸗ 
zweckes zu befürchten iſt. Alſo auch hier waltet lediglich 
das Ermeſſen des Richters. Eine Verſchlechterung 
gegen das bisherige Recht bedeutet es, daß der Zeit⸗ 
punkt des Beginns der uneingeſchränkten Akteneinſicht 
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bisher der Schluß der Vorunterſuchung oder die Ein- 
reichung der Klage war, nach dem Entwurf iſt es die 
Eröffnung der Hauptverhandlung. Es wird alſo die 
Mitwirkung des Verteidigers beim Eröffnungsbeſchluſſe 
mangels der hierzu erforderlichen Akteneinſicht aus⸗ 
geſchaltet. Bisher bezog ſich das Recht der Akten⸗ 
einſicht auf alle Akten, nach dem Entwurf nur auf die 
durch richterliche Anordnung beigefügten. 

Der ſchriftliche und mündliche Verkehr des Ver— 
teidigers mit dem Beſchuldigten iſt grundſätzlich ge- 
ſtattet, aber vor der Eröffnung des Hauptverfahrens 
kann der Richter anordnen, daß ſchriftliche Mitteilungen 
des Verteidigers an den Beſchuldigten zurückgewieſen 
werden, wenn ſie nicht vom Verteidiger übergeben oder 
mit Begleitſchreiben überſandt ſind. Dieſer an ſich 
harmloſen Beſtimmung reiht ſich die Vorſchrift an, 
die Drucker als einen abſcheulichen Angriff auf die 
Verteidigung bezeichnet hat: Der Richter kann die 
Einſicht verlangen, wenn Tatſachen vorliegen, die die 
Annahme 1 8 daß der Beſchuldigte den Ver⸗ 
kehr mit dem Verteidiger zu Kolluſionszwecken miß⸗ 
brauchen werde. In dieſem Falle kann er auch an⸗ 
ordnen, daß die Unterredung mit dem Verteidiger nur 
in ſeiner Gegenwart ſtattfindet. Der Entwurf ſichert 
die Beſtellung des Verteidigers bei der Entſcheidung 
des Gerichts über die Fortdauer der Unterſuchungshaft 
während der Vorunterſuchung, ſowie die Anweſenheit 
und die Anhörung des Verteidigers in dem Vortermine 
zur Entſcheidung über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens. 

Die Rechte des Verteidigers in der Hauptverhand« 
lung ſelbſt find im weſentlichen unverändert. Nur be- 
deutet natürlich die Beſchränkung des § 244 zugleich 
auch eine weſentliche Einſchränkung der Rechte des 
Verteidigers, deſſen Haupttätigkeit gerade darin mit⸗ 
beſteht, für die Hauptverhandlung Beweismittel, ins⸗ 
beſondere Zeugen und Sachverſtändige, herbeizuſchaffen. 
Die Erfahrung lehrt, und daran wird ſich auch in 
Zukunft nichts ändern, daß die Beweisanträge des 
Beſchuldigten und des Verteidigers für das Vor⸗ 
verfahren häufig abgelehnt, daß auch die beantragte 
Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen für die 
Hauptverhandlung vom Vorſitzenden zurückgewieſen 
wird, ſo daß dem Verteidiger nichts übrigbleibt, als 
dieſe Beweismittel für die Hauptverhandlung ſelbſt 
parat zu ſtellen. In der Mitwirkung bei der Er⸗ 
hebung dieſes Entlaſtungsbeweiſes konzentriert ſich die 
Aufgabe des Verteidigers während der Beweisaufnahme. 
Hat das Gericht es nunmehr im Sinne des 8 232 in 
der Hand, dieſe Entlaſtungsbeweiſe trotz Herbeiſchaffung 
der Beweismittel abzuſchneiden, ſo entfällt damit eine 
der wichtigſten Funktionen des Verteidigers. 

Ebenſo iſt bereits darauf hingewieſen, daß auch die 
Einſchränkung des Fragerechts gegenüber den Zeugen 
ſich als eine Verſchlechterung der Verteidigung und 
damit auch der Rechte des Verteidigers darſtellt. Die 
Sitzungspolizei gegenüber dem Verteidiger iſt durch 
den Entwurf aufrechterhalten. Es wäre wünſchens⸗ 
wert, daß die hierin liegende ungleichmäßige Behandlung 
der Verteidiger gegenüber den Staatsanwälten in 
Fortfall kommt. 

Das Zuſtellungsweſen iſt wenigſtens inſoweit ge⸗ 
beſſert, als die Friſt für die Berufungs- und Reviſions⸗ 
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anträge erſt mit der Bekanntmachung an den Ver⸗ 
teidiger beginnt, ſofern dieſe zuletzt erfolgt iſt, und 
auch ſonſt überall da, wo dem Beſchuldigten für eine 
Erklärung eine Friſt geſetzt iſt, der Verteidiger recht⸗ 
zeitig Mitteilung erhalten hat. 

Die Mitwirkung des Verteidigers iſt vorgeſchrieben 
bei der Unterzeichnung der Berufungsanträge, ſo wie 
bisher bereits bei den Reviſionsanträgen. Eine Ver⸗ 
ſchlechterung, die nicht unbeachtet gelaſen werden darf, 
iſt für das Privatklageverfahren eingeführt. Bisher 
kann der Privatkläger im Beiſtande eines Rechts- 
anwalts erſcheinen oder ſich durch einen Rechtsanwalt 
vertreten laſſen, nach dem Entwurf kann jede Perſon, 
die im öffentlichen Verfahren als Verteidiger auftreten 
kann, als Vertreter des Privatklägers fungieren; auch 
andere Perſonen können als Vertreter zugelaſſen werden. 
Damit wird die Möglichkeit geſchaffen, daß auch Rechts⸗ 
konſulenten als Vertreter des Privatklägers auftreten 
können, bei der Erweiterung des Privatklageverfahrens 
ein höchſt bedenkliches Experiment. 

Erfüllt nun der Entwurf das Verſprechen, die 
Stellung des Verteidigers zu heben? 

Man verſteht es angeſichts der erörterten Be⸗ 
ſtimmungen, wenn auf dem Karlsruher Juriſtentag 
Juſtizrat Meyer von einer ſehr großen Enttäuſchung 
ſprach. Die Erweiterungen der Rechte des Verteidigers 
ſind geringfügig, mehr oder weniger ſtiliſtiſcher oder 
formaliſtiſcher Art und treffen den Kern der Sache 
nicht. Der Verteidiger wird mit dem alten Mißtrauen, 
faſt wie ein Mitſchuldiger des Angeklagten, mit dem 
er Kolluſionswege geht, behandelt. 

Die Worte des Abgeordneten Ackermann bei der 
Beratung unſerer Strafprozeßordnung: „Das Geſetz 
ſetzt voraus, daß der Richter, der Staatsanwalt ein 
pflichttreuer, gewiſſenhafter, ehrlicher Mann iſt, der 
Stand der Verteidiger kann dieſelbe Vorausſetzung 
für ſich beanſpruchen“, ſind auch diesmal nicht beachtet 
worden. Es iſt nicht zu erwarten, daß die Vorſchriften 
des Entwurfs geeignet ſind, dem Verteidiger eine 
erſprießliche Wirkſamkeit, namentlich ſchon im Vor⸗ 
verfahren, zu ermöglichen. 

Wer alſo der Anſicht iſt, daß die Verteidigung 
nicht ein notwendiges Übel, ſondern die unerläßliche 
Vorausſetzung eines gerechten, vom Vertrauen der 
Bevölkerung getragenen Verfahrens iſt, der wird mit 
Bedauern feſtſtellen müſſen, daß auch das neue Straf- 
verfahren keine Garantie dafür gibt, daß der Ver⸗ 
teidiger frei von läſtigen und überflüſſigen Schranken 
ſeine Tätigkeit wird ausüben können. 

Meine Herren, ich hatte zu meinem Vortrag eine 
Anzahl von Theſen ausgearbeitet, die ſich im Rahmen 
deſſen bewegen, was ich die Ehre hatte Ihnen vor- 
zutragen. möchte dabei zweierlei noch voraus⸗ 
ſchicken. Ich hatte die Abſicht, dieſe Theſen drucken 
zu laſſen, hatte das aber auf den heutigen Tag ver⸗ 
ſchoben, weil ich mit dem Hauptverfaſſer des Berliner 
Entwurfs, dem Kollegen Sonnenfeld, der ja mit 
dem Kollegen Heinemann zuſammen dieſen aus— 
gezeichneten Berliner Entwurf ausgearbeitet hat, noch 
eine Beſprechung über die einzelnen Theſen haben 
wollte. Dadurch nun, daß dieſes Thema heute bereits 
zum Gegenſtand der Tagesordnung geworden iſt, bin 
ich verhindert geweſen, dieſe Theſen Ihnen gedruckt 
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vorzulegen. Ich habe das, was ich in meinem Vortrag 
bezüglich der Einrichtung dieſer Senate an den Ober- 
landesgerichten ausgeführt habe, nicht zum Gegenſtand 
meiner Theſen gemacht; das war nur eine perſönliche 
Anregung. — Ich möchte Ihnen dieſe Theſen zur Ver— 
leſung bringen und überlaſſe es dann dem weiteren 
Verlauf der Diskuſſion, welche Stellung Sie dazu 
einnehmen wollen. Die Theſen lauten: 
Der Entwurf einer Strafprozeßordnung und 
Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz bietet die 
brauchbare Grundlage für die Neuregelung des 
Strafverfahrens. Es müſſen aber mindeſtens 
folgende Anderungen verlangt werden: 


I. Zum Gerichts verfaſſungsgeſetz. 

1. Die Beſtimmung des $ 23 Ab}. 2, wonach 
der Amtsrichter als Einzelrichter — ohne 
Zuziehung von Schöffen — bei Über⸗ 
tretungen und leichteren Vergehen zu ent— 
ſcheiden hat, iſt abzulehnen. 

2. Die Beſchränkung der Zuſtändigkeit der 
Schwurgerichte in § 73 Nr. 6 bis 8 — 
Ausſchaltung der Urkundenfälſchung, des 
Amtsverbrechens, des Konkurs- und Depot- 
verbrechens — iſt abzulehnen. 

3. Auch für die Berufungsinſtanz iſt die 
Mitwirkung von Laien unerläßlich. 

4. Der Ausſchluß der Offentlichkeit in Be⸗ 
leidigungsprozeſſen — 8 172 Abſ. 2 — 
muß die Zuſtimmung der Parteien zur 
Vorausſetzung haben. 


II. Zur Strafprozeßordnung. 

1. Alle Zuſtellungen, die an den Angeklagten 
erfolgen, find auch dem Verteidiger mit- 
zuteilen. 

2. Die Einſchränkung des Rechtes, Fragen 
an die Zeugen zu ſtellen, deren Be— 
antwortung zur Unehre gereichen kann, 
oder die ſich auf Vorſtrafen des Zeugen 
beziehen, — 8 55 Abſ. 3 — iſt ab» 
zulehnen. 

3. Die Kolluſionshaft — $ 110 — muß zur 
Vorausſetzung haben, daß der Angeklagte 
tatſächlich unternommen hat, die 
Ermittelung der Wahrheit durch Ver— 
nichtung von Spuren der Tat oder durch 
Beeinfluſſung von Zeugen oder Mit⸗ 
ſchuldigen zu erſchweren. Die Kolluſions⸗ 
haft darf höchſtens zwei Monate betragen. 

4. Dem wegen Fluchtverdachts Verhafteten 
iſt bei Verbrechen oder Vergehen auf 
ſeinen Antrag ein Verteidiger zu beſtellen. 
über den Widerſpruch gegen den Haft— 
befehl iſt unter Zuziehung der Prozeß— 
beteiligten und unter Erhebung der von 
den Parteien herbeigeſchafften Beweis— 
mittel in kontradiktoriſcher Verhandlung 
zu entſcheiden. 

5. Die Vermutung der Fluchtgefahr durch 
die Höhe der zu erwartenden Strafe — 
§ 110 — iſt abzulehnen, ebenſo wie die 
bisherige Begründung des Vorliegens 
eines Verbrechens. 
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6. Dem Verteidiger iſt die Einſicht der Akten 
und der mündliche wie ſchriftliche Verkehr 
mit dem verhafteten Beſchuldigten ohne 
jede Einſchränkung zu geſtatten. 

7. Der Verteidiger iſt berechtigt, bei der 
Vernehmung von Zeugen und Sach— 
verſtändigen im Vorverfahren anweſend zu 
ſein. Das Recht zur Befragung der 
Zeugen und Sachverſtändigen iſt das 
gleiche wie in der Hauptverhandlung. 

8. Die Vorſchrift des bisherigen $ 244, wo⸗ 
nach die Beweisaufnahme auf die ſämtlichen 
vorgeladenen Zeugen und Sachverſtändigen, 
ſowie auf die anderen herbeigeſchafften 
Beweismittel zu erſtrecken iſt, iſt aufrecht 
zu erhalten und auf die Verhandlung 
wegen Übertretungen und Privatklageſachen 
für die Berufungsinſtanz auszudehnen. 
Die Beſchränkungen des § 232 ſind ab— 
ulehnen. 

9. Die Rechtsbelehrung iſt zu verleſen und 
dem Protokolle beizufügen. 

10. Die Beſtimmung der $$ 317, 318, daß 
— zur Vermeidung der Unzuläſſigkeit der 
Berufung — beſtimmte Berufungsanträge 
geſtellt und binnen einer Friſt eingereicht 
werden müſſen, iſt zu ſtreichen. 

11. Die Einſchränkung der Reviſion in 8 333 
Nr. 8, wonach die Beſchränkung der Ver⸗ 
teidigung nur dann einen Reviſionsgrund 
bildet, wenn ſie auf einem Rechtsirrtum 
des Gerichts beruht, iſt zu ſtreichen. 

12. Die Beſchränkungen des Wiederaufnahme⸗ 
verfahrens ſind abzulehnen. 

13. Die Erweiterung des ſchleunigen Ver⸗ 
fahrens iſt abzulehnen. 

14. Im Falle der Freiſprechung ſind ſtets 
die dem Angeklagten erwachſenen not⸗ 
wendigen Auslagen der Staatskaſſe zur 
Laſt zu legen. 

Meine Herren, ich hatte dieſe Theſen in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Herrn Korreferenten Roſenthal aus⸗ 
gearbeitet, und ich möchte nicht unerwähnt laſſen, daß 
auch der Kollege Sonnenfeld, der Vorſitzende der 
Berliner Kommiſſion, dem ich dieſe Theſen zugeſchickt 
habe, ſie mit geringfügigen hier nicht in Betracht 
kommenden Anderungen gebilligt hat. 

Ich komme nunmehr zum Schluß. Die Kritik, die 
der Entwurf beſonders ſeitens unſerer Kollegenſchaft 
gefunden hat, iſt zum Teil eine viel ſchärfere. Ich 
habe mich im weſentlichen an den Vorſchlag des 
Berliner Anwaltvereins gehalten und möchte darauf 
hinweiſen, daß es unſer Beſtreben ſein müßte, unſere 
Wünſche auf das unbedingt Notwendige und auf das 
im gegenwärtigen Augenblick Erreichbare zu beſchränken. 
Die Beſeitigung der Strafkammern in ihrer gegen- 
wärtigen Form iſt an ſich ſchon ein Opfer wert. 
Wenn wir es erreichen, daß die hauptſächlichſten Be⸗ 
ſchwerden, die wir gegen den Entwurf erheben, be 
rückſichtigt werden, ſo müſſen wir im gegenwärtigen 
Augenblick auf die Erreichung vieler kleinerer oder 
nicht ſo unbedingt wichtiger Wünſche verzichten. Woran 
wir unbedingt feſthalten müſſen, das iſt die Zuziehung 
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des Laienelements für die Berufungsinſtanz, die Feſt⸗— 
haltung des Grundſatzes des § 244, die Verbeſſerung 
der Stellung des Beſchuldigten und des Verteidigers 
im Vorverfahren, die Aufhebung der uns in unſerer 
Standesehre kränkenden Beſchränkung des $ 147 und 
endlich die Beſeitigung der läſtigen und unannehmbaren 
Verſchlechterung der Rechtsmittel. 

Das eine jedenfalls möchten ſich die Verfaſſer des 
Entwurfs und die geſetzgebenden Faktoren vor Augen 
halten, daß nur auf dem von uns vorgeſchlagenen 
Wege das erreicht werden kann, was das Hauptziel 
der Reform bilden ſollte: die Volkstümlichkeit des 
Verfahrens und die Wiederherſtellung des erſchütterten 
Vertrauens in unſere Strafrechtspflege. 


(Lebhafter anhaltender Beifall.) 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Carl 
Eckert⸗München (der während des Referats den Vorſi 
übernommen hat): Der allgemeine Beifall enthebt mi 
wohl, dem Herrn Berichterſtatter unſeren beſonderen 
Dank für ſeinen Vortrag auszuſprechen. 

(Wiederholter lebhafter Beifall.) 


ch möchte jetzt vor allem dem Herrn Oberlandes- 
gerichtsrat Dr. Schulz zu einigen Bemerkungen das 
Wort erteilen. 


Oberlandesgerichtsrat Dr. Schultz⸗Berlin: Meine 
Herren, verzeihen Sie, wenn ich als Vertreter des 
Reichsjuſtizamts ſchon hier Anlaß zu einigen kurzen 
Worten finde. 

Ich möchte zunächſt beginnen mit einer tat⸗ 
ſächlichen Berichtigung, die ſich auf den eben ge— 
hörten Vortrag des Herrn Referenten bezieht. Es 
handelt ſich nur um einen einzelnen, aber nicht un⸗ 
wichtigen Punkt und um ein Mißverſtändnis des Ent⸗ 
wurfs, das ich auch in der Literatur ſchon öfter ge- 
funden habe, nämlich betreffend die Akteneinſicht des 
Verteidigers. Derartige Mißverſtändniſſe ſind ja einem 
neuen geſetzgeberiſchen Werke gegenüber außerordentlich 
leicht möglich und können gewiß meiſt denen nicht zum 
Vorwurf gemacht werden, die etwas mißverſtehen. 

Es wurde eben vom Herrn Referenten geſagt, die 
Akteneinſicht wäre in doppelter Beziehung erſchwert. 
Zunächſt ſchiene es, als ob der Entwurf die Einſicht 
der Beiakten beſchränken wollte, die man früher ohne 
weiteres hätte mit einſehen können. Nein, die Tendenz 
des Entwurfs iſt genau die entgegengeſetzte; er will 
das Recht des Verteidigers bezüglich der Einſicht der 
Beiakten erweitern oder doch ſicherſtellen. Früher war 
die Anſicht vertreten, daß im Vorverfahren nur die 
richterlichen Unterſuchungsakten eingeſehen werden 
konnten nach $ 147 Abſ. 2 StPO., und da außerdem 
der Abſ. 1 ſagte, daß nach Einreichung der Anklage 
ſchrift der Anwalt die dem Gerichte vorliegenden 
Akten einſehen kann, ſo machte man den Unterſchied und 
ſagte: ja, nachher dürfen ſie alle eingeſehen werden, 
vorher aber nur die eigentlichen Unterſuchungsakten, 
die Beiakten aber nicht. Gerade dieſes Mißverhältnis 
will der Entwurf beſeitigen, und deshalb jagt er aus⸗ 
drücklich, daß, auch wenn die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens noch nicht beantragt iſt, grundſätzlich die 
Einſicht aller Akten einſchließlich der auf richterliche An- 
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ordnung beigefügten, verlangt werden kann. Natürlich, 
wie die Motive auch ſagen, iſt es die Verpflichtung 
des Richters im Vorverfahren, wenn er Material be⸗ 
kommt, ſich ſchleunigſt ſchlüſſig zu machen, ob dieſes 
Material zu Beiakten werden ſoll oder nicht. Wird 
es nicht dazu, dann kann der Verteidiger auch die 
Einſicht nicht verlangen, weil es wieder abgetrennt 
werden muß und nicht zur Sache gehört; wird es aber 
dazu, dann ſoll ihm die Einſicht gewährt werden. Das 
hat der Entwurf gerade zu erreichen geſucht. Er 
hat alſo das Recht des Verteidigers, die Akten einzu⸗ 
ſehen, nicht beſchränken, ſondern erweitern wollen. 

Der zweite Punkt iſt noch wichtiger und hängt 
hiermit eng zuſammen. Es wurde eben geſagt, der 
Verteidiger hätte früher nach Schluß der Vorunter⸗ 
ſuchung die Akten unbeſchränkt einſehen können und 
wäre dadurch in die Lage geſetzt geweſen, eventuell die 
Eröffnung des Hauptverfahrens durch geeignete An⸗ 
träge zu verhindern; künftig würde er das nicht mehr 
können. Ja, meine Herren, das erſte iſt richtig, das 
letzte iſt aber ein Mißverſtändnis. Wir haben in dem 
Entwurf ausdrücklich geſagt ($ 147 Abſ. 1 und 2), 
daß nur, ſolange die Eröffnung des Hauptverfahrens 
noch nicht beantragt iſt, dem Verteidiger die Einſicht 
in einzelne Aktenſtücke verſagt werden kann. Sobald 
fie beantragt iſt, ſobald alſo nach $ 195 Abſ. 2 der 
Staatsanwalt ſeinen Antrag durch Einreichung der 
Klageſchrift begründet und zugleich die Akten dem 
Gericht eingereicht hat, muß dem Verteidiger die Ein⸗ 
ſicht unbeſchränkt gewährt werden. 

Im allgemeinen möchte ich nur bemerken, daß, 
wenn der Herr Referent zum Schluß ſagte, es zöge 
ſich ein Geiſt des Mißtrauens gegen den Anwalt durch 
den Entwurf — oder ungefähr ſo —: das iſt nicht 
der Fall, meine Herren! 

(Widerſpruch.) 

Im Gegenteil, der Entwurf iſt davon ausgegangen, 
den Verteidiger zu berückſichtigen, wo er irgend konnte. 
Wenn Sie den Entwurf vorurteilslos leſen, werden 
Sie überall die Berückſichtigung des Anwalts finden. 
Daß natürlich immer noch Wünſche vorhanden ſind, 
die weiter gehen, das iſt ja ſelbſtverſtändlich; ich will 
nur ſagen: dem Entwurf von vornherein den Geiſt 
dieſes Mißtrauens anzuſinnen, das würde nicht ſeinen 
wahren Geiſt treffen. 

Ich habe aber das Wort nicht lediglich ergriffen, 
um dieſe allgemeinen Bemerkungen zu machen, ich 
kann mich auch auf eine Beantwortung der Kritik dieſes 
Entwurfes hier nicht einlaſſen. Es iſt nicht möglich, 
daß das Reichsjuſtizamt dem, was auch berechtigte 
Kritiker ſagen, immer und an jeder Stelle ſeine Gegen— 
gründe entgegenſetzt. Ich würde mich alſo auch an 
der Debatte nicht beteiligen können und ebenſowenig 
Stellung zu den Theſen nehmen. Ich bitte aber, 
daraus nicht folgern zu wollen, als ob ein Mangel 
an Intereſſe im Reichsjuſtizamt gegenüber der Stellung 
des Anwaltſtandes zu ſeinen Entwürfen vorhanden 
wäre; im Gegenteil, das Reichsjuſtizamt hat ein außer⸗ 
ordentliches Intereſſe daran. 

(Bravo!) 
Sie ſehen ja auch, daß ich deshalb hierher gekommen 
bin als Vertreter des Herrn Staatsſekretärs 
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Dr. Nieberding, der perfönlich zu feinem Bedauern 
nicht in der Lage war, hierher zu kommen, weil er 
jetzt in Berlin nicht abkömmlich war. Ich glaube, jenes 
Intereſſe iſt auch bereits dadurch betätigt, daß die 
Reformkommiſſion, auf deren Beſchlüſſen ja unſer 
Entwurf zum großen Teile beruht, doch auch unter 
Zuziehung von Anwälten ihre Vorſchläge ausgearbeitet 
hat. Das Reichsjuſtizamt hat nie verkannt, daß gerade 
der Anwalt, der die Schäden der Prozeßordnung am 
eignen Leibe verſpürt, auch beſonders geeignet iſt, Ab⸗ 
änderungsvorſchläge dazu zu machen. Der Anwalt 
muß als Praktiker ebenſogut gehört werden, wie der 
Staatsanwalt oder der Richter. Wenn dieſer letztere 
auch gewiß nicht ſo weltfremd iſt, wie es heutzutage 
behauptet wird, ſo kann man doch zugeben, daß in 
manchen Punkten der Anwalt geeigneter ſein wird, das 
praktiſche Urteil zu fällen. Daher iſt es denn auch 
als außerordentlich dankenswert vom Reichsjuſtizamt 
empfunden, daß dieſer Entwurf der Strafprozeß⸗ 
ordnung mit zum Gegenſtand der Beratung hier 
gemacht iſt, und daß wir auf dieſe Weiſe erſehen 
können, wie ſich der Anwaltſtand in ſeiner All⸗ 
gemeinheit dazu ſtellt. Beſonders dankenswert iſt 
auch, daß zugleich der Berliner Anwaltsentwurf 
berückſichtigt wird, und das Reichsjuſtizamt muß es 
nur bedauern, daß ihm bisher Dieter Entwurf nicht 
zugängig geweſen iſt; wir kennen eigentlich nichts 
daraus, als was in den Zeitungen veröffentlicht iſt, 
und was doch nicht als authentiſch gelten kann. Jeden⸗ 
falls alſo wird das Reichsjuſtizamt, wenn es auch 
ſelbſtverſtändlich auf Erwiderung der Kritiken ſich hier 
nicht einlaſſen kann, deshalb doch mit reger Teil⸗ 
nahme die Ausführungen, die pro et contra erfolgen, 
und die Beſchlüſſe entgegennehmen. Und wenn ich 
das jetzt ſpeziell bezüglich der Strafprozeßordnung 
geſagt habe, für die ich zufällig Referent bin, ſo bitte 
ich nicht daraus folgern zu wollen, daß das Intereſſe 
für die anderen Beratungsgegenſtände ein geringeres 
wäre. Ich habe noch vorgeſtern mit dem Herrn 
Staatsſekretär eingehend über den Anwaltstag ge⸗ 
ſprochen und kann Ihnen ſagen, daß er mit großem 
Intereſſe den Beſchlüſſen des Anwaltstages entgegenſieht. 


(Lebhafter Beifall.) 


Stellvertretender Vorſitzender, Juſtizrat Carl 
Eckert⸗München: Ich darf wohl in Ihrer aller Namen 
dem Herrn Vertreter des Reichsjuſtizamts den Dank 
für das rege Intereſſe an unſern Verhandlungen aus 
ſprechen. 

Ich bitte nunmehr den Herrn Korreferenten Rechts⸗ 
anwalt Dr. Roſenthal-München, das Wort zu nehmen. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal⸗ München: Meine 
ſehr geehrten Herren! Seitdem die deutſche Straf— 
prozeßordnung erſchienen iſt und in der Praxis an- 
gewendet wird, hat es von jeher bei den deutſchen 
Rechtsanwälten gelegen, die Sonde der Kritik ein— 
zuſetzen auf Grund ihrer praktiſchen Erfahrungen, und 
ſeitdem man überhaupt daran denkt, an der Straf— 
prozeßordnung, wie fie jetzt iſt, Anderungen vor» 
zunehmen, haben ſich mit beſonderem Intereſſe gerade 
Anwälte an dieſen Beſtrebungen und wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten beteiligt. Deshalb kann es auch gar nicht 


verwundern, daß heuer im Frühjahr, als es ſich um 
die Feſtſetzung der gegenwärtigen Tagesordnung handelte, 
aus allen Teilen des Deutſchen Reiches der Wunſch 
laut wurde, auf dieſem Anwaltstage die Reform der 
Strafprozeßordnung zum Gegenſtand der Erörterung 
zu machen. Und um das gleich vorweg zu nehmen: 
es muß von der heutigen Verſammlung ganz beſonders 
dankbar begrüßt werden, daß im Gegenſatz zu früheren 
nicht minder wichtigen Anläſſen das Reichsjuſtizamt 
einen Vertreter, und zwar den berufenſten Vertreter, 
zur Anhörung unſerer Meinungen und Debatten und 
Entſchlüſſe hierhergeſandt hat. 
(Lebhaftes Bravo!) 

Wollen wir hoffen, daß dies künftig noch öfter 
geſchieht, und daß insbeſondere die Beſchlüſſe der 
Anwaltstage diejenige Berückſichtigung finden, die in 
ſo liebenswürdiger Weiſe uns der Herr Vertreter des 
Reichsjuſtizamts heute zugeſichert hat. 

(Bravo!) 


Meine verehrten Herren, man kann darüber ſprechen, 
ob der Zeitpunkt der Strafprozeßreform der richtige 
iſt; man kann ſagen: es iſt nicht richtig, das Straf⸗ 
prozeßrecht zu regeln, wenn eine Strafrechts— 
regelung demnächſt in Ausſicht ſteht. Es läßt ſich 
dafür vor allem ſagen, daß ja dann, wenn das neue 
Strafrecht kommt mit Anderungen des Rechtsmittel⸗ 
ſyſtems, auch die Zuſtändigkeit geändert werden muß, 
und daß dann auch das jetzt zu ſchaffende Strafprozeß⸗ 
recht neuerdings wird geregelt werden müſſen. Man 
kann auch ſagen, daß manches, was jetzt geregelt wird, 
direkt eingreift und übergreift in das materielle Straf⸗ 
recht; man kann auch ſagen, daß manche Beſtimmung, 
wie ſie jetzt eingeführt werden ſoll, direkt eine ſtraf⸗ 
rechtliche Beſtimmung notwendig mache. Zum Beiſpiel 
wird es äußerſt bedenklich ſein, wenn künftighin im 
neuen Strafprozeß uneidliche Ausſagen zur Begründung 
eines Urteils führen können, ohne daß eine Möglichkeit 
beſteht, eine wiſſentlich falſche uneidliche Ausſage, die 
vor Gericht abgegeben iſt, auch in Strafe zu nehmen. 

(Sehr richtig!) 

Aber, meine verehrten Herren, dieſe Punkte müſſen 
jetzt ausſcheiden bei der Frage der Beurteilung der 
Strafprozeßordnung, wie ſie im Entwurf vorliegt. 
Viele Arbeiten ſind darüber erſchienen, viele ſchwere 
Kritiken hat man an dieſem Entwurf der Strafprozeß⸗ 
ordnung geübt. Ich darf auf die Schriften von Kollegen 
Heinemann-Berlin, von Kollegen Drucker-Leipzig, 
dann auf die Verhandlungen des letzten Juriſtentages 
mit den vorzüglichen Ausführungen von Roſenberg, 
Mittermaier, Lilienthal uſw. hinweiſen. Aber 
das, was am meiſten gewirkt hat und wirken mußte 
für den, der ihn kennen gelernt hat, war der Berliner 
Entwurf. Die Berliner Kommiſſion hat mit einer 
ausgezeichneten Gründlichkeit dem Entwurf des Reichs⸗ 
juſtizamts einen aus der Praxis geborenen Entwurf 
gegenübergeſtellt, ſo daß es bedauerlich iſt, daß das 
Reichsjuſtizamt bisher keine Kenntnis davon erhalten 
konnte. Das iſt nicht die Schuld des Berliner Anwalt⸗ 
vereins, und noch viel weniger iſt es Schuld des 
Reichsjuſtizamts; 

| (Zuſtimmung) 
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denn dieſer Entwurf iſt erſt geſtern — wie mir mit- bei einer Gruppe von Übertretungen und Vergehen, 


geteilt wurde — druckfertig geworden und hat bisher 
dem Reichsjuſtizamt noch nicht zugeleitet werden können. 
Es iſt ja ſehr zu hoffen, daß dieſer Entwurf nun mit 
tunlichſter Beſchleunigung dem Reichsjuſtizamt zu⸗ 
geleitet wird, und daß ſeine Beſtimmungen dann auch 
im Bundesrat und im Reichstag bei der endlichen 
Verabſchiedung des Geſetzes eine möglichſt weitgehende 
Berückſichtigung finden. 

Nun aber muß ich ſagen: das, was der Entwurf 
gewollt hat — und in dieſer Richtung iſt der Entwurf 
ſelbſt der ſchärfſte Kritiker am Entwurf — was der 


Entwurf gewollt hat, und wie wir die Ziele aus der. 


Begründung des Entwurfs entnehmen können, iſt ganz 
vorzüglich, und ich muß ſagen: als ich die Be⸗ 
gründung des Entwurfs geleſen hatte, habe ich mir 
geſagt, jetzt werden wir bezüglich des Rechts der Ver⸗ 
teidigung ein in allen Beſtimmungen modernes, groß— 
zügiges Recht erhalten. Und ebenſo, wie. meine Er- 
wartung hochgeſpannt war, muß ich ſagen, ebenſo groß 
war auch meine Enttäuſchung. Denn der Entwurf 
hat gerade in ſeinen wichtigſten Beſtimmungen das 
nicht gehalten, was ſeine Begründung verſpricht. Wenn 
ich einzelne wenige Beiſpiele hier nur zur lUlnter- 
ſtützung deſſen, was ich geſagt habe anführen darf 
— denn über die Einzelheiten hat der Herr Kollege 
Dr. Armer in einer vorzüglichen Weiſe Ihnen be— 
richtet —, dann möchte ich folgendes erwähnen. 


Der Entwurf ſagt: 

Die Schöffengerichte haben ihre Aufgabe in be— 
friedigender Weiſe erfüllt; die Mitwirkung der 
Laien bietet für die Aufklärung des Sachverhalts 
wie für die Beurteilung der feſtgeſtellten Straftat 
eine wertvolle Hilfe. Sie tragen durch die 
Kenntnis perſönlicher und örtlicher Verhältniſſe, 
insbeſondere der Ausdrucksweiſe der Bevölkerung, 
mitunter auch durch ihre Bekanntſchaft mit 
örtlichen oder beruflichen Anſchauungen und 
Gewohnheiten zu einer dem Volksempfinden ent— 
ſprechenden Entſcheidung bei. Ihre Mitwirkung 
gewährleiſtet eine beſonders eingehende Ver⸗ 
handlung der Sache und eine gründliche Prüfung 
der Ergebniſſe der Beweisaufnahme. Dieſe Vor⸗ 
züge der Laienbeteiligung haben die gleiche Be— 
deutung auch für größere Strafſachen. Es darf 
erwartet werden, daß die zurzeit vielfach ver- 
breitete Mißſtimmung gegen die Urteile der 
Strafkammern ſchwinden wird, wenn auch hier 
Laien in gleichberechtigter Stellung mit den 
Berufsrichtern mitwirken. 

Es iſt ja richtig, daß der Entwurf, wie er ſchließlich 
aus den Beratungen hervorgegangen iſt, das „vielfach“ 
in „zuweilen“ abgeſchwächt hat, aber immerhin iſt auch 
in dem neueſten Entwurf in der Begründung vor⸗— 
getragen und berichtet, daß dieſe Mißſtimmung beſteht. 
Nun, meine Herren, meint man doch: wenn dieſe 
Schöffengerichte ſich ſo vorzüglich bewährt haben, dann 
darf man ihre Kompetenz nicht einſchränken, ſondern 
muß ſie erweitern. Und trotzdem wird ein großer 
Teil der jetzt vor das Schöffengericht gehörigen Sachen 
dieſen entzogen und dem Einzelrichter zugewieſen; es 
wird alſo dieſe wertvolle Hilfe des Laien ausgeſchaltet 


auch — Kollege Heinemann hat es hervorgehoben — 
bei einer ganzen Gruppe von gewerbepolizeilichen 
Vergehen, die im Jahre 1902 bis 1906 über 
10 000 Straffälle im Deutſchen Reich ausgemacht 
aben. 

Ahnlich iſt es ja auch mit der Berufung. Die Be⸗ 
gründung des Entwurfs gibt in Übereinſtimmung mit 
alle dem, was ſeit vielen Jahren beklagt worden iſt, 
zu, daß die Urteile der Strafkammern vielfach Miß⸗ 
trauen begegnen; ſie führt die Berufung gegen Urteile 
der Strafkammern ein und ſagt ſelbſt, daß der Vor⸗ 
ſchlag auf Einführung der Berufung einer näheren 
Begründung nicht mehr bedürfe, da über die Wieder— 
einführung der Berufung ſeit lange kein Streit mehr 
beſteht. Nun meint man bei der Gegenüberſtellung: 
die Schöffengerichte haben ſich bewährt, die Laien ſind 
ausgezeichnete Richter, geführt von einem Juriſten — die 
Strafkammerurteile haben ſich nicht bewährt, und man 
braucht eine Berufung —, da, meint man, ſei die not⸗ 
wendige Schlußfolgerung, daß die Berufung nicht an 
eine mit drei gelehrten Richtern beſetzte Berufungs⸗ 
kammer, ſondern an eine Schöffengerichtsberufungs— 
kammer gehen ſollte. Ich meine, das iſt eine logiſch 
richtige Folgerung, die man nicht damit abtun kann, 
wie der Entwurf es tut: in der zweiten Inſtanz ſei 
dieſe Hilfe der Laien nicht mehr notwendig, weil ſie 
ſchon in der erſten ſtattfand. Ja, ich meine, wenn man 
das Gute haben kann, warum ſoll man es nicht nehmen? 
Die Befürchtung, daß das Schöffenmaterial nicht ſo 
leicht zu beſchaffen iſt, wird ſich ſchon in anderer Weiſe 
heben laſſen; da gibt es Mittel und Wege, die jetzige 
Zahl der Schöffen zu verdoppeln und zu 1 

Die Vorzüge des Schwurgerichts, wenigſtens nach 
der Richtung, daß die Schwurgerichtsurteile außer— 
ordentlich befriedigend gewirkt haben, und daß ſie Ver- 
trauen in Deutſchland genießen, find im Entwurf an» 
erkannt worden. Wenn man das Schwurgericht ſo 
günſtig beurteilt, dann iſt die Folge doch die: man 
läßt den Schwurgerichten, was ſie haben, und nimmt 
ihnen nicht noch etwas weg; ſtatt deſſen aber wird die 
Kompetenz eingeſchränkt, und ich glaube, diejenigen, 
die fürchten, daß dieſe erſte Einſchränkung nur der 
Anfang zu weiteren Einſchränkungen ſein könne, wie 
Landgerichtsdirektor Aſchrott geſagt hat, haben recht. 
Iſt das Schwurgericht mit Recht ein Gericht, das ſich 
des Vertrauens des Volkes erfreut — und das iſt der 
Fall, das hat der Entwurf zugeben müſſen —, dann 
darf man meiner Meinung nach die Kompetenz der 
Schwurgerichte nicht einſchränken, dann muß ſich darüber 
reden laſſen, ob 8 und Anlaß gegeben iſt, ſie zu 
erweitern, aber nicht ihnen etwas wegnehmen. 

Dann hat der Entwurf — und das iſt eine negative 
Seite, die ich erwähnen muß — wohl anerkannt, daß 
das ſchwurgerichtliche Verfahren Mängel hat, wie die 
Teilung der Schuldfrage und Strafbemeſſung, die 
Rechtsbelehrung uſw.; aber es iſt nicht der Verſuch 
gemacht worden, dieſe Mängel zu heilen durch beſtimmte 
Vorſchriften, wie der Berliner Entwurf es verſucht hat. 
Und wenn das nicht geſchehen iſt, weil man vielleicht 
annimmt, daß das Schwurgericht ſo, wie es jetzt iſt, 
nicht verbeſſerungsfähig iſt, jo hätte man das im Ent: 
wurf zum Ausdruck bringen müſſen und hätte trotz 
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alledem verſuchen müſſen, hier eine Beſeitigung der 
ſchwerſten Mängel herbeizuführen. 

Daß die Berufung ſo, wie ſie kommt, ſchon der 
Organiſation nach, dann aber auch den erſchwerenden 
Beſtimmungen für den Beruſungsführer nach, nicht 
das iſt, was der Entwurf geben wollte, und was die- 
jenigen, die ſeit Jahrzehnten nach der Berufung rufen, 
erwartet haben, das hat Kollege Armer Ihnen ſchon 
des näheren ausgeführt, das hat auch Kollege Drucker 
in ſeiner Schrift überzeugend dargelegt. Die Berufung 
allein kann keinen Schutz dagegen gewähren, daß nicht 
die Beſtimmung, die jetzt bezüglich der Reviſion neu 
eingeführt iſt, im 8 333 Ziff. 8 von größtem Schaden 
ſein wird, wenn dieſer Entwurf Geſetz wird. 

Auch alles das, was Praktiker und hervorragende 
Gelehrte über Verhängung der Unterſuchungshaft und 
über das Verfahren, in welchem Unterſuchungshaft an— 
geordnet werden kann, geſagt und vorgeſchlagen haben, 
iſt nur ganz beſchränkt berückſichtigt in dem, was der 
Entwurf vorſchlägt, und ich glaube, daß ich hier nach 
den Ausführungen, die Herr Kollege Armer Ihnen 
gegeben hat, weiteres nicht vorzutragen brauche. 

Ich möchte aber nun auf den Gegenſtand der 
Verteidigung eingehen. Wiederholt iſt in dem Entwurf 
und in der Begründung davon geſprochen, daß die 
zahlreichen neuen Garantien, die der Entwurf gibt, 
gerade dem Beſchuldigten und dem Verteidiger zugute 
kommen. Es ſagt die Begründung wiederholt, daß es 
ſich um eine Stärkung der Verteidigung und eine 
Stärkung des Angeſchuldigten handelt, und daß erreicht 
werden muß, daß eine möglichſte Gleichſtellung eintritt 
zwiſchen der Anklagebehörde und dem Beſchuldigten. 
Nun iſt ſchon ſeit langem darauf hingewieſen worden, 
daß die Verteidigung, wie ſie im gegenwärtigen Straf— 
prozeßrecht enthalten iſt, den Anforderungen nicht 
entſprechen kann, die man billigerweiſe an die Ver⸗ 
teidigung ſtellt. Die Verteidiger, ſo wie ſie heute 
amtieren müſſen, ſind gar nicht in der Lage, die 
Rechte auszuüben, die ſie ausüben ſollen, wenn ſie es 
ernſt nehmen mit dem Amt, das ihnen übertragen iſt. 


(Sehr richtig!) 


Das führt ja auf die Begründung des Entwurfs der 
Strafprozeßordnung; fie jagt wiederholt: man hat 
die Grundſätze der jetzigen Strafprozeßordnung ver⸗ 
laſſen und hat andere Grundſätze eingeführt. Gewiß, 
die Grundſätze hat man gewechſelt, aber man hat 
im Entwurfe überall eine ſolche Möglichkeit, dieſe 
neuen Grundſätze zu verlaſſen, gegeben, daß faktiſch 
nichts geändert werden wird, daß im Gegenteil nur 
eine ſehr unerfreuliche Folge eintreten wird: nämlich 
der Verteidiger, der es verſtehen wird, ſich mit dem 
jeweiligen Unterſuchungsrichter oder Ermittlungsrichter 
gut zu ſtellen, der alſo ſeine Unbefangenheit aufgibt, 
wird derjenige ſein, der nicht „den Unterſuchungszweck 
gefährdet“, der die Akten ungeſtört einſehen kann, und 
der alle die Bequemlichkeiten hat, die das Geſetz als 
Grundregel aufſtellt, die aber dem unbequemen Ver— 
teidiger jederzeit verſagt werden können. 


(Sehr gut!) 


Und das iſt das, woran nicht nur wir Anwälte, ſondern 
die Rechtspflege ein dringendes Intereſſe hat: jeder 
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Verteidiger, der ſeines Amtes wirkſam walten will, 
muß unabhängig ſein und darf durch keinerlei Rück— 
ſichten in der Ausübung ſeines Amtes beeinträchtigt 


werden. 
(Bravo!) 


Alſo dieſe „Kann“ Vorſchriften nützen nichts, fie ſchaden 
nur, wenn wir an die Verteidigung eines Beſchuldigten 
herantreten. 

Es hat keinen Zweck, Ihnen hier die Einzelheiten 
vorzutragen; denn Sie ſelbſt kennen den Entwurf und 
wiſſen auch aus der Lektüre und aus dem Vortrag 
des Kollegen Armer, in welchen einzelnen Be⸗ 
ſtimmuungen dieſe Fehler zu erblicken find. Aber ich 
ſage mir: wenn es ernſt damit iſt, die Verteidigung 
zu ſtärken, und wenn es richtig iſt, was der Entwurf 
ſagt, daß ein Mißbrauch des Rechts der Verteidigung 
gerade bei dem Rechtsanwalt nicht zu befürchten iſt, 
da ja hier ſchon die Standesdiſziplin dafür ſorgen 
wird, ſo gibt es doch ein viel einfacheres Mittel, dem 
Anwalt den uneingeſchränkten Verkehr mit dem An⸗ 
geklagten und die Einſicht der Akten zu geben: man 
beſtimme einfach, daß nur Rechtsanwälte die Ver⸗ 
teidigung übernehmen ſollen, dann hat man ja die 
Garantie, die man haben will. 


(Sehr richtig!) 


Und, meine verehrten Kollegen, der Koſtenpunkt — daß 
die Angeklagten, die einen Nichtanwalt zum Verteidiger 
haben, vielleicht etwas weniger zu zahlen haben, als 
diejenigen, die einen Rechtsanwalt haben — darf in 
der Tat nicht in die Wagſchale fallen, wenn es ſich 
darum handelt, ob man Recht Recht ſein läßt, oder ob 
vielleicht wegen ſchlechter Einrichtung unſeres Ber: 
fahrens ein Unrecht geſchaffen wird. 

Ich will auch nicht davon reden, wie wenig in 
dem Entwurf das berückſichtigt ift, was an einzelnen 
Vorſchlägen ſeit vielen Jahren von Praktikern und 
von Hochſchullehrern gemacht iſt. Ich möchte aber 
doch das eine hervorheben: was nützt es denn, wenn 
im Geſetz ſteht, der Verteidiger iſt gleichgeſtellt der 
Anklagebehörde? Was nützen uns die beſten Grund⸗ 
ſätze, wenn uns die Möglichkeit fehlt, dieſe Grundſätze 
zur wahren Durchführung zu bringen, wenn uns nicht 
möglich gemacht iſt, in der Praxis damit zu arbeiten? 
Meine verehrten Herren, vergleichen Sie doch die Vor⸗ 
ſtellung, die man in feiner Jugend von einem Ber- 
teidiger hat, der kraft ſeines Amtes Unrecht verhüten 
ſoll, und der mit den weiteſten Machtmitteln aus⸗ 
geſtattet ſein muß, — und es gibt nichts höheres und 
ſchöneres, als den zu unrecht Verdächtigten von dem 
Verdacht zu befreien — und die Wirklichkeit: wo man 
hinkommt, findet man Schwierigkeiten über Schwierig⸗ 
keiten, und die Anderung der Grundſätze wird nichts 
nützen, wenn Sie nicht die ganze Stellung der Ver⸗ 
teidigung im Geſetz ändern. Der Verteidiger muß 
ein notwendiges Requiſit des Prozeßverfahrens werden, 
ſo gut wie der Gerichtsſchreiber und der Staatsanwalt, 
fo gut wie der Richter ſelbſt; eine Verteidigung iſt jo 
notwendig im Recht wie die Verurteilung; das Recht 
ſoll nicht bloß anklagen und verdammen, ſondern es 
ſoll auch von dem Verdacht loslöſen und befreien, 
wo die Befreiung angezeigt iſt. Und Lilienthal hat 
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mit Recht auf dem Juriſtentage davon geſprochen, da 
der Staat ſich daran innen muß, daß Ar Auf 
abe nicht nur ſei, den Schuldigen zu verurteilen, 
ben auch die, den Nichtſchuldigen zur Freiſprechung 
zu bringen; deswegen müſſe die Verteidigung vor allem 
geſtärkt werden. Wie die Verhältniſſe liegen, empfindet 
man in vielen Strafkammern begreiflicherweiſe die 
Anweſenheit von Verteidigern nicht als ein notwendiges, 
ſondern als ein höchſt überflüſſiges Übel. Das mag 
paradox klingen, aber es iſt jo. In manchen Straf— 
kammern iſt derjenige, der mit einem Verteidiger 
kommt, ſchlechter geſtellt, als ſein Kamerad, der ohne 
den Beiſtand eines Verteidigers zur Verhandlung kommt. 


(Sehr richtig!) 


eder, der in Strafſachen zu tun gehabt hat, wird 
hnen einen ſolchen Fall nennen können, wo er ſagen 
kann: in dem Falle wäre es für den Mann viel bef er 
geweſen, wenn er keinen Verteidiger gehabt hätte, und 
der Verteidiger ſich nicht die Mühe genommen hätte, 
Anträge zu ſtellen, die nach der Meinung des Gerichts 
nicht berechtigt geweſen ſind. Ich habe die Auffaſſung, 
daß man auf dieſem wichtigen, vielleicht im Bereich 
der Strafprozeßordnung wichtigſten Gebiet, es nicht ſo 
machen darf, wie es der Berliner Entwurf getan hat. 
Ich habe die größte Hochachtung vor der Arbeit des 
Berliner Entwurfs und ſeinen tatſächlichen Vorſchlägen; 
aber ich halte es nicht für richtig, in einem Moment, 
wie der gegenwärtige, zu ſagen: wir wollen unſere 
Wünſche zurückſtellen und nur das anſtreben, was 
erreicht werden kann. Meine verehrten Herren, Sie 
ſehen, daß der Herr Vertreter des Reichsjuſtizamts 
eigens von Berlin nach Roſtock gekommen iſt, um 
unſere Verhandlungen anzuhören, — glauben Sie, 
daß es der deutſchen Anwaltſchaft ſchadet, wenn das 
Reichsjuſtizamt hört, daß die deutſche Anwaltſchaft in 
ihren berufenſten Vertretern der Meinung iſt, daß die 
Rechte der Verteidigung von Grund auf geändert 
werden müſſen, wenn ſie ihr Amt richtig und nach den 
Grundſätzen der Gerechtigkeit ſoll führen können? 
Warum ſollen wir in einer ſolchen Frage mit unſerer 
Anſchauung zurückhalten, bloß weil wir glauben, daß 
der Reichstag Angſt hat vor den Koſten, die das ver: 
urſachen wird, und weil die Regierung ſagt: wir 
werden das nicht akzeptieren? Wenn wir nicht den 
Mut haben, zu ſagen, was wir als notwendig erkannt 
haben, ſo können wir niemand einen 9 machen, 
wenn er nicht weiß, was uns in dieſer Angelegenheit 


e (Sehr wahr!) 


Wir müſſen nach meiner Meinung eine Forderung 
erheben: die Verteidigung zu ſtärken, und zwar voll⸗ 
ſtändig zu ſtärken, weil eine gute und mit guten, 
garantierten Rechten verſehene Verteidigung ſelbſt da 
wirkt, wo das Strafverfahren nicht gut iſt. Lieber 
ein an ſich nicht gutes Strafverfahren mit einer guten 
Verteidigung, als ein gutes Strafverfahren mit einem 
Verteidiger, der keine Rechte hat. Wenn der Per: 
teidiger, der das Recht und die Sachlage kennt und 
nach ſeiner Meinung und ſeinem Empfinden neu be⸗ 
leuchtet, ſehlt, dann fehlt das lebendige Agens in dem 
Verfahren, das den Richter dazu bringen kann, falſche 
Vorſtellungen, die ja heute, ohne daß der Richter etwas 
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dafür kann, durch die Art des Aufbaus des ganzen 


Verfahrens nur zu leicht entſtehen, zu beſeitigen. Nach 
meiner Meinung muß der Verteidiger das Recht haben, 


unabhängig mit dem Angeklagten zu verkehren; es muß 


die Möglichkeit gegeben ſein, daß die Verteidiger ſchon 
bei der Beſtellung nicht abhängig ſind von dem, der 
urteilt. Ich halte dies jetzt für einen großen Mißſtand, — 
und es iſt das ſchon hervorgehoben worden, wenn ich 
nicht irre auf dem Straßburger Anwaltstag von einem 
Dresdener Kollegen Dr. Hippe, der ſagte, daß es ein 
Unding iſt, daß der Verteidiger von demjenigen auf- 
geſtellt wird, bei dem er verteidigen ſoll. Wir ſind 
alle Menſchen, und es iſt gewiß nichts unrechtes, wenn 
man auch vom Richter annimmt, daß er ein Menſch 
iſt: warum ſoll er denn nicht gewiſſen nicht ganz 
richtigen, nicht ganz objektiven Gefühlen zugänglich 
ſein, wie wir alle? Und es iſt doch ganz natürlich, 
daß der Richter denjenigen als Verteidiger aufſtellen 
wird, von dem er glaubt, daß er nach ſeiner Auffaſſung 
der Rechte der Verteidigung die Stellung richtiger 
wahrnehmen wird als ein anderer. Nun können aber 
ganze Gruppen von Anwälten ausgeſchloſſen ſein, weil 
der eine Richter die Meinung hat, daß man „nicht zu 
ſehr“ verteidigen ſoll, 
(Heiterkeit) 


eine Anſchauung, die nicht allzu ſelten bei uns an— 
zutreffen iſt. Ich habe im allgemeinen vollſtändig das 
unterſchrieben, was Kollege Armer als ſeine bzw. 
unſere Theſen Ihnen vorgetragen hat; ich bin aber 
der Meinung, daß Sie ſich vielleicht dazu entſchließen 
können, mir im folgenden recht zu geben und vielleicht 
auch das, was ich in einigen Leitſätzen als dasjenige 
hinſtelle, was ich für die Verteidigung auf dem Herzen 
habe, und was ich Ihnen zuſammenfaſſend vorleſen 
werde, als wichtiges Material für die Strafprozeß— 
reform dem Reichsjuſtizamt mitzuteilen. Dieſe Leit⸗ 
ſätze habe ich folgendermaßen gefaßt: 
Die Hebung der Stellung der Verteidigung, 
welche die Begründung des Entwurfs ſelbſt als 
notwendig bezeichnet, läßt die in dem Entwurf 
vorgeſchlagenen Beſtimmungen als ungenügend 
erſcheinen und verlangt eine Reform des Ver⸗ 
fahrens nach folgenden Geſichtspunkten: 

1. Der Verteidiger muß die Stellung eines 
notwendigen Prozeßbeteiligten erhalten; 
ein Verteidiger muß in allen Fällen be⸗ 
ſtellt werden; nur im amtsgerichtlichen 
Verfahren kann bei geringfügigen Delikten 
von Beſtellung eines Verteidigers abgeſehen 
werden, wenn der Beſchuldigte damit ein⸗ 
verſtanden iſt. | 

2. Als Verteidiger ſollen nur Rechtsanwälte 
und Rechtskundige, welche die Prüfung zum 
höheren Juſtizdienſt beſtanden haben und in 
dieſem mindeſtens zwei Jahre beſchäftigt ſind, 
beſtellt werden. Die Auswahl erfolgt durch 
das Gericht aus einer vom Vorſtand der 
Anwaltskammer für jedes Gericht auf 
geſtellten Verteidigerliſte; iſt die Beſtellung 
eines Verteidigers aus den in der Ver⸗ 
teidigerliſte aufgeführten Rechtsanwälten und 
Rechtskundigen nicht möglich, ſo kann ein 
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Juſtizbeamter, welcher jedoch nicht Richter 
ſein darf, als Verteidiger beſtellt werden. 

3. Der Verteidiger hat freien — mündlichen 
und ſchriftlichen — Verkehr mit dem Be⸗ 
ſchuldigten; er hat bei allen Beweis⸗ 
erhebungen die gleichen Rechte wie die An⸗ 
klagebehörde, hat ungehinderte Akteneinſicht 
und erhält auf Verlangen Abſchriften der 
in den Akten befindlichen Protokolle und 
Urkunden. 

4. Die Koſten des beſtellten Verteidigers trägt 
vorbehaltlich des Rückgriffs an den Ver⸗ 
urteilten ſtets die Staats- bzw. Reichskaſſe. 

Meine verehrten Herren, es wird Sie vielleicht im 
erſten Moment etwas eigentümlich berühren, daß ich 
ſolche weitgehenden Sätze aufſtelle, daß ich insbeſondere 
ſage: die Verteidigung iſt, von ganz geringfügigen 
Ausnahmen abgeſehen, notwendig. Kollege v. Pann⸗ 
witz war es, glaube ich, der in Straßburg auf dem 
Anwaltstage eine derartige Forderung als Utopie hin⸗ 
eſtellt hat, und Kollege Lenzberg hat auf dem 
etzten Juriſtentage das als ein Ideal bezeichnet. Ja, 
meine Herren, das kann auf den erſten Anblick als eine 
Utopie wirken, aber es iſt keine. In anderen Ländern 
gibt es ſolche Vorſchriften. Es gibt Länder, die das 
Prinzip der“ notwendigen Verteidigung in allen Fällen, 
wo es der Beſchuldigte verlangt, anerkennen; warum 
ſoll es in Deutſchland nicht möglich ſein? Vielleicht, 
weil es den Staat und das Reich Geld koſtet? Aber 
das wird man auf andere Weiſe hereinbringen können. 
Jedenfalls iſt es kein glückliches Argument zu ſagen: 
da, wo es ſich um die Verteidigung handelt, alſo wo es 
ſich darum handelt, ſchweres Unrecht hintanzuhalten, 


da dürfen dieſe Mittel, die geeignet ſind, dieſe Schäden 


wirklich zu vermeiden, nicht ergriffen werden, weil 
der Staat dafür bezahlen muß. Wenn man die 
Schilderungen lieſt, wie die Tätigkeit des Anwalts auf 
Männer der Wiſſenſchaft, die einen freien Blick und 
ein offenes Herz für die Rechtspflege haben, wie die 
Tätigkeit der Anwälte nach dem bisherigen Verfahren 
z. B. auf den bekannten Strafrechtslehrer Liſzt 
gewirkt hat, und wie er das gegeißelt hat, wie er der 
Anſicht iſt, daß eine fein empfindende Natur überhaupt 
heutzutage nicht verteidigen kann in dem ewigen Kampf 
mit dem Vorſitzenden und der Staatsanwaltſchaft, 


(ſehr richtig!), 
wo man das bischen geſchriebene Recht ſich täglich neu 


erkämpfen muß 
(ſehr richtig! bravo!), 


dann muß man dieſe Sätze zur Forderung des Tages 
erheben; wir müſſen ſagen: jede Reform, die dieſen 
Sätzen nicht Rechnung trägt, erfüllt nicht jene Voraus⸗ 
ſetzungen und Wünſche, deren Berückſichtigung die 
deutſche Anwaltſchaft nach ihrer Erfahrung und ihrer 
Kenntnis der Sachlage von einer wirklichen Reform 


verlangen muß. 
(Sehr richtig!) 


Wir haben nach meiner Meinung die Verpflichtung, 
weil wir mitten drin ſtehen in dieſen Dingen, und 
weil wir ſie beſſer erkennen als die, die nur vom 
Richtertiſch zu urteilen haben, weil wir eben durch 
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unſeren Beruf täglich hören das Elend und Leid, wenn 
jemand unter dieſen Beſtimmungen der Strafprozeß— 
ordnung zu leiden hat, — darum haben wir, weil wir 
Anwälte des Rechts ſind, die Pflicht und Schuldigkeit, 
das zu betonen, wir haben die Verpflichtung, aufzurufen, 
tätig zu ſein im Kampfe für eine gute Anderung dieſes 
Entwurfs. Ich glaube, Goethe hat in ſeinem Weſt⸗ 
öſtlichen Diwan geſagt: 

Noch iſt es Tag, da rühre ſich der Mann; 

Es kommt die Nacht, wo niemand wirken kann. 


Wenn dieſer Entwurf einmal Geſetz iſt, dann iſt auf 
Jahrzehnte hinaus die Stellung des Verteidigers feſt⸗ 
gelegt, dann kommen wir zu ſpät mit unſeren Anträgen. 
Wenn wir aber jetzt dazu kommen, die ſchwerſten 
Schwächen des Entwurfs abzuſtellen und ihnen Paroli 
zu bieten, dann handeln wir nach meiner Meinung 
nicht bloß im Intereſſe des Standes, ſondern auch im 
Intereſſe der deutſchen Rechtspflege, dann handeln wir, 
wie es heute der verehrte Herr Präſident des Ober⸗ 
landesgerichts Roſtock geſagt hat: unſerem Stande zur 
Ehre, unſerem Rechte und unſerem deutſchen Volke zu 
dauerndem Gewinn. 


(Stürmiſcher Beifall.) 


(Der ſtellvertretende Vorſitzende, Juſtizrat Carl Eckert— 
München, eröffnet hierauf die Diskuſſion.) 


Rechtsanwalt Dr. Drucker⸗Leipzig: Meine geehrten 
Herren! Die Freude darüber, daß wir heute im Gegen— 
ſatz zu früheren Erfahrungen von einem Vertreter des 
Reichsjuſtizamts die Mitteilung erhalten haben, daß 
die Stellungnahme des Anwaltſtandes zu einem ſo 
bedeutenden Geſetzgebungswerk ſich der vollen Auf 
merkſamkeit der Reichsregierung zu erfreuen haben 
werde, iſt allgemein und wird 90 von denen geteilt 
werden, die es bisher für richtig gehalten haben, an 
dem Entwurf eine nicht gerade erfreute Kritik zu 
üben. Das iſt der Anlaß, der mich an dieſe Stelle 
geführt hat. Ich habe aus den Ausführungen des 
Herrn Vertreters des Reichsjuſtizamts entnommen, 
daß es übel empfunden werde, wenn unſere Kritik 
den Anſchein erweckt habe, als glaubten wir mit 
Mißtrauen von der Reichsregierung behandelt worden 
zu ſein. Es gilt hier, eine ganz klare Grenz⸗ 
linie zu ziehen. Meine Herren, Mißtrauen in das 
Reichsjuſtizamt in bezug auf die Abſichten, von denen 
man ſch hat leiten lafen bei Vorlage dieſes Geſetz⸗ 
entwurfs, empfindet, ſoweit ich bis jetzt habe ſehen 
können, nicht nur kein Kritiker aus dem Anwaltſtande, 
ſondern überhaupt kein Kritiker. Das Mißtrauen, 
das ſo vielſeitig ausgeſprochen worden iſt, richtet ſich 
nicht gegen die Motive, ſondern gegen das Geſetz. 
Das iſt ja, wie ſchon von anderer Stelle hervor⸗ 
gehoben, eine ganz unerklärliche Diskrepanz, daß die 
Lektüre der Motive mit großer Freude und Genug⸗ 
tuung erfüllen muß, und daß der Buchſtabe des Ge⸗ 
ſetzes deshalb enttäuſcht, weil er zu den Motiven nicht 
paßt. Ich habe an anderer Stelle mündlich aus⸗ 
geführt: wenn das Reichs juſtizamt imſtande 
wäre, mit dem Geiſte, der in den Motiven 
herrſcht, die ſämtlichen Mitglieder aller 
deutſchen Strafkammern gu erfüllen, dann 
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könnten wir wahrſcheinlich auf das gefchriebene 
Geſetz ganz verzichten. 
(Sehr richtig!) 


Aber, meine Herren, für den vornehmen Geiſt, den 
das Geſetz hat ſchaffen wollen, gilt anderes als für 
den überlaſteten Unterſuchungsrichter und für den ab— 
gehetzten Staatsanwalt; und die Strafkammer, die 
nachmittags um 5 oder 6 Uhr noch mit einer Sache 
von 27 Zeugen anfangen ſoll, die ift viel mehr Menſch, 
als man im Reichsjuſtizamt ſich anſcheinend vor— 
geſtellt hat. 

Der Herr Vertreter des Reichsjuſtizamts hat nun 
einen ſpeziellen Punkt hervorgehoben, um darzutun, 
daß die Kritik zum Teil auf Irrtümern beruht. Meine 
Herren, ich kann das nicht findeu. Der Herr Vertreter 
des Reichsjuſtizamts hat gegenüber den Ausführungen 
des verehrten Kollegen Armer zu $ 147 bezüglich der 
Akteneinſicht geſagt: das wäre doch nicht richtig, es 
hätte im Gegenteil das Recht des Verteidigers zur 
Akteneinſicht verbeſſert und erweitert werden ſollen. 
Ja, meine Herren, inſofern iſt volle Zuſtimmung not- 
wendig: bezüglich des Zeitpunktes ſollen gewiſſe 
Zweifel bereinigt werden, die eine rigoroſe und nach 
dem bisherigen Geſetz unrichtige Praxis äußern kann. 
Aber darüber iſt doch nicht hinwegzukommen: wenn 
man bloß das wollte, wie gelangte man denn dazu, 
nun in den 8 147 die Worte hineinzubringen: die 
auf Grund richterlicher Anordnung beigefügten 
Akten? Das hatten wir bisher nicht, daß die richter- 
liche Anordnung erforderlich war, um das Recht des 
Verteidigers zur Einſichtnahme zu ſchaffen. Auch die 
Motive haben das ganz gut gemeint; ſie führen etwa 
aus — ich habe ſie nicht genau im Kopf —: es muß 
doch wenigſtens erſt einmal geprüft werden, ob die 
Akten zur Sache gehören. Ja, meine Herren, ich habe 
in meiner Erfahrung — und ich ſehe in dieſem Kreiſe 
manche, die die gleiche Erfahrung gemacht haben — 
oft Beiakten gehabt, die wir alle einſehen konnten und 
durften, bezüglich deren niemals Anordnungen des Richters 
auf Beifügung getroffen wurden, und die, ohne zur Sache 
zu gehören, doch eine außerordentlich influierende Kraft in 
ſich trugen. Ich entſinne mich eines Spezialfalls, wo es 
ſich um Beleidigung einer Kircheninſpektion handelte; da 
kamen am Tage vor der Hauptverhandlung Stöße 
von Akten an mit dem Begleitſchreiben: „Dem Herrn 
Vorſitzenden der Strafkammer unterbreiten wir hiermit 
die Akten zur Verwendung bei der Verhandlung.“ 
Der Vorſitzende warf einen Blick hinein, legte die 
Akten auf den Stoß, und da wir ſie dort liegen ſahen, 
gingen wir hin und ſahen ſie ein, und jeder konnte 
ſie einſehen. In Zukunft würde das anders werden; 
da würde ſie der Vorſitzende einſehen, ferner der 
Referent und auch der Staatsanwalt, aber dem Ver— 
teidiger würden ſie deshalb nicht zugänglich ſein, weil 
nach dem ganzen Inhalt der Strafprozeßordnung kein 
Anlaß beſteht, hier eine beſondere Anordnung zu 
treffen. So meine ich, gerade dieſes Beiſpiel, das 
der Herr Vertreter des Reichsjuſtizamts hervorhob, 
hat gezeigt, daß wir bei allen guten Abſichten der 
Motive durch eine vielleicht unglückliche Wortfaſſung 
des Geſetzes poſitiv weſentlich verſchlechtert ſind. — 
Bei dieſem einen Beiſpiel will ich es bewenden laſſen. 
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Nun eine Bemerkung nach anderer Richtung gegen⸗ 
über der Reſolution unſeres verehrten Kollegen Armer. 
Die einzelnen Punkte, die er uns vorgetragen hat, 
werden ja der Zuſtimmung der Verſammlung ſicher 
ſein; aber das gilt nicht von dem erſten Satz der Re⸗ 
ſolution. Der ſpricht die Meinung des Anwaltſtandes 
dahin aus, daß der vorliegende Entwurf eine brauch⸗ 
bare Grundlage für die weitere Beratung ſei. Darüber 
kann man verſchiedener Meinung ſein; jedenfalls bedarf 
es einer ſolchen Verſicherung nicht. Wenn man das 
ſagt, und wenn dann der Kollege Armer ungefähr 
wölf weſentliche Punkte herausgreift, bei denen es 
ſich zeigt, daß dieſer Entwurf ſicherlich keine geeignete 
Grundlage iſt, jo bedarf es dieſer platonifchen Ber- 
ſicherung nicht. Man könnte im Gegenteil ſagen: ent⸗ 
weder wir ſchaffen ein vollſtändig neues Geſetz, er⸗ 
füllt mit modernem Geiſte; will man das aber nicht, 
dann iſt die geeignete Grundlage für Abänderungs⸗ 
vorſchläge die jetzt geltende ee e dann 
brauchen wir nicht einen neuen Entwurf zu nehmen 
und ihm ein Kompliment zu machen, das er leider 
nicht verdient. Ich bitte alſo den Kollegen Armer, 
aus ſeiner Reſolution dieſen Einleitungsſatz weg⸗ 
zunehmen oder ihm eine milde hypothetiſche Faſſung 


zu geben (Heiterkeit), 


damit wir möglichſt einſtimmig ſeine Reſolution an⸗ 


nehmen können. 
(Bravo!) 


Rechtsanwalt Dr. Siehr: Königsberg i. Pr.: Meine 
ſehr verehrten Herren Kollegen! Ich ſtehe in den weſent⸗ 
lichſten Punkten auf dem Standpunkte der Theſen des 
Herrn Kollegen Armer und bitte Sie, — dieſe Theſen 
abzulehnen. Das klingt paradox; aber ich bitte Sie 
doch darum. Bei einem ſolchen Werk, wie die Straf⸗ 
prozeßordnungsreform, bei der Schaffung von Reichs— 
juſtizgeſetzen ſoll man ſich nicht überhaſten. Wir ſollen 
aus Fehlern lernen, wie ſie nach der Auffaſſung der 
meiſten deutſchen Anwälte bei der übereilten Beratung 
der Zivilprozeßreform gemacht ſind. Es kann Un⸗ 
einigkeit über einen Teil der Theſen beſtehen, und es 
iſt nicht zweckmäßig, vorzeitig ſich bei derartigen 
Werken feſtzulegen. Eine ſolche Feſtlegung wäre nur 
möglich nach Vorarbeiten, nach Vorbereitungen, wie 
wir ſie treffen könnten, wenn wir heute ſchon das 
hätten, was wir morgen erſt ſchaffen wollen, eine 
Vertretung des Anwaltſtandes außerhalb der Anwalts⸗ 
tage, eine Vertretung, die dauernd iſt und in 
kürzeren Friſten zuſammenkommen kann, als die 
deutſchen Anwaltstage ſelbſt. Wir als deutſcher 
Anwaltstag können nur in Grundzügen unſere Meinung 
kundgeben; wir brauchen da nicht an Worte zu haften, 
wir brauchen nicht zu ſtreiten darüber, ob die Novelle 
ein brauchbarer Entwurf, eine brauchbare Grundlage 
für Weiterarbeit iſt, oder ob ſie das nicht iſt. Sie 
iſt eine brauchbare Grundlage, je nach dem, wie viel 
man daran ändert oder nicht ändert; das brauchen 
wir nicht auszuſprechen. Wenn man eine ſyſtematiſche 
Verbeſſerung der Lage der Verteidigung, wenn man 
genügende Garantien gegen die Gerte ng von 
Nichtſchuldigen hineinbringt, dann kann man aus dem 
an und für ſich ſprachlich gut abgefaßten Entwurf ein 
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gutes Werk ſchaffen. Es iſt von dieſem Standpunkt 
aus der Entwurf eine brauchbare Grundlage. 

Die milde Kritik der beiden Herren Referenten an 
dem Entwurf der neuen Strafprozeßordnung hat die 
Fehler des enttäuſchenden Reformwerkes berührt — 
lange nicht alle Fehler, aber von den wichtigſten habe 
ich keinen vermißt. Ich meine, in die Details weiter 
einzugehen, als es die beiden Referenten taten, wäre 
für heute ein Fehler geweſen, und es wäre auch ein 
Fehler in der Diskuſſion. Ich halte es für angezeigt, 
von einer weiteren Debatte und von einer Annahme 
von Theſen um ſo mehr vollſtändig abzuſehen, als wir 
ein wertvolles Ergebnis aus unſerer heutigen Debatte 
ſchon gewonnen haben durch die Außerung des Herrn 
Vertreters des Reichsjuſtizamtes, daß dem Reichs⸗ 
juſtizamt die Mitarbeit der Anwälte am Werke der 
Strafprozeßreform äußerſt willkommen iſt. Ich hoffe, 
daß dieſes Wort in reichem Maße in die Tat umgeſetzt 
werden wird. Das Reichsjuſtizamt will Material; es 
ſoll Material haben: — Der Berliner Anwaltverein 
hat ſeinen Kommiſſionsentwurf dem Reichsjuſtizamt zu 
überſenden in Ausſicht geſtellt. Wir in Königsberg i. Pr. 
haben ebenfalls eine Kommiſſion zuſammentreten laſſen, 
die vor wenigen Tagen ſich über die Ergebniſſe endgültig 
geeinigt hat nach einer Arbeit von einigen Monaten. 
Wir haben eine Schrift, die auch natürlich nur die 
Anſicht des Anwalts zu dem neuen Werke kurz zum 
Ausdruck bringt, vorbereitet; ein Kollege will ſie druck⸗ 
fertig herſtellen; ich werde dafür bemüht ſein, daß 
der Anregung des Herrn Vertreters des Reichsjuſtiz⸗ 
amts, Material dem Reichsjuſtizamt zu geben, auch 
von unſerem Lokalvereine aus entſprochen wird, ich 
möchte anregen, daß Kollegen in der Literatur ebenſo 
ſich recht reichlich mit dem Strafprozeßreformwerk be⸗ 
ſchäftigen, um dem Reichsjuſtizamt den Wunſch, die 
Anſicht des Anwaltsſtandes recht genau kennen zu 
lernen, auch ausgiebig zu erfüllen. 

Die Theſen anzunehmen, empfiehlt ſich meines Er⸗ 
achtens nicht, — weil ſie nicht vollſtändig ſein können. 
Sollten ſie vollſtändig ſein, ſo würde eine Einigung 
über Einzelheiten vielleicht nicht zu erzielen ſein, weil 
es unmöglich iſt, daß viele Köpfe einen Sinn haben. 
über die Hauptſache find wir aber uns wohl einig: 
es genügt nicht der gute Wille des Reichsjuſtizamts, 
der Anwaltſchaft kein Mißtrauen entgegenzuſetzen; 
das halten wir an und für ſich bei einer Reichsbehörde 
für ſelbſtverſtändlich; ich halte es aber für nötig, daß 
ein Strafprozeßreformentwurf unter heutigen Ver⸗ 
hältniſſen von poſitivem Wertrauen zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft diktiert wird, und das iſt noch nicht in aus⸗ 
reichendem Maße der Fall. Erfolgen die Anderungen 
der Strafprozeßordnung von ſolchem Vertrauen zur 
Rechtsanwaltſchaft aus, ſo muß das eine weſentliche 
Verbeſſerung des Entwurfs ergeben. Vertrauen ver— 
langen wir ſowohl zu unſerem Willen, an der Schöpfung 
des neuen Geſetzgebungswerkes fruchtbringend mitzu⸗ 
arbeiten, Vertrauen darein, daß wir bei dieſen Be⸗ 
ratungen nur das Beſte wollen, vornehmlich aber auch 
Vertrauen zum Anwalt, ſoweit er Verteidiger iſt: 
Vertrauen in ſeine Tätigkeit bei Vorbereitung der 
Legislative, Vertrauen in ſeine Tätigkeit vor Gericht. 
Wenn man in dieſem Sinne den Entwurf weiter 
ausarbeitet, ſo wird die Konſequenz ſein ein Vertrauen 
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der Bevölkerung in die Geſetzgebung und ein Vertrauen 
der Bevölkerung in die Strafrechtspflege, — und das 
wollen wir mit dem Reichsjuſtizamt ſicherlich gemeinſam. 

ch möchte meinen, eine Diskuſſion über Einzel⸗ 
heiten iſt bei der Kürze der Zeit, die uns hier zur 
Verfügung ſteht, unfruchtbar, und ich möchte bitten, 
meine Herren, die Debatte über die Strafprozeßreform 
für heute zu ſchließen. 

(Heiterkeit.) 


Wenn Sie eine Reſolution faſſen wollen, — dann 
ſtimmen Sie den Armerſchen Leitſätzen als Mindeſt⸗ 
forderungen zu! 

Meine Herren, auch ich will ſchließen! Ich glaube, 
zur Abkürzung, obwohl meine Minutenzahl abgelaufen 
iſt, dennoch vielleicht etwas beigetragen zu haben. Über 
allgemeine Geſichtspunkte ſind wir einig, — das genügt, 
und das ſei eine Baſis für künftig. | 


(Bravo!) 


Juſtizrat Dr. Eruſt Auerbach: Frankfurt a. M.: 
Meine Herren, nur auf zwei Punkte möchte ich eingehen. 

Das eine, was ich ſagen möchte, iſt ein ganz leiſer 
Widerſpruch gegenüber dem erſten Herrn Referenten. 
Ich unterſchreibe alles, was der erſte und zweite Herr 
Referent geſagt haben; aber ein Wort unterſchreibe 
ich nicht, nämlich das Wort, das der erſte Herr Re⸗ 
ferent gebraucht hat, womit er ſich allerdings im Einklang 
befindet mit der heute allgemein verbreiteten Anſchauung 
und auch mit der Anſchauung, die dem Berliner Ent 
wurf zugrunde liegt: daß er es für unerheblich er⸗ 
achtet, ob wir den Voreid oder den Nacheid erhalten. 
Ich möchte demgegenüber doch zum Ausdruck bringen, 
daß auch die Einführung des Nacheides eine erhebliche 
Gefährdung der für den Angeklagten gegebenen Ga— 
rantien darſtellt 

(ſehr richtig h, 


und daß fie ein ganz erheblicher Rückſchritt iſt, gegen 
den wir uns eigentlich wehren ſollen. Ich will vor 
allem darauf hinweiſen, daß die pſychologiſche Wirkung 
auf die Wahrheitsliebe des Zeugen eine viel größere 
iſt, wenn er, ehe er dazu kommt, etwas zu ſagen, 
unter der zwingenden Macht des Eides ſteht. 900 will 
ganz beſonders auch darauf hinweiſen, daß der Nacheid 
uns nicht ſchützt vor den unzuverläſſigen, und daß er 
nicht nötig iſt bei den zuverläſſigen Zeugen. Er ſchützt 
nicht vor den unzuverläſſigen, weil die, die aufs 
Geratewohl gelogen haben, nachher, wenn ſich ein 
Widerſpruch herausſtellen ſollte, meiſtens ſich hüten 
werden, davon abzugehen, vielmehr nun erſt recht dabei 
bleiben. Aber ich lege noch ein Hauptgewicht auf einen 
ganz anderen Punkt. Die Unzuverläſſigkeit eines 
Zeugen können wir ja nur dadurch dartun, daß wir 
einzelne Punkte herausgreifen, in denen wir einen 
Widerſpruch feſtſtellen. Meine Herren, dieſe Kontrolle 
über die Zeugenausſagen und die Feſtnagelung ihres 
wahren Charakters, insbeſondere ihrer Unglaubwürdig⸗ 
keit, iſt eine der wichtigſten Garantien für den An⸗ 
geklagten. In ſeinem Intereſſe kommt es darauf 
an, dem Gericht das darzutun, und das iſt durch den 
Nacheid außerordentlich erſchwert. Ich. erinnere Sie 
nur an die Protokolle im Zivilprozeß, ich erinnere Sie 
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daran, wie es da geht, wenn einem Zeugen ein Wider: 
ſpruch vorgehalten wird, ehe das Protokoll diktiert iſt. 
Ein verſtändiger Anwalt wartet mit ſeiner Frage, bis 
das Protokoll diktiert iſt; macht er auf den Wider— 
ſpruch aufmerkſam oder ſtellt er die Frage, ehe es 
diktiert iſt, und ändert der Zeuge ſeine Anſicht, 
dann iſt der Effekt der, daß es ſpurlos vorüber- 
geht, daß der Zeuge vorher etwas anderes geſagt 
hat; dann ſteht es ſchließlich ſo im Protokoll, wie 
es nach langem Befragen ſeitens des Richters und 
des Anwalts ſchließlich ſich herausgeſtellt hat. Genau 
ſo iſt es auch bei der Strafverhandlung. Wenn der 
Zeuge, ehe er vereidigt iſt, darauf aufmerkſam gemacht 
wird, daß in ſeiner Ausſage ein Widerſpruch liege, 
dann ändert er ſie ab, hebt den Widerſpruch auf, und 
nun wird er vereidigt, und der Eindruck, der durch 
den Widerſpruch 5 war, wird für den Richter 
aufgehoben, wird als Moment für die Würdigung der 
Ausſage ausgeſchaltet. — Meine Herren, ich weiß, daß 
ich in dieſer Frage vielleicht nicht im Einklang ſtehe mit 
der allgemeinen Meinung; aber ich wollte doch nicht 
verfehlen, auf dieſen Punkt aufmerkſam zu machen. 
Und nun noch ein Wort zur Frage der Akteneinſicht. 
Ich habe einmal von einem Unterſuchungsrichter — und 
zwar war es kein ſchlechter, ſondern einer unſerer beſten 
Richter — Akteneinſicht verlangt in einem Falle, wo oben— 
drein gar nichts Weſentliches in den Akten ſtand. Dieſe 
Akteneinſicht wurde mir verweigert, weil „der Unter: 
ſuchungszweck gefährdet ſei“. Ich fragte den Richter, 
worin denn die Gefährdung des Unterſuchungszweckes 
liegen ſolle. Da ſagte er: Das iſt kein Mißtrauen 
gegen Sie als Anwalt; Sie als Anwalt find aber ver— 
pflichtet, Ihrem Klienten dasjenige zu erzählen, was 
Sie in den Akten leſen, und wenn Sie ihm das 
erzählen, dann iſt die Möglichkeit, ihn zu überführen, 


erſchwert. (Heiterkeit. ) 


Ich antwortete dem Richter darauf: Dann könnten 
Sie ja in jedem Falle dem Verteidiger die Akteneinſicht 
verweigern und könnten den Satz in der Strafprozeß— 
ordnung einfach ſtreichen. — Dieſes Beiſpiel iſt meines 
Erachtens typiſch für die jo oft vertretene falſche Auf— 
faſſung des Begriffes, und dieſer unſelige Begriff 
„Gefährdung des Unterſuchungszweckes“, der von ſo 
vielen Richtern falſch aufgefaßt wird, der häufig nicht 
als „Gefährdung der Ermittelung der Wahrheit“, 
ſondern als „Gefährdung des Zwecks der Überführung 
des Angeklagten“ ausgelegt wird — dieſer unſelige 
Begriff, der nun auch in die neue Strafprozeß— 
ordnung hineinkommen ſoll, iſt meines Erachtens ein 
Unglück. Der Berliner Entwurf hat an Stelle dieſes 
Satzes die Beſtimmung geſetzt, daß dem Verteidiger 
eine gewiſſe Schweigepflicht auferlegt werden kann und 
ſoll. Das halte ich in dieſer Weiſe, ganz konform mit 
den Anſchauungen des erwähnten Richters, nicht für 
möglich. Ich halte es nicht für möglich, daß der 
Richter einem Anwalt gegenüber deſſen Klienten eine 
beſtimmte Schweigepflicht auferlegt; ich halte das nicht 
für möglich und nicht für gangbar. Der einzige Weg, die 
Vorſchrift zu ändern, wäre der, daß der Richter gezwungen 
wird, ebenſo wie bei der Kolluſionsgefahr, die Gründe, 
die für die Gefährdung des Unterſuchungszweckes in 
dem einzelnen Falle ſprechen — und ich erkenne an, 
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daß es in Einzelfällen ſolche Gründe geben kann —, 
ſchriftlich zu den Akten zu geben, aktenkundig zu machen N 
auf dieſe Weiſe könnte eine gewiſſe Garantie gegeben fein. 

Das ſind die zwei Punkte, die ich anführen wollte. 
Und dann möchte ich noch der Anregung des Herrn 
Vorredners widerſprechen, von irgendeiner Reſolution 
abzuſehen. Es iſt ja wahr, daß das, was die Kollegen 
Armer und Roſenthal als Theſen vorgeſchlagen 
haben, nur ein Minimum iſt deſſen, was wir verlangen; 
aber da wir uns nicht über alles einigen können, ſo 
wollen wir wenigſtens eine kleine Zahl von Forderungen 
hier aufſtellen, über die wir, glaube ich, einig ſind. 
Und dadurch wird auch unſer Votum gegenüber der 
Reichsregierung meines Erachtens um ſo wertvoller 


werden. (Bravo!) 


Rechtsanwalt Heinemann⸗Berlin: Das, was der 
Herr Vertreter des Reichsjuſtizamts gegen den Kollegen 
Armer geſagt hat, iſt meines Erachtens ganz un— 
zutreffend. Was der Entwurf gemeint hat, weiß ich 
nicht; geſagt hat er das Gegenteil von dem, was der 
Herr Vertreter ausgeführt hat, und genau das, was 
Herr Kollege Armer ſagt. Wenn der Entwurf beſtimmt: 
die auf Grund richterlicher Anordnung beigefügten 
Akten darf der Verteidiger einſehen, — ſo heißt das 
eben: andere nicht. Daß der Entwurf ſo auszulegen 
iſt, wie er lautet, und daß er gar nicht naiv bei 
dieſer Sache vorgegangen iſt, wird man ſehen, wenn 
man die Eutſtehungsgeſchichte der Vorſchrift im Ent— 
wurf ins Auge faßt. Die Kommiſſion zur Reform 
der Strafprozeßordnung hatte mit aller Deutlichkeit 
geſagt: Perſonalakten, Verwaltungsakten und andere 
Akten habe der Angeklagte bzw. der Verteidiger kein 
Recht einzuſehen, für den Staat fei das unter Um— 
ſtänden ſehr unbequem, und das müſſe vermieden 
werden. Darauf hat man eingewendet und geſagt: 
dann würde das, was im Dreyfuß-Prozeß per nefas 
geſchah, daß der Angeklagte auf Grund geheimer 
Doſſiers verurteilt werden konnte, jetzt Rechtens in 
Deutſchland werden. Denn dag, ſollte dies Geſetz 
werden, vielfach die Angeklagten auf Grund dieſer 
geheimen Akten verurteilt werden würden, darüber 
kann man ja nicht im Zweifel ſein. Wir als Anwälte 
wiſſen genau, daß es ganz gleichgültig iſt, was in der 
mündlichen Verhandlung vorgebracht wird, daß das 
nur Dekoration iſt. 

(Sehr richtig!) 
Was der Vorſitzende in den Akten geleſen hat und im 
Beratungszimmer den Beiſitzern mitteilt, das bedingt 
das Urteil, daraufhin wird der Angeklagte verurteilt. 
Und nachdem die vom Reichsjuſtizamt eingeſetzte Kom— 
miſſion dieſen Vorſchlag gemacht hat, kommt nun der 
Entwurf und bringt dieſelbe Sache, nur in etwas ab— 
geſchwächter Form, er ſagt: der Verteidiger kann nur 
die auf Grund richterlicher Anordnung beigefügten 
Akten einſehen. Nun werden ja ſehr ſelten Akten auf 
richterliche Anordnung beigefügt, ſondern zumeiſt ſchickt 
der Staatsanwalt die Akten ein. Die Folge würde ſein, 
daß der Angeklagte die meiſten Beiakten überhaupt nicht 
einſehen kann. Alſo ſowohl die Entſtehungsgeſchichte wie 
der Wortlaut des § 147 ſtimmen ganz mit dem überein, 
was der Herr Referent geſagt hat, und es muß meines 
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Erachtens, wenn das das Reichsjuſtizamt nicht gewollt 
hat, dieſer Paragraph ſo geändert werden, daß man das 
nicht hineinlegen kann, was man jetzt hineinlegen muß. 

Was die Vorſchläge des Berliner Entwurfs an⸗ 
betrifft, ſo haben ja die beiden Herren Referenten 
zu meiner Freude fi im großen und ganzen zuftimmend 
dazu geäußert. Wir haben zum großen Teil uns dabei 
au auswärtiges Recht geſtützt. Yun Beiſpiel was die 
Rechtsbelehrung im Schwurgerichtsverfahren anbetrifft, 
die als Anlage dem Protokoll beigefügt werden ſoll, 
ſo iſt das ja in Oſterreich längſt Rechtens; da lieſt der 
Vorſitzende die Rechtsbelehrung vor; und iſt darin 
irgendein Fehler, ſo beſteht die Möglichkeit, das Urteil 
durch den Kaſſationshof aufheben zu laſſen. Die Bor: 
ſchrift hat ſich dort bewährt. 

Ich komme nun zu dem Punkt, den der letzte Herr 
Redner berührt hat: der Schweigepflicht, die der 
Berliner Entwurf dem Anwalt auferlegen will. Das, 
was die beiden Herren Referenten vorgeſchlagen haben, 
daß unter allen Umſtänden der Verteidiger die Akten 
einſehen und daß er bei allen Zeugen und Sad: 
verſtändigenvernehmungen zugegen ſein darf, klingt 
radikaler, als was wir vorgeſchlagen haben, iſt es aber 
meines Erachtens nicht. Zunächſt kann ich nicht davon 
abſehen, daß ich mir Fälle denken kann, in denen ein 
Ermittelungsverfahren nicht unbedingt kontradiktoriſch 
ſein kann. Man kann nicht in allen Fällen jemanden, 
gegen den man etwas ermitteln will, dabei ſein 
laſſen. Aber ich will mal von dieſem Bedenken ab— 
ſehen. Was würde die Folge ſein, wenn das, was 
die Kollegen Armer und Roſenthal wollen, Geſetz 
wird. Die Herren machen ſich das zu bequem, indem 
ſie in ihren Theſen jagen: der Verteidiger hat unter 
allen Umſtänden das Recht, jederzeit die Akten ein⸗ 
zuſehen und bei den Vernehmungen zugegen zu ſein. 
Was würde praktiſch daraus werden? Nach der Regelung 
der Zuſtändigkeitsfrage im Entwuf werden neun Zehntel 
aller Prozeſſe ſich vor dem Schöffengericht abſpielen und 
wenn das Geſetz werden würde, was die Herren 
Referenten wollen, dann würde die Folge die ſein, 
daß es überhaupt keine richterliche Unterſuchungs— 
handlung mehr gibt, der Staatsanwalt würde, um den 
unbequemen Verteidiger aus dem Ermittelungsverfahren 
auszuſchalten, alle Zeugen ſelbſt vernehmen oder durch 
die Polizei vernehmen laſſen, und man hätte nunmehr 
Akten vor ſich, die ganz genau ſo zuſtande gekommen ſind 
und dem Richter vorliegen wie heute, und der Verteidiger 
und der Angeklagte würden nie bei den Vernehmungen 
zugegen ſein können. Auf dem Papier würde es 
ſtehen, aber in der Praxis ſind wir nicht dabei. Und 
das wäre ein großer Fehler. Alſo wir müſſen uns 
hüten, etwas zu ſchaffen, was ſo ſcheint, als ob es 
eine Verbeſſerung iſt, aber in Wahrheit keine iſt. An 
ſich wäre ich für völlige Streichung des richterlichen Vor— 
verfahrens und ſehe darin den Stein der Weiſen, aber 
nur unter der einen Bedingung, daß alles, was auf dieſe 
Weiſe zuſtande gekommen iſt, bei den Akten des 
Staatsanwalts bleibt und nie dem Richter zu Geſicht 
kommt. Aber auf eine Verwirklichung dieſes, das 
engliſche Recht beherrſchenden Gedankens iſt ja bei uns 
nicht zu rechnen, weil man, wenn man die Akten des 
Vorverfahrens der Kenntnis des Richters entzieht, man 
die Hauptverhandlung dem Einfluß des inquiſitoriſchen 
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Vorverfahrens entzieht und zu einer wirklichen münd⸗ 
lichen und unmittelbaren macht. Damit würde der 
Einfluß der Verteidigung bedeutend ſteigen. Das aber 
will man verhüten. Wenn man ſich dazu entſchließen 
könnte, das richterliche Vorverfahren zu ſtreichen und 
die Akten des Vorverfahrens nicht zur Kenntnis des 
erkennenden Gerichts zu bringen, dann bin ich durchaus 
damit einverſtanden, daß wir das geheime Vorverfahren 
beibehalten. 
die Akten dem Richter weiter vorlegen, dann iſt der 
Berliner Entwurf, trotzdem er mehr Konzeſſionen dem 


Entwurf des Reichsjuſtizamts zu machen ſcheint, in 


Wahrheit radikaler, als die Kollegen es ſind. 

Im übrigen bin ich durchaus dagegen, daß wir 
uns darauf beſchränken, hier eine allgemeine Reſolution 
anzunehmen, ſondern meine, daß wir die Theſen, wie 
ſie vorgelegt ſind, annehmen ſollen, damit wir dem 
Reichsjuſtizamt zeigen, was wir wollen. Ich möchte 
nur drei Punkte noch aufgenommen haben, die mir 
erheblich zu ſein ſcheinen. 

Der erſte Punkt wäre der, daß unter allen Um⸗ 
ſtänden eine Anklageſchrift auch in Schöffenſachen dem 
Angeklagten zugeſtellt würde, da ja von jetzt ab das 
5 Verfahren, das vor dem Schöffengericht iſt, wo 
die überwiegende Zahl der Strafſachen verhandelt wird. 

Weiter würde ich dafür ſein, daß die Berufung 
hinſichtlich des Strafmaßes nicht mehr zuungunſten 
des Angeklagten gegeben wird. Ich bin im allgemeinen 
kein Freund der Berufung in der Geſtaltung des 
Entwurfs, wenn es aber eine geben ſoll, ſo dürft ſie 
nicht auch zuungunſten des Angeklagten gegeben werden, 
denn eine ſolche Berufung widerſpricht dem Grundſatz: 
in dubio pro reo 


(ſehr wahr!), 


indem ja dann auf Grund desſelben tatſächlichen 
Materials, auf Grund deſſen in erſter Inſtanz Frei⸗ 
ſprechung erfolgt iſt, in zweiter Inſtanz eine Verur⸗ 
teilung des Angeklagten erfolgen kann. Ich will aber 
dieſe Forderung als ausſichtslos nicht aufſtellen. Nur 
meine ich, daß wir hinſichtlich des Strafmaßes keine 
Berufung zuungunſten des Angeklagten geben dürfen; 
denn dann würde die Berufung ein ſo zweiſchneidiges 
Schwert ſein, daß man beſſer darauf verzichtet. 
Endlich, meine Herren, ſcheint mir folgendes ein 
ganz beſonders wichtiger Punkt. Der Herr Referent 
hatte den $ 244 gegenüber dem Entwurf ganz vor- 


trefflich verteidigt, indem er uns auseinandergeſetzt hat, 


wohin es führt, wenn dem Angeklagten das Recht 
geraubt wird, daß die von ihm geladenen Zeugen unter 
allen Umſtänden vernommen werden müſſen. Wir 
müſſen den § 244 durchaus feſthalten gegenüber dem 
Entwurf. Der Entwurf gibt aber dem Richter nicht 
bloß das Recht, die vom Angeklagten geſtellten Zeugen 
abzulehnen, ſondern gibt ihm auch das Recht, von 
Amts wegen Beweiſe abzulehnen, die er nach dem 
heutigen Recht unter allen Umſtänden erheben muß. 
Die Beſtimmung, daß er ſolche Beweiſe ablehnen kann, 
die für die Entſcheidung nicht von Bedeutung ſind, 
iſt außerordentlich gefährlich. Es gibt ja gar keine 
Tatſachen, die nicht von Bedeutung ſind, außer wenn 
ſie rechtlich bedeutungslos ſind, d. h. wenn ſelbſt die 
Richtigkeit der Behauptung, nicht, wie der Beweis⸗ 


Wenn wir das aber nicht tun, ſondern' 
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antrag vorausſetzt, ein Tatbeſtandsmerkmal beſeitigen 
würde. Und dasſelbe gilt von dem Begriff der un⸗ 
geeigneten Beweismittel. Das thema probandum kann 
ungeeignet ſein, das Beweismittel kann es niemals 
ſein; erſt wenn ich es vor mir geſehen habe, kann 
ich prüfen, ob es geeignet iſt, das zu beweiſen, was 
es beweiſen ſoll. — Alſo ich meine, daß auch zum 
Ausdruck gebracht werden muß, ein wie außerordentlich 
großer Rückſchritt der $ 233 des Entwurfs gegenüber 
dem geltenden Recht auch nach dieſer Richtung hin iſt. 

Mit vollſtem Recht hat der Referent ſich gegen die 
höchſt gefährliche Erweiterung des ſummariſchen Ver⸗ 
fahrens ausgeſprochen, ſowie gegen den, den ganzen 
Entwurf beherrſchenden Gedanken, Schäden des 
materiellen Rechts durch Anderungen prozeſſualer 
Normen zu beſeitigen. Darin liegt auch der Grund— 
fehler des Entwurfs bei der Regelung des Legalitäts- 


prinzips. (Bravo!) 


Rechtsanwalt Leonhard Friedmann⸗Berlin: Meine 
Herren Kollegen! Der Herr Vertreter des Reichsjuſtiz— 
amts hatte die Güte, zum Nachweis für ſeine Theſe, daß 
der Entwurf durchtränkt ſei von wohlwollendem Ver⸗ 
trauen gegen die Rechtsanwaltſchaft, darauf hinzuweiſen, 
daß die Verteidigung an außerordentlich vielen Stellen 
des Entwurfs erwähnt ſei, an denen ſie in der geltenden 
Strafprozeßordnung gar nicht vorkomme. Das iſt 
zweifellos richtig, und dieſer quantitative Vorzug iſt 
ja dem Entwurf keineswegs abzuſprechen. Der Ver⸗ 
teidiger iſt auch an der Stelle erwähnt, wo dem Richter 
das Recht gegeben iſt, den Verteidiger dann hinaus⸗ 
zuweiſen aus der Verhandlung, wenn er es für an— 


gezeigt erachtet (Heiterkeit), 


wenn es ihm im Intereſſe der Rechtsverfolgung erwünſcht 
oder notwendig erſcheint. Es iſt an dieſer Stelle 
von ſämtlichen Herren übereinſtimmend die Anſicht 
ausgeſprochen, daß es ſich hierbei um eine Beſtimmung 
handelt, die ſowohl perſönlich gegenüber dem Anwalt 
als auch ſachlich gegenüber dem Verteidigungszweck 
und dem Strafzweck in ſeiner richtigen Bedeutung ein 
Schlag ins Geſicht, eine Verletzung jeder Achtung vor 
dem Verteidigerſtande iſt. | 

Meine Herren, es ift ausgeſprochen worden, daß 
es überflüſſig ſei, das zu wiederholen, was ſchon un- 
zählige Male geſagt iſt. Aber ganz richtig iſt 
die Konſequenz vom Herrn Kollegen Roſenthal 
gezogen worden, daß wir überhaupt mit dieſen „Soll“, 
vorſchriften unwiderruflich aufräumen müſſen. Wir 
leiden tatſächlich darunter, daß, wenn wir als Ver⸗ 
teidiger tätig ſein ſollen, wir faſt immer vor der Tatſache 
ſtehen, daß wir das Geſetz nicht unter unſeren Füßen 
haben, daß wir abhängig davon ſind, ob man uns Gnade 


erweiſt oder nicht. 
(Sehr richtig!) 


Wir müſſen bitten und betteln; und wenn wir auch 
eine gewiſſe Kunſt der Verteidigung darin erblicken, 
daß wir das, was wir wollen, auf Grund geſchickter 
Dialektik oder geſchickter Überführung des Richters oder 
des Staatsanwalts erreichen können — gewiß iſt auch 
das eine Kunſt der Verteidigung, die wir alle üben 
müſſen —, ſo müſſen wir doch im Prinzip ſagen: wir 


! 


müſſen jederzeit das or unter den Füßen haben, 
ſonſt iſt bei der ganzen Geſchichte nichts zu machen. 


(Sehr richtig!) 


Und das Geſetz ſchwindet unter den Füßen, ſobald 
keine zwingendeen Beſtimmungen ausdrücklich getroffen, 
ſondern rein diskretionäre Machtbefugniſſe gegeben ſind, 
und wir nicht ſagen können: wir wollen und wir müſſen 
das Gewollte erreichen, weil die Weigerung das Geſetz 
verletzen würde. 

Meine Herren, in die Einzelheiten will ich nicht 
eingehen; das Prinzip muß durchgeführt werden ſowohl 
bei den Beſtimmungen, die den Verteidiger betreffen, 
als bei vielen anderen Beſtimmungen, wo das Dis» 
kretionäre Ermeſſen obwaltet, das nicht Fiſch und nicht 
Fleiſch iſt, das niemals einen Reviſionsgrund abgeben 
kann, und das in dem Entwurfe überwuchert und über⸗ 
wiegt, noch mehr als in der alten Strafprozeßordnung. 

Nun, meine Herren, noch einen einzigen Punkt, 
und da ſtimme ich mit Herrn Kollegen Roſenthal 
nicht ganz überein, und er iſt vielleicht auch nicht in 
vollem Umfunge ernſtlich beabſichtigt: das ift die von ihm 
befürwortete Ausdehnung der notwendigen Verteidigung. 
Man hat dem Berliner Eutwurf, den ich auch zu ver⸗ 
teidigen habe — es iſt aber keine notwendige Ver⸗ 


een (Heiterkeit) 


— den Vorwurf gemacht, daß er zu ſehr reaktionär 
iſt. Kollege Heinemann iſt ja ein Reaktionär. 


( Heiterkeit.) 


Wir ſeien nicht weit genug gegangen; wir hätten ſagen 
ſollen: nun ſind wir da, nun wollen wir auch den 
Mund voll nehmen und ſagen, was eigentlich alles 
im Prinzip von Grund auf nötig iſt. Ja, meine 
Herren, das hätten wir leicht machen können. Das, 
was Herr Kollege Roſenthal geſagt hat über das, 
was der Verteidiger tun ſoll, und was eigentlich die 
Verteidigung ſein ſoll, das iſt gewiß alles im Prinzip 
richtig; aber es iſt doch ein Entwurf gemacht, der eine 
praktiſche Unterlage bilden ſoll, an deſſen Verbeſſerung 
wir mit Erfolg mitarbeiten wollten. Da haben wir 
uns einigermaßen beſchränkt — deswegen ſind wir 
aber nicht reaktionär geweſen —, wir haben uns bei 
jedem einzelnen Punkt überlegt, ob er erreichbar iſt 
oder nicht, und wir haben uns bei manchem Punkt 
geſagt: ja, wenn wir zu weit gehen, werden wir 
nichts erreichen. Wir ſind alſo ein bißchen diplomatiſch 
geweſen. — Aber ich bin bei dieſer Verteidigung des 
Berliner Syſtems von meinem Thema abgekommen. 
Ich meine, die Ausdehnung der notwendigen Ver⸗ 
teidigung, ſo wie ſie Herr Kollege Roſenthal will, geht 
viel zu weit. Es iſt doch nicht denkbar, allein ſchon 
das Material zu ſchaffen für eine ſo ausegdehnte not⸗ 
wendige Verteidigung. — Denn Kollege Roſen— 
thal will niemand anders als den Rechtsanwalt zur 
Verteidigung zulaſſen. Ja, meine Herren, wie ſollen 
wir das machen? Es würde eine Vermehrung der 
Aufgaben der Anwaltſchaft eintreten, die vielleicht nicht 
ganz erwünſcht iſt. Und will denn das Pnblikum in 
der Weiſe bevormundet werden? Will denn wirklich 
jeder, der irgendeine kleine Sache verbrochen hat, die 
er ganz gut vertreten kann, von Amts wegen einen 
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Vormund, einen Verteidiger beſtellt haben? Der paßt 
ihm vielleicht durchaus nicht; er denkt ſich: das kann 
ich ſelber viel beſſer machen. Wir hätten alsdann ein 
Prinzip der Vormundsnominierung, ein Prinzip der 
Beſchränkung des Willens, das ich nicht für richtig 
halten kann. In dieſem Punkt würde ich bittten, nicht 
weiter zu gehen, als wir es im Berliner Entwurf getan 
haben, und als auch ſchon der Entwurf der Verbündeten 
Regierungen gegangen iſt. 

Alſo in dieſem Punkte ſtimme ich mit dem Kollegen 
Roſenthal nicht überein. In allen übrigen gehe ich 
mit dem Herrn Referenten und dem Herrn Kor⸗ 
referenten durch dick und dünn und mit ſämtlichen 
Theſen, die vorgeſchlagen ſind. Wir können nicht nur 
allgemeines ſagen, wir müſſen ſpezielle Wünſche vor— 
tragen; aber es muß zum Ausdruck kommen, daß 
dieſe Speiſekarte, die wir vorlegen, nur die Tages» 
karte des Anwaltstages iſt, daß es noch viel mehr 
der Reform bedürftiges gibt, wir aber hier nur das 
Wichtigſte zum Vortrag bringen. Unter dieſer Vor⸗ 
ausſetzung ſtimme ich vollſtändig überein mit den 
Theſen des Herrn Referenten und des Herrn Kor— 


referenten. (Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Dr. v. Gordon⸗Berlin: Meine hoch⸗ 
verehrten Herren Kollegen! Ich habe geſtern Abend 
von 11 bis 12 im Bett eine außerordentlich glückliche 


ee eee eee e 


Es intereſſiert Sie vielleicht, zu hören, weshalb. Ich 
habe nämlich geſtern Abend die hübſche Broſchüre des 
Kollegen Drucker geleſen, und mein Herz hat ſich 
erfreut an dem köſtlichen Humor, mit dem die unglück— 
lichen „Verdächtigen“ und Verdächtigten, „Angeklagten“ 
und Verteidiger hintereinander aufgeführt ſind mit vielen 
Titeln, Orden und Ehrenzeichen. 
(Heiterkeit.) 

Dieſe herzliche Freude wurde noch erhöht durch eine 
große ſachliche Übereinftimmung mit dem Verfaſſer. 
Wir haben uns 72 Tage lang mit der Leipziger 
Bank zuſammen herumgeſchlagen, und nun habe ich 
alles wiedergefunden, was wir damals zuſammen 
beſprochen haben. Aber eine Ungerechtigkeit finde 
ich doch in der Broſchüre, finde ich in dem Vortrag 
der Herren Referenten, finde ich in den Be— 
merkungen des hochverehrten Herrn Vorredners. 
Sie ſprechen davon: das ſind alles nur diskretionäre 
Vorſchriften, die unſere Stellung nach dem Entwurf 
beſſern ſollen. Meine Herren, das iſt nicht wahr! 
Der Entwurf ſtellt ein neues, dem bisherigen entgegen— 
geſetztes Prinzip auf hinſichtlich der Mitwirkung des 
Verteidigers im Vorverfahren, — vor allen Dingen 
und mehr als alles andere das gewaltige und große 
Prinzip: du darfſt dabei ſein, wenn die Zeugen und 
die Sachverſtändigen vernommen werden. Das war 
der größte Skandal, der bisher meines Erachtens ge— 
herrſcht hat! Man muß es erlebt haben, wie in Konitz 
eine Unterſuchung damals unter dem Druck des 
Volkswahns geführt wurde, drei, vier Monate lang, 
und wie eine ganze Familie, Vater, Mutter, 
Tochter uſw. verhaftet war und ruiniert wurde, 
weil eine Zeugin geſagt hatte: dort in ſeinem Hauſe 
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hat er an der Decke gehangen, weil er ſich ſchuldig 
weiß an dem Konitzer Morde. Und da brachte es der 
Zufall mit ſich, daß wir einen Lokaltermin hatten und 
das Haus beinahe herabgeriſſen hatten, um feſt— 
zuſtellen, ob jemand da hängen konnte, als dann zufällig 
die Hauptbelaſtungszeugin vernommen wurde, und 
jeder, der Augen hatte zu ſehen, ſah: ſie war wahn⸗ 
ſinnig. Darauf ſtellten wir den Antrag, der vorher 
abgelehnt war, ſie auf ihren Geiſteszuſtand unterſuchen 
zu laſſen. Nun endlich wurde die Unterſuchung gegen 
dieſe Familie eingeſtellt. Sie ſehen, welche ge- 
waltige Bedeutung die Anweſenheit der Verteidigung 
hat. Alſo der Verteidiger ſoll dabei ſein. 

Aber: immer ruhig Blut! Es gibt auch noch ein 
anderes Intereſſe. Wir machen der Polizei, zumal in 
Berlin, bei jeder Gelegenheit den Vorwurf: ihr kriegt 
ja nichts heraus, die Mörder laufen herum. Es iſt 
ein berechtigtes Intereſſe, welches die Geſellſchaft 
hat, daß ſie geſchützt wird. Die Geſellſchaft 
erhebt den Anſpruch, daß die Mittel, um den Schuldigen 
zu überführen, nicht verloren gehen. u dieſen 
Mitteln kann es gehören — wenn 1 in den 
ſeltenſten Fällen —, daß der Schuldige, daß Zeugen 
vernommen werden völlig unabhängig voneinander; 
und wenn dann der Verteidiger anweſend iſt, dann 
hört er, dann ſieht er, und dann meine Herren, dann 
kann er auch in den meiſten Fällen nicht umhin, 
ſeinem Klienten zu ſagen: das und das hat ſich 
ergeben. Ich habe oft genug in einzelnen Fällen dem 
Richter geſagt: Ich kann nicht weiter kommen mit der 
Verteidigung, bitte geben Sie mir die Akten, bitte 
laſſen Sie mich einfehen alles, was da iſt, ich möchte 
nach jeder Richtung hin informiert ſein; bis über⸗ 
morgen hat die Sache eine beſtimmte Bedeutung, bis dahin 
werde ich dem Angeklagten nichts davon ſagen. Das 
kann man in Ausnahmefällen tun; im allgemeinen 
aber iſt es nicht möglich, in ſeiner Bruſt eine Unmaſſe 
Tatſachen zu tragen, auf der linken Seite die, die 
man mitteilen darf, auf der rechten die, die man nicht 
mitteilen darf; das zerſtört das Vertrauen des An— 
geſchuldigten zu ſeinem Mandatar und bringt uns in 
die peinlichſten Lagen. 


(Sehr richtig!) 


Und deshalb iſt es meines Erachteus an und für ſich, 
vorausgeſetzt, daß die Beſtimmung richtig angewandt 
wird, eine berechtigte Ausnahme, daß in gewiſſen 
Fällen — die aber nur Ausnahmen ſein dürfen — dem 
Verteidiger geſagt werden kann: vorläufig darfſt du 
bei der und der Vernehmung nicht zugegen ſein. Dann 
muß aber eine Ergänzungsvorſchrift eintreten, daß, 
wenn die beſtimmt anzugebende kurze Zeit, für welche 
Geheimhaltung geboten, vorüber iſt, dieſe Vernehmungen 
wiederholt werden in Gegenwart des Verteidigers. 
Auch muß jede Ablehnung ſubſtanziert begründet werden 
und hiergegen eine ſchleunige Beſchwerde ſtattfinden 
derart, daß, wenn der Verteidiger mit ſeiner Beſchwerde 
durchdringt, ſofort die betreffenden Vernehmungen 
wiederholt werden müſſen, — wenn es nicht möglich 
war, ſie ein klein wenig hinauszuſchieben. Das dürfte 
meines Erachtens eine wirkungsvolle Maßregel ſein, 
um es dahin zu bringen, daß die Ausnahme Aus nahme 
bleibt. 


—— —— — äEñÜ—k .v— 


38. Jahrgang. 


Und noch etwas anderes. In dem Moment, wo 
wir mit Recht als Anwälte volles Vertrauen ver⸗ 
langen, da können wir das Vertrauen dem Richter nicht 
verſagen. Das haben aber die Referenten, das haben 
auch viele andere von uns getan. Ich begreife es ſehr 
wohl, — ich habe oft genug in derſelben Situation 
geſtanden. Aber wenn wir hier in der Offentlichkeit 
von einem gehobenen Standpunkt die Sache betrachten, 
dann dürfen wir nicht ſo generell ſagen: die Richter 
ſind immer der Anſicht, die Verteidigung ſei ein not⸗ 
wendiges Übel. Nein, im großen ganzen iſt das 
nicht der Fall. Ich habe vor einiger Zeit verteidigt 
in einer Vorunterſuchung, die anderthalb Jahre 
dauerte und die Offentlichkeit intereſſierte. Da iſt in 
der ganzen Unterſuchung kein Beſchluß des Gerichts 
gefaßt, keine Maßregel von der Staatsanwaltſchaft 
getroffen, über die wir nicht auf dem Zimmer des 
Unterſuchungsrichters kontradiktoriſch verhandelt hätten. 

(Bravo!) 
Ich als Alteſter hatte den Vorzug, auf dem Sofa zu 
ſitzen, rechts der Richter, links der Staatsanwalt, 
und der zweite Verteidiger ſaß an der vierten Seite. 
Da haben wir verhandelt darüber, welche Kaution zu 
ſtellen ſei uſw., wir haben über alle möglichen Maß— 
nahmen verhandelt. Sie ſehen alſo: ein idealer Zuſtand. 
Da wird es Sie vielleicht intereſſieren, wo ſich dieſer 
ideale, liberale, fortgeſchrittene Zuſtand fand. Meine 
Herren, hier im verfaſſungsloſen Mecklenburg⸗Schwerin 


war es. (Bravo ) 


Da waren ſolche Richter und Staatsanwälte. Und 
da paſſierte es auch, daß die Staatsanwaltſchaft eine 
böſe Anklage erhob, und daß das Landgericht und 
Oberlandesgericht das Verfahren einſtellten. Das 
kommt alſo doch vor. 


Meine Herren, nun möchte ich noch ſagen: wo ijte 


mir das Schlimmſte paſſiert? Das Schlimmſte iſt mir 
paſſiert in der Freien Hanſeſtadt Hamburg. Da mußte 
ich petitioniern, da ſaß auf hohem Podium der Unter⸗ 
ſuchungsrichter und lehnte bis zum letzten Moment jede 
Akteneinſicht ab. Meine Herren, wir wollen dringend 
wünſchen, daß der Geiſt, den wir hier in Mecklenburg 
fanden, überall herrſche, und daß die ſchönen Worte, die 
der hochverehrte Herr Oberlandesgerichtspräſident heute 
zum Eingang ſprach, nicht nur Worte find, die bei ge- 
legentlichen Feſten geſprochen werden, ſondern daß ſie 
ſich einbürgern in das tägliche Juſtizleben. Dann 
werden wir meiner Anſicht nach mit jeder Strafprozeß⸗ 
ordnung vorwärtskommen, ſicherlich aber mit einer 
ſolchen, die das Prinzip zum erſtenmal feſtſtellt, auf 
das wir mit Recht den größten Wert legen! 

(Bravo!) 
(Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird an— 

genommen.) 


„Mitberichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Roſenthal⸗ 
München: Meine verehrten Herren Kollegen, ich halte 
mich nur für veranlaßt, mit aller Entſchiedenheit dem 
entgegenzutreten, was in ſo außerordentlich geſchickten 


Worten, aber, wie ich überzeugt bin, mit recht wenig 


Grund, der verehrte Kollege v. Gordon Ihnen vor⸗ 
getragen hat. (Bravo!) 
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Meine Herren, wenn der Fall, den 15 5 Kollege 
v. Gordon Ihnen als Beweis für ſeine Behauptungen 
aufgeſtellt hat, auch nur einigermaßen häufig vorkommen 
würde, dann hätte er ſich nicht ſo eingeprägt in das 


Gedächtnis des Herrn Kollegen v. Gordon. 


(Sehr richtig!) 

Für dieſen Fall gilt wie nicht leicht für einen anderen 
der Satz: die Ausnahme beſtätigt die Regel. Wir wiſſen, 
daß es liebenswürdige Richter gibt, und nicht im Traume 
iſt es mir eingefallen, von den Richtern, zu ſagen daß 
ſie alle die Verteidigung als ein Übel betrachten. 
Ich habe geſagt, es gibt Strafkammern, wo der nicht 
verteidigte Angeklagte beſſer aufgehoben iſt als der 
verteidigte; dieſen paradox klingenden Satz halte ich 
aufrecht, und wenn Sie wollen, werde ich ihn im 
Privatgeſpräch beweiſen. Aber dagegen muß man ſich 
wenden, was Herr Kollege v. Gordon geſagt hat, 
weil das, was er geſagt hat, geeibnet iſt, eine falſche 
Vorſtellung zu erwecken. 

Im übrigen möchte ich nur noch das eine gegen 
den Herrn Kollegen Friedmann ſagen: ich weiß, 
daß, wenn Sie auch heute das einſtimmig annehmen 
würden, was ich Ihnen vorgeſchlagen habe hinſichtlich 
der Notwendigkeit der Verteidigung, wir trotzdem nicht 
bei der Reform dieſe Beſtimmung finden würden; da⸗ 
von bin ich überzeugt. Was ich aber damit bezwecken 
wollte, war, daß ich die Richtlinie angeben wollte: 
nicht hinunter mit den Rechten der Verteidigung, 
ſondern hinauf, ſo weit als möglich! Deswegen habe 
ich das Ziel höher geſteckt. Wir werden ſchon zu 
einem Kompromiß kommen, das weit hinter dem ſteht, 
was der Kollege Friedmann verlangt. 

(Bravo!) 


Berichterſtatter Rechtsanwalt AUrmer-Breslau: 
Meine Herren Kollegen, ich möchte der Verleſung der 
Theſen nur ein paar Worte noch voranſchicken. 

Es iſt ja ganz ſelbſtverſtändlich, daß in einer 
Verſammlung wie der heutigen, in der ſich eine große 
Anzahl von Perſonen befinden, die ja ebenſo ſachkundig 
über die einzelnen Fragen, über die wir debattieren, 
ſind wie der Referent oder der Korreferent, verfchieden- 
artige Meinungen zur Sprache kommen, insbeſondere 
auch Meinungen, die über das, was ich in meinen 
Theſen geſagt habe, hinausgehen. Und es iſt vielleicht 
auch ganz gut, daß der heutige Tag und dieſe Diskuſſion 
Gelegenheit gegeben hat, einmal auszuſprechen, welche 
Mißſtimmung doch bei dem größten Teil der Verteidiger 
gegen die Tatſachen vorherrſcht, unter denen wir bei 
Ausführung unſeres Berufes zu leiden haben 

(ſehr richtig!), 
daß da zu einem Teil, ich möchte ſagen ein gewiſſer 
Groll, ja ſogar eine gewiſſe Erbitterung und eine 
berechtigte Erbitterung zur Sprache gekommen iſt 
darüber, daß uns Dinge geſchehen, die fi) mit unſerem 
Standesbewußtſein und unſerer Standesehre ganz und 
gar nicht vertragen, und daß wir alſo den dringenden 
Wunſch haben, daß wenigſtens in dieſen kränkendſten 
Beſtimmungen endlich einmal Abhilfe geſchaffen wird, 


daß nicht bloß die Tendenz vorhanden iſt, uns Ver⸗ 


teidigern eine beſſere Stellung einzuräumen, ſondern 

daß auch die Worte des Geſetzes ſelbſt die Möglichkeit 

einer anderen Handhabung des Geſetzes ausſchließen. 
75 * 
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Aber etwas ganz anderes iſt es, ob wir hier in 
der Diskufſion dieſe Stellung zum Ausdruck gebracht 
haben, und etwas anderes, zu welchem Beſchluſſe wir 
bezüglich dieſer Theſen kommen wollen. Ich bleibe 
ſtehen bei dem, was ich im Eingange geſagt habe, 
daß es notwendig iſt, uns auf das alleräußerſte zu 
beſchränken, und daß wir in jedem Falle zu einem 
poſitiven Beſchluß gelangen ſollen. 

Wenn aus der Reihe der Verſammlung vielfach 
der Wunſch geäußert iſt, ich möchte die Eingangsworte 
der Theſe abändern, weil ſie ein größeres platoniſches 
Zugeſtändnis bedeuten, als es die Lage der Sache 
rechtfertige, ſo möchte ich Sie bitten, auch in dieſem 
Punkte nachzugeben. Ich habe dieſe Worte gefaßt in 
faſt wörtlicher abſichtlicher Übereinftimmung mit dem 
Berliner Entwurf, bei dem ja Herr Kollege Heinemann, 
der ſich am ſchärfſten geäußert hat, mitgewirkt hat, und 
ich möchte der Meinung ſein: ſprechen wir doch gerade 
durch dieſe Worte das aus, was ich in meinem Referat 
ausgeſprochen habe, daß dieſer Entwurf tatſächlich 
vielfach Verbeſſerungen gegenüber der jetzigen Straf: 
prozeßordnung enthält! Die Sachlage iſt durchaus 
nicht ſo, daß uns geholfen wird mit dem Verlangen einer 
Verbeſſerung der gegenwärtigen Strafprozeßordnung. 
Der Weg, den wir gehen müſſen, iſt die Verbeſſerung des 
gegenwärtigen Entwurfs. Alle die übrigen Verſuche 
mögen geſcheitert ſein; aber es iſt anzunehmen, daß 
dieſer mit jo großer Gründlichkeit ausgearbeitete Ent- 
wurf, der nicht bloß in ſeiner Sprache, ſondern auch in 
der in der Begründung enthaltenen Tendenz eine Ver⸗ 
beſſerung enthält, zur Grundlage des neuen Straf— 
verfahrens gemacht werden wird. Und nichts anderes 
ſage ich in dieſen Eingangsworten, und ich füge 
hinzu: es müſſen aber die und die Abänderungen 
getroffen werden. Ich glaube, es wäre klug von uns, 
wenn wir bei dieſer Faſſung ſtehen blieben. Wir 
können durch die Faſſung, die ich gewählt habe, das 
zum Ausdruck bringen, daß wir in dieſem Entwurf 
einen, wenn auch geringen, Fortſchritt erblicken, an 
deſſen Verbeſſerung wir mitarbeiten wollen. 

Geſtatten Sie mir, unter dieſer Vorausſetzung, 
und indem ich noch beifügen möchte, daß ich es für 
praktiſch halte, eine Erweiterung durch andere Theſen 
nicht eintreten zu laſſen, Ihnen nunmehr meine Theſen 
nochmals zur Verleſung zu bringen. Sie lauten: 


Der Entwurf einer Strafprozeßordnung und 
Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz bietet die 
brauchbare Grundlage für die Neuregelung des 
Strafverfahrens. Es müſſen aber mindeſtens 
folgende Anderungen verlangt werden: 
I. Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. Die Beſtimmung des § 23 Abſ. 2, wonach 
der Amtsrichter als Einzelrichter — ohne 
Zuziehung von Schöffen — bei Über⸗ 
tretungen und leichteren Vergehen zu ent⸗ 
ſcheiden hat, iſt abzulehnen. 

2. Die Beſchränkung der Zuſtändigkeit der 
Schwurgerichte in $ 73 Nr. 6 bis 8 — 
Ausſchaltung der Urkundenfälſchung, des 
Amtsverbrechens, des Konkurs- und Depot— 
verbrechens — iſt abzulehnen. 


* 


3. 
4. 
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Auch für die Berufungsinſtanz iſt die 
Mitwirkung von Laien unerläßlich. | 


Der Ausſchluß der Offentlichkeit in Be. 


leidigungsprozeſſen — $ 172 Abſ. 2 — 
muß die Zuſtimmung der Parteien zur 
Vorausſetzung haben. 


II. Zur Strafprozeßordnung. 


1. 


Alle Zuſtellungen, die an den Angeklagten 
erfolgen, find auch dem Verteidiger mit⸗ 
zuteilen. 


Die Einſchränkung des Rechtes, Fragen 


an die Zeugen zu ſtellen, deren Be— 
antwortung zur Unehre gereichen kann, 
oder die ſich auf Vorſtrafen des Zeugen 
beziehen, — § 55 Abſ. 3 — iſt ab⸗ 
zulehnen. 


Die Kolluſionshaft — 8 110 — muß zur 


Vorausſetzung haben, daß der Angeklagte 
tatſächlich unternommen hat, die 
Ermittelung der Wahrheit durch Ber- 
nichtung von Spuren der Tat oder durch 
Beeinfluſſung von Zeugen oder Mit⸗ 
ſchuldigen zu erſchweren. Die Kolluſions⸗ 
haft darf höchſtens zwei Monate betragen. 


Dem wegen Fluchtverdachts Verhafteten 


iſt bei Verbrechen oder Vergehen auf 
ſeinen Antrag ein Verteidiger zu beſtellen. 
Über den Widerſpruch gegen den Haft⸗ 
befehl iſt unter Zuziehung der Prozeß 
beteiligten und unter Erhebung der von 
den Parteien herbeigeſchafften Beweis⸗ 
mittel in kontradiktoriſcher Verhandlung 
zu entſcheiden. 


Die Vermutung der Fluchtgefahr durch die 


Höhe der zu erwartenden Strafe — 
§ 110 — iſt abzulehnen, ebenſo wie die 
bisherige Begründung des Vorliegens 
eines Verbrechens. 


Dem Verteidiger iſt die Einſicht der Akten 


und der mündliche wie ſchriftliche Verkehr 
mit dem verhafteten Beſchuldigten ohne 
jede Einſchränkung zu geſtatten. 


Der Verteidiger iſt berechtigt, bei der 


Vernehmung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen im Vorverfahren anweſend 
zu ſein. Das Recht zur Befragung der 
Zeugen und Sachverſtändigen iſt das 
gleiche, wie in der Hauptverhandlung. 


Die Vorſchrift des bisherigen § 244, 


wonach die Beweisaufnahme auf die ſämt⸗ 
lichen vorgeladenen Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen, ſowie auf die anderen herbei⸗ 
geſchafften Beweismittel zu erſtrecken iſt, 
iſt aufrecht zu erhalten und auf die Ver⸗ 
handlung wegen Übertretungen und Privat⸗ 
klageſachen für die Berufungsinſtanz aus⸗ 
udehnen. Die Beſchränkungen des $ 232 
ſind abzulehnen. 


Die Rechtsbelehrung iſt zu verleſen und 


dem Protokolle beizufügen. 


. Die Beſtimmung der §§ 317, 318, daß — 


zur Vermeidung der Unzuläſſigkeit der 
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Berufung — beſtimmte Berufungsanträge 
geſtellt und binnen einer Friſt eingereicht 
werden müſſen, iſt zu ſtreichen. 

11. Die Einſchränkung der Reviſion in 8 233 
Nr. 8, wonach die Beſchränkung der Ver⸗ 
teidigung nur dann einen Reviſionsgrund 
bildet, wenn ſie auf einem Rechtsirrtum 
des Gerichts beruht, iſt zu ſtreichen. 

12. Die Beſchränkungen des Wiederaufnahme⸗ 
verfahrens ſind abzulehnen. 

13. Die Erweiterung des ſchleunigen Ver⸗ 
fahrens iſt abzulehnen. 

14. Im Falle der Freiſprechung ſind ſtets 
die dem Angeklagten erwachſenen not⸗ 
wendigen Auslagen der Staatskaſſe zur 
Laſt zu legen. 

Meine Herren, ich möchte Sie bitten, etwaigen 
Widerſpruch im einzelnen in dieſem Augenblick bei⸗ 
ſeite zu laſſen und den Theſen, ſo wie ſie vorliegen, 


zuzuſtimmen. (Bravo!) 


Abſtimmung. Die Einleitung der Theſen des 
Herrn Berichterſtatters wird angenommen; über den 
übrigen Text wird, da einem dahin gehenden Vorſchlage 
von keiner Seite widerſprochen wird, en bloc ab⸗ 
geſtimmt; derſelbe wird gleichfalls angenommen. Der 
Geſamtbeſchluß geht daher auf Annahme der Theſen, 
wie ſie ſoeben mitgeteilt ſind. 

Der Mitberichterſtatter, Rechtsanwanlt Dr. Roſen⸗ 
thal, erklärt nach kurzer Geſchäftsordnungsdebatte, 
daß er auf eine Abſtimmung über ſeine Theſen verzichte. 


Vorſitzender: Ich ſchließe damit die heutige Ver⸗ 
handlung und bitte die Herren, ſich morgen früh um 
9 Uhr wieder hier einzufinden. 


(Schluß der Sitzung 4½ Uhr.) 


— —E¼ — —wu ũ — — 


Zweite Sitzung. 


Freitag, den 10. September 1909, 
vormittags 9 Uhr. 


Vorſitzender Geheimer Juſtizrat Dr. Erythropel⸗ 
Leipzig: Meine Herren, ich eröffne die Verhandlungen. 
Was die Reihenfolge der Tagesordnung betrifft, 

ſo haben wir heute noch zu verhandeln über Nr. 2: 
Neuwahl von vier Vorſtandsmitgliedern; Nr. 3: Bericht 
des Geſchäftsausſchuſſes; Nr. 4: Die Vorſchläge der 
Kommiſſion betr. Anderung der Satzungen, und dann 
Nr. 7: Reviſion der Gebührenordnung. Die formalen 
Angelegenheiten, namentlich die Neuwahlen, müſſen 
auf alle Fälle erledigt werden. Dadurch entſteht aller⸗ 
dings die Gefahr, daß die Diskuſſion darüber ſich zu 
weit ausdehnen könnte, ſo daß Nr.7 der Tagesordnung, 
Reviſion der Gebührenordnung, die geſtern bereits 
5 worden iſt, nicht zur Verhandlung und 
o nicht zu ihrem Recht käme. Ich möchte deshalb 
vorſchlagen, daß wir in folgender Weiſe verfahren: 
Zunächſt Herrn Kollegen Dr. Drucker Bericht erſtatten 
a lafjen über die Tätigkeit des Geſchäftsausſchuſſes. 
as wird nicht allzu lange dauern, und eine Diskuſſion 
wird ſich wahrſcheinlich an dieſen Bericht nicht an⸗ 
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ſchließen. Dann würde Herr Dr. Bloch über die 
Reviſion der Gebührenordnung berichten. 
(Zuſtimmung.) 

Aber bemerken möchte ich hierbei, daß wir um 11 Uhr 
unter allen Umſtänden in die Verhandlungen über die 
Satzungen eintreten müſſen; denn unſere Wahlen müſſen 
wir haben. Wenn Herr Dr. Bloch referiert hat, und 
es inzwiſchen 11 Uhr geworden ſein ſollte, müßte eine 
ſich an den Bericht anſchließende Diskuſſion vertagt 


werden. (Erneute Zuſtimmung.) 


Die Punkte 6 und 9, für welche ſich Referenten nicht 
gefunden haben, werden wir von der Tagesordnung 
abſetzen müſſen. 

Wir beginnen alſo mit Nr. 3 der Tagesordnung: 
Bericht des Geſchäftsausſchuſſes des 
Deutſchen Anwaltvereins über ſeine 
Tätigkeit. | 

Ich bitte Herrn Rechtsanwalt Dr. Drucker, den 
Bericht zu erſtatten. 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Drucker⸗Leipzig: 
Meine Herren Kollegen! Die Freundlichkeit, daß Sie 
mich zuerſt zum Wort kommen laſſen, betrachte ich auch 
als ein perſönliches Entgegenkommen, da ich wahr— 
ſcheinlich genötigt ſein werde, heute mittag abzureiſen. 
Aber auch ganz abgeſehen davon, würde ich Ihre Zeit, 
wie ich hoffe, höchſtens eine Viertelſtunde in Anſpruch 
genommen haben. 

Wenn der Deutſche Anwaltverein an nur zwei 
Vormittagen über die Lebensfrage ſeiner künftigen 
Organiſation und über ein ganzes Leporello⸗Album 
voll angekündigter oder anzuregender geſetzgeberiſcher 
Maßnahmen beraten ſoll, ſo gebietet eine notwendige 
Okonomie dem Bericht über abgetane Dinge die äußerſte 
Beſchränkung. Ein abgetanes Ding iſt aber das 
euphemiſtiſch als Zivilprozeßnovelle bezeichnete bunt— 
ſcheckige Geſetz vom 1. 2 1909, ein abgetanes Ding 
iſt der Geſchäftsausſchuß des Deutſchen Anwaltvereins. 
Genüge ich alſo dem Auftrage des Vorſtandes, über 
die Tätigkeit des Geſchäftsausſchuſſes zu berichten, nicht 
mit behaglicher chroniſtiſcher Breite, ſo bitte ich daraus 
nicht auf einen Mangel an Material und an berichtens⸗ 
werten Tatſachen ſchließen zu wollen. Unſere Ver⸗ 
trauensmänner ſind über Art, Inhalt und Umfang 
unſerer Tätigkeit ſo zulänglich unterrichtet, daß ſie den 
Kollegenſchaften ihrer Bezirke etwa weiter gewünſchte 
Aufſchlüſſe erteilen können, und ebenſo werden wir 
Ausſchußmitglieder auch nach der Erledigung unſeres 
Mandats uns bereithalten, auf Anfragen diejenigen 
Ergänzungen zu meinem heutigen Berichte zu geben, 
nach denen ein unabweisbares Bedürfnis fühlbar 
nn 8 

eginne ich mit einer beſcheidenen Autobiographie 
des Geſchäftsausſchuſſes, ſo habe ich zunächſt 8 
8 1 zurückzurufen, 
unvergeßlichen Leipziger 
23. do nter 1901 gefaßt Bl K 
„Es wird der Vorſtand beauftragt, einen Geſchäfts⸗ 
ausſchuß, beſtehend aus fünf bis ſieben 5 
zu bilden, welcher für eingehende Aufklärung über 
die Bedeutung und Tragweite des Geſetzentwurfs 
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betreffend Anderungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes, der Zivilprozeßordnung uſw. im Sinne 
der heutigen Beſchlüſſe in geeigneter Weiſe zu 
wirken hat.“ 

Es folgte dann noch ein Abſatz wegen der Koſten — 
darauf brauche ich heute wohl nicht näher einzugehen, 
da dem Vorſtande Rechnung gelegt wird, will aber 
bemerken, daß wir, obwohl der Kampf die urſprünglich 
geſchätzte Dauer um ½ Jahre überſchritten hat, mehr als 
6000 % der uns zur Verfügung geſtellten Summe 
nicht verwendet haben. Den Vorſitz im Ausſchuſſe 
habe auf Wunſch des Vorſtandes ich, den ſtellvertretenden 
Vorſitz hat Herr Dr. Mothes-Leipzig übernommen; 
weiter wurden berufen die Mitglieder der ſchon be⸗ 
ſtehenden Lokalorganiſation Halleſcher Rechtsanwälte, 
die Herren Juſtizrat Suchsland, Riecke und 
Dr. Dittenberger, endlich Herr Juſtizrat Dr. Ernſt 
Auerbach-Frankfurt a. M. und Herr Dr. Artur 
Brückmann⸗Berlin. An Stelle des Herrn Juſtizrat 
Suchsland, der ſchon nach wenigen Wochen uns und 
der von ihm mit vorwärts ſtürmender Energie ergriffenen 


Tätigkeit durch den Tod entriſſen wurde, trat Herr Rechts⸗ 


anwalt Kleinrath⸗Hannover. Leider ſchied Herr 
Kollege Dr. Mothes, der ſeine erſtaunliche Arbeitskraft 
mit einer Aufopferung, für die ihm der Dank des 
ganzen Anwaltſtandes gebührt, für unſere Ziele ein⸗ 
geſetzt hatte, Ende 1908 aus dem Geſchäftsausſchuſſe 
aus. Die dadurch entſtandene Lücke iſt, da ſich unſere 
Arbeit ihrem Ende zuneigte, nicht wieder ausgefüllt 
worden. Die übrigen Ausſchußmitglieder haben ihr 
Mandat bis zuletzt ausgeübt. 

Die Aufgabe des Geſchäftsausſchuſſes war durch 
den vorhin mitgeteilten Beſchluß begrenzt auf die Auf— 
klärung über die Juſtiznovelle. Überdies betonte 
der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins, als er die 
Geſchäftsordnung, die ſich der Ausſchuß gegeben hatte, 
genehmigte, nochmals, daß der Ausſchuß lediglich zur 
Bekämpfung jenes Geſetzentwurfs eingeſetzt ſei und 
deshalb ſeine Tätigkeit einzuſtellen habe, ſobald deſſen 
Schickſal entſchieden ſei. 

Meine Herren Kollegen, auf dieſe Schranken unſerer 
Kompetenz hinzuweiſen, hatten wir nicht ſelten Ver⸗ 
anlaſſung, wenn aus den Reihen der Kollegenſchaft 
Anregungen an uns gelangten, wir möchten unſere 
Tätigkeit und ſpäter unſere Organiſation auch anderen 
Berufsangelegenheiten zugute kommen laſſen. Wir ver⸗ 
ſtanden den Ruf unſerer Kollegen nach einem für die 
zahlreichen Aufgaben unſres ſchwer kämpfenden Standes 
allezeit mobilen und aktiven Organ, aber wir ehren⸗ 
amtlich arbeitenden ſieben Männer, die wir doch auch 
unſre Praxis zu beſorgen hatten, konnten und durften 
uns nicht als die Zentralkanzlei der deutſchen Rechts- 
anwälte etablieren. Bot doch die uns geſtellte 
Spezialaufgabe Schwierigkeiten, deren Größe wohl 
nur diejenigen zu überſehen vermögen, die in und mit 
dem Geſchäftsausſchuſſe in dieſen 18 Monaten gearbeitet 
haben. Hachenburg hatte in Leipzig gefordert, daß 
die deutſche Anwaltſchaft wie ein Mann aufſtehe und 
ihre Stimme abgebe, damit ſie gehört werde im deutſchen 
Lande. Das iſt nicht geſchehen! Wohl war der Wunſch, 
das deutſche Rechtsleben vor dem drohenden Geſetze 
zu ſchützen, allgemein, aber die Mühen des Weges zu 
dieſem Ziele wollten nur wenige mit uns teilen. Das 
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konſtatiere ich, nicht um Vorwürfe zu erheben, die am 
Vergangenen nichts mehr beſſern können, ſondern damit 
unſere Erfahrungen als eine Lehre für die Zukunft 
dienen mögen. Wir haben gelernt, daß ein Berufs⸗ 
ſtand von vielen tauſend intellektuell hochſtehenden, 
ſelbſtändig denkenden Männern ohnmächtig bleibt, wenn 
er ſich nicht auf eine ebenſo kraftvoll zentraliſierte 
wie weitverzweigte Organiſation zu ſtützen vermag. 
Organiſation aber hat unſerem Stande bis heute ge— 
fehlt. Wir bemühten uns ſie wenigſtens für unſere Zwecke 
zu ſchaffen, indem wir zunächſt an jedem Oberlandes⸗ 
gericht und für jeden Landgerichtsbezirk einen Ber: 
trauensmann ſuchten. In einem an alle Vereins⸗ 
mitglieder verſendeten Rundſchreiben baten wir um 
Bezeichnung von Vertrauensmännern. Gleichzeitig 
machten wir in ungezählten Briefen unſere perſönlichen 
Beziehungen uns zunutze. Und trotzdem waren nach 
vollen zwei Monaten erſt ungefähr 30 Vertrauens⸗ 
männer beſtellt. Es iſt uns auch bis zum Abſchluſſe 
unſerer Tätigkeit nicht gelungen, alle Land- und Ober: 
landesgerichtsbezirke zu beſetzen. Immerhin hatten 
wir die Genugtuung, etwa 200 Vertrauensmänner 
und ſonſtige Korreſpondenten zu gewinnen. Ein Teil 
dieſer Herren hat durch verſtändnisvolle, geſchickte und 
energiſche Arbeit uns Ausſchußmitgliedern ſo außer⸗ 
ordentlich wertvolle Unterſtützung bereitwilligſt geleiſtet, 
daß ich lebhaft bedauere, bei der Schilderung ihrer 
Tätigkeit nicht länger verweilen zu können. Wir ver⸗ 
kehrten mit unſeren Vertrauensmännern durch gedruckte 
Rundſchreiben, im Ganzen 15, in denen wir nach Be⸗ 
ſchlüſſen, die der Geſchäftsausſchuß in ſeinen Sitzungen 
gefaßt hatte, Vorſchläge über die Richtung und Form 


der jeweils gebotenen Agitationsarbeit machten, Ans 


regungen zu ſonſtigen wichtigen Maßnahmen gaben, 
vertrauliche Informationen erteilten und erbaten, 
Meinungsäußerungen über an uns aus dem Kollegen⸗ 
kreiſe gelangte Vorſchläge, wie beiſpielsweiſe das Projekt 
eines abermaligen außerordentlichen Anwaltstages, 
herbeizogen. Überdies wechſelten wir mit vielen der 
Herren Briefe individuellen Inhalts, in denen es ſich 
mitunter um vertrauliche Spezialmiſſionen handelte. 
Unſere Abteilung Halle allein hat zu dieſem Zwecke 
mehr als 200 Aktenſtücke in laufendem Geſchäftsgange 
bearbeitet, von Leipzig ſind mehrere hundert Ennzelbrieſ 
hinausgegangen. Daneben traten wir mit den Ver⸗ 
trauensmännern in perſönlichen Verkehr. Dreimal be⸗ 
riefen wir ſie zu Verſammlungen, auf den 13. Juni 1908 
nach Leipzig, auf den 13. Dezember 1908 nach 
Berlin, auf den 2. Mai 1909 nach Eiſenach. Da 
wir die Reiſekoſten ſelbſtverſtändlich nicht aus den be⸗ 
ſcheidenen Mitteln des Ausſchuſſes tragen konnten und 
die örtlichen Organiſationen, ſoweit ſolche überhaupt 
beſtanden, keineswegs in allen Fällen dafür aufkamen, 
ſo haben viele Herren ihre Teilnahme an dieſen Ver⸗ 
ſammlungen mit nicht unbeträchtlichen finanziellen 
perſönlichen Opfern erkauft. 


(Bravo!) 
Trotzdem zählte die am ſtärkſten beſuchte Vertrauens⸗ 
männerverſammlung 56 Teilnehmer. 

(Bravo!) 
In dieſen Verſammlungen fanden im Anſchluß an 
Berichte der Ausſchußmitglieder und Vertrauensmänner 


. Sa — 


la 


wi. 


— —ͤ— 


38. Jahrgang. 


lebhafte Beratungen ſtatt, in denen eine Fülle bedeut— 
ſamer Anregungen ausgetauſcht wurde. Über die beiden 
erſten Verſammlungen hat der Leipziger Vertrauens⸗ 
mann Herr Dr. Siecke auf Grund ſtenographiſcher 
Aufzeichnungen des 3 Kollegen Dr. Friedrichs⸗ 
Düſſeldorf vortreffliche und doch knappe Berichte ver⸗ 
faßt, die wir im Druck auch den nicht anweſend ge- 
weſenen Vertrauensmännern unterbreiteten. 

Die Vertrauensmännerorganiſation war natürlich 
nicht Selbſtzweck, ſondern nur Mittel zur Erfüllung 
unſerer Aufgabe, für eingehende Aufklärung über die 
Bedeutung und Tragweite des Geſetzentwurfs zu wirken. 
Denn nicht die Anwaltſchaft war ja das Objekt dieſer 
Aufklärungsarbeit, ſondern die weitere Juriſtenwelt, 
die öffentliche Meinung, die geſetzgebenden Faktoren. 

Es entſtand zunächſt die Frage, ob wir uns direkt 
an das Reichsjuſtizamt wenden, ihm einen Gegen— 
entwurf, bei deſſen Ausarbeitung wir auf die Mit⸗ 
wirkung bedeutendſter Prozeſſualiſten rechnen konnten, 
vorlegen ſollten. Wir unterließen das. Einmal hielten 
wir daran feſt, daß eine Teilreform zu verwerfen ſei, 
wußten aber doch, daß eine gründliche Reform von 
der Regierung eines gewiſſen ſehr großen Bundes— 
ſtaates nicht gewünſcht werde. Zum anderen ſagten 
wir uns, daß dasſelbe Reichsjuſtizamt, das dem ganzen 
Deutſchen Anwaltvereine ſoeben erſt durch Nicht⸗ 
entſendung eines Vertreters nach Leipzig offenkundige 
Nichtachtung erzeigt hatte, 

(ſehr richtig!) 
mit dem Geſchäftsausſchuſſe dieſes Vereins nicht in 
Verkehr treten werde. Deshalb wendeten wir uns an 
die Anwaltskammern als die geſetzlich geordnete Ver— 
tretung der Anwaltſchaft mit der Anregung, beim 
Reichsjuſtizamte vorſtellig zu werden. Leider haben 
nur einige wenige Anwaltskammern uns über die von 
ihnen ergriffenen oder unterlaſſenen Maßnahmen unter: 
richtet. Immerhin ergeben unſere Materialſammlungen 
— die ich, da es kein Freigepäck gibt, nicht mit zur 
Stelle ſchaffen konnte —, 

(Heiterkeit) 


daß eine Mehrzahl von Kammern in den verſchiedenen 
Stadien der Beratung des Entwurfs mit wohl— 
begründeten Eingaben an den Reichstag oder die 
Regierung herangetreten ſind. 

In der Offentlichkeit konnten wir uns nur in 
ſeltenen Fällen der mündlichen Erörterung bedienen, 
ſahen uns vielmehr hauptſächlich auf literariſche Dar: 
legungen angewieſen. Wir beſchloſſen zu dieſem Zwecke 
die Fortführung des ſchon vor der Leipziger Tagung 
von den Halleſchen Kollegen begründeten Zeitungs— 
unternehmens, der Rundſchau über die wichtigſten 
Geſetzesvorlagen. Es ſind im ganzen 20 Nummern 
erſchienen. Das Blatt wurde in einer Auflage von 
durchſchnittlich 1500 Exemplaren, einzelne agitatoriſch 
beſonders wichtige Nummern ſogar in 4000 Exemplaren 
verbreitet. Jede Nummer — ich bitte, das zu beachten, 
meine Herren, namentlich wenn Sie an die Koſtenfrage 
denken — ging an jeden Reichstagsabgeordneten, an jede 
Handels⸗ und Gewerbekammer, an etwa 400 Zeitungen, 
an eine Auswahl von 5 aus juriſtiſchen 
Kreiſen außerhalb der nwaltſchaft und endlich in 
mehreren Exemplaren an jeden Vertrauensmann. Auf 
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dieſe Weiſe war es möglich, nicht weniger als 70 all⸗ 
gemeinverſtändliche Artikel, von denen 52 von Mit⸗ 
gliedern des Geſchäftsausſchuſſes, die übrigen von 
ſonſtigen Mitarbeitern verfaßt waren, in der deutſchen 
Preſſe zu verbreiten. Etwa 80 bis 100 Tageszeitungen 
nahmen die Rundſchauartikel auf. Daneben ſind von 
Ausſchußmitgliedern und Vertrauensmännern noch eine 
ganze Reihe Originalartikel für führende Blätter und 
für wiſſenſchaftliche Zeitſchriften geſchrieben worden. Es 
wurde indeſſen immer ſchwerer, ſolche Arbeiten in der 
Preſſe unterzubringen; die Redakteure verſicherten uns, 
daß für die ganze Zivilprozeßnovelle im deutſchen 
Publikum keinerlei Intereſſe zu erwecken ſei, 
(Heiterkeit) 

weil ſie als eine häusliche Angelegenheit der Juriſten⸗ 
zunft gelte. Die Richtigkeit des Urteils unſerer Ge⸗ 
währsmänner wurde durch die Reichstagsverhandlungen 
in erſchreckender Weiſe beſtätigt. In der Verſtändnis⸗ 
loſigkeit und Unbelehrbarkeit, mit der auch die große 
Maſſe der Gebildeten in Deutſchland ſelbſt den wichtigſten 
Grundfragen des Prozeßrechts entgegentritt, haben die 
Aſpirationen des partikulariſtiſchen Fiskalismus, denen 
wir dieſes Geſetz verdanken, die beſte Bundesgenoſſen⸗ 


ſchaft gefunden. 
(Bravo! Sehr richtig!) 
Unter den wiſſenſchaftlichen Arbeiten, die der Ge» 
ſchäftsausſchuß verbreitet hat, iſt die bedeutendſte der 
von Dr. Dittenberger verfaßte Kommentar zu dem 


Geſetzentwurfe. Ich nehme an, daß jeder der Herren 
das Buch geleſen hat; es wird alſo wohl auf Verleſung 


verzichtet. (Große Heiterkeit.) 


Das ausgezeichnete Buch iſt in 4000 Exemplaren in 
ähnlicher Weiſe wie die Rundſchau, überdies an die 
Magiſtrate aller der Städte, denen die Einziehung des 
bei ihnen domizilierten Landgerichts drohte, ferner 
an ſämtliche Landgerichts- und Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten, an zahlreiche Richter, Verwaltungsbeamte, 
Profeſſoren unentgeltlich verteilt worden. 

Weiter verfaßte Dr. Dittenberger — und zwar 
mit Unterſtützung unſeres Kollegen Riecke aus Halle — 
eine Ihnen gleichfalls wohl vertraute, 86 Druckſeiten 
umfaſſende 1 Gutachtlicher Auße— 
rungen zur Juſtiznovelle. Dieſe Schrift iſt die 
glänzendſte Widerlegung des gewiſſen Kreiſen ſo be⸗ 
quemen Märchens, daß der Widerſtand gegen den 
Geſetzentwurf von den Anwälten und zwar ihrer 
pekuniären Intereſſen halber künſtlich gemacht werde. 


(Sehr wahr!) 


Wir verſendeten das Buch gleichfalls in mehreren 
tauſend Exemplaren. ® 

In geringerem Umfange verbreiteten wir einige 
andere gegen die Ziele der Novelle gerichtete Druckſachen. 

Viele Zuſchriften, beiſpielsweiſe auch von Städte⸗ 
verwaltungen, bewieſen uns, daß unſere Arbeit nicht 
unbeachtet blieb. Wir hatten namentlich die Genugtuung, 
zu bemerken, daß eine ſehr große Anzahl von Handels⸗ 
und Gewerbekammern, darunter die bedeutendſten des 
Reiches, in den wichtigſten Punkten mit uns völlig 
übereinſtimmten und dieſen Standpunkt in Reſolutionen 
öffentlich vertraten. 
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In der Juriſtenwelt außerhalb des Anwaltſtandes 
fanden wir immer mehr und mehr Mitſtreiter gegen 
die Novelle. Nach dem Leipziger Anwaltstage erwarteten 
Freunde und Gegner des Entwurfs, namentlich die 
letzteren, das Votum des Juriſtentages. Wie es aus⸗ 
gefallen iſt, weiß jedermann in dieſer Verſammlung. 
Aber es darf noch einmal auf die Unwahrheit der 
Behauptung hingewieſen werden, in Karlsruhe ſei ein 
Majoritätsbeſchluß von Rechtsanwälten gegen die 
Novelle erfolgt. Es iſt richtig, daß auf Betreiben des 
Geſchäftsausſchuſſes zahlreiche Kollegen ſich eingefunden 
hatten und in verſchwindendem Maße auch zum Worte 
gekommen ſind. Aber der Kampf gegen die Novelle 
wurde von Richtern und Profeſſoren geführt mit einer 
8 die niemand von uns Anwälten übertroffen 
ätte. 

(Heiterkeit.) 


Und — ich ſehe hier den Kollegen Zelter und denke 
dabei an Zahlen — 
(Heiterkeit) 


es handelt ſich nicht darum, wieviel Anwälte anweſend 
waren und gegen die Novelle geſtimmt haben, ſondern 
wieviel Stimmen für die Novelle aufgebracht worden 
ſind. Bekanntlich wurden die beiden die Novelle ſchlecht⸗ 
hin ablehnenden Beſchlüſſe mit allen gegen neun bzw. 
zwei Stimmen gefaßt. Das war nicht das Votum 
von Anwälten, ſondern die einmütige Rechtsüberzeugung 
der unbefangenen deutſchen Juriſten. In den Kreiſen 
der Sachverſtändigen blieb alſo für den Geſchäfts⸗ 
ausſchuß nicht allzuviel zu tun. 

Als der hauptſächlichſte, aber auch ſchwierigſte Teil 
unſerer Aufgabe erſchien es uns, unſeren Rechts⸗ 
anſichten bei den Mitgliedern des Reichstags Be⸗ 
achtung zu verſchaffen. Wir hatten ja unter den 
denkbar ungünſtigſten Verhältniſſen zu leiden. Block⸗ 
politik und Reichsfinanzreform hielten das Intereſſe 
gefangen, und nicht viele Laien unter den Abgeordneten 
mochten Neigung und Muße beſitzen, in ſo bewegter 
arbeitsreicher Zeit die terra incognita des Zivilprozeß⸗ 
rechts zu betreten. Meinungen oder gar Wünſche des 
Anwaltſtandes entgegenzunehmen, entſprach nicht der 
parlamentariſchen Tradition. Er galt als hinreichend 
berückſichtigt, wenn ihn von Zeit zu Zeit die Motive 
eines ihm nachteiligen Geſetzentwurfs einen wichtigen 
und unentbehrlichen Faktor der Rechtspflege nannten. 


(Heiterkeit.) 


Der autoritätsloſe Geſchäftsausſchuß eines ſo unbeacht— 
lichen Standes durfte ſich nicht anmaßen, den deutſchen 
Reichstag über die Bedeutung und Tragweite eines 
Juſtizgeſetzes aufklären zu wollen. Darum blieb uns 
nur der Weg offen, möglichſt viele einzelne Abgeordnete, 
namentlich die Mitglieder der Kommiſſion, mit unſeren 
Anſichten durch direkte ſchriftliche und mündliche Vor⸗ 
ſtellungen bekanntzumachen. In dieſer Richtung iſt 
ſehr viel getan worden. Während der Sitzungen des 
Reichstages haben Ausſchußmitglieder ſich in Berlin 
aufgehalten, um mit Abgeordneten Rückſprache zu 
nehmen, auch ſonſt haben zahlreiche perſönliche Aus⸗ 
ſprachen ſtattgefunden. Ferner haben wir und 
ebenſo manche Vertrauensmänner einzelnen Reichstags⸗ 


mitgliedern eingehende ſchriftliche Darlegungen unter- 
breitet, auch bisweilen den Herren beſonderes von uns 
geſammeltes literariſches und ſtatiſtiſches Material 
überlaſſen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß einzelne 
Abgeordnete durchaus die ganze Materie beherrſcht 
haben, ſo daß weitere Aufklärung unſererſeits nicht 
nötig war. Wenn trotzdem das Reichstagsplenum ſich 
über den konfeſſionellen Eid und über die Angemeſſen⸗ 
heit der Gerichtsſchreibertitulatur weit eindringender 
unterhalten hat als über die Veränderungen des Amts⸗ 
gerichtsprozeſſes, ſo glauben wir nicht, daß wir ſolche 
ungewöhnliche Bewertung der Beratungsgegenſtände 
durch weitere Aufklärungsverſuche hätten verhindern 
können. 

Der letzte Akt unſerer Tätigkeit galt ebenfalls den 
Reichstagsabgeordneten. Auf Grund eines Beſchluſſes 
der Eiſenacher Vertrauensmännerverſammlung richteten 
wir zur dritten Leſung an ſämtliche Reichstags⸗ 
abgeordnete eine Eingabe, in der nochmals ſieben für 
uns wichtige Punkte bezeichnet wurden, die ohne um⸗ 
ſtändliche Umgeſtaltungen der Beſchlüſſe zweiter Leſung 
ſachlich bedeutſame Verbeſſerungen des Geſetzes gebracht 
haben würden. Die Eingabe blieb ohne Erfolg — man 
wollte endlich einmal die Juſtiznovelle unter Dach 
wiſſen —. 

Ich könnte, meine Herren Kollegen, Ihnen noch 
mancherlei berichten über andere Teile unſerer Arbeit, 
über verſchiedene Statiſtiken, die wir verſucht oder 
durchgeführt, über Verzeichniſſe von Anwaltsvereinen, 
die wir angelegt haben, und dergleichen mehr. Sie 
werden darauf ebenſo gern verzichten wie auf eine 
wenn auch nur gedrängte Überſicht über die im ganzen 
etwa 20 000 Poſtſendungen, die wir außer der Rund⸗ 
ſchau und Dittenbergers Büchern expediert haben. 

Aber vielleicht wird die Frage aufgeworfen, was 
denn mit alledem erreicht worden ſei! Es iſt richtig, 
die Zivilprozeßnovelle haben wir nicht verhindert. Es 
iſt richtig, wir haben ein Geſetz bekommen, das uns 
unter allgemein juriſtiſchen Geſichtspunkten ebenſo ver⸗ 
werflich wie unter dem beſonderen Geſichtspunkte des 
Anwaltsſtandes nachteilig erſcheint. Und es iſt auch 
weiter richtig, daß die freundlichen Reſolutionen, die 
man ſich in der letzten Reichstagsſitzung zu unſeren 
Gunſten abgerungen hat, keine Realitäten ſind und 
vielleicht niemals ſolche zeugen werden. 


(Bewegung) 


Aber man ſoll dieſes Geſetz mit dem Entwurfe 
vergleichen, der dem Leipziger Anwaltstage vorlag und 
den wir bekämpfen ſollten. Dieſer Entwurf gelangte 
gar nicht an den Reichstag. Die Geſetzesvorlage war 
nicht ganz unweſentlich verbeſſert. Und von ihr unter⸗ 
ſcheidet fich wiederum vorteilhaft das endgültige Geſetz, 
wie Zelter in der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 
15. Mai 1909 ſehr anſchaulich dargelegt hat. Manche 
ei ich Bei nur die Verkümmerung 

iſt von der . 
gewendet ae —? 8 
Ob das auch ohne die deutſche Rechtsanwaltſchaft 


gelungen oder auch nur verſucht worden wä rüber 
wollen wir nicht rechten. ſuc un 


(Lebhafter andauernder Beifall.) 


38. Jahrgang. 


Stellvertretender Vorſitzender Juſtizrat Zelter⸗ 
Stettin (der inzwiſchen den Vorſitz uͤbernommen hat): 
Meine Herren Kollegen, der reiche Applaus, der den 
Redner gelohnt hat, beweiſt meines Erachtens zweierlei, 
nicht nur den Dank für die feſſelnde Art und Weiſe des 
Vortrags, die eine Überſchreitung ſeiner Zeit von einer 
Viertelſtunde um das Doppelte notwendig machte, — 
ich quittiere ihn auch als Nachhall für den Dank, den 
wir alle dem Geſchäftsausſchuß ſchuldig ſind, der ſich 
opferwillig für uns in die Schanzen geſchlagen hat, nicht 
nur für die Standesintereſſen, ſondern vor Allem für 
die Rechtsauffaſſung, die die deutſche Anwaltſchaft ſtets 
im Intereſſe des Volkes vertreten hat. Dieſen Männern 
gebührt unſer Dank; nicht alle von Ihnen können die 
Arbeit ſo kontrollieren, weil nicht alle von Ihnen die 
ganze Arbeitsleiſtung ſo mitempfunden haben. Ich 
ſelbſt bin Vertrauensmann geweſen und habe geſehen, 
was geleiſtet worden iſt. Und wenn nicht viel erreicht 
worden iſt, es wäre genug, wenn es heißt: in magnis 
voluisse sat est! 

Ich nehme an, daß eine Diskuſſion über den Bericht 
nicht gewünſcht wird. — 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 7 der Tages⸗ 
ordnung: 

Reviſion der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte. 
Ich erteile dem Herrn Berichterſtatter das Wort. 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Bloch I- München: 
Meine Herren! Der deutſche Reichstag hat in ſeiner 
Sitzung vom 27. April 1909 zwei Reſolutionen an— 
genommen, welche ihm ſeine 30. Kommiſſion in ihrem 
Berichte vom 31. März 1909 im Intereſſe der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft in Vorſchlag gebracht hatte. 

Dieſe Reſolutionen lauten: 

1. den Herrn Reichskanzler um die Vorlegung 
einer Geſetzesnovelle zu erſuchen, durch welche 
die Gebührenordnung für Rechtsanwälte (Geſetz 
vom 7. Juli 1879 in der Faſſung vom 20. Mai 
1898) einer Reviſion unterzogen wird, welche 
unter Berückſichtigung der Forderungen der 
ſozialen Gerechtigkeit einerſeits und der ge— 
ſteigerten Teuerung aller Lebensverhältniſſe 
andererſeits, den Vorſchlägen der Vorſtände 
der Anwaltskammern entſprechend eine an— 
gemeſſene Erhöhung der Gebühren für Rechts— 
anwälte vorſieht; 

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, einen 
Geſetzentwurf vorzulegen, durch den die Ber: 
jährungsfriſt für Forderungen gegen Rechts— 
anwälte aus der Beſorgung von Rechtsange— 
legenheiten verkürzt wird. 

Die Reſolution 2 deckt ſich mit dem Antrage, den 
ich an den XVIII. Deutſchen Anwaltstag in Mannheim 
zu ſtellen die Ehre hatte. 

Die Reſolution 1 dagegen ſoll uns heute be⸗ 
ſchäftigen, zu ihr Stellung zu nehmen, das für eine 
Reviſion erforderliche Material zu ſichten und für die 
Geſetzgebung bereitzuſtellen, halte ich für Pflicht der 
deutſchen Anwaltſchaft. 

Seit dem Erlaß der Gebührenordnung vom 7. Juli 
1879 iſt durch das Sinken des Geldwertes und die ſich 
ſtändig erhöhenden ſozialen Anforderungen ein völliger 
Umſchwung im Wirtſchaftsleben unſeres Vaterlandes 
eingetreten, der in der Verteuerung aller und jeder 
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Lebensbedürfniſſe zum Ausdruck kommt, zu einer — 
teilweiſe wiederholten — Erhöhung der Gehälter und 
Löhne in allen Zweigen des Staats⸗ und Wirtſchafts⸗ 
lebens geführt hat und ſich dem Anwalt nicht nur durch 
die Notwendigkeit der Aufbringung erhöhter Mittel zur 
Beſtreitung des eigenen weſentlich geſteigerten ſtandes⸗ 
gemäßen Lebensunterhalts fühlbar macht, ſondern auch 
durch die Befriedigung heiſchenden, im Vergleich zu 
früher außer allem Verhältnis gewachſenen, Perſonal⸗ 
und Realbedürfniſſe ſeines Büreaus. 

Für die Annahme, daß dieſer Prozeß der Lebeus— 
verteuerung noch nicht abgeſchloſſen, ſpricht die Finanz— 
politik des Reiches und der Bundesſtaaten. 

(Sehr richtig!) 

Dazu kommt, daß ungeachtet der im Jahre 1879 
nicht vorausſehbaren beträchtlichen Überfüllung des 
Anwaltsberufes ſein Arbeitsgebiet ſeitdem nicht etwa 
erweitert, ſondern im Gegenteil durch die Geſetzgebung 
über Gewerbe- und Kaufmannsgerichte, die geſamte 
ſoziale Geſetzgebung, durch die Militärgerichtsordnung 
und endlich durch die ſtetig wachſenden ſchiedsgerichtlichen 
Tendenzen unſerer Erwerbsſtände bedeutend eingeengt 
wurde. 

Auch die Novelle vom 1. Juni 1909 wird zu einer 
weiteren Reduktion des Anwaltseinkommens führen, 
ganz beſtimmt des Einkommens der — wenn ich ſo 
ſagen darf — Normalanwälte, der Landgerichtsanwälte, 
die auf Prozeßpraxis angewieſen ſind und ſich nicht 
den Luxus geſtatten können, auf eine Tätigkeit bei den 
Amtsgerichten zu verzichten. Das Einkommen dieſer 
Kollegen, die das Gros der Auwaltſchaft bilden, wird 
ab 1. April 1910 eine nicht zu unterſchätzende aber⸗ 
malige Schmälerung erfahren. 

Meine Herren! Als im Jahre 1879 die damals 
neue Gebührenordnung wenigſtens auf dem Gebiete 
des Prozeßrechtes die bunte Mannigfaltigkeit einzel— 
ſtaatlicher Taxbeſtimmungen beſeitigen und die Be— 
wertung anwaltlicher Tätigkeit auf eine einheitliche und 
dem ganzen Reich gemeinſchaftliche Grundlage ſtellen 
ſollte, erhielt ſie von ihren Vätern in den Motiven 
folgendes Geleitwort mit auf den Lebensweg: „Vor 
allem mußte hier als eine Beſtimmung der Anwalts— 
gebühren im Auge behalten werden, dem für die 
Rechtspflege notwendigen Berufsſtande eine an- 
gemeſſene Belohnung für ſeine Leiſtungen und damit 
zugleich eine würdige Lebensſtellung zu ſichern. 
Letzterer Geſichtspunkt iſt für die Rechtspflege 
ſelbſt von hoher Bedeutung; denn je unab- 
hängiger ſich der Anwaltſtand infolge einer ge⸗ 
ſicherten Lebensſtellung geſtaltet, deſto mehr iſt 
er geeignet, einen wohltätigen Einfluß zur Hintanhaltung 
unnützer oder gar unlauterer Streitigkeiten auszuüben 
und damit zur Kräftigung des Rechtsbewußtſeins im 
Volke beizutragen.“ 

(Bravo!) 


Trotzdem und ungeachtet des Umſtandes, daß für 
Bemeſſung der Höhe einer Entſchädigung ſelbſtverſtändlich 
nur die Berhältniſſe Maß geben können, welche zur 
Ges der Erlaſſung des die Entſchädigung beſtimmenden 

eſetzes herrſchten, und daß dieſe Verhältniſſe un— 

1 ſeit 1879 eine Veränderung im Sinne 

einer Verteuerung aller Lebensbedürfniſſe erfahren 

haben, wurden bis zum 1. Juni 1909 die Gebührniſſe 

der Anwälte nicht nur nicht erhöht, ſondern ſogar 
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durch die einſchneidenden Beſtimmungen des $ 9a GKG. 
in nicht unerheblichem Maße noch gekürzt. Wie ja 
auch bereits die Anderungsverſuche der Jahre 1881 
und 1886 zu einer reformatio in pejus führen ſollten, 
da man in den für unſere Geſetzgebung maßgebenden 
Kreiſen, vielleicht verführt durch den neidweckenden 
Anblick einiger weniger wirtſchaftlich hochgekommener 
Anwälte, im übrigen aber in völliger Unkenntnis des 
Durchſchnittseinkommens deutſcher Anwälte der irrigen 
Anſchauung war, daß der deutſche Anwalt noch zu 
viel verdiene! 

Wer dagegen mit ſorgſamem Blick und auch nur 
mäßiger ſtatiſtiſcher Begabung den Bewegungskurven 
innerhalb der Anwaltſchaft nachgegangen iſt, wer die 
Verhandlungen der Anwaltstage des letzten Jahrzehnts 
und insbeſondere den Kampf um die Hülfskaſſe verfolgt 
hat, dem konnte nicht entgangen ſein, daß die Anwalt— 
ſchaft längſt ihren goldenen Boden verloren hat und 
daß große Gruppen dieſes Standes mit wirtſchaftlichem 
Notſtand kämpfen und nicht entfernt mehr imſtande 
ſind, für Krankheit und Alter beſcheidene Reſerven zu 
ſtellen. Die Anwaltſchaft ſelbſt war ſich dieſes 
ökonomiſchen Niederganges auch wohl bewußt, hatte 
jedoch eine begreifliche Scheu des Takt⸗ und Stundes- 
gefühls, ſelbſt den Finger in die Wunde zu legen, 
und wohl auch Bedenken, um Verbeſſerung ihres Ein⸗ 
kommens Faktoren anzugehen, bei denen ſie auf Vor⸗ 
eingenommenheit und Mangel an Wohlwollen zu ſtoßen 
befürchten mußte. 

Schon im November 1881 konnte ein hervor⸗ 
ragendes Mitglied unſeres Standes, der jetzige Ge— 
heime Hofrat Dr. v. Pemſel in München, in einem 
Gutachten an den Vorſtand der Münchener Anwalts— 
kammer erklären, es ſei ſchon jetzt, knapp zwei Jahre 
nach Einführung der neuen Gebührenordnung, nach— 
weisbar, daß eine fortlaufende und ausreichende Be— 
ſchäftigung eines Anwalts mit kleineren Rechtsſachen 
ihn nicht zu ernähren vermöge; „das aber“, fährt 
Pemſel im Jahre 1881 bereits fort, „verlange ich 
von einer Gebührenordnung, daß ſie dem fleißigen 
und beſchäftigten, wenn auch nur in einer beſcheidenen 
Sphäre arbeitenden Rechtsanwalte die Garantie eines 
ſeiner Standeswürde entſprechenden Einkommens ge- 


währe”. 
(Bravo!) 


Fünf Jahre ſpäter, im Dezember 1886, leſen wir 
in einer gemeinſchaftlichen Eingabe aller deutſchen 
Anwaltskammervorſtände an den Bundesrat: „Die 
Hohen Verbündeten Regierungen werden darüber kaum 
im Zweifel ſein, daß die Geſamtlage des deutſchen 
Anwaltſtandes eine ungünftige iſt .. .. Jetzt ſchon 
iſt die Zahl beſonders günſtig geſtellter Anwälte eine 
äußerſt geringe, die Zahl der mäßig bezahlten An— 
wälte, die kaum ſoviel erwerben als den Gehalt eines 
Kollegialrichters, der ſeine Penſion hat, iſt nicht ſehr 
bedeutend; aber es gibt eine beträchtliche Zahl von 
Anwälten, die ſich ſchlechter ſtehen als ein Amtsrichter 
oder Dritter Staatsanwalt ....“ 

(Sehr richtig!) 

1881 und 1886 befand ſich die Anwaltſchaft in der 
Defenfive; ſie war ſich jedoch bewußt, im Intereſſe des 
Standes und der Erhaltung der nobilitas officli zur 
Offenſive übergehen zu men, ſobald der hiezu ge⸗ 
eignete Zeitpunkt ſich böte. ü 
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Infolge eines Antrags der badiſchen Anwalts 
kammer auf Abänderung der Gebührenordnung beſchloß 
der Danziger Anwaltstag 1901, da er aus formalen 
Gründen in eine materielle Behandlung der Sache 
nicht eintreten konnte, 

„in Erwägung der Wichtigkeit des Gegenſtandes 
dem Vorſtand die Vorbereitung der zur Er— 
örterung geſtellten Fragen aufzugeben und dieſe 
dem nächiten Anwaltstage zur Beſchlußfaſſung 
vorzulegen.“ 
Die nach Maßgabe dieſes Beſchluſſes gewählte Kom⸗ 
miſſion, beſtehend aus den Herren Kollegen van Aken⸗ 
Karlsruhe, Behr⸗Bartenſtein, Joachim und Irmler⸗ 
Berlin und Kaehrn-Salzwedel, hat in raſtloſer, 
mühevoller und uneigennütziger Tätigkeit einen Geſetz⸗ 
entwurf zur Abänderung der Gebührenordnung nebſt 
Motiven fertiggeſtellt, der als eine hervorragende 
Arbeit zu qualifizieren iſt und eine Dankeserſtattung 
des Anwaltstages an die Verfaſſer, ſoweit ſie noch 
am Leben ſind, um ſo gebieteriſcher fordert, als der 
Straßburger Anwaltstag 1903 dieſer Dankesſchuld — 
meine Herren, ich ſchlage hiebei an die eigene Bruſt, 
ich gehöre auch zu den Straßburger Sündern — nicht 
entſprechend gerecht geworden und über die Frage der 
Reviſion der Gebührenordnung einfach zur Tages⸗ 
ordnung übergegangen iſt. 


(Bravo!) 


Die Arbeit der Kommiſſion war jedoch trotz Strap: 
burg keine vergebliche geweſen; ſie ging vervielfältigt 
allen Anwaltskammern zu, bildete vielfach den Gegen⸗ 
ſtand von Beſprechungen in Kollegenkreiſen, ward die 
Grundlage der Beratung der Vereinigung der Anwalts⸗ 
kammervorſtände vom 10. Januar 1909, die in der 
Reichstagsreſolution erwähnt iſt, und wird, wenn auch 
zum Teil durch die Novelle vom 1. Juni 1909 erledigt 
und teilweiſe ſich auf Bahnen bewegend, die ich aus 
taktiſchen Gründen nicht einzuſchlagen empfehlen werde, 
1 7 Material auch für unſere heutige Beratung 
abgeben. 

Denn die Einkommensverhältniſſe der deutſchen 
Anwaltſchaft, mit denen die Danziger Kommiſſion 
rechnete, werden auch durch das Geſetz vom 1. Juni 1909 
keine weſentliche Veränderung, jedenfalls keine Ver⸗ 
ſchiebung nach oben erfahren; die Novelle bringt für 
die Anwaltſchaft mindeſtens ſoviel Schatten wie Licht; 
ſie nimmt mit der Linken, was ſie mit der Rechten 
gibt. Sie iſt nur ein Stückwerk und will per saldo 
gar nicht das Anwaltseinkommen verbeſſern, ſie will 
nur — es geht dies klar aus den Reichstagsverhand⸗ 
lungen hervor — Pflaſter auf die Wunden legen, die 
ſie ſelbſt geſchlagen, Verluſte auszugleichen verſuchen, 
die ſie uns mit Sicherheit bringt. Wenn das Anwalt‘ 
einkommen nach der Novelle den Einkünften vor der 
Novelle gleichbleibt, können wir noch recht zufrieden ſein. 


(Sehr richtig!) 


Denn, meine Herren, ſelbſt dort, wo die Novelle 
uns Wohltaten bringen will, bringt ſie zum Teil 
beneficia odiosa. Ich möchte, die Kenntnis der Novelle 
bei Iinen vorausſetzend, zwei Punkte herausgreifen, 
die Ihnen möglicherweiſe entgangen ſind. 

In dem vom Geſetzgeber ſo unverdient gehätſchelten 
Mahnverfahren verringern ſich die Anwaltsgebühren 
noch gegenüber den jetzigen kläglichen Sätzen um 
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io Gebühr, wenn gegen den Vollſtreckungsbefehl Ein- 
ſpruch eingelegt wird, und die Beweisgebühr wird im 
Hinblick auf $ 501 R. ZPO. in Verbindung mit § 22a 
GKG. im amtsgerichtlichen Verfahren, beſonders bei 
mittleren und kleinen Amtsgerichten eine rara avis 
werden, denn der Richter wird, wenn es Zeit und 
Umſtände erlauben, es als ſeine Pflicht anſehen müſſen, 
vor dem Termin ſich zu informieren und die ihm 
erforderlich erſcheinenden Beweismittel anzuſehen; kommt 
es dann, ſei es vor der mündlichen Verhandlung, ſei 
es im Termin, zu keiner Beweisaufnahme mehr, er⸗ 
wächſt keine Beweisgebühr, auch wenn der Anwalt die 
vom Richter erholten Beweismittel ſeinerſeits ſtudiert 
hat oder hat ſtudieren müſſen. 

Daß das gute Beiſpiel der Amtsgerichte auch bei 
den Landgerichten Nacheiferung wecken und von den 
Juſtizverwaltungen tunlichſt gefördert werden wird, 
ſteht außer Zweifel, zumal die Judikatur des Reichs⸗ 
gerichts eine Beweisgebühr dann nicht zubilligt, wenn 
Akten nur zur Information des Gerichtes und der 
Parteien erholt wurden. 

Überhaupt, meine Herren, werden entgegen der 
Annahme des Reichstags an den erweiterten Amts⸗ 
gerichten Anwälte immer weniger zu tun bekommen. 
Einerſeits werden, wie dies jetzt ſchon vereinzelt der 
Fall war, kaufmänniſche Firmen, die viele kleine Pro⸗ 
zeſſe haben, ſich eigene Gerichtsbuchhalter anſtellen, 
was ſich bei der künftigen Kompetenz verlohnen dürfte, 
anderſeits werden beſchäftigte Anwälte überhaupt nicht 
mehr ans Anitsgericht gehen können, deſſen Termins⸗ 
anſetzungen durch die Möglichkeit nicht vorhergeſehener 

eugenvernehmungen ins Ungewiſſe geſtellt und deſſen 
Termine infolgedeſſen ins Unüberſehbare wachſen werden. 

Das Einkommen der Anwälte im allgemeinen ver⸗ 
langt alſo kategoriſch mehr denn je eine Verbeſſerung. 

Dieſer beſtimmten und unaufſchiebbaren Forderung 
kann auch ernſtlich nicht mit Sophismen begegnet 
werden, wie ſie der Abgeordnete Dr. Wagner in der 
Reichstagsſitzung vom 26. April 1909 ins Feld geführt 
hat. Ich zitiere wörtlich: „Man hat ferner darauf 
hingewieſen, daß im allgemeinen alle zum Leben er- 
forderlichen Waren im Preiſe geſtiegen ſind. Ich 
möchte mir darauf die Bemerkung geſtatten, daß dieſes 
letztere Argument hier keineswegs ein durchſchlagendes 
iſt und ſein kann. 2 doch der Herr Abgeordnete 
Dr. Spahn bereits bei der erſten Beratung dieſer 
Novelle darauf hingewieſen, wie mit dieſer allgemeinen 
Steigerung der Preiſe doch ohne weiteres auch die 
Streitwerte ſelbſt geſtiegen ſind. 

(Heiterkeit.) 


Aus dieſem Steigen der Streitwerte folgt aber auch 
ohne weiteres, daß damit auch die Gebühren des 
Gerichts und die Gebühren der Anwälte mitſteigen, 
und daß daher das allgemeine Steigen der Preiſe 
einen Grund für die Erhöhung der Gebührenſätze ſelbſt 
nicht abgeben kann.“ N 

Der Abgeordnete Dr. Wagner rechnet hier offenbar 
mit dem Hexeneinmaleins. Hätte er, der ſelbſt Land⸗ 
richter im Sächſiſchen 

(Heiterkeit) 

und hierzu in der Lage iſt, eine Rechtsanwaltsgebühren⸗ 
ordnung zur Hand genommen, ſo hätte er unſchwer 
entdecken können, daß eine Streitwertſteigerung nur 
dann eine Gebührenerhöhung nach ſich zieht, wenn 


durch die Steigerung gleichzeitig eine Klaſſengrenze 
überſchritten wird, daß aber auch bei einer tatſächlichen 
Gebührenerhöhnng die Gebührenſätze in keinem Falle 
en nur entfernt in dem Maßſtabe der Streitwerte 
teigen. 

Ich erwähne dieſen bei näherer Betrachtung abſolut 
haltloſen Einwurf des Abgeordneten Dr. Wagner nur 
um deswillen, weil er mit Wahrſcheinlichkeit von Gegnern 
der Reviſion wieder und wieder vorgebracht werden 
wird, im übrigen verweiſe ich zu dieſem Punkte unſere 
Gegner und Freunde auf die zutreffenden Ausführungen 
des Rechtsanwaltes Dettinger-Nürnberg in der Zeit⸗ 
ſchrift für Rechtspflege in Bayern 1909 S. 272. 

Wenn wir, meine Herren, nach dieſen ein⸗ 
leitenden Worten nunmehr an die Prüfung der 
Reviſionsbedürftigkeit der Gebührenordnung heran- 
treten, ſo taucht in erſter Linie die prinzipielle Frage 
auf: Soll an dem bisherigen Syſtem der Gebühren⸗ 
ordnung feſtgehalten oder foll ein neues Syſtem nach 
neuen Geſichtspunkten aufgeſtellt werden. 

Meine Herren! Ich verkenne nicht, daß ein Pauſch⸗ 
ſyſtem im allgemeinen den primitivſten Entlohnungs⸗ 
modus darſtellt, und daß gar ein Pauſchſyſtem, wie 
das unſere, welches ohne Rückſicht auf perſönliche 
Tätigkeit und den Umfang der Mühewaltung als 
einzige Grundlage nur den Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes kennt, über die denkbar äußerlichſte und roheſte 
Grundlage nicht hinauskommt | 


(ſehr richtig!) 
und mit den modernen Anſchauungen über das Recht 


der Perſönlichkeit und die Entlohnung perſönlicher 
Tätigkeit in diametralem Widerſpruch ſteht. 


(Sehr richtig!) 


Die Pauſchalierung und ihre Grundlage iſt in die 
Rechtsanwaltsgebührenordnung aus dem Gerichts- 
koſtengeſetze übernommen worden, wo ſie eine gewiſſe 
Berechtigung hat; denn bei der Feſtſetzung der Gerichts⸗ 
koſten war von jeher der Geſichtspunkt einer nach dem 
Werte ſich abſtufenden Beſteuerung der Benutzung 
ſtaatlicher Einrichtungen maßgebend, wobei in dem 
Umſtande, daß große wie kleine Pauſchalſummen in 
eine Kaſſe fließen, der nötige Ausgleich gefunden wurde. 

Dieſe Geſichtspunkte können ſelbſtverſtändlich — 
logiſch und juriſtiſch — nicht in Betracht gegogen 
werden, jo es gilt, die auf zivilrechtlichen ertrag 
beruhende Tätigkeit eines in der Vergebung ſeiner 
Dienſte freien Gegenkontrahenten zu entlohnen. 

Trotzdem, meine Herren, haben ſich auf dem 
IV. Deutſchen Anwaltstage in Würzburg 13 Anwalts⸗ 
kammern für das jetzige Syſtem, 16 für Mittelwege, 
die ſich mehr oder weniger dem Pauſchſyſtem nähern, 


‚und nur 9 für das entgegengeſetzte Syſtem der Taxierung 


der einzelnen Handlungen des Anwaltes ausgeſprochen. 
Die Annahme des heutigen Pauſchſyſtems ſtellt 
eben ein Kompromiß dar, das nach einem bekannten 
Scherzwort etwas Kompromittierendes an ſich trägt, 
das ich aber nichtsdeſtoweniger, nachdem es im großen 
und ganzen ſich bewährt hat, beizubehalten bitte. 
Schon aus taktiſchen Erwägungen, meine Herren. 
Die Verbeſſerung des Anwaltseinkommens iſt ein 
vordringliches und raſcheſte Befriedigung heiſchendes 
Bedürfnis, und bei entſprechend energiſcher Verfolgung 
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meines Erachtens auch in Bälde erreichbar im Rahmen 
des jetzigen Syſtems. 


(Sehr richtig!) 


Wollen wir jedoch uns nicht mit einer Reformation 
der Glieder genügen laſſen, ſondern auch eine Re— 
formation am Haupte verlangen, dann wird mit 
Sicherheit das ganze Reformwerk ad calendas Graecas 


verſchoben. (Sehr richtig!) 


Die taktiſch⸗praktiſchen Geſichtspunkte bitte ich aber 
auch im Auge zu behalten bei Prüfung der weiteren 
Frage, in der ich mich in Widerſpruch ſetze mit den 
Anträgen der Danziger Kommiſſion: Befreiung der 
Rechtsanwaltsgebührenordnung von der anorganiſchen 
Verbindung mit dem Gerichtskoſtengeſetze. 

Denn wenn auch, wie oben bereits angedeutet, dieſe 
Verbindung jedes innern, jedes logiſchen und juriſtiſchen 
Grundes entbehrt, die beiden Geſetze ſind äußerlich 
derart zuſammengeſchmiedet, und laufen in der äußeren 
Behandlung und in der Veranlagung des Stoffes 


derart parallel, daß eine Löſung der Verbindung mir 


erſt in dem Momente erreichbar erſcheint, in dem die 
geſetzgebenden Faktoren des Reichs für einen Wechſel 
im Syſtem der Bewertung anwaltlicher Tätigkeit ſich 
entſchieden haben werden. 

Im Zuſammenhang mit den gerade erörterten 
prinzipiellen Fragen ſteht als dritte die Frage nach 
der Ausdehnung der Reichsgebührenordnung für Rechts- 
anwälte über den ihr in § 1 mit Rückſicht auf die 
bruchſtückmäßige Rechtseinheit des Jahres 1879 ge— 
zogenen engen Rahmens hinaus. 

Bei aller Anerkennung der Beſtrebungen, auch auf 
dieſem Gebiete völlige Rechtseinheit herbeizuführen, 
kann ich mich nicht entſchieden genug gegen die Aus— 
dehnung der Rechtsanwaltsgebührenordnung auf die 
Tätigkeit des Anwaltes als Zwangs-, Konkurs- und 
Nachlaßverwalter, als Gläubigerausſchußmitglied, Bor- 
mund, Pfleger, Teſtamentsvollſtrecker uſw. ausſprechen. 

Abgeſehen davon, daß es ſich in den angeführten 
Fällen nicht um ſpezifiſche Anwaltsfunktionen handelt, 
daß die erwähnten Tätigkeiten vielmehr ebenſo häufig 
von Nichtanwälten als von Rechtsanwälten ausgeübt 
werden und daher kein Anlaß beſteht, zugunſten oder 
zum Schaden gerade der Anwälte Taxfeſtſetzungen zu 
ſchaffen, unterſtehen die in Betracht kommenden Ber: 
hältniſſe ſo viel partikulärer, berechtigt-partikulärer 
Eigenart und lokaler Geſtaltung und ſind von Fall zu 
Fall derart verſchieden, daß die Entlohnung der anwalt— 
lichen Tätigkeit zweckmäßiger und würdiger von Fall 
zu Fall nach Lage der konkreten Umſtände und unter 
Beachtung aller einſchlägigen Faktoren erfolgt, und 
eine geſetzliche oder gar reichsgeſetzliche Reglementierung 
der Anwaltsgebühren mir als ein moraliſcher und 
wirtſchaftlicher Mißerfolg der deutſchen Anwaltſchaft 
erſchiene. 

Auch im übrigen werden die unitariſchen Be— 
ſtrebungen wenig Erfolgsausſicht haben angeſichts der 
durch die Gebührenverordnungen der Einzelſtaaten 
bereits herbeigeführten partikulären Rechtszerſplitterung. 

Man wird zweck- und ſachdienlicherweiſe an dem 
Charakter der Rechtsanwaltsgebührenordnung als eines 
Geſetzes feſthalten müſſen, durch welches die Entlohnung 
für die Tätigkeit eines Rechtsanwaltes in denjenigen 
Verfahren feſtgeſetzt werden ſoll, welche durch prozeß— 
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rechtliche Geſetze des Reichs ihre Regelung erfahren 
aben. 

Aber auch bei Feſthaltung dieſes engen Rahmens 
wird eine Erſtreckung des S1 RAGO. auf das Immo⸗ 
bilarzwangsverſteigerungs- und ⸗zwangsverwaltungs⸗ 
verfahren ſich empfehlen, da nach Erlaſſung des Reichs— 
Be vom 24. März 1897 jede juriſtiſche und logiſche 
Berechtigung zur landesgeſetzlichen Regelung der hierauf 
erwachſenden Anwaltsgebühren weggefallen iſt. 

Indem ich dann noch vorſchlage, das zu Kontro— 
verſen führende Wort „Berufstätigkeit“ in $ 1 durch 
das einfache Wort „Tätigkeit“ zu erſetzen, begutachte 
ich folgende Faſſung des § 1: 

„Die Vergütung für die Tätigkeit des Rechts— 
anwalts in einem Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten, auf welches die Zivilprozeßordnung, 
das Geſetz über die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung, die Strafprozeßordnung oder 
die Konkursordnung Anwendung findet, ſowie für 
die Tätigkeit des Rechtsanwalts, welche den 
Beginn oder die Fortſetzung eines ſolchen Ver— 
fahrens betrifft, beſtimmt ſich nach den Bor 
ſchriften dieſes Geſetzes.“ 

In den Verhandlungen des Reichstags, welche die 
Novelle vom 1. Juni 1909 zum Gegenſtand hatten, 
aber auch vielfach außerhalb der Parlamente wurde 
als hauptſächlicher Grund für den ungenügenden 
standard of life der heutigen Rechtsanwaltſchaft die 
Überfüllung des Berufes ins Feld geführt und die 
Rückkehr zum numerus clausus empfohlen. 

Nach meiner Kenntnis der Verhältniſſe iſt dem— 
entgegen die deutſche Anwaltſchaft in ihrer überwiegenden 
Mehrheit für bedingungsloſe Beibehaltung der jetzigen 
Freiheit und Unabhängigkeit | 

(lebhaftes Bravo) 


und bereit, die durch den Konkurrenzkampf innerhalb 
des Standes erwachſenden Schäden in Kauf zu nehmen. 

Demgemäß müſſen wir uns auch auf den Stand— 
punkt der Motive ſtellen, daß es nicht Aufgabe der 
Gebührenordnung ſein könne, beſchäftigungsloſen An— 
wälten eine geſicherte Exiſtenz zu verſchaffen, daß die 
Gebührenordnung nur, aber auch unbedingt dafür zu 
ſorgen habe, daß es dem beſchäftigten Anwalte nicht 
an ausreichendem Einkommen fehle. 

(Sehr richtig!) 

Indem wir daher die Frage der Überfüllung des 
Berufs und der Beſchränkung der Zulaſſung nicht in 
die heutige Diskuſſion hereinziehen wollen, ſchlage ich 
vor, einen weiteren viel erörterten Punkt, der auch 
formell mit der Gebührenordnung nichts zu tun hat, 
außer Debatte zu ſtellen, die Frage des Armenrechts. 

Es iſt in der Tat, meine Herren, ein merkwürdiger, 
ja ſogar einzig daſtehender Zuſtand, daß man von 
Staats wegen einem beſtimmten Stande zumutet, für 
Hilfsbedürftige, die zugewieſen werden und von denen 
man, ſelbſt wenn ſie noch ſo anſpruchsvoll und un— 
angenehm, ja ſelbſt ſchikanös werden, faſt nicht mehr 
loskommen kann, eine Fülle von Arbeit zu leiſten und 
eine Menge von Ausgaben zu machen, ohne daß hierfür 
der Staat oder der Zwangsklient irgendwelche Zahlung 
oder Entſchädigung leiſtet. 

Die Opfer, welche die deutſche Anwaltſchaft in 
Armenſachen bringt, gehen jährlich in die Millionen; 
ſchon 1887 haben die Vorſtände der deutſchen Anwalts 


bene 
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kammern und die Hülfskaſſe die jährliche Durchſchnitts— 
belaſtung eines Anwaltes auf 600 M beziffert, — ein 
Betrag, der für die heutigen und ſpeziell die mir be⸗ 
kannten Münchener Verhältniſſe viel zu niedrig ge⸗ 
griffen iſt. 

Sei dem aber, meine Herren, wie ihm wolle, mag 
der Betrag, den wir über die allgemeinen ſozialen 
Pflichten hinaus einem ſozialen Sondergebot opfern, 
noch ſo hoch ſein, wenn der Staat uns eine Gebühren⸗ 
ordnung gewährt, die dem beſchäftigten Anwalte ein 
auskömmliches Daſein geſtattet, dann wollen wir auch 
die Armenrechtslaſt auf das Konto unſeres ſtolzen 
nobile officium ſetzen, das wir quand meme hochhalten 
müſſen, und den ſeit mehr als 20 Jahren dauernden 
Kampf um die Honorierung der Armenſachen einſtellen. 

Daß nun, meine Herren, unſere Gebührenordnung 
in der Faſſung der heurigen Novelle nicht ausreicht, 
um einem beſchäftigten Anwalte ein ſtandesgemäßes 
Einkommen zu garantieren, hat nicht nur unſer Stand 
und ſeine Freunde erkannt, ſondern auch der Reichstag 
mit ſeiner Reſolution anerkannt. 

Die letzte Frage, die wir uns zu beantworten 
haben, geht demnach dahin: „Wie und in welchem Um⸗ 
fange iſt die Rechtsanwaltsgebührenordnung abzuändern, 
damit ſie dem beſchäftigten Anwalte ein ſtandesgemäßes 
Einkommen gewährleiſtet?“ 

Wenn man, meine Herren, zunächſt nur die wieder— 
holt erwähnte ökonomiſche Tatſache der ſeit 1879 ein⸗ 
getretenen Verteuerung der Lebenshaltung und der 
Devalvation des Geldes in den Kreis der Betrachtung 
zieht, ſo werden die feſten Pauſchalſätze der 88 8, 9, 
63 bis 75 und 78 der Gebührenordnung eine Erhöhung 
erfahren müſſen, und zwar logiſcherweiſe im Verhältnis 
der durch die beiden Faktoren herbeigeführten Ver⸗ 
änderung des 1879 er wirtſchaftlichen Zuſtandes. 

Würde man auf dieſem Erwägungsweg in die Fuß⸗ 
ſtapfen der Verbündeten Regierungen treten, wie ſolche 
ſich in den Motiven zur Novelle vom 1. Juni 1909 
abgedrückt haben, ſo müßte man notwendig zu einer 
Erhöhung der Anwaltsgebühren um mindeſtens 100 % 


kommen. (Sehr richtig!) 


Allein ich gebe zu, daß wirtſchaftliche Verſchiebungen 
ſich nicht mit prozentualer Sicherheit ausrechnen, ſondern 
nur approximativ werten laſſen, und daß die ſämtlichen 
bereits vorliegenden und unter ſich divergierenden Vor: 
ſchläge nur den Charakter von Schätzungen an ſich tragen. 

Ich bin nun der Anſicht, daß in allen Fällen, in 
denen nicht ſchon im Jahre 1879, wie die ſpätere 
Erfahrung lehrte, die Gebühr zu nieder bemeſſen war, 
wie insbeſondere in Strafſachen, eine Erhöhung der 
Gebühren von 25 bis 50 % als ausreichend zu erachten 
ſein dürfte. N N N 

Allgemein, meine Herren, geht jedoch die Meinung 
dahin, der ſich auch die Vorſtände der Anwaltskammern 
angeſchloſſen haben, daß die Mindeſtgebühr für jede 
anwaltliche Tätigkeit auf 2 / normiert werde. 

Demgemäß ſchlage ich für 8 8 folgende Faſſung vor: 

„Der niedrigſte Betrag einer jeden Gebühr wird 

auf 2 / beſtimmt.“ . 

Bei $ 9 Abſ. 2 möchte ich vorſchlagen, die 7. Ge⸗ 
bührenklaſſe mit Rückſicht auf die künftige amtsgericht⸗ 
liche Kompetenz mit 600 L/ enden und die 8. Klaſſe 
von 600 / bis 900 MA ſich erſtrecken zu laſſen und im 
übrigen die Sätze, wie folgt, zu fixieren: 
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„Der Gebührenſatz beträgt bei Gegenſtänden im 


Werte: 

1. bis 20 l einſchließlich . 2 . 
2. von mehr als 20 bis 60 / einſchl. 4 - 
3. = = = 60 = 120 - s 6 ⸗ 
4. = = 120 ⸗ 200 - 2 8 = 
5. = = 200 = 300 ⸗ : 12 ⸗ 
6. = = 800 = 450 = = 20 ⸗ 
T. = 2 = 450 = 600 Z = 25 = 
8. „ = 600 = 900 = = 830 = 
9. = = 900 » 1200 = —Ü— 35 - 
10. = = 1200 ⸗ 1600 ⸗ = 40 ⸗ 
1l. = = = 1600 ⸗ 2100 - : 45 ⸗ 
12. = = 2100 » 2700 - = 50 = 
13. = = = 2700 = 3 400 2 = 55 - 
14, - = = 3400 - 4300 = 2 60 ⸗ 
15. = = 4300 ⸗ 5400 - „ 65 ⸗ 
16. = » 5400 - 6700 - — 710: 
17. = = = 6700 = 8200 - 2 80 - 
18. = = 8200 10 000 - = G 


g 90 =. 
Meine Herren, jede derartige Feſtſetzung hat etwas 
Willkürliches an ſich und es läßt ſch unmöglich be⸗ 
haupten oder gar darüber ſtreiten, daß gerade dieſer 
Vorſchlag der allein richtige wäre. 

Ich habe mich für die 16 erſten Gebührenklaſſen 
an die Vorſchläge der Danziger Kommiſſion gehalten, 
bei den beiden letzten jedoch eine Steigerung ſtatt um 
je 5 &, um je 10 l proponiert und damit die Gebühr 
gef 18. Klaſſe der Gerichtsgebühr derſelben Klaſſe gleich- 
geſtellt. 

Hierzu hielt ich mich nicht nur durch die Anlehnun⸗ 
an das Gerichtskoſtengeſetz für berechtigt, ſondern au 
in der Erwägung, daß Prozeſſe mit höheren Streit⸗ 
werten erfahrungsgemäß ſehr erhöhte Anforderungen 
an die Zeit und das Können des Anwalts ſtellen und 
— was bei allen Betrachtungen bisher überſehen 
wurde — den Anwalt auch mit einer erhöhten und 
unter Umſtänden ſehr empfindlichen zivilrechtlichen 


Haftung belaften; (ſehr richtig!) 


die Erhöhung des Haftungsriſikos hat in der Be⸗ 
meſſung der Gebühr ihren umgekehrten Ausdruck zu 
nden. 

i Überhaupt widerſtreitet es allen ſozialen An- 
ſchauungen und den Grundſätzen, die z. B. in den 
Steuergeſetzen ihren Niederſchlag gefunden haben, daß 
mit dem Wachſen des Intereſſes die Gebührenprogreſſion 
von Stufe zu Stufe abnimmt, daß Rechtsſuchende, 
welche um hohe Streitwerte prozeſſiren und, falls dies 
nicht im Armenrecht geſchieht, au zur Zahlung größerer 
Gerichtskoſten in der Lage ſind, relativ und unverhältnis⸗ 
mäßig weniger bezahlen ſollen, als Parteien, die ſich 
um geringe Summen ſtreiten. 

(Sehr richtig!) 

Aus all dieſen Gründen erachte ich die Abſtufung, 
welche der jetzige § 9 Abſ. 3 für die Rechtsanwalts⸗ 
gebühren bringt, als unberechtigt und ungerecht und 
empfehle, von der 19. Klaſſe ab die Anwaltsgebühren 
in Anlehnung an das Gerichtskoſtengeſetz in Klaſſen 
von je 2000 / um je den gleichen Betrag ſteigen 
zu laſſen, jedoch nicht, wie bei dem Gerichtskoſtengeſetz 
um je 10 , ſondern nur um je 5 M. 

Auch nach Durchführung dieſer Anderung wird der 
haftungsfreie Fiskus dem haftbeladenen Anwalte noch 
um viele Pferdelängen vorausbleiben. 
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§ 9 Abſ. 3 wäre daher abzuändern: 


„Die ferneren Wertsklaſſen ſteigen um je 2000 % 
und die Gebühren um je 5 K.“ 

Im Anſchluß hieran, meine Herren, erachte ich auch 
eine Abänderung des $ 10 G&G. für dringend geboten, 
durch welche bei nichtvermögensrechtlichen Anſprüchen 
der Normalſtreitwert auf 3000 / und der Maximal⸗ 
wert auf 150 000 , feſtgeſetzt wird. 

Daß die Gebühren in Strafſachen viel zu niedrig 
bemeſſen find, iſt communis opinio und hat dazu ge— 
führt, daß in ſehr vielen, wenn nicht den meiſten, 
Strafſachen ohne Rückſicht auf die Gebührenordnung 
Honorare vereinbart werden, — ein Zuſtand, der weder 
der Intention des Geſetzgebers entſpricht, noch im Hin⸗ 
blick auf den Stand als ideal bezeichnet werden kann. 

Auch entbehrt nach den Erfahrungen von 30 Jahren 


die Unterſcheidung zwiſchen Privatklage⸗ und ſonſtigen 


Strafſachen jeden inneren Grundes. 

Es wird daher vorgeſchlagen, 8 64 Abſ. 2 und 8 65 
zu ſtreichen, die Sätze des § 63 von 12, 20 und 40 AM 
auf 20, 40 und 80 A und diejenigen des 8 67 von 
6, 10 und 20 A auf 10, 20 und 40 M zu erhöhen. 

Auch dann ſind die Gebühren noch als mäßige zu 


DT. (Sehr richtig!) 


Es entſpricht daher der Billigkeit, dieſe Gebühren 
als Tagsgebühren anzuſehen, ſie für jeden Tag der 
Verteidigung voll zu gewähren und dementſprechend 
§ 64 Abſ. 1 abzuändern. 

Dagegen bin ich gegen eine Differenzierung der 
Gebühr nach Stunden, wie ſolche die Danziger Kom⸗ 
miſſion in Anlehnung an das Sachſen-Meiningiſche 
Geſetz vom 16. März 1875 vorgeſchlagen, da ſol e 
Differenzierung geeignet iſt, unſchöne und jedenfalls 
unſeres Standes nicht würdige Streitigkeiten herbei⸗ 


. (Sehr richtig!) 


Aus den Erwägungen, welche die Faſſung des 8 52 
der Novelle beſtimmt haben, empfehle ich auch die Er⸗ 
höhung der Gehühren für die Berufungs- und Reviſions⸗ 
inſtanz um drei Zehnteile und demgemäß Anderung 
des § 66. 

Endlich erachte ich eine analog der Gebühr im 
Zwangavollſtreckungsverfahren zu bemeſſende Gebühr 
als angemeſſen für die Mitwirkung des Anwaltes bei 
der öffentlichen Bekanntmachung einer Verurteilung auf 
Koſten des Schuldigen bzw. Verurteilten. Es iſt das 
eine Gebühr, die jetzt ſchon meiſtens berechnet wurde, 
aber im Geſetz nicht eine abſolut ausgeſprochene Grund⸗ 
lage hat. 


Demgemäß hätten nachfolgende Faſſung zu erhalten: 


8 63. 


In Strafſachen erhält der Rechtsanwalt als Ver⸗ 
teidiger in der Hauptverhandlung erſter Inſtanz: 


1. vor dem Schöffengerichte .. ...... .. 20 A, 
2. vor der Strafkammer 40 = 
3. vor dem Schwurgerichte oder dem 
Reichsge richte 80 
8 64. 


Erſtreckt ſich die Verhandlung auf mehrere Tage, 
ſo erhält der Rechtsanwalt für jeden angefangenen 
weiteren Tag der Verteidigung die volle Gebühr des 8 63. 


M17. 1909. 


8 65 
fällt weg. 
8 66. 

In der Berufungsinſtanz und in der Reviſions⸗ 
inſtanz erhöhen ſich die Gebührenſätze des $ 63 um 
drei Zehnteile. Die Stufe beſtimmt ſich nach der 
Ordnung des Gerichts, welches in erſter Inſtanz er 
kannt hat. 8 67 

4. 


Für die Verteidigung im Vorverfahren erhält der 
Rechtsanwalt: 
1. in den zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte 


gehörigen Sadıen ............... 10 , 
2. in den zur Zuſtändigkeit der Straf 
kammer gehörigen Sachen 20 =, 


3. in den zur Zuſtändigkeit der Schwur⸗ 
gerichte und des Reichsgerichts ge⸗ 
hörigen Sachen 40 


§ 75. 

Nach Maßgabe der Vorſchriften des § 23 ſtehen 
dem Rechtsanwalte die Gebühren beſonders zu für 
die Tätigkeit 

1. in dem Verfahren behufs Feſtſetzung der zu 
erſtattenden Koſten (§ 496 Abſ. 2 StPO.); 
2. in der Zwangsvollſtreckung aus Entſcheidungen, 
welche über eine Buße oder über Erſtattung 
von Koſten ergangen find (88 495, 496 StPO); 
3. bei öffentlicher Bekanntmachung einer Ver⸗ 
urteilung auf Koſten des Schuldigen bzw. Ver: 
urteilten ($ 200 RStGB., 8 36 Pat., 8 10 
GebrMuſtG., § 19 Waren ZG., § 23 UnlWG.). 

Übergehend endlich zu 8 78 GebO., fo entſprechen 
die Sätze dieſes Paragraphen ebenfalls ſchon längſt 
nicht mehr den heutigen Preiſen für Hotel- oder Schlaf⸗ 
wagenbenutzung und Verpflegung. . 

Die Sätze ſind ſo niedrig, daß ſie nach meiner 
Erfahrung von keinem einigermaßen gut qualifizierten 
kaufmänniſchen Reiſenden einer anſtändigen Firma 
akzeptiert würden. (Heiterkeit.) | 


Dabei follen nach der Intention des Geſetzgebers 
die Sätze des 8 78 nicht nur die wirklichen Auslagen 
des Anwalts und die Koſten des ſtandesgemäßen Mehr⸗ 
aufwandes außerhalb ſeines Wohnortes decken, ſondern 
ihm gleichzeitig eine Entſchädigung für den Zeitaufwand 
ſein, den die Reiſe verurſacht und der dem Anwalte 
die Gelegenheit zu einer anderweitigen Ausnützung 
ſeiner Zeit e 

Ich ſchlage daher vor, meine Herren, das Tages⸗ 
geld auf 20 A und die Entſchädigung für Nachtquartier 
auf 10 % feſtzuſetzen, und bin im übrigen aus den 
bereits oben angeführten Gründen gegen eine Ab 
ſtufung der Auslagenentſchädigung nach Stunden⸗ 
aufwand, wie dies die Danziger Kommiſſion vor⸗ 
geſchlagen hat. 

§ 78 hätte demnach folgende Faſſung zu erhalten: 

„Bei Geſchäftsreiſen erhält der Rechtsanwalt 
vorbehaltlich der Beſtimmungen in den 88 18, 
37, 39 Abſ. 2 RAO.: | 

I. an Zagegeldern .. 22.2222 220.. 

II. für ein Nachtquartier 

III. an Fuhrkoſten, einſchließlich der 
Koſten der Gepäckbeförderung 


38. Jahrgang. 


1. wenn die Reife auf Eiſen— 
bahnen, Dampf- oder Motor⸗ 
ſchiffen gemacht werden kann, 


für das Kilometer — 1 13 
und für jeden Zu⸗ und Ab⸗ 
ggg ĩð 3. —. 

2. andern fals — - 60 ⸗ 
für das Kilometer der nächſten fahrbaren 
Straßenverbindung. 


Haben höhere Fuhrkoſten aufgewendet 
werden müſſen, ſo werden dieſe erſtattet.“ 

Eine weitere Abänderung der Gebührenordnung 
ergibt ſich aus dem Vorſchlage, das Gebiet der Reichs⸗ 
gebührenordnung auf die Immobiliarzwangsvollſtreckung 
auszudehnen. 

V. dieſer Hinſicht dürfte ſich eine Anlehnung an 
die Bayeriſche Gebührenordnung vom 26. März 1902 
empfehlen. 

Dementſprechend ſchlage ich vor, die Streichung 
des 8 31 Abſ. 2 und die Aufnahme folgender neuer 
Beſtimmungen in die Gebührenordnung: 


§ 34a. 

Für die Vertretung eines Beteiligten im Verfahren 
der Zwangsverſteigerung erhält der Rechtsanwalt die 
Gebühr des § 23 

1. für die Vertretung bis zur Einleitung des 
Verteilungsverfahrens, 
2. für die Vertretung im Verteilungsverfahren. 

Für die Vertretung des Antragſtellers bis zur 
Einleitung des Verteilungsverfahrens erhält der Rechts⸗ 
anwalt ftatt der im Ab}. 1 Nr. 1 beſtimmten Gebühr 
vier Zehnteile der vollen Gebühr, wenn er einen An⸗ 
trag auf Zwangsverſteigerung geſtellt oder einen Ver⸗ 
ſteigerungstermin wahrgenommen hat, hat er einen 
ſolchen Antrag geſtellt und einen Verſteigerungstermin 
wahrgenommen, ſo erhält er ſechs Zehnteile der vollen 
Gebühr. 

Für die Vertretung eines anderen Beteiligten bis 
ur Einleitung des Verteilungsverfahrens erhält der 

echtsanwalt ſtatt der in Abſ. 1 Nr. 1 beſtimmten 
Gebühr, wenn er einen Verſteigerungstermin wahr⸗ 
genommen hat, vier Zehnteile der vollen Gebühr. 

Drei Zehnteile der vollen Gebühr erhält der Rechts⸗ 
anwalt auch dann, wenn unter ſeiner Mitwirkung eine 
außergerichtliche Verteilung ſtattfindet; auf dieſe Gebühr 
wird die Gebühr für die Vertretung im Berteilung3- 
verfahren angerechnet. 

§ 34 b. 

Für die Berechnung der in $ 34a beſtimmten 
Gebühren iſt im Falle der Vertretung des Gläubigers 
oder eines anderen Berechtigten ($ 9 Nr. 1, 2 des 
Geſetzes vom 24. März 1897) der Wert des Rechtes 
maßgebend; iſt der Anſpruch des Gläubigers nach 
8 13 GKG. zu berechnen, ſo iſt dieſer Wert maß— 
gebend, wenn er höher iſt, als der Wert des Rechtes. 

Bei der Vertretung eines anderen Beteiligten be— 
ſtimmen ſich die Gebühren nach dem Meiſtgebot oder 
nach dem Anteil des Vertretenen an dem Meiſtgebot, 
und, falls das Verfahren vor Erteilung des Zuſchlags 
ſich erledigt, nach dem Werte des Gegenſtandes der 
Zwangsverſteigerung oder nach dem Anteil des Ver— 
tretenen an dieſem Werte. 

Mehrere Werte, auf die ſich das Recht des Ver— 
tretenen erſtreckt, ſind zuſammenzurechnen. 
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§ 34c. 

Für die Vertretung eines Beteiligten im Verfahren 
der Zwangsverwaltung erhält der Rechtsanwalt drei 
Zehnteile der vollen Gebühr: 

1. für die Vertretung im Verfahren wegen An⸗ 
ordnung der Zwangsverwaltung oder wegen 
Zulaſſung des Beitritts; 

2. für die Vertretung im Verfahren der Zwangs⸗ 
verwaltung einſchließlich des Verteilungs— 
verfahrens. 

Für die Berechnung der Gebühr iſt der nach 8 13 
GKG. ſich berechnende Wert des Anſpruchs des Ver: 
tretenen maßgebend. 

Bei der Vertretung des Schuldners erhält der 
Rechtsanwalt für jedes angefangene Verwaltungsjahr 
drei Zehnteile der vollen Gebühr aus dem Betrage, 
der in dem Verwaltungsjahr zur Verteilung an die 
Gläubiger gelangt (Wert der Einkünfte des Jahres), 
jedoch mindeſtens jährlich zehn Mark. 

8 34d. 

Auf die Berufstätigkeit des Rechtsanwalts in einem 
Verteilungsverfahren außerhalb der Fälle der Zwangs— 
verſteigerung und der Zwangsverwaltung, das nach 
den für die Verteilung des Erlöſes im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung geltenden Vorſchriften zu erledigen iſt, finden 
die Vorſchriften der 88 34a, b entſprechende Anwendung. 

Zum Schluſſe, meine Herren, bringe ich noch eine 
kleine Zahl von Abänderungsvorſchlägen, die geeignet 
ſind, Zweifels⸗ und Streitfragen, ſowie gewiſſe Härten 
zu beſeitigen. 

Ich verkenne nicht, meine Herren, daß der Wunſch⸗ 
8575 der Anwaltſchaft erheblich länger iſt, als meine 

orſchlagsliſte; allein auch hier muß ſich der Meiſter 
in der Beſchränkung auf das Vordringliche zeigen, ſoll 
in abſehbarer Zeit auf eine Verbeſſerung der Gebühren— 
ordnung gerechnet werden können. 

Um eine Gleichſtellung des Termins zur Leiſtung 
eines durch Urteil auferlegten Eides mit dem nach 
Maßgabe der reichsgerichtlichen Judikatur gebühren⸗ 
pflichtigen Beweiserhebungstermine, ſowie um eine 
gleiche Bewertung der Tätigkeit des $ 22 Satz 2 mit 
der Tätigkeit nach 8 13 Abſ. 2 Ziff. 4 herbeizuführen, 
empfehle ich folgende Formulierung der angezogenen 
Beſtimmungen: 

§ 13, Abſ. 2. 


Die Sätze des § 9 ſtehen ihm zu fünf Zehnteilen zu: 
4. für die Tätigkeit in einem Verfahren zur 
Leiſtung des durch Urteil auferlegten Eides, 
ſowie in einem Beweisaufnahmeverfahren, 
wenn die Beweisaufnahme nicht bloß in Vor⸗ 
legung der in den Händen des Beweisführers 
oder des Gegners befindlichen Urkunden beſteht 
(Beweisgebühr). 
8 22 Satz 2. 
Für die Tätigkeit im Beweisaufnahmeverfahren 
erhält der Rechtsanwalt die Beweisgebühr ($ 13 Nr. 4). 
Nach dem eben zitierten $ 22, meine Herren, erhält 
der Rechtsanwalt fünf Zehntel der Prozeß- und Ver⸗ 
handlungsgebühr, wenn ſeine Tätigkeit Anträge auf 
Sicherung des Beweiſes betrifft. 
Als unbillig und unberechtigt jedoch erachte ich es, 
daß dieſe beſcheidene Gebühr nach § 29 Ziff. 3 und $ 30 
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Ziff. 1 ihm verſagt wird, wenn die Hauptſache ans 
hängig iſt. (Sehr richtig! 


Die Beweisgebühr ſtellt an ſich ſchon im Durch⸗ 
ſchnitt eine ungenügende Entlohnung für die viel Zeit 
und Kraft beanſpruchende anwaltliche Tätigkeit im 
Beweisverfahren dar; 


(ſehr richtig!) 
das Beweisſicherungsverfahren aber verlangt darüber 
hinaus noch ſo viel beſondere Tätigkeit für Sammlung 
und Vorlegung des Sachmaterials, und ſo viel — oft 
den ganzen übrigen Kanzleibetrieb ſtörende — Schnellig— 
keit in der Behandlung, daß dieſes Verfahren unbedingt 
als beſondere Inſtanz zu qualifizieren iſt, mag die 
Hauptſache anhängig ein oder nicht. 
(Sehr richtig!) 
Ich ſchlage daher vor 
1. Streichung der Ziff. 3 des § 29 und 
2. in § 30 Ziff. 1 Streichung der Worte: „wenn 
die Hauptſache noch nicht anhängig iſt“. 

Die Erfahrungen der Praxis laſſen ferner eine 
Schutzvorſchrift als wünſchenswert erſcheinen, durch 
welche die Koſtenerſatzforderung, welche hauptſächlich 
durch die Tätigkeit des Anwaltes entſtanden iſt, nicht 
vom Auftraggeber zediert oder in der Richtung gegen 
ihn gepfändet werden kann, ſondern dem Anwalte ge— 
ſichert wird. 

Ich ſchließe mich in dieſer Beziehung dem Vorſchlage 
der Danziger Kommiſſion auf Schaffung eines geſetz— 
lichen Pfandrechtes voll an, nach welchem § 85 folgenden 
zweiten Abſatz erhalten ſoll: 

„An der Koſtenerſtattungsforderung des Auftrag— 
gebers ſteht dem Rechtsanwalt für ſeine Forde— 
rung an Gebühren und Auslagen ein Pfandrecht 
zu. Das Pfandrecht entſteht mit der Erteilung 
des Auftrags.“ 

Ebenſo, meine Herren, akzeptiere ich den Vorſchlag 
der Danziger Kommiſſion zur Umgeſtaltung des § 87. 
Der Inkaſſoparagraph hat entgegen der Intention des 
Geſetzgebers durch die Rechtſprechung eine ſolch ein— 
ſchränkende Auslegung erfahren, daß gerade die Fälle 
der ſtärkſten Mühewaltung und Verantwortung in der 
Regel außer jeder Entlohnung bleiben, ich meine die 
Fälle der Hinterlegung und Zurückholung von Prozeß— 


ſicherheiten. (Sehr richtig! 


Zum Ausgleich dieſer Unbilligkeit ſoll § 87 folgende 
Faſſung erhalten: 
„Für Empfang, Verwahrung und Auszahlung 
von Geldern erhält der Rechtsanwalt eine Gebühr: 
von 1% für jedes angefangene Hundert des 
Betrages bis 1000 A; 
von 50 % für jedes angefangene Hundert des 
weiteren Betrages bis 10 000 A; 
von 25% für jedes angefangene Hundert des 
Mehrbetrages. 

Für Empfang, Verwahrung und Ablieferung 
von Wertpapieren erhält der Rechtsanwalt nach 
Maßgabe des Wertes die Hälfte der vorſteheuden 
Gebühren. 

Die Gebühren ſtehen dem Rechtsanwalt be— 
ſonders und ohne Rückſicht darauf zu, ob ſeine 
Tätigkeit prozeſſuale oder ſonſtige Zwecke verfolgt, 
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und ob er die Gelder und Wertpapiere vom 
Auftraggeber oder Dritten empfängt.“ 

Meine Herren, noch habe ich einen letzten Schmerz, 
den mir der Abſ. 2 des S 93 bereitet. 

Das Erfordernis der Schriftlichkeit des anwaltlichen 
Honorarvertrages entbehrt jedenfalls ſeit Einführung 
des Bürgerlichen Geſetzbuches einer ſachlichen Grund— 
lage; denn es iſt nicht einzuſehen, warum gerade der 
anwaltliche Honorarvertrag noch einer Form bedürfen 
ſoll, während die Honorarverträge aller übrigen Stände 
formfrei abgeſchloſſen werden können. 

Es wäre denn, daß ein Mißtrauen die Begründung 
erſetzen ſoll, ein Mißtrauen, das mich empört, das 
unſer unwürdig iſt und zu dem die deutſche Anwaltſchaft 
ernſtlich Anlaß nie gegeben hat. 

(Bravo!) 

Ich beantrage die Streichung des Abſ. 2 des $ 93. 

Meine Herren! Die Anwaltſchaft iſt im Deutſchen 
Reich noch einer der wenigen Berufsſtände, die ſich im 
wirtſchaftlichen und ſozialen Kampfe ihre Freiheit 
bewahrt haben; die Erhaltung freier Berufsſtände aber 
iſt nicht nur im Intereſſe der Berufsgenoſſen gelegen, 
ſondern im Intereſſe der Allgemeinheit, des geſamten 
politiſchen Lebens eine Notwendigkeit. 

i (Bravo!) 

Frei aber können wir nur bleiben, wenn wir wirt: 
ſchaftlich ſo geſtellt werden, daß wir niemandes Knecht 
zu ſein 1 

(Lebhaftes Bravo.) 

Mit Recht ſagte ein ehemaliger Juſtizminiſter, der 
Abgeordnete Dr. Windthorſt, bei Beratung der Rechts⸗ 
anwaltsordnung: „Ein abhängiger Advokat iſt ganz 
gewiß nicht die Perſon, welche geeignet iſt, das Recht 
und die Freiheiten des Volkes zu vertreten.“ 

Und hatte Windthorſt damals auch nur die Ab— 
hängigkeit von ſtaatlichen Gewalten, die politiſche Ab⸗ 
hängigkeit, im Auge, die wirtſchaftliche Abhängigkeit iſt 
mindeſtens ebenſo ſchlimm und jedenfalls entwürdigender 
als die politiſche. . 

Kämpfen wir daher, meine Herren Kollegen, für 
unſere politiſche und wirtſchaftliche Unabhängigkeit! 

(Lebhafter anhaltender Beifall.) 


Stellvertretender Vorſitzender Juſtizrat Zelter⸗ 
Stettin: Meine Herren Kollegen, der reiche Beifall, 
der den Herrn Berichterſtatter gelohnt hat, beweiſt, 
wie ſehr wir ihm danken nicht nur für die Art, wie 
er dieſes in ſeiner Ausgeſtaltung für uns ſo ſpröde, 
aber fo wichtige und vor allen Dingen ethiſch jo ber 
vorragende bedeutſame Thema heute behandelt hat; 
er beweiſt aber auch den Dank für die mühevolle 
Arbeit. Ich bitte auch nicht zu unterſchätzen, wiewohl 
minutiöſe Details an uns vorüberrauſchen, wiewohl 
die einzelnen Vorſchläge nicht von jedem erfaßt wurden, 
wie wichtig eine ſolche Vorarbeit für die künftig Geſetz— 
gebung iſt; denn Geſetze werden verſchieden gemacht, die 
einen ſchnell, die anderen langſam. Aber je mehr wir 
vorarbeiten, deſto eher kann abgeſchnitten werden, was 
ſich ſpäter als ſchädlich erweiſt. 

Hat der Herr Berichterſtatter einen beſtimmten 
Antrag formuliert? 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Bloch I⸗München: 
Meine Herren, ich habe die ſämtlichen Anträge, die in 
meinem Referate verſtreut waren, nach den Ziffern der 
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Gebührenordnung zuſammengeſtellt. Ich hätte ſchon mit 
Rückſicht auf Sie dieſe Anträge drucken laſſen, wenn ich 
nur einigermaßen von dem Vorſtande die Zuſage hätte 
bekommen können, daß ich zu meinem Referate noch 
zugelaſſen werde; aber aufs Geratewohl konnte ich die 
Sachen nicht drucken laſſen. Mir kommt es haupt⸗ 
ſächlich im Intereſſe der Anwaltſchaft darauf an, daß 
Sie heute nicht über die Sache zur Tagesordnung 
übergehen, ſondern einen Beſchluß faſſen. Wir kommen 
erſt in zwei Jahren wieder zuſammen. Es iſt möglich, 
daß im Laufe dieſer zwei Jahre eine Novelle zur 
Gebührenordnung kommt, und es macht nach außen 
und bei den geſetzgebenden Faktoren einen eigentümlichen 
Eindruck, wenn die Anwaltſchaft ſelbſt ſich um ihre 
Gebührenordnung gar nicht gekümmert hat. 
(Sehr richtig!) 
Sie würden daher, meine Herren, die Sie heute 
die Vertreter von vielleicht 7. bis 8000 Kollegen 
ſind, ſich den Dank dieſer Kollegen verdienen, wenn 
Sie einfach dieſe Vorſchläge, die wir bei der Kürze 
der Zeit im einzelnen nicht diskutieren können, en bloc 
annehmen würden. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) 


Stellvertretender Vorſitzender Juſtizrat Zelter— 
Stettin: Meine Herren, es hat ſich ein Kollege hierzu 
zum Wort gemeldet. Ich habe aber die Verſammlung 
ſo verſtanden, als ob ſie vorhin ſchon erklären wollte, 
daß die Diskuſſion geſchloſſen iſt. 

(Wird bejaht.) 
Ich meine, wir können alſo als Beſchluß faſſen, daß 
wir uns im Prinzip mit ſämtlichen Vorſchlägen des 
Herrn Kollegen Dr. Bloch einverſtanden erklären. 
(Zuſtimmung.) 
Ich konſtatiere, daß der Beſchluß einſtimmig gefaßt iſt. 
(Geheimer Juſtizrat Dr. Erythropel-Leipzig über— 
nimmt den Vorſitz.) 


Vorſitzender: Wir kommen alſo jetzt zu den An- 
trägen der Kommiſſion betreffend Anderung der 
Satzungen. Ich will bemerken, daß ich bei den Ver— 
handlungen über die Satzungsänderungen die Sprech— 
zeit auf 5 Minuten für jeden Diskuſſionsredner ein— 
ſchränken möchte. 

(Bravo!) 


Was jeder zu ſagen hat, kann er in 5 Minuten auch 
ſagen; ich möchte nicht, daß wir gar zu viel Zeit mit 
dieſem Gegenſtande verbrauchen. 
Nr. 4 der Tagesordnung: 
Vorſchläge der vom auferordentlichen An⸗ 
waltstage in Leipzig erwählten Kommiſſion 
betreffend Auderung der Satzungen des 
Dentſchen Anwaltvereins und Beſchluß⸗ 
faſſung darüber. 
Ich bitte Herrn Juſtizrat Dr. 
Bericht zu erſtatten. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗ 
Berlin: Meine Herren Kollegen! Unzufriedenheit iſt 
die Quelle aller Beſſerung. Es kommt nur darauf 
an, daß die Kraft, die in der Unzufriedenheit liegt, 
in die richtigen Bahnen geleitet wird. 

Meine Herren, ſeit einer Reihe von Anwaltstagen 
hat ſich in den Kreiſen der Teilnehmer die Über— 
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zeugung Bahn gebrochen, daß unſer Anwaltverein nicht 
das leiſtet, was wir von ihm erwarten müſſen. Es 
haben die Erörterungen nach verſchiedenen Richtungen 
zunächſt in kleineren Kreiſen Platz gegriffen. Viele 
von unſeren Kollegen haben die Unzufriedenheit auf 
perſönliche Gründe zurückgeführt. Ich ſtehe auf dem 
entgegengeſetzten Standpunkte; nach meinem Dafür— 
halten handelt es ſich nicht um Vorwürfe, die wir 
erheben ſollen und können gegen Perſonen, ſondern 
wir können nur in eine Prüfung eintreten, ob die 
Inſtitution, der wir angehören, die richtige Organiſation 
gefunden hat. 

Nach dieſer Richtung hin iſt denjenigen Herren, 
die in Mannheim ſich endlich ermannt haben, einen 
Antrag auf Einſetzung einer Kommiſſion zur Reviſion 
unſeres Statuts zu ſtellen, Dank zu wiſſen, daß ſie 
die Kraft der Unzufriedenheit in- die richtige Bahn 
gelenkt haben, nämlich in die Bahn der Reviſion unſeres 
Statuts. Es iſt in Mannheim beſchloſſen worden, 
eine Kommiſſion einzuſetzen. Die Kommiſſionsmitglieder 
ſelbſt ſind, wie Ihnen bekannt, auf dem außerordent— 
lichen Anwaltstage in Leipzig beſtimmt worden. Es 
ſind 9 Kollegen gewählt worden mit dem Zuſatz, daß 
ein Mitglied des Vorſtandes unſeres Vereins als 
Vertreter des Vorſtandes in der Kommiſſion ſei, und 
daß außerdem die Vorſtände der Anwaltskammern 
erſucht wurden, je ein Mitglied in die Kommiſſion zu 
deputieren. Im Sinne dieſes Beſchluſſes iſt vor— 
gegangen worden. Die Konmmiſſion iſt wiederholt 
zuſammengetreten; ſie hat eine Subkommiſſion ein— 
geſetzt, welche ebenfalls mehrfach tätig geweſen iſt. 
Über den Gang und das Ergebnis der Beratungen 
habe ich Ihnen heute zu berichten. 

Meine Herren, es wurde von der Kommiſſion an— 
genommen, daß der Hauptmangel unſerer Organiſation 
in dem Fehlen eines Zwiſchengliedes zwiſchen dem 
Vorſtande und der großen Mehrzahl der Kollegen im 
Reiche beſteht. Wir haben oft genug empfunden, daß 
die Tagesordnungen nicht den gehegten berechtigten 
Erwartungen entſprachen. Es iſt ja richtig, daß 
Kollegen ſich zuſammentun konnten, um entſprechende 
Anträge beim Vorſtande zu ſtellen und auf dieſen oder 
jenen Punkt hinzuweiſen. Aber es iſt immer etwas 
Mißliches, wenn einzelne ſich zuſammenſetzen und erſt 
nach Unterſchriften hauſieren gehen ſollen. Dieſem 
Zweck muß ein Organ dienen, welches dauernd ein— 
gerichtet wird. Die Idee der Kommiſſion war zunächſt, 
eine Belebung des lokalen Vereinslebens der Anwalt— 
ſchaft zu verſuchen. Man wollte bemüht ſein — ſo 
hieß es in dem erſten Entwurf —, die Bildung von 
Lokalvereinen unter den Mitgliedern des Deutſchen 
Anwaltvereins zu fördern und dann dieſe Vereine als 
die Wahlkörper zu geſtalten, die Vertreter in die 
als Zwiſchenglied einzurichtende Vertreterverſammlung 
wählen ſollten. Dieſe Organiſation war indes in der 
Weiſe, wie ſie urſprünglich geplant war, nicht zu 
erreichen. Der Vorſtand hatte nicht unerhebliche 
Bedenken dagegen, und wir mußten deswegen eine 
andere Organiſation wählen. Es bietet unter Um— 
ſtänden Intereſſe, aus einem ſolchen Anlaß die tat— 
ſächlichen Verhältniſſe einmal kennen zu lernen. Wir 
haben im deutſchen Reiche nach den von dem Geſchäfts— 
ausſchuſſe angeſtellten Ermittelungen ungefähr 60 An— 
waltvereine, welche als ſolche in Betracht kommen. 
Dieſe Vereine umfaſſen aber nicht etwa alle Kollegen, 
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welche in dem betreffenden Bezirk wohnen, ſondern 
es ſcheidet ein nicht unerheblicher Bruchteil davon aus. 
Andererſeits decken ſich auch nicht die Perſönlichkeiten der 
Mitglieder dieſer Vereine mit den Perſönlichkeiten der 
Mitglieder unſeres Deutſchen Anwaltvereins, welche in 
dem gleichen Bezirk wohnhaft ſind. Wir haben eine 
ſpezielle Berliner Statiſtik aufgeſtellt. Der Berliner 
Anwaltverein umfaßt zirka 800 Mitglieder, und wir 
haben zufälligerweiſe — es kann das nur als Zufall 
bezeichnet werden — ungefähr eine Zahl von 800 Mit⸗ 
gliedern des Deutſchen Anwaltvereins, die in dem 
Bezirk Groß-Berlin wohnen. Von den Mitgliedern 
des Berliner Anwaltvereins gehören etwa 150 nicht 
dem Deutſchen Anwaltverein an, und ebenſo gehören 
von den 800 in Groß⸗Berlin wohnhaften Mitgliedern 
des Deutſchen Anwaltvereins ebenfalls etwa 150 nicht 
dem Berliner lokalen Anwaltverein an. Bei den ver⸗ 
ſchiedenen Lokalvereinen im deutſchen Reiche ergibt ſich, 
wenn man die Geſamtzahlen addiert und den Durch— 
ſchnitt zieht, daß gegenwärtig die Perſonen der Mit⸗ 
995 der lokalen Vereine und der in den betreffenden 
Bezirken wohnhaften Mitglieder des Deutſchen Anmalt- 
vereins keineswegs dentiſch ſind. Hieraus ergeben ſich 
erhebliche Bedenken: wir können nicht Rechte geben 
an Kollegen, die unſerem Verein nicht angehören, und 
andererſeits können wir diejenigen Kollegen, die zwar 
unſerem Verein angehören aber nicht den lokalen 
Vereinen, nicht ausſchließen von der Geltendmachung 
dieſer Rechte. Deswegen mußte eine beſondere Organi— 
ſation geſchaffen werden. 

Meine Herren, das iſt nun das ſchwierigſte Gebiet 
in der Frage der Statutenreviſion: wie iſt dieſe 
Zwiſchenorganiſation einzurichten? Durch den Herrn 
Kollegen Wehrmann in Stettin, der zu meinem großen 
Bedauern nicht hier iſt, iſt eine Statiſtik aufgeſtellt 
worden, für die er die Zahl der Mitglieder unſeres 
Deutſchen Anwaltvereins in den verſchiedenen Land— 
gerichtsbezirken ausgezählt hat. Dies war notwendig, 
um ungefähr einen Überblick zu bekommen, wie groß 
die Vertreterverſammlung werden wird. Wir ſind 
davon ausgegangen, daß die Vertreterverſammlung ein 
Organ ſein ſoll, das in dauerndem Konnex mit dem 
Vorſtande ſteht, jährlich mindeſtens einmal zuſammen— 
tritt und zu beraten hat über die Tagesordnungen 
und die fonftigen geſchäftlichen Verhältniſſe und Not⸗ 
wendigkeiten des Vereins, und das deswegen anderer⸗ 
ſeits auch nicht zu groß ſein darf nicht nur wegen der 
Schwierigkeit der Behandlung, der Kürze der zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Zeit — man kann immer nur einen 
oder zwei Tage rechnen —, ſondern auch wegen der 
Koſten, die mit einem ſolchen Organ verbunden ſind. 
Denn naturgemäß können die Kollegen, welche im 
Intereſſe der Allgemeinheit arbeiten, die Reiſe von 
ihrem Wohnſitze an den Verſammlungsort nicht auf 
ihre Koſten machen, ſondern es werden dadurch nicht 
unerhebliche Mittel des Vereins in Anſpruch genommen 
werden. Es war deshalb von vornherein notwendig, 
eine gewiſſe Beſchränkung des Umfanges auch nach 
dieſer Richtung anzuſtreben. Wir haben als angemeſſen 
eine Verſammlung von etwa 50 bis 60 Perſonen 
erachtet. 

Um eine ſolche Verſammlung zuſammen zu bekommen, 
waren verſchiedene Möglichkeiten gegeben. Am ge— 
eignetſten erſchien es von den Oberlandesgerichtsbezirken 
auszugehen, indeſſen mit der Maßgabe, daß größeren 
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Landgerichtsbezirken, das heißt ſolchen, in denen 
mindeſtens 50 Mitglieder unſeres Vereins wohnhaft 
ſind, wenigſtens ein Vertreter zuzugeſtehen iſt; kleineren 
Landgerichtsbezirken kann nicht ein beſonderer Ver⸗ 
treter gewährt werden, ſondern dieſe Landgerichtsbezirke 
müſſen innerhalb ihres Oberlandesgerichtsbezirks zu 
einem gemeinſamen Wahlkreiſe zuſammengeſchloſſen 
werden, vorausgeſetzt jedoch, daß die Mindeſtzahl von 
50 Mitgliedern für dieſen Reſtbezirk vorhanden iſt. 
Nach der Statiſtik des Herrn Kollegen Wehrmann 
gibt es 34 Landgerichtsbezirke mit 50 und mehr Mit⸗ 
gliedern, 22 Landgerichtsbezirke mit 60 Mitgliedern 
und mehr, 9 Landgerichtsbezirke mit über 100 Mit⸗ 
gliedern, mit über 200 Mitgliedern nur Berlin, 
Dresden und Leipzig, und mit über 300 Mitgliedern 
nur Berlin. Selbſtverſtändlich kann nicht davon die 
Rede ſein, daß dieſe ganz großen Landgerichtsbezirke, 
wie Berlin mit ungefähr 800 Vereinsmitgliedern 
nur angewieſen ſein ſollen auf einen Vertreter. Aber 
die Kommiſſion hat geglaubt, in dieſer Richtung 
eine große Beſchränkung eintreten laſſen zu müſſen, 
indem nur ſür je 300 weitere Mitglieder ein weiterer 
Vertreter gewählt wird. Es würde ſich daraus er— 
geben, daß für Berlin außer dem normalen erſten 
Vertreter noch zwei weitere, im ganzen drei Vertreter 
für die Vertreterverſammlung herauskommen. Ich 
glaube, man wird darin eine Unbeſcheidenheit Berlins 
nicht erblicken können, im Gegenteil werden die Herren 
Kollegen anerkennen müſſen, daß weniger nicht verlangt 
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Es würde ſich etwa folgende Zuſammenſetzung er— 
geben. Aus allen 29 Oberlandesgerichtsbezirken, für 
die Reſtbezirke ſowie für das Reichsgericht je ein 
Vertreter, das ſind 30 Vertreter. Dazu kommen die 
34 Vertreter aus den Landgerichtsbezirken, die 50 Mit⸗ 
glieder und mehr umfaſſen, ſchließlich die beiden 
beſonderen Vertreter für Berlin wegen der großen 
Zahl, im ganzen ungefähr 66 Vertreter. Wenn wir 
rechnen, daß von den 66 Vertretern erfahrungsgemäß 
nicht alle kommen, ſondern nur ein beſtimmter Prozent- 
fat, io werden wir normalerweiſe mit einer Ver⸗ 
ſammlung von 50 Mitgliedern rechnen können. Das 
würde das Ergebnis ſein, welches den Anforderungen 
entſpricht, die von der Kommiſſion mit Zuſtimmung 
des Vorſtandes angenommen wurden. Wir würden, 
wenn dieſe Organiſation gutgeheißen wird, die Mög⸗ 
lichkeit haben, aus allen Teilen des Deutſchen Reiches 
mit Leichtigkeit eine Verſammlung von 50 Vertretern 
zuſammenzurufen, die legitimiert ſind, die Mitglieder 
des Deutſchen Anwaltvereins zu vertreten, und ſo 
ſchnell und energiſch die Intereſſen der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft dort, wo es notwendig iſt, wahrzunehmen. 
Sache der weiteren Entwicklung wird es ſein, durch 
geeignete Maßnahmen von ſeiten der Vereinsleitung 
und der lokalen Inſtanzen die Wahlkörper zu lokalen, 
materiell an unſern Zielen mitarbeitenden Anwalt 
vereinen auszugeſtalten und allmählich mit den be— 
ſtehenden Anwaltvereinen zu verſchmelzen. 

Ich verlaſſe damit das Thema der Vertreter⸗ 
verſammlung und komme zu den anderen Anderungen, 
welche wir für notwendig gehalten haben. Meine 
Herren, wir leben in der Zeit der Arbeitsteilung, 
und wir wiſſen, daß nicht nur bei den großen Betrieben 
Arbeitsteilung das herrſchende Prinzip iſt, nicht daß 
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jede Arbeitsteilung ohne weiteres den Erfolg ſichert, 
aber in dem Sinne, daß er ohne Arbeitsteilung nicht 
zu erreichen iſt. Es wurde vorhin ſchon von Herrn 
Kollegen Dr. Drucker bei Gelegenheit ſeines Geſchäfts— 
berichts darauf hingewieſen, welche Aufgaben Ihr, ich 
möchte ſagen, ephemerer Geſchäftsausſchuß angetroffen, 
welche Anforderungen an ihn geſtellt worden ſind, und 
wie wenig der Geſchäftsausſchuß in der Lage war, 
dieſen Anforderungen zu entſprechen. Meine Herren, 
ich kann Ihnen aus meiner Tätigkeit als Redakteur 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift dasſelbe beſtätigen. Die 
Kollegen im Reiche haben ſich vielfach daran gewöhnt, 
die Redaktion der Juriſtiſchen Wochenſchrift ſozuſagen 
als eine Geſchäftsſtelle des Deutſchen Anwaltvereins 
anzuſehen. Es kommt eine Reihe von Anfragen, die 
mich in meiner Eigenſchaft als Redakteur nichts an⸗ 
gehen, die mir aber zeigen, daß tatſächlich das Be— 
dürfnis nach einer gemeinſamen Arbeitsſtelle beſteht. 
Wir haben die Freude, angeſehene Kollegen ſeit Jahren 
an der Spitze unſeres Vereins zu haben. Dieſe 
Kollegen haben in dem Rahmen, den das Statut 
gegeben hat, auf jeden Fall das zu erſtreben geſucht, 
was man erwarten kann. Was darf aber erwartet 
werden von einem Vorſtande, der ehrenamtlich, im 
Nebenamte natürlich, die Stellung eines Vorſtandes 
verſieht, ohne daß ihm diejenigen Hilfskräfte zur Ber- 
fügung ſtänden, wie ſie zur Verfügung geſtellt werden 
können, nach unſerer Auffaſſung zur Verfügung geſtellt 
werden müſſen? Ein ſolcher Vorſtand wird immer 
nur gelegentlich darüber nachdenken können, was für 
den Verein zu geſchehen hat. Derjenige, der berufs— 
mäßig die Jutereſſen des Vereins wahrzunehmen hat, 
hat eine andere Aufgabe. Wie jeder in ſeinem Berufe 
täglich darüber nachzudenken und daran zu arbeiten 
hat, wie er ſein Ziel erreicht, ſo wird eine ſolche 
Perſon natürlich in ganz anderer Weiſe an die Arbeit für 
den Verein herangehen können und herangehen müſſen. 

Meine Herren, ein Blick auf die Entwicklung des 
deutſchen Vereinsweſens überhaupt zeigt, daß alle 
großen Vereine, die etwas vor ſich gebracht haben 
und zur Blüte gediehen ſind, dies dadurch erreicht 
haben, daß ſie geeignete Perſönlichkeiten als General— 
ſekretäre gefunden und angeſtellt haben. Ohne eine 
ſolche Perſon, ohne eine ſolche Zentralſtelle iſt nach 
dem Dafürhalten der Kommiſſion auch nicht das zu 
erreichen, was uns vorſchwebt. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren, welches ſind die Aufgaben, die der 
Verein bat? möchte eine Zwiſchenbemerkung 
machen. Bei Gelegenheit unſerer Beſprechungen iſt 
von einem Vorſtandsmitgliede, das an den Beratungen 
teilgenommen hat, geſagt worden: „Wir wollen keinen 
Generalſekretär; Sie wollen uns hier eine Kraft geben, 
die der Vorſtand nicht verlangt, die wir nicht nötig 
haben; Sie wollen uns ein Hilfsmittel geben, deſſen 
wir nicht bedürfen; wo kommt das vor?“ Da müßte 
natürlich geantwortet werden: Es kommt darauf an, 
wie man die Aufgaben des Vereins auffaßt. Wenn 
wir nur die ruhige Weiterentwicklung in den alten 
Bahnen wollen, ſo iſt eine neue Arbeitskraft nicht 
notwendig. Faſſen wir aber die Aufgaben und Ziele 
des Vereins anders auf, ſo wird naturgemäß dasjenige 
Mittel gegeben und ſtatutariſch feſtgeſetzt werden müſſen, 
ohne das die Erreichung dieſer Ziele nicht möglich iſt. 
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Nun zur Frage: Wie ſtellen wir uns die Aufgabe 
unſeres Vereins und ſeiner Geſchäftsſtelle vor? Meine 
Herren, ich möchte drei Gruppen von Aufgaben unter⸗ 
ſcheiden. Erſtens diejenigen Aufgaben, die die Anwalt⸗ 
ſchaft überhaupt und namentlich die Organiſation der 
Rechtsanwaltſchaft ſowie die Verteidigung der freien 
Advokatur gegen jeden Angriff, ferner das Verhältnis 
der Rechtsanwaltſchaft zu den Gerichten betreffen. 
Meine Herren, denken Sie an die vielen Streitpunkte, 
welche in der Beziehung entſtehen: Die Frage, ob die 
Vertagung von dem Anwalt verſchuldet war, die Ver⸗ 
ſchleppung der Prozeſſe uſw., alle dieſe Fragen müſſen 
dauernd erörtert werden. Bedenken Sie, daß es hier— 
bei nicht auf Sentiments, ſondern auf Tatſachen an- 
kommt. Einer einſeitigen, von den Gerichten etwa 
aufgeſtellten Statiſtik müſſen wir unſere Beobachtungen 
in der Geſtalt von aktenmäßig feſtſtellbaren Tatſachen 
entgegenſetzen können. Ebenſo ſind die Gebührenfragen, 
das rechtliche Verhältnis zwiſchen Anwalt und Klient uſw. 
ſtatiſtiſch zu behandeln und zu erörtern. Meine Herren, 
wenn die deutſche Rechtsanwaltſchaft ihre höchſte Auf— 
gabe, mitzuwirken an der Entwicklung und Verbeſſerung 
des Rechtslebens der Nation überhaupt betätigen will, 
ſo wird ſie ſachgemäß und ernſt die Sammlung des 
erforderlichen Tatſachenmaterials in die Hand nehmen 
müſſen. Alle Verſuche einzelner Kollegen und eines 
einzelnen Vereins — ich erinnere nur an die Sammel— 
ſtelle des Berliner Vereins — mußten mangels einer 
berufsmäßigen Pflege und Leitung verkümmern. 

Zweitens die Aufgaben des Vereins als ſolchen. 
Es ſtehen von den 8 000 deutſchen Anwälten 


(Zuruf: 10 000!) 


noch zirka 2 000 außerhalb unſeres Vereins. Warum 
ſtehen dieſe außerhalb unſeres Vereins? Eine ſchwierige 
Frage, die aber auch der Erörterung fähig iſt. Ich 
habe bei der kleinen Statiſtik, die ich bezüglich des 
Berliner Vereins gemacht habe, eine eigentümliche 
Erſcheinung gefunden: daß nämlich nicht zu unſerem 
Deutſchen Anwaltverein gehören, um ſie kurz zu be— 
eichnen, die Sozien. Warum? Die Sozien haben die 
Juristische Wochenſchrift auf dem Bureau des Sozius, 
und fie glauben daher, den Jahresbeitrag von 20 A 
ſparen zu können, indem fie nicht Mitglied des An- 
waltvereins werden. Es genügt, dieſe Tatſache feſt— 
zuſtellen, und ich bin überzeugt, von den noch außen 
ſtehenden Sozien werden ſich nicht mehr viele dem 
Eintritt in unſeren Verein entziehen können. Es gibt 
eine ganze Reihe von Kollegen, die nicht wiſſen, was 
der Verein tut, warum ſie Mitglied ſein ſollen. Eine 
kleine Einwirkung und Bearbeitung nach dieſer Richtung 
dürfte gute Erfolge haben. Das ſind Aufgaben, die 
im Intereſſe des Vereins notwendig ſind. Dazu 
kommt ferner die Ausgeſtaltung der Vereinsmittel, 
alſo der Juriſtiſchen Wochenſchrift und unſeres 
Terminkalenders. Ein durchdachtes, kleines, handliches 
Handwerkszeug kann uns mehr Dienſt tun als ein 
Terminkalender, in dem wir alle Jahre hinten den— 
ſelben Abklatſch bekommen, der nicht einmal dauernd 
moderniſiert wird. — Aber es gibt noch andere große 
Aufgaben, die Frage des Fortbildungsweſens u. a. m. 
Aber ich kann das jetzt nicht in Ausführlichkeit be- 
handeln. 

Ich komme nun zu der dritten großen Gruppe von 
Aufgaben, den Intereſſen der einzelnen Vereinsmitglieder. 
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Und dieſe Intereſſen halte ich nicht für unwichtig. Ich 
erwähnte ſchon, daß in meiner Eigenſchaft als Redakteur 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift hunderte von Anfragen 
über dieſen oder jenen Punkt an mich kommen. Ich 
habe meiſt antworten müſſen, wenn mir nicht gerade 
eine Frage zufälligerweiſe geläufig oder das Material 
leicht zugänglich war, daß ich zu meinem Bedauern 
nicht in der Lage wäre, dem Kollegen dienen zu können, 
was ich ja aus kolleghlem Entgegenkommen ſehr gern 
ſonſt getan hätte. Aber man ſieht, wo den Kollegen 
der Schuh drückt. Es gibt eine große Anzahl von 
Sachen, die die Kollegen perſönlich betreffen. Ich er⸗ 
innere an Regreßanſprüche, die den Kollegen drohen; 
da wollen ſie irgend jemand haben, mit dem ſie ſich 
ausſprechen können. Zwar gibt es eine große Anzahl 
von Kollegen, die, wenn ſie gefragt werden, nie mit 
ihrer kollegialen Freundlichkeit und Geſinnung zurück— 
halten und dem Kollegen beiſtehen. Aber es iſt etwas 
anderes, wenn der Kollege ſich an eine beſtimmte Stelle 
wenden und fragen kann: wo finde ich dieſes oder 
jenes in gewiſſer Richtung? Es gibt eine große An— 
zahl von Fragen, welche den einzelnen ganz ſelten in 
der Praxis berühren; er möchte wiſſen, wo er etwas 
darüber findet, wo er ſich Rats erholen kann. Es iſt nichts 
einfacher, als wenn eine geeignete Geſchäfsſtelle vor— 
handen iſt; damit kann ſehr viel genützt werden. Dem 
einzelnen Kollegen kann viel Zeit erſpart werden, die 
er beſſer verwenden kann als mit langem oft vergeb— 
lichem Suchen. Ich befürchte nicht, daß Mißbrauch 
damit gemacht werde; es würde der Geſchäftsſtelle 
wohl leicht ſein, einem ſolchen Mißbrauch entgegen— 
zutreten. 

Alſo dieſe drei Gruppen von Aufgaben muß der 
Verein erfüllen. Wenn ich nun frage: iſt es möglich, 
auch nur einigermaßen unſerem Vorſtande die Erfüllung 
dieſer Aufgaben zuzumuten, ſo werden wir mit einem 
glatten Nein antworten müſſen. Jeder ehrenamtliche 
Vorſtand würde ſich ſelbſtverſtändlich dafür bedanken 
müſſen. Ganz anders iſt es, wenn wir eine Geſchäfts— 
ſtelle haben, welche ſo ausgeſtaltet iſt, wie es den 
Bedürfniſſen entſpricht. Wir ſind deshalb in der 


Kommiſſion zu dem Ergebnis gekommen, es muß 


ein Geſchäftsleiter angeſtellt werden. Die weitere 
Frage iſt, wie iſt die Stellung des Geſchäftsleiters im 
Verhältnis zum Vorſtande zu regeln? Unſer Gtatut- 
entwurf ſagt: Der Geſchäftsleiter führt im Auftrage 
des Vorſtandes die Geſchäfte des Vereins und hat in 
der Sitzung des Vorſtandes wie in der Vertreter— 
verſammlung beratende Stimme. Es erſcheint, wie ich 
höre, dem Vorſtande die Bezeichnung und Beſtimmung 
dieſer Stellung nicht ausreichend; es wird von ihm 
eine Betonung gewünſcht, daß der Geſchäftsleiter an 
die Weiſungen des Vorſtandes bei der Verwaltung der 
Geſchäfte gebunden ſein ſolle. Meine Herren, die 
Kommiſſion iſt davon ausgegangen, das das ſelbſt— 
verſtändlich iſt. Es würden — im Intereſſe einer 
Einigung — Bedenken dem nicht entgegenſtehen, das 
zum Ausdruck zu bringen. Wir ſind davon ausgegangen, 
daß der Beauftragte ſchon kraft Geſetzes verpflichtet iſt, 
ſich den Weiſungen des Auftraggebers zu fügen; das iſt 
ſelbſtverſtändlich. Aber ebenſo ſelbſtverſtändlich — und 
darauf muß ich das größte Gewicht legen — ſoll damit 
nicht die Initiative des Geſchäftsleiters ausgeſchaltet 
werden. Es kann naturgemäß auch die Weiſung 
von dem Vorſtand extrahiert werden, und es muß der 
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Geſchäftsleiter in der Lage ſein, Vorſchläge dem Vor— 
ſtande zu unterbreiten, daß dies und jenes geſchehen 
ſolle und ſich dafür der Zuſtimmung des Vorſtandes 
zu vergewiſſern. Ich nehme an, daß kein Vorſtand, 
mag er zuſammengeſetzt ſein, wie er wolle, verſtändigen 
Vorſchlägen des Geſchäftsleiters Widerſtand leiſten 
wird. Dasjenige, was dem Vorſtande fehlt, iſt die 
Zeit und die Geneigtheit, ſich mit großen, arbeitsreichen 
Aufgaben zu befaſſen. Wenn geſagt werden kann: 
unter der Vorſtandſchaft des X. ſind die und die Erfolge 
erzielt worden, ſo wird ſich jeder Vorſtand das ſehr 
gern gefallen laſſen, wenn ein anderer die Arbeit 
leiſtet. Alſo nach der Richtung hin iſt eine Schwierigkeit 
nicht vorhanden. 

Die Zuſammenſetzung des Vorſtandes ſelbſt iſt im 
weſentlichen ſo geblieben, wie ſie das bisherige Statut 
vorſchrieb. Es ſind nur verhältnismäßig geringfügige 
Anderungen vorgenommen worden. Erſtens iſt beim 
Ausſcheiden der Vorſtandsmitglieder eine Kooptations— 
befugnis nicht gegeben, und zwar, weil die beibehaltene 
Zahl von zwölf Vorſtandsmitgliedern ſie entbehrlich 
erſcheinen ließ, und andererſeits, weil durch die Aus— 
übung der Kooptationsbefugnis naturgemäß der Mit: 
gliederverſammlung in den meiſten Fällen vorgegriffen 
würde. Es würden Vakanzen dann in der Weiſe 
beſetzt werden, wie es der Vorſtand in dem Moment 
für angezeigt hält. Vielleicht iſt der Anwaltstag 
anderer Meinung. Dann kommt es zu dem Hinaus— 
wählen, was jedesmal eine unangenehme und heikle 
Sache iſt. Ferner iſt den bloß bei den Amtsgerichten 
und bei den Oberlandesgerichten zugelaſſenen Anwälten 
je ein Platz im Vorſtand reſerviert, um ſo alle Inter— 
eſſen der Rechtsanwaltſchaft im Vorſtande vertreten zu 
ſehen. Schließlich iſt eine kleine Anderung von der 
Kommiſſion bezüglich der Erneuerung des Vorſtandes 
vorgenommen worden. Während bisher vier Mit⸗ 
glieder im Turnus ausſchieden, ſo daß durch Drittel 
die Erneuerung des Vorſtandes, wenigſtens theoretiſch, 
möglich war, hat die Kommiſſion geglaubt, eine 
Halbierung vornehmen zu ſollen, und hat deswegen 
vorgeſehen, daß bei der erſten Wahl auf Grund dieſer 
Satzungen ſechs Mitglieder des Vorſtandes nur auf 
zwei Jahre gewählt werden ſollen. Wenn das Statut mit 
dieſer Beſtimmung angenommen wird, ſo würde heute 
— das iſt die Auffaſſung der Kommiſſion geweſen — 
eine Neuwahl des ganzen Vorſtandes geboten ſein, 
während ſonſt, wenn etwa die Regelung des alten 
Statuts beibehalten würde, nur die regulären Er— 
gänzungswahlen notwendig werden. Dieſer Punkt 
wird vorausſichtlich noch Gegenſtand der Erörterung 
werden. Ich möchte aber hierzu nicht weiter Stellung 
nehmen und nur ſagen, daß der Grund für die Beſchluß— 
faſſung der Kommiſſion namentlich auͤch der war, jeden- 
falls eine Neuwahl des geſamten Vorſtandes auf dieſe 
Weiſe in die Bahn zu lenken. 

Endlich handelt es ſich noch um die Organiſierung 
oder Ausgeſtaltung des Anwaltstages. Meine Herren, 
es war uns ein ſehr weitgehender und ſehr gut aus— 
gearbeiteter Antrag von einem ſüddeutſchen Kollegen 
unterbreitet worden, welcher den ganzen Anwaltstag 
in ſeiner gegenwärtigen Verfaſſung beſeitigen und an 
ſeine Stelle eine Vertreterverſammlung dergeſtalt ſetzen 
wollte, daß die verſchiedenen Kollegen ausgerüſtet mit 
Vollmacht für ſo und ſo viele Vereinsmitglieder auf— 
treten ſollten, und auf dieſe Weiſe Kollegen von ver: 
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ſchiedener Kraft bei der Abſtimmung uſw. vorhanden 
wären. Es wurde die gegenwärtige Abhängigkeit von 
dem genius loci des Verſammlungsortes hauptſächlich 
als Grund für dieſe Organiſation angeführt und auf 
die größere Kontinuität, die beſſere Auswahl der 
Kollegen für den einzelnen Fall, da ſie eine beſondere 
Sachkunde für die einzelnen Fragen mitbringen würden, 
hingewieſen. Die Kommiſſion war in ihrer großen 

tehrheit darüber einig, einen ſolchen Vorſchlag ab— 
zulehnen. Wir wollten an dem altbewährten Anwaltstag 
an ſich, wie er ſich eingeführt hat und zur Tradition 
des ganzen Standes geworden iſt, nichts ändern. 


(Bravo!) 


Wir glaubten, daß diefe Anregung um fo leichter 
zurückgewieſen werden konnte, als wir in der Vertreter: 
verſammlung ein Organ haben, welches, ähnlich 
organiſiert, dieſen beſonderen Bedürfniſſen entſprechen 
kann. Wir haben in ihr eine Verſammlung von einer 
gewiſſen Ständigkeit, hoffentlich von beſonders geeigneten 
Kollegen, ſo daß dadurch einmal die Kontinuität und 
außerdem die Vorbereitung der Sachen für den An— 
waltstag in entſprechender Weiſe gewährleiſtet iſt. 

Meine Herren, das iſt im weſentlichen das, was 
ich Ihnen aus dem Gange der Verhandlungen der 
Kommiſſion mitzuteilen habe. Ich faſſe das Ergebnis 
ganz kurz zuſammen. Es bleibt nach dem Satzungs⸗ 
entwurf Ihrer Kommiſſion die Verfaſſung unſeres 
Vereins im weſentlichen unverändert, in Anſehung 
des Vorſtandes und in Anſehung des Anwaltstages. 
Eingeſchaltet wird als neues Organ die Vertreter— 
verſammlung in der Weiſe, wie ich es auseinander— 
geſetzt habe; es wird dem Vorſtande als eine beſondere 
Hilfskraft der Geſchäftsleiter gegeben. Meine Herren, 
es war der Vorſtand — ich möchte hier noch etwas, 
was ich vorhin unterlaſſen habe mitzuteilen, nachholen — 
urſprünglich dem Geſchäftsleiter abhold, und er wollte 
ſich nur in dem Sinne darauf einlaſſen, daß er zwar 
die Befugnis, einen Geſchäftsleiter anzuſtellen, haben, 
aber nicht dem Zwange unterliegen wollte, dies zu tun. 
Die Kommiſſion war der Meinung, daß von dieſem 
Zwange unter keinen Umſtänden abgeſehen werden 
könne, weil gerade dieſe Einrichtung das unterſcheidende 
Merkmal und der Markſtein ſein ſoll zwiſchen der alten 
und der zukünftigen Entwicklung des Vereins. 


(Sehr richtig!) 


Es wurde von verſchiedenen Seiten gegen einen auf 
Grund ſtatutariſchen Zwanges angeſtellten Geſchäfts— 
leiter vorgebracht die Furcht vor — es wurde das 
ſchöne Wort gebraucht — einem Majordomat, nennen 
wir es ein Hausmeiertum. Meine Herren, ein Haus— 
meier muß arbeiten, wenn er eine überragende Stellung 
einnehmen will; und daß überhaupt gearbeitet wird, 
iſt ſchon ein Gewinn. Wenn der Geſchäftsleiter 
in gutem Sinne ein Hausmeier ift, der die häuslichen 
Geſchäfte des Vereins arbeitſam und ſorgfältig beſorgt, 
jo können wir uns nur freuen und dazu beglück⸗ 
wünſchen. Ich glaube deswegen, daß dieſe Furcht nicht 
ausſchlaggebend ſein kann. Selbſtverſtändlich dürfen 
wir uns darüber nicht im Unklaren ſein, daß unter 
Umſtänden eine ſolche Perſönlichkeit den Vorſtand 
regiert. Das ſoll nicht geſchehen; dafür ſoll uns die 
Perſönlichkeit der Vorſtandsmitglieder Bürg| chaſ t leiten, 
Nur ſolch Vorſtand wird ſich von einem ihm unter» 
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geordneten Organ regieren laſſen, der es nicht anders 
verdient. (Sehr richtig!) 


Wir, meine Herren, werden die Aufgabe haben, ſolche 
Vorſtandsmitglieder zu wählen, die wir als Perſönlich— 
keiten kennen, und die ſich nicht unterkriegen laſſen. 


(Erneute Zuſtimmung.) 
Ich habe nach dieſer Richtung hin ganz und gar keine 
n (Heiterkeit.) 


Meine Herren, wir haben Ihnen die Form gegeben, 
in welcher Sie den Verein organiſieren können. 
Selbſtverſtändlich werden Sie, wenn Sie heute die 
Statuten annehmen, nicht die Garantie haben, wie ich 
ſchon eingangs ſagte, daß eine neue Blütezeit des 
Vereins anfängt. Das wird von den Perſonen ab— 
hängen, die zur Ausführung des Statuts berufen ſind, 
und nicht nur für jetzt und die unmittelbare Folgezeit 
wird es davon abhängen, ſondern für alle Zeiten. 
Sollten nicht die geeigneten Perſonen da ſein, ſo wird 
auch dieſe ſchöne Form uns nicht nützen. 

(Sehr richtig!) 

Wir wiſſen alle, meine Herren: die ſchlechteſte Zivil⸗ 
prozeßordnung wird kein Übel ſchaffen in der Hand von 
guten Richtern und Anwälten, und die beſte Zivil— 
prozeßordnung nützt uns nichts, wenn ſie von ſchlechten 
Richtern und nicht geeigneten Anwälten angewendet 
wird. Dieſelbe Sache haben wir bei unſerem Statut. 
Wir müſſen es mit ihm verſuchen und dafür ſorgen, 
daß wir immer diejenigen Männer an der Spitze 
haben, die wir als Führer in der weiteren Entwicklung 
unſeres Standes brauchen. 


(Lebhafter anhaltender Beifall.) 


Vorſitzender: Meine Herren, ich denke, die Dis⸗ 
kuſſion in folgender Weiſe vor ſich gehen zu laſſen. 
Ich werde erſtens im allgemeinen über die wichtigſten 
Prinzipien diskutieren laſſen. Sodann müſſen wir uns 
darüber klar werden, ob wir die einzelnen organiſch 
wichtigen Anderungen, die die Kommiſſion vorgeſchlagen 
hat, wollen; demnächſt werde ich die Satzungen im 
einzelnen zur Abſtimmung bringen. In den Vorder— 
grund ſtelle ich den Geſchäftsleiter, alſo nicht die 
Vertreterverſammlung, ſondern die Einrichtung der 
Geſchäftsſtelle, wie ſie beſchaffen ſein ſoll. Dann 
werden wir zur Vertreterverſammlung, ihren Be— 
fugniſſen, ihrer Zuſammenſetzung kommen und endlich 
zu den Anderungen, die in bezug auf den Vorſtand 
vorgeſchlagen werden. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗ 
Berlin: Meine Herren, ich möchte einen anderen 
kodus vorſchlagen. Ich halte es nicht für ausgeſchloſſen, 
namentlich nach den Unterhaltungen, die ich mit den 
Herren vom Vorſtande hatte, daß eine Enblocannahme 


ſich erzielen läßt. (Sehr richtig!) 

für den Fall, daß das möglich iſt, brauchen wir nicht 
5 die en der einzelnen Punkte einzutreten. 
Das würde im Intereſſe der Zeitausnutzung ſehr 
wünſchenswert ſein. 


Vorſitzender: Meine Herren, wir müſſen uns 
doch zunächſt über die einzelnen Fragen verſtändigen. 
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Jedenfalls teile ich die Generaldebatte ſo ein, daß 
zunächſt über die Geſchäftsſtelle debattiert wird. Wir 
können ja nachher das Statut en bloc annehmen. 


(Rufe: Abſtimmen!) 


Juſtizrat Heilberg⸗ Breslau (zur Geſchäfts— 
ordnung): Meine Herren, ich würde es für recht 
erwünſcht halten, wenn, bevor wir in die General— 
diskuſſion der einzelnen Punkte eintreten, der gegen— 
wärtige Vorſtand uns ſeine Stellungnahme generell 
mitteilte. 


Vorſitzender: Meine Herren, wir haben uns die 
Sache ſo gedacht, daß ein Vertreter des Vorſtandes 
zu den einzelnen Punkten das Wort nimmt. Weil ich 
zur Leitung der Verhandlungen berufen bin, bitte ich, 
es mir zu erlaſſen. 

Meine Herren, zu der Frage, ob eine Geſchäfts— 
ſtelle eingerichtet werden ſoll, wird Herr Geheimer 
Juſtizrat Heiliger vom Vorſtande das Wort nehmen. 


Geheimer Juſtizrat Heiliger⸗Cöln: Meine Herren, 
wegen dieſer Kardinalfrage hat der Vorſtand ſich häufig 
verſammelt. Er ſteht zunächſt auf dem Standpunkte, 
daß nach feiner Erfahrung die Einrichtung einer ſolchen 
Geſchäftsſtelle nicht eine Notwendigkeit iſt; er iſt 
zweitens der Meinung, daß es nicht wünſchenswert iſt, 
er hat vielmehr ernſte Bedenken dagegen, für den Fall 
der Einrichtung einer ſolchen Geſchäftsſtelle, ſie zu 
einer nicht ehrenamtlichen, ſondern zu einer beſoldeten 
zu geſtalten. Seine Vorſchläge würden daher in erſter 
Linie dahin gehen, daß Sie in den Satzungen nicht 
die Einrichtung der Geſchäftsſtelle obligatoriſch vor— 
ſchreiben, ſondern ſie zu einer fakultativen Maßnahme 
des Vorſtandes machen, es dem Vorſtande auch anheim— 
ſtellen, ob eine Beſoldung eintreten ſoll oder nicht. 
Dieſen Geſichtspunkt betrachtet der Vorſtand aber nicht 
als von grundſätzlicher Tragweite; er ſieht darin nur 
techniſch praktiſche Fragen, über die Sie nach Belieben 
entſcheiden mögen, ohne dabei bei dem Vorſtande einer 
grundſätzlichen Polemik zu begegnen. 

Anders liegt es mit Bezug auf die Fixierung der 
organiſchen Stellung, die der Geſchäftsleiter, wenn er 
eingerichtet wird, haben ſoll. In der Beziehung iſt 
der Herr Kollege Neumann in ſeinem Bericht den 
Anſchauungen, die der Vorſtand hegt, ſehr weit und 
in durchaus dankenswerter Weiſe von unſerem Stand— 
punkte aus bereits entgegengekommen. Der Vorſtand 
iſt der Anſicht, daß der etwaige Geſchäftsleiter unter 
allen Umſtänden den Charakter einer bloßen Hilfskraft 
für den Vorſtand haben müſſe. Das würde zum Aus— 
druck zu bringen ſein durch eine abgeänderte Faſſung 
des 8 10 — wenn die Herren die Güte haben, den 
Satzungsentwurf zur Hand zu nehmen —, in deſſen 
Eingang es heißen würde: | 

Der Geſchäftsleiter beſorgt nach den Weiſungen 
und unter Aufſicht des Vorſtandes die Geſchäfte 
des Vereins und hat in den Sitzungen des Vor— 
ſtandes ſowie in den Vertreterverſammlungen 
beratende Stimme. N Bu 

Im Zuſammenhange damit würde eine Einſchiebung 
im §7 ſtehen, nämlich vor „beaufſichtigt“ einzuſchieben 
„veranlaßt und“. Der Vorſtand ſoll den Geſchäfts— 
leiter nicht bloß beaufſichtigen, ſondern auch veranlaſſen. 
Das beruht auf folgender Erwägung des Vorſtandes. 
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Stellen Sie ſich die Organiſation vor, die unſer Verein 
haben wird. In dem Anwaltstage hat er das ſouveräne 
Willensorgan, in der Vertreterverſammlung — ich 
nehme an, daß die da iſt — hat er einen kleinen 
Anwaltstag, eine Art von Delegierten-Willensorgan. 
Was hat er außerdem notwendig? Ein Organ, welches 
die Geſchäftsführung und Vertretung in der Hand hat. 
Das muß aber der Geſchäftsführer und der Vertreter 
des Vereins nämlich der Vorſtand, auch tatſächlich ſein. 
Es iſt nicht möglich, da noch einen Geſchäftsleiter mit 
einer ſelbſtändigen, organiſch feſtgelegten Stellung 
hineinzutreiben. Der Geſchäftsleiter kann nur entweder 
ſelbſt Direktor des Vereins fein oder aber eine Hilfs- 
kraft. Das iſt die Erwägung, aus welcher heraus wir 
mit Rückſicht auf die ganze Stellung des Vorſtandes, 
die natürlich nicht zu einer bloß dekorativen herab— 
gewürdigt werden darf, dieſe Behandlung des Geſchäfts⸗ 
leiters für die richtige halten. 


Vorſitzender: Ich will bemerken, daß der Vorſtand 
dieſe Anträge ſtellen wird. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumann: 
Berlin: Vom Standpunkt der Komiſſion aus kann ich 
erklären, daß irgendein Bedenken gegen dieſen Antrag 
nicht obwaltet. 

(Bravo!) 


Wie geſagt, es wird ja nur ein Streit um Worte 
ſein. In dem Beaufſichtigungsrecht liegt natürlich 
überall das Veranlaſſungsrecht; wenn ich jemanden zu 
beaufſichtigen habe, kann ich ihn auch veranlaſſen, 
etwas zu tun. Wenn der Vorſtand glaubt, eine größere 
Sicherung für jetzt und die Zukunft zu haben, daß 
das Wort „veranlaßt“ hineingeſchrieben werde, ſo mag 
das ohne weiteres angenommen werden. 
(Sehr richtig!) 
Dasſelbe iſt zu ſagen bezüglich der Anderung des 
§ 10. Ich möchte nur das eine von vornherein ver— 
meiden, daß durch die Faſſung des Statuts ein 
Kollege, der auf ſeine Perſon etwas hält, nicht ab— 
gehalten wird, eine ſolche Stellung anzunehmen. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) 

Deshalb würde ich eine kleine Anderung beantragen, 
die ich Herrn Geheimrat Heiliger ſchon mitteilte. Ich 
würde ſagen: 

Der Geſchäftsleiter . . .. Er hat hierbei den 

Weiſungen des Vorſtandes zu entſprechen. 


(Zuruf: Aufſicht!) 
Die Aufſicht ſteht bereits im § 7. 
(Zuruf: Genügt nicht!) 
Ich glaube, wir ſind uns ſachlich da vollkommen einig. 


Geheimer Juſtizrat Heiliger-Cöln: Meine Herren, 
das ſcheint mir der eigentliche Streitpunkt zu ſein. 
Wenn jemand von einem anderen einen Auftrag hat, 
iſt er ja an und für ſich gehalten, den Weiſungen des 
Auftraggebers zu folgen. Aber man wird uns gerade 
auf die heutige Diskuſſion verweiſen, man wird uns 
ſagen: der Mann iſt nicht ein bloßer Beauftragter, 
er hat eine ſelbſtändige Stellung. Daher muß die 
richtige Stellung, wie fie der Vorſtand allein für zu 
läſſig hält, angeſichts unſerer heutigen Debatte, angeſichts 
der zutage getretenen Verſchiedenheit der Auffaſſungen 
ausdrücklich durch das Statut feſtgelegt werden, daß 
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der Geſchäftsleiter eine Hilfskraft des Vorſtandes iſt. 
Daher muß es ausdrücklich heißen: „Nach den Weiſungen 
und unter Aufſicht des Vorſtandes“. Es würde ſelbſt— 
verſtändlich nichts entgegenſtehen, das ſo zu faſſen, wie 
Herr Kollege Neumann vorgeſchlagen hat. 
(Juſtizrat Dr. Hugo Neumann: Auch mit der Aufſicht?) 
— Jawohl! 


Vorſitzender: Meine Herren, dieſer Punkt iſt fo 
wichtig, daß kein Zweifel darüber ſein darf. Wenn 
einzelne Herren der Meinung ſind, daß der Leiter eine 
andere Stellung haben müſſe, dann bitte ich Sie, das 


Wort zu nehmen. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal⸗München: Meine 
Herren, es kann gar kein Zweifel darüber ſein, daß 
weder die Kommiſſion noch ſonſt irgend jemand daran 
denkt, dem Geſchäftsleiter Rechte einzuräumen, die die 
freie Verfügung des Vorſtands in der Verwaltung 
des Vereins irgendwie beeinträchtigen können. Der 
Geſchäftsleiter muß immer Angeſtellter des Vorſtandes 
und des Vereins ſein. 

(Sehr richtig!) 
Ich halte es für überflüſſig, das nochmals hier zu 
betonen. Wenn aber der Vorſtand von ſeinem Stand— 
punkte aus dieſe Betonung wünſcht, wollen wir die 
Debatte abkürzen und ſo beſchließen. 
(Sehr richtig! — Zuruf: Abſtimmen!) 


Abſtimmung. Der erſte Antrag des Vorſtandes: 
Der Vorſtand iſt berechtigt, eine Geſchäftsſtelle 
mit einem Geſchäftsleiter einzurichten und dem 
Geſchäftsleiter eine Vergütung zu gewähren — 

wird unter Bravorufen aus der Verſammlung mit 
großer Mehrheit abgelehnt. — Der Herr Vorſitzende 
bittet unter Bezugnahme auf die Bravorufe, alles, 
was danach ausſieht, als ob der jetzige Vorſtand 
kritiſiert werden ſollte, zu unterlaſſen. 

In der weiteren Abſtimmung werden die Anträge 
des Vorſtandes zu § 7: vor „beaufſichtigt“ einzuſchieben: 
„veranlaßt und“, und zu § 10, den Eingang wie folgt 
zu faſſen: 

Der Geſchäftsleiter beſorgt nach den Weiſungen 

und unter Aufficht des Vorſtandes die Geſchäfte 

des Vereins und hat in den Sitzungen uſw. — 
nach Probe und Gegenprobe angenommen. 


Vorſitzender: yo werde nunmehr die Diskuſion 
eröffnen über die Vertreterverſammlung, und zwar 
halte ich es für richtig, ſich zunächſt über die Befug— 
niſſe der Vertreterverſammlung zu unterhalten. 

Ich bitte Herrn Kollegen Heiliger, das Wort 
zu nehmen. 


Geheimer Juſtizrat Heiliger⸗Cöln: Meine Herren, 
der Vorſtand ſteht auf dem Standpunkte, daß es ein 
ganz glücklicher Gedanke geweſen iſt, die Vertreter— 
verſammlung in die Statuten hineinbringen zu wollen; 
er hätte allerdings den Wunſch gehabt, daß die materiellen 
Funktionen, die dieſer Vertreterverſammlung beizulegen 
wären, in etwas ausführlicherer Weiſe zum Ausdruck 
gebracht worden wären, ſo wie es in dem Ihnen allen 
bekannten Satzungsänderungsvorſchlage des Vorſtandes 
geſchehen iſt, in dem es dort heißt: 

Die Mitglieder der Vertreterverſammlung haben 
als Vertrauensmänner den Verkehr des Vor⸗ 
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ſtandes mit den Mitgliedern des Bezirks zu ver- 
mitteln. Sie haben das Recht, die Vereins— 
mitglieder ihres Bezirks zu Verſammlungen zu 
berufen, um Angelegenheiten des Vereins zu be— 
raten und darüber zu beſchließen und haben die 
Beſchlüſſe den Bezirksverſammlungen und was 
ihnen ſonſt an Anregungen aus dem Kreiſe der 
Vereinsmitglieder dazu geeignet erſcheint, zur 
Kenntnis des Vorſtandes zu bringen. Sie werden 
vom Vorſtande über alle wichtigen Vorkommniſſe 
in den Angelegenheiten des Vereins unterrichtet. 
Die Bezirksverſammlungen ſollen mindeſtens all— 
jährlich ſtattfinden. 
Meine Herren, wie Sie aus dieſer Verleſung erſehen, 
war der Wunſch des Vorſtandes, auf dieſe Weiſe eine 
Belebung der Vereinstätigkeit herbeizuführen. Die 
Beſprechungen, die darüber ſtattgefunden haben, haben 
dazu geführt, uns davon zu überzeugen, daß es der 
Aufnahme derartiger Beſtimmungen in die Satzungen 
nicht bedürfen wird, indem aus der ganzen Natur der 
Vertreterſchaft, wie ſie hier gedacht iſt, ſich von ſelbſt 
ergeben wird, daß auch die von uns angeregte Be— 
tätigung den Vertretern überlaſſen. und von ihnen in 
die Hand genommen wird. Wir ſehen alſo, wenn 
nicht etwa aus dem Kreiſe der Verſammlung eine 
Wiederaufnahme des Vorſchlages ſtattfinden ſollte, 
davon ab, eine derartige Beſtimmung in die Statuten 
einzufügen. 

Im übrigen hatten wir grundſätzlich gegen die 
Funktionsumrahmung für die Vertreterverſammlung, 
wie fie der $ 10 enthält, nichts einzupbenden. Nur 
ein Punkt hat uns zu Bedenken Anlaß gegeben, das 
iſt die Nr. 3, die Feſtſtellung des Mitgliederbeitrages. 
Wir waren nicht der Anſicht, daß es richtig ſei, ſie 
der Vertreterverſammlung in die Hand zu geben, wir 
ſind vielmehr nach wie vor der Meinung, daß das 
eine Prärogative des Anwaltstages ſelbſt bleiben ſoll. 
Aber das iſt eine rein praktiſche Frage. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumaun⸗ 
Berlin: Meine Herren, ich muß offen bekennen, daß 
ich, als ich heute früh hierher kam, nach den Er— 
örterungen in letzter Stunde mit dem Vorſtande die 
Überzeugung gehabt habe, daß wir vollkommen einig ſind. 

(Sehr richtig!) 
Nur aus dieſem Geſichtspunkte heraus haben wir die 
Konzeſſionen gemacht; ich glaubte die Überzeugung ge⸗ 
winnen zu dürſen, daß der Vorſtand auch wirklich mit 
Herz und Sinn unſer Statut annimmt. Jetzt kommen 
nun einzelne Anderungsvorſchläge, welche zeigen, daß der 
Vorſtand immer noch auf dem alten Standpunkt ſteht. 
Das verändert für mich die Bedeutung der Einigung 


ſehr erheblich. 

(Sehr richtig!) 
Wir würden, wenn wir von dieſem Standpunkte aus— 
gegangen wären, auch unſeren als Kompromiß an— 
zuſehenden Entwurf zurückgezogen und unſeren alten 
Entwurf wieder eingebracht haben. 

(Erneute Zuſtimmung.) 

Wir wollen aber Einigung haben, und ich ſpreche des— 
halb die Erwartung aus, daß von Vorſtands wegen 
unwichtige Streitpunkte, die möglicherweiſe vorhanden 
ſind, zurückgeſtellt werden. 
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Was die ſachlichen Anregungen anlangt, ſo möchte 
ich folgendes dazu bemerken. Auch die Kommiſſion 
ſtand auf dem Standpunkte, daß es Sache des neuen 
Statuts ſein ſoll, eine Belebung des lokalen Vereins— 
lebens herbeizuführen. In dem Vorſtandsentwurf war 
der Geſchäftsleiter eliminiert. Da mußte derjenige 
Vertreter, der mit der Zuſammenberufung der Ver— 
treterverſammlung beauftragt war, beſondere In— 
ſtruktionen bekommen. Aber auch hier kommt alles 
auf die Perſonen an, und das iſt das naturgemäße. 
Ich möchte das noch nachholen und ausdrücklich be⸗ 
tonen: nach dem Willen der Kommiſſion iſt eine der 
Hauptaufgaben des Geſchäftsleiters, daß er ſich dauernd 
in Verbindung mit den lokalen Organiſationen hält 
und diejenigen Fragen anregt, die anzuregen ſind, auch 
darauf hinarbeitet, daß die Mitglieder in den lokalen 
Bezirksvereinen ſich zu einer Vereinigung zuſammentun 
und diejenigen Hilfsarbeiten für den Geſamtverein er- 
ledigen, die für ihren Lokalbezirk notwendig ſind, ſo daß 
wir ſachlich in dieſen Dingen vollſtändig einverſtanden 
ſind. Nur weil man nicht eine große Inſtruktion für 
den Geſchäftsleiter in die Statuten ſchreiben wollte, 
haben wir davon abgeſehen, dies ausdrücklich aus— 
zuſprechen. 

Abſtimmung. 8 16 der Satzungen wird nach den 
Beſchlüſſen der Kommiſſion gegen eine Stimme an— 
genommen. 


Vorſitzeuder: Es würde jetzt zu verhandeln ſein 
über die Frage, wie dieſe Vertreterverſammlung 
zuſammengeſetzt reſpektive gewählt werden ſoll. 

Ich bitte auch dazu Herrn Kollegen Heiliger das 
Wort zu nehmen. 

Geheimer Juſtizrat Heiliger⸗Cöln: Meine Herren, 
in dieſer Frage verkennt der Vorſtand nicht, daß es 
ſehr wünſchenswert wäre, wenn man die Wahlbezirke 
aus den Mitgliedern in den einzelnen Landgerichts— 
bezirken bilden könnte. Wir haben aber in bezug auf 
die praktiſche Durchführung der Art der Wahlbezirks— 
bildung Bedenken gehabt und uns daher bei unſeren 
Beratungen dahin reſolviert, Ihnen vorzuſchlagen: 
Wahlbezirke die einzelnen Oberlandesgerichtsbezirke 
ſein zu laſſen. 

In bezug auf die Zahl der Mitglieder, welche aus 
den einzelnen Bezirken zu entſenden wären, haben wir 
diejenigen Vorſchläge Nis aneignen zu ſollen geglaubt, 
die Herr Kollege Elze gemacht hat, und zwar aus 
dem Grunde, weil ſie uns als die einfachſten erſchienen 
und weil auf der anderen Seite durch dieſe Vorſchläge 
vermieden wird, daß — worin wir eine Haupt— 
ſchwierigkeit in dieſer Beziehung erblicken — die Zahl 
der Vertreter zu groß wird. Die Vertreterverſammlung 
darf nicht ins Ungemeſſene an Mitgliederzahl wachſen, 
ſonſt wird der ganze Apparat zu koſtſpielig und zu 
ſchwerfällig. Wir haben geglaubt, daß es das Richtige 
wäre, als Maximum 50, höchſtens 60 Vertreter an— 
zunehmen. Wir haben aber auch zu dem Vorſchlage 
ganz gern hingeneigt, es mit den Wahlbezirken aus 
den Landgerichtsbezirken zu verſuchen. Ich will Ihnen 
vorleſen, wie wir uns die Sache denken, indem an 
erſter Stelle die erſten ſechs Abſätze des 8 11 — das 
iſt der Paragraph, der von der Vertreterverſammlung 
handelt — durch folgende Beſtimmung zu erſetzen wären: 

Die Vertreterverſammlung beſteht aus den Mit- 
gliedern des Vorſtandes und Vertretern der im 


N 17. 1909. 


Bezirke der einzelnen Anwaltskammern wohnenden 
Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins. Kammer⸗ 
bezirke mit weniger als 250 Mitgliedern wählen 
einen, ſolche mit 250 bis 500 Mitgliedern zwei, 
ſolche mit mehr als 500 Mitgliedern drei Vertreter. 


Das wäre in erſter Linie der Vorſtandsvorſchlag. Es 
würde ſich dann die weitere Beſtimmung nach dem 
6. Abſatz, wie ihn der Entwurf enthält, anreihen. 
Eventualiter würden wir vorſchlagen, in der Abſicht, 
auf dieſe Weiſe eine Verkleinerung der Zahl der Ver— 
treter zu erreichen, es bei der Landgerichtseinteilung 
zu laſſen, aber in § 11 überall, wo 50 Mitglieder 


ſtehen, zu ſetzen 60. Ferner in 8 11 die Abſätze 2 


und 3 — es iſt das nichts Neues, ſondern der Vor⸗ 

ſchlag Neumann, der in der „Juriſtiſchen Wochen— 

ſchrift“ geſtanden hat — folgendermaßen zu faſſen: 
Jeder Landgerichtsbezirk, in dem mindeſtens 
60 Vereinsmitglieder wohnen, bildet einen Wahl— 
falle. jeder Reſt⸗Oberlandesgerichtsbezirk gleich- 
alls. 


Das letztere würde heißen, daß diejenigen Bezirke 
eines Oberlandesgerichtsbezirks, welche weniger als 50, 
nach unſerem Vorſchlage weniger als 60 Vereins— 
mitglieder zählen, zu einem Wahlbezirk, der hinzutritt 
zu dem Wahlbezirk der Landgerichtsbezirke mit 60 und 
mehr Mitgliedern, zuſammengeworfen werden. 


Rechtsanwalt Roſe⸗Harburg: Meine Herren, ich 
habe die Ehre gehabt, auch der Kommiſſion anzugehören, 
in der wir uns ſchließlich auf die Faſſung geeinigt 
haben, die in dieſem Statutenentwurfe vorliegt. Ich 
habe aber damals in der Kommiſſion einen Antrag 
geſtellt, den ich heute wiederholen möchte. Wenn man 
ſich auch im Prinzip mit der Zuſammenſetzung des 
Vertretertages nach Landgerichtsbezirken wird ein- 
verſtanden erklären können, ſo iſt meines Erachtens 
doch nicht dafür geſorgt, daß die Anwälte, die an 
den Amtsgerichten ihren Sitz haben, eine genügende 
Vertretung finden. Für dieſe iſt die Ordnung, wie 
ſie das Statut vorſchlägt, recht ungünſtig. Wenn die 
Landgerichtsbezirke die Wahlbezirke ſind, wird auch der 
Wahlort der Ort des Landgerichts ſein. Die Herren, 
die an den Amtsgerichten vereinzelt wohnen, haben die 
Schwierigkeit, nach dem Wahlorte hinreiſen zu müſſen; 
des ferneren werden ſie gegen die Herren, die zu— 
ſammen an dem Landgericht in kollegialer Gemein— 
ſchaft ſitzen, einen ſchwierigen Stand haben, ſo daß es 
kaum jemals möglich fein wird, in die Vertreter— 
verſammlung einen ihrer Herren hineinzubringen. Nun 
werden Sie ſagen, das wäre deshalb nicht notwendig, 
weil die Anwaltſchaft eine Einheit mit gleichen Intereſſen 
bilde. Das iſt im allgemeinen richtig. Ich gebe zu, 
daß im weſentlichen wir alle auf demſelben Standpunkte 
ſtehen. Es gibt aber eine Reihe Fragen, die wir 
wiederholt zu erörtern Gelegenheit gehabt haben, wo 
die Anſichten der Herren an den Gerichten mit Einzel— 
richtern nicht in Einklang waren mit der der Herren 
an den Kollegialgerichten. Ich meine, daß es einem 
gewiſſen Gefühl der Gerechtigkeit und Billigkeit ent- 
ſpricht, nicht von vornherein auszuſchließen, daß Herren 
von den Amtsgerichten in die Vertreterverſammlung 
hineinkommen. Deshalb habe ich mir erlaubt, einen 
Antrag der das ermöglicht vorzulegen. Zugleich geht 
der Antrag aber etwas weiter und iſt nicht nur 
auf die Herren vom Amtsgericht zugeſchnitten, 


38. Jahrgang. 


ſondern ſoll auch dem Rechnung tragen, daß vielleicht 
innerhalb der Anwaltſchaft ſich Strömungen geltend 
machen, die auf einen Lokalbezirk nicht beſchränkt ſind, 
aber wert ſind, daß ſie in der Vertreterverſammlung 
einen Vertreter finden. Es läge das meines Erachtens 
im Intereſſe des Deutſchen Anwaltvereins; es iſt dann 
möglich, daß derartige Strömungen ihre rechtmäßige 
Vertretung innerhalb des Deutſchen Anwaltvereins 
finden, und nicht gezwungen ſind, ſich zu beſonderen 
Korporationen zuſammenzuſchließen. Aus dieſen 
Gründen bitte ich, zu $ 11 einen $ 11a hinzuzufügen, 
der lautet: | 
Vereinigungen von Mitgliedern des Deutfchen 
Anwaltvereins können, auch ohne daß ſie auf 
örtliche Bezirke beſchränkt ſind, als beſondere 
Wahlkörper zugelaſſen werden, falls ihre Mit⸗ 
gliederzahl mindeſtens 200 beträgt. 
Die Beſtimmung des $ 11 Abſ. 4 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Juſtizrat Wreſchner⸗Berlin: Meine Herren, auf 
die Ausführungen des Herrn Kollegen Roſe will ich 
nur kurz erwidern. In der Kommiſſionsſitzung vom 
4. Juli d. J. iſt ihm bereits entgegengehalten worden, daß 
es nicht notwendig ift, daß die Mitglieder eines Amts- 
gerichtsbezirks am Sitz des Landgerichts oder irgendwo 
perſönlich erſcheinen, um dort mündlich ihre Stimmen 
abzugeben. Es kann das ſchriftliche Wahlverfahren 
eingerichtet werden, und dadurch iſt es auch dem ent⸗ 
fernteſt wohnenden Amtsgerichtskollegen möglich, ſeine 
Stimme für dieſen oder jenen Vertreter abzugeben. 
Die Ausführungen des Herrn Kollegen Roſe ſind 
dadurch widerlegt. 

Was die Ausführungen des Herrn Kollegen Heiliger 
betrifft, ſo muß ich ja zugeben, daß der Antrag, den ich 
ſtellen werde, nach dieſen Erklärungen beim Vorſtande 
wenig Anklang finden wird; aber ich meine, daß dieſer 
Antrag gerechtfertigt iſt. Der Abſ. 4 des 8 11 beſagt: 

Wahlbezirke, in denen nicht mehr als 300 Vereins- 

mitglieder wohnen, wählen einen Vertreter; 

Wahlbezirke, in denen mehr als 300, aber nicht 

mehr als 600 Vereinsmitglieder, zwei Vertreter, 
das heißt, für je 300 Vereinsmitglieder ſoll ein Ver⸗ 
treter gewählt werden, während Landgerichtsbezirke, in 
denen ſchon 50 und mehr Anwälte wohnen, einen Ver— 
treter ſtellen können. Dann kommt das Reſultat zu- 
ſtande, daß die großen Landgerichtsbezirke weit weniger 
Vertreter haben, als ihrer Zahl entſprechend iſt. Nun 
bin ich keineswegs einer, der lediglich arithmetiſch die 
Sache geordnet wiſſen will, daß ich ſage: alle großen Land— 
gerichtsbezirke haben für je 50 Mitglieder einen Ver⸗ 
treter zu wählen. Das wäre ſchematiſch. Andererſeits 
iſt es aber nicht richtig, daß ein großer Landgerichts⸗ 
bezirk wie der Berliner, der jetzt 800 Vereinsmitglieder 
hat, nur 3 Vertreter wählen darf, während die kleinen 
Landgerichtsbezirke mit je 50 Mitgliedern ſchon einen 
Vertreter wählen. Man hat mir entgegengehalten: 
ja, die Vertreterverſammlung iſt bloß da, um In⸗ 
formationen zu ſchaffen für den Anwaltstag und den 
Vorſtand. Der Anſicht bin ich nicht, und ich kann es 
auch nicht fein, wenn ich den $ 16 Abſ. 2 des Statuts 
mir anſehe, wo es heißt, „daß die Vertreterverſammlung 
berechtigt iſt, an Stelle des Anwaltstages Beſchlüſſe 
zu faſſen, ſoweit es ſich nicht um Satzungsänderungen 
oder den Beſchluß auf Auflöſung des Vereins handelt.“ 
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Ich meine, in Zukunft wird die Vertreterverſammlung 
eine ſehr große und erheblich nutzbringende Bedeutung 
haben. Wir können es offen ausſprechen, daß ſchon 
ſeit zwei Jahrzehnten die Beſchlüſſe des Anwaltstages, 
die nicht einſtimmig gefaßt werden, an Autorität 
nicht bloß gegenüber den Behörden verloren haben, 
ſondern daß auch aus unſeren Kollegenkreiſen bezüglich 
ihrer Autorität beeinträchtigt worden ſind. Ich erinnere 
an die Stuttgarter Beſchlüſſe im Jahre 1894 
bezüglich des numerus clausus und der Vorbereitungs⸗ 
zeit, wo mit großer Majorität die Anträge in bezug 
auf den numerus clausus und die Vorbereitungszeit 
abgelehnt wurden, und wo ſelbſt unſere erſten Führer, 
die leider verſtorbenen Kollegen Leſſe und Levy, geſagt 
haben: ja, wäre der Anwaltstag nicht in Stuttgart, 
ſondern in Magdeburg geweſen, dann wären die 
Beſchlüſſe anders ausgefallen. Wenn in dieſer Weiſe 
ſelbſt aus unſerer Mitte die Beſchlußfaſſungen in ihrer 
Bedeutung beeinträchtigt werden, ſo iſt das dringende 
Bedürfnis vorhanden, dafür zu ſorgen, daß auf dem An- 
waltstage nicht Beſchlüſſe gefaßt werden, die weder von 
den Behörden noch von den Kollegen beachtet werden. 
Solche Beſchlüſſe können aber nicht gefaßt werden, 
wenn die Vertreterverſammlung im Sinne des Statuts 
eingerichtet wird, das heißt eine Verſammlung von 
Vertretern aus der ganzen deutſchen Anwaltſchaft; da 
ſchickt jeder Bezirk ſeine Vertreter hin. Die Beſchlüſſe 
dieſer Verſammlung ſind dann wirklich Beſchlüſſe der 
geſamten deutſchen Anwaltſchaft und ſind nicht gefärbt 
durch das Lokalkolorit eines jeden Anwaltstages. Da 
bin ich nun der Meinung, daß gerade die Einteilung 
des Satzungsentwurfs nach Landgerichtsbezirken das 
einzig richtige iſt (ſehr richtig! 

und nicht nach Oberlandesgerichtsbezirken. Selbſt in 
den einzelnen Oberlandesgerichtsbezirken ſind die Ver— 
hältniſſe der Anwälte erheblich voneinander verſchieden. 
Ich ſtehe nicht an, zu erklären, daß im Samnıer- 
gerichtsbezirk die Verhältniſſe der in Groß-Berlin an⸗ 
ſäſſigen Anwälte und der in den Provinzſtädten anſäſſigen 
Anwälte ſo verſchieden ſind, daß ich wohl begreife, 
daß in unſerem Kammergerichtsbezirk die Kollegen 
aus den Provinzſtädten gern eine beſondere Anwalts— 
kammer bilden möchten. In den großen Provinzen 
Schleſien und Oſtpreußen ſind die Verhältniſſe der 
Landgerichtsbezirke gleichfalls außerordentlich verſchieden, 
ſo daß es ſich wirklich empfiehlt, Vertreter aus den 
einzelnen Landgerichtsbezirken zu wählen. 

Nun komme ich zu dem Abänderungsantrag zu 
§ 11 Abſ. 4 und bitte zu beſchließen, daß für je 100 Per⸗ 
ſonen ein Vertreter gewählt wird. Die Beſchlüſſe 
über die Satzungen ſind in Leipzig und unter weſentlicher 
Mitwirkung preußiſcher Kollegen gefaßt worden, Kollegen, 
die anſcheinend etwas von dem Wahlrecht in Sachſen 
und von dem Wahlrecht in Preußen angekränkelt ge— 


weſen ſind. (Heiterkeit.) 


Daher iſt es verſtändlich, daß die Herren Kollegen die 
Intereſſen der Großſtädte unberückſichtigt gelaſſen 
haben. Ich exemplifiziere abſichtlich nicht auf Mecklen⸗ 
burg, da wir hier zu Gaſte ſind. Aber es iſt ein 
Gebot der Gerechtigkeit — — 


Vorſitzender: Ich möchte auf eins aufmerkſam 
machen: Wenn Sie, Herr Kollege, einen Antrag ſtellen, 
muß er von 15 Mitgliedern unterſchrieben ſein. 
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Juſtizrat Wreſchner⸗Berlin: Ich meine, es iſt 
ein Gebot der Gerechtigkeit, den Großſtädten ein der- 
artiges Wahlrecht einzuräumen, daß ſie mindeſtens für 
je 100 Mitglieder einen Vertreter ſtellen können. Ich 
beantrage daher den Ab}. 4 des § 11, wie folgt, zu faſſen: 

Wahlbezirke, in denen nicht mehr als 100 Ver⸗ 
einsmitglieder wohnen, wählen einen Vertreter; 
Wahlbezirke, in denen mehr als 100 Vereins⸗ 
mitglieder, wählen für je 100 Mitglieder einen 
weiteren Vertreter. Jedes angefangene Hundert 
wird für voll gerechnet. 

Nun noch eins, und damit komme ich zur Be⸗ 
gründung meines zweiten Antrags, für welchen wohl 
eine neue Redezeit von 5 Minuten gegeben iſt. 


(Große Heiterkeit.) 


Vorſitzender: Sie irren, Herr Kollege, das iſt 
nicht der Fall. 


Juſtizrat Wreſchner⸗Berlin: Dann werde ich 
dieſen Antrag verleſen und mit zwei Worten kurz be⸗ 
gründen; der Antrag iſt auch von 15 Mitgliedern 
unterſchrieben. Er lautet: 

Der Anwaltstag beſchließt, 
daß den Mitgliedern der Vertreterverſammlung 
aus der Kaſſe des Deutſchen Anwaltvereins 
Reiſekoſten uſw. nicht gewährt werden. 
Der Herr Kollege Neumann hat in ſeinem Bericht 
als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, daß Reiſekoſten uſw. 
aus der Kaſſe des Anwaltvereins gewährt werden. In 
den Satzungen beſteht eine diesbezügliche Beſtimmung 
nicht; eine Notwendigkeit, eine ſolche Beſtimmung zu 
treffen, iſt nicht vorhanden. Sie haben aus dem 
Bericht des Herrn Kollegen Drucker zu Punkt 1 ge⸗ 
hört, daß die Vertrauensmänner ſogar in einer Zahl 
von 56 in Vertrauensmännerverſammlungen anweſend 
eweſen ſind, ohne daß ſie Reiſekoſten liquidiert haben. 
uch die Mitglieder der Gebührenkommiſſion, die 
damals in Danzig eingeſetzt wurde, haben keine 
Koſten bekommen. Wir brauchen daher jetzt nicht einen 
Beſchluß zu faſſen, daß ſolche Koſten zu erſtatten 
ſind. Wir können doch erwarten, daß die Vertreter— 
verſammlung vollzählig beſetzt ſein wird, auch ohne 
daß Reiſeloſten bewilligt werden. Stellt ſich heraus, 
daß eine Vertreterverſammlung nicht geſchaffen werden 
kann, ohne daß Koſten bewilligt werden, ſo haben wir 
jederzeit die Möglichkeit, einen Beſchluß zu faſſen, daß 
Koſten gezahlt werden. Ich bitte Sie, meinen 
Antrag anzunehmen; es handelt ſich da um die 
Ausübung eines Ehrenamtes. 


(Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen.) 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗ 
Berlin: Meine Herren, ich werde ganz kurz auf die 
verſchiedenen Anträge erwidern. 

Den Antrag Roſe bitte ich Sie abzulehnen; er 
iſt bereits in der Kommiſſion abgelehnt worden und 
muß jetzt um ſo mehr abgelehnt werden, als inzwiſchen 
eine Abänderung des Statuts durch die Kommiſſion 
beſchloſſen worden iſt. Früher nämlich war nicht der 
Vorbehalt einer Stelle im Vorſtande für einen Amts⸗ 
gerichtsanwalt ausdrücklich vorgeſehen. Inzwiſchen hat 
aber die Kommiſſion im Intereſſe der grundſätzlichen 
Einigung, und um den Beſtrebungen der Kollegen vom 
Amtsgerichte entgegenzukommen, beſchloſſen, einem 


Amtsgerichtskollegen eine Stelle im Vorſtande zu 
reſervieren. Da der Vorſtand zugleich Mitglied der 
Vertreterverſammlung iſt, ſo ſind die Amtsgerichts⸗ 
anwälte ohne weiteres durch ein Mitglied vertreten. 
Im übrigen bewundere ich die Ausführungen des 
Herrn Kollegen Roſe nach einer anderen Seite. 
Früher hieß es, wenn es ſich um die Frage handelte, 
ob die Kollegen vom Amtsgericht beim Landgericht zu⸗ 
zulaſſen ſind, daß die Verbindungen ſo gut ſind, daß 
die Amtsgerichtsanwälte beim Landgericht zugelaſſen 
werden müſſen. Heute ſcheinen die Verbindungen nach 
der Richtung etwas verſchneit zu ſein. 


(Große Heiterkeit.) 


Dann komme ich zu den Anträgen des Vorſtandes. 
Ich bitte Sie, nicht darauf einzugehen, grundſätzlich 
die Oberlandesgerichtsbezirke als Wahlbezirke zu 
nehmen. Aus folgendem Grunde: Wenn wir die 
Oberlandesgerichtsbezirke als Wahlbezirke nehmen, ſo 
— ſtellen Sie ſich das vor — ſo ſollen die Kollegen 
zuſammenkommen bloß zu dem Zweck, um einen Vertreter 
zu wählen. Dann kommt überhaupt niemand, dann 
haben wir von vornherein eine vollkommen leere inhalt⸗ 
loſe Organiſation, die uns nicht das erſetzt, was wir 
haben wollen. Wir wollen da, wo etwas kollegiales 
Leben pulſiert, es auch pflegen 


(ſehr richtig!) 


und nicht mit Dingen anfangen, die höchſtwahrſcheinlich 
nie zu Leben kommen. Darum müſſen wir grund⸗ 
ſätzlich vom Landgericht ausgehen. Wir können natürlich 
die kleineren und kleinſten Landgerichte nicht im einzeln, 
ſondern nur derart berückſichtigen, daß wir ſie im 
Zuſammenhang zu einem Wahlbezirk konſtruieren. 
Aus demſelben Grunde bitte ich den Eventualantrag 
abzulehnen, der dahin geht, ſtatt 50 Vereinsmitglieder 
60 zu ſetzen. Wie Herr Kollege Wehrmann aus⸗ 
gerechnet hat, haben wir nur 22 Landgerichte, welche 
in Betracht kommen würden; dadurch würde uns eine 
große Anzahl von Landgerichten entgehen, auf deren 

itwirkung wir angewieſen ſind. Dazu kommt, daß, 
wenn wir die Zahl 60 ſetzen, dann der Antrieb erheblich 
vermindert wird, Mitglieder für unſeren Verein zu 
werben; denn da, wo nur einige zur Zahl 50 fehlen, 
werden die Mitglieder die fehlende Anzahl ſchnell be⸗ 
wegen, unſerem Vereine beizutreten. Dadurch würde 
ſich auch wohl die Zahl der Vertreter etwas vergrößern, 
aber der Nachteil ſolcher Vergrößerung ſteht in keinem 
Verhältnis zu den Vorteilen, die wir haben, wenn die 
Zahl der Vereinsmitglieder ſich vermehrt. 

Nun zu den Anträgen des Herrn Kollegen Wreſchner. 
Den Antrag zu Abſ. 4 des $ 11, der ftatt 300 Vereins⸗ 
mitglieder 100 ſetzen will, bitte ich abzulehnen. Wir 
dürfen uns nicht auf den Standpunkt einer politiſchen 
Wahleinrichtung ſtellen; es handelt ſich nicht um poli- 
tiſche Machtfragen, nicht um Gegenſätze, die Gott ſei 
Dank! nur in den wenigſten Fällen vorhanden ſind. 
Ich gebe zu, daß ſich Gegenſätze herausbilden können, 
aber wir können nur mit normalen Fällen rechnen 
und nicht auf etwa vorkommende Differenzen hin unſere 
Organiſation zu einer ſchwerfälligen und deshalb von 
vornherein verſagenden machen. Ich bitte, es bei den 
Zahlen, wie ſie der Entwurf vorſchlägt, zu belaſſen. 

Und damit keine Unklarheit herrſcht, möchte ich 
darauf aufmerkſam machen, daß in 8 11 nach dem 


38. Jahrgang. 


letzten Antrag der Kommiſſion die Faſſung die iſt, 
wie ſie auf Seite 3 des Heftchens enthalten iſt, wo 
es heißt: 
Alle Landgerichtsbezirke eines Oberlandesgerichts— 
bezirks mit weniger als 50 Vereinsmitgliedern 
bilden einen Wahlbezirk, wenn ſie zuſammen die 
Zahl von 50 Vereinsmitgliedern umfaſſen — 
und nicht die Faſſung: 
Landgerichtsbezirke, in denen weniger als 50 Ber: 
einsmitglieder wohnen, ſind zu einem Wahlbezirk 
durch den Vorſtand zu verbinden. 
Darüber wollen wir keine Unklarheit haben, daß dies 
die Beſtimmung iſt, wie ſie von der Kommiſſion vor⸗ 
geſchlagen iſt. 

Ich komme zum zweiten Antrage des Herrn 
Kollegen Wreſchner. Meine Herren, das Statut 
ſagt über die Honorierung der Vertreter gar nichts, 
und ich möchte Sie bitten, es dabei zu belaſſen. 
Eine ſolche negative Beſtimmung, wie ſie Herr Kollege 
Wreſchner will, wirkt ganz anders, als er es ſich 
überlegt hat. Es werden dann natürlich die an dem 
Orte oder in der Nähe Sitzenden kommen; dagegen die 
aus der Peripherie des Reiches, die 100 bis 200 M 
Koſten aufzuwenden haben, werden nicht erſcheinen. 
Außerdem empfiehlt ſich eine plutokratiſche Regelung als 
ſolche ſchon ganz und gar nicht. Ich würde daher 
bitten, es ſo zu belaſſen, wie es heute iſt. Ich nehme 
an, daß die Vertreter für die Aufwendungen, die ſie 
im allgemeinen Intereſſe machen, nach alter gut 
preußiſch⸗landrechtlicher Tradition ihre Entſchädigung 
bekommen. 


Abſtimmung. 

$ 11a einzufügen: 

Vereinigungen von Mitgliedern des Deutſchen 

Anwaltvereins können, auch ohne daß ſie auf 

örtliche Bezirke beſchränkt ſind, als beſondere 

Wahlkörper zugelaſſen werden, falls ihre Mit- 
gliederzahl mindeſtens 200 beträgt. 

Die Beſtimmung des $ 11 Abſ. 4 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung — 

wird mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Desgleichen der Antrag des Vorſtandes, die erſten 
ſechs Abſätze des § 11 durch folgende Beſtimmungen 
zu erſetzen: 

Die Vertreterverſammlung beſteht aus den 
Mitgliedern des Vorſtandes und Vertretern der 
im Bezirke der einzelnen Anwaltskammern 
wohnenden Mitglieder des Deutſchen Anwalt— 
vereins. 

Kammerbezirke mit weniger als 250 Mit⸗ 
gliedern wählen einen, ſolche mit 250 bis 500 Mit⸗ 
gliedern zwei, ſolche mit mehr als 500 drei Ver⸗ 
treter. ' 

Ebenſo werden die Eventualanträge des Vorſtandes 
zu § 11: 

ſtatt „50 Vereinsmitglieder“ zu ſetzen: 60 — 
und § 11 Abſ. 2 und 3 folgendermaßen zu faſſen: 
Jeder Landgerichtsbezirk, in dem mindeſtens 
60 Vereinsmitglieder wohnen, bildet einen Wahl— 
bezirk, jeder Reſt-Oberlandesgerichtsbezirk gleich— 
falls — 
abgelehnt. 


Der Antrag Roſe, einen neuen 
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Der Antrag des Berichterſtatters Juſtizrat 
Dr. Neumann-Berlin — (Seite 3 der Broſchüre): 
Alle Landgerichtsbezirke eines Oberlandesgerichts- 
bezirks mit weniger als 50 Vereinsmitgliedern 
bilden einen Wahlbezirk, wenn ſie zuſammen die 
Zahl von 50 Vereinsmitgliedern umfaſſen — 
wird mit großer Mehrheit angenommen. 
Der Antrag Wreſchner, den Abſ. 4 des $ 11 
zu faſſen: 
Wahlbezirke, in denen nicht mehr als 100 Vereins⸗ 
mitglieder wohnen, wählen einen Vertreter; 
Wahlbezirke, in denen mehr als 100 Vereins- 
mitglieder wohnen, wählen für je 100 Mitglieder 
einen weiteren Vertreter. Jedes angefangene 
Hundert wird für voll gerechnet — 
wird durch Probe und Gegenprobe abgelehnt. 


Desgleichen der Antrag Wreſchner in bezug auf 
die Vergütung, 
daß den Mitgliedern der Vertreterverſammlung 
aus der Kaſſe des Deutſchen Anwaltvereins 
Reiſekoſten uſw. nicht gewährt werden. 


Vorſitzender: Wir würden nunmehr zu dem 
Kapitel Vorſtand kommen. Ich bitte Herrn Kollegen 
Heiliger, die Anſicht des Vorſtandes hierüber vor- 
zutragen. 


Geheimer Juſtizrat Heiliger⸗Cöln: Meine Herren, 
ſachlich hat der Vorſtand bei dieſem Kapitel gegen den 
vorgelegten Entwurf keine Einwendungen zu machen; 
er iſt nur der Anſicht, daß im § 8 Abſ. 1 die 
gallung eine Verdeutlichung wünſchenswert macht. 

er § 8 ſollte folgendermaßen lauten: 
Der Vorſtand wird vom Anwaltstage gewählt. 
Er beſteht aus zwölf Mitgliedern. 
Jetzt kommt eine kleine redaktionelle Anderung: 
Von den zwölf Mitgliedern ſoll wenigſtens eins 
beim Reichsgericht, eins bei einem Landgericht, 
eins ausſchließlich nur bei einem Oberlandes- 
gericht, eins ausſchließlich nur bei einem Amts⸗ 
gericht zugelaſſen ſein. 
Die Differenz beſteht hauptſächlich in bezug auf den 
Landgerichtskollegen. Es gibt verhältnismäßig wenig 
Kollegen, die nicht außer beim Landgericht auch beim 
Amtsgericht zugelaſſen ſind, ſo daß der Ausdruck „nur 
beim Amtsgericht“ nicht das zu decken ſcheint, was 
beabſichtigt iſt. Sachlich hält ſich unſer Vorſchlag in 
übereinftimmung mit dem Entwurf. 

Dann haben wir zweitens den Wunſch, daß in 
8 9 ein proviſoriſches Kooptationsrecht dem Vorſtande 
eingeräumt wird, indem am Schluß folgender Abſatz. 
hinzugefügt wird: 

Bis zur dementſprechenden Erſatzwahl iſt der 
Vorſtand ſich durch Zuwahl ſelbſt zu ergänzen: 
berechtigt. 
Praktiſche Erwägungen haben nach unſeren Erfahrungen 
es nahegelegt, dieſen Vorſchlag Ihnen zu unterbreiten. 

Endlich hätte ich noch zu erwähnen, daß der Abſ. 2 
in $ 9 doch wohl nicht dahin gehört, ſondern wenn 
man ihn überhaupt aufnehmen will, unter die Ubergangs— 
beſtimmungen. Dieſer Abſatz enthält nur eine tranfis 
toriſche Beſtimmung, die hier zu ſtreichen iſt. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗ 
Berlin: Auf die Vorſchläge des Herrn Kollegen. 
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Heiliger habe ich zu erwidern, daß ich bezüglich des 
Abänderungsantrages zu $ 8 Abſ. 1 keine Bedenken 
abe. 

Was die Kooptationsfrage anlangt, ſo bitte ich die 
diesbezügliche Abänderung abzulehnen. Ich habe die 
Gründe ſchon ausgeführt: es wird durch die Kooptation 
tatſächlich dem Anwaltstage vorgegriffen. Wir brauchen 
die Kooptation um ſo weniger, als wir zwölf Mitglieder 
im Vorſtande haben, während wir urſprünglich in der 
Kommiſſion nur mit fünf auskommen wollten, aber 
aus Gründen des Entgegenkommens gegen den Vorſtand 
haben wir es dann bei zwölf gelaſſen. Dazu kommt, 
daß die Vertreterverſammlung noch da iſt; dieſe kann 
kooptieren, ja ſie kann, wenn es notwendig iſt, ohne 
daß ſie zuſammentritt, im Wege des ſchriftlichen Ver— 
fahrens nach $ 17 kooptieren, jo daß wir allen 
Eventualitäten vorgebeugt haben, wo Kooptation not⸗ 
wendig wäre, um die Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes 
aufrecht zu erhalten. 

Was die Umſtellung des Abſ. 2 des § 9 anlangt, 
ſo iſt dagegen nichts zu ſagen. Ich glaube aber, es 
wird ein Antrag kommen, wodurch die ganze Frage 
erledigt wird. 


Juſtizrat Schulze⸗Delitzſch: Meine ſehr geehrten 
Herren, der Antrag, den wir zu § 8 ſtellen, iſt ſehr 
einfach, kurz und auch mit wenigen Worten zu begründen. 
Der Entwurf verfolgt die Tendenz, daß in den Organen 
des Vereins möglichſt alle Kreiſe des großen Anwalt⸗ 
ſtandes mit Recht vertreten ſind. Davon ausgehend, 
hat er in $ 8 die Forderung aufgeſtellt, daß je ein 
Mitglied dem Oberlandesgericht, dem Landgericht und 
dem Amtsgericht angehören ſolle. Wir ſind der 
Meinung, daß es nicht der Gerechtigkeit entſpricht, 
daß ſowohl die Kollegen von den Land⸗ wie von den 
Amtsgerichten nur durch je ein Mitglied im Vorſtande 
vertreten ſind, ſondern durch je zwei. Wir glauben, 
daß die Land⸗ wie die Amtsgerichtsanwälte ihrer Zahl 
und Bedeutung nach auf je zwei Vertreter im Vorſtande 
Anſpruch haben. Meiner Anſicht nach iſt es niemals 
politiſch richtig, wenn man eine Richtung majoriſiert. 
Speziell was uns Amtsgerichtsanwälte anlangt, ſo 
haben Sie es durch Ihre große Überzahl in der Hand, 
dieſen Antrag abzulehnen. Ich würde Sie aber bitten, 
wenigſtens einer politiſchen Erwägung Rechnung zu 
tragen und zu bedenken, daß immer die Unterdrückung 
einer Minderheit, und einer derartig ſtarken Minderheit, 
wie die Amtsgerichtsanwälte find, ſei es im Staats-, 
Städte⸗ oder Vereinsleben ſtets zu Friktionen geführt 
hat, und nach meiner Anſicht dürfte unſer Anwaltſtand 
nicht mehr in der Lage ſein, ſich den Luxus von 
Friktionen zu geſtatten. 

Meine Herren, mein Antrag wird auch den Herren 
an den Kollegialgerichten deshalb gerecht erſcheinen, 
weil die Vertreterverſammlung, die nach dem Statut 
eingeführt werden ſoll, für uns ſehr wenig Chancen 
bietet. Die Frage, ob wir in die Vertreterverſammlung 
hineinkommen oder nicht, hat mit der Reiſe nach dem 
Landgerichtsort nichts zu tun; denn wenn wir auch 
ſämtlich nach dem Landgericht hinführen, ſo würden 
wir doch in den meiſten Fällen von den Kollegen am 
Landgericht überſtimmt werden. Wir haben die 
Berechnung aufgeſtellt, daß, wenn der Entwurf Geſetz 
wird, wir drei Vertreter unter den 60 in der Vertreter— 
verſammlung nur haben. Das iſt für den Stand der 
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Amtsgerichtsanwälte, deren Zahl zirka 2000 beträgt, 
doch viel zu wenig. Ich bitte Sie alſo, unſeren An⸗ 
trag zu unterſtützen und dafür zu ſtimmen, daß wir 
zwei Vertreter in den Vorſtand bekommen. Das iſt 
nicht nur eine Forderung der Gerechtigkeit, ſondern 
auch aus praktiſchen Gründen zu empfehlen. Die 
Vorſtandsmitglieder wohnen nicht an einem Ort, ſie 
kommen von weit her. Es iſt leicht möglich, daß für 
uns Amtsgerichtsanwälte eine außerordentlich wichtige 
Frage zur Verhandlung kommt, und daß das einzige 
Mitglied, welches im Vorſtande iſt, vielleicht beruflich 
oder durch Krankheit verhindert iſt. Dann ſind wir 
ohne Vertretung in dem Vorſtande. 


Vorſitzender: Ich muß den Herrn Redner darauf 
aufmerkſam machen, daß ſeine Redezeit abgelaufen iſt. 


Juſtizrat Schulze⸗Delitzſch: Dann will ich ſchließen. 
ch bitte Sie unſeren Antrag anzunehmen; ſorgen 
ie dafür, indem Sie uns eine einigermaßen gerechte 

Vertretung im Vorſtande verſchaffen helfen, daß wir 
tatkräftig an dem Wohlergehen unſeres Anwaltſtandes 
mitarbeiten können. 


Unſer 1 lautet: 

Der Anwaltstag wolle beſchließen, dem $ 8 Abſ.1 

des Statuts folgende Faſſung zu geben: 
Der Vorſtand wird vom Anwaltstage gewählt. 
Er beſteht aus zwölf Mitgliedern. Die beim 
Reichsgericht und die bei den Oberlandes⸗ 
gerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte ſollen 
mindeſtens durch je ein Mitglied, die bei den 
Landgerichten und den Amtsgerichten zuge⸗ 
laſſenen Rechtsanwälte mindeſtens durch je 
zwei Mitglieder im Vorſtande vertreten ſein. 


Rechtsanwalt Kloeppel⸗Dresden⸗Blaſewitz: Meine 
Herren, ich bin nach wie vor prinzipieller Gegner des 
Statutenentwurfs, wie er Ihnen heute als Entwurf 
der Kommiſſion vorliegt, vor allen Dingen in der einen 
Richtung, als mir ſcheint, daß der Vorſtand ebenſo 
wie die Vertreterverſammlung an Zahl zu ſtark be— 
meſſen iſt. Ich bin der Meinung, daß ein Vorſtand 
von fünf Mitgliedern, wie er von der Kommiſſion 
urſprünglich in Ausſicht genommen war, mehr leiſten 
wird als ein Vorſtand von zwölf Mitgliedern, weil 
ſich fünf Mitglieder beſſer zuſammen einarbeiten. Das 
Gleiche wäre bei der Vertreterverſammlung zu fagen; 
ich erkläre aber, daß ich für heute darauf verzichte, in 
dieſer Beziehung eine Anderung des vorliegenden Ent⸗ 
wurfs herbeizuführen. Ich beſcheide mich, daß wir die 
zwölf Mitglieder des Vorſtandes erhalten werden. 

Wenn ich nun dem Geſichtspunkte, aus dem heraus 
ich eine geringere Zahl wünſche, unter dieſen Umſtänden 
nach Möglichkeit Rechnung trage, ſo muß ich Ihnen 
den Wunſch ans Herz legen, daß wenigſtens die 
Vorſtandsmitglieder, die gewählt werden, ſo nahe wie 
möglich beieinander wohnen. Ich glaube, die Zahl 
der zwölf Mitglieder tut dann keinen Schaden, wenn 
wir uns entſchließen, ſolche Kollegen zu wählen, die 
in Leipzig oder nicht weit davon ab wohnen. 

(Zuruf: Dresden!) 


— Meine Herren, Sie haben Dresden erwähnt. 
Dresden liegt ſchon zu weit von Leipzig, ein Dresdner 
darf es nicht ſein. — Nach meiner Anſicht kommen 
nur Leipzig und Halle in Betracht; Dresden, nicht 
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Berlin darf eine Ausnahme bilden. Wir haben zwölf 
Mitgliederſtellen zu beſetzen, und es fragt ſich, was 
wir mit dieſer großen Zahl machen. Früher war die 
Zahl von zwölf Mitgliedern notwendig, um eine pa⸗ 
ritätiſche Vertretung aller Teile des Reiches zu haben. 
Die Parität, die darin liegt, wird aber bereits durch 
die Vertreterverſammlung gewährleiſtet, und wenn wir 
die Zahl der zwölf Mitglieder benützen, um eine 
paritätiſche Vertretung zu erzielen, ſo kann ſie nur 
den einen Wert haben, daß die verſchiedenen Zweige 
der Anwaltſchaft gleichmäßig Vertretung finden. Unter 
dieſem Geſichtspunkt befürworte ich den Antrag Roſe. 
Aber ſoweit nicht die Rückſicht für den Antrag 
Schulze reicht 

Zuruf: Antrag Roſeh, 
— ich glaube die beiden Herren ſind als identiſch zu 
behandeln — ſoweit alſo nicht die Rückſicht auf den 
Antrag Roſe reicht, möchte ich die Bitte ausſprechen: 
möglichſt Herren zu wählen, 
allernächſter Nähe von Leipzig wohnen. 100 Kilometer 
ſei die äußerſte Grenze, und Dresden liegt 120 Kilo⸗ 
meter von Leipzig entfernt. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal⸗München: Ich wende 
mich deshalb gegen den Antrag Schu lze⸗Delitzſch, weil 
ich in der Kommiſſion immer die Intereſſen der Amts⸗ 
gerichtsanwälte vertreten habe. ch war derjenige, 
der, wie mir die Herren, insbeſondere Herr Kollege 
Roſe, zugeben müſſen, immer energiſch dafür ein⸗ 
getreten iſt, daß die Beſtimmung in das Statut auf⸗ 
genommen wird, wonach jede Gruppe der deutſchen 
Anwälte in dem Vorſtand vertreten iſt. Aber der 
Appetit kommt mit dem Eſſen. Meines Erachtens iſt 
es vollkommen genügend, wenn ein Herr vorhanden ift. 
Wir haben es ja in der Hand, wenn gerade geeignete 
Herren da ſind, mehrere zu wählen. Aber warum 
denn zwingen? Wenn Herr Kollege Schulze-Delitzſch 
gejagt hat, wir haben keine Zeit und keine Ver⸗ 
anlaſſung, in unſerem deutſchen Anwaltsſtande Frik⸗ 
tionen zu erzeugen, fo bitte ich ihn, ſich an die Ver⸗ 
ſammlung ſeines eigenen Vereins zu wenden; denn die 
erſte und ſtärkſte Friktion hat dieſer Verein veranlaßt, 
und wir wollen hoffen, daß durch die neuen Statuten 
künftig ſolche Friktionen vermieden werden. 


Juſtizrat Heilberg⸗Breslau: Meine Herren, nur 
ein Wort, und leider wiederum gegen den Kollegen 
Kloeppel. Der Gedanke, vorzüglich Herren zu 
wählen, die in Leipzig oder in der Nähe wohnen, 
ſcheint mir der verfehlteſte zu ſein, den man in den 
Vordergrund ſtellen kann. 

(Sehr richtig!) ö 
Ich bin der Anſicht, daß alle Teile des Deutſchen 
Reiches mit möglichſter Gleichmäßigkeit im Vorſtande 
vertreten ſein müſſen. 

Im 89 iſt geſagt worden, daß bei der erſten Wahl 
ſechs Mitglieder des Vorſtandes nur auf zwei Jahre 
gewählt werden. Wenn wir heute nicht zur Wahl von 
zwölf, ſondern von vier Mitgliedern kommen, ſo iſt 
dieſer Antrag auf jeden Fall unausführbar. Aber 
wenn wir auch heute zwölf Herren wählen müſſen, ſo 
würde es das Wahlgeſchäft erſchweren, wenn wir ſechs 
Mitglieder auf zwei und ſechs auf vier Jahre wählen 
ſollen, und eine Reihe von Kollegen ſchlägt vor, an 
Stelle dieſes Paſſus zu ſetzen: 
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Von dem bei der erſten Wahl auf Grund dieſer 
Satzung beſtellten Vorſtand ſcheiden nach zwei 
Jahren 6 Mitglieder durch das Los aus. 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird an⸗ 
genommen. Der Berichterſtatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Aus der Mitte der Verſammlung wird der Antrag 
geſtellt, über die einzelnen Sätze des Antrages Schulze⸗ 
Delitzſch getrennt abzuſtimmen. 


Juſtizrat Schulze⸗Delitzſch: Ich würde meinen 
Antrag dahin modifizieren, daß ich den Satz 1 und 2 
weglaſſe, und bitten, den Satz 3 in der Faſſung, die 
ich beantragt habe, anzunehmen. 


Vorſitzender: Das formelle Bedenken erledigt ſich 
dadurch, daß ich die Abſicht habe, die Statuten, wie 
ſie vorgelegt ſind, nochmals zur Abſtimmung zu ſtellen. 

(Sehr richtig!) 


Abſtimmung. Der modifizierte Antrag Schulze- 
Delitzſch: 
Die beim Reichsgericht und die bei den Ober— 
landesgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte ſollen 
mindeſtens durch je ein Mitglied, die bei den 
Landgerichten und bei den Amtsgerichten zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwälte durch je zwei Mitglieder 
im Vorſtande vertreten ſein — 
wird gegen eine verſchwindende Minderheit abgelehnt. 


Der Antrag des Vorſtandes, in § 8 Abſ. 1 den 
dritten Satz folgendermaßen zu faſſen: 
Von den zwölf Mitgliedern ſoll wenigſtens eins 
beim Reichsgericht, eines beim Landgericht, eines 
ausſchließlich nur bei einem Oberlandesgericht, 
eines ausſchließlich nur bei einem Amtsgericht 
zugelaſſen ſein — 
wird mit großer Mehrheit angenommen. 

Der Antrag des Vorſtandes, in 8 9 hinzuzufügen: 
Bis zur dementſprechenden Erſatzwahl iſt der 
Vorſtand ſich durch Zuwahl ſelber zu ergänzen 
berechtigt — 

wird abgelehnt. 

Der Antrag Heilberg, Abſ. 3 des 89 ſoll lauten: 
Von dem bei der erſten Wahl auf Grund dieſer 
Satzung beſtellten Vorſtand ſcheiden nach zwei 
Jahren ſechs Mitglieder durch das Los aus — 

wird mit großer Mehrheit angenommen. Damit iſt 
der bisherige Abſ. 3 des § 9 geſtrichen. 

Der Antrag des Vorſtandes, den Abſ. 2 in 8 9 zu 

ſtreichen und unter die Übergangsbeſtimmungen zu 
ſetzen, wird angenommen. 


Ein ungenauntes Mitglied: Meine Herren 
Kollegen, es handelt ſich nur noch um eine Kleinig⸗ 
keit. Nach dem letzten Satz des 8 3 erliſcht die 
Mitgliedſchaft durch Ausſcheiden aus der Rechts⸗ 
anwaltſchaft. Hierbei wird nicht unterſchieden zwiſchen 
Mitgliedern, die freiwillig und ſolchen die unfreiwillig 
ausſcheiden. Ich halte es für eine Ungerechtigkeit, 
Mitgliedern, die freiwillig ausſcheiden, die Möglichkeit 
zu nehmen, Mitglied des Deutſchen Anwaltvereins zu 


bleiben. 
(Sehr richtig!) 
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Ich bin zu meinen Ausführungen veranlaßt durch ein 
diesbezügliches Schreiben eines Kollegen, der mir mit- 
teilte, daß er beabſichtige, in den Ruheſtand zu treten, 
und Gewicht darauf legt, Mitglied des Vereins zu 
bleiben. Ich nehme an, daß bedeutende Kollegen 
unſeres Standes, die literariſche Berühmtheiten ſind, 
nicht mehr die Unbequemlichkeiten eines Bureaus haben 
wollen und den Dienſt quittieren. Soll man dieſen 
die Möglichkeit nehmen, unſerem Stande weiter an⸗ 
zugehören? Ich bitte daher, den letzten Satz des § 3 
zu ſtreichen und ſtatt deſſen den früheren letzten Abſatz 
des 8 2 anzunehmen: „Die Mitgliedſchaft erliſcht 
durch Tod, durch Ausſchluß aus der Rechtsanwaltſchaft, 
freiwillige ſchriftliche Austrittserklärung und Ver⸗ 
weigerung des Jahresbeitrages.“ 

Ich werde den Antrag ſofort ſchriftlich formulieren. 


Vorſitzender: Dieſe Faſſung iſt dadurch veranlaßt, 
daß es eine ganze Anzahl von Herren gibt, die früher 
Mitglieder des Anwaltvereins waren und dann in das 
Ausland verzogen ſind. Es gibt außerdem aber auch 
eine Anzahl Herren, die aus der Anwaltſchaft aus⸗ 
ſcheiden, indem ſie in induſtrielle Berufe gegangen 
oder Richter geworden ſind. Auf dieſe Weiſe iſt eine 
Brobe Anzahl von Exemplaren der „Juriſtiſchen Wochen⸗ 
chrift“ für ein billiges Geld an Leute verabfolgt worden, 
die für den Verein kein Intereſſe mehr haben. Großen 
Wert legen wir aber auf dieſe Faſſung nicht; wir 
haben nur die Meinung gehabt, daß viele Leute nur 
deswegen bei dem Verein bleiben wollen, um für 
billiges Geld in den Beſitz der „Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift“ zu gelangen. 


Juſtizrat Dr. J. Stranz⸗Berlin: Ich möchte nur 
eine kurze Erklärung zu $ 14 Abſ. 2 abgeben. Es 
heißt dort: 

Der Vorſtand iſt verpflichtet, eine außerordent⸗ 
liche Vertreterverſammlung einzuberufen, wenn 
mindeſtens ein Drittel der Mitglieder dies unter 
Angabe der Tagesordnung beantragt. | 
Ich meine, es muß ftatt „ein Drittel der Mitglieder“ 
heißen: „ein Drittel der Vertreter“. 


Vorſitzender: Meine Herren, zunächſt ſind wir 
noch bei dem Antrag zu $ 3, in dem letzten Satze das 
Wort „Ausſcheiden“ durch „Ausſchluß“ zu erſetzen. 


Dr. Friedrichs⸗Düſſeldorf: Meine Herren Kollegen, 
ich möchte Sie dringend bitten, dieſem Antrag ſtatt⸗ 
zugeben und das Wort „Ausſcheiden“ durch „Aus⸗ 
ſchluß“ zu erſetzen. Ich bin drei Jahre gelöſcht 
geweſen, um einem induſtriellen Unternehmen an⸗ 
zugehören, und ich würde es für meine äußere 
Stellung ganz außerordentlich wohltuend empfunden 
haben, wenn ich hätte Mitglied des Anwaltvereins 
bleiben können. Ich habe auch damals den Kollegen 
angeſehen, daß es ihnen auch bequemer geweſen wäre, 
mich nicht nur aus Höflichkeit während dieſer Zeit 
mit „Herr Kollege“ anzureden, ſondern wenn auch 
ein innerer Zuſammenhang ſie dazu berechtigt hätte. Ich 
glaube, es iſt eine ganze Reihe von Männern, die 
wir als Kollegen betrachten, wenigſtens im Anwalt— 
verein als zu uns gehörig anſehen können. 


Rechtsanwalt Dr. Böckel-Jena: Der angemeldete 
Antrag hat mir im Grunde den Antrag vorweg— 


genommen, den ich ſtellen wollte, bloß in anderer 
Formulierung. Ich habe jedoch Bedenken gegen die 
in ſeinem Vorſchlag gegebene Beſchränkung auf den 
15 des „Ausſchluſſes“, denn wir haben ein großes 

ntereſſe, zu verhindern, daß Mitglieder, die unmittel⸗ 
bar vor dem Ausſchluß ſtehen, ſich löſchen laſſen und 
dann doch unſerem Verein noch angehören. Anderer⸗ 


ſeits haben wir das ideale Intereſſe, daß insbeſondere 


ältere Kollegen, die aus Geſundheitsrückſichten oder aus 
ähnlichen Gründen ſich löſchen laſſen, aber mit ihrem 
ganzen 
fahrungen erhalten bleiben. Wir haben auch das 
weitere Intereſſe, daß Kollegen, die in induſtrielle 
Betriebe, zu Banken uſw., ferner in die akademiſche 
Laufbahn übergehen, noch weiter zu uns gehören. Um 
5 A billiger die „Juriſtiſche Wochenſchrift“ zu be 
kommen, wird keiner daran denken, bei uns zu bleiben, 
ſondern nur aus dem Gefühl der inneren Zugehörigkeit. 
(Sehr richtig!) 
Mein Antrag geht dahin: 
Im Falle des Ausſcheidens aus der Rechts⸗ 
anwaltſchaft beſteht die Mitgliedſchaft auf Antrag 
fort, wenn die Löſchung nicht während eines 
gegen das Mitglied anhängigen ehrengerichtlichen 
Verfahrens erfolgt iſt, das nach Anſicht des 
Vorſtandes (Burufe) 


— über den Relativſatz wird ſich ftreiten laſſen — 
des Deutſchen Anwaltvereins das Mitglied den 
en aus der Rechtsanwaltſchaft befürchten 
ieß. 


Vorſitzender: Der Antrag Böckel, der mir ſoeben 
überreicht wird, trägt nicht 15 Unterſchriften: ich kann 
ihn deshalb nicht zur Abſtimmung bringen. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumann: 
Berlin: Ich würde doch bitten, der Anregung des Herrn 
Kollegen Böckel Rechnung zu tragen durch Kombination 
der beiden vorliegenden Anträge. Es iſt bei der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift vorgekommen, daß ein Kollege irgendwo 
im Auslande war, vom Auslande aus annonciert 
hat, er empfehle ſich als Rechtsanwalt, und darunter 
geſchrieben hat: Mitglied des Deutſchen Anwaltvereins. 
Die Annonce iſt ja beanſtandet worden. Es iſt aber 
eine unangenehme Sache, daß wir jemanden nicht aus⸗ 
ſchließen können, wenn wir an ſich Grund haben, ihn los 
ſein zu wollen. Ich würde ſagen: daß diejenigen, 
welche aus der Rechtsanwaltſchaft freiwillig aus⸗ 
geſchieden ſind, Mitglied bleiben können, ſolange vom 
Vorſtande kein Bedenken dagegen erhoben wird. Alſo 
mit dieſer Generalklauſel. 


(Sehr gut!) 


Abſtimmung. Der Antrag des Juſtizrats Dr. Hugo 
Neumann-Berlin zu $ 3, daß das Ausſcheiden aus 
der Rechtsanwaltſchaft noch nicht das Ausſcheiden aus 
dem Anwaltſtande zur Folge hat, wenn vom Vorſtande 
keine Bedenken dagegen erhoben werden, — wird ein⸗ 
ſtimmig angenommen. Damit iſt der andere Antrag 
erledigt. 


Vorſitzender: Wir würden nunmehr zu der von 
Herrn Kollegen Stranz gegebenen Anregung zu 
§ 14 Abſ. 2 kommen. 


Herzen zu uns gehören, uns mit ihren Er⸗ 
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Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumann- 
Berlin: Herr Kollege Stranz, der mir ſeine dies— 
bezüglichen Bedenken mitgeteilt hat, will nur einſchalten 
ſtatt „ein Drittel der Mitglieder“ „ein Drittel der 
Vertreter“. Ich ſtelle anheim, dieſen Antrag abzulehnen; 
warum ſoll nicht etwa eine Minorität der Vorſtands⸗ 
mitglieder auf die Herbeiführung einer außerordentlichen 
Vertreterverſammlung hinwirken können? 


Abſtimmung. Der Antrag des Jiuſtizrats 
Dr. Stranz-Berlin, in $ 14 Abſ. 2 ſtatt „ein Drittel 
der Mitglieder“ zu ſetzen „ein Drittel der Vertreter“, 
wird durch Probe und Gegenprobe angenommen. 


Juſtizrat Behrendt⸗ Danzig: Meine Herren, das 
Statut enthält nicht die geringſte Beſtimmung über 
das Verhältnis der Delegierten zu ihrem Bezirk. 
Ich halte das für einen großen Fehler. Wir werden 
unſere Vertreter wählen, aber ſtatutariſch feſtgelegte 
Beſtimmungen find nicht da. Es hat mich außer— 
ordentlich ſympathiſch berührt, von Herrn Geheimrat 
Heiliger aus Köln zu hören, daß urſprünglich eine 
derartige Feſtlegung des Verhältniſſes intendiert war. 
Der Vorſtand hatte in ſeinem urſprünglichen Entwurf 
eine Beſtimmung folgenden Inhalts vorgeſehen: 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes haben als 
Vertrauensmänner den Verkehr des Vorſtandes 
mit den Mitgliedern des Bezirks zu vermitteln. 
Sie haben das Recht, die Vereinsmitglieder ihres 
Bezirks zu Verſammlungen zu berufen, um An⸗ 
gelegenheiten des Vereins zu beraten und darüber 
zu beſchließen, und haben die Beſchlüſſe der 
Bezirksverſammlungen, und was ihnen ſonſt von 
Anregungen aus dem Kreiſe der Vereinsmitglieder 
dazu geeignet erſcheint, zur Kenntnis des Vor⸗ 
ſtandes zu bringen. Sie werden vom Vorſtande 
über alle wichtigen Vorkommniſſe in den An⸗ 
gelegenheiten des Vereins unterrichtet. 

Die Bezirksverſammlungen ſollen mindeſtens 
alljährlich ſtattfinden. . 

Ich ſchlage Ihnen vor, das Statut durch die Auf⸗ 
nahme dieſer Beſtimmung zu $ 16 zu ergänzen. Das 
wird für alle Kollegen, die als Delegierte zu wirken 
haben, von der grö Bedeutung ſein. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗ 
Berlin: Gegen dieſe Anregung iſt natürlich nichts 90 
ſagen. Wenn irgendwelche Bedenken dagegen nicht 
vorhanden ſind, würde ich bitten, dieſer Anregung 
Folge zu geben. 

Abſtimmung. Der Antrag Behrendt⸗Danzig zu 
8 16 wird nach Probe und Gegenprobe abgelehnt. 

Der Kommiſſionsentwurf mit den beſchloſſenen Ab⸗ 
änderungen wird einſtimmig unter großem Beifall der 
Verſammlung en bloc angenommen. 

Punkt 6 der Tagesordnung: 

Bedarf das Verhältnis zwiſchen Rechts⸗ 
anwalt und Auftraggeber einer geſetz— 
lichen Regelung und welcher? 
und Punkt 9 der Tagesordnung: 
Reviſion des §8 90 RAO. (Zuſammen⸗ 
ſetzung des Ehrengerichtshofes) — 
werden von der Tagesordnung abgeſetzt. 
(Pauſe von 1 Uhr 15 Minuten bis 1 Uhr 40 Minuten.) 
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Vorſitzender: Meine Herren, es haben ſich Zweifel 
ergeben aus folgendem Verhältnis. Die Übergangs⸗ 
Feen in dem beſchloſſenen Statut lautet: „Die 
Satzung tritt mit der Annahme in Kraft.“ Nach 
§ 71 BGB. treten Statutenabänderungen erft in Kraft 
mit der Eintragung. Nun hatte der Vorſtand früher 
bei der Kommiſſion einen anderen Antrag als bevor⸗ 
ſtehend angekündigt, wonach wir das ſtreichen wollten, 
weil wir dieſe Beſtimmung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
im Auge hatten. Wir ſind aber nachher der Meinung 
geweſen, daß wir es ſo ſtehen laſſen könnten. Nun 
iſt aber Zweifel erhoben worden, ob der Regiſterrichter 
nicht Schwierigkeiten machen könnte. Deshalb möchte 
ich gern, daß wir ausdrücklich darüber Beſchluß faſſen, 
daß durch Schlußabſtimmung die Worte geſtrichen 
werden: „Die Satzung tritt in Kraft mit der An⸗ 
nahme.“ 


Rechtsanwalt Dr. Brückmann ⸗Berlin: Ich habe 
den Auftrag, namens einiger Kollegen, mit denen ich 
geſprochen habe, und im eigenen Namen zu erklären, 
daß wir von Anfang an davon ausgegangen ſind, daß 
eine Neuwahl des geſamten Vorſtandes erforderlich iſt. 


Vorſitzender: Ich habe jetzt zur Diskuſſion geſtellt 
die Frage, ob die Übergangsbeſtimmungen dahin inter: 
pretiert werden ſollen, daß die Satzungen erſt in Kraft 
treten ſollen mit der Eintragung. 


Rechtsanwalt Dr. Brückmaun⸗ Berlin: Ich kann 
da einen Unterſchied mit der Erklärung, die ich eben 
begonnen habe, nicht erkennen, werde mich aber enger 
an die Frageſtellung halten. Ich bin der Anſicht, daß 
8 25 mit der en bloc-Annahme für uns eigentlich erledigt 
iſt, und damit auch dieſe Frage vollſtändig aus der 
Diskuſſion ausſcheidet. Ich bin der Anſicht — um auf 
die Bedenken des Herrn Vorſitzenden weiter eingehen 
zu können —, daß der Regiſterrichter unmöglich eine 
Wahl als eine Erſatzwahl auf Grund der alten 
Statuten akzeptieren kann, während wir heute neue 
Statuten beſchloſſen haben. 


(Rufe: Zur Sache!) 


Vorſitzender: Wir haben einſtweilen nur darüber 
zu ſprechen, ob wir jetzt die Übergangsbeſtimmungen 
annehmen. ö 


Rechtsanwalt Dr. Brückmann⸗Berlin: Dann ver⸗ 
zichte ich auf weitere Ausführungen. 


Abſtimmung. Die Abänderung des Statuts dahin, 
daß die Satzung erſt mit dem Augenblick der Ein⸗ 
tragung in Kraft tritt, wird mit he Mehrheit an⸗ 
genommen. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal⸗München: Ich möchte 
vorſichtshalber anregen, daß nochmals die Statuten 
mit dieſer Anderung en bloc angenommen werden. 


Abſtimmung. Die Statuten werden mit der ſo⸗ 
eben beſchloſſenen Abänderung, 
daß die Satzung erſt mit dem Augenblick der 
Eintragung in Kraft tritt, — 
en bloc angenommen. 
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Vorſitzender: Nunmehr würden wir zu Punkt 2 
der Tagesordnung: 

Neuwahl von vier Vorſtandsmitgliedern — 
es ſcheiden außer dem verſtorbenen Geheimen 
Juſtizrat Gebhart bzw. des an ſeiner 
Stelle vom Vorſtande kooptierten Kollegen 
Bräutigam aus die Herren Geheimer Juſtiz⸗ 
rat Crull, Geheimer Juſtizrat Dr. Deiß, 
Geheimer Juſtizrat Schmidtmüller — 

im Zuſammenhang mit Nr. 4: 

die durch etwaige Satzungsänderungen be⸗ 

dingte Neuwahl des Vorſtandes — 

kommen. 


Ich darf bemerken, daß der Vorſtand auf dem 
Standpunkt ſteht, daß durch Satzungsänderungen des 
Vereins der Vorſtand als ſolcher nicht beſeitigt iſt, und 
der Vorſtand keine Veranlaſſung hat, bei der jetzigen 
Sachlage zurückzutreten. 


(Bravo!) 


Wir find alfo der Meinung, daß die Wahlen in 
Gemäßheit der Tagesordnung nach dem alten Statut, 
das zurzeit noch gilt, vorgenommen werden. 


(Sehr richtig!) 


Ich darf darauf aufmerkſam machen, daß es ſich 
um die Wahl von fünf Herren handelt. Es ſcheiden 
aus die Herren Kollegen Bräutigam, Geheimer 
Juſtizrat Crull, Geheimer Juſtizrat Dr. Deiß und 
Geheimer Juſtizrat Schmidtmüller: dann ſcheidet 
aus infolge ſeiner Erklärung der Herr Kollege Krauſe 
in Berlin. 

Ich möchte Sie ferner bei der Wahl bitten, Rück⸗ 
ſicht darauf zu nehmen, daß, wenn der Vorſitzende des 
Vereins in Leipzig iſt, es dann unbedingt notwendig 
iſt, daß der Schriftführer auch in Leipzig wohnt, weil 
ohne enge Kommunikation zwiſchen Vorſitzenden und 
Schriftführer eine Leitung des Vereins nicht möglich iſt. 


Juſtizrat Dr. Hugo Neumann⸗Berlin (perſönliche 
Bemerkung): Unter den hier kurſierenden Stimmzetteln 
befindet ſich einer, auf den mein Name geſetzt iſt. Ich 
konſtatiere, daß das gegen meinen ausdrücklichen Wunſch 
und Willen geſchehen iſt. Ich bitte Sie, von meiner 
Wahl abzuſehen, da ich entſchloſſen bin, ſie unter keinen 
Umſtänden anzunehmen. 


Vorſitzender: Meine Herren, ich nehme an, daß 
an eine Akklamationswahl nicht zu denken iſt, daß 
wir alſo mittels Stimmzetteln wählen müſſen. Da 
bitte ich die Herren Kollegen, in das andere Zimmer 
zu gehen und durch dieſe Tür hier wieder herein⸗ 


M17. 1909. 


zukommen. Das wird die Abgabe der Stimmzettel 
weſentlich erleichtern. 


(Zuruf: Welche Herren bleiben im Vorſtande?) 


Es bleiben im Vorſtande: meine Wenigkeit, Juſtizrat 
Eckert⸗München, Geheimer Juſtizrat Heiliger⸗Köln, 
Juſtizrat Dr. Langbein-Leipzig, Juſtizrat Dr. Eugen 
Fuchs⸗Berlin, Geheimer Juſtizrat Lewald⸗Leipzig 
und Juſtizrat Schall-Leipzig. 

(Zuruf: Alſo vier Leipziger bleiben!) 


Ich mache noch einmal darauf aufmerkſam, daß die 
Wahlen noch nach dem alten Statut erfolgen, und ein 
Amtsgerichtsanwalt gewählt werden muß. 


(Lebhafte Zurufe: Soll!) 
Jedenfalls bitte ich, Ihre Wahlen ſo einzurichten, daß 
Sie darauf Rückſicht nehmen. 
(Die Abgabe der Stimmzettel erfolgt.) 


Meine Herren ich frage, ob alle Stimmzettel ab⸗ 
gegeben ſind. Wenn das nicht der Fall iſt, bitte ich, 


das jetzt zu tun. 
(Pauſe.) 


Meine Herren, es ſind 209 Stimmzettel abgegeben 
worden. Ich werde die einzelnen Stimmzettel ver⸗ 
leſen; die Herren Schriftführer werden das Protokoll 
führen. Vielleicht hat der eine oder der andere der 
Herren die Güte, eine Nebenliſte zu führen. 


(Die Verleſung der Stimmzettel erfolgt.) 


Meine Herren, das Reſultat der Wahlen iſt 
folgendes: Es haben von den abgegebenen 209 Stimm⸗ 
zetteln die folgenden fünf Herren die meiſten Stimmen 
erhalten: 


Kollege Hachenburg. 173 
„ Roſe 140 
„Soldan 98 
Druckeeee 89 
„ HBeilberg....... 66 


(Bravo!) 
Dieſe Herren find ſomit in den Vorſtand gewählt. 


Damit wäre die heutige Tagesordnung erſchöpft. 
Ehe wir aber auseinander gehen, möchte ich den Herren 
Referenten für ihre fleißige Arbeit herzlichen Dank 
ausſprechen, und ebenſo danke ich den Herren, die 
die Amter im Bureau übernommen haben, dem Herrn 
ftellvertretenden Vorſitzenden und den Herren Schrift- 
führern. s 

Damit ſchließe ich den XIX. Deutſchen Anwaltstag. 


(Schluß der Sitzung gegen 3½ Uhr.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Verlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Vereins nachrichten. 


Ein außerordentlicher Anwaltstag (Mitglieder- 
verſammlung) wird auf 


Sonntag, den 21. November 1909, vormittags 11 Uhr 
nach Leipzig berufen. 


Verſammlungsort: Großer Feſtſaal des Centraltheaters 
(Eingang Gottſchedſtraße). 


Tagesordnung: 
Neuwahl des Vorſtandes. 


Leipzig, den 7. Oktober 1909. 


Der vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Dr. Erythropel, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


In der am 10. September 1909 ſtattgehabten Mitglieder⸗ 
verſammlung (Anwaltstag) ſind für die durch Los aus— 
geſchiedenen Vorſtandsmitglieder Herren 

Rechtsanwalt Bräutigam in Nürnberg, 
Geheimen Juſtizrat Crull in Roſtock, 
Geheimen Juſtizrat Dr. Deiß in Leipzig, 
Geheimen Juſtizrat Schmidtmüller in Colmar 
und den infolge Amtsniederlegung ausgeſchiedenen 
Herrn Geheimen Juſtizrat Dr. Paul Krauſe in Berlin 
die Herren: 
Rechtsanwalt Dr. Hachenburg in Mannheim, 
Rechtsanwalt Roſe in Harburg, 
Rechtsanwalt Soldan in Mainz, 
Rechtsanwalt Dr. Martin Drucker in. Leipzig, 
Juſtizrat Heilberg in Breslau 
gewählt worden. 
In der Vorſtandsſitzung vom 26. September 1909 wurde 
Herr Geheimer Juſtizrat Dr. Erythropel in Leipzig, 
zum Vorſitzenden, 
Herr Juſtizrat Carl Eckert in München, zum ſtell— 
vertretenden Vorſitzenden, 
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Herr Rechtsanwalt Dr. Martin Drucker in Leipzig, 
zum Schriftführer und 

Herr Juſtizrat Dr. Oskar Langbein in Leipzig, zum 
ſtellvertretenden Schriftführer 

erwählt. 
Der Vorſtand ſetzt ſich nunmehr wie folgt zuſammen: 

1. Geheimer Juſtizrat Dr. Erythropel, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, 

2. Juſtizrat Carl Eckert, Rechtsanwalt beim Oberſten 
Landesgericht, Oberlandesgericht und den Landgerichten 
München I und II, ſtellvertretender Vorſitzender, 

3. Dr. Martin Drucker, Rechtsanwalt beim Landgericht 
zu Leipzig, Schriftführer, 

4. Juſtizrat Dr. Oskar Langbein, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Leipzig, ſtellvertretender Schriftführer, 

5. Geheimer Juſtizrat Lewald, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, 

6. Juſtizrat Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, 

7. Geheimer Juſtizrat Arthur Heiliger, Rechtsanwalt 
beim Oberlandesgericht zu Cöln, 

8. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Rechtsanwalt beim 
Kammergericht zu Berlin, 

9. Dr. Hachenburg, Rechtsanwalt beim Landgericht 
zu Mannheim, 

10. Roſe, Rechtsanwalt beim Amtsgericht zu Harburg 
(Elbe), 

11. Hans Soldan, Rechtsanwalt beim Landgericht zu 
Mainz, 

12. Juſtizrat Heilberg, Rechtsanwalt beim Oberlandes— 
gericht zu Breslau. 


Die Herren Vereinsmitglieder, welche mit der Zahlung 
des Jahresbeitrages im Rückſtande ſind, werden um Ein⸗ 
ſendung des Betrages von 15 & gebeten. Am 1. November 
1909 ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme 
erhoben werden. 

Leipzig, Ritterſtraße 1, den 6. Oktober 1909. 


Dr. M. Drucer, Rechtsanwalt, Schriftführer, 
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Der Terminkalender für 1910 kommt Ende Oktober d. J. 
zur Berfendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene Exemplare 
find umgehend unter Einſeundung von 0,60 & in Brief⸗ 
marken au das Burean des Deutſchen Anwaltvereins 
in Leipzig, Schreberſtraße 3 I, zu bewirken. 

Leipzig, den 6. Oktober 1909. 


Dr. M. Drucker, Rechtsanwalt, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Der am 19. April 1909 verſtorbene Herr Geheimer 
Juſtizrat Chriſtoph Ignatz Felix Theophilos Metz in 
Darmſtadt hat der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsauwälte in 
feinem Teſtamente 10000 / vermacht. Das der Hülfskaſſe 
bewieſene Wohlwollen wird hiermit zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechts anwälte. 

Am 8. September d. J. fand zu Roſtock eine Mitglieder⸗ 
verſammlung ſtatt, die der Vorſitzende Elze-Halle mit einem 
Bericht über den jetzigen Stand der Angelegenheiten eröffnete. 
Mit hoher Befriedigung konnte er mitteilen, daß die Kaſſe am 
21. Juli d. J. ihren Betrieb eröffnet habe, nachdem ſie ſchon 
Mitte Juni die Zahl von 700 Beitrittserklärungen erreicht 
und darauf den für fie aufgeſammelten Kapitalgrundſtock 
von 500 000 &, zur Hälfte in dreieinhalb:, zur Hälfte in drei- 
prozentigen Staatsſchuldbuchforderungen, erhalten hatte. Es 
ſeien zumeiſt hohe, alſo ſehr ernſt gemeinte Verſicherungen ab— 
geſchloſſen worden, und da die vom Vorſtand und Aufſichtsrat 
feſtgehaltene Anſicht, daß die Verſicherungen mit dem Tage 
des Eingangs der Beitrittserklärungen wirkſam geworden, nur 
ganz vereinzeltem Widerſpruche begegnet ſei, ſo konnten ſofort 
bei der Betriebseröffnung gegen 250 000 & Beiträge aus— 
geſchrieben werden, von denen gegen 200 000 & ſchon ein: 
gegangen und in mündelſicheren Wertpapieren angelegt ſeien. 

Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden Aufſichtsratsmitglieder, 
Elze:Halle, Jacobſohn-Berlin und Schmidtmüller-Kolmar, 
wurden wiedergewählt; an Stelle des freiwillig ausgeſchiedenen 
Mitglieds Weißler-Halle wurde Friedrichs-Düſſeldorf gewählt. 

Zum Vorſtande wurde gewählt Weißler-Halle und ihm, 
trotz ſeiner Ablehnung jeder Entlohnung, eine Vergütung von 
3000 & jährlich bewilligt. 

Zu Reviſoren wurden ernannt Herold-Halle und Pawel— 
Halle. 

Das Rücktrittsgeſuch eines 65 jährigen wurde genehmigt, 
ebenſo das eines Mitgliedes, das Richter, und eines, das 
Bürgermeiſter geworden war. 

Ein viertes Rücktrittsgeſuch, das vorwiegend mit dem ſchon 
jetzt eingetretenen Tode der Frau begründet war, wurde abgelehnt 
und hierbei der Grundſatz durch Beſchluß ausgeſprochen, daß 
die Witwenverſicherung nach Tarif A zugunſten der beim Tode 
des Mitgliedes vorhandenen Frau — alſo nicht bloß der in 
der Beitrittserklärung benannten — genommen wird. Für die 
Fälle, in denen Mitglieder vor der Betriebseröffnung durch 
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Tod oder Geiſteskrankheit ausgeſchieden ſind, wurde der Erlaß 
der Eintrittsgelder bewilligt. 

Beitrittserklärungen find auf den dieſer Nummer bei: 
liegenden Formularen an den unterzeichneten Vorſtand zu richten. 


Der Vorſtand. 
Weißler, Halle a. d. S., Große Steinſtr. 12. 


Zur Betriebseröffnung der Ruhegehaltskaſſe. 
Von Adolf Weißler, Halle a. S. 


Die Ruhegehalts-, Witwen: und Waiſenkaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte hat am 21. Juli d. J. endlich ihren Betrieb er 
öffnet. Es hat langer Vorarbeiten, vieler Kämpfe und un⸗ 
endlicher Geduld bedurft, um zu dieſem Ziele zu gelangen; und 
ſelten wird ein ähnliches Unternehmen unter den eignen Berufs⸗ 
genoſſen auf ſo heftige Gegnerſchaft geſtoßen ſein. Allein die 
Gegnerſchaft richtete ſich nicht gegen den Gedanken ſelbſt, ſondern 
gegen die Form ſeiner Ausgeſtaltung; in der Hauptſache, daß 
die Rechtsanwaltſchaft einer Ruhegehalts- und Witwenverſicherung 
bedürfe, iſt ſie immer einig geweſen, und zuletzt haben auch 
die Wortführer unſrer Gegner die Einſicht und die Selbft- 
überwindung gehabt, zu erklären, daß ſie einer Anſtalt, zu der 
ſich 700 Kollegen behufs Sicherung ihrer Zukunft vereinigt 
haben, keine Hinderniſſe mehr bereiten wollen. Und damit ſei 
die letzte Erinnerung an dieſen unerquicklichen Streit aus: 
gelöſcht. 

Unſere Kaſſe war vom Aufſichtsamte ſchon durch Ent: 
ſcheidung vom 4. Januar 1908 zum Geſchäftsbetriebe zu⸗ 
gelaſſen worden. Allein dieſe Entſcheidung hatte ſozuſagen nur 
theoretiſche Bedeutung: die tatſächliche Betriebseröffnung ſollte, 
nach einer der Entſcheidung beigefügten Klauſel, der Kaſſe erſt 
geſtattet ſein, wenn die Hülfskaſſe ihr das für ſie aufgeſammelte 
Gründungskapital von 500 000 & überwieſen haben würde. 
Die Hülfskaſſe ihrerſeits hatte dieſe Übermweifung an die Be: 
dingung geknüpft, daß 700 Beitrittserklärungen vorlägen. Dieſe 
verwickelte Sachlage iſt ſchuld an der Verſpätung der Betriebs: 
eröffnung. Ein Schaden iſt dadurch für niemand eingetreten, 
da die Beitrittserklärungen vom Tage ihres Eingangs an die 
Mitgliedſchaft begründen, Wartezeit, Beitragspflicht und Eintritts⸗ 
alter ſich von dieſem Tage ab beſtimmen. Da dieſer Tag bei 
manchen ſchon ein Jahr zurückliegt, jo wird für dieſe die fünf- 
jährige Wartezeit ſchon nach 4 Jahren ablaufen, die Kaſſe 
ſchon nach 4 Jahren mit der Rentenauszahlung beginnen. 

Man wird nun zu erfahren wünſchen, wie die Mitglieder 
ſich nach Lebensalter, Tarifen und Beitragsklaſſen verteilen. 
Darüber geben die beigefügten Tabellen J und II Auskunft. 
Es ſind darin nur die erſten 700 Mitglieder berückſichtigt, vb 
wohl ihre Zahl ſich inzwiſchen um mehr als 30 vermehrt hat. 
Denn dieſe erſten Siebenhundert ſind die Gründer der Anſtalt, 
die Pioniere des neuen Gedankens, und die Erſcheinungen, die in 
der Art ihrer Beteiligung hervortreten, werden vermutlich in 
den ſpäteren Beitritten ſich wiederholen. 

Sieht man ſich zunächſt die Lebensalter an, ſo ſind, 
wie natürlich, die jüngeren in der Überzahl. Aber doch nicht 
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in dem Maße, wie man es vorausſetzen ſollte. Die Lebens⸗ 
alter bis zum 47. Jahre ſtellen 472 Mitglieder, die übrigen 
den Reſt. Man kann bemerken, daß die Fünfziger in nicht 
viel geringerer Zahl beigetreten ſind als die Dreißiger und 
Vierziger. Wir haben 27 Mitglieder, die das 57. Lebensjahr 
überſchritten haben, eine Zahl, die hoch genannt werden muß, 
wenn man bedenkt, daß das 30. und 31. Lebensjahr zuſammen 
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SS ———————— —ͤ2?)—— 
Ein⸗ Es ſind Es ſind 
tritts⸗verſichert nach] Ins⸗ | verſichert nach Ins⸗ 
alter Tarif geſamt Tarif geſamt 
Jahre A B C 0 


nur 39 Mitglieder geſtellt haben. Trotz unſrer fünfjährigen e 49 14 28 24 
Wartezeit hat ein Fünf⸗ und ein Achtundſechzigjähriger, ſogar Mi 8 we 7 e 32 
ein Vierundſiebziger ſich zu einer Verſicherung entſchloſſen er g 0 5 0 a 2 . i 5 
und wir können verraten, daß wir mit einem Siebenundſiebzig⸗ x 9 91 19 5 6 4 61 16 
jährigen in ernſthaften Unterhandlungen geſtanden haben. Dem 32 1109 5 25 54 sl al rl 19 
höheren Alter liegt eben die Sorge um die Zukunft näher, es 33 16 17 »1 35 55 9 341 16 
wächſt der Ernſt der Lebensauffaſſung und das Verantwortlich: 34 1 129 32 56 5 2 71 15 
keitsgefühl. Unſre Kaſſe kommt dem entgegen, indem ſie älteren 35 16 10 | 51 31 57 5 14 10 
die Möglichkeit gibt, durch Nachzahlung die Rechte jüngerer e 629 58 1 221 5 
Lebensalter zu gewinnen. Die Jüngeren aber ſeien daran er⸗ 37 16 7 6 29 59 111 31 5 
innert, daß auch an ihre Tore das Schickſal dereinſt hörbarer 38 13 7 8 28 60 — — 31 3 
. . 5 3 N P 2 0 — 9 
pochen wird, und daß dann das jetzt Verſäumte nur unter 1 Re 3 | 3 5 sl 2 3l 5 
weſentlich ungünſtigeren Umſtänden wird nachgeholt werden | 15 f 13 1 11 3 
N EIER 8 . 42 10 — 8 18 64 — 1 1 
Unter den Tarif en hat, wie vorauszuſehen war, Tarif A 43 71 5 820 65 el de 1 
den meiſten Beifall gefunden. Seine Vorteile liegen auf der 4 10 3 5 18 68 1 1 
Hand: er gewährt beides, Ruhegehalt und Witwen- und Waiſen⸗ 45 12 7 3 22 74 11 — — 1 
rente, die Beitragszahlung hört mit Eintritt der Ruhegehalts⸗ 46 9 — 6 15 55 
berechtigung auf, die Jahre des Ruhegehaltsgenuſſes werden 47 11 4 6 21 Sa. 323 184 193 700 
für die Berechnung der Witwenrente als Beitragsjahre gezählt. 48 6 5 819 | | 
Tabelle II. 
Zahl der Verſicherten 
Tarif A Tarif B Tarif C Insgeſamt 
in darunter u | 18 darunter darunter 
Beitrags⸗ — — darunter . - 
Haffe mit Nach⸗ schlag mit Nach⸗ mit Nach as mit Nach⸗ 5185 
überhaupt zahlung wegen überhaupt zahlung überhaupt dahlung wegen überhaupt zahlung wegen 
zwecks Ver⸗ Alters⸗ zwecks Ver⸗ zwecks Ver⸗ Alters⸗ zwecks Ver Alters⸗ 
j s j : ter: ; unter: 
jüngung | unter jüngung jüngung un jüngung ! 
ſchieds 6 1 ſchieds ; ſchieds 
| 669 8995 860 | 669 6999 86) | &99 
. 34 1 14 104 3 23 
E 28 1 8 86 4 14 
II ii... 51 5 | 14 110 11 23 
1 19 1 4 47 3 4 
„ 191 | 39 51 353 73 77 
| 
323 47 91 184 | 700 95 142 


Faſt die Hälfte der Mitglieder hat ſich für dieſen Tarif ent: 
ſchieden. Aber auch Tarif B, der nur Ruhegehalt für die 
eigene Perſon gewährt, iſt ſehr beliebt. Die Zahl 184, die er 
aufweiſt, muß hoch genannt werden. Sie entſpricht zwar un⸗ 
gefähr dem ſtatiſtiſch ermittelten Prozentſatze der unverheirateten 
Rechtsanwälte, der 30 beträgt. Allein Tarif B iſt doch vorzugs⸗ 
weiſe für ſolche Unverheiratete berechnet, die unverheiratet 
bleiben wollen, eine Klaſſe, deren Zahl ſich ſtatiſtiſch nicht 


erfaſſen läßt, die aber — Angeſichts der vielen feurigen Frauen: 
hochs auf unſren Feſtmählern — doch wohl nur einen kleinen 


Bruchteil der Rechtsanwaltſchaft ausmacht. Aber Tarif B bietet 


für die geringſten Beiträge die höchſten Renten; er kann das, 

weil der Fall der Erwerbsunfähigkeit viel ſeltener eintritt als 

der Fall der Hinterbliebenenverſorgung. Die bloße Witwen⸗ 

und Waiſenverſicherung, wie ſie Tarif C gewährt, iſt mit 

193 Fällen vertreten; es gewährt dieſer Tarif für den gleichen 
79 * 
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Beitrag eine reichlichere Hinterbliebenenverſorgung als Tarif A, 
weil er nicht zugleich wie dieſer mit der Ruhegehaltsverſicherung 
beſchwert iſt; überdies bietet er den Vorteil, daß die Beitrags: 
zahlung mit dem Tode des erſtverſterbenden Ehegatten aufhört. 

Geſpannt durfte man ſein auf das Verhältnis der Be— 
teiligung in den Beitragsklaſſen. Es war dies eine Probe 
auf die Wohlhabenheit der Rechtsanwaltſchaft einerſeits, andrerſeits 
auf die Tiefe des Intereſſes, das ſie der neuen Einrichtung 
entgegenbringen würde. Fünf Klaſſen haben wir: die erſte mit 
50 l Jahresbeitrag, die zweite mit 100 , die dritte mit 
200 A, die vierte mit 300 /, die fünfte mit 400 / Jahres- 
beitrag; die Gegenleiſtungen ſind natürlich entſprechend. Eine 
Verſicherung in der erſten Klaſſe iſt eigentlich nur dekorativ: 
man will ſein Intereſſe an der kollegialen Veranſtaltung zeigen, 
ſich aber nicht mit hohen Beiträgen belaſten; einige dieſer Klaſſe 
haben ſogar von vornherein auf alle Anſprüche an die Kaſſe 
verzichtet, eine Erklärung, die wir ignoriert haben, und von 
der wir eintretenden Falls keinen Gebrauch machen würden. 
In den mittleren Klaſſen verſichert ſich, wer die Zukunft der 
Familie entweder noch anderweitig ſichergeſtellt hat oder ſie aus— 
kömmlicher zu ſichern nicht in der Lage iſt; auch in dieſer Klaſſe 
aber iſt vereinzelt der erwähnte Verzicht ausgeſprochen und damit 
anerkannt worden, daß der Beitritt aus andern als wirtſchaftlichen 
Gründen geſchieht. Eine hohe Verſicherung nimmt, wer es 
dazu hat und wer den Ernſt der Verſorgungsfrage voll erkannt 
hat. Es ergibt nun die Tabelle eine ganz auffällige Be— 
vorzugung der höchſten Beitragsklaſſe. 353 Mitglieder, 
mehr als die Hälfte aller, haben die fünfte Beitragsklaſſe mit 
dem ſchon recht hohen Jahresbeitrage von 400 % gewählt, der 
ſich bei einer großen Zahl noch erhöht durch die nicht un- 
erheblichen Zuſchläge, welche gemäß § 9? der Satzung deshalb 
erhoben werden, weil der Mann zehn Jahre älter iſt als die 
Frau, von vielen aber noch freiwillig erhöht worden iſt durch 
Nachzahlung zwecks Erlangung der Rechte eines jüngeren Lebens— 
alters (S 6“ der Satzung). Der Jahresbeitrag wächſt auf dieſe 
Weiſe bei manchen auf 800 bis 900, ja über 1000 , und 
die Summe der bei der Betriebseröffnung fälligen Beiträge 
betrug nicht weniger als 254 663,65 , die zum größten Teile 
bereits eingegangen ſind. Dieſe Bevorzugung der höchſten 
Beitragsklaſſe geht durch alle Tarife; ſelbſt Tarif B, der ſchon 
in den mittleren Klaſſen recht anſehnliche und ſelbſt in der 
niedrigſten noch annehmbare Renten gewährt, weiſt (unter im 
ganzen 184) 71 Mitglieder mit 400 % Jahresbeitrag auf, 
von denen wiederum 27 durch Nachzahlung ihre ſo ſchon ſehr 
anſehnlichen Rentenanſprüche noch erhöht haben. In merk— 
würdigem Abſtande folgt der fünften Klaſſe die vierte mit im 
ganzen 47 Mitgliedern. Etwas begehrter iſt die dritte Klaſſe 
mit 200 , Jahresbeitrag; fie zählt immerhin 110 Mitglieder, 
die zweite mit 100 % Jahresbeitrag nur noch 86, die erſte 
wieder 104. In den niedrigen Klaſſen ſind manche, die noch 
nicht die Entſchlußkraft beſaßen, ſich mit höheren Beiträgen zu 
belaſten und ſich ſozuſagen ſelbſt zu beſſerer Familienverſorgung 
erziehen wollen. Aus demſelben Grunde haben wir vielfach 
die niedrigen Klaſſen empfohlen, im ganzen aber mit wenig 
Glück: die meiſten zogen es vor, von Haus aus eine ernſthafte 
Verſicherung zu nehmen. Wenn man gegen die Zwangs— 
verſicherung als wichtigſten Grund den ins Feld führen konnte, 
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daß ſie niedrige Beiträge bedinge, damit aber nur eine ſcheinbare 
Verſorgung herbeiführe, ſo zeigen die Erfahrungen unſerer Kaſſe 
ſchon jetzt den Ungrund dieſes Einwandes. Die Zwangs⸗ 
verſicherung würde vor allem dem Verſorgungsgedanken über: 
haupt zum Durchbruch verhelfen. Sie würde die Gleichgültigkeit 
und Unſchlüſſigkeit der großen Maſſe beſeitigen. Ein Geſcetz, 
das jeden Rechtsanwalt zwänge, ſich mit 50. / Jahresbeitrag 
zu verſichern, würde zur Folge haben, daß die große Mehrheit 
ſich freiwillig viel höher verſicherte. Hierin, in der erziehlichen 
Wirkung, läge die Hauptbedeutung der Zwangsverſicherung, in 
nichts anderem; denn die Zwangskaſſe würde weder beſſere 
Sicherheit noch günſtigere Bedingungen bieten können als die freie. 

Nach Gegenden die Mitglieder zu gruppieren hat nicht 
allzuviel Intereſſe; Schlüſſe laſſen ſich aus den Zahlen ſchlecht 
ziehen, da wir erſt am Anfange unſerer Tätigkeit ſtehen, unſere 
Organiſation noch nicht über das ganze Reich ausgebreitet iſt, 
überhaupt hier viel von zufälligen Umſtänden und beſonders 
von Perſönlichkeiten abhängt. An der Spitze ſteht das König— 
reich Sachſen mit 123, hier wieder voran das Landgericht 
Leipzig mit 70 Mitgliedern (über ein Fünftel des Beſtandes), 
Dresden mit 20, wogegen das Reichsgericht nur mit einem 
einzigen vertreten war, der inzwiſchen auch wieder aus: 
geſchieden iſt (ſollten die Herren alle zu alt ſein?). Es 
folgt in ziemlichem Abſtande die Provinz Brandenburg mit 
89 Mitgliedern, wovon auf Berlin (ohne Vororte) 57 ent: 
fallen, bedeutend weniger als auf die Stadt Leipzig, welche 67 
zählt. Hamburg hat 23, Bremen 17, Lübeck 9 Mitglieder 
geſtellt, dagegen die Stadt Frankfurt nur 7, ebenſoviel wie 
die Städte Wiesbaden und Breslau. Ziemliches Intereſſe 
zeigte Oſtpreußen mit 64 Mitgliedern, wovon das Landgericht 
Tilſit, an der äußerſten Grenze des Reichs, allein 18 ſtellte, 
mehr wie das Landgericht Königsberg, das nur 14 zählt. 
Weſtpreußen ſteht mit 17 Mitgliedern, davon 9 in der Stadt 
Danzig, ziemlich ärmlich da. Die beiden Provinzen, die ihre 
eigenen Ruhegehaltskaſſen haben, entſendeten Schleſien 40, 
Sachſen 47 Mitglieder, davon die Stadt Halle allein 20, 
faſt die Hälfte ihres Beſtandes. Bayern, das ebenfalls ſeine 
eigene Witwenkaſſe hat, ſtellte 51 Mitglieder. Das geringſte 
Intereſſe zeigen bis jetzt die weſtlichen Teile des Reichs. Aus 
dem ganzen Oberlandesgerichtsbezirk Cöln kamen nur 13 (aus 
der Stadt Cöln 3), aus dem von Düſſeldorf nur 7, von 
Darmſtadt 5, aus Elſaß-Lothringen 17, aus Baden 
7 Anmeldungen. 

Es iſt, wie geſagt, noch zu früh, feſte Schlüſſe aus dieſen 
Zahlen zu ziehen. Allein das lehren ſie mit Beſtimmtheit, daß 
die Gründung auf Anteilnahme in der Rechtsanwaltſchaft ge 
ſtoßen, einem Bedürfniſſe entgegengekommen iſt. Die ſtarke 
Bevorzugung der höchſten Beitragsklaſſe ergibt, daß man nicht 
nur ehrenhalber, ſondern in bitterem Ernſt an der Anſtalt 
teilnimmt. Aber auch im Beitritt zur niedrigſten Beitragsklaſſe 
liegt Billigung des Unternehmens und Bewußtſein einer 
kollegialen Pflicht. Die lebhafte Inanſpruchnahme der Witwen 
verſicherung weiſt auf ein tiefes Bedürfnis. Die Anzahl der 
Teilnehmer überhaupt — 700 auf den erſten Anhieb — iſt ein 
Ergebnis, das uns eine ganze Reihe von Verſicherungstechnikern 
als ſehr günſtig bezeichnet haben und das in ähnlichen Fällen 
erſt nach vielen Jahren erreicht wird. Die Penſionsanſtalt 


38. Jahrgang. 


deutſcher Journaliſten und Schriftſteller hatte 1908, nach 
15 jährigem Beſtehen, einen Stand von 828 Mitgliedern erreicht, 
die Renten⸗ und Penſionsanſtalt für deutſche bildende Künſtler 
in gleicher Zeit einen Stand von 560. Der Vergleich fiele 
auch dann noch ſehr zugunſten unſerer Kaſſe aus, wenn es 
wahr wäre, daß wir etwas lange Zeit gebraucht hätten. Aber 
es iſt nicht wahr. Wir hatten nach dem Mannheimer Beſchluſſe 
vom 12. September 1907 730 vorläufige Anmeldungen zu⸗ 
ſammengebracht. Im Auguſt 1908 forderten wir zur Abgabe 
endgültiger Anmeldungen auf, in der unſchuldsvollen Meinung 
— es fehlte uns eben die Erfahrung — daß alle, die ſich zum 
Beitritt bereit erklärt hatten, nun auch beitreten würden. Als 
das aber nicht eintrat, verſendeten wir nicht früher als Ende 
Februar 1909 unſere Druckſachen an die Rechtsanwaltſchaft mit 
dem Erfolge, daß Mitte Juni die Zahl 700 erreicht war. In 
wenigen Monaten alſo haben wir 700 Kollegen zur Sicherung 
ihrer Zukunft bewogen. Bedenkt man, daß viele der jetzt 
lebenden 9000 deutſchen Rechtsanwälte für ihre Familien bereits 
anderweitig geſorgt haben, daß viele andere wegen ihres Alters 
oder aus andern Gründen für unſere Verſicherung nicht in 
Betracht kamen, ſo muß unſer Beginn ſogar ein großer 
Erfolg genannt werden. Kein Verſtändiger konnte erwarten, 
daß unſrer unter ſchweren Kämpfen begründeten Anſtalt, die 
einen neuen hochernſten Gedanken unter die Menge wirft, die 
den einzelnen eine ſtarke Selbſtbeſteuerung zumutet, daß dieſer 
Anſtalt ſofort Tauſende zufliegen würden. Selbſt der Wirt⸗ 
ſchaftliche Verband der Rechtsanwälte, dem beizutreten doch 
wahrlich keinen großen Entſchluß koſtet, hat es in einjähriger 
Arbeit erſt auf 800 Mitglieder gebracht. Wenn es wahr wäre, 
daß der Haftpflichtverſicherung 7000 Rechtsanwälte angehören, 
ſo ergäbe das freilich einen ungeheuren Vorſprung der aber 
ſchon ſeit Jahren arbeitenden Haftpflichtverſicherung, zugleich 
aber überaus hoffnungsreiche Ausſichten für uns. Sollte 
wirklich die Hinterbliebenenverſorgung den Anwälten auf die 
Dauer weniger wichtig erſcheinen als die Sicherung gegen 
Haftpflicht? Rechnet man zu unſern 700 die 5- bis 600 Mit⸗ 
glieder der bereits vorhandenen Provinzial⸗ und Landeskaſſen, 
ſo iſt ſchon jetzt etwa ein Siebentel der Rechtsanwaltſchaft 
allein durch Rentenverſicherung verſorgt. Nein! Es iſt nicht 
wahr, daß der neue Klang keinen Widerhall in der Rechts⸗ 
anwaltſchaft geweckt hätte. Sie hat geantwortet laut und 
freudig: das Unternehmen iſt gut. 

Noch gibt es aber viele, die dies bezweifeln. Dieſe ſeien 
zunächſt daran gemahnt, daß wir uns hier auf einem Gebiete 
bewegen, das nicht das unſere iſt, auf dem wir daher Selbſt⸗ 
beſcheidung zu üben haben. Wir Anwälte, die wir uns wie 
wenige durch unſern Beruf einen Einblick in alle Höhen und 
Tiefen des Lebens, in alle wirtſchaftlichen und techniſchen Ver⸗ 
hältniſſe erwerben, eignen uns leicht den Dünkel des Praktikers 
an, der über alles Beſcheid zu wiſſen glaubt. Zumal über 
einen Gegenſtand, der ſo nahe mit dem Rechte zuſammenhängt, 
wie das Verſicherungsweſen. Selbſt ein ſo nüchterner Rechner, 
wie der verewigte Mecke, der Gründer der Hülfskaſſe und 
Vater des Ruhegehaltsgedankens, gelangte auf dieſe Weiſe zu 
ſeinem phantaſtiſchen Millionenprojekte (Aufſammlung eines 
rieſigen Kapitals als Grundſtock einer Ruhegehaltskaſſe, der 
dann von ſelbſt alle Anwälte beitreten würden), deſſen Un⸗ 
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ausführbarkeit ihm jeder Verſicherungstechniker ſofort nach⸗ 
gewieſen haben würde. Ich ſelbſt habe in jahrelanger Be⸗ 
ſchäftigung mit unſerer Sache mir nur eine ſichere Erkenntnis 
angeeignet, die das einzige iſt, was ich vor vielen Kollegen 
voraus zu haben glaube, nämlich: zu wiſſen, daß ich nichts 
weiß. Der Mangel dieſer Erkenntnis, die Mißachtung der 
einfachen Forderung, überall den Sachverſtändigen zu hören, 
iſt es geweſen, die zu den bodenloſen Erörterungen geführt, uns 
die größten Schwierigkeiten bereitet hat. Mit den auf dieſe 
Weiſe eingewurzelten falſchen Vorſtellungen muß hier einmal 
gründlich abgerechnet werden. 

In erſter Linie wurde uns ſtets der Satz entgegengehalten: 
kleinere Kaſſen ſind immer unſicher. Viele hatten ſolche 
Kaſſen verfallen und zugrunde gehen ſehen, und darauf bauten 
ſie ihr Urteil. Richtig iſt nun, daß bis vor Kurzem das Ver⸗ 
ſicherungsweſen bei uns ſehr im argen lag. In einem Staats⸗ 
weſen, das auf Schritt und Tritt den einzelnen polizeilich 
bevormundet, waren nicht die geringſten Anſtalten gegen die 
Gemeingefahr getroffen, die aus der Errichtung unzulänglich 
fundierter Verſicherungsgeſellſchaften droht. Maſſenhaft ſchoſſen 
ſolche Kaſſen empor, die ohne alle Rechnungsgrundlagen Beiträge 
und Renten auf gut Glück feſtſetzten und ſo allerdings gar 
keine Gewähr für Erfüllung ihrer Verpflichtungen boten. Die 
Staatsverwaltung ſelbſt bot ihre Hand zu ſolch gefährlichen 
Verſuchen. Die preußiſche Juſtizverwaltung hat in den ſechziger 
Jahren eine ſchwere Schuld auf ſich geladen, indem ſie (im 
Juſtiz⸗Miniſterialblatte 1860, 262) die Anwälte zur Gründung 
provinzieller Penſionskaſſen aufforderte und dieſe blindlings, 
ohne Prüfung ihrer verſicherungstechniſchen Grundlagen (die 
großenteils gänzlich fehlten), genehmigte. Eine ganze Anzahl 
von ihnen iſt eingegangen, fo eine oftpreußifche, eine weſt⸗ 
preußiſche, eine brandenburgiſche, wie es ſcheint, auch eine weſt⸗ 
fäliſche. Erhalten haben ſich die Breslauer und die Naumburger 
Kaſſe. Die Breslauer war, wie es ſcheint, von vornherein 
ſachverſtändig angelegt, die Naumburger hat faſt 50 Jahre lang 
ohne Spur ungeſunder Verhältniſſe gearbeitet, iſt aber auf 
Veranlaſſung des Aufſichtsamts zurzeit in einer Umgeſtaltung 
begriffen, die ihr die fehlenden verſicherungstechniſchen Grund⸗ 
lagen geben ſoll. Wir haben ferner in Bayern eine Witwen⸗ 
kaſſe, die, vor 100 Jahren als Zwangskaſſe durch Geſetz ins 
Leben gerufen, heut als freie Kaſſe weiter blüht. Es iſt alſo 
nicht richtig, daß die bisherigen Anwaltspenſionskaſſen ſämtlich 
nicht lebensfähig geweſen wären. Richtig iſt aber, daß eine 
Anzahl falſch angelegter Kaſſen eingegangen ſind. 

Heut ſind nun die Verhältniſſe ganz andere. Zunächſt iſt 
unſre von vornherein mit 700 Mitgliedern anfangende Kaſſe 
mit jenen kleinen Bezirksvereinen überhaupt nicht zu vergleichen. 
Sodann iſt ſie von Haus aus das Werk des Mathematikers. 
Endlich iſt inzwiſchen das Reichsgeſetz über die privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen ergangen, welches nur ſolche Unter⸗ 
nehmungen zuläßt, deren Rechnungsgrundlagen „die dauernde 
Erfüllbarkeit der aus den Verſicherungen ſich ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen“ ergeben (§ 7). Es ſind alſo heute ſolche planloſe 
Unternehmungen, wie die erwähnten, überhaupt nicht möglich. 
Aber auch die ſachverſtändig angelegten werden ſtreng geprüft 
und dauernd beaufſichtigt. Lebensunfähige Zwerggebilde werden 
nicht zugelaſſen, woraus aber nicht folgt, daß nur Großbetriebe 
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geduldet würden. Das iſt ſo wenig der Fall, daß vielmehr 
das Geſetz die Exiſtenz kleinerer Kaſſen („die beſtimmungs⸗ 
gemäß einen ſachlich, örtlich oder hinſichtlich des Perſonenkreiſes 
engbegrenzten Wirkungskreis haben“) nicht nur vorausſetzt, 
ſondern ſie in verſchiedener Beziehung begünſtigt, vom Ein⸗ 
tragungszwange befreit, in der Buchführung erleichtert uſw. 
($ 53). Es iſt dies eine ganz große Gruppe von Anſtalten, 
die in ihrem Bereiche überaus ſegensreich wirken, nicht nur 
wirtſchaftlich, ſondern auch ideal als Zuſammenfaſſer des Berufs, 
Förderer des kollegialen Sinns. Solche Penſionsanſtalten ſind 
die der Arzte, der Journaliſten und Schriftſteller, der bildenden 
Künſtler, der Bühnenangehörigen; zu ihnen gehört auch die unſrige. 
Sie alle ſind kleinere Vereine im Sinne des Geſetzes, aber durchaus 
groß genug, um ihren Aufgaben zu genügen. An Sicherheit 
den großen Anſtalten gleich (weil die Sicherheit nur von der 
Richtigkeit der Rechnungsgrundlagen, nicht von der Zahl der 
Mitglieder, abhängt), übertreffen ſie ſie durch die Niedrigkeit 
der Verwaltungskoſten, durch die Gleichmäßigkeit des nur einen 
Beruf umfaſſenden Riſikos, durch den kollegialen Geiſt, der ſich 
in Schenkungen, Vermächtniſſen und dergl. zum Teil in groß⸗ 
artiger Weiſe äußert; wie denn die bayriſche Anwaltswitwen⸗ 
kaſſe einmal eine Erbſchaft von 300 000 & gemacht und auch 
unſere Kaſſe ſchon jetzt Zuwendungen, darunter eine von 1000 K, 
erhalten hat. Wer die Lebensfähigkeit einer ſolchen Kaſſe be⸗ 
ſtreitet, ohne die Unrichtigkeit ihrer Rechnungsgrundlagen nach⸗ 
weiſen zu können, der redet ins Blaue. 

Es ſind nun die Rechnungsgrundlagen gerade unſrer Kaſſe 
ganz beſonders zuverläſſig. Da es an einer ausreichenden Statiſtik 
der Sterblichkeits⸗ und Invaliditätsverhältniſſe der Rechtsanwälte 
fehlte, fo iſt die der preußiſchen Richter und Staats— 
anwälte den Berechnungen zugrunde gelegt. Nun iſt oft 
dargelegt worden, daß die Invaliditätsverhältniſſe der Rechts⸗ 
anwälte ſich mit denen der Beamten gar nicht vergleichen laſſen, 
daß ſie nämlich viel günſtiger ſein müſſen als die der Beamten, 
indem der Beamte ſchon dann penſioniert wird, wenn er den 
Pflichten ſeines Amts nicht mehr voll gewachſen iſt, der Rechts⸗ 
anwalt bei geſchwächter Arbeitskraft dennoch ſeinen Betrieb 
durch Annahme von Hilfskräften aufrechterhalten kann, indem 
ferner der Beamte ſich gern penſionieren läßt, der Anwalt 
arbeitet, ſo lange er kann, die Penſion des Beamten hinter 
ſeinem Gehalte nicht allzuſehr zurückbleibt, der Anwalt dagegen 
ſeine in der Regel viel höhere Einnahme nicht ſo leicht mit 
dem mageren Ruhegehalte vertauſchen wird, überhaupt die 
Penſion für den Beamten ein Ziel bedeutet, für den Rechts⸗ 
anwalt nur einen Notanker — Betrachtungen, welche durch die 
Erfahrungen der bisherigen Anwaltspenſionskaſſen voll beſtätigt 
worden ſind. Es iſt inſofern richtig, daß eine für die Rechts⸗ 
anwaltſchaft nicht paſſende, nämlich zu ungünſtige Statiſtik zu⸗ 
grunde gelegt iſt. Aber eben dies erhöht die Sicherheit der 
Kaſſe ganz außerordentlich; der tatſächliche Verlauf der In⸗ 
validität wird viel günſtiger ſein, als der rechnungsmäßige, und 
daraus müſſen ſich Uberſchüſſe ergeben. 

Da iſt ferner der Sicherheitsaufſchlag. Da die Be⸗ 
rechnungen doch nur Wahrſcheinlichkeitsrechnungen ſind, daher 
ein gewiſſes Maß von Unſicherheit übriglaſſen, jo verſieht der 
Mathematiker die gefundenen Prämien mit einem Aufſchlage, 
der die Sicherheit vergrößern, zugleich die Verwaltungskoſten 
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decken ſoll. Dieſer Zufchlag, der ſonſt vier Prozent zu betragen 


pflegt, hat bei uns die bedeutende Höhe von zehn Prozent. 


Hierzu kommt nun als Hauptſache das von der Hülfs⸗ 
kaſſe angeſammelte Gründungskapital. Welcher andern Kaſſe 
iſt es wohl beſchieden, von vornherein mit einem Kapitale von 
500 000 % zu arbeiten? Ein Kapital, das bei Bemeſſung der 
Beiträge und Renten gar nicht in Rechnung geſtellt, ſondern 
rein zur Vergrößerung der Sicherheit beſtimmt iſt, ein großer 
Reſervefonds, den andere Anſtalten langſam in Jahrzehnten 
anſammeln müſſen! 

Um aber jedes letzte Bedenken zu zerſtreuen, ſo wird (8 24) 
alle vier Jahre eine techniſche Bilanz durch einen Mathematiker 
gezogen; ſtellt ſich dabei irgendeine Gefahr heraus, ſo kann 
rechtzeitig mit geringen Opfern vorgebeugt werden; daß, wie 
bei den früheren falſch angelegten Anſtalten, durch langjähriges 
Gehenlaſſen die Verhältniſſe ſich weſentlich verſchlechtern, iſt 
gänzlich ausgeſchloſſen. 

So viel, was die Sicherheit angeht. Nun haben wir 
weiter öfters hören müſſen, unſere Tarife ſeien ungünſtig. 
Das iſt nun wieder ſo hin geredet. Wer nicht nachweiſen 
kann, daß für die Beiträge mehr geleiſtet werden könnte, halte 
gefälligſt den Mund. Es könnte nun jemand den Nachweis 
darin finden, daß als Rechnungsgrundlage eine, wie wir oben 
zugaben, uns ungünſtige Invaliditätsſtatiſtik angenommen iſt. 
Allein dies wird einmal wenigſtens teilweiſe dadurch wett⸗ 
gemacht, daß dieſe Statiſtik an einem anderen Punkte, dem der 
Sterblichkeit, uns vielleicht etwas zu günſtig iſt. Es iſt nämlich 
nicht unwahrſcheinlich, daß der Rechtsanwalt durch ſeinen Beruf 
im allgemeinen früher aufgerieben wird als der Richter und 
Staatsanwalt. Die Hauptſache aber iſt, daß nach Angabe des 
Verſicherungstechnikers die Sterblichkeits-⸗ und Invaliditäts⸗ 
verhältniſſe der preußiſchen Richter und Staatsanwälte günſtiger 
ſind als die jedes anderen Berufs, der bisher ſtatiſtiſch erfaßt 
werden konnte. Es liegt alſo unſeren Tarifen die günſtigſte 
Statiſtik zugrunde, die es überhaupt gibt. Sollten die 
Verhältniſſe der Rechtsanwaltſchaft noch günſtiger ſein, als ſie 
in dieſer Statiſtik erſcheinen, ſo konnte der Mathematiker, der 
mit beſtimmten Größen rechnen muß, darauf keine Rückſicht 
nehmen; und es hatte auch bereits das Aufſichtsamt bei anderen 
Gelegenheiten erklärt, daß es noch günſtigere Annahmen, als 
ſie dieſe Statiſtik bietet, als Rechnungsgrundlage nicht zulaſſen 
werde. Jedenfalls müſſen auch ſo unſere Tarife günſtiger ſein 
als die aller Kaſſen, welche mit ſchlechteren Gefahrenklaſſen zu 
tun haben, und mindeſtens ſo günſtig, als die jeder anderen 
Kaſſe. „Jeder Sachkundige“, ſo ſagt das Gutachten unſeres 
Verſicherungstechnikers, „wird die Renten der Ruhegehaltskaſſe 
als ſehr hoch bezeichnen müſſen, wenn er ſie mit den Sätzen 
vergleicht, die von anderen Verſicherungsgeſellſchaften gegeben 
werden. Das beruht auf dem Umſtande, daß die allgemeinen 
Verſicherungsgeſellſchaften jedermann ngoffenſtehen, während unſere 
Kaſſe es nur mit den ſehr guten Riſiken deutſcher Rechts⸗ 
anwälte zu tun hat.“ Zum Beweiſe berechnet er in folgender 
Tabelle, wie hoch die Beiträge für eine mit Vollendung des 
65. Lebensjahres unbedingt (ohne Nachweis der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit) fällig werdende Rente von 1000 & ſich ſtellen 
würden, wenn man dafür die Rechnungsgrundlagen unſerer 
Kaſſe annähme, und vergleicht fie mit denen anderer Geſellſchaften. 
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Eine jährliche Rente von 1000 &, unbedingt fällig mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres, würde koſten 


Ein⸗ 
iz nach ben bei der beim bei einer (nicht 
Dr Wilhelma Deutſchen genannten) Berufs: 
alter unſerer in Magde⸗ Anker e 
Kaſſe burg in Berlin männlich weiblich 
M V. M M | M 


30 101,80 184,50 185,00 170,50 
35 134,90 245,00 239,00 229,80 
40 181,80 829,50 817,00 808,30 
45 256,10 455,50 440,00 416,20 
50 875,20 659,50 635,00 576,50 


In einer zweiten Tabelle vergleicht er die Witwenrente 
wie folgt: 


Eine Witwenrente von jährlich 
1000 & koſtet 


nach den Grund⸗ 

lagen unſerer Kaſſe 
(5 jährige 
Wartezeit) 


bei der Wilhelma 

(ärztliche Unter⸗ 

ſuchung, 

keine Wartezeit) 
M 


des | der 
Mannes 


Frau 


253,60 
276,50 
806,80 
848,40 
401,20 


„Den deutſchen Rechtsanwälten,“ fährt das Gutachten 
fort, „deren Invaliditätsgefahr ſo beträchtlich unter der normalen 
liegt, kann man mit gutem Gewiſſen raten, daß ſie ſich dieſes 
Vorteils bewußt werden und eine eigene Penſionskaſſe begründen. 
In der Benutzung dieſes Vorteils iſt der Mathematiker ſo weit 
gegangen, als es ſich mit der Sicherheit der Kaſſe nur irgend 
verträgt, und darüber hinaus wird gewiß kein Verſtändiger 
gehen wollen.“ | 

Ein Bedenken iſt uns am häufigſten, und zwar auch von 
unſern Freunden, entgegen gehalten worden: daß unſere Kaſſe 
ein Ruhegehalt nur zahlt bei völliger Arbeitsunfähigkeit 
oder ſolch ſtarker Verminderung der Arbeitsfähigkeit, die völliger 
Arbeitsunfähigkeit faſt gleichkomme; daß ſie nicht zahlt eine 
Rente, die in einem gewiſſen höheren Lebensalter unbedingt 
und ohne Nachweis der Arbeitsunfähigkeit bezogen werden 
könne. Der Wunſch iſt an ſich berechtigt. Aber man muß 
ſich klar machen, daß man damit etwas ganz anderes verlangt, 
als unſere Kaffe ſich vorerſt zum Ziele geſetzt hat. Unſere Kaſſe 
will ſichern gegen die ſchwerſte Gefahr, die dem Unbeamteten 
drohen kann: Arbeitsunfähigkeit. Sie gewährt Invaliden⸗ 
rente. Ein Ruhegehalt für einen noch arbeitsfähigen aber 
ſchon etwas ermüdeten älteren Mann, eine mit Vollendung 
eines beſtimmten Lebensjahres ohne weiteres eintretende Alters⸗ 
rente, iſt auch eine ſchöne Sache. Aber einmal iſt ſie ſo 
dringend nicht wie die Sicherung gegen Arbeitsunfähigkeit. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


631 


Sodann aber ſetzt ſie einen ganz anderen Verſicherungsfall, 
deſſen Eintritt viel wahrſcheinlicher iſt und der alſo viel höhere 
Beiträge verlangt als der andere. 

Dies wird aus folgendem Beiſpiele klar werden. Die 
Renten und Penſionsanſtalt für deutſche bildende Künſtler 
gewährt ſolche Altersrenten: nämlich nach zehnjähriger Warte⸗ 
zeit ein Ruhegehalt, welches fällig wird mit Eintritt der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit, jedenfalls aber mit Vollendung des ſechzigſten Lebens⸗ 
jahres. Die Kaſſe erhebt feſte Beiträge, wie die unſrige, in 
Klaſſen von 30, 60, 120 und 240 4 Jahresbeitrag und ſtuft, 
wie die unſere, die Renten nach Eintrittsalter und Beitrags⸗ 
jahren ab. Stellen wir nun die Leiſtungen der beiden Kaſſen 
gegenüber, ſo ergibt ſich, daß bei einem Eintrittsalter von 
30 Jahren 


die Kaſſe der bildenden Künſtler 
gewährt 
bei einem Jahresbeitrage von 
60 
nach zehnjähriger Mitglied⸗ 
ſchaft eine Jahres⸗ 


unſere Kaſſe gewährt 


bei einem Jahresbeitrage von 
50 
nach zehn jähriger Mitglied⸗ 
ſchaft eine Jahresrente von 


rente von . 87,738 M 415 . 
die ſich in dem (hier 

ſtets vorhandenen) 

Falle der Erwerbs⸗ m 
unfähigkeit ver- 

größert um. . 22,20 s 


im ganzen. . 59,93 .u 1: 


Die Künſtlerkaſſe bildet zwar noch aus ihren Überſchüſſen 
einen Zuſchußfonds, aus dem Zuſchüſſe nach Köpfen, ohne 
Unterſchied der Beitragsklaſſe, gewährt werden. Dieſe Zuſchüſſe 
ſind nicht planmäßig beſtimmt, ſie werden jedes Jahr feſtgeſetzt, 
und betrugen im Jahre 1908 1820 & auf 37 Penſionäre, 
d. i. auf den Kopf 49 . Sie mögen mit dieſem Satze in 
Rechnung geſtellt werden: die Rente erhöhte ſich dann auf 
108,93 , bliebe alſo noch immer um faſt das Vierfache hinter 
der unſrigen zurück. Dabei fordert jene Kaſſe eine zehnjährige 
Wartezeit, unſre Kaſſe bekanntlich nur eine fünfjährige. Den 
Vorteil alſo, daß die Rente dem Sechzigjährigen ohne weiteres 
gebührt, müſſen die Mitglieder ſehr teuer bezahlen. 

Bisher hatten wir den Fall angenommen, daß der Renten⸗ 
anſpruch nach zehnjähriger Mitgliedſchaft eines beim Eintritt 
Dreißigjährigen fällig wurde, was nur möglich wäre, wenn er 
Erwerbsunfähigkeit nachwieſe. Wir müſſen aber, da es ſich um 
Altersrente handelt, denjenigen Fall ſetzen, auf deſſen Eintritt 
vor allem gerechnet wird; daß der Verſicherte nämlich 60 Jahre 
alt werden und dann ohne weiteres in den Genuß der Rente 
treten werde. Er müßte alsdann 30 Jahre lang Mitglied ge⸗ 
weſen ſein. In dieſem Falle würde er allerdings eine viel 
größere Rente beziehen, wie denn überhaupt dieſe Renten mit 
der Anzahl der Beitragsjahre unverhältnismäßig anwachſen. 
Wir ziehen hier, weil es der Normalfall iſt, noch eine andere 
Anſtalt zur Vergleichung heran, deren Mitglieder in ganz ähnlichen 
Verhältniſſen wie wir leben: die Penſionsanſtalt deutſcher 
Journaliſten und Schriftſteller in München, welche ganz ähnlich 
organiſiert iſt, wie die der Künſtler und ebenfalls nach Vollendung 
des 60. Lebensjahres unbedingt eine Altersrente gewährt. Es 
würde nun bei einem Eintrittsalter von dreißig Jahren der 
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Verſicherte nach dreißigjähriger Beitragszahlung folgende Renten 
erhalten: 

bei der Kaſſe der bilden⸗ bei der un bei unferer Kaſſe 

den Künſtler kaſſe 

gegen einen Jahres⸗ gegen einen Jahres- gegen einen Jahres⸗ 
beitrag von 60 % beitrag von 60 % beitrag von 50 % 
eine Rente eine Rente eine Rente von 6534 
von. . 362,78 % von. . 429,36 4 
dazu Zu⸗ dazu Zu⸗ 
ſchuß zur: ſchuß zur⸗ 

zeit. . 49,00 = zeit. . 80,00 

411,78. 509,36 .4 


Hier, bei höherem Lebensalter nähern ſich die Renten ſchon 
mehr einander, immerhin überſteigt die Rente bei unſrer Kaſſe 
(trotz niedrigeren Beitrags und kürzerer Wartezeit) um mehr 
als ein Drittel die der Künſtler⸗ und um mehr als ein Fünftel 
die der Schriftſtellerkaſſe. Dabei iſt nicht in Betracht gezogen, 
daß die Zuſchüſſe bei dieſen beiden Kaſſen etwas Unſicheres 
ſind, auf das nicht beſtimmt gerechnet werden kann, und das 
nach Köpfen verteilt wird, alſo bei höherer Rente viel weniger 
ins Gewicht fällt als bei niedriger. 

Ziehen wir, um vollſtändig zu ſein, zur Vergleichung noch 
eine größere Kaſſe heran: die des Deutſchen Privatbeamten⸗ 
vereins in Magdeburg, welche gegen 18 000 Verſicherte in der 
Abteilung Penſionskaſſe hat. Dieſe gewährt bei einem Eintritts⸗ 
alter von 30 Jahren, einem Jahresbeitrage von 28,40 * und 
nach 30 jähriger Beitragsleiſtung (alſo nach Vollendung des 
60. Lebensjahres) ohne Invaliditätsnachweis eine Rente von 
202,50 l, bei einem Jahresbeitrage von 56,80 &, alſo eine 
Jahresrente von 405 &, in der bereits ein Zuſchuß inbegriffen 
iſt, wie ihn die oben erwähnten Kaſſen gewähren, auf den 
alſo nicht mit Sicherheit gerechnet werden kann und ohne den 
die Rente nur 300 & betragen würde. Auch hier alſo fällt 
der Vergleich durchaus zugunſten unſerer Kaſſe aus: ſie gewährt 
bei niedrigerem Beitrage ganz weſentlich höhere, eigentlich mehr 
als doppelt ſo hohe Renten. | 

Bei alledem ift aber unfre Kaffe wenigſtens zum Teil doch 
auch Altersrentenkaſſe. Denn nach Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahres braucht nicht mehr volle Arbeitsunfähigkeit nachgewieſen 
zu werden; es genügt Dreiviertel⸗Arbeitsunfähigkeit. Die 
Forderung ſcheint hart: es iſt wahr; und man könnte meinen, 
daß ſie praktiſch auf die Forderung voller Arbeitsunfähigkeit 
hinauslaufe. Allein es kommt doch ſehr auf die Handhabung 
an. Die Handhabung aber liegt nicht in der Hand der Ver⸗ 
waltung, die allerdings wohl zu ſtrenger Auffaſſung geneigt 
ſein würde, ſondern nach S 13 in der Hand eines von beiden 
Teilen gewählten Schiedsgerichts von Rechtsanwälten. Es iſt 
nun ſehr, faſt möchte ich ſagen, zu fürchten, daß dieſe Schieds⸗ 
gerichte die Beſtimmung mild handhaben und in der Regel eine 
ſtarke Verminderung der Erwerbsfähigkeit für ausreichend an⸗ 
ſehen werden. Es würde dann ungefähr der Zuſtand eintreten, 
den unſre Tadler wünſchen, daß man nämlich im höheren Alter 
bei abnehmender Erwerbsfähigkeit in den Genuß der Rente 
träte, ohne auf die Einnahmen aus der Rechtsanwaltſchaft ver⸗ 
zichten zu müſſen. Das würde nun allerdings alles über den 
Haufen werfen, was über die günſtigen Invaliditätsverhältniſſe 
der Nechtsanwaltſchaft geſagt iſt: denn alles das beruhte auf 
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der Annahme, daß der Rechtsanwalt nicht leicht um der Rente 
willen ſeine Praxis aufgeben wird. Geben wir ihm die 
Möglichkeit, ſeine Praxis auszuüben und daneben die Rente 
zu beziehen, ſo wird er ebenſoſehr wie der Beamte nach dem 
Ruhegehalt ſtreben. Aber unſre Rechnungsgrundlagen würden 
dadurch doch nicht erſchüttert werden; denn ſie beruhen ja auf 
den Invaliditätstabellen der Richter und Staatsanwälte, die 
auch in dieſem Falle noch für die Verhältniſſe der Rechts⸗ 
anwaltſchaft zutreffen würden. Es zeigt ſich hier wieder, auf 
wie ſolider Grundlage unſere Kaſſe errichtet iſt. 

Entwickeln ſich aber die Verhältniſſe anders, ergibt ſich ein 
dringendes Bedürfnis nach Altersrente — nun, ſo iſt nichts 
leichter, als unſeren drei Tarifen einen vierten, einen Alters: 
rententarif, anzuſchließen. Aber innerhalb unſeres jetzigen, auf 
Invalidenrente berechneten Tarifs Altersrente zu gewähren, iſt 
ausgeſchloſſen. 

Ein letzter, oft gehörter Einwand iſt, daß unſere Kaſſe 
nicht die Beiträge ganz oder zum Teil zurückzahlt, 
wenn der Fall der Arbeitsunfähigkeit nicht eingetreten iſt. Wir 
könnten einfach erwidern, daß das im Weſen der Verſicherung 
begründet iſt. Aber es iſt richtig, man kann dieſem Wunſche 
Rechnung tragen; und es iſt bei den Vorarbeiten für unſere 
Kaſſe auch eine Tabelle für dieſen Fall ausgearbeitet worden, 
welche aber eine ſo ſtarke Herabſetzung der Renten (um 22 bis 
45 Prozent) ergab, daß man auf die Beitragsrückgewähr doch 
lieber verzichtete. Es iſt nun einmal nichts umſonſt bei dieſem 
Geſchäfte; alles iſt genau berechnet, und wer einen Vorteil 
haben will, muß eben zahlen. 

Schließlich aber iſt die Ruhegehaltsverſicherung nur ein 
Teil unſerer Tätigkeit. Einen viel größeren Raum und eine 
viel größere wirtſchaftliche Bedeutung beanſprucht die Witwen⸗ 
und Waiſenverſorgung, gegen die Einwendungen überhaupt 
nicht haben erhoben werden können. Es iſt von allen Seiten 
betont worden, daß Witwenrente viel wichtiger ſei als Ruhe⸗ 
gehalt. Gewiß! Um unſere Frauen handelt ſichs, um unſere 
Kinder! Hier iſt jeder von uns vor eine große ſoziale Aufgabe 
geſtellt. Sie muß einmal gelöſt werden, dieſe ſchwere, ernſte 
Frage, die uns das ganze Leben hindurch verfolgt, uns unruhe⸗ 
voll vom Schreibtiſch ins Gericht, vom Gericht an den Schreib⸗ 
tiſch treibt, zu ungeſunder Ausdehnung unſerer Geſchäfte zwingt, 
uns übermüdet und abgehetzt ins vorzeitige Grab bringt. Für 
die äußerſte Not haben wir ja die Hülfskaſſe, der jetzt, wo 
ſie reine Unterſtützungskaſſe iſt, hoffentlich kein Rechtsanwalt 
fernbleiben wird. Durch den Zugang der jetzt noch abſeits 
Stehenden geſtärkt, durch unſere Kaſſe entlaſtet, über ein Kapital 
von 800 000 & gebietend, wird ſie fortan reichlicher ſpenden 
können. Aber ihre Wohltaten kann ohne Erröten nur an⸗ 
nehmen, wer ſeinerſeits alles getan hat, um ſeine und der 
Seinen Zukunft zu ſichern. Dieſe Sorge iſt eine Pflicht des 
Rechtsanwalts nicht nur gegen ſich ſelbſt und ſeine Familie, 
ſondern auch gegen die großen Anſtalten, die der Gemeinfinn 
der Berufsgenoſſen geſchaffen und mit reichen Mitteln au: 
gerüſtet hat, ſich gegenſeitig ergänzend: kein anderer Berufsſtand 
hat ihresgleichen. Eigenſucht und Gemeinſinn fallen hier aufs 
glücklichſte zuſammen; hier kann die Rechtsanwaltſchaft zeigen, 
daß ſie praktiſch und ideal zugleich zu denken vermag. 


38. Jahrgang. 


Der neue öſterreichiſche Advokatentarif 
vom 3. Juni 1909. 
Von Juſtizrat Ludwig Wreſchner, Berlin. 


Bei der Beratung des deutſchen Reichsgeſetzes vom 
1. Juni 1909, betreffend Anderungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichtskoſtengeſetzes und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte, wurde faſt allgemein 
der Überzeugung Ausdruck gegeben, daß die Entlohnung der 
anwaltlichen Tätigkeit gemäß der Gebührenordnung vom 7. Juli 
1879 nicht mehr den heutigen Lebensverhältniſſen entſpreche. 
„Nicht nur würden höhere Anforderungen an ein ſtandesgemäßes 
Auftreten geſtellt, ſondern die Preiſe der Lebensmittel, der 
Wohnungen, des Heizmaterials ſeien weſentlich geſtiegen. Vor 
allem ſei der Anwalt verpflichtet, ſein Perſonal, auskömmlich 
zu beſolden, und dabei geſteigerten Anſprüchen gerecht zu werden. 
Das Auskommen dieſer von ihm abhängigen Kreiſe ſei durch 
ſein Auskommen bedingt.“ (Kommiſſionsbericht S. 77.) Ver⸗ 
einzelt wurde freilich geltend gemacht, daß die Einnahmen der 
Anwälte hinter den von ihnen berechtigterweiſe zu ſtellenden 
Anſprüchen nicht zurückgeblieben ſeien; denn wenn auch die 
Preiſe der Lebensbedürfniſſe geſtiegen ſeien, ſo ſeien damit von 
ſelbſt auch die Einnahmen der Anwälte geſtiegen, die ihre Prozeſſe 
nun naturgemäß über höhere Objekte führten. (S. 78 ebenda.) 
Die Majorität der Reichstagskommiſſion hat ſich nicht dafür 
entſchieden, eine Abänderung der im $ 9 beftimmten Gebühren: 
ſätze ſchon jetzt vorzuſchlagen, da die Anſichten darüber geteilt 
waren, ob die Sätze den Vorſchlägen der Anwaltskammern 
entſprechend durchweg, oder aber nur die Sätze der niedrigeren 
Wertsklaſſen, oder nur die Sätze der mittleren und höheren 
Wertsklaſſen zu erhöhen ſeien. Die Abänderung dieſer Gebühren⸗ 
ſätze müſſe vielmehr einer grundſätzlichen Reviſion der Gebühren⸗ 
ordnung vorbehalten bleiben; im Rahmen des zur Beratung 
ſtehenden Geſetzes könne man nur gewiſſen Einzelwünſchen ent⸗ 
gegenkommen. Von dieſem mit äußerſter Vorſicht gepaarten 
Wohlwollen hat man nach der vorſichtigen Seite hin Gebrauch 
gemacht, wie man beſonders erkennen kann, wenn man den durch 
das obige Geſetz eingeführten Gebührenbeſtimmungen für Rechts⸗ 
anwälte diejenigen Beſtimmungen entgegenhält, welche der faſt 
um dieſelbe Zeit eingeführte öſterreichiſche Advokatentarif vom 
3. Juni 1909 den öſterreichiſchen Anwälten gebracht hat. Es 
iſt ja bekannt, daß ſeit jeher die advokatoriſche Tätigkeit in 
Oſterreich eine viel höhere Entlohnung erfahren hat, als bei uns. 
Die öſterreichiſchen Kollegen ſtaunen über die Niedrigkeit unſerer 
Gebühren, und ihr uſuelles Staunen kann keine Minderung 
erfahren, wenn ſie hören, daß die zurzeit erfolgte Erhöhung 
unſerer Gebühren nur ſo winzig geweſen iſt. 

In Eſterreich beſteht bekanntlich das Recht der freien Ver: 
einbarung bezüglich der Honorierung der anwaltlichen Tätigkeit. 
Dem Richter iſt jedoch die Befugnis gewahrt, die Notwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit der einzelnen Leiſtungen zu prüfen und im 
Streitfalle die Höhe der Gebühren feſtzuſetzen. 

Tatſache iſt, daß die öſterreichiſchen Anwälte ſich im all— 
gemeinen bei dieſer richterlichen Feſtſetzung ihrer Gebühren wohl⸗ 
befinden, daß die öſterreichiſchen Gerichte im allgemeinen mit 
großem Wohlwollen und unter deutlicher Anerkennung des 
Wertes advokatoriſcher Tätigkeit die Gebühren der Advokaten 
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beſtimmen, wie wohl jeder deutſche Anwalt, der in Oſterreich 
Prozeſſe zu führen gehabt hat, ſelbſt wiederholt erfahren hat. 
Vor mir liegt ein Urteil eines Wiener Gerichts, welches nach 
drei Tagſatzungen ergangen war. In dieſem Urteil, welchem 
zunächſt eine Forderung von 1064 K 89 h und nach der erſten 
Tagſatzung lediglich ein Streitobjekt von 800 K zugrunde lag, 
hat das Gericht erſter Inſtanz die von dem unterlegenen Kläger 
an den Beklagten zu erſtattenden Koſten auf 982 K 6 h feſt⸗ 
geſetzt, darunter für die erſte und zweite Tagſatzung je 250 K 
und für die dritte Tagſatzung 150 K. Gegen dieſes Urteil hat 
der Kläger ſowohl in der Hauptſache, wie bezüglich des Koſten⸗ 
punktes Berufung eingelegt. Er hat aber eine Abänderung des 
Urteils weder in der Hauptſache noch bezüglich der Gebühren 
des öſterreichiſchen Kollegen erzielt, und das Oberlandesgericht 
hat, trotzdem infolge des Verzichts beider Parteien eine münd⸗ 
liche Verhandlung in der Berufungsinſtanz nicht ſtattgefunden 
hat, die Gebühren des Anwalts des Beklagten für die von ihm 
eingereichte Berufungs-Beantwortungsſchrift, die nur ungefähr 
6 Seiten betragen und gegenüber den Anführungen erſter Inſtanz 
nichts weſentlich Neues enthalten hat, auf 100 K feſtgeſetzt. — 
Ich halte es für ausgeſchloſſen, daß je ein deutſcher Richter die 
Bewertung advokatoriſcher Tätigkeit in gleich hoher Weiſe 
vornähme. — DZ 

Von gleich wohlwollenden Rüdfichten für die Anwaltſchaft 
wird auch der neue Advokatentarif vom 3. Juni 1909 geleitet. 
Nicht daß er die freie Vereinbarung und die richterliche Nach⸗ 
prüfung und Feſtſetzung der Anwaltsgebühren aufhebt und für 
alle Anwaltsgeſchäfte einen hohen Tarif einführt; dazu wäre 
er nicht imſtande, da er nur auf einer Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſters beruht, die ja geſetzliche Beſtimmungen aufzuheben 
nicht geeignet iſt. 0 

Durch das Geſetz vom 26. März 1890 — Reichsgeſetzblatt 
für die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder, 
XVIII Stück, ausgegeben und verſendet am 15. April 1890 — 
iſt indes der Juſtizminiſter ermächtigt, bezüglich ſolcher Leiſtungen 
der Advokaten und ihrer Kanzleien im gerichtlichen Verfahren, 
welche wegen ihrer Einfachheit und Wiederkehr eine durchſchnitt⸗ 
liche Bewertung zulaſſen, das Maß der hierfür gebührenden 
Entlohnung durch einen im Verordnungswege zu erlaſſenden 
Tarif feſtzuſtellen. Das Geſetz rechnet hierher: gerichtliche Ein⸗ 
gaben im Verfahren in und außer Streitſachen, die ſchon an 
ſich oder vermöge der im weſentlichen ſtets gleichbleibenden Art 
ihrer Abfaſſung und Behandlung eine beſondere Mühewaltung 
nicht erheiſchen, Beſprechungen mit der Partei, die Einholung 
von Erkundigungen bei Gerichts-, Steuer: oder anderen Be: 
hörden, die Verrichtung von Tagſatzungen, bei welchen eine 
meritoriſche Verhandlung nicht ſtattfindet, die Gebarung mit 
Geld und Wertpapieren, Reifen der Advokaten oder ihrer Be: 
dienſteten, die eigentlichen Kanzleigeſchäfte und andere Leiſtungen 
ähnlicher Art. Nach 5 3 des Geſetzes kann der Tarif auch 
örtlich verſchieden ſein. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich nicht meine Abſicht, hier ſämtliche 
Beſtimmungen des Tarifs des näheren zu erörtern. Für die 
Zwecke dieſes Berichts, der lediglich zeigen ſoll, wie weſentlich 
höher die Kollegen in unſerem Nachbarlande entlohnt werden, 
als wir, wäre dies völlig überflüſſig. Andererſeits würde zu 
einer eingehenden Erörterung des Tarifs eine Schilderung des 
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öſterreichiſchen Prozeßverfahrens gehören, für die hier weder 
Ort noch Raum vorhanden iſt. Es ſei deshalb geſtattet, nur 
einzelne Beſtimmungen des Tarifs hier anzuführen. 

Die miniſterielle Verordnung vom 3. Juni 1909 betont 
ausdrücklich in ihrem 8 2, daß durch ihn das Recht der freien 
Vereinbarung nicht berührt werde, ja, daß ſelbſt in Ermangelung 
einer Vereinbarung dem Advokaten vorbehalten bleibe, einen 
durch beſondere Umſtände oder durch beſondere Aufträge ſeiner 
Partei gerechtfertigten Mehranſpruch gegen dieſe geltend zu 
machen. Auf dieſer Beſtimmung, die auch ſchon früher in 
Oſterreich Geltung gehabt hat, beruht es, daß ſelbſt die voll⸗ 
ſtändig unterlegene Partei der andern nicht überall ſämtliche 
dieſer erwachſenen Anwaltskoſten zu erſtatten hat, ſondern daß 
neben den erſtattungsfähigen Koſten der Anwalt der ſiegenden 
Partei dieſer gegenüber noch beſondere Koſten zu liquidieren 
berechtigt ſein kann. Der Richter prüft bei der Feſtſetzung der 
außergerichtlichen Koſten genau, welche notwendig und welche 
nicht notwendig waren, und bei den nicht notwendigen wiederum, 
welche auf das Verhalten der Partei ihrem Anwalte gegenüber 
zurückzuführen ſind, oder nicht. Für den Prozeß nicht not⸗ 
wendige Beſprechungen und Briefe hat die Partei ihrem An⸗ 
walt ohne Anſpruch auf Erſtattung ſelbſt zu bezahlen. Dieſe 
Beſtimmung macht ſich deutichen Parteien, die ſehr häufig mehr 
als notwendig ihre Anwälte mit Briefen zu bombardieren 
pflegen, oft unangenehm fühlbar. — 

Der § 3 der Verordnung errichtet 3 Ortsklaſſen. Die 
erſte Klaſſe gilt für Wien und die im Wiener Polizeirayon 
gelegenen Orte, die zweite Klaſſe für alle Gerichtshofsorte (etwa 
identiſch mit unſeren Landgerichtsſitzen) und zwar für Prag 
unter Einſchluß der zum Polizeirayon gehörigen Orte, ferner 
für die Kurorte Karlsbad, Marienbad, Meran, Iſchl, Gmunden 
und Baden, die dritte Klaſſe für alle übrigen Orte. 

Nach § 4 richtet ſich die Entlohnung im allgemeinen nach 
der für den Wohnſitz des Advokaten geltenden Tarifklaſſe. Für 
Tagſatzungen indes, welche ein Advokat, der ſeinen Wohnſitz in 
einem Orte niederer Klaſſe hat, bei einem Gerichte höherer 
Ortsklaſſe vornimmt, ſowie für andere Bemühungen an einem 
ſolchen Gerichte kann er die Gebühr der betreffenden höheren 
Ortsklaſſe anrechnen. 

Nach § 10 iſt die Entlohnung für die Aufnahme der In⸗ 
formation mit der Partei und für die Information aus den 
Akten in der Regel in dem Tarifſatze für die Verfaſſung eines 
Schriftſatzes oder für die Vornahme einer Tagſatzung in⸗ 
begriffen; wenn ſich jedoch im einzelnen Falle trotz der Einfach⸗ 
heit der Sache die Information zeitraubend geſtaltet hat, ſo 
kann das Gericht für die Information eine abgeſonderte Ent: 
lohnung bis zur Hälfte des für die Leiſtung normierten Tarif: 
ſatzes zuſprechen. 

Der 8 18 ermächtigt den Richter, die Entlohnung für die 
im Tarif bezeichneten einzelnen Leiſtungen mit einem höheren 
als dem tarifmäßigen Betrage feſtzuſetzen, wenn im einzelnen 
Falle die geſetzlichen Vorausſetzungen für eine durchſchnittliche 
Bewertung nicht zutreffen. 

Der dieſer Verordnung beigefügte Tarif enthält die für 
die 3 Ortsklaſſen bezüglich der einfacheren Tätigkeit der Ad— 
vokaten zugebilligten Honorarſätze. So werden für bloße An— 
zeigen und Mitteilungen an das Gericht, Anſuchen bei Gerichten 
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oder anderen Behörden um Erteilung von Auskünften, Zeug⸗ 
niſſen, Abſchriften oder Ausfertigungen, um Akteneinſicht oder 
Rückſtellung von Belegen, für Zurücknahme von Klageanträgen 
oder Rechtsmitteln, Verzichtserklärungen, Kündigungen von 
Forderungen und Vollmachten, Widerſprüche im Mahnverfahren, 
Friſt⸗, Tagſatzungs⸗ und Zuſtellungsgeſuche uſw. bei Wert: 
gegenſtänden bis einſchließlich 100 K Gebühren von 2, 2,50 
und 3 K, die ſich z. B. bei Objekten von 600 K bis 1000 K 
auf 6, 7 und 8 K fteigern, und höchſtens 7, 8,50 und 10 K 
betragen, bewilligt. Für einfache Klagen, als Wechſelklagen, 
Darlehnsklagen, Klagen der Kauf: und Gewerbsleute auf 
Zahlung für gelieferte Waren und geleiftete Arbeiten, Lohn: 
klagen uſw., Geſuche um Erlaſſung eines bedingten Zahlungs⸗ 
befehls im Mahnverfahren, Anträge auf Koſtenerſatz, Geſuche 
auf Einleitung eines Amortiſierungsverfahrens, Pfändungs⸗ 
aufträge, erſte Tagſatzungen, auch wenn Anerkenntnis oder 
Verſäumnisurteil gefällt oder Vergleich geſchloſſen wird, oder 
Einwendungen angemeldet werden, oder bei welchen die Parteien 
lediglich einvernommen werden, auch für auf Antrag oder von 
Amts wegen erſtreckte Tagſatzungen werden bei einem Objekte 
bis einſchließlich 100 K für alle 3 Ortsklaſſen je 3 K, bei einem 
Objekte von 600 K bis 1000 K 7, 8 oder 9 K, jedoch nie 
mehr als 60, 80 oder 100 K angeſetzt. Für die Zeit des 
Zuwartens zu einer Tagſatzung erhält der Advokat nach einer 
halben Stunde Wartens für jede weitere auch nur angefangene 
halbe Stunde 3, 3,50, 4 K Honorar. Für die Verfaſſung, 
Abſchrift und Expedition von Einladungsſchreiben zum Er⸗ 
ſcheinen in der Kanzlei des Advokaten werden 60 h, 80 h oder 
1 K zugebilligt. Für die Ausfertigung einer Advokatenvollmacht 
ſetzt der Tarif die Gebühr von 1 K feſt. Für einfache Be⸗ 
ſprechungen bis zur Dauer einer Viertelſtunde, als welche jedoch 
kurze Auskünfte über den Stand einer im Zuge befindlichen 
Angelegenheit nicht angeſehen werden können, beſtimmt der 
Tarif als Gebühr 2,50, 3 und 3,50 K. Ja, ſelbſt für Tätig⸗ 
keit der Kanzleibeamten der Advokaten werden unter gewiſſen 
Umſtänden Gebühren zugebilligt, die ſich nach der Zeit der 
durch das Geſchäft veranlaßten Abweſenheit von der Advokatur⸗ 
kanzlei richten, und bis zur Verwendung einer halben Stunde 
1,50, 2 und 2,50 K, für jede auch nur begonnene weitere 
halbe Stunde 1, 1,50, 2 K betragen. An Verpflegungs⸗ 
gebühren werden dem Advokaten 12 K, an Übernachtungs⸗ 
gebühren ebenfalls 12 K zugebilligt, für jede Arbeitsſtunde auf 
Reiſen — als Arbeitszeit gelten die Stunden von 9 Uhr vor⸗ 
mittags bis 6 Uhr nachmittags — 6 K, für jede außerhalb 
der Arbeitsſtunden auf dem Wege zum oder vom Orte der 
Geſchäftsvornahme angefangene Stunde 2 K. 

Für Wien und Prag iſt die beſondere Beſtimmung ge⸗ 
troffen, daß der Anwalt für die Bemühung zu einem Gerichte 
oder einer gerichtlichen Amtshandlung im Gemeindebezirke 
bzw. in den Gemeinden gewiſſer beſonders benannter Vororte, 
eine Entfernungs⸗(Wagen⸗) Gebühr dann liquidieren darf, wenn 
es ſich um Rechtsſachen über 100 K handelt, und wenn der 
Ort der Geſchäftsvornahme von dem Amtsgebäude jenes Bezirks⸗ 
gerichts, in deſſen Sprengel der Advokat ſeine Kanzlei hat, mehr 
als ein Kilometer entfernt iſt. 

Ein beſonderes Intereſſe für uns deutſche Anwälte werden 
die durch den öſterreichiſchen Tarif feſtgeſetzten „Manipulation 
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gebühren“ haben. Für das Reinſchreiben der Geſchäftsſtücke 
und Beilagen einſchließlich der Kollationierung und Inſtruierung 
ſowie der Beiſtellung der Schreibmaterialien für jede Seite mit 
wenigſtens 25 Schriftzeilen, eine angefangene Seite für voll 
gerechnet, wird bei einem Werte des Gegenſtandes bis ein- 
ſchließlich 100 K eine Gebühr von 20 h, bei einem Werte des 
Gegenſtandes über 100 K eine Gebühr von 40 h, und wenn 
Abſchriften von großem Format, von Rechnungen, Tabellen 
oder größtenteils aus Ziffern beſtehenden Ausweiſen angefertigt 
werden, für jede auch nur angefangene Seite eine Gebühr von 
60 h bewilligt. Daneben berückſichtige man, daß bei uns ſeitens 
der Regierung keineswegs für den ganzen Umfang des Schreib⸗ 
werks ein Durchſchnittsſatz von 20 % zur Deckung der Auslagen 
der Anwälte — nicht des Gerichts! — für erforderlich erachtet 
worden iſt, ja als Durchſchnittsſatz für das geſamte zurzeit 
ſchreibgebührenpflichtige Schreibwerk der Anwälte ein Betrag 
von 20 % für die Seite nach Anſicht der Regierungen bei 
weitem zu hoch gegriffen ſein würde, und daß deshalb einem 
in der Kommiſſion geſtellten Antrage, den Schreibgebührenſatz 
für die Anwälte allgemein von 10 auf 20 9 zu erhöhen, auf 
das entſchiedenſte widerſprochen worden iſt, weil dies zu einer 
ungerechtfertigten Mehrbelaſtung des Publikums führen und einen 
bedenklichen Anreiz zu einer übermäßigen Vermehrung des Schreib⸗ 
werks mit ſich bringen würde (Kommiſſionsbericht S. 86/87)! — 

Welch ein klaffender Gegenfatz in dieſer Frage in derſelben 
Zeit zwiſchen der deutſchen und der öſterreichiſchen Regierung! 
Die deutſche will nicht einmal allgemein den Gebührenſatz pro 
Seite, die freilich in Deutſchland nur 20 Zeilen, nicht wie dort 
25 Zeilen zu umfaſſen braucht, auf 20 % erhöhen, während 
die öſterreichiſche Regierung die Kopialien pro Seite, abgeſehen von 
Angelegenheiten mit einem Gegenſtandswerte bis einſchließlich 
100 K, auf 40 bis 60 h in Anſatz bringt! Kann man wirklich 
behaupten, daß die Lebensverhältniſſe in Oſterreich um ſo viel 
teurer ſind, daß die Löhne der Angeſtellten, die Bureaumieten, 
die Koſten der Schreibmaterialien uſw. um ſo viel höher als in 
Deutſchland ſind, daß ſie einen derartigen Preisunterſchied recht⸗ 
fertigen? Wir glauben nicht, daß dieſer Preisunterſchied beſteht, ja 
daß vielmehr im allgemeinen die Lebensverhältniſſe dort billiger ſein 
werden, als in Deutſchland. Jedenfalls ſpricht ſehr erheblich für 
unſere Meinung der Umſtand, daß die Gehälter der gleichgeſtellten 
Beamten in Oſterreich verhältnismäßig geringer ſind, als bei uns. 

Aber nicht allein, daß der öſterreichiſche Advokat ſeine 
Kopialien erheblich höher, als der deutſche bezahlt erhält, ihm 
ſteht noch für die Aufgabe zur Poſt oder zum Telegraphenamte, 
oder für die Überreichung bei Behörden ſowie für die Erhebung 
von Retourrezepiſſen von jedem Geſchäftsſtücke eine beſondere 
Gebühr von 20 h zu! Für die Einlöſung einer Poſtanweiſung 
oder einer Poſtſparkaſſenanweiſung bei der Poſt oder für Ein⸗ 
zahlungen, die mittels Poſtanweiſung, Empfangserlagsſcheines 
oder Schecks geleiſtet werden, erhält der öſterreichiſche Advokat 
für jeden einzelnen Fall, vorausgeſetzt, daß der angewieſene 
oder einzuzahlende Betrag 2 K erreicht, den Betrag von 40 h! — 
Ferner iſt eine beſondere Gebühr von 30 h in Anſatz gebracht 
für die Vormerkung einer geſetzlichen oder richterlichen Friſt oder 
einer Tagſatzung und die hierzu erforderliche Einſichtnahme zu⸗ 
geſtellter oder eingeſandter Schriftſtücke! — Endlich ſei noch 
erwähnt, daß als Geldempfangs⸗ und Ablieferungsgebühr bei 
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Beträgen bis einſchließlich 2000 K / Prozent und bei Be: 
trägen über 2000 von dem 2000 K überſteigenden Betrag nur 
Yo Prozent zu erheben iſt. Demgegenüber iſt es bemerkens⸗ 
wert, darauf hinzuweiſen, daß bei der Beratung unſeres Geſetzes 
vom 3. Juni 1909 in der Reichstagskommiſſion die Anregung 
gemacht wurde, die bei uns beſtehende Inkaſſogebühr herab⸗ 
zuſetzen, um dadurch dem durch die beabſichtigte Erhöhung der 
Gebühren belaſteten Publikum einen gewiſſen Ausgleich zu 
beſchaffen, welcher Anregung freilich nicht Folge gegeben wurde. 
(Kommiſſionsbericht S. 78.) 

Für den deutſchen Anwalt wären es geradezu utopiſche 
Gelüſte, eine ſolche Gebührenordnung zu erhalten; und doch hat 
dieſer Tarif in der öſterreichiſchen Anwaltſchaft nicht einmal 
allgemeinen Beifall errungen. Während in der „Gerichtshalle“ 
Nr. 38 von 1909 S. 466 die durch den neuen Tarif gegenüber 
dem bisher geltendem Tarife vom 11. Dezember 1897 erfolgte 
Aufbeſſerung der Anwaltsgebühren mit größter Freude begrüßt, 
und in der „Allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung“ Nr. 25 
von 1909 S. 199 — freilich von einem Richter — die Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt wird, daß der neue Tarif „eine angemeſſene 
erhebliche Aufbeſſerung der Anſätze des bisherigen Tarifs“ ent⸗ 
halte und daher auch von der Anwaltſchaft wegen der gerechten 
Bedachtnahme auf ihre begründeten Intereſſen ſympathiſch werde 
begrüßt werden, erklärt das „Barreau“ in der Nr. 7 pro 1909 
S. 1, daß dieſer Tarif den mit Rückſicht auf die geradezu un⸗ 
erhörte Steigerung der Preiſe aller Lebensbedürfniſſe er⸗ 
höhten Anſprüchen der Anwälte nicht genüge, da „für die 
meiſten Kanzleien, die nur ſpärlich mit Kurrentien bedacht ſind, 
die große Reform kaum eine Einnahmevermehrung von 400 bis 
500 K jährlich zur Folge haben könne“. 

Der dem öſterreichiſchen Anwaltsgebührenweſen zugrunde 
liegende Gedanke der richterlichen Feſtſetzung der Anwalts⸗ 
gebühren wird ſicherlich in Deutſchland nicht viel Anhänger 
haben. Wir haben, offen ſei es geſagt, im allgemeinen zu 
unſern Richtern nicht das Vertrauen, daß ſie der anwaltlichen 
Tätigkeit die richtige Bewertung angedeihen laſſen werden, und 
wir wollen vor allem nicht uns um unſerer pekuniären Intereſſen 
willen in eine Abhängigkeit von dem Richter begeben, die ein 
ſolches Syſtem, wenn auch nicht notwendigerweiſé, zur Folge 
hat, doch leicht zur Folge haben kann. Wir bleiben nach wie 
vor Anhänger des Pauſchaltarifs, der es freilich zur Folge hat, 
daß eine geringere Mühewaltung bei großen Objekten über⸗ 
mäßig hoch, und eine übermäßige Mühewaltung bei geringeren 
Objekten ſehr gering honoriert werden kann. Aber eins ſteht 
feſt, daß auch unſere, vor mehr als 40 Jahren eingeführten 
Pauſchalſätze eine ſehr erhebliche Erhöhung erfahren müſſen, 
um nur einigermaßen den berechtigten Anſprüchen der Anwalt⸗ 
ſchaft zu entſprechen. Daneben wird es auch Sache der Gerichte 
ſein, in denjenigen Rechtsangelegenheiten, in denen die Feſt⸗ 
ſetzung des Wertes des Gegenſtandes von ihrem freien Er⸗ 
meſſen abhängt, wie z. B. in Eheſcheidungsſachen, eine an⸗ 
gemeſſene Bewertung desſelben eintreten zu laſſen. In dieſer Be⸗ 
ziehung wird nach meiner Meinung insbeſondere bei den Berliner 
Gerichten arg gefehlt. Bei den meiſten Berliner Gerichten wird 
nämlich als Wert des Gegenſtandes des Eheſcheidungsprozeſſes 
etwa ½ des jährlichen Einkommens beider Eheleute feſtgeſetzt, 
ſo daß bei einem Jahreseinkommen von 6000 , der Wert des 

80 * 


636 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Gegenſtandes des Eheſcheidungsprozeſſes auf 2000 & feſtgeſetzt 
wird, ein Betrag, der bei unſchätzbaren Gegenſtänden nach dem 
Geſetze doch nur in Durchſchnittsfällen anzunehmen iſt, während 
man doch wahrlich nicht behaupten kann, daß 6000 & das 
durchſchnittsmäßige Einkommen eines deutſchen Bürgers iſt. 

Jüngſt habe ich in einem Falle, in welchem es ſich um die 
Eheſcheidungsklage einer Kaufmannsfrau handelte, es erlebt, 
daß das Gericht, nachdem ihm auf Befragen mitgeteilt worden 
war, daß die Ehefrau ein Vermögen von 75 000 &, der Ehe⸗ 
mann ein Vermögen von 150 000 & beſitzt, daß das Geſchäft 
des Ehemannes aber im letzten Jahre mit etwas Verluſt ge⸗ 
arbeitet habe, mit Rückſicht auf den mutmaßlichen Zinsgewinn 
des Geſamtvermögens der Eheleute von 225 000 & den Wert 
des Streitgegenſtandes der Eheſcheidungsklage auf 2500 (zwei⸗ 
tauſendfünfhundert) Mark — etwa ein Drittel des Zinsein⸗ 
kommens! — feſtgeſetzt hat. Solche Wertfeſtſetzungen müſſen 
Unheil ſtiften und der Verabredung beſonderer Honorare, die 
doch nur in Ausnahmefällen mit Rückſicht auf beſondere umfang⸗ 
reiche Tätigkeit uſw. zur Anwendung kommen ſollten, die Wege 
ebnen. Sollte nicht in dieſem oder jenem Falle bei der Feſtſetzung 
ſolcher Streitgegenſtandswerte ein Standpunkt mit zur Geltung 
gelangen, der von demjenigen weit entfernt iſt, den der öſter⸗ 
reichiſche Richter gegenüber advokatoriſcher Tätigkeit einnimmt? — 

Was wir deutſche Anwälte bedürfen, iſt nicht nur mehr 
Wohlwollen ſeitens der Regierung und der Parlamente, an dem 
es uns ja bekanntlich gewaltig mangelt, ſondern auch mehr 
Wohlwollen und mehr Rückſichtnahme ſeitens der Gerichte. 
Wenn es wahr iſt, was der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts 
Dr. Nieberding am 26. April 1909 bei der zweiten Beratung 
des Geſetzes vom 1. Juni 1909 im Reichstage erklärte, daß die 
verbündeten Regierungen den Wunſch haben, daß die Verhältniſſe 
im Anwaltſtande ſich möglichſt geſund und zufriedenſtellend in 
Zukunft entwickeln mögen, und daß ihnen nichts ferner liegt, 
als in irgendeiner Weiſe die berechtigten Intereſſen des Anwalt⸗ 
ſtandes in den Hintergrund zu drängen, ſo mögen ſie ſich ebenſo 
wie die Parlamente und die Gerichte bemühen, ſich den Stand⸗ 
punkt anzueignen, welchen der neue öſterreichiſche Advokatentarif 
einzunehmen für gut befunden hat. 


I. Wie iſt die rechtliche Natur des Begnadigungs⸗ 
rechtes, wer iſt ſein Träger? 

II. Kann die im ehrengerichtlichen Verfahren gegen 
einen Rechtsanwalt erkannte Straſe im Wege der 
Gnade erlaſſen oder gemildert werden? 

III. Kann bei gnadenweiſem Erlaß der Strafe der 
Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft der be- 
gnadigte Rechtsanwalt in die Liſte der Rechts⸗ 
anwälte wieder eingetragen oder zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft wieder zugelaſſen werden? 

Drei Streitfragen aus der Lehre vom Gnadenrechte 
von Rechtsanwalt Edner, Berlin. 


Der Staat iſt die ſelbſtändige, dauernde Gemeinſchaft 
einer Mehrheit von Menſchen (Bevölkerung), die auf einem 
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beſtimmten Gebiete (perſönliche und dingliche Grundlage) unter 
einer höchſten Gewalt (Staatsgewalt) und nach feſter Ordnung 
(Recht) gebildet iſt und den Schutz nach außen und innen, ſo⸗ 
wie die Pflege der geiſtigen und materiellen Intereſſen bezweckt 
(Hue de Grais, Handbuch der Verfaſſung und Verwaltung 
1904 S. 2. 

Als Verkörperung des über dem einzelnen ſtehenden all⸗ 
gemeinen Willens grenzt der Staat die Willenskreiſe der einzelnen 
Individuen gegeneinander ab. Dies geſchieht in der Rechts⸗ 
ordnung (Davidſohn, Begnadigungsrecht, Berlin 1903 S. 23). 
Wird die ſtaatliche Rechtsordnung durch den Einzelnen geſtört, 
ſo hat der Staat die Pflicht, dieſen dem Ganzen widerſtrebenden 
Einzelwillen niederzubeugen, um die rechtliche Ordnung, die 


Vorausſetzung jedes geordneten, Zuſammenlebens, aufrecht zu 


erhalten. 

Hat der Staat aber das Strafrecht, ſo muß er not⸗ 
wendigerweiſe auch das Gnadenrecht beſitzen, um ſo durch die 
Begnadigung — als „Selbſtkorrektur der Gerechtigkeit“, als 
„Sicherheitsventil des Rechts“ (v. Ihering) den ſtarren Ver⸗ 
allgemeinerungen des Rechts gegenüber den Forderungen der 
Billigkeit (freilich immer nur zugunſten des Verurteilten, nie 
umgekehrt) zur Geltung zu bringen (Liszt, Strafrecht 1908 
S. 286). | 

Durch die Begnadigung wird die erkannte Straſe getilgt 
(Seuffert: in v. Stengels Wörterbuch Bd. 1 S. 149), die 
Strafbarkeit der Tat (Hälſchner, Strafrecht Bd. 1 1886 S. 729), 
der Strafanſpruch des Staates, nicht die begangene Straftat 
ſelbſt (Liszt a. a. O. S. 286); Binding, Strafrecht 1881 Bd. 1 
S. 861°; Kries, Lehrbuch des deutſchen Strafprozeßrechts 1892 
S. 104; Berner, Lehrbuch des Strafrechts 1891 § 181 S. 348; 
a. M. Lueder, S. 9, 185, 188; Loeb, Begnadigungsrecht 1881 
S. 58; Plochmann, S. 76), fällt die Strafe, ſoweit ſie im 
Gnadenwege gemeint iſt, hinweg (Meyer-Allfeld, Strafrecht 1907 
S. 277) oder es tritt an Stelle der verwirkten eine andere 
(mildere) Strafart (Liszt a. a. O. S. 286). 

Streitig iſt die rechtliche Natur der Begnadigung. 

Das Strafgeſetzbuch gibt eine Definition nicht. Doch iſt 
aus dem Wortlaut der S8 5, 2; 36, 38, 79 und 245 (wie ich 
mit Davidſohn S. 24 annehme) zu ſchließen, daß es in dem 
Begnadigungsrecht die Befugnis ſieht, eine rechtskräftig erkannte 
Strafe ganz oder teilweiſe zu erlaſſen. Mit Binding a. a. O. 
S. 862 IV iſt auf jeden Fall zu verneinen, daß die Gnade eine 
lex specialis iſt, denn ſonſt muß ſie ein Geſetz ſelbſt aus der 
Welt ſchaffen, während ſie doch in Wirklichkeit nur die Wirkung 
eines ſolchen beſeitigt, falſch iſt daher die Anſicht Hälſchners, 
Strafrecht 1881 Bd. 1 S. 730, der ſie zwar als Akt ſouveräner 
Staatsgewalt, aber auch als lex specialis bezeichnet. 

Falſch iſt auch die Anſchauung, die Begnadigung ſei ein 
Urteil, weder richtet der Gnadenſpender als über dem Geſetz 
ſtehend — wie Binding a. a. O. zutreffend ſagt, legibus solutus 
nach der Gerechtigkeit, wie er ſie verſteht, noch begnadigt der 
Landesherr als Beſitzer der oberſten richterlichen Macht, wie 
v. Roenne, Staatsrecht der preußiſchen Monarchie Bd. 1 S. 540; 
Dahlmann, Politik II § 122 (98, 2); Lueder S. 99, 107, 108; 
Plochmann S. 76; Loeb S. 9 annehmen noch hebt die Be⸗ 
gnadigung das Urteil in höherer Inſtanz auf, da ſie gerade — 
als Verzicht auf das Strafvollſtreckungsrecht — die Rechtskraft 
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des Urteils bedingt, weil erſt das unanfechtbare Urteil dem 
Staate einen Anſpruch auf Strafvollſtreckung gibt und der 
Staat nur auf dieſen rechtswirkſam verzichten kann (David⸗ 
ſohn S. 29). 

Nicht zutreffend erſcheinen mir auch die Anſichten Bindings 
S. 863 und Liszts 1908 S. 287 $ 78, wonach die Begnadigung 
ein Rechtsverzicht, und da es ſich um öffentliche Rechte handelt, 
ein publiziſtiſches Rechtsgeſchäft iſt, (ebenſo Fritſchen, Das 
landesherrliche Abolitionsrecht 1906 S. 34) und. det Träger 
dieſes Rechtes der ſtrafanſpruchberechtigte Staat iſt, der durch 
den Landesherrn das Begnadigungsrecht ausüben läßt. — 

Denn wenn, wie Binding ausführt, die Eigentümlichkeit 
des Strafurteils darin beſteht, daß es beide Parteien verurteilt, 
den Inhaber der Strafgewalt zum Vollzuge der Strafe, den 
Verurteilten zur Strafduldung, ſo wäre die Begnadigung der 
Verzicht auf Erfüllung einer durch gerichtliches Urteil feſt⸗ 
geſtellten Strafe, ein gewiß höchſt ſonderbarer Verzicht. (Laband, 
Staatsrecht 1901 Bd. 3 S. 484 Anm. 2.) 

Für zutreffend halte ich die Anſicht Labands a. a. O. und 
Meyer⸗Anſchütz, Staatsrecht S. 640, daß die Begnadigung eine 
Regierungshandlung, die Ausübung eines Hoheitsrechtes iſt, 
durch die dem rechtskräftigen Urteil die Vollſtreckbarkeit entzogen 
wird. (Laband in DIZ. 96, 257.) 

Es findet dieſe Anſchauung auch ihre Begründung in der 
geſchichtlichen Entwickelung des Begnadigungsrechtes, das nach 
der Rezeption des römiſchen Rechtes von dem Landesherrn als 
Regel in Anſpruch genommen wurde (Loening in ZStW. 5, 
222, Frauenſtädt in ZStW. 17, 887) und ſpäter als Recht 
des Staatsoberhauptes Eingang in die einzelnen Verfaſſungen 
fand (Liszt S. 286; Syring in JM. 08, 127). 

Der Anſicht Labands ſchließt ſich auch teilweiſe Heim⸗ 
berger (Das landesherrliche Abolitionsrecht 1901, S. 11, 5) an, 
der die Begnadigung für den Verzicht des Staates auf Voll 
ſtreckung des Strafanſpruches hält und dieſe Verzichtserklärung 
für einen außerordentlichen Verwaltungsakt, die Ausübung eines 
Hoheitsrechtes hält, (ähnlich auch von den älteren Lueder, 
Souveränitätsrecht der Begnadigung, 1860, 81 S. 1; Arnold, 
Begnadigungsrecht 8 1 S. 1; den neueren: Seuffert in 
v. Stengel, 1890, S. 148 3 3; Elſas, Begnadigungsrecht, 
1888, S. 26). 

Der Träger des Begnadigungsrechtes iſt in allen Fällen 
der ſtrafanſpruchberechtigte Staat (Preuß. Verf. Art. 49; Bayr. 
Verf. Tit. VIT 8 4. Geſetz betr. die Aufhebung der Straf⸗ 
folgen vom 10. Juli 1861; Sächſ. Verf. § 52; Württ. Verf. 
3 97; S.⸗Mein. GG. 8 106; Braunſchweig. Ne O. § 208; 
Oldbg. StGG. Art. 10; Reuß ält. L. Verf. § 45; Schaumburg⸗ 
Lippe Verf. Art. 10; Waldeck Verf. § 12), entweder das Deutſche 
Reich, vertreten durch den Kaiſer, oder die Einzelſtaaten, ver⸗ 
treten durch die Landesherren oder Senate (Lübecker Verf. 
Art. 18; Bremer Verf. 3 57; Hamb. Verf. Art. 24), Meyer, 
Staatsrecht 1885 § 175 S. 513? 4, 

Dem Kaiſer ſteht das Begnadigungsrecht zu 

1. in Sachen, in denen nach § 484 SEO. das RG. 
in erſter und letzter Inſtanz erkannt hat, 

2. in den erſtinſtanzlichen Sachen der Konſulargerichte 
und Schutzgebietsgerichte, 

3. in Elſaß⸗Lothringen, 
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4. hinſichtlich der Strafurteile der Marinegerichte und 
der von der Reichsverwaltungsbehörde erlaſſenen 
Strafverfügungen. 

In den übrigen Fällen ſind die Einzelſtaaten Träger des 
Begnadigungsrechts und zwar deren Staatsoberhäupter, die 
Landesherren oder Senate des Staates, dem das erkennende 
Gericht erſter Inſtanz angehört (Delius, Praxis in Straf⸗ 
ſachen 1900 S. 404). 

Eine Übertragung der Ausübung des Begnadigungsrechtes 
iſt wohl möglich (Liszt S. 288), für Preußen ſogar anerkannt 
von Schwartz: (Verf. Urk. f. d. pr. St. 1896 S. 140; Arndt: 
Reichsverordnungsrecht S. 172; Arndt DIZ. 1901 S. 231), 
die von Rönne (Staatsrecht 4. Aufl.) Bd. I S. 108, 547,548 
aufgeſtellte Forderung, die Delegation müſſe in Geſetzesform 
erlaſſen werden, erſcheint mir zuweitgehend, auch iſt von dieſer 
Übertragung ſowohl in Elſaß⸗Lothringen durch Geſetz vom 
4. Juli 1879... an den Statthalter, wie in den Einzelſtaaten 
an die Vorſteher verſchiedener Verwaltungszweige Gebrauch 
gemacht worden. 

So iſt z. B. in Preußen die Ausübung des Begnadigungs⸗ 
rechtes dem Juſtizminiſter für die neuen Landesteile (Hannover, 
Heſſen, Naſſau, Frankfurt a. M., Schleswig⸗Holſtein, bayeriſche 
und großherzoglich heſſiſche Gebiete) übertragen für Gnaden⸗ 
geſuche, bei denen die erkennende Strafe den Betrag von 30 .% 
nicht überſteigt (Allerh. Kabinettsorder vom 19. Dezember 1866 
und 16. Februar 1867, IM Bl. S. 867, S. 667), dem Finanz⸗ 
miniſter bei Zuwiderhandlungen gegen Zollgeſetze und ſonſtige 
Vorſchriften über Reichs⸗ und Landesabgaben (Allerh. Erlaß 
vom 26. September 1897, G.⸗S. S. 402, Allgem. Verf. des 


Finanzminiſters vom 6. Oktober 1897, IM Bl. S. 266). 


Dem Miniſter für Landwirtſchaft für Geldſtrafen bis 30 % 
in allen Forſtkontraventionsfällen einſchließlich des Forſtdiebſtahls 
Allerh. Kabinettsorder vom 15. Dezember 1880, IM Bl. S. 31). 

Gegenſtand des Begnadigungsrechtes ſind unbeſtritten 
kriminelle Strafen, alſo ſolche, die dem Schutze der öffentlichen 
Rechtsordnung dienen (Syring in JW. 08, 127; Lehmann in 
3StW. 22, 232), vom Staate feſtgeſtellt und vollzogen werden 
Goltzendorff, Handbuch des Strafrechts 1871 Bd. 2 S. 635). 

Über die Grenzen des Strafrechts, von dem es ein Teil 
iſt, erſtreckt es ſeine Wirkſamkeit nicht hinaus (Riß in 
Seuff Bl. 04, 546. Anderer Meinung Meyer⸗Allfeld 1907 $ 273, 
der es auch auf Ordnungs- und Dißziplinarftrafen erſtreckt haben 
will). Auf die Entſcheidungen der Diſziplinar behörden wird 
das Begnadigungsrecht des Staatsoberhauptes ausgedehnt, 
ſ. auch v. Rheinbaben, Reichsdiſziplinargeſetze 1904 S. 240; 
Seuffert in v. Stengel Bd. 1 S. 151. 

Für die Reichsbeamten iſt dieſes nach §S 118 RBG. dem 
Kaiſer ausdrücklich verliehen. (Es bedurfte dieſer Beleihung, 
da die Reichsverfaſſung kein Begnadigungsrecht des Kaiſers 
kennt. Pieper, RBG. 1901 Anm. 1 zu $ 118 S. 434.) 

Ob das Begnadigungsrecht auͤch auf die ehrengerichtlichen 
Strafen, die erlaſſen find zum Schutze der Berufsordnung ge: 
wiſſer Stände, wie der der Rechtsanwälte, ausgedehnt werden 
kann, erſcheint mangels beſonderer Beſtimmungen über das 
Begnadigungsrecht in dieſen Standesordnungen zweifelhaft. 
Da das RBG. der RAD. zum Vorbild gedient hat, fo läßt 
ſich aus dem Umſtande, daß in ihr, die Begnadigungsfrage 
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unerwähnt bleibt, ſchließen, dieſe Frage ſei abſichtlich über⸗ 
gangen, man habe Beſtimmungen über die Begnadigung nicht 
aufnehmen wollen, da man der Anſicht war, eine Begnadigung 
ſei in dieſem Fall nicht zuläſſig, (ebenſo Syring, a. a. O. 
S. 129; Lehmann, ZSM. 22, 254), efr. auch die nach meiner 
Anſicht zutreffende Anſicht Geyers in v. Holtzendorffs Rechts⸗ 
lexikon 1880 S. 256, der annimmt, man dürfe das Gebiet, 
auf dem die Gnade waltet, unnötigerweiſe niemals er- 
weitern. 

Das RBG. und die anderen Diſziplinargeſetze finden auf 
die Beamten Anwendung, kraft der dem Staate über 
fie zuſtehenden dienſtherrlichen Gewalt. GHarſeim in 
v. Stengel S. 267.) Sie haben alſo zur Vorausſetzung das 
Beſtehen eines Dienſtverhältniſſes zwiſchen dem Beamten und 
dem Staat. Begnadigt in ſolchem Falle der Staat, ſo ver⸗ 
zichtet er als Dienſtherr und damit Inhaber der Difziplinar⸗ 
ſtrafgewalt auf die Vollſtreckung der Diſziplinarſtrafe gegen 
den, der feine Dienftpflicht verletzt hat. 

Ein ſolches Dienſtverhältnis zwiſchen dem Staate und den 
Rechtsanwälten beſteht aber nicht. 

Die Rechtsanwaltſchaft iſt kein Staats⸗ oder Reichsamt. 
Der Rechtsanwalt hat weder die Pflichten noch die Rechte eines 
Staats⸗ oder Reichsbeamten (Meyer, RAO. 2. Aufl. S. 4; 
Siegeth, RAO., Anh. S. 111). Er wird vom Staat nicht an⸗ 
geſtellt, er wird zugelaſſen. Lediglich um die aus der freien 
Advokatur für die Rechtspflege entſpringenden Gefahren vor⸗ 
zubeugen, um den Stand der Rechtsanwälte in die Lage zu 
ſetzen, Aufſicht über ſich ſelbſt zu führen, iſt den Rechtsanwälten 
das Diſziplinar⸗ oder Ehrenſtrafrecht (über die Benennung 
herrſchte in der Kommiſſion Streit, Siegeth S. 110, 111) ver⸗ 
liehen worden. Dieſes Strafrecht iſt Strafverhängungsbefugnis, 
die Tatbeſtände der Verfehlungen gegen den betreffenden Rechts⸗ 
kreis, ſowie die Art der Strafe und der Maximalhöhe der 
Strafandrohung hat der Staat ſich ſelbſt vorbehalten (Preger 
im ArchOffR. 7, 401), gleichwohl kann man trotzdem das 
Strafrecht mit Lehmann a. a. O. S. 264 autonom nennen. 
Es wird im erſten Rechtszuge von den Anwaltskammern aus⸗ 
geübt. Da kein Dienſtverhältnis zwiſchen den Rechtsanwälten 
und dem Staate beſteht, auch keine Sonderbeſtimmungen betr. 
die Begnadigung ehrengerichtlich beſtrafter Rechtsanwälte er⸗ 
gangen ſind, ſo kann meines Erachtens ſchon aus dieſem Grunde 
eine gegen einen Rechtsanwalt erkannte Ehrenſtrafe nicht im 
Wege der Gnade erlaſſen oder gemildert werden. (Für falſch 
erachte ich daher die Eingangsformel der Urteile und Er⸗ 
öffnungsbeſchlüſſe der Ehrengerichte in Bayern [„Im Namen 
Seiner Majeſtät des Königs von Bayern“ ].) 

Der Möglichkeit der Begnadigung ſtehen aber auch noch 
weiter Hinderniſſe entgegen (efr. Lehmann, ZStW. 22, 254). 

Iſt z. B. auf Warnung oder Verweis erkannt worden, ſo 
find dieſelben mit der Rechtskraft des fie verhängenden Urteils 
als vollſtreckt anzuſehen (Friedländer, RAD. $ 96 Anm. 5; 
ebenſo Sydow⸗Jacobſohn § 971, EG. 3, 25; Turnau, Juſtiz⸗ 
verfaſſung 1882, Tl. II, Anm. zu § 96, 97 RAO. ©. 215). 
Es iſt alſo das Urteil bereits vollſtreckt in dem Augenblick, wo 
die Begnadigung eintreten könnte, woraus doch wohl zu ſchließen 
iſt, daß der Geſetzgeber eine Begnadigung für nicht zuläſſig 
erachtete, da er doch ſonſt wohl den Zeitpunkt der Vollſtreckung 


anders feſtgeſetzt haben würde, oder aber es iſt auf Geldſtraſe 
erkannt, fie fließt gemäß § 97 in die Kaſſe der Anwaltskammer. 
Jetzt ſollte der Staat in der Lage fein, auf dieſe Gelbitrafe, 
auf die ihm ein Anrecht gar nicht zuſteht, im Wege der Gnade 
zu verzichten? Dies dürfte doch auch nicht angängig ſein 
(ebenſo Syring a. a. O. S. 129). 

Anderer Meinung iſt Friedländer, RAD. 1908 8§ 62, 
Anm. 16. Er hält die Begnadigung eines ehrengerichtlich Be: 
ſtraften für zuläſſig. Er folgert dieſe Möglichkeit aus dem 
Umſtande, daß die Diſziplinarſtrafen des RBG. der Be⸗ 
gnadigung unterworfen find, und daß das RBG. der RAD. 
zum Vorbilde gedient hat. Nach ſeiner Meinung folgt aus 
dem Schweigen der NAD. ebenſowenig etwas für die Un⸗ 
möglichkeit der Begnadigung im ehrengerichtlichen Verfahren 
beſtrafter Rechtsanwälte wie für die Nichtregelung des Gnaden⸗ 
rechtes in der StPO. (abgeſehen von SS 484, 485 J) etwas 
gegen ſein Fortbeſtehen ſich ergibt. 

Meines Erachtens überſieht F. hierbei die Grundlage, auf 
der dem Staat das Diſziplinarſtrafrecht zuſteht, d. i. ſein Dienſt⸗ 
verhältnis mit den Beamten, das — wie wir ſehen — zwiſchen 
Staat und Rechtsanwälten nicht beſteht, und legt ohne zwingenden 
Grund das Schweigen der RAD. bezüglich der Begnadigung 
in dem Sinne aus, die Begnadigung ehrengerichtlicher Strafen 
gegen Rechtsanwälte ſei zuläſſig, während doch — wie wir 


vorhin auch ſchon ſahen — das Schweigen ſehr wohl im 


andern Sinne gedeutet werden kann. 

Seine fernere Anſicht, Anm. 7 zu Vorbem. IV, der Staat 
ſei der Träger des Rechts auf ehrengerichtliche Beſtrafung, er⸗ 
ſcheint mir ebenfalls abwegig. Denn die Rechtsanwaltskammern 
üben nicht die Juſtizhoheit des Staates aus, ſondern die ihnen 
durch das Reich verliehenen Diſziplinarrechte, durch die ſie das 
Anſehen des Standes, des Berufes zu ſchirmen haben. Daß 
dieſe Anſicht die richtigere iſt, dürfte auch daraus zu entnehmen 
ſein, daß die verhängten Geldſtrafen nicht etwa der Reichskaſſe 
zufließen, ſondern der Kaffe der Anwaltskammern (§ 97 RMV.) 

Ein fernerer Stützpunkt für die von mir vertretene Anſicht 
iſt der, daß für die beim RG. zugelaſſenen Rechtsanwälte — 
wie auch Friedländer zugibt a. a. O. § 62 — die Möglichkeit 
der Begnadigung wegen ehrengerichtlich erkannter Strafen aus⸗ 
geſchloſſen iſt, da keine Reichsinſtanz, insbeſondere auch dem 
Kaiſer nicht das Gnadenrecht verliehen iſt. Würde man alſo 
für die anderen Rechtsanwälte, die nicht beim RG. zugelaſſen 
ſind, die Möglichkeit der Begnadigung zulaſſen, ſo würde ſich 
eine verſchiedenartige Behandlung der Rechtsanwälte ergeben, 
je nachdem ſie zum RG. zugelaſſen wären oder nicht. Dies 
kann meines Erachtens unmöglich die Abſicht des Geſetzgebers 
geweſen ſein. Würde der Geſetzgeber den Staat als Träger 
der Diſziplinarbeſtrafung angeſehen haben, fo würde er nach 
meiner Anſicht auch kein Bedenken getragen haben, die Geld⸗ 
ſtrafen der Staatskaſſe nicht der Anwaltskammer zu überweiſen 
(wie es vom Abgeordneten Struckmann beantragt war. 
KommProt. 10 S. 69/70 des Anh. bei Siegeth., RAD.) 

Was die Frage der Wiederzulaſſung eines Begnadigten 
mit der Strafe der Ausſchließung belegten Rechtsanwalts an 
langt, ſo möchte ich ſie verneinen. 

Gemäß 8 96 NAD. tritt die Ausſchließung von der 
Rechtsanwaltſchaft mit der Rechtskraft des Urteils ein, nicht 
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erſt mit der demnächſt zu bewirkenden Löſchung in der Anwalts⸗ 
liſte (RGH. 7, 71). „ 

Mit der Rechtskraft des Urteils iſt alſo die Ausſchließung 
vollzogen, zur Tatſache geworden. 

Dieſe Tatſache der Ausſchließung ſteht einer Wieder: 
zulaſſung (vorausgeſetzt, daß es eine Begnadigung gäbe) hindernd 
im Wege. 

Denn, da die Begnadigung nicht die Wiedereinſetzung in 
den früheren Stand zur Folge hat (Seuffert in v. Stengel 
Bd. 1 S. 150; Syring, IW. 08, 129), jo müßte der Be⸗ 
gnadigte ſeine Eintragung in die Liſte der Rechtsanwälte be⸗ 
antragen, um erneut die Befugnis zur Ausübung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft zu erlangen. §S 20 RAO. Dazu iſt aber die 
Zulaſſung erforderlich, dieſe muß aber gemäß § 52 RAD. 
verſagt werden, wenn der Antragſteller infolge ehrengericht— 
lichen Urteils von der Rechtsanwaltſchaft ausgeſchloſſen iſt. 
Ich nehme mit v. Wilmowski, IW. 92, 295 an, daß dieſe 
rechtskräftig entſchiedene Tatſache die Zulaſſung verhindert, da 
es unmöglich iſt, durch Begnadigung das Faktum der Aus⸗ 
ſchließung zu beſeitigen, wie denn überhaupt (wie wir vorn 
ſahen) die Begnadigung nur die Wirkung hat, die Folgen 
eines Strafurteils zu mildern oder aufzuhalten. Der Anſicht 
Syrings (a. a. O. 129) bei Zuläſſigkeit der Begnadigung böte 
§ 52 keinen Grund, die Zulaſſung zu verweigern, es ſei dort 
nicht die Tatſache der Ausſchließung, ſondern ihr Bor: 
handenſein gemeint, kann ich nicht beitreten, da ſonſt die 
in den Motiven S. 39 ausdrücklich erwähnte Gleichſtellung 
der unter den Partikularrechten ergangenen Dilziplinarurteile, 
ſofern dieſe auf dauernde Ausſchließung lauteten, überflüſſig 
geweſen wäre, weil ja bei nur zeitweiliger Ausſchließung die 
Ausſchließung nicht mehr vorhanden war, alſo auch keiner Er⸗ 
wähnung bedurfte. Aber ſelbſt, wenn man annehme, die Zu⸗ 
laſſung eines Ausgeſchloſſenen ſei nach § 5° J. c. möglich, die 
Tatſache der Ausſchließung ſtände ihr nicht hindernd im 
Wege, die Ausſchließung würde durch die Begnadigung in ihren 
Wirkungen für die Zukunft aufgehoben, fo würde doch die Ver: 
fehlung als ſolche beſtehen bleiben. Denn es würde, wie wir 
ſahen, durch die Begnadigung nur die Folgen des Strafurteils, 
nie die Straftat ſelbſt beſeitigt. 

Der Anwaltskammervorſtand kann daher in feinem Gut⸗ 
achten (gemäß $ 5°) immer noch ausſprechen, daß der Aus: 
geſchloſſene ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht habe, das 
ſeine Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft bedingen würde. 

Iſt bereits der Verſagungsgrund aus $ 52 RAD. gegeben, 
fo iſt für die aus § 55 kein Platz mehr, da ja $ 52 die Tat⸗ 
ſache der Ausſchließung vorausſetzt, hingegen § 55 erſt die 
Möglichkeit einer ſolchen. 


Parteivertretung und Zuſtändigkeit in gewerblichen 
Rechtsſchutzſachen. 


Von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


Wie wenig die Novelle zur ZPO. auch in den Kreiſen 
der Induſtrie und des Handels Beifall gefunden hat, iſt daraus 
zu erkennen, daß man alsbald, nachdem dieſelbe verabſchiedet 
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war, wieder mit neuen Reformbeſtrebungen auf dem Plane 
erſchienen iſt. Es war der Deutſche Verein für den Schutz 
des gewerblichen Eigentums, der auf ſeinem jüngſt in Stettin 
ſtattgehabten Kongreſſe Vorſchläge zur Abänderung der ZPO. 
und StPO. auf die Tagesordnung geſetzt hatte. Die Stellung⸗ 
nahme dieſer Vereinigung iſt um ſo beachtenswerter, als in ihr 
nicht nur ſich unſere hervorragendſten Techniker, Induſtriellen 
und Juriſten begegnen, ſondern auch weil ihre Verſammlungen 
wirklich Arbeitskongreſſe ſind und die auf ihnen erörterten 
Fragen mit größter Sorgfalt zuvor von einer Kommiſſion 
durchgearbeitet, dann in muſtergültigen Berichten behandelt und 
durch eine ſtets gründliche Diskuſſion, die wieder durch 
erſchöpfende Referate vorbereitet wird, geklärt werden. Die 
Reichsregierung hat deshalb auch ſchon zu wiederholten Malen 
anerkannt, daß ſie den Beſchlüſſen des „grünen Vereins“ für 
die Ausgeſtaltung unſeres Rechtes die größte Bedeutung bei⸗ 
meſſe; ſo verdient auch das Votum des Stettiner Kongreſſes 
die Beachtung weiterer Kreiſe. Der Aufforderung der Redaktion, 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift über die in Stettin zur Ver⸗ 
handlung geſtellten Themata und die Kongreßbeſchlüſſe zu 
berichten, habe ich beſonders gern um deswillen entſprochen, 
weil die behandelten prozeſſualen Reformfragen gerade für die 
Anwaltſchaft von nicht unerheblicher Wichtigkeit ſind, aber von 
derſelben nicht mit der wünſchendwerten Aufmerkſamkeit verfolgt 
werden. 

Zunächſt ſtand die Vertretung der Parteien in gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutzprozeſſen zur Erörterung, insbeſondere ob den 
Patentanwälten das Recht gegeben werden ſolle, als prozeſſuale 
Sachwalter in umfangreicherem Maße als bisher aufzutreten. 
Verkannt werden kann nicht, daß ſich aus dem augenblicklichen 
Rechtszuſtande erhebliche Mißſtände ergeben haben; denn im Land⸗ 
reſp. Oberlandesgerichtsprozeſſe kann allein ein Rechtsanwalt 
Prozeßbevollmächtigter ſein und das Gericht iſt nicht verpflichtet, 
außer der Partei einer anderen Perſönlichkeit zur Ausführung 
der Parteirechte das Wort zu geſtatten (§S 137 Abſ. 4 3 P.). 
In Amtsgerichtsprozeſſen und im Strafprozeſſe können Bevoll⸗ 
mächtigte und Beiſtände, die das Verhandeln vor Gericht 
geſchäftsmäßig betreiben, zurückgewieſen werden, eine Beſtimmung, 
die recht häufig ſchon auf Patentanwälte angewendet worden 
iſt, die öfters in gewerblichen Rechtsſchutzſachen aufgetreten ſind. 
Eine Anderung dieſes Rechtszuſtandes erſcheint daher wünſchens⸗ 
wert, da es oft notwendig iſt, daß dem Gerichte techniſche 
Punkte auch von Technikern erläutert, daß Zeugen und Sad): 
verſtändigen Fragen von techniſch geſchulter Seite vorgelegt 
werden. Drei Strömungen ſind in dieſer Reformfrage zu bemerken. 
Die eine ſucht die Rechtsanwälte von der Führung der Patent- uſw. 
Prozeſſe überhaupt zu eliminieren und die Patentanwälte als 
einzig befugte Parteivertreter an ihre Stelle zu ſetzen. Die 
andere will dagegen es bei dem bisherigen Rechtszuſtande 
belaſſen. Eine dritte Gruppe möchte zwiſchen dieſen beiden 
Extremen vermitteln; ſie ſchlägt vor, entweder neben dem 
Rechtsanwalt einen Patentanwalt oder einen ſonſtigen techniſchen 
Beiſtand zuzulaſſen oder der Partei das Recht einzuräumen, 
ſich eines Patentanwalts oder eines Rechtsanwalts zu bedienen, 
oder die Frage ſo zu regeln, daß der Rechtsanwalt der alleinige 
Parteivertreter bleibt, aber den techniſchen Beiſtänden das Wort 
zur Vertretung der Parteirechte geſtattet werden muß. 
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Der Berichterſtatter des Stettiner Kongreſſes, Herr Rechts⸗ 
anwalt Julius Magnus-Berlin, hob mit allem Nachdruck 
hervor, daß das Beſtreben der Patentanwälte, ſowohl bei der 
Führung der Zivilprozeſſe wie bei der Vertretung der Parteien 
im Strafprozeſſe gleichberechtigt an Stelle der Rechtsanwälte 
und neben dieſelben zu treten, durchaus unberechtigt ſei. Die 
Verwirklichung desſelben würde einen Bruch mit dem Prinzip 
des Anwaltszwanges, ein Verkennen der Aufgaben des Prozeß⸗ 
vertreters bedeuten. Auch für die auf rein techniſchem Gebiete 
liegenden Prozeſſe ſei die juriſtiſche Führung unentbehrlich: die 
Schwierigkeiten der Formulierung des Klageantrags im Hinblick 
auf die künftige Vollſtreckung, der Abwägung der Rechts⸗ 
verhältniſſe, der Prüfung der Legitimationsfragen uſw. ſeien 
derart, daß kein noch ſo bewanderter Techniker ſie meiſtern 
könne. Das gleiche gelte auch von dem verſchiedentlich von 
Patentanwälten geſtellten Verlangen als Verteidiger zu fungieren; 
auch hier beachte man nicht, daß die Verteidigung große 
Schwierigkeiten in ſich ſchließe, und daß ſie u. a. neben 
ſehr genauer Kenntnis des Zivilrechts, Beherrſchung des ſtraf⸗ 
rechtlichen Stoffes, der StPO. und der Praxis der Straf: 
gerichte erfordere, Umſtände, die ſogar lediglich in Zivilſachen 
tätige Anwälte häufig veranlaßten es abzulehnen, Verteidigungen 
allein zu führen. Berechtigt ſei es allerdings, den Patent⸗ 
anwälten in Aſſiſtenz der Anwälte das Wort zu techniſchen 
Ausführungen zu erteilen, namentlich auch bei der Befragung 
von Zeugen über techniſche Vorgänge und bei der Vernehmung 
von Sachverſtändigen. Eine derartige Wahrung der Partei⸗ 
rechte dürfe nicht erſchwert werden. Magnus hielt allerdings 
eine diesbezügliche Geſetzesänderung nicht für erforderlich, da es 
ſich lediglich um eine Frage der Praxis handle, die auch nach 
dem gegenwärtigen Rechte im obigen Sinne gelöſt werden 
könne, wie ſich ſchon daraus ergäbe, daß dieſe Praxis jetzt 
bereits nicht ſelten geübt werde und gerade von denjenigen 
Gerichtshöfen, vor denen häufiger derartige Sachen zur Ver⸗ 
handlung kämen. Der Kongreß beſchloß denn auch: 

1. Es ſei zu erſtreben: u 
a) daß in gewerblichen Rechtsſchutzſachen außer den 

Parteien auch deren techniſchen Angeſtellten und 
Patentanwälten in der mündlichen Verhandlung 
das Wort zu geſtatten iſt, 

b) daß die techniſchen Angeſtellten induſtrieller Be⸗ 
triebe und die Patentanwälte von der Vorſchrift 
des § 157 Abſ. 2 3PO. auszunehmen find; 

2. In Strafſachen, welche den gewerblichen Rechtsſchutz 
betreffen, ſind neben den Rechtsanwälten und den 
dieſen gleichgeſtellten Perſonen auch Patentanwälte 
zuzulaſſen. ’ 

Dieſer einſtimmig von einem fo ſachverſtändigen und objektiv 
urteilenden Gremium gefaßte Beſchluß iſt für die Anwaltſchaft 
um deswillen ſo bedeutſam, weil damit die eifrig betriebenen 
Verſuche, die Führung der Patentprozeſſe uſw. den Rechts⸗ 
anwälten zu entziehen und den Technikern (Patentanwälten) in 
die Hände zu ſpielen, wohl als endgültig geſcheitert betrachtet 
werden können. 

Der zweite Punkt der Tagesordnung betraf die ſachliche 
Zuſtändigkeit der Gerichte für gewerbliche Rechtsſchutz— 
prozeſſe. 


Js 18. 1909. 


Die Kompetenzerhöhung der Amtsgerichte iſt gerade für 
das Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes von beſonderer und 
einſchneidender Bedeutung. In überaus zahlreichen Fällen be: 
läuft ſich der Streitwert der auf Grund der Geſetze zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums erwachſenden Prozeſſe auf weniger 
als 600 l; einmal, weil die Gerichte die wirtſchaftliche Be: 
deutung der in Frage ſtehenden Intereſſen nicht richtig erkennen, 
dann auch, weil ſie für die Feſtſetzung des Streitwertes nicht 
das im Streite befangene Schutzrecht, ſondern lediglich das 
Intereſſe des Klägers für maßgebend erachten. Dies gilt ins⸗ 
beſondere für die Klagen auf Löſchung von Gebrauchsmuſtern 
und Warenzeichen. So wird es unausbleiblich ſein, daß 
die wichtige Frage, ob ein Gebrauchsmuſter, ein Warenzeichen 
zu Recht beſteht, von irgendwelchen Amtsgerichten und Land⸗ 
gerichten rechtskräftig entſchieden werden wird, die ohne jede 
Praxis auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes ſind, 
und daß auf Grund der Klage einer Partei, deren Intereſſe an 
der Löſchung den Betrag von 600 & nicht überſchreitet, ein 
Gebrauchsmuſter oder ein Warenzeichen vernichtet wird, deſſen 
Wert für den Inhaber ſich auf Hunderttauſende beläuft.“ 

Wenn oft behauptet wird, Patentſachen ſeien in dieſer 
Beziehung nicht anders gelagert, wie die übrigen Sachen, ſo iſt 
dies, wie auch der Referent auf dem Stettiner Kongreſſe er: 
wähnte, falſch. Denn nach der jetzigen Judikatur weiſt das 
Reichsgericht bei der Interpretation der Patente dem Ge— 
richte des Verletzungsprozeſſes eine ſo große Freiheit zu, daß 
das Patent erſt durch die Interpretation im Verletzungs⸗ 
prozeſſe ſeinen wahren Wert gewinnt. Die der Idee des 
Patentgeſetzes entſprechende Einheitlichkeit des Schutzrechtes für 
das Deutſche Reich iſt alſo in Wahrheit nicht gegeben, wenn 
nicht eine einheitliche höchſte Inſtanz im Verletzungsverfahren 
beſteht. Wir haben ſonſt nicht ein einheitliches Patent für das 
Deutſche Reich, ſondern ſo viele Patentrechte (mit verſchiedener 
Tragweite), als es Oberlandesgerichts- reſpektive Landgerichts⸗ 
bezirke gibt!! 

Hinzu kommt noch, daß nur dem Reichsgericht die Judikatur 
in Verletzungs- und Nichtigkeitsſachen zugleich zuſteht. Wird 
dieſer Zuſtand beſeitigt, ſo kann es vorkommen, daß ein Patent 
vom Reichsgericht im Nichtigkeitsverfahren aufrechterhalten 
wird, weil es eng auszulegen ſei, von einem Oberlandesgericht 
im Verletzungsverfahren aber der Patentſchutz verneint wird, 
weil das Patent extenſiv zu interpretieren ſei. Der Referent 


*) Bezeichnend dafür, welche unglaublichen Verhältniſſe auf 
dieſem Gebiete herrſchen, iſt folgender Vorfall, den ich im Jahre 1908 
erlebte. Eine unlautere Wettbewerbsklage mußte von mir an einem 
kleinen Amtsgerichte anhängig gemacht werden. Die Sache ging 
nicht vorwärts, trotzdem ſie durch eine ſehr ausführliche Klage 
unter Hinweis auf die in Betracht kommenden Geſetzesſtellen vor: 
bereitet war. Auf eine etwas energiſche Aufforderung an meinen 
Korreſpondenzanwalt, ſich der Sache etwas intenſiver anzunehmen, 
teilte mir dieſer mit, der Grund, warum ſie nicht weiter komme, 
läge darin, daß weder das Gericht, noch er und der Gegenanwalt 
mit dieſem neuen Geſetze (1) vertraut wären, auch trotz Bemühen 
einen Kommentar zu demſelben nicht hätten erhalten können, weshalb 
er mich „im Namen aller Beteiligten“ um die Überſendung eines 
ſolchen erſuche. Das Geſetz zur Vekämpfung des unlauteren Welt 
bewerbs datiert vom 27. Mai 189611! 
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ſchlug deshalb vor, die gewerblichen Rechtsſchutzſachen der 
Kognition der Amtsgerichte zu entziehen und dieſelben ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich den 
Landgerichten zu überweiſen. Er wies dabei darauf hin, daß 
auch ſonſt diejenigen Rechtsſtreitigkeiten, deren Entſcheidung eine 
Tragweite über den Bereich der Parteien hinaus habe und auch 
Dritten gegenüber rechtsvernichtend oder rechtserzeugend wirke, den 
Landgerichten überwieſen ſeien. Wenn hieraus ſich auch die Kon⸗ 
ſequenz ergäbe, daß die Sache ohne Rückſicht auf den Streitwert 
in letzter Inſtanz vor das Reichsgericht käme, ſo ſei dies im 
Intereſſe der Einheitlichkeit der Rechtspflege erwünſcht. Denn es 
würde dann das überaus unerfreuliche Schauſpiel fortfallen, daß 
die Parteien durch gleichzeitiges Anhängigmachen von Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen mit einem Minimalbetrag von 2500 .% ſich 
die reichsgerichtliche Kompetenz geradezu erzwingen müßten, um 
zu verhindern, daß in letzter Inſtanz von einem der Sache 
nicht gewachſenen Gerichte entſchieden werde. Dies hätte auch 
den weiteren Vorteil, daß über die Bedeutung und Inhalt 
eines Patentes uſw. autoritativ erkannt würde, ein Geſichts⸗ 
punkt, der um ſo durchſchlagender ſei, als in der weitaus über⸗ 
wiegenden Menge der Fälle die Schutzrechte nicht nur einmal 
verletzt würden. In der Diskuſſion fanden die Ausführungen 
des Referenten nur inſofern von einer Seite Widerſpruch, als 
er befürwortet hatte, daß das Reichsgericht ohne Rückſicht auf 
den Streitwert für zuſtändig erklärt werden ſolle, in einem 
Punkte alſo, von dem er ſelbſt erklärt hatte, er verkenne nicht, 
daß die augenblickliche Tendenz das Reichsgericht zu entlaſten, 
ſeinem Vorſchlage entgegenſtehe. Der Referent gab aber der 
Hoffnung Ausdruck, daß, wenn das Reichsgericht durch andere 
Mittel, über welche die Verhandlungen zurzeit rege im Gange 
ſeien, entlaſtet würde, die Beſtrebungen, die gewerblichen Rechts— 
ſchutzſachen in dritter Inſtanz demſelben zuzuführen, Erfolg 
hätten; denn dadurch würde nur eine geringfügige Mehrbelaſtung 
des Reichsgerichts bedingt. 

Entſprechend den Ausführungen des Referenten beſchloß 
der Kongreß: 

1. Es iſt wünſchenswert, daß Streitigkeiten aus dem Ge: 
biet des gewerblichen Rechtsſchutzes ohne Rückſicht auf 
den Streitwert den Landgerichten überwieſen werden. 

2. Es iſt wünſchenswert, daß dieſe Streitigkeiten in 
letzter Inſtanz ohne Rückſicht auf den Streitwert dem 
Reichsgericht überwieſen werden. 

3. Für die Bemeſſung des Streitwerts in Prozeſſen auf 
Löſchung von Gebrauchsmuſtern und Warenzeichen 
ſoll nicht das Intereſſe des Klägers an der Löſchung, 
ſondern der wirtſchaftliche Wert des Muſters oder 
Zeichens bzw. das Intereſſe des Inhabers an der 
Aufrechterhaltung des Muſters oder Zeichens maß— 
gebend ſein. 


Rechtsſtellung des Pflichtanwaltes in den Fällen 
der SS 668, 679 und 686 ZPO. 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Friedlaender, München. 
Die Ausführungen von Mankiewiez in Nr. 14 dieſes 


Jahrgangs (S. 402 ff.) ſollen nicht unwiderſprochen bleiben. 


Der Verfaſſer bekämpft die vom Reichsgerichte Bd. 35 S. 351 
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getroffene Unterſcheidung, wonach es ſich im Falle des § 668 
ZPO. (Anfechtungsklage) um Beiordnung eines Rechtsanwalts 
als Prozeßbevollmächtigten, dagegen in den Fällen der SS 679, 
686 ZPO. (Aufhebungsklage) um die Beſtellung eines curators 
ad hoc, eines geſetzlichen Vertreters handelt. Der vom Reichs⸗ 
gericht vertretenen Meinung hat ſich faſt die ganze Literatur 
angeſchloſſen. Dieſe Anſicht trifft auch durchaus das Richtige. 

Mankiewicz meint, die Rechtsſtellung des Vertreters ſei in 
beiden Fällen die gleiche, nämlich die eines Prozeßbevollmächtigten; 
für eine Unterſcheidung biete das Geſetz überhaupt keinen Anhalt. 
„Der einzige Unterſchied“, heißt es wörtlich, „den das Geſetz 
macht, beſteht darin, daß in dem einen Fall der Vorſitzende den 
Vertreter beſtellen muß, im anderen Fall ihn beſtellen kann.“ 

Schon dieſer Satz iſt unrichtig. Nach § 664 Abſ. 2 ZPO. 
iſt zur Erhebung der Anfechtungsklage der Entmündigte ſelbſt 
berechtigt, neben ihm auch der geſetzliche Vertreter, welchem die 
Sorge für die Perſon zuſteht. Der Entmündigte iſt alſo zweifellos 
prozeßfähig. In § 668 heißt es dann: „Will der Entmündigte 
die Klage erheben, fo iſt ihm auf feinen Antrag.. .. ein 
Rechtsanwalt als Vertreter beizuordnen.“ 

Ganz anders in §8 679 und $ 686 ZPO. Hiernach iſt 
zur Erhebung der Klage nicht der Entmündigte, ſondern nur 
ſein geſetzlicher Vertreter berechtigt. Will aber der geſetzliche 
Vertreter die Klage nicht erheben, ſo kann der Vorſitzende dem 
Entmündigten einen Rechtsanwalt als Vertreter beiordnen. 

Es unterliegt alſo gar keinem Zweifel, daß ſchon der 
Faſſung nach die Beſtimmung des § 668 ſich ſehr weſentlich 
von der der 58 679 Abſ. 3 und 686 Abſ. 2 Satz 2 unter⸗ 
ſcheidet. Man darf nur die betreffenden Geſetzesſtellen nicht 
aus dem Zuſammenhang herausreißen, ſondern muß die zuletzt 
erwähnten Beſtimmungen zuſammen mit den ihnen voraus⸗ 
gehenden Sätzen ($ 679 Abſ. 2 und § 686 Abſ. 2 Satz J) 
und den § 668 zuſammen mit dem dazu gehörigen § 664 leſen. 
Dann ergibt ſich mit einer kaum zu überbietenden Deutlichkeit, 
daß der Entmündigte für den Anfechtungsprozeß voll prozeß⸗ 
fähig iſt, für den Aufhebungsprozeß aber nicht. Dies iſt auch 
durchaus ſinngemäß. Denn in jenem Falle iſt die endgültige 
Wirkſamkeit der Entmündigung noch in der Schwebe, während 
die Aufhebungsklage eine rechtsbeſtändige Entmündigung voraus⸗ 
ſetzt. Vgl. $ 115 BGB. 

Daß nach SS 675, 685 ZPO. der Antrag auf Aufhebung 
der Entmündigung von dem Entmündigten ſelbſt geſtellt werden 
kann, beweiſt doch wahrlich nicht, daß auch für den Aufhebungs⸗ 
prozeß der Entmündigte die Prozeßfähigkeit beſitzt. Das Gegen⸗ 
teil geht vielmehr klar aus dem Wortlaut des Geſetzes hervor: 
Der Antrag auf Wiederaufhebung kann von dem Entmündigten 
ſelbſt oder ſeinem geſetzlichen Vertreter geſtellt werden, die 
Klage aber nur von dem geſetzlichen Vertreter (im Gegenſatz zu 
§ 668, wo wieder der Entmündigte und deſſen geſetzlicher 
Vertreter als klageberechtigt angeführt werden). Es iſt auch 
durchaus nicht auffallend, daß man den Entmündigten ſelbſt 
zur bloßen Antragſtellung, nicht aber zur Prozeßführung zuläßt. 

Die Ausführungen Mankiewicz's bedürfen noch einer 
weiteren Richtigſtellung. Das Reichsgericht hat in der zitierten 
Entſcheidung auch erwähnt, daß der Entmündigte in dem Fall 
der Anfechtungsklage auch einen nichtbeigeordneten Anwalt 
zum Prozeßbevollmächtigten beſtellen könne. Dieſe Auffaſſung 
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bekämpft Mankiewicz. Gerade weil der Entmündigte keine 
Handlungsfähigkeit zur Erteilung der Prozeßvollmacht beſitze, 
aber wegen des Anwaltzwangs eines Rechtsanwalts bedürfe, 
babe ihm der Vorſitzende einen Rechtsanwalt beizuordnen. Dieſe 
Beſtimmung hätte, ſagt Mankiewicz, gar keinen Sinn, wenn 
der Entmündigte ſelbſt einen Anwalt beſtellen könnte. Für die 
Fälle, in denen ausnahmsweiſe der Entmündigte keinen Anwalt 
bekommen könne, hätte die Vorſchrift des S 33 NAD. genügt. 

Dieſe Ausführungen beruhen auf einer grundſätzlichen Ver⸗ 
kennung der Stellung des Pflichtanwalts. Es iſt längſt 
herrſchende Meinung und oft genug eingehend begründet 
worden!), daß — abgeſehen von den Fällen der geſetzlichen 
Vertretung — der Anwalt, welcher im Zivilprozeß einer Partei 
beigeordnet wird, nicht durch die Beiordnung allein Prozeß⸗ 
bevollmächtigter der Partei wird, ſondern erſt durch einen 
Willensakt der Partei ſelbſt, durch die Vollmachtserteilung, 
mag auch dieſe — was hier nicht weiter intereſſiert — gegebenen⸗ 
falls ſtillſchweigend erfolgen können. Das Geſagte gilt vom 
Armenanwalt, vom Notanwalt im Falle des $ 33 RAO. und 
gilt auch von dem zur Erhebung der Anfechtungsklage nach 
§ 668 ZPO. beigeordneten Pflichtanwalt. Auch dieſer iſt nur 
gehalten, ſich dem Entmündigten zur Prozeßführung zur Ver— 
fügung zu ſtellen. Er wird nur Prozeßbevollmächtigter kraft 
eines Willensaktes des Entmündigten; entzieht ihm dieſer die 
Vertretung, ſo hört er auf, Bevollmächtigter zu ſein. 

§ 668 ZRO. iſt alſo gerade ein Beleg dafür, daß der 
Entmündigte inſofern geſchäftsfähig bleibt, als er für den An⸗ 
fechtungsprozeß einen Anwalt bevollmächtigen, mithin auch einen 
Anwaltsvertrag ſchließen kann. Dies iſt ja überhaupt der 
Fall, ſoweit eine ſonſt geſchäftsunfähige oder in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Perſon ausnahmsweiſe prozeßfähig iſt (vgl. 
z. B. § 612 ZPO.; auch Gaupp-Stein, ZPO.“ 5 668 
Anm. II). 

Nicht weil der Entmündigte keine Handlungsfähigkeit zur 
Erteilung der Prozeßvollmacht beſitzt, iſt die Beſtimmung des 
8 668 ZPO. geſchaffen worden, ſondern weil das Geſetz den 
Entmündigten unter allen Umſtänden in die Lage verſetzen 
wollte, die Anfechtungsklage zu erheben, auch wenn er keinen 
Anwalt finden ſollte, welcher freiwillig die Vertretung über⸗ 
nimmt. Die Beſtimmung des 8 668 iſt aber auch keineswegs 
durch den (ſpäter entſtandenen) $ 33 RAD. überflüſſig geworden; 
denn während die Beſtellung eines Notanwalts nach dieſer 
Vorſchrift, ebenſo wie die Bewilligung des Armenrechts, nur 
auf Grund einer causae cognitio erfolgt, muß dem Entmündigten 
ein Anwalt beigeordnet werden, ohne daß die Haltbarkeit ſeiner 
Anfechtungsklage irgendwie zu prüfen wäre. 


Die Gewährpflicht im Falle der Verſteigerung von 
Tieren nach $ 489 BGB. 
Von Rechtsanwalt Loeffler, Plauen i. B. 
Nach $ 489 BEL. kann, ſobald der Anſpruch auf Wandelung 
rechtshängig geworden iſt, ſowohl der Veräußerer als der Er: 


) Vgl. z. B. Schott, Armenrecht 108 ff; Roſenberg, Stell⸗ 


vertretung im Prozeß (1908) 556; Gaupp⸗Stein, ZPO.“ 8 115 


Anm. V uw. 
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werber des Tieres die öffentliche Verſteigerung desſelben be⸗ 
antragen, und das Gericht hat dies durch einſtweilige Ver⸗ 
fügungen anzuordnen, ſobald die Beſichtigung des Tieres nicht 
mehr erforderlich iſt. 

Es fragt ſich nun, ob im Falle einer ſolchen öffentlichen 
Verſteigerung eine Gewährpflicht dem Erſteher des Tieres gegen⸗ 
über entſteht, und, falls dies bejaht wird, wer gewährs⸗ 
pflichtig iſt. | 

Eine ausdrückliche Geſetzesvorſchrift hierüber beſteht nicht. 
Die Meinungen in der Literatur gehen. auseinander. 

Stölzle!) erklärt, daß eine Gewährpflicht dem Erſteher 
(Anſteigerer) gegenüber nicht entſtehe; vielmehr ſei §S 461 BGB. 
analog anzuwenden; es ſei alſo eine Verſteigerung nach 8 489 
BGB. wie eine öffentliche Verſteigerung auf Grund eines 
Pfandrechts, wenn die Sache als Pfand bezeichnet wird, zu 
behandeln. 

Ebenſo andere, z. B. Meisner.) 

Ich kann dieſe Anſicht nicht teilen: 

Erſcheint es ſchon an ſich bedenklich, eine Geſetzesvorſchrift, 
welche ſich durch ihren Inhalt deutlich als eine Ausnahme⸗ 
vorſchrift für einen beſtimmten Fall kennzeichnet, analog an⸗ 
zuwenden, ſo iſt die von Stölzle und Meisner gegebene Be⸗ 
gründung nicht überzeugend. Zwar iſt es richtig, wenn Stölzle 
ſagt, „es ſei ein Unding, wenn der Käufer, der wegen eines 
Hauptmangels Klage erhoben habe, dem Anſteigerer für das 
Nichtvorhandenſein eben dieſes Mangels haften ſolle“; wenn er 
dagegen fortfährt, „die Sache werde noch komplizierter, falls 
beide Parteien den Antrag auf Verſteigerung geſtellt haben“, 
ſo kann darin ein Grund, die Gewährpflicht auszuſchließen, 
wenn dies nicht ſonſt aus dem Geſetze hergeleitet werden könnte, 
nicht gefunden werden. 

Völlig unannehmbar erſcheint ſchließlich der weitere, be⸗ 
ſonders von Meisner hervorgehobene Grund, „daß die Ver⸗ 
ſteigerung auf Grund der Anordnung des Richters (der die 
einſtweilige Verfügung erläßt) erfolge, und deshalb der An- 
ſteigerer weder zum Erwerber noch zum Veräußerer in ein 
Rechtsverhältnis trete“. Dem iſt entgegen zu halten, daß die 


„Verſteigerung nicht auf Grund der richterlichen Anordnung, 


ſondern auf Grund des geſtellten Antrags erfolgt; denn der 
Richter muß, wenn die geſetzlichen Erforderniſſe erfüllt find, 
die einſtweilige Verfügung dem Antrage gemäß erlaſſen. Der 
Antragſteller iſt analog $ 945 ZPO. „die Partei, welche die 
Verfügung erwirkt hat“. Auch wird durch die Anordnung in 
der richterlichen Verfügung noch gar nicht der Vertragsabſchluß, 
welcher die Vorausſetzung des Mängelanſpruchs iſt, bewirkt, 
ſondern durch die von den nach 8 383 BGB. befugten Perſonen 
vorgenommene Verſteigerung; dieſe bildet erſt den „Vertrag“, 
§ 156 BGB., den „Verkauf“, arg. $ 8173 ZPD., 8 1233 fl. 
BGB., auf welchen ſich der Gewährsanſpruch ſtützt. Mit dieſer 
Verſteigerung hat aber der Richter nichts zu tun, ſie erfolgt 
lediglich auf weiteres Betreiben des Antragſtellers, der die 
richterliche Verfügung vollſtrecken läßt; der Verſteigerungsbeamte, 
der durch den Zuſchlag den Vertrag zuſtande bringt (5 156 BGB.), 


) Dr. Hans Stölzle, Viehkauf, Berlin 1900, S. 45. f 
2) Rechtsanwalt Chr. Meisner, Vorſchriften des BOB. über die 
Viehgewährſchaft, München 1900. 


38. Jahrgang. 


iſt dabei zweifellos Beauftragter des Betreibenden. (Vgl. 
Gaupp⸗Stein zu $ 814 3P0.) 

Auch das Reſultat der Stölzle-Meisnerſchen Anſicht 
befriedigt nicht: Erwerber und Veräußerer könnten z. B. 
gemeinſchaftliche Sache machen, um das Tier, ohne gewähr⸗ 
pflichtig zu werden, an einen Dritten durch die Verſteigerung 
zu veräußern. Der Erſteher könnte ſich nicht einmal auf Argliſt 
ſtützen. Und ſo unſinnig es zwar einerſeits wäre, wenn Käufer 
für den von ihm gerügten Mangel haften ſollte, ſo iſt andererſeits 
nicht zu erkennen, warum der Verkäufer, der das Tier ver⸗ 
ſteigern läßt, dem Erſteher nicht ebenſo haften ſollte, wie er 
dem Käufer haften muß und wie es der Verkäufer in ſonſtigen 
Fällen der Verſteigerung der Kaufsſache (z. B. nach § 373 HGB.) 
tun muß, ſobald nicht ſeine Haftung ausdrücklich, wie in 
§ 461 BGB. und 8 806 ZPO. ausgeſchloſſen iſt. 

Ebenſowenig genügt aber die gegenteilige, von Staudinger?) *) 
und anderen vertretene Anſicht, daß der Antragſteller zwar in 
vollem Umfange gewährpflichtig werde, daß aber die dadurch 
entſtehenden Schwierigkeiten durch den Umſtand gegenſtandslos 
würden, „daß der Erwerber in den meiſten Fällen bei der 
Erſtehung erfahren werde, um welchen Mangel der Prozeß 
anhängig ſei, und daß er wegen der Kenntnis dieſes Mangels 
Anſprüche nicht werde erheben können“. Dies iſt inſofern 
richtig, als der Erwerber wegen der Mängel, welche er kennt, 
Anſprüche nicht erheben kann; aber die Gewährpflicht umfaßt 
nicht bloß dieſe bereits im Prozeß befangenen, bekannten Mängel, 
ſondern alle ſonſtigen, welche ſich innerhalb der Gewährpflicht 
zeigen, ſo daß alſo immer noch die Frage offen bliebe, ob 
hinſichtlich der anderen, nicht im Prozeß befangenen Mängel, 
eine Gewährpflicht beſteht, und wer dafür haftet. Dabei iſt 
noch zu beachten, daß die Gewährfriſt zwiſchen dem Erwerber 
und Veräußerer eine andere iſt als diejenige, welche zugunſten 
des Erſtehers läuft, deſſen Gewährfriſt mit dem Übergang 
der Gefahr an ihn beginnt, und dieſer Gefahrübergang nach 
Lage der Sache zweifellos zeitlich ſpäter ſtattfindet, als der 
Übergang der Gefahr auf den Erwerber. 

* * 


* 
Die Verſteigerung nach § 489 hat Gewährpflicht zur Folge. 
Die analoge Anwendung von § 461 iſt in Ermangelung eines 
geſetzlichen Anhalts unzuläſſig, § 461 ſtellt ſich als eine auf 
einen genau bezeichneten Fall beſchränkte Ausnahmebeſtimmung 
dar. Ebenſo 8 806 ZPO. Im Gegenteil’ beweiſen dieſe 
genau für beſtimmte Fälle ausdrücklich angegebenen Ausnahme⸗ 
vorſchriften, daß in allen anderen Fällen Gewährpflicht beſteht. 
Die Rechtslage geſtaltet ſich verſchieden, je nachdem Ver⸗ 
äußerer oder der Erwerber die Verſteigerung vornehmen läßt. 
a. Der Veräußerer läßt verſteigern: In dieſem Falle 
haftet der Veräußerer dem Erſteher, wie bei jedem anderen 
Veräußerungsgeſchäft. Der Veräußerer darf auch nicht etwa 
ſeine Haftung ausſchließen, denn für ihn gilt als Regel, daß 
eine Ausſchließung der geſetzlichen oder vertragsmäßigen Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht zur Folge hat, daß der Erwerber die Verſteigerung 
nicht, als für ſeine Rechnung erfolgt, gelten zu laſſen braucht. 
) Staudinger, Kommentar zum BGB. | 
) K. Schneider, Rechtsregeln des Viehhandels, München, 
C. H. Beck, 1899. ö 
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Denn eine derartige Veräußerung unter Ablehnung jeglicher 
Garantie ſeitens des Veräußerers muß in der Regel das 
Ergebnis der Verſteigerung ungünſtig beeinfluſſen. Dem Ver⸗ 
äußerer iſt ſolchenfalls lediglich der Gegenbeweis offen, daß der 
Ausſchluß der Haftung ohne Einfluß auf das Verſteigerungs⸗ 
reſultat geweſen ſei. Als Regel wird ſogar anzunehmen ſein, 
daß der Veräußerer dem Erſteher gegenüber dieſelben vertrags⸗ 
mäßigen Garantien geben muß, wie er ſie dem Käufer gegeben hat. 

Da die dem Erſteher gegenüber laufende Gewährfriſt länger 
iſt als die dem Erwerber gegenüber laufende, ſo hat der Ver⸗ 
äußerer, wenn er im Wandlungsſtreit obgeſiegt hat, ein aus 
dem Verzug des Erwerbers begründetes Regreßrecht gegen den 
Erwerber wegen der Fehler, welche ſich in der Zeit zwiſchen 
dem Ablauf der Gewährfriſt des Erwerbers und der Gewährfriſt 
des Erſtehers gezeigt haben und geltend gemacht worden ſind. 

Dieſes Regreßrecht iſt abtretbar und pfändbar, ſo daß ſich 
der Erſteher, falls er lieber den Erwerber als den Veräußerer 
angreifen will, durch Abtretung oder Pfändung einen Klag⸗ 
anſpruch gegen den Erwerber verſchaffen kann, für den Fall 
allerdings nur, daß der Erwerber im Wandlungsſtreit unterliegt. 

Siegt der Veräußerer im Wandlungsſtreite aber nicht ob, 
ſo entſtehen für den Erſteher keine Rechte gegen den Erwerber. 
Im Falle eines Vergleichs zwiſchen Erwerber und Veräußerer 
kann ſich der Erſteher nur an den Veräußerer halten; denn 
dieſer hat ja im Rechtsſtreite nicht geſiegt. Nur dann, wenn 
etwa der Vergleich dolos zuungunſten des Erſtehers geſchloſſen 
iſt, etwa weil der Veräußerer vermögenslos, der Erwerber aber 
zahlungsfähig iſt, haften beide für ihren Dolus nach den Vor⸗ 
ſchriften über unerlaubte Handlungen. 

b. Der Erwerber beantragt die Verſteigerung: An ſich haftet 
auch dieſer dem Erſteher vom Gefahrübergang im geſetzlichen 
Umfang. Der Unterſchied beſteht nun darin, daß der Käufer 
in der Regel ſeine Haftung hinſichtlich der von ihm gefundenen 
Mängel oder auch ſeine Haftung überhaupt, ausſchließen, und 
dies bei der Verſteigerung bekanntmachen kann. Denn während 
der Veräußerer des Tieres ebenſo haften muß wie im Falle des 
5 373 HGB. und 8 383 BGB., weil feine Lage derjenigen 
des Schuldners, welcher gegen den annahmeſäumigen Gläubiger 
vorgeht, gleich iſt, entſpricht das Vorgehen des Erwerbers gegen 
den Veräußerer demjenigen eines Gläubigers gegen den in 
Verzug befindlichen Schuldner; denn im Falle der Wandlung 
iſt der Veräußerer hinſichtlich der Zurücknahme des Tieres 
Schuldner, der Erwerber aber Gläubiger, denn der Erwerber 
hat das Recht zu verlangen, daß ihm der Veräußerer als 
Schuldner das Tier dort abnehme, wo es ſich dem Vertrage 
gemäß befindet. 

Deshalb iſt die Rechtsſtellung des Erwerbers, der den 
Antrag auf Verſteigerung ſtellt, eine andere als die des Ver⸗ 
äußerers. 

Der Veräußerek kann nicht verlangen, daß der Erwerber 
das Tier unter ‚Übernahme geſetzlicher oder gar unter denſelben 
vertragsmäßigen Garantien, die der Erwerber vom Ver⸗ 
äußerer erhalten hat, verſteigere. Ein ſolches Verlangen würde 
jeder logiſchen Begründung entbehren. = 

Man kann ſich gegen den inneren Widerſpruch der gegen- 
teiligen Auffaſſung auch nicht dadurch ſchützen, daß man ſagt, 
Käufer brauche doch von dem Rechtsmittel des § 489 keinen 
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Gebrauch zu machen, wenn er die Konſequenzen der Verſteigerung 
nicht tragen wolle. Denn das Geſetz erkennt in § 489 die 
Notwendigkeit einer raſchen, durch Verſteigerung zu bewirkenden 
Verwertung gerade bei Tieren derart an, daß es ein von allen 
ähnlichen Fällen abweichendes Recht auf Erlaß auf einer ent⸗ 
ſprechenden einſtweiligen Verfügung gibt, und der Hauptfall iſt 
nun gerade der, daß Käufer das Tier in Beſitz hat und es 
nicht behalten kann und will. Der Käufer kann ſich übrigens 
kaum anders helfen, als durch Verſteigerung nach S 489. Denn 
jeder andere etwa mögliche Ausweg ſetzt ihn der Gefahr aus, 
daß ihm künftig eingewendet wird, er habe ja doch nach Er: 
hebung der Wandlungsklage von S 489 Gebrauch machen ſollen 
oder können. 

Der Erwerber kann alſo ſeine Gewährpflicht nicht nur 
hinſichtlich der von ihm erkannten, ſondern hinſichtlich aller 
Mängel ausſchließen, und trotzdem muß der Veräußerer die 
Verſteigerung als für ſeine Rechnung geſchehen, anerkennen. 
Er kann nur verlangen, daß der Erwerber ſich erbietet, dem 
Erſteher alle diejenigen Anſprüche abzutreten, welche ihm ſelbſt 
gegen den Veräußerer zuſtehen. Der Erwerber muß dies tun, 
um nicht das Verſteigerungsreſultat durch das Fehlen jeglicher 
Ausſicht auf Mängelgewähr zu gefährden. 

Unterliegt ſpäterhin der Erwerber im Wandlungsſtreit, ſo 
iſt die Frage hinſichtlich des Reſultats der Verſteigerung dadurch 
erledigt, daß der Erwerber an den Veräußerer voll erfüllen 
muß. Dem Erſteher gegenüber haftet er auch ſolchenfalls nur, 
inſoweit er ſeine Haftung nicht beſchränkt hat. 

Unterliegt aber der Veräußerer im Rechtsſtreit, ſo bieten 
die Anſprüche des Erſtehers gegen den Veräußerer ebenfalls 
keine Schwierigkeiten; es ſind, falls die obenerwähnte Abtretung 
ſtattgefunden hat, dieſelben wie die des Erwerbers mit Aus⸗ 
nahme der Gewähranſprüche wegen der dem Erſteher vor dem 
Zuſchlag etwa bekannt gewordenen Mängel. Falls aber keine 
Abtretung ſtattfand, hat der Erſteher keine Anſprüche an den 
Veräußerer, weil zwiſchen beiden keinerlei Vertragsverhältnis 
entſtanden iſt. 

Der Erſteher kann ſich in allen Fällen dem Wandlungs⸗ 
ſtreit als Nebenintervenient anſchließen. Die Parteien können 
ihm auch den Streit verkünden. 

Beantragen ſowohl Erwerber wie Veräußerer die Ver⸗ 
ſteigerung, ſo entſtehen keine Schwierigkeiten, weil dem Erſteher 
gegen beide Antragſteller die obigen Anſprüche nebeneinander 
zuſtehen. 


Zur Haftpflicht der Reviſions verbände. 
Von Amtsrichter Citron, Recklinghauſen. 


In Nr. 24 der DIZ. für 1908 erörtert Rechtsanwalt 
Dr. Havenſtein die Frage, ob die einem Reviſionsverbande an⸗ 
gehörigen Genoſſenſchaften den Verband für Schaden ver⸗ 
antwortlich machen können, der ihnen infolge ungenügender 
Ausübung der Reviſion entſtanden iſt. 

Er gelangt zur Verneinung der Frage, indem er nach⸗ 
einander als in Betracht kommende Geſetzesbeſtimmungen die 
88 31, 831, 278 und 280 BGB. prüft, die Möglichkeit einer 
außerkontraktlichen Haftung ausſchließt, und eine Schadensklage 
auf Grund kontraktlicher Haftung deshalb verſagt, weil die 
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Rechte der Mitglieder eines Reviſionsverbandes keine Forderungs⸗ 
rechte, ſondern reine Mitgliedſchaftsrechte ſeien, auf welche die 
Beſtimmungen des erſten Titels des zweiten Buchs des BGB. 
nicht ohne weiteres anwendbar wären. Verwirklichung dieſer 
Mitgliedſchaftsrechte könne das Mitglied durch Teilnahme an 
der Mitgliederverſammlung, durch Anregung der Abſetzung von 
Vorſtandsmitgliedern, durch Anträge auf Statutenänderungen 
und andere ſtatutariſch gegebene Maßnahmen erlangen, nicht 
aber durch Schadenserſatzklagen, die ſchon darum nicht gegeben 
wären, weil ſie zur Konkurrenz der Mitglieder mit den 
Gläubigern des Verbandes führen könnten. Auch erſchöpfe ſich 
das Recht der einzelnen ein Verbandsmitglied bildenden Ge⸗ 
noſſenſchaft darin, die Beſtellung eines Reviſors zur Vor⸗ 
nahme der geſetzlich vorgeſchriebenen Reviſion zu verlangen. 
Der Verband erfülle ſeine Pflicht mit der Beſtellung eines 
Reviſors. Da der Verband nicht ſelbſt zu revidieren habe, ſo 
ſei der Reviſor auch nicht Erfüllungsgehilfe des Verbandes im 
Sinne des §S 278 BGB. Der Verband nehme hinſichtlich der 
Reviſion den ihm angeſchloſſenen Genoſſenſchaften gegenüber 
keine andere Stellung ein, als ſie der Amtsrichter nach 
8 61 GenG. den keinem Verbande angehörenden Genoſſen⸗ 
ſchaften gegenüber habe. 

Ob die Erwägungen, auf Grund deren Havenſtein eine 
außerkontraktliche Haftung des Reviſionsverbandes ausſchließt, 
zutreffende ſind, ſoll hier nicht erörtert werden, da ich im Er⸗ 
gebnis mit Havenſtein übereinſtimme. Denn eine außer⸗ 
kontraktliche Haftung etwa auf Grund des § 31 in Verbindung 
mit 8 823 oder des § 831 in Verbindung mit § 823 BGB. 
möchte ich ſchon deshalb ablehnen, weil ein Vertragsverhältnis 
zwiſchen der geſchädigten Genoſſenſchaft und dem Verbande 
beſteht, und weil meines Erachtens neben dem Vertragsanſpruch 
ein Anſpruch aus einer unerlaubten Handlung dann nicht ge⸗ 
geben iſt, wenn die Verletzung einer Vertragspflicht (hier der 
Pflicht zur Reviſion) nicht zugleich den ſelbſtändigen Tatbeſtand 
einer unerlaubten Handlung enthält. 

Ein ſolcher Tatbeſtand iſt aber weder gegeben, wenn der 


Verband ſelbſt (durch ſeine geſetzlichen Vertreter), noch wenn 


der Reviſor die Reviſionspflicht verletzt. Denn das Geſetz 
ſtatuiert die Reviſionspflicht des Verbandes nur ſolchen Ge⸗ 
noſſenſchaften gegenüber, die ihm angehören, eben mit Rückſicht 
auf ihre Zugehörigkeit zum Verbande (SS 55, 56 GenG.). 

Die Annahme einer außerkontraktlichen Haftung des Ver⸗ 
bandes für das Verſchulden ſeines Vorſtandes oder Reviſors 
kann aber auch deshalb nicht befriedigen, weil dann eine ver⸗ 
ſchiedenartige Behandlung der rechtsfähigen und der nichtrechts⸗ 
fähigen Verbände (oder bei den letzteren richtiger der ſämtlichen 
Verbandsmitglieder, vgl. §S 427 BGB.) mit Rückſicht darauf 
eintreten müßte, daß $ 31 BGB. auf nichtrechtsfähige Vereine 
nicht anwendbar iſt. 

Nicht zutreffend erſcheinen die Ausführungen Havenſteins, 
ſoweit er die Anwendbarkeit des §S 278 BGB. verneint. Das 
Genoſſenſchaftsgeſetz ſtellt in den 88 55 bis 58 eine Reihe von 


„Bedingungen auf, denen ein Verband von Genoſſenſchaften 


genügen muß, um einen Anſpruch auf Verleihung des Rechtes 
zur Reviſion zu erlangen. § 55 bezeichnet als notwendigen 
Zweck des Verbandes die Nevifion, läßt freilich auch andere 
Zwecke zu. Jedoch ergibt ſich unzweifelhaft, daß die Reviſion 
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der Hauptzweck des Verbandes iſt. Um dieſen Hauptzweck zu 
ſichern, ſind dann die weiteren in den folgenden Paragraphen 
enthaltenen Vorſchriften gegeben. Der § 56 ſagt im Satz 2: 
„Der Inhalt des Statuts muß erkennen laſſen, daß der Verband 
imſtande iſt, der Reviſionspflicht zu genügen“. Hier iſt eigentlich 
ſchon mit hinreichender Deutlichkeit geſagt, daß die Reviſion 
Pflicht des Verbandes iſt, daß die Pflicht des Verbandes 
ſich nicht ſchon mit der Beſtellung des Reviſors erſchöpft. Das 
gleiche Reſultat ergibt auch der Abſatz 3 des §S 63 GenG. 
Welchen Sinn hätte wohl die Einreichung der Abſchrift des 
Reviſionsberichts an den Verbandsvorſtand, wenn nicht den 
einer ſelbſtändigen Prüfungspflicht des Verbandes. Welchen 
Sinn hätte ſchließlich die ganze komplizierte Verbandsorganiſation, 
wenn der Verband lediglich die Stellung des Amtsrichters im 
§ 61 hätte, deſſen Eingreifen das Geſetz offenbar als einen 
Ausnahmefall hinſtellt? Soll der Verband wirklich nur den 
Zweck haben, einen möglichſt ſachverſtändigen Reviſor zu 
ermitteln? Das wäre auf erheblich einfachere Weiſe zu erreichen 
geweſen. Dazu hätte die Wahl eines Reviſors durch ſämtliche 
beteiligten Genoſſenſchaftsvorſtände vollſtändig ausgereicht. 

Das Geſetz gibt aber dem Verbande einen weiteren Pflichten— 
kreis. Der Verbandsvorſtand kontrolliert den Reviſor und die 
Reviſion und wirkt darauf hin, daß auch die praktiſchen 
Konſequenzen einer ſolchen Reviſion von der revidierten Genoſſen— 
ſchaft gezogen werden. Die Motive zum GenG. erkennen das 
in ausführlicher Begründung an. 

In der Tat faſſen denn auch die Reviſionsverbände ihre 
Pflicht in dieſem Sinne auf, wie ſich das beiſpielsweiſe aus 
dem im folgenden wiedergegebenen, die Reviſion behandelnden 
Abſchnitt eines Verbandsſtatuts (Normalſtatut der Unter— 
verbände des Allgemeinen Verbandes der auf Selbſthilfe 
beruhenden deutſchen Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften) 
ergibt. 

1. Für den Verband wird ein Verbandsreviſor oder 
mehrere Verbandsreviſoren angeſtellt, deren Obliegenheiten darin 
beſtehen, die Geſchäftsführung der dem Verbande angehörigen 
Genoſſenſchaften nach der ihnen erteilten Inſtruktion und nach 
den ihnen vom Verbandsdirektor gegebenen Weiſungen und der 
von dieſen beſtimmten Reihenfolge zu prüfen und alle ihnen 
von dem Verbandsdirektor übertragenen Arbeiten für den Ver— 
band auszuführen. 

2. Der Reviſor iſt Beamter des Verbandes und als ſolcher 
verpflichtet, den Anordnungen des Verbandsdirektors Folge zu 
leiſten. 

Der Verbandsdirektor iſt berechtigt, den Reviſor jederzeit 
perſönlich oder durch einen Beauftragten zu vertreten, auch den 
Reviſionen des Reviſors beizuwohnen. 

3. Der Reviſor wird von dem Verbandstage auf Vorſchlag 
des Verbandsdirektors gewählt und ebenſo entlaſſen. 

Die näheren Beſtimmungen über Dauer der Anſtellung, 
Kündigungsfriſt, Bezahlung uſw. werden durch beſonderen von 
dem Verbandsdirektor mit dem Reviſor abzuſchließenden Vertrag 
geregelt. 

4. In Fällen gröblicher Pflichtverletzung iſt der Verbands- 
direktor berechtigt, den Reviſor vorläufig ſeines Amtes zu ent— 
heben, vorbehaltlich der Genehmigung des nächſten ordentlichen 
Verbandstages. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


645 


5. Als Verbandsreviſor darf nur eine Perſon gewählt 
werden, welche kaufmänniſch oder rechneriſch genügend gebildet, 
mit dem Genoſſenſchaftsweſen und dem Genoſſenſchaftsrecht 
vertraut iſt und die erforderliche Geſetzeskenntnis beſitzt. 

6. Der Reviſor wird für feine Leiſtungen durch den Ber: 
band bezahlt. 

7. Die Reviſionen ſind teils ordentliche, teils außerordent: 
liche. Die ordentlichen Reviſionen ſind die geſetzlich vor— 
geſchriebenen. Von der bevorſtehenden Ankunft des Reviſors 
wird jede Genoſſenſchaft benachrichtigt. — 

Außerordentliche Reviſionen finden ſowohl auf Anrufen 
der betreffenden Genoſſenſchaft, wie auf Anordnung des Ver— 
bandsdirektors ſtatt; die durch die außerordentlichen Reviſionen 
entſtehenden Koſten hat die Genoſſenſchaft zu tragen. 

8. Der Reviſor iſt in betreff aller geſchäftlichen Ver: 
hältniſſe der von ihm revidierten Genoſſenſchaften allen Nicht⸗ 
beteiligten gegenüber unbedingt zur Verſchwiegenheit verpflichtet. 

9. Der Reviſor hat dem Vorſtand und Aufſichtsrat in 
gemeinſchaftlichter Sitzung über feinen Reviſionsbefund aus: 
führliche Mitteilung zu machen. Über das Ergebnis ſeiner 
Reviſion hat er ſchriftlichen Bericht an die revidierte Genoffen: 
ſchaft zu erſtatten, dem Vorſitzenden des Aufſichtsrats Kenntnis 
von der Abſendung des Berichts zu geben und eine Abſchrift 
dieſes Berichts dem Verbandsdirektor einzuſenden. 

10. Der Reviſor hat bei allen Reviſionen nach der ihm 
erteilten Anweiſung zu verfahren. 

Bei den ordentlichen Reviſionen wird in der Regel eine 
kalkulatoriſche Prüfung der einzelnen Geſchäftszweige nach Stich⸗ 
proben vorzunehmen ſein, nach deren Ergebnis der Reviſor zu 
erwägen hat, ob ſie weiter ausgedehnt werden ſoll; es hat der 
Reviſor beſonders zu unterſuchen, ob den Beſtimmungen des 
Geſetzes überall genügt iſt, ob die Geſchäfte nach den Vor⸗ 
ſchriften des Statuts geführt werden, ob den Beſchlüſſen der 
Genoſſenſchafts⸗ und Verbandstage und den Ratſchlägen des 
Anwalts die erforderliche Beachtung geſchenkt wird, und ob die 
bei früheren Reviſionen von dem Reviſor gerügten Mängel 
beſeitigt und die empfohlenen beſſeren Einrichtungen ein— 
geführt ſind. 

11. Zu allen Verbandsreviſionen und insbeſondere zu der 
in Ziffer 9 erwähnten Berichterſtattung des Reviſors iſt der 
Aufſichtsrat der zu revidierenden Genoſſenſchaft zuzuziehen. 

12. Stellen ſich in einer Genoſſenſchaft ſchwere Übelſtände 
heraus, welche nach übereinſtimmender Anſicht des Verbands— 
direktors und des Reviſors durch Zuwiderhandeln gegen die 
Geſetze oder die Genoſſenſchaftsſtatuten entſtanden ſind, oder 
eine ernſte Gefahr für die Exiſtenz der Genoſſenſchaft in ſich 
ſchließen, ſo iſt der Verbandsdirektor verpflichtet, dem Anwalte 
eine Abſchrift des Reviſionsberichts einzuſenden, die Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Beſeitigung der betreffenden Mißſtände aufzufordern 
und nach wiederholt erfolgloſer Aufforderung dem Verbands- 
tage von derſelben Kenntnis zu geben. 

13. Dem ordentlichen Verbandstage hat der Verbands⸗ 
reviſor oder der Verbandsdirektor über die vorgenommenen 
Reviſionen Bericht zu erſtatten. 

Der Reviſor iſt lediglich Erfüllungsgehilfe des Verbandes. 
Der § 664 Abſ. 1 Satz 2 BGB. iſt nicht anwendbar. Denn 
abgeſehen von der Frage, ob zwiſchen Verband und Genoſſen— 
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ſchaft ein reines Auftragsverhältnis oder nicht vielmehr ein 
Werkvertrag vorliegt, und ſomit der den § 664 ausſchließende 
§ 675 BGB. anwendbar iſt, iſt es ja auch, wie aus dem oben 
Ausgeführten erhellt, dem Verbande nicht geſtattet, den geſamten 
Umkreis ſeiner Pflichten auf den Reviſor zu übertragen. Danach 
kommt alſo lediglich §S 664 Abſ. 1 Satz 3 BGB. in Frage. 

Beſteht aber eine Reviſionspflicht des Verbandes, und iſt 
der Reviſor bloßer Erfüllungsgehilfe, ſo folgt daraus, wenn 
man die Beweisbarkeit des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen 
ſchuldhaftem Handeln des Verbandes (d. h. ſeiner geſetzlichen 
Vertreter und Bevollmächtigten) oder des Reviſors und dem 
Schaden der Genoſſenſchaft vorausſetzt, auch eine Schadens⸗ 
haftung für poſitive Vertragsverletzung, Verzug und verſchuldete 
Unmöglichkeit der Leiſtung. 

Es liegt gar keine Veranlaſſung vor, dem Rechte auf 
Reviſion einen ſo begrenzten Inhalt zu geben, wie Havenſtein 
es tut. 

Die Möglichkeit, daß eine ſolche Schadenshaftung zur 
Konkurrenz der dem Verbande angehörigen Genoſſenſchaften mit 
den Gläubigern des Verbandes führt, ſoll nach Havenſtein einen 
Grund bilden, um den Ausſchluß der Haftung als vom Geſetze 
gewollt anzuſehen. Hier ſcheint mir Havenſtein zu verkennen, 
daß der Verband keine Erwerbsgeſellſchaft bildet, deren Tätigkeit 
ſich auf dem Gebiete des Kreditnehmens und ⸗gebens bewegt, und 
daß daher ſeine in der Regel wohl kaum vorhandenen, jedenfalls 
nicht nennenswerten Gläubiger eines Schutzes nicht bedürfen. 

Ganz verſchieden von der hier behandelten iſt die weitere 
Frage danach, ob und inwieweit das Statut des Verbandes 
eine Haftpflicht des Verbandes ausſchließen bzw. ſtatuieren kann. 


Sie mag als über den Rahmen der von Havenſtein angeregten 


Erörterung hinausgehend, hier unberührt bleiben. 


Die uneheliche Mutter als Zeugin im Alimenten⸗ 
prozeſſe des Kindes gegen den unehelichen Vater. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Strauß, Barmen. 


In dem Rechtsſtreit des unehelichen Kindes gegen feinen 
angeblichen Vater auf Zahlung von Unterhalt wird das Kind 
in der Regel durch ſeine Mutter als Vormünderin vertreten. 
Beſtreitet der Beklagte, der angebliche Vater, die Vaterſchaft, 
weil er mit der Kindesmutter überhaupt oder wenigſtens in 
der geſetzlichen Empfängniszeit keinen Geſchlechtsverkehr gepflogen 
habe, ſo tritt bei der Beweislaſt des Klägers, des Kindes, für 
die Tatſache der Beiwohnung in vielen Fällen — falls die 
Beiwohnung nicht durch andere Beweismittel erwieſen werden 
kann — die Rechtslage ein, daß der Ausgang des Prozeſſes 
von dem Eide des Beklagten abhängt. Die Erklärung der 
Kindesmutter ſelbſt, der Beklagte habe mit ihr in der 
Empfängniszeit verkehrt, kann, ſofern nicht der Beklagte ihr 
zuläſſigerweiſe nach §S 473 ZPO. den Eid zurückſchiebt, als 
Beweismittel nicht verwertet werden; denn in ihrer Eigen— 
ſchaft als geſetzliche Vertreterin des Klägers im Prozeß iſt ihre 
Vernehmung als Zeugin unſtatthaft. 

Um nun im Intereſſe des Kindes das Zeugnis ſeiner 
Mutter herbeiführen zu können, pflegen manche Vormundſchafts⸗ 
gerichte für die Dauer des Rechtsſtreits die Mutter als Vor⸗ 


münderin zu entlaſſen und den Prozeßvertreter des Kindes, 
meiſtens den beigeordneten Armenanwalt, zum Vormund zu 
beſtellen. Durch dieſes Aushilfsmittel werden aber dem Armen⸗ 
anwalt außer der unentgeltlichen Prozeßführung auch noch 
ſämtliche vormundſchaftliche Verpflichtungen aufgebürdet. Seinen 
Wirkungskreis etwa dahin zu begrenzen, daß er nur zum Zwecke 
der Vertretung des Mündels im Prozeß beſtellt wird, hat bei 
der Entlaſſung der Kindesmutter als Vormünderin zur Folge, 
daß nunmehr dem Kinde niemand mehr zur Seite ſteht, der 
das Recht und die Pflicht hätte, das Kind ſonſt zu vertreten 
und für ſein Vermögen zu ſorgen, da die uneheliche Mutter 
als ſolche nur das Recht und die Pflicht der Sorge für die 
Perſon des Kindes hat (8 1707 BGB.). Eine derartige Be: 
grenzung des vormundſchaftlichen Wirkungskreiſes, wie ſie tat⸗ 
ſächlich und wohl nicht mit Unrecht von den Anwälten erſtrebt 
wird, erſcheint daher im Falle der Entlaſſung der Kindesmutter 
als Vormünderin nicht zuläſſig und die Übertragung ſämtlicher 
Verpflichtungen auf den Anwalt mit dem Zwecke ſeiner Be⸗ 
ſtellung nicht vereinbar. 

Einen Ausweg bietet die Beſtimmung des § 1796 BGB., 
nach welcher das Vormundſchaftsgericht in der Lage iſt, der 
unehelichen Mutter die Vertretung des Kindes im Prozeß gegen 
den angeblichen Vater zu entziehen. Dann iſt die Kindesmutter 
inſoweit an der Beſorgung ihrer Angelegenheiten rechtlich ver⸗ 
hindert und nach § 1909 die Möglichkeit geſchaffen, dem Armen: 
anwalt die Pflegſchaft (vgl. Staudinger 1905 § 1909 N. 2%) 
mit dem beſchränkten Wirkungskreis der Vertretung 
des Mündels in dem fraglichen Prozeß zu über— 
tragen. 

Hierdurch wird einmal der gleiche Erfolg, die Kindesmutter 
als Zeugin vernehmen zu können, erzielt, wie im Falle der 
Übertragung der geſamten Vormundſchaft auf den Anwalt 
unter gleichzeitiger Entlaſſung der Kindesmutter als Vor⸗ 
münderin. Bleibt die Kindesmutter jetzt auch Vormünderin 
und als ſolche geſetzliche Vertreterin des Kindes, ſo ſteht dies 
doch ihrer Vernehmung als Zeugin nicht entgegen, da ſie im 
Prozeſſe nicht mehr als geſetzliche Vertreterin auftritt (ebenſo 
Gaupp⸗Stein 1904, Vorbem. vor § 373 N. I B). 

Anderſeits wird aber nunmehr beiden Intereſſen gedient: 
denen des Kindes, indem im vollen Umfange die Fürſorge 
aufrechterhalten wird, denen des Anwalts, indem ihm nicht 
unnötige Verpflichtungen aufgelaſtet werden. Dieſes Verfahren 
hat auch vor der Übertragung der geſamten Vormundſchaft auf 
den Anwalt unter gleichzeitiger Entlaſſung der Kindesmutter 
als Vormünderin den Vorzug, daß nicht nach Beendigung des 
Prozeſſes eine neue formelle Verpflichtung der Kindesmutter 
als Vormünderin und die Ausfertigung einer neuen Beſtallungs⸗ 
urkunde erforderlich wird. Das vorgeſchlagene Verfahren wird 
ſich vielmehr regelmäßig folgendermaßen abwickeln: Nachdem 
die uneheliche Mutter im Namen des Kindes die Klage erhoben 
hat, fragt der Vormundſchaftsrichter das Prozeßgericht an, 
welcher Anwalt dem Kläger beigeordnet ſei. Darauf entzieht 
das Vormundſchaftsgericht der unehelichen Mutter durch Be⸗ 
ſchluß das Recht der Vertretung des Kindes für den in Rede 
ſtehenden Prozeß, verpflichtet den Anwalt zum Pfleger mit dem 
Wirkungskreis der fraglichen Vertretung und überträgt nach 
Beendigung des Prozeſſes durch Beſchluß der unehelichen 
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Mutter wieder die ganze Vormundſchaft. Daneben kann das 
Vormundſchaftsgericht noch die Beſtallungsurkunde zum Zwecke 
der Aufnahme eines auf die Entziehung hinweiſenden Vermerks 
und ſpäter zum Zwecke der Beſeitigung dieſes Vermerks ein⸗ 
fordern, notwendig iſt dies aber nach §S 1791 BGB. nicht. 
Nicht bloß in denjenigen Prozeſſen, in denen der an⸗ 
gebliche Vater beſtreitet der Kindesmutter innerhalb der 
Empfängniszeit beigewohnt zu haben, ſondern auch, wenn der 
Beklagte ſich lediglich darauf beſchränkt, die ſogen. exceptio 
plurium geltend zu machen, erſcheint die Beſtellung des An⸗ 
walts zum Pfleger empfehlenswert. Iſt auch in den letzteren 
Prozeſſen der Beklagte für ſeine Behauptung beweispflichtig 
und daher die Möglichkeit vorhanden, daß die Kindesmutter 
leichter zum Eide kommt, ſo iſt es doch zweckmäßig, für den 
Fall, daß der Beklagte nur Zeugenbeweis antritt, den Gegen⸗ 
beweis durch das Zeugnis der Kindesmutter führen zu können. 


Welche rechtliche Bedeutung haben gegenüber dem 
durch das Bürgerliche Geſetzbuch eingeführten 
geſetzlichen Erbrecht der Ehegatten letztwillige 
Verfügungen, welche die Brautleute in einem 
Ehevertrage des franzöſiſchen Rechts vor dem 
1. Januar 1900 getroffen haben? 
Von Juſtizrat Adeneuer, Köln. 


Die im obigen Thema aufgeworfene Frage kann eine 
praktiſche Bedeutung nur dann erlangen, wenn in der letzt— 
willigen Verfügung klar der Wille zum Ausdruck gelangt iſt, 
daß der überlebende Ehegatte nicht ſolche Rechte am Nachlaſſe 
des Verſtorbenen haben ſolle, mit welchen das geſetzliche Erb— 
recht des Ehegatten nach BGB. ausgeſtattet iſt. Der typiſche 
Fall für einen ſolchen Willen liegt allemal dann vor, wenn 
die Brautleute einander weniger vermacht haben, als ſie ſich 
nach den Beſtimmungen des Code civil vermachen konnten, die 
letztwillige Zuwendung aber dennoch dem überlebenden Ehegatten 
nicht dasjenige Maß von Rechten zuerteilt hat, welches ihm als 
geſetzlichem Erben nach BGB. zuſtehen würde. Geiſpiel: 
Vermächtnis der Nutznießung an einem Nachlaſſe im Falle einer 
kinderloſen Ehe.) 

Für unſere Unterſuchung ſind folgende Fragen zu erörtern: 

1. Hat der überlebende Ehegatte in dem hier unterſtellten 
Falle das Recht, das geſetzliche Erbrecht des BGB. 
für ſich in Anſpruch zu nehmen? 

2. Steht ihm dieſes Recht nur zu unter Ausſchlagung 
oder Anrechnung des ihm durch den Heiratsvertrag 
Zugewendeten, oder kann er außer dem ihm durch 
den Heiratsvertrag Zugewendeten auch das geſetzliche 
Erbrecht beanſpruchen? 

Zur Beantwortung dieſer Fragen iſt es notwendig, die 
Natur derjenigen Verfügungen zu unterſuchen, welche von den 
Brautleuten in bezug auf ihren Nachlaß getroffen ſind. 

Der Code civil enthielt den allgemeinen Grundſatz, daß 
in einem Vertrage zwiſchen zwei Perſonen letztwillige Ver— 
fügungen nicht getroffen werden konnten. Auch war es unter⸗ 
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ſagt, daß zwei oder mehrere Perſonen in einem und dem 
nämlichen Akte letztwillige Verfügungen errichteten — Art. 967 ff. 
C. c. —. Von dieſen Grundſätzen machte der franzöſiſche 
Geſetzgeber eine Ausnahme zugunſten der letztwilligen Ver: 
fügungen von Brautleuten in einem Heiratsvertrage. In einem 
ſolchen Vertrage war es den Brautleuten geſtattet, ihren letzten 
Willen bezüglich der Rechte des einen Ehegatten am Nachlaſſe 
des anderen in genau demſelben Maße auszudrücken, wie es 
ihnen ſonſt, abgeſehen von dem Heiratsvertrage, nur durch eine 
letztwillige Verfügung in Form eines Teſtamentes geſtattet war. 
Der Code civil wollte aber hierdurch nicht etwa materiell 
die Verfügungsfreiheit der Brautleute in bezug auf erbrechtliche 


Verhältniſſe erweitern. Dem materiellen Inhalt nach mußte 


ſich die letztwillige Verfügung im Heiratsvertrage genau decken 
mit dem möglichen Inhalte einer letztwilligen Verfügung in 
einem Teſtamente. Die beiden Verfügungen unterſchieden ſich 
nur in der Form. Die Verſchiedenheit der Form bewirkte bei 
den letztwilligen Verfügungen im Heiratsvertrage, daß ſie mit 
dem Heiratsvertrage den Charakter der Unabänderlichkeit trugen. 
Sie bildeten einen dem Heiratsvertrage einverleibten Beſtandteil. 
Der vorentwickelte Rechtsgedanke, daß die Grenze der materiellen 
Verfügungsfreiheit durch den Heiratsvertrag nicht erweitert 
werden ſollte, findet einen konkreten Ausdruck im Art. 791 C. c. 
Da bei dem Heiratsvertrage auch dritte Perſonen mitwirken 
konnten, in bezug auf welche den Brautleuten ein geſetzliches 
Erbrecht nach Code civil zuſtand, ſo verbot der Code civil 
noch ausdrücklich den Brautleuten, auf ein ſolches Erbrecht im 
Ehevertrage zu verzichten. Wären nun Brautleute zur Zeit 
der Herrſchaft des Code civil einmal auf den Gedanken ver⸗ 
fallen, in einem Heiratsvertrage in Rückſicht auf die demnächſtige 
Einführung eines geſetzlichen Erbrechts der Ehegatten in einem 
neuen BGB. auf ein derartiges Erbrecht zu verzichten, ſo dürfte 
es wohl nicht zweifelhaft ſein, daß eine ſolche Vereinbarung in 
dem Heiratsvertrage ungültig wäre. Indes der Grund für eine 
ſolche Ungültigkeit wäre nicht darin zu ſuchen, daß ein Vertrag 
dieſes Inhalts nach dem Geiſte des Code civil als unſittlich 
oder gegen die öffentliche Ordnung anzuſehen wäre. Die Un- 
gültigkeit würde ſich vielmehr daraus ergeben, daß der Code 
civil keine rechtliche Form für die rechtswirkſame Außerung 
eines derartigen Willens zur Verfügung geſtellt hatte. 

Die hier dargelegte Natur der letztwilligen Verfügungen 
in einem Heiratsvertrage zeigt deutlich, daß man eine ſolche 
letztwillige Verfügung nicht auf eine Stufe mit den im BGB. 
geregelten Erbverträgen ſtellen kann. Die Ahnlichkeit zwiſchen 
beiden Rechtsinſtituten iſt nur eine rein äußerliche etwa dahin, 
daß der Juriſt von Angebot und Annahme ſprechen kann. Das 
Weſen eines Rechtsinſtituts ergibt ſich aber aus dem materiellen 
Inhalt. Prüft man dieſen, ſo muß die letztwillige Verfügung 
in einem Heiratsvertrage franzöſiſchen Rechts in die einſeitigen 
Verfügungen des BGB. eingereiht werden. Nach Art. 214 
EGBGB. iſt die Gültigkeit derartiger letztwilliger Verfügungen 
ausdrücklich anerkannt und es muß deshalb die letztwillige Ver: 
fügung ihre volle Wirkſamkeit haben, ſoweit ſie nicht mit 
ſolchen Beſtimmungen des BGB. in Widerſtreit tritt, in bezug 
auf welche das BGB. dem Erblaſſer eine Verfügungsmacht in 
einer einſeitigen letztwilligen Verfügung nicht hat einräumen 
wollen. 
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Das Pflichtteilsrecht kann ſomit durch eine letztwillige 
Verfügung in einem Heiratsvertrage des franzöſiſchen Rechts 
niemals eine Abänderung erfahren. Andererſeits unterliegt es 
feinem. Zweifel, daß ein geſetzliches Erbrecht der Ehegatten 
nach BGB. niemals in Frage kommen kann, ſobald eine letzt— 
willige Verfügung des im Eingange dieſer Betrachtung unter: 
ſtellten Inhalts vorliegt. 

8 1938 BGB. drückt den Rechtsgedanken aus, daß das 
geſetzliche Erbrecht nicht Platz greift, ſoweit ein anderweitiger 
gültiger letzter Wille vorhanden iſt. § 1938 iſt nur eine An- 
wendung dieſes Rechtsgedankens. 

Mit dieſer Darlegung tritt in gänzlichen Widerſpruch eine 
Entſcheidung des Reichsgerichts (abgedruckt IW. vom 15. April 
1909 unter Nr. 10). 

Hier erklärt umgekehrt das Reichsgericht es für eine recht— 
liche Unmöglichkeit, daß durch eine letztwillige Verfügung in 
einem Heiratsvertrage des franzöſiſchen Rechts das geſetzliche 
Erbrecht der Ehegatten eine Abänderung erfahren könne, möge 
der Ehevertrag einen Inhalt haben, welchen er wolle. Habe 
der Ehevertrag den hier unterſtellten Inhalt, ſo liege ein nach 
Code civil ungültiger Erbverzicht vor. 

In dieſer Konſtruktion eines ſtillſchweigenden Erbverzichts 
aus einer letztwilligen Verfügung der hier unterſtellten Art 
liegt nicht nur eine völlige Verkennung der eigentlichen wahren 
Natur einer ſolchen Verfügung, ſondern es zeigt ſich hierin auch 
ein Verſtoß gegen allgemeine Rechtsgrundſätze. Auch ein ſtill— 
ſchweigender Verzicht auf irgendeinen Gegenſtand iſt für den 
Juriſten nur dann vorhanden, wenn der Wille der vertrag: 
ſchließenden Parteien auf einen ſolchen Verzicht in dem Zeit— 
punkte der Abgabe ihrer Willenserklärungen gerichtet war. 

Das Reichsgericht hätte demgemäß in dem von ihm unter— 
ſtellten Falle unterſuchen müſſen, ob der Wille des in dem 
Ebevertrage Bedachten, alſo hier des Überlebenden, im Momente 
der Abgabe der Erklärung wirklich darauf gerichtet geweſen 
wäre, auf ein ihm etwa durch ein neues BGB. demnächſt 
zuſtehendes Erbrecht zu verzichten? 

Es genügt dieſe Frage aufzuwerfen, 
Antwort zu geben. | 
Die Entſcheidung des Reichsgerichts arbeitet mit an. 
Begriffen, ohne ſich deren Inhalt durch eine anſchauliche Nor: 
ſtellung zu verdeutlichen. 

Sollte indes die bisherige Erörterung noch nicht den 
Beweis der Unrichtigkeit der zitierten Entſcheidung ergeben haben, 
ſo kann man ſich die Unhaltbarkeit der dort entwickelten 
juriſtiſchen Begriffslogik klar machen, indem man ſich die Konſe— 
quenzen veranſchaulicht, zu welchen dieſe Logik führt. Enthielte 
der Heiratsvertrag wirklich den vom Reichsgericht konſtruierten 
ſtillſchweigenden Verzicht, ſo ſind die ſämtlichen letztwilligen 
Verfügungen des Ehevertrages vom Zeitpunkte ihrer Errichtung 
ab ungültig geweſen. 

Wollte man dieſe Konſequenz nicht ziehen, vielmehr nur 
den konſtruierten ſtillſchweigenden Verzicht für unwirkſam er— 
klären, jo wäre nicht abzuſeben, aus welchem Grunde man es dem 
überlebenden Ehegatten verwehren könnte, das ihm im Ehevertrag 
Zugewendete und außerdem ſein geſetzliches Erbrecht zu verlangen. 


um die richtige 
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Man mag die Sache wenden, wie man will, auf alle 
Fälle ergibt ſich aus den in dem Urteile entwickelten 
Gründen eine für das Rechtsleben unerträgliche Konſequenz, 
welche dadurch nicht abgeſchwächt wird, daß das Reichsgericht 
auf die Möglichkeit hindeutet, das geſetzliche Erbrecht durch eine 
gültige einſeitige letztwillige Verfügung auszuſchließen. 

Die hier veranſchaulichten Schlußfolgerungen zeigen klar, 
daß das im Bd. 49 der Entſcheidungen abgedruckte Urteil ein 
richtiges Gefühl bekundete, indem es die Konſtruktion eines 
Erbverzichtes als „abwegig“ bezeichnete. Der durch die neueſte 
Entſcheidung des Reichsgericht betretene Weg führt nicht zu 
dem Ziele einer geſunden Geſtaltung des Rechtslebens auf 
dieſem Gebiete. 


Vom Oberverwaltungsgericht ). 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Zur Frage der Veweislaſt im Verwaltungsſtreitverfahren. 


Allerdings hat der Beklagte auszuführen verſucht, daß, 
da es ſich um einen Streit um die kommunale Zugehörigkeit 
handele, ihm nicht die Beweislaſt obliege, daß vielmehr die 
kommunale Eigenſchaft von dem Richter von Amts wegen zu 
ermitteln ſei, und daß ſich der Vorderrichter, da er ſich dieſer 
Aufgabe nicht unterzogen, eines weſentlichen Verfahrensmangels 
ſchuldig gemacht habe. Dieſe Annahme iſt irrig. Es handelt 
ſich nicht um einen Streit in Gemäßheit des § 4 der Land— 
gemeindeordnung vom 3. Juli 1891, bei welchem allerdings 
dem Verwaltungsrichter die Verpflichtung obliegt, das zur 
Aufklärung der Sache geeignete und erreichbare tatſächliche 
Material zu beſchaffen und auf Grund desſelben ſeine Feſt— 
ſtellung über die ſtreitigen Kommunalbezirksgrenzen zu treffen. 
In dem ſchwebenden Verfahren ſteht vielmehr eine Steuer: 
forderung zur Entſcheidung, und der Streit über die Kommunal⸗ 
verhältniſſe betrifft nur die rechtliche Begründung des Be⸗ 
ſteuerungsanſpruches, bildet mithin nur einen Inzidentpunkt. 
Dem Beklagten liegt hierfür die Beweislaſt ob. Denn er hat 
nachzuweiſen, daß ihm das Recht der Beſteuerung zuſteht. 
War hierzu der Nachweis des Wohnſitzes des zu Beſteuernden 
innerhalb der beſteuernden Gemeinde notwendig, und war zu 
dieſem Nachweis der weitere erforderlich, daß die Wohnung im 
Beſteuerungsbezirke belegen ſei, ſo war es Sache des Beklagten, 
das hierfür erforderliche tatſächliche Material in unwiderleglicher 
Weiſe beizubringen. Dies hat der Beklagte nach der einwand— 
freien Feſtſtellung des Vorderrichters in der Vorinſtanz nicht 
getan, und da das Rechtsmittel der Reviſion nach § 94 des 
Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 nur auf Ver⸗ 
letzung des materiellen oder formellen Rechtes, nicht aber auf 
neue Tatſachen geſtützt werden darf, ſo konnte auch auf die 
vom Beklagten nunmehr in der Reviſionsſchrift neu angeführten 
Tatſachen nicht weiter eingegangen werden. Magiſtrat zu 
M. c. Oberamtmann Th., Erſter Senat. Urt. v. 13. Okt. 
1908. Nr. I 1457. Rep. Nr. IC. 52 07. 
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Vereins nachrichten. 
Ein außerordentlicher Auwaltstag (Mitglieder⸗ 
verſammlung) wird auf 
Sonntag, den 21. November 1909, vormittags 11 Uhr 
nach Leipzig berufen. 
Berfammlungsort: Großer Feſtſaal des Ceutraltheaters 
(Eingang Gottſchedſtraße). | 
Tagesordunng: 
1. Renwahl des Borftandes. | 
2. Antrag des Vorſtandes, zum 8 11 Abſ. 7 der 
Satzungen vom 10. September 1909 folgenden 
Zuſatz zu beſchließen: 
Die Wahl der Vertreter erfolgt erſtmalig nach dem 
Stande der Mitgliederzahlen am 1. Jaunar 1910 
in den beiden erſten Monaten des Jahres 1910 
mit Wirkung vom 1. Januar 1910. 
Leipzig, den 7. Oktober 1909. 


Der vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Dr. Erythropel, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Colmar, Kiel und Celle haben der Kaſſe abermals Bei- 
hilfen von 500 l, 2000 uud 2500 u gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihilfen 
der aufrichtigſte Dauk ausgesprochen worden. 


Die Verwaltungsgrundſätze der Hülfskaſſe lauten unter 
A UI jetzt folgendermaßen: | 
Unterſtützungen: 
1. Bei der Gewährung von Unterſtützungen ſoll das 
Standesintereſſe maßgebend ſein. 
2. Der Regel nach ſollen Unterſtützungen nur gewährt 
werden an: 
a) hilfsbedürftige jetzige oder frühere Rechtsanwälte, 
b) hilfsbedürftige Witwen von Rechtsanwälten, 


e) hilfsbedürftige minderjährige Kinder von Rechts⸗ 
anwälten. 3 

3. An Rechtsanwälte ſollen Unterſtützungen der Regel 
nach nur gewährt werden, wenn ſie der Hülfskaſſe als Mit⸗ 
glieder angehören. An Nichtmitglieder ſollen Unterſtützungen 
nur ausnahmsweiſe dann gewährt werden, wenn beſondere 
Umſtände vorliegen, welche ſie davon abgehalten haben, der 
Hülfskaſſe anzugehören. 

4. An großjährige hilfsbedürftige Kinder von Rechts⸗ 
anwälten ſollen Unterſtützungen nur ausnahmsweiſe dann 
gewährt werden, wenn beſondere Umſtände vorliegen, welche 
die Gewährung einer Unterſtützung als durch das Standes⸗ 
intereſſe geboten erſcheinen laſſen. 

5. Rechtsanwälten, welche wegen unehrenhafter Hand⸗ 
lungen von der Rechtsanwaltſchaft ausgeſchloſſen worden ſind, 
iſt in der Regel eine Unterſtützung zu verſagen. Dasſelbe 
gilt bezüglich der Hinterbliebenen ſolcher Rechtsanwälte. 

6. Die zu gewährenden Unterſtützungen ſollen bezüglich 
der Hinterbliebenen von Rechtsanwälten den Betrag von 
600 & für das Jahr nicht überſteigen. 

7. Die Unterſtützungen werden regelmäßig nur von Jahr 
zu Jahr bewilligt. In den geeigneten Fällen iſt den Geſuch⸗ 
ſtellern anheimzugeben, bei Fortdauer der Bedürftigkeit von 
neuem vorſtellig zu werden. | ' 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Juſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen 
von Profeſſor Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim 
Oberlandesgericht Jena. 


LXVII. 
Der Verwahrungsvertrag (Hinterlegung, Depositum). 
(Bürgerliches Geſetzbuch SS 688 bis 700.) 
Der Verwahrungsvertrag im Sinne des BGB. unterſcheidet 
ſich vom gemeinrechtlichen depositum im weſentlichen nur da⸗ 


durch, daß im BGB. 8 689 das Erfordernis der Unentgelt⸗ 
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lichkeit beſeitigt worden iſt und vielmehr eine Vergütung für 
den Verwahrer ſogar ſtillſchweigend als vereinbart gilt, wenn ſie 
„den Umſtänden nach“ zu erwarten war. Im übrigen iſt der 
Verwahrungsvertrag wie im römiſchen Recht Hingabe einer 
beweglichen Sache zur Aufbewahrung. Die überwiegende Mehr⸗ 
zahl der Schriftſteller hält demnach auch den Verwahrungs⸗ 
vertrag für einen Realvertrag, der von einem etwaigen, 
überdies für den Deponenten unverbindlichen Vor— 
vertrag (pactum de deponendo) zu unterſcheiden bleibt (anderer 
Meinung Coſack § 154 III; Unger, Jahrb. f. Dogm. XII, 214). 

Die rechtliche Natur des Verwahrungsvertrags ergibt ſich 
am deutlichſten durch ſeine Unterſcheidungsmerkmale vom Auf⸗ 
trag, der Miete und dem Dienſtvertrag. Vom Auftrag unter⸗ 
ſcheidet ſich der Verwahrungsvertrag nicht nur als Realvertrag, 
ſondern auch durch die nunmehr nach BGB. mögliche Entgeltlichkeit, 
vor allem ſodann dadurch, daß die Hauptverpflichtung, die⸗ 
jenige des Verwahrens, beim unentgeltlichen Verwahrungsvertrag 
überhaupt die einzige, ſozuſagen normale Verpflichtung, die der 
Vertrag erzeugt, ſich in der Leiſtung erſchöpft, die Sache auf⸗ 
zubewahren, d. h. eine dem Wert und der Eigenart des Gegen⸗ 
ſtandes angemeſſene custodia zu präſtieren, wofür überdies der 
Verwahrer im Falle der Unentgeltlichkeit nach § 690 lediglich 
mit diligentia, quam in suis (ſtatt früher nach römiſchem Recht 
mit culpa lata) aufzukommen hat. 

Von einer Miete zwecks Aufbewahrung von Sachen kann 
nur die Rede ſein, wenn in erſter Linie ein dem Verwahrungs⸗ 
zweck beſtimmter Raum für die Sachen den Gegenſtand des 
Vertrages bildet und eine etwaige Obhut über die Sachen nur 
als Nebenleiſtung in Frage kommt. 

Mit dem Dienſtvertrag hat ausſchließlich der ent⸗ 
geltliche Verwahrungsvertrag eine gewiſſe Rechtsähnlichkeit; 
das entſcheidende Merkmal liefert hier vor allem die Real⸗ 
kontraktsnatur und die Beſchränkung der Leiſtung des Ver⸗ 
wahrers auf bloße custodia. 

Als Realvertrag ſetzt der Verwahrungsvertrag grundſätzlich 
Übergabe (Tradition) der Sache voraus. Es darf aber nicht 
bezweifelt werden, daß dieſe auch durch ein constitutum posses- 
sorium erſetzt werden kann. Eine noch auf gemeinrechtlichem 
Boden ergangene Entſcheidung des RG. 33, 24 bleibt bei der 
weſentlichen Gleichartigkeit des Verwahrungsvertrags mit dem 
depositum in dieſem Punkte auch jetzt noch beachtenswert. Der 
Verkäufer einer Ware kann demnach den Käufer auch vor Ab⸗ 
ſendung derſelben durch die Vereinbarung eines Verwahrungs⸗ 
vertrags zum Eigentümer einer Ware machen. Die Tradition 
gilt in dieſem Falle vor Abſendung 

„durch Übergabe vermittels eines constitutum pos- 
sessorium durch die Lagerung der Ware beim Verkäufer als 
bewirkt. Der Verkäufer tritt hier vom Vollzug der Übergabe 
an den Käufer gegenüber in die Stellung des Verwahrers“. 

Auf den großen praktiſchen Wert dieſer Möglich— 
keit braucht kaum hingedeutet zu werden. Aus einer 
bereits in Bd. I Nr. 139 S. 392 enthaltenen Entſcheidung des 
RG., die allerdings das Preußiſche Landrecht zur Grundlage 
hat, iſt jedoch folgender, auch für unſer jetziges Recht zu⸗ 
treffender Satz beachtenswert: 

„Ein Verwahrungsvertrag iſt es nicht, wenn jemand 
einem anderen den Auftrag erteilt, eine in des 
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letzteren Gewahrſam befindliche Sache, auf welche 
jener nur ein Recht zum Beſitze hat, namens ſeiner 
nunmehr weiter im Gewahrſam zu behalten, und wenn 
jener andere den Auftrag annimmt.“ 

Dem Verwahrungsvertrag weſentlich iſt alſo, daß die Ver⸗ 
wahrungspflicht Hauptpflicht und nicht etwa bloß akzeſſoriſche 
Nebenverbindlichkeit eines anderen Schuldverhältniſſes bilden 
muß, wenn die Regeln des Verwahrungsvertrags zur Anwendung 
kommen ſollen; eine Obhutspflicht (custodia) bildet nämlich 
auch bei manchen anderen Verträgen, z. B. beim Dienſt⸗ und 
Werkvertrag, ſowie bei der Leihe ein Moment der Geſamt⸗ 
leiſtung. Der juriſtiſche Charakter eines Rechtsgeſchäfts 
wird ſtets durch den Hauptzweck beſtimmt. Richtig be⸗ 
merkt daher RG. 12, 87: 

„Bei Abgrenzung des Depoſitums von verwandten Ver⸗ 
trägen iſt das unterſcheidende Merkmal darin zu finden, 
ob der Vertrag die Pflicht zur Aufbewahrung eines 
beweglichen Gegenſtandes dergeſtalt begründet, daß ſie 
nicht die Folge eines außerdem beſtehenden 
Rechtsverhältniſſes, ſondern lediglich Ausfluß des 
Hinterlegungsvertrages iſt, und ob die Aufbewahrungs⸗ 
pflicht zugunſten des Hinterlegenden dergeſtalt über⸗ 
nommen iſt, daß demſelben jederzeit, ſelbſt bei Ver⸗ 
abredung einer beſtimmten Dauer der Aufbewahrung, 
den hinterlegten Gegenſtand zurückzufordern frei⸗ 
ſteht.“ Vgl. hierzu jetzt 8 695 BGB. 

Der Verwahrungsvertrag wird überwiegend von dem 
Intereſſe des Hinterlegers beherrſcht, er iſt ein Vertrauens⸗ 
geſchäft in hervorragendem Sinne, und dementſprechend iſt auch 
die Haftpflicht auf beiden Seiten geregelt. Dieſer eigentümliche 
obligatoriſche Charakter macht ſich vor allem durch eine weit⸗ 
gehende Beſchränkung der Einreden des Verwahrers 
geltend. 

Abgeſehen von einem erſt durch das BGB. zugelaſſenen 
Anſpruch auf eine etwaige vereinbarte Vergütung können Gegen⸗ 
anſprüche des Verwahrers nur erwachſen entweder: 

a) durch „Aufwendungen, die er den Umſtänden nach 
für erforderlich halten durfte“ ($ 693), oder 

b) durch etwaigen Schaden, der ihm durch die Be⸗ 
ſchaffenheit der hinterlegten Sache entſtanden iſt, „es 
ſei denn, daß der Hinterleger die gefahrdrohende Be⸗ 
ſchaffenheit der Sache bei der Hinterlegung weder 
kennt noch kennen muß oder daß er ſie dem Ver⸗ 
wahrer angezeigt oder dieſer ſie ohne Anzeige gekannt 
hat“ (§ 694). 

Nach römiſchem Recht konnten ſelbſt dieſe Gegenanſprüche 
(wenigſtens nach Windſcheid⸗Kipp II S. 505) nur durch Klage 
(actio depositi contraria), nicht durch Retention geltend gemacht 


werden. Dagegen iſt nach dem BGB. das Zurückbehaltungsrecht 


des § 273 auch bei Gegenanſprüchen des Verwahrers unbeſtritten. 
Vgl. Windſcheid⸗Kipp a. a. O. und ſämtliche Kommentare. 
Eine Frage, die das BGB. nicht ausdrücklich geregelt hat, 
iſt die nach der Zuläſſigkeit dinglicher Einreden. Sie il 
aber nach richtiger Auffaſſung mit Rückſicht auf den rein 
obligatoriſchen Charakter des Geſchäfts und unter Betonung 
des beſonderen Vertrauensintereſſes mit einer einzigen, weiter 
unten (RG. 15, 210) erſichtlichen Ausnahme zu verneinen 


— 
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Denn die Gültigkeit des Verwahrungsvertrags iſt ſelbſtverſtändlich 
nicht durch Eigentum des Hinterlegers bedingt. Man kann 
nicht nur ſeine eigenen, ſondern auch fremde Sachen hinter⸗ 
legen. Sogar ein Verwahrungsvertrag über die eigene Sache 
des Verwahrers iſt, wie Oertmann, Komm. 25 zu § 695 
richtig bemerkt, wenigſtens dann nicht ungültig, wenn der 
Hinterleger dem Verwahrer gegenüber ein Recht auf den 
Beſitz der Sache hatte (z. B. beim Nießbrauch). Unbedenklich 
glauben wir in Anſehung der Frage der dinglichen Ein⸗ 
reden noch für das BGB. die auf gemeinrechtlicher Baſis 
ergangenen beiden folgenden Entſcheidungen des RG. noch jetzt 
als zutreffend bezeichnen zu dürfen: 
RG. 15, 210: „Die Frage, ob der Depoſitar die von 
dem Deponenten verlangte Zurückgabe der deponierten 
Sache aus dem Grunde verweigern kann, weil er ſelbſt 
nach der Depoſition das Eigentum der deponierten 
Sache erworben hat, iſt ſtreitig. Während dieſelbe auf 
Grund der 1. 11 Cod. dep. 4, 34 namentlich in älterer 
Zeit verneint wurde, iſt und mit Recht in neuerer Zeit 
angenommen worden, daß der Depoſitar den Anſpruch 
des Deponenten auf Herausgabe der deponierten Sache 
mit der Behauptung, er ſei Eigentümer der deponierten 
Sache (nur) beſeitigen kann, ſofern dieſe Behauptung 
liquide iſt. (JB.: Aber auch in dieſem Falle kann 
unſeres Erachtens die exceptio dominii unter Umſtänden 
wieder durch eine replica doli beſeitigt werden!) 

Allein dieſe Beſchränkung iſt nicht auf den Fall zu 
beziehen, wenn der Depoſitar behauptet, das Eigentum 
der deponierten Sache von dem Deponenten ſelbſt er⸗ 
worben zu haben, ſondern bezieht ſich nur auf die Fälle, 
in denen der Erwerb von einem Dritten behauptet wird. 
Denn wenn der Depofitar das Eigentum der 
deponierten Sache nach der Depoſition von dem 
Deponenten erwirbt, ſo liegt darin eine vertrags⸗ 
mäßige Aufhebung des Verwahrungsvertrags; 
es fällt damit die Verpflichtung zur Rückgabe der hinter⸗ 
legten Sache hinweg und es fehlt der Klage an der 
rechtlichen Begründung. 

Vgl. Unterholzer, Recht der Schuldverhältniſſe, 
II S. 665; Sintenis, Praktiſches Zivilrecht, II S. 665; 
Koch, Recht der Forderungen, Bd. 3 S. 464, 431; 
Glück, Kommentar, Bd. 15 S. 196 ff.; Pächter, Vor⸗ 
leſungen, 8 321; Windſcheid, Pandekten, § 378; 
Weiske, Rechtslexikon, Bd. 30 S. 319; Weber, Bei⸗ 
träge zu den gerichtlichen Klagen und Einreden, Bd. 3 
S. 85; Thon, Gießener Zeitſchr. I S. 470 ff.; Göſchen, 
Vorleſungen, Bd. 2 S. 484; Holzſchuher, Theorie und 
Kaſuiſtik, Bd. 3 S. 699.“ 

Die in vorſtehender Entſcheidung zugelaſſene Ausnahme 
wird übrigens, wie Kipp⸗Windſcheid Nr. 3 zu $ 378 bemerkt, 
mit unzulänglichen Gründen beanſtandet von Ueberſchaar in 
ſeiner Monographie: „Kann der Depoſitar die von dem 
Deponenten verlangte Zurückgabe der Sache aus dem Grunde 
verweigern, weil er nach der Depoſition das Eigentum der 
deponierten Sache erworben habe? Greifswald, Diſſ. 1896.“ 

Vgl. auch v. Schlippenbach: „Kann derjenige, welcher als 
Mieter oder Depoſitar auf Rückgabe der Sache belangt iſt, der 
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Klage die Einrede ſeines Eigentums entgegenſetzen? Erlangen, 
Diſſ. 1896.“ 

Nicht anders verhält es ſich mit dinglichen Rechten an 
der hinterlegten Sache. i 

RG. 25 Nr. 37 verneint unter zutreffender Begründung 
die praktiſch wichtige Frage, ob der Depoſitar (Verwahrer) 
ſich dem Anſpruche des Hinterlegers dadurch entziehen 
kann, daß er wegen einer ihm angeblich gegen den 
(dritten) Eigentümer des Gegenſtandes zuſtehenden 
Forderung einen Arreſt auf den letzteren erwirkt und 
den hinterlegten Gegenſtand in den Gewahrſam des 
Gerichtsvollziehers übergehen läßt. Aus den Gründen 
dieſer Entſcheidungen verdienen folgende Sätze hervorgehoben 
zu werden (S. 185 ff.): 

„Daß der Depoſitar lediglich auf Grund des Umſtandes, 
daß er an der hinterlegten Sache ein Pfandrecht erworben 
hat, die Herausgabe der Sache an den Deponenten nicht 
verweigern darf, iſt vom Berufungsgerichte nach 1. 11 
Cod. depositi 4, 34 rub.: „vel hypothecariam prac- 
tendens“ mit Recht angenommen unter Hinweis darauf, 
daß hier nicht in Frage ſteht, ob in der Einräumung 
eines Pfandrechtes nicht zugleich eine Aufhebung des 
Hinterlegungsvertrages enthalten ſei, da im vorliegenden 
Falle ein Nichteigentümer hinterlegt, und die Beklagte 
gar nicht behauptet, das Pfandrecht von dem Eigentümer 
der Sache erworben zu haben.“ 

Nach dem Tatbeſtande hatte Otto K. Wertpapiere ſeines 
Bruders Guſtav K. im vermeintlichen Auftrage des letzteren 
(auf Grund einer Depeſche), aber für eigene Rechnung bei L. 
und G. hinterlegt; letztere aber hatten alsbald zur Sicherung 
einer angeblichen Forderung gegen den in Wladiwoſtok wohnenden 
Guſtav K. einen Arreſtbeſchluß erwirkt und dieſe Wertpapiere 
bei ſich pfänden laſſen. Otto K. klagt aus dem Verwahrungs⸗ 
vertrag auf Herausgabe der Wertpapiere. Die Entſcheidung 
bemerkt nun des weiteren: 

„Den Einwand der Beklagten, daß ſie auf Grund 
des von ihr erwirkten Arreſtbefehles berechtigt geweſen 
ſei, das Eigentum ihres Schuldners Guſtav K. zu 
pfänden, wo ſie ſolches antreffe, hat das Berufungs⸗ 
gericht zutreffend durch die Bemerkung widerlegt, daß 
derſelbe auf einer Verwechſlung der rechtlichen Be⸗ 
ziehungen der Beklagten zu Guſtav K. einerſeits und zu 
dem Kläger andererſeits beruhe, indem die Pfändung, 
wenn ſie auch dem erſteren als Schuldner der Beklagten 
gegenüber berechtigt ſein mochte, nichtsdeſtoweniger ihrem 
Gläubiger, dem Kläger, gegenüber, welchem die Beklagte 
zur Herausgabe der Papiere in unverändertem Zuſtande 
verpflichtet war, ſich als eine widerrechtliche charakteriſiere. 

Ebenſo zutreffend ſind die Gründe, durch welche das 
Berufungsgericht die Behauptung der Beklagten zurück⸗ 
weiſt, daß die von ihr bewirkte Pfändung im Verhältniſſe 
zu dem Kläger einer Pfändung der Wertpapiere gleich⸗ 
zuſtellen ſei, welche ein anderer Gläubiger des Guſtav K. 
hätte bewirken haben können, während die Wertpapiere 
bei der Beklagten aufbewahrt wurden. Denn es iſt 
durchaus richtig, daß ein anderer Gläubiger des Guſtav K. 
während dieſer Zeit ein Pfandrecht überhaupt nur hätte 
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erwerben können, wenn die Beklagte ſich zur Herausgabe 
der Wertpapiere an den Gerichtsvollzieher bereit erklärte 
($ 713 3 PD.), daß aber ſelbſtverſtändlich die Beklagte 
eine ſolche Erklärung hinſichtlich der vom Kläger ihr 
anvertrauten Papiere nicht abgeben durfte, ohne ſich 
einer Widerrechtlichkeit ſchuldig zu machen. Ein dritter 
Gläubiger hätte daher höchſtens einen etwaigen Anſpruch 
des Guſtav K. gegen die Beklagte auf Herausgabe der 
Papiere zu pfänden verſuchen können (SS 745, 746 3PO.). 
Auch würde, wenn ein Dritter auf dieſem Wege zum 
Erwerbe eines Pfandrechtes an den Papieren wirklich 
hätte gelangen können, zwiſchen dieſem und dem gegen⸗ 


wärtig vorliegenden Falle immer der ausſchlaggebende 


Unterſchied beſtehen bleiben, daß nicht der Dritte, wohl 
aber die Beklagte dem Kläger gegenüber obligatoriſch 
verpflichtet iſt, die Pfändung wieder aufzuheben. 

Die Reviſion hat hiergegen noch geltend gemacht, daß, 
wenn — wovon man bei der Beurteilung der Reviſion 
ausgehen müſſe — nicht Kläger, ſondern Guſtav K. 
Eigentümer der vom Kläger deponierten Papiere ſei, der 
Beklagten aus dem Hinterlegungsvertrage dem Kläger 
gegenüber keineswegs die Verpflichtung obgelegen habe, 
die ihr gegen den Eigentümer Guſtav K. zuſtehenden 
Rechte in betreff der deponierten Papiere nicht geltend 
zu machen, z. B. die Papiere nicht pfänden zu laſſen, 
ebenſowenig wie ſie verhindert geweſen ſein würde, ſie 
von Guſtav K. ſelbſt die dieſem an den Papieren zu⸗ 
ſtehenden Rechte ganz oder teilweiſe (und daher 
auch in der Form der Verpfändung) auf ſich 
übertragen zu laſſen, da hierdurch in die Rechte 
des Klägers, welcher die Papiere nur für Guſtav K. in 
Händen gehabt habe, gar nicht eingegriffen, ſondern nur 
ein den Kläger nicht berührender Wechſel in der Perſon 
des an den Papieren dinglich berechtigten Subjektes 
vollzogen ſei. Aber auch dieſe Argumentation iſt nicht 
ſtichhaltig. Denn es iſt bei derſelben vollſtändig über⸗ 
ſehen, daß es für die actio depositi directa an ſich 
unerheblich iſt, ob der Deponent Eigentumer der hinter⸗ 
legten Sache iſt, oder in welchem ſonſtigen Verhältniſſe 


er zu derſelben ſteht (vgl. I. 1 S 39 Dig. depositi 16, 3). 


Auch der deponierende Nichteigentümer braucht daher 
zur Begründung ſeiner Klage ein beſonderes rechtliches 
oder tatſächliches Intereſſe nicht geltend zu machen, und 
es iſt mithin unerheblich, wenn Kläger es unterlaſſen 
hat, näher darzulegen, daß und in welcher Weiſe ſein 
Intereſſe als Nichteigentümer durch die Pfändung der 
Papiere verletzt ſei. Wenn Kläger tatſächlich die Klage 
lediglich im Intereſſe ſeines Bruders Guſtav K., ohne 
ſeinerſeits ebenfalls ein Vermögensintereſſe an dem Aus⸗ 
gange des Rechtsſtreites zu haben, angeſtellt haben ſollte, 
ſo würde die Beklagte auch hieraus einen Einwand 
nicht haben herleiten können, da hierin allein der von 
der Beklagten gegen den Kläger eingegangenen vertrags⸗ 
mäßigen Verpflichtung gegenüber der Tatbeſtand eines 
doloſen Verhaltens nicht gefunden werden kann. Vgl. 


Windſcheid, Pandekten § 121 Note 3, § 251 Note 3 
und S 361 Note 3. 
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Endlich iſt es auch unzutreffend, wenn die Reviſion 
meint, die Beklagte ſei doch unter allen Umſtänden be⸗ 
rechtigt geweſen, anſtatt der Wertpapiere ſelbſt nur die 
Forderung des Guſtav K. an den Kläger auf Heraus⸗ 
gabe der Papiere pfänden zu laſſen, und in dieſem 
Falle würde die Sachlage genau dieſelbe geweſen ſein, 
da Kläger dann gleichfalls die Papiere an den Gerichts⸗ 
vollzieher hätte herausgeben müſſen, und deren Ver⸗ 
wertung in derſelben Weiſe zu erfolgen haben würde, 
ſo daß es gegenüber der ſtattgehabten Pfändung der 
Papiere ſelbſt dem Kläger an jeglichem Intereſſe fehle. 
Denn bei der Zwangsvollſtreckung in Anſprüche, welche 

die Herausgabe oder Leiſtung körperlicher Sachen zum 
Gegenſtande haben, iſt zwar nach § 746 ZPO. an⸗ 
zuordnen, daß die Sache an einen vom Gläubiger zu 
beauftragenden Gerichtsvollzieher herauszugeben ſei. 
Dieſe Herausgabe an den Gerichtsvollzieher ſetzt aber 
ſelbſtwerſtändlich voraus, daß der Dritte, welcher Sachen 
des Schuldners in Gewahrſam hat, zur Herausgabe 
bereit iſt, während anderenfalls dem Gläubiger nur 
übrigbleibt, ſich den Anſpruch auf Herausgabe zur 
Einziehung überweiſen zu laſſen und gegen den Dritt⸗ 
ſchuldner Klage zu erheben, wie denn auch das Pfändungs⸗ 
pfandrecht an der Sache erſt mit dem Zeitpunkte der 
Beſitznahme ſeitens des Gerichtsvollziehers — ſei es bei 
freiwilliger Herausgabe oder infolge einer vom Gläubiger 
erwirkten Verurteilung des Drittſchuldners — entſteht.“ 
Weil der Verwahrungsvertrag regelmäßig auf einem dem 
Verwahrer geſchenkten beſonderen Vertrauen beruht, iſt der 
Verwahrer im Zweifel nicht berechtigt, die Sache einem Dritten 
zur Verwahrung zu überlaſſen (Ausſchluß der Subſtitutions⸗ 
befugnis). 88 691, 692. Mit Rückſicht auf dieſe Regel finde ich eine 
Entſcheidung des RG. in Bd. 56 S. 150 ff. nicht unbedenklich. 
Kläger hatte den Beklagten beauftragt, für ihn fünf Wechſel 
über 40 000 & zu diskontieren und einen Teil des Erlöſes zu 
einer Zahlung zu verwenden, den Reſt aber (zirka 20 000 / 
„aufzuheben“. Beklagter hatte den Auftrag in der Weiſe 
ausgeführt, daß er den Reſt bei der Leipziger Bank, bei der er 
auch die Wechſel diskontierte, auf Rechnungsbuch ſtehen ließ. 
Die Leipziger Bank fallierte kurz darnach, und ſomit ging ein 
Teil dieſes Buchguthabens verloren. Das RG. ſprach den 
Beklagten von der Haftung für dieſen Verluſt los mit folgender 
Begründung: 
„Der Auftrag, den Reſt für Kläger ‚aufzuheben‘, 
bedeutete für R. Z. (Beklagten) nicht notwendig, daß er 
den Reſt des Erlöſes erheben, in ſeine Taſche oder in 
ſeinen Geldſchrank ſtecken ſolle, ſondern nichts weiter, als 
daß der Erlös zur Verfügung des Klägers gehalten 
werden ſollte (2). Dem Kläger, der auf eine Woche 
verreiſte, kam es darauf an, das Geld bei ſeiner Rückkehr 
zur Verfügung zu haben, nicht darauf, ob der Beklagte 
es inzwiſchen ſelbſt in Verwahrung nehme oder ſicher 
hinterlegte oder ſo, wie geſchehen, bei einer Bank, die 
unſtreitig damals für völlig ſicher galt, auf Buchguthaben 
(Rechnungsbuch) zu jederzeitiger Abhebung gab (9. Einen 
Betrag von mehr als 19000 & auch nur auf eine Woche 
in Händen zu behalten, könnte unter Umſtänden dem 


en A Be en 


38. Jahrgang. 


Beklagten ſelbſt zum Vorwurf gemacht werden. Jeden⸗ 
falls durfte R. Z. nach der Übung und Sitte des 
Geſchäftslebens annehmen, daß es innerhalb des ihm 


erteilten Auftrages lag, wenn er die 19000 nicht an 


ſich nahm, ſondern auf Rechnungsbuch bei der Bank ſo 
beließ, daß er ſie jederzeit zur Verfügung des Klägers 
hatte. Er durfte dies ſelbſt dann, wenn es richtig wäre, 
was ſeitens des Klägers behauptet iſt, daß er auf die 
Frage des Klägers, wo er das Geld aufbewahre, auf 
den Geldſchrank im Zimmer gewieſen habe.“ 

Offenbar liegt der Kernpunkt dieſer Entſcheidung gar nicht 
auf dem Gebiete der Rechtsauslegung, ſondern auf dem meines 
Erachtens rein tatſächlichen der Vertragsauslegung, d. h. der 
Feſtſtellung der Bedeutung des Wortes „aufheben“. Mir er⸗ 
ſcheint es nun zweifellos, daß dieſes Wort in der Regel im 
geſchäftlichen Verkehr als gleichbedeutend mit „aufbewahren 
d. h. verwahren“ gilt, und jedenfalls ſprach dafür im vor⸗ 
liegenden Falle die für die Vertragsauslegung gewiß beweis⸗ 
erhebliche Behauptung des Klägers über die angeblich vom Be⸗ 
klagten bejahte Frage nach der „Aufbewahrung“. Handelte es ſich 
aber um Verwahrungsauftrag, ſo durfte das RG. in dieſem Falle 
die 8S 691, 690 nicht umgehen; es war alsdann unabweislich 
zu prüfen, ob eine Subſtitution in der Verwahrungspflicht den 
Umſtänden nach für geſtattet oder erlaubt erachtet werden 
durfte. Denn durchaus richtig bemerkt Crome II S. 745 Note 9, 
daß § 692 und 8 691 inhaltlich einander ergänzen. — Jedenfalls 
iſt die zitierte Entſcheidung ein warnendes Beiſpiel dafür, daß 
man im Geſchäftsverkehr wohltut, ſich nach Möglichkeit der 
geſetzlichen Ausdrücke zu bedienen. Denn hätte Kläger den 
Ausdruck „aufbewahren“, der meines Erachtens wahrſcheinlich 
ſeiner Abſicht entſprach, benutzt, ſo hätte die weitherzige Aus⸗ 
legung des Wortes „aufheben“ durch das RG. ihm nicht zum 
Nachteil geraten können. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 7. Auguſt bis 


16. Oktober 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. | 

1. Art. 1, 5, 170, 189 EGBGB. verb. mit 88 125, 313 
BGB. und Art. 14 BayNotG. Bedeutung der Anlegung des 
Grundbuchs für die Frage nach der Beobachtung der Form⸗ 
vorſchrift. Von Amts wegen zu prüfende abſolute Nichtigkeit. 
Heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung?! 

Laut notariellen Vertrags vom 28. Juli 1904 verkaufte 
der Kläger einen in München⸗Schwabing gelegenen Bauplatz 
an die frühere Schauſpielerin S. Als Kaufpreis iſt in der 
Urkunde der Betrag von 20 000 u angegeben und damit 
belegt, daß die Käuferin eine auf dem Grundſtück ruhende 
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Hypothek von 5800 % übernahm und der Kläger einen von 
ihr am 25. Juni 1904 ausgeſtellten, am 25. September 1904 
fälligen Wechſel über 20 000 &, der den Namen des Be⸗ 
klagten als Akzeptanten trug, um den Betrag von 14 200 
an Zahlungsſtatt annahm. Der Beklagte war am 1. Oktober 
1900 wegen Geiſtesſchwäche entmündigt worden. Er hat mit 
der S. Beziehungen unterhalten und iſt Ende Juni 1904 in 
eine Heilanſtalt verbracht worden. Die S. löſte den Wechſel 
nicht ein, weshalb er proteſtiert und gegen ſie, jedoch ohne 
Erfolg, von dem Kläger eingeklagt wurde. Der Kläger hat 
ſodann mit der Behauptung, daß die S. ihn durch Hingabe 
des von dem entmündigten Beklagten akzeptierten Wechſels 
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betrogen und der Beklagte als Mittäter oder Gehilfe ſich an 


dem Betruge beteiligt habe, den Beklagten auf Zahlung von 
20 219 & 95 % verklagt. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen; das OLG. hat den Beklagten verurteilt. Das RG. 
hob auf und wies die Berufung des Klägers zurück: Der 
Kläger hat in der Vorinſtanz die Einſtellung des auf 20000 
lautenden Wechſels in der Kaufurkunde mit nur 14 200 
damit erklärt, daß der Kaufpreis des Grundſtücks nicht, wie 
beurkundet worden, zu 20 000, ſondern zu 25 000 & vereinbart 
geweſen und die Anſetzung des Preifes mit nur 20 000 A der 
Koſtenerſparung halber erfolgt ſei. Der Wechſel ſei alſo in 
Wahrheit nicht zu 14 200 &, ſondern zum Nennwert ver⸗ 
anſchlagt worden. Der Beklagte hat dem nicht widerſprochen, 
vielmehr die Folgerung daraus gezogen, daß der Kaufvertrag 
zwiſchen dem Kläger und der S. nichtig ſei. Trotz dieſem 
Einwand iſt der Kläger bei ſeiner Erklärung ſtehen geblieben. 
Mithin iſt unter den Parteien unſtreitig, daß der beurkundete 
Kaufpreis dem wahren nicht entſprochen hat, ſondern um 
5000 & geringer war. Auch das BG. geht von der un⸗ 
richtigen Beurkundung des Kaufpreiſes aus, hält ſie aber aus 
folgenden Erwägungen für rechtlich belanglos. In München 
ſei zur Zeit der Verbriefung des Kaufvertrags das Grundbuch 
noch nicht angelegt geweſen. Es ſei daher nicht 8 313 BGB., 
ſondern Art. 14 BayNotG. (der bei Strafe der Nichtigkeit die 
notarielle Beurkundung der Grundſtücksveräußerungsverträge 
vorſchreibt) anwendbar. Die Verletzung des Art. 14 ſchaffe 
aber nur relative Nichtigkeit. Jeder Vertragsteil könne den 
Vertrag anfechten. Wenn und ſolange dies nicht geſchehe, ſei 
der Vertrag rechtsbeſtändig. Dritte, die am Vertrag nicht 
beteiligt ſeien, könnten die Nichtigkeit nicht geltend machen. 
Dieſe Auffaſſung des BG. iſt rechtsirrtümlich und widerſtreitet 
der Rechtſprechung des RG. Nach Art. 189 EGBGB. erfolgt 
der Erwerb des Eigentums an einem Grundſtück auch nach dem 
Inkrafttreten des BGB. nach den bisherigen Geſetzen, bis das 
Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Damit ift der dingliche 
Vertrag, durch den das Eigentum erworben wird, gemeint, nicht 
der auf Herbeiführung dieſes Erwerbs gerichtete, den Rechts⸗ 
grund bildende Vertrag, um den es ſich hier handelt (vgl. 


Mot. 1, 271; Mugdan 1, 88). Für dieſen im Jahre 1904 


geſchloſſenen Vertrag iſt nach Art. 1, 55 und arg. 170 


EGBGB. das BGB., alſo § 313 maßgebend (RG. 64, 35 


und Anm.). Zwar iſt der Kaufvertrag zwiſchen dem Kläger 
und der S. notariell verbrieft worden. Allein der nieder⸗ 
geſchriebene Kaufpreis iſt ein anderer als der von den Vertrags⸗ 
teilen vereinbarte. Zu den weſentlichen Beſtandteilen des Kauf⸗ 
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vertrages gehört die Feſtſetzung des Kaufpreiſes. Dem Form⸗ 
zwang des $ 313 unterliegt daher insbeſondere die Beurkundung 
des vereinbarten Kaufpreiſes. Fehlt es hieran, fo iſt der 
Vertrag nichtig, 8 125 BGB. Dies galt unter der Herrſchaft 
des Art. 14 BayNotG. und gilt nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. für §S 313 BGB. (Urt. des V. Senats vom 
8. Juni 1904 V. 258/04, vom 11. Juli 1906 V. 577/05, des 
II. Senats vom 22. November 1907 II. 224/07). Dieſe von 
Amts wegen zu berückſichtigende Nichtigkeit iſt abſolut. 
Jeder Dritte kann ſich darauf berufen und das nichtige Rechts⸗ 
geſchäft als nicht zu Recht beſtehend betrachten. Es kann ſich 
nur fragen, ob der Formmangel im Sinne des § 313 S. 2 
geheilt worden iſt. Eine Auffaſſung im Sinne des BGB. 
kennt das bayeriſche Recht nicht. Der Beſitztitel iſt am 
1. Auguſt 1904 im Hypothekenbuch für Schwabing auf die 
Käuferin S. berichtigt worden. Das bayeriſche Hypothekenbuch 
iſt indes nur beſtimmt, über die Rechtslage der Grundſtücke 
Aufſchluß zu geben, ſoweit es für den Hypothekenverkehr 
von Intereſſe iſt, nicht aber das Eigentum an Grundſtücken 
feſtzuſtellen und erkennbar zu machen. Die Eintragung eines 
Grundſtücks in das Hypothekenbuch findet nur ſtatt, wenn dazu 
eine Veranlaſſung gegeben iſt (Anmeldung einer Hypothek, 
Proteſtation gegen den Beſitztitel und dergleichen). Die Um⸗ 
ſchreibung des Beſitztitels in dem Hypothekenbuch iſt zum Über: 
gang des Eigentums nicht erforderlich. Vgl. SS 22 Ziff. 6, 
120, 138 HypG.; Gönner II, 24; Henle, Die Anlegung des 
Grundbuchs in den Landesteilen rechts des Rheins S. 1 ff. 
Der II. ZS. des RG. (Urt. vom 22. November 1907 II. 224/07) 
iſt daher der Anſicht, daß, wenn man auch etwaige Erklärungen 
in den notariellen Kaufurkunden (über die Einſetzung in den 
Beſitz und dergleichen) in Verbindung mit der nach bayeriſchem 
Recht zu bewirkenden Übergabe des Grundſtücks als der Auf⸗ 
laſſung gleichartig betrachten könnte, es doch an der nach 
§ 313 BGB. nötigen Eintragung als einer das Eigentum 
verſchaffenden Maßregel gebreche. Der V. ZS. des RG. ver: 
tritt in dem Urteil vom 30. September 1903 V. 149/03 
(RG. 64, 39 Anm.) den noch ſtrengeren Standpunkt, daß die 
Sonderbeſtimmung über die heilende Kraft der Auflaſſung und 
Eintragung auf andere Arten der Vertragserfüllung überhaupt 
nicht angewendet werden könne. Der erkennende Senat ver⸗ 
ſchließt ſich nicht den Schwierigkeiten, die in Bayern infolge 
des Glaubens an die Fortgeltung des Art. 14 NotG. mit 
ſeiner von der oberſtrichterlichen Rechtſprechung zugelaſſenen 
relativen Nichtigkeit bis zur Anlegung des Grundbuchs durch 
Abſchluß formwidriger Grundſtücksverträge entſtanden ſind. Er 
findet jedoch keinen hinreichenden Anlaß zugunſten von zumeiſt 
wenig ſchutzwürdigen Intereſſen, der Rechtsauffaſſung des 
II. 35. entgegenzutreten, daß die im § 313 S. 2 verlangte 
Eintragung im Grundbuch durch die Umſchreibung des Beſitz⸗ 
titels im Hypothekenbuch nicht erſetzt werden könne. Die S. 
hat das von dem Kläger erworbene Grundſtück alsbald weiter 
veräußert und war zu dem Zeitpunkt, wo das Grundbuch für 
München⸗Schwabing als angelegt erklärt worden iſt, in dem 
Hypothekenbuch nicht mehr als Eigentümerin eingetragen. Die 
Frage bedarf daher keiner Erörterung, ob etwa Heilung der 
Formwidrigkeit dadurch eingetreten iſt, daß kraft jener Er⸗ 
klärung das Hypothekenbuch zum Grundbuch geworden iſt und 
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die Eintragungen im Hypothekenbuch als Eintragungen im Grund⸗ 
buch gelten, SS 24, 25 VO. vom 28. Juli 1898, die Anlegung des 
Grundbuchs betreffend; Henle a. a. O. S. 174. Aus der un⸗ 
geheilten Nichtigkeit des Kaufvertrags vom 28. Juli 1904 folgt, 
daß der Kläger kein Recht auf den Kaufpreis und auf Ver⸗ 
wertung des Wechſels hat, den Beklagten mithin nicht in An⸗ 
ſpruch nehmen kann, weil er dazu mitgewirkt habe, daß dem 
Kläger als Kaufpreis der wertloſe Wechſel in die Hand geſpielt 
worden ſei. Ob dem Kläger aus anderen Gründen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche zuſtehen könnten, iſt hier nicht zu unterſuchen. 
M. c. A., U. v. 16. Septbr. 09, 368/08 VI. — München. 

2. Art. 77 EGBGB., § 831 BGB. Verſtauen der 
Salutmunition eines Kriegsſchiffes nach dem Einlaufen in den 
Hafen (Ausübung militäriſchen Hoheitsrechts).] 

Allerdings enthält das Hafenklarmachen und insbeſondere 
das Verſtauen und Aufbewahren der Munition an Bord eines 
Kriegsſchiffes die unmittelbare Ausübung eines eigentlichen und 
durch die Reglements bis ins einzelne geordneten ſeemäniſch⸗ 
militäriſchen Dienſtes. Aber nicht alles, was Gegenſtand dieſes 
Dienſtes iſt, geſchieht deshalb ausſchließlich in Ausübung 
des militäriſchen Hoheitsrechts. Es gibt auch eine Reihe 
von Dienſtverrichtungen, die zugleich der ſtaatlichen Ber: 
mögensverwaltung angehören und mit denen zugleich den 
Erforderniſſen des bürgerlichen Verkehrs und Rechts— 
lebens genügt werden ſoll. Dahin gehören insbeſondere alle 
Verrichtungen, die darauf abzielen, das Publikum davor zu be⸗ 
wahren, in den Bereich eines Bezirks zu kommen, der zurzeit 
durch Schießübungen, Sprengübungen und dergleichen gefährdet ift, 
ferner alle Verrichtungen, die bezwecken, verbrauchte aber nicht 
geplatzte Geſchoſſe unbrauchbar und ungefährlich zu machen, 
und dergleichen mehr. Einen ſolchen Zweck aber verfolgt auch 
das Verſtauen oder ſonſtige gefahrloſe Unterbringen der Salut⸗ 
munition eines Kriegsſchiffes nach dem Einlaufen in einen 
Hafen. Es ſoll dadurch ein Mißbrauch dieſer Munition, ſei 
es durch Mannſchaften, ſei es durch Zivilperſonen, denen etwa 
der Zutritt zu dem Schiffe geſtattet wird, verhütet werden, und 
gerade deshalb bezweckt es, den Erforderniſſen des bürgerlichen 
Verkehrs gerecht zu werden. Damit widerlegt ſich die Aus⸗ 
führung der Reviſion, jene Dienſtverrichtung ſei nicht militär⸗ 
fiskaliſcher, ſondern rein öffentlicher Natur. Vgl. RG. 55, 
174. — Reichsmarinefiskus c. M., U. v. 21. Septbr. 09, 
425/08 III. — Celle. 

3. § 6 Nr. 3 BGB. Zeitpunkt des Unvermögens ſeine 
Angelegenheiten zu beſorgen im Falle der Trunkſucht.] 

Der Berg. ſtellt feſt, daß Kläger zwar der in wiederkehrenden 
Zeitabſchnitten ſich äußernden Trunkſucht ergeben iſt, verneint 
aber, daß er infolgedeſſen ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen 
vermöge und hat, da die ſonſtigen Vorausſetzungen des 5 6 
Nr. 3 BGB. nicht in Betracht kommen, aus dieſem Grunde 
den Entmündigungsbeſchluß aufgehoben. Dabei iſt mit Recht 
angenommen, daß jenes Unvermögen ſchon zur Zeit der Ent: 
mündigung vorhanden ſein müſſe. Das ergibt die vom Geſetze 
gebrauchte Präſensform („zu beſorgen vermag“), während nur 
bei der zweiten und dritten Alternative eine erſt für die Zukunft 
zu beſorgende Sachlage („Gefahr des Notſtandes, Gefährdung 
der Sicherheit Anderer“) für ausreichend erklärt wird. Ob 
das Unvermögen des Klägers zur Beſorgung ſeiner An⸗ 
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gelegenheiten erwieſen ſei, iſt im übrigen Tatfrage. Zutreffend 
und in Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung des RG. hebt 
der BerR. hervor, daß es hierbei auf die Geſamtheit der An⸗ 
gelegenheiten und auf das Geſamtergebnis der wirtſchaftlichen 
Tätigkeit des Klägers ankommt. Deshalb iſt dem Umſtande, 
daß Kläger während des Zuſtandes der Trunkenheit tagelang 
unfähig war, einzelne Geſchäfte zu beſorgen, mit Recht keine 
entſcheidende Bedeutung beigelegt, da er im ganzen in ſeiner 
Wirtſchaft nicht nur nicht zurückgegangen, ſondern ſogar vorwärts 
gekommen ſei. Endlich iſt nicht abzuſehen, wie daraus das 
Unvermögen des Klägers zur Beſorgung ſeiner Angelegenheiten 
ſich ergeben ſoll, daß während ſeiner Trunkenheit einzelne 
unaufſchiebliche Geſchäfte von ſeiner Frau oder ſeinem Sohne 
erledigt worden ſind. K. c. B., U. v. 16. Septbr. 09, 636/08 IV. 
— Celle. 

4. SS 119, 459 BGB. Anfechtung eines Forderungs⸗ 
kaufes wegen Irrtums. 

Der grundſätzliche Standpunkt des BG. iſt verfehlt, daß 
beim Forderungskaufe die Anfechtung wegen Irrtums über 
Eigenſchaften der Forderung ſchon um deswillen ausgeſchloſſen 
ſei, weil inſoweit eine Gewährleiſtung nicht geſetzlich anerkannt 
ſei. Das BG. erachtet dieſe Rechtsanſicht für um fo begründeter, 
als eine Anfechtung der bezeichneten Art ſelbſt beim Kaufe einer 
körperlichen Sache unzuläſſig ſei, falls der Irrtum Eigenſchaften 
der Sache betreffe. Richtig iſt es nun allerdings, daß, wo das 
Wandlungsrecht aus $ 459 BGB. Platz greift, die Anfechtung 
aus dem Geſichtspunkte des § 119 Abſ. 2 nicht zuläſſig fein 
kann. Aber das trifft nur aus dem Grunde zu, weil durch 
Zulaſſung des Anfechtungsrechts neben der Wandlung der 
Zweck des 5 459, der dem Verkehre die nötige Rechtsſicherheit 
geben und die einſchlägige Materie daher erſchöpfend regeln 
ſoll, wieder vereitelt werden könnte (RG. 61, 175), ſo daß die 
Anfechtung gerade durch das Beſtehen der Wandlung aus: 
geſchloſſen wird. Iſt nun beim Forderungskaufe ein derartiges 
Recht überhaupt nicht gegeben, ſo entfällt damit eben der Grund, 
den das BG. bei grundſätzlicher Verſagung des Anfechtungs⸗ 
rechts aus 8 119 Abſ. 2 angenommen hat. Ein ſonſtiger 
innerer Grund, ein derartiges Anfechtungsrecht deshalb gerade 
zu verneinen, weil der Verkäufer beim Forderungskaufe nicht 
auch nach Maßgabe des 8 459 haftet, beſteht nicht. Das Recht 
der Anfechtung in Sachen des § 119 und andrerſeits das 
Wandlungsrecht beruhen je auf verſchiedener Grundlage, ſo daß 
auch der Rückſchluß unzuläſſig iſt, weil das Geſetz eine Haftung 
des Verkäufers nach § 459 beim Forderungskaufe nicht vor⸗ 
geſehen hat, müſſe in ſeinem Sinne auch die Möglichkeit der 
Anfechtung wegen Irrtums über Eigenſchaften einer Forderung 
oder eines Rechts verneint werden. Der Vorderrichter iſt 
freilich gerade von der entgegengeſetzten Vorſtellung geleitet 
worden, als hätte die Anfechtung im gegebenen Falle die 
Haftung des Verkäufers in Gemäßheit des § 459 zur weſentlichen 
Vorausſetzung. Denn er folgert weiter, weil die Haftung der 
Klägerin für die Güte der Hypothek ausdrücklich abgelehnt 
worden, ſo ſei damit auch der Möglichkeit der Anfechtung wegen 
Irrtums die Grundlage entzogen worden. Hierbei iſt verkannt, 
daß das Anfechtungsrecht, wie ſchon erwähnt, nichts mit der 


Frage der Haftung des Vertragsgegners zu tun hat, ſondern 


ausſchließlich auf dem Irrtume des Anfechtungsberechtigten fußt. 
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An ſich wäre es daher ſehr wohl möglich, daß vorliegend die 
Vorausſetzungen der Anfechtung gegeben wären, wiewohl die 
Klägerin ſich gegen jede Haftung für die Güte der Hypothek 
ausdrücklich verwahrt hat. Bei dieſer Erklärung hätte ſie nach 
dem Wortſinn ohnedies nur im Auge gehabt, die Folgen aus 
etwaiger Haftung für die Güte der Hypothek von ſich abzuwenden, 
und damit würde ſie ihrem Vertragsgegner nicht ohne weiteres 
zugleich das Recht entzogen haben, den Vertrag wegen Irrtums 
eventuell im Wege der Anfechtung nichtig werden zu laſſen. 
In ſolchem Falle wäre von einer Gewährleiſtungspflicht der 
Klägerin überhaupt keine Rede. Die weitergehende Auslegung 
des Vorderrichters wäre freilich nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen; 
aber ſie könnte doch nur dann ſtatthaft ſein, wenn feſtgeſtellt 
wäre, daß beide Teile die Erklärung der Klägerin ſo hätten 
verſtanden wiſſen wollen, daß ſich H. damit auch des Rechtes 
auf Anfechtung wegen Irrtums begeben ſollte, und nach dieſer 
Richtung fehlt es an jeder tatſächlichen Erörterung im Vorder⸗ 
urteile. Unzutreffend iſt es ſonach auch, wenn es dort heißt, 
daß durch die Erklärung der Klägerin diejenige Haftung aus⸗ 
geſchloſſen worden ſei, zufolge deren ſie jetzt in Anſpruch ge⸗ 
nommen werde. Die Widerklage will in ihrem Hauptantrage 
lediglich die Nichtigkeit des Vertrages feſtgeſtellt wiſſen, dagegen 
nichts aus einer vermeintlichen Haftung der Klägerin herleiten. 
H. c. B., U. v. 25. Septbr. 09, 558/08 V. — Berlin. 

5. Vertragsauslegung. Zweck und Intereſſe eines Be⸗ 
teiligten bei Auslegung eines Vertrages. Mündliche Neben⸗ 
abreden, welche die Bürgſchaftsverpflichtung einſchränken.] 

Die Reviſion macht dem BG. zum Vorwurfe, daß es den 
Parteiwillen lediglich aus dem Intereſſe, das für die Beklagte 
für die Eingehung der Bürgſchaftsverpflichtungen beſtimmend 
war, und aus dem Zwecke, den ſie mit dieſer verfolgte, ent⸗ 
nommen habe: dieſe Umſtände ſeien ohne Bedeutung für den 
Inhalt der übernommenen Verpflichtung, für die ſie nur das 
Motiv bildeten. Das iſt nicht durchaus zutreffend. Gewiß 
ſtellen Zweck und Intereſſe an einem Vertrage für eine Partei 
zunächſt nur das Motiv für die Eingehung der Vertrags⸗ 
verpflichtung dar; ſie bilden aber auch den Leitgedanken für die 
Geſtaltung des Vertragsinhaltes ſelbſt und ſind deshalb in 
vielen Fällen für die Auslegung des Vertrages von ausſchlag⸗ 
gebendem Werte. Vorausſetzung iſt freilich, daß der Vertrag, 
wie er geſchloſſen iſt, für eine entſprechende Auslegung Raum 
läßt; iſt der leitende Gedanke in dem Vertrage in keiner Art 
zur Erklärung gelangt, ſo kann dieſer Mangel durch die Feſt⸗ 
ſtellung des anderweitig ermittelten Zweckes und Intereſſes des 
Vertrages nicht erſetzt werden. Handelt es ſich aber, wie im 
gegebenen Falle, um die Frage, ob mündliche Nebenberedungen 
neben einem ſchriftlich geſchloſſenen Vertrage getroffen ſind und 
ob dieſe nach dem Parteiwillen dieſen ergänzen und mit ihm 


beſtehen ſollen, ſo können für dieſe Feſtſtellung der Zweck und 


das Intereſſe, die die ſich verpflichtende Partei mit dem Ver⸗ 
trage verfolgte, neben anderen tatſächlichen Momenten als 
Beweisunterſtützung wohl in Betracht kommen. Im vorliegenden 
Fall hat das BG. keineswegs das Beſtehen der Nebenabrede 


lediglich aus dem Zweck und Intereſſe des Vertrages für die 


Beklagte gefolgert. In der vertraglichen Erklärung der Klägerin, 
unter die die Bürgſchaftsverpflichtung der Beklagten geſetzt iſt, 
ſind die Verpflichtungen der Klägerin, einem Moratorium auf 
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drei Jahre beizutreten, und dem Schuldner einen ferneren 
Kredit von 3000 & zu gewähren, vorausgeſetzt, „daß die 
Solvenz der unterzeichneten Bürgin für dieſe Beträge genügt“, 
ſowie die laufenden Akzepte des Schuldners einzulöſen, aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen. Die Verbindung der an demſelben 
Tage ausgeſtellten Bürgſchaftserklärung mit dieſer verpflichten⸗ 
den Erklärung der Klägerin auf demſelben Schriftſtück, das mit 
der Überſchrift „Erklärung und Bürgſchaft“ verſehen iſt, legt 
es an ſich nahe, daß beide auch inhaltlich in enger Verbindung 
ſtehen, und daß die Erklärung der Klägerin abgegeben iſt, 
damit die Bürgſchaftserklärung der Beklagten erlangt werde. 
Wenn nun ferner feſtſteht, daß die Beklagte die Bürgſchaft zu 
übernehmen zunächſt ſich weigerte, was von dem Zeugen B. 
in der im Tatbeſtande des BU. niedergelegten Ausſage 
bekundet iſt und in den Entſcheidungsgründen in dem Satze 
zum Ausdrucke gekommen iſt, daß die Beklagte ihre Bereit⸗ 
willigkeit zur Bürgſchaft von dem Zuſtandekommen des Mora⸗ 
toriums und dem weiteren Kredit habe abhängig machen wollen, 
und wenn feſtgeſtellt iſt, daß die Beklagte alsdann zu der 


Unterzeichnung der Bürgſchaftserklärung nur durch die münd⸗ 


lichen Erklärungen des Vertreters der Klägerin beſtimmt worden 
iſt: „es werde alles reguliert, er komme dafür auf“ und „die 
Bürgſchaft werde erſt in drei Jahren fällig, und inzwiſchen 
könne das Geſchäft des Schuldners infolge der verſprochenen 
weiteren Kreditbewilligung fortgeführt werden“, ſo konnte, indem 
das alleinige Intereſſe der Beklagten an dieſen von der Klägerin 
verſprochenen Dingen mit den ſchriftlichen und mündlichen Er⸗ 
klärungen der Klägerin zuſammengehalten wurde, daraus mit 
Grund und ohne Rechtsverletzung der tatſächliche Schluß gezogen 
werden, daß die Bürgſchaftserklärung der Beklagten nur unter 
der erklärten Bedingung eingegangen wurde, daß die in der 
Vorerklärung der Klägerin bezeichnete Regulierung erfolgen 
würde, und daß dieſe Bedingung bei der ſchriftlichen Erklärung 
nicht fallengelaſſen wurde, ſondern geradezu ihre Grundlage 
bildete und ihr hinzugefügt ſein und bleiben ſollte. Die 
Reviſionsklägerin meint ſchließlich, die Bedeutung und Tragweite 
des in dieſer Sache erlaſſenen reichsgerichtlichen Urteils vom 
29. Dezember 1906 (RG. 65, 46) liege nicht klar zutage. Das 
Urteil ſpreche aus, daß eine Bürgſchaft entweder bedingt oder 
unbedingt ſei, und daß einer Bürgſchaft, die nach S 766 BGB. 
der Schriftform bedarf, nicht außerhalb der Urkunde noch eine 
Bedingung hinzugefügt werden könne. Daraus würde gefolgert 
werden müſſen, daß im gegebenen Falle die in der ſchriftlichen 
Bürgſchaftserklärung der Beklagten nicht enthaltene Bedingung 
unbeachtet zu bleiben habe. Gleichwohl laſſe das reichsgerichtliche 
Urteil die mündliche Nebenberedung der Bedingung mit der 
Wirkung zu, daß der Gläubiger alsdann aus der Bürgſchaft 
Anſprüche nur unter der mündlich beredeten Bedingung geltend 
machen dürfe. Die Ausgleichung beider Sätze des Urteils vom 
29. Dezember 1906 iſt gegeben durch deſſen Bezugnahme auf 
ein Urteil des IV. ZS. vom 25. Juni 1903 (zum Teil 
wiedergegeben JW. 03 Beil. Nr. 240), wonach die mündliche 
Verabredung eines ſpäteren Fälligkeitstermins neben der 
urkundlichen Erklärung wohl gültig ſein möge, nicht aber die 
eines früheren. Der jetzt erkennende Senat hat in neuerdings 
erlaſſenen Entſcheidungen wiederholt ausgeſprochen (Urt. v. 
18. November 1907 WarneyerRſpr. 1908 Nr. 149 und vom 
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15. März 1909, ebenda 1909 Nr. 340), daß das Erfordernis 
der Schriftform für die Bürgſchaftserklärung die Geltung 
mündlicher Nebenabreden, die die Bürgſchaftsverpflichtung ein⸗ 
ſchränken, und deshalb auch die Gültigkeit mündlich verein⸗ 
barter einſchränkender Bedingungen, nicht ausſchließe, ſofern nur 
die Vertragsparteien deutlich ihren Willen zu erkennen gegeben 
haben, daß die Nebenabrede auch neben der ſchriftlichen Be⸗ 
urkundung gelten ſolle. Das iſt auch der Sinn und Inhalt der 
in dieſer Sache ergangenen reichsgerichtlichen Entſcheidung vom 
29. Dezember 1906. Die Bürgſchaftsverpflichtung einengende 
und abſchwächende Nebenabreden belaſten und verpflichten nicht 
den Bürgen, ſondern den Gläubiger, für deſſen Erklärungen 
eine Schriftform im Geſetze nicht vorgeſehen iſt. B. c. T., 
U. v. 16. Septbr. 09, 588/08 VI. — Hamburg. 

6. 88 313, 705 BGB. verb. mit 8 475 ZPO. Der 
Geſellſchaftsvertrag über Kauf und Verkauf eines Grundſtücks 
unterliegt nicht der Form des Vertrages. Richterlicher Eid bei 
Nichterhebung von Beweiſen.] 

Die Annahme des OL G., daß der nach der Behauptung 
des Klägers abgeſchloſſene Geſellſchaftsvertrag zu dem Zwecke, 
das F.ſche Bauerngut zu kaufen und in Parzellen zu vers 
kaufen, der im $ 313 BGB. vorgeſehenen Formvorſchrift nicht 
unterworſen geweſen ſei, entſpricht den in der Rechtſprechung 
des RG. anerkannten Grundſätzen (vgl. RG. 68, 262 und das 
Urteil des I. ZS. vom 30. Januar 1909 I. 110/08), denen 
die Ausführungen in dem Urteile des erkennenden Senats vom 
19. November 1904 (JW. 05, 737) nicht zuwiderlaufen. Es 
genügte die formloſe Einigung über den Ankauf des Gutes 
auf gemeinſame Rechnung der Parteien zum Zwecke der Zer⸗ 
teilung und Weiterveräußerung. Hierin find alle für den Be 
griff der Geſellſchaft im Sinne des 8 705 BGB. weſentlichen 
Merkmale enthalten. Es war nicht auch, wie die Reviſion 
meint, im voraus eine Einigung darüber erforderlich, bis zu 
welchem höchſten Preiſe der Erwerb des Gutes erfolgen dürfe. 
Der S 705 verlangt nicht als notwendige Vorausſetzung der 
Geſellſchaft eine Vereinbarung über die Leiſtung von Beiträgen, 
ſondern weiſt nur auf vereinbarte Beiträge als Beiſpiel dafür 
hin, daß die aus dem Begriffe der Geſellſchaft ſich ergebende 
gegenſeitige Verpflichtung der Geſellſchafter, die Erreichung des 
gemeinſamen Zweckes zu fördern, durch eine Vereinbarung über 
die Beiträge im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt werden kann. 
Dies mag der Regel nach geſchehen. Es kann aber nach den 
Umſtänden des Falles ſchon die allgemeine Verpflichtung zum 
Zuſammenwirken für den gemeinſamen Zweck genügen. (Vgl. 
Planck BGB. 3. Aufl. $ 705 Nr. 3.) Hier, wo die Erzielung 
von Geldgewinn den Endzweck der Geſellſchaft bildete, verſtand 
es ſich von ſelbſt, daß die Erreichung des Zweckes durch einen 
möglichſt vorteilhaften Ankauf des Gutes gefördert werden 
ſollte. Mangels einer anderen Vereinbarung hatten alsdann 
die Geſellſchafter gemäß $ 706 BGB. den Preis durch gleiche 
Beiträge aufzubringen. Die Reviſion bezeichnet es als einen 
Mangel in der Begründung des angefochtenen Urteils, daß die 
Behauptung des Beklagten unberückſichtigt geblieben ſei, es 
habe der Kläger nach dem Kaufe des Guts an deſſen Zer⸗ 
kleinerung und der Aufbringung der nötigen Geldmittel ſich 
nicht beteiligt, auch hierzu bei der drei Tage nach Abſchluß 
des Kaufvertrages erfolgten Begegnung mit dem Beklagten ſich 
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nicht bereit erklärt, als dieſer ihm erzählt habe, er fahre zu 
F., um 2000 „ anzuzahlen. Allein nach 8 475 30. 
ſteht es im Ermeſſen des Gerichts, auf einen Eid der einen 
oder der anderen Partei zu erkennen, ohne daß alle Beweis⸗ 
mittel erſchöpft ſind. Zwar ſetzt die Abſtandnahme von der 
Erhebung der Beweiſe voraus, daß es nach Annahme des 
Gerichts, auch wenn die angebotenen Beweiſe die Partei⸗ 
behauptung beſtätigen würden, dennoch auf den richterlichen 
Eid ankomme. Es mag auch im Einzelfalle als Mangel in 
der Begründung des Urteils anzuſehen ſein, wenn das Gericht 
ſich nicht darüber ausſpricht, warum es von der Erhebung der 
Beweiſe über an ſich erhebliche Tatſachen abgeſehen hat. Hier 
aber durfte dies, ohne eine prozeßrechtliche Vorſchrift zu ver⸗ 
letzen, unterbleiben, weil das Vorbringen des Beklagten uner⸗ 
heblich iſt, da es — ſeine Richtigkeit vorausgeſetzt — die 
Möglichkeit nicht ausſchließt, daß trotzdem vorher der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag mit dem angegebenen Inhalte zwiſchen dem Kl. 
und M. abgeſchloſſen wurde. G. c. H., U., v. 18. Septbr. 09, 
189/08 J. — Naumburg. 

7. 88 542, 543, 539 BGB. Recht des Mieters auf 
Rückzahlung des im voraus entrichteten Mietzinſes, wenn ihm 
der vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache nicht recht⸗ 
zeitig gewährt wird. Kenntnis des Mieters vom Mangel, auf 
dem die Nichtgewährung beruhte.] 

Es ſteht feſt, daß die Beklagte der Klägerin auf der von 
ihr gepachteten Rheininſel G. ſechs Bauſtellen, auf denen 
transportable Holzhäuſer für Sommerfriſchler errichtet werden 
ſollten, auf 5 Jahre vom 1. März 1906 ab vermietet hat und 
nach dem Vertrage verpflichtet war, die zur Errichtung der 
Baulichkeiten noch erforderliche Genehmigung der Königlichen 
Regierung zu erwirken. Es ſteht feſt, daß dieſe Genehmigung 
erſt am 4. Februar 1907 auf Beſchwerde durch den Miniſter 
erteilt worden iſt, und daß hiernach die Klägerin ein ganzes 
Mietjahr — es handelte ſich um ein Saiſonunternehmen — 
verloren hat, ohne in den vertragsmäßigen Gebrauch des Miet⸗ 
objekts geſetzt zu werden. Es liegt ſonach der in $ 542 BGB. 
vorgeſehene Fall vor, daß dem Mieter der vertragsmäßige 
Gebrauch der gemieteten Sache nicht rechtzeitig gewährt worden 
iſt. Das verkennt auch das BG. nicht; es erachtet aber die 
in § 542 an dieſen Tatbeſtand geknüpfte Rechtsfolge, daß der 
Mieter unter gewiſſen weiteren Vorausſetzungen (§ 542 Abſ. 1 
Satz 2 und 3, Abſ. 2) das Mietsverhältnis ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt kündigen und ſodann nach § 543 Abſ. 2 
den vorausbezahlten Mietzins zurückfordern kann, im vor⸗ 
liegenden Falle für ausgeſchloſſen, weil die Klägerin den 
Mangel, auf dem die Nichtgewährung des Gebrauchs der Miet⸗ 
ſache beruhte, nämlich das Erfordernis der Regierungs⸗ 
genehmigung, beim Abſchluſſe des Vertrags gekannt habe. Die 
hiernach vom BG. zur Anwendung gebrachte Vorſchrift des 
8 539 Satz 1 BGB., die an fi allerdings gemäß § 543 
auch gegenüber dem Kündigungsrechte des 5 542 und gemäß 
8 541 auch in bezug auf Mängel im Rechte Platz greift, muß 
jedoch bei Verträgen außer Betracht bleiben, in denen der Ver⸗ 
mieter ſich gerade verpflichtet hat, den dem Mieter bekannten 
Mangel zu beſeitigen. Denn in dieſen Fällen entfällt der 
innere Grund, aus dem § 539 Satz 1 dem Mieter die Rechts⸗ 
behelfe gegen den Vermieter verſagt; die Annahme, daß der 
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Mieter ſich mit der Mietſache, wie ſie iſt, zufrieden gebe, iſt 
durch den Vertragsinhalt ſelbſt ausgeſchloſſen. Der Vermieter 
kann ſich der übernommenen Beſeitigungspflicht nicht durch die 
Berufung auf die Kenntnis des Mieters von dem Mangel entziehen. 
M. c. S. u. L., U. v. 21. Septbr. 09, 465/08 III. — Cöln. 

8. 88 559, 560 BGB. verb. mit $ 805 ZPO. Er: 
löſchen des Vermieterpfandrechts bezüglich für einen Dritten 
gepfändeter Sachen, wenn der Vermieter durch die verbleibenden 
Sachen hinreichend geſichert iſt. Die Abtretung eines An⸗ 
fechtungsrechtes als mit Zweck und Wirkung der Anfechtung 
nicht vereinbar.] | 

Die Beklagte hat wegen einer ihr gegen die Aktiengeſellſchaft 
„B.“ zuſtehenden vollſtreckbaren Forderung Mehl und Säcke 
dieſer Geſellſchaft in den Räumen pfänden laſſen, welche dieſe 
Geſellſchaft von der Klägerin gepachtet hatte. Der Verwalter 
im Konkurſe der Aktiengeſellſchaft verſteigerte im Einverſtändnis 
mit den Parteien die Pfandſtücke und hinterlegte den Erlös 
mit der Beſtimmung, daß dieſer an die Stelle der Pfänder 
treten ſolle. Die Klägerin begehrt die vorzugsweiſe Befriedigung 
aus dieſem Erlöſe wegen ihrer Pachtzins⸗ und anderer Forde⸗ 
rungen aus dem Pachtverhältnis, und zwar auf Grund ihres 
geſetzlichen Pfandrechts ſowie deshalb, weil die Pfändung der 
Beklagten der Anfechtung nach § 30 Ziff. 2 KO. unterliege, 
der Konkursverwalter die Pfändung der Beklagten gegenüber 
angefochten und die aus dieſer Anfechtung erwachſene Forderung 
ihr, der Klägerin, abgetreten habe. Das Os. hat die Klage 
abgewieſen, weil die bei der Pfändung in den Pachträumen 
zurückgebliebenen Sachen zur Sicherung derjenigen ihrer Forde⸗ 
rungen, wegen welcher der Klägerin das Pfandrecht nach 
§ 559 BGB. zugeſtanden habe, offenbar ausgereicht hätten, 
und weil die Abtretung des nur von dem Konkursverwalter 
geltend zu machenden Anfechtungsrechtes und Anfechtungs⸗ 
anſpruchs unzuläſſig ſei. Die Reviſion der Klägerin wurde 
zurückgewieſen: Die Reviſion wendet ſich zunächſt gegen die 
Annahme des BG., daß auch dem Pfändungsgläubiger die 
Beſtimmung des § 560 Satz 2 BGB. zuſtatten komme, wonach 
der Vermieter der Entfernung der eingebrachten Sachen des 
Mieters nicht widerſprechen darf, wenn die zurückbleibenden 
Sachen zur Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen. 
Sie führt aus, daß 5 560 BGB. lediglich das Verhältnis 
zwiſchen dem Vermieter und Mieter treffe, und insbeſondere der 
zweite Satz des Paragraphen keine Anwendung auf die Ent⸗ 
fernung der Sachen durch den Gerichtsvollzieher finden könne, 
weil dem Vermieter das Widerſpruchsrecht gegen die Entfernung 
der Sachen nur im wirtſchaftlichen Intereſſe des Mieters 
verſagt ſei. Dieſer Meinung, welche in der Wiſſenſchaft wie 
in der Rechtſprechung vertreten und beſonders von Metzges in 
Gruchots Beitr. 49, 495 ff. —, ſiehe auch 50, 781 ff. — näher 
begründet iſt, kann nicht beigetreten werden. Sie hat zunächſt 
den Wortlaut des § 560 Satz 2 BGB. nicht für ſich. (Wird 
weiter ausgeführt.) Auch das kann nicht zugunſten der von 
der Reviſion vertretenen Meinung entſcheiden, daß — wie zwar 
beſtritten aber überwiegend angenommen wird — der erſte Satz 
des 5 560 BGB. auf die Entfernung der Sachen im Wege 
der Zwangsvollſtreckung keine Anwendung findet. Mag auch 
an ſich der Widerſpruch des Vermieters nicht nur, wie 
§ 805 380. poſitiv beſtimmt, gegen die Pfändung, ſondern 
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auch gegen die Entfernung der gepfändeten Sachen unzuläſſig, 
oder doch unnötig und bedeutungslos ſein — eine abweichende 
Meinung wird von Boethke bei Gruchot 50, 262 ff. vertreten —, 
ſo folgt daraus doch nicht, daß die in 3 560 Satz 2 erfolgte 
Unterſagung des Widerſpruchs auf die im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung erfolgende Entfernung der Sachen keine Anwendung 
fände. Dieſe Unterſagung hat die Bedeutung, daß mit der 
Entfernung der Sachen aus dem Mietgrundſtück das Pfandrecht 
als dingliches Recht erliſcht, mag der Vermieter widerſprechen 
oder nicht. Die Unzuläſſigkeit des Widerſpruches des Vermieters 
gegen die Entfernung der Sachen im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung beeinträchtigt dagegen ſein Recht auf Befriedigung 
aus den gepfändeten Sachen nicht; die materiellen Wirkungen 
ſeines Pfandrechts bleiben, ſoweit die Beſtimmung des § 560 
Satz 2 BGB. nicht in Frage kommt, beſtehen. Die Tragweite 
dieſer beiden Arten der Verſagung des Widerſpruchsrechtes iſt 
alſo eine völlig verſchiedene. Sind die Vorausſetzungen beider 
gegeben, ſo hat die Entfernung der Sachen die rechtsaufhebenden 
Folgen des § 560 Satz 2 BGB. Wenigſtens kann daraus, 
daß das Geſetz in $ 560 Satz 2 ſagt, daß der Vermieter der 
Entfernung nicht widerſprechen dürfe, anſtatt: „das Pfandrecht 
erliſcht mit der Entfernung“ das Gegenteil nicht gefolgert 
werden; ſachlich iſt damit nichts anderes beſtimmt. Es würde 
eine durch innere Gründe in keiner Weiſe zu rechtfertigende 
Bevorzugung des Pfandgläubigers bedeuten, wenn man dieſem 
geſtatten wollte, die vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe 
der für einen Dritten gepfändeten Sachen ſeines Mieters auch 
dann zu verlangen, wenn er durch die in dem Mietgrundſtück 
zurückbleibenden Sachen hinreichend geſichert iſt. Aber die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der in Frage ſtehenden Beſtimmung ergibt 
auch keinen Anhalt dafür, daß die Beſtimmung, mag ſie auch 
im wirtſchaftlichen Intereſſe des Mieters getroffen ſein, eine 
ſolche perſönliche Begünſtigung des Mieters bezweckt. Der 
Satz, daß der Vermieter der Entfernung der Sachen nicht 
widerſprechen dürfe, wenn die zurückbleibenden Sachen zu ſeiner 
Sicherung offenbar ausreichen, iſt dem 5 521 des erſten Entwurfs 
in der zweiten Leſung eingefügt worden. — Protokolle 2. Leſung 
(Guttentagſche Ausgabe) Bd. 2 S. 194, 195, 208 —. Dieſe 
Kommiſſion aber hat bei der Beſtimmung des Umfangs des 
Pfandrechts ſich dahin ausgeſprochen, daß es auf eine Abwägung 
der ſich gegenüberſtehenden Intereſſen des Vermieters, des 
Mieters und der ſonſtigen Gläubiger des letzteren an— 
komme — Protokolle 2. Leſung Bd. 2 S. 199 — insbeſondere 
aber gegenüber einem Antrage, das Pfandrecht des Vermieters 
im Falle der Untermiete auch auf die Forderung und das 
Pfandrecht gegen den Untermieter zu erſtrecken, mit Ent⸗ 
ſchiedenheit erklärt, daß ſie jede unnötige Bevorzugung des 
Vermieters vor anderen Gläubigern des Mieters ablehne. 
Die Reviſion führt ferner aus, daß das BG. zu Unrecht einen 
Teil der von der Klägerin geltend gemachten Forderungen aus 
dem Pachtvertrage als „künftige“ Entſchädigungs forderungen 
erachtet habe, für welche ſie das Pfandrecht nicht geltend machen 
könne. Dieſer Angriff geht fehl. Nach den Feſtſtellungen des 
BG. konnte die Klägerin dieſe Forderungen, welche ſich darauf 
gründen, daß die Pächterin ihrer vertraglichen Verpflichtung, 
die Dächer, Fenſter und Brücken des Pachtgrundſtücks inſtand 
zu halten, nicht nachgekommen ſei, nur geltend machen, wenn 
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die Pächterin bis zu dem mit Ende Dezember 1907 erfolgenden 
Ablauf des Pachtverhältniſſes dieſe Verpflichtung unerfüllt ge: 
laſſen hätte. Ob dies aber der Fall ſein würde, habe zur 
Zeit der Klagezuſtellung noch nicht feſtgeſtanden. Überdies 
habe die Klägerin auch nicht einmal in der Berufungsinſtanz 
den Betrag dieſer ihrer Forderungen angegeben, obwohl ſie von 
der Beklagten auf dieſen Mangel hingewieſen ſei. Nach alle⸗ 
dem kann es keinem Zweifel unterliegen, daß jene Forderungen 
zu dem maßgebenden Zeitpunkt der erſten Geltendmachung des 
Pfandrechts noch nicht fällig, alſo künftige im Sinne des § 559 
BGB. waren. Vgl. RG. 54, 301. Weiter rügt die Reviſion, 
daß das BG. zu Unrecht angenommen habe, daß die bei der 
Pfändung vom 22. Juli 1907 zurückgebliebenen Sachen zur 
Sicherung der Klägerin „offenbar“ ausgereicht hätten. Es iſt 
der Reviſion zuzugeben daß die Ausführungen, mit denen das 
BG. dieſe Annahme begründet, nicht frei von Bedenken ſind. 
Seine Annahme wird jedoch durch die Feſtſtellung getragen, 
daß die Klägerin zur Zeit der Pfändung wie der erſten außer⸗ 
gerichtlichen Geltendmachung und der Klageerhebung gar kein 
Bedenken dagegen gehabt hat, daß die pfandfrei gebliebenen 
Sachen zu ihrer Befriedigung wegen derjenigen Forderungen 
ausreichten, für welche ihr das Pfandrecht zuſtand, und ſie nur 
wegen ihrer vorerwähnten künftigen Entſchädigungs forderungen 
nicht ausreichend geſichert zu ſein glaubte. Dem Erfordernis 
des „Offenbar“ ſeins im Sinne des $ 560 Satz 2 BGB. iſt 
genügt, wenn der Vermieter ſelbſt keinen Zweifel daran hat, 
daß die zurückbleibenden Sachen zu ſeiner Sicherung hinreichen 
und dieſe ſeine Meinung auch bei der ſpäteren richterlichen 
Prüfung ſich als zutreffend erweiſt, wie dies hier nach den inſoweit 
nicht angefochtenen Feſtſtellungen des BG. der Fall iſt. Un⸗ 
begründet iſt auch der Angriff der Reviſion gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des BG. hinſichtlich des zweiten Klaggrundes. Sie 
führt aus, daß zwiſchen dem Anfechtungs recht des Konkurs⸗ 
verwalters und dem auf Grund der Anfechtungserklärung, die 
formlos erfolgen könne, entſtehenden Anfechtungsanſpruch zu 
unterſcheiden ſei; dieſer letztere unterliege wie andere Vermögens⸗ 
rechte der Abtretung. Dieſe Ausführungen geben keinen Anlaß, 
von der in RG. 30, 72 ausgeſprochenen gegenteiligen Auffaſſung 
abzugehen. Nicht auf der juriſtiſchen Konſtruktion eines An⸗ 
fechtungsrechtes im Gegenſatz zu dem Anfechtungsanſpruch be⸗ 
ruht jenes Urteil, ſondern auf der Erwägung, daß die Ab⸗ 
tretung jenes Rechtes mit den Beſtimmungen der Konkursordnung 
über den Zweck und die Wirkungen der Anfechtung nicht 
vereinbar ſei. Überdies ſteht der Ausgangspunkt dieſer Aus⸗ 
führungen der Reviſion im Gegenſatz zu den Urteilen des RG. 
vom 29. März und 28. Juni 1904 — RG. 58, 44 bezw. 
Gruchots Beitr. 49, 1092 —, denen auch Jaeger, auf den die 
Reviſion ſich zu Unrecht bezieht, in Anm. 59 (vgl. auch Anm. 28) 
zu § 29 ſeines Kommentars zur KO. (3./4. Auflage) beitritt. 
B. c. B., U. v. 21. Septbr. 09, 468/08 III. — Dresden. 

9. § 687 BGB. Zum Begriffe der ſogen. unechten 
Geſchäftsführung. Anſpruch des auf eine Sache Berechtigten, 
nachdem der Geſchäftsführer die Sache zwar an einen Dritten 
verkauft, ſie aber nach deren Rückgabe an ihn dem Berechtigten 
ausgeliefert hat.! 

Der Kläger kaufte von der Beklagten am 22. Februar 1906 
einen Kux der Gewerkſchaft Carlsfund für den Preis von 
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12 425 & und erhielt den Kur Carlsfund Nr. 567 mit Ab⸗ 
tretungserklärung durch Schreiben vom 3. März 1906 zugeſandt. 
Durch Brief vom 2. März 1906 hatte Kläger inzwiſchen gebeten, 
den Kux vorläufig für ihn in Verwahrung zu nehmen. Der 
Kaufpreis war noch nicht bezahlt. Die Beklagte bat infolge⸗ 
deſſen unter dem 5. März 1906 um Rückſendung des Kux⸗ 
ſcheins und gleichzeitig um Deckung in Höhe von 4000 X. 
Darauf ſandte Kläger das Papier mit der Abtretungsurkunde 
bei gleichzeitiger Uberweiſung der geforderten Deckung durch 
Schreiben vom 6. März 1906 zurück. Noch im März 1906 
übergab die Beklagte in Erfüllung eines mit dem Bankier L. 
über einen Kux Carlsfund geſchloſſenen Kaufgeſchäfts dieſem 
den vom Kläger empfangenen Schein Nr. 567. Dieſer erſuchte, 
nachdem der Preis im April voll bezahlt worden war, um 
Rückgabe des Papiers, die auch im Juli 1906 nach Rückerwerb 
von L. erfolgte. Kläger forderte indeſſen, indem er im Schreiben 
vom 19. Juli 1906 erklärte, daß er den Verkauf ſeines Kuxes 
an L. genehmige, die Zahlung des von dieſem an die Beklagte 
entrichteten Gegenwertes und erhob, den Gegenwert auf 
12 200 & beziffernd, Klage; dieſe wurde vom LG. abgewieſen 
und das abgeänderte Urteil II. Inſtanz vom RG. aufgehoben: 
Der Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen. Der BerR. 
ſtellt unangefochten und auch für die Reviſionsinſtanz unanfecht⸗ 
bar feſt, daß der Kläger Eigentümer des Kuxes Nr. 567 der 
Gewerkſchaft Carlsfund geworden und die Beklagte nur als 
Verwahrerin wieder in den Beſitz des Kuxſcheins gelangt iſt, 
ferner, daß ſie in Erfüllung des mit L. geſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrags dieſen Kux, wiſſend, daß er dem Kläger gehöre, ihrem 
Abkäufer übereignet hat. Unbedenklich iſt damit der Tatbeſtand 
des bewußt widerrechtlichen Eingriffs in fremdes Vermögen 
gegeben. Daraus leitet der Kläger den Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des von L. an die Beklagte gezahlten Kaufpreiſes her. 
Daß dies nur unter dem Geſichtspunkt der ſogen. unechten 
Geſchäftsführung im Sinne des § 687 Abſ. 2 BGB. geſchehen 
kann, und daß der Kläger ſein Verlangen als Schadensforderung 
aus unerlaubter Handlung nicht begründet hat, führt der BerR. 
mit Recht aus. Ebenſowenig iſt ſeine Annahme, daß die in 
zweiter Inſtanz verſuchte Anfechtung des mit der Beklagten 
geſchloſſenen Kaufgeſchäfts eine beim Widerſpruche des Gegners 
unzuläſſige Klageänderung enthalte, rechtlich zu beanſtanden. 
Iſt daher die Klage aus dem 8 687? BGB. nicht haltbar, fo 
muß fie abgewieſen werden. Nun iſt dem Ber. darin beizu⸗ 
treten, daß die Übertragung des dem Kläger gehörenden 
Kuxes auf L. in Erfüllung des mit ihm beſtehenden Vertrages 
ein objektiv fremdes Geſchäft war, das an ſich gemäß der an⸗ 
geführten Geſetzesbeſtimmung die Anwendung der Grundſätze 
von der Geſchäftsführung ohne Auftrag rechtfertigt. Die 
Protokolle (2, 743) gedenken als unter die vorgeſchlagene und 
Geſetz gewordene Beſtimmung fallend ausdrücklich des Verkaufs 
des vom Schuldner unterſchlagenen Gegenſtandes zu einem 
beſonders hohen Preiſe und der Pflicht des Verkäufers zur 
Herausgabe des ſo erzielten Gewinns. Dabei kommt nicht in 
Betracht, daß das fremde, den Kläger angehende Geſchäft nicht 
ſowohl der Kaufvertrag mit L. war, der nicht einmal auf 
Lieferung eines beſtimmten Kuxes, insbeſondere nicht des Kuxes 
Nr. 567, ging, daß dieſes vielmehr in der zum Zwecke der 
Erfüllung des Kaufvertrags getroffene Verfügung über das 
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Gut des Klägers zu finden if. Denn die — an ſich abſtrakte — 
Verfügung erhält ihr konkretes Gepräge erſt durch das Zweck⸗ 
geſchäft, deſſen Erfüllung ſie dient, und der widerrechtlich Ver⸗ 
fügende kann einen Vorteil, den er dem Geſchäftsherrn nach 
§ 687 BGB. herauszugeben hat, nur durch jenes Zweckgeſchäft 
erlangen; aus ihm in Verbindung mit der Verfügung erwachſen 
daher die Anſprüche des Gläubigers. Für die Reviſion iſt 
ſonach mit der angedeuteten Unterſcheidung nichts gewonnen. 
Aber der ferner erhobene Angriff ſchlägt durch. Der Ber. 
hat nicht berückſichtigt, daß zu der Zeit, als der Kläger von 
der Verwendung ſeines Kuxes zur Befriedigung des L. erfuhr 
und ſeine Anſprüche aus der unechten Geſchäftsführung geltend 
machte, die Rechtslage ſich geändert hatte. Die Beklagte hatte 
nach dem eigenen Vortrage des Klägers den Kux Nr. 567 im 
Wege des Rücktauſchs von L. wiedererlangt, dieſem — mit 
deſſen Einverſtändnis — einen andern Kux der Gewerkſchaft 
Carlsfund übergeben und den Kux Nr. 567 dem Kläger zugeſtellt. 
Danach hatten die Beklagte und L. zwar nicht den zwiſchen 
ihnen geſchloſſenen Kaufvertrag wieder aufgehoben, aber ſich 
dahin verſtändigt, daß ſtatt des Kuxes Nr. 567, den L. zurück⸗ 
zugeben habe, ein anderer Kux derſelben Gewerkſchaft zu liefern 
ſei. Damit war das Geſchäft, ſoweit es in die Rechte des 
Klägers eingriff, beſeitigt und der frühere Zuſtand, wie er vor 
dieſem Eingriff gegeben war, wiederhergeſtellt. Schadenserſatz⸗ 
anſprüche könnte der Kläger nur aus der zeitweiſen Entziehung 
des Kuxes herleiten, was er indeſſen nicht getan hat. Sein 
Anſpruch auf Herausgabe des Kaufpreiſes, den die Beklagte von 
L. erhalten hat, ſcheitert aber daran, daß dieſer Preis nach der 
ſchließlichen Geſtaltung der Dinge nicht durch die Verletzung 
des Vermögens des Klägers erzielt iſt, ſondern die Gegen⸗ 
leiſtung für den ausgetauſchten Kux bildet. Der Kläger findet 
ein Geſchäft, das als ſein eigenes gelten könnte, nicht mehr 
vor. Daß ihm geſtattet wäre, die Beklagte an dem urſprünglichen 
Vertrage mit L. feſtzuhalten, ihr ſeinen Kux zu überlaſſen und 
dafür den Preis zu fordern, der nicht mehr den Gegenwert 
dieſes Kuxes darſtellt, iſt aus dem Geſetze nicht zu entnehmen. 
Die Beklagte hatte mit L. in eigenem Namen abgeſchloſſen; ſie 
war rechtlich in der Lage, ihre Vertragsbeziehungen mit dieſem 
anderweit und ſo zu regeln, daß die unrechtmäßige Verwendung 
fremden Eigentums zur Befriedigung des Käufers L. rückgängig 
gemacht wurde. Nur wenn man einen dieſe Befugnis aus⸗ 
ſchließenden Anſpruch des Klägers anerkennen müßte, wäre 
anders zu entſcheiden. Wie es ſich verhalten würde, wenn der 
Kläger als Geſchäftsherr vor der — teilweiſen — Rückgängig⸗ 
machung des Geſchäfts eingegriffen hätte, und ob auch dann 
noch die Beklagte befugt geweſen wäre, ſich mit L., wie 
geſchehen, auseinanderzuſetzen, braucht nicht unterſucht zu werden. 
Unter den obwaltenden Umſtänden ſteht dem Kläger, der ſeinen 
Kux wiedererhalten hat, aus der Handlungsweiſe der Beklagten 
vielleicht ein Schadenerſatzanſpruch, aber nicht der allein erhobene 
Anſpruch auf Auskehrung des Preiſes, den L. für einen anderen 
Kur gezahlt hat, zu. N. c. S., U. v. 17. Septbr. 09, 566/08 VII. 
— Naumburg. 

10. 5 831 BGB. Aufſichtspflicht des Geſchäftsherrn über 
die Verrichtungen des Angeftellten.] 

Das BG. lehnt eine Erſatzpflicht der Beklagten mit 
folgender Ausführung ab: An ſich habe der Geſchäftsherr keine 
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Pflicht zur Kontrolle des einmal Beſtellten. In der Unter⸗ 
laſſung ſolcher Kontrolle könne daher kein ſchuldhaftes Verhalten 
erblickt werden. Das RG. habe jedoch den Grundſatz auf⸗ 
geſtellt, daß der Geſchäftsherr dann, wenn Umſtände zu ſeiner 
Kenntnis kämen, die ihm Zweifel an der Zuverläſſigkeit ſeines 
Angeſtellten erwecken müßten, die Pflicht habe, den Angeſtellten 
zu überwachen, und daß er fahrläſſig handle, wenn er dies 
gleichwohl unterlaſſe. Die Klägerin habe indes den ihr ob⸗ 
liegenden Beweis, daß die Beklagte Kenntnis von den Nach⸗ 
läſſigkeiten des D. erlangt habe, nicht geführt. Die Auffaſſung 
des BG. iſt rechtsirrig und wird von der Rechtſprechung des 
RG. nicht geſtützt. Wie das RG. in zahlreichen Entſcheidungen 
anerkannt hat, beſteht eine Aufſichtspflicht des Geſchäftsherrn 
über den ganzen Umfang ſeines Geſchäftsbetriebs, derzufolge 
er die Verrichtungen ſeiner Angeſtellten zu überwachen hat 
(vgl. insbeſ. IW. 06, 74516 und die dort angeführten Urteile). 
Der Geſchäftsherr kann ſich nicht damit entlaſten, daß er die 
Angeſtellten ſorgfältig ausgewählt hat. Auch wenn er dies 
getan hat, muß er ſich während ihrer Tätigkeit in ſeinem Betrieb 
vergewiſſern, ob ihre Fertigkeiten und ihre Verläſſigkeit den 
eingezogenen Erkundigungen entſprechen, und er muß ferner 
mit der Erfahrung rechnen, daß der Angeſtellte, der das Auge 
des Herrn nicht über ſich weiß, in feinen Verrichtungen, be- 
ſonders wenn es ſich um ſolche alltäglicher und niedriger Art 
handelt, läſſig zu werden pflegt. Umfang und Maß der Auſſicht 
haben ſich wiederum nach den Umſtänden des Einzelfalls zu 
beſtimmen. M. c. E. & St., U. v. 23. Septbr. 09, 585/08 VI. 
— Berlin. 

11. 88 843, 844, 1386, 1388, 1612 BGB. Einfluß 
der Verheiratung einer unterhaltspflichtigen Tochter auf den 
Anſpruch der Eltern gegen denjenigen, der den Tod der Tochter 
verſchuldet hat. Verweiſung in das Verfahren über die Höhe 
des Anſpruchs.] 

Am 10. Auguſt 1905 ſtürzte während eines Unwetters der 
dem Beklagten gehörige Dreſchmaſchinenſchuppen ein und erſchlug 
die 20 jährige Tochter der Kläger. Die Kläger behaupten, daß 
der Einſturz die Folge der fehlerhaften Errichtung des Schuppens 
geweſen ſei, und verlangten deshalb klagend, da ſie auf den 
von ihrer genannten Tochter ihnen zu leiſtenden Unterhalt an⸗ 
gewieſen ſeien, eine bis zum Tode des Letztlebenden von ihnen 
zahlbare Jahresrente. Das LG. wies die Klage ab. Im 
zweiten Rechtszuge erweiterten die Kläger den Klageanſpruch 
dahin, daß fie die Koſten der Beerdigung mit 50 &, ferner für 
die Zeit bis zum 10. Oktober 1905 als der Zeit der mutmaß⸗ 
lichen Verheiratung der Verunglückten mit ihrem Verlobten, dem 
Zimmermann G., als Erſatz der Dienſte 30 & und vom 
10. Oktober 1905 an als Erſatz des ihnen entzogenen Unter⸗ 
halts eine Jahresrente von 300 & forderten. Dieſer Anſpruch 
wurde vom OLG. dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen und abgeſehen von der 
Haftung des Beklagten als Beſitzer des Werkes nach SS 836, 
837 BGB. folgendes ausgeführt: Soweit der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch darauf geſtützt iſt, daß infolge der Tötung ihrer Tochter 
den Klägern das Recht auf Unterhalt entzogen ſei ($ 844 Abſ. 2), 
iſt der Anſpruch auf Zahlung einer Rente mit der Ausführung 
für begründet erklärt, daß die verlobte Getötete ſich bald ver⸗ 
heiratet haben würde. Die Vermögens- und Erwerhsverhältniſſe 
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ihres Verlobten ſchlöſſen es aus, daß die Getötete bei Berück⸗ 
ſichtigung ihrer ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande geweſen 
wäre, ohne Gefährdung ihres ſtandesmäßigen Unterhalts ihren 
Eltern Unterhalt zu gewähren. Nicht ohne Grund wird dieſe 
Ausführung von der Reviſion angefochten. Für die von der 
Ehefrau auf Grund ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht geſchuldeten 
Leiſtungen iſt der Ehemann bei dem geſetzlichen Güterſtande 
der Verwaltung und Nutznießung des Mannes nach 88 1386 
Abſ. 1 Satz 2 und 1388 BGB. nur verpflichtet, wenn und 
ſoweit der Unterhalt bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den 
Einkünften des Eingebrachten beſtritten werden kann. Von 
einer Unterhaltspflicht des Schwiegerſohns kann hiernach nicht 
die Rede ſein, wenn die Kläger, wie nach den von ihnen dar⸗ 
gelegten ungünſtigen Vermögensverhältniſſen anſcheinend der 
Fall iſt, nicht in der Lage waren, ihrer Tochter eine Mitgift 
zu geben, und die Tochter auch ſonſtiges eingebrachtes Ver⸗ 
mögen nicht beſitzt. Es kann nur in Frage kommen, inwieweit 
die Tochter nach ihren eigenen Vermögens- und Erwerbs⸗ 
verhältniſſen unterhaltspflichtig geweſen wäre. Zu berück⸗ 
ſichtigen iſt hierbei, daß die geſetzliche Unterhaltspflicht an ſich 
auf Geldzahlung geht, wenn auch dem Verpflichteten zur 
Erleichterung der Unterhaltslaſt die Gewährung von Natural⸗ 
unterhalt geſtattet werden kann (8 1612 Abſ. 1 BGB.) und 
daß der Verpflichtete, um ſeiner Unterhaltspflicht zu genügen, 
ſich zu bemühen hat, denjenigen Verdienſt zu finden, den er 
bei gutem Willen durch gehörige Verwendung ſeiner körperlichen 
und geiſtigen Kräfte erlangen kann. Für die Unterhalts⸗ 
pflicht der getöteten Tochter — welche Pflicht allerdings auch 
durch Leiſtung von Naturaldienſten erfüllt werden kann — 
kommt es daher weſentlich darauf an, inwieweit dieſe in der 
Lage geweſen ſein würde, die zu dem Unterhalt erforderlichen 
Mittel durch Arbeitserwerb zu beſchaffen. Der BerR. hat nun 
zwar dieſen Punkt nicht weiter erörtert. Immerhin liegen die 
Verhältniſſe ſo, daß eine Unterhaltspflicht der Tochter, wenn 
auch nur in beſchränkterem Umfange, und demgemäß der An⸗ 
ſpruch der Kläger auf Zahlung einer Rente aus § 844 Abi. 2 
für das gegenwärtige Verfahren über den Grund des Anſpruchs 
vorläufig als gerechtfertigt angenommen werden darf. Die 
nähere Beurteilung und die Beſtimmung der Rente kann füglich 
dem Verfahren über den Betrag, das jetzt vor dem Gericht 
I. Inſtanz ſtattfindet, überlaſſen bleiben. B. c. E., U. v. 
27. Septbr. 09, 643/08 IV. — Karlsruhe. 

12. 88 1427, 1429 BGB. verb. mit $ 461 BGB. 
Beweislaſt. Unklarheit über das anzuwendende Recht. Reriſi⸗ 
bilität. Anſpruch der Ehefrau auf Erſtattung von Geldern, 
die ſie dem Ehemann während der Ehe zu Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes nach dem Güterſtande des BGB. gewährt 
hat. Bedeutung eines entgegen den Beſtimmungen über die 
Beweislaſt abgenommenen Eides.] 

Die Beklagte beantragte widerklagend, den Kläger zur 
Zahlung von 3000 & zu verurteilen. Sie machte geltend, 
daß ſie in die im Jahre 1892 geſchloſſene Ehe mehr als 
3000 & eingebracht habe, wovon der Kläger allmählich 
mindeſtens 3000 & teils für geſchäftliche Zwecke teils zur 
Beſtreitung der Koſten des gemeinſchaftlichen Haushalts ver⸗ 
braucht habe. Ferner habe ſie im Januar 1898 ihr Mutter⸗ 
erbteil mit 3778,40 & ausgezahlt erhalten, wovon ein großer 
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Teil für den Lebensunterhalt der Familie verwendet ſei. Als 
Kläger zum 1. Juli 1900 ein eigenes Geſchäft gegründet habe, 
das in den erſten Jahren nicht gut gegangen ſei, ſei das Erbe 
vollſtändig für das Geſchäft und den Lebensunterhalt der 
Familie verbraucht worden. Beklagte hält ſich hiernach, zumal 
der Kläger ihr wiederholt die Ausſtellung eines Schuldſcheins 
über die aus ihrem Vermögen verwendeten 3000 & verſprochen 
habe, für berechtigt, Erſtattung von mindeſtens 3000 & zu 
fordern, und bis zur Erſtattung dieſer Summe, jedenfalls aber 
der an Prämien von ihr verauslagten 156,26 „ für eine dem 
Kläger mittels der Klage geforderte Police zurückzubehalten. 
Auf den Einwand des Klägers, daß er wohl von einem 
Schuldſchein geſprochen habe, dieſen aber nur zum Schein (zur 
Täuſchung der Gläubiger) habe ausgeſtellt werden ſollen, hat 
das LG. den der Beklagten hierüber zugeſchobenen Eid ab⸗ 
genommen und ſodann nach Beweiserhebung über die von der 
Beklagten behaupteten Zuwendungen die Beklagte zur Einwilligung 
in die Herausgabe der in der Klage geforderten Police gegen die ihr 
zu leiſtende Zahlung von 156,26 K und den Kläger nach dem 
Widerklageantrage verurteilt. Das KG. änderte auf Berufung 
des Klägers bezüglich der Widerklage dahin, daß die Beklagte 
in Höhe von 2708 && nebſt Zinſen unbedingt mit der Wider⸗ 
klage abgewieſen wurde. Wegen der verbleibenden 292 * 
wurde auf einen Eid für Beklagte erkannt, daß ſie von dem 
Kläger auf die aus ihrem Muttererbteil ihm zur Gründung des 
Geſchäfts gegebenen Beträge nicht mehr als 1000 & zurück⸗ 
gezahlt erhalten habe und von der Leiſtung des Eides wurde 
die Verurteilung des Klägers zur Zahlung jenes Betrages, 
von der Nichtleiſtung die Abweiſung der Beklagten abhängig 
gemacht. Die Beklagte legte Reviſion ein, und das RG. hob 
auf: Der Streit der Parteien betrifft nur noch die Wider⸗ 
klage, die auch in II. Inſtanz allein noch ſtreitig war. Mit 
dieſem Anſpruch hat das BG. die Beklagte und Widerklägerin 
in Höhe von 2708 & unbedingt abgewieſen von der Auf: 
faſſung aus, daß ſie die für den gemeinſchaftlichen Haushalt 
angeblich aufgewendeten Beträge nur zurückfordern könne, wenn 
ſie bei den Aufwendungen das Rückforderungsrecht ſich aus⸗ 
drücklich vorbehalten habe. Es wird hierbei in dem BU., da 
über die Zeit der Zuwendung der einzelnen Beträge keine be⸗ 
ſtimmten Angaben gemacht ſind, der verſchiedenartige Rechts⸗ 
zuſtand für die Zeit bis zum 1. Januar 1900, dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. ferner für die Zeit vom 1. Januar bis 
28. September 1900, wo durch Ehevertrag die Verwaltung und 
Nutznießung des klagenden Ehemannes ausgeſchloſſen wurde, 
und für die Zeit nach dem 28. September 1900 erörtert. Dieſe 
Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Was zunächſt 
die Zeit ſeit dem 28. September 1900 betrifft, ſo trat durch die 
Ausſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Klägers 
für die Ehe der Parteien der vertragsmäßige Güterſtand der 
Gütertrennung ein (§S 1436 BGB.) und erlangte damit auch 
die Vorſchrift des 8 1429 BGB. Geltung, wonach, wenn die 
Frau zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes aus ihrem Ber: 
mögen eine Aufwendung macht oder zu dieſem Zwecke dem 
Manne etwas aus ihrem Vermögen überläßt, im Zweifel an⸗ 
zunehmen iſt, daß die Abſicht fehlt, Erſatz zu verlangen. Es 
handelt ſich hierbei nicht, wie das KG. rechtsirrig annimmt, um 
eine Vermutung, die ohne weiteres durchgreift. § 1429 gibt 
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vielmehr, wie durch den Gebrauch der Worte „im Zweifel“ 
ausgedrückt iſt, nur eine Auslegungsregel. Der Richter iſt 
darauf angewieſen, bevor er die Auslegungsregel des § 1429 
zur Anwendung bringen darf, den geſamten Sachverhalt darauf⸗ 
hin zu unterſuchen, ob nicht aus ihm eine gegenteilige Abſicht 
der Partei zu entnehmen iſt. In dieſer Beziehung würde zu⸗ 
gunſten der Beklagten in Betracht kommen, daß die Eheleute 
am 28. September 1900 Gütertrennung eingeführt hatten, was 
anſcheinend zur Sicherung der Beklagten geſchehen iſt, da es 
noch ungewiß war, ob das am 1. Juli 1900 von dem Kläger 
gegründete Geſchäft Erfolg haben würde, und daß die Beklagte 
ſchon vorher, namentlich in der erſten Zeit der Ehe und während 
der Zeit der Stellenloſigkeit des Klägers im Jahre 1898, viel⸗ 
fach Aufwendungen für den gemeinſchaftlichen Haushalt hatte 
machen müſſen. Die Sachlage läßt ſich daher, was von dem 
BerR. zu prüfen geweſen wäre, ſehr wohl dahin beurteilen, 
daß der Beklagten ihr Vermögen erhalten bleiben ſollte und daß 
ihr deshalb, wenn ſie genötigt war noch nach dem 28. September 
1900 weitere Kapitalaufwendungen, ſpeziell unter Verwendung 
des bei der Sparkaſſe für ſie angelegten Geldes, zu machen, 
der Wille, Erſatz zu fordern, nicht gefehlt haben kann. Auf 
dieſe Prüfung hat ſich das BG., weil es von einer rechts⸗ 
irrtümlichen Auffaſſung des § 1429 ausgeht, nicht eingelaſſen. 
Eine ſolche Prüfung war übrigens um ſo mehr angezeigt, als 
das KG. ſelbſt anerkennt, daß die zur Gründung des Geſchäfts 
von der Beklagten beigeſteuerten Summen zurückgefordert 
werden können. Sind die für das Geſchäft und den Haushalt 
verwandten Beträge von der Beklagten — worüber bisher 
nichts feſtgeſtellt iſt — in einer Summe hergegeben worden, 
ſo dürfte die in dem BU. gemachte Unterſcheidung, daß nur die 
für das Geſchäft beſtimmten Beträge zu erſetzen ſeien, kaum der 
Sachlage entſprechen. Es dürfte überhaupt, wenn die Gründung 
und die Erhaltung des klägeriſchen Geſchäfts größere Summen 
erforderte, für die Frage, ob die Beklagte die Abſicht hatte, 
Erſtattung zu fordern, kein weſentliches Gewicht darauf zu 
legen ſein, ob dieſe ihren Mann in der Form unterſtützte, daß 
ſie ihm Beiträge für das Geſchäft gab, oder ihm Unterſtützung 
auf dem Wege gewährte, daß ſie die Haushaltsausgaben für 
ihn beſtritt. Vor allem aber iſt es rechtsirrig, daß die unter 
Eid geſtellte Behauptung der Beklagten, Kläger habe ihr mehr⸗ 
fach die Ausſtellung eines Schuldſcheins über die aus ihrem 
Vermögen verwendeten 3000 & zugeſagt, und der von der 
Beklagten über die Ernſtlichkeit der Zuſage geleiſtete Eid für 
gänzlich unerheblich erachtet iſt. Dem von der Beklagten ge⸗ 
leiſteten Eide ſpricht das BG. um deswillen eine jede Be⸗ 
deutung ab, weil das LG. bei Abnahme des Eides 
die Beweislaſt verkannt habe. Gegenüber der Behaup⸗ 
tung der Beklagten, daß Kläger ihr die Ausſtellung 
eines Schuldſcheins verſprochen habe, ſtelle die Entgegnung des 
Klägers, daß der Schuldſchein nur zum Schein habe ausgeſtellt 
werden ſollen, ſich als ein bloßes Leugnen dar, da jene Be⸗ 
hauptung irgendwelchen Beweiswert für die Abſicht der Rück⸗ 
forderung nur unter der Vorausſetzung haben könne, daß die 
Abſicht der Ausſtellung des Schuldſcheins eine ernſthafte ge⸗ 
weſen ſei. Die Beweislaſt dafür, daß der Schuldſchein nicht 
zum Scheine habe dienen ſollen, falle ſomit der Beklagten und 
nicht dem Kläger zu. Die infolge unrichtiger Beurteilung der 
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Beweislaſt von dem erſten Richter angeordnete Eidesleiſtung 
der Beklagten könne deshalb nach 8 533 Abſ. 2 ZPO. für die 
Berufungsinſtanz keine Wirkſamkeit haben. Dieſen Ausführungen 
kann nicht beigetreten werden. Gibt jemand eine rechtsgeſchäft⸗ 
liche Erklärung ab, ſo iſt, wenn aus den Umſtänden nichts 
anderes erhellt, davon auszugehen, daß die Erklärung ernſthaft 
gemeint geweſen iſt. Behauptet der Erklärende, daß die Er⸗ 
klärung nur zum Schein abgegeben ſei, ſo iſt er hierfür beweis⸗ 
pflichtig (vgl. Planck Vorbem. IV vor § 116). Dieſer all⸗ 
gemeine Grundſatz hat auch im vorliegenden Falle Anwendung 
zu finden und erſcheint hiernach die Eidesauflage an die Beklagte 
gerechtfertigt, ohne daß unterſucht zu werden braucht, ob etwa 
die Parteien über die Leiſtung des Eides durch die Beklagte 
einig waren ($ 461 ZPO.). Der von der Beklagten geleiſtete 
Eid, daß der Schuldſchein nicht zum Schein ausgeſtellt worden, 
ſondern der Kläger dadurch in wirkſamer Weiſe der Beklagten 
gegenüber verpflichtet werden ſollte, würde nun allerdings 
wenig beweiſen, wenn das Verſprechen der Ausſtellung eines 
Schuldſcheins ohne Bezugnahme auf eine beſtimmte Forderung 
der Beklagten abgegeben wäre. In dieſer Beziehung hat aber 
die Beklagte nach dem Tatbeſtande des erſten Urteils (und 
zwar unter Eideszuſchiebung) behauptet, daß Kläger die Aus⸗ 
ſtellung eines Schuldſcheins über die von ihr verwendeten 
3000 & verſprochen habe und zur Erklärung über dieſe Be⸗ 
hauptung iſt der Kläger laut gerichtlichem Protokoll aufgefordert 
worden. Wenn der Kläger hierauf erklärt hat, daß wohl von 
einem Schuldſchein geſprochen worden ſei, daß dieſer aber nur 
zum Schein ausgeſtellt werden ſollte, ſo kann dies nur dahin 
verſtanden werden und iſt von dem erſten Richter dahin ver⸗ 
ſtanden worden, daß das Verſprechen der Ausſtellung eines 
Schuldſcheins über 3000 & von dem Kläger nicht beſtritten 
iſt. Welche Anführungen über dieſen Punkt der Kläger in 
II. Inſtanz gemacht hat, iſt aus dem Tatbeſtand des Bu. nicht 
mit Klarheit zu erſehen. Anſcheinend hat Kläger nur das be- 
ſtritten, daß er aus dem Vermögen der Beklagten 3000 .4 
Zuwendungen erhalten habe. Sollte es aber auch ſich hiermit 
anders verhalten, ſo würde es auf den von der Beklagten dem 
Kläger zugeſchobenen Eid ankommen, daß er die Ausſtellung 
eines Schuldſcheins über 3000 & verſprochen habe. Das KG. 
hält dieſe Eideszuſchiebung für unerheblich, weil immer noch 
der Beweis fehle, daß die Beklagte ſchon bei den angeblichen 
Aufwendungen das Rückforderungsrecht ſich vorbehalten habe. 
Dieſe Rechtsanſicht, daß Beklagte, um einen Erſtattungsanſpruch 
zu haben, die Rückforderung bei den Aufwendungen ſich vor⸗ 
behalten haben müſſe, widerſpricht indes dem Geſetz, das von 
einem ſolchen Vorbehalt nichts ſagt. Für den Erſtattungs⸗ 
anſpruch iſt es nach S 1429 BGB. zwar von Bedeutung, ob 
die Beklagte zur Zeit der Aufwendungen die Abſicht gehabt 
hat, Erſatz zu verlangen. Die Abſicht braucht jedoch nicht 
ausdrücklich erklärt zu ſein, ſie kann auch aus der ganzen 
Sachlage, aus den vorhergegangenen und nachfolgenden Um- 
ſtänden ſich ergeben. Und hierfür iſt auch das ſpätere Ver⸗ 
ſprechen der Ausſtellung eines Schuldſcheins über 3000 & ein 
ſehr beachtlicher Beweisgrund, der nicht als rechtlich bedeutungs— 
los von dem Vorderrichter zur Seite geſchoben werden durfte. 
Rechtsirrtümlich ſind ferner die Ausführungen im BU. über 
die Rechtslage für die Zeit vom 1. Januar bis 28. September 
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1900. Auch hier glaubt ſich der BerR. eines jeden Eingehens 
auf die Sachlage für überhoben und zwar aus dem Grunde, 
weil der § 1429 auf den vorliegenden Fall, daß die Frau das 
ihr eingebrachtes Vermögen enthaltende Sparkaſſenbuch zur 
freien Verfügung habe, analoge Anwendung finden müſſe. 
Dieſe Entſcheidung iſt rechtsirrig. Die Vorſchrift des § 1429 
iſt nur gegeben für den Güterſtand der Gütertrennung. Bei 
dieſem Güterſtande hat der Ehemann keine Verantwortung für 
die Erhaltung des Frauenguts und beſchränkt ſich die Ver⸗ 
pflichtung der Frau darauf, daß ſie zu dem von dem Manne 
zu tragenden ehelichen Aufwand einen angemeſſenen Beitrag 
zu leiſten hat. Nach 8 1427 BGB. iſt ein ſolcher Beitrag 
aus den Einkünften ihres Vermögens und dem Ertrag ihrer 
Arbeit oder eines von ihr betriebenen Erwerbsgeſchäfts zu 
leiſten. Der Beitrag kann aber auch in anderer Weiſe geleiftet 
werden, insbeſondere in der Form, daß die Frau zur Beſtreitung 
des ehelichen Aufwandes aus ihrem Vermögen eine Aufwendung 
macht oder dem Mann aus ihrem Vermögen etwas überläßt. 
Für dieſen Fall wird deshalb unter regelmäßigen Umſtänden 
nach der Auslegungsregel des § 1429 angenommen werden 
dürfen, daß die Frau nicht die Abſicht hat, Erſatz zu verlangen. 
Ganz verſchiedenartig liegen aber die Verhältniſſe bei dem ge⸗ 
ſetzlichen Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes. Die güterrechtlichen Verpflichtungen der Ehegatten 
gegeneinander ſind hier in genaueſter Weiſe durch das Geſetz 
geregelt. Der Ehemann erhält als Beitrag der Frau die 
Nutzungen des Frauengutes, ſoweit dieſes nicht die Eigenſchaft 
des Vorbehaltsguts hat, und er iſt andererſeits kraft ſeiner 
Verwaltungspflicht dafür verantwortlich, daß das ſeiner Nutz⸗ 
nießung unterworfene Frauengut unverſehrt erhalten bleibt. 
Dieſe geſetzlichen Grundſätze bleiben maßgebend, auch wenn die 
Frau aus ihrem Vermögen Aufwendungen zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwands macht oder zu dieſem Zwecke etwas dem 
Manne überläßt, ſofern nicht etwa hierin eine Einigung der 
Ehegatten enthalten iſt, daß die Erſtattung des von der Frau 
Aufgewendeten dem Manne erlaſſen ſein ſoll. Von dieſem 
Geſichtspunkte aus hat aber der BerR. eine Prüfung des 
Sachverhalts nicht vorgenommen. Er wendet vielmehr un⸗ 
richtig den § 1429, in dem er irrig eine Vermutung ſieht, auf 
das eingebrachte Gut der Frau an und gelangt damit zu dem 
unrichtigen Rechtsſatze, daß die Frau auch nach dem geſetzlichen 
Güterrecht der Verwaltung und Nutznießung des Mannes ihre 
Aufwendungen nur zurückfordern könne, wenn fie das Recht 
der Rückforderung ſich ausdrücklich vorbehalten habe. Das BU. 
unterliegt hiernach der Aufhebung und zwar auch inſoweit, als 
das nicht reviſible Recht des ſächſiſchen BGB. zur Anwendung 
gekommen iſt. Da die Zeit der Zuwendungen unbeſtimmt ge⸗ 
laſſen iſt, ſo kann das Urteil nur Beſtand haben, wenn der 
Anſpruch in jedem Falle, mag er nun nach ſächſiſchem Recht 
oder dem Recht des BGB. zu beurteilen ſein, unbegründet ſein 
würde. Das BG. wird ſomit bei der anderweiten Entſcheidung 
von neuem ſich darüber ſchlüſſig zu machen haben, ob nach den 
Vorſchriften des ſächſiſchen BGB. zur Begründung des Cr: 
ſtattungsanſpruchs der Ehefrau ein bei der Zuwendung zu et: 
klärender Vorbehalt zu erfordern iſt, oder ob nicht in dieſer 
Beziehung der Rechtszuſtand nach dem ſächſiſchen Geſetzbuch und 
dem jetzt geltenden BGB. übereinſtimmt. Auf die weiteren 
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Reviſionsangriffe, die weſentlich prozeſſualer Natur ſind und 
namentlich den Vorwurf dem BerR. machen, den Sachverhalt 
nicht aufgeklärt und das Fragerecht nicht ausgeübt zu haben, 
brauchte nicht eingegangen zu werden, da die Aufhebung des 
Urteils ſchon wegen materiellrechtlicher Verſtöße auszuſprechen 
war. Aufzuheben war das Urteil auch hinſichtlich der wegen 
der 292 & ergangenen Entſcheidung. Dieſer Anſpruch, deſſen 
Zuerkennung von einem Eide der Beklagten und Widerklägerin 
abhängig gemacht iſt, ſteht mit dem aberkannten Anſpruch in 
einem ſolchen Zuſammenhange, daß dem BerR. freier Raum 
zu einer anderweiten den ganzen Rechtsſtreit der Widerklage 
umfaſſenden Beurteilung gewährt werden muß. Wird durch 
Vorlegung der Geſchäftsbücher des Klägers oder ſonſtige Beweiſe 
die Höhe der Aufwendungen der Beklagten, insbeſondere der 
Aufwendungen für Geſchäftszwecke nachgewieſen, ſo kann dies 
leicht dahin führen, daß der der Beklagten auferlegte Eid ſich 
erübrigt. Die Zurückverweiſung erfolgt an einen anderen 
Senat des OLG. W. c. W., U. v. 16. Septbr. 09, 620/08 IV. 
— Dresden. 

Zivilprozeßordnung. 

13. 58 3, 9, 546 ZPO. Berechnung des Klaganſpruchs 
nach einem ſpäter vielleicht eintretenden Ereignis.] 

Das OLG. hat den Kläger mit ſeinem Antrage, die Be⸗ 
klagte zu verurteilen, auch ſeine Frau und Kinder im Falle 
ſeines Ablebens ſchadlos zu halten, abgewieſen. Die Reviſion 
des Klägers wurde als unzuläſſig verworfen: Wenn der 
Kläger die Verurteilung der Beklagten zu jährlichen Zahlungen 
in der Weiſe verlangt, daß es erſt von einem ſpäter vielleicht 
zu einem noch gar nicht zu beſtimmenden Zeitpunkt eintretenden 
Ereignis abhängt, ob überhaupt eine Zahlung wird gefordert 
werden können, fo iſt die Anwendung der in § 9 ZRO. vor⸗ 
geſehenen Multiplikation mit 12½ ausgeſchloſſen, und muß viel⸗ 
mehr das Gericht nach freiem Ermeſſen ($ 3 ZPO.) eine 
niedrigere Wertſumme anſetzen; vgl. RG. 26, 409 f. Hier ſteht 
es nun zunächſt außer Zweifel, daß der Wert der Zahlungen, 
die die Beklagte eventuell möglicherweiſe noch an Kinder des 
Klägers zu leiſten haben würde, nach Lage der Sache jedenfalls 
nur auf einen ganz minimalen Betrag veranſchlagt werden 
kann. Was aber die Witwenpenſion anlangt, ſo hängt die 
größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit, ob es eventuell über⸗ 
haupt jemals zu einer ſolchen kommen wird, von dem Alter und 
dem Geſundheitszuſtande beider Ehegatten ab. Wenn nun 
auch in dieſer Beziehung über den Mann einiges aus dem 
Akteninhalte zu entnehmen iſt, ſo fehlt es doch in betreff der 
Frau hier völlig an irgendeinem Anhalte, der das RG. 
beſtimmen könnte, ſein Ermeſſen dahin auszuüben, daß der 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes im ganzen (mit Einſchluß des 
eventuell an die Kinder zu Zahlenden) auf mehr als 2500 4 
feſtzuſtellen ſei. Es wäre, da nach § 546 Abſ. 3 ZPO. dem 
Reviſionskläger die Glaubhaftmachung obliegt, Sache des Klägers 
geweſen, etwas hier Erhebliches beizubringen. N. c. K., U. v. 
20. Septbr. 09, 390/08 VI. — Hamm. 

14. 8 99 3PO. Anfechtung der Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt.] | 

In der I. Inſtanz hatte der auf Grund einer Bürgſchaft 
belangte Beklagte einen Teil des Klaganſpruchs anerkannt und 
war auf Antrag des Klägers dieſem Anerkenntnis gemäß ver⸗ 
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urteilt worden. Wegen des Reſtes erklärte ſich der Kläger in 
einem ſpäteren Verhandlungstermin infolge Leiſtung des Haupt⸗ 
ſchuldners für befriedigt und beantragte nur noch, den Be⸗ 
klagten zur Tragung der Prozeßkoſten zu verurteilen, während 
dieſer die Abweiſung der Klage, ſoweit mehr, als von ihm an⸗ 
erkannt, gefordert worden, und die Verurteilung des Klägers 
zur Tragung der Prozeßkoſten begehrte. Das LG. hat darauf 
im Schlußurteil dem Kläger die Koſten des Rechtsſtreits auf⸗ 
erlegt. Mit der gegen dieſes Urteil eingelegten Berufung hat 
der Kläger den Antrag verbunden, es aufzuheben und dem Be⸗ 
klagten die Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen. Dieſem 
Antrag gemäß hat das OLG. in dem jetzt angefochtenen Urteil 
erkannt und zur Begründung der vom Beklagten beſtrittenen 
Zuläſſigkeit der Berufung folgendes ausgeführt. Der Rechts⸗ 
ſtreit ſei in der Hauptſache durch die im Anerkenntnisurteil 
ausgeſprochene Verurteilung des Beklagten zur Zahlung eines 
Teils der Klagforderung erledigt worden; denn dieſer Betrag 
ſtelle, da der Hauptſchuldner den Forderungsreſt getilgt und der 
Kläger dementſprechend ſeinen weiter erhobenen Anſpruch fallen 
gelaſſen habe, einzig und allein die Hauptſache dar, ſo daß 
dieſe, ſoweit ſie überhaupt durch eine Entſcheidung ihre Er⸗ 
ledigung gefunden habe, durch Anerkenntnisurteil erledigt worden 
ſei. Es finde ſomit §S 99 Abſ. 2 ZPO. Anwendung: Dieſer 
Ausführung kann nicht beigetreten werden; der erkennende 
Senat tritt vielmehr den Grundſätzen bei, die in den Urteilen 
des VII. ZS. vom 30. Dezember 1904 Rep. VII 246/04 
(abgedruckt im RG. 59, 332ff.) und vom 30. Januar 1906 
Rep. VII 215/05 niedergelegt find (vgl. auch den Beſchluß des 
V. 3S. vom 18. Januar 1905 B. V 368/04, abgedruckt in 
RG. 59, 429ff.). Das Anerkenntnisurteil hat im vorliegenden 
Falle die Hauptſache nicht im vollen Umfang erledigt; dies iſt 
erſt geſchehen durch die vom Kläger abgegebene Erklärung. 
Nun iſt allerdings der § 99 Abſ. 2 nicht bloß im Falle der 
gänzlichen Erledigung der Hauptſache durch Anerkenntnisurteil 
anwendbar; er kann auch Anwendung finden in den Fällen, 
daß neben nur teilweiſer Erledigung der Hauptſache durch 
Anerkenntnisurteil wegen des dadurch nicht betroffenen Teils 
der Hauptſache ein kontradiktoriſches Urteil oder — wie in dem 
zur Entſcheidung ſtehenden Falle — überhaupt kein Urteil er⸗ 
gangen iſt. Allein da die Anfechtung unter keinen Umſtänden 
über den Rahmen der durch das Anerkenntnisurteil bedingten 
Koſtenentſcheidung hinausgehen darf, iſt in den erwähnten 
Fällen eine ſelbſtändige Anfechtung dieſer Entſcheidung nur 
möglich, wenn ſie keinen Zweifel darüber läßt, welche Koſten 
von den Geſamtkoſten durch das Anerkenntnisurteil veranlaßt 
ſind und welche Koſten ſich auf den Reſt des Prozeßſtoffs be⸗ 
ziehen. Iſt aber, wie im vorliegenden Fall, die Entſcheidung 
eine einheitliche, die Prozeßkoſten im ganzen erledigende, 
ſo geht ſie über den Rahmen der durch das Anerkenntnisurteil 


bedingten Koſtenentſcheidung hinaus und eine Anfechtung iſt 


ſelbſt nur in letzterem Umfang unmöglich. Für die Anwendung 
der Ausnahmevorſchrift im § 99 Abſ. 2 iſt daher kein Raum; 
vielmehr muß es bei der Regelvorſchrift des Abſ. 1 verbleiben. 
S. c. G., U. v. 20. Septbr. 09, 172/09 VI. — Breslau. 
15. § 256 ZPO. Feſtſtellungs⸗ oder Leiſtungsanſpruch ?] 
Wenn der erſte Teil des Klageantrags, womit begehrt wird: 
zu erkennen, daß der Beklagte ſchuldig iſt, anzuerkennen, daß 
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er verpflichtet iſt, dem Kläger allen Schaden zu erſetzen, der 
ihm durch die am 7. Juli 1906 zugefügte Verletzung entſtanden 
iſt und noch entſtehen wird, als ein ſelbſtändiger Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch aufzufaſſen wäre, ſo müßte die inſoweit von der 
Reviſion erhobene Rüge einer Verletzung des §S 304 ZPO. als 
begründet anerkannt werden. Das LG. hat durch das in An⸗ 
wendung dieſer Vorſchrift erlaſſene Zwiſchenurteil die Klage in 
vollem Umfang als dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt, und 
das BG. hat dies unter Einſchränkung auf drei Viertel des 
erhobenen Anſpruchs gebilligt. Eine Vorabentſcheidung über 
den Grund gemäß § 304 fett aber voraus, daß der Anſpruch 
nach Grund und Betrag ſtreitig iſt. Hiervon kann nicht die 
Rede ſein, ſoweit ein beſtimmter Betrag überhaupt nicht gefordert 
wird. In einem ſolchen Falle iſt demnach für Anwendung des 
§ 304 kein Raum. Allein dem erwähnten Begehren iſt die 
Bedeutung eines ſelbſtändigen Anſpruchs, neben dem im zweiten 
Teile des Antrags erhobenen, nicht beizumeſſen. Neben der 
im zweiten Antragsteile geltend gemachten Forderung von 
620 & Kapital und 100 & Monatsrente hat jenes Begehren 
eine ſelbſtändige Bedeutung überhaupt nicht. Indem der Kläger 
beantragt, zu erkennen, daß der Beklagte ſchuldig iſt, ſeine 
Schadenserſatzpflicht anzuerkennen „und demgemäß“ die ge⸗ 
dachten Zahlungen (wovon die „zunächſt“ verlangten 620 KA 
Kapital auf den Schaden, der bereits entſtanden iſt, und die 
„fernerhin“ geforderten ſpäteren Renten auf den Schaden, der 
noch entſtehen wird, fallen) zu leiſten, gibt er deutlich kund, 
daß der erſte Teil des Antrags nur den rechtlichen Geſichtspunkt 
bezeichnet, unter dem die nachher begehrte Leiſtung gefordert 
wird. Es handelt ſich alſo um eine, freilich nicht in den Klage⸗ 
antrag gehörige, Begründung des eigentlichen Klagebegehrens, 
wie man ähnliches öfter auch bei der Gläubigeranfechtung 
beobachtet, wo der Klageantrag vielfach dahin gefaßt wird: 
die angefochtene Rechtshandlung als dem Kläger gegenüber 
unwirkſam zu erklären und („demgemäß“) den Beklagten zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das anfechtbar erworbene 
Vermögensſtück zu verurteilen. Von der Reviſion ſelbſt iſt 
hervorgehoben worden, daß nach dem eigenen Vorbringen des 
Klägers „vorbehaltlich einer Beſſerung“ (ſeines Geſundheits⸗ 
zuſtandes) „alle Folgen ſeiner Verletzung feſtſtehen“. Dies 
ſpricht ebenfalls dagegen, daß der Kläger noch weitere Leiſtungen 
zu fordern beabſichtige oder auch nur ſolche Forderung ſich 
jedenfalls vorbehalten und die Berechtigung dazu durch ein dem 
erſten Antragsteil entſprechendes Urteil habe feſtlegen wollen. 
Für eine ſolche Abſicht des Klägers iſt in den feſtgeſtellten 
Ergebniſſen der mündlichen Verhandlung vor den Inſtanz⸗ 
gerichten ein Anhalt nirgends zu finden. Auch die Entſcheidung 
des BG. hat demnach nur die Bedeutung, daß der erhobene 
Leiſtungsanſpruch, aber nur auf Höhe von drei Viertel, dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt iſt. So verſtanden verletzt 
die Entſcheidung den 8 304 ZPO. nicht, da der Anſpruch auch 
dem Betrage nach beſtritten iſt. K. c. K., U. v. 17. Septbr. 09, 
57008 VII. — Hamm. 

16. 8 256 3PO. Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage bei 
behaupteter Nichtigkeit des Vertrages ?] | 

Der Bert. erachtet die Feſtſtellungsklage dahin, daß der 
notarielle Kaufvertrag vom 25. Oktober 1904 und die auf 
Grund dieſes Vertrages erfolgte Auflaſſung nichtig ſeien und 
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daß der Rücktritt des Klägers von dem Vertrage und deſſen 
Rückgängigmachung berechtigt ſei, deswegen für zuläſſig, weil 
der Kläger bei Nichtigkeit des Vertrages einen Anſpruch ent⸗ 
weder aus der Bereicherung oder, wenn die Anfechtung wegen 
unerlaubter Handlung durchgreife, aus dieſer würde erheben 
können, dabei aber ſämtliche Aufwendungen für das Grundſtück, 
andererſeits alle Einnahmen zur Ausgleichung kommen müßten, 
auch trotz etwaigen Vorliegens einer unerlaubten Handlung. 
Allein zunächſt paßt die Feſtſtellung, daß der Rücktritt des 
Klägers und die Rückgängigmachung des Vertrages berechtigt 
ſei, nicht auf den Fall, daß der Vertrag nichtig iſt. Denn 
eine Berechtigung zum Rücktritt und zur Rückgängigmachung 
eines Vertrages ſeitens eines Vertragsteils kann nur dam in 
Frage kommen, wenn an ſich ein rechtsgültiger Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen war. Der Kläger hat auch in ſeinem Antrage dieſen 
Anſpruch unter Nr. 2 von dem Anſpruch auf Feſtſtellung der 
Nichtigkeit unter Nr. 1 geſondert, indem er anſcheinend mit dem 
Antrage zu 2 die Feſtſtellung ſeiner Berechtigung zur 
Wandelung verfolgt hat. Sodann hat der Ber. feine Ent⸗ 
ſcheidung weder auf ein Recht zur Wandelung noch auf das 
Vorliegen einer unerlaubten Handlung, unter der eine argliſtige 
Täuſchung gemeint iſt, geſtützt. Vielmehr hat er dieſe Klage⸗ 
gründe, ſowie die auf das Unvermögen zum Sprechen und auf 
das Fehlen der Unterſchrift bezüglichen, ausdrücklich von der 
Entſcheidung ausgeſchloſſen. Seine Entſcheidung gründet ſich 
vielmehr lediglich auf die von ihm für erwieſen erachtete Tat⸗ 
ſache, daß Michaelis B. zur Zeit des Vertragsſchluſſes geſchäfts⸗ 
unfähig geweſen ſei. Daher kommt hinſichtlich der Zuläſſigkeit 
der Feſtſtellungsklage allein dieſer Klagegrund für das Reviſions⸗ 
gericht in Betracht. Von dieſem Geſichtspunkte aus muß 
aber mit der Reviſion verneint werden, daß der Kläger ein 
rechtliches Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung hat, daß der 
Vertrag nichtig ſei. Die Motive 1, 217 bemerken bezüglich 
einer ſolchen Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit: „Die Nicht⸗ 
aufnahme der querela nullitatis ergibt ſich bei dem Schweigen 
des Entwurfes von ſelbſt. Wird unter Umſtänden erforderlich, 
präjudiziell feſtzuſtellen, ob ein Rechtsgeſchäft nichtig ſei oder 
nicht, fo bietet §S 231 (jetzt §S 256) ZPO. den geeigneten Weg.“ 
Mit Recht betonen hier die Motive, daß nur, wenn es unter 
Umſtänden erforderlich, Raum für eine ſolche Feſtſtellungsklage 
iſt. Vorliegend macht der Kläger nicht geltend, daß er 
geſchäftsunfähig geweſen und deshalb der Vertrag nichtig ſei, 
ſondern er will den Vertrag deswegen für nichtig erklärt wiſſen, 
weil einer ſeiner beiden Vertragsgegner, der Ehemann der 
Beklagten zu 2 und Erblaſſer der Beklagten zu 1, infolge 
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit im Sinne des 9 104 
Nr. 2 BGB. geſchäftsunfähig geweſen ſei. Die Beklagten 
ſelbſt aber beſtreiten dieſe Geſchäftsunfähigkeit; ſie wollen an 
den Vertrag gebunden ſein. Der Vertrag iſt auch von beiden 
Seiten erfüllt und der Kläger im Beſitze des Grundſtückes. 
Es kann daher nicht anerkannt werden, daß von dem gegen 
wärtig allein in Betracht kommenden Geſichtspunkte der Nichtig⸗ 
keit wegen Geſchäftsunfähigkeit des Vertragsgegners die aus 
der angeblichen Nichtigkeit ſich ergebenden Anſprüche des Klägers 
irgendwie gefährdet würden oder ſonſt eine Schmälerung der 
Rechtslage des Klägers eintreten würde, wenn nicht alsbald 


die Nichtigkeit des Vertrags feſtgeſtellt würde. Als der Kläger 
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die Klage erhob, war bereits faſt ein Jahr vergangen, ſeitdem 
ihm das Grundſtück aufgelaſſen und übergeben worden war. 
Es eilte daher, wenn der Vertrag lediglich wegen Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit des Vertragsgegners nichtig ſein ſollte, auch weiter 
nicht mit der Feſtſtellung der Nichtigkeit für ſich allein. Kläger 
konnte ſich die aus der Nichtigkeit ſich ergebenden Folgen, wie 
er vor Klagerhebung etwa ein Jahr hatte vorübergehen laſſen, 
auch ferner überlegen und dann die Klage auf dieſe Folgen ab⸗ 
ſtellen, ſie alſo auf Rückgängigmachung des beiderſeitig 
Geleiſteten richten, wie er es auch in der urſprünglichen Klage 
und dann in der Berufungsinſtanz mit dem hilfsweiſe geſtellten 
Antrage getan hat. Durch Erhebung der Feſtſtellungsklage 
wurde nur ein verzögerliches Vorverfahren herbeigeführt. Daher 
iſt ein rechtliches Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung der 
Nichtigkeit vom Geſichtspunkte der Nichtigkeit wegen Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit des Vertragsgegners nicht gegeben (vgl. IW. 05, 
53628). B. c. K., U. v. 25. Septbr. 09, 551/08 V. — Poſen. 

17. 5 304 ZPO. Entſcheidung über die zeitliche Dauer 
eines wegen eines Schadenserſatzanſpruchs geforderten Renten⸗ 
anſpruchs. Begründung für die Dauer bis zum 70. Lebensjahr 


ohne beſondere Angaben.] 


Die Reviſion macht geltend, daß die Entſcheidung über 
die zeitliche Dauer der Rentenzahlungspflicht in das Nach⸗ 
verfahren über die Höhe des Anſpruchs gehöre, und daß jeden⸗ 
falls die Entſcheidung des BerR. inſoweit einer prozeßgerechten 
Unterlage und einer ausreichenden Begründung entbehre. Die 
erſtere Rüge erſcheint unbegründet. Im Anſchluß an die bis⸗ 
herige Rechtſprechung des RG. kann es nicht als ein zur Auf⸗ 
hebung des BU. nötigender Verſtoß gegen den 5 304 ZPO. 
angeſehen werden, daß das BG. die Feſtſtellung einer Alters⸗ 
grenze, bis zu der die Rente zu zahlen iſt, bereits in dem 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs vorgenommen 
hat. Dagegen kann dem weiteren prozeſſualen Angriff der 
Erfolg nicht verſagt werden. Weder nach dem Tatbeſtand des 
erſtinſtanzlichen noch nach dem des BU. hat Kläger die Be: 
hauptung vorgetragen, daß er bis zum 70. Lebensjahr ohne 
den Unfall vorausſichtlich erwerbsfähig geweſen ſein würde. 
Noch weniger haben die Beklagten ſich zu dieſer Frage geäußert. 
Will man aber etwa in der Stellung des Antrags vom 
13. Dezember 1907 die Behauptung, daß Kläger ohne den 
Unfall bis zum 70. Lebensjahr erwerbsfähig geblieben ſein 
würde, finden, ſo muß man auch in dem gegneriſchen Antrag 
die Verneinung dieſer Behauptung erblicken. Nach dem Beweis⸗ 
beſchluß ſind die Sachverſtändigen wohl darüber gehört, ob die 
Erwerbsfähigkeit des Klägers zeitweilig oder dauernd gemindert 
ſei und in welchem Maße, nicht aber darüber, bis zu welchem 
Alter Kläger ohne den Unfall vorausſichtlich erwerbsfähig 
geweſen ſein würde. Dieſe letztere Frage iſt überhaupt nicht 
zum Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht. Wenn 
nun auch der Richter im einzelnen Fall auch ohne Anhören von 
Sachverſtändigen unter Verwertung ſeiner eigenen Lebens⸗ 
erfahrung in der Lage ſein wird, eine Altersgrenze bezüglich 
der Erwerbsfähigkeit zu beſtimmen, ſo darf er dies doch nur 
unter Berückſichtigung der beſonderen perſönlichen Verhältniſſe 
des Verletzten, insbeſondere der geſundheitlichen und beruflichen 
Verhältniſſe. Über die vorliegend hiernach für die Entſcheidung 
maßgebenden perſönlichen Verhältniſſe des Klägers hat aber 
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der BerR. irgendwelche Feſtſtellungen nicht getroffen. Die vom 
BerR. ausgeſprochene Annahme, daß Kläger ohne den Unfall 
bis zum 70. Lebensjahr voll erwerbsfähig geblieben ſein würde, 
entbehrt jeglicher Begründung. Hiernach verſtößt das BU., 
inſoweit es die Beklagten für verpflichtet erklärt, bis zum 
70. Lebens jahr des Klägers eine Geldrente zu zahlen, gegen 
den Grundſatz des §S 286 ZPO. A. c. T., U. v. 17. Septbr. 09, 
582/08 VII. — Hamm. 

18. 8 664 3PO. Kenntnis des Entmündigten von der 
Entmündigung wegen Geiſteskrankheit bei Prüfung der Recht⸗ 
zeitigkeit der Anfechtungsklage.!] 

Der Kläger wurde durch Beſchluß des AG. vom 11. Sep⸗ 
tember 1907 wegen Geiſteskrankheit entmündigt. Dieſen Be⸗ 
ſchluß focht er mittels Klage vom 28. Dezember 1907, 
zugeſtellt der Staatsanwaltſchaft am 3. Januar 1908, an und 
beantragte, den angefochtenen Beſchluß aufzuheben. Das LG. 
wies die Klage ab und das KG. wies die vom Kläger ein⸗ 
gelegte Berufung zurück. Beide Gerichte nahmen an, der 
Kläger habe die einmonatige Anfechtungsfriſt verſäumt. Gegen 
das Urteil des KG. legte der Kläger Reviſion ein. Er be⸗ 
antragte, das angefochtene Urteil aufzuheben und nach ſeinem 
im zweiten Rechtszuge geſtellten Antrage zu erkennen. Der 
Oberreichsanwalt beantragte, das angefochtene Urteil aufzuheben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
in die Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. Das RG. hob auf: 
Der wegen Geiſteskrankheit Entmündigte kann den Ent⸗ 
mündigungsbeſchluß im Wege der Klage ſelbſtändig anfechten. 
Die Anfechtungsfriſt beträgt einen Monat. Sie beginnt nach 
§ 664 Abſ. 3 ZPO. mit dem Zeitpunkt, in welchem der Ent⸗ 
mündigte von der Entmündigung Kenntnis erlangt. Es fragt 
ſich, was das Geſetz unter Kenntnis des Entmündigten von 
der Entmündigung verſteht, insbeſondere ob dieſe Kenntnis 
ſchon dann vorliegt, wenn dem Entmündigten die bloße Tat⸗ 
ſache der Entmündigung bekannt geworden iſt, oder ob auch die 
Kenntnis des Entmündigungsgrundes (Geiſteskrankheit, bzw. 
Geiſtesſchwäche) hinzutreten müſſe, oder ob ſogar die Kenntnis 
des ganzen Entmündigungsbeſchluſſes mit Einſchluß der Be⸗ 
gründung zu erfordern ſei. Das RG. (IV. ZS.) hat ſich über 
dieſe Fragen inzwiſchen in der Bd. 68 S. 402 abgedruckten 
Entſcheidung vom 21. Mai 1908, der ein gleicher Fall zugrunde 
lag, ausgelaſſen. Darnach hängt der Beginn der in § 664 
Abſ. 3 ZPO. vorgeſchriebenen Klagefriſt für den Entmündigten 
davon ab, daß er nicht nur die Entmündigung erfährt, ſondern 
auch von dem Entmündigungsgrunde Kenntnis erlangt. Zu 
dieſer Kenntnis gehört aber nicht, daß der Entmündigte von 
dem ganzen Inhalte des Entmündigungsbeſchluſſes Kenntnis 
erhält. Das BG. nimmt nun in Ülbereinftimmung mit dem 
LG. an, der Kläger habe am 16. Oktober 1907 von der Ent⸗ 
mündigung Kenntnis erlangt, mithin die am 16. November 1907 
endigende Anfechtungsfriſt mit der am 3. Januar 1908 zu⸗ 
geſtellten Anfechtungsklage nicht gewahrt. Dieſe Annahme wird 
darauf geſtützt, daß der Kläger in ſeinem zu den Entmündigungs⸗ 
akten (Bl. 17) eingereichten, dem Reviſionsgerichte nicht vor⸗ 
liegenden Schreiben an das AG. vom 7. November 1907 er⸗ 
wähnt haben ſoll, am 16. Oktober 1907 von ſeiner Entmündigung 
Kenntnis erhalten zu haben (angeblich durch ein Schreiben des 


AG. von demſelben Tage oder vom 11. Oktober 1907). Hierbei 
8⁴ 
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unterläßt das BG. aber eine beſtimmte und klare Feſtſtellung 
darüber, ob der Kläger auch von dem Entmündigungsgrunde 
ſchon am 16. Oktober 1907 Kenntnis erhalten habe. Eine 
derartige Feſtſtellung war um ſo mehr geboten, als der Kläger 
nur zugegeben hat, am 16. Oktober 1907 vom AG. die bloße 
Mitteilung erhalten zu haben, daß er entmündigt ſei. Dieſer 
Mangel enthält eine Verletzung des §S 664 ZPO. L. c. Staats⸗ 
anwaltſchaft, U. v. 16. Septbr. 09, 574/08 IV. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

19. SS 1, 93 HGB. verb. mit § 373 ZPO. Zum Be: 
griffe der Kaufmannseigenſchaft. Gilt Verhalten im Erwerbs⸗ 
leben als zum Zeugenbeweis geeignete Tatfache?] 

Nach Lage der Sache kam es darauf an, ob der Kläger 
zur Zeit ſeiner Verbürgung für den Kaufmann S. ein Voll⸗ 
kaufmann war, was er beſtritten hatte. Die Beklagte hatte 
behauptet, daß der Kläger es geweſen ſei, weil er in den 
letzten Jahren in großem Umfange und gewerbsmäßig, nicht 
bloß für die Bauten, an denen er ſelbſt beteiligt geweſen ſei, 
Baugelder dargeliehen und Baugelddarlehn vermittelt habe, und 
hatte hierfür den Architekten K. als Zeugen benannt. In der 
Tat würde, wenn dies wahr ſein ſollte, die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft des Klägers ſich aus § 1 Abſ. 2 Nr. 4 HGB., bzw. 
möglicherweiſe aus $ 1 Abſ. 2 Nr. 7 vgl. mit § 93 HGB. er: 
geben. Das BG. hat aber die Erhebung dieſes Zeugenbeweiſes 
abgelehnt, weil die Behauptung wegen Mangels der Angabe 
einzelner Fälle völlig unſubſtantiiert ſei. Dies kann nicht als 
richtig anerkannt werden. Es iſt nicht abzuſehen, weshalb das 
allgemeine Verhalten einer Perſon im Erwerbsleben nicht ebenſo⸗ 
gut als eine Tatſache im Sinne des 8 373 ZPO. gelten könnte, 
die ſich zum Gegenſtand eines Zeugenbeweiſes eignet. Hat doch 
auch das BG. ſelbſt früher kein Bedenken getragen, zwei andere 
Zeugen über die gleiche Frage vernehmen zu laſſen. C. c. C., 
U. v. 23. Septbr. 09, 417/08 VI. — Berlin. 

Seerecht. 

20. 58 823, 825 HGB. Umfang der Frachtverſicherung.] 

Nach § 825 HGB. beginnt und endet die Gefahr bei der 
Frachtverſicherung in Anſehung der Unfälle, denen das Schiff 
und dadurch die Fracht ausgeſetzt iſt, mit demſelben Zeitpunkt, in 
welchem die Gefahr bei der Verſicherung des Schiffes für die⸗ 
ſelbe Reife beginnen und enden würde, und nach $ 823 beginnt 
bei der Verſicherung des Schiffes für eine Reiſe die Gefahr für 
den Verſicherer mit dem Zeitpunkt, in welchem mit der Ein⸗ 
nahme der Ladung oder des Ballaſtes angefangen wird, oder, 
wenn weder Ladung noch Ballaſt einzunehmen iſt, mit dem 
Zeitpunkte der Abfahrt des Schiffes, während ſie der Regel 
nach endigt mit der Beendigung der Löſchung im Beſtimmungs⸗ 
hafen. Aus dieſen Beſtimmungen ergibt ſich zunächſt, daß die 
Frachtverſicherung jeweilig nur gelten kann für ein und dieſelbe 
Frachtreiſe. Es folgt daraus, daß, wenn das Schiff, während 
es mit voller Frachtladung unterwegs iſt, einen die Fracht in 
Mitleidenſchaft ziehenden Seeunfall erfährt, der Frachtverſicherer 
nicht zugleich verantwortlich gemacht werden kann für den Ver⸗ 
luſt, den der Verſicherte etwa dabei auch an der Fracht einer 
zukünftigen Frachtreiſe erleidet, ſollte auch der betreffende Fracht⸗ 
vertrag bereits abgeſchloſſen geweſen ſein. Andernfalls würde 
ſich das Riſiko des Verſicherers auf ein Vielfaches der jeweilig 
vom Schiffe zu verdienenden Fracht erſtrecken können und damit 
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jede ſichere Grundlage für die Schätzung des erſteren und die 
Berechnung der Prämie entfallen. Dagegen ſteht nichts im 
Wege, falls das Schiff behufs Erfüllung des Frachtvertrages 
zunächſt eine Zureiſe zum Abladehafen zu machen hat, eine 
Frachtverſicherung für die kombinierte Zu⸗ und Transportreiſe 
zu nehmen mit der Folge, daß, wenn die Frachtforderung aus 
einem bereits abgeſchloſſenen Frachtvertrage durch einen See⸗ 
unfall auf der Zureiſe verloren geht, der Verſicherer dafür ein⸗ 
zuſtehen hat. Daß dies der Sinn der §§ 823, 825 HGB. ilt, 
ergibt ſich ganz klar aus den Verhandlungen der Seerechts⸗ 
kommiſſion, wie fie in RG. 7, 29—31 dargeſtellt find. Daß 
aus den Hamburger Allgemeinen Bedingungen, wenn man von 
deren § 83 einſtweilen einmal hier abſieht, nichts anderes zu 
entnehmen iſt, iſt gleichfalls zweifellos. Das RG. hat damals 
den Anſpruch des Verſicherten lediglich aus dem Grunde ab⸗ 
gewieſen, weil er ausdrücklich nur für die Transportreiſe, nicht 
auch für die Zureiſe Verſicherung genommen hatte. Bei der 
hier vorliegenden Zeitverſicherung war aber die Zureiſe Yarmouth⸗ 
Seaham, auf der der Unfall ſich ereignete, unbeſtritten mit⸗ 
verſichert. Wäre ſomit nach dem HGB. zu entſcheiden, fo wäre 
es nicht zweifelhaft, daß Beklagte für einen dem Kläger ent⸗ 
ſtandenen Verluſt an Fracht der Reife Seaham — Königsberg, der 
auf jenen Unfall zurückzuführen iſt, ſofern der betreffende Fracht⸗ 
vertrag bereits abgeſchloſſen war, einzuſtehen hätte. Dies iſt 
auch die Anſicht des Sachverſtändigen P. Denn nachdem er 
auf S. 3 oben des Nachtragsgutachtens dargelegt hat, daß 9 83 
der Bedingungen den Reiſebegriff des HGB. verändere, indem 
es im Gegenſatze zu dieſem feſtſtelle, daß jede Ballaſtvorreiſe, 
auch wenn eine weitergehende Charter vorliegt, als eine ſelb⸗ 
ſtändige Reiſe angeſehen werden ſoll, erklärt er auf S. 4 unten: 
„die erwartete Fracht von Seaham nach Königsberg kann dem 
Berufungsbeklagten nicht zugebilligt werden, weil, wie oben er⸗ 
wähnt, laut Vertragsrecht die Ballaſtvorreiſe der Verſicherung 
gegenüber als eine ſelbſtändige Reiſe anzuſehen iſt. Wäre 
dies nicht der Fall, würde ſich allerdings die Baſis 
ändern.“ Die Auslegung, welche der Sachverſtändige und ihm 
folgend das BG. dem § 83 der Bedingungen geben, iſt aber 
nicht zu billigen. § 83 beginnt mit den Worten: „Inſofern 
es auf die beſondere Behandlung der einzelnen von mehreren 
durch dieſelbe Verſicherung gedeckten Reifen ankoe mm 
Daraus ergibt ſich deutlich, daß von der Deckung der mehreren 
Reiſen durch dieſelbe Verſicherung ausgegangen wird, dieſe 
Deckung ſomit nicht durch das Folgende aufgehoben werden 
kann. Dieſe Deckung würde aber vollſtändig beſeitigt werden, 
wenn bei einer Frachtverſicherung der Ballaſtzureiſe nicht die 
Fracht der demnächſtigen Transportreiſe in Betracht gezogen 
werden dürfte. Ferner würde bei einer Frachtverſicherung auf 
Zeit für jene Ballaſtreiſe Prämie zu bezahlen ſein, ohne daß 
ihr ein Riſiko des Verſicherers entſpräche. Daß im vorliegenden 
Falle mit der Frachtverſicherung eine ſolche für behaltene Fahrt 
kombiniert iſt, begründet ſelbſtverſtändlich für die prinzipiell 
Beurteilung und die Auslegung des 8 83 keinen Unterſchied. 
Daß an eine ſolche Tragweite der Beſtimmung nicht gedacht 
iſt, ergeben auch zur Genüge die angeführten Beiſpiele, in denen 
die an ſich recht unbeſtimmte Vorausſetzung, daß „es auf die 
befondere Behandlung der .. .. Reifen ankommt“, die er⸗ 


forderliche Erläuterung findet. Als Beifpiele werden angeführt: 
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die zu gewährleiſtende Seetüchtigkeit, 8 70 Ziff. 1, die Separierung 
der Havareien, § 97 a. E., und die Koſten der für die Reparatur 
des Schiffes erforderlichen Gelder, § 130 Abſ. 3, mit dem 
Zuſatze: „und dergl.“. Damit wird alſo folgendes ausgeſprochen: 
1. Die Seetüchtigkeit iſt bei jeder Reiſe immer von neuem zu 
gewährleiſten, auch bei einer Transportreiſe, die ſich an eine 
zu ihrer Ausführung unternommene Ballaſtreiſe anſchließt; 
2. Bei Berechnung der 3 Prozent Franchiſe des § 97 gilt die 
Ballaſtzureiſe gegenüber der demnächſtigen Transportreiſe als 
eine beſondere Reiſe; 3. Nach § 130 Abſ. 3 ſollen dem Ver⸗ 
ſicherer die — mutmaßlich dann außergewöhnlich hohen — 
Koſten der Beſchaffung der Reparaturgelder in dem Falle zur 
Laſt fallen, daß die Reparatur nicht an dem Orte, wo die 
Reiſe enden ſollte, ſtattzufinden hat. Im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung iſt als Ort, wo die Reiſe enden ſollte, auch derjenige 
anzuſehen, nach dem das Schiff auf einer Ballaſtzureiſe fährt. 
Alle dieſe Beſtimmungen ſind durchaus verſtändlich und erſcheinen 
auch in ſich billig und gerechtfertigt. Es bedarf keiner Aus⸗ 
führung, daß mit ihnen ſich die vom Vorderrichter gezogene 
Folgerung nicht auf eine Linie ſtellen läßt und ſomit nicht 
unter die Worte „und dergl.“ begriffen werden kann. S. c. D., 
U. v. 18. Septbr. 09, 406.08 I. — Berlin. 

Wechſelordnung. 

21. Art. 36 WO. verb. mit 8 181 BGB. Berückſichtigung 
des materiellen Einwandes, ein gültiger Wechſelbegebungs— 
vertrag liege nicht vor. Verhandlung des Vertreters für ſich 
und für die von ihm vertretene Perſon.] 

I. Das KG. geht davon aus, daß die Klägerin zwar nach 
Art. 36 WO. durch den Beſitz des mit Blankoindoſſament des 


G., Geſchäftsführers der klagenden Geſellſchaft m. b. H., ver⸗ 


ſehenen Wechſels formell legitimiert erſcheine, daß aber gleich— 
wohl den Beklagten der Gegenbeweis offenſtehe, daß die Klägerin 
materiell nicht Wechſelgläubigerin geworden ſei, weil ihrem 
Erwerb des Wechſels ein gültiger Wechſelbegebungsvertrag 
nicht zugrunde liege. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden; ſie deckt ſich mit den Grundſätzen, welche das RG. 
ſchon wiederholt ausgeſprochen hat; vgl. RG. 5, 82; 35, 76. 
II. Den Beweis, daß der formellen Berechtigung der Klägerin 
ein gültiger Begebungsvertrag nicht zugrunde liegt, hat aber 
das KG. mit Recht für geführt erachtet. Denn es ſteht feſt, 
daß zur Zeit des Erwerbs des Wechſels durch die Klägerin ihr 
einziger Geſchäftsführer, alſo ihr einziger Vertreter G. geweſen 
iſt, und es ſteht durch die Eidesverweigerung des G. weiter 
feſt, daß die Klägerin den Wechſel von dieſem ihrem einzigen 
Vertreter direkt erworben hat. Dies war aber in rechtlich 
gültiger Weiſe nicht möglich, da G. nicht mit ſich ſelbſt als 
Vertreter der Klägerin kontrahieren konnte (vgl. $ 181 BGB.). 
Auch bei dieſer Erwägung iſt ein Rechtsirrtum des KG. nicht 
unterlaufen. Von „einem gutgläubigen Erwerb“, auf welchen 
der Vertreter der Reviſionsklägerin abhebt, kann hier keine Rede 
ſein. G. wußte, daß er mit ſich ſelbſt und namens der Klägerin 
kontrahierte, wenn er dieſer einen ihm gehörigen Wechſel übertrug. 
III. Die Reviſion macht dem KG. ſchließlich zum Vorwurf, 
daß es den im Beweisbeſchluſſe vom 15. Februar 1909 für G. 
normierten Eid, folgenden Inhalts: es iſt nicht wahr, daß mir 
der Klagewechſel auf Grund der zwiſchen mir und den beklagten 
A.ſchen Eheleuten getroffenen Abrede hergegeben iſt, daß der 
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Wechſel für ein ihnen von mir zu gewährendes bares Darlehn 
von 1000 & verpfändet ſein ſollte, vielmehr iſt bei Begebung 
des Klagewechſels zwiſchen mir und den A.ſchen Eheleuten ver⸗ 
einbart worden, daß ich ihnen auf den Wechſel ein Darlehn 
von 1000 & geben oder beſchaffen, daß im übrigen aber der 
Wechſel mit der Proviſionsforderung der Klägerin an die A. ſchen 
Eheleute verrechnet werden ſollte, — dem G. nicht abgenommen 
habe, vielmehr den Beweisbeſchluß inſoweit unerledigt ließ. 
Die Reviſionsklägerin führt in dieſer Beziehung aus, der 
Geſchäftsführer G. habe nach ſeiner Erklärung im Eidestermin 
vorſchußweiſe Gelder aus der Kaſſe der Klägerin entnommen 
und ſich daher als ihren Schuldner betrachtet. Habe nun 
wirklich die behauptete Vereinbarung mit den A. chen Eheleuten 
ſtattgefunden, ſo ſei evident, daß wenigſtens in Höhe der an⸗ 
geblichen Proviſionsforderung von 4000 & der Wechſel für die 
Klägerin beſtimmt war, und G. bei Übertragung des Wechſels 
an ſie lediglich in Erfüllung einer ihm obliegenden Verbindlichkeit 
handelte (vgl. 8 181 BGB. Schlußſatz). Der Klagewechſel 
lautete auf 5000 &. Das KG. hat erwogen, daß, wenn auch 
G. der Schuldner der Klägerin aus erhaltenem Vorſchuß ge⸗ 
weſen ſei, dieſe doch deshalb noch keinen Anſpruch ſpeziell auf 
den Klagewechſel gehabt habe. Die Reviſion meint, daß dieſe 
Erwägung jedenfalls nicht für die 4000 & Proviſion zutreffe, 
wenn die Verrechnung derſelben mit dem Klagewechſel mit den 
A. ſchen Eheleuten vereinbart worden ſei. Allein auch wenn die 
Darſtellung G.s, welche ſich die Klägerin nunmehr zu eigen 
macht, richtig wäre, — die Beklagten beſtreiten ſowohl die 
Proviſionsforderung als die Vereinbarung der Verrechnung —, 
ſo hätte auch hiernach G. bei Hingabe des Wechſels an die 
Klägerin keineswegs bloß „in Erfüllung einer Verbindlichkeit“ 
gehandelt. Auch für dieſen Fall trifft die Erwägung des KG. 
zu, daß die Klägerin auf den Klagewechſel gegenüber dem G. 
keinen Anſpruch hatte. Sie hatte nur Anſpruch darauf, daß 
die Wechſelſumme mit ihrer Proviſionsforderung verrechnet 
werde. Dem G. perſönlich, nicht in ſeiner Eigenſchaft als 
Geſchäftsführer der Geſellſchaft m. b. H., wurde der Wechſel 
von den Beklagten gegeben. Er ſollte zunächſt Wechſelgläubiger 
werden, wohl mit Rückſicht auf das gewährte oder beſchaffte 
Darlehn von 1000 #. Deshalb hat auch G. den Eid, daß 
die Klägerin den Wechſel nicht von ihm erworben habe, ver⸗ 
weigert; deshalb hat auch er perſönlich (nicht in ſeiner Eigenſchaft 
als Geſchäftsführer der Klägerin) den Wechſel mit ſeiner Unter⸗ 
ſchrift als Blankoindoſſament verſehen. Nur zur Verrechnung 
mit der Klägerin, nicht aber zur Übertragung des Wechſels an 
dieſe wäre er nach der den Inhalt des Eides bildenden are 
geblichen Vereinbarung verpflichtet geweſen. G. c. A., U. v. 
11. Septbr. 09, 302/09 J. — Ferienſenat des RG. Berlin. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

22. S 1 Haftpfl®. in Verb. mit $ 254 BGB. Un: 
vorſichtiges Überſchreiten des Bahngleifes.] 

Zwar hat der VI. Senat, wie der Reviſion zuzugeben iſt, 
angenommen, daß das Überichreiten von Bahngeleiſen ohne 
vorherige Umſchau nach einem ſich nahenden Zuge ſtets ein 
grobes Verſchulden darſtellt, das bei deſſen Abwägung gegen 
die Betriebsgefahr regelmäßig jeden Schadenserſatzanſpruch aus⸗ 
ſchließt (Urteil vom 6. Februar 1909, VI. 86/08 bei Warneyer 
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angeführten Urteile). Aber damit hat nicht ein für alle Fälle 
gültiger Rechtsſatz aufgeſtellt werden ſollen. Regelmäßig, aber 
nicht immer, wird die Sache ſo liegen, daß, wer blindlings 
über ein Bahngeleiſe geht und von einem Zuge erfaßt wird, 
den Schaden allein zu tragen hat. Im gegenwärtigen Falle 
rechtfertigen die vom BerR. für erwieſen erachteten Tatſachen 
eine abweichende, dem Verletzten günſtigere Beurteilung. Dieſer 
hatte in dienſtlicher Eigenſchaft (als Poſtaushelfer) das Geleiſe 
zu paſſieren und war ſchon deshalb vermöge ſeiner Beſchäftigung 
in höherem Maße den Gefahren des Betriebes ausgeſetzt, wie 
eine andere, nicht zu den Beamten oder Bedienſteten der Poſt 
oder Eiſenbahn gehörende Perſon. Sein Dienſt nötigte ihn, 
wie der BerR. feſtſtellt, eine Poſtkarre über den die Geleiſe 
bedeckenden und nach den Bahnſteigen etwas abfallenden 
Bohlenbelag zu ziehen, und es war dadurch ein Ausweichen 
oder Ausbiegen beim Nahen eines Zuges erſchwert. Dazu 
kam noch, daß die Lokomotive, von der B. erfaßt wurde, keine 
Signale gab und geräuſchlos fuhr. Auch hierdurch wurde, ohne 
daß den Führer der Maſchine ein Verſchulden zu treffen braucht, 
die Betriebsgefahr nicht unweſentlich erhöht. Erwägt man 
nun, daß B. auf das Herankommen der Lokomotive nicht auf⸗ 
merkſam gemacht war, auch nicht darauf gefaßt zu ſein brauchte 
und daß kurz vor ihm die Poſtbeamten S. und R. die Geleiſe 
ungefährdet überſchritten hatten, ſo kann ſein — freilich unvor⸗ 
ſichtiges — Verhalten um ſo milder beurteilt werden, als er 
auch auf die von ihm gezogene Karre zu achten hatte und 
dadurch jenes Verhalten einigermaßen erklärlich wird. Iſt es 
auch richtig, daß er von dem Oberſchaffner S. darauf hin⸗ 
gewieſen war, beim Überſchreiten der Geleiſe vorſichtig zu fein, 
ſo fällt doch dieſe Warnung gegenüber den ſonſtigen Umſtänden 
nicht ſo ſchwer ins Gewicht, daß die völlige Zurückweiſung der 
Klage erfolgen müßte. Wenn der BerR. daher dem Verſchulden 
des Getöteten nicht eine die Haftpflicht des Beklagten aus⸗ 
ſchließende Bedeutung beimißt, den Unfall vielmehr auf ein 
Zuſammenwirken dieſes Verſchuldens und der Betriebsgefahr 
zurückführt, ſo iſt dies rechtlich nicht zu beanſtanden. Preuß. 
Eiſenbahnfisk. c. B., U. v. 21. Septbr. 09, 585/08 VII. — 
Hamm. N 

Geſetz betr. die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften vom 1. Mai 1889 / 20. Mai 1898. 

23. GenG. verb. mit $ 139 BGB. Unzuläſſige Be⸗ 
ſchränkung des Kündigungsrechtes eines Genoſſen. Ungültigkeit 
des geſamten Vertrages wegen Nichterreichung des Hauptzweckes.] 

Die Klägerin hat durch Vertrag mit der Aktiengeſellſchaft 
Vereinigte Elbſchiffahrts⸗Geſellſchaften unter Verzicht auf jede 
äußere Geſchäftstätigkeit ſich verpflichtet, dieſer Geſellſchaft gegen 
näher beſtimmten Gewinnanteil den geſamten ihr zur Verfügung 
ſtehenden Schiffspark ihrer Genoſſen vom 1. Januar 1908 bis 
zum Jahre 1916 zur Verfügung zu ſtellen und von ihren 
ſämtlichen Genoſſen die ſchriftliche vertragsmäßige Verpflichtungs⸗ 
erklärung beizubringen, daß auch ſie an den Vertrag in gleicher 
Weiſe gebunden ſeien, als wenn ſie ihn mit der genannten 
Aktiengeſellſchaft direkt abgeſchloſſen hätten. Zur Erfüllung 
dieſes Vertrages hat dann die Klägerin im § 9 des Statuts 
den Genoſſen die Verpflichtung auferlegt, ihre Fahrzeuge der 
Genoſſenſchaft zur Verfügung zu ſtellen und darüber ſchriftliche 
Verträge abzuſchließen. Daraufhin iſt unterm 31. Mai / 19. Juni 


668 5 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


S 19. 1909. 


1907 zwiſchen der Klägerin und dem Beklagten als ihrem 
Genoſſen ein Vertrag abgeſchloſſen worden, worin der Beklagte 
den Inhalt des zwiſchen der Klägerin und vorgenannter Aktien⸗ 
geſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages als auch ihn bindend an⸗ 
erkannt und ſein Fahrzeug gegen näher beſtimmte Vergütung 
bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 3000 & für jeden 
Fall vertragswidrigen Verhaltens der Klägerin auf die Dauer 
von 9 Jahren vom 1. Januar 1908 ab zur ausſchließlichen 
Verfügung geſtellt hat. Das BG. hat die Klage auf Zahlung 
der Vertragsſtrafe von 3000 & wegen der unſtreitig ſeitens 
des Beklagten im Jahre 1908 ſtattgefundenen Verwendung 
ſeines Fahrzeuges zu eigener Frachtſchiffahrt dem Antrage des 
Beklagten entſprechend abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin 
wurde zurückgewieſen: Der § 65 Abſ. 1 GenG. vom 1. Mai 1898 
ſtellt den Grundſatz auf: „Jeder Genoſſe hat das Recht, mittels 
Aufkündigung ſeinen Austritt aus der Genoſſenſchaft zu er⸗ 
klären.“ Der Abſ. 2 des 8 65 regelt die Ausübung des Kündi⸗ 
gungsrechts in der Weiſe, daß die Aufkündigung nur zum 
Schluſſe eines Geſchäftsjahres und zwar mindeſtens drei Monate 
vorher ſchriftlich erfolgen muß und daß durch Statut eine 
längere, jedoch höchſtens zweijährige Kündigungsfriſt feſtgeſetzt 
werden kann. § 65 Abſ. 3 beſtimmt dann: „Ein den vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen zuwiderlaufendes Abkommen iſt ohne 
rechtliche Wirkung.“ Nach dem Grunde und Zwecke des Ge⸗ 
ſetzes ſoll eine übermäßige Beſchränkung der wirtſchaftlichen 
Freiheit der Genoſſen verhütet werden und ihnen das Recht 
zum freiwilligen Austritte mit Ablauf einer zweijährigen 
Kündigungsfriſt unter allen Umſtänden geſichert bleiben. Daher 
iſt jede Beſtimmung, welche das Kündigungsrecht in weiterem 
Umfange beſchränkt, rechtsunwirkſam, gleichviel, ob ſie in den 
Statuten oder in einem beſonderen Vertrage, ob ſie direkt oder 
nur indirekt durch tatſächliche Erſchwerung des Austritts ge⸗ 
troffen worden iſt. Der § 65 Abſ. 3 bezieht ſich recht eigentlich 
auf beſondere neben den Statuten mit einzelnen Genoſſen ge⸗ 
ſchloſſene Verträge der vorliegenden Art, auf Separatabkommen 
oder Sepa ratverzichte, wie die Begründung zum 8 61 (jetzt § 65) 
ſich ausdrückt. Hierin heißt es nämlich: „Separatverzichte 
der einzelnen Genoſſen auf die Geltendmachung ihres geſetzlichen 
oder ſtatutariſchen Austrittsrechts ſind daneben nicht zuzulaſſen, 
und ebenſowenig ſelbſtverſtändlich Vereinbarungen mit der Ge⸗ 
noſſenſchaft, durch welche dieſe ihrerſeits Mitglieder von der 
Innehaltung der maßgebenden Kündigungsfriſt entbindet. Der 
Entwurf erklärt deshalb jeden den Beſtimmungen des 8 61 
zuwiderlaufenden Vertrag für ungültig.“ Daher konnte das 
BG. bei der feſtgeſtellten Sachlage ohne Rechtsirrtum den $ 65 
Abſ. 3 auf den Vertrag der Parteien anwenden. Denn das dem 
Beklagten nach Statut und Vertrag mit zweijähriger Kündigungs⸗ 
friſt zuſtehende Recht des Austritts aus der Genoſſenſchaft beſtand 
nur formell, war aber tatſächlich bedeutungslos, weil die einzige 
mit der Mitgliedſchaft verbundene Laſt, die Pflicht zur Kahnſtellung, 
nach wie vor dem Ausſcheiden beſtehen blieb, die Vorteile der 
Mitgliedſchaft aber, insbeſondere der Anteil am Gewinn, mit 
dem Austritte in Wegfall kommen. Unter ſolchen Umſtänden 
konnte Beklagter an einen Austritt aus der Genoſſenſchaft 
vernünftigerweiſe nicht denken. Die Entſcheidung iſt inſoweit 
rechtlich zu beanſtanden, als das BG. den Vertrag und damit 
auch die Vereinbarung der Vertragsſtrafe ſchon allein wegen 
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des Verſtoßes gegen $ 65 a. a. O. für gänzlich ungültig hält. 
Der allgemeine Wortlaut des 8 65 Abſ. 3 ſpricht zwar für die 
Auffaſſung des BG.; allein Grund und Zweck des Geſetzes 
ſprechen dagegen. Denn die Tendenz des Geſetzes richtet ſich 
nur gegen die übermäßige Beſchränkung des Kündigungsrechts: 
Es will, wie auch aus der Begründung zu dem jetzigen 8 65 
hervorgeht, keinen Verzicht auf das Kündigungsrecht über das 
geſetzlich beſtimmte Maß zulaſſen. Ein Abkommen läuft nur 
inſoweit, als es das Kündigungsrecht in weiterem als dem 
geſetzlich zuläſſigen Maße beſchränkt, den Beſtimmungen des 8 65 
Abſ. 1 und 2 zuwider; nur inſoweit iſt es ohne rechtliche 
Wirkung. Daher liegt kein Grund vor, wegen der Unwirkſamkeit 
der über das geſetzliche Maß hinausgehenden Beſchränkung dem 
Vertrage der Parteien jede Rechtswirkſamkeit, alſo auch innerhalb 
des geſetzlich zuläſſigen Umfanges, abzuſprechen. Vielmehr iſt 
der Vertrag mit der Einſchränkung gültig, daß Beklagter jeder⸗ 
zeit die Auflöſung des genoſſenſchaftlichen Verhältniſſes, wie ſie 
nach Geſetz und Statut vorgeſehen iſt, und damit auch die 
Beendigung des Vertragsverhältniſſes herbeiführen kann. In 
dieſem Sinne iſt denn auch der 8 65 Abſ. 3 bereits in einem 
Urteile des I. ZS. vom 9. Februar 1898 Rep. I. 446/1897 
ausgelegt worden. In demſelben Sinne hat auch der erkennende 
Senat bezüglich der gleichartigen Beſtimmung des § 4 Abſ. 2 
AbzG. entſchieden. (RG. 64, 92.) Hiernach kann, da die 
Zuwiderhandlung des Beklagten ſchon im erſten Jahre der 
Vertragsdauer ſtattgefunden hat, der erſte Entſcheidungsgrund 
des BG. für ſich allein das Urteil nicht tragen. Durch den 
Hinzutritt des zweiten Entſcheidungsgrundes wird aber die 
Entſcheidung gerechtfertigt. Denn das BG. hat tatſächlich feſt⸗ 
geſtellt, gerade die Ausdehnung der genoſſenſchaftlichen Ver⸗ 
pflichtung zur Kahnſtellung über die zweijährige Kündigungsfriſt 
hinaus ſei für die Klägerin der Hauptzweck des Vertrages 
geweſen und ohne dieſe Vertragsbeſtimmung würde ſie den 
Vertrag nicht abgeſchloſſen haben. Das kann auch einem 
Bedenken nicht unterliegen, weil der Klägerin, die den Vereinigten 
Elbſchiffahrtsgeſellſchaften gegenüber eine feſte Verpflichtung auf 
9 Jahre eingegangen war, mit einer vertraglichen, mit zwei⸗ 
jähriger Friſt kündbaren Bindung des Beklagten offenbar nicht 
gedient war. Wegen Unwirkſamkeit dieſer Vertragsbeſtimmung 
hat das BG. in richtiger Anwendung des § 139 BGB. den 
ganzen Vertrag für ungültig erklärt. P. c. E., U. v. 
17. Septbr. 09, 70408 II. — Naumburg. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

24. 8 15 Waren 3G. Zum Begriff der Ausſtattung 
einer Ware. Einfluß der Herſtellung einer Ware.] 

Die Beklagte nimmt unter Berufung auf § 15 Waren G. 
für ſich das Recht der alleinigen Herſtellung von, mit „Nadel⸗“ 
(Hochglanz) „Politur“ verſehenen Uhrenbalancewellen in 
Anſpruch, indem ſie behauptet, die Nadelpolitur jener Wellen 
ſei eine Ausſtattung derſelben, die innerhalb beteiligter Ver⸗ 
kehrskreiſe als Kennzeichen ihrer Ware gelte. Sie hat auch 
von der Klägerin die Unterlaſſung der Herſtellung nadelpolierter 
Uhrenbalancewellen verlangt. Das LG. erkannte auf die Klage: 
Es wird feſtgeſtellt, daß die Beklagte nicht berechtigt iſt, der 
Klägerin das Herſtellen und Inverkehrbringen von Uhrenbalance⸗ 
wellen mit Nadelpolitur zu unterſagen. Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Der BerR. geht offenbar und zwar 
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zutreffend davon aus, daß die Ausſtattung einer Ware im 
Sinne des § 15 etwas Außerliches, eine äußere mit den 
Augen wahrnehmbare Zutat zu der Ware iſt und vermöge 
dieſer äußeren, beſonderen und deshalb charakteriſtiſchen Zutat 
geeignet ſein muß, ein unterſcheidendes Merkmal dieſer Ware 
von gleichartigen Waren anderer Gewerbetreibenden zu bilden 
und ſo ein Kennzeichen der Ware als von einem beſtimmten 
Gewerbetreibenden herrührend zu ſein. Wo eine derartige 
charakteriſtiſche Kennzeichnung von ſeiten eines beſtimmten 
Gewerbetreibenden nicht vorliegt, insbeſondere gar nicht vor⸗ 
liegen kann, weil ſich ein jeder das Merkmal, das im 
einzelnen Falle die Kennzeichnung der Unterſcheidung bilden 
ſoll, bedienen kann, kann auch von einer unter dem Schutz des 
§ 15 ſtehenden Ausſtattung nicht die Rede ſein. Es liegt 
dieſes bei der Ausſtattung ähnlich wie bei dem Warenzeichen. 
Was im Verkehr im allgemeinen Gebrauch ſteht, kann 
nicht ein individuelles Warenzeichen und nicht eine in⸗ 
dividuelle (nur einer einzelnen, beſtimmten Perſon zuſtehende) 
Ausſtattung ſein. Wenn von alters her Wellen, die in der 
Feinmechanik und insbeſondere auch in der Uhrmacherei und 
verwandten Gewerben zur Verwendung kommen, mit einer 
Politur wie ſie hier in Frage ſteht verſehen werden, ſo konnte 
der BerR. ohne Rechtsirrtum auch ſpeziell für die Uhrenbalance⸗ 
wellen verneinen, daß es ſich bei der Politur um etwas Be⸗ 
ſonderes und Charakteriſtiſches handelte. Dadurch, daß die 
Beklagte als erſte auch gerade die Balancewellen mit der 
Politur verſah, konnte ſie ſich bei der allgemeinen Verwendung 
der Politur für Wellen der Feinmechanik nicht das Monopol 
verſchaffen, nun allein die Balancewellen mit Politur verſehen 
zu dürfen. Das Anbringen der Politur bei Wellen der Fein⸗ 
mechanik war — bei der allgemeinen Bekanntheit — nichts 
Eigenes der Beklagten, und es konnte deshalb zu dem 
Eigenen, Beſonderen der Beklagten auch dadurch nicht 
werden, daß zunächſt und ſolange die Beklagte nur allein 
ſpeziell auch die Uhrenbalancewellen mit der Hochglanzpolitur 
verſah, die beteiligten Verkehrskreiſe tatſächlich die von der Be⸗ 
klagten herrührenden Balancewellen an jener Politur erkannt 
haben. Das änderte ſich naturgemäß, ſobald von der all⸗ 
gemeinen Verwendung der Politur für feine Wellen überhaupt 
auch andere inſonderheit für Balancewellen Gebrauch machten. 

Die Beklagte hat, worüber kein Streit iſt, kein Monopol 
auf maſchinell polierte Wellen; es kann an ſich jedermann 
Wellen mit der Maſchine herſtellen und polieren. Iſt nun 
das charakteriſtiſche Kennzeichen der polierten Wellen der 
Beklagten, daß ſie mit der Maſchine hergeſtellt ſind, ſo 
handelt es ſich erſt recht nicht um eine Ausſtattung, ſondern 
um die Art der Herſtellung der Ware, um das Verfahren 
bei der Herſtellung, nämlich um die Herſtellung auf ma⸗ 
ſchinellem Wege — ein Weg, den zu gehen jedermann freiſteht. 
Beſteht aber das Merkmal in dem Erkennenlaſſen der ma⸗ 
ſchinellen Herſtellung, ſo handelt es ſich nicht mehr lediglich 
um ein Erkennen der Herkunft aus einem beſtimmten Betriebe 
(ſofern nicht dieſem Betriebe das alleinige Recht zur maſchinellen 
Herſtellung zuſteht), ſondern um das Erkennen der Art der 
Herſtellung. Iſt die Art der Herſtellung nicht auf Grund be⸗ 
ſonderer Geſetze jemandem beſonders geſchützt, ſo kann jeder die 
Waren auf dieſelbe Art herſtellen und iſt alſo ein Merkmal 
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der Herkunft aus einem beſtimmten Betriebe nicht vorhanden 
(vgl. RG. 40, 65 ff.; 54, 173 ff.). R. c. V., U. v. 17. Septbr. 09, 
640/08 II. — Cöln. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

25. UnlWG. verb. mit $ 824 BGB. Bedeutung der 
Erklärung einer Rabattgenoſſenſchaft in einem Zirkular, die 
Gewährung von Sonderrabatten an Wirtſchaftsvereinigungen 
ſeitens Geſchäftsinhaber ſei „unfair“. Tatſache oder Urteil?! 

Durch einſtweilige Verfügung wurde dem Widerſpruchs⸗ 
kläger, dem rechtsfähigen Verein „Rabattgenoſſenſchaft und 
Schutzverband für Handel und Gewerbe zu D.“, auf Antrag 
der Widerſpruchsbeklagten unterſagt, 1. die Namen oder Firmen 
der Widerſpruchsbeklagten als ſolcher Geſchäftsinhaber zu ver⸗ 
öffentlichen, die an Wirtſchaftsvereinigungen Sonderrabatte ge⸗ 
währen, 2. die Behauptung zu wiederholen, daß Firmen und 
Kaufleute, die den Wirtſchaftsvereinigungen Sonderrabatte ge⸗ 
währen, unfair handeln und einen Teil ihrer Kundſchaft über⸗ 
vorteilen. Auf die von dem klagenden Verein gemäß SS 936, 
925 ZPO. erhobene Widerſpruchsklage hat das LG. die einſt⸗ 
weilige Verfügung aufrechterhalten, das OLG. hat ſie auf⸗ 
gehoben. Das RG. hob auf: Das OLG. nimmt an, daß die 
Verbreitung der Mitteilungen weſentlich zu Zwecken des Wett⸗ 
bewerbs erſolgt ſei, indem es ausführt, daß, wenn die Sonder⸗ 
rabattbewilligung unter Veröffentlichung der dieſelbe be⸗ 
willigenden Firmen bekämpft werde, ſei es auch in der 
Abſicht oder mit dem Bewußtſein, den bekannt— 
gegebenen Firmen Kunden zu entziehen, ſo könne darin 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht gefunden werden. 
Wenn man auch dieſe letztere Annahme billigen will, ſo können 
doch Zwecke des Wettbewerbes ein berechtigtes Intereſſe 
daran, nicht erweisliche, andere Geſchäftstreibende ſchädigende 
Behauptungen aufzuſtellen, nicht begründen. Die Frage aber, 
ob es ſich um ſolche Behauptungen hier handelt, hat das OLG. 
nicht entſchieden, insbeſondere nicht verneint. Die Annahme 
der Anwendbarkeit des §8 6 Abſ. 2 Unl WG. iſt daher mit 
dieſer Begründung nicht haltbar. Das OLG. hat dann aber 
einen zweiten Grund für ſeine Entſcheidung dahin gegeben, 
daß es ſich bei den Kundgebungen des Widerſpruchsbeklagten 
nicht um Behauptungen tatſächlicher Art oder Behauptungen 
von Tatſachen im Sinne des § 6 Abſ. 1 Unl WG. bzw. § 824 
BGB. handele, ſondern um Urteile, die nicht unter dieſe Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung fielen. Nun enthält der Satz „Kaufleute, 
welche Sonderrabatte gewähren, handeln ‚unfair'” gewiß ein 
Urteil. Wenn aber jemand ſagt, ein beſtimmter Geſchäfts⸗ 
treibender handelt „unfair“, weil er Sonderrabatt gewährt und 
ſeine ſonſtige Kundſchaft übervorteilt, ſo behauptet er eine 
Tatſache, an die er ein Urteil knüpft, das die Tatſache 
qualifizieren ſoll und auf ſeine Richtigkeit mit Rückſicht auf 
dieſe tatſächliche Unterlage geprüft werden kann. In dieſem 
Sinne hat der erkennende Senat wiederholt die Grenze zwiſchen 
Urteil und Behauptung tatſächlicher Art gezogen (vgl. RG. 
58, 207 ff. und die dort zitierten Urteile), und derſelbe hat 
keinen Anlaß, von dieſem rechtlichen Standpunkt abzugehen. 
Nun ſind in dem von den Widerſpruchsbeklagten zur Begründung 
ihres Antrags auf den Erlaß der einſtweiligen Verfügung ebenſo 
wie zur Begründung der Berufung bezogenen Rundſchreiben des 
Widerſpruchsklägers zwar die Rabattgewährer nicht namentlich 
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bezeichnet; das Schreiben iſt aber an diejenigen Wirtſchafts⸗ 


vereine gerichtet, denen der Sonderrabatt von den Widerſpruchs⸗ 
beklagten oder doch der Mehrzahl von ihnen gewährt wird. 
Darin liegt aber nicht nur, wie das BG. meint, eine nur 
mittelbare ſondern eine direkte Bezeichnung, wozu noch 
kommt, daß durch andere Veröffentlichungen die Rabattgewährer 
der Offentlichkeit bekanntgegeben ſind. Nach dieſer Auffaſſung 
handelt es ſich um die Behauptung einer Tatſache, deren 
Unterlaſſung, beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen der vor⸗ 


bezogenen geſetzlichen Beſtimmungen, im übrigen ſofern ſie nicht 


erweislich wahr iſt, von den durch dieſelbe Verletzten beanſprucht 
werden kann. Danach erweiſt ſich auch dieſe Begründung des 
angefochtenen Urteils als rechtlich nicht haltbar. Dasſelbe iſt 
daher, ohne daß es erforderlich wäre, auf den aus § 938 3 RD. 
hergeleiteten Reviſionsangriff einzugehen — und zwar ſeinem 
ganzen Umfange nach aufzuheben. Wenn nämlich auch dem 
Widerſpruchskläger nicht verwehrt werden kann, die Namen und 
Firmen der den Sonderrabatt gewährenden Geſchäfte als 
ſolcher ohne einen weiteren Zuſatz zu veröffentlichen — 
in welcher Hinſicht den Ausführungen des VI. ZS. des RG. 
in der Sache Renner wider Rabattgenoſſenſchaft VI. 260/07 
lediglich beigetreten wird —, ſo ſteht doch im vorliegenden 
Falle die Aufhebuug der einſtweiligen Verfügung im Zuſammen⸗ 
hang der Punkte 1 und 2 in Frage, und auch nur inſoweit 
unterliegt ſie der Beurteilung und Entſcheidung in der Reviſions⸗ 
inſtanz. G. c. R., U. v. 28. Septbr. 09, 156/09 IL — 
Dresden. 

Geſetz vom 14. Juli 1904. 

26. 5 612 BGB., § 354 HGB. verb. mit 8 287 ZPO. 
Forderung auf Erſatz von Stellvertreterkoſten bzw. Rückgang 
des Geſchäfts im Falle erlittener Unterſuchungshaft. Anwendung 
des richterlichen Ermeſſens bei Schadenserſatzanſprüchen.] 

Der Kläger, der unter der Anſchuldigung gewerbsmäßiger 
Hehlerei ſtand, wurde vom 22. April bis 8. Auguſt 1906 in 
Unterſuchungshaft gehalten. Er iſt in der Hauptverhandlung 
von der Anklage freigeſprochen worden; das Urteil hat die 
Rechtskraft erlangt; durch Beſchluß der Strafkammer wurde 
die Staatskaſſe zur Entſchädigung des Klägers für die erlittene 
Unterſuchungshaft für verpflichtet erklärt. Durch Beſcheid des 
Preußiſchen Juſtizminiſteriums vom 7. Mai 1907 wurde dem 
Kläger eine Entſchädigung von 540 * (5 l, Stellvertretungs⸗ 
koſten für jeden der 108 Hafttage) zugeſprochen. Der Kläger ver⸗ 
langt den doppelten Betrag. Das OLG. hat die Klage abgewieſen, 
das RG. hob auf: Die Erwägungen aber, mit denen das BG. die 
Entſtehung von Vertretungskoſten für den Kläger, das Beſtehen 
einer Forderung gegen ihn auf deren Zahlung verneint, ſind 
rechtlich nicht zu billigen. 
Vater Vertretungskoſten bis jetzt nicht bezahlt hat, iſt ein Be⸗ 
weismoment für die Unentgeltlichkeit der Vertretung zunächst 
nicht zu entnehmen, es iſt ſehr wohl denkbar, daß dieſe Zahlung 
erſt erfolgen ſoll, wenn der Kläger ſeinen Anſpruch gegenüber 
dem beklagten Fiskus durchgeſetzt hat. Auch das BG. läßt 
unter dieſem Geſichtspunkte den Eventualantrag des Klägers 
auf Befreiung von der ihm gegen ſeinen Vater obliegenden 
Schuld gelten. Wenn das BG. jedoch verlangt, um einen 
Anſpruch des Vaters gegen den Kläger anerkennen zu können, 


daß eine Vergütung zwiſchen ihnen verabredet worden ſei, als 


Daraus, daß der Kläger feinem. 


* 


. * 


38. Jahrgang. 


der Kläger ſeinem Vater die Vertretung in ſeinem Geſchäft 
übertrug, und ausführt, daß mangels einer ſolchen Vereinbarung 
dem letzteren weder nach § 354 HGB., den der Kläger für ſich 
angerufen hatte, noch nach allgemeinen Grundſätzen ein Anſpruch 
auf Vergütung zuſtehe, ſo ſind dieſe Erwägungen für rechtsirrig 
zu erachten. Die Anwendbarkeit des 3 354 HGB. ift für die 


Entſcheidung des Rechtsſtreits wenig von Belang. Der Ab: 


ſchluß eines Dienſtvertrages erfordert auch nach dem Rechte des 
BGB. die ausdrückliche Vereinbarung einer Vergütung nicht, 
dieſe gilt als ſtillſchweigend vereinbart, „wenn die Dienſtleiſtung 
den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten 
iſt“ (S 612). Es müſſen alſo die Umſtände des Falles geprüft 
werden. Dafür kann die Verwandtenſtellung des Dienſtleiſtenden 
zum Geſchäftsherrn allerdings in Betracht kommen; eine Ver⸗ 
mutung für Schenkung und Liberalität unter nahen Verwandten, 
wie fie das PrAL R. in den 88 1042 ff. Tl. 1 Tit. 11, 8 280 
Tl. J Tit. 13 und 88 231 bis 233 d. T. aufſtellte, kennt das 
BGB. aber nur in ſehr engen Grenzen (58 685 und 1618), 
und ſie kommt in dieſen Grenzen für den vorliegenden Fall 
nicht in Betracht. Daß, wie das BG. bei der Erörterung der 
Anwendbarkeit des 8 354 HGB. ausgeſprochen hat, nach Anſicht 
des Gerichts der Vater bei der Übernahme der Vertretung 
nicht ſeine eigenen Handelszwecke verfolgte, ſondern das Geſchäft 
ſeines Sohnes fördern wollte und lediglich aus Beweggründen 
der Verwandtſchaft gehandelt habe, ſchließt die Entgeltlichkeit 
der Vertretung nicht aus, und die Annahme, daß „offenſichtlich“ 
der Vater des Klägers eine ſolche nicht habe verlangen wollen, 
läßt eine Würdigung der Umſtände des Falles, aus denen eine 
Entſcheidung für oder wider die Entgeltlichkeit der Vertretung 
zu entnehmen geweſen wäre, vermiſſen; ſie iſt anſcheinend 
lediglich aus dem nahen Verwandtſchaftsverhältnis geſchöpft 
und von der landrechtlichen Schenkungsvermutung beeinflußt. 
Neben und gegenüber dem Verwandtſchaftsverhältnis iſt aber 
namentlich in Betracht zu ziehen, welchen Umfang der Geſchäfts⸗ 
betrieb des Klägers hat und wieviel danach an Zeit und Mühen 
ſeine Vertretung erforderte, ſowie ob die letztere nach den Er⸗ 
werbsverhältniſſen des Vaters, mag dieſer Handelsgeſchäfte oder 
andere Geſchäfte betrieben haben, für dieſen mit erheblichen 
Säumniſſen und Opfern in der eigenen Erwerbstätigkeit ver⸗ 
bunden war. Nach Umſtänden dieſer Art wird ſich mangels 
unmittelbarer Beweismomente die Entſcheidung, ob ein entgelt⸗ 
licher Dienſtvertrag oder ein unentgeltlicher Auftrag vorliegt, 
zu richten haben. Auch die zweite Klagebegründung hat das 
BG. mit unzureichenden Gründen verworfen. Wenn der erſte 
Klagegrund bei der anderweiten Prüfung der Sachlage ſich als 
hinfällig erweiſen ſollte, ſo wird der Kläger wegen des Schadens, 
den er durch einen Rückgang ſeines Geſchäftes während der 
Zeit ſeiner Verhaftung und aus deren Urſache erlitten hat, 


allerdings durch den ihm vom Beklagten zugebilligten gleich 


hohen Schadensbetrag gedeckt ſein; denn jener Erwerbsverluſt 
macht dann ſeinen ganzen Schaden aus. Wohl aber kommt 
die zweite Klagebegründung in Betracht, wenn die Übernahme 
der Vertretung durch den Vater des Klägers als eine entgelt⸗ 


liche Geſchäftsbeſorgung ſich erweiſt, die zuzubilligende Vergütung 


für die Stellvertretungskoſten jedoch nicht den vollen, vom 


Kläger verlangten Betrag erreicht. Das BG. verneint nicht, 


daß, wenn ein Geſchäftsrückgang überhaupt ſtattgefunden hat, 
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ein Teil dieſes Erwerbsverluſtes auf die Verhaftung des Klägers 
als ſeine Urſache vielleicht zurückzuführen ſein werde, während 
er zu einem anderen Teile wohl mehr durch die Verwickelung 
des Klägers in ein Strafverfahren überhaupt veranlaßt ſein 
möge; es weiſt aber den ſo begründeten Anſpruch ab, weil es 
an einem Anhalt dafür fehle, ob und inwieweit ein etwaiger 
Geſchäftsrückgang gerade durch die Verhaftung verurſacht worden 
ſei. Damit verſtößt das BG. gegen den Grundſatz des § 287 
3P0O., wonach das Gericht über die Entſtehung ſowie über die 
Höhe eines Schadens unter Würdigung aller Umſtände nach 
freier Uberzeugung zu entſcheiden hat, je nach den Umſtänden 
unter Anordnung eines richterlichen Schätzungseides für den 
Beſchädigten. Das dem Gericht übertragene freie Ermeſſen 
erſtreckt ſich nicht nur auf die Höhe, ſondern auch auf den 
urſächlichen Zuſammenhang eines Schadens mit der die Grund⸗ 
lage des Anſpruches bildenden angeblich ſchädigenden Tatſache 
(RG. 6, 356; 19, 432; JW. 09, 4632). Iſt das Gericht 
deshalb zu der Annahme gekommen, daß in einer behaupteten 
Richtung ein Schaden entſtanden iſt, ſo kann es ſich der 
Schätzung nur dann entſchlagen, wenn es an jeder Unterlage 
für eine ſolche gebricht (RG. 7, 368; 9, 446; 10, 74; 25, 74). 
Was den urſächlichen Zuſammenhang des behaupteten Geſchäfts⸗ 
rückganges mit der Unterſuchungshaft des Klägers betrifft, ſo 
iſt es zwar außer Frage, daß der Rückgang eines Erwerbs⸗ 
geſchäftes die verſchiedenſten Urſachen haben kann. Wenn aber 
von verſchiedenen denkbaren Urſachen die eine, behauptete, als 
Tatſache feſtſteht, hier das Strafverfahren gegen den Kläger in 
Verbindung mit ſeiner Inhaftnahme, während andere nur als 
reine Möglichkeiten in Betracht kommen — ſpeziell angeführt 
und als tatſächlich beſtehend nachgewieſen oder auch nur be⸗ 
hauptet, iſt im gegebenen Falle keine einzige ſolche —, dann 
widerſpricht es dem Geiſte des $ 287 ZPO., den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch lediglich mit dem Hinweiſe auf unbeſtimmte andere 
Möglichkeiten für die Entſtehung des Schadens zu verneinen. 
Iſt aber ferner die Verwickelung des Klägers in ein Straf⸗ 
verfahren in Verbindung mit ſeiner Inhaftnahme als Urſache 


des Rückganges ſeines Geſchäftes erkannt, ſo muß auch für die 


Schätzung, wieviel von dem Erwerbsverluſte auf den einen oder 
den anderen dieſer Umſtände zurückzuführen iſt, ein Weg ge⸗ 
funden werden; einen Anhalt hierfür können insbeſondere die 
Zulänglichkeit und Vollkommenheit der Vertretung und der 
Wert der perſönlichen Erfahrung und Initiative des Geſchäfts⸗ 
inhabers für einen Geſchäftsbetrieb je nach der Art des letzteren 
abgeben. N. c. Preuß. Fiskus, U. v. 20. Septbr. 09, 349/08 VI. 
— Poſen. | 
II. Preußiſches Recht. 


Allgemeines Landrecht. 

27. § 133 II, 10 ALR. Vertretungsverbindlichkeit der Mit⸗ 
glieder des Kuratoriums einer ſtädtiſchen Sparkaſſe.] 

Das angefochtene Urteil erachtet die Beklagten G. und 
D.s Erben für ſchuldig, der Klägerin (der Stadtgemeinde D.) 
einen Betrag von 2900 / nebſt Zinſen zu erſtatten, weil G. 
und D. als Mitglieder des Kuratoriums der Sparkaſſe zu D. 
ihre Pflicht vernachläſſigt und dadurch verſchuldet hätten, daß 
eine Hypothek in der Höhe dieſes Betrages nicht rechtzeitig auf 
dem Grundſtücke des Schuldners der Sparkaſſe eingetragen 


1 


und der Rendant verwahren unter gemeinſchaftlichem V 
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worden ſei. Das BG. hat angenommen, daß G. und D. 
als Mitglieder des Kuratoriums die Pflicht gehabt hätten, 
die Ausführung des Beſchluſſes vom 19. Oktober 1891 
zu überwachen; fie hätten vom Vorfitzenden die Vorlegung des 
Hypothekendokuments verlangen und ſich dadurch Gewißheit von 
der erfolgten Eintragung verſchaffen müſſen. Die gegen dieſe 
rechtliche Auffaſſung der Pflichten der Kuratoriumsmitglieder 
gen Reviſionsangriffe find begründet. Das Sparkaſſen⸗ 
ratorium iſt nach 8 3 des Sparkaſfenſtatuts, das in $ 18 des 
Sparkaſſenreglements vom 12. Dezember 1838 feine rechtliche 
Grundlage findet, ein Verwaltungsausſchuß im Sinne von 
8 59 der Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen. Die 
Mitglieder des Kuratoriums ſind hiernach öffentliche Beamte, 
ihre Dienftpflichten beſtimmen ſich nicht nach privatrechtlichen 
rundſätzen, ſondern nach den Grundſätzen des Beamten⸗ 
verhältniſſes, zunächſt alſo nach den beſonderen Vorſchriften des 
Statuts und ſodann nach den 1 Regeln der SS 69, 
88 ff. II, 10 Nach S3 des Statuts hat das Kuratorium 
für die zweckentſprechende Verwaltung zu ſorgen und die Kaſſe 
u vertreten, nach § 4 leitet der Bürgermeiſter als ſtändiger 
orſitzender (§ 3) den Geſchäftsgang, beruft das Kuratorium 
und führt in allen Verſammlungen den Vorſitz. Der Verſcluſſ 
uſſe 

die Werte der Kaſſe (§ 3). Das Kuratorium hat den Rendanten 
über die ee ee zu unterweiſen und allmonatlich eine 
ordentliche ſowie jährlich zwei außerordentliche Kaſſenreviſionen 
abzuhalten, bei denen mindeſtens zwei Mitglieder (eins vom 
Magiſtrat und eins aus den Stadtverordneten) anweſend ſein 
müſſen ($ 5). Für diejenigen Mitglieder, die nicht den Vorſitz 
innehaben und auch nicht mit der Reviſion betraut ſind, hat 
das Statut beſondere Pflichten nicht feſtgeſetzt. G. und D. 
haben in der Zeit, die hier in Betracht kommt, das Amt eines 
Reviſors nicht innegehabt. Ihre Tätigkeit nach Maßgabe des 
Statuts erſchöpfte ſich demnach in der Teilnahme an der 
Beſchlußfaſſung des kollegialiſch organiſierten Kuratoriums. Die 
Ausführung der Beſchlüſſe war Sache des Vorſitzenden; 
denn ihm ſtand die Leitung des Hach feng zu. Für die 
ee der Hypothek auf Grund des Beſchluſſes vom 
19. Oktober 1891 hatte alſo der Bürgermeiſter zu ſorgen. Er 
hat ſie auch anfänglich betrieben, ſpäter aber die Ausführung 
des Beſchluſſes unterlaſſen. Auf dieſer Unterlaſſung beruht die 
Nichteintragung der 12 0 In ſolchem Falle ae aber 
nach § 133 II, 10 ALR. feine Amtsgenoſſen im Kuratiorium 
nur ſubſidiär und nur dann, wenn e Geſetze ihnen eine 
vorzügliche eigne Aufmerkſamkeit auf die Handlungen ihrer 
Kollegen bei Geſchäften dieſer Art ausdrücklich zur Pflicht gemacht 
haben. Solche Vorſchriften beſtehen hier nicht. § 28 der 
Inſtruktion für die Stadtmagiſtrate vom 25. Mai 1835 (vgl. 
Art. XIII der Inſtruktion zur Ausführung der Städteordnung 
vom 20. Juni 1853) beſagt: „die Rechte und Pflichten der 
einzelnen Deputationsmitglieder ſind in dem der Deputation 
anvertrauten Verwaltungskreiſe dieſelben, wie ſie für die 
Magiſtratsmitglieder beſtimmt find“. § 18 der Inſtruktion, der 


von den Pflichten der Magiſtratsmitglieder handelt, enthält 


aber von einer Überwachungspflicht der Mitglieder gegeniiber 
dem Dirigenten (Bürgermeiſter) bei der Ausführung der Beſchlüſſe 
nichts. Eine ſolche Pflicht würde auch der gegenſeitigen Stellung 
der betreffenden Beamten und den Erforderniſſen eines gedeihlichen 
Geſchäftsgangs widerſprechen. Kann hiernach eine Haftung von 
G. und d. für den eingetretenen Verluſt aus einer beſonderen 


Überwachungspflicht nicht hergeleitet werden, jo ergibt fie ſich 


auch nicht aus der allgemeinen Treupflicht, die ſie als 
Beamte der Stadt zu erfüllen hatten. Dieſe hätte allerdings 
erfordert, daß ſie einſchritten, wenn ihnen Anzeichen bekannt 
wurden, aus denen ſie eine Gefährdung der Sparkaſſe durch 
Nachläſſigkeit des Vorſitzenden in der Ausführung des Kura⸗ 
toriumsbeſchluſſes entnehmen mußten. Vom BG. iſt aber nichts 
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feſtgeſtellt worden, was für die Annahme einer ſolchen Sachlage 
verwertbar wäre. K. und Gen. c. D., U. v. 17. Septbr. 09, 
584/08 III. — Naumburg. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die in § 313 Satz 2 BGB. zur Heilung des Form⸗ 
mangels eines Grundſtückskaufvertrages verlangte Eintragung 
im Grundbuche kann durch die Umſchreibung des Beſitztitels 
im n nicht erſetzt werden (Entſch. Nr. 1). 

as Unvermögen, ſeine Angelegenheiten zu beſorgen, muß 
bei einem Trunkſüchtigen in dem Zeitpunkte vorhanden ſein, 
in welchem die Entmündigung wegen Trunkſucht ausgeſprochen 
wird. — Für die Frage, ob ein ſolches Unvermögen vorliegt, 
kommt es auf die Geſamtheit der Angelegenheiten und auf das 
Geſamtergebnis der wirtſchaftlichen Tätigkeit des zu Ent⸗ 
mündigenden an (Entſch. Nr. 3). 

An der Entſch. Nr. 4 ſpricht ſich das RG. dahin aus, daß 
das Recht der Anfechtung nach $ 119 BGB. und das Wand⸗ 
lungsrecht auf verſchiedenen Grundlagen beruhen, daß deshalb 
beim Forderungskaufe die Anfechtung wegen Irrtums über 
Eigenſchaften der Forderung nicht ſchon um deswillen aus⸗ 
geſchloſſen iſt, weil inſoweit eine Gewährleiſtung nicht geſetzlich 
anerkannt iſt. 

Daß für die Frage, ob mündliche Nebenberedungen neben 
einem ſchriftlichen Vertrage getroffen ſind und nach dem Partei⸗ 
willen beſtehen ſollen, auch der Zweck und das Intereſſe, die 
die ſich verpflichtende Partei mit dem Vertrage verfolgte, als 
Beweisunterſtützung in Betracht kommen können, ſpricht das 
RG. in ſeinem Urteil Nr. 5 mit Bezug auf die Auslegung 
eines Sa ae aus. . 

Bei u, in denen ſich der Vermieter verpflichtet 
25 den dem Mieter bekannten Mangel der Mietſache zu be⸗ 
eitigen, bleibt die Vorſchrift des §S 539 Satz 1 BGB. außer 
Betracht (Entſch. Nr. 7). | 

Von der Erſatzpflicht für den Schaden, den feine An⸗ 
geſtellten bei der Ausführung der ihnen übertragenen Ver⸗ 
richtungen Dritten dagefaßt haben, kann ſich der Geſchäftsherr 
nicht ſchon durch den Nachweis ſorgfältiger Auswahl ſeiner 
Angeſtellten befreien. Entſch. Nr. 10 legt ihm auch eine Auf⸗ 
ſichtspflicht über die Tätigkeit der zu einer Verrichtung Be⸗ 
ſtellten auf, deren Maß und Umfang ſich nach den Umſtänden 
des Einzelfalles richtet. 

Die Abſicht der in Gütertrennung lebenden Ehefrau, für 
die aus ihrem Vermögen zur Beſtreitung des ehelichen Auf⸗ 
wandes hingegebenen Beträge Erſatz zu verlangen, muß zur Zeit 
der Hingabe vorhanden ſein. Sie braucht jedoch nicht aus⸗ 
drücklich erklärt zu werden, ſondern kann ſich aus den 
vorhergegangenen und nachfolgenden Umſtänden ergeben. — 
8 1429 BGB. gibt nur eine Auslegungsregel für den Güterſtand 
der Gütertrennung. Bei dem eſetlichen Güterſtande der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes kommt die Vermutung, 
daß die Abſicht fehle, für die Aufwendungen Erſatz zu verlangen, 
nicht in Betracht (Entſch. Nr. 12). 
Eine intereſſante Auslegung des § 65 Geng. enthält die 
Entſch. Nr. 23. Nach dieſem Erkenntnis läuft ein Abkommen 
nur inſoweit, als es das Kündigungsrecht in weiterem als dem 
geſetzlich zuläſſigen Maße beſchränkt, den Beſtimmungen des 
§ 65 zuwider. . 

Mit Fragen aus dem Geſetz vom 14. Juli 1904 über die 
Entſchädigung wegen unſchuldig erlittener Unterſuchungshaft 
beſchäftigt ſich das Urteil Nr. 26. Es kommt dem unſchuldig 
verhafteten a are in wohlwollender Weiſe bezüglich feines 
Anſpruchs auf Vertreterkoſten für feinen Vater, der an feine 
Stelle ſein Geſchäft verwaltet hatte, in rechtlicher und tat⸗ 
ſächlicher Beziehung entgegen. N. 
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Vereins nachrichten. 


Ein außerordentlicher Auwaltstag (Mitglieder- 
verſammlung) wird auf 
Sonntag, den 21. November 1909, mittags 12 Uhr 
nach Leipzig berufen. 

Verſammlungsort: 
(Eingang Gonſched eat en Feſtſaal des Centraltheaters 

Tagesordnung: 
1. Nenwahl des Borftandes. 


2. Antrag des Vorſtandes, zum $ 11 Abſ. 7 der 
Satzungen vom 10. September 1909 folgenden 


Zuſatz 18 l 
Die Wahl der Vertreter erfolgt erſtmalig nach dem 
Stande der Mitgliederzahlen am 1. Januar 1910 
in den beiden erſten Monaten des Jahres 1910 
mit Wirkung vom 1. Jaunar 1910. 

3. Ausſchluß des Rechtsmittels der Reviſion 
bei übereinſtimmenden Entſcheidungen des 
Landgerichts und Oberlaudesgerichts. 


Leipzig, den 7. Oktober 1909. 
Der vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
Dr. Erythropel, 


Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Der auf den 21. November d. J. uach Leipzig 
einberufene außerordentliche Anwaltstag wird 
nicht vormittags 11 Uhr, ſondern pünktlich 12 Uhr 
eröffnet. 


Der vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
Dr. Erythropel, 


Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die Berſendung des Terminkaleuders für 1910 iſt 
erfolgt. Erinnerungen wegen Nichtempfanges können uur 
berückſichtigt werden, wenn fie bis 25. November 1909 bei 
dem Bureau des Dentſchen Anwaltvereins in Leipzig, 
Schreberſtraße 3 eingehen. 

Leipzig, den 10. November 1909. 

Dr. M. Drucker, Rechtsanwalt, Schriftführer. 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 36. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltſchaft beim Reichsgericht hat dem Jubiläums⸗ 

fonds den Betrag von 500 / überwieſen. Der Auwaltſchaft 

iſt für die reiche Zuwendung der dAufrichtigfte Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 

n Düſſeldorf hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 

000 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande ift für 


die reiche Beihilfe der 1 e Dauk 5 worden. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
u Jeua hat der Kaſſe eine Beihilfe von 1000 & zum 
uterſtützungsfonds und eine Zuwendung von 1000 & zum 
Jubiläumsfonds gewährt. Der Kammer und ihrem Vor⸗ 
ſtande iſt hierfür der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 
Die Anwaltskammer im Königreiche Sachſen zu Dresden 
hat der Kaſſe zum „ Bun en ungen von 
5000 / für das 1 Sjahr 1909/1910 und von 4000 % 
für das Geſchäftsjahr 1910/1911 gemacht. Der Kammer 
und ihrem Vorſtande iſt für die reichen Beihilfen der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Die Herren Vertrauensmäuner und Mitglieder werden 
dringend gebeten, Geldſendungen irgendwelcher Art nicht 
mehr an den Schatzmeiſter perſönlich ed nur 

an die Adreſſe der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsauwälte, Leipzig, 
zu richten. 


Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 

Die in großer Zahl an uns gelangenden Erſuchen um 
Überſendung der Satzungen ergeben, daß viele Kollegen nicht 
mehr im Beſitze der ihnen im Februar d. J. zugeſendeten 
Druckſachen der Kaſſe ſind. Es wird nun darauf aufmerkſam 
gemacht, daß die Satzung mit einem ausreichenden Auszug aus 
den Tarifen in dem ſoeben erſchienenen Termins-Kalender 
des Anwaltvereins zu finden iſt. Außerdem legen wir dieſer 


Nummer einen für die Zwecke der Beitrittsluſtigen genügenden 
Auszug aus der Satzung und den Tarifen, in Verbindung mit 
dem Beitritts-Formular, bei, und empfehlen den Herren Kollegen, 
ihren Frauen als wertvollſtes Geſchenk eine Witwen⸗Verſicherung 
auf den Weihnachtstiſch zu legen. 


Der Vorſtand. 
Weißler, Halle a. d. S. 
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Richter und Rechtsanwälte. 


Von Neumann. 


Von Zeit zu Zeit, namentlich zu feſtlichen Gelegenheiten, 
Jubiläen, Anwaltstagsbegrüßungen, Abſchiedsfeiern, wird von 
angeſehenen Mitgliedern der Juſtizverwaltungen oder des Richter⸗ 
ſtandes die Gemeinſamkeit der Ziele von Richter und Anwalt, 
die Notwendigkeit gegenſeitiger Achtung und kollegialer Behand⸗ 
lung hervorgehoben. Mit Jubel quittiert dann die Rechts⸗ 
anwaltſchaft über die ſchönen Worte, wünſchend, daß ſie tat⸗ 
ſächlich auch wahr werden möchten. Und wer könnte auch daran 
zweifeln, daß Vertrauen des Volkes zu ſeiner Rechtspflege nicht 
möglich iſt, ohne daß zunächſt ihre Organe, die zur Ausübung 
der Rechtspflege Berufenen, einander Vertrauen ſchenken, nicht 
in dem Sinne, daß jeder jedem mit vollem Vertrauen begegnen 
müßte, das wäre zu viel verlangt, bei dem nach Tauſenden und 
Abertauſenden zählenden Kreiſe! Wer kennt nicht einzelne 
Richter und einzelne Anwälte, denen gegenüber eine gewiſſe 
Vorſicht wohl am Platze iſt. Vertrauen läßt ſich nicht erzwingen. 
Aber in Frage ſtehen hier nicht Einzelfälle, ſondern es handelt 
ſich um das Verhältnis der Rechtspflegeorgane als ſolcher, des 
Richter ſtandes und des Anwalts ſtandes. Wer, wie ich ſelbſt, 
gelegentlich darauf hingewieſen, daß die Richter nicht minder wie 
die Anwälte Menſchen find, und daraus die ſelbſtverſtändliche 
Forderung abgeleitet hat, die Prozeßgeſetze müſſen ſo beſchaffen 
ſein, daß ſie die unheilvolle Einwirkung der menſchlichen Schwäche 
auf die Rechtſprechung möglichſt ausſchließen oder wenigſtens 
mildern, der wird einem Richter nicht verwehren, ein offenes 
Wort auch über die Rechtsanwälte zu ſprechen. Aber jeder wird 
ſich zu hüten haben, aus Einzelerſcheinungen ohne Zwang und 
Beweiſe Verallgemeinerungen abzuleiten und ſie auszuſprechen, 
namentlich vor einem Publikum, das ohne eigene Kenntnis der 
Verhältniſſe, den gedruckten Worten eines in angeſehener Stellung 
befindlichen Mannes kritiklos Gehör zu ſchenken gewohnt iſt. 

Wir erſtreben das Wohl der Rechtspflege und kämpfen 
für die Vervollkommnung unſeres Standes. Wer uns bierbei 
hilft, ob Profeſſor, Richter oder Anwalt, iſt unſer Freund, 
wir laden ihn ein, in unſerer Zeitſchrift ſeine Meinung uns 
offen zu ſagen. Wer uns die Wahrheit ſagt und den Spiegel 
zeigt, wir ſind ihm dankbar, auch wenn er uns ein häßliches 
Bild zeigt, denn nur ſo kann Beſſerung eintreten. Voraus⸗ 
ſetzung aber iſt eine ernſte, von Wirklichkeits⸗ und Wahrheits⸗ 
ſinn getragene Beurteilung des Tatſächlichen. Niemandem aber 
geſtatten wir die Ehre unſeres Standes anzutaſten, ohne daß 
er Beweiſe für ſeine Behauptungen beibringt. 

Vor dem breiten Leſerkreis des „Tag“ hat der Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Dr. Hermann Otto zu Dresden unter der 
Uberſchrift „Die ſogenannte Prozeßlüge und die Überfüllung 
des Anwaltſtandes“ die Frage behandelt, ob nicht die un⸗ 
geheuerliche Zunahme der Zahl der Zivilprozeſſe auf die Zu⸗ 
ſtände innerhalb des Anwaltſtandes zurückzuführen ſei. Er 
bejaht dieſe Frage, indem er behauptet, die Zunahme der 
Prozeſſe, die mit der unbeſchränkten Zulaſſung von An: 
wälten eingeſetzt habe und mit der allmählichen Überfüllung 
gewachſen ſei, ſei vorwiegend auf die wachſende Überfüllung 
des Anwaltſtandes zurückzuführen. Das könne beſonnener⸗ 
weiſe nicht in Zweifel gezogen werden. „Wer es wagen 
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wollte, einen derartigen Zweifel öffentlich auszuſprechen, der 
würde von Memel bis zum Bodenſee, wo auch immer Richter 
oder Anwälte unter ſich ſind und ſich ungezwungen geben 
können, Jubelſtürme der Heiterkeit entfeſſeln.“ „Die Vergütung, 
welche einem Anwalt für den Rechtsrat, einen Prozeß nicht zu 
führen, zukommt, iſt verſchwindend gering im Verhältnis zu 
der Summe, welche er für die Führung des Prozeſſes von dem 
Auftraggeber (gleichviel, ob der Prozeß gewonnen oder verloren 
wird) zu beanſpruchen hat. Mit bloßen Raterteilungen könnte auch 
der berühmteſte Anwalt ſein Auskommen nicht finden. Für 
diejenigen Anwälte, welche, um ſich und die Ihrigen ſtandesgemäß 
erhalten zu können, einer Erhöhung ihrer Einnahmen bedürfen, 
iſt die Beantwortung der Frage, ob ſie zu der Führung eines 
Prozeſſes raten ſollen, rein menſchlich betrachtet, ſehr oft eine 
höchſt peinliche Aufgabe“. Dann: „In der Aufſtellung bloßer 
Vermutungen als Behauptungen iſt der Anwalt, ſoweit er dabei 
auf die durch ihn pflichtgemäß von Schlacken gereinigte Dar⸗ 
ſtellung ſeines Auftraggebers fußt, nicht ſelten geradezu ver⸗ 
pflichtet. Über die Grenze, bis zu welcher ein Anwalt ſeine 
Einbildungskraft überhaupt beflügeln darf, wird ſich oft ſtreiten 
laſſen. Von unſeren minder beſchäftigten Anwälten verlangen, 
daß ſie ſich die Grenze eng zu ziehen hätten —, das hieße, bei 
ihnen ohne Rückſichtnahme auf die eigenartige Lage, in welche 
ſie durch den Wettbewerb unter ſo vielen Berufsgenoſſen ge⸗ 
bracht worden ſind, phariſäerhaft einen übermenſchlichen Idea⸗ 
lismus vorausſetzen.“ 

Mit ſolchen leeren Worten glaubt dieſer Beobachter unſeres 
Rechtslebens, ſeine Behauptung als feſtſtehend erwieſen zu 
haben, und er meint, daß das beklagte Übel durch Feſtſtellung 
von Einzelheiten draſtiſch veranſchaulicht werden könne: „jeder 
Zivilſenat jedes Oberlandesgerichts und jede Zivilkammer jedes 
Landgerichts ſei aufzufordern, über einen einzigen Prozeß Bericht 
zu erſtatten, deſſen Beginn oder Durchführung — nach der zu 
begründenden Meinung des Kollegiums — ohne die Überfüllung 
des Anwaltſtandes nicht in Frage gekommen wäre“. 

Als wenn durch eine ſolche Statiſtik ein Ergebnis von 
Wert gezeitigt werden könnte; es ſcheint nicht einmal für not⸗ 
wendig erachtet zu werden, den der Felonie beſchuldigten Anwalt 
zu hören. Wunderbar, wie ſich in dieſem Menſchenhirn die 
Welt ſpiegelt! Wenn die Anwälte jeden Gerichts einmal 
über je eine Sache aus jedem Senat und jeder Kammer 
berichten wollten, in der ein offenſichtlicher Mißgriff begangen 
wäre, würde am Ende auch eine „dem Laien verſtändliche 
Denkſchrift für den Reichstag“ herauskommen, die, wenn man 
generaliſieren dürfte, wunderliche Ergebniſſe liefern würde. 

Aber ſolche jeden wiſſenſchaftlichen Geiſtes bare Elaborate 
ſind kaum ernſt zu nehmen und ich würde darauf vom Anwalts⸗ 


ſtandpunkte aus nicht in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ ein⸗ 


gegangen ſein, ſondern ſie als abgetan erachten durch die im 
„Tag“ erſchienene Erwiderung von Meidner!) und Heilberz‘). 


1) Tag Nr. 237 vom 9. Oktober 1909, wo mit Recht auf das 
Anwachſen der Wechſelprozeſſe, der Ehe⸗ und Entmündigungsſachen und 
der Streitigkeiten vor den Gewerbegerichten hingewieſen wird, bei 
denen eine Anreizung zur Prozeßführung durch die Rechtsanwälte 
ausgeſchloſſen erſcheint. 

2) Tag Nr. 248 vom 22. Oktober 1909. 


38. Jahrgang. 


ſowie die Verwahrung der Anwaltskammer im Königreich 
Sachſen !). 

Nur kann ich mir nicht verſagen, mein Befremden aus⸗ 
zuſprechen über die Selbſtverſtändlichkeit, mit der der Verfaſſer, 
der als Richter dazu berufen iſt, den Maßſtab des Anſtands⸗ 
gefühls aller billig und gerecht Denkenden zu handhaben, einen 
Mandatar entſchuldigt, der ſeinen eigenen Vorteil ausſchlaggebend 
ſein läßt für die Behandlung anvertrauter fremder Intereſſen! 

Hat dieſer hohe Richter denn kein Empfinden für das 
Schmachvolle, das in dieſem Vorwurf liegt und für die Schmach, 
die er einem ganzen Stande antut? 

Der Rechtsanwaltſchaft beim OLG. Dresden hat Herr 
Otto die Erklärung abgegeben, ſeine Ausführungen ſeien nicht 
aus den Wahrnehmungen hervorgegangen, die er in ſeiner 
Stellung als Mitglied des OLG. Dresden gemacht hat. An⸗ 
genommen, er hat ſonſtwo in Sachſen einſeitig Erfahrungen 
gemacht, berechtigt ihn das zu ſeiner Feſtſtellung für das 
Deutſche Reich? Über die Grenze, bis zu der man feine Ein⸗ 
bildungskraft überhaupt beflügeln darf, meint Herr Otto, wird 
ſich oft ſtreiten laſſen; nicht aber wird unter billig Denkenden 
ein Streit darüber möglich ſein, daß Herr Otto die zuläſſige 
Grenze überſchritten hat. Und wenn er ſeine Beweiſe uns 
nicht noch nachträglich bringt, ſo wird man nach einer Klage 
lange ſuchen, bei der die Frivolität des Anwalts die Frivolität 
des Ottoſchen Artikels erreichen oder gar übertreffen würde! 

Der Ottoſche Artikel hätte mir, wie ſchon erwähnt, 
kaum Anlaß zu einer beſonderen Behandlung in der JW. 
gegeben, wenn nicht die mir ſoeben zur Kenntnis gekommene 
Broſchüre Düringers „Richter und Rechtſprechung“, Leipzig 1909, 
zu einigen Bemerkungen über das Kapitel Richter und Rechts⸗ 
anwälte zwingen würde. 

Düringer, der Freund und Sozius Hachenburgs, der 
philoſophiſch und juriſtiſch fein gebildete Kopf, muß natürlich 
zu den Richtern gehören, die der Rechtsanwaltſchaft grund⸗ 
ſätzlich die richtige Stellung in der Rechtspflege und im Ver⸗ 
hältnis zum Richteramt anweiſen (S. 39): 

„Richter und Rechtsanwalt ſind grundſätzlich mit gleicher 
Verpflichtung und als gleichwerte Faktoren im Dienſte 
der Rechtspflege und zur Erforſchung der Wahrheit 
berufen. Aber ſie ſind es in verſchiedener Weiſe; ſie 
haben die gemeinſame Aufgabe von verſchiedenen 
Standpunkten aus zu löſen: der Anwalt im Dienſte 
der Parteien, von denen er auch die Entlohnung erhält, 
der Richter über den Parteien ſtehend und völlig 
unabhängig von ihnen auch inſofern, als er die Vergütung 
ſeiner Arbeitsleiſtung vom Staate erhält, in deſſen 
Auftrag er Recht ſpricht. Die gemeinſame Aufgabe 
erfordert dringend ein harmoniſches Zuſammen— 


2) Tag Nr. 261 vom 6. November 1909: Der Beſchluß der 
Dresdener Kammerverſammlung vom 30. Oktober 1909 lautet: „Die 
Verſammlung der AK. im Königreich Sachſen weiſt die den deutſchen 
Anwaltſtand beleidigenden Angriffe des Herrn OLGR. Dr. Otto in 
dem von ihm verfaßten, in Nr. 230 des Tag abgedruckten Zeitungs⸗ 
artikel als auf völliger Unkenntnis der Verhältniſſe beruhend zurück 
und ſpricht ihr Bedauern aus, daß ein höherer ſächſiſcher Richter ſich 
derartige Angriffe erlaubt hat.“ a 
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wirken, getragen von gegenſeitigem Vertrauen 
und gegenſeitiger Achtung.“ 

Wie ſteht die Anwendung dieſes Prinzips in der Praxis? 
Düringer weiſt auf die zwiſchen dem Richter und dem Anwalte 
beſtehenden Unterſchiede hin. Der Anwalt Geſchäftsmann, der 
Richter Staatsbeamter. Die hieraus aber abgeleiteten Urteile 
und Vorurteile brauchten nicht zu beſtehen und beſtehen auch 
tatſächlich nicht ſo allgemein wie Düringer meint, nämlich der 
Eindruck des Richters, daß bei dem Anwalt das Geldverdienen 
die Hauptſache ſei, und die Neigung des Anwalts, den Richter 
für einen Mann zu halten, der ſich an der Staatskrippe 
nähren läßt und dem Leben unfrei gegenüberſteht. Beide 
Typen ſind vorhanden, doch kann man nicht behaupten, daß 
ein generelles Urteil in dieſem Sinne zuläſſig iſt. Alles hängt 
von der Perſönlichkeit des einzelnen ab. 

Gewiß iſt es richtig, daß der Rechtsanwalt trotz ſeiner 
ſcheinbaren Freiheit von ſeiner Klientel abhängig iſt, nicht nur 
als Anfänger, ſondern im allgemeinen dauernd. Die Schilderung, 
die Düringer von dieſer Abhängigkeit gibt, iſt ſicherlich zu⸗ 
treffend, aber nicht erſchöpfend. Auch ſind die Konſequenzen 
nicht richtig gezogen. 

„Ein junger Rechtsanwalt“, ſagt Düringer, „wird nicht 
leicht einem Klienten, der ſeinen Rat einholt, von einem Prozeß 


abraten.“ Nach Otto, wie wir oben ſehen, um ſich nicht die 


Differenz zwiſchen Prozeß⸗ und Raterteilungsgebühr entgehen 
zu laſſen. Düringer urteilt vornehmer. „Der Anwalt könnte 
es leicht erleben, daß ein anderer, weniger ſkrupulös, ſich des 
Prozeſſes annimmt und einen Erfolg erzielt. Er wird ſeinen 
Klienten ſicher auf die Gefahren jeder Prozeßführung aufmerkſam 
machen; aber er wird ihm auch die Chance des Obſiegens, 
wenn ſie irgend denkbar iſt, nicht vorenthalten. Wenn der 
Richter nicht ſelten den Eindruck gewinnt, daß eine Prozeß⸗ 
führung von Anfang an ausſichtslos oder frivol war, ſo wird“ 
— Herr Otto hören Sie, was Herr Düringer ſpricht — „dabei 
häufig nicht berückſichtigt, daß man am Ende eines Prozeſſes 
klüger iſt als am Anfang und daß für die Entſcheidung in dem 
einen oder andern Sinne ſo viele Imponderabilien in Betracht 
kommen, daß eine ſichere Vorausſage häufig ganz unmöglich iſt. 
Die richtige Ausübung des Anwaltberufs macht daher ebenſo hohe 
Anſprüche an den juriſtiſchen Scharfblick, die Gewiſſenhaftigkeit, 
die Energie und die Pünktlichkeit des Anwalts wie an ſeinen Takt, an 
ſein Rechtsempfinden, an ſein eigenſtes perſönliches Pflichtgefühl.“ 
„Die angedeuteten Schwierigkeiten“, fährt Düringer fort, „ver⸗ 
mindern ſich mit dem Maße, in welchem der Anwalt ſich eine 
feſte und gutfundierte Praxis erworben hat. Erſt die materielle 
Unabhängigkeit ermöglicht es ihm, eine ſtrenge Auswahl hin⸗ 
ſichtlich der Sachen zu treffen, welche er vertreten und welche 
er ablehnen will.“ 

Düringer erſchöpft die behandelte Frage nicht, er überſieht, 
daß im allgemeinen eine Praxis nur durch dieſelben Mittel 
erhalten wird, durch die ſie erworben wurde, nämlich durch die⸗ 
ſelbe Art der Bearbeitung und Behandlung der Sachen. Was 
deren Annahme anlangt, ſo wird die Entſchließung auf eine 
größere oder geringere Skrupelloſigkeit von Düringer zurück⸗ 
geführt. Was heißt das? Soll das etwa die Rückſicht auf 
die Differenz zwiſchen Prozeßgebühren und Gebühr der Rats⸗ 
erteilung im Einzelfalle ſein? Düringer ſelbſt rechnet doch mit 
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dem ſchließlichen Erfolg in der von feinem ſkrupulöſen Ideal⸗ 
anwalt — objektiv alſo zu Unrecht — abgelehnten Sache. 
Gewiß gibt es Grenzfälle, in denen auch zwei ſolcher Ideal⸗ 
anwälte ſich verſchieden entſcheiden können und entſcheiden 
werden. Das iſt zum guten Teil eine Sache des Temperaments, 
es gibt Draufgänger und Zauderer wie bei den Richtern ſo 
auch unter den Anwälten und im Publikum, und jeder Klient 
ſucht ſich denjenigen Anwalt aus, der ſeinem Geſchmack entſpricht. 
Mit Recht ſpricht Düringer von dem Rechtsempfinden des 
Anwalts. Hat er das Gefühl, eine gute Sache vor ſich zu haben, 
ſo wird er über noch nicht klargeſtellte Einzelheiten tatſächlicher 
und rechtlicher Natur eher hinwegkommen und wird mit der 
oft ſich verwirklichenden Möglichkeit eines Vergleichs zugunſten 
des Mandanten rechnen. Haben die Anwälte gut oder ſchlecht 
gehandelt, die gegen die langjährige Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts immer wieder mit dem Differenzeinwand kamen, bis 
eines Tages das Reichsgericht ſeine Anſicht unter dem Zwange 
der Tatſachen änderte? Solche Beiſpiele ließen ſich häufen. 
Und irrt ſich der Anwalt im Erfolge, ſo hat er aus Eigen⸗ 
intereſſe gehandelt? Auch heute noch gilt der alte Satz: 
Victrix causa diis placuit, sed victa Catoni. Von Zufällig⸗ 
keiten und Imponderabilien iſt der Ausgang des Prozeſſes nur 
zu oft abhängig. Wie oft wird von dem Gericht das Armen⸗ 
recht für eine Klage bewilligt, die dasſelbe Gericht auf Grund 
desſelben Tatbeſtandes ohne Beweisaufnahme zurückweiſt und 
als frivol erhoben behandelt oder gar bezeichnet! 

Der Rechtsanwalt iſt von ſeiner Klientel abhängig, daraus 
folgt aber nicht, daß er ſie ausbeutet, indem er zu Klagen rät, 
die nicht im Intereſſe der Partei, ſondern nur des eigenen 
Geldbeutels liegen, im Gegenteil, daß er die Klienten von 
überflüffigen und ausſichtsloſen Prozeſſen und vermeidbaren 
Koſten bewahrt. Der Anwalt, der ſich eine Praxis gründen 
und einen Stamm von Klienten heranziehen will, wird nicht 
Raubbau mit der einzelnen Sache treiben. Er weiß, daß er 
mit dem frivol erhobenen Prozeſſe auch den Mandanten verliert. 
An dieſe Abhängigkeit des Anwalts mögen diejenigen denken, 
die immer von einer Prozeßverſchleppung durch kollegiale 
Konnivenz fabeln, wie das Düringer leider ebenfalls tut 
(S. 53). Der einen Partei iſt regelmäßig daran gelegen, daß 
die Sache möglichſt ſchnell erledigt wird und dieſe zwingt ſchon 
infolge der vorhandenen Abhängigkeit des Anwalts zur Be: 
ſchleunigung. | 

Düringer behandelt ſpäter das Difformitätsprinzip für 
die Reviſion und ſagt: „Für ganz indiskutabel halte ich den Ein⸗ 
wand, die Oberlandesgerichte würden bei Einführung der 
Irreviſibilität der duae conformes grundſätzlich geneigt fein, 
wie die erſte Inſtanz zu erkennen. Wie kann man gegen die 
deutſchen Richter einen ſolchen Vorwurf erheben!“ Ich bekenne 
mich dazu, unter Anführung von Einzelfällen ſolchen Vorwurf 
erhoben zu haben, aber nicht gegen die deutſchen Richter, 
ſondern nur gegen einzelne. Und dieſen Vorwurf erhalte ich 
aufrecht. Wenn man gegen einzelne deutſche Rechtsanwälte 
den Vorwurf der eigennützigen Ausbeutung von Parteien er: 
hebt, ſo würde das im einzelnen zu prüfen und zu ahnden ſein. 
Gegen die deutſche Rechtsanwaltſchaft erhoben iſt dieſer Vor⸗ 
wurf die denkbar ſchwerſte Beleidigung unſeres Standes, die auf 
den zurückfällt, der fie ohne Beweiſe aufſtellt! 
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Ein Wort Düringers, das auch in dem nachfolgenden 
Aufſatze Syrings als ein häßliches bezeichnet iſt, hat mich 
— aus der Perſon unſerer Reichsgerichtskollegen heraus — 
auf das tiefſte verletzt. Den guten und zutreffenden Gründen 
Syrings gegen das Difformitätsprinzip glaubt er durch folgenden 
Satz beikommen zu ſollen (S. 55): „Niemand wird es der 
Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht verdenken, wenn ſie ſich 
dagegen wehrt, daß infolge der Herabminderung der Reviſionen 
ihr durchſchnittliches Einkommen etwa auf das eines Senats⸗ 
präſidenten beim Reichsgericht herabgedrückt wird.“ ö 

Daß dieſer Gedankengang Syring ferngelegen, führt er 
ſelbſt aus; daß es ſeiner nicht bedarf, ſondern daß die geſamte 
deutſche Rechtsanwaltſchaft auch, ſoweit ſie gar kein materielles 
Eigenintereſſe daran hat, in der Beurteilung des Difformitäts⸗ 
erforderniſſes hinter Syring ſteht, glaube ich behaupten zu 
dürfen, ohne auf den Widerſpruch auch nur eines Rechtsanwalts 
zu ſtoßen. 

Der Satz Düringers aber hat mir, wie ich bekennen muß, 
geradezu ein äſthetiſches Mißbehagen dadurch verurſacht, daß 
in ihm das Gehalt eines Senatspräſidenten beim Reichsgericht als 
Vergleichsmaßſtab herangezogen iſt. Darin liegt etwas, was, 
ich ſpreche nicht generell, an die leider nicht ſeltene Erſcheinung 
erinnert, daß Richter den vor ihnen auftretenden Anwälten ihre 
Jahreseinnahme oder gar ihre Einnahme aus einer einzelnen 
großen Sache nachrechnen und damit alsdann ihr Gehalt ver 
gleichen, ein Vergleich, der natürlich leicht zu derartig ſcheelen 
Urteilen über die Rechtsanwaltſchaft führt, wie wir ſie jetzt ſeben. 
Die Einkommensverhältniſſe des Richters und des Rechts⸗ 
anwalts ſind zu verſchieden, um ſo mechaniſch miteinander 
verglichen zu werden, auf der einen Seite Sicherheit und Gleich⸗ 
mäßigkeit des Einkommens, Haftungsbeſchränkung, Penſion und 
Hinterbliebenenverſorgung, auf der anderen Seite unſichere und 
wechſelnde Einnahmen, Geſchäftsunkoſten, Haftung für jegliches 
Verſehen, Notwendigkeit der Rücklagen für Krankheit, Alter und 
Hinterbliebene. 

Wir wünſchten unſeren Richtern jo hohe und reiche Ge⸗ 
hälter, daß ſie und wir vor ſolchen kleinlichen Betrachtungen 
bewahrt blieben! 

Wenn wir Anwälte alles hauptſächlich unter dem Geſichts⸗ 
punkte des Geldverdienens betrachteten, dann würden wir wohl gern 
das fo warm empfohlene Rezept des numerus clausus annehmen. 
Wir, die zugelaſſenen Rechtsanwälte, hätten großen pekuniären 
Vorteil und keinerlei Nachteil davon. Aber noch „gilt“ nicht 
nur, wie Düringer (S. 43) ſagt, ſondern ift die freie Ab 
vokatur ein noli me tangere, ein „ethiſches Prinzip“, das unter 
allen Umſtänden im Intereſſe der Rechtspflege hochgehalten 
werden muß. Iſt der Zudrang zu der juriſtiſchen Laufbahn 
zu groß, fo muß die Auswahl eine ſtrengere werden durch Cr: 
ſchwerung der Prüfungen‘) oder Verbeſſerung ihrer Methoden. 


Zur Entlaſtung des Reichsgerichts. 
Von Juſtizrat Syring, Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht 
Seit dem letzten Juriſtentage iſt über die dort erörterte 
Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts viel geſchrieben und 


) Hier ſtimme ich Düringer (S. 35) im weſentlichen bei. 


mt. 
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geſprochen worden, manches treffliche von Sachkunde und Über⸗ 
legung zeugende Wort, aber auch manches, das auf eine ſolche 
Beurteilung nicht Anſpruch erheben kann. Binnen kurzem 
werden die geſetzgebenden Faktoren vor der Aufgabe ſtehen, in 
dem Wirrſale der Vorſchläge und Meinungen das entſcheidende 
Wort zu ſprechen. Damit ihnen alsdann die Gründe für und 
gegen möglichſt vollſtändig vorliegen, möchte ich verſuchen, einiges 
zu dem, was bereits geſagt worden iſt, hinzuzufügen. 

Man wird ohne weiteres dem Beſchluſſe des Juriſtentages 
zuſtimmen müſſen, der Abhilfe auch durch die ſogenannten kleinen 
Mittel im Sinne meines Gutachtens XIV Bd. 3 der Ver⸗ 
handlungen des XXIX. Deutſchen Juriſtentages S. 131 empfiehlt. 
Dieſe kleinen Mittel haben neuerdings in Nr. 18 der Deutſchen 
Juriſtenzeitung (Spalte 1105 — 1109) eine eingehende Beſprechung 
durch RGR. Dr. Hagens erfahren. Sie ſind dort unter 
12 Nummern einer. Erörterung unterzogen, der ich faſt durchweg 
lediglich beipflichten kann. Wir differieren nur bezüglich der 
Ausſchließung der Reviſion in Streitigkeiten über die Recht⸗ 
mäßigkeit oder Aufhebung von Arreſten oder einſtweiligen Ver⸗ 
fügungen und bezüglich der Aufhebung des §S 547 Nr. 2 ZPO. 
Allerdings würde die Auslegung der SS 916— 945 ZPO. fait 
ganz der Mitwirkung des Reichsgerichts entzogen werden, wenn 
die Reviſion in den erſterwähnten Sachen völlig ausgeſchloſſen 
würde, dieſer ÜUbelſtand würde aber vermieden werden können, 
wenn die Reviſion in dieſen Sachen nur wegen Verletzung der 
angezogenen Vorſchriften zugelaſſen würde. Ob § 547 Nr. 2 ZPO. 
ganz aufgehoben werden kann, mag zweifelhaft ſein. Ein Teil 
der darin behandelten Sachen aber verdient die ihnen dort zu⸗ 
teil gewordene Bevorzugung jedenfalls nicht. Ein näheres 
Eingehen auf dieſe Frage muß ich mir hier verſagen. 

Wie weit dieſe ſogenannten kleinen Mittel zur Entlaſtung 
des Reichsgerichts beitragen werden, kann niemand vorherſagen. 
Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß das eine oder andere, z. B. die 
Vollſtreckbarkeit der Berufungsurteile, ſich wirkſamer erweiſen 
wird, als es zurzeit erſcheint. Immerhin iſt es, wie ich 
(S. 156) betont habe, unbedenklich, daß die kleinen Mittel zur 
Entlaſtung des Reichsgerichts nicht hinreichen werden, daß 
vielmehr, um das Reichsgericht arbeitsfähig zu erhalten, noch 
ein großes Mittel hinzutreten muß. 

Der Streit der Parteien dreht ſich nun darum, welches 
der möglichen großen Entlaſtungsmittel gewählt werden ſoll. 

Zur Verfügung ſtehen Mittel, welche jenes Ziel erſtreben 
entweder durch Vermehrung der Arbeitskräfte oder durch Be⸗ 
ſchränkung des Arbeitsſtoffes oder durch Vereinfachung der 
Arbeit. Jedes dieſer möglichen Mittel enthält eine Verſchlechte⸗ 
rung des jetzigen Zuſtandes. Es fragt ſich nur, welches dieſer 
möglichen Mittel den angeſtrebten Erfolg erreicht und dabei 
die Intereſſen der Rechtspflege am wenigſten ſchädigt, welches 
ausreichend wirkſame Mittel den jetzigen Zuſtand am wenigſten 
verſchlechtert. 

1. Die Erhöhung der Leiſtungsfähigkeit des Reichsgerichts 
konnte erreicht werden entweder durch Verſtärkung der Senate 
oder dadurch, daß ſie in einer Beſetzung von weniger als 
7 Mitgliedern entſcheiden, oder durch Vermehrung der Senate. 

Daß und warum die Verſtärkung der Senate ſich nicht 
empfiehlt, habe ich eingehend (S. 140) dargelegt. Hiergegen 
iſt etwas Weſentliches nicht vorgebracht worden. 
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Für Herabſetzung der Zahl von 7 auf 3 iſt IR. Salinger 
in ſeinem Vortrage über die Anderung der Reviſion eingetreten. 
Er ſtützt ſich dabei auf die von Adickes gegebene Anregung 
und meint: „diejenigen, welche jetzt nichts anderes wiſſen, als 
die Vermehrung der Zivilſenate des Reichsgerichts zu empfehlen, 
haben allerdings von dieſem Geiſte keinen Hauch verſpürt“. 
Dieſe Worte ſind nicht am Platze. Wir kennen die Gedanken 
von Adickes aus ſeinen Schriften und Reden, insbeſondere aus 
ſeinem in der Juriſtiſchen Geſellſchaft hier gehaltenen Vortrage 
zur Genüge und bringen ihnen reges Intereſſe entgegen. Ob 
und inwieweit ſie zur Ausführung gebracht werden können, 
wird aber erſt bei der bevorſtehenden grundlegenden Juſtizreform 
zu erwägen ſein. Sie jetzt auf dem Gebäude unſeres Prozeſſes 
in der dritten Inſtanz zur Durchführung zu bringen, ohne daß 
der Unterbau eine weſentliche Anderung erleidet, wäre ein 
verkehrtes Beginnen. | 

Auch eine Herabſetzung der Zahl auf 5 iſt unter den 
heutigen Verhältniſſen nicht zu empfehlen. Ich ergänze meine 
diesbezüglichen Bemerkungen (S. 140) durch den Hinweis auf 
die beherzigenswerten Worte von Hagens (Sp. 1110). 

Daß die Vermehrung der Zivilſenate von 7 auf 9 das 
natürlichſte und am nächſten liegende Entlaſtungsmittel iſt, 
muß ich aufrechterhalten. Die dagegen gerichteten Ausführungen 
erſcheinen nicht überzeugend. Durch die Hinzufügung der beiden 
Senate brauchen die befürchteten Nachteile keineswegs einzu⸗ 
treten. Das Kammergericht iſt von ſeinen 9 Zivilſenaten und 
1 Strafſenat im Jahre 1879 jetzt bis zu 24 Zivilſenaten und 
2 Strafſenaten vorgeſchritten. Sein Anſehen und die Güte 
ſeiner Rechtſprechung haben aber nicht gelitten. Man hat von 
ihm auch nicht geſagt, daß es zu einer Urteilsfabrik geworden 
wäre, wie es manche von dem Reichsgericht bei Vermehrung 
ſeiner Senate glauben befürchten zu müſſen. Nach einer 
Außerung des früheren Staatsſekretärs im Reichstage ſollen 
die verbündeten Regierungen in der Ablehnung einer weiteren 
Vermehrung der Senate übereinſtimmen. Es iſt nicht unintereſſant, 
darauf hinzuweiſen, daß das Reichsjuſtizamt auch früher einer 
Erhöhung des Perſonalbeſtandes des Reichsgerichts abgeneigt 
geweſen iſt, daß ſich aber doch ſchließlich die Verhältniſſe ſtärker 
als dieſer Widerſtand gezeigt haben, ſo daß der 6. und 7. Zivil⸗ 
ſenat und der 4. und 5. Strafſenat ihre Tätigkeit haben be⸗ 
ginnen können. Im Jahre 1885 war es der Senatspräſident 
Dr. Henrici, der eine ſtärkere Beſetzung des höchſten Gerichts⸗ 
hofes forderte. Seine Schrift: „Das Deutſche Reichsgericht“ 
aus dem Jahre 1885 iſt gerade heute recht leſenswert. Nicht 
minder ſeine Schrift: „Lebenserinnerungen eines Schleswig⸗ 
Holſteiners“ 1897 S. 177—191. Der letzte Juriſtentag hat 
ſich dahin ausgeſprochen, daß zur Beſeitigung der gegenwärtigen 
Überlaſtung eine Vermehrung der Zivilſenate nicht zu umgehen 
ſei, und ich glaube immer noch, daß er recht behalten wird. 

2. Läßt ſich indeſſen die Erhöhung der Leiſtungsfähigkeit 
des Reichsgerichts durch Vermehrung der Zivilſenate nicht er⸗ 
reichen, dann erſcheint eine Beſchränkung des Arbeitsſtoffes 
durch Beſchränkung der Zuläſſigkeit der Reviſion unvermeidlich. 

Wie Hagens (Sp. 1109) mitteilt, ſcheint man in einfluß⸗ 
reichen Kreiſen nicht abgeneigt, der Ausſchließung der Reviſion 
gegen duae conformes wieder näher zu treten. Ich hoffe, daß 
ſich die verbündeten Regierungen dazu nicht verſtehen werden, 
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und daß, falls es doch geſchehen ſollte, der Reichstag ihr An⸗ 
ſinnen mit aller Entſchiedenheit zurückweiſen wird. 

Es kann im Ernſte gar nicht in Abrede geſtellt werden, 
daß das Difformitätsprinzip ſchon deshalb jeder Berechtigung 
entbehrt, weil, wie ich nachgewieſen habe, die aufhebenden 
Reviſionsurteile mindeſtens ebenſo die konformen wie die 
difformen Berufungsurteile betreffen. Damit iſt dieſer Be⸗ 
ſchränkung der Reviſion der Boden entzogen. Man wird es 
auch als unlogiſch bezeichnen müſſen, die Bedeutung der Ent⸗ 
ſcheidung des übergeordneten Gerichts deshalb höher anzuſchlagen, 
weil das unterſtellte Gericht in gleichem Sinne entſchieden hat. 
Nur, wenn es ſich um die Urteile zweier gleichſtehender Gerichte 
handelte, könnte die Entſcheidung des einen durch diejenige des 
andern eine gewiſſe Unterſtützung erhalten. Die abändernden 
Urteile der Berufungsgerichte mehr als die beſtätigenden für 
reviſionsbedürftig zu erachten, widerſpricht auch der Tatſache, 
daß die abändernden regelmäßig ſogar beſſer begründet ſind 
als die beſtätigenden. 

Auch der Geſichtspunkt hat nicht widerlegt werden können, 
daß äußerlich konforme Urteile innerlich gar nicht übereinſtimmende 
Entſcheidungen zu ſein brauchen. 

Der Gefahr, welche das Difformitätsprinzip unzweifelhaft 
für die Einheitlichkeit der Rechtſprechung und für die gedeihliche 
Entwickelung des Rechts mit ſich bringen müßte, will man 
dadurch ſteuern, daß die Reviſion zugelaſſen werden ſoll, wenn 
das Berufungsgericht gegen Anſichten des Reichsgerichts ent⸗ 
ſchieden habe. In einem Artikel in Nr. 282 des Leipziger 
Tageblatts iſt aber zutreffend dargelegt, welche durchſchlagenden 
Bedenken einer ſolchen Maßregel entgegenſtehen. Da ich an⸗ 
nehme, daß jener Artikel auch in einer Fachzeitſchrift erſcheinen 
wird, möchte ich feinen Inhalt hier nicht wiederholen.“) 

In jenem Artikel iſt auch ausgeführt, daß das Difformitäts⸗ 
prinzip die Rechtſprechung der Oberlandesgerichte nachteilig be⸗ 
einfluſſen würde. Die Richtigkeit der dortigen Ausführungen 
kann dem unbefangenen Beurteiler nicht zweifelhaft ſein. Daß 
die Oberlandesgerichte ſtets nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
urteilen würden, wird von niemand geleugnet, daß ſie aber 
unbewußt der Beſtätigung zuneigen würden, liegt auf der 
Hand. | 

RGR. Dr. Düringer ſagt in feiner Schrift „Richter und 
Rechtſprechung“: meine Ausführungen gegen das Difformitäts⸗ 
prinzip ſeien gegen ſeine Darlegungen in ſeinem in der Zeit⸗ 
ſchrift für Rechtspflege in Bayern 1908 erſchienenen Aufſatz 
gerichtet, obwohl ich ſie nicht ausdrücklich zitiert hätte. Dies 
iſt in doppelter Beziehung unrichtig. Einerſeits richten ſich 
meine Ausführungen nicht gegen ſeine Darlegungen, ſondern 
gegen die ſeinerzeit faſt täglich in den Kreiſen des Reichsgerichts 
erörterte Idee, andererſeits habe ich ſeinen Aufſatz auf S. 146 
ausdrücklich zitiert. 

Er ſagt dann weiter: ich hätte den Hauptgrund meines 
Widerſpruchs nicht erwähnt, niemand werde es der Rechts⸗ 
anwaltſchaft beim Reichsgericht verdenken, wenn ſie ſich dagegen 
wehre, daß infolge der Herabminderung der Reviſionen ihr 


durchſchnittliches Einkommen etwa auf das eines Senats⸗ 


„) Mit Zuſtimmung des Leipziger Tageblatts wird der Artikel 
im Anſchluß an den Syringſchen Artikel zum Abdruck gebracht. 
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präſidenten beim Reichsgericht herabgedrückt werde. Ein häß⸗ 
liches, offenbar übereiltes Wort, das leider ſchon in Nr. 256 
der Kieler Neueſten Nachrichten vom 2. November d. J. Wider⸗ 
hall gefunden hat. Ich habe jenen Grund nicht anführen 
können, weil er gar nicht in den Kreis meiner Erwägungen 
gekommen war. Schon der Umſtand, daß diesſeits alle nur 
möglichen Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts vorgeſchlagen 
werden, ſoweit ſie nur irgend mit den Intereſſen der Rechts⸗ 
pflege einigermaßen vereinbar erſcheinen, hätte jeden derartigen 
Verdacht unterdrücken ſollen. Nur weil wir die Beſchränkung 
der Reviſion auf duae difformes als ſchlechterdings ungerecht⸗ 
fertigt und für Rechtſprechung und Rechtsentwicklung verderblich 
erachten, bekämpfen wir ſie. 

Es war mir deshalb auch eine Freude, Zeuge deſſen ſein 
zu dürfen, wie allgemein auf dem letzten Juriſtentage das 
Difformitätsprinzip nicht nur bekämpft, ſondern geradezu als 
indiskutabel verworfen wurde. Ich möchte den Anhängern 
dieſes Entlaſtungsmittels ein ſorgfältiges Studium jener Ver⸗ 
handlungen empfehlen. Auch auf die Ausführungen von 
Salinger S. 18 und die dort zitierten Aufſätze möchte ich ſie 
aufmerkſam machen. 

Kann hiernach dieſes Mittel zur Beſchränkung des Arbeits⸗ 
ſtoffes des Reichsgerichts nicht ernſtlich in Betracht kommen, 
dann drängt ſich ganz von ſelbſt die Frage der Erhöhung der 
Reviſionsſumme auf. Es iſt mir und den übrigen Anwälten 
am Reichsgerichte niemals zweifelhaft geweſen, daß dieſes rohe, 
mechaniſche, und für die Rechtſprechung und die Intereſſen des 
rechtſuchenden Publikums ſchädliche Entlaſtungsmittel nur anzu⸗ 
wenden iſt, wenn ein anderes weniger nachteiliges nicht gefunden 
werden kann. Darüber habe ich mich (S. 145 bis 146 und 156) 
klar und deutlich ausgeſprochen. Salinger hatte daher keine 
Veranlaſſung zu der Bemerkung (S. 14), wir hätten die Fühlung 
mit dem Volke und der übrigen deutſchen Anwaltſchaft zum 
guten Teile verloren. Derartige Vorwürfe würden vielleicht 
begründet ſein, wenn von uns dieſes Entlaſtungsmittel als ein 
gutes empfohlen worden wäre, nicht aber, wenn darin nur 
unter allen ſchädlichen Mitteln das ſchließlich am wenigſten 
ſchädliche erblickt wird. 

Zur Beſchränkung des Arbeitsſtoffes würde es allerdings 


in ganz erheblichem Maße beitragen, wenn man mit RGR. 


Dr. Hagens (Spalte 1109) dem mehrfach gemachten Vorſchlage 
ſtattgeben würde, die Reviſion nur gegen Verletzung von reichs⸗ 
rechtlichen Normen zuzulaſſen. Es liegt auch nahe, die Tätig⸗ 
keit des Reichsgerichts auf dieſes Gebiet zu beſchränken, da das 
Reich ſchließlich am meiſten an der richtigen Anwendung des 
Reichsrechts intereſſiert iſt. Ich glaube indeſſen nicht, daß die 
von mir (S. 144) erwähnten Bedenken politiſcher Natur, ſoweit 
des ſich um noch geltendes Landesrecht handelt, werden über⸗ 
wunden werden können. 

3. Als Mittel zur Entlaſtung des Reichsgerichts durch 
Vereinfachung des Verfahrens wird von Salinger und anderen 
die Abſchaffung der obligatoriſchen mündlichen Verhandlung 
geprieſen. 

Wenn die Anhänger dieſes Vorſchlages meinen, daß die 
mündliche Verhandlung bei dem Reichsgericht ohne Bedeutung 
wäre, ſo zeigen ſie damit, daß ſie über die einſchlägigen Ver⸗ 
hältniſſe falſch unterrichtet find. Die Ausführungen von Peters, das 
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engliſche bürgerliche Streitverfahren (S. 109), Düringer (S. 56), 
Hagens (Spalte 1110) und diejenigen von mir in JW. 07, 688 und 
in meinem Gutachten (S. 152— 155) dürften wohl geeignet fein, 
von der Unrichtigkeit dieſer Anſicht zu überzeugen. Irrtümlich 
iſt auch (S. 32), daß der Vortrag der Sachen durch die An⸗ 
wälte regelmäßig in der Verleſung des Tatbeſtandes des 
Berufungsurteils bzw. der beiden Inſtanzurteile beſtehe. Eine 
ſolche Art des Vortrages wäre mit SS 526, 566 30. nicht 
vereinbar. Es wird auf Grund dieſer Vorſchrift von den An⸗ 
wälten am Reichsgericht erwartet, daß ſie in jeder nicht ganz 
einfach liegenden Sache einen beſonderen Tatbeſtand frei zum 
Vortrag bringen. Ohne einen ſolchen eigenen Tatbeſtand würde 
es nicht möglich ſein, die Sachen in der von Düringer (S. 56) 
bezeugten Art kurz und vollſtändig der Kenntnis des Gerichts⸗ 
hofes zu unterbreiten. Der Juriſtentag hat hiernach recht getan, 
wenn er ſich entgegen jenem Vorſchlage dahin ausgeſprochen 
hat, daß jedenfalls das mündliche Verfahren auch für die dritte 
Inſtanz beizubehalten ſei. 


Man irrt auch, wenn man von der Abſchaffung 


der mündlichen Verhandlung eine erhebliche Entlaſtung des 
Reichsgerichts erwartet. Der Zeitgewinn, welcher dadurch für 
die einzelnen Richter entſtehen würde, wird überſchätzt. Würden 
die Sachen nicht von den Anwälten vorgetragen, dann müßten 
ſie von einem Referenten und einem Korreferenten vorgetragen 
werden. Ob dieſer Vortrag viel kürzer ausfallen würde als 
derjenige von Anwälten, die gerade in dieſer Tätigkeit geſchult 
ſind, darf zweifelhaft ſein. Wäre es aber auch der Fall, dann 
würde der Zeitgewinn ſich doch für jeden einzelnen Richter nur 
auf wenige Stunden wöchentlich belaufen. 

Welcher Mehraufwand von Zeit dagegen würde ſich er⸗ 
geben, wenn die Reviſion, wie vorgeſchlagen worden iſt, von 
jedem deutſchen Anwalte eingelegt und begründet werden dürfte. 
Dieſe Folge hat Düringer (S. 56) zutreffend geſchildert. Jede 
Inſtanz hat ihre Eigenart, ſo auch die Reviſionsinſtanz. Es 
muß einleuchten, daß die dauernde Beſchäftigung mit Reviſionen 
den Blick für die Eigenart gerade dieſes Rechtsmittels 
ſchärft. 

Schier ins Unermeßliche würde die Arbeitslaſt des Reichs⸗ 
gerichts ſteigen, wenn die Reviſionsſumme nach Salingers 
Vorſchlage auf 300 &, heruntergeſetzt würde. Es genügt, in 
dieſer Beziehung auf die Bemerkungen von Düringer (S. 57) 
zu verweiſen. 

Weil ich mit dem Juriſtentage eine jede Beſchränkung der 
mündlichen Verhandlung für nachteilig halte, kann ich mich auch 
nicht für die von NER. Dr. Hagens (Sp. 1110— 1113) vor: 
geſchlagene Vorprüfung ausſprechen. Es beſtehen dagegen die⸗ 
jenigen Bedenken, welche von mir in meinem Gutachten 
(S. 152— 154) und von RGR. Dr. Düringer in feiner be⸗ 
zeichneten Schrift (S. 56) geltend gemacht ſind. Sie werden 
durch die Ausführungen von Hagens nicht beſeitigt. 

Seine Annahme, daß dadurch eine Einſchränkung der 
Reviſionseinlegungen eintreten werde, würde ſich, wie ich be⸗ 


fürchte, nicht bewahrheiten. Das Gegenteil ſteht zu erwarten. 


Es iſt nicht zutreffend, daß es leichter ſei, eine ſchwache Reviſion 
mündlich zu vertreten als ſchriftlich zu begründen. Ich beziehe 
mich zur Vermeidung von Wiederholungen auf meine Aus⸗ 
führungen JW. 07, 689. 


— 
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Die Frage der Entlaſtung des Reichsgerichts erſcheint mir 
ſpruchreif. Möge die Entſcheidung ſo ausfallen, daß die Inter⸗ 
eſſen der Rechtspflege möglichſt wenig geſchädigt werden. 


Der im vorſtehenden Aufſatze erwähnte 
Artikel des Leipziger Tageblattes 
vom 11. Oktober 1909 wird mit Genehmigung des Verfaſſers, des 
Rechtsanwalts bei dem Reichsgericht Juſtizrat Dr. Junck, ſowie 
mit Genehmigung des Leipziger Tageblattes, nachdem dies mehrfach 
gewünſcht worden iſt, hiermit zum Abdruck gebracht. Er lautet: 

Am 2. Oktober 1909 haben Sie in Ihrem geſchätzten 
Blatte einen Artikel „Zum Reichsgerichtsjubiläum“ ver⸗ 
öffentlicht, der Ihnen von einer „autoritativen, dem Reichsgerichte 
naheſtehenden Perſönlichkeit“ zugegangen war. In die warme 
Anerkennung, die dort der Rechtſprechung unſeres höchſten 
Gerichtshofes gezollt wird, können alle einſtimmen. In der 
Richtung des Reichsgedankens war dem Reichsgerichte die 
Aufgabe geſtellt, das Wort lebendig zu machen: ein Reich, 
ein Recht, ein Richter. Dieſe Aufgabe hat es erfüllt und ſo 
an ſeinem Teile das Reich gefeſtigt. Dafür danken ihm alle, 
die die Vollendung deutſchen Weſens im geeinten Reiche 
erblicken. Dagegen geben die Bemerkungen Ihres Herrn 
Gewährsmannes, die ſich mit der bekannten „Überlaftung” 
des Reichsgerichts beſchäftigen, Anlaß zu lebhaftem Wider⸗ 
ſpruche, und zwar gerade vom Standpunkte des Reichsgedankens 
aus. Das berechtigt zu der Bitte, den nachſtehenden Zeilen 
Aufnahme zu gewähren. 

Daß eine Überlaftung der Zivilſenate beſteht, geben alle 
Einſichtigen zu. Sie bedroht die Qualität der Rechtſprechung 
des Gerichtshofes, fein Anſehen, das köſtliche Gut des 
Vertrauens, das er beim Volke genießt. Es iſt verdienſtvoll, 
daß das Reichsgericht ſelbſt ſeine warnende Stimme erhoben 
hat: nicht im eigenen Intereſſe, ſondern in der Sorge um die 
ihm anvertrauten Aufgaben. Reichsregierung und Reichstag, 
in deſſen Mitte darüber wiederholt geſprochen wurde, erkennen 
die Notwendigkeit einer gründlichen Entlaſtung voll an. Die 
vom Reichsjuſtizamte — wie man hört — bereits aus⸗ 
gearbeitete Novelle muß und wird dem Reichstag ſchon im 
kommenden Winter zugehen. Die Frage iſt ſchwierig. Es 
iſt unmöglich, an dieſer Stelle auf die einzelnen Mittel der 
Entlaſtung einzugehen: Reform des Prozeſſes überhaupt, Vor⸗ 
prüfung, Beſchränkung der Mündlichkeit, Beſchlußverfahren, 
nochmalige Erhöhung der Reviſionsſumme, große und kleine 
Mittel: das ſind die Schlagworte, um die ſich der Streit in 
der Literatur und Fachpreſſe dreht. Gegenwärtig rückt ein 
Vorſchlag in den Vordergrund: Einführung des Difformitäts⸗ 
prinzips, und hier ſetzt das nationale Intereſſe ein, deſſen 
Betonung der Zweck dieſer Zeilen iſt. 

dach dem Difformitätsprinzip ſollen diejenigen Urteile 
der Oberlandesgerichte nicht anfechtbar ſein, durch die das 
Urteil der erſten Inſtanz beſtätigt wird. Alſo: wenn zwei 
übereinſtimmende Urteile der beiden unteren Inſtanzen vor⸗ 
liegen (duae conformes), keine Reviſion an das Reichsgericht. 
Auf die innere Übereinſtimmung der beiden Vorderurteile ſoll 
es nicht ankommen. Auch nicht auf die Verſchiedenheit des 
Tatbeſtandes. Es würde genügen, um das Reichsgericht 
auszuſchließen, wenn der Tenor des Berufungsgerichts, 
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gleichviel aus welchen Gründen, lautete: Die Berufung wird 
zurückgewieſen. Ein verblüffend einfaches Mittel, an deſſen 
durchgreifender — wir möchten ſagen: brutaler — Wirkſamkeit 
niemand zweifeln kann. Nach unſerer Überzeugung aber 
würde damit die Bedeutung des Reichsgerichts in ihrem 
eigentlichen Kern getroffen. 

Wozu haben wir ein Reichsgericht? Weil wir ein ein⸗ 
heitliches Reichsrecht haben, das immer weitere Kreiſe zieht 
und das Recht der Bundesſtaaten mehr und mehr auf ſolche 
Gebiete beſchränkt, wo eine partikuläre Regelung zufolge 
lokaler oder ſtaatlicher Sonderart notwendig und zuläſſig iſt. 
Die Wahrung und Weiterbildung des einheitlichen Rechtes 
überließ das Reich nicht oberſten Gerichtshöfen der Bundes⸗ 
ſtaaten, ſondern anvertraute ſie einem eigenen Gerichtshofe, 
über deſſen Urteilen ſteht: Im Namen des Reiches. Das 
Reichsgericht gehört zu den Einrichtungen, die ein unitariſches 
Gegengewicht bilden ſollen zu dem föderativen Charakter des 
Reiches, eine Schöpfung des Einheitsgedankens, über der 
wir mit Eiferſucht wachen müſſen. 

Bedarf der Satz, daß ein Recht auch einen höchſten 
Gerichtshof erheiſcht, noch der Begründung? Mit dem einheit⸗ 
lichen Rechtsſatze iſt es nicht getan. Er ſoll auch einheitlich 
angewandt werden. Deshalb muß zur Einheit des Rechtes die 
Einheit der Rechtſprechung hinzukommen. Sie kann von den 
oberen Gerichtshöfen der Bundesſtaaten nicht gewährleiſtet 
werden. Das iſt kein Mißtrauen, aber vernünftiges Rechnen 
mit der Eigenart unſeres Volkes, das zur itio in partes 
neigt, hier und anderswo! Soweit berechtigte Eigentümlich⸗ 
keiten deutſcher Stämme, einzelner Gegenden unſeres Vater⸗ 
landes in Frage Stehen, ſchützt fie vor äußerlicher Gleich⸗ 
macherei, deren ſich übrigens das Reichsgericht nie ſchuldig 
gemacht hat, die tatſächliche Feſtſtellung der unteren Inſtanzen, 
die das Reichsgericht bindet. Dagegen kann die Ausgleichung 
grundſätzlich verſchiedener Rechtsanwendung, die mit dem 
einheitlichen Rechtsſatze nicht verträglich iſt, nur der allen 
gemeinſame Gerichtshof leiſten, wie auch nur er recht in der 
Lage iſt, gute und nützliche Sonderart für das Ganze zu 
gewinnen und zu verwerten. f 

Wir hören den Einwand: unbeſtreitbare Vorderſätze, die 
aber vom Difformitätsprinzip gar nicht berührt werden. 
Leider doch! Das Reichsgericht würde ausgeſchaltet ſein, wo 
immer ſich Landgericht und Oberlandesgericht wenigſtens im 
Ergebniſſe einig ſind, und könnte nur dann eingreifen, wenn 
das Berufungsgericht die Auffaſſung des Landgerichts in der 
Rechts⸗ oder Tatfrage oder in beiden mißbilligt. Eine der 
Einheitlichkeit des Rechtes gefährliche partikuläre Anſchauung 
würde hiernach um ſo ſicherer vor einem Eingriffe des Reiche: 
gerichtes ſein, je feſter ſie eingewurzelt wäre, ſo feſt, daß 
man ſchon gar nicht mehr ſtritte, daß ſich die Landgerichte 
von vornherein der Rechtſprechung des ihm übergeordneten 
Oberlandesgerichts fügten. Solche Gebiete gibt es. Beiſpiels— 
weiſe ſei auf die Übereinſtimmung hanſeatiſcher Gerichte in 
der Anwendung des alten Börſengeſetzes hingewieſen, in die 
das Reichsgericht von oben eingriff. Wie verſchieden be— 
urteilen die verſchiedenen Oberlandesgerichte das Recht der 
Ebeſcheidung. Berlin, München, Dresden, Mannheim, 
Marienwerder, Kolmar, Darmſtadt, Hanſaſtädte und Medlen: 
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burg: ſoviel Namen, ſoviel ausgeprägte Eigenarten, die gar 
oft einer weiſen Ausgleichung bedürfen. 

Welcher Widerſpruch zudem: der ruhige Fluß partikulärer 
Rechtſprechung, der duae conformes zeitigt, wäre ſicher vor 
Beunruhigung durch das Reichsgericht. Dagegen würde ſich 
das temperamentvoll und ſelbſtändig urteilende Oberlandes⸗ 
gericht gerade und erſt durch diejenigen ſeiner Urteile, in 
denen es dem Landgericht entgegenträte, der Nachprüfung des 
Reichsgerichts ausſetzen. Eine bedenkliche Verſuchung, die 
nicht im Sinne geſunder Rechtſprechung liegt. Hüten wir 
uns, die Herausbildung einer preußiſchen, bayriſchen, ſächſiſchen 
Rechtſprechung auf dem Gebiete des Reichsrechtes auch nur 
zu ermöglichen. Von vielen Beiſpielen nur eins: Bis 1900 
ſtand die ſächſiſche Rechtſprechung konform auf dem Stand» 
punkte, öſterreichiſche Ehen nur von Tiſch und Bett zu 
trennen, während das Reichsgericht die ſächſiſchen Urteile ſtets 
kaſſierte, weil nach ſeiner Anſicht in Deutſchland nach Reichs⸗ 
recht nur vom Bande geſchieden werden könne. Bei Geltung 
des Difformitätsprinzips wäre es dem Reichsgericht nicht 
möglich geweſen, dieſer partikulären Rechtſprechung — über 
deren Richtigkeit hier gar nichts geſagt ſein ſoll — entgegen⸗ 
zutreten. Und der einzelne Richter, der Referent, in deſſen 
Händen oft das Schickſal des Prozeſſes ruht! Ihm gegen⸗ 
über iſt das Difformitätsprinzip pfychologiſch falſch gedacht. 
Er iſt in noch größerer Verſuchung. Der Menſch, der ſich 
gern kontrollieren und reformieren läßt, muß noch geboren 
werden. Glaubhaft verſichert wurde, daß bei Oberlandes⸗ 
gerichten zum Zwecke der Qualifikation der einzelnen Richter 
darüber Buch geführt wird, welche Richter die vom Reichs⸗ 
gericht aufgehobenen Urteile verfaßt haben. Sind wirklich 
alle Richter gegen ſolche Verſuchung gefeit? An böfen 
Willen denken wir gewiß nicht. Aber die Mehrzahl der 
Rechtsfälle liegt zweifelhaft. Oft iſt es nur ein Körnchen, 
das die Wagſchale auf der einen Seite ſinken macht, ein 
ſchneller Entſchluß, ob der Zeuge „genügt“ uſw. Je nachdem 
iſt plötzlich die Rechtslage eine ganz andere. Eingehende 
Erörterung, beſtimmte Stellungnahme wird nötig. Die Ver⸗ 
werfung der Berufung beſeitigt jede Anzweifelung, jede Nach⸗ 
prüfung. Außerdem iſt ſie meiſt leichter zu begründen, meiſt 
der kürzere Weg und ſchließt auf jeden Fall die Wiederkehr 
der vom Reichsgericht aufgehobenen Sache an das Berufungs⸗ 
gericht, zwecks ganz neuer Verhandlung, aus. Die Frage, 
um die es ſich hier handelt, iſt zu ernſt, als daß man ſich 
Gedankengängen überlaſſen dürfte, die auf Berufskongreſſen 


von Munde zu Munde gehen. Unſere deutſchen Richter in ihrer 


Geſamtheit in Ehren! Aber auch ſie find nur Menſchen. 
Wer von uns darf ſich rühmen, daß gerade er erhaben ſei 
über das große Geſetz der Bequemlichkeit, welches gilt, ſeit 
Adam grub und Eva ſpann! Solchen Gefahren dürfen wir 
unſere Rechtſprechung nicht ausſetzen! 

Aber das Difformitätsprinzip — wenden wir uns ſelbſt 
ein — läßt doch eben alle die Fälle für das Reichsgericht 


offen, in denen duae difformes gefällt werden; ihrer werden 


immer noch genug ſein, um eine Rechtſprechung des Reichs⸗ 


gerichts zu ermöglichen, die durch ihren inneren Wert, durch 


ihre Überzeugungskraft über die Einzelfälle hinaus die geſamte 
Rechtsanwendung beherrſcht; auf die Zahl der Fälle kommt 


——U— 4 — 
— xk. — ß — . —— 


— — 


— 


38. Jahrgang. 


es nicht an; der Anſpruch des Volksgenoſſen, daß feine Sache 
in drei Inſtanzen abgeurteilt werde, iſt nicht berechtigt; zwei 
gutbeſetzte Inſtanzen, die konform urteilen, müſſen genügen. 
Wir entgegnen: zunächſt würde ſich nach unſeren Befürchtungen 
die Zahl der duae conformes ſchrittweiſe vermehren, das 
Gebiet, auf dem das Reichsgericht herrſcht, würde immer 
kleiner werden. Solche Entlaſtung wäre ſicher von Übel. 
Weiter dürfen wir eben gerade darauf nicht verzichten, daß 
der Berufungsrichter im einzelnen, konkreten Falle ſich deſſen 
bewußt ſein ſoll, daß ſein Urteil, gleichviel, ob es zugunſten 
des Klägers oder des Beklagten lautet, der Nachprüfung 
eines höchſten Gerichtshofes unterliegt. Nur dieſes er⸗ 
zieheriſche Bewußtſein erzwingt die Gebundenheit an die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts. Es iſt falſch, dem Be⸗ 
rufungsrichter in die eigene Hand zu geben, ob eine Nach⸗ 
prüfung möglich ſein ſoll oder nicht. Und endlich, die 
Reviſionsinſtanz hat nicht nur die Aufgabe, dem einzelnen 
zum Rechte zu verhelfen: ſie ſoll uns die Einheit des Rechtes 
ſichern. Mag auch die Reviſionsinſtanz zutreffend dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß ihr Ziel dadurch erreicht werden ſoll, 
daß möglichſt viele Einzelfälle richtig, alſo einheitlich, ent⸗ 
ſchieden werden; immerhin iſt die Rechtseinheit als ſolche 
der große, beherrſchende Gedanke, der das Reichsgericht ſchuf. 
Dieſer Gedanke macht nicht halt vor duae conformes. Im 
Gegenteil, gerade wo die Unterinſtanzen konform in den 
Niederungen des Rechtes blieben, wo ſie ſich ſcheuten, ge⸗ 
wohnte Bahnen zu verlaſſen, neuen Gedanken Raum zu 
geben, neue Probleme zu erfaſſen — man denke hier nur 
an die unſer Zeitalter beherrſchende Sozialpolitik, an die 
gewerblichen Schutzgeſetze und anderes —, einmal hinaus⸗ 
zugehen über den bloßen Wortlaut des Geſetzes, m. a. W. 
unſer Recht weiterzubilden: da beginnt recht eigentlich die 
Aufgabe eines höchſten Gerichtshofes. Hier darf er nicht durch 
die Außerlichkeit der Konformität behindert werden. Sollen 
Fragen, die ganze Berufs: oder Volkskreiſe in Bewegung 
halten, nur deswegen dem Reichsgericht, auf das alle blicken, 
verſchränkt ſein, weil das Oberlandesgericht, vielleicht aus 
ganz difformen Gründen, die Berufung gegen das Urteil des 
Landgerichts zurückwies? Es wird vorbehalten, dieſem Ge⸗ 
danken an der Hand der Statiſtik weiter nachzugehen. Nur 
eine Stichprobe mag hier folgen: Der 70. Band der vom 
Gerichtshofe ſelbſt herausgegebenen Zivilentſcheidungen enthält 
102 Reviſionsurteile. Bei 27 davon iſt nicht zu erſehen, 
ob die Vorinſtanzen konform oder difform entſchieden haben. 
Von den verbleibenden 75 Fällen lagen in 47 Fällen duae 
conformes, in 28 Fällen duae difformes vor. Von den 
letzteren 28 oberlandesgerichtlichen Urteilen wurden 13 be⸗ 
ſtätigt, 15 aufgehoben. Von den 47 Urteilen dagegen, die 
mit den betreffenden Landgerichtsurteilen konform waren, 
wurden 26 kaſſiert und nur 21 beſtätigt. Man ziehe hieraus 
die Folgerungen! Zuzugeben iſt einerſeits, daß in den „Ent⸗ 
ſcheidungen“ nur die wichtigeren Fälle veröffentlicht werden, 
und daß von der Geſamtzahl der beim Reichsgericht ein⸗ 
gelegten Reviſionen im Jahre 1907 nur (?) 28,5 Prozent 
zur Kaſſierung des betreffenden Oberlandesgerichtsurteils 
führten. Anderſeits fällt ſofort die hohe Zahl der duae 
conformes auf, deren Beurteilung durch das Reichsgericht 
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den Herausgebern der „Entſcheidungen“ wichtig genug erſchien. 
Bei unbeſchränkter Geltung des Difformitätsprinzips hätten 
47 von jenen 75, alſo mehr als die Hälfte, überhaupt nicht 


an den höchſten Gerichtshof gelangen können, der jetzt davon 


26, wiederum mehr als die Hälfte, zu vernichten für nötig 
fand. Prozentual war die reformierende Tätigkeit des Reichs⸗ 
gerichts den duae conformes gegenüber größer als bei den 
duae difformes. Auch für die übrigen 69 Bände der Ent⸗ 
ſcheidungen läßt ſich unbedenklich feſtſtellen, daß mehr als 
ein Drittel der veröffentlichten Fälle duae conformes betrifft, 
und daß in nahezu der Hälfte deren Reformierung durch das 
Reichsgericht notwendig war. Hiernach läßt ſich ermeſſen, 
wie gewaltig der Stoff qualitativ ſein würde, den das Dif⸗ 
formitätsprinzip, deſſen Durchführung in den Händen der. 
Oberlandesgerichte läge, dem Reichsgerichte und ſeiner Recht⸗ 
ſprechung entziehen müßte. 

Geheimnisvoll klingt es nun, wenn Ihr Herr Gewährs⸗ 
mann ſagt: Der Befürchtung, daß die Einheit der deutſchen 
Rechtſprechung gefährdet würde, ſolle „durch eine geſetzliche 
Vorſchrift der Boden entzogen werden, welche das Abweichen 
der Oberlandesgerichte von den Anſichten des Reichsgerichts 
verhindert oder unſchädlich macht“. In ſo wichtigen nationalen 
Fragen ſollte man von vornherein allerſeits volle Klarheit 
walten laſſen. Nur keine Verdunkelung! Gemeint iſt wohl 
— wie man hört —, daß es der in den Vorinſtanzen unter⸗ 
legenen Partei trotz der duae conformes geſtattet werden 
ſoll, das Reichsgericht anzurufen, wenn das Oberlandesgericht 
von den „Anſichten des Reichsgerichtes“ abwich. Was heißt 
eigentlich „Anſichten des Reichsgerichts“? Der höchſte 
Gerichtshof ſtellt keine Anſichten auf; er veranſtaltet keine 
Rechtsübungen am Phantom, formuliert keine abſtrakten 
Rechtsſätze, ſondern gibt ſeine Urteile ab für beſtimmte 
Parteien im Anſchluß an die Lage der Sache: gerade darin 
iſt die Lebendigkeit ſeiner Rechtſprechung begründet. Bei der 
Rechtſprechung iſt eben jeder einzelne Fall beſonders zu 
bewerten. Vornehmſte Aufgabe des praktiſchen Juriſten iſt, 
den konkreten Tatbeſtand feſtzuſtellen und, dieſe Feſtſtellung 
im Auge, zu erkennen, was an dem Tatbeſtande rechts⸗ 
erheblich und wie juſt er unter das Geſetz zu ſubſumieren ſei. 
Das von der Nation gegebene Geſetz, nicht eine „Präjudizien⸗ 
ſammlung“ iſt für den Richter maßgebend. Die Übertragung 
der Entſcheidung des Falles A auf einen Fall B iſt eine 
Operation, die trotz äußerſter Vorſicht meiſt zu den ödeſten 
Streitereien Anlaß gibt. Es wäre tief zu beklagen, wenn 
an die Stelle der immer wiederholten Unterſuchung, ob vom 
Oberlandesgericht das Geſetz, die Quelle unſeres Rechtes, 
auf den konkreten Fall richtig angewendet wurde, eine 
Präjudizienſchnüffelei träte. Ein Sinken des Niveaus unſerer 
lebendigen Rechtſprechung wäre die unausbleibliche Folge. 
Übrigens find die „Anſichten“ des Reichsgerichts, auch wo 
man aus ihnen mit einem gewiſſen Erfolge beſtimmte Rechts⸗ 
ſätze formulieren könnte, keineswegs — und das iſt ein 
Glück! — unbeweglich. Kundige braucht man aus neuerer 
Zeit nur an den Eigentumsvorbehalt an Maſchinen zu er⸗ 
innern! Auch das Reichsgericht iſt Wandlungen unterworfen, 
weicht der beſſeren Meinung. Bei Geltung des Difformitäts⸗ 
prinzip würden dazu erſt die unteren Inſtanzen durch 
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Schaffung von duae difformes Gelegenheit geben müſſen. 
Die Möglichkeit, daß die Anfechtungen wegen Abweichens 
von einer „Anſicht“ des Reichsgerichts recht häufig wieder⸗ 
kehren und alsdann wiederum zu einer Mberlaftung des erſt 
eigens entlaſteten Gerichtshofes führen könnten, ſoll nur an⸗ 
gedeutet werden. Sie liegt gar nicht ſo fern. Alles in allem: 
angebliche Verbeſſerung eines ſchlechten Mittels durch ein noch 
viel ſchlechteres. 

Es fällt auf, daß in den letzten Tagen auch in andern 
Blättern von dem Difformitätsprinzip die Rede war, ohne 
daß in genügender Weiſe dabei die Gefahren, die es der 
Rechtseinheit bringen könnte, erörtert wurden. Das war 
aber unbedingt nötig bei einer ſo ernſten Frage. Als ob es 
ſich um eine ganz unſchuldige Sache handelte! Dieſer Ein⸗ 
druck darf ſich im Volke nicht feſtſetzen, ehe es zu ſpät iſt. 
Wir halten das Difformitätsprinzip für einen Angriff auf 
das Reichsgericht und ſeine Rechtſprechung von geradezu ver⸗ 
hängnisvoller Art. Wir können nicht glauben, daß dieſes 
„Prinzip“ vom Reichsgericht ſelbſt — alſo von der Geſamt⸗ 
heit ſeiner Mitglieder — „in erſter Linie empfohlen werde“. 
Sollte es der Fall ſein, ſo wäre es Aufgabe des Reichs⸗ 
tages, dieſer Gefährdung einer unſerer wertvollſten Errungen⸗ 
ſchaften mit derjenigen Energie zu begegnen, die geboten iſt, 
wo immer dem Reichsgedanken Gefahr droht. Hilfe gegen 
die Mberlaftung tut not. Das wurde im Eingange anerkannt. 
Allein man breche nicht den ganzen Bau ab, wo ein Umbau 
genügt. Gegenüber dem Difformitätsprinzip: videant con- 
sules! Und unſer Reichsjuſtizamt? An feiner Spitze ſteht 
ein Mann, dem es vergönnt war, ſchon ſo viel für unſer 
Reichsrecht zu tun, daß man die Hoffnung nicht aufgeben 
darf, er werde auch hier ſchließlich nicht verſagen. 
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Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. bis 30. Oktober 
1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. SS 31, 89 BGB. Städtiſcher Markthalleninſpektor 
verfaſſungsmäßig berufener Vertreter.] 

Die Reviſion wendet ſich gegen die Annahme, daß der 
Markthalleninſpektor B. ein verfaſſungsmäßig berufener Ver⸗ 
treter der Stadtgemeinde geweſen ſei und daß die Stadtgemeinde 
daher nach SS 31, 89 BGB. für den durch fein Verhalten 
entſtandenen Schaden einzuſtehen habe. Allein es iſt weder 
zutreffend, daß es für dieſe Annahme an einer Parteibehauptung 
gefehlt habe, noch auch hat der BerR. die Vertretereigenſchaft 
des B. darauf allein zurückgeführt, daß B. als Beamter gemäß 
8 56 Nr. 6 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 angeſtellt 
geweſen ſei, während es an einer verfaſſungsmäßigen Berufung 
zur Vertretung im Sinne des 8 31 BGB. gefehlt habe. Nach 
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den Feſtſtellungen des Ber R. lag dem Markthalleninſpektor in 
einem beſonderen Zweige der ſtädtiſchen Verwaltung die Leitung 
ob. Sein Amt als eine dauernde Einrichtung und ſeine Be⸗ 
fugniſſe beruhten auf der Verfaſſung der Stadtgemeinde. Da⸗ 
durch, daß die Gemeinde im ſtädtiſchen und im allgemeinen 
Wohlfahrtsintereſſe den Marktverkehr für gewiſſe Verkaufs⸗ 
gegenſtände in die neu errichtete Markthalle zuſammenleitete, 
dehnte ſich, auch ohne daß es deswegen ausdrücklicher orts⸗ 
ſtatutariſcher Beſtimmungen bedurfte, die Gemeindeorganiſation 
auf dieſen neuen Zweig einer kommunalen Verwaltungstätigkeit 
ohne weiteres aus. Der Betrieb der Markthalle machte aber, 
wie der BerR. hervorhebt, eine Leitung durch den Markthallen⸗ 
inſpektor erforderlich. Dieſe konnte nicht aus der Entfernung 
mit der Feder geführt werden, ſondern mußte in die Hand 
eines unmittelbar an Ort und Stelle handelnden und ein⸗ 
greifenden beſonderen Beamten gelegt werden, deſſen Amt 
ſich damit gleichfalls in die kommunale Verfaſſung der Stadt 
eingliederte. Die Befugniſſe des Markthalleninſpektors waren 
aber im einzelnen durch allgemeine Vorſchriften nicht geregelt. 
Erhielt er nicht im beſonderen Falle Inſtruktionen durch den 
Magiſtratsdezernenten, ſo hatte er, wie der BerR. erwähnt, 
ſich nur nach einer die allgemeinen Bedingungen für die Be 
nutzung der Markthalle enthaltenden Magiſtratsverordnung vom 
30. Juni 1896 und nach den zur Regelung des Markthallen⸗ 
verkehrs erlaſſenen Polizeiverordnungen vom 1. Dezember 1897 
und 6. Juli 1901 zu richten. Gerade das Fehlen einer be⸗ 
ſonderen, die Obliegenheiten des Markthalleninſpektors feſt⸗ 
ſtellenden Dienſtanweiſung und das Fehlen einer beſtimmten 
Umgrenzung ſeines Geſchäftskreiſes in der ihm erteilten An⸗ 
ſtellungsurkunde laſſen erkennen, daß ſeinem freien Ermeſſen 
bei der Führung ſeiner Dienſtgeſchäfte ein weiter Spielraum 
gelaſſen war. Die Selbſtändigkeit ſeiner Stellung innerhalb 
des ihm zugewieſenen Geſchäftskreiſes wurde durch die von 
ſeiten eines ihm vorgeſetzten Magiſtratsbeamten geführte Dienſt⸗ 
aufſicht nicht aufgehoben und ebenſowenig damit beſeitigt, wenn 
dieſer Beamte gelegentlich auch etwa unmittelbar in die Ge⸗ 
ſchäfte eingriff. War daneben, wie von der Reviſionsklägerin 
vorgetragen wird, die Fürſorge für das Markthallenweſen durch 
einen Gemeindebeſchluß vom 16. Juni 1896 einem eigenen, 
aus Mitgliedern der ſtädtiſchen Körperſchaften gebildeten Markt⸗ 
hallenkuratorium übertragen ($ 59 Städteordnung), fo wurde 
damit ebenſowenig die unmittelbare und ſtändige Leitung des 
Markthallenbetriebes dem Inſpektor aus der Hand genommen, 
zumal da ein Eingreifen des Kuratoriums im beſonderen Falle 
ſich nach der Natur der Dinge regelmäßig von ſelbſt verbot. 
Sachlich war dabei der Markthalleninſpektor zugleich ein Ver⸗ 
treter der Gemeinde. Zwar war er, ſoweit erſichtlich, mit der 
rechtsgeſchäftlichen Vertretung nicht befaßt. Wohl aber vertrat 
er die Stadtgemeinde nicht nur bei der Handhabung ihres 
Hausrechts in der Markthalle, ſondern auch bei der tatſächlichen 
Ausübung der Rechte, die ihr als der Betriebsinhaberin den 
verkaufenden und kaufenden Beſuchern der Markthalle gegen⸗ 
über zuſtanden. Hiernach beruht es nicht auf Geſetzesverletzung, 
wenn der BerR. die Vorausſetzungen für die durch 8 89 BEP. 
vorgeſchriebene entſprechende Anwendung des 8 31 in der 
Perſon des Markthalleninſpektors B. als eines verfaflung® 
mäßig berufenen Vertreters der Stadtgemeinde als erfüllt er 
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Marienwerder. 

2. 88 133, 138, 157, 242, 462, 463, 817, 826 BGB., 
8 322 ZPO. Folgen der Nichtigkeit eines unſittlichen Geſchäfts. 
Bedeutung der Rechtskraft einer abgewieſenen negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage.] 

Der Kläger hatte vom Beklagten ein zum Bordell ein⸗ 
gerichtetes Haus in H. um 90 000 & zum Zwecke des Fort⸗ 
betriebs des Bordells gekauft. Dieſes Zweckes wegen war der 
Kaufpreis weit über den wahren Wert des Hauſes hinaus 
feſtgeſetzt worden. Die Parteien ſind einig, daß dieſer Kauf⸗ 
vertrag des unſittlichen Zweckes wegen nach $ 138 Abſ. 1 BGB. 
nichtig iſt. Die Parteien ſtreiten um den noch ausſtehenden 
Kaufpreisreſt von 27 000 &, für den auf dem Hauſe eine 
Hypothek eingetragen iſt. Der Kläger behauptet, der Beklagte 
habe ihm beim Kaufabſchluß argliſtig verſchwiegen, daß in dem 
Hauſe der Hausſchwamm vorhanden ſei, daß das Haus wegen 
dieſes Fehlers einen Minderwert von wenigſtens 27 000 & 
habe und hält ſich daher nach SS 459, 462, 463 BGB. zur 
Minderung des Preiſes um dieſen Betrag für berechtigt; er 
glaubt außerdem nach $ 138 Abſ. 1 BGB. in Verbindung 
mit 8 817 Satz 2 BGB. die Befreiung von der perſönlichen 
und von der dinglichen Haftung für den Kaufpreisreſt von 
27 000 & verlangen zu können. Der Kläger verlangt die 
Feſtſtellung, daß dem Beklagten aus dem Kaufvertrag eine 
Forderung nicht mehr zuſtehe, und Löſchungsbewilligung der 
Hypothek. Der Beklagte behauptete, der Kläger habe das 
Vorhandenſein von Schwamm beim Vertragsſchluß gekannt. Der 
Beklagte hatte ſich vergeblich bereit erklärt, das Haus zurüd- 
zunehmen und die Anzahlungen zurückzugeben. Die Klage 
wurde abgewieſen, Berufung und Reviſion blieben ohne Erfolg: 
1. Der Kaufvertrag iſt, weil er den Fortbetrieb des Bordells 
in dem verkauften Haus zum ausgeſprochenen Zweck hatte, und 
der Kaufpreis mit Rückſicht hierauf auf etwa das Dreifache 
des wirklichen Wertes des Hauſes feſtgeſetzt wurde, ein beider⸗ 
ſeits gegen die guten Sitten verſtoßendes und darum nach 
§ 138 Abſ. 1 BGB. nichtiges Geſchäft. 2. Weil der Kauf 
nichtig iſt, alſo keine Rechtswirkung hat, kann der Kläger nicht 
aus dem Kauf, wie er es verſucht, Gewährleiſtungsanſprüche 
wegen angeblich argliſtigen Verſchweigens vorhandenen 
Schwamms herleiten. Gewährleiſtungsanſprüche können nur 
aus einem gültigen Vertrage entſtehen. Damit fällt der erſte 
auf Schadenserſatz nach SS 462, 463 BGB. gerichtete Klage⸗ 
grund. 3. Zugleich damit fällt auch der dritte Klagegrund, 
welcher unter Berufung auf $ 826 BGB. geltend macht, es 
ſei der Kläger durch argliſtiges Verſchweigen des Hausſchwamms 
betrogen und aus dieſem Grund zum Schadenserſatz in Form 
der Kaufpreisminderung berechtigt. Denn dieſer Anſpruch beruht 
auf der Vorausſetzung, daß der Kläger als Käufer den Kauf⸗ 
preis, wenn auch nicht in der vereinbarten Höhe, zu bezahlen 
habe. Dieſe Vorausſetzung trifft jedoch nicht zu. Der Kläger 
hat keinen Kaufpreis zu bezahlen, weil der Kaufvertrag nichtig 
iſt, und dieſe Nichtigkeit von Amts wegen beachtet werden muß. 
Der Ber. hat die Klage aus § 826 BGB. zurückgewieſen, 
weil 8 826 BGB. nur gegenüber einem wegen Betrugs an- 
fechtbaren Vertrag, nicht aber gegenüber einem nichtigen Vertrag 
Anwendung finde. Dieſen Ausſpruch greift der Kläger mit 
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der zutreffenden Erwägung an, daß ein Schadensanſpruch aus 
§ 826 BGB. das Vorhandenſein eines Vertragsverhältniſſes 
nicht zur Vorausſetzung habe; auch aus einem von vornherein 
nichtigen Vertrag könne ein Anſpruch gemäß § 826 BGB. 
hergeleitet werden. Auf dieſen Angriff kommt es jedoch nach 
dem Vorausgeſchickten nicht an. Der BerR. wollte übrigens, 
wie ſeine weiteren Ausführungen ſchließen laſſen, dem richtigen 
Gedanken, der zur Klageabweiſung führt, Ausdruck geben. 
4. Es bleibt ſomit nur noch der letzte Klagegrund zu prüfen. 
Der Klageantrag begehrt die Befreiung von einer perſönlichen 
und von einer dinglichen Haftung, erſteres in Form der Feſt⸗ 
ſtellungs⸗, letzteres in Form der Leiſtungsklage. Über die 
perſönliche Klage ſpricht ſich der BerR. dahin aus, daß zwar 
beide Teile gegen die guten Sitten verſtoßen haben, daß aber 
doch zufolge der Ausnahmebeſtimmung des § 817 Satz 2 
zweiter Halbſatz BGB. eine Rückforderung an ſich zuzulaſſen 
ſei, weil die perſönliche Verpflichtung zur Kaufpreiszahlung als 
Eingehung einer Verbindlichkeit anzuſehen ſei. Was die auf 
Befreiung von der dinglichen Haftung gerichtete Klage angeht, 
fo hat der V. ZS. des RG. in RG. 68, 103 feine in RG. 63, 
183 ff. aufgeſtellte Anſicht aufgegeben, wonach die Beſtellung 
einer Bordellhypothek für den Kaufpreis durch den Käufer die 
Erfüllung einer Verbindlichkeit im Sinne des $ 817 BGB. 
ſein ſollte, die der Zurückforderung nicht unterliegt. In 
RG. 68, 103 wird ausgeſprochen, die Beſtellung einer ſolchen 
Bordellhypothek ſei keine in Erfüllung einer Verbindlichkeit be: 
ſtehende, nicht zurückforderbare Leiſtung, ſondern ſie ſei vielmehr 
eine in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtehende Leiſtung, 
die gemäß der Ausnahmebeſtimmung des § 817 Satz 2 zweiter 
Halbſatz BGB. zurückgefordert werden könne. Aus dieſer 
letzteren von den Inſtanzen und jetzt auch von den Parteien 
geteilten Anſicht folgt, daß ein perſönlicher Kondiktionsanſpruch 
des Klägers auf Rückgängigmachung der formell nach beſtehenden 
Hypothek nach SS 812, 817 BGB. beſteht, weil der Bordell⸗ 
kauf und die Kaufpreisforderung, für welche die Hypothek be: 
ſtellt wurde, nichtig iſt, und der Verkäufer, für den die 
Hypothek eingetragen wurde, die Hypothek nicht erlangt hat. 
Aus dem akzeſſoriſchen Charakter der Hypothek ergibt ſich 
der letztere Satz für das Reichsrecht ohne weiteres. Der BerR. 
hat für das Bayeriſche Hypothekenrecht in irreviſibler 
Weiſe ausgeführt, daß die Rechtslage die gleiche iſt. Hier⸗ 
nach wäre der Kläger an ſich, ſo wie geklagt, befugt, ſowohl 
die Befreiung von der perſönlichen Haftung, wie auch die Auf⸗ 
hebung der Hypothekenberechtigung zu verlangen. Der Ber. 
verſagt trotzdem beides, weil der Beklagte mit Recht die exceptio 
doli generalis entgegengeſetzt habe. Denn der Kläger handle 
argliſtig, wenn er das Haus ohne Gegenleiſtung behalten wolle. 
Der Kläger bezweifelt, daß das BGB. eine exceptio doli 
generalis kenne. Dieſe Zweifel ſind nicht berechtigt. Die 
Rechtſprechung, und zwar gerade auch die Rechtſprechung des 
V. 3S., von welchem die Entſcheidungen in RG. 63, 183 und 
68, 103 ausgingen, hat für das Gebiet des BGB. die Exiſtenz 
einer exceptio doli generalis ausdrücklich anerkannt in RG. 
58, 429. Auch in der ſonſtigen Rechtſprechung iſt die Einrede 
der Argliſt zur Anerkennung gelangt (RG. 57, 372; 58, 356; 
64, 220; vgl. weiteres bei Staube § 346 Anm. 19 und Exkurs 
zu § 346 Anm. 9). Nur darüber ſind die Meinungen noch nicht 
86* 
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völlig geklärt, ob dieſe Einrede ihre Grundlage in Anwendung 
der Grundſätze von Treu und Glauben, alſo in den 58 133, 
157, 242 BGB. hat, oder ob zur Rechtfertigung der Einrede 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten nach $ 826 BGB. zu fordern 
iſt. Einer Entſcheidung bedarf dieſe Meinungsverſchiedenheit 
nicht, weil die Einrede der Argliſt von beiden Geſichtspunkten 
aus gerechtfertigt erſcheint. Der Kläger iſt rechtlich und tat⸗ 
ſächlich in der Lage, die Folgen des gegen die guten Sitten 
verſtoßenden und daher nichtigen Kaufvertrages rückgängig zu 
machen. Der Beklagte hat ſich zu dieſer Rückgängigmachung in 
bindender Weiſe in der Schlußverhandlung bereit erklärt; er 
will das Empfangene zurückgeben und das Haus zurücknehmen. 
Der Kläger weigert ſich, auf dieſes Anerbieten einzugehen; er 
will das Bordell behalten, aber den Kaufpreis nicht zahlen, 
weil der Beklagte ſich durch den Verkauf einer unſittlichen 
Handlung ſchuldig gemacht hat. Der Kläger vermeint, ſich hier⸗ 
bei auf fein formelles aus 8 817 BGB. abzuleitendes Recht zu 
ſtützen. Allein der Kläger verlangt zuviel, wenn er Befreiung 
von ſeiner Verbindlichkeit begehrt, und das auf unſittliche Weiſe 
Erlangte nicht herausgeben, ſondern nun unentgeltlich behalten 
will. Dieſes Verhalten iſt ein argliſtiges und verſtößt ſowohl 
gegen die Grundſätze von Treu und Glauben als auch gegen 
alles Anſtands⸗ und Rechtsgefühl; ein ſolches Verhalten kann 
durch die Rechtsordnung nicht geſchützt werden. (Vgl. IW. 98, 
42528, 00, 3220.) Die Einrede der Argliſt führt hier zu 
einem ähnlichen Ergebnis, wie wenn der Beklagte ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht ausgeübt hätte. Es beſteht auch kein Bedenken, 
der Einrede der Argliſt bei Anwendung der Rechtsgrundſätze 
über ungerechtfertigte Bereicherung Raum zu gewähren; denn 
Treu und Glauben und gute Sitte beherrſchen den geſamten 
Rechtsverkehr und kommen überall zur Geltung, wo mit Sicher⸗ 
heit anzunehmen iſt, daß der Geſetzgeber dieſe Grundſätze an⸗ 
gewendet wiſſen will, um einem damit in Widerſpruch ſtehenden 
Gebaren ſeinen Schutz zu verſagen. Die Zurückweiſung der 
Reviſion hat nicht die Bedeutung, daß aus der Abweiſung der 
negativen Feſtſtellungsklage und der Klage auf Beſeitigung der 
Hypothek nun mit Hilfe der Grundſätze über die Rechtskraft 
(§S 322 ZPO.) hergeleitet werden könnte, es ſei dem Beklagten 
ein Anſpruch auf den Kaufpreis zuerkannt. Darüber, ob die 
Abweiſung der negativen Feſtſtellungsklage das Beſtehen des 
Anſpruchs rechtskräftig feſtſtellt, ob alſo durch Abweiſung der 
negativen Feſtſtellungsklage derſelbe Erfolg erzielt iſt, wie durch 
rechtskräftige Zuſprechung der poſitiven Feſtſtellungsklage, ent⸗ 
ſcheiden die Gründe, aus denen die Abweiſuug der negativen 
Feſtſtellungsklage erfolgt. Wurde die verneinende Feſtſtellung 
abgelehnt, weil die entgegengeſetzte poſitive Feſtſtellung als 
gerechtfertigt erachtet wurde, ſo hat das abweiſende Urteil aller⸗ 
dings die Bedeutung dieſer poſitiven Feſtſtellung. Weiter geht 
auch die Rechtſprechung nicht. (RG. 60, 391; 50, 417; 40, 
404; 29, 347; Entſch. des RG. bei Gruchot Bd. 51 (1907) 
1057 und im SächſArch. 1907 2. Jahrg. S. 379 Nr. 60.) 
In dem hier vorliegenden Fall iſt aber bereits dargelegt, daß 
der Beklagte keinen Anſpruch auf den Kaufpreis und keinen 
Anſpruch auf die Hypothek hat, weil der Kaufvertrag nichtig iſt. 
Es iſt dem nur hinzugefügt, daß der Beklagte, der die Folgen 
der Nichtigkeit zu ziehen bereit iſt, der Klage des Käufers auf 
Befreiung von ſeiner Haftung mit Hilfe der Einrede der Argliſt, 


20. 1909. 
ſolange dieſes argliſtige Verhalten dauert, begegnen darf. Das 
abweiſende Urteil hat alſo nicht die Wirkung, dem Beklagten 
einen Anſpruch auf den Kaufpreis zu verleihen. L. c. O., 
U. v. 8. Okt. 09, 32/09 II. — Bamberg. N 

3. Culpa in contrahendo.] 

Eine Haftung wegen ſchuldhaften Verhaltens bei Ber: 
handlungen zum Zwecke eines Vertragsſchluſſes (culpa in con- 
trahendo) kann nach dem BGB. nur aus dem Geſichtspunkte 
der Verpflichtung zum Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung 
in Betracht kommen. Die Anwendung des § 823 Abſ. 1 
BGB. aber ſcheidet in dieſer Hinſicht von vornherein aus, weil 
dieſe Vorſchrift nur beſtimmte Rechtsgüter und Rechte, nicht 
das Vermögen ſchlechthin ſchützt (RG. 62, 317). Die Be⸗ 
ſtimmung des § 823 Abſ. 2 BGB. ferner erfordert die Ver⸗ 
letzung eines beſonderen Schutzgeſetzes. M. c. A., U. v. 
29. Sept. 09, 539/08 V. — Berlin. 

4. 88 459 ff., 90 BGB. Anfechtung eines Hypothelen⸗ 
kaufs und der Hypothekenübereignung wegen Irrtums?! 

Die Reviſion meint: eine Anfechtung des Hypothekenkaufs 
wegen Irrtums ſei ausgeſchloſſen, weil die Güte der Hypothek 
eine Eigenſchaft ſei, deren Nichtvorhandenſein einen Mangel 
darſtelle, der die entſprechende (analoge) Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache begründe. 
Dem war nicht beizutreten. Die Reviſion ſtellt ſich bei ihrem An⸗ 
griff auf den vom RG. in ſtändiger Rechtſprechung (vgl. RO. 
61 Nr. 41; 62 Nr. 69 auf S. 285, ferner V. 199/06 vom 
2. Januar 1907 und III. 322/06 vom 5. April 1907) ver⸗ 
tretenen Standpunkt, daß wegen eines Fehlers der Kaufſache, 
der ſich zugleich als das Fehlen einer Eigenſchaft darſtellt, die 
im Verkehr als weſentlich angeſehen wird, nicht neben den 
Gewährleiſtungsanſprüchen aus Sachmängeln auch eine An⸗ 
fechtung wegen Irrtums über Eigenſchaften der Sache gegeben 
ſei. Dieſer Standpunkt, an dem feſtzuhalten iſt, würde ihren 
Angriff aber nur ſtützen, wenn mit ihr — entgegen der Meinung 
des BG. — anzunehmen wäre, daß der Mangel eines verkauften 
Rechts, insbeſondere einer verkauften Hypothek, als Sachmangel 
im Sinne der SS 459 ff. BGB. zu behandeln ſei, oder daß 
auf einen ſolchen Mangel dieſe Vorſchriften entſprechend an⸗ 
wendbar ſeien. Und dies iſt nicht der Fall. Allerdings iſt 
der II. ZS. des RG. in den von der Reviſion herangezogenen 
Urteilen (RG. 63 Nr. 14; 67 Nr. 25; 69 Nr. 98) bei An⸗ 
wendung der SS 459 ff. über den Rahmen von Sachen im 
geſetzlichen Sinne von körperlichen Gegenſtänden inſofern hinaus⸗ 
gegangen, als er dieſe Beſtimmungen auf den Kauf eines 
Handelsgeſchäftes mit Kundſchaft und auf den Kauf eines anderen 
Erwerbsgeſchäfts (Zimmervermietungsgeſchäft und Schlacken⸗ 
ſteinwerk) angewendet hat. Von einer Anwendung der Bor: 
ſchriften auf den Kauf von Rechten iſt in den Urteilen keine 
Rede; auf fie weiſen auch die für die Anſicht des II. 38. 
maßgebend geweſenen Gründe nicht hin. Und gegen ſie ſpricht 
entſcheidend ſchon der Umſtand, daß der § 433 in bezug auf 
den Gegenſtand des Kaufs zwiſchen „Sache“ und „Recht“ aus⸗ 
drücklich unterſcheidet, während in den 88 459 ff. entsprechend 
der ihnen vorgeſetzten Überfchrift nur von Mängeln der Sache 
die Rede iſt und insbeſondere im 8 493 dieſe Vorſchriften zwar 
auf „andere Verträge, die auf Veräußerung oder Belaſtung 
einer Sache gegen Entgelt gerichtet find“, für entſprechend an 


38. Jahrgang. 


wendbar erklärt ſind, nicht aber auf Kaufverträge oder andere 
entgeltliche Veräußerungsverträge über Rechte. Durchgreifende 
Bedenken gegen die Annahme einer begründeten Anfechtung des 
Hypothekenkaufs und der Hypothekenübereignung wegen Irrtums 
ergeben ſich aber aus einem anderen Grunde. Das BG. 
erblickt in dem von ihm feſtgeſtellten Irrtum über die Güte, 
insbeſondere den Rang der verkauften und abgetretenen Hypothek 
einen Irrtum über Eigenſchaften der Sache. Dem widerſpricht 
der $ 90 BGB., wonach Sachen im Sinne des Geſetzes 
nur körperliche Gegenſtände ſind. Deshalb hat nicht nur der 
erkennende Senat — unter anderem in den Urteilen V. 419/07 
vom 1. April 1908 und V. 27/28/08 vom 25. November 1908 —, 
ſondern auch der L ZS. des RG. in dem Urteile I. 521/05 
vom 29. Dezember 1906 die Beziehung des 2. Abſatzes des 
8 119 auf den Irrtum über Eigenſchaften eines den Vertrags⸗ 
gegenſtand bildenden Rechts abgelehnt. Das BG. beruft ſich 
für ſeine Anſicht, daß das Wort „Sache“ im 2. Abſatz des 
8 119 im Sinne von Geſchäftsgegenſtand zu verſtehen ſei, im 
Anſchluß an ein von ihm angezogenes Urteil des OLG. Marien⸗ 
werder auf die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Die daraus 
hergenommenen Gründe erſcheinen aber nicht gewichtig genug, 
um ein Hinweggehen über die klare Beſtimmung des § 90 und 
ein Abgehen von jenem in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehaltenen 
Standpunkte zu rechtfertigen. In dem einen der beiden be⸗ 
zeichneten Urteile des Senats iſt darauf hingewieſen, daß unter 
den $ 119 Abſ. 2 ein Irrtum über Eigenſchaften der Sache 
auch dann falle, wenn dieſe Sache nur der mittelbare Geſchäfts⸗ 
gegenſtand ſei. Für die Verwertung dieſes Geſichtspunktes iſt 
hier indes kein Raum. Könnte man bei dem Kauf einer 
Hypothek ſelbſt das belaſtete Grundſtück als mittelbaren Geſchäfts⸗ 
gegenſtand auffaſſen, ſo würde ſich doch weder der Irrtum über 
die Höhe des für das belaſtete Grundſtück zuletzt gezahlten Kauf⸗ 
preiſes, noch vollends der vom BG. für entſcheidend gehaltene 
Irrtum über den Rang der Hypothek als Irrtum über eine 
Eigenſchaft des belaſteten Grundſtücks darſtellen. U. c. B., 
U. v. 22. Sept. 09, 511/08 V. — Caſſel. 

5. § 462 ff. BGB. Verzicht auf das Recht der Wande⸗ 
lung wegen Ingebrauchnahme.) 

Es muß dem Reviſionskläger grundſätzlich zugegeben werden, 
daß nach der Rechtſprechung des RG. der Käufer, der eine 
gekaufte Sache dem Verkäufer als mangelhaft zur Verfügung 
geſtellt hat, gegen Treu und Glauben verſtößt, wenn er ſie 
gleichwohl wie ſeine eigene behandelt, und daß er ſich regel⸗ 
mäßig ſo anſehen laſſen muß, als habe er auf das Recht, den 
Empfang der Sache abzulehnen, verzichtet. Insbeſondere enthält 
auch ein mit Verminderung des Wertes der Ware verbundenes 
Ingebrauchnehmen oder Fortgebrauchen nach Treu und Glauben 
den Ausdruck des Willens, den Vertrag aufrechtzuerhalten und 
auf die Wandelung zu verzichten, läßt alſo eine gleichzeitig oder 
vorher abgegebene Erklärung, daß die Ware dem Verkäufer zur 
Verfügung geſtellt werde, unwirkſam erſcheinen. Indeſſen recht⸗ 
fertigen beſondere die Fortſetzung des Gebrauchs entſchuldigende 
Umſtände eine abweichende Beurteilung (vgl. Gruchots Beitr. 
Bd. 48 Nr. 66 S. 795; RG. 43, 69. Von dieſen Grundſätzen 
iſt das BG. zutreffend ausgegangen, indem es beſondere Um⸗ 
ſtände näher dargelegt hat, welche den fortgeſetzten Gebrauch 
und die Anderung der Maſchine entſchuldigen und mit Rückſicht 
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darauf, daß Beklagter während des Gebrauchs an der Wande⸗ 
lungseinrede im Prozeſſe immerfort feſtgehalten hat, den Willen, 
die Maſchine zu behalten, auszuſchließen geeignet waren. T. c. N., 
U. v. 12. Okt. 09, 667/08 II. — Düſſeldorf. 

6. 5 549 BGB. Gegenſatz zwiſchen Untermiete und 
Eintritt eines neuen Hauptmieters.] 

Das BG. legt dem § 15 des Mietvertrages entſcheidende 
Bedeutung bei auch für die Untermiete. Dem kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Denn dieſer § 15 handelt nicht von der Unter⸗ 
miete, ſondern von dem Eintritt eines neuen Hauptmieters an 
die Stelle des ſeitherigen Hauptmieters und hat alſo auf die 
Untermiete keinen Bezug. Für die Untermiete wäre § 8 des 
Mietvertragsformulars maßgebend geweſen, wenn er nicht ge⸗ 
ſtrichen worden wäre. Es ſind alſo hinſichtlich der Zuläſſigkeit 
der Untermiete und der Kündigungsbefugnis des Mieters in 
Ermangelung beſonderer vertraglicher Beſtimmungen lediglich 
die Vorſchriften des 8 549 BGB. maßgebend (vgl. RG. Bd. 64 
Nr. 74). Danach iſt der Mieter ohne die Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters nicht berechtigt, die Sache weiterzuvermieten, der 
Mieter kann aber, wenn der Vermieter die Erlaubnis verweigert, 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungs⸗ 
friſt kündigen, ſofern nicht in der Perſon des Dritten ein 
wichtiger Grund vorliegt. R. c. M., U. v. 8. Okt. 09, 500/08 III. 


— Darmſtadt. 
7. 58 611 ff. BGB. verb. mit § 127a GewO. Haftung 


des Lehrherrn wegen unvorſichtigen Handelns ſeines Vertreters 


gegenüber einem Lehrling.] 

Auch abgeſehen von der ausdrücklichen Beſtimmung des 
S 127 a Gew., welcher jede die Geſundheit des Lehrlings 
gefährdende Behandlung verbietet, kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Lehrherr verpflichtet iſt, bei der Anleitung, 
der Ermahnung, der Zurechtweiſung des Lehrlings ſich ſo zu 
verhalten, daß die Geſundheit des Lehrlings dabei nicht gefährdet 
wird. Fehlt der Lehrherr hiergegen, ſo verletzt er nicht nur 
die allgemeinen, jedem andern gegenüber ihm obliegenden 
Pflichten, ſondern auch die beſonderen aus dem Lehrverhältnis 
ſich ergebenden vertraglichen Verpflichtungen. Ebenſo verſtößt 
der Vertreter des Lehrherrn, wenn er, wie im vorliegenden 
Falle Q., bei der Zurechtweiſung des Lehrlings derart unvor⸗ 
ſichtig handelt, daß er dieſen körperlich verletzt, gegen diejenigen 
vertraglichen Pflichten des Lehrherrn, zu deren Erfüllung er 
von dieſem berufen war. Er handelt ſchuldhaft nicht, wie das 
BG. annimmt, bei Gelegenheit der Vertragserfüllung, ſondern 
durch die Art der Vertragserfüllung ſelbſt. Der Beklagte hat 
daher nach $ 278 BGB. das Verſchulden des Q. wie fein eigenes 
zu vertreten. S. c. K., U. v. 8. Okt. 09, 30/09 III. — Kiel. 

8. 88 765ff. BGB. Abtretbarkeit der Forderung aus 
der Bürgichaft?] 

Das RG. hat in dem vom BG. erwähnten Urteile — 
RG. 15, 278 — und auch in dem in 33, 269 abgedruckten 
ausgeſprochen, daß die Forderung aus der Bürgſchaft ohne die 
durch ſie geſicherte Hauptforderung wirkſam nicht abgetreten 
werden kann. Dieſe Entſcheidungen ſind allerdings für das 
Geltungsgebiet des PrALR. ergangen. Der von ihnen aus⸗ 
geſprochene Grundſatz, welcher hergeleitet iſt aus dem akzeſſoriſchen 
Charakter der Bürgſchaft, die in ihrer Entſtehung und Fort⸗ 
dauer abhängig iſt von dem Beſtande der Hauptforderung, gilt 
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aber auch für die Bürgſchaft des BGB. — SS 765ff. — Sie 
iſt in gleicher Weiſe Akzeſſorium der Hauptforderung; auch nach 
Reichsrecht iſt deshalb die Forderung aus der Bürgſchaft für 
ſich allein nicht abtretbar und deshalb nach §S 400 BGB., 
§ 851 3P0O. auch nicht ſelbſtändig pfändbar. S. c. A., U. 
v. 1. Okt. 09, 545/08 VII. — Berlin. 

9. § 812 BGB. Ungerechtfertigte Bereicherung.] 

Es iſt grundſätzlich verfehlt, die Bereicherungshaftung 
eines Veräußerers bei nichtigem Veräußerungsvertrag deshalb 
zu verneinen, weil der Erwerber durch eine Weiterveräußerung, 
alſo durch ein neues Rechtsgeſchäft, einen Gewinn erzielt hat. 
Ebenſowenig reicht zur Verneinung der Kondiktion die Tatſache 
hin, daß die Weiterveräußerung rechtswirkſam war und Rechte 
des Dritterwerbers zur Entſtehung brachte. N. c. F., U. v. 
18. Sept. 09, 422/08 I. — Berlin. 

10. 88 823, 843 BGB. verb. mit § 323 ZPO. Berück⸗ 
ſichtigung des Alters eines Verletzten bei der Dauer der ihm 
zugebilligten Rente.] 

Der Kläger, der auf einem Bahnhofe der Beklagten beim 
Heruntertreten von einer Rampe eine Verletzung erlitten hat, 
hat wegen dieſes Unfalls die Verwaltung der R.⸗Eiſenbahnen 
auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen. Mit der Reviſion 
wird das der Klage im weſentlichen ftattgebende BU. von den 
Beklagten inſoweit angefochten, als in dieſem eine Rente 
uneingeſchränkt zugeſprochen iſt. Die Reviſion rügt Ver⸗ 
letzung der 88 823, 843 BGB., $ 323 ZPO. und führt 
folgendes aus: Die Abänderung eines Urteils auf künftig fällig 
werdende wiederkehrende Leiſtungen ſei nur zuläſſig auf Grund 
einer weſentlichen nachträglichen Veränderung derjenigen Ver⸗ 
hältniſſe, welche für das Gericht bei Erlaſſung des abzuändern⸗ 
den Urteils maßgebend waren. Nun könne das Gericht 
ſich nicht darauf berufen, daß zurzeit nicht mit Sicherheit 
vorausgeſehen werden könne, ob und inwieweit durch das höhere 
Alter des Klägers deſſen Erwerbsfähigkeit auch ohne den Unfall 
gemindert werden würde. Dieſe Frage zu prüfen und zu ent⸗ 
ſcheiden, ſei Sache der freien Beweiswürdigung auf Grund von 
Gutachten, allgemeiner Erfahrung und dergleichen. Sie könne 
und müſſe ebenſogut entſchieden werden, wie viele andere 
Fragen, von denen die Feſtſtellung der Renten abhänge. 
Die in der letzteren Richtung von der Riviſion aufgeſtellten 
Sätze ſind im weſentlichen zutreffend und entſprechen den von 
dem erkennenden Senate des RG. in zahlreichen Entſcheidungen 
ausgeſprochenen Grundſätzen. (Vgl. z. B. Urteile vom 
5. Januar 1905 VI. 96/04; vom 19. Januar 1905 VI. 130/04; 
vom 23. März 1905 VI. 524/04; vom 15. Juni 1905 VI. 478/04; 
vom 19. März 1906 Rep. VI. 257/05; vom 11. April 1907 
VI. 419/06; vom 8. Juli 1909 VI. 502/08.) Für die Regel 
jedenfalls iſt bei Feſtſetzung einer Rente vom Gerichte der 
Umſtand zu berückſichtigen, daß nach dem normalen Verlaufe 
der Dinge im hohen Lebensalter die körperlichen und geiſtigen 
Kräfte des Menſchen abzunehmen pflegen und ſchon dadurch 
die Erwerbsfähigkeit gemindert und ſchließlich ganz aufgehoben 
wird. Zwar gibt es Fälle, in denen auch in dieſer Beziehung 
eine Beurteilung der künftigen Geſtaltung der Dinge dem 
Gerichte nicht mit der erforderlichen Beſtimmtheit möglich iſt 
und ihm deshalb auch eine Berüdfichtigung jenes Umſtandes 
füglich nicht angeſonnen werden kann. (Urteile des RG. vom 
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17. Dezember 1906 VI. 161/06, vom 14. November 1907 
VI. 176/07.) Allein dafür, daß ein ſolcher Fall hier vorläge, 
findet ſich in den Ausführungen des BG. kein Anhalt. Es 
mag ſodann in einem Ausnahmsfalle nach der Art der Berufs⸗ 
ſtellung oder gewerblichen Tätigkeit des Rentenberechtigten die 
Annahme begründet ſein, daß er die betreffende Erwerbstätigkeit 
bis ins höchſte Greiſenalter auszuüben imſtande ſei, beziehungs⸗ 
weiſe ohne das Dazwiſchentreten des Unfalles imſtande geweſen 
wäre, ſo etwa bei einer Tätigkeit, die lediglich in der Leitung 
eines Betriebes ohne eigene körperliche Mitbetätigung beſteht. 
Aber keinenfalls ſpricht eine Vermutung für eine ſolche 
unbegrenzte Fortdauer der Erwerbsfähigkeit, und wenn auch 
nicht für die Annahme jener Fortdauer wie die Reviſion es 
will, völlige Sicherheit erfordert werden kann, ſo genügt doch 
andererſeits hierzu nicht die bloße abſtrakte Möglichkeit, nicht 
die Erwägung, daß die uneingeſchränkte Fortſetzung der Tätigkeit 
bis ins hohe Alter „nicht ausgeſchloſſen“ ſei. Die für dieſe 
letztere Annahme im BU. gegebene Begründung erſcheint zudem 
als verfehlt. Im Tatbeſtande des Bu. iſt als feſtſtehend 
bezeichnet, „daß das vom Kläger betriebene Möbeltransport⸗ 
geſchäft hauptſächlich auf der perſönlichen Tüchtigkeit und tätigen 
Mitwirkung des Klägers beruht, welch letztere ſowohl im Auf: 
ſuchen von Kundſchaft wie Überwachung ſeiner Arbeiter und 
perſönlichem Eingreifen beſtand“. Feſtgeſtellt wird ferner, „daß 
der Kläger infolge des Unfalles nicht mehr ſein Rad benutzen 
kann, daß er alſo ſich koſtſpieligerer Beförderungsmittel bedienen 
oder mit größerem Zeitverluſte arbeiten muß, und daß er zur 
Fortbewegung ſchwererer Laſten nicht mehr perſönlich mithelfen 
kann“. Dieſe Umſtände ſind vom BG. für die Feſtſetzung der 
Höhe des Schadens und Bemeſſung der Rente berückſichtigt. 
Gerade in der Verminderung der körperlichen Beweglichkeit 
und Leiſtungsfähigkeit beſteht alſo die Beſchränkung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Klägers, wofür ihm durch die Rente Erſatz geleiſtet 
werden ſoll. Nun ſind es aber eben dieſe körperlichen Fähig⸗ 
keiten, bezüglich deren nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
der Einfluß des zunehmenden Lebensalters ſich hauptſächlich 
geltend macht. Es wäre durch die allgemeine Lebenserfahrung 
wohl die Vermutung begründet, daß der Kläger nach Voll⸗ 
endung des 65. oder doch des 70. Lebensjahres auch ohne den 
Unfall nicht mehr Rad fahren, nicht mehr mit gleicher Leichtig⸗ 
keit wie früher Kunden aufſuchen, nicht mehr beim Fortſchaffen 
ſchwerer Laſten perſönlich mithelfen könnte. Darauf, ob im 
übrigen ſoweit es insbeſondere die geiſtige Arbeitstätigkeit in 
Leitung und Beaufſichtigung des Geſchäftes angeht, der Kläger 
vorausſichtlich bis ins höchſte Lebensalter noch befähigt geblieben 
wäre, ſeinem Geſchäfte vorzuſtehen, kann es hiernach für die 
Frage einer zeitlichen Begrenzung oder Abſtufung der Rente 
hier nicht allein oder vorwiegend ankommen. Für eine Beein⸗ 
trächtigung dieſer Fähigkeiten iſt nach den Anführungen des 
BU. die Rente nicht zugeſprochen. Und es iſt ſohin logiſch 
nicht zutreffend, wenn der BerR. daraus, daß die Tätigkeit des 
Klägers zurzeit auf Überwachung und Beaufſichtigung feines 
Geſchäftes ohne beſondere körperliche Kraftanwendung beſchränkt 
und daß die uneingeſchränkte Fortſetzung einer ſolchen Tätig⸗ 
keit bis in hohes Alter hinein nicht ausgeſchloſſen ſei, die Un⸗ 
möglichkeit einer zeitlichen Begrenzung der Rente ableiten will. 
— Inſoweit aber, als diejenige künftige Geſtaltung der Sach⸗ 
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lage, welche ohne Dazwiſchenkommen des die Schadenserſatz⸗ 
pflicht begründenden Ereigniſſes normalerweiſe eingetreten ſein 
würde, ſich ſchon jetzt überſehen und beſtimmen läßt, darf der 
Erſatzpflichtige hiermit nicht auf den Weg des § 323 ZPO. 
verwieſen werden. — Die in rechtlicher Hinſicht zu beanſtandende 
Entſcheidung der Vorinſtanz zu dieſem Punkte wird auch durch 
die Vorſchrift des §S 287 ZPO. nicht gedeckt. Gen.⸗Dir. der 
R.⸗Eiſenbahnen c. O., U. v. 11. Okt. 09, 578/08 VI. — Kolmar. 

11. 8 830 BGB. verb. mit § 47 StGB. Zum Begriffe 
der Beteiligung bei einer unerlaubten Handlung.] 

Der Beklagte, B. und W. übten in der Nähe des Gehöfts 
des Vaters des Klägers die Jagd auf Rebhühner aus. Als 
die 3 Jäger ſich etwa 50 Schritte von dem Gehöfte entfernt 
befanden und zwar der Beklagte in der Mitte zwiſchen den 
beiden anderen und von jedem etwa zwei Schritte entfernt, ſtieg 
ein Huhn vor ihnen auf. Es flog zunächſt nach dem Gehöft 
zu, dann aber in anderer Richtung weiter. Gleich nachdem es 
aufgeſtiegen war, ſchoß auch zunächſt einer und gleich darauf 
ein anderer Jäger. Dieſe Schüſſe, die beide das Huhn fehlten, 
rührten von dem Beklagten und von B. her und fielen nach 
dem Gehöfte zu. Eine große Anzahl von Schrotkörnern drang 
in das Hoftor, in den daneben ſtehenden Zaun und in die 
Scheunenwand ein. Einer der beiden Schüſſe verletzte den 
Kläger, der entweder nahe an dem Hoftor auf dem Felde oder 
innerhalb des Gehöfts am Zaune ſtand. — Der erſte Richter 
hat als erwieſen angenommen, daß der Beklagte den erſten 
Schuß abgegeben habe und daß von dieſem erſten Schuſſe der 
Kläger getroffen worden ſei. Das BG. erachtet es als für 
die Entſcheidung unerheblich, ob in der Tat dem Kläger der 
Beweis gelungen ſei oder gelingen könne, daß der Schuß, durch 
den er verletzt wurde, vom Beklagten abgegeben ſei. Die 
Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Der $ 830 
BGB. ſetzt in Abſ. 1 Satz 2 für die „Beteiligung“ mehrerer 
keineswegs ein bewußtes gemeinſames Vorgehen im Sinne von 
Mittäterſchaft — $ 830 Abſ. 1 Satz 1 BGB., $ 47 StGB. 
— voraus, hat hier vielmehr gerade den Fall im Auge, wo 
mehrere (jeder für ſich) eine unerlaubte Handlung begehen, 
ohne daß zwiſchen ihnen ein rechtlicher Zuſammenhang beſteht, 
weil jeder ſelbſtändig handelt, ohne Mittäter, Anſtifter oder 
Gehilfe des anderen zu ſein. Beteiligt muß hier der einzelne 
nur an dem tatſächlich einheitlichen, örtlich und zeitlich zuſammen⸗ 
hängenden Vorgange fein, der ſich aus den mehreren ſelb— 
ſtändigen Handlungen zuſammengeſetzt und in deſſen Bereich 
der rechtswidrige ſchädigende Erfolg fällt. Bei einem der⸗ 
artigen gemeinſamen Tun ſoll nach dem Geſetze in Rückſicht auf 
die von jedem ſchuldhaft bewirkte Gefährdung und die im ge⸗ 
gebenen Falle für den Verletzten erwachſende Beweisnotlage 
jeder Beteiligte, der den Schaden verurſacht haben kann, 
hierfür verantwortlich ſein. Vgl. Urteil des erkennenden Senats 
vom 30. Juni 1904, RG. Bd. 58 Nr. 91 S. 357 ff.; Urteil 
vom 11. Juni“ 1908 VI. 561/07). — Ein typiſcher Fall dieſer 
Art iſt eben der, wenn bei einer von mehreren zuſammen aus⸗ 
geübten Jagd mehrere Schützen zugleich oder unmittelbar nach⸗ 
einander Schüſſe in unvorſichtiger Weiſe auf ein Wild abgeben 
und durch einen dieſer Schüſſe ein Treiber oder auch ein un⸗ 
beteiligter Dritter verletzt wird. Solche Fälle ſind denn auch 
ſchon wiederholt in der Rechtſprechung dem $ 830 Abſ. 1 
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Satz 2 BGB. unterſtellt worden (z. B. Urteil des RG. vom 
19. März 1908 VI. 241/07, vom 16. November 1908 VI. 607/07. 
RG. 69, 422 ff. Vergl. dazu Oertmann, Recht der Schuldverh. 
2. Aufl. 8 830, A. 30, S. 963 f.) K. c. S., U. v. 14. Okt. 09, 
399/08 VI. — Marienwerder. 

12. S 831 BGB. verb. mit § 367 Nr. 12 StGB. 
Entlaſtungsbeweis, Erfüllung der Verpflichtung eines Haus⸗ 
eigentümers bei der Beſtellung des Verwalters. 

Das Schutzgeſetz des § 367 Nr. 12 StGB. verpflichtete 
den Beklagten zur Verwahrung des Schachtes im Kellergange. 
Unterblieb die dem Beklagten gebotene Handlung, ſo iſt dieſe 
Tatſache zunächſt ſchlüſſig für die Annahme, daß er ßpflicht⸗ 
widrig, alſo ſchuldvoll gehandelt habe. Sache des Beklagten 
iſt es darum, ſich zu entlaſten und darzutun, daß er das getan 
habe, was nach billigem Ermeſſen ausreichte, um die Ausführung 
der ihm auferlegten Handlung durch einen andern zu ſichern. 
War dieſer Vertreter mit der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt ausgewählt, ſo hat er den Anforderungen des Geſetzes 
genügt. Die Reviſion hat Recht mit der Bemerkung, daß in 
ſolchem Falle nicht der vom BG. angezogene $ 831 BGB. 
zur Anwendung komme. Allein zwiſchen dem dort zugelaſſenen 
Entlaſtungsbeweiſe und dem hier in Frage ſtehenden iſt ein 
ſachlicher Unterſchied nicht, darum iſt die Bezugnahme auf 
§ 831 unerheblich. Der Beklagte hat nun zwar allgemein be⸗ 
hauptet, er habe die Verwaltung ſeines Hauſes ſeiner Frau 
übertragen, er hat auch eine Reihe von Verrichtungen aufgezählt, 
die aus dieſem Anlaß von der Frau gehörig ausgeführt ſeien. 
Es fehlt darin aber das, worauf es hier entſcheidend ankommt, 
daß der Beklagte entweder ſeine Frau über die Notwendigkeit 
der Verwahrung der Schachtöffnung ſelbſt unterrichtet hat, oder 
daß er Grund zu der Annahme hatte, daß die Frau alles das 
kannte, was nach dem Gebot des Schutzgeſetzes dem Haus⸗ 
eigentümer oblag. Solche Kenntnis der Frau verſteht ſich nicht 
von ſelbſt, ſie kann auch nicht daraus gefolgert werden, daß ſie 
nach der Behauptung des Beklagten den geſchäftlichen Verkehr 
mit den Mietern erledigte, die Rechnungen für das Haus be⸗ 
zahlte und in baulicher Hinſicht Anordnungen traf. J. c. P., 
U. v. 11. Okt. 09, 101/08 VI. — Düſſeldorf. 

13. 5 844 Abſ. 2 BGB. Rentenanſpruch des Unter: 
haltsberechtigten.] 

Die Anſicht der Reviſion, daß die Witwe die Rente nur 
für die Dauer der Erwerbsfähigkeit des Getöteten fordern 
könne, entſpricht jedenfalls nicht dem Wortlaut des Geſetzes. 
Nach § 844 Abi. 2 BGB. iſt dem Unterhaltsberechtigten 
durch eine Rente inſoweit Schadenserſatz zu leiſten, als der 
Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen ſein würde. 
Der Mann hat der Frau nach Maßgabe ſeiner Lebensſtellung, 
ſeines Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt zu 
gewähren, $ 1360 BGB. Die Erwerbsfähigkeit iſt alſo nur 
ein Faktor für das Maß des Unterhalts, der allerdings bei 
einem vermögensloſen, auf ſeinen Arbeitsverdienſt angewieſenen 
Mann auch für die Fähigkeit und damit für die Pflicht zur 
Unterhaltsleiſtung von großer Bedeutung ſein wird. Dieſer 
Geſichtspunkt braucht aber nicht ſchon bei der Vorabentſcheidung 
nach § 304 ZPO. berückſichtigt zu werden, wenn, wie es hier 
offenbar der Fall war, die zeitliche Begrenzung der Rente dem 
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Nachverfahren überlaſſen wird. R. c. F., U. v. 30. Sept. 09, 
50/09 VI. — Eöln. N 
14. 5 903 BGB. verb. mit den Vorſchriften über die 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs. Bedeutung des Schleſiſchen 
Auenrechts.] | 
Der Beklagte ift Eigentümer des gräflich S. Familien⸗ 
fideikommiſſes L. Die Aue im Dorfe ſteht nach Schleſiſchem 
Auenrecht im Eigentum der Gutsherrſchaft. Vorliegend iſt die 
Gemeinde L. mit dem Antrage klagbar geworden: feſtzuſtellen, 
daß ſie berechtigt ſei, die Aue innerhalb des Gemeindebezirks 
zur Einlegung von Gas⸗, Waſſer⸗, Kanaliſations⸗ und elektriſchen 
Leitungen, die zum öffentlichen Gemeindewohl dienen, zu be⸗ 
nutzen, und daß der Beklagte verpflichtet ſei, eine ſolche Be⸗ 
nutzung zu dulden. Das LG. hat die Klage in der Erwägung 
abgewieſen, „daß der Auenberechtigte die Aue dem Verkehre 
nach ſeinem heutigen Bedürfniſſe auszuantworten habe, aber 
nicht verpflichtet ſei, dauernde öffentliche Anlagen, die andern 
Zwecken dienen, zu dulden“. Die Berufung der Klägerin 
wurde zurückgewieſen, ebenſo die Reviſion: Die Klägerin leitet 
das Recht, das ſie für ſich in Anſpruch nimmt, aus zwei an 
ſich verſchiedenen Geſichtspunkten her. In erſter Linie behauptet 
ſie, daß der Beklagte die von ihr beabſichtigten Veranſtaltungen 
innerhalb der Dorfsaue um deswillen dulden müſſe, weil jene 
aus Intereſſen des öffentlichen Verkehrs geboten ſeien, und daß 
der Beklagte ſie inſoweit geſtatten müſſe, als dies das öffentliche 
Gemeindewohl erfordere. Die Klägerin geht hierbei davon aus, 
daß der Beklagte der Eigentümer der Aue iſt, macht andererſeits 
aber geltend, daß der Eigentümer einer Aue nach den maß⸗ 
gebenden Rechtsregeln vom Auenrechte alle diejenigen Ein⸗ 
ſchränkungen ſeines Eigentums dulden müſſe, die der öffentliche 
Verkehr und das Verkehrsintereſſe nötig mache. — In zweiter 
Linie ſtützt ſich die Klage auf Erſitzung. — Bei dieſer Sach⸗ 
lage entſteht zunächſt die Frage, ob überhaupt und inwieweit 
der Rechtsweg zuläſſig iſt. Dieſe Frage iſt, abgeſehen von 
dem Rechtsgrunde der Erſitzung, zu verneinen. Es iſt klar, 
daß die Klage nach ihrer erſten Begründung kein privates 
Vermögensrecht geltend macht und keinen Anſpruch verfolgt, 
den die Klägerin dem Beklagten gegenüber erworben haben 
ſoll, daß ſie die Duldungspflicht des Genannten vielmehr aus 
einem öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe herleitet. Insbeſondere 
tritt dieſer Geſichtspunkt gerade aus den hier einſchlägigen Aus⸗ 
führungen der Reviſion hervor, die zu dem Ergebniſſe führen 
wollen, daß ſich der Beklagte die Beſchränkung ſeines Eigentums⸗ 
rechts am Grund und Boden deshalb gefallen laſſen müſſe, 
weil die Aue als öffentlicher Weg diene, und weil ſich die 
Vornahme der beabſichtigten Einrichtungen aus dieſem Ver⸗ 
hältniſſe als berechtigt erweiſe. Danach ſteht ohne Zweifel 
nicht ein Handeln⸗Dürfen zufolge eines privaten Anſpruchs, 
ſondern ein Handeln⸗Können kraft öffentlich⸗rechtlicher Befugniſſe 
in Frage, und über ein Begehren in letzterem Sinne zu ent⸗ 
ſcheiden, iſt nicht Sache der bürgerlichen Gerichte. — Das 
Eigentum des Beklagten an der Aue ſtellt allerdings ein Recht 
im Sinne des 8 903 BGB. dar. Aber nach der Klage iſt 
nicht darüber zu entſcheiden, in welcher Weiſe der Beklagte 
von ſeinem Eigentum Gebrauch machen darf, ſondern darüber, 
was er trotz der grundſätzlichen Ausſchließlichkeit des Eigentums⸗ 
rechtes dulden muß, und ſeine Duldungspflicht ſoll eben nach 
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der erſten und hauptſächlichen Klagebegründung auf Grund von 
Rechtsſätzen öffentlich⸗rechtlicher Natur beſtehen. — Auch der 
Geſichtspunkt, den der Vertreter der Klägerin in der mündlichen 
Verhandlung zu wahren verſucht hat, als wäre die Klägerin 
urſprünglich die Eigentümerin des Grund und Bodens geweſen, 
und als hätte ſie, wiewohl das Eigentum an den Eigentümer 
der Herrſchaft L. übergegangen, jedenfalls das Recht zurüd: 
behalten, über die Aue zu verfügen, ſoweit das im öffentlichen 
Intereſſe und im Intereſſe des öffentlichen Gemeindewohles 
erforderlich ſei, kann nicht als ſtichhaltig anerkannt werden. 
Träfe er zu, dann ließe ſich freilich erwägen, ob die Klägerin 
nicht ein dem Beklagten entgegenſtehendes Recht privater Art 
geltend mache. Allein der neuerlich vertretene Standpunkt iſt 
in Wirklichkeit unhaltbar, weil der Urſprung des Auenrechts 
gerade entgegengeſetzter Art iſt, als wie es der Vertreter der 
Klägerin dargeſtellt hat; denn nach ſeiner hiſtoriſchen Entwicklung 
iſt das Auenrecht darauf zurückzuführen, daß die Feldmark 
urſprünglich dem Gutsherrn gehört und dieſer die Ruſtikalſtellen 
ausgetan hat; daß er ferner nach wie vor der Eigentümer des 
Grund und Bodens geblieben und in ſeiner freien Verfügung 
über den Grund und Boden nur inſoweit eingeſchränkt worden 
iſt, als dieſes im öffentlichen Intereſſe und mit Rückſicht auf 
öffentliche Zwecke erforderlich iſt. Aber abgeſehen davon, nach 
dem erſten Klagegrunde hat die Klägerin ſich tatſächlich aus⸗ 
ſchließlich auf den Geſichtspunkt des öffentlichen Verkehrsintereſſes 
geſtützt, und daher handelt es ſich ſchließlich nicht um die 
Frage, ob der Klagegrund hinfällig iſt, ſondern allein um die 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges. Anders liegt die Sache bei 
dem Klagegrunde der Erſitzung. Indem die Klägerin ſich auf 
dieſe berief, machte fie unfraglich einen privatrechtlichen Rechts⸗ 
titel geltend, und daher kann inſoweit die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges nicht zweifelhaft ſein. Da ferner der BerR. bei 
der Entſcheidung über das zweite Fundament die allgemeinen 
Rechtsgrundſätze über die Erſitzung angewendet hat und an⸗ 
wenden mußte, auf dieſem Wege aber dazu gelangt iſt, auch 
das zweite Fundament als hinfällig zu erachten, ſo iſt auch 
an der Reviſibilität der Sache nicht zu zweifeln. Aber auch 
hier kann dem Rechtsmittel keine Folge gegeben werden. Denn 
die Nachprüfung des Vorderurteils läßt im vorliegenden Falle 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Unter den obwaltenden 
Umſtänden mußte ſonach das Rechtsmittel im vollen Umfange 
zurückgewieſen werden, mit dem Unterſchiede jedoch, daß die 
Abweiſung der Klägerin dem erſten Klagegrunde gegenüber 
allein aus dem Geſichtspunkte der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges ſchließlich hat aufrechterhalten werden können; daß da⸗ 
gegen die Vorentſcheidung im übrigen als ſachlich begründet zu 
erachten war. Eine der Rechtskraft fähige ſachliche Entſcheidung 
liegt daher auch nur in dieſem Umfange vor. L. c. v. S., U. 
v. 6. Okt. 09, 535/08 V. — Breslau. 

15. 5 1018 BGB. Begriff der Grunddienſtbarkeit.] 

Der Reviſionskläger irrt, wenn er die Möglichkeit einer 
Dienſtbarkeitsbeſtellung, wie fie die Vorderrichter annehmen, 
nach $ 1018 BGB. leugnet und dieſe Geſetzesſtelle daher für 
verletzt erklärt. Daß der Beklagte dem Kläger auf ſeinem 
2, 40 m breiten Teil der jetzigen Durchfahrt ein Wegerecht ein 
räumen konnte und umgekehrt der Kläger dem Beklagten ein 
ſolches auf feinem 0,60 m breiten Streifen, gibt auch die Re 
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viſion felbft zu. Sie durften ſich aber auch gegenſeitig ver⸗ 
pflichten, auf ihrem Teil gewiſſe Handlungen nicht vorzunehmen 
oder vornehmen zu laſſen. Dies geſtattet der § 1018, und die 
jetzigen Streitsteile haben es im Vertrage vom 4. Dezember 1905 
nach Auslegung des BerR. dadurch getan, daß jeder von ihnen 
verſprach, nur ſelbſt und nur von und zu ſeinem ausdrücklich 
benannten Grundſtücke auf ſeinem Einfahrtsteil zu gehen und 
zu fahren und nur andere Bewohner dieſes Grundſtücks ſo gehen 
und fahren zu laſſen, dagegen aus und zu etwaigen andern 
Grundſtücken weder ſelbſt über die jetzt beſtrittene Einfahrt zu 
gehen oder zu fahren, noch andere Bewohner ſolcher andrer 
Grundſtücke darüber verkehren zu laſſen, wie dies ihnen an ſich 
kraft ihres Eigentumsrechtes erlaubt geweſen wäre. Ein Grund⸗ 
ſtück kann nach 8 1018 BGB. zugunſten des jeweiligen Eigen⸗ 
tümers eines andern Grundſtückes unter anderm auch in der 
Weiſe belaſtet werden, daß auf dem Grundſtücke gewiſſe 
Handlungen nicht vorgenommen werden dürfen. S. c. A., 
U. v. 2. Okt. 09, 536/08 V. — Stuttgart. 

16. 58 1115 BGB. verb. mit $ 64 der Königlich Sächſiſchen 
Verordnung vom 26. Juli 1899. Eintragung einer Hypothek 
für die Firma eines Einzelkaufmanns.] 

Der Rittergutsbeſitzer M. hat durch notariell 1 beglaubigt 
Urkunde vom 28. April 1909 für die Firma Oskar R., deren 
alleiniger Inhaber der Kaufmann Benno R. iſt, die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek bis zum Höchſtbetrage von 
10 000 & bewilligt. Das AG. hat den Antrag mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt, daß die Eintragung einer Hypothek für 
die Firma eines Einzelkaufmanns nicht zuläſſig ſei. Das LG. 
hat die Beſchwerde der Gläubigerin zurückgewieſen. Das OLG. 
Dresden würde auch die eingelegte weitere Beſchwerde zurück⸗ 
weiſen, ſieht ſich hieran aber durch den Beſchluß des OLG. 
Colmar vom 10. Juli 1902, abgedruckt in der OL GRſpr. 5, 
254, verhindert und hat deshalb gemäß § 79 Abſ. 2 GBO. 
die weitere Beſchwerde dem RG. vorgelegt. Das OLG. meinte 
insbeſondere, rechtlich unerheblich ſei es, daß die zur Aus⸗ 
führung der GBO. erlaſſene Königlich Sächſiſche Verordnung 
vom 26. Juli 1899 in § 64 Abſ. 2 die Eintragung von 
Hypotheken auf den Namen der Firma eines Einzelkaufmanns 
geſtatte. Eine nach den Vorſchriften des BGB. unzuläſſige 
Eintragung könne durch die Ausführungsvorſchriften eines 
Bundesſtaats nicht zu einer zuläſſigen gemacht werden. — 
Dieſer Anſicht kann nicht beigepflichtet werden. — Nach § 23 
PréEéEG. vom 5. Mai 1872 mußte bei der Hypothek die Ein⸗ 
tragungsbewilligung „auf den Namen eines beſtimmten 
Gläubigers“ lauten. Trotz des Wortlauts dieſer Vorſchrift 
ließ die preußiſche Praxis — Turnau, GBO. Bd. II 8 102 — 
die Eintragung von Hypotheken für die unbekannten Erben 
oder für die künftigen Nachkommen einer beſtimmten Perſon zu. 
Daß für Fälle ſolcher Art auch ferner die Eintragung von 
Hypotheken möglich bleiben müſſe, wurde bei der Beratung des 
BGB. — Motive Bd. III S. 641 — ausdrücklich betont. 
Man verkannte nicht, daß in der Regel der Name des Gläubigers 
miteinzutragen ſei, aber man ſah davon ab, dies „als unbedingt 
weſentlichen Beſtandteil der Eintragung hinzuſtellen“, und er⸗ 
klärte, daß ſich „aus dem Grundbuchrechte für die Hypothek 
nur das Erfordernis der Beſtimmtheit des Gläubigers ableiten 
laſſe“. Dieſer Auffaſſung des Geſetzgebers entſpricht genau 
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der Wortlaut des 8 1115 BGB., indem hier nur vorgeſchrieben 
iſt, daß bei der Eintragung „der Gläubiger angegeben werden 
muß“. Daß, wie das OLG. annimmt, die Bezeichnung des 
Gläubigers ſo genau zu erfolgen hat, wie es im Einzelfall 
möglich und tunlich iſt, beſtimmt das Geſetz nicht. Erfordernis 
des Geſetzes iſt, aber iſt auch nur, daß aus der Eintragung 
die Perſon des Gläubigers ſich mit Sicherheit beſtimmen läßt. 
Dies iſt da, wo eine Hypothek für die Firma eines Einzel⸗ 
kaufmanns eingetragen wird, unbedenklich der Fall. Eine ſolche 
Eintragung mag, da ſie im Fall eines Wechſels des Firmen⸗ 
inhabers bei der Verfügung über die Hypothek leicht zu 
Weiterungen führen kann, wenig zweckmäßig ſein, allein ſie 
reicht zur ſicheren Feſtſtellung des gegenwärtigen Gläubigers 
jedenfalls aus. Damit iſt dem einzigen materiell⸗rechtlichen 
Erforderniſſe, das in Anſehung der Bezeichnung des Gläubigers 
der $ 1115 aufſtellt, genügt. Die Art, wie bei der Eintragung 
die Bezeichnung zu erfolgen hat, iſt im BGB. nicht geregelt, 
und nach dieſer Richtung etwa erforderliche Anordnungen zu 
treffen, iſt — RG. 26 A, 139; Oberneck, GBO. Bd. I S. 102 
und die dort verzeichnete Literatur — gemäß § 1 Abſ. 2 GBO. 
die Landesjuſtizverwaltung des einzelnen Bundesſtaates zuſtändig. 
Für das Königreich Sachſen iſt die Verordnung vom 26. Juli 
1899 ergangen, und dieſe erklärt in $ 64 Abſ. 2 — im 
Gegenſatz zu § 4 der für Preußen erlaſſenen Allgemeinen Ver⸗ 
fügung vom 20. November 1899 — die Eintragung von 
Hypotheken auf den Namen der Firma eines Einzelkaufmanns 
für zuläſſig. Dieſe Vorſchrift iſt, da ſie mit einer reichsrecht⸗ 
lichen Vorſchrift nicht im Widerſpruch ſteht, von den Grund⸗ 
buchämtern in Sachſen zu beachten, und deshalb iſt die Ab⸗ 
lehnung des Eintragungsantrags zu Unrecht erfolgt. Grundbuch⸗ 
ſache von M., Beſchl. v. 16. Okt. 09, B 152/09 V. — Dresden. 
17. 88 1339, 1341 BGB. in Verb. mit 88 614, 615, 
616 ZPO. Anfechtung der Ehe. Anfechtungswiderklage. 
Wahrung der ſechsmonatigen Friſt. Hemmung der Frift.] 
Die Parteien haben am 6. Mai 1906 miteinander die Ehe 
geſchloſſen. Die Ehefrau hat wegen wiederholter Beſchimpfungen 
auf Scheidung geklagt, der Ehemann widerklagend wegen Irr⸗ 
tums über die Jungfräulichkeit der Klägerin die Ehe mit dem 
Antrage auf Nichtigkeitserklärung angefochten. Das LG. hat 
die Klage abgewieſen und nach dem Antrage der Widerklage 
erkannt. Das KG. hat die Berufung der Klägerin zurück⸗ 
gewieſen. — Die Reviſion hatte keinen Erfolg: Nach § 1339 
BGB. war die Anfechtung der Ehe nur dann wirkſam, wenn 
ſeit dem Zeitpunkte, in welchem der Beklagte den Irrtum ent⸗ 
deckt hatte, bis zur Erhebung der Anfechtungsklage ($ 1341 
Abſ. 1) ſechs Monate noch nicht verfloſſen waren. Der BerR. 
ſtellt feſt, daß der Beklagte von dem vorehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehr der Klägerin erſt nach dem 24. September 1906 Kenntnis 
erhalten habe und nimmt an, die Klagefriſt ſei dadurch gewahrt, 
daß die Klägerin am 25. März 1907 die Scheidungsklage 
erhoben habe. Mit Recht wird von der Reviſion gerügt, 
daß in dieſer Beziehung S 1339 und übrigens auch § 1341 
Abſ. 1 BGB. durch unrichtige Anwendung verletzt ſei. Aller⸗ 
dings hat das RG. unter der Vorausſetzung, daß die klagende 
Partei im Laufe des Eheſcheidungsprozeſſes von der Scheidungs⸗ 
klage zur Anfechtungsklage übergeht oder die Anfechtungsklage 
nachträglich neben der Scheidungsklage erhebt, die Friſt des 
87 
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8 1339 ſchon durch die Erhebung der Scheidungsklage deshalb 
für gewahrt erachtet, weil jede Scheidungs⸗ oder Anfechtungs⸗ 
klage den geſamten auf den Beſtand der Ehe bezüglichen Streit⸗ 
ſtoff umfaſſe (RG. 53, 334 flg.), weil ferner die in den 88 614, 
616 ZPO. enthaltenen Geſetzesvorſchriften ſchon nach ihrer ur⸗ 
ſprünglichen Faſſung (SS 574, 576) gemäß S. 364 der Motive 
zum Entwurfe der ZPO. den Zweck verfolgen, einer Verviel⸗ 
fältigung der Eheprozeſſe entgegenzuwirken (Urteil des Senats 
in Sachen M. c. M. IV. 317/02 vom 29. Januar 1903) und 
weil ſonach der Grundſatz des 8 1572 BGB., obwohl er nur 
die nachträgliche Geltendmachung von Scheidungsgründen be⸗ 
treffe, gleichwohl auch für die im Laufe des Prozeſſes erhobene 
Eheanfechtung Bedeutung habe (JW. 1903 Beil. S. 70 flg., 
Nr. 163). Allein der Senat hat es andererſeits abgelehnt, die 
gleiche Wirkung einer Wahrung der für den Widerkläger 
geltenden Klagefriſt auch der von ſeinem Gegner ausgehenden 
Klageerhebung beizumeſſen (RG. 57, 192). Angenommen iſt 
dies für den Fall der Erhebung der auf Scheidung gerichteten 
Widerklage. Es muß in noch höherem Maße für die An⸗ 
fechtungswiderklage gelten. Hat durch § 614, 615 dem Kläger 
die Möglichkeit gewährt werden ſollen, mit gewiſſen Scheidungs⸗ 
oder Anfechtungsgründen ohne die Gefahr des Rechtsverluſtes 
vorläufig zurückzuhalten (RG. 57, 194), ſo ſetzt dies doch immer 
voraus, daß der klageberechtigte Ehegatte, nachdem die Friſt 
für ihn in Lauf gekommen iſt, vor Ablauf der Friſt durch 
Klagerhebung wenigſtens den Entſchluß betätigt, ſich von der 
Feſſel des ehelichen Bandes — wenn auch aus einem anderen 
Grunde — zu befreien. Läßt er die Friſt verſtreichen, ſo ge⸗ 
währt ihm die gegneriſche Scheidungsklage zwar unter Umſtänden 
die Möglichkeit, auf einen erloſchenen Scheidungsgrund in 
anderer Weiſe nämlich nach Maßgabe des § 1574 Abſ. 3 BGB. 
zurückzukommen. Seine Untätigkeit während des Laufes der 
Anfechtungsfriſt kann dagegen nicht dahin führen, daß die 
in dieſe Friſt hineinfallende Erhebung der gegneriſchen Klage 
den Anfechtungsgrund bei Beſtand erhält. Ungeachtet dieſer 
Geſetzesverletzung mußte jedoch das BU. gemäß 5 563 ZPO. 
aufrechterhalten werden, weil es ſich aus anderen Gründen 
als richtig erwies. In dem Urteile des Senats vom 14. März 
1904 (RG. 57, 192 flg.) iſt bereits (S. 195) darauf hingewieſen 
worden, daß der Lauf der Friſt für die Erhebung der Scheidungs⸗ 
widerklage gemäß § 1574 Abſ. 3 in Verbindung mit $ 203 
BGB. während der Zeit von der Erhebung der gegneriſchen 
Scheidungsklage bis zur erſten mündlichen Verhandlung in dem 
anhängigen Prozeſſe aus dem Grunde gehemmt iſt, weil während 
dieſes Zeitabſchnittes dem Beklagten die Möglichkeit verſchloſſen 
iſt, den ihm entſtandenen Scheidungsgrund außerhalb des an⸗ 
hängigen Prozeſſes geltend zu machen. Dieſer aus den 88 614, 
615, 616 3PO. herzuleitende Grundſatz gilt auch dann, wenn 
der erhobenen Scheidungsklage gegenüber die Anfechtungswider⸗ 
klage zu erheben iſt. Denn nach § 1339 Abſ. 3 BGB. wird 
auch die Friſt zur Erhehung der Anfechtungsklage nach Maßgabe 
des S 203 gehemmt. Dem Beklagten aber iſt gemäß § 616 
Satz 2 während der Anhängigkeit des Scheidungsprozeſſes bis zur 
erſten mündlichen Verhandlung die Möglichkeit, eine Anfechtungs⸗ 
widerklage in beſonderem Prozeſſe ohne Gefährdung ſeines 
Klagerechts zu erheben, gleichfalls abgeſchnitten. Wird hiervon 
ausgegangen, ſo erweiſt ſich nach den vom BerR. getroffenen 
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weiteren Feſtſtellungen im gegebenen Falle die Anfechtungsfriſt 
als gewahrt. Denn der Bert. ſtellt, nachdem er, wie erwähnt, 
in anderem Zuſammenhange davon ausgegangen war, Beklagter 
habe von dem vorehelichen Geſchlechtsverkehr der Klägerin erſt 
nach dem 24. September 1906 Kenntnis erhalten, weiterhin 
zugunſten des Beklagten feſt, daß auch noch am 11. Oktober 1906 
der Beklagte nur von einem Gerüchte über das Verhältnis 
der Klägerin zu N. etwas gewußt, die Tatſache des außer⸗ 
ehelichen Geſchlechtsverkehrs dagegen noch nicht gekannt habe. 
Der erſte Termin aber, in dem vor dem Prozeßgericht ver⸗ 
handelt wurde, ſtand am 29. April 1907 an und in dieſem 
Termin hat der Beklagte die Widerklage bereits erhoben, während 
in der Zeit vom 25. März 1907 (Klagerhebung) bis zum Termine 
der Lauf der Friſt gehemmt war. Daß der Bert. an das 
Erfordernis der die Friſt in Lauf ſetzenden Entdeckung des Irr⸗ 
tums zu weit gehende Anforderungen geſtellt habe, kann der 
Reviſion nicht zugegeben werden! Die allein feſtgeſtellte Tat- 
ſache, daß dem Beklagten vor dem 11. Oktober 1906 ein Gerücht 
zu Ohren gekommen ſei, kommt rechtlich einer Entdeckung des 
Irrtums nicht gleich. Dieſe erfordert, daß der Beklagte das, 
was er gehört, auch für wahr gehalten hat (Urteil des Senats in 
Sachen H. c. H. IV. 181/05 vom 12. Oktober 1905). Früher kann 
ihm die Unrichtigkeit ſeiner bisherigen gegenteiligen Meinung nicht 
zum Bewußtſein gekommen, er alſo ſeines Irrtums nicht gewahr 
worden ſein. S. c. S., U. v. 4. Okt. 09, 509/08 IV. — Berlin. 

18. 88 1437, 1456 (1374, 1450, 1468) BGB. Ver⸗ 
pflichtung des Ehemannes, ſeiner Frau Auskunft über die Ver⸗ 
waltung des Geſamtgutes zu geben.] 

Das BG. hat ausgeführt: Eine Verpflichtung des Ehe⸗ 
mannes, ſeiner mit ihm in allgemeiner Gütergemeinſchaft 
(SS 1437 ff. BGB.) ſtehenden Ehefrau Auskunft über die 
Verwaltung des Geſamtgutes zu geben, ſei in dem Geſetze nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen. Es könne ſich nur darum handeln, 
ob eine derartige Verpflichtung aus anderweiten Beſtimmungen 
oder aus dem ehelichen Verhältniſſe ſich ableiten laſſe. Wenn 
aufgeſtellt werde, die Auskunfterteilung entſpreche der rechten 
ehelichen Geſinnung, ſei daher als eine perſönliche Ver⸗ 
pflichtung des Mannes auch bei allgemeiner Gütergemeinſchaft 
anzuſehen, ſo werde allerdings unter normalen ehelichen Ver⸗ 
hältniſſen der Mann einem Auskunftsbegehren ſeiner Frau ſich 
nicht wohl entziehen, aber zur Annahme einer urteilsmäßig 
erzwingbaren Verpflichtung des Ehemannes fehle es an der 
geſetzlichen Grundlage. In § 1374 BGB. ſei hinſichtlich des 
eingebrachten Gutes der Frau eine ſolche Verpflichtung des 
Ehemannes ausdrücklich beſtimmt; dagegen gehe bei der Ver⸗ 
waltung des Geſamtgutes die Unverantwortlichkeit des Mannes 
ſo weit, daß er nur für argliſtige oder ohne Zuſtimmung der 
Frau herbeigeführte Verminderung des Geſamtguts hafte 
(§S 1456). Daher ſei der Anſpruch der Klägerin unbegründet. 
Im Ergebniſſe iſt dem BG. beizutreten. (Wird ausgeführt.) 
H. c. H., U. v. 30. Sept. 09, 621/08 IV. — Karlsruhe. 

19. 88 1568, 1571 BGB. Berechnung der ſechsmonatigen 
Friſt von dem äußeren Tatbeſtande des Scheidungsgrundes an, 
nicht von dem Zeitpunkt an, von welchem die Ehezerrüttung 
empfunden wird.] 

Nach 8 1571 Abſ. 1 BEB. muß die Scheidungsklage im 
Falle des § 1568 binnen ſechs Monaten von dem Zeitpunkte 
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an erhoben werden, in dem der Ehegatte von dem Scheidungs⸗ 
grunde Kenntnis erlangt. Die Kenntnis muß allerdings die 
weſentlichen Merkmale des Scheidungsgrundes umfaſſen. Handelt 
es ſich um einen Scheidungsgrund aus § 1568, fo gehört zu 
den weſentlichen Merkmalen auch, daß der Ehegatte das ehe⸗ 
widrige Verhalten des anderen Ehegatten als ehezerrüttend 
empfindet. Mit dem Eintritte der ehezerrüttenden Wirkung 
auf den Ehegatten erlangt dieſer naturgemäß auch Kenntnis 
davon. Allein auf dieſe innere Tatſache kommt es für den 
Friſtenlauf nicht an. Es genügt vielmehr, daß im Falle des 
8 1568 der Ehegatte von dem äußeren Tatbeſtande des 
Scheidungsgrundes Kenntnis erlangt. Mit Erlangung dieſer 
Kenntnis wird die Friſt in Lauf geſetzt, nicht erſt mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Ehegatte den vorliegenden äußeren Tat- 
beſtand als ehezerrüttend zu empfinden beginnt. Sonſt könnte 
ein Ehegatte, der länger als ſechs Monate Kenntnis von einer 
Eheverfehlung des anderen Ehegatten, z. B. einer groben Miß⸗ 
handlung, erlangt hat, noch nach Jahren die Scheidung mit 
der Behauptung verlangen, die ehezerrüttende Wirkung habe 
ſich bei ihm erſt neuerdings eingeſtellt. Dasſelbe gilt, wenn 
ſich der Scheidungsgrund aus mehreren einzelnen, an ſich nicht 
ſchweren Verfehlungen zuſammenſetzt, die nur im Zuſammenhalt 
eine ſchwere Pflichtverletzung darſtellen. Auch in dieſem Falle 
kommt es auf die Kenntnis der den Scheidungsgrund bildenden 
Tatſachen, nicht auf den Eintritt der ehezerrüttenden Wirkung 
an. Iſt erſt, wie im Streitfalle, durch den Hinzutritt der 
letzten Tatſache das zur Annahme eines Scheidungsgrundes 
erforderliche Maß erreicht, ſo kommt es auf die Kenntnis der 
letzten Tatſache an. Von dem Zeitpunkte der Erlangung dieſer 
Kenntnis an beginnt die Friſt zu laufen. G. c. G., U. v. 
11. Okt. 09, 663/08 IV. — Hamm. 


Zivilprozeßordnung. 

20. Zuläſſigkeit des Rechtsweges. Für die Zuläſſigkeit 
iſt die Natur des geltend gemachten Anſpruchs, nicht Form und 
Inhalt der Klage entfcheidend.] 

Im Anſchluß an die Rechtſprechung des OVG. (OVG. 14, 
246 und die dort angeführten älteren Urteile) und des RG. 
(Gruchots Beitr. 35, 1130; JW. 96, 4538 auch RG. 17. 
181) geht das KG. mit Recht davon aus, daß die in Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗ und Gemeinheitsteilungs⸗Rezeſſen über die Regelung 
öffentlich⸗rechtlicher Verhältniſſe, insbeſondere über den Bau und 
die Unterhaltung öffentlicher Wege getroffenen Feſtſetzungen nicht 
lediglich den Charakter von vertragsmäßigen, nach den Normen 
des Privatrechts zu beurteilenden Abmachungen an ſich tragen, 
ſondern weil ſie unter Mitwirkung der dazu ſtaatlich ermächtigten 
Auseinanderſetzungsbehörden zuſtande gekommen ſind, autonome 
Satzungen des lokalen öffentlichen Rechts bilden, und daß ſie 
ſonach nicht als beſondere Rechtstitel im Sinne des Privatrechts, 
ſondern als objektives öffentliches Recht zu gelten haben. (OVG. 
a. a. O.). Demungeachtet hält aber auch das KG. den Rechts⸗ 
weg für zuläſſig, weil in der Klage das Beſtehen eines privat⸗ 
rechtlichen Anſpruchs behauptet und für die Frage der Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs lediglich die Anführungen der Klage maßgebend 
ſeien; wären, ſo führt es aus, die Anführungen unzutreffend, ſo 
ſei die Klage nicht als unzuläſſig, ſondern als unbegründet ab⸗ 
zuweiſen. Damit hat ſich indeſſen das BG. in Widerſpruch mit 
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der reichsgerichtlichen Rechtſprechung geſetzt. Entſcheidend ſind 
nicht unbedingt die Anführungen und die Form der Klage, 
ſondern die Natur des Anſpruchs (JW. 09, 2536 und die 
dort aufgeführten zahlreichen früheren Urteile, namentlich RG. 
32, 347), ſchon deshalb, weil andernfalls die geſetzlichen 
Zuſtändigkeitsvorſchriften, unter anderen die Zuſtändigkeit des 
RG. nach § 547 ZPO., ohne weiteres umgangen werden 
könnten. Der BerR. nimmt zwar Bezug auf eine Entſcheidung 
des VII. 3S. (VII 75/02, RG. 51, 316) dieſe und die voran⸗ 
gegangene Entſcheidung VII 275/00 (Gruchots Beitr. 45 
S. 642, 643) ſtehen ihm indeſſen nicht zur Seite. (Wird aus⸗ 
geführt.) G. c. v. T., U. v. 2. Okt. 09, 88/09 V. — Berlin. 

21. SS 4, 546 ZPO. Zinſen als Nebenforderung?] 

Die Reviſion iſt unzuläſſig, da der Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes den Betrag von 2 500 & nicht überſteigt. Die 
Klägerin verlangt mit der Klage die Erſtattung von Geld im 
Geſamtbetrage von nur 2462 & 62 &, die fie aus ihrem 
Vermögen ohne Rechtsgrund verauslagt haben will, und deren 
Verauslagung infolge ſchuldhaften Handelns des Beklagten 
erforderlich geworden fein fol. Außer dieſem Geldbetrage 
beanſprucht die Klägerin noch Zinſen davon. Zunächſt wurden 
dieſe nur als Prozeßzinſen, alſo vom Tage der Rechtshängigkeit 
des Rechtsſtreits ab gefordert; dann aber wurde dieſer Anſpruch 
dahin erweitert, daß die Klägerin die Zinſen der einzelnen 
verauslagten Beträge vom jedesmaligen Tage der Verauslagung 
ab verlangte. Dieſe Zinſen müſſen für die Wertberechnung 
unberückſichtigt bleiben, falls ſie als Nebenforderungen 
geltend gemacht werden. Nebenforderungen im Sinne des 
§ 4 ZPO. find ſolche Forderungen, die von dem Beſtehen 
einer Hauptforderung abhängig ſind und als ſolche abhängige 
Forderungen neben der Hauptforderung in demſelben Rechtsſtreit 
geltend gemacht werden. Zinſen, die zuſammen mit dem 
Hauptgeld eingeklagt werden, ſind hiernach regelmäßig Neben⸗ 
forderungen. Dies trifft nur dann nicht zu, wenn fie nicht als 
von der gleichzeitig geltend gemachten Hauptforderung abhängig, 
ſondern als ſelbſtändige Forderung beanſprucht werden, wenn 
alſo z. B. ein beſtimmter oder beſtimmbarer Geldbetrag, der ſeiner 
rechtlichen Entſtehung nach als Zinsbetrag ſich darſtellt, auf 
Grund eines beſonderen neuen Rechtsgrundes gefordert wird. 
So liegt die Sache, wenn wegen einer Hauptforderung nebſt 
Zinſen der Rückgriff des Bürgen gegen den Hauptſchuldner 
erfolgt oder eine Rechtshandlung des Schuldners angefochten 
wird oder der durch Erfüllung einer Nichtſchuld Bereicherte in 
Anſpruch genommen wird. Hier ſind die Forderung auf die 
Hauptſumme und die Forderung auf die Zinſen gleichberechtigt 
und ſtellen zuſammen einen einheitlichen Geſamtanſpruch dar, 
der bei dem Bürgen aus der Verauslagung des Haupt⸗ und 
des Zinsbetrags für den anderen, bei der Anfechtung aus dem 
betrügeriſchen Verhalten des Schuldners und bei der Erfüllung 
der Nichtſchuld aus der Bereicherung des Empfängers herzuleiten 
iſt. Auch im vorliegenden Fall macht die Klägerin einen ſolchen 
einheitlichen Geſamtanſpruch auf Schadenserſatz in Höhe von 
2462 K 62 & geltend. Einen Beſtandteil dieſer Forderung 
bilden neben der Hauptſumme auch Zinſen und Koſten; dieſe 
letzteren werden aber nur unter dem rechtlichen Geſichtspunkt 
gefordert, daß dieſe Beträge von der Klägerin ohne wirklichen 
Rechtsgrund an den Beklagten oder für ihn gezahlt und deshalb 
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zu erſtatten ſind. Sie ſind deshalb bei der Wertberechnung 
zu berückſichtigen. Anders aber verhält es ſich mit den in der 
erweiterten Klage geforderten Zinſen der Teilbeträge, aus denen 
ſich die geforderte Hauptſumme ſelbſt zuſammenſetzt. Dieſe 
Zinsbeträge find nicht etwa von der Klägerin verauslagt, fie 
werden vielmehr lediglich als Vergütung für die entgangene 
Nutzung der eingeklagten Hauptſumme beanſprucht; der Anſpruch 
auf ſie wird mithin lediglich als eine von der Hauptforderung 
abhängige Nebenforderung geltend gemacht. Zu demſelben 
Ergebnis gelangt man, wenn man auf die von der Klägerin 
gewählte Bezeichnung der Forderung als einer Zins forderung 
kein Gewicht legt und den Zinsanſpruch als eine Forderung 
auf Erſatz weiteren Schadens über den Hauptſchadensbetrag 
von 2462 & 62 & hinaus auffaßt. Auch hier iſt das Beſtehen 
dieſes weiteren Schadens von dem Beſtehen des Hauptſchadens 
abhängig; der weitere Schaden iſt hiernach als Nebenſchaden 
anzuſehen und deshalb für die Wertberechnung nach § 4 ZPO. 
unberückſichtigt zu laſſen. B. c. S., U. v. 5. Okt. 09, 
567/08 VII. — Berlin. 

22. 5 50 ZPO. Parteifähigkeit ?! 

Die Reviſionskläger greifen das Urteil nur ſoweit an, als 
die Einrede der mangelnden Parteifähigkeit der Beklagten ver⸗ 
worfen iſt. Es ſteht feſt, daß nach Erlaß des erſten Urteils 
die urſprünglich verklagte Firma Ino J. Mi. Co. aufgelöſt und 
im Handelsregiſter des AG. gelöſcht worden iſt. Der Kläger 
hat darauf in der zweiten Inſtanz erklärt, daß er nunmehr die 
Klage gegen die beiden Perſonen richte, welche als Inhaber 
der Firma im Handelsregiſter eingetragen geweſen ſeien und 
die Mitglieder der offenen Handelsgeſellſchaft gebildet hätten, 
nämlich gegen J. J. Mi. und J. O. Ma. Der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte der Beklagten hat hiergegen keinen Widerſpruch er⸗ 
hoben, vielmehr erklärt, daß er für die genannten beiden 
Perſonen auftrete und hat für dieſe dem Kläger gegenüber 
verhandelt. Mit Recht hat hiernach das BG. angenommen, 
daß gegenwärtig nur J. J. Mi. und J. O. Ma. als Beklagte 
anzuſehen ſind, und daß gegen die Parteifähigkeit dieſer 
Perſonen keinerlei Bedenken beſteht. Die Reviſion macht 
geltend: die Beklagten hätten eingewendet, daß die Geſellſchaft 
zwar im Handelsregiſter eingetragen ſei, in Wahrheit aber nicht 
beſtehe, und die Eintragung mit Wiſſen ja ſogar auf Betreiben 
des Klägers nur zum Scheine erfolgt ſei; habe aber keine 
offene Handelsgeſellſchaft beſtanden, ſo gebe es auch keine Ge⸗ 
ſellſchafter, gegen die in dieſer Eigenſchaft der Prozeß fortgeſetzt 
werden konnte. Dieſe Ausführung geht fehl; ſie betrifft die 
materielle Frage, ob die Klage gegen die Geſellſchaft oder 
jetzt gegen die Beklagten als frühere Mitglieder der Geſellſchaft 
begründet iſt; für die Frage der Parteifähigkeit der Be⸗ 
klagten kommt es aber nur darauf an, ob die vom Kläger 
bezeichneten Beklagten die Fähigkeit haben, Subjekt des 
Prozeſſes zu ſein. Dieſe Fähigkeit fehlt weder der urſprünglich 
verklagten, auch in das Handelsregiſter eingetragenen, offenen 
Handelsgeſellſchaft noch den an deren Stelle getretenen jetzigen 
Beklagten. M. c. P., U. v. 5. Okt. 09, 490/08 III. — 
Berlin. 

23. 8 233 ZPO. Verweigerung des Wiedereinſetzungs⸗ 
geſuchs wegen verzögerter Einreichung des Armenſcheins.] 

Das Armutsatteſt, auf Grund deſſen Kläger die Bewilligung 
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des Armenrechts nachzuſuchen beabſichtigte, iſt bereits unterm 
15. Juli 1907 ausgeſtellt, jedoch erſt am 23. desſelben Monats 
dem KG. eingereicht. Auch das Geſuch ſelbſt, mit dem die Ein⸗ 
reichung erfolgt iſt, trägt ein entſprechend ſpätes Datum — den 
22. Juli 1907. Da Kläger am Sitz der Behörde, die das 
Atteſt erteilt hat, wohnt, alſo anzunehmen iſt, daß ihm das 
Atteſt alsbald nach ſeiner Ausſtellung behändigt worden iſt, ſo 
muß aus den angeführten Tatſachen der Schluß gezogen werden, 
daß Kläger ohne erſichtlichen Grund nahezu eine Woche lang 
mit der Weitergabe des in ſeinen Händen befindlichen Atteſtes 
gezögert hat. Umſtände, die dieſes Zögern als entſchuldbar 
erſcheinen ließen, ſind von ihm nicht dargetan. Eine ſolche 
nähere Darlegung gegenteiliger Tatſachen hätte aber zur 
Begründung des Wiedereinſetzungsgeſuchs gehört, da die Be 
hauptungs⸗ und Beweislaſt hinſichtlich der Vorausſetzungen des 
8 233 Abſ. 1 ZPO. diejenige Partei trifft, die ſich auf letztere 
Geſetzesvorſchrift beruft. M. c. S., U. v. 13. Okt. 09, 573/08 V.— 
Berlin. 

24. 8 287 3PO. Schadensermittelung.] 

Das BG. ſtellt zunächſt feſt, daß die Berührung des 
M. ſchen Kahnes durch den Kahn des Beklagten das Sinken 
des erſteren zur Folge gehabt habe, und wendet ſich dann der 
Erörterung der Frage zu, ob etwa der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Zuſammenſtoß und dem Verluſt des Kahnes 
dadurch unterbrochen ſei, daß auch ohne dieſes Ereignis der 
Untergang des M.ſchen Kahnes mit Sicherheit eingetreten wäre. 
Es erklärt endlich, eine ſolche, die Kauſalität ausſchließende 
Gewißheit nachträglich nicht feſtſtellen zu können. Dieſe der 
Entſcheidung zugrunde liegende Frageſtellung beruht aber auf 
Rechtsirrtum. Von einer Unterbrechung oder Ausſchließung 
der Kauſalität kann keine Rede ſein, wenn feſtſteht, daß der 
Kahn infolge des Zuſammenſtoßes geſunken iſt. Es ſteht viel⸗ 
mehr nur in Frage, ob bei den obwaltenden Umſtänden durch 
den Zuſammenſtoß dem M. ein Schaden entſtanden iſt. Hierüber 
hatte der Vorderrichter gemäß 8 287 ZPO. unter Würdigung 
aller Umſtände nach freier Überzeugung zu entſcheiden. Es 
widerſtreitet dem Prinzipe des § 287, wenn der Schadenserſatz 
aus dem Grunde zugeſprochen wird, weil nicht mit Gewißheit 
feſtzuſtellen ſei, daß der Kahn auch ohnehin verloren gegangen 
ſein würde. Umgekehrt bedurfte es hierzu der — wenn auch 
in Freiheit von gewiſſen Schranken des Beweisverfahrens — 
zu gewinnenden Überzeugung des Vorderrichters, daß ein 
Schaden entſtanden ſei. K. c. S., U. v. 29. Sept. 09, 
421/08 I. — Naumburg. 

25. 88 403 ff. ZPO. Unterlagen für das Gutachten 
von Sachverſtändigen.] | 

Das RG. hat in gleichmäßiger Judikatur erkannt, daß die 
Prozeßtatſachen, die ein Sachverſtändiger ſeinem Gutachten 
zugrundelegt, in der von der ZPO. vorgeſchriebenen Form, 
insbeſondere alſo durch gerichtliche Zeugenvernehmung, bewieſen 


werden müſſen (vgl. Bolze, Praxis, Bd. 10 Nr. 784, JW. 


01, 718%; 03, 665; Gruchots Beitr. 47, 1167; Warneyer Erg. 
1, 331). Eine Vernehmung der Zeugen durch den Sach⸗ 
verſtändigen ſelbſt, auch wenn fie mit Zuſtimmung des Prozeß⸗ 
gerichts oder eines beauftragten oder erſuchten Richters geſchieht, 
ſteht der gerichtlichen Vernehmung nicht gleich. A. c. V., U. v. 
2. Okt. 09, 454/09 I. — Cöln. | 


38. Jahrgang. 


26. 88 459 ff., 469 ZPO. Grundſätze für die Förmelung 
eines Eides, wenn es ſich um die Höhe der feſtzuſtellenden durch 
eine Einrede betroffenen Summe handelt.] 

Der Beklagte hat auf Grund ſtattgehabter Abrechnung 
dem Kläger gegenüber anerkannt, ihm 65000 & aus Darlehen 
zu ſchulden, und ſich verpflichtet, dieſen Betrag mit 5 v. H. 
jährlich vom 27. Dezember 1902 ab zu verzinſen. Der auf 
Zahlung von 65000 & ſ. Z. gerichteten Klage hat er den 
Einwand entgegengeſtellt, daß die ſämtlichen Forderungen des 
Klägers, welche der Abrechnung und dem Anerkenntnis zugrunde 
gelegen haben, nicht aus baren Darlehen, ſondern aus Wett⸗ 
aufträgen herrührten, die er dem Kläger erteilt habe; er hat 
hierüber dem Kläger den Eid zugeſchoben, den dieſer angenommen 
hat. Das LG. hat auf dieſen Eid in folgender Form erkannt: 
es iſt nicht wahr, daß der Beklagte die von ihm anerkannten 
65000 & (oder wie viel weniger) aus Aufträgen, die er mir 
zur Ausführung von Rennwetten erteilt hat, ſchuldig geworden 
iſt. Falls der Kläger nur einen geringeren Betrag beſchwören 
würde, ſoll ſich die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung 
auf dieſen geringeren Betrag beſchränken und im übrigen die 
Klage abgewieſen werden. Die Berufung des Klägers wurde 
zurückgewieſen, das RG. hob auf: Der Beklagte hat dem 
Kläger den Eid darüber zugeſchoben, daß dem Anerkenntnis 
und der Abrechnung nur Wettaufträge zugrunde gelegen haben; 
eine andere Behauptung, daß alſo ein Teil der zugrunde 
liegenden Geſchäfte Wettaufträge ſeien, hat der Beklagte auch 
niemals aufgeſtellt. Wäre der Eid in jener, dem Vorbringen 
des Beklagten entſprechenden Weiſe gefaßt worden, ſo könnte 
ihn der Kläger auch dann leiſten, wenn zum Teil Wettaufträge 
vorlagen. Es iſt daher unzutreffend, wenn das BG. bemerkt, 
ſelbſtverſtändlich könne der Kläger den ihm zugeſchobenen Eid 
nicht leiſten, wenn auch nur ein Teil der vom Beklagten an⸗ 
erkannten 65000 & aus Wettaufträgen herrühre. Es erkennt 
auch ſelbſt an, daß das Wort „nur“ in der vom Beklagten 
aufgeſtellten Behauptung weſentlich iſt für die Begründung der 
Einrede. Denn es weiſt die Anſicht des Klägers, daß dieſe 
Behauptung unſchlüſſig ſei, und ſein Verlangen, der Beklagte 
möge die einzelnen Wettaufträge angeben, gerade mit der an 
ſich zutreffenden Bemerkung zurück, der Beklagte behaupte ja, 
daß er vom Kläger bare Darlehen überhaupt nicht erhalten 
habe, daß vielmehr nur Wettaufträge der Abrechnung zugrunde 
gelegen hätten. Hiermit ſteht es in Widerſpruch, wenn es an 
ſpäterer Stelle meint, es liege dem Beklagten für den Fall, 
daß ein Teil des anerkannten Betrags aus Wettaufträgen her⸗ 
rühre, nicht ob, dieſe einzeln aufzuzählen. Dieſe Meinung iſt 
aber auch rechtsirrig. Die Klagforderung iſt im ganzen Umfang 
liquid durch das unſtreitige Anerkenntnis, mag man darin die 
Begründung einer abſtrakten Verbindlichkeit im Sinne der 
88 781, 782 BGB. erblicken, wie es das BG. getan hat, 
oder — was richtiger ſein würde — einen Umwandlungs⸗ 
vertrag nach 8 607 BGB. In dem einen wie in dem anderen 
Fall iſt es Sache des Beklagten, zu behaupten und nachzuweiſen, 
daß bzw. inwieweit dem Anerkenntnis unwirkſame (klagloſe) 
Geſchäfte zugrunde liegen. Es kann auch weiter nicht zweifelhaft 
ſein, daß, wenn dem anerkannten Betrage zum Teil Forderungen 
aus unwirkſamen Geſchäften, alſo wie hier aus Wettaufträgen, 
zugrunde liegen, die Unwirkſamkeit dieſer Geſchäfte die Klagbarkeit 
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der anderen, nicht unwirkſamen Geſchäfte völlig unberührt läßt. 
Daraus folgt ohne weiteres, daß, wenn der Beklagte ſeinen 
Einwand auf einen Teil des anerkannten Betrags beſchränkt 
hätte, zur ſchlüſſigen Begründung vor allen Dingen die ziffer⸗ 
mäßige Angabe dieſes Teils gehört haben würde; denn ſonſt 
würde es überhaupt an jeder Möglichkeit fehlen, die Klage zum 
Teil abzuweiſen. Daraus ergibt ſich endlich, daß wenn der 
Eid ſchlechthin dahin normiert worden wäre, der Beklagte ſei 
die anerkannten 65000 & nicht aus Wettaufträgen ſchuldig 
geworden, der Kläger ihn zwar nicht würde leiſten können, 
wenn auch nur ein Teil aus Wettaufträgen herrührte, daß 
daher eine Abänderung des Eides gemäß § 469 ZPO. ein⸗ 
treten müßte, daß aber, ſchon wenn der Kläger nicht zugleich 
jenen Teil ziffermäßig angeben würde, auch die Folge der 
Leiſtung des abgeänderten Eides nur die ſein kann, daß der 
Beklagte zur Zahlung des vollen anerkannten Betrags ver⸗ 
urteilt werden muß. Mit Recht macht die Reviſion geltend, 
daß dem Kläger, wenn er ein Zugeſtändnis nach jener Richtung 
machen würde, nicht die Verpflichtung obliegt, die betreffenden 
Geſchäfte, namentlich den Betrag der betreffenden Forderungen 
anzugeben. Der Eid würde daher auch in ſeiner Beſchränkung 
von Erheblichkeit wegen des vollen Betrags der Klagforderung 
ſein. Es kommt aber weiter in Betracht, daß die allgemeine 
Behauptung, der Abrechnung und dem Anerkenntnis lägen zum 
Teil Forderungen in einem — ziffermäßig angegebenen — 
Betrag aus Wettaufträgen zugrunde, jedenfalls für das Beweis⸗ 
mittel der Eideszuſchiebung im vorliegenden Falle der erforder⸗ 
lichen Schlüſſigkeit entbehren würde. Das Anerkenntnis iſt 
auf Grund ſtattgehabter Abrechnung abgegeben worden. Nur 
die genaue Bezeichnung der angeblich auf einem Wettauftrag 
beruhenden Einzelforderungen würde es daher dem Kläger er⸗ 
möglichen, Stellung zu dem Einwand des Beklagten zu nehmen 
und insbeſondere im Hinblick auf §S 762 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
geltend zu machen, daß die betreffende Forderung durch Ver⸗ 
rechnung mit Gewinnen, Zahlungen uſw. bereits getilgt ſei. 
Nach dem Sachſtand, der dem BG. vorlag, hätte daher der 
Eid dem Vorbringen des Beklagten gemäß nur dahin normiert 
werden dürfen: es ſei nicht wahr, daß der Beklagte die von 
ihm anerkannten 65000 & nur aus Wettaufträgen ſchuldig 
geworden iſt. L. c. E., U. v. 11. Okt. 09, 557/08 VI. — Berlin. 
27. Berufung. Erledigung des Rechtsſtreits vor Ein⸗ 
legung der Berufung ?] | 
| Auf dem Grundſtücke des Beklagten laſtet eine Brief⸗ 
hypothek der Klägerin von 10 000 . Zur Sicherung ihrer 
Rechte aus dieſer dem Beklagten am 10. Januar 1908 zur 
Zahlung nach ſechs Monaten gekündigten Hypothek erwirkte die 
Klägerin eine einſtweilige Verfügung des AG., durch die die 
Zwangsverwaltung des belaſteten Grundſtücks angeordnet wurde. 
Das LG., vor das die Klägerin den Beklagten zur Verhandlung 
über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung lud, erkannte 
am 22. September 1908 auf deren Aufhebung. Auf Grund 
dieſes Urteils wurde die Zwangsverwaltung durch Beſchluß des 
AG. vom 25. September 1908 aufgehoben. Am 20. Oktober 
1908 aber erging in der Hauptſache das gegen Sicherheitsleiſtung 
für vorläufig vollſtreckbar erklärte Urteil des LG., durch das 
der Beklagte zur Zahlung von 10 000 & an die Klägerin ver⸗ 
urteilt iſt, und auf Grund dieſes Urteils ordnete das AG. nach 
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Sicherheitsleiſtung in Höhe von 3000 & auf Antrag der 
Klägerin durch Beſchluß vom 30. Oktober 1908 wegen eines 
entſprechenden Teiles der Hypothekenforderung von neuem die 
Zwangsverwaltung des Pfandgrundſtücks an. Am 7. November 
1908 hat die Klägerin gegen das landgerichtliche Urteil vom 
22. September 1908 Berufung eingelegt mit dem Antrage: in 
Abänderung dieſes Urteils die einſtweilige Verfügung für recht⸗ 
mäßig zu erklären. Das OLG. hat die Berufung als un⸗ 
zuläſſig verworfen. Der Reviſion der Klägerin wurde ſtatt⸗ 
gegeben: Richtig iſt, daß die Zuläſſigkeit der Berufung davon 
abhängt, daß der Berufungskläger durch das Urteil I. Inſtanz 
beſchwert iſt, und daß zur maßgebenden Zeit der Einlegung des 
Rechtsmittes ein ſtreitiges Rechtsverhältnis noch beſteht. Mit 
Recht führt das BG. im Anſchluß hieran weiter aus: daß, 
wenn der Gegenſtand des Rechtsſtreits vor Einlegung des 
Rechtsmittes in Wegfall gekommen iſt und damit der Rechts⸗ 
ſtreit ſeine Erledigung gefunden hat, wegen Mangels einer 
prozeſſualen Vorausſetzung der Berufung die Zuläffigfeit ihrer 
Einlegung entfalle (RG. Bd. 29, Nr. 99; Bd. 45 Nr. 113 auf 
S. 413/4, ferner bei Gruchot 52, 1115/6). Aber mit Unrecht 
nimmt das BG. an, daß der Gegenſtand des Rechtsſtreits hier 
dadurch in Wegfall gekommen ſei, daß die Klägerin die An⸗ 
ordnung der Zwangsverwaltung, die ſie mittels der einſtweiligen 
Verfügung erſtrebt hatte, inzwiſchen auf Grund des in der 
Hauptſache ergangenen, ihr günſtigen landgerichtlichen Urteils 
erreicht hat. Verkannt iſt hierbei der Gegenſtand des gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreits. Geſtritten wird hier auf Grund des 
8 942 ZPO. ebenſo wie im Falle des Widerſpruchs gegen 
eine einſtweilige Verfügung nach den 88 936, 924, 925 nur 
uͤber die Rechtmäßigkeit der erlaſſenen einſtweiligen Ver⸗ 
fügung (RG. Bd. 51 Nr. 9). Und dieſe wird hier durch jenen 
Umſtand nicht berührt. Allerdings ſind bei der Entſcheidung 
über die Rechtmäßigkeit einer einſtweiligen Verfügung auch 
Umſtände zu berückſichtigen, die nach deren Erlaſſung eingetreten 
find und gemäß den SS 936, 927 nach ihrer Beſtätigung ihre 
Aufhebung begründen würden. Allein, daß eine in der Haupt⸗ 
ſache ergangene dem Gläubiger günſtige Entſcheidung und eine 
daraufhin erwirkte Zwangsvollſtreckungsmaßregel nach den 
88 936, 927 die Aufhebung der einſtweiligen Verfügung 
wenigſtens dann begründet, wenn die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
maßregel dem entſpricht, was mit der einſtweiligen Verfügung 
erreicht werden ſollte, iſt jedenfalls dann nicht anzunehmen, 
wenn jene in der Hauptſache ergangene Entſcheidung, wie hier, 
ein nicht endgültiges, ſondern mit der Berufung anfechtbares 
Urteil iſt. Es kommt in Betracht, daß die daraufhin an⸗ 
geordnete Zwangsverwaltung nach dem § 775 Ziff. und 2 
in Verbindung mit dem $ 776 ZPO. aufzuheben iſt, wenn die 
Ausfertigung eines dasſelbe oder ſeine vorläufige Vollſtreckbar⸗ 
keit aufhebenden Urteils der höheren Inſtanz (vgl. dazu § 717 
Abſ. 1) oder auch nur die Ausfertigung eines gemäß den 
88 719, 707 erlaſſenen Beſchluſſes vorgelegt wird, durch den 
die Aufhebung der bisherigen Vollſtreckungshandlungen an⸗ 
geordnet iſt. Ein die Aufhebung einer einſtweiligen Verfügung 
begründender Umſtand, der erſt nach ihrer Entlaſſung eingetreten 
(und nicht nur bekannt geworden) iſt, beſeitigt ihre Rechtmäßig⸗ 
keit aber auch nur für die Zukunft, während namentlich der⸗ 
jenige, der ſie erwirkt hat, immer noch ein Intereſſe daran be⸗ 
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hält, daß durch richterlichen Ausſpruch feſtgeſtellt wird, ob fie 
von Anfang an rechtmäßig war oder nicht. Dies Intereſſe 
ergibt ſich ſchon aus dem § 945 ZPO. um fo mehr, als eine in 
dem Verfahren über die Rechtmäßigkeit ergangene endgültige 
Entſcheidung für das über den Schadenserſatzanſpruch aus 
§ 945 befindende Gericht maßgebend iſt (RG. Bd. 58 Nr. 61; 
Bd. 59 Nr. 98 auf S. 358/60). Und die Befriedigung dieſes 
Intereſſes liegt durchaus im Rahmen des gegenwärtigen Ver⸗ 
fahrens (RG. Bd. 54 Nr. 90 und Gruchot 51, 1043/5). B. 
c. L., U. v. 6. Okt. 09, 108/09 V. — Marienwerder. 

28. § 1033 ZPO. Begründung der Ablehnung einer 
vertragsmäßig übernommenen ſchiedsrichterlichen Tätigkeit.] 

Der Schiedsrichter muß gleich dem BerR. in völliger 
Unbefangenheit ſeines Amtes walten können. Die Möglich⸗ 
keit, daß er durch die Beſorgnis perſönlicher Nachteile, die 
die Ausübung ſeiner ſchiedsrichterlichen Tätigkeit ihm bringen 
könnte, in ſeinem Urteil beeinflußt werden könne, muß genügen, 
um ihn von der Verpflichtung zu dieſer Tätigkeit zu entbinden. 
Es kann dem Schiedsrichter, mag ihm ein Entgelt für die Aus⸗ 
übung des Amtes gewährt werden oder nicht, nicht zugemutet 
werden, ſich einem Konflikt zwiſchen der Pflicht zur unparteiſchen 
Ausübung des Richteramtes und der Wahrnehmung ſeiner 
perſönlichen Intereſſen auszuſetzen. Es kann auch nicht, um den 
Rücktritt des Schiedsrichters zu rechtfertigen, erfordert werden, 
daß ein ſolcher Konflikt tatſächlich, auch nach der Meinung 
Dritter, gegeben iſt. Es genügt, daß der Schiedsrichter ſelbſt 
in der Durchführung des übernommenen Amtes eine Gefährdung 
ſeiner perſönlichen Intereſſen erblickt, um ihm die volle, für 
ſein Amt erforderliche, Unabhängigkeit und Unbefangenheit zu 
entziehen, und ihn zur Niederlegung des Amtes zu berechtigen. 
Die Vorausſetzungen eines ſolchen Rücktrittsrechtes ſind aber 
hier nach dem unſtreitigen Sachverhalt gegeben. Der Beklagte 
hat ſich in ernſter Weiſe bemüht, den Streit, zu deſſen Ent⸗ 
ſcheidung er berufen war, in Güte beizulegen. Sein Bemühen 
war erfolglos, weil die Gegenpartei die Kläger auf der Vor⸗ 
legung der Bilanzen an ſie, den Chineſen Chen Jih chu, be⸗ 
ſtand, die Kläger dieſe aber verweigerten und nur dem Be⸗ 
klagten ſelbſt ihr Bilanzen vorzulegen bereit waren. Die 
Weigerung der Kläger, dem Chineſen ihre Bilanzen aus⸗ 
zuhändigen, erweckte deſſen Mißtrauen und veranlaßte ihn, 
dem Beklagten zu ſchreiben, daß dieſer nunmehr nach ſeiner, 
des Chineſen, Anſicht nicht in der Lage ſein könne, ſich ein 
richtiges Urteil zu bilden, da er ihn nicht über ſtreitige Punkte 
genügend aufklären könne. Schon eine ſolche bedingte Miß⸗ 
trauenserklärung, wie ſie in dieſer Außerung des Chineſen dem 
Beklagten gegenüber enthalten iſt, wird unter Umſtänden einen 
genügenden Grund zur Niederlegung des Schiedsrichteramtes 
bilden. Im vorliegenden Falle aber befürchtete der Beklagte 
den tatſächlichen Verluſt des Vertrauens, welches er bisher in 
hohem Maße bei dem Chineſen genoſſen hatte, insbeſondere bei 
den Bekannten des Chen Jih chu, mit denen er in Geſchäfts⸗ 
verbindungen ſtand. Die Meinung des Konſulargerichts, daß 
es dem Beklagten möglich geweſen wäre, das Mißtrauen der 
Chineſen zu zerſtreuen, mag richtig fein. Daß aber der Be 
klagte ſelbſt davon überzeugt geweſen wäre, daß ihm dies ge⸗ 
lingen würde, iſt auch von den Klägern nicht behauptet. Nicht 
behauptet iſt insbeſondere, daß der Beklagte die von ihm 
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geltend gemachten Rücktrittsgründe nur vorgeſchützt hätte, um 
andere zu verbergen. P. c. F., U. v. 12. Okt. 09, 561/08 III. 
— Konſulargericht Tientſin. 

Handelsgeſetzbuch. 

29. § 1 HGB. Kaufmann? 1] 

Das BG. erachtet für erwieſen, daß der Beklagte im 
September 1906 mündlich die Bürgſchaft für die Ende 1908 
rückzahlbare Darlehnsſchuld feines Vaters von 8000 & ein⸗ 
gegangen iſt. Die Bürgſchaftsübernahme hält es jedoch trotz 
mangelnder ſchriftlicher Form für rechtsgültig, weil der Beklagte 
bereits zu jener Zeit als Kaufmann anzuſehen ſei. Zur Be⸗ 
gründung der Kaufmannseigenſchaft iſt in dem Urteil angeführt, 
daß der Beklagte, der bis zum 1. Oktober 1906 Angeſtellter in 
dem St. ſchen Konfektionsgeſchäfte war, bereits durch Vertrag 
vom 4. April 1906 mit den Kaufleuten A. und F. ſich zu 
einer offenen Handelsgeſellſchaft vereinigt habe, um das unter 
der Firma C. G. St. betriebene Geſchäft vom 1. Oktober 1906 
an unter dieſer Firma fortzuſetzen, daß dieſe Geſellſchaft auch 
ſchon in der Zeit vom 4. April bis 1. Oktober 1906 und jeden⸗ 
ſalls bereits im September 1906 durch ſogenannte Verbreitungs⸗ 
geſchäfte nach außen ſich betätigt habe. Es ſeien die aus den 
Beſtänden des erworbenen Geſchäfts zu übernehmenden Waren 
ausgewählt, andere Waren für das zu eröffnende Handels⸗ 
geſchäft beſtellt worden, Reiſende und anderes Perſonal für das 
Geſchäft engagiert worden. Da dieſe auf Grund des gemein⸗ 
ſchaftlichen Willens der Geſellſchafter vorgenommenen Rechts⸗ 
handlungen den Anfang des gemeinſchaftlichen Gewerbebetriebes 
darſtellten, ſo ſei anzunehmen, daß der Beklagte bereits damals 
Kaufmann geweſen ſei. Durch dieſe Feſtſtellung der Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft wird jedoch noch nicht die Schlußfolgerung gerecht⸗ 
fertigt, daß die Bürgſchaft auf ſeiten des Beklagten ein Handels⸗ 
geſchäft geweſen iſt, unter welcher Vorausſetzung es nach § 350 
HGB. der ſonſt nach 8S 766 BGB. gebotenen Schriftform für 
die Verbürgung nicht bedürfen würde. Handelsgeſchäfte ſind 
nach § 343 HGB. alle Geſchäfte eines Kaufmannes, die zum 
Betriebe ſeines Handelsgewerbes gehören. Im vorliegenden 
Falle wird nun aber das Handelsgewerbe nicht von dem Be⸗ 
klagten als Einzelperſon, ſondern von der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft betrieben. Der Beklagte kommt als Kaufmann nur 
in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied der offenen Handelsgeſellſchaft 
in Betracht und als Handelsgeſchäfte ſind demgemäß nur an⸗ 
zuſehen die zum Betriebe des Handelsgewerbes der offenen 
Handelsgeſellſchaft gehörigen Geſchäfte (vgl. Staub⸗Könige, 
Komm. zum HGB. Anm. 18 zu § 1; Goldmann, Komm. Anm. 21 
zu § 1; Thöl, Handelsrecht, § 38 unter I, RGStrafſ. 29, 348). 
Mag nun auch die Eigenſchaft eines ſolchen Handelsgeſchäfts, 
was hier nicht weiter zu unterſuchen iſt, auch denjenigen Ge⸗ 
ſchäften zuzuerkennen ſein, die auf die Beteiligung des Geſell⸗ 
ſchafters an der offenen Handelsgeſellſchaft Bezug haben, ſo 
handelt es ſich doch im gegenwärtigen Rechtsſtreit um eine 
Bürgſchaft, die nicht die offene Handelsgeſellſchaft, ſondern 
lediglich den Beklagten angeht. H. c. F., U. v. 4. Okt. 09, 
669/08 IV. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

30. Anzeigepflicht. 

Am 10. Mai 1907 iſt ein Eiſenbahnzug, in dem der 
Kläger ſich befand, zwiſchen C. und B. entgleiſt. Der Kläger, 
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der damals bei der Beklagten gegen Unfall verſichert war, 
nimmt ſie wegen des nach ſeiner Behauptung infolge jener Zug⸗ 
entgleiſung erlittenen Unfalls in Anſpruch. Die Klage wurde 
abgewieſen, die Berufung zurückgewieſen; das RG. hob auf: 
In 8 11 der dem Vertrage der Parteien zugrunde gelegten 
„Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ iſt in Abſ. 1 Satz 3 
folgendes beſtimmt: „Jeder Anſpruch auf Entſchädigung er⸗ 
liſcht, wenn die Anmeldung eines Unfalls bei der Geſellſchaft 
nicht innerhalb 30 Tagen vom Eintritt desſelben ab gerechnet 
eingegangen iſt.“ Es ſteht feſt, daß der Kläger die Anmeldung 
erſt am 16. Juni 1907 bewirkt hat. Der Kläger iſt aber der 
Meinung, die Friſt innegehalten zu haben, weil erſt am 
23. Mai durch den Arzt eine traumatiſche Neuroſe als Folge 
der Zugentgleiſung bei dem Kläger feſtgeſtellt worden, und 
weil deshalb der Unfall im Sinne des Verſicherungsvertrags 
als erſt am 23. Mai eingetreten anzuſehen ſei. Der Kläger 
beruft ſich hierfür auf den § 4 der „Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen“, wonach als „Unfall im Sinne dieſer Ver⸗ 
ſicherung“ angeſehen werden ſoll „jede für den Arzt als ſolche 
ſicher erkennbare Körperverletzung. .., die dem Verſicherten 
ohne ſeine Abſicht durch eine von ſeinem Willen unabhängige 
äußere, plötzliche, mechaniſche Gewalt zuſtößt und nachweislich 
direkt, alſo ohne Vermittlung einer Krankheit oder andere 
Urſache den Tod oder die Erwerbsunfähigkeit des Verſicherten 
herbeiführt“. Mit Recht iſt das BG. der Auffaſſung des 
Klägers entgegengetreten. Dieſe müßte, wenn ſie zu billigen 
wäre, zu Annahmen führen, die der Kläger ſelbſt, und jeder 
Verſicherungsnehmer im gleichen Falle, ſicher als dem Ver⸗ 
tragswillen nicht entſprechend bezeichnen müßte, und die doch 
folgerichtig nicht abzuweiſen wären. Wäre zum Beiſpiel im 
vorliegenden Falle die Verſicherung nur mit Dauer bis zum 
12. Mai 1907 abgeſchloſſen geweſen, ſo würde ſich, wenn der 
Kläger mit ſeiner Auffaſſung im Rechte wäre, die Folge er⸗ 
geben, daß die am 10. Mai, alſo während Beſtehens der 
Verſicherung, erfolgte Zugentgleiſung überhaupt nicht unter die 
Verſicherung fiele, weil der dadurch herbeigeführte Unfall als 
erſt am 23. Mai, alſo nach Ablauf der Verſicherung, ein⸗ 
getreten zu gelten hätte. Eine Auffaſſung, die in der An⸗ 
wendung zu ſo augenſcheinlich unrichtigen Ergebniſſen führt, 
kann ſelbſt nicht richtig fein. In der Tat hat der § 4 der 
„Allgemeinen Verſicherungsbedingungen“, inſoweit er eine „für 
den Arzt als ſolche ſicher erkennbare Körperverletzung“ voraus⸗ 
ſetzt, nicht die Abſicht, hierdurch den aus der natürlichen Be⸗ 
trachtung ſich ergebenden Zeitpunkt des Eintritts des Unfalls 
für die rechtliche Beurteilung zu verſchieben. Mit jenen Worten 
ſoll vielmehr nur geſagt werden, daß eine Körperverletzung, um 
als Folge des Unfallereigniſſes gelten zu können, als ſolche 
ärztlich mit Sicherheit feſtgeſtellt ſein muß. Es ſoll alſo eine 
ſachliche Vorausſetzung bezeichnet werden, ohne die die Ver⸗ 
ſicherung auf den Unfall nicht Anwendung zu finden hat. Mit 
dem Zeitpunkte des Eintritts des Unfalls hat das nichts zu 
tun. Eingetreten iſt der Unfall in dem Zeitpunkt, in dem ſich 
die, im übrigen den Vertragsvorausſetzungen entſprechenden 
Tatumſtände vollzogen haben, durch die der Körperſchaden 
herbeigeführt worden iſt, mag auch der Schaden als ſolcher 
und als Folge des Unfalls erſt ſpäter dem Arzte ſicher er⸗ 
kennbar werden. Eine andere Frage iſt die, ob nicht der Lauf 
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der Anzeigefriſt ſo lange als ausgeſchloſſen angeſehen werden 
muß, als der Anzeigepflichtige davon, daß eine unter die Ver⸗ 
ſicherung fallende Körperverletzung vorliegt oder (wie es bei 
tödlichen Unfällen bezüglich der anzeigepflichtigen Rechts⸗ 
nachfolger der Fall ſein kann) von dem Unfallereignis über⸗ 
haupt keine Kenntnis erhalten hat. Für die Beantwortung 
dieſer Frage iſt lediglich der Vertrag maßgebend. Der Ver⸗ 
ſicherer kann ein berechtigtes Intereſſe daran haben, den Friſt⸗ 
lauf unabhängig von jener Kenntnis mit dem Eintritte des 
Unfalls beginnen zu laſſen, zumal wenn, wie hier, die Friſt ſo 
geräumig iſt, daß ohnehin vor ihrem Ablauf erfahrungsgemäß 
der Eintritt der Kenntnis erwartet werden darf. Im vor⸗ 
liegenden Falle enthält der Vertrag eine klare Beſtimmung 
ſolcher Art; denn wenn nach § 11 Abſ. 1 Satz 3 die An⸗ 
meldung des Unfalls „innerhalb 30 Tagen vom Eintritt des⸗ 
ſelben ab gerechnet“ zu geſchehen hat, ſo iſt eine Auslegung, 
die dieſe Friſt nicht vom Eintritte des Unfalls, ſondern, 
wenigſtens unter Umſtänden, von einem anderen Zeitpunkte ab 
rechnen will, mit dem Wortlaute des Vertrags, auch bei Be⸗ 
achtung des 5 133 BGB., ſchlechterdings nicht zu vereinen. 
Die Verſicherungsbedingungen anderer Geſellſchaften geben durch 
abweichende Faſſung der entſprechenden Beſtimmung (4. B. „vom 
Eintritte des Unfalls bzw. erlangter Kenntnis ab gerechnet“) 
Raum für eine andere Beſtimmung des Friſtbeginns; hier iſt 
ſolches nicht der Fall. Hiernach iſt auch die Annahme des 
BG., daß der Kläger den Unfall innerhalb 30 Tagen, vom 
10. Mai ab gerechnet, hätte anzeigen müſſen, und daß, da die 
Anzeige nicht vor dem 16. Juni erfolgt iſt, die Friſt verſäumt 
iſt, rechtlich nicht zu beanſtanden. Gegen unbillige Härten, die 
dem Verſicherungsnehmer aus der vorſtehend dargelegten Auf⸗ 
faſſung drohen möchten, findet er ausreichenden Schutz in dem 
ſtets in der Rechtſprechung des RG. anerkannten Grundſatze, 
daß die Berufung auf die Friſtverſäumnis dem Verſicherer dann 
zu verſagen iſt, wenn ſie der die Schuldverhältniſſe überhaupt 
und das Verſicherungsweſen ganz beſonders beherrſchenden 
Rückſicht auf Treu und Glauben widerſprechen würde. Dies 
iſt der Fall, wenn die Umſtände ſo liegen, daß die Friſt⸗ 
verſäumnis als eine unverſchuldete anzuſehen iſt; das hat für 
die Zukunft auch ausdrückliche geſetzliche Anerkennung in § 6 
des noch nicht in Kraft getretenen Reichsgeſetzes über den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 gefunden. Die rechtliche 
Möglichkeit eines Entſchuldigungsbeweiſes mit der gedachten 
Wirkung erkennt auch das BG. an; ſeine weitere Beurteilung 
in dieſem Punkte aber beruht auf einer von der Reviſion mit 
Recht gerügten Verletzung des Prozeßgeſetzes, die zur Auf⸗ 
hebung der Entſcheidung auf die Klage führen muß. Als 
unverſchuldet muß die Friſtverſäumnis jedenfalls anerkannt 
werden, wenn richtig iſt, was der Kläger in der Berufungs⸗ 
inſtanz behauptet hat, daß er in der Zeit vom 23. Mai bis 
zum 15. Juni einſchließlich nach ſeinem damaligen Geſundheits⸗ 
zuſtande zur Anfertigung der formularmäßigen Unfallanmeldung 
unfähig geweſen iſt; daß die Anmeldung nicht ſchon vor dem 
23. Mai erfolgt iſt, kann dem Kläger hierbei ſchon darum 
nicht nachteilig ſein, weil er vertragsgemäß 30 Tage vom 
10. Mai an gerechnet Zeit hatte. Für die gedachte Behauptung 
hatte der Kläger ſich auf das Zeugnis ſeiner Ehefrau und auf 
das Zeugnis und Gutachten ſeines Arztes Dr. W., der ihn in 


der angegebenen Zeit behandelt habe, berufen. Das BG. hat 
die Erhebung dieſer Beweiſe abgelehnt, weil es von der Un⸗ 
wahrheit der aufgeſtellten Behauptung überzeugt ſei. (Folgt 
Begründung der Aufhebung wegen Nichtaufnahme der Beweis⸗ 
anträge.) Die weitere Annahme des BG., daß die als Zeugin 
benannte Ehefrau des Klägers „doch nur ihre ſubjektive Auf⸗ 
faſſung wiedergeben würde“, ermangelt jeder erſichtlichen Grund⸗ 
lage; es iſt nicht einzuſehen, warum die Ehefrau nicht ſollte 
beſtimmte, nach außen erkennbar gewordene Tatſachen oder 
Vorgänge bezeugen können, denen ohne weiteres oder in Ver⸗ 
bindung mit ärztlichen Gutachten entſprechender Beweiswert 


beizumeſſen wäre. Ahnlich verhält es ſich mit den Bemerkungen 


des BG., die den als Zeuge und Sachverſtändiger (richtig 
wohl: ſachverſtändiger Zeuge) benannten Dr. W. betreffen. 
Daß deſſen Ausſage „ſich nur auf Angaben des Klägers würde 


ſtützen können“, iſt eine Annahme, für die es ebenfalls an 


jeglicher Grundlage fehlt, da ein behandelnder Arzt doch auch 
eigene, von den Angaben des Kranken unabhängige Beobachtungen 
und Wahrnehmungen macht. Auch wird die Behauptung, daß 
Dr. W. den Kläger während der ganzen angegebenen Zeit be⸗ 
handelt habe, keineswegs dadurch ausgeſchloſſen, daß der Kläger 
innerhalb dieſer Zeit auch einen Spezialarzt in C. aufgeſucht 
und befragt hat, und wenn das BG. hieraus auf des Klägers 
eigene „Fähigkeit zum Denken“ ſchließen zu müſſen glaubt, ſo 
braucht nur auf die naheliegende Möglichkeit hingewieſen zu 
werden, daß die Aufſuchung und Befragung des Spezialarztes 
auf Weiſung des Dr. W. erfolgt iſt. W. c. L., U. v. 8. Okt. 09, 
522/08 VII. — Hamm. 

Anfechtungsgeſetz. 

31. 5 2 AnfG. verb. mit § 138 Ab. 2 BGB. Nichtig⸗ 
keit des vollſtreckbaren Schuldtitels.] 

Es handelte ſich um einen Anfechtungsanſpruch, den die 
Vorinſtanzen gemäß § 3 Ziff. 1 AnfG. für begründet erachtet 
hatten. RG. hob auf. Aus den Gründen: Die rechtlichen 
Erwägungen, auf Grund deren der BerR. die von dem Be⸗ 
klagten gegen die Anfechtungsbefugnis des Klägers vorgebrachten 


Einwendungen zurückgewieſen hat, können nach mehrfachen 


Richtungen hin für zutreffend nicht erachtet werden. Der BerR. 
geht davon aus, daß der Beklagte nicht berechtigt ſei, dem 


nach der vollſtreckbaren Urkunde als Gläubiger der Eheleute G. 


legitimerten Kläger gegenüber die Einwände zu erheben, daß 
in Wirklichkeit der Agent D. Gläubiger ſei, daß Kläger nur 
aus unſittlichen Beweggründen vorgeſchoben ſei, und daß das 
dem Anerkenntnis zugrunde liegende Rechtsgeſchäft wucheriſch 
und dieſes deshalb nichtig ſei. Zunächſt iſt dem BerR. darin 
nicht entgegenzutreten, daß der zugunſten des Klägers gemäß 
§ 794 Ziff. 5 ZPO. ausgeſtellte Schuldtitel — ſeine Rechts⸗ 
wirkſamkeit vorausgeſetzt — dieſen zur Anfechtung einer Rechts⸗ 
handlung desjenigen berechtigt, der ſich in der Urkunde als 
ſein Schuldner bekannt und der Zwangsvollſtreckung unter: 
worfen hat. Sind Kläger und D., wie Beklagter geltend macht, 


übereingekommen, daß nach außen Kläger als Gläubiger der 


Eheleute G. auftreten ſollte, während im Innenverhältnis, 
zwiſchen ihnen beiden die Forderung nach wie vor als ſolche 
des D. gelten ſollte, und hat D. dieſer Abrede gemäß das 


Schuldanerkenntnis zugunſten des Klägers ausſtellen laſſen, ſo 


würde keineswegs ein jeder rechtlichen Wirkung entbehrendes 


zu — — — 
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Scheingeſchäft vorliegen und dem Beklagten würde nicht das 
Recht zuſtehen, ſich zur Abwehr der Anſprüche des Klägers 
auf das nach ſeiner Behauptung zwiſchen Kläger und D. be⸗ 
ſtehende fiduziariſche Verhältnis zu berufen. Der BerR. hat 
eine ſolche Berufung zutreffend als aus dem Rechte eines 
Dritten entnommen für unbeachtlich erklärt. Dagegen kann 
dem BerR. darin nicht beigetreten werden, daß der Beklagte 
auch mit ſeinem ſonſtigen, die Nichtigkeit des vollſtreckbaren 
Schuldtitels und der Übereignung der Forderung an Kläger 
geltend machenden Vorbringen unzuläſſige Einwendungen erhoben 
habe. Der Beklagte hat in dieſer Richtung vorgetragen, das 
Schuldanerkenntnis, der Schuldtitel, ſei nichtig ſowohl, weil 
Kläger und D. mit der Vorſchiebung des erſteren unſittliche 
Zwecke verfolgt hätten, als auch deshalb weil durch die Aus⸗ 
ſtellung des Schuldtitels ein wucheriſcher Vermögensvorteil 
gewährt fe. Nach § 2 AnfG. muß der Anfechtungskläger 
einen vollſtreckbaren Titel erlangt haben. Dieſer Titel darf 
aber nicht der Rechtswirkſamkeit entbehren, ſondern muß geeignet 
ſein, einer gegen den Schuldner gerichteten Zwangsvollſtreckung 
als Grundlage zu dienen. Indem der Beklagte die Nichtigkeit 
des Schuldtitels behauptet, macht er geltend, daß Kläger auf 
Grund desſelben überhaupt nicht zur Zwangsvollſtreckung be⸗ 
rechtigt ſei. Dieſe Einwendung ſteht aber dem Anfechtungs⸗ 
beklagten kraft eigenen Rechtes zu, denn nur ein zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Schuldner berechtigter Gläubiger kann 
Rückgewähr der anfechtbar dem Vermögen des Schuldners 
entzogenen Werte verlangen. Eine Nichtigkeit des Schuldtitels 
würde nun keineswegs ſchon daraus zu folgern ſein, daß 
Kläger und D. mit der behaupteten Schiebung unlautere 
Zwecke verfolgten, wie Beklagter geltend macht, denn eine Be— 
teiligung der Ausſteller der vollſtreckbaren Urkunde an einer 
ſolchen unlauteren Machenſchaft iſt vom Beklagten gar nicht 
behauptet. Anders iſt aber die Sache zu beurteilen, ſoweit die 
Nichtigkeit des Schuldtitels auf Grund des § 138 Abſ. 2 
BGB. geltend gemacht iſt. Nach dieſer geſetzlichen Beſtimmung 
iſt auch ein Rechtsgeſchäft, durch das ein wucheriſcher Vermögens— 
vorteil gewährt wird, nichtig. Hier alſo würde die Erteilung 
des vollſtreckbaren Schuldanerkenntniſſes nichtig ſein, und zwar 
nach ſeinem geſamten Inhalt. Dabei würde es unerheblich 
fein, daß D., nicht Kläger ſelbſt, ſich der wucheriſchen Aus— 
beutung ſchuldig gemacht haben ſoll, da Kläger nach der Dar— 
ſtellung des Beklagten nur als Fiduziar eine materiell dem D. 
zuſtehende Forderung geltend macht. Die Nichtigkeit des 
wucheriſchen Geſchäfts ſchreibt aber das Geſetz zwingend vor; 
auf den Willen des Schuldners kommt es nicht an. Auch 
wenn dieſer das Rechtsgeſchäft nicht wegen Wuchers anficht, 
hat der Richter die Nichtigkeit zu berückſichtigen und den auf 
das Rechtsgeſchäft geſtützten Anſpruch abzuweiſen. Es kann 
ſich deshalb auf die wucheriſche Eigenſchaft und die dadurch 
gegebene abſolute Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäftes jedermann, 
deſſen Intereſſen durch das nichtige Geſchäft berührt werden, 
insbeſondere auch der Anfechtungsbeklagte berufen. Nur falls 
der Schuldner ſelbſt ſich des Einwandes der Nichtigkeit infolge 
eines gegen ihn ergangenen Urteils nicht mehr bedienen kann, 
iſt auch dem Anfechtungsbeklagten eine Berufung auf die 
Nichtigkeit nicht mehr zu geſtatten. H. c. B., U. v. 1. Okt. 09, 
547 08 VII. — München. 
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32. 5 3 AnfG. in Verb. mit §§ 138, 823, 826 BGB. 
Anfechtung fraudulöſer Rechtsgeſchäfte.] 

Der beklagte Ehemann war Mitinhaber der klagenden 
Firma; er ſchuldete ihr aus Veruntreuungen, die er begangen 
hatte, gewiſſe Beträge, welche die Klägerin auf über 80 000 .« 
bezifferte. Am 2. Oktober 1907 erwirkte ſie gegen ihn ein 
Anerkenntnisurteil auf 11 000 *; ein weiteres Urteil auf 
67 535,30 iſt am 6. Februar 1909 ergangen. Der Arbeiter 
R. war Eigentümer der Grundſtücke Blatt 170 und 171 Bd. 7 
des Grundbuchs von S. Nach der Behauptung der Klägerin 
hat er ſie im Jahre 1906 für den Preis von 4000 & an den 
beklagten Ehemann verkauft. Unſtreitig ſind ſie am 3. Oktober 
1906 an die beklagte Ehefrau aufgelaſſen, auf deren Bewilligung 
am 17. Oktober 1906 eine Darlehnshypothek von 5000 & für 
Frau D. auf Blatt 171 eingetragen worden iſt. Die Klägerin 
machte im gegenwärtigen Verfahren geltend, daß die Auflaſſung 
der Grundſtücke an die beklagte Ehefrau auf Veranlaſſung des 
Ehemannes in der von allen Beteiligten gehegten Abſicht, ihr 
den Zugriff auf jene Grundſtücke zu entziehen, erfolgt ſei, ſie 
ſei ebenſo, wie die Belaſtung von Blatt 171 mit der Hypothek 
von 5000 & anfechtbar, verſtoße gegen ein Verbot und wider 
die guten Sitten und verpflichte die Beklagten zum Schadens⸗ 
erſatz. Sie begehrte die Verurteilung der Beklagten als Geſamt⸗ 
ſchuldner zur Zahlung von 5000 & nebſt Prozeßzinſen oder 
zur Beſeitigung der für Frau D. eingetragenen Hypothek von 
5000 %. Die Klage wurde abgewieſen und die Reviſion der 
Klägerin zurückgewieſen: Die Belaſtung des Grundſtücks Blatt 171 
iſt lediglich eine Rechtshandlung der beklagten Ehefrau als 
Eigentümerin, deren Aufhebung nur gefordert werden könnte, 
wenn auch der Eigentumserwerb gegenüber der Klägerin un⸗ 
wirkſam wäre. Braucht die beklagte Ehefrau die ihr aufgelaſſenen 
Grundſtücke der Klägerin als Gegenſtände der Zwangsvollſtreckung 
nicht zur Verfügung zu ſtellen, ſo kann ſie auch nicht verpflichtet 
ſein, die Grundſtücke von Hypotheken frei zu machen. Dieſes 
Verlangen iſt ſonach nur in Verbindung mit einem gegen die 
Veräußerung ſelbſt gerichteten Angriffe denkbar. Ein ſelb— 
ſtändiger Zugriff auf die von der beklagten Ehefrau beſtellte 
Hypothek iſt ausgeſchloſſen. Es verhält ſich ebenſo, wie mit 
den Mietzinſen aus einem anfechtbar veräußerten Hausgrund⸗ 
ſtück: fie find nicht Gegenſtand eines beſonderen Anfechtungs: 
verfahrens (vgl. RG. 64, 339 und IW. 09, 505°). Der Antrag 
auf Beſeitigung der Hypothek war in dem die Veräußerung be: 
treffenden Anfechtungsprozeſſe, der nach den übereinſtimmenden 
Angaben der Parteien ſchwebt, gemäß der SS 7, 9 AnfG. zu 
ſtellen. Sofern die Zahlung von 5000 & gefordert wird 
und damit nur geſagt ſein ſoll, daß die Beklagten dieſen Betrag 
zu entrichten hätten, wenn ſie die Hypothek nicht beſeitigen 
könnten oder wollten, erweiſt ſich der Anſpruch aus demſelben 
Grunde als hinfällig, wie der Anſpruch auf Wegſchaffung der 
Hypothek. Will aber die Klägerin außer und neben dieſem 
Anſpruch, wenn ſchon vielleicht erſt in zweiter Linie, einen be⸗ 
ſonderen Schadenserſatzanſpruch in Höhe von 5000 .# geltend 
machen, ſo kann ſich ein ſolches Begehren nur auf die Vorgänge 
ſtützen, die zu dem Erwerbe der zunächſt an den beklagten Ehe⸗ 
mann verkauften Grundſtücke ſeitens der beklagten Ehefrau 
geführt haben. Was aber hierüber von der Klägerin behauptet 


wird, ſtellt keinesfalls mehr dar, als den Tatbeſtand einer nach 
88 
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8 3 Nr. 1 AnſG. anfechtbaren Rechtshandlung. Die Klägerin 
will inſofern benachteiligt ſein, als nicht ihr Schuldner, ſondern 
deſſen Ehefrau die Grundſtücke erworben habe, die ſonſt als 
Vermögen des erſteren zum Gegenſtand der Vollſtreckung hätten 
gemacht werden können; dieſe ihre Benachteiligung ſei von beiden 
Beklagten und auch von R. beabſichtigt geweſen. Um ſie zu 
ſchädigen, ſeien die Parzellen ſtatt an den Ehemann an die 
Ehefrau aufgelaſſen worden. In dieſem Verhalten mag eine 
betrügeriſche, ſogen. mittelbare Zuwendung aus dem Vermögen 
oder richtiger auf Koſten des Schuldners gefunden werden können 
(vgl. Jäger, die Gläubigeranfechtung, Anm. 40 zu § 1 Anf®.). 
Es mag auch unerlaubt ſein und gegen die guten Sitten, viel⸗ 
leicht auch gegen das Strafgeſetz verſtoßen. Allein es wird 
lediglich durch die Sonderbeſtimmungen des AnfG. getroffen 
und hat grundſätzlich nur die dort feſtgeſetzten Folgen. So⸗ 
wenig die Veräußerung nach $ 138 BGB. nichtig iſt, ſowenig 
können aus ihr Anſprüche gemäß SS 823, 826 BGB. her⸗ 
geleitet werden. Das erſtere iſt bereits vom erkennenden Senat 
mit ausführlicher Begründung ausgeſprochen (RG. 69, 143; 
das ſpätere Urteil des VI. Senats vom 23. Mai 1908 bei 
Gruchot 52, 1012 behandelt einen beſonderen Fall und ſteht 
nicht entgegen), und das letztere iſt eine notwendige Folge dieſes 
Ausſpruchs. Daß gegenwärtig das Veräußerungsgeſchäft noch 
mit einem anderen Mangel behaftet ſei, als demjenigen, der 
ſich aus der Benachteiligungsabſicht des Schuldners und der 
Kenntnis hiervon auf ſeiten der beklagten Ehefrau ergibt, 
erhellt nicht. Für die Anwendung der §§ 823, 826 BGB. iſt 
ſonach kein Raum. Die Anfechtungsklage wegen der Ver⸗ 
äußerung ſelbſt mit einem den SS 7, 9 AnfG. entſprechenden 
Antrag iſt aber nicht Gegenſtand des vorliegenden Prozeſſes. 
Im Rahmen des AnfG. könnte die Geldſumme von 5000 & 
nur unter dem Geſichtspunkte der Nichterfüllung der Rück⸗ 
gewährpflicht gefordert werden. Ein ſelbſtändiger, von der 
Anfechtung unabhängiger Schadenserſatzanſpruch auf Zahlung 
von 5000 / beſteht nicht. M. c. M., U. v. 8. Okt. 09, 
164,09 VII. — Berlin. 

Unfallverſicherungsgeſetz vom 8. Juli 1884 (88 78 / 
30. Juni 1900 (8 112). 

33. Bedeutung der von einer Berufsgenoſſenſchaft er⸗ 
laſſenen Verhütungsvorſchriften. Unzuläſſigkeit der inſoweit 
erhobenen Schadenserſatzforderung des Angeſtellten eines Mit⸗ 
gliedes.] 

Der Kläger, ein in der Brauerei von St. beſchäftigter 
Gehilfe ſollte auf Anordnung von St. einen Gasmotor durch 
Vorwärtsdrehen des Schwungrades in Gang ſetzen; dabei be⸗ 
diente er ſich einer zu dieſem Zwecke an der Achſe des Schwung⸗ 
rades angebrachten Kurbelvorrichtung. Infolge unrichtiger Ent⸗ 
zündung des zum Betriebe des Motors dienenden Gasgemenges 
bewegte ſich indes das Schwungrad rückwärts, und es wurde 
von dieſer Bewegung auch die Kurbelvorrichtuug ergriffen; dabei 
wurde der Kläger von der rückwärtsſchlagenden Kurbelſtange 
mit großer Gewalt getroffen und erlitt ſchwere Verletzungen 
am Kopf. Er fordert von der Beklagten, bei der er verſichert 
war, Schadenserſatz unter der Behauptung, daß der Unfall durch 
ein ihr zur Laſt fallendes Verſchulden verurſacht worden ſei. 
Das OLG. wies die Klage ab, die Reviſion des Klägers 
wurde zurückgewieſen: Von der Beklagten ſind für die ihr an- 
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gehörenden Betriebe, zu denen die St. ſche Brauerei gehört, eine 
Reihe von Unfallverhütungsvorſchriften erlaſſen worden, ſie ſind 
am 20. Juni 1899 beſchloſſen, am 8. Mai 1900 von dem 
Reichsverſicherungsamte genehmigt worden. In dieſen iſt unter 
Nr. 97 beſtimmt: „An Exploſionsmaſchinen ſind bei Neuanlagen 
unbedingt ſtets mechaniſche Antriebsvorrichtungen zu verwenden.“ 
Dieſe Vorſchrift iſt getroffen worden, weil bei Exploſions⸗ 
maſchinen, um ſie in Gang zu ſetzen, das Schwungrad in Be⸗ 
wegung gebracht werden muß, und erfahrungsgemäß eine An⸗ 
drehung desſelben durch Eingreifen in die Speichen für den 
damit befaßten Arbeiter mit erheblichen Gefahren verbunden iſt. 
Auf Grund dieſer Vorſchrift iſt dem St. von der Beklagten 
aufgegeben worden, für den in Rede ſtehenden Gasmotor eine 
Vorrichtung zum Andrehen des Schwungrades zu beſchaffen; 
der Unfall iſt bei der Benutzung der von St. infolge dieſer 
Weiſung angeſchafften Kurbelvorrichtung eingetreten. Die Be⸗ 
klagte hat, indem ſie die hier in Frage ſtehende Unfall⸗ 
verhütungsvorſchrift erließ, in Erfüllung einer Aufgabe ge⸗ 
handelt, die ihr durch die Unfallverſicherungsgeſetzgebung ge⸗ 
ſtellt iſt (Geſetz vom 8. Juli 1884 § 78, Geſetz vom 30. Juni 
1900 8 112), und auch bei den ihr zum Vorwurf gemachten 
Unterlaſſungen ſtehen Handlungen in Frage, die ſie nur ver⸗ 
möge der ihr durch dieſe Geſetze verliehenen Befugniſſe hätte 
vornehmen können. Die ihr beigemeſſene ſchuldhafte Handlungs⸗ 
weiſe ſoll alſo überall in der Verletzung von Pflichten beſtehen, 
die ihr nach den Unfallverſicherungsgeſetzen obgelegen haben 
ſollen. Bei der Art, in der nach dieſen Geſetzen das an⸗ 
geſtrebte Ziel, die gewerblichen Arbeiter gegen die wirtſchaftlichen 
Folgen von Berufsunfällen zu ſichern, erreicht werden ſoll, 
können aber die Beſtimmungen, durch die den Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften ein Einfluß auf die Geſtaltung der Betriebseinrichtungen 
ihrer Mitglieder eingeräumt worden iſt, nicht dahin aufgefaßt 
werden, es hätten damit den Genoſſenſchaften Pflichten gegen⸗ 
über den verſicherten Arbeitern in dem Sinne auferlegt werden 
ſollen, daß fie ihnen für deren ordnungsmäßige Erfüllung zivil 
rechtlich einzuſtehen hätten. Die gegenteilige Auffaſſung würde 
zu dem Ergebnis führen, daß der Arbeiter, der infolge eines 
den Vorſchriften in S 120 a der GewdO. nicht entſprechenden 
Zuſtands der Betriebseinrichtungen ſeiner Arbeitsſtätte einen 
Unfall erleidet, unter Umſtänden den Schadenserſatzanſpruch, der 
ihm gegenüber ſeinem Arbeitgeber verſagt iſt, gegen die Gemein⸗ 
ſchaft der Arbeitgeber, der er angehört, geltend machen könnte. 
Es muß aber nach dem Zweck und Inhalt des GemuUBG. als 
Wille des Geſetzgebers angeſehen werden, daß in ſolchen Fällen 
der zivilrechtliche Anſpruch, den der Arbeiter nach den all 
gemeinen Beſtimmungen des Zivilrechts und den Vorſchriften in 
§ 2 HaftpflG. vom 7. Juni 1871 etwa haben würde, erſetzt 
werden ſoll durch einen dem öffentlichen Rechte angehörenden 
Verſicherungsanſpruch gegen die Genoſſenſchaft, der ſein Arbeit⸗ 
geber angehört, und zwar dergeſtalt, daß durch die von der 
Genoſſenſchaft aus den Mitteln der Arbeitgeber zu gewährenden 
Entſchädigung der Schadenserſatzanſpruch des Verletzten nicht 
bloß gegenüber dem Arbeitgeber, ſondern auch gegenüber der 
Genoſſenſchaft, die eben nur eine Zuſammenfaſſung einer 
Mehrheit von Arbeitgebern ift, abgegolten fein ſolle. Inſoweit 
es ſich um Schadenserſatz aus Vorgängen handelt, aus denen 
dem Verletzten auf Grund des Gew G. von der Genoſſen⸗ 
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ſchaft Entſchädigung zu gewähren ift, iſt danach in der Tat 
deren Verpflichtung durch dieſes Geſetz erſchöpfend geregelt, alſo 
auf die dort beſtimmten Leiſtungen begrenzt. Abrigens würde, 
ſelbſt wenn man Bedenken tragen wollte, dies in ſolcher All⸗ 
gemeinheit anzunehmen, die Entſcheidung der Vorinſtanz doch 
gebilligt werden müſſen. Die Beklagte hat nur angeordnet, 
daß in den Betrieben ihrer Mitglieder bei dem Gebrauch von 
Exploſionsmaſchinen mechaniſche Antriebsvorrichtungen zu ver⸗ 
wenden ſeien; wie dieſe einzurichten ſeien, hat ſie nicht beſtimmt, 
dies blieb ſonach dem pflichtmäßigen Ermeſſen ihrer Mitglieder 


überlaſſen; dieſe waren nach 8 120a Gewdo. verpflichtet, 


Antriebsvorrichtungen zu beſchaffen, bei deren Anwendung 
Gefahren für die Arbeiter möglichſt ausgeſchloſſen waren, und 
wenn nach Beſchaffung der von ihnen zunächſt gewählten 
Vorrichtungen Verbeſſerungen bekannt wurden, von dieſen zum 
Schutz ihrer Arbeiter Gebrauch zu machen. Dagegen kann eine 
Rechtspflicht der Beklagten, die Einführung von ſolchen ver⸗ 
beſſerten Antriebsvorrichtungen ihren Mitgliedern vorzuſchreiben, 
aus den Beſtimmungen in § 78 Abſ. 1 des Geſetzes vom 
6. Juli 1884 und § 112 des Geſetzes vom 30. Juni 1900 nicht 
hergeleitet werden. Denn danach iſt den Genoſſenſchaften nur 
die Befugnis eingeräumt, Unfallverhütungsvorſchriften zu geben, 
nicht aber die Pflicht dazu auferlegt, ſofern nicht im einzelnen 
Fall der Erlaß einer Vorſchrift der Genoſſenſchaft im Aufſichts⸗ 
wege aufgegeben worden iſt. Die in der Literatur vereinzelt 
vertretene gegenteilige Meinung ſteht mit dem Wortlaut des 
Geſetzes in Widerſpruch; ihre Haltloſigkeit ergibt ſich zudem 
aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. (Wird dargelegt.) 
Die Beſtimmungen in § 119 Abſ. 1 Satz 1 des Geſetzes vom 
30. Juni 1900 kann ebenfalls keine Unterlage für den vom 
Kläger erhobenen Schadenserſatzanſpruch bieten. Sie macht der 
Genoſſenſchaft nur zur Pflicht, für die Durchführung von ihr 
erlaſſener Vorſchriften zu ſorgen; die Beklagte hat aber, wie 
erwähnt, nur angeordnet, daß bei Exploſionsmaſchinen 
mechaniſche Antriebsvorrichtungen zu verwenden ſeien, aber keine 
Beſtimmungen über ihre Konſtruktion getroffen, insbeſondere 
nicht vorgeſchrieben, daß ſie mit Rückſtoßſicherung zu verſehen 
ſeien. In Betracht kann daher nur kommen, ob ein Ver: 
ſchulden der Beklagten darin zu befinden ſei, daß ſie die in 
Rede ſtehende Unfallverhütungsvorſchrift überhaupt erlaſſen und 
deren Befolgung dem Brauereibeſitzer St. aufgegeben hat. 
Aber auch von dieſem Standpunkte aus kann eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Beklagten aus unerlaubter Handlung nicht für 
begründet angeſehen werden. Die Anordnung derjenigen Maß⸗ 
nahmen, welche ſich zur Durchführung der in $ 120 a Gewd. 
enthaltenen, den Schutz der gewerblichen Arbeiter gegen Berufs⸗ 
gefahren bezweckenden Beſtimmungen als erforderlich erweiſen, 
iſt an ſich durch die SS 120d und 120e dieſes Geſetzes dem 
Bundesrat, den Landeszentralbehörden und den zum Erlaß 
von Verordnungen in Gewerbeſachen berechtigten Polizeibehörden 
übertragen. Aus Zweckmäßigkeitsgründen und wegen des 
Intereſſes, das die Berufsgenoſſenſchaften daran haben, daß in 
den ihnen angehörenden Betrieben möglichſt wenig Unfälle vor⸗ 
kommen (vgl. die Begründung zu den SS 78—81 des Entwurfs 
zu dem Geſetze vom 6. Juli 1886), hat aber der Geſetzgeber 
auch dieſen Genoſſenſchaften das Recht verliehen, Vorſchriften 
zur Verhütung von Betriebsunfällen mit der Maßgabe zu er⸗ 
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Verordnung ergangen ſind. 
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laſſen, daß dieſe Vorſchriften, ſolange nicht etwa von den zu⸗ 
ſtändigen Behörden gegenteilige Verfügungen getroffen werden 


(GewO. 8 120d Abſ. 4), für die Mitglieder bindend ſind, und 


daß dieſe zur Befolgung der Anordnungen durch Zwangs⸗ 
maßregeln angehalten und wegen deren Übertretung von den 
Genoſſenſchaften mit Strafe belegt werden können (Geſetz vom 
6. Juli 1886 $ 80, Geſetz vom 30. Juni 1900 § 116). Die 
Genoſſenſchaften, die in dieſer Weiſe von dem Geſetz dazu be⸗ 
rufen ſind, neben den erwähnten Behörden zur Durchführung 
der Vorſchriften in $ 120a GewO. mitzuwirken, handeln, indem 
ſie in Erfüllung der ihnen damit geſtellten Aufgabe Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften erlaſſen, in Ausübung einer ihnen in 
gewiſſen Grenzen übertragenen öffentlichen, ihrem innern Weſen 
nach obrigkeitlichen Gewalt. (Wird ausgeführt.) Inſoweit verhält 
es ſich mit ſolchen Anordnungen nicht anders als mit ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften, die im Wege des Geſetzes oder durch 
eine von einer Behörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſene 
L. c. B.⸗Berufsgenoſſenſchaft, U. 
v. 30. Sept. 09, 278/08 VI. — Frankfurt. 

Geſetz betr. die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften vom 1. Mai 1889 / 20. Mai 1898. 

34. SS 18, 51, 68 Gen®. verb. mit §S 276 BGB. 
Haftung einer Genoſſenſchaft wegen Ausſchluſſes eines Mit⸗ 
gliedes. Vorſätzliches oder fahrläſſiges Verſchulden für die 
Frage nach dieſer Haftung.] 

Die Generalverſammlung der beklagten Genoſſenſchaft, 
deren Mitglied der Kläger war, beſchloß am 16. Mai 1904 
deſſen Ausſchließung aus der Genoſſenſchaft wegen Milch⸗ 
fälſchung. Am 17. Mai wurde das Ausſcheiden des Klägers 
in die Liſte der Genoſſen eingetragen. Gegenüber einem 
Schreiben des Klägers vom 9. Juni 1904, in dem er ſeine 
Milch zum Ankauf anbot, lehnte die Genoſſenſchaft durch 
Beſchluß des Vorſtands und Aufſichtsrats am 13. Juni 1904 
den Ankauf ab. Der Kläger erhob jetzt Klage auf Feſtſtellung 
der Ungültigkeit des erwähnten Beſchluſſes vom 16. Mai 1904 
ſowie eines zweiten Beſchluſſes von demſelben Tage, durch den 
der Kläger zu einer Gelditrafe von 890 & verurteilt worden 
war. Durch Urteil des OLG. vom 8. November 19056 iſt die 
Ungültigkeit der Beſchlüſſe feſtgeſtellt worden; dieſes Urteil iſt 
rechtskräftig. Der Kläger iſt auch in einem wegen der Milch⸗ 
fälſchung eingeleiteten Strafverfahren freigeſprochen worden. 
Am 1. Juni 1907 wurde der Kläger wieder in die Liſte der 
Genoſſen eingetragen. Die gegenwärtige Klage wird vom 


Kläger darauf gegründet, daß ihm durch die zu Unrecht ge⸗ 


ſchehene Entziehung der Genoſſenſchaftsrechte ein erheblicher 
Schaden entſtanden ſei, indem er während des Zeitraums vom 
17. Mai 1904 bis 1. Juni 1907 ſeine Milch nicht ſo vor⸗ 


teilhaft habe verwerten können, wie ihm dies als Genoſſe der 


Beklagten möglich geweſen wäre. Das LG. hat die Ent⸗ 
ſcheidung über den Grund des Anſpruchs von einem Eide des 
Klägers über die Verfälſchung der Milch abhängig gemacht. 
Die Berufung der Beklagten iſt zurückgewieſen, das RG. hob 
auf: Das BG. ſucht darzulegen, daß die beklagte Genoſſenſchaft 
durch den Beſchluß vom 16. Mai 1904 vorſätzlich in die 
Rechte des Klägers eingegriffen habe. „Der zivilrechtliche 
Vorſatz erfordere nicht den Nachweis des Bewußtſeins der 
Rechtswidrigkeit der vorgenommenen Handlung, ſondern nur die 
88 * 
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Vorſtellung, daß die Handlung den ſchädigenden Erfolg haben 
werde (RG. 57, 241; 58, 216). In dieſem Bewußtſein habe 
aber die Beklagte gehandelt. Der Kläger hätte nach ihrer 
Anſicht gegen ſeine Vertragspflichten verſtoßen, und um ihm 
ſeine Vertragsrechte, insbeſondere den Vorteil der genoſſenſchaft⸗ 
lichen Milchverwertung, zu entziehen, habe ſie ihn ausgeſchloſſen.“ 
Dieſe Erwägungen werden von der Reviſion mit Recht an⸗ 
gegriffen. Das vorſätzliche Verſchulden ſchließt richtiger Anſicht 
nach nicht nur die Erkenntnis des ſchädigendes Erfolges, ſondern 
auch die Erkenntnis der Rechtswidrigkeit des Handelns in ſich. 
(Wird weiter ausgeführt.) Eine von der Beklagten begangene 
vorſätzliche Schädigung des Klägers iſt nicht dargetan. Damit 
iſt aber der vom Kläger geltend gemachte Anſpruch noch nicht 
ausgeräumt. Es bleibt die Möglichkeit einer fahrläſſigen 
Schädigung beſtehen. Und würde der Anwendung des bürger⸗ 
lichen Rechtes insbeſondere der Vorſchriften über Verzug bei 
gegenſeitigen Verträgen durch das beſondere Genoſſenſchaftsrecht 
keine Schranke geſetzt, könnte ſogar der klägeriſche Anſpruch 
wenigſtens für die Zeit nach dem 9. Juni 1904 auch ohne 
Verſchulden der Genoſſenſchaft ſich als begründet erweiſen. 
Fände man nämlich in dem Ausſchluſſe des Klägers aus der 
Genoſſenſchaft die Erklärung der Beklagten, daß ſie ſeine Milch⸗ 
lieferung in Zukunft nicht mehr annehmen werde, ſo würde die 
Beklagte durch das wörtliche Angebot der Milch in dem 
Schreiben des Klägers vom 9. Juni 1904 nach SS 295, 
293 BGB. in Annahmeverzug — für den ein Verſchulden 
nicht gefordert wird — geraten ſein. Kam dann weiter hinzu, 
daß die Lieferung der (dem Verderben ausgeſetzten) Tagesmilch 
im Sinne des S 324 BGB. unmöglich wurde (vgl. Kiſch, die 
Wirkungen der nachträglich eintretenden Unmöglichkeit der Er⸗ 
füllung bei gegenſeitigen Verträgen, S. 80 A. 15), und zwar 
infolge der Weigerung der Beklagten, eines vom Kläger nicht 
zu vertretenden Umſtandes, ſo hätte dieſer den Anſpruch auf die 
Gegenleiſtung behalten und könnte dieſer den Anſpruch abzüglich 
des infolge der Befreiung von der Leiſtung „Erſparten“ geltend 
machen. Sofern man annehmen darf, daß der Kläger mit der 
Klage einen ſolchen Anſpruch verfolgt, könnte er hiernach eine 
ihm günſtige Entſcheidung erwirken, wenngleich er ein Ver⸗ 
ſchulden der Genoſſenſchaft nicht nachzuweiſen vermöchte. In 
anders liegenden Fällen würde der angedeutete Weg freilich 
nicht zum Ziele führen können, z. B. dann nicht, wenn eine 
Kreditgenoſſenſchaft zwar mit Unrecht, aber ohne Verſchulden 
einen Genoſſen ausgeſchloſſen und ihn durch die wegen des 
Ausſchluſſes erfolgende Verweigerung eines Darlehns geſchädigt 
hätte. Allein der Ausgangspunkt jenes Weges, die unein— 
geſchränkte Anwendung des bürgerlichen Rechtes auf das 
unter den Parteien in Anſehung der Milchlieferung und Milch⸗ 
abnahme beſtehende Rechtsverhältnis, muß überhaupt als 
verfehlt angeſehen werden. Nach § 18 GenG. wird das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen der Genoſſenſchaft und den Genoſſen durch 
das Statut und das Genoſſenſchaftsgeſetz geregelt (vgl. auch 
RG. 28, 72). Die Milchlieferung der Mitglieder einer Molkerei⸗ 
genoſſenſchaft gehört zu den genoſſenſchaftlichen Pflichten (RG. 47, 
S. 149, 152; vgl. 21, 152). Hieraus darf allerdings nicht 
gefolgert werden, daß auf das in betreff der Milchlieferung 
zwiſchen Genoſſenſchaft und Genoſſen beſtehende Rechtsverhältnis 
die Grundſätze des BGB. insbeſondere des Vertragsrechts, 
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überhaupt keine Anwendung finden könnten. Es iſt aber im 
einzelnen Falle zu prüfen, ob und mit welchen Beſchränkungen 
eine entſprechende Anwendung dieſer Grundſätze zuläſſig iſt. 
Bei dieſer Prüfung erheiſchen die beſonderen Verhältniſſe der 
Genoſſenſchaft Berückſichtigung. Die durch den Ausſchließungs⸗ 
beſchluß vom 16. Mai 1904 geſchaffene Lage war folgende: 
Die Annahme der vom ausgeſchloſſenen Kläger angebotenen 
Milch erſchien ſtatutenwidrig, wenn er mit der Anfechtung des 
Beſchluſſes bei den Gerichten nicht durchdringen würde; dagegen 
ſtellte ſich im umgekehrten Falle die Annahmeweigerung als 
rechtswidrig dar. In dieſer Lage blieb dem Vorſtande der 
Genoſſenſchaft — mochte er auch mit der Möglichkeit einer 
zugunſten des Klägers ergehenden gerichtlichen Entſcheidung 
rechnen müſſen — keine andere Wahl, als den Beſchluß der General⸗ 
verſammlung ſolange als zu Recht beſtehend zu behandeln, bis 
er wieder aufgehoben oder rechtskräftig für ungültig erklärt war 
(vgl. auch §S 15 des Statuts). Dies ergibt ſich aus dem 
Weſen der Organiſation und des Betriebes einer Genoſſenſchaft. 
Die Art der genoſſenſchaftlichen Vereinigung bringt es not⸗ 


wendig mit ſich, daß der in den Beſchlüſſen der General⸗ 


verſammlung, des oberſten Genoſſenſchaftsorgans, kundgegebene 
Geſamtwille innerhalb der Genoſſenſchaft befolgt werden muß. 
Das Geſamtintereſſe der Genoſſenſchaft iſt dem Intereſſe des 
einzelnen Mitgliedes übergeordnet. Der Vorſtand der Ge⸗ 
noſſenſchaft muß den — als ungültig nicht erkannten — Geſamt⸗ 
willen zur Richtſchnur ſeiner Anordnungen nehmen, ſolange 
nicht endgültiger Richterſpruch dieſen Willen außer Kraft ſetzt 
oder etwa eine einſtweilige Verfügung des Richters dazwiſchen⸗ 
tritt. Wer einer Genoſſenſchaft beitritt, weiß, daß er die mit 
dem Weſen der Genoſſenſchaft verknüpften Folgen auf ſich 
nehmen muß. Die vorſtehenden Erwägungen bewegen ſich mit 
einer beſonderen Vorſchrift des GenG. in gleicher Richtung. 
§ 68 Abſ. 4 GenG. beſtimmt, daß der ausgeſchloſſene Genoſſe 
vom Zeitpunkte der Abſendung des die Ausſchließung mit⸗ 
teilenden Briefes an „nicht mehr an der Generalverſammlung 
teilnehmen, auch nicht Mitglied des Vorſtandes oder des 
Aufſichtsrats ſein kann“. Mag alſo auch der Ausgeſchloſſene 
den Beſchluß gerichtlich angefochten haben und deſſen rechtliche 
Geltung ſich in einem Schwebezuſtande befinden, ſo wird der 
Beſchluß doch vom Geſetze einſtweilen als wirkſam behandelt. 
In der Rechtslehre und Rechtſprechung wird dabei mit Recht 
die Anſicht vertreten, daß der ſpäteren Aufhebung der Aus⸗ 
ſchließung durch Richterſpruch nicht die Bedeutung beizumeſſen 
iſt, daß der Genoſſe während der Zwiſchenzeit rückwärts wieder 
in jeder Beziehung als vollberechtigtes Genoſſenſchaftsmitglied 
angeſehen werden müßte. Der in dem Anfechtungsſtreite ſiegende 
Genoſſe iſt wieder in ſeine Rechte einzuſetzen (im vorliegenden 
Falle iſt der Kläger bereits als Mitglied wieder aufgenommen 
worden). Aber die während der Dauer des Ausſchluſſes von 
der Generalverſammlung gefaßten Beſchlüſſe ſind nicht ungültig, 
und die etwa von dem ausgeſchloſſenen Genoſſen rechtzeitig 
gemäß § 51 GenG. auf Grund ſeiner Nichtzulaſſung zu den 
Generalverſammlungen erhobenen Anfechtungsklagen können 
nicht durchdringen. Vgl. Pariſius⸗Crüger a. a. O., Anm. 7 zu 
§ 68 S. 391 und XIII, ſowie Urteil des LG. Hamburg vom 
10. April 1908 in den Blättern für Genoſſenſchaftsweſen 1908 
S. 288. Ahnlich verhält es ſich mit den hier ſtreitigen An⸗ 
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ſprüchen des Klägers, ſoweit er ſie für die Dauer ſeines Aus⸗ 
ſchluſſes unter Berufung auf ſeine damals in dem bezeichneten 
Schwebezuſtande befindlichen, erſt ſpäter als zu Recht beſtehend 
wieder anerkannten Mitgliedsbefugniſſe zu begründen ſucht. 
Während der Dauer jenes Schwebezuſtandes war die rechtliche 
Stellung des Klägers, als Genoſſen, gegenüber der Genoſſenſchaft 
nicht der Stellung eines Milchlieferanten gegenüber ſeinem ver⸗ 
tragsmäßig z. B. durch einen Kaufvertrag verpflichteten Ab⸗ 
nehmer gleich zu erachten, ſo daß auch für die entſprechende 
Anwendung des § 324 Abſ. 2 BGB. die rechtliche Grundlage 
fehlt. Gleiche Bedenken würden der Anwendung der SS 433 
Abſ. 2, 216 Abſ. 1 BGB. entgegenſtehen. Aus den bis⸗ 
herigen Ausführungen ergibt ſich, daß ſich die beklagte Ge⸗ 
noſſenſchaft durch die Handlungen ihres Vorſtandes oder Auf⸗ 
ſichtsnrats während der Zeit nach dem Ausſchluſſe des 
Klägers dieſem nicht verantwortlich gemacht hat. Insbeſondere 
kann von einem Annahmeverzuge auf ſeiten der Genoſſenſchaft 
nicht die Rede ſein. Eine Verpflichtung der Genoſſenſchaft, 
während des oben erörterten Schwebezuſtandes die Milch des 
ausgeſchloſſenen Genoſſen abzunehmen, hätte ſelbſtverſtändlich 
durch das Statut aufgeſtellt werden können; dies iſt aber nicht 
geſchehen. Übrig bleibt aber die Frage, ob eine Haftung der 
Genoſſenſchaft innerhalb der Grenzen des §S 276 BGB. dafür 
angenommen werden muß, daß ſie das Ausſchließungsrecht 
nur nach Maßgabe des Statuts ausübe. Dieſe — vom Statut 
ebenfalls nicht beantwortete — Frage iſt zu bejahen. (Wird 
dargelegt.) Mag auch ein Verſchulden, das der General⸗ 
verſammlung ſelbſt in Anſehung des Ausſchließungsbeſchluſſes 
zur Laſt fiele, nach Lage der Sache ohne weiteres ausſcheiden, 
ſo kann es doch vom Reviſionsgerichte nicht von vornherein für 
ausgeſchloſſen erklärt werden, daß dem Vorſtande oder dem 
Aufſichtsrate (vgl. S 5 Abſ. 2 des Statuts) ein Verſchulden in 
betreff jenes Beſchluſſes zur Laſt fiele. Und wenn das BG. 
annimmt, „der Kläger hätte nach Anſicht der Beklagten 
gegen ſeine Vertragspflichten verſtoßen“ und ſei aus dieſem 
Grunde ausgeſchloſſen worden, ſo bleibt doch noch die Frage 
unerledigt, ob etwa die genannten Organe der Beklagten zu der 
Feſtſtellung eines Ausſchließungsgrundes infolge von Fahr— 
läſſigkeit gelangt ſind. Die Beantwortung dieſer Frage liegt 
weſentlich auf dem Gebiete der dem Reviſionsgericht entzogenen 
tatſächlichen Würdigung. Dieſe iſt vom BG. nach erneuter 
Verhandlung vorzunehmen. Nach allem war, wie geſchehen, 
zu erkennen. Molkereigenoſſenſchaft K. c. S., U. v. 29. Sept. 09, 
310/08 I. — Naumburg. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz. 

35. 88 37 ff., 90 ZVG. in Verb. mit § 892 BGB. 
Erwerb im Zwangsverſteigerungsverfahren. Gegenſtand der 
Zwangsverſteigerung und Umfang des im Verſteigerungs⸗ 
verfahren erworbenen Eigentums (Inhalt des Steuerbuchs). 
Untergang des Eigentums Dritter.] 

Das Eigentum an der Streitfläche, das die Beklagte im 
Jahre 1870 nach den damals geltenden Beſtimmungen des 
PrALR. durch Kauf und Übergabe erworben hatte, iſt ihr nicht 
dadurch verloren gegangen, daß das Streitſtück bei der Zurück⸗ 
führung des Grundbuchs auf das Steuerbuch im Jahre 1875 
irrigerweiſe als Beſtandteil des Grundſtücks L. Blatt 74 auf 
das Titelblatt dieſes Grundbuchblattes gelangt it, und nach 
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dem weiteren Parteivorbringen hängt die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits nur davon ab, ob die Beklagte ihr Eigentum, und 
zwar zugunſten des Klägers dadurch eingebüßt hat, daß dieſem 
das Grundſtück L. Blatt 74 am 22. Februar 1902 in der 
Zwangsverſteigerung zugeſchlagen worden iſt. Der Erſteher 
erwirbt das Eigentum des Grundſtücks, das Gegenſtand der 
Zwangsverſteigerung geweſen und ihm nach dem Inhalt des 
Zuſchlagsbeſcheides zugeſchlagen iſt. Auf die Meinung des 
Erſtehers und ſonſtiger Verſteigerungsbeteiligten kommt es nicht 
an, ebenſowenig auf den guten Glauben des erſteren. Dieſe 
vom RG. unter der Herrſchaft des früheren preußiſchen Rechts 
in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehaltenen Sätze (vgl. RG. 45 
Nr. 72 auf S. 285; bei Gruchot 34 auf S. 1103; 41 auf 
S. 1039) entſprechen auch den Beſtimmungen des jetzt geltenden 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes vom 24. März 1897. Für die 
Anwendung des vom BG. mitberückſichtigten S 892 BGB. iſt 
da kein Raum; er bezieht ſich nur auf den rechtsgeſchäftlichen 
Erwerb (vgl. RG. Bd. 54 Nr. 30 auf S. 105; Bd. 59 Nr. 85 
auf S. 315). Für die Beſtimmung des Umfanges, in dem 
das zugeſchlagene Grundſtück auf den Erſteher übergeht, war 
nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. unter der Herrſchaft 
des früheren preußiſchen Rechts nicht nur der Inhalt des Grund⸗ 
buchs, ſondern — wenigſtens dann, wenn dieſes auf das 
Steuerbuch zurückgeführt war — auch deſſen in der Bekannt⸗ 
machung des Verſteigerungstermines in Bezug genommener 
Inhalt maßgebend (RG. bei Gruchot 34 auf S. 1003; 35, 
702 ff.; „41 auf S. 1035; 44 auf S. 1007). Auf den 
gleichen Standpunkt hat ſich das RG. auch für das neue 
Recht geſtellt (RG. Bd. 57 Nr. 46), und in der Tat begründet 
die Anderung der Geſetzgebung für Preußen wenigſtens keine 
Abweichung. Da im vorliegenden Falle die ſtreitige Parzelle 
in dem grundbuchmäßigen Beſtande des dem Kläger am 22. Fe⸗ 
bruar 1902 zugeſchlagenen Grundſtücks L. Bd. III Blatt 74 
enthalten iſt, da die Parzelle insbeſondere auch in dem mit 
dem Verſteigerungsantrage überreichten Steuerbuchsauszuge und 
in dem in der Beſtimmung des Verſteigerungstermines in Bezug 
genommenen Artikel der Grundſteuermutterrolle als Beſtandteil 
jenes Grundſtücks aufgeführt iſt, und da die Bekanntmachung 
des Verſteigerungstermines nach den maßgebenden tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BG. auch ſonſt den Anforderungen der Geſetze 
und der gedachten Allgemeinen Verfügung vom 7. Dezember 
1899 entſpricht, ſo würde der Kläger nach dem Geſagten das 
Eigentum an der Parzelle unter Vernichtung des bisherigen 
Eigentums der Beklagten durch den Zuſchlag erworben haben. 
Mit Unrecht nimmt das BG. an, daß der bezeichnete Erfolg 
um deswillen nicht eingetreten ſei, weil die Fläche, von der 
die ſtreitige Parzelle einen Teil bildet, im Juli 1871 im 
Grundbuche vom Grundſtücke L. Blatt 74 abgeſchrieben worden 
iſt; mit Unrecht insbeſondere begründet es dieſe Annahme mit 
einem Verſagen des Schutzes des 8 892. (Wird ausgeführt.) 
Z. c. L., U. v. 25. Sept. 09, 559/08 V. — Königsberg. 

36. SS 9, 115 3G. in Verb. mit 88 994, 995, 996 
ZPO. und SS 876 ff. ZPO. Recht des Grundſtücksbeſitzers 
im Zwangsverſteigerungsverfahren auf Befriedigung der Wer: 
wendungen. „Beteiligter“ im Sinne des $ 9 3 G.] 

Der Kläger hat ſeine Berechtigung zur Erhebung des 
Widerſpruches gegen Auszahlung der von dem Verſteigerungs— 


702 


erlöſe auf den Beklagten zu 3 als letztſtelligen Hypotheken⸗ 
gläubiger und auf die Beklagten zu 1 und 2 als Grundſtücks⸗ 
eigentümer entfallenen Beträge nur noch auf die ihm abgetretenen 
angeblichen Anſprüche wegen Verwendungen geſtützt, die von 
den Parzellenkäufern auf die in ihrem Beſitze befindlichen Par⸗ 
zellen des verſteigerten Grundſtückes bewirkt ſein ſollen. Der 
BerR. läßt dahingeſtellt, ob die Parzellenkäufer Verwendungen 
vorgenommen haben, und ferner, ob auch, wenn dies der Fall 
wäre, die vom Geſetze erforderten Vorausſetzungen für die 
Geltendmachung von Erſatzanſprüchen gegeben ſein würden. 
Er verneint die Berechtigung des Klägers zum Widerſpruche 
auch für den Fall, daß der Kläger aus dem Recht der Par⸗ 
zellenkäufer zur Geltendmachung von Erſatzanſprüchen berechtigt 
wäre, weil es ſich nur um perſönliche Anſprüche gegen die 
Beklagten zu 1 und 2 handeln würde, wegen deren der Kläger 
ſich nicht an den Verſteigerungserlös halten könnte. Dies iſt 
zutreffend. Der Kläger wäre nur dann widerſpruchsberechtigt, 
wenn er im Sinne des § 9 3G. Beteiligter in dem Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren wäre und als ſolcher ein Recht auf 
Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe hätte. Denn 
nach $ 115 Abi. 1 3G. in Verbindung mit 88 876 ff. 
ZPO. iſt im Verteilungsverfahren der Verſteigerungserlös 
unter den daran Berechtigten zur Verteilung zu bringen und 
kann daher ein Recht zum Widerſpruche gegen den Teilungs⸗ 
plan nur für denjenigen in Frage kommen, der an ſich ein 
Recht auf Befriedigung aus dem Erlöſe hat, aber durch das 
von einem andern geltend gemachte Recht auf Befriedigung ver⸗ 
drängt wird. Allerdings kann unter Umſtänden der Widerſpruch 
auch auf perſönliche, obligatoriſche Beziehungen zwiſchen dem 
Widerſprechenden und dem nach dem Teilungsplan auf den 
Erlös angewieſenen Gegner geſtützt werden, wie beiſpielsweiſe 
auf das Verſprechen des letzteren, bei der Inanſpruchnahme des 
Erlöſes hinter den Widerſprechenden zurückzutreten (Urteile 
VII. 395/01 und V. 109 05, teilweiſe abgedruckt in JW. 02, 
17030, 06, 2936). Jedoch iſt auch in dieſem Falle Erfordernis 
für die Berechtigung zum Widerſpruche, daß, abgeſehen von 
ſolchen obligatoriſchen Beziehungen, ein Recht auf Befriedigung 
aus dem Erlöſe für den Widerſprechenden beſteht und daß dieſes 
Befriedigungsrecht durch die Zuteilung des Erlöſes für den 
Gegner beeinträchtigt wird (JW. 02, 1706). Ein folder 
befriedigungsberechtigter Beteiligter iſt der Kläger nicht. Der 
Beſitzer einer Sache kann zwar wegen Verwendungen, die er 
auf die Sache gemacht hat, nach Maßgabe der SS 994, 995, 
996 BGB. von dem Eigentümer Erſatz verlangen. Aber die 
Wirkungen der Verwendung ſind durch das BGB. nicht derart 
geregelt, daß eine dingliche Belaſtung der Sache eintrete und 
der verwendende Beſitzer etwa bei beweglichen Sachen ein dem 
Pfandrechte oder bei Grundſtücken ein der Hypothek ähnliches 
Recht erlangte. Vielmehr geht aus den Worten „Erſatz ver⸗ 
langen“ und „Anſpruch auf Erſatz“ in den §8 994, 999, 1001, 
1002 BGB. hervor, daß dem Verwendenden nur ein perſönliches 
(obligatoriſches) Forderungsrecht gegen den Eigentümer zuſteht. 
Dies iſt auch in der Rechtslehre die herrſchende Meinung.. 
Daraus folgt, daß der Beſitzer eines Grundſtückes im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahreu wegen Verwendungen kein beſonderes 
Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtücke hat und nicht 
ohne weiteres kraft ſeines Verwendungsanſpruches Beteiligter 
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im Sinne des $ 9 3G. iſt. Vielmehr kann er Beteiligter 
nur dadurch werden, daß er im Falle der Wiedererlangung oder 
der Genehmigung ſeitens des Eigentümers mit der perſönlichen 
Klage aus $ 1001 BGB. oder andernfalls unter den Voraus: 
ſetzungen des $ 1003 BGB mit der Klage auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück wegen des Erſatz⸗ 
anſpruches ein Urteil erſtreitet und dem Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren, wie ſonſt ein Gläubiger, der wegen ſeines perſönlichen 
Anſpruches einen vollſtreckbaren Titel erlangt hat, als betreiben⸗ 
der Gläubiger beitritt. Dann iſt er nach § 9 Halbſ. 1 Be: 
teiligter und ſteht ihm ein Recht auf Befriedigung gemäß § 10 
Ziff. 5 ZVG. zu. A. c. L., U. v. 2. Okt. 09, 187/09 V. — 
Breslau. f 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit befthräntter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898. 

37. Auslegung des $ 33 GmbHG. 

Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung iſt in § 15 
GmbHG. ſowohl für die Abtretung der Geſchäftsanteile (das 
Erfüllungsgeſchäft) wie für den zur Abtretung verpflichtenden 
Vertrag (das Kauſalgeſchäft) vorgeſchrieben. Die Rechtsfolge 
eines Verſtoßes gegen die Vorſchrift iſt bei beiden Geſchäften 
Nichtigkeit ($ 125 BGB.). Doch fol ein ohne die Form 
geſchloſſener obligatoriſcher Vertrag durch formgerechte Abtretung 
wirkſam werden ($ 15 Abſ. 4 Satz 2). Nicht geheilt durch 
Erfüllung wird diejenige Nichtigkeit des kauſalen Vertrags, die 
der $ 33 GmbHG. beſtimmt. Aber dieſe Geſetzesvorſchrift 
kommt für den hier abzuurteilenden Tatbeſtand aus einem 
doppelten Grunde nicht in Betracht. Erſtens iſt nach § 33 
Abſ. 1 nur der Veräußerungsvertrag über nicht vollbezahlte 
Geſchäftsanteile nichtig („darf nicht“ erwerben). Die Vorſchrift 
des Abſ. 2, wonach die Geſellſchaft auch vollſtändig eingezahlte 
Anteile nur aus dem über den Betrag des Stammkapitals 
hinaus vorhandenen Vermögen erwerben „ſoll“, iſt eine bloße 
Ordnungsvorſchrift, deren Übertretung keine Nichtigkeit zur 
Folge hat. Zweitens aber und vor allem läßt ſich die 
Nichtigkeitsbeſtimmung des § 33 Abſ. 1 nicht auf einen ſolchen 
Kaufvertrag beziehen, bei dem vereinbart wird, daß der Ge: 
ſchäftsanteil, ſtatt an die kaufende Geſellſchaft, an einen Dritten 
abgetreten werden ſoll. Auf einen Vertrag dieſes Inhalts trifft 
weder der Zweck der angezogenen Beſtimmung noch auch nur 
ihr Wortlaut zu, da ein Erwerb des Geſchäftsanteils durch 
die Geſellſchaft damit nicht beabſichtigt wird. N. c. F., U. v. 
18. Sept. 09, 422/08 I. — Berlin. Ä 

Geſetz über die privaten Verſicherungsunter— 
nehmungen vom 12. Mai 1901. 

38. $ 14 PrivVuUntG. verb. mit 88 301, 306 HOB. 
Fuſion zweier Verſicherungsgeſellſchaften. Anſpruch des Ver: 
ſicherten auf Sicherheitsleiſtung. 

Eine Verſicherungsgeſellſchaft, bei welcher Kläger ſein 
Leben mit einem Kapital von 10 000 & verſichert hatte, über⸗ 
trug im Jahre 1906 ihr Vermögen als ganzes unter Ausſchluß 
der Liquidation auf den Beklagten. Die Verſchmelzung iſt vom 
Kaiſerlichen Aufſichtsamt für Privatverſicherung genehmigt. Die 
erforderlichen Eintragungen im Handelsregiſter ſind erfolgt. 
Der Kläger iſt der Meinung, daß ſie nur geſchehen dürfe, wenn 
ihm für ſeinen Anſpruch aus der Verſicherung Sicherheit ge⸗ 
leiſtet worden ſei und hat mit dem Antrage Klage erhoben, dem 
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Beklagten die Vermögensvereinigung ohne vorherige Sicherheits: 
leiftung in Höhe von 10 000 % oder in einer vom Gericht 
feſtzuſetzenden Höhe zu unterſagen und für den Fall dieſer 
Vereinigung ihn zur Leiſtung der Sicherheit zu verurteilen. 
Das OLG. hat der Klage unter Feſtſetzung des zu ſichernden 
Betrages auf 3500 & nach beiden Richtungen ftatigegeben. 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: 1. Der Anſpruch des Klägers auf Sicherheitsleiſtung 
gemäß § 301 HGB. wäre nicht gerechtfertigt, wenn dem Be⸗ 
klagten darin beigetreten werden könnte, daß die Schutzvorſchrift 
des HGB. durch den § 14 PrivVUntG. erſetzt und alſo beſeitigt 
worden ſei. Der Bert. vertritt im Einklange mit der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Schriftſteller die entgegengeſetzte 
Meinung und dies iſt vom Standpunkte des geltenden Rechtes 
aus zu billigen. (Wird ausgeführt.) Nach Lage der gegen— 
wärtigen Geſetzgebung beſteht ſonach neben dem §S 14 PrivVUntG. 
der $ 301 HGB. im Rahmen des 8 306 HGB. auch für 
Verſicherungsaktiengeſellſchaften unverändert fort. 2. Es iſt 
bereits erörtert, daß die vom Geſetze geforderte Sicherſtellung 
gemäß den 85 232ff. BGB., welche beim Mangel abweichender 
Sonderbeſtimmungen allgemein für alle Fälle der Verpflichtung 
zur Sicherheitsleiſtung gelten, zu erfolgen habe. Daraus ergibt 
ſich, daß die Prämienreſerve nicht, wie die Reviſion meint, als 
eine dem Geſetz entſprechende Sicherheit angeſehen werden kann. 
(Wird ausgeführt.) 3. Auch darin iſt dem Ber R. zuzuſtimmen, 
daß die Gläubiger nicht auf den durch § 306 Abi. 6 HGB. 
gegebenen Schadenserſatzanſpruch gegen Vorſtand und Aufſichts⸗ 
rat wegen pflichtwidriger Vereinigung der beiden Vermögen 
beſchränkt find. Das ROH. hat bereits für das ältere Recht 
ausgeſprochen, daß eine ſolche Beſchränkung auf — dem Erfolge 
nach unſichere — Erſatzanſprüche gegen die Geſellſchaftsorgane 
nicht anzuerkennen ſei, daß vielmehr, wenn die Gefahr der Ver⸗ 
letzung des Gebots der getrennten Verwaltung beſtehe, die 
Gläubiger dieſe Verletzung nicht ruhig mit anzuſehen brauchten, 
ſondern Sicherungsmaßregeln ergreifen könnten (ROH G. 13, 152; 


24, 251). Dem iſt auch für das neue Recht unbedenklich 
beizutreten. N. c. G., U. v. 8. Okt. 09, 602,07 VII. — 
Düſſeldorf. 


Zur Auslegung des § 76 RAG OO. vom 1. Mai 1909. 


Unter dem 20. Oktober 1909 hat Herr Kollege S. Wreſchner, 
Berlin, das folgende Schreiben an das Reichsjuſtizamt gerichtet: 


An das Reichsjuſtizamt. 

Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte iſt durch Reichsgeſetz 
vom 1. Juni 1909 u. a. dahin geändert, daß der Rechtsanwalt in 
den von dem Inkrafttreten des Geſetzes an anhängig werdenden 
Rechtsſachen für die Herſtellung des Schreibwerkes ſowie zum Erſatz 
der Poſtgebühren ſeiner Sendungen Pauſchſätze erhält. Neben den 
Pauſchſätzen ſtehen dem Rechtsanwalt nach § 76 Abſatz 6 a. a. O. 
Schreibgebühren in drei im Geſetz einzeln aufgeführten Fällen zu. 
Im Anſchluß hieran beſtimmt der § 76 Abſatz 7: 

Für die Höhe der im Abſatz 5 erwähnten Schreibgebühren 
ſind die Vorſchriften des § 80 des Gerichtskoſtengeſetzes 
maßgebend. 

Der in dieſer Vorſchrift zitierte Abſatz 5 regelt lediglich die 
Höhe des Pauſchſatzes eines als Verteidiger uſw. beſtellten Nechts⸗ 
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anwaltes und ſchließt deshalb eine Einzelvergütung nach $ 80 
des Gerichtskoſtengeſetzes aus. 

Der Wortlaut des Abſatzes 7 des 8 76 verfagt ſomit dem 
Rechtsanwalt grade in denjenigen drei Fällen, in welchen nach der 
Abſicht der geſetzgebenden Faktoren neben den Pauſchſätzen Schreib⸗ 
gebühren zugebilligt werden ſollten, den Anſpruch auf dieſe Schreib⸗ 
gebühren. Aus der Entſtehungsgeſchichte des § 76 Abſatz 7 geht 
hervor, daß der $ 80 des Gerichtskoſtengeſetzes die Höhe der im 
Abſatz 6 (nicht Abſatz 5) erwähnten Schreibgebühren regeln ſollte 
und wollte. Nach § 76 Abſatz 5 der Regierungsvorlage ſollten dem 
Rechtsanwalt für die auf beſonderes Verlangen gefertigten Abſchriften 
Schreibgebühren zuſtehen. Dieſe Schreibgebühren ſollten gemäß § 80 
des Gerichtskoſtengeſetzes zwanzig Pfennige für die Seite betragen. 
Die Reichstagskommiſſion iſt entſprechend einem Antrage der von ihr 
eingeſetzten Unterkommiſſion über die Regierungsvorlage hinaus⸗ 
gegangen und hat dem Rechtsanwalt noch in zwei weiteren Fällen 
(Ziffer 2 und 3 des Abſatzes 5 jetzt Ziffer 2 und 3 des Abſatzes 6) 
neben den Pauſchſätzen Schreibgebühren zugeſtanden. 

In Übereinſtimmung mit der Regierungsvorlage hat die Reichs⸗ 
tagskommiſſion für die Höhe dieſer, im Abſatz 5 (jetzt Abſatz 6) er⸗ 
wähnten Schreibgebühren den § 80 des Gerichtskoſtengeſetzes für 
maßgebend erklärt und hierdurch den Satz von 20 Pfennig für die 
Seite feſtgeſetzt. Bei der zweiten Beratung des Geſetzentwurfs im 
Reichstag hat der Abgeordnete Storz beantragt, dem § 76 einen 
neuen Abſatz 4 einzufügen. Zur Begründung hat der Antragſteller 
angeführt, es ſei, wie es bei Neuerungen leicht möglich ſei, die Aus⸗ 
einanderſetzung des Prozeßbevollmächtigten und deſſen Termins⸗ 
vertreter über den Anteil an den Pauſchſätzen überſehen worden. 
Der Bundesratskommiſſar hat erklärt, er habe gegen die Annahme 
des Antrages keine Bedenken geltend zu machen. Eine ſonſtige ſach⸗ 
liche Anderung der Regierungsvorlage und der Beſchlüſſe der Reichs: 
tagskommiſſion iſt von keiner Seite angeregt worden. Der Antrag 
Storz iſt bei der zweiten und dritten Beratung des Geſetzes an⸗ 
genommen worden. Man hat jedoch hierbei überſehen, daß der 
bisherige Abſatz 5 der Regierungsvorlage und der Kommiſſions⸗ 
beſchlüſſe durch die Einfügung des Abſatzes 4 (Antrag Storz) 
Abſatz 6 geworden war und daß infolgedeſſen der Abſatz 6 (jetzt 
Abſatz 7) geändert werden mußte. Erforderlich und ausreichend wäre, 
daß die Worte: 


Für die Höhe der im Abſatz 5 erwähnten 
erſetzt werden durch die Worte: 

Für die Höhe der im Abſatz 6 erwähnten N 
Würde ein bloßer Schreibfehler oder Druckfehler vorliegen, ſo 
könnte vielleicht angenommen werden, daß der Richter das Geſetz ſo 
anwenden darf, wie es nach dem Willen der geſetzgebenden Faktoren 
veröffentlicht werden ſollte. Die Statthaftigkeit einer ſolchen Text: 
kritik iſt von dem früheren Reichs⸗Oberhandelsgericht und dem Reichs⸗ 
gericht anerkannt worden. (Jur. Wochenſchr. für 1893 Seite 98 
unter 20). Ein Schreibfehler oder Druckfehler liegt jedoch an: 
ſcheinend nicht vor, vielmehr wohl nur ein Flüchtigkeitsſehler. Es 
erſcheint deshalb erforderlich, die durch den Sinn gebotene ſprachliche 
Anderung in der Form einer Berichtigung vorzunehmen, um das: 
jenige, was ſich vielleicht von ſelbſt verſtehen könnte, in zweifelsfreier 
Weiſe zum Ausdruck zu bringen. Die Zuläſſigkeit und Gültigkeit 
einer ſolchen im Reichsgeſetzblatt veröffentlichten Berichtigung iſt vom 
Reichsgericht in einem das Depotgeſetz betreffenden Falle nicht in 
Frage gezogen worden. (cf. Nr. 20 des Reichsgeſetzblatt für 1896 
und Reichsgericht Blatt 41 Seite 34). Es mag dahingeſtellt bleiben, 
in welcher Form die Richtigſtellung erfolgen kann oder muß. 
(cf. s. p. I. Staub Deutſche Juriſten⸗Zeitung für 1896 Seite 834). Eine 
Berichtigung erſcheint jedoch zur Vermeidung von Bedenken, die ſich 
aus der Wortfaſſung des Geſetzes ergeben müſſen, notwendig. 
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Ich bitte um geneigte Auskunft, ob das Reichsjuſtizamt meiner 
Anregung entſprechen und eine Berichtigung veranlaſſen wird oder 
aus welchen Gründen eine Richtigſtellung nicht für erforderlich 


erachtet wird. 
Ehrerbietigſt 


S. Wreſchner, Juſtizrat. 


Darauf iſt die folgende Antwort ergangen: 


Reichs⸗Juſtizamt. 


Nr. 5075. Berlin W. 9, den 25. Oktober 1909. 


Voßſtraße Nr. 4. 

Eurer Hochwohlgeboren beehre ich mich für die gefällige Mit⸗ 
teilung vom 20. d M. meinen verbindlichen Dank auszuſprechen. 
In Übereinſtimmung mit Ihren Ausführungen nehme auch ich an, 
daß es nur auf einem Verſehen beruht, wenn im Abſatz 7 des 8 76 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte in ſeiner jetzigen Faſſung 
auf Abſatz 5 ſtatt auf Abſatz 6 verwieſen wird. Von einer 
Berichtigung dieſes Verſehens auf dem Wege einer amtlichen Bekannt⸗ 
machung im Reichsgeſetzblatte wird indeſſen abgeſehen werden können. 
Eine ſolche iſt vom Rechtsſtandpunkt an ſich nicht geboten Denn 
als Geſetzesvorſchrift kommt nur in Betracht, was dem vom Geſetz⸗ 
geber gewollten Inhalt entſpricht, nicht was ſich aus dem augen⸗ 
ſcheinlich infolge eines Verſehens gebrauchten Ausdruck ergibt. Dem⸗ 
entſprechend iſt auch eine ausdrückliche Berichtigung derartiger Ver⸗ 
ſehen bisher keineswegs regelmäßig, ſondern nur in einzelnen Fällen 
erfolgt, in denen ſie aus beſonderen Gründen als wünſchenswert 
erſchien, insbeſondere weil die veröffentlichte Faſſung einen an ſich 
verſtändlichen, wenn auch nicht babſichtigten Sinn ergab (zu vergl. 
Lindemann, Berichtigung der in verkündeten Geſetzen enthaltenen 
Kedaktionsverſehen, im Archiv für öffentliches Recht Bd. 14 S. 145 ff.) 
Solche beſonderen Gründe ſind im vorliegenden Falle nicht vorhanden. 
Denn nicht nur die Entſtehungsgeſchichte des § 76, ſondern auch der 
Inhalt und Zuſammenhang der einzelnen Vorſchriften des Paragraphen 
laſſen keinen Zweifel darüber aufkommen, daß die Verweiſung des 
Abſatz 7 auf § 80 des Gerichtskoſtengeſetzes ſich nur auf die im 
vorhergehenden Abſatz 6 erwähnten Schreibgebühren bezieht. Es iſt 
deshalb zu erwarten, daß bei der Handhabung des Geſetzes Schwierig⸗ 
keiten ſich nicht ergeben, die Gerichte vielmehr im Streitfalle das 
Faſſungsverſehen ohne weiteres richtigſtellen werden. 


Der Staatsſekretär. 
Nieberding. 
An 
Herrn Juſtizrat S. Wreſchner 
Hochwohlgeboren 
hier. 


Dr. Adolph Feſter. 


Die Frankfurter Anwaltſchaſt hat den Tod eines ihrer bervor: 
ragenden Vertreter zu beklagen. Der ſtellvertretende Vorſitzende des 
Vorſtandes der Anwaltskammer und des Frankfurter Anwaltsvereins, 
Geh. Juſtizrat Dr. Adolph Feſter, iſt im Alter von 62 Jahren, 
nachdem er vor wenigen Tagen noch in ungeſchwächter Kraft ſeinen 
Beruf ausgeübt, einem plötzlich auftretenden tödlichen Leiden erlegen. 

Frankfurter von Geburt, hat er von der Vollendung ſeiner 
Studien ab in ſeiner Vaterſtadt dem Anwaltsberufe gelebt und hat 
ſich als Anwalt und in ausgebreiteter öffentlicher Wirkſamkeit An: 
erkennung und Anſehen in reichem Maße erworben. 

Ein Mann von klarem Verſtande und tiefem Gemüte, feinſinnig 
und von hoher allgemeiner Bildung, hat er ſeine ganze vornehme 
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Perſönlichkeit in ſeinem Berufe aufgehen laſſen und vermochte ſo, 
ſich dieſem ganz zu erſchließen. Er war ein Menſch von edler und 
vorurteilsloſer Geſinnung, von gerechter und doch milder Denkungsart, 
von unermüdlicher Tatkraft. Eine ſchon äußerlich achtunggebietende 
Erſcheinung, hat er mit feinen, gewinnenden Formen ein offenes, 
freundliches Weſen verbunden, das ihm die Hochachtung und die 
Freundſchaft der Kollegen gewann und ſicherte. Ihm war eine große 
Unterhaltungsgabe eigen und ein köſtlicher Humor. Er hatte aber 
vor allem auch eine ungewöhnlich feine Empfindung für die Würde 
des Standes, die er meiſterlich zu wahren wußte; er widmete ſich 
gern und von ganzem Herzen der Vertretung und Verfechtung aller 
Intereſſen des Anwaltsberufes. 

Als in Frankfurt vor mehreren Jahren die Idee der Errichtung 
einer Fachſchule für die Bureaubeamten auftauchte, war er es, der 
ſich dieſer neuen und eigenartigen Aufgabe mit Luſt und Liebe 
widmete; er hat die Schule bis zu feinem Tode geleitet, mit ſeltener 
Hingabe, und er verſtand es, für ihre Ziele zu begeiſtern. Der 
Danziger Anwaltstag hatte ihn in die Kommiſſion gewählt, der die 
Vorbereitung für Schaffung einer Ruhegehalts⸗ und Witwenkaſſe 
oblag; an ihren Beratungen hat er ſich rege und mit ganz beſonderer 
Freude beteiligt, und er hat das Zuſtandekommen der Kaſſe weſentlich 
gefördert. 

Für die Kollegen ſeiner Vaterſtadt bedeutet der Tod dieſes edlen 
Menſchen einen faſt unerſetzlichen Verluſt. Aber auch im Kreiſe der 
geſamten deutſchen Anwaltſchaft wird man ſeiner dankbar gedenken. 

Frankfurt a. M., den 1. November 1909. 

Dr. Ernſt Auerbach. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Ein Markthalleninſpektor, der die Stadtgemeinde nicht nur 
bei der Handhabung ihres Hausrechts in der Markthalle, 
ſondern auch bei der tatſächlichen Ausübung der Rechte vertrat, 
die ihr als der Betriebsinhaberin den verkaufenden und kaufenden 
Beſuchern der Markthalle gegenüber zuſtanden, wird in Entſch. 
Nr.! als verfaſſungsmäßig berufener Vertreter der Stadt⸗ 
gemeinde im Sinne des 8 31 BGB. angeſehen. 


In Entſch. Nr. 2 verlangt der Bordellkäufer Befreiung 
von der Reſtkaufgeldhypothek wegen Nichtigkeit des unſittlichen 
Kaufvertrags, weigert ſich aber, das unſittlicherweiſe erworbene 
Grundſtück herauszugeben $ 817. RG. läßt dieſem Verhalten 
gegenüber die exceptio doli durchgreifen. 

Die Frage der culpa in contrahendo ift Gegenftand der 
kurzen Entſch. Nr. 3. 

Die Anfechtung eines ee wegen Irrtums 
des Erwerbers erörtert Entſch. Nr. 4 einmal im Verhältniſſe 
zu der Vorſchrift über die Gewährleiſtung (vgl. IW. 655), 
dann aber auch unter Auslegung des $ 119 BGB. 

Wenn auch ein mit Verminderung des Wertes der Kaufſache 
verbundenes Ingebrauchnehmen oder Fortgebrauchen derſelben 
regelmäßig den Ausdruck des Willens enthalten wird, den 
Vertrag aufrechtzuerhalten, ſo rechtfertigen doch nach Entſch. 
Nr. 5 beſondere die Fortſetzung des Gebrauchs entſchuldigende 
Umſtände eine abweichende Beurteilung. 

Entſch. Nr. 16 führt aus, daß die Eintragung einer Hppotbel 
für die Firma eines Einzelkaufmanns in Sachſen mit Rückſicht 
auf das Sächſiſche Landesrecht — im Gegenſatz zu Preußen 
zuläſſig ſei. 

Das Beſtehen einer urteilmäßig erzwingbaren Verpflichtung 
des in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Ehemanns, ſeiner 
Frau Auskunft über die Verwaltung des Geſamtguts zu geben, 
wird in Entſch. Nr. 18 verneint. N 
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Vereins nachrichten. 


Auf dem außerordentlichen Anwaltstage in Leipzig am 

21. November 1909 ſind, nachdem ſämtliche Vorſtandsmitglieder 

ihre Amter niedergelegt hatten, in den Vorſtand gewählt 

worden: 
1. Dr. Hachenburg, Rechtsanwalt beim Landgericht zu 
Mannheim mit 440 Stimmen; 
2. Juſtizrat Heilberg, Rechtsanwalt beim Oberlandes⸗ 
gericht zu Breslau mit 436 Stimmen; 
3. Roſe, Rechtsanwalt beim Amtsgericht zu Har⸗ 
burg (Elbe) mit 436 Stimmen; 
4. Dr. Martin Drucker, Rechtsanwalt beim Land— 
gericht zu Leipzig, mit 435 Stimmen; 
Geheimer Juſtizrat Arthur Heiliger, Rechtsanwalt 
beim Oberlandesgericht zu Cöln, mit 431 Stimmen; 
6. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Rechtsanwalt beim 
Kammergericht zu Berlin, mit 429 Stimmen; 

7. Geheimer Juſtizrat Julius Haber, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht zu Leipzig, mit 406 Stimmen; 

8. Hans Soldan, Rechtsanwalt beim Landgericht zu 
Mainz, mit 378 Stimmen; 

9. Dr. Rudolf Lehmann, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, mit 373 Stimmen; 

10. Conrad Haußmann, Rechtsanwalt beim Ober— 

landesgericht zu Stuttgart, mit 355 Stimmen; 

11. Juſtizrat Max Jacobſohn, Rechtsanwalt bei den 

Landgerichten I, II und III zu Berlin, mit 283 Stimmen ö 

12. Dr. Geiershöfer, Rechtsanwalt beim Landgericht 

und Oberlandesgericht zu Nürnberg, mit 236 Stimmen. 


In der Vorſtandsſitzung vom 21. November 1909 wurde 

Herr Geheimer Juſtizrat Julius Haber in Leipzig 
zum Vorſitzenden; 

Herr Geheimer Juſtizrat Arthur Heiliger in Cöln 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden; 

Herr Rechtsanwalt Dr. Martin Drucker in Leipzig 
zum Schriftführer und Rechner; 

Herr Rechtsanwalt Dr. Rudolf Lehmann in Leipzig 
zum ſtellvertretenden Schriftführer und Rechner 

erwählt. 


ot 
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r K — 
Die Ausübung des Anſſichtsrechts ſeitens des 
Vorſtands der Anwaltskammer (§ 49 Nr. 1 RAD.). 
Von Juſtizrat Heilberg, Breslau. 


Der Vorſtand der Anwaltskammer hat die Aufſicht über 
die Erfüllung der den Mitgliedern der Kammer obliegenden 
Pflichten zu üben ($ 491 RAD.). 

Die ebenda dem Vorſtand übertragene Handhabung der 
ehrengerichtlichen Strafgewalt ſoll hier nicht erörtert werden; 
im ehrengerichtlichen Verfahren entſcheidet der Vorſtand als 
Ehrengericht (8 67). Er übt eine ihm delegierte ſtaatliche 
Gerichtsgewalt aus. 

Hier ſoll nur die Frage der Aufſicht behandelt werden. 

Zu dieſem Punkt beſtimmt § 10 der Geſchäftsordnung für 
den Vorſtand der Breslauer Anwaltskammer: 

„Die beiden Vorſitzenden, für welche in Behinderungs⸗ 
fällen der Schriftführer und deſſen Stellvertreter als 
Vertreter eintreten, entſcheiden: 

a) über Anträge von Anwälten oder Parteien auf 
Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens, 
welche ſie für nicht geeignet zur Behandlung im 
Plenum des Ehrengerichts erachten; 

b) über Anträge oder Beſchwerden, welche ſie nicht 
für geeignet zur Behandlung im Plenum des Vor⸗ 
ſtandes erachten.“ 

In der im Dezember 1908 abgehaltenen Generalverſammlung 
der Breslauer Anwaltskammer beantragten eine Anzahl von 
Mitgliedern der Kammer, dieſen § 10 aufzuheben und durch 
folgende Beſtimmung zu erſetzen: 

„Über Anträge von Anwälten oder Parteien auf Ein⸗ 

leitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens ſowie über 
Beſchwerden gegen ein Mitglied der Kammer entſcheidet 


der Vorſtand durch einen. gemäß 88 54, 55 RAD. zu⸗ 


ſtande gekommenen Beſchluß. 
Die Zurückweiſung von Beſchwerden kann auch durch 
Verfügung des Vorſitzenden angeordnet werden.“ 
Die SS 54, 55 beſtimmen im weſentlichen, daß Stimmen⸗ 
mehrheit entſcheidet, und daß ſchriftliche Abſtimmung zuläſſig iſt. 
Im Laufe der Beratung wurde der zweite Abſatz des 
Antrages zurückgezogen, die Entſcheidung über die Frage 
ſchließlich vertagt. 
89 
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Die durch den Antrag angeregte Frage ſcheint von 
Intereſſe für alle deutſchen Anwaltskammern. 


I. 


Über die Frage, welche Beſtimmungen die gegenwärtig 
geltenden Geſchäftsordnungen enthalten und wie die Aufſichts⸗ 
tätigkeit aus 8 491 RAD. tatſächlich gehandhabt wird, hat der 
Vorſtand der Anwaltskammer Breslau bei allen deutſchen 
Anwaltskammervorſtänden Umfrage gehalten und von den meiſten 
Vorſtänden Beſcheid erhalten. 

Danach iſt die Frage keineswegs einheitlich geregelt, die 
Geſchäftsordnungen geben nicht immer klaren Aufſchluß oder 
überhaupt Aufſchluß. Zuweilen wird die Beſtimmung der 
Geſchäftsordnung durch eine dauernde Praxis des Vorſtandes 
erſetzt. Das in der Breslauer Geſchäftsordnung zugelaſſene, 
durch den erwähnten Antrag bekämpfte Verfahren iſt aber in 
keiner anderen Geſchäftsordnung ausdrücklich als zuläſſig erklärt. 

Die bei weitem meiſten Vorſtände erfordern für den Aus⸗ 
ſpruch von Rügen oder Mißbilligungen gegen einen Kollegen 
einen Beſchluß des geſamten Vorſtandes, teils durch ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung der Geſchäftsordnung (Marienwerder, Naum⸗ 
burg, Nürnberg) teils in einer durch Beſchluß des Vorſtandes 
oder durch Übung eingeführten Praxis des Vorſtandes (ſo 
Berlin, Braunſchweig, Caſſel, Celle, Cöln, Darmſtadt, Dresden, 
Düſſeldorf, Frankfurt a. M., Hamm, Hamburg, Jena, Karls⸗ 
ruhe, Kiel, Leipzig Reichsgericht, Oldenburg, Poſen, Roſtock, 
Stettin !), Stuttgart, Zweibrücken). | 

Viel bunter ift das Bild, wenn man prüft, in welchen 
Fällen der Aufſicht ($ 495) ein Beſchluß des Geſamtvorſtandes 
nicht erforderlich iſt, ſowohl nach der ſubjektiven wie nach der 
objektiven Seite. 

Ein Kollegialbeſchluß iſt nicht erforderlich: 

im Falle der Unzuſtändigkeit des Vorſtandes (Caſſel, 
Dresden, Naumburg), 

in allen oder mindeſtens in einzelnen Fällen der ab⸗ 
lehnenden Beſcheide (Berlin, Celle, Dresden, Frankfurt, 
Marienwerder, Naumburg, Stuttgart), 

bei einfachen, ſofort überſehbaren Sachen (Caſſel, Düſſel⸗ 
dorf, Dresden, Frankfurt, Hamm, Nürnberg). 

Für dieſe Fälle iſt die Befugnis des Vorſtandes übertragen: 
bald dem Vorſitzenden allein (Caſſel, Marienwerder), 
bald dem Vorſitzenden und ſeinem Stellvertreter (Celle), 
bald dem Vorſitzenden und einem oder zwei Bericht⸗ 

erſtattern (Caſſel, Poſen). 

Zuweilen wird die Mitteilung derartiger Beſcheide einzelner 
Mitglieder an das geſamte Kollegium gefordert (Celle, Frankfurt, 


) Nach 8 9 der Stettiner Geſchäftsordnung ſteht dem Vor⸗ 
figenden des Vorſtands das Recht zu, „für Erledigung eines zur 
Geſchäftsführung des Vorſtandes gehörigen Geſchäftes (§ 49 RAD.) 
aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder einen Kommiſſarius zu er⸗ 
nennen, welcher das Geſchäft zu vollziehen und ſofort nach Vollziehung 
des Geſchäftes dem Vorſtand Bericht zu erſtatten hat.“ Die Wort⸗ 
faſſung kann zu der Annahme führen, daß auch Rügen und Miß⸗ 
billigungen in dieſer Weiſe erledigt werden können. Nach Mitteilung 
des Vorſtandes in Stettin iſt aber die Praxis eine andere, der Aus: 
ſpruch von Rügen und Mißbilligungen erfolgt nur durch Beſchluß 
des Geſamtvorſtandes. 


N 21. 1909. 


Marienwerder, Nürnberg); bei anderen Kammern iſt gegen den 
Beſchluß der einzelnen Mitglieder die Anrufung des Geſamt⸗ 
vorſtandes zuläſſig. (Cöln, Düſſeldorf, Hamm, Naumburg). 


II. 


Wie verhalten ſich nun die Geſchäftsordnungen und ihre 
Handhabung in der Praxis zum Geſetz, der Rechtsanwaltsordnung, 
die doch die Grundlage der Geſchäftsordnung iſt? 

1. Die Anwaltskammern find juriſtiſche Perſonen des 
öffentlichen Rechts. Ihr Vorſtand iſt ihr geſetzlicher Vertreter 
in bezug auf die Vermögensverwaltung, er iſt aber außerdem 
eine Behörde, der öffentlich⸗rechtliche Funktionen, darunter das 
Recht der Aufſicht über die Erfüllung der den Mitgliedern der 
Kammer obliegenden Pflichten, übertragen ſind. 

Wenn 8 49 Abſ. 2 ausdrücklich erklärt, daß der Vorſtand 
die im § 49 Abſ. 1 Nr. 2 und 3 bezeichneten Geſchäfte, das heißt 
die Vermittlung von Streitigkeiten unter den Mitgliedern der 
Kammer und die Vermittlung von Streitigkeiten aus dem Auf⸗ 
tragsverhältnis zwiſchen einem Mitglied der Kammer und dem 
Auftraggeber, einzelnen ſeiner Mitglieder übertragen kann, ſo 
würde daraus allein noch nicht folgen, daß er nicht auch in 
anderen Fällen die Erfüllung eines Teils ſeiner Funktionen 
einzelnen Mitgliedern übertragen könnte. Das argumentum 
e contrario wäre hier wie in manchen anderen Fällen ſeiner 
Anwendung nicht zwingend. Beiſpielsweiſe iſt die Verwaltung 
des Vermögens der Kammer zwar durch § 49 Abſ. 1 Nr. 5 dem 
Vorſtand übertragen und ſicherlich wird die Verantwortung 
für dieſe Verwaltung dem geſamten Vorſtand obliegen. Trotz⸗ 
dem wird aber auch über den Rahmen des 8 57 Abf. 2 

(„die Kaſſengeſchäfte liegen dem Schriftführer ob, er iſt 
zur Empfangnahme von Geldern berechtigt und vertritt 
die Kammer in Prozeſſen“) 
die ſachliche Erledigung der Vermögensverwaltungsgeſchäfte 
ſchließlich doch meiſt nur durch einzelne Vorſtandsmitglieder 
herbeizuführen ſein. 

Aber — und dies iſt entſcheidend — im öffentlichen Recht, 
nicht bloß auf dem Gebiet der Rechtſprechung gilt der allgemeine 
Satz, daß eine Behörde nur im Falle ausdrücklicher geſetzlicher 
Ermächtigung ihre Funktionen einem anderen übertragen kann. 
Sowenig ein Beamter für ſeine amtlichen Funktionen ſich einen 
Stellvertreter beſtellen kann, ſowenig kann ein behördliches 
Kollegium, das als Kollegium mit öffentlich rechtlichen 
Funktionen betraut iſt, dieſe Funktionen oder einen Teil der⸗ 
ſelben einem anderen oder einem Teil oder einem Mitglied des 
Kollegii übertragen. Denn ein oder mehrere Mitglieder des 
Kollegii ſind eben nicht das Kollegium ſelbſt. 

Von dieſen allgemein geltenden Sätzen macht die Rechts⸗ 
anwaltsordnung da, wo ſie dem Vorſtand öffentlich⸗ rechtliche 
Funktionen überträgt, nur einzelne Ausnahmen für den Fall 
des § 49 Abſ. 1 Nr. 2 und 3. Wo keine Ausnahmen 
gemacht ſind, bewendet es bei der allgemeinen Regel, das 
heißt: Nur das Kollegium als ganzes iſt im Fall des 9 49 
zuſtändig. 

2. Daraus ergibt ſich zunächſt die Unzuläſſigkeit der oben 
aufgeführten Beſtimmung des 8 10 der Breslauer Geſchäfts⸗ 
ordnung, wonach die beiden Vorſitzenden oder als deren Ver⸗ 
treter die Schriftführer über Anträge oder Beſchwerden ent⸗ 
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ſcheiden, welche ſie nicht für geeignet zur Behandlung im Plenum 
des Vorſtandes erachten. 

Nicht minder folgt aber daraus, daß von dem in der 
Breslauer Generalverſammlung geſtellten Antrag der letzte Abſatz, 
wonach die Zurückweiſung von Beſchwerden auch durch Ver⸗ 
fügung des Vorſitzenden angeordnet werden kann, eine ebenfalls 
unzuläſſige Beſtimmung einführen würde. Dies wurde auch in 
der Breslauer Generalverſammlung erkannt und anerkannt und 
deshalb dieſer letzte Teil des Antrages zurückgezogen. 

Unzuläſſig dürften hiernach auch alle diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen verſchiedener Geſchäftsordnungen ſein, welche die 
Befugnis zur Erteilung ablehnender Beſcheide oder zur Ent⸗ 
ſcheidung in „einfachen, ſofort überſehbaren Sachen“ einzelnen 
Mitgliedern des Vorſtandes an Stelle des geſamten Kollegii 
gewähren.?) 

Zweierlei iſt aber dabei noch hervorzuheben: 

a) Die Breslauer Geſchäftsordnung gewährt einzelnen 
Mitgliedern des Vorſtandes die Befugnis, über Anträge auf 
Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens zu entſcheiden, 
welche ſie für nicht geeignet zur Behandlung im Plenum des 
Ehrengerichts erachten. 

Sicherlich kann dies nicht bedeuten, daß Entſcheidungen, 
welche dem Ehrengerichte zuſtehen, von einzelnen Vorſtands⸗ 
mitgliedern getroffen werden ſollen. Denn im ehrengerichtlichen 
Verfahren entſcheidet der Vorſtand als Ehrengericht in der 
Beſetzung von 5 Mitgliedern. Soll die Beſtimmung beſagen, 
daß Anträge auf Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens 
von einzelnen Mitgliedern abgelehnt werden können, ſo würde 
die Unzuläſſigkeit einer derartigen Anordnung aus den obigen 
Anführungen folgen. Soll aber die Beſtimmung lediglich 
beſagen, daß auf Antrag von Anwälten oder Parteien auf 
Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens auch einzelne 
Mitglieder des Vorſtandes eine entſprechende Anregung an den 
Oberſtaatsanwalt weitergeben können, ſo iſt dieſe Beſtimmung 
einerſeits gültig, andererſeits ſelbſtverſtändlich; denn quivis ex 
populo, alſo auch jedes einzelne Mitglied des Vorſtandes wie 
der Anwaltskammer iſt berechtigt, eine derartige Anregung dem 
Oberſtaatsanwalt zu unterbreiten. 

b) Nach $ 57 RAD. hat der Vorſitzende den geſchäftlichen 
Verkehr der Kammer und des Vorſtandes zu vermitteln. 

Daraus kann man ohne Zwang die Berechtigung der⸗ 
jenigen Beſtimmungen mehrerer Geſchäftsordnungen herleiten, 
welche dem Vorſitzenden des Vorſtandes das Recht erteilen, bei 
offenbarer Unzuſtändigkeit des Vorſtandes, in gewiſſem Umfang 


auch bei offenbar unzuläſſigen oder unbegründeten Anträgen 


allein die Entſcheidung zu treffen, ohne den Beſchluß des 
geſamten Vorſtandes einzuholen. 

Beiſpielsweiſe wird man es ſelbſt bei ſtrengſter Auslegung 
des Geſetzes unbedenklich finden, wenn der Vorſitzende allein 
einen Antrag zurückweiſt, der etwa dahingeht, dem Antrag⸗ 
ſteller einen Armenanwalt zuzuordnen, den oder jenen Anwalt 


2) Friedländer, 8 49 Nr. 36 RAD. ſcheint abweichender 
Meinung zu ſein, weil lediglich die Anregung einer von Amts 
wegen zu betreibenden Tätigkeit in Frage ſtehe. Aber dies ſcheint 
nicht ſchlüſſig; ob von Amts wegen einzuſchreiten iſt, darüber hat 
doch eben das Kollegium zu entſcheiden. 
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zur Übernahme eines neuen Mandats zu zwingen, einen Prozeß 
zu entſcheiden, Erſatz für einen verlorenen Prozeß aus der 
Kaſſe der Anwaltskammer zu leiſten uſw. 

Die Grenze zwiſchen derartigen, lediglich der rein geſchäft⸗ 
lichen Zurückweiſung unterliegenden Anträgen und den ſachlich 
zu prüfenden Beſchwerden mag nicht immer leicht zu ziehen, 
die Sache nicht immer ſo einfach ſein, wie in den hier ge⸗ 
wählten Beiſpielen. Dies ändert aber nichts an der grund⸗ 
ſätzlichen Berechtigung der Befugnis des Vorſizenden, derartige 
geſchäftliche Entſcheidungen allein zu treffen. 

3. Für die praktiſche Handhabung der in der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung vorgeſehenen Auſfſichtstätigkeit iſt das Ergebnis nicht 
ſehr erfreulich. Aber an den Grundlagen unſerer Rechtsanwalts⸗ 
ordnung, der freien Advokatur und der Wahrnehmung der 
Aufſichtstätigkeit ſowie der ehrengerichtlichen Tätigkeit durch 
ſelbſtgewählte Organe wird die deutſche Rechtsanwaltſchaft er⸗ 
freulicherweiſe nicht rütteln wollen. 

Gerade im Intereſſe der Aufrechterhaltung dieſer Grund⸗ 
lagen liegt es, daß der Vorſtand nicht bloß unbegründete 
Beſchwerden und Anträge gegen Anwälte zurückweiſt, ſondern 
auch in den glücklicherweiſe verhältnismäßig ſeltenen Fällen, in 
denen Grund zu Beſchwerden gegeben iſt, dies offen und energiſch 
anerkennt und ausſpricht. Mögen auch die vorkommenden 
Verſtöße faſt ausnahmslos lediglich auf Unachtſamkeit, Ungeſchick 
oder mangelnder Erfahrung beruhen, ſo ſtärkt doch gerade die 
offene rückhaltloſe Rüge derartiger vereinzelter Verſtöße den 
Schatz des Vertrauens, das die deutſche Anwaltſchaft bei der 
Bevölkerung, welche ſie mit Stolz ihre Klientel nennt, be⸗ 
anſprucht und verdient. Wir Anwälte wollen und verlangen, 
daß das Publikum an die Integrität, die Zuverläſſigkeit, 
Gewiſſenhaftigkeit und Sachkunde des deutſchen Anwaltſtandes 
glaubt; eine Stütze dieſes Glaubens iſt, daß die Anwaltſchaft 
ſelbſt durch ihre ſelbſtgewählten Organe dem Publikum den 
Schutz nicht verſagt, wenn dasſelbe durch einen vereinzelten 
Mißgriff eines Anwalts geſchädigt oder verletzt wird. Das 
Eingreifen des Aufſichtsorgans dient dann, mag es dem einzelnen 
betroffenen Anwalt auch unangenehm ſein, doch der geſamten 
Anwaltſchaft ebenſo wie dem Recht ſuchenden Publikum. 

Aus dieſem Grunde verdienen an ſich alle Beſchwerden 
und Anträge, mögen ſie ſchließlich auch unbegründet befunden 
werden, die gleiche ſorgfältige Prüfung; ob ſie unbegründet 
ſind, ergibt ſich doch erſt am Ende der Prüfung. 

Soll nun die Prüfung durch den Vorſtand (alſo 9 bis 
15 Mitglieder, 8 42 RAD.) erfolgen, fo bedeutet dies einen 
Aufwand an Zeit und Kraft, der um ſo größer iſt, je größer 
der Bezirk, je lebhafter unſer Rechtsleben ſich entwickelt, je 
größer die Zahl der Anwälte, je mehr auch dank dem allgemeinen 
Wachstum der Kritik in unſerem öffentlichen Leben, berufene 
und unberufene Kritiker die Tätigkeit der Anwälte unter di 
Lupe nehmen. 

Die Einholung der Meinung bei einzelnen Vorſtande⸗ 
mitglieder auf dem Wege der ſchriftlichen Abſtimmung (Kurrende) 
bedeutet nicht bloß eine ſehr erhebliche Verzögerung, ſetzt nicht 
nur Akten und Schriftſtücke, die manchmal recht wertvoll ſind, 
der Gefahr des Verluſtes aus, ſondern vernichtet auch vor allen 
Dingen zum nicht geringen Teil die Bedeutung und den Wert 
der kollegialen Behandlung und Beratung. Im Kollegium kann 
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mancherlei geſagt, geprüft und abgewogen werden, was bei 
ſchriftlicher Abſtimmung unter den Tiſch fällt. 

Auf der anderen Seite iſt es im Intereſſe des Publikums 
wie beſonders der Anwälte dringend erwünſcht, daß die Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes ſich aus den verſchiedenen Teilen des 
Kammerbezirks rekrutieren. Freilich erfordert das Intereſſe der 
ordnungsmäßigen Erledigung auch eiliger, beſonders ehren⸗ 
gerichtlicher Sachen, daß die Zahl der am Sitz der Anwalts⸗ 
kammer wohnhaften und deshalb jederzeit leicht zugänglichen 
Mitglieder nicht gar zu klein iſt; dem trägt auch bei wohl 
allen deutſchen Anwaltskammern teils eine ausdrückliche Be: 
ſtimmung der Geſchäftsordnung, teils die Abung bei den Wahlen 
Rechnung. Davon abgeſehen aber liegt es gerade bei den 
größten Bezirken, innerhalb deren die perſönlichen und ſachlichen 
Verhältniſſe am meiſten mannigfaltig ſind, am meiſten im 
Intereſſe der Sache wie der Anwälte, daß alle Teile des 
Kammerbezirkes im Vorſtande vertreten ſind. 

Dann aber ſtellt die Einberufung des Vorſtandes zu gar 
zu häufigen Sitzungen an die Zeit und Arbeitskraft der 
Vorſtandsmitglieder nicht geringe Anforderungen. Häufig müßten 
die Sitzungen ſein; nicht nur im Intereſſe des Publikums, 
ſondern vor allem im Intereſſe des von einer Beſchwerde „be⸗ 
troffenen“ Anwalts liegt die ſchnelle Entſcheidung. Der Anwalt 
will von dem Drucke der glücklicherweiſe meiſt unbegründeten 
Beſchwerde möglichſt bald befreit ſein. 

Nun hat beiſpielsweiſe der Breslauer Bezirk in den letzten 
Jahren durchſchnittlich jährlich 200 bis 250 Beſchwerden zu 
erledigen, eine Zahl, deren Nennung die Kollegen wie das 
Publikum gewöhnlich außerordentlich überraſcht. In manchen 
Bezirken (Berlin, Dresden, Cöln) iſt die Zahl ſicher noch 
größer’). Rechnet man auf die kollegiale Behandlung einer 
Beſchwerde nicht mehr als eine halbe Stunde — und ſelbſt 
bei der beſten Vorbereitung durch den Berichterſtatter iſt dieſer 
Durchſchnitt an Zeitaufwand ſicher nicht zu groß — ſo 
bedeutet dies einen Zeitraum von 100 bis 125 Stunden, alſo 
bei einer Dauer der Sitzungen von 5 bis 6 Stunden jährlich 
20 bis 25 Sitzungen lediglich für die Erledigung der 
Beſchwerden. Die übrigen im Kollegium des Vorſtandes zu 
erledigenden Geſchäfte ſind dabei noch nicht berückſichtigt. 

Eine derartige Belaſtung, zumal für die auswärtigen 
Mitglieder des Vorſtands, kann nicht lediglich mit den Worten 
abgetan werden, daß ſich ſtets Anwälte finden würden und 
müßten, die im Intereſſe der Anwaltſchaft, ihrer Kollegen und 
der Rechtspflege die Laſt auf ſich nehmen. Der Anwaltſchaft 
ſelbſt muß daran liegen, ein Verfahren anzuwenden, das nicht 
nur in kleinen, ſondern auch in größeren Bezirken ſachliche und 
gründliche Erledigung mit den Bedürfniſſen der Praxis verſöhnt, 
das uns von der Gefahr befreit, auf dieſen oder jenen vielleicht 
für die Geſchäfte des Vorſtandes beſonders ſchätzenswerten 
gewiſſenhaften Kollegen deshalb verzichten zu müſſen, weil er 
die durch die Vorſtandsſitzungen bedingte häufige und lange 
Abweſenheit von ſeinem Wohnſitz nicht verantworten zu können 
glaubt. 


) Vgl. z. B. die Überſicht über den Jahresbericht der Vorſtände 
der Anwaltskammern vom Januar 1908, Beil. zu Nr. 5 der JW. 
S. 6, bzw. Januar 1909 S. 6. 
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III. 

Aus dieſen Erwägungen heraus empfiehlt ſich eine 
Regelung dahin, daß zwar Rügen und Mißbilligungen gegen 
einen Rechtsanwalt ſtets nur durch einen Beſchluß des Geſamt⸗ 
vorſtandes ausgeſprochen werden können, daß abgeſehen davon, 
alſo wo es ſich um Abweiſung der Beſchwerde oder anderweite 
Erledigung handelt, der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter 
gemeinſam oder unter Zuziehung eines anderen von dem Vor⸗ 
ſitzenden beſtimmten Mitglieds des Vorſtandes die Befugnis 
ſelbſtändiger Entſcheidung erhalten, daß aber gegen dieſe letztere 
Entſcheidung innerhalb beſtimmter Friſten die Anrufung der 
Entſcheidung des geſamten Kollegii zugelaſſen wird. 

Die Zweckmäßigkeit eines ſolchen Verfahrens, das beiſpiels⸗ 
weiſe in Berlin auch ſeit Jahren infolge der dortigen Häufung 
der Geſchäfte eingeführt iſt, folgt aus den vorangegangenen 
Ausführungen. Die Beſtimmung, daß Rügen und Miß⸗ 
billigungen gegen einen Anwalt einen Kollegialbeſchluß voraus⸗ 
ſetzen, daß alſo bei ihnen ein der Berufung an das Kollegium 
unterliegender Vorbeſcheid ſeitens einzelner Vorſtandsmitglieder 
ausgeſchloſſen iſt, erledigt auch das Bedenken, daß von einer 
einmal erteilten Rüge, auch wenn ſie ſpäter aufgehoben wird, 
und auch wenn ſie dem Beſchwerdeführer noch nicht mitgeteilt 
iſt, aliquid haeret. | 

Zu prüfen bleibt aber noch die Geſetzmäßigkeit des vor: 
geſchlagenen Verfahrens, welches dazu führt, daß in der Tat 
abweiſende Beſcheide auf Beſchwerden am Ende der Dinge 
nicht vom Kollegium, ſondern von einem oder mehreren einzelnen 
Mitgliedern des Vorſtandes erteilt werden. 

Nur im erſten Augenblick ſcheint das Verfahren mit den 
oben zu II 1 ausgeſprochenen Grundſätzen im Widerſpruch zu 
ſtehen; tatſächlich kann es in einer mit denſelben durchaus 
vereinbaren Form eingeführt und durchgeführt werden. 

Denn der Vorſtand kann allerdings die ihm übertragenen 
Aufſichtsfunktionen nicht im Wege der Geſchäftsordnung auf 
einzelne ſeiner Mitglieder übertragen; aber dies ſoll nicht ge⸗ 
ſchehen und geſchieht auch bei Anwendung des vorgeſchlagenen 
Verfahrens nicht. Wenn dem Beſchwerdeführer A. mitgeteilt 
wird, feine Beſchwerde gegen Rechtsanwalt X. ſei noch nicht 
von dem Vorſtand der Anwaltskammer, an den er ſich gewendet 
hat, ſondern zunächſt nur von einem oder zwei mit der Vor⸗ 
prüfung beauftragten Mitgliedern des Vorſtandes geprüft und 
unbegründet befunden worden, es ſtehe ihm aber frei, innerhalb 
zweier Wochen die Entſcheidung des geſamten Vorſtandes 
nachzuſuchen, ſo iſt die Bedeutung dieſer Mitteilung die 
folgende: 

Der Beſchwerdeführer wird vor die Wahl geſtellt, ſich mit 
der ihm mitgeteilten Außerung eines an ſich nicht zuſtändigen 
Organs zu begnügen oder nicht. Beſcheidet er ſich, ſo verzichtet 
er eben auf die Entſcheidung des Geſamtvorſtandes und dieſer 
Verzicht ſteht ihm frei; beſcheidet er ſich nicht, ſo tritt das 
geſetzliche Organ, der geſamte Vorſtand, in Funktion. 

Daraus ergibt ſich weiter, daß die dem Beſchwerdeführer 
geſtellte Friſt keine präkluſive iſt, er kann auch nach Ablauf der 
Friſt die Entſcheidung des Vorſtandes fordern. Dies iſt aber 
in jedem Fall zuläſſig. Kein Geſetz hindert den Beſchwerde⸗ 
führer, auch wenn er vom Geſamtvorſtand abgewieſen iſt, immer 
wieder mit ſeiner Beſchwerde zu kommen. Tatſächlich gibt es 
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ja auch Beſchwerdeführer, die monatelang die Vorſtände der 
Anwaltskammern mit ihren Beſchwerden überſchütten. 

Die Setzung der Friſt hat alſo im weſentlichen nur die 
Bedeutung, dem Beſchwerdeführer eine Beſchleunigung ſeiner 
Remonſtration nahezulegen; zweckmäßigerweiſe wird auf der 
anderen Seite die getroffene Entſcheidung nicht vor Ablauf der 
Friſt dem Anwalt, gegen den ſich die Beſchwerde richtet, mit⸗ 
zuteilen ſein. 

Unbedingtes Gebot bei Anwendung des vorgeſchlagenen 
Verfahrens iſt aber allerdings, daß dem Beſchwerdeführer über 
das Verfahren volle Klarheit zuteil werde, daß er alſo vor 
der Meinung bewahrt werde, er erhalte einen Beſcheid des 
Geſamtvorſtandes oder die ihm geſetzte Friſt ſei eine präkluſive. 
Der ihm zu erteilende Beſcheid wäre alſo etwa ſo zu formulieren: 

„Ihre Beſchwerde vom ... gegen Rechtsanwalt X. 
haben die unterzeichneten beiden Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes der Anwaltskammer (oder der Vorſitzende und 
deſſen Stellvertreter) einer Vorprüfung unterzogen. Wir 
halten die Beſchwerde für unbegründet aus folgenden 
Gründen uſw. . 

Es ſteht Ihnen frei zu verlangen, daß Ihre Be: 
ſchwerde auch noch durch das geſamte Kollegium des 
Vorſtandes der Anwaltskammer geprüft werde. Wünſchen 
Sie dies, ſo erſuchen wir, es dem Vorſtand der Anwalts⸗ 
kammer mitzuteilen. Wir werden annehmen, daß Sie 
ſich mit dieſem Vorbeſcheide begnügen und auf eine 
Prüfung der Beſchwerde durch den Vorſtand der Anwalts 
kammer verzichten, wenn Sie nicht binnen zwei Wochen 
anderweite Nachricht geben.“ 

Dieſe Ordnung der Geſchäfte dürfte auch in größeren Be— 
zirken zweckmäßig und durchführbar ſein; ſie wird ſich aber 
auch geſetzlich nicht beanſtanden laſſen. 


Die Zunahme der Prozeſſe. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


Der bekannte Artikel des Oberlandesgerichtsrats Otto in 
dem „Tag“, welcher die ungeheuerliche Zunahme der Prozeſſe 
auf die Überfüllung des Anwaltsſtandes und die freie Advokatur 
zurückführte, hat gebührende Abwehr in Dresden ſelbſt und 
durch Neumann in der vorigen Nummer erfahren. Insbeſondere 
iſt die Unkenntnis deſſen, was der Anwalt ſelbſt für erlaubt 
hält, auf das ſchärfſte gerügt worden. Es bedarf auch eines 
Beweiſes der objektiven Unwahrheit jener Behauptung für den 
Praktiker nicht, denn die wirklichen Gründe der Vermehrung 
ſind nicht nur den Anwälten ſondern auch den erprobten 
Richtern bekannt, und ich habe oft ungezwungen mit ſolchen 
über die Zunahme der Prozeſſe ſeit 1900 geſprochen, die die 
Gründe beſſer als Herr Otto kennen. 

Verwunderlich iſt nur, daß ein höherer Richter, der ſeiner 
vielleicht aus irgendwelchen einzelnen Daten gewonnenen Hypo⸗ 
theſe eine derartige allgemeine Tragweite gibt, jegliche Erkenntnis⸗ 
quellen zu benutzen unterlaſſen hat. Wenn ein Anwalt ſo be⸗ 
weisloſe Verdächtigungen gegen den Richterſtand erheben wollte, 
ſtünde er ſchon längſt mit Recht vor dem Ehrengericht, deſſen 
Rechtſprechung Herrn Otto fremd zu ſein ſcheint. 
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Damit nicht andere dieſem Fehler folgen, wie es bei der 
merkwürdigen Verſchärfung der Gegenſätze zu fürchten iſt, er⸗ 
ſcheint es lehrreich, einmal ſachlich die poſitiven Faktoren zu 
prüfen, um ſo mehr als die Entlaſtung des Reichsgerichts auf der 
Tagesordnung ſteht. 

I. Die Praxis weiſt als Gründe der erſt ſeit 1900 ein⸗ 
getretenen verhältnismäßig größeren Zunahme der Zivilprozeſſe 
verſchiedene Momente auf. 

Die Haupturſache iſt das BGB., das in doppelter Weiſe 
die Ziffern beeinflußt. 

A. Es mußten viele neue Rechtsfragen gelöſt und Zweifel 
geklärt werden, die der Geſetzgeber bewußt der Praxis überließ. 
Wer die Judikatur der Oberlandesgerichte und des Reichsgerichts 
ſorgſam verfolgt hat, ja, wer nur das Jahrbuch des deutſchen 
Rechts aufſchlägt, der findet Hunderte von divergierenden und 
entſcheidenden Urteilen. Ich nenne nur als reichhaltige Quellen 
die SS 164, 254, 823, 826, 831, 833, 1568. Ich erinnere 
nur an die neuen Pflichten des Hausbeſitzers, des Gaſtwirts, 
die Streupflicht, die Eigentümerhypothek, die Streitfragen des 
Übergangsrechts und andere. Sollte dieſe Flut einem Oberlandes⸗ 
gerichtsrat unbekannt geblieben ſein? 

B. Dann aber hat das BGB. gerade die Rechtsmittel⸗ 
einlegung mit Naturnotwendigkeit dadurch vermehrt, daß es in 
weiteſtem Umfange dem Ermeſſen des Richters Spielraum gab. 
Da der Anwalt oft nicht mit Sicherheit beſtimmen kann, wie 
das Ermeſſen der an der Entſcheidung ſchließlich mitwirkenden 
Richter ausfällt, da die Partei ſich ſolchem Ermeſſen weit 
ſchwerer beugt als dem Paragraphenſchwert, beeinflußt die Un⸗ 
ſicherheit der Vorprüfung die Zahl der Prozeßverſuche. Für 
dieſen Satz gibt den ziffermäßigen Beweis das Syringſche 
Gutachten für den Karlsruher Juriſtentag mit ſeinen Tabellen. 

Während von 1899 bis 1907 die Geſamtziffer der Urteile 
des Reichsgerichts um zirka 25 Prozent ſtieg, erhöhten ſich allein 
die Entſcheidungen über Schadenserſatz, Haftpflicht, Verſicherungs⸗ 
ſtreit auf das Dreifache, alſo um 200 Prozent. Das Plus 
in ſolchen Streitigkeiten macht allein über ) der ganzen Mehr⸗ 
belaſtung des Reichsgerichts aus, ohne daß der Prozentſatz der 
zurückgewieſenen Reviſionen ſtieg, und dabei handelt es ſich hier 
um Prozeſſe, bei denen tatſächliche Feſtſtellung die Hauptrolle 
ſpielt. In den unteren Inſtanzen kann alſo das Verhältnis 
wohl nicht viel geringer geweſen ſein. Daß in ſolchen Fällen 
oft Armenrechtsklienten und Verſicherungsgeſellſchaften, welche 
aus prinzipiellen Gründen die Entſcheidung des Reichsgerichts 
haben wollen, Parteien ſind, mag vielleicht auch mitgewirkt 
haben, hauptſächlich aber die Steigerung des Verkehrs und 
ſeiner Gefahren. Sollte das in Dresden anders ſein? 

Wer das Geſetz ſchuf, muß ſolche Folgen vorher ſehen. 

Ebenſo wird man leicht prophezeien können, daß die neue 
Generalklauſel des Wettbewerbgeſetzes auf deſſen Gebiet eine 
Steigerung herbeiführen muß, ohne die Anwälte als Erreger 
bezeichnen zu dürfen. 

Als zweites Moment kommt die Steigerung der Handels⸗ 
beziehungen in Betracht, welche die Ziffer der Handelsprozeſſe 
und der Verſäumnisurteile weit über die ſonſtige Vermehrung 
erhöhen mußte. 

Als drittes Moment veranſchlage ich die Steigerung 
der Armenrechtsbewilligungen, die meiner Erfahrung nach 
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ſich erheblich höher ſtellt als die Durchſchnittsſteigerung der 
Prozeſſe. 

Schließlich iſt auch von gewiſſer geringerer Bedeutung der 
Druck auf ſchnellere Abwickelung der Prozeſſe. Er führt dazu, 
daß Anwälte und Richter bei der Haſtarbeit in erſter Inſtanz 
mitunter das Material nicht erſchöpfen können und dadurch die 
zweite Inſtanz notwendig machen. 


21. 1909. 
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In dieſer Auffaſſung glaube ich mit den Richtern, die dem 
Leben naheſtehen, zu harmonieren, die Veränderungen in der 
Arbeitsverteilung der Oberlandesgerichtsſenate beweiſen das 
gleiche. 

Die nachſtehende Tabelle, entworfen auf Grundlage der 
amtlichen Juſtizſtatiſtik Preußens, ſcheint mir dies fo weit feſt— 
zuſtellen, wie überhaupt Ziffern beweiſen können. 


1882— 1899 1899-1906 1882—1906 
Steigerung Jahres⸗ Steigerung Jahr | 
; a A es⸗ Jahres⸗ 
in Prozenten durchſchnitt in Prozenten dur 1 chnitt 5 0 chnitt 


des Beſtandes 


Erwägt man, daß das Verhältnis der Urteile über— 
haupt zur Anzahl der Prozeßnummern von 1882 bis 1899 
gefallen, von 1899 bis 1906 geſtiegen, daß das Verhältnis der 
kontradiktoriſchen Urteile zu den Verſäumnisurteilen in der erſten 
Periode gefallen, in der zweiten geſtiegen iſt, daß die erſtinſtanz— 
lichen Prozeſſe ungefähr in Höhe von , vor den Handels: 
kammern in Höhe von ½, die Urkundenprozeſſe in Höhe von 
Yo Verſäumnisurteile ergeben, daß die Abnahme der kontra— 
diktoriſchen Urteile vom Amtsgericht von 1882 bis 1899 ſich 
durch die Abwanderung an Sondergerichte erklären wird, ſo 
kommt man zu folgenden Sätzen: 

1. Die Annahme, daß mit der Einführung der freien 
Advokatur eine unverhältnismäßige Steigerung der Prozeſſe 
eingeſetzt hat, iſt falſch. Die Steigerung der eigentlichen Rechts— 
ſtreitigkeiten iſt bis 1899 eine verhältnismäßig recht geringe. 
Erheblich iſt nur die Steigerung der Verſäumnisurteile, der 
Wechſelprozeſſe, insbeſondere ſolcher aus dem Handelsverkehr, 
und verhältnismäßig größer als bei den ſonſtigen bürger— 
lichen Streitigkeiten iſt der Zuwachs an Eheſcheidungen. Wie 
dieſer Zuwachs ſeit 1882 überhaupt durch die Anwälte beein— 


*) Hier habe ich abgerundet. 


der Steigerung des Beſtandes in Prozenten in Prozenten 


von 1882 in Prozenten von 1899 
Amtsgerichte. 
Gewöhnliche Prozeß nummern 60 8 ½ 22 8 4 
Verſäumnisurteilllle 90 5½ 20 8 6 
Kontradiktoriſche Urteile . e die e rare Abnahme 20 379 75 
Urkundenprozeſ eee 80 4 / 21 3 4½ 
Urkundenverſäumnis urteile 90 5 ½ 21 8 5 / 
Landgerichte. 
Gewöhnliche Brose » ee. 40 2½ 50 7½ 4½ 
Verſäumnisur teilte 23 1 50 77 4 
Kontradiktoriſche Urteile. 8 13½ 7 80 11 4% 
Urkundenprozeſſe auch vor der Handels kane 5 80 47 35 5 5 7¹ 
Kammern für Handelsſachen. 
Sonſtige Handelsprozeſſ ... 200 11?/; 45 6°/, 14 
Verſäumnisurteiteeeeeekcee. 212 12½ 45 6°/, 14½ 
Kontradiktoriſche UrteilllllnneeeeeeeeeeeeeaQ ne. 150 9 66¼¼ 97 12 
Eheſachen. 
Prozeßnumm een. 70 4 45 6°/; 692 
Oberlandesgerichte. 
Gewöhnliche Prosche - > > > 2 2 0 0 e.n 51 3 100 14 87 
Kontradiktoriſche Urteiluuuu’ 55 3 90 13 8; 


flußt fein könnte, wird auch Dr. Otto nicht zu ſagen im— 
ſtande ſein. 

2. Die Steigerung in den einzelnen Inſtanzen iſt von 
1882 bis 1899 eine gleichmäßig normale. Erwägt man, daß 
die Berufungen die kontradiktoriſchen Urteile der Handelskammern 
mitumfaſſen, die ungefähr / der anderen kontradiktoriſchen 
Urteile der Landgerichte ausmachen, ſo entſprechen die Prozent⸗ 
ſätze ſich faſt genau. 

3. Dagegen ſetzt mit dem Eintritt des BGB. eine Zu⸗ 
nahme der kontradiktoriſchen Entſcheidungen erſter Inſtanz ein. 
Während ſie in dem weniger von der Rechtsänderung beeinflußten 
Handelsrechtsgebiet ſich gegen den Zuwachs von 1900 nur gering 
ſteigert, ſteigert ſich der Zuwachs in dem Arbeitsfeld des BGB. 
über das Zehnfache des früheren Zuwachſes. 

Die Zunahme in den höheren Inſtanzen iſt hier eine ganz 
entſprechende. Sie iſt allerdings anſcheinend etwas höher als 
in der erſten Inſtanz, wenn man auf den Beſtand von 1899 
zurückgeht. Dieſes Plus iſt aber wohl auf die Steigerung der 
Rechtsunſicherheit und der Armenrechtsbewilligungen zurück— 
zuführen. Ein höheres Plus weiſt auch die Ziffer der land— 
gerichtlichen Berufungen gegenüber den 1 Urteilen 
der Amtsgerichte nach. 
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Wer ſich der oben erwähnten Feſtſtellungen für das Reichs⸗ 
gericht erinnert, der wird dieſen ſprunghaften Fortſchritt als 
Konſequenz verſtehen, ohne nach irgendwelchen anderen Gründen 
zu ſuchen. 

II. Herr Otto iſt nun ſo von ſeiner Auffaſſung überzeugt, 
daß. er die ſtatiſtiſche Nachprüfung durch die Gerichte vorſchlägt. 
Obwohl er ſelbſt uns keinen Fall nennt, glaubt er die Richtig⸗ 
keit nachweiſen zu können. Sein Weg iſt nur ein falſcher. 
Die Tätigkeit des Richters liegt, wenn er ſein Urteil geſprochen 
hat, offen vor der Partei. Umgekehrt kann der Richter die 
Motive, aus denen jemand einen Prozeß anſtrengt, die Ver: 
handlungen zwiſchen dem Anwalt und der Partei nicht immer 
kennen, und deshalb auch nicht einſeitig ohne Anhörung des 
Anwalts beurteilen, ob etwa in einem Prozeß, den er für aus⸗ 
ſichtslos hält, der Anwalt pflichtvergeſſen war, daß er ins— 
beſondere gegen ſeine Überzeugung der Partei zu dem Prozeß 
zugeredet habe. Es mag z. B. vorkommen, daß der junge 
Anwalt, der den Standpunkt des Richters noch nicht kennt, 
ſich in der Prüfung der vom Ermeſſen abhängigen Fälle öfter 
täuſcht als der ältere. Aber dann iſt es auch ſein Schade, und 
der verlorene Prozeß entfremdet ihm den Mandanten. 

III. Lehrreich iſt nun vielleicht auch die Vergleichung des 
Anwaltszuwachſes in Preußen mit jener oben geſchilderten Ver: 
mehrung. Die Ziffer iſt geſtiegen in den Jahren 1882, 1899, 
1906 von 2321 auf 4099 und 5047, alſo in der erſten Periode um 
75 Prozent, alſo 4 Prozent des Beſtandes für das Jahr 1882, 
innerhalb der zweiten Periode um 23 Prozent, alſo 37) Prozent 
des Beſtandes von 1899; der Jahresdurchſchnitt beträgt 
4¾ Prozent, die Geſamtſteigerung 117 Prozent. Sie iſt in 
Preußen alſo im Durchſchnitt, wie ich ſchon einmal geſagt, 
nicht erheblich höher als die Steigerung der Geſchäfte. 

Nicht die Überfüllung iſt es alſo, die den Notſtand erzeugt, 
ſondern eine Reihe anderer Momente. 

Der Steigerung der Arbeitsbelaſtung entſpricht nicht eine 
entſprechende Steigerung des Entgelts, denn vor den andern 
vermehrten ſich diejenigen Prozeſſe, die geringeren Entgelt 
gewähren, die Armenrechtsmandate, die Eheſachen mit ihrem 
erheblichen Prozentſatz an Offizialmandaten, die Verſäumnis⸗ 
prozeſſe des Amtsgerichts, in denen der Kaufmann ſelbſt auftritt. 

Auf das Doppelte ſind die Auslagen, die Bureaukoſten, 
über mehr als die Hälfte die Koſten des Lebensunterhalts 
geſtiegen. 

Dieſe drei Faktoren ſind für Preußen ausſchlaggebend, 
während für die anderen Staaten auch vielleicht noch ein relativ 
höherer Andrang, der durch Maßnahmen der Juſtizverwaltungen 
beeinflußt iſt, hinzukommt. Wiederholt ſei aber gerade den 
unrichtigen Ausführungen namentlich von richterlicher Seite 
gegenüber betont, daß der übermäßige Andrang keinen Anſpruch 
auf Staatshilfe geben darf. 

Die Erhöhung der Gebühren will Herr Otto uns nicht 
allein zubilligen, ſondern nur mit dem numerus clausus. Wir 
wollen den numerus clausus aber nicht, trotz ſeiner pekuniären 
Vorteile für uns, denn die freie Advokatur iſt für die freie 
Rechtspflege unentbehrlich, und wenn in unſeren Reihen der 
Kleinmut einzelne dieſer mechaniſchen Maßregel geneigt macht, 
ſo iſt das der treffendſte Beweis für die Höhe des objektiven 
Notſtandes, der die ideale Auffaſſung zu verkümmern beginnt. 
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Gerade den Idealismus haben wir nötig gegenüber den 
vielen ungerechten Angriffen der letzten Zeit. Wie ſind ſolche 
zu erklären? Freilich zunächſt aus dem Geſetz der menſchlichen 
Unvollkommenheit, die ſtets geneigt iſt, ſachliche Erſcheinungen 
auf perſönliche Momente zurückzuführen, dann aber vielleicht 
aus der oben erwähnten Verſchiebung der materiell⸗ rechtlichen 
Entſcheidungsmacht des Richters und der daraus reſultierenden 
Unſicherheit in der gegenſeitigen Beurteilung. Wir ſehen es 
ja leider zu oft, wie wenig ſelbſt hervorragende Richter ſich in 
die Tätigkeit des Anwalts hineinzuverſetzen vermögen und 
müſſen erſchrecken, wenn wir an den neueſten Beiſpielen ſehen, 
was ein Richter beim Anwalt entſchuldbar findet. Es wäre 
zu wünſchen, daß niemand Richter oder Rechtslehrer wird, der 
nicht eine geraume Zeit ſelbſt verantwortlich die Praxis eines 
Anwalts geleitet hat. Dann würde die Erkenntnis deſſen, wie 
der Anwalt ſein Brot erwirbt, jene Stimmen verſtummen laſſen. 


Die Überlaſtung des Reichsgerichts. 


Über die von der Regierung geplante Einſchränkung der 
Reviſion ans Reichsgericht in Zivilſachen äußert ſich 
die Kölniſche Zeitung in einem ſehr beachtenswerten Artikel 
vom 15. November d. J., den wir mit Genehmigung der Redaktion 
dieſes Blattes hier zum Abdruck bringen. 

Die Zeitungen haben vor einigen Tagen die Mitteilung 
gebracht, daß im Reichsjuſtizamt der Entwurf einer Novelle zur 
Zivilprozeßordnung fertiggeſtellt ſei, der das Rechtsmittel der 
Reviſion, alſo die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts, derart ein⸗ 
ſchränke, daß künftig nur dann die Reviſion zuläſſig ſein ſolle, 
wenn und ſoweit die Urteile erſter und zweiter Inſtanz nicht 
gleich lauten, alſo nur bei duae difformes, wie es mit dem fach⸗ 
techniſchen Ausdruck heißt, daß ſie aber ausgeſchloſſen ſein ſoll 
bei duae conformes. Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz 
ſoll nur dann zugelaſſen werden, wenn von einem Rechts- 
grundſatz abgewichen ſei, den das Reichsgericht in ſeiner Recht⸗ 
ſprechung ausgeſprochen habe. Es iſt auffallend, wie wenig ſich 
bisher die Preſſe und die öffentliche Meinung überhaupt mit 
dieſer unſer Rechtsleben bedrohenden Gefahr beſchäftigt hat. Es 
kann dies nur daran liegen, daß man bisher die Größe dieſer 
Gefahr nicht erkannt hat, oder daß die geplante Anderung der 
Aufmerkſamkeit weiterer Kreiſe entgangen iſt. Es ſoll daher im 
folgenden verſucht werden, dieſe Aufmerkſamkeit wachzurufen und 
klar zu machen, worum es ſich handelt: Erſt vor wenigen 
Jahren (1905) iſt das Rechtsmittel der Reviſion an das Reichs⸗ 
gericht durch Erhöhung der Reviſionsſumme (d. h. des Mindeſt⸗ 
betrags, um welchen in vermögensrechtlichen Sachen vor dem Reichs⸗ 
gericht geſtritten werden darf), von 1500 & auf 2500 & und 
durch einige ſonſtige Vorſchriften eingeſchränkt worden. Dieſes 
Mittel ſoll aber eine genügende Entlaſtung des Reichsgerichts 
nicht bewirkt haben. Dieſe will nunmehr der gedachte Entwurf 
in radikaler Weiſe beſchaffen. Radikal iſt dies Mittel zu 
nennen, da die eigenen Anhänger der vorgeſchlagenen Neuerung 
davon ausgehen, daß dadurch mindeſtens die Hälfte aller bis 
herigen Reviſionen wegfallen würde. Es würde ſich alſo um 


eine Maßregel handeln, die weit über das Ziel hinausſchießt. 


Die Zahl der Reviſionen würde nicht nur in einem der Über⸗ 
bürdung der jetzigen ſieben Zivilſenate des Reichsgerichts ent⸗ 
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ſprechenden Maße vermindert, ſondern es würde ſich um eine 
neue grundſätzliche Einſchränkung der Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts handeln, die mit anderen Gründen, als mit der bloßen 
Notwendigkeit einer Entlaſtung des Reichsgerichts begründet 
werden müßte. Nun wird aber wieder von den eigenen An⸗ 
hängern der ſogenannten Reform nicht einmal der Beweis 
verſucht, daß ſolche Gründe vorhanden ſind. Soweit bisher 
in dieſer Beziehung eine Statiſtik vorgelegt worden iſt, hat 
dieſe ſogar den Beweis geliefert, daß das Reichsgericht ver⸗ 
hältnismäßig mehr Urteile in ſolchen Sachen aufgehoben hat, 
in denen die Urteile der beiden unteren Inſtanzen überein: 
ſtimmten, als in denen, wo dieſe Urteile nicht übereinſtimmten. 
So hat ein Vertreter des Reichsjuſtizamts bei der Beratung 
der Novelle von 1905 in der Kommiſſion des Reichstags mit⸗ 
geteilt, daß in den im Jahre 1904 entſchiedenen Sachen mit 
einem Wert von 2000 bis 3000 & die Reviſion bei überein⸗ 
ſtimmenden (konformen) Urteilen der Vorinſtanzen zu 30,2 Prozent, 
bei nicht übereinſtimmenden (difformen) Urteilen nur zu 
22,5 Prozent Erfolg hatte. Die Konformität der Urteile der 
Unterinſtanzen kann auch gar keine größere Gewähr der Richtig⸗ 
keit bieten, da dieſe Konformität an ſich rein äußerlich iſt. 
Denn nach unſerer Prozeßordnung ſind in zweiter Inſtanz 
neue Begriffs⸗ und Verteidigungsmittel, insbeſondere neue Tat⸗ 
ſachen und Beweismittel, ja ſogar unter Umſtänden neue Gegen⸗ 
forderungen zuläſſig. Es baut ſich alſo in der zweiten Inſtanz 
ſehr oft der tatſächliche Sachverhalt ganz anders auf als in 
der erſten Inſtanz. Kommen beide Inſtanzen äußerlich zu 
demſelben Urteil, ſo können alſo doch die Gründe ganz 
verſchieden ſein. Die erſte Inſtanz weiſt z. B. die Klage 
ab, weil ſie dieſe nicht für begründet hält. Die zweite Inſtanz 
hält zwar die Klage für begründet, weiſt aber ebenfalls ab, 
weil ſie eine Einrede, z. B. die der Verjährung oder eine 
Gegenforderung für begründet hält, mit der ſich die erſte 
Inſtanz gar nicht beſchäftigt hat. Oder in erſter Inſtanz wird 
verurteilt, weil der Beweis der Klage für ausreichend erachtet 
wird. In zweiter Inſtanz bringt der Beklagte Gegenbeweiſe 
und außerdem eine neue Einrede vor. Die zweite Inſtanz hält 
den Gegenbeweis nicht für geführt, auch die Einrede nicht für 
begründet und gelangt dadurch ebenfalls zur Verurteilung. 
Der Beklagte will ſich mit der Reviſion über die Zurückweiſung 
der Einrede beſchweren, ihm wird aber das Rechtsmittel ab⸗ 
geſchnitten, obwohl nur eine Inſtanz ſich bisher mit dieſer 
Einrede befaßt hatte. Alſo Konformität der Urteile iſt nicht 
gleichbedeutend mit innerer Übereinſtimmung der Rechts⸗ 
anſicht beider Unterinſtanzen. Schließt man bei äußerer Kon⸗ 
formität der Urteile die Reviſion aus, ſo beruht ihre Zuläſſig⸗ 
keit nicht auf inneren Gründen, ſondern auf Zufälligkeiten. 
Will man die Reviſion ſo willkürlich beſchränken, lediglich um 
die Zahl der Reviſionen herabzuſetzen, ſo könnte man ebenſo⸗ 
gut vorſchreiben, daß künftig nur diejenigen Parteien das 
Reichsgericht als Reviſionskläger angehen dürfen, deren Namen 
mit den erſten 12 Buchſtaben des Alphabets anfangen oder 
daß abwechſelnd in dem einen Jahre dieſe, in dem anderen 
Jahre die anderen die Reviſion einlegen dürften, deren Namen 
mit einem der letzten 12 Buchſtaben des Alphabets beginnen. 

Wollte man aber auch (was bisher nicht vorgeſchlagen iſt) 
die Reviſion nur dann ausſchließen, wenn nicht bloß äußerlich 
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konforme Urteile der Untergerichte vorliegen, ſondern auch die 
Begründung konform iſt, ſo wäre auch dieſer Gedanke zu 
verwerfen. Man würde den Schwerpunkt unſerer Rechts⸗ 
entwicklung in die Untergerichte verlegen und dadurch nicht 
nur unſere Rechtseinheit gefährden, ſondern auch das beſte und 
feſteſte Bollwerk der Rechtsſicherheit, das wir haben, ein⸗ 
reißen. Ein ſolches Geſetz würde ein kurzes Leben haben. 
Denn wenn wirklich bei der Trägheit der weiteren Volkskreiſe 
dieſes Geſetz über Nacht ins Leben gerufen würde, ſo würden 
die übeln Erfahrungen nach ſeinem Inkrafttreten bald eine 
ſtürmiſche Bewegung zu ſeiner Beſeitigung entfachen, die es 
wieder fortſchwemmen würde, nachdem es reichlich Unheil ge: 
ſtiftet hätte. Es iſt ein geradezu ungeheuerlicher Gedanke, daß 
ſelbſt die größten Intereſſen künftig dem reichsgerichtlichen 
Schutz entzogen werden ſollen, wenn die Untergerichte einig 
ſind, ſie nicht zu ſchützen. Es iſt dem Verfaſſer dieſes Artikels 
und jedem, der ein ſo langes Leben hinter ſich hat und im 
Leben geſtanden hat, in wohltuender Erinnerung, wie ſegens⸗ 
reich ſchon das Reichs⸗Oberhandelsgericht als höchſtes und un⸗ 
beſchränktes deutſches Gericht in Handelsſachen gewirkt hat. 
Dieſes Gericht erhöhte das Vertrauen der Handelskreiſe auf 
einen verſtändnisvollen Rechtsſchutz und ſchuf dadurch für 
unſere ganze Entwicklung unſchätzbare Werte. Das Walten 
dieſes Gerichts machte den Gedanken der Begründung eines 
ſolchen Rechtsſchutzes für alle Sachen populär, es bereitete 
dem Reichsgericht den Boden. Es muß in einem großen Staat 
notwendig ein den lokalen und partikularen Strömungen 
entzogenes höchſtes Gericht vorhanden ſein, zu dem alle auf— 
ſchauen können und das man angehen kann, ohne Rückſicht auf 
alle Unterſtrömungen. Eigentliche Höhenluft kann nur dort 
wehen. Sieht man die Rechtſprechung des Reichsgerichts durch, 
ſo wird man finden, daß dieſes, wie ſein Vorgänger, das 
Reichs⸗Oberhandelsgericht, die deutſche Rechtſprechung fort⸗ 
während um neue Rechtsgedanken bereichert hat und bereichert, 
die nicht auf dem Boden der untergerichtlichen Rechtſprechung 
gewachſen waren. Faſt alle Urteile des Reichsgerichts dieſer 
Art ſind Urteile gegen konforme Urteile der Untergerichte. 
Die Befruchtung durch die Wiſſenſchaft, durch die Vergleichung 
mit der Rechtſprechung des Auslandes und durch die Kritik 
der Berufskreiſe kann und muß naturgemäß bei dem höchſten 
Gericht eine ganz andere fein als bei den Untergerichten. 
Ebenſo der Mut, neue Wege zu gehen. Die ſchöpferiſche 
Tätigkeit des Reichsgerichts darf alſo nicht dadurch unter: 
bunden werden, daß die Untergerichte ſich einig ſind. Und 
dann die Gefährdung der Rechtseinheit! Trotz der Ein 
heitlichkeit des Rechts wird partikularer Rechtsbildung Tor und 
Tür geöffnet. Die ganzen Rechtsgrundlagen werden locker 
und ungewiß. Dieſer ideale Verluſt iſt weit größer als die 
nach Heller und Pfennig nachzurechnenden materiellen Werte, 
die infolge künftiger Fehlſprüche jährlich in ungerechte Hände 
kommen werden. 

Man glaubt nun aber dadurch dieſen unzweifelhaften Wahr⸗ 
heiten gerecht zu werden, daß ein Ventil gegen Mißbräuche 
geſchaffen wird. Es ſoll auch bei gleichlautenden Urteilen der 
Vorinſtanzen die Reviſion zuläſſig fein, wenn dieſe gegen früher 
vom Reichsgericht aufgeſtellte Rechtsgrundſätze verſtoßen. 
Bevor der genaue Wortlaut dieſer Ausnahme vorliegt, iſt es 
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nicht möglich, ganz ihre Tragweite zu überſehen. In dem Gut⸗ 
achten, das der frühere Oberlandesgerichtspräſident Dr. Hamm 
dem 29. Juriſtentag erſtattete, war ſie ſo formuliert, „wenn 
dieſe (d. h. die gleichlautenden Urteile der beiden Inſtanzen) 
auf einer Rechtsanſchauung beruhen, die einem von dem 
Reichsgericht ausgeſprochenen Grundſatz widerſpricht“. Ver⸗ 
gegenwärtigt man ſich nun, was bereits ausgeführt iſt, daß 
die äußerlich gleichlautenden Urteile der Vorinſtanzen ſehr 
häufig auf ganz verſchiedenen Gründen beruhen, ſo leuchtet 
ein, daß die Ausnahme nicht paßt, wo dies der Fall iſt. Soll 
prima facie darin eine Gewähr erblickt werden, daß die Urteile 
beider Vorinſtanzen auf gleichen Gründen beruhen und 
deshalb übereinſtimmen, ſo müßte man die Einſchränkung der 
Reviſion nur ſoweit, als dies der Fall iſt, nicht ſchon bei 
nur äußerlich gleichlautendem Inhalt, eintreten laſſen. Auf 
jenen Fall würde die Ausnahme paſſen. Aber ſie würde 
dem Rechtsbedürfnis nicht gerecht werden. Zunächſt iſt hervor⸗ 
zuheben, daß bei dieſer Ausnahme anſcheinend nur an Rechts⸗ 
grundſätze des materiellen Rechts gedacht wird, nicht an 
Mängel des Prozeßverfahrens. Gleichlautende Urteile der 
Vorinſtanzen wären alſo mit Beſchwerden über das Verfahren 
überhaupt nicht anfechtbar. Dies wäre aber auf keinen Fall 
annehmbar. Daß beide Vorinſtanzen materiell gleich ent: 
ſchieden haben, hat keine Bedeutung, wenn das Prozeßverfahren 
mangelhaft war, alſo eine anfechtbare tatſächliche Grundlage 
vorliegt. Das Gleichlauten der Urteile gibt nicht die geringſte 
Gewähr dafür, daß das Verfahren richtig gehandhabt war. 
Man denke z. B. an den einfachen Fall, daß in erſter Inſtanz 
die Klage wegen Mangels an genügendem Beweis abgewieſen 
wird und in zweiter Inſtanz neue Beweismittel geltend gemacht 
werden, daß das Berufungsgericht aber lediglich dem erſten 
Urteil ohne Erhebung dieſes Beweiſes beitritt. Wäre hier: 
gegen ein Rechtsmittel nicht zuläſſig, ſo würde der Rechtsboden 
völlig durchlöchert. Es müßte alſo mindeſtens wegen 
Mängel des Verfahrens ſtets die Reviſion zuläſſig 
ſein. Aber auch in betreff des materiellen Inhalts des Urteils 
genügt es nicht, die Reviſion nur dann zuzulaſſen, wenn es 
gegen Rechtsgrundſätze verſtößt, die das Reichsgericht früher 
ausgeſprochen hat. Das Rechtsleben befindet ſich in einem 
fortwährenden Fluß, der nicht ſtagnieren und unterbrochen werden 
darf. Auch das Reichsgericht iſt nicht unfehlbar. Es hat ſich 
ſtets zur Aufgabe gemacht, bei jeder Kritik ſeiner Urteile, mag 
ihm nun eine ſolche in öffentlichen Außerungen oder bei einem 
neuen gleichliegenden Fall in Parteiausführungen entgegentreten, 
ſein Ohr zu leihen. In zahlreichen Fällen hat es der fort⸗ 
ſchreitenden Erkenntnis gemäß feine frühern Rechtsmeinungen 
und Ausſprüche geändert. Außerdem kann dieſelbe Rechtsfrage, 
die in dem einen Fall von dem einen Senct entſchieden iſt, in 
einem andern Fall vor einen andern Senat gelangen, und es 
beſteht ja gerade für den Fall, daß ein ſolcher von der frühern 
Entſcheidung abweichen will, die geſetzliche Pflicht zur Anrufung 
der vereinigten Zivilſenate. Endlich iſt das Leben fo mannig- 
faltig, daß ſelbſt in der Anwendung ſolcher Geſetze, die ſchon 
ein Jahrhundert beſtanden haben, doch immer wieder neue Rechte: 
fragen auftauchen, die noch nicht eine Entſcheidung gefunden 
haben. So hat das Reichsgericht z. B. erſt vor kurzem grund⸗ 
ſätzlich entſchieden, ob nach dem 1794 in Kraft getretenen 
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Preußiſchen Allgemeinen Landrecht die Vorſtände und Auffichts- 
räte einer Aktiengeſellſchaft wegen mäßigen Verſehens bei Auf⸗ 
machung einer veröffentlichten Bilanz dritten Perſonen, die in 
dem Vertrauen auf die Richtigkeit dieſer Bilanz neue Aktien 
gekauft haben, haften. Und gerade in unſerer Zeit ſetzt ja 
bekanntlich eine mächtige Bewegung ein, die den Richter zu 
einer freiern Rechtsbildung und Rechtsanwendung, die mehr 
wie bisher dem gefunden Sinn und Lebensbedürfnis entſpricht, 
bewegen will. Wenn auch die Ausführungen dieſer „Freirechts⸗ 
ſchule“, als deren Hauptvertreter der Rechtsanwalt Fuchs in 
Karlsruhe aufgetreten iſt, vielfach zu weitgehen, ſo wird doch 
faſt allgemein anerkannt, daß auch in dieſer Bewegung ein 
geſunder Kern liegt. Und gerade Fuchs erkennt trotz ſeiner 
herben und oft ungerechten Kritik der reichsgerichtlichen Urteile 
an, daß zunächſt nur von dem Reichsgericht ein Einlenken nach 
dieſer Richtung zu erhoffen und in manchen Urteilen ſchon jetzt 
zu verſpüren iſt. Aus dieſer Erwägung heraus bezeichnet er 
dann auch mit Recht den Vorſchlag, die Reviſion bei Überein⸗ 
ſtimmung beider Vorurteile abzuſchaffen, „bei den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen“ als „verhängnisvoll“. (Fuchs: „Die Gemein⸗ 
ſchädlichkeit der konſtruktiven Jurisprudenz“ 1909 S. 10.) 

Es geht nicht an, durch ein Geſetz, wie das vorgeſchlagene, 
den Präjudizienkultus geradezu großzuziehen. Jeder Rechtsfall 
muß von dem Reichsgericht neu und ſelbſtändig auf Grund 
des Geſetzes und der Bedürfniſſe des Lebens geprüft werden 
können. Es wäre eine unerträgliche Bedrängnis des Gewiſſens, 
wenn das Reichsgericht gezwungen würde, eine Reviſion als 
unzuläſſig zu verwerfen, weil es anerkennen muß, daß das an- 
gefochtene Urteil ſeinen frühern Rechtsſprüchen entſpricht, ob: 
wohl es jetzt zu der Überzeugung gelangt iſt, daß dieſe frühern 
Rechtsſprüche nicht mehr haltbar und überwunden ſind. Dazu 
kommt aber auch, daß fortwährend neue Geſetze gegeben 
werden. So treten eben jetzt die neuen bedeutſamen Geſetze 
über den Verſicherungsvertrag, über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen und den unlautern Wettbewerb in 
Kraft. Mit dieſen Geſetzen hat ſich das Reichsgericht alſo noch 
gar nicht beſchäftigen können und auch die erſt mit dem 
1. Januar 1900 in Geltung getretenen umfaſſenden Geſetze wie 
das Bürgerliche Geſetzbuch und das neue Handelsgeſetzbuch ſind 
noch bei weitem nicht in allen Teilen durchleuchtet. Auf weiten 
Gebieten würde das Ventil der vorgeſchlagenen Ausnahme alſo 
völlig verſagen. Man vergegenwärtige ſich nur, wie dies bei— 
ſpielsweiſe für das Verſicherungsweſen verderblich ſein würde, 
das in unſerm Rechtsleben einen ſo breiten Raum einnimmt. 
Gerade auf dieſem Gebiet hat das Reichsgericht eine überaus 
reichhaltige Rechtſprechung. Der damit beſchäftigte VII. Senat 
iſt in hohem Grade dazu geeignet, das neue Geſetz in zived: 
entſprechender Weiſe auszugeſtalten. In freier Auslegung der 
Verträge und Ausbildung humaner und doch die berechtigten 
Intereſſen der Verſicherer ſchützender Rechtsanwendung hat er 
ſich das Zutrauen der Beteiligten erworben. Soll nun dieſe 
ſo wertvolle bisherige Rechtſprechung mit einem Schlage aus 
formellen Gründen altes Eiſen werden und den Untergerichten 
freigeſtellt werden, durch konforme Urteile ſich von dem Reichs⸗ 
gericht zu emanzipieren? Die Verſicherungsintereſſenten, ſowohl 
die Verſicherungsgeſellſchaften wie die Verbände der Verſicherten, 
haben alle Veranlaſſung, dieſer Gefahr vorzubeugen. Im ganzen 
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genommen würde der Rechtszuſtand ſchlechter werden als vor 
der Errichtung des Reichsoberhandelsgerichts. Damals ſtanden 
überall in den Einzelſtaaten höchſte Gerichte über den Gerichten 
zweiter Inſtanz, zu denen der Rechtszug nicht verkümmert war. 
Dieſe höchſten Gerichte ſtanden ſicherlich wiſſenſchaftlich höher 
als zurzeit die Mehrheit der 29 deutſchen Oberlandesgerichte. 
Dieſer wiſſenſchaftliche Zug beförderte wenigſtens bis zu einem 
gewiſſen Maß einen einheitlichen Grundzug der Rechtſprechung. 
In den Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird nach Vor⸗ 
ſchrift des § 28 des Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
die Rechtseinheit dadurch gewahrt, daß jedes Oberlandesgericht, 
das von Rechtsgrundſätzen eines andern Oberlandesgerichts ab— 
weichen will, die Entſcheidung dem Reichsgericht überlaſſen muß. 
In den viel wichtigern Sachen der ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
würde auch dieſes Mittel fehlen. Es iſt alſo dringend not⸗ 
wendig, daß nicht nur die Juriſten, ſondern alle Volkskreiſe zu 
der geplanten gefahrvollen Anderung Stellung nehmen, beſonders die 
Berufsverbände, Handelskammern, Landwirtſchaftskammern uſw. 
Es handelt ſich um eine Sache, die mit keinem Parteiſtand⸗ 
punkt irgend etwas zu ſchaffen hat. Das ganze Volk iſt gleich- 
mäßig daran intereſſiert, daß die Rechtspflege und die Rechts 
ſicherheit nicht verſchlechtert wird. Dringt die Überzeugung durch, 
daß der hier abgelehnte Weg zur Entlaſtung des Reichsgerichts 
ungangbar iſt, ſo werden andere gangbare Wege zu dieſem 
Zweck einzuſchlagen ſein, die auch von verſchiedenen Seiten 
ſchon vorgeſchlagen ſind. 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig und Geheimen Juſtizrat Hacke 
zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 30. Oktober bis 
20. November 1909 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 


I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 170 EGBGB., SS 141, 812—814 BGB. verb. 
mit 88 219, 243, 411, 700, 701 Tl. I Tit. 14, 8$ 176, 178, 
179 Tl. 1 Tit. 16 ALR. Über Rückforderung bei unvollkommner 
Pflicht zur Zahlung.] 

Nach dem Klagantrag ſoll die Beklagte verurteilt werden, 
die für ſie auf dem Rittergut H. des Klägers eingetragene 
Grundſchuld von 150 000 & dem Kläger zurückzugewähren 
und ihm zu dieſem Zwecke eine Abtretungserklärung in ſchrift⸗ 
licher, öffentlich beglaubigter Form zu erteilen und den Grund: 
ſchuldbrief zu übergeben. Geſtützt war dieſe Klage zuerſt nur 
darauf, daß die der Grundſchuld zugrunde liegende Wechſel— 
unterzeichnung und Eintragungsverpflichtung des Klägers vom 
6. Juni 1890 ungültig geweſen ſeien, weil ſie, obſchon der 
Kläger damals noch Unteroffizier im Königlich Preußiſchen 
G.⸗Regiment zu P. geweſen ſei, dem S 700 I, 11 ALR. zu: 
wider der Einwilligung ſeines Eskadronschefs entbehrt hätten. 
Im zweiten Rechtszug wurden als weitere Gründe dieſer Un— 
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gültigkeit noch angegeben, daß der Kläger damals Hausſohn 
geweſen ſei und ſein Vater die Verpflichtungen nicht genehmigt 
habe, daß Kläger ſich für verbotene Differenzgeſchäfte ſeines 
Vaters verbürgt und daß die Beklagte ſeinen Leichtſinn und 
ſeine Unerfahrenheit ausgebeutet habe. Die Klage wurde ab: 
gewieſen, Berufung und Reviſion blieben ohne Erfolg: Der 
Reviſionskläger geht ebenfalls von der urſprünglichen Nichtigkeit 
feiner Verpflichtungen gemäß 8 700 I, 11 ALR. aus, er billigt 
die ihm günſtige Nichtanwendung des 8 687 daſelbſt auf die 
Hingabe des Eigentümergrundſchuldbriefs von 1895 an die 
Beklagte und erhebt ferner keine Angriffe dagegen, daß der 
BerR. in der ſpäteren Begründung der Klage auch mit ver⸗ 
botenen Differenzgefchäften und mit Wucher eine unzuläſſige 
Klagänderung findet und die Vorſchriften des ALR. über Ver⸗ 
pflichtungen von Hausſöhnen für unanwendbar erklärt. Da 
in allen dieſen Richtungen auch der erkennende Senat keine 
Bedenken zu erheben hat, ſo iſt mit der Reviſion als einzige 
derzeitige Streitfrage die anzunehmen, ob durch die Grund: 
ſchuldübertragung vom 19. November 1900 die Nichtigkeit der 
Verpflichtungserklärungen des Klägers vom 6. Juni 1890 ge— 
heilt worden ſei? Dies beſtreitet der Reviſionskläger und er 
bekämpft insbeſondere auf Grund der SS 813, 812, 814 BGB. 
die Ausführungen des Vorderrichters, daß in jener Grund: 
ſchuldübertragung zugleich ein Anerkenntnis der Rechtsgeſchäfte 
vom 6. Juni 1890 zu finden ſei und daß daher dem Kläger 
der auf rechtloſe Bereicherung geſtützte Anſpruch auf deren 
Rückgängigmachung nicht zuſtehe. Namentlich hält es die 
Reviſion für tatbeſtandswidrig und gegen die Grundſätze über 
Beweislaſt verſtoßend, daß das KG. die behauptete und wahr⸗ 
ſcheinliche, ſowohl nach $ 814 BGB. als für die Anerkenntnis⸗ 
frage bedeutſame Unkenntnis des Klägers über die Nichtigkeit 
ſeiner Verpflichtungen nicht zugunſten des Klägers berückſichtigt 
hat. Es mag ſein, daß in dieſer Richtung dem BU. Bedenken 
entgegenſtehen, allein ſie müſſen auf ſich beruhen, weil, auch 
wenn ſie begründet wären, alſo eine wiſſentliche Erfüllung 
einer nicht geſchuldeten Leiſtung im Sinne des § 814 oder die 
Beſtätigung eines nichtigen Rechtsgeſchäfts nach § 141 BGB. 
nicht vorliegen ſollte, doch die angefochtene Entſcheidung aus 
einem andern, vom BG. allerdings nicht angewendeten Grunde 
gemäß § 563 ZPO. aufrechterhalten werden muß. Wenn auch 
nach § 700 I, 11 mit $ 701 daſelbſt und § 219 I, 14 ANR. 
Darlehnsaufnahmen und Bürgſchaftserklärungen der Unter: 
offiziere und gemeinen Soldaten ſowie Verpfändungen dieſer 
Militärperſonen für ſolche Verpflichtungen ohne ſchriftliche Ein— 
willigung des Kompanie: oder Eskadronschefs nicht gültig 
waren, jo entbehrten fie doch nicht jeden Rechtsſchutzes, be: 
gründeten vielmehr wie andere ungültige Schuldeingehungen 
ſogenannte unvollkommene oder Naturalobligationen, wie dies 
beſonders aus 88 178, 179 I, 16, 88 243, 411 I, 14, § 23 
II, 3 ALR. entnommen werden muß. Dieſe ihre Eigenſchaſt 
gab auch denen, zu deren Gunſten die ungültigen Verpflichtungen 
eingegangen worden waren, entſprechende wohlerworbene Rechte 
und es iſt anerkannter Grundſatz der Übergangsbeſtimmungen 
zum BGB., daß ſie im allgemeinen ſolche wohlerworbenen 
Rechte ſchonen wollten. So beſtimmt denn insbeſondere der 
Art. 170 EGBGB., daß für ein Schuldverhältnis, das vor dem 
Inkrafttreten des BGB. entſtanden iſt, die bisherigen Geſetze 
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maßgebend bleiben. Dies muß auch für die erwähnten un- 
vollkommenen Schuldverhältniſſe des ALR. gelten. Nun hat 
der 8 179 I, 16 dieſes Preußiſchen Geſetzes beſtimmt, daß keine 
Rückforderung ſtattfindet, wenn bei dem Zahlenden auch nur 
unvollkommene Pflicht zur Zahlung vorhanden war, wenngleich 
wegen eines vorhandenen poſitiven Geſetzes der unvollkommene 
Schuldner zur Zahlung wider feinen Willen nicht hätte an— 
gehalten werden können. Daß ſich dieſe Geſetzesſtelle nicht auf 
reine Geldleiſtungen beſchränkt, ſondern auch auf anderweitige 
Erfüllungsarten ausgedehnt werden muß, iſt nicht zu bezweifeln, 
denn wenn der zweite Abſchnitt des 16. Titels ALR. zunächſt 
auch nur von Zahlungen handelt, ſo ſpricht er doch auch z. B. 
in feinen 88 196, 197 von andern Erfüllungshandlungen. Hat 
nun aber der Kläger mit ſeiner Grundſchuldübertragung vom 
19. November 1900 eine ſolche Erfüllungshandlung vorgenommen, 
fo kann er dieſe ebenſowenig, wie er dies nach dem § 179 I, 16 
ALR. könnte, — vgl. auch StriethorſtArch. 22, 143; Entſch. 
des OTr. 27, 325; OTr. Präjud. 1737 — unter der Herrſchaft 
des BGB. rückgängig machen, ohne daß es dabei (wie nach 
8 814 BGB.) auf feine Kenntnis oder Unkenntnis feiner an 
ſich vorliegenden Nichtverpflichtung ankommt. Auch auf die 
vom Reviſionsgegner heute angeregte Frage, ob nicht ſogar die 
Anſtandspflicht im Sinne des angezogenen 8 814 BGB. dem 
Kläger die Kondiktion verbietet, braucht nicht eingegangen zu 
werden. v. Q. c. K., U. v. 23. Okt. 09, 534/08 V. — Berlin. 

2. Statutenkolliſion.] | 

Der BerR. hat feine Entſcheidung in erſter Linie auf 
italieniſches Recht geſtützt. Die Klägerin, Reviſionsklägerin, 
rügt demgegenüber: es ſei deutſches Recht zur Anwendung 
zu bringen; das BG. verſtoße gegen die von dem erkennenden 
Senat für die Frage der Statutenkolliſion aufgeſtellten Rechts— 
grundſätze, indem es die Verpflichtungen der in Deutſchland 
domizilierten Beklagten (in erſter Reihe) nach italieniſchem Recht 
beurteile. Die Rüge iſt nicht begründet: Der Ber. geht 
bei der Anwendung des italieniſchen Rechts von dem rechtlich 
zutreffenden, vom RG. wiederholt gebilligten Standpunkt aus, 
daß für die Frage des anzuwendenden Rechts in erſter Linie 
der von den Parteien (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) zum 
Ausdruck gebrachte oder doch der aus den Umſtänden zu 
entnehmende, mutmaßliche (vernünftige) Wille der Kon— 
trahenten entſcheidend ſei (RG. 40, 197; 44, 154; 68, 205). 
Etwas anderes iſt auch von dem jetzt erkennenden Senat nicht 
ausgeſprochen worden. In dem vorliegenden Falle hat nun 
der BerR. aus den von ihm angeführten Gründen den — ſei 
es bewußt und ausdrücklich gehegten, ſei es den mutmaßlichen, 
vernünftigen — Willen beider Parteien als auf die An— 
wendung des italieniſchen Rechts gerichtet erachtet, nach den 
vom Ber. getroffenen Feſtſtellungen iſt der Vertrag von einer 
italieniſchen Firma in Turin mit einer ebenfalls italieniſchen 
Firma (der Handlung F. & Co. in Rom) als mit Abſchluß— 
vollmacht verſehenen Vertreterin der Beklagten geſchloſſen und 
dieſer Vertrag hat die Erteilung eines Monopols für Italien 
an die italieniſche Firma betroffen. Bei dem Vorliegen aller 
dieſer Umſtände in dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Falle 
konnte der Ber R. ohne Rechtsirrtum als den Willen der Kon⸗ 
trahenten erachten, das Vertragsverhältnis dem italieniſchen 
Recht zu unterwerfen. Die Kontrahenten werden ſchwerlich 
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daran gedacht und es gewollt haben, daß die beiderſeitigen Ver⸗ 
pflichtungen verſchiedenen Rechten unterworfen ſein ſollten; 
ſie werden vielmehr davon ausgegangen ſein, daß für beide 
ein und dasſelbe Recht und zwar das italieniſche Recht — in 
Italien war das Monopol zu gewähren — zu gelten habe 
(vgl. die von dem BerR. angezogenen Urteile in RG. 68, 205 
und PMZ3Bl. 1901 Bd. 7 S. 171). B. & P. c. B., U. v. 
15. Okt. 09, 668/08 II. — Berlin 

3. SS 104, 105, 138, 273, 812, 823, 826, 925 BGB. 
Unterſchied zwiſchen Grund- und Erfüllungsgeſchäft bei der 
Prüfung der Nichtigkeit. Zurückbehaltungsrecht bei nichtigen 
Geſchäften.] 

Der Kläger hat ſeine Grundſtücke, deren Zwangsverſteigerung 
angeordnet war, durch notariellen Vertrag vom 25. Juli 1906 
um 4850 A an die Beklagten verkauft. Die Grundſtücke find 
auf den Namen der Beklagten als zur Errungenſchaft rheiniſchen 
Rechts gehörig eingetragen im Grundbuch Bd. 7 Art. 431. Dem 
Kläger iſt durch Beſchluß des AG. ſeine Ehefrau als Pfleger 
beſtellt. Vertreten durch dieſe hat der Kläger mit dem Antrag 
geklagt, den Kaufvertrag für nichtig und unwirkſam und die 
Beklagten für verpflichtet zu erklären, in der vorgeſchriebenen 
Weiſe darein zu willigen, daß der frühere Grundbucheintrag 
wiederhergeſtellt werde. Dieſer Antrag wurde mit der Be— 
hauptung begründet, der Kläger habe zur Zeit des Vertrags— 
ſchluſſes an einer vorübergehenden Störung der Geiſtestätigkeit 
im Sinne des § 105 Abſ. 2 BGB. gelitten, fo daß der Kauf: 
vertrag ſchon danach nichtig ſei. Außerdem wird aber auch 
Nichtigkeit wegen Wuchers nach $ 138 Abſ. 2 BGB. geltend 
gemacht; denn der Kläger ſei angeſichts der drohenden Zwangs— 
vollſtreckung und ſeiner Mittelloſigkeit in einer Notlage geweſen 
und auch wegen ſeiner Geiſtesverfaſſung als unerfahren anzuſehen; 
beide Umſtände hätten die Beklagten gekannt und zur Erlangung 
übermäßiger Vorteile ausgebeutet. Die Ausbeutung zu dem 
angegebenen Zweck fol darin liegen, daß die Grundſtücke, welche 
die Beklagten um 4850 / durch den Kauf an ſich brachten, 
einen Wert von etwa 10 000 & gehabt hätten. Das LG. hat 
die Klage abgewieſen. In der Berufungsinſtanz machten die 
Beklagten unter Anrufung des S 273 BGB. ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht geltend; ſie behaupteten nämlich, ſie hätten von 
den auf den Kaufpreis übernommenen Hypotheken 313 & getilgt, 
von ſonſtigen auf den Kaufpreis übernommenen Schulden des 
Klägers etwa 400 / bezahlt und auf die Grundſtücke 430 % 
verwendet. Das OLG. hat der Berufung ſtattgegeben, das 
RG. hob auf: Der Ber. unterſcheidet nicht weiter zwiſchen 
dem Grundgeſchäft (dem Kaufabſchluß) und dem Erfüllungs- 
geſchäft (der Auflaſſung, S 925 BGB.); er erachtet beide 
Geſchäfte ohne weiteres als nichtig. Daß das Grundgeſchäft 
gemäß § 105 Abſ. 1 BGB. als Willenserklärung eines 
Geſchäftsunfähigen nichtig iſt, unterliegt nach der Feſtſtellung 
des BerR. über den Geiſteszuſtand des Klägers keinem Zweifel. 
Mit dieſer Feſtſtellung wird jedoch nicht ohne weiteres das 
dingliche Erfüllungsgeſchäft getroffen. Die Rechtſprechung des 
NG. hat ſich ſchon mehrfach mit der Frage befaßt, ob die 
Nichtigkeit des obligatoriſchen Kauſalgeſchäftes auch die Nichtigkeit 
des zur Erfüllung des Kauſalgeſchäfts vorgenommenen dinglichen 
Rechtsgeſchäfts nach ſich zieht. Auf Grund der Eigenart des 
Wuchers wurde in RG. 57, 96, vgl. RG. 63, 184, ausgeſprochen, 
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daß das wucherliche Kauſalgeſchäft und das zu ſeiner Erfüllung 
vorgenommene dingliche Geſchäft in ihrem Zuſammenhange den 
in § 138 Abſ. 2 BGB. vorgeſehenen Sachverhalt erfüllen, und 
daß daher beide Geſchäfte von der Nichtigkeit ergriffen werden. 
Dagegen wurde in RG. 68, 100 betont, daß die Unfittlichkeit 
des Grundgeſchäfts (§S 138 Abſ. 1 BGB.) nicht auch das ding⸗ 
liche Erfüllungsgeſchäft zu einem unſittlichen und daher nichtigen 
Rechtsgeſchäft mache. Dieſe Unterſcheidung zwiſchen dem obli⸗ 
gatoriſchen Grundgeſchäft und dem dinglichen Erfüllungsgeſchäft 
iſt namentlich in dem hier zu entſcheidenden Falle zu machen. 
Denn, damit eine Willenserklärung wegen vorübergehender 
Störung der Geiſtestätigkeit des Erklärenden nichtig ſei, muß 
der Erklärende im Augenblick der Abgabe ſeiner Willenserklärung 
in dem Zuſtande vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit 
geweſen ſein. Es können beim Kauf der Kaufvertrag und das 
dingliche Erfüllungsgeſchäft zu verſchiedenen Zeitpunkten vor⸗ 
genommen werden. Deshalb bedarf es, wenn Vertragsſchluß 
und Erfüllungsgeſchäft zeitlich auseinander fallen, der Prüfung, 
ob der Erklärende ſowohl beim Vertragsſchluß als auch bei 
Vornahme des Erfüllungsgeſchäfts ſich in einem Zuſtande vor⸗ 
übergehender Störung der Geiſtestätigkeit befunden hat, wenn 
beide Geſchäfte nach $ 105 BGB. für nichtig erklärt werden 
ſollen. Nun ſcheint in dem vorliegenden Falle der Abſchluß 
des Kaufvertrags und die Auflaſſungserklärung gleichzeitig vor⸗ 
genommen worden zu fein, wenn auch der BerR. darüber ſich 
nicht ausdrücklich ausſpricht. Von der Annahme der Gleich⸗ 
zeitigkeit darf daher, da kein Angriff erhoben iſt, ausgegangen 
werden. Danach hat der Ber. tatſächlich feſtſtellen wollen 
und feſtgeſtellt, daß der Kläger ſowohl zur Zeit des Kauf⸗ 
abſchluſſes als auch im Augenblick der Auflaſſung ſich in einem 
Zuſtand vorübergehender Geiſtesſtörung im Sinne des § 105 
Abſ. 2 BGB. befunden hat. Nur gegen dieſe Feſtſtellung 
richten ſich die Angriffe der Beklagten, die lediglich prozeſſualer 
Natur ſind und keinen Erfolg haben. (Wird ausgeführt.) 
Iſt ſomit die vom BerR. getroffene Feſtſtellung nicht anfechtbar, 
ſo iſt Kaufvertrag und Auflaſſung nichtig, und kann der Kläger 
nach § 894 BGB. die Berichtigung des Grundbuchs dahin, 
daß er wieder als Eigentümer der Grundſtücke eingetragen 
werde, verlangen, wenn die von den Beklagten vorgeſchützte 
Einrede des Zurückbehaltungsrechts vom BerR. mit Recht 
zurückgewieſen worden iſt. Die Einrede des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts iſt begründet. Der erkennende Senat hat bereits aus⸗ 
geſprochen (RG. 51, 1, vgl. RG. 68, 34), daß es für Aus⸗ 
übung des Zurückbehaltungsrechts nach S 273 BGB. darauf 
ankommt, ob Leiſtung und Gegenleiſtung einem innerlich zu: 
ſammengehörigen, einheitlichen Lebensverhältnis entſpringen und 
ſich darauf beziehen, ſo daß der natürliche Zuſammenhang der 
beiderſeitigen Anſprüche die gleichzeitige Erledigung als an⸗ 
gemeſſen erſcheinen läßt. Dieſer Ausſpruch bezog ſich zunächſt 
auf das Gebiet der Rechtsgeſchäfte. Dieſer Ausſpruch wurde 
ſodann in Übereinſtimmung mit den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten 
auch über das Gebiet des eigentlichen Obligationenrechts hinaus 
ausgedehnt (RG. 59, 202). Es beſtehen daher keine Bedenken, 
dieſem Ausſpruch auch Anwendung auf die Verhältniſſe zu ge⸗ 
währen, welche ſich aus einem nach $ 105 BGB. nichtigen 
Vertrage ergeben, wenn es ſich um die Rückgabe des von 
beiden Seiten auf Grund des nichtigen Vertrages Geleiſteten 
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handelt. Die Literatur teilt im allgemeinen dieſe Auffaſſung. 
Nun unterſcheidet S 273 BGB. zwei verſchiedene Fälle: a) In 
Abſ. 1 wird das Zurückbehaltungsrecht dem Schuldner dann 
gewährt, wenn er aus demſelben rechtlichen Verhältnis, auf dem 
ſeine Verpflichtung beruht, einen fälligen Anſpruch gegen den 
Gläubiger hat. Das Geſetz fordert alſo hier einen inneren 
Zuſammenhang zwiſchen Anſpruch und Gegenanſpruch. Dieſe 
Beſtimmung rufen die Beklagten an, indem ſie der Klage nicht 
ſtattgeben wollen, bis der Kläger auch zur Herausgabe deſſen 
bereit iſt, was die Beklagten ihm infolge des Kaupvertrags 
unmittelbar durch Anzahlung von 400 &. und mittelbar durch 
Tilgung auf den Kaufpreis übernommener Hypotheken in Höhe 
von 313 & geleiſtet haben; gemäß § 812 BGB. muß der 
Kläger die Zahlungen zurückerſtatten. Dieſe Rückgabepflicht 
beruht auf demſelben rechtlichen Verhältnis wie der Anſpruch 
des Klägers auf (Herausgabe der Grundſtücke und) Berichtigung 
des Grundbuchs. Die Beklagten würden dieſe Ausgaben nicht 
gemacht haben, wenn ſie nicht die Grundſtücke erhalten hätten. 
Dieſer urſächliche Zuſammenhang genügt zur Annahme desſelben 
rechtlichen Verhältniſſes im Sinne des Abſ. 1 des § 273 BGB. 
Dieſes Zurückbehaltungsrecht — und das überſieht der BerR. — 
fällt nur hinweg, wenn ſich aus dem Schuldverhältnis ein 
ſolcher Wegfall ergibt. Es iſt nicht richtig, wie der BerR. 
meint, daß auch dieſes auf der Konnexität von Anſpruch und 
Gegenanſpruch beruhende Zurückbehaltungsrecht ohne weiteres 
ausgeſchloſſen ſei, wenn der zur Herausgabe Verpflichtete den 
Gegenſtand durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung 
erlangt habe. Nur dann trifft nach der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 2 des § 273 dieſe Ausnahme zu, wenn die 
Herausgabe vom Schuldner wegen Verwendungen auf den 
Gegenſtand oder wegen eines ihm durch den Gegenſtand ver⸗ 
urſachten Schadens abgelehnt wird. Wird wegen konnexer 
Anſprüche, wie dies hier der Fall iſt, zurückbehalten, ſo muß 
geprüft werden, ob ſich aus dem Schuldverhältnis ein anderes 
ergibt, d. h. ob eine Zurückbehaltung ausdrücklich oder nach 
der Natur des Schuldverhältniſſes ausgeſchloſſen if. Die 
ss 233, 235 des Entwurfs eines BGB. erſter Leſung hielten 
die beiden jetzt in Abſ. 1 und 2 des § 273 BGB. unter: 
gebrachten Fälle noch nicht getrennt (Mot. Bd. II S. 44). Die 
Trennung erfolgte erſt in der Kommiſſion zweiter Leſung (Prot. 
Bd. II S. 310 ff.). Aus der Entſtehungsgeſchichte des $ 273 
BGB. ergibt ſich nun nicht, daß bei konnexen gegenſeitigen 
Anſprüchen der Erlangung der zurückbehaltenen Leiſtung durch 
eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung keine Bedeutung 
zukäme. Aus der Entſtehungsgeſchichte ergibt ſich vielmehr nur, 
daß dieſer Umſtand das Zurückbehaltungsrecht nicht unbedingt 
beſeitigt; er muß unter dem Geſichtspunkt gewürdigt werden, 
ob ſich aus der beſonderen Natur der vorſätzlich begangenen 
unerlaubten Handlung der Ausſchluß des Zurückbehaltungsrechts 
etwa deshalb ergibt, weil der Zurückhaltende vor allem ſeiner⸗ 
ſeits zurückzugeben, alſo vorzuleiſten hat. Und hierwegen kommt 
es ſowohl auf die tatſächliche als auf die rechtliche Lage der 
Verhältniſſe an. Von dieſem Geſichtspunkt aus hat der Ber. 
die Sachlage noch nicht betrachtet. Es erweiſen ſich daher die 
Gründe, aus denen der BerR. den Beklagten das Zurüd- 
behaltungsrecht wegen ihrer konnexen Gegenanſprüche verſagt hat, 
ſelbſt dann als unhaltbar, wenn man mit dem Berg. unter⸗ 
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ſtellen könnte, daß beiden Beklagten eine vorſätzlich begangene 
unerlaubte Handlung vorzuwerfen ſei. Aber auch dieſer Unter⸗ 
ſtellung des BerR. fehlt es an der rechtlichen Grundlage. 
b) Die Beklagten haben auch wegen Verwendungen auf die 
Kaufſache ein Zurückbehaltungsrecht in Anſpruch genommen. 
Dieſes Zurückbehaltungsrecht würde nach Abſ. 2 des 8 273 
BGB. unbedingt ausgeſchloſſen, wenn beiden Beklagten zur 
Laſt fiele, daß ſie die Grundſtücke durch eine vorſätzlich be⸗ 
gangene unerlaubte Handlung erlangt hätten. Dem beklagten 
Ehemann will der BerR. eine ſolche Handlung nachweiſen, weil 
er unter Ausnutzung der ihm bekannten geiſtigen Minder⸗ 
wertigkeit des Klägers den Kauf geſchloſſen habe, um ſich 
immerhin erhebliche Vermögensvorteile zu verſchaffen. Damit 
habe der beklagte Ehemann gegen die guten Sitten nach 8 138 
Abſ. 1 BGB. verſtoßen und den Tatbeſtand einer vorſätzlich 
begangenen unerlaubten Handlung im Sinne des § 273 Abſ. 2 
BGB. erfüllt. Die beklagte Ehefrau wird für dieſes Handeln 
ihres Ehemannes lediglich deshalb für verantwortlich erachtet, 
weil er als Vertreter der Errungenſchaft abgeſchloſſen habe. 
Möglicherweiſe will der BerR. hiermit ſagen, es ſei der Ehe⸗ 
mann Bevollmächtigter ſeiner Frau geweſen, die übrigens den 
Vertrag mit abgeſchloſſen hat. Will der BerR. aber lediglich 
darauf abheben, daß der Ehemann für die Errungenſchaft er⸗ 
worben habe, ſo iſt nicht einzuſehen, wie ſich daraus die 
Haftung der Frau für eine unerlaubte Handlung ihres Ehe⸗ 
manns ableiten ließe. Die Ausführung des BerR. iſt zwar 
nicht angegriffen, ſie bedarf aber der Klarſtellung, worin 
eigentlich eine Beteiligung der Ehefrau erblickt werden will 
(vgl. § 830 BGB.), bei der erneuten Verhandlung, da das 
angegriffene Urteil ſchon aus einem anderen Grunde, nämlich 
wegen Verletzung des § 273 Abſ. 2 BGB. aufzuheben iſt. 
Der Begriff der unerlaubten Handlung im Sinne des Abſ. 2 
3 273 BGB. iſt kein anderer als der dem BGB. geläufige. 
Die unerlaubten Handlungen ſind unter dieſer Überſchrift im 
25. Titel des BGB. 88 823 ff. zuſammengefaßt. Darüber, 
was man unter einer unerlaubten Handlung im Sinne dieſes 
Titels zu verſtehen hat, wurden ſchon mehrere Entſcheidungen 
gegeben (vgl. RG. 50, 408; 60, 304). Ein näheres Eingehen 
erübrigt hier, weil nur 8 826 BGB. in Betracht kommen kann, 
nicht aber § 823 Abſ. 1 BGB., der nur die Verletzung eines 
beſtimmten Rechtsgutes oder Rechts im Auge hat, noch auch 
3 823 Abſ. 2 BGB., welcher den Verſtoß gegen ein beſonderes 
Schutzgeſetz trifft, noch auch irgendeine andere der im Titel 25 
enthaltenen Beſtimmungen. Vom Standpunkt des § 138 Abſ. 1 
BGB. aus iſt es nach RG. 67, 393 als ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten zu erachten, wenn die geiſtige Beſchränktheit 
des Vertragsgegners zur Erlangung außergewöhnlichen Vorteils 
ausgebeutet wird. Damit iſt zugleich ausgeſprochen, daß ein 
Vertrag, der einem geiſtig Geſchwächten zu großem Nachteile 
gereicht, nicht ſchon aus dieſem Grunde gegen die guten Sitten 
verſtößt, ſondern daß zur Erfüllung des Tatbeſtandes des 
3 138 Abſ. 1 BGB. noch ein Weiteres, nämlich das Aus⸗ 
beuten der erkannten Geiſtesſchwäche, hinzukommen muß. Fehlt 
es an einer ſolchen Ausbeutung, ſo bedarf es des Schutzes des 
3 138 Abſ. 1 BGB. nicht. Wer ſich mit einem geiſtig Ge⸗ 
ſchwächten in Geſchäfte einläßt, hat die Nichtigkeit der Geſchäfte 
wegen Geſchäſtsunfähigkeit nach §§ 104, 105 BGB. zu ges 
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wärtigen, der Nichtigkeit wegen Verſtoßes der guten Sitten 
nach $ 138 Abſ. 1 BGB. hat er aber nur dann entgegen⸗ 
zuſehen, wenn er die Schwäche des Vertragsgegners zu deſſen 
Schädigung und zur Erreichung außergewöhnlicher Vorteile ſo 
mißbraucht hat, daß der Tatbeſtand des Wuchers, der auf auf⸗ 
fälliges Mißverhältnis des erlangten Vorteils zu der Leiſtung 
entſcheidendes Gewicht legt, nicht erfüllt wird. Iſt nämlich der 
Tatbeſtand des Wuchers erfüllt, ſo kommt die Sonderbeſtimmung 
des Abſ. 2 des §S 138 BGB. über Wucher ausſchließlich zur 
Anwendung, ſo daß der auch dem Wucher anhaftende unſittliche 
Charakter nicht in Betracht kommt. Wucher iſt nach dem aus⸗ 
drücklichen Willen des Geſetzgebers nach 8 138 Abſ. 2 BGB. 
ein ſelbſtändiger Nichtigkeitsgrund, der durch den Abſ. 1 des 
§ 138 BGB. nicht beeinflußt wird. Auf dieſe Weiſe iſt Abſ. 1 
des § 138 BGB. von dem Abſ. 2 desſelben Paragraphen 
abzugrenzen. Iſt nun zur Annahme eines Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nach § 138 Abſ. 1 BGB., der nur die 
Nichtigkeit androht, bei Ausbeutung eines geiſtig Geſchwächten 
als Erfordernis die Erlangung eines außergewöhnlichen Vorteils 
und eine entſprechende Schadenszufügung zu verlangen, ſo muß 
dasſelbe Erfordernis aufgeſtellt werden, wenn dem Verſtoß 
gegen die guten Sitten, verübt durch Ausbeutung eines geiſtig 
Geſchwächten, der Charakter einer vorſätzlich begangenen un⸗ 
erlaubten Handlung aufgeprägt werden ſoll, welche nach § 826 
BGB. Schadenserſatzanſprüche nach ſich zieht. Beſondere Um: 
ſtände können wohl ſchon die Ausbeutung zur Erlangung irgend⸗ 
eines Vorteils und zur Zufügung irgendeines Schadens unter 
5 826 BGB. ſtellen. Allein von ſolcher ausnahmsweiſen Lage 
der Sache erwähnt der BerR. nichts. Danach iſt hier zum 
Tatbeſtand des § 826 BGB. zu fordern, daß die Beklagten 
in Kenntnis der die Willensfreiheit des Klägers aufhebenden 
Umſtände und des den Kaufpreis überſteigenden Wertes 
die geiſtige Verfaſſung des Klägers zur Erlangung außer⸗ 
gewöhnlicher Vorteile ausnützten. Von den ſoeben erwähnten 
Erforderniſſen des S 826 BGB. ſtellt der BerR. keines feſt, 
wenn man von der Darlegung abſieht, daß der beklagte Ehemann 
die Geiſtesverfaſſung des Klägers kannte. Geſtützt auf dieſe 
Darlegung führt nämlich der BerR. aus, es hätten ſich die 
Beklagten durch den Abſchluß mit dem Kläger unter Ausnützung 
ſeines geiſtigen Defekts immerhin erhebliche Vermögensvorteile 
verſchaffen wollen; denn das Geſchäft „ſollte“ für die Beklagten 
recht vorteilhaft ſein, fügt der BerR. hinzu. Damit haben die 
Beklagten nach Anſicht des Ber. gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßen. Allein der bloße Vorſatz einer Schadenszufügung, der 
ſich in dem „ſollte“ ausdrückt, genügt weder dem § 138 Abſ. I 
BGB. noch dem $ 826 BGB. Es bedarf einer wirklichen 
Schadenszufügung. Eine ſolche Schadenszufügung vermag der 
Ber. ſowenig feſtzuſtellen als eine Ausbeutung des geiſtigen 
Defekts des Klägers. Der Berg. hat ſich zu einer ſolchen Feſt⸗ 
ſtellung, als es ſich um den Klagegrund des Wuchers handelt, aus: 
drücklich außerſtand erklärt, weil er den Wert der vom Kläger ver⸗ 
kauften Grundſtücke nicht ermittelt hat. Trotzdem bemerkt der 
Ber. nun, es habe der Kläger „wohl“ eine um 2900. zu niedrige 
Gegenleiſtung empfangen. Zu dieſem Schluß gelangt der Ber. 
dadurch, daß er verſchiedene Angaben beider Teile miteinander 
verbindet. Hierbei überficht der BerR. völlig, daß die Beklagten 
nicht allein alles, was ihnen ungünſtig ſein könnte, beſtritten, 
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ſondern auch Beweis angeboten haben, daß der Wert der 
Grundſtücke durchaus dem vereinbarten Preis entſprochen hat. 
Dieſe Beweisantretung konnte nicht abgelehnt werden. P. c. R., 
U. v. 19. Okt. 09, 662/08 II. — Düſſeldorf. 

4. § 123 BGB. Zum Begriffe des „Dritten“, der eine 
argliſtige Täuſchung verübt.] 

Es fragt ſich, ob der den Kläger als Vertragsgegner der 
Beklagten zum Vertragsſchluſſe durch argliſtige Täuſchung ver⸗ 
anlaſſende M. als ein Dritter im Sinne des 8 123 Abſ. 2 BGB. 
zu erachten iſt. Dies iſt zu verneinen. Nach $ 123 Abſ. 1 BGB. 
kann der zur Abgabe einer Willenserklärung durch argliſtige 
Täuſchung oder widerrechtlich durch Drohung Beſtimmte ſeine 
Erklärung anfechten, gleichviel von wem die argliſtige Täuſchung 
oder die widerrechtliche Drohung verübt worden iſt. Von dieſem 
Grundſatze enthält §8S 123 Abſ. 2 Satz 2 BGB. für die arg⸗ 
liſtige Täuſchung, nicht auch für die widerrechtliche Drohung, 
eine Ausnahmebeſtimmung hinſichtlich der Perſon des Ber: 
übenden. Im Falle einer einem anderen gegenüber abzugeben⸗ 
den, alſo einer empfangsbedürftigen (§S 130 BGB.) Willens⸗ 
erklärung ſoll dieſe, wenn der Erklärende zu ihrer Abgabe durch 
die argliſtige Täuſchung eines Dritten beſtimmt worden iſt, 
nur dann anfechtbar ſein, wenn der Empfänger der Erklärung 
die Täuſchung kannte oder kennen mußte. Nach der Begründung 
des ſachlich mit §S 123 Abſ. 2 Satz 1 BGB. übereinſtimmenden 
(Prot. Bd. 1 S. 118, 119) § 103 Abſ. 2 Entw. ſollte es an 
ſich keinen Unterſchied machen, ob die rechtswidrige Beinfluſſung 
von einem bei dem Rechtsgeſchäfte Beteiligten oder Unbeteiligten 
ausgeübt worden ſei; jedoch ſollte, weil die ſtrenge Durchführung 
dieſes Grundſatzes zu Härten führen würde, wenn bei einer 
Willenserklärung, die gegenüber einer anderen Perſon abgegeben 
werden mußte und abgegeben worden ſei, die Beeinfluſſung von 
einem Dritten ausginge, während der Empfänger der Willens⸗ 
erklärung bei der Beeinfluſſung nicht beteiligt geweſen ſei, auch 
dieſe weder gekannt habe noch habe kennen müſſen, für dieſen 
Fall hinſichtlich der argliſtigen Täuſchung die bezeichnete Aus⸗ 
nahme gelten (Mot. Bd. 1 S. 206). Danach ſowie nach dem 
Wortlaute des Geſetzes iſt ein Dritter im Sinne des § 123 
Abſ. 2 Satz 1 BGB. ein anderer als der Empfänger der 
Willenserklärung, zu deren Abgabe der Getäuſchte beſtimmt 
worden iſt, alſo ein bei dieſer Erklärung Unbeteiligter. 
Ein ſolcher Dritter iſt im vorliegenden Falle zunächſt nicht L. 
geweſen. Denn er gerade hat den fraglichen Kaufvertrag mit 
dem Kläger vor dem Notar abgeſchloſſen und er hat die Ver⸗ 
tragserklärungen, die vom Kläger angefochten werden, entgegen⸗ 
genommen. Zwar iſt er nicht ſelbſt der Verkäufer geweſen, 
ſondern er hat in Vertretung der verkaufenden Beklagten den 
Vertrag geſchloſſen. Dies macht aber hinſichtlich der Frage, 
ob L. ein Dritter war, keinen Unterſchied. Denn L. war, 
wiewohl er nur in Vertretung der Beklagten handelte, doch 
zufolge des Vertragsſchluſſes mit dem Kläger ein bei deſſen 
Vertragserklärung Beteiligter. Durch die gegenfeitigen Ver⸗ 
tragserklärungen des L. und des Klägers wurde ein Vertrag⸗ 
ſchluß derart bewirkt, daß der Kläger daran gebunden war 
und nur noch die Bindung der von L. vertretenen Beklagten 
im Sinne der SS 182 Abf. 1, 184 BGB. von der Genehmigung 
der Beklagten abhing. Hätte daher L. die fragliche argliſtige 
Täuſchung verübt, jo würde die Vertragserklärung des 


Klägers, weil nicht ein Dritter die Täuſchung verübt hätte, 
unbedenklich nach 8 123 Abſ. 1 BGB. anfechtbar fein. 
M. aber iſt nach den Feſtſtellungen des BerR. ebenſo wie 
L. von der Beklagten nicht nur beauftragt geweſen, Käufer 
zu ermitteln und das Zuſtandekommen eines Kaufgeſchäſtes 
bezüglich des in Rede ſtehenden Grundſtückes zwiſchen den 


Parteien zu vermitteln, ſondern auch, in Vertretung der 


Beklagten vorbehaltlich der Genehmigung dieſer die Verkaufs⸗ 
bedingungen zu vereinbaren, alſo einen Kaufvertrag zwiſchen 
der Beklagten und dem Käufer in der Weiſe abzuſchließen, daß 
nur noch die Bindung der Beklagten von deren Genehmigung 
abhing. Demgemäß hat er nach den weiteren Feſtſtellungen 
des BerR. gemeinſam mit L. die Kaufverhandlungen mit dem 
Kläger geführt, und er iſt dabei ſogar als der vornehmliche 
Leiter der Verhandlungen aufgetreten. Nachdem ſodann durch 
ihn unter Mitwirkung des L. die Einigung über den Kauf mit 
dem Kläger erzielt und alſo der Kaufvertrag mündlich zum 
Abſchluſſe gebracht worden war, iſt ſogleich im Anſchluſſe daran 
der ſo geſchloſſene Vertrag durch L. und den Kläger vor dem 
Notar beurkundet worden. Bei dieſer Sachlage ſtellt ſich der 
mündliche Vertrag und die ſich anſchließende Beurkundung als 
ein einheitliches Ganzes dar. Deshalb iſt M. ebenſo wie L. 
als ein bei dem auf dieſe Weiſe zunächſt mündlich erfolgten 
und dann durch die Beurkundung vollendeten Vertragſchluſſe 
Beteiligter anzuſehen, der gemeinſchaftlich mit L. als dem 
anderen Vertreter der Beklagten die Vertragserklärung des 
Klägers entgegengenommen hat. Kann danach aber M. nicht 
als ein Dritter im Sinne des § 123 Abſ. 2 Satz 1 BGB. 
gelten, ſo iſt der Kläger auf Grund der von M. verübten arg⸗ 
liſtigen Täuſchung zur Anfechtung des Kaufvertrages nach 
§ 123 Abſ. 1 BGB. für berechtigt zu erachten. Die Revifion 
beruft ſich auf ein Urteil des II. 3S. vom 26. Januar 1909 
II. 337/08 und meint, der dort der Entſcheidung zugrunde 
liegende Fall ſtehe dem vorliegenden gleich; in dem Urteile ſei 
aber ausgeſprochen, daß der bei dem Vertragsſchluſſe ſo wie 
vorliegend Mitwirkende als ein Dritter anzuſehen ſei. Tat⸗ 
ſächlich betrifft jedoch dieſes Urteil einen weſentlich anderen 
Fall wie den hier gegebenen. Dort war vom Ber. an⸗ 
genommen worden, der die Täuſchung Verübende ſei deshalb 
nicht als ein Dritter anzuſehen, weil er vom Beklagten Voll⸗ 
macht gehabt habe, die Vertragsverhandlungen mit den Klägern 
bis zur Unterzeichnung der Vertragsurkunde zu führen. Der 
II. ZS. hob das Urteil auf und wies die Sache behufs 
Prüfung, ob nicht anderweite Feſtſtellungen zu treffen ſeien, an 
das BG. zurück, weil aus den bisherigen Feſtſtellungen ſich 
nur ergebe, daß der Täuſchende lediglich vorbereitende Ver⸗ 
handlungen geführt habe und der Vertrag von dem Beklagten 
ſelbſt geſchloſſen worden ſei. Danach hat auch der II. 3S. der 
Rechtsauffaſſung Ausdruck gegeben, daß wenn der Täuſchende 
in Vertretung des Beklagten den Vertrag mit den Klägern 
geſchloſſen hätte, er nicht als ein Dritter anzuſehen wäre. Vor⸗ 
liegend aber hat M. gemeinſam mit L. in Vertretung der 
Beklagten mit dem Kläger den Kaufvertrag geſchloſſen. Er 
war daher auch im Sinne des Urteiles des II. ZS. nicht ein 
Dritter, da er nicht ein bei dem Vertragſchluſſe Un— 
beteiligter war. Hiernach war die Reviſion zurückzuweiſen. 
L. c. B., U. v. 27. Okt. 09, 591,08 V. — Königsberg. 
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5. 88 130, 276, 781 BGB. Nachprüfung der Fahr⸗ 
läſſigkeit in der Reviſionsinſtanz. Zum Begriffe des „Zugehens“. 
Schriftform für Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis.] 
Am 15. Auguſt 1905 beſuchten die Kläger die von dem 
verklagten Verein durch einen Wegebau zugänglich gemachte 
Breitachklamm bei Oberſtdorf, nachdem ſie das Eintrittsgeld 
von je 50 „ entrichtet hatten; ſie wurden durch eine von 
einer Klammwand herabſtürzende Rottanne und das durch dieſe 
mitgeriſſene Geſtein und Erdreich zu Boden geworfen und ſchwer 
verletzt und verlangen von dem Beklagten Erſatz des ent⸗ 
ſtandenen Schadens. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das 
OLG. den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 


erklärt; das RG. hob auf und wies die Berufung der Kläger 


zurück: Nach dem Inhalte des zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages hatte der Beklagte den Klägern die Be⸗ 
nutzung des von ihm angelegten Weges in der Breitachklamm 
gegen das gezahlte Eintrittsgeld zu gewähren und für die 
ordnungsmäßige Herſtellung und Erhaltung desſelben einzu⸗ 
ſtehen. Auch war er verpflichtet, den Weg beaufſichtigen zu 
laſſen und Gefahren, die den Beſuchern der Klamm drohten, 
wenn ſie bei gehöriger Beaufſichtigung erkennbar waren, tun⸗ 
lichſt vorzubeugen. Hierzu war er auch nach dem Rechtsſatz 
verpflichtet, nach welchem demjenigen, der auf Wegen einen 
Verkehr für andere eröffnet, die Herſtellung und Erhaltung 
der Vorkehrungen, welche der gefahrloſe Verkehr erfordert, 
obliegt. Dem BG. kann aber darin nicht beigetreten werden, 
daß der Beklagte die ihm obliegenden Pflichten vernachläſſigt 
und durch Fahrläſſigkeit den Unfall der Kläger herbeigeführt 
habe. Es nimmt an, daß der Beklagte durch Unterlaſſung 


der notwendigen Kontrolle die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 


falt außer acht gelaſſen habe, und es iſt auf Grund der Aus⸗ 
ſagen der Zeugen zur Überzeugung gekommen, daß die am 
15. Auguſt 1905 in der Breitachklamm abgeſtürzte Rottanne, 
durch welche die Kläger verletzt wurden, ſchon mehrere Wochen 


vorher, jedenfalls ſeit 24. Juli 1905 teilweiſe entwurzelt war, 


und in ſo ſchräger Stellung gegen den Klammweg herabgeneigt 
war, daß die Gefahr des Abſturzes für jedermann, der ſein 
Augenmerk auf dieſen Baum richtete, erkennbar war. Dieſe in 
der Reviſionsinſtanz nachzuprüfende Beurteilung der — auf 
der Erkennbarkeit und Nichtachtung der Gefahr beruhenden — 
Fahrläſſigkeit findet ſchon in den Zeugenausſagen, namentlich 
in der Ausſage des Hauptzeugen S. keine genügende Stütze; 
denn dieſer Zeuge bekundet: er habe ſich gedacht, daß dieſe 
Tanne über kurz oder lang herabfallen könne; ob ſie nun ſchon 
in einigen Tagen oder vielleicht erſt in einem Jahre herab— 
fallen werde, das habe er für ſich nicht ermeſſen können. Dieſe 
Ausſage rechtfertigt alſo nicht die Annahme, daß die An— 
geſtellten des Beklagten eine drohende Gefahr hätten erkennen 
müſſen. Die Tanne war, wie das BG. feſtſtellt, teilweiſe 
entwurzelt. Andere Wurzeln befanden ſich aber noch feſt im 
Erdreich; über deren Beſchaffenheit und Tragfähigkeit hat der 
Zeuge S. nichts ausgeſagt und nichts ausſagen können, da ſie 
nicht ſichtbar waren. Das BG. ſetzt ſich aber auch mit der 
Auffaſſung und mit dem Ausſpruch der ſämtlichen vernommenen 
Sachverſtändigen in Widerſpruch. Der Sachverſtändige Ober⸗ 


baurat St. hat unter Bezugnahme auf die durch die Beweis⸗ 


aufnahme ermittelte ſchiefe Stellung der Tanne ausgeführt, 
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daß derartige ſchiefe Stellungen der Bäume im Gebirg nicht 


ſelten ſeien, und daß er, da der Übergang des Wuchſes aus 


der geneigten in die lotrechte Richtung Jahre erfordert hatte, 
Bedenken wegen des Vorhängens der Tanne nicht veranlaßt 
ſehe; auch vermöge er daraus, daß einige Wurzeln verdorrten 
und ſich dabei aufrichteten, ein Bedenken gegen die Stand⸗ 
haftigkeit des Baumes nicht zu entnehmen. Er ſpricht ſich aber 
ferner dahin aus, daß der ganze Vorgang vom erſten Sinken 
des Stammes an beginnend bis zum Abſturz nur in kürzeſter 


Zeit ſich abgeſpielt haben könne und vor dem Unglücksfall 


an dem Baume überhaupt nichts Auffallendes zu be— 
merken geweſen ſei gegenüber ſeinem vorherigen in der Photo⸗ 
graphie des Tretter vom 4. Juli 1905 feſtgehaltenen Zuſtande. 
Hiernach kann die von den Zeugen, insbeſondere dem Zeugen S. 
beobachtete ſchiefe Stellung der Tanne die Annahme einer 
objektiven Gefahr und einer Fahrläſſigkeit des Beklagten und 
ſeiner Angeſtellten nicht rechtfertigen. Eine Fahrläſſigkeit des 
Beklagten kann auch nicht darin gefunden werden, daß nach 
dem 13. Auguſt 1905 mit ſeinem 40 mm Regen eine Sonder⸗ 
kontrolle nicht vorgenommen ſei; denn nach dem Gutachten des 
Oberbaurats St. iſt eine ſolche Regenmenge im Sommer kein 
außergewöhnliches Ereignis, und zu einer Sonderkontrolle lag 
daher keine Veranlaſſung vor; auch der 14. und 15. Auguſt 
bot hierzu keinen Anlaß, da feſtgeſtellt ift, daß an dieſen beiden 
Tagen ſchönes, trockenes Wetter war. Die Sachverſtändigen 
ſind übereinſtimmend der Anſicht, daß es ſich um ein 
elementares Ereignis handelt, welches nicht voraus— 
geſehen werden konnte. Die Kläger haben die Klage noch 
auf ein Schuldanerkenntnis des Beklagten geſtützt und dem 
Geſchäftsführer des verklagten Vereins den Eid zugeſchoben, 
daß der Verein nach dem Unfall den Beſchluß gefaßt habe, 
die Kläger voll und ganz zu entſchädigen; ferner dem Pfarrer Sch., 
daß er den beiden Klägern im Krankenhaus in Oberſtdorf er⸗ 
klärt habe, der Breitachklammverein werde und wolle die Kläger 
voll und ganz entſchädigen; ſie ſollten nur ihre Anſprüche dem 
Verein baldigſt mitteilen, ja recht vorſichtig ſein und mit Rück⸗ 
ſicht auf die eventuellen Folgen des Unfalls in der Zukunft 
ja nicht zu wenig verlangen und ſich hierbei auch der Hilfe 
und des Beiſtandes eines Rechtsanwalts bedienen. Dieſes 
Vorbringen iſt unerheblich. Zur Gültigkeit des Schuld⸗ 
verſprechens und des Schuldanerkenntniſſes würde die Schrift⸗ 
form erforderlich fein (SS 780 bis 781 BGB.). Daß der 


behauptete Beſchluß protokolliert und von den Mitgliedern des 


Vorſtandes unterzeichnet ſei (§S 11 Abſ. 4 des Statuts), iſt 
nicht behauptet und unter Beweis geſtellt. Wäre es aber auch 
der Fall, ſo würde das nicht genügen, weil nach S 780 und 


5 78] ſchriftliche Erteilung des Verſprechens beziehungs— 


weiſe der Anerkennungserklärung erforderlich iſt, und hierzu 
gehört, daß die Erklärung den Klägern nach Maßgabe des 
3 130 BGB. zugegangen und wirkſam geworden iſt (vgl. 
RG. 61 S. 415, 416; 68, 409; Grudotsßeitr. 51, 181). 
Ein Fall des $ 782 BGB. liegt nicht vor. B. c. R., U. v. 
26. Okt. 09, 547.08 VI. — Augsburg. | 

6. SS 138, 1229 BGB. Lex commissoria in Ver⸗ 
bindung mit Wucher.] | | 

Es iſt nicht zuzugeben, daß das BG. von einer rechts⸗ 
irrtümlichen Auffaſſung ausgeht, wenn es, die Richtigkeit der 
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Behauptung des Beklagten, es ſei vereinbart, daß der Kläger, 
falls das Darlehn nicht binnen acht Tagen zurückgezahlt werde, 
Eigentümer des Weißbleches ſein ſolle, unterſtellend, dennoch 
den vom Beklagten behaupteten wucheriſchen Charakter des 
Geſchäfts verneint. Das BG. erwägt, daß eine ſolche Ver⸗ 
einbarung nach $ 1229 BGB. nichtig ſei, daß daraus aber 
noch nicht die Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts als eines 
wucheriſchen folge. Es wird mehrfach hervorgehoben, daß nach 
dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme kein Kaufgeſchäft, ſondern 
ein Darlehnsvertrag unter Verpfändung des Weißblechs ab⸗ 
geſchloſſen ſei. Dieſes Geſchäft ſei aber ſchon deshalb kein 
wucheriſches, weil nach dem Wegfalle der nichtigen Verfall⸗ 
abrede dem Kläger nicht mehr ein mit ſeiner Leiſtung in einem 
auffälligen Mißverhältniſſe ſtehender Vermögensvorteil ver⸗ 
ſprochen ſei. Das trifft zu. Soweit für den Tatbeſtand des 
Wuchers das Mißverhältnis zwiſchen der Leiſtung des Klägers 
und dem ihm verſprochenen Vermögensvorteil in Betracht 
kommen ſoll, iſt die Behauptung des Beklagten allein auf die 
Abrede des Verfalls des Pfandes, welches einen die Darlehns⸗ 
ſumme erheblich überſteigenden Wert habe, geſtützt. Wenn nun 
eine ſolche Abrede ſchon auf Grund einer beſonderen, den 
Pfandſchuldner ſchützenden Geſetzesbeſtimmung nichtig iſt, kann 
ſie der wucheriſchen Ausbeutung nicht dienen. Den entgegen⸗ 
geſetzten Ausführungen der Reviſion, welche die nichtige Verfall⸗ 
abrede auch noch in der Weiſe verwerten will, daß ſich aus 
ihr die Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts wegen Wucherns er⸗ 
geben ſoll, iſt nicht beizutreten. Für die Frage, ob wucheriſche 
Ausbeutung vorliegt, kommt nur in Betracht, was in an ſich 
rechtsgültiger und erzwingbarer Weiſe an Vermögensvorteilen 
verſprochen oder gewährt worden iſt. B. c. G., U. v. 19. Okt. 09, 
541/08 VII. — Naumburg. 

7. 8 151 BGB. Stillſchweigende Annahme eines An⸗ 
trags (Verkehrsſitte).] 

Das BG. hat als erwieſen angeſehen, daß jedenfalls 
zwiſchen dem Kläger und dem einen Direktor der Beklagten, 
K., ein Einverſtändnis über die Auflöſung des Pachtvertrages 
vom 3. Mai 1907 erzielt worden ſei. Es meint, es komme 
deshalb lediglich noch in Frage, ob zu einer bindenden Vertrags⸗ 
annahme der Beklagten noch eine ausdrückliche, dem Kläger 


gegenüber von dem andern Vorſtandsmitgliede, D., abzugebende 


Erklärung deshalb erforderlich geweſen ſei, weil K. allein die 
Geſellſchaft nicht habe vertreten können. Das ſei zu verneinen. 
Nehme man an, daß hier ein einem Abweſenden, nämlich der 
nicht vollzählig vertretenen Aktiengeſellſchaft, gemachter Antrag 
vorliege, fo würde der 8 151 BGB. anwendbar ſein, weil 
hier eine Erklärung der Annahme durch D. nach der Verkehrs⸗ 
ſitte nicht zu erwarten geweſen ſei, wie auch der Kläger offenbar 
eine ſolche Erklärung von dieſem nicht erwartet habe. Nach 
der Lage der Sache, namentlich da beide Parteien durch den 
Antritt der Pachtung von ſeiten des Klägers infolge der Un⸗ 
zufriedenheit unter den Gewerkſchaften einer erheblichen Schädi⸗ 
gung ausgeſetzt geweſen wären, hätte der Ausfall der Ent⸗ 
ſcheidung D.s nicht zweifelhaft fein können. Bei Berückſichtigung 
des Grundſatzes von Treu und Glauben im Verkehre liege 

daher in dem Stillſchweigen, in der Nichterklärung D.s eine 
Willensäußerung, gerichtet auf die Annahme des klägeriſchen 
Antrags. Dieſer Entſcheidungsgrund verletzt den 8 151 BGB. 
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durch unrichtige Anwendung. Von dem Grundſatze, daß der 
Vertrag dadurch zuſtande kommt, daß die Annahme des An⸗ 
trages von dem Antragsempfänger dem Antragenden gegen: 
über erklärt wird, macht der § 151 die doppelte Ausnahme, 
daß es der Erklärung der Annahme dem Antragenden 
gegenüber nicht bedarf, „wenn eine ſolche Erklärung nach 
der Verkehrsſitte nicht zu erwarten iſt oder der An⸗ 
tragende auf ſie verzichtet hat“. Daß der zweite Fall hier 
vorliege, hat das BG. nicht angenommen, auch der Beklagte 
ſelbſt nicht behauptet, und ebenſowenig bieten die Feſtſtellungen 
des BG. dafür einen Anhalt. Aber auch der erſte Fall iſt 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe nicht gegeben. Er 
ſetzt voraus, daß eine Erklärung der Annahme dem Antragenden 
gegenüber nach der Verkehrsſitte nicht zu erwarten iſt. Der 
Annahme bedurfte der Antrag des Klägers auf Aufhebung des 
Vertrages vom 3. Mai 1907 nach der ausdrücklichen Annahme 
durch das Mitglied des Vorſtandes der Beklagten K. noch durch 
das zweite Vorſtandsmitglied D. Mit der Begründung des 
Bu. wird indeſſen im beſtem Falle nur die Annahme ge⸗ 
rechtfertigt, daß in dem Verhalten D.s überhaupt eine ſtill⸗ 
ſchweigende Willenserklärung, eine „Willensbetätigung“, 
zu erblicken ſei. Vgl. hierüber Planck, 3. Aufl., Anm. 2 a. E., 
und Anm. 4 zu $ 151 BGB. in Verbindung mit den Bor: 
bemerkungen I lc und 2 Abſ. 1 zum 2. Titel des III. Abſchnitts 
des I. Buches S. 204 bis 206. Dagegen fehlt, wie die Reviſion 
mit Recht hervorhebt, jede Begründung für die Meinung, daß 
in einem ſolchen Falle, wie er hier vorliegt, nach der Ver⸗ 
kehrsſitte eine Erklärung der Annahme dem Antragenden 
gegenüber nicht zu erwarten geweſen ſei. Die Darlegungen 
des BG. laufen nur darauf hinaus, daß nach der beſonderen 
Lage des vorliegenden Falles eine ſolche Erklärung nicht 
zu erwarten geweſen ſei. Das genügt indeſſen für die An- 
wendung des § 151 nach deſſen klarem Wortlaute und Sinne 
nicht. . .. Damit in einem Falle, wie dem vorliegenden, 
das Beſtehen einer Verkehrsſitte angenommen werden könnte, 
müßte dargetan werden, daß in Fällen, in denen jemand mit 
einer Handelsgeſellſchaft, zu deren rechtswirkſamer Vertretung 
das Zuſammenwirken mehrerer allein zur Vertretung be: 
rechtigten Perſonen erforderlich iſt, einen Vertrag abgeſchloſſen 
hat, es einer Verkehrsſitte entſpreche, daß, wenn bem: 
nächſt die andere Vertragspartei der Geſellſchaft die Wieder⸗ 
aufhebung des Vertrages anträgt und die eine der zur Ver⸗ 
tretung der Geſellſchaft berechtigten Perſonen den Antrag aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend jener gegenüber angenommen hat, 
nach der Sachlage auch die Wiederaufhebung des Vertrages 
beiden Vertragsteilen zum Vorteile gereichen würde, eine Er⸗ 
klärung der Annahme des Antrages der anderen Vertrags⸗ 
partei gegenüber von ſeiten der anderen zur Vertretung 
der Geſellſchaft berufenen Perſonen nicht erwartet werde. 
Daß aber eine Verkehrsſitte ſich in bezug auf Fälle gebildet 
haben ſollte, die ihrer Natur nach nur ſelten vorkommen und 
fo ſcharf umriſſen und konkrete Vorausſetzungen haben, wie fie 
ſoeben gezeichnet ſind, iſt, wie dies ohne weiteres einleuchtet, 
ausgeſchloſſen. Eine größere Zahl von Fällen aber muß 
nach dem Begriffe der Verkehrsſitte vorgekommen ſein, damit 
überhaupt eine ſolche Sitte ſich bilden kann. Inſoweit iſt dem: 
nach der Reviſion beizutreten, wenn fie ausführt, eine Verkehrs⸗ 
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ſitte könne nicht für einen einzelnen Fall beſonders geſtaltet 
werden, ſie könne vielmehr nur für eine beſtimmte Klaſſe von 
Fällen beſtehen. T. c. F., U. v. 12. Okt. 09, 492/08 III. — Kiel. 

8. 58 271, 315 BGB. Befriſtung mit der Zahlung 
des Kaufpreiſes. Richterliche Feſtſetzung der Frift.] 

Die Grundſätze vom Kaufvertrag gehen keineswegs dahin, 
daß das Kaufgeld unter allen Umſtänden oder auch nur zufolge 
geſetzlicher Vermutung ſofort bei der Übergabe oder Auflaſſung 
zahlbar iſt, vielmehr entſcheidet darüber nach 8 271 BGB. in 
erſter Linie die Parteivereinbarung, und der Kläger hat daher, 
wenn eine ſolche Vereinbarung in Frage kommt, im vollen 
Umfange die Darlegungs-, Widerlegungs⸗ und Beweispflicht 
(RG. bei Gruchot 29, 730 ff., JW. 08, 430). Im vorliegenden 
Falle waren beide Parteien darüber einig, daß eine Stundung 
gewährt war, und ſtritten nur darüber, ob die Beſtimmung der 
Friſten dem billigen Ermeſſen der Beklagten überlaſſen war 
(8 315 BGB.), ob fie 2 Jahre nicht überſchreiten durfte oder 
ob beides nicht der Fall war, vielmehr eine gänzliche Un⸗ 
beſtimmtheit vorlag. In dieſem letzten Falle hätte, da die 
Parteien darüber einig waren, daß die Zahlungsfriſten für das 
Zuſtandekommen des Vertrages nicht weſentlich waren ($ 154 
BGB., Gruchot 51, 928), ebenſo wie gegebenenfalls nach 
§ 315 BGB. ſchließlich die richterliche Feſtſetzung eintreten 
müſſen (RG. 64, 116; JW. 09, 452°; Mot. z. BGB. Bd. II 
S. 39). Dazu bedurfte es zwar keines beſonderen Prozeſſes, 
die richterliche Beſtimmung konnte vielmehr im laufenden Rechts⸗ 
ſtreit erfolgen (Prot. 1 S. 465), ſolange dies aber nicht ge⸗ 
ſchehen war, konnte von einem Verzuge und einer Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Beklagten keine Rede ſein (RG. 64, 116). 
E. c. L., U. v. 3. Nov. 09, 81/09 V. — Berlin. 

9. 8 278 BGB. in Verb. mit §8 21, 24, 76 Tl. II 
Tit. 14, 850 Tl. II Tit. 15 ALR. und 8 73 EGBGB. Haftung 
des Staats für das Verſchulden des Fährmanns einer ſtaat⸗ 
lichen Fähre. 

Selbſt wenn man der Auffaſſung der Reviſion beitreten 
und annehmen wollte, daß die Benutzung einer ſtaatlichen Fähre 
nach den Regeln über die Benutzung einer öffentlichen Anſtalt 
zu beurteilen ſei, würde die Haftung des Beklagten für das 
Verſchulden des Fährmanns H. nicht wegfallen. Sie würde 
nur nicht auf 8 278 BGB. gegründet werden können, wohl 
aber auf die Vorſchriften des PrAL R., die dann hier map: 
gebend ſein müßten. (Wird ausgeführt.) Es iſt aber über⸗ 
haupt der Annahme der Vorinſtanz beizutreten, daß zwiſchen 
dem Kläger und dem Beklagten ein privatrechtlicher Beförde⸗ 
rungsvertrag geſchloſſen wurde und daß 8 278 BGB. auf den 
vorliegenden Fall anzuwenden iſt. Die vorhin angeführten, 
durch Art. 73 EGBGB. aufrechterhaltenen Vorſchriften in 
8 51 U, 15 und den S8 21, 24, 76 II, 14 ALR. weiſen 
dem Staate, der eine Regalfährgerechtigkeit ſelbſt betreibt, im 
Verkehr genau die gleiche Stellung an, die einem Privatinhaber 
einer Fährgerechtigkeit zukommt. Es liegt ein monopoliſierter 
Gewerbebetrieb vor. Er befördert Güter und Perſonen auf 
Grund privatrechtlicher Beförderungsverträge. Für dieſe ſind 
die jeweils geltenden Privatrechtsnormen maßgebend, jetzt alſo 
auch 8 278 BGB. über die Haftung für das Verſchulden der 
Erfüllungsgehilfen. (Wird weiter ausgeführt.) Preuß. Staats⸗ 
fiskus c. B., U. v. 15. Okt. 09, 569/08 III. — Marienwerder. 
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10. $ 313 BGB. Erfordert die Unterbeteiligung beim 
Gewinnbezuge hinſichtlich der Weiterveräußerung eines Grund⸗ 
ſtücks die Beobachtung der Form des §S 313 BGB.] 

Der Beklagte und L. hatten mittels notariellen Kauf⸗ 
vertrages vom 8. Juli 1904 Grundſtücke im Flächeninhalt von 
zuſammen 73 900 qm zum Preiſe von 4 & pro Quadratmeter, 
alſo für zuſammen 295 600 & gekauft, um ſie als Bauterrain 
zu verwerten, und waren je zur Hälfte als Eigentümer im 
Grundbuche eingetragen worden. Laut privatſchriftlichem Ver⸗ 
trage beteiligte der Beklagte den Kläger an ſeiner ideellen 
Hälfte zu einem Viertel in der Weiſe, daß Kläger alle auf 
dieſes Viertel entfallenden Koſten und etwaigen Verluſt zu 
tragen hatte und außerdem als Entgelt für die Beteiligung 
14 pro Quadratmeter, im ganzen 9237,50 4 bezahlte, wo⸗ 
gegen ihm der etwa auf das Viertel entfallende Gewinn aus⸗ 
zukehren war. Wörtlich iſt ſodann in dem Vertrage ausgemacht: 
„Herrn W. (Beklagten) ſteht bei Verkauf oder ſonſtigen Aus⸗ 
nutzungen des Grundſtücks das alleinige Verfügungsrecht zu, 
und braucht Herr W. hierbei nicht erſt die Erlaubnis des Herrn 
H. (Klägers) einzuholen, es ſei denn, daß bei Verkauf nicht 
mindeſtens 50 pro Quadratmeter Verdienſt exkluſive Zinſen 
auf den Teil des Herrn H. erzielt werden.“ Beklagter hat 
feine Hälfte ohne Zuſtimmung des Klägers an L. für 5½ & 
pro Quadratmeter verkauft und ihm aufgelaſſen; den vierten 
Teil des angeblichen Nettoerlöſes hat er an Kläger abgeführt. 
Es iſt aber unſtreitig, daß dieſer damit den in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Mindeſtgewinn von 50 5 pro Quadratmeter nicht 
erlangt hat; nach der vom Kläger aufgeſtellten Rechnung hat 
er 4803,45 % weniger bekommen. Kläger hat in I. Inſtanz 
beantragt, feſtzuſtellen, daß Beklagter auf Grund des Vertrages 
verpflichtet ſei, ihm denjenigen Schaden zu erſetzen, welcher ihm 
daraus erwächſt, daß Beklagter die erwähnten Grundſtücke ohne 
ſeine Zuſtimmung veräußert hat. Das LG. hat die Feſtſtellungs⸗ 
klage als unzuläſſig abgewieſen, weil Kläger günſtigſtenſalls 
einen dem Gewinne von 50 „ pro Qadratmeter entſprechenden 
Betrag fordern und bezüglich desſelben ſofort auf Leiſtung 
klagen könne. Mit der Berufung hat Kläger in erſter Linie 
beantragt, dem erſtinſtanzlichen Antrag ſtattzugeben; hilfsweiſe 
hat er Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 4803,45 4 
nebſt Zinſen beantragt. In der Berufungsinſtanz iſt die Ver⸗ 
handlung auf die Frage beſchränkt geweſen, ob der Vertrag 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung bedurft hätte. 
In Bejahung dieſer Frage hat das OLG. die Berufung zurück⸗ 
gewieſen. Das RG. hob auf: Der Senat hat der Auffaſſung 
des OL G., daß Beklagter ſich in dem Vertrage dem Kläger 
gegenüber verpflichtet habe, das ihm gemäß Kaufvertrages zu⸗ 
ſtehende Miteigentum an Grundſtücken auf Dritte zu übertragen, 
nicht beitreten könne. Es wird feſtgehalten an der vom RG. 
wiederholt ausgeſprochenen Anſicht, daß eine Verpflichtung zur 
Übertragung von Grundeigentum regelmäßig dann vorliegt, 
wenn in einem Geſellſchaftsvertrage ein Geſellſchafter der Ge⸗ 
ſellſchaft ſein Grundeigentum zu dem Zwecke zur Verſügung 
ſtellt, daß es für gemeinſchaftliche Rechnung mit Gewinn ver⸗ 
äußert werde. Anders aber iſt der Fall zu beurteilen, wenn 
ein derartiges Vertragsverhältnis bezüglich eines Grundbeſitzes 
bereits beſteht und nun ein Geſellſchafter einem Dritten eine 
Unterbeteiligung gewährt, ſelbſt wenn dieſer Geſellſchafter Eigen⸗ 
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tümer oder Miteigentümer des betreffenden Grundſtückes it. 
Mit einer ſolchen Vereinbarung iſt nicht notwendig das Ab- 
kommen verbunden, daß der Geſellſchafter dem Unterbeteiligten 
gegenüber verpflichtet iſt, ſeine Geſellſchaftsrechte in einem be— 
ſtimmten Sinne auszuüben, insbeſondere darauf hinzuwirken, 
daß das den Gegenſtand der Geſellſchaft bildende Grundeigentum 
auch wirklich zur Veräußerung gelangt. Vielmehr ſteht an ſich 
die Erledigung des Geſellſchaftszweckes nach wie vor im freien 
Ermeſſen der Geſellſchafter, und es liegt in der Unterbeteiligung 
nur die Verpflichtung, dem Unterbeteiligten die auf ihn ent⸗ 
fallenden Früchte der Geſellſchaft zukommen zu laſſen. Soll 
eine weitergehende Verpflichtung, insbeſondere eine ſolche, die 
die Anwendung des §S 313 BGB. erfordern würde, angenommen 
werden, ſo muß dieſelbe beſonders vereinbart worden ſein. In 
dem hier vorliegenden Untergeſellſchaftsvertrage hat ſich Beklagter 
nur verpflichtet, die Erlaubnis des Klägers zu einem Verkaufe 
einzuholen, bei dem für dieſen nicht mindeſtens ein Gewinn von 
50 ½ pro Quadratmeter herauskommen würde. Im übrigen 
hat er ſich für Verkauf oder ſonſtige Ausnutzung freie Verfügung 
vorbehalten. Allerdings iſt der Begründung des OLG. darin 
nicht entgegenzutreten, daß die Parteien in erſter Linie oder ſo⸗ 
gar ausſchließlich damit gerechnet haben, daß die zwiſchen dem 
Beklagten und L. beſtehende Geſellſchaft ſich im Wege der 
Veräußerung des gemeinſchaftlichen Grundbeſitzes erledigen 
werde. Aber gerade deswegen konnte die Übernahme einer 
entſprechenden Verpflichtung des Beklagten entbehrlich erſcheinen. 
Da hiernach der Vertrag der Formvorſchrift des S 313 BGB. 
nicht unterliegt und daher der einzige Entſcheidungsgrund des 
Vorderrichters entfällt, mußte das angefochtene Urteil aufgehoben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. H. c. W., U. v. 
20. Okt. 09, 446,08 I. — Breslau. 

11. 5 313 BGB. Beobachtung der Formvorſchrift bei 
Verträgen zwiſchen Geſellſchaftern, wonach der eine von ihnen 
ein Grundſtück auf feinen Namen kaufen ſoll?! 

Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen, daß ein Auftrags⸗ 
oder ein Geſellſchaftsvertrag nicht deshalb der Form des § 313 
bedarf, weil der Beauftragte ein Grundſtück für den Auftrag⸗ 
geber, der einzelne Geſellſchafter ein ſolches für die Geſellſchaft 
erwerben ſollte. In ſolchen Fällen erwachſe die Verpflichtung, 
das Eigentum an dem zunächſt auf den Namen des nach außen 
als Erwerber Auftretenden erworbenen Grundſtück auf den 
Auftraggeber bzw. auf ſämtliche Geſellſchafter zu übertragen, 
kraft Geſetzes unmittelbar aus dem Vertragsverhältnis und der 
Umſtand, daß die Verpflichtung ausdrücklich in der über den 
Auftrag bzw. den Geſellſchaftsvertrag aufgenommenen Urkunde 
nochmals Erwähnung finde, ſei unerheblich, da ſie keine felb- 
ſtändige Bedeutung habe (vgl. RG. 54, 75; Gruchots Beitr. 
52, 660). Vorliegend iſt in den Vorinſtanzen gar nicht die 
Behauptung aufgeſtellt, daß nach dem zwiſchen den Parteien 
beſtehenden Geſellſchaftsverhältnis der Wille der Parteien dahin 
gegangen ſei, daß jedes von dem einen Geſellſchafter auf ſeinen 
Namen zwecks gemeinſchaftlicher Spekulation erworbene Grund: 
ſtück formell „gemeinſchaftliches Eigentum“ beider Parteien werden 
ſollte, daß alſo der jedesmalige Erwerber verpflichtet ſein ſollte, 
Miteigentum an den anderen zu übertragen. Nach dem vom 
BerR. auf Grund der Parteiangaben feſtgeſtellten regelmäßigen 
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Verfahren konnte ſehr wohl als Wille der Parteien angeſehen 
werden, daß derjenige, der im Intereſſe beider Teile tätig wurde, 
nicht nur die Grundſtücke in eigenem Namen erwerben, ſondern 
ſie auch bis zum Weiterverkauf, der Durchführung der Spekulation 
behalten und nur verpflichtet ſein ſollte, nach Abwicklung des 
Geſchäfts dem anderen deſſen Anteil am Gewinn herauszuzahlen. 
Auch auf dieſe Weiſe laſſen ſich die Zwecke einer derartigen 
Spekulationsvereinigung erreichen. R. c. A., U. v. 19. Okt. 09, 
595,08. VII. — Bamberg. 

12. SS 615 (295) BGB. Annahmeverzug des Dienſt⸗ 
berechtigten. ] 

Es kann dahingeſtellt bleiben, wie die Streitfrage zu ent⸗ 
ſcheiden iſt, ob der Dienſtverpflichtete, wenn er ohne rechtlichen 
Grund entlaſſen iſt, ſeine Dienſte nochmals gemäß § 295 BGB. 
dem Berechtigten anbieten muß, um gemäß $ 615 die ver: 
einbarte Vergütung verlangen zu können, ohne zur Nachleiſtung 
verpflichtet zu ſein. Denn jedenfalls beſteht eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung nicht, wenn die Entlaſſung des Dienſtverpflichteten 
in der Form erfolgt iſt, daß der Berechtigte ihn aus dem 
Hauſe gewieſen hat, wo er ſeine Dienſte zu leiſten hatte. 
Denn darin iſt ein Verbot enthalten, das Haus zum Zwecke 
der Leiſtung der Dienſte wieder zu betreten. Dem Ver⸗ 
pflichteten iſt dadurch die fernere Dienſtleiſtung überhaupt 
unmöglich gemacht. W. c. S., U. v. 21. Okt. 09, 505,08 III. 
— Hamm. 

13. 88 765, 438, 365 BGB. 
vertrag. 

In der Rechtſprechung des RG. ſteht feſt, daß eine Bürg⸗ 
ſchaft und die Übernahme der Garantie für die Güte der 
Forderung in einem Zeſſionsvertrage ungeachtet ihres gemein⸗ 
ſamen wirtſchaftlichen Zweckes, die Befriedigung des Gläubigers 
zu ſichern, zwei ihrer rechtlichen Natur nach verſchiedene Vertrags⸗ 
arten darſtellen. Die Bürgſchaft beſteht in der Übernahme 
einer Haftung für eine fremde Schuld; ſie ſetzt eine Forderung 
voraus, iſt daher weſentlich akzeſſoriſcher Natur, ein Nebenrecht. 
Dagegen begründet die vertragsmäßige Gewährleiſtung für die 
Sicherheit einer abgetretenen Forderung (SS 438, 365 BGB.) 
eine eigene, aus dem Veräußerungsgeſchäfte ſich ergebende Ver⸗ 
bindlichkeit, die ihre Wirkung namentlich auch für den Fall 
äußert, daß die abgetretene Forderung gar nicht exiſtiert. Ob 
nun die bei Abtretung einer Forderung übernommene Haftung 
für ihren Eingang niemals die Natur einer Bürgſchaft an⸗ 
nehmen kann, wie die Reviſionsklägerin aufſtellt, bedarf nach 
Lage des Falles der Entſcheidung nicht. Nur beiläufig ſei die 
in den Mot. zum BGB. (Bd. II. S. 127) ſowie auch in der 
Rechtslehre mehrfach vertretene Meinung erwähnt, es handele 
ſich um die Ermittelung des Parteiwillens, ob in ſolcher 
Vereinbarung eine Erweiterung der geſetzlichen Haftpflicht, eine 
Verpflichtung zur Gewährleiſtung, oder eine Bürgſchaftsübernahme 
zu erblicken ſei. Keinenfalls iſt es aber bei der angegebenen 
weſentlichen Verſchiedenheit beider Vertragsarten rechtlich möglich, 
daß in der Übernahme der Gewährleiſtung für die Sicherheit 
der abgetretenen Forderung zugleich eine Bürgſchaftsübernahme 
gefunden werden könne. Denn die Verpflichtung zur Gewähr⸗ 
leiſtung mit ihrer ſelbſtändigen Natur und ihrer weiter reichenden 
Wirkung läßt für eine Bürgſchaft. zur Sicherung derſelben 
Forderung keinen Raum. Dem BG. kann aber auch darin 
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nicht beigetreten werden, daß nach der Verkehrsauffaſſung in 
der Übernahme einer Garantie für den Eingang der abgetretenen 
Forderung im Zweifel eine Bürgſchaft zu erblicken ſei. Für 
eine Spaltung des Vertrages in einen Kauf und in ein Geſchäft 
beſonderer Art — Bürgſchaft — beſteht weder ein Verkehrs⸗ 
bedürfnis, noch entſpricht ſie der Natur des Vertragsverhältniſſes, 
das vielmehr eine einheitliche Beurteilung im Sinne einer 
Erweiterung der geſetzlichen Haftpflicht im Rahmen des Kauf⸗ 
geſchäfts jedenfalls für die Regel und abgeſehen von beſonderen 
Umſtänden des Falles natürlicher erſcheinen läßt. R. c. H., U. 
v. 29. Okt. 09, 661/08 II. — Düſſeldorf. 


14. 8 817 BGB. in Verb. mit § 181 KD. Anwendung | 


der condictio ob turpem causamı auf ein unter $S 181 S. 3 
KO. fallendes Sonderabkommen.] 

Das OLG. hat die Widerklage abgewieſen, weil die Rück⸗ 
forderung des von D. infolge der Nichtigkeit jenes Vertrages 
ohne Rechtsgrund Gezahlten durch die Vorſchrift des 8 817 
Satz 2 BGB. ausgeſchloſſen ſei, da die Vorausſetzungen des 
Satz 1 dieſes Paragraphen bei einem nach § 181 Satz 3 KO. 
verbotenen Abkommen immer gegeben wären. Hiergegen wendet 
ſich die Reviſion mit der Rüge: Zur Anwendung des $ 817 
BGB. genüge es nicht, wenn objektiv ein Verſtoß gegen ein 
geſetzliches Verbot vorliege, ſondern dieſes Geſetz treffe nur 
den, dem ein ſubjektives Verſchulden, eine verwerfliche Geſinnung 
vorgeworfen werden könne. Das ſei bezüglich der Perſon des 
D. nicht feſtgeſtellt. Die Rüge verſagt. (Wird ausgeführt.) 
Streitig iſt, ob es zur Anwendung des §S 817 BGB. genüge, 
daß die Vertragsparteien den Zweck der Leiſtung gekannt haben, 
ohne daß ihnen der Verſtoß gegen das geſetzliche Verbot oder 
die guten Sitten zum Bewußtſein gekommen zu ſein brauche, 
oder ob ſie auch dieſes Bewußtſein gehabt haben müſſen. In 
dem auch von der Reviſion angezogenen Urteile vom 14. Oktober 
1903 I. 190/03 (JW. 04, 38°) hat der erkennende Senat in 
einem Falle, wo der Kläger das aus verbotenen Börſentermin⸗ 
geſchäften Geleiſtete zurückforderte, ausgeſprochen, daß die Vor⸗ 
ſchriften des $ 817 BGB. einen Verſtoß gegen ein geſetzliches 
Verbot oder die guten Sitten in dem Sinne vorausſetzen, 
daß ein ſubjektives Verſchulden, eine verwerfliche Geſinnung 
verlangt werde. Es iſt daher angenommen, daß der 8 817 
Satz 2 die Rückforderung nicht ausſchließe, weil feſtſtehe, daß 
dem Kläger die Verbotswidrigkeit der zugrunde liegenden Ge⸗ 
ſchäfte nicht bekannt geweſen ſei. An dieſer Auslegung des 
8 817 kann jedoch, ſoweit der Verſtoß gegen ein geſetzliches 
Verbot in Betracht kommt, nicht feſtgehalten werden. (Wird 
ausgeführt.) Der § 817 iſt daher ſchon dann auf ein unter 
5 181 Satz 3 KO. fallendes Sonderabkommen anzuwenden, 
wenn die Vertragspartei den Zweck des Abkommens kannte, 
obwohl fie nicht wußte, daß fie durch die Teilnahme am Ver— 
trage gegen den § 181 KO. verſtieß. Dieſe Vorausſetzung 
trifft auf den vorliegenden Fall zu, da das OLG. feſtgeſtellt 
hat, daß alle Teilnehmer am Vertrage vom 17. September 
1903 (alſo auch D.) das Bewußtſein gehabt hätten, daß der 
Klägerin eine Bevorzugung vor den übrigen Konkursgläubigern 
gewährt werde. M. c. M., U. v. 4. Okt. 09, 389/08 I. — Hamm. 

15. SS 823, 278 BGB. Mangelhafter Zuſtand des 
Zugangs zum Abort in einer Gaſtwirtſchaft.] | 

Das. BU. beruht auf der Annahme, daß ein Gaſtwirt 
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ſeinen Gäſten für einen Schaden, den ſie durch einen mangel⸗ 
haften Zuſtand des Zugangs zum Abort erleiden, nur nach den 
Grundſätzen über unerlaubte Handlungen, nicht vertraglich hafte, 
die Anwendung des § 278 BGB. daher ausgeſchloſſen ſei. 
Dieſe Annahme iſt, wie der erkennende Senat bereits in dem 
Urteile vom 29. November 1904 — Gruchots Beitr. 49, 617 — 
ausgeführt hat, unrichtig. Der Gaſtwirt iſt, wenn er auch 
polizeilich verpflichtet iſt, einen Abort zur Verfügung ſeiner 
Gäſte zu halten, doch eben nur dieſen gegenüber dazu ver⸗ 
pflichtet, und weder gehalten. noch regelmäßig willens, eine 
öffentliche Bedürfnisanſtalt für jedermann zu errichten. Es 
fällt daher trotz der polizeilichen Regelung dieſe ſeine Ver⸗ 
pflichtung in den Kreis derjenigen Obliegenheiten, welche ihm 
mit der Aufnahme des Gaſtes in ſeine Räume erwachſen, und 
welche in ihrer Geſamtheit zu den Pflichten des Gaſtwirts aus 
dem durch die Aufnahme des Gaſtes mit dieſem begründeten 
Vertragsverhältnis eigener Art gehören. Dieſe Obliegenheiten 
übernimmt der Gaſtwirt nach den Anſchauungen des Verkehrs 
auch ohne beſondere Vereinbarung ohne weiteres dadurch, daß 
er den Gaſt aufnimmt. Daß unter beſonderen Umſtänden, wie 
ſie das BU. erwähnt, die eine oder andere dieſer Verpflichtung 
fortfallen kann, ändert hieran nichts. Das Urteil des erkennen⸗ 
den Senats vom 24. Juni 1904 — RE. 58, 333 — bezieht 
ſich auf die äußeren, jedermann geöffneten, Zugänge zu 
einer Gaſtwirtſchaft. Seine Erwägungen treffen, wie bereits in 
dem oben angeführten Urteil vom 29. November 1904 aus⸗ 
geführt iſt, nicht zu auf diejenigen Räume, welche nur für die 
Gäſte und ſonſtige in beſonderen Beziehungen zum Gaſtwirt 
ſtehende Perſonen beſtimmt find. S. c. K., U. v. 5. Nov. 09, 
538/08 III. — Düſſeldorf. | 

16. 59 823, 826 BGB. in Verb. mit 5 172 StGB. 
Schadenserſatzanſpruch des wegen Ehebruchs der Frau ge⸗ 
ſchiedenen Ehemannes gegen den Ehebrecher?] 

Der Ber. bejaht die Frage, ob der Ehemann, der die 
Scheidung wegen Ehebruchs erwirkt hat, von dem Ehebrecher 
Erſatz der Vermögensnachteile fordern kann, die ihm dadurch 
erwachſen ſind, daß nach Auflöſung der Ehe die mitſchuldige 
Frau das bis dahin gemeinſchaftliche Hausweſen nicht mehr 
leitet, und daß ihr die Sorge für die Perſon der Kinder, ins⸗ 
beſondere deren Beaufſichtigung, nicht weiter zuſteht. Er 
nimmt an, daß der Ehebrecher gegen den § 172 StGB. als 
ein den Schutz des Ehegatten bezweckendes Geſetz verſtoßen 
habe und darum nach § 823 Abſ. 2 BGB. hafte. Nun läßt 
ſich nicht in Abrede ſtellen, daß die Strafdrohung des § 172 
StGB. ſich gegen die Verletzung der Pflicht zur ehelichen 
Lebensgemeinſchaft, in der auch die Pflicht zur ehelichen Treue 
einbegriffen iſt (8 1353 BGB.), richtet und daß fie ſich nicht 
bloß gegen den ſchuldigen Ehegatten, ſondern auch gegen den 
Mitſchuldigen richtet, ohne deſſen Mitwirkung der Eingriff in 
die Rechte des anderen Gatten nicht denkbar iſt, daß ſie alſo 
den Schutz dieſes Gatten vor ſolchem Eingriffe bezweckt. Das 
ſtaatliche Intereſſe an der Aufrechterhaltung der ſittlichen und 
rechtlichen Grundlagen der Ehe tritt hinter das Intereſſe des 
verletzten Gatten zurück, wie ſich daraus ergibt, daß die Be⸗ 
ſtrafung des Ehebruchs an die doppelte Vorausſetzung geknüpft 
iſt, daß die Ehe wegen des Ehebruchs, um deſſen ſtrafrechtliche 
Sühne es ſich handelt, rechtskräftig geſchieden iſt und daß der 
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unſchuldige Gatte den Straſantrag geſtellt hat. Aber mit der 
Erkenntnis, daß der § 172 StGB. ein Schutzgeſetz ſei, iſt nicht 
ohne weiteres, wie auch der BerR. zutreffend annimmt, die 
Frage der Erſatzpflicht für die aus der Auflöſung der Ehe 
erwachſenen Vermögensnachteile entſchieden. Es kommt viel⸗ 
mehr darauf an, ob das Strafgeſetz auch die durch den Ehebruch 
bedrohten wirtſchaftlichen Intereſſen des verletzten Ehegatten 
zu ſchützen beabſichtigt hat. Denn über den Schutzzweck hinaus 
iſt die Haftpflicht aus § 823 Abſ. 2 BGB. nicht auszudehnen. 
Für eine ſo weitgehende Abſicht des Geſetzes liegt indeſſen nichts 
vor. (Wird ausgeführt.) Zu erörtern iſt jedoch, ob nicht die 
Erſatzpflicht des Beklagten aus einer anderen Geſetzesvorſchrift 
herzuleiten iſt. Die unerlaubte Handlung, die ihm zur Laſt 
fällt, iſt der Ehebruch mit der früheren Frau des Klägers. 
Dafür bietet die Sachlage keinen Anhalt, daß er auch nur in 
dem Bewußtſein des ſchädlichen Erfolges in der Richtung auf 
die dem Kläger entſtehenden Mehrkoſten für die Erziehung der 
Kinder begangen worden ſei. Der § 826 BGB. ſcheidet alſo 
aus. In Betracht kommt nur der § 823 Abſ. 1 BGB., der 
die Verbindlichkeit zum Schadenserſatz an die ſchuldhafte wider⸗ 
rechtliche Verletzung gewiſſer Rechtsgüter und Rechte knüpft. 
Von einer Verletzung der dort bezeichneten Rechtsgüter, namentlich 
der Geſundheit, wie in dem vom VI. ZS. entſchiedenen Falle 
(VI. 328/06, Urteil vom 21. März 1907 in Sachen E. wider E.), 
iſt keine Rede. Fraglich kann daher nur ſein, ob ein „ſonſtiges 
Recht“ des Klägers vom Beklagten verletzt worden iſt und ob 
er aus dieſem Grunde für den eingetretenen Vermögensſchaden 
haftet. (Dieſe Frage wird mit ausführlicher Begründung ver⸗ 
neint.) P. c. D., U. v. 26. Okt. 09, 580,09. VI. — Berlin. 

17. 5 840 Abſ. 1 ($ 254) BGB. Geſamtſchuldner.] 

Die Frage, ob mehrere Erſatzpflichtige als Geſamtſchuldner 
hatten, hat mit der Frage der verſchiedenen Würdigung des 
eigenen Verſchuldens des Verletzten nichts zu tun. Geſamt⸗ 
ſchuldner werden die mehreren Erſatzpflichtigen nur, ſo weit ſie 
eine Leiſtung zu bewirken, im Falle des S 249 Satz 2 BGB. 
dem Verletzten alſo einen beſtimmten Entſchädigungsbetrag zu 
zahlen haben. Soweit ein Erſatzpflichtiger gemäß §S 254 BGB. 
eine höhere Entſchädigung zu leiſten hat als der andere, iſt er 
tür den überſchießenden Betrag eben kein Geſamtſchuldner mehr. 
Nach der Vorſchrift des S 840 Abſ. 1 BGB. haften mehrere, 
wenn ſie für den aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen 
Schaden nebeneinander verantwortlich ſind als Geſamtſchuldner. 
Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen (RG. 53, 120; 58, 336; 
60, 305), daß die Haftung des Eiſenbahnunternehmers aus dem 
Haftpflichtgeſez im Sinne von $ 840 BGB. als eine ſolche 
aus einer unerlaubten Handlung anzuſehen ſei. Wie ſich aus 
Abſ. 11 und III des § 840 ergibt, die vorausſetzen, daß 
mehrere aus verſchiedenen Haftungsgründen für eine und 
dieſelbe unerlaubte Handlung verantwortlich ſind, iſt in § 840 
Abſ. 1 unter dieſem Begriff die unerlaubte Beſchädigung eines 
fremden Rechtsguts zu verſtehen, gleichviel wie die ſubjektiven 
Haſtungsgründe bei den einzelnen Erſatzpflichtigen geſtaltet ſind. 
Hier iſt die widerrechtliche Körperverletzung der Klägerin die 
unerlaubte Handlung, für welche die drei Beklagten, wenn auch 
jeder aus einem andern Grund verantwortlich ſind. Mit Recht 
iind ſie daher von dem BG. als Geſamtſchuldner verurteilt 
worden. Eine andere Frage, die ſich nicht aus § 840 ent— 
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ſcheidet, iſt die, ob ein echtes oder ein unechtes Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis vorliegt, d. h. wie weit die Vorſchriften der 88 420ff. 
BGB. darauf anwendbar find (vgl. RG. 61, 60; 67, 128). 
Dieſe Frage bedarf keiner weiteren Erörterung, weil es ſich um 
das Verhältnis zwiſchen Gläubiger und einem der Geſamtſchuldner, 
nicht um das der Geſamtſchuldner zueinander handelt. M. c. L., 
U. v. 14. Okt. 09, 108/09 VI. — Düſſeldorf. 

18. 5 852 BGB. Kenntnis von Schaden als maßgebend 
für den Beginn der Verjährung. Einheitlichkeit des Schadens.] 

Nach der Darſtellung der Klägerin iſt der ihrem Logen⸗ 
gebäude zugegangene Schaden darauf zurückzuführen, daß bei 
Aufführung des benachbarten G.ſchen Neubaues das Fundament 
der Giebelwand dieſes Neubaues um etwa ein Meter tiefer 
gelegt wurde als die Fundamentſohle des Logengebäudes, und 
daß troßdem unterlaſſen wurde, die Logenfundamente zu unter⸗ 
mauern. Sie macht dem Beklagten zum Vorwurſfe, daß er 
als bauführender Werkmeiſter die in ſeinem Gewerbe üblichen 
Maßregeln zum Schutze von Nachbargebäuden ſchuldhaft außer 
acht gelaſſen habe. Der Klaganſpruch iſt demnach auf eine 
unerlaubte Handlung geſtützt. Derartige Anſprüche verjähren 
nach $ 852 BGB. in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
welchem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des 
Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt. Die Klage iſt am 13. März 1907 
erhoben, der Anſpruch alſo verjährt, wenn ſchon mindeſtens drei 
Jahre vor dieſem Zeitpunkte die die Verjährung in Lauf 
ſetzenden Umſtände vorhanden waren. Unbeſtritten hat nun die 
Klägerin ſchon am 8. Dezember 1903 dem G. erklärt, daß zu⸗ 
folge der tiefen Fundierung ſeines neuerbauten Wohnhauſes im 
unmittelbaren Anſchluß an das Logengebäude an dieſem Schäden 
aufgetreten ſeien. Das BG. folgert hieraus, daß ſchon damals 
der Klägerin der Erſatzpflichtige in der Perſon des Beklagten 
bekannt war, da ſie gewußt habe, daß der Beklagte den Bau 
im Auftrage Glogauers ausgeführt hatte. Die Klägerin macht 
geltend, erſt im Februar 1907 ſei durch Aufgraben im Keller 
des Logengebäudes ermittelt worden, daß der Beklagte die 
Untermauerung des Fundaments unterlaſſen habe und hierdurch 
der Schaden entſtanden fe. Das BG. iſt indeſſen mit Recht 
davon ausgegangen, daß es für den Beginn der Verjährung 
genüge, wenn der Geſchädigte die Urſache des Schadens in 
ihren allgemeinen Umriſſen kenne, und daß es auf die Kenntnis 
der Einzelheiten des ſchädigenden Ereigniſſes oder Zuſtandes 
nicht ankomme. Das Unterlaſſen der Untermauerung iſt nicht 
ein ſelbſtändiger ſchädigender Eingriff in das Nachbargebäude, 
es erſcheint nur ein Zuſammenhang mit der Fundierung ded 
Neubaues von Bedeutung. Gerade und nur deshalb, weil die 
Grundmauer des Neubaues tiefer gelegt wurde als die Sohle 
des anſtoßenden Logengebäudes, hätte die letztere untermauert 
werden ſollen. Wußte die Klägerin, wie dies aus ihrem Briefe 
vom 8. Dezember 1903 hervorgeht, daß ihr Gebäude durch die 


tiefe — das kann hier nur heißen: die zu tiefe, regelwidrig 
tiefe — Fundierung des Neubaues Schaden erlitten habe, ſo 


war ſie auch in der Lage, Erſatz des Schadens zu verlangen. 
Die Reviſion macht ferner geltend, daß in den Jahren 1904, 
1905 und 1906 ſich neue Riſſe im Logengebäude bemerkbar 
gemacht hätten und daß wenigſtens der Erſatzanſpruch wegen 
dieſer Schäden nicht verjährt ſei. Das Bu. ſpricht ſich über dieſen 
Punkt nicht aus. Dieſer Mangel führt indeſſen nicht zur Auf 
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hebung des Urteils, da er die ſachliche Richtigkeit desſelben 
nicht berührt. Wie das RG. ſchon öfter ausgeſprochen hat, 
kommt es auf die Kenntnis von dem Umfang des Schadens 
nicht an. Lediglich um den Umfang des Schadens, nicht um 
neu hervorgetretene ſelbſtändige Schädigungen des Gebäudes 
handelt es ſich bei den ſpäter erſchienenen Riſſen. Im Sinne 
des §S 852 BGB. muß der geſamte, aus einer ſchädigenden 
Handlung entſtehende Schaden als ein einheitlicher, nicht als 
eine Summe einzelner ſelbſtändiger Schäden angeſehen werden. 
Vgl. Urteil des III ZS. vom 10. November 1908 Nr. 43/08. 
Das Auftreten neuer Riſſe und die Notwendigkeit ihrer 
Beſeitigung iſt vergleichbar den nach einer Körperverletzung 
längere Zeit hindurch auftretenden wiederholten Beſchwerden 
und ihrer wiederholten ärztlichen Behandlung, wovon das eben 
erwähnte Urteil handelt. Wie dort in der Körperverletzung, ſo 
beſteht hier in der Lockerung des Fundamentes der eigentliche, 
der Klägerin vom Beklagten zugefügte Schaden. Dieſer Schaden 
war bereits im Jahre 1903 eingetreten; die einzelnen, nach 
und nach auftretenden Riſſe im Gebäude ſind nur für den Um⸗ 
ſang des Schadens von Bedeutung. St. c. W., U. v. 
12. Okt. 09, 58608 VII. — Breslau. 

19. § 852 BGB. Beginn der Verjährung des Anſpruchs 
auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen 
Schadens.] 

Grundſätzlich iſt die Verjährung des Schadenserſatzanſpruches 
in $ 852 BGB. nicht davon abhängig gemacht, daß der Ver: 
letzte den Umfang des Schadens in dem fraglichen Zeitpunkte 
bereits kennt oder zu beſtimmen vermag. Im Sinne der ge: 
nannten Geſetzesvorſchrift muß der geſamte aus einer unerlaubten 
Handlung entſtehende Schaden als einheitlicher Schaden — nicht 
als eine Summe einzelner ſelbſtändiger Schäden — angeſehen 
werden. Und es wird daher durch die Ungewißheit über die 
Höhe des Schadens oder über die Fortdauer der Schadens⸗ 
wirkungen der Beginn der Verjährung an ſich nicht aufgehalten. 
(Vgl. Urteile des RG. vom 25. März 1907, IW. 07, 31255 
vom 29. Oktober 1907, ebendort 8320 vom 10. November 1908 
und 1. Juli 1909, im „Recht“ 1909 Nr. 2264, 2413 —). 
Anders liegt die Sache nur dann, wenn — insbeſondere bei 
einer Verletzung des Körpers oder der Geſundheit — außer 
den ſofort ſich zeigenden ſchädlichen Folgen ſpäterhin noch 
andere Wirkungen hervortreten, die infolge nachträglich da- 
zwiſchen kommender Umſtände oder etwa einer unvorhergeſehenen 
und zum voraus gar nicht in Rechnung zu nehmenden Ent⸗ 
widelung eines Leidens dem Verletzten weitere Nachteile 
bereiten; oder dieſer von ſolcher weiteren oder andersartigen 
Schädigung als einer Wirkung der unerlaubten Handlung erſt 
ſpäterhin Kenntnis erlangt hat. (Vgl. Urteile des erkennenden 
Senats vom 11. November 1907 VI 151/07; vom 8. März 1909 
VI 153,08), auch Planck, Komm. zu § 852 Anm. 1a.) Allein 


ein Fall dieſer letzteren Art liegt hier nicht vor. Objektiv iſt 


nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen in dem Folgezuſtande 
der vom Kläger erlittenen Verletzung eine weſentliche Ver⸗ 
änderung nicht eingetreten. Was dann die Vorherſehbarkeit 
der Krankheitsfolgen und die Kenntnis des Klägers hievon an⸗ 


langt, ſo hatte dieſer ſchon in der Klageſchrift eine „noch 


weitere dauernde Erwerbsunfähigkeit“ als mögliche Folge der 
Verletzung (die dort einmal als Verſtauchung der Hand, dann 
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wieder als Bruch des Armes bezeichnet wird) in Ausſicht 
genommen und eben deshalb ſich weiteren Schadenserſatzanſpruch 
vorbehalten. Eine tatſächliche Feſtſtellung des BG. aber iſt 
es, daß der Kläger noch vor Ablauf des Jahres 1904 zu der 
Erkenntnis gekommen ſei, es werde auf abſehbare (— mindeſtens 
auf nicht nur ganz vorübergehende —) Zeit eine wenigſtens 
teilweiſe Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit zurückbleiben. 
S. c. S., U. v. 8. Nov. 09, 513/08 VI. — Jena. | 

20. 5909 BGB. Kann der Verkäufer eines Teils feines 
Grundbeſitzes gegen den Käufer oder deſſen Rechtsnachfolger 
wegen Beeinträchtigungen des Reſtgrundſtücks klagen?! 

Für den Fall, daß ſie nicht auf Grund ihres Dienſt⸗ 
barkeitsrechtes durchdringen, beanſpruchen die Reviſionskläger, 
geſtützt auf die Entſcheidungen RG. 29, 268; JW. 05, 49316; 
07, 397“; Seuff A. 58 Nr. 142, wenigſtens eine perſönliche 
Verpflichtung der Klägerin, ihnen unbeſchränktes Graben nach 
Ton zu geſtatten. Allerdings hat das NG. ſchon wiederholt 
ausgeſprochen, daß, wer einen Grundſtücksteil bewußt zu einem 
das Reſtgrundſtück vorausſichtlich beeinträchtigenden Betrieb 
veräußert, dieſen Betrieb nicht nachträglich dem Erwerber des 
Teilſtücks oder deſſen Rechtsnachfolger verbieten kann. Aber, 
wie das Urteil des erkennenden Senats RG. 66, 126 aus⸗ 
drücklich bemerkt, und wie es ſich von ſelbſt verſteht, kann ein 
derartiges Rechtsverhältnis nicht in dinglicher Weiſe gleich einer 
Grunddienſtbarkeit wirken und namentlich den Singular: 
rechtsnachfolger in das Reſt grundſtück nicht verpflichten, ſofern 
nicht beſondere Umſtände, z. B. ein Vertrag zugunſten des 
Teileigentümers als Dritten, vorliegen. Von ſolchen Umſtänden 
und über die Rechtsvorgänger der Klägerin iſt aber nichts 
Sicheres behauptet, geſchweige denn erwieſen. P. c. K., U. v. 
16. Okt. 09, 548 08 V. — Stettin. 

21. SS 1030 (311) BGB. Iſt die Einräumung der 
Verwaltung und des Nießbrauchs am gegenwärtigen Vermögen 
an einen Gläubigerausſchuß zum Zweck der Befriedigung der 
Gläubiger nach SS 1030, 311 zu beurteilen?] 

Im Herbſt 1901 geriet der Gaſtwirt G. in Zahlungs⸗ 
ſchwierigkeiten und trat, um den drohenden Konkurs zu ver: 
meiden, mit feinen Gläubigern wegen Gewährung von Ge: 
ſtundung in Verhandlung. Seine Vorſchläge gingen dahin, 
daß er die Verwaltung ſeines Vermögens einem von den 
Gläubigern einzuſetzenden Ausſchuß übertragen wolle, der all— 
mählich aus den Einkünften des Vermögens die Gläubiger be: 
friedigen ſolle. Es fanden infolgedeſſen mehrere Gläubiger⸗ 
verſammlungen ſtatt, bei denen über die Erteilung des 
Moratoriums und die Art, wie die allmähliche Befriedigung 


der Gläubiger herbeizuführen ſei, beraten und ein Gläubiger: 


ausſchuß gewählt wurde. Dieſer Ausſchuß ſchloß am 25. Fe⸗ 
bruar 1902 mit G. einen Vertrag, nach dem dieſer ſich ver: 
pflichtete, über die ihm gehörigen Grundſtücke nicht weiter zu 
verfügen, und dem Gläubigerausſchuß die Verwaltung und den 
Nießbrauch an ſeinem ganzen Vermögen einräumte. Darüber 
wurde eine Privaturkunde aufgeſetzt, die darunter befindlichen 
Unterſchriften wurden notariell beglaubigt. — Es handelt ſich 
um die Frage, wie dieſer Vertrag rechtlich zu beurteilen ſei. — 
Aus den Gründen: Eine ſolche den Gläubigern eingeräumte 
Verwaltungs⸗ und Verfügungsgewalt iſt kein Nießbrauchsrecht 


im Sinne von $ 1030 BGB. und die Vorſchrift im § 311 
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iſt auf einen Vertrag, durch den ſie begründet werden ſoll, 
nicht anwendbar. Dieſe Beſtimmung iſt zur Befeftigung der 
Rechtsſicherheit und insbeſondere auch deshalb getroffen worden, 
weil ein Vertrag, durch den ſich ein Teil verpflichtet, ſein ganzes 
gegenwärtiges Vermögen oder einen Bruchteil davon einem 
andern zu übertragen oder den Nießbrauch davon zu beſtellen, 
ein beſonders „inhaltsſchweres“ Rechtsgeſchäft iſt, bei dem es 
geboten erſcheint, die Beteiligten vor Mbereilung zu ſchützen 
(vgl. die Begründung zu 8 350 Abſ. 2 des I. Entw. z. BGB. 
Mot. Bd. II S. 188). Der Beſtellung des Nießbrauchs, durch 
die ſich der Eigentümer auch des zu den wirtſchaftlich bedeut⸗ 
ſamſten Ausflüſſen des Eigentums gehörenden Rechts auf die 
Nutzungen ſeines Vermögens entäußert, kann aber ein Vertrag 
der hier vorliegenden Art, bei dem er ſich nur, um ſeinen voll⸗ 
ſtändigen wirtſchaftlichen Zuſammenbruch abzuwenden, zeitweilig 
der freien Beſtimmung über die Art der Verwendung dieſer 
Nutzungen zugunſten von Perſonen begibt, die ein Recht auf 
Befriedigung aus der Subſtanz und den Nutzungen ſeines Ver⸗ 
mögens haben, nicht gleichgeſtellt werden. An dieſer Beurteilung 
kann auch der Umſtand nichts ändern, daß nach der Abſicht 
der Beteiligten die dem Gläubigerausſchuß eingeräumte Ver⸗ 
waltungs⸗ und Verfügungsgewalt den Charakter eines dinglichen 
Rechts hat erlangen ſollen. W. c. S., U. v. 21. Okt. 09, 
486/08 VI. — Hamm. f 

22. SS 1030, 1047, 273 BGB. Laſtentragung des Nieß⸗ 
brauchers. Zurückbehaltungsrecht.] 

Auf dem Grundſtücke der Kläger laſtete bis zum 1. Ok⸗ 
tober 1907 ein von ihrem Erblaſſer im Jahre 1901 der Be⸗ 
klagten beſtellter Nießbrauch. Dieſe hat während der Dauer 
des Nießbrauchs die aus dem Grundſtücke aufkommenden Miet⸗ 
zinſen eingezogen, dagegen die am 1. Oktober 1907 fällig 
gewordenen Hypothekenzinſen für das dritte Vierteljahr 1907 
in Höhe von 2840 & nicht bezahlt. Die Kläger beanſpruchen 
von ihr Befreiung von dieſer Zinspflicht. Die Beklagte hat 
jenem Anſpruch gegenüber geltend gemacht: 1. ſie habe aus 
dem Nießbrauch keinen Nutzen gehabt, vielmehr überſtiegen die 
Ausgaben des Nießbrauchs die Einnahmen nach der von ihr 
überreichten Aufſtellung um 5641 , 2. dieſer Fehlbetrag ſei 
zum Teil dadurch entſtanden, daß ſie auf Grund einer für den 
Erblaſſer der Kläger übernommenen Bürgſchaft auf die Kapital⸗ 
beträge zweier auf dem Grundſtücke eingetragenen Hypotheken 
von je 3000 % die Beträge von 2500 „ und 2100 & habe 
bezahlen müſſen. Dieſe 4600 & hätten ihr die Kläger zu er⸗ 
ſtatten, und mit dieſer Gegenforderung rechne ſie auf. Das 
LG. hat beide Einwände verworfen. In II. Inſtanz hat die 
Beklagte zur Begründung ihrer Gegenforderung noch vor⸗ 
gebracht, daß durch die Zahlungen der 2500 & und 2100 & 
die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks und damit erheblicher 
Schaden von den Klägern abgewandt worden ſei, und wegen 
der Gegenforderung für alle Fälle ein Zurückbehaltungsrecht 
in Anſpruch genommen. Um einen Zuſammenhang zwiſchen 
der von ihr übernommenen Bürgſchaft und dem ihr beſtellten 
Nießbrauch darzulegen, hat ſie noch ausgeführt: Der Erblaſſer 
der Kläger habe ihr im Jahre 1900 einen Neubau auf ſeinem 
Grundſtück übertragen. Zur Sicherung ihrer Bauforderung 
habe er ihr zunächſt eine Hypothek von 38 000 & und ſpäter, 
am 25. Oktober 1901, den Nießbrauch daran beſtellt. In der 
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Zwiſchenzeit habe er für die Forderungen der Bauhandwerker 
und Lieferanten, die er nicht habe bezahlen können, ebenfalls 
Hypotheken eintragen laſſen, und für dieſe Forderungen habe 
ſie dann auch noch Bürgſchaft übernehmen müſſen, da die 
Gläubiger ſonſt nicht weitergearbeitet hätten und dadurch ihre 
Hypothek gefährdet geweſen ſei. — Das BG. hat die Be⸗ 
rufung der Beklagten zurückgewieſen. Zu Unrecht beanſtandet 
die Reviſion die Annahme des BG., daß die Verpflichtung des 
Nießbrauchers zur Laſtentragung nicht davon abhängig ſei, daß 
die Laſten nicht die vermöge des Nießbrauchs gezogenen 
Nutzungen überſteigen. Daß der § 1047 keine betreffende Ein⸗ 
ſchränkung macht, verkennt die Reviſion ſelbſt nicht. Ebenſo⸗ 
wenig iſt eine ſolche an einer anderen den Nießbrauch be⸗ 
rührenden Stelle des BGB. vorgeſehen. Sie folgt aber auch 
nicht aus dem Begriff des Nießbrauchs, wie ihn der § 1030 
beſtimmt, namentlich nicht, wie die Reviſion meint, aus ſeinem 
Weſen als Recht. (Wird ausgeführt.) Ohne Grund findet 
die Reviſion in dem zuerkannten Anſpruch eine Zuvielforderung, 
inſofern dem Beklagten nach dem § 1047 die Möglichkeit offen 
bleiben müſſe, den betreffenden Zinſenbetrag an die Kläger 
ſelbſt zu zahlen. Indem der § 1047 den Nießbraucher ver: 
pflichtet, auf der Sache ruhende privatrechtliche Laſten, ins⸗ 
beſondere Hypothekenzinſen, zu tragen, legt er ihm dieſe 
Laſten in der Geſtalt und mit dem Inhalt auf, die ſie ſchon 
bis dahin gehabt haben. Beſteht die Laſt in der Verbindlichkeit 
zu Leiſtungen an einen Dritten, ſo hat der Nießbraucher eben 
dieſe Verbindlichkeit an Stelle des Eigentümers zu erfüllen. 
(Wird ausgeführt.) Mit Recht dagegen rügt die Reviſion Ver⸗ 
letzung des §S 273 BGB. durch Verwerfung der Zurück⸗ 
behaltungseinrede. Der 8 273 ſetzt feinem Wortlaute nach 
allerdings voraus, daß Anſpruch und Gegenanſpruch auf „dem⸗ 
ſelben rechtlichen Verhältnis“ beruhen. Dies iſt aber, wie ſich 
aus den Geſetzesmaterialien ergibt und in einer ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. anerkannt iſt, in einem weiteren, nicht am 


Worte haftenden Sinne zu verſtehen. Es iſt nicht erforderlich, 


daß die beiderſeitigen Anſprüche aus einem einheitlichen Rechts⸗ 
geſchäfte entſpringen; es genügt vielmehr, daß ſie aus Rechts⸗ 
geſchäften hervorgegangen ſind, die in einem natürlichen, 
wirtſchaftlichen Zuſammenhange ſtehen, der es gegen Treue 
und Glauben verſtoßend erſcheinen läßt, wenn der eine Anſpruch 
ohne Rückſicht auf den anderen geltend gemacht wird (vgl. 
RG. 57, 5,7; 68, 33,5; bei Gruchot Bd. 51 auf S. 1689 
und auf S. 921,2). Ein folder Zuſammenhang wird ſchon 
dadurch hergeſtellt, daß die Nießbrauchsbeſtellung und die Über: 
nahme der Bürgſchaft, auf Grund deren die Beklagte die fällig 
gewordenen Hypothekenkapitalien bezahlt haben will, in den 
rechtlichen Beziehungen ihren Grund haben, in die die Beklagte 
zum Erblaſſer der Kläger durch den behaupteten Werkvertrag 
gekommen war. Iſt letzterer der erſteren aus dem Werkvertrage 
38 000 ſchuldig geworden, hat er ihr zur Sicherung dieſer 
Forderung nicht nur eine Hypothek, ſondern auch den Nießbrauch 
an dem von ihr bebauten Grundſtücke beſtellt und iſt ſie, um 
ſich dieſe Sicherung und damit die Ausſicht auf Befriedigung 
jener Forderung zu erhalten, genötigt geweſen, für die ſpäter 
von ihr bezahlten Hypothekenforderungen anderer drängender 
Gläubiger Bürgſchaft zu übernehmen, dann müßte es in der 
Tat in hohem Maße unbillig erſcheinen, wenn der eingellagte 
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Anſpruch ohne Rückſicht auf den in Rede ſtehenden Gegenanſpruch 
der Beklagten zur Geltung gelangen würde. Der Umſtand, daß 
dieſer Anſpruch nach $ 774 BGB. auf dem Übergange der Forde⸗ 
rungen der befriedigten Gläubiger beruht, kann daran nichts 
ändern. Der betonte natürliche Zuſammenhang wird dadurch 
nicht berührt. M. c. M., U. v. 23. Okt. 09, 569/08 V. — Berlin. 

23. 5 2249 BGB. Fahrläſſigkeit des Gemeindevorſtehers, 
wenn er einen Verſchwägerten der Teſtamentserrichterin als 
Zeugen zuzicht?] 

Das BG. iſt davon ausgegangen, daß das von dem 
Beklagten, einem Gemeindevorſteher, gemäß § 2249 BGB. 
aufgenommene Teſtament der Frau K. nichtig geweſen ſei, weil, 
entgegen dem § 2234 Nr. 2 BGB., ihr Schwiegerſohn S. 
bei der Teſtamentserrichtung als Zeuge zugezogen geweſen ſei. 
In dieſer Zuziehung erblickt es eine fahrläſſige Verletzung 
ſeiner Amtspflichten durch den Beklagten. Dieſer habe bei der 
Teſtamentsaufnahme die durch das Geſetz gebotene Prüfung 
der einſchlägigen Verhältniſſe, zu denen auch die Fähigkeit der 
als Zeugen zuzuziehenden Perſonen zu der Tätigkeit als Zeugen 
gehört habe, vornehmen müſſen. Wenn ihm die geſetzlichen 
Beſtimmungen hierüber nicht gegenwärtig geweſen ſeien, ſo 
hätte er zur Teſtamentserrichtung erſt ſchreiten dürfen, nachdem 
er ſich aus dem Geſetze ausreichend unterrichtet gehabt hätte. 
Hieran ändere auch nichts, daß die Beteiligten beſondere Be— 
ſchleunigung gewünſcht hätten. Auch einem ſolchen Drängen 
gegenüber hätte er unter allen Umſtänden ſein Augenmerk auf 
Vermeidung der Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts richten müſſen. 
Die Ausführung des Beklagten, daß es, wenn er ſich mehr 
Zeit hätte laſſen wollen, zu einer Teſtamentserrichtung überhaupt 
nicht gekommen wäre, treffe nicht zu. Eine augenblickliche 
Lebensgefahr habe bei Frau K. nicht vorgelegen; dieſe ſei erſt 
zwei Tage nach der Errichtung des Teſtaments infolge einer 
Operation geſtorben. Wenn ſich die Teſtamentserrichtung ver: 
zögert hätte, ſo wäre die Folge höchſtens die geweſen, daß 
jene nicht in der Frühe des 19. Januar, ſondern mit einem 
ſpäteren Zuge nach B. zur Operation gefahren wäre. Hätte 
aber der Beklagte die geſetzlichen Beſtimmungen eingeſehen, ſo 
würde er ohne weiteres erkannt haben, daß S. nicht als Zeuge 
bei der Teſtamentsauſnahme hätte zugezogen werden dürfen. 
Darin, daß er dies dennoch getan, liege demnach eine Fahr— 
läſſigkeit, die noch dadurch verſtärkt werde, daß S. ſelbſt, wie 
die Beweisaufnahme ergeben habe, dem Beklagten gegenüber 
erhebliche Zweifel an der Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens geäußert 
habe. Das Gericht führt dann aus, daß die Klägerin durch 
die Ungültigkeit des Teſtaments infolge der nunmehr ein: 
getretenen geſetzlichen Erbfolge einen Schaden erlitten habe, 
für den der Beklagte nach $ 839 BGB., weil er ihn durch 
ſeine Fahrläſſigkeit verurſacht habe, erſatzpflichtig ſei, und es 
hat deshalb den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerecht— 
fertigt erklärt. Das RG. hob auf Reviſion der Beklagten auf: 
Von den Angriffen, welche die Reviſion gegen dieſe Begründung 
des Bu. gerichtet hat, iſt derjenige, daß nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhältniſſe der Beklagte ſich keiner Fahrläſſigkeit ſchuldig 
gemacht habe, zutreffend erhoben. Daß die Vorausſetzung für 
die Zuläſſigkeit eines ſog. Notteſtaments nach $ 2249 BGB. 
im vorliegenden Falle erfüllt war, nämlich das Beſtehen der 
Beſorgnis, daß die Erblaſſerin früher ſterben werde, als die 
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Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem 
Notar möglich wäre, bezweifelt das BG., obgleich es ſich 
darüber nicht ausdrücklich ausſpricht, erſichtlich ſelbſt nicht. 
Nach dem Sachverhältniſſe, wie es dem angefochtenen Urteile 
zugrunde liegt, iſt jedenfalls ſoviel als erwieſen angenommen 
worden, daß in der Nacht vom 17. zum 18. Januar 1907 
auf Anraten des zugezogenen Arztes die ſchleunige Aberführung 
der ſchwer erkrankten Frau K. in das Krankenhaus zu B. 
beſchloſſen war, wozu zunächſt eine Wagenfahrt nach dem 
Bahnhofe Z. und von dort eine längere Eiſenbahnfahrt er⸗ 
forderlich war, und zwar damit im Krankenhauſe in B. eine 
vom Arzte zur Rettung der Kranken, wenn eine ſolche noch 
möglich wäre, für erforderlich erachtete Operation vorgenommen 
würde. Stand die Sache aber ſo, ſo läßt ſich dem Beklagten 
jedenfalls daraus kein Vorwurf machen, wenn er die Errichtung 
des Teſtaments ſo beſchleunigte, daß es noch möglich war, daß 
die Kranke mit dem nächſten Zuge, der ſie von Z. nach B. 
bringen konnte, auch wirklich benutzte, weil es in erſter 
Reihe darauf ankam, daß das zur möglichſten Rettung des 
Lebens der Erkrankten Erforderliche geſchah, und die ſem 
Zwecke ſich das immerhin auch wichtige Rechtsgeſchäft der 
Teſtamentserrichtung unterordnen mußte. Daraus ergab 
ſich, daß die höchſte Eile für die Vornahme dieſes Geſchäfts 
geboten war. Wenn unter ſolchen Umſtänden der Beklagte, 
von dem als einem einfachen Gemeindevorſteher eines kleinen 
Dorfes nicht zu erwarten war, daß ihm die Beſtimmungen des 
BGB. über die Gründe, die jemand von der Tätigkeit als 
Zeugen bei der Errichtung eines Teſtaments ausſchließen, gegen: 
wärtig waren, zunächſt darauf bedacht war, die Handlung der 
Teſtamentserrichtung zu Ende zu bringen, und er ſich. nicht 
dabei aufhielt, ob etwa der von ihm als einer der Zeugen ins 
Auge gefaßte ſchon anweſende Schwiegerſohn der Erblaſſerin, 
S., wegen ſeiner Verſchwägerung mit der Erblaſſerin als Zeuge 
nicht zugezogen werden dürfte, ſondern ſich unter den dringenden 
Umſtänden dabei beruhigte, wie der Zeuge S. bekundet hat, 
„es ſei bei nachtſchlafender Zeit“, ſo kann hierin kein 
fahrläſſiges Verhalten gefunden werden. Es iſt dabei zu 
berückſichtigen, daß — worauf ſchon das LG. hingewieſen hat — 
die Zeugin P. bekundet hat, der Beklagte habe geäußert, er, 
S., müſſe ſchon Zeuge ſein, da kein anderer da ſei, und ſie, 
Zeugin, habe dabei das Gefühl gehabt, daß der Beklagte an— 
genommen habe, ſie, die Frauen, dürften keine Zeugen 
ſein, und S. dürfe es, weil es ſehr eilig ſei. Darauf, ob 
die Operation an der Frau K. auch noch hätte vorgenommen 
werden können, wenn der Beklagte ſich erſt über die Frage, 
welchen Anforderungen die Zeugen genügen müßten, unterrichtet 
hätte und die Kranke dann mit einem ſpäteren Zuge gefahren 
wäre, kommt es demnach nicht an, da die Frage, ob der Beklagte 
fahrläſſig gehandelt habe oder nicht, nach der Sachlage zu beurteilen 
iſt, wie fie ſich ihm in jener Nacht darſtellte und darſtellen 
mußte. Die Fahrläſſigkeit des Beklagten war zu verneinen. 
L. c. G., U. v. 22. Okt. 09, 526/08 III. — Marienwerder. 

Zivilprozeßordnung. 

24. SS 3, 546 ZPO. Zuſammenrechnung des Klage: und 
Widerklagebetrages !] 

Die Kläger haben klagend beantragt, die Beklagten zu 
verurteilen, anzuerkennen, daß die von den Klägern zwiſchen den 
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Grundſtücken der Parteien errichtete Mauer je zur Hälfte auf 
dieſen Grundſtücken ſteht und deren Grenze bildet. Die Beklagten 
haben Widerklage erhoben mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß 
die von den Klägern zwiſchen den Grundſtücken der Parteien 
errichtete Mauer ausſchließlich auf dem Grundſtücke der Beklagten 
ſteht und daß die Grenze zwiſchen den Grundſtücken der Parteien 
durch den ſüdlichen Rand der Mauer gebildet wird. Die 
Parteien ſtreiten danach ſowohl zur Klage als auch zur Wider⸗ 
klage darüber, ob die Fläche im Grenzzuge zwiſchen ihren Grund⸗ 
ſtücken, die von derjenigen Hälfte der Mauer bedeckt wird, die 
nach der Behauptung der Kläger auf ihrem Grundſtücke ſteht, 
zum Grundſtücke der Kläger oder zum Grundſtücke der Beklagten 
gehört. Die Reviſion der in den Vorinſtanzen nach dem Klag⸗ 
antrage verurteilten und mit der Widerklage abgewieſenen 
Beklagten betrifft daher, wiewohl ſie ſich gegen die Entſcheidung 
des BG. auf die Klage und gegen die auf die Widerklage richtet, 
nicht mehrere ſelbſtändige Anſprüche der Parteien gegeneinander; 
vielmehr iſt der Widerklaganſpruch nur das Widerſpiel des 
Klaganſpruchs. In einem ſolchen Falle findet der ſonſt nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des RG. geltende Grundſatz, daß, wenn 
von der nämlichen Partei zur Klage und zur Widerklage 
Reviſion eingelegt iſt, bei der Berechnung der Reviſionsſumme 
der Beſchwerdewert zur Klage mit dem zur Widerklage zuſammen⸗ 
zuzählen iſt (RG. 7, 385; 46, 397), keine Anwendung, weil 
es ſich dann in Wahrheit nur um eine einzige Beſchwerde 
handelt (Warneyer Jahrb. Erg. Bd. 1 Nr. 565). (Nach 
weiterer Feſtſtellung wurde das Vorhandenſein der Reviſions⸗ 
ſumme verneint.) O. c. P., Beſchl. v. 27. Okt. 09, 498 08 V. 
— Coöln. 

25. 8 233 3PO. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand.] 

Ein die Klage abweiſendes Urteil war am 1. Mai 1908 
zugeſtellt worden. Der Anwalt des Klägers beantragte unter 
Überreichung eines Armutszeugniſſes in der am 8. Mai 1908 
deim OLG. N. eingegangenen Eingabe vom 6. Mai 1908, 
dem Kläger das Armenrecht für die Berufungsinſtanz zu be⸗ 
willigen. Der das Armenrecht ablehnende Beſchluß vom 
15. Mai 1908 wurde dem RA. des Klägers am 18. Mai 1908 
zugeſtellt. Hierauf legte der Anwalt Beſchwerde ein; die Über: 
ſendung der am 22. Mai 1908 eingegangenen Beſchwerdeſchrift 
an das RG. wurde am 22. Mai 1908 angeordnet. Die Akten 
gingen am 30. Mai 1908 beim RG. ein, und durch Beſchluß 
vom 2. Juni 1908 wurde unter Aufhebung des mit der Be⸗ 
ſchwerde angefochtenen Beſchluſſes des OLG. dem Kläger das 
Armenrecht für die Berufungsinſtanz bewilligt. Dieſer Beſchluß 
wurde am 12. Juni 1908 dem RA. des Klägers zugeſtellt. 
An demſelben Tage ſind die Akten mit dem Beſchluſſe beim 
OLG. eingegangen. Der Beſchluß iſt dort, da die Zuordnung 
eines Anwalts nicht beantragt ſei, vorläufig zu den Akten ge: 
ſchrieben. In der Eingabe vom 24. Juli 1908, eingegangen 
am 25. Juli 1908, beantragte ſodann RA. des Klägers die 
Zuordnung eines Armenanwalts. Dem Antrage wurde am 
29. Juli 1908 ſtattgegeben, und der zugeordnete RA. legte 
am 3. Auguſt 1908 für Kläger Berufung gegen das erſt⸗ 
inſtanzliche Urteil ein und beantragte gleichzeitig die Wieder⸗ 
einſetzung desſelben in den vorigen Stand. Der Schriftſatz 
vom 3. Auguſt iſt dem Beklagten am 10. Auguſt 1908 zu⸗ 
geſtellt. — Das OLG. wies die Berufung als unzuläſſig 
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zurück. RG. hob auf: Das BG. geht zutreffend davon aus, 
daß, da das Geſuch des Klägers um Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für die Berufungsinſtanz rechtzeitig eingegangen, die 
Gewährung des Armenrechts in der Beſchwerdeinſtanz aber 
erſt nach Ablauf der Berufungsfriſt erfolgt iſt, Kläger durch 
unabwendbaren Zufall im Sinne des § 233 ZPO. die Notfriſt 
einzuhalten verhindert worden iſt. Zutreffend iſt ferner die 
Annahme des angefochtenen Urteils, daß das Hindernis für 
die Einlegung der Berufung mit der Zuſtellung des lediglich 
das Armenrecht gewährenden Beſchluſſes des RG. noch nicht 
gehoben war, und daß nach Eingang dieſes Beſchluſſes und 
der Akten beim OLG. von letzterem dem Kläger ein Anwalt 
hätte beſtellt werden müſſen. Zwar hängt es von dem Willen 
der armen Partei ab, ob ſie von dem ihr nach § 115 Nr. 3 
ZPO. zuſtehenden Rechte Gebrauch machen will; die Beiordnung 
eines Anwalts hat deshalb nicht zu erfolgen, wenn die Partei 
ſich durch einen von ihr ſelbſt gewählten RA. vertreten laſſen 
will. Wenn aber, wie dies im Geſuche vom 6. Mai 1908 
geſchehen iſt, vom erſtinſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten der 
Partei für dieſe das Armenrecht in dem allgemein gehaltenen 
Antrage, das Armenrecht für die Berufungsinſtanz zu bewilligen, 
nachgeſucht wird, ſo iſt das dahin auszulegen, daß damit auch 
die Beiordnung eines RA. erbeten wird. Von der Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Auslegung iſt bereits im Beſchluſſe vom 22. März 
1895 — RG. 35, 369 — die Rede, und in der Praxis der 
Gerichte wird auch neben dem Geſuche um Bewilligung des 
Armenrechts in einer dem Anwaltszwange unterliegenden Prozeß⸗ 
ſache ein beſonderer Antrag auf Beiordnung des Anwalts regel⸗ 
mäßig nicht verlangt. Trotz dieſer bis dahin dem Kläger 
günſtigen Auffaſſung hat das BG. aber doch nicht dem Antrage 
auf Wiedereinſetzung ſtattgegeben. Nach den weiteren Aus⸗ 
führungen des angefochtenen Urteils ſteht dem entgegen, daß 
durch die am 10. Auguſt 1908 erfolgte Zuſtellung des Wieder⸗ 
einſetzungsantrages an den Gegner die zweiwöchige Friſt des 
§ 234 3 O. nicht gewahrt ſei. Dieſe Friſt habe — ſo führt 
das BG. aus — zurückgerechnet begonnen am 27. Juli 1908, 
an dieſem Tage ſei der Kläger allerdings noch ohne Anwalt 
geweſen. Es ſei das aber auf von ihm zu vertretendes Ver⸗ 
ſchulden zurückzuführen; volle ſechs Wochen ſeien verſtrichen, 
ohne daß angefragt ſei, wer dem Kläger zum Anwalt beſtellt 
ſei. Hätte Kläger oder deſſen Anwalt nach Ablauf von 3 bis 
4 Wochen nach dem 12. Juni zu den Akten angefragt, ſo 
würde er reichlich vor dem 27. Juli die Beſtellung eines An⸗ 
walts erwirkt haben. Dieſe Ausführungen ſind nicht geeignet, 
die getroffene Entſcheidung zu rechtfertigen; der Kläger ſieht 
ſich mit Recht als beſchwert an. Richtig iſt, daß bei der Be⸗ 
rechnung der Friſt des §S 234 ZNO. dem Kläger nur die 
unverſchuldete Anwaltloſigkeit zugute zu bringen iſt. Nicht aber 
iſt bei der vorliegenden Sachlage anzuerkennen, daß den Kläger 
ein Verſchulden trifft, weil er zu ſpät die Beſtellung des An⸗ 
walts beantragt hat. Wenn, wie vorſtehend ausgeführt it, 
die Anwaltbeſtellung, nachdem das Armenrecht bewilligt war, 
ohne weiteren Antrag zu erfolgen hatte, durfte Kläger, ohne 
ſchuldhaft zu handeln, zunächſt die weitere Anordnung des DLG. 
abwarten. Zwar entband ihn das nicht von der Verpflichtung, 
den weiteren Verlauf der Sache im Auge zu behalten; daß er 
aber bereits, wie das BG. meint, nach 3 bis 4 Wochen hätte 
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anfragen müſſen, und deshalb ein ſechswöchentliches Abwarten 
ſchon ein Verſchulden darſtellt, iſt nicht zuzugeben. Der Zeit⸗ 
raum von 6 Wochen, von denen 10 Tage noch in die Gerichts⸗ 
ferien fielen, iſt kein ſo übermäßig langer, daß ſich der Vorwurf 
rechtfertigt, Kläger habe, weil er nicht vorher die Anwalt⸗ 
beſtellung in Erinnerung gebracht habe, damit das ihm Ob⸗ 
liegende verſäumt. Iſt hiernach entgegen der Annahme des 
BG. ein Verſchulden des Klägers zu verneinen, ſo würde die 
zweiwöchige Friſt erſt mit der Beſeitigung des Hinderniſſes, der 
am 29. Juli 1908 erfolgten Anwaltbeſtellung, begonnen haben, 
und die am 10. Auguſt 1908 erfolgte Zuſtellung des Antrages 
auf Wiedereinſetzung iſt innerhalb zwei Wochen erfolgt. Es 
kommt indeſſen weiter noch — was das BG. nicht beachtet 
hat — in Betracht, daß es ſich hier um die Zeit der Gerichts⸗ 
ferien handelt, und daß auf die Friſt des § 234, die, wie das 
BG. auch anerkennt, keine Notfriſt iſt, S 223 ZPO. Anwendung 
findet. (JW. 97, 411; 08, 45319.) Ihr Lauf iſt alſo durch 
die Gerichtsferien gehemmt. Daraus folgt zugunſten des Klägers, 
daß, ſofern auch nur die Beſtellung des Anwalts ohne Ver⸗ 
ſchulden erſt nach Beginn der Gerichtsferien erwirkt zu werden 
brauchte, die Zuſtellung des Wiedereinſetzungsantrages noch 
innerhalb zwei Wochen nach Ablauf der Ferien rechtzeitig er⸗ 
folgen konnte. Daß aber der Kläger ſich von der Zuſtellung 
des reichsgerichtlichen Beſchluſſes bis zum 15. Juli, alſo nur 
etwas über 4 Wochen, den von ihm mit berechtigtem Grunde 
erwarteten weiteren Anordnungen des Gerichts gegenüber ſtill⸗ 
ſchweigend verhielt, kann ihm ſicher nicht zum Vorwurfe ge⸗ 
reichen. Eine Friſt von 3 bis 4 Wochen geſteht ihm ja auch 
das BG. zu. Der Wiedereinſetzungsantrag des Klägers iſt 
hiernach, weil auch die Friſt des 8 234 ZPO. gewahrt iſt, 
begründet. B. c. T., U. v. 22. Okt. 09, 553.08 VII. — 
Naumburg. 

26. 58 288, 529, 268 ZPO. Gerichtliches Geſtändnis. 
Nichtberechtigte Ablehnung eines Vertagungsantrags.] 

Soweit die Klägerin ihren Unterhaltsanſpruch auf 
Vertrag vom September 1893 ſtützt, weiſt ihn der BerR. 
lediglich unter der Begründung ab, Klägerin trage ſelbſt vor, 
ſie ſei zur Zeit des Vertragsabſchluſſes wegen Geiſtesgebrechen 
des Vernunftgebrauchs beraubt geweſen. Dieſe Behauptung 
müſſe ſie, obwohl ſie von den Beklagten beſtritten ſei, gegen 
ſich gelten laſſen und danach ſei der Vertrag, wenn er über⸗ 
haupt zuſtande gekommen ſei, jedenfalls als nichtig zu be⸗ 
handeln. Die Klageabweiſung iſt ſomit lediglich auf ein ver⸗ 
meintliches Geſtändnis der Klägerin geſtützt (ZPO. § 288). 
Von einem ſolchen kann aber, wie das RG. in beſtändiger 
Rechtſprechung angenommen hat, dann nicht die Rede ſein, 
wenn die angeblich zugeſtandene Tatſache vom Gegner gar nicht 
behauptet, ja ſogar ausdrücklich beſtritten worden iſt. Soweit 
der klägeriſche Anſpruch auf das Geſetz geſtützt iſt, hat der 
Ber R. den Prozeßbevollmächtigten der Klägerin zu näherer Be- 
gründung aufgefordert, aber den Antrag desſelben, zur Be: 
ſchaffung der hierzu erforderlichen Unterlagen die Verhandlung 
zu vertagen, abgelehnt, weil die Gegner dem widerſprochen 
haben. Allein dieſer Widerſpruch wäre nur dann beachtlich 
geweſen, wenn ein neuer Anſpruch in den Prozeß eingeführt 
worden wäre (ZPO. § 529). Dies iſt nicht der Fall. Denn 
bereits in der Klageſchrift iſt erklärt, daß der Unterhalt auch 
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„auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen gefordert werde“. 
Zu einer Ergänzung der in dieſer Beziehung erforderlichen tat⸗ 
ſächlichen Anführungen in den vom Berg. ſelbſt näher dar: 
gelegten Richtungen blieb die Klägerin noch in der Berufungs⸗ 
inſtanz berechtigt (ZPO. § 268 Nr. 1). Sie iſt aber unzuläſſiger⸗ 
weiſe in Wahrnehmung ihrer Rechte beſchränkt, wenn ihr der 
BerR. die von ihm ſelbſt erſt angeregte Vervollſtändigung 
ihres Vorbringens durch Ablehnung ihres Vertagungsantrage 
abgeſchnitten hat (RG. 40, 400). M. c. L., U. v. 4. Nov. 09, 
670/08 IV. — Dresden. 

27. 88 301, 303 ZPO. Teilurteil oder Zivifchenurteil?] 

Das BG. hat die ſelbſtändige Berufung des Klägers 
gegen das Zwiſchenurteil des LG. gemäß § 511, 512 3PO. 
für unzuläſſig erachtetet und zwar im weſentlichen aus folgenden 
Gründen. Es handle ſich bei der angefochtenen Entſcheidung 
um einen Zwiſchenſtreit der Parteien (im Sinne des § 303 ZPO.) 
über die Pflicht des Klägers zur Vorlegung von Urkunden. 
Hierüber habe das LG. gemäß § 303 ZRO. durch Zwiſchen⸗ 
urteil entſcheiden können. Es habe dieſes auch getan. Die 
Bezeichnung des Urteils und deſſen Entſcheidungsgründe ergäben 
es deutlich. Die Widerklage, in deren Form der Beklagte 
ſeinen Editionsantrag gebracht habe, habe das LG. formell 
nicht erledigt, da es die Erlaſſung eines Teilurteils nach 
§ 301 Abſ. 1 ZPO. ausdrücklich abgelehnt habe. Es habe 
nicht nur ein Zwiſchenurteil nach § 303 erlaſſen können und 
wollen, ſondern ſeine Entſcheidung ſtelle ſich auch in der äußeren 
Erſcheinung und nach dem Zuſammenhang zwiſchen Urteilsſatz 
und Gründen als ein wirkliches Zwiſchenurteil gemäß § 303 dar. 
Dieſe Ausführungen erſcheinen als rechtlich einwandfrei. Ins⸗ 
beſondere iſt es nicht zutreffend, daß — was vom Reviſions⸗ 
kläger geltend gemacht worden iſt — auf die Widerklage hin 
nur ein Teilurteil im Sinne des § 301 ZPO. habe erlaſſen 
werden können. Nach 8 303 ZPO. kann nämlich eine 
gerichtliche Entſcheidung durch Zwiſchenurteil erfolgen, wenn 
ein einzelnes ſelbſtändiges Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel 
oder ein Zwiſchenſtreit zur Endentſcheidung reif iſt. Durch das 
landgerichtliche Urteil iſt aber über einen Zwiſchenſtreit der 
Parteien entſchieden, der ſich darum drehte, ob die vom Be⸗ 
klagten behauptete, vom Kläger aber beſtrittene Verpflichtung 
des letzteren, ihm die bezeichneten Buchauszüge mitzuteilen, — 
mittels deren der Beklagte eine der von ihm dem Klageanſpruch 
gegenüber geltend gemachten Gegenforderungen beweiſen wollte 
— beſtand oder nicht. Diefe Beziehung des erhobenen Editions⸗ 
anſpruchs zu der Klageforderung läßt den über den erſteren 
Anſpruch entſtandenen Streit gerade als einen Zwiſchenſtreit 
im Sinne des § 303 erſcheinen. Allerdings liegt hier die 
Beſonderheit vor, daß der Beklagte ſein Editionsbegehren nicht 
als „Antrag“ (im Sinne der SS 421 und 424 ZPO.), ſondern 
als „Widerklage“ bezeichnet hat. Es iſt auch nicht erſichtlich, 
daß er damit dem von ihm geltend gemachten Editionsanſpruch 
eine über den unmittelbaren Zweck der Rechtsverteidigung im 
anhängigen Prozeß hinausgehende Bedeutung beilegen wollte. 
Jedenfalls enthielt aber das fragliche Begehren trotz der 
gewählten Bezeichnung „Widerklage“ der Sache nach einen 
Editionsantrag gemäß SS 421 und 424 ZPO. Das LG. war 
daher nach S 303 ZPO. befugt, über dieſen Antrag und den 
zwiſchen den Parteien bezüglich dieſes Antrags entſtandenen 
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Zwiſchenſtreit durch ein Zwiſchenurteil zu entſcheiden (vgl. Mot. 
zur ZPO. S. 217). Der Erlaſſung eines ſolchen, die das LG. 
nach ſeinem klaren Ausſpruch auch beabſichtigt hat, ſtand 
namentlich nicht der Umſtand entgegen, daß mit dieſem Zwiſchen⸗ 
urteil noch nicht über die Widerklage als ſolche, ſondern nur 
über den darin enthaltenen Antrag gemäß 85 421, 424 3PO. 
entſchieden war; denn ob das LG. im voraus über die 
geſamte Widerklage als ſolche mittels Teilurteils entſcheiden 
wollte, ſtand nach §S 301 Abi. 2 ZPO. in ſeinem Ermeſſen. 
Die für dasſelbe beſtehende Möglichkeit, ein Teilurteil über die 
geſamte Widerklage zu erlaſſen, nötigt daher nicht zu der An⸗ 
nahme, daß die fragliche Entſcheidung desſelben rechtlich ein 
Teilurteil und nicht ein Zwiſchenurteil ſei. R. e. S., U. v. 
29. Okt. 09, 79/09 II. — München. 

28. 5 328 Nr. 4 3PO. Anerkennung eines ausländiſchen 
Urteils. Nachprüfung der tatſächlichen Vorausſetzungen, auf 
denen dieſes Urteil beruht?! 

Die Reviſion findet in der erſtangeführten Urteilsbegründung 
eine Verletzung des § 328 Ziff. 4 ZPO. Ein ausländiſches 
Urteil ſei in Deutſchland nicht als vollſtreckbar zuzulaſſen, wenn 
der ausländiſche Richter einen Anſpruch aus einem Rechts⸗ 
geſchäfte herleite, daß nach deutſchem Rechte wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten, z. B. wegen Bewucherung oder Betruges 
nichtig iſt. Dieſer Einwand könne nicht bloß gegen ein kontra⸗ 
diktoriſches, ſondern auch gegen ein formell rechtskräftiges Ver⸗ 
ſäumnisurteil eines ausländiſchen Gerichts erhoben werden. 
Durch die Termins⸗- oder Friſtverſäumung ſei der fragliche Ein⸗ 
wand nur für das ausländiſche Gericht ausgeſchloſſen geweſen. 
Bei der Verhandlung über die Vollſtreckungsfähigkeit des aus⸗ 
ländiſchen Urteils aber habe das deutſche Gericht die Frage, ob 
die Anerkennung des Urteils nicht gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoße, ſelbſtändig zu prüfen. Das Verſäumnisurteil könne in 
dieſer Beziehung keine ſtärkere Wirkung haben als ein kontra⸗ 
diktoriſches Urteil, das unter Anwendung des ausländiſchen 
Rechtes den fraglichen Einwand als unbegründet verwirft. — 
Dieſer Auffaſſung der Reviſion iſt nicht beizutreten; vielmehr 
muß der Standpunkt des BG. als richtig anerkannt werden. 
Die Vorſchrift des § 328 Ziff. 4 ZPO., welche im Zuſammen⸗ 
hange mit Art. 30 EGBGB. ſteht, enthält (in erheblich weiterem 
Umfange als der frühere § 661 Ziff. 2) eine Einſchränkung 
gegenüber dem für die Regel Platz greifenden Verbote der 
Nachprüfung des Inhaltes der ausländiſchen Entſcheidung 
(vgl. 8 723 Abſ. 1 ZPO.). Dem nusländiſchen Urteil muß die 
Anerkennung von dem deutſchen Richter verſagt werden, wenn 
ſie gegen die guten Sitten (oder gegen Zweck eines deutſchen 
Geſetzes) verſtoßen würde. Das mag allerdings dahin aus: 
zulegen ſein, daß die Anerkennung des Urteils abzulehnen iſt, 
nicht nur wenn die in ihm ausgeſprochene Rechtsfolge an ſich 
unſittlich iſt, ſondern auch dann, wenn die an ſich erlaubte 
Rechtsfolge einem unſittlichen Grunde entſtammt, ſo daß ein 
deutſches Gericht, falls es Prozeßgericht geweſen wäre, den 
§ 138 BGB. hätte anwenden müſſen. Zu vgl. Gaupp⸗Stein, 
ZPO. zu $ 328 Nr. 4, VI 8.9. Aufl. S. 796; Peterſen⸗Remelcé, 
ZPO. zu 8 328 V B. 11; Seuffert, ZPO. zu § 328 A. 6; 
Schmidt, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts 2. Aufl. 8 45 S. 290. 
Allein das Geſetz hat, wenn es inſofern der Nachprüfung des 
deutſchen Richters einen weitgehenden freien Spielraum gewährt, 
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doch nur den Fall im Auge, daß der Inhalt des ausländiſchen 
Urteils nach dem dieſem zugrunde gelegten Tatbeſtande einen 
Verſtoß gegen die guten Sitten oder den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes aufweiſt und deshalb die Anerkennung des Urteils einen 
ſolchen Verſtoß zum Erfolg haben würde. Gegen die guten 
Sitten verſtößt ein Urteil, das von der Anſchauung ausgeht, 
daß eine Leiſtung, die inhaltlich nicht zu beanſtanden iſt, auf 
Grund eines wucheriſchen oder betrügeriſchen oder ſonſt in un⸗ 
ſittlicher Weiſe zuſtande gekommenen Geſchäftes geſchuldet 
werde; und einem auf einer ſolchen Anſchauung beruhenden 
Urteile iſt die Anerkennung zu verſagen, wenngleich nach dem 
betreffenden ausländiſchen Rechte das Rechtsverhältnis nicht zu 
beanſtanden wäre. So Hellwig, Lehrbuch des deutſchen Zivil: 
prozeßrechts Bd. I S 20 Ziff. 4 S. 134. Dagegen find die 
tatſächlichen Vorausſetzungen, auf denen die Feſtſtellung be⸗ 
züglich des ſtreitigen materiellen Rechtsverhältniſſes in dem aus⸗ 
ländiſchen Urteile beruht, der Nachprüfung entzogen (Hellwig 
a. a. O. S. 136 bei Note 30). Bei einem Verſäumnisurteile 
nun iſt durch den dem ausländiſchen Richter vorgetragenen und 
von ihm bei dem Nichterſcheinen der Gegenpartei nach geſetzlicher 
Vorſchrift für wahr angenommenen Sachverhalt die tatſächliche 
Grundlage gegeben, die nach eingetretener formeller Rechtskraft 
des Urteils auch für den deutſchen Richter maßgebend bleibt. 
Es kann dem aus 8 722 ZPO. belangten Schuldner nicht ge: 
ſtattet werden, gegenüber dem in durchaus legaler Weiſe er⸗ 
laſſenen Verſäumnisurteile, das er über ſich hat ergehen und 
rechtskräftig werden laſſen, nunmehr die im Hauptprozeſſe unter⸗ 
laſſene Verteidigung gleichſam wie in einem Einſpruchsverfahren 


nachzuholen und durch Aufrollung des ganzen Streitſtoffes, durch 


nachträgliches tatſächliches Vorbringen und Beweisführung dar⸗ 
darzutun, daß der dem Gegner zuerkannte Anſpruch auf einem 
nach deutſcher Rechtsauffaſſung unſittlichen Grunde beruhe. 
J. c. K., U. v. 25. Okt. 09, 119/09 VI. — Cöln. 

29. § 546 ZPO. Berechnung der Reviſionsſumme.] 

Der Ausführung der Reviſion, daß der Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes den Betrag von 2500 % überſteige 
und daß hiernach die Reviſion zuläſſig ſei, iſt nicht beizutreten. 
Der Kläger verlangt die Beſeitigung der gegen ſeinen Bruder 
ausgebrachten Pfändungen rückſichtlich vier untereinander ver⸗ 
ſchiedener Gruppen von Pfandſtücken. Die erſte Gruppe im 
Werte von 140 ½ iſt für die Beklagte zu 2 wegen einer 
Forderung von 98.0 65 X, die zweite Gruppe im Werte von 
170 #, für dieſelbe Gläubigerin wegen einer Forderung von 
143 % 79 &, die dritte Gruppe, im Werte von 1980 .# für 
die Beklagte zu 1 wegen einer Forderung von 1812.4 73 &, 
und die vierte Gruppe, im Werte von 749 , gleichzeitig wegen 
zweier Forderungen im Geſamtbetrage von 579 & 74 &, 
nämlich für die Beklagte zu 1 wegen einer Forderung von 
562 4 34 ½ und für die Beklagte zu 3 wegen einer Forderung 
von 17 % 40 & gepfändet worden. Für die Reviſionsinſtanz 
kommen von dieſen Pfandſtücken diejenigen nicht mehr in 
Betracht, bezüglich deren der Kläger in der Berufungsinſtanz 
die Freigabe rechtskräftig erzwungen hat. Dieſe Pfandſtück 
haben unſtreitig einen Wert bei der erſten Gruppe von 80 .#, 
bei der zweiten Gruppe von 40 % und bei der vierten Gruppe 
von 370 , fo daß als Werte der Pfandſtücke bei dieſen 
Gruppen nur noch die Beträge von 60 , 130 % und 379.4 
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verbleiben. Die Klage verfolgt hiernach nicht einen einheitlichen 
Anſpruch, ſondern vier verſchiedene voneinander unabhängige, 
alſo ſelbſtändige Anſprüche, da ſie auf vier verſchiedene 
Streitgegenſtände, übrigens auch gegen drei verſchiedene Gläubiger 
gerichtet iſt. Die an ſich rechtlich mögliche und ſogar nächſt⸗ 
liegende Auffaſſung, daß jedes einzelne der Pfandſtücke als 
beſonderer Streitgegenſtand anzuſehen ſei und daß danach ſoviel 
Anſprüche als Pfandſtücke vorhanden ſeien, muß für die hier 
zu beantwortende Frage nach der Zuläſſigkeit der Reviſion 
ausſcheiden. Denn die Klage iſt zwar auf das Eigentum des 
Klägers an den Pfandſtücken geſtützt, fie hat aber die Natur 
einer Widerſpruchsklage im Sinne des § 771 Abſ. 1 ZPO., 
und bei einer ſolchen iſt nach § 6 daſelbſt, da ein Pfandrecht 
Gegenſtand des Streites iſt, der Streitwert nach dem Betrage 
der der Pfändung zugrunde liegenden Forderung zu bemeſſen, 
falls dieſer nicht etwa den Wert der gepfändeten Gegenſtände 
überſteigt. (RG. 10, 393; JW. 02, 3583.) Das Geſetz 
ſelbſt ordnet alſo hier für die Berechnung des Streitwerts an, 
daß nicht der Wert der einzelnen Pfandſtücke, ſondern der 
Geſamtwert aller für dieſelbe Forderung gepfändeten Stücke in 
Rechnung zu ziehen iſt. Die Vorſchrift des § 6 a. a. O. ſteht 
auch der offenſichtlich dem Standpunkt der Reviſion zugrunde 
liegenden Auffaſſung entgegen, daß die Klage einen einheitlichen 
Geſamtanſpruch verfolge und daß deshalb einerſeits der Geſamt⸗ 
wert aller Forderungen und andererſeits der Geſamtwert 
aller Pfandſtücke für die Wertfeſtſetzung des Streitgegenſtandes 
und damit auch des Beſchwerdegegenſtandes in Vergleich zu 
ſetzen und der niedrigere dieſer beiden Werte maßgebend ſei. 
Denn den Gegenſtand des Streits bilden im vorliegenden Falle 
vier dem Gegenſtande nach verſchiedene Pfandrechte, nicht aber 
ein einheitliches Pfandrecht. Nach den vorſtehenden Erwägungen 
berechnet ſich der Wert des Beſchwerdegegenſtandes für den 
vorliegenden Rechtsſtreit wie folgt: Gruppe I der Pfandſtücke: 
Wert der Forderung 98 65 „., Wert der Pfandſtücke 60 . 
In Rechnung zu ziehen iſt der geringere Betrag mit 60 . 
Gruppe II: Wert der Forderung 143.4 79H, Wert der 
Pfandſtücke 130 /. In Rechnung zu ziehen iſt der geringere 
Betrag von 130 4. Gruppe III: Wert der Forderung 
1812 & 73 , Wert der Pfandſtücke 1980 1. In Rechnung 
zu ziehen iſt der geringere Betrag von 1812 4 73 &. 
Gruppe IV:. Wert der Forderungen 562 4 34 und 17.4, 
zuſammen 579% 74 , Wert der Pfandſtücke 379 % In 
Rechnung zu ziehen iſt der geringere Betrag von 379.4. Der 
Geſamtwert des Beſchwerdegegenſtandes mit 2381 73 M 
bleibt hinter der Reviſionsſumme von 2500 & zurück. Die 
Reviſion iſt hiernach zu verwerfen. Z. c. K. & M. u. Gen., 
U. v. 12. Okt. 09, 382/09 VII. — Karlsruhe. | 

30. 5 794 ZPO. Die Vollſtreckbarkeit der gerichtlichen 
und notariellen Urkunde (S 7945) beſtimmt ſich lediglich nach 
derem Inhalt.] 

Von Urteilen, deren Vollſtreckung „nach ihrem Inhalte 
von dem durch den Gläubiger zu beweiſenden Eintritt einer 
anderen Tatſache“ abhängt, darf nach dem erſten Abſatze des 
§ 726 eine vollſtreckbare Ausfertigung nur erteilt werden, wenn 
der Beweis des Eintritts der Tatſache durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden geführt wird. Auch in jenen 
Fällen, in denen das Geſetz die Feſtſtellung des Eintritts der 
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die Vollſtreckbarkeit bedingenden Tatſache den Vollſtreckungs⸗ 
organen überläßt (vgl. SS 751, 756, 765), kann dieſe Be: 
dingtheit nur dem Urteil ſelbſt, und zwar der die Entſcheidung 
enthaltenden Urteilsformel, entnommen werden. Die Vollſtreck⸗ 
barkeit eines Urteils kann ſich eben nur nach ſeinem Inhalt 
beſtimmen. Daß insbeſondere die Abhängigkeit der Vollſtreck⸗ 
barkeit vom Eintritt einer Tatſache durch das Urteil ſelbſt 
feſtgeſtellt ſein muß und daß nur die Feſtſtellung des Eintritts 
der Tatſache dem Verfahren nach Erlaß des Urteils vorbehalten 
iſt, erhellt auch aus der Begründung des Entwurfs zur ZPO. 
(Wird dargelegt.) Die entſprechende Anwendung des Geſagten 
auf Urkunden der im § 7945 bezeichneten Art ergibt ohne 
weiteres; daß ihre Vollſtreckbarkeit ſich in gleicher Weiſe allein 
nach ihrem Inhalt beſtimmt, daß deshalb bei Feſtſtellung ihrer 
Vollſtreckbarkeit nur diejenigen die Leiſtungspflicht des Schuldners 
bedingenden Tatſachen berückſichtigt werden dürfen, von deren 
Eintritt ſie ſelbſt die Leiſtungspflicht und damit ihre Vollſtreck⸗ 
barkeit abhängig machen, und daß die Feſtellung ihrer Voll⸗ 
ſtreckbarkeit jedenfalls ausgeſchloſſen iſt, wenn ihr Inhalt dieſer 
Feſtſtellung widerſpricht. Für die Annahme, daß der Prüfung 
der Vollſtreckbarkeit dieſer Urkunden ein weiterer Rahmen ge⸗ 
zogen iſt, daß dabei namentlich ſolche die Leiſtungspflicht des 
Schuldners bedingende Umſtände berückſichtigt werden können, 
die in der Urkunde gar nicht berührt ſind, fehlt jeder Grund. 
Aus der Eigentümlichkeit der Urkunden läßt ſich ein ſolcher 
keinesfalls hernehmen. Die Vollſtreckungsfähigkeit findet hier 
ihre Rechtfertigung allein in der freiwilligen Unterwerfung des 
Schuldners und der Feſtſtellung dieſer Unterwerfung durch die 
öffentliche Urkunde. Dies aber weiſt um ſo mehr darauf hin, 
daß die Vorausſetzungen der Vollſtreckbarkeit nur dem das Maß 
und die Bedingungen der Unterwerfung des Schuldners er⸗ 
gebenden Inhalt der Urkunde entnommen werden können. Nichts 
anderes ergeben die Geſetzesmaterialien. (Wird ausgeführt.) 
G. c. S., U. v. 9. Okt. 09, 60/09 V. — Berlin. 

31. 8 814 3PO. Verſteigerung. Berechtigung des Ge— 
richtsvollziehers, den Zuſchlag zu verweigern?! 

Das BG. iſt der Meinung, daß der Gerichtsvollzieher 
berechtigt und verpflichtet ſei, im Intereſſe des Gläubigers den 
Zuſchlag bei einem zu niedrigen Gebote, welches bei einer 
öffentlichen Verſteigerung gepfändeter körperlicher Sachen ab⸗ 
gegeben wird, zu verſagen. Allein dem Gerichtsvollzieher iſt 
dieſe Befugnis nicht beigelegt. Es folgt vielmehr umgekehrt 
aus 8 820 Satz 1 ZPO., wonach Gold⸗ oder Silberſachen nicht 
unter ihrem Gold⸗ oder Silberwerte zugeſchlagen werden 
dürfen, daß in ſonſtigen Fällen der Gerichtsvollzieher wegen zu 
niedrigen Gebotes den Zuſchlag nicht verſagen darf (vgl. Gaupp⸗ 
Stein, ZPO. 8.9. Auflage, 8 817 Bem. 2 Abſ. 2). Dem: 
gemäß enthält auch die Preußiſche Geſchäftsanweiſung für die 
Gerichtsvollzieher vom 1. Dezember 1899 (JMBl. von 1899 
S. 630 flg.) in § 65 keine von der ZPO. abweichende Bor: 
ſchrift und wird auch inſoweit angenommen, daß eine Verſagung 
des Zuſchlags wegen zu niedrigen Gebots nicht zuläſſig iſt 
(Schönfeld, der preußiſche Gerichtsvollzieher 6. Aufl. S. 208,9 
Bem. 7—9, 14 zu § 65 der Geſchäftsanweiſung). Gleichgültig 
it dabei, ob nach § 817 Abſ. 1 ZPO. n. F. in Verbindung 
mit 8 156 BGB. der Meiſtbietende ein Recht auf den Zuſchlag 
hat oder nicht. So hat denn auch der erkennende Senat (Urteil 
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vom 5. Februar 1907 Rep. III 355/06 — abgedruckt im 
Rhein Arch. 104, 246/7) bereits entſchieden, daß keine Vorſchrift 
beſteht, nach der im Falle eines geringen Meiſtgebots das weitere 
Verfahren einzuſtellen und zunächſt die Weiſung des Gläubigers 
einzuholen iſt. Der Umſtand, daß der Gläubiger, der den 
Zwangsvollſtreckungsauftrag erteilt hat, bei der Verſteigerung 
nicht anweſend war, iſt ganz gleichgültig, denn dieſe Tatſache 
hat nur zur Folge, daß die Verſteigerung in Abweſenheit des 
Gläubigers ſtattfindet. Es kann alſo von einer Fahrläſſigkeit 
des beklagten Gerichtsvollziehers, für deſſen Verfahren die 
Geſetze und Geſchäftsanweiſungen (vgl. Begründung des Ent: 
wurfs einer ZPO. zu SS 665 —669 bei Hahn Mat. zur ZPO. 
1. Abteilung S. 454) maßgebend ſind, infolge der Erteilung 
des Zuſchlags nicht geſprochen werden. R. c. St., U. v. 
22. Okt. 09, 17/09 III. — Düſſeldorf. 

32. SS 878, 880 ZPO. Verteilungsverfahren. 
der Rechtshängigkeit. 

Die Kläger haben mit dem Antrage geklagt: anzuordnen, 
daß die in der Zwangsverſteigerungsſache S. hinterlegten Beträge, 
nämlich a) die Streitmaſſe zwiſchen ihnen und den Beklagten 
zu 1 und 2 im Betrage von 195,83 &; b) die Streitmaſſe 
zwiſchen ihnen und den Beklagten zu 1 und 3 im Betrage von 
5036,76 l; c) die Streitmaſſe von 27 611,94 & zwiſchen 
ihnen und dem Beklagten zu 4, 5 und 6 ſamt den Hinterlegungs⸗ 
zinſen an ſie, die Klägerin gezahlt werden. Die Beklagten haben 
um die Abweiſung der Klage gebeten, und zwar die Beklagte 
zu 3, indem ſie vorweg die Einrede der Rechtshängigkeit unter 
der Behauptung erhob, daß ihre Klage in Sachen P. c. L. 
und Genoſſen wegen desſelben Gegenſtandes erhoben ſei. 
Unſtreitig iſt dieſe Klage vor der gegenwärtig anhängigen 
zugeſtellt worden. — Das LG. hat die Klage abgewieſen und 
auf die Widerklage die Kläger nach dem Antrage verurteilt. — 
Durch Teilurteil hat darauf das OLG. der Beklagten zu 3 
gegenüber die Berufung der beiden Kläger und außerdem die 


Einrede 


Berufung des Klägers zu 1 den ſämtlichen Beklagten gegenüber 


zurückgewieſen. RG. hob auf: Das LG. hat die Einrede der 
Rechtshängigkeit als hinfällig angeſehen, indem es verneint, 
daß der Rechtsſtreitgegenſtand in dem auf die Klage der 
Beklagten zu 3 anhängig gewordenen Prozeſſe der nämliche ſei 
wie der Streitgegenſtand des gegenwärtigen Prozeſſes. Maß⸗ 
gebend iſt für das LG., daß in der erſteren Sache „feſtzuſtellen 
ſei, ob der Beklagten zu 3 der hinterlegte Betrag zugeſprochen 
werden müſſe“, vorliegend dagegen „Streitgegenſtand ſei der 
Widerſpruch der Kläger gegenüber einer zwiſchen zwei Beklagten 
untereinander wiederum ſtreitigen Forderung“. Das OLG. hat 
dieſen Entſcheidungsgrund gemißbilligt, indem es von der 
Erwägung ausgeht, daß das Prozeßgericht, da es ſich um eine 
Verteilungsſtreitigkeit auf erhobenen Widerſpruch im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren handelt, gemäß § 880 ZPO. in beiden 
Fällen auch darüber entſcheiden müſſe, „an welchen Gläubiger 
der ſtreitige Teil der Maſſe auszuzahlen ſei“, und daß daher 
auch bereits auf die zuerſt anhängig gewordene Klage über den 
vorliegend klageweiſe geltend gemachten Anſpruch erkannt werden 
müßte. Selbſt wenn dem OLG. ſoweit gefolgt werden könnte, 
ſo ſcheitert ſeine Entſcheidung doch aus anderen Bedenken. Der 
vorliegende Fall liegt jo, daß ſich hier die Einrede der Rechts 
hängigkeit ſchon aus beſonderen Gründen als hinfällig darſtellt. 
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Es erhellt nämlich nicht, daß die von der Beklagten zu 3 
erhobene Klage überhaupt geeignet iſt, die Ausführung des 
Planes zu hindern. Dazu gehörte, daß die Beklagte zu 3 die 
Erhebung der Klage dem Vollſtreckungsgerichte innerhalb der 
einmonatigen Ausſchlußfriſt nachgewieſen hätte, und daß das 
geſchehen ſei, hat die Beklagte nicht behauptet, während es zur 
Subſtantiierung ihrer Einrede gehört hätte. Weiter kommt in 
Betracht, daß die Beklagte zu 3 den Klägern gegenüber, 
worauf ſchon das landgerichtiche Urteil hinweiſt, nicht zu den 
„widerſprechenden Gläubigern“ gehört, und daß ihrer Klage 
ſomit, ſoweit es die gegenwärtigen Kläger angeht, auch aus 
dieſem Grunde eine Vorausſetzung für eine Widerſpruchsklage 
im Sinne des $ 878 ZPO. fehlt. Zur Erhebung einer der: 
artigen Klage iſt eben ausſchließlich der widerſprechende Gläubiger 
in der Lage. Nach den Feſtſtellungen des landgerichtlichen 
Urteils, die vom BU. in keiner Weiſe bemängelt find, hat nun 
aber die Beklagte zu 3 allein gegen das Liquidat des Beklagten 
zu 1 im Betrage von 5036,67 % Widerſpruch erhoben, während 
die gegenwärtigen Kläger den ſämtlichen Liquidaten der Beklagten 
zu 1 bis 6 widerſprachen, und bei dieſer Sachlage hatten wohl 
die Kläger Anlaß zur Widerſpruchsklage auch der Beklagten 
zu 3 gegenüber, dagegen nicht auf dieſe zur Klage gegen die 
Kläger. Nach dem allen ergibt ſich, daß die prozeßhindernde 
Einrede der Beklagten zu 3 ſchon aus den beiden Gründen nicht 
hat durchgreifen können. S. c. L. u. Gen., U. v. 13. Okt. 09, 
101/09 V. — Berlin. 

33. SS 883, 888 ZPO. Unzuläſſigkeit einer Straf⸗ 
androbung.] 

Auf Antrag des Ehemanns ordnete das LG., bei dem die 
Ehefrau eine Klage auf Scheidung erhoben hatte, durch einſt⸗ 
weilige Verfügung an, daß die Ehefrau die minderjährigen 
Kinder der Parteien wöchentlich einmal dem Mann in die 
Wohnung ſeiner Eltern zuzuführen habe. Die Frau erhob 
Widerſpruch. Die Verfügung wurde jedoch durch Urteil beſtätigt; 
zugleich wurde für den Fall, daß die Frau der einſtweiligen 
Verfügung zuwiderhandle, eine Geldſtrafe von 50 & für jede 
Zuwiderhandlung angedroht. Aus den Gründen: Der 
Reviſion iſt inſoweit beizutreten, als ſie ſich gegen die von dem 
Ber. aufrechterhaltene Strafandrohung des landgerichtlichen 
Urteils richtet. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die An⸗ 
ordnung, die Kinder ſeien von der Frau dem Manne zuzuführen, 
nach § 883 oder nach $ 888 ZPO. zu vollſtrecken geweſen wäre; 
in jedem dieſer beiden Fälle war es unzuläſſig, eine Straf⸗ 
androhung in das Urteil aufzunehmen (vgl. Entſch. des RO. 
vom 11. November 1908, IW. 09, 24). Der BerR. hat dies 
ſelbſt nicht verkannt; ſeine Annahme, die Frau müſſe die 
Strafandrohung trotzdem gegen ſich gelten laſſen, weil die 
Rechtsbeſtändigkeit der einſtweiligen Verfügung durch die Straf: 
androhung nicht beeinflußt werde und die Beklagte durch die 
Androhung Kenntnis von der Folge einer Zuwiderhandlung 
erhalten habe, kann nicht gebilligt werden. Z. e. Z., U. v. 
28. Okt. 09, 173/09 IV. — Berlin. 

34. 8 1039 3 PO. Wie iſt der Schiedsſpruch zuzuftellen!] 

Wie der erkennende Senat wiederholt ausgeſprochen hat 
(vgl. RG. 49, 409; 51, 406 und JW. 03, 27) ſetzt die Klage 
auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils voraus, daß das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren in formeller Beziehung gemäß 5 1039 Be. 


38. Jahrgang. 
abgeſchloſſen iſt. Nur ein Schiedsſpruch, der in der dort vor- 
geſchriebenen Weiſe den Parteien zugeſtellt und unter Beifügung 
der Beurkundungen über die Zuſtellungen bei Gericht hinterlegt 
iſt, iſt mit der Fähigkeit, die Vollſtreckbarkeit zu erlangen, aus⸗ 
geſtattet. Die Inſtanzgerichte hatten deshalb an erſter Stelle 
in eine Prüfung der Frage einzutreten, ob den zwingenden, 
formellen Anforderungen des § 1039 entſprochen iſt. Beide 
Vorinſtanzen haben es an einer dahingehenden Feſtſtellung fehlen 
laſſen .... Der Schiedsrichter hat zunächſt ausweislich der 
dem hinterlegten Schiedsſpruch angehefteten Urkunde des Gerichts⸗ 
vollziehers vom 27. November 1907 nur eine vom Schiedsrichter 
eigenhändig nicht unterſchriebene Abſchrift des Spruchs den 
Parteien zuſtellen laſſen. Daß eine ſolche Zuſtellung nicht dem 
§ 1039 entſpricht, der ausdrücklich Zuſtellung einer vom Schieds⸗ 
richter unterſchriebenen Ausfertigung verlangt, hat das RG. 
wiederholt ausgeſprochen (vgl. RG. 5, 397; 13, 430). Weiter 
hat der Schiedsrichter, wie die dem hinterlegten Schiedsſpruch 
angehefteten beiden Urkunden des Poſtboten vom 21. März 1908 
ergeben, den Parteien ohne Zuziehung eines Gerichtsvollziehers 
unmittelbar durch die Poſt einen Brief zugehen laſſen. Wenn 
man nun auch dem Kläger den aus den hinterlegten Urkunden 
ſich nicht ergebenden Nachweis geſtatten wollte, daß in dem 
Brief eine vom Schiedsrichter unterſchriebene Ausfertigung des 
hinterlegten Schiedsſpruches enthalten geweſen iſt, ſo würde das 
doch an der Tatſache nichts ändern können, daß eine dem Geſetz 
entſprechende Zuſtellung nicht vorliegt und noch weniger die 
Niederlegung von Beurkundungen über eine in geſetzlicher Form 
vollzogene Zuſtellung. Denn da der § 1039 die Zuſtellung 
einer Ausfertigung zwingend vorſchreibt, ohne gleichzeitig über 
die Form derſelben Beſtimmung zu treffen, ſo kann kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß die Zuſtellung in den Formen zu erfolgen 
hat, die in dem die allgemeinen Beſtimmungen enthaltenden 
J. Buch der ZPO. und zwar in den SS 166 ff. allgemein für 
Zuſtellungen vorgeſchrieben ſind. Vorliegend hatte alſo die 
Zuſtellung gemäß $ 166 ff. ZPO. durch den Gerichtsvollzieher 
zu erfolgen. Nur eine ſolche Zuſtellung entſpricht dem Geſetz 
und gewährt die mit der Vorſchrift des § 1039 erſtrebte 
Garantie für die Authentizität des Schiedsſpruches. Steht 
hiernach aber ſchon jetzt feſt, daß eine Zuſtellung einer Aus: 
fertigung des Schiedsſpruches durch einen Gerichtsvollzieher 
nicht ſtattgefunden, jedenfalls aber Urkunden eines Gerichts— 
vollziehers über eine von ihm vorgenommene Zuſtellung nicht 
mit dem Spruch hinterlegt find, fo iſt zurzeit den Erforder: 
niſſen des S 1039 noch nicht Genüge geſchehen. Ein formell 
gültiger Schiedsſpruch liegt noch gar nicht vor, denn es muß, 
wie der Senat in ſeinem bei Gruchot 51, 404 abgedruckten 
Urteil bereits ausgeſprochen hat, ſämtlichen Erforderniſſen 
dieſes Paragraphen genügt ſein, um das ſchiedsrichterliche Ver— 
fahren als beendet anſehen zu können. Daraus ergibt ſich 
aber, daß das mit der Klage geſtellte Begehren auf Erlaß 
eines Vollſtreckungsurteils unbegründet iſt. C. c. V., U. v. 
5. Nov. 09, 45/09 VII. — Kiel. 

Handelsgeſetzbuch. 

35. 5 215 HGB. Ausbedingen von Zinſen von beſtimmter 
Höhe für die Aktionäre.] 

Das Verſprechen der Beklagten, der Frau F. die für den 
Ankauf der Aktien verwendeten 70 000 , für die Dauer ihres 
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Aktienbeſitzes feſt zu verzinſen, wogegen ſie die Dividendenſcheine 
erhalten ſollte, iſt unſtreitig. Dieſes Verſprechen iſt aber vom 
BG. als ungültig angeſehen, weil es gegen das Verbot des 
§ 215 HGB. verſtoße, das nach §S 320 HGB. auch für die 
Beklagte gelte. Die Reviſion beſtreitet, daß dieſes Verbot auf 
den vorliegenden Fall anwendbar ſei. . . .: Das Geſetz ſagt in 
dem die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchafter 
regelnden Titel allgemein, für Aktionäre dürfen Zinſen von 
beſtimmter Höhe ſtatt des Gewinnanteils weder bedungen noch 
ausbezahlt werden, und Frau F. hat ſich gerade ausbedungen, 
daß ihr ſtatt der Dividende, die ſie der Beklagten überließ, feſte 
Zinſen ausbezahlt wurden. Es fragt ſich daher, ob Anlaß iſt, 
das Geſetz entgegen ſeinem klaren Wortlaut einſchränkend aus— 
zulegen. Der erkennende Senat hat dieſe Frage verneint (val. 
ROHG. 17 Nr. 87, dem Bolze, Leipziger Zeitſchrift für 
H. R. Bd. 1. S. zuſtimmt, und Sievers, Recht 1906 Sp. 974 
(977). — Das Verbot bezweckt nicht allein, eine unzuläffige 
Zurückgewährung der Einlagen an einen Einzelaktionär zu ver⸗ 
hindern, es will vielmehr allgemein die Möglichkeit ausſchließen, 
daß durch einen Vertrag, der nicht Teil des Geſellſchaftsvertrages 
iſt, die Anrechte eines Einzelaktionärs an dem zu verteilenden 
Gewinne in der vom Geſetz verbotenen Weiſe abgeändert werden 
daß alſo die Stellung dieſes Aktionärs innerhalb der Aktien⸗ 
geſellſchaft in dieſem, die Rechte der anderen Aktionäre erheblich 
berührenden Punkte weſentlich abgeändert wird. Darum wird 
jeder Vertrag eines Einzelaktionärs mit der Aktiengeſellſchaft von 
dem Verbot getroffen. Es kommt nicht darauf an, ob der, dem 
das Zinsverſprechen gegeben wird, beim Vertragsſchluß der 
Aktiengeſellſchaft als Aktionär, ſondern als Dritter gegenüberſteht, 
ſondern auf den Inhalt des Vertrages, Verträge mit dem im 
vorliegenden Falle ausbedungenen Inhalte darf eine Aktien⸗ 
geſellſchaft nicht abſchließen. Anderenfalls wäre ja auch die 
Umgehung des Verbots des $ 215 in der einfachſten Weiſe 
möglich und der vom Geſetz gewollte Erfolg würde unvollkommen 
erreicht. Eine dahinführende Auslegung muß abgelehnt werden. 
B. c. V., U. v. 14. Okt. 09, 310/08 VI. — Berlin. 

36. 858 261, 271 HGB. Grundſätze über die Auf⸗ 
machung einer Bilanz und Anfechtungsklage eines Aktionärs 
wegen erfolgter oder unterlaſſener Abſchreibungen.] 

J. Jeder Aktionär hat ein Intereſſe und einen Rechts— 
anſpruch, daß die Abſchreibungen nach den richtigen Grundſätzen 
erfolgen. Dieſes Recht hat der Aktionär ſowohl gegenüber zu 
ſtarken Abſchreibungen, weil ſein Anſpruch auf Dividende durch 
übermäßige Abſchreibungen geſchädigt wird, als auch bei zu 
niederen Abſchreibungen, weil durch zu geringe Abſchreibungen 
der Beſtand der Aktiengeſellſchaft gefährdet und das Aktien⸗ 
kapital zu ungerechtfertigten Dividendenzahlungen aufgebraucht 
wird. Dieſen Anſpruch auf dem Geſetze entſprechende Ab— 
ſchreibungen kann der Aktionär nach §S 271 HGB. durchſetzen, 
indem er den eine unrichtige Bilanz genehmigenden General: 
verſammlungsbeſchluß nach den dort aufgeſtellten Vorſchriften 
angreift. Wenn $ 271 Abſ. 3 Satz 2 HGB. ausdrücklich die 
Anfechtung wegen zu ſtarker Abſchreibungen an beſtimmte 
Vorausſetzungen knüpft, ſo ging der Geſetzgeber davon aus, 
daß übergroße Abſchreibungen die Aktiengeſellſchaft ſtärken und, 
allerdings durch Schmälerung der Dividende, ſtille Reſerven 
ſchaffen. Dieſes Verfahren liegt im Intereſſe der Geſellſchaft. 
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Deshalb ſoll die Anfechtung hier erſchwert werden, indem zur 
Erhebung der Anfechtungsklage wegen über das ſtatthafte Maß 
hinausgehender Abſchreibungen nur der Beſitz eines Zwanzigſtels 
des Grundkapitals berechtigt (vergl. Komm.⸗Ber. zu 8 263 des 
Entwurfs). Zu ſchwache Abſchreibungen verdienen dieſen Schutz 
nicht, weil ſie gefahrbringend ſind. Deshalb fällt bei der An⸗ 
fechtung eines Generalverſammlungsbeſchluſſes wegen zu geringer 
Abſchreibungen dieſe Beſchränkung weg. II. Das Geſetz will 
durch die in S 261 Nr. 1—3 HGB. gegebenen Vorſchriften 
verhindern, daß die Bilanz durch Einſetzung höherer als der 
wahren Werte Gläubiger und Aktionäre ſchädige und zur 
Täuſchung Dritter diene. Deshalb ſtellen die SS 261 Nr. 1—3 
und 40 HGB. beſtimmte Grundſätze über die höchſte Bewertung 
der in die Bilanz aufzunehmenden Aktiva auf. Es dürfen ſo 
nach Nr. 1 des S 261 HGB. Wertpapiere und Waren nur zu 
dem dort angegebenen Höchſtbetrag in die Bilanz eingeſetzt 
werden; nach Nr. 2 darf bei anderen Vermögensgegenſtänden 
der Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis nicht überſchritten 
werden; bei Anlagen und Betriebsgegenſtänden jedoch darf 
nach Nr. 3 der Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis nur dann 
angeſetzt werden, wenn ein der Abnutzung gleichkommender 
Betrag in Abzug gebracht oder ein entſprechender Erneuerungs⸗ 
fonds in Anſatz gebracht wird, dies ſind die Höchſtgrenzen, zu 
denen Aktiva in die Bilanz eingeſetzt werden dürfen. Dieſe 
Vorſchriften über die Höchſtgrenzen enthalten ein geſetzliches 
Verbot, das im öffentlichen Intereſſe gegeben iſt, und über 
welches ſich weder Geſellſchaftsvertrag noch Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß hinwegſetzen können (S 134 BGB.). Zuwiderhandlungen 
find nichtig, ohne daß es einer Anfechtung nach §S 271 BGB. 
bedürfte. Es iſt alfo zwingendes Recht, daß der Bewertungs— 
grundſatz der Nr. 3 des §S 261 HGB. nicht mißachtet wird; 
es dürfen danach die Anſchaffungs- oder Herſtellungs— 
preiſe von Anlagen und Betriebsgegenſtänden nicht 
ohne Berückſichtigung der Abnutzung in der Bilanz 
erſcheinen. Weiter geht das öffentliche Intereſſe, welches 
dieſen Bewertungsgrundſätzen zwingenden Charakter aufprägt, 
nicht. Über den infolge der Abnützung abzuſchreibenden Betrag, 
alſo über das Verhältnis der durch die Abnützung bewirkten 
Wertsminderung zum Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis der 
in $ 261 Nr. 3 HGB. hervorgehobenen Gegenſtände, entſcheidet 
die Generalverſammlung, welche gemäß 8 260 HGB. eine Ab⸗ 
ſchätzung nach dem Ermeſſen der Mehrheit vornimmt, oder der 
Geſellſchaftsvertrag, der das Maß der Abſchreibung etwa 
beſtimmt. Ein Vergreifen in dieſer Schätzung iſt ſomit keine 
Verletzung der mit Zwangscharakter ausgeſtatteten Bewertungs— 
grundſätze des §S 261 Nr. 3 HGB., ſondern eine in An— 
erkennung dieſer Grundſätze vorgenommene tatſächlich zu hohe 
Bewertung. Denn die Berechnung der Abnutzung hängt von 
kaufmänniſcher Erfahrung und von den tatſächlichen Umſtänden 
ab. Hat die Generalverſammlung eine Bilanz mit zu geringen 
Abſchreibungen genehmigt, ſo verfährt ſie wirtſchaftlich unrichtig; 
ſie verletzt aber keine Rechtsgrundſätze und kein Geſetz, wenn 
ſie das Verhältnis der Abnutzung zum Anſchaffungs- oder 
Herſtellungspreis unrichtig beurteilt. Der Aktionär kann nicht, 
nachdem die Generalverſammlung die Abſchreibung durch 
Mehrheitsbeſchluß gemäß $ 260 HGB. in geordnetem Verfahren 
innerhalb der Höchſtvorſchriften des S 261 HGB. feſtgeſetzt hat, 
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mit der Behauptung gehört werden, die Bewertung der General⸗ 
verſammlung ſei materiell unrichtig. Würde einem ſolchen Angriff 
Folge gegeben, jo würde der Grundſatz des $ 260 HGB. auf: 
gehoben, wonach die Schätzung der Mehrheit der Aktionäre 
allein maßgebend ſein ſoll. Für den andern Fall, wenn nämlich 
durch übermäßige Abſchreibungen der Anſpruch des Aktionärs 
auf Dividende geſchädigt wurde, hat die Rechtſprechung 
(RG. 32, 52; 40, 33; 43, 127; vgl. RG. 64, 258 und 
68, 263) ſich immer zu dem Satze bekannt, daß eine Anfechtung 
gemäß $ 271 HGB. nur zuzulaſſen iſt, wenn eine Argliſt nach⸗ 
zuweiſen iſt oder wenn die Bilanz als eine willkürliche, nach 
kaufmänniſchen Grundſätzen offenbar irrtümliche erſcheint. Dieſer 
Satz muß nach dem oben Ausgeführten auch für den umgekehrt 
hier vorliegenden Fall Geltung haben, in dem unter Beachtung 
des in §S 261 Nr. 3 HGB. aufgeſtellten Grundſatzes zu geringe 
Abſchreibungen vorgenommen worden fein ſollen. N. c. G., 
U. v. 15. Okt. 09, 717/08 II. — Hamburg. 

37. SS 429, 606 HGB. Grundſätze über die Haftung 
des Frachtführers oder Verfrachters. Befreiungsnachweis.] 

Nach SS 429, 606 HGB. haftet der Frachtführer oder 
Verfrachter für den durch Verluſt oder Beſchädigung von der 
Annahme bis zur Ablieferung entſtehenden Schaden, ſoſern er 
nicht beweiſt, daß der Verluſt oder die Beſchädigung auf Um: 
ſtänden beruht, welche durch die Sorgfalt eines ordentlichen 
Frachtführers oder Verfrachters nicht abgewendet werden konnten. 
Nach der Rechtſprechung (RG. 66, 39), der ſich nun auch 
Staub (8) 8 429 Anm. 13 angeſchloſſen hat, welcher in der 
ſoeben angezogenen Entſcheidung noch als diſſentierend aufgeführt 
wird, iſt davon auszugehen, daß der Frachtführer oder Ver: 
frachter, ſobald das Frachtgut in ſeinen Händen Schaden leidet, 
für eine unaufgeklärte Schadensurſache einzuſtehen hat. Nur 
ausnahmsweiſe kann er ſich von dieſer Haftung durch den 
Nachweis befreien, daß ihn hinſichtlich aller möglicherweiſe in 
Betracht kommenden Urſachen offenbar kein Verſchulden trifft. 
Der auf Deck ausgebrochene Brand war die Urſache des Ver: 
luſts nach der Feſtſtellung des BerR. Danach wäre es Sache 
der Beklagten geweſen, ihre Haftung durch den Beweis zu be 
ſeitigen, daß ihrer Schiffsmannſchaft ein Vorwurf wegen Ent⸗ 
ſtehung des Brandes nicht zu machen iſt. Gin folder Nack⸗ 
weis iſt von der Beklagten nicht verſucht, folglich würde die 
Beklagte nach den Feſtſtellungen des Berg. für den Verluſt 
der 4 Kiſten haften. Die Beklagte meint zwar, auf die Auf⸗ 
klärung der Urſache des Brandes komme es nicht an, weil der 
Brand nur die mittelbare und nicht vorausſehbare Urſache des 
Verluſts der Kiſten geweſen ſei. Dieſer Meinung iſt jedoch 
nicht beizutreten. Die Beklagte beachtet nicht, daß der Brand 
auf dem Schiff, alſo innerhalb ihres ausſchließlichen Macht⸗ 
bereichs, ausgebrochen iſt, und daß zwiſchen dem Brand und 
dem Verluſt der Kiſten ein unmittelbarer urſächlicher Zuſammen⸗ 
hang beſteht. Das iſt aber alles, was 8 606 HGB. zur 
Haftung fordert, wenn das Frachtgut wie hier vom Verfrachter 
in Empfang genommen worden ift. A. c. H., U. v. 26. Okt. 09, 
722/08 II. — Hamburg. 

Konkursordnung. 

38. § 30 Nr. 2 KO. Fiduziariſche Sicherheitsabtretung.] 

Der frühere Rechtsanwalt U. verpfändete durch eine ſchriſt— 
liche Erklärung vom 23. November 1905 alle Rechte aus einer 
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von ihm bei der Lebensverſicherungsgeſellſchaft N. genommenen 
Verſicherung der beklagten Firma. 
klagte Firma teilte im Mai 1906 der Geſellſchaft N. dieſe 
Verpfändung mit, und zwar mit dem Erſuchen, die Abtretung 
auf der Police zu vermerken. Die Geſellſchaft lehnte dies An⸗ 
ſinnen ab, weil in dem überſandten Schriftſtück nur eine Ver⸗ 
pfändung nicht eine Abtretung beurkundet ſei. Am 27. Sep⸗ 
tember 1906 ſtellte U. ein Schriftſtück aus, in welchem er alle 
ſeine Rechte, gegenwärtige und zukünftige, aus der Police über 
die bei dem „N.“ genommene Verſicherung an die beklagte 
Firma abtrat. Am 13. November 1906 überreichte die Beklagte 
dieſe Urkunde der Geſellſchaft N. in deren Geſchäftshauſe, ſie 
erkannte indeſſen die Abtretung nicht an. Nachdem am 
14. November 1906 das Konkursverfahren über das Vermögen 
des U. eröffnet worden war, erhob der zum Konkursverwalter 
beſtellte Kläger Anfechtungsklage gegen die Beklagten mit dem 
Antrage, ſie als Geſamtſchuldner zu verurteilen, die Rechte des 
Gemeinſchuldners aus der vorbezeichneten Police an die Konkurs- 
maſſe zurückabzutreten und den über die Police lautenden 
Hinterlaſſungsſchein herauszugeben. Zur Begründung dieſer 
Klage machte der Kläger geltend, daß die Verpfändung vom 
23. November 1905 wirkungslos ſei, weil der Rechtsanwalt U. 
ſelbſt dieſe der Geſellſchaft N. nicht angezeigt habe. Die An— 
nahme des Berg., daß die Beklagten durch die Abtretung vom 
27. September 1906 eine ihnen nicht zuſtehende Sicherung er— 
langt hätten, kann nicht geteilt werden. Bei der vorbezeichneten 
Abtretung handelte es ſich um eine fiduziariſche Sicherungs— 
abtretung. Auf eine ſolche fiduziariſche Sicherungsabtretung, 
die wirtſchaftlich dasſelbe bedeutet wie die Verpfändung, und 
nur eine andere rechtliche Form darſtellt, hatten die Beklagten 
aber ein gutes Recht; denn der Rechtsanwalt U. wollte aus 
beſonderen Gründen die zur Wirkſamkeit der Verpfändung not⸗ 
wendige von ihm zu bewirkende Anzeige hiervon der Ge— 
ſellſchaft N. nicht zugehen laſſen. Nach Treu und Glauben 
war er daher verpflichtet, den obligatoriſchen mit den Beklagten 
geſchloſſenen Sicherungsvertrag — mochte dieſer allgemein 
dahin gehen, daß er durch die Police ihnen Sicherheit gewähren 
ſollte, oder beſonders dahin, daß er ihnen dieſe Sicherheit durch 
Verpfändung der Police geben ſollte — dadurch zu erfüllen, 
daß er, wenn er ſelbſt das zur Wirkſamkeit der Verpfändung 
Notwendige nicht tun wollte, ihnen dann an deren Statt die 
Sicherheit in der anderen einer Anzeige nicht bedürftigen Form 
der Sicherungsabtretung beſtellte. Die auf § 30 Nr. 2 KO. 
gegründete Berufungsentſcheidung iſt hiernach nicht haltbar. 
A. c. U. Konkursm., U. v. 1. Okt. 09, 533,08 VII. — Berlin. 

Gewerbeordnung. 

39. SS 20, 21 GewO. in Verb. mit dem Hamburgiſchen 
ſogen. Verhältnisgeſetze von 1879. Zuläſſigkeit des Rechtswegs.] 

Durch Urteil des LG. war die Verfügung der Beklagten 
(der hamburgiſchen Polizeibehörde) vom 25. Mai 1907, wodurch 
dem Kläger bei Vermeidung einer Geldſtrafe die öffentliche 
Aufführung der Komödie „M.“ unterſagt war, für unberechtigt 
erklärt, und die Beklagte zur Aufhebung dieſer Verfügung ver— 
urteilt worden. Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Einesteils meint die Beklagte, daß dadurch, 
daß die RGewd. für ſolche Fälle das in den SS 20 und 21 
geregelte Rekursverfahren vorgeſchrieben habe, die Ausſchließung 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nicht er, ſondern die be⸗ 
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des Rechtsweges bewirkt ſei. (Wird widerlegt.) Andernteils 
fragt es ſich, ob, beim Nichteingreifen der GewO., der Rechts 
weg nach allgemeinen Grundſätzen hier offenſteht oder verſagt 
iſt. Dabei ſtößt man aber in erſter Reihe auf irreviſible 
hamburgiſche Rechtsnormen, die der angefochtenen Entſcheidung 
zugrunde liegen, insbeſondere auf SS 24 ff. des ſogen. Ber: 
hältnisgeſetzes von 1879. (Wird ausgeführt.) Hamburgiſche 
Polizeibehörde c. v. B., U. v. 18. Okt. 09, 348/08 VI. — 
Hamburg. | 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

40. § 1 HaftpflG. Betriebsunfall. 

Die Klägerin iſt freilich mit den Betriebsmitteln der Bahn 
in keine körperliche Berührung gekommen. Auch keine der 
manigfachen mit dem Betriebe verbundenen Ausſtreuungen und 
Ausſtrahlungen (Dampf, Ruß, Funken, Geräuſch, blendendes 
Licht u. dgl.) haben auf ſie gewirkt. Wohl aber hat der Be— 
triebsvorgang des raſchen Heranfahrens des Wagens bei der 
auf dem ſchmalen Straßenſtreifen neben dem Geleiſe ſchreitenden 
Klägerin eine ſeeliſche Schreckwirkung erzeugt, die den Sprung 
zur Seite zur unmittelbaren Folge gehabt hat. Dieſe ſeeliſche 
Einwirkung fand direkt von Betriebsvorgang zu Perſon ſtatt 
und nicht mittelbar wie in dem vom RG. in RG. 68, 47 be: 
handelten Fall. Der Betrieb war auch eine adäquate Urſache 
des Schadens. Ein in der Dunkelheit mit großer Geſchwindig— 
keit plötzlich heranſauſendes Fahrzeug ruft erfahrungsgemäß bei 
einem Fußgänger, wenn er nicht beurteilen kann, ob er nicht 
in der Gefahr ſchwebt, erfaßt zu werden, eine Schreckempfindung 
hervor, der unwillkürlich nachgebend er zur Seite ſpringt. Der 
Seitenſprung der Klägerin, mit dem ſie nach ihrer — eidlich 
zu erhärtenden — Schilderung in die Vertiefung geſtürzt iſt, 
ſtand daher in einem unmittelbaren örtlichen, zeitlichen und 
inneren Zuſammenhang mit dem Bahnbetrieb. Aus ähnlichen 
Erwägungen hat das RG. in ſtändiger Rechtſprechung Unfälle 
durch ſcheu gewordene Pferde, wenn das Scheuen durch die von 
dem Bahnbetrieb auf ſie einwirkenden plötzlichen und heftigen 
Sinneseindrücke veranlaßt wurde, als Betriebsunfälle im Sinne 
des § 1 HaftpflG. angeſehen. M. c. L., U. v. 14. Okt. 09, 
108709 VI. — Düſſeldorf. 

41. § 1 HaftpflG. Feſtſtellung eines Verſchuldens des 
Getöteten, wenn mehrere Möglichkeiten des Unfalls als wahr— 
ſcheinlich nicht aufgeklärt ſind.] 

F. benutzte einen Schnellzug und wurde unweit der 
Station H. auf dem Gleiſe tot aufgefunden. Bei Ankunft des 
Zuges in O. wurde wahrgenommen, daß die Tür des Abteils, 
in welchen F. eingeſtiegen war, offen ſtand. Die Witwe und 
die Kinder des Verſtorbenen verlangen Schadenserſatz auf Grund 
des § 1 Haftpflß. Das OLG. wies die Klage ab, das RG. 
hob auf: Das BG. hat ausgeführt: Es ſei nicht zweifelhaft, 
daß F. aus dem Zuge geſtürzt und hierbei überfahren worden 
ſei. Einige Umſtände ſprächen in erheblichem Maße für die 
Annahme, daß F. die Tür vorſätzlich geöffnet habe. Werde 
aber auch der Beweis, daß F. die Abteiltür abſichtlich geöffnet 
habe, nicht für geführt erachtet, ſo bleibe nur als weitere Mög— 
lichkeit, daß F. ſich entweder an die nicht ordnungsmäßig ge— 
ſchloſſene Tür angelehnt, oder die nicht geſchloſſene oder von 
ſelbſt ſich öffnende Tür während der Fahrt zu ſchließen verſucht 
habe und hierbei hinausgeſtürzt ſei. In dem einen wie in dem 
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anderen Falle habe der Verunglückte es an der erforderlichen 
Aufmerkſamkeit und Achtſamkeit fehlen laſſen und den Unfall 
durch ſeine Fahrläſſigkeit verſchuldet. Die Ausführungen des 
BG. rechtfertigen nicht die Abweiſung der Klage. Wenn F. 
die nicht geſchloſſene oder von ſelbſt ſich öffnende Tür während 
der Fahrt zu ſchließen verſucht hat und hierbei hinausgeſtürzt 
iſt, ſo kann das geſchehen ſein, ohne daß der Unfall durch 
eigenes Verſchulden des Getöteten verurſacht wurde. Ebenſo 
kann die Tür, wenn ſie nicht ordnungsmäßig verſchloſſen war, 
durch den Druck des Körpers des F. geöffnet worden ſein, 
ohne daß dies dem Getöteten als Verſchulden anzurechnen wäre. 
Wäre aber ſelbſt anzunehmen, daß F. es an der im Verkehr 
erforderlichen Aufmerkſamkeit und Achtſamkeit habe fehlen laſſen, 
ſo würde dies noch nicht zur Abweiſung der Klage führen; 
vielmehr wäre das Verſchulden des Getöteten abzuwägen gegen⸗ 
über der Gefährlichkeit des Eiſenbahnbetriebs überhaupt und 
einer durch mangelhaften Türverſchluß etwa bewirkten Erhöhung 
dieſer Gefahr ($ 254 BGB.; vgl. RG. 53, 398; 56, 154; 
ferner IW. 05, 7713; 08, 55213). Auf die Entſcheidungen des 
RG. vom 9. Oktober 1905, IW. S. 696° und vom 1. Juni 
1908, IW. S. 495: hat das OLG. ſich ohne Grund berufen. 
Das OLG. hat keinen Hergang feſtgeſtellt, deſſen Geſtaltung 
eine ſchuldhafte Handlung des Verletzten als die Urſache des 
Unfalls erſcheinen ließe. Allerdings iſt es nicht angängig, 
überall dann, wenn ein Unfall nicht aufgeklärt werden kann, 
ohne weiteres den Betriebsunternehmer für haftbar zu erklären. 
Spricht eine hohe Wahrſcheinlichkeit für einen Sachverhalt, der 
ein Verſchulden des Verletzten einſchließt, ſo wird der Richter 
dieſen Sachverhalt als erwieſen feſtzuſtellen haben, wenn es 
dem Kläger nicht gelingt, darzutun, daß der Vorgang ein 
anderer war, oder daß der Schluß auf ein Verſchulden des 
Verletzten nach den beſonderen Umſtänden des Falles nicht zu⸗ 
treffend iſt. Allein, wenn der Richter verſchiedene Hergänge 
als möglich feſtſtellt, ſo iſt die Annahme, der Unfall ſei durch 
eigenes Verſchulden des Getöteten verurſacht, nur dann gerecht⸗ 
fertigt, wenn ſie für jeden der für möglich erachteten Hergänge 
zutreffend iſt. F. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 21. Okt. 09, 
680/08 IV. — Düſſeldorf. 

42. § 1 HaftpflG. Nicht aufgeklärter Sturz aus einem 
Eiſenbahnwagen.] 

Wie ſich der Unfall ereignet hat, iſt durch unmittelbare 
Beweiſe nicht aufgeklärt. Das BG. hat darum unterſucht, 
inwiefern aus den feſtgeſtellten Tatſachen ein Schluß auf die 
Urſache des Unfalls ſich ziehen laſſe. Auf Grund satfächlicher 
Erwägungen ſieht es als ausgeſchloſſen an, daß der Verletzte 
ſich ſelbſt (aus dem Eiſenbahnzuge hinausgeſtürzt hat oder von 
dritter Hand hinausgeſtoßen iſt, ferner, daß der Türverſchluß, 
wenn die Tür vorher ordentlich verſchloſſen geweſen iſt, durch 
die Fahrtbewegung oder bei bloßer Berührung durch den Ver— 
letzten ſelbſttätig hat aufſpringen können. Aus dieſem Grunde 
und weil der Beweis, daß die Tür ordentlich verſchloſſen ge: 
weſen iſt, nicht erbracht worden iſt, geht das BG. zugunſten der 
Klägerin von der Möglichkeit aus, daß die Tür des Abteils 
nicht ordentlich verſchloſſen geweſen iſt. In dieſem Falle aber, 
ſo wird ausgeführt, laſſe ſich das Hinausfallen des Verletzten 
nur damit erklären, daß er ſich an die Tür angelehnt oder, 
was noch wahrſcheinlicher ſei, aus dem Fenſter hinausgebeugt 
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oder ſich mit den Armen in das Türfenſter gelegt habe und 
nun beim Nachgeben der Tür hinausgefallen ſei. Dieſes Ver⸗ 
halten ſei fahrläſſig geweſen; denn die Aufmerkſamkeit müſſe 
von jedem Reiſenden verlangt werden, daß er ſich nicht an die 
Tür anlehne, ohne ſich vorher zu vergewiſſern, ob ſie auch 
ordentlich geſchloſſen ſei. Dieſe Ausführung beruht auf irriger 
Beurteilung der Schuldfrage. Die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt wird vom Reiſenden nicht außer acht gelaſſen, der 
während der Fahrt aus zuläſſigem Anlaſſe ſich nachts in die 
Nähe der Tür des Wagenabteils ſtellt, ohne vorher den Ver⸗ 
ſchluß der Tür zu unterſuchen, indem er ſich vielmehr darauf 
verläßt, daß die Eiſenbahnbeamten das von ihnen auszuführende 
oder nachzuprüſende Verſchließen des Wagens ordentlich beſorgt 
haben. Abgeſehen von der Frage, ob in jedem Falle bei dem 
Reiſenden die Kenntnis von der Einrichtung des Verſchluſſes 
vorausgeſetzt werden darf, iſt im vorliegenden Falle ungewiß, 
ob bei der vom BG. unterſtellten Sachlage das Offenſtehen der 
Tür von innen an der Stellung des Griffes bemerkbar war. 
Es kommt hinzu, daß das BG. nur die Möglichkeit berück- 
ſichtigt, daß der Verletzte ſich an die Tür angelehnt hat, nicht 
aber den nach allgemeiner Erfahrung gleich naheliegenden Fall, 
daß der Verletzte das Fenſter des Abteils hat aufziehen oder 
niederlaſſen wollen. Auch bei dieſem, durchaus zuläſſigen Tun 
hat er durch das unerwartete Aufſpringen der Tür zu Fall 
kommen können. Hiernach ergeben die vom BG. feſtgeſtellten 
Tatſachen nicht den vom Beklagten zu erbringenden Beweis 
eines dem Verletzten zur Laſt fallenden Verſchuldens. Das auf 
der entgegenſtehenden Annahme beruhende BU. war daher auf⸗ 
zuheben und da die Sache zur Endentſcheidung reif war, ander⸗ 
weit zu erkennen. N. c. Preuß. E.⸗Fisk., U. v. 4. Nov. 09, 
175/09 VI. — Hamm. ö 

Geſetz über die Beurkundung des Perſonen— 
ſtandes uſw. vom 6. Februar 1875. 

43. SS 65, 66, 70 PStG. Rechtskraft im Sinne des 
8 70.1] 

Der Kläger führt den Familiennamen von A. M. Am 
22. November 1906 ordnete das AG. Hamburg auf Antrag 
der Aufſichtsbehörde für die Standesämter an, daß in der 
Heiratsurkunde des Klägers und der Geburtsurkunde ſeiner 
älteſten Tochter, der Name von A. M. in den Namen M. 
geändert werde. Der Kläger war als Geſchäftsführer einer 
Geſellſchaft m. b. H. in dem Handelsregiſter des AG. ein⸗ 
getragen und zwar mit dem Namen von A. M. Am 8. April 
1907 richtete die Aufſichtsbehörde für die Standesämter ein 
Schreiben an den Regiſterrichter, worin ſie mitteilte, Kläger 
ſei nur zur Führung des Familiennamens M. berechtigt, und 
anheimſtellte, die Regiſter entſprechend zu berichtigen. Am 
26. April 1907 wurde die Anderung von dem Regiſterrichter 
verfügt. Im Oktober 1907 erhob der Kläger gegen den ham⸗ 
burgiſchen Staat, vertreten durch die Aufſichtsbehörde für die 
Standesämter, Klage. Es wurde beantragt, den Beklagten zu 
verurteilen, anzuerkennen, daß dem Kläger das Recht zum Ge⸗ 
brauche des Namens von A. M. zuſtehe. Zur Begründung 
wurde angeführt, die Aufſichtsbehörde für die Standesämter 
habe mit ihrem am 8. April 1907 an den Regiſterrichter ge 
richteten Schreiben dem Kläger das Recht zum Gebrauche des 
Namens widerrechtlich beſtritten. Das OLG. verurteilte den 
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Beklagten nach dem Klagantrag. — Die Reviſion beantragte, 
nachzuprüfen, ob die Annahme des BG. richtig ſei, wonach der 
in dem Berichtigungsverfahren ergangenen Entſcheidung keine 
materielle Rechtskraft zukomme. Sie wurde zurückgewieſer: 
Die von der Reviſion beanſtandeten Ausführungen des OLG. 
ſind für zutreffend zu erachten. Unter der Rechtskraft im Sinne 
des § 70 FGG. iſt zu verſtehen die formelle Rechtskraft der 
Berichtigungsanordnung, ihre Unanfechtbarkeit innerhalb des 
anhängigen Verfahrens. Durch die gemäß SS 65, 66 PStG. 
ergehende Verfügung wird nur angeordnet, daß und wie eine 
Eintragung in dem Standesregiſter zu ändern iſt. Iſt der An⸗ 
ordnung gemäß die Eintragung geändert, ſo bildet der Be— 
richtigungsvermerk einen Beſtandteil der Eintragung. Der be⸗ 
richtigte Eintrag unterſteht denſelben Normen, die für die Ein⸗ 
tragungen im Standesregiſter überhaupt gelten. Der berichtigte 
Eintrag kann ſelbſt auf dem Wege des Berichtigungsverfahrens 
wieder geändert werden; dem berichtigten Eintrag kommt die 
Beweiskraft zu, die den Standesregiſtereinträgen beigelegt iſt. 
Nach § 15 aber iſt der Nachweis der Unrichtigkeit der Feſt⸗ 
ſtellungen, auf Grund deren eine Eintragung ſtattgefunden hat, 
zugelaſſen. Das preußiſche Geſetz vom 9. März 1874 hatte 
beſtimmt: „Eine durch Verfügung angeordnete Berichtigung 
kann ſolchen Beteiligten, welche derſelben nicht zugeſtimmt haben, 
nicht entgegengeſetzt werden.“ Dieſer Satz wurde in das Reichs— 
geſetz nicht aufgenommen, weil er, wie es in der Begründung 
des Entw. S. 35 heißt, zu der irrigen Meinung Anlaß geben 
könnte, als beabſichtige man, den Standesregiſtern eine andere 
Bedeutung als die eines Beweismittels beizulegen. Wenn dem— 
nach auch die Geburtsurkunde des Klägers auf den Namen M. 
berichtigt ſein ſollte, ſo ſtünde dies dennoch, wie das BG. mit 
Recht angenommen hat, der Feſtſtellung nicht entgegen, daß 
dem Kläger der Name von A. M. zukomme. Hamb. Staat 
c. von A. M., U. v. 21. Okt. 09, 5/09 IV. — Hamburg. 

Depotgeſetz vom 5. Juli 1896. 

44. 88 3, 4 DepotG. Erfüllungsverzug bei Nichtüber⸗ 
ſendung eines Stückeverzeichniſſes (Abänderung einer früheren 
Meinung des Reichsgerichts). Verzicht auf ein Stückeverzeichnis?] 

Der Kläger, der nicht gewerbsmäßig Bank- oder Geld— 
wechſlergeſchäfte betreibt, hatte die Beklagte beauftragt, für ihn 
Albu⸗Shares zu kaufen. Die Beklagte überſandte ihm am 
27. Juni und am 15. Juli 1904 Abrechnungen über die nach 
Londoner Uſance gekauften und abgenommenen Shares mit dem 
Bemerken, daß ſie die Stücke für ihn in London verwahren laſſe. 
Der Kläger erklärte ſich mit den Abrechnungen einverſtanden 
und erhob bis zum Jahre 1907 gegen die im Geſchäftsverkehr 
mit der Beklagten regelmäßig mitgeteilten Kontoauszüge keinen 
Widerſpruch. Nachdem ihn die Beklagte am 27. Juli 1907 
mit Rückſicht auf den Kursrückgang der Shares, die ihm nicht 
ausgeliefert worden waren, zu einem entſprechenden Einſchuß 
aufgefordert hatte, erklärte ihr der Kläger, er laſſe den Kauf 
(wegen der ihm gemachten unrichtigen Zuſicherungen) nicht für 
ſeine Rechnung gelten und behalte ſich die Rückforderung aller 
gezahlten Beträge vor. Er hielt hieran, als die Beklagte die 
Anfechtung als unbegründet zurückwies, feſt, erſuchte aber laut 
Schreiben vom 25. Oktober 1907 unbeſchadet dieſes Stand⸗ 
punktes die Beklagte um Überſendung eines Stückeverzeichniſſes 
von den gekauften Shares. Die Beklagte erhielt dieſes Schreiben 
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am ſelben Tage. Am 29. Oktober 1907 zeigte ihr der Kläger 
an, er weiſe nunmehr, da ſie die bisher unterlaſſene Über⸗ 
ſendung des Stückeverzeichniſſes auf die Aufforderung vom 
25. Oktober nicht binnen der Friſt von drei Tagen nachgeholt 
habe, das Geſchäft als nicht für ſeine Rechnung abgeſchloſſen 
zurück, behalte ſich ſeine Anſprüche auf Schadenserſatz vor und 
erſuche, da er trotzdem ein Intereſſe an dem Verzeichnis habe, 
nochmals um deſſen Überſendung. Dieſe erfolgte am 30. Oktober 
1907. Am 2. November überſandte der Kläger der Beklagten 
eine Abrechnung, worin er fein Guthaben auf 15 663,20 % 
berechnete. Hiervon forderte er einen Teilbetrag. Beklagte 
wurde verurteilt, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: 
1. Das OLG. geht rechtlich einwandfrei davon aus, daß die 
im § 3 DepotG. für die Überſendung des Stückeverzeichniſſes 
vorgeſehene Friſt von drei Tagen, da von der Beklagten bei 
der Anzeige über die Ausführung des Auftrags ein Dritter als 
Verkäufer nicht namhaft gemacht worden fei, mit dem Ablaufe 
des Zeitraums begonnen habe, innerhalb deſſen ſie nach der 
Erſtattung der Ausführungsanzeige die Stücke bei ordnungs— 
mäßigem Geſchäftsgange ohne ſchuldhafte Verzögerung hätte 
beziehen können. Da die Geſchäfte — führt das OLG. ein⸗ 
wandfrei weiter aus — am 27. Juni und 15. Juli 1904 aus⸗ 
geführt, und die Stücke damals für den Kläger in London in 
Verwahrung genommen geweſen ſeien, ſo habe die Beklagte ſie 
bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange unmittelbar nach der Er⸗ 
ſtattung der Ausführungsanzeige beziehen können und dem 
Kläger die Stückeverzeichniſſe alsbald und jedenfalls ſchon 
im Laufe des Juli 1904 überſenden müſſen. Dagegen 
kam der nachfolgenden Erwägung des OLG. nicht beigetreten 
werden: Mit der Erfüllung der ihr obliegenden Verpflichtung 
kann die Beklagte durch Nichtüberſendung des Stückeverzeichniſſes 
innerhalb der dreitägigen Friſt ohne weiteres in Verzug, und 
der Kläger hatte es nicht nötig, fie wegen der Überſendung des 
Stückeverzeichniſſes erſt zu mahnen. Zwar entſpringt dieſe Er⸗ 
wägung aus derſelben Anſicht, die im Urteile des erkennenden 
Senats vom 28. November 1900 (RG. 48, 9) Ausdruck ge⸗ 
funden hat. Die hier vertretene Auslegung des § 4 Depot®. 
kann aber nicht feſtgehalten werden. Die Eingangsworte dieſes 
Paragraphen: „Iſt der Kommiſſionär mit Erfüllung der ihm 
nach den Beſtimmungen des $ 3 obliegenden Verpflichtungen 
im Verzuge . . ..“ ſetzen den Verzug des Kommiſſionärs voraus. 
Da das Depot. nicht die Lehre vom Verzug regelt, fo werden 
die rechtlichen Erforderniſſe des Verzugs des Kommiſſionärs in 
betreff ſeiner Verpflichtungen aus dem § 3 Depot. ſeit dem 
Inkrafttreten des BGB. gemäß Art. 4 EGBGB. und Art. 2 
EGB. durch die Vorſchriften des 8 284 BGB. beſtimmt. 
Dieſe aus dem klaren Wortlaut des Geſetzes ſich ergebende 
Auslegung des § 4 DepotG. wird durch die Begründung des 
Entwurfs (S. 81) beſtätigt. Danach iſt ſeine Beſtimmung in 
Anlehnung an die Art. 354 bis 356 a. HGB. entworfen, die 
die Folgen des Verzuges beim Kaufe regele. Wie die Art. 354 
und 355 den Eintritt des Verzuges vorausſetzen, und über das 
Vorliegen von deſſen Erforderniſſen beim Schweigen des a. HGB. 
das bürgerliche Recht zu entſcheiden hatte, ſo hält auch das 
DepotG. den Eintritt des Verzuges des Kommiſſionärs in Er⸗ 
füllung ſeiner Verpflichtungen aus § 3 als Vorausſetzung ſeines 
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entſcheidet beim Schweigen des Depot. jetzt das BGB. Hier⸗ 
nach iſt der Kommiſſionär, der gemäß $ 3 Depot®. dem Kom⸗ 
mittenten binnen drei Tagen nach dem tatſächlichen oder möglichen 
Erwerb der Stücke deren Verzeichnis zu überſenden hat, nach 
fruchtloſem Ablaufe dieſer Friſt nicht ohne weiteres im Verzuge. 
Dieſe Friſtſetzung iſt keine Zeitbeſtimmung nach dem Kalender 
im Sinne des § 284 Abſ. 2 BGB., weil ſie einen beſtimmten, 
an ſich nach dem Kalender zu berechnenden Tag nicht ergibt 
(vgl. RG. 60, 84; 68, 22). Es bedarf daher gemäß § 284 
Abſ. 1 BGB. nach Ablauf der Friſt, um den Kommiſſionär in 
Verzug zu ſetzen, der Mahnung. Erſcheint inſoweit der Angriff 
der Reviſion, die die Verletzung des § 4 Depot. rügt, be⸗ 
gründet, ſo wird ihm gleichwohl der Erfolg durch die Tatſache 
genommen, daß die Beklagte durch das Schreiben des Klägers 
vom 22. Oktober 1907 in Verzug geſetzt wurde, worin er ſie 
um Überſendung eines Stückeverzeichniſſes erſuchte. Zwar ſoll 
das Schreiben die im § 4 Depot. vorgeſchriebene Aufforderung 
an den Kommiſſionär zur Nachholung des Verſäumten enthalten, 
die nach dem Wortlaut des Geſetzes: „Iſt der Kommiſſionär ... 
im Verzuge und holt er das Verſäumte auf eine danach an 
ihn ergangene Aufforderung des Kommittenten nicht binnen drei 
Tagen nach —“, zeitlich hinter die Inverzugſetzung des Kom⸗ 
miſſionärs fällt. Da die Aufforderung aber ebenfalls als 
Mahnung an die Überſendung des Stückeverzeichniſſes ſich dar⸗ 
ſtellt mit der nebenhergehenden Wirkung, daß die vom Geſetze 
beſtimmte Friſt zu laufen beginnt, ſo würde ſie durch die Forderung 
einer in jedem einzelnen Falle erforderlichen beſonderen voraus⸗ 
gehenden Inverzugſetzung des Kommiſſionärs zu einer zweckloſen 
Wiederholung der Mahnung herabſinken, und damit die Er— 
reichung eines wichtigen Zweckes des Depot G., das Eigentum 
an den Stücken möglichſt bald auf den Kommittenten zu über⸗ 
tragen, unnötig verzögert werden. Dies zwingt zu der Annahme, 
daß die im § 4 Depot. vorgeſchriebene Aufforderung zugleich 
die Inverzugſetzung des Kommiſſionärs im Sinne dieſes Para⸗ 
graphen begründet, ſofern dieſe bis zur Aufforderung noch nicht 
erfolgt iſt. Wenn aber die Beklagte die Aufforderung im 
Schreiben des Klägers vom 25. Oktober 1907 deshalb nicht für 
rechtswirkſam hält, weil man nicht den Vertrag für nichtig 
erklären und zu gleicher Zeit auf Grund des vernichteten Ver— 
trages Erfüllung beanſpruchen könne, ſo verſagt auch dieſe Rüge. 
Denn das OLG. legt das Schreiben dahin aus: der Kläger 
habe für den Fall, daß die Anfechtung nicht durchgreife, vor: 
ſorglich von dem Befugniffe aus dem DepotG. Gebrauch gemacht. 
Es ſpreche nichts dafür, daß er die Aufforderung, die Stücke 
zu überſenden, nicht ernſtlich gemeint habe, er habe ſich in jenem 
Schreiben nur alle Rechte aus der Anfechtungserklärung vor— 
behalten. Dieſe Auslegung iſt nicht zu beanſtanden. 2. Das 
OLG. hat nicht verkannt, daß in dem geſamten Verhalten des 
Klägers, der ſich mit der Aufbewahrung der Shares in London 
begnügt, ein Stückeverzeichnis mehrere Jahre lang nicht verlangt 
und die ihm zugeſandten Kontokurrentauszüge nicht bemängelt 
habe, ein ſtillſchweigender Verzicht auf die Überſendung des 
Stückeverzeichniſſes zu finden ſei. Es erachtet einen ſolchen 
Verzicht aber wegen der Vorſchrift des § 3 Abſ. 2 Depot. 
für unwirkſam. Dies entſpricht den vom RG. 65, 177 aus⸗ 
geſprochenen Rechtsgrundſätzen, an denen feſtgehalten wird. 
Danach muß der Verzicht ſchriftlich und ausdrücklich erklärt 
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werden d. h. in der ſchriftlichen Willenserklärung ſelbſt den 
vollen unzweideutigen Ausdruck gefunden haben. Nun meint 
zwar die Reviſionsklägerin, der Kläger habe ſich durch ſein Ver⸗ 
halten mit der Verzögerung der UÜberſendung des Stückever⸗ 
zeichniſſes einverſtanden erklärt, und dieſes Einverſtändnis brauche 
nicht ausdrücklich erklärt zu werden. Allein auch hierin liegt 
nur ein Verzicht auf die Beobachtung der für die Uberſendung 
im § 3 Abſ. 1 DepotG. beſtimmten Friſt. Der S 3 Abſ. 2 aber 
unterſcheidet nicht zwiſchen dem Verzicht auf die Überfendung 
des Stückeverzeichniſſes überhaupt oder auf Zeit. Seine Form⸗ 
vorſchrift gilt für beide Fälle. N. c. W., U. v. 16. Okt. 09, 
476/08 I. — Stettin. 

Geſetz betr. die Kaiſerliche Schutztruppe in den 
afrikaniſchen Schutzgebieten uſw. vom 7. Juli 1896. 

45. SchutztrG. verb. mit § 57 des Reichsbeamtengeſetzes 
vom 1. Juni 1901, Militärpenſionsgeſetz vom 27. Juni 1871 
und Geſetz vom 31. Mai 1906. Berechnung der Penſion eines 
Zahlmeiſteraſpiranten.] 

Der im Dezember 1896 aus dem Reichsheer in die Kaiſer⸗ 
liche Schutztruppe als Zahlmeiſteraſpirant übernommene Kläger 
iſt am 31. Oktober 1899 penſioniert. Seine Penſion wurde 
gemäß 88 7, 8 SchutztrG. (RG Bl. 653) nach den Beſtimmungen 
des RBG. aus dem penſionsfähigen Dienſteinkommen eines 
Sergeanten (1600 /) auf 402 & bemeſſen. Dieſe Penſion 
iſt ihm gemäß § 57 Ziff. 2 RBG. vom 1. Juni 1901 ab 
einbehalten, da er als württembergiſcher Staatsbeamter ein 
Zivildienſteinkommen von 2280 .% (anfänglich 1950 %) bezieht. 
Auf Grund der S8 45 Ziff. 4, 36 Ziff. Za des Geſetzes vom 
31. Mai 1906 über die Verſorgung der Perſonen der Unter⸗ 
klaſſen des Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine und der 
Kaiſerlichen Schutztruppen (RGBl. 593) fordert der Kläger, 
daß ihm ab 1. Juli 1906, dem Tage des Inkrafttretens dieſes 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes, nur 20 Hundertteile der nach 
8 9 dieſes Geſetzes auf 720 & anzuſetzenden Vollrente eines 
Sergeanten, alſo nur 144 , einbehalten und 258 &, als Reſt 
der ihm zuerkannten Penſion ausbezahlt werden. Die Klage 
iſt zugeſprochen, Berufung und Reriſion find zurückgewieſen: 
Die auf Verletzung der SS 45, 36 des Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetzes geſtützte Reviſion kann keinen Erfolg haben. Der Be: 
klagte hat die Auffaſſung, daß ſowohl im Falle des 9 91 
MilPenſG. als im Falle des dieſem § 91 nachgebildeten 5 8 
SchutztrGG., wenn tatſächlich die Penſionierung bzw. die Penſions⸗ 
bemeſſung nach dem als günſtiger gewählten RBG. erfolgt iſt, 
die Penſionszahlung bei demnächſtiger Anſtellung oder Be: 
ſchäftigung im Zivildienſte ſich nur nach den 88 57/60 RBG. 
regelt. Nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und deſſen 
Abergangsvorſchriften find auch die vor dem 1. April 1905 
aus dem aktiven Militärdienſt entlaſſenen Perſonen ausſchließlic 
ſeinen Beſtimmungen über Erlöſchen und Ruhen des Rechts 
auf den Bezug der Verſorgungsgebührniſſe unterworfen. Das 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetz hat für die Zukunft (für die Zeit 
nach dem 1. April 1905) die ſpeziellen, eine Wahl des RVG. 
für die Penſionierung bzw. für die Bemeſſung der Penſion 
offenlaſſenden Normen des § 91 MilPenſc̃. und des 8 8 
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ausdrücklich als „Gehaltsempfänger“ — vgl. die Anlage 4 zum 


Entwurf des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes S. 57 — und 
führen aus: „Die bisherige wahlweiſe Verſorgung nach dem 
MilPenſGG. oder nach dem RBG., je nachdem die eine oder 
die andere ſich im Einzelfalle günſtiger geſtaltete, iſt aufgegeben, 
weil fie vielfache Üibelftände und Unſicherheiten im Gefolge hat. 
Dagegen konnte nunmehr bei der vorgeſehenen vorteilhafteren 
Verſorgung der Kapitulanten die gleichmäßige Verſorgung dieſer 
Perſonen nach den für die Kapitulanten maßgebenden Grund⸗ 
ſätzen feſtgeſetzt werden.“ Und § 8 SchutztrG. iſt beſeitigt 
durch 88 76, 65 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes — vgl. 
Anlage 2 zum Entwurf desſelben S. 49 und 51. Daß das 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetz dieſe zwei von ihm für die Zukunft 
aufgehobenen beſonderen Ausnahmevorſchriften für die vor dem 
1. April 1905 penſionierten Perſonen, nämlich für die Kürzung 
ihrer Penſion wegen eines Zivildienſteinkommens oder einer 
Zivilpenſion fortwirken laſſen wollte, kann von vornherein nicht 
angenommen werden. (Wird aus den Motiven zu den Über⸗ 
gangsvorſchriften SS 45/47 dargelegt.) Der Wille des Geſetz⸗ 
gebers hat auch im Geſetz ſelbſt klaren Ausdruck gefunden. 
Das im Mannſchaftsverſorgungsgeſetz nur zweimal, § 45 Ziff. 4 
Abſ. 2 und Ziff. 6, vorkommende Wort „zuerkannte Militär⸗ 
penſion“ bedeutet die von einer Militärperſon durch Militär⸗ 
dienſt erdiente Penſion im Gegenſatz zum „Zivildienſteinkommen“ 
(§S 36 Ziff. 30) und zu der „im Zivildienſt erdienten Penſion“ 
(„Zivilpenſion“, „Beamtenpenſion aus Zivildienſt“, SS 36 
Ziff. 4, 45 Ziff. 6 und gleichzeitiges Geſetz über die Penſionierung 
der Offiziere §S 26). Unter dieſen Begriff der Militärpenſion fällt 
notwendig die in Anwendung des $ 91 MilPenſG. und des 88 
SchutztrG. nach dem RBG. feſtgeſtellte bzw. bemeſſene Penſion. 
Die vom Beklagten gewollte Fortwirkung der Kürzungsvorſchriften 
des RBG. würde auch zu dem unannehmbaren Ergebnis führen, 
daß die gemäß § 91 MilPenſG. und § 8 SchutztrG. unter 
Anwendung des RBG. vor dem 1. April 1905 penſionierten 
Perſonen zwar, da nach $ 45 Ziff. 4 Abſ. 1 Satz 1 die 
88 33, 35, 36 Ziff. 1 und 2 des Mannſchaftsverſorgungs— 
geſetzes auf alle aus dem aktiven Militärdienſt bereits entlaſſenen 
Perſonen entſprechende Anwendung finden, dieſen im RBG. 
fehlenden Kürzungsvorſchriften unterſtänden, der Wohltat des 
§ 45 Ziff. 4 Abſ. 2 aber entbehren müßten. Der Beklagte 
macht innere Gründe geltend, aus denen die Anwendung der 
88 45 Ziff. 4 Abſ. 2, 36 Ziff. 3 auf den ſtrittigen Fall in 
den ganzen Aufbau des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes nicht 
hineinpaſſe. Es handelt ſich bei Anwendung der Übergangs: 
vorſchriften des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes jedoch nicht um 
eine innere Vergleichung dieſes wegen Erwerbsunfägigkeit und 
wegen mindeſtens 18jähriger Dienſtzeit eine Militärrente ge⸗ 
währenden Geſetzes mit dem RBG. Eine innere Vergleichung 
verſagt auch mit dem MilPenſG., welches die Penſion aus 
einer Reihe teilweiſe anders gearteter Momente erſtehen ließ. 
Es handelt ſich vielmehr, wie die Worte in § 45 Ziff. 4 Abſ. 2 
„ſoweit zu gewähren, als ihr Betrag nach der Vorſchrift des 
§ 36 Nr. 3 zu zahlen iſt“ ergeben, um Vergleichung lediglich 
der Zahlen. Die früher zuerkannten Militärpenſionen ſind die 
zuerkannten Renten bzw. Rententeile im Sinne des $ 36 Nr. 3; 
Vollrente iſt die nach SS 9, 11, 56 anzuſetzende Vollrente; der 
Betrag der früher zuerkannten Penſion, welcher den 20 unteren 
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und bzw. den 40 oberen Hundertteilen dieſer Vollrente entſpricht, 
iſt als ruhend zu ſtreichen. Der Beklagte meint, die Worte in 
8 45 Ziff. 4 Abſ. 2 „die zuerkannte Militärpenſion nebſt 
Dienſtzulage“ ergäben jene Unanwendbarkeit, da das RBG. 
eine Dienſtzulage nicht kenne. „Nebſt Dienſtzulage“ bedeutet 
jedoch nur „wenn eine Dienſtzulage zuerkannt iſt“. Auch bei 
der Penſionierung nach dem MilPenſG. kann die nach § 74 
dieſes Geſetzes erſt nach zurückgelegten 18 Dienſtjahren zu ge: 
währende Dienſtzulage fehlen. Der Beklagte meint weiter, die 
bei Anwendung des RBG. nur nach der Dienſtzeit berechnete 
Penſion würde immer, auch bei einer Dienſtzeit unter 18 Jahren, 
nach 8 36 Ziffer 36 zu ruhen haben, alſo den Angehörigen 
der Schutztruppen ein ebenſo hohes Einkommen geſichert ſein 
wie allen Kapitulanten mit 18jähriger oder längerer Dienſtzeit. 
Jede frühere Zuerkennung einer Militärpenſion, ſei ſie nach 
dem MilPenſG. oder unter Anwendung des RBG. erfolgt, 
muß jedoch notwendig erkennen laſſen, ob die Zuerkennung 
„lediglich“ auf Grund 18jähriger oder längerer Dienſtzeit ge⸗ 
ſchah. Dies konnte insbeſondere auch nach dem MilPenſG. 
der Fall fein — vgl. SS 66/69 je A und Anlage 4 zum Ent: 
wurf des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes. Die frühere An⸗ 
wendung des RBG. vermag an dem Tatbeſtandserfordernis 
des § 36 Ziff. 30 nichts zu ändern. Der Beklagte macht 
endlich ein Rechnungsbeiſpiel auch dafür, daß der Invalide A 
als Vizefeldwebel bei der Penſionsregelung ſich ungünſtiger 
ſtehe, als wenn er nur Sergeant oder Unteroffizier geweſen 
wäre. Dieſes Beiſpiel geht jedoch fehl. Denn es ſetzt die 
nach § 36 Ziff. 3a zu kürzende Vollrente eines Feldwebels 
ein, während es die Penſion nur eines Sergeanten annimmt. 
Vizefeldwebel gehörten jedoch — vgl. Anlage 16 in der vom 
Königlich Preußiſchen Kriegsminiſterium herausgegebenen Zu— 
ſammenſtellung der Militärpenſionsgeſetze — zu den Feldwebeln 
nur, wenn ſie die im Etat für dieſe Charge vorgeſehenen Ge— 
bührniſſe bezogen, anderenfalls zu den Sergeanten. Es muß 
demnach ſowohl Penſion als Vollrente entweder eines Feldwebels 
oder eines Sergeanten angeſetzt werden, welchen Falles die an— 
gebliche Unſtimmigkeit nicht vorliegt. Landesfiskus von Deutfch- 
Oſtafrika c. W., U. v. 22. Okt. 09, 532/08 III. — Berlin. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897, 
20. Mai 1898. 

46. 5 115 ZVG. Widerſpruchsklage und Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs über die Frage der Fälligkeit liquidierter Gemeinde⸗ 
abgaben.] 

In einem Zwangsverſteigerungsverfahren hatte die beklagte 
Stadtgemeinde an Anliegerbeiträgen die Summe von 1150,86 .# 
liquidiert. Sie war damit im Verteilungstermine vom 26. Sep⸗ 
tember 1907 berückſichtigt worden; auf den Widerſpruch des 
Klägers, der mit feiner Hypothek von 15 000 & ausfiel, wurde 
der der Beklagten zugeteilte Betrag hinterlegt. Alsdann erhob 
der Kläger mit dem Antrage Klage, die Beklagte zu verurteilen, 
in die Auszahlung der Streitmaſſe ſowie der Hinterlegungs— 
zinſen an ihn zu willigen. Die Klage machte u. a. geltend: 
Die Beklagte ſei des Rechtes auf Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtücke verluſtig gegangen, da ſie die nämlichen Beiträge bereits 
im Jahre 1904 bei der damaligen Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks als fällige liquidiert gehabt, die Anmeldung 


demnächſt aber wieder zurückgezogen habe. Das LG. verurteilte. 
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In der eingelegten Berufung machte die Beklagte insbeſondere 
geltend, daß im ordentlichen Rechtswege nur erörtert werden 
könne, ob eine formell zuläſſige Veranlagung ſtattgefunden habe. 
Das OLG. erkannte nach dem Antrage der Berufung auf die 
Abweiſung der Klage. Das RG. hob auf: Die Reviſion hat 
darin recht, daß die Auffaſſung des BG. in Anſehung der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges vorliegend an ſich eine rechtsirrtüm⸗ 
liche iſt. — Allerdings iſt es feſtſtehender Grundſatz (RG. 32, 
345; 34, 245), daß über die materielle Rechtsbeſtändigkeit der 
Veranlagungen von Gemeindeabgaben, wie ſie auch gegenwärtig 
in Frage ſtehen, gemäß § 18 Preuß. Zuſtändigkeits . vom 
1. Auguſt 1883 nur im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden 
werden kann, und den bürgerlichen Gerichten die entſprechende 
Prüfung ſonach entzogen iſt. Aber durch das Vorbringen des 
Klägers wurde die materielle Richtigkeit der Veranlagung vom 
Jahre 1907 gar nicht in Zweifel gezogen. Er machte nur 
geltend, daß die geforderten Beiträge nicht erſt durch die Ver⸗ 
anlagung vom Jahre 1907 fällig gemacht worden ſeien, daß 
ſie vielmehr ſchon ſeit 1902 fällig geweſen ſeien, beſtritt alſo 
nicht die Berechtigung der Forderung an ſich, ſondern bezweckte 
nur, eine Entſcheidung darüber herbeizuführen, ſeit wann die 
beſtehende Forderung rückſtändig ſei. — Den Rechtsweg auch 
über die Frage der Fälligkeit von Abgaben, die im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren liquidiert werden, zu verſagen, geht 
überhaupt nicht an. Von dieſer Frage hängt die Rangordnung 
im Verteilungsverfahren ab, und die Beteiligten ſind an ihr 
alſo in vollem Maße intereſſiert. Ein Streitfall bezeichneter 
Art kann im übrigen aber, wenn überhaupt, dann nur von den 
bürgerlichen Gerichten entſchieden werden (insbeſondere dem— 
jenigen, welches mit der Widerſpruchsklage im Sinne des § 115 
3G. befaßt iſt), dagegen der Natur der Sache nach niemals 
im Verwaltungsſtreitverfahren. Wollte man endlich annehmen, 
wie es das BG. getan zu haben ſcheint, daß, wenn eine Ge⸗ 
meinde eine Abgabenforderung liquidiere, der zugrunde liegende 
Veranlagungsbeſchluß auch hinſichtlich der Fälligkeit der Forderung 
ſchlechthin maßgebend ſein müſſe, ſo könnte das zu ganz un⸗ 
annehmbaren Ergebniſſen führen. Insbeſondere würde eine 
Gemeinde jedesmal an dritter Stelle mit ihren Anforderungen 
zur Hebung kommen, ſolange ſie nicht ſelbſt einen ihr un⸗ 
günſtigen Zeitpunkt der Fälligkeit angegeben hätte, ſofern man 
ſelbſt beim Widerſpruche eines Beteiligten davon ausgehen 
müßte, daß die Forderungen erſt durch die nunmehr geltend 
gemachte Veranlagung fällig geworden ſeien, und denkbar hätte 
es eine Gemeinde ſogar in ihrer Hand, ſich die dritte Stelle 
jedesmal dadurch zu ſichern, daß ſie eine frühere Veranlagung 
nochmals wiederholte. Mag es ſich bei dieſen Erwägungen 
auch nur um entfernte Möglichkeiten handeln, ſo können doch 
auch ſie bei Prüfung der grundſätzlichen Frage nicht ohne 
weiteres außer Betracht bleiben. Nach allem hätte ſich mithin 
auch der Vorderrichter einer Nachprüfung des diesfallſigen 
Widerſpruchsgrundes nicht entziehen dürfen. In der Sache 
ſelbſt iſt aber die vorliegende Frage von weſentlicher Bedeutung. 
Denn träfe es zu, daß die Veranlagung vom Jahre 1907 nur 
als eine Wiederholung der behaupteten Veranlagung vom Jahre 
1902 gelten kann, dann ließe ſich auch die längere Fälligkeit 
der Forderung nicht bezweifeln. Eine einmal fällig gewordene 
Forderung kann zufolge wiederholter Veranlagung nicht ihre 
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frühere Fälligkeit wieder einbüßen. K. c. P., U. v. 27. Okt. 09, 
7/09 V. — Poſen. 

Reichsgeſetz vom 9. Juni 1897 über das Aus: 
wanderungsweſen. 

47. Mit dem Hamburgiſchen Fiskus abgeſchloſſene Ver⸗ 
träge über die Verpflegung und Weiterbeförderung europäiſcher 
Rückwanderer.] 

Durch Vertrag vom 6. November 1888 verpflichtete ſich 
die Beklagte (die Polizeibehörde in Hamburg), auf klägeriſchen 
Schiffen beförderte europäiſche Rückwanderer, welche ſich bei 
ihrer Ankunft im Hafen wegen eines geiſtigen oder körperlichen 
Leidens im hilfsbedürftigen Zuſtande befinden, in eigene Für⸗ 
ſorge zu nehmen, wogegen ſich Klägerin verpflichtete, der 
Beklagten alle Koſten zu erſtatten, welche der letzteren durch 
die vorläufige Verpflegung und Rückbeförderung des Hille 
bedürftigen in ſeine Heimat erwachſen, jedoch mit der Be⸗ 
ſchränkung der Leiſtung eines Pauſchalbetrags in Höhe von 
300 A ohne Rückſicht auf die Dauer der Verpflegung, falls 
der Heimſchaffung des Hilfsbedürftigen tatſächliche oder recht⸗ 
liche Hinderniſſe entgegenſtehen. Hierbei gingen die Parteien 
davon aus, daß für die Perſon und den Tag in den Kranken⸗ 
häuſern 1,50 , und in der Irrenanſtalt 1 4 gerechnet würde, 
während für Kinder täglich je 1 & gerechnet werde. Durch 
Zuſatzvertrag vom 15. Juni 1892 übernahm Klägerin weiter 
die Verpflichtung, auf ihren Schiffen nach Hamburg beförderte 
nichtdeutſche Rückwanderer, mögen dieſelben auch in ihrer 
Erwerbsfähigkeit nicht beſchränkt ſein, auf ihre Koſten an die 
Grenze des betreffenden Heimatsſtaates zu ſchaffen, wogegen 
ſich die Beklagte verpflichtete, die Landung ſolcher mittelloſen 
Rückwanderer nicht zu hindern und der Klägerin eventuell, falls 
eine behördliche Mitwirkung verlangt werde, bei der Heim: 
ſchaffung dieſer Perſonen behilflich zu ſein. Durch dieſen Zuſatz⸗ 
vertrag ſollte das Abereinkommen vom 6. November 1888 nicht 
berührt werden. Seit 1904 iſt Beklagte dazu übergegangen, 
jedenfalls bezüglich der mittelloſen Rückwanderer, die wegen 
Abweiſung vor der Landung im überſeeiſchen Hafen oder wegen 
nachträglicher Ausweiſung nach Deutſchland zurückbefördert 
worden find, ſtatt 1 , und 1,50 % für Erwachſene 34 
und 3,50 , ſowie für Kinder ſtatt 1.0 2,25 . in Rechnung 
zu ſtellen, endlich auch ſtatt der Pauſchalſumme von 300 % 
höhere Beträge anzufordern. Klägerin hat dieſe geforderten 
Mehrbeträge unter Vorbehalt der Rückforderung gezahlt und 
hat klagend beantragt, indem ſie eine Vereinbarung auch betreffs 
der Beträge von 1 .% und 1,50 & behauptet, die Beklagte 
zur Rückzahlung zu verurteilen. Beklagte hält den Rechtsweg 
für unzuläſſig und eventuell die Klagforderung für unbegründet, 
letzteres weil die Verträge, ſoweit ſie dermalen in Betracht 
kämen, durch die Reichsgeſetzgebung aufgehoben ſeien und die 
angeforderten Mehrbeträge ihr ſelbſt entſtehende Koſten ſeien - - 
Der Rechtsweg erſcheint zuläſſig. Denn es iſt feſtgeſtellt, daß 
der Vertrag von der Beklagten als Vertreterin des hamburgiſchen 
Fiskus abgeſchloſſen worden iſt. Letzterer übernahm darnach die 
Verpflichtung, die in Betracht kommenden Perſonen unterzubringen, 
wogegen die Klägerin ſich verpflichtete, die entſtehenden Kosten 
nach näherer Normierung zu erſtatten und die Perſonen, ſoweit 
ſie nicht Deutſche waren, auf ihre Koſten an die Grenze ihres 
Heimatsſtaates zu ſchaffen. Inſoweit erſcheint der Vertrag als 
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ein rein privatrechtlicher. Daß der Vertrag im an ſich öffentlich⸗ 
rechtlichen Gebiete des Auswanderungsweſens geſchloſſen worden 
iſt, ändert hieran ebenſo wenig etwas wie der Umſtand, daß 
Beklagte auch öffentlich⸗rechtliche Verpflichtungen übernahm. 
(Zulaſſung der nichtdeutſchen Rückwanderer in Hamburg und 
eventuelle behördliche Mitwirkung bei Heimſchaffung jener 
Perſonen.) Dies iſt auch durch die Reichsgeſetzgebung über 
das Auswanderungsweſen (Reichsgeſetz vom 9. Juni 1897 über 
das Auswanderungsweſen — RGBl. 97, 463 —, Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 14. März 1898 über die vom 
Bundesrat beſchloſſenen Beſtimmungen über den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Auswanderungsunternehmer und -Agenten — 
RGBl. 98, 39 —, Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
22. Juni 1898 über die den Auswanderungsunternehmern auf⸗ 
erlegte Verpflichtung zur Haftung für mittelloſe Auswanderer 
— RBB 98, 335 —) nicht geändert worden. Insbeſondere 
iſt der Rechtsweg durch § 29 jener Beſtimmungen nicht für 
unzuläſſig erklärt worden. Es iſt auch reichsgeſetzlich nicht 
verboten, daß über die Art und Weiſe, in welcher die durch 
die Zurückbeförderung uſw. der in Betracht kommenden Aus⸗ 
wanderer entſtehenden Koſten zu erſtatten ſind, privatrechtliche 
Verträge zwiſchen der öffentlich-rechtlichen Körperſchaft und den 
Auswanderungsunternehmern geſchloſſen werden. — Aber auch 
materiell iſt die beklagtiſche Reviſion unbegründet. Die Verträge 
ſind durch die Reichsgeſetzgebung nicht hinfällig geworden, da 
ſie mit derſelben nicht in Widerſpruch ſtehen. Dies iſt um ſo 
weniger der Fall, als die Verträge weiter gehen als die reichs⸗ 
geſetzliche Verpflichtung. Denn letztere betrifft nur die mittel⸗ 
loſen Auswanderer, welche von dem Unternehmer wegen Ab— 
weiſung vor der Landung im überſeeiſchen Hafen oder wegen 
nachträglicher Ausweiſung nach Deutſchland zurückbefördert 
worden ſind (abgeſehen von den vorliegend nicht in Betracht 
kommenden Auswanderern, die von Deutſchland aus nicht 
weiter befördert werden), während die Verträge auch die frei⸗ 
willig zurückkehrenden mittelloſen Auswanderer betreffen. Auch 
it keine der in Betracht kommenden öffentlich-rechtlichen Korpora⸗ 
tionen reichsgeſetzlich verpflichtet worden, die Koſten in vollem 
Umfange erſetzt zu verlangen. Die öffentlich⸗rechtliche Natur 
der Konzeſſionsbedingungen iſt inſoweit gleichgültig. H. c. Polizei⸗ 
behörde in H., U. v. 1. Okt. 09, 627/08 III. — Hamburg. 

Fürſorgegeſetz vom 2. Juni 1902. 

48. 58 I ff. FürſG. verb. mit § 1 HaftpflG. 

Der Kläger ſtand früher im Dienſte der preußiſchen Eiſen⸗ 
bahnverwaltung als Lokomotivführer. Am 26. Dezember 1899 
fiel er bei Ausübung ſeines Dienſtes auf dem Bahnhofe P. 
auf den Hinterkopf, blieb kurze Zeit beſinnungslos liegen und 
trug eine leichte Gehirnerſchütterung davon. Am 5. Januar 
1900 trat er wieder in den Dienſt, und er ſetzte dieſen, ohne 


ſich krank zu melden, fort. Am 3. März 1904 wurde er wegen 


eines Sittlichkeitsvergehens zu zwei Jahren Gefängnis und fünf 
Jahren Ehrverluſt verurteilt, eine Strafe, die von ſelbſt den 
Verluſt des Amtes nach ſich zog. Das Urteil wurde am 
3. März 1904 rechtskräftig und demgemäß der Kläger am 31. 
desſelben Monats aus dem Dienſte entlaſſen. Der Kläger will 
nun ſeit jenem Unfalle an Kopfſchmerzen gelitten haben. Er 
behauptet, ſie hätten ſich im Gefängniſſe ſo geſteigert, daß er 
nur zu einem Drittel erwerbsfähig geblieben ſei; ſeit Ende 1906 
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ſei er völlig erwerbsunfähig, und dieſer Zuſtand ſei lediglich 
die Folge jenes Betriebsunfalles. Das LG. wies die Schadens⸗ 
erſatzklage ab, weil der Kläger ſeine Anſprüche nicht innerhalb 
der geſetzlichen zweijährigen Friſt ſeit dem Eintritte des Un⸗ 
falls angemeldet habe. Das OLG. wies die Berufung ab, das 
RG. hob auf: Der § 1 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge 
für Beamte infolge von Betriebsunfällen, in der Faſſung des 
Geſetzes vom 2. Juni 1902 beſtimmt in ſeinem Abſ. 1: „Un⸗ 
mittelbare Staatsbeamte, welche in reichsgeſetzlich der Un: 
fallverſicherung unterliegenden Betrieben beſchäftigt ſind, er⸗ 
halten, wenn ſie infolge eines im Dienſte erlittenen Betriebs⸗ 
unfalls dauernd dienſtunfähig werden, als Penſion ſechsund⸗ 
ſechzigzweidrittel Prozent ihres jährlichen Dienſteinkommens.“ 
Vergleicht man zunächſt dieſe Vorſchrift mit der grundlegenden 
Beſtimmung der 88 1 und 2 des allgemeinen Penſions⸗ 
geſetzes für die unmittelbaren Staatsbeamten vom 27. März 
1872, ſo ergibt ſich, daß der Kreis derjenigen Perſonen, denen 
die Unfallfürſorge des Geſetzes vom 2. Juni 1902 (18. Juni 
1887) unter der Vorausſetzung zuteil werden ſoll, daß es ſich 
eben um die tunlichſte Ausgleichung der Folgen eines Betriebs— 
unfalls handelt, beträchtlich weiter gezogen iſt als der Kreis 
derjenigen Perſonen, denen ein Recht auf Ruhegehalt deshalb 
beigelegt iſt, weil ſie außerhalb eines ſolchen Falles infolge 
eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer 
körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ihrer Amts⸗ 
pflichten dauernd unfähig und deshalb in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt ſind. Das Fürſorgegeſetz erfordert nicht die Zurücklegung 
einer beſtimmten Mindeſtdienſtzeit — von zehn Jahren —, wie 
für die Regelfälle das Penſionsgeſetz und, wenn auch ſchon in 
dieſem — Abſ. 2 des $ 1 — von dem Erforderniſſe der 
Mindeſtdienſtzeit für den Fall, daß die Dienſtunfähigkeit die 
Folge einer Krankheit, Verwundung oder ſonſtigen Beſchädigung 
iſt, die der Beamte bei Ausübung des Dienſtes oder aus deſſen 
Veranlaſſung ohne eigene Verſchuldung ſich zugezogen hat, Ab⸗ 
ſtand genommen iſt, fo verſagt doch jedenfalls der $ 2 grund⸗ 
ſätzlich zahlreichen Klaſſen von Beamten, nämlich allen, die 
unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung an⸗ 
geſtellt ſind und keine in den Beſoldungsetats aufgeführte Stelle 
bekleiden, das Recht auf Ruhegehalt und verweiſt ſie wegen 
Bewilligung eines ſolchen lediglich auf das Ermeſſen der Be⸗ 
hörde. Von allen dieſen Erforderniſſen ſieht der §S 1 Abi. 1 
FürſG. ab: es ſollen die dort beſtimmte Penſion erhalten alle 
unmittelbaren Staatsbeamten ohne Unterſchied, ob ſie eine 
mindeſtens zehnjährige oder eine kürzere Dienſtzeit zurückgelegt 
haben, ob ſie lebenslänglich oder auf Widerruf oder Kündigung 
angeſtellt ſind, und in letzterem Falle, ob ſie eine in den 
Beſoldungsetats aufgeführte Stelle bekleiden oder nicht. (Wird 
ausgeführt.) Fänden auf die Gewährung der Fürſorgepenſion 
die Vorſchriften des allgemeinen Penſionsgeſetzes über die 
Vorausſetzungen des Rechts auf Ruhegehalt Anwendung, ſo 
könnte es nicht zweifelhaft ſein, daß einem auf Widerruf oder 
Kündigung angeſtellt geweſenen Beamten, der durch einen im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfall zwar nicht dauernd dienſt⸗ 
unfähig geworden, aber in ſeiner Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt 
und deſſen Dienſtverhältnis demnächſt durch Widerruf oder 
Kündigung gelöſt worden iſt, kein Anſpruch auf Gewährung 
von Penſion zuſtände, da dann entſcheidend lediglich die Tat⸗ 
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ſache der Beendigung des Dienſtverhältniſſes durch Widerruf 
oder Kündigung wäre, die nach § 83 DiſziplinarG. und 8 2 
des allgemeinen Penſionsgeſetzes die Folge des Ausſchluſſes 
jeden Anſpruches auf Dienſteinkommen oder Ruhegehalt nach 
fi ziehen. Trotzdem legt der Abſ. 2 des § 1 des Beamten⸗ 
fürſorgegeſetzes dem bisherigen Beamten auch in ſolchen Fällen 
ein Recht auf Unfallpenſion in dem von ihm beſtimmten 
Umfange ſchlechthin bei. Dies leuchtet zuvörderſt ein in 
dem Falle, daß der durch den Betriebsunfall nicht dauernd 
dienſtunfähig gewordene und deshalb zunächſt im Dienſte be⸗ 
haltene Beamte demnächſt wegen mangelnden Bedürfniſſes 
durch Widerruf oder auf Grund ausgeſprochener Kündigung 
aus dem Dienſte entlaſſen iſt. Dann gebührt ihm nach 
Wortlaut und Sinn des Abſ. 2 unbedenklich im Falle völliger 
Erwerbsunfähigkeit die in Ziff. 1 bezeichnete größere, im Falle 
teilweiſer Erwerbsunfähigkeit die in Ziff. 2 beſtimmte geringere 
Penſion. Daraus ergibt ſich, daß das Geſetz hier gegenüber 
den allgemeinen Anſtellungsverhältniſſen des Beamten, welche 
die Gewährung eines Ruhegehalts an ihn ſchlechthin aus⸗ 
ſchließen würden, der Tatſache daß er durch einen im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfall in ſeiner Erwerbs— 
fähigkeit entweder völlig oder teilweiſe beeinträchtigt 
worden iſt, das entſcheidende Gewicht beilegt. Nicht 
anders aber verhält es ſich dann, wenn der durch einen 
Betriebsunfall nicht dauernd dienſtunfähig gewordene, auf 
Widerruf oder Kündigung angeſtellte Beamte, deſſen Erwerbs⸗ 
fähigkeit durch den Unfall völlig oder teilweiſe beeinträchtigt iſt, 
demnächſt wegen Verletzung ſeiner Amtspflichten oder wegen 
unwürdigen Verhaltens ($ 2 DiſziplinarG.) nach § 83 
Diſziplinar G. ohne ein förmliches Diſziplinarverfahren aus dem 
Amte durch Widerruf oder auf Grund ausgeſprochener Kündi⸗ 
gung entlaſſen wird. (Wird ausgeführt.) Bildet aber hiernach 
bei Beamten, die auf Kündigung oder Widerruf angeſtellt ſind, 
der Umſtand, daß ihre Entlaſſung aus dem Dienſte wegen 
eines Dienſtvergehens erfolgt iſt, keinen Grund, der die Ge⸗ 
währung der Unfallpenſion ausſchlöſſe, wenn deren poſitive 
Vorausſetzungen, wie fie der § 1 Abſ. 2 des Beamtenfürſorge⸗ 
geſetzes aufftellt, erfüllt find, jo muß das gleiche auch von den 


lebenslänglich angeſtellten Beamten gelten, da kein Moment er⸗ 


ſichtlich iſt, das eine verſchiedenartige Behandlung beider 
Beamtenklaſſen rechtfertigen könnte. (Wird dargelegt.) Wenn 
nun nach dieſen grundlegenden Beſtimmungen des § 1 und den 
ihnen folgenden der 88 2—6 des Beamtenfürſorgegeſetzes über 
die Hinterbliebenenverſorgung, die Berechnung und den Beginn 
der Bezüge ſowie deren Dauer der 8 7 vorſchreibt: „Ein An: 
ſpruch auf die in den 88 1—3 bezeichneten Bezüge beſteht 
nicht, wenn der Verletzte den Unfall vorſätzlich oder durch 
ein Verſchulden herbeigeführt hat, wegen deſſen auf Dienſt⸗ 
entlaſſung oder auf Verluſt des Titels und Penſionsanſpruchs 
gegen ihn erkannt oder wegen deſſen ihm die Fähigkeit zur 
Beſchäftigung in einem öffentlichen Dienſtzweig aberkannt 
worden iſt,“ ſo erhellt aus dem dargelegten Zuſammenhange, 
insbeſondere aus der Vergleichung des 8 7 mit den verſchiedenen 
Abſätzen des § 1, daß der hier bezeichnete Tatbeſtand, der den 
ſonſt begründeten Fürſorgeanſpruch ausſchließen ſoll, den 
einzigen Fall darſtellt, in welchem das Geſetz eine Ausnahme 
von der Gewährung der in den 88 1—3 beſtimmten Bezüge 
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gemacht wiſſen will. (Wird weiter ausgeführt, namentlich in 
Verbindung mit dem Entwurf des Fürforgegefehes für die 
Reichsbeamten vom 15. März 1886.) S. c. Preuß. Eiſenbahn⸗ 
fisfus, U. v. 19. Okt. 09, 512/08 III. — Breslau. 

II. Gemeines Recht. 

49. Schädigung wohlerworbener Rechte durch Akte der 
Staatsgewalt. Begriff des „wohlerworbenen Rechts“ .] 

Die Klägerin beſitzt in der Gemarkung von B. bei Hannover 
ein Kaliwerk mit einem ihr eigentümlich gehörigen Grundbeſitz 
von etwa 40 Morgen und ausgedehnten, im Grundbuch ein⸗ 
getragenen Kaliberechtigungen auf den benachbarten Grund⸗ 
ſtücken. Ein Verſuch, das Kaliſalz vermittels des gewöhnlichen 
Schachtbaues zu gewinnen, mißlang, weil in den niedergebrachten 
Schacht wiederholt große Waſſermengen einbrachen, und die 
Klägerin ging darauf im Jahre 1905 dazu über, das Kaliſalz 
auf naſſem Wege, durch planmäßiges Ausſolen der Lagerſtätte 
auszubeuten. An dieſer Art und Weiſe der Ausbeutung wurde 
ſie aber durch eine auf Veranlaſſung des Handelsminiſters durch 
das Oberbergamt in C. auf Grund der SS 196, 198 Allg Berg. 
erlaſſene polizeiliche Anordnung vom 7. Juli 1906 verhindert. 
In dieſer Anordnung wurde ausgeführt, daß eine eingehende 
Prüfung die Gemeinſchädlichkeit des Ausſolens von Kaliſalzen 
ergeben habe; es würden dadurch künſtliche Hohlräume, ſog. 
Waſſerſäcke geſchaffen, die mit natürlichen Falten in Verbindung 
treten, überhaupt nach Erſtreckung und Ausdehnung nicht be⸗ 
rechnet werden, im Fall des Durchbruchs nach benachbarten 
Werken dort Leben und Geſundheit der Bergleute gefährden 
und Kaliſchätze von unermeßlichem Wert vernichten könnten. 
Am 24. Auguſt 1906 erließ dann das Oberbergamt auf Grund 
der 88 196, 197 Allg Berg. für feinen ganzen Verwaltungs: 
bezirk eine Polizei O., worin das planmäßige Auslaugen der 
Lagerſtätten von Kaliſalzen bei Strafe (8 208 AllgBergG.) 
verboten und nur beim Vorhandenſein beſonderer Umſtände 
die Bewilligung von Ausnahmen vorbehalten wurde. Die 
Klägerin behauptet, daß ihr durch dieſe polizeilichen 
Maßnahmen ein unüberſehbarer Schaden entſtanden ſei. 
Für dieſen Schaden ſeien die beiden benachbarten Kaliwerke, 
die Beklagte und die Gewerkſchaft HS. verantwortlich, weil die 
polizeilichen Maßnahmen, durch die in das Eigentum und wohl⸗ 
erworbene Gerechtſame der Klägerin eingegriffen worden ſei, 
lediglich auf deren Betreiben und in deren Intereſſe ergangen 
ſeien. Die Klägerin hat in dieſer Beziehung ein Gutachten des 
Profeſſors A. eingereicht und weiter ausgeführt, daß der Be 
klagten auch eine unerlaubte Handlung zur Laſt falle. Denn 
dieſe habe gewußt oder doch feſtzuſtellen unterlaſſen, daß 
zwiſchen den benachbarten Salzlagern und denen der Klägerin 
ein ſalzfreier Erdſattel ſich befinde, der das Hinübertreten der 


Waſſermengen ausſchließe, und habe der Behörde gegenüber 


das Gegenteil behauptet; fie habe demnach wider beſſeres 
Wiſſen oder doch fahrläſſig die Klägerin geſchädigt. Die Klage 
wurde abgewieſen und die Reviſion zurückgewieſen: Unanfechtbar 
find zunächſt die von der Reviſion zur Nachprüfung verftellten 
Ausführungen, mit denen der BerR. das Vorhandenſein einer 
zum Schadenserſatze verpflichtenden unerlaubten Handlung der 
Beklagten (88 823, 826 BGB.) verneint hat. Er unterstellt 
zwar, daß die Beklagte den Anſtoß zu den polizeilichen Maß⸗ 
nahmen des Oberbergamts gegeben hat und daß ohne deren 
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Betreiben die fraglichen Anordnungen nicht getroffen worden 
wären, er führt aber aus, daß wenn man auch die ſonſtigen 
Vorausſetzungen der fraglichen Geſetzesvorſchriften als vor⸗ 
handen annehme es doch an dem urſächlichen Zuſammenhange 
zwiſchen der Handlungsweiſe der Beklagten und dem ein⸗ 
getretenen Schaden fehle. Denn der der Klägerin nach ihrer 
Behauptung erwachſene Schaden habe ſeinen Grund allein in 
den nach eigenem Ermeſſen getroffenen Maßnahmen der Behörde; 
die Angaben der Beklagten, mögen ſie nun richtig oder un⸗ 
richtig geweſen ſein, ſeien für das Oberbergamt nicht maßgebend 
geweſen. Dies iſt nicht zu beanſtanden. (Wird ausgeführt.) 
Was ſodann den Entſchädigungsanſpruch anlangt, den die 
Klägerin gegen die Beklagte um deswillen erhebt, weil zu ihren 
Gunſten in Privatrechte der Klägerin von der Staatsgewalt 
eingegriffen worden iſt, ſo iſt es zunächſt gleichgültig, ob man 
die dem Grenzgebiet des öffentlichen und Privatrechts angehörigen 
Rechtsnormen, aus denen dieſer Anſpruch abgeleitet wird, als 
privatrechtliche oder öffentlich⸗rechtliche Normen bezeichnen will. 
Auch im erſten Falle würde der Art. 55 EGBGB., wie die 
Reviſion mit Recht hervorhebt, der Weitergeltung etwaiger 
landesrechtlicher Normen nicht entgegenſtehen, weil Art. 109 
a. a. O. ſie aufrechterhalten hätte. Fraglich iſt nur, ob der 
Anſpruch überhaupt auf eine Rechtsnorm geſtützt werden kann. 
Die Akte der Staatsgewalt, wodurch die Klägerin geſchädigt 
ſein will, beſtehen in einer Polizeiverfügung, die für die Zeit 
vom 7. Juli bis zum 24. Auguſt 1906 allein in Betracht 
kommt, und in einer am 24. Auguſt 1906 erlaſſenen allgemeinen 
PolizeidO. Solche Polizeiverordnungen ſtehen, weil fie all: 
gemein verbindliche Rechtsnormen enthalten, nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. insbeſondere auch hinſichtlich der hier 
in Rede ſtehenden Frage der Entſchädigungspflicht für verletzte 
Privatrechte den Geſetzen gleich. RG. 26, 337; 45, 251; 
60, 326, Gruchot 34, 880 (auch im preuß. IM Bl. 1891 S. 4.), 
Urteil vom 13. Mai 1908 V. 341/07; für gem. R. III. 412/01 
in IW. 02, 17546. Gegenüber Polzeiverfügungen aber be: 
ſteht nach der weit überwiegenden Meinung, insbeſondere 
auch nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. im gemein⸗ 
rechtlichen Rechtsgebiet die Entſchädigungspflicht für Eingriffe 
in wohlerworbene Privatrechte dergeſtalt, daß entweder der 
Staat oder Dritte, in deren Intereſſe die Polizeiverfügung er⸗ 
laſſen iſt, die Entſchädigung zu leiſten haben. RG. 16, 159; 
17, 103; 41 S. 142, 191; 49, 252; Gruchot 46, 415; 
JW. 02, 175%; Urteil vom 28. April 1909 V. 367/08. 
Der BerR. will dieſe Entſchädigungspflicht zunächſt 
durch Erwägungen, die er dem früheren hannövriſchen 
Verfaſſungsrecht entnimmt, beſeitigen. (Wird widerlegt.) 
Dagegen war den weiteren Ausführungen des BerR., mit 
denen er im vorliegenden Falle den Entſchädigungsanſpruch 
verneint hat, beizutreten. Es beſteht kaum eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit darüber, daß ein Entſchädigungsanſpruch nur 
beſteht, wenn wirkliche „wohlerworbene Rechte eines einzelnen“ 
durch die Polizeiverfügung aufgehoben oder beſchränkt werden. 
Zweifelhaft iſt nur, ob in Fällen, wie der vorliegende, eine 
ſolche der Enteignung analoge Aufhebung oder Einſchränkung 
vorliegt. Dies iſt aber mit dem Ber R. zu verneinen. Denn 
das Eigentum und die ihm gleichſtehenden dinglichen Rechte 
ſind ihrer Natur nach keineswegs unbeſchränkt, ſie ſind vielmehr 
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vom Staate nur mit den Beſchränkungen anerkannt, die ſich 
aus dem Rechte der Nachbarn und aus Gründen des all⸗ 
gemeinen Wohls ergeben. Macht die Polizeiverfügung im 
einzelnen Falle nur ſolche aus allgemeinen Grundſätzen folgende 
Beſchränkungen geltend, trifft ſie insbeſondere nur Beſtimmungen 
über die Art und Weiſe, wie das Eigentum im Intereſſe der 
Nachbarn und des gemeinen Wohls zu benutzen iſt, ſo iſt nach 
der in Theorie und Rechtſprechung weit überwiegenden Meinung 
ein Entſchädigungsanſpruch nicht gegeben. (Es folgen Zitate, 
insbeſondere RG. 19, 355; 26, 337; 60, 326; 70, 389/90; 
Gruchot 34, 880; 43, 950; 46, 415 und die die Gefährdung 
der Hamburger Heilquellen betreffende Entſcheidung III 412/01, 
in IW. 02, 17546) Im vorliegenden Falle find der Klägerin 
durch die Polizeiverfügung (und die demnächſtige Polizei BO.) 
ihre Gerechtſame (Eigentum und Abbaurecht) keineswegs entzogen 
oder auch nur gekürzt worden; ſie darf nur nicht auf naſſem 
Wege ausbeuten, weil das von ihr eingeführte Waſſer die 
Nachbarwerke bedroht und weil es dort Leben und Geſundheit 
der Bergleute gefährdet, was nach allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften ($ 196 Allg BergG.) verboten iſt. Wenn die Klägerin 
nach Einſtellung der Waſſerzuführung ihre Kaligerechtſame, wie 
ſie behauptet, überhaupt nicht mehr ſollte ausbeuten können, ſo 
wäre dies nicht ſowohl eine Folge der Polizeiverfügung, als 
vielmehr eine Folge der mangelhaften Beſchaffenheit ihrer 
Kalilager. Dieſer Mangel kann die Gefährdung der Nachbarn 
und des Gemeinwohls keineswegs rechtfertigen. Die Sache 
liegt hier weſentlich anders, wie in den mannigfachen von der 
Klägerin herangezogenen Rechtsfällen, wo in der Tat eine Auf⸗ 
hebung oder Verkürzung der Gerechtſame vorlag, ſo namentlich 
in den Fällen, wo für das Stehenlaſſen eines Sicherheits⸗ 
pfeilers, alſo für die räumliche Einſchränkung des Bergwerks⸗ 
betriebes, von den Oberflächenberechtigten Entſchädigung zu 
leiſten war (Daubenſpeck, bergrechtliche Entſcheidungen Bd. II 
S. 267 Nr. 76; Gruchot 42, 935, RG. 70, 387; Weſthoff 
in Braſſerts ZBergr. 02, 450). B. c. R., U. v. 20. Okt. 09, 
563/08 V. — Celle. | 

III. Preußiſches Recht. 

Geſetz zum Schutze des Eigentums an Werken der 
Wiſſenſchaft uſw. vom 11. Juni 1837 in Verbindung mit 
dem Reichsgeſetz vom 9. Januar 1876. 

50. 88 26 ff. des Geſetzes. Die im § 27 vorgeſchriebene 
Anzeige bewirkte fortdauernden Kunſtſchutz.] 

Nach § 26 des Geſetzes vom 11. Juni 1837 genießt der 
Urheber eines Kunſtwerks das ausſchließliche Recht der Ver⸗ 
vielfältigung, ſolange das Original in ſeinem Eigentum bleibt. 
Der § 27 beſtimmte für dieſes Recht eine Dauer von zehn 
Jahren und knüpfte es ſogleich an die Bedingung, daß die Ab⸗ 
ſicht der ausſchließlichen Vervielfältigung dem oberſten Kuratorium 
der Künſte (Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts und Medizinal⸗ 
angelegenheiten) angezeigt werden mußte, bevor die erſte Kopie 
an einen andern abging. Veräußerte der Urheber das Original, 
ehe mit der Vervielfältigung begonnen wurde, ſo ſollte ſein 
Recht verloren gehen, es ſei denn, daß er es bei der Ver⸗ 
äußerung ſich vorbehielt oder auf den Erwerber des Originals 
übertrug und das eine oder andere dem Kuratorium anzeigte 
(§ 28). Statt der zehnjährigen Schutzdauer wurde durch das 
Publikationspatent vom 16. Januar 1846 zum Beſchluß der 
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Deutſchen Bundesverſammlung vom 19. Juni 1845 eine auf die 
Lebensdauer des Urhebers und 30 Jahre nach dem Tode er⸗ 
ſtreckte Friſt eingeführt. Das OLG. erwägt, B. habe zwar 
am 22. Mai 1860 die Anzeige nach S 27 erſtattet, dann aber 
fpäter, als er Bild und Vervielfältigungsrecht auf P. übertrug, 
eine weitere Anzeige nach § 28 nicht gemacht. Infolgedeſſen 
ſei das Vervielfältigungsrecht erloſchen. Es ſei jedoch am 
1. Juli 1876, als das Geſetz vom 9. Januar 1876 (vgl. 88 9, 
13, 17, 18) in Kraft trat, in der Perſon des derzeitigen 
Zeſſionars S. neu entſtanden, gemäß den Grundſätzen, die der 
II. StS. des RG. in ROSE. 5, 78 und 8, 261 entwickelt habe. 
Der Unterſchied, daß in dem dortigen Fall der erſte Zeſſionar 
in Frage geſtanden habe, während es ſich hier um den zweiten 
handle, komme nicht in Betracht. Bei dieſen Ausführungen iſt 
die Bedeutung der wiedergegebenen Vorſchriften verkannt. Ein 
Beſtreben, durch eine Einrichtung nach Art des Handelsregiſters 
oder Grundbuchs den jeweiligen Inhaber des Rechtes kenntlich 
zu machen, lag dem Geſetze vom 11. Juli 1837 völlig fern. 
Vielmehr ging dieſes Geſetz von dem Gedanken aus, daß das 
Werk der bildenden Künſte, das als einzelnes Exemplar ver⸗ 
kauft werden kann und, wenn der Verkauf vor der Verbreitung 
von Nachbildungen geſchieht, dem Urheber ſchon in dieſem Preiſe 
einen Lohn für die aufgewandte Mühe bietet, geringeren Rechts⸗ 
ſchutz verdiene als ein literariſches Werk (vgl. die Motive zum 
Geſetz vom 11. Juni 1870, Reichstagsdruckſ. I. Legisl.⸗Per. Seſſ. 
1870 Nr. 7 S. 45). Die Konſequenz, das Urheberrecht in dem 
Augenblick erlöſchen zu laſſen, wo das Original als Unikum 
veräußert wird, wurde zwar nicht gezogen. Doch wurde beſtimmt, 
daß der Urheber vor der Veräußerung der erſten Kopie ($ 27) 
oder des Originals ($ 28) der zuſtändigen Behörde anzeigen 
müſſe, daß er den Schutz gegen unbefugte Nachbildungen auch 
wirklich in Anſpruch nehme. Unterließ er die Anzeige, ſo ſollte 
der Schutz verloren gehen. War aber die Anzeige einmal gemacht, 
ſo hatte eine Wiederholung keinen Sinn. Daher verſtand ſich von 
ſelbſt, was das OTr. am 16. Mai 1863 ausſprach: nach Er⸗ 
ſtattung der Anzeige nach § 27 konnte das ausſchließliche Ver⸗ 
vielfältigungsrecht auf einen andern übertragen werden, ohne 
daß die Übertragung angezeigt zu werden brauchte (Oppenhoff, 
Rechtſprechung Bd. 3 S. 455; vgl. auch Kaiſer, die preußiſche 
Geſetzgebung in bezug auf Urheberrecht 1862 S. 56). Hieraus 
ergibt ſich, daß der zur Entſcheidung ſtehende Fall mit dem des 
II. StS. des RG. nicht verglichen werden kann. Dort war 
trotz der Veräußerung des Originals und ungeachtet der Ver⸗ 
breitung von Kopien eine Anzeige unterblieben. Der Urheber⸗ 
rechtsſchutz war dadurch erloſchen; erſt durch das Geſetz vom 
9. Januar 1876 gelangte er von neuem zur Entſtehung. 
Dagegen hat hier, wo durch Anzeige B.s vom 22. Mai 1860 
die vorgeſchriebene Formalität erfüllt worden iſt, der Schutz 
ununterbrochen fortgedauert. H. c. F., U. v. 6. Okt. 09, 420. 08 J. 
— Cöln. 

IV. Rheiniſches Recht. 

51. Art. 1151 c. c. Unmittelbarer Schaden.] 

Eine durchgreifende Regel dafür, was das Geſetz bei 
Vertragsverletzungen im Einzelfall unter einem unmittelbaren 
und einem mittelbaren Schaden verſteht, läßt ſich nicht aufſtellen. 
Insbeſondere läßt ſich die Unterſcheidung nicht etwa dahin treffen, 


daß als unmittelbarer Schaden nur derjenige zu gelten habe, 
welcher ausſchließlich und ohne Hinzutritt weiterer mitwirkender 
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Umſtände auf die Vertragsverletzung zurückzuführen iſt. Denn 
einen Schaden kann eine Vertragsverletzung überhaupt nur 
dann zur Folge haben, wenn ſie auf Umſtände trifft, welche 
die Entſtehung des Schadens ermöglichen und damit zu deſſen 
Eintritt mit beitragen. Doch kann ſo viel geſagt werden, daß 
nach dem Willen des Geſetzes der Ausdehnung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht Schranken gezogen werden ſollen, daß die auf 
Vertragsverletzung zurückzuführenden Nachteile nicht grenzenlos 
zu erſetzen ſind, daß vielmehr die Erſatzpflicht aufhört, wenn 
der Schaden nicht ſchon in dem natürlichen Verlaufe der Dinge, 
wie ſich dieſer aus der wechſelnden Beſchaffenheit des einzelnen 
Falles ergibt, begründet iſt, ſondern zu ſeiner Entſtehung des 
Hinzutritts irgendwelcher beſonderer Umſtände bedurft hat. 
L. c. A., U. v. 29. Okt. 09, 663/08 II. — Cöln. 
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Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 
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und Rechtsanwalt Julius Magnus. Berlin, 1909. 
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Wohl nicht allzuoft — nach den vorliegenden Beſprechungen 
u ſchließen — wird ein Buch von der Wiſſenſchaft und der 
Pratis ſo einmütig willkommen geheißen, wie der Kommentar 
von Freund und Magnus. Und in der Tat verdient das Werk 
die warme Anerkennung in vollſtem Maße. Es iſt geradezu 
erſtaunlich, was die Verfaſſer in dem knappen Gewande der 
Guttentagſchen be bieten, in wie geſchickter Weiſe fie den 
gewaltig angeſchwollenen Rechtsſtoff meiſtern. Dies gelingt 
ihnen durch echt wiſſenſchaftliche Syſtematik, durch ſtrenge Logik 
im Aufbau ihrer Erläuterungen. In den ſo gewonnenen feſten 
Rahmen ſpannen ſie die Fülle der Ergebniſſe von Rechtſprechung 
und wiſſenſchaftlicher Forſchung. Hierbei zeichnen ſich ihre Aus⸗ 
führungen durch Prägnanz und durch Volltändigket in der 
Verwertung des vorhandenen Stoffes aus. Und zwar berichten 
ſie nicht nur, obwohl ſie die herrſchende Anſicht ſtets als ſolche 
kennzeichnen, ſondern nehmen auch ſelbſtändig Stellung, oft in 
der Form von Schlagwörtern. Für den Praktiker beſonders 
angenehm iſt, daß die Frage der Beweislaſt überall erſchöpfend 
behandelt wird und daß ſich an vielen Stellen Beiſpiele für die 
— gerade in Warenzeichenſachen oft nicht leichte — Faſſung 
von Klaganträgen und Urteilsformeln finden. Zahlreiche 
„Exkurſe“ erhöhen den Wert des Buches; in ihnen geben die 
Verfaſſer entweder Winke für die Praxis — wie z. B. in den 
Exkurſen zum § 2 („Zahlungen an das Patentamt in Waren⸗ 
zeichenſachen“ und „Beiſpiel einer Warenzeichenanmeldung“) — 
oder Erörterungen aus . die dem Zeichenrecht 
verwandt find — wie z. B. in dem Exkurs zum 8 9 (bie 
nichtzeichenrechtlichen Löſchungsgründe). Die Anlagen zu dem 
eigentlichen Kommentar, der allein 266 Seiten umfaßt, enthalten 
Ausführungsbeſtimmungen, Verzeichniſſe der Warenklaſſen und 
der Auslageſtellen, Texte einfchlägiger Geſetze, der zeichenrechtlich 
wichtigen internationalen Abkommen uſw.; am meiſten bemerkens⸗ 
wert ift die Anlage XIII, die eine vergleichende Überſichtstabele 
über das deutſche und ausländiſche Warenzeichenrecht bildet. 


Nach alledem kann man dies Buch als ein ganz hervor⸗ 
ragendes, ja unentbehrliches Hilfsmittel für den Praktiker, ſei 
er Richter oder Anwalt, ſei er Patentbeamter oder Anmelder, 
bezeichnen. Bei dem ſchnellen Fluſſe, der die Entwicklung des 
Urheberrechts auszeichnet, wünſchen wir, daß der vorliegenden 
Auflage bald eine neue folgen möge. Bei dieſer wird ſich 
vielleicht die Verlagshandlung im Intereſſe der beſſern Über 
ſichtlichkeit und Lesbarkeit zu einem größern Format entſchließen, 
den Leſer ſo eingehender Erörterungen überkommt, wem er 
fortwährend umblättern muß, leicht ein Gefühl der Kurz⸗ 
atmigkeit. Leander. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


Dieſer Nummer liegen Proſpekte bei: von Robert Lutz, Verlag in Stuttgart, Erich Weber, Verlag in Berlin W. 3 
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Vereins nachrichten. 


Geſchäftsleiter betreffend. 

Die Stelle eines Geſchäftsleiters des Deutſchen Anwalt- 
vereins ſoll baldtunlichſt, vorausſichtlich im Februar oder 
März nächſten Jahres, beſetzt werden. 

Herren, welche ſich um dieſe Stellung bewerben wollen, 
wird anheimgegeben, Bewerbungsſchreiben an den Vorſtand 
des Dentſchen Anwaltvereins zu Händen des Vorſitzenden, 
Geheimen Inſtizrat Haber, Leipzig, Schwägrichenſtraße 13, 
zu richten. 


Anwaltvereine betreffend. 

Es beſteht, namentlich auch im Hinblick auf die nach 
dem 1. Jannar 1910 auszuſchreibenden Vertreterwahlen, 
das Bedürfnis, alsbald eine Liſte aufzuſtellen, aus der 
erſichtlich iſt, an welchen Orten und für welche Bezirke 
Anwaltvereine beſtehen und wer gegenwärtig der Vorſitzende 
oder dasjenige Vorſtandsmitglied iſt, mit dem der Dentſche 
Anwaltverein in Korreſpondenz zu treten hätte. Wir richten 

an die Herren Vorſitzenden der lokalen Anwalt⸗ 
vereine 
die Bitte, die bezeichneten Angaben dem Schriftführer, 
Rechtsanwalt Dr. Drucker in Leipzig, Ritterſtraße 1, 
gefälligſt umgehend zukommen zu laſſen. 
Leipzig, den 8. Dezember 1909. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Haber, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Überbau auf eigenem Boden. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Waller, Berlin. 


Der Eigentümer eines Areals, das grundbuchmäßig in 
mehrere Grundſtücke zerfällt, nimmt bei der Errichtung von 
Gebäuden auf die kataſtermäßige Abgrenzung der einzelnen 
Parzellen voneinander häufig keine Rückſicht. Er baut ein 
kleineres oder größeres Stück über die für ihn papierne Grenze 


hinüber, ſetzt wohl auch einmal ein Haus zu ganz gleichen 
Teilen auf zwei Parzellen. Der dabei eintretenden Veränderung 
des Sachcharakters der Grundſtücke auch durch entſprechende 
Grundbuchänderungen Rechnung zu tragen, unterläßt er. Noch 
häufiger iſt es wohl, daß ein Eigentümer mehrerer benachbarter 
Parzellen ſtädtiſchen Baulandes auf einer von dieſen ein Haus 
errichtet, und die zum Anbau beſtimmte fenſterloſe Wand 
(Brandmauer), der Übung bei geſchloſſener Bebauung entſprechend, 
halbſcheidig über der Grenze zur Nebenparzelle aufführt. Gelangt 
nun eines der Grundſtücke in andere, oder auch beide in ver⸗ 
ſchiedene Hände, ſo entſteht die Frage, ob nunmehr die ver⸗ 
ſchiedenen Eigentümer einander verpflichtet ſind, die Baulichkeiten 
ſo, wie ſie der frühere Geſamtinhaber geſchaffen hat, auf ihrem 
Boden zu dulden. 

Dieſe für Liegenſchaftsrecht und Grundſtücksverkehr be⸗ 
deutungsvolle Frage hat der V. ZS. des Reichsgerichts in 
zwei Fällen verneint, beide Male im Gegenſatz zu den unteren 
Gerichten, wenn auch in Übereinſtimmung mit der Mehrzahl 
ber Theoretiker.) Wenn dieſe Anſicht in der Gerichtspraxis 
zur Herrſchaft gelangt, muß fraglos ein unerquicklicher Rechts⸗ 
zuſtand entſtehen, der eine Quelle ſtändiger Beſchwerden bilden 
wird. Denn eine einmal erfolgte Grenzverletzung zu dulden 
find nach Uberbaurecht ($ 912 BGB.) alle ſpäteren Grundſtücks⸗ 
inhaber dann verpflichtet, wenn ein „Nachbar“ des Bauherrn 
dem Bau ruhig zugeſehen hat, wenn alſo die Parzellen zur 
Zeit der Grenzüberſchreitung verſchiedenen Eigentümern 
gehörten.) Das ſoll, nach Reichsgericht, anders fein, wenn 
der Bauherr zufällig auch noch an den Baugrund anſtoßendes 
Terrain beſaß und dieſes ſpäter veräußert hat; iſt hier die 
Grenze bei der Bauausführung nicht peinlich eingehalten worden, 
ſo ſoll der ſpätere Eigentümer des überbauten Grundſtücks 
unter allen Umſtänden berechtigt fein, den Überbau zu beſeitigen. 
Das heißt dem Erwerber eines jeden Hausgrundſtücks Nach⸗ 
forſchungen zumuten, zu denen er oft kaum imſtande ſein wird. 


) NG. 65, 361; 70, 200 mit Literaturangaben. 

2) Die geſetzliche Einſchränkung dieſes Satzes dahin, daß der 
Uberbauende nicht grobfahrläſſig gehandelt haben darf, hat praktiſch 
keine große Bedeutung. Denn im Schweigen des Nachbarn iſt 
zumeiſt eine Einwilligung zu ſehen, die die Störungsklage ausſchließt. 
Dies habe ich näher ausgeführt in „Gemeinſchaftliche Mauern“, 
Rhein Arch. 107 S. 78 ff., 82. 

94 


746 


Es führt ferner zur Zerſtörung bedeutender wirtſchaftlicher 
Werte ohne jeden zureichenden Grund. Das Reichsgericht 
ſelbſt hat angedeutet, daß Gründe der Billigkeit und des volks⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſes gegen feine Entſcheidung ſprechen;!) 
es hat aber ſeine rechtstheoretiſchen Gründe als ſo zwingende 
angeſehen, daß es jene anderen nicht berückſichtigen zu können 
glaubte. Der erkennende Senat hat ausgeführt: das grund⸗ 
dienſtbarkeitartige Rechtsverhältnis aus widerſpruchloſem Überbau 
könne begrifflich nur zwiſchen Nachbargrundſtücken verſchiedener 
Eigentümer entſtehen (res sua nemini servit). Mithin könne 
es zwiſchen bisher in einer Hand befindlichen Grundſtücken erſt 
nach deren Trennung entſtehen und zwar gemäß 5 873 BGB. 
nur durch dinglichen Vertrag und Eintragung. Eine ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Vereinbarung im Veräußerungsvertrag habe 
höchſtens perſönliche Wirkung und komme bei einem Erwerb 
durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung überhaupt nicht in 
Frage. Von ausdehnender Anwendung der 88 912 bis 916 BGG. 
aber auf einen Fall, für den ſie nicht gegeben ſind, könne keine 
Rede fein, weil fie Ausnahmevorſchriften gegenüber $ 8731 BGB. 
darſtellten. 

Das klingt wenig befriedigend. Wäre es überhaupt richtig, 
die Entſtehung des Überbaurechts nach Servitutengrundſätzen zu 
beurteilen, jo könnte doch der Satz: res sua nemini servit 
nicht entſcheidend werden. Das BGB. ſelbſt hat ja dieſen 
Pandektenlehrſatz in zahlreichen Beſtimmungen durchbrochen, hat 
vor allem in $ 889 BGB. die Konfuſion beim Zuſammen⸗ 
treffen von Eigentum und dinglichem Recht an einem Grund⸗ 
ſtück in einer Hand ausgeſchloſſen; das dingliche Recht bleibt 
beſtehen. Schon hierdurch würde ein zwiſchen verſchiedenen 
Eigentümern entſtandenes ÜUberbauverhältnis bei einer Ver⸗ 
einigung der Grundſtücke nach der Bauausführung fortbeſtehen 
und für die Rechtsnachfolger des Alleininhabers wieder wirkſam 
werden. Es wäre kaum denkbar, dieſe Rechtsnachfolger anders 
zu ſtellen, wenn die Vereinigung der Grundſtücke in der Hand 
ihres Vormannes zufällig ſchon vor der Bauausführung erfolgt 
war. Die Anwendung des Servitutenrechts iſt aber ſchon an 
ſich verfehlt. Das BGB. hat den Begriff der Legalſervituten 
bekanntlich aufgegeben und an ihre Stelle nachbarliche Befugniſſe 
geſetzt, die zum Inhalt des Eigentums gehören. Es wird 
zwar heute geſtritten, ob und inwieweit auch dieſen Befugniſſen 
noch ein ſervitutenähnlicher Charakter zukommt;“) das iſt aber 
hier belanglos. Denn jedenfalls iſt das Aberbaurecht im BGB. 
ein Ausfluß des Eigentums und als ſolcher in feiner Ent: 
ſtehung lediglich an die Vorausſetzungen von $ 912 BGB. 
nicht auch von § 1018 BGB. gebunden; inwieweit bei der 
Abgrenzung ſeines Inhalts Servitutengrundſätze verwertet 
werden können, iſt hier völlig einerlei. Mithin kann die Ent⸗ 
ſcheidung des vorliegenden Falles nur aus den Vorſchriften 
über den Inhalt des Eigentums, vorzüglich aus 8 912 BGB. 
ſelbſt abgeleitet werden. Diesbezüglich iſt nun dem Reichs⸗ 
gericht zuzugeben, daß eine direkte Anwendung des § 912 aus: 
geſchloſſen erſcheint, weil er unmittelbar nur den einfachen 
Tatbeſtand deckt, für den er gedacht iſt: Überſchreitung der 


3) RG. 65, 364. Dies iſt auch ſchon von anderer Seite 
(Schneider DIZ. 08, 221) hervorgehoben worden. 

9 S. darüber Wolff, Bau auf fremdem Boden, S. 132 f.; 
Rüdenberg, Notwegrecht, S. 37 ff. 
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Grenze gegen ein fremdes Grundſtück.) Es wird ein Ana⸗ 
logieſchluß nötig, und dieſen lehnt das Reichsgericht ab mit 
dem Hinweis auf den Ausnahmecharakter der SS 912916. 
Dem iſt nicht beizutreten. Will man wirklich den Begriff der 
Legalſervituten für das BGB. aufrechterhalten, ſo kann man 
zwar in ihrer Entſtehung formale Ausnahmen vom Grundſatz 
des § 873 erblicken; was beweiſt das aber? Die meiſten 
Rechtsſätze bilden formal betrachtet Ausnahmen von einem all⸗ 
gemeinen Oberſatz und faſt jeder Analogieſchluß bedeutet eine 
Verſchiebung dieſes formalen Verhältniſſes von Regel und 
Ausnahme.“) Ob ein Rechtsſatz auch materiell eine Aus⸗ 
nahmevorſchrift bedeutet, das entſcheidet über die Möglichkeit 
einer ausdehnenden Anwendung. Materiellrechtlich aber iſt 
§ 912 BGB. alles andere wie eine Ausnahme. Hier ſtellt 
im Gegenteil das Geſetz im volkswirtſchaftlichen Intereſſe ein 
Prinzip des Inhalts auf, daß ohne grobes Verſchulden ge— 
ſchehene Grenzüberbauten unter Vorteilsausgleichung 
Beſtand haben ſollen. Die Rechtſprechung hat die Aufgabe, 
die Einzelheiten des Grenzrechts aus dieſem Prinzip heraus zu 
entwickeln. Sie darf ſich nicht begnügen, unter bloßem Hin⸗ 
weis auf die formale Beſonderheit des Nachbarrechts den 
Bedürfniſſen des Rechtslebens ein non possumus entgegen⸗ 
zuſtellen. Im vorliegenden Fall muß ſie deshalb folgendes 
erwägen: Das Geſetz ſpricht aus, daß ſein Prinzip, Erhaltung 


des Bauwerks und Vorteilsausgleichung, nur da durchbrochen 


werden ſoll, wo grobes Verſchulden eine Partei ins Unrccht 
ſetzt. Eine Schuld trifft hier aber niemanden; den Errichter 
des Überbaus nicht, weil er mit feinem Eigentum machen konnte, 
was er wollte; den ſpäteren Erwerber nicht, weil der Bau ohne 
ſein Zutun entſtanden iſt, weil er auch gar nicht wiſſen kann, 
wem zur Zeit der Bauausführung die Nachbarparzelle gehörte. 
Wenn der Inhaber mehrerer Parzellen auf einer derſelben ein 
Haus mit einer zwecks Anbau halbſcheidig geſetzten Brandmauer 
errichtet und dann die Nebenparzelle an der Brandmauer veräußert 
hat, dann kann er nicht gezwungen werden, die Brandmauer 
in ſeinem Hauſe verſtärken zu laſſen und ſo ſein Haus im 
Innern zu ruinieren, nur damit der Nachbar den halben Fuß 
Boden durch Abbruch der halben Mauer auf ſeiner Seite wieder 
frei machen kann. Solch zweckloſen Vandalismus kann das 
Geſetz überhaupt nicht wollen. Er wäre aber die Konſequenz 
der Nichtanwendung des Überbaurechts. Dem kann das Reichs⸗ 
gericht auch nicht durch den Verſuch begegnen, auf Grund eines 
unſcheinbaren und hierzu gewiß nicht beſtimmten baupolizeilichen 
Ubertretungsverbots im Strafgeſetzbuch (§ 367 Ziff. 14) dem 
Nachbar, der Beſeitigung des Überbaus verlangt, die nötigen 
Sicherungsmaßnahmen für das Nebenhaus aufzubürden;“) 
denn die Vernichtung des Bauwerks, die das Geſetz nicht will, 
geſchähe dann immer noch. Übrigens läßt ein fo gezwungenes 
Auskunftsmittel ſelbſt ſchon den Standpunkt fragwürdig er: 
ſcheinen, der ſeine Anwendung nötig macht. Es wäre ferner 
nicht richtig zu glauben, daß man den Erſteher des überbauten 
Grundſtücks in der wohlerworbenen Verfügungsfreiheit über 


) Der Verſuch von Wolff, a. a. O. S. 107, die unmittelbare 
Anwendung von § 912 BGB. dialektiſch zu begründen, wirkt wenig 


überzeugend. 
) Zitelmann, Lücken im Recht, S. 20 ff. 
7) RG. 70, 206 f. 
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ſein Eigentum auch hier unbedingt ſchützen müſſe. Denn wenn 
er den Überbau auch nicht aus dem Grundbuch erſehen kann, 
ſo kann er ihn doch auf dem Grundſtück ſelbſt wahrnehmen, 
deſſen Beſichtigung vor dem Ankauf die verkehrsübliche Sorg⸗ 
falt gebietet. Bei dieſer Beſichtigung wird er nun entweder 
den Überbau rechtzeitig für ſeine Entſchließung bemerken und 
mit deſſen Fortbeſtand, der ja in der großen Mehrzahl der 
Fälle rechtlich unantaſtbar iſt, rechnen, oder aber er bemerkt 
ihn nicht, und weiß gar nicht, daß auch noch Boden unter dem 
Nachbarhaus kataſtermäßig zu ſeinem Grundſtück gehört, dann 
kann er ſich gewiß mit der Rente oder dem Ablöſungswert 
dieſes Bodens begnügen. Die Anwendung des Uberbaurechts 
ſchädigt eben keine Partei, da ſie Ertrag und Wert des Bodens 
dem wahren Eigentümer zuführt. Sie allein ergibt daher eine 
Löſung, die dem grundſätzlichen Standpunkt des BGB., eben 
dem in § 912 BGB. ausgeſprochenen Prinzip des Grenzrechts, 
gerecht wird. 

Damit dürfte die ausdehnende Anwendung der SS 912 
bis 916 BGB. in den Fällen vollauf begründet ſein, wo das 
Gebäude zum weſentlichen Teile auf einer Parzelle ſteht, und 
nur ein kleineres Stück oder auch gerade die halbe Brandmauer 
die Grenze zum Nachbargrundſtück überſchreitet, ſo daß über die 
Zugehörigkeit des ganzen Gebäudes zu der einen Parzelle und 
den Überbaucharakter der Anlagen auf der anderen Zweifel 
nicht obwalten können. Weniger geſichert erſcheint ihre An⸗ 
wendung da, wo der Bau zu gleichen Teilen auf beiden Par⸗ 
zellen aufgeführt worden iſt, wie es anſcheinend in dem letzten 
der vom Reichsgericht entſchiedenen Fälle geſchehen war. Auch 
hier widerſtrebt die Zerſtörung des Bauwerks dem Prinzip des 
Geſetzes durchaus. Weit mehr entſpricht ihm die Annahme, 
daß ſolche Anlage ſich als ein beiderſeitiger Überbau dar⸗ 
ſtelle, den zu dulden die Rechtsnachfolger des Geſamtinhabers 
einander gegenſeitig verpflichtet ſeien. Dieſer von Wolffs) 
vorgeſchlagene Ausweg hat, wie im Gegenſatz zum Reichsgericht 
betont werden muß, jedenfalls das Prinzip des Geſetzes zur 
Grundlage. Er hat aber den Fehler, daß hier mit bloßer 
gegenſeitiger Duldung noch kein ee brauchbarer Rechts⸗ 
zuſtand geſchaffen iſt. Die von Wolff weiter vertretene An⸗ 
nahme eines gemeinſamen Verwaltungs⸗ und Nutzungsrechts 
findet, wie das Reichsgericht zutreffend bemerkt, keine Grund⸗ 
lage im Geſetz — ſolange man mit Wolff und dem Reichs⸗ 
gericht der herrſchenden Meinung folgt, die hier kein Mit⸗ 
eigentum zuläßt, ſondern jedem der Nachbarn das Alleineigentum 
an den über ſeinem Boden ſtehenden Gebäudeteilen, ein halbes 
Haus alſo, zuſpricht. Betrachtet man das Gebäude dagegen 
als Miteigentum der beiden Nachbarn, fo ergibt ſich durch Ver⸗ 
waltung und Auseinanderſetzung der Gemeinſchaft ſofort eine 
alle Intereſſen berückſichtigende Rechtsgeſtaltung.?) Solche An⸗ 
nahme eines Miteigentums am Aufbau bei verteiltem 
Sondereigentum am Baugrund lag freilich den Ver⸗ 
faſſern des BGB. völlig fern; und die Auslegung des 
Geſetzes hat ihre Abſicht hierin bislang durchaus als maß— 
gebend betrachtet.!) Trotzdem ſteht dieſer Annahme der 
Inhalt des Geſetzes in keiner Weiſe entgegen. Denn das 
Inſtitut des Miteigentums iſt im BGB. ohne Beſchränkung 
auf beſtimmte Anwendungsfälle geregelt, und die wenigen von 
emeinſamen „Einrichtungen“ zweier Grundſtücke handelnden 
Vorſchriften (SS 921, 922 BGB.) beſchränken ſich auf eine 
Vermutung für ein Recht zu gemeinſchaftlicher Benutzung ſolcher 
Einrichtungen; über das Eigentum an ihnen ſagen ſie nichts. 
Auf der anderen Seite aber ergeben die Sachbegriffe des 
BGB., daß ein Gebäude nicht zu Bruchteilen in verſchiedenem 
Eigentum ſtehen kann. Nach § 94 BGB. find alle zur Her: 


— 


) a. a. O. S. 104. 

) Diefen Weg einzuſchlagen haben denn auch die unteren 
Inſtanzen in dem (RG. 70, 200) mitgeteilten Falle verſucht; ihre 
Gründe ſind nicht angeführt. 

„) Motive zum BGB. 3, 274; RG. 53, 311; Kommentare zu 
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ſtellung des Gebäudes eingefügten Sachen ſeine weſentlichen 
Beſtandteile, während das Gebäude ſelbſt weſentlicher Beſtand⸗ 
teil „des Grundſtücks“, wie das Geſetz ſagt, iſt. Der Auf⸗ 
bau des Geſetzes, das hier zunächſt das Verhältnis „Grund⸗ 
ſtück: Gebäude“, dann das „Gebäude: eingefügte Sache“ be⸗ 
ſtimmt, zeigt deutlich, daß Gebäudeteile kraft der Spezialvorſchrift 
in § 942 BGB. ſtets die rechtliche Zugehörigkeit des ganzen 
Gebäudes teilen und nicht noch neben ihm als „mit dem Grund 


und Boden feſt verbundene Sachen“ der allgemeineren Vor⸗ 


ſchrift in S 941 BGB. unterſtehen können. Es wird denn auch 
neuerdings anerkannt, daß beim Überbau eben kraft des § 94 
BGB. der Erbauer Alleineigentümer des ganzen Gebäudes bleibt 
auch inſoweit es über fremdem Boden ſteht.!!) Auch der 
V. ZS. des Reichsgerichts ſcheint dieſe Folgerung aus § 94 
BGB. zu ziehen bereit zu fein. !») Steht nun ein Gebäude derart 
auf zwei Grundſtücken, daß keines von dieſen präponderiert, 
vielmehr beide gleichen Anſpruch haben „das Grundſtück“ im 
Sinne von § 941 BGB. zu fein, fo ergibt die Geſetzesvorſchrift 
unmittelbar nur, daß das ganze Gebäude beiderſeits in ein 
andere Rechte ausſchließendes Eigentum fallen müßte, alſo eine 
Antinomie. Mithin muß man, um eine Löſung zu finden, zu 
freier Konſtruktion greifen, für die ſich zwei Möglichkeiten 
bieten: Die eine liegt in der von der herrſchenden Meinung 
vertretenen Teilung des Gebäudes dem Eigentumsrechte nach; 
fie verletzt die Fundamentalſätze der SS 93, 94 BGB., denn 
Gebäudeteile können nicht in verſchiedenem Recht ſtehen und aus 
einem Gebäude kann man auch nicht rechtlich zwei machen, 
weil der Begriff des Gebäudes kein ſpezifiſch juriſtiſcher, viel⸗ 
mehr vom Geſetz der e e entnommen iſt und in 
dieſer ein einheitliches Ganzes bezeichnet; 13) zu einem Wohn⸗ 
gebäude gehören nach der Verkehrsanſchauung vier Wände, wie 
das den bautechniſchen Tatſachen entſpricht, und deshalb iſt ein 
halbes Haus auch kein Gebäude im Sinne des Geſetzes. 1“) 
Die andere Möglichkeit bildet die Annahme eines Miteigentums 
am Aufbau bei geteiltem Sondereigentum am Baugrund; dem 
ſteht, wie ſchon nachgewieſen, kein poſitiver Rechtsſatz entgegen; 
höchſtens die ablehnende Meinung der Motive zum BGB. Da 
kann es ſchon theoretiſch nicht zweifelhaft ſein, daß die An⸗ 
nahme eines Miteigentums allein richtig iſt. Dem tritt hinzu, 
daß nur dieſe Konſtruktion ein praktiſch brauchbares Reſultat 
bietet, nämlich Erhaltung des Bauwerks ſtatt Zerſtörung, und 
Regelung der Verwaltung, Nutzung und Auseinanderſetzung 
durch die geſetzlichen Vorſchriften über die Gemeinſchaft. Es 
war eben ein Irrtum der Verfaſſer des BGB. zu glauben, 
die ſtrenge Teilung aller Grundſtücksaufbauten dem Eigentums⸗ 
rechte nach müſſe überall als Grundſatz des Liegenſchaftsrechts 
durchgeführt werden. Im Gegenteil ergibt im hier erörterten 
cen wie überhaupt bei einheitlichen Bauanlagen auf Grund⸗ 
tücken verſchiedener Eigentümer, insbeſondere bei den praktiſch 
ſo wichtigen gemeinſamen Brandmauern in geſchloſſener Be⸗ 
bauung, nur die Annahme eines Miteigentums am Aufbau 
eine befriedigende rechtliche Regelung aller entſtehenden tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe. Es ſteht daher zu hoffen, daß ſie von 
der Praxis auch gegen eine lang überlieferte Lehrmeinung durch— 
geſetzt werden wird. 


1) Staudinger Ben. 7 zu S 94 BGB.; OLG. Cöln, 
OL GRſpr. 13, 311; OLG. Düſſeldorf, Rhein Arch. 105, 49; 
106 S. 78, 164. Näheres hierüber und über eine abweichende 
ältere Meinung in „Gemeinſchaftliche Mauern“ a. a. O. S. 83 
Anm. 10. 

12) RG. 61, 192; 65, 363. 

1) Die Bemerkung des Reichsgerichts, RG. 70, 204, „dieſer 
Geſichtspunkt komme nicht in Betracht“, iſt unzutreffend. Ein Geſetz 
kommt ſtets in Betracht, wo fein Tatbeſtand erfüllt iſt. RG. a. a. O. 
verletzt den 5 94 BGB. durch Nichtanwendung. 

) Zum Begriff des Gebäudes ſ. auch Wolff a. a. O. S. 132 . 


und die dort angeführte ſtrafrechtliche Literatur. 


94 * 


148 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Verzeichnis 


der 


M22. 1909. 


Teilnehmer des anßerordentlichen Anwaltstages zu Leipzig 
am 21. November 1909. 


Abel, Max, RA., Eſſen a. Ruhr. 


Abraham, Dr. B., IR., Kiel. 
Adler, Max, RA., Döbeln. 
Alberti, Dr. Herm., IR., Dresden. 


Albrecht, Dr., RA., Hamburg. 

. Alexander, Dr. Kurt, RA., Berlin. 
. Altſchul, Dr. Wm., RA., Dresden. 
. Anſchütz, Dr. Reinh., IR., Leipzig. 
. Arndt, Dr., RA., Leipzig. 
Auerbach, Dr. Ernſt, JR., Frank⸗ 


furt a. M. 


. Axhauſen, RA., Leipzig. 
. Bacher, RA., Magdeburg. 
. Baer, Dr. M., RA., Coburg. 


Bärwinkel, M. F., RA., Leipzig. 


. Barban, Dr. Heinrich, RA., Leipzig. 
Barloch, Karl, RA., Neumünſter i. H. 
Barth, Hans, IR., Leipzig. 

. Baffenge, JR., Schweldnttz. 

. Baumeiſter, Max, RA., Weilheim 


(Oberbayern). 


. Beer, Dr., JR., Steglitz. 

Behr, RA., Poſen. 

Behrend, Dr. Felix, RA., Berlin. 
Behrendt, Johannes, JR., Danzig. 
Beier, Dr. Rudolf, RA., Leipzig. 
„Bender, Carl, RA., Nürnberg. 
Bendix, Dr. L., RA., Berlin. 
Berbig, Dr., RA., Berlin. 
Berger, Dr. Victor, RA., Leipzig. 
Berthold, Dr., JR., Elberfeld. 
Bettziech, Dr., RA., Altenburg. 
Beutler, Moritz, IR., Ehemnitz. 
Bickel, Dr. Fritz, RA., Wiesbaden. 
Bieber, Dr., JR., Berlin. 
Bielſchowsky, RA., Breslau. 

. Blüth, Dr., RA., Eiſenach. 
Böhm, IR., Sagan. 

. Böhme, Dr. Ernſt, RA., Leipzig. 
Bode, NA., Halberſtadt. 

. Bodenſtein, IR., Leipzig. 

. Bodlaender, Dr. S., RA., Berlin. 
Bokelmann, IR., Kiel. 


42. Bonnin, Dr. A., RA., Berlin. 
48. 
Bormann, RA., Hildesheim. 
Boyens, IR., Leipzig. 
Bräuer, Bruno, Ob IR., Dresden. 
Brecht, A., RA., Leipzig. 
Breit, RA., Berlin. 

. Breit, Dr. James, RA., Dresden. 
Breit, Max H., RA., Leipzig. 

. Brendel, Dr. G., RA., Leipzig. 
Bretzfeld, Dr. Fr., RA., Coburg. 


Bruck, Dr. Franz, Rel., Berlin. 
Brücklmeier, Bruno, Rel., Leipzig. 
Brückmann, Dr. W., RA., Berlin. 
. Burdaß, Dr. Leo, RA., Leipzig. 
Burkhard, RA., Erfurt. 
Burkhard, R., RA., Naumburg a. S. 
Cahn, Dr. H., RA., Nürnberg. 

. Carthaus, C., RA., Berlin. 
Caſper, Dr. Adolf, RA., Berlin. 
64. Chodziesner, RA., Charlottenburg. 
Cohn, IR., Tilſit. 

Cohn, Dr. Max, RA., Bonn. 
Cohn, Dr. Richard, RA., Leipzig. 
. Erome, IR., Berlin. 

. Deiß, Dr., Geh. IR., Leipzig. 

. Deßauer, IR., Magdeburg. 
Dietſch, Dr. Rudolf, RA., Leipzig. 
. Dittenberger. Dr., RA.. Halle a. S. 
Donat, Carl Hugo, RA., Leipzig. 
Doſe, Wolf. IR., Kiel. 
Dreſcher, Dr. Curt, RA., Leipzig. 
Dresdner, RA., Liegnitz. 
Drucker, Dr., IR., Leipzig. 
Drucker, Dr. Martin, RA. Leipzig. 
Dünkelsbühler, Max, RA., 


Ebert, Dr. Erich, RA., Dresden. 
Eckert, Karl, IR., München. 
. Eger, Dr. Leo, RA., Berlin. 
Ehrenwerth, IR., Stettin. 


Bopp, Dr., RA., Darmſtadt. 


Brink, RA., Bonn. 
Broh, Dr., RA., Berlin. 


München. 


f 


84. Eickhoff, Dr., IR., Leipzig. 


3 8 8 S8 8 8 28 


107. 
108. 


109. 


110. 
111. 
112. 
118. 
114. 
115. 
116. 


117. 
118. 
119. 


120. 
121. 


. Elze, JR., Halle a. S. 

. Enderlein, Dr. K., RA., Leipzig. 
. Engel, Dr. Willy, RA., Berlin. 
Engels, Dr. Joſeph, IR., Ruhrort. 
Erythropel, Dr., Geh. IR., Leipzig. 
Eulenberg, Ph., RU, Halle a. S 
Eyck, Dr. Erich, RA., Berlin. 
Feder, Dr. Ernſt, RA., Berlin. 
Fichtner, Dr., RA., Leipzig. 


Fiſcher, Fr., RA., Gotha 


Foehring, M., Halle a. ©. 
Frenzel, Dr. P. R., RA., Dresden. 
Freymond, Dr., RA., Markneu⸗ 


kirchen. 


Freytag, O. E., RA., Leipzig. 
Freitag, Dr. Ed., RA., Leipzig. 
Fromme, Dr., IR., Halberſtadt. 
Fürſt, Dr. R., RA., Heidelberg. 
Fuchs II., Dr. Eugen, IR., Berlin. 
Fuchs, Dr. Theodor, RA., Leipzig. 
Gänzel, Franz, RU, Leipzig. 
Galland, Dr., RA., Poſen. 
Ganz, Dr., Prof., RA., Leipzig. 


Gaze, Dr., RA., Halle a. S. 
Gehrke, Dr. Max, RA., Frank- 
furt a. M. 

Gelershöfer, Dr. Carl, Ra, 
Nürnberg. 

Geiger, Dr. A., RA., Frankfurt a. N. 
Geſſing, IR., Olbernhau. 
Gieſe, RA., Dresden. 

Gieſeke, IR., Magdeburg. 
Goering, Dr., Geh. Hofrat, Leipzig. 
Goldbeck⸗Löwe, IR., Kiel. 
Goldberg, IR., Marburg, Bezirk 
Caſſel. 

Goldberg, Dr. H., RA., Hildesheim. 
Goldmann, M., Magdeburg. 
Goldſchmidt, Dr. Guſtav A. G, 
RA., Berlin. 

Goldſchmidt, RA., Oſtrowo. 
Goldſchmidt, A., RA., Gera. 


0 
— 


„227 


38. 


122 


123. 
124. 
125. 
126. 
127. 
128. 
129. 
130. 
131. 
132. 
133. 
134. 
135. 
136. 
137. 
138. 
139. 
. Hanfen, Dr. Hans, RA., Flensburg. 
v. Harder, Alex., RA., Mannheim. 
Harries, NA., Kiel. 
Hartmann, Dr. Alb., RA., Dresden. 
Hartwich, IR., Berlin. 
Haußmann, C., RA., Stuttgart. 
Hegewald, Dr., JR., Dresden. 

. Heilberg, IR., Breslau. 

. Hetling, Dr. Hans, RA., Zwickau. 
Heilpern, S., RA., Leipzig. 

. Heilpern, Max, NA., Leipzig. 

. Hein, Paul, IR., Breslau. 
Heinitz, Ernſt, IR., Berlin. 
Heiſterbergk, JR., Freiberg i. S. 
Heller, Dr., RA., Eiſenach. 

. Helm, Dr., IR., Dresden. 
Helmke, Dr., RA., Hagen i. W. 
Herold, Joh., IR., Schweidnitz. 

. Herold, Paul, NA., Halle a. ©. 
Herr, Dr. Paul, RA., Hamm 1. W. 
Herzfeld, Dr. A., RA., Berlin. 
Herzfeld, Dr., RA., Eſſen a. Ruhr. 
Herzfeld, L., RA., Naumburg a. S. 
. Heymann, Sylwin, IR., Berlin. 
Hillig, Dr. Curt, RA., Leipzig. 
Hinrichſen, Dr. Rob., RA., Güſtrow. 
Hirſch, Cuno, RA., Coburg. 
Hirſekorn, Felix, IR., Berlin. 
Höer, Dr. Robert, RA., Breslau. 
Hoelzel, Dr., RA., Grimma. 
Hoffmann, Dr. W., RA., Lößnitz. 
Holbein, Dr., RA., Apolda. 
Holzapfel, RA., Leipzig. 
Horwitz, Dr. M., IR., Berlin. 
Hübler, Dr., RA., Leipzig. 

. Hübner, Dr. Paul, RA., Chemnitz. 
. Hündorf, Emil, IR., Halle a. S. 
. Hüffener, Dr. A., RA., Berlin. 

. Humfer, Dr. G. A., Geh. IR., 


Jahrgang. 


Gröger, Rich., IR., Schweldnitz. 
Groſſe, IR., Chemnitz. 

Groſſe, Dr. Hans, RA., Leipzig. 
Gundelfinger, Paul, RA., Berlin. 
Gutfeld, S. H., JR., Berlin. 
Gutfeld, Dr. Wilh., RA., Berlin. 
Haber, IR., Leipzig. 
Hachenburg, Dr., RA., Mannheim. 
Hacke, Geh. JR., Leipzig. 
Hadra, RA., Berlin. 

Haenel, K. E., RA., Chemnitz. 
Haenſell, Dr., RA., Jena. 
Häußler, Heinrich, RA., Leipzig. 
Ha gemeiſter, RA., Stralſund. 
Hagen, Dr. Reinh., RA., Leipzig. 
Hagen, Dr. Konrad, RA., Leipzig. 
Hahn, Max, IR., Berlin. 
Hahnemann, Dr. A., RA., Leipzig. 


Frankfurt a. M. 


Jacobſohn, Max, IR., Berlin. 
Jacobſohn, Dr. H., RA., Leipzig. 
Jaeſſing, RA., Leipzig. 

Jekel, Alexander, RA., Dresden. 
Jekel, Viktor, RA., Leipzig. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


184. Ihlow, Dr., RA., Torgau. 
| 


| 
| 


| 


185. 
186. 
187. 
188. 
189. 
190. 
191. 


John, RA., Halle a. S. 

Iſrael, Dr. Alfr., RA., Hamburg. 
Junck, Dr. Joh., IR., Leipzig. 
Jungwirth, RA., Eilenburg. 
Kaehler, Dr. P., RA., Flensburg. 
Kaempfer, Dr., RA., Poſen. 
Kaiſer, Dr. Joſeph, RA., Leipzig. 


Kaiſer II, Dr. Fritz, RA., Dresden. 
. Kallir, Dr. L., RA., Leipzig. 

. Kann, Dr. Richard, RA., Berlin. 
. Kaßler, Kurt, RA., Halle a. S. 
Kaufmann, Dr. Willy, RA., Leipzig. 
. Keller, Dr., RA., Leipzig. 
Kertſcher, Dr., RA., Altenburg. 
Kirſchbaum, Dr., RA., Berlin. 

. Kirften, C. A., JR., Gotha. 

. Kleinau, Dr. J., RA., Bitterfeld. 
. Kleinert, Dr. M., RA., Leipzig. 
Kleinrath II, O., RA., Hannover. 
. Klemmert, Dr., RA., Würzburg. 
. Klien, Dr. Georg, RA., Leipzig. 
Klöppel, Friedrich, RA., Dresden. 
Klotz, Dr., RA., Markranſtädt. 
Kober, Leopold, RA., Berlin. 
Koehler, Otto, RA., Elberfeld. 

. Köhler, Dr. C., RA., Hildesheim. 
. Körner I, Dr. Emil, Geh. IR., 


Dresden. 


Körner, Dr. W., RA., Eiſenach. 

. Körner, Dr. W., RA., Borna. 

. Koppel, Dr. Friedrich, IR., Berlin. 
. Korißer, Dr. Heinr., RA., Leipzig. 
Kraemer, Dr., RA., Torgau. 

. Kraner, Artur, RA., Leipzig. 

. Kraufe, NA., Charlottenburg. 
Kreß, Dr. Otto, RA., Leipzig. 
Kreſſe, Dr. Alfred, RA., Leipzig. 
Kretſchmann, Dr. C., IR., Leipzig. 
. Kühne, Richard, RA., Wiesbaden. 
Dr. Kuhfus, RA.. Altenburg. 


Kuntze, W., RA., Charlottenburg. 


„Kurlbaum, RA., Leipzig. 

. Kufel, RA., Karls ruhe. 
Landsberg, IR., Poſen. 
Leander, Dr., RA., Berlin. 
Lebrecht, RA., Leipzig. 
Lehmann, Joh., RA., Dresden. 
Lehmann, Dr. Rud., RA. Leipzig. 
Lemberg, Dr., RA., Breslau. 
Lengnick, Dr., IR., Leipzig. 
Leo, Dr. Wilh., RA., Leipzig. 
Levi, Dr., RA., Görlitz. 
Levy, Max, RA., Berlin. 


Lewald, Geh. IR., Leipzig. 
Lewinsky, Arnold, IR., Berlin. 


Lewinsky, Adolf, RA., Berlin. 
Leyn, Alfred, RA., Meerane i. S. 


Leyſer, Dr. Emil, RA., Leipzig. 
Liebe, Franz Bruno, IR., C hemnitz. 


Limmer, Dr., NA., Chemnitz. 


Lisco, IR., Berlin. 


Liſt⸗Sening, Dr. H., RA., Leipzig. 


749 


Loewenſtein, Dr. Rudolf, RA., 


Stuttgart. 


Loewenſtein, Dr. B., RA., Leipzig. 
Lohſe, Dr., Geh. Hofr., IR., Lelpzig. 
Lohſe, RA., Oldenburg i. O. 
Lommitz, RA., Berlin. 

. Maaſer, Dr., RA., Jena. 

. Maeſer, Dr. Arthur, RA., Dresden. 
Mainzer, Dr. R., RA., Stuttgart. 
Malkwitz, IR., Leipzig. 

. Mancke, Dr., RA., Leipzig. 

. Mand, Robert, RA., Bonn. 

. Marcufe, Dr. Martin, RA., Berlin. 
Margoninsky, RA., Berlin. 
Markert, K., RA., Leipzig. 

. Marſchner, Alfred, RA., Leipzig. 
Martens, Otto, RA., Kiel. 
Martin, Heinrich, RA., Leipzig. 

. Mafur, Oskar, NA., Berlin. 
Mehnert, Carl, RA., Altenburg. 
. Meidner, Dr., RA., Breslau. 
Melos, IR., Leipzig. 

Merz, Dr., RA., Plauen. 
Meutzner, RA., Olbernhau. 

. Meyer, RA., Halle a. S. 

. Meyer, Dr., IR., Celle. 
Mittaſch, Dr., Ob.⸗JR., Dresden. 
. Moſes, IR., Stargard i. Pomm. 
. Moffon, IR., Angermünde. 
Mühring, RA., Jarotſchin. 

. Müller, Dr. Carl, RA., Leipzig. 
. Müller, Georg, RA., Chemnltz. 

. Mund, Dr. Richard, RA., Berlin. 
.Nathanſohn, L., RA., Dresden. 
. Netcke, RA., Plauen. 

Neu, NA., Leipzig. 

Neubert, O., RA., Leipzig. 
Neugebauer, Dr. H., RA., Leipzig. 
. Neumann, Dr. H., JR., Berlin. 
Niemeyer, Dr. L., RA., Hamburg. 
Nieſchling, RA., Flensburg. 

. Nieje, JR., Kiel. 

Oelenheinz, Dr., RA., Mannheim. 
.Ohrt, RA., Kiel. 

Ollendorff, J., JR., Berlin. 
Oppenheimer, JR., Hildesheim. 
Oßwald, W., RA., Plauen. 
Otto, Dr. Hans, RA., Leipzig. 
Pabſt, RA, Halle a. S. | 
. Benzig, Dr., RA., Leipzig. 
Peter, Dr. Alex., JR., Leipzig. 
Peters, J., RA., Bonn. 

v. Petrikowsky, Dr., IR., Plauen. 
. Bezoldt, Dr., RA., Plauen. 
Pfahler, 


Philipp, RA., Bad 


Reichenhall. 


Pfeiffer, Dr., RA., Plauen. 
Philipp, Dr. Erich, RA., Dresden. 
Pierner, Gg., RA., Hersbruck bei 


Nürnberg. 


Pleißner, Dr. Gg., IR., Dresden. 
Poerſch, Dr., RA., Leipzig. 
Prieſter, Harry, RA., Berlin. 


Prinz, Heinrich, RA., Berlin. 
Pürſchel, Dr., RA., Oſtrowo. 
Püſchel, Dr. Hans, RA., Breslau. 
Purſche, Dr. Georg, RA., Halle a. S. 
Putzler, IR., Leipzig. 

. Querll, Willy, RA., Leipzig. 

. Rau, Alfred Karl, RA., Leipzig. 

. Rauert, Dr. Paul, RA., Hamburg. 
Reiche, Dr., IR., Berlin. 
Reichenbach, M., RA., Dresden. 
Reichert, Dr. J., IR., Hannover. 
. Reinhard, Hans, IR., Zwickau. 
Reißert, IR., Erfurt. 

. Reufchle, Dr., RA., Borna. 
Richter, Dr. A., RA., Leipzig. 
Riecke, RA., Halle a. S. 

. Riedel, Dr. Curt, RA., Leipzig. 

. Riegner, Heinrich, RA., Berlin. 

. Rinagel, Hans, RA., Bamberg. 
5. Roediger, Herm., RA., Mannheim. 
Roehrig, Dr., RA., Dingelſtaedt. 
Roemer, IR., Bochum. 
Römiſch, Dr. Walt., RA., Dresden. 
. Roeſer, Franz, RA., Freiſing. 

. Rommeney, Dr., RA., Leipzig. 
Ronniger, Paul, RA., Leipzig. 

. Rofe, RA., Harburg a. E. 

. Rofenberg, Ludwig, RA., Berlin. 
. Rofenfranz, Dr., RA., Kelling⸗ 


huſen. 


5. Roſenthal, Walter, RA., Berlin. 
. Rofenthal, Dr. Wilhelm, NA., 


München. 


. Roth, Max, JR., Döbeln. 
Roth, NA., Berlin. 
Rothbarth, Dr. Ph., RA., Frank⸗ 


furt a. M. 


. Rothe, Curt, RA., Chemnitz. 

. Rudert, R., IR., Leipzig. 

. Rüdiger, Karl, RA., Leipzig. 

. Rumpf, J. B., RA., Bad Aibling. 


Ruprecht, H., RA., Coburg. 


Sachs, Geh. IR., Leipzig. 
Saenger, Dr. Bruno, RA., Berlin. 
. Salzburg, Dr. Fr., RA., Dresden. 
Sammet, Paul, RA., Leipzig. 

. Sander, E., RA., Hildesheim. 
Saupe, Dr. Eugen, RA., Leipzig. 
Schall, Dr., JR., Leipzig. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


352. 
353. 
354. 
355. 
.Schnauß, IR., Leipzig. 

. Schöne, Paul, RA., Dresden. 
Schönwald, Dr., RA., Leipzig. 

. Schöppler, Dr. Emil, RA., Leipzig. 
. Schreder, Karl, RA., Erfurt. 

. Schröder, Heinrich, RA., Berlin. 
. Schütt, Carl, RA., Neumünſter. 
Schütz, Dr., IR., Reichenbach i. V. 
Schuberth, Dr. G., RA., Dresden. 
Schulz, Paul, RA., Charlottenburg. 
Schulze, Dr., JR., Delitzſch. 
Schuricht, Rich., RA., Plauen. 
Schuſter, Dr., RA., Leipzig. 
Seelig, Dr., Geh. IR., Leipzig. 
Seyferth, Dr. Curt, RA., Leipzig. 
. Siede, Dr. Wilh., RA., Leipzig. 

. Siehr, Dr. Karl, RA., Königs⸗ 


Schatz, Joh., RA., Leipzig. 
Schiefer, RA., Leipzig. 
Schleich, Dr., RA., Dresden. 
Schleſinger, Georg, RA., Leipzig. 


berg i. Pr. 


Simon, Dr. Hans, RA., Berlin. 
. Simon, Dr. G. Wilh., RA., Leipzig. 
Sinn, P., JR., Rendsburg. 
Sluzewski, IR., Berlin. 
Soldan, Hans, RA., Mainz. 

. Sommerfeld, Dr., RA., Eiſenach. 
. Speyer, RA., Eiſenach. 

. Spier, Dr. Guſtav, RA., Frank⸗ 


furt a. M. 


. Spilling, RA., Halle a. S. 

. Springer, Bruno, NA., Berlin. 

. Stade, Dr. J. C., RA., Dresden. 
Stams, NA., Görlltz. 

. Stauß, Dr., RA., Zwickau. 
Steigerthal, Georg, RA., Wolfen⸗ 


büttel. 


. Steinitz, Dr. Kurt, RA., Breslau. 
v. Stern, Ober-IR., Chemnitz. 
. Sternau, Dr. Leop., JR., Frank— 


furt a. M. 


. Stranz, Dr. J., JR., Berlin. 
Suchsland, Osk., RA., Halle a. S. 
. Suppe3, Dr. Ernſt, RA., Dresden. 
. Sujemihl, IR., Kiel. 

. Syring, JR., Leipzig. 

. Täſchner, Dr., RA., Leipzig. 
Tegetmeyer, Dr., RA., Leipzig. 


M 22. 1909. 


.Tetzner, E., RA., Chemnitz. 

. Thiele, Ad., RA., Leipzig. 
Thiemann, RA., Braunſchweig. 
Thierſch, Dr., RA., Leipzig. 

. Toeplit, Alfred, RA., Dresden. 
Tſcharmann, Dr. P., RA., Leipzig. 
Tucholski, Max, NA., Berlin. 
Tumpowsky, Dr. A., RA., Leipzig. 
Unger, Dr. Johannes, RA., Leipzig. 
. Unger, Hermann, NA., Dresden. 
. Bentur, Dr. F. W., RA., Leipzig. 
. Berges, Dr. O., RA., Leipzig. 
„Voigt, Dr., RA., Leipzig. 
Wachtel, Dr. Julius, RA, Leipzig. 
. Wagner, Dr., RA., Freiberg 1. S. 
Waldheim, Leopold, RA, Leipzig. 
Weckwerth, RA., Görlik. 

. Wedenann, RA., Brand 1. S. 
Weigand, F., RA., Dresden. 

. Weigelt, RA., Erfurt. 
Weingart, Dr. Eugen, RA., Mann⸗ 


heim. 


Weißler, IR., Halle a. S. 

. Wendt, Dr. Franz, RA., Leipzig. 
. Werner, Emil, RA., Magdeburg. 
. Wernid, Dr. Max, IR., Eiſenach. 
. Weftmann, S., RA., Berlin. 
Weyrauch, Wilh., RA., Hultſchin. 
Wildhagen, Dr., IR., Leipzig. 
Wilke, Carl, JR., Berlin. 
Wiſztyniecki, RA., Königs⸗ 


berg i. Pr. 


Wittkowski, Dr. Rich., RA., Berlin. 
Wochinger, Karl, RA., Laufen a. S. 
Wohrizek, Dr. Emil, RA., Leipzig. 
. Wolff, Dr. Max, RA., Liſſa. 
Wolff, Gottfried, RA., Parchim. 
. Wolffenftein, Dr. Emil, NA., 


Berlin. 


Wreſchner, Ludwig, JR., Berlin. 
Wrzeſzinski, Dr., RA., Berlin. 
Zander, JR., Erfurt. 

Zelter, Georg, JR., Stettin. 

. Benettl, 
„Ziegler, RA., Dresden. 
. Ziel, RA., Leipzig. 
Zimmermann, O., RA., Leipzig. 
Zinkeiſen, Dr. B. A., RA., Leipzig. 
412. 


JR., Leipzig. 


Zinkeiſen, Dr. A. A., RA., Leipzig. 


erh 
1 


38. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


751 


Verhandlungen 


des 


Außerordentlichen Deutſchen Anwaltstages 


zu Ceipzig 
am Sonntag, den 21. November 1909. 


Stenographiſcher Bericht. 


Der Vorſitzende des Deutſchen Anwaltsvereins, 
Geheime Juſtizrat Dr. Erythropel, Leipzig, eröffnet 
die Sitzung um 12 Uhr. 


Vorſitzender: Ich eröffne den außerordentlichen 
Anwaltstag. 

Meine Herren, es iſt Ihnen bekannt, daß infolge 
der Vorgänge auf dem Anwaltstag in Roſtock ein Teil 
der Mitglieder des Vorſtandes die Niederlegung ihrer 
Amter angekündigt hat. Es gab dies den in Roſtock 
neugewählten Herren Kollegen Anlaß, ihrerſeits Be⸗ 
denken zu tragen, die Wahl anzunehmen. Wir haben 
uns deshalb im Intereſſe des Vereins dahin geeinigt, 
daß ein außerordentlicher Anwaltstag berufen werden 
ſollte, daß wir bis zu dieſem außerordentlichen Anwalts⸗ 
tage die Geſchäfte fortführen wollten, daß aber heute 
ſämtliche Vorſtandsmitglieder ihre Mandate zur Ver⸗ 
fügung des Anwaltsvereins ſtellen. 

Meine Herren, die Einberufung mußte noch nach 
den alten Statuten erfolgen, weil ſich der Eintragung 
der Satzungsänderungen Hinderniſſe in den Weg 
ſtellten. Die Einberufung iſt erfolgt durch den der- 
zeitigen Vorſitzenden, alſo durch mich, nach den Vor— 
ſchriften der Satzungen durch Bekanntmachung in der 
ar Wochenſchrift und im Reichsanzeiger. Es 
ind dreimal Einladungen erfolgt, weil ſich Anderungen 
in der Tagesordnung als notwendig ergaben. Die 
erſte Bekanntmachung, die ſich lediglich auf die Neuwahl 
bezieht, iſt erfolgt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
Nr. 18 vom 15. Oktober und im Reichsanzeiger Nr. 240 
vom 11. Oktober, 4. Beilage. Es wurde dann von 
ſeiten des Schriftführers des Vorſtandes angeregt, daß 
ſich ein Zuſatz zu den Satzungen wünſchenswert 
mache — Herr Dr. Drucker wird nachher das Wort 
dazu nehmen; das hatte zur Folge, daß eine neue 
Einladung erfolgte in Nr. 19 der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift vom 1. November und in Nr. 258 des Reichs⸗ 
anzeigers vom 1. November, 5. Beilage. Jetzt traten 
an uns zweierlei Anregungen heran: einmal, es möge 
die Zeit der Tagung nicht auf 11, ſondern auf 12 Uhr 
beſtimmt werden, weil in der Zwiſchenzeit noch eine 
Reihe von Zügen in Leipzig eintreffen — wir 


glaubten dieſer Anregung Folge geben zu müſſen. 
Zweitens trat an uns der Wunſch heran, es möge ſich 
der Anwaltstag — und das wird ja ein wichtiger 
Gegenſtand unſerer Beratung ſein —, obgleich der 
Geſetzentwurf der Regierung über die Abänderung der 
Zivilprozeßordnung noch nicht vorliegt, aber doch bereits 
Andeutungen durch die Preſſe in gewiſſer Richtung 
darüber gemacht ſind, und es wahrſcheinlich iſt, daß 
der Entwurf derartige Beſtimmungen enthalten werde, 
mit dieſem Entwurf beſchäftigen, daß alſo eine Be⸗ 
ſprechung über die Beſchränkung der Reviſion bald⸗ 
möglichſt erfolge. Auch dieſer Anregung glaubten wir 
Folge geben zu müſſen, und es iſt eine diesbezügliche 
neue Bekanntmachung erlaſſen in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift Nr. 20 vom 15. November und im 
Reichsanzeiger Nr. 268 vom 12. November, 3. Beilage. 

Meine Herren, nach dem alten Statut, das heute 
noch gilt, führt den Vorſitz auf dem Anwaltstage der 
Vorſitzende des Vorſtandes, bzw. deſſen Stellvertreter 
oder in deſſen Behinderung ein anderes vom Vorſtande 
gewähltes Mitglied; der Anwaltstag kann Stellvertreter 
des Vorſitzenden aus den anweſenden Mitgliedern des 
Anwaltstages erwählen. Nach meiner Auffaſſung be⸗ 
ſteht in dem Augenblick, wo der Anwaltstag eröffnet 
worden iſt, der Vorſtand überhaupt nicht mehr; es 
kann alſo weder von mir noch von einem anderen 
Mitglied des bisherigen Vorſtandes der Vorſitz geführt 
werden, und ich bitte Sie deshalb, aus der Zahl der 
anweſenden Mitglieder Vorſitzende und Schriftführer 
zu wählen. Ich möchte Ihnen vorſchlagen, als Vor⸗ 
ſitzenden zu wählen Herrn Oberjuſtizrat Dr. Mittaſch⸗ 
Dresden, Vorſitzenden der Anwaltskammer für 
Sachſen, als Stellvertreter Herrn Geheimen Juſtizrat 
Dr. Humſer-Frankfurt aF. M. — ich freue mich ganz 
beſonders, daß er hier heute erſchienen iſt — und Herrn 
Rechtsanwalt Freytag Leipzig; als Schriftführer 
Herrn Rechtsanwalt Dr. Seyferth und Herrn Rechts⸗ 
anwalt Dr. Kaufmann, beide in Leipzig. — Wenn 
kein Widerſpruch erfolgt, nehme ich an, daß Sie die 
vorgeſchlagenen Herren durch Akklamation gewählt 
haben, und bitte ſie, hier am Vorſtandstiſche Platz 


zu nehmen. (Geſchieht) 


— — . — 
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Vorſitzender Oberjuſtizrat Dr. Mittaſch⸗Dresden: 
Meine hochgeehrten Herren Kollegen! Nur nachdem 
Herr Geheimrat Erythropel auf wiederholtes Be— 
grüßen es abgelehnt hat, hier noch für dieſe Wahl⸗ 
verhandlung den Vorſitz zu übernehmen, iſt Ihnen der 
Vorſchlag gemacht worden, daß ich dieſe Wahl leiten 
ſoll. Ich übernehme das Amt mit dem Ausdruck des 
Dankes für das ehrenvolle Vertrauen, welches Sie mir 
durch dieſe Wahl erwieſen haben, bitte, mit dem guten 
Willen Vorlieb zu nehmen, wenn etwa in der geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Behandlung der Sachen nicht alles 
leicht und glatt gehen ſollte, — was aber hoffentlich 
nicht eintreten wird. 

Hochgeehrte Herren! Ehe wir zur Erledigung der 
Tagesordnung ſchreiten, halte ich es für unſere Pflicht, 
einen Zoll des Dankes abzuſtatten an diejenigen Herren 
Kollegen, die bis jetzt mit Fleiß, mit Geſchick, mit 
Umſicht und vorzüglichem Erfolge die Geſchicke des 
Deutſchen Anwaltvereins geleitet haben. 

(Bravo!) 


Meine Herren, wir ſtehen heute vor einer wichtigen 
und ernſten Entſcheidung. Wir können uns wohl nicht 
verhehlen, daß viele von uns ſagen und denken: zu 
neuen Ufern lockt ein neuer Tag! Neue Ziele ſollen 
erſtrebt werden, und neue Mittel ſind dazu an⸗ 
zuwenden nach der Anſicht einer großen Anzahl von 
Kollegen. Meine Herren, aber eins wird nach meiner 
Anſicht auch in dem neuen Vorſtande und in dem 
kleinen Parlament, das wir nach den neuen Statuten 
ſchaffen wollen zweifellos als suprema lex beſtehen 
bleiben: die Wahrung der Ehre, der Freiheit und 
Unabhängigkeit unſeres Standes nach außen, die 
Pflege von Lauterkeit und Reinheit der Geſinnung bei 
Ausübung unſerer Berufspflichten, die Aufrecht⸗ 
erhaltung idealer Auffaſſung derſelben, aber auch die 
Wahrung unſerer Rechte, Mitwirkung bei der Schaffung 
der zur Erzielung einer geſunden und gedeihlichen 
Rechtspflege in deutſchen Landen nötigen Geſetzgebung 
und Geſetzesanwendung. 

(Bravo!) 


Meine Herren, auf das Panier der neuen Ver⸗ 
tretung wird ebenfalls zu ſetzen ſein: Kampf denen, 
die uns dieſe ideale Auffaſſung unſeres Berufes ver⸗ 
kümmern oder gar abſprechen und dem Publikum 
glauben machen wollen, daß wir in egoiſtiſcher Auf⸗ 
faſſung unſerer perſönlichen Intereſſen das Streben 
nach Recht und Wahrheit verloren hätten oder im 
Begriff ſeien, es zu verlieren, und aus ſolchen Motiven 
zur künſtlichen Vermehrung der Prozeſſe beitrügen 

(lebhafter Beifall), 
und uns dabei die Prozeßlüge ein unentbehrliches 
Handwerkszeug ſei. 
(Andauernder lebhafter Beifall.) 


Kampf ſolchen Anſichten, meine Herren! Kampf auch 
denen, die die engen Grenzen, welche die Wahrung der 
Standesehre jedem Einzelnen von uns in ſeiner Berufs⸗ 
betätigung gezogen hat, durchbrechen oder dieſe Feſſeln 
zum Nachteil der Allgemeinheit von ſich abſtreifen 
wollen. 

Freudige Hingabe aber, meine Herren, an die uns 
geſtellte hohe Kulturaufgabe, als wahre Freunde des 


22. 1909. 


Rechtes und der Wahrheit, in gewiſſenhafter Weiſe auf 
Erzielung einer ſchnellen und gerechten Rechtspflege 
hinzuwirken und denen, die unſeren Rat und Schutz 
begehren, wahre Rechtsfreunde im idealen Sinne zu ſein. 

Meine Herren, das ſind nach meiner Anſicht die 
ehernen Prinzipien, nach denen auch die neue Ver⸗ 
tretung des Anwaltſtandes im Deutſchen Anwalt: 
verein verfahren muß. Und wenn Sie das billigen 
und annehmen, ſo kann ich nur ſagen, daß wir alle 
— wenigſtens meine ſächſiſchen Kollegen und diejenigen, 
denen ich ſonſt naheſtehe — einmütig der Anſicht ſind, 
daß der bisherige Vorſtand des Vereins allezeit dieſe 
Prinzipien treu gewahrt und die Intereſſen unſerer 
Anwaltſchaft nach innen und außen auf das beſte und 


würdigſte vertreten hat. 


(Bravo!) 

Meine Herren, wir würden es mit großer Freude be» 
rüßt haben, wenn unſer hochverehrter bisheriger 
orſitzender Geheimrat Erythropel ſich von den Ge⸗ 

ſchäften nicht zurückgezogen hätte, ſondern als Marſchall 

Vorwärts auch an der Spitze des neuen Vorſtandes 

marſchiert wäre. (Bravo!) 


Wir bedauern es außerordentlich, daß Herr Kollege 
Erythropel dazu nicht zu beſtimmen geweſen it 
Um ſo mehr iſt es unſere Pflicht, meine Herren, daß 
wir vor dem Beginn der heutigen Verhandlungen ihm 
und ſeinen trefflichen Mitarbeitern, beſonders den 
Kollegen Deiß, Eckert, Langbein, die Amter im Vor⸗ 
ſtand inne hatten, unſeren herzlichen Dank ausſprechen 
für alles das, was ſie für den Deutſchen Anwaltverein 
etan haben. Ich bitte Sie, meine Herren, ſich zu 
hren des bisherigen Vorſtandes von Ihren Sitzen 


zu erheben. (Geſchieht. ) 
Meine Herren, wir gehen zu unſerer Tages⸗ 
ordnung über, deren erſter Gegenſtand iſt: 
Neuwahl des Vorſtandes. 


Ich habe Ihnen mitzuteilen, daß die Abnahme der 
Stimmzettel in folgender Weiſe beabſichtigt iſt. Sie 
ſehen hier vor ſich eine Reihe von Kollegen ſitzen, 
die als Wahlbureau zu fungieren ſich freundlichſt bereit 
erklärt haben; es ſind das die Herren Rechtsanwälte 
Brecht, Breit, Dr. Hagen, Gänzel, Dr. Teget⸗ 
meier, Ziel, Holzapfel, Dr. Kluth, Heilpern, 
Dr. Armin Hahnemann, Dr. Raydt, Dr. Burckas, 
Dr. Wohrizek, Dr. Rommeney, Dr. Cohn, Dr. Ed- 
ſtein, Dr. Rau, Dr. Keller, Neu, Dr. Jacobſon, 
Dr. Zinkeiſen, Dr. Tumpowsky. Meine Herren, 
ſind Sie damit einverſtanden, daß dieſe Herren als 
Wahlgehilfen fungieren? 

(Jawohl!) 

Meine Herren, Sie ſehen hier Plakate aufgeſtellt, 
aus denen Sie ſich leicht orientieren werden, an welcher 
Stelle jeder ſeinen Wahlzettel abzugeben hat. Die 
Herren Wahlgehilfen werden in den ihnen vorliegenden 
Liſten der Vereinsmitglieder bei jedem einzelnen, der 
ſeinen Zettel abgibt, ein Zeichen eintragen und auf 
dieſe Weiſe eine Anweſenheitsliſte feſtſtellen. 

Die Wahl erfolgt, wie ſchon Herr Geheimrat 
Erythropel hervorgehoben hat, nach dem bisherigen 
Statut, nicht nach den neuen Satzungen. Es wird 
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alſo einfach der Stimmzettel abgegeben, und die Aus⸗ 
zählung der Stimmen wird ſodann erfolgen. 

Ich habe nun zunächſt zu fragen, ob zu den Wahl⸗ 
vorſchlägen, die den Herren gemacht ſind, von jemand 
das Wort begehrt wird. Herr Kollege Freytag 
wünſcht ſich dazu zu äußern. 


Rechtsanwalt Freytag ⸗Leipzig: Ich will zunächſt 
nur die Frage ſtellen, meine Herren, ob Sie überhaupt 
eine Debatte wünſchen? | 


. (Nein, nein!) 
Dann könnten wir alſo einfach zur Abſtimmung ſchreiten. 
(Jawohl!) 


Juſtizrat Dr. Junck-⸗Leipzig (zur Geſchäftsordnung): 
Meine Herren, ich ſehe auf einem der hier verteilten 
Wahlzettel meinen Namen. Ich gebe hiermit die Er⸗ 
klärung ab, daß ich nicht in der Lage wäre, eine Wahl 
anzunehmen, weil ich eine Tätigkeit im Vorſtande des 
Anwaltvereins nicht vereinbaren könnte mit den von 
mir fonft übernommenen Pflichten. 


Juſtizrat Hündorf⸗ Halle a. S.: Nachdem Herr 
Kollege Junck zu unſerem lebhaften Bedauern auch heute 
wieder dieſe Erklärung abgegeben hat, muß ich bitten, 
unſere Liſte abzuändern und an Stelle des Herrn 
Dr. Junck einen anderen Herrn vom Reichsgericht zu 
wählen. Ich perſönlich würde mich damit einverſtanden 
erklären, Herrn Juſtizrat Haber an ſeiner Stelle auf 
die Liſte zu ſetzen. Im übrigen bitte ich, auch noch 
zwei weitere Anderungen vorzunehmen und an Stelle 
der Herren Kollegen Irmler-Berlin und Juſtizrat 
Zelter-Stettin, die die Annahme einer Wahl ab⸗ 
gelehnt haben, die Herren Juſtizrat Jacobſohn— 
Berlin und Heiliger-Köln zu ſetzen. 

Der ſo berichtigten Liſte bitte ich dann möglichſt 
einmütig zuzuſtimmen. Sollte einer oder der andere 
der Herren Kollegen noch Anderungen bei ſeiner Ab⸗ 
ſtimmung vornehmen wollen, ſo bitte ich namens der 
Hallenſer Kollegen, dies jedenfalls ſo zu tun, daß 
unſerm Kollegen Dr. Dittenberger ein Platz im 
Vorſtande geſichert iſt. Der Wunſch, daß das ver⸗ 
hältnismäßig kleine Halle im Vorſtande vertreten wird, 
erſcheint nicht unbeſcheiden, wenn man erwägt, daß 
der Anſtoß zu der nunmehrigen Neuorganiſation des 
Vereins ſeinerzeit von uns Hallenſern ausgegangen 
und daß in den letzten zwei Jahren die meiſte Arbeit 
in dem Geſchäftsausſchuſſe, wie Herr Kollege Drucker 
bereits in Roſtock ausgeführt hat, von Halliſchen 
Kollegen, namentlich von unſerm Dittenberger ge— 
leiſtet iſt. 


Juſtizrat Ernft Heinitz⸗Berlin: Im Anſchluß an 
die Worte meines Herrn Vorredners habe ich Ihnen 
lediglich mitzuteilen, daß Herr Kollege Irmler aus 
Berlin mich ausdrücklich beauftragt hat, in ſeinem 
Namen zu erklären, er wünſche nicht, in den Vorſtand 
des Deutſchen Anwaltvereins gewählt zu werden, und 
bitte daher, von ſeiner Wahl Abſtand zu nehmen. 


Juſtizrat Dr. Berthold⸗Elberfeld: In der Lifte der 
Halleſchen Kollegen vermiſſen wir eine Vertretung von 
Rheinland und Weſtfalen. Ich möchte ſämtlichen 
Herren Kollegen empfehlen, die beiden großen Ober: 
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landesgerichte Köln und Düſſeldorf durch ein Mitglied 
im Vorſtande vertreten zu laſſen. Der Name des 
Herrn Juſtizrat Heiliger⸗Köln iſt genannt worden, 
und ich möchte unter allen Umſtänden empfehlen, den 
Herrn Kollegen Heiliger auch zu wählen. 


(Bravo!) 


Vorſitzender: Ich bitte die Herren, nunmehr ihre 
Wahlzettel in der vorhin erörterten Weiſe abzugeben. 
(Geſchieht.) 

Sollte einer der Herren Kollegen noch nicht ab- 
geſtimmt haben, ſo bitte ich ihn, ſeinen Zettel jetzt 
abzugeben, da wir die Wahlhandlung gleich ſchließen 
wollen. (Pauſe.) 


Die Abgabe der Stimmzettel iſt geſchloſſen. 

Ich ſchlage den Herren vor, daß wir die Aus⸗ 
zählung der Zettel und die Feſtſtellung des Reſultats 
den Herren Wahlgehilfen unter Zuziehung zweier 
Herren vom Bureau überlaſſen und inzwiſchen in der 
Tagesordnung fortfahren. 

(Zuſtimmung.) 

Wir kommen alſo jetzt zu Punkt 2 unſerer Tages⸗ 

ordnung: 
Antrag des Vorſtandes, zum 8 11 Abſ. 7 
der Satzungen vom 10. September 1909 
folgenden Zuſatz zu beſchließen: 
Die Wahl der Vertreter erfolgt erſt⸗ 
malig nach dem Stande der Mitglieder⸗ 
zahlen am 1. Januar 1910 iu den beiden 
erſten Monaten des Jahres 1910 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1910. 


Berichterſtatter Rechtsanwalt Dr. Drucker⸗Leipzig: 
Meine Herren, dieſer Punkt der Tagesordnung wird 
Sie nicht lange auſhalten. Sie wiſſen, daß in Roſtock 
bei der Statutenberatung beſchloſſen worden iſt, die 
Wahl der Vertreterverſammlung nach dem Stande der 
Mitgliederzahl vom 1. November vorzunehmen, und 
zwar in den letzten Monaten des Jahres. Als das 
beſchloſſen wurde, konnte man nicht vorausſehen, daß 
der weitere Verlauf der Vereinsgeſchichte ſich der Vor⸗ 
nahme der Wahl in den zwei letzten Monaten des 
laufenden Jahres entgegenſtellen würde. Es iſt nicht 
möglich, die Vertreterwahlen noch im Jahre 1909 
auszuſchreiben; es wird allerfrüheſtens möglich ſein, 
ſie im Anfang des Jahres 1910 vorzunehmen. Da 
nun ſeit dem Roſtocker Anwaltstage eine ungewöhnlich 
große Anzahl von Kollegen ihren Beitritt zum Anwalts⸗ 
verein erklärt hat 

(Bravo!), 


würde, wenn es bei der Beſtimmung des Statuts 
bliebe, dieſe große Anzahl von Kollegen von der Be— 
teiligung an der Wahl ausgeſchloſſen ſein. Es wird 
daher der Billigkeit entſprechen, wenn die Wahlen erſt— 
malig nach dem Mitgliederſtande vom 1. Januar 1910 
erfolgen und demgemäß in den beiden erſten Monaten 
des Jahres 1910 vorgenommen werden. Dahin richtet 
ſich der Ihnen vorgelegte Antrag des Vorſtandes, und 
ich bitte um deſſen Annahme. 
| (Bravo!) 
95 
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Abſtimmung. Der Antrag wird einſtimmig an⸗ 
genommen. 


Punkt 3 der Tagesordnung: 
Ausſchließung des Rechtsmittels der Re⸗ 
viſion bei übereinſtimmenden Entſchei⸗ 
dungen des Landgerichts und des Ober⸗ 
landesgerichts (duae conformes). 


Berichterſtatter Oberjuſtizrat WVräner: Dresden: 
Meine hochgeehrten Herren Kollegen, auf die heutige 
Tagesordnung iſt auf Antrag der Berliner Kollegen vom 
Kammergericht ein höchſt wichtiger Punkt geſetzt worden: 

Ausſchließung des Rechtsmittels der Reviſion 
bei übereinſtimmenden Entſcheidungen des Land— 
gerichts und des Oberlandesgerichts (duae con- 
formes). 
Es iſt mir die Ehre zuteil geworden, als Bericht— 
erſtatter zu dieſem Punkt zu fungieren. Allerdings 
iſt, wie die Aufſtellung der Tagesordnung, ſo auch der 
Auftrag an mich erſt vor einigen Tagen erfolgt, und 
ich will offen geſtehen, daß ich eigentlich mit der 
Durcharbeitung dieſer ſehr weitgreifenden Materie 
nicht ſo ganz zu Ende gekommen bin und kaum in 
der Lage bin, Ihnen heute darüber einen erſchöpfenden 
Vortrag erſtatten zu können. Ich bitte deshalb, meinen 
Bericht mit Nachſicht entgegennehmen zu wollen. 

9 habe mich aus den die Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts behandelnden Veröffentlichungen, insbeſondere 
aus dem über die Beſchlüſſe des 29. Deutſchen Juriſten⸗ 
tages zu Karlsruhe veröffentlichten Bericht nebſt Gut⸗ 
achten zu unterrichten verſucht. 

Darüber, daß das Reichsgericht überlaſtet iſt, daß 
es dringend geboten iſt, dem abzuhelfen, da der jetzt 
vorliegende Zuſtand als Mißſtand ſchwer empfunden 
wird, herrſcht nur eine Stimme. Darüber aber, wie 
dem Übel abzuhelfen ſei, gehen die Stimmen um ſo mehr 
auseinander. Der jetzt als unerträglich empfundene 
Zuſtand mußte mit Notwendigkeit eintreten bei der 
ſtarken Zunahme unſerer Bevölkerung — vermehrt ſie 
ſich doch annähernd jährlich um etwa 80 000 Köpfe —. 
Bei der geſetzgeberiſchen Regelung der Rechtsverhältniſſe 
auf wirtſchaftlichem Gebiete, bei der Schaffung eines 
einheitlichen Rechtes, und nicht zuletzt bei dem er⸗ 
freulicherweiſe erfolgten wirtſchaftlichen Aufſchwunge 
konnte nicht das 1879 geſchaffene Reichsgericht den 
„fortfchreitenden Anforderungen genügen; die Ver⸗ 
mehrung um zwei Zivilſenate konnte, ebenſo wie die 
1905 erfolgte Heraufſetzung der reviſiblen Summe 
nur eine vorübergehende Erleichterung bringen, die 
ſehr bald durch weiteres Anſchwellen der Geſchäftslaſt 
überholt war. So ſehen wir denn, daß das Reichs- 
gericht ſchon ſeit Jahren nicht mehr imſtande iſt, die ihm 
zufallende Arbeit bewältigen zu können, wir leſen aus 
dem von Herrn Juſtizrat Syring dem 29. Deutſchen 
Juriſtentage erſtatteten Gutachten, daß in den Jahren 
1903—1907 im Durſchnitte alljährlich 3815 Reviſionen 
und Berufungen erledigt worden und 446 unerledigt 

eblieben ſind, daß die Zahl der unerledigt gebliebenen 
Reviſionen und Berufungen am Schluſſe des Jahres 
1907 auf 2419 geſtiegen war, etwa 1600 über dem 
normalen Maße, und wir wiſſen aus eigener Er⸗ 
fahrung, daß die Erledigung einer Reviſion kaum unter 
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Jahresfriſt zu erwarten iſt, eine viel zu lange Zeit 
für den, der den zu erkämpfenden Rechtsanſpruch doch 
auch verwirklicht haben will. Inzwiſchen hat ſich der 
Übelſtand noch erhöht: die Zahl der unerledigten Ein- 
gänge beim Reichsgericht hat am 31. Dezember 1908 
2721 Reviſionen betragen, alſo in einem Jahre iſt 
wiederum ein Wachstum von 302 Rückſtänden auf⸗ 
getreten. 

Da iſt denn nicht überraſchend geweſen, daß ſchon 
kurze Zeit nach Schaffung des Geſetzes vom 5. Juni 
1905 es ſich zu regen begann. Das erſte, was ich 
hierüber veröffentlicht gefunden habe, iſt ein Aufſatz 
in der Deutſchen Juriſtenzeitung vom 15. Februar 1908, 
abgedruckt in Nr. 4 vom Jahre 1908. Geſtatten Sie, 
daß ich ihn wörtlich gebe: 

Mit Rückſicht auf die insbeſondere bei den Zivil⸗ 
ſenaten des Reichsgerichts noch immer beſtehende 
Überlaſtung, die auch durch die Novelle zur 
Zivilprozeßordnung vom 5. Juni 1905 nicht be⸗ 
hoben iſt, wurde eine Kommiſſion im Reichs⸗ 
gericht gebildet, um durch geeignete neue Vor⸗ 
ſchläge dem Übelſtande abzuhelfen. Dieſer Kom⸗ 
miſſion gehören an: der Präſident des Reichs⸗ 
gerichts, ſämtliche Präſidenten der Zivilſenate 
und je ein Mitglied derſelben. Die Kommiſſion 
iſt, wie wir vernehmen, zu dem Reſultate ge: 
langt, daß ſich eine weitere Vermehrung der 
Zivilſenate jedenfalls nicht empfehle. Dagegen 
hat ſie andere Vorſchläge in Anregung gebracht, 
die aber ſämtlich nur im Wege der Geſetzgebung 
durchführbar wären. Dieſe Vorſchläge liegen 
zurzeit dem Reichsjuſtizamte zur Prüfung vor. 
Es bleibt abzuwarten, zu welchem Ergebniffe die 
Reichsjuſtizverwaltung für die dem Bundesrate 
und dem Reichstage zu machenden geſetzlichen 
Vorſchläge gelangen wird. 

Welcher Art die Vorſchläge waren, die damals 
dem Reichsjuſtizamte vorlagen, wurde nicht bekannt⸗ 
gegeben. Immerhin müſſen doch die Vorſchläge, die 
von der ad hoc gebildeten Kommiſſion gemacht worden 
ſind, ſchon damals zur Kenntnis gekommen fein; denn 
die Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte hat, wie 
wir nunmehr aus Nr. 12 der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift vom 15. Juni 1909 erfahren, bereits am 
13. Januar 1908 zur Frage der Abänderung des 
Rechtsmittels der Reviſion Stellung genommen, den 
dort abgedruckten Beſchluß gefaßt und ihn dem Herrn 
Reichsgerichtspräſidenten überreicht. Danach war das 
Geſpenſt | 
Ausſchließung der Reviſion beim Vorliegen zweier 

übereinſtimmender Entſcheidungen 
ſchon aufgetaucht, und die Anwaltskammer beim Reichs⸗ 
gerichte hatte mit ſeiner Bekämpfung begonnen. 

Dieſe iſt nun weiter vorbereitet und auf dem 
Deutſchen Juriſtentage zu Karlsruhe im September 1908 
mit Vollkraft age worden. Unmittelbar vorher 
erſchien der geiſtvolle Aufſatz des Herrn en 
Dr. Wildhagen in Nr. 16 und 17 der Deutſchen 
Juriſtenzeitung vom 1. September 1908, der dem 
Reichsgericht als die von ihm zu löſende Aufgabe die 
Förderung und Erhaltung der Rechtseinheit zugeteilt 
haben will, und die Ausſchaltung einer dritten Inſtanz 
als Hauptaufgabe einer zukünftigen Reform angeſehen 
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zu wiſſen wünſcht, immerhin aber der Überzeugung 
ſich nicht verſchließt, daß der Zeitpunkt für eine ſolche 
Reform noch nicht gekommen iſt. 

Der Deutſche Juriſtentag zu Karlsruhe vom 
September 1908 hat nun die Ihnen bekannten Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt: 

Die Entſcheidung über eine weſentliche Ein⸗ 
ſchränkung des Rechtsmittels der Reviſion iſt der 
durchgreifenden Reform des ganzen Prozeßver— 
fahrens vorzubehalten (Antrag Dr. Erythropel), 
und: 
Jedenfalls iſt das Erfordernis der duae dif- 
formes auszuſchließen (Zuſatzantrag Juſtizrat 
Neumann). 
Sie decken ſich faſt wörtlich und inhaltlich vollſtändig 
mit dem ſchon am 13. April 1908 von der Anwalts⸗ 
kammer bei dem Reichsgerichte gefaßten Beſchluſſe. 

In der Offentlichkeit ſind alsdann weitere Vorſchläge 
aufgetaucht, um Abhilfe wegen der Überlaſtung des 
Reichsgerichts zu ſchaffen. So finden Sie Aufſätze 
im Recht Nr. 21 vom 10. November 1908 von Herrn 
Reichsgerichtsrtat a. D. Galli und in Nr. 23 vom 
10. Dezember 1908 von Herrn Präſidenten Dr. Bolze, 
worin mit Wärme für eine Abminderung der Richter⸗ 
zahl in den Zivilſenaten eingetreten, und von der Ber: 
wendung der damit freiwerdenden Arbeitskräfte eine 
Bewältigung der Rückſtände und in Zukunft der 
laufenden Sachen erwartet wird. Wir haben dann 
die Ausführungen des Herrn Reichsgerichtsrats Georg 
Hoffmann in Nr. 4 der Deutſchen Juriſtenzeitung 
vom 15. Februar 1909 erhalten, der gleichfalls für die 
Herabminderung der Zahl der mitwirkenden Richter, 
verſchieden je nach der zu erledigenden Arbeit, eintritt 
und daneben die Beſeitigung des überflüſſigen Schreib⸗ 
werkes fordert. Wir haben vor allem die höchſt gründ⸗ 
lichen, die ſogenannten kleinen Mittel behandelnden 
und daneben noch Hauptmittel bringenden Aus⸗ 
führungen des Herrn Reichsgerichtsrats Dr. Hagens 
in Nr. 18 der Deutſchen Juriſtenzeitung vom 15. Sep⸗ 
tember 1909 erhalten, worin anlangend die letzteren 
die Beſchränkung des Wirkungskreiſes des Reichs— 
gerichts auf die Auslegung von Reichsrecht, auf eine 
Beſeitigung der mündlichen Verhandlung für die un⸗ 
wichtigen Sachen, nach vorgenommener Scheidung von 
den wichtigen durch die Vorprüfer, und auch die 
Herabſetzung der Zahl der zur Entſcheidung berufenen 
Richter erörtert wird. Wir haben aus der Veröffent⸗ 
lichung in Nr. 12 der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 
15. Juni 1909 erfahren, daß die Anwaltskammer beim 
Reichsgericht ſchon im März d. J. in einer in Ge⸗ 
mäßheit $ 50 RAD. an den Herrn Reichskanzler ge⸗ 
richteten Vorſtellung in beſtimmteſter Weiſe gegen die 
Beſchränkung der Reviſion auf den Fall difformer 
Urteile fi) erklärt und den ſchon erwähnten Beſchluß 
vom 13. Januar 1908 beigefügt hat. Es hat weiter 
8 Profeſſor Dr. Stintzing in Nr. 20 der 

eutſchen Juriſtenzeitung vom 15. Oktober 1909 Vor⸗ 
ſchläge zur Entlaſtung durch Einführung von Spruch⸗ 
kollegien gemacht, und wir haben endlich aus den 
Aufſätzen im Recht Nr. 19 vom 10. Oktober 1909 
„30 Jahre Reichsgericht“ und in der folgenden Nummer 
erfahren, daß die Vorlage, die die Reichsregierung 
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noch dieſen Winter einbringen wird, die endgültige 
Löſung in dem Grundſatze der duae conformes in 
modifizierter liche erblicken wird. Die Reviſion ſoll in 
vermögensrechtlichen Streitſachen bei Übereinſtimmung 
des Inhalts der Entſcheidungen erſter und zweiter 
Inſtanz, gleichviel, ob die Begründung übereinſtimmt 
oder nicht, ausgeſchloſſen ſein; ſie ſoll aber dann zu⸗ 
läſſig ſein, wenn die übereinſtimmenden Entſcheidungen 
in Widerſpruch mit einer Entſcheidung des Reichs— 
gerichts ſtehen. 

Hierzu treten nun noch die Veröffentlichungen in 
der neueſten Juriſtiſchen Wochenſchrift, der Aufſatz 
„Zur Entlaſtung des Reichsgerichts“ von Herrn Juſtiz⸗ 
rat Syring und der Abdruck des von Herrn Juſtizrat 
Dr. Junck im Leipziger Tageblatt vom 11. Oktober 
1909 veröffentlichten Aufſatzes. 

Ich habe geglaubt, Ihnen den Entwickelungsgang 
der uns bewegenden Frage und damit eine Überficht 
des in der Offentlichkeit erfolgten Meinungsaustauſches 
geben zu dürfen, ſelbſt auf die Gefahr hin, den meiſten 
von Ihnen damit kaum etwas Neues mitgeteilt zu 
haben. Ich bin aber auf die Veröffentlichungen auch 
eingegangen, um folgendes Ergebnis daraus feſtſtellen 
zu können. In keiner von ihnen iſt dem Grundſatz 
der ſogenannten duae conformes das Wort geredet. 
Nach den mir vorliegenden Unterlagen iſt dies nur 
einmal geſchehen und zwar in dem von mir noch nicht 
berührten, dem 29. Deutſchen den Gebel erſtatteten 
Gutachten des Herrn Wirklichen Geheimen Rates 
Dr. Hamm-Bonn, der die Anderung des § 545 ZPO. 
in einer Faſſung empfiehlt, mit der ſich die zu er- 
wartende Vorlage inhaltlich deckt, wenn die in Nr. 20 
des Rechts vom 25. Oktober d. J. S. 702 gebrachte 
Mitteilung, entnommen der in der Täglichen Rund⸗ 
ſchau abgedruckten Entgegnung, zutreffend iſt. Dann 
haben wir als Geſetzesvorlage den von Dr. Hamm 
in ſeinem Gutachten gemachten Vorſchlag, wenigſtens 
für vermögensrechtliche Streitſachen, zu erwarten. Es 
ſoll alſo die Reviſion unzuläſſig ſein gegen diejenige 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts, die mit der des 
Landgerichts übereinſtimmt, ohne Rückſicht darauf, ob 
die Gründe übereinſtimmen, ohne Rückſicht darauf, ob 
die Tatbeſtände übereinſtimmen. Nur dann ſoll die 
Reviſion gegen ein mit der erſten Inſtanz überein⸗ 
ſtimmendes Urteil des Oberlandesgerichts zuläſſig ſein, 
wenn es auf einer Rechtsanſchauung beruht, die einem 
vom Reichsgerichte ausgeſprochenen Grundſatze wider⸗ 
ſpricht. Wenn eine ſolche Vorlage zu erwarten iſt — es 
iſt mir nicht gelungen, den Wortlaut der Geſetzes⸗ 
vorlage zu erhalten —, ſo iſt uns heute ſchon bekannt, 
welche ſchwerwiegenden Bedenken ihr entgegenſtehen, 
und ich kann mich darauf beſchränken, auf die ſchon 
vorliegenden Ausführungen Bezug zu nehmen. 

Die Anwaltskammer beim Reichsgerichte hat ſich 
in ihrem Beſchlnſſe vom 13. Januar 1908 ſowie in 
ihrer Vorſtellung vom März 1909 mit Entſchiedenheit 
gegen die duae conformes ausgeſprochen, insbeſondere 
auch auf die Nachteile hingewieſen, die eine als möglich 
angenommene Modifikation — Ausnahmefall bei Ab⸗ 
weichung von einem durch das Reichsgericht aus⸗ 
geſprochenen Rechtsgrundſatze — mit ſich bringen 
müßte. Herr Reichsgerichtsrat Dr. Hagens hat in 
ſeinem angeführten Auff atze gleichfalls die Ausſchließung 
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der Reviſion bei duae conformes als höchſt bedenklich 
bezeichnet und hervorgehoben, daß die ſich nötig 
machenden Kautelen die erhoffte Wirkſamkeit des 
Mittels wieder aufheben würden. | 


(Sehr richtig!) 


Die Veröffentlichungen im Recht Nr. 19 und 20 
dieſes Jahres ſprechen ſich voll und ganz gegen die 
als vorgeſchlagen anzunehmenden Anderungen aus. 
Vor allem aber ſind dieſe eingehend behandelt worden 
auf dem Deutſchen Juriſtentage zu Karlsruhe und in 
dem dieſem erſtatteten Gutachten des Herrn Juſtizrats 
Syring. Ich darf wohl zur Abkürzung der Sache 
darauf verweiſen. Hervorzuheben aber iſt, daß danach 
die Kommiſſion zur Beratung der Novelle von 1905 
von einem Unterſchiede der Reviſionsſumme, jenachdem 
gegen difforme oder konforme Urteile angekämpft wird, 
nichts hat wiſſen wollen, und Herr Dr. Peters teilt 
uns S. 717 der Verhandlungen mit, daß die Reichs⸗ 
tagskommiſſion ſchon im Jahre 1877 bei der Beratung 
des Entwurfes, im Jahre 1898 bei Beratung der 
erſten Novelle zur Zivilprozeßordnung und e bei 
Beratung der zweiten Novelle von 1905 ſich gegen 
die Beſchränkung der Zuläſſigkeit der Reviſion auf das 
Vorhandenſein von difformen Urteilen ausgeſprochen 
hat. Möge ſich die von Herrn Dr. Peters dort aus⸗ 
geſprochene Meinung verwirklichen, daß auch fernerhin 
der Reichstag ſich nicht bereit finden wird, auf das 
Mittel, die Entlaſtung des Reichsgerichts durch eine 
ſolche Einſchränkung der Reviſion zu erreichen, ein⸗ 
zugehen. Von größtem Intereſſe iſt ferner die Feſt⸗ 
ſtellung des Herrn Kollegen Syring, daß die An- 
fechtung der konformen Urteile zum mindeſten nicht 
hinter der der difformen Urteile zurückſteht, und daß 
nach der angeſtellten Unterſuchung der herausgegriffenen 
Wertklaſſe 2000 bis 3000 / vom Jahre 1904 die 
gegen konforme Urteile gerichteten Reviſionen zu 
30,2% zur Aufhebung des angefochtenen Urteils ge- 
führt haben. Auch Herr Dr. Peters beſtätigt in 
ſeinem Berichte S. 715, daß die Zahl derjenigen auf 
hebenden Urteile und zwar Urteile in äußerſt wichtigen 
Sachen, in denen grundſätzliche Fragen entſchieden 
ſind, nicht gering iſt, die in den früheren Inſtanzen 
vollſtändig übereinſtimmend entſchieden waren. 

Nach der im „Recht“ Nr. 20 ausgeſprochenen An⸗ 
nahme wird der Wegfall von 35% der Reviſionen, 
im Falle die drohende Vorlage Geſetz wird, erwartet, 
nach der von Herrn Juſtizrat Syring noch mehr. 
Aber alle dieſe Sachen oder doch ein großer Teil kann 
immerhin an das Reichsgericht gebracht werden und 
ihm die zu beſeitigende Arbeit verurſachen, wenn der 
Streit darüber entbrennt, ob die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung einen vom Reichsgericht ausgeſprochenen 
Rechtsgrundſatz verletzt. Und es gehört nach jenem 
Aufſatze im Recht, und worauf auch Herr Reichsgerichts⸗ 
rat Dr. Peters in ſeinem Referate auf dem Karls⸗ 
ruher Juriſtentage S. 716 hingewieſen hat, alsdann 
nicht viel dazu, trotz der duae conformes die Sache 
vor das Reichsgericht zu bringen. Einmütig haben 
ſich auch die Referenten auf dem Deutſchen Juriſten⸗ 
tage zu Karlsruhe, die Herren Reichsgerichtsrat 
Dr. Peters und Geh. Hofrat Profeſſor Dr. Schmidt, 
gegen die Ausſchließung der Reviſion bei duae conformes 


und insbeſondere auch bei Offenhaltung jener Hinter⸗ 
türe ausgeſprochen. Das gleiche iſt von den übrigen 
Rednern zu dieſem Thema, ſoweit fie auf die duae 
conformes zugekommen ſind, geſchehen. 

Trotz dieſer faſt an Einmütigkeit grenzenden Zurück⸗ 

weiſung der Beſchränkung der Reviſion auf duae dif- 
formes ſteht uns die geſetzgeberiſche Vorlage bevor, 
die dieſe Anderung in der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels einführen will. Da erſcheint es geboten, auch 
die Anwaltſchaſt zur Stellungnahme zu einer ſolchen 
Vorlage zu veranlaſſen. Der Deutſche Juriſtentag 
hat geſprochen, möge auch der Deutſche Anwaltstag 
ſprechen. Die Antwort auf eine ſolche Vorlage kann 
nicht anders erfolgen als durch eine kraftvolle Zurück⸗ 
weiſung. Die Vorlage ſelbſt iſt mehr als bedenklich, 
lie iſt ſchädlich gegenüber der Aufgabe des Reichs⸗ 
erichts, ſeiner ſogenannten Doppelaufgabe. Soweit 
ſeine Aufgabe in Betracht kommt, im öffentlichen 
Intereſſe die Rechtseinheit zu fördern und zu erhalten, 
habe ich die weiteren Ausführungen meinem Kollegen, 
Herrn Juſtizrat Heilberg, zu überlaſſen. 

Geſtatten Sie mir, daß ich mich der Frage zuwende, 
wie eine Einſchränkung der Reviſion von denjenigen 
empfunden wird und auf diejenigen wirkt, die von dem 
Reichsgerichte eine Tätigkeit in ihrem Privatintereſſe 
anſtreben. Ich glaube, von den Rechtſuchenden, deren 
Rechtsſtreite vor das Reichsgericht kommen, denken die 
wenigſten daran, daß dieſem die Aufgabe zufällt, die 
Rechtseinheit zu entwickeln, zu fördern, zu erhalten 

(ſehr richtig!) 
und daß ihr Rechtsſtreit zur Löſung dieſer Aufgabe 
beitragen ſoll. Die Rechtſuchenden werden faſt aus⸗ 
nahmslos im Reichsgerichte, wie in jedem anderen 
Gerichte, die ſtaatliche Einrichtung erblicken, mit deren 
Hilfe ſie den Rechtsſchutz für das verletzte Recht er⸗ 
langen können oder gegen Bedrohungen in ihren Rechts⸗ 
gütern geſchützt werden ſollen. Sie erhoffen, ſie fordern 
von den Gerichten, auch vom Reichsgerichte, die 
Schlichtung eines Rechtsſtreites und zwar von dieſem 
die endgültige, ſie erhoffen ein für ſie günſtiges Ende, 
ergeben ſich aber auch darein, daß es für ſie ungünſtig 
ſein kann. Die Rechtſuchenden, die das Reichsgericht 
um ſeine Entſcheidung angehen und dafür auch Koſten 
aufwenden, ſehen in ihm die höchſte richterliche 
Autorität, ſie ſind ſeit einem Menſchenalter hieran 
gewöhnt, ſie rufen es an, weil ſie glauben, daß von 
den bisher tätig gewordenen Gerichten ihnen das Recht 
nicht geworden iſt. Der Rechtſuchende würde es einfach 
nicht verſtehen, wenn ihm geſagt würde: weil zwei 
Gerichte gegen dich entſchieden haben, darfſt du jetzt 
nicht mehr das Reichsgericht anrufen, das würdeſt du 
nur können, wenn das dir nicht genehme Urteil des 
Oberlandesgerichts abweichend wäre von dem des Land⸗ 
gerichts. Dieſe Auseinanderſetzung würde der Mann 
gar nicht verſtehen, für ihn bleibt das Urteil des Ober⸗ 
landesgerichts das gleiche, mag es mit dem des Land⸗ 
gerichts übereinſtimmen oder nicht, und er würde nicht 
einſehen, daß die Frage der Zuläſſigkeit der Reviſibilität 
abhängen kann von der Entſcheidung der erſten, der 
unteren Inſtanz. Noch weniger wird er es verſtehen, 
wenn auf Grund eines ganz neuen Tatbeſtandes das 
zweite Urteil ergangen iſt, wie dies im einzelnen von 
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Dr. Peters in ſeinem Berichte S. 717 ausgeführt 
wird, es liegen dann gar nicht übereinſtimmende Ent⸗ 
ſcheidungen zweier Gerichte vor, nur die Formel ſtimmt 
überein. Wir können wohl ſagen: Das Volk verlangt 
nach der Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes, des 
Reichsgerichts, es hegt zu ihm Vertrauen, es hat die 
Überzeugung, daß an dieſer höchſten Stelle die er- 
fahrenſten und beſten Richter Recht ſprechen, daß deren 
auf das Große gerichteter Blick und deren alle Lebens- 
verhältniſſe umfaſſende Erfahrung auch die verzweigteſten 
Maſchen des einzelnen Rechtsſtreites durchdringt und 
nicht vor dem toten Buchſtaben Halt macht. Dieſe 
Auffaſſung iſt in Fleiſch und Blut bei uns über⸗ 
gegangen, und ſie mußte durch die Gründung eines 
oberſten deutſchen Gerichtshofes herbeigeführt werden. 
Man ſoll ſich hüten, dieſe Überzeugung des Volkes zu 
erſchüttern dadurch, daß das Recht, die Entſcheidung 
des höchſten Gerichtshofes anzurufen, dem Volke ge- 
ſchmälert wird und noch dazu aus ihm ganz un— 
verſtändlichen Gründen. 


(Bravo!) 


Das Bewußtſein von ihrer Bedeutung für die Recht⸗ 
ſprechung wohnt auch den Mitgliedern des höchſten 
Gerichtshofes inne. Dies ſpricht auch Herr Reicht» 
gerichtsrat Dr. Hagens in ſeinem ſchon mehrfach an⸗ 
gezogenen Aufſatze aus, wenn er dort die Siebenzahl 
des Richterkollegiums nicht zu hoch, ſondern gerade für 
ausreichend findet. Können wir doch dort die ſtolzen 
Worte leſen: | 

Nur dieſe erhebliche 9 0 verſchieden gerichteter 
Geiſter, die bei der Beratung mitwirken, bietet 
eine gewiſſe Gewähr für eine allſeitige Beleuchtung 
des Falles und für die Berückſichtigung etwaiger 
neuer den Anwälten entgangener Geſichtspunkte. 
In dieſer Mehrzahl der Richter iſt auch weſentlich 
die Wahrſcheinlichkeit begründet, daß man im 
Falle der Abänderung der Oberlandesgerichts⸗ 
entſcheidung zu dem richtigen Ergebniſſe ge— 
langt iſt. 

Wenn der Glaube an den höchſten deutſchen Ge— 
richtshof im Volke nicht erweckt werden und nicht er⸗ 
halten bleiben ſollte, dann durfte das ſtolze Gebäude 
der Rechtseinheit nicht gekrönt werden mit der Einheit 
der Rechtſprechung, mit dem Aufbau des höchſten Ge⸗ 
richtshofes. Da hätte die Schaffung des Reichsgerichts 
als das bei offenen Türen und im Namen des 
Reichs Recht ſprechende Gericht unterbleiben müſſen. 
Noch immer erblicken die Rechtſuchenden im Reichs⸗ 
gericht die Kontrollinſtanz zur überwachung der Unter⸗ 
gerichte im Einzelfalle. Noch immer ſtellen ſie das 
Reich über den Einzelſtaat. Wohl uns, daß dem ſo 
iſt! Der Anwalt ſieht dies ſo recht in dem Beſtreben 
der Parteien, ihre Sache an das Reichsgericht zu 
bringen. Wie häufig erleben wir, daß die Partei, die 
nicht allzu hohe Koſten aufwenden will und deshalb 
nur einen Teilbetrag einklagt, ihn ſo beziffert, daß er 
die reviſible Summe erreicht; hatte ich doch kürzlich 
einen Fall, in dem der Kläger von ſeiner behaupteten 
Forderung an 5000 A, unter Umſtänden waren es 
ſogar 10 000 A, den Betrag von 2501 A einklagte 
und damit herbeiführte, daß das Reichsgericht angerufen 


werden konnte, allerdings nicht von ihm, ſondern vom 
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Beklagten und mit dem Erfolge, daß das dem Kläger 
günſtige Urteil zweiter 1 aufgehoben, und nach⸗ 
mals ſeine Klage durch das Oberlandesgericht ab— 
gewieſen wurde. Und vor wenigen Tagen ging mir 


eine Zuſchrift zu des Inhaltes: 


Es empfiehlt ſich, die Reviſionsſumme 2500 % 
anzunehmen, um eventuell noch das Reichsgericht 
zu haben, und auch deshalb, weil das Ober⸗ 
landesgericht Urteile, bei denen noch eine Reviſion 
möglich iſt, viel ſorgfältiger ausarbeitet. 


(Große Heiterkeit.) 


Dieſer Briefſchreiber ſpricht damit denſelben Gedanken 
aus, den Herr Juſtizrat Dr. Junck in feinem Auf- 
ſatze vom 11. Oktober d. J. im Leipziger Tageblatt 
weiter ausgeführt und eingehend begründet hat, den 
auch Herr Juſtizrat Syring in Nr. 20 der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift ausſpricht, und den beide Herren gegen 
das Difformitätsprinzip verwerten. Bei aller Hoch— 
achtung vor der Tüchtigkeit und Überzeugungstreue 
unſerer Gerichte und insbeſondere der Oberlandes⸗ 
Ba ift doch mit der Gefahr zu rechnen, daß 
ei Zweifelsfällen ein Aus⸗dem⸗Wege⸗gehen erfolgen 
und die Kontrolliertätigkeit des Reichsgerichts aus⸗ 
geſchaltet werden kann; auch haben wir genug Bei- 
ſpiele — ich verweiſe auf den Aufſatz Dr. Junck —, 
daß die Obergerichte an der einmal gefaßten Meinung 
feſtgehalten und mit der Anſchauung des Reichsgerichts 
ſich in Widerſpruch geſetzt haben. Das wird wieder— 
kehren; auch Reichsgerichtsrat Dr. Peters ſpricht in 
ſeinem Berichte S. 716 dieſe Befürchtung aus, und 
ſogar Dr. Hamm verkennt in ſeinem das Difformitäts⸗ 
prinzip empfehlenden Gutachten, Druckſeite 46, dieſe 
Gefahr durchaus nicht; es kann ſich verallgemeinern, 
und nicht immer wird man durch die Hintertüre 
der Verletzung einer Anſicht des Reichsgerichts an 
dieſes kommen können. Die Rechtſuchenden, aber 
werden in jedem einzelnen Falle die Entziehung 
der Reviſion als eine Verletzung ihres Rechtes 
und ihres Rechtsgefühles empfinden, und ihr Ver⸗ 
trauen zu den Inſtanzgerichten wird nicht wachſen, 


wenn ſie erfahren, daß hier das Urteil geſprochen wird 


mit dem Bewußtſein, einer Nachprüfung durch das 
Reichsgericht entzogen zu ſein. Somit tritt die Gefahr 
hervor, daß die in Ausſicht ſtehende Anderung der 
Vorſchriften 88 545 flg. ZPO. das Vertrauen des 
Volkes zu den Richtern zu erſchüttern geeignet iſt. 

Was alſo wird die Wirkung ſein, wenn die Tätigkeit 
des Reichsgerichtes im Privatintereſſe auf annähernd 
die Hälfte eingeſchränkt wird? 

Über die einſchlagenden wichtigen Rechtsfragen, 
ebenſo aber auch über die Beweisfragen wird in vielen 
Fällen von nur einer Inſtanz entſchieden. Ich ver⸗ 
weiſe auf die Ausführungen Dr. Peters in ſeinem 
Berichte S. 717. 

Den Rechtſuchenden wird in einer erheblichen Zahl 
von Streitfällen die Möglichkeit entzogen, das Reichs⸗ 
gericht anzurufen und in vielen davon eine günſtige 
Entſcheidung zu erzielen. Ein jeder einzelne Fall der 
letzteren Art bedeutet den Verluſt eines Rechtsgutes, 
alſo eine Vermögensſchädigung. Die Rechtſuchenden 
werden durch die einzuführende Einſchränkung und die 
damit eintretende Ungleichheit in der Behandlung der 
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Streitſachen in ihrem Rechtsgefühle gekränkt, in ihrem 
Vertrauen zu der Rechtſprechung: gleiches Recht für 
alle, erſchüttert. Das Gefühl der Zugehörigkeit zu 
dem geeinten Deutſchland wird eingedämmt, es erleidet 
Abbruch. Alſo Schädigung des Einzelnen, Schädigung 
des Ganzen. Ä 

Und was wird dafür eingetauſcht? Vielleicht — ich 
ſage, vielleicht — eine fühlbare Entlaſtung des Reichs 
gerichts und damit die Möglichkeit, es in ſeiner 
ee Zuſammenſetzung zu erhalten, vielleicht 
auch nicht. 

Ich weiß nicht, ob die Herren Kollegen von den 
Inſtanzgerichten die gleiche Erfahrung gemacht haben 
wie ich. Ich kann wohl ſagen, daß in meiner Praxis 
noch nie jo viel Reformatorien des Reichsgerichts vor- 
gekommen ſind wie in den letzten Monaten und auch 
noch nicht ſo viel von der Art wie jetzt, endgültige 
Sachentſcheidungen und vor allem Verweiſung an einen 
anderen Senat. Iſt das ein Spiel des Zufalles, ſo 
iſt es verwunderlich. Denn es führt uns und unſern 
Auftraggebern ſo recht vor Augen, wie nötig noch 
zurzeit die uneingeſchränkte Tätigkeit des Reichsgerichts 
iſt, zum Wohle des Einzelnen, zum Wohle des Ganzen 
und zur Erziehung auf dem Gebiete der Rechtſprechung, 
der Verwirklichung des Rechtes. Wir alle lernen von 
dieſen Entſcheidungen, unſer Geſichtskreis erweitert 
ſich. Deshalb halte ich mich für befugt, zu ſagen: die 
Rechtſuchenden und wir Anwälte wollen nichts von 
einer Einſchränkung des Reichsgerichts in feiner recht- 
ſprechenden Tätigkeit wiſſen, wir erheben unſere 
Stimmen gegen die drohende Vorlage. Sollte ſie 
wirklich Befürwortung im Schoße des Reichsgerichts 
gefunden haben, und gewiſſe Anzeichen ſprechen dafür, 
ſo wollen wir Anwälte, die wir gleichfalls zur Ver⸗ 
wirklichung des Rechtes mit berufen ſind, um ſo lauter 
unſere Stimme gegen eine Vorlage der Dr. Hammſchen 
Art erheben. Die deutſche Anwaltſchaft muß einmütig 
gegen eine Verkürzung der Ha 2 und gegen 
eine Verſchlechterung der Rechtſprechung Verwahrung 
einlegen zum Schutze der bedrohten Rechtsgüter. Mein 
Kollege, a Juſtizrat Heilberg, wird Ihnen eine 
darauf abzielende Reſolution empfehlen; wir hoffen 
deren einſtimmige Annahme. Wir deutſchen Rechts⸗ 
anwälte wollen einmütig dafür eintreten, daß nicht 
der ſtolze Bau der Rechtseinheit und der Einheit der 
Rechtſprechung ins Abbröckeln kommt, daß wiederum 
ein Fundamentſtein herausgebrochen würde. 

Deshalb rufe, wie dies ſchon von Herrn Kollegen 
Dr. Junck geſchehen, auch ich Ihnen zu: Caveant 
consules, ne quid detrimenti res publica capiat. 

Meine Herren! Geſtatten Sie mir noch einen 
Punkt zu berühren. In neueſter Zeit haben ſich 
Stimmen vernehmen laſſen, die an der Lauterkeit der 
Geſinnung und der beruflichen Tätigkeit der Anwalt⸗ 


ſchaft Zweifel ausſprechen. 
(Hört! hört!) 


Sie haben die von Herrn Dr. phil. Otto erfolgte 
Unterſtellung geleſen, daß bei dem Anwalte der 
Eigennutz als Triebfeder ſeiner Handlung die pflicht— 
mäßige Erfüllung des Berufes zurückdrängt. Dieſer 
Vorwurf iſt kaum ernſt zu nehmen. Schwerer aber 
fällt in die Wagſchale, wenn ein Mann von der Be— 
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deutung Düringers den Ausſpruch tut, der gegen 
das Difformitätsprinzip erhobene Widerſpruch der An⸗ 
wälte beim Reichsgericht könnte der Fürſorge, ihr Ein 
kommen nicht herabgedrückt zu erhalten, entſtammen. 


(Pfui!) 


Daß die Anwälte beim Reichsgericht in ihrer be⸗ 


ruflichen Tätigkeit von dem Beſtreben, für ſich zu 
ſorgen, ſich leiten laſſen, haben wir Inſtanzanwälte 
ſicher noch nicht wahrgenommen. 


(Sehr richtig! Sehr wahr!) 


Wenn uns und unſeren Auftraggebern etwas von den 
Anwälten des Reichsgerichts nicht angenehm berührt 
hat, ſo iſt es deren Ablehnung, Reviſion wegen 
Ausſichtsloſigkeit einzulegen in Sachen, in denen unſere 
Auftraggeber und auch wir uns Erfolg verſprechen zu 
können glaubten. Stellt doch auch Reichsgerichtsrat 
Dr. Peters in ſeiner Berichterſtattung vor dem 
29. Deutſchen Juriſtentage Seite 726 den Anwälten 
beim Reichsgericht das Zeugnis aus: 
Ich habe immer anerkannt, wie ſehr ſie im 
allgemeinen uns entgegenkommen und uns die 
Arbeit dadurch erleichtern, daß ſie uns eine 
große Maſſe von unzuläſſigen und ausſichtsloſen 
Reviſionen fernhalten, von denen wir alſo über⸗ 
haupt nichts erfahren. 

Meine Herren, in der heutigen Verſammlung 
werden die Anwälte von den Amtsgerichten, den 
Landgerichten und den Oberlandesgerichten die weit 
überwiegende Zahl der Anweſenden bilden. Die Zahl 
der Anwälte beim Reichsgericht wird dagegen klein zu 
nennen ſein. Wenn wir Anwälte heute uns gegen 
das Difformitätsprinzip ausſprechen, ſo erhebt dieſen 
Widerſpruch der Deutſche Anwaltstag, und dieſem 
werden wohl nicht eigenſüchtige Beweggründe unter⸗ 
ſtellt werden können. Nach beſtem Wiſſen und Ge⸗ 
wiſſen wollen wir unſeren Spruch abgeben. Wenn 
wir einer Abänderung der Zuläſſigkeit der Reviſion 
durch Einführung des Difformitätsprinzips entgegen⸗ 
treten, ſo tun wir dies, weil wir diefes Mittel als 
eine Verſchlechterung unſerer Rechtſprechung, als eine 
Schädigung der Allgemeinheit und des Einzelnen, als 
einen Rückſchritt verwerfen müſſen. Und deshalb, 
meine Herren, ſprechen Sie ſich gegen eine ſolche 
Vorlage aus, gegen eine rein mechaniſche Beſchränkung 
des Rechtsmittels im Intereſſe der Entlaſtung des 
Reichsgerichts, auf Koſten des Rechts der Allgemeinheit. 


(Lebhafter Beifall.) 


Mitberichterſtatter Juſtizrat Heilberg⸗Breslau: 
Meine ſehr geehrten Herren Kollegen! Wenn ich als 
Korreferent hier ſprechen ſoll, ſo bitte ich im voraus 
um Entſchuldigung, wenn ich Ihnen weder etwas 
Neues noch etwas Originelles ſage. Diejenigen von 
Ihnen, die die Literatur verfolgt haben, werden an⸗ 
erkennen, daß ſich in der Sache Neues nicht mehr 
ſagen läßt, und daß wir alle lediglich denen nach⸗ 
ſprechen, die vor uns geſprochen und geſchrieben haben, 
auch ſoweit ich nicht zitiere. Ich bitte Sie weiter vor⸗ 
weg um Entſchuldigung, wenn ich in keiner Weiſe 
erſchöpfend bin, und ich hoffe, mir Ihre mildernden 
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38. Jahrgang. 


Umftände dadurch zu verdienen, daß ich Sie nicht 
übermäßig lange aufhalten werde. 


(Bravo! und Heiterkeit.) 


— Meine Herren, ich habe von vornherein erwartet, 
daß Sie bei dieſem Punkte mir Beifall zollen werden. 


(Erneute Heiterkeit.) 


Meine Herren, wenn hier über die Frage der Be⸗ 
ſchränkung der Reviſion auf duae conformes unter 
dem Geſichtspunkt der Rechtseinheit geſprochen werden 
ſoll, ſo wollen wir uns zunächſt darüber klar ſein, daß 
es ſich dabei nicht um die Einheit des Rechts, des 
Geſetzes, ſondern im weſentlichen um die Einheit der 
Rechtsanwendung, der Auslegung der Geſetze handelt. 
Und da wollen wir doch zunächſt, um die Frage auf 


das Maß zu beſchränken, auf das ſie nun einmal be⸗ 


ſchränkt werden muß, fragen: haben wir denn jetzt 
dieſe einheitliche Rechtsanwendung und Geſetzes⸗ 
auslegung, von der uns fortwährend geſagt wird, daß 
ſie der Preis der ganzen Geſetzgebung auf dieſem Ge⸗ 
biete ſei? Steht denn die Sache nicht vielmehr ſo, 
daß ſchon jetzt ganze große Materien, die für das 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsleben unſerer Bevölkerung von 
der einſchneidendſten Bedeutung ſind, von der Judikatur 
des Reichsgerichts ausgeſchloſſen ſind? Ich erinnere 
Sie an die geſamten ausſchließlich den Amtsgerichten 
überwieſenen wichtigen Materien, an die Materien, 
deren Streitwert ſo gering iſt, daß eine Reviſion kaum 
denkbar iſt, an das große Gebiet der ländlichen Grund» 
gerechtigkeiten, die für uns eine große, für das Reichs⸗ 
gericht ſelbſtverſtändlich eine ſehr geringe Rolle ſpielen. 

Zweitens, wie ſteht es denn mit der Wahrung der 
Rechtseinheit ſchon jetzt auf demjenigen Gebiete, das 
in der Tat gegenwärtig der Nachprüfung des Reichs⸗ 
gerichts unterliegt? Wiſſen wir denn nicht und können 
wir die Augen verſchließen vor der Tatſache, daß der⸗ 
ſelbe Senat des Reichsgerichts, ſelbſtverſtändlich mit 
vollem Recht, ſeine Anſicht wechſelt? Dürfen wir die 
Augen verſchließen vor dem horror pleni, der — eben⸗ 
falls vielleicht mit vollem Recht — im Reichsgericht 
herrſcht, vor der Neigung der Senate, einer Ent⸗ 
ſcheidung des Plenums aus dem Wege zu gehen? Ich 
erinnere Sie in dieſer Beziehung z. B. nur an die 
Entwicklung der reichsgerichtlichen Judikatur auf dem 
Gebiete der Anfechtung beim reinen Erfüllungsgeſchäft, 
der reichsgerichtlichen Judikatur auf dem Gebiete des 
obligatoriſchen Vorkaufsrechts. 

Wenn wir alſo jetzt ſchon keineswegs die Ein⸗ 
heit der Rechtsanwendung haben, ſo haben wir 
weiter zu fragen, ob die Einſchränkung der Reviſion 
bei duae conformes Ausſicht bietet, daß eine Ver⸗ 
ſchlimmerung auf dieſem Gebiete nicht eintritt. Nun, 
was ſoll denn da in dieſer Richtung geſchehen? Es 
wird uns dauernd geſagt: gegen die Erweiterung des 
Reichsgerichts, gegen die Schaffung neuer Senate 
ſpricht die Gefahr, daß es dann ſehr ſchwer iſt und 
immer ſchwerer wird, verſchiedene Rechtsſtandpunkte, 
vertreten von verſchiedenen Senaten des Reichsgerichts, 
zu verhüten. Nun, iſt denn die Gefahr eine geringere, 
wenn wir zwiſchen den 7, 8, 9 oder 10 Senaten des 
Reichsgerichts Meinungsverſchiedenheiten und Ver⸗ 
ſchiedenheiten der Rechtsanwendung haben, als wenn 
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wir die Verſchiedenheiten der Rechtsanwendung zwiſchen 
den 20 Oberlandesgerichten des Deutſchen Reiches 


haben? 
(Sehr richtig!) 


Wie hat ſich denn die Rechtſprechung der Oberlandes- 
gerichte tatſächlich entwickelt? Ich will Sie nur erinnern 
an den dauernden Kampf der hanſeatiſchen Landgerichte 
und des hanſeatiſchen Oberlandesgerichts gegen die 
Judikatur des Reichsgerichts auf dem Gebiete der 
Börſengeſetzgebung. Wir wiſſen, daß nicht aus rein parti- 
kulariſtiſchen, ſondern aus anderen Gründen die Ober⸗ 
landesgerichte, teilweiſe weil ſie die Lebensverhältniſſe 


anders beurteilen, teilweiſe weil die wirtſchaftlichen Ver⸗ 


hältniſſe andere ſind, auch auf anderen Gebieten in 
einem dauernden Kampf gegen die Judikatur des Reichs⸗ 
gerichts ſich befinden. Aus denſelben Gründen, aus 
denen ſich ein Oberlandesgericht nicht gern der Gefahr 
ausſetzt, vom Reichsgericht reformiert zu werden, 
werden auch unſere Landgerichte ſich der dauernden 
Judikatur der Oberlandesgerichte ſehr gern fügen. 


(Sehr richtig!) 
Und ſo wird die Zahl der duae conformes eine immer 
größere werden. 
(Erneute Zuſtimmung.) 


Die Folge davon wird eine dauernde Entfremdung 
der oberlandesgerichtlichen Judikaturen, — um dieſen 
Ausdruck zu gebrauchen — untereinander ſein. Die 
Judikaturen beiſpielsweiſe des hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
gerichts und des Stuttgarter Oberlandesgerichts werden 
einander immer fremder werden. Und, meine Herren, wo 
wird das paſſieren? Das Reichsgericht wird nicht aus⸗ 
gefchloffen werden von der Rechtſprechung gegenüber 


dem — es fällt mir im Augenblick nicht ein, wer 
dieſen Ausdruck gebraucht hat — temperamentvollen 


Oberlandesgericht, das einmal neue Bahnen geht, das 
ſich nicht der althergebrachten Straße fügt; wohl aber 
wird das Reichsgericht ausgeſchloſſen werden von ſeiner 
Tätigkeit gegenüber den bequemeren, den mehr auf die 
Erhaltung des Beſtehenden bedachten Oberlandes⸗ 
gerichten, die die Präjudizien z. B. im 36. und 48. Bande, 
wie ſie bei Warneyer abgedruckt ſind, an die Stelle 
ihrer eigenen Meinung ſetzen. 
(Sehr richtig!) 
Sie erſparen dadurch manchmal die Notwendigkeit 
ihrer eigenen Anſicht 
(Heiterkeit), 

und da, wo die Reform der dritten Inſtanz am not⸗ 
wendigſten iſt, wird dieſe Reform am wenigſten ein⸗ 
ſetzen können, wird die Entſcheidung des Oberlandes— 
gerichts die endgültige ſein. So können wir zu dem 
Standpunkt kommen, daß in der Tat — um einen 
recht herben Ausdruck zu gebrauchen — einzelne Ge— 
biete des Deutſchen Reichs, und gerade diejenigen 
Gebiete, die am wenigſten dieſer Schonung bedürfen, 
ſich der Autorität der reichsgerichtlichen Rechtſprechung, 
der Autorität des höchſten Gerichts entziehen. 

Nun, meine Herren, denkt man ja daran, die damit 
verbundene Gefahr, daß die oberlandesgerichtliche Recht⸗ 
ſprechung ſelbſtändig und gleichzeitig unſelbſtändig wird, 
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dadurch einzuſchränken oder zu beſeitigen, daß man das 
Prinzip der duae conformes nicht unbeſchränkt ein⸗ 
führen will, ſondern nur mit gewiſſen Grenzen. Der 
Herr Referent hat bereits gefragt: was ſind denn 
eigentlich duae conformes? Sind duae conformes 
nur diejenigen Entſcheidungen, die beide denſelben Tat⸗ 
beſtand haben? Und ich frage Sie: hat heute die 
Mehrheit der oberlandesgerichtlichen Urteile denſelben 
Tatbeſtand wie die landgerichtlichen Urteile? In 
einem Zeitpunkte, wo die Klageänderung in erſter 
Inſtanz ſo gut wie immer erfolgen kann und immer 
zugelaſſen wird, und wo ſie in zweiter Inſtanz nach 
dem Geſetz nicht erfolgen kann, aber immer wieder in 
großem Umfange zugelaſſen wird 
ſſehr richtig h, 

liegt denn da den Entſcheidungen der Oberlandesgerichte 
derſelbe Tatbeſtand, dieſelbe Beweisaufnahme und die- 
ſelbe Begründung zugrunde? Alſo in jeder Richtung — 
wie Herr Oberjuſtizrat Bräuer mit vollem Recht ſeinem 
Klienten hat ſagen können — materiell difform, formell 
konform. Und da verſucht man Beelzebub mit dem 
Teufel auszutreiben — da kommt der Gedanke, ſpeziell 
vertreten von dem Oberlandesgerichtspräſidenten Hamm: 
es ſoll die Reviſion auch bei duae conformes zu⸗ 
gelaſſen ſein, wenn das Urteil einen vom Reichsgericht 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſatz verletzt. Ja, meine 
Herren, derſelbe Oberlandesgerichtspräſident Hamm 
hat geſagt, es komme eigentlich im Intereſſe der Ent⸗ 
laſtung des Reichsgerichts nicht darauf an, wie viel 
Reviſionen durchgehen, ſondern wie viele Reviſionen 
vom Reichsgericht geprüft werden ſollen. Selbſt⸗ 
verſtändlich! Und was wird die Folge ſein? Man 
wird, wenn dieſer Grundſatz eingeführt wird, ſich nicht 
den Kopf zerbrechen, ob das Oberlandesgericht ein 
Geſetz verletzt hat. Das Geſetz wird die Bagatelle, 
die Hauptſache wird der Rechtsgrundſatz, den das 
Reichsgericht ausgeſprochen hat. 


(Lebhafte Zuſtimmung.) 


Ich will nicht, daß die Herren Anwälte vom Reichs⸗ 
gericht glauben, ich wolle ihnen eine plumpe Schmeichelei 
vortragen; aber beim Reichsgericht wird es nie einen 
Anwalt geben, der ungeſchickt genug iſt, zu ſagen: 
ein Urteil verſtößt nicht gegen einen vom Reichsgericht 
ausgeſprochenen Grundſatz. 


(Sehr richtig!) 
Es müßten ja Stümper ſein, wenn ſie das nicht 


herausfänden. 
(Große Heiterkeit.) 


Alſo in dieſer Beziehung brauchen Sie keine Furcht zu 
haben. 

Was wird aber auf der andern Seite die Folge 
ſein? Die Inſtanzgerichte werden ſagen: ob der 
Paragraph ſoundſo des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verletzt iſt, das geht das Reichsgericht nichts an, aber 
wenn ich irgendein Präjudiz des Reichsgerichts ver⸗ 
letze, dann werde ich kaſſiert. Es wird in dieſem 
Saale nicht ein einziger ſein, der nicht ſagt: wir leiden 
unter der Anbetung und Verehrung nicht nur der 
Präjudizien des Reichsgerichts, ſondern irgendeines 
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gottvergeſſenen Landgerichts, deſſen Urteile in einer der 
unzähligen Präjudizienſammlungen geduldig abgedruckt 


werden. 
(Lebhafter Beifall.) 


So komme ich zu dem Ergebnis, daß wir im 
Grunde genommen nicht einmal eine Förderung der 
Rechtseinheit — richtiger geſagt, der Rechtsanwendung — 
von der Einführung der Beſchränkung der Reviſion 
auf duae difformes zu erwarten haben. 

Aber wenngleich meine Aufgabe nur die iſt, unter 
dem Geſichtspunkte dieſes Prinzips die vorgeſchlagene 
oder zum Glück erſt angeregte Reform zu beleuchten, 
ſo bitte ich, das Prinzip ſelbſt einmal kurz unter die 
Lupe zu nehmen. Herr Oberjuſtizrat Bräuer hat 
ſchon den von Haber auf dem Deutſchen Juriſtentage 
in Karlsruhe gemachten Ausſpruch angeführt: dem 
Bauer K. iſt die deutſche Rechtseinheit ganz gleich⸗ 
gültig, er pfeift darauf, — feinen Prozeß will er ge⸗ 
winnen. Es gehört zu den zahlreichen fables convenues, 
die der Nachprüfung bedürfen, daß das Rechtsmittel 
der Reviſion im weſentlichen im Intereſſe der Her⸗ 
ſtellung der Rechtseiheit geſchaffen worden ſei. Ich 
habe mir die Mühe genommen, die Verhandlungen 
bei Beratung der Zivilprozeßordnung aus den 
Jahren 1874/75 durchzuſehen, und da ſagte der 
Bevollmächtigte zum Bundesrat bei der erſten Be⸗ 
ratung des Entwurfs des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
im Reichstag — ich bemerke, daß hier zwei Worte 
unterſtrichen ſind, die ſind aber nicht von mir unter⸗ 
ſtrichen, ſondern ſtehen im Stenogramm unterſtrichen —: 

Die Revifion...... iſt konſtruiert als ein Rechts⸗ 

mittel, welches den Parteien Recht ſpricht, 

und welches Urteile, die mit dem Geſetz in 

Widerſtreit ſtehen, im Parteiintereſſe beſeitigt. 
Das ſagte der Bundesratsbevollmächtigte v. Fäuſtle. 
Und ein anderer Mann, deſſen Name auch einen guten 
Klang in der preußiſchen Juriſtenwelt hat, Kurlbaum, 
ſagte ganz genau dasſelbe: bei Aufſtellung einer dritten 
Inſtanz handle es ſich nach der Auffaſſung des 
Entwurfs um die Konſtruktion eines Rechtsmittels in 
erſter Linie zugunſten der Parteien, erſt in zweiter Linie 
zur Erhaltung der Rechtseinheit. Alſo den Gedanken, 
mit dem man uns bange zu machen ſucht, daß wir 
gegen einen der Zivilprozeßordnung zugrunde liegenden 
Rechtsgrundſatz kämpfen, den wollen wir 1 
Es iſt auch auf dem Juriſtentage mit vollem Rechte 
geſagt worden: wenn die Reviſion in erſter Linie im 
Intereſſe der Rechtseinheit geſchaffen ſei, ja, dann 
müßte die Koſten der Reviſionsinſtanz der Staat 


tragen 
(Heiterkeit), 


nicht die unterliegende Partei. N 

Ich habe mir geſtern, bevor ich hierher fuhr, die 
Entſcheidungen des Reichsgerichts über das Vorkaufs⸗ 
recht im 59. und 60. Bande durchgeleſen und habe 
mich in die Seele des Mannes verſetzt, der ſeinen 
Prozeß in dem guten Bewußtſein anſtrengt, daß er die 
Entſcheidung des Reichsgerichts im 59. Bande für ſich 
habe, um dann auf Grund des 60. Bandes auf ſeine 
Koſten im Wege Rechtens des Gegenteils belehrt zu 


werden. 
(Große Heiterteit.) 


— — 
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Meine Herren, ich bin weit entfernt davon, etwa einen 
Stein auf denjenigen zu werfen, der ſeine Rechtsanſicht 
ändert; wenn es darauf ankäme, keiner von uns würde 
dieſen Steinen entgehen. Aber ich ſage mir: man 
kann theoretiſch darüber doktern, ob die Einführung 
der Reviſionsinſtanz berechtigt iſt oder nicht: ſie iſt 
einmal eingeführt, wir haben die dritte Inſtanz, und 
da kann nicht mehr die Rede davon ſein, daß nun 
etwa dieſe dritte Inſtanz, unter Behandlung der Parteien- 
rechte als eine quantité négligeable, lediglich der Rechts⸗ 
einheit dienen ſoll. Wir müſſen es uns gefallen laſſen, 
wenn beiſpielsweiſe aus irgendwelchen zwingenden 
geſetzgeberiſchen oder ſonſtigen Gründen geſagt würde: 
wir müſſen mit zwei Inſtanzen auskommen. Meine 
Herren, ich bin der Meinung, das iſt Sache der 
Gewöhnung; man könnte ſich ebenſo gut an vier wie 
an zwei Inſtanzen gewöhnen, — das könnte ſo und ſo 
ſein. Aber wenn man die Inſtanzen hat, wenn man 
die Inſtanzen auf Koſten und im Intereſſe der 
Allgemeinheit tätig werden läßt und dann ſagt, dieſe 
Inſtanzen, die auf Koſten der Allgemeinheit und im 
einzelnen Falle auf Koſten des Einzelnen tätig werden, 
dienen nicht der Verwirklichung des Rechts der einzelnen, 
ſondern der Verwirklichung der Rechtseinheit, ſo heißt 
das denn doch, einen Satz ausſprechen, der, um dem 
Volksbewußtſein ganz zu widerſprechen, bloß noch in 
unſer berühmtes Juriſtendeutſch übertragen werden 


müßte (Heiterkeit), 


einen Satz, den wir mit unſerem geſunden Menſchen⸗ 
verſtande, den wir doch alle haben, nicht faſſen können. 

Endlich aber bitte ich Sie das eine zu erwägen: 
iſt denn dieſe einheitliche Rechtſprechung wirklich ein ſo 
großer Segen? Ich frage vergeblich: wohin würden 
wir gekommen ſein und wohin würden wir weiter 
kommen, wenn wir uns an die einmal feſtgelegten 
einheitlichen Rechtsgrundſätze halten wollten? Hat 
nicht jedes Gericht und hat nicht gerade das Reichs⸗ 
gericht mit vollem Recht die Rechtsſätze, die es früher 
ausgeſprochen hat, geändert und aufgegeben? Und 
beſteht nicht darin die ganze Entwicklung unſeres 
Rechtslebens, daß wir nicht dauernd in demſelben 
Trott weitergehen, ſondern unterſuchen: iſt denn der 
Satz, der ſo lange Rechtens geweſen iſt, auch wirklich 
Rechtens? Iſt es nicht gerade auf dem Gebiete des 
Differenzeinwandes das dauernde Bohren gegen die 
Judikatur des Reichsgerichts geweſen, das das Reichs⸗ 
gericht zu einer Modifikation ſeiner Anſicht gebracht 
hat? Und weiter: wie ſteht es denn mit der ſeit 1900 
zum Überdruß traktierten Rechtslehre von den weſent— 
lichen Beſtandteilen einer Sache im Sinne des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs? Hat nicht da auch das Reichsgericht 
in ſehr dankenswerter Tätigkeit ſeine Anſicht revidiert 
und ſchließlich weſentlich geändert? Und verfallen wir 
nicht der rein mechaniſchen Geſetzesanwendung, wenn 
wir den Satz von der einheitlichen Rechtſprechung zu 
ſehr in den Vordergrund ſtellen? Meine Herren, das 
ſind ungefähr dieſelben Worte, mit denen Kurlbaum im 
Jahre 1874/75 in der Kommiſſion des Reichstags 
gelegentlich der Beratung der Zivilprozeßordnung ſich 
ausgedrückt hat. — Wenn ich einſchaltend bemerke, 
daß er trotzdem für das Prinzip der duae difformes 
eingetreten iſt, ſo bitte ich daraus zu entnehmen, daß 
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man als Juriſt mit manchen Gründen ſo mancherlei 
beweiſen kann, aber deshalb ſind die Sätze Kurlbaums 
nicht weniger richtig. 

Und nun ſchließlich: was wird denn eigentlich bei 
alledem aus dem Rechtsbewußtſein unſeres Volkes? 
Was ſoll ſich denn unſere Bevölkerung denken, wenn ihr 
ernſthaft geſagt wird: gegen das Urteil iſt eine Reviſion 
nicht zuläſſig, weil das Oberlandesgericht ebenſo er- 
kannt hat wie das Landgericht? Ein Mann, auf den 
verächtlich herabzuſehen man neuerdings gewöhnt iſt, 
der frühere Abgeordnete Lasker, hat in der Kom— 
miſſion zur Vorberatung der Zivilprozeßordnung ein⸗ 
mal, als von dem Prinzip der duae difformes die 
Rede war, geſagt: man denke ſich den Fall, daß der⸗ 
ſelbe Mann gegen zwei Schuldner einen Anſpruch aus 
dem gleichen Rechtsverhältnis geltend macht bei zwei 
verſchiedenen Gerichten — Sie brauchen gar nicht ſo 
weit zu gehen —, bei zwei verſchiedenen Kammern 
desſelben Gerichts: in dem einen Prozeß erlangt er 
duae conformes, in dem anderen duae difformes, — 
in dem einen Falle ift alſo die dritte Inſtanz zuläſſig, 
in dem anderen nicht. Was ſoll der Mann ſich von 
der Geſetzgebung denken? Und wenn man ſagt, der 
Mann iſt damit zufrieden, wenn er zwei ihm günſtige 
Urteile hat, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß, wenn 
er zwei ihm ungünſtige Urteile hat, er mit vollem 
Recht ſagen wird: ich habe zwei falſche Urteile be⸗ 
kommen, und weil beide falſch ſind, kann ich nicht an 
das Reichsgericht gehen; wäre nur eins falſch, könnte 
ich in die dritte Inſtanz gehen. 

(Sehr richtig!) 
Meine Herren, ich weiß ganz genau, daß man mir 
antworten wird: ſie ſind vielleicht beide richtig. Aber 
wir wiſſen das doch nicht ſo genau, und wir haben 
auch mit der Tatſache zu rechnen, daß ſie vielleicht 
auch beide einmal falſch ſind. 

Damit komme ich zu dem letzten Teil, zur Haupt⸗ 
ſache. Mein Herr Vorredner hat bereits dargelegt, 
daß die Bemerkung über die Tendenz der Anwälte, 
etwa in ihrem Privatintereſſe die Geſetzgebung ge- 
ſtalten zu wollen, vielleicht die Beachtung und Wider⸗ 
legung nicht verdient, die ſie in der Preſſe zuweilen 
gefunden hat. Wir Inſtanzenanwälte ſind ja in dieſer 
Beziehung objektiv, uns kann's für unſeren Privat⸗ 
ſäckel ſchließlich ganz egal ſein, wenn bei duae con- 
formes die Reviſion ausgeſchloſſen wird. Für uns 
ſteht aber die Sache ſo: der Kern der ganzen Sache 
iſt doch die Betrachtung der Rechtſprechung der Ober⸗ 


landesgerichte. 
(Sehr richtig!) 


Meine Herren, daß ſich die Landgerichte einer in ge 
wiſſen Bahnen ſich bewegenden Judikatur der Ober⸗ 
landesgerichte ſehr gern und ſehr leicht fügen werden, 
gerade weil ſie nicht gern vom Oberlandesgericht 
reformiert werden wollen, weil es ja auch viel be⸗ 
quemer iſt, und ſie ſich außerdem mit der Erwägung 
tröſten können, was ſollen wir erſt den Parteien 
Koſten machen, das Oberlandesgericht ändert doch 
ab, — das ſagte ich Ihnen vorhin ſchon. Nun bitte 
ich Sie, ſich in die zweite Inſtanz zu begeben, in die 
Inſtanz der Oberlandesgerichte. Und da trete ich 
keineswegs der Gewiſſenhaftigkeit und Plflichttreue 
96 
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unſerer Richter bei den Oberlandesgerichten zu nahe, 
wenn ich ſage, was dem Herrn Oberjuſtizrat Bräuer 
ſein Mandant in ſeinem ſchlichten Menſchenverſtande 
geſchrieben hat: die Tatſache, daß das Urteil einer 
Reviſion unterliegt, ſchärft denn doch die Gewiſſen⸗ 
haftigkeit, die Energie und den Fleiß, mit denen das 
Oberlandesgericht tätig iſt. 


(Sehr richtig!) 


Wir würden uns — ich glaube, nicht nur ich, ſondern 
Sie alle — der ſchlimmſten Heuchelei ſchuldig machen, 
wenn wir nicht ganz glatt heraus erklären wollten, 
daß wir bei Bekämpfung des Prinzips der duae con- 
formes vor allen Dingen von der Befürchtung geleitet 
werden, daß die Rechtſprechung unſerer Oberlandes⸗ 
gerichte eine ſchlechtere, eine minder ſorgfältige wird, 
wenn dieſes Prinzip eingeführt wird, und wenn die 
Oberlandesgerichte wiſſen, wir brauchen nur die Be⸗ 
rufung zurückzuweiſen, dann iſt es aus, dann unter⸗ 
liegen wir einer Kontrolle nicht. 


(Sehr richtig!) 


Wir kommen auf dieſe Weiſe zu einem Zuſtande, wo 
das Oberlandesgericht nicht etwa ſagen kann: ach 
Gott, die Sache iſt nicht reviſibel nach dem Geſetz, 
ſondern wo das Oberlandesgericht ſelbſt entſcheidet, ob 
die Sache reviſibel iſt. 


(Erneute Zuſtimmung.) 


ch darf Ihnen verraten, daß mir ein jetzt dem 
Reichsgericht angehöriges Mitglied eines Oberlandes⸗ 
gerichts einmal ganz ernſthaft die Meinung vor⸗ 
getragen hat, ob es nicht angebracht wäre, daß das 
Oberlandesgericht bei jedem ſeiner Urteile, die es er⸗ 
läßt, ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes, ſelbſt darüber beſtimmt, ob die Reviſion zu⸗ 
läſſig ſein ſoll oder nicht. 


(Große Heiterkeit.) 


Das Oberlandesgericht werde dann, wenn ihm die 
Sache zweifelhaft ſei, oder wenn ſie überhaupt zweifel⸗ 
haft ſei, ausſprechen, daß die Reviſion zuläſſig ſei, 
und in anderen Sachen werde es ſagen, ſie ſei nicht 
zuläſſig. j 
Nun, meine Herren, ich glaube nicht, daß dieſer 
Gedanke, deſſen Originalität ich gar nicht verkenne, 


(Heiterkeit) 


viel Beifall finden wird, ſondern ich habe die Über⸗ 
zeugung, daß wir eine feſte Geſetzesnorm über die 
Frage wünſchen, ob und unter welchen Umſtänden die 
Reviſion zuläſſig iſt. Als die Reviſionsſumme von 1500 
auf 2500 A erhöht wurde, haben wir — was ich nicht 
leugne — in der erſten und zweiten Inſtanz das für ein 
Unglück angeſehen. Aber wir haben ſchließlich in dieſer 
Richtung, von der Geſetzgebung beſiegt, uns fügen 
müſſen. Jetzt aber ſoll es der Entſcheidung der Ober— 
landesgerichte ſelbſt überlaſſen ſein, ob das Urteil 
reviſibel ſein ſoll; es ſoll davon abhängig ſein, ob ein 
kurzer Tenor die Berufung zurückweiſt, oder ob es 
eines etwas längeren Urteilstenors bedarf. Ich weiß 
nicht, ob uam hier in dieſem Saal ift, der noch 
nicht von dem Mitgliede eines Berufungsſenats eines 
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Oberlandesgerichts die im beſten Glauben und treueſter 
Pflichterfüllung geſprochenen Worte gehört hat: ach 
Gott, die Sache können wir doch nicht übers Knie 
brechen, die Sache iſt reviſibel. 


(Sehr richtig!) 


Das iſt ſelbſtverſtändlich; man fragt vergeblich, wie es 
anders ſein ſollte. Schließlich beruht bei uns allen — ich 
nehme niemand aus und mich am wenigſten — die 
Pflichterfüllung auf dem Bewußtſein, daß wir der 
Kontrolle eines Dritten unterliegen, ſei es einer dritten 
Inſtanz, ſei es eines Vorgeſetzten, ſei es unſerer Klienten 
und des Publikums, ſei es unſeres eigenen Gewiſſens. 
Wir wollen dieſe Kontrolle nicht beſeitigt haben, und wir 
wollen nicht, daß das Oberlandesgericht ſagen kann: 
wenn wir die Berufung zurückweiſen, dann 5 die Sache 
glatt entſchieden. Ich kann nur ſagen, daß das, was 
in dieſer Beziehung auf dem Karlsruher Juriſtentage 
von unſerem hochverehrten früheren Vorſitzenden, dem 
Herrn Geheimrat Erythropel, gejagt worden iſt, unſerer 
aller Meinung entſpricht: 
Die gute Rechtſprechung unſerer Oberlandes⸗ 
gerichte iſt nach meiner feſten Überzeugung zum 
großen Teil auf die Kontrolle durch das Reichs⸗ 
gericht zurückzuführen. Ich bin der feſten Über⸗ 
zeugung, jeder Richter wird ſeine Pflicht tun; es 
iſt aber ein großer Unterſchied, wenn er weiß, 
es ſitzt jemand dahinter, der aufpaßt. 


(Sehr richtig!) 


Und wenn wir uns ſchon mit der Gefahr vertraut 
machen müſſen, daß die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts, daß der Kreis der reviſiblen Sachen beſchränkt 
wird, ſo halten wir für das gefährlichſte Prinzip auf 
dieſem Gebiete den Gedanken, daß das Oberlandes⸗ 
gericht ſelbſt entſcheiden ſoll, ob es durch die Zurüd- 
weiſung der Berufung die Reviſion für alle Zeit aus⸗ 
ſchließt oder einer Nachprüfung Raum gibt. 

Es iſt einmal mit vollem Recht auf die Frage: 
worauf beruht in einem großen Bruchteil der Sachen 
die Entſcheidung? — geſagt worden: ſie beruht darauf, 
daß man den Beweis ſo oder ſo würdigt, daß man 
eine Willenserklärung ſo oder ſo auslegt, daß man 
dieſem oder jenem Zeugen glaubt. Alle dieſe Dinge, 
bei denen die feinſten Nuancen mitſpielen, werden un⸗ 
bewußt in dem Sinne der Zurückweiſung der oo 
beeinflußt, wenn das Oberlandesgericht weiß: weile i 
die Berufung zurück, ſo haben nicht nur wir, ſondern 
auch die Partei Ruhe, es geſchieht der Partei ein Ge⸗ 
fallen. Ja, der einen Partei geſchieht immer ein 
Gefallen, aber nicht der anderen. 

(Sehr richtig!) 

Nun, meine Herren, bei dieſer Sachlage würde es 
einer ſtatiſtiſchen Nachprüfung nicht bedürfen, aber ich 
will Ihnen doch eine nur ganz kurze Statiſtik vortragen. 
Ich habe vergeblich 117 einer Statiſtik geſucht, die 
ergibt, wie oft bei duae conformes das Reichsgericht 
abgeändert und wie oft es beſtätigt hat. Die 
Syringſche Statiſtik ergibt das nicht. Wie ich höre, 
bereiten die Herren vom Reichsgericht eine derartige 
Statiſtik vor. Ich habe mir zunächſt die Mühe ge 
macht, aus zehn Bänden Reichsgerichtsentſcheidungen 
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diejenigen Fälle herauszuſuchen, aus denen man erſehen 
kann, daß in den Inſtanzen duae conformes vorlagen 
— ich habe dieſe Probe auf die Bände 51 bis 55, 63, 
64, 66 bis 70 erſtreckt —, und da habe ich wahr⸗ 
genommen und feſtgeſtellt, daß von denjenigen Fällen, 
in denen die Reviſion enn bare ee gegen duae 
conformes eingelegt worden iſt, rund ein Drittel zu 
einer abändernden Entſcheidung des Reichsgerichts ge- 
führt hat und rund zwei Drittel zur Beſtätigung. 


(Hört! hört!) 


Wollte ich dieſe Statiſtik etwas tendenziös anſehen, ſo 
könnte ich mitteilen, daß ganz auffälligerweiſe in der 
zweiten Hälfte der ſechziger Bände das Verhältnis ein 
ungünſtigeres wird. Da findet ſich ſogar ein Band, 
wo bei duae conformes die Zahl der abändernden 
Beſcheide über die der beſtätigenden hinausgeht. Aber 
ich ziehe daraus keine Folgerungen, das kann ein 
Zufall ſein. Ich meine, es wird einer Statiſtik nicht 
dedürfen. Wenn die Herren vom Reichsgericht uns 
mit ihrer Statiſtik unterſtützen, ſo werden ſie damit 
ein gutes Werk tun. Für mich iſt das Entſcheidende, 
daß wir unſere oberlandesgerichtliche Judikatur der 
Gefahr einer deroute ausſetzen, wenn wir das Prinzip 
der duae conformes einführen. Deshalb bitte ich Sie, 
folgende Reſolution anzunehmen: 
Der am 21. November in Leipzig tagende außer⸗ 
ordentliche Deutſche Anwaltstag ſpricht ſeine 
Anſicht dahin aus, 
daß der Ausſchluß des Rechtsmittels der 
Reviſion bei übereinſtimmenden Urteilen des 
Landgerichts und des Oberlandesgerichts 
durchaus abzulehnen iſt, 
und erſucht den Vorſtand des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins, alle Verſuche, die Zuläſſigkeit der Reviſion 
in der dort angegebenen Richtung zu beſchränken, 
energiſch zu bekämpfen. 
(Lebhaftes Bravo.) 


Nun könnte man ja auch noch etwas Poſitives 
ſagen. Aber in Gemäßheit des Beſchluſſes des Vor⸗ 
ſtandes, den ich durchaus billige, ſollen wir nur über 
die Frage der duae conformes verhandeln; wir würden 
ſonſt ins Bodenloſe und Grenzenloſe kommen. Ich 
bitte Sie alſo, für heute ſich in dieſem Sinne zu be⸗ 
ſchränken und die von uns vorgeſchlagene Reſolution 
anzunehmen. 

(Langandauernder ſtürmiſcher Beifall.) 


Vorſitzender: Es haben ſich noch ſechs Herren zum 
Worte gemeldet. Mit Rückſicht auf die Behandlung, 
die dieſe Frage ſoeben bereits gefunden hat, geſtatte 
ich mir bei Ihnen anzufragen, ob Sie damit ein— 
verſtanden ſind, daß wir das Wort nur auf fünf 


Minuten erteilen. 
(Wird bejaht.) 


Rechtsanwalt Dr. Löwenſtein I: Stuttgart: Meine 
Herren Kollegen! Nachdem die Herren vom Oberlandes⸗ 
gericht und die Herren aus dem Norden zum Worte 
gekommen ſind, geftatteten Sie wohl auch einem Land- 
gerichtsanwalt und einem Süddeutſchen, kurz das Wort 
zu nehmen. Bei der Geſchäftsordnung, die wir hier 


— 
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eingeführt haben, kann es ſich um Details nicht handeln, 
ſondern nur um einige wenige Geſichtspunkte. 

Wir ſind darüber einig, daß die Tätigkeit des 
Richterſtandes im allgemeinen die höchſte Anerkennung 
verdient. Aber ſo wie es ſchlechte Anwälte gibt, ſo gibt 
es auch — ich will mich recht vorſichtig ausdrücken — 
minder gute Richter 
(Heiterkeit) 


und ſolche auch beim Oberlandesgericht. Gegen die 
guten Urteile iſt an und für ſich das Rechtsmittel der 
Reviſion entbehrlich, aber gegen die ſchlechten iſt es 
notwendig. Und da werden wir hauptſächlich an drei 
Klaſſen von Richtern zu denken haben, die minder⸗ 
wertige Urteile produzieren. Das ſind einmal die 
wiſſenſchaftlich weniger vorgebildeten. Ich glaube, daß 
dieſe in den Oberlandesgerichten nur in ganz ver⸗ 
einzelten Beiſpielen anzutreffen ſein werden. 


(Heiterkeit.) 


Dann kommt die Klaſſe derer, die wohl die Fähigkeit, 
aber nicht die Luſt haben, ſich mit einer Sache ſo ein⸗ 
gehend zu befaſſen, daß ſie gegen ein Rechtsmittel gefeit 
wären. Auch von dieſen glaube ich, daß nur wenige 
den Eingang in das Oberlandesgericht finden werden. 
Größer iſt aber die Zahl der Richter, die es lieben, 
wie man ſich bei uns ausdrückt, eine Sache abzuhauen. 
Das ſind meiſtens ſehr ſcharfſinnige, tüchtige Furiſten, 
und weil ſie es ſind, machen ſie Karriere und 
kommen verhältnismäßig ſehr ſchnell in das Fünf⸗ 
männerkollegium hinein. Aber ſie ſind ſehr ſchlechte 
Richter; ſie gehen in dem Beſtreben, eine Sache recht 
kurz abzutun, darauf aus, den ſonſt notwendigen 
Einzug von Beweiſen hintanzuhalten; ſie würdigen 
auch vielfach das Parteivorbringen nicht mit der Ruhe, 
wie man es wünſchen ſollte. Dieſe Richter ſind um 
deswillen ſehr gefährlich, weil ſie kraft ihrer über⸗ 
wiegenden Dialektik ſich im Kollegium einen ſehr großen 
Einfluß zu verſchaffen wiſſen. Gegen dieſe Klaſſe von 
Richtern gibt es überhaupt kein anderes Machtmittel 
als die Reviſion. 

Es ſind ſogar ganz hervorragende, in jeder 
Beziehung unantaſtbare Richter des Oberlandesgerichts, 
die ſich gegen die Reviſion ausſprechen. Es iſt ja 
immerhin unangenehm, daß man ein Organ über ſich 
haben ſoll, das zur Kritik bereit und außerordentlich 
fähig iſt. So habe ich z. B. mein Examen vor einem 
Oberlandesgerichtspräſtdenten gemacht, deſſen Fähig⸗ 
keiten außerordentlich groß geweſen ſind. Der hat 
einmal einen Kandidaten gefragt: „Sagen Sie, was 
gibt es für ein Rechtsmittel gegen die Urteile der 
Oberlandesgerichte?“ Die Antwort lautete prompt: 
„Die Reviſion.“ Da ſagte der Präſident ſeufzend zu 
dem ihm gegenüber ſitzenden Senatspräſidenten: „Ja, 


leider, leider!“ | 
(Große Heiterkeit.) 


Das iſt die Stimmung von ganz ausgezeichneten 

Richtern. Wir Anwälte wiſſen: ſchon die Tatſache 

allein, daß das Rechtsmittel exiſtiert, garantiert für 

eine gute und gründliche Nachprüfung, und der Ein⸗ 

wand, der ſo vielfach gemacht wird, daß der Richter, 

wenn er weiß, daß ſein Urteil unanfechtbar iſt, ſich 
96 * 
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ganz beſonderer Gründlichkeit bei Abfaſſung des Urteils 
befleißigen werde, exiſtiert für uns nicht. Wir wiſſen, 
daß die Furcht vor der Reviſion gute — und wir 
wiſſen, daß das Bewußtſein der Nichtexiſtenz des 
Rechtsmittels minderwertige Urteile zeitigt, und des⸗ 
wegen gehen auch wir Anwälte von den Landgerichten 
davon aus: weg mit jeder Verkürzung des Rechts⸗ 
mittels, weg mit jeder weiteren Verſchlechterung unſerer 
bisher guten Prozeßordnung! Wir wollen 11855 daß 
der neue Mann, der jetzt an der Spitze des Reichs— 
juſtizamts ſteht, den Anwaltstag nicht als eine quantité 
negligeable betrachtet, daß er unſerem Votum die 
ihm zukommende große Bedeutung beimißt. 


(Lebhafter Beifall.) 


Juſtizrat Putzler⸗ Leipzig: Sehr verehrte Herren 
Kollegen! Sie werden es begreiflich ſinden, daß wir 
Kollegen vom Reichsgericht uns eine gewiſſe Reſerve 
auferlegt haben in der Behandlung diefer Frage. Auf 
der anderen Seite ſagen wir uns aber doch: unſer 
gutes Gewiſſen wird uns davor ſchützen, daß uns vor⸗ 
geworfen wird, wir ſprächen nur pro domo. Im 
übrigen ſind wir den Herren Kollegen, die dieſen 
Geſichtspunkt geſtreift haben, dafür dankbar, daß ſie 
ein praktiſches Argument hervorgehoben haben, das den 
Vorwurf, wir ſprächen nur für unſere eigene Taſche, 
hinlänglich widerlegt. Ich will deshalb auf dieſe 
Frage nicht weiter eingehen und nur konſtatieren, daß 
einer von uns das Wort ergreifen ſollte, weil uns ein 
paar Materialien für die Beurteilung dieſer Frage 
zur Verfügung ſtehen, die vielleicht für die Allgemein⸗ 
heit Intereſſe haben. Das ſind ein paar ſtatiſtiſche 
Daten, die einen Überblick über die Dinge geben 
ſollen. Dieſe Statiſtik bezieht ſich nicht nur auf 
die Frage: wie viel Fälle fallen für das Reichs⸗ 
gericht aus, wenn wir das Prinzip der duae conformes 
bekommen, und in wie viel Fällen iſt die Vorentſcheidung 
aufgehoben worden auch bei duae conformes, — 
Fragen, die allerdings wichtig ſind, für die ich auch 
ein paar Anhaltpunkte geben werde, — ſondern ich 
habe mich, weil ich in den letzten Monaten eingehend 
an dieſer Frage gearbeitet habe, auch mit einer anderen 
Statiſtik beſchäftigt. Und da habe ich geſehen, wie 
ungemein viel in der ganzen Welt, aber auch in der vor⸗ 
liegenden Frage mit Schlagworten gearbeitet worden iſt. 

Meine Herren Kollegen, rufen Sie ſich in die 
Erinnerung zurück, daß der naturgemäße Ausweg für 
die Schwierigkeiten, in die wir geraten ſind, doch der 
iſt: die Vermehrung der Senate. Wer volkswirtſchaft⸗ 
lich die Entwicklung der Verhältniſſe in Deutſchland ins 
Auge faßt, muß ohne weiteres bekennen: die Zunahme 
der Prozeſſe beruht bei uns durchaus nicht auf einer 
ungeſunden, ſondern auf einer ganz geſunden Erſcheinung, 


(ſehr richtig!) 
auf einer auf das rieſigſte geſteigerten Entwicklung der 
volkswirtſchaftlichen Tätigkeit, die uns in 33 Jahren 
ein enormes Nationalvermögen geſchaffen und uns in die 
zweite oder dritte Reihe aller Induſlrie⸗ und Handels⸗ 
ſtaaten der Welt hat eintreten laſſen. Konflikte gibt es, 
ſolange wir nicht den Himmel auf Erden haben, und es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß mit einer ſo geſteigerten volks⸗ 
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wirtſchaftlichen Tätigkeit eine ungeheure Zunahme der 
Prozeſſe eintreten mußte. 

Nun iſt geſagt worden: ja, die Vermehrung der 
Senate iſt nicht möglich, wir bekommen nicht mehr die 
nötigen Richter für das Reichsgericht, und wir ent⸗ 
0 05 den Oberlandesgerichten zu viel geeignete Richter. 

ir war das befremdend, weil doch auf der anderen 
Seite auch die Zahl der Juriſten zugenommen hat; 
die Richter haben ebenfalls zugenommen, wenn auch 
nicht proportional der Menge der Geſchäfte. Sind 
alſo die Kapazitäten bei uns nicht zurückgegangen, ſo 
iſt es naturgemäß, daß wir jetzt ſo viel beſſere Richter 
produzieren müſſen, daß wir mit der Stellenbeſetzung 
gar nicht in Gefahr kommen können. Wenn jetzt das 
Schlagwort ſagt, wir hätten nicht genügende Kapazitäten 
für die Stellenbeſetzung, ſo iſt es nützlich, einen 
einzigen Blick auf die Statiſtik des Jahres 1874 zu 
werfen. Damals hatte das Obertribunal 57 Richter, 
das mit ihm verbundene Appellationsgericht für die 
gemeinrechtlichen Sachen 16 Richter, und außerdem 
fungierte für uns in Preußen noch das Reichsober⸗ 
handelsgericht mit 18 Richtern; das waren zuſammen 
91 Richter. Rechnen Sie dazu gefälligſt noch die 
oberſten Richter in den anderen Bundesſtaaten, und 
nun machen Sie ſich einen Begriff von der Zahl der 
oberſten Richter, die damals in Deutſchland verlangt 
und geſtellt worden ſind. Und das war zu einer Zeit, 
als Deutſchland eine Bevölkerungsziffer von 41 Millionen 
hatte, während wir jetzt 62 Millionen Seelen haben. 
Ja, meine Herren, wie kann man da ſagen, wir hätten 
keine geeigneten Richter mehr! Man ſoll doch den 
Dingen auf den Grund gehen, ſonſt operiert man 
eben nur mit Schlagworten. 

Bei der Behandlung der vorliegenden Frage ſpielt 
die Behauptung eine große Rolle, wir legten zu viele 
ausſichtsloſe Reviſionen ein. Dieſer Behauptung ver⸗ 
dankt ja der Vorſchlag, die ausſichtsloſen der: eine 
Vorprüfung über Bord zu werfen, feine Entſtehung. 

Meine Herren, ich konſtatiere in dieſer Hinſicht: 
die Statiſtik ergibt, daß der Prozentſatz der auf⸗ 
gehobenen Urteile tatſächlich geſtiegen iſt, nicht nur in 
einem einzelnen Jahre, ſondern im ganzen. Eine 
ungeheure Bedeutung erlangt dieſer Punkt dann, 
wenn man berückſichtigt, daß in alten Zeiten die 
Kollegen vom Obertribunal ſich eines ganz beſonderen 
Anſehens erfreut haben. Ich habe mit dem Geheimrat 
Arndts früher ſehr oft über Berufsſachen geſprochen, 
und klagte ihm mein Leid in einer Periode, wo I 
viel Reviſionen verlor. Es geht ja allen ſo: man 
gewinnt und verliert periodenweiſe. 


(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 


Da beruhigte er mich und ſagte: lieber Kollege, werden 
Sie etwas älter, dann werden Sie ſehen, daß es 
anderen Menſchen auch ſo geht. In beſonders günſtigen 
Zeiten habe ich auf 4 Sachen eine Aufhebung erzielt. 
Wie kann man jetzt das Schlagwort von der Einlegung 
ausſichtsloſer Reviſionen in die Welt ſetzen? Glauben 
Sie, daß die Kollegen beim Obertribunal beſſere Erfolge 
gehabt haben? Das würden ſie ganz ſicher erwähnt 
haben. Es iſt mit aller Sicherheit davon auszugehen, 
daß es niemals ſeit Menſchengedenken einen höheren 
Prozentſatz von Aufhebungen gegeben hat als gegen 
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wärtig, und daß dies in der Natur eines Rechts⸗ 
mittels ſeinen Grund hat, welches ſich auf die Nach⸗ 
prüfung von Rechtsfragen beſchränkt. 

Alſo, es iſt ein Schlagwort, wenn man jetzt ſagt: 
es werden zu viel ausſichtsloſe Reviſionen eingelegt, 
und dadurch wird das Reichsgericht überlaſtet. 

Meine Herren, eine Statiſtik wird Sie aber 
beſonders intereſſieren, inſofern wir uns über die 
Wirkung klar werden müſſen, die die Einführung 
des Prinzips der duae conformes haben würde. Eine 
Statiſtik liegt in dieſer Hinſicht vor. Schon damals 
bei Einführung unſerer Zivilprozeßordnung war ja 
auch das Prinzip der duae conformes in Ausſicht ge- 
nommen, und da hatte man ermittelt, daß über 
50 Prozent von Sachen bei der Reviſion ausfallen 
würden. Ich bin der feſten Überzeugung, daß, wenn 
wir auch jetzt über eine Statiſtik am Reichsgericht 
nicht verfügen, die Sachen ſich nicht geändert haben. 
Und das ſind allerdings ſehr bedenkliche Folgen, be⸗ 
ſonders wenn man ſich vergegenwärtigt, daß dieſe 
Einrichtung die Tendenz in ſich trägt, die Zahl der 
Reviſionen zu verringern. N 

Dann wollte ich Ihnen noch, was Sie vielleicht 
doch intereſſieren könnte, Aufſchluß über folgendes 
geben. Wir haben eine Statiſtik von zwei Jahren 
aufgeſtellt, in wie viel Fällen bei duae conformes und 
bei duae difformes Entſcheidungen aufgehoben worden 
ſind. Natürlich ſind die zwei Jahre nicht maßgebend; 
aber immerhin gibt es doch einen Überblick. Es ſtellt 
ſich die Sache ſo: in der Zeit vom 1. Oktober 1907 
bis 30. September 1909 ſind 5193 kontradiktoriſche 
Urteile erlaſſen; davon ſind aufgehoben 1440, alſo 
über 27 Prozent. Davon waren gegenüber difformen 
Urteilen Aufhebungen 720 und bei konformen 676. 
Alſo Sie ſehen, daß es eine minimale Zahl iſt, die 
bei duae conformes weniger iſt. Bei 54 Fällen haben 
wir nicht ermitteln können, ob konforme oder difforme 
Urteile vorlagen; wenn wir die den konformen hinzu⸗ 
rechnen, würde vielleicht die Bilanz gleich ſtehen. Alſo 
die Folgerung iſt ganz unabweisbar, daß in Wirklich⸗ 
keit nicht die Spur einer Garantie dafür vorhanden 
iſt, daß zwei konforme Urteile der Vorinſtanzen 
die richtigere Entſcheidung treffen als zwei difforme. 
Das ſind doch Tatſachen, die von außerordentlicher 
Bedeutung für die Beurteilung dieſer Frage werden. 
30 habe geglaubt, Ihnen das nicht vorenthalten zu 
ſollen. 

Ich will im übrigen auf die Sachen nicht weiter 
eingehen; meine Zeit iſt abgelaufen. Ich ſchließe. 


(Lebhafte Rufe: Weiter ſprechen!) 


— Meine Herren, wenn Sie mich noch einen Augen⸗ 
blick hören wollen — ſehr gern. Vergegenwärtigen 
Sie ſich das Reſümee, das ſich aus den beiden 
Referaten ergibt, für die ich den Herren Bericht⸗ 
erſtattern außerordentlich dankbar bin. Es kommt in 
Frage ein nationaler Geſichtspunkt und der Geſichts⸗ 
ae des Einzelintereſſes desjenigen, der fein Recht 
uchen will. In beiden Hinſichten haben wir geglaubt, 

eutſche Reich gründeten, uns beſſer zu 
ſtehen. Wir haben gehofft, einen Aufſchwung unſeres 
geſamten materiellen und geiſtigen Lebens und unſerer 
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Rechtspflege erreichen zu können. Wie ſtehen wir jetzt 
da? Sollen wir, weil die Reichsregierung keine Mittel 
findet, der Zahl der Prozeſſe, die auf volkswirtſchaftlich 
geſunden Urſachen beruht, Herr zu werden, das Reich 
am nächſten Kündigungstermin aufkündigen? 


(Große Heiterkeit.) 


Wir werden das Reich behalten und Mittel und Wege 
zu finden ſuchen, um dieſer Aufgabe Herr zu werden, 
die uns geſtellt iſt. Wir können — und das trat auch 
in den Referaten hervor — nicht mehr zurück von den 
Schritten, die wir getan baben. Wir haben ung einen 
Inſtanzenzug von drei Inſtanzen gebaut, und wenn 
wir heute eine abbrechen wollten, könnten wir ein 
einheitliches Recht, eine Rechtseinheit für Deutſchland 
überhaupt nicht mehr erzielen. Das wäre ein ſo 
ſchwerer Mißſtand in unſerer ganzen nationalen Ent⸗ 
wicklung, daß es meines Erachtens niemand verant⸗ 
worten kann, an dieſem Fundament unſeres Rechts- 
lebens zu rütteln. Es ſteht eine große Frage für die 
Allgemeinheit auf dem Spiel, es ſind tatſächlich ideale 
Intereſſen, um die es ſich handelt. Allerdings ver⸗ 
treten wir als berufene Vertreter derjenigen, die ihr 
Recht ſuchen, zugleich auch mit Energie den Stand⸗ 
punkt, daß die Einzelnen ihr Recht erhalten. 

Ich Schließe mit der Betonung eines Geſichts⸗ 
punkts, der in den Referaten noch nicht zur Sprache 
gekommen iſt: es iſt ein großer Unterſchied, wenn ich 
von vornherein bei Anſtrengung eines Prozeſſes be- 
urteilen kann, welcher H eine 2 mir offen ſteht. 
Dann treffe ich danach meine Maßnahmen. Aber 
etwas anderes iſt es, wenn ich mit drei Inſtanzen 
rechnen kann, und der Zufall ſchneidet mir, während 
ich mitten im Prozeß bin, eine Inſtanz ab. Ich muß 
meinem Klienten von vornherein ſagen können, ob er 
die dritte Inſtanz hat, und daß nicht der Knobelbecher 
darüber entſcheidet. Es iſt für den Anwaltſtand von 
außerordentlicher Wichtigkeit, daß man ſeinem Klienten 
klaren Wein einſchenken kann, daß man ihm ſagen 
kann, die und die Ausſicht haben wir. Wir ſind keine 
Wahrſagefrauen, wir können die Urteile nicht voraus⸗ 
ſagen; wohl aber können wir dem Klienten die 
Möglichkeiten darlegen, die er hat. Das können wir 
aber nicht mehr, wenn wir bei Anſtrengung eines 
Prozeſſes nicht wiſſen, wie viel Inſtanzen wir haben. 

(Sehr richtig!) 
Deswegen erkläre ich eine derartige Abänderung, die 
in dieſer zufälligen Weiſe in den Inſtanzenzug ein⸗ 
greift, nicht bloß vom nationalen, ſondern auch vom 
juriſtiſchen Standpunkte und vom Intereſſe des Recht⸗ 
ſuchenden aus für eine Unmöglichkeit. 


(Lebhafter Beifall.) 


Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs ⸗Berlin: Meine 
Herren, die Gründe für die Ablehnung des Difformitäts⸗ 
prinzips ſind erſchöpft. Man kann kaum etwas Neues 
dazu ſagen, daß es ſich nicht empfiehlt, im Intereſſe 
der Rechtspflege das Difformitätsprinzip einzuführen. 
Aber wenn Sie auch mit Engelszungen redeten, werden 
Sie die nicht überzeugen, die da glauben, daß es 
höhere Geſichtspunkte gebe, die die Frage ſo formulieren: 
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wenn man zwiſchen dem idealen Gut der Rechtseinheit 
und zwiſchen dem materiellen Privatintereſſe der 
Parteien zu wählen habe, müſſe man ſich für das 
große nationale Gut der Rechtseinheit entſcheiden. % 
dieſe Formulierung müſſen wir Breſche ſchlagen, ſie 
müſſen wir aus den Angeln heben; das Difformitäts⸗ 
prinzip ſchädigt Rechtseinheit und Privatintereſſe. 

Meine Herren, man ſagt uns: Ihr weiſt jede 
Beſchränkung der Reviſion zurück, und doch geht es 
ſo nicht mehr weiter. Wenn die Reviſionsſumme er⸗ 
höht wird, ſagt ihr, das iſt plutokratiſch; wenn wir 
etwas anderes bringen, ſagt ihr: das nützt auch nichts; 
und doch muß etwas eee Man ſagt: die Termine 
ſind zu weit hinausliegend, daher muß die Reviſion 
beſchränkt werden; wir können die Zahl der Senate 
nicht vermehren, folglich müſſen wir die Zahl der 
Sachen vermindern. Rechtseinheit geht vor Privat⸗ 
intereſſe. Ja, wenn das richtig iſt, werden wir mit 
unſeren Theſen nicht gehört werden. Aber die ganze 
Formulierung iſt falſch. Wer ſagt denn das, daß es 
ſich hier um das Prinzip der Rechtseinheit und dort 
um ein Privatintereſſe handelt? Auch das Intereſſe 
an der Erhaltung der dritten Inſtanz iſt ein ideales, 
ein nationales Intereſſe; an die dritte Inſtanz ſind 
wir ſeit Hunderten von Jahren gewöhnt. Und wenn 
es in Wirklichkeit einen Konflikt zwiſchen Rechts⸗ 
kontrolle und Einheit der Rechtspflege gäbe, ſo ſtellte 
ich mich — nicht bloß der einfältige Bauer und 
Mandant — auf den Standpunkt, daß ich ſage: mir 
iſt das Reichsgericht als dritte Inſtanz, als Kontroll⸗ 
inſtanz zehntauſendmal mehr wert als die ſogenannte 
Einheit der Rechtspflege. 


(Bravo!) 


Das een wir dem Parlament und allen übrigen 
jagen, daß die Rechtseinheit im Grunde genommen 
ein Phantom ift; wir Oberlandesgerichtsanwälte wiſſen, 
wie alle Rechtsfragen mit Tatfragen durchſetzt ſind, 
insbeſondere die Fragen des Obligationenrechts ſo mit 


Verkehrsfragen, daß, wenn der Kläger eine Entſcheidung 


für den einen Satz hat, der Gegner zwei oder drei Ent⸗ 
ſcheidungen anführen kann, die für den anderen Satz 
ſprechen, und daß es da heißt: der Fall liegt anders 
als jener. Nicht die Rechtsfrage, ſondern die Würdigung 
der Tatfrage macht die Schwierigkeiten. Sie werden 


mir nicht ſagen, daß ich ein Verächter der Wiſſenſchaft 


und der wiſſenſchaftlichen Autoritäten bin. Erſtrebens⸗ 
wert mögen feſte Rechtsſätze ſein auf dem Gebiete 
des formalen Rechts im Intereſſe der Sicherheit des 
Verkehrs; dort hat die Konſtanz der Rechtſprechung 
einen Sinn; aber im materiellen Obligationenrecht haben 
ſie keinen Sinn. Deshalb ſage ich: ſehen Sie ſich 
die Entſcheidungen des Reichsgerichts an, machen Sie 
eine Statiſtik der Entſcheidungen, die die Rechtseinheit 
gefördert haben, und die 9 fe dieſer Entſcheidungen 
wird ſehr gering ſein. Ich freue mich darüber, daß 
wir keine feſten Rechtsſätze haben, daß mit dem Fluſſe 
des Verkehrs auch die Rechtſprechung fließt: ravra 
bel, — das muß fo fein. Was hätten wir denn davon, 
wenn wir die Einheit der Rechtſprechung feſtgenagelt 
hätten im Börſenverkehr, in der Beſtandteilsfrage, beim 
Vorkaufsrecht und tauſend anderen Dingen? Das 
wäre ein Unglück geweſen. 
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Und dann noch eins. Woher kommt denn die 
Einheit der Rechtſprechung? Doch nur als ein Nieder⸗ 
ſchlag aus der Verſchiedenheit der Fälle. Erſt wenn 
mehrfache Präjudizien da ſind, entwickelt ſich etwas, 
was die feſte Rechtsanſicht iſt, auf die wir bauen 
können. Ich ſage darum: erweitern Sie die Reviſion, 
damit Sie die Rechtseinheit haben! 

Und nun komme ich zum Schluß. Man ſagt 
immer, das ann kann nicht vergrößert werden. 
Das iſt ein Satz, der erſt noch bewieſen werden muß. 


(Sehr richtig!) 


Machen Sie die doppelte Zahl der Senate, die Rechts⸗ 
einheit wird darunter nicht leiden; im Gegenteil, ſie 
wird gefördert werden. 


(Zuruf: Koſtet Geld!) 
— Wir haben auch Geld für Soldaten und Kaſernen! 
(Bravo!) 


Solange ich am Kammergericht bin, find aus 12 Senaten 
24 geworden. Hat das Kammergericht 24 Senate, ſo 
müßte an ſich das Reichsgericht es auf ebenſo viel, 
vielleicht gar auf 48 Senate bringen. 


(Heiterkeit.) 


Wie dem auch ſei — jedenfalls iſt die Vermehrung 
der Senate eine abſolute Notwendigkeit, weil die Zu⸗ 
nahme der Prozeſſe, wie Herr Kollege Putzler ſagte, 
das Produkt einer geſunden natlonnlskononiſchen 
Die Wiſſenſchaft wird uns an der 
Hand der verſchiedenen Reichsgerichtsentſcheidungen die 
Rechtseinheit fördern. Das höchſte Prinzip, das wir 
vertreten ſollen, iſt: ſchaffen wir das Reichsgericht als 
dritte Inſtanz, als Kontrollinſtanz über den Ober⸗ 
landesgerichten, damit wir zu einer einheitlichen und 
gu einer gerechten Rechtſprechung kommen. Ich halte 
ie gerechte Rechtſprechung für die höhere, die einheitliche 
wird ſich an der Hand der Wiſſenſchaft, der Kommentare 
von ſelbſt ergeben. 


(Lebhafter Beifall.) 
0 Juſtizrat Tollkiemitt⸗Naumburg verzichtet auf das 
ort. 


Rechtsanwalt Dr. Kann⸗Berlin: Meine Herren, ich 
möchte das, was heute gegen die drohende Zivilprozeß⸗ 
novelle vorgebracht iſt, lediglich in einem Punkt noch 
zu ergänzen verſuchen. Das Konformitätsprinzip 
nämlich meine Herren, hat eine Geſchichte, und es 
liegt ſehr nahe, zu fragen: wie hat ſich denn das 
Konformitätsprinzip in der Geſchichte bewährt? Meine 
1 5 ich habe nach Möglichkeit verſucht, wie es die 

eit zuließ, hierüber noch Nachforſchungen anzuſtellen, 
die allerdings nicht erſchöpfend waren und auch nicht 
erſchöpfend ſein konnten. Die Proben, die ich gefunden 
habe, ſind geradezu frappierend: frappierend, indem ſie 
übereinſtimmend zeigen, wie überall, wo man es mit 
dem Konformitätsprinzip verſucht hat, ſich ein völliges 
e Deſaſtre ergeben hat. — Meine Herren, 
ei der vorgerückten Zeit will ich nur die allerweſent⸗ 
lichſten Stichproben hier vorführen. 
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38. Jahrgang. 


Da iſt zunächſt die öſterreichiſche Zivilprozeßordnung. 
In Oſterreich hat die allgemeine Gerichtsordnung von 
1781 das Difformitätsprinzip eingeführt. Dieſer Zu⸗ 
ſtand erſchien derartig unleidlich, daß man nach drei 
oder vier Jahren einen Notbehelf erfand: das war 
die außerordentliche Reviſion, nämlich die Anfechtung 
zweitinſtanzlicher Urteile „wegen Nichtigkeit oder offen⸗ 
barer Ungerechtigkeit“. 

(Große Heiterkeit.) 


Damit hat man ſich in Oſterreich bis 1895 abgefunden. 
Wie man das gemacht hat, wäre im einzelnen nach⸗ 
zuprüfen. Der Entwurf zur neuen öſterreichiſchen 
Zivilprozeßordnung erkennt an, daß ſo nicht mehr 
weiter zu wirtſchaften ſei, und führt das Difformitäts⸗ 
prinzip wieder unverkürzt ein. Dieſer Entwurf iſt 
aber inſoweit nicht Geſetz geworden. Erörterungen 
darüber habe ich nicht finden können, jedenfalls iſt 
es ſang⸗ und klanglos in Oſterreich unter den Tiſch 
gefallen. 

In Preußen war das Difformitätsprinzip weſentlich 
harmloſer. Es war eingeführt worden für Objekte bis zu 
200 Talern, und da bat es ſich gehalten, und da es 
ſich nur um unerhebliche Objekte handelte, konnte man 
es auch ertragen. | 

In Baden hat man wohl ebenfalls ſchlechte Er- 
fahrungen mit der Difformität gemacht: die badiſche 
Obergerichtsordnung von 1804 hatte die Oberreviſion 
auch an das Difformitätsprinzip geknüpft, in der 
Prozeßordnung von 1864 iſt es aufgegeben worden. 

In Braunſchweig iſt zunächſt im Jahre 1814 das 
Difformitätsprinzip eingeführt für Sachen unter 
1000 Talern, 1823 ſetzte man dieſe Summe auf 500 
herunter, und 1850 iſt ſie ganz verſchwunden. 

Die Krone der Geſetzgebung und das Lehrreichſte, 
was man vorführen kann, ſind aber die geſetzgeberiſchen 
Experimente, die man in Bayern 1825 und 1827 ge⸗ 
macht hat. Da iſt nämlich eine Prozeßnovelle heraus- 
gekommen, die das Difformitätsprinzip ſchlechthin pro⸗ 
klamierte; die Motive dazu, die ſehr leſenswert ſind, 
führen aus, daß man die alleinige Richtigkeit des 
Difformitätsprinzips mathematiſch beweiſen könne. 
Das Beiſpiel, welches dort 1 wird, erlaube 
ich mir — da ich annehme, daß die meiſten Herren die 
bayeriſche Gerichtsverfaſſung von 1825 nicht kennen — 
ins moderne Recht zu übersetzen. Es wird ein Prozeß 
beim Landgericht eingeleitet, die Klage wird abgewieſen, 
weil alle drei Richter ſie für ungerechtfertigt erklären. 
Dasſelbe Schickſal erfährt die Sache in der Appellations⸗ 


inſtanz, auch da wird die Klage einſtimmig abgewieſen. 


Die dritte Inſtanz kommt zum umgekehrten Reſultat: 
drei Richter ſind für die Abweiſung, vier erklären ſich 
für die Klage. Alſo der Kläger ſiegt ob, obwohl von 
den fünfzehn Richtern, die ihr Urteil ausgeſprochen 
haben, nur vier für ihn und elf gegen ihn geweſen 
ſind. Das iſt der mathematiſche Beweis. 

(Heiterkeit.) 


Dazu führt Puchta — nicht der berühmte Pandektiſt, 
ſondern ein Dozent an der Münchener Univerſität 
in der damaligen Zeit — in einer Schrift, anſcheinend 
im amtlichen Auftrage, folgendes aus: Dieſes Beiſpiel 
ſei außerordentlich überzeugend, denn man würde in 
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ſolchem Falle die Zuläſſigkeit der Reviſion doch nur 
für gerechtfertigt erachten können, wenn die vier 
Richter, die gegenüber den elf den Ausſchlag geben 
ſollen, ſich durch prominente Intelligenz gegenüber den 
anderen auszeichneten. Aber mit dieſer „Vorausſetzung 
einer ſolchen Intelligenz“ könne doch nicht gerechnet 


werden. . 
(Heiterkeit.) 


Meine Herren, ich möchte noch auf folgendes hin⸗ 
weiſen. Unſere Zivilprozeßordnung hat eine Geſchichte 
von über fünfzig Jahren. Sie iſt auf einer ſolchen 
Grundlage von Wiſſenſchaftlichkeit, ſorgfältiger Prüfung 
und praktiſcher Erfahrung aufgebaut worden, wie kaum 
ein anderes Geſetz. Wenn man nun die ganzen geſetz⸗ 

eberiſchen Vorarbeiten, angefangen von dem hannover⸗ 
ſchen Entwurf aus den Jahren 1860 bis 1864, bis 
zum Ende durchprüft, ſo kommt man nur an einer 
einzigen Stelle auf die Konformitätsfrage. Die 
gediegenſte und hervorragendſte Vorarbeit iſt meiner 
Anſicht nach der hannoverſche Entwurf, und die 17 
Foliobände der Protokolle zeugen von der Rieſenarbeit 
der hannoverſchen Kommiſſion, die keinen Geſichtspunkt, 
der irgendwie hätte erheblich ſein können, außer acht 
gelaſſen hat. In dieſen 17 Bänden befindet ſich — 
wenn man dem ſehr genauen Sachregiſter trauen kann 
— nicht eine Zeile über die Frage der Difformität. 
Alſo die Kommiſſion hat es nicht für erwägenswert 
ehalten, ob man die Difformität einführen ſolle. 
Ebenſowenig die ſpäteren Entwürfe. Schließlich in 
dem von Herrn Juſtizrat Heilberg erwähnten letzten 
Entwurf taucht plötzlich das unſelige Geſpenſt der 
Difformität wieder auf. Es wird aber auch dort mit 
drei Worten wieder abgetan, nachdem ſich der Vertreter 
des einzigen Staates, der das Difformitätsprinzip in 
den 70er Jahren noch hatte, nämlich der Abgeordnete 
Dr. Wolffſon⸗Hamburg, dagegen erklärt hatte. Er er⸗ 
klärte, man habe in Hamburg keine guten Erfahrungen 
damit gemacht (obwohl das Hamburger Difformitäts⸗ 
prinzip etwas anderes iſt als das, was heute zur 
Diskuſſion ſteht: die hamburgiſchen Geſetze haben 
nämlich darauf Bedacht genommen, daß die Konformität 
keine zufällige, ſondern eine ſachliche ſei; ſo ließ man 
„B. beim Vorbringen neuer Tatſachen in zweiter 
955 das Prinzip nicht durchgreifen). Daraus ergibt 
ich, daß auch in Hamburg dieſes Prinzip Fiasko er- 
litten hat. 

ch Ae alſo, daß auch dieſe hiſtoriſchen Geſichts⸗ 
punkte, denen weiter nachzugehen ſein wird, ſehr er⸗ 
wägenswerte ſind und dazu beitragen müſſen, daß 
jeder der Herren Kollegen ſich nach Kräften dagegen 
ſtemmen wird, daß dieſes Geſpenſt des Difformitäts⸗ 
prinzips bei uns wieder auftaucht. 


(Bravo!) 


Rechtsanwalt Dr. Hachenburg⸗ Mannheim (von 
lebhaftem Beifall begrüßt): Meine Herren, ich fürchte, 
Sie werden Ihre freundliche Begrüßung vielleicht 
kondizieren; denn ich beabſichtige gar nicht zur Sache 


zu ſprechen. Heiterkeit.) 


Ich habe mich lediglich aus einem rein perſönlichen 
Motive zum Worte gemeldet. 
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Der Herr Referent hat an ſeine Ausführungen, 
die wir alle mit Dank begrüßen, eine Schlußbeinerkung 
angeknüpft, in der er meinen Freund Düringer 
perſönlich eines Angriffs gegen die Anwaltſchaft be⸗ 
ſchuldigt hat, deſſen Düringer nicht ſchuldig iſt. Hier 
muß ein Mißverſtändnis vorliegen. Denn niemals iſt 
es Düringer in den Sinn gekommen, der deutſchen 
Auwaltſchaft oder der Anwaltſchaft beim Reichsgericht 
eigennützige Motive zu unterſtellen. I 

Zuruf: Doch!) 

— Nein, meine Herren! Ich möchte diejenigen, die 
eben „doch“ a haben, bitten, die Düringerſche 
Broſchüre von Anfang bis zu Ende zu leſen; dann 
werden ſie ein ganz anderes Bild bekommen. — An 
dieſem Mißverſtändnis iſt vielleicht Herr Kollege Neu⸗ 
mann nicht ganz unſchuldig. Er hat eine Stelle aus 
dem Zuſammenhang genommen und hat diefen Satz 
als ein übereiltes Wort bezeichnet. Düringer ſagt 
allerdings, niemand würde es den Anwälten am Reichs⸗ 
gericht übelnehmen, wenn ſie ſich dagegen wehrten, 
daß ihr durchſchnittliches Einkommen auf das eines 
Senatspräſidenten herabgedrückt würde. Man kann 
aber einen Mann und ſeine Stellung zur Anwaltſchaft 
nicht aus einer einzelnen herausgeriſſenen Stelle be⸗ 
urteilen, und ich bitte Sie wiederholt, doch das ganze 
Buch zu leſen. Es iſt mir aufgefallen, daß der 8 
Referent unter den Schriften, die über die duae 
conformes vorliegen, nicht die Düringerſchen Schriften 
erwähnt hat; ich ſchließe daraus, daß ihm die Schriften 
ſelbſt entgangen find, und er nur aus dem Neumann⸗ 
ſchen Aufſatz ſich über Düringer unterrichtet hat. 
Wenn Sie ſeine Schrift voll und ganz leſen, werden 
Sie Ihre helle Freude daran haben, wie ein Mann 
wie Düringer über die deutſche Anwaltſchaft denkt. 
Er iſt der letzte, der ihr ein derartiges Mißtrauens⸗ 
votum geben würde. Er iſt gerade einer von denen, 
die von der deutſchen Anwaltſchaft eine überaus hohe 
Meinung haben, die ihre hohe Aufgabe und ihr ernſtes 
Streben, ihr gerecht zu werden, rückhaltlos anerkennen. 
Es iſt ausgeſchloſſen, daß dieſer Mann mit der zitierten 
Stelle einen Schatten eines Verdachts auf die Anwälte 
am Reichsgericht hat werfen wollen. Das kann ich nicht 
nur aus einen Schriften, fondern aus jahrelangen 
freundſchaftlichen Beziehungen aus voller Überzeugung 
verſichern. Deshalb war es mir ein Bedürfnis, das 
auszuſprechen. 

erzeihen Sie, wenn ich damit aus dem Rahmen 
der Verhandlung herausgetreten bin. Es wäre aber 
ein Unrecht geweſen, wenn ich dabei ſtillgeſchwiegen 
hätte. Wir deutſchen Anwälte können zufrieden ſein, 
wenn alle Richter die Meinung von der deutſchen 
Anwaltſchaft haben, die Herr Düringer ausſpricht. — 

Im übrigen bin ich gegen die duae conformes. 
(Heiterkeit und lebhafter Beifall.) 


— Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird an⸗ 
genommen. — 


Vorſitz 


N 22. 1909. 


Abſtimmung. Die von den Referenten eingebrachte 


Reſolution wird einſtimmig angenommen wie olgt: 


Der am 21. November 1909 in en tagende 


außerordentliche Deutſche Anwaltstag 
Anſicht dahin aus 


pricht ſeine 


daß der Ausſchluß des Rechtsmittels der 
Reviſion bei übereinſtimmendem Urteil des 
Landgerichts und des Oberlandesgerichts durch⸗ 


aus abzulehnen iſt, 


und erſucht den Vorſtand des 11 0 Anwalt⸗ 


vereins, alle Verſuche, die gutäigteit 
in der dort angegebenen 
energiſch zu bekämpfen. 


(Pauſe.) 


Rechtsanwalt 
Mil 440 
ae Heilberg-Breslau mit 436 
echtsanwalt Roſe⸗Harburg mit 436 
Rechtsanwalt Dr. Drucker⸗ 
Leipzig mit 435 
Geh. Juſtizrat Heiliger⸗Köln mit 431 
uſtizrat Eugen Fuchs⸗Berlin mit 429 
uſtizrat Haber⸗Reichsgericht mit 406 
echtsanwalt Soldan- Mainz mit 378 
Rechtsanwalt Dr. Lehmann» 
Reichsgericht mie 373 
Rechtsanwalt Haußmann⸗Stutt⸗ 1 
3 


vo oe D „ „ „ „% „ % „„ „ „ 


Rechtsanwalt Geiershöfer⸗ 


Nürnberg mit. 236 
Außerdem haben Stimmen erhalten: 
Juſtizrat Eckert ⸗ München 203 


Rechtsanwalt Dr. Dittenberger⸗ 

5 1 %%%» ERST 159 
eh. Juſtizrat Schmidtmüller⸗ 
Colmar en 130 

Zerſplittert ſindʒdd̃ ee. 59 


er Reviſion 
ichtung zu beſchränken, 


ender: Meine Herren, die Feſtſtellung des 
Ergebniſſes der Vorſtandswahlen iſt noch nicht ganz 
Ende gebracht; wir werden alſo jetzt eine kleine 
auſe von vielleicht zehn Minuten machen. 


Meine Herren, das Reſultat der Wahlen iſt folgendes. 
Gewählt ſind die Herren: 
Dr. Hachenburg-Mannheim 


Stimmen, 


8 
5 
g 
3 


3 


Stimmen, 


Unſere Tagesordnung ift damit erſchöpft, und ich 
habe nur noch den Herren Kollegen aus Leipzig für 
das 1 Arrangement und für die 
Bewirtung unſern Dank auszuſprechen. 
N 3 bitte, daß die gewählten Herren ſich noch hier 
im 


freundliche 


ebenraum verſammeln, um die Konſtituierung 


des Vorſtandes vorzunehmen. 
Damit ſchließe ich den außerordentlichen Anwaltstag. 
(Schluß der Sitzung gegen 4 Uhr. 
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